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Wer fich theoretifch oder praktiſch mit Fragen der evangelifchen Kirchenverfaſſung zu 
beiehäftigen hat, ftößt auf nicht unbedeutende Schwierigkeiten. Denn die „allgemeine 
deutſche evangelische Kirche”, von welcher einzelne neueren Verfaſſungsgeſetze ſprechen, 
ift lediglich ein abſtrakter Begriff. In Wahrheit giebt es nur einzelne Landeskirchen, 
und der Bartitularismus, welcher ich in politifcher Beziehung den Einheitsbeftrebungen 
hat beugen müſſen, hat fi” um jo zäher auf das kirchliche Gebiet zurüdgezogen. Nicht 
einmal ‚die ftaatlihe Bereinigung hat auch immer eine Eirhliche derjelben Länder zu 
Wege gebracht. Allein im preußiſchen Staate beſtehen fieben Kirchenverfafjungen neben 
einander, in Bayern zivei, in Oldenburg drei und in der freien Stadt Bremen nicht 
weniger als zehn. 

Die geltenden Rechtsſätze finden fich aber zerjtreut in den zahlreichen, theils 
ſtaatlichen, theils kirchlichen Geſetzſammlungen, und find auch im Allgemeinen Kirchenblatt 
nicht genügend zujammengeftellt. 

Wenn aber jo jhon eine Schwierigkeit befteht, welche mit Hülfe der bisherigen 
Literatur nur mühſam überwunden werden fan, jo wird dieſelbe noch weſentlich 
dadurch erhöht, daß die Gejeßgebungsarbeit der neueren Zeit mit großer Lebhaftigfeit 
betrieben worden it. Wer ein einzelnes, ſelbſt noch ganz neues Geſetz einfieht, 
hat damit noch feine Sicherheit gewonnen, daß es in diejer Geftalt auch noch in 
Geltung ift und Feine Abänderung erfahren hat. So bedarf e3 denn immer der 
Durcharbeitung der gefammten betreffenden Gejegfammlung um zu ficheren Ergebnifjen 
zu gelangen. 

Diefen Uebelftänden will das vorliegende Buch abhelfen. Dafjelbe giebt den 
gefammten Stoff des jebt geltenden evangeliſchen Verfaſſungsrechtes aller deutjchen 
Landeskirchen. Nur dur die gütige Unterftüßung der Vorftände der deutjchen 
Kirchenregimente, welche alle — mit Ausnahme des Präfidenten des Evangelifchen 
Oberkirchenrathes in Berlin — meiner Bitte um Mittheilung des gejeglichen Mlaterials 
in liebenswürdigfter DBereitwilligkeit entgegengefommen find, und nur dur die Hülfe, 
welche mir die im Fache des Partikularrechtes vortrefflich verjehene Bibliothek des 
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Reichsgerichts gewährte, iſt es mir möglich geworden, den weitſchichtigen Stoff ſo weit 
zu ſammeln, daß eine Vollſtändigkeit erreicht werden konnte. 

Freilich ſind nicht alle Länder in gleicher Weiſe behandelt worden. In 
Mecklenburg, Reuß j. L. und Lippe-Schaumburg hat man ſich bis jetzt der 
Richtung gegenüber, welche die neuere Verfaſſungsentwickelung eingeſchlagen hat, 
ablehnend verhalten. Hier herrſcht noch die reine lutheriſche Konfiftorialordnung ohne 
alle presbyterialen oder Synodalen Elemente, und die umfangreihen nur Befanntes 
bietenden Rechtsquellen früherer Jahrhunderte find zum Theil noch in einer freilich 
vielfach durchbrochenen Geltung. Ich habe es nicht für zwedmäßig erachtet, mein Buch) 
mit dieſem weitläufigen Stoff zu belajten, der, jo weit er dem XVI. Jahrhundert 
angehört, in Richter's Kirchenordnungen Berüdlichtigung gefunden hat, und jo weit er 
einer jpäteren geſetzgeberiſchen Thätigkeit entfloffen ift, fich doch nur in dem herfömmlichen 
Geleife der früheren Zeit bewegt. Wenn ich für Kurheſſen in gleicher Weife verfahren 
bin, jo möchte ich aber außer den bereits hervorgehobenen Gründen auch noch 
den betonen, daß hier ein presbyterial = |ynodaler Berfaffungsentwurf in jüngjter 
Zeit berathen worden ift, und alle Ausſicht vorhanden erjcheint, es werde der jebige 
verwickelte NRechtszuftand demjenigen der übrigen preußifchen Provinzen entjprechend 
vereinfacht werben. 

Sobald das heſſiſche Geſetz publicirt fein follte, werde ih es in einem 
Ergänzungshefte meinem Buche nachfolgen laſſen, wie denn überhaupt meine Abficht 
ift — und ich wage in diefer Beziehung aufs Neue die gütige Unterftügung der hohen 
Kirchenbehörden anzurufen — mein Buch dur) von Zeit zu Zeit erfcheinende Nachträge 
zu ergänzen. 

Für Württemberg habe ich umgekehrt die Entwürfe zum Abdrude gebracht, 
welche der dortigen Kirchenverfaſſung den Abſchluß geben follten. Zur Zeit als diejer 
Theil meines Buches gedrudt wurde, war noch Ausficht vorhanden, daß die erforderliche 
ftändifche Genehmigung den Gefegentwürfen des Minifteriums und der Yandes-Synode 
ertheilt werden würde, was nun freilich nicht eingetreten ift. 

Daß auch die Franzöſiſchen in Elfaß-Lothringen geltenden Kirchen— 
verfafiungsgejeße, jowie die Defterreihifhhen und die der Siebenbürgiſchen 
Landeskirche A. B. zum Wbdrude gelangt find, wird faum einer Rechtfertigung 
bedürfen. 

Aber noch emen Punkt, der eine Gigenart dieſes Buches betrifft, muß ich 
hervorheben. Ich glaubte, mich nicht auf eine bloße Sammlung von Gejegen bejchränfen 
zu jollen. Ich meine vielmehr, daß deren Geift und Weſen erſt vollftändig erfannt 
werden fünne, wenn fie in den gejchichtlihen Zufammenhang eingereiht werden. 
Darum habe ic) die mühjame Arbeit nicht gejcheut, für jeden deutſchen Staat eine 
geſchichtliche Entwidelung feiner evangeliſchen Kirchenverfaſſung zu geben, die regelmäßig 
bis zu dem Zeitpunfte fortgeführt ift, wo die jegt geltende Geſetzgebung einjeßt. 

Ein ausführlies Inhaltsverzeichniß und Sachregiſter mag die Nubbarfeit des 
Buches erhöhen, welches jeine Entftehung weſentlich in dem Jubeljahre unjeres großen 
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Reformators gefunden hat, und die Ausgeſtaltung der reformatoriſchen Gedanken im 
XIX. Jahrhundert in derjelben Weife zum Ausdrude bringen joll, wie das die 
Richter'ſche Sammlung der evangelifchen Kicchenordnungen für das XVI. Jahrhundert 
geleiftet hat. 

Allen den verehrten Männern, welche mir bei Beichaffung des Stoffes zu dieſem 
Merfe ihre jo wejentliche Unterftügung gewährt haben, auch an dieſer Stelle meinen 
ebenjo warmen wie ergebenen Dank auszusprechen, ift mir Pfliht und Bedürfniß. 


Leipzig, den 22. März 1885. 


Emil Friedberg. 
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2. Das Fürftentfum Shaumburg-Lippe . 


Geſchichtliche Einleitung und überfichtlicde Daritellung — ——— Berfaffung. 
Das Kirchengericht. Die Superintendentur. Der Diafonat ©. 886. Das heutige 
Staatsgebiet. Die Kirchenzucht. Das Konfijtorium. Die Schule. Synode, 
Die Pfarrbeitelung. Kirchenkommiſſionen. Die Reformirten ©. 887. 


Die drei freien Städte 


1. Lübeck. j ARE RR 
Geſchichtliche Einleitung. —— Born Die Abänderungen der— 


jelben. Das Kirchenregiment de3 Senates ©. 891. Das Wtinifterium. Der 


Senior. Die Landgeiftlichfeit. Die Gemeindeorganijation ©. 892. In den 
ländlichen Gemeinden. Die Presbyterialverfaffung für die ftädtifchen Gemeinden. 
Für Travemünde, Schlutup und Genin. Die NReformirten ©. 893. 


Aktenſtücke: 


I. Bekanntmachung vom 8. Dezember 1860, betr. die Ordnung für Die — 
lutheriſchen Kirchengemeinden der Stadt Lubeck und zu St. Lorenz 
Ordnung für die — all: ES der Stadt Lübeck — 
zu St. Lorenz . 
Bon den een 
Von den Gemeindevorftänden . ß 
Don den Gemeindeausſchüſſen . : 
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. Cireulaire du Ministre de l’instruction publique et des cultes, 


Ch. I. Dispositions communes aux deux cultes protestants 

Ch. II. Dispositions speciales a l'église reöformee . 

Ch. III. Dispositions speciales a l’eglise de la eonfession d’ Augsboure 
Ch. IV. Dispositions generales 


Arrôté du Ministre de l'instruction publique et des cultes, en date du 
10 septembre 1852 portant reglement pour la formation des conseils 
presbyteraux et des consistoires dans les eglises reformees et dans celles 
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Ch. I. Des conseils presbyteraux et des consistoires 
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Ch. III. Dispositions generales et transitoires 


Cireulaire du Ministre de l’instruction publique et des cultes aux pasteurs, 
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du 26 mars. — EN: 
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Ernennung der Pfarrer und geistlichen Inſpettoren 
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II. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 23. Januar 1866, betr. die 
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niſſes in jenen Ländern, für welche das Kaiferliche Patent vom 3. April 1861 
und die Verordnung des Staatsminijteriums vom 9. April 1861 erlafjen 
worden tit . . 
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l. 
Die acht alten Provinzen. 


Bis zum Jahre 1713, wo für die veformirten Kirchen des preußijchen Staates 
eine Gentralleitung gejcehaffen wurde, und dem Jahre 1750, wo daflelbe bezüglich der 
lutheriſchen Kirchen geſchah, iſt die kirchliche Berfaffungsbildung des preußiſchen Staates 
eine provinziell verfchiedenartige geivefen, wobei die öſtlichen Provinzen auf einigen 
Ummegen zur Konfiftorialz, die weitlichen zur Presbyterial-Synodalverfafjung gelangt find. 

Darum rechtfertigt es ſich, zunächſt die Verfaſſungsbildung bis zu dem oben 
genannten Zeitpunkt, und zwar nach den angedeuteten Gruppen getrennt darzuſtellen. 


1. Bis zur Mitte des achtzehnten Jahrhunderks. 
A. Die öſtlichen Provinzen. 
a. Brandenburg. 


Die brandenburgische Kirchenordnung von 1540 !) nahm von einer Neugeftaltung 
der kirchlichen Verfaſſung durchaus Abſtand. Nicht nur, daß der Bilchof von Branden— 
burg fich der neuen Lehre zugeivendet hatte, und darum im Beſitze jeiner Gerechtjame 
bleiben follte: auch den übrigen Biſchöfen wurde, falls fie id an die neue Ordnung 
halten wollten, Gleiches verheißen. Erſt als diefe Borausfegung nit in Erfüllung 
ging, und die Negierung die Einziehung der Bisthümer ins Auge gefaßt hatte), wurde 
ftatt der bisherigen Bilitatoren ?) i. 3. 1543 nad ſächſiſchem Mufter ein geiftliches 
Konfiftorium zu Köln an der Spree eingerichtet *). Den Vorſitz deſſelben erhielt der 
Generalfuperintendent, deſſen Einjegung ſchon die Kirchenordnung von 1540 angeordnet 
hatte’), um an Stelle der etwa ſich weigernden Biſchöfe die Ordinationen zu vollziehen 
und die perjünliche Aufficht über die Geiftlichfeit zu führen. 

Eine Umänderung der Konſiſtorialordnung erfolgte in der nächſten Zeit mehrfach ®), 
bis fie i. 3. 1573 ihren definitiven redaktionellen Abſchluß fand”). Danach jtand die 
Handhabung des Kirchenregimentes dem Konfiftorium zu, das aus dem Generalfuper= 
intendenten und drei oder vier Beiſitzern — alle vom Kurfürſten ernannt — gebildet 


1) Bei Richter, die ev. Kirchenordnungen | faſſung in d.M. Brandenburg. Weimar 1846 
des XVI. Jahrhunderts. (Weimar 1846) 1, | ©. 55 f. 
©. 343. 4) Ebendaf. ©. 60 ff. 
2) Müller, Geh. d. Reform. in d. M. 5) Ebendaj. ©. 52. 
Brandenb. ©. 296. 6) Ebendaf. ©. 65 ff. 
3) Mühler, Geh. d. evangel. Kirchenver— T) Richter, RO. 2, ©. 358 ff. 
1 * 
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wurde. Zu diefen follten indefjen in wichtigeren Sachen der Kanzler des Kammergerichtes 
und einige Kammergerichtsräthe Hinzutreten. Das Hauptorgan des Konfiftoriums und 
zugleich deffen Vorſitzender — erft feit 1598 ift ftet3 ein rechtsgelehrter Konſiſtorial— 
präfident ernannt worden!) — war der Generalfuperintendent, unter welchem für 
beftimmte Kreife Inspektoren in den Städten fungirten. Rein geiftliche Synoden jollten 
alljährlih von diefen Injpeftoren, eine allgemeine geiftlihe Synode nad) Bedürfniß 
abgehalten werden. 

Die Geltung diefer neuen Ordnung erjtredte fich auch auf die Neumarf?), wo 1540 
ein bejonderer Generalfuperintendent ernannt und die Yusübung des Kirchenregimentes 
der Regierung zu Küftrin unter Mitwirkung des Superintendenten übertragen geweſen 
war. Diejer Behörde wurde nach Vereinigung der Neu- und der Kurmark die Stellung 
eine3 unteren Jurisdiktionsorganes beleffen, während die Generalfuperintendentur zu 
Küftrin aufgelöft, und die Aufficht über die Aufrechterhaltung des Glaubens dem 
Berliner Konfiltorium überwieſen wurde. 

Auch der Uebertrit des Kurfürften Johann Sigismund zur reformirten Kirche 
(1613) hatte zunächft nur einen vorübergehenden Einfluß auf die lutherifche Kirchen— 
verfafjung. Denn wenn auch der Hurfürft i. 3. 1614 einen Kirchenrath als oberite 
bevathende und verwaltende Kirchenbehörde einjegte ?), welche das Konfiftorium bis auf 
deſſen ehegerichtlichen Befugnifje ziemlich brach legte, jo dauerte doch diefe Einrichtung 
nur bis 3. 3. 1618. Indeſſen wurde auch nachher dem Konfiftorium die Berufung zu 
landesherrlicden Patronatsftellen und die Ernennung der Inſpektoren nicht zurüdgegeben ; 
vielmehr blieb Beides bei dem 1605 errichteten Geheimen Rath, welcher den Landesherrn 
nach der Weile der modernen Kultusminifterien in der oberſten kirchlichen Aufſichts— 
führung berietd. Doc wurden dazu auch fpeziell für den einzelnen Fall ernannte 
landesherrliche Kommifjarien benußt. 

Nachdem dann unter den Stürmen des dreißigjährigen Srieges die Eichlichen 
Organifationen fat zertrümmert worden waren, und namentlich das Konfiftorium allmählig 
ausgejtorben war, erfolgte deſſen Erneuerung i. J. 1637, indem Geiftliche beider Kirchen 
in daſſelbe gejeßt wurden unter gleichzeitiger Befeitigung der Generalfuperintendenten *). 

Während der Negierung des großen Kurfürften wurde dann auch das Inſtitut 
der Kreis-Synoden, Freilich ohne dauernden Erfolg, wieder belebt ?); dagegen wurden Die 
gemeindlichen Befugniffe, welche die Bilitationsordnung von 1573 noch feitgeftellt Hatte, 
die aber in der Folgezeit vielfach abgefommen waren, nur in einzelnen Bunkten aufs 
Neue geregelt). Die Konfijtorial-Gerichtsbarfeit empfing weſentliche Schmälerung ’). 

Bon maßgebender Bedeutung für die Entwidelung der Kirchenverfaffung war 
dann ſpäter die Kompetenzeriveiterung, welche für die brandendurgifchen Kirchenbehörden 
auf den preußifchen Gejammtjtaat angeordnet wurde. Zuerſt griff dieje centraliftifche 
Maßregel für die reformirten Gemeinden Platz. ; 

Die franzöfischen reformirten Emigranten, welchen der große Kurfürft Zuflucht 
in feinen Landen gewährte, hatten ihre rein presbyterialsfjynodale Kirchenverfaſſung, wie 


1) Buchholz, Geſch. d. Kurmark 3, ©.485. | 4) Ebendaf. ©. 148 f. 


2) VBgl. Hierfür und au für das Folgende 5) Ebendaf. ©. 174. 
Mühlera. a9. ©. 997. 6) Ebendaſ. ©. 175 f. 
3) Ebendaj. ©. 128 f. 7) Ebendaj. ©. 170 f. 


5] Die öſtlichen Provinzen bis zur Mitte des XVII. Jahrhunderts. 5 


fie in der discipline ecelesiastique von 1666 !) feitgeftellt war, mit in ihre neue 
Heimath gebracht und von deren Landesheren beftätigt erhalten ?). Indeſſen hatte 
das den letzteren nicht gehindert, die jynodalen Organe dieſer Berfallung zu bejeitigen 
und deren Funktionen jtaatlihen Behörden zuzuweiſen. So war i. %. 1694°) eine 
ftändige Commission ecclesiastique gebildet, und diefe i. 3. 1701 *) mit dem deutjchen 
Konfiftorium auf völlig gleihen Fuß geitellt worden, wie denn aud 1737) 
Snipeftoren nach Analogie der lutheriſchen ernannt wurden, 

Die erite deutiche reforımirte Gemeinde — die Domgemeinde in Berlin — war 
1632 unter die Oberinjpektion der reformirten furfürftlichen geheimen Näthe geftellt 
worden). Nachdem aber die Zahl jolcher Gemeinden ſich im Laufe der Zeit ver= 
mehrt hatte, erſchien auch für fie eine einheitliche Organijation erforderlich , und Dieje 
erfolgte durch die „Ordnung der reformirten Kirchen und des dazu betellten Kirchen— 
direftorii” vom 10. Juli 1713 und die am 24. Dftober 1713 erlaffene „Königlich 
Preußische evangelifch-reformirte Inſpektions-, Presbyterial-, Klaſſikal- Gymnafien= und 
Schul-Ordnung)“, welche legtere indeffen für das Herzogtdum Gleve und die Graf: 
ihaften Mark und Ravensburg nicht in Geltung treten ſollte. 

Das reformirte Kirchendireftorium?), gebildet aus einem adligen Präfiventen, 
den reformirten Wirklichen Geheimen Räthen und zwei theologijchen, ſowie zwei politi= 
chen Beilitern wurde mit der Oberleitung ſämmtlicher deutjchen reformirten Kirchen 
und Schulen des preußiſchen Staates betraut. Doch verblieben die reformirten Che: 
jachen zur Zuftändigfeit der lutheriſchen Konfiftorien und die Geiftlihen und Lehrer 
unter der Givil- und Kriminalgerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte. Die Infpektions- 
ordnung theilte die reformirten Kirchen in Diftrifte, die von Inſpektoren analog den 
lutheriſchen Superintendenten zu beauflihtigen waren, und innerhalb welcher gemäß 
der Klaſſikalordnung Klaſſenkonvente abgehalten werden jollten?), während für etwa 
nöthige Brovinzial-Synoden feine organische Anordnung getroffen, und eine General-Synode 
gar nicht ins Auge gefaßt wurde. Die Presdyterialordnung endlich vegelte die Gemeinde- 
verfaflung. 

Diejelbe centrale Organifation empfingen die Iutherifchen Konfiftorien, denen 
Ion i. 3. 174819) die Gerichtsbarkeit entzogen worden war, durch die Inſtruktion 
vom 4. Oftober 1750 1). Dieje exrtheilte dem Berliner Konfiftorium auch noch die 
Funktion einer Gentralticchenbehörde unter dem Namen „Oberkonſiſtorium“. Daſſelbe 
wurde aus zwei weltlichen PVräfidenten, fünf geiftlichen — unter dieſen einen refors 
mirten — und zwei weltlichen Räthen zufammengefeßt, und mit der „Aufjicht und 
Direktion“ über alle anderen Provinzialfonfiftorien betraut. 

Sp war durch die Schaffung des franzöfiichen und lutheriſchen Oberkonſiſtoriums 
jowie des reformirten Kicchendireftoriums wenigftens eine gewiſſe Goncentration der 


1) Abgedrudt bei Mylius, Corp. const. | 6) Mühler a. a. ©. ©. 137. 
Marchic. Theil 6 am Ende, | 7) Bei Mylius, I. Abth. 1 ©. 447. 
2) Ebendaf. 6, Anh. ©. 46. | 8) Mühler a. a. O. S. 219 ff. 
3) Pat. v. 4. Mai 169%. Mylius VI. And. 9) Schon in der ernenerten Inſpektions— und 
—— ' Bifitationsordnung von 1757 werden indeſſen 
4) Ebendaſ. ©. 191. die Klaſſenkonvente nicht mehr erwähnt. 


5) Ebendaj. ©. 623. Hier wird ausdrücklich 10) Mylius Corp. Cont. IV. p. 51. 
(Art. 8) erklärt, daß das Oberfonfiftorium die 11) Mylius a. a. O. Cont, IV. ©. 291, 
Stelle der Synoden vertrete. | 
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Kirchenverwaltung erzielt worden‘). — Ueber allen diefen Behörden ftand in gleich 
artiger Machtfülle das SKirchenregiment des Landesherrn, während das Mittelglied 
zwiſchen diefem uud den kirchlichen Gentralbehörden durch einzelne bejonders beauf- 
tragte Staatsminister gebildet wurde. 

In der letzten Hälfte der Regierung Friedrichs 11.) beftand hiefür je ein geiſt— 
liches Iutherifches und reformirtes Departement, welche für gemeinfchaftlihe Sachen 
zufammentraten, und ſowohl den Kirchen gegenüber die Tandeshoheitlichen Rechte wahr: 
nahmen, al3 auch der in dem Generaldireftorium ?) concentrixten Landesverwaltung 
gegenüber die kirchlichen Intereſſen. 

b. Preußen. 

Im Herzogtum Preußen ging die Entwickelung der Kirchenverfaſſung denfelben 
Weg, wie in der Marf Brandenburg. 

Auch hier blieb zunächit die episfopale Organifation beftehen, welche i. 3. 1542) 
und 1568 °) ihre definitive Regelung erhielt, und unter welcher [don nach dem Mandate 
von 1526 in den einzelnen Sprengeln Defane fungiren follten®), während rein geijt- 
fiche jynodale Verfammlungen diefer Bezirfe und allgemeine Jahres-Synoden daneben 
eingerichtet wurden. Aber auch hier griff allmählig die fonfiftoriale Ordnung Plab. 
Schon 1571 wurde diejelbe ins Auge gefaßt”), und nachdem 1587 beide bijchöfliche 
Stühle erledigt waren, erfolgte alles ſtändiſchen Widerftandes ungeachtet die Errichtung 
eines Kofiftoriums zu Königsberg für Samland und eines zweiten zu Salfeld für 
Pomeſanien, welche auf der Grundlage der ſchon 1584 proponirten Konfiftorial- 
ordnung?) verfaßt wurden, denen aber dabei die Gerichtsbarkeit über die Geiſtlichen in 
Civilſachen entzogen wurde. 

Nach der DVerbindung des Landes mit Brandenburg wurde die Aufficht über 
die Konfiltorien, deren Befugniffe immer mehr geſchmälert wurden), und von denen 
das Samländifche jeit 1709 einen reformirten Beifiber empfangen hatte 1%), den vier 
Dberräthen übertragen 1), bis in der Negierungsperiode Friedrih Wilhelms I. die 
Königsberger Negierung 1?) den Konfiftorien vorgejeßt wurde. Ebenfo ftellte dieſer 
König 17221) eine Kirchen- und Schulfommiffion zur Kontrolle des Rechnungsweſens 
neben das Konfiftorium, bildete diefelbe 1734 zu der perpetuirlichen Kirchenkommiſſion 
um 1%), begründete für Litthauen 1734 ein Kirchenkollegium zur Führung des Kirchen— 


1) Daneben bejtand eine eigene Militär: 
Kirchenverfaſſung. Am 7. April 1692 war ein 
lutheriſches Konfiftorial- oder geijtliches Feld— 


Nicolovius. d. biſchöfl. Würde in Preuß. ev. 
8. ©. 138 Fi. 
5) Bon Erwehlung der beyden Biſchoff Sams 


Kriegsgericht begründet worden. (Mylius, Corp. 
const. 3, ©. 273.) Genauere Reglements ergingen 
dann 1711 (ebendaf. 265) und 1750 (ebendaj. 
Cont. IV. ©. 237 ff.). Die Ausdehnung auf die 
Reformirten erfolgte am 11. Dez. 1751 (ebendaj.) 

2) Unter Friedrich Wilhelm I. jtand un: 
mittelbar unter dem Könige das 1604 beſtellte 
geh. Etatsminiſterium, welches in verjchiedene 
Departements zerfiel. Die geijtlichen Angelegen- 
heiten ftanden unter der Kognition des Juſtiz— 
departements, und wurden von vier Miniſtern, 
denen die Aufficht über die einzelnen Provinzen 
zugewiejen war, verwaltet. 

3) Geitiftet 1722, neu inftruirt 1748. 

4) Regiment3-Nottel dv. 18. Nov. 1542 bei 


landt und Pomezan bei Rihter KO. 2, ©. 297 ff. 
6) Jacobjon, Geid. d. Duell. d. ev. AR. 
& —— Preußen und Poſen —— 1839) 


——— S. 55. 
8) Ebendaſ. en. Z 54 ff.) 

% Ebendaj. ©. 7 

10) Ebendaj. ©. 82 

11) Ebendaj. ©. 72. 

12) Diefe führte den Namen a Miniſterium. 
13) Sacobjon a. a. D. ©. 

14) Ebendaj. ©. 92. Diefelbe erflel jpäter in 
die Spezial= Kirchen: und Schulen - Kommiffion 
und in das Kirchen-Kollegium. Ebendaj. ©. 95. 
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regimentes "), und ernannte jeit 1736 einen Generalfuperintendenten ?), welcher unter 
der Regierung Friedrichs U. Mitglied des Konfiftoriums wurde ?). 
c. Pommern, 

In Pommern wurde bei Einführung der Reformation die geiltliche Gerichtsbar— 
feit den neu eingefeßten Praepofiti ſowie dem Bifchofe von Camin übertragen), und 
als der lebtere die neue Ordnung zurückwies, griff ein durch vier Generalfuperinten- 
denten °) und die 1541 verordneten Synoden®) gehandhabtes geiftliches Regiment Platz, 
welches die landesherrliche Stellung auf bloß ſchutzherrliche Befugniffe zu reduciren wußte”). 
Auch die revidirte Kirchenordnung von 1563°), welche drei landesherrliche Konfiftorien 
zu Stettin, Greifswald, Kolberg einrichtete?), und das ſchon 1525 begründete 
Kirchenregiment !?) des Stralfunder Rathes neu organifirte !}), Sprach noch die Kirchliche 
Regierung den Superintendenten und Synoden zu, und hielt daS Kirchenregiment des 
Lehritandes jo weit aufrecht, daß Landesherr und Ktonfiltorien eine nur untergeordnete 
Thätigfeit entfalten fonnten. Als indeſſen feit 1593 die allgemeinen Synoden fort: 
fielen 1?), griff auch Hier die gewöhnliche fonfiftoriale Regierung Pla. Am J. 1636 1°) 
wurde die bisher von den Oeneralfuperintendenten gehandhabte Gerichtsbarkeit den 
Konfiftorien zugewieſen, welche jelbit aber die wichtigeren, namentlich das landesherr- 
lihe Episfopalvecht berührenden Angelegenheiten an die Regierung, das kirchliche Ober— 
aufjichtsorgan, zu bringen hatten. Das Konſiſtorium in Stralfund blieb, nachdem 
die Stadt ſich dem landesherrlihen Kirchenregimente unterworfen hatte, zwar beftehen, 
wurde aber-in feiner Gerichtsfompetenz wefentlich eingeengt 9. 

Doch fiel das Stralfunder Gebiet, ebenfo wie der Greifswalder und 
Stettiner Konfiftorialbezirt ) bei der Theilung Bommerns an Schweden, während 
in dem an Brandenburg gefommenen Antheil das Kolberger Konfiftorium nad 
Köslin verlegt wurde 1°). 

d. Schlejien. 

In Schleſien waren freilich viele evangeliiche Kirchenorganifationen durch die 

Gegenreformation zertrümmert worden, aber in Gemäßheit der Altrantftädter Kon— 


8) Richter, KO. 2, ©. 29. 


1) Ebendaj. ©. 88. 

2) Ebendaf. ©. 94. 

3) Ebendaj. ©. 113. 

4) Val. ee KO. 1535; bei Richter, 
KD. 1, ©. 250. 

5) Für iebe der drei Negierungen zu Stettin, 
Wolgaft und Camin wurde einer bejtellt und 
ebenjo für Stolpe; doch führten die zu Camin 
und Stolpe nur den Titel Superintendent. 
Vanſelow, Zuverläffige Nachrichten von denen 
Generalfuperintendenten, Präpofiten und Paſtoren 
h . Stargard ©. 3. Nachdem 1645 das Stift 
Kamin mit der Hinterpommerichen Regierung 
verbunden worden war, fiel der Caminer Super: 
intendent fort (ebendaj. S. 24), der Stolperi.. 
1604 (ebendaj. ©.16). Die 1543 für Rügen errichtete 
Superintendentur wurde jpäter mit der Vor— 
pommerjchen vereint. Balthafar, Jus eccl. 
pastor. 1, ©. 541. 

6) Balthafar, Samml. 
Pommerſchen Kirhenhift. ©. 4. 

7) Bgl. Richter, Geſch. der 
in Deutſchl. ©. 123 ff. 


einiger Urk. zur 


ev. Berf. 


9) Ebenda]. ©. 238. Die Konfiftorial: Inſtruk⸗ 
tion v. 1569 bei Dähnert, Sammlung gem. u. 
bei. NR Landes uͤtt. (Stralſ. 1765 ff.) 
30% 4 ff. Die Superintendenten wurden 
Torfkenbe der Konfijtorien. Die rev. KO. v. 1731 
wiederholt die einjchlagenden Beitimmungen der 
früheren. ©. 31. 

10) KO. v. 1525. Richter, KO. 1, ©. 23. 25. 

11) KO. v. 1555, ebendaj. 2, ©. 167; v. 1608. 
Balthajar Jus ecel. pastor. 2, ©. 682 f. 

12) Ebendaj. 1, ©. 262. 

13) Ebendaf. 541. 550. 579. 

14) Ziemjfen, Eigenthümlichkeit. d. KBerf. d. 
Stadt Stralj. (Stralj. 1846) ©. 14. 

15) Durch Reier. dv. 1657 wurde das Konf. zu 
Stettin aufgelöft (Dähnerta.a.Q. 3, 6.138). 
doch 1700 Hier eine Subdelegation eingerichtet. 
Ebendaj. ©. 141. 

16) Jacobjon, d. ev. Kirchenrecht d. preuß, 
Staates. Halle 1864. ©. 152. Balthafar, Jus 
eccl. 1, ©. 473. 
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vention hatten doch einige Konfiftorien ihre Exiſtenz bewahrt, und noch kurz vor dem 
erſten ſchleſiſchen Kriege war die Neubildung anderer ins Auge gefaßt worden). 
Unter preußifcher Herrſchaft?) wurden die früheren Konfiftorien der Stadt Breslau 
und des Fürſtenthums Oels bejtätigt, im Uebrigen aber wurde die Kirchliche Verwal- 
tung den beiden mit den Oberamtsregierungen verbundenen Oberfonfiftorien zu Breslau 
und Glaß übertragen, zu welchen 1744 das zu Oppeln ?), das 1756 nad) Brieg ver- 
legt wurde *), Hinzufam. 

Diefe Konfiftorien ftanden nicht unter dem Berliner Oberkonfiftorium, jondern 
unter denjelben Oberbehörden wie die Regierungen jelbit. Dagegen waren die Refor— 
mirten, für welche der Hofprediger in Breslau als Inſpektor fungiren jollte — er var 
zugleich auch geiftlicher Rath bei dem dortigen Oberkonfiftorium — direkt dem Berliner 
Kirchendireftorium untergeben ?). 


e. Die jachjischen Gebiete. 


Sn den bis zum Jahre 1800 mit Preußen verbundenen ſächſiſchen Gebieten 
eriftirten Konfiftorien, oder wurde doch wenigftens in den Städten das Kirchenregiment 
von dem Rathe mit Hülfe von Superintendenten gehandhabt) in Magdeburg’), 
der Graffchaft Mannsfeld°), dem Fürſtenthum Halberjtadt?), Quedlinburg!) 
und der Grafſchaft Stolberg Wernigerode). 

Dieje Firchenregimentlihen Organe blieben unter preußiſcher Herrichaft erhalten. 


B. Die weſtlichen Provinzen. 


Weit mannigfaltiger als in den öftlichen geftalteten fich die kirchlichen Verhältniſſe 
in den weſtlichen Provinzen des Staates. Nicht bloß daß dieſe aus zahlreichen kleinen 
Gebieten fich zufammengefügt hatten, von denen jedes feine bejondere Kirchenorgani— 
jation ausgebildet hatte und auch unter preußifcher Herrſchaft behielt : auch die Kirchen 
verfaljungen jelbjt boten einen größeren Reichthum evangelijcher Berfalfungselemente. 
Denn während in den öſtlichen Gebieten die presbyteriale Ordnung wohl bei den 
NReformirten ausgebildet war, und auch bei den Lutheranern zu den Zwecken der 
Gemeindevermögensverwaltung und ſelbſt der Kirchenzucht nicht ganz fehlte 12), jo Hatte 


1) Projeft, das Konfistorialwejen in den 
Fürftenth. Liegniß, Brieg und Wehlau ein- 
zurichten v. 1735. Kamptz, d. Provinz. u. ftatutar. 


| d. Geſch. d. ev. Kirchenwejens der Altjtadt 
Magdeb. (Magdeb. 1842) ©. 6 ff. Doch wurden 


Nechtei.d. preuß. Monarchie. (Berl. 1820) 1,©.546. 

2) Notific. Pat. v. 14. Yan. 1742. Korn, 
Sammlung jöhlef. Gef. II. 1, Nr. 1. Die Graf: 
ihaft Glaß wurde dem Breslauer Oberfonfis 
ftorium untergeordnet am 23. Mai 1742. Ebendaj. 
Nr. 4. 

3) us 
a.a. D. 

Are ehren. le KR. ©, 150. 

5) Sacobion,ingtiär.t.AR. 3, ©.313. 345. 

6) Sp in Erfurt. Jacobjon, preuß. KR. 
©. 60. Nordhaujen, Mühlhaujen ebendaj. 
©. 62. Dieje beide Städte wurden unter der 
Herrſchaft des Königreihes Wejtphalen dem 
Ronfiftorium zu Heiligenstadt unterftellt. 

7) Vgl. Funk, Kichenhift. Mittheilungen aus 


Be #2 29. Febr. 1744. Korn 


die Konfistorialrechte zu Gunften des Konfiftoriums 
in Halle bejchnitten (1683), und noch mehr, als 
das hallenjer Konſiſtorium 1720 nach Magdeburg 
verlegt worden war. Funk a. a. O. S. 82. 

8) Konſiſtor.“O. 1560 revidirt 1597. Krum— 
haar, d. Grafſch. Mansfeld im Reformat. 
Zeitalter. Eisleben 1855, ©. 331—333. 

9) Homagialreceß don 1650, Art. 5. 9. bei 
Lünig, Reichsarch. Pars spec. Th. 3 Fol. 2177. 
Neglen., welde Sahen zu der Regierung und 
des Konfiftorii Ze — v. 1. April 1749. 
Kaäaän 88 

10) Kettner, Kirchen— — Reform.-Geihichte 
d. Stift3 Quedlinb. (daſ. 1710) ©. 215 f. 

11) Receß mit Brandenb. v. 14. Mai 1714. 
Kamptz a. a. O. 1, ©. 365. 

12) Bgl. Jacobjon, preuß. AR. ©. 208. 
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doch die ſynodale Organifation bei den Lutheranern nicht auffommen und bei den 
Reformirten ſich nicht behaupten fünnen !). 

In den weltlichen Provinzen erhielten fi dagegen neben den Bresbyterien 
Klaſſikal- und Provinzial-Synoden, zum Theil ohne daß die Landesherren eine kon— 
filtoriale Organifation daneben aufzurichten im Stande waren ?). 

Namentlich war dies in den rheinifchen Gebieten der Fall?). Hier hatten die 
vereinzelten reformirten Elemente, die fich jeit dem zweiten Drittel des XVI. Jahr— 
hunderts in dem Herzogtdum Cleve und namentlih in Wefel gezeigt hatten, 1545, 
1553 und 1567 eine wejentliche Stärkung erfahren durch die reformirten Flüchtlinge, 
die aus den Niederlanden, England, Holland und jpäter auch Frankreich 
dorthin einwanderten. Alle diefe brachten ihre in der Heimath ausgebildeten pres— 
byterialen Verfaſſungselemente mit, und jchritten bald zu einer organischen Vereinigung 
der einzelnen Gemeinden. Schon die Borjynode, welche 1568 zu Wefelt) gehalten, und 
von Holland, Seeland, Ditfriesland, Geldern, Frankfurt am Main 
bejchiet wurde, faßte ſynodale Gliederungen ins Auge, welche von der Emdener Synode 
des Jahres 1571’) ins Werk gejegt wurde. Mehrere Gemeinden wurden zu einem 
Quartier, mehrere Quartiere zu einer Brovinz, mehrere VBrovinzen zu einer Nationaltirche 
zufammengefaßt, und während für die Gemeinden das Kirchenregiment dem Konfiftorium 
(Presbyterium) übergeben wurde, gliederten ſich für die weiteren Kreiſe die Quartier= 
fonvente, die Provinzial- und Nationalfynoden mit ihren Moderamina ſtufenweiſe über- 
einander. Von den drei Provinzen bildeten die deutſchen Gemeinden mit dem Pfälziſchen, 
dem Jülichſchen, dem Cleveſchen und dem Emdenſchen Quartiere die erſte. Je mehr aber 
die Zahl der reformirten Gemeinden in der Folgezeit zunahm, um fo mehr wuchjen 
die Heineren kirchlichen Organifationen zu der höheren Stufe empor, und jo war es 
denn nur ein naturgemäßer Zug der Entwidelung, daß die niederrheinifchen Quartiere 
ſich allmählig zu einer von den übrigen abgetrennten Nationalticche zufamenjchlofjen. 

Im Jahre 1610 auf der General-Synode zu Duisburg fam diefer Prozeß zur 
Vollendung, indem die reformirten Gebiete von Jülich, Eleve und Berg fidh als 
Provinzen Jülich, Cleve, Berg, Mark organifirten, zu welchen dann noch die Gebiete 
von Gehmen, Mörs, Geldern, Nahen, Köln, Ravensberg u. . w. hinzutraten®). 

Freilich konnte diefe Verfaſſungsbildung fich jpäter nicht den Einwirkungen ent— 
ziehen, welche durch die politiſchen Schiefale der einzelnen Ländermaſſen hervorgerufen 


1) In Preußen hörte fie 1577 auf, in den | (ebendaj. ©. 72). Ebenfo in Minden 1530, 


Marken jeit dem Anfange des XVII. Jahrh., in 
Pommern jeit 1593, vgl. ebendaf. 

2) Für die Grafihaft Ravensberg wurde 
ein Konſiſtoriuu im XVII. Sahrh. in Bielefeld 
1652 errichtet (Facob ſon, Geſch. u. Quellen d. 
ev. KR. d. Prov. Rheinl. u. Weftphalen (Königsb. 
1844) ©. 129, wobei den Städten Herford und 
Bielefeld die eigene geijtliche Gerichtsbarkeit 
betätigt wurde (ebendaj. S. 128). Für Soeſt 
und die Boerde wurde 1532 die kirchliche Zeitung 
dem Magijtrate und Superintendenten zugewiejen 
(ebendaj. ©. 57), bis 1575 aus einer Raths— 
abtheilung das Konfiitorium gebildet wurde 
(ebendaj. ©. 62F.). In Dortmund fungirte der 
Rath als Konfiftorium (ebenda). ©. 69). An 
Ejjen wurde 1563 ein eigenes Ehegericht beitellt 


welche letztere Behörde fortfungirte, auch nachdem 
1650 die Regierung zu Minden als Konfijtorium 
für das Fürftentgum beitellt worden war (eben= 
daj. ©. 551. 556. 558. 561 f.). Dagegen kam es 
in Eleve-Marf, dem FürftentHum Mörs, dem 
Herzogthum Geldern, den Grafſchaften Tedlen= 
burg und Lingen nicht zur Bildung eigener 
Konfiftorien, jondern wurden die landesherrlichen 
Episkopalrechte durch ftaatliche Behörden wahr: 
genommten. 

3) Bol. Lechler, Geſch. d. Preshyter.= und 
Synod.:Berf. (Leiden 1854) ©. 115 ff. 

4) Bgl. die Schlüffe dieſer Synode bei Richter, 
KO. 2, ©. 310 ff. 

5) Bei Richter a. a. ©. 2, ©. 358 fi. 

6) Jacobſon a. a. O. ©. 140. . 
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wurden. Gleve und Mark fiel 1609 an Brandenburg, und wenn auch hier feine 
Konfiftorien begründet wurden, jo nahmen doch die brandenburgiſchen Herrſcher episfopale 
Befugniſſe in Anſpruch, welche fie durch ihre politischen Behörden ausüben ließen !), 
die aber den Grundftod der alten Kicchenverfaffung wenig berührten und dieſer nicht 
das territorialiftifhe Gepräge aufdrüdten, welches die reformirte Kirchenverfaffung der 
alten Brovinzen trug. Auch wurden die Sabungen diejer nicht für die Glevischen 
und Märfiichen Lande geltend. 

Schwieriger geftalteten fich die VBerhältniffe für Jülich-Berg, das an die Pfalz 
fiel und feit 1614 von einem fatholischen Landesherrn regiert wurde. Hier wurden 
die landesherrlichen Kirchenbefugniſſe erit 1660 und 1674 in Religionsrecefjen geregelt, 
ohne daß dieſe doch eine fichere Schranke der fürjtlichen Prätentionen bildeten 2). 

Bon großer Bedeutung aber war es, daß in allen diefen rheinischen Gebieten 
die Presbyterial-e und Synodalerfaffung auch auf die lutheriſchen Gemeinden über- 
tragen wurde?). In Cleve-Mark bildeten die Gemeinden des Amtsbezirkes eine Klaſſe 
— in Gleve: 3, in der Mark zulegt: 7 —, melde Klaſſikalkonvente abhielten, und 
an deren Spitze der von der Provinzial- Synode auf drei Jahre gewählte Subdelegat jtand, 
während die Gefammtheit der Klaſſen zur Brovinzial-Synode zufammentrat, welche von 
dem gleichfalls auf drei Jahre gewählten Generalinjpeftor geleitet wurde®). Doch ver— 
zichteten die Landesherren deswegen auf ihre episfopalen Befugniffe über die lutheriſche 
Kirche nicht, jondern ließen dieſelben durch die mit Geiftlichen verjtärkten Regierungs- 
behörden ausüben. Aehnlich waren die Lutheraner in Jülih=Berg?’) verfaßt, nur 
daß hier die Xelteften an den Synoden feinen Antheil hatten. 

Weit unvollkommener waren die übrigen lutheriſchen und reformirten etlichen 
Gebiete organifirt, welche Beſtandtheile des preußifchen Staates bildeten. Theils 
hatten die reformirten Kirchen hier die Synodalverfaſſung nicht entwidelt, theils hatten fie 
diejelbe eingebüßt und waren unter fonfijtoriales Regiment geftellt worden‘). Eine 
Gleichförmigfeit der Verfaſſungen wurde erſt dadurch gejchaffen, daß alle diefe Kirchen 
- dem reformirten Kicchendireftorium in Berlin unterjtellt wurden und die oben erwähnte 
Ordnung von 1713 für fie in Geltung trat. Damit wurden fie aber mwejentlich der 
lutheriſchen Berfalfungsgeftaltung genähert. 

Die Lutheraner endlich dieſer rheiniſch-weſtphäliſchen Gebiete jtanden unter 
der gewöhnlichen Konſiſtorialherrſchaft') und unterjchieden ſich von denen der öftlichen 
Provinzen höchſtens durch ſtärkere Ausbildung der presbyterialen Verfaffungselemente. 


1) Bol. Jacobſon a. a. O. ©. 174 ff. Dal. 
auch die Bejtätigung der reformirten KO. vom 
20. Mai 1662 bei Snethlage, die älteren 
Presbyterial-KO. der Länder Jülich, Eleve, Berg 
und Mark (Xeipz. 1837) ©. 86. 

2) Zucobjon a. a. O. ©. 175 ff. Auch ver⸗ 
weigerte die Negierung die Bejtätigung der 
KO. (Diefjelbe it abgedrudt bei Snethlage 
0.0.0. ©. 14 ff.), Dr deswegen doch in Uebung 
blieb, ebendaj. ©. 

3) al. die 1687 ritigte —— KO. bei 
Snethlage a. a. O. S 1f. 

4) Sacobjon, ek RR ©. 205 f. 

5) Vgl. Summarifcher Begriff bi Snethlage 
a. d. O. 8.65 ff. Auch ihm wurde jeitens der 
Regierung ohne praktiſ An * die Beſtätigung 
geweigert, ebendaſ. S. 


6) In Teklenburg, das 1709 unter bran— 
denburgiſche Hoheit trat, wurde jeit 1588 Die 
presbyteriale Ordnung eingeführt, doch hörten 
jeit 1746 Die jeit 1689 verfammelten Synoden auf. 
Die Teflenburger Ordnung wurde auf Stein— 
furt, Rheda, Hohenlimburg ausgedehnt. An 
Lingen wurde die Presbyterialverfaiiung 1689 
eingerichtet, die Synoden hörten 1713 auf. Als 
Konfiftorien fungirten für dieſe Reformirten, das 
mit der Teklenburg-Limburgiſchen Regies 
rung fombinirte, das bei Der Regierung zu Mörs, 
das Adminijtvationstollegium zu Geldern. 

7) Do bejtanden feine eigenen Konfiftorien, 
vielmehr übten die Regierungen zu Cleve-Mark, 
Lingen=Teklenburg, Minden-Ravens- 
berg, und Geldern das fonfistoriale Regiment. 
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2. Bis zur Bertrümmerung der alten Kirchenverfaſſung i. 3. 1808. 


Un der bisher dargelegten kirchlichen Organifation änderte ſich zunächſt in der 
Folgezeit wenig. Bon Bedeutung war freilich), daß die Disciplinargerichtsbarfeit der 
Konfijtorien wejentlich eingeengt), daß 1787 ein Oberfchulfollegium begründet ?), und 
daß 1791 dur Einjfeßung einer bejonderen Immediat-Examinationskommiſſion den 
Konfiftorien die Prüfung der Geiftlichen abgenommen wurde ?). Aber jchon durch die 
Ordre vom 27. Dezember 1797 wurden wenigjtens in leßterer Beziehung die früheren 
Berhältniffe wieder hergeftellt*). Auch die Kodififation des Allgemeinen Landrechts 
ließ die bisherige Kirchenverfaſſung um jo mehr unberührt, als die Geſetzgebung ja 
die provinziale Nechtsbildung in Geltung belief. Wohl aber traten in der 
Provinzial-Organiſation Aenderungen ein, welche immer mehr den Zug verfolgten, die 
Kichen= in die Staatsbehörden aufgehen zu laſſen. Bon einer Neubildung eigentlicher 
Konfiftorien war jebt auch für die neu erworbenen Zandestheile feine Rede mehr. Als 
1772 Weftpreußen zum Staate hinzufam, wurde die Konfijtorialverwaltung der 
durch geiftliche Käthe ergänzten Regierung zu Marienmwerder übertragen’), während 
für die Reformirten ein geiftliher unter dem Oeneraldireftorium ftehender Inſpektor 
zu Elbing beftellt wurde. 

sn Südpreußen übertrug das Reglement vom 15. Dezember 1795 °) Thon 
die fatholiichen Kirchenangelegenheiten der Kriegs» und Domänenfammer — für die 
Evangeliſchen follte das mit der Negierung vereinigte Konfiftorium fungiven — und 
für Neuoftpreußen wurden in dem Reglement vom 3. März 17977) die evangelifchen 
Kichenangelegenheiten wie in Südpreußen die fatholifchen behandelt. Auch das alte 
Herzogthum Preußen ging diefer Entwidelung langjam entgegen. 

Schon 1751 war hier das Konfiftorium zu Salfeld aufgehoben und Die 
Kompetenz des der Berliner Gentralbehörde untergeordneten Konfiftoriums zu Königs 
berg auf da3 ganze Herzogthum ausgedehnt worden?). Gleichzeitig erfolgte die Auflöfung 
des Kirchenfollegiums?), wobei die Aufficht über ſämmtliche Landſchulen an die Kirchen- 
und Schulkommiſſion fiel. Die Oberaufjiht über das geſammte Kirchenweſen ging 
auf die Regierung über, die Handhabung der EChegerichtsbarfeit auf das von der 
Regierung losgelöfte Hofgeriht Infterburg 0). Dur) das Reglement vom 3. Dez. 
1781!) wurde dann das Konfijtorium auf die ad interna ecclesiae gehörigen Angelegen= 
heiten bejchräntt, während die Verwaltung der Externa auf die Regierung und die diefer 
unterftellten neu gebildeten Kreisjuftizfommifftionen übertragen wurde; bis endlich durch 
das Reglement vom 21. Juni 180412) das Konfiftorium aufgehoben wurde, und die 
ojtpreußifche und Litthauiiche Kriegs und Domänentammer in deifen Funktionen eintrat. 


1) Ed. v. 16. Mai 1760 Mylius, Nov. corp. 
I. ©. 419. 

2) Jacobſon, Quellen ©. 192. 

3) Vgl. Mühler a. a. O. ©. 277. 

4) Ebendaf. ©. 283. 

5) Jacobſon, Quellen a. a. DO. ©. 246. Sm 
Jahre 1793 famen noh Thorn und Danzig 
hinzu, in welcher leßteren Stadt Rath, Schöppen— 
geriht und Bürgerſchaft die Episcopalrechte 
ausgeübt Hatten, Ebendaf. ©, 239. 


6) Ebendaj. S. 273. Ueber die früheren fird- 
lihen Verfaſſungsverhältniſſe diefer Polen zuge: 
hörigen Gebiete vergl. Dove in Ztſchr. f. AR. 2, 
©. 150 ff. 


7) Jacobjon, preuß. AR. © 155. 

8) Jacobſon, Quellen ©. 111. 

9) 20. Juli 1751. hie ©. 112. 
112 f. 


10) Ebendaj. ©. 
11) Ebendaj. ©. 186. 
12) Ebendaf. ©. 204. 
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Bald nöthigte das traurige Schickſal des Staates, die Losreißung großer Gebiets— 
maſſen, die finanzielle Bedrängniß, auch in dem Reſte des Staates, wie ihn der 
Tilfiter Frieden belaffen hatte, in gleicher Weile vorzugehen. 

Durch das Publikandum vom 16. Dezember 1808!) wurde die geiftliche Verwaltung 
von dem Juftizdepartement gelöft und dem des Innern übertragen, in welchem eine 
neue Sektion gebildet wurde, die ſich in zwei Unterabtheilungen für Kultus und 
öffentlichen Unterricht unter je einem Staatsrathe gliederte. Auf die Kultusabtheilung 
ging aber nicht nur die Handhabung des jus eirca sacra, jondern auch die Konfijtorials 
verwaltung für Zutheraner und Neformirte über, jo daß damit alle bisherigen Firchlichen 
Gentralbehörden in Wegfall famen. Diejer Abtheilung wurden die Kammern der einzelnen 
Provinzen, — diefen wurden Oberpräfidenten vorgejeßt, — von denen jede eine eigene 
Abtheilung für Kirchen und Schuljachen zu bilden hatte, untergeordnet. 

So war die ganze bisherige Kicchenorganifation vernichtet, die Kirchenverwaltung 
zu einem Stüd der ſtaatlichen geworden. 


3. Der Wiederaufbau und die Meugeflaltung der Kirdjenverfallung. 


Daß die Verftaatlihung der preußijchen evangelifchen Kirche nicht den Endpunkt 
der Entwidelung bilden könne, ift ſchon erkannt worden in dem Zeitpunkt jelbjt, wo fie 
vorgenommen wurde. 

Schon 1808 begannen kirchliche Reformpläne laut zu werden ?), zu deren Berathung 
jogar 1. J. 1814 eine eigene Kommiffion ftaatlicher Seits eingefeßt wurde). Noch 
dringender aber trat die firchliche Organifationsfrage nad) dem Friedensſchluſſe auf, welcher 
neue dis dahin konſiſtorial verfaßte Gebiete dem preußifchen Staate hinzubrachte, und 
alte, die in der Zwiſchenzeit auch in ihren kirchlichen Verfaſſungen Veränderungen 
erfahren hatten, wieder zurücführte. Noch ehe die Verfaſſungskommiſſion ihre Arbeiten 
beendet hatte, erging die Königliche Verordnung vom 30. April 1815 %). 

In Gemäßheit derjelben jollten in den zehn neu gebildeten Brovinzen des Staates 
zehn Konfiftorien eingerichtet werden), nicht nur zur Handhabung des evangelijchen 
Kirchenregimentes, jondern auch zur Wahrnehmung der ftaatlihen Hoheitsrechte über 
die fatholiiche Kirche. In jedem der fünfundziwanzig Regierungsbezirke, in welche 


1) Geſ.Samml. v. 1806—1810 ©. 361. | Oberlaufit das Oberamt zu Bauen, das Kon- 
464; daran ſchloß ſich die V. v. 27. Oft. 1810. | fiftoriumzu Muskau. Die ehemals jächfischen 


Gej.-Samml. 1810 ©. 3. Stiftsfonfiftorien. Beſtehen blieben dagegen in 
2) Bol. Mühler a. a. ©. ©. 299 ff. Schleſien das Stadtfonfiftorium in Breslau 


3) Val. Publik. v. 17. Sept. 1814 bei Mühler | (neuregulirt 2.Nov. 1859 Aftenjt.d.ev. Ober— 
a.0.0. ©. 306. kirchen-Raths, Heft 15 ©. 168). Das des 

4) Gef.-©. 1815, ©. 85 f. ' Herzogs v. Oels (jpäter fortgefallen), das Stol= 

5) Das wejtpreußifche, in Danzig eingejeßte | bergijche zuß®ernigerode ((Jacobſon, preuß. 
Konfiftorium ift 1832 mit dem zu Königsberg | AR. S. 181), die gräfl. Stolberg-Stolbergi= 
vereint worden. Jacobjon, preuß. AR. ©. 34. | Shen und Stolberg: Roßlaijchen, das ftäd- 
— Die Konfiftorien der neneinverleibten Gebiete | tiſche Konftjtorium zu Magdeburg (aufgehoben 
wurden aufgehoben. Sp in der Niederlaujiß | 1830). Die Konfiftorialkonvente der Grafichaften 
das zu Lübben. Die linterfonfiftorien zuSorau, | Sayn, Wied (aufgehoben 1826), Solms (auf 
Sonnenmwalde, Forjte, das Konfiftorium in | gehoben 1838). Doch find dem Fürsten von Wied 
Wittenberg in den ſächſiſchen Gebieten (Bef. | durch Receß dv. J. 1860 und dem Fr.v. Solms— 
d. Ober-Präf. v. 5. März 1816). In Shwediih- | Braunfels 1862 einzelne Kirchenrechte zuge— 
Pommern das Konfijtorium zu Greifswald | jtanden worden, 
und das Stadtfonftjtorium zu Straljund. In der | 
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die Provinzen ſich gliederten, jollte, wo fein Konfiftorium am Site der Regierung ſich 
befände, eine Kirchen- und Schulkommiſſion gebildet werden, um unter Leitung des 
Konſiſtoriums diejenigen Geſchäfte defjelben zu führen, welche eine perſönliche Ein- 
wirkung erforderten. Die Direktion diefer Kommiffionen wurde demjenigen Regierungs— 
rathe übertragen, welcher in dem Negierungsfolleg die geiftlichen einer ſtaatsverwalt— 
lichen Mitwirfung bedürftigen Angelegenheiten bearbeitete, und dem auch deswegen in 
dem Konfiftorium feiner Provinz Sit und Stimme eingeräumt wurde. Als bejondere 
Organe der Konfiftorien wurden noch der Schulrath des Negierungsbezirkes und 
geiftlihe und Schulinſpektoren eingeſetzt. 

Nachdem die Verfaſſungskommiſſion ihr Gutachten dem Könige unterbreitet hatte, 
erfolgten weitere Anordnungen am 27. Mai 1816). Dieje verfügten die Bildung 
von Presbyterien und ftellten Kreis-Synoden der Geiftlihen und PBrovinzial-Synoden 
der Superintendenten in Ausſicht. Aber ſchon am 23. Oftober 1817?) wurde in 
der für die Oberpräfidenten, Regierungen und Konfijtorien erlaſſenen Inſtruktion Die 
bisherige Konfiftorialorganifation wejentlih umgejtaltet. Die Konfiftorien wurden jebt 
auf die Verwaltung der firhlihen Interna beſchränkt, die der Externa den Regierungen 
übergeben, deren erſte Abtheilung mit dem bei ihr angeftellten Geiftlihen und Schul- 
rathe die Kirchen- und Schulkommiſſion daritellen jollte. Und auch an den Konſiſtorial— 
ſitzen ſelbſt, ſollten jeßt die Regierungsfollegien diejelbe Organijation empfangen und 
diejelben Funktionen ausüben. 

Während fo ein gutes Stüd der kirchlichen Verwaltung wieder jtaatlihen Organen 
übergeben wurde, brachte dann doch die Sabinetsordre vom 3. November 1817?) 
wenigitens den Fortjchritt, daß ein eigenes Minifterium für geiftliche, Unterrichts= und 
Medicinalangelegenheiten gejehaffen wurde. Schon 1825 *) jchloß ſich eine weitere 
der Kirche günftige Mafregel an. Die Wahrnehmung des ius circa sacra über die 
fatholische Kirche, die ſogar die Mitwirkung katholiſcher Näthe für die Konfiftorien 
erforderlich gemacht hatte, wurde diefen entzogen, und fie ſelbſt in die zwei Abtheilungen 
des eigentlichen Konfiftoriums und des Provinzialſchulkollegiums gegliedert, beide unter 
dem Borfige des Oberpräfidenten. Schließlich wurde noch i. 3. 1828?) für jede Provinz 
ein Generalfuperindentent al3 Organ und Mitglied des Konfiftoriums eingefebt. 

Weiter ist die Regierung Friedrich Wilhelm III. ın der kirchlichen Neubildung 
nicht gediehen, und auch die Maßnahmen feines Nachfolgers bewegten ſich nur langjam 
dem Ziele zu, die Kirche in ihrer Verwaltung immer mehr vom Staate loszulöfen. 
Zunächſt geſchah ein Schritt dazu in der Verordnung vom 27. Juni 1845 6). Diefe überlich 
zwar den Regierungen die firchlihe VBermögensverwaltung und eine Anzahl anderer, 
für die Staatsinterefjen wichtiger Angelegenheiten, erweiterte aber die Kompetenz der 
Konfiltorien, und bejtimmte für die auf dem Grenzgebiete liegenden Materien ein 
Zuſammenwirken von SKonfiftorium und Negierung. Die Ordre vom 28. Jan. 1848 7) 
verfügte dann auf den Wunfch der 1846 verfammelten außerordentlichen General-Synode 
die Bildung eines Oberfonfijtoriums, und vollzog jo in der oberjten Inſtanz dieſelbe 


1) Aftenft. d. ev. OAKN. Heft 4, ©. 90 ff. 5) 7. Febr. u. 29. Aug. 1828, Vogt, preuß. 
2) Gej.-©. ©. 230, 237. 248. KR. 1, ©. 190. 
3) Gej.-©. ©. 290. 6) Gej.-©. 1845, ©. 440. 


6 Kab.D. v. 25. Dez. 1825, Geſ.-S. 1826, 7) Gej.-©. 1848, ©. 27. 


3] T. 
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Kompetenzabgränzung zwiſchen Staat und Kirche, welche die Ordre von 1845 für die 
Mittelinftanzen getroffen hatte. Allein wenn auch diefe Maßregel in den Stürmen 
des Jahres 1848 nicht zur Verwirklichung gelangte, jo führten doch die politischen 
Greigniffe und die durch dieſe bewirkte ſtaatliche Neuordnung daſſelbe Ergebniß 
herbei. Nachdem nämlich die Verfaſſungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848 die Selbit- 
ftändigfeit auch der evangelifchen Kirche ausgejprochen hatte, wurde zunächſt mit der 
Verwaltung der inneren evangelifchen Angelegenheiten eine eigene Abtheilung des 
Kultusminifteriums betraut I), bis dann durch die Ordre vom 29. Juni 1850 2) der 
Evangeliſche Oberkirchenrath in Berlin eingejeßt wurde. Damit wurde für die ganze 
Monarchie die jo lange vermißte Firchliche Gentralleitung, wenigſtens bezüglich der 
inneren Slirchenangelegenheiten gejchaffen, während die der Außeren dem geiftlichen 
Minifterium verblieb °). Aber auch die jo zwiſchen Staat und Kirche vorgenommene 
Gränzregulivung war nur als eine vorläufige gedacht, bis die evangelijche Kirche von 
Grund aus neu aufgebaut fein würde. Da aber diefe kirchliche Neubildung in den 
weitlichen Brovinzen des Staates einen von dem der öftlichen abweichenden Gang verfolgt 
hat, jo müſſen wir auch hier wieder die beiden Landestheile einer gejonderten Be— 
trachtung unterziehen, um zum Schluffe die die gefammte Landeskirche zuſammen— 
fallende Organiſation darzuftellen. 


a. Die weitlichen Provinzen. 


Die ynodalzpresbyteriale Ordnung in den Iinfsrheinischen Gebieten hatte in der 
Beriode, in welcher diefelben Frankreich zugehörten der franzöſiſchen Kirchenverfaſſung 
weichen müljen und nur in den rechtscheiniichen Gebieten ſich erhalten. Auch die 
Berwaltung des proviforiihen Oeneralgouvernements Hatte ſich damit begnügt, ein 
für die reformirte und lutheriſche Kirche des früheren Großherzogtdums Berg gemein- 
james Konſiſtorium zu Düſſeldorf zu errichten; doch hatte Cleve-Mark wenigftens auch 
in dieſer Uebergangszeit feine presbyterialsfynodale Ordnung fi) bewahrt®). 

Um jo nothivendiger erjchien es, die Mannigfaltigfeit dev Kirchenverfaſſung dieſer 
Gebiete und der übrigen zu dem preußischen Staate hinzugefonmenen und den Provinzen 
Rheinland und Weitphalen zuertheilten einer einheitlichen Regelung zu unterwerfen. Die 
preußische Regierung begann damit, für die Rheinlande zivei Konfiftorien m Koblenz 
und Köln zu errichten, fand aber mit ihren fonftigen Verfaffungsplänen um fo weniger 
Beifall, als diefe darauf ausgingen, die Kreisſynoden in eine lediglich) berathende 
Stellung herabzudrüden und den Schwerpunkt der Klirchenverfalfung in das landes— 
herrliche Kirchenregiment zu verlegen’). So blieben die Drganifationsverfuche der 
Regierung zunächſt ohne Erfolg, und kamen erſt wieder in langſamen Fluß nachdem 
die beiden genannten Konfiftorien zu einem in Koblenz‘) vereinigt worden waren. Das 


1) Erl. v. 26. Jan. 1849. Gej.:©. ©. 125. | 5) Val. Heppe, d. Presbyt.-Synodalverf. d. 
Darauf publizirte der Minister die Inftr. die | ev. Kirche in Norddeutihland. Iſerlohn 1874. 


Geſchäftsführung b. d. ev. Abth. d. Minift. d. | ©. 81 ff. 

geiftl. Ang. betr. dv. 7. Febr. 1849. Aktenſt. 6) Diejem find auch die proteftantifchen Gemein- 

aus d. Berw. d. Abth. ©. 2 5. den der Hohenzollernſchen Gebiete unterſtellt 
2) Gej.:©. ©. 343. worden, die indeſſen nicht zum Synodalverbande ge- 


3) Vgl. die Zufammenftellung über die Kom= | Hören. Dagegen ift dem legteren das frühere Hom- 
petenzabtheilung in Aktenſt. d. Ev. OHR. 9, burgiſche Amt Meifenheim eingereiht wor- 
©. 134 ff. den. (20. Sept. 1867. Gej.:©. 1867. ©. 1534.) 

4) Jacobjon, Preuß. AR. ©. 212. 
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Ergebniß war die am 5. März 1835 beitätigte evangel. Kirhenordnung für 
Weſtphalen und die Rheinprovinz(L) Freilich entſprach auch diefes Geſetz 
nicht berechtigten Wünfchen, wie denn die Ausgleihung zwiſchen jynodaler und konſi— 
torialer Ordnung nicht erreiht war, und die Presbyterien nicht deren eigentlichen 
Wejen gemäß gejtaltet waren. Indeſſen fanden die mehrfachen Reformanträge, welche 
die rheiniſch-weſtphäliſchen Provinzial-Synoden ftellten, und welche in der Hauptjache 
auf eine Befeitigung der territorialiftiihen Elemente der Kirchenverfaſſung abzielten !), 
nicht die Genehmigung des Königs, welcher fi unter Zurücdweifung der prinzipiellen 
Reviſion der Kirchenverfaffung jehlieglih damit begnügte, in der Kabinetsordre vom 
13. Juni 1853 eine Reihe von vorgefchlagenen ?) Einzelbeftimmungen zu genehmigen. 


b. Die dftlihen Provinzen ?). 

Der Gedanke einer kirchlichen Verfaſſungsneubildung auf der presbyterialsfyno- 
dalen Grundlage, auf welche auch die i. 3. 1817 eingeführte Union der beiden evan- 
gelifchen Kirchen hintwies, wurde, nachdem 1817 und 1818 vorbereitende Kreis- und 
1819 auf Provinzial-Synoden*) ftattgefunden hatten, i. J. 1822 geradezu wieder auf- 
gegeben. So fielen denn auch die presbyterialen und kreisſynodalen Gliederungen, 
welche vereinzelt ſchon Platz gegriffen hatten, allmählig wieder fort. Erſt unter der 
Regierung Friedrich Wilhelms IV. wurden die früheren Pläne wieder aufgenommen. 
sm Auguft 1843 wurden Kreis-Synoden berufen, denen im Jahre 1844 Provin— 
zial-Synoden ?) nachfolgten, und welche in ihrer Majorität ſich für eine Verſchmelzung 
der Konſiſtorial- und Synodalverfaffung erklärten, und die leßtere auf presbyterialer 
Grundlage aufzubauen empfahlen %). Zu Pfingften 1846 trat dann auch eine General: 
Synode zufammen, in welcher auch daS Gemeindeelement vertreten war, und welche 
einen der rheiniſch-weſtphäliſchen Kirchenordnung nachgebildeten Berfaljungsentiwurf 
ausarbeitete?). Aber weder fand diefer den Beifall des Königs, noch waren die bald 
anbrechenden Zeiten revolutionärer Unruhe dem Werke Tirchlicher Berfaffungsgeftaltung 
fürderlihd. Zwar trat der Kultusminifter Graf Schwerin fofort den Plänen auf 
Reform der kirchlichen Verfaſſung näher, und erforderte der Kultusminifter von Laden: 
berg zahlreiche Gutachten über die Organifation der verfaffungsmäßig für ſelbſtſtändig 
erklärten evangeliihen Kirche °), aber exit der Erlaß vom 29. Juni 1850°), welcher 


1) Der Entwurf der vereinten Synodalfom- | ev. Kirche in Preußen betr. Verhandl. der 


miſſion zu Elberfeld (9.—10. Januar 1851) iſt 
abgedrudt bei Bluhme, Cod. d. rhein. ev. AR. 
Elberfeld 1870. ©. 181 ff. 

2) Dieje Zufäße, jowie die Veränderungen der 
KD., welche durch ſonſtige gejegliche Erlaſſe her— 
beigeführt worden find, haben beim Abdruce 
derjelben Aufnahme gefunden, ebenſo die Kab.O. 
v. 25. Nov. 1855, betr. den Befenntnißftand 
der rhein.=weitphälifchen ev. Kirche. 

3) Bol. Dove in Ztſchr. f. AR.2. ©. 131 ff. 

4) Die franzöſiſch Reformirten nahmen an dies 
jen rein geiftlichen Berfammlungen feinen Ans 
theil, jondern hielten unter Zuziehung von Ges 
meindeälteften eigene Krei3-Synoden und eine 
nn Provinzial-Synode ab, Mühler a. a. O. 

. 328. 


5) An diefen betheiliaten fich die Neformirten. 
6) Val. die Denkſchr. d. Verfaffungsverh. d. 


General-Synode dv. 1846, amtl. Ausgabe. 
©. 112. 

7) Bei Richter, d. Verhandlungen d. preuß. 
Generalfynode. Leipzig 1847. ©. 559. 

8) Dieje find gedruckt bei Richter, Amtl. 
Gutachten d. Verf. d. ev. Kirche in Preußen betr. 
Berlin u. Leipzig 1849. 

9) Betr. die Grundzüge einer Gemeindeordn. 
f. d. ev. Kirchengem. d. öftl. Provinzen. Gej.:©. 
©. 343. Bon den nicht der Union beigetretenen 
reformirten Gemeinden (fiehe diejelben bei Ja— 
cobjon in Ztſchr. f. KR. 3, 347 ff.) nahmen 
nur wenige diefe Grundzüge an. Nach dem 
Muſter des Statutes der luth. u. ref. Gemeinde in 
Halle (1855) ließ dann das Königsberger ref. 
Burg-Kirchenkollegium ein Statut ausarbeiten, 
welches obrigfeitlich beftätigt, den übrigen ref. 
Gemeinden der Provinz Preußen empfohlen wurde 
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dem gleichzeitig errichteten Oberkirchenrath die jofortige Organiſation der Gemeinden 
anbefahl, brachte die Angelegenheit wieder in Fluß. Doc war der Fortgang zunächſt 
nur ein langjamer, und nur in den Provinzen Breußen, Sachſen und Schlejien ging 
die Bildung von Kirchenräthen beffer von ftatten. Erſt 1860 erfolgte dann ein neuer 
Anſtoß durch die Kabinetsordre vom 27. Februar !). Dieſe verordnete, Presbyterien 
überall einzurichten, wo fie noch nicht vorhanden jeien, und unverweilt zur Bildung 
von Kreis-Synoden fortzujchreiten. Die Provinz Preußen war, da fie zuerft die gemeind- 
liche Organifation durchgeführt hatte, auch zuerſt für die jynodale fähig, und jo erging 
am 5. Juni 1861?) der Königliche Erlaß, welcher die Errichtung der Kreis-Synoden 
für alle Diözefen diefer Provinz befahl. Gleiche Mapregeln folgten dann am 5. April 
1862 °) für Bofen, am 21. Juni 1862*) für Pommern und endlid am 13. Januar 
1864 °) für Brandenburg, Schleſien und Sachſen. Exit i. 3. 1869 °) ſchritt man 
zur Fortbildung der fynodalen Organifation. Am 5. Juni 1869) wurde der 
Zufammentritt außerordentlicher Provinzial-Synoden angeordnet, welcher am 13. Novbr 
erfolgte®), ohne daß es doch möglich erfchien, aus der Summe der Widerfprüche, in 
welche die einzelnen Verfammlungen zu einander gerathen waren, ein einheitliches und 
ficheres Nefultat zu gewinnen. So publicirte denn erjt der Königliche Erlaß vom 
10. September 1873 (IL) die Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung, 
welche dur Staatsgejeg vom 25. Mai 1874 (TIL) in den ftaatsfirchlichen Orga- 
nismus aufgenommen, am 2. Dezember 1874 (IV.) mit Ausführungsverord— 
nung verjehen und dureh Inftruftion des evangeliiden Oberkirchenrathes 
vom 31. DOftober 18739), revidirt den 25. Januar 1882 (V.) erläutert 


wurde. 


und in welchem fie dem landestirhlichen Orgas 
nismus beitrat, Bei den franzöſiſchen Refor— 
mirten wurden Klaſſikalkonvente jeit 1850 ver= 
jammelt auf Grundlage der Klajfifalordnung 
v. 1715, Die dann umgeändert wurde in dem 
Statut für die Provinz Preußen dv. 19. Dez. 
1560 (abgedruckt Ztſchr. f. KR. 1, ©. 341 f.) 

1) Ge].-©. ©. %. 

2) Ge].-©. ©. 372. Dazu erging eine In— 
ftruftion des Ev. OKR. v. 20. Juni. Aktenſt. 
13, ©. 128. 

3) Gej.-©. ©. 134. 

4) Gej.-©. ©. 223. 

5) Gej.-©. ©. 350. 

6) Schon 1867 Hatte der Oberfirchenrath den 
Konfiftorien einen Entwurf einer Provinzial: 
Synodal-Ordnung unterbreitet (in Ztſchr. f. AN. 
7, ©. 468 ff.), welchen das preuß. Abgeordneten- 
haus am 2. März 1869 für „ungeeignet” erklärte. 

7) Gei.-©. ©. 794 ff. 

8) Verhandlungen der außerord. Pro— 
vinzial-Synoden, amtl. Ausg. 1870. 

9) Da die Einleitung derjelben in Geltung 
geblieben ift, jo theilen wir fie hier mit: 

„Zur Ausführung der durch den Allerhöchiten 
Erlaß vom 10. September d. J. verfündigten 
Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom— 
mern, Pojen, Schlejien u. Sachſen nehmen 
wir den treuen Beiltand und den hingebenden 


Eifer der Königlichen Konfiitorien in Anſpruch. 
Wir vertrauen, daß die von dem Geifte der neuen 
Ordnungen durchdrungene Thätigfeit aller firchen- 
regimentlichen Behörden und enter mit Des 
Herrn Hilfe dazu beitragen werde, die Geijtlichen 
wie die Gemeinden ihrer Kreije zu einer gleichen 
Thätigkeit anzuregen, damit der jeßt dDargebotene 
Rahmen mit einem an Erweifungen des Geijtes 
und der Kraft wachjenden und der Kirche der 
Neformation würdigen Gehalte jich erfülle. 

Die neuen Ordnungen geben, wie ihr Inhalt 
zeigt, feine volljtändige Kirchen-Verfaſſung; fie 
gehen vielmehr wejentlih darauf aus, die un— 
läugbaren Lüden der vorhandenen joweit zu 
ergänzen, daß es fortan an den zur Mitarbeit 
bei den Aufgaben des kirchlichen Gemeinweſens 
nah den Grundjäßen der evangeliichen Kirche 
berufenen Organen nicht gebricht. Diejer Schrante, 
welche fich die neuen Ordnungen gezogen haben, 
liegt nicht etwa die Meinung zu Grunde, als 
bedürfe nur nach diefer Seite unjere Kirchen 
Ordnung einer Berbeflerung. Bejonders Die 
firchensvegimentlichen Behörden jehen fih durch 
ihre tägliche Erfahrung darauf verwiejen, der 
Nevifion des Beitehenden eine umfajjendere Auf- 
gabe zu stellen. Allein auf dieſelbe jegt ſchon 
und mit den durch die bisherige Verfaſſung dar: 
gebotenen Mitteln einzutreten, erſchien nicht 
gerathen. Man folgte vielmehr der Meberzeugung, 
daß in einem lückenhaft verfagten Gemeinwefen 
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ce. Die zufammenfajjende Organifation der altpreußiſchen Landeskirche. 
Der lebte Schritt, welcher zu thun noch übrig war, beitand in der Vereinigung 
der provinzialen Organifation zu der landeskirchlichen Einheit, und auch diefer wurde 


zunächjt dieſe Lücken auszufüllen jeien, um 
jodann mittel des vervollitändigten Apparates, 
und deshalb mit mehr Ausſicht auf Gelingen, 
an andere reviſionsbedürftige Theile feiner Eins 
richtung die bejjernde Hand anzulegen. Wenn 
daher zahlreiche weitere Anliegen, welche in einer 
volljtändigen, fodifizixten Kirchen-Ordnung nicht 
hätten unbeachtet bleiben dürfen, durch Die 
Gemeinde und Synodal- Ordnung noch feine 
Befriedigung finden, jo hängt dies mit feiner 
Verkennung der Berechtigung dieſer Anliegen 
zujammen, jondern lediglich damit, daß ihre 
Würdigung der regelmäßigen Funktion der neuen 
Draane vorbehalten werden mußte, auf deren 
Einfügung in die Kirchen-Verfaſſung e3 jebt 
abgejehen it. Der Berfuh, die Aufgabe. der 
legteren mit eimem mangelhafteren Apparate 
antizipivend zu löſen, durfte nicht gemacht 
erden. 

Allein auch in den engen Grenzen, in welchen 
die gegenwärtige kirchliche Gejeßgebung ich zu 
halten für ihre Pflicht erachtet, Hat fie ihr 
Wert noch nicht zum Abſchluß bringen können. 
Es traten ihr hier zwei Hindernifje entgegen, 
von denen Das eine aus der bisherigen Ver— 
faflung unferer Kirche, das andere aus den 
Zujtändigfeiten der Staats = Gejeßgebung herz 
vorgeht. 

Den in der bisherigen Verfaifung der Kirche 
begründeten Erfordernifjen war bei Einführung 
der neuen Synodal-Ordnung entfprocdhen, wenn 
fie von Seiner Majeſtät als oberſten Träger 
de3 Kirchenregiments mit kirchlichem Beirath 
feitgejtellt wurde. Demgemäß fonnte e3 nad 
Vernehmung der, dureh den Allerhöchiten Erlaß 
vom 9. Juni 1869 berufenen außerordentlichen 
Provinzial-Synoden feinem Bedenken unterliegen, 
das Synodal-Inſtitut bis zur Stufe der Pro— 
vinztal-Synoden in den ſechs öftlichen Pro— 
binzen der Monarchie fortzuführen. Dagegen 
bedarf es zur Einrichtung einer, die bisher ſchon 
landesfirhlich verbundenen acht älteren Pro— 
vinzen vereinigenden General-Synode noch 
dev Beratung mit einer aus allen dieſen 
Provinzen Hervorgegangenen außerordentlichen 
Kirchen-Vertretung. Seine Majeſtät haben die— 
ſelbe in der Anlage II. des Allerhöchſten Erlaſſes 
vom 10. September d. J. anzuordnen geruht. 
Erit unter Mitwirkung dieſer Kirchen-Vertretung 
wird unſer Synodal- Inftitut zum völligen 
Abſchluß gelangen und das Ganze der Organe 
gewonnen werden, von deren verfaliungsmäßiger 
Thätigfeit nicht bloß die oben angedeuteten 
revifionsbedürftigen Theile der bisherigen Kirchen 
Ordnung, jondern auch die neuen gemeindlichen 
und jynodalen Einrichtungen ſelbſt ihre fort- 
fchreitende Verbeſſerung erwarten. 

Aus der gegenwärtigen Lage der Staats- 
Gejeßgebung ergiebt fich jodann ein Hinderniß, 
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vor deſſen Hebung der Eintritt der neuen kirch— 
lichen Organe in ihr vollitändiges Funktions— 
gebiet nicht erfolgen kann- Es war deshalb 
geboten, die betreffenden Theile der neuen kirch— 
lichen Ordnung jo lange zu juspendiren, bis der 
erforderliche Alt der Staats = Gejeßgebung erfolgt 
it. Darauf, daß dieſer nicht bloß nicht aus— 
bleibe, jondern bald geichehe, dürfen wir mit 
Zuverſicht rechnen, da es jich Dabei ebenjo um 
das Wohl eines mit den edeljten Triebfräften 
unferes geijtigen Volkslebens eng verbundenen 
Gemeinwejens, wie darum Handelt, mit der 
Ausführung eines durch die Staats-VBerfaffung 
anerfannten Grundjaßes vorwärts zu fommen. 

Ungeachtet der bemerften Unfertigfeit der neuen 
kirchlichen Geſetzgebung befißt Diejelbe einen 
reichen und fir die Zukunft unferer Kirche be— 
deutjamen Inhalt. Einige wichtigere Züge des— 
felben heben wir bejonders hervor, um ihre 
Beachtung bei den ausführenden Thätigfeiten 
der kirchlichen Behörden zu empfehlen. 

E3 mußte in der neuen Ordnung ein Haupt— 
gewicht darauf gelegt werden, daß dasjenige 
Stück der Verfaſſung jorgfältig und eingehend 
gejtaltet wurde, in welchem nah Ausweis der 
früheren Verfaſſungs-Geſchichte die auffälligiten 
und bedenflichiten Mängel beitanden. Deshalb 
it Fürſorge getroffen, den jogenannten Laien— 
ſtand jo zu organifiren, daß die in demjelben 
vorhandenen kirchlich Handlungsfähigen Kräfte 
zum Dienste in den Aufgaben des Gemeinwejens 
in möglichitem Umfange herangezogen und mit 
dem gebührenden Antheil an der Selbitbeitim- 
mung der Kirche ausgeftattet werden. Deshalb 
hat die Gemeinde-Ordnung 88 34 und 35 in 
den daſelbſt aufgeitellten jogenannten kirchlichen 
Qualifikationen zwar einerjeits das Ntothwendige 
vorgefehrt, daß Elemente, welche dem Ehriiten- 
thum geradezu feindfelig find ($ 34 KGD.) 
oder doch von der Firhlichen Gemeinschaft ſich 
grundſätzlich abgelöft haben ($ 35 daſelbſt), nicht 
berufen werden können, Namens diefer Gemein— 
ſchaft zu handeln; was ehrlicher Weile auch 
nicht in deren Abficht Liegen kann. Andererjeits 
aber hat das Gefeß fich aller Beſtimmungen 
enthalten, dur welche in dem Kreiſe Der— 
jenigen, welche den Zuſammenhang mit Der 
Kirche nicht aufgehoben haben, die Auswahl 
eingeengt oder bejtimmte, innerhalb der Kirche 
vorhandene Richtungen mit einem gejeglichen 
Vebergewichte ausgejtattet werden könnten. Eine 
folche Bevorzugung hätte im Voraus den be— 
zweckten Erfolg vereiteln müfjen, daß die neue 
Ordnung dazu diene, unſer evangelifches und 
evangelijch jein wollendes Volk überhaupt mit 
den Intereſſen jeiner Kirche wieder enger zus 
fammenzufchließen und dadurch jenes evangelüche 
Gemeingefühl zu Fräftigen, welches mit Dant- 
barkeit und Liebe an den der evangeliſchen Ges 


2 


18 * Preußen. [18 


gleichzeitig mit dem Erlaß der Kirchengemeinde» und Synodalordnung angebahnt durch 
Berufung einer außerordentlichen General-Synode. Diejelbe hat getagt vom 24. November 
bis 18. Dezember 1875, und aus ihren Berathungen !) ift die durch Königlichen Erlaß 
vom 20. Januar1876 publizixte Generalfynodalordnung hervorgegangen. (VI.) 
Dazu erging dann das Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876 betr. die evange— 
liſche Kirhenverfaffung in den acht älteren Provinzen der preußijchen 
Monarchie, (VIL) welches gleichzeitig die Verwaltungsbefugniſſe des Minifters der 
geiftlichen Angelegenheiten auf den Oberkirchenrath, der Regierungen auf die Konſi— 
forien anordnete, wobei der Zeitpunft und die Ausführung des Meberganges einer 
bejonderen Königlichen Verordnung vorbehalten blieb. Dieſe ift dann erlaſſen worden 
am 9. September 1876 (VIIL) und am 5. September 1877 (IX.)?) und 


damit die kirchliche Berfallungsbildung zum Abſchluß gebracht. 


fammt-Gemeinde anvertrauten Gütern der Res 
formation hängt, mit Willigfeit in den Dienft 
ihrer Erhaltung und Meehrung fich ftellt, und 
in der VBerjchtedenartigfeit der auf dDiefem Boden 
ſtehenden Richtungen Feine trennenden Unterjchiede, 
fondern eine verbindende Mtannigfaltigfeit er= 
blickt. 

Was das geiſtliche Amt anlangt, ſo iſt die 
Abſicht darauf gerichtet geweſen, daſſelbe, unter 
Anerkennung und Gewähr der Selbſtändigkeit 
ſeiner eigentlich geiſtlichen Amtsthätigkeit, mit 
neuen Bedingungen und Hülfsmitteln ſeiner 
fruchtbaren Wirkſamkeit im Bereiche der Gemeinde 
auszuſtatten. Zugleich hat aber die Synodal— 
Ordnung Fürſorge getroffen, daß die verfaſſungs— 
rechtliche Stellung des Lehramts in geordneten 
Bahnen zur Geltung gelange, und fein mit— 
bejtimmender Einfluß auf die über den Bereich 
der Einzelgemeinde Hin liegenden Firchlichen 
Angelegenheiten in Verbindung mit Gemeinden 
und Kirchenregiment feſter organifirt werde. 
Diejer Einfluß, welcher in Folge der Mängel 
der bisherigen Einrichtung faſt ganz auf den 
mehr zufälligen und die Bildung don exklufiven 
Parteien begünftigenden Weg der freien Ver: 
einigungen verwiejen war, Wird ſich fortan 
gewichtiger in den organifirten kirchlichen Ver— 
tretungen geltend machen, don denen zu hoffen 
tft, daß fie die überfpannten Parteigegenfäße 
mildern und ihre innere Meberwindung fürdern 
werden. 

Schließlich machen wir die Königlichen Konfi- 
jtorien noch darauf aufmerkſam, daß die Be- 
nußung der durch Die bisherige Verfaflung dar- 


gebotenen Organe zu den bei der erjten Ein— 
führung der neuen Ordnung erforderlichen Thä— 
tigfeiten eine Sache der Nothiwendigfeit gewejen 
tft. Gegen die Zweckmäßigkeit dieſer Benußung 
ließe fich freilich einwenden, daß das Gefeß, 
indem e3 die analogen Thätigfeiten bei der 
Erneuerung der jeßt zu bildenden Vertretungen 
an anders fonftruirte Organe überträgt, in den 
bisherigen gewiſſe Mängel anerfenne. Allein 
twir fünnen die Befürchtung, daß an dieje Mängel 
ein wirklich nadtheiliger Einfluß ſich knüpfen 
werde, nicht al3 begründet anjehen. Für den 
guten und reinen Willen, den von der Kirche 
übertragenen Beruf auch bei dieſen überleitenden 
Thätigkeiten zu erfüllen, leiftet die bisherige 
treue Plichterfüllung alle Gewähr: zur richtigen 
DOrientirung in den dabei maßgebenden neuen 
Normen aber wird der aufmerffame Beiftand 
der föniglihen Komfiftorien den bisherigen 
Organen nicht fehlen. Je häufiger das Bedürf- 
niß nad einer jolden Hülfe und Anleitung fich 
vorausfichtlich ergeben wird, um jo Weniger 
dürfen wir unterlaffen, den Königlichen Konfi- 
jtorien einen Fräftigen Gebrauch der ihnen zufolge 
der 88 47 und 48 der Gemeinde: und Synodal- 
Ordnung zuftändigen Attribute zur Pflicht zu 
machen, damit auch in dieſem Ueberleitungs— 
jtadium überall der Abficht und dem Geifte dev 
neuen Ordnung gemäß verfahren werde.” 

1) Berhandlungen der außerord. Gene: 
ral-Synode. Berlin 1876. 

2) Dazu ergingen Erläuterungen durch den 
Cirk.-Erl. d. Minift. d. geiftl. Ange- 
legend. v. 10. Sept. 1877 (X). 
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Die revidirke Kirchenordnung 


für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtphalen und ver 
Rheinprovinz. 


1. Kabinet3-Ordre vom 5. März 1835. 


Wir Friedrih Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen 20. thun 
fund und fügen hiemit zu wilfen, 
daß, da fich das Bedürfniß herausgeftellt hat, die evangelifchen Gemeinden der 
Provinz Weftphalen und der Rhein-Provinz duch eine gemeinjchaftliche Kirchenordnung 
unter einander zu verbinden, Wir mit Berüdfichtigung der verjchiedenen dort bisher 
geltenden Kirchenordnungen und der eingeholten Gutachten und Anträge der dortigen 
Synoden die) nachfolgende Kirchenordnung für alle Gemeinden beider evangelifchen 
Konfejjionen in den dortigen Provinzen haben abfaſſen laſſen. Wir ertheilen derjelben 
mit Aufhebung aller entgegengejeßten früheren Beſtimmungen hierdurch Gefeßes-Kraft, 
und befehlen, daß diejelbe durch die Amtsblätter der Regierungen in den beiden Provinzen 
befannt gemacht werde. — Des zu Urkund haben Wir diefe Kirchenordnung Höchit 
eigenhändig volgogen und mit Unjerm Königlichen Inſiegel verjehen laſſen. 
Sp geſchehen und gegeben zu Berlin, den 5. März 1835. 
(L. 8.) Sriedrih Wilhelm. 
von Altenjtein. 


2. Kabinets-Ordre vom 13. Juni 1853 1). 


Indem Ich anliegend die neue Fafjung der rheiniſch-weſtphäliſchen Kirchenordnung 
vom 5. März 1835 zurüdjende, will Ich Sie ermächtigen,, die von den Provinzials 
Synoden in Weltphalen und der Rheinprovinz gemachten Berbeiferungs-Borjchläge vor— 
behaltlich des Beitandes des landesherrlihen Kirchenregiments und der Übrigen Landes- 
herrlichen Nechte zu bejtätigen. Die Mich beivegenden Gründe, warum Jh Mich in 
Meinem Gewiſſen verhindert finde, erſtens der Arbeit die fürmliche Königliche Sanktion 
zu geben, ımd zweitens Mein Berhältniß zur Kirche und den Konfijtorien ſchon jeßt 
zu ändern, jind folgende: 

1. Jedermann, Freund und Gegner der evangelifchen Kirche, fieht und fühlt es, 
daß ſich dieſelbe in einer Krife befindet. Ihr gevechtes, zum Theil ſchon gewährtes 
Streben nad Emanzipation vom Staate und nach feiterer Geftaltung hat aus Gründen, 
die Mir nie zweifelhaft waren, etwas franfhaft Erregtes. Ich halte nun den Verſuch, 
„ihr durch Berfafjungen zu helfen“, für einen falſchen und verderblichen, 
Verfaſſungen fünnen nur dann unſchädlich fein, wenn dieſelben der Ausdruck bereits 
vorhandener, begründeter und ausgebildeter Zuftände find. — Die rheinifchen und 
weſtphäliſchen Kicchenbehörden verjprechen fich jedoch von der Einführung der neuen Kir- 
chenordnung jehr Erjprießliches. Darum will ch Meinerjeits dem erhofften jegens- 


1) Auf Grund diefer Kabinet3-Ordre find die | geiftlichen Angelegenheiten unter Zuſtimmung 
hinfihtlih der Nevifion der Kirhenordnung | des evangelifhen Ober-Kirchenraths unter dem 
gefaßten Bejhlüffe der Provinzial-Synoden von | 25. Auguft 1853 als Zufäge zur Kivchenordnung 
Rheinland und Weitphalen (joweit fie nicht da3 | beftätigt und im Miniſt.Bl. für die gefammte 
Kicchenregiment betrafen), von dem Miniſter dev | innere Verwaltung 1853, S.229 publizixt worden, 
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reichen Erfolge diefes neuen Verſuches nicht jtörend in den Weg treten. Auch Lafje Sch 
dem ernſt chriftlichen Geiste der Arbeit Gerechtigkeit widerfahren. Die feierliche Sanction 
eines als faljch erkannten Weges würde Mich aber des erfannten Mißgriffes theilhaftig 
machen, und das vermag Ich um jo weniger, al3 diejer Verſuch jeit 17 Jahren bereits 
der zweite in Rheinland und Westfalen it, die göttliche Schöpfung der Kirche durch 
Menſchen-Werk und Konftitutionen zu ſtützen. So gewiß nun das evangelifche Befennt- 
niß der Träger unſers Heils ift, weil in ihm das Wort des Heren und die apoftolijche 
Lehre in ihrer urjprünglichen Lauterfeit wiederhergeftellt worden: jo gewiß erfenne ch 
allein in den apojtolifchen Anordnungen für die äußere Gejtalt der Kirche und in der 
lautern . evangelifchen Kirche (als äußerlicher und hiſtoriſcher Erjcheinung) das einige, 
aber gewiffe Mittel, die Kräfte zu enfalten, die Aufgaben zu erfüllen, die ihr auch 
für diefe Welt von ihrem Herrn und Könige anvertraut find; mit einem Worte: ch 
erkenne in dem Gehorſam gegen die Anordnung der Urkirche „die Vollendung der 
Neformation”. ch Ipreche dies Bekenntniß feierlich und furchtlo aus, indem ch 
die große Gefahr Feit ins Auge faſſe, welche bei der Zerfahrenheit der Ficchlichen 
Degriffe aus dem abjichtsvollen und abfichtlofen Mißverſtehen dieſes Meines Befenntnifjes 
für Mich hervorgehen kann und hervorgehen wird. 

2) Was Mein Berhältnig zur evangeliichen Landeskirche und zu ihren Organen, 
den Konſiſtorien, betrifft, jo habe Sch bereits vor Jahren Meinen Entſchluß öffentlich 
ausgejprochen: „Meine ererbte Stellung und Autorität in der evangelijchen 
Landesfirhe allein in die „rehten Hände” niederlegen zu wollen.“ 
Diefe „rechten Hände” find aber „apoftolisch geſtaltete“ „ „Kirch en” ” geringen über— 
fihtlihen Umfangs, in deren jeder das Leben, die Ordnungen und die Aemter der 
allgemeinen Kirche des Herrn auf Erden wie in einer fleinen Welt und für diejelbe 
thätig jind; es find, furz gejagt: Die felbjtändigen zeugungsfähigen Schöpfungen, mit 
welchen al3 mit lebendigen Steinen die Apoſtel des Heren den Bau Seiner jichtbaren 
Kirche begonnen und im Teuer der Verfolgung den Sieg bereiteten. Dieſe „Kirchen“ 
find die „rechten Hände”, in die Ich allein Meine Kicchengewalt, die Mich ſchwer 
drüct, Frohlodend niederlegen werde. Was endlich Ihre Bedenken über die SS 1—3 
(Bom Bekenntnißſtande 2c.) betrifft, jo exrfenne Ich an, daß diejelben ganz neu in die 
Kirchenordnung hineingebracht find, und die Synodalsftommiffionen bei Abfaſſung der- 
jelben ihre Bollmachten wohl überjchritten haben mögen. Es erjeheint daher wohl an— 
gemejjen, daß die Frage über Einfchaltung und Faſſung diefer Paragraphen noch beiden 
Provinzial-Synoden vorgelegt werde. Die Mir durch Sie vorgejchlagenen Faſſungs— 
änderungen in denjelben Halte Ich Fiir beachtenswerth, dagegen für durchaus wejentlich, 
daß dabei die Bekenntniſſe heilig gehalten und die volle Kirchengemeinſchaft 
zugleich hier ausgejprochen werde . 

Sansjouci, den 13. Juni 1853, 
98. Friedrich Wilhelm, 
An den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten und den Evangelijchen Oberficchenrath. 


3. Nabinetsordre vom 25. November 1855. 


Nachdem das Werk der Nevifion der rheiniſch-weſtphäliſchen Kirchenordnung vollendet 
worden, haben die beiden Provinzial-Synoden von Weftphalen und Rheinland in dem 
Wunſch fich geeinigt, nun auch den Bekenntnißſtand der evangeliichen Landeskirche 
in Rheinland und Mejtphalen zu formuliren, und find zu einem  übereinjtimmen- 
den Beſchluſſe über diefe Formulirung gelangt. Dieſer Beſchluß iſt nach Anhalt der 

1) Verhandl. der 8. rhein. Prov.“Synode. Elberfeld 1853. ©. 13. 
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Berichte des Evangelifchen Oberfirchenraths in den beiliegenden drei Paragraphen gefaßt. 
Nachdem diejer Beſchluß durch die Firchlichen Landesbehörden gründlich erörtert und 
Mir vorgetragen worden it, habe Sch in demjelben mit Genugthuung den wahren und 
richtigen Ausdrud des gejchichtlichen und gegenwärtigen Befenntnißjtandes der evanges 
tischen Landeskirche Weitphalens und des Rheinlands erkannt, und autorifire die Pro= 
vinzial-Synode, nunmehr den gefaßten Beſchluß und dieje Meine Anerkennung dejjelben 
den Kreis-Synoden mitzutheilen. Ich hege dabei die zuverjichtliche Hoffnung, daß die 
Handhabung der kirchlichen Verwaltung nad Maaßgabe dieſer faktifchen Unterlage unter 
Gottes Segen dazu dienen wird, den Frieden der Kirche zu erhalten, das geiftliche 
Leben in ihr zu fürdern und das Band der Gemeinjchaft bei aller Entjchiedenheit des 
Bekenntniſſes feiter zu ziehen. Cine offizielle Publikation des Bejchluffes der beiden 
Propinzial-Synoden wird bei dem rein Firchlichen Charakter deſſelben nicht angemefjen fein. 

Hiernach hat der Evangelifche Oberkirchenrath die beiden Propinztal-Synoden zu 
beſcheiden. 

Charlottenburg, den 25. November 1855. 
gez. Friedrich Wilhelm. 
An den Evangeliſchen Oberkirchenrath. 


Bon dem Bekenntnißſtande der evangeliichen Landeskirche in Nheinland und Weitphalen. 


S I. Die evangeliſche Kirche Weitphalens und der Rheinprovinz gründet fich auf 
die Heilige Schrift Alten und Neuen Teſtaments, als die alleinige und vollfommene 
Richtſchnur ihres Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens, und erkennt die fortdauernde 
Geltung ihrer Bekenntniſſe an. 

$ II. Dieje in Geltung stehenden Bekenntniſſe find, außer den alten, allgemeinen 
der ganzen Chriſtenheit, Lutheriicherjeits : die — ſche Konfeſſion, die Apologie 
der Augsburgiſchen Konfeſſion, die Schmalkaldiſchen Artikel und der kleine und große 
Katechismus Luthers; reformirterfeits: der Heidelberger Katechismus, Da, wo lutheri— 
icherfeits die Konfordienformel, oder veformirterfeits die Augsburgiſche Konfeſſion kirchen— 
ordnungsmäßig bejteht, bleiben auch diefe in Geltung. Die unirten Gemeinden befennen 
ih theils zu dem Gemeinjamen der beiderjeitigen Bekenntniſſe, theil3 folgen ſie für fich 
dem Lutherijchen oder reformirten Befenntniffe, ſehen aber in den Unterjcheidungslehren 
fein Hinderniß der vollftändigen Gemeinſchaft am Gottesdienit, an den heiligen Sakra— 
menten und den kirchlichen Gemeinderechten. 

Ss III. Unbejchadet diejes verjchiedenen Bekenntnißſtandes pflegen ſämmtliche evan— 
geliſche Gemeinden, als Glieder einer evangelifchen Kirche, Gemeinschaft in Verkündigung 
des göttlichen Wortes und in der Feier der Saframente und ftehen mit gleicher Berech— 
tigung in einem Kreis und Synodal-Verbande und unter derfelben höheren Firchlichen 
Berwaltung. 


Kirchenordnung vom 5. März 1835, nebit den jpäteren Zuſätzen. 
€ Erſter Abſchnitt. 
Von den Ortsgemeinden, Presbyterien und den größeren Gemeinde— 
Repräſentationen. 
$ 1. Jede evangeliſche Gemeinde bildet nach ihrer örtlichen Degrengung, welche 
durch Herkommen oder urkundlich bejtimmt ift, eine Parochie. 
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z 2. Der Wohnfig in der Parochie begründet die Einpfarrung und die dar— 
aus entjtehenden Nechte und Verpflichtungen für jeden evangeliichen Glaubensgenofjen. 
Mitglieder der Gemeinde find jedoch nur diejenigen, welche durch die Konfir— 
mation, oder auf ein eingereichtes Kirchenzeugnig in diejelde aufgenommen worden. 

Her eine Gemeinde verläßt, iſt gehalten, zuvor beim Pfarrer das erforderliche 
Kicchenzeugniß zu begehren, und dem Pfarrer der Gemeinde feines neuen Wohnorts 
dajjelbe einzureichen. 

Das Namensverzeichniß derer, welche bei ihrem Abzuge ein jolches Zeugniß 
begehren, wird von der Kanzel verlefen. Die Zeugniffe der neuen Mitglieder der 
Gemeinde werden dem Presbyteriv vorgelegt. 

Zuſätze. 1. Eremtion von dem Pfarrverbande findet nicht Statt '). 

3, Der in eine Gemeinde neu Einziehende Hat fi durch Einreihung eines 
Kirchenzeugniſſes, oder wo dieſes nicht füglich beigebracht werden Tann, durch eine 
glaubhafte Erklärung vor dem Pfarrer darüber auszumweijen, daß ev zur evangelifchen 
Kirche gehört. Dieſe Zeugniffe und Erklärungen find vom Pfarrer dem Presbpterium 
mitzutheilen. Erſt nachdem dev neu Eingezogene durch Einreichung des Kirchenzeugnifjes 
oder abgegebene Erklärung jich dem Präſes Presbyterii befannt gemacht hat, wird er 
zur Theilnahme an Wahlen und Firchlichen Aemtern berechtigt. 

3. Keinem Eingepfarrten ift es gejtattet, ohne daß er den Parochialbezirk ver- 
läßt, willfürlic) eine andere Parochie zu wählen. 

4. Jedes an einen Ort mit Parochieen verjchiedenen evangelifchen Befenntnifjes 
zuziehende Gemeindeglied ijt verpflichtet, innerhalb eines DVierteljahres nach jeinem 
Anzuge zu erklären, welcher Parochie es angehören will, es jet denn, daß jeine Ans 
gehörigfeit zu einer beftimmten Parochie jchon vorher durch eine darin empfangene 
Handlung Fejtgeftellt ift ”). 

Ss 3. Die Pflichten eines Gemeindegliedes find: 

1. Die Gnadenmittel der Kirche in der Gemeinde fleißig zu gebrauchen. 

2. Ein erbauliches Leben zu führen. 

3. Sich der bejtehenden Kirchenordnung zu unterwerfen, und 

4, die für die kirchlichen Bedürfniſſe erforderlichen Beiträge zu leiften. 

Dagegen hat jedes Mitglied der Gemeinde Antheil an allen firchlichen Gnaden— 
mitteln, Anstalten und Gerechtiamen derſelben, und Anfpruch auf die Dienfte der Kirchen— 
beamten. Jedes jelbitjtändige und ſonſt qualifizivte Gemeindeglied kann zum Gliede 
des Presbyterii gewählt werden, und hat ein mittel- oder unmittelbares Stimmrecht bei 
der Wahl der Pfarrer und anderer Kirchenbeanten, 

Zuſatz. Die in diefem Paragraphen bezeichneten Pflichten Liegen auch den— 
jenigen Eingepfarrten ob, welche noch nicht die aktiven Rechte eines Gemeindegliedes 
nachgejucht und erworben haben °). 

$ 4. Bei Kirchen, welche feinen Patron haben, hat die Gemeinde das Recht, ihre 
Geiftlichen zu wählen. 

Zu ſatz. Denjenigen Gemeinden, welche vor dem Eintritte der Fremdherrichaft 
nicht im unbejtrittenen Bejie des Wahlrechts fich befunden haben, ift dafjelbe durch 
die Kirchenordnung vom 5. März 1835 nicht verliehen worden ®). 


S 5. jede Ortsgemeinde wird in ihren Gemeindeangelegenheiten durch ein Pres— 


Miniſt.Reſer. v. 25. Aug. 1853. 


1) Miniſt.Reſer. v. 17. Juni 1848. | 8) 
4) Allerh. Kab.O. v. 25. Sept. 1836. 


2) Minift.-Rejer. v. 25. Aug. 1853. 
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byterium vertreten, bejtehend aus dem Pfarrer oder den Pfarrern, aus Aelteſten, Kirch— 
meijtern und Diafonen. 

$ 6. Den Vorſitz im Presbpterium führt der Prediger. Wo mehrere find, alter: 
nirt das Präfidium unter ihnen nach dem Herkommen. Der Präfes eröffnet und ſchließt 
die Berhandlungen mit Gebet. 

Zufäße 1. Wo fih ein bejtimmtes Herkommen über das Alterniren des 
Präfidiums im Presbyterium nicht gebildet Hat, wechjelt dafjelbe unter mehreren mit 
gleichen Rechten angeftellten Pfarrern einer Gemeinde jährlich. 

2. In dringenden VBerhinderungsfällen des Präjes kann da, wo fein anderer 
Pfarrer vorhanden ift, der Borfiß einem Aelteſten übertragen werden. 

3. Ordinirte Hülfsgeiftliche Haben das Recht, den Sitzungen des Presbyteriums 
mit berathender Stimme beizuwohnen ?). 

S 7. Die Zahl der Mitglieder des Presbyteriums richtet fich nach der Größe der 
Gemeinde, doch follen deren, außer dem Pfarrer, zum wenigjten vier fein, nämlich zwei 
Aelteſte, ein Kirchmeijter und ein Diakonus oder Armenpfleger. 

$ 8. Die Mitglieder des Presbyterii werden mit Ausnahme der Prediger auf 
vier Jahre, in Fleinen Gemeinden, deren Seelenzahl nicht über 200 ift, von allen bei 
der Predigerwahl jtimmfähigen Mitgliedern, und in größeren Gemeinden von dem Pre3- 
byterium und der größeren Nepräfentation der Gemeinde (fiehe 8 18) unter Borfik des 
Pfarrers auf zwei Jahre gewählt. Jedes Jahr geht bei Gemeinden über 200 Seelen 
die Hälfte der Mitglieder ab, doch können die Abgehenden, wenn fie ſich dazu quali= 
fiziven, wieder gewählt werden. Es kann aber der Wiedererwählte die Stelle ablehnen. 

Zuſätze. 1. Die Wahl der Kirchen-Xelteften und Diafonen erfolgt in Zukunft 
der Negel nach jedesmal auf die Dauer von vier Jahren, und jcheidet alsdann zur 
alle zwei Jahre die Hälfte derjelben aus. Jedoch kann, wo es nach den Verhält— 
niſſen zweckmäßig erjcheint, mit Zuftimmung der Kreis-Synode die bisherige zweijährige 
Amtsdauer beibehalten werden, in welchen Falle alle Jahre die Hälfte ausjcheidet. 

2. Scheidet ein Glied des Presbyteriums vor Ablauf feiner Dienstzeit aus, fo 
wird an deifen Stelle durch das Presbyterium ein Subjtitut gewählt, welcher fo 
lange das Amt befleidet, al3 der Ausgefchiedene daſſelbe befleidet haben würde ?). 

$ 9. Ohne erhebliche Gründe, zu welchen ein Alter über 60 Jahre, notorifche 
Kränklichkeit, oder ein Gejchäft, welches mit öfterer oder langer Abwejenheit von der 
Gemeinde nothwendig verbunden ift, jo wie zwei mit Bermögens-Adminijtration pers 
bundene VBormundfchaften zu zählen find, dürfen die in das Presbyterium Gewählten 
fi) dem Amte, wozu fie erwählt worden, nicht entziehen. Wer ohne erhebliche Gründe 
das Amt eines Presbyter ablehnt, verliert dadurch das Necht, in Zukunft ala Glied des 
Presbyterii und der größeren Gemeinde-Nepräfentation gewählt zu werden. Ueber die 
Gültigkeit der Entjhuldigungsgründe hat auf Antrag des Presbyterii die Kreis-Synode 
zu entjcheiden. 

Zujäße 1. Bei einer unmittelbaren Wiederwahl in das Presbyterium kann 
der Wiedergewählte auch ohne das VBorhandenjein der im 8 9 aufgeführten Ent— 
Ihuldigungsgründe die Stelle ablehnen. 

2. Ueber die Gültigkeit dev Entſchuldigungsgründe entjcheidet zunächjt das Pres— 
byterium, und auf dem Wege des Rekurſes, welcher jedoch innerhalb 14 Tagen 
prächufivifcher Frift, vom Tage der Mittheilung der Enticheidung des Presbyteriums 


1) Minift.-Refer. v. 31. Aug. 1853. | 2) Minift.-Rejer. v. 25. Aug. 1858. 
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an gerechnet, eingelegt werden muß, das Moderamen der Kreis-Synode in lebter 
Snftanz). 

8. 10. Es dürfen nur ſolche ſelbſtſtändige Mitglieder der Gemeinde zu Mitgliedern 
de3 Presbyteriums gewählt werden, welche einen chrbaren Lebenswandel führen und an 
dem öffentlichen Gottesdienjte und heiligen Abendmahle fleißig Theil nehmen. 

Die Aelteften und Kirchenmeifter müſſen das 30. Lebensjahr, die Diafonen die 
Großjährigkeit erreicht haben. 

Auch dürfen nicht Vater und Sohn, nicht Großvater und Enfel, auch nicht Brüder 
zu gleicher Zeit Glieder des Presbyterii fein. 

Zufäße 1. 63 dürfen nur jolche in S 21 bezeichnete ſelbſtſtändige Gemeindes 
glieder zu Mitgliedern des Presbyteriums gewählt werden, deren Wandel unjträflich 
it, die ein gutes Gerücht in der Gemeinde haben, überhaupt ihre Liebe zur 
evangelifchen Kirche namentlih durch Erziehung ihrer Söhne im evangelifchen 
Bekenntniſſe bethätigen, und durch Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienjte und 
heiligen Abendmahle ihre Kirchliche Gefinnung beweifen. Ausnahmen in Bezug auf 

°evangelifche Kindererziehung können, unter ganz bejonderen Verhältniffen, durch das 
Konfiftorium gejtattet werden. 

2. Die Schlußbeitimmung des S 10 bezieht ſich auch für die Rheinprovinz nur 
auf Verwandte der mechjelnden Glieder des Presbyteriums, nicht des Pfarrers. Für 
die Provinz Weſtphalen behält es bei den desfallfigen übereinftimmenden Beſchlüſſen 
der 3. weſtph. Propinzial-Synode 57 und 58 fein Bewenden ?). 

3. Unter dem für das Diakonenamt nad S 10 erforderlichen Alter, ſoll auch 
in den Theilen der Nheinpropinz, wo das Allgemeine Landrecht nicht gilt, das voll 
endete 24jte Lebensjahr verjtanden werden ?). 


8 11. Die erwählten Mitglieder follen öffentlich von der Kanzel der Gemeinde an 
zwei auf einander folgenden Sonntagen angezeigt, und darauf vor der Gemeinde durch 
ven Pfarrer nach dem in der Agende befindlichen Formular eingeführt werden. 

Zufäße 1. Gegen die Wahl eines Aeltejten oder Diakons fönnen nur bis 
zur vollzogenen zweiten Verkündigung Ginfprüche eingelegt werden. Ueber dieſe 
Einjprüche entjcheidet zunächt das Moderamen der Kreid-Synode, auf erforderten 
gutachtlichen Bericht des Presbyteriums, und auf Rekurs, welcher jedoch innerhalb 
vierzehn Tagen präflufivifcher Friſt von der Bekanntmachung des Beichluffes des 
Moderamens an gerechnet, eingelegt werden muß, das Konftjtorium ?). 

2. Der Rekurs an das Konfiftorium, welches in leßter Inſtanz entjcheidet, iſt 
nur demjenigen, gegen welchen der Einfpruch gerichtet worden ift, nicht auch dem 
Opponenten geftattet. Bis zur endgültigen Entjceheidung über die erhobenen Einfprüche 
verbleibt der Amtsvorgänger des Beanjtandeten in feinen Funktionen, und falls nicht 
zu ermitteln tft, an welcher Stelle der Beanftandete treten jollte, entjcheidet das Loos 
darüber, welcher von den ausjcheidenden Presbytern bis zu jenem Zeitpunfte im 
jeinen Funktionen zu verbleiben hat. 

Einſprüche gegen die Perjönlichkeit des Gemwählten und die Legalität der 
Wahlhandlung werden hierbei überall gleichmäßig behandelt ?). 

S 12. Das Presbyterium verjammelt jich auf schriftliche Aufforderung des Präfes, 

1) Minift.Refer. dv. 25. Aug. 1853. 4) Mintjt..Refer. v. 25. Aug. 1853. 


2) Minift.-Refer. dv. 25. Aug. 1853. 5) Allerh. Erl. dv. 8. Dez. 1866. 
3) Allerh. Kab.=D. dv. 22. Aug. 1847. 
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welche den Mitgliedern wenigjtens drei Tage vor der Sitzung befannt gemacht werden 
muß, in dev Regel jeden Monat einmal in der Sakriſtei oder einem andern bejtimmten, 
angemefjenen Lokale, in einem der Ficchlichen Gemeindegebäude. Der Präfes hat darauf 
zu halten, daß Ordnung, Anftand und Würde in der VBerfammlung nicht verlekt, und 
nur über kirchliche Gegenjtande gefprochen werde. 

Der Präſes kann auch, wo erforderlih tt, außergewöhnlich das Presbyterium 
zufammenberufen. — Zur Faſſung eines Beichluffes müſſen zwei Drittel der Glieder 
verjammelt fein. Bei Gleichheit der Stimmen gebührt dem Präjes die Schtedsitimme. 

Zuſätze. 1. Die Einladung des Präfes muß den Mitgliedern des Presbyteriums 
jpätejtens am Tage vor Abhaltung der Berfammlung zufommen. 

2. Statt der jehriftlihen Form kann auch die ſonſt herfömmliche Form der 
Einladung benußt werden. 

3. Iſt die Einladung jchriftlich und unter Angabe der Berathungsgegenjtände 
erfolgt, jo iſt jchon die Hälfte der Mitglieder des Presbyteriums beſchlußfähig. 

4. Der Präſes eröffnet und jchließt die Verhandlungen mit Gebet )). 

$ 13. Ueber die Verhandlungen wird ein Protofoll geführt, und dafjelbe in das 
Protofolbuch eingetragen. Die Protokolle werden von allen anweſenden Mitgliedern 
unterzeichnet, und das Protokollbuch wird dem Superintendenten bei dev Kicchenvifitation 
vorgelegt. 

8 14. Zu dem Gejchäftsfreis des Ortspresbyterii gehört: 

a. Die Handhabung der Kicchendiseiplin in der Gemeinde, innerhalb der gejeglichen 


Gränzen. 
b. Die Einleitung zur Wahl des Predigers nach den Beſtimmungen des Wahl— 
Reglements. 


c. Es gebührt ihm die Wahl der untern Kirchenbedienten, die verfaſſungsmäßige 
TIheilnahme an der Wahl der Elementar-Schullehrer , und der 8 8 bezeichnete 
Antheil an dev Wahl der Presbyterien. 

d. Die Aufnahme der von ihm und der Gemeinde duch den Prediger geprüften 
Konfirmanden. 

e. Nach der Beitimmung de3 8 2 die Ertheilung der Kirchenzeugniſſe für die aus 
der Gemeinde zu entlaffenden Glieder. 

f. Siß und Stimme in der Kreis-Synode durch den Prediger und einen don dem 
Presbyterio deputirten Aelteſten. 

g. Die Verwaltung des Kirchen-, Pfarr, Schul- und Armenvermögens. 

BZufäße Zu den Obliegenheiten des Presbyterii gehört Ferner: 

h. Die Aufficht über die ganze Gemeinde und die Aufrehterhaltung guter Ordnung 
bei dem öffentlichen Gottesdienite, 

i. Die Pflicht, zur Zeit einer Vakanz der Pfarrftelle, nach Anweiſung des 
Superintendenten, dafür zu jorgen, daß der Gottesdienft und der fatechetijche 
Unterricht der Jugend gehörig wahrgenommen werde. 

k. Die Leitung der firhlichen Einrichtungen für Armen: und Krankenpflege. 

1. Es bildet innerhalb der verfaflungsmäßigen Gränzen den Schulvorjtand der 
Pfarrſchulen, führt die Aufficht über ſämmtliche Schulen der Gemeinde in 
Beziehung auf chriftliche Unterweifung und Erziehung der Jugend, und wahrt 
im Bereiche der Parochie die der Kirche über die Schulen zuftehenden Rechte ?). 

$ 15. Die Pflichten der Aelteſten ($ 5) find: 


1) Mintft.Refer. dv. 25. Aug. 1853. | 2) Minift.:Refer. v. 25. Aug. 1853. 
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Dem Prediger zur Erreichung des Zweckes in jeinen Amtsverrichtungen hilfreiche 
zu leiſten. | 
Insbeſondere haben fie 


. beim öffentlichen Gottesdienjte über gute Ordnung zu wachen. 
. Sollen fie diejenigen, welche durch Nichtbefuchung des Gottesdienjtes oder ſonſt 


durch Mebertretung der im vorigen. Kapitel bemerkten Pflichten dev Gemeindes 
glieder Anitoß geben, dem Prediger anzeigen. 


. Sie find verbunden, abwechjelnd den Prediger bei den jährlichen Hausbejuchen, 


wo Diejelben üblich find, zu begleiten. 


. Müffen fie zur Zeit der Vakanz der Predigeritelle, nach Anweiſung des 


Superintendenten dafür jorgen, daß der Gottesdienft und der Fatechetifche 
Unterricht der Jugend gehörig wahrgenommen werde, 


. Ueberhaupt durch Ermahnen und Bitten chriftliche Ordnung, gewiljenhafte 


Kinderzucht und einen frommen Lebenswandel der Gemeindeglieder fürdern. 


,‚ Und endlih den Synodal-Berfammlungen, wenn fie dazu erwählt werden, 


beiwohnen. 
8 16. Die Kirchmeiſter haben folgende befondere Obliegenheiten: 


. Sie empfangen alle Einnahme der Kirche, und bejtreiten von derjelben die 


Ausgaben auf Aifignationen, welche von dem Präſes des Kirchenvorftandes 
unterjcehrieben jind. 


. Legen fie jährlich dem Presbyterio Rechnung von ihrer Verwaltung ab, und 


haben jich jeder befondern, von dem Presbyterio angeordneten Kafjenrevifion zu 
unterwerfen. 


. Hühren fie die bejondere Aufficht über die der Gemeinde gehörenden Gebäude, 


Kichengeräthe und andern Inventarienſtücke der Kirche, und machen in der 
Berfammlung des Kirchenvoritandes die Anträge zu nöthigen Bauunternehmungen. 


. (Zuſatz.) Sie vertreten im Gebiete des Franzöftichen Rechts die Ortsgemeinden 


bei allen Prozeſſen, ſo daß alle erforderlichen Zuftellungen von ihnen rechtsgültig 
ausgehen und an fie vechtsgültig erfolgen '). 
Zuſatz. Auf den Antrag des Presbyteriums Tann der Superintendent es 


geitatten, daß die Rendantur der Kirche gegen Nemuneration einem bejondern 
Beamten, welcher jedoch dadurch nicht Mitglied des Presbyteriums wird, übergeben 
werde ?). 


Ss 17. Pfihten der Armenpfleger oder Diafonen. Die bejonderen 


Obliegenheiten der Armenpfleger find folgende: 


1 


DD 


. Die Sorge für die Armen der Gemeinde: Sie unterfuchen deren Familien— 


verhältnifje, ihren häuslichen und ihren fittlichen Zuſtand, erforſchen deren 
Bedürfniſſe, machen die nöthigen Anträge zur Befriedigung derjelben in der 
Berfammlung des Kirchenvorjtandes und vollziehen in diejer Hinficht die gefaßten 
Beſchlüſſe. 


. Sie verwalten den Armenfonds der Gemeinde, beſorgen nach den ihnen zu 


ertheilenden Anwetjungen des Präjes die Einnahmen und Ausgaben und legen 
jährlich dem Presbyterio, welches für die richtige Kaffenführung verantwortlich 
iſt, Rechnung von ihrer Berwaltung ab. 


1 Allerh. Erl. v. 4. Mai 1868. — NRheinprovinz. Syn. $ 14. — Minift.Refer. 
2) Weitphalen. Refer. vd. 14. Oft. 1839. — | v. 22. Juni 1842. 
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Auch haben fie ſich jeder von dem Presbyterio angeordneten befonderen Kaſſen— 

reviſion zu unterwerfen; 

3. bejorgen fie die Sammlungen der Beiträge für die Kirche und Armen der 

Gemeinde und die vom Staate angeordneten firchlichen Kollekten. 

Zuſatz. Auf den Antrag des Presbyteriums kann e3 der Superintendent 
gejtatten, daß die Rendantur der Armenkaſſe gegen Remuneration einem bejonderen 
Kendanten, der dadurch nicht Mitglied des Presbyteriums wird, übergeben werde. 
Auch kann ein anderes Mitglied des Presbyteriums diefe Rendantur übernehmen 9. 


$ 18. Bon der größern Repräjentation der Ortsgemeinde, jede 
evangelifche Gemeinde, welche über 200 Seelen zählt, erhält außer dem Presbyterium 
eine größere Vertretung, welche gemeinschaftlich mit dem Presbyterium 

a, die Prediger wählt, 

b. über die Veränderung in der Subjtanz des Grundeigenthums der Gemeinde, 
Erwerbung oder Beräußerung derjelben, wozu auch Erbverpachtungen und 
Konzeſſionen gegen Erbzins gehören, berathet und bejchliept, 

c. Gehälter und Gehaltszulagen für Kirchenbeamte oder Kirchendiener beftimmt, 

d. bei Unzulänglichfeit des Firchlichen Vermögens der Gemeinde, die Herbeilhaffung 
der nöthigen Bedürfniſſe beräth, nöthigenfalls die Umlage auf die Mitglieder 
der kirchlichen Gemeinde, nach Verhältniß der von denfelben zu zahlenden 
direkten Staat3- und Kommunal-Steuern, bewirkt und dieſelbe der Regierung 
zur Bollziehung vorlegt. 

Zufäße. 1. Die auf die Gemeinde nöthig werdenden Umlagen werden nad) 
Verhältniß der von den Mitgliedern derjelden zu zahlenden direkten Staats- oder 
Kommunal-Steuern, umgelegt. 

2. Es jteht dem Presbyterium frei, auch in innern Angelegenheiten, wo es ihm 
angemefjen exjcheint, die Unterftügüng der Gemeindevertreter in Anſpruch zu nehmen ?). 

$ 19. Die Zahl diefer Vertreter wird nach der Größe der Seelenzahl der Gemeinde 
nach) folgender Progreſſion feſtgeſtellt: 

In Gemeinden von 200 Seelen und darunter werden alle ſtimmfähige Gemeinde- 
glieder berufen. 

a. auf Gemeinden von 200 bis inkl. 500 Seelen, 16 dtepräjentanten, 

. für Gemeinden von 500 bis 1000 Seelen, 20 Repräjentanten, 
. don 1000 bis 2000 Seelen, 24 Repräjentanten, 

. don 2000 bis 5000 Seelen, 40 Repräjentanten, 

. bei Gemeinden über 5000 ©eelen, 60 Repräſentanten. 

Zuſatz. Die Beichlußfähigfeit der nach S 19 der Kirchenordnung vom 
5. März 1835 in Gemeinden bis zu 200 Seelen berufenen jtimmberechtigten 
Gemeindeglieder iſt nicht nach den Hinfichtlich dev Verſammlung der größeren 
Repräfentation und des Presbyteriums beftehenden Grundfäßen zu beurtheilen, vielmehr 
muß in diefen Gemeinden die Berfammlung der Anwejenden ohne Rückſicht auf deren 
Anzahl für beſchlußfähig erachtet werden, wenn die Einladung ordnungsmäßig, alfo 
in dem Gebiete des Allgemeinen Landrechts nah Maßgabe des Gejehes vom 
23, Januar 1846, in den übrigen Diftrikten aber in Gemäßheit des aus der Natur 


—— 
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der Sache fich ergebenden allgemeinen Grundſatzes ſchriftlich, unter Bezeichnung des 
zu verhandelnden Gegenstandes, erfolgt iſt '). 

$ 20. Die fänmtlichen Repräfentanten werden zum erjten Male gewählt unter 
dem Vorſitz de3 Kreis-Superintendenten mit Zuziehung des Pfarrers oder der Pfarrer 
der Gemeinde und im Beifein des Ortsbürgermeifters, wenn diefer evangelifcher Konfeſſion 
iſt, im entgegengejeßten Falle eines evangelifchen Beigeordneten, oder eines evangelischen 
Mitgliedes des Stadtraths, wenn ein ſolcher vorhanden jein follte. 

s 21. Wähler der Nepräfentanten find alle Gemeindeglieder, welche das 24jte 
Lebensjahr zurücgelegt haben, zu den Bedürfniffen der Gemeinde, wo erforderlich iſt, 
konkurriren und 

a. entweder ein öffentliches Amt befleiden, 
b. oder einem eigenen Gejchäft vorjtehen, 
c. oder eine eigene Haushaltung führen. 

Zufäße 1. Das Presbyterium ift befugt, einem Gemeindegliede wegen 
gegebenen öffentlichen Aergerniſſes durch einen fürmlichen Beihluß das Wahlrecht zu 
entziehen. 

2. Sofern die Gemeindevertretung einzelne Klaſſen der Gemeinde von der Beis 
tragspflicht durch Beſchluß frei läßt, erliſcht das Wahlrecht derjelben nicht. 

3. Der Sohn einer MWittwe, welcher deren Gejchäft führt und das 24jte 
Lebensjahr vollendet hat, befikt das aktive und paſſive Wahlrecht ?). 

s 22. Wählbar zu Repräfentanten find diejenigen jelbjtitändigen Gemeindeglieder, 
welche das 24jte Jahr zurücgelegt, einen unbejcholtenen Ruf haben, ehrbaren Lebens- 
wandel führen, und an dem Gottesdienste und heiligen Abendmahle fleißig Theil nehmen. 

8 23. Die Wahl erfolgt auf die Weife, daß jeder Wählende jo viele Namen 
von Wählbaren, al3 Stellvertreter dev Gemeinde zu ernennen find, in einem, dem die 
Wahl leitenden Kirchenbeamten zu übergebenden verjchlojjenen Zettel benennt, damit die 
Stimmen ganz frei von allem fremdartigen Einfluffe bleiben. 

Zufäße 1. Statt der Mbjtimmung durch verjchloffene Stimmzettel kann das 
Prespyterium durch Beihluß auch die Wahl durch öffentliche Stimmgebung zu 
Brotofoll anordnen. 

2. Wo die örtlichen Verhältniſſe dieß nöthig machen, kann die Wahl auch mit 
Derücdfichtigung der einzelnen Abtheilungen der Gemeinde erfolgen. 

3. Die nah den Ortsverhältniffen erforderlichen näheren Beitimmungen der 
Wahlreform bleiben bejonderen Wahlordnungen vorbehalten, die nach Anhörung des 
Presbyteriums auf Antrag des Superintendenten durch das Konfiitorium feſtgeſtellt 
werden ?). 

5 24, Durch die relative Mehrheit dieſer Stimmen werden die neuen Repräſen— 
tanten ernannt. 

Zufäße 1. Die Namen der gewählten Gemeindevertreter werden an zwei 
nach einander folgenden Sonntagen von der Kanzel verfündigt, und fünnen nur bis 
zur vollzogenen zweiten Bekanntmachung Einſprüche gegen die Wahl angenommen 
werden ®). 

2. Im Uebrigen ‚finden die Beitimmungen in $ 11 der Kicchenordnung und 


1) Minift.-Refer. v. 11. Dez. 1861 (abgedrudt 
in Ztſchr. f. AR. Bd. IS. 348 ff.) | 
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der dazu erlaffenen Ergänzungen betr. das Verfahren bei Einſprücheu gegen Pres— 
byterialwahlen auch hier Anwendung '). 
z 25. Wenn eine Gleichheit der Stimmen eintritt, jo bejtimmt das Loos den 
künftigen Nepräfentanten. 
$ 26. Bon diejen Repräjentanten tritt alle Jahr der vierte Theil ab. 
Zuſatz. Der nad S 26 jährlich ftattfindende Austritt des vierten Theiles 
der Gemeindevertreter joll künftig nur alle zwei Jahre erfolgen 2). 

$ 27. Die zuerſt Austvetenden werden durch das Loos bejtimmt. 

$ 28, Die an der Ausgejchiedenen Stelle tretenden neuen Nepräjentanten werden 
von den Stimmberechtigten Gemeindegliedern unter dem Vorſitze des Pfarrers erwählt, 
wo mehrere Pfarrer find, unter dem Vorſitze des Präjes des Presbyteriums; die Abgehen - 
den jind wieder wählbar. 

8 29, Wenn in der Zwifchenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Nepräfentant mit 
Tode abgeht, die Gemeinde verläßt, oder in das Presbyterium gewählt wird, jo wird 
dejjen Stelle in der erſten Sitzung der Gemeindevertretung von derjelben durch eine 
neue Wahl wieder in der Art bejeßt, daß der neu Gewählte die Stelle feines Vor— 
gängers bis zu der nächiten Nepräjentantenwahl behält. 

Zuſatz. Die nah 8 29 von dem größeren Kicchen-Kollegtum zu bewirfende 
Ergänzung einer durch außerordentlichen Abgang in der Gemeindevertretung entjtan= 
denen Lücke ſoll künftig in der Art erfolgen, daß das neugewählte Mitglied die Stelle 
feine Vorgängers bis zu dem Zeitpunfte behält, wo letzterer durch den regelmäßigen 
Wechſel ausgeſchieden fein würde ?). 

$ 30. Die Gemeindevertretung beſchließt unter dem Vorſitze des Präſes des Pres— 
byterit durch Stimmenmehrheit gemeinſchaftlich mit dem Presbyterium über die von 
demjelben zur Berathung vorgelegten Gegenftände; bei Gleichheit dev Stimmen giebt der 
Präjes des Presbyterii den Ausschlag. Das Presbyterium führt die gefaßten Beſchlüſſe 
aus, wobei demjelben auf fein Anſuchen die nöthige Unterftügung von Mitgliedern der 
größeren Gemeinde Repräfentation gewährt wird. 

$ 31. Der Präſes des Presbyterii ift der Präfes der größern Gemeinde-Ber- 
tretung. 

Zuſatz. Die Gemeindevertreter verfammeln ſich auf Einladung des Präfes 
Presbyterii, welche in der Regel wenigitens am Tage vorher, und unter Angabe der 
Hauptgegenftände dev Berhandlung, den Mitgliedern befannt gemacht werden muß H. 

Ss 32. Um einen Beichluß faffen zu fünnen, müſſen zwei Dritttheile des aus der 
Gemeindevertretung und dem Presbyterio bejtehenden Kollegiums gegenwärtig fein. 

Zuſatz. Statt der nah 8 32 erforderlichen Anweſenheit von zwei Dritt- 
theilen des aus dem Presbyterium und der Gemeindevertretung bejtehenden Kollegiums 
joll es zur Gültigkeit einer Beſchlußnahme genügen, wenn die abſolute Majorität 
dejjelben an der Verſammlung Theil genommen bat °). 

$ 33, Die Beſchlüſſe des Kollegii werden von allen bei der Abſtimmung Anweſen— 
den jedesmal unterjchrieben. 

$ 33 a. Zufaß. Eine Verſammlung dev Gemeindevertreter, welche wiederholt 
und hartnädig ihre Pflichten vernachläffigt und in Unordnung oder Parteiung ver 


1) Allerh. Ordre dv. 8. Dez. 1860. | 4) Minift.-Refer. dv. 25. Aug. 1853. 
2, Alferh. Ordre dv. 22. Aug. 1847 5) Allerh. Ordre dv. 22. Aug. 1847. 
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fällt, ift von dem Provinzial-Konſiſtorium aufzulöfen und ebenjo den eviwiejenen 
Schuldigen die Wählbarkeit auf eine Zeit oder auf immer zu entziehen '). 

Ss 33 b. Zujaß. Beltehen in einer Gemeinde herkömmlich bejondere die 
Kirchenordnung ergänzende, näher bejtimmende oder modiftzivende Einrichtungen, 
deren Anerkennung fie wünjcht, oder fühlt fie jonjt das Bedürfniß, neue eigenthüm— 
liche Einrichtungen zu treffen, jo können ſolche zu einer jtatutarifchen Beſtim— 
mung, oder infofern fie Gemeinde = Angelegenheiten im Ganzen betreffen, zu einem 
fürmlichen Gemeinde» Statut zufammengefaßt werden. Es iſt deshalb nad) Vor— 
berathung und auf Antrag des Presbyteriums ein Beihluß der Gemeinde oder ihrer 
Dertreter zu faſſen, und für denjelben, nach vorgängiger Begutachtung durch die 
Kreis-Synode, die Anerkennung der Provinzial-Synode: daß die ftatutarijche Beſtim— 
mung zweckmäßig und wejentlichen Beitimmungen der Kirchenordnung nicht zuwider 
jei, jo wie die fchließliche Beftätigung des Konfiftoriums nachzuſuchen ?). 

Zweiter Abſchnitt. 
Von der Kreis-Gemeinde und der Kreis-Synode. 

$ 34. Die Gejammtheit mehrerer Orts = Gemeinden, welche ein gemeinjchaftliches 
Presbyterium haben, heißt Kreis-Gemeinde. 

Zufabß. Der Umfang der Kreis-Gemeinden wird durch das Herfommen vder 
durch einen von dem Konfiftorium mit Genehmigung der höheren Kirchen-Behörde 
und nah Anhörung der Betheiligten, Presbyterien und Kreis-Synode, jo wie der 
Provinzial-Synode gefaßten Beſchluß bejtimmt ?). 

$ 35. Diejes Presbyterium wird die Kreis-Synode genannt, und bejteht aus den 
Pfarrern des Kreiſes und eben jo vielen deputirten Aelteſten, als Gemeinden zum 
Kreife gehören. 

Zufäße 1. Die Presbyterien können anftatt eines Aeltejten auch einen der 
Diafonen zur Kreis-Synode deputiren. 

2. Die innerhalb der Kreis- Gemeinde fungivrenden Anstaltsgeiftlichen und 
Militärprediger, jo wie die ordinirten Hülfsgeiftlichen,, Adjunkten und Vikare, jind 
zur Theilnahme an den Kreis-Synoden mit berathender Stimme berechtiat. Pfarr- 
verwejer, welche die Stelle des ordentlichen Pfarrers in der Gemeinde volljtändig 
vertreten, haben auch auf der Kreis-Synode eine volle Stimme H. 

S 36. Jeder Kreis-Synode ift ein von derjelben aus Geistlichen gewähltes Direk— 
torium vorgeſetzt, welches aus dem Superintendenten, dem Aſſeſſor und dem Sfriba 
bejteht. Der Aſſeſſor iſt der Subftitut des Superintendenten, und der Skriba führt bei 
Synodal-Zujammenfünften das Protokoll. Das Direktorium wird von der Synode auf 
jehs Jahre gewählt, und kann nach Verlauf diejes Zeitraums wiedergewählt werden. 

Die getroffene Wahl des Superintendenten und Aſſeſſors wird durch das König- 
liche Konfiftorium dem Miniſterio der geistlichen Angelegenheiten zur Beſtätigung vor— 
gelegt. Stirbt der Superintendent, oder hört er auf Pfarrer in dem Synodal = Kreije 
zu jein, jo verwaltet dev Aſſeſſor das Amt des Superintendenten bis zur nächjten 
Synodal-Zuſammenkunft. 

Zuſätze. 1. Für den Aſſeſſor und Skriba werden Stellvertreter gewählt. 

2. Nach dem Beſchluſſe der Kreis-Synode können in wichtigen Angelegenheiten 


1) Allerh. Ordre v. 22. Aug. 1847. 3) Miniſt.⸗Reſer. dv. 25. Aug. 1853. 
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nach Maßgabe der Gejchäfts- Ordnung zwei von der Kreis=- Synode auf ein Jahr 
gewählte Aeltefte zu den Verhandlungen des Moderamens mit Stimmrecht zugezogen 
werden. Die Wahl derfelben bedarf der Beitätigung des Konfijtoriums '), 


d, 


b. 


83 


4, 


ST 


$ 37. Zu dem Gejchäftstreis der Kreis-Synode gehört: 


Berathung der Anträge an die Provinzial= Synode über alle kirchlichen Gegen— 
jtände, worüber die Beichlußnahme nad) 8 49 der Provinzial-Synode zujteht. 
Die Aufficht über die Pfarrer, Ort3-Presbyterien, Kandidaten, Pfarr-Schullehrer 
und Kirchendiener des Kreiſes. 


. Die Handhabung der Kirchen-Disciplin innerhalb der gejeglichen Gränzen. 
d. 


Die Aufſicht über die Verwaltung des Kirchen- und Armen-Vermögens aller 
Gemeinden des Kreiſes. 


. Die Verwaltung der Prediger-Wittwen-Kaſſe des Kreiſes und der Synodal-Kaſſe. 
. Die Leitung der Wahlangelegenheiten der Pfarrer des Kreijes, ſo wie die Ordi— 


nation derjelben und Introduktion. 


. Die Wahl des Direktorit der Synode und der Deputirten zur Provinzial-Synode, 
$ 38. Der Superintendent hat: 


in allen Eicchlichen Angelegenheiten über Erhaltung und Ausführung der Kirchen: 
Ordnung und Synodal= Beichlüffe zu wachen und die Rechte der Kirche wahr- 
zunehmen. 


. Er führt die Aufficht über die Presbyterien, über das Fortitudiren und die 


Führung der Kandidaten des Kreifes, wie auch über die Amtsverwaltung und 
den Lebenswandel der Geijtlichen, Kirchenbedienten und Schullehrer, nach den 
Grundſätzen der Kirchenordnung. Er fucht Mißhelligkeiten, welche zwijchen 
den Gemeinden, Predigern, Presbyterien, diefen und den Gemeinden entjtehen, 
zu vermitteln und auszugleichen, und führt die Disciplinar-Unterfuchungen gegen 
Geiſtliche, Kicchenbediente und Schullehrer und Preshyterien feines Kreijes allein 
oder, injofern es der Zuziehung vichterlicher Perſonen bedarf, mit denſelben 
gemeinschaftlich. 


. Er Hält in der Regel in jeder Gemeinde alle zwei Jahre die Kirchen-Bifitation 


nach der vorgejchriebenen Inſtruktion, und ftattet darüber Bericht an die geijt- 
liche Behörde und an die Synode bei ihrer Berfammlung ab. Im Nothfalle 
kann er ſich in diefem Gejchäfte von feinem Aſſeſſor vertreten laſſen, jo wie 
leßterer in der Gemeinde des Superintendenten jedesmal die Kirchen - BVifitation 
übernimmt. 


. Er ordnet die Gejchäfte, welche bei einer vafanten Gemeinde zu bejorgen find, 


bejtimmt daher den Turnus, nach welchen die geiftlichen Amtsverrichtungen 
während der Vakanz einer Pfarrjtelle von den Predigern der Kreis-Synode 
und den Kandidaten verrichtet werden, führt das Präfidium des Presbyteriums 
der vafanten Gemeinde und bejorgt 


. die Wahlangelegenheiten in der Gemeinde nach der vorgejchriebenen Ordnung, 


feitet die Prediger-Wahl, und verrichtet die Ordination und Introduktion der 
Geiftlihen in Verbindung mit dem Aſſeſſor und Sfriba. 


. Er leitet die Synode bei ihrer Verfammlung, ordnet den Gang der Verhand- 


lungen an, hat den Vorſitz und das Necht der Entjcheidung bei Gleichheit der 
Stimmen umd jteht an der Spiße in den von der Synode ernannten Kommilfionen, 
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7. Er hat die Verordnungen der Behörden in Ausführung zu bringen. Die Vers 
fügungen derjelben, ſoweit jie die Firchlichen Angelegenheiten und die Amts— 
führung der Geiftlichen betreffen, gelangen allein durch ihn an die Prediger und 
Gemeinden des Kreifes, und durch ihn gehen die Gefuche der RE: und 
Gemeinden wieder zu den Behörden. 

8. Erift in der Regel Schul-Inſpektor, oder es fommen doch alle die Schule betref- 
fenden Angelegenheiten, wenn ein anderer Geiftlicher mit der Schulpflege beauf- 
tragt ift, an ihn und dur ihn an die Staatsbehörde, und von diejer durch 
ihn an die Schul-Inſpektoren. Er iſt hiernach das Organ ſowohl der dem 
Kirchen und Schulwejen vorgejeßten Königlichen Behörden, als der Synode, 

8 39, Die Kreis-Synode verjammelt fich in der Regel zährlich einmal an dem 
Orte, der von derjelben beitimmt wird. Die Berufung gejchieht durch den Superinten— 
denten, wenigitens vier Wochen vor der Zufammenkunft. In dringenden Fällen kann 
er fie auch außerordentlich berufen, oder die jehriftlichen Stimmen dev Mitglieder einholen, 

8 40. Nach vorhergegangenem Gottesdienjt, wobei derjenige Geiftliche, welcher 
in der vorigen Sißung dazu gewählt worden, die Predigt hält, eröffnet der Super— 
intendent die Verhandlungen mit einem Gebete, ftattet Bericht über den innern umd 
äußern Zuftand der Gemeinde des Synodal-Kreijes ab, und Legt die Gegenjtände der 
Berathung vor. ES fünnen nur firchliche Gegenstände, welche nach S 37 zum Geſchäfts— 
freiie der Synode gehören, berathen werden. Der Superintendent jehließt die Verhand— 
ungen mit Gebet. 

$ 41. Die Beichlüffe werden durch Mehrheit der Stimmen gefaßt. Zur Faſſung 
eines Beichluffes wird die Anweſenheit von zwei Dritteln der Glieder der Kreis-Synode 
erfordert. 

S 42. Die VBerhandhungen werden protofollivt, und die Protofofle müſſen von 
dem Cuperintendenten, Aſſeſſor, Protofollführer und allen anweſenden Gliedern der 
Kreis: Synode unterſchrieben werden. 

8 43. Die Protofolle werden fpätejtens 14 Tage nach gehaltener Synode von 
dem Superintendenten durch den General-Superintendenten an das Konfiftorium gejandt, 
außerdem zivfuliven diefelben bei den Pfarren der Kreis-Synode zur Abfchriftsnahme 
und Aufbewahrung im Kirchen-Archiv, nachdem diejelben zuvor dem Presbyterio mit- 
getheilt worden. 

Zujaß. Die Protofolle der Kreis-Synoden werden auch dem Präſes der 
Provinzial-Synode und in der Kegel jänmtlichen Kreis-Synoden der Provinz mit- 
getheilt und zu diefem Ende der Regel nach durch den Drud vervielfältigt '). 

$S 43a Zuſatz. Wie für die einzelnen Gemeinden, jo können auch für die 
Kreis-Synoden bejondere, der Kirchenordnung nicht widerſprechende Einrichtungen 
getroffen werden. Solche jtatutariiche Beftimmungen find von der verfammelten 
Kreis :Synode zu bejchliegen und bedürfen zu ihrer Nechtsgültigkeit der Anerkennung 
der Provinzial- Synode und der Beltätigung des Konfiftoriums, unter Genehmigung 
der oberen Kirchen Behörde ?). 

Dritter Abſchnitt. 

Don der Provinzial-Gemeinde und Provinzial-Synode, 

8 44. Die in derjelben Provinz zu einem firchlichen Verband vereinigten Kreis- 
Gemeinden bilden die Provinzial-Gemeinde, 
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$ 45. Die Propinzial-Gemeinde hat ein Presbyterium, genannt Provinzial-Synode, 
zur Beforgung der Angelegenheiten der Provinzial-Gemeinde. Die Provinzial-Synode 
beiteht aus dem Präfes, Aſſeſſor und Scriba diefer Synode, aus den Superintendenten 
der Provinz und aus geijtlichen und weltlichen Deputirten dev Kreis-Synoden. Jede 
Kreis-Synode wählt dazu einen Pfarrer und einen Aelteſten aus dem Kreiſe. 
| Zujäße 1. Statt eines Aelteſten können die Kreis-Synoden auch einen der 
Diafonen zur Provinzial-Synode deputiren. 

2. Für die deputirten Pfarrer und Xelteften oder Diafonen werden Stellver— 
treter gewählt. 

3. Derzieht ein Abgeordneter aus dem Kreis-Synodenbereiche, jo tritt eine 
Neuwahl ein. 

4. Außerdem hat die evangeliich-theologiiche Fakultät das Recht, jowohl zu der 
weitphälifchen als der rheinischen Pronvinzial-Synode einen aus ihrer Mitte gewählten 
Deputirten mit vollem Stimmrecht abzufenden, unter VBorausjegung der Fortdauer 
ihrer ftatutarifchen Eirchlichen Stellung und einer angemefjenen Einwirkung der Kirche 
auf die Bejegung der Fakultät '). 

$ 46. Das Präfidium der Provinzial-Synode bejteht aus einem Getitlichen, 
welcher den Titel „Präſes der Propvinzial- Synode” führt, und einem geiftlichen Sub— 
jtituten, welcher Aſſeſſor der Provinzial Synode heißt. 

Beide werden von der Provinzial-Synode aus Geiftlichen des Provinzial-Synodals 
Bereichs durch relative Stimmenmehrheit auf 6 Jahre gewählt, und treten in ihre 
Funktionen, wenn fie die Bejtätigung des Minifterii der geiftlichen Angelegenheiten 
erhalten haben. Für die Dauer der Berfammlung wird ein Geiftlicher aus ihrer Mitte 
zum Geriba (PBrotofollführer) gewählt. 

Der Präfes und der Aſſeſſor können nach Ablauf der fechsjährigen Friſt wieder 
gewählt werden. 

Zufäße 1. Die Wahl des Präjes und des Aſſeſſors erfolgt durch abjolute 
Stimmenmehrheit. 

2, Für den Aſſeſſor wählt die Synode einen Stellvertreter auf 6 Jahre ?). 

$ 47. Die Propinzial-Synode verfammelt fih in der Negel alle 3 Jahre in 
einer Stadt des Synodal=- Bereich! nah Wahl der Synode. 

Zuſatz. In außerordentlichen und dringenden Fällen kann der Präjes, mit 
Genehmigung des Kirchen-Regiments, die Stimmen der Mitglieder jchriftlich erfordern, 
oder auch die Provinzial-Synode außerordentlich verfammeln ?). 

8 48. Im Berhinderungsfall wird der Präjes durch den Aſſeſſor vertreten. 
Beim Abſterben oder Abzug deſſelben jchreitet die Provinzial-Synode bei der nächjten 
Berfammlung zu einer neuen Wahl, bis wohin der Aſſeſſor die Stelle des Präſes 
vertritt. 

$ 49. Die Provinzial Synode wacht über die Erhaltung der Neinheit der 
evangelifchen Lehre in Kirchen und Schulen, und der in der Provinz geltenden Kirchen— 
Ordnung. 

Sie bringt ihre Beſchwerden über Verlegung der Firchlichen Ordnung, über ein— 
geichlichene Mifbräuche im Kirchen- und Schulwefen, fowie über die Führung von 
Geiftlichen und Kirchen-Beamten, und ihre desfallfigen Anträge, an die betreffenden 
Staat3-Behörden. 
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Sie beräth die Anträge und Gutachten der Kreis-Synode ihres Bereichs, und faßt 
über die innern kirchlichen Angelegenheiten Beſchlüſſe. 

Die Beichlüffe dev Provinzial-Synode treten aber erſt dann in Kraft und Aus— 
führung, wenn fie die Betätigung der fompetenten Staat3-Behörden erhalten haben. 

Sie nimmt an den Prüfungen der Kandidaten pro licentia und ministerio durch 
Abgeordnete aus ihrer Mitte, deren Zahl der der Räthe des Konſiſtoriums der Provinz 
gleich ijt, mit vollem Stimmrecht Antheil. 

Sie begutachtet die Firchlichen Gegenstände, welche ih von der geijtlichen Staats— 
Behörde zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Sie führt die Aufficht über die Kreis-Synodal-Wittwen- und die Synodal-Kafjen 
ihres Bereichs. 

Sie wählt ihren Präſes, Aſſeſſor und Scriba. 

8 50. Der Präſes der Propinzial-Synode, im VBerhinderungsfall der Afjefjor, 
beruft die Propinzial-Synode, leitet die Verhandlungen derjelben, jorgt für die Beob— 
achtung der äußern Ordnung, fammelt die Stimmen, giebt bei Gleichheit der Stimmen 
durch feine Stimme den Ausjchlag, und faßt die Beichlüffe nach der Mehrheit der 
Stimmen ab. 

Er ift der erſte Abgeordnete der Provinzial-Synode zu den Prüfungen der 
Kandidaten. 

Er hat das Necht, den Kreis-Synodal-VBerfanmlungen mit vollem Stimmrecht 
beizumohnen. 

Er führt die Korrefpondenz mit den Staat3-Behörden über alle Angelegenheiten 
dev Provizial-Synode. 

Er repräfentirt bei der Einweihung neuer Kirchen die Provinzial-Synode. 

Zuſatz. Zur Faſſung eines Beſchluſſes der Propinzial-Synode wird Die 
Anweſenheit von zwei Dritteln der Glieder derjelben erfordert ). 

$ 51. Die Provinzial-Synode wird mit Gebet und Nede des Präjes eröffnet 
und gejchlojfen. Nachdem die Arbeiten des erjten Tages beendigt find, wird in der 
Kirche eine kurze Borbereitungs-Andacht zur Abendmahls-Teier gehalten. 

Am zweiten Tage ijt feierlicher Gottesdienit und die Synode feiert die Kommunion. 

Die Predigt wird von demjenigen gehalten, welcher von der Provinzial-Synode 
beauftragt worden. 

Der Präjes theilt das heilige Abendmahl aus, wobei ihm der Geiftliche, welcher 
die Synodal-Predigt gehalten, affistirt. 

$ 52. Die Alten der Propinzial-Synode cirfuliven bei allen Predigern der 
Provinz, welche eine Abjchrift davon im Archiv aufbewahren. 

Imgleichen werden von dem Präſes die Alten an die Yandesherrliche Behörde 
eingejandt. 

5 52a. Zuſatz. Für den Zweck einer einheitlichen Fortbildung und weiteren 
Entwidelung der die Provinzen Wejtphalen und Rheinland verbindenden Kirchen— 
Verfaſſung werden die beiden Provinzial-Synoden ihre Situngen möglichjt gleichzeitig 
halten und ſonſt in angemefjener Weife mit einander in Vernehmen treten, 

552 b. Zujaß. Die Mitglieder des Konfiftoriums find berechtigt, den 
Berjammlungen der Propinzial-Synoden, jo wie auch der Kreis-Synoden mit berathen- 
der Stimme beizumohnen ?). 
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Don der Erledigung, Wiederbefegung und Vertretung des Pfarramt. 


S 53. Das Predigeramt wird erledigt, durch freiwillige Niederlegung, Ent— 
feßung, Verjegung und Abiterben de3 Pfarrers. 

Einem Pfarrer fteht es frei, der Berufung zu einer anderen Gemeinde zu folgen. 
Wenn jedoch ein dienitfähiger Prediger vor Berlauf von zwei Jahren nach feinem Amts— 
Antritt feine Stelle verläßt, jo ift die Gemeinde, welche ihn berufen hat, gehalten, die 
Koften feiner Erwählung, Berufung und Einjegung dev Gemeinde, die er verläßt, zu 
erstatten, welche Koften von dem Presbpterium, dev letzteren jpezifizirt und jummirt und 
von dem Superintendenten fejtgeftellt werden, jedoch die Summe von 80 Thlen. nicht 
überjteigen dürfen. 

S 54. Bei Erledigung des Predigtamts iſt Folgendes zu beobachten: 

1. Das Presdyterium muß die Erledigung der Stelle fofort dem Superintendenten 
berichten. 

2. Der fein Amt niederlegende Prediger jet jeine Amtsführung noch ſechs Wochen 
nach jeiner Niederlegungs- Erklärung fort, und bejchließt dieſelbe duch eine " 
Adichieds- Predigt, mit welcher jeine Funktionen und die Beziehung des Gehalts 
aufhören. 

3. Bei Niederlegung feines Amtes übergiebt der abziehende Prediger alle bei ihm 
beruhenden Kirchenakten und Kirchenbücher dem Presbyteriv. Diejes gejchieht 
in Gegenwart de3 Superintendenten oder feines Subjtituten, welcher ein Inven— 
tarium aller Kirchenpapiere anfertigen läßt, wovon er das Duplikat behält. 

4, Der Superintendent giebt ihm, wenn er die Kreis-Synode verläßt, nach vor— 
hergehendem Bericht des Presbyterit und eingeholtem Gutachten der Kreis-Synode 
ein Zeugniß über jeine Amtsführung. 

. Wenn ein Pfarrer mit Tode abgeht, jo nimmt das Presbpterium binmen acht 
Tagen nach feiner Beerdigung die Kirchenfachen und Schriften, welche der Ver— 
ftorbene in Händen hatte, in Gegenwart des Superintendenten in Empfang. 

$S 55. Die Bedienung einer erledigten Stelle, wenn fein Wittwenjahr ftattfindet, 

geſchieht alfo: 

a. Während der Vakanz predigen die Kandidaten der Synode und Diejenigen Kan— 
didaten aus andern Synoden, welche der Superintendent aus eigener Bewegung 
oder auf den Wunjch der Gemeinde zu Gaftpredigten auffordern wird. 

Sie haben auch Nachmittags öffentliche Katechifationen zu halten. 

b. Zu den übrigen Amtshandlungen jind, wenn fein zweiter Prediger bei der 
Gemeinde tft, dem Herkommen gemäß die benachbarten Prediger gegen die Jura 
stolae verpflichtet. 


$ 56. Die Bedienung einer erledigten Pfarritelle, wenn die Wittwe oder Waijen 
die Wohlthat des Nachjahrs haben, gejchieht alſo: 

a. Bei Gemeinden, bei denen fein zweiter Prediger ift, predigen die Prediger und 
Kandidaten der Kreis-Synode und fatechifiren Sonntags nach einem dom Super- 
intendenten zu beftimmenden Turnus. Sie haben weder Nemumeration noch 
Reiſekoſten zu fordern, werden aber von der Witttve oder den Waifen bewirthet. 

b. Sit der Turnus einmal beendigt, jo predigen die Kandidaten, welche zu Probes 
predigten aufgefordert worden find. | 

e. Hierauf beginnt der Turnus von neuem, bis das Yahr beendigt ift. 

d, Die vorfallenden Kindtaufen und Kopulationen werden jo viel wie möglid auf 
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den Sonntag verlegt, damit diefelben von den Cirkular-Predigern verrichtet 
werden. 

Diejenigen Amtshandlungen aber, welche ſich nicht auf den Sonntag verlegen 
laſſen, werden von den benachbarten Predigern verrichtet. Dieſe alterniren 
wöchentlich, jedoch ſteht es ihnen frei, ein Abkommen unter ſich zu treffen, nach 
welchem jedem der Theil der Gemeinde, welcher ihm am nächſten liegt, angewieſen 
wird. 

Für alle ſonſt vorkommenden Fälle, beſonders die Führung der Kirchenbücher, 
ernennt der Superintendent einen Stellvertreter des Pfarrers. Die Geiſtlichen, 
welche die kirchlichen Amtshandlungen verrichtet haben, ſind verpflichtet, ſofort 
dem Stellvertreter die zur Eintragung ins Kirchenbuch erforderlichen Notizen 
ſchriftlich mitzutheilen. 

S 57. Wenn noch ein zweiter Prediger bei der Gemeinde iſt, übernimmt derſelbe 
alle während der Vakanz vorfallenden geiftlichen Amtshandlungen, die Führung der 
Kirchenbücher, das Präſidium im Presbyterio, und die ganze jpezielle Seelſorge. 

Sn Betreff der Predigten an den Sonn- und Teittagen findet aber die 8 56 
angeordnete Einrichtung auch in dieſem Falle Statt. 

$ 58. Bei Erledigung einer Stelle ohne Nachjahr wird binnen 3 Monaten, von 
dem Tage ab, an welchem die Erledigung der Stelle der Gemeinde befannt gemacht 
worden it, und wo das Nachjahr ftattfindet, 9 Monate nad) dem Tode des Predigers 
zur Wahl gejchritten. Die Dauer des Nachjahrs wird auf 1 Jahr und 6 Wochen, 
vom ZTodestage an gerechnet, bejtimmt. 

$ 59. Die MWiederbejegung einer erledigten Pfarritelle durch freie Wahl der 
Gemeinde oder deren Nepräfentanten erfolgt auf folgende Weife: 

1. Der Superintendent ladet die Kandidaten, welche die Repräfentation, oder two 
feine it, die Gemeinde zu hören wünfcht und die er außer diefen der Gemeinde 
empfohlen hat, zur Haltung einer Probepredigt und Katechijation ein. Unter 
den Eingeladenen müſſen ſich jümmtliche Kandidaten der Kreis-Synode befinden. 

2. Die Kandidaten haben feine Anſprüche auf Reife und Zehrungskoſten zu machen. 

In der Gemeinde aber werden fie unentgeltlich anftändig bewirthet. 

. Wünſcht die Gemeinde einen ſchon im Amte jtehenden Prediger, jo darf er ſich 
weder zu einer Probepredigt anbieten, noch von der Gemeinde dazu aufgefordert 
werden. Die Wahlglieder werden in diefem Fall aus ihrer Mitte eine Depu— 
tation ernennen, welche den Prediger an feinem Wohnorte hört, ſich nach feinen 
Gigenfchaften erkundigt, und den Wahlberechtigten darüber Bericht eritattet. 

4, Der Tag der Wahl wird der Gemeinde wenigitens 14 Tage vor derjelben durch 
eine Proflamation von der Kanzel bekannt gemacht. 

. Der Superintendent, oder im Fall feiner Abwejenheit der Aſſeſſor, begiebt ich 
in Begleitung des Scriba am Wahltage zur bejtinmten Zeit in die Kirche der 
vafanten Gemeinde. 

6. Die Handlung wird mit Gottesdienft eröffnet. 

7. Unmittelbar nach dem Gottesdienste wird zur Wahl gejchritten. Der Super- 

intendent leitet die Wahl. Nur Stiunmberechtigte nehmen daran Antheil. 

8. Die Stimmberechtigten werden aufgerufen, einzeln nad der Ordnung, wie jie 
in dem Berzeichniß aufgeführt find, an den Chortifch zu treten und ihre Stimme 
abzugeben. 

9. Niemand kann jeine Stimme durch einen andern abgeben Lafjen, ausgenommen, 
wenn nachgewiefen worden, daß er Frank oder verreift ift. 
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Ver auf die Aufforderung oder vor dem Schluß der Wahl nicht erjcheint, wird 
al3 abwejend notirt und feine Stimme nicht mehr angenommen. 
Der Scriba und ein vom Presbpterio deputirtes Mitglied defjelben, jchreiben zu 
dem Namen des Stimmenden den Namen defjen, welchem die Stimme gegeben 
worden it. 
Nachdem alle anmwejende Stimmberechtigten ihre Stimmen abgegeben haben, wird 
zum Zählen der Stimmen gejchritten. 

Wer unter den Konkurrivenden die meiften Stimmen hat iſt der erwählte 
Prediger. Der Superintendent verkündet das Reſultat der Wahl. 


. & wird ein Wahlprotofoll aufgenommen und vom Superintendenten und feinem 


Aſſiſtenten, ſowie von dem Presbyterio unterfchrieben. An den nächiten drei 
Sonntagen wird das Rejultat der Wahl der Gemeinde vor Schluß des öffentlichen 
Gottesdienjtes von der Kanzel befannt gemacht. 

Gejchehen Einfprüche gegen den Gewählten, welche jedoch innerhalb der auf die 
erite Bekanntmachung von der Kanzel folgenden 14 Tage bei dem Super— 
intendenten eingelegt werden müfjen, jo werden diefelben auf der Stelle von 
demjelben mit Zuziehung des Presbyterii unterjucht und der betreffenden Negierung 
mit qutachtlichem Bericht des Superintendenten zur Enticheidung vorgelegt. 

Der Erwählte erhält eine vom Presbyterio Namens der Gemeinde unterjchriebene, 
vom Superintendenten als richtig bejcheinigte, und von der Königlichen Regierung 
beitätigte Vofation. 

Der Erwählte kann jich eine Bedenkzeit von 4 Wochen nehmen, jedoch muß er, 
im alle der Annahme des Berufs, jpäteftens innerhalb 6 Wochen nach gegebener 
Zuſage jein Amt antreten, 

Nimmt der Erwählte die Berufung nicht an, jo muß innerhalb 4 Wochen nad 
der ablehnenden Antwort des Berufenen, zu einer neuen Wahl gejchritten werden. 
Die Koften der Wahl werden aus den Einkünften der Kirche, und wo dieſe 
mangeln, von der Gemeinde beitritten. 

Zufäße 1. Zu Re. 3. Ein ſchon im Amte jtehender Pfarrer darf ſich zwar 


zu einer Probepredigt nicht melden, wünjcht aber die Gemeinde einen ſolchen, jo kann 
fie entweder zu einer Gaftpredigt auffordern oder aus ihrer Mitte eine Deputation 
ernennen, die ihn an feinem MWohnorte hört '). 


a. 


e. 


1 


2. 3u Re. 12, 


Her unter den Konkurrirenden die abjolute Majorität, d. h. mehr als die 
Hälfte aller abgegebenen Stimmen hat, ijt der erwählte Prediger. Wenn von 
zwei Konfurrirenden jeder die Hälfte hat, jo entjcheidet das 2003. 


. St Beides nicht der Fall, jo werden Diejenigen, welche die meijten Stimmen 


haben, auf eine engere Wahl gebracht, und zwar zunächit auf eine Dreizahl, 
weiter erforderlichen Falles auf eine Zweizahl, bis die abjolute Mehrheit erreicht 
ift. Die durch Stimmengleichheit entjtehende Frage, wer in die engere Wahl 
aufzunehmen jei, wird durch das 2008 entjchieden. 


.Jede Wahlitimme, welche auf einen andern, als die in der Wahl gebliebenen 


Kandidaten fällt, ift ungültig und wird nicht mitgezählt. 


. Wenn don zwei in die engere Wahl Gekommenen jeder die Hälfte dev abge 


gebenen Stimmen erhält, jo entjcheidet wie ad a das Loos. 
Abweſende ($ 59 Nr. 9) können ihr Wahlreht nur durch die DVermittelung 
eines anderen Wahlberechtigten ausüben, und muß ihre Vollmacht den bejtimmten 


) Minift.:Refer. v. 25. Aug. 1853. 
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Namen desjenigen Kandidaten enthalten, welchen fie ihre Stimme geben wollen. 

Ihre Stimme wird auch bei engeren Wahlgängen jo lange mitgezählt, als der 

von ihnen bezeichnete Kandidat bei denfelben konkurrirt '). 

3. Zu Ne. 14 und 15. Die Entſcheidung auf Einjprüce gegen die Wahl 
und die Beftätigung des Gemwählten fteht dem Konfiftorium zu ?). 

4, Zu Nr. 16. Die Frift zum Antritte des Amts wird auf 9 MWochen 
verlängert. 

Stand der Berufene ſchon in einem Amte, jo tritt er in dem Augenblide, in 
welchem er von dejjen Verwaltung enthoben wird, in die Rechte und Einkünfte des 
neuen Pfarramtes ein?). 

$ 60. Damit die Berufungs-Urkunde der Gemeinde an den erwählten Pfarrer 
nichts enthalte, was der KO. zuwider, und Alles enthalte, was die Gemeinde von dem 
Berufenen zu fordern berechtigt ift, und was der Prediger an feſtem Einfommen und 
Stolgebühren und Gerechtjamen in Anſpruch zu nehmen hat, jo wird jede Vofation 
nach einem von der Provinzial-Synode entworfenen und don dem Königl, Minifterio 
der geiftlichen 20. Angelegenheiten genehmigten Formular angefertigt und vollzogen 
werden. 

8 61. Die Abholung des Erwählten an den Ort feiner Beitimmung gejchieht 
auf Koften der Gemeinde, welche auch verpflichtet ijt, feine Familie und Effekten 
unentgeltlich abzuholen, ingleichen die mit der Ordination und Introduction verbundenen 
Kojten zu tragen. 

z 62. Sit der Berufene ein nicht ordinirter Kandidat, jo wird er am Tage feiner 
Introduktion vor der verfammelten Gemeinde, bei welcher ex jein Amt antritt, ordinitt, 
und zwar an einem Wochentage. Die Ordination geſchieht duch den Superintendenten, 
im Beiftande des Aſſeſſors und Scriba, und derjenigen Pfarrer der Kreis-Synode, welche 
auf die Einladung des Superintendenten, welcher alle Pfarrer der Kreisiynode zur 
Beiwohnung dieſer Feierlichkeit einladen muß, erjcheinen werden. 

Nach einer kurzen Rede des Superintendenten wird der Einzuführende nad) 
Vorſchrift der Kicchen-Agende, unter Ablegung jeines Gelübdes, verpflichtet, und erhält 
demnächit unter Auflegung der Hände der anmwejenden Geijtlichen die Weihe zu feinem 
Amte, unter Segenswunſch und Gebet, alles nach Vorſchrift der Landes-Agende, 
Unmittelbar nach der Ordination hält der Ordinirte jeine Eintritts-Predigt. 

$ 63. Sit der Berufene jchon ordinirt, jo findet bloß durch den Superintendenten 
die Introduction ftatt, worauf der berufene Geijtliche feine Einführungs-Predigt hält. 

S 64. Ueber die gejchehene Ordination und Introduction hat der Superintendent 
Bericht durch den General-Superintendenten an das Konfiftorium zu eritatten. 

5 64 a. Zuſätze. 1. Die für die Wiederbefegung exledigter Pfarritellen 
gegebenen gejeßlichen Beitimmungen fommen auch bei Pfarrverwejern, die mit dem 
Rechte der Nachfolge angejtellt werden, ſowie bei allen Iebenslänglich angejtellten 
ordinirten Hülfsgeiftlichen in Anwendung. 

2. Bei der Anjtellung ordinirter oder nicht ordinirter Kandidaten für unbes 
jtimmte Zeit, welche die Gemeinde bejoldet, genügt es, daß der Superintendent mit 


1) Allerh. Kab.-D. v. 22. Juli 1867. Die | Provinzen ertheilten Rechte durch den cit. Erl. 
Beltimmungen des 8 59 greifen nach dem Alferh. | auch) auf den Bereich der rhein.-weitphäl. KO. 
Erl. dv. 28. Juli 1876 auch Plaß betreffs der | übertragen worden find. KGeſ.- u. BOX. 
gemeindlihen Mitwirkung bei Bejegung der | 1870/71 ©. 17 ff. 
unter freier firchenregimentlicher Kollatur jtehenden 2) Allerh. Verordn. v. 27. Juni 1845. $ 1. 
Pfarritellen, da die in der AGD. v. 10. Sept. 3) Minift.-Rejer. dv. 25. Aug. 1853. 

1873, 8 32, den ev. Kirchengemeinden der öſtlichen 
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der GemeindesBertretung ein Wahlprotofoll abfaßt und zu ordentlicher Beftätigung 

borlegt. Bei Anftellung von Gehülfen, die der Pfarrer jeldjt bejoldet, findet feine 

Wahl durch die Gemeinde-Bertretung ſtatt; die Anjtellung jelbjt aber unterliegt der 

Zuftimmung des Presbyteriums und des Superintendenten '). 

S 65. Ueber das Nachjahr der PredigerWittwen gelten folgende Beftimmungen : 

1. Die Wittwe oder die noch unverforgten unmündigen Kinder des Predigers 

bleiben, von jeinem ZTodestage an gerechnet, noch ein Jahr und 6 Wochen in 

dem vollen Genuß des Pfarrhauſes und aller Pfarr-Einfünfte. 
2. Nur die Gattin, welche mit dem Pfarrer verheirathet war, während er noch im 
Amte jtand, nicht aber die, welche er als Emeritus geheirathet hat, jo auch nur 
die eheleiblichen Kinder des verjtorbenen Pfarrers, welche zur Zeit jeines Todes 
oder feiner Emeritivung bereits vorhanden waren, können auf den Genuß de3 
Ruhegehalts während des Gnadenjahres Anspruch machen. 

. Wenn die Gemeinde vor Ablauf des Nachjahres einen neuen Prediger zu haben 
wünjcht, jo muß fie ſich mit der Wittwe oder den Watjen abfinden. 
Zuſätze. 1. Die Wohlthat des Nachjahrs kommt allen noch unverjorgten 
Kindern eines Pfarrers, welche ſich bei defjen Ableben in der väterlichen Gewalt 
befunden haben, auch wenn fie majorenn find, zu Gute. 

2. Die Vorſchriften über das Nachjahr Finden auf alle Pfarreien, unter 
Aufhebung aller entgegenftehenden Objervanzen und Partifular-Gefege, gleichmäßige 
Anwendung ?). 

Zujäße Zu Ir. 3. Die Abfindung des früher eintretenden Nachfolgers 
mit der Wittwe und den Waiſen des Vorgängers kann unbeſchadet der Anfprüche 
der leßteren auf das gejeßliche Nachjahr, dahin erfolgen, daß diefelben es ſich müſſen 
gefallen laſſen, 6 Monate und 6 Wochen im Bejite der Einkünfte zu bleiben und 
dann 1 Jahr lang die Einkünfte einjchlieglih der Wohnung oder der Meiethe 
während dejjelben mit dem neuen Pfarrer zu theilen ?). 

Fünfter Abſchnitt. 
Bonden Pflichten des Pfarrers, 

8 66. Dem Pfarrer liegt ob, nach Anleitung der eingeführten Kirchen-Agende 
den Gottesdienst abzuhalten, die Saframente zu verwalten und alle geiftlichen Amts— 
Handlungen zu verrichten; den Unterricht der Jugend im Chriftentgum vorzunehmen, 
die ihm überwieſene Aufſicht über die Schulen zu führen und fich allen, zur Seelſorge 
gehörenden Geichäften zu unterziehen. 

8 67. Er muß mit einem unbejcholtenen exemplarifchschriftlichen Lebenswandel der 
Gemeinde, welche ihm vertraut ift, vorleuchten,, und überall den Ernft und die Würde 
eines Geiftlichen behaupten. 

s 68. Er hat die Kicchenbücher nach den darüber bejtehenden Gefegen zu führen, 
und für die Aufbewahrung aller Bücher, Dokumente und Nachrichten, welche den Zuftand 
und da3 Vermögen der Gemeinde betreffen, Sorge zu tragen. 

S 69. Ms Bertreter der Gemeinde in den Kreis und Provinzial-Synoden foll 
er jowohl das Befte der ganzen Kirche, als auch befonders feiner Gemeinde immer vor 
Augen haben und zu befördern juchen. 

1) Minift.-Refer. v. 25. Aug. 1853. könne, darüber vgl. das Minift.-Rejer. v. 21. Aug. 
2) Allerh. Kab.=D. v. 17. Dezbr. 1839 und | 1860 (vollftändig abgedrucdt in Ztſchr. f. AR. 
29. Juni 1840. Daß den Kindern eines ver: | Bd. I. ©. 484. ff.) 


jtorbenen Pfarrers das Nachjahr auch nicht wegen 3) Minift.Rejer. d. 25. Aug. 1853. 
vorhandenen Privatvermögens entzogen werden 
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$ 70. Für die genaue Bejorgung derjenigen Verrichtungen, welche der Staat den 
Predigern insbejondere bei Eheverhältnifjen, Aufgeboten, Trauungen, Taufen, Begräbnifjen, 
Führung der Kicchenbücher und der aus denfelben auszuftellenden Zeugnifje aufträgt, ijt 
er der Obrigkeit verantwortlich. 

Zuſatz. Die Zeit der Amtshandlungen des Pfarrers iſt, mit Einwilligung 
defjelben, nach billiger Anordnung des Presbyteriums zu bejtimmen '). 

$ 71. Der Prediger darf zwar die Grundſtücke, deren Benugung ihm zu jeiner 
Salarirung angewiejen iſt, ſelbſt bewirthichaften, mit jchriftitelleriichen Arbeiten und der 
Erziehung fremder Kinder, auch gegen Penfton, fich bejchäftigen, aber fein bürgerliches 
Gewerbe treiben. 

S 72, Wenn ein Prediger eine Reife zu machen beabfichtigt, welche nicht über 
14 Tage währt, jo hat er davon dem Presbyteriv Anzeige zu machen. Zu längerer 
Abwejenheit hat er den Urlaub von jeinem Superintendenten nachzujfuchen, welcher ihm 
denjelben auf 4 Wochen geben kann. Ein noch längerer Urlaub kann nur vom General: 
Superiniendenten gegeben werden, welcher indeß die Zeit von 8 Wochen nicht überjchreiten 
darf. Ein Urlaub von mehr als 8 Wochen ift durch den General-Superintendenten bei 
dem Präfidenten des Konſiſtorii nachzufuchen. 

$ 73. Der Pfarrer hat im Falle eines Reiſeurlaubs für jeine Vertretung zu forgen. 

8 74. Der Prediger, den eine langwierige Krankheit verhindert, feine Stelle jelbit 
zu verjehen, kann auf einen Subjtituten antragen, welcher auf den Vorſchlag des Pfarrers 
dom Superintendenten für die Zeit der Krankheit de3 Pfarrers angeordnet wird. Tür 
die Entſchädigung des Subjtituten muß der Pfarrer ſorgen. Wird ein Pfarrer durch 
Altersichwäche oder unheilbare Krankheit verhindert, fein Amt fortzufegen, jo wird derjelbe 
emeritirt. Der emeritirte Pfarrer behält wenigſtens die Hälfte jeines bisherigen Dienft- 
einkommens ?), 

Die Gemeinde Hat dafür zu forgen, daß der Nachfolger bis zum Tode des 
emeritirten Pfarrers anjtändig bejoldet werde. 

Sechster Abſchnitt. 
Von dem öffentlichen Gottesdienſt und andern heiligen Handlungen. 
1. Von der Feier des öffentlichen Gottesdienſtes. 
a. Allgemeine Beſtimmungen. 

s 75. Die Kirchen find lediglich zur Abhaltung des Gottesdienſtes und Verrich— 
tung anderer Ficchlichen Handlungen beftimmt, und dürfen zu andern Zweden, ohne 
Genehmigung des Presbyteriums, des Superintendenten und des Konfiftorii der Provinz, 
nicht benußt werden. 

Ss 76. Für eine ihrem Zwecke entjprechende Einrichtung der Kirche ift möglichft 
Sorge zu tragen. 

5 77. Die Gejänge beim öffentlichen Gottesdienjte dürfen nur aus der von der 
Provinzial Synode zu diefem Zwecke vorgejchriebenen und landesherrlich bejtätigten 
Liederfammlung gewählt werden. 

5 78. Die Predigt als ein Hauptſtück des Gottesdienftes jei einfach und deutlich, 
würdevoll und Fräftig, dev heiligen Schrift und dem evangelifchen Glaubensbekenntniſſe 
gemäß und erbaulich. 

5 79. Die Wahl der Texte wird in der Regel den Predigern überlafjen. Sie 
müfjen jedoch aus den fanonifchen Büchern der Bibel genommen werden. 


1) Mintjt.-Rejer. dv. 25. Aug. 1853. | 2) Bol. Kirchengeſ. v. 26. Yan. 1880, betr, 
das Nuhegehalt der emeritirten Geiftlichen. 
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$ 80, Es dürfen in der Kirche Publikationen bürgerlicher Verfügungen oder 
Handlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit nicht Statt finden. 


b. Bejondere Beftimmungen. 
Don dem GHoffesdienft an Honn- und Zieierfagen. 


$ 81. Der öffentliche Gottesdienst und alle anderen gottesdienstlichen Handlungen 
find nach den in der Agende für die preußifchen Lande mit befonderen Bejtimmungen 
für die Nheinprovinz und Weſtphalen enthaltenen Anordnungen vorzunehmen. 

$ 82. An allen Sonn und Feittagen joll in jeder Gemeinde jo oft Gottesdienft 
gehalten werden, als es herkömmlich ift. Der Wochengottesdienft richtet ſich ebenfalls 
nach dem Herkommen. 

$ 83, Diejes Herkommen kann nur auf Antrag der Gemeinde und den Bericht 
des Superintendenten von dem Konſiſtorio abgeändert werden. 

$ 84. Der Bormittag3-Gottesdienit fängt im Sommerhalbjahr um 9 Ahr an, 
im Winterhalbjahr, vom 1. Oktober bis zum 1. April, Tann derjelbe bei zerjtreuten 
Gemeinden um 10 Uhr feinen Anfang nehmen. 

$ 85. Das Zufammenberufen der Gemeinde zum Gottesdienjt, jo wie auch das 
Ankündigen der ſonn- und fejttäglichen Feier am Vorabende, gefchieht nach dev Objer- 
vanz jedes Orts. Der Gottesdienft darf erft 5 Minuten nad) dem letzten Geläute 
anfangen, damit die Gemeinde Zeit habe, ihre Pläße einzunehmen. 


2. Don der Feier der Gakramente. 


z 86. Die evangelifche Kicche feiert unter dem Namen der Saframente nur zwei, 
von dem Erlöfer jelbit angeordnete Handlungen: 


Die heilige Taufe und das heilige Abendmahl. 


$ 87. Die Verwaltung der beiden Saframente darf nur von einem Firchenord- 
nungsmäßig berufenen und ordinirten Prediger der evangeliichen Kirche geſchehen: ex 
darf fie auch nur in der ihm angewiefenen Gemeinde und außerhalb derjelben nicht 
anders, als mit Genehmigung des Pfarrers der Gemeinde verrichten. 
Zuſatz. Eine Ausnahme von diefer Regel findet nur im Falle der Roth: 
taufe Statt ). 
S 88. Beide Saframente werden in der Regel bei dem öffentlichen Gottesdienfte, 
in Gegenwart der verjammelten Gemeinde, verwaltet. 


a. Don der heiligen Taufe. 

5 89. Alle Kinder evangelifcher Chriſten follen innerhalb jechs Wochen nach ihrer 
Geburt durch die heilige Taufe in die chriftliche Kicchengemeinjchaft aufgenommen werden. 
Ss 90. Bon den Erwachſenen, welche in die evangelifche Kirchengemeinjchaft ein= 
treten wollen, werden nur diejenigen getauft, welche aus einem nicht chriftlichen Glaubens- 

befenntniß zur evangeliichen Kirche übergehen. 
Zuſatz. Dafjelbe findet Statt, wenn von ihnen nicht erweislich ift, daß fie 

da3 Saframent der Taufe nach der Vorſchrift des Herrn empfangen haben ?). 

$ 91. Bei der Taufe eines Kindes müſſen der Vater deſſelben, wenn nicht dringende 
Umftände es unmöglich machen, und wenigftens zwei Taufzeugen gegenwärtig fein. | 
5 92. Die Taufzeugen jollen aus den Gliedern der evangelifchen Kirche oder doch 
aus einer Kirche Hriftlichen Glaubensbefenntniffes gewählt werden. Sie müfjen bereits 
zum heiligen Abendmahle zugelafjen jein. | 


1) Minift.-Refer. dv. 25. Aug. 1853. | 2) Minift.:Refer. v. 25. Aug. 1853. 
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S 93. Bei der Taufe eines Kindes ift nur die Beilegung ſolcher Namen zuzu— 
Lafjen, welche unter die bei den Chrijten üblichen Taufnamen gehören. 

S 94. Privattaufen in den Wohnungen der Gemeindeglieder können als Aus— 
nahmen bewilligt werden bei erwiejener Schwächlichkeit des Täuflings und bei anhaltend 
übler Witterung. Es müſſen dabei wo möglich ein Presbyter der Gemeinde und jeden= 
fall3 zwei Zeugen gegenwärtig fein. 

Zuſatz. Auch außerhalb der im S 94 aufgeführten beiden Ausnahmefälle 
können Privattaufen bewilligt werden. Die Anmejenheit von zwei Zeugen dabei ift 
unerläßlich Y. 

$ 95. Es ſollen dem Prediger die Namen des Kindes, der Tag und die Stunde 
der Geburt, die Namen und der Stand jeiner Eltern vor der Taufe jhriftlich ein— 
gereicht werden. 

b. Don dem heiligen Abendmahle. 

S 96. Da3 heilige Abendmahl wird nah der Einfeßung unjers Herrn Jeſu 
Chriſti, wonach das Brod gebrochen, und bei Austheilung des Brods und des Weins 
die Einfeßungsworte des Herrn geiprochen werden, an den dem öffentlichen Gottesdienste 
gewidnieten Orten auf eine dem Zwecke deſſelben entjprechende Weiſe gefeiert. 

S 97. Das heilige Abendmahl wird nad der Größe der Gemeinde, vier, acht 
oder zwölf Mal im Jahre, in den vormittägigen gottesdientlichen Berfammlungen 
ausgetheilt, wenn nicht das Bedürfniß der Gemeinde eine öftere Austheilung nöthig 
oder wünſchenswerth macht. 


$ 98. Wer das heilige Abendmahl in einer evangeliichen Gemeinde, deren Mit: 
glied er nicht ift, genießen will, muß ein Dimifjorial von dem Pfarrer der Gemeinde, 
zu welcher er gehört, beibringen. Wird diefes Dimifforial verweigert, ſo entjcheidet der 
Superintendent, und kann das Dimifjorial, wenn er es nöthig findet, ausftellen. 

$ 99. Alle Konfirmirte und von den Sakramenten nicht ausgejchloffene Glieder 
der Gemeinde dürfen an der Feier des heiligen Abendmahls Theil nehmen, jedoch mit 
Ausnahme derer, welche wegen ihres temporären Zuitandes, 3. B. Schwachfinnigfeit, 
den Zwer und die Bedeutung diejer heiligen Handlung nicht verjtehen und fich jelbjt 
nicht prüfen können. 


s 100. Einen oder mehrere Tage vor der Abendmahlsfeier, oder am Morgen 
derjelben joll eine Vorbereitung gehalten werden, in welcher jowohl der Zweck und die 
Bedeutung diefer Handlung auseinander gejeßt, als auch jeder auf jeinen Gemüths- 
zujtand aufmerkſam gemacht, und zu einer würdigen Begehung der Feier aufaemuntert 
wird. Die an manchen Orten herrjchende Sitte, daß das ganze Presbyterium bei der 
Vorbereitung gegenwärtig iſt, joll beibehalten und auch bei den übrigen Gemeinden ein= 
geführt werden, damit dem Prediger die Perjonen, welche einer befondern ee 
bedürfen, befannt werden, 

s 101. Ein Taubjtummer fann, wenn er übrigens die Erfordernifje eines wür— 
digen Kommunifanten an ſich trägt, zum Genuß des heiligen Abendmahls zugelafjen 
werden. 

s 102. Wenn Kranke ein Verlangen nach dem Genuß des heiligen Abendmahls 
äußern, jo joll ihnen derfelbe gewährt werden, jedoch muß der Pfarrer die unchrift- 
lichen Irrthümer, welche. dem Verlangen zum Grunde liegen möchten, zu entfernen 
bemüht jein. 


A. 0. 
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3. Dom Beligions-Unterricht der Iugend und der Konfirmation. 


$ 103. Den erſten Neligionsunterricht empfangen die Kinder in den Schulen. 
Der umfafjendere Unterricht, den der Pfarrer exrtheilt, darf nicht jpäter, als mit dem 
Eintritt in das 13. Lebensjahr beginnen. Zur Aufnahme eines Kindes in den NReligions- 
Unterricht des Pfarrer wird erfordert, daß es leſen könne. Durch die Aufnahme ſelbſt 
wird es indeß der Schulpflichtigfeit nicht entbunden, und bleibt es dem Pfarrer über- 
laſſen, zu beurtheilen, ob ihm ein fernerer Schulunterricht noch nöthig jet. 

$ 104. Der Neligions-Interricht muß wenigjtens zweimal in der Woche extheilt 
werden. 

$ 105. Wo mehr al3 50 Kinder im Chriſtenthum von demjelben Prediger zu 
unterrichten ind, müſſen diejelben in zwei oder mehrere Cötus getheilt werden, deren 
feiner über die Zahl 50 hinausgeht. 

Zuſatz. In Nothfällen kann auch die Meberjchreitung der Zahl von 50 Kin: 
dern für einen Cötus gejtattet werden H. 

$ 106. Die Bibel ijt das Hauptbuch beim Neligions-Unterriht. Es darf weder 
ein Lehrbuch noch ein Katechismus als Leitfaden des Unterrichts ohne Genehmigung der 
Provinzial-Synode und des Konſiſtorii der Provinz gebraucht werden. 

$ 107. Bor zurüdgelegtem 14. Jahr foll fein Kind zur Konfirmation zugelafjen 
werden. Menn ein Kind in diefem Alter fonfirmirt wird, jo muß es den Unterricht 
wenigjtens 2 Jahre ununterbrochen genoffen haben. 

Zuſatz. Wo herfümmlich ein höheres Alter zur Konfirmation erfordert wird, 
da joll dies aufrecht erhalten werden ?). 

$ 108. Der bejondere Konfirmanden-Unterricht wird in den legten vier Monaten 
por der Konfirmation wöchentlich wenigſtens in vier Stunden ertheilt. 

5 109. Jedes Kind wird in derjenigen Gemeinde im Chriftentgum unterrichtet 
und fonfirmirt, welcher die Eltern angehören. Ausnahmen hiervon fünnen nur Statt 
haben, auf Dispenjation de3 Pfarrers, dem die Konfirmation zufteht, welcher aber die 
Dispenjation nicht verweigern kann, wenn das Kind in einer andern Gemeinde erzogen 
wird. Sind die Eltern nicht mehr am Leben, jo wird e3 da unterrichtet und konfir— 
mirt, wo e3 untergebracht ift. 

$ 110. Bor der Konfirmation ſelbſt muß duch den Pfarrer eine Prüfung der 
Konfirmanden in Gegenwart des Kicchenvoritandes gehalten werden. Nach geendigter 
Prüfung beſtimmt der Kicchenvoritand, nach der abjoluten Mehrheit dev Stimmen, ob 
der Geprüfte würdig jei, aufgenommen zu werden. Bon dem Beichluffe der Abweifung 
fann von demjenigen, der denjelben für ungegründet hält, an den Superintendenten 
appellirt werden, welcher nach vorhergegangener Prüfung des Abgewiefenen den Beſchluß 
bejtätigt oder verwirft. Wo es gewünfcht oder erbaulich gefunden wird, Tann die 
Prüfung auch vor dev Gemeinde gejchehen. 

$ 111. Die Konfirmation gejchieht in der Kirche vor der verfammelten Gemeinde, 
Zu einer Konfirmation in einem Privathaufe bedarf es der Erlaubnif des Superinten= 
denten, welcher dieſelbe nur in dringenden Fällen exrtheilen wird, und ijt bei jolcher 
Konfirmation auch die Gegenwart des Presbyterii erforderlich. - 

4. Von der Ordination. 

5 112. Es dürfen nur folche duch die Ordination zum Prediger-Amte eingeweiht 
werden, welche auf die in diefer KO. näher bejtimmte Weiſe zu demfelben erwählt 
und berufen find. Ausnahmen fünnen nur dann ftattfinden, wenn in dringenden Fällen 


1) Minift.-Rejer. dv. 25. Aug. 1853. | 2) Miniſt.Reſer. v. 25. Aug. 1853. 
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auf den Antrag des Generals:Superintendenten die landesherrliche geiftliche Behörde die 
Erlaubniß ertheilt. 

$ 113. Die Oxdination zum Predigt-Amte gejchieht in einer öffentlichen gottes= 
dienſtlichen Verſammlung, unter Mitwirkung der Moderatoren der Kreis-Synode, von 
dem GSuperintendenten an einem von dieſem bejtimmten Tage vor der Gemeinde des 
Ordinanden. 

5. Yon der Einſegnung der Ehe. 

$ 114. Die Ehe, als eine chrijtliche von Gott geheiligte Verbindung wird von 
der Bil eingefegnet, nach den von derjelben feitgejeßten Bejtimmungen: 
. Die firhliche Einjegnung der Ehe findet nur Statt bei Ehen, welche nach den 

Landesgejegen erlaubt jind. 

. Der Eheeinjegnung geht die dreimalige Proflamation nach den darüber bejtehen- 
den gejeßlichen Beſtimmungen vorher. 

3. Welchem Pfarrer die Trauung gebühre, ift nach den darüber bejtehenden allge 
meinen Vorſchriften zu beurtheilen. 

4. Die Verlobten, welche die kirchliche Einjegnung von einem andern Pfarrer, als 
dem berechtigten zu empfangen wünjchen, werden duch ein Dimifjorial ihres 
Pfarrers dazu autorifirt. 

Zujaß zu Nr. 1. Die kirchliche Einjfegnung muß vor mindeitens zwei 
Zeugen gejchehen ). 


DD 


6. Von den Beerdigungs- Feierlichkeiten. 

z 115. Die nächjten Angehörigen des DVerjtorbenen find verbunden, längſtens 
innerhalb 24 Stunden nach dem Abjterben dejjelben den Todesfall, auch wie fie die 
Beerdigung zu veranftalten gejonnen find, dem Prediger anzuzeigen. 

7. Don der Sonn» und Fefttags-Feier. 

$ 116. Das Presbyterium forgt dafür, daß alles entfernt werde, was die Ruhe 
der heiligen Tage jtören, die Theilnahme am öffentlichen Gottesdienfte hindern, und 
einer gejegneten Feier in den Weg treten könnte. Es wacht insbefondere über die 
Befolgung der die Sonn= und Feſttagsfeier betreffenden obrigkeitlichen Berordnungen. 


Siebenter Abjchnitt. 
Bon der Shul-Aufjigt. 
$ 117. Die Erziehung der Jugend zur chriftlichen Erkenntniß und Frömmigfeit 
in den Schulen jteht unter der Aufficht der Kirche, welche diejelbe über die Schulen 
der einzelnen Gemeinden duch den Oxrtspfarrer, und über die Gelammtheit der Schulen 
de3 Kreijes durch den Superintendenten führt ?). 


Hechter Abſchnitt. 
Bon der Kirhen-Disciplin. 

$ 118. Der Pfarrer hat das Recht und die Verpflichtung, nicht allein in jeinen 
öffentlichen Vorträgen jeine Gemeinde zu einem chrijtlichen Leben zu ermahnen und bor 
herrfchenden Laſtern und unchriftlichen Grundfäßen zu warnen, jondern auch die fpezielle 
Seelforge zu üben, und jedes einzelne Gemeindeglied zu bitten, zu ermahnen, zu warnen 

und zu tröften, 
1) Minift.-Rejer. dv. 25. Aug. 1853. Bol. | 2) Bol. Gef. v. 11. März 1872 betr. die 


Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 u. KGeſ. betr. die | Beauffihtigung des Unterrichts. 
Trauungs-Ordn. v. 27. Juli 1880. | 
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$S 119. Auch die Xelteften haben das Recht und die Verpflichtung, durch Bitte 
und Ermahnung chriftlihe Ordnung und einen frommen Wandel der Gemeindeglieder 
zu fürdern. 

$ 120. Ueber die Ausübung der Kirchenzucht in der Gemeinde, wird nach näherer 
Berathung diefes Gegenjtandes in der Provinzial-Synode auf deren Antrag das Nähere 
feſtgeſetzt werden. 

Zujab. In Betreff der Ausübung der Kirchenzucht behält es bei den beſtä— 
tigten Beſchlüſſen 205—207 der vierten wejtphäliichen Provinzial-Synode und der 
dritten rheiniſchen Provinzial-Synode 8 51 fein Bewenden )). 

Nah den Erjteren, mit der näheren Modifikation des einftimmig gefaßten 
Beichluffes 257: 

„es joll die Kicchen- Disciplin von dem Presbyterium durch den Pfarrer aus- 

„gebt werden“, 
lautet die Disciplinar-Ordnung wie folgt: 

1. Lafterhafter und offenbar gottlojer Wandel, ſowie ausdrüdliche Verwer— 
fung und Berjpottung des chriftlichen Glaubens in bejtimmten jcehriftlichen oder 
mündlichen Erklärungen oder öffentlichen Handlungen fallen, nach vorgängiger 
vergeblicher jeelforgerifcher Bemühung, in der Art der Kicchen-Disciplin anheim, 
daß die betreffenden Perjonen von dem Presbyterium, durch den Pfarrer, aus— 
drüdlich vermahnt werden, \ 

Es bleibt dem Presbyterium überlajjen. dieſe Ermahnung zu wiederholen, 
und dabei auf die folgende Stufe der Kirchen-Disciplin hinzumeifen. 

2. Bleiben dieſe VBermahnungen fruchtlos, jo unterſagt das Presbyterium 
durch den Pfarrer den vergeblih Vermahnten die Theilnahme an dem heiligen 
Abendmahle und die Uebernahme von Pathenftellen, bis nach dem Beichluffe des 
Presbpteriums die Theilnahme des Ausgefchloffenen, nach aufgehobenem Aerger— 
niſſe, wieder eintreten kann. 

3. Sowohl über die Rechtmäßigkeit der presbyterialiihen Vermahnungen, 
als auch über die verfügten unter 2 erwähnten Ausſchließungen, oder über die 
verweigerte Wiederzulaffung zum heiligen Abendmahle und zur Uebernahme von 
Pathenitellen, findet Berufung an das Moderamen der Kreis-Synode Statt. 

$ 121. Weber die Prediger und Kirchenvorſtände führt der Superintendent die 
Aufficht, und ift verpflichtet, Jeden, wo er es nöthig findet, mündlich oder jchriftlich 
zu ermahnen und zu warnen. 

$ 122. Bei jolchen Vergehungen, die noch feinen Antrag auf Suspenfion oder 
Amtzentjeßung begründen, wird ein Verweis erteilt, was nur in Folge eines Urtheils 
der Moderatoren der Kreis-Synode geſchehen kann. 

$ 123. Der Verweis wird von dem Superintendenten vor dem verjammelten 
Moderamen, oder dor dem verjammelten Kirchenvorftand nach näherer Beitimmung des 
Urtheils extheilt. 

S 124. Diejer Verweis wird, wenn er unwirkſam war, nach einiger Zeit wies 
derholt, und zwar in Folge eines Urtheils, welches das Moderamen der Kreis-Synode 
ſpricht. 

$ 125. Iſt auch dieſer Verweis ohne Erfolg, jo muß der Superintendent dem 
Konſiſtorio den Fall zur Verfügung anzeigen. 

1) Allerh. KO. 0.20. Aug. 1847 u. dv. 21. Juni | 30. Juli 1880 betr. die Verlegung Firchlicher 
1844. Bgl. Gel. v. 13. Mai 1873 über die | Pflichten. 
firl. Straf: und Zuchtmittel und KGeſ. vom 
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* 8 126. Bei Vergehungen, die einen Antrag auf Amts-Entſetzung begründen, macht 
das Directorium der Kreis-Synode den Antrag an das Königl. Konfiftorium. — Das 
Konfiftorium ift berechtigt und verpflichtet ex officio einzufchreiten, ohne den Antrag des 
Directoriums der Kreis-Synode abzuwarten. 

Zuſatz. Dafjelbe gilt von jolchen Bergehungen, welche auch nur eine Sus— 
penfion oder Dienftentlaffung mit Nuhegehalt zur Folge haben '). 

$ 127. Wegen Nachläffigkeit im Amte oder Firchenordnungswidriger Verrichtung 
der Amtsgeſchäfte, jo wie auch wegen des Nichterjcheinens im Presbyteriv, dem Kollegio 
der Gemeinde-Repräſentanten, jo wie in Kreis- und Provinzial-Synodal-VBerfammlungen, 
werden die Pfarrer und die Mitglieder der Presbpterien und der größeren Gemeindes 
Nepräjentation mit angemejjener Ordnungsſtrafe belegt. 

$ 128. Diefe Ordnungsftrafen werden auf den Antrag des Superintendenten von 
der Kreis-Synode bejtimmt. 

Zufaß. Der Superintendent hat das Necht, die von der Synode bejtimmten 
Ordnungsſtrafen, in Gemäßheit des von der Provinzial-Synode dafür aufgeftellten 
und bejtätigten Neglements fejtzufegen und einzuziehen ?). 

$ 129, Ueber Klagen gegen die Mitglieder der Directorien der Kreis- und Pro— 
pinzial-Synoden entjcheiden die betreffenden Staatsbehörden. 

Zuſatz. 1. Das Konfiftorium übt die Disciplin über alle Gemeinde-Beamten, 
in jo weit da8 Moderamen der Kreis-Synode über diejelben die erſte Inſtanz bildet, 
in zweiter: über die Beamten des Kreiſes aber (al3 Superintendenten, Moderamen 
der Kreis-Synode und die Kreis-Synodal-Verſammlung ſelbſt), in erjter Inſtanz. 
Gegen die Gemeinde-Beamten kann es in erjter Inftanz nur auf Antrag des Moderamens 
der Kreis-Synode, oder wenn diejes jeine Disciplinarbefugniß verfäumt, ex officio 
einjchreiten. Das Konfiftorium kann auf Verweis, Ordnungsftrafe bis zu 20 Thle., 
Suöpenfion mit Entziehung des halben Gehalts, Dienjtentlaffung mit Penfion und 
auf Amtsentjegung erkennen. Der Recurs von den Straferfenntniffen des Konſi— 
ftoriums, wenn jolches in erſter Inſtanz gejprochen, geht an die obere Kirchen— 
Behörde ?). 

2. Die obere Kirchen-Behörde ift jest der Evangelifche Oberkirchenrath 9). 


Neunter Abjchnitt. 


Bon den Gehältern und NRemunerationen der verſchiedenen Kirden- 
Beamten. 


$ 130. Die Kirchen-Vorſtände verrichten die ihnen obliegenden Gejchäfte unent— 
geltlich, doch jollen ihnen die Auslagen, welche diejelben erfordern, von ihren Gemein— 
den erjtattet werden. 
$ 131. Jede Gemeinde ift verpflichtet, für eine freie Dienjtwohnung und ein 
angemejjenes Dienjteinfommen ihrers Pfarrers zu forgen, und bei Unzulänglichfeit der 
fundirten Pfarreinfünfte und der Stolgebühren aus Kirchenmitteln das Tehlende zu 
ergänzen. In Ermangelung disponibler Kirchenmittel ift da, wo die Gejeße die Kom— 
munen zur Aushülfe verpflichten, der Kommunalfonds in Anſpruch zu nehmen. Wenn 
aber auf dieſe Weije das Erforderliche nicht herbeigejchafft werden kann, jo ijt von der 
1) Miniſt.Reſcr. dv. 25. Aug. 1853. Bol. 4) Reſſort-Reglem. v. 29. Juni 1850, S 1 
General-Synodal-Ordn. 88 5 u. 6. Nr. 6, Geſ.S. S. 344. Val. $7 Nr. 6 der Gene— 
2) U. a. DO. die Reglements für Wejtphalen | ral-Synodal-Ordn. v. 20. Yan. 1876 und Gej. 
in der KO., her. v. Hagens ©. 155, für die | dv. 12. Mat 1873 über die kirchl. Disziplinar- 
Rheinprovinz in d. Ausg. dv. Bluhme ©. 60. | gewalt. 
3) Minift.-NRefer. dv. 25. Aug‘ 1853. 
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Pfarrgemeinde durch Beiträge der Pfarrgenofjen nad) dem Kommunal = Steuerfuß die 
Aufbringung des Ergänzungs-Gehalts zu bewirken. 

Zufäße 1. Die VBerpflihtung der Gemeinden zur Beichaffung einer freien 
Dienjtwohnung begreift auch die Verpflichtung zur Beſchaffung der nöthigen Wirth: 
Ichaftsgebäude in fich. 

2. Die Beiträge der Pfarrgemeinde zur Aufbringung des Ergänzungs-Gehalts 
find nach dem Fuße der direkten Staats- oder Kommunaljteuern umzulegen H. 

$ 132. Wenn der Prediger es verlangt, jo ſollen die Kirchenvorjtände die 
Erhebung feiner Gehalts =» Einfünfte beforgen,, und dieſelben an dem Berfalltage dem 
Prediger abliefern. 

$ 133. Die Moderatoren der Kreis- und Provinzial Synoven erhalten für die 
Auslagen und Reijekoften, welche durch Wahlen, Ordinationen, Introductionen, Kirchen: 
Viſitationen verurfacht werden, von den betreffenden Gemeinden eine Entjehädigung, 
welche von der Provinzial-Synode feſtzuſtellen ift. 

$ 134. Jede Gemeinde muß ihre Deputirten zur Kreis-Synode, jede Kreis-Synode 
ihre Deputirten zur Provinzial- Synode, und die Provinzial-Synode den Präfes und 
Aſſeſſor für die Auslagen, welche dieſe Deputationen erfordern, entſchädigen. Diefe 
Entjehädigungen werden für jeden in einer feitjtehenden Summe, ein für allemal von 
der Propinzial-Synode normirt. 

Zuſatz. Die Reiſekoſten der Deputirten zur Kreis-Synode werden aus der 
Kreis-Synodal-Kaffe, die der Deputirten zur Provinzial-Synode aus der Provinzials 
Synodal-Kaſſe; die Tagegelder dagegen im erſten Falle von den Gemeinden, im 
andern von den Kreis-Synoden gezahlt?). 

$ 135. Die Propinzial-Synodal-Kojten werden von der Propinzial-Synode auf 
die zu ihr gehörigen Kreis-Synoden nach den durch die Matrifel bejtimmten, Sätzen 
tepartirt, worauf die Kreis-Synode den auf fie gefallenen Antheil auf die Gemeinden 
vertheilt. Fehlt in der Matrikel eine jolche Beſtimmung, fo ift diefelbe durch Beſchluß 
der Provinzial-Synode zu ergänzen, 

$ 136. Die Kandidaten erlegen bei ihrer jedesmaligen Prüfung die Summe von 
10 Thlr. in die Provinzial-Synodalsfaffe, aus welcher die Mitglieder der Prüfungs- 
Kommifjion für Reife und Zehrungskoften an dem Orte der Prüfung ſchadlos gehalten 
werden. 

8 137. Es wird jährlich eine Kirchen- und Haus=Kollefte zur Unterjtügung 
dürftiger Gemeinden der Provinz gehalten werden. Eine Kommiffion der Provinzials 
Synode vertheilt den Betrag der Kolleften und legt davon Rechnung ab, jo oft jich die 
Provinzial-Synode verfammelt. 

gehnter Abjchnitt. 
Bon den untern Kirchen-Beamten. 

$ 138. Zu den untern Kicchen-Beamten werden gerechnet: Küfter und ihre Gehülfen. 
Borjänger und Organiiten, 

Zuſatz. Zu den untern Kicchen- Beamten werden, wo es herfömmlich iſt, 
auch die Todtengräber gezählt ?). 

$ 139. Den Küftern und ihren Gehülfen, wo deren vorhanden find, liegt es ob, 
die Kirche auf- und zuzuſchließen, für die Reinlichfeit in derjelben und fir das Geläute 
zu jorgen, den Prediger zu denjenigen Amtshandlungen, zu denen ihr Dienft erforderlich 

1) Winiſt.Reſer. d. 25. Aug. 1853. | 3) Minift.Refer. dv. 25. Aug. 1853. 
2) Miniſt.Reſer. dv. 25. Aug. 1853. 
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iſt, zu begleiten, und das dabei Nöthige zur Stelle zu jchaffen, den Kirchen-Vorſtand 
auf Verordnung des Prediger3 zu berufen und Amtsbriefe zu befördern, auch bei Ber: 
fammlung der Presbyterien die Aufwartung zu bejorgen. 

Zuſatz. Die Dienftpfliht der Küſter und ihrer Gehülfen erſtreckt fich auch 
auf die Berufung der Gemeinde-VBertretungen und auf die bei deven Verſammlungen 
nöthigen Dienftleiftungen ). 

$S 140. Die Wahl der untern Kirchen-Beamten gejchieht, wo diejelbe nicht durch 
Patronatrechte beſchränkt ift, vom Presbyterio aus drei Subjekten, welche der Prediger 
in Vorſchlag bringt. Die Wahl unterliegt der Bejtätigung des Superintendenten. 

$ 141. Die untern Kicchenbedienten werden von der Gemeinde, bei welcher fie 
angejtellt find, bejoldet. 

$ 142. Sie behalten ihren Dienst Lebenslänglich, und fünnen im Wege der kirch— 
lichen Disciplin nur durch ein Uxtheil der Maderatoren der Kreis-Synode, welches 
zufolge einer Klage des Kirchen-Vorſtandes und einer vom Superintendenten angeftellten 
Unterfuhung gefprochen wird, nach erfolgter Genehmigung der Königlichen Regierung 
abgejeßt werden. 

Zufäße 1. Die obere Dienftdiseiplin über die unteren Kicchen-Beamten wird 
von dem Konſiſtorium geübt. 

2. Das Konfijtortum ift auch von Amtswegen berechtigt, dem Superintendenten 
die Einleitung einer Unterfuchung gegen einen unteren Kicchen-Beamten aufzugeben ?). 

$ 143. Die untern Kirchen-Beamten jollen nach einer bejondern, von der 
ProvinzialSynode abgefaßten und von der Regierung bejtätigten Dienſt-Inſtruction 
verpflichtet werden. 

Elfter Abſchnitt. 

Bonder Kirhen-Bifitation. 

$ 144. Die Kirchen-Bifitation wird von dem Superintendenten gehalten und dies 
in den betreffenden Gemeinden den Sonntag vorher von der Kanzel befannt gemacht. 
Zu diejer Handlung verſammelt ſich das Presbyterium mit dem Prediger oder den 
Predigern, und der Superintendent eröffnet fie mit Gebet und einer kurzen angemefjenen 
Anrede. 

Zuſatz. Nah Beihluß der Kreis-Synode kann die PVifitation auch vor 
verjammelter Gemeinde und mit einem Gottesdienfte eröffnet werden ?). 

$ 145. Die Gegenftände, auf welche der Superintendent feine Aufmerkfamfeit zu 
richten hat, jind folgende: 

1. Lehre und Betragen des Pfarrers und Zuftand des Presbyteriums. Der Prediger 
tritt ab, und dev Superintendent befragt das Presbyterium, ob es etwas gegen 
denjelben vorzubringen habe. Dafjelbe geichieht darauf in Anjehung des Pres- 
byteriums. Nun werden die Glieder der Gemeinde, welche ſich mit Anliegen 
und Beſchwerden eingefunden und nach vorheriger Anzeige an das Presbyterium 
feine Remedur gefunden haben, vorgelafjen und gehört. Der Superintendent 
verjucht bei Mißhelligkeiten Ausgleichung, ertheilt freundliche Erinnerungen, und 
behält für ſolche Fälle, welche fich nicht von ihm jchlichten Laffen, die höhere 
Entſcheidung vor. 

2. Zuftand der inneren Angelegenheiten der Gemeinde, würdige Feier der Sonn= und 
Feſttage, Bejuch des öffentlichen Gottesdienstes, Theilnahme an den Saframenten, 


DER. 3) Minift.-Refer. v. 3. Aug. 1853, 
2) Minift..Refer. dvd. 25. Aug. 1853. 
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Konfirmanden-Anterricht, Mebung der Kirchen-Disciplin, herrfchende Sünden und 

Laſter, eingerifjene Mißbräuche u. ſ. w., Berathung, wie ihnen abzuhelfen und 

Einhalt zu thun. 

3. Aeuſſerer Beftand der Gemeinde. Aufficht über die Verwaltung des Kicchen- 
und Armen-Bermögens, je nachdem ex verfaſſungsmäßig einzumirfen hat. Vor— 
legung der Inventarien und Lagerbücher, Kirchenrechnungen, Befichtigung, wenn 
es erforderlich ijt, der Schulen in Anfehung des Beitandes und der Utenfilien, 
Inſpection der Schule nach den darüber beftehenden Vorſchriften, Nachfrage über 
DBerwaltung der etwanigen Orts Wittwensfaffen und bejfonderer Stiftungen, 
worüber die Rechnungen vorzulegen find; Einficht der kirchlichen Regiſter, der 
Zauf und Kopulations-, und Begräbniß- wie auch der Konfirmanden und 
Kommunikanten-Regiſter, welche allgemein einzuführen find, der Protofollbücher 
des Kirchenraths, der Abſchriften von den Berhandlungen der Kreis- und 
Propinzial-Synode und der Verordnungen der Behörden. 

Zuſatz. Zu Nr. 2. Zu den Gegenftänden, auf welche der Superintendent 
jein Augenmerk zu richten hat, gehört auch die Theilnahme der Gemeinde an der 
äußeren und inneren Miffion '). 

5 146. Nach gehaltener Bilitation trägt der Superintendent über den Zuftand 
der Gemeinde und ihre Firchlichen VBerhältniffe den Befund ins Presbyterial-Protofoll 
ein, welches von den anweſenden Predigern und Presbyterial-Gliedern unterzeichnet wird. 

Den allgemeinen Bifitations-Bericht hat der Superintendent jowohl der Kreis— 
Synode vorzulegen, als durch den General-Superintendenten dem Konſiſtorio einzufenden. 


Zwölfter Abſchnitt. 
Von dem Kirchen-Vermögen und deſſen Verwaltung. 


$ 147. Das Vermögen der Kirchen-Gemeinde, es mag zu kirchlichen, Schul- oder 
Armenzwecken beſtimmt ſein, wird von dem Presbyterio unter Aufſicht der Synode in 
der bisherigen Weiſe verwaltet, bis zur Beſeitigung der vorhandenen Verſchiedenheit der 
darin bejtehenden Borjchriften und Obfervanzen die Provinzial-Synode eine VBerwaltungs- 
Ordnung entworfen, und dieſelbe die Genehmigung der die Oberaufiicht auf die äußern 
Kircchen-Angelegenheiten führenden höchſten Staat3-Behörde erhalten hat. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Bon der Staats-Aufſicht über das Kirchenweſen. 

$ 148, Die Aufficht3-Behörden über das Kirchenweſen find das Minifterium der 
geiftlichen Angelegenheiten, das Provinzial-Konfiftorium und die Regierungen. Neben 
dem Konſiſtorio und den Regierungen beauffichtigt in jeder Provinz ein vom Landesheren 
ernannter Geiftlicher, der dirigivendes Mitglied des Provinzial-Konſiſtoriums ift, unter 
dem Titel General-Superintendent, nah der ihm von dem Miniſterium der geiftlichen 
Angelegenheiten extheilten Inſtruktion, die Superintendentur-Sprengel der Provinz. Der 
General-Superintendent wohnt den jedesmaligen Verhandlungen der Provinzial-Synode 
bei, um die Rechte des Staats wahrzunehmen, und kann an die Synode Anträge machen. 
Zujaß. Ueber die Refjort-VBerhältniffe der mit der Ausübung des landes- 
herrlichen Kirchenvegiments beauftragten evangelifchen Kicchenbehörden entjcheiden die 

darüber ergangenen und fünftig ergebenden Landesherrlichen Verordnungen. 
An Stelle des General-:Superintendenten kann auch ein anderer Königlicher 


1) Minift.Refer. dv. 25. Aug. 1853. 
Friedberg, Verfaffungsgefege. Preußen. 4 
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Kommiffarius evangelifchen Bekenntniſſes als Vertreter des Landesherrlichen Kirchen— 
vegiments zu der Provinzial-Synode abgeordnet werden, welcher den Verhandlungen 
beizumohnen, das Wort in denjelben jederzeit zu ergreifen und Anträge an die Synode 
zu machen befugt ift 9. 


1. 
Allerhöchſter Erlaß vom 10. September 1873, 


befreffend die Einführung einer evangelifchen RKirchengemeinde- und Synodal- 

Dronung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, Schleften 

und Sachlen, ſowmie die Berufung einer außerordentlichen General-Synode für 
die acht älteren Provinzen. 


Seit einer Neihe von Jahren iſt Meine Fürforge darauf gerichtet gewejen, Die 
dem nothwendigen Ausbau der evangeliſchen Kirchen-Verfaſſung für die Ältern Provinzen 
der Monarchie gewidmeten Arbeiten jobald als thunlich dem Abjchluffe zuzuführen. 

Nach Vernehmung der in Gemäßheit Meines Erlafjes vom 5. Juni 1869 berufenen 
außerordentlichen Provinzial-Synoden erachte Ich es gegenwärtig an der Zeit, auf Grund 
der gemachten Erfahrungen und in Berüdjichtigung der vorliegenden Bedürfnifje zu 
einer definitiven Ordnung der Gemeinde-Organe und der Synoden zu jehreiten. 

Demgemäß ertheile Sch kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchen- 
regiments zuftehenden Befugnifje der als Anlage I. beifolgenden 

Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung für die Provinzen Preußen, Branden: 
burg, Pommern, Bojen, Schlefien und Sachſen 
hierdurch Meine Sanktion und verfünde diejelbe als kirchliche Ordnung. 

Indem Ich durch diefe Ordnung den in der Kirche vorhandenen Kräften Gelegenheit 
gebe, am Dienste des kirchlichen Lebens mehr als bisher fich jelbitthätig zu betheiligen, 
hoffe ich zu Gott, daß er in Seiner Barmherzigkeit Seinen Segen zu den neuen Ein- 
richtungen geben werde. 

Die dadurch herbeigeführten Aenderungen beſchränken ſich auf 
die firhlihe VBerfasjung; der Befenntnißftand und die Union in den 
genannten Propdinzen und den dazu gehörenden Gemeinden werden 
daher, wie Ich ausdrüdlich erkläre, Dur die neue Ordnung in feiner 
Weiſe berührt. 

Mit der Ausführung der Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung iſt, joweit leßtere 
nicht zu ihrer Regelung vorab noch einer Mitwirkung der Landes-Gejehgebung, wie 
insbejondere Hinjichts der Vermögens-VBerwaltung der Gemeinden und der Betheiligung 
de3 Patronat3 bei derjelben bedarf, unverzüglich vorzugehen, und beauftrage Ich den 
Gvangelifchen Ober-Kirchenrath, im Einverjtändnig mit dem Miniſter der geiftlichen 
Angelegenheiten das Weitere zu veranlafjen. Gleichzeitig beſtimme Ich, daß Behufs 
des vollſtändigen Abjchluffes der Arbeiten für die evangelifche Kirchen-Verfaſſung der 
acht älteren Provinzen eine außerordentliche General-Synode zujfammentrete, über deren 
Aufgabe, Zufammenfegung und Thätigfeit Ich die in der Anlage II. enthaltenen 
Anordnungen getroffen habe. 


1) Minift.-Refer. v. 31. Aug. 1853. — Vgl. | 1845, nebjt Miniſt.Erl. v. 1. Oft. 1847, jowie 
Verordn. betr. die Rejfortverhältuiffe dev Pro- | Nefjort-Reglem. j. d. ev. Kicchenverwaltung vd. 
pinzialbehörden f. d. ev. Kirchenwejen dv. 27. Juni | 29. Juni 1850 und unter Aftenft. Nr. VIL 
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Der gegenwärtige Erlaß ift duch die Gejeßjammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Berlin, den 10. September 1873. 
Wilhelm. 
Talk. 
An den Minifter der geifilichen ꝛc. Angelegenheiten 
und den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


Kirchen:Gemeinde: und Synodal-Ordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg 
Pommern, Poſen, Schlefien und Sadjen. 


Erſter Abjchnitt. 
Organe der Gemeinde, 
I. Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1. Die Kirchen-Gemeinden haben ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeglichen 
Gränzen jelbjt zu verwalten. Als Organe diejer Selbftverwaltung dienen die Gemeinde 
Kirchenräthe und die Gemeinde-Vertretungen. 

S 2. syn jeder Kircchen-Gemeinde wird ein Gemeindesflirchenrath, in den größeren 
Gemeinden auch eine Gemeinde-Bertretung gemäß der nachfolgenden Ordnung gebildet. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinfchaftlichen Pfarramt verbunden 
(vereinigte Mutter- Gemeinden, Mutter und Tochter= Gemeinden), jo treten in allen 
gemeinfamen Angelegenheiten der Gefammt-Parochie die bejonderen Gemeinde-Kirchenräthe 
beziehungsweife Gemeinde-Bertretungen zu einer gemeinfamen berathenden und bejehließen- 
den Körperſchaft zufammen. 

In Ortichaften, welche mehrere unter einem gemeinjamen Pfarramt nicht ver- 
bundene Parochien umfaſſen, kann zur Behandlung gemeinfamer Angelegenheiten ein 
Zuſammentreten einiger oder ſämmtlicher Gemeinde-Kirchenräthe beziehungsweife Gemeinde- 
Bertretungen unter Einwilligung derjelben oder im Falle des Widerjpruchs nach ertheilter 
Zuftimmung der Kreis-Synode von dem Konfiftorium angeordnet werden. 

Die Theilnahme zugefchlagener DBaganten = Gemeinden (Gajtgemeinden) an dem 
Gemeinde-Kirchenrathe und der Gemeinde-Bertretung der Pfarrgemeinde ift durch ſtatu— 
tarische Beitimmung zu regeln. ($ 46.) )) 


II. Gemeinde-Kirdenrath. 
A. Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths. 


$ 3. Der GemeindesKticchenrath befteht: 
1. aus dem Pfarrer (Baftor, Prediger) der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im 
Pfarramte, 
2. aus mehreren Aelteſten, welche, ſoweit ihre Ernennung nicht dem Patron zuſteht 
(S 6), durch die Gemeinde gewählt werden (8 34 ff.). 
S 4. Sind mehrere Vfarrgeiftliche in der Gemeinde feſt angeftellt, jo gehören 
jie jämmtlich dem Gemeinde-Kirchenrath als Mitglieder an. 
Hülfsprediger auf nicht fundirten Stellen nehmen, auch wenn fie ordinixt find, 


1) Nah dem Gejeß vom 16. Februar 1880 | Schlefien auf und hatten entweder eine jelbjt- 
(Geſ.«S. ©. 51) hörten am 1. Januar 1883 alle | jtändige Parodie zu bilden oder wurden einer 
vagirenden und Gaft-Gemeinden in der Provinz | bereits beitehenden Parochie einverleibt. 


Aue 
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nur al Mitglieder mit berathender Stimme an den Sitzungen des Gemeinde-Kirchen— 
raths Theil. 

8 5. Die Zahl der Aelteſten joll nicht mehr als zwölf und nicht weniger als 
vier betragen. In Filialgemeinden kann die Zahl auf zwei bejchränft werden. 

Die Feititellung der Zahl der Aeltejten in den einzelnen Gemeinden erfolgt unter 
Berückfichtigung der Seelenzahl, jowie der jonjtigen örtlichen Verhältniſſe für die erſt— 
malige Wahl durch das Konfiftorium, fünftig nad VBernehmung der Gemeinde-Bertretung 
durch die Kreis-Synode. Bei vereinigten Mutter-Gemeinden oder Mutter- und Tochter: 
Gemeinden iſt die Zahl der Aeltejten innerhalb des zuläſſigen Höchjtbetrages auf die 
Gemeinden der Geſammt-Parochie angemefjen zu vertheilen. 

8 6. In Patronats-Gemeinden hat der Patron die Befugniß, ein Gemeindeglied, 
welches die zur Wählbarkeit erforderlichen Gigenjchaften beißt (6 35), zum Xeltejten 
zu ernennen. 

Befitt der Patron die zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenichaften, jo kann er 
jelbft in den GemeindesKirchenrath eintreten. Das gleiche Recht hat unter der gleichen 
Vorausſetzung der ein für allemal beitellte Vertreter desjenigen Patrons, welcher feine 
phyſiſche Perſon ift. 

Kompatrone haben über die Ausübung der vorſtehenden Befugniſſe ſich unter 
einander zu vereinigen. Die Befugniſſe ruhen, ſo lange eine Einigung nicht zu Stande 
kommt. 

Ss 7. Die Aelteſten ſind im Hauptgottesdienſt vor der Gemeinde feierlich ein— 
zuführen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 

Gelobet ihr vor Gott und diefer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienftes jorg- 

fältig und treu, dem Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und diefer Gemeinde 

gemäß, zu warten, und gewijjenhaft darauf zu achten, daß Alles ordentlich und 
ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Befjerung ? 
Erft mit Ablegung dieſes Gelübdes ijt der Aelteſte als in das Amt eingetreten zu 
erachten. 
B. Sißungen und Beſchlüſſe des Gemeinde: Kirhenraths. 

$ 8. Den Borfiß im Gemeindesflirchenrath führt der Pfarrer. Bei Erledigung 
de3 Pfarramts oder dauernder Verhinderung des Pfarrer3 geht das Recht des Voriges 
auf den Superintendenten über, welcher ſich in dejjen Ausübung von einem Mitgliede 
des Gemeinde-Kirchenraths oder einem benachbarten Getjtlichen vertreten laſſen kann. In 
Fällen vorübergehender Verhinderung führt den ftellvertretenden Vorſitz ein Aeltejter, 
welcher vom GemeindesKirchenrathe aus jeiner Mitte auf drei Jahre nach dem Eintritt 
der neuen Aelteſten ($S 43) gewählt wird. 

Sind mehrere Pfarrgeiftliche in der Gemeinde feſt angeftellt, jo fommt der Vorſitz 
dem eriten, oder, wo feine Unterordnung unter ihnen jtattfindet, dem der Ordination 
nach ältejten zu. Zur Stellvertretung ift der im Nange, beziehungsweife Dienftalter 
nächjtfolgende Geiftliche berufen. 

In den Fällen des 8 2 Abſatz 3 führt, wenn einer der Geiftlichen zugleich ein 
Superintendent ijt, diejer, jonjt ein von der Berfammlung gewählter Geiftlicher den 
Vorſitz. 

$ 9. Der Gemeinde-Kirchenrath verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der 
Negel monatlich einmal an dem ein für allemal von ihm feitgejeßten Tage; zu außer: 
ordentlicher Sitzung, jo oft ihn dev Vorfigende durch ſchriftliche oder jonjt ortsübliche 
Einladung beruft. 
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Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindejtens die Hälfte der 
Aclteften unter Angabe des Zwecks diejelbe verlangt. 

$ 10. Die Situngen find nicht öffentlich und werden in der Negel mit Gebet 
eröffnet. 

Jedes Mitglied des Gemeindesstirchenraths ift verpflichtet, über alle die Seelſorge 
und Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die jonjt als vertraulich 
bezeichneten Gegenjtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 

$S 11. Der Borfigende leitet die Verhandlungen und ift für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung verantwortlich. 

Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der Anwejenden gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlih, daß mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths an der Abjtimmung Theil genommen hat. Mit: 
glieder, welche an dem Gegenjtande der Beſchlußfaſſung perjönlich betheiligt find, haben 
ih dev Abſtimmung zu enthalten. 

Die Beihlüffe des GemeindesKivchenraths find unter Angabe des Tages und der 
Anweſenden in ein Protofollbuch zu verzeichnen, und jedes Protokoll von dem Vorſitzenden 
und mindeitens einem Neltejten zu unterjchreiben. 

Dritten gegenüber werden, ſoweit der $ 22 nichts Anderes beftimmt, Bejchlüffe 
des Gemeinde-Kirchenraths durch Auszüge aus dem Protofollbuch bekundet, welche der 
Borfigende beglaubigt. Ausfertigungen ergehen unter der Unterfchrift des Borfigenden. 

s 12. In Gemeinde- Kirchenräthen von jtärferer Mitgliederzahl können für 
bejtimmte Gejchäftszweige einzelne Mitglieder vorzugsweife berufen werden. Die bezüg- 
lichen Anordnungen, jowie die Einrichtung von Deputationen und Kommiffionen bleiben 
dem Gemeinde-Kirchenrath überlafien. 


C. Wirfungsfreis des Gemeinde-Kirchenraths. 


$ 13. Der Gemeindesflirchenrath hat den Beruf, in Unterftüßung der pfarr- 
amtlichen Thätigfeit nach bejtem Vermögen zum veligiöfen und jittlichen Aufbau der 
Gemeinde zu helfen, die chrijtlichen Gemeinde-Thätigfeiten zu fördern und die Kirchen- 
gemeinde in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten zu vertreten. 

$ 14, Insbeſondere liegt dem Gemeindesstirchenrathe ob: 

1. chriſtliche Gefinnung und Sitte in der Gemeinde, jowohl durch eigenes Vorbild, 
als auch durch befonnene Anwendung aller dazu geeigneten und jtatthaften Mittel auf: 
recht zu erhalten und zu fördern. 

Der Pfarrer bleibt in feinen geiftlichen Amtsthätigfeiten der Lehre, Geeljorge, 
Verwaltung der Saframente und in jeinen übrigen Miniſterialhandlungen von dem 
Gemeinde-Kirchenrath unabhängig. Er iſt jedoch verpflichtet, die Fälle, wo er ein 
Gemeindeglied von der Theilnahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung, 
inöbejondere vom heiligen Abendmahle, zurückzumeifen für nothwendig hält, unter 
ſchonender einjtweiliger Zurüdhaltung des Betreffenden, dem Gemeinde-Kirchenrathe vor— 
zulegen. Stimmt diefer zu, jo ift die Zurückweifung auszufprechen, gegen welche dem 
Betroffenen der Nefurs an die Kreis-Synode ($ 53 Nr. 4) offen bleibt. Erklärt ſich 
der Gemeinde-Kirchenrath gegen die Zurücdweifung, jo wird diefer Beihluß zwar jofort 
wirkſam, aber der Geiftliche ift befugt, wern ex fich bei demfelben nicht beruhigen will, 
die Sache zur Entjcheidung an die Kreis-Synode zu bringen. 

Der GemeindesKirchenrath ift wie berechtigt jo verpflichtet, Verſtöße des Geiftlichen 
und der Xeltejten in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in jeinem Schooße zur 
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Sprache zu bringen. Jedoch fteht ihm Behufs weiterer Verfolgung nur zu, der vor— 
gejegten Kirchen-Behörde davon Anzeige zu machen. 

$S 15. 2. Der Gemeindesflirchenrath hat für Erhaltung der äußeren gottesdient- 
lichen Ordnung zu forgen und die Heilighaltung des Sonntags zu befördern. 

Zur Abänderung dev üblichen Zeit der öffentlichen Gottesdienfte bedarf der Pfarrer 
der Zuftimmung des GemeindesKtirchenrathe. 

Diejelbe ift auch erforderlich, wenn wegen Abänderung der in der Gemeinde 
bejtehenden lokalen liturgiſchen Einrichtungen Anträge an die zuftändigen Behörden 
gerichtet werden ſollen. 

Der Gemeinde-Kirchenrath entjcheidet über die Einräumung des Kirchengebäudes 
zu einzelnen nicht gottesdienjtlichen Handlungen, welche der Beitimmung des Kirchen: 
gebäudes nicht widerjprechen. 

S 16. 3. Der GemeindesKirchenrathd hat die religiöfe Erziehung der Jugend 
zu beobachten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu 
vertreten. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule jteht ihm nicht zu. Mißſtände in 
der religiöfen Unterweifung der Jugend oder in fittlicher Beziehungsfind von ihm bei 
den gejeglichen Organen der Schul-Berwaltung zur Anzeige zu bringen. 

8 17. 4. Dem Gemeindesflirchenrath Liegt die Leitung der kirchlichen Einrichtungen 
für Pflege der Armen, Kranken und VBerwahrloiten ob. 

Geeigneten Falls ſetzt er fi) mit den bürgerlichen Armen-Behörden und Inſtituts— 
Verwaltungen, ſowie etwa bejtehenden freien Vereinen in Einvernehmen. Auch kann ev 
fih Helfer aus der Gemeinde, injonderheit aus der Gemeinde-Vertretung, beiordnen. 

$ 18. 5. Der Gemeindesftirchenrath jtellt die Lite der wahlberechtigten Gemeindes 
glieder ($ 34) auf, nimmt die dazu erforderlichen Anmeldungen entgegen, bereitet die 
Wahlen zum Aelteſten-Amt und zur Gemeinde-VBertretung vor, hält diefe Wahlen ab, 
beruft die Gemeinde-VBertretung ein und bringt die Beſchlüſſe derjelben in Ausführung. 

8 19. 6. Der Gemeindesflirchenrath ift bis zur Landesgejeglichen Aufhebung der 
Parochial- Eremtionen!) befugt, eximirte Berfonen, welche ihren Eremtionsrechten zu entjagen 
bereit find, auf ihren Antrag in die Gemeinde aufzunehmen. 

Die gleiche Befugniß ſteht ihm bezüglich ſolcher Perſonen zu, welche fich ein Jahr 
lang am Orte der Gemeinde aufgehalten haben, aber wegen Mangels des Wohnſitzes 
die Gemeinde-Angehörigfeit entbehren. 

Ss 20. 7. Der Gemeinde-Kirchenrath hat von der eingetretenen Pfarrvafanz 
Anzeige zu machen und die diesfalls ergebenden propiforifchen Anordnungen in Aus— 
führung zu bringen. 

Inwieweit derjelbe bei Bejegung der Pfarrämter in Gemeinjchaft mit der Gemeinde 
Vertretung eine Mitwirkung auszuüben hat, ift im $ 32 bejtimmt. 


1) Die landesgejegliche Aufhebung der Paro-ſie nicht bereits früher einer beſtimmten Parochie 
chial-Exemtionen iſt am 3. Juni 1875 erfolgt. | zugewieſen oder dauernd beigetreten find, das 
Das Gejeß lautet (Gej.-Samml. ©. 154): Net, bis zum 31. Dezember 1876 diejenige 

. Die nah dem allgemeinen Landrecht Parodie zu wählen, welcher fie als Mitglied 
sg 283 — 287, Zit. 11, Theil II, jowie die in | dauernd beitreten wollen. Die Wahl geihieht 
einzelnen Sandestheilen oder Ortſchaften nah | durch ausdrückliche Erklärung bei dem Gemeinde— 
bejonderem Recht oder Herfommen für bejtimmte | Kirchenrath oder Kirchen-Vorſtand. Wird die 
Perjonen oder Grumdjtüce beitehenden Parohial- | Wahl nicht innerhalb der Frift ordnungsmäßig 
Eremtionen werden mit allen ihren Folgen Ri fo gelten die Erimirten als Mit— 
vom 1. Januar 1877 ab aufgehoben. glieder derjenigen Parochie, innerhalb welcher 

8 2. Befteben an einem Orte mehrere Paro= | ihre Wohnung belegen ijt.” 
hieen, jo haben die bisherigen Erimirten, jofern 
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g 21. 8. Dem Gemeindesflivchenrath fommt, joweit wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht entgegenstehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er beauffichtigt 
ihre Dienjtführung und übt das Recht der Entlafjung aus fündbaren Anftellungen. 

Wegen Entlaffung im Disciplinarwege, jowie wegen Verleihung und Entziehung 
der mit Schulftellen verbundenen niederen Kirchenbedienungen behält es bei den bejtehenden 
Vorſchriften fein Bewenden. 

$ 22. 9. Der Gemeinde-Kirchenrath vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in ftreitigen wie in nichtitreitigen Rechtsſachen, und verwaltet das Kirchen— 
Vermögen, einjchließlich des Vermögens der kirchlichen Lofalftiftungen, welche nicht 
fundationsmäßig eigene Vorſtände haben, ſowie einjchlieglih des Pfarr- und Pfarr- 
wittwenthums-Vermögens, joweit das echt jeweiliger Inhaber nicht entgegeniteht. 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden jchriftlichen Willenserklärung des Gemeinde: 
Kirchenraths bedarf e3 der Unterjchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters und 
zweier Aeltejten, ſowie der Beidrückung des Kicchenfiegeld. Hierdurch wird Dritten 
gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Bejchluffes feitgeftellt, jo daß es eines 
Nachweiſes der einzelner Erforderniſſe dejjelben, insbeſondere der erfolgten Zuftimmung 
der Gemeinde-Bertretung, wo eine jolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 

An den gejeßlichen Berwaltungsnormen, jowie an den den Staats-Behörden oder 
vorgejeßten Kirchen-Behörden zuftehenden Rechten der Aufficht und der Einwilligung zu 
beftimmten Handlungen der Verwaltung wird duch den Webergang der leteren auf 
den Gemeinde-Kirchenrath nichts geändert ($ 47). 

In den Fällen des 8 31 ift der Gemeindesflivchenrath an die Mitwirkung der 
Gemeinde-Vertretung gebunden. Die Beitellung außerordentlicher Gemeinde-Repräſentanten 
nach S 159, 11, Theil II. des Allg. Landrechts findet nicht ferner jtatt. 

8 23. Dein Patron verbleiben außer der Theilnahme an der DBerwaltung des 
firhlichen Vermögens durch die Betheiligung am Gemeinde-Kirchenrath (8 6) da, wo 
derjelbe Patronatslaſten für die Firchlichen Bedürfniſſe trägt, die Aufficht über die 
Verwaltung der Kirchenkaſſe und das Recht der Zuftimmung zu den nach den beftehenden 
Gejegen feiner Genehmigung unterliegenden Gefchäften der Vermögens-Verwaltung. 

In letzterer Beziehung gilt jedoch jeine Zujtimmung zu Beichlüffen des Gemeindes 
Kirchenraths und der Gemeinde-Bertretung für ertheilt, wenn er auf abjchriftliche 
Zuftellung des betreffenden Beihluffes nicht binnen 30 Tagen nach dem Empfange dem 
Gemeinde-Kirchenrath feinen Widerfpruch zu erfennen giebt. 

Geſchieht das Lebtere, jo fteht dem Gemeinde-Kirchenrath der Rekurs an die 
vorgeſetzte Auffichts-Behörde offen. Dieſe ift befugt, geeigneten Falls den Widerjpruch 
des Patronats zu verwerfen und deifen Einwilligung zu ergänzen. 

Kommt es für Urkunden auf formelle Feſtſtellung der Zuftimmung des Patrons 
an, und iſt leßtere wegen Verabſäumung der dem Patron offen ſtehenden Erflärungsfriit 
für ertheilt zu erachten, jo wird die fehlende Unterjchrift defjelben durch die zuftändige 
Auffichts-Behörde ergänzt. 

$ 24. Für die Berwaltung der Kirchenkaſſe hat der Gemeinde-Kirchenrath eines 
jeiner Mitglieder zum Rendanten (Kirchmeiſter, Kicchenrechner 20.) zu ernennen. 

Demjelben kann eine Vergütung für jächliche Ausgaben, nicht aber eine Bejoldung 
angewiejen werden. 

Auslagen find ihm zu exjeßen. 

it nach dem Umfange der Kaffe eine unentgeltliche Verwaltung nicht zu erreichen, 
ſo fann der GemeindesKicchenrath einen bejoldeten Nendanten anſtellen; joll jedoch hierzu 
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ein Mitglied des Gemeinde-Kirchenraths ernannt werden, jo ift die Genehmigung des 
Borjtandes der Kreis-Synode erforderlich. 

Der NRendant hat folgende Obliegenheiten: - 

a. Er erhebt die Einnahmen der Kicchenfafje und leiftet die Ausgaben aus derjelben. 
Die Ausgaben erfolgen, joweit es ſich um feitftehende Zahlungen an bejtimmte 
Empfänger handelt, auf Grund des Etats, jonft auf bejondere jchriftliche 
Zahlungs-Anweifung des Vorfibenden des Gemeinde-Kirchenraths. 

b. Er legt dem Gemeinde-Kirchenrathe jährlich Rechnung ab und hat fich den von 
diefem angeordneten Kaſſen-Reviſionen zu unterwerfen. 

c. Er führt die nächfte Aufficht über die Firchlichen Gebäude, Grundftüde, Geräthe 
und fonjtigen Snventarienftüde. Wegen der zur Inftandhaltung oder Erneuerung 
derjelben erforderlichen Lohnarbeiten, Anjchaffungen oder Bau-Unternehmungen, 
bat ex beim Gemeindesflivchenrathe rechtzeitig Anträge zu ftellen. 

Im Uebrigen find für den Gejchäftsbetrieb des Nendanten bis auf Weiteres die 
in den einzelnen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran von den Gemeindes 
Kirchenräthen zu treffenden Beitimmungen maßgebend. 

8 25. 10. Der Gemeindesflirchenrath iſt das Organ der Gemeinde gegenüber 
den Kirchen-Behörden und Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung von Vorlagen der Kirchen-Regierung, insbefondere bei Barochial-VBeränderungen, 
als auch geeigneten Fall durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 

$ 26. 11. Der Gemeindesftirchenrath ſoll in der Gemeinde die Erwedung einer 
lebendigen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen jein laſſen und 
zu diefem Behufe namentlich die Wünfche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig 
entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat er bei geeigneten Gelegenheiten, 3. B. bei 
der Wahl der Gemeinde-Bertreter, über die zur Veröffentlichung ſich eignenden wichtigeren 
Vorgänge jeines Berwaltungsgebiet3 der Gemeinde Mittheilung zu machen. 


III. Gemeinde-Yertretung. 


Ss 27. In Kirchengemeinden von 500 Seelen oder darüber wird durch die Wahl 
der Gemeinde (SS 34 ff.) eine Gemeinde-Vertretung gebildet. 

Sn Gemeinden unter 500 Seelen kommen die Rechte der Gemeinde-Vertretung der 
Berjammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder zu. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinjchaftlihen Pfarramt verbunden 
(vereinigte Mutter-Gemeinden, Mutter- und Tochter-Gemeinden) und beträgt die Geſammt— 
Seelenzahl derjelben 500 oder darüber, jo iſt für die im S 2 Abſatz 2 vorgejehenen 
Fälle in jeder Gemeinde, ohne Rückſicht auf deren Seelenzahl, eine Gemeinde-Vertretung 
zu bilden. | 

Ob die für Bildung der Vertretung entjcheidende Seelenzahl in einer Gemeinde 
dauernd vorhanden ijt, wird duch Beſchluß des Gemeinde-Kirchenraths Feitgeftellt. 

5 28. Die Stärke der Gemeinde-VBertretung beträgt das dreifache der normalen 
Zahl der Aelteſten. 

Eine jtärfere Zahl von Mitgliedern fann auf Antrag der Gemeinde-Vertretung 
nach gutachtlicher Anhörung der Kreis-Synode vom Konfiftorium genehmigt werden. 

$ 29. Die Gemeindes-VBertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinfchaft mit 
dem Gemeinde-Kirchenrathe über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten Gegen= 
ſtände. Der Borfigende des Gemeindessticchenraths ift zugleich Vorfigender der zu 
einem Kollegium vereinigten Verſammlung. 
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Sie wird je nad) dem verhandenen Bedürfniffe unter Angabe der wejentlichen 
Gegenitände der Berhandlungen berufen. 

Auf Verlangen des Konfiftoriums muß die Berufung jederzeit erfolgen. 

Die Einladung gejchieht durch den Vorſitzenden ſchriftlich oder in ſonſt ortsüblicher 
Weiſe. 

g 30. Auf die Verſammlungen, Berathungen und Beſchlüſſe dev Gemeinde— 
Vertretung finden die Beſtimmungen des 8 11 Anwendung. 

Iſt auf die erſte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit der 
Gemeinde-Vertretung nicht erſchienen, jo iſt eine zweite Verſammlung zu veranſtalten, 
in welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl die Gemeinde gültig vertreten. 

Die Beſchlüſſe werden in das Protokollbuch des Gemeinde-Kirchenraths eingetragen. 

s 31. Sn folgenden Angelegenheiten bedarf der Gemeindesstivchenrath der 
beichließenden Mitwirkung der Gemeindes-Bertretung: 

1. Bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaftung von Grund» 
eigenthum, der Verpachtung und Vermiethung von Kirchen-Grundſtücken auf 
länger als zehn Jahre und der Verpachtung oder Bermietdung der den firchlichen 
Beamten zur Nugung oder zum Gebrauch vüberwiefenen Grundjtüde über die 
Dienjtzeit des jeweiligen Inhabers hinaus; 

2. bei außerordentlichen Nubungen des Vermögens, welche die Subjtanz ſelbſt ans 

greifen, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, ſofern fie nicht 

zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 

. bei Anleihen, ſoweit fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen und aus 
den laufenden Einnahmen derjelben Voranſchlags-Periode zurücerjtattet werden 
fünnen ; 

4. bei der Anftellung von Prozeſſen, ſoweit ſich dieſelben nicht auf Eintreibung fort- 
laufender Zinfen und Gefälle oder die Einziehung ausftehender Kapitalien, deren 
Zinſen rückſtändig geblieben find, bejchränfen, desgleichen bei der Abſchließung 
von Bergleichen ; 

5. bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Baulichfeiten, fofern nicht über 
die Nothiwendigfeit der Bau-Ausführung bereits durch die zujtändige Behörde 
endgültig entjchieden ift. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag 
150 Mark überjteigt. Im Fall des Bedürfniffes kann die Gemeinde-VBertretung 
ein für allemal die Vollmacht des GemeindesKicchenraths zur Vornahme höher 
veranfchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 900 Mark hinaus, 
erweitern. 

Die Vorſchriften 1 613 5 finden Anwendung auf alles Kirchliche Vermögen, 
gleichviel, ob es rechtlich der Gemeinde, der Kirche oder einer kirchlichen Stiftung 
gehört, fofern es nur der Verwaltung der früheren Kicchen-Vorfteher, der Ge 
meinde oder einer Gemeinde-Körperſchaft unterlegen hat; 

6. bei der Bejchaffung der zu den Firchlichen Bedürfniffen erforderlichen Geldmittel 
und Leijtungen, ſoweit folche nicht nach beitehendem Nechte aus dem Kirchen: 
Vermögen oder vom Patrone oder von jonst speziell Berpflichteten zu gewähren 
find, insbefondere bei Feſtſetzung der auf die Gemeinde zu repartivenden Umlagen 
und bei Beitimmung des Repartitionsfußes, welcher nah Maßgabe direkter 
Staatsjteuern oder am Ort erhobener Kommunalſteueru fejtgejegt werden muß ; 

7. bei Veränderungen bejtehender und Einführung neuer Gebühren-Taren ; 

8. bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen für den Dienft 
der Gemeinde, jowie zur dauernden Verbeſſerung des Einkommens der beftehenden ; 
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bei dauernder Verminderung jolcher, auf der Kirchenkaſſe Haftender Bewilligungen ; 
bei Derwandlung veränderlicher Einnahmen der Kirchen-Beamten in feite Hebungen 
oder bei Umwandlung von Natural-Einfünften in Geldrente, letzteres, ſoweit 
nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgefeße geordneten Ablöjungs- 
Verfahren erfolgt; 


9. bei der Feſtſtellung des Gtats der Kirchenfaffe und der Voranſchlags-Periode, 


jowie, wenn die jährliche etatsmäßige Soll-Einnahme der Kirchenkaſſe 900 Mark 
oder mehr beträgt, bei der Abnahme der Syahresrechnung und Erxtheilung der 
Decharge. 

Sn allen Fällen ift der Gtat und die Jahresrechnung nach erfolgter Feititellung 
reſp. Decharge auf 14 Tage zur Einficht der Gemeindeglieder öffentlich auszulegen ; 


10. bei Bewilligungen aus der Kirchenfaffe an andere Gemeinden oder zur Unter- 


ftügung evangelifchschriftlicher Vereine und Anjtalten, jofern diejelben einzeln zwei 
Prozent der etatsmäßigen Soll-Einnahme der Kirchenkaſſe überjteigen. Bis zu 
diefem Betrage ift der Gemeindesfticchenrath zu jolchen Bewilligungen ermächtigt, 
doch darf der Gejammtbetrag derjelden während eines Jahres fünf Prozent der 
Soll-Einnahme nicht überjchreiten ; 


11. bei Errichtung von Gemeinde-Statuten (S 46). 


$ 32. Die beitehenden Vorſchriften über die Verleihung der Pfarrämter und die 


der Gejammtheit dev Gemeinde dabei gebührende Mitwirkung, desgleichen über das Ein— 
Ipruchsrecht der Gemeinden nach SS 330—339, Tit. 11, Th. I. Allgem. Landrecht 
bleiben bis auf Weiteres, insbefondere bis zur landesgejeglichen Ausführung des Art. 17 
der Verfaſſungs-Urkunde, mit folgenden Maßgaben in Geltung: 


1 


2; 


. Diejenigen Rechte dev Wahl oder der Theilmahme an der Wahl des Pfarrers, 


welche bisher kirchengemeindlichen Wahl-Kollegien zugeftanden haben, werden, 
an deren Stelle, von dem Gemeinde-Kirchenrath in Gemeinfchaft mit der Gemeinde- 
Vertretung geübt. 

Haben bisher Kommunen oder andere Korporationen an den zur Aus— 

übung eines Gemeinde» Wahlrechts gebildeten Wahl - Kollegien Theil genommen, 
jo fommt dieje Berechtigung in Wegfall, foweit fie nicht nachweisbar auf dem 
Patronat oder einem anderen bejonderen Nechtstitel beruht. 
Pfarritellen, welche bisher auf Grund des fisfalifchen Patronats, fpezieller 
Statuten oder aus anderen Gründen der freien firchenregimentlichen Verleihung 
unterlegen haben, werden dergeftalt bejeßt, daß die Kicchen-Behörde in dem einen 
Erledigungsfalle mit, in dem andern ohne Konkurrenz einer Gemeindewahl 
den Pfarrer beruft. Die Wahl erfolgt durch den Gemeinde Kirchenrath in 
Gemeinschaft mit der Gemeinde-Vertretung. Die näheren Beftimmungen bleiben 
einer bejonderen Königlichen Verordnung vorbehalten, bis zu deren Erlaß die 
bisherige Beſetzungsweiſe einjtweilen fortbefteht. 

Auf Pfarritellen, mit deren Verleihung die gleichzeitige Webertragung 
eines Firchenvegimentlichen Amts verbunden werden joll, findet diefe Vorſchrift 
feine Anwendung. 


$ 33. Der Gemeinde-Kirchenrath ift befugt, auch andere Gemeinde-Angelegenheiten, 


die ihm dazu geeignet, jcheinen, an die Gemeinde DVertretung zur Berathung und 
Beſchließung zu bringen. 


Die in Folge dejjen gefaßten Beſchlüſſe find für den Gemeinde-Kirchenrath maß- 


gebend. 
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IV. Bildung der Gemeinde-Mrgane. 


$ 34. Die Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths und der Gemeinde-Bertretung 
werden von den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt !). 

MWahlberechtigt find alle männlichen, ſelbſtſtändigen, über 24 Jahre alten Mit— 
glieder der Gemeinde, welche bereit3 ein Jahr in der Gemeinde, oder wo mehrere 
Gemeinden am Orte find, an diefem Orte wohnen, zu den kirchlichen Gemeindelajten 
nach Maßgabe der dazu bejtehenden Verpflichtung beitragen und ſich zum Eintritt in 
die wahlberechtigte Gemeinde ordnungsmäßig nach Maßgabe der darüber zu erlafjenden 
Inſtruktion angemeldet haben. 

Der Patron ift wahlberechtigt, auch wenn er nicht am Orte der Gemeinde wohnt. 

Als jelbitjtändig find nicht anzunehmen Diejenigen: 

1. welche feinen eigenen Hausjtand haben oder fein öffentliches Amt befleiden oder 
fein eigenes Gejchäft, beziehungsweife nicht als Mitglied einer Zamilie deren 
Geſchäft führen; 

2. welche unter Kuratel jtehen oder im Konkurs fich befinden ; 

3. welche im letzten Jahre vor der Wahl armuthshalber Unterjtügung aus Armen: 
mitteln oder Erlaß der Staatsfteuern oder der kirchlichen Beiträge genoſſen haben. 

Ausgeſchloſſen vom Wahlrechte tft: 

1. wer nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte fich befindet ; 

2. wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines folchen Vergehens, welches die 
Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nad ſich ziehen muß 
oder kann, in Unterfuhung ſich befindet, 615 zur Beendigung der Sache; 

3. wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel ein 
Öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung gefühntes Aergerniß gegeben hat; 

4, wer wegen Verlegung befonderer firchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchen- 
Gejeßes des Wahlrechts verluftig erklärt ift. 

Das Wahlrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung firchlicher Umlagen über 
ein Jahr im Rückſtande find. 

8 35. Mählbar in die Gemeinde » Vertretung find alle Wahlberechtigten, fofern 
fie nicht duch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen Gottesdienfte und von der 
—— an den Sakramenten ihre kirchliche Gemeinſchaft zu bethätigen aufgehört 
aben. 

Wählbar in den Gemeinde-Kirchenrath ſind alle zum Eintritt in die Gemeinde— 
Vertretung befähigten Perſonen, welche das dreißigſte Lebensjahr vollendet haben. 

S 36. Der Gemeinde-Kirchenrath ordnet die Wahl für die Gemeinde-Organe an 
und legt die von ihm aufgeitellte Lifte dev Wahlberechtigten ($ 18) in einem Sedermann 
zugänglichen Lokale 14 Tage lang öffentlich aus, 

Ort und Zeit der Auslegung find im Haupt-Gottesdienjte von der Kanzel befannt 
zu machen, mit dem Beifügen, daß nach DBerlauf der Auslegungsfrift Reklamationen 
gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Gemeinde 
Kirchenraths kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Verhält- 
nifjen entjprechenden Formen erfolgen. 

Die eingehenden Reklamationen hat der Gemeinde» Kirchenrath zu prüfen und 
geeignetenfalls die Lifte zu berichtigen; gegen einen ablehnenden Befcheid jteht dem 
dadurch von der Wahl Ausgejchloffenen binnen 14 Tagen der Rekurs an den Vorſtand 


1) Geifttige fünnen an der Wahl der Ge: | OAR. v. F —— 1882. KGeſ. und BO, 
meinde-Organe Theil nehmen. Cirkul.“Erl. d. ev, | 1882/83 © 
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der Kreis-Synode zu. Durch Einlegung des Rekurſes wird die anjtehende Wahl nicht 
aufgehalten. Zwijchen dem Ende der Reflamationsfrift und dem Tage der Wahl müfjen 
mindejtens 14 Tage in der Mitte liegen. 

$ 37. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl, jowie der Zahl der für den Gemeindesstirchenrath und für 
die Gemeinde-Vertretung zu wählenden Perſonen von der Kanzel in allen von der 
Anordnung der Wahl an bis zum Wahltage jtattfindenden Haupt= Gottesdienften zu 
gejchehen. Anderweite, den örtlichen VBerhältniffen entiprechende Bekanntmachungen zu 
veranftalten, bleibt dem Ermefjen des GemeindesKirchenraths überlafjen. 

Der Patron oder PBatronats-Bertreter ($ 6) iſt zur Theilnahme an der Wahl- 
handlung bejonders einzuladen, 

8 38. Die Wahl gefchieht in der Kirche der Wahlgemeinde an einem Sonntage 
nah Schluß des Hauptgottesdienites. 

Die Wahldandlung wird von dem Vorſitzenden des Gemeinde-Kirchenraths geleitet, 
welchem die übrigen Mitglieder des Gemeinde» Kirchenraths und erforderlichen Falls 
einige von diefem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorjtand zur Seite jtehen. 
Der Patron oder der Patronats-Vertreter iſt immer berechtigt, in den Wahlvorjtand 
einzutreten. 

Der Borfigende eröffnet die Wahlhandlung. Er ermahnt die Wähler, ihre Wahl 
auf Männer von unfträflichen Wandel, chriftlicher Gefinnung, bewährter Liebe zur 
evangeliichen Kirche und fleißiger Theilnahme an Wort und Saframent zu richten. 

Nur die perjönlich erjchienenen Wähler find jtimmberechtigt. Die Abjtimmung 
erfolgt jchriftlich mitteljt Stimmzettel. Duch Beihluß des Gemeinde-Kirchenraths kann 
eine mündliche Abjtimmung zu Protokoll angeordnet werden. 

Zunächſt ift die Wahl der Aelteſten, danach die dev Mitglieder der Gemeindes 
Bertretung zu vollziehen. 

Gewählt find Diejenigen, auf welche die abjolute Mehrheit der abgegebenen Wahl- 
ſtimmen gefallen ift. Hat der erſte Wahlgang eine abjolute Mehrheit für die zur 
Bildung oder Ergänzung dev Gemeinde Organe erforderliche Zahl von Perjonen nicht 
ergeben, jo ift, bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere Wahl fortzufegen. 
Dei Slimmengleichheit entfcheidet das Loos. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den wefent- 
lichen Hergang beurkundet. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und mindeftens 
zwei Mitgliedern des Gemeinde-Kirchenraths unterzeichnet. 

8 39. Die Namen der Gewählten werden, nachdem der Gemeinde-Kirchenrath die 
Legalität der Wahl geprüft und anerkannt hat, an zwei auf einander folgenden Sonn- 
tagen im Haupt-Gottesdienjte der Gemeinde befannt gemacht. 

Ss 40. Einſprüche gegen die Wahl können bis zur zweiten Bekanntmachung der— 
jelben ($S 39) von jedem wahlberechtigten Gemeindegliede ($ 34) erhoben werden, 

Ueber jolche Einfprüche entjcheidet der Gemeinde-Kirchenrath und, auf eingelegten 
Rekurs, Für welchen von Zuftellung der Entjcheidung an eine vierzehntägige präflu- 
fiviiche Frift läuft, der Borjtand der Kreis-Synode ($ 55, Nr. 8). 

Der lebtere hat auch von Amtswegen die Wahl zu prüfen. 

Ss 41. Die Gewählten können das Gemeinde-Amt nur ablehnen oder niederlegen, 

1. wenn ſie das jechszigite Lebensjahr vollendet, oder 

2. jchon ſechs Jahre das Aelteſten-Amt bekleidet haben, oder 

3. wegen anderer erheblicher Entjchuldigungsgründe, 3. B. Kränflichleit, häufiger 
Abweſenheit, unvereinbarer Dienjtverhältniffe. Ueber die Erheblichkeit und that- 
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jächliche Begründung entjcheidet der Gemeinde = Kirchenrath, und auf eingelegten 
Rekurs, für welchen von Zuftellung der Entjcheidung an eine vierzehntägige 
präkluſiviſche Srift läuft, der Vorſtand der Kreis-Synode. 
Wer ohne jolchen Grund die Webernahme oder die Fortjegung des Gemeindes 
Amts verweigert, verliert das kirchliche Wahlrecht. Daſſelbe kann ihm jedoch auf fein 
Gejuch von dem Gemeinde-Kirchenrath wieder beigelegt werden. 

Die Ablehnung oder Niederlegung des vom Patron übertragenen Aelteſten-Amts 
unterliegt feinen beſchränkenden Bejtimmungen. 

s 42. Sit für die Neltejten- Wahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, weil 
Wahlberechtigte nicht erſchienen find, oder die Erjchienenen die Vornahme der Wahl 
verweigert haben oder weil nicht wählbare Perjonen gewählt worden find, jo hat für 
dDiejes Mal der Borjtand der Kreis-Synode die Aelteſten zu ernennen. 

Iſt aus denjelden Gründen die Wahl der Gemeinde-Vertretung nicht zu Stande 
gefommen, jo werden bis dahin die Nechte derjelben durch den Gemeinde = Kirchenrath 
ausgeübt. 

$ 43. Das Amt der gewählten Aelteften und der Gemeinde-Vertreter dauert 
ſechs Jahre. 

Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wie— 
der wählbar und bleiben jedenfalls bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amt. 

Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte Mal durch Auslooſung beſtimmt. 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt die Gemeinde-Vertretung 
in ihrer nächſten Berfammlung einen Erſatzmann, deſſen Zunktion ſich auf die Reftzeit 
der Amtsdauer des Ausgejchtedenen erjtredt. 

s 44. Die Entlafjung eines Aelteſten oder Gemeinde-Bertreters erfolgt durch den 
Borjtand der Kreis-Synode nach Anhörung des Gemeinde-Kirchenraths: 

1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft (S 34), 
2. wegen grober Pflichtwidrigfeit. 

Gegen die Enticheidung des Vorſtandes der Kreis » Synode ſteht ſowohl dem 
Betroffenen, al3 auch dem ‚Gemeinde = Kirchenvath binnen 14 Tagen die Berufung an 
das Konfiftorium zu, welches mit Zuziehung des Vorftandes der Provinzial = Synode 
endgültig entjcheidet. ($ 55, Nr. 9.) 

8 45. Wenn eine Gemeinde-Bertretung beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläjligt oder verweigert, jo kann das Konfiftorium auf den Antrag des Borjtandes 
der Kreis- Synode dieſelbe auflöjen und den erwieſen Schuldigen die Wählbarfeit auf 
beſtimmte Zeit entziehen. 

Die Neubildung der Gemeinde-Bertretung ift unter Leitung eines von dem Konſi— 
jtorium zu bejtellenden Kommifjarius zu bewirken, 

Dis dahin werden die Rechte der Gemeinde-Vertretung durch den Gemeinde- 
Kirchenrath ausgeübt. 

V. Schlußbeftimmungen. 


8 46. Mittelit Ttatutarischer Bejtimmung können in einer Gemeinde bejondere, 
die vorjtehende Ordnung ergänzende oder modifizivende Einrichtungen aufrecht erhalten 
oder neu eingeführt werden, 

Geeignetenfalls ift das Ganze der Gemeinde- Ordnung in einem fürmlichen Gemeinde: 
Statut zufammenzufafjen. 

Zur Feftfegung ſtatutariſcher Ordnungen bedarf es der Zuftimmung der Gemeinde— 


— 


Vertretung, der Prüfung durch die Kreis- und Provinzial-Synode, der Anerkennung der 
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(eteven, daß die entworfene Beſtimmung zwedmäßig und wejentlichen VBorjchriften der 
Kirchen-Ordnung nicht zumider fei, jo wie der abjchließenden Genehmigung des Konſi— 
ſtoriums. 

8 47. Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht ſowohl der Staats— 
Behörden als der vorgeſetzten Kirchen-Behörden, die Gemeinden und ihre Organe zu 
einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen zu 
ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, erfährt 
durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 

S 48, Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts finden feine Anwendung: 

1. auf diejenigen franzöfiichereformirten Gemeinden, in welchen ein nach Vorſchrift 
der Diseipline des &glises reformdes de France gebildetes Consistoire oder Pres- 
byterium eingerichtet ift; 

. auf diejenigen Immediat-Gemeinden, welche eine Allerhöchit janktionirte Ver— 
fafjung und ein für die Interna und Erterna der Gemeinde gebildetes Kirchen- 
Kollegium beſitzen; 

3. auf die Unität3-Gemeinden der Provinz Poſen; 

4. auf die Militär- und Anftalts-Gemeinden. 

Hinfichtlich aller diefer Gemeinden bewendet es bis auf weiteres bei der bejtehen- 

den Verfaſſung. 


ID 


Zweiter Abjchnitt. 
Kreis- Synode. 


$ 49. Die zu einer Diözeje vereinigten Gemeinden bilden in der Regel den 
Kreis-Synodal-Berband. 

Gemeinden, welche feiner Diözeje angehören, find einem benachbarten Synodal— 
Derbande anzujchließen. 

Kleinere Diözefen können ganz oder getheilt mit benachbarten zu dem Verbande 
einer Kreis-Synode vereinigt werden. 

Ueber Beränderungen beftehender Kreis-Synodal-Verbände trifft das Konfiftorium 
mit Einwilligung der betreffenden Kreis-Synoden oder im Falle des Widerfpruchs unter 
Buftimmung der Provinzial-Synode Entjceheidung. 

$ 50. Die Kreis-Synode beiteht aus: 

1. dem Superintendenten der Diözeje als Vorfigenden. 

Unter mehreren zur Synode gehörenden Superintendenten gebührt der VBorfit 
dem im Ephoralamt älteren; 

2. jämmtlichen innerhalb des Kirchenkreiſes ein Pfarramt definitiv oder vikariſch 
verwaltenden Geijtlichen. Geistliche an Anitalten, welche feine Parochialvechte 
haben, Militär-Geijtliche und ordinirte Hülfsgeijtliche find nur befugt, mit 
berathender Stimme an der Synode Theil zu nehmen. Zweifel über den Umfang 
der Theilnahmes-Berechtigung einzelner Geiftlicher enticheidet das Konfiitorium ; 

3. der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder. Die Hälfte derjelben wird aus den 
derzeitigen Aelteften oder aus der Zahl der früheren Aeltejten gewählt, in der 
Weiſe, daß jede Gemeinde jo viele Mitglieder entjendet, als fie ftimmberechtigte 
Geiftliche in der Synode hat. Die andere Hälfte wird aus den angejehenen, 
firhlich erfahrenen und verdienten Männern des Synodal-Kreiſes von den an 
Seelenzahl jtärferen Gemeinden gewählt. — Diejenigen Gemeinden, welche 
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hiernach noch ein oder mehrere Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl 
diejer Mitglieder, werden unter Berüdfichtigung der Seelenzahl, jowie der 
ſonſtigen örtlichen VBerhältniffe der Gemeinden und des Kreijes, das erſte Mal 
nad Anhörung des Kreis-Synodalvorjtandes durch Anordnung des durch den 
Provinzial-Synodal-VBorjtand verjtärkten Konfiitoriums, demnächſt endgültig nach 
Anhörung der Kreis-Synode durch Beihluß der Provinzial-Synode bejtimmt. 

Die Wahl diefer Mitglieder erfolgt auf 3 Jahre und wird durch die 
vereinigten Gemeinde-Organe, bei verbundenen Gemeinden der Gefammt=Parochie, 
vollzogen; wo verfafjungsmäßig eine Gemeinde-Bertretung nicht vorhanden ist, 
erfolgt die Wahl durch den Gemeinde-Kicchenrath. Diejenigen weltlichen Mit- 
glieder der Kreis-Synode, welche noch feine Gelübde als Aeltejte abgelegt haben, 
werden von dem VBorfigenden der Kreis-Synode mit demjenigen Gelübde ver- 
pflichtet, welches die Mitglieder der Provinzial-Synode nad) 8 63 der Kirchen— 
gemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 zu leiten haben. 

Seiten? der Kircchenregierung iſt darauf hinzuwirken, daß durch Theilung der 
größeren Diözejen eine übermäßig große Zahl der zu einer Kreis-Synode 
gehörigen Mitglieder vermieden werde. 

$ 51. Die Kreis-Synode tritt jährlich in der Regel einmal zufammen. Außer— 
ordentliche Berfammlungen können mit Genehmigung oder auf Anordnung des Konſiſtoriums 
Itattfinden, Die Dauer der Verſammlung joll zwei Tage nicht überjchreiten. 

Ausnahmsweiſe ift das Konfiftorium befugt, eine ſchriftliche Abſtimmung der 
Mitglieder außerhalb der Verſammlung zu veranftalten. 

$ 52. Der Borfißende beruft, eröffnet und jchließt die Verſammlung und forgt 
für die vorbereitenden Arbeiten, die er auf Mitglieder des Synodal-VBorftandes (S 54) 
und andere geeignete Synodalen nach Bedürfnig vertheilen kann. 

Er leitet die Verhandlungen, bejtimmt die Neihenfolge der zu verhandelnden 
Gegenjtände und jorgt für Aufrechthaltung der Ordnung. In diefen Gejchäften kann 
er ſich durch ein anderes Mitglied der Synode vertreten Lafjen. 

Zur Beihlußfähigfeit der Synode bedarf es der Anmejenheit von zwei Dritteln 
ihrer Mitglieder. 

Die Beichlüffe werden nach abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Wahlhandlungen 
find, wenn zunächſt relative Mehrheiten fich ergeben, durch engere Wahl bis zur Erreichung 
einer abjoluten Majorität fortzufegen. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des 
Borfigenden den Ausſchlag, bei Wahlen entjcheidet das Loos. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Schlußſitzung auch mit Gebet gejchlofjen. 

$ 53. Der Wirfungskreis der Kreis-Synode umfaßt nachitehende Befugnifje und 
Obliegenheiten : 

1. die Erledigung der vom Konfiftorium oder von der Propinzial-Synode ihr 

zugehenden Vorlagen ; 

2. die Berathung von Anträgen an das Konfiftorium und die Propinzial-Synode, 
welche von den Mitgliedern der Synode, von den Gemeindesfticchenräthen oder 
auch einzelnen Gemeindegliedern des Synodal-Kreijes ausgehen; 

. die Mitaufficht über die Gemeinden, Geiftlihen, Kandidaten und alle in kirchlichen 
Berufsämtern ftehenden Perjonen ihres Kreiſes. 

Zu dieſem Behufe erhält fie bei ihrem jedesmaligen Zufammentreten zu 
ordentlicher VBerfammlung durch den Superintendenten oder die von ihm dazu 
bejtellten Neferenten einen Bericht über die Firchlichen und fittlichen Zuftände 
der Gemeinden. 
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6. 


I 
10. 
S 54. Der Borjtand der Kreis-Synode bejteht aus dem vorfißenden Superinten- 


denten 
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Sie iſt berufen, von anſtößigen Vorgängen in Leben und Wandel der 
Geiftlichen, der Gemeinde-Beamten und der niederen Kirchendiener Kenntniß zu 
nehmen, dagegen die Mittel der brüderlichen Crmahnung und Warnung in 
Anwendung zu bringen, geeigneten Falls aber, wenn dieje fruchtlos bleiben, die 
Sache der zuftändigen Disciplinar-Inſtanz zu übergeben ; 


. die Mebung der Kirchen-Disciplin in zweiter Inſtanz, wo in erjter Inſtanz der 


Gemeinde-Kirchenrath disciplinariſche Entjcheidung getroffen hat ($ 14, vergl. 
jedoh $ 55, Kr 7); 


. die Mitaufficht über die in den Kirchengemeinden bejtehenden Einrichtungen für 


chriitliche Liebeszwede (S 17), ſowie die Berwaltung und Leitung der den 
Kirchengemeinden des Synodal-Kreiſes gemeinjamen derartigen Inſtitute, jedoch 
unbeichadet abweichender ftatutariicher Ordnungen ; 
die Prüfung des Kaſſen- und Rechnungsweſens in den einzelnen Gemeinden. 
Die Synode ift berechtigt, duch einen zu bejtellenden Ausſchuß von der 
Verwaltung des Llofalen Kirchen» und kirchlichen Stiftungs-VBermögens ($ 22), 
jowie von der Verwaltung der durch eigene Vorſtände vertretenen Iofalen und 
allgemeinen kirchlichen Stiftungen innerhalb des Kreiſes Kenntniß zu nehmen 
und die Bejettigung etwaiger Mißſtände anzuordnen. 
Sind an Stiftungen der legteren Art mehrere Synodal-Streife betheiligt, jo 
jtehen die Befugniffe nur derjenigen Kreis-Synode zu, in deren Bereiche der 
Stiftungs-Borjtand feinen Sit hat; 


. die Verwaltung der Kreis-Synodalsftaffe, die Beltellung eines Kreis-Synodal- 


Nechners, Die Feſtſetzung des Etats der Kaffe, diefe unter Genehmigung des 
Konfiftoriums, die Repartition der zur Kreis-Synodal-Kaſſe erforderlichen Bei- 
träge der Kirchenkaſſen und Gemeinden; 


. die Prüfung jtatutarifcher Ordnungen der Gemeinden (S 46), jowie die Errichtung 


jolcher Ordnungen in dem den Kreis-Synoden angewiejenen Gejchäftsgebiete. Auch 
die letzteren bedürfen der Billigung der Provinzial-Synode und der abjchließenden 
Betätigung des Konſiſtoriums; 

die Wahl ihres Vorfjtandes nach Maßgabe des S 54; 

die Wahl von Abgeordneten zur Provinzial-Synode nach Maßgabe der SS 56 ff. 


(Präfes) und aus vier von der Synode aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählten 


Beifigern, (Afjefforen), von denen mindeftens einer ein Geiftlicher jein muß. Der 
geiftliche Beifiger und, wenn deren mehrere in. dem Synodal-Borjtand find, der an 


eriter 


Stelle gewählte, hat den Borfigenden im Falle jeiner Verhinderung in allen 


Synodal-Gejchäften zu vertreten. Das Konfiftorium kann jedoch, wenn die Vertretung 
eines Superintendenten in allen Ephoral-Funktionen angeordnet werden muß, auch den 
Synodal-Boriiß dem ernannten Vertreter der Superintendentur übertragen. 


1 
2 


3 


Ss 55. Der Synodal-Boritand hat: 


. den Borfigenden in den Präfidial-Gejchäften zu unterftügen; 


für die Aufzeichnung, Redaktion und Beglaubigung der Protokolle zu jorgen, zu 
welchem Behufe er unter jeiner Berantwortlichfeit auch einige Synodal-Mitglieder 
zur Unterjtügung zuziehen kann; 


, die Synodal-Protofolle an das Konfiltorium zu befördern und die von leßterem 


beftätigten Bejchlüffe, ſoweit ihm die Vollziehung aufgetragen wird, zur Aus— 
führung zu bringen; 
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4. zur Berfammlung dev Kreis-Synode die erforderlichen Einleitungen zu treffen, 
insbejondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten ; 

5. dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuitatten ; 

6. in eiligen Fällen der nah 8 53, Nr. 5 und 6 der Synode übertragenen 
Mitaufficht die vorläufige, bis zur nächſten Synodal-Berjammlung wirkfame 
Enticheidung zu treffen; 

7. wenn die Kreis-Synode nicht verjammelt ift, die ihr im 8 53, Nr. 4 über- 
tragene Zuftändigfeit auszuüben ; 

8. auf eingelegten Rekurs über Einſprüche gegen die Wahl von Xeltejten oder 
Gemeinde-Bertretern ($ 40), über die Zuläffigfeit einer Amtsablegung oder 
Niederlegung von Xeltejten oder Gemeinde-Bertretern ($ 41), jowie über den 
Ausihluß vom Wahlrechte (8 36) zu entjcheiden ; 

9. darüber zu befinden, ob der Fall de8 S 44, Nr. 1 vorliegt, ſowie Die 
Disciplinargewalt über die Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths und der 
Gemeinde-Bertretung auszuüben mit dem Nechte, Ermahnung, Verweis und wegen 
grober Pflichtwidrigfeit Entlaffung aus dem Amte zu verfügen ($ 44, Nr. 2). 

Die Disciplinar-Entjcheidung erfolgt nach Unterfuhung der Sache und 
Bernehmung des Beichuldigten durch eine jehriftlich mit Gründen abzufaſſende 
Rejolution, welche im Falle der VBerurtheilung zugleich über die Nothwendigfeit 
der Suspenjion zu bejtimmen hat. Binnen vier Wochen nach Zuftellung der 
Nejolution jteht dem Bejchuldigten der Rekurs an das Konfiftorium zu, welches 
endgültig entjcheidet. Lautet die angefochtene Verfügung auf Entlafjung, ſo 
kann das Konfijtorium nur unter Zuziehung des Vorſtandes der Provinzial 
Synode entjcheiden ; 

10. bei Pfarrbejegungen, vorbehaltlich des Rekurſes an das Konfiftorium, über 
Einwendungen der Gemeinde gegen Wandel und Gaben de3 Defignirten, ſowie 
über Einwendungen von einer Zweidrittelmehrheit der Gemeindeglieder zu ent- 
ſcheiden. 

Ueber Einwendungen wegen der Lehre des Deſignirten, trifft in erſter Inſtanz 
das Konſiſtorium die Entſcheidung unter Mitwirkung des Vorſtandes der 
Provinzial-Synode. (Vergl. 8 68, Nr. 6.) In den Fällen der Nr.7, 8, 9, 10 
müſſen ſämmtliche Mitglieder des Synodal-Borjtandes an den Beſchlüſſen defjelben 
Theil nehmen. Für die übrigen ihm übertragenen Gejchäfte reicht die Mitwirkung 
von drei Meitgliedern, einschließlich des Vorſitzenden aus. 

$ 56. Bei den VBerfammlungen der Kreis-Synode findet eine beſchränkte Deffent- 
lichkeit ſtatt. 

Die Kandidaten und nicht ordinirten Geistlichen des Synodal-Kreiſes, die Aelte— 
jten dejjelben, die evangeliichen Kirchen-Patrone, die evangeliſchen Mitglieder der an der 
Kirchenverwaltung betheiligten Kreis- und Provinzial-Behörden, jowie der Gentrals 
Behörden haben als Gäfte Zutritt. 

Andere Perjonen als Zuhörer zuzulaffen, hängt von dem Ermeſſen des Synodal- 
Borjtandes ab. 

Der General-Superintendent, jowie ein vom Konfiftorium etwa abgevrdnetes 
Konſiſtorial-Mitglied, desgleichen der Präſes der Propinzial-Synode ($ 66) hat das 
Recht, jederzeit den Verhandlungen der Kreis-Synode beizumohnen, dabei das Wort zu 
ergreifen und Anträge zu ftellen. 

$ 57. In Städten, welche mehrere Synodalfreije umfaffen, ift auch das Zuſammen— 
treten von mehreren Kreis-Synoden zur Behandlung gemeinfamer Firchlicher Angelegen- 

Friedberg, Perfaffungsgejege. Preußen. 5 
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heiten der Stadt Bedacht zu nehmen. 
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Die Anordnung dejjelben erfolgt mit Ein— 


willigung der einzelnen Kreis-Synoden, im Fall ihres Widerſpruchs unter Zuftimmung 
der Provinzial-Synode durch das Konfiftorium, welches zugleich den Vorſitz und die Ge— 
ſchäfts-Ordnung der jo gebildeten ſynodalen Körperichaft regelt. 

Dem Konſiſtorium bleibt vorbehalten, den Wirfungsfreis einer Kreis-Synode oder 
einer nach Abſatz 1 gebildeten Vereinigung don Kreis-Synoden jowie ibres Borjtandes 
mit Rüdfihe auf eigenthümliche Einrichtungen oder Bedürfnifje des Kreifes, im Ein- 
verftändnig mit den betreffenden Kreis-Synoden, oder, wenn daſſelbe nicht zu erreichen, 
unter Zuftimmung der Provinzial-Synode, zu erweitern H. 


1) Vgl. da3 Regulativ für die ver- 
einigten Kreis-Synoden der Haupt: und 
Refidenzftadt Berlin. Vom 8. Juni 18831. 

$ 1. Die vereinigten Kreis-Synoden von 
Berlin beftehen: 

1. aus dem General-Superintendenten für die 

Stadt Berlin, und 

2. aus ſämmtlichen jtimmberechtigten Mitglie— 

dern der vier Berliner Krei3-Shynoden. 

Diejenigen Geiftlichen, welche an den letzteren 
mit berathender Stimme theilzunehmen befugt 
find, haben daſſelbe Recht hinfichtlich der ver— 
einigten Kreis Synoden. 

$ 2. Die vereinigten Kreis= Synoden treten 
zu ordentlicher Verſammlung jährlih einmal 
an einem zwijchen dem Königlichen Konfiftorium 
und dem Synodal-Vorftand zu vereinbarenden 
Zermin zufammen. Die Dauer der ordentlichen 
Verfamminng joll drei Sikungstage innerhalb 
eines Zeitraums don zwei Wochen nicht über— 
ſchreiten. 

Außerordentliche Verſammlungen können mit 
Genehmigung oder auf Anordnung des Kon— 
ſiſtoriums ſtattfinden. 

83. Der Vorſitzende beruft, eröffnet und ſchließt 
die Berfammlung. Er vertheilt die vorbereitenden 
Arbeiten, joweit letztere nicht dem geſchäftsfüh— 
renden Ausſchuß zufallen, auf Mitglieder des 
Synodal=Borjtandes oder nach Bedürfniß auf 
andere geeignete Synobdalen. 

‚Er leitet die Verhandlungen und jorgt für 
die Aufrechthaltung der Ordnung. In diejen 
Geſchäften kann er fich durch einen der Beifitzer 
($. 7) vertreten laſſen. 

Zur Beſchlußfähigkeit der vereinigten Synoden 
bedarf es der Anweſenheit von zwei Dritteln 
ihrer Mitalieder. 

Die Beſchlüſſe werden nach abjoluter Stimmen- 
mehrheit gefaßt; Wahlhandlungen find, wenn fich 
relative Mtajoritäten ergeben, durch engere Wahl 
bi8 zur Erreichung einer abfoluten Majorität 
fortzujegen. Bei Stimmengleichheit entjcheidet 
die Stimme des Vorfigenden, bei Wahlen das 
2003. Für die Wahlzu Kommiffionen genügt die 
relative Mtehrheit. 

Yede Situng wird mit Gebet eröffnet, Die 
Schlußſitzung mit Gebet gejchlofien. 

Des Näheren regelt die Synode mit Geneh— 
migung des Konfiltoriums ihre Geſchäfts-Ord— 
nung. 

$ 4. Der Wirfungsfreis der vereinigten Kreis- 
Synoden umfaßt nachjtehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 


1. die Erledigung der vom Konfiftorium oder 
von der Provinzial-Synode gemachten, ge— 
meinjame Firchliche Angelegenheiten der 
Stadt betreffenden Vorlagen; 

2. die Erledigung der von den einzelnen Kreis— 
Synoden an fie beriviejfenen, die ganze 
Stadt betreffenden Anträge; 

3. die Berathung von Anträgen an das 
Konſiſtorium und die Propinzial= Synode, 
welche von Mitgliedern der Synode, bon 
den Kreis-:Synoden oder den Gemeinde- 
Kirhenräthen des gefammten Bezirks aus— 


gehen, jofern die Anträge gemeinjame 
firhlihe Angelegenheiten der Stadt be— 
treffen; 


4. die Einholung von Berichten über die 
kirchlichen Bedürfniffe der Gemeinden und 
Kreis-Synodal-Bezirke jeitens der Gemeinde— 
Organe, der Kreis-Synoden und ihrer 
Vorſtände, ſowie die Befugnig und Pflicht, 
den gedachten DVertretungen die Abhülfe 
etwaiger äußerer Nothitände in Erwägung 
zu geben; 

. die Beihlußfaffung über die Veränderung, 
Aufhebung oder Einführung allgemeiner 
Gebührentaren für alle Gemeinden (Art. 8 
Ir. 1 des Gejeßes vom 3. Juni 1876); 
6. die Ausjchreibung allgemeiner Umlagen 

nad Maßgabe des Art. 8 Abſ. 2 des 
Gejeßes vom 3. Juni 1876, und zwar 

a. behuf3 Erjaß für die aufzuhebenden 
Stolgebühren, 

b. zur Gewährung von Beihülfen an ärmere 
Parohieen behuf3 Befriedigung drin- 
gender kirchlicher Bedürfniffe (Art. 8 
Nr. 2a. und b. dajelbit), 

c. behufs Berichtigung des Antheils alfer 
Gemeinden an den Krei3-, Provinzial- 
und General-Synodalfoften, jowie an 
den im Wege Firhlicher Gejeggebung 
fejtgeftellten Umlagen für propinzielle 
und landesfirchliche Zwecke, 

Beſchlüſſe über den Repartitionsfuß jolcher 
Umlagen bedürfen der Genehmigung der 
Staatsbehörde. 

7. die Errichtung einer Synodal-Kaſſe für die 
Einnahme und Verwendung der ausgejchries 
benen Umlage. 

$5. Wird die Ausfchreibung einer allgemeinen 

Umlage von den vereinigten Kreis-Synoden be= 

ſchloſſen (Art. 8 Nr. 2 des cit. Gejeßes), jo wird 

der Betrag derjelben nach dem vorliegenden 

Bedürfniß Art. 8 Nr. 2a. und b. daſelbſt), wie 


or 
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Dritter Abſchnitt. 
Provinzial-Synode. 
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‘8 58, 
Provinzial-Synode. 


dafjelbe von den gejeglichen Organen der einzelnen 
Gemeinden aufgejtellt ift, von den vereinigten 
Kreis-Synoden feitgefegt, nachdem alle zur Prü— 
In erforderlich erachteten Unterlagen gewährt 
ind. 

Die Vertheilung oder Meberweifung von 
Umlage: Erträgen an die einzelnen Gemeinden 
erfolgt für die $ 4 Nr. 6b. vorgefchriebenen 
ne ach Maßgabe des anerfannten Bedürf- 
niſſes. 

Den vereinigten Kreis-Synoden ſteht die Auf— 
ſicht und Rechenſchafts-Einforderung über die 
Verwendung derſelben durch die Empfangsberech— 
tigten zu. 

Im Falle der Errichtung einer Synodal-Kaſſe 
(8 4 Ne. 7) bedarf die Anftellung der für die 
DBerwaltung Derjelben erforderlichen Beamten 
und die für fie zu erlaſſende Geſchäftsanweiſung 
der Genehmigung der vereinigten Kreis-Synoden; 
denjelben gebührt auch die Aufitellung der Vor— 
anſchläge für die Verwaltung der Kaſſe, Die 
Abnahme der von dem geihäftsführenden Aus- 
ſchuß darüber zu Legenden Rechnungen und die 
Ertheilung der Entlaftung über dieſe. 

$ 6. Die vereinigten Kreis-Synoden wählen 
für die Dauer jeder Synodal-Periode einen 
Borjtand und einen gejehäftsführenden Ausſchuß 
(leßteren mit Ausschluß des VBorfißenden). Beide 
bleiben bis zur Bildung eines neuen Vorſtandes 
und Ausſchuſſes in Thätigkeit. 

8 7. Der Borjtand befteht: aus dem Vor— 
fißenden, dem Stellvertreter deſſelben und drei 
Beiligern. 

Für die Beifiger werden Stellvertreter gewählt. 

Dieſe werden nach der Reihenfolge ihrer Wahl 
zur Vertretung behinderter Beiſitzer vom Vor— 
fißenden oder deifen Stellvertreter in den Bor: 
jtand einberufen. Entweder der Borfißende oder 
dejien Stellvertreter muß ein Geiftlicher fein, 
desgleichen je einer von den Beifigern und deren 
Stellvertretern. 

$ 8. Der Borjtand der vereinigten Kreis: 
Synoden hat: | 

1. den Borfißenden in den Präfidialgefchäften 
zu unterjtüßen; 

2. für die Aufzeihnung, Redaktion und Be- 
glaubigung der Protofolle zu jorgen, zu 
welchem Behufe er unter feiner Verant— 
wortlichfeit einige Meitglieder der Synoden 
zur Unteritügung zuziehen fann; 

3. die Synodal:Protofolle an das Konfiftortum 
zu befördern und die von letzterem bejtä- 
tigten Beihlüffe, joweit ihm die Doll: 
ziehung übertragen wird, zur Ausführung 
zu bringen; 

4. zur Verſammlung der vereinigten Kreis— 


Die Kreis-Synoden jeder Provinz bilden zuſammen den Verband einer 


Synoden die erforderlichen Einleitungen zu 
treffen, und die jeinerjeit3 in Betreff 
gemeinfamer kirchlicher Angelegenheiten der 
Stadt einzubringenden Anträge feitzuitellen ; 

5. dem Konfiftorium auf Erfordern Gutachten 
abzuſtatten. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die 
Anweſenheit des Vorſitzenden oder ſeines Stell- 
vertreters, ſowie zweier Mitglieder oder der für 
dieſelben einberufenen Stellvertreter erforderlich. 

8 9. Der geſchäftsführende Ausſchuß beſteht: 

1. aus dem General-Superintendenten für Die 
Stadt Berlin als DVorfigenden, und 

2. aus ſechs Mitgliedern. 

Tür Lebtere werden Stellvertreter gewählt. 
Diejelben werden nah der Reihenfolge ihrer 
Wahl zur DBertretung verhinderter Mitglieder 
vom DBorfigenden in den Ausſchuß einberufen. 
Für den Fall vorübergehender Behinderung des 
General-Superintendenten beitellt da3 Konſiſto— 
rium einen Stellvertreter des Vorſitzenden. 

8 10. Der gejchäftsführende Ausſchuß hat: 

1. für die Einziehung der bejchlofjenen Um— 
lagen zu forgen, die Verwaltung der Um— 
lage-Erträge zu führen, über diejelbe Bericht 
zu erjtatten und Rechnung zu legen, jowie 
die Voranſchläge für die Verwaltung zu 
entiverfen ; 

2. vorbehaltlih der Zujtimmung der ver- 
einigten Kreis-Synoden die Anſtellungs— 
Verträge mit den bejoldeten Verwaltungs: 
Beamten abzufhliegen und die Geſchäfts— 
anmweifungen für diejelben zu entwerfen. 

Er iſt berechtigt, in Betreff der zu feiner 
Zuftändigfeit gehörenden Angelegenheiten mit 
den Firchenregimentlihen und anderen Behörden, 
jowie den Gemeinde und Synodal-Körperſchaften 
in unmittelbaren Verkehr zu treten. Die Zu: 
ſchriften an diefe ergehen unter Unterjchrift des 
Borfigenden, der die laufenden Geſchäfte führt. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes iſt die 
Anwesenheit des Vorſitzenden und die von Drei 
Mitgliedern oder Stellvertretern erforderlich. 

$ 11. Die zu feiner Zuftändigfeit gehörenden 
Angelegenheiten und Anträge bereitet der ges 
ſchäftsführende Ausſchuß für die vereinigten Kreis— 
Synoden vor, und giebt dem DVorjtande davon 
vor Feitiegung der Tagesordnung Kenntniß. 

Der letztere ift verpflichtet, derartige Vorträge 
und Anträge auf die Tagesordnung zu jeßen 

Der geihäftsführende Ausſchuß ift berechtigt, 
in dringenden Fällen die Berufung einer außer: 
ordentlichen Verfammlung dureh den Vorftand zu 
verlangen und gleichzeitig mit dieſem Antrage 
jeinerjeits die Genehmigung des Konfijtoriums 
($ 2) nachzuſuchen. Iſt die letztere ertheilt, jo 
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$ 59. Die Provinzial-Synode wird zujammengejeßt aus: 

1. den von den Kreis-Synoden oder Synodal-Berbänden der Provinz zu wählenden 
Abgeordneten ; 

2. einem von der evangelifch-theologijchen Fakultät der Provinzial-Univerfität (für 
Poſen der Univerfität Breslau) zu mwählenden Mitgliede diejer Yakultät ; 

3. den vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, deren Zahl den jechiten Theil 
der nach Nr. 1 zu wählenden Abgeordneten nicht überjteigen joll. 

Die Berufung aller Synodal-Mitglieder erfolgt für eine Synodal-Periode von 
drei Jahren )). 

8 60. Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Provinzial 
Synode gewählten Borjtandes, des Provinzial-Konſiſtoriums und des Evangeliſchen 
Ober-Kirchenraths find berechtigt, mit berathender Stimme an den Berhandlungen der 
Synode Theil zu nehmen. 

Außerdem wohnt ein Königlicher Kommijjar den Verhandlungen bei, welcher 
jederzeit das Wort ergreifen und Anträge jtellen kann. Das gleiche Recht jteht den 
General-Superintendenten der Provinz zu. 

8 61. ever Kreis-Synodal-Bezirk ift ein Wahlkreis, feine Kreis-Synode der 
Wahlförper. Sit jedoch in der Provinz eine größere Anzahl von Kreis-Synoden vor— 
handen, jo ift durch Vereinigung mehrerer Kreis-Synoden zu einem Wahlverbande die 


iſt der Vorftand nicht befugt, die Einberufung | 9. September 1876 (Gejeß-Sammlung Seite 395) 
der Verſammlung abzulehnen. erfenne ich hierdurh an, daß die Beitimmungen 

Zur Feitjtellung der Tagesordnung für die | de3 vorftehenden, don den vereinigten Kreis— 
Sißung der vereinigten Kreis-Synoden ift der | Synoden der Haupt: und Refidenz-Stadt Berlin 
geichäftsführende Ausſchuß als Beirath vom | beichlofjenen „Regulativs“ dem Gejeße v. 25. Mai 
Vorſtande zuzuziehen. Der Ausſchuß kann fi | 1874 (Gejeß-Sammlung Seite 147) und dem 
durch jeinen VBorfigenden oder eines oder mehrere | vorgedachten Gejege vom 3. Juni 1876 nicht 


feiner Mitglieder vertreten laſſen. zuwider jind. 
$ 12. Die DVerfammlungen der vereinigten Berlin, den 8. Juni 1881. 
Kreis-SHhnoden find öffentlich. Der Mintfter der getjtliden, Unter: 
Sie fünnen die Deffentlichfeit auf Antrag ihres | richts- und Medicinal- Angelegenheiten. 
Vorfigenden oder von zwanzig ihrer Mitglieder v. Buttfamer. 
ausſchließen. Die Berathung darüber erfolgt — — 
unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit. Das vorſtehehende Regulativ für die vereinigten 


Bei den Verhandlungen der vereinigten Kreis: | Kreis-Synoden der Haupt- und Reſidenzftadt 
Synoden hat der Kommiljarius des Königlihen | Berlin wird unter Bezugnahme auf die obige 
Konſiſtoriums das Recht, jederzeit das Wort zu | Anerkennung von Seiten des Mtinifter der 
ergreifen und Anträge zu jtellen und ift berechtigt, | geiftlichen, Unterrichtsee und Mtedicinal-Anges 
die Schliegung der Situng herbeizuführen, | legenheiten, jowie unter Aufhebung des bisher 
indem er den Vorfikenden zur Vornahme des | in Geltung gewejenen Regulativs vom 10. und 
Schließungsaftes veranlaßt. Daſſelbe Recht zur | 17. September 1877 mit Genehmigung des Evan- 
Wortergreifung und Antragjtellung jteht dem | gelifchen Ober = Kirchenraths hiermit von uns 
General Superintendenten für die Stadt Berlin | bejtütigt. 
und dem Präfes der Provinzial Synode zu. Berlin, den 13. Juni 1881. 


Wenn Gegenftände auf die Tages - Ordnung Königliches Konjijtorium der 
gejeßt find, welche das Konfiftorium als nicht Provinz Brandenburg. 
zur Zujtändigfeit der vereinigten Kreis:Synoden | Hegel. 


($ 4) gehörig erachtet, jo hat der Kommiſſar 1) Ueber die drei Kreisfynoden der Stol— 
dejjelben vor Beginn der Berathung die Ab» bergſchen Crafſchaften, deren Einfügung in 
jeßung von der Tages =» Ordnung zu beantragen. | den Provinzialverband früher vorbehalten war, 

Will die Verſammlung dieſem Antrage feine | ift am 30. Dezember 1874 ein Allerh. Erlaß 
Folge geben, jo fann fie die Enticheidung des | ergangen (Gej.:-©. 1855, ©. 2—4), durch welchen 
Evangeliihen Ober-Kirchenraths herbeiführen, | diejelben dem Provinzial-VBerbande der Provinz 
ob der beanjtandete Gegenjtand auf die Tages» Sachſen einverleibt werden. Die drei Kreis— 
Ordnung der nächſten Sigung zu jegen tft. Synoden bilden zufammen einen Wahlkreis. Die 
——— Beihlüffe der Provinzial: Synode treten hier 

In Gemäßheit der Art. 7 und 4 des Geſetzes ; ebenfalls in Kraft, ebenjo kommen die Anord- 
vom 3. Juni 1876 (Geje-Samml. Seite 125) | nungen des jächltichen Konfiftoriums zur Aus- 
und des rt. I. Nr. 1 der DVerodnung vom | führung. 
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Zahl der Wahlfreife auf fünfunddreißig, in den Provinzen Brandenburg und Sachjen 
auf vierzig zu verringern. Sn dem Wahlverbande bilden die vereinigten Kreis-Synoden 
den Wahlkörper. 

— Die Anzahl und die Begrenzung der durch Zufanmenlegung von Kreis-Synoden 
gebildeten Wahlfreife wird bis zur anderweiten Firchengefeglichen Regelung durch 
Königliche Verordnung beftimmt )). 

Die Zahl der von den Kreis-Synoden und Wahlderbänden zu mwählenden Abge— 
ordneten beträgt das Dreifache der in der Provinz vorhandenen Wahlkreife. 

Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

Ss 62. Die Wahl erfolgt in der Weife, daß in jedem Wahlkreiſe 

1. ein Abgeordneter aus den innerhalb des Wahlfreifes in geiftlichen Aemtern der 
Landeskirche angeftellten Geiftlichen ; 

2. ein Abgeordneter aus ſolchen Angehörigen des Wahlfreifes gewählt wird, welche 
in Kreis-Synoden oder in den Gemeinde-Körperjchaften defjelben als weltliche 
Mitglieder zur Zeit der Kirche dienen oder früher gedient haben; 

3. dad lebte Drittheil der Abgeordneten wird von den an Seelenzahl jtärferen 
Kreis-Synoden und Wahlverbänden aus den angejehenen, kirchlich erfahrenen und 
verdienten Männern des Provinzialbezirks gewählt. Diejenigen Wahlkörper, 
welche hiernach eines oder mehrerer dieſer Mitglieder zu wählen haben, ſowie 
die Zahl diefer Mitglieder werden unter Berüdfichtigung der Seelenzahl das 
erite Mal durch Anordnung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths, demnächſt 
endgültig durch den Beichluß der Provinzial-Synode beitimmt. Diefer Beſchluß 
bedarf der Beftätigung des durch den Vorſtand der General-Synode verjtärften 
Evangelifchen ObersKirchenraths ?). 

Die weltlichen Mitglieder müſſen das 30. Lebensjahr zurücdgelegt haben. 

Ss 63. Die Mitglieder der ProvinzialSynode legen bei ihrem Eintritt in die 
Synode nachjtehendes Gelöbniß ab: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich meine Obliegenheiten als Mitglied der Synode 
„Torgfältig und treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der evangelifchen 
„Landeskirche gemäß, erfüllen und darnach trachten will, daß die Kirche in 
„allen Stücken wachfe an dem, der das Haupt ift, Chriſtus.“ 

Ss 64. Die Provinzial-Synode verfammelt fich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konfiitoriums in einer Stadt der Provinz. Außerordentliche VBerfammlungen kann mit 
Zuftimmung des Synodal-Vorſtands das Konfiftorium, unter Genehmigung des Evans 
geliichen Ober-Kirchenraths, berufen. Anfangstermin, Ort und Dauer der Berfammlung 
werden zwijchen dem Konfijtorium und dem Synodal-Vorſtande vereinbart. 

Eine Verlängerung der vereinbarten Dauer bedarf der Zuftimmung des landes— 
herrlichen Kommiſſars. 

$ 65. Der Wirfungskreis der Provinzial-Synode umfaßt nachjtehende Befugniffe 
und Obliegenheiten : 

1. Sie hat die Zuftände und Bedürfnifje ihres Bezirks in Obacht zu nehmen, über 
die Erhaltung der Firchlichen Ordnung in Lehre, Kultus und Verfaſſung zu 
wachen und die Hebung der wahrgenommenen Mißſtände durch Anträge oder 
Beichwerden im firchenordnungsmäßigen Wege zu betreiben. 


1) Zuerjt erlaſſen am 1. Juni 1874 und in | ift publicirtt in RG. und B.-Blatt 1876/77 
der Gej.-©. veröffentliht S. 213 u. j.w. Die | S.101. — Siehe au unten Nr. XI. 
in Folge der Beihlüffe dev General: Synode 2) Bgl. d. R.d. Ev. OKR. v. 10. April 1877 
neu erlafjene Königl. VBerordn. dv. 9. April 1877 | ebendaj. S. 104—107. — Auch unten Wr. Xl. 
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2. Ueber die von der Kirchenvegierung gemachten Vorlagen, jowie über die von den 
Kreis-Synoden oder aus ihrer eigenen Mitte an fie gelangenden Anträge hat fie 
zu berathen und die zu ihrer Erledigung erforderlichen Gutachten zu erjtatten 
und Beichlüffe zu fallen. 

Die Iehteren bedürfen der Bejtätigung der Kirchen-Regierung. 

3. Die Propinzial-Synode übt eine jeldjtjtändige Theilnahme an der Firchlichen 
Geſetzgebung dergeftalt, daß Kirchliche Gejeße, deren Geltung ſich auf die Provinz 
bejchränfen joll, duch das Kirchenregiment nicht ohne ihre Zuftimmung erlaſſen 
werden können. 

Neue Katechismus-Erklärungen, Religions-Lehrbücher, Geſangbücher und 
agendarifche Normen dürfen in den Provinzial-Bezirk nicht ohne Zuftimmung 
der Provinzial-Synode eingeführt werden. 

Kirchliche Ordnungen und Gefege, welche mit Zuftimmung der General 
Synode in Gemäßheit der Fünftigen General-Synodal-Ordnung erlafjen werden, 
gehen den prodinziellen Ordnungen und Gejeßen vor. 

4. Zur Einführung neuer, regelmäßig wiederfehrender Provinzial-Kirchenkollekten 
bedarf es der Zuftimmung der Provinzial-Synode. 

5. Die von den Kreis-Synoden bejchlojjenen jtatutarifchen Beſtimmungen unterliegen 
der Prüfung der Provinzial-Synode und gelangen erjt nad) deren Zujtimmung 
zur Beitätigung an das Konfiftorium ($ 53, Nr. 8). 

6. Die Provinzial-Synode erhält Einficht von dem Zuftande der Synodal-Wittwen- 
und Waiſenkaſſen, des Provinzial-Emeritenfonds und anderer provinzieller, von 
dem Konfiftorium oder andern Königlichen Behörden veriwalteter, Tirchlicher 
Stiftungen. 

Sie führt die Mitaufficht über die Kreis-Synodal-Kaffen und ordnet durch 
ihre Beichlüffe die Berwaltung der Provinzial-Synodal-RKafje. 

7. Neue kirchliche Ausgaben zu provinziellen Sweden, joweit jie durch Leiftungen 
der Kirchenfaffen oder Kirchen-Gemeinden gededt werden follen, bedürfen der 
Bewilligung der Propinzial-Synode und der Zuftimmung des Konfijtoriums. 

8. Die Propinzial-Synode bejchließt über die Verwendung des Ertrages einer vor 
ihrem jedesmaligen regelmäßigen Zujammentritt in der Provinz einzujammelnden 
Kirchen und Haus-Kollekte zum Beften der dürftigen Gemeinden ihres Bezirks, 
Sie ijt befugt, eine jährliche Einfammlung diejer Kirchen- und Haus-Kollekte 
anzuordnen. 

Ueber die Verwendung der Kollefte kann das Konſiſtorium Vorſchläge an 
die Synode richten. 

9. Sie it berechtigt, zu den durch das Konfijtorium veranjtalteten Prüfungen der 
theofogijhen Kandidaten zwei bis drei Abgeordnete aus ihrer Mitte als Mit- 
glieder der Prüfungs-Kommiſſion mit vollem Stimmrecht zu entjenden. 

10. Sie wählt ihren Borjtand nad) Maßgabe des S 66, 

11. Sie wählt Abgeordnete zur General-Synode nach Maßgabe der demnächit zu 
erlafjenden General-Synodal-Drdnung. 

S. 66. Der Borjtand der Provinzial-Synode wird für eine laufende Synodal- 
Periode gewählt, bleibt aber bis zur Bildung des Borjtandes in Thätigfeit. 
Er bejteht 
1. aus einem Vorſitzenden (Präjes) ; 
2. aus mehreren (nicht über ſechs) Beifigern, geiftlichen und weltlichen in gleicher 


Zahl Aifefloren). 
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Die Feſtſtellung der Zahl für jede einzelne Provinz erfolgt durch einen Beſchluß 
der Provinzial-Synode, welcher der Beſtätigung durch den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath 
bedarf. 

Für ſämmtliche Beifiger werden Stellvertreter gewählt, welche in Verhinderungs— 
fällen für jene in den Vorjtand eintreten. 

Die Wahl des Präjes unterliegt der Beltätigung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths. 

8 67. Der Präfes eröffnet die Synode, leitet ihre Verhandlungen und handhabt 
die Äußere Ordnung. Seine Stimme entjcheidet bei Stimmengleichheit. Er repräjentirt 
die Synode nah außen, insbefondere bei Firchlichen Teierlichfeiten von provinzieller 
Bedeutung. Er ift befugt, den Kreis-Synoden der Provinz mit berathender Stimme 
beizumohnen, Bei vorübergehender Behinderung kann er ich durch einen Beifiter 
vertreten laſſen. Er ift der Borfibende des Synodal-Borjtandes als eigenen Kollegiums. 

Der Präfes wird bei den Präfidial-Gejhäften von den Beifigern unterftüßt. Im 
alle jeiner bleibenden Verhinderung oder jeines definitiven Ausſcheidens wählen bei 
nicht verſammelter Synode die Beifiger unter jich einen ftellvertretenden Borfigenden. 

Die Korrefpondenz führt, injoweit nicht der Vorſtand in Gefammtheit zu handeln 
berufen ift, der Präſes allein. Demſelben jteht frei, die Mitunterfchrift der Beifiter 
einzuholen. 

8 68. Dem Borjtande der Propi nzial-Synode liegt ob: 

1. die Sorge für die Redaktion und Beglaubigung der Synodal-Protofolle. Für 
die Aufzeichnung kann der Vorſtand mit Zuftimmung der Synode ein Mitglied 
derjelden oder mehrere heranziehen. Auch in diefem Falle ift er für die Redaktion 
und die Richtigkeit des Protokolls verantwortlich; 

2. die Einreichung der Synodal-Protofolle an das Konfiitorium, jowie deren Mit- 
theilung an jämmtliche Pfarrer und GemeindesKirchenräthe der Provinz ; 

3. die zur Ausführung der Synodal-Beichlüffe erforderlichen Maßnahmen; 

4. die Vorbereitung der Gejhäfte für die nächſte Synodal-Berfammlung, insbe 

fondere die Prüfung der Legitimationen ($ 69); 
. die Abjtattung von Gutachten, welche von dem Konfiftorium erfordert werden; 
6. die Theilnahme an wichtigen Gejchäften des Konfitoriums. Sie muß eintreten 
bei Borjchlägen über die Bejegung kirchenregimentlicher Aemter, bei Entſcheidungen, 
jowohl in der Rekurs-Inſtanz über die Entlafjungen von Aelteſten ($ 44) als 
auch in erſter Inſtanz über Einwendungen der Gemeinden gegen die Lehre eines 
zum Pfarramt Defignirten (8 55, Nr. 10); ferner bei Enticheidungen, durch 
welche wegen Mangel3 an Uebereinjtimmung mit dem Befenntnifje der Kirche 
die Berufung eines font Anjtellungsfähigen zu einem geiftlihen Amte für 
unzuläſſig erklärt wird; endlih in allen Fällen, in welchen gegen einen 
Geiftlichen wegen Irrlehre die Unterfuchung eingeleitet oder eine Entjcheidung 
gefällt werden joll. 

Auch in andern, durch ihre Wichtigkeit dazu geeigneten Angelegenheiten Tann 
das Konfiftorium den Synodal-Borjtand zuziehen. 

Die Mitwirkung des Borftandes findet in der Weife jtatt, daß die Mitglieder 
dejjelben an den betreffenden Berathungen und Bejchlüffen als auferordentliche 
Mitglieder des Konfiftoriums mit vollem Stimmenrechte Theil nehmen. Ihrer 
Theilnahme ift in der Ausfertigung des Beſchluſſes Erwähnung zu thun; 

7. die Berichterftattung über feine Wirkſamkeit an die nächite ordentliche Provinzial— 
Synode, 


[bi 
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8 69. Nachdem der Präfes die Synode eröffnet hat, berichtet er Namens des 
Synodal-Vorftandes über die Legitimation der Synodal- Mitglieder, über welche die 
Berfammlung bejehließt. Beanjtandete Mitglieder ſtimmen hierbei nicht mit. Die ein— 
tretenden Mitglieder legen das Synodal-Gelöbnik in die Hand des Präjes ab. Dem— 
nächft erftattet dev Präſes den Bericht über die Wirkſamkeit des bisherigen Synodal- 
Vorſtandes und leitet die Wahlen des neuen. 

Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher Synodal= Gottes- 
dienst ftatt. Sede einzelne Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit 
Gebet geichlofjen. 

Die Verhandlungen find öffentlich. ine vertrauliche Beratdung kann durch Bes 
Ihluß der Synode verfügt werden. 

Die Gefchäfts- Ordnung wird von der Synode mit Genehmigung des Evangelijchen 
Ober-Kirchenraths geregelt. Bis dahin ift eine von dem leßteren ertheilte Gejchäfts- 
Ordnung maßgebend. 

S 70. Die Synode ift bejchlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mitglieder an— 
wejend jind. 

Die Beichlüffe werden nach abjoluter Mehrheit der Abjtimmenden gefaßt. Wahl— 
handlungen find, wenn zunächit relative Mehrheiten fich ergeben, durch engere Wahl 
bi3 zur Erreichung einer abjoluten Mehrheit fortzujegen. Ber Stimmengleichheit entjcheidet 
das 2003. Für die Wahl zu Kommiffionen genügt die relative Mehrheit. 

Dei Tragen, deren Entjeheidung nur aus einem für den Bereich der Provinz zu 
Recht beitehenden evangeliſchen Bekenntniſſe geichöpft werden kann, haben die dem 
betreffenden Bekenntniſſe perjönlich nicht angehörenden Mitglieder jich an der Abjtimmung 
inſoweit, als fie die fonfeffionelle Borfrage betrifft, nicht zu betheiligen. Die Entſcheidung 
diefer Vorfrage iſt demnächſt der Beſchlußfaſſung über die Sache ſelbſt, welche durch 
die ungetheilte Synode erfolgt, zu Grunde zu legen, 


Vierter Abſchnitt. 
Koiten. 


8 71. Die Koften der Synoden werden aus den Provinzial und Kreis-Synodal- 
Kaſſen beftritten. Dieje erhalten ihren Bedarf, joweit nicht andere Mittel für jenen 
Zwed gewidmet find, theil3 durch die Auffünfte ihres etwaigen eigenen Vermögens, 
theils durch die Beiträge der Synodal-Kreiſe und Gemeinden. 

8 72. Die Propinzial-Synodal-Kafje bezieht die erforderlichen Beiträge aus den 
Kreis-Synodal-Rafjen nach Maßgabe einer Matrifel, welche vorläufig vom Konfiftorium, 
definitiv von der Provinzial-Synode unter Zujtimmung des Konfiftoriums aufzuftellen 
iſt. Die Verwaltung der Provinzial-Synodal-Kafje wird unter der Aufficht der Synode 
durch einen von ihr zu bejtellenden Synodal-Rechner oder von der Konſiſtorial-Kaſſe der 
Provinz geführt. 

Die Kreis-Synodal-Kafjen ziehen die erforderlichen Beiträge von den Gemeinden 
ein. (8 53, Mr. 7). 

$ 73. In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalfojten-Beiträge als auch die 
aus der Bildung und Wirkjamfeit dev GemeindesKirchenräthe und Gemeinde-Vertretungen 
entjtehenden Kojten aus den Kirchenfafjen, joweit dieſe dazu bei Berücdfichtigung ihrer 
übrigen Berpflichtungen im Stande find, ſonſt durch Gemeinde-Umlagen bejtritten. 
Beide Arten von Koſten haben die Natur von nothiwendigen kirchlichen Aufwendungen. 

$ 74. Den Mitgliedern der Synoden und Synodal-Borjtände, ſowie den Abge— 
ordneten zur Prüfungssftommijfion ($ 65, Nr. 9) gebühren, ſoweit fie nicht am Orte 
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der Verfammlung wohnhaft find, Tagegelder und Reifefoften. Diejelben gehören zu 
den Synodal-Koſten und werden nach den vom Konfiftorium vorläufig, nach Vernehmung 
der Provinzial-Synode definitiv fejtzuftellenden Sätzen aus den betreffenden Synodals 
Tafjen gewährt. 
Fünfter Abſchnitt. 
UVebergangs-Bejtimmungen. 


s 75. In allen Gemeinden ift mit der Bildung. der Gemeindesflirchenräthe und 
Gemeinde-Vertretungen in Gemäßheit diefer Ordnung ungeſäumt vorzugehen. Dabei üben 
1. beftehende Gemeinde-Kirchenräthe der früheren Ordnung diejenigen Befugnifje 
aus, welche den Gemeinde-Kirchenräthen der neuen Ordnung für die Bildung 
der Gemeinde-Bertretung, fowie für die Vorbereitung und Leitung der Wahl 

de3 Gemeinde-Kirchenraths (SS 18, 36, 38) übertragen find, 
2, bejtehende Vorſtände der Kreis-Synoden früherer Ordnung diejenigen Befugnifje, 
zu welchen dieje neue Ordnung die Kreis-Synodal-Borjtände beruft. ($ 36, 40, 42.) 

S 76. Nachdem die Gemeinde-Kirchenräthe eines SynodalsKreifes gebildet find, iſt 
zur Bildung der Kreis-Synode in Gemäßheit diefer Ordnung zu fehreiten. Dabei übt 
der Vorſtand der bisherigen Kreis-Synode diejenigen Befugnifjfe aus, welche die neue 
Ordnung dem Kreis-Synodal-Borjtande beilegt. ($ 52.) 

8 77. Sind die Kreis-Synoden in einer Provinz eingerichtet, jo erfolgen auf ihrer 
erftmaligen VBerfammlung die Wahlen zur Provinzial-Synode. ($ 53, Nr. 10.) 

Bis zum Zufammentritt der letzteren werden die auf ihre Vorbereitung und 
Eröffnung bezüglihen Befugnifje, welche der Provinzial-Synode jelbft oder ihrem 
Boritande beziehungsweiie dem Präjes eingeräumt find (SS 64, 68, Nr. 4), von dem 
Konfiftorium, beziehungsweife deſſen Vorſitzenden ausgeübt. 

5 78. Fehlt es an Gemeindes-Kirchenräthen oder Kreis-Synoden der früheren 
Ordnung, oder ergeben ſich bei Bildung der neuen Gemeinde-Organe und Synoden 
anderweitige Hinderniſſe, jo iſt das Konfiftorium befugt, die zur Ueberleitung in die 
neue Ordnung erforderlichen Verfügungen zu treffen. 

$ 79. Die Amtsthätigfeit der jegigen Gemeinde-Kirchenräthe, Kreis-Synoden 
und Kreis-Synodal-Borjtände erlifcht mit dem Tage, an welchem die nach der gegen= 
twärtigen Ordnung gebildeten Gemeinde-Organe und Synoden in Wirkjfamfeit treten. 

Ss 80. Die zur Ausführung diefer Ordnung erforderlichen Inſtruktionen werden 
von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem Minifter der 
geiftlichen, Unterrichts» und Medicinal-Angelegenheiten exlaffen. 


Il. 
Geſeh, 


betreffend die evangeliſche Kirchengemeinde- und Sypmodal-Pronung vom 
10, September 1873 für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Pofen, Sıchlefien und Sachſen, vom 25. Mai 1874, 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, mit Zus 
ſtimmung der beiden Häufer de3 Landtages der Monarchie, für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlejien und Sachen, was folgt: 

Art, 1. Die Vertretung der evangelifchen Kirchen= Gemeinden, jowie die Ver— 
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waltung des Kirchen Vermögens geht vom 1. Juli 1874 ab nad) Maßgabe der folgenden 
Beitimmungen auf die im 8 1 der in der Anlage enthaltenen Kirchengemeinde= und 
Synodal- Ordnung vom 10. September 1873 bejtimmten Organe über. 

Art. 2. Der Gemeinde- Kirchenrath übt die ihm in der Gemeinde- Ordnung zus 
gewiejenen Nechte in Betreff 

1. der Verfügung über die Kirchengebäude ($ 15); 

2. der Vertretung der Gemeinde = pnterefjen in Bezug auf Schule (S 16); 

3. der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und bei Ver— 
waltung des Kirchen= Vermögens, einjchließlic des Vermögens der Firchlichen 
Lofal = Stiftungen, fowie des Pfarr- und Pfarrwittwenthum » Vermögens 
(85 22—24); 

4. der Vertretung der Gemeinde bei Parochial- Veränderungen ($ 25). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nah 8 11 Abjat 
2 und 3 gefaßt und Dritten gegenüber nach 8 11 Abſatz 5 und 8 22 Abjat 2 feitgeitellt. 

Die Verwaltung der Kicchenfafje richtet fih nach 8 24. 

Art. 3. Die Gemeinde» Vertretung ($ 27 Abſatz 1 und 2, 8 42 Abjak 2, 
$ 45 Abſatz 3) übt die ihr in dem $ 31 zugewwiejenen Rechte. 
Die zur Ausübung derjelben erforderlichen Bejchlüffe werden nach SS 29 und 30 


gefaßt. 

Beichlüffe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt dann vollitredt werden, 
wenn jie von der Staats-Behörde für volljtredbar erklärt worden find. 

Dieſe Erklärung iſt insbefondere zu verjagen, jofern Bedenken Hinfichtlich der 
Ordnungsmäßigfeit dev Auferlegung, der Angemefjenheit des Beitragfußes oder der 
Leijtungsfähigfeit dev Pflichtigen bejtehen. 

i Art. 4 Die Rechte, welche nach den Art. 2 bis 3 dem Gemeinde-Kirchenrath 
und der Gemeinde -BVertretung in den einzelnen Gemeinden zuftehen, werden in den 
Tällen des 8 2 Abſatz 2 und 3 der Gemeinde Ordnung den vereinigten Gemeindes 
Kirhenräthen und Gemeinde-Bertretungen für die gemeinfamen Angelegenheiten beigelegt. 

Art. 5. Zur Feſtellung von Gemeinde- Statuten, welche die Kicchengemeindes 
und Synodal= Ordnung ergänzen oder modifiziven ($ 31 Nr. 11 und 8 46), bedarf 
es der vorgängigen Anerkennung ſeitens der Staats = Behörde, daß die entworfene Bes 
ftimmung den in Art. 1 bis 4 und Art. 8 ſtaatsgeſetzlich genehmigten Vorſchriften 
nicht zumider jet. 

Art. 6. Die Beltimmungen des 8 73 über die Koften für die Bildung und 
Wirkjamfeit der Gemeinde-Kirchenräthe und Gemeinde = Vertretungen fommen vom 
1. Juli 1874 ab zur Anwendung. 

Art. 7. Wegen der den Kreis: und Provinzial-Synoden und deren Vorſtänden 
in der evangelifchen Kirchengemeinde= und Synodal- Ordnung vom 10. September 1873 
zugewiejenen Rechte bleibt die jtaatsgejegliche Regelung, joweit es deren bedarf, vorbehalten. 

Art. 8 Die Rechtsverhältniffe des Patrons in Betreff der VBermögens- Verwaltung 
werden bis zum Grlaß des in Art. 17 der Berfaffungs- Urkunde vorgejehenen Gejeßes 
über die Aufhebung des Patronats duch $ 23 bejtimmt. 

Wenn jedoh ein Patron, welcher für die Kirchenfaffe im Falle ihrer Unzuläng- 
lichfeit ganz oder theilweife einzutreten hat, zu Ausgaben aus diejer Kafje, für welche 
fie bisher nicht beſtimmt gewejen iſt, feine Zuftimmung verweigert, jo darf die Ein- 
twilligung nicht durch die vorgeſetzte Auffichts= Behörde ergänzt werden, 

Art. 9. Alle diefem Gejeß und dem erſten Abjchnitt der Kirchengemeinde= und 
Synodal- Ordnung entgegenftehenden Bejtimmungen, mögen diejelben im Allgemeinen 
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Landrecht, in Provinzial-Gejegen oder in Lofal-Gefegen und Lofal=- Ordnungen enthalten 
oder durch Objervanz oder Gewohnheit begründet jein, treten mit dem 1. Juli 1874 
außer Kraft. 

Urkundlich u. ſ. w. 


IV. 
Allerhöchſter Erlaß vom 2. Dezember 1874, 


betreffend das in 8 32 ver Rirchengemeinde- und SynodalPrdnung vom 
10. September 1873 vorgeſehene Pfarrwahlrecht. 


Auf den von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem Miniſter der 
geiitlichen, Unterrichts: und Ntedieinal-Angelegenheiten erjtatteten Bericht vom 25. November d. %. 
habe Ich die anliegende Verordnung zur Ausführung des $ 32 der Kirchengemeinde 
und Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 heute vollzogen. Gleichzeitig bejtimme ch, 
daß die in $ 3 dieſer Verordnung feitgefegte Beſchränkung auch in denjenigen Fällen zu beachten 
tft, in welchen die Kirchen-Behörde in Gemäßheit des $ 32, Nr. 2, Abſ. 1 der Kirchengemeinde: 
und Synodal-Ordnung den Pfarrer ohne Konkurrenz einer Gemeindewahl beruft. Der gegenwärtige 
Erlaß ift durch die Gejeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. Dezember 1874. 

Wilhelm. 
An Talk. 
den Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Medicinal-Angelegenheiten 

und den Evangelifhen Ober-Kirchenrath. 


Verordnung zur Ausführung des 8 32, Nr. 2, der Kirchengemeinde: und Synodal- 
Ordnung vom 10. September 1873. 


Zur Ausführung der Beitimmung des $ 32 Nr. 2 der Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung 
vom 10. September 1873 — Geſetzſammlung ©. 417 — verordne Ih für den Geltungsbereich 
derfelben, was folgt 9: 

$ 1. Das nah $ 32 Nr. 2 der Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung vom 10. September 
1873 den Gemeinden verliehene Pfarrwahlreht findet Anwendung auf jede bei der betreffenden 
Kirchengemeinde bejtehende fundirte geiftlihe Stelle, deren freie Befegung dem Kirchenregiment 
ohne Mitwirkung einer anderen Behörde oder eines anderen Berechtigten zufteht. Die Ernennung 
eines Pfarr-Adjunften mit dem Rechte der Nachfolge gilt als definitive Bejegung. Ausgeſchloſſen 
von der Bejeßung durch Gemeindewahl find diejenigen geiftlichen Stellen, welche mit einem anderen, 
nicht derſelben Parochie oder Gefammtparochie (Kirchengemeinde-Ordnung $ 2 Abjat 2) angehörenden 
geiftlichen Amte dauernd verbunden find. 

$ 2. Sobald duch den GemeindesKichenrath die Erledigung der Pfarrjtelle angezeigt 
worden tft, hat das Konfiftorium die Erledigung mit dem Bemerken öffentlich befannt zu machen, 
daß die Wiederbejegung durch Gemeindewahl nah Maßgabe diefer Verordnung erfolgt. 

$ 3. Die vereinigten Gemeinde-Organe ($ 29 der Kirchengemeinde- Ordnung) können bei 
Ausübung des ihnen beigelegten Wahlrecht3 die Auswahl auf alle für die Verwaltung des geiftlichen 
Amts in der evangelifhen Landeskirche qualifizirte Perfonen richten, jedoch mit der Beſchränkung, 
dat in Pfarritellen, deren Jahreseinfommen, ausichließlich der Dienjtwohnungs-Nubung, 3600 Mark 
überjteigt, nur Geiftlide von mindejtens zehn Dienftjahren, in Pfarritellen, deren Jahreseinfommen, 
ausichließlic der Dienftwohnungs-Nußung, 5400 Mark überfteigt, nur ſolche von mindejtens fünf 
zehn Dienjtjahren gewählt werden dürfen. Das Dienftalter iſt vom Zeitpunfte der Ordination 
ab zu berechnen, jedoch) ift diejenige Zeit, während welcher ein Geiftlicher im Schulamte feft angejtellt 


1) Durh Allerhöchſten Erlaß vom 30. De: | vom 28. Juli 1876 find aud den Kirchen— 
zember 1874 (Gej.-S. 1875, ©. 2 bis 4) iſt der | gemeinden in der Provinz Weitfalen und der 
Geltungsbereih auf die drei Stolberg'ſchen Rheinprovinz diejelben Rechtezugeitanden worden. 
Grafſchaften unter Zujtimmung der Grafen | KG. und VBl. 1876/77, I. ©. 17. 
erweitert worden. — Dur Allerhöchſten Erlaß 
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gewejen ift, auf das kirchliche Dienjtalter mit in Anrechnung zu bringen. Iſt die Höhe des Jahres: 
einfommens zweifelhaft, jo ftellt da3 Konfiftorium, nad Anhörung der Gemeinde-VBertretung, den 
Ertrag der Stelle feit. 

$ 4. Die Bewerbung ift jehriftlich bei dem Konfiftorium oder bei dem Gemeinde-Kirchen— 
tathe anzubringen. Die bei dem Konfiftorium eingegangenen Meldungen find dem Gemeinde- 
Kirchenrathe zu überjenden. 

$ 5. Der Gemeinde-Kicchenrath hat alle zu einer guten Wahl erforderlichen Vorbereitungen 
zu treffen. Sowohl die vereinigten Gemeinde-Organe als auch der Gemeinde-Kirchenrath für ich 
fünnen verlangen, daß die zur Beſetzung der Stelle in Ausficht genommenen Geiftlichen in den 
Kirchen des Gemeinde-Bezirks predigen; von den Kandidaten des Predigtamts kann aud eine 
Katechijation verlangt werden. Die Wahl ift nicht auf Diejenigen beſchränkt, welche eine Predigt 
oder Katechifation gehalten haben. Der Gemeinde-Kirchenrath ift in Vereinigung mit dev Gemeindes 
Vertretung berechtigt, Mitglieder der Gemeinde an den Wohnort des Bewerbers zu jenden, um 
ihn predigen zu hören und Erfundigungen über ihn einzuziehen. 

$ 6. Der Superintendent beftimmt im Einverftändniß mit dem Gemeinde-Kirchenrath den 
Wahltermin mit einer Frift nicht unter zwei Wochen und leitet die Wahlhandlung. 

$ 7. Die Wahl erfolgt mittelft jchriftlicher Stimmzettel. Wird bei der erjten Wahl die 
abjohrte Mehrheit nicht erreicht, jo findet eine engere Wahl zwijchen denjenigen Drei jtatt, welche 
die meiſten Stimmen auf fi) vereinigt haben. Ergiebt auch diefe Wahl eine abjolute Mehrheit 
nicht, jo jcheidet bei der ferneren Wahl Derjenige aus, welcher die mindeite Stimmenzahl erhalten 
hat. Bei Stimmengleichheit entjceheidet überall da3 2008, Stimmen Abwejender dürfen nicht 
zugelaifen werden. Erörterungen über die zur Wahl ftehenden Perfonen find verboten. Im übrigen 
finden die Wahlvorfehriften der Kirchengemeinde ımd Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 
entjprechende Anwendung. Sofort nach beendigter Wahl prüft der Gemeinde - Kirchenrath unter 
Vorſitz des Superintendenten die Ordnungsmäßigfeit der Wahlhandlung. 

$ 8. Das Ergebniß der Wahl ift der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden jonntäglichen 
Haupt-Gottesdienften in allen Kirchen der Parochie von der Kanzel befannt zu machen. Innerhalb 
zwei Wochen nach der eriten Bekanntmachung kann jedes Gemeindeglied gegen Lehre, Gaben und 
Wandel des Gewählten und gegen die Gejeßlichfeit der Wahl bei dem Superintendenten Einſpruch 
erheben. Wegen der Entjeheidung über den Einfpruch verbleibt e8 bis zur anderweitigen jtaats- 
gejeglichen Regelung der über die Kreis- und Provinzial-Synoden in der Synodal-Ordnung vom 
10. September 1373 enthaltenen Beitimmungen bei der bisherigen Zuftändigfeit der Konfiftorien 
und des Evangelifchen Ober-Kirchenraths mit der Maßgabe, daß bei den Entjeheidungen über 
Einjprüche gegen die Lehre von dem Konfijtorium die Mitglieder des Provinzial-Synodal-VBorftandes 
mit vollem Stimmrecht (vergl. Kichengemeinde- und Synodal-Ordnung $ 68 Nr. 6) als außer: 
ordentliche Mitglieder zuzuziehen find. Weber Einwendungen aus der Gemeinde gegen Gaben und 
Wandel des Gemwählten, jowie über die Einwendungen einer Zweidrittel-Mehrheit der Gemeindeglieder 
it von dem Konfijtorium vor der Entſcheidung der Kreis-Synodal-Vorftand zu hören. 

$ 9. Der Gewählte erhält von dem Gemeinde-Kirchenrath eine jchriftliche Benahrihtigung 
über jeine Wahl, in welcher das Dienfteinfommen der Stelle angegeben fein muß. Der Gewählte 
hat ſich inmerhald vier Wochen nach Zuftellung der Benachrichtigung über die Annahme der Wahl 
zu erflären. Lehnt er ab oder erklärt er fich nicht, jo iſt innerhalb jechs Wochen zu einer Neu— 
wahl zu Tchreiten. 

$ 10. Der Gemeinde-Kirchenrath hat, nahdem der Gewählte angenommen hat, die Wahl: 
verhandlungen dur) den Superintendenten dem Konfiftorium zur Berufung des Gewählten ein— 
zureihen. Die Berufung darf nur verfagt werden 

1. wegen Gejeßwidrigfeit des Wahlverfahrens ; 

2. wegen Mangels der gejeßlihen Wählbarfeit des Gemwählten ; 

4. wegen geiftiger und körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, dag Amt zu verwalten. 

3. wegen Berlegung der Vorſchriften des $ 3 dieſer Verordnung ; 

$ 11. Die Kojten des Wahlverfahrens fallen der Gemeinde zur Laft. Es iſt zuläſſig, dieſe 
Koften aus der Kirchenfaffe zu bejtreiten. 

$ 12. Das Wahlrecht der Gemeinde tritt in Wirffamfeit für die vom 1. Januar 1875 ab 
eintretenden Stellen = Erledigungen. Fällt die erjte von diefem Tage ab dur Tod. eintretende 
Stelfen-Erledigung in einen ungeraden Monat, jo wählt die Gemeinde, wenn auf einen geraden 
Monat, jo beruft die Kirchen » Behörde ohne Gemeindewahl. Erfolgt die erſte Erledigung dom 
1. Januar 1875 ab auf andere Weife als durch den Tod des Stellen - Inhabers, jo wählt die 
Gemeinde. Wird von dem 1. Januar 1875 ab eine neue Stelle bejegt, jo beruft die Kirchen- 
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Behörde ohne Gemeindewahl. Jede Beſetzung gilt erſt mit Einführung des Geiſtlichen in das Amt 
als vollendet. 

8 13. Das Konfiftorium fann eine angemeſſene Frift zur Vornahme der Wahl anordnen. 
Wird die Frijt nicht innegehalten, jo erlischt das Wahlrecht der Gemeinde für diefen Fall, Eine 

Verlängerung der Frift iſt zuläfiig. 
Gegenwärtige Verordnung iſt durch die Gefeß-Sammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 2. Dezember 1874. 
Wilhelm. 
Talk. 


8 


Revidirte Inftenkfion zur Kirchengemeinde- und Synodal- 
Dromma. Vom 25. Januar 1882, 


Sm Laufe der ſeit Erlaß der Kirhengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. September 
1873 verflofjenen Zeit hat ſich das Bedürfniß einer Revifion der hierzu ergangenen Inftruftion 
fühlbar gemacht. Manche der darin enthaltenen Bejtimmungen find überhaupt nur Einführungs: 
und Uebergangs-Bejtimmungen; andere haben durch die General-Synodal-Ordnung und die zu den 
fynodalen Ordnungen erlafjenen Staats-Geſetze Aenderungen erfahren; endlich hat anch die Praris 
mehrfach Entſcheidungen herbeigeführt, deren VBerallgemeinerung in der Form einer Inſtruktion 
wünfchenswerth erjcheint. 

Im Intereſſe der Ueberfichtlichfeit und geſchäftlichen Erleichterung ift es für zweckmäßig 
befunden worden, dieſem Bedürfniffe nicht duch eine Zuſatz-Inſtruktion, fondern durch eine Zu— 
jammenfafjung und Berarbeitung der bisherigen Injtruftionen Abhilfe zu jchaffen. 

Demgemäß wird von uns in Gemeinſchaft mit dem General-Synodal-Boritande an Stelle der 
Inſtruktionen vom 31. Oftober 1873, 20. Juni und 23. Dezember 1874 auf Grund des $ 36 
Ir. 2 der General-Synodal = Ordnung und des Art. 21 Ab. 1 des Staats -Gefeßes vom 3. Juni 
1876 (GS. ©. 125 ff.) hierdurch eine revidirte Inſtruktion zur Kirchengemeinde: und Synodal— 
Ordnung erlafjen. 

Penn hierbei diejenigen Ausführungen, welche die Einleitung zur Inſtruktion vom 31. Oftober 
1873 über Zwed und Ziel der neuen Ordnung enthält, nicht wieder Aufnahme gefunden haben, 
jo ift dies gejchehen, weil die dort niedergelegten Grundfäße fich inzwischen bereits durch eine mehr: 
jährige Praxis theils geklärt, theils eingelebt haben. Eine nochmalige Darlegung diefer Grundfäße 
durfte daher jebt, wo es ſich vorzugsweiſe um eine Anweifung für die geihäftlihe Handhabung 
der beitehenden Ordnung handelt, als entbehrlich angefehen werden. 

Im Einzelnen wird hiernach Folgendes feitgejegt : 


I. In Bezug auf die Organe der Gemeinde. 


Bildung der Gemeinde-Organe. 

1. Die Mitglieder des Gemeinde » Kirchenraths und der Gemeinde-Vertretung werden von 
denjenigen Gemeindegliedern gewählt, welche in Die von dem GemeindesKirchenrath geführte 
Wählerliſte eingetragen find (58 15 und 34 KG. u. SQD.). 

AnmeldungssDerfahren. 

2. Anmeldungen zur Eintragung in diejelbe können jederzeit erfolgen; alljährlich an min— 
deitens zwei Sonntagen des Monats August ergeht von der Kanzel die Aufforderung zur 
Anmeldung Derjenigen, welche in die frühere Wählerlifte noch nicht eingetragen find. In 
den betreffenden Kanzel-Abfündigungen ift anzugeben, von went, wo und zu welcher Zeit 
Anmeldungen entgegen genommen werden. 

3. Die Anmeldung erfolgt mündlich bei dem DVorfigenden oder den mit Entgegennahme von 
Anmeldungen beauftragten Mitgliedern des Gemeinde-Kirchenraths. Dabei ijt ein Pro— 
tofoll aufzunehmen oder ein Anmeldungs- Formular auszufüllen, welches fi auf folgende 
Punkte erjtreden muß: 

a. Vor⸗ und Zuname. 
b. Lebensalter. 
c. Stand oder Gewerbe, 
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d. Wohnung. 

e. Wie lange in der Gemeinde (am Orte) wohnhaft? 

f. Ob jelbjtändig? 

g. Ob der fi) Anmeldende nah Maßgabe der dazu bejtehenden Verpflichtung zu den 

firhlichen Gemeindelaften beiträgt ? 

h. Bemerkungen (etwaiger Berluft bürgerlicher oder Firhlicher Rechte). 

Die Frage der Selbitjtändigfeit ift nah $ 34 Abf. 4 K6.- und SO. zu beurtheilen. 

Das Protokoll bezw. Anmeldungs- Formular, welches mit dem Datum des Anmeldung3- 
tages zu verſehen ift, hat ſowohl der ſich Anmeldende, als das die Anmeldung entgegen- 
nehmende Mitglied des Gemeinde-Kirchenraths zu unterzeichnen. 


Fefiftellung und Auslegung der Wählerlifte. 


. Die Wählerlijte ijt mit Ende Auguft des Wahljahres ($ 43 Abi. 1 und 2 KG. und 


SD.) derart abzufhließen und feitzuftellen, daß deren öffentlihe Auslegung ſpäteſtens 
4 Wochen vor dem Wahltage beginnt. 


. Der Termin des Abſchluſſes dev Wählerlifte ift an den demjelben vorangehenden zwei 


Sonntagen unter fortdauernder Aufforderung zur Anmeldung und unter dem ausdritd- 
lichen Hinweife von der Kanzel befannt zu machen, daß die nach dem Abſchluß erfolgen- 
den Anmeldungen für die bevorjtehende Wahl fein Stimmrecht gewähren. 

Gleichzeitig beginnt die bis zum Ablauf der Auslegungsfriit jonntäglich zu wieder: 
holende Kanzel Abfündigung über Ort und Zeit der Auslegung der Wählerlifte unter 
dem Beifügen, daß nad) Verlauf der Auslegungsfriit Reklamationen gegen die Lijte nicht 
mehr angebracht werden fünnen ($ 36 Abi. 2 KG. und SO.). 

Zu der Kanzel-Abkündigung iſt das als Anlage 1 abgedrudte Formular zu bemußen. 

Ueber die erfolgten Abkündigungen ergeht eine Bejcheinigung des Geiftlichen zu den 
Wahlaften. 

Dem Ermeſſen des Gemeinde-Kirchenraths iſt überlaſſen, Ort und Zeit der Ausfegung 
der Wählerliſte auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entjprechenden Formen 
(Aushang an den Kirhenthüren, Aufnahme in Lofalblätter u. ſ. w.) befannt zu machen. 
Den Bekanntmachungen tjt ſtets beizufügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfriit Refla- 
mationen gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden fünnen. 


. Bei Prüfung und Feititellung der Wählerlifte hat der Gemeinde-Kirchenrath feſtzuhalten, 


daß für die Aufnahme in diejelbe Yediglih die im $ 34 der KG. und SO. für die 
Wahlberehtigung , nicht aber die im $ 35 daſelbſt für die Wählbarfeit aufgeftellten 
Erforderniffe maßgebend find. 

Die Lifte ift in alphabetifcher Ordnung nach dem ala Anlage 2 abgedrudten Formular 
anzufertigen. 


. Die feitgeftellte Lifte ift 14 Tage lang an einem Jedermann zugänglichen Orte auszulegen, 


demnächft mit der Beſcheinigung über Ort und Zeit der Auslegung zu den Wahlakten 
zu bringen, 
Reklamationen. 


. Ueber rechtzeitig, d. h. innerhalb der Auslegungsfriſt eingehende Reklamationen ift zunächſt 


dur) den Gemeinde: Kirchenrath ſchleunigſt zu entjcheiden. Etwaige Beichwerden gegen 
deſſen Entjcheidung, die binnen 14 Tagen zuläffig find, gehen an den Vorjtand der Kreis: 
Synode, fünnen aber die Abhaltung der Wahl nicht aufhalten ($ 36 Abi. 3 KG. 
und SO.). 


. Ueber die Mitgliedſchaft zur einzelnen Gemeinde enthält die Kirchen-Bemeinde= und Synodal- 


Ordnung feine Vorſchriften; der Erwerb und Verluſt derjelben ift daher nach den ſonſt 
geltenden Bejtimmungen zu beurtheilen. 


Wahltermin. 
Die Wahl findet an einem von dem Gemeinde-Kirchenrath alsbald nah Feitjtellung der 
Wählerlifte zu bejtimmenden Sonntage im Herbit, jedenfalls aber vor Ende Oftober jtatt. 
Die Amtsperiode der Gewählten beginnt mit dem Anfange des darauf folgenden Kalen- 
derjahres. 
Zahl der zu Wühlenden. 

Die Zahl der zu wählenden Aelteften und Gemeinde-Bertreter bejtimmt fih nad $ A3 
Abſ. 2 und 3 der KG. und SO. Sollte überhaupt nur ein von der Gemeinde 
gewählter Aeltefter vorhanden fein ($$ 5 und 6 dafelbit), jo findet die periodijche Neu- 
wahl nur alle ſechs Jahre ftatt. 
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Erſatzwahlen. 

In Betreff aller nicht in Folge Ablaufs der ſechsjährigen Amtsperiode eintretenden Er— 
ledigungen findet $ 43 Abſ. 4 der KG.- und SO. Anwendung. 

Zahl der Helteften überhaupt. 
Bezüglich dev Zahl der AUelteften ift im $ 5 der KG. und SO. Beitimmung getroffen. 
Aenderungen der ordnungsmäßig feitgeftellten Zahl erfolgen na) Bernehmung der Gemeinde: 
Vertretung dureh die Kreis-Synode. 
Bei Feititellung der Zahl bedarf es der Rückſichtnahme auf das ($ 6 dajelbft) dem Patron 
beigelegte Recht, ein Gemeindeglied zum Aeltejten zu ernennen oder jelbjt als jolcher in 
den Gemeinde - Kirchenrath einzutreten. Diejes Mitglied de3 Gemeinde-Kirchenraths tft 
auf die zuläffige Zahl der Aelteften in Anrechnung zu bringen. Es muß daher überall 
bei der Wahl der Aeltejten durch die Gemeinde eine Stelle für die Berechtigung des 
Patrons offen gelaffen werden. 


Bekanntmachung des Wahltermins. 


. Die Bekanntmachung des Wahltermins durch Abfündigung von der Kanzel ift nad) Vor— 


jehrift des $ 37 RS. und SO. unter Namhaftmahung der ausjheidenden Mitglieder 
zu vollziehen und eine Bejcheinigung des Geiftlihen über die erfolgten Abfündigungen 
zu den Wahlaften zu bringen. 

Anderweite Formen der Befanntmadhung (vergl. Nr. 5 Abſ. 5) anzuwenden, wie fie 
den lokalen Verhältniffen entſprechen, ift dem Ermeſſen des Gemeinde-Kirchenraths über: 
laſſen. 

Die Einladung zur Wahl an den Patron, resp. den Patronats-Vertreter, geſchieht von 
Seiten des Gemeinde-Kirchenraths ſchriftlich, an Auswärtige mittelſt Einſchreibebriefs, 
an Abweſende mit unbekanntem Aufenthaltsort fällt die Einladung fort. 

Mündliche Abſtimmung. 
Sollte, wie dies nach $ 33 Abſ. 4 KG.« und SO. zuläſſig iſt, durch Beſchluß des 
Gemeinde-Kirchenraths ausnahmsweiſe eine mündliche Abſtimmung zu Protokoll angeordnet 
werden, ſo iſt ſolches in der unter Nr. 15 bezeichneten Abkündigung mit bekannt zu 
machen. 

Wahlhandlung. 

Die Wahlhandlung ($ 38 KG. und SQ.) beginnt nah Schluß des Haupt-Gottesdienſtes 
mit Konftituirung des Wahlvorjtandes, welcher, nachdem die während des Gottesdienjtes 
etwa geſchloſſenen Thüren wieder geöffnet find, an einem Jedermann zugänglichen Tifche 
Plaß nimmt. Sollte die Abhaltung der Wahl in der Kirche thatfächlih unausführbar 
fein, jo muß ein anderes geeignetes Lokal für die Wahl bejtimmt und dies in den Ein- 
ladungen zur Wahl befannt gemacht werden. 

Der Vorfigende des Gemeinde-Kirchenraths erfucht die Mitglieder dejjelben, neben ihm 
Plat zu nehmen. Der Gemeinde-Kirchenrath kann fich durch einige von ihm zu bezeich- 
nende andere Gemeindeglieder ergänzen. Der Patron oder dejjen Vertreter ift berechtigt, 
in den Wahlvorjtand einzutreten. Der VBorfigende ernennt den Protofollführer. 

Sobald dies geſchehen, erflärt er die Wahlhandlung für eröffnet. Er ermahnt die 
Wähler mit furzen Worten, wie es in $ 38 Abi. 3 vorgejchrieben iſt, und verlieft den 
übrigen Inhalt der SS 34 bis 40 der RG. und SO., jowie die Nummern 18 bis 
22 diefer Inftruftion. Andere Anſprachen find unftatthaft. Es dürfen während der 
Wahlhandlung auch feine Diskuſſionen ftattfinden, no von der Wahlverfammlung 
Beſchlüſſe gefaßt werden. 

Der Vorſitzende verfündet die Zahl der zu wählenden Aeltejten und erjucht die Wähler, 
auf einen Stimmzettel jo viel Namen aus dem Kreife der Wahlberechtigten zu jehreiben, 
al3 Xeltejte zu wählen find, auch die Namen durch geeignete Zufäße, insbeſondere des 
Standes oder Gewerbes jo genau zu bezeichnen, daß die Perſon unzweifelhaft ift. 

Auch gedrudte Stimmzettel und folche, welche weniger Namen enthalten, als die Zahl 

der zu Wählenden beträgt, find gültig. Mehr Namen enthaltende Stimmzettel dagegen 
find ungültig. 
Zur Stimmabgabe find nur Diejenigen zuzulafjen, welche in die Wählerlifte aufgenommen 
find. Abweſende können weder durch Einfendung von Wahlftimmen, noch durch Bevoll- 
mächtigte an der Wahl Theil nehmen. Jeder Anweſende darf deshalb mur Einen Stimm: 
zettel abgeben. 
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Der Protofolfführer ruft die Namen der eingetragenen Wähler auf. Wer von ihnen 
anweſend, übergiebt feinen Stimmzettel dem dazu vom Vorfigenden zu ernennenden Mit: 
gliede des Wahlvorjtandes, welcher denjelben uneröffnet in das auf dem Wahltiſch befind- 
liche Gefäß legt. 

Der Stimmzettel muß von weißem Papier und derart zujammengefaltet jein, daß Die 
auf ihm bezeichneten Namen verdeckt find. Der Protofolführer vermerkt die erfolgte 
Stimmabgabe jedes Wähler neben dem Namen deijelben in der dazu bejtimmten Rubrik 
der Wählerliite. 

Sobald jämmtliche Namen in diefer Weiſe aufgerufen find, fragt der Vorſitzende, ob noch 
ein Wahlberechtigter anwejend fei, der feine Stimme noch nicht abgegeben hat. 

Ein jolcher iſt nachträglich zuzulafjen. 

Hierauf erklärt der DVorfißende die Stimmabgabe für die Aeltejten als gejchlofjen. 
Nachdem dies gejchehen, werden zu dieſem Wahlaft feine Stimmzettel mehr angenommen. 

Die abgegebenen Wahlzettel werden hierauf geöffnet, die Namen feſtgeſtellt und die 
Stimmen gezählt. 

Gewählt find Diejenigen, auf welche die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefallen ift. Für den Fall, daß eine größere Zahl, als erforderlich iſt, die abjolute 
Mehrheit erhalten hat, entjchetdet Die Höhere Stimmenzahl. 

Hat der erfte Wahlgang eine abjolute Mehrheit für die erforderliche Zahl der Aeltejten 
nieht ergeben, jo erfolgt die engere Wahl. Bei diefer ift der Kreis der Wählbaren auf 
diejenigen Perjonen bejchräntt, welche Schon im erften Wahlgange Stimmen erhalten haben, 
und falls deren Zahl mehr als das Doppelte der noch zu wählenden Aelteſten beträgt, 
auf diejenigen, welche die meijten Stimmen erhalten haben, bis zum Belaufe der doppelten 
Anzahl der zu Wählenden. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet überall das Loos. 

Nachdem in diefer Weife der Wahlakt für die Aelteften gejchloffen ift, wird jofort zur 
Wahl der Gemeinde-Vertreter geichritten. Für diefe Wahl gelten die obigen Beftimmungen 
in gleicher Weije. 


Erleichterungen der Wahlhandlung für größere Gemeinden. 


. In denjenigen Gemeinden, in denen mehr als Einhundert Wahlberechtigte in die Wähler: 


Yifte eingetragen find, können zur Erleichterung und Abkürzung des Wahlaftes folgende 
Modifikationen der unter Nr. 18 bis 22 enthaltenen Bejtimmungen eintreten: 

a. Der Hauptgottesdienjt am Wahltage ift jo anzufegen oder zu fürzen, daß womöglich 
die Wahlhandlung fpätejten um 11 Uhr beginnt. 

b. Die Berlejung der Nr. 18 Abſ. 3 diefer Inftruftion bezeichneten Bejtimmungen der 
KG. und SO. und der Inftruftion kann wegfallen. 

c. Es fann gejtattet werden, daß ein jeder Wähler den Stimmzettel für die Gemeinde- 
vertretung fogleich nach dem Stimmzettel für die Aelteften abgebe, wobei jelbjtredend 
darauf zu achten, dab die betreffenden Zettel jofort in zwei räumlich getrennt auf: 
zustellende Gefäße gelegt werden oder daß, wo dieß ausführbar, zur Entgegennahme 
der Stimmzettel gleichzeitig mehrere Annahmeſtellen — jede für eine beftimmte, 
etwa nach dem Anfangsbuchitaben abzugrenzende Wählerzahl — in der Kirche ein— 
gerichtet werden, oder daß eine nah der Zahl der Wähler zu bemefjende, beftimmt 
abgegrenzte Zeit angejeßt werde, innerhalb deren die Wähler ihre Stimmen abgeven 
fünnen, ohne die ganze Zeit in der Kirche anweſend jein zu müſſen, oder endlich, 
daß mehrere diefer Maßnahmen mit einander verbunden werden. 

Welcher dieſer Wege für den angegebenen Zweck der geeignetjte jei, iſt mit Rückſicht 
auf die große Verjchiedenheit der lokalen Verhältniffe allgemein zu bejtimmen 
unmöglich und bleibt daher dem pflihtmäßigen Ermeſſen des Gemeinde-Kirchenraths 
überlajjen. 

d. Ebenjo ijt die Theilung des Wahlakts jowohl in Betreff der Wahl der Aeltejten 
und der Gemeinde- Vertreter, als auch in Betreff der ordentlichen als auch einer 
etwaigen engeren Wahl auf verſchiedene Sonntage geitattet. 

Darüber, in welcher Weife nah Maßgabe der vorftehenden Anordnungen der Wahlaft 
vollzogen werden joll, hat der Gemeinde-Kirchenrath Beſchluß zu faſſen, dabei aber darauf 
au halten, daß die Wahl der Gemeinde-Vertreter erjt nah der Wahl der Aelteſten und 
nachdem der Vorfigende noch zur nachträglichen Abgabe von Stimmen aufgefordert hat, 
abgeſchloſſen werden darf. 
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Die beſchloſſenen Modifikationen find in die vorſchriftsmäßigen Bekanntmachungen über 
den Wahltermin (Nr. 15) mit aufzunehmen, auch ſonſt möglichit allgemein, 3. B. durch 
Anschläge am Wahllofal, zur Kenntniß der Gemeinde zu bringen. 

Eine Bekanntmachung der letzteren Art muß in2bejondere dann, wenn die gefammte 
Wahl nit an einem Wahltage abgeſchloſſen werden kann, in der Zeit zwijchen diejem 
und den nächſten Wahltagen erfolgen. 


Vrotokoll. 

24. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, am Schluß verlefen und von 
dem VBorfigenden und mindejtens zwei Mitgliedern des Gemeinde-Kirchenraths unterzeichnet 
($ 37 Abi. 7 KG. und SQD.). 

25. Wo die Abjtimmung nad Beihluß des Gemeinde-Kirchenrathes ausnahmsweiſe mündlich 
erfolgen ſoll Nr. 17), finden die obigen Beitimmungen mit der Maßgabe finnentfprechende 
Anwendung, daß die mündlich bezeichneten Namen in das Protokoll aufgenommen und die 
Zahl der ihnen gegebenen Stimmen daneben verzeichnet werden. 


Feftftellung und Bekanntmachung des Wahlergebniffes. 


26. Nach) beendeter Wahlhandlung hat der GemeindesKirchenrath jogleich die Legalität des 
Verfahrens zu prüfen. Sollten hierbei wejentliche Verſtöße ſich herausftellen, jo ift über 
das weiter einzuhaltende Verfahren Beſchluß zu fallen und im Zweifelsfale an das Kon— 
fiftorium zu beriten. Anderenfalls ift die Abfündigung der Gewählten, Aeltejten wie 
Gemeinde-Bertreter, zu bejchließen. 

Dieſe Abfündigung, welche an zwei aufeinanderfolgenden Sonntagen im Hauptgottes= 
dienste erfolgen joll ($ 39 KG. und SD.) muß jedenfall3 das erjte Dial in der Kirche 
der Gemeinde, um deren Vertreter e3 ſich handelt, gejchehen, die zweite Abfündigung kann 
wenn bei Kombination mehrerer Gemeinden unter einem Pfarrer nicht in jeder Kirche 
allſonntäglich Gottesdienit gehalten wird, in der Kirche des Pfarrorts erfolgen. 

Mit der eriten Abkündigung des Wahlergebniffes ijt zugleich befannt zu machen, daß 
etwaige Einwendungen gegen die Gewählten jeitens der wahlberechtigten Gemeinde— 
glieder nur bis zur zweiten VBerfündigung zuläfftg und beim Gemeinde-Kirchenrath anzu— 
bringen find. 

Auch über dieſe Bekanntmachungen ift eine Beſcheinigung feitens des abfündigenden 
Geiſtlichen auszuftellen und zu den Wahlaften zu bringen. 


Bekanntmachung des Patronats-Helteften. 


27. Der vom Patron gemäß $ 6 Abi. 1 der KG. und SD. ernannte Aeltejte iſt ebenfalls in 
der vorbezeichneten Weife der Gemeinde befannt zu machen. 


Verpflichtung und Einführung der Helteften und Gemeinde-Vertreter. 

23. Nah Verlauf der Einſpruchsfriſt find die unbeanjtandeten Mitglieder de3 Gemeinde: 
Kirchenraths rechtzeitig, in der Regel an einem der legten Sonntage des Kalenderjahres 
im Hauptgottesdienjt mit angemefjener Feierlichfeit vor der Gemeinde durch das $ 7 der 
KG.s und SD. vorgefchriebene Gelübde zu verpflichten und in ihr Amt einzuführen. Bor: 
läufig Beanjtandete werden, wenn der erhobene Einjpruch endgültig erledigt ift, in der— 
jelben Weiſe nachträglich eingeführt. 

Die gemäß $ 43 Abf. 2 der KO. und SD. ausgejchiedenen und wiedergewählten 
Aelteiten legen nicht noch einmal das Gelübde ab, werden vielmehr unter Hinweis auf 
Dafjelbe dur Handichlag für die neue Amtsperiode verpflichtet. 

Auch die Gemeinde-Vertreter find unter Hinweis auf die Pflichten ihres Berufes ein= 
zuführen. Beim Beginn einer neuen Wahlperiode ift diefer Akt mit der Einführung der 
Aelteften im Gottesdienfte zu verbinden. Außer der Zeit eintretende Erfagmänner ($ 43 
Abſ. 4 KG. und SO.) werden der Gemeinde unter Fürbitte angezeigt und in der nächſt— 
folgenden Sitzung der Gemeinde-Vertretung introduzint. 

29. Der nah) 86 Abi. 2 der KG.- und SO. in den Gemeinde-Kirchenrath eintretende Patron, 
jowie der ein für alle Mal bejtellte Vertreter desjenigen Patrons, der feine phyfiiche 
Perſon ift, können zur Ablegung des Aelteften-Geliibdes und zur Theilnahme an der 
feierlihen Einführung nicht genöthigt werden. Auf den vom Patron ernannten Aelteften 
bezieht ſich dies nicht. 

Einfprucds-Verfahren. 

30. Ueber Einſprüche gegen die Wahl, welche jhriftlich oder mündlich zu Protokoll beim 

Gemeinde-Kirchenrath erhoben werden können, ift von dem leßteren (bei Geſammt-Parochieen 
Friedberg PBerfafjungsgefehe. Preußen. 6 
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dem Gemeinde-Kirchenrath der betreffenden Kirchengemeinde) durch ſchriftliche Verfügung 
zu entjcheiden. Gegen die Entjheidung findet binnen 14 Tagen, von Zuftellung derjelben 
ab, der Rekurs an den Vorftand der Kreis-Synode jtatt. 

Dergleichen Einjprüche müſſen auf bejtimmt bezeichnete Thatjachen ($$ 34 und 35 KO.- 
und SD.) gegründet werden. 


Sikungen und Befchlüffe des Gemeinde-Kirdenraths. 


. Ueber die Situngen und Beſchlüſſe des Gemeinde-Kirchenrath3 enthalten die $$ S—12 der 


KG. und SO. die ausreichenden allgemeinen Beitimmungen. 
Der Gemeinde-Kirchenrath iſt nur unter dem Borfiß des dur $ 8 der K6.- und SO. 
bejtimmten Vorfißenden oder bei deſſen Verhinderung des ftellvertretenden Vorſitzenden 
al3 gejeßlich verfammelt anzufehen und kann nur in jolder Verſammlung gültige Beſchlüſſe 
faſſen. 

Behufs Feſtellung der Beſchlußfähigkeit ($ 11 Abſ. 3 KG. und SO.) iſt in dem 
Protokoll anzugeben, wie viele Mitglieder der Gemeinde-Kirchenrath zählt und wie viele 
von denjelben an der Beſchlußfaſſung Theil genommen haben. 


Wirkungskreis deffelben. 
Der Gemeinde-Kirchenrath hat die Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde. Ueber jeinen 
Wirkungsfreis enthalten die 88 13—26 der KG. und SO. umfaſſende Bejtimmungen, 
welche ihn zur volljtändigen Vertretung der Gemeinde und zur Verwaltung ihrer An— 
gelegenheiten innerer wie äußerer Bejchaffenheit berufen und. nur in gewiſſem IUmfange, 
namentlich für die wichtigeren Vermögens: Angelegenheiten, an die Mitwirkung der Gemeinde- 
Bertretung binden. 

Zu diefen Funktionen des Gemeinde-Kirchenraths gehört insbejondere auch die Hand- 
habung des Kirchengejeges vom 30. Juli 1880, betreffend die Verlegung Firhlicher Pflichten 
in Bezug auf Taufe, Konfirmation und Trauung, nah Meahgabe der hierzu erlafjenen 
SInftruftion vom 23. Auguft deſſ. 33. (RG. und VBl. 1880, ©. 116 ff.) 


Ernennung der Kirchenkaffen-Rendanten. 


. Der für die Verwaltung der Kirchenkaſſe nad) $ 24 der KAG. und SD. ernannte Rendant 


it dem Konfiftorium jedesmal zur Anzeige zu bringen. 


. Die nah 8 24 Abſ. 4 daſelbſt etwa nothwendige Anjtellung eines bejoldeten Rendanten 


geſchieht mitteljt jchriftlichen Vertrages, in welchem dem Gemeinde-Kirchenrath jedesmal 
die Befugniß vorzubehalten ift, den Vertrag mittelft jechsmonatlicher Kündigung zu löjen, 
und iſt eine Kaution zu bedingen, für deren Höhe der Umfang der Geſchäfts-Verwaltung 
a” die für Staatsfafjen-Verwaltungen geltenden Bejtimmungen zum Anhalt dienen 
Önnen. 

Wenn der Gemeinde-Kirchenrath ausnahmsweiſe einem jeiner Mitglieder die bejoldete 
Kichen-Nendantur übertragen will, jo fann dies bis dahin, daß die Genehmigung des 
ang ertheilt ijt ($ 24 Ab. 4 der KG. und SD.), nur proviſoriſch 
gejchehen. 


Führung der kirchlichen Vermögens-Verwaltung. 


. Dem Gemeinde-Kirchenrath dienen für die ihm nach $ 22 der K®.: und SO. obliegenden 


Geſchäfte die für die Verwaltung des Kirchen-Vermögens beftehenden älteren und neueren 
Beitimmungen zur Richtſchnur. Soweit. zu gewiſſen Geſchäften die Genehmigung der 
Aufjihtsbehörde erforderkich ift, hat für deren Einholung der Gemeinde-Kirhenrath, ins— 
bejondere deſſen VBorfigender, Sorge zu tragen. Etwaige Verſäumniſſe in diefer Beziehung 
machen, abgejehen von den für die Gültigkeit des Gejchäfts geſetzlich ſich ergebenden 
Folgen, ſowohl den Vorſitzenden, als die Mitglieder disciplinariſch verantwortlich und 
Hinfichtlich der vermögensrechtlichen Folgen des betreffenden Geſchäfts mit ihrem Privat: 
vermögen regreßpflichtig. 

Die Aufftellung einer neuen allgemeinen VBerwaltungs-Ordnung für das Firchliche Ver: 
mögen im Wege der Firchlichen Gejeßgebung bleibt vorbehalten. 
Die Dauer der Etatö-Periode ift vom Gemeinde-Kirchenrath mit dev Gemeinde-Vertretung 
zu bejtimmen, darf jedoch fünf Jahre nicht überjchreiten. 


Mitwirkung der Gemeinde-Vertretung. 


Ueber die Funktionen der Gemeinde-Vertretung bei der kirchlichen Vermögens-Verwal— 
tung ſind die Vorſchriften $ 31 der KG.— und SO. maßgebend. Alle hier einzeln 
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angegebenen Gejchäfte müfjen, jo oft fie vorfommen, zur Beſchlußfaſſung der Gemeinde: 
Vertretung gebracht werden. Die Verpflichtung des Gemeinde-Kirchenraths, insbeſondere 
feines Borfigenden, ift e3, dafür zu forgen, daß dies überall geſchieht; Verſäumniſſe, die 
in dieſer Beziehung eintreten jollten, ziehen zwar nicht die Ungültigfeit dev Namens der 
Gemeinde mit dritten Perfonen abgejchloffenen Rechtsgeſchäfte nach fi ($ 22 Ab. 2 KG.— 


- amd SQD.), fie machen jedoch den Vorfikenden und die Mitglieder des Gemeinde-Kirchen- 


39. 


40. 


41. 


42. 


raths in der unter Nr. 36 Abſ. 1 angegebenen Weife verantwortlich und regreßpflichtig. 

Daneben fteht dem Gemeinde-Kirchenrath nah 8 33 der KG.- und SD. die Befugniß 
zu, auch andere Gegenjtände, bei deren Erledigung er eine jtärfere Betheiligung der 
Gemeinde an der Entjcheidung für wünfchenswerth erachtet, durch ordentlichen Beſchluß 
an die Gemeinde-Vertretung zu verweifen. 

Dem Gemeinde-Kirchenrath Liegt in allen Fällen ob, die an die Gemeinde-Vertretung 
zu bringenden Geſchäfte jo weit vorzubereiten, daß die Entjeheidung darüber durch die 
Beſchlußfaſſung der leßteren erfolgen fann. 


Verhandlungen und Befchlüffe der vereinigten Gemeinde-Organe. 


In formeller Beziehung folgen die Verhandlungen der Gemeinde-Vertretung den für die 
Verhandlungen des Gemeinde-Kirchenraths gegebenen Vorſchriften (ſ. o. Nr. 31 und 32). 
Sn dem Protokoll über die Verhandlung ift der Vorlegung des Gegenjtandes durch den 
Gemeinde-Kirchenrath Erwähnung zu thun. 

Bei der Verſammlung der Gemeinde-Bertretung treten die Mitglieder des Gemeinde- 
Kirchenraths und die Gemeinde-Vertreter zu einem ungetheilten Kollegium zujammen. 
Zur Beſchlußfähigkeit kommt e3 daher nicht darauf an, ob von jedem der einzelnen Ver: 
tretungsförper mehr als die Hälfte Theil genommen hat. 


Rechte des Patrons. 


Die Nechte des Patrons in Bezug auf die na $ 22 KG. und SD. von dem Gemeinder 
Kirchenrath zu führende Kirchliche Vermögens-VBerwaltung find durch die Kirchengemeinde— 
und Synodal-Ordnung ($ 23) und das Gejeß vom 25. Mai 1874 in folgender Weife 
geregelt: 

a. Denjenigen Patronaten, mit denen feine Patronatölaften verbunden find, fteht nur 
eine Theilnahme an der Verwaltung des Gemeinde-Kirchenrath3 in der Form des 
S6 KG. und SD., nit aber eine Auffiht über die Vermögens-Verwaltung 
oder ein Recht der Genehmigung zu einzelnen Gefhäften der Vermögens-Verwal— 
tung zu. 

b. Da, wo der Patron Patronatslaften für die Firhlichen Bedürfniffe trägt, find dem: 
jelben die Aufficht über die Verwaltung der Kirchenkaſſe und das Recht der Zuſtim— 
mung zu denjenigen einzelnen Gejhäften dev Vermögens-Verwaltung verblieben, 
welche noch den beim Erlaß der KO. und SD. beitehenden Gejegen jeiner Geneh- 
migung unterlagen. 

Soweit demjelben in beiden Beziehungen nach der früheren Berfaffung der Gemeinde, 
nach Lokal- oder Provinzial-Gefegen ein geringeres Maß von Rechten zuftand, hat es 
hierbei jein Bewenden behalten, da die Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung diejerhalb 
dem Patron feine erweiterten Nechte beigelegt, jondern nur beftimmt, daß derjelbe im 
Beſitze der bisher genofjenen verbleibt. 

Wo dagegen bisher die Wirkſamkeit des Patrons Hinfichtlich der Vermögens-Verwaltung 
wie nach Ortsverfaffung und Provinzial-Gefegen mehrfach der Fall ift, fiber die Funk— 
tionen der Auffichtsführung und der Zuftimmung zu einzelnen, gejeglich beftimmten Ver— 
waltungsakten hinaus, zu einer Theilnahme an der laufenden Verwaltung ſich erweitert 
hatte, iſt leßtere überall weggefallen und find die Rechte des Patron auf die in $ 23 
der KG. und SO. angegebenen Befugniije zurücdgeführt. 

Unter die Funktionen der Auffiht gehört namentlich die Genehmigung des Kirchenkaſſen— 
Etats, jowie die Abnahme und Dehargirung der Kirchenkaſſen-Rechnung. Die in Hinficht 
beider dem Gemeinde-Kicchenrath und der Gemeinde-Bertretung ($ 24, $ 31 Nr. 9 K6.- 
und SO.) beigelegten Rechte ſchließen die Bethätigung der dem Patron zuftehenden Auf: 
fichtsrechte nicht aus, vielmehr find Etats wie Rechnungen, nachdem fie innerhalb der 
Gemeinde-Körperfhaften ordnungsmäßig zu Stande gebracht reſp. erledigt find, dem 
Patron vorzulegen, damit er in Wahrnehmung des Auffichtsvechts über die Genehmigung 
des Etats bejchließen, die Rechnung prüfen und die Dechargivung derjelben auch feiner: 
6* 
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ſeits und damit abjehließend vornehmen fann, wonächſt die Auslegung des Etats und der 
Sahresrehnung gemäß $ 31 Nr. 9 der KG. und SO. erfolgt. 

Der Patron hat auf die Verwahrung oder Mitverwahrung des Kirchen ıc. Vermögens 
einen rechtlichen Anspruch nit, Tann aber die Abſtellung von Mißftänden hierbei 
verlangen. 


Beſchaffung und Ergänzung der PatronatssErklärungen. 


Die Beihaffung der Patronats - Erklärungen iſt überall auf dem fürzejten Wege zu ver— 
folgen. Wo der Patron jelbjt, beziehentlich für eine juriftiiche Perjon ein Patronats- 
Vertreter in den Gemeindesflirchenrath eingetreten iſt und an der Verhandlung deijelben 
Theil nimmt, Tann zu einem Beſchluß des Gemeinde-Kirchenraths die patronatiſche Zu: 
ftimmung, wenn jolche jofort erklärt wird, al3 Theil der Verhandlung protofollirt wer: 
den; e8 muß jedoch in diefem Fall der Patron reſp. Patronats-Vertreter jedesmal das 
Sitzungs-Protokoll mit vollziehen. 

Wenn der Patron fich nicht jogleich erklären will oder abwejend ift, jo muB demjelben 
ein den betreffenden Beihluß enthaltender beglaubigter Auszug aus dem Protokollbuch 
gegen Empfangs-Bejheinigung zugeftellt und feine Erklärung erwartet werden. 

Geht eine ſolche binnen 30 Tagen nicht ein, jo gilt die Zuftimmung des Patrons für 
ertHeilt und ift, wenn e3 auf Beurkundung darüber anfommt, die Ergänzung der Unter: 
jchrift des Patronz bei der zuftändigen Aufſichts-Behörde unter Vorlegung des betreffen- 
den Beihluffes und der Empfangs = Beicheinigung des Patrons dur Vermittelung des 
Konfiltoriums nachzufuchen. 

Giebt dagegen der Patron innerhalb der dreigigtägigen Frift eine ablehnende Erklärung 
ab und kann die Differenz gütlich nicht bejeitigt werden, jo iſt jeitens des Gemeinde— 
Kirchenraths der Rekurs an die Auffichtsbehörde zu ergreifen und Abſchrift der Rekurs— 
ſchrift dem Konſiſtorium einzureichen. 

Die Beitimmungen, betreffend die Ergänzung einer patronatifhen Zuftimmung, finden 
auch bezüglich der Rechnungs-Decharge und Etats-Genehmigung Anwendung. 


. Bei Anwendung des $ 23 Ab. 3 der KG ud SD. iſt die einſchränkende Bejtim- 


mung in Art. 8 des Gejeßes vom 25. Mai 1874 zu beachten; nach) letzterer kann, wenn 
es fih um Ausgaben aus der Kicchenkaffe handelt, für welche diefe bisher nicht bejtimmt 
gewejen iſt, und wenn zugleich der Patron für die Kirchenkaſſe im Falle ihrer Unzuläng— 
lichkeit ganz oder theilweife einzutreten hat, die Einwilligung des Patrons zu folder Aus— 
gabe im Auffichtswege nicht ergänzt werden; e3 iſt daher, jobald die beiden Voraus 
fegungen diefer Ausnahme-Beitimmung klar vorliegen, eine Refurseinlegung zu unterlafjen 
und hat der Gemeinde-Kirchenrath von der betreffenden Ausgabe, ſoweit dazu der patro— 
natiſche Konjens fehlt, in Hinficht der Kirchenkaſſe abzuftehen. 


II. In Bezug auf die Kreis-Synoden. 


Iufammenfekung der Kreischynode. 


. Ueber die Zujammenfeßung der Kreis - Synoden enthält $ 43 der General = Synodal- 


Ordnung die maßgebenden Beltimmungen. 

Geiftliche find nur dann befugt, an der Kreis-Synode mit beſchließender Stimme Theil 
zu nehmen, wenn fie an einer mit verfaffungsmäßigen Organen ausgejtatteten Gemeinde 
angejtellt find und in Folge deſſen aus der letzteren neben ihnen die entſprechende Zahl 
gewählter Mitglieder zur Synode abzuordnen ift. Unter diefer Vorausſetzung Haben au 
Anſtalts-Geiſtliche die Iheilnahme mit beſchließender Stimme. Andere Anjtalts-Geiftliche 
find zur Theilnahme mit bevathender Stimme befugt, wenn fie ein geijtliches, der kirch— 
lihen Organifation eingegliedertes Amt befleiden, dagegen jteht die Theilnahme denjenigen 
Geijtlihen nicht zu, welche ald Vereins oder Privat-Beamte im Dienjte einer freien, der 
firhlichen Auffichtsbehörde nicht untergeordneten Anftalt jtehen. 


Wahl von Erfaßmännern. 
Im Falle des Ausſcheidens von gewählten Mitgliedern innerhalb der dreijährigen Wahl: 
periode find für die Nejtzeit derjelben Erjagmänner zu wählen. 
Gelhäftsbehandlung. 


Ueber die Geſchäftsbehandlung auf der Synode enthält $ 52 der KG.— und SO. die 
wejentlihen Vorſchriften. Entjprechend der Bejtimmung unter Nr. 18 Abſ. 3 find bei 
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Wahlhandlungen Diskuffionen, insbejondere über die zu Wählenden, während der Sitzung 
unzuläffig. 

Wirkungskreis. 
Zu den Funktionen der Kreis» Synode gehört auch die Prüfung des Kafjen= und Ned: 
nungswejens in den Gemeinden des Shynodalbezirks. Ueber die Art der Ausführung 
diejer Funktion find bisher die Erlaffe vom 28. März 1875 (RC. und BBL. ©. 67 ff.) 
und 21. Mai 18380 (KG. und BB. ©. 53 ff.) ergangen. 
Die Kreis-Synoden und deren Vorjtände find in den kirchlichen Verwaltungs Organismus 
eingegliedert und führen ihre Geſchäfte unter der Auffiht des Konfiftoriums. 


Funktionen des Synodal-Vorftandes. 
Die Beitimmung im $ 55 Nr. 10 der KG. und SO., wonach in bejtimmten Fällen 
jämmtliche Mitglieder des Synodal-VBorjtandes an den Beihlüffen Theil nehmen müſſen, 
it nicht jo aufzufaſſen, daß der Vorſtand für gewiife Gejchäfte als handlungsunfähig 
erklärt jei, wenn etwa das eine oder andere Mitglied ausgejchieden ift und eine Ergän— 
zungswahl noch nicht jtattgefunden Hat, oder nach dem Bejchluffe des Vorſtandes dafjelbe 
unabweislich verhindert ift. 
Die in Bezug auf die Rekursfriſt in Disciplinarfaden zwifchen den 88 44 Abi. 2 und 
55 Nr. 9 Abi. 2 der KG.- und SO. beitehende Divergenz ift bis zu einer andere 
weitigen kirchengeſetzlichen Regelung dahin zu Löfen, daß zu Gunften des Befchuldigten 
die im 8 55 dvorgejchriebene längere Rekursfriſt zugelaifen wird. 
Die Vorſchrift im $ 40 Abi. 3 der K6.- und SO., wonach der Kreis = Synodal = Bor: 
ſtand auch von Amtswegen die Wahlen zu den Gemeinde-Körperihaften zu prüfen hat, 
jtellt demfelben nicht die Aufgabe, die ſämmtlichen Wahlen feines Bezirks einer regel: 
mäßigen Prüfung zu unterziehen, jondern bezwedt nur, dem Kreis-Synodal-Vorſtand die 
freie Beurtheilung einer Wahl über den Umfang der einem Einfprud zu Grunde gelegten 
Anführungen und ſelbſt über den Fall eines Einſpruchs hinaus zu ermöglichen. 
Der jedesmalige Kreis-Synodal-Vorjtand bleibt bis zur Wahl des nachfolgenden in Wirk: 
ſamkeit. 

Vereinigung mehrerer Kreis-Hynoden. 
Die Vorſchriften des S 57 der AG. und SD. Über da3 Zufammentreten mehrerer 
Synoden in den Städten, jowie über die Erweiterung des Wirfungsfreifes von Kreis— 
Synoden haben für Berlin durch Art. 8 des Staats-Gejeßes vom 3. Juni 1876 und 
dureh das NRegulativ vom 8./13. Juni 1831 (KG. nnd VBl. ©. 80 ff.) einen weiteren 
Ausbau erfahren. 

Koften. 


Die Koiten der Kreis = Synoden werden auf dem im $ 72 bezw. $ 53 Nr. 7 der KG.— 
und SD. vorgejchriebenen Wege beſchafft. Die Feitjtellung des Repartitionsfußes iſt 
dureh Erlaß vom 28. Juni 1881 (KO. und VBl. ©. 49) dem Ermeifen der einzelnen 
Krei3-Synode überwiefen. Doch iſt zu beadten, daß dur Art. 3 des Staat3-Gefeßes 
vom 3. Juni 1876 gegen derartige Beihlüffe der Kreis:Synode den einzelnen Gemeinden 
eine Beſchwerde an die Staats-Behörde eröffnet ift. 


II. In Bezug auf die Provinziel-Synoden. 
Bildung der Brovinzial-Gynode. 

Die Borfißenden der Kreis-Synoden bezw. der aus vereinigten Kreis-Synoden gebildeten 
Wahlverbände (Königl. Verordnung vom 1. Juni 1874, GS. ©. 213 ff. und vom 9. April 
1877, RG. und VBl. ©. 101) überjenden dem Konfiftorium beglaubigte Abjchrift des 
über die Wahlen zur Brovinzial-Synode aufgenommenen Protofolls. Auf diefer Abſchrift 
beurkunden fie durch Marginal = Atteft die Zahl der Mitglieder des Wahlförpers, damit 
aus der Vergleihung diefer Zahl mit der aus dem Wahlprotofoll hervorgehenden Zahl 
der Wählenden entnommen werden kann, ob die erforderlichen zwei Drittel der Synodalen 
an der Wahlhandlung Theil genommen haben ($ 52 Abi. 3, 4 der KG. und SO.). 
Das Konfiftorium erfucht nad) dem Eintritt jeder neuen Synodal= Periode die evangeliſch— 
theologiſche Fakultät der ProvinzialsUniverfität (für Poſen dev Univerfität Breslau), die 
ihr nad) $ 44 Nr. 2 ESO. zuftändige Wahl vorzunehmen und von dem Ergebniß Mit: 
theilung zu machen. 

Nachdem das Konfiftorium die zur Prüfung der Legitimation etwa nöthigen Vervoll-— 
jtändigungen veranlagt hat, verbindet es die auf die Kreis:Synodal:Wahlen (Nr. 56) 
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bezüglihen Schriftitücke zu einer Sammlung und ftellt diejelbe dem Präjes der Provinzial- 
Synode jo zeitig dor Eröffnung der Ießteren zu, daß für die dem Synodal = Vorftande 
obliegende Prüfung der Legitimationen, für die von ihm etwa begehrte Ergänzung des 
Materials, ſowie für die Vorbereitung des von dem Präfes an die Synode abzujtattenden 
Berichts (RG. und SO. 8 68 Nr. 4, $ 69) eine möglichit geräumige Friſt bleibt. 
Legitimation der Blitglieder. 

Die Prüfung dev Legitimationen bezieht ſich ihrem Gegenftande nach allein darauf, ob 
die Abordnung von den dazu Berechtigten in der gejeglichen Form erfolgt ift, und ob bei 
den Abgeordneten diejenigen Eigenſchaften zutreffen, an welche das Gejet ihre Fähigkeit 
zum Eintritt in die Synode gefnüpft hat. 

In leßterer Beziehung fommt e3 bei den von den Kreis-Synoden oder Kreis-Synodal— 
Verbänden auf Grund des $ 45 der General-Synodal-Ordnung gewählten Abgeordneten 
Yediglih darauf an, ob die im $ 46 daſelbſt Nr. 1 und 2 angegebenen thatjächlichen 
Vorausſetzungen der Wählbarfeit vorhanden find, im Falle des $ 46 Nr. 3 aber darauf, 
ob der Gewählte dem Provinzial-Bezirke angehört. 

Hiermit ift die Ausdehnung der Legitimations-Prüfung auf ein Urtheil über die Quali— 
fifation des Gewählten zu dem Firchlichen Amte oder Dienſte ausgeſchloſſen, kraft deſſen 
er nach dem Geſetze die Wählbarfeit befigt, und ebenfo wenig darf fie fi) auf die Frage 
einlafjen, ob bei dem Gewählten ein Merkmal zutreffe, welches in dem Gejege überhaupt 
nicht als Bedingung jeiner Wählbarfeit aufgeftellt ift, jondern nur eine Weiſung für die 
Wähler behuf3 ihrer Anleitung zu einem richtigen Gebrauche ihrer Wahlfreiheit bildet. 
Lediglich eine ſolche Anleitung ijt es jelbjtredend, wenn im Falle des $ 46 die dort 
bezeichneten Kreis-Synoden angewiejen werden, ihre Wahl „aus den angejehenen, Firchlich 
erfahrenen und verdienten Männern“ der Provinz zu treffen. 

Die Legitimation des von der evangelifch = theologischen Fakultät gewählten Mitgliedes 
wird duch die über die Wahl ergangene Mittheilung der Fakultät an das Konſiſtorium, 
die Legitimation der landesherrlih ernannten Mitglieder durch amtliche Meittheilung des 
Evangelifhen Ober-Kirchenraths geführt. 

Berufung. 
Die Berufung der Provinzial = Shnode erfolgt mitteljt öffentlicher Bekanntmachung duch 
das Konfiftorium, nachdem dafjelbe vorher den Anfangstermin, den Ort, und die Dauer 
der Verſammlung mit dem Synodal-Borjtande vereinbart hat ($ 64 der KG. und SQ.). 

Die einzelnen Mitglieder der Synode werden vom Präjes zum Erſcheinen eingeladen. 

Theilnahme des Vorftandes an den Konfiftorial-Gefchäften. 
Anlangend die im $ 68 Nr. 6 verordnete Iheilnahme des Synodal=Borftandes an den 
Konfiftorial-Gejhäften, wird das Konfiftorium bei wichtigen Angelegenheiten, auch wenn 
fie nicht zu den der Mitwirkung des Synodal-Borjtandes gejeglich zugewiejenen gehören, 
die Geeignetheit derjelben zur Iheilnahme des Synodal = VBorjtandes an ihrer Erledigung 
in Erwägung nehmen und darüber bejchließen. Behufs thunlichſter Sparjamfeit mit Zeit 
und Koften ift darauf Bedaht zu nehmen, daß die Gejhäfte, bei denen der Synodal- 
Borjtand mitwirkt, joweit möglich in periodiſch nah längeren Zwifchenräumen wieder: 
fehrenden Sigungen verbunden behandelt werden. Die Einladung jeiner Mitglieder zu 
den Sitzungen erfolgt durch den Vorfigenden des Konfiftoriums. Beſtellt diejer Korrefe- 
venten aus dem Synodal-VBorjtande, jo find denjelben die betreffenden Akten zeitig mit« 
zutheilen. 
Außerordentliche Derfammlung. 

Bei der Bezeichnung der an die Eröffnung der Synode fi anſchließenden Gejhäfte im 
$ 69 Ab. 1 der KG. und SO. hat da3 Gejeß nur die ordentlichen Verſammlungen im 
Auge. Bei außerordentlicher Verſammlung beſchränkt ich die Abnahme des Gelöbnifjes 
jowie die Berichtserftattung und Beſchlußfaſſung über die Legitimation auf diejenigen 
Mitglieder, welche nicht bereits in einer früheren Verſammlung derjelben Synodal-Periode 
($ 64) verpflichtet beziehungsweife als Tegitimirt anerkannt worden find; die Neuwahl 
des Synodal = Vorjtandes fällt aus ($ 66 Abſ. 1), und die Berichtserjtattung über die 
Wirkfamfeit des bisherigen Synodal-Vorjtandes kann unter bleiben. 


Funktionen des Königlihen Kommiffars. 


Der Königliche Kommifjar, von dejjen Ernennung die Synode durch das Konfiftorium in 
Kenntniß gejegt wird, übt die firhenregimentlichen Befugniffe bei der Synode aus. Er 
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wohnt den Situngen der Synode bei mit dem Rechte, jederzeit das Wort zu ergreifen 
und Anträge zu ftellen ($ 60 Abj. 2), vermittelt den Verkehr zwiſchen Kirchenregiment 
und Synode, wirkt, joweit nöthig, bei dem Synodal - Präfes dahin, daß die von der 
Kirchenregierung gemachten Vorlagen vorzugsweiſe erledigt werden, übt das Zuſtimmungs— 
recht zu einer Verlängerung der Dauer der Synodal:VBerfammlung nad $ 64 Abi. 2 aus, 
vollzieht die bejonderen in Angelegenheiten der Synode ihm ertheilten Aufträge des 
Evangeliſchen Ober-Kirchenraths, und ift berechtigt, die Schließung der Synode herbei« 
zuführen, indem er den Präfes zur Vornahme des Schließungsakts veranlaßt. 


Ausführung der Synodal-Belclüffe. 
64. Ueber den Wirkungsfreis dev Provinzial» Synode enthält.$ 65 der KG. und SD. die 
maßgebenden Bejtimmungen. 

Bei den zur Ausführung der Synodal-Beichlüffe nah $ 68 Nr. 3 daſelbſt dem Pro- 
vinzial-Synodal-Borftande übertragenen Maßnahmen hat derjelbe, injoweit es jich Dabei 
um den amtlichen Verkehr mit nicht Firhlichen Behörden oder mit kirchlichen Organen 
außerhalb der Provinz handelt, jich der Firhenordnungsmäßigen VBermittelung des Konfi: 
jtoriums zu bedienen. 

Synodal-Periode. 
65. Die für die Provinzial: Synoden beftimmte dreijährige Synodal= Periode ($ 44 Abſ. 2 
GSO.) hat mit dem Jahre 1875 begonnen. 


Koften. 

66. Für die Beihaffung der Koften der Provinzial-Synode ift $ 72 der KG.: und SO. maß: 
gebend. Die aufzuftellende Matrikel bedarf nah Art. 11 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
in Verbindung mit Art. II Nr. 1 der Verordnung vom 9. September 1876 der Beſtä— 
tigung durch den Ober-Präfidenten. 

Die Bejtimmungen der Inſtruktionen vom 31. Oftober 1873, 20. Juni und 23. Dezember 
1874, jowie des Erlaſſes vom 6. Dezember 1873, betreffend Erleichterungen des Wahl: 
afts in größeren Gemeinden (Aftenjtücde Bd. 7, ©. 280--282), treten mit dem Tage der 
Verfündigung diejer Inftruftion außer Anwendung. 

Berlin, den 25. Januar 1882. 

Evangelifher Ober-Kirchenrath. 
Dr. Hermes. 


Anlage 1. 


1. Der riftlichen Gemeinde ijt befannt zu machen, daß im Herbit diefes Jahres die Neu: 
wahlen zum Gemeinde-Kicchenrath und zur Gemeinde-Vertretung tattfinden werden. 

Die Wählerlifte wird mit dem... . . geichloffen; es werden daher alle diejenigen jelbit- 
jtändigen, über 24 Jahre alten Gemeindeglieder, welche wenigſtens 1 Jahr in der Parodie 
(oder doch hier am Ort)!) wohnhaft find, und fich noch nicht in die Wählerlifte haben 
eintragen lafjen, aufgefordert, jich bis zu dem bezeichneten Tage zur Eintragung perjün- 
lid anzumelden. Später erfolgende Anmeldungen können für die bevoritehenden Wahlen 
ein Stimmrecht nicht mehr gewähren. 

Anmeldungen werden entgegengenommen von (Name und Ort) in den Stunden don 


ER 
2. Zugleich wird der Gemeinde angezeigt, daß die für die bevorftehenden Wahlen fejtgejtellte 
Wählerlijte 14 Tage lang, nämlich vom .... bis... . in (Ort) öffentlich zur Einficht 


ausliegen wird (ausliegt). Etwaige Reklamationen gegen die Lifte können nur während 
der vierzehntägigen Auslegungsfriit angebracht werden, find alfo jpäter nicht mehr zuläffig ?). 

Indem Borftehendes der Gemeinde bekannt gemacht wird, werden alle berechtigten 
Gemeindeglieder zur regen Betheiligung an der Wahl eingeladen. Der Herr der Kirche 
aber befenne jich dazu mit jeinen Segen. Amen. 


1) Zufaß an Orten, wo mehrere Gemeinden iſt nur noch mit der Abfündigung zu 2 bis zum 
beſtehen. Ablauf der Auslegungsfriſt fortzufahren. 
2) Nach erfolgtem Abſchluß der Wählerliſte 
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Allerhöchſter Erlaß tom 20. Januar 1876, 


betreffend die Einführung einer General-Synwdal-Dronung für die Evangeliſche 
Landeskirche der acht Älteren Provinzen der Monarchie. 


Nachdem in Gemäßheit Meines Erlafjes vom 10. September 1873 eine außer- 
ordentliche General-Synode den von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath in Vereinigung 
mit dem Minifter der geistlichen Angelegenheiten feitgeftellten und von Mir genehmigten 
Entwurf einer Genera-Synodal-Ordnung berathen hat, ertheile Ich Fraft der Mir als 
Träger de3 landesherrlichen SKirchenregiments zuftehenden Befugnifje der als Anlage 
beifolgenden General-Synodal-Ordnung für die evangeliiche Landeskirche der acht älteren 
Provinzen der Monarchie hierdurch Meine Sanktion und verfünde diejelbe als kirchliche 
Ordnung. Das michtige Wert einer jelbjtjtändigen Berfaffung für die evangeliiche 
Landeskirche ijt hiermit in allen ihren Entwidlungsftufen begründet; überall find den 
Gemeindegliedern weſentliche Befugniſſe der Theilnahme an der kirchlichen Gejeßgebung 
und Verwaltung übertragen. 

Sch vertraue auf die Barmherzigkeit Gottes, an defjen Segen Alles gelegen ift, 
daß auch diefe neue Ordnung dienen wird zur Hebung des Firchlichen Lebens, zur Her— 
jtellung des Firchlichen Sriedens und zur Anregung eines Fräftigen und erſprießlichen 
Zujammenwirfens aller Betheiligten für die Wahrung des evangelifchen Glaubens und 
guter Sitte, 
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Sp weit es zur Ausführung der General-Synodal-Ordnung nicht noch einer Mit- 
wirkung der Landesgejeßgebung bedarf, wegen deren Herbeiführung von Mir das Er— 
forderliche veranlaßt iſt, hat der Evangeliſche Ober-Kirchenrath mit dem Miniſter der 
geiftlichen Angelegenheiten wegen diefer Ausführung die weiteren Einleitungen zu treffen. 
Zugleich bejtimme Ich, daß die VBorjchriften des S 7, Nr. 6 der General-Synodal= 
Ordnung über das fürmliche Disciplinar-Berfahren auf diejenigen Disciplinar-Unter— 
juchungen, welche am Tage der Verkündung diejes Erlaſſes bereits eingeleitet find, 
feine Anwendung finden, dieſe Unterfuchungen vielmehr nach dem bisherigen Verfahren 
zu Ende zu führen ſind. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gejeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 20. Januar 1876. 

Wilhelm. 
Talk, 
Un den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
und den Evangelifchen Ober-Kirchenrath. 


General-Synodal:Ordnung für die evangeliihe Landesfirhe der acht älteren 
Provinzen der Monarchie. 


$ 1. Der Verband der General-Synode erſtreckt ſich auf die evangeliſche Landes— 
ficche der acht älteren Provinzen der Monarchie. 
Der Belenntnißftand und die Union in den genannten Provinzen und den dazu 
gehörenden Gemeinden werden durch dieſes Verfaſſungsgeſetz nicht berührt. 
I. Zujammenjeßung. 
$ 2. Die General-Synode wird zufammengejekt : 

1. aus 150 Mitgliedern, welche von den Provinzial-Synoden der Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, Weltphalen und 
der Rheinprovinz gewählt werden; 

. aus jechs Mitgliedern, von welchen jede evangeliſch-theologiſche Fakultät an den 
Univerfitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle und Bonn eines 
aus ihrer Mitte wählt ; 

3. aus den General-Superintendenten der im Oeneral-Synodalverbande jtehenden 

Provinzen ; 

4. aus dreißig vom Könige zu ernennenden Mitgliedern. 

Die Berufung der Synodal-Mitglieder erfolgt für eine Synodal-Periode von 
ſechs Jahren. 
S 3. Die zufolge $ 2, Nr. 1 zu wählenden Mitglieder werden auf die acht 

Provinzial-Synoden dergejtalt vertheilt, daß die Synode 
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Die Wahl erfolgt in der Weife, daß 

1. ein Drittheil aus den innerhalb der Provinz in geijtlichen Aemtern der Landes— 
ficche angejtellten Geijtlichen; 

2. ein Drittheil aus folchen Angehörigen der Provinz gewählt wird, welche in 
Kreis⸗ oder Provinzial-Synoden oder in den Gemeinde-Körperſchaften derſelben 
als weltliche Mitglieder entweder zur Zeit der Kirche dienen oder früher gedient haben; 

3. die Wahlen für das letzte Drittheil find an dieſe Beſchränkungen nicht gebunden, 
jondern können auch auf andere angejehene, kirchlich erfahrene und verdiente 
Männer gerichtet werden, welche der evangelifchen Landeskirche angehören. 

Alle Gewählten müfjen das dreißigfte Lebensjahr zurücdgelegt haben. 

$ 4. Königlicher Verordnung bleibt es vorbehalten, die Ausjonderung der 
Nefidenzitadt Berlin und ihrer Umgebung aus dem Synodal-Berbande der Provinz 
Brandenburg, die Einrichtung einer befonderen Provinzial- (Stadt:) Synode Berlin 
und die Vertheilung der Zahl der Mitglieder anzuordnen, welche demnächſt die Synoden 
der Provinz Brandenburg und der Stadt Berlin nah dem Maßſtabe der in 
ihnen vorhandenen evangelifchen Bevölkerung in die General-Synode zu entjenden haben. 

Ueber die einzelnen hierzu erforderlichen Beftimmungen find die vereinigten Kreis- 
Synoden von Berlin und die Provinzial-Synode der Provinz Brandenburg zu hören. 

Beränderungen der hiernach getroffenen Anordnungen, welche durch jpätere landes- 
gejeßliche Feitjtellung eines bejonderen provinziellen Verbandes für die Stadt Berlin 
und ihre Umgebung bedingt werden follten, erfolgen gleichfall3 durch Königliche Ver: 
ordnung. 

II. Wirfungsfreis. 
8 


8 5. Die General-Synode hat mit dem Kirchenregimente des Königs der Erhal— 
tung und dem Wachsthum der Landeskirche auf dem Grunde des evangelijchen Befennt- 
nijjes zu dienen; Regiment, Lehritand und Gemeinden zur Gemeinjchaft der Arbeit an 
dem Aufbau der Landeskirche zu verbinden; auf Innehaltung der bejtehenden Kirchen- 
Ordnung in den Thätigkeiten der Verwaltung zu achten; über die gejegliche Fortbildung 
der landeskirchlichen Einrichtungen zu bejchließen; die Fruchtbarkeit der Landeskirche an 
Werfen der chriitlichen Nächitenliebe zu fördern ; die Einheit der Landeskirche gegen 
auflöfende Bejtrebungen zu wahren ; der provinziellen kirchlichen Selbitjtändigkeit ihre 
Gränzen zu ziehen und fie in denjelben zu ſchützen; die Gemeinjchaft zwijchen der 
Landesfirche und anderen Theilen der evangeliichen Geſammtkirche zu pflegen; zur 
interfonfeffionellen Verſtändigung der chriftlichen Kirchen zu helfen, und überhaupt 
jowohl aus eigener Bewegung als auf Anregung der Kirchenregierung, in Gemäßheit 
diejer Ordnung, Alles zu thun, wodurch die Landeskirche gebaut und gebefjert und die 
Geſammtkirche in der Erfüllung ihrer religiöfen und fittlichen Aufgabe gefördert werden mag. 


Geſetzgebung. 


8 6. Landeskirchliche Geſetze bedürfen der Zuſtimmung der General-Synode und 
werden von dem Könige, kraft ſeines Rechts als Träger des Kirchenregiments, erlaſſen. 
Sie werden behufs der Beglaubigung von dem Präſidenten des Evangeliſchen Ober— 
Kirchenraths gezeichnet, 

Die General-Synode hat das Necht, landeskirchliche Gejeße vorzujchlagen. 

Bevor ein von der General-Synode angenommenes Gejeg dem Könige zur 
firchenregimentlichen Genehmigung vorgelegt wird, iſt die Erklärung des Minifters der 
geiftlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß deijelben von 
Staatöwegen etwas zu erinnern jet, 
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Ein Kirchengeſetz erhält feine verbindliche Kraft durch die Berfündung in dem 
unter Verantwortlichfeit des Evangelifchen Ober-Kirchenraths erſcheinenden kirchlichen 
Geſetze und Verordnungs-Blatt. Sie beginnt, ſofern in dem Geſetze fein anderer 
Anfangstermin bejtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an 
welchem das betreffende Stüd des genannten Blattes in Berlin ausgegeben worden tft. 

8 7. Folgende Gegenftände unterliegen ausſchließlich der landeskirchlichen Ge— 
ſetzgebung: 

. die Regelung der kirchlichen Lehrfreiheit; 

2. die ordinatoriſche Verpflichtung der Geiſtlichen; 

3. die zu allgemeinem landeskirchlichen Gebrauche beſtimmten agendariſchen Normen. 

Soll die Einführung agendariſcher Normen nur für einzelne Provinzial— 
Bezirke erfolgen, ſo bedarf es der Zuſtimmung der betreffenden Provinzial-Synode. 

Inſofern beſtehende agendariſche Ordnungen die Verwaltung der Sakra— 
mente betreffen, dürfen ſie in den einzelnen Gemeinden nicht ohne Zuſtimmung 
der Gemeinde-Organe verändert werden, gleichviel, ob die Aenderung durch 
landeskirchliche oder provinzielle Geſetzgebung beſchloſſen iſt. 

Durch vorübergehende Verhältniſſe bedingte und daher nur zeitweilige 
liturgiſche Anordnungen werden mit Ermächtigung des Königs vom Evangeliſchen 
Ober-Kirchenrathe getroffen. 

Die Zulaſſung von Katechismus-Erklärungen, Religions-Lehrbüchern und 
Geſangbüchern erfolgt für den allgemeinen landeskirchlichen Gebrauch nach 
ertheilter Billigung der General-Synode, für den provinziellen Gebrauch nach 
ertheilter Billigung der Provinzial-Synode, durch Verfügung des Kirchenregiments. 
Gegen obligatoriſche Einführung ſolcher kirchlicher Bücher ſteht jeder einzelnen 
Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu; 

4. die Einführung oder Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage; 

5. Aenderungen der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. September 
1873 und dieſer Ordnung, ſowie Aenderungen der Kirchenverfaſſung, welche den 
Grundſatz betreffen, wonach das Kirchenregiment des Königs durch kollegiale, 
mit geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern beſetzte Kirchenbehörden auszuüben iſt; 

6. die Kirchenzucht wegen Verletzung allgemeiner Pflichten der Kirchenglieder, ſowie 
die Disciplinar-Gewalt über Geiſtliche und andere Kirchendiener. Bis zur 
anderweiten Firchengejeglichen Regelung der Disciplinar-Gewalt bei Dienjtver- 
gehen der Superintendenten, Geijtlichen und niederen Kirchendiener finden auf 
das fürmliche Disciplinar-VBerfahren, ſowie auf die vorläufige Dienjtenthebung 
gegen diejelben die Beitimmungen der SS 22, 23 Nr. 1, 24, 27, 28, 31 bis 
45 und 48 bis 54 des Gejeßes vom 21. Juli 1852 (Gejeß-Sammlung ©. 465) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die in dem genannten Gejege dem Disci- 
plinarhofe und den Propvinzial-Behörden beigelegten Befugniffe von den 
Provinzial-Konſiſtorien nach den für das Verfahren bei den Propinzial-Behörden 
vorgejchriebenen Beitimmungen zu üben find, die dem Disciplinarhof beigelegte 
gutachtliche Thätigkeit Fortfält und die Zuftändigfeiten des Mlinijterial- 
beziehungsweife Staats-Minijterialreffort3 dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe 
zufommen!) ; 


men 


1) Der Evangelifche Oberfirchenrath hat in den | geltenden Normen des Gejeges dom 21. Juli 
Bejtimmungen vom 24 Mai 1376 die | 1852 folgendermaßen zujfammengeftellt : 
über das fürmlide Disciplinarverfahren Art. 1. ($ 22.) Der Entfernung aus dem 
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7. die kirchlichen Erforderniſſe der Anftellungsfähigkeit und die kirchlichen Grundſätze 
über die Bejegung der geijtlichen Aemter; 
8. die Firhlichen Bedingungen der Trauung. 


Umte mu ein fürmliches Disciplinarverfahren 
vorhergehen. Daſſelbe befteht in der von einem 
Kommiſſar zu führenden jhriftlihen Vorunter— 
ſuchung und in einer mündlichen Verhandlung 
nach den folgenden näheren Bejtimmungen. 

Urt. 2. ($ 3 Nr. 1.) Die Einleitung de3 
Disciplinarverfahrens wird verfügt und der 
Unterfuhungsfommifjar ernannt von dem Evans 
geliſchen Ober-Kirchenrathe. 

Iſt jedoch Gefahr im Verzuge, ſo kann dieſe 
Verfügung und Ernennung vorläufig von dem 
Vorſitzenden des Provinzial-Konſiſtoriums aus— 
gehen. Es iſt alsdann die Genehmigung des 
Evangeliſchen Ober-Kirchenraths einzuholen, und 
ſofern dieſelbe verſagt wird, das Verfahren ein— 
zuſtellen. 

Art. 3. (8 24.) Die entſcheidenden Disciplinar— 
behörden erſter Inſtanz find die Provinzial- 
Konſiſtorien, ein jedes derfelben in Anfehung der 
zu jeinem Auffichtsfreife gehörenden Superinten= 
denten, Geistlichen und niederen Kicchendiener. 

Art. 4. ($ 27). Für den Fall, daß bei dem 
zuftändigen Konfiftorium die beichlußfähige 
Anzahl von Mitgliedern nicht vorhanden ift, tritt 
ein anderes Durch den Evangelifchen Ober-Kirchen— 
rath jubjtituirtes Provinzial-Konſiſtorium an 
deſſen Stelle. Daſſelbe findet jtatt, wenn auf 
den Antrag des Vertreters der Anklage oder des 
Angefhuldigten das VBorhandenfein von Gründen 
anerfannt wird, aus welchen die Unbefangenheit 
zuftändigen Konfiftoriums bezweifelt werden 
ann. 

Art. 5. ($ 28.) Streitigfeiten über die Kom— 
petenz der Konfiftorien als Disciplinar-Behörden 
werden von dem Evangeliichen Ober-Kirchenrath 
entjchieden. 

Art. 6. ($ 31.) Bei den Konfiftorien werden 
die Disciplinarjachen in Plenar-Sitzungen erledigt, 
an welchen mindejtens drei jtimmberechtigte Mit— 
glieder Theil nehmen müſſen. In diejen Plenar— 
Situngen nehmen an der Erledigung der Dis: 
eiplinarfahen nur die etatsmäßigen Mitglieder 
und Diejenigen Theil, welche eine etatsmäßige 
Stelle verjehen. 

Art. 7. ($ 32.) In der VBorunterfuhung wird 
der Angefhuldigte unter Mittheilung der Ans 
Ihuldigungspunfte vorgeladen und, wenn er er- 
icheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich 
vernommen und die zur Aufklärung der Sade 
dienenden jonjtigen Beweije herbeigejchafft. 

Die Verrihtungen des Vertreters der Anklage 
werden duch einen Beantten ausgeübt, welchen 
der Evangeliſche Ober-Kirchenrath ernennt. 

Bei der Vernehmung des Angejhuldigten und 
dem Verhör der Zeugen ift ein vereideter Proto= 
follführer zuzuziehen. 

Art. 8. ($ 33.) Der Evangelifche Ober- Kirchen: 
rath ijt ermächtigt, mit Rückſicht auf den Aus- 
fall der Vorunterſuchung das fernere Berfahren 
einzuftellen und geeigneten Falls nur eine Ord— 
nungsjtrafe zu dverhängen. 


Sit das zuftändige Konfiftorium der Anficht, 
daB das fernere Verfahren einzujtellen jet, jo 
muß daſſelbe darüber an den Govangelijchen 
Ober-Kirchenrath zu deifen Beihlußnahme be— 
richten. 

In beiden Fällen erhält der Angejchuldigte 
Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit Gründen 
zu unterjtügenden Beſchluſſes. 

Art. 9. ($ 34) Wird das Derfahren nicht 
eingeftellt, jo wird nah Eingang einer von dem 
Vertreter der Anklage anzufertigenden Anſchul— 
digungsſchrift der Angeſchuldigte unter abſchrift— 
licher Mittheilung dieſer Anſchuldigungsſchrift 
zu einer, von dem Vorſitzenden des Konſiſtoriums 
zu beſtimmenden Sitzung zur mündlichen Ver— 
handlung vorgeladen. 

Art. 10. ($ 35.) Bei der mündlichen Ver— 
handlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung 
ftattfindet, giebt zuerft ein von dem Borfienden 
des Konfiftoriums aus der Zahl der Mitglieder 
deſſelben ernannter Referent eine Darjtellung der 
Sache, wie fie aus den bisherigen Berhandlungen 
hervorgeht. 

Der Angefehuldigte wird vernommen. 

E3 wird darauf der Vertreter der Anklage mit 
jeinem Vor- und Antrage, und der Angeſchuldigte 
mit feiner Vertheidigung gehört. 

Dem Angeſchuldigten jteht das letzte Wort zu. 

Art. 11. ($ 36.) Wenn das Konſiſtorium auf 
den Antrag des Angejchuldigten oder des Ver— 
treters der Anklage, oder aud von Amtswegen 
die VBernehmung eined oder mehrerer Zeugen, ſei 
es duch einen Kommiffar, oder mündlich vor 
dem Konfiftorium ſelbſt, oder die Herbeifchaffung 
anderer Mittel zur Aufklärung der Sade für 
angemefjen erachtet, jo erläßt e3 Die erforderliche 
Verfügung und verlegt nöthigenfall3 die Fort: 
feßung der Sache auf einen anderen Tag, welcher 
dem Angeſchuldigten befannt zu machen tft. 

Art. 12. ($ 37.) Der Angejchuldigte, welcher 
erſcheint, kann ſich des Beiftandes eines Advo— 
katen oder Rechtsanwalts als Vertheidigers be— 
dienen. Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte 
kann ſich durch einen Advokaten oder Rechts— 
anwalt vertreten laſſen. Dem Konſiſtorium ſteht 
es jedoch jederzeit zu, das perſönliche Erſcheinen 
des Angeſchuldigten unter der Warnung zu ver— 
ordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Verthei— 
diger zu ſeiner Vertretung nicht werde zugelaſſen 
werden. 

Art. 13. ($ 38.) ‚Bei der Entſcheidung hat das 
KRonfiftorium, ohne an pofitive Beweisregeln 
gebunden zu jein, nad feiner freien, aus dem 
ganzen Anbegriffe der Verhandlungen und Beweife 
geihöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, in wie 


° weit die Anfchuldigung für begründet zu erachten. 


Die Entjheidung fann auch auf eine bloße 
Ordnungsſtrafe lauten. 

Die Entſcheidung, welche mit Gründen verjehen 
fein muß, wird in der Sikung, in welcher die 
mündliche Verhandlung beendigt worden iſt, oder 
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Der Kirchenregierung wie der General-Synode bleibt unbenommen , auch 


über andere Gegenjtände der Firchlichen Ordnung, deren allgemeine Firchengejeßliche 
Regelung heilfam erachtet wird, Geſetzes-Vorſchläge zu machen. 


in einer der nächſten Situngen verfündigt und 
eine Ausfertigung derjelben dem Angeſchuldigten 
auf fein Verlangen ertheilt. 

Art. 14. ($ 39.) Ueber die mündliche Ber: 
handlung wird ein Protofoll aufgenommen, welches 
die Namen der Anwejenden und die wejentlichen 
Momente der Verhandlung enthalten muB. Das 
Protofoll wird von dem Vorfigenden und dem 
Protokollführer unterzeichnet. 

Art. 15. ($ 40.) Das Rechtsmittel des Ein— 
ſpruchs (Reftitution oder Oppofition) findet 
nicht ſtatt. 

Art. 16. ($ 41.) Gegen die Entjcheidung jteht 
die Berufung an den Evangelifchen Ober-Kirchen— 
rath ſowohl dem Vertreter der Anklage als dem 
Angeihuldigten offen. 

Art. 17. ($ 42.) Die Anmeldung der Berufung 
geſchieht zu Protokoll oder jchriftlich bei dem 
Konſiſtorium, welches die anzugreifende Entſchei— 
dung erlafen hat. Bon Seiten des Angeſchul— 
digten kann fie auch durch einen Bevollmächtigten 
geſchehen. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vier— 
wöchentliche, welche mit dem Ablauf des Tages, 
an welchem die Entſcheidung verkündigt worden 
iſt, und für den Angeſchuldigten, welcher hierbei 
nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages 
beginnt, an welchem ihm die Entſcheidung zuge— 
ſtellt worden iſt. 

Art. 18. ($ 43.) Zur ſchriftlichen Rechtfertigung 
der Berufung ſteht Demjenigen, der diejelbe 
rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere vierzehn: 
tägige Friſt offen. 

Dieje Frift fann auf den Antrag des Appel: 
lanten angemefjen verlängert werden. 

Neue Thatjachen, welche die Grundlage einer 
anderen Beihuldigung bilden, dürfen in zweiter 
Inſtanz nicht vorgebracht werden. 

Art. 19. ($ 44.) Die Anmeldung der Berufung 
und die etwa eingegangene Appellationsjchrift 
wird dem Appellaten in Abſchrift zugejtellt, oder 
dem DBertreter der Anklage, falls er Appellat ift, 
in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb 14 Tagen nach erfolgter Zuftellung 
oder Vorlegung kann der Appellat eine Gegen: 
ſchrift einreichen. 

Dieje Frijt kann auf den Antrag des Appellaten 
angemeſſen verlängert werden. 

Art. 20. ($ 45.) Nah Ablauf der im Art. 19 
beſtimmten Friſt werden die Alten an den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath eingejandt. 

Der Evangeliſche Ober-Kirchenrath beſchließt 
auf den Vortrag eines von dem Vorſitzenden 
ernannten Referenten. 

Er kann die zur Aufklärung der Sache etwa 
erforderlichen Verfügungen erlaſſen. Er kann auch 
eine mündliche Verhandlung anordnen, zu welcher 
der Angeſchuldigte vorzuladen und ein Vertreter 
der Anklage zuzuziehen iſt. Der letztere wird 
in dieſem Falle von dem Vorſitzenden des Evan— 
geliſchen Ober-Kirchenraths ernannt. 


Art. 21. (8 48.) Die Suspenſion eines Super— 
intendenten, Geiſtlichen und niederen Kirchen— 
dieners vom Amte tritt kraft des Geſetzes ein: 

1. wenn in einem gerichtlichen Strafverfahren 
ſeine Verhaftung beſchloſſen, oder gegen ihn 
ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil 
erlaſſen iſt, welches auf den Verluſt des 
Amtes lautet, oder dieſen kraft des Geſetzes 
nach ſich zieht; 

2. wenn im Disciplinar-Verfahren eine noch 
nicht rechtskräftige Entſcheidung ergangen 
ist, welche auf Dienftentlaffung lautet. 

Art. 22. ($ 49.) In dem im vorhergehenden 
Paragraphen unter Nr. 1 vorgejehenen Falle 
dauer. die Suöpenjion bis zum Ablauf des 
zehnten Tages nah Wiederaufhebung des Verhaf— 
tungs-Beſchluſſes oder nach eingetretener Rechts: 
fraft desjenigen Urtheils höherer Inſtanz, dur) 
welches der angejchuldigte Beamte zu einer anderen 
Strafe al3 der bezeichneten verurtheilt wird. 

Lautet das vechtsfräftige Urtheil auf Frei— 
heitsjtrafe, jo dauert die Suspenfion, bis da3 
Urtheil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung 
des Urtheils, ohne Schuld des Werurtheilten, 
aufgehalten oder unterbroden, jo tritt für Die 
Zeit des Aufenthalts oder der Unterbredung 
eine Gehalts = Berfürzung (Art. 24) nicht ein. 
Daſſelbe gilt für die im erjten Abjate diejes 
Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, 
wenn nicht vor Ablauf derfelben die Suspenfion 
vom Amte im Wege des Disciplinar-Verfahrens 
beſchloſſen wird. 

In dem Art. 21 unter Nr. 2 erwähnten Falle 
Dauert die Suspenfion bis zur Rechtskraft der 
in der Disciplinarfache ergehenden Entiheidung. 

Art. 23. ($ 50.) Die zur Einleitung der Dis- 
eiplinar-Uinterfugung ermächtigte Behörde kann 
die Suspenjion, jobald gegen den Beamten ein 
gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, oder die 
Einleitung einer Disciplinar-Unterſuchung verfügt 
wird, oder auch demnächſt im ganzen Laufe des 
Verfahrens bis zur rechtsfräftigen Entſcheidung 
verfügen. 

Art. 24..(8 51.) Der juspendirte Beamte behält 
während der Suspenfion die Hälfte feines Dienit- 
einkommens. 

Auf die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten 
Beträge iſt bei Berechnung der Hälfte des Dienſt— 
einfommens feine Rückſicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens 
iſt zu den Koften, welche dur die Gtellver: 
tretung des Angejchuldigten verurſacht werden, 
der etwaige Reſt zu den Unterſuchungskoſten zu 
verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den 
Stellvertretungsfoften zu leiſten, iſt der Beamte 
nicht verpflichtet. 

Art. 25. ($ 52.) Der zu den Koften (Art. 24) 
nicht veriwendete Theil des Einkommens wird 
dem Beamten nicht nachgezahlt, wenn das Ver— 
fahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge 
gehabt hat. 
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Sit diefe Regelung erfolgt, jo kann weder eine Veränderung derjelben, noch deren 
Neberlaffung an die provinzialfirchliche Geſetzgebung oder an das kirchenregimentliche 
Verordnungsrecht anders als im Wege der landeskirchlichen Geſetzgebung geſchehen. 

g 9. Es hängt vom Ermeſſen der Kirchenregierung ab, über Gejeßes-Vorjchläge, 
welche fie der General-Synode zu machen beabfichtigt, zuvor die Propinzial-Synoden, 
beziehungsweife die ausschließlich betheiligten, zu gutachtlicher Aeußerung zu veranlaſſen. 
Bei Veränderungen, welche die Liturgie betreffen ($ 7, Nr. 3) ſoll dieſe Anhörung der 
Provinzial-Synoden in der Regel gejchehen. 

8 10. Deränderungen der vevidirten Kicchenordnung für Weftphalen und die 
Rheinprovinz können, wie bisher, von den Provinzial-Synoden diejer Provinzen bejchlojjen 
und durch Beftätigung dev Kicchenvegierung in Kraft gejegt werden. 

Werden Beſtimmungen der genannten Kirchenordnung durch ein von der Kirchen- 
Regierung beabfichtigtes Landeskicchliches Geſetz betroffen, jo müſſen die Synoden der 
beiden Provinzen, bevor der Geſetzes-Vorſchlag an die General-Synode gelangt, gutachtlich 
gehört werden. 

Gehen Solche Geſetzes-Vorſchläge von der General-Synode aus, jo find die Gut— 
achten der genannten Provinzial-Synoden vor der Einholung der Königlichen Sanftion 
au veranlafjen. 

Aeußern fich beide Synoden übereinstimmend gegen die Veränderung ihrer Kirchen- 
Ordnung, jo bleiben diefe Provinzen von dem Geltungsbereiche der betreffenden landes- 
kirchlichen VBorjehriit ausgenommen. 


Kirhlide VBermögensrechte und Beſteuerung. 


8 11. Die General-Synode übt eine Kontrole über die vom Evangeliſchen Ober- 
Kirchenrathe verwalteten oder unter feine Verfügung geftellten Firchlichen Fonds und 
jonftigen kirchlichen Einnahmen und vereinbart mit ihm die leitenden Grundſätze für ihre 
Verwendung. Der General-Synode, und in den Jahren, in welchen jie fich nicht ver- 
fammelt, dem Synodal-Vorſtande ift die Jahresrechnung über diefe Fonds zur Prüfung 
und Ertheilung der Entlaftung vorzulegen. 

8 12. Don der Verwendung der unter der Verwaltung des Miniſters der geijt- 
lichen Angelegenheiten ftehenden Firchlichen Fonds und der im Staatshaushalts-Ctat Für 
kirchliche Zwecke bewilligten Mittel giebt der Evangelifche Ober-Kirchenrath auf Grund 
der Nachrichten, welche er darüber vom Minifter der geiftlichen Angelegenheiten erhalten 
hat, der General-Synode Kenntniß. Sobald ſolche Fonds oder Mittel in die Verwaltung 
der Kirche übergehen, erweitert fich die jynodale Kenntnignahme zur Kontrole. ($ 11.) 

8 13. Anordnung der Kicchenregierung wegen Einführung neuer, regelmäßig 
wiederfehrender, ſowie wegen Abſchaffung beftehender landeskirchlicher Kolleften bedürfen 
der Zuftimmung der General-Synode. 


Erinnerungen über die Verwendung des Ein— 
fommens jtehen dem Beamten nicht zu; wohl 
aber ift ihm auf Verlangen eine Nachweiſung 
über diefe Verwendung zu ertheilen. 

Art. 26. ($ 53.) Wird der Beamte freige: 
ſprochen, jo muß ihm der innebehaltene Theil 
des Dienfteinfommens volljtändig nachgezahlt 
werden. 

Wird er nur mit einer Ordnungsftrafe belegt, 
jo ift ihm der innebehaltene Theil, ohne Abzug 
der Stellvertretungstoften, nachzuzahlen, jo weit 
derjelbe nicht zur Deckung der Unterfuchungstoften 
und der Ordnungsſtrafe erforderlich tft. 

Art. 27. (54.) Wenn Gefahr im Verzuge ift, 


fann einem Beamten auch von folchen Vorgeſetzten, 
die feine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt 
find, die Ausübung der Amtsverrihtungen vor= 
läufig unterfagt werden; es iſt aber darüber 
ſoſort an die höhere Behörde zu berichten. 

Das Königliche Konfiftorium veranlaffen wir, 
diejen unjeren Erlaß in Seinem Amtsblatte zu 
veröffentlichen und demjelben gemäß bei Aus- 
führung des $ 7, Nr. 6 der General-Synodal= 
Ordnung zu verfahren. 

Berlin, den 22. Juni 1876. 

Evangeliicher Ober-Kirchenrath. 
Herrmann. 
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$ 14. Die Bewilligung neuer Ausgaben Für landesficchliche Zwecke, joweit fie 
durch Umlagen auf die Kirchenkaffen oder Kirchengemeinden gedeckt werden jollen, erfolgt 
im Wege der kirchlichen Gejeßgebung. 

Der bewilligte durch Umlage aufzubringende Betrag wird über die Provinzen der 
Landeskirche nad einem Maßſtabe repartirt, welcher vorläufig durch Königliche Verord— 
nung aufgeitellt, endgültig zwifchen der General-Synode und der Kicchenregierung 
vereinbart wird. 

Die auf die einzelnen Provinzen entfallenden Beträge werden nach den in den 
ss 72, 73 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 
aufgeftellten Normen, für die Provinzen Aheinland und Weitphalen nad) Maßgabe 
des $ 135 der Kirchenordnung vom 5. März 1835, einer Unterrepartition unterworfen 
und an die Konfiitorialfaffen und von diefen an den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath 
abgeführt. 

$ 15. Auch die Einfünfte des Kicchenvermögens und der Pfarrpfründen können 
duch ein Kirchengejeß zu Beiträgen für kirchliche Zwecke herangezogen werden. 

Dies iſt nur zuläjfig bei Kirchenkaſſen, jofern die etatsmäßige Soll-Einnahme 
derjelben die etatsmäßige Soll-Ausgabe um mehr als ein Drittheil der letzteren, und 
wenigſtens um dreihundert Mark jährlich überjteigt, bei Pfarrpfründen,, jofern der 
jährliche Extrag derjelben ausjchliehlich des Wohnungswerths auf mehr als 6000 Marf 
fich beläuft. Dieje Beiträge dürfen 10 Prozent des jährlichen Heberjchuffes der Soll— 
Einnahme der Kirchenkaſſe und des über die Summe von 6000 Mark Hinausgehenden 
Pfründenertrages nicht Überjchreiten. 


Anträge und Befhwerden. 


$ 16. Die General-Synode kann duch Anträge, welche fie beichließt, das 
Kirchenregiment in dem ganzen Bereiche feiner Thätigkeit zu den Maßregeln anregen, 
die fie dem landeskirchlichen Bedürfniß entjprechend erachtet. Auf jeden ſolchen Antrag 
muß ein Bejcheid, im Falle der Ablehnung mit den Gründen derjelben, exrtheilt werden. 

$ 17. Behufs Erhaltung der Firchengejeklichen Ordnung in den Thätigfeiten der 
Berwaltung jteht der General-Synode auch der Weg der Bejchwerde offen. Gegenjtand 
derſelben find Verletzungen Firchengefeglicher Vorſchriften durch Verfügungen der Kirchen: 
behörden, welche im Firchlichen Inſtanzenwege feine Abhülfe gefunden haben. Die von 
der General-Synode darüber gefaßten Beſchlüſſe gehen an den Evangeliſchen Ober: 
Kirchenrath zur Prüfung und Befcheidung. 

Wahrung der Einheit der Landeskirche. 

$ 18. Der General-Synode werden die von den Provinzial-Synoden gefahten 
Bejchlüffe vorgelegt. Findet die General-Synode, daß ein Beſchluß der Provinzial 
Synode mit der Einheit der evangeliichen Landeskirche in Bekenntniß und Union, in 
Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar ift, jo iſt demjelben die Firchenregimentliche 
Betätigung zu verjagen. Iſt ſolche bereits exrtheilt, jo hat die Kirchenregierung ihn 
außer Kraft zu jeßen. 

Berhältniß zu anderen Kirchengemeinſchaften. 

8 19. Die General-Synode nimmt Kenntniß von den Beziehungen der Landes— 
ficche zu den übrigen Theilen der deutjchen evangelifchen Kirche, bejchließt über die der 
weiteren Entwidelung ihres Gemeinjchaftsbandes dienenden Einrichtungen und betheiligt 
ſich durch von ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen VBertretungskörpern der deutjchen 
evangelifchen Kirche. 
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Zur Theilnahme der Landeskirche an andern kirchlichen Berfammlungen, insbejondere 
denen don internationaler oder interfonfejfioneller Art, bedarf e8 der Zuftimmung der 
General-Synode. 


Wahl des Präfidiums, des Synodal-Borjtandes und Synodalraths. 


8 20. Die General-Synode wählt beim Beginne ihrer jedesmaligen Verſammlung 
($ 29) und für die Dauer derjelben ihr Präfidium, bejtehend aus einem Präfidenten, 
einem Vice Präfidenten und vier Schriftführern. 

s 21. Am Schluffe jeder ordentlichen Berfammlung ($ 24) wählt die General: 
Synode den Synodal-VBorjtand und Synodalrath auf eine Synodal-PBerivde von 6 Jahren. 
Wird die Verfammlung gejchloffen, bevor dieje Wahl ftattgefunden hat, jo treten die für 
die frühere Synodal-Periode Gewählten wieder in Funktion. 

$ 22. Der Synodal-Borjtand befteht aus einem Vorſitzenden, aus einem Stell 
vertreter deſſelben und aus fünf Beiſitzern. Für die Beifiter werden Grjaßmänner 
gewählt, welche bei Verhinderung der erjteren in den Borjtand berufen werden. Scheiden 
bei nicht verjammelter Synode jowohl der Borfigende als jein Stellvertreter aus, jo 
wählen die Beifier unter fich für die Reſtzeit einen Vorſitzenden. 

Der Synodal-Boritand tritt außer Funktion, jobald die nächjte ordentliche Ver— 
jammlung der General-Synode ihr Präfidium gewählt hat. 

$ 23. Zum Synodalrath wählt die General-Synode 18 Mitglieder, welche 
zufammen mit dem Vorſtande den Synodalrath bilden. 

Bon den Gewählten müjjen je drei den Provinzen Preußen, Brandenburg und 
Sachjen, je zwei den Provinzen Pommern, Schlefien, Wejtphalen und der Nheinprovinz, 
eines der Provinz Pojen, angehören. Für diejelben werden Erſatzmänner gewählt, welche 
bei Verhinderung der erjteren zur Funktion berufen werden. 

Der Synodalrath endet jeine Funktion mit der Eröffnung der nächſten ordentlichen 
General-Synode. 

III. Verſammlungen der General-Synode, 


$ 24. Die General-Synode tritt auf Berufung des Königs und zwar alle jechs 
Sahre zu ordentlicher Verſammlung zuſammen. Zu außerordentlicher Berfammlung 
fann fie nach Anhörung des Synodal-VBorjtandes jederzeit berufen werden. 

Dem Könige ſteht e3 zu, jederzeit die Verſammlung zu ſchließen oder zu vertagen. 

$ 25. Während der Berfammlung der Synode findet in allen evangelifchen 
Hauptgottesdienjten der Landeskirche eine Fürbitte für die Synode ftatt. 

$ 26. Als Königlicher Kommifjar zur Wahrnehmung der Zuftändigfeiten des 
oberjten Kirchenregiments bei der Synode fungirt der Präfident des Evangelifchen Ober- 
Kirchenraths. In Bakanzfällen oder bei dauernder Verhinderung ernennt der König 
einen anderen Kommiſſar. 

Der Königliche Kommifjar iſt befugt, jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge 
zu jtellen. Er kann Mitglieder des Evangelijchen Ober-Kirchenraths mit feiner Beihülfe 
und vorübergehender Vertretung beauftragen. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten und die von ihm ernannten Kom— 
mifjarien jind berechtigt, den Sitzungen beizumohnen und jederzeit das Wort zu ergreifen, 
jofern fie es im Intereſſe des Staats für erforderlich erachten. 

$ 27. Die Synode regelt ihren Gejchäftsgang. Bis dies gejchieht, ijt eine 
proviſoriſche Gejchäfts-Ordnung maßgebend, welche der Evangelifche Ober-Kirchenrath 
ertheilt Y. 


1) gl. diejelbe KGeſ. u. Verordn.«“Bl. 1879. ©. 160 ff. 
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$ 28. Der Präfident der Synode leitet die DBerhandlungen und handhabt die 
iufere Ordnung. 

5 29. Der DVorfigende des Synodal-Vorftandes eröffnet die Synode, berichtet 
über die bisherige Wirkfamfeit des Synodal-Vorſtandes während der verflofjenen 
Synodal-Periode, jowie über die DBerhandlungen dev während derjelben Zeit abgehaltenen 
ProvinzialSynoden, joweit fie für die geſammte Landeskirche von Bedeutung find; ex 
berichtet ferner über die Legitimation der Synodal-Mitglieder und leitet die Wahl des 
Präfidiums, 

Die Verſammlung beſchließt über die Legitimation ihrer Mitglieder. 

8 30. Die Mitglieder werden nah Konftitwirung des Präfidiums von dem 
Präfidenten mit dem in der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. Sept. 1873, 
$ 63 vorgejchriebenen Gelöbniß verpflichtet. 

8 31. Am Tage nad) der Eröffnung der Synode findet ein feierliher Synodal- 
Gottesdienst ftatt. 

Jede einzelne Sitzung beginnt mit einer kurzen Schriftvorlefung und Gebet und 
hließt mit einem Segenswunjd. Die Synode wird mit Gebet gejchloffen. 

s 32. Die Verhandlungen find öffentlich. Cine vertrauliche Berathung Kann 
durch Beſchluß der Synode verfügt werden. 

Zur Beſchlußfähigkeit ift die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen Zahl der 
Mitglieder erforderlih. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit abſoluter Mehrheit der an 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

Wahldandlungen find, wenn zunächft relative Mehrheiten ich ergeben, durch 
engere Wahl bis zur Erreichung einer abjoluten Mehrheit fortzufeßen. Für die Wahl 
zu Kommiffionen genügt die relative Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entjcheidet 
das 2003. 

Einer zweimaligen Berathung und Beſchlußfaſſung ——— es, wenn es ſich um 
Kirchengeſetze ($ 6) oder um Bewilligung neuer Ausgaben (88 14, 15) handelt. 

Aenderungen der SKirchenverfaffung in Bezug auf die Zufammenfeßung oder die 
Befugniffe der Gemeinde-Organe oder der Synoden fünnen nur mit einer Mehrheit von 
Hweidritteln der abgegebenen Stimmen in der General-Synode beſchloſſen werden. 

$ 33. Das Präfidium ſorgt für die Aufzeichnung, Redaktion und Beglaubigung 
der Sitzungsprotokolle. Bei der Aufzeichnung Tann es don Mitgliedern der Synode 
unterjtüßt werden, welche fich auf Einladung des Präfidenten diefem Gefchäfte unterziehen. 


IV. Synodal-Borftand und Synodalrath. 


3 34. Als jelbjtändiges Kollegium hat der Vorſtand der General-Synode den 
folgenden Wirkungskreis: 

1. Er erledigt die ihm von dev Kirchenvegierung gemachten Vorlagen. 

2. Er bejchließt über die im feiner eigenen Mitte geftellten Anträge auf Bejeitigung 
von Mängeln, welche bei der kirchlichen Gejeßgebung und Verwaltung hervor: 
treten. Beſchlüſſe der letzteren Art gehen, fofern ihnen im Verwaltungswege 
entjprochen werden kann, als Anträge an den Evangelifchen Ober-Kirchenrath. 
Verlangt ihre Ausführung den Weg der Gejeßgebung, jo kann der Synodal- 
Borjtand entweder die Bejchreitung defjelben bei der Kirchenregierung beantragen, 
oder jelbjt einen Gejegentwurf behufs feiner Einbringung in der General:Synode 
ausarbeiten (8 6). 

3. Er vertritt die nicht verfammelte General-Synode, wenn Anordnungen, welche 
regelmäßig der bejchließenden Mitwirkung der General-Synode bedürfen, wegen 
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ihrer Unauffchieblichfeit durch kirchenregimentlichen Erlaß proviſoriſch getroffen 
werden ſollen. Solche Erlaſſe können nur ergehen, wenn der Synodal-Vorſtand 
jowohl die Unaufjchieblichfeit anerkennt, als auch ihrem Inhalte zuftimmt und 
mit ausdrücdlicher Erwähnung dieſer jeiner Mitwirkung. Sie find der nächſten 
General-Synode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn die lebtere 
verjagt wird, außer Wirkjamfeit zu eben. 

4, Er bereitet die nächſte VBerfammlung der General-Synode, joweit ihm dies 
obliegt, vor, insbejondere durch Prüfung der Legitimationen und Yeitjtellung 
des der General-Synode abzuftattenden Beriht3 ($ 29). 

5. In Bezug auf die porangegangene Berfammlung exledigt er die zur Ausführung 
ihrer Bejchlüffe erforderlichen Gejchäfte und jorgt für den Drud und die Ver— 
theilung der Synodal=Protofolle. 

6. Er verwaltet die General-Synodalfafje ($ 38) und übt die ihm in 8 11 zuge 
wiejenen Funktionen. 

Verlangt der Synodal-Borjtand, bevor er fi) in Angelegenheiten der unter Nr. 2 
und 3 bezeichneten Art ſchlüſſig macht, eine gemeinfchaftliche Berathung mit dem 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath, jo hat der Legtere eine ſolche zu veranftalten. 

$ 35. Der Synodal-Boritand wird zur Erledigung derjenigen Gejchäfte, welche 
ihm ſelbſtſtändig bei nicht verfammelter Synode obliegen ($ 34), nach Vereinbarung mit 
dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath von jeinem Borfigenden nach Berlin berufen. 

Zu einem gültigen Beihluffe des Synodal-Vorſtandes bedarf es der Anweſenheit 
von wenigitens fünf Mitgliedern. Ber Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vor— 
figenden den Ausjchlag. 

Die Erledigung einzelner Geſchäfte im jchriftlichen Wege iſt ausnahmsweije nad) 
dem Ermeſſen des Vorſitzenden zuläſſig. 

Der Synodal-Vorſtand regelt ſeinen Geſchäftsgang durch ſeine Beſchlüſſe. Es 
ſteht ihm frei, aus ſeiner Mitte für beſtimmte Geſchäfte Ausſchüſſe zu bilden oder auch 
einzelne Mitglieder mit ſolchen zu beauftragen. 

$ 36. Mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath wirkt der Synodal-Borftand 
zuſammen, 

1. wenn in der Rekurs-Inſtanz entweder über Einwendungen der Gemeinde gegen 
die Lehre eines zum Pfarramt Deſignirten, oder über die wegen Mangels an 
Uebereinſtimmung mit dem Bekenntniß der Kirche angefochtene Berufung eines 
ſonſt Anſtellungsfähigen zu einem geiſtlichen Amte, oder in einer wegen Irrlehre 
gegen einen Geiſtlichen geführten Disciplinar-Unterſuchung Entſcheidung abge— 
geben werden ſoll; 

. bei der Feſtſtellung der von der Kirchenregierung der General-Synode vorzu— 
legenden Gejegentwürfe und der zur Ausführung der landeskirchlichen Geſetze 
erforderlichen Inſtruktionen; 

3. bei den dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath zuftehenden Vorſchlägen für die 
Beſetzung der General-Superintendenturen ; 

4. bei Vertretung der evangelifchen Landeskirche in ihren vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten ; 

5, in anderen Angelegenheiten der kirchlichen Gentralverwaltung von vorzüglicher 


80) 


Wichtigkeit, in welchen der Evangeliſche Ober-Kirchenrath die Zuziehung des 


Synodal-Borjtandes bejchließt. 


Die Mitwirkung des Vorftandes findet in der Weife ftatt, daß die Mitglieder 


dejjelben, nach vorheriger Mittheilung der Gegenftände der Berathung, auf Berufung 


| 


| 
| 


99]: VI. General-Synodal-Ordnung vom 30. Januar 1876. 99 


dureh den Präfidenten des Govangelifchen Ober-Kirchenraths an den betreffenden 
Derathungen und Beichlüffen als außerordentliche Mitglieder des Evangeliſchen Ober- 
Kirchenrathbs mit vollem Stimmreht Theil nehmen. In der Ausfertigung jolcher 
Beihlüffe it ihrer Mitwirkung Erwähnung zu thun. Dem Erforderniß der Mitwir- 
fung iſt entjprochen, wenn wenigjtens vier Mitglieder des Borjtandes Theil genommen 
haben. 

8 37. Der Synodalrath ($ 23) wird in jedem Jahre einmal in Berlin 
verjammelt, um mit dem Evangeliichen Ober-Kirchenrath in dejjen Sitzung über Aufgaben 
und Angelegenheiten der Landeskirche zu berathen, in welchen die Kirchenregierung zur 
Feſtſtellung leitender Grundſätze den Beirath diejes landeskirchlichen Synodal-Organs für 
nothiwendig erachtet. 

Die Berufung erfolgt durch den Evandeliichen Ober-Kirchenrath. 

Die Verſammlung des Synodalrath3 kann in den Jahren ausfallen, in welchen 
die General-Synode fich verfammelt. 


V. Koſten. 

$ 38. Zur Beſtreitung der Koſten der General-Synode ſowie der Vorſtände 
derjelben und der von den letzteren beitellten Ausſchüſſe und Kommiffionen wird eine 
General-Synodalfafje gebildet. Dieje erhält ihren Bedarf, joweit nicht andere Mittel 
für jenen Zwed gewidmet find, durch die Beiträge der Propinzial-Synodalfafjen. Für 
die Vertheilung diefer Beiträge über die einzelnen Provinzen und die Beſchaffung der 
auf dieje entfallenden Summen find die Beitimmungen des 8 14, Sa 2 und 3 maß— 
gebend. Die Abführung gejchieht an den Vorjtand der General-Synode. 

$ 39. Der Synodal-Vorjtand legt die Rechnung der General-Synodalfafje. Die 
Prüfung und Entlaftung diefer; Rechnung erfolgt durch die General-Synode. 

Beichließt die General-Synode auf den Antrag ihres Borjtandes die Verwaltung 
der Synodalkaſſe durch den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath, fo erfolgt fie bei diejem ; 
Rechnungslegung und Entlaftung richten fi” dann nach den Vorſchriften des 8 11. 

$ 40, Den Mitgliedern der General-Synode, ihres DBorjtandes und des 
Synodalrathes gebühren Zagegelder und, joweit fie nicht am Orte ihrer fynodalen 
Wirkſamkeit ihren Wohnfig haben, Reiſekoſten. Diejelben gehören zu den Synodalkoſten 
und werden nach den vom Evangelifchen Ober-Kirchenrath vorläufig zu beftimmenden, 
definitiv mit der General-Synode zu vereinbarenden Säben aus der General-Synodalfafje 
beitritten. 

VI Schlußbeſtimmungen. 


$ 41. Die Neuregelung der Reſſortverhältniſſe zwiſchen den Staatsbehörden 
einerjeits und den Kirchenbehörden andererjeits bleibt jtaatlicher Anordnung vorbehalten. 

8 42. Die SS 50, 59, 61 und 62 der Kicchengemeindes und Synodal-Ordnung 
vom 10. September 1873 jind aufgehoben. 

An die Stelle derjelben treten die Bejtimmungen der nachfolgenden 88 43 bis 46. 

$ 43. (Siehe $ 50 der Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung, oben ©. 62.) 

Ss 44. (Siehe $ 59 der Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung, oben ©. 68.) 

S 45. (Siehe $ 61 der Kirchengemeinde und Synodal-Drdnung, oben ©. 69.) 

S 46. (Siehe $ 62 der Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung, oben ©. 69.) 
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VII. 
Geſek, 


betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älkeren Provinzen 
der Monarchie. Bon 3. Juni 1876, 


Kir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, mit 
Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen und Wejtphalen und die 
Rheinpropinz, was folgt: 

Art. 1. Die in der Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung vom 10. September 
1873 (Geſ.Samml. 1874 ©. 151) und in der anliegenden General-Synodal-Ordnung 
vom 20. Sanuar 1876 bejtimmten und nach diefen Vorſchriften zuſammengeſetzten 
Synodal-Organe üben die nachſtehenden Rechte nad) Maßgabe dieſes Gejeßes. 

Art. 2. Die Kreis:Synode übt die ihr in der Kirchengemeinder und Synodal— 
Ordnung vom 10. September 1873 zugewiejenen Rechte in Betreff 

1. der in den Kirchengemeinden betehenden und der den Kirchengemeinden des 
Synodalfreifes gemeinfamen Einrichtungen und Inſtitute für chriftliche Liebes— 
werfe ($ 53, Nr. 5); 

2. des Kafjen- und Rechnungswejens der einzelnen Gemeinden und der Firchlichen 
Stiftungen innerhalb des Bezirks ($ 53, Nr. 6); } 

3. der Kreis-Synodalfafje, des Kreis-Synodal-Rechners, des Etats der Kaſſe und der 
Nepartition der zu derjelben erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden ($ 53, Nr. 7); 

4, der jtatutarifchen Ordnungen ($ 53, Nr. 8). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Bejchlüffe werden nad) 8 52, 
Abſatz 3, 4 gefaßt. 

Art. 3. Den Gemeinden fteht gegen Bejchlüffe dev Kreis-Synode wegen Nepartition 
der zur Kreis-Synodalfafje erforderlichen Beiträge binnen einundzwanzig Tagen jeit 
Zuftellung des Beſchluſſes Beichwerde zu. 

Ueber die Bejchwerde entjcheidet die Staatsbehörde. 

Art. 4. Zur Zeititellung jtatutarifcher Ordnungen in dem der Kreis-Synode 
überwiejenen Gejchäftsgebiete ($ 53, Nr. 8, 8 65, Nr. 5) bedarf es der vorgängigen 
Anerkennung feitens der Staatsbehörde, daß die entworfenen Bejtimmungen dem Geſetz 
vom 25. Mai 1874 und diefem Gejeß nicht zuwider jeien. 

Art. 5. Der Kreis-Synodal-Vorjtand übt in Bezug auf die na $ 53, Nr. 5 
und 6 der Synode übertragene Mitaufficht das Recht, in eiligen Zällen die vorläufige 
Entſcheidung zu treffen ($ 55, Ne. 6.) 

Art. 6. Die Rechte, welche nach. den Artikeln 2 bis 5 der einzelnen Kreis-Synode 
und deren Vorſtande zujtehen, werden in dem Fall des $ 57, Abf. 1 den vereinigten 
Krei3-Synoden und deren VBorjtänden für die gemeinjfamen Angelegenheiten beigelegt, wenn 
die Vereinigung mit Einwilligung der einzelnen Kreis-Synoden erfolgt. 

Art. 7. Wenn der Wirkungsfreis einer Kreis-Synode oder einer nach $ 57, Abj. 1 
gebildeten Vereinigung von Kreis-Synoden, ſowie ihres Vorjtandes nach Abi. 2 diejes 
Paragraphen mit Rücdficht auf eigenthümliche Einrichtungen oder Bedürfniffe des Kreijes 
erweitert werden fol, ijt ein Regulativ zu erlafjen, für welches die Bejtimmungen des 
bezeichneten Abſatzes maßgebend find. Auf die Fejtitellung deſſelben findet Art. 4 diejes 
Geſetzes Anwendung. 
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In dem Negulativ für die vereinigten Kreis-Synoden der Haupt- und 


Refidenzjtadt Berlin kann denjelben das Recht beigelegt werden, 

1. über die Veränderung, Aufhebung oder Einführung allgemeiner Gebührentaxen 
für alle Gemeinden Beſchluß zu faſſen; 
2. allgemeine Umlagen auszufchreiben, und zwar: 


a. Behufs Erſatz für die aufzuhebenden Stolgebühren. 
b. Zur Gewährung von Beihülfen an ärmere Parochieen Behufs Befriedigung 


dringender kirchlicher Bedürfniſſe. 

Soll die Umlage für dieſen letzteren Zweck drei Prozent der Summe der 
von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden 
Perſonalſteuern (Klaſſen- und Einkommenſteuer) überſteigen, jo bedarf es 
der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 

Die Umlagen müſſen gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem 
Maßſtabe erhoben werden, und gilt für den Repartitionsfuß die Vorſchrift 
des 8 31, Nr. 6 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. 
September 1873. 

Auf die Beſchlüſſe über ſolche Umlagen findet Art. 3, Abſ. 3, 4 des 
Gejeßes vom 25. Mai 1874 Anwendung. 


. Behufs Berichtigung des Antheils aller Gemeinden an den Kreis-, 


Provinzial und General-Synodalfoften, jowie an den im Wege Firchlicher 
Gejeßgebung feſtgeſtellten Umlagen für provinzielle und landeskirchliche 
Zwecke. 

Beſchlüſſe über den Repartitionsfuß ſolcher Umlagen bedürfen der 
Genehmigung der Staatsbehörde '). 


3. eine Synodalfafje für die Einnahme und Verwendung der ausgejchriebenen 
Umlagen zu errichten. 


Zur Mebertragung der in diefem Gefeße den Provinzial-Synoden zuge 


ſtandenen Rechte auf die demmächit zu bildende Propinzial-Synode Berlin 
bedarf e3 eines Staatsgeſetzes. 


Art. 9. 


In anderen Ortjchaften, die mehrere unter einem gemeinjamen Pfarramt 


nicht verbundene Parochieen umfaffen, fünnen die im Art. 8 bezeichneten Zwede auf 
den Antrag aller oder der Mehrheit der Parochieen im Sinne des Artikel 4 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1874 für gemeinfame Angelegenheiten durch das Konfiftorium erklärt 
werden. 
Beim Widerjpruch der Bertretung auch nur einer Parochie kann dies nur unter 
Zuftimmung der Propinzial-Synode gejchehen. 

Art. 10. Die Provinzial-Synode übt die ihr in der Kirchengemeinde und 
Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 zugewiejenen Rechte in Betreff 

der von den Kreis-Synoden bejehlojjenen jtatutarischen Beitimmungen ($ 65, Nr. 5); 


5 
2, 


9. 
4, 


der Synodalwittwen- und Waiſenkaſſen, der propinziellen Fonds und Stiftungen; 


der Kreis-Synodalfaffe und der Provinzial-Synodalfafje ($ 65, Nr. 5); 
neuer kirchlicher Ausgaben zu provinziellen Zweden ($ 65, Nr. 7); 


der Verwendung des Ertrages der vor dem jedesmaligen Zujammentritt der 


Provinzial-Synode oder alljährlich in der Provinz einzufammelnden Kirchen— 
und Haus-Kolleften zum Beften der bedürftigen Gemeinden des Bezirks ($ 65, 
12.8); 


1) Lit. c. iſt eingefchoben durch Staatsgej. dv. 6. März 1882. 
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Die Befugniß, eine Einfammlung dieſer Hausfollefte anzuordnen, bedarf 
nicht der befonderen Grmäcdtigung einer Staatsbehörde ; die Zeit Der 
Einſammlung muß aber dem Ober-PBräfidenten vorher angezeigt werden. 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beichlüffe werden nah 8 70, 
Abi. 1, 2 gefaßt. 

Art. 11. Die von der Propinzial-Synode beſchloſſenen neuen kirchlichen Ausgaben 
zu provinziellen Zweden ($ 65, Nr. 7 der Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung 
vom 10. September 1873) werden auf die Kreis-Synodalfaffen nad) Maßgabe der in 
den 88 72, 73 daſelbſt aufgeitellten Normen repartirt. 

Sowohl der Beihluß über die Bewilligung der Ausgabe als die Matrifel bedarf 
der Bejtätigung durch die Staatsbehörde. Die Beltätigung ift insbejondere zu verjagen, 
wenn Bedenken hinfichtlich der Ordnungsmäßigfeit des Beichluffes, der Angemejjenheit 
des Vertheilungsmaßſtabes oder der Leiſtungsfähigkeit des Bezirks bejtehen. 

Art. 12. Die Betimmungen der SS 71 bis 74 der Kirchengemeinde und 
Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 über die Koften der Kreis- und 
Provinzial-Synoden kommen zur Anwendung, jobald die neuen Synodal-Organe gemäß 
den SS 43 bis 46 der General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 gebildet jind. 

Art. 13. Kichliche Gefege und Verordnungen, fie mögen für die Landeskirche 
oder für einzelne Provinzen oder Bezirke erlaffen werden, find nur joweit vechtsgültig, 
als jie mit einem Staatsgefeg nicht in Widerſpruch ſtehen. 

Bevor ein von einer Provinzial-Synode oder von der General-Synode bejchlofjenes 
Geje dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, ift durch eine Erklärung des Staats— 
minijteriums fejtzuftellen, daß gegen das Geſetz von Staatswegen nichts zu erinnern ift. 
In der Berfündigungsformel iſt dieje Feititellung zu erwähnen. 

Abſ. 4 des 8 6 der General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 findet 
auch auf propinzielle Kirchliche Geſetze Anwendung. 

Die Beltimmungen diejes Artikel gelten auh in dem Bezirk der Kirchen: 
Ordnung vom 5. März 1835 für die Provinz Weitphalen und die Rheinprovinz. 

Art. 14. Die General-Synode übt die ihr in der General-Synodal-Ordnung 
vom 20. Januar 1876 zugemwiejenen Rechte in Betreff 

1. der unter die Verwaltung und Verfügung des Evangelifchen Ober-Kirchenraths 
gejtellten Firchlichen Fonds (SS 11, 12); 
neuer Ausgaben für landeskirchliche Zwede ($ 14); 
. der Heranziehung der Einkünfte des Kirchenvermögens und der Pfarrpfründen 
zu Beiträgen für Firchliche Zwecke ($ 15); 
Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beichlüffe werden nad 8 32, 
Abi. 2 und 4 gefaßt. 

Art. 15. Kirchengejee, durch welche neue Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken 
bewilligt werden ($S 14 der General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876) und die 
endgültige Vereinbarung zwijchen der General-Synode und der Kirchenregierung über 
die Vertheilung der Umlage auf die Provinzen ($ 14, Abi. 2 daſelbſt) bedürfen, bevor 
fie dem Könige zur Sanftion vorgelegt werden, der Zuftimmung des Staatsminifteriums, 
Die Zuftimmung ift in der Berfündigungsformel zu erwähnen. 

Die Königliche Verordnung über vorläufige Feftjtellung des Vertheilungsmaßjtabes 
($ 14, Abi. 2) ijt von dem GStaatsminifterium gegenzuzeichnen. 

Für die Untervertheilung in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schlefien und Sachen fommt Art. 11 zur Anwendung. Die Untervertheilung 
in der Provinz Wejtphalen und der Aheinprovinz erfolgt nad) Maßgabe des 8 135 der 
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Kichenordnung vom 5. März 1835. Wegen der Beitätigung der Matrifel für die 
Bertheilung auf die Kreis-Synoden findet Art. 11, Ab. 2, und wegen der Vertheilung 
der Antheile dev Kreis-Synoden auf die Gemeinden Art. 3 Anwendung. 

Art. 16. Die Gefammtjumme der auf Grund der Art. 10 NL. 3, und 14 N. 2 
zu beſchließenden Umlagen darf — abgejehen von den Synodalfoften — für provinzielle 
und landeskirchliche Zwecke vier Prozent der Geſammtſumme der Klaſſen- und 
Einfommenfteuer der zur evangelifchen Landeskirche gehörigen Bevölkerung nicht überfteigen. 

Wie viel von den innerhalb diefer Gränzen zuläffigen Umlagen durch die 
Provinzial-Synoden und wie viel durch die General-Synode ausgefchrieben werden kann, 
wird durch landeskirchliches Gejeß bejtimmt. 

Kirchengeſetze, welche dieſen Prozentſatz überjchreiten, bedürfen der Beltätigung 
durch ein Staatsgejeß. Daſſelbe gilt, wenn Kirchengejege eine Belaftung der Gemeinden 
zu Gemeindezweden anordnen oder zur Folge haben. 

Art. 17. Kicchengejege, durch welche die Einkünfte des Kicchenvermögens oder 
der Pfarrpfründen zu Beiträgen für kirchliche Zwecke herangezogen werden ($ 15 der 
General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876), dürfen die Pfründen-Inhaber in 
ihren ſchon vor Erlaß diejes Gejeßes erworbenen Rechten nicht ſchmälern, müfjen die 
Heranziehung in den einzelnen Kategorien der Kirchenkaſſen oder Pfründen nach gleichen 
Prozentjägen anordnen und bedürfen, bevor fie dem Könige zur Sanftion vorgelegt 
werden, der Zuftimmung de3 Staat3-Minijteriums. Die Zuftimmung iſt in der 
Berfündigungss Formel zu erwähnen, 

Die Zujtimmung darf nicht verjagt werden, wern das Gejeß ordnungsmäßig zu 
Stande gekommen ift und der Inhalt defjelben dem $ 15 der General-Synodal-Ordnung 
vom 20. Januar 1876 und diefem Artikel entipricht. 

Kirchengemeinden, welche den Nachweis führen, daß fie die vollen Ueberſchüſſe 
ihrer Kirchenkaſſe zu bejtimmten, innerhalb der nächjtfolgenden Jahre zu befriedigenden 
Bedürfniffen nicht entbehren können, find von diefer Beitragspflicht zeitweilig zu entbinden. 

Die Beiträge können im Wege der Adminiftrativ-Erefution beigetrieben werden. 

Zur Abwendung der Erefution fteht den Betheiligten binnen einundzwanzig Tagen 
jeit Empfang der Zahlungs-Aufforderung die Bejchwerde dahin zu, daß die Heran— 
ziehung nicht dem Gejeß entjpricht oder die Berechnung des Beitrages unrichtig, oder 
die Kirchenkaſſe nach Abſ. 3 von der Beitragspflicht zu entbinden ift. 

Ueber die Bejchwerde entjcheidet die Staatsbehörde. 

Urt. 18. Der General-Synodal-Borjtand übt die ihm in den SS 11, 12 der 
General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 zugewiefenen Rechte und verwaltet 
die General-Synodalfafje ($ 34, Nr. 6). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Bejchlüffe werden nad) 8 35, 
Abſ. 2 gefaßt. 

Art. 19. Die Bertretung der evangelifchen Landeskirche in ihren vermögens— 
rechtlichen Angelegenheiten erfolgt duch den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath unter 
Mitwirkung des General-Synodal-Borjtandes ($ 36, Nr. 4 der General-Synodal- 
Ordnung vom 20. Januar 1876). Die Befugniß zur Aufnahme von Anleihen tjt 
darin nicht einbegriffen. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegenüber rechtlich 
verpflichten, bedürfen in ihrer Ausfertigung des Vermerks, daß der GeneralSynodal- 
Vorſtand bei dem Beſchluß mitgewirkt hat, der Unterfchrift des Präfidenten des 
Evangeliſchen Ober-Kirchenraths oder deſſen Stellvertreters und der Beidrückung des 
Amtsſiegels. 
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Art. 20. Für die Koften der General-Synode, deren Borjtände, Ausſchüſſe und 
Kommifftonen, ſowie des Synodalraths kommen die 88 38 bis 40 der General-Synodal- 
Ordnung vom 20. Januar 1876 zur Anwendung. 

Art. 21. Die Verwaltung der Angelegenheiten der evangelifchen Landeskirche 
geht, ſoweit jolche bisher von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten und von den 
Regierungen geübt worden ift, auf den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath und die 
Konfiitorien al3 Organe der Kirchenregierung über. 

Der Zeitpunkt und die Ausführung des Meberganges bleibt Königlicher Verordnung 
vorbehalten. 

Veränderungen der Follegialen Berfaffung diefer Organe bedürfen der Genehmigung 
durch ein Staatsgejeh (General-Synodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 8 7, Nr. 5). 

Art. 22. In Beziehung auf die Patronats-Verhältniffe, ſowie auf die Firchlichen 
Angelegenheiten bei dem Militär und öffentlichen Anftalten — in den Zuſtändigkeiten 
der Behörden durch dieſes Geſetz nichts geändert. 

Art. 23. Den Staatsbehörden verbleibt: 

1. die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung der äußern kirchlichen 
Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; 

2. die Regelung der ſtreitigen Kirchen-, Pfarr- und Küſterei-Bauſachen, ſowie die 
Vollſtreckung der einjtweiligen Entſcheidungen in biejen Sachen; 

3. die Beitreibung kirchlicher Abgaben; 

4. die Leitung der Kirchen-Buchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur Beur— 
kundung des Perſonenſtandes dienen; 

5. die Ausſtellung von Atteſten über das Vorhandenſein derjenigen Thatſachen, 
welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen; 

6. die Mitwirkung bei der Veränderung beſtehender, ſowie bei der Bildung neuer 
Pfarrbezirke; 

7. die Mitwirkung bei der Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter oder bei der 
Anordnung einer kommiſſariſchen Verwaltung derſelben. Dieſe Mitwirkung bleibt 
in dem bisherigen Umfange beſtehen. Insbeſondere hat die Anſtellung der 
Mitglieder der kirchenregimentlichen Behörden unter Gegenzeichnung des Miniſters 
der geiſtlichen Angelegenheiten zu erfolgen. 

Art. 24. Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
onen der ftaatlichen Auffichts-Behörde in folgenden Fällen: 

. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftung von Grund: 

eigenthun; 

2. bei der Veräußerung von Gegenftänden, welche einen gejchichtlichen, wiſſenſchaft— 
lichen oder Kunftwerth haben; 

3. bei Anleihen, joweit fie nicht bloß zu vorübergehender Aushilfe dienen und aus 
der laufenden Einnahme derjelben VBoranfchlags- Periode zurücerjtattet werden 
fünnen ; 

4. bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaren; 

5. bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienft, die Geiftlichen oder andere 
Kirchendiener beftimmter Gebäude; 

6. bei der Anlegung oder veränderter Benubung von Begräbnißplätzen; 

7. bei der Ausfchreibung, Veranftaltung oder Abhaltung von Sammlungen außerhalb 
der Kirchengebäude, unbejchadet des Artikels 10, Nr. 4; 

8. bei einer Berwendung des Firchlichen Vermögens zu anderen, als den beſtimmungs— 
mäßigen Sweden, 
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Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unterftügung 
evangelifcher Vereine und Anſtalten, jofern diejelben einzeln zwei Prozent und 
im Gejanmtbetrage eines Ctatsjahres fünf Prozent der Soll-Einnahme nicht 
überjteigen, bedürfen nicht der Genehmigung der Staats-Behörde. 
‚At. 25. In Betreff der Schenkungen und lebtwilligen Zuwendungen beiwendet 
es bei dem Gejeh vom 23. Februar 1870, 

Art. 26. Die kirchlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozeſſen feiner 
Ermächtigung von Seiten einer Staats-Behörde. 

Art. 27. Die Staatsbehörde ift berechtigt, von der kirchlichen Vermögens-Ver— 
waltung Einficht zu nehmen, zu diefem Behufe die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Nevifionen vorzunehmen und auf Abitellung der etwa gefundenen 
Gejegwidrigfeiten durch Anwendung der gefeßlichen Zwangsmittel zu dringen. 

Weigert fih ein Gemeinde-Kirchenrath oder eine Gemeinde-Vertretung, geſetzliche 
Leitungen, welche aus dem Firchlichen Bermögen zu bejtreiten find, oder den Pfarrein- 
gejeffenen obliegen, auf den Etat zu bringen, fejtzufeßen oder zu genehmigen, jo iſt ſowohl 
das Konfiftorium als auch die Staatsbehörde unter gegenfeitigem Einvernehmen befugt, 
die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

Beftreiten die Gemeinde-Organe die Gefegwidrigfeit der beanftandeten Pojten oder 
die Verpflichtung zu der auf Anordnung des Konftitorii und der Staats-Behörde in den 
Etat eingetragenen Leiftungen, jo entjcheidet auf Klage der Gemeinde-Organe im Ber: 
waltungs-Streitverfahren das Ober-Berwaltungs-Geridht. 

Art. 28. Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staat3-Behörden 
bejtimmt, welche die in den Artikeln 3, 5 und 8 des Gejeßes vom 25. Mai 1874 und 
in den Artikeln 3, 4, 7, 8, 11, 17, Abſatz 6, Art. 23, 24, 27 diejes Geſetzes erwähnten 
Rechte auszuüben haben. 

Art. 29, Alle diefem Geſetz, der Kirchengemeinde und Synodal-DOrdnung vom 
10. September 1873, Abſchnitt 2—5 und der anliegenden General-Synodal-Ordnung vom 
20. Januar 1876 entgegenjtehenden Bejtimmungen, mögen diefelben in den allgemeinen 
Landesgefegen, in Provinzials vder Lofal-Gejegen und Lofal-Ordnungen enthalten, oder 
durch Objervanz oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Kraft. 

Urkundlich unter unſerer Höchjteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Juni 1876, 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg Leonhardt Falk. 
v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


VII. 
Allerhöchſte PVerordnung 


über die Husübung der Rechte Des Staates gegenüber der xevangeliſchen 
Landeskirihe der acht älteren Provinzen Der Monarchie. Dom 9. Sept. 1876, 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen in Gemäßheit des Art. 
28 des Gejeßes vom 3. Juni 1876 (Gej.-Samml. ©. 125) auf den Antrag Unferes Staats-Mini— 
fteriums, für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachfen, Weit: 
phalen und die Rheinprovinz über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber der evangelifchen 
Landeskirche diefer Provinzen, was folgt: 
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Art 1. Die Rechte des Staates werden von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
ausgeübt: 

1. bei Feititellung des Regulativs für die vereinigten Kreis-Synoden der Haupt: und Reſi— 

denzjtadt Berlin (Gejeß vom 3. Juni 1876, Art. 8); 
2, bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftungen von GrundeigentHum, 
wenn der Werth des zu erwerbenden oder des zu veräußernden Gegenjtandes, oder wenn 
der Betrag der Belastung die Summe von zehntaufend Mark überjteigt (Art. 24 Nr. 1); 
3. bei der Veräußerung von Gegenftänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen 
oder Kunjtwerth haben (Art. 24 Nr. 2); 

4. bet der Errichtung neuer, für den Gottesdienst bejtimmter Gebäude (Art. 24 Nr. 5); 

5. bei der Anlegung von Begräbnigpläßen (Art. 24 Nr. 6); 

6. bei der Bewilligung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude, wenn die Samm— 

fung in mehr als einer Provinz ftattfinden ſoll (Art. 24 Nr. 7), und zwar in Diejem 
Falle in Gemeinjchaft mit dem Minijter des Innern; 

7. in allen Fällen der Art. 24 und 27 Abi. 1a. a. O., wenn die Rechte des Staates gegen- 

über dem Evangelifchen Ober-Kirchenrath geltend zu machen find. 

Art. II. Die Rechte des Staates werden durch den Ober-Präfidenten ausgeübt: 

1. bei den von der Provinzial-Synode beſchloſſenen neuen Firhlichen Ausgaben (Gejeg vom 

3. Yuni 1876, Art. 11 Abj. 2); 
2. bei der Bewilligung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude, wenn die Samm- 
lung in mehr als einem Regierungsbezirk ftattfinden joll Art. 24 Nr. 7). 
Gegen die Verfügung des Ober: Präfidenten findet in den Fällen zu 1 die Beſchwerde an den 
Minijter der geiftlichen Angelegenheiten, in den Fällen zu 2 an die Minifter des Innern und der 
geiftlichen Angelegenheiten jtatt. 
Art. III. Die Rechte des Staates werden durch den Negierungs-Präfidenten, in der Haupt: 
und —— Berlin durch den Polizei-Präſidenten ausgeübt: 
. in Betreff der Vollſtreckbarkeit der Beſchlüſſe über Gemeinde-Umlagen (Art. 3 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1874); 

2. bei der Feititellung dev Gemeinde-Statuten (Art. 5 des Gejeßes vom 25. Mai 1874); 

3. in Betreff der Ausübung der Patronatsrechte ($ 23 der Kirchengemeinde und Synodal— 
Ordnung vom 10. September 1873 und Art. 8 des Gejeßes vom 25. Mai 1874); 

4. in den Fällen der Art. 3, 4, 7, 17, Abi. 6, der Art. 24 und 27 des Gefeßes vom 3. Juni 
1876, joweit nicht in den Art. 1 und 2 diefer Verordnung die Ausübung der Rechte dem 
Miniſter der geiftlihen Angelgenheiten oder dem Ober Präfidenten übertragen tft. 

Gegen die Verfügung des Regierungs-Präfidenten geht, jofern nicht die Klage bei dem Ober- 
Verwaltungs-Gerichte nad) Art. 27 Abſ. 3 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 ftattfindet, die Beſchwerde 
an den Ober-Präfidenten. Derjelbe beſchließt auf die Beſchwerde endgültig. 

Art. IV. Ob und welche Aenderung in der Zuftändigfeit der Staats:Behörden für die im 
Art. 23 des Gejeßes vom 3. Juni 1876 bezeichneten Rechte einzutreten hat, bleibt dev in Gemäßheit 
des Art. 21 a. a. O. jpäter zu erlaffenden Verordnung vorbehalten. 

Ai Ban unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterihrift und beigedrudtem Königlichen 
Inſiegel. 
Gegeben Merſeburg, den 9. September 1876. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. Achenbach. v. Bülow Hofmann. 


1% 
Allerhöchſte Verordnung, 


betreffend den Uebergang der Verwaltung der Angelegenheiten der evangeliſchen 
Landeskirche auf ven Evangeliſchen Ober-Kirchenrath und die Konfilforien der 
acht Älferen Provinzen der Monarchie. Pom 5. September 1877, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. "verordnen auf Grund des 
Art. 21 des Gejeßes vom 3. Juni 1876 ( Geſetz⸗ Samml. S. 125) und des Art. IV. der Verordnung 
vom 9. September 1876 (Geſetz-Samml. ©. 395) auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für 
die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, Weftphalen und die 
Nheinprovinz, was folgt: 
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Art. L Mit dem 1. Oftober 1377 geht die Verwaltung der Angelegenheiten dev evan— 
geliichen Landeskirche, joweit jolche bisher von dem Meinifter der geijtlichen, Unterrichts: und 
MedieinalsAngelegenheiten und von den Regierungen geübt worden ift, nach Maßgabe des Gefeßes 
vom 3. Juni 1876 auf den Evangelifchen Ober-Kirchenrath und die Konfiftorien al3 Organe der 
Kirchenregierung über !). 

- Art. II. In Betreff des kurmärkiſchen und des neumärfifchen Aemter-Kirchenfonds bewendet 
e3 bis zu dem bevorftehenden Erlaffe anderweitiger Beitimmungen über diefe Fonds bei der bis: 
herigen Verwaltung. - 

Art. III. Die Rechte des Staates in den Fällen des Art. 23 Nr. J bis einſchließlich 6 
des Gejeßes vom 3. Juni 1876 werden in der Haupt: und Refidenzitadt Berlin, joweit fie bisher 
von dem Konfiftorium der Provinz Brandenburg geübt find, vom 1. Oktober 1877 ab durch den 
Polizei-Präfidenten ausgeübt. 

Art. IV. Die Ausübung der landesherrlichen Patronatsrehte in der Haupt: und Nefidenz- 
jtadt Berlin, joweit jolche bisher von dem Konfiitorium geübt find, geht mit dem 1. Oftober 1877 
auf die Minifterial-Militär- und Bau-Kommiſſion zu Berlin über. Dem Konfiftorium verbleibt 
jedoch die Ausübung der auf dem landesherrlichen Patronate beruhenden Ernennung3- und Berufungss- 
rechte nad) Maßgabe des 8 2 der Berordnung vom 27. Juni 1845 (Geſetz-Samml. ©. 440), der 
SS 21 und 32 Nr. 2 der Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung vom 10. September 1873 (Geſetz— 
Samml. 1874, ©. 151) und der Verordnung vom 2. Dezember 1874 (Gejeß-Samml. ©. 355). 

Urkundlich ꝛc. 


Cirkulax-Erlaß Des Miniſters Der geiſtlichen Angelegen— 


* 


heiten an die Röniglichen Regierungen der acht älkeren 
Provimgen, 
beireffend Den Mebergang der Periwalfung der Angelegenheiten der evange— 
liſchen Landeskirche auf die kirchenregimentlichen Behörden, 


Berlin, den 10. September 1877. 

Durh die Allerhöchſte Verordnung vom 5. d. M. (Gejeß:Samml. ©. 215) ijt bejtimmt 
worden, daß mit dem 1. Oftober d. J. die Verwaltung der Angelegenheiten der evangelijchen 
Landesfirche, ſoweit folche bisher von dem Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten und von 
den Regierungen geübt worden ift, nach Maßgabe des Gefeßes vom 3. Juni 1876 auf den Evans 
geliſchen Ober-Kirchenrath und die Konfiftorien al3 Organe der Kirchenregierung übergeht. 

Demgemäß verbleibt den Königlichen Regierungen von dem gedachten Zeitpunft ab in 
Beziehung auf die Angelegenheiten der evangelischen Landeskirche nur die ihnen bisher zugejtandene 
Wahrnehmung der jtaatlihen Auffichtsrechte, wie ſolche durch das Gejeß vom 3. Juni 1876 
näher präzifirt find und joweit deren Ausübung nicht inzwischen durch die Allerhöchite Verordnung 
vom 9. September 1876 anderen Behörden de3 Staates übertragen ift. Auf die Königlichen Kon— 
filtorien hingegen geht die Ausübung der bisher von den Königlichen Regierungen wahrgenommenen 
firhenregimentlihen Befugniffe über. Keinerlei Veränderung indeſſen tritt in den Zujtändig- 
feiten der Behörden bezüglich der Patronatsverhältniffe, und zwar ſowohl rückſichtlich des landes— 
herrlichen als auch rückfichtlich des Privat-Patronats, jowie bezüglich der Firchlichen Angelegenheiten 
bei dem Militär und öffentlichen Anjtalten ein. 

Hiernach werden mit dem gedachten Zeitpunkt von den in dem Cirkular-Erlaß vom 1. Ok— 
tober 1847 als zum Neffort der Königlichen Regierungen gehörig aufgeführten Angelegenheiten 
(Abſ. II. Nr. 1 bis mit 7), abgejehen von der den Königlichen Konfiftorien bereits übertragenen 
Auffiht über die Kirchenbücher, foweit fie nicht mehr zur Beurkundung des Perſonenſtandes dienen, 
insbejondere nachjtehende Gegenftände aus dem Geſchäftskreiſe dev Königlichen Regierungen aus: 
Icheiden und auf die Königlichen Konfiftorien übergehen: 

1. die Sorge für die Anlegung und Unterhaltung der Kirchhöfe unbejchadet der Beitimmung 

in Art. 24 Nr. 6 des Gefeßes dom 3. Juni 1876, und 

2. die Firchenregimentliche Aufficht über das Vermögen der Kirchen, kirchlichen Stiftungen 

und Inſtitute, und zwar ſowohl derjenigen, welche landesherrlichen Patronats find, als 


1) Bgl. Nr. X. 
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auch derjenigen, welche dem landesherrlichen Patronat nicht unterivorfen find, jedoch 
unbejchadet der Beftimmungen in Art. 20, 24 und 27 des Gejeßes vom 3. Juni 1876 
und ohne Aenderung der Zuftändigfeiten in den Patronats-Berhältniffen ſelbſt (Art. 22), 
jo daß insbefondere den Königlichen Regierungen die Ausübung aller die Vermögens— 
verwaltung berührenden Befugniffe des landesherrlichen Patronats verbleibt. 

Im Einzelnen geht demgemäß in Betreff der kirchlichen VBermögensverwaltung auf Die 
Konfiftorien über (Litr. a big f des Cirkular-Erlaſſes vom 1. Oftober 1847): 

a. die Fürforge für die Hinterbliebenen von Geiftlihen und Kivchenbeamten; 

b. die Firchenregimentliche Aufficht über das Etats-, Rechnungs: und Kaſſenweſen der gedachten 

Kirchen u. ſ. w. 

ec. die Ausjtellung von Atteften über die Legitimation der verwaltenden Organe zur Bes 
forgung von Nechtsangelegenheiten. Dagegen fällt die Autorifation zu Prozeſſen über- 
haupt fort (Art. 26); 

d. die Genehmigung von Vergleichen; 

e. die Genehmigung zur Vermiethung und Verpachtung von Grundjtücden; 

f. die Vertheilung der Kirchenfiße; 

g. die Genehmigung zu Ausleihungen und zur Aufnahme von Darlehnen, unbejchadet der 
Beitimmung im Art. 24 Nr. 3 des Gefeßes dom 3. Juni d. J.; 

h. der Erwerb, die Veräußerung und Verpfändung von Grundjtücen, unbejchadet der Beſtim— 
mung im Art. 24 Wr. 1 des Gejeßes vom 3. Juni 1876; 

i. die Wahrung der Vorrehte und Immunitäten des Firchlichen Vermögens und der geift: 
lichen Stellen; 

k. die Genehmigung zur Vermiethung von Wohngebäuden eines Pfarrers; 

1. die Aufficht über die bauliche Unterhaltung und Wiederherjtellung der Kirchen, Pfarrz, 
Küſter- und anderer Firchlichen Gebäude, vorbehaltlich der Beitimmung im Art. 23 Nr. 2 
des Gejeßes vom 3. Juni 1876, jowie die Fürjorge für die Verficherung diefer Gebäude 
gegen Yenersgefahr; 

m. die Auseinanderjegung zwijchen dem neueinziehenden Pfarrer und dem abziehenden Pfarrer 
oder deſſen Erben über die Einkünfte der Stelle; 

n. das firchliche Kollektenweſen, einjchließlich der VBereinnahmung und Auffammlung der 
Erträge, vorbehaltlich der Beitimmung des Art. 23 Nr. 7 des Gejeßes vom 3, Juni v. J. 

Selbjtverjtändlich Hat dieſe Aufzählung, wie ich zur Vermeidung don Mißverſtändniſſen nicht 
unbemerkt laſſen will, lediglich den Zweck, die Gegenjtände zu bezeichnen, welche fortan als zum 
Gejchäftsfreis der Konftjtorien gehörig anzujehen find, nicht aber materiell den Umfang der Auf- 
fichtsrechte der Konfiftorien zu bejtimmen. In letzterer Beziehung bewendet es vielmehr bei den 
beftehenden Borjchriften. 

Was jodann die unter Nr. 6 des Eirfular-Erlafjes vom 1. Oftober 1377 erwähnte Ernennung 
und Beftätigung der für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens anzuftellenden weltlichen Kirchen ' 
bedienten betrifft, jo hat diefer Gegenftand ſchon durch die Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung 
anderweite Regelung erfahren. Dagegen ift noch zu erwähnen, daß von den in dem Cirkular-Erlaß 
vom 1. Oftober 1877 als zum gemeinjchaftlichen Reſſort der Konfiftorien und Regierungen gehörig 
bezeichneten Angelegenheiten die Einführung und Veränderung der Stolgebühren-Taren in der 
Provinzial-Inſtanz gegenwärtig zum ausfchlieglichen Neifort der Konfiftorien gehören und nur die 
Genehmigung der jtaatlichen Auffichtsbehörde vorbehalten bleibt (Art. 24 Nr. 4 des Gejeßes dom 
3. Juni 1876). 

Um nun den Uebergang der Gefchäfte in den oben bezeichneten Angelegenheiten auf Die 
Königlichen Konfiftorien zum Vollzug zu bringen und um hierbei Stockungen in dem Gejchäftsbetriebe 
möglichjt zu vermeiden, beftimme ich was folgt: 

(folgen Webergangsbejtimmungen über die Ausfonderung der Akten u. j. w.) 


In Vertretung: 
Sydow. 
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RE 
Anhang zu Rktenſtück Br. I. und VI 


(Kirihengemeinde- und Synodalordnung v.10, Sept, 1873. 88 61, 62, oben 5, 69.) 


Königl. Verordnung, betr. die zur Ausführung des 8 45 der General:Synodal: 
Ordnung ($ 61 der Brovinzialordnung) erjorderlihe Vereinigung mehrerer Kreis— 
Synoden zu Wahlverbänden für die Provpinzial-Synode. 

Auf den vom Evangelien Oberfirchenrath erjtatteten Bericht vom 7. d. M. verordne Ich 
zur Ausführung des $ 45 der General-Synodalordnung vom 20. Januar vd. Is. (Gej.-Sammt. 
©. 7. Syn.O. 8 61), daß bis zur anderweiten firchengefeßlichen Regelung die Bildung der Wahl- 
freie für die Pronpinzial-Synoden in den Provinzen Preußen, Pommern und Schlejien nah Inhalt 
der anliegenden Zufammtenftellung in der Weiſe anderweit zu erfolgen Hat, daß in jeder dieſer 
Provinzen je fünf und dreißig Wahlfreife hergeftellt werden. Für die Provinzen Brandenburg 
und Sachſen bewendet e8 bei der durch Meinen Erlaß dom 1. Juni 1874 über die Bildung der 
Wahlfreife getroffenen Beſtimmungen), mit der Maßgabe, daß in der Provinz Brandenburg die 
neuerrichteten Kreis-Synoden Kroffen I. und II., in der Provinz Sachſen die Kreis-Synoden Zeik 
I. und II. je zu einem Wahlverbande vereinigt werden. 

Diefer Mein Erlaß iſt durch das Firchliche Gejeß- und Verordnungsblatt zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 9. April 1877. 

Wilhelm. 
An 
den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


Zuſammenſtellung der Wahlverbände, welche ans vereinigten Kreis-Synoden für die 
Wahl der Provinzial-Synodaldeputirten zu bilden find. 


I. Brovinz Preußen. 


A. Es werden bereinigt die Kreis-Synoden: 1. Raftenburg und Gerdauen. 2. Lyk mit 
Oletzko. 3. Angerburg mit Lößen. 4. Darfehmen mit Goldap. 5. Gumbinnen mit Stallupönen. 
6. Zilfit und litth. Niederung. 7. Memel und Heydekrug. 8. Labiau und Wehlau. 9. Heilsberg 
und Friedland. 10. KarthaussNteuftadt und Danziger Nehrung und Werder. 11. Deutjch-Krone 
und Flatow. 12. Prauft und Marienburg. 13. Stargardt, Berent und Konitz. 14. Straßburg 

und Thorn. 15. Schweß und Graudenz. 


Summa Wahlverbände 15 
Dazu: B. Einzeln wählende Kreis-:Synoden . . 2 00 n nn nenn 20 


Summa 35 


II. Provinz Pommern. 


A. Es werden vereinigt die Kreis-Synoden: 1. Golluow und Stettin Land. 2. Ujedom und 
Wollin. 3. Pafewalf und Ueckermünde. 4. Neuftettin und Ratzeburg. 6. Treptow a. Toll. und 
Demmin, 6. Köslin und Kolberg. 7. Altenkirchen und Bergen und Garz a. R. 8. Bublik und 
Nummelsburg. 9. Barth und Franzburg. 10. Kolbaß und Pyriß. 11. Naugard und Greifenberg. 
12. Treptow a. R. und Kammin. 13. Stargard und Werben. 14. Greifenhagen und Bahn. 
15. Loiß und Grimmen. 16. Greifswald Stadt und Land. 17. Freienwalde und Daber. 18. Labes 
und NRegenwalde 19. Bart a. DO. und Penkun. 


Summa Wahlverbände 19 
DaB Kinzelna wählendes reis Sunnne 6 


Summa 85 


III. Brovinz Schlefien. 
A. Es werden vereinigt die Kreis-Synoden: 1. Frankenſtein-Münſterberg mit Glab und 
Strehlen. 2. Namslau und Polniſch-Wartenberg. 3. Steinau I. mit Steinau II. und Wohlau. 
4. Neiße mit Oppeln und Ratibor. 5. Gleiwiß und Pleß. 6. Bolfenhain und Landeshut. 


„ » Diefelben find theils in die Verordn, vom | der unten abgedruckten Zufammenftellung Nr. 11. 
3. April 1877 aufgenommen worden, theil3 aus | und VI. erfichtlich. 
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7. Bunzlau I. und II. 8. Goldberg und Haynan. 9. Görlit IT. und III. mit Rothenburg 1. 

10. Hoyerswerda und Rothenburg II. 11. Jauer und Schönau. 12. Lauban I. und II. 13. Löwen: 
berg I. und II. 14. Lüben I. und II. mit Parchwitz. 15. Sagan und Sprottau. 

Summa Wahlverbände 15 

Dazu::B, Einzeln wählende Kreis-:Synoden . 2 1 

Summa 35 


Girkular:Berfügung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths, betr. die Ausführung des 
8 46 der General:Synodalordnung ($ 62 der Brovinzialordnung). 


Berlin, den 10. April 1877. 


Auf Grund des $ 46 der General-Synodalordnung vom 20. Januar 1876 (KGem.- und 
Syn.-D. $ 62 (verordnen wir, daß für die bevorftehende Bildung der Provinzial-Synoden in 
den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pojen, Schlefien und Sachſen das letzte Drittheil 
der Abgeordneten (Nr. 3, $ 46 a. a. O.), weldhes von den an Seelenzahl ftärferen Kreis-Synoden 
und Wahlverbänden gewählt werden foll, nad Maßgabe der nahfolgenden Zufammenjtellung auf 
die darin aufgeführten Kreis-Synoden und Wahlverbände zu vertheilen ijt. 

Die Königl. Konfiftorien haben hiernach zur Vollziehung der Wahlen durch die nächjten 
Kreis-Synodal:Verfammlungen, unter Berücfihtigung unferer Verfügung vom 2. Juni 1874 
Nr. 2154, E. O. Hinfichtlich des Verfammlungsorts für die Wahlverbände, das Erforderliche zu 
veranlafien. 

Evangeliſcher Ober-Kirchenrath. 
Herrmann. 
An 
die Königl. Konſiſtorien der ſechs öſtlichen Provinzen. 


Zuſammenſtellung der Wahlverbande, welche an der Wahl des letzten Drittheils der 
Abgeordneten zur Provinzial-Synode (S 46 Nr. 3 GSO., 8 62 der PESO.) betheiligt 
werden, und Angabe der Zahl der von ihnen zu wählenden Abgeordneten dieſes 


Drittheils. 
I. Provinz Preußen. 

1. Königsberg Dom-Inſpektion wählt Abg. 3 | 11. Angerburg und Löben . . . . Abg. 2 
2. Königsberg Schloß: — mit 12. Raftenburg und Gerduen . . .». u 2 

Shaafen . ; 0,8, 18, Danzııı % a 
3. Tilſit und Niederung . „ 2 | 14. Deutid- - Krone und Flatow ———— 
4. Labiau und Wehlau . 21 10. SCNIIEELDDLUWEH ER, ———— 
5. Memel und Heydekrug „2 | 16. Heilsberg und riebtand len, 
6. Gumbinnen und Stallupönen . Wa Pa — RE 
7. Schweß und Graudenz „2 1518. Oxrtelaburg in. Con 
8. 2yd und Oleblo . . el LO, Rank 7. re „RT ——— 
9. Darfehmen und Goldap . 22.6202 Martenmerbetu nr 0 en Wege 
10. Stargardt-Berent und Koniß az Summa Abg. 35 

Il. Provinz Brandenburg. 

1. Berlin Köln— Stadt Du ... Abg. 4 | 14. Königsberg NM. I. und I. . . Abg. 1 
2. Berlin—Stadt II. . er nwET 15: Potsbaut Lrumd IL. Sr 
3. Berlin —Stadt I. ar „ 4 \. 16. sort und Spremberg = Mm er 
4. Berlin— Friedrihswerder „#4 LT Keinen np ID). TE N 
5. Berlin Kölln— Land j „2 | 18 Wrießen und Eberswalde ts 
6. Berlin— Land und Spandau { v. 21:19 @uben 2a: BE 9 
7. Sranffurt a. ©. II. und Mändeberg 20. Küftrin und Sonnenburg 2 ——7— 

Fürjtenwalde „ 2 | 21. Lübben und Luckau 1 
8. Landsberg a. W. „ 2 | 22. Süterbog, Luckenwalde und Dahme: 
9, Frankfurt a. O0. . —— 2 Barıtd . » al 
10. Kalau und Dobrilugt- Sonnewalde . „1| 23. Prenzlau I. und II. und Strahbung 
11. Kottbus , & E ip e —— R Sl 
12. Bernau um trauß erg re]. 
13. —— —— a Neuftabt und Summe F 2 

DULPOY. el 


1) Die für Pommern durch Bek. de3 Evang. 
DOKN. v. 27. Mai 1880 bewirften Aenderungen 


(Kirchl. Gej.-Bl u. 


111] XI. Anhang: Cirkular-Verordn. d. Ep. DOKN. vom 10. April 1877. BIT 
III. Brovinz Jommern!). 
1. Stettin— Stadt wählt Abg. 5 | 12. Barth und Franzburg Adg. 1 
2. Gollnow und Stettin— Land u 31 3. KRofdaß und nu cr] 
3. Ufedom und Wollin . „3 | 14. Lauenburg N — 
4. Paſewalk und Uedermünde . „ 2 | 15. Rügenwalde . er! 
. 5. Neu⸗Stettin und nz 2b Belgurdı 7% rl 
6. Altjtadt Stop . . . „ 2 | 17. Stargard und erben ER: Ki 
7. Köslin N „ 2 | 18. Naugard und Greifenberg FAR we 
8. Treptow a. Toll. und "Demmin „2 | 19. Treptow und Kammin ; | 
9. Körlin und Kolberg — „ 2 | 20. Greifenhagen und Bahn . Pu | 
10. Altenkirchen, Bergen und Gark „1 21. Loiß und Grimmen BEREIT 
11. Bubliß und Rummelsburg . . za Summa Abg. 35 
IV. Provinz Poſen. 
1. Bromberg wählt . Abo. 4 8. Bojanowo Adg. 1 
2. Lobſens — —— 9. Schönlanke SER 
3. Poſen I. . x „ 3 | 10. Birnbaum N 
4. Snowrazlam . h „it | 11. Schildberg El 
5. Wollftein . . * „ 2 | 12. Schubin PORT 
6. Chodſcheſen (Koimay i. ir) 42 Summa Abg. 21 
U Karge Er " —1 
V. Provinz Ichleſien. 
1. Breslau wählt . . . Abg. 4 | 13. Trebniß I. und II. BR Abg. 1 
2. Frankenſtein— Miinfterberg, Stat und 14, Bolkenhayn und Landshut . Se 
Strehlen . . „2 | 15. Bunzlau I und I. — Le 
3. Namslau und Polniſch⸗ Wartenberg „2 | 16. Goldberg und Haynau . » RT 
4. Schweidnitz-Reichenbach . - „ 2 | 17. Görliß I. und IIL. und Rothenburg I. ui 
5. Waldenburg . . „Ran 18, Hoyerswerda und eh II. A! 
6. Neiße, Oppeln und Natibor „ 2 | 19. Sauer und Schönau . ne 
7. Glogau ! „ 2 | 20. Saubean I. und II. | 
8. Görliß I. se2.1° 21.) Somenberg IL: und II: =). 
DE SLIEQILIBI N En, „ 2 | 22. Züben I und LI. ua Pardwih De 
er Sagan und Sprottau „ 2 | 23. Hirschberg } et 
1. Miliſch-Trachenberg . . El 35 
12. Steinau I. und IL. und Wohlau . Aa Sum ur 
VI. Provinz Hadıfen, 
1. Magdeburg wählt. . . En 3 | 14. Halle (Stadt) , Abg. 2 
2. Atzendorf und Kalbe a. ©.. „ 2 | 15. Prettin und Torgau . et 
3. Erfurt und Ziegenrück . . „ 2 | 16. Kemberg, Wittenberg und Zahn . „ul 
4. Bleicherode, Nordhauſen und Salsa . . „ 2 | 17. Stendal und Tangermünde . . El 
5. Liſſen und Weibenfels „ 2 | 18. Neuhaldensleben, Weferlingen, Wolfs 
6. Querfurt, Sangerhauſen u. Schraplau mie burg und Bornitedt . .. Al 
7, Edartsberga, Freyburg, Naumburg 19. Arendjee, Apenburg- Berbendurf ı und 
und Porta. . ana Salzwedel . . | 
8. Langenſalza, Oberdorla, Sundgaufen 20. Barleben und MWolmivitedt . Zeh 
und Weißenfee. . . a ne Delitzſch und Golfme . ne] 
9. Bitterfeld und Eilenburg 5 „ 2 | 22. Egeln . 3 — 
10. Aſchersleben und Quedlinburg . ed Eisleben und. Wanzleben el 
11. Belgern, Eljterwerda und Liebenwerda „ 2 | 24. Altenplathow und Sanden . £ 
12. Halberjtadt und DOfterwied . » 21 25. Die Stollberg’fohen Kreis-Synoden 2 
13. Könnern und Halle (2. Land) . 2 


Summa Abg. 40 


gleich mitberückfichtigt worden. 


BHO. 1880, ©. 67), find 
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Il. 
Die 1866 ne erworbenen Gebiete, 


1. Bas frühere Königreid) Hannover, 


Für die evangelichen Verfaſſungs-Verhältniſſe vorbildlich 
derjelben in Braunfhweig-Wolfenbüttef gewejen. 

Hier hatte zwar ſchon die Kirchenordnung von 15431) die Errichtung eines 
landesherrlichen Konfiftoriums verordnet, doch war das ganze Gejeß nur zu kurze 
Zeit in Kraft, als daß die Organijation hätte verivirklicht werden können, zumal die Refor— 
mation jelbft noch nicht dDurchgedrungen war. So fand denn erſt i. J. 1568?) die 
bisherige SuperintendentialsBerfaffung ihren organischen Abſchluß durch die Errichtung 
des Konſiſtoriums zu Wolfenbüttel, deſſen Berfalfung des Näheren in der Kirchen— 
ordnung von 1569?) feſtgeſtellt wurde 

Danach jollte das Konfiftorium aus politiichen und geiftlihen Näthen, dem 
oberften GSuperintendenten und dem Kanzler beftehen, eine jelbjtjtändige Behörde 
bilden, aber „wenn politiſche Sachen ver Kirchen anhängig, diejelben vor die politiichen 
Kanzleiräthe” bringen 

Das Fürftentdum ſelbſt wurde in fünf Theile gegliedert, jeder einem General— 
Superintendenten unterftellt und in Spezial-Superintendenturen getheilt, während an 
die Spitze des Ganzen ein Generaliffimus geftellt wurde, der mit dem Kanzler „Die 
oberjte Superintendentur und Inſpection haben“ follte. 

Während aber diefe Beftimmungen wejentlich der württembergiſchen Kirchen— 
ordnung von 1559 entlehnt waren, trug einen mehr originalen Charakter die Errichtung 
des General-Konfiftoriums i. 8. 1573%). Diefes war fein ftehendes Kollegium, 
vielmehr eine nad) Bedürfniß zufammentretende Verfammlung, in welcher Mitglieder 
des Herzoglichen Nathes, der Landſchaft, des Konſiſtoriums wichtige kirchliche, namentlich 
auf die Lehre bezügliche Angelegenheiten berathen, und auch Appellationen von den 
Konſiſtorialſprüchen entgegen nehmen follten. 

Der Sit des Konfiftoriums, welchem gegenüber der Rath zu Braunſchweig nur 
einige untergeordnete fonfiltoriale Funktionen aufrecht erhalten fonnte?), wechjelte im XVI. 
Sahrhundert mehrfach, indem er 1573 nah Helmftädt), jpäter auf kurze Zeit nad) 
Gandersheim?) verlegt und erſt 1589 wieder nah Wolfenbüttel zurüdverlegt 
wurde ?). Bon Wichtigkeit war aber, daß die Kompetenz des Konfiftoriums auch auf 
die Sürftenthümer Göttingen und Galenberg?) ausgedehnt wurde, welche 1584 
an Braunjhmweig-Wolfenbüttel fielen, und für welde in Münden und 


ift die Geftaltung 


1) Richter, Ev. KO. 2, ©. 

2) Schlegel, Kirchen: und — Geſch. 
von Norddeutihl. Hannov. 1828. fi. 2, ©. 262. 

3) Richter, Ev. KO. 2, ©. 322. Die Revi- 
fion dvd. 1615 in Chur-Braunſchw. Lüneb. 


Auch war ein jtädtifcher Superintendent bejtellt 
worden, und Diaconen des Schaffajtens. 

6) Schlegel a. a. D. 2, ©. 283. 

7) Ebendaj. ©. 305. 

8) Ebendaj. ©. 329. 

9) Die Göttinger KO. v. 1530 (bei Richter, 


Landes-DOrdngn. (des Calenberger Theils). 


Gött. 1739. ©. 245 
4) Schlegel a. a. ©. 2, ©. 270. 
5) Ebendai. 2, ©. 283. 


{ Die von dem Rathe 
ſchon 1528 erlaffene KO. Bei Richter 1, ©. 106. 


KO. 1, ©. 142) und die für die Fürjtenth. Göt— 
tingen und Galenberg vd. 1542 (ebendaf. 1, 
©. 562) waren über die Superintendentur-Orgas 
nifation nicht hinausgefommen, 
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Patternſen General-Superintendenten eingejeßt wurden !), während die Verſuche der 
Städte Göttingen und Münden Konfiltorialbefugnilje auszuüben, zurückgewieſen 
wurden ?). 

Ebenſo wurde 1596 das an Braunfhmweig-Wolfenbüttel gefallene 
Fürftenthüm Grubenhagen?) dem Konfiftorium unterftellt, indeſſen ihon 1616 
an Braunſchweig-Lüneburg abgetreten. 

Die jo bewerkitelligte größere Ausdehnung der konſiſtorialen Regierung bewirkte 
indeſſen auch den Verfall einiger alter und nicht unzwedmäßiger Einrichtungen. Neben 
den von den General und Spezial-Superintendenten zufammenzuberufenden Synoden 
hatte die Kicchenordnung dem württembergijhen DBorbilde entſprechend auch 
allgemeine Konvente oder Konfiftorial-Synoden vorgejehrieben, in welchem die General- 
Superintendenten Gegenjtände von allgemeiner firchlicher Bedeutung berathen Sollten. 
Dieje gingen ein, nachdem die zivei neuen an ziemlich entfernten Orten begründeten 
General-Superintendenturen hinzugefommen waren *), und auch die General-Konfiftorien 
hörten allmählig auf. Schon der Yandtagsabjchied von 1619 hatte fie auf eine 
jährliche Verſammlung beſchränkt. Die letzte jcheint i. 3. 1652 abgehalten worden 
zu jein ®). 

Aber Schon vorher waren durch die Nezeffe des Jahres 1635 Göttingen und 
Galenberg, fowie Stüde von Hildesheim an Braunfhmweig-Lüneburg 
gefallen, und da das damals fonftituirte Fürſtenthum Braunfhweig-Wolfen- 
büttel die Grundlage des heutigen Herzogtdums Braunſchweig bildet, jo werden 
wir die weitere Entwidelung dejjelben an anderer Stelle zu betrachten Haben, und uns 
jest der Kirchenverfaſſung des Herzogthums Braunfhweig- Lüneburg zumenden 
müſſen. 

Hier war in der Kirchenordnung von 1564°) ein Konſiſtorium zu Gelle 
eingejeßt worden, beftehend aus Gelehrten und andern Hofräthen, jo wie dem 
Generaliffimo-Superintendenten, d. 5. mit anderen Worten fein eigenes Kollegium, 
fein jogenanntes formirtes Konfiftorium ”), ſondern das durch geiftlichen Beirath 
verjtärfte Negierungsfollegium. Im Uebrigen herrſchte die gleiche Drganifation, 
wie in Braunfhweig- Wolfenbüttel. Muh hier ſtand an der Spibe der 
General-Superintendenten der Generaliffimus, deſſen Titel 1662 in Ober-Superintendent 
verwandelt wurde?) , auch hier waren jährliche Geiftlichfeits-Synoden vorgejchrieben, 
und eine allerdings ſehr untergeordnete Gemeindeorganifation für die Zwecke der 
Bermögensverwaltung vorhanden ?). 

Se mehr der Territorialumfang des Herzogthums wuchs, um jo mehr wurde 
die Kompetenz des Konſiſtoriums erweitert, indem die fonfiltorialen Bildungen, welche 
in den zugewachjenen Theilen bejtanden hatten, bejeitigt wurden. So als 1583 Theile 


1) Schlegel a. a. DO. 2, ©. 327. 4) Schlegel, a. a. O. 2, ©. 334. 

2) Sm J. 1590. Ebendaf. 2, ©. 352 f. Dod) 5) Ebendaj. ©. 339. ) 
wurden den Städten Hannover, Hameln, 6) Bei Richter, KO. 2, ©. 285. Die Nevis 
Nordheim, Göttingen durch den Landtags- | fion dv. 1610, neu publicirt 1643, in Chur— 
abſchied von 1601, Ebhardt, Gej. 1, ©. 174, ! Braunfhw.-Lüneb. Landes-Ordn. Celle— 


gewiſſe Rechte in ceremoniis garantirt. hen Theils. Lüneburg 1741. ©. 27. 
3) Hier war durch die KO. v. 1581 ein Kon— 7) Bgl. Schlegel a. a. O. 2, ©. 396. 

filtorium zu Herzberg eingerichtet worden (Rich— 8) Ebendaſ. 3, ©. 21. 

ter, RD. 2, ©. 452), von dem fonft nichts be= 9) Bol. auch ebendaj. 3, ©. 31. 


fannt tft, Schlegel a. a. O. 2, ©. 387. 
Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. Preußen. 8 
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der Grafihaft Hoya, die ein eigenes Konfiftorium befefjen hatte, mit dem Herzogthum 
vereinigt wurden !), jo als 1642 dafjelbe geſchah bezüglich des von der Nebenlinie regierten 
Harburg, und bezüglich Gifhorn, in welchen beiden Gebieten Kanzler und Super— 
intendenten das Kirchenregiment geführt hatten?), und endlich als 1616 die Gruben- 
hagenſchen Gebiete zu Lüneburg famen. Hier wurde allerdings 1617 der 
Regierung in Ofterode eine untergeordnete Konſiſtorialgewalt übergeben ?), welche 
1689 befeitigt wurde t), nach Dfterode auch) der Sit eines neuen General-Super— 
intendenten verlegt), und endlich auch der Stadt Eimbed die von ihr in Anſpruch 
genommenen konſiſtorialen Befugniffe in untergeordneter Weile durch den Rezeß von 
1644 gewährleitet ©). 

Eine größere Umwälzung erfolgte erft, al3 in Gemäßheit des Iheilungsrezefles 
von 1635 die früher mit Braunfhweig-Wolfenbüttel vereinigten Calen— 
berger und Ödttinger Gebiete an Braunjhweig-Lüneburg fielen und die 
Dannenberger Linie den Reſt der Wolfenbüttel’jchen Lande erhielt. 


Schon 1636 jagte der neue Landesherr diefer Gebiete, welche unter der Herr— 
haft ihrer Kirchenordnung blieben, die Errichtung eines eigenen Konfiftoriums, jo wie 
die jährliche Abhaltung eines Generalsstonfiftoriums zu, und erfüllte jein Verjprechen, 
indem noch in demjelben Jahre das Konfiftorium zu Hannover eröffnet wurde”). 
Dies wurde allerdings ſchon i. 3. 1637 nah Hildesheim verlegt?), fehrte aber 
16429) nah Hannover zurüd um nun dauernd dort zu bleiben. Dabei war aber 
zunächſt noch nothwendig, die beiden fonfiftorialen Organifationen beizubehalten, da 
die Verbindung der Calenberger Lande mit den Lüneburgiſchen feine dauernde 
war, und erſt als dieſe erzielt worden war, dachte man an eine fonfiltoriale Gentralifation. 

sm 3. 1705 wurde das Konfiftorium zu Gelle aufgelölt 1%) und i. J. 1707 
erlojch auch die Ober-Superintendentur. Dafür wurde eine General-Superintendentur 
in Celle und eine in Harburg eingejeßt 1), zu welchen 1743 noch eine für Die 
Grafſchaft Hoya hinzufam !2). 

Als dagegen 1. 3. 1715 die Herzogthümer Bremen und Berden erworben 
wurden, ließ man bier das 1651 zu Stade begründete Konſiſtorium beftehen 1°), und 
ebenjo für das 1731 erworbene Land Hadeln!* das Konfiftorium in Otterndorf,. 


1) Die KO. dv. 1573 Nihter, KO. 2, ©. 357) 7) Ebendaſ. 2, ©. 515. Salfeld, Samml. 
erwähnt das Konfiftorium nicht. Dagegen wohl | 3. Geſch. d. Konfift. zu Hannover. ©. 167 f. 
die d. 1581 (ebendaf. ©. 458). Bal. Schlegel 8) ea a. a. D. 2, ©. 519. 


0.0.9.2, ©. 411. 9) Ebendaſ. ©. 534. 
2) Ebendai. 3, ©. 3%. 10) Ebendaſ. 5 ©. 215. Verordn. d. 19. Nov. 
3) Ebendaf. 9, ©. 406. 1705 bei Ebhardt, Geſ., VBerordn. und Aus— 
4) Ebendaj. 3, ©. 362. jchreib. F. d. Bez. d. K. Konfift. zu Hannover. 
5) Ebendaj. 2, ©. 479. (Hannover 1845) 1, ©. 537. 


6) Ebendaf. 2, ©. 431. Als 1671 das Dan— 11) Shlegel a. a. ©. ©. 218. 
nenbergiſche Furftenthum anfiel, hörte deſſen 12) Ebendaſ. ©. 220. Die Konſiſtorialſachen 
eigene fonftjtortale Ordnung auf. In den Zeiten | wurden dem Konftit. von Hannover zugewiejen. 
der Selbjtitändigfeit 1569—1634 hatte die Kanzler I. Refer. dv. 19. Nov, 1705. Ebhardt a. a. ©. 
zu Dannenberg die Konfiftorialgeihäfte be- | 1, ©. 538 
ſorgt; diejfe war während der Zugehörigkeit des | 13) Schlegel a. 0.0.3, ©. 587. 

Landes zu Wolfenbüttel. 1638 nah Lüchow 14) Die Hadelnihe KO. v. 1544 bei Richter, 
verlegt, 1653 wieder nah Dannenberg zu: | KO. 2, ©. 72 ff. Dana) wurde das Kirchen: 
rückverlegt worden und hatte, dem Konfiftorium | regiment an zwei Vijitatoren übertragen, die 
zu Wolfenbüttel untergeordnet, fortfungirt, |; auch Beiſitzer des Konfiitorialgerichts fein jollten, 
ebendaj. 3, ©. 114 ff. | Vgl. Dannenberg in Neues vaterl. Ard. 
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welches dem Geheimeraths-Kollegium in Hannover unterftellt wurde ). — Während 
damit die Berfallungsverhältnifie eine Konjolidation erhalten hatten, bei welcher 
auch die territorialiftiihe Nichtung der Zeit in der Unterordnung des Konſiſtoriums 
unter das Geheimeraths-Kollegium zum Ausdrud kam ?), ging man aud) 1739 daran, 
die Synoden, welche allmählig aufgehört hatten, zu neuem — nicht jehr wirfungspollem — 
Leben zu erweden?). Bedeutungsvoller war die Neuerung, daß feit 1722 von den 
gerichtlichen Erkenntniſſen des Konſiſtoriums an das neuerrichtete Oberappellationsgericht 
appellivt werden durfte), was indefjen nach dem Rejeript dv. 3. 1736 fich nicht auf die 
Einjegung oder Abjegung von Geiftlichen und Lehrern beziehen follte?). — — 

Nach der Periode der preußiſchen Dfkupation des Gebietes und der darauf 
folgenden Zerreißung defjelben, wobei Theile zum Königreih Weftphalen, andere zu 
Frankreich gefommen waren, wurde der Staat nad) der Neftauration nicht nur im 
alten Umfange iwiederhergeitellt, jondern empfing auch eine wejentliche Vergrößerung 
durch Kleinere Staatsweſen, welche in der vorfranzöfiihen Epoche eine jelbititändige 
politiiche Exiſtenz beſeſſen hatten. 

Darauf mußte bei der Firhlichen Neuorganifation Rüdliceht genommen werben, 
und dieje erfolgte in der Weile, daß zunächſt die Konfiflorien zu Hannover), 
Stade?) und Dtterndorf mit ihren alten Kompetenzen wieder hergeftellt, und 
dem erſteren kleinere mit dem Königreich verbundene Gebietstheile, oder einzelne 
Städte untergeordnet wurden, zum Theil aber au jo, daß die Eonfiitorialen 
DOrganijationen der neu erworbenen Gebiete aufrecht erhalten oder wiederhergeftellt 


wurden. 
Sreudenberg, Wagenfeld?), der 


Das eritere war der Fall bezüglich der früheren heſſiſchen Aemter Uechte, 
früher Ghurfürftlich = hejfiihen Gebiete im 


Fürſtenthum Göttingen?) und der nicht abgetretenen Theile des Fürftenthums 


1831. 1, ©. 109. Starf waren hier die Ge- 
meinderechte — die Vermögens: und Armen 
perwaltung jtand Suraten und Leviten zu — 
namentlich in Betreff der Pfarrwahl ausgebildet, 
Dannenberg a. a. DO. ©. 225. Lauenburg 
behielt auch unter der Regierung des welfiſchen 
Haujes feine abgefonderte politische und Firchliche 
Verwaltung. 

1) Schlegel, KGejd. 3, ©. 442. 

2) Val. das Ntegier.-Reglem. von 1680 bei 
Schlegel, Ehurhanndv. Kirchenrecht (Hans 
nover 1801) 1, ©. 105. An die Stelle deſſelben 
trat 1802 das Kabinet3- und Staatsminifterium, 
Spangenberg in Baterl. Ard. 1823. 4, 
©. 205. 

3) Dannenberg a. a. DO. ©. 223. 

4) Schlegel, KGeid. 3, ©. 376. 

- 5) Ebendaf. ©. 389. 

6) Am 10. Nov, 1813. Bekanntmachung dv. 
16. ej. bei Ebhardt, d. Staatöverf. d. Königr. 
Hannover (Hannover 1860) ©. 986. Unter 
dieſem Konfijtorium ſtehen als Mediatkonfiitorien 
das gräflih Stollberg-Stollbergijche für 
die Grafihaft Hohenstein zu Neuftadt, dur) 
Receß v. 1639 Seitens des Calenbergiſchen 
Herzogs anerfannt, und bejtätigt durch den mit 
Hannover abgejchlofjfenen v. 1733. Der fünigl. 
Superintendent hat in diejem Bezirfe nur die 
Funktion, eine Kontrole auszuüben, daß fein 


Eingriff in die Fandesherrlichen Rechte geichehe, 
während die Kirchen- und Schul-Inſpektion dem 
Grafen zuiteht. In dem Gräfl. Wernigero- 
diſchen Antheil der Grafihaft Hohenstein das 
gräfl. Foritamt Sophienhof mit einem geift- 
lichen Rathe aus Wernigerode. Bal. Baterl. 
Arch. 1823. 3, ©. 24 ff. An die Stelle dieſer 
beiden Behörden ift aber nad) dem Receſſe dv. J. 
1875 das Königl. und Gräfl. Konftft. in Neu— 
ſtadt und Hohenſtein getreten. Böckler, Geſ.— 
Verordn. u. Ausſchr. in Kirchenſachen f. d. Bez. 
des königl. Provinzial-Konſiſt. zu Hannover. 
(Hannover 1878. ©. 1001 ff.) Außerdem üben 
noch konſiſtoriale Rechte der Magiitrat zu Han— 
noder und der Abt des Klojter3 Loccum, 
Böckler a. a. O. 63, jo wie die Magiſtrate 
von Lüneburg, Eimbed, Ofterrode, Hil— 
desheim: Spangenberg in Lipperts Annal. 
3, ©. 30. Die Befugnifje diefer, meift judictaler 
Natur, find aber durch Aufhebung der geiftlichen 
Gerichtsbarkeit bejeitigt. 

7) Unter dieſen übten konſiſtoriale Befugnifie 
die Magiftrate zu Verden, Stade, Burtes 
hude Bol. Spangenberg a. a. O. ©. 33 
und das in Anm. 6 bemerfte. 

8) Reſer. v. 15. Febr. 1816. Ebhardt, a. a. O. 


Ebendaf. 1, 


| 1,6. 546. 


9) Reſer. vd. 
©. 549. 


30. Juni 1820. 


g* 
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Lauenburg). Dagegen wurde das 1652 begründete Konſiſtorium in Hildesheim?), 
welches Fürftenthbum Braunfhmweig-Lüneburg lange bejeflen, im weſtphä— 
liſchen Frieden definitiv verloren, und jet wiedererhalten hatte, in dem Umfange 
und der Kompetenz, wie es bis zum Jahre 1803 beſtanden hatte, am 2. Mai 1815 wieder 
hergeitellt 3), und ihm die Kompetenz iiber die vormals Eichsfeldischen Aemter Yindau, 
Gieboldehaufen und Duderftadt?), jowie über die Stadt Goslar’), welche jelbit 
ein Konfiftorium gehabt hatte®), übertragen. Allein Schon am 17. Juli 1818 wurde 
dieſe Maßregel rückgängig gemacht, das Konfiftorium aufgelöft und jein Bezirt dem 
zu Hannover unteritellt ?). 

Aufrecht erhalten blieb weiter das ſchon 1634 begründete Konſiſtorium zu 
Dsnabrüd‘), und auch das dafelbit befindliche ſtädtiſche Konfiftortum wurde am 31. 
Dftober 1814 vorläufig beitätigt”). Dem Königlich Osnabrüder Konfiftorium wurden 
auch die reformirten Einwohner der neu erworbenen Grafihaft Lingen unterftellt !9). 

Endlich wurde noch für das neuerworbene Dftfriesland das Konfiftorium in 
Uuri wieder hergeitellt. 


Die oftfriefiiche Kicchenverfailung hatte dem erſten Generaljfuperintendenten Jo— | 


hannes von Lasco ihre Entftehung verdanft. 
Presbyterium (Konſiſtorium) gejtiftet, und gleichzeitig Prediger-Verfammlungen (Coetus) 
eingerichtet, welche für die fpätere oſtfrieſiſche Entiwidelung vorbildlih wurden!!). 
Almählig hatten fi dann die reformirten und lutheriſchen Gebiete getrennt, von 
denen die erjteren die jynodalspresbyteriale Organifation, wie fie auf der Empdener 
Synode geftaltet wurde !?), bei ſich bewahrten, und ihre Goetus trotz mehrfacher Auf— 
hebung derjelben durch die lutherischen Landesherren !?) aufrecht erhielten, jo daß noch 
1691 verordnet wurde, daß ohne Atteft des Emdener Coetus fein reformirter Geiftlicher 
angeftellt werden dürfe !t), und fein Cenſurrecht über reformirte Schriften noch 1720 


1) Rejer. v. 22. Suli 1816. Ebendaj. 1, | die — entſcheiden. Hägemann a. a. O. 
S. 549. 1814. S. 943. 
2) gl. Ebhardt a. a. OD. 1, 540 ff. Die 10) Sotanntmachung d Reg. zu Osnabrück 


Jurisdiction dejjelben war 1711 auf das fog. 
fleine Stift ausgedehnt worden, was indeljen 
der Biſchof v. 9. nicht anerkannte. Schlegel, 
KGeſch. 2, ©. 542 f. Meber die Einführung 
der Reformation in Hildesheim vgl. N. Vaterl. 
Arc. 1831. 1, 1f. Die Kirhen-Ordn. dv. 1544. 
Bei Richter, KO. 2, ©. 79 ff. Die von dem 
Michelskloſter in Hildesheim beanjpruchte Kon— 
fiitorialgewalt fonnte dieſes in dem Vertr. von 
1619 und dem Rec. vd. 1635 is aufrecht er= 
halten. Schlegel, KG. 2, ©. 

3) Hagemann, Samml. d. —— Landes⸗ 
Verordn. Hannover 1814 ff. 1815 ©. 425. 

4) Refer. v. 21. Febr. 1816. Ebhardta.a. O. 
1, ©. 547. 

5) Rejer. v. 21. Febr. 1816. Ebendai. 

6) Die Konfift.-Ordn. dvd. 1555 bei Richter, 
KD. 2, ©. 163 ff. 

7) Ebhardt a. a. ©. 1, 545. 

8) Schlegel, KGeſch. 2, ©. 
Pat. dv. 27. San. 1651 bei Ebhardt, 
Verf. ©. 982. 

9) Es jollte bejtehen aus dem Stadtjyndifus 
als Präſes und vier Geiftlichen, und in Ehe—, 
Disciplinarjadhen, ſowie perjünlichen Klagen gegen 


549 f. Das 
Staats— 


v. 13. Januar 1817. Ebhardt, Staats-Verf. 
983. Während der Zugehörigkeit der Grafſchaft 
zu den Niederlanden, an welche fie 1648 ge- 
fommen war, hatte hier die reformirte nieder- 
ländiſche Kirchenverfaſſung Plaß gegriffen. Doch 
hatte die Synodalverfaflung jpäter mit dem 
Jahre 1713 ihr Ende erreiht. Heppe a. a. O. 
©. 64 


11) Wiarda, Oſtfrieſ. Geſch. 3, 26. — 
Geſch. d. Presbyt. u. Synod.-® ef. ©. 
12) Emden bildet in der hier refigefelllen 


Organtjation die vierte Klaſſe mit Brabant, 


Holland und MWeftfriesland zufammen. 
Vol. Synode v. 1571 Nr. 10, bei Richter 
KO. 2, ©. 340. 

13) Die 1589 AH Aufhebung (Wiarda 
a. a. O. 3, ©. 106) wurde 1595 rückgängig 
gemacht (ebendai. ©. 265); ebenjo bejtimmte 
der Hagner Bergl. v. 1605, daß der alte Eoe- 
tus oder die klaſſikale Verſammlung aus den 


Aemtern Grete und Emden in Emden wie: 


der zuzulafjen jei. Oſtfrieſ. A u. Lan— 
des-Verf. (Aurich 1720.) 2, ©. 307. 
14) Wiarda a. a. D. 6, S. 303. 


Derjelbe hatte in Emden 1543 ein 
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anerkannt wurde‘). Ya diefe Einrichtung wurde jogar auf die Lutheraner übertragen, 
ebenjo wie auch bei ihnen eine ftarfe Ausprägung gemeindliher Befugniffe, namentlich 
bei Beltellung der Pfarrer, geltend war?). Der unter weltlihem Vorſitz 1617 einge: 
richtete lutheriſche Coetus nahm die geiftlihen Prüfungen ab und handhabte die Kirchen: 
disciplin®), trat dann aber troß feiner Erneuerung im Jahre 1631) jeit 1642 nicht 
mehr zuſammen. Den jtändiihen Wünſchen nach Errichtung eines beiden Konfeſſionen 
gemeinjamen Konfiftoriums wurde zwar 1599 Erfüllung verjprochen ?), aber obgleich 
eine Kaiſerliche Refolution von 1691 eine erneute Anordnung deswegen gab®), jo ift doch 
erſt in der Zeit des preußifchen NRegimentes eine ſolche Organifation in freilich ſehr 
wenig kirchlicher Weife getroffen worden. Für die Qutheraner aber wurde 1626 ein 
lutheriſcher Generalfuperintendent ernannt”), und handhabte, nachdem die Coetus 
fortgefallen waren, ein Konfiftorium in Gemäßheit der noch jeßt geltenden Kirchenord= 
nung von 1631 die Episfopalvechte des Landesheren °). 

Die preußifhe Regierung befeitigte daſſelbe. Im J. 1751 wurde der neu 
errichteten Regierung in Aurich, welche fich zu dieſem Behufe durch den General= 
Superintendenten und einen Konſiſtorialrath verſtärken jollte, die Konfiltorialverwaltung 
für beide Konfeſſionen übertragen?), während eine 1766 erlaffene Inſpektionsordnung 
die lutherifchen Gebiete in acht Kreiſe theilte, jedem einen Inſpektor und allen einen 
Generalfuperintendenten vorjeßte; die reformirten in fieben Kreife gliederte, über deren 
Inſpektoren dem Präſes des reformirten Emdener Coetus die Oberaufficht eingeräumt 
wurde 19). 

In der Periode der Zugehörigkeit des Landes zu Frankreich), war dann wohl 
das Regierungskollegium aufgehoben worden, aber zu’ der beabfichtigten Einführung 
der Franzöfifchen Kirchenverfaflung war es nicht gefommen, fo daß Hannover bei 
jeinem Befigerwerb beide Kirchen in ihrer alten Verfaſſung vorfand. Das wieder 
hergeftellte Konfiftorium zu Aurich war denn auch das einzige, welches reformirte Beiliger 
erhielt 1), während die Konfiltorien zu Hannover"), Stade") und Osnabrüd'*), 
obgleich ihnen auch die veformirten Gemeinden ihrer Diftrifte unterftellt waren, nur 
lutheriſche Mitglieder beſitzen. 

1) Ebendaſ. 7, S. 96. ſich mehreremale im Jahre unter dem Vorſitze 
2) Klopp, Geſch. Oſtfriesl. v. 1570—1751 | des älteſten Predigers in Emden vereinigt, und 


Hann. 1856. ©. 603. Dagegen ernannte der | welchen außer den Stadtgeiftlichen auch die 
Landeöherr auf den Inſeln mit Ausnahme von | Übrigen ref. Prediger der Provinz ſich anſchließen 


Borkum die Pfarrer. ı können, kirchenregimentliche Funktionen und 
3) Wiarda, a. a. ©. 4, ©. 335. namentlich die theologischen Prüfungen zuftehen. 
4) In Aurih, Norden, Ejens, a. a. DO. Lohmann, K.-Gej. der ev. luth. Kirche des 

4, ©. 345. Klopp, a. a. D. ©. 4937. vormal. Königr. Hannover. (Hannover 1871.) 
5) Oſtfrieſ. Hift. a. a. O. 2, ©. 136. | ©. 180. Spangenberg in Lippert Annal. 

MWiarda a.a. 9. 3, ©. 332. Hier wurde | d.... AR. 2, ©. 56 f. 


auch die Beibehaltung der Coetus verheißen, Die 12) Hat Konfistorialvechte quoad externa_ betr. 
fih aber nicht mit Jurisdiktion befafjen jollten. | der veformirten Gemeinden der vormals heifiichen 


6) Wiarda a. a. D. 6, ©. 303. Grafihaft Pleſſe. 
7) Ebendaſ. 4, ©. 330. 13) Hat Konfiftorialrechte betr. der reformirten 
8) Vgl. ebenda). 6, ©. 403. | Gemeinden der Aemter Lehn und Blumen- 
9) Wiarda a. a. D. 8, ©. 332. thal, welche i J. 1867 zu einer befonderen 
10) Ebendaj. 9, ©. 232. veformirten Superintendentur mit erweiterten 
11) Demjelben muß der ref. General-Superin= | Ephoralbefugnifjen vereinigt find. 
tendent und fünnen weitere reformirte Mitglie— 14) Betr. der Niedergrafihaft Lingen, doch 


der angehören. Die Zuftändigfeit des Konfi- | wird das examen pro orthodoxia von dem refor— 
ftoriums ift den Reformirten gegenüber eine | mirten Superintendenten zu Lingen abgehalten. 
bejchränfte, da dem Eoetus in Emden, welcher 
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Doch empfingen auch die Neformirten wenigjtens in einem Theile des Staates 
eine ſelbſtſtändige kirchliche Organifation, und eine andere, welche fi) für beſtimmte 
veformirte Gemeinden auch über den Umfreis des hannoverjchen Staates heraus allein 
gebildet hatte, wurde von der Regierung anerkannt, 

Das erftere war der Fall bezüglich der Grafihaft Bentheim. Der hier 1613 
begriimdete, 1701 erneuerte, in der franzöfiichen Zeit bejeitigte Oberfirchenrath wurde 
durch Verordnung vom 16. September 1818") wieder hergeftellt und mit einem 
Direktor, einem geiftlichen und einem weltliden Rathe bejebt. 

Das andere geſchah bezüglih der im achtzehnten Jahrhundert in Die 
hannoverfchen wie die braunfchweigifchen und lippeſchen Gebiete eingewanderten 
Reformirten, welchen Neligionsübung zugeftanden worden war, und die nicht den 
(utherif hen Konfiftorien unterworfen wurden 2). Bon diefen unirten ſich die Gemeinden 
zu Gelle, Hannover, Hameln, Lüneburg und Büdeburg am 18. Juli 
1703, und verpflichteten fi) zur Annahme der franzöſiſchen reformirten Kirchen: 
Derfaffung?). Im Laufe der Zeit fielen freilich einzelne diefer Gemeinden fort, und 
verſchwanden namentlich die franzöfiichen völlig oder gingen in die deutjchen über, 
dagegen traten auch neue der Konföderation Hinzu, deren ſynodales Leben nichts deito 
weniger von 1799—1816 eine vollitändige Stodung erfuhr. 

Erſt 1839 wurde eine neue Kirchenordnung für die reformirten 
Gemeinden zu Braunfhweig, Celle, Hannover, Göttingen, Münden und 
Bückeburg vereinbart (D, welche von der hannoverfhen Regierung am 10. 
November 1853, von der braunfchiweigishen am 6. Juli 1842 und von der 
ihaumburgischelippefhen am 14. März 1844 genehmigt wurde, welche feine kon— 
filtoriale Organifation fennt, und der gegenüber der Staat fi) lediglich auf Die 
Wahrnehmung der Hoheitsrechte bejchränft. 


Die jo hergeftellte Kicchenverfallung des Königreiches trug in jo fern ein gleich- 
artiges Gepräge, als die Konfiftorialbezirfe in Generalfuperintendenturen und dieſe 
in Inſpektionen eingetheilt*), und als ſämmtliche Konfiftorien jeit dem Jahre 1823 
dem Kabinets-Minifterium unterftellt wurden?). Im Uebrigen aber bildete jeder Kon— 
fijtorialbezirt eine eigene Kirche, lebte nach den kirchlichen Ordnungen, welche in den 
einzelnen Theilen gemäß ihrer früheren politischen Abgejchloffenheit in Geltung gefommen 
waren und entbehrte jeder einheitlichen kirchlichen Spite und eimer das Ganze 
zuſammenfaſſenden Organifation. 

Auch die Verfaflungsurfunde vom 6. Auguft 1840 enthielt ($ 66) lediglich die 
Beſtimmung?), dab in der evangelijchen Kirche die Rechte der Kirchengewalt unmittelbar 
vom Könige, und mittelbar durch die aus Geiftlihen und Nichtgeiftlichen zufammen- 
gejeßten Konſiſtorial- oder Presbyterialbehörden ausgeübt werben jollten, faßte aber 
doch ſchon eine Aenderung der bejtehenden Verfaſſung in jo fern ins Auge, als fie die 

1) Gej.-©. 1818. Abth. 1, ©. 97. 6) Zahariä, d. deutjch. Verf.=Gej. d. Gegen- 


2) Dal. Schlegel, Churh. AR. 2, ©. 142 ff. 

3) Huguesd. Konfdderat. der reform. Kirchen 
in Niederſachſen. Celle 1873. ©. 17 ff. 

4) Schlegel, KGeſch. 3, ©. 512 f. 

5) Doch jtehen die Ministerien in den größeren 
Städten unmittelbar unter den Konftftorien. 
Spangenberg in Lippert Annal. 2, ©. 53. 


wart. ©. 223; $ 67 bejtimmte, daß, falls der 
König fi nicht zur ev. Kirche befennen würde, 
die Rechte der Kirchengewalt einjtweilen von 
den. vereinigten evangelifhen Staatsminijtern 
auszuüben und zur Sicherung des evangeliichen 
Rechtszuftandes mit Zujtimmung der Landjtände 
Anordnungen zu treffen jeien. 
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in der Berfaffung gewährten Rechte der Gemeinden aufrecht erhalten wiſſen wollte, 
und für den Erlaß neuer Firchlichen Ordnungen die Berathung einer vom Könige zu 
berufenden, aus geiftlichen und weltlichen Perſonen zufammengejeßten Verſammlung für 
erforderlich erklärte. 

Erſt das Jahr 1848 brachte weitere Reformen. Zunächſt hob das Geſetz vom 
12. Juli 1848') die Konfiftorialgerichtsbarkeit auf; dann aber beftimmte das Geſetz 
vom 5. September 1848 in $ 28°): „Es ſollen Kicchenvorftände gebildet werden, 
welche aus den Predigern und von der Gemeinde gewählten Mitgliedern derſelben 
deftehen. Die Kichenvorftände jollen die unmittelbare Verwaltung des Vermögens der 
einzelnen Kirchen und der dazu gehörenden Stiftungen und Armenanftalten führen“ ; 
und endlich führte das Gejeh vom 14. Dftober 1848 ?) diefe Norm aus, indem es die 
Einſetzung von Kirchen- und Schulvorjtänden für das ganze Land verordnete. Indeſſen 
bejchränfte dies Gejeg einmal die Wirkſamkeit der Rirchenvorftände lediglich auf Ver: 
mögensverivaltung, und nahm andererjeit3 von allen Maßregeln Abſtand, um wieder- 
jtrebenden Gemeinden die verlangte Organifation aufzunöthigen. 

Auch zur Einführung einer Presbyterial- und Synodalverfallung wurde Ein: 
leitung getroffen. Anfangs des Jahres 1849 wurde eine Kommijlion zur Feititellung 
eines Berfaljungsentiwurfes gebildet. Die Nefultate diefer IThätigkeit, die Entwürfe 
zu einer Verordnung, betreffend die Berufung einer Vorſynode und einer Kirchenraths— 
und Synodalordnung für die evangeliihe Landestirche lutherischen Theiles wurden 
veröffentlicht *), aber damit jtocte die Angelegenheit, ohne daß es auch nur zur Berufung 
einer Borjynode gefommen wäre. In der Folgezeit ruhte die Neformbeiwegung voll= 
ftändig, bis fie durch den Katechismusftreit aufs Neue in Fluß gebracht wurde. Grit 
im Jahre 1863 wurde eine Kommiſſion eingejeßt?), welche ji mit der Bildung einer 
Borjynode beſchäftigen jollte, deren Arbeit aber nicht allen Anforderungen, namentlich 
nicht liberalen, genügte. 

Auf Grund einer Betition, welche eine am 22. April in Celle aus 70 Geiſt— 
fihen und 100 Vertrauensmännern zuſammengeſetzte Verfammlung an den König 
richtete, wurde darauf am 29. April ®) die Einberufung einer Vorſynode angeordnet, 
welche aus 24 Geiftlichen und ebenfoviel weltlichen Gewählten und 16 vom Könige ernannten 
Mitgliedern bejtehen follte. Dieje berieth den ihr vorgelegten Gejegentwurf ”), welchem 
dann auch die Ständeverfammlung die Genehmigung extheilte, und welchen der König am 
9. Oktober 1864 °) unbejchadet einer weiteren Entividelung beziehungsweije Abänderung 
dejlelben auf dem dafür zuftändigen in ihm ſelbſt vorgejfehenen Wege der Gejehgebung 
als Kirchen-,Vorſtands- und Synodal-Ordnung für die evangelijd= 

1) Gej.-©. 1848. Abth. 1, ©. 189. Das | a. a. ©. I. Folge ©. 41. ff. Soweit das Ge— 
Gejeß bezog fich aber einmal nicht auf das Land ſetz noch für die evangeliihe Kirche in Betracht 
Stade, und ließ weiter die Fonfiftoriale Ehe | kommt, ift e3 unter Nr. II. abgedrudt. 
gerichtsbarkeit beftehen, welche leßtere dann durch 4)‘ Göttingen 1849. 
preuß. Gef. dv. 1. März 1869 aufgehoben wurde. 5) Heppe, Synodal:Berf. in Norddeutjchl. 

2) Gei.-©. 1848. Abth. 1, ©. 208. S. 129. 

3) Ebendaſ. Abth. 3, ©. 301. Dazu erging 6) Bei Ebhardt a. a.O. I. Folge, ©. 116 ff. 
eine Befanntmahung d. Minift. d. geiftl. und 7) Bgl. die Kirchenvorſtands- u. Syno— 
Unterrichts = Angelegenh. von demjelben Tage, | dal: Ordnung f. d. ev.-luth. K. d. Königr. 
ebendaf. 3, S.307, Zujäße dureh Gef. v.5.Nov. | Hannover nahden Bejhlüjjender Bo r- 
1850, ebendaj. 1, ©. 203, und dazu wie | ſynode zujammengejftellt. Hann. 1864. 


der Mtinijterial- Bekanntmachungen v. 5. Nov. 8) Lohmann a. a. O. 8 
1850, ebendaj. 1, ©. 204. Alles bei Ebhardt 
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lutheriſche Kirche des Königreichs Hannover (II) feine landesherrliche 
Genehmigung extheilte !), 

Schon die Vorſynode hatte aber auch eine Revifion der Kompetenzen der bejtehenden 
Konfiftorien für erforderlich erklärt, und die Errichtung eines oberſten Landes-Kon— 
fiftoriums gefordert ?). Der erjtere Wunſch fand Erfüllung durch das Regulativ 
vom 28. Juni 1864 die Ianddrofteilie Mitwirkung in Kirchen- und 
Schulſachen in den Konfiftorial=e Bezirten Hannover, Stade und 
Aurich betr.?) (VD, jowie dur die Befanntmahung des Königliden 
Kultus-Minifteriums betr. ven Gejhäftsfreis der Kirden=-Kommij- 
farien bezw. Superintendenten im Bezirfe des Königl. Konfijtoriums 
zu Hannover vom 22. Oktober 1864) (VII) und durch die gleichartige Bekannt— 
mahung für den Konfiftorialbezirf Aurih vom 18. Nov. 1864. (VIII) 
Die Erfüllung des zweiten Wunfches brachte die Verordnung vd. 17. April 1866 
(IX), welche die Errichtung eines evangeliſch-lutheriſchen Landes-Konſiſtoriums in 
Hannover verordnete, — ins Leben getreten den 18. Juni 1866°) — welchem die 
Provinzialsgonfiftorien mit Ausnahme ihrer Yuftändigfeit für die reformirte Kirche 
untergeordnet wurden, welches aber jelbjt unter das Kultus-Miniſterium geftellt wurde. 

In dieſem Zuftande fand die preußiſche Negierung bei ihrer Beſitznahme des 
Landes die hannoverſchen Kirchenverhältniffe vor. Bei den Lutheranern eine durch— 
geführte gleichartige Organifation und eine Firchliche Gentralverwaltungs = Behörde; 
bei den Reformirten partifulare Organifationen, und eine Gemeindevermögens=VBerwaltung 
geordnet durch das Gefeb vom 14. Oktober 1848. Daran änderte ſich zunächſt nur, daß das 
preußische Kultus-Minifterium in die Befugniſſe des früheren hannoverſchen nach— 
folgte ®), und daß die Befugniffe des Oberkonfiftoriums eine mehrfache Erweiterung 
erfuhren ). Bon prinzipieller Wichtigkeit war dagegen, daß auch für die reformirten 
Kirchen, mit Ausnahme der fonföderirten Gemeinden, unter dem 12. April 1882 (X) 
und 6. Auguft 1883 (XI) eine Kirhengemeinde- und Synodalordnung 
publicirtt wurde. Die beabfichtigte Errichtung einer centralen Kirchenbehörde für die 
Reformirten ift indeſſen bis jetzt noch nicht erfolgt. 


1) Dazu ergingen al3 Ausführungs-Verordn. 4) Dazu erging eine Anweiſung des Konfift. 
a) die Befanntmad. d. Kult.-Minift. v. | v. 22. Oft. 1864, bei Lohmann a. a. D. 
20. Okt. 1864 zur Ausführung der Kirchen: | ©. 202 ff. 
vorjtands-Ordnung (III), in Gemäßheit welcher 5) Bekanntmach. d. Kult. Minift. vd. 5. Mai 
das Konfiit. zu Hannover am 1. Nov. 1864, | 1866. Lohmann a.a. D. ©. 115. Die pro— 
das zu Stade am 8. Nov. 1864, das zu Aus viſoriſche am 16. Juni 1866 erlaſſene Gejchäfts- 
vie am 10. Nov. und das zu Osnabrüdam | ordmung (Bödler a. a. D. ©. 63 ff.) ift noch 
5. Nov. Inſtruktionen an die Kirchenfommiffarien | im’ Geltung. 
erließen. (Bei Lohmann a. a. O. ©. 98 ff.) 6) Bekanntmach. d. Ober: Präj. dv. 29. Juni 
b) Die Befanntmad. des preuß. General- | 1868. Ebhardt a. a. O. II. Folge ©. 42 f. 
Goubdernements Departement des Kultus 7) Auf Pfarrverbeſſerungen: KGef. v. 22. Dez. 
v. 18. Januar 1867 zur Ausführung der | 1870 und 4. Yuli 1876; Verwaltung de Eme— 
Bezirfs-Synodal-Ordnung (IV.), die Bekannt: | ritenfonds: KGeſ. dv. 16. Juni 1873; Kirchen— 
machung d. Landes-Konſiſt. v. 14. Aug. | buchwejen. Kab.- Ordre v. 6. März 1875; 
1868, betr. die Ausführung der Landes | Trauungsfahen: KGej. dv. 6. Juli 1876; und 
Synodal-Ordnung (V.), die Gejhäftsord- | Traus u. Aufgebotsgebühren: KGef. dv. 16. Juni 
nung f. d. Bandes-Synode bei Lohmann a.a. | 1875. — Die den Konfiftorien zujtändigen Be: 
9. ©. 149 ff. fugniffe find ihnen nach dem Gef. über die all: 

2) Bol. auch KVorſt. u. SO. $ 57. gemeine Landesverwaltung dv. 30. Juli 1883, 

3) Nach dem Gef. über die allgem. Landes: | 8 27 (Gef.-5 1833, ©. 201) bis auf Weiteres 
veriwaltung d. 30. Juli 1883. erhalten worden. 


RE 
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P 


Kirchenordnung 


für die konföderirken Gemeinden evangeliſch-reformirter Kunfelſton in Dieder- 
ſachſen, zu Braunfihiveig, Celle, Bannover, Göftingen, Minden und Bückeburg. 


Einleitung. 

$ 1. Die Konföderation bejteht dermalen aus den oben genannten Gemeinden. 

$ 2. Der Grund, auf welchem diefe Konföderation im Ganzen und die Gemeinden 
im Einzelnen ruhen, ift das geoffenbarte Gotteswort in der heiligen Schrift, wie e3 
von den Propheten und Apoſteln niedergefehrieben und durch die Gnade Gottes bis auf 
diejen Tag erhalten ift. 

$ 3. Obwohl die Konfüderation die heilige Schrift als die alleinige Richtſchnur 
für den Glauben und das Leben ihrer Mitglieder und alſo auch für die in ihr 
herrjchende Lehre anfieht, jo erklärt fie fi) doch im Allgemeinen zu den verjchiedenen 
Bekenntnißſchriften der evangelijch-reformirten Kirche, 

S 4. Dieje, auf der Synodalverfammlung in Göttingen 1839 auf den Grund 
der bejtehenden Synodalbeſchlüſſe zufammengeftellte Kirchenordnung joll als Unions— 
Akte angefehen und von einem jeden erwählten Prediger und Vorfteher in dem, bei den 
einzelnen Gemeinden niedergelegten, originalifirten Exemplare vor dem eigentlichen 
Amtsantritte unterjchrieben werden. 

$ 4. Die Bereinigung der fonföderirten Kirchen fol jo beichaffen fein, daß feine 
Kirche irgend eine Herrfchaft über die andere habe und ausübe, ſondern es joll die 
vollfommenfte Gleichheit unter ihnen herrſchen. 

$ 6. Dagegen hat eine jede Kirche die Synode der ganzen Konföderation als 
ihre fompetente Behörde anzufehen, von deren Beichlüffen in Sachen der Kirchen— 
Disciplin und Glaubenslehre feine Appellation ftattfindet. 

$ 7. Wie die Synode die Angelegenheiten der konföderirten Kirchen zu leiten 
hat, jo leiten Presbyterien, unter fteter Berantwortlichfeit gegen die Synode, die einzelnen 
Gemeinden, 

$ 8. 63 muß alfo in diefer Kicchenordnung gehandelt werden: 

I. Bon der Synode, 
II. Bon den Presbyterien, 
II. Bon den Mitgliedern der Gemeinde, 


I. Bon der Synode. 


a. Wie es mit den Synodalverfammlungen zu halten jei. 

$ 9. Eine Synode wird gebildet durch die gejeßmähig von den einzelnen 
Presbyterien abgejendeten Deputirten, die ſich nach eingeholter Tandesherrlicher Erlaubniß 
an einem bejtimmten Orte, wo fich eine der fonfüderirten Gemeinden befindet, verfanmeln. 

8 10. Alle jechs Jahre joll eine Synode gehalten werden, und darf diefer Zeitraum 
nicht ohne Noth und nur dann verlängert werden, wenn die Mehrzahl der Preshyterien 
ih dafür entjcheidet. 

$ 11. Der Ort, wo die nächte Synodalverſammlung gehalten werden joll, 
wird auf der vorhergehenden Synode beſtimmt; doch Kann, wenn undorhergejehene 
Berhinderungsfälle eintreten, nach vorhergehender jechriftlicher Berathung der Presby- 
terien unter einander, eine andere Beſtimmung getroffen werden. 


ö 
122 Preußen (Hannover). [122 


$ 12. Das Presbyterium, in dejfen Wohnort die Synode gehalten werden joll, 
muß zur rechten Zeit der hohen Landesregierung davon Anzeige machen und bitten, 
daß die Erlaubniß dazu ertheilt, auch ein Kommiffarius ernannt werde, welcher abfeiten 
der Regierung dazu abgeordnet wird, der Synode beizumohnen, um darauf zu achten, 
daß in der Verſammlung nichts den Nechten des Landesherrn und der Landesverfaſſung 
entgegen vorgenommen und bejchlojfen werde, der aber übrigens feine Stimme, noch 
jonft einige Autorität hat. 

8 13. Jede Kirche muß zwei Deputirte, den Prediger und einen Vorfteher zur 
Synode jenden, welcher leßtere durch) Stimmenmehrheit vom Presbyterium zu wählen ift. 

8 14. Könnte ein Prediger auf der Synode nicht erjcheinen, jo ſoll auch ein 
Vorſteher allein, und könnte fein Vorſteher erjcheinen, auch der Prediger allein als 
Deputirter angenommen werden. Wenn endlich ein Presbyterium, gültiger Urjache 
wegen, gar feine Abgeordneten jenden könnte, jo joll es ſich in einem Schreiben 
ausdrüclich deshalb entjchuldigen, die Gründe der Synode anzeigen und fich den 
Schlüffen derjelben unterwerfen. 

8 15. Die Koften für die Synodalverfammlung Hat jede Kirche für ihre 
Deputirten zu tragen, mit Ausnahme der Bureaufoften, welche die Kirche, wo die 
Synode gehalten wird, allein übernimmt, 

$ 16. Die Deputirten der verjchiedenen Presbyterien haben ſich zur bejtimmten 
Zeit, die immer an dad Ende einer Woche fallen muß, an dem Berfammlungsorte 
einzufinden. An dem nächſten Sonntage wird dann von dem auf der vorhergehenden 
Synode dazu defignirten Prediger durch eine bejondere Synodalpredigt die Synode 
eröffnet. Am Montage beginnen die Situngen und zwar mit einem Gebet, welches der 
Prediger des Orts zu halten hat. Zunächſt nimmt die VBerfammlung au den Händen 
des Kommiljarius das Reſcript der Regierung in Empfang, durch welches derjelbe zum 
Kommiffarius bei der Synode bevollmächtigt wird, und welches derjenige Prediger, 
welcher bis dahin das Amt des Sekretärs verwaltet hat, vorlieſt. Alsdann fordert der 
bisherige Moderator von den ſämmtlichen Deputirten die VBollmachten ein, mit denen fie 
von ihren reſp. Presbyterien verjehen jein müſſen. Sobald dieje vorgelefen und richtig 
befunden worden find, wird die Tafel eingerichtet, d. h. ein Moderator, der in der 
Berfammlung den Vorſitz führt, und ein Sekretär, welcher das Protokoll zu führen hat, 
gewählt. Die Wahl gejchieht durch Zettel, welche der bisherige Moderator annimmt 
und öffentlich unterfucht und darauf diejenigen nennt, welche gewählt worden. find. 

$ 17. Bei den Synodalberathungen wird Alles durch Mehrheit der Stimmen 
entjchieden, wobei jeder der anweſenden Deputirten eine Stimme hat, und aljo nicht 
nach den Kirchen, jondern nach den Köpfen votirt wird, feiner aber jeine Stimme 
verweigern oder einem andern übertragen kann. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die 
Stimme des Moderators. 

$ 18. Das Protofoll oder die Akte der Synode joll unter der Leitung des 
Sefretärs jo vielmal abgejehrieben werden, daß der landesherrliche Kommifjfarius und 
ein jedes Presbyterium eine, von dem Moderator und Sekretär beglaubigte, unter 
jehriebene, mit dem Synodalſiegel und ihren Privatfiegeln verjehene Ausfertigung 
erhalten fünnen, während die Originalakte in das Moderaturarhiv zu legen tft. 

8 19. Jeder Synodalbeihluß tritt zehn Tage nach feiner, durch die Presbyterien 
zu bejchaffenden Publifation in Rechtskraft. 

z 20. Am Schluſſe der letzten Sitzung ſoll der Moderator ein feierliche Dank— 
gebet jprechen und joll an dem Sonntage nah der Schlußfigung ein dazu bei der 
vorigen Synodalverfammlung dejignirter Prediger wiederum eine Synodalpredigt halten. 
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b. Wie es in der Zwijchenzeit von einer zur andern 
Synodalverjammlung zu halten Sei. 


z 21. Da die ordnende und leitende Kirchengewalt über die einzelnen Gemeinden 
der Konföderation nur der Synode zufteht, jo können auch wichtige Bejchlüffe, welche 
Geſetzeskraft haben jollen, nur in einer Shynodalverfammlung gefaßt werden, Um indeß 
in der Zwijchenzeit von einer Synodalverfammlung zur andern die Verbindung zwijchen 
den Gemeinden zu erhalten, joll der erwählte Moderator jeder Zeit zum Wächter über 
die Synodalordnung in der Konföderation beftellt fein. 

$ 22, Durch Eirkularjchreiben, die don dem Moderator ausgehen, oder an 
denfelben von dem Presbyterium, welches den andern Kirchen etwas mitzutheilen oder 
borzutragen hat, gerichtet find, wird die Verbindung zwijchen den konföderirten Kirchen 
erhalten. Kein Presbyterium darf fein Botum verweigern; nimmt es Anftand zu 
ftimmen, jo muß es jeine Gründe der Synode vortragen, und der Entjcheidung derjelben 
fi) unterwerfen. 

$ 23. Es liegt dem Moderator ob, die Entjchließung, welche über eine Ange— 
legenheit durch die meiſten Stimmen fchriftlich gefaßt worden, den Presbyterien befannt 
zu machen, und zwar muß er dabei die gegebenen Vota zugleich al3 Belege wiederum 
cirkuliren lafjen. 

8 24. Bei Beantwortung eines, durch den Moderator ſämmtlichen Kirchen mit- 
getheilten Cirkularſchreibens jollen die Gutachten zufammen von Kirche zu Kirche 
herumgejandt und deswegen auch nicht auf bejondere Zettel gejchrieben, jondern es joll 
von der zuerſt jtimmenden Kirche ein ganzer Bogen zur Aufzeichnung der Gutachten 
für die ſämmtlichen Kirchen angelegt werden. Jedes Presbyterium muß den Empfang 
und Abjendungstag eines Schreibens bei unfrankirter Weiterfendung defjelben aufrichtig 
anmerken; auch darf fein Girkularjchreiben länger als höchſtens 8 Tage bei einer Kirche 
liegen bleiben, bei Strafe von 2 Thaler, die an die Schullehrerwittwen-Kaffe von dem 
Prediger de3 ſäumigen Presbyteriums zu erlegen find. In Abwejenheit des Predigers 
follen die Briefe von den Vorſtehern erbrochen und mit ihrem Gutachten weiter gejandt 
werden. 


c. Bon den Nemtern in der Synode, 
aa. Der Moderator. 


$ 25. Der Moderator hat fein vorzügliches Anfehen vor den übrigen Predigern, 
auch Feine Autorität in der Konföderation, jondern wird zu Anfang jeder Synodal- 
verfammlung aufs neue aus den Predigern dur Stimmenmehrheit gewählt, doch fo, 
daß der gewejene wieder gewählt werden kann. Sein Gejchäft ift: den Gejchäftsgang 
anzuordnen, die Berathungen in Liebe, Weisheit und Gerechtigkeit zu leiten und darüber 
zu wachen, daß jeder Anwejende in den Schranken der Mäßigung und gejeßlichen 
Ordnung verharre. 

$ 26. Es bleibt dem Moderator bis zur nächſten Synodalverfammlung und zur 
neuen Wahl eines Moderators die Aufbewahrung des Moderaturarchivs, aus melchem 
er jedem Presbyterium, welches es verlangen jollte, die nöthigen Mittheilungen zu 
machen hat; jo wie ihm die Gejchäftsleitung in der Zwiſchenzeit von einer Synodal— 
verfammlung zur andern obliegt, ©. 88 20—23. 

5 27. Wenn ein Moderator mit Tod abgeht oder aus dem Synodalverbande 
tritt, jo fol der Tod oder Abgang defjelben von jeinem Presbyterium dem Sekretär— 
„prediger gemeldet werden, welcher bis zur nächſten Synodalverfammlung das Gejchäft 
des Moderators proviſoriſch verwaltet, auch) das Moderaturarhiv in Empfang nimmt. 
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bb. Der Hekrefär. 

$ 28. Der Sefretär hat in den Synodalverfammlungen zur Linken des Moderators _ 
jeinen Sitz und führt das Protokoll oder die Synodalakte, für deren richtige Abjchriften 
er zu jorgen, dieſe zu beglaubigen und am Schlujfe der VBerfammlung den einzelnen 
Presbyterien und dem Kommiſſario prineipis zuzuftellen hat. 

d. Bon den Synodalfajjen. 

$ 29. Dieje beitehen aus der zu Gelle 1706 gejtifteten Predigerwittwen-Kaſſe 
und der zu Braunfchweig 1829 gejtifteten Schullehrerwittwen-Kaffe. Ihre Verwaltung 
wird auf jeder Synode zwei verjchtedenen Presbyterien aufgetragen, die übrigens jedes— 
mal wieder dazu fommittirt werden können. 

$ 30, Die Rechnung muß jährlih an den Moderator eingefandt werden, welcher 
fie bei den übrigen Presbyterien zur Notiznahme und Anerkennung cirkuliren läßt. 

$ 31. Die Adminiftratoren der Kafjen find befugt, die Kapitalien der Kaffen, 
unter Beobachtung der hernach genannten Beftimmungen, nach ihren beiten Einfichten 
zu kündigen und wieder zu belegen, ohne daß fie nöthig haben, deswegen bei den übrigen 
Kirchen anzufragen und ohne dazu jedesmal einer befondern Bevollmächtigung von der 
Synode zu bedürfen. Es ift ihnen auch zu dem Ende eine generelle Vollmacht ertheilt 
worden, die bei den Akten der Kafjen befindlich. 

$ 32. Die der Wittwenfaffe gehörigen Gelder jollen nicht ohne eine fichere 
Hypothek, auch fein Kapital unter 100 Thaler ausgethan werden. Der von dem 
adminijtrivenden Presbyterium erwählte Nechnungsführer ift diefem, und das Presby- 
terium der ganzen Konföderation für die treue und ſorgſame Verwaltung der Kaffe 
verantwortlich. 

$ 33. Keine Kirche ift befugt, von den allgemeinen Wittwenkaſſen ihre bejondere 
Portion zurückzunehmen. 

$ 34. Die Art der Penfionirung beruht auf Synodalbejchlüffen und Tann nur 
auf ordentlichen Synodalverfammlungen geändert werden. 


II. Bon den Presbyterien. 


$ 35. Jede einzelne, zum Synodalverbande gehörende Gemeinde wird in ihren 
Gemeinde-Angelegenheiten durch ein Preshyterium vertreten, in welchem der Paſtor den 
Borfiß hat. Dafjelbe befteht aus: 
1. Dem Paſtor Prediger). 
2. Den Vorſtehern (Aelteſten, Diakonen). 
a. Bon dem Prediger der Gemeinde, 
$ 36. Die Erledigung einer Predigerftelle ſoll den übrigen Kirchen durch ein 
an den Moderator zuerjt einzufendendes Girkularjchreiben befannt gemacht werden. Nach 
eingetretener Bafanz haben die Vorſteher alfobald darauf Bedacht zu nehmen, die 
erledigte Stelle wenigſtens innerhalb eines halben Jahres zu bejegen. Sie haben zu 
dem Ende die nöthigen Belanntmahungen und Einladungen zu Wahlpredigten zu 
erlaffen, zu welchen letzteren jedoch nur, entweder bereits angeftellte Prediger oder doch 
bereit3 von einer evangelifch = veformirten Kirchenbehörde eraminirte und wohlbejtandene 
Kandidaten der Theologie, welche die gehörigen Zeugniffe an das Presbyterium ein— 
zujenden haben, zuzulaffen find. | 
5 37. Zu Anhörung der Wahlberechtigten jollen alle wahlberechtigten Gemeinde: 
Glieder abjeiten der Vorjteher befonders eingeladen werden. 
$ 38. Die Borjteher haben allein das Recht, von denjenigen Predigern oder 
Kandidaten, welche eine Wahlpredigt gehalten haben, drei auf die enge Wahl zu jeßen, 
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damit von diefen die Gemeinden einen zu ihrem Paſtor erwählen. Diefe drei follen 
zuvor den andern Presbpterien und zwar durch ein an jedes Presbyterium bejonders 
zu vichtendes Schreiben befannt gemacht werden, welchem die Zeugnifje in Abjchrift bei= 
gefügt fein müfjen, mit der Anfrage, ob die übrigen Presbyterien wider feinen der— 
jelben etwas einzuwenden haben, worauf unverzüglich geantwortet werden muß. 

8 39. Sollten die Borjteher wünfchen, einen noch nicht eraminirten Kandidaten 
in Borjchlag zu bringen, jo kann derſelbe die Zulafjung zur Wahlpredigt erlangen 
durch ein Gramen, welches er dor dem Moderator und zwei von ihm zuzuziehenden 
Predigern aus der Synode bejtanden hat. 

S 40. Sobald die drei, von den Borftehern zur Wahl in Vorſchlag gebrachten 
Geiftlichen an drei hinter einander folgenden Sonntagen proflamirt find, findet an 
einem, von den BVoritehern der Gemeinde befannt zu machenden Tage unter der Diref- 
tion eines Prediger? aus dem Spnodalvereine, welchen das Presbyterium darıım erjucht, 
die Wahl nach Mehrheit der Stimmen ftatt. 

$ 41. Jeder Hausvater, d. 5. jedes männliche Glied der Gemeinde, das einen 
eigenen Haushalt hat, ift ſtimmfähig, vorausgejeßt, dab er fein Almojenempfänger fei. 

s 42. Wenn jtimmfähige Gemeindeglieder verhindert werden, bei der Wahl 
perjönlich zu erſcheinen, jo jollen fie ihre Stimme auch jcehriftlich und zwar verfiegelt 
durch einen der Vorſteher, dem fie die Gründe ihres Außenbleibens anzugeben haben, 
abgeben dürfen. 

8 43. Die gejchehene Wahl und Annahme de3 Berufs muß von dem Pres— 
byterium der höchſten Landesbehörde, jo wie durch ein Cirkularſchreiben den vereinigten 
Kirchen zur Kenntnißnahme mitgetheilt werden. 

S 44, Sit der Berufene ein nicht ordinirter Kandidat, jo wird er am Tage 
feines Amtsantritt vor der verfammelten Gemeinde, die ihn erwählt hat, ordinirt und 
inteodueirt, und zwar vor feiner Antrittspredigt. Die Ordination gejchieht durch den 
Moderator unter Alfiitenz zweier reformirten Prediger. Die dadurch verurjachten Koften 
hat zur Hälfte die Gemeinde, zur Hälfte der Ordinandus zu tragen. 

$ 45. Sit der Berufene ſchon ordinirt, jo findet bloß durch den zeitigen Modes 
rator die Introduktion ftatt, nach welcher im Beijein de3 verjammelten Presbyteriums 
von dem neuen Paſtor die Kirchenordnung unterzeichnet wird. Die Koften der Intro— 
duktion (Reiſe und Aufenthalt des Moderators) hat die Gemeinde allein zu tragen. 
$ 46. Den Antritt feines Amts hat der neue Paſtor durch ein, auf gewöhnliche 
Weiſe zu beförderndes Girkular den Übrigen Presbyterien anzuzeigen. 

8 47. Dem Bajtor liegt e8 ob, nach Anleitung der in der Gemeinde eingeführten 
Kicchenagende den Gottesdienjt zu halten, die Saframente zu verwalten, und alle 
geijtlichen Amtshandlungen zu verrichten, den Unterricht der Jugend im Chriſtenthume 
vorzunehmen, die ihm überwiejfene Aufficht über die Schulen zu führen und fich allen 
zur Seeljorge gehörenden Gejchäften zu unterziehen. 

$ 48. Er hat die Kirchenbücher nah den darüber bejtehenden Landesgejegen 
zu führen, und für die Aufbewahrung aller Bücher, Dokumente und Nachrichten, welche 
den Zuftand und das Vermögen der Gemeinde betreffen, in dem dazu beitimmten Kicchen- 
Archiv, unter Beirath der Borjteher, Sorge zu tragen. 

$ 49. Für die genaue Bejorgung derjenigen VBerrichtungen, welche der Staat 
den Predigern, insbefondere bei Cheverhältniffen, Aufgeboten, Trauungen, Taufen, 
Begräbnifjen, Führung der Kirchenbücher und den aus denjelben auszuftellenden Zeug— 
nijjen aufträgt, iſt er den betreffenden Staatsbehörden verantwortlid. 

$ 50. Die in der Vokation bejtimmte Bejoldung ift von dem rechnungsführen— 
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den Vorſteher vierteljährig gegen Quittung dem Prediger auszuzahlen. Das zeitige 
Presbyterium kann den Gehalt des Prediger wohl vermehren, aber nicht verringern. 
Auch bei eingetretener Vakanz kann die Verringerung nur nad) erfolgter Genehmigung 
der Synode geſchehen. Auch ſoll der Prediger (und Schullehrer) von feiner Bejoldung 
feine Auflagen bezahlen, ſondern wenn Auflagen gemacht werden, wodurd er etwas von 
den, im Berufsbriefe ihm verjprochenen Einkünften oder Freiheiten verliert, jo joll ihm 
ſolches aus der Kirchenfafje vergütet werden. 

$ 51. Der Paſtor darf nach jedesmal genommener Rückſprache mit dem Pre3- 
byterium im Sommer vier Wochen al3 Ferien zu jeiner Erholung benußgen. Will er 
außerdem in eigener Angelegenheit verreifen, jo kann jolches nur mit Zuftimmung des 
Presbyteriums gejchehen, wobei ihm jedoch ohne Noth Feine Hindernifje in den Weg 
gelegt werden jollen. Dagegen hat der Paſtor für feine Vertretung, die auch durch 
einen lutheriſchen Prediger oder Kandidaten jtattfinden kann, zu jorgen. 

8 52. Sollte der Paftor durch Krankheit oder Altersfchwäche unfähig werden, 
feinem Amte gehörig vorzuftehen, jo liegt es dem Presbyterium ob, ihm unter Beſtä— 
tigung der Synode einen Gehülfen zuzuordnen, wiewohl der Baftor, wenn es die Noth 
erfordert, ſich auch gefallen laſſen wird, zur Unterhaltung dejjelben das Seinige bei- 
zutragen. Nach dem Abſterben des Predigers follen die Wittwen oder die umverjorgten 
Kinder den Predigergehalt, von dem Sterbetage an gerechnet, noch ſechs Monate genießen. 

8 53. Was die Suspenfion eines Predigers anlangt, fo kann der Antrag auf 
diejelbe nicht von einem einzelnen oder mehreren Gemeindegliedern, ſondern nur durch) 
die Vorſteher feines Presbyteriums an die Synode gebracht und von dieſer auf einer 
zufammen zu berufenden Synodalverfammlung angenommen und bejchlojfen werden, 
Uebrigens kann diejer Antrag, wenn er der Mehrzahl der Kirchen unzuläſſig erjcheinen 
jollte, auch dur Cirkular-Abſtimmung abgelehnt werden. 


b. Bon den Vorſtehern der Gemeinde. 

8 54. Das Amt der Vorjteher beiteht darin, daß ſie mit dem Paſtor gemein- 
ſchaftlich die Aufficht über die Gemeinde führen und angelegentlichjt jowohl für die 
innere als äußere Erhaltung und Vervollkommnung derjelben jorgen. Doch liegt dem 
Paſtor vorzüglich das Innere, ihnen beſonders das Aeußere ob. 

8 55. Der Vorſteher ſollen jederzeit mindejtens vier fein. 

8 56. Die Vorſteher werden auf Lebenszeit gewählt. 

8 57. Die Vorſteher werden, wenn eine Vakanz eintritt, von den übrigen Mit- 
gliedern des Presbyteriums erwählt, ihre Wahl zwei Sonntage hinter einander der 
Gemeinde öffentlich angezeigt, mit der Frage, ob etwa Jemand etwas Gegründetes wider 
eine jolche Wahl einzuwenden habe, worauf fie, wenn fein Einfpruch gejchehen, oder 
der erhobene bejeitigt ift, am dritten Sonntage öffentlich nach gehaltener Predigt in 
ihrem Amte bejtätigt und verpflichtet werden. 

$ 58. Es fünnen Vater und Sohn, auch Schwiegervater und Schwiegerjohn, 
oder Vater und Stiefjohn, oder zwei Brüder nicht zugleich Mitglieder des Presbyteriums 
fein. Ausnahmen fönnen nur ftattfinden, wenn fie von der Synode genehmigt find. 

$S 59. 63 darf auch Jemand, der in einem öffentlichen Amte ftehet, Vorſteher 
werden, vorausgejeßt, daß dieſes Amt ihn nicht an der Erfüllung jeiner Pflichten als 
Vorſteher verhindert. 

S 60. Es joll nur zum Vorfteher erwählt werden dürfen ein Mann, der das 
25ſte Lebensjahr zurücgelegt hat, unbejcholtenen Rufes ift, ich durch fleißigen Kirchen— 
befuch und Theilnahme an dem Sakramente des Tijches als wirkliches und lebendiges 
Glied der Gemeinde bewährt hat, und wo möglich durch Grundbefit in dem Orte, wo 
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die Gemeinde ſich befindet, begütert ift. Wenn ein Vorjteher des öffentlichen Kredits, 
3. B. durch Fallifjement oder Konkurs, verluftig gegangen ift, muß er jeine Entlaſſung 
nehmen. 

$ 61. In den Presbyterialvderfammlungen iſt ſtets zu einer Beſchlußnahme 
Mehrheit der Stimmen erforderlich, und wenn es fich träfe, daß die Stimmen getheilt 
wären, jo joll diejenige Meinung gelten, für welche der Paftor fich erklärt. 

s 62. Sit ein jchriftliches Gutachten abzufaffen, jo gebührt dem Paſtor die 
Redaktion in Gemäßheit des Presbpterialbeichluffes; das von allen Mitgliedern des 
Presbyteriums fignirte Konzept fol zu den Akten der Kirche gelegt werden. 

S 63. Das Preshpterium verfammelt fich auf jchriftliche Aufforderung des Präjes 
in der Regel vierteljährig einmal in einem angemefjenen Lofale. Der Präjes hat darauf 
zu achten, daß Ordnung, Anitand und Würde in der VBerfammlung nicht verlegt, und 
nur über kirchliche Gegenftände gejprochen werde. Die Vorſteher votiren nach dem 
Umtsalter, eben jo unterjchreiben ſie ſich bei den jchriftlichen Votis. 

$ 64. Eins der Hauptgejchäfte der Vorſteher bejteht in der Verwaltung des 
Kirchenvermögens. Da diejes Gejchäft nicht wohl von Mehreren zur Zeit bejchafft wer— 
den fann, jo wird alljährig von dem Presbyterium einer der Vorſteher zum Kechnungs- 
führer erwählt, der zu dem Ende die Kafje nebjt den Büchern an fich zu nehmen, alle 
Einnahme für die Kafje zu empfangen, jo wie alle Ausgaben derfelben zu bejtreiten, 
und die Kapitulation zu belegen hat. Doch joll der Rechnungsführer nichts von Wichtig- 
feit vornehmen, ohne davon dem ganzen Presbyterium Anzeige gemacht und defjen 
Zuftimmung erhalten zu haben, da Einer für Alle und Alle für Einen verantwort- 
lich find. 

Ss 65. Die Nechnungsablage geſchieht in der eriten Presbyterialverfammlung 
jeden Jahrs, nachdem die Bücher und Belege acht Tage vor der Verſammlung bei den 
Mitgliedern des Presbyteriums cirkulirt haben. 

Zu jeder ordentlichen Synodalverfammlung hat jedes Presbyterium feine Kirchen- 
Rechnungen mitzubringen und der Berfammlung vorzulegen. 

5 66. Da das Amt des Vorſtehers ein Ehrenamt ift, jo darf fein Vorfteher, 
auch der Nechnungsführer nicht, eine Gratififation für jeine Miühewaltung aus der 
Kicchenfafje in Anfpruch nehmen, noch gewilfe Vortheile und Freiheiten vor den andern 
Gemeindegliedern ſich anmaßen; dagegen jollen ihnen die Auslagen, welche ihre kirch— 
lien Offizia erfordern, aus der Kirchenkaſſe erftattet werden. 

Ss 67. Auch Liegt den DBorftehern die Wahrnehmung alles deſſen ob, was zur 
Armenpflege gehört, und zwar 

a. die Empfangnahme der bei dem öffentlichen Gottesdienfte gefammelten Almoſen; 
b. die etwa nothwendig gewordenen monatlichen Sammlungen zum Bejten der 

Armen bei den Mitgliedern der Gemeinde; 

c. die Annahme oder Einfaffirung der, dem Armenweſen zugedachten, milden Gaben 

und Einfünfte, 

$S 68. Die DBerwaltung der Armenkaffe Liegt dem dazu fommittirten Mitgliede 
des Presbyteriums, unter jteter Zuziehung und Mitwirkung des Paftors, ob. Die 
alljährliche Nechnungsablage erfolgt mit der Rechnungsablage über die Kicchenkaffe. 

5 69. Das Presbyterium fann die Glieder der Gemeinde, die fich übel aufführen, 
oder ein öffentliches Aergerniß geben, und aljo die Ehre der gefammten Gemeinde 
gefährden, vor jich fordern, zur Rede ftellen, und im Fall der Widerjeglichfeit oder 
Safterhaftigkeit, vom Abendmahl ausschließen, und fie der Nechte der Gemeindeglieder 
für eine Zeitlang verluftig erklären. 
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Ss 70. Bei jedem Presbyterium ift ein Synodal- und ein Kirchenfiegel vorhanden, 
deſſen Führung, jenes bei Syuodalichriften, diefes bei Ausjtellung von kirchlichen Zeug— 
niffen und Ertraften aus den Kirchenvegiftern dem Prediger, und während der Prediger: 
Vakanz dem ältejten Vorſteher anvertrauet it. 

s 71. Die Wahl des Schullehrerd und der untern Kirchenbeamten gejchieht vom 
Presbyterio. 

III. Von den Mitgliedern der Gemeinde. 

s 72. Als Mitglied der Gemeinde iſt Jeder anzuſehen, der in der Stadt, wo 
die einzelne Kirche jich befindet, oder deren Umgegend feinen Wohnſitz hat, durch die 
Konfirmation oder auf eingereichtes Kirchenzeugniß in diejelbe aufgenommen worden iſt 
und zu dem Tiſche des Herrn bei derjelben fich hält. 

8 73. Die Pflichten eines Gemeindegliedes jind: 

1. die Gnadenmittel der Kirche in der Gemeinde fleißig zu gebrauchen ; 

2, ein erbauliches Leben zu führen ; 

3, ſich der beitehenden Kirchenordnung zu unterwerfen, und 

4, die für die Firchlichen Bedürfniffe etwa erforderlichen Beiträge nach jeinen 
Kräften und Mitteln zu Leisten. 

Dagegen hat jedes Mitglied der Gemeinde Antheil an allen kirchlichen Gnaden= 
mitteln, Anftalten und Gerechtfamen derjelben, und Anſpruch auf die Dienjte der Kirchen— 
Beamten. Jedes jelbjtändige und qualifieirte Gemeinde Mitglied kann zum Mitgliede 
des Presbyteriums erwählt werden, und hat ein Stimmrecht bei der Wahl des Pajtors, 

8 74. Die Mitglieder der Gemeinde, als jolche, jind fich vollfommen gleich. 
Reichthum und Armuth und Alles, was einen Unterjchied in den gewöhnlichen Verhält— 
nifjen des Lebens hervorbringt, ſoll in ihr nicht geachtet werden. 

8 75. Eine Stimme hat in den Fällen, wo eine Zufammenberufung der ganzen 
Gemeinde jtattfindet, ein jedes männliche Mitglied der Gemeinde, welches das 25ſte Jahr 
zurücgelegt, einen eigenen Haushalt hat und fein Almojenempfänger ift. 

$ 76. Mißverſtändniſſe und Streitigkeiten unter Gemeindegliedern zu bejeitigen, 
liegt Jedem ob, der mit den darin Begriffenen in näheren Berhältniffen fteht und 
befonders dem Presbpterium. Sollten aber Gemeindeglieder Bejchwerden wider das 
Presbyterium haben, jo haben fie diejelben bei dem Moderator der Synode anzubringen, 
welcher nach den Umständen entweder ſelbſt oder durch einen auf Kojten der Klagenden 
abzujendenden Kommiljarius, oder durch Mittdeilung an die ganze Konföderation, unter 
eventueller Beantragung einer auferordentlihen Synodalverfammlung an dem Orte, 
to der Streit ausgebrochen ift, die Irrungen beilegen wird. Entſteht der Streit in der 
Gemeinde des Moderators, jo wird die Sache dem Sefretärprediger übergeben. Dafjelbe 
Verfahren iſt zu beobachten, wenn unter den Gliedern eines Presbyteriums ſelbſt Irrungen 
entjtehen. 

$ 77. Erweiterungen oder Abänderungen dieſer Kirchenordnung bleiben, wenn 
fie nothwendig erjcheinen follten, fünftigen Synodal-Berfammlungen vorbehalten. 

$ 78. Vorſtehende Kirchenordnung ift von den unterzeichneten Deputirten der 
fonföderirten reformirten Kirchen Niederfachiens auf den Grund der in Kraft bejtehenden 
Synodalbeſchlüſſe errichtet, al3 Unionsafte anerkannt und dei zu Urkunde unterjchrieben 
und unterjiegelt worden. 

So gejchehen Göttingen, am 14. September 1839. 
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KRirchenvorſtands- ud Bynodalordnung 
für die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Königreichs Hannover. Dom 9, Vkt. 1864. 
"Georg V. x. 

Nachdem Wir über Abänderungen in der Verfaſſung der evangelifch-Lutherifchen 
Kirche des Königreichs mit der in Gemäßheit des S 23 des Landesverfaffungsgejees vom 
5. September 1884 kraft Unferer Verordnung vom 29. April v. J. berufenen Vorſynode 
berathen haben, verkünden Wir die nachjtehende Kirchenvorftande- und Synodalordnung 
als Kirchengeſetz für die evangelifch-lutherifche Kirche des Königreichs unter Folgenden 
Beltimmungen: 

Art. 1. Die Vorſchriften der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung über 
Zuftändigfeit der Synoden und ihrer Ausschüffe treten erſt je mit der erjtmaligen 
Berfammlung der betreffenden Synode — bei den Bezirk3-Synoden je für den Bezirt — 
in Kraft. 

Die nah $ 51 Nr. 3, 4 und 5 und nad S 53 Nr. 4 und $ 71©.3 den 
Bezirks-Synoden und deren Ausſchüſſen beigelegten Befugniffe ftehen bis dahin der 
Kicchenregierung zur. 

Art. 2. Mit Ausführung der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung ift Unfer 
Kultus-Ninifterium beauftragt. 

Bon deſſen Beitimmung bleibt der Zeitpunkt, mit dem in jedem Bezirk die 
Bezirks-Synode zum erſten Male zufammentreten foll, abhängig. 


I. Der Kirchenvorftand. 
A. Dejjen Bildung und Geſchäftsordnung. 

$ 1. Jede Kirchengemeinde foll einen Kirchenvorftand in Gemäßheit der nach— 
folgenden Ordnung haben, 

Ausnahmen hiervon find bei den nur für beftimmte Klaſſen von Perſonen beftehenden 
Kirchengemeinden zuläffig. 

Auch iſt die Bildung eines bejonderen Kirchenvorftandes für Tochtergemeinden 
nur, wenn dieje vermögensrechtliche Selbitjtändigfeit haben, exrforderlih, Vgl. 8 43. 

8 2. Die Kirchenvorjtände follen aus den Pfarrgeijtlichen ($ 3) der Kirchen— 
gemeinden und wenigſtens vier von lebteren gewählten Vorſtehern beftehen. Vergleiche 
jedoch 8 14. 

$ 3. Als Pfarrgeiſtliche treten alle Geiſtliche, welchen eine ſelbſtſtändige pfarr— 
amtliche Stellung in der Kirchengemeinde zufommt, oder nach befonderer Anordnung der 
Kirchenregierung ftatt derjelben deren mit Seeljorge betraute Gehülfen, und in Vakanzfällen 
oder in Fällen dauernder Behinderung ein von der Kicchenregierung zu benennender 
jtellvertretender Geiftlicher in den Kirchenvorſtand ein. 

Für vereinigte Muttergemeinden und für Tochtergemeinden hat die Kirchenregierung 
diejenigen Geistlichen dev Gemeinde, welche in den Kirchenvorftand eintreten jollen, zu 
benennen. 

Allen jonftigen Geiftlichen der Kicchengemeinde ift gejtattet, an den Berathungen 
de3 Kicchenvorjtandes ohne Stimmrecht Theil zu nehmen. 

$ 4. Die nähere Feititellung der Zahl der Vorfteher ($ 2) fteht nach Bernehmung 
der Kirchengemeinde und ihres Vorjtandes, jofern ein folcher bereits vorhanden, der 
Kirchenregierung zu. 

Friedberg, Verfafiungsgefege. Preußen. 9 
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Bei VBernehmung der Kirchengemeinden gilt hier wie in den Fällen der SS 8 und 10 
fir das Stimmrecht, was im 8 10 und $ 7 für das Wahlrecht und dejjen Ausübung 
vorgeſchrieben tft. 

S 5. Die Wahl der Vorfteher geſchieht in einer nach Zeit und Ort an zwei 
Sonntagen in der Kirche zuvor abzufündigenden Verfammlung der Kirchengemeinden 
nach abjoluter Stimmenmehrheit. 

Ergiebt fich bei der Abjtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht, jo iſt die 
Wahl in demjelben Termine in der Art zu wiederholen, daß nur die bei der vorher— 
gehenden Abſtimmung Benannten wählbar bleiben, und von Diejen derjenige ausjcheidet, 
auf welchen die geringfte Stimmenzahl gefallen ift. 

Bei Stimmengleichheit enticheidet das 2008. 

8 6. Sofort nad) Beendigung der Wahl der Vorſteher ift für diejelben eine 
mindejtens halb jo große Zahl von Erjagmännern — bei Wahlen nach Abtheilungen 
($ 8) für jede Abtheilung — in gleicher Weife zu wählen. 

$ 7. Nur die perfönlich erjcheinenden Wahlberechtigten find jtimmberechtigt. 

Solche jedoch, die außerhalb des Pfarriprengel3 wohnen, können duch einen 
Bevollmächtigten aus der Zahl diefer Wahlberechtigten jtimmen. Kein Bevollmächtigter 
darf mehr als einen Bollmachtgeber vertreten. 

$ 8. Für Kirchengemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten oder über 1500 
Seelen zählen, kann eine Wahl der VBorjteher oder nach Abtheilungen des Pfarriprengels 
durch die Kirchenregierung nach Vernehmung der Kirchengemeinde und ihres VBorjtandes, 
jofern ein jolcher. bereit3 vorhanden, angeordnet werden. 

8 9. Die Wahl ift in der Regel durch den Kirchenvorſtand zu leiten. 

$ 10. Wahlberechtigte find alle volljährige männliche Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde, welche im Pfarrjprengel Wohnrecht haben oder auf ihren Antrag vom 
Kirchenvorjtande Wahlrecht beigelegt erhalten,. mit Ausnahme jolcher (vgl. au SS 20 
und 24): 

1. welche durch Verachtung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel 
öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes Aergerniß 
gegeben haben ; 

2. welche unter väterlicher Gewalt, Kuratel oder in Koft und Lohn ſtehen; 

3. welche jtändig aus Armenmitteln unterjtügt werden oder welchen Armuths halber 
die Firchliche Beitragsleiftung exlafjen ift; 

4, über deren Vermögen ein noch unbeendigter Konkurs objchwebt. 

Bei bejchränfter Beitragsleijtung eines Theils der hiernach Wahlberechtigten in 
einer Kirchengemeinde kann für folche, welche nicht ſchon volles kirchliches Stimmrecht 
gehabt haben, eine verhältnigmähige Beſchränkung des Wahlrechts durch die Kirchen: 
vegierung nach Vernehmung der Kirchengemeinde und ihres Vorftandes, fofern ein folcher 
bereit3 vorhanden, angeordnet werden. 

Solche, die bisher weder Firchliches Stimmrecht gehabt, noch Firchliche Beiträge 
geleiftet haben, bleiben vom Wahlrecht ausgeſchloſſen, bis nach ihrer Vernehmung der 
Umfang ihres Wahlrecht in Verbindung mit demjenigen ihrer Beitragsleiftung auf 
demfelben Wege geordnet ift. 

Auf Volksſchullehrer finden die Beftimmungen der vorhergehenden beiden Sätze 
feine Anwendung. 

Mitglieder der evangelifch-lutheriichen Kirche, welche im Pfarriprengel ein Gut, 
einen Hof oder ein für fich beftehendes Wohnhaus eigenthümlich oder nießbräuchlich 
defigen und davon zu den Laften der Kirchengemeinde beizutragen haben, gelten in 
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Betreff des Wahlrecht als Meitglieder der Kirchengemeinde, auch wenn fie im Pfarr— 
fprengel ihren Wohnfit nicht Haben, ohne daß jedoch auch eine Erweiterung der Wähl- 
barfeit damit eintritt. 

Bei Perfonalgemeinden ift das Wahlrecht durch Wohnrecht nicht bedingt. 

8 11. Ein Verzeichniß ſämmtlicher Wahlberechtigter it vor jeder Borfteherwahl 
mindeftens eine Woche lang öffentlich auszulegen und mit Nüdfiht auf eingehende 
Erinnerungen und Anmeldungen zu berichtigen und zu vervollitändigen. 

Außer den darin VBerzeichneten dürfen nur folche, welche fi) als Wahlberechtigte 
jpäteftend am Tage vor der Wahl gemeldet haben, im MWahltermine zugelaffen werden. 

Zweifel über Wahlrecht find, vorbehaltlich der nach $ 51NE. 3 und 8 51 Nr. 4 
begründeten Zuftändigfeit der Bezirks-Synode und ihres Ausſchuſſes, durch die Kicchen- 
regierung, für die anftehende Wahl jedoch durch den Kirchenvorftand zu entjcheiden. 

8 13. MWählbar find diejenigen wahlberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde, 
twelche über 30 Jahre alt find und als ehrbare gottesfürdhtige Männer ein gutes 
Gerücht in der Gemeinde haben, auch nicht durch Fernhaltung vom öffentlichen Gottes— 
dienste oder heiligen Abendmahle die Bethätigung ihrer Firchlichen Gemeinjchaft ver— 
nachläſſigen. 

8 14. Die Patrone find befugt, ein als Vorſteher in den Kirchenvorſtand 
eintretendes Mitglied zu wählen. 

Wählbar hiefür find alle, welche die im 8 70 Nr. 2 und 3 bejtimmten Eigen— 
ſchaften beſitzen. 

Hat ein Patron dieſe Eigenſchaften, ſo kann er ſelbſt als Vorſteher in den 
Kirchenvorſtand eintreten. 

Die getroffene Wahl iſt dem Kirchenvorſtand anzuzeigen. 

Erklärt der Vertreter des Patrons vor der Einführung in ſein Amt ($S 16) den 
Willen, nur bei Vermögensſachen ($ 35) ſich zu betheiligen, jo beſchränkt ſich auf diefe 
das Necht und die Pflicht feiner Mitwirkung. 

Patrone, welchen auf Grund des Gejeßes vom 14. Oftober 1848 die Befugniß, 
mehrere Mitglieder des Kirchenvorjtandes zu ernennen, zufteht, Können dabei für ich 
bezw. das don ihnen erwählte Mitglied die Beilegung einer verhältnigmäßigen Zahl 
von Stimmen in Vermögensfachen ($ 35) verlangen oder, falls ſie jolches vorziehen, 
das Recht, noch weitere, jedoch nur zur Mitwirkung in VBermögensjachen bereshtigte 
Mitglieder in entjprechender Zahl zu wählen, beanjpruchen. 

8 15. Die Namen der zu Borjtehern und Erjaßmännern Gewählten und der 
Tag der Einführung der Vorjteher (8 16) jollen jofort im Wahltermine und an dem 
der Wahl, bezw. der patronatjeitigen Anzeige, folgenden Sonntage in der Kirche ver— 
fündet werden. 

Die Kircchengemeindeglieder, ſowie die Pfarrgeiftlichen find berechtigt, Einwendungen 
gegen die Wahl vor Ablauf der Woche, in welcher die letzte VBerfündigung ftattgefunden 
hat, vorzubringen, wodurd die Einführung der Beanftandeten bis zur Erledigung dev 
Einwendungen verfchoben wird. 

$ 16. Die als Vorſteher Eintretenden find in ihr Amt vom (exften) Pfarrgeiſt— 
lichen in der Kirche vor dev Gemeinde feierlich einzuführen und haben in dejjen Hand 
das Gelöbniß abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjtes ftets in brüderlicher 
Liebe mit gemwifjenhafter Sorgfalt und in Mebereinjtimmung mit den Ord— 
nungen der Kirche zu warten und mit vechtjchaffener Treue zu achten, daß 
alles ordentlich und ehrlich zugehe in der Gemeinde zu deren Befjerung”. 

9* 
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Für Vorfteher, welche nur in VBermögensjachen mitzuwirken haben ($ 14), lautet 
das Gelöbniß: 

„Sch gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjtes jtet3 mit gemwiljenhafter 
Sorgfalt und in Mebereinjtimmung mit den Ordnungen der Kirche zu warten“. 

S 17. Die Erfaßmänner treten nach der Reihenfolge, welche fich durch die auf 
fie gefallene Stimmenzahl bejtimmt, an die Stelle ihrer etwa dauernd ausjcheidenden 
Bormänner ein. 

Dafjelbe gilt, wern nach beendetem Wahltermine die Wahl eines Bormannes 
für ungültig erklärt wird, oder diefer die Uebernahme des Amts weigert. 

8 18. Das Vorſteheramt iſt als Firchliches Ehrenamt unentgeltlich zu verwalten. 
Doch kann bei befonders zeitraubenden Mühwaltungen in der Bermögensperwaltung eine 
mäßige Entihädigung unter Genehmigung der Kicchenregierung bewilligt werden. 

Denen, welche das Borfteheramt verwalten, und — bei zureichendem Raume — 
auch denen, welche dafjelbe jchon zweimal während der vollen gejeglichen Zeit verwaltet 
haben, ſoll in der Kirche, jo weit die Verhältniffe es geftatten, ein Ehrenplaß ange- 
wieſen werden. 

$ 19. Das DVorjteheramt darf nur von folchen abgelehnt oder niedergelegt wer- 
den, welche 

1. an deſſen regelmäßiger Verwaltung durch Krankheit, oder 
2. nach dem Urtheil der vorgejegten Dienjtbehörde durch ein von ihnen befleidetes 
öffentliches Amt nachhaltig behindert find, oder 
. im aktiven Militärdienſte jtehen, oder 
. al3 Aerzte, Wundärzte oder Apothefer zugelafjen, oder 
. durch ihren Beruf zu häufiger Abweſenheit genöthigt find, oder 
. das ſechszigſte Lebensjahr zurücdgelegt, oder 
. das Vorjteheramt ſchon bekleidet haben, wenn jeit dem Austritte ſechs Jahre noch 
nicht verfloffen find. 
Den von Patronen Gewählten jedoch jteht die Ablehnung oder Niederlegung des 
Borfteheramts ohne Beſchränkung frei. 

5 20. Mer ohne Grund (8 19) die Uebernahme oder Fortführung des Vor— 
jteheramtsS weigert, verliert das Kirchliche Wahlrecht (S 10). 

Dafjelbe kann ihm jedoch auf jein Gefuch vom Kirchenvorftande wieder beigelegt 
werden, aber nicht vor Ablauf von ſechs Jahren. 

Ss 21. Bmeifel über Gültigkeit der Wahl oder über Statthaftigfeit einer Ab- 
lehnung oder Niederlegung find, vorbehaltlich der nach S 51 Nr. 3 und 8 53 Nr. 4 
begründeten Zuftändigfeit der Bezirfs-Synode und ihres Ausſchuſſes, duch die Kirchen: 
regierung zu enticheiden. 

s 22. Sit für eine Vorjteherwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, weil 
Wahlberechtigte im Termine nicht erjchienen find, oder die Erjchienenen die Vornahme 
der Wahl verweigert haben, oder Nichtwählbare gewählt find, jo hat für das Mal die 
Bezirks-Synode, bezw. deren Ausſchuß die Wahl auszuüben. Bol. 8 51 Nr. 4 und 
S 53 Nr. 4. 

$ 23. Das Vorjteheramt dauert jechs Fahre, jo jedoch, daß Necht und Pflicht der 
Amtsführung immer erjt mit der Einführung der neuen Kicchenvorjteher erlifcht. 

Bon drei zu drei Jahren jcheidet die Hälfte der Vorfteher aus, 

Der Austritt wird durch die Dienftzeit, aushülfsweife durch das Loos beftimmt. 

Jedoch haben die Patrone die Amtsdauer der von ihnen gewählten VBorfteher jelbjt 
fejtzujeßen. 


— 2 60 


133] I. Kichenvorft. u. Syn.=Ordn. für die evangel.-futher. Kirche v. 9. Oft. 1864. 133 


8 24. Die Entlafjung eines Vorſtehers während der Amtsdauer erfolgt: 

en jedes die Wählbarkeit in den Kirchenvorſtand aufhebenden Grundes; 
wegen erwieſener Dienſtuntüchtigkeit; 

. wegen grober Pflichtwidrigkeit, namentlich beharrlicher Dienſtvernachläſſigung 

oder Nichtgeheimhaltung vertraulicher Angelegenheiten. 

Einem aus dem Grunde Nr. 3 Entlafjenen kann zugleich das Kirchliche Wahlrecht 
entzogen werden. 

Dal. $S 51 Nr. 5 und $ 53 Nr. 4. 

$ 25. Im Kirchenvorſtande Hat der (erſte) Pfarrgeiftliche den Vorſitz, in dejjen 
Berhinderung, wenn mehrere Geiftliche Mitglieder des Kirchenvorjtandes find, der 
folgende Geiftlihe, andern Balls (vgl. 8 28 a. E.) ein dazu vom Kirchenvoritande 
aus jeiner Mitte alle drei Jahre beim Eintritte der neuen Vorſteher zu wählender Stell 
vertreter. 

Der Borfigende vermittelt den Verkehr des Kirchenvorftandes mit der Kirchen- 
regierung und den Synoden, ſowie auch — vorbehaltlich bejonderer Beauftragung 
anderer Mitglieder durch den Kirchenvorftand — mit Dritten. Vgl. übrigens 8 29. 

$ 26. Der Kirchenvorſtand bejtimmt Zeit und Zahl feiner ordentlichen Ver— 
jammlungen. Außerordentliche Sitzungen hat der Vorſitzende erforderlichen Falls und 
namentlich, jo oft es die Kicchenregierung oder zwei Mitglieder des Kirchenvorſtandes 
verlangen, a Ginladung jeiner ſämmtlichen Mitglieder zu berufen. 

Zu den Berfammlungen iſt in der Regel ein geijtliches Gebäude zu benußen. 

$ 27. Der Borfigende eröffnet die Situngen in der Regel mit Gebet und hat in 
jeder ordentlichen Sitzung die Mitglieder des Kirchenvorjtandes zu Mittheilung etwa 
vorzutragender Bemerkungen in Betreff der religiöfen und ſittlichen Zuftände der Kirchen— 
gemeinde zu veranlaffen. 

$ 28. Beſchlüſſe werden vom Kirchenvorjtande nach abjoluter Stimmenmehrheit 
gefaht. Ihre Gültigkeit ift dadurch, daß mehr als die Hälfte dev Mitglieder an der 
Abſtimmung Theil nimmt, bedingt. 

Sit abjolute Stimmenmehrheit auch in erneuter Berathung nicht zu erreichen, ſo 
fann die Entjeheidung der Kirchenregierung dom Kirchenvorjtande eingeholt werden. 
Dieß muß gejchehen, wenn die Angelegenheit nicht unentjchieden beruhen darf. 

Kichenvorjtandsmitglieder, welche außer in ihrer Eigenfchaft al3 Mitglieder der 
Kirchengemeinde oder als Angehörige einer Klaſſe dieſer Mitglieder bezw. außer in ihrer 
Stellung als Patrone bei einer Angelegenheit perjönlich betheiligt find, haben fich darin 
der Abſtimmung zu enthalten. 

Ohne Mitwirkung eines geiftlichen Mitgliedes darf dev Kirchenvorjtand nicht thätig 
werden, außer in den Fällen, in welchen die Mitwirkung der Geiftlichen durch perjönliche 
Betheiligung gehindert ift oder Gefahr im Berzuge Liegt. 

$ 29. Zur Gültigkeit der ſchriftlichen Willenserklärung eines Kivchenvorjtandes 
bedarf es einer im Namen dejjelben ausgeitellten, von dem VBorfigenden oder deijen 
Stellvertreter und mindejtens der Hälfte der übrigen Mitglieder des Borjtandes unter⸗ 
ſchriebenen Erklärung. 

Eine in dieſer Form gegebene Erklärung gilt Dritten gegenüber als Willens— 
erklärung des Kirchenvorſtandes ohne Rückſicht auf einen vorgängigen Beſchluß. 
Die Vorſtandsmitglieder dürfen indeß bei eigener Verantwortlichkeit eine ſolche Erklärung 
nur in Gemäßheit eines zuvor nach den Vorſchriften des 8 28 gefaßten Beſchluſſes 
ausſtellen. Dieſelben bekunden durch ihre Unterſchrift nur, daß der Beſchluß ordnungs— 
mäßig gefaßt iſt, nicht, daß fie dieſem beigeſtimmt haben, 
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Die Plarrgeiftlichen der betreffenden Kirchengemeinden find ermächtigt, bei den 
Willenserklärungen der Kicchenvorjtände unter Beidrückung des Kirchenfiegels mit dem 
Glauben öffentlicher Beamten zu bezeugen, daß die Erklärung von der Mehrheit dev 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes einjchließlich des Vorſitzenden (oder dejjen Stellvertreters) 
unterfchrieben jei. 

Die vorstehenden Vorſchriften gelten auch für jchriftliche Bevollmächtigung der zur 
Ausrichtung einzelner Gejchäfte von den Kirchenvorſtänden etwa zu beftellenden Bevoll- 
mädhtigten. 

Im schriftlichen Verkehr mit dev Kirchenregierung genügt, vorbehaltlich 
anderer bejonderer Anordnung oder Bejchluffes des Kirchenvorjtandes, ein im Namen 
des Kirchenvorftandes und in Gemäßheit der Beſchlüſſe deſſelben zu ertattender Bericht 
des Vorſitzenden (oder deſſen Gtellvertreters). 

$ 30. Die Beihlüffe des Kirchenvorjtandes find vom Vorſitzenden oder einem 
vom Kirchenvoritande aus jeinen Mitgliedern zu erwählenden Schriftführer unter Angabe 
de3 Tages und der Anweſenden in ein Protofollbuch niederzufchreiben und von letzteren 
zu unterzeichnen. Auf Verlangen eines Mitgliedes müſſen dabei die Gründe des 
Beſchluſſes, ſowie etwa abweichende Stimmen nebjt deren Begründung angegeben werden. 

$ 31. Jeder Kirchenvorftand hat Anordnung darüber zu treffen, ob und wiefern für 
einzelne Zweige feines Wirkungsfreifes, namentlih Mithülfe bei geijtlicher Aufjicht und 
Pflege, VBermögensverwaltung, Armenpflege unter den Kirchenvorjtehern je einige vor— 
zugsweiſe berufen jein jollen. 

$ 32. Die nach dem Geſetze vom 14, Oftober 1848 gebildeten bisherigen Kirchen- 
vorjtände treten jofort in den nach diefer Ordnung erweiterten Wirkungsfreis der Kirchen- 
vorjtände ein. Es müjjen jedoch vor der erjten Ausübung der Wahl zur Bezirks-Synode 
die Kirchenvorſteher neu gewählt ſein. 

Auch kann die Kirchenregierung für Städte und für jolche Kirchengemeinden, in 
welchen Vorſtände oder jonjtige Vertretungen ſchon vor dem Gejeße vom 14. Oktober 
1848 beitanden haben und bisher beibehalten find, mit Rückſicht auf die bejonderen 
örtlichen Berhältniffe Abweichungen von den vorjtehenden Bejtimmungen unter verfaſſungs— 
mäßiger Mitwirkung der Ortsbehörden, Kirchenkollegien oder Gemeinden gejtatten. Vgl. 
auch 8 52. 

B. Desjjen Wirfungsfreis, 

8 33. 1. Der Kirchenvorſtand hat in Unterjtügung der pfarramtlichen Thätigfeit 
für Erwedung und Mehrung chriftlichen Glaubens und Lebens, für Erhaltung von Zucht 
und Sitte in der Gemeinde zu wirken, gottlojem und jittenverderblichem Wejen zu 
ſteuern, Gottesfurcht und Ehrbarfeit zu fördern, zu diefem Zwede auch die Schule 
und die ledige Jugend zu beachten, und überhaupt ſowohl durch eigenes Vorbild wie 
durch Aufficht, Belehrung, Ermahnung und Warnung zum Aufbau der Gemeinde zu helfen. 

$ 34. Giebt ein Geiftlicher der Kirchengemeinde durch Lehre oder Wandel Anftoß, 
jo haben die übrigen Mitglieder des Kirchenvorjtandes je nach Lage der Sache auf dem 
Wege bejcheidener Beſprechung mit dem Geiftlichen Abhülfe zu juchen, oder deſſen nächſtem 
geiftlichen Vorgeſetzten Anzeige zu machen. 

8 35. 2. Hinfichtlich der Rechte und Pfllichten, welche die Vertretung der Kirchen— 
gemeinde in vermögensvechtlicher Beziehung und die Verwaltung des Kirchenvermögeng 
betreffen, treten die nach diefer Ordnung zu errichtenden Kirchenvorftände an die Stelle 
der durch das Gejeh vom 14. Oktober 1848 angeordneten )). 


1) Die hier in Betracht kommenden Bejtim- „FS 18. Der Kichenvorftand vertritt die Kirchen 
mungen diejes Gejeßes lauten: gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und 
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23 diejes Gejeßes ihnen zuftehende Recht) 


der Kenntnignahme und Einfprache entweder ſelbſt als Mitglieder des Kirchenvorftandes 
oder durch die von ihnen erwählten Vorſteher aus. 


verwaltet das firchliche Vermögen — einſchließ— 
lich der dazu gehörigen Armen- und Gtiftungs- 
mittel, ſofern hiebei dev Wille des Stifters, 
ſowie des Pfarr- und Pfarrwittwenthums-, Kü— 
ſtereis ꝛc. Vermögens, ſoweit hiebei das Recht 
des jeweiligen Inhabers nicht entgegenſteht — 
beides unter oberer Leitung der zuſtändigen 
Vorgeſetzten. 

8 19. Der Kirchenvorſtand bedarf der vor— 
gängigen Zuftimmung der ihm Vorgeſetzten, wenn 

1. ein Darlehen von 100 Thlr. aufgenommen ; 

2. unbewegliches Gut ohne Rechtsnothwendig— 
feit veräußert oder mit dinglichen Laiten 
beſchwert; 

3. der Ertrag eines Vermögentheils zu anderen 
(kirchlichen) Zwecken, als für welche er 
bisher beſtimmt war, verwandt; 

4. ein Neubau oder eine mehr als 100 Thlr. 
foftende bauliche Beiferung vorgenommen; 

5. ein Rechtsjtreit, liquide Schuldforderungen 
ausgenommen, begonnen oder verglichen; 

6. von den Gemeindegliedern eine nicht ſchon 
fejtjtehende Leiftung gefordert oder der Bei— 
tragsfuß abgeändert werden joll. 

8 20. Die Kirchenvoritände haben für eine 
ordnungsmäßige Rechnungsführung in Betreff 
des von ihnen zu verwaltenden Vermögens zu 
ſorgen und dazu erforderlichen Falls einen be— 
fondern bejoldeten Rechnungsführer anzuitellen. 

Darüber, ob von dem Nehnungsführer eine 
Sicherheit zu beitellen iſt, entſcheidet der Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes. 

8 21. Der Kirchenvorſtand muß einen Boranjchlag 
der SYahres-Einnahmen und Ausgaben in einer 
Gemeindeverfammlung vorlegen, auch in einer 
ſolchen die Rechnung, nachdem er fie geprüft, 
abnehmen und hierauf zur Einfiht der Gemeinde: 
glieder und zur Einbringung von Erinnerungen 
mindeftens acht Tage lang auslegen. 

Mit den dabei fich ergebenden und ſonſt von 
ihm dazu geitellten Erinnerungen hat er Die 
Rechnung den Vorgeſetzten zur Superrevifion zu 
übermitteln. 

8 23. Echlußſatz): Wenn (jedoh) dem Pa— 
trone die aushülfsweife Beitreitung der kirch— 
lichen Ausgaben ausschließlich obliegt und zugleich 
die eigene Verwaltung des firhlichen Vermögens 
zusteht, jo joll diefe ohne feine Zuftimmung nur, 
falls er zahlungsunfähig wird, auf den Kirchen— 
vorſtand übergehen. 

8 28. Für Städte werden mit NRückficht auf 
die bejonderen örtlichen Einrichtungen oder Ver— 
fallungen Abweichungen von dieſem Gejeße unter 
verfaflungsmäßiger Mitwirkung der Ortsbehör- 
den, Kirchenfollegien oder Gemeinden gejtattet.” 

Daneben find die nachjtehenden Bejtimmungen 
der zur Ausführung des Geſetzes unterm 14. Octo= 
ber 1848 vom Königl. Minifterium dev geijt- 
lichen und Unterricht3-Angelegenheiten erlaffenen 
Bekanntmachung zu beachten: 

„Art. 23. Die Vorgeſetzten haben dafür zu 


jorgen, daß jofort nach) Errichtung des einzelnen 
Kirchenvorftandes demjelben die zur Wahrneh: 
mung jeines Amts erforderlichen Mittheilungen 
gemacht werden und die Kicchenlade (Kirchen: 
ſchrank) mit den darin enthaltenen Geldern und 
Papieren zur fihern Aufbewahrung überant: 
wortet werde. 

Don den Schlüffeln zur Kirchenlade muß der 
Borfigende des Kirchenvoritandes einen erhalten; 
über die Vertheilung der übrigen hat zunächſt 
der Kirchenvorjtand ſelbſt zu beſchließen. 

Art. 24. Die den Vorgeſetzten zujtehende obere 
Leitung der Thätigfeit des Kirchenvorjtandes 
($ 18 des Gejeßes) berechtigt und verpflichtet 
vornehmlich : 

1. den Kirchenvorftand und deſſen Mitglieder 
zu pilichtmäßiger Thätigfeit überhaupt an— 
zuhalten; 

2. Durch allgemeinere, im Voraus zu gebende 
Normen den Kirchenvoritand für jeine ge= 
ſammte Thätigkeit oder für einen Zweig 
jeiner Gejchäfte zu zwedmäßiger Wirkſam— 
feit anzuleiten; 

3. Anfragen und Anträge des Kirchenvorſtan— 
des zu bejcheiden; 

4. Auskunft über Angelegenheiten des Kirchen 
voritandes zu erfordern; 

5. gegen den Kirchenvorſtand oder deifen Bes 
Ihlüffe erhobene Beſchwerden zu entjcheiden; 

6. in Fällen, in welchen gejeglich die vorgän— 
gige Genehmigung der VBorgefeßten erfordert 
it ($ 19 des Gejeßes), diefe nach eigenem 
pflihtmäßigen Ermeſſen zu ertheilen oder 
zu verſagen; 

7. den Kirchenvorſtand zur Anftellung eines 
bejoldeten Rechnungsführers, wenn dieſe 
zur ordnungsmäßigen Rechnungsführung 
erforderlich iſt ($ 20 des Geſetzes), anzu: 
halten; 

8. bei der Superrevifion oder ſonſt, Vornah— 

men des Kirchenvorjtandes, welche ungerecht— 

fertigt find, die Anerfennung zu verſagen, 
die Unterlaffung von Vornahmen zu rügen 
und die Haftverbindlichfeit von Mitgliedern 
des Kirchenvorjtandes wegen einer pflicht- 
widrigen Handlung oder Unterlafiung aus— 
zuſprechen, vorbehältlich jedoch der richter⸗ 
lichen Entſcheidung im Falle einer Beſtrei— 

tung dieſes Anſpruchs (vgl. Nr. 10); 

. die Zahlbarmachung derjenigen Mittel aus 
dem unter Verwaltung des Kivchenvorftandes 
ftehenden Vermögen zu verlangen, welche 
zur Bejtreitung der diefem Vermögen ob— 
liegenden Verpflichtungen, insbejondere zur 
Deckung kirchlicher, von dieſem Vermögen 
im Allgemeinen zu tragender und von der 
zuſtändigen Behörde für nothwendig erkann— 
ter Bedürfniſſe erforderlich ſind, 

die Geltendmachung techtsbegründeter Ans 
ſprüche des vom Kirchenvorjtande zu ber: 
waltenden Vermögens, insbejondere auch 
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Die Mitglieder der neuen Kirchenvorſtände haften gleich denen dev bisherigen der 
Kirchengemeinde, wie die Vormünder ihren Münden. 

8 36. 3. Der Kicchenvoritand hat für die äußere Ordnung beim Oottesdienfte 
und bei jonftigen gottesdienftlichen Handlungen zu jorgen und mit Ueberwachung diejer 
Ordnung in der Negel einige feiner Mitglieder beſonders zu betrauen. 

Auch Hat er der Förderung einer würdigen Sonntagsfeier ſich anzunehmen. 

8 37. 4. Dem Kirchenvorftande liegt die Leitung der chriftlichen Liebesthätigfeit, 
insbejondere der Armen- und Krantenpflege ob, joweit diejelben von der Kirchengemeinde 
ausgehen. 

Dabei hat ex die geijtliche wie leibliche Noth der Armen und Kranken zu erforjchen 
und die Art und Weije ihrer Unterjtügung bejfonders zu erwägen. 

Auch hat er jein Augenmert auf die Fürforge für VBerwahrlojte und entlafjene 
Sträflinge zu richten. 

Der Kirchenvoritand kann ſich dabei nad) Umständen der Hilfe anderer Kirchen— 
gemeindeglieder bedienen, auch die Ihätigfeit der etwa bejtehenden chriftlichen Vereine 
in Anspruch nehmen. Sn geeigneten Fällen ann er fich bejondere Helfer in amtlicher 
Stellung beiordnen. 

S 38. 5. Borbehaltlich wohlerworbener Rechte Dritter und der nad Anordnung 
der Kirchenregierung zuläjfigen Beibehaltung bejtehender bejonderer Einrichtungen hat 
der Kirchenvorjtand die don den Kirchengemeinden bezüglich der Bofation oder Wahl 
von Geiftlichen und fonftigen Kirchendienern auszuübende Thätigkeit zu leiten, deren 
Ergebniß zu bezeugen und, jo weit nöthig, zu begutachten (dal. dabei 8 66 Nr. 1), 
auch die Firchlichen Dienste der Kirchenvögte, Glöckner, Bälgentreter, Todtengräber u. dergl. 
zu bejeßen. 

Die Eimrihtung einer über das Vokationsrecht Hinausgehenden allgemeineren 
Betheiligung der Kirchengemeinden bei der Auswahl ihrer Prediger ſoll mit der Yandes- 
Synode geordnet werden. 

$ 39. 7. Dem Kirchenvoritande liegt die Aufitellung und NRichtigerhaltung des 
auszulegenden Wählerverzeichnifjes ($ 11) und, jo weit thunlich, auch einer Lifte aller 
Kirchengemeindeglieder ob. 

8 40. 8. Der Kirchenvoritand hat außerdem (vgl. auch SS 9 und 12) im All: 
gemeinen das Intereſſe der Kirchengemeinde bei der Kirchenregierung und den Synoden 
zu vertreten und dafjelbe namentlich auch durch Erledigung von Vorlagen der Kirchen- 
regierung und geeigneten Falls durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen, 

Wichtige, die einzelne Kirchengemeinde bejonders berührende Einrichtungen und 
Anordnungen jollen von der Kirchenregierung nicht getroffen werden, ohne daß der 
Kichenvorjtand mit jeinen Wünjchen, Erinnerungen oder Vorſchlägen vorgängig ver— 
nommen ift. 


einer durch Plichtwidrigkeit eines Vorſtands— 
mitgliedes begründeten Erjaßforderung im 
Wege des Prozeſſes zu begehren und äußer! 
jten Falls durch eigene Beftellung eines 
Kirchenanwalts (Actors) zu bewirfen. 
Dabei beſtimmt bis auf Weiteres die bisherige 
Stellung der zur Beauffichtigung und Verwal- 
tung des Kirchenvermögens über den Pfarrern 
berufenen Behörden oder Perfonem unter denjel- 
ben diejenige, welche im einzelnen Falle die zu- 
ftändige tft. 
Art. 25. Wird ein NRehnungsführer außer 


der Zahl der VBorjtandsmitglieder angeftellt, jo 
tft derjelbe auf jeinen Dienjt zu beeidigen*. 
1) Nach dem angezogenen $ 23 geht dies Recht 
näher dahin: 
„von der Verwaltung (nämlich des Firchlichen 
Vermögens dureh den Kirchenvorſtand) fort 
laufend Kenntniß zu nehmen und gegen alle 
die Verwaltung betreffenden DVBerfügungen, 
durch welche fie ihr Intereſſe für verlegt er- 
achten, Einſprache zu erheben. 
Dur die Einſprache wird die Entjeheidung an 
die dem Kirchenvorſtande Vorgejegten gebradt”. 
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s 41. In Schul und Armenjachen, jowie in Beziehung auf Krankenpflege und 
öffentliche Sittlichfeit tritt der Kirchenvorſtand erforderlichen Falls ins Benehmen mit 
den Schulvorftänden oder jonjt zuftändigen Behörden. 
| Derjelbe fann übrigens wie ein nach dem Gejeße vom 14. Oftober 1848 gebildeter 
Kirchenvorstand zugleich zum Schulvorjtande erklärt werden (vgl. auch das Zuſatzgeſetz 
vom 5. November 1850), und wird auch ſonſt in allen geeigneten Fällen, namentlich 
in Angelegenheiten, welche die Schule berühren, unter voller Wahrung jedoch des eigenen 
Zuftändigfeitsfreifes der Schulverwaltung, die betreffenden Lehrer oder wenigjtens einen 
derjelben um Unterftüßung durch Theilnahme an der Berathung oder jonjtige Hülfe 
angehen. 

S 42, Der Kirchenvorjtand wird von Zeit zu Zeit, namentlich etwa bei Gelegenheit 
der Borlegung des VBoranfchlags der Jahres-Einnahmen und Ausgaben oder der Rech— 
nungsabnahme, von demjenigen, was in jeinem Wirfungskreife Wichtiges vorgefommen 
iſt und zur Veröffentlichung fich eignet, der verfammelten Kirchengemeinde Mittheilung 
machen und derjelben Gelegenheit geben, ihre im Wirkungskreiſe des Kirchenvorſtandes 
liegenden Wünfche und Beſchwerden vorzutragen. 

Einzelne Kirchengemeindeglieder haben auch ſonſt dergleichen Wünjche und Beſchwer— 
den zunächſt an den Kirchenvorſtand zu bringen. 

$ 43. Der Wirkungskreis des Kirchenvorftandes einer Tochtergemeinde kann in 
geeigneten Fällen bis auf Wahrnehmung dev Bermögesintereffen ($ 35) beſchränkt, auch 
im Uebrigen ein Zujammentreten der Mitglieder deſſelben mit denen des Kirchenvorſtandes 
der Muttergemeinde oder der Kirchenvorjtände verbundener Muttergemeinden zu einem 
für Mutter und Tochtergemeinde bezw. für die verbundenen Muttergemeinden gemein- 
Ihaftlichen Kicchenvorftände, endlich in Städten zur Behandlung gemeinfamer Angelegen= 
heiten ein Zufammentreten mehrerer Kirchenvorſtände mit deren Zultimmung, von der 
Kirchenregierung angeordnet werden, 


II. Die Bezirks-Synode. 


8 44. Die zu demfelben Auffichtsbezivke gehörenden Kirchengemeinden follen den 
Berband einer Bezirks-Synode bilden. 

Sede Kirchengemeinde ift dem Verbande einer Bezirks-Synode beizulegen. 

Einzelne Kirchengemeinden, welche feinem Auffichtsbezirfe angehören, oder auch 
ganz kleinere Auffichtöbezirfe fünnen mit einem benachbarten Auffichtsbezirfe zu dem 
Berbande einer Bezirf3-Synode vereinigt werden. Die Kirchenregierung hat nach Ans 
hörung bejonderer Bevorrechteter die hierauf gerichteten Anordnungen und die dabei 
nöthigen Abweigungen von den nachfolgenden Beſtimmungen zunächſt nur vorläufig, 
definitiv erjt nach VBernehmung der Bezirk3-Synode zu treffen. 

$ 45. Die Bezirk3-Synode wird gebildet durch 

1. den Superintendenten (Senior 2c.) und in Vakanzfällen oder in Fällen dauernder 
Behinderung deſſen Stellvertreter; 

2. jämmtliche geistliche Mitglieder der Kirchenvorjtände ; 

3. ebenjoviele weltliche Abgeordnete der Kirchengemeinden, welche von den weltlichen 
Mitgliedern der einzelnen Kirchenvorjtände aus ihrer Mitte nach der Zahl ihrer 
geijtlihen Mitglieder unter Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorjtandes zu 
wählen find; 

4. die jonjtigen Pfarrgeiftlichen des Bezirks (val. $S 1 Sa 2) und die Geiftlichen 
öffentlicher im Bezirke gelegener Anjtalten ; 

5. zwei VBolfsjchullehrer im Alter von mindeftens 30 Jahren, welche von den im 
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Bezirke angejtellten evangelifch-lutherifchen Volksſchullehrern aus ihrer Mitte zu 
wählen find; 

6. höchſtens zwei von der Kirchenregierung zu benennende Mitglieder, welche den 
zur Berjehung des weltlichen Kirchenkommiſſariats berufenen oder den in ähnlicher 
Stellung jtehenden Ortsbeamten zu entnehmen find. 

Für Bezirfs-Synoden, zu welchen Geiftliche außer den unter Nr. 2 genannten 
gehören, iſt um deren Zahl diejenige der weltlichen Abgeordneten der Kirchengemeinden 
Nr. 3) zu vermehren. Die Bertheilung der mehr zu wählenden Abgeordneten auf die 
größeren Kirchengemeinden wird von der Kirchenregierung zunächſt nur vorläufig, definitiv 
erjt nad) Vernehmung der Bezirk3-Synode geordnet. 

$ 46. Diejenigen Geijtliden, denen eine Theilnahme an den Berathungen der 
Rirdiennorftänbe ohne Stimmrecht zugeftanden ijt (S 3), können auch an den Berathungen 
der Bezirks-Synode ohne Stimmrecht Theil nehmen. 

Dafjelbe ift für alle Bezirks-Synoden der Provinz dem General-Superintendenten 
gejtattet. 

8 47. Die Bezirks-Synode foll in jedem Kalenderjahre, wo aber die Bezirks— 
Synode ſolches beſchließt, in je zwei Kalenderjahren, einmal zu ordentlicher Berfammlung 
und im Falle eines in derſelben Zeit wiederholt eintretenden Bedarfs außerdem zu 
außerordentlicher Verſammlung berufen werden. 

$ 48. Der Zufammentritt der Bezirks-Synode ift jeder Kirchengemeinde unter 
Benennung des (oder der) dazu von ihrem Borftande gewählten Abgeordneten am 
vorhergehenden Sonntage von der Kanzel zu verfündigen. 

Eine Fürbitte für die Synode joll diefer Verkündigung ſich anjchließen. 

$ 49. Der Superintendent, bezw. dejjen Stellvertreter ($ 45 Nr. 1), beruft, 
eröffnet und jchließt die Verfammlung im Auftrage der Kirchenregtierung. 

Er hat — unter Mitwirkung des Bezirks-Synodal-Ausſchuſſes nach Maßgabe des 
$ 53 — die Verſammlung vorzubereiten, für Ausführung der von ihr gefaßten Bejchlüffe 
zu jorgen und den Verkehr derjelben mit Dritten zu vermitteln. 

Er führt in der VBerfammlung den Vorſitz, kann fich jedoch durch ein anderes 
Mitglied vertreten Lafjen. 

$ 50. Für jede Bezirk3-Synode ſoll ein Ausſchuß gebildet werden, beftehend aus 
dem Superintendenten, bezw. defjen Stellvertreter ($ 45 Nr. 1), und vier Beifigern, 
Die Bezirfs-Synode hat die legtern, zwei aus ihren geijtlichen Mitgliedern, zwei aus 
den weltlichen Abgeordneten der Kicchengemeinden, auch für erjtere wie für lebtere je 
einen Erſatzmann in jedesmaliger ordentlicher Verſammlung auf die Zeit bis zur nächſten 
Wahl zu wählen. 

Die Beichlupfähigkeit des Ausſchuſſes ijt durch die Betheiligung von mindejtens 
drei ſeiner Mitglieder, darunter eines geiftlichen und eines weltlichen, an der Abſtim— 
mung bedingt. 

5 51. Der Wirkungsfreis der Bezirks-Synode befaßt: 

1. Beachtung und Erwägung der ficchlichen und fittlichen Zuftände und Verhältniſſe 

im Bezirke, wobei die zu ordentlicher Verfammlung berufene Bezirks-Synode 
vom Superintendenten duch Mittheilung wichtiger amtlicher Erfahrungen und 
Beobachtungen aus dem verflojfenen Zeitraume unterjtüßt wird; 

. Wahrnehmung des Firchlichen Intereſſes durch Einbringung darauf bezüglicher 
Anträge bei den Kirchenbehörden oder durch deren Vermittlung bei der Landes— 
. Synode und Erledigung der von den Kirchenbehörden gemachten Vorlagen ; 

3. Entſcheidung über ftreitigen Ausſchluß vom Wahlrechte wegen gegebenen Aerger- 
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niſſes (6 10 Nr. 1; vgl. jedoch $ 12 a. E.) und über jtreitige Wählbarkeit der 
zu Kicchenvorftehern Gewählten; 

4. Wahl der Kirchenvorſteher in den Fällen des 8 22; 

. Discipfinargewalt über die Kivchenvorfteher mit dem Rechte, Erinnerungen und 
Verweiſe zu ertheilen und eine Entlafjung derjelben wider Willen zu verfügen, 
auch bei letzterer das Kirchliche Wahlrecht zu entziehen ($S 24), vorbehaltlich 
übrigens der Befugniß der Kicchenbehörden, zu ordnungsmäßiger Geſchäftsführung 
durch Erinnerung, Weifung und in Bermögensangelegenheiten auch durch Geldbuße 
anzubhalten. 

$ 52. Wichtige den einzelnen Bezirk bejonder3 berührende Einrichtungen und 

Anordnungen folen von der Kicchenregierung nicht getroffen werden, ohne dat die Bezirks— 

Synode, in eiligen Sachen wenigitens ihr Ausſchuß, mit ihren Wünjchen, Erinnerungen 

und Vorſchlägen vorgängig vernommen ift. 

$ 53. Der Ausihuß der Bezirks-Synode hat: 

1. zur Vorbereitung der Verſammlung der Bezirks-Synode, namentli durch Er— 
wägung und Vorberathung der von ihr zu behandelnden Gegenftände mit= 
zuwirken; 

. für Ausführung der von dieſer gefaßten Beſchlüſſe, ſoweit ihm ſolche von der 
Bezirk3-Synode aufgetragen oder feine Mitwirkung dafür von der Kirchenregierung 
in Anſpruch genommen wird, zu jorgen; 

3. die Berufung von Verſammlungen der Bezirks-Synode im Fall des Bedarfs in 

Antrag zu bringen; 

4. in der Zeit, während welcher die Bezirfs-Synode nicht verfammelt ijt, deren 
im $ 51 Nr. 3, 4, und 5 aufgeführte Zuftändigfeiten wahrzunehmen, ſoweit 
nicht eine Ausfeßung bis zur Verſammlung der Bezirks-Synode unbedenklich 
erjcheint ; 

. eine gütliche Ausgleichung von Streitigkeiten zwiſchen Geiftlihen, Kirchen— 
vorſtehern und Kirchengemeinden des Bezirks in geeigneten Fällen zu verjuchen; 

6. überhaupt in Firchlichen Angelegenheiten des gefammten Bezirk oder einzelner 

Theile deſſelben jede feiner Stellung entjprechende Mitwirkung, ſoweit fie von der 
Kirchenregierung gewünjcht wird, eintreten zu laſſen. 

Dal. auch S 71© 3 und S 83, 

$ 54. Entſcheidungen, welche der Ausſchuß der Bezirks-Synode nad) $ 53 Nr. 4 
an Stelle der legteren trifft, gelten nur als vorläufige, wenn binnen 14 Tagen nad 
deren Eröffnung mittelft jchriftlicher Eingabe bei dem Superintendenten, bezw. defjen 
Stellvetreter (8 45 Nr. 1), die Entjcheidung der Bezirks-Synode ſelbſt angerufen wird. 
Berechtigt hiezu iſt außer dem davon Betroffenen bei Entjcheidungen zu Gunften des 
Wahlrechts oder der Wählbarkeit bezw. gegen eine in Frage gejtellte Entlafjung oder 
Entziehung des kirchlichen Wahlrechts jeder Pfarrgeiftliche und Kirchenvorfteher der 
betreffenden Kirchengemeinde. In jolchem Falle hat die Bezirks-Synode die Sache bei 
ihrer nächſten Verſammlung zu entjcheiden. 

Auch bei abändernder Entjcheidung der Bezirks-Synode bleibt für die Zeit vor 
deren Abgabe die Entjcheidung des Ausſchuſſes über Wahlrecht und Wählbarkeit, 
jowie eine von demjelben verfügte Amtsentlaffung oder Entziehung des Wahlrechts 
in Kraft. 

$ 55. Gegen Entjcheidungen, welche die Bezirks-Synode ſelbſt nach $ 51 Nr. 3 
und 5 oder nach $ 54 trifft, jteht nur dem davon Betroffenen eine Berufung zu. 
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Dieje geht an die nächjt vorgejeßte Firchliche Oberbehörde, gegen deren Entſcheidung 
weitere Berufung nicht gejtattet ift. 

Der Schlußſatz des 8 54 findet hiebei finngemähe Anwendung. 

8 56. Der Kicchenregierung bleibt vorbehalten, im Cinverjtändniffe mit der 
einzelnen Bezirks-Synode den Wirkungskreis derſelben oder ihres Ausſchuſſes mit Rück— 
fiht auf eigenthümliche Einrichtungen und Bedürfniſſe des Bezirks zu erweitern. 


IH. Die Landes-Synode. 


3 57. Für das ganze Königreich, für welches auch ein Landes-Konſiſtorium 
errichtet werden ſoll, joll eine Landes-Synode beitehen. 
5 58. Die Landes-Synode wird gebildet durch 
. 29 Geiftliche und eben jo viele weltliche Abgeordnete ($ 59); 
. den Präfidenten des Landes-Konfiftoriums, jobald diejes errichtet fein wird; 
. den Abt zu Loccum; 
. einen von der theofogifchen Fakultät zu wählenden theologijchen und einen vom 
Könige zu ernennenden juriftifchen Profeffor der Georgs-Auguft-Univerfität; 
. 12 vom Könige zu ernennende Mitglieder, Geiftliche und Weltliche in gleicher 
od; 
5 59. Zur Wahl der im 8 58 Nr. 1 bezeichneten Abgeordneten werden Die 
Sänmtfichen Bezirk3-Synoden des ne in 29 ee Be der Art, 4% 
1. für das Fürftenthum Galenberg . : De 
. für die Grafihaften Hoya und Diepholz 
. für das Fürftenthum Hildesheim 
. für das Fürftenthum Göttingen . 
. für Grubenhagen mit dem Harze und der Grafſchaft Hohenſtein 
. für das Fürſtenthum Lüneburg, Celleſchen Theils 
. für das Fürſtenthum Lüneburg, — ———— uni 
. für die Herzogthümer Bremen und Verden : 
. für das . . . . 
. für das Fürftenthum Osnabrück mit dem Herggthun enden Diepen. und 
dev Niedergrafjchaft Lingen Bars 
Fir für das YücitenthumDitfrieslanpin. a SER N U 
Wahlkreife gebildet werden. 

Die Kirchenregierung hat diefe Wahlkreife zunächſt nur vorläufig, definitiv erſt 
mit Zujtimmung der Landes-:Synode feitzuftellen. 

Für jeden Wahlkreis treten unter Leitung eines Beauftragten der Kirchenregierung 
alle im 8 45 unter Nr. 1 bis 4 einschließlich bezeichneten Mitglieder der demfelben 
angehörenden Bezirf3:Synoden zur gemeinfchaftlichen Wahl eines geiftlichen und eines 
weltlichen Abgeordneten zufammen, 

Für jeden Abgeordneten iſt ein Erſatzmann zu wählen. 

Ueber Gejtattung der Theilnahme an diefen Wahlen hat bei erhobenen Zweifeln 
zunächſt (vgl. S 71) jede Wahlverfammlung zu entjcheiden. 

$ 60. Die Landes-Synode joll wenigftens je um das ſechſte Jahr zu ordentlicher 
Berfammlung berufen werden. 

Die erſte Landes-Synode joll binnen Jahresfriſt, nachdem die Bezirks-Synoden 
erjtmalig verſammelt gewejen find, berufen werden. 

Vergl. übrigens $ 72 Cap 2. 

$ 61. Am Sonntage vor der Eröffnung der Landes-Synode joll in allen 
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evangeliſch-lutheriſchen Kirchen des Landes im VBormittagsgottesdienjte eine Fürbitte für 

die Synode gejchehen. 

Der Eröffnung jelbit joll ein feierlicher Gottesdienſt vorhergehen. 

$ 62. Die Landes-Synode wird durch einen Königlichen Bevollmächtigten eröffnet 
und gejchlofjen. 

Unter defjen Leitung wählt fie zum Amte des Vorfigenden drei Mitglieder, aus 
welchen die Kirchenregierung den Vorſitzenden ernennt. 

5 63. Die Mitglieder der Landes-Synode haben bei ihrem Eintritt in die Synode 
das Gelöbniß abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Synode gehorjam dem 
göttlichen Worte, in Treue gegen den Glauben der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unverrüdt im Auge behalten 
und darnach trachten will, daß die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in 
Gemeinjchaft der Liebe wachje zu ihrer ſelbſt Befjerung an dem, der das Haupt 
it, Chriſtus.“ 

Die bei der Eröffnung anmwejenden Mitglieder legen dies Gelöbniß in die Hand 
de8 Königlichen Bevollmächtigten, jpäter eintretende in die Hand des Vorſitzenden ab. 

Einer Erneuerung des Gelöbnifjes bedarf es beim Zufammentreten zu außer— 
ordentlicher Verſammlung nicht. 

Ss 64. Der Wirkungskreis der Landes-Synode befaßt: 

1. Beachtung und Erwägung der Zuftände und Verhältniſſe der Landeskirche, wobei 
die zu ordentlicher Berfammlung berufene Landes-Synode von der Kirchenregierung 
duch Mittheilung wichtiger amtlicher Erfahrungen und Beobachtungen aus dem 
verflofjenen Zeitraume unterftüßt wird; 

2. Wahrnehmung des Firchlichen Intereſſes duch Einbringung darauf bezüglicher 
Anträge oder Bejchwerden bei der Kicchenregierung, und Erledigung der von 
leßterer gemachten Vorlagen, beides im Gebiet der Firchlichen Verwaltung, wie 
Gejeßgebung (vgl. 8 65); 

. Bewilligung neuer Firchlicher Ausgaben, fofern diejelben durch Leiftungen der 
Kirchengemeinden oder jolcher Parochialficchenfaffen, für welche nicht im Zalle 
der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweife einzutreten haben, gedeckt werden 
jollen ; 

4. Betheiligung bei allgemeineren Kirchenverfammlungen durch Abjendung von 
Abgeordneten in näher fejtzuftellender Weiſe; 

5. Bejtellung eines Ausſchuſſes (S 66). 

$ 65. Kirchengeſetze werden unter Zuftimmung der Landes-Synode erlaſſen, wies 
der aufgehoben, abgeändert und authentiſch interpretirt. 

Die Zuftimmung der Landes-Synode beſchränkt ſich auf den wejentlichen Inhalt 
der Geſetze. Die Bearbeitung der Geſetze nach) Maßgabe der Bejchlüffe der Landes- 
Synode verbleibt der Kicchenregierung. 

Die Einführung neuer Katehismen, Geſangbücher und Agenden darf von der 
Kirchenregierung nur angeordnet werden, nachdem die Landes-Synode zu deren Inhalt 
und Faffung ihre Zuftimmung extheilt hat. Auch ift durch Mittheilung neuer bei der 
Kirchenregierung ausgearbeiteter Entwürfe ſolcher gottesdienftlicher Bücher an die Bezirks— 
Synoden den letzteren Gelegenheit zu geben, ſich über diefelben auszujprechen. Verände— 
rungen folcher Entwürfe, zu welchen fich die Kirchenregierung mit Rüdficht auf eingegangene 
Bemerkungen veranlaßt jehen möchte, bedürfen einer ferneren Mitteilung an die Bezirts- 
Synoden nicht. 
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Die Lehre ſelbſt bildet feinen Gegenstand der Geſetzgebung der Landeskirche. 

S 66. Zur Beitellung eines Ausſchuſſes ($ 64 Nr. 5) hat die Landes-Synode 
je vor dem Schluſſe ihrer ordentlichen Verſammlung drei geiftliche umd drei weltliche 
Mitglieder, nebjt eben jo vielen in allen Fällen einer Behinderung zuzuziehenden Erjab- 
männern auf die Zeit bis zur nächjten Wahl aus ihrer Mitte zu wählen. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes wählen unter ſich einen Borfigenden. 

Der Ausschuß wird in dreifacher Weife thätig: 

1. Dem Ausſchuß fommt das Urtheil darüber zu, ob die Weigerung einer Kirchen- 
gemeinde, dem aufgeftellten Geiftlichen die Vocation zu ertheilen, wohlbegründet 
it, mit der Wirkung, daß die Kirchenregierung durch ein übereinjtimmendes 
Urtheil des Kirchenvorſtandes und des Ausſchuſſes gebunden ift. Vgl. übrigens 
8 38. Bei Patronatpfarren tritt diefe Einrichtung jedoch) nur mit Einwilligung 
des Patron in Kraft, bis zu deren Erklärung es bei dem bisherigen Rechte 
verbleibt. 

. Enticheidungen, durch welche die kanoniſche Eigenſchaft der Rechtgläubigfeit einem 
im geiftlichen Amte Anzuftellenden abgejprochen, oder wider einen im geiftlichen 
Amte Angeftellten wegen Mangels der Nechtgläubigkeit oder wegen falſcher Lehre 
auf Entlaffung oder Disciplinarjtrafe erfannt wird, können in oberjter Inſtanz 
nur unter Mitwirkung des Ausfchuffes getroffen werden. Die Mitwirkung findet 
in der Weife ftatt, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes mit den Mitgliedern des 
Landeskonſiſtoriums als vereinigtes Kollegium ftimmen. 

. Der Ausihuß it im Uebrigen bejtimmt, die Kirchenbehörden in Angelegen— 
heiten von vorzüglicher Wichtigkeit, namentlich auch bei Vorbereitung von Vor— 
lagen für die Landes-Synode mit feinem rathfamen Gutachten zu unterjtüßen. 
Seine gutachtlihe Vernehmung hängt vom Ermeſſen der Kicchenregterung ab. 
Diejelbe gejchieht in der Regel durch Zuziehung des Ausſchuſſes zu einer Sitzung 
der Kirchenbehörde, in welcher nach) vorgängiger gemeinjchaftlicher Berathung — 
und nach Ermeſſen des Ausſchuſſes auch weiterer gejonderter Berathung des 
letzteren — das Gutachten des Ausſchuſſes mittelft getrennter Abjtimmung feiner 
Mitglieder beichloffen wird. Ausnahmsweiſe kann die Bernehmung im jchriftlichen 
Wege erjolgen. 

Der gejchehenen Mitwirkung bezw. Vernehmung des Ausſchuſſes ijt jedesmal 

in der darauf ergehenden entjcheidenden Verfügung der Kirchenregierung Erwähnung 

zu thun. 

Ueber feine Wirkfamfeit hat der Ausſchuß der nächjten ordentlichen Berfammlung 
der Landes-Synode Bericht zu eritatten. 

$ 67. Die Frage od und wiefern zur befjeren Befriedigung bejonderer Firchlicher 
Bedürfnifje der verichtedenen Provinzen auch Provinzial-Synoden einzuführen jeten, bleibt 
der Verhandlung der Kirchenregierung mit der Landes-Synode vorbehalten. 
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IV. Gemeinfchaftliche Beſtimmungen für die Synoden. 


$ 68. Bei allen nach diejer Ordnung für die Synoden und von denjelben vor— 
zunehmenden Wahlen ift abjolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Dabei gelten die Beitimmungen des $ 5 Cab 2 und 3. 

Die Wahlen erfolgen durch Stimmzettel. 

$ 69. Der Eintritt des Erſatzmanns erfolgt, jo weit nicht etwas Anderes 
beſonders bejtimmt iſt (S$ 66), erſt im Falle des dauernden Ausjcheidens eines Vor— 
mannes, 
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Die Reihenfolge des Eintritt? mehrerer für diefelben VBormänner gewählten Erſatz- 
männer wird durch die auf ſie gefallene Stimmenzahl bejtimmt. 

Ss 70. Der Eintritt in eine Synode it allgemein bedingt: 

1. für Geiftlihe dadurch, daß fie ordinirte Yutherifche Geiftliche find und im 
Königreihe im kirchlichen Amte jtehen ; 
2. für Weltliche dadurch, dad jte Mitglieder der evangeliſch-lutheriſchen Kirche find, 
im Königreiche Wohnjig und Wohnrecht haben, nicht zu den im 8 10 Nr. 1—4 
Ausgenommenen gehören und als ehrbare gottesfürddtige Mäner ein gutes Gerücht 
in der Gemeinde haben, auch nicht durch Fernhaltung vom öffentlichen Gotte3- 
dienste oder heiligen Abendmahle die Bethätigung ihrer Kirchlichen Gemeinjchaft 
vernachläſſigen; 
. bei der Landes-Synode für Geiſtliche und Weltliche durch ein Alter von mindeſtens 
30 Jahren. 
s 71. Wer eine der Eigenschaften, durch welche feine Wahl oder Ernennung für 
die Synode oder jein Eintritt in diefelbe bedingt war, verliert, wird damit unfähig, 
an der Synode oder deren Ausschuß ferner theilzunehmen. v 

Ueber das Borhandenjein und die Fortdauer der fraglichen Eigenjchaften, ſowie 
über die Legitimation ihrer Meitglieder entjcheidet jede Synode felbit. 

Borläufig jedoch hat die Kirchenregierung und in Betreff der Bezirks-Synoden 
deren Ausihuß über Zulaſſung zur Synode oder Zurücweifung von derjelben zu 
bejtimmen. Vgl. übrigens $ 59, ©ab 5. 

Auch ſteht dev Kirchenregierung die Entſcheidung über ftreitige Zuläffigfeit fernerer 
Theilnahme an dem Ausſchuſſe dev Bezivks-Synode, und dem Ausſchuſſe der Landes- 
Synode ſelbſt die gleiche Entjcheidung über Theilnahme am Ausſchuſſe zu, bis die Synode 
über die Fortdauer der Synodalfähigfeit entjchieden hat. 

$ 72. Die Berufung der Synoden geht von der Kirchenregierung aus. 

Diejelbe bejtimmt die Dauer der Synodalverfammlungen und kann die Synoden 
auch zu außerordentlihen Verſammlungen berufen. 

5 73. Für jede ordentliche Verſammlung einer Synode find die Wahlen "und 
Ernennungen zur Synode zu erneuern. Die Wahlen und Ernennungen dev im $ 45 
unter 5 und 6 genannten Perjonen für die Bezirks-Synode La jedoch Für Drei 
ordentliche Verſammlungen. 

Die Wirkjamfeit der früheren Wahlen und Ernennungen erliſcht mit der Berufung 
der nächjten ordentlichen Verſammlung; vgl. jedoch S 50 Abſatz 1 und S 66 Satz 1. 

5 74. Bevollmächtigte der Kirchenregierung können ohne Stimmrecht an den 
Berathungen der Synode theilnehmen. 

35 75. Die Sitzungen der Landes-Synode find, mit Vorbehalt der vertraulichen 
Behandlung einzelner Angelegenheiten, öffentlich. 

gu den Verhandlungen der Bezirks-Synoden haben unter demſelben Vorbehalte 
die in dem Bezirke im Amte jtehenden Kirchenvorfteher und Lehrer, ſowie die daſelbſt 
ich aufhaltenden Kandidaten der Theologie als Zuhörer freien Zutritt. 

S 86. Die Sibungen der Synoden werden mit Gebet eröffnet; die letzte Sitzung 
auch mit Gebet gejchlojjen. 

Ss 77. Die Synoden jind bei Anmejenheit der Hälfte ihrer Mitglieder beſchlußfähig 
und faſſen ihre Beſchlüſſe nach abjoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden (vgl. auch $ 68). 

$ 78. Der Kirchenregierung bleibt die nähere Beitimmung der Gefchäftsordnung 
der Synoden überlafjen; die Feſtſtellung einer definitiven Gefchäftsordnung für die 
Landes-Synode joll jedoch nur unter Zuftimmung der Yeßteren erfolgen. 


co 
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Anhang. 
Von den Koſten der Kirchenvorſtände und Synoden. 


8 79. Die durch Bildung und Wirkſamkeit der Kirchenvorſtände in den einzelnen 
Kirchengemeinden entjtehenden Kojten jollen von deren Kirchenkaſſen, joweit dieje dazu 
ausreichen, und wenn nicht im alle der Unzulänglichfeit Dritte ganz oder theilweije 
für fie einzutreten haben, jonjt von den Kirchengemeinden getragen merden. 

$ 80. Zur Beitreitung der durch Bildung und Wirkfamkeit der Synoden ent= 
ftehenden Koften wird für jede Bezirks-Synode eine Bezirk3-Synodalfafje gebildet. 

8 81. Die Bezirks-Synodalkaſſen werden durch Beiträge der Barochialfirchenfafjen, 
ſoweit dieje dazu ausreichen, und wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz 
oder theilweife für fie einzutreten haben, ſonſt der Kirchengemeinden des Bezirks, welche 
je nach Bedarf zu erheben find, gededt. 

Der Fuß, nach welchem diefe Beiträge auf die gedachten Kaſſen bezw. Gemeinden 
zu vertheilen find, wird von jeder Bezirks-Synode unter Genehmigung der Kicchenregierung 
fejtgefeßt. Bis dieje Feſtſetzung erfolgt, find die Beiträge gleich. 

$ 82. Aus jeder Bezirks-Synodalkaſſe find die Koſten der betreffenden Bezirks— 
Synode zu bejtreiten und durch Beiträge ſämmtlicher Bezirks-Synodalfafjen die Kojten 
der Landes-Synode zu deden. 

Der Fuß, nach welchem dieje Beiträge auf die einzelnen Bezirks-Synodalkaſſen zu 
vertheilen find, wird von der Landes-Synode mit Genehmigung der Kicchenregierung 
feſtgeſetzt. Bis dieſe Feſtſetzung erfolgt, find die Beiträge gleich. 

$ 83. Die Verwaltung der Bezirks-Synodalfafjen, die Erhebung der denfelben 
aufließenden Einnahmen und die Leiltung der ihnen obliegenden Ausgaben jteht unter 
oberer Leitung der Kirchenregierung den Ausſchüſſen der Bezirf3-Synoden zu. 

Diejelben haben darüber den Bezirks-Synoden bei jeder ordentlichen Verſammlung 
Rechnung zu legen. 

$ 84. Die Erhebung der Beiträge der Bezirks-Synodalkaſſen für die Koften der 
Landes-Synode und die Beltreitung diejer Koſten bejorgt die Kicchenregterung. 

Der Landes-Synode ſoll darüber jedesmal jpätejtens bei deren nächſter ordentlicher 
Berfammlung Rechnung gelegt werden. 

$ 85. Den Mitgliedern der Synoden und ihrer Ausſchüſſe gebühren, jofern fie 
außerhalb ihres Wohnfikes zu wirken haben, Diäten und Reiſekoſten. 

Die Diäten betragen für Mitglieder der Bezirks-Synoden 1 Thlr. für den Tag, 
2 Thle. für Tag und Nacht; für Mitglieder der Landes-Synode 3 Thlr. für den Tag. 

Für Vergütung der Reiſekoſten gelten die im Ausjchreiben des Gefammtminijteriums 
vom 29. September 1848 für jolche, welche weder den jtimmführenden Beamten gleich- 
auftellen find, noch höher jtehen, gegebenen Beitimmungen, 

Gegeben Herrenhaufen, den 9. Oftober 1864. 

(L. 8.) Georg Rex. 
Sehr. v. Hammerftein. Lichtenberg. 

Dad Seine Majejtät der König das vorftehende Gejeß nach erfolgtem Vortrage 
jeines Inhalts, Allerhöchiteigenhändig in meiner Gegenwart unterzeichnet haben, bezeuge 
ich hierdurch. 

Herrenhaufen, den 9. Dftober 1864. 

8L. A. Brüel, 


Generaljefretär des Königlichen Kultusminifteriums. 
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111. 


Bekanntmachung 


des Königlichen Rultus-Miniſteriums zur Ausführung der Kirchenvorſtands- 
Vrdnung vom 9. Dhivber 1864, 


Hannoder, den 20. Oftober 1864. 

Zur Ausführung der Kirchenvorjtandsordnung vom 9. d. M. wird vorgejchrieben: 

Art. 1. Zuftändigfeit der Konjiftorien u. ſ. w. Die Königlichen Konſiſtorien Haben 
die zur Bildung und Erhaltung der einzelnen Kirchenvorjtände nah Maßgabe der Kirchenvoritands- 
ordnung erforderlichen Anordnungen zu treffen und die der Kirchenregterung zuftehende obere Leitung 
und Beauffihtigung der Vorſtände wahrzunehmen, unbejchadet der, jonftigen Behörden oder Per: 
onen (Landdrofteien, Kirchenkommiſſarien, Magiſtrate, Patrone in bevorrechteter Stellung 2.) nad 
den bejtehenden Zuftändigfeitsverhältnifjen gebührenden Mitwirkung. 

Wo ausnahmsweife mit Ausſchluß der Königlihen Konfiftorien andere Behörden Die 
Zuständigkeiten der Kirchenregierung wahrnehmen, treten leßtere auch Hinfichtlich der vorgenannten 
Zuftändigfeiten an die Stelle der Königlihen Konfiftorien. Wo dies nur für einzelne Gefhäftszweige, 
namentlich etwa Vermögensjachen, der Fall tjt, gilt dafjelbe nur für den einzelnen Gejhäftszweig; 
die Anordnungen über Bildung und Erhaltung der einzelnen Kirchenvorftände dagegen jtehen auch 
hier den Königlichen Konftjtorien zu. 

Art. 2. Fortjeßung. Insbeſondere auch find die Königlichen Konfiftorien, mit den nad) 
Art. 1 fich ergebenden Beſchränkungen, zuftändig : 

1. joweit nicht vom Kultus-Miniſterium bejondere Vorſchrift ertheilt wird, darüber zu ent— 
ſcheiden, ob eine nur für bejtimmte Klaifen von Perſonen beftehende Kirchengemeinde 
ausnahmsweiſe feinen Kirchenvorſtand haben ſoll ($ 1©. 2 der Kirhenvorjtandsordnung), 

2. zu bejtimmen, ob für eine Tochtergemeinde ein befonderer Kirchenvorſtand zu bilden tit, 
und den Wirfungsfreis eines ſolchen bis auf Wahrnehmung der Vermögensintereijen zu 
beſchränken ($S 1 ©. 2 und $ 43 dajelbft); auch 

3. ein Zufammentreten mehrerer Kirchenvorſtände in den Fällen des $ 43 der Kirchenvor— 

jtandsordninng anzuordnen. 

Art. 3. UMeberführung bejtehender Kirhenvorstände in die neue Ordnung. 
Wo Kirchenvorſtände, Die nach dem Gefeße vom 14. Oktober 1848 gebildet find und jomit ($ 32 
der Kirchenordnung) in den nach der neuen Ordnung erweiterten Wirfungsfreis der Kirchenvor— 
jtände ohne weiteres eintreten, bejtehen, hat das Ermeſſen des Königlichen Konfiftoriums unter Wahrung 
jedoh der Vorſchrift, daß vor der eriten Ausübung der Wahl zur Bezirks-Synode die Kirchen— 
vorjteher gewählt fein müſſen ($ 32 eit.), darüber zu entjcheiden, in welcher bejtimmteren Weije die 
Ueberleitung aus der Bildung nach dem alten Gejege in die nach der neuen Ordnung gejchehen 
fol. Dabei find jedoch die in dem Art. 4 folgenden Beitimmungen zu beachten. 

Art. 4. Fortjegung. In der Regel ift jowohl davon, den Kirchenvorjtand jofort nad 
der neuen Ordnung volljtändig neu zu bilden, wie davon, denjelben einjtweilen ganz uns 
geändert beizubehalten, abzujehen, vielmehr ohne Verzug: 

1. die Kirchengemeinde und der Kirchenvorjtand über die nähere Feftitellung der Zahl der 
Vorſteher ($ 4 der Kirchenordnung), über die Beibehaltung von Abtheilungswahlen ($ 8 daſ.), 
two ſolche beitehen, oder deren Einführung, wo fie in Frage fommen, endlich in den geigneten 
Fällen über Anordnung (bezw. Aufrehthaltung) eines beſchränkten Wahlrechts ($ 10 ©. 2 
dal. vgl. unten Art. 6), zu vernehmen; 

2. danach das Nöthige zur Feititelung der Ordnung, nach welcher der Kirchenvorſtand fortan 
gebildet werden joll, zu entjcheiden; 

3. alsdann ein Austritt, der zunächit zum Austritt ftehenden Hälfte der alten Vorfteher und 
eine Neuwahl zur Hälfte nach der neuen Ordnung anzuordnen, vorbehältlich übrigens 
folder Abweichungen in der Zahl der Austretenden oder Neuzumwählenden, wie fie 
namentlich da, wo die Zahl der Vorfteher fi) ändern joll, den befonderen Verhältnifjen 
entiprechen. 

4. Der Austritt des Reftes der alten Vorſteher und die, die Neubildung des Kirhenvorjtandes 
vollendete Wahl weiterer neuer Vorſteher ift in der Regel nah Verlauf eines Jahres 
jeit der Neuwahl der erjten Hälfte (Nr. 3) zu verfügen. 

Art. 5. Erridtung neuer Kirhenvoritände Wo nad) dem Geſetze vom 14. Oftober 
1848 gebildete Kirchenvorſtände nicht bejtehen, find die nöthigen Vernehmungen und Entſcheidungen 
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(vgl. Art. 4 Nr. 1 und 2) ebenfalls ohne Verzug zu veranlaffen bezw. zu treffen, und danach jofort 
die Vorfteherwahlen und die jonft zur Einführung eines Vorjtandes nad) der neuen Ordnung und 
zur Einweifung deſſelben in die Vermögensverwaltung erforderlichen Maßregeln anzuordnen. 

Bevor in Städten, joweit darin Kirchenvorftände nach dem Gejege vom 14. Oftober 1848 
nicht bejtanden haben, oder in ſolchen Kirchengemeinden, in welchen Vorſtände oder fon jtige Ver: 
tretungen ſchon vor dem Gejeße vom 14. Oftober 1348 bejtanden haben und bisher beibehalten 
find ($ 32 der Kirchenvorſtandsordnung Abſ. 2), Kirchenvorjtände nach der neuen Ordnung errichtet 
werden, iſt auch über die in Betreff der Bildung derjelden etwa anzuordnenden Abweichungen von 
den allgemeinen Beſtimmungen mit den Ortsbehörden, Kirchenkollegien oder Gemeinden zu verhandelt, 
Stimmen deren Anträge mit den Anfichten der vorgejegten Oberbehörde überein, jo iſt danach zu 
verfahren und, jofern Abweichungen von den allgemeinen Bejtimmungen eintreten jollen, ein diefelben 
zufammenfafjendes Negulativ feitzuftellen. Im entgeg engejeßten Falle muß die Entjcheidung des 
Kultus-Miniſteriums erwirkt werden. 

Art. 6. Beſchränktes Stimmrecht. Soll bei den Wahlen nach der neuen Ordnung ein 
Theil der Wahlberechtigten nur beſchränktes Stimmrecht haben ($ 10 ©. 2 der Kirchenvorſtands— 
ordnung), jo erfordert dies eine neue Anordnung, aud wo es fi nur um Beibehaltung der für 
die bisherigen VBorjteherwahlen geltenden Einrichtung handelt. 

Art. 7. Ausdehnung des Stimmrechts. Die Ordnung des Wahlrechts und der 
Beitragsleiitung folder, die bisher weder Firchliches Stimmrecht gehabt, noch kirchliche Beiträge 
geleijtet haben ($ 10 ©. 5 der Kirchenvorjtandsordnung) kann, jo weit nicht das Königliche Kon— 
fiftorium deren unverzügliche Herjtelung im Firchlichen Intereſſe für erforderlich erkennt, bis dahin 
ausgejeßt werden, daß der Kirchenvorjtand oder Betheiligte darauf antragen. 

Art. 8 Bernehmung der Kirhengemeinde Zur DVernehmung über die Zahl der 
Vorjteher ($ 4 der Kirchenvorftandsordnung), über Abtheilungswahlen ($ 8 dajelbit), über Anord— 
nung eines beſchränkten Wahlrehts ($ 10 ©. 2 dafelbft), über Ordnung des Wahlreht3 und der 
Beitragsleiftung ſolcher, die bisher weder firchliches Stimmrecht gehabt, noch Firchliche Beiträge 
geleijtet Haben ($ 10 ©. 3 daſelbſt), iſt die Kirchengemeinde in derjelben Weife wie zur Wahl der 
Vorjteher ($ 5 ©. 1 dafelbit) zu berufen. 

Auch finden in diefen Fällen in Betreff der Entjcheidung von Zweifeln über Stimmredt, 
der Leitung der VBernehmung (vgl. auch Art. 9) und der Aufzeichnung ihres Hergangs und Ergeb: 
niſſes (ſ. Art. 10) die entjprechenden, für die Vorfteherwahl geltenden Beitimmungen finngemäße 
Anwendung. 

Art. 9. Wahlleitung und Wählerverzeihnijfe bei den erftmaligen Wahlen- 
Wegen Leitung der erjtmaligen VBorjteherwahlen und erſter Anfertigung des demnächſt vom Kirchen— 
vorjtande fortzuführenden Verzeichniſſes der Wahlberechtigten ift da, wo nad) dem Gejege vom 14. 
Dftober 1848 gebildete Kirchenvorjtände nicht bejtehen, befondere Beitimmung zu treffen. 

Die danadh zur Leitung der Wahl Beitellten haben einige der in der Kirchengemeinde 
Wahlberechtigten auszuwählen, mit welchen fie nach Stimmenmehrheit Zweifel über Wahlrecht für 
die anjtehende Wahl entjcheiden. Vergl. $ 12 der Kirchenvorjtandsordnnung. 

Wo nad dem Gejege vom 14. Oftober 1848 gebildete Kirchenvorjtände ſchon bejtehen, fünnen 
die vorhandenen DVerzeichniffe der Wahlberechtigten auch für die neuen Wahlen benußt werden, 
bedürfen jedoch allenthalben mit Rückjiht auf die nach $ 10 der Kirchenvorjtandsordnung gegen $ 9 
des Gejeßes vom 14. Oktober 1848 eingetretenen Aenderungen vorgängiger Berichtigung und Ver: 
vollftändigung. 

Art. 10. Wahlprotofoll. Hergang und Ergebniß der Wahlen find aufzuzeichnen. 

Art. 11. Befugnifje der Patrone In Betreff der Befugniſſe der Patrone zur Wahl 
von Vorjtehern ($ 14 der Kirchenvorſtandsordnung) wird bejtimmt: 

1. Wo nad dem Gejege vom 14. Oktober 1848 gebildete Kirchenvoritände bereits beſtehen, 
behält die dem Patron für den alten Vorſtand zuerkannte Befugniß zur Wahl eines oder 
mehrerer Vorſteher für den neuen Vorſtand zunächſt entſprechende Geltung. Falls jedoch 
von Seiten der Vorjtandsnitglieder oder von Seiten des Patrons die Frage nad) der 
Befugniß des Patrons neu angeregt wird, bedarf fie einer neuen Entjeheidung. Hat der 
Patron mehrere Mitglieder zu ernennen gehabt, jo ijt jedesmal mit demfelben darüber zu 
verhandeln, ob er fünftig ein Mitglied mit mehrfahem Stimmredt in Vermögensjadhen, 
oder nad) wie vor mehrere Mitglieder wählen will, jowie, welches von den mehreren Mit— 
gliedern die volle (über Vermögensſachen hinausgehende) Stimme führen joll; und danad) 
vom Königlichen Konfiftorium die nöthige Ordnung feitzuftellen. Bis zum Erlaß dieſer 
Ordnung führen alle Vorſteher volle Stimme, vorbehältlid) jedoch der Befugniß des Königs 
lihen Konfiftoriums zu vorläufiger entgegenftehender Bejtimmung. Soweit nicht jchon in 
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dieſem Wege die Mitwirkung einzelner Vorjteher auf Vermögensſachen beſchränkt wird, iſt 
alfenthalben den zur Zeit des Erlafjes der Kirchenvorjtandsordnung bereits im Kirchen— 
vorjtande befindlichen Vertretern des Patron zur Erklärung ihres etwaigen Willens, nur 
bei Vermögensſachen fich zu betheiligen, eine angemeijene Friſt zu jeßen. 

. Wo Kirchenvorjtände nad) dem Gejeß vom 14. Oftober 1848 nicht Thon beitanden haben 
und demnach ganz neu zu bilden find, ift den Patronen von der bevorjtehenden Bildung 

. Anzeige zu machen, damit fie ihre Befugnifie geltend machen fünnen. Ueber den Umfang 
dDiejer Befugniffe und die danah für Bildung des Kirchenvorjtandes zu beobachtende 
Ordnung entjeheidet das Königliche Konfiftorium. Erſt mit diefer Entſcheidung treten die 
Befugniſſe des Patrons in Wirfjamfeit. 

Art. 12. Ordnungsſtrafe. Die neuen Kirchendvorftände haben, glei den bisherigen, 

gegen die ohne hinreichende Entjehuldigung bei ihren Verſammlungen entbleibenden Mitglieder eine, 

zu kirchlichen Ziwerfen zu verwendende Ordnungsftrafe bis zu 10 Gr., deren Beitreibung erforder: 

lichen Falls von der Kirchenregierung zu veranlaſſen ift, zu erfennen. 

Art. 13. Anleitung der Kirhenvorjtände Den Königlichen Konfiftorien bleibt vor— 
behalten, die Kicchenvorftände, wie für ihre vermögensrechtliche Thätigkeit, jo auch für ihren übrigen 
Wirkungskreis durch allgemeine Erlaſſe oder befondere Verfügung anzuleiten. 

Art. 14. Gebührenfreiheit. Die zur Ausführung der Kichenvoritandsordnung dienenden 
Verfügungen find als Officialſache gebührenfrei abzulafjen. 

Insbeſondere find den Kirchenkommiſſarien für deren darauf bezügliche Thätigfeit nur etwaige 
Auslagen zu eritatten. 

Hannover, den 20. Oftober 1864. 


Königlih hannoverſches Kultus» Minifterium. 
Lichtenberg. 
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IV. 


Bekannkmachung des General-Gouvernements, Departement 


des Rulfus, vom 18. Januar 1867 
zur Ausführung der hannoverſchen Bezirks-Synodalordnung v. 9. Oktober 1864. 


Zur Ausführung der Bezirks-Synodalordnung vom 9. Oktober 1864 wird von Uns im 
Einverſtändniß mit dem Königlichen Landeskonſiſtorium vorgeſchrieben. 

Art. 1. J. Vorbereitung der Bezirks-Synode. a. Veranlaſſung ihrer Be— 
rufung. Der zum Vorſitze der Bezirks-Synode berufene Superintendent (bezw. hier, wie im 
Folgenden überhaupt: deſſen Stellvertreter, vgl. SH 45 Nr. 1 und 49 ©. 1 der Synodalordnung) 
hat darauf zu jehen, daß die Bezirks-Synode, der Synodalordnnung ($ 47) gemäß, in jedem Kalender- 
jahre — oder, wo die Bezirks-Synode ſolches beſchloſſen Hat, in je zwei Kalenderjahren — zu 
einer ordentlihen Verſammlung berufen wird. 

Er Hat zu dem Ende, jofern nicht die Zeit des Zujammentritts zu ordentlicher Verfammlung 
ein für alle Mal mit Zuftimmung des Königlichen Konfiftoriums fejtgeftellt iſt oder letzteres 
befondere Beitimmung trifft, nad Benehmung mit dem Bezirks-Synodalausſchuſſe dem Königlichen 
Konfiftorium den Termin für den Zujammentritt mindejtens zwei Monat vorher in Vorſchlag zu 
bringen. 

Bedarf es einer außerordentlihen Verfammlung, jo hat er auch wegen deren Berufung 
entjprechenden Vorſchlag möglichit zeitig zu machen. — 

Immer muß er Anträge des Ausichufies auf Berufung der Bezirks-Synode ($ 53 der 
Synodalordnung) mit jeinem Gutachten rechtzeitig zur Kenntniß des Königlihen Konfijtoriums 
bringen. 

Art. 2. Fortſetzung. In den nad Art. 1 zu erjtattenden Berichten hat der Super— 
intendent kurz anzugeben, welche bejondere Gegenftände der Verhandlung bei der bevorjtehenden 
Verſammlung der Bezirfs-Synode in Ausficht ftehen oder von ihm gewünfcht werden, damit das 
Königliche Konfiftorium in Beziehung auf deren Verhandlung vorgängig fi zu äußern Gelegen- 
heit erhält. > 

Art. 3. b. Benennung von Synodalmitgliedern durd die Kirhenregierung. 
Auch muß er darin die Benennung der von der Kirchenregierung nad $ 45 Nr. 6 der Synodal— 
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Ordnung zu benennenden weltlichen Mitglieder der Bezirks-Synode in Anregung bringen, falls es 
auf jolhe im gegebenen Falle ankommt (val. $ 73 ©. 2 und $ 71 der Synodalordnung). 

Die Benennung jteht dem Königlichen Konfiftorium zu und wird don diefem dem Super: 
intendenten eröffnet. 

Art. 4. c. Zeit der Synode. Den Termin des Zuſammentritts der Bezirfs-Synode, jet 
es zu ordentliher oder zu außerordentlicher VBerfammlung, hat das Königliche Konſiſtorium zu 
beftimmen; dem Superintendenten kann dabei die nähere Feitftellung des Tags innerhalb gewifjer 
Zeitfrift offen gelaffen werden. 

Die Bejtimmung der Tageszeit verbleibt der Regel nach dem Superintendenten. 

Art. 5. d. Ort der Synode Fir Beitimmung des Orts der Verfammlung gilt das 
Bleiche, wie für Beftimmung der Tageszeit (Art. 4 ©. 2). 

Vorzugsweiſe iſt dafür die Kirche des Superintendenturorts in Rückſicht zu nehmen. 

Art. 6. e. Berufung der Synode. Nachdem der Termin de3 Zujammentritts feſtge— 
ftellt ift, Hat der Superintendent in der Regel etwa 4 Wochen vor demfelben die Synode zu berufen. 
Zu dem Ende muß er an die Kirchenvorftände wegen der aus denjelben in die Bezirks-Synode 
eintretenden Mitglieder ($ 45, Nr. 2 und 3, auch Abſ. 2 der Synodalordnung) und an die übrigen 
Mitglieder der Bezirf3-Synode, vorbehältlich der wegen der Volksſchullehrer vorgängig etwa erfor- 
derlihen Wahl ($ 45 eit. Nr. 5 und unten Art. 9) Einladungsjchreiben, in denen Zeit und Ort 
der Verſammlung genau anzugeben find, erlaffen. 

Art. 7. f. Weltlide Abgeordnete der Kirhengemeinden. Sn die an die Kirchen: 
Vorjtände ergehenden Einladungsjhreiben iſt die Aufforderung aufzunehmen, bei Berufung zu 
ordentliher Berfammlung allgemein ($ 73 ©. 1 der Synodalordnung), bei Berufung zu 
außerordentliher Verſammlung, injoweit ala bisherige weltliche Abgeordnete der Kirchen- 
Vorjtände ausgefallen find ($ 71 ©. 1 daſ.), weltliche Abgeordnete zur Bezirks-Synode zu wählen 
und ohne Verzug das Wahlprotofoll einzufenden. 

Zugleich find darin die Vorſchriften des $ 48 der Synodalordnung zur Befolgung in 
Erinnerung zu bringen. 

Art. 8. g. Deren Wahl. Der Aufforderung (Art. 7) gemäß, beruft, wo es einer Wahl 
bedarf, der Vorſitzende des Kirchenvorjtandes ohne Verzug alle weltlichen Mitglieder, mit Ausſchluß 
jedoch jolcher Patronatsmitglieder, welche nur zur Mitwirkung in Vermögensſachen berechtigt find 
($ 14 ©. 5 und 6 der Kirchenvorjtandsordnung), unter Angabe des Zwecks der Berufung zur 
Bornahme der Wahl nah $ 45 Nr. 3 und $ 68 der Synodalordnumng, läßt die Wahl vorjehrifts- 
mäßig durch Stimmzettel ($ 68 eit. a. E.) vornehmen und endet das über Hergang und 
Ergebniß der Wahl von ihm aufzunehmende, von allen Anweſenden zu unterfchreibende Protokoll 
im Originale dem Superintendenten ein. 

Befindet der letztere dann Mängel bei der Wahl, jo hat er deren rechtzeitige Abſtellung, 
joweit er dazu im Stande ift, zu veranlaijen. 

Art. 9. h. Volksſchullehrer. Die Wahl der nah $ 45 Nr. 5 der Synodalordnung in 
die Bezirks: Synode eintretenden Volksjchulfehrer wird unter Leitung des Superintendenten vorge: 
nommen und it von dieſem rechtzeitig zu veranlafjen, jobald e8 einer Wahl bedarf (vgl. $ 73 
©. 2 und $ 71 der Synodalordnung). 

Für die Wahlberechtigung gelten folgende Sätze: 

1 Als Volksſchulen find Hier diejenigen öffentlichen Schulen (bezw. Schulabtheilungen) anzu— 
jehen, deven Unterricht die für den Volksſchulunterricht als nothwendig vorgejchriebenen 
Unterrichtögegenftände (wenigjtens mit-) befaßt und nicht darauf berechnet ift, erſt jpäter 
als mit dem Ende des ſchulpflichtigen Alters abzuſchließen. 

2. Nur die definitiv an jolden Schulen angejtellten Lehrer, einſchließlich übrigens der auf 
dauernden Schulgehülfenitellen angeftellten, find wahlberechtigt. 

3. Auf bloße Fachlehrer erſtreckt ſich die Wahlberechtigung nicht. 

4. In Zweifelsfällen iſt die Entſcheidung des Königlichen Konſiſtoriums — bis dahin, daß 

diejelbe erfolgt tjt, diejenige des Superintendenten — maßgebend, 

Die Einladung zur Wahlverfammlung kann der Superintendent den wahlberehtigten Lehrern 
direft oder durch Vermittlung ihrer Pfarrer zugehen laſſen. 

Ueber Hergang und Ergebniß der — mit Beachtung der Vorſchriften im $ 68 der Synodal- 
Ordnung vorzunehmenden — Wahl hat ein aus den Wählern durch den Superintendenten auszu— 
wählender Schriftführer ein Protokoll aufzunehmen, welches neben dem Schriftführer der Super: 
intendent unterjchreibt. 

Art. 10. i. VBorberathung im Ausſchuſſe. Kurz vor dem Zufammentritte der Bezirks- 
Synode muß der Superintendent jedes Mal den Ausſchuß berufen, zur Beitimmung darüber, wer 
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vorläufig zur Synode als Mitglied zuzulaſſen oder von derjelben zurückzuweiſen ift ($ 71 ©. 3 
der Synodalordnung). 
Was zu gehöriger Vorbereitung der Verſammlung der Bezirfs-Syuode durch den Ausſchuß 
(vgl. $ 53 Nr. 1 der Synodalordnung, auch unten Art. 15 Nr. 2, 17 und 18 ©. 1) ſonſt noch 
erforderlich ijt, muB gleichzeitig wahrgenommen werden. 
Mt. 11. O. Die PBerfammlung der Bezirfs-Synode a. Eröffnung der 
Synode Zur Eröffnung der Verſammlung der Bezirks-Synode Hält der Superintendent jeldft 
oder ausnahmsweiſe ein von ihm dazu aufgefordertes geiftliches Mitglied auf Grund eines verle- 
jenen Schriftwort3 eine furze Anſprache mit Gebet. 
Statt deſſen findet ein öffentlicher Gottesdienft vor Eröffnung der Verfammlung nur dann 
ftatt, wenn die Bezirts-Synode jelbit in früherer Verſammlung ſolches beichloffen Hat. Die bei 
diefem Gottesdienste fungirenden Geiftlichen beftimmt der Superintendent. 
Art. 12. b. Schriftführung. Der Superintendent beauftragt danach ein Mitglied, unter 
Beiordnung nöthigenfalls noch anderer Mitglieder zur Hülfe, mit der Protofollführung. 
In dem aufzunehmenden Protokolle müjjen die Namen der Anweſenden und das Wefentliche 
dejien, was vorgefonmen iſt (namentlich Gegenjtände der Berathung, Anträge, joweit fie zur Be— 
ſchlußfaſſung gebracht find, Beſchlüſſe, Wahlen) vermerkt fein. 
Der Inhalt der Ausführungen und Begründungen braudt darin nur ſoweit, als e3 zum 
Berjtändniffe des ganzen Verlaufs der Verhandlung nothwendig ift, aufgenommen zu werden. 
Das Protokoll, welches der Regel nah in der Berfammlung jelbjt nicht verlefen wird, wird 
durch den Superintendenten und den Schriftführer richtiggeftellt und von beiden unterjchrieben. 
Bei nicht auszugleichenden Differenzen zwifchen Superintendenten und Schriftführer erfolgt die 
Richtigſtellung durch den Ausſchuß. 
Nach erfolgter Richtigitellung hat der Superintendent immer ohne Verzug beglaubigte Abſchrift 
des Protofolls an das Königliche Konfiftorium einzufenden, unbejchadet der bejonderen Berichts: 
erftattungen, welche ſtets erforderlich bleiben, wo es auf Erledigung einzelner Verhandlungsgegen— 
ftände zc. anfommt. 
Art. 13, ce. Legitimation der Mitglieder. Die Verhandlung beginnt mit dem Auf: 
rufe aller nad der Beſtimmung des Ausſchuſſes zur Synode zuzulafjenden Mitglieder und dem 
Vermerke der Anweſenden. 
Daran ſchließt fich die Mittheilung über die vom Ausſchuſſe etwa beſchloſſenen vorläufigen 
Zurückweiſungen und die Anfrage des Vorſitzenden (vgl. $ 49 ©. 3 der Synodalordnung), ob die 
Verſammlung gegen die Bejtimmungen des Ausſchuſſes über Zulaffung oder Zurüdweifung etwas 
einzuwenden hat. 
Wird dieje Beitimmung in der Verſammlung vor dem Uebergange zu einem andern Gegen: 
jtande der Verhandlung nicht angefochten, jo gilt die Verſammlung als beiftimmend. 
Andernfalls bedarf e3 in dem angefochtenen Punkte zunächſt der Beſchlußfaſſung dev Synode 
jelbjit ($ 71 ©. 2 der Synodalordnung), nach welcher ſodann zu verfahren ift. 
Art. 14. d. Theilnahme von Nihtmitgliedern. Mitglieder des bisherigen Aus— 
ſchuſſes find, auch wenn fie zu den Mitgliedern der neuen Synode nicht wieder gehören, befugt, 
deren ordentlicher Berfammlung beizumohnen und in allem, was auf die Gejhäftsführung des bis- 
herigen Ausſchuſſes Bezug hat, an den Verhandlungen, jedoch ohne Stimmrecht, teilzunehmen. 
Wegen der Betheiligung jonjtiger Nichtmitglieder j. $$ 46 und 74 der Synodalordnung. 
Art. 15. e. Verhandlungsgegenftände, deren Folge und Behandlung. In 
jeder ordentliden Berfammlung muB 
1. eine allgemeine Bejprehung der kirchlichen und fittlihen Zuftände und Verhältniſſe des 
Bezirks (vgl. $ 51 Nr. 1 der Synodalordnung), welche der Superintendent unter Mit: 
theilung wichtiger amtlicher Erfahrungen und Beobachtungen einleitet und dabei geeigneten 
Falls auf die befondere Erwägung gemiljer Punkte hinleitet, ftattfinden (wegen der dabei 
vorkommenden Uranträge vgl. Art. 16 und 18); 

2. über die Bezirfs-Synodalfaffe vom Ausſchuſſe Rechnung gelegt werden ($ 83 im Anhang 
der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung) ; 

3. eine Neuwahl der Beiliger des Ausſchuſſes ($ 50 der Synodalordnung, vgl. $ 68 daj.) 
vorgenommen werden. 

Der Regel nad folgt die allgemeine Beiprehung (Nr. 1) unmittelbar auf die Erledigung 
der Legitimationsfragen (Art. 13), während die Neuwahl für den Ausſchuß (Nr. 3) nahe an den 
Schluß der Verhandlungen zu verlegen ift. 

Art. 16. Fortjegung. Außerdem bilden den Gegenjtand der Verhandlung in ordentlicher 
oder außerordentlicher Berfammlung : 
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1. die Erledigung dejfen, was aus dem der Synode nah Nr. 3, 4 und 5 im $ 51 der 
Synodalordnung zugewiejenen Zuftändigfeitsfreife einer Entſcheidung derjelben bedarf; 

2. die etwaigen Vorlagen der Kirchenregierung ; 

3. Anträge, welche von einem Kirchenvorjtande des Bezirks im Intereſſe dev don ihm vertre— 
tenen Kirchengemeinde ($ 40 ©. 1. der K. V. O.) an die Synode gebracht werden und zu 
dem Ende jpäteftens eine Woche vor deren Eröffnung dem Superintendenten jchriftlich 
überreicht find; 

4. Uranträge der Synodalmitglieder. 

Kon diefen Gegenftänden gebührt in der Reihenfolge der Verhandlung den unter 1 genannten, 
jedenfalls zur Erledigung zu dringenden, vor allen andern, im übrigen den Negierungsvorlagen 
dor den unter 3 und 4 genannten Gegenjtänden der Vorzug. 

Gehen letztere über den gejeglichen Wirfungsfreis der Bezirfs-Synode (88 51 und 56 der 
Synodalordnung) hinaus, jo dürfen fie überhaupt nicht verhandelt werden. 

Art. 17. Fortjegung Die im Art. 16 unter 1, 2 und 3 genannten Gegenftände find 
vorgängig dom Superintendenten im Ausſchuſſe zur vorbereitenden Berathung zu bringen. 

Ihre Verhandlung in der Synode wird durch den Borjtand eines vom Superintendenten 
beitellten Referenten eingeleitet. 

Art. 18. Fortjeßung. Insbesondere: Uranträge. Dafjelbe gilt, jedoh mit der 
Maßgabe, daß bei Uranträgen immer zuerjt dem Antragiteller bei Begründung jeines Antrags das 
Wort zu geben ift, von ſolchen Uranträgen, welche jchon in einer früheren VBerfammlung gejtellt 
oder jpäteftens eine Woche vor Eröffnung der gegenwärtigen Verſammlung ſchriftlich dem Super: 
intendenten eingereicht jind. 

Die Beſchlußfaſſung über andere Uranträge fann der Borfigende bi3 zur nächſten Verſammlung 
ausjegen, auch wenn die Zeit (vgl. Art. 19) die jofortige Verhandlung geitattet. 

Uebrigens fteht e3 der VBerfammlung zu, eine in die Sache eingehende Verhandlung und 
Beihlupfaflung über einen gejtellten Urantrag ganz abzulehnen. 

Als Uranträge gelten alle — nicht blos auf Gejhäftsordnung oder Gejhäftsgang bezüg- 
lichen — Anträge, welche außer Verbindung mit einem in Berhandlung jtehenden Gegenjtande 
gejtellt oder doch nur an die allgemeine Beſprechung (Art. 16 Nr. 1) angefnüpft werden. 

Art. 19. f. Dauer der Verfammlung. Ohne bejondere Genehmigung des Königlichen 
Konfiftoriums jollen die Verhandlungen einer VBerfammlung der Bezirkfs-Synode über einen Tag 
ſich nicht erſtrecken. 

Art. 20. g. Schluß der Verſammlung. Soll die Verſammlung geſchloſſen werden, ſo 
ſpricht der Superintendent oder ein von ihm aufgefordertes geiſtliches Mitglied ein kurzes Schlußgebet. 

Danach verkündet der Superintendent den Schluß. 

Art. 21. h. Ordnungsgewalt des Vorſitzenden. Die Aufrechthaltung der Ordnung 
in der Verſammlung liegt dem Vorſitzenden ob. 

Er beſtimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenſtände (vgl. Art. 15 und 16). 

Er ertheilt das Wort und entzieht dafjelbe bei Abjchweifungen, überflüffiger Weitläufigfeit 
oder jonftiger Ungehörigfeit der Redenden. 

Er verweiſt diejenigen, welche die Ordnung jtören, namentlich auch ſolche, welche geſetzlich 
ftrafbare Reden führen oder über Glauben oder Lehre der Kirche jpottend oder verächtlich ſich 
äußern, zur Ordnung und kann dieſelben bei jortgejegter oder wiederholter Ordnungswidrigfeit 
mit Zujtimmung der Synode von beren anftehender Berfammlung ausschließen. 

Art. 22. i. Beſchlußfaſſung. Zur Beihlußfaffung jtellt der Vorfigende die Fragen und 
verfündet das Ergebniß der Abjtimmung. (Val. $ 77 der Synodalordnung: „Die Synoden find 
bei Anwejenheit der Hälfte ihrer Mitglieder beſchlußfähig und faſſen ihre Beſchlüſſe nach abjoluter 
Stimmenmehrheit der Anweſenden“.) Bei Stimmengleichheit gilt die geftellte Frage für verneint, 

Art. 23. k. Zuhörer. Der Superintendent hat, joweit nöthig, bejondere Vorfehr dafür 
zu treffen, dab als Zuhörer nur diejenigen Perjonen zugelaffen werden, welchen nah $ 75 ©. 2 
der Synodalordnung der freie Zutritt zu den Verhandlungen der Bezirfs-Synode geitattet it. 

Sit nach Beitimmung der Kirchenregierung oder Beihluß der Synode ein Gegenitand ver— 
traulich zu behandeln, jo hat der Vorſitzende die Entfernung der Zuhörer auf die Dauer diefer 
Verhandlung zu veranlaffen. 

Außerdem fann er die Entfernung einzelner oder aller Zuhörer anordnen, wenn die Ruhe 
und Ordnung von denjelben gejtört wird. 

Art. 24. III. Der Bezirks-Synodalausſchuß. a. Berufung des Ausſchuſſes 
Den Bezirks-Synodalausihuß hat der darin vorfigende Superintendent mitteljt Einladung jeiner 
ſämmtlichen Mitglieder zu berufen, jo oft es der Thätigfeit des Ausſchuſſes bedarf (vgl. $ 53, 
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auch SS 52 und 57 der Synodalordnung und $ 83 im Anhang der Kirchenvorſtands- und Synodal- 
Ordnung, jowie oben Art. 10, 17 und 18 ©. 1) oder zwei Mitglieder die Berufung verlangen. 

Art. 25. b. Die Gefhäftserledigung durch Girfular. In minder wichtigen Ange: 
legenheiten kann jedoch bei alljeitigem Cinverjtändniffe eine Erledigung mitteljt jchriftlichen 
Cirkulars erfolgen. 

Art. 26. ec. Beſchlußfaſſung. Die Beichlüffe werden nach abjoluter Stimmenmehrheit 
gefaßt; bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Borfigenden. 

Val. auch $ 50 Abſ. 2 der Synodalordnung („die Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes ift dureh 
die Betheiligung von mindejtens drei jeiner Meitglieder, darunter eines geiftlichen und eines welt: 
lichen, an der Abſtimmung bedingt”). 

Art. 27. d. Borbereitung der Beſchlußfaſſung. Was zur Vorbereitung der 
Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes erforderlich iſt, kann der Superintendent allein oder mit Zuziehung 
einzelner Beifiter bornehmen bezw. veranlafien. 

Art. 28. e. Ausfertigungen. Die NAusfertigungen der Ausſchußbeſchlüſſe bejorgt, 
joweit nicht vom Ausſchuſſe eine weitere Betheiligung aller oder einzelner Beifier vorbehalten ift, 
der Superintendent allein. Sie ergehen im Namen des Ausſchuſſes mit der Unterfehrift des 
Superintendenten. 

Art. 29. f. Shriftführung. Ueber die (mündlichen) Verhandlungen des Ausſchuſſes 
hat ein von dieſem aus feinen Beifigern zu wählender Schriftführer Protofoll zu führen. 

Das Protofoll muß die Anweſenden und die gefaßten Beſchlüſſe ergeben, auf Verlangen 
eines Mitgliedes auch die Gründe des Beichluffes, jowie etwa abweichende Stimmen nebjt deren 
Begründung enthalten und ift von allen Anwejenden zu unterjchreiben. 

Art. 30. 8. Berwaltung der Bezirfs-Synodalfajje Mit der Rehnungsführung 
der Bezirks-Synodalkaſſe ($ 83 im Anhang der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung) kann der 
Ausſchuß einen feiner Beifißer oder einen befondern befoldeten Rechnungsführer, von welchem ange: 
mejjene Sicherheit zu bejtellen iſt, beauftragen. 

Art. 31. h. Sreit über die Fortdauer der Synodalfähigfeit. Die nad 
8 71 Abſ. 4 der Kirchenregierung zuſtehende vorläufige Entſcheidung über ftreitige Zuläjfigfeit 
fernerer Theilnahme am Ausſchuſſe jteht dem Königlichen Konfiftorium zu. 

Urt. 32. IV. Uebergangsbeftimmungen. a. Zeitder Synode. Die Beitimmung 
des Zeitpunfts, mit welchem in jedem Bezirk die Bezirf3-Synode zum erſten Male zufammen- 
treten joll, bleibt dem unterzeichneten Departement vorbehalten. 

Art. 33. b. Zahl der weltliden Abgeordneten. Jedem Kirchenvorſtande iſt bei 
Berufung der erjten Synode im Bezirke in dem Einladungsfchreiben (Art. 6 und 7) die Zahl der 
auf die Kirchengemeinde entfallenden weltlichen Abgeordneten zur Bezirks-Synode zu benennen. 

Art. 34. c. Erjaß, bezw. Ausfall der Wirfjamfeit des Ausſchuſſes. Die vor— 
läufige Entjeheidung über Zulaffung zur Synode oder Zurücweifung von derjelben jteht erjtmalig 
an der Stelle des Ausjchuifes (vgl. Art. 10 auch 13) dem Superintendenten mit je einem Getjtlichen 
und Weltlichen, welche dazu von ihm aus den zum Eintritt in die Bezirks-Synode berufenen 
geiftlichen bezw. weltlichen Abgeordneten der Kirchengemeinden zu wählen jind, zu. 

Eine Mitwirkung des Ausſchuſſes bei der Vorbereitung der Verhandlungen der Synode 
(vgl. Art. 10, 17 und 18) fällt in Betreff der erjtmaligen Verſammlung in jedem Bezirfe weg; 
ebenjo die Rechnungslegung über die Bezirfs-Synodalfafje. 

Art. 35. V. Shlußbeftimmung. Diejenigen Abweichungen von den vorjtehenden Vor— 
ſchriften, welche für einzelne Bezirf3-Synoden wegen eigenthümlicher Verhältniffe derjelben, namentlich 
in den Fällen des $ 44 Ab. 3 der Synodalordnung erforderlich werden, jollen vom unterzeichneten 
Departement bejonders beſtimmt werden. 


Hannover, den 18. Januar 1867. 


Königlich preußifches General-Gouvernement. Departentent des Kultus. 
Brüel. 
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AL 


Bekanntmachung des Rönigl. Landeskonſiſtoriums zu 
Hannover vom 14. Auault 1869, 


beit. Ausführung der hannvverſchen Tandes-Synovalordnung 
von 9. PBktober 1864, 


Zur Ausführung der Landes-Synodalordnung vom 9. Oftober 1864 wird von uns mit Er: 
mächtigung Seiner Ercellenz des Herrn Kultusminifters das Nachjtehende angeordnet. 

Art. 1. Die Lande3-Synode für die evangeliſch-lutheriſche Landeskirche des vormaligen König— 
reichs Hannover ſoll erjtmalig im Spätherbite d. %. an einem von und demnächſt zu bejtimmenden 
Tage zufammentreten. 

Art. 2. Die Kreife für die Wahl der geiftlichen und weltlichen Abgeordneten zur Landes= 
iynode ($ 50 der Synodalordnung) werden vorläufig in der Weiſe feitgeftellt, wie die Anlage des 
Näheren ergiebt. In letzterer find zugleich die Orte, wo die Wahlverfanmlungen ftattfinden jollen, 
und die Namen der mit Leitung der Wahl Beauftragten (Wahlfommifjäre) aufgeführt. 

Art. 3. Die Wahlen in den einzelnen Kreifen (Art. 2) find in der Woche vom 20. bis 
25. September d. J. vorzunehmen. Wo dies jedoch auf bejondere Schwierigfeiten jtoßen jollte, 
fönnen fie ausnahmsweife auch in dev Woche vom 27. September bis 2. Oftober d. J. vor— 
genommen werden. 

Innerhalb Diejes Zeitraumes hat jeder Wahlkommiſſär unverzüglich den Termin für die 
MWahlverfammlung nah Zeit und Ort (Lofal) feitzufegen und hiervon die BVBorfißenden der zu 
jeinem Wahlfreife gehörenden Bezirfs-Synoden zu benachrichtigen. 

Art. 4. Die Borfißenden der Bezirf3-Synoden ſetzen darauf ſowohl die Kirchenvorſtände 
wegen der aus ihnen in die Wahlverfammlung eintretenden Mitglieder ($ 45 Nr. 2 und 3, auch 
Abſatz 2 der Synodalordnung), als auch die etwa jonjt noch vorhandenen, zur Theilnahme an der 
Wahlverfammlung bereätigten Mitglieder der Bezirf3-Synode (die Pfarrgeiftlichen des Bezirks in 
Gemeinden ohne Kirchenvorſtand und die Geiftlichen öffentlicher im Bezirk gelegener Anjtalten ; 
vgl. $ 45 Nr. 4 der Synodalordnung) von dem Termine jehriftlich mit der Auflage, den Empfang 
diefer die Ladung vertretenden Mittheilung zu bejcheinigen, in Kenntniß und fordern dabei Die 
Kirchenvorftände außerdem auf, infoweit als bisherige weltliche Abgeordnete zur Bezirks-Synode 
ausgefallen find ($ 71 ©, I der Synodalordnung), zur Wahl anderer weltlicher Abgeordneter zu 
Ichreiten und das Wahlprotofoll miteinzufenden. 

Art. 5. Für die etwa nothwendig werdenden Wahlen weltliher Abgeordneter gelten die 
Beitimmungen im Art. 8 der Bekanntmachung des Königlichen Generalgouvernements, Departement 
des Kultus, vom 18, Januar 1867 zur Ausführung der hannoverjchen Bezirf3-Synodalordnung. 

Art. 6. Die Borfigenden der Bezirfs-Synoden haben darauf zu halten, daß die Bejchei: 
nigungen über den Empfang ihrer Einladungsjchreiben bezw. die Wahlprotofolle zeitig bei ihnen 
eingehen, und ſodann Bejcheinigungen wie Protokolle nebſt den ſonſt etwa erforderlichen Aktenſtücken 
dem Wahlfommifjär zu überjenden, dabei auch ein Verzeichniß der zur Theilnahme an der Wahl: 
verjammlung berechtigten Mitglieder ihrer Bezirks-Synoden hinzuzufügen. Sollten ihnen in leßterer 
—— Zweifel entſtanden ſein, ſo haben fie den Wahlkommiſſär darauf beſonders aufmerkſam 
zu machen. 

Art. 7. Die ihm zugehenden Empfangsbeſcheinigungen, Protokolle und Verzeichniſſe hat der 
Wahlkommiſſär zu prüfen, um dahin zu wirken, daß wo möglich zeitig vor dem Termine etwa 
Berjüumtes nachgeholt werde bezw. wichtig erſcheinende Aufklärungen über Zweifel wegen der 
Berehtigung zur Theilnahme an der Wahlverfammlung und dgl. zu den Akten gebracht werden. 

Auch hat er etwa 8 Tage vor dem Termine an die unverzügliche Einfendung der dann noch 
rückſtändigen Beſcheinigungen 2c. zu erinnern. 

Art. 3. Meber die Verhandlungen in der Wahlverfammlung jelbjt iſt ein Protokoll auf- 
zunehmen, welches entweder durch den Wahlfommifjär jelbjt oder durch einen ihm etwa zur Ver— 
fügung jtehenden, auf Protofollführung beeidigten Königlichen Staatsdiener oder durch ein darum 
zu erſuchendes Mitglied der Wahlverfammlung zu führen und von dem Wahlfommiffär, jowie dem 
etwa zugezogenen Protokollführer zu unterjchreiben ift. 

Art. 9. Die Wahlverfammlung wird mit denjenigen eröffnet, welche der Wahlfommifjär 
für beretigte Theilnehmer derjelben erkennt, und ift nach allgemeiner Hinweijung auf den Zweck 
des Termins zunächſt zu denjenigen Entjcheidungen zu veranlaſſen, welche von ihr etwa darüber zu 
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treffen find, ob außer den vom Wahlkommiſſär Zugelaffenen noch jonjt Jemand als zur Theilnahme 
an der Wahl berechtigt zuzulaſſen oder von den durch den Wahlkommiſſär Zugelafjenen der eine 
oder andere als nicht theilnahmeberechtigt auszufchliegen jet ($59 letzter Sak der Synodalordnung). 

Art. 10. Nachdem jodann die Bedingungen für die Wählbarfeit zur Landes-Synode ($ 70 
der Synodalordnung) durh den Wahlfommifjär vorgelefen und joweit nöthig erläutert find, ift 
zur Wahlhandlung jelbjt zu jehreiten. 

Die Wahlen werden gemeinjchaftlich von allen theilnahmeberehtigten Mitgliedern der Ver— 
jammlung vorgenommen ($ 59 Saß 3 der Synodalordnung) und erfolgen nad abjoluter Stimmen 
mehrheit dur Stimmzettel ($ 68 dajelbft). 

Nur wer bei dem Beginne der erjten, im Termine vorgenommenen Abjtimmung zugegen war, 
wird zur Theilnahme an der Wahlhandlung zugelafien. 

Die erforderliche abjolute Stimmenmehrheit wird nach der Zahl der Stimmenden und zwar, 
wenn eine mehrmalige Abſtimmung nöthig wird, nach der Zahl der beider betreffenden Abftimmung 
Mitjtinnmenden berechnet. 

Art. 11. Es wird demnächſt ein geiftlicher und ſodann ein weltficher Abgeordneter gewählt. 

Der zum Abgeordneten Gewählte ijt, wenn er fih im Termine gegenwärtig befindet, zu 
befragen, ob er zur Annahme dev Wahl bereit ift. Seine Erflärung darüber ift im Protokoll zu 
vermerfen. 

Lehnt er die Annahme der Wahl ab, jo iſt jofort die anderweite Wahl eines Abgeordneten 
vorzunehmen. 

Art. 12. Nach beendeter Wahl der Abgeordneten wird ein geiftliher und ſodann ein welt: 
fiher Erſatzmann gewählt. 

Die Vorſchriften im Art. 11 Abſ. 2 und 3 gelten hierbei in entjprechender Weife. 

Art. 13. Bor Schluß des Termins find die Mitglieder der Wahlverfammlung aufzufordern, 
unverzüglih die Liquidationen über die ihnen gebührenden NReifefojten und Diäten ($ 85 der 
Synodalordnung) beim Wahlfommiffär einzureichen. 

Art. 14. Der Wahlkommiſſär hat nach geſchloſſenem Termine das darüber aufgenommene 
Protofoll nebit den jämmtlichen Wahlakten baldthunlichit an das Königliche Konfiftorium ein- 
zuſenden, dabei ettvaige Bedenken in Beziehung auf die jtattgehabte Wahl vorzutragen, auch feine 
eigene Liquidation über die ihm zufommenden Diäten und Neifefoften nebſt den ihm etwa zu 
eritattenden ſonſtigen Auslagen den Liquidationen der übrigen Mitglieder der Wahlverſammlung 
beizufügen. 

Sofern übrigens die Einziehung dieſer Liquidationen einen unerwünſchten Aufſchub veran- 
laſſen follte, ijt danach die Einfendung der Wahlakten ꝛc. nicht aufzuhalten, vielmehr die Einreihung 
der Liquidationen jpäter nachzuholen. 

Hannover, den 14. Auguſt 1869. 

Königlich Preußiſches Landes-Konfijtorium. 
Lichtenberg. 


v1. 
Renulaftiv, 


die landdroſteiliche Mitwirkung in Kirchen- und Schulſachen in ven Konſiſtorial- 
Brrirken Bannover, Stade und Rurich befreffend, vom 28, Juni 1864, 


Die Yanddrofteilihe Mitwirkung in Kirchen und Schulfahen joll in den Sprengeln der 
Königlichen Konfiftorien zu Hannover, Stade und Aurich nach folgenden Beſtimmungen ſich richten: 
I. Das Königliche Konfiftorium muB, bevor daffelbe entjcheidet, beziehungsweije zu Unferer 
Entiheidung berichtet, mit der Königlichen Landdrojtei ind Benehmen treten, wenn 
1. einer, Kirchen: oder Schulgemeinde wider ihren Willen — beziehungsmweife, wo ein die 
Gemeinde vertretender Vorſtand bejteht, wider deffen Willen — eine, durch Beiträge der 
Gemeindeglieder aufzubringende Leiftung, deren Anforderung, jet es an fich, jei es wenigſtens 
(wie namentlich bei größeren Bauten) nad Zeit und Maß unter Mitberücfichtigung der 
Leiftungsfähigfeit der Gemeinde zu bejtimmen it, auferlegt, oder 
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2. eine Kirchen- oder Schulgemeinde neu gebildet oder der Bezirk einer Kirchengemeinde oder 
mit Hinausgreifen über die Amtsgränzen der Bezirk einer Schulgemeinde geändert, oder 
3. die Einführung eines neuen oder die Aenderung eines bejtehenden Beitragsfußes wider 
Willen der Gemeinde beziehungsweife ihres Vorjtandes angeordnet, 
oder über Beichwerden, welche gegen eine mit Willen der Gemeinde beziehungsweije 
ihres Vorſtandes erfolgte Einführung eines neuen oder Aenderung eines beftehenden Bei— 
tragsfußes erhoben find, zu Unferer Entſcheidung Bericht erjtattet werden ſoll. 

Als ihre eigentliche Aufgabe hat die Königliche Landdroftei dabei die Prüfung der Leijtungs- 
Tähigfeit dev Gemeinde beziehungsweiſe der verjchiedenen Klaffen, Abtheilungen 2c. der Gemeinde: 
glieder anzujehen, daneben jedoch in den Fällen unter 1) die rechtliche Stattnehmigfeit und die 
Dringlichkeit der Anforderung mit in Rücficht zu nehmen. 

Eine Entſcheidung kann das Königliche Konfiftorium in den genannten Fällen nur im Ein- 
verſtändniß mit der Königlichen Landdroſtei treffen; jteht ein jolches nicht zu erreichen, jo hat das 
Königliche Konfiftorium Unſere Entſchließung zu erwirfen. 

Abgejehen von dem, was aus Obigem ich ergiebt, bedarf e8 au in Bauſachen eines 
Benehmens mit der Königlichen Landdroſtei ferner nicht. Für Entſcheidungen, welche von den 
Kirhenfommiffarien ausgehen, ift daſſelbe iiberhaupt nicht erforderlich. 

II. Zuftändigfeiten der Landdrofteien, welche zu deren Wirfungskreife nad den SS 2---6 
der Landdrofteiordnung vom 25. September 1852 gehören, werden durch die vorjtehenden Beſtim— 
mungen nicht bejchränft. 

Namentlich bedarf es deshalb bei Verlegung und Erweiterung oder neuer Anlegung von 
Kichhöfen wegen der dabei in Betracht kommenden gefundheitspolizeilichen Rückſichten der land» 
drofteilichen Mitwirkung twie bisher. 

Hannover, den 28. Juni 1864. 

Königlich hannoverſches Kultus-Miniſterium 
Lichtenberg. 


Bekannkmachung des Königlichen Rultus-Miniſteriums, 
betreffend den Geſchäftskreis der Kirchenkommiſſarien bezw. Superintendenten 
im Bezirke des Rönigl. Konſiſtoriums zu Hannover, vom 22, Pkivber 1864. 


Mit Allerhöchſter Genehmigung Seiner Majeſtät des Königs haben Wir beſchloſſen, für den 
Bezirk des hieſigen Königlichen Konſiſtoriums in dem Geſchäftskreiſe der Kirchenkommiſſarien bezw. 
Superintendenten durch Uebertragung bisheriger Konſiſtorialzuſtändigkeiten auf dieſelben eine 
Erweiterung eintreten zu laſſen und beſtimmen darüber, wie folgt: 


J. Zuſtändigkeit der Kirchenkommiſſarien. 


$1. A. Im Gebiete des Kirchen- und Schulvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 
1848 bezw. der Kirhenvorftandsordnung vom 9. Dftober 1864 und der Ber: 
mögensjahen überhaupt. 

1. Die Kirchenfommifjarien haben fortlaufend dahin zu jehen und nöthigenfall durch Anord- 
nung darauf zu halten, daß die Kirchen: und Schulvorjtände allenthalben, insbeſondere durch 
rechtzeitige Vornahme von Neuwahlen, dur Veranlaffung des Eintritt3 von Erjaßmännern ꝛc. in 
ordnungsmäßigem Beitande erhalten werden. 

2. Sie haben Zweifel über Wahlberechtigung nah 89 des Kirchenvorſtandsgeſetzes und $ 10 
der Kirchenvorſtandsordnung, vorbehältlich der für die anftehende Wahl dem Borjtande zuitehen- 
den Entſcheidung, über Gültigkeit einer Vorfteherwahl und über Statthaftigfeit einer Ablehnung 
oder Niederlegung des Vorfteheramts ($ 16 des Kirchenvoritandsgejeßes und $ 21 der Kirchenvor— 
ftandsordnung) — mit Ausnahme jedoch der Zweifel über Ausihluß dom Wahlrechte wegen 
gegebenen Aergernifjes nah $ 9 Nr. 4 des Kirchenvorjtandsgejeßes und $ 10 Nr. 1 der Kirchen: 
vorjtandsordnung und über die nad der Kirhenvorftandsordnung ($ 13) zu beurthei- 
lende Wählbarfeit — zu entjcheiden, auch die im $ 15 des Kirchenvorjtandsgejeßes für den Fall 
einer Weigerung der Führung des gejeglichen Vorſteheramts vorgejchriebenen (im Bereiche der neuen 
Kirchenvorftandsordnung übrigens nicht anwendbaren) Maßregeln anzuordnen; 
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3. unter mehreren Ortsſchullehrern denjenigen, welcher an der Stelle eines Ausjcheidenden 
in den Schulvorjtand oder den zum Schulvorſtand erflärten Kirchenvorjtand eintreten ſoll ($ 27 
des Kirchenvorjtandsgejeges und Zufaggeje vom 5. November 1850) zu bejtimmen, ſoweit es im 
einzelnen Falle befonderer Beitimmung bedarf!) ; 

4. die Vorftände und deren Mitglieder zu pflichtmäßiger Thätigkeit überhaupt anzuhalten 
(Art, 24 Ne. 1 Unferer Befanntmahung vom 14. Oftober 1848; dgl. $ 51 Nr. 5 der Kirchenvor— 
ftandsordnung) mit der Befugnip: 

a. die Berufung der Vorſtände zu außerordentlicher Sitzung zu verlangen ; 

b. Ausfunft über Angelegenheiten der Borjtände zu erfordern (Art. 24 eit. Nr. 4); 

c. Anfragen und Anträge der Vorſtände, jofern dadurd nicht einer zur Zuftändigfeit der 
Oberbehörde gehörenden Entfeheidung vorgegriffen wird, zu beſcheiden (Art. 24 eit. Wr. 3) 

mit gleicher Beſchränkung auch: 

d. Vornahmen der Vorjtände, welche ungerehtfertigt find, die Anerkennung zu verfagen, Die 
Unterlaffung von Vornahmen zu rügen und die Haftverbindlichfeit von Mitgliedern der 
Borftände wegen einer pflihtwidrigen Handlung oder Unterlaffung auszuſprechen, vor— 
behältlich jedoch der richterlihen Entiheidung im Falle einer Bejtreitung diejes Ausſpruchs 
(Art. 24 eit. Nr. 8). und 

e. die Zahlbarmahung derjenigen Mittel aus dem unter Verwaltung der Borjtände ftehenden 
Vermögen zu verlangen, welche zur Beftreitung der dieſem Vermögen obliegenden Ber- 
pflichtungen, insbejondere zur Deckung kirchlicher, von diefem Vermögen im Allgemeinen 
zu tragender und von der zuftändigen Behörde für nothwendig erfannter Bedürfnifje erfor: 
derlich find (Art. 24 Nr. 9); 

unter Ausſchluß jedoch der Befugniß, durch allgemeinere im Voraus zu gebende 
Normen die Thätigfeit der Vorſtände zu regeln (Art. 24 eit. Nr. 2), die Anjtellung eines 
bejoldeten Rechnungsführers zu erfordern (Art. 24 eit. Nr. 7) und die Erhebung eines 
Prozefies aufzugeben bezw. einen Kirchenanwalt zu beftellen (Art. 24 Nr. 10); 

5. in den Fällen, in welchen wegen patronatjeitigen Einſpruchs oder weil die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht zu erreichen ift, an der Stelle der Borftände, deren Vorgeſetzte zu entſchei— 
den haben oder, in welchen wegen perſönlicher Betheiligung von Borfjtandsmitgliedern die zur 
Faſſung eines gültigen Beſchluſſes erforderliche Hälfte unbetheiligter Mitglieder nicht mehr vor— 
handen ift ($ 23 des Kirchenvorſtandsgeſetzes, Nr. 3 Unferer Befanntmahung vom 21. Oftober 
1864, 88 28 und 35 ©. 2 der Kirchenvorftandsordnung, au 88 3 und 15 der Konfiftorialanwei- 
jung für Kirchen: und Schulvorjtände vom 26. Julius 1849), die Entſcheidung abzugeben, joweit 
nicht Entihliegungen, deren Gültigkeit dur) Genehmigung der Oberbehörde bedingt ift, in Frage 
jtehen ; 

6. mit derjelben Beichränfung über Beſchwerden, welche gegen Voritände oder deren Beſchlüſſe 
erhoben werden, zu entjcheiden. 

7. Zur Ertheilung oder Berjagung der den Vorgeſetzten vorbehaltenen Genehmigung don 
Vorſtandsbeſchlüſſen find die Kirchenfommiffarien zuftändig in den Fällen: 

a. der Gejtattung einer Ausnahme von der Negel unentgeltlicher Verwaltung des Vorjteher- 
amts (Art. 15 Unjerer Bekanntmachung vom 14. Oftober 1848, $ 18 der Kirchenvorſtands- 
ordnung) ; 

b. der Aufnahme von Darlehn über 100 Thlr. für Kirchen- oder Schulfafjen bezw. Gemein: 
den, jofern der Betrag 1000 Thlr. nicht überfteigt (vgl. übrigens unten lit. e.) und der 
Berpfändung unbeweglichen Gut3 oder jonftigen Stammvermögens, mit Ausſchluß jedoch 
jeder Berpfändung des zu den Stellen gehörigen Vermögens, für Darlehn bis zu 
1000 Thlr. einſchließlich ($ 11 der Konfistorialanmweifung für Kirchen- und Schulvorftände 
vom 26. Julius 1849); 

e. der im Wege gütlicher Vereinbarung erfolgenden Ablöjung grund- und gutsherrlicher Rechte, 
jofern deren Ablösbarfeit ſelbſt außer Zweifel ($ 7 der gedachten Konfiftorialanweifung) 
und die Entjhädigung nad) den Grundfägen der Ablöjungsgefege ermittelt iſt, ſowie der 
im Wege gütlicher Vereinbarung erfolgenden Feitjtellung der Abfindungen bei Gemein- 


1) Daneben bleibt, joweit Schulvorjtände erjt | mifjarien die im Gejege vom 14. Oft. d. J. 
noch einzuführen jind, der Art. 9 der zur Aus- und in der dazu gleichzeitig erlaflenen 
führung des Kirchenvorftandsgejeges unterm Minifterial = Befanntmahung enthaltenen 
16. Nov. 1848 erlaſſenen Konfijtorialinftruftion Vorſchriften unter Beachtung der befonderen 
in Kraft: Beitimmungen dieſer Snftruftion auszu— 

„Auch in Beziehung auf die Einführung führen“. 


von Schulvorjtänden haben die Kirchenkom— 
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heitstheilungen oder Verkoppelungen, jofern ein geſetzliches Theilungs- bezw. Verkoppe— 
lungsverfahren ftattfindet, auch wo e3 fi um Abfindung von Stellen handelt, deren 
Inhaber einverftanden find ; 

d. einer Verwendung Firhlicher Einkünfte zu anderen -firhlichen Zwecken, al3 den beitimmung3- 
mäßigen, bei einmaligen Bewilligungen, fofern der Betrag für denjelben 
Zweck die Summe von 20 Thlr. im Jahre nicht überfteigt, bei fortlaufenden Bewil- 
figungen, jofern jolche für Kirchen: oder Schuldiener oder deren Hinterbliebene erfolgen, 
auch der Betrag für denſelben Zwed die Summe von 10 Thlr. im Yahre nicht überfteigt; 

ferner aller Einnahmeerlafie und Niederfchlagungen, ſoweit jolche überhaupt der höheren 
Genehmigung bedürfen ($ 16 der gedachten Konfiftorialanweijung); 

e. jolcher (über 10 Thlr. betragenden) Aufwendungen auf Grunditüde der Stellen, welche 
die Nachfolger belaften jollen, ſofern bei Pfarren die Koften den Betrag von 50 Thlr. 
bei anderen Dienititellen oder Witthümern den Betrag von 25 Thlr. nicht überjteigen 
($ 18 Nr. 1 der gedachten Konfiitorialanmweijung), und jolher Anlehn, welche für Stellen 
aufgenommen und von deren Inhabern verzinit bezw. abgetragen werden jollen, Tofern 
diefe denjelben Betrag don 50 bezw. 25 Thlr. nicht überfteigen ($ 11 Nr. 2 derjelben 
Anweilung); 

f. der Annahme von Schenkungen, Erbſchaften, Vermächtniſſen, mit welchen Verpflichtungen 
verbunden find, deren Uebernahme den Vorſtänden für ich nicht zujteht ($ 13 derjelben 
Anweijung) ; 

g. der Neubauten von Nebengebäuden (Kirchen, Kapellen, Thürme, alle Wohn: und Schul: 
häufer gelten hiebei immer al3 Hauptgebäude) und der mehr als 100 Thlr. koſtenden 
baulichen Befjerungen, jofern in beiden Fällen die Koſten des einzelnen Baues 1000 Thlr., 
nicht überjteigen und mit der Bejtimmung, daß bei Bauten im Innern von Kirchen und 
Kapellen und, wo es ſonſt nach) dem Erachten eines der Kommifjarien zur ficheren Beur— 
theilung des Gutachtens eines Bauverjtändigen außer dem Eradten des vom Vorjtande 
zugezogenen bedarf, die Kommiljarien mit dem Konfiitorialbaumeijter ind Benehmen zu 
treten haben und ſolchen Falls entweder im Einverftändniß mit diefem Anordnung treffen 
oder, wenn jie Dabei Bedenken finden, die Entjheidung des Königliden Konfiftoriums 
erwirken müſſen; 

h. der Gejtattung einer Ausnahme von der Regel, daß der Prediger die Führung von Rech— 
nungen nicht übernehmen darf ($ 23 derjelben Anweifung). 

Ferner ſoll den Kirchenkommiſſarien zuftehen : 

8. die Superrevifion derjenigen Baurechnungen, welche Bauten, die der Genehmigung des 
Königlichen Konſiſtoriums nicht bedurft haben, betreffen und ſolcher von den Borjtänden geführten 
Rechnungen, welche ihnen jonjt vom Königlichen Konfiftorium zur Superrevifion überwieſen 
werden ?) ; 

9. die Beitätigung der Pfarr: und Pfarrwitthums-Meltoramenten und Theilungs-VBergleiche 
nebjt Entjcheidung der dabei unter den Betheiligten entitehenden Streitpunkte und Feititellung des 
fih ergebenden Ueberſchuſſes an Vakanzgeldern, jedoch mit der Maßgabe, dab dem Königlichen 
Konfiftorium die Feititelung der Nemuneration für Wahrnehmung der Dienftgejchäfte in der 
DBakanzzeit und die Genehmigung zur Verwendung des Ueberſchuſſes, jo weit ſolche biöher vor: 
behalten war, verbleibt ($ 18 Nr. 3 und 4 der Konfiftorialanweifung), jowie, daß bet Superinten- 
denturpfarren al3 geiftlicher Kommiſſär der Generaljuperintendent an die Stelle des Superinten- 
denten tritt; / 

10. die Anordnung wegen Vertheilung und Beweinfaufung der Kicchenjtände, und die 
Entſcheidung von Zweifeln und Streitigkeiten über leßtere, wie über Benugung der im Gebraude 
befindlichen Begräbnißplätze; 

ferner die Entſcheidung 
über Anwendung eines fejtitehenden Beitragsfußes auf einzelne Gemeindeglieder und 
über die an Kirchen- oder Schulfaffen oder an Pfarrgeiitlihe — mit Ausnahme jedoch des 
geijtlihen Kommifjärs jelbjt —, an jonitige Parochialkirchendiener oder an Volksſchullehrer zu 
entrichtenden Gebühren, 
alles jo weit nicht die Vorftände ſelbſt zuftändig find und von Kirchenregierungswegen über: 
haupt darin zu entjcheiden ift; 


1) Nach Unjerer Bekanntmachung v.6.jan.1853 | vevifion der Rechnung über dieſe Strafen zu, wo 
über Verwendung von Schulverjäumnißitrafen ſolche gejondert aufzuitellen ift. 
fteht den Kirchenkommiſſarien jehon die Super: 
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11. die Entjcheidung von Zweifeln über die Verpflichtung zur Zahlung des Schulgeldes !) 
in Volksſchulen oder Befreiung davon ($ 30 des Volksichulgejeßes vom 26. Mai 1845) einſchließ— 
ih der Entſcheidung über ftreitige Höhe des Schulgeldes ; 

12. die Entſcheidung über Anträge der Vorſtände auf adminijtrative Ziwangsbeitreibung 
von Beiträgen oder von Ordnungsftrafen, die wider Vorftandsmitglieder durch Beſchluß des Vor— 
stands (Art. 21 Unferer Bekanntmachung vom 14, Oftober 1848 und Art. 12 Unſerer Bekannt— 
mahung vom 20. Oftober 1864) verhängt find, ſowie über Anträge auf Einziehung rüdftändiger 
liquider Schul: und Feuerungsgelder ($ 33 des Bolksjchulgejeges vom 28. Mat 1845) und eventuell 
die Anordnung der Beitreibung. 


B. In (ſonſtigen) Volksſchulſachen, in Disciplinarjaden, Kirchenbuchſachen 
und Eheſachen ſoll den Kirchenkommiſſarien zuſtehen 

13. die Entſcheidung von Zweifeln über Anfang und Ende des ſchulpflichtigen Alters (883, 
4 und 5 des Volksſchulgeſetzes vom 26. Mai 1845) und über Befreiung vom Schulzwange durch 
Privatunterricht ($ 6 deſſelben Geſetzes); 

14. die Disciplinarftrafgewalt über Volksſchullehrer und niedere Kicchendiener injoweit, 
daß jie mündlichen oder jehriftlichen Verweis und Geldbuße bis zu 10 Thlr. zu erkennen befugt 
find, unbejchadet übrigens des dem Superintendenten für ſich zuftehenden Rechts der Aufficht über 
Bebenswandel und Amtsführung; 

15. die Grmädtigung zur Aufnahme abändernder Nachträge in Kirchenbücher, joweit e3 
folder nad $ 32 Unjerer Bekanntmachung vom 13. November 1352 überhaupt bedarf;' 

16. die über Art der Eintragung eheliher Kinder in die Kirchenbücher nad) $ 35 ©: 2 
und 3 derjelben Bekanntmachung erforderliche Anweifung ; 

17. die Genehmigung zur Erteilung von Abſchrift der Anlagen der Kirchenbücher, jojern 
eine Genehmigung nach $ 46 derſelben Bekanntmachung der firchlichen Oberbehörde vorbehalten tft; 

18. die Ertheilung der Erlaubnig zur Einficht der Kicchenbücher oder ihrer Anlagen an 
Privatperjonen ($ 47 derjelben Bekanntmachung) ; 

19. die Entſcheidung von Beſchwerden wider den Kirchenbuchführer in Angelegenheiten der 
Kirhenbuhführung, jedoh mit der Maßgabe, daB dabei, wenn e3 fi um die eigene Kicchenbuch- 
führung des Superintendenten handelt, der General: Superintendent als geiftliher Kommiſſär 
eintritt; 

20. die Dispenfation zur VBerhetrathung 

a. mit dev verjtorbenen Ehefrau Schweiter, 
b. von Perfonen, welche in der Seitenlinie im zweiten Grade gleicher Linie oder im zweiten 
und dritten Grade verwandt oder verſchwägert find ; 

27. die Dispenjation vom zweiten und, wo es vorgejchrieben, vom dritten Aufgebot ; 

22. die Dispenjation, welche nach der Königlichen Verordnung vom 31. Dezember 1825 den 
Konftitorien wegen der Trauerzeit geitattet ift. 

$ 2. Die Kirhenfommifjarien find befugt, den innerhalb ihrer Zuftändigfeit von ihnen 
erlalienen Verfügungen durch angemeſſene Meittel Nahdrud und Ausführung zu geben, namentlich 
die zu diefem Zweck nöthigen Strafen anzudrohen und im Falle dev Nichtbefolgung zu volfitreeen, 
vorausgejeßt, daß überhaupt mit derartigen Zwangsmaßregeln in der Sache verwaltungsfeitig vor: 
gegangen werden darf. 

$ 3. Entſcheidende Verfügungen fünnen in den der Zuftändigfeit der Kirchenfommiffarien 
überwiejenen Angelegenheiten von diefen nur im beiderfeitigen Einverftändniß abgegeben werden. 
In deſſen Ermangelung fällt die Entjeheidung dem Königlichen Konſiſtorium zır. 

Für vorbereitende Maßregeln genügt das Handeln eines der beiden Kommifjarien. Doch 
darf dem andern die verlangte Mitwirkung nie verfagt werden und es muß jedes, dem kollegia— 
liſchen Verhältniß unangemefjene oder einer einheitlichen Geſchäftsbehandlung gefährliche einfeitige 
Vorgehen vermieden werden. 


1) Die Entſcheidung über Einrichtung eiuer 
Einjammlung des Schulgeldes ohne Konkurrenz 
des Lehrers, jowie erforderlichen Falls die Feſt— 
jtellung von en für das Schul: 
geld, wie jie dem Gejeg entjprechen, tit den 
Kirhenfommifjarien bereit3 dur Konſiſtorial— 
ausjchreiben vom 2. Oft. 1849; die Entſcheidung 
über Erfüllung der Vorſchrift, daß jedem Volks— 


ſchullehrer das zur Heizung der Unterrichtsräume 
erforderliche Brennmaterial oder ein genügendes 
Aequivalent dafür zu gewähren ($ 17 des Volks— 
ichulgejfeßes vom 26. Mai 1845), durch die zur 
Ausführung diefes Gejeßes vom Königlichen 
Konſiſtorium unterm 20. Junius 1848 erlafjene 
Inſtruktion (Art. 14) aufgetragen. 


158 Preußen (Hannover). [158 


Eine zweckmäßige Vertheilung der Geſchäfte bleibt zunächſt der Verjtändigung der beiden 
Kommifjarien ſelbſt überlajien. 

Borbehältlich einer jolhen und bejonderer bereit3 ergangener oder weiter ergehender Konfi= 
ftorialanordnungen wird die Bearbeitung der Angelegenheiten, welche Bildung und Zufammenjegung 
der Vorftände (fo insbejondere $ 1 Nr. 1 und 2), deren auf Vermögensfachen bezügliche Thätigfeit 
und jonftige Vermögensfachen betreffen (mit Ausschluß jedoch deijen, was die Aufitellung der 
Melioramenten- und Theilungsvergleiche angeht), jowie der Disciplinarfahen, joweit es ſich Dabei 
um eine förmliche Disciplinarunterfuhung<handelt, der Regel nach zunächſt von weltlichen Kirchen— 
fommiffär, die Bearbeitung aller übrigen Sachen vom geiftliden Kommiljär erwartet. 


II. Zuftandigfeit der Superintendenten. 


$ 4. Den Superintendenten joll zujtehen: 

1. Die Zulaffung von mehr als drei — oder, wo nur zwei Gevattern erlaubt find, von 
mehr als zwei — Gevattern bei der Taufe; 

2. Die Dispenfation von dem zur Konfirmation erforderlichen Alter für Kinder, welche erjt 
im Auguft, September oder Oktober das 14. Lebensjahr vollenden. 

3. die Ertheilung der Erlaubniß zur Separat- und Privatfonfirmation ; 

4, Jowie zur Haustrauung und 

5. die Entjeheidung von Beſchwerden wider die die Schulaufficht führenden Geiftlichen in 
Angelegenheiten der Schulauflicht. 


III. Gemeinjchaftliches. 


$ 5. Wider Anordnungen und Verfügungen der Kirchenfommiffarien bezw. Superintendenten 
fann Berufung an das Königliche Konfiftorium verfolgt werden. 

Die Berufung hemmt da3 weitere Verfahren; daſſelbe kann jedoch fortgejeßt werden, jofern 
es für den Berufenden unnactheilig ijt oder aus dem Verzuge Gefahr droht. 

Iſt na) Lage der Sache die Beitimmung einer Frijt für die Berufung angemejjen, jo haben 
die Kirchenfommifjarien bezw. der Superintendent ſolche vorzujchreiben unter der Verwarnung, daß 
nach deren vergeblichen Ablaufe das Verſahren feinen Fortgang nehmen werde. 

8 6. Befugniffe, welche den Kirhenfommiffarien bezw. Superintendenten bereits zugeftanden 
haben, jollen durch die gegenwärtige Bekanntmachung eine Beichränfung nicht erleiden. 

Dem Königlichen Konfiftorium bleibt vorbehalten, die Kirchenfommiffarien bezw. Super- 
intendenten für die Art der Ausübung der ihnen übertragenen Zuftändigfeiten mit näherer Anwei- 
jung zu verjehen, auch, wo es aus bejonderen Gründen erforderlich erjcheint, Beſchränkungen in 
diejen Zuftändigfeiten zu verfügen. 

ST. Sn Betreff der Gebühren und Kopialien für ſolche Handlungen, zu welchen Die 
Kirchenfommifjarien bezw. Superintendenten duch dieje Bekanntmachung zuftändig werden, gilt 
vorläufig Folgendes: 

1. An speziellen Gebührenfäßen aus der provijorischen Gebührentare des Königlichen 
Konfiftoriums vom 10. Junius 1828 kommen unverändert zum Anſatz: 

„III. 4. Für Konfirmation eines Pfarr-Melivramenten-Vergleihs von 

„jedem der ab: und antretenden Theile . . 13 Gr.“ 

(Die daneben erwähnte Kefcriptögebühr faͤllt weg; bagegen bleibt die 
„kirchenkommiſſariſche Gebühr für Abfaſſung des Vergleichs.) 

„III. 5. Pro concessione zur Privat-, Separat- oder früheren Konfirmation, 6 Gr.” 
„leßteres von Bemittelteren“. 12 Gr.“ 

(Eine bejondere Berichtsgebühr nach der kirchenkommiſſariſchen Tare findet 
weder in diejen, noch in den andern auf die Kirchenkommiſſarien bezw. Super: 
intendenten übertragenen Dispenjationsfällen ferner ftatt.) 

Kl. 3l. Pro dispensatione von öffentlicher Kopulation dem Wittwenfisfus 


„2 Zhlr. 5 Gr., übrigens . . EDER EHER er 
„III. 32. Pro dispensatione Dom öffentlichen Aufgebot bem Wittwenfisfus 

„nah Ermejjen von 1 Thlr. 3 Gr. bis 11 Thlr. 3 Gr. übrigens . . . 1 Zhle. 13 Gr.” 
„Ill. 33. Pro concessione ———— intra tempus luctus dem Wittwen 

„fiskus 9 Gr., übrigens -. . h 20 Gr.“ 


„Ill. 35. Pro dispensatione in Sradn —— — collateralis. —— 10 Thlr. 10 Gr.” 
„III. 36. Pro dispensatione in gradu tertio in lineae collateralis inaequalis 8 Thlr. 5 Gr.” 
„Ill. 37. Pro dispensatione a gradu in genere primo et seeundo affinitatis 8 Thlr. 5 Gr,” 
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Bei minder Vermögenden ſind jedoch die höheren dieſer Sätze angemeſſen zu ermäßigen, und 
namentlich die drei letzten nur bei wirklich Vermögenden zum vollen Anſatze zu bringen. 

2. Im übrigen follen, joweit nicht Verhandlungen, welche nah der Konſiſtorial- oder 
kirchenkommiſſariſchen Taxe gebührenfrei find, in Frage jtehen: 

(nad der Konfiftorialtare IV. 4) für ein genehmigendes NRefeript oder Refolution und für 
eruatkälbienlan auf wienerholtes Beuh TE 18 Gr. 
(für einen erjten Abſchlag nichts) angejeßt, für alle anderen Handlungen die Gebühren nach der 
kirchenkommiſſariſchen Taxe berechnet werden, jedoch mit folgenden näheren Beitimmungen: 

a. Die oben im $ 1 B. Nr. 14 erwähnten Disciplinarunterfuhungen follen, fie mögen von 
Amtswegen oder auf Antrag aufgenommten fein, nur wenn eine Verurtheilung erfolgt, einer Gebühr 
unterliegen, und zwar (im Sinne des $ 10 der Gebührentare in Berwaltungsfahen vom 17. Junius 
1862) einer Gejammtgebühr von 10 Gr. bis 5 Thlr. 

b. Für Superrevifion der Baurechnungen (oben $ 1 Nr. 8) iſt die Reviſionsgebühr der 
kirchenkommiſſariſchen Sportelnordnung A. 3. c, für die Superrevifion jonftiger Rechnungen diejenige 
derjelben Sportelnordnung A. 2, a. anzufeßen. 

c. Verhandlungen über Beichwerden, die wider Vorſtände, Geiftliche, Lehrer erhoben werden, 
find, wenn die Beſchwerde in der Hauptſache für begründet erfannt wird, für den Bejchwerdeführer 
immer gebührenfrei. 

d. Gebührenfrei find ferner alle (nicht unter 1 benannten) Verhandlungen, bei denen Kirchen— 
oder Schulfaffen, Kirchen oder Schulgemeinden, Geiftliche oder Lehrer (bezw. deren Erben) als 
lolche zur Zahlung anzuftrengen fein würden. 

3. Die nah Nr. 1 und 2 anzufegenden Gebühren find, joweit fie für einen Wittwenfisfus 
berechnet werden, nach) wie vor an das Königliche Konfiftorium einzujenden; im übrigen fließen fie 
den Kirchenkommiſſarien — und zwar jedem von beiden zur Hälfte —, in den Fällen des $ 4 
dem Superintendenten allein, zu. 

4. Hinfihtlih der Vergütung von Kopialien werden die zur Zuftändigfeit der Kirchen- 
fommifjarien bezw. Superintendenten neu Hinzufommenden Sachen denjenigen, für die fie bereits 
zuftändig gewesen, gleich behandelt. 


Hannover, den 22. Oftober 1864. 


Königlich hannoverſches Kultus-Minijterium. 
Lichtenberg. 


VIII. 


Bekannkmachung des Röniglichen KRultus-Miniſteriums, 
betreffend den Geſchäftskreis der Rirdgenkommillarien bezw. BSuperintendenken 
im Beyirke des Königlichen Konſiſtoriums zu Rurich. 

Hannover, den 18. November 1864. 
Mit Allerhöhfter Genehmigung Seiner Mäjeſtät des Königs haben Wir bejchloffen, für 
den Bezirk des Königlichen Konfiftoriums zu Aurich in dem Gejchäftsfreife der Kirchenfommiffarien 


bezw. Superintendenten durch Webertragung bisheriger Konfiitorialzuftändigfeiten auf diejelben 
eine Erweiterung eintreten zu lafjen, und beftimmen darüber, wie folgt: ' 


I. Zuitandigfeit der Kirchenfommifjarien. 


$ 1. A. Im Gebiete des Kirchen- und Schulvorftandsgejeßes vom 14. DOftober 
1848 bezw. der Kirhenvorftandsordnung vom 9. DOftober 1864 und der Vermögens— 
laden überhaupt. 

1. Die Kichenfommiffarien haben fortlaufend dahin zu jehen und nöthigenfalls durch 
Anordnung darauf zu halten, daß die Kirchen- und Schulvorftände allentgalben, insbejondere durch 
rechtzeitige Vornahme von Neuwahlen, durch DVeranlaffung des Eintritt? don Erjagmännern ꝛc. in 
ordnungsmäßigem Beitande erhalten werden. 
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2. Sie haben Zweifel über Wahlberehtigung nah $ 9 des Kirchenvoritandsgejeßes und 
$ 10 der Kirchenvorftandsordnnung, vorbehältlih der für Die anjtehende Wahl dem Borjtande 
zuftehenden Entſcheidung, über Gültigkeit einer Vorjteherwahl und über Statthaftigfeit einer Ableh— 
nung oder Niederlegung des Vorſteheramts ($ 15 des Kirchenvorftandsgefeßes und 8 21 der Kirchen- 
vorjtandsordnung) — mit Ausnahme jedoch der Zweifel über Ausſchluß vom Wahlrechte wegen 
gegebenen Aergernifjes nah $ I Nr. 4 des Kirchenvorfjtandsgejeßes und $ 10 Nr. 1 der Kirchen- 
vorſtandsordnung und über die nad) der Kirhenvorftandsordnung ($ 13) zu beurtheilende 
Wählbarfeit — zu entjeheiden, auch die im $ 15 des Kirchenvorjtandsgejeges für den Fall einer 
Weigerung der Führung des gejeglihen Vorſteheramts vorgejchriebenen (im Bereiche der neuen 
Kirhenvorjtandsordnung übrigens nicht anwendbaren) Maßregeln anzuordnen. (Einer Prüfung 
der Gültigkeit unangefochtener Vorjteherwahlen von Amtswegen bedarf es ferner der Regel nad 
nicht mehr; auch fällt die durch Konfiftorialausfchreiben vom 27. Februar 1862 vorgejchriebene 
Berichterftattung, welche je nach geichehener Einführung ſowohl die im Amte verbliebenen, al3 die 
neu gewählten Mitglieder namhaft zu machen hat, weg.) 

Die Kirchenfommiljarien haben ferner: 

3. unter mehreren Ortsfchullehrern denjenigen, welcher an der Stelle eines Ausſcheidenden 
in den Schulvoritand oder den zum Schulvorjtand erklärten Kirchenvorftand eintreten ſoll ($ 27 
des Kichenvorjtandsgefeßes und Zuſatzgeſetz vom 5. November 1850) zu beſtimmen, joweit es im 
einzelnen Falle bejonderer Bejtimmung bedarf; 

4. die Vorſtände und deren Mitglieder zu pflichtmäßiger Thätigkeit überhaupt anzuhalten 
(Art. 24 Nr. 1 Unjerer Befanntmahung vom 14. Oftober 1848; val. 8 51 Nr. 5 der Kirchen 
vorjtandsordnung) mit der Befugniß, 

a. die Berufung der Vorſtände zu außerordentliher Sikung zu verlangen ; 
b. Auskunft über Angelegenheiten der VBorftände zu erfordern (Art. 24 eit. Nr. 4); 
c. Anfragen und Anträge der Borjtände, jofern dadurch nicht einer zur Zuftändigfeit der 
Oberbehörde gehörenden Entjcheidung vorgegriffen wird, zu beſcheiden (Art. 24 eit. Nr. 3); 
mit gleicher Beſchränkung auch 
d. Bornahmen der Vorſtände, welche ungerechtfertigt find, die Anerkennung zu verjagen, die 
Unterlafjung von Vornahmen zu rügen!) und die Haftverbindlichfeit von Mitgliedern der 
Vorjtände wegen einer pflichtwidrigen Handlung oder Unterlaffung auszuſprechen, vorbe— 
Hältlich jedoch der richterlichen Entfeheidung im Falle einer Beitreitung diejes Ausſpruchs 
(Art. 24 eit. Nr. 8), und 
e. die Zahlbarmahung derjenigen Mittel aus dem unter Verwaltung der’ Vorjtände jtehenden 
Vermögen zu verlangen, welche zur Bejtreitung der diefem Vermögen obliegenden Ver— 
pflichtungen, insbejondere zur Deckung kirchlicher, von diefem Vermögen im Allgemeinen 
zu tragender und don der zuftändigen Behörde für nothiwendig erfannter Bedürfnifje, 
erforderlich find (Art. 24 Nr. 9); 
unter Ausfhluß jedoch der Befugniß, durch allgemeinere im voraus zu gebende Normen 
die Ihätigfeit der Vorjtände zu regeln (Art. 24 eit. Nr. 2), die Anftellung eines befoldeten 
Nehnungsführers zu erfordern (Art. 24 eit. Nr. 7), und die Erhebung eines Prozefjes 
aufzugeben bezw. einen Kirchenanwalt zu bejtellen (Art. 24 Nr. 10); 


r 


5. in den Fällen, in welchen wegen patronatjeitigen Einſpruchs oder weil die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht zu erreichen ift, an der Stelle der Vorftände, deren Vorgejekte zu entſcheiden 
haben, oder, in welchen wegen perjünlicher Betheiligung von Vorjtandsmitgliedern die zur Faſſung 
eines gültigen Beſchluſſes erforderliche Hälfte unbetheiligter Mitglieder nicht mehr vorhanden tjt 
($ 23 des Kirchenvorjtandsgejeßes, Nr. 3 Unferer Bekanntmachung vom 21. Oftober 1864, 88 28 
und 35 ©. 2 der Kirhenvorftandsordnung), die Entjeheidung abzugeben, joweit nit Entſchließungen, 
deren Gültigkeit durch Genehmigung der Oberbehörde bedingt ift, in Frage ſtehen; 

6. mit derjelben Beihränfung über Beſchwerden, welche gegen Vorjtände oder deren Beſchlüfſe 
erhoben werden, zu entjcheiden. 

7. Zur Extheilung oder Verfagung der den Vorgeſetzten vorbehaltenen Genehmigung von 
Vorſtandsbeſchlüſſen find die Kirchenkommiſſarien zuftändig in den Fällen: 

a. der Gejtattung einer Ausnahme von der Regel unentgeltlicher Verwaltung des Vorſteher— 
amts (Art. 15 Unjerer Bekanntmachung vom 14. Oftober 1848; $ 18 der Kirchenvor— 
jtandsordnung); 


1) Hierher gehört insbefondere auch die den | ausfchreiben vom 8. Junius 1854 zur Pflicht 
Kirchenkommiſſarien jhon durch das Konfiftorial= | gemachte Beachtung zeitiger Rechnungsablage. 


161] 
b 


d. 


h. 


VIII. Belanntmachung des Kultus-Mtinifteriums vom 18. November 1864. 161 


. der Aufnahme von Darlehn über 100 Thlr. für Kicchen- oder Schulfaffen bezw. Gemeinden, 


fofern der Betrag 1000 Thlr. nicht überjteigt (vgl. übrigens unten lit. e) und der Ver: 
pfändung unbeweglichen Gut3 oder jonftigen Stammvermögens, mit Ausſchluß jedoch jeder 
Verpfändung des zu den Stellen gehörigen Vermögens, für Darlehen bis zu 1000 Thlr. 
einſchließlich; 


. der im Wege gütlicher Vereinbarung erfolgenden Ablöſung grund- und gutsherrlicher 
Rechte, ſofern deren Ablösbarkeit ſelbſt außer Zweifel und die Entſchädigung nach den 


Grundſätzen der Ablöſungsgeſetze ermittelt iſt, ſowie der im Wege gütlicher Vereinbarung 
erfolgenden Feſtſtellung der Abfindungen bei Gemeinheitstheilungen oder Verkoppelungen, 
ſofern ein geſetzliches Theilungs- bezw. Verkoppelungsverfahren ftattfindet, auch wo es 
ſich um Abfindung von Stellen handelt, deren Inhaber einverſtanden ſind; 
einer Verwendung kirchlicher Einkünfte zu andern kirchlichen Zwecken, als den beſtimmungs— 
mäßigen, bei einmaligen Bewilligungen, ſofern der Betrag für denſelben Zweck die 
Summe von 20 Thlr. im Jahre nicht überſteigt, bei fortlaufenden Bewilligungen, ſofern 
ſolche für Kirchen- oder Schuldiener oder deren Hinterbliebene erfolgen, auch der Betrag 
für denſelben Zweck die Summe von 10 Thlr. im Jahre nicht überſteigt; 

ferner aller Einnahmeerlaſſe und Niederſchlagungen, ſoweit ſolche überhaupt der höheren 
Genehmigung bedürfen (vgl. Konſiſtorialausſchreiben vom 10. Juli 1862); 


.ſolcher Aufwendungen auf Grundſtücke der Stellen, welche die Nachfolger belaſten ſollen, 


fofern bei Pfarrern die Koften den Betrag von 50 Thlr., bei anderen Dienitjtellen oder 
Witthümern den Betrag don 25 Thlr. nicht überfteigen, und folder Antehn, welche für 
Stellen aufgenommen und don deren Inhabern verzinft bezw. abgetragen werden jollen, 
fofern Ddieje denjelben Betrag von 50 bezw. 25 Thlr. nicht überjteigen; 

der Verpachtung von Pfarrgrundftücen, an welche auch der Amtsnachfolger gebunden fein 
Toll ($ 803 des Allg. 8. R. Th. I. Zit. 11)); 


. der Neubauten von Nebengebäuden (Kirchen, Kapellen, Thürme, alle Wohn: und Schul- 


häufer gelten hiebei immer al3 Hauptgebäude) und der mehr als 100 Thlr. koſtenden 
baulihen Beſſerungen, jofern in beiden Fällen die Koften des einzelnen Baues 500 Thlr. 
nicht überjteigen und mit der Bejtimmung, daß bei Bauten im Innern von Kichen und 
Kapellen und, wo 23 jonjt nad dem Erachten eines der Kommiſſarien zur fichern Beur- 
theilung des Gutachtens eines Bauverftändigen außer dem Erachten de3 vom Vorſtande 
Zugezogenen bedarf, die Kommifjarien mit demjenigen Baubeanıten, welchen das Königliche 
Konfiftorium als zu dieſen Gejchäften jeweilig auserjehen bezeichnen wird, ins Benehmen 
zu treten haben und jolchen Falls entweder im Einveritändniffe mit diefem Anordnung 
treffen oder, wenn fie dabei Bedenken finden, die Entſcheidung des Königlichen Konfiftoriums 
erwirken müljen; 

der Ausfehreibung von Kirchen- und Schulbeiträgen, welche nach bejtehendem Beitragsfuße 
erhoben werden jollen, vorbehältlich übrigens der den Vorftänden nah $ 19 Nr. 6 zu— 
jtehenden Befugniß, feititehende Leiftungen von den Gemeindegliedern auch ohne vorgängige 
Zujtimmung der Vorgejeßten zu fordern, und unvorgreiffih der Entſcheidung des Königl. 
Konfiftoriums über die Verwendung der Beiträge zu jolhen Ausgaben, welche der Geneh- 
migung deijelben vorbehalten find. 

Ferner joll den Kirchenkommiſſarien zuſtehen: 

8. die nah dem Allg. ER. Th. II. Tit. 11 88 194 und 197, auch Anhang 8 125 und 


zit. 12 $ 19?) erforderliche ftaatliche Genehmigung zum Erwerbe liegender Gründe und zur An— 


1) $ 803. Sit der Pachtfontraft mit Zuziehung 
des Patrons und der Vorfteher und unter aus- 
drücklicher Beſtätigung der geiftlichen Obern (alſo 
jet der Kirchenkommiſſarien) geichloffen worden, 
jo iſt auch der Amtsnachfolger daran gebunden. 

2) Tit. 11. 8 194. Keine Kirchengejellichaft 
fann ohne ausdrüdliche Bewilligung des Staats 
liegende Gründe an fi bringen. 

zit. 11. $ 197. Auch inländifhe Kirchen 
dürfen, ohne bejondere Einwilligung des Staats, 
Gejchenfe und Vermächtniſſe, welche die Summe 
von 500 Thlr. überjteigen, nicht annehmen. 

Anhang $ 125. Wenn einer Kirche oder andern 
frommen Anftalt ein Geſchenk oder Vermächtniß 


Friedberg, Verfafjungägefege. Preußen. 


zugewendet wird, jo find die Vorfteher in allen 
Fällen jchuldig, der geiftlichen vorgejegten Behörde 
Anzeige davon zu machen. Beträgt das Quantum 
nır 500 Thle. vder weniger, jo muß die Beſtä— 
tigung darüber jofort ohne weitere Rückfrage 
ausgefertigt werden; außer dieſen Fällen aber 
muß darüber an das geiftliche Departement 
berichtet und in feinem Falle die Schenfung oder 
das Vermächtniß, ohne vorgängige Immediat— 
anfrage, abgewiejen werden. 

Tit. 12. F 19. Auch von den Grundjtüden 
und übrigem Vermögen der Schulen gilt in der 
Regel alles das, was dom Kirchenpermögen ver— 
ordnet ift. 


Ku 
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nahme von Geſchenken und Vermächtniſſen für die ihrem Verwaltungskreiſe angehörenden Kirchen 
und Schulen zu extheilen!); 

9. die Superrevifion derjenigen Baurechnungen, welche Bauten, die der Genehmigung des 
Königlichen Konfiftoriums nicht bedurft haben, betreffen, und folcher von den VBorjtänden geführten 
Rechnungen, welche ihnen ſonſt vom Königlichen Konfiftorium zur Superrevifion überwieſen werden?) ; 

10. die Anordnung wegen Vertheilung und Beweinfaufung der Kirchenſtände und die Ent— 
ſcheidung von Zweifeln und Streitigkeiten über: leßtere, wie über Benußung der im Gebrauche 
befindfihen Begräbnißpläße ; . 

ferner die Entſcheidung 

über Anwendung eines feititehenden Beitragsfuhes auf einzelne Gemeindeglieder und 

über die an Kirchen und Schulfaffen oder an Pfarrgeiftliche, an jonjtige Parochialkirchen⸗ 
diener oder an Volksſchullehrer zu entrichtenden Gebühren, 

alles ſo weit nicht die Vorſtände ſelbſt zuſtändig ſind und von Kirchenregierungswegen 
überhaupt darin zu entſcheiden iſt; 

11. die Entſcheidung von Zweifeln über die Verpflichtung zur Zahlung des Schulgeldes?) 
in Volksſchulen oder Befreiung davon ($ 30 des Volksſchulgeſetzes vom 26. Mat 1845) einſchließlich 
der Entiheidung über ftreitige Höhe des Schulgeldes, jowie über Erfüllung der Vorſchrift, daß 
jedem Volksſchullehrer das zur Heizung der Unterrichtsräume erforderliche Brennmaterial oder ein 
genügendes Aequivalent dafür zu gewähren iſt ($ 17 des Bolksfchulgejeges vom 26. Mai 1845); 

12. die Entjcheidung über Anträge der Vorſtände auf adminijtrative Zwangsbeitreibung 
von Beiträgen oder von Ordnungsitrafen, die wider Borjtandsmitglieder durch Beihluß des Vor: 
ftands (Art. 21 Unferer Bekanntmachung vom 14. Oftober 1848 und Art. 12 Unferer Befannt- 
machung vom 20. Oftober 1864) verhängt find, jowie über Anträge auf Einziehung rücjtändiger 
liquider Schul: und Feuerungsgelder ($ 33 des Volksſchulgeſetzes vom 26. Mai 1845) und eventuell 
die Anordnung der Beitreibung. 

13. Unter den im PVorftehenden erwähnten „Vorſtänden“ find zunächſt diejenigen Kirchen- 
und Schulvorjtände zu verftehen, welche auf dem Gejete vom 14. Oftober 1848 oder der Kirchen- 
vorjtandsordnung vom 9. Oftober 1864 beruhen. Auf fonjtige Kicchenverwaltungen aber leiden 
die gegebenen Vorſchriften, joweit fie auch auf dieje pafjen, finngemäße Anwendung mit folgenden 
weiteren Beſtimmungen: 

a. Für die zu Kapitalausleihungen erforderliche Genehmigung ſollen die Kirchenkommiſſarien 
auch bei einem über 100 Thlr. hHinausgehenden Betrage (vgl. das Konfiftorialausjchreiben 
vom 25. September 1857) ermächtigt fein; 

b. desgleichen für ſolche Vermiethungen oder Verpachtungen von Kirchengrundſtücken, welche 
nad 88 673 und 674 des Allg. LER. Th. II. Tit. 119 der Genehmigung der geijtlichen 
Dbern bedürfen. 

e. Die Zuftändigfeit der Kirchenkommiſſarien zur Genehmigung der Ausſchreibung von Kirchen: 
und Schulbeiträgen (oben Nr. 7h.) wird hier durch den zujtimmenden Bejchluß der 
Intereſſenten bedingt. 

d. Was unter Nr. 9 von einer Uebertragung der Superrevijion der Rechnung gejagt ift, 
gilt hier auch von der Rechnungsabnahme. 

B. In (fonftigen) Volksſchulſachen, in Disciplinarfaden, Kirhenbudjaden 
und Ehejaden fol den Kirchenkommiſſarien zuftehen: 


1) Nach dem Ausſchreiben vom 5. Dez. 1864, | bes Lehrers, ſowie erforderlichen Falls die Feſt— 


©. 159, haben die Kirchenfommiffionen die An- 
nahme don Vermächtniſſen und Gejchenten dur 
das Amtsblatt zu veröffentlichen. 

2) Nach der Mtinifterial-Befanntmahung vom 
6. Januar 1853 über Verwendung von Schul: 
verjäumnißitrafen jteht den Kirchenfommifjarien 
ſchon die Superrevifion der Rechnung über dieje 
Strafen zu, wo jolche gejondert aufzuitellen find. 
— Ferner find die Kicchenfommifjarien mittelft 
Ausſchreibens Königlichen Konfiftoriums vom 
15. Dezember 1864 mit der Superrevifion der- 
jenign Shulrenungen, welche mit Kicchen- 
rechnungen nicht verbunden find, beauftragt. 

3) Die Entjheidung über Einrichtung einer 
Einfammlung des Schulgeldes ohne Konkurrenz 


ftellung von Zahlungsterminen für das Schul— 
geld, wie fie dem Gejeß entſprechen, iſt den 
Kirhenfommifjarien bereits dur Konfiftorial- 
ausschreiben vom 4. Oft, 1849 aufgetragen. 

4) $ 673. Dabei (wenn ein Grundjtücd der 
Kirche auf länger als 6 Jahre ausgethan werden 
joll, oder der Ertrag deijelben jährlich 50 Thlr. 
überjteigt) müſſen die geſetzlichen Vorſchriften 
von freiwilligen Subhaſtationen beobachtet, und 
e3 muß dor dem Zufchlage die Genehmigung der 
geiftlichen Obern eiftgeholt werden. 

$ 674. Sollen Grundjtüce dem Kirchenpatrone 
ſelbſt vermiethet oder verpachtet werden, jo tft 
allemal die Genehmigung der geiftlihen Obern 
dazu nothwendig. 
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14. die Entjcheidung von Zweifeln über Anfang und Ende des jchulpflichtigen Alters (SS 3, 
4 und 5 des Volfsjchulgefeßes vom 26. Mai 1845) und über Befreiung vom Schulzwange dureh 
Privatunterricht (S 6 deſſelben Gefeßes), unbeſchadet übrigens der alleinigen Zuftändigfeit des 
Superintendenten zur Beitimmung des Ergebnifjes der dur) das Konfijtorialausfchreiben vom 
6. Dezember 1860 angeordneten Schulreifeprüfung ; 

15. die Disciplinarftrafgewalt über Volksſchullehrer und niedere Kirchendiener injoweit, daß 
fie mündlichen oder jchriftlichen Verweis und Geldbuße bis zu 10 Thlr. zu erfennen befugt find 
unbejchadet übrigens des dem Superintendenten für fich zuftehenden Rechts der Aufficht iiber Lebens— 
wandel und Amtsführung; 

16. die Ermächtigung zur Aufnahme abändernder Nachträge in Kirchenbüchern, joweit e8 
folder nah $ 32 Unferer Bekanntmachung vom 13. November 1852 überhaupt bedarf; 

17. die über Art der Eintragung ehelicher Kinder in die Kirchenbücher nad $ 35 ©. 2 
und 3 derjelben Bekanntmachung erforderliche Anweifung; 

18. die Genehmigung zur Ertheilung von Abjchrift der Anlagen der Kirhenbücher, jofern 
eine Genehmigung nad) $ 46 derjelben Bekanntmachung der firhlichen Oberbehörde vorbehalten ift ; 

19. die Ertheilung zur Erlaubniß der Einfiht der Kirchenbücher oder ihrer Anlagen an 
Privatperfonen ($ 47 derjelben Bekanntmachung); 

‚20. die Entjheidung von Beſchwerden wider den Kirhenbuhführer in Angelegenheiten der 
Kirchenbuchführung; 

21. die Dispenſation vom dritten Aufgebot ($ Allg. ER. Th. II. Tit. 1 $ 152)9 und vom 
Aufgebot des Gefindes am Geburtsorte (Allg. ER. Ih. II. Tit. 1 $ 142)?) nah Maßgabe der 
Konfijtorialbefanntmahung vom 2. Juli 1818 (vgl. auch die Konfiftorialbefanntmahung vom 
1. September 1864). 

Bei Geſuchen um Dispenjation vom dritten Aufgebot bleibt die Konfiftorialbefanntmahung 
vom 20. April 1859 infoweit in Kraft, als ſolche Geſuche nur dann Berücfichtigung finden Tollen 
wenn fie gehörig begründet, durch den betreffenden Prediger, der die Trauung zu vollziehen hat, 
eingereicht werden. 

$ 2. Die Kirhenfommifjarien find befugt, den innerhalb ihrer Zuftändigfeit don ihnen 
erlafienen Verfügungen durch angemefjene Mittel Nachdruck und Ausführung zu geben, namentlich 
die zu dieſem Zweck nöthigen Strafen anzudrohen und-im Falle der Nichtbefolgung zu vollitreden, 
vorausgejegt, daß überhaupt mit derartigen Zwangsmaßregeln in der Sache verwaltungsjeitig vor— 
gegangen werden darf. 

8 3. Entjheidende Verfügungen können in den der Zuftändigfeit der Kirchenkommiſſarien 
übertwiejenen Angelegenheiten bon diefen nur im beiderfeitigen Eimverftändniß abgegeben werden. 
In deſſen Ermangelung fällt die Entjeheidung dem Königlichen Konfiftorium zu. 

Für dorbereitende Maßregeln genügt wie bisher (vgl. die kirchenkommiſſariſche Inftruftion 
vom 28. Mai 1846 $ 5) das Handeln eines der beiden Kommifjarien. Doch darf dem andern 
die verlangte Mitwirkung nie verfagt werden und es muß jedes, dem follegialifchen Verhältniß 
unangemejjene oder einer einheitlichen Gejchäftsbehandlung gefährliche einjeitige Vorgehen ver: 
mieden werden. 

Eine zweckmäßige Vertheilung der Gejchäfte bleibt zunächft der Verjtändigung der beiden 
Kommifjarien ſelbſt überlafien, ohne daß es dazu ferner der Genehmigung des Königlichen Konſi— 
jtoriums bedarf, joweit nicht die Abänderung einer vom Königlichen Konfiftorium angeordneten 
oder ausdrücklich genehmigten Gejchäftsvertheilung in Frage jteht. 

Borbehältlich einer ſolchen Verſtändigung und bejonderer, bereit3 ergangener oder weiter 
ergehender Konfiftorialanordnungen wird die Bearbeitung der Angelegenheiten, welche Bildung und 
Zujammenjeßung der Vorftände (jo insbefondere $ 1 Nr. 1 und 2), deren auf Vermögensſachen 
bezügliche Thätigfeit und jonjtige Vermögensjachen betreffen, jowie der Disciplinarjachen, joweit es 
fih dabei um eine förmliche Disciplinarunterfuhung Handelt, der Regel nad) zunächſt vom welt: 
lichen Kirchenfommifjär, die Bearbeitung aller übrigen Sachen vom geiftlihen Kommifjär erwartet. 


1) Zit. 1. $ 152. Wer nur zweimal für drei» | einen feten Wohnſitz aufgefchlagen hat, muß fich, 
mal aufgeboten jein will, dem fann, nach Ber | außer feiner gegenwärtigen Parodie, auch an 
wandtniß der Umstände, die dem Pfarrer der | dem Orte feiner Geburt, ohne Unterſchied der 
Braut vorgeſetzte Obrigkeit Dispenſation dazu | Zeit ſeiner Entfernung von demſelben, aufbieten 
ertheilen. laſſen. 

2) Tit. 1. ©. 142. Gefinde, welches noch nirgend 


Dir 
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II. Zuitandigfeit der Superintendenten. 


$ 4. Den Superintendenten ſoll zuftehen : 

1. die Ertheilung der Erlaubniß zur Privatfonfirmation (vgl. Konfijtorialbefanntmacdhung 
vom 10. Sept. 1818); 

2. die Entjheidung in ftreitigen Fällen, ob bei einem Kind die Reife zur Konfirmation vor— 
handen ift; 

8: die Genehmigung, daß ausnahmsweiſe einzelne Kinder, welche der Schulentlaffungsprüfung 
durch den Superintendenten nit haben beimohnen können, durch den betreffenden auf: 
fichtführenden Prediger geprüft werden (vgl. Konfiftorialausjchreiben vom 11. April 1861); 

4. die Entſcheidung von Bejchwerden wider die die Schulauffiht führenden Geiftlichen in 
Angelegenheit der Schulaufficht. 


Ill. Gemeinjchaftliches. 


8 5. An Superintendenturorten tritt, der beftehenden Einrichtung entjprechend (vgl. Die 
Inſtruktion für die Kicchenfommiffarien vom 28. Mat 1846 $ 10), ſowohl bei den gemeinjchaft- 
lichen Befugniffen beider Kirchenkommiſſarien, als bei den alleinigen des Superintendenten ber 
Generalfuperintendent für den Superintendenten ein. 

$ 6. Wider Anordnungen und Verfügungen der Kirchenfommifjarien bezw. Superintendenten 
fann Berufung an das Königliche Konfiftorium verfolgt werden. 

Die Berufung hemmt das weitere Verfahren; daffelbe fann jedoch fortgejeßt werden, jofern 
es für den Berufenden unnachtheilig tjt oder aus dem Berzuge Gefahr droht. 

Sit nach Lage der Sache die Beitimmung einer Frift für die Berufung angemejjen, jo haben 
die Kirchenkommiſſarien bezw. dev Superintendent ſolche vorzujchreiben unter der Verwarnung, daß 
nach deren vergeblichem Ablaufe das Verfahren feinen Fortgang nehmen werde. 

$ 7. Befugniffe, welche den Kirchenfommiljarien bezw. Superintendenten bereits zugejtanden 
haben, jollen durch die gegenwärtige Bekanntmachung eine Beſchränkung nicht erleiden. 

Dem Königlichen Konfiftorium bleibt vorbehalten, die Kirchenkommiſſarien bezw. Super: 
intendenten für die Art der Ausübung der ihnen übertragenen Zujtändigfeiten mit näherer Anweijung 
zu verjehen, auch, wo es aus bejonderen Gründen erforderlich erjcheint, Beſchränkungen in diejen 
Zuftändigfeiten zu verfügen. 

$ 8. Für entjcheidende Verfügungen, zu deren Abgabe die Kirchenfommifiarien bezw. 
Superintendenten duch vorftehende Beitimmungen an der Stelle des Königlichen Konfiftoriums 
zuftändig werden, find vorläufig diejelben Gebührenjäße in Anjaß zu bringen, welche dafür beim 
Königlichen Konfiftorium erhoben find, nämlich: 


für Dispenfation in Betreff der Konfirmation oder des Aufgebots . . . 26 Gr. 3 Pig. 
für jonjtige entjcheidende Verfügungen, die ein PER 2 zum Sale 
HODENsEA AL eEN ; —* 6 


Dabei wird jedoch noch FZolgendes 6eftimmt : 

a. Die in $ 1 B. 15 erwähnten Disciplinarunterfuhungen jollen, wenn eine Verurtheilung 
erfolgt, einer Gebühr unterliegen und zwar (im Sinne des $ 10 der Gebührentare dom 
17. Juni 1862) einer Gejammtgebühr von 10 Gr. bis 5 Thlr. 

b. Verhandlungen über Bejchwerden, die wider VBorjtände oder jonjtige Kicchenverwaltungen, 
wider Geiftliche oder Lehrer erhoben werden, find, wenn die Beſchwerde in der Hauptjache 
für begründet evfannt wird, für den Beichwerdeführer gebührenfrei. 

e. Gebührenfrei find ferner alle Verfügungen, in Betreff deren Kirchen und Schulkaſſen, 
Kirchen- oder Schulgemeinden, Geiſtliche oder Lehrer (bezw. deren Erben) als jolche zur 
Zahlung anzuftrengen jein würden. 

d. Bei Umvermögenden find die Gebührenjäße zu ermäßigen oder nöthigenfalls die Gebühren 
ganz zu erlaſſen. 

e. Die Gebühren fliegen den Kicchenfommifjarien — und zwar jedem von beiden zur 
Hälfte —, in den Fällen des $ 4 dem Superintendenten allein zu. 

f, Neben der Zahlung der Gebühr find Kopialien und jonjtige Auslagen zu erjtatten, die 
Kopialien in dem Betrage von 2 Gr. 5 Pf. für jeden Bogen, die Seite zu 24 Zeilen und 
die Zeile zu 12 Silben gerechnet, ohne Nückfiht darauf, ob der Bogen ganz oder nur 
zum Theil bejchrieben ift. 

Hannover, den 18. November 1864. 

Königlich hannoverſches Kultus: Ministerium. 
Lichtenberg. 


165]. IX. Königl. Verordnung vom 17. April 1866. 165 


IX. 


Verordnung, 
die ———— eines evangeliſch-lukheriſchen Landeskonſiſtoriums betreffend, 
von 17. April 1866. 


Wir Georg der Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover, Königlicher Prinz 
von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunjchweig 
und Lüneburg ꝛc. ꝛc. 

haben beſchloſſen und verordnen, zur Ausführung auch des $ 57 der Kirchenvorſtands- und Synodal— 
ordnung für die evangelifchzlutherifehe Kirche des Königreihs vom 9. Oftober 1864, wie folgt: 

8 1. In Unſerer Refidenzitadt Hannover joll als oberjte Behörde der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche unjeres Königreichs ein Landeskonſiſtorium errichtet werden. 

Daſſelbe joll aus ordentlichen und außerordentlihen Mitgliedern bejtehen. Die leßteren haben, 
insgefammt oder einzeln, nur bei bejtimmten Gejhäften des Landesfonfijtoriums, nach näheren im 
Wege der Inſtruktion zu treffenden Vorſchriften, ſich zu betheiligen. 

$ 2. Die Provinzial-Konfiftorien zu Hannover, Aurich, Osnabrück, Stade und Otterndorf 
und die ſonſt unter Unferm Kultus-Mtinifterium zu einer Theilnahme an der Regierung der evange- 
liſch-lutheriſchen Kirche im Königreiche berufenen Behörden oder Perfonen find — jedoch mit Aus— 
nahme ihrer Zuftändigfeit für die reformirte Kirche — dem Landesfonfiitorium untergeordnet. 

$ 3. Den Geichäftsfreis des Landesfonfiftoriums bilden diejenigen Angelegenheiten, welche 

1. das Befenntnig und die Lehre der Kirche, die Seelforge, den Kultus und die Kirhenzudt; 

2. die Borbildung, Prüfung und Ordination für das geiftliche Amt; 

3. die Anftellung und Entlaffung der Geiftlichen, einschließlich der Hiülfsgeiftlichen, Super— 
intendenten und Generalfuperintendenten, deren Amtsführung, Fortbildung und Wandel 
betreffen. Vgl. jedoch 88 6 und 8. 

8 4. Am Volksſchulweſen ſoll das Landeskonſiſtorium zur Wahrnehmung des Firhlichen 
Intereſſes eine, vornehmlich den Reltgionsunterricht betreffende, nach Anhörung deſſelben von Unjerm 
Kultus-Minifterium im einzelnen zu ordnende Betheiligung erhalten. 

$ 5. Daneben iſt das Landesfonfistorium dazu berufen, durch Beachtung und Berathung der 
firhlichen Zustände und Intereſſen im allgemeinen und namentlich auch in Beziehung auf Kirchen— 
verfaflung, Bifitation und Ehe, ſoweit ihm hierin nicht nach $ 3 Schon weitergehende Zuftändigfeit 
verliehen ift, durch Erſtattung erforderter Gutachten, Erledigung fonftiger Aufträge und Einbringung 
von Anträgen bei Unjerem Kultus-Minifterium oder nöthigenfalls bei Uns Allerhöchſtſelbſt der 
Kirche zu dienen. 

$ 6. Die Provinzialfonfiitorien behalten ihre bisherige Zuftändigfeit; fie Haben ſolche jedoch 
was die im $ 3 bemerften Angelegenheiten betrifft, unter Auffiht und Leitung des Landeskonſiſto— 
riums, jowie mit Beachtung nachſtehender Beſtimmungen zu üben: 

1. Allgemeine Anordnungen dürfen nur von dem Landesfonfiftorium oder mit deſſen Zuſtim— 
mung erlaſſen werden. 

2. Wegen der Prüfungen jol das Weitere von Uns nah Anhörung des Landeskonfistoriums 
geordnet werden, unter Fejthaltung jedoch des Grundjaßes, daß die über Befähigung für 
das geistliche Amt entfcheidende Prüfung fünftig allgemein beim Landesfonfiftorium abge— 
halten werden Toll. 

3. Die Ernennung der Geiftlihen für Stellen, welche landesherrlich bejegt werden und die 
Beitätigung derfelben für andere Stellen wird dem Landeskonſiſtorium vorbehalten welches 
dabei mit dem betreffenden Provinzialkonſiſtorium nach näheren, im Wege der Inſtruktion 
zu ertheilenden Vorſchriften ſich zu benehmen hat. 

4. In Disciplinarſtrafſachen der Geiſtlichen bleibt, auch wenn es ſich um Entfernung vom 
Dienſte handelt, den Provinzialkonſiſtorien die Entſcheidung in erſter Inſtanz. Darüber 
tritt das Landeskonſiſtorium als zweite Inſtanz ein, vorbehältlich übrigens der Befugniß 
deſſelben, kraft der Oberaufſicht die Provinzialkonſiſtorien zu gehöriger Uebung der Disci— 
plinargewalt anzuhalten, erforderlichen Falls auch eine Sache dem an ſich zuſtändigen 
Provinzialkonſiſtorium abzunehmen und einem anderen deren Erledigung in erſter Inſtanz 
aufzutragen. (Vol. $ 7, ©. 3.) 

Hinfichtlich der im 8 3 nicht benannten Angelegenheiten bleibt Unſer Kultus-Minifterium 
die unmittelbar vorgejegte Behörde der Provinzialfonfiitorien. 
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Auf die außer den Provinzialfonfiftorien zu einer Theilnahme an der Regierung der evan- 
geliſch-lutheriſchen Kirche im Königreiche berufenen Behörden oder Perfonen findet das Vorjtehende 
unter Vorbehalt der denjelben etwa zuftehenden Rechte, finngemäße Anwendung. 

8 7. Das Landeskonfijtorium ift Unferm Kultus-Minifterium untergeordnet. In den in $ 3 
genannten Angelegenheiten Tann das Minifterium nur den Verfügungen des Landesfonfiitortums 
Einhalt thun, nicht eigene Anordnung, ohne das — im Erlafje zu erwähnetde — Einverjtändnig 
dejjelben treffen. Val. jedoh $ 8. 

In Disciplinaritraffahen der Geiftlichen insbejondere hat das Miniſterium, vorbehältlich 
übrigens der in $ 74 des Landesverfafiungsgejeges vom 6. Auguft 1840 erforderlichen Betätigung, 
als höhere Inſtanz nicht ferner zu entjcheiden. 

Allgemeine Anordnungen des Landeskonſiſtoriums find dor Erlaſſung Unſerm Kultus- 
Minifterium zur Einficht vorzulegen und rücjichtli anderer Verfügungen kann das letztere ſolche 
Borlegung erfordern. 

Entjtehen zwiſchen Unſerm Kultus-Minifterium und dem Landesfonfiftorium Meinungsver— 
ichtedenheiten über die Grenzen der beiderfeitigen Zuftändigfeit, oder in Angelegenheiten, in welchen 
ohne beiderjeitiges Einverftändnig nicht verfahren werden fann, jo iſt nöthigenfall® — mitteljt 
Bortrag des Miniſters — Unſere Entjheidung zu erwirfen. Bei jtattfindender Gefahr im Berzuge 
iſt jedod) das Minifterium zu vorläufiger Anordnung befugt. 

8 8. Der Umfang Unjerer Landesherrlihen und Oberbijchöflichen Gewalt ſoll durch gegen: 
wärtige Verordnung eine Bejchränfung nicht erleiden. 

Wiefern es bei den im $ 3 genannten Angelegenheiten Unjerer Allerhöchjteigenen — ſolchen 
Falls vom Landestonfiftorium durch VBermittelung Unferes Kultus-Mtinifteriums zu erwirfenden — 
Beſchlußfaſſung bedarf, richtet ji nach den bejtehenden und weiter von Uns zu treffenden Bes 
ftimmungen. 

In den Fällen Unferer Allerhöchjteigenen Beſchlußfaſſung (vol. $$ 5 und 7) werden Wir 
bei dem Uns zu erftattenden Vortrage je nad) Umständen den Präfidenten oder andere Mitglieder 
des Landeskonſiſtoriums zuziehen. 

8 9. Den Zeitpunkt, mit welchem das Landeskonfiftorium in Wirffamfeit tritt, wird Unfer 
Kultus-Minijterium verkünden. 

Gegeben Herrenhanjen, den 17. April 1866. 


(L. 8.) Georg KRer. 
v. Malortie. v. Hodenberg. 
Daß Seine Majejtät der König vorftehende Verordnung, nach erfolgtem Vortrage ihres 
Inhalts, in meiner Gegenwart Allerhöchiteigenhändig unterzeichnet haben, bezeuge ich hierdurd). 
Herrenhaufen, den 17. April 1866. 
Brüel, 
Generaljefretär des Königlichen Kultus-Miniſteriums. 


x 
Allerhöchlter Erlaß vom 12, April 1882, 


befreffend die Rirchengemeinde- und Synodalordnung für Die evangeliſch- 
reformirte Ricche der Provinz Hannvver. 


Auf Ihren Beriht vom 30. dv. M. habe Jh nach Anhörung der zufolge Meines 
Erlafjes vom 4. Mai v. %. berufenen außerordentlichen Synode für die evangelijch- 
teformirten Gemeinden in der Provinz Hannover der als Anlage beifolgenden Kirchen: 
gemeinde und Synodalordnung für die evangelifchereformirte Kirche der Provinz Hannover 
kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zuftehenden Befugnifje 
Meine Sanftion zu ertheilen bejchloffen und verfünde diefelbe als kirchliche Ordnung. 
Die durch letztere bewirkten Aenderungen bejchränfen fih auf die firchliche Verfaffung. 
Der Bekenntnißſtand der in der evangelifchereformirten Kirche der Provinz Hannover 
vereinigten Gemeinden wird durch diefe Ordnung, wie Ich ausdrüdlich erkläre, nicht 
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berührt, auch eine Aenderung defjelben damit in feiner Weiſe beabjichtigt. Es ift Mein 
Wunſch und Mein Gebet, daß auch diefe Ordnung an ihrem Theile beitragen möge zur 
Erbauung des Reiches Gottes auf Erden, zur Befeitigung des Glaubens wie zum 
Wachsthume der Liebesgemeinfchaft. Mit der Ausführung der Kirchengemeinde und 
Synodalordnung ift, joweit diefelbe nicht zu ihrer Regelung vorher noch einer Mitwirkung 
der Landesgejeßgebung bedarf, vorzugehen. Sch beauftrage Sie daher, zu diefem Behuf 
das Weitere zu veranlafjen. 

Der gegenwärtige Erlaß ijt — die GeſetzeSammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, 12. April 1882. 

Wilhelm. 
v. Goßler. 

An den Minifter der geijtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Kirchengemeinde: und Synodalordnung für die evangeliich:reformirte Kirche der 
Provinz Hannover, 
Griter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden und deren Organe, 
I. Allgemeine Heftimmungen. 


$ 1. Zu der evangelifchreformirten Kirche der Provinz Hannover gehören: 
1. die reformirten Gemeinden im Fürſtenthum Djtfriesland, 


Auen, 5 e in der Grafſchaft Bentheim, 

Sn r B in der Niedergrafjhaft Lingen und in der Stadt 
Papenburg, 

En, v $ im Herzogthum Bremen, 

5. in der Grafſchaft Pleſſe. 


Diefelbe wird einer Kirchenbehörde mit kollegialiſcher Verfaſſung unterſtellt. 

$ 2. Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz— 
lichen Gränzen jelbitjtändig. Organe diefer Selbjtverwaltung find die Kirchenräthe und 
die Gemeindevertretungen. 

$ 3. Sn jeder Kirchengemeinde wird ein Kirchenvath und eine Gemeindevertretung 
gemäß der nachfolgenden Ordnung gebildet. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinfchaftlichen Pfarramte verbunden, 
jo treten für gemeinjchaftliche Angelegenheiten die Kirchenräthe und Gemeindevertretungen 
der einzelnen Kirchengemeinden zu einer gemeinfamen berathenden und bejchließenden 
Körperichaft zuſammen. 

1. &ircenrath. 
1. Mitglieder des Kirchenraths. 
8 4. Der Kirchenrath (Presbyterium) bejteht: 
1. aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt, 
2. aus den Kirchenältejten (Presbytern), welche, joweit ihre Ernennung nicht dem 
Patron zufteht, duch die Gemeinden gewählt werden. 

$ 5. Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeftellt, jo gehören fie ſämmtlich 

dem Kirchenrath an. 
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8 6. Die Zahl der Kirchenälteften richtet ſich nach der Größe und den örtlichen 
Berhältniffen der Kirchengemeinde. Sie wird, gleichwie ihre etwaige Vertheilung auf 
die einzelnen Ortſchaften nach Vernehmung dev Gemeindevertretung durch die Bezirks— 
Synode beitimmt. Es jollen nicht unter vier und jtets eine gerade Zahl von Kirchen- 
ältejten vorhanden jein. 

s 7. Sn Patronatsgemeinden ift der Patron befugt, ein als Kirchenältejter in 
den Kirchenrath eintvetendes Mitglied aus der Zahl der wählbaren Gemeindeglieder zu 
ernennen. 

Befikt der Patron die zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenfchaften, jo kann ex 
ſelbſt in den Kirchenrath eintreten. Das gleiche Recht hat unter der gleichen Voraus— 
feung der ein= für allemal beftellte Vertreter desjenigen Patrons, der feine phyfiiche 
Perſon ift. Mitpatrone haben über die Ausübung der vorjtehenden Befugnifje ſich unter 
einander zu verjtändigen. Die Befugniffe ruhen, jo lange eine Einigung nicht zu 
Stande kommt. 

8 8. Die Kirchenälteften find im Hauptgottesdienfte vor der Gemeinde einzuführen 
und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten : 

„Selobet Ihr vor Gott und diejer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienjtes 
jtets in brüderlicher Liebe mit gewifjenhafter Sorgfalt und in Webereinftim- 
mung mit dem Worte Gottes, ſowie mit den Ordnungen der Kirche und diejer 
Gemeinde zu warten und mit rechtichaffener Treue zu achten, daß Alles ordentlich 
und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Beſſerung?“ 

Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Kirchenälteite als in das Amt ein- 
getreten zu erachten. 

Sin der Grafichaft Bentheim bewendet e3 bei der durch die Bentheim’sche Kirchen- 
ordnung eingeführten Verpflichtungsformel für die Aeltejten und Diakonen. 


2. Situngen und Beſchlüſſe des Kirchenraths. 

8 9. Den Borfiß im Kicchenrath Führt der Pfarrer, unter mehreren Pfarrern 
der nad) den Dienjtjahren in der Gemeinde älteſte. Wo es herfömmlich, wechjelt 
der Vorſitz. 

In Vakanzfällen oder in Fällen dauernder Behinderung tritt ein von der Kirchen- 
behörde zu benennender ftellvertretender Geijtlicher als vifarivender Pfarrgeijtlicher in 
den Kicchenrath ein. Ohne Mitwirkung eines feiner geiftlichen Mitglieder kann der 
Kirchenrath nur in denjenigen Fällen thätig werden, wo der Pfarrer, al3 perjönlich bei 
der Sache betheiligt, an der Beihlußfaffung theilzunehmen behindert ift, oder, wo 
Gefahr im Berzuge liegt. In jolchen Fällen und in Fällen vorübergehender Ver— 
hinderung tritt ein vom Kirchenrath aus jeiner Mitte alle drei Jahre beim Eintritt der 
neuen Xelteften zu wählender Stellvertreter für den Ortsgeiſtlichen ein. 

$ 10. Der Kirchenrath verfammelt fich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatli einmal an dem ein= für allemal von ihm feftgejeßten Tage; zu außerordent- 
licher Sitzung, ſo oft ihn der Vorfigende durch jchriftliche oder ortsübliche Einladung 
beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeftens die Hälfte der 
Kirhenvorjtandsmitglieder unter Angabe des Zweckes diejelbe beantragt. Zu den Ver— 
ſammlungen ift in der Pegel ein geiftliches Gebäude zu benüßen. 

$ 11. Die Situngen des Kirchenraths find nicht öffentlich und werden in der 
Regel mit Gebet eröffnet und, joweit angemeffen, auch mit Gebet gejchloffen. Jedes 
Mitglied des Kirchenraths ift verpflichtet, über alle die Seelſorge und die Kircchenzucht 
betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die jonft al3 vertraulich bezeichneten Gegenstände 
Verſchwiegenheit zu beobachten. 
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8 12. Der Borfigende leitet die Verhandlungen und iſt für Aufrechthaltung 
der Ordnung verantwortlich. 

Zur Gültigkeit eines Beichluffes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte der Mit- 
glieder an der Abſtimmung Theil genommen hat. Die Beihlüffe werden durch Stimmen— 
mehrheit der Anwefenden gefaßt. Ber Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des 
Borfigenden, bei Wahlen das Loos. Mitglieder, welche an dem Gegenjtande der Beſchluß— 
nahme perjünlich betheiligt find, haben fich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen 
nur auf ausdrüclichen Wunſch des Kirchenraths bei der Verhandlung anweſend ein. 

Ueber die gefaßten Beſchlüſſe wird ein Protofoll geführt, welches in das Protofoll- 
buch eingetragen, vorgelefen und von dem VBorfigenden jowie mindejtens einem Kirchen— 
älteften unterjchrieben wird. 

3. Wirkungskreis des Kirchenraths. 

$ 13. Der Kirchenrath hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten und den Pfarrer in feiner pfarramtlichen Thätigfeit zu 
unterjtüßen. 

8 14. Der Pfarrer iſt verpflichtet, die Fälle, wo er ein Gemeindeglied von der 
Theilnahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung, insbejondere vom heiligen 
Abendmahle, zurüdzumeijen für nothwendig hält, unter fchonender einftweiliger Zurüd- 
haltung des Betreffenden, dem Kirchenrathe vorzulegen. Stimmt diefer zu, fo ift die 
Zurückweiſung auszufprechen, gegen welche dem Betroffenen die Berufung an die Bezirks- 
Synode offen bleibt. Erklärt ji der Kirchenrath gegen die Zurückweiſung, jo wird diejer 
Beſchluß zwar ſofort wirkſam, aber der Geijtliche ift befugt, wenn ex fich bei demjelben 
nicht beruhigen will, die Sache zur Entſcheidung an die Bezirks-Synode, beziehungsweife, 
wo Gefahr im Verzuge ift, an den Bezirks-Synodalvorftand zu bringen. 

S 15. Der Kicchenrath it verpflichtet : 

1, zur Förderung chriftlicher Gejinnung und Sitte und zur Handhabung der 
kirchlichen Ordnung in der Gemeinde innerhalb der gejeglichen Gränzen. Er hat infonder: 
heit auch für Erhaltung der äußeren gottesdientlichen Ordnung zu jorgen und die 
Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu fürdern. 

Seine Zujtimmung it erforderlich, wenn die Abänderung der üblichen Zeit des 
öffentlichen Gottesdienjtes oder der in der Gemeinde bejtehenden lofalen liturgiſchen Ein— 
richtungen verfügt werden joll. 

Der Kirchenrath entjcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu einzelnen, 
nicht zu den Gemeindegottesdieniten gehörigen Handlungen, welche der Beitimmung des 
Kirchengebäudes nicht widerjprechen. 

8 16. 2. Der Kicchenvath iſt berechtigt und verpflichtet, Verſtöße des Geistlichen 
oder anderer jeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in der Situng 
zur Sprache zu bringen. Jedoch fteht ihm zum Zweck weiterer Verfolgung nur zu, der 
vorgejeßten Kirchenbehörde Anzeige zu machen. 

$ 17. 3. Der Kirchenrath hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu beachten 
und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. In 
Beziehung auf den Katechumenen- und Konfirmanden-Unterricht für die reifere Jugend 
hat der Kicchenrath die Pflicht, die Geiftlichen in Aufrechterhaltung der bejtehenden 
Ordnung zu unterjtüßen. _ Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule fteht ihm nicht 
zu. Mißſtände in der religiöfen Unterweifung dev Jugend oder in fittlicher Beziehung 
find von ihm bei den Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen. 

In geeigneten Fällen‘ wird er die Lehrer reſp. einen Lehrer um Unterjtüßung 
durch Theilnahme an der Berathung oder fonjtige Hülfe angehen. 
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8 18. 4. Dem Kirchenrath liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und Kranfen- 
pflege od. Er kann fich hierbei Helfer aus der Gemeinde (Diafone), injonderheit aus der 
Gemeindevertretung , beiordnen und fi) mit den bürgerlichen Armenbehörden, ſowie 
mit etwa bejtehenden freien Vereinen ins Einvernehmen ſetzen. 

8 19. 5. Der Kirchenrath ftellt die Lifte der wahlberechtigten Gemeindeglieder 
auf, bereitet die Wahl der Kirchenälteften und Gemeindevertreter vor, leitet diefe Wahlen, 
beruft die Gemeindevertretung und führt die Beichlüffe derjelden aus. 

$ 20. 6. Der Kirchenrath bejchließt über die beantragte Aufnahme jolcher Perjonen 
in die Gemeinde, welche fich an dem Orte der Gemeinde aufhalten, aber wegen Mangels 
des Wohnſitzes die Gemeindeangehörigfeit nicht erworben haben. 

$ 21. 7. Der Kicchenrath Hat von eintretender Erledigung des Pfarramtes Anzeige 
zu machen und die desfalls ergehenden einftweiligen Anordnungen in Ausführung zu 
bringen, auch bei der Wahl der Prediger die bisher den Presbytern, Juraten und Kirchen- 
älteften zuftehende Mitwirkung, fowie das den Kirchengemeinden beigelegte Wahlrecht 
nach SS 50 ff. auszuüben. 

$ 22. 8. Dem Kirchenrathe kommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter nicht 
entgegenftehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er übt die Dienftauf- 
ficht über diejelben und das Recht der Entlafjung bei fündbaren Anjtellungen aus, 

In dem Recht der Dienftaufficht Liegt nur die Befugnig der Mahnung und 
Warnung. 

Wegen DBerleihung und Gntziehung der mit Schulitellen verbundenen niederen 
Kirchenbedienungen beiwendet es bei den bejtehenden Borjchriften. 

$ 23. 9. Der Kirchenrath joll in der Gemeinde die Erweckung einer lebendigen 
Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen jein laſſen und zu dieſem 
Behufe namentlich die Wünfche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig entgegen= 
nehmen und fleißig erwägen. Auch hat er bei geeigneten Gelegenheiten, 3. B. bei der 
Wahl der Kirchenälteften und Gemeindevertreter, über die zur Veröffentlichung ſich 
eignenden wichtigeren Vorgänge feiner Verwaltung „der Gemeinde Mittheilung zu machen. 

$ 24. 10. Der Kirchenrath ift das Organ der Gemeinde gegenüber den Kirchen— 
behörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinden jowohl durch Erledi- 
gung don Borlagen der Kirchenregierung, insbefondere bei Parochtalveränderungen, als 
auch geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 

8 25. 11. Der Kircchenrath vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung, 
in ftreitigen, wie in michtjtreitigen Nechtsfachen und verwaltet das Kirchenvermögen, 
einſchließlich des Vermögens der Firchlichen Lokaljtiftungen, welche nicht jtiftungsmäßig 
eigene Organe haben, ſowie des Pfarrvermögens, joweit das Recht jeweiliger Inhaber 
nicht entgegeniteht. 

Seine Zuftimmung ift injfonderheit auch erforderlich bei der Verpachtung vder 
DBermiethung der den Firchlichen Beamten zum Gebrauch oder zur Nutzung überwiejenen 
Grundſtücke über die Dienftzeit des jeweiligen Inhabers hinaus, 

8 26. Dem Patron verbleiben außer der Theilnahme an der Berwaltung des 
kirchlichen Vermögens durch die Betheiligung am Kicchenrathe da, wo derjelbe Patronats- 
lajten für die firchlichen Bedürfniſſe trägt, die Aufficht über die Verwaltung der 
Kirchenkaſſe und das Necht der Zuftimmung zu den nach den bejtehenden Gejegen jeiner 
Genehmigung unterliegenden Gefchäften der Vermögensverwaltung in bisherigem Umfange. 

In leßterer Beziehung gilt jedoch feine Zuftimmung zu Bejchlüffen des Kirchenraths 
für ertheilt, wenn er auf abjchriftliche Zuftellung des Befchluffes nicht binnen dreißig 
Tagen nach dem Empfange dem Kirchenrathe feinen Widerfpruch zu erfennen giebt, 
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z 27. Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden fehriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenraths bedarf es der Unterjchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreter und 
zweier Kirchenälteften, jowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. Hierdurch wird 
Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchenrathsbeſchluſſes feſtgeſtellt, 
jo, daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erfordernifje defjelben, insbejondere auch der 
erfolgten Zuftimmung der Gemeindvertretung, wo eine jolche nothiwendig ift, nicht bedarf, 

$ 28. Für die Verwaltung der Kicchenfaffe hat der Kirchenrath eines feiner 
Mitglieder zum Rechnungsführer (Kirchmeijter) zu ernennen. Demſelben kann eine Ver— 
gütung für jächliche Ausgaben, nicht aber eine Bejoldung angewiejen werden. Auslagen 
find ihm zu erjegen. 

Wenn nach dem Umfange der Gejchäfte eine unentgeltliche Verwaltung nicht zu 
erreichen ift, jo kann der Kirchenrath einen bejoldeten Rendanten anjtellen. Soll hierzu 
ein Mitglied des Kicchenraths ernannt werden, jo ift die Genehmigung des Vorſtandes 
der Bezirks-Synode erforderlich. 

8 29, Der Kirchenmeijter Hat folgende Obliegenheiten : 

a. ex erhebt die Einnahmen der Kirchenfaffe und leitet die Ausgaben aus derjelben 
auf Grund des Gtat3 oder bejonderer jchriftlicher Anmeifung des Borfigenden 
des Kirchenraths; 

b. ex legt dem Kirchenrathe jährlich Rechnung und Hat fich den von diejem ans 
geordneten Kafjenrevifionen zu unterwerfen ; 

e. er führt die nächte Aufficht über die kirchlichen Gebäude, Grundftüde, Geräthe 
und ſonſtigen Inventarienſtücke. Wegen der zu Inſtandhaltung oder Erneuerung 
derjelben erforderlichen Lohnarbeiten, Anjhaffungen oder Bauunternehmungen hat 
er bei dem Kirchenrathe rechtzeitige Anträge zu ftellen. 

Im Mebrigen find für die Geihäftsführung des Rechnungsführers bis auf Weiteres 
die in den einzelnen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran von den Kirchen: 
räthen zu treffenden Beftimmungen maßgebend. 

5 30. An den gejeßlichen VBerwaltungsnormen, jowie an den den Staatsbehörden 
oder vorgejeßten Kircchenbehörden zuftehenden Rechten der Aufficht und Einwilligung zu 
bejtimmten Handlungen der Verwaltung wird durch den Mebergang der leßteren auf den 
Kirchenrath nichts geändert. 


III. Gemeindevertretung. 
1. Umfang der Gemeindevertretung. 


s 31. In jeder Kirchengemeinde, welche über 500 oder mehr Seelen zählt, ift 
außer dem Kirchenrathe eine größere Vertretung zu bilden. 

In Gemeinden unter 500 Seelen werden die Rechte dev Gemeindevertretung von 
allen jtimmfähigen Gemeindeangehörigen ausgeübt, 

In Gemeinden von 500 bis einfchließlich 1000 Seelen werden 15 Vertreter, von 
1000 bis einjchließlich 2000 Seelen 20 Vertreter, in Gemeinden von 2000 bis 6000 
Seelen 30 Bertreter und in Gemeinden von 6000 Seelen und darüber 48 Bertreter 
gewählt. 

Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem gemeinfamen Pfarramte verbunden, 
und beträgt die Gefammtzahl 500 und darüber, jo ift für die im 8 3 Abſatz 2 vor— 
gejehenen Fälle in jeder Gemeinde ohne Rücficht auf deren Zahl eine Gemeindevertretung 
zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindevertreter in Gemeinden unter 500 Seelen foll in diejem 
Falle das Dreifache der Zahl der Kirchenälteften, jedoch nicht über 15 betragen. 
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Ob die für Bildung der Vertretung entjcheidende Seelenzahl in einer Gemeinde 
dauernd vorhanden ift, wird durch Beſchluß des Kirchenraths feſtgeſtellt. 


2. Berjammlungen und Beſchlüſſe der Gemeindevertretung. 


$ 32. Die Gemeindevertretung verhandelt und bejchlieht in Gemeinjchaft mit dem 
Kirchenrathe über die von dem Yebteren zur Berathung vorgelegten Gegenjtände. Der 
Borfigende des Kirchenraths ift zugleich VBorfigender der zu einem Kollegium vereinigten 
Derfammlung. Er beruft die Gemeindevertretung mit Angabe der Tagesordnung. 

Die Einladung muß wenigjtens an dem Tage vorher in der von dem Kirchenrathe 
vorgejchriebenen Form, fie kann aber auch durch Verkündung bei dem öffentlichen 
Gottesdienite erfolgen. 

$ 33. Zur Beichlußfähigfeit ift die Anweſenheit der abjoluten Mehrheit des 
aus den Mitgliedern des Kirchenvaths und der größeren Gemeindevertretung bejtehenden 
Kollegiums erforderlih. Die Entjheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit der An— 
wejenden. Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden, und 
im Falle einer Wahl das Loos. Sit auf die erjte ordnungsmäßige Einladung die zur 
Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit nicht erſchienen, jo it eine zweite Verfammlung 
zu veranjtalten, in welcher die Erjchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beichliegen 
befugt find. 

Ueber die Verhandlungen de3 Kollegiums wird ein in das Protofollbuch des 
Kirchenraths einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzulefen und von dem Vor— 
fienden, dem erwählten Protofollführer, jowie zwei weiteren von der Verſammlung zu 
beftimmenden Theilnehmern derjelben zu unterjchreiben ift. 


3. Wirfungsfreis der Gemeindevertretung. 


8 34. Die bejchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaftung von Grund» 
eigenthum; bei der Bermiethung oder Verpachtung deffelben auf länger als zehn 
Sabre ; 

2. bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subjtanz jelbit 
angreift, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, jofern fie nicht 
zur zinslichen Wiederbelegung erfolgt; 

3. bei Anleihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen und aus den 
laufenden Einnahmen derjelben VBoranjchlagsperiode erjtattet werden jollen; 

4. bei Anjtellung von Prozeſſen, foweit diejelben nicht die Eintreibung fortlaufender 
Zinfen und Gefälle oder die Einziehung ausftehender Kapitalien, deren Zinjen 
rücjtändig geblieben find, betreffen, und bei Abſchließung von Vergleichen; 

. bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen von Baulichfeiten, fofern nicht über 
die Nothwendigfeit der Bauausführung bereits durch die zuftändigen Behörden 
entjchieden ift. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koftenanjchlag 200 
Dark überfteigt. Im alle des Bedürfnifjes kann die Gemeindevertretung ein: 
für allemal die Vollmacht des Kirchenraths zur Vornahme höher veranfchlagter 
Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, erweitern ; 

6. bei der Beichaffung der zu den Firchlichen Bedürfnifjen erforderlichen Geldmittel 
und Leiſtungen, insbejondere bei Feſtſetzung des Betrages und des Vertheilungs- 
maßjtabes der zu erhebenden Kirchensteuer. Die Kirchensteuer wird erhoben nad) 
dem in den einzelmen Gemeinden dafür bejtehenden Beitragsfuße, Wird ein 
Beitragsfuß für die Kirchenjteuer in einer Gemeinde, in der bislang eine ſolche 
nicht erhoben ijt, neu eingeführt oder wird eine Abänderung des bejtehenden 
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Beitragsfußes von den Gemeindeorganen bejchlofjen oder durch die vorgejeßte 
Kirchenbehörde angeordnet, jo muß derjelbe nach dem Fuße direkter Staatsfteuern 
bejtimmt werden ; 

. bei Veränderungen betehender und Einführung neuer Gebührentaren ; 

8. bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen für den 

Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Berbejferung des Einfommens beite- 
hender Stellen; bei dauernder Verminderung jolcher auf der Kirchenkaſſe haftender 
Leiftungen, bei Verwandlung veränderlicher Ginnahmen der kirchlichen Beamten 
in fejte Hebungen oder bei Umwandlung von Naturaleinfünften in Geldrente, 
(e&teres, joweit nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgejege geordneten 
Ablöfungsverfahren erfolgt; 

9, bei Feititellung des Etat3 und der Voranjchlagsperiode der Kirchenfaffe, fowie 
bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaftung ; der Etat ift vor der 
Seitjtellung, die Jahresrechnung por der Entlajtung während einer Woche zur 
Einficht der Gemeindeglieder öffentlich auszulegen; 

10. bei *allen Bewilligungen aus der Kirchenfaffe an andere Gemeinden oder zur 
Unterftügung hriftlicher Vereine und Anftalten, jofern der Betrag der Einzel— 
bemwilligung 50 Mark überiteigt ; 

11. bei Errichtung von Gemeindeitatuten; 

12. bei Ausübung der den Kirchengemeinden in den SS 50 ff. beigelegten Pfarrwahlcechte. 

$ 35. Der Kirchenrath ijt befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde- 
angelegenheiten die Zuftimmung der Gemeindevertretung einzuholen. 

In diefem Falle dürfen die Beichlüffe des Kirchenraths nicht eher vollzogen werden, 
als bis die Zuftimmung exrtheilt ift. 


=] 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 

$ 36. Die Mitglieder des Kirchenraths und der Gemeindepertretung werden von 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. Wahlberechtigt find alle fonfirmirten 
männlichen, jelbjtitändigen, über 24 Jahre alten Mitglieder der Gemeinde, welche mindeitens 
ein Jahr in der Gemeinde wohnen. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen die nicht aus kirchlichem Vermögen gedeckten 
Bedürfniſſe durch freiwillige Beiträge der Gemeindemitglieder bejtritten werden, kann die 
Wahlberechtigung von der freiwilligen Beitragsleiftung abhängig gemacht werden, 

Der in diefem alle zu leitende Mindeſtbetrag iſt ſtatutariſch Feitzuftellen. 

Selbitjtändig find: Diejenigen, welche einen eigenen Hausſtand haben oder ein 
öffentliches Amt befleiden, oder ein eigenes Gejchäft, oder als Mitglied einer Zamilie 
deren Gejchäft führen. 

Als jelbititändig find nicht anzunehmen: Diejenigen, welche unter Bormundjchaft 
oder Pilegjchaft jtehen, oder welche im lebten Jahre vor der Wahl Unterjtüßung aus 
öffentlichen Mitteln oder Erlaß der Firchlichen Beiträge genofjen haben. 

8 37. Ausgejchlofjen von Ausübung des Wahlrechts find Diejenigen: 

1. welche nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte fich befinden, 

2, welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines jolchen Vergehens, welches die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in Unterfuchung 
ſich befinden, 

. welche im Konkurſe jich befinden, 
. welche mit der Bezahlung Firhlicher Umlagen über ein Jahr im Rückſtande find, 
. welche durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel 
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ein öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung noch nicht gejühntes Aergerniß 
gegeben haben, 

6. welche wegen Berlegung bejonderer Firchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines 
Kirchengefeßes des Wahlrechtes verluftig erklärt worden find. 

Ss 38. MWählbar in die Gemeindevertretung find alle Wahlberechtigten. 

Wählbar in den Kirchenrath find alle Wahlberechtigten, welche das dreißigite 
Lebensjahr zurüdgelegt, auch al3 Männer von bewährtem chrijtlichen Sinn, kirchlicher 
Einficht und Erfahrung einen guten Ruf in der Gemeinde haben. 

Für die in den Kirchenrath zu wählenden Berjonen haben die vereinigten Gemeinde— 
organe das Recht, eine Dreizahl in Vorſchlag zu bringen, an die übrigens die Wähler 
nicht gebunden find. 

$ 39. Der Kirchenrath ordnet die Wahl für die Gemeindeorgane an und legt 
die von ihm aufgeitellte Lifte der Wahlberechtigten an einem, jedem Gemeindegliede 
zugänglichen Orte zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienjte bekannt zu machen, mit 
dem Beifügen, daß nad Berlauf der Auslegungsfriit Einjprüche gegen die Lifte nicht 
mehr angebracht werden fünnen. Nach dem Ermeſſen des Kirchenraths kann die Befannt- 
machung auch noch auf anderem, den örtlichen Berhältniffen entjprechendem Wege erfolgen. 

Die eingehenden Einjprüche hat der Kirchenrath zu prüfen und die Lite zu berich- 
tigen. Gegen einen ablehnenden Bejcheid fteht dem dadurch von der Wahl Ausgejichlo- 
jenen binnen zwei Wochen die Berufung an den Borjtand der Bezirks-Synode zu. 
Durch Einlegung der Berufung wird die anjtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen 
dem Ende der Einjpruchsfriit und dem Tage der Wahl müſſen mindeftens zwei Wochen 
in der Mitte Tiegen. 


$ 40. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl, jowie der Zahl der zu wählenden Perfonen in zwei auf 
einander folgenden Hauptgottesdienften zu gejchehen. Anderweite, den örtlichen Verhält- 
nijjen entjprechende Befanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kicchenrathe überlafjen. 
Der Patron oder Patronatsvertreter ift zur Theilnahme an der Wahlhandlung befonders 
einzuladen. 

8 41. Die Wahl wird vom Vorſitzenden des Kirchenraths geleitet, welchem die 
übrigen Mitglieder des Kirchenraths und erforderlichenfall® einige von dieſem zu bezeich- 
nende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand zur Seite ftehen. Der Patron oder der 
Patronatsvertreter it immer berechtigt, in den Wahlvorjtand einzutreten. Wo die ört— 
lichen Verhältniſſe es zweckmäßig erjcheinen laſſen, kann auf Beihluß des Kirchenraths 
und mit Genehmigung des Vorſtandes der Bezirks-Synode eine Vertheilung der zu 
wählenden Bertreter auf einzelne Abtheilungen der Gemeinde erfolgen. 

Nur die perfünlich erjchienenen Wähler find jtimmberechtigt. Die Abjtimmung 
erfolgt mittels gedruckter oder gejchriebener Stimmzettel. Vom Kirchenrathe kann münd- 
liche Abftimmung zu Protokoll angeordnet werden, wenn nicht mindejtens zehn Wähler 
Widerjpruch erheben. 

Gewählt find Diejenigen, auf welche die abſolute Mehrheit der abgegebenen Wahl- 
jtimmen gefallen ift. Hat der erſte Wahlgang eine abjolute Mehrheit für die zur 
Ergänzung der Gemeindeorgane erforderliche Zahl von Perjonen nicht ergeben, jo ift, 
bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere Wahl in der Weile fortzufegen, daß 
Derjenige von den bei der vorhergehenden Abſtimmung Benannten ausfcheidet, auf welchen 
die geringjte Stimmenzahl gefallen ift. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 
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Ueber die Wahlhandlung wird ein Protofoll aufgenommen. Daſſelbe wird nach erfolgter 
Verleſung vom DVorfißenden und zwei Mitgliedern des Kirchenraths unterzeichnet. 

$ 42. Unmittelbar nach der Wahl hat der Kicchenrath zu prüfen, ob das Wahl: 
verfahren in formell gültiger Weife ftattgefunden hat. rgiebt diefe Prüfung Anftände, 
welche die Gültigkeit des gefammten Wahlverfahrens oder einzelner Theile defjelben in 
Frage Stellen, jo hat der Kirchenrath) das zur Erledigung Erforderliche, nöthigenfalls 
eine Neuwahl anzuordnen. Iſt das Wahlverfahren in formeller Hinficht ohne Mängel 
oder find die vorgefundenen Anjtände bejeitigt, jo werden die Namen der gewählten 
Kirchenälteften und Gemeindevertreter an zwei auf einander folgenden Sonntagen der 
Gemeinde verfündigt. 

Einſprüche gegen die Wahl können bis zu der zweiten VBerfündung don jeden 
wahlberechtigten Gemeindegliede erhoben werden. Ueber diejelben entjcheidet der Kirchen- 
rath, und auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftellung der Entſcheidung an eine 
Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorſtand der Bezirks-Synode. 

$ 43. Die Gewählten fünnen das Amt eines Kirchenälteften oder eines Gemeindes 
vertreterd nur ablehnen oder niederlegen: 

1. wenn fie das fechszigfte Lebensjahr vollendet, oder 

2. dad Amt ſchon beffeidet haben, jofern jeit dem Austritt drei Jahre noch nicht 
verflofjen find, 

3. wenn andere erhebliche Entichuldigungsgründe vorliegen, 3. B. Kränklichkeit, 
häufige Abweſenheit oder Dienftverhältnifje, welche mit dem Amte unvereinbar find. 

Ueber die Erheblichfeit und thatjächliche Nichtigkeit der vorgebrachten Gründe 
- entjcheidet der Kirchenrath und auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftellung der 
Entjcheidung an eine Ausiehlußfrift von zwei Wochen läuft, dev Vorſtand der Bezirfs- 
Synode endgültig. 

er ohne jolchen Grund die Hebernahme oder Fortführung des Amtes verweigert, 
verliert das Wahlrecht und die Wählbarkeit für kirchliche Aemter auf die nächjten jechs 
Jahre. Wahlrecht und Wählbarkeit können ihm auf fein Gefuch von dem Kirchenrathe 
wieder beigelegt werden. 

Ss 44. Sit für die Kirchenrathswahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, weil 
Wahlberechtigte nicht erichienen find, oder die Erſchienenen die Vornahme der Wahl 
geweigert haben, oder weil die Wahl auf gejeßlich nicht wählbare Perſonen gefallen ift, 
jo hat in diefem Falle der Vorstand der Bezirks-Synode die Kirchenältejten zu ernennen. 

Sit aus denjelben Gründen die Wahl von Gemeindevertretern nicht zu Stande 
gefommen, jo werden die Rechte derjelben durch den Kirchenrath bis dahin ausgeübt, 
daß die Gemeinde eine Vertretung wählt. 

8 45. Das Amt der Kirchenältejten und Gemeindevertreter dauert jechs Jahre. 
Bon drei zu drei Jahren jcheidet die Hälfte aus. Die Ausjcheidenden find wieder 
wählbar und bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

In Gemeinden, wo eine längere Amtsdauer der Kicchenältejten herfömmlich ift, 
kann die Amtsdauer derjelben durch Beſchluß der Gemeindevertretung auf zwölf Jahre feit- 
gejeßt werden, und jcheidet alsdann die Hälfte der Kirchenälteften von ſechs zu ſechs Jahren aus. 

S 46. Sit das Amt eines Kirchenälteften oder eines Gemeindevertreters außer der Zeit 
erledigt, jo wählt die Gemeindevertretung für die Neftzeit der Amtsdauer des Aus— 
gejchiedenen einen Erſatzmann. 

Die Entlafjung eines Kirchenälteften oder eines Gemeindevertreterd erfolgt: 

1. wegen Berluftes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenjchaft, 
2, wegen grober Pflichtwidrigkeit. 
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Die Entlafjung erfolgt nach Anhörung des Angejhuldigten und des Kirchenraths 
durch den Vorſtand der Bezirks-Synode. 

Gegen die Entjcheidung steht binnen einer Ausjchlußfrift von zwei Wochen nad) 
erfolgter Zujtellung der Entjcheidung die Berufung an die Kirchenbehörde und den 
Ausſchuß der Geſammt-Synode zu. 

Durch Einlegung der Berufung wird die Bollftrefung der angefochtenen Ent- 
ſcheidung aufgehalten. Die Kirchenbehörde ijt jedoch befugt, vorläufig die Suspenfion 
des Kirchenälteften oder Gemeindevertreters auszufprechen. 

8 47. Eine Gemeindevertretung,, welche beharrlich ihre Pflichten vernachläſſigt 
oder verweigert, fan auf Antrag des Borjtandes der Bezirts-Synode von der Kirchen- 
behörde aufgelöft werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindevertretung, welche innerhafb 
zweier Monate vom Kirchenrathe auszujchreiben iſt, gehen die Rechte der Gemeindever- 
tretung auf den Kicchenrath über. 


V. Statutarifche Beftimmungen, 


$ 48. Bejtehen in einer Gemeinde herkömmlich bejondere, die Kirchengemeindes 
ordnung ergänzende, näher beſtimmende oder modifizirende Einrichtungen, deven Aner— 
fennung fie wünjcht, oder ergiebt ji) das Bedürfnig, neue derartige Einrichtungen zu 
treffen, jo fünnen jolche zu einer ftatutarischen Beitimmung, geeignetenfall® zu einem 
förmlichen Gemeindeftatut zufammengefaßt werden. Zur Fejtjegung jolcher tatutarijchen 
Ordnungen bedarf es außer der Zuftimmung der Gemeindevertretung und der Begut- 
achtung durch die Bezirf3-Synode einer Anerkennung der Gefammt-Synode dahin, daß 
die jtatutarifche Beſtimmung mwejentlichen Vorſchriften der Kirchengemeindeordnung nicht 
zumider jet, ſowie der jchließlichen Beltätigung der Kirchenbehörde. 

8 49. Das in den beitehenden Gejegen begründete Recht jowohl der Staat3- 
behörden, als der vorgejeßten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe zu einer 
pflihtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weifungen zu ertheilen 
und erjorderlichenfalls die gejeglich jtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, erfährt durch 
dieſe Ordnung feine Veränderung. 


VI. Beſehung der Pfarrämter. 


8 50. Die Beſetzung derjenigen fundirten Pfarrſtellen, welche bisher der freien 
firchenregimentlichen Verleihung unterlegen haben, hat fortan in einem Falle durch 
Wahl der Kirchengemeinde unter Bejtätigung der Kicchenbehörde, im anderen Falle durch 
Berufung der Kirchenbehörde zu geichehen. 

Die Wahl erfolgt durch die vereinigten Gemeindeorgane ($ 32). Auf Pfarrſtellen, 
mit deren Verleihung die gleichzeitige Uebertragung eines Firchenregimentlichen Amtes 
verbunden werden joll, findet diefe VBorjchrift feine Anwendung. 

8 51. Die Pfarrwahlen finden unter Zeitung des Superintendenten oder eines 
von der Kirchendehörde bejonders ernannten Kommifjarius ftatt. Die Einladung der 
Mitglieder des Kirchenraths und der Gemeindevertretung muß mindeftens zwei Wochen 
vor dem Wahlakte ſchriftlich geichehen. 

Die Wahl erfolgt mittels jchriftlicher Stimmzettel durch abjolute Stimmenmehr- 
heit. Wird bei der erjten Wahl abjolute Mehrheit nicht erreicht, jo ift das Verfahren 
durch engere Wahl fortzujegen. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. Kommt 
feine Wahl zu Stande, jo beſetzt die Kirchenbehörde die Pfarre auf ein Jahr mit 
einem Vikarius. Tritt derjelbe Fall nach Ablauf diefes Jahres wieder ein, jo wird 
die Stelle von der Kirchenbehörde definitiv beſetzt. 
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s 52. MWählbar find alle für die Verwaltung des geiftlichen Amtes in der 
evangelifchreformirten Kirche befähigte Perſonen, jedoch mit der Beichränfung, daß in 
Pfarritellen, deren Jahreseinkommen außer der Nußung der Dienftwohnung 3600 Mark 
überjteigt, nur Geistliche von mindeitens zehn Dienſtjahren gewählt werden dürfen. 

Das Dienftalter ift vom Zeitpunfte der Ordination ab zu berechnen; jedoch iſt 
diejenige Zeit, während welcher ein Geistlicher im öffentlichen Schulamt oder im Dienjte 
der inneren Miſſion feſt angejtellt gewejen iſt, auf das firchliche Dienftalter mit in 
Anrehnung zu bringen. 

5 53. Das Ergebniß der Wahl ift der Gemeinde in den beiden nächitfolgenden 
ſonntäglichen Hauptgottesdienften befannt zu machen. 

Innerhalb zweier Wochen nach der erjten Bekanntmachung fann jedes fonfirmirte 
Gemeindeglied gegen Lehre, Gaben und Wandel des Gewählten und gegen die Gejeßlich- 
feit der Wahl bei dem Vorſtande der Bezirks-Synode Einjpruch erheben. 

8 54. Nah Ablauf der Einſpruchsfriſt find die gefammten Wahlverhandlungen 
mit dem Gutachten des Bezirks-Synodalvorfitandes über etwa erfolgte Einfprüche der 
Kirchenbehörde zur Beftätigung dev Wahl einzufenden. 

Die Beftätigung der Wahl darf nur verjfagt werden: 

1. wegen Gejeßwidrigfeit des Wahlverfahrenz, 

2. wegen Mangels der gejeglichen Wählbarfeit des Gemwählten, 

3. wegen geiftiger oder förperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt zu ver- 
walten. 

$ 55. Die Koften des Wahlverfahrens und des Umzuges der Geistlichen fallen 
der Gemeinde zur Laſt. Es iſt jtatthaft, diefe Koſten aus der Kirchenkaſſe zu bejtreiten. 

$ 56. Sn Betreff der Bejegung derjenigen Pfarrftellen, welche nicht der freien 
firchenregimentlichen Verleihung unterlegen haben, bleiben die bejtehenden Vorſchriften 
in Geltung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bezirfs-Synoden. 


$ 57. Bis zu endgültiger Bildung der Syuodalbezirke, welche nach) Anhörung 
der Geſammt-Synode durch den Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten erfolgt, jollen 
die in der Anlage aufgeführten neun Synodalbezirfe bejtehen. Für jeden Synodalbezirt 
wird eine Bezirks-Synode gebildet. 

Eine Abänderung der hiernach gebildeten Synodalbezirfe kann nur mit Eins 
willigung der betheiligten Bezirfs-Synoden von dem Minifter der geiftlichen Angelegen= 
heiten verfügt werden. 

8 58. Die Bezirks-Synode beiteht: 

1. aus den Superintendenten und jämmtlichen, ein Pfarramt innerhalb des Synodal- 
bezirks definitiv oder vifarifch verwaltenden Geiftlichen, 

2. aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder reformirter Konfeffion oder 
jolcher Evangelifchen, welche, ohne der Kirchengemeinde eines anderen Bekennt— 
nifjes anzugehören, ſich thatjächlich zu der reformirten Kirche halten. 

Bon den unter 2 genannten wird die eine Hälfte aus den derzeitigen und früheren 
Kirchenvorftehern und Gemeindevertretern dergeftalt gewählt, daß jede Gemeinde jo viel 
Mitglieder entjendet, al3 fie ftimmberechtigte Geiftliche in der Synode hat. Die andere 
Hälfte wird von den an Seelenzahl jtärferen Gemeinden aus den angeſehenen, kirchlich 
erfahrenen und verdienten Männern des Bezirfs-Synodalverbandes gewählt, jedoch jo, daß 

eine einzelne Gemeinde nicht mehr als die Hälfte jämmtlicher Mitglieder in die Bezirks— 
Ä Friedberg, Verfafjungsgefege. Preußen. 12 
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Synode jendet. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach noch ein oder mehrere Mitglieder 
zu wählen haben, jowie die Zahl diefev Mitglieder werden unter Berücfichtigung der 
Seelenzahl, ſowie der jonjtigen örtlichen VBerhältnifje der Gemeinden und des Bezirks 
durch Beichluß der Bezirks-Synode, welche der Genehmigung der Kirchenbehörde bedarf, 
bejtimmt. Für jedes gewählte Mitglied ift ein Erſatzmann zu wählen, welcher bei dejjen 
Behinderung in die Synode eintritt. Die Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre und werden 
von den vereinigten Gemeindeorganen jeder Gemeinde, bei verbundenen Gemeinden der 
Geſammtparochie, vollzogen. 

Der reformirte Generalfuperintendent, jowie ein von der Kirchenbehörde etwa 
abgeordnetes Mitglied derjelben, desgleichen die Mitglieder des Vorſtandes der Gejammt- 
Synode haben das Recht, jederzeit den Verhandlungen der Bezirks-Synode beizumohnen, 
dabei das Wort zu ergreifen und Anträge zu jtellen. 

8 59. Den Borfiß in der Bezirks-Synode führt der Superintendent. Sind 
mehrere Superintendenten Mitglieder der Synode, jo jteht es der Synode frei, aus den 
anmwejenden Superintendenten den Borfikenden zu wählen und findet die Wahl durch 
Stimmzettel jtatt. 

In dem jechsten Synodalbezirke wird der Borfißende aus der Zahl der zur 
Synode gehörigen Geiftlichen von der Kirchenbehörde beitellt. 

8 60. Die Berufung der Bezirks-Synode erfolgt durch den Borfigenden unter 
Angabe der Tagesordnung. Der Borfigende eröffnet und jchließt die Berfammlungen 
und jorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Gr leitet die Verhandlungen, bejtimmt die 
Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenjtände und ijt für Aufrechthaltung der Ordnung 
verantwortlich. 

$ 61. Die Bezirk3-Synode verfammelt fich in der Regel jährlich einmal an dem 
von ihr beſtimmten Orte. Außerordentliche Verſammlungen werden von der Kirchen- 
behörde im Falle des Bedürfniffes angeordnet. Die Dauer der VBerfammlung ift der 
Regel nad auf einen Tag beſchränkt. Die Verhandlungen find öffentlich, jofern nicht 
Ausschluß der Oeffentlichfeit von der Bezirks-Synode bejchlojfen wird. Jede Sitzung wird 
mit Gebet eröffnet und gejchlofjen. 

Mit Zuftimmung des Miniſters der geistlichen Angelegenheiten können zur Beſchluß— 
nahme über etwaige gemeinjame Angelegenheiten mehrere Bezirks-Synoden zu vereinigter 
Verſammlung berufen werden. 

8 62. Zur Beihlußfähigfeit der Synode ijt die Anmwejenheit von zwei Drit- 
theilen ihrer Mitglieder erforderlich. Die Bejchlüffe werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Wahlhandlungen find, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich herausftellt, durch 
engere Wahlen bis zur Grreihung abjoluter Mehrheit fortzujegen. Ergiebt fich bei 
Wahlen Stimmengleichheit, jo enjcheidet das Loos. 

5 63. Der Wirkungskreis der Bezirks-Synode umfaßt nachitehende Befugnifje und 
Obliegenheiten: 

1. die Entgegennahme eines Berichts über die Firchlichen und fittlichen Zuftände der 
Gemeinden, welchen der Vorfitende oder ein von ihm ernannter Berichterftatter 
vorzutragen bat; 

2. die Erledigung der an die Bezirks-Synode gelangenden Vorlagen der Kirchen— 
behörde oder Geſammt-Synode; 

3. die Berathung von Anträgen an die Kirchenbehörde und die Geſammt-Synode, 
welche von Mitgliedern der Synoden, den Kirchenräthen oder auch einzelnen Mit- 
gliedern des Synodalbezirks über kirchliche Gegenjtände an die Bezirks-Synode gelangen; 
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4, in zweiter Inſtanz die Handhabung der kirchlichen Ordnung in den Gemeinden 
innerhalb der gejeglichen Gränzen (8 15); 

5. die Mitaufficht über die in den Kirchengemeinden bejtehenden Einrichtungen für 
chriſtliche Liebesthätigfeit, jowie die Verwaltung und Leitung der den Kirchen- 
gemeinden des Synodalbezirks gemeinjamen derartigen Inſtitute, jedoch unbe 
fchadet abweichender jtatutarijcher Ordnung ; 

6. die Mitauffiht über die Verwaltung des Pfarr und Kirchenvermögens der 
Gemeinde nach näherer Bejtimmung der zu erlafjfenden Verwaltungsordnung ; 

7. die Beitimmung der Zahl der Kicchenältejten und deren etwaige VBertheilung auf 
die einzelnen Theile der Gemeinde ; 

8. die Verwaltung der Bezirks- Shpnobalfaffe, die Beitellung eines Synodalrechnungs— 
führers, die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe, vorbehaltlich der Genehmigung der 
Kirchenbehörde, ſowie die Vertheilung der zur Bezirks-Synodalkaſſe erforderlichen 
Beiträge der Kirchenkaſſen und Gemeinden; 

9. die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Gemeinden, ſowie die Errichtung ſolcher 
Ordnungen in dem den Bezirks-Synoden angewieſenen Geſchäftsgebiete unter Vor— 
behalt der Prüfung der Geſammt-Synode und der ſchließlichen Beſtätigung der 
Kirchenbehörde; 

10. die Mitwirkung bei Abänderung des Synodalbezirks; 

11. die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder; 

12. die Wahl der Beiſitzer des Bezirks-Synodalvorſtandes und der Abgeordneten zur 
Geſammt-Swmode. 

S 64. Jeder Bezirks-Synode iſt ein Bezirks-Synodalvorſtand vorgeſetzt. Derſelbe 
beſteht aus dem Vorſitzenden der Bezirks-Synode, welcher auch im Vorſtande den Vorſitz 
führt, und aus vier von der Bezirks-Synode aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre gewählten 
Beiſitzern, von denen mindeſtens Einer ein Sn und mindejtens zwei Weltliche 
fein müfjen. 

Der Synodalvoritand des jechdten Eynodalbezirke führt den Namen „Oberkirchen— 
rath der Bezirks-Synode Bentheim.“ 

8 65. Der Synodalvorſtand hat: 

1. den Vorfigenden in feiner Gejchäftsführung zu unterftüßen ; 

2. für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls unter Zuziehung 
anderer Synodalmitglieder zu ſorgen; 

3. die Synodalbeſchlüſſe an die Geſammt-Synode oder die Kirchenbehörde zu befördern 
und die bejtätigten Bejchlüffe, joweit ihm die Ausführung übertragen wird, un 
Bollzug zu jeßen; 

4. zur Berfammlung der Bezirks-Synode die erforderlichen Einleitungen zu treffen, 
insbejondere die Vorlagen für diejelben vorzubereiten ; 

5. der Kicchenbehörde auf Erfordern Gutachten abzujftatten ; 

6. die etwaige DVertheilung der Gemeindevertreter auf die einzelnen Abtheilungen 
der Gemeinde zu SUSE ($ 41); 

7. in einigen Fällen dev na 8 63 N, 5 und 6 der Synode übertragenen Mit— 
aufficht vorläufige Entſcheidung zu treffen ; 

8. Streitigfeiten zwifchen der Gemeinde und ihren Geistlichen und Kirchendienern 
zu vermitteln; 

9. auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenälteſten- und Gemeinde— 
vertreterwahlen, ſowie über Einſprüche gegen die verjagte Aufnahme in die 
Wählerlifte, gegen die Wahl von Kirchenälteften und Gemeindevertretern und 
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auch über die Zuläffigkeit einer Amtsablehnung oder Niederlegung von Kirchen- 
älteften und Gemeindevertretern ($ 43) zu entjcheiden ; 

10. bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl die Mitglieder des Kirchenraths für 
die anjtehende Wahlperiode zu ernennen; 

11. darüber zu befinden, ob ein im Amte beſindlicher Kirchenältejter oder Gemeinde- 
vertreter die gejeßlichen Eigenschaften zur Amtsführung verloren hat, ſowie 

12. die Mitaufficht über die Geiftlichen, Kandidaten und alle in kirchlichen Berufs— 
ämtern jtehenden Perjonen mit dem Rechte, zu ermahnen und zu warnen, wenn 
dieſes aber Fruchtlos bleibt, die Sache der zuftändigen Disciplinarbehörde vorzulegen ; 

13, die Disciplinargewalt über die Kirchenvorfteher und die Gemeindevertreter auszu= 
üben mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober Pflichtwidrigfeit 
Entlafjung aus dem Amte zu verfügen. 

In den Fällen Nr. 11 und 13 erfolgt die Entjheidung nach Unterfuchung der 
Sache und nach Bernehmung des Betheiligten. Derſelbe iſt zu den Verhandlungen zu 
laden und mit feiner Vertheidigung, jei es in Perjon oder durch einen Bertheidiger, 
zuzulafjen. Die Entſcheidung iſt jchriftlich abzufaffen und mit Gründen zu verjehen. 
Dem Betheiligten jteht Berufung an die Kirchenbehörde binnen einer Ausſchlußfriſt von 
vier Wochen zu. Lautet die angefochtene Entſcheidung auf Verlujt des Wahlrechts oder 
Entlajjung aus dem Amte, jo kann die Kirchenbehörde nur unter Zuziehung des Aus— 
jchuffes der Gefammt-Synode entjcheiden. 

Der Synodalvorjtand des jechsten Synodalbezirks hat außer den vorjtehend zu 1 
bis 13 gedachten Funktionen die für die Grafjchaft Bentheim beftehenden geijtlichen 
Stiftungen, injonderheit die geiftliche Güterfaffe und die Emeritenfaffe der Grafihaft 
Bentheim zu verwalten und übt diejenigen Befugniffe und Obliegenheiten bei den Pfarr- 
wahlen, welche nach der Bentheimer Kirchenordnung dem Oberficchenrath zuftehen. 


Dritter Abſchnitt. 
Gefammt-Synode, 


5 66. Die Gefammt-Synode befteht: 

1. aus dem reformirten Generaljuperintendenten ; 

2. aus den don den Bezirf3-Synoden zu wählenden geijtlichen und weltlichen 
Abgeordneten ; 

3. aus fünf von dem Landesheren zu berufenden Mitgliedern. 

Sämmtliche Mitglieder, mit Ausnahme des Generaljuperintendenten, find nur 
für die jedesmalige Synodalperiode beftellt, doch ift ihre Wiederwahl oder Wieder- 
berufung jtatthaft. 

Die Synodalperiode dauert ſechs Jahre. 

$ 67. Die Mitglieder de3 von der vorangegangenen ordentlichen Gejammt- 
Synode gewählten Synodalausſchuſſes und der Kirchenbehörde find berechtigt, mit 
berathender Stimme an den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. Außerdem 
wohnt ein Königlicher Kommiffarius den Verhandlungen bei, welcher jederzeit das Wort 
ergreifen und Anträge jtellen kann. 

$ 68. Die Wahl der Abgeordneten zur Gejammt= Synode erfolgt durch die 
Bezirks-Synoden dergeftalt, daß für Bezirks-Synodalbezirfe mit weniger als mit 5000 
Reformirten zwei Abgeordnete, für Bezirkfs-Synodalbezirfe mit 5000 bis 10 000 Refor— 
mirten drei Abgeordnete, für Bezirks-Synodalbezirke mit 10 000 Reformirten und 
darüber vier Abgeordnete gewählt werden. Im jechsten Synodalbezirt werden die in 
der Anlage zu 6a und b bezeichneten beiden Wahlbezirke für die Wahlen zur Gefammt- 
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Synode gebildet. Unter den von jedem Wahlförper zu wählenden Abgeordneten muß 
jtet3 ein Geiftlicher und ein Weltlicher fich befinden. In Betreff der übrigen Abgeord- 
neten jteht den Wählern die freie Wahl zwijchen Geiftlichen und Weltlichen zu. Bei 
Berufung der Berfammlung, in welcher die Wahl jtattfindet, muß den Synodalmit- 
gliedern hiervon ausdrücklich Kenntnig gegeben werden. Die Wahl erfolgt durch Stimme 
zettel. Tür jeden Abgeordneten iſt ein Erſatzmann zu wählen. 

$ 69. Wählbar ift als geiftliches Mitglied der Synode jeder in einer zur 
Gefammt-Synode gehörigen reformirten Gemeinde ein Pfarramt befleidende Geiftliche, 
der mindeitens dreißig Jahr alt it, als meltliches Mitglied jedes zum Kirchenälteſten 
wählbare Gemeindeglied reformirter Konfeſſion, welches einer der zur Gefammt-Synode 
gehörigen Gemeinde angehört. 

$ 70. Die Gejammt-Synode verfammelt fich alle ſechs Jahre auf Berufung der 
Kirchenbehörde. Außerordentliche Berjammlungen werden mit Zuftimmung des Synodal- 
vorjtandes von der Kirchenbehörde unter Genehmigung des Minifters der geiltlichen 
Angelegenheiten berufen. 

$ 71. Nach Eröffnung der Synode werden die Mitglieder dev Synode von dem 
Borfigenden mittel3 des feierlichen Gelübdes : 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Synode gehorfam dem 
göttlichen Worte, in Treue gegen den Glauben und die Ordnungen der 
evangelifch-reformirten Kirche die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unver- 
rückt im Auge behalten und trachten will, daß die Kirche in Einigfeit des 
Glaubens und in Gemeinjchaft der Liebe wachje zu ihrer jelbft Beſſerung an 
dem, der das Haupt iſt, Chriſtus.“ 

auf getreue Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. 

Hierauf folgt die Berichterjtattung des Synodalausschuffes über die inneren und 
äußeren Zuitände der veformirten Kirche des Bezirks und ſodann die Neuwahl des 
Vorſtandes. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet geſchloſſen. 
Die Verhandlungen ſind öffentlich; es kann die Oeffentlichkeit jedoch durch Mehrheits- 
beichluß der Synode für einzelne Verhandlungen ausgejchloffen werden. 

8 72. Ueber Beichlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Beitimmungen des 
8 62. Für die Wahl zu Kommijfionen genügt relative Mehrheit. 

8 73. Der Wirkungsfreis der Gejammt-Synode umfaßt nachfolgende Befugnifje 
und N 

1. die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus und Bere 

fafjung, für Förderung der chriitlichen Liebesthätigfeit und für Abſtellung wahr: 
genommener Mißſtände durch Anträge und Bejchwerden ; 

2. die Mitwirkung bei der Bildung der Kommifftion zur Prüfung der Geiftlichen 
durch Wahl von drei Abgeordneten aus den geistlichen Mitgliedern des Geſammt— 
Synodalbezirks, ‚welche neben drei von der Kicchenregierung zu ernennenden 
reformirten Mitgliedern in die Prüfungsfommiffion mit vollem Stimmrecht 
eintreten ; 

. die Berathung der gejtellten Anträge und eingegangenen Petitionen ; 

. die Erledigung der Vorlagen der Kirchenbehörde; 

. die Mitaufficht über die Verwaltung der Bezirk3-Synodalkaffen ; 

. die Feftjegung der Voranjchläge und Rechnungen der Gefammt-Synodalfafle ; 

‚ die Mitwirkung bei Feſtſtellung befonderer ftatutarifcher Ordnungen für einzelne 
Kirchengemeinden und Synodalbezirke; 
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8. die Prüfung der Legitimationen der Mitglieder ; 

9, die Mitwirkung bei Feititellung oder Abänderung don Synodalbezirken in 
Gemäßheit des 8 57; 

10. die Zuftimmung zur Einführung neuer regelmäßig wiederfehrender Kolleften ; 

11. die Bewilligung von Beiträgen, welche durch Leiſtung der Kirchenfafjen oder 
Kirchengemeinden gededt werden follen, für allgemeine Tirchliche Bedürfnifje des 
Bezirks, vorbehaltlich der Zuftimmung der Kirchenbehörde ; 

12, die Wahl des Synodalvoritandes und eines Synodalausſchuſſes; 

13, die Mitwirkung bei der kirchlichen Gejeßgebung dergeftalt, daß firchliche Geſetze 
für den Bezirk ohne Zuftimmung der Gejfammt-Synode nicht erlaſſen, aufgehoben, 
abgeändert oder authentiſch interpretirt, neue Religionslehrbücher, Gejangbücher 
oder Agenden ohne diefe Zuftimmung nicht eingeführt werden können. 

Gegen die obligatorische Einführung der oben genannten Firchlichen Bücher, ſowie 
gegen Abänderung Iofaler liturgiſcher Einrichtungen fteht jeder Gemeinde ein Wider: 
ſpruchsrecht zu. 

$ 74, Die Synode wählt einen VBorjtand, welcher aus einem Borfitenden, einem 
geiltlichen und einem weltlichen Beifiter beiteht. Für die beiden letzteren werden Stell— 
vertreter gewählt. Die Thätigfeit des jeweiligen Vorjtandes endigt mit der exledigten 
Borjtandswahl der nächſten ordentlichen Synode. 

Die Wahl des Vorfigenden unterliegt der Bejtätigung des Minijters der geiftlichen 
Angelegenheiten. 

Der Borfigende eröffnet die Synode, leitet die Verhandlungen, handhabt die äußere 
Ordnung und entjeheidet bei Stimmengleichheit. Bei porübergehender Behinderung kann 
er ſich durch einen Beifiger vertreten lafjen. 

Er iſt zugleich DVorfigender des Synodalausſchuſſes. Die Beifiter haben den 
Borfigenden in feinen Geſchäften zu unterjtügen. 

8 75. Dem Borjtande liegt ob: 

1. die Abfaffung und Beglaubigung der Synodalprotofolle, jowie deren Einreichung 
an die Kirchenbehörde; 

2. die Ausführung der Synodalbeſchlüſſe; 

3. die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächte Synodalverfammlung, insbejondere 
die Borprüfung der Legitimationen. 

Ss 76. Der Synodalvoritand bildet in Gemeinfchaft mit zwei von der Synode am 
Schluß ihrer Verhandlungen zu wählenden Synodalmitgliedern den Synodalausſchuß. Auch 
für jedes diejer beiden Ausſchußmitglieder ift ein Stellvertreter zu wählen. Wird die Ver- 
Jammlung gejchlojjen, bevor dieſe Wahl jtattgefunden, jo treten die für die frühere 
Synodalperiode Gewählten wieder in Funktion. 

Dem Synodalausſchuß liegt ob: 

1. die vorläufige Entſcheidung in jolchen zu dem Gejchäftsfreife der Synode gehö= 
rigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, daß die Synode nicht verfammelt 
ift, der fofortigen Entjeheidung bedürfen. Solche vorläufige Entjcheidungen find 
der nächſten Gefammt-Synode zur definitiven Beſchlußfaſſung vorzulegen; 

2. die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen der Kicchenbehörde; 

3. die Berichterjtattung an die Synode über die inneren und äußeren Tirchlichen 
Zuftände ; 

4, die Mitwirkung bei wichtigen Gejchäften und Entjcheidungen der Kirchenbehörde 
dergeftalt, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes an den betreffenden Berathungen 
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und Beichlüffen als außerordentliche Mitglieder der Kirchen-Behörde mit vollem 
Stimmrecht Theil nehmen. 
Zu diefer Mitwirkung muß der Ausſchuß geladen werden, wenn es jich handelt: 
a. um Ernennung der Superintendenten ſowie der Borfikenden der Bezirks— 
Synode in der Grafihaft Bentheim; 
b. um Bejeßung von Pfarreien, deren Einfommen 2400 Mark überjteigt, oder 
um Verſagung der Betätigung eines gewählten Geiftlichen (8$ 53 und 54); 
ec. um Grtheilung von Zulagen an Geiftliche oder Kirchenbeamte aus Fonds, 
über welche der Synode die Verfügung zufteht, jowie um Erhöhung der Dota= 
tion der Pfarrer aus Mitteln der Lofalgemeinde gegen deren Willen ; 
d. um Disciplinarentfeheidungen gegen Geiftliche und andere Kirchenbeamte oder 
um Streihung aus der Lilte der Kandidaten; 
e. um Entjeheidungen, duch welche über den Verluft des Wahlrecht, Entlaſ— 
fung vom Amte eines Kirchenältejten oder Gemeindevertreters zu befinden ift. 
Auch in anderen wichtigen Fällen kann die Kirchenbehörde den Synodalausihuß 
zuziehen. 
Sn den Fällen d und e iſt der Betheiligte zu vernehmen und zu den Verbands 
lungen mit feiner Vertheidigung in Perjon oder durch einen Bertheidiger zuzulafjen. 


Vierter Abſchnitt. 
Koiten. 


$ 77. Die Kojten der Synoden werden aus den Geſammt- und Bezirks-Synodal— 
fafjen bejtritten. Dieje erhalten ihren Bedarf, joweit nicht andere Mittel für jenen 
Zweck verfügbar find, theils durch die Einkünfte ihres eigenen Vermögens, theils durch 
die Beiträge der Synodalbezirfe und Gemeinden. 

$ 78. Die Beiträge der Bezirks-Synodalfajjen zur Gejammt-Synodalfafje werden 
nach Maßgabe einer Matrifel aufgebracht, welche vorläufig von der Kicchenbehörde, 
definitiv von der Gejammt-Synode unter Zujtimmung der Kicchenbehörde aufzustellen ift. 
Die Geſammt-Synodalkaſſe wird unter Aufficht der Synode duch einen von ihr zu 
beitellenden Synodalrechnungsführer verwaltet. 

Die Koften der Bezirks-Synoden werden von den Bezirts-Synoden auf die Kirchen- 
gemeinden des Synodalbezirt3 nach dem Betrage der in den einzelnen Kirchengemeinden 
auffommenden direkten Staatsſteuern vertheilt. 

$ 79. In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalfojtenbeiträge als auch die 
aus der Bildung und Wirkjamkfeit der Kirchenräthe und Gemeindevertretungen entjtehenden 
Koſten aus den Kirchenfafjen, joweit diefe dazu bei Berücfichtigung ihrer übrigen Ver— 
pflihtungen im Stande find, ſonſt durch Gemeindeumlagen beitritten. Beide Arten von 
Koiten haben die Natur von nothwendigen firchlichen Aufwendungen. 

$ 80. Die Mitglieder 

a. der Bezirks-Synoden erhalten feine Diäten, 

b. des Bezirf3-Synodalvoritandes, wenn fie als jolche fich verfammeln, Diäten im 
Betrage von 5 Mark täglich. 

c. de3 Gefammt-Synodalvoritandes, der Gejammt-Synode und des Synodalausschuifes 
Diäten im Betrage von 10 Mark täglich. 

Un Reiſekoſten erhalten die Synodalen 10 Pfennig für jedes Kilometer Eijenbahn, 
Dampfichiff oder Poſt, 30 Pfennig für jedes Kilometer, welches nicht auf diefe Weiſe 
zurückzulegen it. 

Die zur Theilnahme an den Amtsprüfungen der Geiftlichen abzujendenden drei 
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Mitglieder der Synode erhalten Diäten und Reijefoften in dem für die Mitglieder der 
Geſammt-Synode feitgejeßten Betrage. 


Fünfter Abſchnitt. 
Uebergangsbejtimmungen. 


Ss 81. Sn allen Gemeinden iſt mit Bildung der Kirchenräthe und Gemeindever- 
tretungen in Gemäßheit diefer Ordnung ungefäumt zu verfahren. 

“Die beftehenden Presbyterien und, wo jolche nicht bejtehen, die nach dem Geſetze 
vom 14. Oftober 1848 gebildeten Kirchenvorjtände üben dabei die Befugniffe, welche 
den Kirchenräthen dev neuen Ordnung für die Bildung der Gemeindevertretung, ſowie 
für die Vorbereitung und Leitung der Wahl des Kirchenrathes übertragen find. 

Die Befugniffe, welche dabei der Bezirks-Synode überwiejen find, werden don der 
Kirchenbehörde geübt. 

8 82. Nachden die Kirchenräthe eines Synodalbezirks gebildet find, ijt zur Bil— 
dung der Bezirk3-Synode zu jchreiten. Dabei üben die Superintendenten (in der 
Grafjchaft Bentheim der zum Vorſitzenden der Bezirks-Synode bejtimmte Geiftliche) in 
Gemeinſchaft mit einem von der Kirchenbehörde ernannten weltlichen Beamten die 
Befugniffe, welche die neue Ordnung dem Bezirks-Synodalvoritande beilegt. 

$ 83. Sind jämmtliche Bezirks-Synoden eingerichtet, jo erfolgen auf ihrer erſt— 
maligen Berfammlung die Wahlen zur Gefammt-Synode. 

Bis zum Zufammentritt der eriten Geſammt-Synode werden die auf ihre 
Vorbereitung und Eröffnung bezüglichen Befugniffe, joweit fie der Bezirks-Synode, 
ihrem Borjtande oder Borfigenden obliegen, „von der Kirchenbehörde oder deren Vor— 
figenden geübt. 

$ 84. Die erjte ordentliche Gefammt-Synode wird von dem Königlichen Kom— 
miljarius eröffnet. 

$ 85. Die zur Ausführung diefer Ordnung erforderlichen Anordnungen werden 
von der SKirchenbehörde unter Genehmigung des Minijters der geistlichen Angelegen- 
heiten erlafjen. 


Verzeichniß der für die enangeliich:reformirte Kirche der Provinz Hannover bejtehenden 
Synodalbezirke. 


($S 57 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung.) 


Eriter Synodalbezirk, bejtehend aus den Gemeinden der Stadt Emden und 
der erſten Oſtfrieſiſchen reformirten Inſpektion. 

Zweiter Synodalbezirk, beſtehend aus den Gemeinden der zweiten und dritten 
veformirten Oftfriefifchen Inſpektion, jowie der Stadt Aurich. 

Dritter Synodalbezirf, beitehend aus den Gemeinden der vierten und 
fünften Oftfriefiichen reformirten Inſpektion, jowie den Herrlichfeitsgemeinden Jennolt, 
Lütetsburg-Norden. 

Bierter Synodalbezirf, bejtehend aus den Gemeinden der jechsten Oſt— 
friefiichen reformirten Inſpektion, ſowie dev Stadt Leer und den Herrlichfeitsgemeinden 
Loga und Neujtadt-Gödens, 

Fünfter Synodalbezirf, bejtehend aus den Gemeinden der fiebenten und 
achten Oftfriefiichen veformirten Inſpektion. 
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Sechster Synodalbezirk, bejtehend 
a. aus den Gemeinden Bentheim, Brandlecht, Gildehaus, Lage, Nordhorn, Ohne, 
Shüttdorf (1. Wahlbezird), ſowie 
b. aus den Bentheimifchen Gemeinden Arkel, Emblichheim, Laar, Neuenhaus, Ueljen, 
Veldhauſen, Wilfum, Georgsdorf (2. Wahlbezirk). 
Siebenter Synodalbezirf, beitehend aus den veformirten Gemeinden in 
der vormaligen Niedergraffchaft Lingen und in der Stadt Papenburg. 
Achter Synodalbezirk, beitehend aus den reformirten Gemeinden im vor— 
maligen Herzogthum Bremen, 
Neunter Synodalbezirk, beitehend aus den reformirten Gemeinden in der 
vormaligen Grafjchaft Plefje. 


xl. 
Gefeh, 


befreffend Die Rirchenverfaſſung der evangelifch-reformirten Kirche der Provinz 
Bannover. Vom 6. Auauf 1883, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Hannover, was folgt: 

Art. 1. Die in der anliegenden Kirchengemeinde: und Synodalordnung für die 
evangelifch-reformirte Kirche der Provinz Hannover vom 12. April 1882 (GS. © 224) 
beitimmten und nach den Vorſchriften derjelben zufammengefegten Kirchengemeinde- und 
Synodalorgane üben die nachjtehenden Rechte nach) Mafgabe diejes Gejeßes. 

Art. 2. Der Kirchenrath übt die ihm zugewiejenen Nechte in Betreff 

1. der Bertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und bei Ver— 
waltung des Kirchenvermögens mit Einſchluß der Firchlichen Lofaljtiftungen, 
jowie des Pfarrvermögens (SS 13, 25), 

2. der Verfügung über die Kirchengebäude ($S 15 Ab]. 3), 

3. der Vertretung der Gemeindeintereffen in Beziehung auf die Schule ($ 17), 

4. der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen (8 24). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beichlüffe werden nah $ 12 
Abi. 2 und 3 gefaßt und Dritten gegenüber nach $ 27 fejtgeitellt. 

Die Verwaltung der Kirchenfafje richtet fich nach den SS 28 und 29. 

Art. 3. Die Gemeindevertretung ($ 31 Abjag 1 und 2, 8 44 Abjah 2, $ 47) 
übt die ihr im $ 34 zugewiejenen Rechte. 

Die zur Ausübung derjelben erforderlichen Beichlüffe werden nach den 88 32 
und 33 gefaßt. 

Beihlüffe über Einführung eines neuen Vertheilungsmaßjtabes der Kirchenumlagen 
und Abänderungen des bejtehenden ($ 34 Ziffer 6) bedürfen der Genehmigung der 
Staatsbehörde. 

Beichlüffe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt vollſtreckt werden, 
wenn jie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erflärt worden find. 

Dieje Erklärung ift insbejondere zu verfagen, wenn Bedenken hinfichtlich der 
Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemefjenheit des Beitragsfußes oder der 
Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen bejtehen. 
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Urt. 4. Die Rechte, welche nach den Artifen 2 und 3 dem Kirchenrath und 
der Gemeindevertretung in den einzelnen Gemeinden zuftehen, werden in dem Falle des 
Ss 3 Abſatz 2 den vereinigten Kirchenräthen und Gemeindevertretungen für die gemein- 
Ihaftlichen Angelegenheiten beigelegt. 

Art. 5. Zur Feititellung von Gemeindejtatuten ($ 48) bedarf es der vorgängigen 
Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beitimmungen diefem Geſetze nicht 
zuwider ſeien. 

Art. 6. Die Rechtsverhältniffe des Patrons in Betreff der Bermögensperwaltung 
werden bis zum Erlaß des im Artikel 17 der Verfaſſungsurkunde vorgejehenen Gejeßes 
über die Aufhebung des Patronats durch die SS 7, 27, 40 und 41 bejtimmt. 

Wenn jedoch ein Patron, welcher für die Kirchenkaſſe im Fall der Unzulänglich- 
feit ganz oder theilweie einzutreten hat, zu Ausgaben aus dieſer Kaffe, für welche fie 
bisher nicht bejtimmt gewefen tft, jeine Zuſtimmung verfagt, jo darf die Einwilligung 
nicht duch die vorgeſetzte Auffichtsbehörde ergänzt werden. 

Art. 7. Die Bezirks-Synode übt die ihr zugewiejenen Nechte in Betreff 

1. der in den Kirchengemeinden beftehenden und der den Kirchengemeinden des 
Synodalbezirks gemeinfamen Einrichtungen und Inſtitute für chriftliche Liebes— 
thätigfeit ($ 63 Ziffer 5), 

2. der Mitauffiht über die Berwaltung des Pfarr- und Kicchenvermögens der 
Gemeinden ($ 63 Ziffer 6), 

3. der Bezirks-Synodalfaffe, des Synodalrechnungsführers, des Etats der Kafje und 
der Bertheilung der zu derjelben erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden ($S 63 Ziffer 8), 

4. der ftatutarifchen Ordnungen (S 63 Ziffer 9), 

5. der Abänderung des Synodalbezirts (S 63 Ziffer 10). 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beichlüffe werden nach dem 
5 62 gefaßt. 

Art. 8. Den Gemeinden jteht gegen Bejchlüffe der Bezirfs-Synode wegen Ber: 
theilung der zur Bezirks-Synodalkaſſe erforderlichen Beiträge binnen einundzwanzig 
Tagen ſeit Zuftellung des Beſchluſſes Beichwerde zu. 

Ueber die Beſchwerde entjcheidet die Staatsbehörde. 

Art. 9. Zur Beititellung jtatutariicher Ordnungen in dem der Bezixks-Spnobe 
überwiejenen Gejchäftsgebiete ($ 63 Ziffer 9) bedarf es der vorgängigen Anerkennung 
jeitens der Staatsbehörde, daß die entworfene Beſtimmung dieſem Geſetze nicht zuwider jet. 

Art. 10. Der Bezirks-Synodalvorjtand übt in Bezug auf die im 8 63 Ziff. 5 
und 6 der Synode übertragene Mitaufficht das Recht, in eiligen Fällen die vorläufige 
Entjceheidung zu treffen ($ 65 Ziff. 7). 

Der Bezirks-Synodalvorftand des jechsten Synodalbezirks übt das Necht der Ver— 
waltung und Bertretung der für die Grafjchaft Bentheim bejtehenden geijtlichen Stif— 
tungen und der Gmeritenfaffe für die Grafjchaft Bentheim ($ 65 letter Abjab). 

Art. 11. Die Gefammt-Synode übt die ihr zugewiejenen Rechte in Betreff 

1, dev Mitaufficht über die Verwaltung der Bezirks-Synodalkaſſen ($ 73 Ziff. 5), 

2. der Feſtſetzung der Voranſchläge und Rechnungen der Gefammt-Synodalfaffe 
($ 73 Ziff. 6), 

3. der von einzelnen Kirchengemeinden und Bezirks-Synoden bejchlojjenen ftatutari= 
Ihen Ordnungen ($ 73 Ziff. 7), 

4. der Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben für allgemeine kirchliche Bedürfnifje 
des Bezirks (S 73 Ziff. 11). 
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Die zur Ausübung diefer Nechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach) S 72 gefaßt. 

Art. 12. Kicchliche Gefeße und Verordnungen find nur inſoweit rechtsgültig, 
als jie mit einem Staatögejeß nicht in Widerjpruch ftehen. Bevor ein von der Geſammt— 
Synode beichlofjenes Gejeg dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, iſt durch eine 
Erklärung des Staatsminifteriums fejtzuftellen, daß gegen das Geſetz von Staatswegen 
nicht3 zu erinnern tt. 

In der Berfündungsformel iſt dieſe Feltitelung zu erwähnen. 

Ein Kirchengejeß erhält feine verbindliche Kraft dur die Verkündung in einem 
unter Berantwortlichfeit der Kicchenbehörde (S 1) erjcheinenden kirchlichen Gejeß- und 
Verordnungsblatt. Sie beginnt, jofern in dem Geſetze fein anderer Anfangstermin 
bejtimmt ijt, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an welchem da3 betref- 
fende Stüd des genannten Blattes am Orte jeines Erſcheinens ausgegeben worden it. 

Urt. 13. Kicchengejege, durch welche neue Ausgaben zu Firchlichen Ziweden des 
Kirchenbezirks bewilligt werden, bedürfen, bevor jie dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
werden, der Zuftimmung des Staatsmintjteriums. Die Zuftimmung ift in der Ver— 
fündungsformel zu erwähnen. 

Urt. 14. Umlagen zur Bejtreitung neuer Ausgaben für Tirchliche Zwecke des 
Synodalverbandes, welche den Betrag von zwei Prozent der Geſammtſumme der Klafjen- 
und Einfommenfteuer der den Kirchengemeinden des Verbandes angehörigen Bevölkerung 
nicht überjteigen, können auch ohne die Form eines Kirchengejeges duch Beſchluß der 
Gefammt-Synode (Art. 11) bewilligt werden. Die Beichlüffe bedürfen der Beftätigung durch 
die Staat3behörde. Die Beitätigung ift insbeſondere zu verfagen, wenn Bedenken Hinfichtlich 
der Ordnungsmäßigfeit des Bejchluffes oder der Leiftungsfähigfeit des Bezirks beftehen. 

Art. 15. Die Gefammtjumme der auf Grund der Artikel 13 und 14 für kirch— 
liche Zwede des Synodalverbandes zu beichließenden Umlagen darf — abgejehen von 
den Synodalfoften — vier Prozent der Geſammtſumme der Klaſſen- und Einkommen— 
fteuer der den Kirchengemeinden des Verbandes angehörigen Bevölkerung nicht überfteigen. 

Kirchengefege, welche diejen Prozentſatz überjchreiten, bedürfen der Betätigung 
durch ein Staatsgeſetz. Daſſelbe gilt, wenn Kirchengeſetze eine Belaftung der Gemeinden 
zu Gemeindezwecken anordnen oder zur Folge haben. 

Art. 16. Für die Bertheilung der von der Gefammt-Synode bejchloffenen neuen 
firchlichen Ausgaben fommen die SS 78 und 79 zur Anwendung. 

Die Matrifel bedarf der Beitätigung durch die Staatsbehörde. Die Beitätigung 
iſt insbejondere zu verfagen, wenn Bedenken Hinfichtli der Ordnungsmäßigkeit des 
Beichluffes, der Angemefjenheit des Bertheilungsmaßitabes oder der Leiftungsfähigfeit 
des Bezirk beitehen. 

Art. 17. Für die durch Bildung und Wirkfamfeit der Kirchengemeinde: und 
Synodalorgane entjtehenden Koften fommen die SS 77 bis 80 zur Anwendung. 

Art. 18. Eine Veränderung der follegialen Berfaffung der Kirchenbehörde ($ 1) 
bedarf der Genehmigung durch ein Staatögejeb. 

An den Befugniffen des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten wird durch 
dieſes Geſetz nichts geändert. 

Art. 19. In Beziehung auf die Patronatsverhältnifie, jowie auf die firchlichen 
Angelegenheiten bei dem Militär und den öffentlichen Anftalten wird in den Zujtändige 
feiten der Behörden durch diejes Geſetz nichts geändert. 

Urt. 20. Den Staatsbehörden fteht zu: 

1. die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechthaltung der äußeren kirch— 
lichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorjchriften, 
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2. die Regelung der ftreitigen Kirchen, Pfarr- und Küjtereibaufachen, ſowie die 
Vollſtreckung der einjtweiligen Entſcheidungen in diefen Sachen, 

3. die Beitreibung Firchlicher Abgaben, 

4. die Leitung der Kirchenbuchführung, joweit die Kirchenbücher noch zur Beurkun— 
dung des Perfonenjtandes dienen, 

5. die Austellung von Attejten über das Borhandenfein derjenigen Thatjachen 
welche den Anſpruch auf Koftenfreiheit begründen, 

6. die Mitwirkung bei der Veränderung bejtehender, jowie bei der Bildung neuer 
Pfarrbezirke. 

Art. 21. Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
ee der jtaatlichen Auffichtsbehörde in folgenden Fällen: 

. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftung von Grund: 

eigenthum, 

2. bei der Veräußerung von Gegenjtänden, welche einen gejchichtlichen,, wiſſen— 
Schaftlichen oder Kunſtwerth haben, , 

3. bei Anleihen, ſoweit fie nicht bloß zu vorübergehender Aushülfe dienen und aus 
der laufenden Einnahme derjelben Beranfchlagungsperiode zurückerſtattet werden 
fönnen, 

4, bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaren, 

5. bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiftlichen vder andere 
Kirchendiener bejtimmter Gebäude, 

6. bei der Anlegung oder veränderten Benußung von Begräbnikplägen, 

7. bei der Ausjchreibung, Veranftaltung oder Abhaltung von Sammlungen außer: 
halb der Kirchengebäude, 

8. bei einer Verwendung des Tirchlichen Vermögens zu anderen, al3 den beſtim— 
mungsmäßigen Zielen. 

Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unterjtügung 
evangelifcher Bereine und Anftalten, jofern diejelben einzeln zwei Prozent und im 
Gefanmtbetrage eines Gtatsjahres fünf Prozent der Colleinnahme nicht überjteigen, 
bedürfen nicht dev Genehmigung der Staatzbehörde. 

Art. 22. In Betreff der Schenkungen und leßtwilligen Zumendungen bewendet 
es bei dem Geſetz vom 23. Februar 1870, 

Art. 23. Die Firhlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozefjen feiner 
Ermächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 

Art. 24. Die Staatsbehörde ift berechtigt, von der Firchlichen Vermögensver— 
waltung Einficht zu nehmen, zu diefem Behuf die Etat3 und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Nevifionen vorzunehmen und auf Abjtellung der etwa gefundenen 
Gejegwidrigfeiten duch Anwendung der gejeglichen Zwangsmittel zu dringen. 

Weigert ſich ein Kirchenrath oder eine Gemeindevertretung, gejegliche Leijtungen, 
welche aus dem firchlichen Vermögen zu bejtreiten find, oder den Pfarreingefeijenen 
obliegen, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, jo ijt ſowohl die 
Kirchenhehörde als auch die Staatsbehörde, jedoch nur unter gegenfeitigem Einvernehmen, 
befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirfen und die weiter erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. 

Beitreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit beanjtandeter Poſten oder die 
Verpflichtung zu den auf Anordnung der Kirchen und der Staatsbehörde in den Gtat 
eingetragenen Leijtungen, jo entjcheidet auf Klage der Gemeindeorgane im Verwaltungs— 
jtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 
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Art. 25. Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bejtimmt, 
welche die in den Artikeln 3, 5, 8, 9, 16, 20, 21 und 24 diejes Geſetzes erwähnten 
Rechte zu üben haben. 

Art. 26. Alle dieſem Gefeße ſowie der anliegenden Kirhengemeindes und Synodal- 
ordnung vom 12, April 1882 entgegenftehenden Beltimmungen, mögen diejfelben in 
allgemeinen Landesgejegen, in Provinzial- oder Lofalgefegen und Lofalordnungen ent= 
halten oder duch Obſervanz oder Gewohnheit begründet jein, treten außer Kraft. 

Urkundlich unter Unjerer Höchiteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucdtem König- 
lichen Inſiegel, 

Gegeben Bad Gajtein, den 6. Augujt 1883. 

(es) —— 
Mayhbach. Friedberg. v. Goßler. v. Scholz. 


Lucius. Gr. dv. Dapfeldt. 


2. Die ehemaligen Herzogthümer Schleswig-Holſtein-Lauenburg. 

Die firhlihe Organifation, welche zuerit in den ſchleswig-holſteiniſchen 
Gebieten Platz griff, die Ernennung von Bröpften die ſchon 1526 für Hadersleben!) 
erfolgte, 1540 für Flensburg und Tondern und in demfelben Jahre für Gottorp ?), 
it gewiljermaßen grundlegend geworden, und hat der Kirchenverfafjung der Herzogthümer 
ihr eigenthümliches Gepräge gegeben. 

Denn Propft und Umtmann zufammen haben das Kirchenvifitatorium ?) gebildet, 
die unterfte Inſtanz des landesherrlichen Kirchenregimentes, welche mit fonfiftorialen 
Funktionen, aber allerdings nicht mit denen der geiftlichen Gerichtsbarkeit ausgerüftet 
war. 

Allgemeine Anordnungen find dann i. J. 1542 durch) die von Bugenhagen 
verfaßte, niederjächlisch redigirte Kirchenordnung getroffen worden, welche vom Könige 
von Dänemarf mit den Ständen der Herzogthümer vereinbart war *). 

Kurz vorher war der katholische Bischof von Schleswig geftorben, und in einem 
Dertrage, welchen der König 1541 mit dem Domkapitel gejchloffen?) und in die 
Kirchenordnung eingefügt hatte, war in dem jetzt zu mwählenden evangelifchen Bifchof 
und dejjen reformirten Kapitel das Gentralorgan für die ſchleswigſche Kirche gefunden 
worden. 

So beſtimmte denn die Kirchenordnung, daß die kirchenregimentlichen Befugniſſe 
und namentlich die kirchliche Gerichtsbarfeit für das Herzogthum Schleswig durch 
Biihof und Kapitel wahrgenommen werden follten, mit Ausnahme derjenigen Gebiete, 
welhe im däniſchen Diözefanverbande blieben und von den evangelijchen 
dänischen Biſchöfen regiert werden jollten®). Für Holftein wurde ein Propft 


1) Dal. Senjen, 


q Schlesw.:Holft. KGeſch. 
Kiel 1878. 3, 85 f. 


5) Senjen, in Urd. f. Staats-u. KGeſch. 
d. Herzogth. Schlesw.:- Holft., Lauenb. 


2) Ebendaf. ©. 87. 

3) Vgl. Callijen, Kurzer Abriß des Wij- 
jenswürdigjten aus den den Prediger und fein 
Amt in d. Herzogth. Schlesw. u. Holft. betr. 
Verordnungen. Altona 1843. ©. 7. ff. 

4) Bei Eronhelm, Corp. statutor. provin- 
cial. Holsatiae. Altona 1750. ©. 305 ff. 


Altona 1834. 2, ©. 451 fi. 

6) Die Propjtei Törninglehn, die Propſteien 
der Norderhardeu.d. Süderharde auf Alſen 
blieben Bejtandtheile der Bisthümer Ripen und 
Fühnen, von welden Alſen u. Aerroe erſt durch 
Verord. v. 26. Aug. 1864 Loögelöft wurden. 
(Berord.- BL. f. Schlesw. 1864. ©. 136.) 
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beſtellt, deſſen Wahl den Stadtpredigern überlaffen wurde, der die episfopale Thätigfeit 
ausüben jollte, dem aber judiciale Befugnifje nicht beigelegt wurden. 

Diefe Kirchenordnung mit ihren weiteren Bejtimmungen über die Einfegung von 
Kirchengeſchworenen als Berwalter des Gemeindevermögens und ihren Anordnungen 
über Pfarrivahl ) ift dann in der Folgezeit für die Hauptmafje des ſchleswig— 
holfteinijchen Gebietes geltend geblieben, nur daß bei den folgenden Zandestheilungen 
die Landesherren für die ihnen zugefallenen Territorien auch eigene Kirchenordnungen 
erließen ?), und inden Schauenburgiſchen zu Holitein gekommenen Ländern in 
den Pinnebergiſchen und Blönjhen?) niemals die Schleswig: Holfteinijche 
Kichenordnung in Geltung gefommen iſt 9. 

Die durch dieſe letztere getroffene Ordnung für die Kirche wurde übrigens jelbit 
nur wenige Jahre aufrecht erhalten. Schon i. 3. 1544 zerfiel die Einheit des Landes. 
Dafjelde wurde in drei Theile gegliedert, und in jeder Landesherrfchaft griff nun eine 
bejondere kirchliche Organifation Platz. 

Der Biſchof und das Kapitel von Schleswig behielten ihre Kompetenz nur 
für den Herzoglih Gottorpiſchen Antheil; aber auch hier wurde diejelbe, nachdem 
1549 ein Prinz dem Biſchof zum Coadjutor beftellt ), und damit entjchieden worden 

ar, daß der Episfopat nur noch eine politifche Bedeutung haben follte, wejentlich ein= 
geengt, indem i. 3. 1549 ein Generalpropft in Gottorp eingejeßt wurde, der jeit 
1562 den Namen Generalfuperintendent erhielt. So blieb dem Kapitel nur die 
Ehejurisdiction, die ihm dann jchließlich auch i. 3. 1595 entzogen wurde °). 

Im Mebrigen nahm aber die Entwidelung der kirchlichen Organifation in dem 
Gottorpifchen Antheil denfelben Weg wie in den beiden übrigen Ländermafjen. 
Neue Propfteien wurden begründet, und in jeder derfelben die kirchliche Gerichtsbarkeit 
einem Konſiſtorium übertragen, während die Verwaltungsbefugnifje von den Kirchen— 
vifitationen ausgeübt wurden. Ueber dem Gottorpiſchen Konfiftorium fungirte dann 
bis 1595 das Schleswigſche Kapitel al3 Oberinjtanz. 

Ebenfo verfuhr der Herzog Johann, in deifen Landestheil zu den Propfteien 
Apenrade und Tondern, noch die für Nordſtrand — hier wurde 1556 eine eigen= 
Kirchenordnung gegeben — auf der Injel Fehmern und in Rendsburg hinzufam 
und wo einem Öeneralpropft die Oberaufficht übertragen und gleichfall® in jeder 
Propftei ein Konfiftorium gebildet wurde 7). 

Nicht anders aber ordnete der König von Dänemark die Kirchenverhältniffe 
in den ihm verbliebenen Gebietstheilen Schleswigs°®). Zu der Propftei Flens— 
burg fam nod 1566 eine Propſtei für Alfen, in Holftein eine in Sbehoe. 
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1) Val. Migelfen, Entitehg. u. Begrdg. 
d. Predigerwahl in Schlesw.-Holjt. Kiel 1841. 
©. 18 ff., welcher den Gegenfaß zur dänijchen 
KO. hervorhebt der auch in Bezug auf das in 
Schlesw.:H oljt. beibehaltene Kirchenpatronat 
vorhanden ift. 

a“ ah Für Apenradeu. Gottorp aml. San. 

59 

3) Für den vormals Schauenburg. Gebiets— 
theil die Konſtit. vom 19. März 1662, 
Cronhelm a. a. ©. ©. 101 ff.; für den iog. 
Großfürſtl. Antheil die KO. v. 9. Oft. 1731; 
Syſtem. Sammlg. der fürdas Herzogth. 


ns erlajlenen »... Berpe.nmäaugen 

Kiel 1830 f. 3, ©.3 ff.; für den Ploenſchen 
die KO. vom 10. Sept. 1732. (ebendaj. 3. ©. 
23 


4) Die Schauenburgiſche KO., welche an die 
Stelle der früher geltenden Mecklenburgiſchen 
von 1552 (Jenſen, KGeſch. 3, ©. 72) getreten 
tt, wurde 1614 erlaſſen. 

5) Jenjen, a. a. ©. 3, ©. 104. 

6) Bol. Weftphalen, Monum. 
praef, ©. 38. 

7) Senjen a.a.09. ©. 9 fi. 

8) Ebendaſ. ©. 107 ff. 
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Für die Holfteinifchen Königlichen Gebiete wurde aber 1544 ein Konfiftorium in 
Münfterdorf eingerichtet, deſſen Bildung für die der jpäteren Holfteinifchen maß— 
gebend geworden ift!). 

Schon ſeit katholiſchen Zeiten hatte hier eine Kalandbrüderſchaft beftanden, die 
in evangelifcher Zeit zu einer geiftfihen Synode ſich umgebildet hatte. Diefen Kaland 
geftaltete der König zum Konfiftorium, und die constitutio consistorüi Münsterdorpensis 
von 1574?) läßt erkennen, daß dieſes auch fpäter noch Kaland genannte Konfiftorium 
mit Amtmann und Statthalter nicht nur in Eheſachen entjchied, die Amtsführung der 
Geiſtlichen überwachte, das Forum für die Nechtsfachen derjelben bildete, ſondern auch 
als Prüfungsbehörde der geiftlichen Amtskandidaten fungitte?). 

Gemeinfam blieben allen drei Landesherren die Gebiete der Prälaten und der 
Ritterſchaft, für deren firchenregimentliche Befugniffe zunächſt feine Tandesherrliche 
Oberaufſicht organifirt wurde ®). 

Im Jahre 1559 fam zuden Schleswig-Holfte iniſchen Gebieten das bis 
dahin jelbjtändige Land der Dith marſen hinzu. Hier waren 1532 bei der geſetzlichen 
Einführung der Reformation vier Superintendenten eingeſetzt worden ?), die ein Kol— 
legium und mit der gefammten Geiftlichfeit den Kaland bildeten. Dieſer Handhabte 
die geiftliche Gerichtsbarkeit und hatte auch die Kichenordnung erlaffen. Die Ge- 
meinden genofjen hier eine große Summe gemeindlicher Befugniffe und namentlich das 
alte Recht der Pfarrerswahl ®). 

Das annektirte Land wurde der Herrſchaft der Schleswig-Holfteinifhen 
Kirhenordnung unterworfen, im übrigen an die Schleswig-Holfteinifhen 
Herrſchaften vertheilt, von denen der Gottorp iſche Fürſt und Herzog Johann für 
ihren Antheil PBropfteien errichteten, im alten Gebiete die Kalande als Konſiſtorium 
weiter fortfungirten ?). 


Im Jahre 1580 erfuhr die politiſche Geſtaltung des Landes die Veränderung, 
daß nach dem erbloſen Tode des Herzogs Johann deſſen Theil unter den Got— 
torpiſchen Herzog und den König von Dänemark getheilt wurde, und in dieſer 
Zwietheilung iſt das Land im Weſentlichen auch verblieben — denn die kleinen Landes— 
ſplitter, welche an Nebenlinien gefallen waren, kommen nicht in Betracht und ſind den 
Hauptländern wieder zugewachſen — bis 1773 das ganze Gebiet wieder unter die 
Herrſchaft des Königs von Dänemark vereinigt wurde. 

Die Kirchenorganiſation erfuhr in dieſer Periode wohl eine ſchärfere Ausgeſtaltung, 
aber doch keine prinzipielle Umänderung. 

In den einzelnen Propſteien wurde die untere Verwaltung bis auf die Gerichts— 
barkeit von dem Kirchenviſitatorium geführt, während Konſiſtorien, in verſchiedener Weiſe 
gebildet, und theilweiſe auch den Städten zugeſtanden, die geiſtliche Jurisdiktion aus— 

1) Bel. Shröder, in Ardiv aaO. 4) Jenfen a. a. ©. 3, ©. 109 ff. 
2, ©. 23 ff., feit 1652 nad Crempe verlegt, 5) Ebendaj. 3, ©. 62ff. Bolten, Ditmar). 
a. a. D. ©. 63, 1697 in Glüdftadt, 1751 Geh. Hamb. u. Leipz. 1788. 4, ©. 59 ff. 
in Itzehoe. 6) Dal. Bolten a. a. D.4 ©. 117. 

2) Ebendaj. ©. 123 ff. 7) Neocorus, Chron. d. Landes Dithmarf. 

3) Durch Regulat. v. 11. Sept. 1752 ift das | her. v. Dahlmanı. 2, ©. 338. (Kiel 1827.) 
Konfiftorium von der Synode getrennt worden. vald a. a. 0.3, ©. 197. 


Falck, Handb. d. jchlesw. = Holit. Privatrechts. 
3, ©. 198 (Altona 1835). 


192 * Preußen (Schleswig-Holjtein-Lauenburg). [192 


übten. Für jeden Zandestheil war 1636!) ein Generaljuperintendent beitellt worden. 
Die Oberaufficht führten die Negierungsfanzleien, während als Oberinftanz für die 
Konfiftorialgerichte in den Gottorpiſchen Landestheilen ein aus vier geiftlichen Mit- 
gliedern und vier Räthen der Juftizfanzlei mit zwei Beifigern verjehenes Oberfonfijtorium 
fungirte, im Königlichen Theilvon Zeit zu Zeit Oberfonfiftorien berufen wurden, bis 1763 
eine periodifhe Sitzung des Dbergerichtes unter geiftliher Mitwirkung als Oberfonfi- 
ftorialinftanz angeordnet wurde?). Gewiſſe Befugniſſe behielt der Landesherr ſich vor. 
Geiftliche allgemeine Synoden wurden angeordnet und übten auch Auffichtsbefugnifje 
aus?), verfielen aber wie die Propjtei-Synoden, nachdem für ihr Yujammentreten die 
landesherrliche Bewilligung als erforderlich erklärt worden war*). Die gemeindliche 
Drganifation bot eine große Mannigfaltigkeit dar, und ſchwankte zwiſchen einer ftarfen 
Berechtigung der Gemeinden bezüglich Vermögensverwaltung ſowie Pfarrwahl, und 
vollfommener VBerfümmerung ſolcher Befugnifje?). Die prälatifchen und ritterjchaftlichen 
Gebiete wurden unter eine immer mehr gejteigerte landesherrliche Aufficht genommen, und 
bezüglich der geiſtlichen Gerichtsbarkeit entiweder den Konfiltorien eingegliedert oder unter 
das 1636 errichtete Landoberkonſiſtorium geftellt. Diefes, ein durch Geiftliche ver: 
jtärftes Landgericht, war feine permanente Behörde, jondern trat nur zu bejtimmten 
Zeiten zujammen. 

Aber auch nach Vereinigung des Landes unter einer Herrichaft blieben im Wejent- 
lichen die früheren Verhältniſſe beftehen, die exjt jeit dem J. 1834 eine mehr ein- 
ſchneidende Umformung empfingen. 

Sm Jahre 1778 waren noch im Herzogthum Schleswig 11 Ktonfiftorien vorhanden®), 
in Holjtein 9°), welche alle verjchiedenartig organifirt waren, und von denen jedes feine 
bejondere Regulirung empfangen hatte?), deren Zahl aber in der Folgezeit in Schles— 
wig, wenn auch nur unbedeutend vermindert?), in Holftein 1811 und 1813 ſogar noch 
vermehrt wurde"). Diefe Konfiftorien waren indefjen lediglich geijtliche Gerichte, während 
die kirchliche Verwaltung in der unteren Inſtanz wie früher durch die Bifitatorien 
weiter fortgeführt wurde. 


Die obere Aufliht Handhabten die Obergerichte, welche durch geiftliche Mit- 


1) Bei Eronhelm a. a. DO. in der Land- 


gerichtsordn. ©. 160 f. — Die Inſtruktion der— 
jelben vom 30. April 1736 übertrug ihnen 
aud die Wahrnehmung der landesherrlichen 
Hoheitsrehte. Corp. Constit. Regio. Hol- 
satic. 1, ©. 264. Ihre ſonſtigen Funktionen 
un am 10. Dez. 1739 regulirt, ebendaf. 1, 
©. 265. 


2) Salfka.a. 0.3, ©. 243 f. 

3) gl. Jenſen a. a. O. 4 ©. 154 ff 

4) 21. Mai 1737. Corpus Constit. 1, 
©. 264, 

5) Eine Ueberſicht der verjchiedenen Geſtal— 
tungen bei Mommſen u. Chalybaeus 
D. Kirhengem.: u. Synod.-Ordn. Kiel 1878. 
© 2f. und Friedberg, Die ev. u. kath. 
Kirche der neu einverleibten Länder. ©. 30 f. 

6) Zu Tondern, Sonderburg, Haders— 
leben, Apenrade, Flensburg, Gottorf, 
Hulten. Zwei in Eiderftedt, ein Stadt- 
fonfiftorium in Huſum, in Fehmern. Matthiä, 


Beſchreibg. d. BRE En d. Herzogth..... Flens⸗ 
burg 1779. 2, ©. 132 ff. 

7) gen: en. Seege— 
berg, das Ploenſche, Pinnebergiſche, 
Altonaiſche, Süder— und Norderdithmar= 
ſiſche. Dazu noch drei Stadtfonfistorien zu Kiel, 
Dldenburg, Neuftadt Die vormals 
großfürjtlichen Aemter jtanden direct unter dem 
Oberkonfiftorium; ebendaj. 

8) Val. für die Schleswigſchen: Esmard, 
Sammlung der Statute, DVBerordnungen und 
Verfügungen, welche den bürgerl. Proz. d. 
Herzogth. Schleswig betr. (Schlesw. 1848) ©. 
734 ff. 


9) Das Hujumer Stadtfonfiftorium wurde 
— 1811 aufgehoben. Falck a a. O. 3, 
10) Da für die gemeinjchaftlichen und groß: 
fürjtlihen Dijtrifte durch die Reſer. v. 2. Sept. 
1811 und 18. Aug. 1813 neue Propfteien einge: 
richtet wurden. 
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(3) 


glieder verjtärkt 1) den Namen Oberfonfiftorien führten, und von denen ſchließlich das 
zu Gottorf für Schleswig, das zu Glüdftadt für Holſtein fungirte. Ueber 
diefen ſtand in Verwaltungsſachen die deutjche Kanzlei in Kopenhagen, und blieb 
auch) unter dem neuen Namen Schleswig=-Holfteiniihe, Schleswig-Holftein- 
Lauenburgiſche Kanzlei die oberfte Kirchliche Vewaltungsbehörde de3 Landes bis 
zu deſſen Abtrennung von Dänemarf. 

Sm Jahre 1834 ging die Veränderung vor fih, daß den Oberfonfijtorien die 
Berivaltungsgeihäfte abgenommen und fie zu rein geiftlihen Juſtizbehörden gejtaltet 
wurden?). As Brovinzialverwaltungsinjtanz wurde die neu errichtete Provinzial— 
regierung für die Herzogthümer Schleswig-Holftein auf Gottorf?) beitellt. 
Uber diefe Behörde ging in Folge der Greigniffe des Jahres 1848 unter. Ihre 
Funktionen wurden, foweit jie nit an Dijtriftorganifationen fielen, auf die neu 
errichteten Minifterien für das Herzogtfum Schleswig und das Herzogtum Lauen— 
burg übertragen, welche zugleih an die Stelle dr Schleswig-Holſtein-Lauen— 
burgiſchen Kanzlei traten. Erſt 1862*) wurde wieder eine Königlich Holſteiniſche 
Regierung im Lande felbit eingerichtet, die Plön als Sit angewieſen erhielt, welche 
aber durch die Verfügung des Kommiſſars des deutjchen Bundes 1864?) aufgehoben 
und durch die Herzogliche Landesregierung in Kiel erjeßt wurde. Die Verwaltung 
des Herzogthums Schleswig dagegen wurde bei der Offupation deſſelben duch Defter- 
reih und Preußen emer gemeinfamen Givilbehörde übertragen, deren Befugniffe 
dann auch auf Holftein ausgedehnt und i. 3. 1365 °) einer gemeinfamen Landes— 
regierung übergeben wurden. 


Erſt ſeitdem die Länder unter Preußiſches Regiment und die Herrichaft 
der Preußiſchen Berfallungsurfunde getreten waren, erfuhr die Kirchenverfallung 
der politiich zu einer Provinz zujammengefaßten und unter die preußifchen Mini— 
jterien, ein Oberpräfivium und zivei Negierungen gejtellten Herzogthümer?) eine 
Neugeltaltung, analog derjenigen der übrigen preußiſchen Landestheile. 

Zunächſt wurde durch die Könighiche Verordnung vom 24. September 
1867 (I) ein Brovinziallonfiftorium zu Kiel eingefeßt, deſſen Befugnifje auf die Interna 


1) Bon 1806-34 bejaßen beide Länder nur | Herz. Schlesw. betr. Kiel 1866 S. 22) und 
einen Generalſuperintendenten. | am 16. Januar 1865 fin Törninglehn ſowie 

2) Nach der Inſtrukt. v. 15. Mai 1834 wird | die Propftei der Lohn-u. Mögeltonder Ban: 
das Oberkonfiftorium gebildet durch jämmtliche | vorgefchrieben worden (ebendaf. ©. 92 f.) — Die 
Mitglieder des Obergerichtes mit dem General= dithmarſiſchen Prediger haben für ihre erlanlate 
Superintendenten und zwei geiſtlichen Beifigern. | Elagen nie das Privileg geiftlichen Forums ge— 
Das Landoberfonfistortum, welches nur zu bes | nojjen. 
ftimmten Zeiten zufammentritt, befteht dagegen 3) Verfügung vom 15. Mai 1834. Esmarch 
unter dem Präfidium des Landfanzlers aus den | a. a. D. ©. 63. Dieje bearbeitete namentlid) 
Mitgliedern des Landgerichtes und den Geiftlichen | durch ihre erſte Sektion, beftehend aus dem 
des Oberfonfijtoriums. Bei Esmarda.a. DO. | Präfidenten der gefammten Negierung, vier rechts⸗ 
©. 239 ff. Ueber diefen wurde als höchte Inftanz | gelehrten und zwei geiftlichen Mitgliedern die 
das Oberappellationsgeriht in Kiel mit mır Kirchen-, Schul: und Armenfacen. 


weltlichen Beifigern eingejeßt, ebendaj. ©. 196. — 4) Pat. v. 12. Nov. 1862 in Holſt. Lauenb. 
Doch wurde für Schleswig die geiitliche Gerichts: | Ges. u. BBL. ©. 201. 
barfeit in erjter Inſtanz ſchon dur V. v. 18. 5) Vom 6. Januar 1864, ebendaf. ©. 13. 


Sept. 1850 (EChronologijdeSammlung 6) Verordn. dv. 12. San. 1865. BB. fd. 
1851, ©. 144) aufgehoben. Dafjelbe ift am 24. | Herzogth. Schleswig 1865. ©. 5. 
Auguft 1864 für die Inſel Alſen GBur— 7) KOrdn. v. 2. Februar 1867. (BBL f. 
Hardi, Sammlg. dv. Verordg. und Berfg. aus | Schles w ige! Holftein. ©. 145.) Belannt- 
d. J. 1847 -65, welche d. bürgerl. Proz. d. | mahung v. 21. Februar 1867, (ebend. ©. 146). 
Friedberg, Verfaffungsgefeße. Preußen. 13 


194 * Preußen (Schleswig-Holitein-Lauendurg). [194 


bejehränft wurden, während die Verwaltung der Externa den Regierungen verblieb, 
welche i. 3. 1868 zu einer Behörde in Schleswig vereinigt wurden '). Weiter wurde 
als Kirchengefeg am 16. Auguft 1869 eine Gemeindeordnung von dem Königlichen 
Landesbiſchof erlaffen?), und ebenjo als Kirchengejeß die die Gemeindeordnung umge— 
ftaltende und dureh Hinzufügung einer Propftei-°) und Gejammt-Synodalordnung *) 
ergänzende Kirhengemeinde- und Synodalordnung vom 4. November 
1876 (II). Die ftantsgefegliche Sanktion diefer Ordnungen erfolgte dann durch das 
Geſetz vom 6. April 1878 (IM). Diejes enthielt gleichzeitig eine neue Uuseinander= 
ſetzung der kirchenregimentlichen und kirchenhoheitlichen Befugniſſe, welche durch die 
Königlichen Verordnungen vom 14. Auguſt 1878 (IV) und 9. Juni 
1879 (V), fowie den Erlaß des Kultusminifters vom 28. Juni 1879 
(VD ausgeführt wurden, und dem Sonfiftorium auch die Verwaltung der kirchlichen 
Erterna in der Provinzialinjtanz übertrugen. 


Das Herzogthum Lauenburg war bis zum Jahre 1876 ein in der politijchen 
und Firchlichen Verwaltung jelbitftändiges Land, welches jeit 1689 unter der Regierung 
des Lüneburgiſchen Haufes Celle, 1705 an die churhannöveriſche— 
Linie, 1815 an Dänemarf, 1864 an Defterreich und Preußen und 1865 
in Perfonalunion zu Preußen gefommen war. Die Kirchenverfaſſung war hier die 
fonfiftoriale gewvefen und hatte in der Kirchenordnung von 1585 °) ihre Regelung ge- 
funden. Bemerfenswerth war der ftändifche Einfluß, der fich bei der kirchenregiment— 
lichen Organifation aufrecht erhalten hatte. 

Der Landes-Receß dv. 3. 17027), welcher das Konfiftorium in Ratzeburg 
wieder einzufeßen verſprach, beftimmte, daß das jährlich dreimal m Ratzeburg 
zu verfammelnde Konſiſtorium beftehen jollte nicht nur aus dem Regierungspräfidenten 
als VBorfigenden, einem Hofrath, dem Superintendenten, einem geiftlichen von dem 
Kollegium präfentirten Mitgliede, fondern auch aus einem von der Ritterſchaft aus ihrer 
Mitte vorzufchlagenden und einem von den Ständen zu präfentivenden Beiliber. In 
derfelben Weiſe war den Landftänden auch bei Ernennung des Superintendenten und 
Vornahme der Vifitationen Einfluß gewährt. 

Durch $ 5 des Gefees vom 23. Juni 1876, welches Lauenburg in Preußen 
einverleibte 8), wurde das Ratzeburg er Konfiftorium, defjen geiftliche Gerichtsbarkeit 


1) gl. Erl. v. 20. Juni 1868. Gef.-©. 
1868. ©. 620. — Die geiftlihe Gerichtsbarkeit 
war ſchon vorher durch $ 5 der BD. v. 26. 
Juni 1867 aufgehoben worden. (Gej.-©. ©. 1074.) 

2) @Gej.:©. ©. 977. 

3) Die Geihäftsordn. f. d. Propjtei-Synode 
(Konfift. = Befanntm. v. 12. Mai 1879.) bei 
Ehalybaeus, Sammlung d. Vorſchrift. u. 
Entjeheidungen betr. d. jehlesw. = Holit. Kirchen: 
recht. (Kiel 1883.) ©. 57. Die Eintheilung 
der Propſteibezirke erfolgte duch Kon. BO. vd. 
25. Novbr. 1878. Ebendaj. ©. 46 f. und dv. 
4. März 1879. Ebendaj. ©. 48 ff. 

4) Die Geihäftsordn. für die erſte ordentl. 
General:Synode, ebendajs. ©. 65 fi. 

5) Diejelbe war hervorgegangen aus den Be- 
rathungen einer außerordentlihen auf Grund 
der KB. v. 9. Aug. 1871 (Gej.-:©. ©. 338) 


berufenen v. 14. Nov bis 7. Dez. 1371 tagen= 
den Synode. Bol. Verhandlungen d. 
außerord. jhlesw.=-holft. Propin- 
zial-Synod. 1871 Rendsburg. — Einen 
Kommentar veröffentlichten (Kiel 1878) Mo m m= 
jenu Chalybaeus. 

6) Abgedrucdt auch bei Ebhardt, Gel. u. 
BO. f. d. Bez. des Königl. Konſiſt. zu Hans 
nover. 1, ©. 351 ff. 

7) Spangenberg, Corpus Constit. Lauen- 
burg. (Hannover 1822.) ©. 334. So wie die 
hannoverjchen wurde auch das lauenburgiſche 
Konfiftorium angewiejen, wichtige Angelegen= 
heiten durch die Regierungsbehörde an den Ge— 
heimen Rath gelangen zulafien. BO. v. 27. Mai 
1724. 4. Sept. 1744. Lauenb. Berordn. 
Sammlo. 3, (1733—53), ©. 249. 

8) Preuß. Gej.-©. 1876. ©. 170, 
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ihon 1869 befeitigt worden war !), aufgehoben und das frühere Herzogthum dem 
Kieler Konſiſtorium unterftellt. Durch Verordnung dv. 7. November 1877 
(VII) wurde dann weiter die Schleswig-Holfteinifhe Kirchengemeinde und 
Synodalordnung auf den Kreis des früheren Herzogthum Lauenburg ausgedehnt ?), 
und im Januar 1880 der Anfhluß an den Schleswig-Holſteiniſchen Ge- 
jammt-Synodalverband vollzogen. 


T. 


Königliche Verordnung, 
befreffend die Errichtung eines evangelifch-Iufherifichen Konſiſtoriums in Kiel, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
berordnien auf den Antrag unſeres Staatsminifteriums, was folgt: 

8 1. Für die Herzogthümer Schleswig und Holitein ijt ein evangeliſch-lutheriſches Kon— 
filtorium in Kiel unter Leitung eines weltlichen Borfigenden einzurichten, welchem die beiden für 
Holitein und Schleswig fungirenden Generalfuperintendenten und jo viele geiftliche und weltliche 
Räthe aus beiden Bezirken, als das Bedürfniß erheifcht, beizuordnen find. 

$ 2. Der Wirfungsfreis dieſes Konfistoriums begreift im Allgemeinen die Beauffichtigung 
und Leitung der gefammten evangelifch-Tutherifchen Kirchenangelegenheiten in den Herzogthümern 
Holitein und Schleswiq, joweit nicht nach den, den Geſchäftskreis der Negierungen normirenden 
Beitimmungen einzelne Gegenjtände und Angelegenheiten diejer Art zu dem amtlichen Wirfungstreije 
diejer leßteren gehören. Das Konfiftorium hat demgemäß diejenigen Geſchäfte zu beforgen, welche 
dureh die Inſtruktion vom 23. Oftober 1817 (Gej.-Samml. ©. 237), die Allerhöchite Kabinetsordre 
vom 31. Dezember 1825 (Geſ.Samml. von 1826 ©. 5), die Verordnung dom 27. Juni 1845 
(Gef.-Sanıml. ©. 440) und die diejelben erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen 
den Konfiftorien der älteren Landestheile überwiejen find. 

$ 3. Vorgeſetzte Behörde des Konfiftoriums ift bis auf Weiteres Unſer Minifter der geijt- 
lichen 2. Angelegenheiten, an welchen in Fällen, welche über die Kompetenz des Konſiſtoriums 
hinausgehen, zu berichten ift. 

Für die Kompetenz des Konfiftoriums im Verhältniß zu dem vorgejegten Ninifter find die 
im $ 2 genannten Verordnungen maßgebend. Durch diejelben wird dagegen in den amtlichen Be— 
fugnifjen der Generalfuperintendenten, der Kirchenpröpfte, der Kirchenvifitatorien, dev Kirchen: 
patrone, Kicchenfollegien und Gemeinden für jeßt nichts geändert. 

8 4. Unjer Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten wird mit der Ausführung diefer 
Verordnung beauftragt und hat den Zeitpunkt zu bejtimmen, mit welchem das Konfiftorium in 
Thätigfeit treten joll. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedructem Königlichen 
Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 24. September 1867. 

(L. 8.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. dv. Itzenplitz. 
vd. Mühler. Gr. zur Lippe dv. Seldomw. Gr. zu Eulenburg. 


1) Gef. dv. 4. Dezbr. 1869. $ 5. Lauenb. | einer gemäß Königl. BO. v. 19. Mai 1877 be- 
Wochenbl. 1869. ©. 2. rufenen, vom 20. bis 25. Sept. in Naßeburg 
2) Auch) dies geſchah auf Grund des Beſchluſſes tagenden außerordentlichen Synode. 
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IT. 
Allerhöchſter Erlaß, 


befreffend die Einführung einer Kirchengemeinde- und Bynodalordnung für die 
ebangelifch-Lufherifche Kirche der Proving Sıhlesivig-Bolffein, mit Husfıhlu 
des Kreifes Berwatnm Tauenburg. Dom 4 Dovember 1876, 


Auf Ihren Bericht vom 3. d. M. habe Ich nach Vernehmung des Gutachtens der 
in Folge Meines Erlafjes vom 9. Augujt 1871 zufammengetretenen außerordentlichen 
Provinzial-Synode für die evangelijchzlutheriichen Gemeinden der Provinz Schleswig- 
Holitein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogtdum Lauenburg, unter Rüdfichtnahme auf 
die gemachten Erfahrungen und die vorhandenen Bedürfnifje bejchlofjen, der als Anlage 
beifolgenden Kirchengemeinde und Synodalordnung für die evangelifchslutheriiche Kirche 
in der Provinz Schleswig-Holjtein Fraft der Mir als Träger de3 landesherrrlichen 
Kirchenregiment3 zuftehenden Befugnifie Meine Sanktion zu ertheilen und verfünde 
diejelbe al3 kirchliche Ordnung. Ich erflehe den göttlichen Segen, daß dieje Ordnung 
mithelfen möge zur Belebung chrijtlichen Sinnes und Wandels in den Gemeinden und 
gebe Mich der zuverfichtlichen Hoffnung Hin, daß Alle, die danach zur Mitwirkung auf 
dem Gebiete de3 Firchlichen Lebens berufen werden, in Treue gegen den Glauben der 
Kirche und in Gemeinjchaft der Liebe die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unver- 
rüct im Auge behalten und den Bau des Reiches Gottes auf Erden zu fördern mit 
allen Kräften bejtrebt jein werden. Die Aenderungen, welche durch die neue Ordnung 
herbeigeführt werden, beziehen jich ausschließlich auf die firchliche Berfaffung. Der Bekenntniß— 
ſtand der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig-Holftein wird durch diefe 
Drdnung, wie ch ausdrüdlich erkläre, nicht berührt und eine Aenderung diejes Bekenntniß— 
jtandes damit in feiner Weiſe bezweckt. Mit der Ausführung der Kirchengemeinde= und 
Synodalordnung ift, jomweit diejelbe nicht zu ihrer Regelung vorab noch einer Mit: 
wirkung der Landesgejeßgebung bedarf, unverzüglich vorzugehen und beauftrage Ich Sie, 
unter Benehmung mit dem Konſiſtorium in Kiel das Weitere zu veranlaffen. Der gegen- 
wärtige Erlaß ift durch die Gejeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 

Berlin, den 4. November 1876. 


Wilhelm. 
Talf. 
An den Minifter der geistlichen 20. Angelegenheiten. 


Kirchengemeinde: und Synodalordnung für die evangelifch-lutherifche Kirche der 
Provinz Schleswig:Holftein, mit Ausſchluß des Kreiſes: Herzogthum Lauenburg. 


I. Gemeindeordnung. 


1. Organe der Gemeinden im Allgemeinen. 
$ 1. Die evangelifchslutherifchen Kirchengemeinden der Provinz Schleswig-Holftein 
haben ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeglichen Gränzen jelbjt zu verwalten. 
$ 2. Organe diefer Selbjtverwaltung find die Kirchenvorjtände und die Kirchen— 
follegien. 
$. 8. Der Kicchenvorftand bildet die engere, das Kirchenkollegium die größere 
Nepräjentation der Gemeinde, 
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1. Der Kirchenvorſtand beiteht : 

a. aus dem Paſtor der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt. Sind 
in einer Parochie mehrere Geiftliche angeftellt, jo gehören ſie jämmtlich dem 
Kirchenvoritande an. Hülfsgeiitliche auf nicht fundirten Stellen (Adjunkten, 

Ständige Vikare) haben das Necht, an den Berathungen des Kicchenvorjtandes 
Theil zu nehmen, find aber nur dann jtimmberechtigt, wenn fie den Paſtor 
vertreten ; 

b. aus einer Anzahl von Xelteiten, welche von dem Kirchenkollegium gewählt werden. 
2. Das Kirchenkollegium beiteht aus den jämmtlichen Mitgliedern des Kirchen- 

vorjtandes und einer Anzahl von berufenen Gemeindegliedern. Die Lebteren heißen 
Gemeindevertreter und werden duch Wahl der Gemeinde beitellt. 

s 4. Die Zahl der Gemeindevertreter wird zunächſt von den Konfijtorien feſt— 
gejtellt; jedoch dürfen der Gemeindevertreter nicht weniger als 12, umd nicht mehr als 
30 fein. Die endgültige Feitjtellung dev Zahl gefchieht in derjelben Zahlenbegrängung 
nah Vernehmung des Kirchenfollegiums durch die Propftei-Synode. 

In gleicher Weiſe wird die Zahl der Aeltejten feſtgeſtellt; es dürfen deren nicht 
weniger als 4, und nicht mehr als 10 fein. 

Die Zahl der Gemeindevertreter muß mindejtens dreimal jo groß jein, als die 
Zahl der Aelteſten. 

$ 5. In den Fällen, in welchen mehrere Gemeinden denjelben Geistlichen haben, 
erhält jede Gemeinde ihren bejonderen Kirchenvorſtand und ihre bejonderen Gemeindes 
vertreter. Bet gemeinschaftlichen Angelegenheiten treten die Kirchenvorjtände und Kirchen: 
follegien der einzelnen Gemeinden oder Ausſchüſſe jener Organe zu gemeinfamer Berathung 
und Beihlußfaffung zufammen. 

In Städten, in denen mehrere Kicchipiele ſich befinden, treten gleichfalls, wenn 
allgemeine Firchliche Angelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ftehen, die verjchiedenen 
Kirchenvorſtände, Kirchenkollegien oder Ausſchüſſe zufammen. 

S 6. Die Nemter der Veltejten und Gemeindevertreter find als Firchliche Ehren— 
ämter unentgeltlich zu verwalten. Bei bejonders zeitraubenden Mühewaltungen der kirch- 
lihen Bermögensverwaltung fann eine mäßige Entihädigung von dem Kirchenkollegium 
bewilligt werden. 

2. Gemeindevertreter. 


3 7. Die Wahl der Gemeindevertreter erfolgt entweder in ungetrennter Wahl 
oder in Wahldiitrikten. 

Die Eintheilung des Kicchipiels in Wahldiftrikte kann entweder zur Erleichterung 
des Wahlgefchäfts gejchehen, jo daß das Ergebniß dev Wahl durch Zufammenzählung 
der in den einzelnen Diftrikten abgegebenen Stimmen gewonnen wird, oder dergeftalt, 
daß jede Abtheilung des Kicchipiels für fich eine gewiffe Zahl von Gemeindevertretern 
wählt. In Parochien, welche aus einem ſtädtiſchen und einem ländlichen Theil bejtehen, 
erfolgt die Wahl regelmäßig in Wahldiftrikten, von welchen jeder für fich Vertreter 
wählt. Das Zahlenverhältniß der in den angegebenen Fällen von den einzelnen Ab- 
theilungen des Kirchipiels zu wählenden Gemeindevertreter wird unter Berücfichtigung 
der Seelenzahl und der jonjt in Betracht kommenden Verhältniſſe feſtgeſtellt. 

Die zur Ausführung der vorstehenden Beitimmungen erforderlichen Zeititellungen 
erfolgen in der im $ 4 normirten Weiſe. 

$ 8. Die Gemeindevertreter werden nach einfacher (velativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos. 

MWahlberechtigt find alle männlichen volljährigen Mitglieder der Gemeinde, welche 
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mindejtens ein Jahr in dev Gemeinde wohnen, zu den Kirchenlajten oder direkten Staats— 

ſteuern beitragen und weder unter Pflegichaft noch im Haufe und Brode Anderer jtehen. 

Berfonen, welche wegen Befites von Orden und Ehrenzeichen, mit denen Gteuerfreiheit 

verbunden ift, von der Steuer befreit find, bleiben dejjen ungeachtet wahlberechtigt. 

8 9, Ausgejchloffen von Ausübung des Wahlrechts jind diejenigen: 

1. welche duch Verachtung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel ein 
öffentliches durcch nachhaltige Beſſerung noch nicht gefühntes Aergerniß gegeben haben; 

2. welche nicht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte fich befinden; 

3. welche wegen eine Verbrechens oder wegen eines Vergehens, das die Aberfennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen fann, in Unterjuchung fich befinden ; 

4. welche wegen DBerlegung befonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines 
Kirchengeſetzes des Wahlrechtes verluftig erklärt worden find; 

5. über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs jchmwebt ; 

6. welche in dem lebten Jahre vor der Wahl aus Armenmitteln der bürgerlichen 
Gemeinde unterftüßt worden find, oder in diefem Zeitraum Unvermögens halber 
Erlaß der Kirchenjtenern oder, wo ſolche nicht bejtehen, Befreiung von den 
Gemeindefteuern genojjen haben. 

s 10. Wählbar find die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche über 
30 Jahr alt und jittlich unbejcholten find, auch nicht durch Fernhaltung von dem öffent- 
lichen Gottesdienjte und dem heiligen Abendmahle die Bethätigung ihrer kirchlichen Gemein- 
ſchaft in anhaltender Weiſe unterlafjen haben. 

Bater und Sohn, jowie Brüder dürfen nicht zugleich Gemeindevertreter fein. 
Ebenfo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aeltejten nicht zum Gemeindevertreter 
gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Gemeindevertretern 
gewählt, jo wird der ältere allein zugelafjen, jofern diefer nicht etwa die Wahl ablehnt. 

Mindeitens zwei Drittel der Gemeindevertreter müſſen aus ſolchen Gemeindemit- 
gliedern bejtehen, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich find, beizu- 
tragen haben. 

s 11. Die Wahl der Gemeindevertreter wird durch den Kicchenvorjtand geleitet, 
welcher zu jeiner Unterjtügung bei dev Wahlhandlung auch andere Mitglieder der Gemeinde 
hinzuziehen kann. 

Die Kommiſſion, welche die Wahlhandlung leitet, muß aus mindeſtens drei 
Perſonen beſtehen und mindeſtens eine derſelben muß dem Kirchenvorſtande angehören, 
womöglich ein Geiſtlicher der Gemeinde ſein. 

s 12. Die Wahl dev Gemeindevertreter iſt an zwei dem Wahltage vorhergehenden 
Sonntagen unter Angabe der Zeit umd des Ortes, jowie der Zahl der zu mwählenden 
Perjonen im Hauptgottesdienjte von der Kanzel zu verkünden. 

Die Wahl geſchieht vegelmäßig an einem Sonntage und ift alsdanı die Abfündigung 
auch an dem Wahltage erforderlih. Die Abhaltung der Wahl an einem Wochentage ift 
nicht ausgejchloffen, kann aber nicht früher, als nach dem Donnerſtage der zweiten Ab— 
fündigung erfolgen. 

Die Wahl findet, ſoweit thunlih, in einem kirchlichen Gebäude oder Schul- 
lokale ftatt. 

5 13. Eine von dem Kicchenvorjtand anzufertigende Lifte jämmtlicher Wahl: 
berechtigter ift von der erjten Verkündung der Wahl an öffentlich auszulegen. | 

Einwendungen gegen die Wahllifte müſſen wenigſtens drei Tage vor der Wahl 
bei dem Borfigenden des Kirchenvorſtandes angebracht werden, 

Bei Berfündung der Wahl ift der Ort, wo die Wahllifte ausliegt, anzugeben 
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und zugleich auf die in dem vorhergehenden Abſatz enthaltene Beſtimmunng aufmerkfan 
zu machen. 

8 14. Die eingehenden Einjprüche hat der Kirchenvorjtand zu prüfen und die 
Lite zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Bejcheid jteht dem dadurch Betroffenen 
binnen vierzehn Tagen die Berufung an den Ausfchuß der Propitei-Synode zu,. welcher 
endgültig enticheidet. Durch Einlegung der Berufung wird die anftehende Wahl nicht 
aufgehalten. 

$S 15. Die Wahl wird durch eine Anſprache des VBorfigenden der Wahlkommiſſion 
eingeleitet und erfolgt mittelft perjönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche Er: 
klärung zu Protokoll oder durch Meberreichung eines Stimmzettels gejchehen Tann. Die 
Stimmzettel werden am Schluß der Wahlhandlung verlefen. Ueber die Wahlhandlung 
wird ein Protokoll aufgenommen und von der Wahlkommiſſion unterzeichnet. 

Die Namen der gewählten Gemeindevertreter find, ſoweit thunlich, im Wahltermin, 
jedenfall aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von der Kanzel zu verkünden. 

S 16. Der Kirhenvoritand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes 
Gemeindeglied ijt berechtigt, Einwendungen gegen diejelbe vor Ablauf der Woche, in 
welcher die Berfündung des Wahlrejultats von der Kanzel jtattgefunden hat, vorzubringen. 

erden Einwendungen vorgebracht, oder hat der Kirchenvoritand ſelbſt Bedenken 
gegen die Wahl, jo darf der Gewählte bis zur Erledigung der Anjtände an den Ver— 
jammlungen des Kirchenkollegiums nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entjcheidet in erſter Inſtanz der Kirchenvorſtand 
und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung an, innerhalb 
einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorjtande einzulegen ijt, der Ausſchuß 
der Propſtei-Synode endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, daß eine abändernde 
Enticheidung der Berufungsinitanz für die ftattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 

$ 17. Das Amt eines Gemeindevertreters kann abgelehnt oder niedergelegt werben : 


1. von denjenigen, welche diejes Amt ſchon jechs Jahre befleidet haben, wenn jeit 
dem Austritt jechs Jahre noch nicht verfloffen find; 

2. bei einem Lebensalter von mehr als 60 Jahren ; 

3. wegen anderer erheblicher Entjehuldigungsgründe, 3. B. Kränklichfeit, häufiger 


Abwejenheit oder Dienftverhältniffe, welche mit dem Amte unvereinbar find. 

Ueber die Erheblichkeit und thatlächliche Nichtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entjcheidet der Kirchenvorjtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftellung 
der Entjheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, der Ausſchuß der 
Propitei-Synode endgültig, 

er ſich nach Berwerfung jeines Entjehuldigungsgrundes weigert, da3 Amt eines 
Gemeindevertreters zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche Wahlrecht ; 
daſſelbe kann ihm auf jein Gejuch von dem Kicchenvorjtand wieder beigelegt werden, 
jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche ev gewählt war. 

$ 18. Das Amt der Gemeindvertreter dauert jechs Jahre. 

Von zwei zu zwei Jahren jcheidet ein Drittel der Gemeindevertreter aus. Iſt 
die Zahl derjelben nicht durch drei theilbar, jo wird durch einem vom Kirchenkollegtum 
in jeiner erjten Berfammlung zu faſſenden Beihluß ein für alle Mal feſtgkſetzt, in 
welchen Terminen einer mehr, in welchen einer weniger austreten joll. 

Der Austritt wird durch die Dienftzeit, das erſte und zweite Mal, jofern nicht 
eine gütliche Vereinbarung darüber unter den Gemeindevertretern ftattfindet, durch das 
2008 beitimmt. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar und bleiben jedenfalls bis zum 
Eintritt ihres Nachfolger im Ant. 


200 Preußen (Schleswig.Holftein-Lauenburg). [200 


$S 19. Sit die Wahl von Gemeindevertretern auch in dem ziveiten anberaumten 
Termine nicht zu Stande gefommen, weil Wahlberechtigte nicht erjchienen find oder die 
Erichienenen die Vornahme der Wahl geweigert haben, oder weil die Wahl auf gejeglich 
nicht wählbare Perſonen gefallen ift, jo hat, wenn in einem folchen Yall ein bejchluß- 
fähiges Kicchenkollegium vorhanden it, diejes für das Mal ich ſelbſt zu ergänzen. 

Iſt ein beichlußfähiges Kirchenfollegium nicht vorhanden, jo hat der Ausſchuß der 
Propftei- Synode die Funktionen des Kirchenfollegiums bis zu jtattfindender Wahl auf 
den Kirchenvorſtand allein zu übertragen. 

$ 20. Die Entlaffung eines Gemeindevertreters während der Amtsdauer erfolgt: 

1. wegen Berluftes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenschaft; 
2. wegen grober PBflichtwidrigfeit. 

Die Entlaffung erfolgt nach Anhörung des zu entlaffenden Gemeindevertreters und 
des Kirchenvoritandes durch den Ausschuß der PropfteisSynode. 

Gegen die Entſcheidung jteht dem dadurch Betroffenen binnen einer Ausichlußfrift 
von vierzehn Tagen nach erfolgter Zujtellung die Berufung an das Konjiftorium zu. 
Durch Einlegung der Berufung wird die Bolljtredung der angefochtenen Entſcheidung 
aufgehalten. Das Konſiſtorium iſt jedoch befugt, die vorläufige Vollſtreckung zu gejtatten. 

z 21. Iſt das Amt eines Gemeindevertreter außer der Zeit erledigt, jo wählt 
das Kirchenfollegium, wenn noch die Hälfte der von der Gemeinde direft gewählten 
Gemeindevertreter vorhanden ijt, für die Zeit bis zur nächjten regelmäßigen Erneues 
rungswahl einen Erſatzmann. Daſſelbe gilt, wenn einer der Gewählten die Wahl 
ablehnt, oder wenn die Wahl eines Gemeindevertreters für ungültig erflärt wird. Die 
Ergänzungswahlen erfolgen nach abjoluter Stimmenmehrheit der erfchienenen Mitglieder. 
Nach jtattgehabter Ergänzung erfolgt die Bekanntmachung von der Kanzel. 

Scheiden jo viele Gemeindevertreter aus, daß weniger al3 die Hälfte der gewählten 
Vertreter vorhanden ift, oder wird die ganze Wahlhandlung für ungültig erflärt, jo 
findet eine außerordentliche Ergänzungswahl durch die Gemeinde, im letteren Falle eine 
Wiederholung der Wahl ftatt. Darüber, welche von den bei den regelmäßigen Er— 
neuerungswahlen gewählten Gemeindevertretern an Stelle der im Laufe der zweijährigen 
Wahlperiode ausgejchiedenen Mitglieder der Gemeindevertretung und welche für das 
regelmäßig ausjcheidende Drittel eintreten, enticheidet, ſofern nicht eine gütliche Verein— 
barung unter den Gemeindevertretern ftattfindet, das 2003. Die Amtsdauer der Erfteren 
beſchränkt jich auf die Neftzeit der Amtsdauer des vorzeitig Ausgejchiedenen. 

$ 22, Die Gejammtheit der Gemeindevertreter kann wegen beharrlicher Vernach— 
läſſigung ihrer Pflichten oder fonftiger grober Pflichtwidrigfeit von dem Konfijtorium 
entlafjen werden. In diefem Falle muß jogleich eine Neuwahl der Vertreter angeordnet 
werden, welche, wenn zugleich der Kirchenvorjtand aufgelöft wird, unter Leitung der von 
dem Konfijtorium dazu Beauftragten vorgenommen wird, 

Das Konfiftorium kann in jolchem Falle den bisherigen Gemeindevertretern die 
Wählbarkeit für die anftehende Wahl entziehen. 

3. Welteite. 

8 23. Die Xeltejten werden von dem Kirchenfollegium nach abfoluter Stimmen 
mehrheit der erjchienenen Mitglieder gewählt. Ergiebt fich auch bei einem wiederholten 
Wahlgang Stimmengleichheit, jo entjcheidet das Loos. 

Wählbar ift jedes Mitglied der Gemeinde, welches die zur Wählbarfeit als Ge— 
meindevertreter erforderlichen Eigenſchaften hat. 

Bater und Sohn vder Schwiegerfohn, jowie Brüder fönnen nicht zugleih Mit: 
glieder des SKirchenvorjtandes fein, auch kann der Vater, Sohn oder Bruder eines 
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Gemeindvertreters nicht zum Weltejten gewählt werden. Bei gleichzeitiger Wahl ziveier 
Verwandten der bezeichneten Art findet die Beitimmung des S 10, Abſatz 2, am Ende | 
finngemäß Anwendung. Mindejtens zwei Drittel der Aelteſten müfjen zu den Gemeinde- 
mitgliedern gehören, welche zu den Kirchenumlagen, jofern jolche erforderlich find, beizu- 
tragen haben. 

8 24. Die Namen der gewählten Xelteften find an dem auf die Wahl folgenden 
Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. 

Der Kirchenvorftand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes Gemeindes 
mitglied ijt berechtigt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der Woche, in welcher 
die Verkündung der Wahl jtattgefunden hat, bei dem Kirchenvorjtande anzubringen. 
Ueber die Einwendungen entjcheidet der Ausſchuß der Propitei-Synode und auf einges 
legte Berufung, für welche, von Zuftellung der Entſcheidung an, eine Zrift von vierzehn 
Tagen läuft, das Konfiftorium in letzter Inſtanz. Verſäumung der Frift bewirkt, daß 
eine abändernde Entjcheidung der Berufungsinitanz für die ftattgehabte Wahl ohne 
Bedeutung bleibt. 

$ 25. Die gewählten Xeltejten find von dem Prediger in der Kirche vor der 
Gemeinde feierlich in ihr Amt einzuführen, und haben in die Hand des Predigers das 
Gelöbniß abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjtes mit Sorgfalt und Treue 
in Webereinjtimmung mit den Ordnungen unferer evangelifch-lutherifchen Kirche 
zu warten und gewiljenhaft der Gemeinde Betes zu fürdern, namentlich das 
hriftliche und firchliche Leben in derjelben zu pflegen.“ 

8 26. Das Amt der Altejten dauert jechs Jahre, die Beitimmungen des 8 18 
finden finngemäß Anwendung. 

$ 27. Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchenvoritandes erfolgt, in der 
erjten Sitzung, welche das Kirchenfollegium nad) der regelmäßigen Erneuerungswahl 
abhält. 

Die Bejtimmungen der SS 17 und 20 finden auch für das Aeltejtenamt Anwendung. 

$ 28. Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt das Kirchen— 
follegium in jeiner nächſten Verſammlung einen Erjaßmann, deſſen Funktionen fi auf 
die Reftzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen erſtrecken. 

$ 29. Berweigert das Kicchenfollegium die Wahl der Aelteften oder tjt diejelbe 
auf gejeglich nicht wählbare Perſonen gefallen, jo hat für das Mal der Ausſchuß der 
Propftei-Synode die Aelteften zu ernennen. 

$ 30. Der Kirchenvoritand kann aus den in$ 22 angeführten Gründen aufgelöft 
werden. In diefem Fall muß fogleich eine Neuwahl der Weltejten durch die Gemeindes 
vertreter angeordnet werden. 

Die Beitimmung des $ 22, Abſatz 2 findet hier finngemäß Anwendung. 


4. Berjammlungen und Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes. 


$ 31. In dem SKirchenvorftande hat der Prediger der Gemeinde den Vorſitz. 
Sind mehrere Geiftliche in der Parochie angeftellt, jo wird der VBorfi von dem erften 
Prediger oder, falls die Geiftlichen einander gleichftehen, Jahr um Jahr abwechjelnd 
von dem einen und dem anderen derjelben geführt. 

Bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung des Vorfitenden geht der 
Borjik auf den zweiten Prediger oder den gleichjtehenden Geiftlichen, und wenn nur ein 
Prediger in der Gemeinde fungirt, auf einen dazu von dem Kirchenvorjtande alle zwei 
‚Jahre beim Eintritt dev neuen Aelteften zu erwählenden Stellvertreter über. In den 
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Hüllen des $ 5 Abi. 2 führt, wenn einer der Geiftlichen zugleich Propſt iſt, dieſer, 
ſonſt ein von den Berjammelten zu wählender Prediger den Vorſitz. 

5 32. Der Borfitende leitet die Verhandlungen und iſt für Aufrechterhaltung 
der Ordnung verantwortlid. Er vermittelt den Verkehr des Kicchenvorjtandes mit den 
Kichen-Behörden und den Synoden, ſowie auch, vorbehaltlich bejonderer Beauftragung 
anderer Mitglieder durch den Kirchenvoritand, mit Dritten. 


8 33. Der Kicchenvorjtand verfammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel. 


vierteljährlich ein Mal, zu außerordentlicher Sitzung, jo oft ihn der Vorſitzende beruft. 
Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn die Kirchenregierung diejelbe verlangt 
oder ein Drittel der Aeltejten unter Angabe des Zweckes diejelbe beantragt. 

Die Mitglieder des Kirchenvoritandes jind einzeln und zwar in der Regel min- 
dejtend 24 Stunden vor dem angejeßten Termin einzuladen, In den Einladungs- 
jchreiben, ſowohl für die ordentlichen wie für die außerordentlichen Sitzungen, find die 
zur Verhandlung bejtimmten Gegenjtände zu bezeichnen. Ein in dem Einladungsjchreiben 
nicht bezeichneter Gegenjtand fan nur dann zur Beſchlußnahme gelangen, wenn feiner 
der Anwefenden dagegen Einjpruch erhebt. Als Ort für die Verfammlungen iſt das 
Paftorat, ein fonjtiges firchliches oder ein Schullofal zu wählen. 

$ 34. Die Sikungen des Kirchenvorſtandes werden regelmäßig mit Gebet eröffnet. 

Dieſelben jind nicht öffentlich. 

Sedes Mitglied des Kirchenvorftandes iſt verpflichtet, über die vertraulichen Gegen— 
Itände der Berathung und Beſchlußfaſſung Verichwiegenheit zu bewahren. 

S 35, Befchlüffe werden von dem Kirchenvorftande durch Stimmenmehrheit der 
Anmejenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des VBorjigenden, bei 
Wahlen das 2003. Die Gültigkeit der Beichlüffe ift, wenn der Gegenjtand vorher 
angezeigt worden, durch die Theilnahme dreier Mitglieder bedingt. Iſt der Gegenjtand 
vorher nicht angezeigt, jo it außer der in dem $ 33 Abſ. 2 aufgeitellten Bedingung 
noch erforderlih, daß mehr, als die Hälfte der feitgejegten Zahl der Mitglieder anwe— 
ſend ift. 

Mitglieder, welche, abgejehen von ihrer Eigenjchaft als Mitglieder der Gemeinde 
oder al3 Angehörige einer Klaſſe diefer Mitglieder, bei einer Angelegenheit perjönlich 
betheiligt find, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 

Ueber die gefaßten Beichlüffe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protofoll- 
buch eingetragen, vorgelefen und von dem Vorfigenden, ſowie mindejtens einem Aelteſten 
unterjchrieben wird. 

Der Borfißende hat die Pflicht, wenn nach feinem Grachten ein Beichluß des 
Kirchenvorftandes gejeßtwidrig ift, denjelben dem Ausjchuffe der Propftei-Synode vorzu— 
fegen und die Ausführung bis zu deſſen Entjcheidung auszuſetzen. 

$ 36. Die Ausfertigung von Schriftitüden ergeht unter Unterjchrift des Vor— 
figenden des Kirchenvorjtandes. Wird darin eine Verpflichtung der Kirchengemeinde 
übernommen, jo ijt die Urkunde von zwei Xeltejten mit zu vollziehen und mit dem 
Kicchenfiegel zu belegen. 

Eine in diefer Form gegebene Erklärung gilt Dritten gegenüber als Willens- 
erklärung des Kicchenvoritandes ohne Rückſicht darauf, ob diejelbe einem vorgängigen 
Beſchluſſe entſpricht. Die Mitglieder des Kirchenvorjtandes dürfen bei eigener Verant— 
wortlichfeit eine jolche Erklärung nur in Gemäßheit eines zuvor nach Vorſchrift des 
Ss 35 gefaßten Bejchluffes ausftellen. Sie befunden durch ihre Unterſchrift nur, daß 
der Beihluß ordnungsmäßig gefaßt ift, nicht, daß fie ihm beigejtimmt haben. 
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$ 37. Der Kirchenvorjtand beitimmt, in welcher Weife die Gejchäfte unter die 
einzelnen Mitglieder zu vertheilen jind. 

Falls es zweckmäßig ericheint, können für einzelne Gejchäfte Kommiſſionen ernannt 
werden. In diejelben können auch Nichtmitglieder des Kirchenvorjtandes, namentlich 
Gemeindevertretev gewählt werden. 


5. VBerjammlungen und Beſchlüſſe des Kirchenkollegiums. 


$ 38. Das Kicchenkollegium bejchließt über die von dem Kirchenvorjtande zur 
Berathung vorgelegten Gegenitände. Der Vorſitzende des Kirchenvorjtandes iſt zugleich 
Vorſitzender des Kirchenkollegiums. 

Er beruft das Kirchenkollegium unter Angabe der Tagesordnung, leitet die Ver— 
handlungen und iſt für Aufrechthaltung der Ordnung verantwortlich. 

Die Berufung muß geſchehen, wenn die Kirchenregierung ſie verlangt, oder ein 
Drittel der Gemeindevertreter unter Angabe des Zweckes dieſelbe beantragt. Die Ein— 
ladung muß ſpäteſtens am Tage vor dem angeſetzten Termine erfolgen. Ueber die 
Förmlichkeiten der Einladung beſchließt der Kirchenvorſtand. 

8 39. Die Berathungen des Kirchenkollegiums find öffentlich und in einem der 
Stellung des Lebteren entiprechenden Lokale abzuhalten. Für einzelne Gegenftände Tann 
durch bejonderen Beihluß, welcher in nichtöffentlicher Sitzung gefaßt wird, die Oeffent- 
lichkeit ausgeſchloſſen werden. 

Die Mitglieder der kirchlichen Behörden ſind befugt, an den Berathungen des 
Kirchenkollegiums Theil zu nehmen, jedoch ohne Stimmrecht. 

Die Beſtimmung des 8 24 Abſ. 1 findet auch auf die Sitzungen des Kirchen— 
follegiums Anwendung. 

$ 40. Die Beſtimmungen des 8 35 finden in Beziehung auf die Beichlüffe des 
Kicchenkollegiums finngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß die Gültigkeit der 
Beichlüffe, wenn der Gegenjtand vorher angezeigt worden, durch Theilnahme des vierten 
Theils der Mitglieder bedingt ift. 

Die Beihlüffe des Kirchenfollegiums werden in das Protofollbuch des Kirchen- 
vorjtandes eingetragen, unter Beachtung der für die Protokolle des Kirchenvorjtandes 
ertheilten Vorſchriften. 


6. Wirlungsfreis des Kirchenvorſtandes. 


$ 41. 1. Der Kirchenvorjtand vertritt die Kirchengemeinde in ihren inneren und 
äußeren Angelegenheiten und hat durch bejonnene Anwendung aller fich Hierzu eignenden 
Mittel ebenjo lebendiges Chriſtenthum in der Gemeinde zu fürdern, als dasjenige, was 
fitten= und jeelenverderblich wirken kann, nach Kräften zu hindern. 

8 42. Die Geijtlihen find im ihrer perjönlichen Amtsthätigfeit, was Lehre, 
Seeljorge, Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen Handlungen anlangt, 
von dem Kirchenvorjtande unabhängig. Diejelben find jedoch verpflichtet, die Fälle, wo 
fie die Zurücdweifung eines Gemeindegliedes von der Theilnahme am heiligen Abend- 
mahle oder einer anderen heiligen Handlung für nothwendig halten, unter ſchonender 
einjtweiliger Zurüchaltung des Betreffenden, dem Kicchenvorftande vorzulegen. Sit der 
Kicchenvorjtand mit dem Geiftlichen für die Zurückweiſung, jo giebt er eine Entjchei- 
dung ab, gegen welche dem Zurücgewiejenen die Berufung an den Ausſchuß der Propftei- 
Synode und in letzter Inſtanz an das Konfiftorium und den Ausſchuß dev Geſammt— 
Synode freijteht. Iſt der Kirchenvorſtand anderer Anficht als der Geiftliche, jo Tann 
der Lebtere, wenn er dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes nicht Folge leiften zu fünnen 
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glaubt, die Angelegenheit zur Entjeheidung an den Ausſchuß der PropjteisSynode und 
in leßter Instanz an das Konfiftorium und den Ausſchuß der Gefammt-Synode bringen. 

Die AUelteften find übrigens, wenn fie in der Amtsführung oder dem Wandel des 
Geiftlihen etwas wahrnehmen, was feiner amtlichen Stellung oder dem Wohle der 
Gemeinde zuwider ift, befugt und verpflichtet, ſolches im Kirchenvorftande zur Sprade 
zu bringen. Läßt die Sache fich im Kirchenvorſtande nicht erledigen, jo ijt dem nächjten 
geistlichen Borgejeßten Anzeige zu machen. 

$ 43. 2. Der Kicchenvorjtand hat der Förderung einer würdigen Sonntagsfeier jic) 
anzunehmen und für die äußere gottesdienjtliche Ordnung zu jorgen. 

Die Abänderung der Zeit für die Abhaltung der regelmäßigen Gottesdiente kann 
nur mit Zuftimmung des Kirchenvorftandes erfolgen. Dafjelbe gilt von Abänderung 
bloß Lofaler liturgiſcher Einrichtungen. Der Kirchenvorſtand entjcheidet über Einräu— 
mung des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht gottesdienftlihen Handlungen, welche der 
Beitimmung des Kicchengebäudes nicht widerjprechen. 

8 44. 3. Dem Kirchenvorftande liegt die Leitung der firchlichen Armen und 
Krankenpflege od. Er hat die Verwaltung und Verwendung der Klingbeutelgelder und 
der diejen gleichjtehenden Einnahmen, joweit fie nach den Patenten vom 6. Mai 1859 
und 31. März 1860 befonderen Kommijfionen bisher zugejtanden hat. 

Auch Hat der Kirchenvoritand fein Augenmerk auf die Fürjorge für VBerwahrlofte 
und für entlafjene Sträflinge zu richten. 

Der Kirchenvorftand wird fich dabei, joweit erforderlich, mit der bürgerlichen 
Armenbehörde in Einvernehmen jeßen, nach Bedürfniß andere Gemeindemitglieder, 
injonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter, zur Hülfe heranziehen und fich mit 
bejtehenden chriftlichen Vereinen in Verbindung fegen. 

$ 45. 4, Der Kicchenvorftand hat die religiöje Erziehung der Jugend zu 
beachten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. 
Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule fteht ihm nicht zu. Mißſtände in der 
religiöjen Unterweifung der Jugend oder in fittlicher Beziehung find von ihm bei den 
gejeglichen Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen. 

8 46. 5. Allen Gemeinden fteht eine Mitwirkung bei der Bejegung ihrer Pfarr- 
jtellen zu. Die Modalitäten, unter denen fie diefes Necht zu üben haben, jollen durch 
ein Geſetz beftimmt werden, welches einer der nächiten ordentlichen Synoden vorzulegen 
ift. Bis dahin behält es in Anfehung der Anftellung der Geistlichen bei den bisherigen 
Beſtimmungen fein Bewenden. Das Präfentationsrecht, welches früher den Kirchen— 
follegien zugejtanden hat, geht auf die Kirchenvorjtände über. Wo die früheren Kirchen- 
follegien zugleich das Wahlrecht gehabt haben, wird folches in Zukunft von den neuges 
bildeten Kirchenkollegien ausgeübt. In den Städten, welche die einfachere Städtever- 
faſſung angenommen haben, geht das Präfentationsrecht auf den Kirchenvoritand über, 
dem für dieje Fälle der Bürgermeiſter beitritt. 

Die unteren Kirchenbeamten, Kicchenvögte, Küfter, Organiften, Glocdenläuter, 
Bälgentreter, Kicchendiener, ZTodtengräber u. |. w. werden, jofern deren Stellen nicht 
mit Schulämtern verbunden find, von dem Kirchenvorftande gewählt und verpflichtet. 
Wo jedoch Organijten und Küfter bisher vom Patronate ernannt find, hat es hierbei 
jein Bewenden. 

Der Kirchenvorſtand beauffichtigt ihre Dienftführung und übt das Necht der Ent: 
laſſung bei fündbaren Anftelungen. Wegen Entlaffung im Disciplinarwege jowie wegen 
Verleihung und Entziehung der mit Schuljtellen verbundenen niederen Kicchenbedienungen 
bewendet es bei den bejtehenden Vorſchriften. 
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$ 47. 6. Der Kirchenvorſtand hat dafür zu forgen, daß die Kirche und die 
derſelben gehörigen, namentlich auch die den Kirchendienern zum Gebrauche überwieſenen 
Gebäude, jowie Kichhöfe und andere Anlagen in gutem, dem Bedürfniſſe entjprechenden 
Stande erhalten, und joweit erforderlich, neu hergeitellt und bejchafft werden. 

Bor Anfang eines jeden NRechnungsjahrs iſt eine Befichtigung der Firchlichen 
Gebäude und Anlagen vorzunehmen, über alle zur Inſtandhaltung oder Erneuerung 
derjelben vorzunehmenden Arbeiten Beſchluß zu fallen, und — vorbehaltlich der Geneh- 
migung des Kicchenfollegiums — die Ausführung jolcher Arbeiten durch Mitglieder des 
Kirchenvorjtandes oder auch durch Dritte zu bejorgen. In den Parochien, in welchen 
eine auf bejfonderem Titel beruhende Berpflichtung bejteht, die Kirche oder die jonjtigen 
ficchlichen Gebäude u. j. w. ganz oder theilweije zu unterhalten, müſſen die hierauf ſich 
beziehenden Beſchlüſſe des Kirchenvorjtandes den Berpflichteten vorgelegt werden. 

Sind dieſe mit den Beichlüffen nicht einverjtanden, jo ijt die Angelegenheit zur 
Entjceheidung der vorgejegten Auffichtsbehörde zu bringen. 

Diejenigen Gebäude, welche von den Inhabern eingelöſt worden find, bedürfen der 
jährlichen Befichtigung nicht; die Bejtimmung des Abſ. 1 findet jedoch auch auf dieje 
Gebäude Anwendung. 

$ 48. 7. Der Kichenvorjtand vertritt die Gemeinde in jtreitigen wie in nicht: 
jtreitigen Rechtsjachen und verwaltet das Firchliche Vermögen mit Einſchluß der Firchlichen 
Lofaljtiftungen, welche nicht jtiftungsmäßig eigene Organe haben, ſowie das Pfarr, 
Pfarrwittwenthums- und Küfterei-Bermögen, joweit das Recht des jeweiligen Inhabers 
nicht entgegenfteht. Inſonderheit ijt von dem Kirchenvorſtand dafür Sorge zu tragen, 
daß die Leijtungen, welche den einzelnen Gemeindegliedern, jei e8 auf Grund einer 
Kicchenumlage, ſei es aus einem anderen Titel, der Gemeinde gegenüber obliegen, recht: 
zeitig eingehen, und daß die Ausgaben, zu welchen die Gemeinde verpflichtet iſt, ordnungs— 
mäßig bejchafft werden. 

Der Kirchenvorjtand hat für orönungsmäßige Verwaltung der Kicchenfaffe und 
Nechnungsführung zu ſorgen. Erforderlihen Falls Tann ein bejonderer bejoldeter 
Nechnungsführer angejtellt werden. Die Ernennung und Verpflichtung fteht dem Kirchen- 
borjtande zu, welchen auch die Sorge für die Leiftung einer ausreichenden Kaution 
obliegt. 

Der Kirchenvorſtand hat vor dem Beginn eines jeden Nechnungsjahres einen Vor— 
anjchlag der SJahreseinnahmen und Ausgaben dem Kirchenkollegium vorzulegen, nach dem 
Schluſſe des Nechnungsjahres die don dem Rechnungsführer abgelegte Rechnung zu 
prüfen und dieſelbe mit feinen Erinnerungen dem Kicchenfollegium zur Revifion zuzus 
jtellen. Voranſchlag und Rechnung müfjen, bevor fie dem Kirchenkollegium vorgelegt 
werden, mindejtens auf zwei Wochen nach vorgängiger Bekanntmachung zur Einficht der 
Gemeinde öffentlich ausgelegt werden. 

In der Verwaltung der gemeinschaftlichen Mittel der Kirchen der Propſtei Haders— 
(eben, jowie in der Verwaltung des Vermögens der Kirchen in den Propjteien der 
Norderharde und der Süderharde auf der Inſel Aljen, ſoweit diefe Verwaltung bisher 
eine gemeinjchaftliche für die Kirchen der genannten Propſteien geweſen ift, wird durch 
die vorjtehenden Beitimmungen Nichts geändert. 

(Beral. jedoch S 82 am Ende). 

$ 49. 8, Der Kirchenvorſtand ift das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, als auch geeignetenfalls durch Einbringung 
von Anträgen wahrzunehmen. 
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Wichtige, die einzelne Gemeinde beſonders berührende Einrichtungen und Anord- 
nungen, inöbefondere Parochialveränderungen, follen von der Kirchenregierung nicht 
getroffen werden, ohne daß der Kirchenvoritand mit jeinen Wünſchen, Erinnerungen oder 
Vorſchlägen vernommen ift. 


7. Wirkungskreis des Kirchenkollegiums. 


$ 50. Die Gemeindevertreter haben gleich den Mitgliedern des Kirchenvorjtandes 
die Aufgabe, das chriftliche und Kirchliche Leben in der Gemeinde zu fürdern. 
8 51. Das Kirchenfollegium hat das Recht: 
1. Wünſche und Beſchwerden an den Kirchenvorjtand zu bringen, 
2. Die Aelteſten zu wählen. 
$ 52. Die bejchließende Mitwirkung des Kicchenkollegiums muß eintreten : 

1. bei der Erwerbung, Veräußerung und dinglichen Belaftung von unbeweglichen 
Eigenthum, jowie bei einer, über die Dauer von zwölf Jahren fich erjtredenden 
Verpachtung von unbeweglichem Gigenthum. Die Verpachtung von Dienjtläns 
dereien der Kirchenbeamten, welche über die Dienjtzeit des augenblidlichen Inhabers 
derjelben hinaus Geltung haben foll, unterliegt nur den Vorſchriften des Reſcripts 
vom 31. Mat 1765, bedarf aber nicht der Genehmigung des Kicchenfollegiums ; 

. bei augerordentlicher Benugung des Vermögens, welche die Subjtanz jelbjt 

angreift, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, welche nicht zur 

zinsbaren MWiederbelegung erfolgt; 

3. bei Anleihen, welche nicht bloß zur Aushülfe für kurze Zeit dienen und aus den 
laufenden Einnahmen derjelben VBoranjchlagsperiode erjtattet werden fünnen; 

4. bei Anftellung von Prozefjen, joweit diejelben nicht die Eintreibung fortlaufender 
Zinjen und Gefälle oder die Einziehung ausjtehender Kapitalien, deren Zinjen 
rückſtändig geblieben find, betreffen und bei Abjchließung von Bergleichen ; 

5. bei Neubauten oder erheblichen Neparaturen an Baulichkeiten, ſofern nicht über 
die Nothwendigfeit der Bauausführung bereits durch die zuftändigen Behörden 
endgültig entjchieden ift. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koftenanjchlag 
200 Dark überfteigt. Im alle des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung 
ein für alle Mal die Bollmacht des Kirchenvoritandes zur Vornahme höher ver— 
anjchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, 
erweitern ; 

6. bei Feſtſtellung der VBoranfchlagsperiode und des DVoranjchlages, ſowie bei 
Bewilligung etwaiger Weberjchreitungen deſſelben; 

7. bei Einführung eines neuen Nepartitionsfußes der Kirchenumlagen und Abän- 
derung des bejtehenden ; 

8. bei Ausschreibung neuer Kirchenumlagen und Erhöhung der bejtehenden; 

9. bei Uenderung der Gebühren für Amtshandlungen der Kirchenbeamten ; 

10. bei Anftellung neuer bejoldeter Kirchenbeamten ; 

11. bei Verminderung der Zahl, Erhöhung oder Herabjegung der Gehalte der bereits 
vorhandenen Kirchenbeamten ; 

12. bei Verwandlung der veränderlichen Einnahmen der Kirchenbeamten in feite 
Einnahmen oder der in Naturalienlieferungen bejtehenden Einnahmen in Geld- 
einnahmen, ſofern diejelbe nicht in dem duch die Staatsgejege geordneten Ab— 
löjungsverfahren erfolgt; 

13, bei Errichtung lofaler Gemeinde-Statuten. 

Die Beihlüffe des Kirchenfollegiums nad) Maßgabe der Ziffern 1 bis 4, 7, 9 bis 13, 


— 
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jowie bei Neubauten und Reparaturen, deren Kojten auf mehr als 3000 Mark veran— 
ichlagt werden, bedürfen der Genehmigung der Kicchenregierung. Sowohl die Kirchen: 
regierung, wie der Kirchenvorjtand, können Angelegenheiten von bejfonderer Wichtigkeit 
zur Berathung im Kirchenkollegium bringen. 

$ 53. Der Kircchenvorjtand hat den Boranfchlag über feine Vermögensverwaltung 
und die Jahresrechnung nach vorgängiger öffentlicher Auslegung mit der Beantwortung 
etwa eingegangener Erinnerungen dem Kicchenfollegium, erſteren zur definitiven Zeitellung, 
(egtere zur Wahl von Reviſoren und Beſchlußfaſſung über die gegen die Rechnung 
gemachten Einwendungen, jowie zur eventuellen Entlaftung des Kirchenvorjtandes vorzu— 
legen. Bei der Wahl der Reviſoren und der Beſchlußfaſſung über die Einwendungen 
haben die Mitglieder des Kirchenvorjtandes mit Einſchluß des Vorſitzenden jich ihrer 
Stimme zu enthalten; der Lebtere hat jedoch die bezüglichen Verhandlungen und Ab— 
jtimmungen zu leiten. 

Der Voranſchlag iſt nach erfolgter Teltitellung und die Jahresrechnung nad 
beendeter Revifion fofort der vorgejegten Kicchenbehörde mitzutheilen. 

s 54. Wenn der Kirchenvorjtand oder dad Kirchenkollegium unterläßt oder ver- 
weigert, die der Gemeinde gejeglich obliegenden Leiftungen auf den Voranſchlag zu 
bringen oder außerordentlich zu genehmigen, jo können die vorgejeßten Kirchenbehörden 
von Amtswegen unter Anführung des rechtlichen Grundes der Verpflichtung die Ein- 
tragung in den Voranſchlag bewirken oder die außerordentliche Ausgabe Feititellen. 
Jedoch iſt das Kirchenkollegium vorher zu hören, injofern dies nicht bereits geichehen 
it, und es fich um einen Gegenjtand handelt, in Betreff deſſen es an fich einer Be— 
ſchlußfaſſung des Kirchenkollegiums bedarf. 

$ 55. Die Kirchenbehörden find berechtigt, die Geltendmachung vechtsbegründeter 
Anjprüche des von dem Kirchenvorſtand zu verwaltenden Vermögens, insbefondere auch 
einer durch Pflichtwidrigkeit eines Borjtandsmitgliedes begründeten Erjabforderung im 
Lege des Prozeifes zu begehren und äußerſten Falls durch eigene Beftellung eines 
Kirchenanwalts zu bewirken. 


8. Bejondere Beftimmungen über die Gemeinden, in welden 
die einfahere Gemeindeverfajjung zur Ausführung fommt. 


S 56. Die einfachere Gemeindeverfajfung fommt zur Ausführung: 
1. in den Gemeinden von weniger al3 500 Seelen; 
2. in den Gemeinden mit Privatpatronen, in welchen däniſches Kirchenrecht gilt. 
In diefen Gemeinden wird nur ein Kirchenvorftand, nicht aber ein Kirchenkol— 
legium gebildet. 
Die Gemeindeverfammlung übt hier die Nechte aus, welche ſonſt dem Kirchen- 
follegium zuſtehen. 
8 57. Für die Zufammenjegung des Kirchenvorftandes finden die Vorſchriften 
der SS 3, 4, 23 ff. finngemäß Anwendung. 
$ 58. Die Uelteften werden von den ftimmberechtigten Mitgliedern der Gemeinde 
unmittelbar gewählt. Ueber Wahl und Einführung der Aeltejten, über Berfammlungen, 
Beichlüffe und Wirkungsfreis des Kicchenvorjtandes gelten die Beitimmungen dev vor— 
ftehenden Abſchnitte mit folgenden Modifikationen : 
1. wenn die Zahl der Aelteſten nicht durch drei teilbar ift, beſtimmt der Kirchen: 
vorjtand jelbjt, in welchen Termin einer mehr, in welchem einer weniger aus— 
ſcheiden ſoll; 
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2. die DVBoranjchlagsperiode beträgt in den Gemeinden, in welchen wegen der 
geringen Geelenzahl die einfachere Gemeindeverfaffung eingeführt wird, regelmäßig 
zwei Jahre. — In den im $ 56 unter Nr. 2 aufgeführten Gemeinden braucht 
ein Voranſchlag nur dann öffentlich ausgelegt zu werden, wenn Ausgaben vor— 
fommen, welche durch Kirchenumlagen zu deden find. Auch in diefem Falle 
it die Berufung der Gemeindeverfammlung jedoch nicht nöthig, wenn es ſich 
nur um die, durch die Synodaleinrichtung veranlaßten Koften handelt, voraus— 
gejegt, daß der Repartitionsmodus durch die Gemeindeverfammlung feitgeftellt ijt 
und feine Abweichung von demjelben beabjichtigt wird. 

$ 59. Die Gemeindeverjanmlung, welche aus ſämmtlichen jtimmberechtigten Mit- 
gliedern der Gemeinde bejteht, wird durch den Borjigenden des Kirchenvorjtandes berufen 
und geleitet. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der zur Verhandlung kommenden Gegen- 
jtände durch Verkündung von der Kanzel, Anſchlag an den Kirchenthüren oder auf 
andere ortsübliche Weife. Ste muß mindeitens zwei Tage vor dem angejeßten Termine 
geichehen. 

Die Beitimmungen der 88 39 und 40 finden auf die Berathungen und Bejchlüfje 
der Gemeindeverfammlung mit der Maßgabe Anwendung, daß die Beichlußfähigfeit, 
fofern der Gegenstand vorher angezeigt worden, durch Theilnahme des vierten Theils der 
Gemeindemitglieder nicht bedingt tft. 

Die Befugniffe der Gemeindeverfammlung bejtimmen fich nach den in den SS 52 ff. 
enthaltenen Vorſchriften. 


9, Bejondere Bejtimmungen für diejenigen Gemeinden, in denen die 
Beitragspfliht zu den Kirhenumlagen in erhebliherem Umfange auf 
den adeligen Gütern ruht. 


$ 60. Für diejenigen Gemeinden, in welchen mindeſtens ein Viertheil der Kirchen- 
umlagen von einem oder mehreren adeligen Gütern zu leiten iſt und die kirchliche 
DBermögensverwaltung bisher noch in den Händen von Kirchenkonventen fich befunden 
hat, kommen bis zur Einführung einer alle Gemeindeglieder treffenden kirchlichen Beſteue— 
rung folgende bejondere Beitimmungen zur Anwendung. 

8 61. Behufs der Errichtung der Kicchenkollegien werden aus den Beſitzern der 
beitragspflichtigen Grundjtüde und zwar erſtens den Befigern der adeligen Güter, 
zweitens den Beſitzern der übrigen ländlichen Grundſtücke, und drittens denen der 
ſtädtiſchen Grundſtücke befondere Klaſſen gebildet. Alle dieje Klaſſen zuſammen haben 
jo viele Gemeindevertreter in das Kirchenfollegium zu entfenden, daß den kontributions— 
pflichtigen Grundbejigern zwei Drittel der Stimmen der Gemeindevertreter zujtehen. 
Das legte Drittel der Stimmen wird von den durch ſämmtliche wahlberechtigte Mit— 
glieder der Gemeinde gemeinschaftlich zu wählenden Gemeindevertretern geführt. 

Die Zahl der auf die einzelnen Klafjen der Grundbeſitzer fallenden Vertreter ijt 
für jede einzelne Gemeinde durch Lofaljtatute zu bejtimmen. Dieſe leßteren find von 
den vorgeſetzten Kirchenbehörden aufzuitellen, den betheiligten Befiern der adeligen Güter, 
den Stadtbehörden und den Ortsvorjtänden mitzutheilen und an einem durch Abkündigung 
von der Kanzel befannt zu machenden, geeigneten Orte auf vierzehn Tage auszulegen. 
Die Betheiligten können binnen vier Wochen, von dem Ablaufe des letzten Tages der 
Auslegungsfrift an gerechnet, gegen die Feitjtellung Einfpruch erheben, über welchen das 
Konſiſtorium endgültig entjcheidet. 

Bei der Anfertigung der Lofalftatute ift dergeftalt zu verfahren, daß die Zahl der 
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Vertreter des adeligen, ſowie des jonftigen ländlichen Grundbeſitzes und der Städte in 
jeder einzelnen Gemeinde dem Verhältniß der auf den eingepfarrten adeligen Gütern, 
dem jonftigen ländlichen Grundbeſitz und den Städten ruhenden Beitragspflicht thunlichit 
angepaßt wird. 

Bei Ermittelung des Beitragsverhältniffes, welches für die Beltimmung der Zahl 
der Vertreter des adeligen Grundbefies maßgebend iſt, werden die den Gigenthümern 
oder Erbpächtern von Gutsparzellen oder zum Gutsverbande gehörigen bäuerlichen Stellen 
auferlegten Raten der pflugzähligen Kirchenumlage von der Pflugzahl der adeligen Güter 
abgerechnet. Dies findet jedoch nicht Statt in Betreff derjenigen Erbpacht3= und Gigen- 
thumsitellen, welchen eine fontraftlich normirte feite Beitragszahlung auferlegt iſt. Die 
jubjidiäre Haft der Befiger der adeligen Güter fällt Hinfichtlih der von ihrer Pflug: 
zahl abgerechneten Naten fort. 

Die zu diefen Kirchſpielen gehörigen Städte behalten das im Abſatz 1 erwähnte 
Recht auch dann, wenn die Untervertheilung der Kicchenumlagen innerhalb ihres Bezirks 
nicht mehr nach) Maßgabe des Grundbeſitzes erfolgt. In dieſem Falle können alle 
Stadtangehörigen, welche zu den Kirchenumlagen beitragspflichtig find und die Wähls 
barkeit zum Gemeindevertreteramt beſitzen, als Vertreter in das Kirchenfollegium ent= 
ſandt werden. 

s 62. Die Slafjen der Befiter der adeligen Güter, der fonitigen ländlichen 
Grundbeſitzer und der Städte, und zwar die leßteren durch alle zur Kirchenumlage pflich- 
tigen Einwohner, wählen, jede Klaſſe für ſich aus ihrer Mitte, die auf die einzelne 
Klafje entfallende Zahl der in das Kirchenkollegium zu entjendenden Gemeindevertreter, 
Ale Gewählten müſſen die in den SS 8—10 vorgejchriebenen Eigenjchaften beſitzen. 
Wahlberechtigt in allen Klaſſen find, abgejehen von dem Falle des 8 64 nur diejenigen, 
welche die in den SS 8 und 9 erwähnten Erfordernifje haben. 

Daneben wählen die jämmtlichen wahlberechtigten Mitglieder der ganzen Gemeinde 
gemeinschaftlich jo viele Gemeindevertreter, daß ihre Zahl ein Drittel der fämmtlichen 
Gemeindevertreter erfüllt. Dieje Zahl ift in dem nach Maßgabe des 8 61 abzufaffen- 
den Lofalitatute feſtzuſetzen und ſteht jämmtlichen wahlberechtigten Mitgliedern der 
Gemeinde in diejer Beziehung das in jenem Baragraphen erwähnte Einſpruchsrecht zu, 
Hinfichtlich der Vornahme dev Wahlen finden die Vorjehriften der 88 11—16 ſinn— 
gemäß Anwendung. 

Scheidet einer der Gewählten aus, oder verliert er fein Amt, jo findet ftets eine 
Neuwahl von Seiten derjenigen Klaſſe jtatt, von welcher der abgehende Gemeindever- 
treter gewählt war. m Uebrigen finden die SS 17, 18, 19, 20, 21 und 22 
Anwendung. 

3 63 Wenn in einem Kiechipiel nicht die zur Beranftaltung einer Wahl erforder- 
liche Ai von kontribuirenden Grundbefitern der einen oder anderen Klaſſe (S 61) vor- 
handen iſt, fo find die vorhandenen wählbaren Befiter, fofern fie die in den SS S—10 
Mn elelahenen Eigenschaften befiten, befugt, ohne Wahl als Gemeindevertreter in das 
— einzutreten. Der Werth ihrer Stimmen wird bei allen in den SS 52 
und 53 aufgeführten Angelegenheiten um jo viel erhöht, als erforderlich iſt, um ihnen 
die in Gemäßheit des $ 61 ihrer Beſitzklaſſe und damit dem beitragspflichtigen Grunde 
befiß die ihm insgefammt zufommende Stimmzahl zu fichern. Werden hierbei bejondere 
Feſtſetzungen erforderlich, To Find dieſe von der Kicchenregierung zu treffen. Es fommen 
dabei die in 8 61 Abjak 2 enthaltenen Borjchriften zur Anwendung. 

$ 64, Für die Beſitzer der adeligen Güter ift die Wahlberechtigung, ſowie die 

Befugniß zum Eintritt in das Kirchenkollegium nicht davon abhängig, daß die Beſitzer 
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in dem Kirchſpiel ihren Wohnfit haben ; auch dürfen die einer fremden Konfeſſion anges 
hörenden, jowie die nicht im Kirchjpiel wohnhaften Gutsbefiger bei Ausübung des Wahl- 
rechts durch eine nach Maßgabe der SS S und 9 qualifizirte Perſon ſich vertreten Lafjen, 
welche auch außerhalb des Kirchſpiels ihren Wohnfiz haben kann. 

Das Wahlrecht wird, wenn die adeligen Güter Bevormundeten, Ehefrauen, Witt 
wen oder unverheiratheten Beligerinnen gehören, durch die Bormünder, Chemänner oder 
Bevollmächtigten dev Wittwen oder Unverehelichten, bei Fideikommißgütern durch einen 
der Administratoren oder einen Vertreter der letzteren ausgeübt ; ſtets müſſen jedoch die 
Vertreter die allgemeine Wahlfähigfeit nach Mabgabe der SS 8 und 9 befigen. 

Die zufolge der Beſtimmungen der SS 62 und 63 als Gemeindevertreter in das 
Kichenfollegium auf Grund eigenen Rechts eintretenden Beſitzer find berechtigt, ſich Durch 
andere Perjonen, welche die nach den SS 8—10 erforderlichen Eigenfchaften haben, ver- 
treten zu laffen. Das Recht fteht auch den volljährigen Gut3befigern zu, welche nach 
$s 63 in das Kirchenkollegium einzutreten befugt jein würden, aber noch nicht über 30 
Jahre alt find. | 

S 65. Die Bildung der Kicchenvorftände erfolgt in den im $ 60 bezeichneten 
Kirchſpielen in der Weife, daß die Vertreter jeder der in den SS 61 und 62 erwähnten 
Klaſſen aus den die MWählbarkeit nach S 10 bejigenden Mitgliedern der betreffenden 
Klaſſe die Ueltejten wählen. Die Zahl diejer legteren muß zwei Drittel der Gefammtzahl 
der Xeltejten betragen. Das übrige Drittel wird von den in 8 62 Abſatz 2 gedachten 
Gemeindevertretern und den Geistlichen gewählt. Für die Beitimmung diefes Drittels, 
fowie der Zahl der von jeder Klafje zu erwählenden Aelteſten find die Vorjchriften des 
Ss 61 Abſatz 3 maßgebend. Hinſichtlich diefer Wahl gelten die Beftimmungen der 
88 25 und 24, 

Desgleichen finden die in den SS 62 Abjak 4, 63 und 64 enthaltenen Anord— 
nungen aud auf den Eintritt in den Kirchenvorſtand und die Vertretung in demjelben 
finngemäß Anwendung. Bei jämmtlichen Abjtimmungen, welche ſich auf VBermögens- 
angelegenheiten beziehen, führen die Vertreter der im $ 61 genannten Klaffen zwei Drittel 
der gejammten Stimmen, einjchlieglih der Stimmen der Getjtlichen. 

S 66. Der $ 4 findet für die Bildung der Kirchenkollegien und der Kirchen— 
vorjtände in den im S 60 gedachten Kirchipielen feine Anwendung. 

8 67. Menn e8 wegen der geringen Zahl der den einzelnen Klaſſen (SS 61 und 
62) angehörigen beitragspflichtigen Gemeindegliedern nicht thunlich erjcheint, ein Kirchen— 
follegium zu bilden, jo kann duch das nach Maßgabe des $ 61 Abjak 2 zu errichtende 
Lokalſtatut von Bildung eines Kirchenkollegiums abgejehen und die Neuordnung auf die 
Einführung eines Kicchenvorjtandes, für deſſen Bildung die SS 61—64 maßgebend find, 
bejchränft werden. Der Kirchenvorftand hat dann zugleich die Rechte des Kirchenkollegiums 
auszuüben. 

Wegen der Abjtimmung in Bermögensangelegenheiten kommen auch hier die Vor— 
jchriften des S 65 Abſatz 3 zur Anwendung. 

10. Rechte der Kirhenpatrone, 

3 68. Den Kirchenpatronen verbleiben außer den Firchlichen Ehrenrechten das 
Präjentationsrecht zu den Predigerftellen und das Recht, die unteren Kirchenbeamten zu 
ernennen, in bisheriger Ausdehnung, joweit nicht durch Beſtimmung diefer Ordnung 
Aenderungen getroffen worden find. 

S 69. Kicchenpatrone, welche als jolche oder als Grundbefiter zu den Kirchen— 
lajten, joweit jolche erforderlich, beitragen müfjen, haben, wenn nicht die Borjchriften der 
ss 60—67 zur Anwendung fommen, das Recht, von der Bermögens-Berwaltung des 
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Kirchenvorftandes jederzeit Kenntnig zu nehmen und wenn fie die zur Wählbarkeit für den 
Kirchenvorſtand erforderlichen Eigenſchaften befiten, an den Berathungen des Kirchen— 
porjtandes über VBermögensangelegenheiten, jedoch ohne Stimmrecht, fich zu betheiligen. 
St der Kicchenpatron mit einem Beſchluſſe des Kirchenvorjtandes vder des Kirchen: 
kollegiums in kirchlichen Bermögensangelegenheiten nicht einverftanden, fo iſt er berechtigt, 
die Entfcheidung der vorgefeßten Auffichtsbehörden anzurufen. 

Der Kirchenvorſtand ift verpflichtet, alle Beihlüffe über Bermögensangelegenheiten, 
injonderheit auch über Wahl eines Kirchenrechnungsführers und die von diefem zu Leiftende 
Sicherheit, dem Patron, falls ex der Sitzung des Kirchenvorſtandes nicht beigewohnt hat, 
Ichriftlich mitzutheilen. Der Patron hat, wenn er es bei dem Beſchluſſe des Kirchen— 
vorjtandes nicht beivenden laſſen will, binnen vierzehn Tagen nah Faſſung oder Zuftellung 
des Beichluffes dagegen Einſpruch bei dem SKirchenvorjtande zu erheben. Bleibt der 
Einjpruch Fruchtlos, jo jteht ihm frei, binnen vierzehn Tagen von Mittheilung der den 
Einſpruch verwerfenden Eröffnung fi) mit einer Beſchwerde an die vorgejehte Auffichts- 
behörde zu wenden, welchenfalls er zugleich den Kirchenvoritand hievon zu benachrichtigen 
hat. Die Berfäumung dev Friſt hat zur Folge, daß das Einjpruchsrecht für den 
betreffenden Fall unwirkſam bleibt. 

5 70. Die in dem vorigen Paragraphen angegebenen Rechte fann der Patron 
dur ein don ihm zu ernennendes Gemeindemitglied, welches die zur Wählbarfeit in den 
Kirchenvorſtand erforderlichen Eigenfchaften beſitzt, ausüben Laffen. 

Im Uebrigen bejtimmt ſich die Befugniß der Patrone, ficd vertreten zu laffen, 
nach den Vorſchriften des S 64 Abſatz 2 und 3; die adeligen Klöfter werden durch den 
Kloſterpropſt vertreten, 

Wenn der Batron oder deſſen gefeglicher Stellvertreter nicht in der Barochie jeinen 
Wohnfig hat, muß tr dem Kirchenvorſtande einen in der Parochie wohnenden Mann 
bezeichnen, der für ihn die Mittheilungen des Kirchenvorftandes (infonderheit auch die 
Einladungen zu den Berfanmlungen des Kirchenvorſtandes) in Empfang zu nehmen und 
jeine Rechte wahrzunehmen hat. Steht das PBatronatrecht mehreren Perſonen zu, jo haben 
diejelben hierzu einen gemeinjchaftlichen Bevollmächtigten zu ftellen. 

s 71. In den Vermögensrechten, welche den Kirchenpatronen in denjenigen 
Diitrikten des Herzogthums Schleswig, in denen däniſches Kirchenrecht gilt, in Anſehung 
der Kirchen und kirchlichen Einkünfte zuftehen, wird durch die Kicchenordnung nichts 
geändert. Auch verbleibt in denjenigen Kirchjpielen, wo wegen des vorhandenen Kirchen— 
vermögens Kirchenumlagen nicht erforderlich find, den Patronen das bisherige Necht auf 
Die VBermögensverwaltung. Auch in dieſen Gemeinden hat der Kirchenvoritand darüber 
zu wachen, daß die Firchlichen Gebäude und ſonſtigen VBermögensgegenftände in gutem 
Stande erhalten werden, und über wahrgenommene Mängel erforderlichen Falls bei der 
Kicchenbehörde Beſchwerde zu führen. 


II. Ordnung der Propſtei-Synode. 


Ss 72. Die zu demſelben Auffichtsbezirke (Propftei) gehörenden Kirchengemeinden 
bilden den Verband der Bropftei-Synode. 
Die Propſtei-Synode befteht: 
1. aus dem Propſt und jämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des Propitei-Synodal- 
verbandes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiftlichen, 
2. aus der doppelten Anzahl weltlider Mitglieder. 
S 74, Bon densim 8 73 3. 2 bezeichneten weltlichen Mitgliedern wird die eine 
Hälfte aus den derzeitigen und früheren Welteften und Gemeindevertretern, welche nicht 
’ 14* 
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in Gemäßheit des $ 20 diefer Ordnung ausgejchieden find, dergejtalt "gewählt, daß jede 
Gemeinde ſoviel Mitglieder entjendet, als fie jtimmberechtigte Getjtliche in dev Synode 
hat. Die andere Hälfte wird von den an Geelenzahl jtärferen Gemeinden aus den 
angejehenen, Firchlich erfahrenen und verdienten Männern des Propjteibezirts gewählt. 
Diejenigen Gemeinden, welche hiernach noch ein vder mehrere Mitglieder zu wählen 
haben, ſowie die Zahl diefer Mitglieder werden unter Berücjichtigung der Geelenzahl, 
ſowie der ſonſtigen örtlichen Berhältniffe der Gemeinden und des Bezirks, das erjte Mal 
durch Anordnung des Konfiftoriums, demnächſt durch Beſchluß der Propſtei-Synode, 
welcher der Genehmigung des Konfijtoriums bedarf, bejtimmt. 

Die Wahlen der weltlichen Mitglieder gejchehen auf drei Jahre und werden von 
den Kirchenkollegien jeder Gemeinde vollzogen. Für jedes meltliche Mitglied ijt gleich 
zeitig ein Stellvertreter zu wählen, welcher bei dejjen Behinderung in die Synode eintritt. 

8 75. Innerhalb des Propſtei-Bezirks angejtellte Hülfsgeijtliche, Geiſtliche der 
in dem Propfteibezirfe belegenen öffentlichen Anftalten, ſowie innerhalb des Propfteibezirts 
an Berjonalgemeinden angejtellte evangelifchslutherifche Prediger find berechtigt, an den 
Verhandlungen der Propjtei-Synode mit berathender Stimme theilzunehmen. 

Ordinirte Hülfsgeiftliche fünnen den Prediger, dem fie zugeordnet find, auf der 
Synode vertreten, wenn derjelbe am Erſcheinen verhindert tit. 

8 76. Für jede Propitei-Synode wird ein Propjtei-Synodalausihuß gebildet. 
Derjelbe beiteht aus dem Propit als Borfigenden und aus vier von der Propjtei-Synode 
aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählten Beifitern, von denen mindeitens einer ein 
Geiftliher fein muß. Für jedes gewählte Mitglied des Synodalausſchuſſes iſt ein 
Erſatzmann zu wählen. Der geijtliche Beifiter, und wenn deren mehrere in dem Aus— 
Ihuffe find, der an erjter Stelle gewählte, Hat den Vorſitzenden in Behinderungsfällen 
zu vertreten. Bei einer Vakanz oder dauernden Behinderung kann die Kicchenregierung 
dem zur interimijtiichen Wahrnehmung der Propſtei-Geſchäfte beauftragten Geiftlichen 
den Synodalvorſitz übertragen. 

$ 77. Die Propjtei-Synode wird jährlich einmal zu einer ordentlichen Verſamm— 
fung berufen. Der Ort der Berfammlung wird von dem Ausſchuſſe der Propjtei-Synode 
bejtimmt, wenn nicht die Synode ſelbſt darüber Beſchluß gefaßt hat. 

Die Berufung geſchieht durch den Vorſitzenden wenigjtens vier Wochen vor dem 
Zuſammentritt unter Angabe der Tagesordnung und ijt dem Konfiftorium anzuzeigen. 

Die Dauer der Berfammlung it in der Negel auf zwei Tage bejchränft. Eine 
Ausdehnung der Verſammlung auf drei Tage ift nur mit Zuftimmung des Propjtes, 
eine Ausdehnung auf längere Zeit nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläfiig. 

Ss 78. Der Zufammentritt der Propfteir-Synode ift jeder Gemeinde unter Benen- 
nung der dazu von ihrem Kirchenvoritande gewählten Abgeordneten am vorhergehenden 
Sonntage von der Kanzel zu verkünden, 

Eine Fürbitte für die Synode ſoll diefer Verkündigung fih anjchliegen. 

5 79, Die Propftei-Synode kann mit Zuftimmung oder auf Anweifung des 
Konſiſtoriums zu aukerordentlicher Verſammlung berufen werden, 

$ 80. Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches nach 
vorgängiger Verleſung und Genehmigung dureh die Verſammlung von dem Vorſitzenden 
und den zu wählenden Schriftführern unterzeichnet und demnächſt dem Konfiftorium und 
dem Ausſchuß der Gefammt-Synode in Abjchrift eingefandt wird. Die von der Propfteis 
Synode gefaßten Beichlüffe find den Kicchenvorftänden des Bezirks mitzuteilen. 

s 851. Zum Wirfungskreis der Propftei-Synode gehört: 

1, Die Beachtung und Erwägung der firhlichen und fittlichen Zuftände im Bezirke, 
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wobei die Synode von dem Synodalausſchuß durch Mittheilung der wichtigen 
amtlichen Erfahrungen und Beobachtungen unterjtügt wird; 

2. die Wahrnehmung der Firchlichen Intereſſen des Bezirks durch Einbringung von 
Anträgen an das Konfiftorium und an die Geſammt-Synode, ſowie die Erledigung 
‚der von dem Konfiitorium gemachten Vorlagen ; 

3. die Mitaufficht über die Geiftlichen, Kandidaten und Kivchenbeamten, ſowie über 
die Aelteſten und Gemeindevertreter in dem Propfteibezirt, mit dem Rechte, zu 
ermahnen und zu warnen; wenn dies aber fruchtlos bleibt, die Sache der zu: 
Itändigen Disziplinarbehörde vorzulegen ; 

4. die Mitaufficht über die Verwaltung des Kirchen, Pfarr- und Firchlichen 
Stiftungspermögens innerhalb der Propitei. 

Sn der Propitei Hadersteben und in den Propſteien der Norderharde und der 
Süderharde auf Allen ift der Propſtei-Synode auch über die Verwaltung der 
gemeinjchaftlichen Kirchenkafſe Rechnung zu legen; 

. die Verwaltung der Propſtei-Synodalkaſſe, die Beltellung eines Synodalrech— 
nungsführers, die Feſtſetzung des Etats der Kaffe, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Konſiſtoriums, jowie die Bertheilung der zur Propſtei-Synodalkaſſe erforder- 
lichen Beiträge der Kirchenkaſſen und Gemeinden; 

6. die Beitimmung über die Zufammenjegung der Kirchenvorjtände und Kirchen- 

follegien, jowie über die Zahl ihrer Mitglieder; 

7. die Wahl der Beiſitzer des Ausjchuffes der Propftei-Synode. 

Wichtige, die einzelne Propſtei bejonders berührende Ginrichtungen und 
Anordnungen jollen von der Kirchenregierung nicht getroffen werden, ohne daß 
die Propjtei-Synode, in eiligen Sachen wenigitens deren Ausſchuß, mit ihren 
Wünſchen, Erinnerungen und VBorjchlägen vernommen ift. Eine derartige Der: 
nehmung hat namentlich bei Beränderung des Propfteibezirts oder der Barochial- 
bezivfe in demſelben jtattzufinden. Die Gejchäfte, welche bisher den Kirchen— 
Vifitatorien obgelegen haben, gehen, joweit fie ſich auf Firchliche Angelegenheiten 
beziehen und nicht in der Ausübung von Staatsauffichtsrechten beftehen, auf die 
Ausſchüſſe der Propftei-Synoden über. 

$ 82. Der Ausihuß der Propfjtei-Synode hat die Verſammlung der lebteren 
vorzubereiten, und einen Bericht über die firchlichen und fittlichen Zuftände in derjelben 
zu erjtatten. | 

In den Fällen der SS 14, 16, 17 bildet der Ausſchuß der Propjtei-Synode die 
Berufungsinitanz, in den Fällen der SS 19, 20, 24, 29 die in exfter Inſtanz ent= 
jcheidende Behörde. 

In der Propftei Hadersleben iſt die Verwaltung der gemeinſchaftlichrn Kirchen: 
faffe von dem Ausſchuſſe der Propftei-Synode zu führen. Für die Berwaltung der 
gemeinjchaftlichen Kicchenkaffen in den Propfteien der Süderharde und der Norderharde 
auf Aljen wird anderweitige Regelung nach Vernehmung von Vertretern der zu den 
genannten Propfteien gehörigen Gemeinden vorbehalten. 

$ 83. Der Ausſchuß der Propftei-Synode tritt anf Einladung des Vorfikenden 
zufammen, ſo oft die Geichäfte es erfordern. Ausnahmsweiſe Tann eine jchriftliche 
Abſtimmung jtattfinden ; jedoch jteht in diefem Fall jedem der Ausfchußmitglieder zu, 
die mündliche Beiprechung zu verlangen. 

Die Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt dadurch bedingt, daß mindeitens drei Meitglieder 
des Ausſchuſſes an der Abjtimmung theilnehmen, und unter den Abjtinmenden immer 
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wenigstens ein Geiftlicher und ein Weltlicher fich befindet, Ausfertigungen ergehen unter 
Unterjchrift des Vorſitzenden. 

$ 84. Der Einführung der BropfteirSynoden geht eine neue Eintheilung der 
Propfteibezirfe voraus, welche durch das Kirchenregiment in thunlichitem Anſchluß an die 
für die Geſammt-Synode gebildeten Wahlkreife ($ 87) feſtzuſetzen ift. 


III. Ordnung der Gefammt-Synode. 


8 85. Die Gefammtheit der zu der evangeliich-lutheriichen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holitein gehörenden Gemeinden wird durch die Gejammt-Synode nach Maß: 
gabe der folgenden Bejtimmungen geleitet und veriveten. 
$ 86. Die Gefammt-Synode beiteht: 

aus den Generalfuperintendenten für Schleswig-Holitein, 
aus acht von dem Landesheren zu ernennenden Mitgliedern, 
aus einem Mitgliede der theologischen Fakultät zu Stiel, welches von — ſelbſt 
gewählt wird, 
4. aus den nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften zu wählenden geiſtlichen 
und weltlichen Abgeordneten. 

Sämmtliche Mitglieder mit Ausnahme der Generalſuperintendenten werden nur 
für die jedesmalige Synodalperiode beſtellt, doch iſt ihre Wiederwahl oder Wieder— 
berufung geſtattet. 

Die Synodalperiode dauert ſechs Jahre. 

Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Geſammt-Synode gewählten 
Synodalausſchuſſes und des Konſiſtoriums ſind berechtigt, mit berathender Stimme an 
den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. 

$ 87. Für die Wahl der geiſtlichen und weltlichen Abgeordneten ($ 86 3. 4) 
werden die in dev Anlage bezeichneten Wahlfreife gebildet. Wo der Wahlkreis mit 
einem Propſteibezirk zufammenfällt, erfolgt die Wahl durch die Propitei-Synode. Andern= 
falls wird die Wahlverſammlung gebildet durch den Propft bzw. die Pröpjte und die 
übrigen den Gemeinden des Wahlkreijes angehörenden Mitglieder der betheiligten Propftei= 
Synoden. 

Die Leitung der Wahlverſammlung hat der Propſt, unter mehreren Pröpſten der— 
jenige, welcher am längjten da3 Propſtamt verwaltet. 

Die Wahl der Abgeordneten zur Gefammt-Synode erfolgt dergeitalt, daß 

für Wahltreife mit weniger als 30 000 Gemeindeangehörigen je zwei Abgeordnete, 

für Wahlfreife von 30 000 bis 50 000 Gemeindeangehörigen je drei Abgeordnete, 

für Wahlfreife von 50 000 Gemeindeangehörigen und darüber je vier Abgeordnete, 
gewählt werden. 

Unter den von jedem Wahlkreiſe zu wählenden Abgeordneten muß ftets ein Geift- 
licher und ein Weltlicher fich befinden. In Betreff der übrigen Abgeordneten fteht den 
Wählern die freie Wahl zwijchen Geiftlichen und MWeltlichen zu. 

Wählbar als geiftliches Mitglied iſt jeder wahlberechtigte Geiftliche, dev mindeſtens 

0 Jahre alt ift, als weltliches Mitglied jedes zum Weltejtenamte wählbare Gemeinde: 
glied, welches einer Gemeinde des Gejammt-Synodalverbandes angehört. 

Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Für jeden Abgeordneten ift ein Erſatzmann 
zu wählen. 

3 85. Die Geſammt-Synode verfammelt fich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konſiſtoriums. 
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Im alle des Bedürfniffes kann die Synode zu einer außerordentlichen Verſamm— 
lung berufen werden. 

Ss 89. Am Sonntage vor der Eröffnung der Synode findet in allen evangelijch- 
tutheriichen Kirchen der Provinz in dem VBormittagsgottesdienit eine Fürbitte für die 
Synode ſtatt, mit welcher fortzufahren ift, jo lange die Synode verjammelt bleibt. 

Der Eröffnung der Synode jelbjt geht ein öffentlicher Gottesdienſt vorher. 

Ss 90. Die Synode wird durch einen Königlichen Bevollmächtigten eröffnet und 
gejchloffen. Die Synode wählt unter feiner Leitung aus der Mitte ihrer Mitglieder 
einen Präfidenten und jodann unter Leitung des gewählten Präfidenten einen Vice— 
präfidenten und mehrere Schriftführer. 

5 91. Die Mitglieder der Synode haben bei ihrem Eintritt in dieſelbe das 
Gelöbniß abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die innere und 
äußere Wohlfahrt unferer evangelifch-Tutherifchen Kirche nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen zu wahren und darnach zu trachten, daß die Kirche in allen Stüden 
wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus“. 

Die bei der Eröffnung anmejenden Mitglieder Legen dies Gelöbniß in die Hand 
des Königlichen Bevollmächtigten, jpäter eintretende in die Hand des Vorſitzenden ab. 

Dei Mitgliedern, welche das Gelöbniß bereit3 in einer früheren Synode abgelegt 
haben, bedarf es einer Erneuerung deffelben nicht. 

5 92. Die Gefammt-Synode hat die Zuftände und Bedürfniffe der Kirche der 
Provinz nach den verjchiedenen Landesgebieten derjelben in Obacht zu nehmen, jowie 
über die Führung der Geijtlichen, Kandidaten, Aelteſten, Gemeindevertreter und Kirchen— 
beamten zu wachen. 

Sie hat die kirchlichen Angelegenheiten, welche durch Anträge ihrer Mitglieder oder 
der Propftei-Synoden an fie gebracht oder von der Kirchenregierung ihr vorgelegt werden, 
zu berathen und nach Maßgabe ihrer Kompetenz zu begutachten oder darüber zu beichließen. 

Sie hat das Recht, in allen kirchlichen Angelegenheiten Wünſche, Anträge oder 
Beſchwerden an die Kirchenregierung zu bringen, fowie bei der firchlichen Geſetzgebung 
mitzuwirken, dergeftalt, daß Kirchengefege nur mit ihrer Zuſtimmung erlaſſen, wieder 
aufgehoben, abgeändert und authentifch interpretirt werden können. Ohne Zuftimmung 
der Synode dürfen neue Katechismen, Gefangbücher und Agenden nicht eingeführt, ſowie 
überhaupt firchengefegliche Normen in Beziehung auf Liturgie, Zucht oder Verfaſſung 
nicht erlaſſen werden. 

Die Synode hat ferner über die Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben nach den 
Vorlagen der Kirchen-Behörde zu bejchließen. Dieje Ausgaben find aus den Kirchen- 
faffen, fofern nicht im Fall der Unzulänglichfeit Dritte ganz oder theilweife für diejelben 
einzutreten haben, zu entnehmen, eventuell durch Leiftungen der Gemeinden aufzubringen. 
Zur Einführung neuer, regelmäßig wiederfehrender allgemeiner Kirchenfolleften bedarf e3 
der Zuitimmung der Gefammt-Synode. 

Ohne ihre Genehmigung kann die Einführung neuer allgemeiner Gebühren für 
Amtshandlungen der Kicchenbeamten oder eine allgemeine Veränderung in Beziehung auf 
die bejtehenden Gebühren nicht erfolgen. 

Die Beichlüffe dev Synode treten erſt nach erlangter Bejtätigung der Kirchen: 
regierung in Straft. 

$ 93. Gegen die obligatorifche Einführung von Katechismen, Neligionsbüchern 
und Gejangbüchern jteht, auch wenn die Gefammt-Synode zu denfelben ihre Zujtimmung 

ertheilt Hat, jeder einzelnen Gemeinde ein Widerjpruchsrecht zu. 
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erden durch ein Kirchengejeß bejtehende agendariſche Ordnungen über die Ver— 
waltung der Saframente geändert, jo dürfen die Aenderungen nicht ohne Zuftimmung 
der Gemeindeorgane eingeführt werden. 

8 94. Sn den Synodalausfchuß wählt die Gefammt-Synode vor dem Schlufje 
einer jeden ordentlichen Verſammlung aus ihrer Meitte ein geiftliches und ein meltliches 
Mitglied, jowie je einen in Behinderungsfällen zuzuziehenden Erſatzmann auf die Zeit 
bis zur nächſten Wahl. 

Diefe bilden mit dem Präfidenten der Gejammt-Synode als Borfikenden den 
Ausschuß. Im Behinderungsfall kann fich dev Präfident durch einen der Beiſitzer ver- 
treten laffen. 

Die Mitglieder des Konſiſtoriums können nicht zugleich Mitglieder des Ausſchuſſes 
der Gejammt-Synode fein. 

$ 95. Der Ausschuß iſt berufen, die Kirchen-Behörden in Angelegenheiten von 
bejonderer Wichtigkeit, namentlich bei Vorbereitung von Vorlagen für die Gejammt- 
Synode, mit jeinem Öutachten zu unterftüßen. 

Proviſoriſche Verfügungen über Angelegenheiten, welche ihrer Natur nach zur 
Entichliegung der Geſammt-Synode gehören, fünnen von der Kirchenregierung nur im 
Einverftändniß mit dem Synodalausihuß erlafjen werden. Diejelben find der nächjten 
Geſammt-Synode vorzulegen und, wenn fie deren Zujtimmung nicht erlangen, außer 
Wirkſamkeit zu jeßen. Ebenſo bedarf es einer Zuftimmung des Synodalausjchuffes für 
die Bewilligung einmaliger Kirchenkolleften. Die Mitglieder des Ausſchuſſes nehmen 
als außerordentliche Mitglieder an den Berathungen und Entſchließungen des Konſiſtoriums 
Theil: 

1. bei dem Vorſchlage wegen Anjtellung der Pröpite, 

2. bei der Beſchlußnahme über Entlafjung eines Geiftlichen auf Grund einer gegen 
ihn geführten Disciplinarunterjuchung, ſowie über das Streichen eines Kandi- 
daten aus der Kandidatenliſte, 

3. bei der Entjeheidung über Entlaffung eines Gemeindevertreters oder Aelteften, 
jowie über Auflöfung des Kicchenvorftandes oder Entlaffung der Gefammtheit 
der Gemeindevertreter wegen beharrlicher Bernachläffigung ihrer Pflichten oder 
jonftiger grober Pflichtwidrigfeit (SS 20, 22, 27, 30), 

4. bei der Entjheidung über die Erinnerungen gegen die Wahlen zum Aelteſten— 

Amte ($ 24), 
. bei der Entjcheidung über Zurücdweifung eines Gemeindegliedes von der Theil- 
nahme am heiligen Abendmahl oder einer anderen heiligen Handlung ($ 42). 
Der Ausschuß hat über jeine Wirkſamkeit der Gefammt-Synode in jeder ordent- 
lien Verſammlung Bericht zu erftatten. 


oT 


IV. Gemeinfchaftlihe Beitimmungen für die Synoden. 


5 96. Ale nach diefer Ordnung für die Synoden umd von denfelben vorzu- 
nehmenden Wahlen erfolgen durch perſönliche Stimmgebung mittelft Stimmzettel, 

Für die Wahlen der Schriftführer ($ 90) genügt relative Stimmenmehrheit; für 
die übrigen Wahlen iſt abjolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Ergiebt fich bei der Abjtimmung eine abjolute Stimmenmehrheit nicht, jo ift die 
Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur diejenigen, welche bei der erſten Abjtimmung 
die meiften Stimmen auf fich vereinigt haben umd zwar eine doppelt jo große Zahl, 
als die Zahl der noch zu Wählenden, zur Wahl gejtellt wird, Ergiebt fi dann 
Stimmengleichheit, jo entjcheidet daS Loos. 
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Die über die Wahlen der Abgeordneten zu den Propftei-Synoden aufgenommenen 
Protokolle find an den VBorfigenden der Propſtei-Synode, die über die Wahlen der Abge— 
ordneten zur Gejammt-Synode aufgenommenen Protofolle an das Konjiftorium binnen 
acht Tagen nach gejchehener Wahl einzujenden. 

$ 97. Das Mandat der in eine Propiteis oder in die Gefammt-Synode gewählten 
weltlichen Mitglieder erlischt mit dem Verluſte einer zur MWählbarfeit erforderlichen 
Eigenschaft. 

Ss 98. Wer aufgehört hat, Mitglied der PropfteisSynode oder der Gejammts 
Synode zu jein, fann nicht Mitglied des Ausſchuſſes der betreffenden Synode bleiben. 

$S 99. Meber die Legitimation ihrer Mitglieder, ſowie über die Yortdauer der 
Synodalfähigfeit entjcheidet jede Synode fjelbititändig. Auch gebührt der Synode jelbit 
die Entjcheidung über ftreitige Zuläffigfeit fernerer Theilnahme an ihrem Ausſchuſſe. 
Eine vorläufige Entjcheidung jteht jedoch, ſofern es fih um die Theilnahme an dem 
Ausſchuß der Propftei-Synode handelt, dem Konfiftorium, und jofern e3 ſich um Theil: 
nahme an dem Ausſchuß der Gejammt-Synode handelt, diefem Ausſchuſſe jelbjt zu. 

$ 100. Die Sibungen der Symoden find öffentlich. Durch einen, in nicht: 
Öffentlicher Sitzung zu faſſenden Beſchluß kann die Deffentlichfeit für einen beftimmten 
Gegenjtand der Berathung ausgejchloffen werden. 

Die Mitglieder des Konfiftoriums und Bevollmächtigte der Kirchenregierung können 
ohne Stimmrecht an den Berathungen der Synoden Theil nehmen. 

$ 101. Die Sigungen der Synoden werden mit Gebet eröffnet, die legte Sitzung 
auch mit Gebet gejchlofjen. 

$ 102. Die Synoden find bei Anweſenheit der Hälfte ihrer Mitglieder beſchluß— 
fähig und faſſen ihre Beichlüffe nach abfoluter Stimmenmehrheit dev Anwejenden. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

s$ 103. Die Feſtſetzung der Gefchäftsordnung ift den Synoden ſelbſt überlafjen. 
Den Bejchlüffen der Gefammt-Synode muß eine zweifache Berathung (Borberathung und 
Schlußberathung) vorhergehen. 


V. Koſten. 


$ 104. Die von der Gefammt-Synode bejchlofjenen neuen Ausgaben zu Firchlichen 
Zweden der Provinz, ſowie die durch Bildung und Wirkſamkeit der Geſammt-Synode 
und ihres Ausichuffes entitehenden Koften werden aus der Gefammt-Synodalfafje beitritten. 
Die Verwaltung diefer Kaffe wird unter der Aufficht der Synode durch einen von ihr 
zu bejtellenden Rechnungsführer oder von der Kafje des Konfiftoriums geführt. 

Die Bedürfniffe der Gefammt-Synodalfaffe werden durch die Propſtei-Synodal— 
Kafjen aufgebracht und auf diejelben nach einer Matrikel vertheilt, welche vorläufig vom 
Konſiſtorium, definitiv von der Gefammt-Synode unter Zuftimmung des Konfijtoriums 
aufzustellen ift. 

$ 105. Die Beiträge der Propitei-Synodalfaffen zur Gefammt-Synodalfafje, ſowie 
die durch Bildung und Wirkfamfeit der Propſtei-Synoden und ihrer Ausſchüſſe erwach— 
jenden Koften werden von den Gemeinden aufgebracht. Der Fuß, nach welchem Die 
Umlegung auf die Gemeinden erfolgt, wird vorläufig vom Konfiftorium, definitiv von 
den Propjtei-Synoden unter Genehmigung des Konſiſtoriums feſtgeſetzt. 

$ 106. In den Gemeinden werden jowohl die Beiträge zu den Propftei-Synodals 
Kaffen, als auch die durch Bildung und Wirkſamkeit dev Kirchenvorjtände und Kirchen: 
follegien entjtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, joweit diefe dazu bei Berücfichtigung 

ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande find und jofern nicht im Fall der Unzuläng- 
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fichfeit Dritte ganz oder theilweife für diefelben einzutreten haben, ſonſt durch Gemeinde— 
umlagen bejtritten, 

s 107. Den Mitgliedern der Synoden und Synodalausſchüſſe gebühren, joweit 
fie nicht am Orte der Verſammlung wohnhaft find, Tagegelder und Reiſekoſten. Diejelben 
gehören zu den Synodalfoften. Die Sätze werden vorläufig vom Konfiftorium, definitiv 
von den einzelnen Synoden jelbjt unter Zuftimmung des Konſiſtoriums feſtgeſtellt. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 


$ 108. Die auf Grund der Gemeindeordnung vom 16. Auguft 1869 gebildeten 
Kirchenvorſtände und Kirchenkollegien bleiben zunächſt in Wirffamfeit. Die in Beziehung 
auf die Bildung der Gemeindeorgane in dieſer Kirchengemeindeordnung getroffenen 
Beftimmungen gelangen exit bei den nächjten Ergänzungswahlen in Anwendung. 

In den Gemeinden, in welchen nach der Gemeindeordnung dom 16. Augujt 1869 
Kicchenkollegien zu bilden waren, während nach dieſer Kicchengemeindeordnung die eins 
fachere Gemeindeverfaffung Platz greift, treten die beftehenden Gemeindevertretungen außer 
Wirkſamkeit. 

8 109. Im den Gemeinden, auf welche die SS 60--67 ſich beziehen, wird nad 
Erlaſſung der Lofalftatute ($ 61 Abſ. 2) zur Bildung neuer Gemeindeorgane nad) 
Maßgabe der angeführten Paragraphen gejchritten. 

$ 110, Die näheren Anordnungen über die Vornahme der erjten Wahlen werden 
von dem Konfijtorium getroffen. Die in diefer Ordnung den Propſtei⸗ Synodalausſchüſſen 
beigelegten Funktionen werden bis zu ihrer Bildung von den Kirchenviſitatorien wahr— 
genommen. 
$ 111. Die in dem $ 60 der Gemeindeordnung vom 16. Augujt 1869 in 
Anjehung der Kieler Gemeinde und der Stadt Neuftadt getroffenen Bejtimmungen 
bleiben, jo weit fie nicht durch die Vorſchriften diefer Ordnung eine Abänderung erfahren, 
in Kraft. 

$ 112, Die VBorjihriften diefer Verordnung finden auf die für bejtimmte Klaſſen 
von Perſonen beſtehenden Gemeinden (Militairgemeinden, Anftaltsgemeinden u. a. m.) 
feine Anwendung. 


Verzeichniß der Wahlkreife. 

I. Wahlkreis, beitehend aus den Kirchjpielen Aaftrup, Aller, Fjelſtrup, Haders— 
leben, Halk, Hammelef, Hoptrup, Maugſtrup und Jägerup, Moltrup und Bjerning, 
Oesbye, Oxenwatt und Jels, Schottburg, Sommerſtedt, Starup und Grarup, Stepping 
und Frörup, Thyrſtrup und Hjerndrup, Willſtrup, Wittſtedt, Wonsbek. 

II. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Aggerskow, Arrild, Beftoft und 
Tiislund, Branderup, Bröns, Fohl, Gram, Hoirup, Hvidding, Hygum, Lintrup und 
Hjerting, Nuſtrup, Oſterlinnet, Reisbye, Roagger, Rödding und Skrave, Skjerbed, 
Skrydſtrup, Spandet, Toftlund, Wodder. 

III. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Apenrade, Atzbüll und Graven— 
ſtein, Bedſtedt, Bjolderup, Enſtedt, Feldſtedt, Hellewatt und Eckwatt, Holebüll, Jordkirch, 
Klippleff, Loit, Oſterlygum, Quars, Nies, Rinkenis, U, Warnitz. 

IV. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Broacker, Düppel, Kekenis, 
Nübel, Satrup, Sonderburg, Ulderup, Atzerballig, Auguſtenburg, Hörup, Ketting, 
Lysabbel, Nottmark, Tandslet, Ulkebüll, Igen, Hagenberg, Norburg, Oxbüll, Spenditrup. 
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V. Wahlkreis, bejtehend aus den Kirchipielen Set. Johannis, Sct. Marien, 
Sct. Nicolai in Flensburg, Bau, Eggebeck, Handewitt, Jörl, Nordhaditedt, Deverjer, 
Walsbüll, Wanderup, Groß-Wiehe. 

VI. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Adelbye, Esgrus, Gelting, 
Glücksburg, Grundhof, Hürup, Husbye, Munkbrarup, Neukirchen, Quern, Rüllſchau, 
Sieverſtedt, Groß- und Klein-Solt, Sörup, Steinberg, Sterup. 

VII. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Ballum, Dahler, Döſtrup, 
Emmeleff, Jerpſtedt, Medolden, Mögeltondern, Randerup, Röm, Schads, Wisbye, 
Abild, Aventoft, Brede, Bülderup, Burkall, Hoiſt, Hoſtrup, Höyer, Norderlygum, 
Lygumkloſter, Raepſtedt, Tingleff, Tondern, Uberg, Keitum, Morſum, Weſterland, 
Neukirchen, Rodenäs. 

VIII. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen St. Clemens (Amrum), 
Braderup, Dagebüll, Deetzbüll, Emmelsbüll, Enge, Fahretoft, St. Johannis, St. Nicolai 
und St. Laurentii auf Föhr, Horsbüll, Humtrup, Karlum, Klanxbüll, Klixbüll, Ladelund, 
Leck, Lindholm, Süderlügum, Medelbye, Niebüll, Rieſum, Stedeſand. 

IX. Wahlfreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Bargum, Bordelum, Brecklum, 
Bredſtedt, Drelsdorf, Gröde, Hattſtedt, Hooge, Huſum, Joldelund, Langenes-Nordmarſch, 
Langenhorn, Mildſtedt, Okholm, Odenbüll, Oland, Olderup, Oſtenfeld, altes und neues 
Kirchſpiel auf Pellworm, Schobüll, Schwabſtedt, Schweſing, Simonsberg, Viöl. 

X. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Catharinenheerd, Cating, Colden— 
büttel, Cotzenbüll, Garding, Oldenswort, Ording, Oſterhever, Set. Peter, Poppenbüll, 
Tating, Tetenbüll, Tönning, Uelvesbüll, Vollerwiek, Welt, Weſterhever, Witzwort. 

X. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Domgemeinde, Michaelis: 
gemeinde und Friedrichsberg in der Stadt Schleswig, Haddebye, Kropp, Treya, Holling- 
jtedt, Bergenhufen, Erfde, Friedrichjtadt, Süpderftapel. 

XII. Wahlkreis, bejtehend aus den Kirchſpielen Arnis, Boel, Boren, Norder- 
brarup und Loit, Brodersbye und Tharjtedt, Cappeln, Havetoft, Kahlebye und Moldenit, 
Rabenkirchen, Satrup, Thumbye und Strurdorf, Tolf und Nübel, Töftrup, Uelsbye und 
Fahrenſtedt, Ulsnis. 

XIII. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Borbye, Bünsdorf, Eckernförde, 
Gettorff, Däniſchenhagen, Hütten, Koſel, Kruſendorf, Rieſebye, Schwanſen (Karbye), 
Seheſtedt, Sieſebye, Waabs. 

XIV. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen der Städte Altona und 
Ottenſen. 

XV. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Haſeldorf, Haſelau, Niendorf, 
Nienſtädten, Quickborn, Rellingen, Seeſter, Ueterſen, Wedel. 

XVI. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Elmshorn, Barmſtedt, 
Hörnerkirchen, Herzhorn, Glückſtadt, Hohenfelde, Horſt, Neuendorf, Kollmar, Kelling— 
huſen, Stellau. 

XVII. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Beydenfleth, Borsfleth, 
Breitenberg, Brockdorf, Crempe, Heiligenſtedten, Hohenaspe, Itzehoe, Krunmendiek, 
St. Margarethen, Münſterdorf, Neuenbrook, Neuenkirchen, Süderau, Wewelsfleth, Wilſter. 

XVII. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen Albersdorf, Barlt, Bruns— 
büttel, Burg, Eddelak, Norder-Haſtedt, Süder-Haftedt, Hemmingſtedt, Marne, Meldorf, 
St. Michaelisdonn, Windbergen, Wöhrden. 

XIX. Wahlkreis, beſtehend aus den Kirchſpielen St. Annen, Büſum, Delve, 
Heide, Hemme, Hennſtedt, Lunden, Neuenkirchen, Schlichting, Tellingſtedt, Weddingſtedt, 
Weſſelburen. 
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XX. Wahlkreis, beftehend aus den Kirchipielen Bovenau, Hademarſchen, Hohen— 
wejtedt, Ivenſtedt, Nortorf, Altitädter und Neuwerker Gemeinde in der Stadt Rendsburg, 
Schenefeld, Todenbüttel, Waden, Hohn, Hamdorf. 

XXI. Wahlfreis, beitehend aus den Kirchenfpielen Kiel, Flemhude, Schönfirchen, 
Elmſchenhagen, Weitenfee. 

XXII. Wahlkreis, bejtehend aus den Kirchipielen Bordesholm, Brügge, Neu— 
münfter, Großenaspe, Bramftedt, Kaltenkirchen, Hennſtedt, Kirchenbarfau, Groß-Flintbeck. 

XXIII. Wahlfreis, bejtehend aus den Kirchipielen Reinfeld, Zarpen, Hamberge, 
Klein-Weſenberg, Segeberg, Sülfeld, Warder, Oldesloe, Pronsdorf, Leezen, Schlamersdorf. 

XXIV. Wahlfreis, beitehend aus den Kirchipielen Bargteheide, Bergitedt, 
Eichede, Alt-Rahlitedt, Sief, Steinbed, Trittau, Wandsbeck, Woldenhorn. 

XXV. Wahlkreis, bejtehend aus den Kirchſpielen Sarau, Bornhöved, Altjtadt- 
und Neuftadt-Blön, Probfteihagen, Lehrade, Preetz, Schönberg, Seelent, Bledendorf, 
Giefau, Lütjenburg, Kirchnüchel. 

XXVI Wahlfreis, beitehbend aus den Kirchipielen Altenkrempe, Grömiß, 
Großenbrode, Grube, Hanſühn, Heiligenhafen, Hohenftein, Lenſahn, Neukirchen, Olden— 
burg, Schönwalde, Bannesdorf, Burg, Landkirchen, Petersdorf, Neuftadt. 


11. 
Geſek, 


betreffend Die evangeliſche Rirchenverkalſung in ver Provinz Bchleswig-Holſtein 
und in dem Amfsherirke des Konſtſtoriums zu Wiesbaden. Dom 6, Hpril 1878, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnnen, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, für Die 
Provinz Schleswig-Holſtein mit Einfluß des Kreijes Herzogtdum Lauenburg und für 
den Amtsbezirk des Konfijtoriums zu Wiesbaden, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Beſtimmungen für die Provinz Schleswig-Holſtein. 


Art. 1. Die in der anliegenden Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
evdangelifchzlutherifche Kirche dev Provinz Schleswig-Holſtein vom 4. November 1876 
und in der anliegenden Verordnung, betreffend die Einführung diefer Kirchengemeindes 
und Synodalordnung in den evangelifchslutherifchen Gemeinden des Herzogthums Lauen— 
burg, vom 7. November 1877 bejtimmten und nach diefen Borfchriften zufammengejeßten 
Kirchengemeinde: und Synodalorgane, einjchließlich der nach $S 108 der genannten Kirchen- 
gemeinde und Synodalordnung umzubildenden bereits beitehenden Gemeindeorgane, üben 
die nachſtehenden Nechte nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 

Art. 2. Der Kirchenvorſtand übt die ihm zugewieſenen Rechte in Betreff 

1. der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und bei Ver— 
waltung des Kirchenvermögens mit Einſchluß der kirchlichen Lokalſtiftungen, ſowie 
des Pfarr-, Pfarrwittwenthums- und Küſterei-Vermögens (SS 41, 47, 48, 58 
Nr. 2 der Anlage 1); 

. der Verfügung über die Kirchengebäude ($ 43 ebenda); 
. der Bertretung der Gemeindeintereffen in Beziehung auf die Schule ($ 45 
ebenda) ; 


ID 
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4. der Präfentation zu Pfarrwahlen in den Städten, welche die einfachere Städte: 
verfaffung angenommen haben ($ 46 Abſ. 1 am Ende ebenda); 
5. der Vertretung der Gemeinde bei Parochialänderungen ($ 49 ebenda). 

An die Stelle des Kirchenvorſtandes tritt in den Kapellengemeinden im Kreife 
Herzogthum Lauenburg für die in S 2 Abſ. 3 der Verordnung vom 7. November 1877 
bezeichneten Angelegenheiten der Kapellenvorftand. 

Sobald in Gemäßheit des 8 2 Abſ. 5 der bezeichneten Berordnung die Schnafen- 
becker Kapellengemeinde an den Berband der Lauenburgſchen Kirchengemeinden angejchloffen 
it, findet die Beitimmung des vorjtehenden Sabes auch auf fie Anwendung. 

Die zur Ausübung der im erjten Abſatz bezeichneten Nechte erforderlichen Beſchlüſſe 
werden nach SS 33, 35, 65 Abſ. 3 und 67 Abſ. 2 der Anlage 1 gefaßt und Dritten 
gegenüber nach 8 36 ebenda feitgeitellt. 

Die Verwaltung der Kicchenfaffe richtet fi) nach S 48 der Anlage 1. 

Art. 3. Das Kirhenkollegium — an jeiner Stelle in den Fällen der 88 19 
Cab 2 und 67 der Anlage 1 der Kirchenvorftand, im Fall des 8 56 ebenda, jowie in 
den Kapellengemeinden des Kreifes Herzogthum Lauenburg ($ 2 Abſatz 4 der Verordnung 
bom 7. November 1877) die Gemeindeverfammlung — üben die ihnen in den SS 52 
und 53 der Anlage 1 zugewiejenen Rechte. 

Die zur Ausübung derjelben erforderlichen Beichlüffe werden nach den SS 38, 39, 
40 und 59 ebenda gefaßt. 

Bejchlüffe über Einführung eines neuen Nepartitionsfußes der Kirchenumlagen und 
Abänderung des bejtehenden (F 52 Ziffer 7) bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Beichlüffe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt vollftredt werden, 
wenn fie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt worden find. 

Dieje Erklärung iſt insbefondere zu verſagen, jofern Bedenken hinfichtlich der 
DOrdnungsmäßigkeit der Auferlegung, dev Angemefjenheit des Beitragsfußes oder der 
Leiftungsfähigfeit der Pflichtigen beitehen. 

Iſt die in $ 60 vorgefehene Einführung einer alle Gemeindeglieder treffenden 
ficchlichen Beſteuerung in denjenigen Gemeinden, in denen die Beitragspflicht zu den 
Kicchenumlagen in erheblicherem Umfange auf den adeligen Gütern ruht, nicht bis zum 
„sahre 1884 erfolgt, jo gejchieht die Regelung durch Staatsgefeh. 

Art. 4. Die Rechte, welche nach den Artiken 2 und 3 dem Kirchenvorftande 
und dem Kicchenkollegium in einzelnen Gemeinden zuftehen, werden in den Fällen des 
S 5 der Anlage 1 den vereinigten Kirchenvorständen und Kirchenkollegien für die gemein— 
jamen Angelegenheiten beigelegt. 

Art. 5. Zur Feſtſtellung von Gemeindetatuten ($ 52 Ziffer 13, $ 61 Abſatz 3 
Anlage 1) bedarf es der vorgängigen Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen 
Beſtimmungen diefem Gefege nicht zuwider feien. 

Art. 6. Die Rechtöverhältniffe des Patrons in Betreff der Bermögensverwaltung 
werden bis zum Erlaß des im Art. 17 der Berfaffungsurfunde vorgejehenen Gejeßes 
über die Aufhebung des Patronats durch SS 68, 69, 70 und 71 der Kixchengemeinde- 
und Synodalordnung vom 4. November 1876 und duch $ 3 der Verordnung vom 
7. November 1877 bejtimmt. 

Wenn jedoch ein Patron, welcher für die Kirchenkaſſe im Fall der Unzulänglich— 
feit ganz oder theilweife einzutreten hat, zu Ausgaben aus diefer Kaffe, für welche fie 
bisher nicht bejtimmt gewefen tft, feine Zuftimmung verjagt, jo darf die Einwilligung 
wicht durch die vorgeſetzte Auffichtsbehörde ergänzt werden. 
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Art. 7. Die Bropftei-Spnode und im Kreife Herzogthum Lauenburg die Kreise 
Synode (88 4, 5 der Verordnung vom 7. November 1877) übt die ihr zugewieſenen 
echte in Betreff 

1. des Kirchen-, Pfarr- und kirchlichen Stiftungsvermögens ($S 81 Nr. 4 der Kirchen: 

gemeinde und Synodalordnung dom 4. November 1876); 

2. der Propftei-Synodalfafle, dev Feſtſetzung des Etats der Kaffe, der Beftellung des 
Synodalvehnungsführers, jowie dev Vertheilung der zu der Vropjtei-Synodal- 
kafſe erforderlichen Beiträge dev Kirchenkaſſen und Gemeinden ($ 81 Nr. 5 ebenda). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beihlüffe werden nah 8 102 
ebenda gefaßt. 

rt. 8. Den Gemeinden fteht gegen Beichlüffe der Propſtei-Synode Kreis⸗ 
Synode) wegen Repartition der zur Synodalfafje erforderlichen Beiträge binnen einund— 
zwanzig Tagen jeit Zujtellung des Beſchluſſes Beſchwerde zu. 

Neber die Beſchwerde entſcheidet die Staatsbehörde. 

Art. 9. Der Ausſchuß der Propſtei-Synode Hadersleben übt das Recht, die gemein= 
ichaftliche Kirchenkaſſe der Propſtei zu verwalten ($ 82 Abſ. 3 Anlage 1). Seine 
Beichlüffe werden in Gemäßheit des 8 83 Apf. 2 ebenda gefaßt und Dritten gegenüber 
durch Unterfchrift des Vorfigenden und mindeltens zweier Mitglieder des Ausſchuſſes 
feſtgeſtellt. 

Art. 10. Die wegen Verwaltung der gemeinſchaftlichen Kirchenkaſſen in den 
Propſteien der Süderharde und der Norderharde auf Alſen vorbehaltene ſtatutariſche 
Regelung (8 82 Abſ. 4 der Anlage 1) bedarf der vorgängigen Anerkennung jeitens dev 
Staatsbehörde, dat die entworfenen Beſtimmungen den Vorſchriften dieſes Gefeges nicht 
zuwider ſeien. 

Art. 11. Die Geſammt-Synode übt das Recht 

1. der Bewilligung neuer Ausgaben zu Firchlichen Zwecken der Provinz (5 72 der Anlage 1); 

2, der Zuftimmung bei Einführung aligemeiner Gebühren fit Amtshandlungen der 
Kirchenbeamten oder bei Abänderung in Beziehung auf die beftehenden Gebühren 
($ 92 ebenda). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach SS 102 und 
103 der Anlage 1 gefaßt. 

Art. 12. Die Wirkſamkeit der Gefammt-Synode wird auf die zur Kreis-Synode 
de3 Kreifes Herzogthum Lauenburg gehörigen Kirchengemeinden ausgedehnt, jobald Dies 
felben in Gemäßheit des $ 7 der Verordnung vom 7. November 1867 an den Geſammt— 
Synodalverband angefchloffen jein werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Beſtimmungen für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. 


Art. 13. Die in der anliegenden Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
evangelifchen Gemeinden im Amtsbezirk des Konfiftoriums zu Wiesbaden vom 4. Juli 
1877 bejtimmten und nach diefen Vorſchriften zuſammengeſetzten Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalorgane, einfchliehlich der nach $ 80 der genannten Kirchengemeinde und Synodal- 
ordnung umzubildenden bereits beftehenden Gemeindeorgane, üben die nachjtehenden Rechte 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 

Art. 14. Der Kirchenvorſtand übt die ihm zugewieſenen Rechte in Betreff 

1. der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und bei Ver— 
waltung des Kirchenvermögens mit Einſchluß der kirchlichen Lokalſtiftungen, ſowie 
des Pfarrvermögens (SS 13, 24); 
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2. der Verfügung über Kirchengebäude ($S 15 Abſ. 3); 
3. der Vertretung der Gemeindeinterejfen in Beziehung auf die Schule ($S 17); 
4. der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen ($ 25); 

Die zur Ausübung dieſer Nechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nad 8 12 
Abſ. 2 und 3 gefaßt und Dritten gegenüber nad S 12 Abſatz 4 und 8 26 feitgeftellt. 

Die Verwaltung der Kicchenfafje richtet ſich nach den 88 27, 28. 

Art. 15. Die Gemeindevertretung (S 30 Abf. 1 und 2, S 42 Abi. 2, S 45) 
übt die ihr in 8 33 zugewiejenen Rechte. 

Die zur Ausübung derſelben erforderlichen Beichlüffe werden nad) den SS 31, 
32 gefaßt. 

Beihlüffe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können exit volljtredt werden, 
wenn fie von der Staatsbehörde für volljtreebar erklärt worden jind. 

Die Erklärung iſt insbefondere zu verjagen, jofern Bedenken hinſichtlich der 
Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes oder der 
Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen beftehen. 

Art. 16. Die Rechte, welche nach) den Artikeln 14, 15 dem Kicchenvorjtand und 
der Gemeindevertretung in einzelnen Gemeinden zuftehen, werden in dem Falle des $ 4 
Abſ. 2 den vereinigten Kirchenvorſtänden und Gemeindevertretungen für die gemeinfamen 
Angelegenheiten beigelegt. 

Art. 17. Zur Feititellung von Gemeindeftatuten ($S 46) bedarf es der vorgängigen 
Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtimmungen diefem Gefeße nicht 
zuwider feien. 

Art. 18. Die Kreis-Synode übt die ihr zugewiefenen Rechte in Betreff 

1. der in den Kirchengemeinden bejtehenden und der den Kirchengemeinden des 
Synodalfreifes gemeinjamen Einrichtungen und Inſtitute für chriftliche Liebes- 
werfe ($S 62 Nr. 5); 


2. der Mitaufſicht Über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens der 
Gemeinden ($S 62 Nr. 6); 
3. der Kreis-Synodalfafje, des Kreis-Synodalrechners, des Etats der Kaffe und der 


Kepartition der zu derſelben erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden ($ 62 Nr. 8); Ä 

4, der ſtatutariſchen Ordnungen ($ 62 Nr. 9); 

5. der Abänderung von Kirchenkreiſen (S 62 Nr. 10). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beichlüffe werden nach 8 61 gefaßt. 

Art. 19. Den Gemeinden fteht gegen Bejchlüffe der Kreis-Synode wegen Nepar- 
tition der zur Kreis-Synodalkaſſe erforderlichen Beiträge binnen einundzwanzig Tagen 
ſeit Zuitellung diefes Beſchluſſes Beſchwerde zu. 

Ueber die Bejchwerde entjcheidet die Staatsbehörde. 

Art. 20. Zur Feititellung jtatutarifcger Ordnungen in dem der Kreis-Synode 
überwiejenen Gejchäftsgebiete (S 62 Nr. 9, 8 72 Nr. 7) bedarf es der vorgängigen 
Anerkennung feitens der Staatsbehörde, daß die entworfene Beſtimmung diefem Gejebe 
nicht zuwider jet. 

Art. 21. Der Kreis-Synodalvorjtand übt in Bezug auf die in $ 62 Nr. 5 
und 6 der Synode übertragene Mitaufficht das Recht, in eiligen Fällen die vorläufige 
Entſcheidung zu treffen ($ 64 Jar. 7). 

Art. 22. Die Bezirks-Synode übt die ihr zugewiejenen Nechte in Betreff 

1. der Mitaufficht über die Verwaltung der Kreis-Synodalfafien ($ 72 Nr. 5); 
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2. der Feſtſetzung der Voranfchläge und Rechnungen des Gentralficchenfonds, der 
Seiftlichen- Wittwenr/und Waiſenkaſſe und der Bezirk -Synodalfafje ($ 72 Nr. 6); 

3. der von einzelnen Kirchengemeinden und Kreis-Synoden beichlofjenen jtatutarijchen 
Drdnungen ($ 72 Nr. 7); 

4. der Verwendung des Ertrages der vor dem jedesmaligen Zujammentritt der 
Bezirks-Synode oder alljährlich in dem Bezirk einzufammelnden Kirchen und 
Hausfolleften zum Beſten der dürftigen Gemeinden des Bezirks (5 72 Nr. 10). 

Die Befugniß, eine Einfammlung diefer Hausfollefte anzuordnen, bedarf nicht 
der befonderen Ermächtigung einer Staatsbehörde;. die Zeit der Einſammlung 
muß aber dem Oberpräftdenten vorher angezeigt werden ; 

. der Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben für allgemeine kirchliche Bedürfniffe 
des Bezirks (S 72 Wr. 11). 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Bejchlüffe werden nach S 71 gefaßt. 


ST 


Dritter Abſchnitt. 
Gemeinfame Bejtimmungen. 


Urt. 23. Kirchliche Gefeße und Verordnungen find nur injoweit rechtsgültig, als 
fie mit einem Staatsgejeg nicht in Widerfpruch ftehen. Bevor ein von der Gejammt- 
oder Bezirf3-Synode bejchloffenes Gejfeß dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, ift 
durch eine Erklärung de3 Staatsminifteriums feitzuftellen, daß gegen das Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern ift. 

In der Berfündigungsformel iſt dieſe Feltitellung zu erwähnen. 

Ein Kicchengefeß erhält feine verbindliche Kraft durch die Verfündung in einem 
unter Berantwortlichkeit des betreffenden Konſiſtoriums erſcheinenden kirchlichen Gejeh- 
und Verordnungsblatt. Sie beginnt, fofern in dem Geſetze fein anderer Anfangstermin 
bejtimmt ift, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an welchem das betreffende 
Stüd des genannten Blattes am Orte jeines Erjeheinens ausgegeben worden ift. 

Art. 24. Kirchengefeße, durch welche neue Ausgaben zu kirchlichen Zwecken der 
Provinz oder des Bezirks bewilligt werden, bedürfen, bevor fie dem Könige zur Sanktion 
vorgelegt werden, der Zuftimmung des Staatsminifteriums. Die Zuftimmung ift in der 
Berfündungsformel zu erwähnen. 

Art. 25. Umlagen zur Beltreitung neuer Ausgaben für firchliche Zwecke des 
Synodalverbandes, welche den Betrag von zwei Prozent der Gefammtjunme der Klaſſen— 
und Einfommenfteuer der den Kirchengemeinden des Verbandes angehörigen Bevölkerung 
nicht überjteigen, fönnen auch ohne die Form eines Kicchengefeges durch Beihluß der 
Geſammt-Synode (Art. 11) oder der Bezirks-Synode (Art. 22) bewilligt werden. Die 
Bejchlüffe bedürfen der Bejtätigung durch die Staatsbehörde. Die Beftätigung iſt ins— 
bejondere zu verjagen, wenn Bedenken hinfichtlich der Ordnungsmäßigkeit des Beſchluſſes 
oder der Leiftungsfähigfeit des Bezirks beſtehen. 

Art. 26. Die Gefammtjumme der auf Grund der Art. 24 und 25 für Firchliche 
Zwecke des Synodalverbandes zu bejchließenden Umlagen darf — abgejehen von den 
Synodalkoſten — vier Prozent der Gejammtjumme der Klaſſen- und Einkommen teuer 
der den Kirchengemeinden de3 Verbandes angehörigen Bevölkerung nicht überfteigen. 

Kirchengeſetze, welche diejen Prozentſatz überjchreiten, bedürfen der Beftätigung durch 
ein Staatsgeſetz. Daſſelbe gilt, wenn Kirchengeſetze eine Belaftung der Gemeinden zu 
Gemeindezweden anordnen oder zur Folge haben, 

Art. 27. Für die Vertheilung der von der Gefammt-Synode oder der Bezirks— 
Synode bejchlojjenen neuen kirchlichen Ausgaben (Art. 24, 25) fommen die SS 105, 106 
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der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. November 1876 und die SS 77, 78 
der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. Juli 1877 zur Anwendung. 

Die Matrifel bedarf der Beitätigung durch die Staatsbehörde. Die Bestätigung 
iſt insbeſondere zu verfagen, wenn Bedenken hinfichtlich der Ordnungsmäßigkeit des 
Beihluffes, der Angemefjenheit des Bertheilungsmaßjtabes oder der Leiftungsfähigfeit des 
Bezirks beitehen. 

Urt. 28. Für die duch Bildung und Wirkfamkeit der Kirchengemeinde- und 
Synodalorgane entitehenden Koften kommen die SS 104 bis 108 der Kirchengemeinde 
und Synodalordnung vom 4. November 1876 und die 88 76 bis 79 der Kicchengemeindes 
und Synodalordnung vom 4. Juli 1877 zur Anwendung. 

Art. 29. Soweit die Verwaltung der evangelijch-kirchlichen Angelegenheiten bisher 
von den Regierungen zu Schleswig und Wiesbaden geführt iſt, geht dieſelbe auf das 
Konſiſtorium zu Kiel und auf das Konfiftorium zu Wiesbaden, als Organe der Kirchen- 
regierung, über. Der Zeitpunkt und die Ausführung des Uebergangs bleibt Königlicher 
Verordnung vorbehalten. 

Eine Veränderung der kollegialen Verfaſſung des Konfijtoriums bedarf der Ges 
nehmigung durch ein Staatsgeſetz. 

An den Befugniffen des Minifters dev geiftlichen Angelegenheiten wird durch dieſes 
Geſetz nichts geändert. 

Art. 30. In Beziehung auf die Patronatsverhältniffe, ſowie auf die Firchlichen 
Angelegenheiten bei dem Militär und öffentlichen Anstalten wird in den Zujtändigfeiten 
der Behörden durch diefes Gefe nichts geändert. 

Art. 31, Den Staatsbehörden verbleibt: 

1. die Anordnung und Vollftrefung der zur Aufrechthaltung der äußern Firchlichen 
Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; 

2. die Regelung der ftreitigen Kicchen-, Pfarr- und Küftereibaufachen, jowie die 
Vollſtreckung der einftweiligen Entjceheidungen in diefen Sachen; 

3. die Beitreibung Firchlicher Abgaben; 

4. die Leitung der Kichenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur Beurkun— 
dung des Perfonenftandes dienen ; 

5, die Ausftellung von Atteften über das VBorhandenfein derjenigen Thatjachen, 
welche den Anfpruch auf Koftenfreiheit begründen ; 

6. die Mitwirkung bei der Veränderung beftehender, ſowie bei der Bildung neuer 
Pfarrbezirke. 

Art. 32. Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von Grund— 
eigenthum; 

2. bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaft— 
lichen oder Kunſtwerth haben; 

3. bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zu vorübergehender Aushülfe dienen und 
aus der laufenden Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden 
können; 

4. bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaxen; 

. bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiſtlichen oder andere 
Kirchendiener bejtimmter Gebäude; 

6. bei der Anlegung oder veränderten Benugung von Begräbnißplätzen; 
Friedberg, Verfaffungägefese. Preußen. 15 
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7. bei der Ausschreibung, Veranftaltung oder Abhaltung von Sammlungen außer: 
halb der Kirchengebäude, unbejchadet des Art. 22 Nr. 4; 

3. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen, als den bejtim= 
mungsmäßigen Zweden. 

Bewilligungen aus der Kirchenfaffe an andere Gemeinden oder zur Unterjtügung 
evangelifcher Vereine und Anſtalten, jofern dieſelben einzeln zwei Prozent und im Ge— 
jammtbetrage eines Gtatsjahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht überjteigen, bedürfen 
nicht der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Art. 33. In Betreff der Schenkungen und leßtwilligen Zuwendungen, beendet 
es bei dem Gejeb vom 23. Februar 1870. 

Art. 34. Die kirchlichen Organe bedinfen zur Führung von Prozefjen feiner 
Ermächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 

Art. 35. Die Staatsbehörde iſt berechtigt, von der firchlichen Bermögensverwaltung 
Einficht zu nehmen, zu diefem Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, ſowie 
außerordentliche Revifionen vorzunehmen und auf Abftellung der etwa gefundenen Gejeb- 
widrigfeiten durch Anwendung der gejeßlichen Zwangsmittel zu dringen. 

Weigert ſich ein Kirchenvorftand oder eine Gemeindevertretung (Kirchenkollegium), 
gejegliche Leiftungen, welche aus dem Firchlichen Vermögen zu bejtreiten find, oder den 
Pfarreingefeffenen obliegen, auf den Etat zu bringen, feitzufeßen oder zu genehmigen, 
jo ift ſowohl das Konfiftorium als auch die Staatsbehörde, jedoch nur unter gegen= 
jeitigem Einvernehmen, befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Beitreiten die Gemeindeorgane die Gejegwidrigfeit beanjtandeter Poſten, oder die 
Verpflichtung zu der auf Anordnung des Konfiftorii und der Staatsbehörde in den 
Etat eingetragenen Leiftungen, jo entjeheidet auf Klage der Gemeindeorgane im Berwal- 
tungsftreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 

Art. 36. Die im $ 55 der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. November 
1876 den Kirchenbehörden beigelegte Befugniß wird von dem Konſiſtorium in Kiel 
geübt. Diejelbe fteht auch der Staatsbehörde zu. Beide können nur unter gegenjeitigem 
Einvernehmen dieſe Befugniß üben und die weiter erforderliche Anordnung treffen, 

Art. 37. Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bejtimmt, 
welche die in Art. 8, 5, 8, 10, 15, 17, 19, 20, 25, 27, 31, 32, 35, 36 diejes 
Geſetzes erwähnten Nechte zu üben haben. 

Art. 38. Alle diefem Geſetze, ſowie den anliegenden Kirchengemeinde: und Synodal- 
ordnungen vom 4. November 1876 und vom 4. Juli 1877 und der Verordnung vom 
7. November 1877 entgegenstehenden Beitimmungen, mögen diejelben in allgemeinen 
Landesgejegen, in Provinziale oder Lofalgefegen und Lofalordnungen enthalten, oder durch 
Obſervanz oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Straft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem König— 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. April 1878, 

(L. S.) Wilhelm. 
Leonhardt. Fall. v. Kameke. Friedenthal. v. Bülow Hojmann. 
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IV. 


Verordnung 


über die Husübung der Rechte des Staals gegenüber der evangeliſch-lutheriſchen 
Rirche in der Provinz Sıhlesivig-Bolffein und Der evangeliſchen Kirche im 
Amtshezirke des RKonſiſtoriums zu Wiesbaden. Vom 19. Auguft 1878, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen in Gemäßheit des 
Art. 37 des Geſetzes vom 6. April 1878 (Geſetzſammlung ©. 145) auf den Antrag Unjeres Staats- 
minifteriums für die Provinz Schleswig-Holftein mit Einſchluß des Kreifes Herzogthum Lauen— 
burg und für den Amtsbezirk des Konfiftoriums zu Wiesbaden über die Ausübung der Nechte des 
Staat gegenüber der evangelifchzlutherifhen Kirche in der Provinz Schhleswig-Holftein und 
der evangeliichen Kirche im Amtsbereiche des Konfiftoriums zu Wiesbaden, was folgt: 

Art. I. Die Rechte des Staats werden von dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten 
ausgeübt: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftung von Grundeigenthum 
wenn der Werth des zu erwerbenden oder des zu bveräußernden Gegenftandes, oder wenn 
der Betrag der Belaftung die Summe von zehntaufend Mark überfteigt (Gejeß vom 6 
April 1878 Art. 32 Ne. 1); 

2. bei der Veräußerung von Gegenständen, welche einen gefehicätlichen, wiſſenſchaftlichen oder 
Kunftwerth haben (Art. 32 Nr. 2); 

3. bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienft beftimmter Gebäude Art. 32 Nr. 5); 

4. bei der Anlegung von Begräbnißpläßen (Art. 32 Nr. 6). 

Art. II. Die Rechte des Staats werden durch den Oberpräfidenten ausgeübt: 

1. bei den von der Gejammt-Synode oder der Bezirks-Synode beſchloſſenen neuen Firchlichen 
Ausgaben, welche ohne die Form eines Kivchengejeßes bewilligt worden find (Gejeß von 
6. April 1878 Art. 25); 

2. bei Feitjtellung der Matrifel für Aufbringung der Laften des Synodalverbandes (Art. 27). 

Gegen die Berfügung des Oberpräfidenten findet die Beſchwerde an den Minifter der geift- 
lichen Angelegenheiten ftatt. 

Art. III. Die Rechte des Staats werden durch den Negterungspräfidenten ausgeübt: 

1. in Betreff der Beichlüffe über Einführung eines neuen Repartitionsfußes und Abänderung 
des bejtehenden (Gejeg vom 6. April 1878 Art. 3 Saß 3); 

2. in Betreff der Bollftreefbarkeit der Bejchlüffe über Gemeindeumlagen Art. 3 Satz 4 u. Art. 15); 

3. bei Feititellung der Gemeindeftatuten (Art. 5, 17); 

4. in Betreff der Beichwerden gegen Beihlüffe der Propfteiz und Kreis-Synoden wegen 
Nepartition der Synodalbeiträge Art. 8 und 19); 

5. bei der wegen Verwaltung der gemeinjchaftlihen Kirchenkaſſen in den Propjteien der 
Süderharde und der Norderharde auf Alfen vorbehaltenen jtatutarifchen Regelung Art. 10); 

6. bei Feititellung ftatutarifcher Ordnungen in dem der Kreis-Synode überwiejenen Gejhäfts- 
gebiete (Art. 20); 

7. in den Fällen der Art. 32, 35, 36 des Gefeßes vom 6. April 1878, joweit nicht in Art. I. 
diefer Verordnung die Ausübung der Rechte dem Meinifter der geiftlihen Angelegenheiten 
übertragen ift. 

Gegen die Verfügung des Negierungspräfidenten geht, joweit nicht die Klage bei dem Ober: 
verwaltungsgerichte nach Artikel 35 des Gejeßes vom 6. April 1878 ftattfindet, die Beſchwerde an 
den Oberpräfidenten. Derjelbe bejchließt auf die Beſchwerde endgültig. 

Art. IV. Ob und welche Aenderung in der Zuftändigfeit der Staatsbehörden für die im 
Art. 31 des Gejehes vom 6. April 1878 bezeichneten Nechte einzutreten hat, bleibt der in Gemäß: 
heit des Art. 29 a. a. O. jpäter zu erlaffenden Verordnung vorbehalten. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrucktem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 19. Auguft 1378. 


Im Allerhöchiten Auftrage Seiner Majejtät des Königs: 


(L. S) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 

Zugleich für den Miniſter Zugleich für die Meinifter der lands 
der geiftlichen ꝛc. An— wirthiehaftlihen Angelegenheiten, für 
gelegenheiten:: Handel und der Finanzen: 

Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu &ulenburg 


192 


398 Preußen (Schleswig-Holftein-Lauenburg). [228 


Y- 


Verordnung, 


betreffend den Uebergang der verwaltung der evangeliſch-kirchlichen HAngele- 
genheiten in der Provinz Sıhlesivig-Bolftein auf das Konfiffiorium zu Kiel und 
im Amtsbeirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden auf dieſes Konfiflorium. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 
verordnen auf Grund des Art. 29 des Gejeges vom 6. April 1879 (Gejeg- Sammlung ©. 145) und 
des Art. IV. der Verordnung dom 19. Auguft 1878 (Gejeß-Sammlung ©. 287) auf den Antrag 
Unferes Staatsminijteriums für die Provinz Schleswig-Holitein und für den Amtsbezirk des Kon- 
fiftoriums zu Wiesbaden, was folgt: 

Art. I. Mit dem 1. Juli 1879 geht Die Verwaltung der evangeliſch kirchlichen Angelegen- 
heiten, ſoweit jolche bisher von den Regierungen zu Schleswig und Wiesbaden geführt it, nad 
Maßgabe des Gejeges vom 6. April 1878 auf das Konfiftorium zu Kiel und das Konfiftorium zu 
Wiesbaden ald Organe der Kirchenregierung über. 

Art. II. Die Zuftändigfeiten, welche von den Kirchen-Viſitatorien in der Provinz Schleswig: 
Holitein als Organen des Staats in Betreff der im Art. 31 Zeile 2, 3, 4 und 5 des Gejeßes vom 
6. April 1878 bezeichneten Gegenjtände geübt find, werden vom 1. Juli 1879 an in den Fällen zu 
3, 4 und 5 von der Regierung in Schleswig, im Falle zu 3 von ben Zandräthen in ihren Amts— 
bezirfen wahrgenommen. 

Urfundlih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem Königlichen 
Infiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 9. Juni 1879. 

(L. 8.) gg. Wilhelm. 
gez. Otto Graf zu Stolberg. Leonhardt. Falk. von Ramefe von Bülom, 
Hofmann. Graf Eulenburg. Hobrecht. 


VI. 


Exlaß des Miniſters der geifllichen ekr. Angelenenheiten, 

betreffend Die Zuffändigkeit der kirdpenreaimentlichen Behörden für die evange- 

liſch· lutheriſche Kirche Der Provinz Schleswig- Holſtein mit Einfihluß des Rreifes 
Berwogfhum Lauenburg. 


Zur Ausführung des $ 52 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die evangelifch- 
lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig-Holftein vom 4. November 1876 bejtimme ich in Beziehung 
auf die Wahrnehmung der Zuftändigkeiten der kirchlichen Auffichtsbehörden auf Grund der Aller- 
höchften Erlafje vom 4. November 1876 und 7. November 1877 hierdurch das Nachſtehende: 

Art. I. Die Beichlüffe der Kirchen-Kollegien bedürfen der Genehmigung des Miniſters 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftung von Grundeigenthum 
wenn der Werth des zu erwerbenden oder des zu veräußernden Gegenſtandes, oder wenn 
der Betrag der Belaftung die Summe don zehntaufend Mark überjteigt; 

2, bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienft bejtimmter Gebäude; 

3. bei der Anlegung von Begräbnißpläßen. 

Art. II. Die Genehmigung des Konfiftoriums tjt erforderlich : 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung, der dinglichen Belaftung von Grundeigenthum, joweit 

nicht die minifterielle Zuftändigfeit begründet tft; 

3, bei auberordentlicher Benugung des Kirchenvermögens, welche die Subjtanz ſelbſt angreift, 
fowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, welche nicht zur zinsbaren Wieder: 
belegung erfolgt; 

3. bei Anleihen, welche nicht bloß zur Aushülfe für kurze Zeit dienen und aus der laufenden 
Einnahme derjelben Voranjchlagsperiode erjtattet werden können; 

4. bei der Errichtung neuer für die Geiftlichen oder andere Kirchendiener bejtimmter Gebäude; 
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5. bei Einführung eines neuen Repartitionsfußes der Kirchenumlagen und Abänderung des 
beftehenden; 

6. bei Aenderung der Gebühren für Amtshandlungen der Kirchenbeamten; 

7. bei Anftelung neuer bejoldeter Kirchenbeamten; 

8. bei Verminderung der Zahl, Erhöhung oder Herabjegung der Gehalte der bereits vor— 

handenen Kicchenbeamten ; 

9, bei Verwandlung der veränderlihen Einnahmen der Kichenbeamten in feſte Einnahmen 
oder der in Naturallieferungen beftehenden Einnahmen in Geldeinnahmen, jofern diejelbe 
nicht in dem durch die Staatsgejeße geordneten Ablöfungsverfahren erfolgt ; 

10. bei Errichtung lokaler Gemeindejtatuten. 

Art. III. Für alle fonjtigen Beihlüffe der Kirchen-Kollegien auf dem Gebiete der Eirchlichen 
Bermögensverwaltung, joweit diejelben überhaupt einer firchenregimentlichen Genehmigung bedürfen, 
it dev Ausschuß der Propftei-Synode (Kreis-Synode) das zur Genehmigung zuftändige Organ. 

Berlin, den 28. Zuni 1879. 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Mtedieinal-Angelegenheiten. 
Talk. 


VI. 
Allerhörhfter Erlaß, 


befreffend die Einführung der Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
evangelilih-Iutherifche Kirche Der Provinz Schlesivig-Bolftein v. 4. Uovember 1876 
in ven evangelifih-Kutherifchen Gemeinden des Kreifes Herzogthum Tanenburg. 


Auf Ihren Bericht vom 6. d. M. habe ich nach Vernehmung des Gutachtens der in Folge 
meines Erlafjes vom 19. Mai 1877 zufammengetretenen außerordentlichen Synode für die evangelifch- 
lutheriſchen Gemeinden des Kreifes Herzogthum Lauenburg beihloijen, der ala Anlage beifolgenden 
Verordnung, betreffend die Einführung der Kirchengemeinde: und Synodalordnung für die evangelijch- 
lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig-Holitein vom 4. November 1876 in den evangeliſch-luthe— 
riſchen Gemeinden des Kreifes Herzogthum Lauenburg kraft der Mir als Träger des Kirchenregiments 
zuſtehenden Befugnifje Meine Sanktion zu ertheilen und verfünde diejelben ala kirchliche Ordnung. 
Gottes Segen wolle fie gedeihen lafjen zur Hebung des firhlichen Lebens, zur Förderung in der 
Gemeinjchaft der Liebe, zur Ehre Gottes und zum Heil der Seelen. Die dadurch herbeigeführten 
Uenderungen beſchränken jich auf die kirchliche Verfaſſung. Der Bekenntnißſtand der evangelijch- 
lutheriſchen Kirche des Kreifes Herzogthum Lauenburg wird dadurch nicht berührt und eine Aende— 
rung dejjelben, jomwie eine Aufhebung der lauenburgiſchen Kirchenordnung, joweit die Beftimmungen 
derjelben bisher noch in Geltung und mit dieſer Verordnung nicht in Widerſpruch ftehen, damit 
nicht bezwect. Mit der Ausführung der Verordnung tft, joweit diefelbe nicht zu ihrer Regelung 
vorab noch einer Mitwirkung der Landesgejeßgebung bedarf, unverzüglich vorzugehen und beauf- 
trage. Ich Sie, unter Benehmung mit dem Konfistorium zu Kiel, das Weitere zu veranlaffen. Der 
gegenwärtige Erlaß tft durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 7. November 1877. 

98. Wilhelm. 
ggez. Falk. 
An 
den Meinifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Verordnung, betreffend die Ginführung der Kirchengemeinde: und Synodalordnung 
für die evangelijch-lutherische Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein vom 4. November 
1876 in den evangelifch:lutheriichen Gemeinden des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. 

$ 1. Die Kirchengemeinde: und Synodalordnung für die evangelifchelutheriiche Kirche der 
Provinz Schleswig-Holitein vom 4. November 1876 (GS. ©. 416) findet auf den Kreis Herzog« 
thum Lauenburg mit folgenden Maßgaben Anwendung. 
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$ 2. In denjenigen Parochien, in denen Kapellengemeinden vorhanden find, erfolgt Die 
Wahl der Gemeindevertreter in Wahldijtrikten ($ 7 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung). 
Sede Kapellengemeinde bildet einen befonderen Wahldiftrikt. 

Die in der Kapellengemeinde gewählten Gemeindevertreter bilden in Gemeinſchaft mit dem 
Paftor den Kapellenvorjtand. 

Der Kapellenvorftand übt in Beziehung auf die Kapelle und das dazu gehörige Vermögen 
die dem Kirchenvorjtande durch die SS 47 und 48 der Kirchengemeindes und Synodalordnung 
rückfichtlich der Kirchlichen Gebäude und des ſonſtigen Kirchenvermögens übertragenen Rechte und 
Pflichten. Die 88 31—37 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung finden auf die Geſchäfts— 
führung des Kapellenvorjtandes finngemäß Anwendung. 

Das Amt der Mitglieder des Kapellenvorjtandes dauert jo lange, als diefelben Mitglieder 
des Kirchenkollegiums bleiben. Die Rechte und Pflichten des Kirchenfollegiums werden in Beziehung 
auf die Vermögensverwaltung des Kapellenvermögens von der Gemeindeverfammlung der Kapellen- 
gemeinde geübt. Die DVorjehriften des $ 59 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung finden 
finngemäß Anwendung. 

Der Anſchluß der Schnafenbeder Kapellengemeinde an den Berband der lauenburgiſchen 
Kirchengemeinden bleibt der Anordnung der Kirchenregierung vorbehalten. 

$ 3. Die Vorfhriften der SS 69 und 70 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung gelten 
für diejenigen Patrone im Kreife Herzogthum Lauenburg, welche zu Bauholzlieferungen für Kirchen: 
bauten verpflichtet find. Auf das Verhältniß des Patrons zu den SKapellenvorftänden finden die 
gedachten Vorſchriften entiprechende Anwendung. 

$ 4. Die evangelifchelutherifchen Gemeinden des Kreifes HerzogthHum Lauenburg bilden den 
Berband einer Kreis:Synode. 

$ 5. In Betreff der Zufammenjegung, des Wirkungskreiſes und der Gejhäftsordnung der 
Kreis-Synode und des Kreisiynodalaufchufies gelten allgemein die für die Propitei-Synoden und 
Propſteiſynodalausſchüſſe getroffenen Beftimmungen. Die Rechte und Pflichten des Propftes werden 
durch den Superintendenten de3 Kreijes Herzogthum Lauenburg geübt. 

S 6. Welche Gejhäfte der lauenburgiſche SKreisiynodalausfhuß auf Grund der Schluß: 
bejtimmung des $ 81 der Kirchengemeinde: und Shynodalordnung dom 4. November v. J. auszu— 
üben hat, wird im Anſchluſſe an die für das Herzogthum Holitein bejtehenden Vorſchriften nad 
Anhörung der Kreis:Synode dur das Konſiſtorium bejtinmt. 

$ 7. Die zu der Kreis-Shynode des Kreifes Herzogthum Lauenburg gehörigen Gemeinden 
werden dem Geſammtſynodalverbande der evangelifch-Tutherifhen Kirche der Provinz Schleswig: 
Holjtein angeſchloſſen. Die gedachte Kreis-Synode bildet einen Wahlbezirk zur Geſammt-Synode. 
Der Superintendent des Kreijes iſt als ſolcher Mitglied der Gefammt-Synode. 

Der Anſchluß findet ftatt, jobald die auf Grund der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 4. November 1876 zu berufende Gejammt-Synode dazu ihre Zujtimmung ertheilt hat. 

$ 8. Die näheren Anordnungen über die Vornahme der erjten Wahlen der Neltejten und 
Gemeindevertreter werden von dem Konfijtorium getroffen. Die erjte Wahl der Aeltejten erfolgt 
dureh die Paftoren und Gemeindevertreter. Die in der Kirchengemeinde: nnd Synodalordnung den 
Propſteiſynodalausſchüſſen beigelegten Funktionen werden bis zu ihrer Bildung von dem Landrath 
und dem Superintendenten des Kreifes Herzogthum Lauenburg wahrgenommen. 


3. Das frühere Herzogthum Haan und die frühere Landgraffdaft 
Helfen: Homburg. 


Die kirchliche Entwidelung in den naffauifchen Gebieten hat ſich doppelartig 
vollzogen, jo daß in den nach der Theilung des Jahres 1255 jogenannten Walramiſchen 
Zandestheilen die lutheriihe, in den Ottoniſchen die reformirte Kirchenverfaffung 
Pla gegriffen hat. 

Die Walramiſchen Länder zerfielen im XVI. Jahrhundert in drei abgejonderte 
Staatsweien, Wiesbaden-Idſtein, Weilburg und Saarbrüden, in welchen allen 
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die Reformation Eingang fand '), freilich eine Zeit lang gehemmt durch das Interim, in 
Naſſau-Idſtein auch durch die gegenreformatorifhen Beftrebungen des wieder Fatholifch 
gewordenen Yandesherrn. 

Wie in den übrigen proteftantifchen Gebieten erfolgte die erſte evangelische 
Organifation durch Vornahme von Bifitationen und der damit verbundenen Beftellung 
von Superintendenten. 

sn Weilburg wurde jo, nachdem die Agende ſchon 1533 feftgeftellt worden 
war, 1586 vifitirt?) und 1546 ein Superintendent angeftellt?), welcher, wie das auch 
don in NafjausDillenburg gejhehen war, geiftlide Synoden einführte und 
regelmäßige Bifitation anordnete. Später ift dann ein Spezial-Superintendent für 
Gleiberg, Hüttenberg und das den naſſauiſchen und dem heſſiſchen Landes- 
herrn gemeinſame Gebiet eingefeßt, ein durd) die Synode von 1573 gewählter General- 
juperintendent an die Spitze geftellt, die Kirchenordnung 1553, 1573 und 1617 
umgearbeitet *) und ein Konfiltorium in Weilburg errichtet worden. 

Langjamer vollzog ſich die Entwidelung in Jpdftein- Wiesbaden, wo erit 
1577 zwei Superintendenten beftellt wurden). 

Die Vereinigung in melde die Saarbrückiſchen Gebiete 1574 mit den 
Weilburgiſchen gejegt wurde, bewirkte die Ausdehnung der Kirchenordnungen von 
1575 und 1617 jo wie der Kompetenz des Weilburger Konfiftoriums auf dieſes 
Land, und nachdem 1605 auch Wiesbaden-Idſtein an Weilburg gefallen war 
wurde die irchliche Ordnung für das ganze Walramifche Gebiet eine gleichmäßige °). 
Das Konfiftorium zu Weilburg ftand an der Spitze, unter ihm der Generaljuper- 
intendent und Inſpectoren. Die Synoden fungirten weiter fort, und noch 1622 wurde 
die Abhaltung derjelben alle zwei Jahre angeordnet ). 

Die Berwwaltung des Kirchenvermögens bejorgte die Regierung, unter deren Auf— 
ficht die Erheber und Rechner ftanden. 

Die Gemeinden beſaßen Organe in den Genjoren, deren Thätigkeit noch 1779 
neu geregelt wurde ꝰ). 

Freilich dauerte diefe politiſche und kirchliche Einheit nicht lange; vielmehr zerfiel 
da3 Land ſchon 1627 wieder in die drei alten Abtheilungen, von denen dann die Saar- 
brüdener jelbft ſich wieder zu drei jelbftftändigen Herrichaften Ottweiler, Saar- 
brüden-Saarwerden und Ufingen geftaltete. 

Die Berfaffungsbildung blieb aber hier überall die gleihe, nur daß die Heinen 
Landeskirchen in eigenen Konfiftorien ihren Abſchluß fanden, bis dann im 18. Jahr: 
hundert eine Gentralifation Platz griff, indem die Ottweilerfhen und die Saar— 
brüdener Länder an Ufingen fielen, welches damit für die weitere Entwidelung 
maßgebend wurde. 


I)Nebe, in Dentffhrift d. Herz. Naii. | 6) Sacobion a.a. DO. ©. 629. 
ed. teol. Seminar Herborn 1863, 1864, | 7) Ebendaf. 630. Daß dabei Kirchen: oder 
1866, 1867. andere Räthe gegenwärtig fein follten, ſchärfte 
ein die Beitimmung a. d. 3.1617 bei Scotti, 


2) Bol. Eichhoff, d. Kirchen-Reform. in Naj- 


jau- Weilburg. (Weilb. 1832) ©. 52 ff. ' Samml. d. Gef. u. Verordn, welche in d. vormal. 
3) Ebendaf. ©. 73. Wied-Neumwiediihen . . . Landesgebieten . . . 
4) Jacobjon, Geſch. d. Quellen ıc. d. Prov. | ergangen find. Düifeld. 1836 3, ©. 1428 ff 
Rheinl. u. Weitph. ©. 628. | 8) Ebendaj. ©. 1578. 


5) Nebe a. a. ©. 1866, ©. 22. 
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Hier empfingen die Landesbehörden eine neue Organifation am 15. April 1741). 
An der Spite ftand die geheime Kanzlei, unter welcher die Oberamtskanzlei die Polizei— 
fahen, wozu auch die Nehnungsangelegenheiten gehörten, zu verwalten hatte. ALS 
Juſtizbehörde zweiter Inftanz fungirte die Regierung, deren eine Abtheilung das Kon- 
filtorium bildete, welches „alles dasjenige, was Kirchen, Schulen, Vocationes zu geift- 
lichen Aemtern, und Beſtellung der Schuldiener, geiftlicde Stiftungen und deren 
Adminiftration betrifft“, ſowie die Oberaufficht über die Firchliche Berntögensverwaltung 
in oberer Inftanz handhabte?). Inter derjelben jtanden vier. Konfiltorialfonvente ?), 
denen übertragen war „in allen Konfiftorialparteifachen in prima instantia allein zu 
cognofeiren, auch auf die Handhabung der äußerlichen Kirchendisciplin und das Armen— 
weſen zu fehen . . . weniger nicht die Stifts-, Kirchen- und Hofpitaltechnungen prä- 
liminariter zu durchgehen und abzuhören.“ Doch bildeten in zwei Städten *) die Geiftlichen 
ein Minifterium, und diefes unterftand direft dem Konfiftorium. Die Lutheraner hatten 
außerdem Superintendenten. Die Synoden jeheinen indeſſen fortgefallen zu jein. 

Diefe Ordnung blieb im Weſentlichen beftehen, bejtätigt durch die Kanzlei- und 
Prozegordnung vom 3. Januar 1778), bis dur) den Lüneviller Frieden Saar- 
brüden, Saarwerden, DOttweiler dem Fürftentdum Ufingen verloren gingen, 
welches dafür durch kurmainziſche, kurpfälziſche, köhniſche, darm— 
ſtädtiſche und andere Gebiete entſchädigt wurde. — — 

Die Entwickelung der Verfaſſung in den Ottoniſchen Gebieten nahm zunächſt 
denſelben Lauf. Eine Kirchenordnung wurde 1536 °) verkündet, ein Superintendent 
ernannt, unter welchem Definitoren ſtanden, und die jährliche Abhaltung von zwei 
Synoden anbefohlen, während der gräflichen Kanzlei zu Dillenburg 1569”) das 
oberite Regiment in Kirchenſachen und auch die Chegerichtsbarfeit übertragen murde. 
Uber jehr bald drangen reformirte Verfaſſungselemente ein. ine landesherrliche 
Anordnung vom Jahre 1575 °) jeßte en Konfiftorium ein, verfügte General- jo wie 
Klaſſikalkonvente, die allerdings auf Geiftliche bejchränft blieben. Im Jahre 1579 
wurde die Einſetzung von Presbyterien beſchloſſen ?), und auf der General-Synode zu 
Herborn !) 1586 die Middelburger Kirchenordnung als geltende angenommen, doc) 
ohne daß auch den Nichtgeiftlicden die Theilnahme an den angeordneten Konventen der 
Klafjen, der Provinzen und des Landes eingeräumt worden wäre 1), und ohne daß jonft 
eine Verbindung der Kirche mit anderen reformirten SKirchenkreifen verfucht wurde. 
Freilich zerfiel nun das Land durch die Theilung des Jahres 1606 in fünf Theile, aber 
die reformirte Kirchenentwidelung wurde dadurh nur in Naſſau-Siegen geftört, in= 
dem in diefem Lande eine katholiſche Herricherlinie fich abzweigte, und nur in Hadamar 
dureh die Konverfion des Landesheren zur katholiſchen Kirche vollkommen unterdrüdt. 


1) Jacobſon a. a. O. ©. 648. 

2) In Konſiſtorialſachen von Wichtigkeit jolfte 
das Konfiitorium zu des Landesherrn Selbit- 
eigner gnädiger Entſchließung ein jehriftliches 
pflihtgemäßes Gutachten einjenden. 

3) Das Konvent zu Ottweiler trat an die 
Stelle des bisherigen Konfiftoriums und empfing 
= 7 am 31. Juli 1731. Ebenda!. 

. 645 


4) Sa arbrüdenu. St. Johann. Ebendai. 
©. 649. 
5) Ebendaj. ©. 652, 


6) Bei Richter, KO. 1, ©. 277. 

7) Corpus Constit. Nassov-Dillenb. 
1796. 1, ©. 334. 

8) Steubing, Kichen: u. Reform.-Geid. 
der verein. Nafjauifchen Lande. Hadamar 1804. 
©. 85, 293. 

9) Ebendaj. ©. 142 ff. 

10) Ebendaj. ©. 170, 384 ff. 

11) Bol. Weisthum d. Gef. Ordnungen 
u. Vorſchr, welche in die Naſſauiſchen 
Lande DOttoijher Linie... ergangen 
jind. (Hadamar 1802) 1, ©. 180 f. 
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Seit den Jahren 1739 und 1742 Tamen die Ottoniſchen Länder Wieder 
zufammen, und von da an empfing auch das Kirchenweſen wieder neue und einheitliche 
Regelung. Neben der Kandesregierung, der Jultizfanzlet und der Staatsfammer wurde 
in Dillenburg ein Oberfonfiftorium, aus geiltliden und weltlichen Mitgliedern 
beitehend, eingerichtet '). Diefem wurde die oberite Kirchenaufficht, ſowie die geistliche 
Gerichtsbarkeit übertragen, welche leßtere allein von den weltlichen Konfiftorialräthen 
gehandhabt werden jollte. Die Kegierung und Nentfammer aber hatten in religiöfen 
Angelegenheiten injofern mitzuwirken, als ihnen die höchite Polizei» und insbejondere 
die Sittenauffiht zuftand. In Stegen beitand unter dem Oberfonfiltorium ein 
Unterkonſiſtorium. Die gefammte Geiftlichfeit bildete den ſich jährlich verfammelnden 
Generalfonvent, während die einzelnen Inſpektionen zu Klaſſenkonventen zuſammen— 
traten ?). 

Das Naſſau-Ottoniſche Staatsweien ging 1. 3. 1806, da es fich dem Rheinbund 
nicht anfchloß, zu Grunde, und ift auch 1815 nicht wiederhergeftellt worden, während 
Theile jeines Gebietes an Naſſau-Uſingen und Weilburg fielen, die allein von 
der Walramiſchen Linie noch exiftirten, und welche als ein Herzogthum in den 
Nheinbund, fowie den jpäteren deutjchen Bund traten, bis dann auch 1816 Die 
Ufingijche Linie ausgejtorben ift. 

Die hier geltende Kirchenverfaffung erlitt durch das Hinzutreten früherer Standes— 
herrſchaften zunächſt feine Veränderungen. Wie ſchon 1799 Sayn-Hadenburg 
jeine Kirchenverfafjung ?) und jein Hachenburger SKonfiftorium *) behalten hatte, jo 
auch Neu-Wied?), Wied-Runfel‘), SolmsS-Braunfel3?’). Indeſſen wurden 
diefe Konſiſtorien allmählig *) doch befeitigt und in Konfijtorialfonvente umgeändert, jo 
daß 1809 nur noch die landesherrlihen Konfiftorien in Wiesbaden und Weil- 
burg bejtanden, unter welchen neben zwei Generaljuperintendenten eine größere Zahl 
von Konfiltorialfonventen fungirten, während in den Gebieten, wo dieſe nicht beitanden, 
die Inſpektoren die religiöjen, die Juſtizämter die Rechtsſachen behandelten. 

Im Jahre 1815 und 1816 wurde die Verfaffung noch weiter vereinfacht. Die 
Konfiftorien wurden aufgehoben durch Verordnung vom 11. September 1815 9), und 
an deren Stelle die Landesregierung zu Wiesbaden gejeßt. Bei diefer ſollte ein 
proteftantifcher Kirchen» und ein Oberſchulrath Mitglied fein. Die beiden General- 
juperintendenten — deren geh follte nach Ableben des Ufingers auf einen bejchränft 
ſein, und diejer empfing i. 3. 1827 bifchöflichen Rang !%) — wurden zu forrefpondirenden 
Mitgliedern der —— beſtellt und zu beſtändigen Referenten für alle kirchlichen 
Disciplinarſachen und für die Beſetzung erledigter kirchlicher Aemter. 


1) Corpus Constit. 4, ©. 62. 

2) Jacobjona.a. O. S. 672 ff. Die ee 
von 1716 u. 1779: Weisthbuma. a. D.1, 
©. 181. 

3) Reglement für Kirchenälteſte. Scotti a.a. 
D. 2, ©. 10, 23. 

4) Requlirt durch die KO. vd. 1598. c. 20. 
Ebendai. 2, S.610 aud) [.Sayn=Altenfirden. 

% Das Konfiftorium war hier in der Kanzlei-O. 

. 22. Yuli 1765 ala AbtHeilung der Kanzlei 
ent kochen, ebenda). 1, ©. 179; über Kirchen 
convente bejtimmte ein Gejeß vd. 9.1643 ( (ebenda]. 
1, ©. 4) und die KO. v. 1643 (ehönbaf, 1, ©. 19). 


Aeltefte waren 1707 auch für Lutheraner und 
Katholiken bejtellt worden (ebendaf. 1, ©. 42). 

6) Eine Konftitorial-Ord. war hier 1762 erlaſſen 
tworden (ebendaj. 1, ©. 374), eine Presbpterial- 
Ord. 1763 (ebendaj. 1, ©. 379), eine Synodal= 
Ord. für d. reform. K. 1762 (1, ©. 378). 

7) Ueber das Iandesherrliche Konfiftorium vgl. 
ebendaf. 3, ©. 1125. 

8) Das zu Hahenburg 1809, Ebendaf. 
4., ©. 1793. 

9) Sammlung der landesh. Edikte. 
Wiesbaden 1, ©. 15 f. 

10) 29. Dez. 1827. Sammlung 4, ©. 462. 
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Durch Verordnung vom 9. März 1816 wurden dann aud) die zehn beitehenden 
Konfiftorialfonvente aufgehoben ) und ihre Funktionen theils an die Inſpektoren — 
in Religions und Kultusangelegenheiten — theils an die Aemter — die Vermögens— 
verwaltung und die Eheprozefje, bei denen feine Scheidung verlangt wurde, — 
theils endlich, joweit es die Perſonalklagen der Geiftlichen betraf, an das Hofgericht 
übertragen. 

Gin noch wichtigerer Schritt für die Fortentwickelung der Naſſauiſchen Kirche 
wurde i. J. 1817 gethan, indem die von einer General-Synode berathene und 
beſchloſſene Union der lutheriſchen und reformirten Kirche in der Akte vom 
11. Auguſt 1817 ausgeſprochen wurde °). Die unmittelbar damit zufammenhängenpde 
Verordnung vom 8. April 1818°), die Feſtſetzung der äußeren Berhälniije der 
evangelifch-futheriichen Kirche betreffend, brachte dann auch die Einrichtung von Kirchen— 
vorftänden, neben der Drganifation in Defanate und Pfarreien. Die erſteren jollten 
aber gebildet werden durch Ernennung des Delanes auf Vorſchlag des Pfarrers und 
der übrigen Kirchenvorftandsmitglieder, während den Schultheißen eine jtändige Mit 
gliedichaft eingeräumt wurde. 

Die Reformbedürftigfeit diefer Verfafjung bei der das gemeindliche Clement nur | 
ſehr unvollfommen, das jynodale gar nicht zur Entwidelung gefommen war, und deren 
oberftes Negimentsorgan ein ftaatlihes war, jprang zu ſehr in die Augen, als daß 
nieht i. J. 1848 Wenderungsverjuche gemacht worden wären. Zu diefem Behufe 
wurden am 2. Mai 1848?) Spezial- und eine General-Synode berufen und am 
1. Auguft 18495) eine Kommiffion zur Berathung der Kirchenverfaſſung gebildet. 
Doch beſtand das ſchließliche Ergebniß aller diejer Reformpläne allein darin, daß jeit 
dem 1. Januar 1850 die Kirchenregierung einem Kirchenjenate übertragen wurde, 
beftehend aus dem Minifterialpräfidenten, dem evangelijchen Biſchofe, einem Geheimen 
Kirchenrathe und zwei weltlichen Mitgliedern, welchen durch Erlaß vom 4. Juni 1851 °) 
noch zwei weitere Geiftliche Hinzugefügt wurden. 


Als das Herzogtum Nafjau in die preußiſche Monarchie einverleibt und 
mit dem Kurfürſtenthum Heſſen und der Zandgraffchaft Heſſen-Homburg zu 
einer preußifchen Provinz Heſſen-Naſſau geitaltet worden war, faßte ſchon das 
Geſetz vom 22. Februar 1867”) die Einrichtung eines PBrovinzialfonfiftoriums ins 
Auge. ALS jedoch diefer Plan wegen der Schwierigkeiten, welche er namentlich bezüglich 
der ehemaligen kurheſſiſchen Landeskirche traf, nicht verwirklicht werden Tonnte, 
erfolgte durch Firhlihe Verordnung vom 22. September 1867 (I) die Errich— 
tung eines Konfiftoriums für den Regierungsbezirk Najjau zu Wiesbaden, weldem 
auch die Aufgabe geftellt wurde, die Kirchenverfaſſung neu zu geitalten. 

1) Ebendaf. 2, ©. 135. Die Konvente beitan= | 
denin Wiesbaden, Wehen, Idſtein, 
Ufingen, Wallau, Gaßenellenbogen, 
Hahenburg, Najjau, Runkel, und 
Selter3. 


2) Sammlung 3, ©. 364 ff. Die ein: 
ichlagenden Aftenjtücde in Stäudlin um 


4) VBerord- Bl. d. Herzogth. Najjau. 
1848. ©. 104. 

5) Ebendaj. 1849 ©. 341. — Das Gef. d. 
Organifat. der Gentralbehörde betr. vom 17. Ofto- 
ber 1849. Gerord.-Bl. ©. 505) übertrug Die 
Oberauffiht über die Kirche dev Abtheilung des 
Inneren in dem Staats-Miniſterium. 


Tzſchirner Arch. f. d. alte und neue KGeſch. 
(Leipzig 1820) 4, ©. 165 ff. 
3) Sammlung 3, ©. 379 fi. 


6) Berord.- BL. ©. 97. 
7) Gej.:©. ©. 273. 
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Die Kompetenzen des Konſiſtoriums gegenüber der Regierungsbehörde wurden 
dabei den altländiſchen preußiſchen Normen gemäß geſtaltet, allein in der Folgezeit 
ſchrittweiſe erweitert durch dieſelben Geſetze und Verordnungen, welche auch für 
Schleswig-Holſtein erlaſſen waren, ſo daß auch die Verwaltung der ſogenannten 
Interna auf das Konſiſtorium übergegangen iſt H. 

Die erſte Thätigkeit des neuen Konſiſtoriums richtete ſich auf die Herſtellung 
einer kirchlichen Gemeindeordnung, welche ſchon am 27. Auguſt 1869 verkündigt 
werden konnte. Dieſer folgte eine Kreisſynodalordnung, die am 9. Auguſt 1871 die 
landesherrliche Genehmigung fand, und endlich wurde die Verfaſſung durch Zuſammen— 
faſſung der früheren Beſtimmungen und Hinzufügung einer Ordnung für Bezirks— 
Synoden zum Abſchluß gebracht durch die Kirchengemeinde- und Synodal— 
ordnung vom 4. Juli 1878 (ID), zu welcher das Konſiſtorium am 28. Auguſt 
1877 (IH) eine Nusführungsverordnung erließ und welche die jtaatsgejeßliche 
Betätigung in dem Gefeb vom 6. April 1878?) erhielt. 


Während bei Errichtung des Konfiftoriums in Wiesbaden die bisherige firch- 
lihe Organifation der früheren freien Stadt Frankfurt aufrecht erhalten wurde, ift 
der größte Theil der früheren Heſſen-Homburgiſchen Landeskirche in den 
naſſauiſchen kirchlichen Organismus hineingezogen worden. Die firhliche Regie— 
rung war bier feine vollfommen einheitliche geiwefen.. Für das Oberamt Meiſen— 
heim war am 6. März 1836 °), das während der Unterwerfung des Gebietes 
unter das fran zöſiſche Recht beftehende Lokalkonſiſtorium aufgehoben und ftatt deijen 
ein Konſiſtorium begründet worden, beftehend aus dem jeweiligen Berwaltungsbeamten 
des Oberamts als Direktor, dem lutheriſchen und dem reformirten Geiftlichen, und 
außerordentlich zu verftärfen aus proteftantifchen, dem Bezirke angehörigen und vom 
Konfiftorium gewählten Mitgliedern. Diefer Behörde war aber nicht nur das Kirchen- 
tegiment, jondern auch die Wahrnehmung der ftaatlichen Hoheitsrechte übertragen worden. 
Außerdem war dureh Verordnung vom 10. November 1836 *) hier die Union beider 
Kirchen vollzogen und gleichzeitig die Einrichtung von Bresbyterien vorgenommen worden, 
welche fich jelbjt unter Beitätigung des Konfiftoriums ergänzen follten. 

Für das Amt Homburg war das hier bejtehende Konfiftorium gemäß der 
Verordnung vom 18. Februar 1818?) durch die zweite Deputation der Landesregierung 
erſetzt worden, welcher die bisherigen geiftlichen Mitglieder des Konfijtoriums beigeordnet 


1) Bgl. oben. ©. 227 ff. 

2) Siehe oben ©. 220. ff. 

3) Ard. d. Landgräfl. Heſſiſch. Gei. 
Homburg 1867. ©. 155. Meijenheim 
war 1815 von Preußen an 9. Homburg 


Geſch. der Hefien. Biedenkopf 1780 11. ©. 420. 
1668 wurde indejien ausgemadt, daß Die 
heſſen-darmſtädtiſchen Kicchengefeße in 
Geltung bleiben und die Geiftlihen in Darm— 
ftadt zu prüfen jeien (a. a. ©. ©. 435), was 


abgetreten worden. 

4) Ebendaj. ©. 166 ff. 

5) Als das Land i. J. 1622 als Paragium 
von Heſſen-Darmſtadt getrennt wurde, 
wurde dem Landgrafen die Befugniß eingeräumt, 
fh einen Hofprediger zu ernennen, der weder 
im Darmftadt eraminirt, noch geprüft werden 
follte, und auch von der Verbindlichkeit die 
heſſen-darmſtädtiſche General-:Synode zu 

bejuchen befreit wurde. (Teuthorn, Ausführt. 


um jo wichtiger war, weil dadurch das Luther— 
thum dem veformirten Landgrafen gegenüber 
geihügt war. 1806 wurde das Land von 
Darmitadt mediatifirtund die als Konfistorium 
fungivende Regierung in der Deflarat. von 
1807 zu einem Medikatkonſiſtorium herabgedrückt. 
Dies nahm mit dem 7. Juli 1817 ein Ende, 
wo der Landgraf als jouveränes Glied in 
den deutichen Bund aufgenommen wurde. 
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wurden. Nach der preußiſchen Beſitznahme wurde das Oberamt Meijenheim 
zur Rheiniſch-Weſtphäliſchen Kirche geſchlagen, dem dortigen Synodalverbande ein= 
gereiht und dem Koblenzer Konfiftorium unterftellt'), während das Amt Home 
burg der Nafjauifchen Kirche zugetheilt worden ift. 


I. 


Verordnung, 


betreffend die Errichtung eines evangeliſchen Konſiſtoriums zu Wies baden vom 
22, September 1867. 

Wir Wilhelm x. 
verordnen auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums zu der Erledigung des im $ 11 der Ver— 
ordnung vom 22. Februar 1867 (G.-S. ©. 273) gemachten Vorbehaltes wegen Errichtung eines 
Konfiftoriums für den Regierungsbezirk Wiesbaden was folgt: 

$ 1. Für den Regierungsbezirk Wiesbaden ift ein evangelijches Konfiftorium in Wiesbaden 
unter Leitung eines weltlichen Vorfigenden einzurichten, welchem der Generalfuperintendent, ein 
Auftitiarius und geiftliche Räthe int der durch das Bedürfniß bejtimmten Zahl beizuordnnen find. 


/ 


$ 2. Der Wirkungsfreis des Konfiftoriums begreift diejenigen Geſchäfte, welche durch die 


Inſtruktion für die Konfiftorien vom 23. Oftober 1817 (Ge.-©. ©. 237), die Allerhöchſte Kabinets- 
ordre dom 31. Dezember 1825 (G.-©. 1826 ©. 5), die Verordnung vom 27. Juni 1845 (8.:©. 
&. 440) und die diejelben erläuternden, ergänzenden und abändernden Beitimmungen den Konſiſtorien 
überwiejen jind. 

Vorgejeßte Behörde des Konfiftoriums ijt bis auf Weiteres Unſer Miniſter der geiſt— 
lichen ze. Angelegenheiten, an welchen in Fällen, die außerhalb der Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums 
liegen, zu berichten iſt. 

8 3. Im Gebiete der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. bleiben bis auf Weiteres die 
dort beflehenden Konſiſtorien in Wirkſamkeit. 

$ 4. Unſer Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten wird mit ber Ausführung Diejer 
Verordnung beauftragt und hat den Zeitpunkt zu beſtimmen, mit welchem die neue Behörde in 
Wirkſamkeit treten joll. 


II. 


Kirchengemeinde- und Synodal-Dronung 


für die evangeliſchen Gemeinden im Umtsberirke Des Konſiſtoriums zu 
Wiesbaden vom 4. Juli 1877, 


Erſter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden und deren Organe. 


I. Allgemeine Beftimmungen, 


$ 1. Die nachftehende Kixchengemeinde- und Synodalordnung findet Anwendung 
auf jämmtliche, zum Amtsbezirk des Konfiftoriums zu Wiesbaden gehörige Gemeinden, 
nämlich auf die evangelifchschriftlichen Kirchengemeinden des vormaligen Herzogthums 
Naffau, ſowie auf die evangeliſchen (die lutheriſche, die reformirte und die durch gegenz 
jeitige Uebereinfunft unirte Konfeſſion in ſich begreifenden) Kirchengemeinden der Des 
fanate Biedenkopf und Gladenbach und die lutheriſchen und veformirten Kirchengemeinden 
des Defanats Homburg. 


1) ©. oben ©. 14. 


1 
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Der Bekenntnißſtand und die Union in den Gemeinden werden durch dieſes Ver- 
faſſungsgeſetz nicht geändert. 

In Bezug auf Lehre und Bekenntnißſtand der evangelifchschriftlichen Kirchen: 
Gemeinden Nafjaus beitehen das nafjauifche Edict vom 11. Augujt 1817, betreffend die 
Bereinigung der evangelifch-lutherifchen und evangelifch-reformirten Kirche, und die mit 
demjelben veröffentlichten Beilagen, ferner das nafjauische Edict vom 8. April 1818, 
betreffend die Feſtſetzung der äußeren Verhältniſſe der evangelifch-chriftlichen Kirche in 
dem Herzogthum Nafjau, vor wie nach zu Recht. 

$ 2. Der Wohnfig in dem Kirchſpiele begründet für jeden Glaubensgenofjen 
die Gemeindeangehörigfeit mit allen Rechten und Pflichten nach Maßgabe diefer Kirchen: 
ordnung. 

Auf die Perſonen, welche nah der Militär-Kirchenordnung vom 12. Februar 
1832 zur Militärgemeinde gehören, findet diefe Kirchengemeindeordnung feine An— 
wendung. 

$ 3. Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz— 
lichen Gränzen ſelbſtſtändig. Organe diejer Selbjtverwaltung find die Kirchenvorſtände 
und Gemeindev ertretungen. 

$ 4. Sm jeder Kirchengemeinde wird ein Kirchenvorjtand und eine Gemeinde- 
vertretung gemäß der nachfolgenden Ordnung gebildet. 

Sind mehre Gemeinden unter einem gemeinfchaftlichen Pfarramte verbunden, fo 
treten für gemeinfchaftliche Angelegenheiten die Kirchenvorjtände und Gemeindevertretungen 
der einzelmen Kirchengemeinden zu einer gemeinjamen bevathenden und bejchliegenden 
Körperichaft zuſammen. 


II. &ircenvorftand, 


1. Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 
8 


8 5. Der Kirchenvorſtand beſteht: 
1. aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt, 
2. aus gewählten Kirchenvorſtehern. 

$ 6. Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, jo gehören fie ſämmtlich 
dem Kirchenvorjtande ar. 

Ordinirte Hülfsgeiftliche einer Gemeinde haben das Necht, den Sitzungen des 
Kirchenvorjtandes mit berathender Stimme beizumohnen. 

8 7. Die Zahl der Kirchenvorfteher richtet fich nach dev Größe und den örtlichen 
Verhältniſſen der Kirchengemeinde. Sie wird, gleichwie ihre etwaige Bertheilung auf 
die einzelnen Ortjchaften, nach) Vernehmung der Gemeindevertretung durch die Kreis— 
Synode bejtimmt. Es follen nicht unter vier und nicht über jechszehn Kirchenvorſteher 
vorhanden jein. 

$ 8. Die Kirchenvorjteher find im Hauptgottesdienfte vor der Gemeinde einzu= 
führen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 

„Selobet Ihr vor Gott und diejfer Gemeinde des Euch befohlenen Dienjtes 
jorgfältig und treu, dem Worte Gottes wie den Ordnungen der Kirche und diejer 
Gemeinde gemäß zu warten und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß Alles ordentlich 
und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Bejjerung ?” 

Erſt mit Ablegung diejes Gelübdes ift der Kirchenvorfteher als in das Amt 
eingetreten zu erachten. 
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2. Situngen und Beſchlüſſe des Kirhenvorftandes, 
$ 9. Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer, unter mehreren Pfarrern 
der erjte, bei gleicher Berechtigung der nach den Lebensjahren älteite. 

Ber Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung der Pfarrer geht der Vorſitz 
auf einen dazu vom Kirchenvoritande aus jeiner Mitte alle drei Jahre beim Eintritt 
der neuen Kirchenvorſteher zu erwählenden Stellvertreter über, doch kann der Vorſitz 
auf Antrag des Kirchenvorjtandes einem benachbarten Geiftlichen von dem Dekan über- 
tragen werden. 

$ 10. Der Kirchenvorjtand verjammelt fich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein für alle Mal von ihm feitgejegten Tage; zu außerordent- 
licher Sitzung, jo oft ihn der Vorſitzende durch Tchriftliche oder ortsübliche Einladung 
beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeitens die Hälfte der 
Kirchenvorfteher unter Angabe des Zwedes dieſelbe beantragt. Für jede Sitzung tft Die 
Tagesordnung den Mitgliedern vorher mitzutheilen. 

$ 11. Die Sitzungen des Kirchenvorjtandes find nicht öffentlich und werden in 
der Regel mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes ift verpflichtet, über alle die Seeljorge und 
die Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, jowie über die ſonſt als vertraulich 
bezeichneten Gegenjtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 

$ 12. Der Borfigende leitet die Verhandlungen und ift für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung verantwortlich. 

Zur Gültigkeit eines Bejchluffes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte der 
Mitglieder an der Abftimmung Theil genommen hat. Die Beichlüffe werden durch 
Stimmenmehrheit der Anwejenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme 
des Vorjigenden, bei Wahlen das Loos. Meitglieder, welche an dem Gegenftande der 
Beihlußnahme perjönlich betheiligt find, haben jich dev Abſtimmung zu enthalten und 
dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch des Kirchenvorjtandes bei der Verhandlung ans 
weſend jein. 

Ueber die gefaßten Bejchlüffe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protofollbuch 
eingetragen, vorgelejen und von dem VBorfigenden ſowie mindejtens einem Kirchenvorjteher 
unterjchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Bejchlüffe des Kirchenvorjtandes durch Auszüge aus 
dem Protokollbuch bekundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. Ausferti— 
gungen ergehen unter der Unterjchrift des Vorfigenden. 

3. Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. 

$ 13. Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. Die Kicchenvorfteher haben den Pfarrer in feiner pfarr— 
amtlichen Thätigfeit zu unterſtützen. 

8 14. Der Pfarrer ift in feinen geiftlichen Amtsthätigfeiten, der Lehre, Seeljorge, 
Verwaltung der Saframente und in feinen übrigen Minifterialhandlungen vom Kirchen: 
vorjtande unabhängig, joweit er nicht durch die Beitimmungen des Kivchengefeße: 
bejcehränft wird. Namentlich darf ex ein Gemeindeglied von der Theilnahme an eine 
von ihm zu vollziehenden Amtshandlung nur dann zurücdweifen, wenn das Kirchengejet 
dies ausdrücklich gejtattet und der Kirchenvorjtand zugeftimmt hat. Dem Zurücdgewiejener 
bleibt die Berufung an die Kreis-Synode offen. 

Erklärt jich der Vorjtand gegen die Zurücdweifung, jo wird diefer Beihluß zwa— 
jofort wirkſam, aber der Geiftliche iſt befugt, wenn ex fich bei demfelben nicht beruhigen 
will, die Sache zur Entjcheidung an die Kreis-Synode zu bringen. 
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$ 15. Der Kirchenvorftand ift verpflichtet: 1. Zur Förderung hriftlicher Gefin- 
nung und Sitte und zur Handhabung der Firchlichen Ordnung in der Gemeinde inner— 
halb der gejeglichen Grenzen. Er hat für Erhaltung der äußeren gottesdienftlichen 
Ordnung zu forgen und die Heilighaltung der Sonn= und Teiertage zu befördern. 

Seine Zuftimmung ift erforderlich, wenn die Abänderung der üblichen Zeit des 
öffentlichen Gottesdienjtes oder der in der Gemeinde bejtehenden Lofalen liturgiſchen 
Einrichtungen verfügt werden fol. 

Der Kirchenvorſtand entjcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu einzelnen 
nicht zu den Gemeindegottesdieniten gehörigen Handlungen, vorausgejeßt, daß diejelben 
der Beitimmung des Kirchengebäudes nicht widerjprechen. 

8 16. 2. Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet, bezüglich der Amts— 
führung und des Wandels des Geiftlichen oder eines anderen jeiner Mitglieder Wünfche 
und Bejchwerden in feinen Sitzungen zur Sprache zu bringen. Jedoch fteht ihm zum 
Zwecke weiterer Berfolgung nur zu, der vorgejegten Kirchen-Behörde Anzeige zu machen. 

$ 17. 3. Der Kirchenvorſtand hat die religiöje Erziehung der Jugend zu beachten 
und die Ipntereffen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. Cine 
unmittelbare Einwirkung auf die Schule jteht ihm nicht zu. Mißſtände in der religiöjen 
Unterweifung der Jugend oder in fittlicher Beziehung find von ihm bei den Organen 
der Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen. 

Bezüglich des Katechismus-Unterricht3 für die erwachjene Jugend haben Die 
Kirchenvorſteher die Pflicht, den Geiftlihen in der Aufrechthaltung der beftehenden 
Ordnung zu unterjtügen. 

$ 18. 4. Dem Kirchenvorjtand Liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und 
Krankenpflege ob. Er kann fich hierbei Helfer aus der Gemeinde, injfonderheit aus der 
Gemeindevertretung, beiordnen und jucht fich mit den bürgerlichen Armenbehörden und 
Inſtitutsverwaltungen, fowie mit etwa bejtehenden freien Vereinen in Einvernehmen zu 
ſetzen. 

8 19. 5. Der Kirchenvorſtand führt das Verzeichniß der Gemeindeglieder 
Matrikel), bewirkt die Aufjtellung der erforderlichen Kirchenfteuerhebliften, ftellt die 
Lijte der wahlderechtigten Gemeindeglieder auf, bereitet die Wahlen der Kirchenvorfteher 
und Gemeindevertreter vor, leitet dieſe Wahlen, beruft die Gemeindevertretung und führt 
die Beſchlüſſe derjelben aus. 

5 20. 6. Der Kirchenvorjtand bejchließt über die beantragte Aufnahme jolcher 
Perjonen, in die Gemeinde, welche fi an dem Orte der Gemeinde aufhalten, aber 
wegen Mangels des Wohnfites die Gemeindeangehörigfeit nicht erworben haben. 

s 21. 7. Der Kirchenvoritand hat von eintretender Erledigung des Pfarramtes 
Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden einstweiligen Anordnungen in Ausfüh- 
tung zu bringen, auch das den Kirchengemeinden beigelegte Wahlrecht nach den SS 48 ff. 
auszuüben. 

5 22. 8. Dem Kirchenvorſtande kommt, joweit wohlertvorbene Nechte Dritter 
nicht entgegenftehen, die Ernennung der niederen Kicchendiener zu. Ex beauffichtigt ihre 
Dientführung und übt das Recht der Entlaffung bei kündbaren Anftellungen aus. 
Wegen Entlafjung im Disciplinarwege, ſowie wegen Verleihung und Entziehung der 
mit Schulftellen verbundenen niederen Kirchenbedienungen, bewendet e3 bei den beftehenden 
Vorſchriften. 

3 23. 9. Der Kirchenvorſtand ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer leben— 
digen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen fich angelegen fein laſſen und zu 
| dieſem Behufe namentlich die Wünfche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig 


340 | Preußen (Naſſau und Heifen-Homburg). [240 


entgegennehmen und fleißig erwägen. Er hat über alle zur Beröffentlichung ſich 
eignenden wichtigeren Vorgänge feiner Verwaltung der Gemeinde Mittheilung zu machen. 

Ss 24. 10. Der Kicchenvortand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in jtreitigen, wie in nichtjtreitigen Nechtsfachen, und verwaltet das Kirchen- 
vermögen, einſchließlich des Vermögens der Firchlichen Lokaljtiftungen, welche nicht 
ftiftungsmäßig eigene Organe haben, jowie des Pfarrvermögens, joweit das Recht 
jeweiliger Inhaber nicht entgegen fteht. 

8 25. 11. Der Kirchenvorjtand iſt daS Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchen-Behörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbejondere bei Parochialveränderungen, 
al3 auch geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 

8 26. Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden jchriftlichen Willenzerklärung des 
Kirchenvorjtandes bedarf e3 der Unterfchrift des Vorfigenden oder jeines Stellvertreters 
und zweier Kirchenvorſteher, jowie der Beidrüdung des Kirchenfiegels. Hierdurch wird 
Dritten gegenüber die vrdnungsmäßige Faſſung des Kirchenvorftandsbeichluffes feſtgeſtellt, 
jo daß es eines Nachweiles der einzelnen Erfordernijje dejjelben, insbejondere auch der 
erfolgten Zujtimmung der Gemeindevertrefung, wo eine ſolche nothwendig ift, nicht 
bedarf. 

8 27. Für die Verwaltung der Kirchenfaffe und der damit verbundenen Pfarr- 
und fonjtigen Lofalfonds hat der Kirchenvorftand unter Zuftimmung der Gemeinde- 
vertretung einen Kirchenrechner zu beitellen, welchem hierfür eine angemeſſene Vergütung 
aus der Kirchenkaſſe zu bewwilligen ift. Ein Mitglied des Kirchenvoritandes kann dazu 
nicht ernannt werden. 

$ 28. Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten : 

a. Er erhebt die Einnahmen der Kirchenkajfe und leitet die Ausgaben aus derjelben 
auf Grund des Etats oder bejonderer jchriftlicher Anweifung des Borjigenden 
des Kicchenvorjtandes; 

b. er legt dem Kirchenvorjtande jährlich Rechnung und hat ſich den von diefem 
angeordneten jährlich” mindeftend einmal vorzunehmenden Kafjenrevifionen zu 
unterwerfen ; 

Im Uebrigen find für die Gefhäftsführung des Kirchenrechners bis auf Weiteres 
die in den einzelmen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran von den Kicchen- 
vorjtänden zu treffenden Beftimmungen maßgebend. Insbeſondere bewendet es auch bei 
den bisherigen Bejtimmungen über die Kautionsleiftung des Kirchenrechners, 

$ 29. An den gejelichen Berwaltungsnormen, ſowie an den den Staatsbehörden 
oder vorgejeßten Kirchen-Behörden zuftehenden Nechten der Aufjiht und Einwilligung 
zu bejtimmten Handlungen der Berwaltung wird durch den Uebergang der lebteren auf 
den Kirchenvorſtand nichts geändert. 


III. Gemeindevertretung. 


1. Umfang der Gemeindevertretung. 


$ 30. Sn jeder Kirchengemeinde, welche 300 oder mehr Seelen zählt, iſt außer 
dem Kirchenvorftande eine größere Vertretung zu bilden. 

In Gemeinden unter 300 Seelen werden die Nechte der Gemeindevertretung von 
allen jtimmfähigen Gemeindeangehörigen ausgeübt. 

In Gemeinden von 300 bis einjchließlich 500 Seelen werden 16 Bertreter, von 
500 bis einjchließlich 1000 Seelen werden 20 Bertreter, von 1000 bis einschließlich 
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2000 Seelen 24 Vertreter, von 2000 bis einjchließlih 5000 Seelen 40 Bertreter, in 
Gemeinden von mehr al3 5000 Seelen 60 DBertreter gewählt. 

Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem gemeinfamen Pfarramt verbunden 
und beträgt die Gejammtjeelenzahl 300 und darüber, jo ift für die im S 4 Abf. 2 
vorgejehenen Fälle in jeder Gemeinde ohne Rückſicht auf deren Zahl eine Gemeinde— 
vertretung zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindevertreter in Gemeinden unter 300 Seelen joll in diefem 
Falle das Dreifache der Zahl der Kicchenvorfteher, jedoch nicht über 16 betragen, 

Ob die für Bildung der Bertretung entjcheidende Seelenzahl in einer Gemeinde 
dauernd vorhanden iſt, wird durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes feſtgeſtellt. 


2. Berjammlungen und Bejhlüjje der Gemeindevertretung. 


$ 31. Die Gemeindevertretung verhandelt und bejchließt in Gemeinschaft mit dem 
Kirchenvorjtande über die don dem Leßteren zur Berathung vorgelegten Gegenjtände. 
Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes ijt zugleich Vorſitzender der zu einem Kollegium 
vereinigten Berfammlung. Er beruft die Gemeindevertretung mit Angabe der Tages- 
ordnung. 

Die Einladung muß wenigitend an dem Tage vorher in der von dem Kirchen- 
vorſtande vorgejchriebenen Form, fie kann aber auch durch Verkündigung bei dem öffent: 
lichen Gottesdienjte am vorhergehenden Sonntage erfolgen. 

s 32. Zur Beichlußfähigkeit ift die Anweſenheit der abjolulen Mehrheit des aus 
den Mitgliedern de3 Kirchenvorftandes und der größeren Gemeindevertretung bejtehenden 
Kollegiums erforderlih. Die Entjcheidung erfolgt nah Stimmenmehrheit der Anweſen— 
den. Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet die Stimme des Borfigenden, und im alle 
einer Wahl das 2003. Sit auf die erſte ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchluß— 
fähigkeit erforderliche Mehrheit nicht erichienen, jo it eine zweite Berfammlung zu ver= 
anftalten, in welcher die Erjchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beichliegen befugt 
find. Mitglieder, welche am Gegenjtande der Berathung perfönlich betheiligt find, haben 
fich der Abjtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrüdlichen Wunſch des Kol 
legiums bei der Verhandlung zugegen fein. Ueber die Verhandlungen des Kollegiums 
wird ein in das Protofollbuch einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzulejen und 
von dem VBorfigenden, dem erwählten Protofollführer, ſowie zwei weiteren von der Ver: 
ſammlung zu bejtimmenden Theilnehmern derjelben zu unterichreiben iſt. 

Dem Kollegium ift geftattet, erforderlichen Falls einen jtändigen Protofollführer 
gegen entjprechende Vergütung aus der Kirchenkaſſe zu ernennen. 

Das Kollegium kann die Deffentlichfeit der Sitzung bejchließen. 


3. Wirfungsfreis der Gemeindevertretung. 


$ 33. Die beiliegende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaftung von Grund— 
eigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung defjelben auf länger als 
zwölf Jahre; 

2. bei außeroxdentlicher Benußung des Vermögens, welche die Subjtanz ſelbſt an— 
greift, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, jofern fie nicht zur 
zinslichen Wiederbelegung erfolgt; 

3. bei allen Anleihen, welche zur Beftreitung kirchlicher Ausgaben gemacht werden ; 

4. bei Anftellung von Prozeffen, joweit diefelben nicht die Eintreibung fortlaufen- 
der Zinjen und Gefälle oder die Einziehung ausftehender Kapitalien, deren 
Zinſen rüdjtändig geblieben find, betreffen, und bei Abſchließung von Vergleichen ; 
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5. bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen von Baulichkeiten, jofern nicht über 
die Nothwendigfeit der Bauausführung bereits duch die zuftändigen Behörden 
entfchieden ift. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Geſammtkoſtenanſchlag 
für da3 Jahr 200 Marf überfteigt. Im Falle des Bedürfnifjes kann die 
Gemeindevertretung die Vollmacht des Kirchenvorftandes zur Vornahme höher 
veranfchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark und 
nicht über die Dauer von drei Jahren hinaus, erweitern ; 

6. bei der Beihaffung der zu den kirchlichen Bedürfnifjen erforderlichen Geldmittel 
und Leiftungen, insbejondere bei Feſtſetzung des Betrages der zu erhebenden 
Kirchenſteuer, welche überall nah Maßgabe der direkten Staatsjteuern zu 
erheben iſt; 

7. bei Veränderungen beftehender und Einführung neuer Gebührentaren ; 

8. bei Bewilligungen aus der Kirchenfaffe zur Dotivung neuer Stellen für den 
Dienst der Gemeinde, jowie zur dauernden oder vorübergehenden Verbeſſerung 
des Einkommens beftehender Stellen; bei dauernder Verminderung ſolcher auf 
der Kirchenfafje haftender Leiftungen, bei Verwandlung veränderlicher Einnahmen 
der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei Umwandlung von Natural 
einfünften in Geldvente, Yeßteres, joweit nicht die Ummwandlungen in dem dureh 
die Staatsgejege geordneten Auflöfungsverfahren erfolgt; 

9, bei Feftftellung des Etats und der Voranjchlagsperiode der Kirchenkaſſe, jowie 
bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaftung; der Etat ijt vor 
der Feftftellung, die Jahresrechnung vor der Entlaftung während einer Woche 
zur Einficht der Gemeindeglieder öffentlich auszulegen ; 

10. bei allen Bewilligungen aus der Kichenfaffe an andere Gemeinden oder zur 
Unterftügung chriftlicher Vereine und Anftalten, jofern der Betrag der Einzel- 
bewilligung zwanzig Mark überjteigt; 

11. bei Errichtung von Gemeindeitatuten ; 

12, bei Ausübung der den Kirchengemeinden zuftehenden Pfarrwahlrechte ; 

13. bei Bejtellung des Kirchenrechners. 

$ 34. Der Kirchenvorstand ift befugt, zu Beichlüffen auch über andere Gemeindes 
angelegenheiten die Zuftimmung der Gemeindevertretung einzuholen. 

Sn diefem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorftandes nicht eher vollzogen 
werden, als bis die Zuftimmung ertheilt ift. 

Jedes Mitglied der Gemeindevertretung ijt befugt, in deren Sitzungen nad) Erle— 
digung der Tagesordnung Anfragen an den Kirchenvoritand zu richten und jelbitjtändige 
Anträge in Gemeindeangelegenheiten zu tellen. Der Vorfigende hat die Verhandlungen 
über ſolche Anträge jo lange zu vertagen, bis über die Zuläſſigkeit derjelben von dem 
Kirchenvorſtande befunden worden ift. Wird von diefem die Zulafjung der Verhand— 
lung in gemeinſchaftlicher Sitzung nicht zugeſtanden, fo ſteht auf deßfallſig erhobene 
Berufung die Entſcheidung dem Kreisſynodalvorſtande zu. 

Die Beltimmungen in diefem und den 88 31—33 gelten auch für Kirchen- 
gemeinden unter 300 ©eelen. 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 


8 35. Die Mitglieder des Kirchenvorftandes und dev Gemeindevertretung werden 
von den mwahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

Wahlberechtigt find alle männlichen jelbitftändigen über 24 Jahre alten Mitglieder 
der Gemeinde, welche mindeftens ein Jahr in der Gemeinde wohnen. 
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Selbitjtändig find Diejenigen, welche einen eigenen Hausjtand haben oder ein 
öffentliches Amt befleiden oder ein eigenes Gejchäft, oder als Mitglied einer Familie 
deren Geſchäft führen. 

Als jelbititändig find nicht anzunehmen Diejenigen, welche unter Bormundichaft 
oder Pflegichaft ftehen. | 
Ausgejchloffen von Ausübung des Wahlrechts find Diejenigen, 

. welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden ; 

. welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines folchen Vergehens, das die Ab— 
erfennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen Tann, in Unterſuchung 
ſich befinden ; 

. welche im Konfurje fich befinden ; 

. welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rückſtande find, 

. welche durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel 
ein Öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung noch nicht gefühntes Aergerniß 
gegeben haben; 

6. welche wegen Berlegung bejonderer Firchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines 
Kirchengeſetzes des Wahlrechtes verluſtig erklärt worden find, 

Ss 36. Wählbar in die Gemeindevertretung find alle Wahlberechtigten, in den 
Kirchenvorjtand diejenigen Wahlberechtigten, welche das dreißigjte Lebensjahr vollendet 
haben. Die Wähler haben bei der Wahl der Gemeindevertreter und ganz bejonders 
bei derjenigen der Kirchenvorjteher ihr Augenmerk auf Männer von gutem Rufe, betvähr- 
tem chriftlichem Sinne, firchlicher Einficht und Erfahrung zu richten. 

8 37. Der Kicchenvoritand ordnet die Wahl für die Gemeindeorgane an und 
(egt die von ihm aufgeftellte Lifte dev Wahlberechtigten in einem Jedermann zugänglichen 
Orte zwei Wochen lang öffentlich aus, 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienste befannt zu machen, mit 
dem Beifügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfrift Einſprüche gegen die Lijte nicht 
mehr angebracht werden fünnen. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorftandes kann die 
Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Verhältniffen entfpechendem Wege 
erfolgen. 

Die eingehenden Einfprühe hat der Kirchenvorjtand zu prüfen und die Lifte 
zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Bejcheid fteht dem dadurch von der Wahl 
Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an den Vorſtand der Kreis-Synode zu. 

Durch Einlegung der Berufung wird die anstehende Wahl nicht aufgehalten. 
Zwiſchen dem Ende der Einjpruchsfriit und dem Tage der Wahl müſſen mindeitens 
zwei Wochen in der Mitte Liegen. 

$ 38. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der 
Zeit und des Orts der Wahl, ſowie der Zahl der zu mwählenden Perſonen in zwei aufs 
einanderfolgenden Hauptgottesdienften zu gejchehen. Anderweite, den örtlichen Verhält- 
niſſen entjprechende Befanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchenvorftande über: 
lajjen. 

$ 39. Die Wahl wird vom Borfigenden des Kirchenvorftandes geleitet, welchem 
die Übrigen Mitglieder des Kirchenvorftandes und erforderlichenfall3 einige don dieſem 
zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand zur Seite ftehen. Wo die örtlichen 
Verhältniffe es zweckmäßig erjcheinen laſſen, kann auf Beſchluß des Kirchenvorjtandes 
und mit Genehmigung des Vorſtandes der Kreis-Synode eine DVertheilung der zu 
wählenden Vertreter auf einzelne Abtheilungen der Gemeinde oder die einzelnen Ort— 
ſchaften erfolgen. Nur die perfünlich erjchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. Die 
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Abſtimmung erfolgt mittels gedruckter oder gefchriebener Stimmzettel. Vom Kirchen- 
vorftande kann mündliche Abjtimmung zu Protokoll angeordnet werden, wenn fein 
Wähler Widerjpruch erhebt. 

Gewählt find Diejenigen, auf welche die meiften von den abgegebenen Wahljtimmen 
gefallen find. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen. Dafjelbe 
wird nach erfolgter Verlefung vom Vorfigenden und zwei Mitgliedern des Kicchenvor- 
ſtandes unterzeichnet. 

8 40. Unmittelbar nad) der Wahl hat der Kirchenvorſtand zu prüfen, ob das 
MWahlverfahren in formell gültiger Weile ftattgefunden hat. Ergiebt dieje Prüfung 
Anftände, welche die Gültigkeit des gejammten MWahlverfahrens oder einzelner Theile 
defjelben in Frage jtellen, jo hat der Kirchenvorſtand das zur Erledigung Erforderliche, 
nöthigenfalls eine Neuwahl anzuordnen. Iſt das Wahlverfahren in formeller Hinficht 
ohne Mängel oder find die vorgefundenen Anſtände befeitigt, jo werden die Namen 
der gewählten Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter an zwei auf einander folgenden 
Sonntagen der Gemeinde verfündigt. 

Einfprüche gegen die Wahl können bis zu der zweiten Verkündung von jedem 
wahlberechtigten Gemeindegliede erhoben werden. Leber diefelben entjcheidet der Kirchen— 
vorstand, umd, auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftellung der Entſcheidung an 
eine Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorjtand der Kreis-Synode. 

S 41. Die Gewählten können das Amt eines Kicchenvorftehers oder eines Gemeindes 
vertreterg nur ablehnen oder niederlegen: 

1. wenn fie das ſechzigſte Lebensjahr vollendet, oder 

2, ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet Haben, oder 

3, wenn andere erhebliche Entjehuldigungsgründe vorliegen, 3. B. Kränklichkeit, 
häufige Abwejenheit oder Dienjtverhältnifje, welche mit dem Amte unvereinbar 
find. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Nichtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entfcheidet der Kirchenvorjtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zujtellung 
der Entjeheidung an eine Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorſtand der Kreis- 
Synode endgültig. 

Wer ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder Fortführung deö Amtes verweigert, 
verliert das Wahlrecht und die Wählbarfeit für kirchliche Aemter auf die nächjten drei 
Sabre. Wahlrecht und Wählbarkeit können ihm auf jein Geſuch von dem Kirchen- 
vorſtande wieder beigelegt werden. 

$ 42. Sit für die Kirchenvorſtandswahl zweimal vergeblih Termin gehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen find, oder die Erjchienenen die Vornahme der 
Wahl verweigert haben, oder weil die Wahl auf gejetlich nicht wählbare Perjonen 
gefallen ift, oder weil die Gewählten die auf fie gefallene Wahl ablehnten, jo hat in 
diefem Falle der Vorſtand der Kreis-Synode die Kirchenvorfteher. zu ernennen. 

St aus denfelben Gründen die Wahl von Gemeindevertretern nicht zu Stande 
gefommen , jo werden bis dahin die Nechte derjelben durch den Kirchenvorſtand 
ausgeübt. 

$ 43. Das Amt der Kirchenvorjteher und Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. 
Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder 
wählbar und bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

$ 44. Sit das Amt eines Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreterd außer 
der Zeit erledigt, jo wählt die Gemeindevertretung für die Neftzeit der Amtsdauer des 
Ausgejchiedenen einen Erjagmann. 
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Die Entlaffung eines Hirchenvorftehers oder Gemeindevertreters erfolgt: 
1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenjchaft, 
2. wegen grober Pilichtwidrigfeit. 

Die Entlafjung erfolgt nah Anhörung des Angefchuldigten und des Kirchen- 
vorjtandes durch den Vorſtand der Kreis-Synode. 

Gegen die Entjheidung fteht binnen einer Ausschlußfrift von zwei Wochen nad) 
erfolgter Zujtellung der Enticheidung die Berufung an das Konfiftorium zu, welches 
mit Zuziehung des Bezirks-Synodalausſchuſſes endgültig entjcheidet. 

Durch Einlegung der Berufung wird die BVollftredung der angefochtenen Ent: 
Iheidung aufgehalten, doch iſt das Konfiftorium befugt, die vorläufige Suspenfion des 
Kirchenvorſtehers oder Gemeindevertreters anzuordnen. 

$ 45. Cine Gemeindevertretung, welche beharrlih ihre Pflichten vernachläſſigt 
oder verweigert, kann auf Antrag des Vorſtandes der Kreis-Synode dom Konſiſtorium 
aufgelöjt werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindevertretung, welche innerhalb zwei 
Monaten vom Kirchenvorjtande auszujchreiben tft, gehen die Rechte der Gemeindevertres 
tung auf den Kirchenvorſtand über. 


V. Statutarifche Beftimmungen. 


8 46. Beſtehen in einer Gemeinde herfümmlich befondere, die Kirchenordnung 
ergänzende, näher bejtimmende oder modifizivende Einrichtungen, deren Aneriennung fie 
wünjcht oder ergiebt fih das Bedürfniß, neue derartige Einrichtungen zu treffen, jo 
fönnen jolche zu einer jtatutarischen Beftimmung, geeignetenfall3 zu einem fürmlichen 
Gemeindeftatut zufammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung ſolcher ftatutarifcher Ordnungen 
bedarf es außer der Zuftimmung der Gemeindevertretung und der Begutachtung durch 
die Kreis-Synode, einer Anerkennung der Bezirf3-Synode dahin, daß die jtatutariiche 
Beitimmung wejentlicden VBorjchriften der Kicchengemeindeordnung nicht zumider jei, 
jowie der jchlieglichen Beitätigung des Konfiftoriums. 

8 47. Das in den bejtehenden Gejegen begründete Recht jowohl der Staats— 
behörden, als der vorgejegten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe zu einer 
pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu diefem Behufe ihnen Weifungen zu extheilen 
und erforderlichenfalls die gejeglich ftatthaften Zwangsmittel anzuwenden, erfährt durch, 
diefe Ordnung feine Veränderung. 


VI. Befehung der Pfarrämter. 

$S 48. Die Beſetzung derjenigen fundirten Pfarritellen, welche bisher der freien 
firchenregimentlichen Verleihung unterlegen haben, hat fortan in einem alle durch 
Wahl dev Kirchengemeinde unter Beftätigung der Kirchenbehörde, im anderen alle 
durch Berufung der Kicchenbehörde zu gejchehen. 

Die Wahl erfolgt durch die vereinigten Gemeindeorgane ($ 31). 

$ 49. Die Pfarrwahlen finden unter Zeitung des Defans oder eines don dem 
Konfiftorium bejonders ernannten Kommiffarius ftatt. Die Einladung der Mitglieder 
des Kirchenvorftandes und der Gemeindevertretung muß mindejtens zwei Wochen vor 
dem Wahlakte jchriftlich geichehen. 

Die Wahl erfolgt mittels jchriftlicher Stimmzettel durch abjolute Stimmenmehrheit. 
Wird bei der erſten Wahl abfolute Mehrheit nicht erreicht, jo ift das Verfahren durch 
engere Wahl fortzufegen. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

Kommt feine Wahl zu Stande, jo bejeht das Kirchenregiment die Pfarrei auf 
ein Jahr mit einem Vikarius. Tritt derſelbe Fall nach Ablauf dieſes Jahres wieder 
ein, jo wird die Stelle vom Kirchenregimente definitiv bejeßt. 
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s 50. Das Wahlrecht der Gemeinde tritt in Wirkfamkeit für die vom 1. Januar 
1878 ab eintretenden Stellenerledigungen. 

Fällt die erfte don diefem Tage ab durch Tod eintretende Stellenerledigung 
auf einen ungraden Monat, jo wählt die Gemeinde, wenn auf einen graden Monat, jv 
beruft die Kirchenbehörde ohne Gemeindewahl. 

Erfolgt die erſte Erledigung vom 1. Januar 1878 ab auf andere Weije als 
durch den Tod des Stelleninhabers, jo wählt die Gemeinde. 

Wird von dem 1. Januar 1878 ab eine neue Stelfe beſetzt, jo beruft die Kirchen— 
behörde ohne Gemeindewahl. 

Jede Beſetzung gilt ext mit Einführung des Geiftlichen in das Amt als vollendet. 

s 51. Wählbar find alle für die Verwaltung des geiftlichen Amts in der evans 
gelifchen Kirche befähigte Perſonen, welche mindeftens drei Jahre nach erlangter Ordi— 
nation eine Pfarrftelle jelbjtitändig verwaltet haben, jedoch mit ber Beſchränkung, 
daß in Pfarrſtellen, deren Jahreseinkommen außer der Nutzung der Dienſtwohnung 
3600 Mark überſteigt, nur Geiſtliche von mindeſtens zehn Dienſtjahren gewählt werden 
dürfen. 

Das Dienſtalter iſt vom Zeitpunkt der Ordination ab zu berechnen; jedoch iſt 
diejenige Zeit, während welcher ein Geiſtlicher im öffentlichen Schulamt feſt angeſtellt 
geweſen iſt, auf das kirchliche Dienſtalter mit in Anrechnung zu bringen. 

g 52. Das Ergebniß der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden 
fonntäglichen Hauptgottesdienften bekannt zu machen. 

Innerhalb zwei Wochen nad) der erjten Bekanntmachung kann jedes Gemeindeglied 
gegen die Gefetzlichkeit der Wahl bei dem Dekan Einjpruch erheben. 

Einſpruch gegen Lehre, Gaben und Wandel des Gewählten ift innerhalb gleicher 
Frift zuläffig, wenn derjelbe von wenigftens zehn Gemeindegliedern fchriftlich bei dem 
Dekan eingebracht wird. 

g 23. Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt find die gefammten Wahlverhandlungen 
mit dem Gutachten des Kreis-Synodalvorjtandes über etwa erfolgte Einjprüche dem 
Konfiftorium zur Beftätigung dev Wahl einzufenden. Die Bejtätigung der Wahl darf 
nur verſagt werden: 

1. wegen Gejeßwidrigfeit des Wahlverfahreng ; 

2. wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarfeit de3 Gemwählten ; 

3. wegen geiftiger und förperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt zu 
verwalten. 

$ 54. Die Koften des Wahlverfahrens und des Umzuges des Geijtlichen fallen 
der Gemeinde zur Lait. 

$ 55. Sn Betreff der Beſetzung derjenigen Pfarrftellen, welche nicht der freien 
kirchenregimentlichen Bejegung unterlegen haben, bleiben die bejtehenden Vorſchriften in 
Geltung. 

Zweiter Abjchnitt. 
Kreis-Synoden. 

$ 56. Für je einen oder mehrere Defanatsbezirke werden Kreis-Synoden gebildet. 
Bis zur endgültigen Bildung der Synodalkreife, welche nach Anhörung der Bezirks— 
Synode durch-den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten erfolgt, jollen die in der 
Anlage aufgeführten dreizehn Synodalkreiſe bejtehen. 

Eine Abänderung der hiernach gebildeten Synodalfreife kann nur mit Einwilligung 
der -betheiligten Kreis-Synoden oder im Fall des Widerjpruchd unter Zuftimmung der 
Bezirks-Synode von dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten verfügt werden. 
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8 57. Die Kreis-Synode beiteht : 

1. aus ſämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des Kreis-Synodalverbandes definitiv 
oder vikariſch verwaltenden Geijtlichen ; 
2. aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. 

Bon Lebteren wird die eine Hälfte aus den derzeitigen und früheren Kirchen- 
vorjtehern und Gemeindevertretern dergeftalt gewählt, daß jede Gemeinde joviel Mitglieder 
entjendet, als jie jtimmberechtige Geiftliche in der Synode hat. Die andere Hälfte wird 
von den an Geelenzahl jtärferen Gemeinden aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen 
und verdienten Männern des Kreis-Synodalverbandes gewählt. Diejenigen Gemeinden, 
welche hiernach noch ein oder mehrere Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl 
diefer Mitglieder werden unter Berücfichtigung der Seelenzahl, ſowie der jonjtigen 
örtlichen Berhältniffe der Gemeinden und des Kreifes durch Beſchluß der Kreis-Synode, 
welcher der Genehmigung des Konfijtoriums bedarf, bejtimmt. Die Wahlen erfolgen 
auf drei Jahre und werden von den Gemeindeorganen jeder Gemeinde, bei verbundenen 
Gemeinden der Gefammtparochie vollzogen. 

Defane ohne Pfarramt, Militärgeiftliche, Anftaltsgeiftliche und Hülfsgeiſtliche 
innerhalb des SKreis-Shynodalverbandes können der Synode mit berathender Stimme 
beiwohnen. 

Der Generalfuperintendent, ſowie ein vom Konfiftorium etwa abgeordnetes Mit: 
glied dejjelben, desgleichen die Mitglieder des Vorftandes der Bezirfs-Synode haben das 
Recht, jederzeit den Verhandlungen der Kreis-Synode beizumohnen, dabei das Wort zu 
ergreifen und Anträge zu jtellen. 

$ 58. Den Borfiß in der Kreis-Synode führt der Dekan, jofern er ein Pfarr: 
amt verwaltet. Beſteht ein Synodalfreis aus mehreren Defanaten, jo ift unter gleicher 
Borausjegung der dem Lebensalter nach ältefte Dekan Borfigender, der andere Defan 
jein Stellvertreter. Sit fein Defan mit voller Stimmberechtigung Mitglied der Kreise 
Synode ($ 57), jo wird der Vorſitzende von ihr aus der Zahl der jtimmberechtigten 
Pfarrer gewählt. 

$ 59. Die Berufung der Kreis-Synode erfolgt durch den Vorſitzenden unter 
Angabe der Tagesordnung. Der Borfigende eröffnet und jchließt die Berfammlungen 
und forgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Verhandlungen, beftimmt die 
Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenjtände und ift für Aufrechthaltung der Ordnung 
verantwortlich. 

$ 60. Die ordentliche Berfammlung der Kreis-Synode findet jährlih ein Mal 
an dem von ihr bejtimmten Orte ftatt. Außerordentliche Verfammlungen werden im 
Falle des Bedürfniſſes vom Konfiftorium oder vom Kreis-Synodalvorjtande mit Geneh— 
migung des Konfiftoriums angeordnet. Die Dauer der Berfammlung ift der Regel nad) 
auf einen Tag bejchränft. Die Verhandlungen find öffentlich, jofern nicht Ausſchluß 
der Oeffentlichfeit von der Kreis-Synode bejchloffen wird. Jede Sitzung wird mit 
Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

8 61. Zur Beihlußfaffung der Synode ift die Anwejenheit von zwei Drit- 
theilen ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beichlüffe werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefabt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Wahlhandlungen find, wenn zunächit velative Mehrheit fich herausſtellt, durch 
engere Wahlen bis zur Erreihung abjoluter Mehrheit fortzufegen. Ergiebt ſich bei 
Wahlen Stimmengleichheit, jo entjcheidet das Loos. 

8 62. Der Wirfungskreis der Kreis-Synode umfaßt nachftehende Befugnifje und 
Obliegenheiten : 
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. die Entgegennahme eines Berichts über die Firchlichen und fittlichen Zuftände 


der Gemeinden, welche der Vorfigende oder ein von ihm ernannter Berichterjtatter 
porzutragen hat; 


. die Erledigung der an die Kreis-Synode gelangenden Vorlagen des Konfiitoriums 


oder der Bezirks-Synode; 


‚ die Berathung von Anträgen an das Konfiltorium und die Bezirks-Synode, 


welche von Mitgliedern der Synoden, den Kirchenvorjtänden oder auch einzelnen 
Mitgliedern des Synodalfreifes über Firchliche Gegenjtände an die Kreis-Synode 
gelangen; 


Kirchenvorſtand disciplinarifche Entſcheidung getroffen hat; 


. die Mitaufficht über die in den Kirchengemeinden bejtehenden Einrichtungen für 


hriftliche Liebesthätigfeit, jowie die Verwaltung und Leitung der den Kirchen— 
gemeinden des Synodalfreifes gemeinjamen derartigen Inſtitute, jedoch unbe 
ſchadet abweichender ftatutarifcher Ordnung; 


auf die einzelnen Theile der Gemeinde; 


. die Verwaltung der Kreis-Synodalfaffe, die Beſtellung eines Synodalrechners, 


die Feſtſetzung des Etats der Kafje vorbehaltlich der Genehmigung des Kon— 
filtoriums, ſowie die DVertheilung der zur Kreis-Synodalkaſſe erforderlichen 
Beiträge der Kirchenkaſſen und Gemeinden ; 


. die Prüfung ftatutarifcher Ordnungen der Gemeinden, jowie der Errichtung 


ſolcher Ordnungen in dem den Kreis-Synoden angewiejenen Gejchäftsgebiete unter 
Vorbehalt der Prüfung der Bezirfs-Synode und der jchlieglichen Bejtätigung 
des Konfiftoriums ; 


. die Mitwirkung bei Abänderung von Kirchenkreifen ; 
. die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder ; 
. die Wahl der Beifiter des Kreis-Synodalvorjtandes und der Abgeordneten zur 


Bezirks-Synode. 


S 63. Jeder Kreis-Synode iſt ein Kreis-Synodalvorjtand vorgejeßt. Derſelbe 


bejteht aus dem Vorſitzenden der Kreis-Synode, welcher auch im Borjtande den Vorſitz 


führt, 


und aus vier von der Kreis-Synode aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählten 


Beilitern, von denen mindejtens Einer ein Geiftlicher fein muß. 


S 64. Der Symodalvoritand hat: 


1. den Vorfigenden in feiner Gejchäftsführung zu unterjtügen ; 


ID 


. für die Aufnahme und Beglaubigung der Protofolle, nöthigenjalls unter Zuziehung 


anderer Synodalmitglieder, zu jorgen; 


. die Synodalbejchlüffe an die Bezirks-Synode oder das Konfiftorium zu befördern 


und die beftätigten Bejchlüffe, joweit ihm die Ausführung übertragen wird, in 
Bollzug zu jeßen; 


. zur Verfammlung der Kreis-Synode die erforderlichen Einleitungen zu treffen, 


insbefondere die Vorlage für diejelbe vorzubereiten ; 


. dem Konfiftorium auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 
. die etwaige Vertheilung der Gemeindevertreter auf die einzelnen Abtheilungen 


der Gemeinde zu genehmigen ($ 39); 


u u un 


. die Hebung der Kirchendisciplin in zweiter Inſtanz, wo in erjter Inſtanz der - 


. die Mitaufficht über die Verwaltung des Pfarı- und Kirchenvermögens der 
Gemeinden nad näherer Bejtimmung der zu erlafjenden DBerwaltungsordnung ; 
. die Beitimmung der Zahl der Kirchenvorfteher und deren etwaige Vertheilung 
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7. in eiligen Fällen der nach S 62 Nr. 4 und 6 der Synode übertragenen Mit: 
aufficht vorläufige Entjcheidung zu treffen ; 

8. Streitigkeiten zwijchen der Gemeinde und ihren Geiftlichen und Kicchendienern 
zu vermitteln; 

9. auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenvorjteher- und Gemeinde- 
vertreterwahlen,, jowie über Einjprüche gegen die verjagte Aufnahme in die 
Wählerlifte, gegen die Wahl von Kirchenvorftehern und Gemeindevertretern und 
auch über die Zuläffigfeit einer Amtsablehnung oder Niederlegung von Kirchen- 
vorjtehern und Gemeindevertretern (F 41) zu entjcheiden ; 

10. bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl die Mitglieder des Kirchenvorftandes 
auf die anftehende Wahlperiode zu ernennen ; 

11. darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenvorſteher oder Gemeinde- 
vertreter die gejeglichen Eigenjchaften zur Amtsführung verloren hat, ſowie 

12. die Mitaufficht über die Geiftlichen, Kandidaten und alle die in Firchlichen 
Berufsämtern ftehenden Perjonen mit dem Rechte, zu ermahnen und zu warnen, 
wenn diejes aber Fruchtlos bleibt, die Sache der zuftändigen Disciplinarbehörde 
vorzulegen; 

13, die Disciplinargewalt über die Kirchenvorjteher und die Gemeindevertreter aus— 
zuüben mit dem Nechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober Pflichtwidrigfeit 
Entlaffung aus dem Amte zu verfügen. 

In den Nr. 9—13 bezeichneten Fällen müfjen wenigſtens vier Mitglieder des 
Synodalvorjtandes an den Bejchlüffen dejjelben theilnehmen. Für die übrigen ihm 
übertragenen Geſchäfte reicht die Mitwirkung von drei Mitgliedern aus. In den Fällen 
11 und 13 erfolgt die Entjceheidung nach Unterfuhung der Sache und nad) VBernehmung 
des Betheiligten. Derjelbe ift zu den Berhandlungen zu laden und mit jeiner Ber: 
theidigung, ſei e8 in Perſon oder durch einen bejtellten Vertheidiger, zuzulafjen. Die 
Entſcheidung iſt jchriftlich abzufaffen und mit Gründen zu verjehen. Dem Betheiligten 
jteht Berufung an das Konfiftorium binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen zu. 
Lautet die angefochtene Entjeheidung auf Verluft des Wahlrechts oder Entlaffung aus 
dem Amte, jo fann das Konfiftorium nur unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Bezirks— 
Synode entiheiden. 


Dritter Abſchnitt. 
Bezirt3-Synode. 


S 65. Die Bezirks-Synode beiteht: 
1. aus dem Generalfuperintendenten des Bezirks ; 
2. aus den von den Kreis-Synoden zu wählenden geijtlichen und weltlichen Abge— 
oröneten; 
3. aus vier don dem Landesheren zu berufenden Mitgliedern. 

Sämmtliche Mitglieder, mit Ausnahme des Generalfuperintendenten, find nur für 
die jedesmalige Synodalperiode bejtellt, doch ift ihre Wiederwahl oder Wiederberufung 
ftatthaft. Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 

S 66. Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Bezirks-Synode 
gewählten Synodalausfchuffes und des Konfiftoriums find berechtigt, mit beratender 
Stimme an den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. Außerdem wohnt ein 
Königlicher Kommifjarius den Verhandlungen bei, welcher jederzeit das Wort ergreifen 
und Anträge ftellen kann. 
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8 67. Die Wahl der Abgeordneten zur Bezirks⸗Synode erfolgt durch die Kreis⸗ 
Synode dergeſtalt, daß für Kreis-Synodalbezirke mit weniger als 20 000 Evangeliſchen 
zwei Abgeordnete, für Kreis⸗Synodalbezirke mit 20 000 bis 30 000 Evangeliſchen drei 
Abgeordnete, Für Kreis-Synodalbezirte mit 30 000 Evangeliſchen und darüber vier 
Abgeordnete gewählt werden. Unter den don jeder Kreis-Synode zu wählenden Abge— 
ordneten muß ſtets ein Geiftlicher und ein Weltlicher ſich befinden. In Betreff der 
übrigen Abgeordneten ſteht den Wählern die freie Wahl zwiſchen Geiſtlichen und Welt— 
lichen zu. Bei Berufung der Verſammlung, in welcher die Wahl ſtattfindet, muß den 
Synodalmitgliedern hiervon ausdrücklich Kenntniß gegeben werden. Die Wahl erfolgt 
durch Stimmzettel. Für jeden Abgeordneten iſt ein Erſatzmann zu wählen. 

8 68. Mählbar ift als geiſtliches Mitglied der Synode jeder an einer evange— 
liſchen Gemeinde des Konfiftorialbezirts ein Pfarramt befleidende Geiftliche, der mindes 
jtens 30 Jahre alt ift, als weltliches Mitglied jedes zum Kicchenvorjteheramte wählbare 
Gemeindeglied, welches einer Gemeinde de3 Konſiſtorialbezirks angehört. 

8 69. Die Bezixks-Synode verfammelt ſich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konfiftoriums. Außerordentliche Verſammlungen werden mit Zuftimmung des Synodal= 
borjtandes von dem Konfijtorium unter Genehmigung des Miniſters der geistlichen 
Angelegenheiten berufen. 

8 70. Nach Eröffnung der Synode werden Die Mitglieder derjelben von dem 
Borfienden mittels feierlichen Gelübdes auf getreue Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
verpflichtet. 

Hierauf folgt die Berichterſtattung des Synodalausſchuſſes über die inneren und 
äußeren Zuſtände der evangeliſchen Kirche des Bezirks und ſodann die Neuwahl des 
Vorſtandes. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet geſchloſſen. 
Die Verhandlungen ſind öffentlich; es kann die Oeffentlichkeit jedoch durch Mehrheits— 
beſchluß der Synode für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen werden. 

S 71. Ueber Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Bejtimmungen des 
S 61, jedoch mit der Maßgabe, daß bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt 
gilt. Für die Wahl zu Kommiffionen genügt velative Mehrheit. Für die Beſchluß— 
fafjung über Liturgie, Katechismen, Sefangbücher und Agenden bilden die Vertreter der 
unirten Gemeinden einerjeits, ſowie die Vertreter der in 8 1 bezeichneten Gemeinden der 
Defanate Biedenkopf, Gladenbach und Homburg anderjeits, je bejondere Abtheilungen 
von melchen jede nur für die Gemeinden dieſer Abtheilungen bejchließt. Für die im 
Bezirke noch vorhandenen veformirten Gemeinden ift die konfeſſionelle Vorfrage in Unger 
fegenheiten der vorjtehenden Art durch den Bejchluß der Gemeindevertretung zu entjcheiden. 
In Sachen des naſſauiſchen Gentralfirchenfonds und dev naſſauiſchen Geiftlichene, Wittwens 
und Waiſenkaſſe beſchließt, jo lange den Gemeinden der Defanate Biedenkopf, Gladenbach 
und Homburg die Theilahme an jenen Fonds nicht erwirkt iſt, die erjtbezeichnete 
Adtheilung allein. 

8 72, Der Wirkungsfreis der Bezirks-Synode umfaßt nachfolgende Befugnifje 
und Obliegenheiten: > 

1. die Sorge für Erhaltung der Firchlichen Ordnung in Lehre, Kultus und Ver— 
faffung, für Förderung dev chriftlichen Siebesthätigkeit und für Abjtellung wahr 
genommener Mißſtände durch Anträge oder Beichwerden ; 

2. die Mitwirkung bei den durch das Konfiftorium zu veranftaltenden Amts— 
prüfungen der Geiftlichen durch Entjendung von drei Abgeordneten aus den 
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geiftlichen Mitgliedern der Synode al3 Mitglieder der Prüfungsfommijfion mit 
vollem Stimmrechte; 

. die Berathung der geftellten Anträge und eingegangenen Petitionen ; 

. die Erledigung der Vorlagen des Konfiftoriums; 

. die Mitaufficht über die Berwaltung der Kreis-Synodalkaffen ; 

. die Feftjegung der Voranſchläge und Rechnungen des Gentralficchenfonds, der 
Geiftlichen-Wittwen= und Waifenkaffe und der Bezirks-Synodalkaſſe nach) Maß— 
gabe der im Einverftändniß mit der Bezirks-Synode feitzuftellenden Verwaltungs— 
ordnungen; 

7. die Mitwirkung bei Feſtſtellung bejonderer ſtatutariſcher Ordnungen für einzelne 
Kirchengemeinden und Synodalkreiſe; 

8. die Prüfung der Legitimationen dev Mitglieder; 

9. die Mitwirkung bei Feitjtellung oder Abänderung von Synodalfreifen in Ge— 
mäßheit des 8 56; 

10. die Zuftimmung zur Einführung neuer vegelmäßig wiederfehrender Kolfeften ; die 
Verwendung des Ertrag einer vor ihrem jedesmaligen regelmäßigen Zuſammen— 
tritt in dem Konfiftorialbezirke einzufammelnden Kirchen und Hauskollefte zum 
Beiten der bedürftigen Gemeinden des Bezirks. Cie ift befugt, eine jährliche 
Einfammlung diefer Kirchen und Hauskollefte anzuordnen. Ueber die Ber- 
wendung der Kollefte kann das Konfiftorium Vorfchläge an die Synode richten; 

11. die Bewilligung von Beiträgen, welche durch Leiftung der Kirchenfafjen oder 
Kirchengemeinden gedeckt werden jollen, für allgemeine kirchliche Bedürfnifje des 
Bezirks, vorbehaltlich der Zuftimmung des Konfiftoriums; 

12. die Wahl des Synodalvorftandes und eines Synodalausſchuſſes; 

13. die Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung dergeftalt, daß Kirchliche Geſetze 
für den Bezirk ohne Zuftimmung der Bezirks-Synode nicht erlaſſen, aufgehoben, 
abgeändert oder authentifch interpretirt, neue Religionsbücher, Geſangbücher oder 
Agenden ohne die Zuftimmung der im $ 71 genannten betreffenden Abtheilungen 
nicht eingeführt werden können. 

Soll 81 Abſatz 1 des naſſauiſchen Edikts vom 11. Auguft 1817, welcher die 
ng. der beiden protejtantifchen Landeskirchen zu einer einzigen ausfprieht, oder 
die Beitimmung des $ 12 Abſatz 1 des nafjauifchen Edikts vom 8. April 1818, daß 
den Geiftlichen die freie Befugniß gewährt ift, nach dem Evangelium zu lehren, Kirchen: 
gejeglich aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretivt werden, jo nehmen an der 
Abſtimmung nur die don den Kreis-Synoden in dem ehemaligen Herzogthum Naſſau 
gewählten und die in S 65 Nr. 1 und 3 genannten Mitglieder der Bezirks-Synode 
Theil; Anträge, welche nicht eine Mehrheit von zwei Drittel der ſämmtlichen Stimmen 
erhalten, gelten als abgelehnt. 

Gegen die obligatorifche Einführung der obengenannten Firchlichen Bücher jteht 
ee" einzelnen Gemeinde ein Wideripruchsrecht zu. 
| $. 73. Die Synode wählt einen Vorſtand, welcher aus einem Vorfigenden, einem 
irn und einem weltlichen Beifiter bejteht. Für die beiden letzteren werden Stell— 
dertreter gewählt. Die Thätigkeit des jeweiligen Vorſtandes endigt mit der erledigten 
Vorſtandswahl der nächſten ordentlichen Synode. 

Die Wahl des Vorſitzenden unterliegt der Beſtätigung des Miniſters der geiſtlichen 

a elegendeiten. Der Vorfitende eröffnet die Synode, leitet die Verhandlungen und 

best die Äußere Ordnung. Bei vorübergehender Behinderung kann er ſich durch 

3 Beiſitzer vertreten laſſen. Im Falle ſeiner bleibenden Verhinderung oder ſeines 


| 
| 
| 
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definitiven Ausſcheidens wählen bei nicht verfammelter Synode die Beifiker mit den | 


beiden Ausſchußmitgliedern des Bezirks-Synodalvorſtandes unter fich einen ftellvertretenden 
Vorſitzenden. Er ift zugleich Vorſitzender des Synodalausſchuſſes. Die Beifiger haben 
den Vorſitzenden in jeinen Gejchäften zu unterjtügen. | 

$ 74. Dem Vorſtande liegt ob: | 

1. die Abfaffung und Beglaubigung der Synodalprotofolle, jowie deren Einreihung 
an das Konſiſtorium; 

9, die Ausführung der Synodalbejchlüffe; 

3, die Vorbereitung dev Gejchäfte für die nächte Synodalverfammlung, insbejondere 
die Vorprüfung der Legitimation. 

Der Vorſtand hat das Recht, jederzeit von den Einrichtungen und dem Zuftande 
des theologischen Seminars in Herborn Einficht zu nehmen. 

Ss 75. Der Spnodalvorjtand bildet in Gemeinjchaft mit zwei von der Synode 
am Schluß ihrer Verſammlungen zu wählenden Synodalmitgliedern den Synodalausſchuß. 
Auch für jedes diejer beiden Ausſchußmitglieder ift ein Stellvertreter zu wählen. Wird 
die Verfammlung geſchloſſen, bevor dieſe Wahl itattgefunden hat, jo treten die für die 
frühere Synodalperiode Gewählten wieder in Funktion. 

Dem Synodalausſchuß liegt vb: 

1. die vorläufige Entſcheidung in ſolchen zu dem Geſchäftskreiſe der Synode gehö— 
rigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, daß die Synode nicht verſammelt 
iſt, der ſofortigen Entſcheidung bedürfen. Solche vorläufige Entſcheidungen ſind 
der nächſten Bezirks-Synode zur definitiven Beſchlußfaſſung vorzulegen; 

. die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen des Konfijtoriums ; 

3. die Berihterftattung an die Synode über die inneren und äußeren Firchlichen 
Zuftände; 

4. die Mitwirkung bei wichtigen Gejchäften und Entjcheidungen des Konſiſtoriums 
dergeftalt, dab die Mitglieder des Ausjchuffes an den betreffenden Berathungen 
und Beichlüffen als außerordentliche Mitglieder des Konfiftoriums mit vollem 
Stimmrecht Theil nehmen. 

Zu diefer Mitwirkung muß der Ausfchuß geladen werden, wenn es ſich ‚Handelt 

a. um Vorjchläge über die Beſetzung der Seneralfuperintendentur, der Dekanate 
und der Lehrerftellen am Seminar zu Herborn; 

b. um Bejegung von Pfarreien, deren Einfommen 2400 Me. überjteigt, oder um 
Verſagung der Bejtätigung eines gewählten Geijtlichen (s$ 52, 53); 

c. um Grtheilung von Zulagen an Geiftliche oder Kirchenbeamte aus dem Gentrals 
firchenfonds und anderen geeigneten Fonds, oder um Dotationserhöhungen det 
Pfarreien ; 

d. um Disciplinarentjeheidungen gegen Geiftliche und andere Kirchenbeamte oder um 
Streihung aus der Lifte dev Kandidaten; 

e. um Entfcheidungen, durch welche über den Verluſt des Wahlrechts, Entlafjung 
vom Amte eines Kirchenvorjtehers oder Gemeindevertreters zu befinden tjt ; 

k. um Erlaß der zur Ausführung Firchlicher Gefege erforderlichen Inſtruktionen: 

g. um Abänderung der Gränzen der Kirchſpiele. | 

Sn den Fällen d und e ift der Betheiligte zu vernehmen und zu den Verhand 
(ungen mit feiner VBertheidigung, jei es in Perjon oder durch einen bejtellten Vertheidiger 
zuzulafen. Auch im anderen voichtigen Fällen fann das Konfiftorium den Synodal 
ausichuß zuziehen, ebenſo Tann Letzterer in jolchen Fällen feine Zuziehung durch dar 
Konfiftorium beantragen. 


D 
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Vierter Abjchnitt. 
Koiten. 


5 76. Die Koften der Synoden werden aus den Bezirks- und Kreis-Synodal- 
Kafjen beftritten. Diefe erhalten ihren Bedarf, ſoweit nicht andere Mittel für jenen 
Zweck verfügbar find, theils durch die Einkünfte ihres eigenen Vermögens, theils durch 
die Beiträge der Synodalfreife und Gemeinden, 

8 77. Die Beiträge der Kreis-Synodalfaffen zur Bezirks-Synodalkaſſe werden 
nach Maßgabe einer Matrikel aufgebracht, welche vorläufig vom Konfijtorium, definitiv 
von der Bezirks-Synode unter Zuftimmung des Konfijtoriums aufzustellen it. Die 
Verwaltung der Bezirks-Synodalkaſſe wird unter Auffiht der Synode durch einen von 
ihr zu bejtellenden Synodalrechner geführt. 

Die Koften der Kreis-Spnoden werden von den Kreis-Synoden auf die Kirchen— 
gemeinden des Synodalfreifes nach der Staatsfteuerheberolfe vertheilt. 

5 78. In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalfojtenbeiträge, als auch die 
aus der Bildung und Wirkjamfeit der Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen 
entjtehenden Koften aus den Kirchenkaſſen, joweit diefe dazu bei Berücfichtigung ihrer 
übrigen Verpflichtungen im Stande find, jonjt durch Gemeindeumlagen beftritten. Beide 
Arten von Koſten Haben die Natur von nothwendigen kirchlichen Aufwendungen. 

S 79. Die Mitglieder der Synoden und Synodalvorſtände, jowie des Synodal- 
Ausſchuſſes erhalten während der Theilnahme an der Synode, an den Situngen der 
Vorſtände und Ausſchüſſe und bei Ausübung dienjtlicher Gejchäfte Tagegelder, und zwar: 

a. der Kreis-Synode im Betrage von 5 Mark täglich, 
b. der Bezirks-Synode im Betrage von 10 Mark täglich. 

An Reijekoften erhalten die Synodalen 10 Pfennige für jeden Kilometer Eiſenbahn 
oder Dampfichiff, zwei Mark für jede 7,; Kilometer, welche nicht auf diefe Weife zurück— 
zulegen find. 

Die nach $ 72 Nr. 2 von der Synode zur Theilnahme an den Amtsprüfungen 
der Geiftlichen abzufendenden drei Mitglieder der Synode erhalten diejelben Tagegelder 
und Reiſekoſten, wie die Mitglieder der Bezirks-Synode. 


Fünfter Abſchnitt. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


5 80. Die in Gemäßheit der kirchlichen Gemeindeordnung vom 27. Auguſt 1869 
gebildeten Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen bleiben zunächſt in Wirkjamfeit 
und gelangen die in Beziehung auf die Bildung der Gemeindeorgane in den 88 4—45 
getroffenen Bejtimmungen exit bei den nächften Ergänzungswahlen in Anwendung, 
welche gleichzeitig für Gemeindevertretung und Kirchenvorjtand Ende des Ssahres 1877 
borzunehmen jind. Im Uebrigen treten auch die Beltimmungen jener Paragraphen 
ſofort in Kraft. 

5 81. Mit der Bildung dev neuen Kreis-Shnoden iſt ungefäumt zu verfahren. 
Dabei üben die Vorſtände der bisherigen Kreis-Synoden diejenigen Befugniffe, zu welchen 
die neue Ordnung die Kreis-Synodalvorftände beruft. Diejenigen Gemeinden, welche 
nach S 57 einen oder mehrere Abgeordnete zur Kreis-Synode zu wählen haben, jowie 
die Zahl diefer Mitglieder werden das erſte Mal nach Anhörung der bisherigen Kreis— 
Synodalvorſtände durch das Konfiftorium beftimmt. 

5 82. Bis zu dem Zufammentritt der erften Bezirks-Synode werden die auf 
ihre Vorbereitung und Eröffnung bezüglichen Befugniffe, joweit fie der Bezirks-Synode, 
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ihrem Vorftande oder Vorjigenden obliegen, von dem Konfiftorium oder dejjen Vor— 


fienden geübt. 
8 83. Die Amtsthätigfeit der nach der Kreis-Spnodalordnung dom 9. Auguft 


1871 gebildeten Kreis-Synoden umd Kreis-Synodalvorftände erlifcht mit dem Tage, an 
welchem die nad) der gegenwärtigen Ordnung zu bildenden Kreis-Synoden in Wirf- 


ſamkeit treten. 
g 84, Die erjte ordentliche Bezirks-Synode wird durch den Königlichen Kom— 


mifjarius eröffnet. 
8 85. Die zur Ausführung diefer Ordnung erforderlichen Anordnungen werden 


vom Konfiftorium zu Wiesbaden unter Genehmigung des Minifters der geiftlichen 
Angelegenheiten exlafjen. 


Verzeichniß der im Konſiſtorialbezirke Wiesbaden beitehenden Synodalkreiſe. 
(F 56 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung.) 


1. Cronberg-Wallau. 8. Weilburg. 

2. Diez-Runkel. 9. Wiesbaden. 
3. Herborn-Dillenburg. 10. Wjingen. 
4. Idſtein-Kirberg. 11. Biedenkopf. 

5. Naſſau-Langenſchwalbach. 12. Gladenbach. 

6. Naftätten-St.-Goarshaufen. 13. Homburg. 

7 


. Marienberg-Oelters. 


II. 


Aus führungs-Vervrdnung des Röniglichen Ronſiſtoriums 
m Wiesbaden von 28. Auguſt 1877, 


Mit Genehmigung des Herrn Minifters der geiftlichen Angelegenheiten dom 24. d. Mts. 
G. I. 1994 erlaffen wir auf Grund des $ 85 ber Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
4. Juli e. zur Ausführung dieſer Ordnung die nachfolgenden Anordnungen: | 

1. Der Kirchenvorftand hat ($ 19) jogleich Die Wahlen der Kirchenvorſteher und Gemeindes 
vertreten vorzubereiten und zu dem Zweck unter Beachtung des $ 35 ber Kirhengemeindeordnung 
vom 4. Juli c. die Lifte der wahlberechtigten Gemeindeglieder aufzuitellen. 

9, Der Kirhenvorjtand Hat diejenige Hälfte der Kirhenvorjteher und Gemeindevertreter feit= 
auftellen, welche zunächſt an der Reihe ift, auszujcheiden. Dieje Hälfte ſcheidet mit dem Schluſſe 
des Jahres 1877 aus, ſollte auch ihre Funktionszeit nach der Kirchengemeindeordnung vom 
27. Auguſt 1869 noch nicht völlig abgelaufen ſein. Für dieſe Hälfte muß die Neuwahl vor 
Ablauf des Jahres ($ 80) vollzogen ſein. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung ihrer) 
Nachfolger im Amte ($ 43). Dieje neu oder wiedergewählten Nachfolger — Kirhenvoriteher und 
Gemeindvertreter — fungiren don ihrer Einführung His zur Einführung ihrer am Schluſſe des 
Sahres 1883 zu wählenden Nachfolger. Am Schluſſe des Jahres 1880 tritt die Ende 1877 zurück— 
Hleibende Hälfte der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter aus, um ebenfalls dur Neuwahl erjeßt 
zu werben ($ 43). 

3. Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Gemeindeorgane an ($ 37) und beitimmi 
demnach den Wahltermin; doch iſt derjelbe gehalten, Fürforge zu treffen, daß für die Auslegung dei 
Wählerliſte, die Einladung zur Wahl, die Verfündigung der Gewählten und bie Erledigung etwaige 
Einſprüche gegen die Wahl ein Hinreichender Zeitraum gegeben ift, um das ganze Wahlgejchäft vor 
Ablauf diejes Jahres ($ 80) erledigen zu können. 

4. Bei jeder Einladung zur Wahl ift $ 36 ber Gemeindeordnung vom 3. Juli c. U 
Erinnerung zu bringen. 

Merden hierbei die Ausſcheidenden namentlich aufgeführt, fo ift Hinzuzufügen, daß diejelbe 
wieder wählbar find ($ 43). 
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Der Borfigende des Kirchenvorſtandes Teitet die Wahl umd hat dafür zu jorgen, daß die 
Bejtimmungen des $ 39 der Kirchengemeindeordnung vom 4. Juli ec, genau befolgt werden. 

Unfere „vorläufigen Beftimmungen über die Wahl der größeren Gemeindevertretungen und 
der Kirchenvorfteher vom 14. Oftober 1869 C, Nr. 1159" find durch die neue Ordnung außer 
Geltung getreten. 

' 5. Die neugewählten Kirchenvorjteher find am erjten Sonntage des Jahres 1878 im 
Hauptgottesdienfte vor der Gemeinde in ihr Amt einzuführen und nach $ 8 feierlich zu verpflichten. 

6. In der erjten Situng des neu gebildeten Kirchenvorftandes wählt derjelbe auf drei 
Jahre eines feiner Mitglieder, welches ($ 9) bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung 
des Pfarrers den Vorfit zu führen hat. Der Namen des Gewählten ift dem Defane anzuzeigen. 

7. In Gemeinden unter 500 Seelen hat zunächſt ($ 30) der Kicchenvorftand fejtzuftelfen, 
ob in der Gemeinde 300 oder mehr Seelen dauernd vorhanden find? Im bejahenden Falle find 
ſechszehn Gemeindevertreter zu wählen, von denen acht mit dem Schluffe des Jahres 1883 dureh 
das Loos ausscheiden, während die übrige Hälfte bis zum Schluffe des Jahres 1880 im Amte bleibt. 

Nah Anweifung des 8 30 ift, falls mehrere Kirchengemeinden unter einem gemeinjamen 
Plarramte verbunden find und die Gejammtzahl 300 und darüber beträgt, in jeder Gemeinde ohne 
Rückſicht auf deren Zahl eine Vertretung, für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten, zu bilden. In 
diejem alle ſoll die Zahl der Gemeindevertreter in Gemeinden unter 300 Seelen das Dreifache 
der Zahl der Kirchenvorfteher, jedoch nicht iiber ſechszehn betragen. 

Die hiernach erforderliche Wahl einer Kirchenvertretung in Gemeinden, welche bisher eine 
größere Gemeindevertretung hatten, ift zugleich mit dev Ergänzungswahl des Kirchenvorſtandes 
vorzunehmen. 

8. Bis zum 15. Januar 1878 hat der Borfigende des Kirchenvorſtandes dem Defane die 
Anzeige zu machen, daß die Neubildung des Kirhenvorftandes und der Gemeindevertretung nad) 
dev Kirchenordnung vom 4. Juli c, vollzogen ift. 

Dem Berichte der Herren Defane über den Vollzug in allen Gemeinden des Defanates jehen 
wir bis zum 15. Februar 1878 entgegen. 

I. Zur Ausführung des $ 81 veranlaffen wir die Boritände der Kreis-:Synoden, uns über 
diejenigen Gemeinden, welche nad $ 97 außer der regelmäßigen Zahl noch einen oder mehrere 
Abgeordnete zur Kreis-Synode zu wählen haben, und über die Zahl diefer Abgeordneten alsbald 
Vorſchläge einzureichen. 

Die Kreis-Synodalvorjtände wollen bei diejen Vorſchlägen die Seelenzahl und die jonftigen 
örtlichen Verhältniſſe der Gemeinden und des Kreiſes berücjichtigen. 

Den Borjchlägen find die Angaben der Seelenzahl jeder evangelifchen Kirchengemeinde des 
Kreifes und die Motive einer etwaigen bejonderen Berücfichtigung beizufügen. 

Wiesbaden, den 28. Auguft 1877. 

Königliches Konfiftorium. 
de la Eroir. 


4. Die chemals freie Stadt Frankfurt am Main, 


Die firchliche Organifation hat fih in Frankfurt am Main bei den Reformirten 
ſchneller entwickelt, als bei den Lutheranern. 

Die Konfeſſion der Letzteren war freilich die herrſchende. Aber gerade deswegen 
gelang es der Kirche nicht, eine eigenartige Verfaſſung zu entfalten. Schon 1539 
und 1540 beantragten die Prediger die Einjegung eines bejonderen Ehegerichts I), 
aber weder erfolgte diefelbe noch die eines Konfiftoriums, obgleich) im Jahre 1583 
ein Entwurf zur SKonfiftorialordnung ausgearbeitet wurde?). Bielmehr unterjtand 
Kirchen⸗ und Schulverwaltung dem viergliedrigen Rathsausſchuſſe des jog. Scholar- 
chates, während die Sleifchesvergehen von dem Sentenamt, welches nad ber 


| 
| 


_ I Ritter, Ev. Denckmahl d. Stadt Frankf. 2) Kirchner, Geſch. der Stadt Frankfurt 
(ebendaj. 1726) S. 260. | (ebendaj. 1810) 2, ©. 399. 
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Pifitationsordnung von 1611 aus ſechs Nathsperfonen gebildet war, gerügt wurden '). 
Eine befondere geijtliche Gerichtsbarkeit exiſtirte nicht einmal für Eheſachen. Viel— 
mehr hatte das Scholarchat nur gütlich zu vergleichen, während die Entſcheidung 
dem Schöffenrath zuftand, welcher höchftens ein Gutachten der Geiftlichen einholen 
fonnte?). Die Geſammtheit der Geiſtlichen unter dem Vorſitze des Senior war nicht 
ohne Einfluß auf das Kirchenregiment, doch ftand ihr rechtlich nur bei geiltlichen 
Stellenbefegungen ein Vorſchlagsrecht zu. 

Erſt Anfangs des achtzehnten Jahrhunderts vermochte der Wunſch der Bürger: 
ichaft und der Befehl einer Kaiſerlichen Kommiſſion den Rath zu bewegen, die Ent— 
wickelung der Kirchenverfaſſung in die gewöhnlichen Bahnen zu lenken. 

Die Vifitationsordnung von 1726 °) verfügte die Aufhebung des Sentenamtes, 
an deſſen Stelle ein auch das Scholarchat erjegendes Konfiftorium treten jollte, und am 
96. Juli 1728 trat dies neue Konfijtorium in Wirkſamkeit, nachdem jeine DOrganifation *) 
am 13. Zuli von der Kaiferliden Kommiſſion und am 14. März 1732 vom Kaifer 
ſelbſt bejtätigt worden war. 

Dafjelbe wurde zuſammengeſetzt aus zwei Mitgliedern der Schöffenbanf, von 
denen das eine das Direktorium führen jollte, dem Senior des Minifteriums, zwei 
Senatoren, den beiden älteften evangeliſchen Geiſtlichen und noch zwei Juriſten, welche 
nach dem Kaiferlichen Rejtripte dom 98. September 1739 dem Magiftrate von dem 
bürgerlichen Ausſchuſſe der Einundfünfziger zu präſentiren warenꝰ). Die Befugniſſe 
des Konſiſtoriums erſtreckten ſich auf Kirchen- und Schulregiment, ſowie Handhabung 
der Ehegerichtsbarkeit — die Appellation war zu richten an das Konſiſtorial-⸗Reviſions⸗ 
gericht, beſtehend aus dem Stadt- und Gerichtsſchultheiß und dem Schöffenrath ) — 
waren indeſſen dem Senate gegenüber ſcharf abgegränzt. So ſollten ohne deſſen 
Genehmigung keine Geſetze erlaſſen, Lehrſtreitigkeiten hier erledigt werden, von ihm die 
Ernennung der Geiſtlichen erfolgen, und Ehedispenſation bei ihm nachgeſucht werden )). 
In dieſer Verfaſſung blieb die lutheriſche Kirche, bis durch die Einverleibung der 
Stadt in das neu gebildete Großherzogthum Frankfurt das ganze Staatsweſen i. J. 
1806 zertrümmert wurde. 


Von Reformirten waren zuerſt Engländer 1554 nach Frankfurt gekommen, 
die aber ſchon 1559 wieder in die Heimath zurückkehrten °). 

Dann ſuchten reformirte Niederländer Zuflucht, ſo daß die Bildung einer 
franzöſiſchen (walloniſchen) und deutſchen reformirten Gemeinde erfolgte, 
welche beide ſich in der üblichen reformirten Art organiſirten, ein Presbyterium den 
Geiſtlichen an die Seite ſtellten und eine ſehr umfaſſende Armenpflege durch Diakone 
ausübten. 


1) Orth, nöthig und nützlich erachtete Be— 5) Gaudelius, Beitr. z. Geſch. d. ält. 
merkungen über d. jog. erneuerte Reformation | und neueren Verf. der Reichsſt. Frankfurt 2, 


d. Stadt Frankfurt a. M. Fortſetz. 1742. 3, ©. 36 f. 
©. 4. 6) Abänderungen des Verfahrens wurden ver⸗ 
2) Rirdner, a. a. O. 2, ©. 39. ordnet amı 29. Dez. 1789. Bayerbada. ar 


3) Tit. 11. Bei Mori, Verſ. einer Ein | DO. 3, ©. 429 ff. | 
feitung in d. Staatsverf. d. Reichsſt. Frankfurt 7) Nach) Rathsconchufum d. 17. Febr. 172% 
(ebendaj. 1786) Th. 2, Abſch. 4, ©. 24. wurde dem Konfiftorium gejtattet von dem 

4) Die Konj.-Ordn. auch bei Bay erbad, | Ehehinderniß der Verwandiſchaft im dritten 
Sammlung d. Verordn. d. Reichsſt. Frankfurt Grade der ungleichen Linie zu dispenfiren. | 
(ebendaj. 1798. ff.) 3, ©. 400. 8) Mori a. a. O. 4, ©. 149. | 
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Indeſſen wurde ſchon 1561 den Neformirten der öffentliche Gottesdienst ver- 
boten und erſt 1601 eine Neligionsübung außerhalb der Stadtmauer geftattet, worauf 
dann am 15. November 17871) die Gewährung des exereitium religionis privatum 
innerhalb der Stadt folgte. Der Beibehaltung der Kirchenorganifation jeßte Die 
Behörde dabei fein Hemmniß entgegen. Doch beftimmte das Geſetz von 1787, daß 
die Kirchendisciplin bei eingreifenderen Mabnahmen von dem lutheriſchen Konfiftorium 
zu beauffichtigen fei, und die anzuftellenden Prediger dem Rathe präfentirt werden 
müßten. 


| Das Großherzoglihe Regiment brachte nicht nur den Reformirten in Gemäßheit 
des Organijationspatentes vom 10. Oktober 1806 des exereitium religionis publicum, 
und befeitigte jede geiftliche Gerichtsbarkeit, fondern hob au) am 28. Januar 1812?) 
das lutheriſche Konfiftorium ebenjo wie das zu Weßlar auf, und begründete ein 
neues lutherifches und ein reformirtes, beide unter dem Kultusminijter jtehend, in 
Hanau. Bon den Entſcheidungen des einen Konſiſtoriums follte an das andere 
appellirt werden fünnen. Der Frankfurter reformirten Gemeinde wurde ihre bis— 
- herige presbyteriale und diafonale Organijation, ſowie der Beſitz ihrer bisherigen 
Befugnifje bei der Präſentation anzujtellender Prediger gewährleiftet. 


Nah Wiedererlangung der ftaatlichen Selbitftändigfeit wurden die kirchlichen Ver— 
hältniffe in der Konſtitutions-Ergänzungsakte vom 19. Juli 1816 geregelt ?). Dieje 
gewährte den drei hriftlichen Gemeinden unter der Oberaufficht des Staates, deſſen 
Genehmigung zu allen allgemeinen kirchlichen Verordnungen für erforderlich erklärt 
wurde, die abgefonderte Bejorgung ihrer religiöfen, kirchlichen, Schul- und Erziehungs— 
angelegenheiten. 

Zu diefem Behufe wurde das frühere lutherifhe Konfiftorium in etwas verän— 
derter Zuſammenſetzung und mit gejehmälerter Kompetenz wieder hergeftellt. Was das 
eritere betrifft, jo jollte die Behörde bejtehen aus zwei lutheriſchen Senatoren der 
eriten oder ziveiten Rathsordnung, wovon der ältere das Direktorium führt, aus dem 
Senior des evangeliich = lutheriihen Minifteriums, den zwei vorderften Pfarrherren 
als Konfiftorialräthen und einem rechtsgelehrten Konfiftorialrathe, für dejfen Ernennung 
das Konfiltorium na „vernommenem Gemeindefirchenvorftande” dem Senate drei Per— 
jonen zur Auswahl vorſchlagen follte. 

Was dagegen die Kompetenz anlangt, jo blieben die Ehejachen zur Zuftändigfeit 
der bürgerlichen Gerichte. 

Der reformirten Gemeinde wurde die Errichtung eines eigenen Konfiftoriums 
unter der Direktion zweier reformirter Nathsglieder nach) dem Mufter des Lutherifchen 
anheimgeftellt, ebenjo wie allen drei chriftlichen Gemeinfchaften die Anordnung 
eines kirchlichen Gemeindevorftandes erlaubt wurde, welcher die kirchlichen Gemeinde— 
angelegenheiten bei der Behörde vertreten, über die Außere Disciplin wachen, das 
Kirchengut verwalten, für die Unterhaltung der Kirchen- und Pfarrhäufer forgen und 
die niederen Kirchenbeamten ernennen und beauffichtigen follte ®). 


1) Bayerbud a. a. 0.3, ©. 30 f. 3) BeiZachariä, Verfaſſungsgeſ. ©. 1169. 
2) Regierungsblatt d. Großh. Frankf. | Art. 36 f. 
8. 1 ©. 621 ff. 4) Art. 40, 


Friedberg, Verfaffungsgefege. Preußen. 7 
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Die reformirte Gemeinde, welche ſich im ungeftörtem Beſitze ihrer alten Gemeinde= 
verfaffung befand, hatte nicht nöthig, von diejem Zugeftändnifje des Geſetzes Gebrauch) 
zu machen, dagegen entbehrte die lutheriſche Gemeinde jeder Irganifation und empfing 
dieſelbe auch erft duxd) die Verordnung vom 27. Januar 1820 '). In Gemäßheit diejer 
wurde ein Gemeindevorftand von achtzehn Xelteften und vierzehn Diakonen beitellt, 
mit der Vermögensverwaltung betraut und 1822 auch mit Befugniffen für die Pfarr 
bejeßungen ausgerüftet 2). 

Unmittelbar darauf, am 8. Februar 1820 (I) wurde auch auf Wunjd der 
teformirten Gemeinden ein reformirtes Konfiftorium eingejegt, welchem indefjen die 
große Selbftitändigfeit der Gemeinden feine erhebliche Wirkſamkeit veritattete. 

Bei diefer Verfaffung blieb die veformirte Kirche bis zum Untergange der 
Frankfurter Selbitftändigfeit?), und aud unter Preußiſcher Herrſchaft empfing 
die Konfiftorialverfaffung nur eine untergeordnete Mobdififation durd das Geſetz vom 
13. März 1882%) 

Die lutheriſche Kirchenverfaſſung indeffen befriedigte wenig; doch wurde erſt 
i. J. 1849 eine Kommiffion des Gemeindevorſtandes mit der Ausarbeitung eines 
neuen Verfaſſungsplanes betraut, allein ohne ein Ergebniß zu erzielen. 

Vielmehr erfolgte die Umgeftaltung erft wejentlich fpäter. Zwei Geſetze vom 
5. Sehruar 1857 (IT. III) regelten auf's Neue Zufammenfegung und Kompetenz des 
lutheriſchen Konſiſtoriums. 

Ein weiteres Geſetz von demſelben Tage (IV) nahm eine Umänderung des 
Kirchenvorſtandes vor, und hatte den Erlaß einer neuen Gemeindeordnung zur Folge 
(7. Februar 1857). 

Diefe Verfaſſung hat die Iutherifche Kirche aud) nad) dem Jahre 1866 behalten 9 
nur daß auch für fie duch das Geſetz vom 13. März 1882 bezüglid 


der Beſetzung des Konfiftoriums der episfopalen Stellung des neuen Herrſchers Rech⸗ 


nung getragen) und die bisherige Gemeindeordnung i. J. 1872 dureh eine neue 
erjeßt wurde (V). 


I; 


Verordnung 
über die Bildung und den Geſchäftskreis eines evangeliſch-reformirten 
Konſiſtoriums. Vom 8, Februar 1820, 

Mir Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frankfurt am Main fügen hiermit 
zu willen: 

Nachdem wir ung nach dem Wunfche und Willen der beiden evangelifch-reformirten 
Gemeinden veranlaßt gefehen haben, in Gefolge des Art. 37 der am 19. Juli 1816 
als Staatsgrundgejeß publizirten Konftitutions-Ergänzungsafte, ein reformirtes Konſiſtorium 
anzuordnen, und nicht weniger auch den Wünfchen beider edangelijch-reformirten Ge— 
meinden zu willfahren, und eine befondere Ordnung für das aljo niedergejeßte evangelijch- 

1) Gefeß- und Statuten Sammlg. | 3) Doch wurde jeit 1822 bie Stelle des 
d. fr. Stadt Frankf. Bd. 2. (Frankf. 1818) Senior nicht wieder bejeßt. Herzog, Theol. 
©. 173 ff. Die Entſtehungsgeſchichte des Gejeßes | Encykl. (1. Aufl.) v. s. Frankf. a. M. 
bei Strider Neuere Geld. dv. Frankfurt 4) Unten bei Abdrud von Nr. I angegeben. 
a. M. (Franff. 1874) ©. 71. 5) Vgl. oben ©. 236. 


2) Herzog, Theol. Encykl. 1. Aufl. v. s. 6) Unten angegeben. 
Frankf. a. M. 
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teformirte Konſiſtorium feitzufegen; jo verordnen wir hiermit auf verfallungsmäßigen 
Beſchluß der gejeßgebenden Berfammlung vom 5. Januar l. J. folgendes: 

S 1. Das evangelifch-reformirte Konſiſtorium bejteht aus: 

1. zwei!) reformirten Senatoren, der erjten oder zweiten Rathsordnung, von welchen 
. der ältere das Direktorium führt ); 

2. ven beiden ältejten Pfarrherren der beiden reformirten Kirchengemeinden, als 
Konfiftorialräthen ; 

3. zwei Paſtoren, denen gleiches Stimmrecht zuftehet. 

Zu der Stelle der letzteren jchlägt eine jede der beiden Gemeinden dem 
Senat ein Mitglied vor, welches früher das Amt eines Kirchenältejten 
befleidet hat. 

4. Die Führung des Protofoll3, jowie die Bejorgung der Regiftratur und der 
Expeditionen wird einem vechtsgelehrten Aktuarius aufgetragen, welcher auf 
Vorſchlag des Konſiſtoriums von dem Senat ernannt wird. 

$ 2. Das Konfiftorium hat für die Aufrechthaltung des Firchlichen Zwecks der 

beiden genannten hriftlichen Kirchengemeinden Sorge zu tragen. 

$ 3. Die den beiden Presbyterien der veformirten Kirchengemeinden jeither 


ſchon zugejtandenen, und auch nad Maßgabe des Art. 37 der Konititutions-Ergänzungs- 


Alte zufommenden Befugniffe, namentlich die freie Verwaltung ihrer Kirche, Schulen 
und Stiftungsfonds bleiben in ihrem jeitherigen Beitand. 

S 4 Menn von den Presbyterien nach der, ihnen nach Maßgabe des Art. 37 
der Konftitutions-Ergänzungsafte belafjenen, herkömmlichen Weiſe die Wahl eines 
Predigers und höheren Schul- oder Kirchendieners gejchehen ift, jo wird der Gewählte 
durch das Konfijtorium dem Senat zur Beftättigung mittelft qutachtlichen Berichts 
präjentirt. 

Nach erfolgter Beltättigung hat das Konfiftorium die Einberufung durch das 
betreffende Presbyterium zu veranlafjeı. 

Die Anjtellung der geringeren Diener an Kirchen und Schulen bleiben den Pres— 
dyterien unter Genehmigung des Konfiltorii allein überlafjen. 

$ 5. Die Prediger und höheren Kirchen und Schuldiener müſſen das hiefige 
Bürgerrecht auswirken, und die damit verbundenen Obliegenheiten erfüllen. 

Der Amtseid wird hierauf, und wenn jenes erfolgt ift, vor dem Konfiftorium 
geleitet. Nur dann, wenn die Einberufung bedingungsweije geichehen tjt, verbleibt der 
Einberufene zur Annahme des Bürgerrechtes erjt nach aufgehobener Bedingung verbunden, 
jedoch hat derjelbe vor jeinem Antritt den Amts-Eid abzulegen. 

S 6. Die Prüfung der Kandidaten des Prediger-Amtes geſchieht vor ſämmtlichen 
Pfarrherren der beyden reformirten Gemeinden unter dem Borfit eines von dem Konſi— 
ſtorio dazu zu deputivenden Senatsmitgliedes. Wird der Geprüfte zur Ausübung des 
Predigeramts würdig befunden, jo ertheilet das Konfiftorium, auf den Vortrag jenes 
präfidirenden, die Erlaubniß zum Predigen, jowie erforderlichen Falls zur Ordination. 

5 7. Klagen und Bejchiwerden über die Amtsführung der angeftellten Prediger, 
Schul- und Kirchendiener, hat das Konfistorium, falls gütliche Erinnerungen des Pres- 
byterii fruchtlos bleiben follten zu erledigen und zwar, wenn fie gegen einen bey dem 
Konfiftorio ſelbſt ſitzenden Prediger gerichtet wären in deſſen Abweſenheit. 


h Abgeändert durch Gef. v. 13. März 1882: | der Zahl der evangelifch-reformirten Gemeinde: 
einen dom Könige zu ernennenden Vorfigenden | glieder zu wählenden Mtitgliede, welches ber 
evangelijchreformirten Befenntnifjes und einem | Beftätigung des Königs bedarf. 

vom Magiſtrate der Stadt Frauffurt a. M. aus 
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Sollten ſolche Klagen und Beſchwerden eine größere Beſtrafung als Zurechtweiung 
und Verweiſe zur Folge haben, jo iſt die Sache dem Senate zur Verfügung vorzulegen. 

Ss 8. Merden von den Presbyterien Veränderungen in dev Liturgie rathſam 
befunden, jo hat das Konſiſtorium folche zu prüfen, und wenn nichts dabei zu erinnern 
gefunden wird, por der Einführung zu genehmigen, 

8 9. Das Konfiftorium hat für Ausführung der von dem Senate angeordnet 
werdenden außerordentlichen Kirchenfeyerlichkeiten, worüber die Weifungen an dafjelbe 
ergehen, Sorge zu tragen. 

$ 10. Das Konfiftorium extheilet nach Vorſchrift der beftehenden Gejege, wenn 
die beiden Brautleute zur evangelifchereformirten Kirche gehören, die Aufbietſcheine. 

Dispenfationsgefuche wegen eintretender Verwandtichaft, wegen des Aufgebots oder 
nicht abbelaufener drey Aufbiet-Sonntägen, wegen Verheirathung in der Trauerzeit oder 
wegen Trauung außerhalb der Kirche, oder dem Staate, hat das Konfiftorium mittelft 
gutachtlichen Berichts an den Senat zur Entſcheidung gelangen zu Lafjen, gleichwie 
ſolches von dem evangeliſchen-lutheriſchen Konſiſtorio geſchiehet. 

$ 11. Die Geſtattung der Haustaufen bleibt dem Ermeſſen des Konſiſtoriums 
überlaffen. Es kann jolche in der Regel von dem geiftlichen Konfiitorial-Rathe der 
betreffenden Gemeinde ertheilt werden. 

$ 12. Bey den, rückſichtlich der Kirchen-Konfeffion gemifchten Chen gejchiehet die 
Einhofung des Aufbietfcheines und die Auswirkung der in 8 10 bezeichneten Dispen- 
fationen durch die nach Art. 41 der Konftitutions-Ergänzungsacte angeordnete gemifchte 
Kommiljion. 

8 13. An diefer gemifchten Kommiffion und deren Attributionen nimmt das 
evangelifch-reformirte Konfiftorium in demfelden Verhältniß Theil, in welchem das 
evangelifch-Iutheriiche Konfijtorium und die katholiſche Kirchen: und Schul-Kommiſſion 
dabey konkurriren. 

$ 14. In Eheſtreitigkeiten, welche nach dem Art. 36 der Konſtitutions-Ergän— 
zungsacte an die bürgerlichen Gerichte verwieſen find, wird die Güte vor dem evangeliſch-⸗ 
veformirten Konfiftorio verjucht, wenn beyde Theile zu einer der reformirten Gemeinden 
gehören. 
Bey gemifchten Ehen aber hat der unzufriedene Theil bey dem Konjijtorio oder 7 
Kirchenkommiſſion derjenigen Konfeffion, wozu der andere Theil ſich befennet, gütliche 
Beylegung der Streitigkeiten und Wiedervereinigung nachzufuchen. Walls aber Diejes 
nicht gelingen würde, find beyde Theile an die gemifchte Kommiſſion zu verweilen, 
welche dann auch das zur Anbringung einer gerichtlichen Klage erforderliche Zeugniß 
einer vergeblich verfuchten Wiedervereinigung auszuftellen hat. 

$ 15. Das Konftitorium hat die Aufficht über die von der veformirten Kirchen- 
gemeinde geitifteten Schulen und jorgt für deren zweckmäßige Einrichtung und Hand— 
habung. 

$ 16. Dieſe Verordnung, auf welche die Mitglieder des Konfiftoriums und der 
Actuar vom Senat zu verpflichten find, bleibt jo lange in Kraft, als die evangelijch- 
reformirten firchlichen Gemeinden alle Kojten ihres Religions-Kultus ohne Konkurrenz 
de3 Stadt-Aerarii aus eigenen Mitteln bejtreiten, und jo lange als eine gänzliche Ver— 
einigung der evangelijchelutherifchen Gemeinde mit der evangelifchereformirten Gemeinde 
nicht zu Stande gebracht jeyn wird. 

Sn einem oder dem anderen Falle ergehet alsdann auf dem verfaljungsmäßigen 
Wege anderwärtige Verordnung. 

Beichlofjen in unferer großen Rathsverfammlung den 8. Februar 1820, 


& 
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IT. 
VOrganiſches Gefeh vom 5. Februar 1857, 


Wir Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frankfurt verordnen hiermit auf 
verfafiungsmäßigen Beichluß der gejeßgebenden Berfammlung vom 6. Januar 1857 
und Löblicher Bürgerihaft vom 2. und 3. d. M. nachitehende, die Abänderung einiger 
die evangelifchslutherifche Kicchenverfaffung berührenden Beitimmungen der Konjtitutions- 
Grgänzungsafte als organiſches Geſetz. 

Art. 1. Die in dem Art. 36 der Konjtitutions-Ergänzungsafte vom 19. Juli 
1816 enthaltene Borjchrift über die Zuſammenſetzung des evangelifchelutherifchen Konſi— 
jtoriums iſt aufgehoben. 

Art. 2. Das evangelijch-lutheriiche Konſiſtorium bejteht aus: 

1. zwei lutherifchen Senatoren, von welchen der nach dem Amtsalter im Senat 
ältere das Direktorium führt) ; 

2. einem auf Lebenszeit gewählten geistlichen Konſiſtorialrath; 

3. zwei auf drei Jahre gewählten und nach Ablauf diefer Zeit wieder wählbaren 
geiſtlichen Konſiſtorialräthen; 

4. einem auf Lebenszeit gewählten rechtsgelehrten Konſiſtorialrath; 

5. zwei auf drei Jahre gewählten und nach Ablauf dieſer Zeit wieder wählbaren 
weltlichen Aſſeſſoren. 

Die Führung des Protokolls und der Regiſtratur und die Beſorgung der Aus— 
fertigungen iſt einem rechtsgelehrten Aktuar übertragen, welcher auf Vorſchlag des Konſi— 
ſtoriums von dem Senate ernannt wird. 

Art. 3. Die Senatoren werden von dem Senate zum Konſiſtorium deputirt. 

Der ſtändige geiſtliche Konſiſtorialrath wird von dem Konſiſtorium aus einem 
Vorſchlag von drei Perſonen erwählt, welcher von ſämmtlichen Pfarrern in Stadt und 
Land aus den Pfarrern der Stadt gemacht wird. 

Die zwei anderen geiſtlichen Konſiſtorialräthe werden von den ſämmtlichen 
Pfarrern in Stadt und Land aus den Pfarrern der Stadt gewählt: 

Der rechtögelehrte Konfiftorialrath wird von dem Konfiftorium aus einem Vor— 
ſchlag von drei Perfonen erwählt, welcher von dem Kirchenvorftand gemacht wird. 

Die Afjefjoren werden von dem Kirchenvorſtand gewählt, dürfen jedoch in feinem 
dem Konfijtorium untergeordneten Amtsverhältniſſe ftehen. 

Bei der Wahl des vechtsgelehrten Konſiſtorialraths und der Aſſeſſoren wirken die 
geiftlichen Mitglieder des Kirchenvorftandes nicht mit. 

Art. 4. Die Konfijtorialväthe und Aſſeſſoren werden dem Senate zur Verpflich— 
tung präfentirt und von dieſem, jofern fein Anſtand obwaltet, in Pflicht genommen. 

Art. 5. Zu den Berathungen über Firchliche Angelegenheiten der Landgemeinden 
wird aus der Zahl der Landpfarrer Einer al3 deren Bertreter zugezogen. 

Die Wahl diejes Vertreters gefchieht durch die Landpfarrer von drei zu drei Jahren. 

Art. 6. Die Wahl zweier Konfiftorialaffefforen ift unverzüglich vorzunehmen, 

Die dermaligen geiftlihen Konfiftorialräthe verbleiben, wie der rechtsgelehrte 
Konjiitorialrath, lebenslänglich in ihrer Stellung. 


1) Abgeändert dur) Gef. v. 13. März 1882: | der Zahl der evangelifch-Iutherifchen Gemeinde- 
einen vom Könige zu ernennenden Vorſitzenden glieder zu wählenden Mitgliede, welches der 
evangelijch-Tutheriichen Befenntniffes und einem | Beftätigung des Königs bedarf. 

vom Magijtrate der Stadt Frankfurt a. M. aus | 
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Nach der nächiten Erledigung einer. geijtlichen Stelle wird dieſelbe durch Wahl für 
drei Jahre befeßt und fo fort von drei zu drei Jahren. 

Das Gleiche gejchieht nach Erledigung einer weiteren geiftlichen Stelle. 

Die dritte wird nach eingetretener Erledigung duch Wahl auf Lebenszeit beſetzt. 

Art. 7. Die Borfehrift des Art. 42 der Konftitutions-Ergänzungsafte, daß zu 
den evangelifch-Tutheriichen Pfarritellen Feine Kandidaten der Theologie befördert werden 
fönnen, welche nicht entweder eingeborene Bürger find, oder feit zehn Jahren im hiefigen 
Bürgerrechte ſtehen, iſt aufgehoben. 

Art. 8. Die Wahl der Pfarrer an den evangelifch-lutherifchen Kirchen zu Frank— 
furt gefchieht unter Mitwirkung des Konſiſtoriums und des Gemeindevorjtandes, vor— 
behältlich der Beitätigung des Senats, durch die Gemeinde oder den betreffenden Wahl: 

engel. 
i — Nähere beſtimmt das Geſetz und die Gemeindeordnung. 

Beſchloſſen in Unſerer Rathsverſammlung den 5. Februar 1857. 


III. 
Geſek 


über ven Geſchäftskreis des evangeliſchIutheriſchen Ronſtſtoriums v.5. Fehr, 1857, 

Wir Bürgermeiſter und Rath der freien Stadt Frankfurt verordnen hiermit 
auf verfaſſungsmäßigen Beſchluß der geſetzgebenden Verſammlung vom 6. Januar 1857. 

Art. 1. Das evangeliſch-lutheriſche Konſiſtorium führt das Kirchenregiment nach 
Maßgabe der Kirchenverfaſſung und der Geſetze. 

Art. 2. Zu ſeinem Geſchäftskreis gehört namentlich: 

1. die Ueberwachung des äußeren Verbandes und der inneren Ordnung der Kirche; 
2. die Aufſicht über Lehre und Gottesdienſt; 
3. die Anordnung der Prüfungen und die Ordination der Kandidaten; 
4. Mitwirkung bei der Beſetzung der Pfarrſtellen; 
5. die Verpflichtung, Einführung und Anweiſung der Pfarrer und die Aufſicht auf 
deren Amtsführung und Wandel; 
die Beaufſichtigung der kirchlichen Vermögensverwaltung, ausſchließlich jedoch der 
Gemeindekaſſe und des Almoſenkaſtens der ſtädtiſchen Kirchengemeinde; 
7. die Vermittlung der Geſchäftsverbindung der Kirche mit den Staatsbehörden und 
mit den Kirchenbehörden anderer Staaten und Konfeſſionen; 
8. die Beaufſichtigung und obere Leitung der evangeliſch-lutheriſchen Schulen und 
des Gymnaſiums. 

Art. 3. Die Pfarrer der Landgemeinden werden auf Antrag des Konſiſtoriums, 
welches zu jeder Stelle nach Vernehmung des betreffenden Kirchenvorſtandes drei geeignete 
Perſonen zur Auswahl vorſchlägt, von dem Senate ernannt, 

Art. 4. Wenn ein Pfarramt an einer Stadtkirche erledigt ift, jo hat das Kon— 
filtorium nad dem Vorſchlag des Gemeindevorjtandes und im Einverftändniß mit 
demjelben Diejenigen wahlfähigen Bewerber zu beftimmen, welche zu Probepredigten in 
der betreffenden Kirche zu veranlaffen find. 

Nachdem dieſe Predigten gehalten worden find, theilt das Konſiſtorium dem 
Gemeindevorjtand feine Anficht über die Befähigung der Bewerber mit. 

Art. 5. Iſt die Pfarrwahl in dem betreffenden Wahljprengel nach) Maßgabe der 
darüber bejtehenden Vorjchriften erfolgt, jo wird der Gewählte dem Senate durch das 
Konfijtorium zur Bejtätigung präjentirt. 


[er 
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Nach) geichehener Betätigung beruft das Konfiftorium den Gemwählten und führt 
denjelben nach vorgenommener Verpflichtung und Ordination, falls dieſe nicht ſchon 
früher jtattgefunden, in der betreffenden Kirche feterlich in jein Amt ein. 

Art. 6. Die Pfarrer müſſen das hiefige Bürgerrecht auswirken und die damit 
verbundenen Obliegenheiten erfüllen, 

Erſt nachdem dies gejchehen iſt, wird der Amtseid vor dem Konfiftorium geleiftet. 

Art. 7. Klagen und Beichwerden über die Amtsführung der Pfarrer hat das 
Konfiftorium zu erledigen, und zwar, wenn fie gegen einen bei dem Konfiftorium 
figenden Pfarrer gerichtet wären, in deſſen Abweſenheit. 

Sollten ſolche Klagen und Beichwerden eine größere Beftrafung als Zuredht- 
weilung und Berweife zur Folge haben, jo ijt die Sache dem Senate zur Verfügung 
vorzulegen. 

Art. 8. Werden von dem Gemeindevorftand Beränderungen in der Liturgie 
rathjam befunden, jo hat das Konfiftorium dieje zu prüfen, und wenn nichts dabei zu 
erinnern gefunden wird, vor der Einführung zu genehmigen. 

Urt. 9. Das Konfiftortum hat für die Ausführung der von dem Senate ange— 
ordneten außerordentlihen Kirchenfeierlichkeiten, worüber die Weifungen an dasjelbe 


ergehen, Sorge zu tragen. Art. 44 der Konjtitutiongergänzungsafte.) 


Art. 10. Die Geftattung der Trauungen in dem Haufe des Geiftlichen oder der 
Brautleute bleibt dem Ermefjen des Konſiſtoriums überlafjen. 

Art. 11. An der duch Art. 41 der Konftitutionsergänzungsafte angeordneten 
gemijchten Kommiſſion nimmt das evangelifch-lutherifche Konſiſtorium in demfelben Ver— 
hältniß Theil, wie da3 evangelifch-reformirte Konſiſtorium und die katholiſche Kirchen- 
und Schulfommijfion. 

Art. 12. Dem evangelifch-lutheriihen Konfiftorium jteht in Gemeinſchaft mit 
dem evangeliich-reformirten Konfijtorium die obere Leitung und Beauffichtigung der 
proteſtantiſchen Stadtſchulen zu. 

An den Geſchäften der vereinten evangeliſchen Konſiſtorien nehmen jedoch nur 
jehs Mitglieder des lutheriſchen Konſiſtoriums Theil, nämlich die Senatsdeputirten, der 
ftändige geiftliche Konſiſtorialrath, der älteſte der nicht jtändigen geiftlichen Konfijtorials 
räthe, der rechtögelehrte Konfiftorialrath und der ältejte Konfiftorialaffeffor. Die zwei 
übrigen Mitglieder haben in VBerhinderungsfällen als Stellvertreter einzutreten. 

Art. 13. Das gegenwärtige Gefe tritt mit dem Tage jeiner Berfündigung in Kraft. 

Urt. 14. So lange die dermaligen geijtlichen Konſiſtorialräthe in ihrer Stellung 
bleiben, nehmen fie wie bisher an den Gejchäften der vereinten evangelifchen Konſi— 
ftorien Theil. 

Nachdem Einer derjelben ausgejchteden ift, wird jeine Stelle in diejen durch den 
jeweiligen ältejten der Konftitorialafjefjoren eingenommen. 

Art. 15. Alle früheren gejeglichen Beſtimmungen, welche mit dem gegenwärtigen 
Geſetze im Widerfpruche ftehen, find aufgehoben. 

Beichlojfen in Unjerer Rathsverfammlung den 5. Februar 1857. 
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EV. 
Geſekz, 


die Zuſammenſehung und den Geſchäftskreis des evangeliſch-lutheriſchen 
Gemeindevorſtandes betr. vom 5. Jebruar 1857. 


Wir Bürgermeiſter und Rath der freien Stadt Frankfurt verordnen hiermit auf 
verfaſſungsmäßigen Beſchluß der geſetzgebenden Verſammlung vom 6. Januar 1857 
wie folgt: 

Art. 1. Der evangeliſch-lutheriſche Gemeindevorſtand beſteht aus ſämmtlichen 
Pfarrern der Gemeinde, mit Ausnahme derjenigen, welche Mitglieder des Konſiſtoriums 
ſind, und aus 36 Gemeindegliedern nicht geiſtlichen Standes. 

Von dieſen 36 Mitgliedern ſind 18 Aelteſte und 18 Diakonen. 

Art. 2. Zum Gemeindevorſtand können Mitglieder des Senats und des Konſi— 
ſtoriums nicht erwählt werden. 


Art. 3. Außer den gedachten Ausnahmen kann in der Regel Niemand die auf | 


ihn fallende Wahl ausſchlagen. 
Art. 4. Gänzlich ausgeſchloſſen von der Mitgliedjchaft find: 
1. wer nicht Bürger ift, 
2. wer eines Verbrechens wegen bejtraft worden tft, 
3. alle Falliten, jo lange fie ihre Gläubiger nicht vollitändig befriedigt haben. 

Art. 5. Abgehende Aeltefte oder Diafonen können in der nämlichen Eigenjchaft 
nach einer Zroifchenzeit von einem Jahre wieder gewählt werden, haben jedoch nicht die 
Berbindlichkeit, diefe Wahl anzunehmen. 

Art. 6. Ein abgegangener Diakon muß ſich der Wahl zum Aelteſten unter: 
werfen, kann jedoch verlangen, daß zwiſchen feinem Austritt und jeinem Wiedereintritt 
ein Zeitraum von drei Sahren liege. 

Art. 7. Aelteſte können nur aus ehemaligen Diakonen gewählt werden. 

Art. 8. Die Gemeinde, welche nad) wie vor ein Ganzes bildet, welches der 
Gemeindevorstand vertritt, gliedert fich zum Behuf der Wahlen für den Gemeindevorjtand 
und für die Pfarritellen in ſechs Sprengel ohne Pfarrzwang, deren jedem eine der jechs 
Kirchen zugemwiejen ift. 

Art. 9. Die Begränzung der Sprengel wird durch die Gemeindeordnung bejtimmt. 

Art. 10. Aus dem Gemeindevorstand treten jedes Jahr die 6 Aeltejten und 6 
Diafonen aus, welche drei Jahre Mitglieder des Gemeindevorjtandes gewejen find. Die 
Abgehenden werden dadurch erſetzt, daß jeder Sprengel, d. h. die jtimmberechtigten 
Gemeindeglieder, welche in deſſen Bezirk wohnen, aus feiner Mitte auf einen im 
doppelter Anzahl gemachten, jedoch nicht bindenden Vorſchlag des Gemeindevoritandes 
einen Aeltejten und einen Diakonen erwählt. 

Bei der Aufftellung des Vorſchlags im Gemeindevorftand haben deſſen geiftliche 
Mitglieder nur berathende Stimmen. 

Das Nähere in Betreff der Wahl wird die Gemeindeordnung bejtimmen. 

Art. 11. Der Zeitpunkt des Aemterwechſels ift der Anfang des Kicchenjahrs (der 
erſte Adventjonntag). 

Wird im Laufe des Kirchenjahrs eine Stelle im Gemeindevorftand erledigt, jo 
entjcheidet diejer, ob eine Erſatzwahl für die Dienstzeit des Ausgetretenen jofort, oder 
erjt bei der nächjten regelmäßigen Ergänzungswahl vorgenommen werden joll. 

Art. 12. Sollte unter den Gewählten ich Jemand befinden, der aus jehr wichtigen 
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Gründen die Wahl abzulehnen ſich genöthigt ſähe, jo hat jich derjelbe deshalb an den 
Gemeindevorftand zu wenden, welchem es überlafjen bleibt, ihn nach pflichtmäßiger 
Erwägung der vorgebrachten Entſchuldigung zu dispenjiren. 

In dieſem Fall rückt für den Nichteintretenden derjenige ein, der nach ihm die 
meijten Stimmen hatte, vorausgejeßt, daß er wenigitens ein Biertel der abgegebenen Stimmen 
auf fich vereinigt. Fehlt es an diefer Borausfegung, jo muß eine neue Wahl vorge 
nommen werden. 

Art. 13. Der Gemeindevorstand. beftimmt die Form feiner Berathungen und der 
Beſchlußfaſſung durch feine Geſchäftsordnung. 

Art. 14. Zum Vorſitzer wählt der Gemeindevorftand aus feinen nicht geiftlichen 
Gliedern je auf die Dauer des Kirchenjahres einen Senior und einen Stellvertreter 
dejjelben. 

Art. 15. Zur bejondern Fürforge und Auffiht für jede einzelne Kirche, die 
darin jtattfindenden Firchlichen Handlungen, das der Kirche zugehörige bewegliche Eigen- 
thum und die dabei angeftellten Diener bilden die von dem betreffenden Sprengel 
gewählten drei Aeltejten und drei Diakonen in Verbindung mit den an der betreffenden 
Kirche angejtellten Pfarrern (die geiftlichen Konfiftorialräthe nicht ausgeſchloſſen) je einen 
beſondern Sprengelvorjtand, in welchem der ältefte Geistliche den Vorſitz führt. 

Dur eine Wohnungsveränderung während der Amtsdauer erleidet das Amts— 
verhältnig der Mitglieder feine Aenderung. 

Art. 16. Zu den Betjälen find der jedesmalige Senior und Viceſenior deputirt. 

Art. 17. Der Gemeindevoritand kann ſowohl zur Unterftüßung der Sprengel- 
vorjtände, als zu den Zwecken der firchlichen Armenpflege auch feinem Kreije nicht 
angehörige Gemeindeglieder zuziehen. 

Art. 18. Der Gemeindevorstand hat in kirchlichen Angelegenheiten die Gemeinde 
bei der einjchlagenden Behörde zu vertreten, über die äußere Disciplin zu wachen, das 
Kichengut zu verwalten, für die Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäufer zu jorgen, 
die niederen Kirchenbedienftete zu ernennen und zu beauffichtigen. 

Art. 19. Ohne vorherige Zuftimmung de3 Gemeindevorjtandes können Verändes 
tungen des Gottesdienstes nicht vorgenommen und bejondere Kirchenfeierlichfeiten nicht 
angeordnet werden, unbeſchadet jedoch der Vorſchrift des Art. 44 der Konjtitutiong- 
ergänzungsakte. 

Auch zur Verwendung von Kirchen oder ſonſtigen Gebäulichkeiten zu andern als 
Gemeindezwecken bedarf es ſeiner Genehmigung. 

Art. 20. Rückſichtlich der Verwaltung und Verwendung der Dotation für den 
Religionskultus behält es bei den Beſtimmungen der Dotationsurkunde vom 2. Februar 
1830 jein Verbleiben. 

Art. 21. Der Gemeindevorjtand hat die Oberleitung und Oberaufficht über die 
tirchliche Armenpflege. Sein Verhältniß zu dem lutheriſchen Almofenfaften bleibt das 
bisherige. Es bleibt ihm überlafjen, die Armenpflege mit der Einrichtung der Sprengel- 
borjtände in Verbindung zu jeßen. 

Art. 22. Die Gemeindeordnung hat der Gemeindevorjtand im Einverjtändniß 
mit dem Konfiftorium vorzubereiten und der Gemeinde zur Annahme vorzulegen. 

Art. 23. Ueber die Mitwirkung des Gemeindevorjtandes bei der Bejekung der 
Konfiftoriums beſtimmt das organijche Geſetz dom heutigen Tage. 

Art. 24. Wenn ein Pfarramt erledigt ift, jo hat der Gemeindevorftand im Ein- 
verftändnig mit dem Konfiftorium die wahlfähigen Bewerber zu Probepredigten in der 
betreffenden Kirche zu veranlafjen. 
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Nachdem hierauf das Konfiftorium feine Anficht über die Befähigung der Bes 
werber ausgeſprochen hat, trifft der Gemeindevorjtand, jedoch ohne entjcheidende Stimme 
feiner geiftlichen Mitglieder, nachdem er zuvor dem betreffenden Sprengelvorjtand Gelegen- 
heit gegeben hat, über die in Zrage kommenden Theologen, jo wie über die Wünſche 


| 


und Bedürfniffe der den Sprengel bildenden Semeindeglieder einen gutachtlichen Bericht 


an den Gefammtoorjtand zu erjtatten, eine Vorwahl von drei geeigneten Bewerbern. 
Aus diefen drei Vorgeſchlagenen wählen die jtimmberechigten Mitglieder des betref— 

fenden Sprengel3 unter der Leitung des Sprengelvorstandes Einen zum Pfarrer. 
Stimmbereshtigt find bei diefen Wahlen nur ſolche Gemeindeglieder, welche in den 

zwei der Wahl vorausgegangenen Jahren fowohl an die Gemeindefafje als an ben 


Gemeinde-⸗Almoſenkaſten Beiträge von mindeftens 30 Fr. jährlich oder an eine jener Anz 


ftalten Beiträge von mindeftens fl. 1 jährlich entrichtet haben. Für die nächjten beiden 
Jahre nach der Einführung dieſes Geſetzes genügt der Nachweis, daß überhaupt ein 
folcher Beitrag von mindejtens fl. 1 jährlich bezahlt worden iſt. 

Das Nähere über die Einrichtung dev Pfarrwahlen beftimmt die Gemeindes 
Ordnung. 


in diejen überzuziehen. 

Die gegenwärtigen Pfarrer werden als die Geijtlichen der Sprengel angejehen, 
bei deren Kirchen fie am Tage der Einführung angeftellt find. 

$ 26. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage jeiner Verkündigung in Kraft. 

Die dermaligen Mitglieder des Gemeindevorjtandes verbleiben aber bis zu den 
regelmäßigen Zeitpunkten ihres Austritts in demfelben und werden dann nad und nad) 
durch Sprengelwahlen erjeßt. 

Sp lange noch nicht alfe weltlichen Mitglieder durch die Sprengel gewählt jind, 
werden die Sprengelvoritände dadurch ergänzt, daß der Gemeindevorjtand die erforder— 
liche Anzahl jeiner älteren Mitglieder in dieſelben deputirt. 

Art. 27. Alle früheren gejelichen Beitimmungen, welche mit dem gegenwärtigen 
Gejee im Widerfpruch ftehen, find aufgehoben. Das gegenwärtige Geſetz kann nur mit 
Zuftimmung de3 Gemeindevorjtandes abgeändert werden. 

Beichloffen in Unferer Rathsverfammlung den 5. Yebruar 1857. 


V, 


Gemeinde-Promma 
für die evangeliſch-lutheriſche Gemeinde zu Frankfurt am Main v. I. 1872, 


Abſchnitt I. 
Die Gemeinde und ihre Mitglieder. 
Art. 1. Die ewangelifchelutherifche Gemeinde von Frankfurt und Sachjenhaufen 
bildet ein Ganzes. 


Art. 2. Mitglieder der Gemeinde find diejenigen im hiefigen Stadtbezirk ihren | 


geſetzlichen Wohnſitz habenden Perfonen, welche ihre Zugehörigkeit zur evangelijch- 
lutheriſchen Kirche durch die Taufe und die Konfirmation, oder durch das Zeugniß einer 
zuftändigen evangeliſch-lutheriſchen Kicchenbehörde nachgewieſen haben. 


Art. 3. Die Mitglieder der Gemeinde theilen fich in ſtimmberechtigte und nicht! 


ftimmberechtigte. 


Art. 25, Den dermaligen Pfarrern an der Dreikönigskirche wird das Necht 
vorbehalten, bei den nächften Erledigungen von Pfarritellen des diejfeitigen Stadttheild | 
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Stimmberechtigt ijt jedes großjährige männliche Gemeindeglied, welches in das 
Gemeinderegijter eingetragen ift, und einen beliebigen jährlichen Beitrag an mindejtens 
eine der, dev Gemeinde zuftehenden Kafjen leiftet. 

Art. 4. Jedem Gemeindeglied liegt die Pflicht ob, die Kicchenverfaffung und die 
Gemeindeordnung zu beobachten, zur Förderung der Kirchlichen Zwecke zu wirfen, und 
zur Erhaltung und Unterjtügung dev kirchlichen und wohlthätigen Anftalten der Gemeinde 
nach Kräften beizutragen. 

Dagegen jteht jedem Gemeindemitglied die Theilnahme an allen kirchlichen und 
Wohlthätigkeits-Anftalten der Gemeinde zu, unbeſchadet der für die öffentlichen milden 
Stiftungen geltenden oder zu erlafjenden Beſtimmungen. 

Art. 5. Jedes jtimmberechtigte Mitglied hat die Befugnig an Wahlen und 
Abjtimmungen der Gemeinde nad Maßgabe der Gefehe und der Gemeindeordnung 
Theil zu nehmen umd Anträge und Beſchwerden bei dem Gemeindevorftand vorzubringen. 

Art. 6. Durch Mebertritt zu einer anderen Konfeffion hört die Gemeindemitglied- 
Ihaft auf. 

Bon der Stimmberechtigung find ausgeſchloſſen: 

1. diejenigen, welchen durch vechtskräftiges Erkenntniß die bürgerlichen Chrenrechte 
aberfannt find, während der hierfür in dem verurtheilenden Erkenntniß bejtimmten 
Zeitdauer; | 

2. diejenigen, welche unter gerichtlicher Pflegſchaft ftehen. 

Art. 7. Es joll ein Gemeinderegifter geführt werden, in welches die Gemeinde: 
mitglieder unter geeigneten Rubriken einzutragen find. 

Diejes Gemeinderegifter iſt alljährlich im Monat Juni vierzehn Tage Yang zur 
Einſicht der Gemeindemitglieder im Aftuariate des Gemeindevorftandes behufs etwaiger 
Berichtigung aufzulegen. 

Es iſt Pflicht der Gemeindemitglieder, etwaige Wohnungsveränderungen beim 
Aktuariate anzuzeigen. 

Art. 8. Zum Behufe der Wahlen für den Gemeindevorftand und die Pfarrftellen 
gliedert fich die Gemeinde in ſechs Wahliprengel ohne Pfarrzwang, deren Gränzen in 
folgender Weiſe beftimmt werden : 

1. Der St. Pauls-Sprengel befteht aus dem Theile der inneren Stadt, welcher 
don dem Leonhardsthor, dem unteren Theil der Buchgaffe bis zur Münzgaſſe, der 
Münzgaſſe, dem großen und Heinen Hirſchgraben, der Bleidenſtraße, dem jüdlichen Theil 
der Liebfrauenftraße bis zum Holzgraben, dem Holzgraben, der Hajengafje vom Holz= 
graben bis zur Zeil, dem öftlichen Theil der Zeil von der Hajengafje His zur Fahr: 
gafje dem nördlichen Theil der Fahrgafje bis zur Kannengießergafje, der Kannengießer— 
gafje, dem Domplak, Markt, Römerberg, Fahıthor und dem Mainquai vom Fahrthor 
bis zum Leonhardsthor begränzt wird. 

2. Der Weißfrauen-Sprengel umfaßt den weftlichen Theil der Stadt und 
deren Gemarkung in der Axt, daß die betreffende Gränze fih längs dem unteren rechten 
Mainufer aufwärts bis zum Leonhardsthor, durch die Buchgaſſe bis zur Münzgaſſe, die 
Münzgafje über den großen und Kleinen Hirfchgraben, die Katharinenpforte, längs der 
Südfeite der Hauptwache, über den Schillerplat, die Bibergaffe, den Theaterplatz, Die 
Kalbächergafje, große Bockenheimerſtraße und Bodenheimer Landitraße hinzieht. 

3. Der St. Katharinen-Sprengel wird duch den nordweſtlichen Theil der 
Stadt und deren Gemarkung gebildet, deſſen Gränze fich über die Bockenheimer Land- 
ſtraße, große Bodenheimerftraße bis zur Kalbächergafje, die Kalbächergafje, den Theater— 
plaß, die Bibergafje, den Schillerplaß, die jüdliche Seite der Hauptwache, die Katharinen« 
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pforte, Bleidenftraße, Liebfrauenftraße bis zum Holzgraben, den Holzgraben, die Haſen— 
gaffe, vom Holzgraben bis zur Zeil, über die Zeil bis zur Schäfergafje, über bie 
Schäfergaffe bis zum Pelersticchhof, über den Petersficchhof nach der Bleichſtraße, über 


die Bleichſtraße vom Ausgange des Petersficchhof bis zum Petersthor, durch das Peters 


thor über die Ejehenheimeranlage nach der Eckenheimerlandſtraße und über die Ecken— 
heimerlandjtraße erjtredt. 

4. Zum St. Peter3-Sprengel gehört der nordöjtliche Theil der Stadt, umd 
deren Gemarkung, deſſen Gränze über die Edenheimerlanditraße, den zwijchen diejer und 
dem Petersthor Liegenden Theil der Ejchenheimeranlage, durch das Petersthor über die 


Bleichſtraße, vom Peteröthor bis zum Ausgange des Peterskirchhofs, über den Peterö- 
kirchhof, die Schäfergaffe bis zur Zeil, über die Zeil bis zur Allerheiligenjtvaße, über 
die Alferheiligenftraße durch das Allerheiligenthor, über die Triedbergeranlage bis zum 


Sandweg und über den Sandweg läuft. 
5. Der St. Nicolai-Sprengel bejteht aus dem jüdöjtlichen Theile der Stadt 


und ihrer Gemarkung, deſſen Gränze durch den Sandweg, die Yriedbergeranlage dom 
Sandweg bis zum Allerheiligenthor, über die Allerheiligenitraße, den nördlichen Theil 


der Fahrgafje bis zur Kannengieergafje, die Kannengießergafje, den Domplatz, Markt, 
Römerberg, das Fahrthor und das obere rechte Mainufer dom Fahrthor aufwärts, 
bejtimmt wird. i 

6. Der Dreifönig3- Sprengel umfaßt den ganzen auf dem linken Mainufer 
gelegenen Theil der Stadt (Sachjenhaufen) und Gemarkung einihlieglih der Brüden. 

Die Pfarrer find nur in dem Sprengel jtimmberechtigt, an defjen Kirche fie 
wirken. 

Art. 9. Denjenigen, welche die Mitgliedfehaft der Gemeinde bereit3 nach der 
Gemeindeordnung von 1857 erworben haben, verbleiben alle ihnen nach derjelben 
zuftehenden Rechte unverändert. An Wahlen, für den Gemeindevorjtand und an Pfarr— 


wahlen können jolche Mitglieder, jofern ſie nicht in hiefiger Stadt wohnhaft find, nur 


Theil nehmen, wenn fie eine für die ganze Dauer der Abwejenheit bindende Erklärung 
darüber, in welchem Sprengel fie ihr Wahlrecht ausüben wollen, bei ihrem Wegzuge 
abgegeben, vder jpätejtens bis zu der, dem Wahlakte zuleßt vorhergegangenen Offenlegung 
der Gemeinde Negiiter Art. 7) nachgeholt haben. 


Abſchnitt II. 
Der Öemeindevoritand. 


Art. 10. Die Gemeindevertretung ift dem Gemeindevorjtand übertragen. 


Art. 11. Die Zufammenfegung und der Gejchäftsfreis des Gemeindevorjtandes 
find durch das Geſetz vom 5. Februar 1857, foweit deſſen VBorausfegungen Art. IV, 


1 u. dgl.) noch vorhanden find, geordnet. 


Art. 12. Bon den 36 weltlichen Mitgliedern des Gemeindevorjtandes treten 


jährlich jechs Aeltefte und ſechs Diafonen aus, welche drei Jahre Mitglieder des Ges 
memeindevorjtandes geweſen find. 

Die Abgehenden werden dadurch erſetzt, daß jeder Wahljprengel Art. 8) aus feiner 
Mitte einen Aeltejten und einen Diafonen erwählt. 

Zu diefen Wahlen bringt der Gemeindevorstand bei jedem Sprengel die doppelte 
Anzahl der Wählenden mittelft gedructer Zettel in Vorſchlag. 

Auf diefen Stimmzetteln werden die Namen derjenigen, welchen man die Stimme 
geben will, offen gelaffen, die andern ducchitrichen. Es jteht jedoch jedem Wählenden 
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frei, auch nicht vorgefchlagenen Mitgliedern feines Sprengel3, jofern jte an ſich wählbar 
find, jeine Stimme zu geben. 

Stimmzettel, auf welchen zu viele Namen offen gelafjen oder aufgezeichnet find, 
find für die Abtheilung, wo dies der Fall iſt, (Aelteſte oder Diafonen) ungültig. 

Die Stimmzettel werden an zu bejtimmenden zwei Tagen in der Kirche des Wahl: 
Iprengels oder an einem anderen zu bezeichnenden, in der Nähe der Kirche gelegenen Ort 
in Gegenwart zweier Mitglieder des Sprengelvorjtandes in einen verſchloſſenen Kaſten 
geworfen. 

Die Stimmkaſten werden ſodann in einer Sitzung des Gemeindevorftandes eröffnet, 
und die Mehrheit der Stimmen gibt für die Wahl den Ausschlag. 

Bei etwaiger Gleichheit der Stimmen kann der Gemeindevorftand durch eine Ab— 
ſtimmung in feiner Mitte oder durch das Loos die Wahl entjcheiden Lafjen. 

Den Gewählten wird die Wahl durch einige Mitglieder des Gemeindevorjtandes 
befannt gemacht. 

Art. 13. Bor der Abjtimmung werden die VBorjchläge des Gemeindevorjtandes, 
jowie die Zeit und die Orte der Abſtimmung in allen Kirchen durch den Pfarrer von 
der Kanzel bei dem Sonntags-VBormittags-Gottesdienfte befannt gemacht. Auch wird die 
Lite der Vorſchläge mindeitens acht Tage vor Beginn der Wahlen auf dem Aktuariat 
de3 Gemeindevorjtandes zur Einjicht der Gemeindeglieder aufgelegt, und über dieje Offen- 
legung, jowie über Zeit und Ort der Abſtimmung eine Bekanntmachung in mehreren 
hiejigen Blättern erlaſſen. 

Urt. 14. Das Ergebniß der Wahlen wird gleichfalls in allen Kirchen verfündigt, 
und in öffentlichen Blättern befannt gemadt. 

Auch werden der Gemeinde ſämmtliche Gewählte und jedem Sprengel in feiner 
Kirche die von ihm Gewählten bei der Sonntags-Bormittags-Predigt mitteljt geeigneten 
Vortrags des Predigers von der Kanzel vorgeftellt. 


Abſchnitt ILL. 
Das geiftlihe Amt. 
1. Die Pfarrer. 
Art. 15. Die Gemeinde erwartet von ihren Pfarrern, daß fie das Wort Gottes 


lauter verfündigen, in ihrem Wandel. als Borbilder chrijtlicher Gejinnung und riftlichen 


Lebens voranleuchten, und nad) allen Kräften für das Wohl der Gemeinde wirken. 
Art. 16. Den Pfarrern ift die Verwaltung des Gottesdienjtes und der übrigen 

geijtlichen Amtshandlungen übertragen, wozu insbejondere die Predigt des göttlichen 

Wortes, Taufe, Spendung des Abendmahl, Einſegnung der Ehe, der pfarramtliche 


Religionsunterricht und die Konfirmation, die Begleitung bei Beerdigungen, jowie die 


Seeljorge überhaupt, namentlich Beiftand am Kranfenbette, in Hojpitälern und Gefäng— 
nifjen, gehören. 

Art. 17. Zu dem Pfarramte kann nur berufen werden, wer fich zur evangeliich- 
lutheriſchen Kirche befennt, und entweder durch die für die hiefigen Kandidaten vorgejchriebene 
Prüfung oder in anderer, von dem Konfiftorium für genügend befundenen Weije über 
jeine Befähigung fich ausgewiejen hat. 

Art. 18. An jeder Kicche find zwei Pfarrer angeftellt. 

Art. 19. Wird ein Pfarramt erledigt, jo veranlaßt der Gemeindevorjtand die 
von ihm im Einverftändnig mit dem Konfiftorium für geeignet erachteten wahlfähigen 


Bewerber zu Wahlpredigten in der betreffenden Kirche. 
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Nachdem ſich Hierauf das Konfiftorium über die Befähigung der Bewerber aus— 
geſprochen hat, umd der Sprengelvorftand über bie Wünſche und Bedürfniſſe des 
Sprengels hinfichtlich des zu wählenden Pfarrers gutachtlichen Bericht an den Gemeindes 
vorstand erftattet hat, trifft der Letztere in einer bejonderen Situng, in welcher ein 
Verzeichniß ſämmtlicher Bewerber, welche Wahlpredigten gehalten haben, aufliegt, eine 
Vorwahl, bei welcher jedoch die geiſtlichen Mitglieder nur berathende Stimme haben. 

Jeder der Abſtimmenden verzeichnet zuerſt aus jener Geſammtzahl die Namen von 
ſechs Bewerbern auf einen Zettel. Diejenigen ſechs, welche hierbei die meijten Stimmen 


erhalten haben, bilden den erſten Wahlauffag. Iſt unter den Letzten, durch welche die - 


Sechszahl zu vervollitändigen wäre, Gleichheit der Stimmen eingetreten, jo ijt unter 


diefen durch eine weitere Wahl zu entjcheiden, welcher von ihnen unter die Sechszahl 


aufgenommen werden ſoll. Im Nothfall entjcheidet das Loos. 

Hierauf verzeichnet jeder der Abftimmenden aus jenen jechs Bewerbern drei auf 
einen Zettel, umd diejenigen drei, welche hierbei die meisten Stimmen erhalten haben, 
Bilden den Vorschlag. Iſt unter den Lebten, durch welche die Zahl drei zu vervoll⸗ 


ſtändigen wäre, Gleichheit der Stimmen eingetreten, ſo iſt unter dieſen durch eine weitere 


Wahl zu entſcheiden, welcher in jene Zahl aufgenommen werden ſoll. Im Nothfall ent⸗ 
ſcheidet das Loos. 


Die Reihenfolge der drei Vorgeſchlagenen wird durch beſondere Abſtim mung 


feſtgeſtellt. 

Art. 20. Die Wahl unter den drei Vorgeſchlagenen wird drei Wochen nach 
wiederholter Bekanntmachung des Vorſchlags von den Kanzeln am Schluſſe der Sonne 
tags-Bormittagspredigt und nad erfolgter Einladung zum Wahlakte unter der Leitung 


des Sprengelvorſtandes in der Kiche des Sprengels, verbunden mit angemefjener kirch⸗ 
lichen Feier, vermittelſt gedruckter Stimmzettel von denjenigen ſtimmberechtigten Gemeinde— 


gliedern des betreffenden Sprengels vorgenommen, welche ſowohl an die Gemeindekaſſe, 
als auch an den Almoſenkaſten der Gemeinde in den zwei der Wahl vorausgehenden 
Sahren Beiträge von mindeftens 30 Fr. jährlich, oder an eine jener Anjtalten Beiträge 


von mindejtens 1 fl. jährlich geleiftet haben. 

Bei diefer Wahl entjcheidet einfache Stimmenmehrheit. Stellt fich Gleichheit der 
Stimmen heraus, fo wird die Wahl unter den Gleichbeftimmten wiederholt. 

Art. 21. Das Ergebnit diefer Wahl wird von dem Gemeindevorjtand an das 
Konfiftorium mit dem Erfuchen berichtet, das zum Behufe der Verpflichtung und Eins 
führung des Gewählten Erforderliche anzuordnen. 


Art. 22. Die Pfarrer haben die erforderlichen Beurkundungen über ihre Amts— 


Handlungen zu führen und dem Gemeindevoritand zuzuftellen. 


Art. 23. Die Pfarrer find zu gegenjeitiger Aushülfe verpflichtet, zunächjt die | 


an derſelben Kicche angeftellten. Iſt anderweitige Stellvertretung nöthig, jo wird Diejelbe, 
foweit nicht zur Gemeinde gehörige Kandidaten verwendet werden, von dem Konfijtorium 
im Einverftändnig mit dem Gemeindevorftand angeordnet. 

Art. 24. Die Gefammtheit der Pfarrer bildet das „Predigerminifterium.” 
Dafjelbe tritt zufammen zur gemeinfchaftlichen Beratdung der pfarramtlichen Gejchäfte, 
hat die ihm unterftellten Stiftungen zu verwalten und Gutachten über Gegenjtände des 


geiftlichen Amtes im Auftrag des Konfiftorinms oder des Gemeindevorjtandes abzufaſſen. 


Zur Stellung eigener Anträge ohne erhaltene Aufforderung iſt das Prediger— 
Minifterium nicht berechtigt. 

Art. 25. Den Vorſitz im Prediger-Minifterium führt unter dem Titel „Senior“ 
das jtändige geiftliche Mitglied des Konfijtoriums, 
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Art. 26. HYedem Pfarrer ift eine jährliche Ferienzeit von drei Wochen verftattet. 

Das Prediger Minifterium hat eine Meberficht über die Ferienfonntage ſämmtlicher 
Pfarrer jogleich nach Pfingſten dem Konfiftorium einzureichen, welches eine entjprechende 
Stellvertretung nad Maßgabe der Vorſchrift des Art. 23 anorönet. 

Um etwaige Verlängerung der Yerienzeit und um Urlaub für eine Reife von 
mehr als fünf Tagen oder über einen Sonntag hat der betreffende Pfarrer jein Geſuch 
bei dem Konfiftorium einzureichen. 

Ark. 27. Wird ein Pfarrer dauernd unfähig, jein Amt zu verwalten, jo fann 
der Gemeindevorjtand auf dejfen Emeritirung bei dem Konfiftorium antragen. 


2. Die Kandidaten. 

Art. 28. Die Kandidaten haben die von dem Konfiftorium angeordneten Prüfungen 
zu bejtehen, und find nach wohlbeitandener Prüfung berechtigt, nad) Anordnung des 
Konfiitoriums und gegen zu bejtimmende angemefjene Vergütung in den Kirchen und 
Betjälen zu predigen. 

Zur Aushülfe in pfarramtlichen Handlungen können ordinirte Kandidaten ver- 
wendet werden. 

Schluß. 

Art. 29. Aenderungen in diefer Gemeindeordnung fünnen nicht anders bejchloffen 
und ausgeführt werden, al3 wenn nad vorgängiger Prüfung des darauf gerichteten 
Antrags zwei Drittel der in der Sitzung anweſenden Mitglieder des Gemeindevorjtandes 
fi dafür erklärt, die Mehrheit der darüber abjtimmenden Gemeindeglieder den Antrag 
angenommen und das Konfijtorium denjelben bejtätigt hat. 


5. Bas ehemalige Kurfürſtenthum Heflen. 


Die Kirchenverfaffung, welche auf der Homberger Synode des Jahres 1526 
feitgeftellt wurde!) entjprach mehr al3 alle jonftigen dem reformatorifchen Ideale. Die 
Kirhengewalt wurde hier der congregatio fidelium zugeftanden und die Gemeinde 
demnach befugt, den als episcopus bezeichneten Geiftlichen zu wählen, jo wie abzufeßen, 
die Kichenzucht zu handhaben und die Synode zu beiehiden, zu welcher fie jährlich 
einen Abgeordneten abjenden follte, während die Pfarrer, der Fürft und die Edelleute 
als ſonſtige Glieder der Synode gedadht waren. Ein gejchäftsführender Synodal— 
Ausſchuß von 13 Berfonen follte beftellt, und für die jährlich vorzunehmenden Bifita- 
tionen jollten drei Vifitatoren eingefeßt werden, deren Ernennung bis zur Konftituirung 
der Kirche dem Landesheren zugeftanden wurde. 

Diefe Ordnung ift nie publicirt worden; Luther felbft warnte vor ihrer Ein— 
führung, und fie war allerdings auch praktiſch unmöglich, da fie eine kirchliche Bildung 
der Gemeinden zur Vorausfegung hatte, die in Wahrheit nicht vorhanden war?). 

So begnügte man fich zunächſt mit dem Nothivendigen, und noch 1526 erfolgte 
eine Ordnung der Gottesfaften, 1527 eine Agende?), während Bifitationen durch 


| u a nl: auch bei Richter, Ev. KO. 2) Vgl. mein Lehrb. d. KR. ©. 57 
2° st. ff. Vgl. Richter, Geſch. d. ev. K.Verf. u a Rommel, Geſch. v. Heſſen. 3, 2, 
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vom Landesheren beauftragte Organe '), die Ordnung in der Gemeinde aufrecht zu 
erhalten hatten. 

Als diefe Organifation nicht mehr zureichend erſchien, wurden im Jahre 1531 
ſechs Superintendenten eingeſetzt?), über deren Stellung dann 1537) nähere Regelung 


erging. Danach follten bei Erledigung einer Superintendentur drei Kandidaten durch 
die Pfarrer des betreffenden Dijtrittes den übrigen Superintendenten vorgejchlagen, 
und von diefen einer gewählt werden. Der Gewählte bedurfte der Konfirmation des 
Zandesheren, der fi aber auch vorbehielt „aus redlichen Urſachen“ den Gemwählten 


zu verwerfen, und die Superintendenten zu veranlaffen, einen der anderen präjentirten 
Kandidaten vorzufchlagen. Damit war die landesherrliche Kirchengewalt zum genü— 
genden Ausdrud gebracht, die ſich auch) in dem weiteren Sabe zeigte, daß die Vokation 
der Pfarrer zwar den Superintendenten gewährt wurde, ebenfo wie die Beltellung der 
Opfermänner, daß aber bei den erjteren nicht nur die Genehmigung der Synode, 
fondern auch des Landesherrn zur Anftellung für erforderlich erklärt wurde. 


I a RP En u dc 


Die Superintendenten wurden aber nicht nur mit dev Pifitation und Kirchenzucht 


betraut, ſowie mit der Disciplinar= und Kriminalgerichtsbarkeit über die Geiftlichen, 
fondern jeder follte in feinem Bezirke aud) die Geiftlichen zur Synode bejtimmen, 
und alle ſechs mit einigen der tüchtigften Geiftlichen ſollten die General-Synode bilden, 
die jährlich zur Berathung nnd Beſchlußfaſſung über £ichliche Angelegenheiten zujammen 
zu treten hatte. 

Eine eigentliche Organifation der Gemeinden erfolgte außer der Anordnung 
wöchentliher Zufammenfünfte noch nicht, wenngleich den Gemeinden bezüglich der 
Pfarrbeftellung ſchon jet ein tiefgreifender Einfluß gewährt wurde. 

Aber auch diefe Lücke wurde bald ausgefült. Schon die Synode von 1539*) 
ftellte eine vom Landesheren genehmigte Ordnung der Kirchenzucht feſt und verordnete 
die Einfegung von Presbytern, und wenn auch diejer Befehl nur langjam Erfüllung 


fand, fo wiederholte doch nicht bloß die Kirchenordnung von 1557 °) die früheren” 


Beltimmungen, fordern verfügte auch, daß die Presbyter von den Pfarreren zu ordi⸗ 


niren ſeien, wie dieſe von den Superintendenten, und wie dieſe ſelbſt von ihren Amts— 
genoſſen eine Ordination empfangen ſollten?). 


Eine Zufammenfaffung der ganzen bisherigen Rechtsordnung gab dann die 


Kirhenordnung von 1566°). Indem diejelbe auf dem Boden der bisherigen Nechts= 
bildung ſtehen blieb, gewährte fie nur einer ſchon 1587 angeordneten Inſtitution eine 
weitere Entfaltung. Denn ob die Beftimmung des Jahres 1537, daß die Super— 
intendenten Unteraufjeher beitellen follten, Ausführung gefunden hat, iſt zweifelhaft. 


1566 dagegen werden die Pfarrer in den Städten den decani rurales gleich geſtellt 


und find dann — allerdings erſt ſpäter — Metropolitane genannt worden). 


1) Ein Iandesherrlicher Gewaltsbrief a. d. J. 5) Ritter, 2, ©. 503 ff. Val. über dies 


1530 ebendai. 

2) Rommel.a.a. DO. ©. 262. 

3) Aud bei Richter, Ev. KO. 1, ©. 281 ff. 
Die gleichzeitig erlaſſene Vilitationsordnung in 
Samml. d. Heſſ. Lan desordn. 1, ©. 9 fi. 
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©. 295 fi. 
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1855) 2, 1, ©. 487 ff. 
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Eine konſiſtoriale Organiſation ift dieſer Kirchenverfaſſung ganz fremd. Die 
Gerichtsbarkeit über die Ehe und die perfonalen Streitigkeiten der Geiftlichen wird 
vom Hofgericht geübt!) und die höchſten VBerwaltungsbefugnifje des Landesherrn werden 
Sm Gegenfaß zur lutheriſchen Berfallungsform liegt 
der Schwerpunkt des Kirchenregimentes in den Superintendenten, wie die Schlüffel- 
gewwalt durch die Pfarrer gehandhabt wird. Die Gewalt beider wird in den harmo— 
niſchen Gränzen gehalten bei den einen durch die Synode, bei den anderen durch das 
Presbyterium. ine landesherrliche Kirchengewalt fehlt nicht?). Sie äußert fich nicht 
bloß in der Beitellung der geiftlichen Negierungsorgane, in der durch die Behörden be= 
jorgten Beauflichtigung der gefammten kirchlichen Ordnung, in der Sanktionirung der 
ſynodalen Beſchlüſſe, ſondern auch darin, daß die landesherrlichen Räthe an den Sy— 
nodalverhandlungen Antheil nehmen und diefen präfidiren. 

Bei dem im Jahre 1567 erfolgten Tode des Landgrafen Philipp zerfiel 
wohl die Einheit des heſſiſchen Staates, aber zunächft noch nicht die der heſſiſchen 
Kirche. 

Die vier Brüder, welche fi in das Land ihres Vaters theilten, vereinbarten die 


- Beibehaltung der bisherigen kirchlichen Organifation, der gemeinfamen Univerfität, 


des gemeinfamen Hofgerichtes und des Jnftitutes der General-Synode, die nun von 
allen Fürften durch ihre Räthe beſchickt wurde 9. 

Bis 1582 haben ſolche Synoden ftattgefunden’); dann hat der fonfeflionelle 
Zwieſpalt, der ſich an die Goncordienformel fnüpfte, weitere nicht mehr zu Stande kommen 
lafjen, und nur PBartifular-Synoden der einzelnen Länder, Spezial-Synoden der einzelnen 
Superintendenturbezirfe und Klaſſen-Synoden — alle ausjchlieglih von Geiftlichen 
beſucht — find noch gehalten und zum Theil geſetzlich neu geregelt worden ®). 

Die Neformationsordnung von 15727) und die Agende von 1574°) find da— 
gegen auf diejen General-Synoden beſchloſſen und von allen vier Landgrafen bejtätigt 
worden. Dieje zeigen aber nur injofern eine Abſchwächung der früheren Verfaſſungs— 
elemente, als die Ordination der Presbyter fortgefallen ift ?). 

Uebrigens ftarb jchon 1583 die eine heſſiſche Linie aus, deren Gebiet an 
Heſſen-Caſſel fiel, welches auch in demjelben Jahre die Herrſchaft Schmalkalden 
erwarb, und 1604 kam auch Hejfen-Marburg an die allein noch übrig bleibenden 
Linien Heſſen-Caſſel und Darmftadt. 

Zwiſchen dieſen aber ſchärfte fich der Tonfeffionelle Zwiejpalt in jo bedeutender 
Weile, daß jede Firchliche Gemeinfamkeit ein Ende nehmen mußte. Während Heſſen— 
Darmftadt am Lutherthum fefthielt, fuchte der Heſſen-Caſſel'ſche Landgraf Moritz 


1) HSafjenfamp a. a.O. 2, ©. 533. Büff, 
Kurheſſ. AR. (Kaffel 1861) ©. 39 f. 

2) Bgl. Heppe, Gen.:Syn. 1, ©. 9. 

3) Bol. Heppe, Die 8.:Gewalt d. Kurf. von 
Heilen. Darmit. 1856. Es verdient dies her- 
borgehoben zu werden, gegenüber den Tendenzen 
der Schrift (Hajjenpflugs) Die Superinten- 
denten in d. eriten Kammer der Landjtände in 
Kurheſſen. Kaffel 1856. Bol. auch Richter, 
Gutachten üb. d. neueften Vorgänge in d. ev. 
K. d. Kurf. Helen. Leipzig 1855. 

4) Nach der Erbeinigung vom 28. Mai 1568 


Friedberg, Verfafiungsgefege. Preußen. 


bet Schulze, Hausgefete 2, S 71 ff. Bal. 
Rehm, Handb. der Geſch. beider Hejien 
(Marb. u. Leipz. 1846) 2, © 9, ff. 

5) Bgl. Heppe, General-S.yn. a. a. O. 

6) Die Klaffifalfonvente erhielten fih in ihrer 
1656 gegebenen Organifation. Die Diöcejan: 
Synoden dagegen, die 1537, 1572 und aud) nod) 
1650 angeordnet wurden, kamen außer Hebung. 

7) Rihter, Ev. KO. 2, ©.348 ff. 

8) Ebendaj. 2, ©. 393 Fi. 

9) Bal. Büffa. a. D. ©. 47. 
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reformirte Lehre und Kultus feinem ganzen Zande aufzuerlegen‘), und auch dem | 
Marburger Gebiet, welches der Beltimmung feines früheren Herrſchers gemäß 
bei der Augsburger Gonfefjion verbleiben follte, jo wie Schmalkalden, welches treu 
zum Lutherthum gehalten hatte. Es offenbart ſich in dieſer Politik eine Steigerung 
der episkopalen Gewalt des Landesherrn, wie ſie dem Geiſte der Zeit entſprach, aber 
in Heſſen bis dahin nicht erhört geweſen war. Die Einſetzung einer landesherrlichen 
Kirchenbehörde, die Unterdrückung der Superintendenten-Stellung mußte die noth— 
wendige Konſequenz jein. 

Schon 1599 war das geiſtliche Gericht zu einer eigenen Regierungsabtheilung 
geſtaltet worden?), 1610 aber erfolgte auf Wunſch der Landftände die Errichtung eines 
Landestonfiftoriums?), dem Marburg zum Sitz angewieſen wurde, damit der Rath der 
theologischen und juriſtiſchen Profeſſoren verwerthet werden könnte. Daſſelbe wurde 
mit zwei geiſtlichen Räthen und zwei weltlichen, unter denen das Direktorium jährlich 
wechſeln ſollte, ſowie einem Syndikus beſetzt, und mit der Handhabung der episkopalen 
Rechte in weiterem Maße, ſowie mit der Ehejurisdiktion betraut *). Die Befugniſſe 
der Superintendenten, die ſelbſt bezüglich der ihnen belafjenen Pılitationen zu Organen 
des Konfiftoriums herabfanfen — Mitglieder defjelben durften fie nicht jein?) 3 
wurden dem entfprechend bejchnitten. Die Beltätigung der Pfarrer fiel an das Kon— 
fiftorium. Dieſes Hatte ftatt der Superintendenten den Bann zu erkennen, während 
Amtsentfeßungen der Geiftlichen ſowie härtere Disciplinarftrafen der Landesherr ſelbſt 
auf Bericht des Konfiftoriums zu erkennen ſich vorbehielt. 

Wie diefe Ordnung jelbft ohne Betheiligung der Synode entitanden war ®), jo) 
beließ fie diefer Inftitution feinen weiteren Spielraum. Auch ihre Kompetenzen gingen! 
auf das Konfiftorium über, und es wollte daneben wenig bedeuten, daß nach dem 
Geſetz von 1610 daß Konfijtorium gleichſam zur Obervifitation die Superintendenten,, 
Metropolitane und andere Prediger zufammenberufen jollte. 

Indeſſen gab das Verfahren des Landgrafen Heſſ en-Marburg gegenüber die 
Veranlaſſung zu einem heftigen Streite mit Heſſ en=Darmftadt, der vom, Reichs 
hofrath zu Ungunften von Heſſen-Kaſſel entſchieden, diefem zunächſt den Verluſt 
bedeutender Ländermaſſen einbrachte. Das war auch der Grund, weswegen 1624 das 
Konfiftorium von Marburg nah Kaſſel verlegt wurde ?), wo es mit der Regierung 
verbunden wurde. 

Die von dem Landgrafen fonft geplante Umarbeitung der Kirchenverfaflung fan 
indeffen nicht zu Stande, und der dreißigjährige Krieg, ſowie der Zwiſt mit Hefjen: 
Darmftadt gaben feine Gelegenheit zu organifcher Verfaffungsgeftaltung. Nur ein 
Preshpterialordnung wurde 1630 erlafjen®), die indeſſen wenig praktiſchen Erxfol: 
hatte °). | 


1) Bgl. Heppe, Einführung der Verbeifer ſprochene Sak nicht mehr beobachtet worder 
rungspunkte in Heſſen v. 1604—1610. Kaſſel Ledderhofe, Beytr. z. Beſchreib. d. Kircher 
1849. ſtaats der Heſſen-Kaſſel. Lande. Kaſſel 178 

2) Büff a a. O. Nah Heppe, Ein | © 19. 
führung a. a. O. ©. 5 wäre ſchon darin Die 6) Heppe, Verbeflerungsp. ©. 174. So au 
Einjegung des Konfiitoriums zu erbliden. die Schulord. dv. 1618. Büffa.a. D. ©. 5: 

3) Samml.d. Landes-Ordn. 1, ©.500 ff. 7) Samml. d. Landesord. 1, ©. 509. 

4) Bol. Bach a. a. O. S, 43 fi. Deppe, 8) Sammlung d. 80. 2, ©. 45 ff. 
Verbeiferungspunfte ©. 194. 9, Biffu. u. 2. ©.4, 

5) Seit 1732 iſt diefer noch 1675 ausge 


275] - Der Abſchluß der Verfafiungsbildung. 275 


Grit 1656 und 1657 iſt der weitere Ausbau der Kirchenverfaſſung erfolgt, 
nachdem der Weſtphäliſche Frieden die verlorenen Gebiete und noch neue dem Lande 
gebracht Hatte, Freilich mit der Klauſel, daß die dort wohnenden Lutheraner in ihrer 
Konfeffion nicht gedrückt werden dürften Y, und daß denjelben deswegen fogar die 
Wahl ihrer Pfarrer frei zu geben fei?). 

Die kirchliche Gejeßgebung der Jahre 1656 und 1657°), die im Wesentlichen 
das noch heute geltende Necht enthält, beitand aus einer Reformationsordnung in 
Kichen: und Bolizeifadhen vom 22. Dezember 1656, der Presbyterialordnnng vom 
1. Februtar, der Konfiftorialordnung und der Kirchenordnung vom 12. Juli 1657. 

Dana) fteht an der Spike des Kirchenweſens der Landesherr, der feine Be— 
fugniffe dur) die Konfiftorien ausübt. 

Das Kafjeler Konfiftorium wurde 1657 als jelbitftändige kollegiale Kirchen: 
behörde wieder hergeftellt, aber ſchon 1668 wieder mit der Regierung verbunden 9, und 
wejentlich als Provinzial- nicht wie früher al3 Landesbehörde. 

Denn in Marburg, wo die hefjen-darmftädtifche Regierung während der 
Dauer ihrer Befibzeit die Eonfiftorialen Geſchäfte der Negierung übertragen hatte, blieb 
dieſe auch, nachdem das Land wieder an Heſſen-Kaſſel zurüdgefallen war, in der 
Ausübung der kirchenregimentlichen Funktionen, und führte ſeit 1669 auch den Namen 
Konfiftorium). Obgleich 1685 hier ein reformirter geiftlicher Rath angeftellt wurde, 
jo gehörten doch die reformirten Kicchenfachen zum Amtskreis des Kaffeler Kon— 
itoriums ®). Erſt 1704 erfolgte die Aenderung, dab die reformirten Konfiftorialmit= 
glieder die ihre Kirche betreffenden Materien bearbeiten follten, und von 1710 an 
nahmen die geiftlichen Beifiser an allen Konfiftorialverhandlungen Antheil und wurde 
nur bezüglich der Pfarrbefegungen die konfeſſionelle Sonderung beibehalten. 

Sn der Grafihaft Schaumburg war 1614 eine Kirchenordnung)) erlaſſen 
und die Kanzlei zu Rinteln mit der Konfiftorialgewalt betraut worden. Darin wurde 
nach der 1647 erfolgten Vereinigung der Hauptbeitandtheile der Grafſchaft mit Hefjen 
nichts geändert. Doch führte die Negierung, als Kirchenbehörde durch zwei theologijche 
Profeſſoren der Univerfitit Rinteln verftärkt, feit 1657 den Namen Konfiftorium ?), 
und bildeten ſich auch reformirte Gemeinden in der Grafichaft, welche dem Kaffeler 
Konſiſtorium unterftanden. Ebenſo beftand in der Grafſchaft Hanau), welche 
allerdings definitiv erit 1736 an Helfen fiel, ein bejonderes reformirtes und lutheriſches 
Konſiſtorium neben einander 9). 

Unter dem SKonfiftorium blieben die Superintendenten und Metropolitane be= 


ſtehen. Doch erlangten die eriteren die Befugniffe, welche ihnen ſchon 1610 entzogen 
1) Der DBertr. dv. 14. April 1648 auch bei 8) Ebert, Geh. d. ev. Kirche in Kurs 
Schulze, Hausgejege 2, S. 111 ff. Vgl. über heſſen, Kafiel 1880, ©. 188. 1760 wurde 


die Form und den Sinn Ba Klaujel Meier 
in Ztihr. f. AR. 10, ©. 438 ff. 

2) Ueber die Weitere ——— dieſes 
— vgl. Bach a. a. O. S. 108 

3) Sammlungd. Er 2,.©: 402 ff. 

4) Büffſa. a. K. ©. 

5) Bach a. a. O. S. — 

6) Bedderhojea.a O. ©. 313 f. 

7) Piderit, N d. Grafſch. Schaumb. 
Rinteln 1831 ©. 


die Kanzlei in eine Regierung verwandelt Pi— 
Deutto.u... ©..1n7. 

9) Superintendentur und Konfiftorium war 
hier 1563 eingerichtet worden. Brammerell, 
Seh. d. K.-NReformat. in der Grafſch. Hanau— 
Münzenberg. Frankfurt 1782, ©. 54 f. 

10) Müniher, Bei. e. Ge. d. He. 
reform. Kirche. Kaſſel 1850, ©. 115. 
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worden waren, nicht zurüd, und wenn auch Die neue Geſetzgebung das Inſtitut der 
General-Synode aufrecht erhielt — fie jelbit war auf einer ſolchen berathen, wenn 
auch vom Landesheren in ganz anderer Geftalt publicirt worden ') — jo ift doch in 
der Folgezeit feine weitere mehr berufen worden. 

Der Presbyterialorganismus wurde jetzt für die alten Heſſen-Kaſſ elſchen 
Lande wieder ins Leben gerufen und in dem früheren Heſſen-Marburg neu ein— 
geführt, während er im Schaumbur giſchen nie Platz gegriffen hat?). Aber die 
Bedeutung der Gemeinden wurde weſentlich dabei herabgedrückt, und der ſpärliche Reſt 
von Befugniſſen bei der Pfarrbeſetzung, der ihnen noch verblieben war, i. J. 1759 
auf ein bloßes Abwehrrecht mißliebiger Pfarrkandidaten beſchränkt?). So hat trotz aller 
Wiederbelebungsverſuche das ganze Presbyterialinſtitut keine Wurzeln ſchlagen können R 

Dieſe Verfaſſung hat dann auch in der Periode des Königreichs Weitz 
phalen nur die untergeoronete Abänderung erfahren, dab die Ehegerichtsbarfeit den 
im übrigen ruhig weiter erhaltenen Konfiftorien entzogen wurde. Eine erhebliche 
Neform wurde erft, was die Konfijtorien anlangt, vorgenommen dureh die Verordnung 
vom 29. Juni 18215). Ohne Berüdfihtigung der £onfeffionelfen Verhältniſſe, die ſich 
inzwiſchen durch die 1818 für Hanau und Fulda°) eingeführte Union”) noch mehr 


1) Vgl. Heppe, Verbeſſerungspunkte ©. 196. dazu geeigneten Fällen, oder die deshalbige 
‚2) Nur Altar oder Opfermänner beftanden | Berichts-Erſtattung an das Minijterium des 
hier für Vermögensverwaltung , Denen indeifen | Innern; 5) die Leitung der Verwalung des 
1835 Funktionen einer Stittenbehörde beigelegt | Vermögens der Kirchen, Pfarreien und ſämmt— 
wurden. Büffa. aD. ©. 50. Yicher, der Aufficht des Konfiftoriums unterges 

3) Büflfa. ad. ©. 4. benen frommen Stiftungen; 6) die Viſitation 

4) Bol. Bidell, in Ztſchr. d. Ber. f. | der Kirchen und der Schulen auf dem Lande 
Heli. Geſch. und Landeskunde. Kaffel | mit Rückſicht auf Religion durch die betreffenden 
1837 1, ©. 43 fi. Superintendenten und Inſpektoxen. 

5) Gej.-Samml. 1821. ©. 28 ff. 8 67. In Rinteln joll für Unſere Graf 
8 65. Ein evangelijches Konfiftorium joll in | haft © aumburg eine Konfiftorialdepus 
jeder Provinz beftehen, mit Ausnahme der | tation beftehen, welcher Unfer Konftitorium hier— 
Provinz Fulda, Hinfichtlich deren vorerft die | jelbit die minder wichtigen oder jehnellerer Ent 
Verhältnifie der Konfiftorien zu Kaſſſel und | jgeidung beditrfenden Sadhen ganz zu überlaſſen 
Hanau fortdauern. Das Konfiftorium wird | hat. (Aufgehoben am 17. März 1838 unte 
gebildet aus einem Direktor, zwei bis vier | Uebertragung ber Geſchäfte auf das Konfiftorium 
geijtlichen Rüthen, nebſt einem Gefretär in Kaſſel). 
und einem Repofitar, fowie einem Kanzliften 8 68. Die Superintendenten u 
und einem Pedell, (die zugleich bei der Negie- | jowie die Metropolitane und P 
zung in, Ddiejer Eigenfhaft dienen können). vorerſt in ihren bisherigen Amtsverhältnif 
Direktor iſt jederzeit ein Mitglied der Regierung, jedoch ſoll die 
mit Vorbehalt des etwaigen Vorſitzes eines Superintendentur i 
älteren geiſtlichen Raths. 6) In Fulda war die reformatoriſche Be 

866. Zu den Geſchäften des Konfiftoriums | wegung i. J. 1604 gän 
gehören 1) die Aufficht auf den evangelifhen | Val. Geg enbauer im Pro 
Gottesdienjt, ſowohl in dogmatifher als in | zu Fulda 1861. 
liturgiſcher Beziehung, und den ganzen Religions | des Dei ſiſchen Beſitzes 
unterricht, auch die beſonderen Veranſtaltungen eine proteſtantiſch i 
bei außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten; byterium in Ful 
2) die Aufreterhaltung der Kirchenzucht, jowie | daf. 39 F.), d 
die Aufficht über die Amtsführung und den | wurde, jo daB 
Lebenswandel ber geiftlichen und anderen zum | der Regierung Wi 
Kirhendienfte gehörigen Perfonen; 3) die Prü- | von N ajjau= 
fung der Bewerber um geiftliche Aemter, der Duldung erhielt, 
Vorſchlag zu deren Beſetzung, die Ordination Fulda Grankf. 
und Einführung der Prediger und die Anftellung | in der Perio 
der unteren Kirchendiener, ſoweit fie nicht der | herzogthum Frank 
Gemeinde, Kirchenpatronen ꝛc. zuſteht; 4) die Religionsfreiheit Antheil empfing. 
Ertheilung der Dispenjationen in den geſetzlich 7) Münſcher a. a. O. S. 218 f. 
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fomplicirt hatten, wurden jetzt drei Konfiftorien gefchaffen, welche in der ftaatlichen 
Behörde des Minifteriums des Innern ihre centrale Leitung erhielten‘). Dabei wurde 
gleichzeitig das Amtsrecht der Superintendenten noch weiter geſchmälert?). 

Dreimal find Anſätze dazu genommen worden, die Kirchenverfalfung umzuformen 
und der rheiniſch-weſtphäliſchen entjprechend zu geftalten. Der erſte Verfuch 
erfolgte i. 3. 1831°), dem Jahre, in welchem das Land aud eine neue politifche 
Verfaſſung erhalten hat!). Er führte zur Einjegung einer Kommiſſion, die auch ihre 
Vorarbeiten zum Abſchluß brachte, jcheiterte dann aber an der Paſſivität des i. J. 1832 
gebildeten Minifteriums Hafjenpflug. Nicht anders verliefen die Beftrebungen des 
Jahres 1848°), die aber wenigjtens in jo fern einen Erfolg hervorbradgten, als im 
April 1851 die Befugniffe der Superintendenten in den Konfiftorialbezirfen Kaſſel 
und Marburg wieder auf den vor 1821 eingehaltenen Umfang erweitert wurden ®). 
Indeſſen wurde diefe Konzeſſion ſchon durch das Kurfürftliche Reſcript v. 21. Jan. 1856 
wieder zurüdgenommen und am 4. Februar 1858 eine Erweiterung der Superinten= 


denturbefugniffe?) ausdrüdlich abgelehnt. 


1) Bal. cit. Verordn. v. 29. Juni 1821, $ 24. 

2) Durh die neue Organijation gingen 
auch die Funktionen des aus dem lutheriſchen 
Superintendenten und den übrigen futheriichen 
Mitgliedern des Lutherifhen Miniſteriums zu 
Marburg bejtehenden jog. geijtlichen Definito- 
riums, welhem nad Receß der beiden hejfiichen 
Fürftenhäufer vom 14. April 1648 die Präjen- 
tation der Geiftlichen, jowie deren Prüfung, 
Ordination und Einführung zugeftanden war 
auf das Marburger Konfiitorium über. 

3) Bgl. Münjder a. a. O. ©. 249 ff. 

4) $ 134 der Verfaſſungs-Urk. dv. 5. Januar 
1831 bejtimmt: „die unmittelbare und mittelbare 
Ausübung der Kirhengewalt über die evange- 
liſchen Glaubensparteien verbleibt, wie bisher, 
dem Landesherrn. Doch muß bei dem Uebertritte 
dejjelben zu einer anderen, als evangelischen 
Kirche die alddann zur Beruhigung der Gewiffen 
gereichende Beſchränkung diejer Gewalt mit den 
Landitänden ohne Aufſchub näher fejtgejtellt 
werden. Ueberhaupt wird in liturgiſchen Sachen 
der evangeliihen Kirchen feine Neuerung ohne 
die Zuftimmung einer Synode jtattfinden, welche 
bon der Regierung berufen wird“. 

5) Bol. Münſcher a. a. DO. 412 ff. 

6) Nah dem Protofolle des Min. d. Innern 
bom 12. April 1851 wurde verfügt (A. K. Bl. 
1852. ©. 151; dort aud ©. 145 ff. das Pro 
memoria des Konfift. R. Martin): Die Kon— 
füftorien, welchen die Leitung und Verwaltung des 
Vermögens der Kirchen, Pfarreien und frommen 
Stiftungen ($ 66 Saß 5 der 3. v. 29. Juni 
1821) zufteht, haben die Mbhörung der Kirchen: 
kaſſenrechnungen, die Revifion der Kirchenkaſſen 
und die hiermit in Verbindung ftehenden weiteren 
Geſchäfte, ſoweit diefelben bisher den Super: 
intendenten übertragen waren, nicht ferner durch 
die Superintendenten verrichten zu Laffen, jondern 
für die Bejorgung der bezeichneten Geſchäfte 
anderweite Vorjorge zu treffen; 2) die im $ 66 
Sat 1, 2 und 6 der Berord. v. 29. Juni 1821 
bezeichneten Gejhäfte, jo wie die Ordination 


und Einführung der Prediger und die Anjtellung 
der unteren Kirchendiener, joweit fie nicht den 
Gemeinden, Kirchenpatronen ꝛc. zuſteht (ebend. 
S 66 Sat 31, gehören zu den fünftighin wieder 
bon dem Superintendent jelbjtjtändig zu erledi— 
genden Amtsobliegenheiten. 3) Die Prüfung 
der Bewerber um geiftlihe Aemter (Ber. vd. 
29. Juni 1821, $ 66, 3) wird von den geijt- 
lichen Mitgliedern der Konfiftorien unter dem 
jedesmaligen Beifite des Superintendenten in 
Kajjel bezw. Marburg vorgenommen; ebenjo 
wird der Vorſchlag zur Bejegung der Pfarreien 
und fonjtigen geiftlihen Aemter (ebendaj. 
$ 66, 3.), ferner, wie bisher, von den Konfi= 
ftorien ausgehen, jedoch joll, wenn der betref- 
fende Superintendent nicht Mitglied des Konſi— 
ftoriums iſt, derſelbe gleihwohl mit feinem 
Gutachten über die Bejegung der fraglichen 
Stelle gehört werden. 

7) Diejelben find dann mit Zujtimmung des 
Ministeriums des Innern don dem Konſiſtorium 
zu Kaſſel für deſſen Bezirk dur Die Be— 
ichlüffe vom 6. Mai 1860 und, 16. Juni 1865 
folgendermaßen fejtgejtellt worden : 

I. Diejenigen Studiofen der Theo: 
logie, melde nad Ablauf von zwei Studien- 
jahren predigen wollen, hat er (dev Diöcejan- 
vorstand) vorher zu prüfen, ihnen das Predigen 
nad Befinden zu gejtatten, und die Predigten, 
welde von Studiofen zu halten beabfichtigt 
wird, zu approbiren. Diefe Approbation kann 
indejjen auch von dem betreffenden Metropolitan 
geſchehen. Konfistorial-Ausfehreiben vom 5. März 
1858 zu Nr. 7058 C. Pr. 

II. Er hat die Kandidaten zu beauf- 
fihtigen (daher die von den Metropolitanen 
jährlih über die Kandidaten ihrer Klafjen zu 
erjtattenden Berichte an ihn gelangen), und in 
den geeigneten Fällen als Ajlijtenten zu ver— 
wenden. 

III. Ihm Liegt die ſpezielle Aufſicht über 
die Pfarrer, Pfarrvifare u Pfarr 
gehülfen feiner Didceje zu führen ob. 
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Nach der Einverleibung des Kurfürſtenthums in den preußiſchen Staat wurde 


der dritte Verſuch gemacht. 


Der Königliche Erlaß vom 13. Juni 1868 vereinte die drei beftehenden Konſi— 
ftorien zu einer Iandesherrlichen Kirchenbehörde, welche in Marburg ihren Sit haben 
ſollte). Die Ausführung diefer Maßregel feheiterte indefien an dem Widerſtande des 


. Er führt die Pfarrer ein. 

Für ihn gehören Anfragen, Zweifel, Deſi— 

derien und Beſchwerden, welche den Dienit 

betreffen und 

. Beichwerden und Anzeigen gegen Geiftliche 
der Diözefe, deren Amtsführung und Wandel 
belangend. 

. Anzeigen von entjtandenen Bafanzen gelangen 

an den Superintendenten (Inſpektor) und 

durch ihn alsbald an das Konſiſtorium. Er 
hat nöthigenfall3 für Verſehung dererledigten 

Stellen Sorge zu tragen. 

Er ordnet Vertretung vorübergehend verhin- 

derter Pfarrer und Metropolitane an, 

veranlaßt die Annahme von Gehülfen, wo 
ſolche nöthig wird, 

. regt an und beauffichtigt die wiljenfchaftliche 

Thätigfeit der Geiftlichen jeiner Diöceje, 

8. ertheilt Urlaub an die Mtetropolitane bis 

zu vier Wochen, und 

. vertheilt die Vifitirgelder (Didzeje Kaſſel 

und Allendorf). 

VI. Dem Didzefanvoritand fteht die Führung 
der Aufjiht auf die Kirden: 
Diener zu. 

1. Er beſtellt zum Kirchendienſt, beauftragt mit 
demjelben oder vollzieht oder verfügt (vgl. 
Konſiſtorial-Beſchluß dv. 4. November 1858, 
Tr. 3398 C. Pr.) die Verpflichtung der 
Kirhendiener. 

2. Anfragen wegen des Kirchendienftes und 
Beſchwerden, Anzeigen gegen Kirchendiener 
gelangen an ihn. 

V. Demjelben fommt die Führung der Auf- 
fiht auf die Gemeinden und 
Barohianen, jowie die Pflege des 
fittlichen und firhlichen Lebens in den 
Gemeinden feiner Didceje zu. An ihn find 
alfo zu bringen alle Diejenigen Sachen, 
welche 

. 178 Gebiet der Kirchenzucht gehören, 

. da8 Glaubensleben und Sectirerei und 

. da3 Miſſionsweſen der Diöceſe betreffen, 

oder wober es ſich 

um Aufnahme in die riftliche Kirche oder 

um Konfejfionswechjel handelt. 

VI. Ueber den Kultus führt der Superinten- 
dent (Inſpektor) die Aufficht und Hat namentlich 
1. die Vermehrung der Kommunionen in den 
Gemeinden anzuordnen, oder zu genehmigen; 

2. in allen die Konfirmation betreffenden 

Saden, außer wo es fih um Dispenjation 

vom gejeglihen Alter und um Verlegung 

der öffentlichen Konfirmation in einer Ge- 
meinde handelt, zu entjcheiden ; 

3. an ihn iſt von den Pfarrern in Betreff der 
Einweihung von Kirchen oder der Anord- 
nung bejonderer Gottesdienfte zu berichten; 
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4. die Anſchaffung oder Herjtellung der kleineren 
Kultuseffeften hat er zu. verfügen, joweit 
diejelbe dem Kirchenkaſten obliegt und diejer 
einen reinen Ueberſchuß hat. 

VI. Der Superintendent (Inſpektor) hat die 
regelmäßige und ordentliche Abhaltung der Kon— 
vente zu überwachen und die fich bei denjelben 
ergebenden Gebrechen oder Differenzen zu erles 
digen oder Abhülfe zu veranlafien. 

VII. Ein Gleiches liegt ihm rückfichtlich der 
Presbyterien ob. Alle Jrrungen und Zweifel 
der Presbyterien, denen innerhalb diejer jelbjt 
oder durch Rathseinholung bei dem Metropolis 
tan nicht abgeholfen werden kann, gelangen an 
ihn, und er hat über Entlafjung von Senioren 
aus ihrem Amte, ſowie auch über Differenzen 
wegen Aufnahme in das Presbyterium zu ent 
ſcheiden. 
IX. Das Kirchengut anlangend, hat, außer 
der Anhörung der Kirchenrechnung, der Super— 
intendent (Inſpektor) 

1. die Kaſtenmeiſter und Proviſoren zu beſtellen 
und zu beaufſichtigen; 

2. die Verpachtungen zu genehmigen und Pacht: 
briefe zu bejtätigen; 

3. auf Beſchwerden, Gefuhe und Anfragen in 

Betreff der Verleihung von Kirchenftänden 

zu verfügen und 

. hinfichtlich der Stiftungen und wohlthätigen 

Anitalten, die unter der Aufficht oder Mit— 

aufficht des Didcefanvoritandes ftehen, hat 

er dieſe ſich angelegen fein zu laſſen. 3 
Es verjteht fi) von jelbit, daß die im Vor— 
ftehenden dargeitellte Auffiht der Superintenäl 
denten und Inſpektoren auf das Kirchenweſen 
ihrer rejpeftiven Didcefen dem Konfiftorium als“ 
der die Oberaufficht führenden Behörde unter— 
geordnet ift und daß insbejondere von allen Ent— 
Icheidungen der Didcefanvorftände der Rekurs 
an das Konfiftorium offen jteht, die Diöceſan— 
vorjtände nicht neue Ordnungen zu geben, ſondern 
nad) den beftehenden Gefegen und den auf dies 
jelben gegründeten allgemeinen Verfügungen des) 
Konfiftoriums zu entjcheiden haben und verbunden 
find, diejenigen zunächſt an fie gebrachten Sachen, 
in denen jelbit zu verfügen ihre Kompetenz über! 
fchreitet, dem Konfiftorium vorzulegen. j 

8) Auf Ihren Bericht vom 8. d. M. genehmige 
Ich hierdurch, daß die zur Zeit im Regierungs— 
dezirk Kaſſel beſtehenden drei evangeliſchen 
Koͤnſiſtorien in Kaſſel, Marburg und Hana 
zu einem gemeinſchaftlichen,“ der MAufficht 
des Minifters der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten) 
unterjtellten Konfiftorium, welches feinen Sit in 
Marburg haben und jeine amtliche Thätig— 
feit auf alle zum Regierungsbezirk Kaſſel 
gehörigen Landestheile erjtreden jolf, a 
werden. Bei der Zujammenfegung des Konſi— 


% 


ame, 


279] Seit der Einverleibung in den preußiſchen Staat. 279 


Abgeoronetenhaufes, welches die Bewilligung der für das Konfiftorium geforderten 
Summe von der Vorlage eines Gejegentwurfes über die Beſetzung umd Zuſtändigkeit 
deſſelben abhängig machte. 

In Folge deſſen berief der Königliche Erlaß vom 9. Auguſt 1869 !) eine Bor- 
Synode zur Berathung einer Presbyterial-Synodal-Verfaffung 2). 

Aber nicht bloß daß die antipreußiiche und die orthodore Partei ſich von der Vor- 
Synode gänzlich fernhielt, auch das preußifche Abgeordnetenhaus lehnte die nad) 
den Beichlüffen der Vor-Synode ihm vorgelegten Gefegentwürfe ab. 

Bei diefer Sachlage begnügte ſich die Staatsregierung einftweilen damit, dureh 
Erlaß vom 24. April 1873, die Errichtung eines heſſiſchen Provinzialfonfiftoriums in 
Kafjel an Stelle der bisherigen drei anzuordnen, konnte aber dabei den Gedanken der 
Heritellung einer neuen presbyterialsfjynodalen Kirchenverfaſſung um jo weniger fallen 
lafjen, als derjelbe inzwifchen in ſämmtlichen Gebieten des preußischen Staates feine 
Verwirklichung gefunden hatte. 

So ift denn am 12. November 1884 auf allerhöchlte Verordnung eine außer— 
ordentlihe Synode in Kaſſel zufammengetreten, welcher der Entwurf einer Pres— 
byterial- und Synodalordnung zur DBerathung vorgelegt ijt, und ſomit Ausſicht 
vorhanden, daß die bisherigen unfertigen kirchlichen Berhältniffe eine endliche und 


abjehließende Regelung empfangen. 
ſtoriums iſt auf eine Vertretung der verfchiedenen 
Konfejfionen Rücfiht zu nehmen. Dasfelbe hat 
die Aufgabe, den verjchiedenen Konfejfionen und 
der in einem Theile des Landes bejtehenden 
Union, wie die auf dem Grund diejes Rechts 
ruhenden Einrichtungen zu ſchützen und zu pflegen. 
Es beſchließt in den zu feiner Entſcheidung 
gelangenden Angelegenheiten follegialiid nad 
Stimmenmehrheit einer Mitglieder. In 
ſolchen Fällen jedoch, welche das Bekenntniß 
unmittelbar berühren, iſt die fonfejlionelle Vor— 
frage lediglich nach den Stimmen der Mtitglieder 
der betreffenden Konfeilion zu entjcheiden. Das 
Kollegium hat alsdann diefe Entjeheidung feinem 
Geſammtbeſchluß zu Grunde zu legen oder, wenn 


Bedenken dagegen obwalten, die Sache zu höherer 
Entjeheidung vorzulegen. 

Der vorjtehende Erlaß ift durch die Gejeß- 
Sammlung zu veröffentlichen und haben Sie 
wegen Ausführung dejjelben das Erforderliche 
anzuordnen. 

1) Gej.-Samml. ©. 930 ff. 

2) Val. Meier in Ztſchr. f. KR.10, S. 411ff. 

3) Aus dieſem Grunde nehmen wir um ſo 
mehr von einer Mittheilung der jetzt geltenden 
Geſetze Abſtand, als zu dieſen ſämmtliche ſeit 
dem 16. Jahrh. erlaſſenen gehören, und es bei 
jedem einzelnen ſich kaum konſtatiren laſſen 
würde, in wie weit ſeine Beſtandtheile noch Gel— 
tung beanſpruchen können oder nicht. 
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Das Rönigreich Bayern. 


In Bayern hatte die Reformation feinen feiten Fuß fallen künnen. Vielmehr 
wurden alle Evangelijchen entweder verjagt oder zum MWebertritte gezwungen). Dies 
war auch das Schickſal der 1628 zu Bayern gefommenen Oberpfälzer gemejen ?). 
Die Oberpfalz hatte ſich frühe der Iutherifchen Lehre angefchloflen, und war 1556 
als Beitandtheil des pfälziihen Kurfürſtenthums unter die Herrſchaft der in diefem 
Sahre publizirten Kirchenordnung getreten ?). Sie hatte dann den DVerjuchen der 
pfäßiihen Kurfürſten, die reformirte Lehre einzuführen, einen hartnädigen Wider— 
ſtand entgegengeftellt, war aber im dreißigjährigen Kriege der gemwaltthätigen Gegen 
reformation verfallen, und konnte nad) dem Weſtphäliſchen Frieden nicht einmal die 
Wohlthat des Normaljahres in Anſpruch nehmen, da die Anwendung defjelben für 
die Pfalz in dem Friedensinftrument direft ausgeſchloſſen worden war. 

Dieſe konfeſſionelle Einheit des bayer iſchen Staates hörte auf, als i. 3. 1740 
nach Ausiterben der Grafen von Wolfftein die Herrihaft Sulz burg und Byrbaum 
an Bayern fiel), und wenn auch der Erwerb diefes „Ländchens“ die Eonfeffionelle 
Politik des Staates nicht zu ändern vermochte, jo war doch jedenfalls feit dem Jahre 
1777, in welchem der Kurfürft von der Pfalz in Bayern fuccedirte, vorauszufehen, 
daß die Verbindung diefes weſentlich evangelifchen Landes mit dem bayeriſchen Stammes 
gebiet es dem legteren auf die Dauer unmöglich machen würde, feine fonfeffionelle Geſchloſ— 
jenheit aufrecht zu erhalten. Freilich ift der Hauptitod der pfälziſchen Gebiete dem 
bayeriichen Staate jhon im Anfange des XIX. Jahrhunderts wieder verloren 
gegangen, aber wenigftens das Herzogthfum Sulzbach ift von vorneherein mit dem 
bayeriihen Staate adminiftrativ verbunden worden, beftändig bei diefem verblieben 
und feine lutheriſche Kirche Beftandtheil der rechtsrheinischen Landeskirche geworden ?). 

Sulzbach war in der Neformationsperiode Beftandtheil von Pfalz-Neuburg‘), 
in welhem Otto Heinrich 1543 eine evangelifche Kirchenordnung publizirte?), die 
nah dem Mufter der Brandenburg Nürnbergifhen abgefaßt war, von 
lirchlicher Organifation nichts enthielt und ſchon i. I. 1554 einer neuen®), nad 


1) Bol. Winter, Geſch. d. Schiefjale d. ev. 5) Jet zum Schwäbiſch-Neuburgiſchen 
Lehre in u. durh Bayern. Münden 1809. | Kreife und Kreife Oberpfalz und Regens— 
©. 1,2. burg gehörig. 

2) Vgl. Medicus, Geſch. d. ev. K. im Königr. 6) Brod, d. ev.luth. 8. d. ehemal. Pfalz: 
Bayern dieſſ. d. Rh. Erlangen 1863. S, 415 ff., | grafih. Neuburg. Nördlingen 1847. 
446 fi. 7) Bei Richter, Ev. KO. 2, ©. 26. 

3) Vgl. unten bei Baden. 8) Ebendai. 2, ©. 146. 

4) Dal. Medicus a. a. ©. ©. 473. 
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dem Mufter der Württembergiſchen v. J. 1553 zufammengeftellten weichen 
mußte, derjelben, deren Geltung 1556 auf die gefammte Kurpfalz ausgedehnt wurde, 
Schon 1559 trennte fih Pfalz-Neuburg von der Kurpfalz. Das erftere fiel 
an PfalzeZweibrüdfen, umd trat am 2. Januar 1560 unter die Herrichaft der 
hier 1557 publizirten Kirchenordnung 1), welche fi) durch die Betonung des presby- 
teriolen Glementes zum Zwecke der Kirchenzucht auszeichnete?). 

Auch die Fonfiftoriale Ordnung griff jet Platz, und das in Neuburg begrüns 
dete Konfiftorium wurde 1575 und 1576 neu geregelt. Allein ſchon vorher (1570) 
war Neuburg wieder von Zweibrüden abgetrennt worden, worauf dem letzteren 
duch feine Landesherren der reformirte Glaube aufgezwungen?), das erjtere jeit der 
Konverfion des Landesheren (1614) in jeiner evangelifchen Kirche hart bedrängt 
wurde. In Pfalz- Sulzbach indefien behauptete ji) die (utherifche Lehre um ſo 
feichter als dies 1614 von Neuburg abgeziweigt wurde. Das hier 1616 begründete 
Regierungskolleg übernahm gleichzeitig Die fonfiftoriale Regierung im Lande. Das 
ausfehließliche exereitium religionis, welches den Zutheranern Friedensgemäß zuftand, 
wurde ihnen indefjen jchon 1652 genommen, und auf) die ſtaatliche Selbititän- 
digfeit fand 1742, wo Sulzbad wieder an Neuburg fiel, ein Ende. 1777 aber 
wurde Karl Theodor von Pfalz-Neuburg Aurfürft von Bayern. Er veränderte 
die Sulzbachiſche Kirchenverfaffung dahin, daß er 1790 Die evangeliihe Regierung 
zu Sulzbach auflöfte, und das Land ber Regierung von Amberg unterftellte; 
zugleich wurde als Konfiftorialdehörde eine „Iimultanifhe Religions und Kirchen— 
deputation” zu Sulzbach eingejeßt, deren Vorſitzender der katholiſche Stadtpfarrer 
war, und unter deren 11 Mitgliedern fich drei evangelifche, aber nicht der evangelijche 
Stadtpfarrer befinden jollten. 


Ende des XVII. Jahrhunderts kamen zum bayerijchen Staate noch weitere 
proteftantifche Gebietstheile Hinzu, und in noch flärferem Maße geſchah das in den 
Jahren 1801, 1802, 1803, 1805, 1806, 1810 und 1814 ey 

Es waren das reichsritterſchaftliche, veichsfürftliche, reichsſtädtiſche Gebiete und 
die Fürſtenthümer Ansbad) und Bayreuth, welche noch heute den Hauptbeftandtheil 
der bayeriichen evangelifhen Kirche ausmachen. 

In den Neichsftädten war das Sirchenregiment dur) den Rath geübt, und 
meift einer Deputation deffelben die Handhabung übertragen geweſen ). In Rothen- 
burg dagegen war jeit 1559 gleichzeitig mit dem Erlaß einer Kirchenordnung 
ein Konfiftorium errichtet worden ®), und ebenfo beſtanden Konſiſtorien in Schwein 


1) Ebendaf. 2, S.194. Neue Ausgabe 1570. | K.:Reformat. in Regensb. Ebendaſ. 1792. 
— Die Reformation war hier eingeführt unter | ©. 141, 175. In Nürnberg war das Kirchen— 
Ludwig II. (1514—32). regiment derjenigen Rathsabtheilung übertragen, 

2) Dal. Brod a: a. DO. ©. 9. welche Vormundjhaftsamt der Witwen und 

3) Die Verſuche beginnen jeit 1588. Struve, | Waijen genannt wurde, Medicus a. a. D. 
Ausf. Ber. dv. d. Pfälz. K.Geſch. Frankf. 1721. | ©. 129. In Dinkelsbühl! fungirten, da der 
S. 488. Diejen folgen dann gegenreformatorifehe | Rath fatholifeh war, jeit 1567 evangel. Kirchen⸗ 
Bedrückungen, ebendaſ. 1427. pfleger, die ſeit 1640 unter die evangel. Raths— 

4) Eine Ueberficht dieſer proteſtantiſchen Er- | mitglieder geitellt und 1806 von ber Preuß. 
werbungen bei Medicus a. a. ©. ©, 1—3. Regierung bejtätigt wurden. Bol. Medicus 

5) So waren 1542 in Regensburg Kirchen | a. a. DO. 1, ©. 157, 207, 284. | 
pröpfte eingejeßt worden. 1545 nah Nürn- 6) Winterbach, Geſch. der Stadt Rothen- 
berger Muſter ein Ehegeriht. Val. Geſch. d. burg. Ebendaf. 1827. N 
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furt), Regensburg und Ulm. Von den reichsfürſtlichen Gebieten beſaßen 
die Hohenloheſchen?) ein 1579 in Dehringen begründetes General-Kon— 
ſiſtorium, welches an die Stelle der beiden früher für fich beitehenden zu Neuen- 
Hein und Waldenburg getreten war; ebenjo beftand für die Gräflich Giechiſchen 
Gebiete ein Konfitorium zu Thurnau und eines zu Kreuz-Wertheim für die 
Fürftlih Lömwenftein-Wertheimifchen Lande, während für die Würzburger 
Proteftanten ein eigenes Konfiftorium nur während einer kurzen Periode des dreißig- 
jährigen Krieges beftanden und hier in der Folgezeit, wie auh in Bamberg ?), 
der katholiſche Bischof und Landesherr das evangelifche Kirchenregiment geführt hatte. 
Die Fränkiſchen Fürftenthümer ?) endlich hatten ihre Kirchenordnung 1533 ®) 
erhalten. SKonfiltorien waren dann 1560 zu Ansbach, 1567 zu Kulmbad 
eingerichtet worden, welche ihre Regelung dur) die Konfiftorialordnung von 1594 7) 
in der gewöhnlichen Weile empfingen, daß fie aus einem weltlichen Direktor und 
weltlihen und geiftlihen Beifigern beftehen jollten. Indeſſen blieb bis 1687 an der 
Spite des Kulmbachiſchen Konfiftoriums, welches von 1604 an feinen ©ib bald 
dort, bald in Bayreuth hatte — hier blieb es jeit 1656 — der Generalfuper- 
intendent der Vorſitzende. Als die Fränkiſchen Fürftenthümer i. 3. 1791 an Preußen 
gefallen waren, griff eine Beränderung der Kirchenverfaffung injofern Platz, als jeit 
1795 die Konfiftorialgewalt dem zweiten Senat der Regierung zu Ansbach, der 
Kriegs und Domänenfammer übertragen wurde, und ebenjo verfuhr man in Bay— 
reuth, deſſen Kicchenregierung aber 1798 mit der von Ansbach vereinigt wurde, jo 
daß diefe Behörde als Konfiltorium für beide Länder fungirte. Us aber Ansbach 
J. 1806 an Bayern fiel, wurde wieder in Bayreuth ein ziveiter Senat der 
Regierung errichtet, bis dann auch dieſes Gebiet 1810 dem bayerifhen Staate 
einverleibt wurde. 


A. Proteftantifhe Kirche diefleits des Rheins. 

Nachdem Marimilian Fofeph für die pfälzischen Gebiete, welche bald darauf 
theils an Frankreich, theils an Baden übergingen, Schon i. 3. 1799 die Toleranz als 
Staatsprinzip verkündet hatte, wurde am 10. Januar 1803 ein Neligionsedikt erlafjen °), 
welches den Proteftanten der gefammten bayerifchen Lande gleiche Rechte mit ven 
Katholifen einräumte. Die Berfaffungsorganifation der evangelifchen Kirche, welche 
der Staat im Gefolge diefer neuen Bolitif vornahm, hatte aber einftweilen noch einen 
fliegenden Charakter, wie er dem gleichzeitig noch flüffigen Territorialbeftande ent= 
ſprach °). 

Die von Preußen eingetaufehten Gebiete in der Gegend von Sulzbach 
wurden am 21. Dezember 1804 der dortigen fimultanischen Neligiong- und Kirchen— 
deputation untergeordnet, die Konfiftorien zu Schweinfurt und Rothenburg 


1) Die KO. wınde hier 1543 erlafien. 6) Richter, Ev. KO. 1, 177. 
2) Eine Kirhenordnung wurde hier 1556 er— 7) Corp. Const. ©. 253 ſſ. 
laſſen, erneuert 1688. 8) Döllinger 8, ©. 29. Schon am 6. Aug. 


3) Heller, Geſch. d. prot. Pfarrkirche >. hl. | 1801 war der fatpolifche Glaube als für Die 
Stephan in Bamberg (daj. 1830) ſeit &.B. Franz | „Anfäßigmadhung” „wejentliches Bedingniß“ auf: 
Ludwig (1789—95). gehoben worden. Ebendaj. ©. 38. 

4) Medicus a. a. O. ©. 219. 9) Val. und auch für das Folgende Shund, 

5) Vgl. Kraushold, Geſch. d. ev. Kirche im | Staatsrecht des Königr. Bayern (Erl. 1324) 1, 
ehemal. Fürftenth. Bayreuth. Erl. 1860. ©. 666 fi. 
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am 4. April 1804 aufgelöft, und das Kicchenregiment für die Fürftenthümer Würz- 
burg und Bamberg einem Generalfonfiftorium übertragen, das einen integrirenden 
Beftandtheil der erſten Deputation der Würzburgiſchen Landesdirektion ausmachte. 
Ebenſo wurde an Stelle des Ulmiſchen Ronfiftoriums die Schwähifche Landesdirektion 
mit dem Sirchenregiment betraut. Als Würzburg dann i. 3. 1805 an den Groß— 
herzog von Toskana abgetreten wurde, erfuhr die dortige Konfiftorialbehörde eine 
Verlegung nad) Bamberg. Endlich wurde nach Anfall des Fürſtenthums Ansbach 
die Deputation in Sulzbach aufgelöft (31. Dezember 1806), und deren fonfiftoriale 
Berugniffe der Landesdireftion zu Amberg übertragen, während die Kriegs- und 
Domänenfammer zu Ansbach als Konfiftorium weiter fungirte. Auch wurde für 
die proteftantifchen Gemeinden, die ſich inzwiſchen in den älteren bayerifchen Landes— 
theilen gebildet hatten, die konſiſtoriale Leitung der Landesdireftion zu Münden 
übergeben. 

Sp war denn die firhlihe Verwaltung vollfommen mit ber Staatlichen ver— 
ſchmolzen worden, und diefem Zuftande entfprad) es, daß die Oberleitung ſämmtlicher 
proteſtantiſcher Kirchen in die Hünde der Münchener Miniſterialbehörde gelegt wurde, 
ohne daß die Kirche an derſelben irgendwie betheiligt oder die verſchiedenen Kirchen— 
behörden in eine organiſche Verbindung gebracht worden wären. 

Aber ſchon i. J. 1808 trat nach dieſer Richtung hin ein bedeutender Umſchwung 
ein. In dem gedachten Jahre wurden die proteſtantiſchen Kirchen des Landes für eine Ge— 
ſammtgemeinde Y erklärt, und die Verordnung vom 8. September 1808 errichtete im 
Minifterium des Innern eine Abtheilung für Kirchliche Gegenftände, und beftimmte, daß 
diefe al3 General-Konfiftorium die episfopalen Rechte des Landesherrn wahrnehmen 
jollte?). Diefe Behörde empfing ihre Infteuftion duch die Verordnung vom 
8. September 1809 MD. 


1) Durch Königl. Entſchl. v. 28. Oft. 1824 
wurde ftatt dieſer Bezeichnung die „proteftantifche 
Kirche" genehmigt (N. Amtshandb. 1, ©. 502), 
dagegen die „enangelifche Kirche” in dem offi— 
ziellen Verkehr der Kirchenbehörden (1. Oft. 1834, 
8. März 1835) verboten. Ebendaſ. 

2) Die Sektion bejtand außer dem Vorſtand aus 
einem ordentlichen katholiſchen und protejtantiichen 
Rath und zwei auberordentlichen protejtantijchen 
(Oberkirchenräthen), welche Lebtere vorzugsweiſe 
für Konſiſtorialgeſchäfte verwendet werden ſollten. 
Die einſchlagenden Stellen der Entſchließung 
lauten: 

VI. Sn Beziehung auf die vereinigte Staats— 
und Kirchengewalt: 

1. In diefer Beziehung bildet die Miniſterial— 
jeftion der kirchlichen Angelegenheiten zugleich 
da8 Generalfonjiftorium für die in 
dem Neiche öffentlich recipirten protejtan= 
tiſchen Konfeffionen und bejorgt in Diejer 
Eigenſchaft nicht nur die Kirchenpolizei, 
fondern alle aus dem oberjten Epis- 
fopat und der Leitung Der inneren 
Kirchenangelegenheiten herborgehenden Ge— 
ſchäfte. 

2. Sie führt theils unmittelbar, theils durch 
den Generalſuperintendenten und die Dekane 
die oberſte Aufſicht über die Kirchendisciplin, 


von ihr gehen alle die Erhaltung und Ver— 
beſſerung derſelben bezielenden allgemeinen 
Anordnungen aus. 


Das Generalfonfiftorium wacht auf Die 


Zehrvorträge der Geiftlihen und der Schul⸗ 
lehrer (inſoweit dieſe mit dem Religions— 
unterrichte ſich befaſſen) und führt ein Ver— 
zeichniß über dieſelben und deren Be— 


werden ſoll. 


. Nah den Reſultaten dieſer Prüfungen 


u — 


ſchlägt das Generalfonfiftorium Uns die J 


Kandidaten zu den Pfarritellen vor. 


vorzüglich angelegen jein zu laſſen, die 


bereit3 angefangene Bejchreibung des ges” 
ſammten Kirchenwejens in Unjerem Könige 


reiche zu vollenden, und in einer allgemeinen 


Unſer Generalfonfiftorium hat ſich übrigens 


Te es 
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Wie aber auch nach dieſer Ordnung die oberſte Kirchenbehörde einen unter— 
geordneten Beſtandtheil einer ſtaatlichen bildete, ſo nahmen auch die unteren kirchlichen 
Organiſationen an den Veränderungen Antheil, welche ſchon im Oktober 1808 die 
ſtaatlichen Mittelbehörden erfuhren. Mit den Landesdirektionen wurden auch die Kon— 
ſiſtorien beſeitigt. Die Verwaltung der 15 neu gebildeten Kreiſe wurde jetzt einem 
Königlichen General-Kreiskommiſſär mit weltlichen Beiräthen übertragen, und erſt am 
17. März 1809 bei den Kommiffariaten Bamberg, Nürnberg, Ansbach, 
Ulm, Augsburg die Xenderung getroffen, daß ein oder mehrere proteftantijche 
theologisch-gebildete Männer als Kreiskirchenräthe in rein kirchlichen Fragen ausschließlich 
den Vortrag haben und mit den General-Freistommifjariaten gemeinjam General- 
Defanate bilden follten ). Ihre Inftruftion empfingen diefe ſechs Behörden in der 


nad) der gegenwärtigen Territorial-Einthets c. auf die Befolgung der kirchlichen Ver— 

lung Unferes Reiches bearbeiteten Meberficht ordnungen; 

darzuſtellen, fofort auf dieſes Werk eine 2. die beſondere Aufſicht auf die Diſtrikts— 

den vernünftigen Forderungen Unſerer pro— oder Spezialdekane und die Mediatkon— 

teſtantiſchen Unterthanen entſprechende Ver— ſiſtorien; 

faſſung ihrer geſammten Gemeinde zu gründen 3. die Oberaufficht auf Pfarrer und Pfarr— 

und Uns dieſe in einer allgemeinen Kirchen— amtskandidaten in Rückſicht auf ihre Lehr— 

ordnung zur Sanktion vorzulegen. vorträge, ihre Sittlichkeit und ihre geiſtliche 

8. Uebrigens ſoll eine eigene Konſiſtorialord— Amtsführung überhaupt, über welche ſie 

nung den Geſchäftskreis Unſeres prote— alljährlich die regelmäßigen Berichte der 

ſtantiſchen Generalkonſiſtoriums und deſſen Diſtriktsdekane einzuſammeln, Kontrole zu 
übrige Verhältniſſe näher feſtſetzen. führen und begutachtende Berichte zu erſtatten 
1) Organ. Edift vom 17. März 1809: haben ; 
$ 11I. In Beziehung auf die Uns zuftehende 4. Vifitationen der ihnen untergeordneten Des 
Episfopatsgewalt über die in Unferem Reiche fanate, Pfarreien und Vikariate, jedoch tjt 
bejtehenden protejtantifchen Kirchen Eonitituiren hiezu jedesmal ein Auftrag unſeres Mi— 
Wir zugleich Unjere General-Kommifjariate als nijterium3 de3 Innern nach) dem Antrage 
die gejeglichen Meittelorgane des bei Unjerem des Generalfonfiftoriums, oder eine auf 
Nintiterium des Innern angeordneten General- vorläufige Anfrage erfolgte Genehmigung 
Konſiſtoriums. deſſelben erforderlich; 
8 IV. In dieſer Eigenſchaft übertragen Wir 5. Sammlung und begutachtende Einfendung 
denjelben durch dieſe bejondere Vollmacht, nad) der von den Spezialdefanaten vorzulegenden 
dem unten näher bejtimmten Berhältnifie zu dem Pfarrberichte; 
Generalfonfiftorium die Beſorgung der prote= 6. Borjchläge zur Verbeſſerung des religidjen 
ftantifchen reinfirhlihen Angelegenheiten. Sie Zuftandes einzelner oder ſämmtlicher Ge— 
vertreten hiernach die Stellen der Generaldefanate meinden des Kreijes mit befonderer Rückſicht 
und Superintendenten. ꝛc. ꝛc. ꝛc. auf Lokalverhältniſſe; 
8 XII. Der Geſchäftskreis der genannten Ge— 7. die Unterſuchung und Beilegung der Strei— 
neralkommiſſariate als Stellvertreter der prote— tigkeiten zwiſchen Pfarrern und Pfarrgenoſſen 
ſtantiſchen Generaldekanate, erſtreckt ſich auf alle in Gegenſtänden der Amtsführung, der 
jene Gegenſtände, welche vorhin der Leitung der Ausſchließung von dem Gottesdienſte oder 
Provinzialfonfiitorien anvertraut waren, injoferne von den Saframenten, oder wenn feine 
dieſe nicht nad) der Analogie der den Wirkungs— gütliche Beilegung ftattfindet, gutachtliche 
reis der Generalfommifjariate bejtimmenden Berichteritattung an Unjer Staatsminifterium 
Grundſätze, oder nad den Vorſchriften des de3 Innern; 

organiſchen Edikts über die Bildung der Kirchen- 8. bei Erledigung eines Pfaramtes die Ein- 
jeftion bereits davon ausgenommen find oder in jendung des Zodtenberichts, Anzeige der 
der nad) dem angeführten $6 Nr. 8 befannt zu | Verhältniſſe der erledigten Stelle und Der 
machenden Konfiftorialordnung noch werden aus— Bewerber um diejelbe in Gemäßheit der 
genommen werden. Snftruftion über die Prüfung der protes 
‚_$ XI. Unter diefer Beſchränkung gehören zu ſtantiſchen Pfarramtsfandidaten und deren 
ihrem Geſchäftskreiſe Beförderung (Negierungsblatt I. 3. St. X. 

1. die Oberaufficht ©. 186); 

a. auf den Neligionsunterricht und Die 9. Bollziehung der von dem Generalfonfiitortum 
Bewahrung der protejtantiihen Glau— dur das Meinijterium des Innern zus 
benslehre, gehenden Aufträge oder Verordnungen, jowie 

b. auf den Neligionsfultus und die vor— die Erjtattung der abgeforderten Berichte; 
geſchriebene Liturgie, 10. Dispenfationen, zu deren Ertheilung fie durch 
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oben angeführten Konfiftorialordnung vom 8. September 1809, gleichzeitig mit den 
am 17. März angeordneten Diſtriktsdekanen. 

Als dann 1810 Bayreuth und Regensburg, welche jedes ein Konſiſtorium 
befaßen, an Bayern fielen, Ulm dagegen an Württemberg abgetreten wurde, 
erfolgte am 29. September 1810 eine neue Eintheilung des Staates in neun Kreiſe, 
und wurden unter Beibehaltung der bisherigen Organiſationsformen an Stelle der 
bisherigen ſechs, vier Generaldekanate zu Ansbach, Bayreuth, Regensburg, 
München begründet und am 7. Dezember 1810 ) die Diſtriktsdekanate organiſirt. 
Dagegen blieb, als Würzburg 1814 wieder zu Bayern zurückkam, das hier ſeit 
1808 fungirende evangeliſche Konſiſtorium in unmittelbarer Unterordnung unter der 
Königlichen Hofkommiſſion beſtehen, und ebenſo, als 1816 Bayern Stücke der früheren 
Pfalz wiedererwarb das dort fungirende Konſiſtorium zu Speyer. 

Während aber die Generaldekanate durch die Königlichen Verordnungen vom 
2. Oktober 1811 und 6. Auguſt 1815 eine weſentliche Erweiterung ihres Wirkungs— 
freifes erhielten, büßte das General-Konſiſtorium feine bisherige Stellung ein, da ſämmt- 
liche Minifterialfeftionen, und aljo auch die für kirchliche Angelegenheiten, aufgelöft, 
und ihre den verfhiedenen Departements zugehörigen Mitglieder zu einem Minifterials 
rathe vereinigt Wurden, welhem die „Oberkirchenräthe“ nieht angehörten. Darum 
mußten, da diefe abgejondert zu berathen fortfuhren, deren Beſchlüſſe erſt in der 
Departementalfigung und dann dem Minifter des Innern vorgetragen werben, der ihre 
Ausfertigung als Verfügungen des Departementalrathes anordnete. 

Am 20. Februar 1817 fand eine neue Streiseintheilung und eine Neuorganiſirung 
der Kreisregierungen Statt. Diefe Lebteren wurden jebt kollegiale Behörden, jo daß 
nun aud die SKirchenangelegenheiten im Regierungstollegium vorgetragen und nad) 
Majorität zu entſcheiden waren, wodurch Die bisherige Selbitftändigfeit des Kirchenrathes 


die künftige Kirchenordnung werden autoriſirt 
werden; 

11. Inveftituren der Spezialdekane und 

12. Ordination der Predigtamtsfandidaten nach 
Vorſchrift der oben angeführten Inſtruktion 
über Prüfung und Beförderung der pro— 
teftantijchen Pfarramtsfandidaten. 

8 XIV. Die Generalfommifjariate find in 
ihrer Eigenjchaft als Generaldefanate aufjehende 
und vollziehende Organe des Generalfonfijtoriums, 
und dadurch find fie im Allgemeinen beauftragt, 
alle Gebrechen, die ſie in der Kirchenverfaſſung 
wahrnehmen, zur Kenntniß des Generalfon- 
fijtoriums bei Unjerm Miniſterium des Innern 
zu bringen, die Mittel, wie fie auf das Zweck⸗ 
mäßigſte gehoben werden können, vorzuſchlagen, 
und dafür zu ſorgen, daß die beſtehenden Geſetze 
und Ordnungen in Anjehen erhalten und die 
Zumwiderhandelnden gehörig zurecht geiviejen 
werden. 

8 XV. Ihre unmittelbaren Organe find; 

a. Die Diftrifts- oder Speztaldelane, 
b. die Pfarrer. 
de. rt 

$ XVIII. In der allgemeinen Kirhenordnung, 
welche nach dem organiſchen Edikte über Die 
Anordnung einer Sektion der kirchlichen Gegen- 


ftände 8 6 Nr. 7 Uns vorzulegen ijt, wird der 

Geſchäftskreis dieſer jämmtlichen Mittelorgane 

ſeine genauere Beſtimmung erhalten. 

1) Ueber deren Funktionen bemerft $ XVI: 

Sene haben 

1. die unmittelbare Auffiht auf Pfarrer und 

 Bifare; 

2. dieVifitation der Pfarrer in ihren Sprengeln ; 

3. die Abordnung und Direftion der na 
der Kirchenordnung ſtatthabenden Didcejans 
Synoden; 

4. Einfammlung u. Beurtheilung der Uebungs— 

arbeiten der Pfarrer und ihre Einjendung 

an das Generaltommifjariat als General 

defanat; 

. die Anzeige der Todesfälle der ihren De 
fanate untergebenen Geiftlihen an bat 
Generalfommiijartat ; | 

6. Anordnung der interimiftifhen Verwaltung 

des Pfarramtes und einer regelmäßigen 
Uebernahme der Pfarrregiftratur ; 
7. Einführung und Invejtitur der Pfarrer; 
8. Entiheidung minder bedeutender Streitig 
feiten einzelner Gemeindeglieder wider ih 
Pfarrer oder Vikarien nad Mahgabe de 
Kirhenordnung. 


or 
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in Wegfall Fam. Auch wurde unter dem 16. Auguft 1817 die Zahl der General: 

defanate auf zwei, zu Ansbach und Bayreuth herabgeſetzt, neben welchen nur 

noch das Konfiftorium zu Speyer beitehen blieb. 

Aber auch diefer Zuftand war fein andauernder. Nach Abſchluß des Konfordates 
vom 5. Juni 1817 verfuchte ein Königliches Refeript (12. März 1818), die deswegen 
in proteftantifchen Kreifen hervorgerufene Aufregung dadurch zu zerftreuen, dab es die 
Aufrechthaltung der bisher zu Öunften der proteftantifchen Kirche erlaſſenen Geſetze 
verhieß, und der zweite Anhang zu 8 103, des einen integrirenden Beltandtheil der 
Verfafjungsurfunde vom 26. Mai 1818 bildenden Ediftes über die äußeren 
Rechtsverhältniſſe des Königreichs Bayern in Beziehung auf Keli- 
gion und kirchliche Geſellſchaften, löſte das gegebene Verſprechen ein. 

Auf dieſem Geſetze (II) ruht die noch heute geltende Verfaſſung der bayeriſchen 
proteſtantiſchen Kirche, die indeſſen in der Folgezeit theils mehrfache Ausbildungen, 
theils einen weiteren Ausbau erfahren hat. 

Als ſolche Aenderung iſt zunächſt zu bezeichnen die Loslöſung der linksrheiniſchen 
Kirche von der rechtsrheiniſchen, die von da an ihren eigenen Entwickelungsgang 
‚genommen hat und eine geſonderte Darftellung finden wird. 

Tie zweite wichtige Veränderung bezieht ſich auf die Stellung der reformirten 
Gemeinden diesjeits des Rheins). 

Im XVIII. Jahrhundert hatten ih aus fremden Ginwanderern einige reformirte 
Gemeinden in den fränkiſchen Fürftenthümern gebildet, welche in der Verfaffung von 
der lutherifchen Landeskirche unabhängig blieben, in Ehefachen aber dem Konſiſtorium unter- 
worfen wurden. Ebenſo waren mit dem Gräflich Bappenheimifchen Gebiet die 
hier ſchon im XVI. Jahrhundert entjtandenen reformirten Gemeinden Groenenbad) 
und Herbishofen zu Bayern gefommen, und endlich hatte fich im Anfange des 
XIX. Jahrhunderts eine ſolche Gemeinde Marienheim bei Neuburg an der Donau 
gebildet. Diefe reformirten Gemeinden ) ertrugen das Regiment der Tutherifchen 
bayeriſchen Kirchenbehörden um jo williger, als lange Jahre hindurch in den Konfi= 
forien zu Ansbach und Bayreuth je ein reformirter Rath als Mitglied fungirte, 
und das auch verfafjungsgemäk bei dem Oberfonfiftorium der Fall fein mußte. Als 
aber die teformirten Elemente allmählig aus den Provinzialfonfiftorien verſchwanden 
und das Oberkonfiftorium nad Abtrennung der linksrheiniſchen Kirche gleichfalls rein 
Tutherifch wurde, begann fich bei den reformirten Gemeinden ein Streben nad) Selbſt— 
Händigfeit zu regen, welches in der Gewährung einer eigenen Synodalorganijation ?) 
(Ext. v. 26. Febr. 1853. Min.-Erl. v. 27. Juni 1856) (III) fein Ziel 
erreichte, während die auf der veformirten Erlanger Synode des Jahres 1854 auf: 
geftellte Forderung, daß das reformirte Moderamen direkt dem Kultusminifterium 
unterjtellt werden follte, feine Erfüllung fand, vielmehr die frühere Kompetenz des 
Oberkonfiftoriums erhalten blieb 8). 

1) Bol. Medicus a. a. O. S. 479 ff. 4) Entſchl. d. Staatsminift. v. 12, Juli 1855. 
2) Gegenwärtiger Beitand vgl. Silbernagl, | N. Amtshandb.1, 5.826. K. Entſchl. v. 27, 
erf. u. Verwaltg. ſämmtl. Religionsgenoſſenſch. Juni 1856. Ebendaſ. ©. 828. Dagegen wurde 

in Bayern. (2. Aufl.) Regensb. 1883. ©. 190 ff. | durch Entſchl. d. Staatsminift. v. 6. Dez. 1874 

8) Die Gemeinden Herbishofenu. Grünen: (ebendaj. 1, ©. 857) gejtattet, daß die Vifitation 

sea find erſt i. 3. 1872 derjelben beigetreten. | durch den Präſes des Weoderamens als Subjtitut 

| Friedberg, Verfafjungsgefege. Bayern. 19 
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Nach der Kirchenverfaſſung des Jahres 1819 wurde die Handhabung der epis= 
fopalen Iandesherrlihen Rechte einem proteftantifchen Oberfonfiftorium in Münden 
übertragen, als einer jelbfttändigen dem Minifterium des Innern !) untergeordneten 
Behörde. Unter dem Oberkonſiſtorium ftehen kollegiale Konfiftorien in Ansbad, 
Bayreuth?) und Speyer und das Defanat Münden?). 

Die Konfiftorialbezirke find in Delanate 4) eingetheilt, welche eine Mehrzahl von 
Pfarreien umfaffen. ine presbyteriale Gemeindeorganifation war in der Verfaſſung 
nicht angeordnet’). Doch blieb die im Konſiſtorialbezirk Speyer und in den tefor- 
mirten Gemeinden geltende beftehen. Synodale Einrichtungen waren injofern getroffen, 
als in jedem Dekanat jährlich eine rein geiftliche Diözefan-Synode, alle vier Jahre an 
jedem Konfiftorialorte unter Zeitung eines Oberkonfiftorialmitgliedes eine ebenfalls 


rein geiftliche General-Synode lediglich zur Berathung innerer Angelegenheiten zufammen- 7 


treten ſollte, an welcher letzteren fi ein nicht ſtimmberechtigter landesherrlicher Kom— 
miſſar zu betheiligen hätte. 

Dieſe Verfaſſungselemente haben ſeit dem Jahre 1818 mannigfache Wandlungen 
durchmachen müſſen bis ſie ihre jetzige Geſtaltung gefunden haben. 

Was zunächſt das Oberkonſiſtorium anlangt, 
der vorgeſetzten Miniſterialbehörde Zweifel und den Wunſch nach Abänderung rege 
gemacht). 

Schon i. J. 1823 beſchloß die General-Synode des Konſiſtorialbezirkes Bay— 
reuth den König zu bitten, dem Oberkonſiſtorium 
Angelegenheiten“ eine vom Miniſterium des Innern unabhängige Stellung einzuräumen, 
welchem Geſuch ſich die Ansbacher General-Synode von 1823 anſchloß, wie denn 
auch ein darauf abzielender in der zweiten Ständefammer am 12. März 1823 geftellter 
Antrag (Hader) vom dritten Ausſchuſſe derjelben angenommen und unter Zuftimmung 
der Stände dem Staatsminifterium übergeben worden war. 

Diefes Begehren wurde zwar in der Königlichen Entſchließung vom 28. Oktober 18247 
abſchläglich beſchieden, indefjen gleichzeitig damit eine die ausgeſprochenen Bedenken” 
beruhigende Verficherung verbunden, Als dann im Gegenfage zu dieſer das Minis 


Amtshandb. 1, ©. 606 ff.) Das Mediatkon— 
filtorium zu Thurnau hörte 1847, Das zu 
Kreuzwertheim 1851 auf. Ihre Bezirke 


des betr. Defanes vorzunehmen jet, unbejchadet 
der Befugniß des Konſiſtoriums befondere Viſi— 
tationen anzuordnen. 


fo hat die Stellung defjelben zu | 


1) An die Stelle deſſelben trat nach V. d. 
5, Dez. 1846 das Minijterium des Innern für 
firhliche Angelegenheiten (N. Amtshandb. 1, 
©. 448), deſſen Kompetenzen durd Ber. dv. 27. 
Febr. 1847 (ebendaj. ©. 444 ff.) feitgeitellt, das 
dann durch Ver. dv. 11. Nov. 1848 aufgehoben 
und durh Ver. v. 16. März 1849 (ebendaj. 
©. 447 ff.) wieder hergeftellt wurde. Durch Gef. 
v. 8. Aug. 1875 ift als oberfte Inftanz für Ver— 
waltungsretsjadhen ein Verwaltungsgerichtshof 
gebildet worden. Zu der Kompetenz Diejer Bes 
hörde gehören auch die im Art. 8 Wr. 4, 11, 
30, 35, 37, 38, 39, Art. 10 Nr. 3, 4, 12, 13, 
14, 15, 16, 19, 22, 23 angeführten in die 
firhliche Verwaltung einjchlagenden Materien. 
N. Amtshandb. 1, ©. 453 ff. 

2) Die Feititellung der Konſiſtorialdiſtrikte ift 
duch K. Erl. v. 7. März 1838 erfolgt. (N. 


wurden dem Konfiftorium zu Bayreuth unters 
ftellt. (N. Amtshandb.1, ©. 609.) Die jtaat- 
lien Auffichtsfunftionen find dur K. Ber. v. 
17. Dez. 1825 (ebendaj. 1, ©. 448) den Kreide 

regierungen, Kammern des Innern, übertragen. 

3) K. Erl. v. 7. März 1838. 

4) An der Spike defjelben ftehen die Defane 
und als deren Vertreter Kapitelsfeniore, d. B, 
die der Dienftzeit nad) älteften Geiftlichen, bei 
deren Beftallung aber der Kapitelsgeiftlichfeit ein 
negativer Einfluß gewährt ift. Vgl. Erl. d. OR 
v. 18. Dez. 1832. N. Amtsh. 1, ©. 686. 

5) Qal. indeifen Anhang II. d. Beil. II. zum‘ 
Verf.«Geſ. $ 11 lit. b und die dort bejtätigte) 
Inſtruktion dv. 8. Sept. 1809. 88 66—71. 

6) Dal. Scheurl, d. verfafiungsmäß. Stellg. 
der ev.:luth. Kirche in Bayern 3. Staatsgewalt. 
Erl. 1872. | 


„in Abficht auf rein firchliche 
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fterium des Innern am 2. Dezember 1828 an das Oberfonfiftorium referibirt, und 
eine Königliche Entſchließung vom 12. Januar 1829 ') die Auffaffung des Minifteriums 
gebilligt hatte, richtete das Oberkonſiſtorium am 18, Mai 1831 eine Beſchwerde an 
beide Ständefammern, welche von ihnen für gerechtfertigt erklärt und im Sinne des 
Oberfonfiftoriums durch die Königliche Entſchließung vom 2. Juli 18312) erledigt 


wurde. 


1) Wir haben Uns euern Bericht v. 10. vor. 
Dits., die Pfarrei N. betr., vorlegen lafjen, und 
beſchließen auf die von euch eingelegte Verwah— 
rung, wegen Geſchäftszuſtändigkeit, wie folgt: 

Die 88 1 und 18 des verfafjungsmäßigen 
Edikts über die proteftantifchen innern Kirchen— 
angelegenheiten ordnen euch Unſerm Staatsmini- 
fterium unter, und weiſen euch an, von demselben 
Aufträge und Befehle durch Neferipte zu em— 
pfangen und an dafjelbe Bericht zu eritatten. 
Dieje Beitimmungen find allgemein gefaßt und 
erjtrecen fi mithin auf alle Gegenftände eures 
Wirkungskreifes, jowie die Verbindlichkeit, den 
Verfügungen der borgefegten Stelle Folge zu 

leiſten, im Begriffe und in der Bedeutung der 

Unterordnung liegt. Wenn daher auch die Aus- 

übung des oberſten Episfopats und der Bollzug 
der Vorſchriften für die innern Angelegenheiten 

der protejtantifchen Kicche von euch, als einem 
ſelbſtſtändigen, d. h. für fich beftehenden, mit 
feiner andern Geſchäftsſtelle als Beſtandtheil 
berbundenen Kollegium, im Allgemeinen aus 
eigner Kompetenz und ohne Anfrage zu geſchehen 
hat, jo kann doch dem gedachten Miniſterium, 
welchem ihr in der Leitung der proteftantifchen 
Kirchenſachen untergeordnet ſeid, die Befugniß 
nicht benommen werden, als vorgeſetzte Stelle 
auch in dergleichen Betreffen diejenigen Ver— 
fügungen zu erlafſen, welche in einzelnen Fällen 
durch beſondere Verhältniffe motivirt merden. 
Die Verbindung des oberiten Episfopat3 der 
protejtantifchen Kirche mit der Staatsgewalt, 
wie jolhe im $ 11 des obigen Edikts ausge⸗ 
ſprochen iſt, und eure Stellung unterwerfen euch 
der Aufficht und Einſchreitung des mehrerwähnten 
Minifteriums. 

Die von euch aus dem Eingang des $ 19 in 
jenem Edifte, und bejonders aus dem Worte: 
hiernach gefolgerte Beſchränkung eurer Unter: 
ordnung auf die dort angeführten Gegenjtände, 
begründet fich nicht, indem dort nur die Gegen 
‚ Hände angegeben find, in welchen ihr überhaupt 
nit aus eigner Kompetenz zu handeln, jondern 
nur gutachtliche Berichte (nicht Vollzugsnach— 
weiſungen) zu erjtatten habt, und das Wort 
hiernach bezeichnet offenbar im Zujfammenhang 
ı mit dem voritehenden Paragraphen die Form, 
in welcher Unſere Allerhöchite Entihliegung für 
ſolche Angelegenheiten zu erholen ift, dur) Be— 
richte an das genannte Staatsminiftertum und 
durch diefes an Uns, nieht unmittelbar an Uns 
| don euch. 

Was übrigens die Interfalareinfünfte erledig⸗ 

Pfarreien betrifft, fo ſteht am fich euch die 

Verfügung über diejelben nah 8 11 obigen 

Editts und den bejtehenden Ordnungen nur in 


| 
| 
| 
| 


joweit zu, als ſolche für die beftimmten Inter— 
talarperioden der Pfarrunterftügungs- und Pfarr: 
wittwenfaffe zugewiejen find, während die dureh 
Verlängerung der Pfarrvafanzen hie und da er- 
wachjenden weiteren Beträge zu andern pfarr- 
lichen und fichlichen Zwecken verfügbar erfcheinen. 

Hiernach Habt ihr euch genau zu achten, und 
bewendet es Yediglich bei den Entſchließungen 
vom 30. April und 2. Dezember v. Is. in Be— 
treff der Pfarrei N. 

Mebrigens werden Wir, wie bisher, jo auch 
fortan den kirchlichen Angelegenheiten Unjerer 
protejtantifchen Unterthanen Unjere wohlwollende 
Sorgfalt und Unfern gerechten Schuß gewähren, 
jowie eurem gejchäftszuftändigen Wirken nad 
wie dor die freie Bewegung in den verfafjungs- 
mäßigen Gränzen gejtatten. 

2) Wir haben von der Beſchwerde Einficht 
genommen, welche der Präfident Unjeres prote= 
ſtantiſchen Oberfonfiftoriums aus Veranlaffung 
der unterm 12. Januar 1829 über die Gejchäfts- 
zuftändigfeit der genannten Stelle ergangenen 
Entſchließung an die Ständeverfammlung, Kam: 
mer der Reichsräthe gebracht hat. 

Wenn unfer protejtantifches Oberkonſiſtorium 
aus dem Inhalte gedachter Entſchließung die Be- 
jorgniß gefchöpft hat, daß dadurch der Beſtim— 
mung deö II. Anhanges zur zweiten Beilage der 
Verſaſſungsurkunde 881 und 18 eine Ausfegung 
ertheilt jet, welche mit der verfaifungsmäßigen 
Stellung Unferes proteftantifhen Oberfonfijto- 
riums und dem vermöge des gedachten Anhanges 
zum Edikt über die äußern Rechtsverhältniſſe 
der Einwohner des Königreichs in Beziehung 
auf Religion und Firchliche Geſellſchaften SS 11 
bis 14 dann $ 19 demfelben angewiejenen Wir: 
kungskreiſe nicht vereinbar jei; jo eröffnen Wir 
hierauf Unferem protejtantifchen Oberkonfiftorium 
zu jeiner Beruhigung, daß Wir niemals irgend 
einer Maßnahme ftattgeben werden, die zur Be— 
einträchtigung der verfaffungsmäßig normirten 
Zuftändigfeit defjelben in der Ausübung des 
mit der GStaatsgewalt verbundenen Episfopats 
gereihen fünnte, und dab Wir obgedachter Ent: 
Ihließung, inſoweit daraus eine verfafjungs- 
mäßig nicht begründete Einſchreitungsbefugniß 
Unjeres Staatsminifteriums des Innern in innern 
Kirchenſachen abgeleitet werden könnte, durchaus 
feine Wirkung beilegen wollen. 

Es iſt vielmehr Unſer enftlicher Wille, dat 
die in den 88 1 und 18 des vorerwähnten An- 
hangs feitgejegte Unterordnung Unferes prote- 
ſtantiſchen Oberfonfiftoriums unter Unſer Staats: 
minijterium de3 Innern nur jene Gegenftände 
und Einjehreitungen begreife, in und zu welchen 
deſſen Zuftändigfeit theils nach der zweiten Bei— 
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Aber weder dadurch noch durch die Rammerdebatten bei Berathung des Geſetz⸗ 
Entwurfes die proteſtantiſchen General-Synoden und den Konſiſtorialbezirk Speyer 


betr. i. J. 18481) fanden die Wünſche der Seneral-Synoden Befriedigung. 
1873 und 1877 das frühere Begehren, mit welchem fie 
den bisherigen Einfluß der Zandesvertretung auf 


wiederholten die v. J. 
zugleich) die Forderung verbanden, 


die evangeliſche Kirche dadurch zu bejeitigen, 


Vielmehr 


daß dem Verfafjungsgejeb der Charakter 


eines Staatsgefeges genommen und det eines Kirchengeſetzes beigelegt werden möge, 
daß mithin in Zukunft für Erlaß eines Kirchengejeges nur noch eine Einigung zwiſchen 


Oberkonfiftorium und Synode und König 


liche Sanktion erforderlich jein jollte. 


Diefes Begehren wurde durch Königliche Entſchließung vom 1. Auguft 
1881 (IV) abgelehnt, und die Ablehnung dur) eine Seitens des Oberkonſiſtoriums 
am 18. Auguſt 1881 veröffentlichte Darlegung gerechtfertigt ?). 


lage zur Verfaſſungsurkunde, theils in den Bes 
ftimmungen des zweiten Anhanges zu gedachter 
Beilage, und insbejondere in dem $ 19 deijelben 
begründet ift, wobei jeden Falls die Aufjicht 
auf die Erhaltung und Beobachtung der bejtehen- 
den Kirchenverfaſſungen jowohl, als der gelten 
— Ordnungen vorbehalten bleiben 
muB. 

Wir erneuern dabei die in einer bon Unferes 
in Gott ruhenden Vaters, des Allerhöchſtſeligen 
Königs Maximilian Joſeph Majeſtät unterm 
28, Oktober 1824 Nr. 16 erlaſſenen Ent— 
ſchließung gegebene feierliche Berficherung, Daß 
ir in den innern Kirchenangelegenheiten der 
Protejtanten ohne Mitwirkung Unſeres protes 
ſtantiſchen Oberkonſiſtoriums, welches darüber 
die Meinung der General-Synoden nach Um— 
jtänden einholen mag, niemals eine Veränderung 
dornehmen oder vorzunehmen gejtatten werden. 

Münden, den 2. Juli 1831. 

An das k. proteſtantiſche Oberkonſiſtorium alfo 
ergangen. 

1) gl. diejelben und die vorhin erwähnten 
Materialien in Günther, Zujammenjtellung 
urfundl. Attenftücde über d. Verf. d. proteit.= 
bayer. Landeskirche. Münch. 1883. Vgl. auch 
Born in Zeitidr. f. AR. 14, ©. 29% ff. 
Scheurl ebendaj. 18, ©. 424 ff. 

2) Vgl. Verhandlungen d. vereinigten 
Gen.-Synode z. Ansbach i. J. 1371.00. 
256 ff. 

3) Die Darlegung lautet: 

Seine Majeftät der König haben in der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 1. August 1881 
unter Nr. I. im Allgemeinen die Gründe auf: 
geführt, welche das Oberfonfistorium veranlaßt 
haben, die eine Aenderung der beitehenden Kirchen— 
verfaflung der proteftantijchen Landeskirche bezie- 
{enden Anträge der General-Synoden 1873 und 
1877 nicht zu vertreten, und haben es dem 
Oberkonfijtorium überlafjen, den General-Syno= 
den die Erwägungen, durch welche es bei jeiner 
ablehnenden Haltung geleitet wurde, näher dar— 
zulegen. 

Das Oberkonfiftorium nimmt hiemit Veran— 
lafſung, diejen Erwägungen in Nachſtehendem 
offen und rückhaltlos Ausdruck zu geben, 

Die General-Synoden 1873 und 1877 gehen 


bei Begründung ihrer, in dem Allerhöchſten 
Reſcripie vom 1. Auguft 1881 erwähnten Ans 
träge von der Anficht aus, daß die der protes 
ftantischen Landeskirche garantirte Selbſtſtändig— 
feit in ihren inneren Angelegenheiten exit ver 
wirklicht werden müſſe (Verhandlungen der 
General-Synoden 1877 und 1873 Seite 258 
und 142), und glauben, dies jei dadurch zu 
erreichen, daß 

1. die der oberiten Kirchenbehörde zugejicherte 
Selbititändigfeit klarer, als diejes jegt der Fall 
it, feſtgeſtellt (Verhandlungen ber General= 
Synode 1873 ©. 142), 

3. der bisherige Einfluß der Landesvertretung 
in Bezug auf Die Verfaffung und die inneren 
Angelegenheiten Der protejtantijchen Kirche be: 
jeitigt (Verhandlungen der General-Synode 1873 
S. 186 u. ff), 

TUE Die General-:Synoden ein erweiterter 
Geſchäftskreis geſchaffen Verhandlungen ber 
General-Synode 1873 ©. 142), und 

4. für die Erlafjung fünftiger Kicchengejeße 
und die Aenderung der Kirchenverfaſſung außer 
der Sanftion Seiner Majejtät des ‚Königs 
nur die Einigung zwijchen der oberiten Kirchen— 
behörde und der General-Spnode für nothwendig 
erflärt wird (Verhandlungen der General-Syirode 
1873 ©. 139). 

Das Oberkonfiftorium hat nach Einvernahme 
der Konſiſtorien und wiederholter eingehenditer 
Würdigung der Sache dagegen die Ueberzeugung 
gewonnen, daß Die proteſtantiſche Landeskirche 
die zu ihrer freien Entwielung nöthige Selbſt— 
ftändigfeit befitt, und daß eine Beeinträhtigung 
derjelben nicht zu befürchten it, daß ferner die 
Unabhängigkeit der Kirchenleitung in Ausübung 
des Summepisfopates zweifellos feitfteht, daß 
weiter von Seite der Landesvertretung ein 
ihädigender Einfluß auf die Geftaltung dei 
Kirchenverfaſſung und auf die Ordnung dei 
inneren Angelegenheiten der Landeskirche nic 
geübt werden kann, und daß endlich das Ver: 
fangen bezüglich des Verfahrens für das Zw 
ftandefommen künftiger Kirchengefege zur Ze 
unerfüllbar ift. 

Diefe feine gewonnene Heberzeugung begründe 
das Oberfonfiitorium in folgender Weiſe: 

Nach 89 Abſ. 5 der Verfaſſungsurkunde u 


Synoden, 


18] ‚. 


Die Kirchenvorſteher. 293 


Die Einführung eines Rathes von Kirchenvorftehern wurde in Ausführung des 
geltenden Berfaffungsgefeges durch Königliche Verordnung vom 13. Dezember 1821 


$ 38 des zweiten Edikts hiezu tft jede Kirchen— 
gejellichaft berechtigt, unter der oberiten Staats- 
aufficht nach der Formel und der von der 
Staatögewalt anerfannten Berfaffung ihrer Kirche 
alle ihre inneren Kirchenangelegenheiten unbeirrt 
und unbehindert zu ordnen. 

Der Anhang 2 zu diefem Edikte, welcher fich 
mit der Gejtaltung dev, Verhältniife der prote= 
ftantifchen Landeskirche befaßt und der die 
rechtlihe Grundlage ihrer Verfaſſung bildet, 
hat deren Verhältniffe nicht neu geordnet, fon: 
dern fie nur in der Hauptjache, ſowie fie 
bereits bejtanden und fih im Laufe der Zeit 
aus dem Wejen, Geift und Bewußtjein unferer 
Kirche entwicelt Hatten, feſtgeſtellt und be- 
jtätigt. 

Durch die Einzelbeftimmungen deifelben iſt 
feine der verfafjungsmäßig den jämmtlichen 
Kirchengeſellſchaften gewährten Freiheiten in 
Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten irgendwie 
in Frage gejtellt; fie befallen ſich vielmehr bei- 
nahe ausnahmslos mit der Grundlage unjerer 
Kirchenverfaſſung, dem Konſiſtorial- u. Synodal- 
ſyſteme, welche Grundlage nad) den Verhand- 
lungen der mehrerwähnten General-Synoden auch 
fünftig und zwar ſtaatsgrundgeſetzlich gewahrt 
bleiben jolt. 

Sämmtliche Verfaffungsgejege find mit ihrer 
Publikation rechtswirkſam geworden, und find 
die Mittel zur Gewähr in Titel X. der Ver— 
fafiungsurfunde und den hiezu jpäter erlaffenen 
Gejegen vorgejehen. Die der proteftantifchen 
Landeskirche in der Verfafiungsurfunde und den 
Beilagen zugeficherte Selbitftändigfeit befteht jo- 
nach rechtlich und thatſächlich, und bedarf nicht 
erit der Verwirflihung oder Sicherung. 

Zum Beweis dafür, daß die proteftantijche 
Kirhe in unferem VBaterlande in feiner Weile 
in der Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten 
behindert wurde, und daß unter der Herrichaft 
der bejtehenden Kirchenverfaſſung eine freie ge- 
junde Entwicklung unjeres Kirchenweſens thunlich 
iſt, kann auf eine Reihe jegensreicher, das äußere 
und innere Leben der Kirche berührende Einvich- 
tungen hingewiejen werden, welche jeit dem Jahre 
1813 in’s Leben getreten find, von welchen bei- 
Ipielsweife nur die Verordnungen über Zuſam— 
menjegung und den Wirfungsfreis der General: 
die Schaffung des Inſtitutes der 


Kirchenvorſtände, die Einführung der Gottes- 


| 


dienſtordnung, ſowie kirchlicher Bücher, und die 
Erlaffung einer erheblichen Zahl von Beitim- 
mungen, welche die firchliche und fittliche Lebens— 
ordnung betreffen, erwähnt werden follen. 
‚ So wenig dem zu Folge e8 exit der Verwirk— 
lichung der der proteftantijchen Kirche garantirten 
Selbitjtändigfeit bedarf, ebenjowenig beſteht das 
Bedürfniß für eine weitere, über den gegenwär: 
tigen Stand hinausgreifende Feittellung der 
Selbjtitändigfeit des Oberkonfiftoriums in Aus- 
übung des Summepisfopates. 

Denn, wenn auch die Wortfaffung des $ 1 
des 2. Anhanges zum 2. Edikte der Berfaljungs- 


urkunde feine befonders glückliche genannt werden 
kann, jo bejteht doch über dejjen Sinn längit 
fein Zweifel mehr, und ift allerſeits unbeftritten 
anerfannt, daß das Oberfonfiftorium in Aus 
übung des Episfopates unabhängig und jelbit- 
ſtändig tft. 

Dieje Unabhängigkeit und Selbititändigfeit ift 
zweifellos begründet in den Beitimmungen des 
Ediktes vom 10. Janıtar 1803, den mit Gefeßes- 
kraft befleideten Allerhöchiten Verordnungen vom 
8. September 1803 und 1809, des Titel IV. $ 9 
der Berfafjungsurfunde, fie ift ausdrücklich und 
mehrfach anerkannt in Allerhöchiten und Höchiten 
Entſchließungen, injonderheit in den vom 12. März 
und 7. November 1818, jowie durch übereinſtim— 
mende Kundgebungen in der Kammer der Reichs— 
räthe und der Abgeordneten, und zwar gelegent: 
lich der Berathungen des Gefeßentwurfes, die 
General - Synode und den Konftftorialbezirt 
Speyer betreffend, fie iſt endlich gewährteiftet 
durch die don Seiner Majeſtät dem Könige 
Ludwig I. im Allerhöchiten Rejeripte vom 
1. Auguft 1881 ausdrüdlich in Bezug genom- 
menen Erklärungen Seiner Majejtät des Königs 
Mar I. und Ludwig I, inhaltlich deren feter- 
lich zugefichert ift, dab die Krone in den inneren 
Kirchenangelegenheiten der Proteftanten ohne Mit— 
wirfung des Oberfonfiftoriums niemals irgend 
eine Veränderung vornehmen, oder vorzunehmen 
gejtatten werde. 

Aus den Erörterungen des Landtages verdient 
die Ausführung, welche betreffs der Selbititän- 
Digfeit der proteftantischen Landeskirche in ihren 
inneren Angelegenheiten und des Oberkonſiſto— 
riums in der Leitung und Ordnung derjelben 
der Abgeordnete Dr. v. Scheur! in der Sitzung 
der 2. Kammer vom 27. Mai 1848 (Protokoll 
Bd. VII. ©. 45) unwiderſprochen gegeben hat, 
wegen ihrer Richtigkeit und Beitimmtheit, und 
wegen der Bedeutung, welche ihr mit Hinblic 
auf die Gelegenheit bei der, und den Ort, an 
dem fie erfolgte, innewohnt, bejonders hervor— 
gehoben zu werden. Sie lautet wörtlich: 

„Nach dem in Deutſchland geltenden prote— 
ftantifchen Kirchenrechte find die Staatsobrig— 
feiten als jolche Inhaber des Kirchenregimentes, 
während zugleich der Grundjaß gilt, daß die 

Regierung der Kirche von der Regierung des 

Staats wejentlich gejchieden jein muß, ſowohl 

in Bezug auf die Organe und Behörden, durch 

welche, als in Beziehung auf die Art und Weife, 
un welcher beide zu handhaben find, ein Grund= 
aß, der von befonderer Wichtigfeit da tft, wo’ 
das Staatsoberhaupt nicht jelbjt Mitglied der 
proteftantifchen Kirche ift. Er ift auch aner- 
fannt in dem Edikte, worauf die Verfaſſung 
der proteftantifhen Kirche Bayern beruht, er 
it wiederholt anerfannt in bejonderen feier 
lichen Erklärungen der Krone. Jenes Edikt 
gebraucht für die landesherrfiche Kirchengewalt 
den Ausdruck Episfopat und beſtimmt, daß 
diefes Episfopat auszuüben ift durch ein jelbit- 
ftändiges, nur formell dem Miniſterium des 
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in Ausficht genommen !), erweckte indeſſen eine ſolche Agitation , daß eine Königliche 
Erklärung vom 18. Juli 1822 die verfafjungsmäßige Gewifjensfreiheit aufs Neue zu 


Innern untergeordnetes Oberfonfiftorium. Die 

Staatsregierung im engjten Sinne aljo, b. h. 

im Gegenjage zum Kirchenregimente, Tann in 

inneren proteftantifhen Kirchenangelegenheiten 

ebenfowenig etwas anordnen, als fie dieſes 
in den inneren Angelegenheiten der katholi— 
chen Kirche thun könnte; allein Die Staats— 
regierung in dem Sinne, daß darunter ver— 
ftanden wird „das Staatsoberhaupt, berathen 
durch ein verantwortliches Staatsminiſterium“, 
die Staatsregierung in dieſem Sinne, kann 
allerdings in dieſen Angelegenheiten auf Au— 
trag des Oberkonſiſtoriums, beziehungsweiſe 
der General-Synode, Anordnungen treffen”. — 

Die Befürchtung, daß die Landesvertretung 
die inneren Angelegenheiten der protejtantifchen 
Landeskirche in den Kreis ihrer Berathungen 
und Beſchlußfaſſung ziehen könne, ijt unbegründet. 

Naturgemäß und nad) Inhalt der verfafjungs- 
mäßigen Beſtimmungen erſtreckt fi) die Zuſtän— 
digfeit des Landtages als einer politiſchen Kör⸗ 
perſchaft in Bezug auf die proteſtantiſche Kirche 
nur auf deren äußere im Anhang 2 zu Edikt IL. 
der Verfaffungsurkunde geregelte Geftaltung, und 
auch da nur, injoweit es fi) darum handelt, 
die ftaatsgrundgejeglich der Freiheit dev Kirche 
hinfichtlich zu treffender Einrichtungen gezogenen 
Schranfen zu bejeitigen, und als dazu bie 
— durch das Kirchenregiment gegeben 
wird. 

Es ift diejes im Jahre 1848 gelegentlich der 
Berathung des vorerwähnten Gejeßentwurfes 
durch die beiden Kammern des Landtages (Ber: 
Handlungen der Kammer der Reichsräthe Band 
IV. ©. 250, 260, 273, 292, 360 und Beilagen 
Band II. ©. 71, Berhandlungen der Kammer 
der Abgeordneten Band VI. ©. 77 und VII. 
©. 44) mit dem Bemerken, daß fie weder Mandat 
noch Beruf haben, fih mit innerkirchlichen 
Angelegenheiten zu befalfen, ausdrüclich aner— 
fannt worden. 

Aus diefem Grunde wurden auch von beiden 
Kammern drei von protejtantifchen Kammermit- 
gliedern gelegentlich dev Verhandlung über den 
gedachten Gejegentwurf gejtellte, auf innerkirch— 
liche Verhältniffe ſich beziehende Wünjche, als 
der Zuftändigfeit der Kammern entrüct, zurück— 
gewiejen, und wurde, nachdem über den einge— 
braten Entwurf vor der Vorlage das Ober: 
fonfiftorium nicht gehört worden war, dev Zus 
fa zu dem Entwurfe „nach VBernehmung des 
Oberkonſiſtoriums“ beſchloſſen, wonach Diejer 
Entwurf folgende Faſſung erhielt: 

„Die Staatsregierung iſt ermächtigt, den 
Konſiſtorialbezirk Speyer nach Vernehmung 
des proteſtantiſchen Oberkonſiſtoriums von 
dem Wirkungskreiſe deſſelben auszunehmen 
URL» 

Dur die Aufnahme diejes Zuſatzes in das 
publizirte Gejeß hat die Staatsregierung that- 
fählid der Auffaffung der Kammern fich anges 
Ichloifen, und find dadurch die Königlichen 


Verheißungen vom 28. Oktober 1824 und 2. Juli 
1831 auch zur That geworden. — 

Das Verlangen der General-Synoden, dab 
für die Erlaffung künftiger Kirchengeſetze außer 
der Sanftion durch Seine Majeftät den König 
nur die Einigung zwijchen dem Oberfonfijtorium 
und der General-Synode für nothwendig erklärt 
werde, erachtet das Oberkonfiftorium, injoferne 
dabei an eine Mitwirkung der Landesvertretung 
gedacht wurde, nach dem Vorerörterten als gegen: 
jtandslos, und injoweit damit die Bejeitigung 
des Staatsminifteriums hiebei beabfichtigt tit, 
als nicht erreichbar, da aud auf innerkirchliche 
Angelegenheiten bezügliche Allerhöchſte Ent— 
ſchließungen nach den Grundſätzen unſeres Staatö- 
Rechtes die Berathung der Krone durch das für 
ſelbe verantwortliche Staatsminiſterium unbe— 
dingt inſolange vorausſetzen, als bei ſolchen die 
Staatsaufſicht vorbehalten, und das Episkopat 
mit der Staatsgewalt verbunden ift. 

Was die geforderte Einigung zwijchen dem 
Oberkonſiſtorium und der General-Synode betrifft, 
io kömmt zu bemerken, daß zwar bisher eine 
folche bei dem Zuftandefommen von Kirchen: 
gejeßen nicht erforderlich war, es iſt aber darauf 
hinzuweifen, daß die Kicchenleitung das ihr > 
zuftehende Selbſtbeſtimmungsrecht von jeher in 
der Art ſelbſt bejchränfte, daß es, ohne die Ges 
neral-Synode gehört zu haben, und gegen deren 
ausgejprochenen Willen in wichtigen kirchlichen 
Angelegenheiten nie eine bleibende Einrichtung 
getroffen, oder zur Allerhöchſten Genehmigung - 
empfohlen hat. 

Diefen faktiſchen Zuſtand in einen rechtlichen 
zu verwandeln, und auf diefe Weije den ausge 
iprochenen Wünſchen der General-Synoden, ihnen 
eine bedeutungsvollere Stellung als bisher ein= 
zuräumen, gerecht zu werden, nahm das Ober: 
fonfiftorium feinen Anftand; es hat denn auch 
die in Nee. II. und IH. der Allerhöchſten Ent— 
ichließung vom 1. Augujt 1881 aufgeführten 
einjchlägigen Bitten an Seine Majejtät dem? 
König, als Summepisfopus der Landeskirche, 
gejtellt, durch deren allergnädigite Gewährung” 


Ri 
A 
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Allerhöchitderjelbe die Landeskirche wiederholt‘ 
zum innigjten Danfe verpflichtet Hat. 9 

Für feine in der Sache eingenommene Stel— 
Yung hat das Oberfonfiftorium noch weiter 
geltend zu machen, daß es ihm höchſt bedentlich 
erſchien, ohne daß beſtehende oder unmittelbar 
bevorjtehende Verhältniffe dazu drängen, im 
unferer, an Gegenjägen, Mißverſtändniſſen und 
Ueberftürzungen jo reihen Zeit an die Stelle 
erprobter Bejtimmungen, die von dem Geber 
der Verfaſſung in der erklärten (Allerhöchite 
Entihlieffung vom 12. März 1818) und auf | 
erreichten Abſicht ausgingen, der proteſtantiſchen 
Kirche möglichite Sicherftellung gegen etwaige | 
bedenkliche äußere Einflüffe zu verjchaffen und | 
unter deren Herrſchaft bis jetzt die Kirche des 
für ihren geficherten Beſtand jo nothwendigen | 
Friedens und einer gedeihlihen Fortentwiclung | 


— 


| 
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profflamiren für qut befand ?), und eine Verordnung vom 21. Dezember 1822?) die 
Einführung der Kirchenvorjtände bis zur definitiven Entſchließung einer General— 
Synode filtirte, wobei einerfeit3 die jchon durchgeführte Organifation aufrecht erhalten, 
andererjeit3 den einzelnen Gemeinden die Befugniß zugeſprochen wurde, fie bei fich 
einzurichten. Erft unter dem 7. Dftober 1850 (V) ift für die gefammte vecht3- 
rheiniſche Kirche eine Kirchenvorſtandsordnung erlaffen worden‘). Dagegen ift 
die Verwaltung des Firchenftiftungsvermögens den durch Geſetz vom 1. Juni 1834 
eingerichteten Kirchenverivaltungen verblieben °). 

Die Organifation der rein geiltlihen Didzefan-Synoden empfing durch $ 2 der 
Verordnung vom 18. Dftober 1848 die Veränderung, daß eine der Zahl der geiftlichen 
Mitglieder gleiche weltlicher hinzutreten und zujammen die Wahl zur General-Synode 
vornehmen jollte. Die Berordnungen vom 26. und 31. Yuguft 1851. (VIa.b.) 
haben dann den jeßt geltenden Rechtsitand herbeigeführt. 

Bezüglich der General-Synoden wurde Durch Gejeß vom 4. Juni 1848 °) die 
Kompetenz dahin erweitert, daß während bis dahin bloß die inneren Kirchenangelegen= 
heiten Gegenftand der jynodalen Berathung bilden durften, jeßt die Berathung der 
Angelegenheiten der protejtantifchen Kirche überhaupt zugeltanden?) und gleichzeitig 
geitattet wurde, dab auf Antrag des Oberfonfijtoriums mit Königlicher Bewilligung 
die General-Synoden der Konfiltorialbezirfe Ansbach und Bayreuth zu einer Ver— 
jammlung zufammenberufen werden durjten. Dies ift durch die Königliche Entjchließung 
vom 1. August 1881 bis auf Weiteres zur Regel erhoben, und der Erlaß allgemeiner 
und organischer firchlicher Anordnung an die Genehmigung der General-Synode gefnüpft 
worden. 

Die Zuſammenſetzung der General-Synoden hat verſchiedenartige geſetzliche Rege— 
lung erfahren. Während dieſelben urſprünglich Verſammlungen der Geiſtlichkeit waren, 
beſtimmte die Entſchließung vom 12. Juni 1823°), daß auf je ſechs Dekanate ein 
weltlicher Abgeordneter aus drei vom Konſiſtorium präjentirten Perſonen durch den 
fi) erfreute, Neuerungen zu jegen, von denen in 1) Döllinger, Samml. 8, ©. 1414. Die 
feiner Weiſe feitjteht, wie fie überhaupt fih | Ordnung ſelbſt wurde am 30. Mai 1822 er— 
geitalten werden, und bon welchen, abgejehen | Laien, wobei verfügt wurde, daß fie bei wider- 
hievon, erſt erwartet werden muß, ob fie den | jtrebenden Gemeinden nicht Platz greifen jolle. 
gehofften Gewinn bringen würden. Ebendaf. ©. 1416. 

Zu al diejen gewichtigen Erwägungen gejellte 2) Die bei diejer Gelegenheit erjchienenen 


ſich jehließlich noch die weitere, daß, wie bereits Schriften aufgezählt bet Shund a. a. O. 1. 
der Dirigent der legten General-Synode es aus- ©. 677 f. 


geſprochen hat, die Verantwortlichkeit für Miß— 3) Döllinger a. a. 8.8, ©. 1423. 
erfolge nie den, welcher durch jeinen Rath hiezu Ber: | 4) Abänderungen erfuhr diejelbe durch Königl. 


anlafiung gegeben hat, jondern jtets Denjenigen | Entjhließung vom 7. Febr. 1861. — Die 

trifft, der den gegebenen Rath durchgeführt hat. Kirchenvorftände find am 1. San. 1851 ins 
Ob übrigens die Kirchenleitung unter den | Leben getreten. 

obwaltenden Verhältniſſen nicht wohl gethan 5) Bol. Schumann in Zeitſchr. f KR. 5, 

hat, jtatt vorausfihtlich Unerreichbares zu ver: | ©. 187 ff. 

folgen, einen von ihr al3 erreichbar erachteten, 6) N. Amtshandb. 1, ©. 794. 

und in der That auch erreichten, nicht zu unter- 7) Darauf abzielende Wünfche waren mehrfach 

Ihäßenden Fortſchritt in's Auge zu faſſen, das zurücgewiejen worden. Königl. Entſchließung 

joll Hier von ihr nicht näher erörtert werden, | vom 13. April 1845. N. Amtshandb. 1, ©. 

— das Urtheil hierüder glaubt fie getrojt dem | 784 ff. 22. April 1846. Ebendaj. ©. 790 ff. 

Bemejjen der General-Synode und der gefammten Vgl. Entjchließung d. Staatsminijteriums vom 

Landeskirche anheimgeben zu fünnen. 29. April 1846. Ebendaſ. ©. 793 f. 
Münden, den 10. Auguft 1881. 8) Döllinger a. a, DO. 8. ©. 1385, 
Königliches protejtantifches Oberkonſiſtorium. 

Dr. v. Mayer. 
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König ernannt werden ſollte. Durch) Verordnung vom 31. März 18361) wurde 
dies Verhältniß der geiftlichen zu den weltlichen Synodalmitgliedern wie 2 zu 1 
geftaltet, und endlich durch Verordnung vom 18. Oktober 1848 die Zahl beider Kategorien 
gleichgeftellt, ihre Wahl den Didzefan-Synoden überlaflen und von der Königlichen 
Beltätigung Abſtand genommen. Aber ſchon durch Königliche Entſchließung 
vom 31. Juli 1853 (VII)?) wurde das frühere Verhältniß der geiftlichen zu den 
weltlichen Mitgliedern wiederhergeitellt, und unter Beibehaltung des Wahlmodus vom 
Jahre 1848 die Königliche Beitätigung der Gewählten vorbehalten, bis dann durch 
Königliche Entfhließung vom 7. Februar 1861 wieder die Zahl der geiftlichen der der 
weltlichen Synodalmitglieder gleichgeftellt wurde. 


B. Die bayeriſche proteftantifhe Kirche ienfeits des Rheins?). 
( 


Diejenigen Gebietsmaffen, welche heute die bayerifhe Nheinpfalz bilden, 
hatten ſämmtlich ihre urjprüngliche Kirhenverfaffung eingebüßt*), als ſie an die 
franzöfifche Republik abgetreten worden waren. In der Folgezeit waren jie dann 
unter die Herrſchaft der franzöſiſchen Kirchenverfaſſungsgeſetze“) getreten, welche den 
reformirten und lutheriſchen Gemeinden presbyteriale und jynodale Organijation, wen 
auch in jehr unzureichendem Maße gewährten. Für die lutherifche Kirche war die 
Oberleitung dreien General-Konfijtorien und Direftorien übergeben, von welchen das zu 
Mainz für die Departements des Jura und des Donnersberges fungirte. Eine 
fonfiftoriale Leitung der reformirten Gemeinden war dagegen in der Verfaſſung nicht 
vorgejehen. 

Nach der Offupation des Landes wurden die franzöſiſch-rechtlichen Lokal— 
Konſiſtorien, die Inſpektionen, Synodalverſammlungen und das General-Konſiſtorium 
mit dem Direktorium beſeitigt, und durch Verordnung der gemeinſchaftlichen Landes— 
Adminiſtration v. 9. Sept. 1815°) ein General-Konfiftorium zu Worms für beide 
evangeliſche Konfeflionen eingerichtet, welchem Diftriftsinfpeftionen untergeordnet wurden. 
Das erftere beitand aus einem weltlichen Präfidenten, zwei Geiftlihen und zwei 
weltlichen Näthen, wovon je einer der reformirten, der andere der lutheriſchen Kirche 
angehörte. Diejer Behörde wurde die Verwaltung der innern Kicchenangelegenheiten 
übertragen und eine fonfultative Stimme bezüglid der äußeren eingeräumt. Die 
Diftriftsinjpektoren übten die Befugnifje von Superintendenten und verjammelten 
jährlich rein geiftliche berathende Synoden. 

Nachdem durch Vertrag vom 14. April 1816 die jebige Pfalz an Bayern 
gekommen war wurde dur Königliche Entſchließung vom 24. Dezember 1817 von 
der Königlichen Regierung des Rheinkreiſes ein „Proteſtantiſches KRonfiftorium für den’ 
Nheinfreis“ gebildet, bejtehend aus zwei weltlichen Räthen, von welchen der eine den 
Vorſitz führte — doch konnte diefen aud der Königliche Generalfommiljar und 
Regierungspräfident übernehmen — und einem lutheriſchen und veformirten geijtlichen 


1) Ebendaj. ©. 1407 ff. d. proteft.zevangel.chriftlichen Kirche der Pfalz. 
2) Die durch Königl. Entſchließung vom 18. | 2. Aufl. Speyer 1880. 
Augujt 1853 genehmigte Gejhäftsordnung für 4) Val. unten bei dem Großherzogth. Baden. 


die General- Synoden ergänzt durch die Königl. 5) Darftellung derjelben unter Eljaß- Loth: 
Entjehliegung vom 17. Auguft 1876. N. Amts- | vingen. 
handb. 1. ©. 802 fi. 6) Publizirt in dem Amtsblatte diejer Bes 


3) Wand, Handb. d. Verf. und Verwaltung | hörde. 
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Nathe. Es war dem Generalfonfiftorium in München unterjtellt. Nachdem dann 
der Erlaß vom 26. Mai 1818 8 4 die Errichtung eines Konfiftoriums in Speyer 
verheißen hatte, erfolgte deſſen Organifation durch Königliche Entſchließung vom 15. 
Dezember 1818). 

Aber Ion vorher hatte fi in dem neuen Konfiftorialbezirf eine Wandlung 
vologen, welche deſſen jpätere Abtrennung von der rechtsrheiniſchen bayerischen 
Kirche im Gefolge gehabt hat. Die Gegenſätze zwiſchen Reformirten und Luthe— 
ranern hatten in jenen fonfejfionell gemijchten Gebieten — zivei Drittel der Gemeinden 
gehörten der reformirten Kirche an — bei dem gleichmäßigen Drude den fie früher 
unter Ffatholiichen Negenten zu erdulden gehabt hatten, jchon am Ende des vorigen 
Jahrhunderts eine wejentliche Ausgleihung erfahren. Darum fand die unioniftifche 
Bewegung, welche Deutjchland i. J. 1817 erfaßte, dort einen bejonders günftigen 
Boden und Seitens der bayeriichen Staatsregierung wejentliche Forderung. 

Als zuerſt mehrere Gemeinden freiwillig einen DVereinigungsbund eingegangen 
waren, erfolgte auf Anregung des Konliftoriums eine Entſchließung des General: 
Konfiftoriums in Münden (10. Januar 1818) ?), welde falls Erkundigungen 
_ allgemeine Unionsgefinnungen der Gemeinden ergeben jollten, die Zufammenberufung 
einer General-Synode anordnete. Dieje lebtere trat dann in Gemäßheit eines 
Königlichen Reſcriptes vom 11. Juni 1818 am 2. Auguſt deſſelben Jahres in 
Katjerslautern zujammen und beſchloß die DVereinigungsurfunde der beiden 
proteſtantiſchen Konfeffionen im Rheinkreiſe, welche unter dem 10. Dftober 1818 die 
Königliche Beftätigung empfing. 

Diefe Vereinigungsurfunde enthielt aber unter Lit. F. auch Beitimmungen über 
die Kirchenverfaflung ?), welche allerdings durch das jpätere Recht faſt gänzlich ihre 


1) Döllinger a. a. ©. 8, ©. 1344. rechner dor; jondern ihm fteht auch die jährliche 
2) Wand a. a. 9.1, ©. 43. Abhörung und gutachtliche Abſchließung der 
3) 8 14. Kirchenvorſtand oder Pres- Kirchenrechnungen zu. 

byterium. In jeder Pfarrgemeinde befindet Daſſelbe hat ein wachſames Auge auf die Er— 


ſich ein einziges Presbyterium, in der Negel aus | haltung des Kirhenvermögens und der Kirchen- 
vier bis acht Mitgliedern bejtehend, welche in | gebäude, und forgt für eine gerechte Austheilung 
den größeren Pfarreien, nad) Anzahl der dazu | des Almojens unter die Hülfsbedürftigen. 
gehörigen Orte vermehrt werden fünnen. Die Der Pfarrer iſt bejtändiger Präjes des Pres- 
durch die Vereinigung hervorgebrachte größere | byteriums. In einer Gemeinde, wo mehrere 
Anzahl des gemeinjchaftlihen Presbyteriums | Pfarrer find, fteht der Borfiß demjenigen zu, 
joll, na und nah, auf obige Zahlen reduzirt | welchem Amtswürde und Dienftalter dieſen 
werden. Vorzug geben. Er beruft zu außerordentlichen 
Das Presbyterium ergänzt fih bei Erledigung | Sigungen, und enticheidet bei Stimmengleich— 
‚ einer Stelle jelbit, indem die beftehenden Mit- | heit, ſowie er auch die Ordnung der Gejchäfte 
glieder, mit Inbegriff des Pfarrers, ein anderes | feitjeßt. 
Gemeindeglied erwählen. Nur durchatis unbe— $ 15. Didzejan-Synode Die Pfar- 
Iholtene und religiös gefinnte Männer jollenin | veien einer Inſpektion machen den Diftrift einer 
die Presbyterien gewählt werden. Die Beitä: | Diözefan-Synode aus. Die Geiftlichen der In— 
tigung der gewählten Mitglieder fommt den | jpeftionen, jowie eine Anzahl von weltlichen 
Inſpektionen zu, und nur bei Konteftation der | Mitgliedern, welche fich zu jenen, wie eins zu 
Wahl tritt die Berufung an das Konfiftorium | zwei verhalten, und im ganzen Sprengel ges 
zur Entjcheidung ein. wählt werden, bilden diefe Synode. 

Das Presbyterium bejorgt die Aufficht über Die Wahl der weltlichen Mitglieder findet 
die Rechnungen, und hat zur Befeftigung des | Statt, wie folgt: Jedes Presbyterium des 
moraliſch-religiöſeu Zuſtandes der Gemeinde beis | Sprengels ſchlägt drei Kandidaten aus der 
zutragen, weswegen ihm die Befugniß zufteht, | Gefammtheit der Gemeinden vor, die Inſpektion 
den Pfarrgenojien brüderlihe Ermahnungen zu | begutachtet den Vorſchlag, das Konfijtorium 
ertheilen, und für die Beförderung des religiöjen | wählt die Glieder der Synode, und das Ober- 
Schulunterrihtes zu jorgen. Das Presbyterium | fonfiftorium beftätigt fie. Die weltlichen Mit- 
‚Ihlägt dem Konftftorium nicht bloß den Kirchen- | glieder haben das Recht, nad) vier Jahren, ohne 
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Geltung verloren haben, aber der rheiniſchen Kirche die presbyteriale und ſynodale 
Organiſation gewährten, welche die rechtsrheiniſche Kirche erſt weit ſpäter erlangen 
konnte. — 

Nachdem ſchon vor d. J. 1848 ſich in der bayeriſchen Pfalz mannigfach 
Stimmen für die direkte Unterſtellung des Konſiſtoriums Speyer unter das Mini— 
fterium ausgeſprochen und in der Agitation des Jahres 1848 dieſe Bewegung eine 
immer ftärfere geworden war, unterbreitete am 11. Mai 1848 die Regierung den 
Ständen einen Gefegentwurf, welcher die Erfüllung diejes Wunſches ermöglichte '). 
Als derjelbe die ftändifche Genehmigung gefunden hatte, erging unter dem 4. Juni 
1848 ein im Art. 4 zum Staatsgrundgejeß erklärtes Geſetz, deffen Art. 3 die Regierung 
ermädhtigte: 

‚Den Konſiſtorialbezirk Speyer nach Vernehmung des proteftantijchen Ober— 


Gründe anzugeben, aus der Synode auszutreten. In der letzten Situng der Didzefan- Synode, 


Die Ergänzung derjelben geſchieht nach der oben | dor der Epoche jeder gewöhnlichen Verſammlung 
angezeigten Form. der allgemeinen Synode, wird zu einer neuen 


Die Synode verfammelt fi) gewöhnlich alle Wahl geiehritten. Die nämlichen Mitglieder find 
Jahre, den erſten Montag nach der Pfingſtwoche, immer wählbar. 
und außerordentlich auf jedesmaliges Berufen Die allgemeine Synode verjammelt fih alle 
der kompetenten Behörde. vier Jahre, den erſten Sonntag des Monats 


Der Inſpektor des Diſtrikts führt den Vorſitz, September, ſowie außerordentlich auf jede Auf: | 


hat entſcheidende Stimme, ordnet den Gang der | forderung der fompetenten Behörde, jammt den 


Geſchäfte, führt Die Korreſpondenz, beruft zu Näthen des Konfiftoriums, unter der Leitung - 
den ordentlichen Sitzungen auf die bejtimmte | eines Mitgliedes des Oberkonſiſtoriums und in 


Zeit, und hat allein das Recht Die außerordent: | Gegenwart eines Königl. Kommiſſärs proteſtan— 
lien, auf höheren Auftrag, oder nach vorher= tiſcher Religion. 


gegangener höherer Genehmigung zu bewirken. Jedes Mitglied erhält eine mäſſige Reiſeent⸗ 


Die Synode wählt einen Sekretär unter den ihädigung und gleiche Taggelder. 


geiftlichen Mitgliedern. Die von der gegenwärtigen General-Synode - 


” Das Archiv der Synode befindet ſich in dev | feitgejeßten und von Seiner Königl. Majeftät, 


Behaufung des Inſpektors, bei welchem auch | auf den Antrag des Oberkonſiſtoriums, geneh— 
die Synoden gehalten werden, wenn derſelbe migten Beſtimmungen über Lehre, Ritus, Litur— 
feinen anderen jchieflichen Ort dazu beſtimmt. | gie, religiöfen Schulunterridht, Kirchenvermögen 


Die Synode hat über die Verwaltung des | und Kirchenverfaſſung fünnen auf feine Art, 


Kirchenvermögens zu wachen, ſich über alle Bor- ohne die Zujtimmung dev fünftigen ‚Synode 


ſchläge, welche ihr über Veränderung, Ginfühe | des Aheinkreifes Abänderungen erleiden, noch 
rung don Kirchen: und Schulbüchern und über | denjelben Etwas Entgegenlaufendes verordnet 
andere Angelegenheiten von höherer Behörde erden. 


gentacht werden mögen, unpartheiiſch zu erklären, Der allgemeinen Synode jteht es zu, Anträge 
ſowie überhaupt in diejer Hinficht geeignete | über alle, die Religion angehenden Gegenjtände 
Anträge zu maden. und Zweige des Kultus, jowie über Die Ver: 


Ihre Rechte in Bezug auf Disciplin werden | waltung des Kirchenvermögens an das Oberfon- 
in der Verordnung über die Kichenzudt näher | fijtorium gelangen zu laſſen. 


angegeben werden. Bei Beſetzung der erledigten Konſiſtorial⸗ 


s 16. 8 onjiftorium. Durch die Aller» | Rathsitellen wird jederzeit das Konfijtorium 
höchſten Edikte und Verordnungen iſt die Kom— mit ſeinem Gutachten vernommen werden, wobei 
petenz des Konſiſtoriums bereits genau beſtimmt es jedoch der General-Synode unbenommen 


worden. bleiben joll, auch ihre Wünſche hierüber zw 
8 17. Allgemeine Synode Die allges | äußern. 
meine Synode wird mit Ausnahme des Vor— Die Archive der allgemeinen Synoden werden 


ſtandes, aus dem Inſpektor und einem Pſarrer, auf der Kanzlei des Konſiſtoriums hinterlegt, 
und einem weltlichen Mitgliede eines jeden | umd ein Duplifat der Verhandlungen dem Vor— 
Didzefan- Shnoden » Sprengels zuſammengeſetzt. itande und dem Königlichen Kommiſſarius mit— 
Der Inſpektor iſt von Amtswegen ein Mitglied getheilt. Die Sitzungen könneu ohne beſondere 
derſelben; die Pfarrer aber und das weltliche eingeholte Genehmigung nicht über acht Tageı 
Mitglied werden durch Die Didzefan-Synoden | dauern; fie fangen mit einem feierlichen Gottes— 
gewählt. Das darüber aufzufegende Protokoll dienſte an, und enden damit. | 
wird dem Konfiftorium in Speyer zugeſchickt. 1) Qgl. Günther a. a. O. 

Der Sekretär wird von den Mitgliedern unter 

den Geiftlichen der Synode gewählt. | 


| 
| 


|. 


| 
| 
| 
| 
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Konfiftoriums von dem Wirkungskreiſe defjelben auszunehmen und dem mit 
den Kirchenangelegenheiten beauftragten Staatsminifterium unmittelbar unter= 
zuordnen, wenn die General-Synode des genannten Konſiſtorialbezirks einen 
hierauf gerichteten Antrag jtellen jollte. In diefem Falle wird das genannte 
Konfiftorium in Speyer mit einem jelbitjtändigen Vorſtande verjehen, und, 
joweit nöthig, mit geiftlihen Mitgliedern verftärkt”. 

Die in dem Geſetze ausgejprochene Borausfegung ging in Erfüllung. 

Die im Dftober 1848 verjammelte pfälziſche General-Synode ftellte den betreffenden 
Antrag, und jomit verfügte die Königliche Entſchließung vom 11. Mai 1849, daß das 
Konfiftorium in Speyer von nun an „das oberfte Episfopat nad den Beltimmungen 
der Verfaſſungsurkunde auszuüben, in den durch den $ 19 des II. Anhangs zur II. 
Berfallungsbeilage bezeichneten Fällen, aber jeine gutachtlichen Berichte unmittelbar an 
das ... Staatsminifterium zu erftatten habe“. 

Damit übernahm das Konfiftorium zu Speyer aud die Funktionen des Ober- 
Konfiftoriums, wie fie in den bayerischen Geſetzen ausgebildet worden waren. 

Die außerordentliche General-Synode des Jahres 1848 beſchloß aber auch die 
Berfallungsbeftimmungen der Vereinigungsurfunde durch neue zu erjegen. Diejelben 
fanden, jomweit fie fih auf die Wahlordnung für die Presbyterien, Bezirks: und 
GeneraleSynoden bezogen unter dem 11. Mai 1849 die landesherrliche Genehmigung ; 
dagegen wurde der Wunſch, daß die nächſte General-Synode fi) ihren Vorſitzenden 
jelbft wählen dürfe, nicht berüdfichtigt. Die radikalen Normen diefer Ordnung wurden 
indefjen ſchon von der General-Synode des Jahres 1853 durch andere erjeßt, welche in 
der Königlichen Berordnung vom 8. Dezember 1853 nicht durchweg die ftaatliche 
Genehmigung erhielten, und deren $ 7 betr. das Berhältniß der Zahl der weltlichen zu 
den geiftlihden Didzefan-Synodalabgeordneten jogar abgeändert, und erſt durch Königliche 
Entihliegung vom 29. Januar 1860 dem Vorſchlage der General-Synode entiprechend 
wiederhergeftellt wurde. Nachdem dann die General-Synode von 1863 eine neue, 
am 5. Juli 1869 landesherrlich beftätigte Wahlordnung erlafjen hatte?), iſt aus 
den Beihlüffen der General-Synode von 1873 die jeßt geltende hervorgegangen, welche 
unter dem 17. Juni 1876 (VII) die landesherrliche DBeftätigung, und in der 
Konfiftorialinftruftion vom 15. Auguſt 1376 (IX) ihre Erläuterung gefunden 
hat. Die Inftruftion ift dann vom SKonfiftorium unter dem 31. Oftober 1882 
weiter ergänzt worden (X). 

Gleichfalls auf Beihluß der General-Synode von 1873 erging dann die Ver— 
ordnung vom 17. Juni 1876 die Einführung von ftändigen Synodal- 
Ausſchüſſen betreffend (XI), zu welder am 26. April 1877 (XII eine Aus— 
führungsverordnung erlaffen worden ift*). Endlich find durch die General- 
Synode von 1877 konſtruktive Normen über die Bejegung exledigter Pfarrftellen und 


1) Döllinger a. a. O. 23, ©. 420 ff. | fißenden zu wählen eingeräumt worden. Die 

2) Abgedrudt bei Dove, Sammlung ©. 95. | don dem Konfiftorium unter dem 29. Sept. 1877 

3) Die Gefhäftsordnung für die General: | für die Didzefan-Synoden zufammengeftellte 
Synode ift durch die General-Synode von 1877 | Gejhäftsordnung bei Wand ©. 143 ff. 
jeitgeftellt und am 16. Mai 1879 genehmigt 4) Die dazu dom Konfiftorium erlafjene In— 
worden (Wand ©. 130 ff.); hier ift der Synode | ftruftion vom 8. Mai 1877 bei Wand ©. 143. 
in $ 5 das früher beftrittene Recht, ihren Vor: 
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insbefondere über die Betheiligung der Kirchengemeinden hierbei erlaffen worden, welche 
duch Entihliekung des Staatsminifteriums vom 21.Mai 1879 (XII) 
genehmigt, und am 21. September 1879 mit Vollzugsvorſchriften (XIV) 
verfehen worden find, 


I 


Verordnung vom 8. Beptember 1809. 

Nach der Konſtitution Unſeres Königreichs Bayern (Tit. VIII. $ 1) und der darin beſtätigten 
Organifation Unferer Minifterien follen die dem Staatsoberhaupte jowohl über die Kirchengejell- 
ihaften überhaupt zufommenden Rechte, als die in Beziehung auf die proteftantijche Kirche aus 
der vereinigten Staats- und Kirchengewalt dem Regenten zuftehenden bejonderen Rechte von Unjerem 
Ministerium des Innen verwaltet, und nad den fonjtitutionellen Hauptgrundjägen einer voll— 
fommenen Gewiffensfreiheit und völligen Gleichheit der Rechte aller Religionstheile (Tit. I. $ 67 
der Konftitution und Abſchnitt I. 1. Kapitel des Edikts vom 24. März 1809) ausgeübt werden. 

Wir haben hiernad) in den organifchen Edikten dom 8. September 1808 und dom 17. März 
1809 mit Aufhebung aller ehemals bejtandenen Provinzial- und Spezialfonfiftorien bei Unjerem 
Minifterium des Innern eine eigene Sektion zur Bejorgung der kirchlichen Angelegenheiten errichtet, 
und deren Formation, Wirkungskreis uud Gejhäftsgang im Allgemeinen bejtimmt. In Beziehung 
auf die evangeliſche Kirche bildet dieſe Pinijterialjeftion das Generalfonfiftorium, welchem für die 
einzelnen Kreife mehrere Generalfreisfommiffariate mit den Diftriktsdefanaten als Die gejeglichen 
Mittelorgane untergeordnet find. 

Zur näheren Feitjegung des Wirkungsfreifes und Gejhäftsganges jowohl Unſeres protejtan- 
tiſchen Generalkonfiftoriums, als deijen Mittelorganen, wurde eine nach Vorſchrift des organijchen 
Gdiftse vom 8. September 1808 (Abſchnitt VI. $ 8) bearbeitete Konftitorialordnung durch Unſer 
Minifterium des Innern Uns vorgelegt. 

Nachdem Wir Unferen geheimen Rath darüber vernommen haben, jo extheilen Wir den 
nachfolgenden Inſtruktionen unter Nr. I., II. III Unfere Genehmigung und verordnen: 

daß diejelben jowohl don Unjerem proteſtantiſchen Generalfonfiftorium, al3 von allen dem— 

jelben untergeordneten Organen als allgemeine Richtſchnur in ihren Gefhäften und Verhält— 

niſſen genau befolgt werden. 

Zu dem Ende ſoll diefe Konfiftorialordnung in dem Negierungsblatte befannt gemacht 
werden. 

Unſer Minijterium ift beauftragt, das Erforderliche hiernach zu verfügen. 

München, den 8. September 1809. 


Konſiſtorialordnung. 
Nr. I. 


Inſtruktion für das Generalkonſiſtorium der protejtantijchen Gejammtgemeinde des 
Königreichs Bayern. 


Erſter Abjchnitt. 
Allgemeine VBerhältnijje des Generalfonjijtoriums. 


$ 1. Die bei dem Minifterium des Innern errichtete Sektion der Kirchenangelegenheiten iſt 
für die in eine Gejammtgemeine vereinigten evangelijchen Kirchengemeinen de3 ganzen Königreichs 
Bayern zur vorgejegten Kuratelbehörde unter dem Namen: proteftantijches Generalfonjijtorium 
angeordnet und hat ihre Formation durch das organifche Edikt vom 8. September 1808 in den 
88 1, 2, 3 und 4 dejjelben erhalten. 

$ 2. Die Emennung des gejammten Perſonals behalten Seine Königliche Nlajejtät nad 
Bernehmung Ihres Minifteriums des Innern ſich unmittelbar vor. 


21]. T. Konfiftorialordnung vom 8. September 1809. 301 


$3. Das Generalfonfiftorium, als eine befondere Abtheilung der Sektion für die Kirhlichen 
Gegenitände, fteht in unmittelbarer Verbindung mit dem Miniſterium der Innern und unter feiner 
oberjten Leitung; e3 kann nad dem ihm vorgefchriebenen Gejhäftsgange ohne deſſelben Vorwifjen 
und Genehmigung feine Verfügung erlaffen. 

$ 4. Die dem Generalfonfiftorium theils mittelbar, theil3 unmittelbar untergeordneten 
Organe find, nad) dem organischen Edifte über die Bildung der Mittelftellen für die proteftantifchen 
Kicchenangelegenheiten vom 17. März 1809, und nad) der Verordnung über die Prüfung der pro- 
tejtantijchen Pfarramtsfandidaten vom 23. Januar 1809 die Generalfreisfommifjariate, welchen nach 
$ 10 des obigen Edikts eine bejondere Amtsvollmacht in Beziehung auf proteftantiiche reinkirchliche 
Gegenjtände erteilt ift — die theologische Prüfungsfommiffion, die Diftriftsdefanate und die 
Pfarrämter. 

$ 5. Die jpezielle Vollmacht des Generalfonfiftoriums begreift nad) dem $ 6 de3 organiſchen 
Ediktes vom 8. September 1808, in der bemerften Unterordnung die Ausübung aller Rechte, jomwie 
die Leitung aller inneren kirchlichen Angelegenheiten, welche aus der Vereinigung der Staat3- und 
protejtantiichen Kirchengewalt fließen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Wirkungsfreis des Generalfonfiftoriums. 


I. Zitel. 
Wirkungskreis des Generalkonfiftoriums in Rückſicht kirchlicher Hemter und Diener. 


A. Prüfung, Ordination und Charafterifirung der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit. 


$ 6. Das Generalfonfiftorium veranftaltet für alle diejenigen, welche fi) dem Lehramte der 
evangelifchen Kirche widmen wollen, jogleich nad) vorſchriftsmäßiger Beendigung ihrer Univerſitäts— 
jtudien, die Prüfung ihrer Tauglichkeit zur Aufnahme unter die Pfarramtsfandidaten durch die zu 
diejer Abficht verordnete theologische Prüfungsfommiffion und fertigt die Aufnahmsattejte für die 
geprüften Kandidaten nach Vorſchrift der Inftruftion vom 23. Januar 1809 aus. 

8 7. Es ertheilt für die zu Vifariaten bejtimmten Kandidaten die Bewilligung ihrer 
Ordination. 

$ 8. Es nimmt jelbjt mit allen Pfarramtsfandidaten, welche zu einer geiftlichen Amtsſtelle 
gelangen jollen, die Anjtellungsprüfungen vor, und jtellt die Attejte über die den geprüften zugetheilte 
Befähigungsnote aus. 

8 I. Nach den Rejultaten der Aufnahms- und Anjtellungsprüfung verfaßt das General- 
fonfiftorium eine harakterifivende Ueberficht jämmtlicher Kandidaten zum Behufe ihrer vorjchrifts= 
mäßigen Anitellung. 

$ 10. Es führt ein befonderes Verzeichniß über alle im Amte jtehenden Geiftlichen, worin 
diejelben nach ihrem Lebens= und Amtsalter, und nah ihrer Qualifikation gewiljenhaft dargeftellt 
werden. 

B. Anjtellung und Beförderung der Geiftliden. 

$ 11. Es entwirft und berichtigt von Zeit zu Zeit die Klaffififation ſämmtlicher pro- 
teſtantiſcher Pfarritellen nach ihrem, durch genaue Konfignation auszumittelnden reinen Ertrage. 

$ 12. Bei jeder Erledigung einer geiftlichen Amtsftelle wird von dem einjchlägigen General- 
freisfommifjariate an das Minifterium des Innern mit dem Beifage: „an die Kirhenfeftion als 
proteſtantiſches Generalfonfiftorium” Bericht erjtattet, mit Bemerkung der zur proviſoriſchen Ver- 
waltung der Stelle während des Nachſitzes der Relikten des verftorbenen Geiftlichen oder bis zur 
Wiederbejegung des Amtes getroffenen Maaßregeln und der geſchehenen Publikation der Erledigung 
im Regierungsblatte. 

$ 13. Geſuche um Verlängerung des Nachſitzes über die gefeßliche Frijt werden mit gut— 
ahtlihem Berichte von den Generalfreisfommifjariaten dureh das Miniſterium de3 Innern zum 
Generalfonfiftorium eingejendet und von demfelben erledigt. 

8 14. In der zweiten Hälfte der Nachfikzeit, oder wo fein Nachſitz jtattfindet, jehs Wochen 
nach gejchehener Bekanntmachung der Vakanz wird von dem Generalfommiffariate über die VBerhält- 
niffe der zu bejegenden Stelle und über die zur Anftellung oder Beförderung für diefelbe fich mel: 

denden Kompetenten Bericht zu dem Minijterium des Innern, mit dem vorjhriftsmäßigen Beiſatze: 
zur Kirchenſektion als Generalfonfiftorium”, erjtattet, mit Beilegung der urjhriftlichen Zeugniſſe 
/ und Bittjehriften der Konkurrenten. 

| $ 15. Das Generalfonfijtorium wählt aus der Zahl der letzteren jederzeit den Würdigſten 
| nah Vorſchrift der Beförderungsordnung vom 23. Januar 1809 aus und jehlägt denjelben durch 


/ 
| 
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den Minifter des Innern Seiner Majejtät vor. Nach erhaltener Genehmigung des Vorjchlages 
wird dureh das Minifterium des Innern das Ernennungsdefret nebjt der Vollmacht zur Ertheilung 
des Poſſeßbefehls, dann zur Verpflichtung und Einweifung in das Amt an das Generalfreisfom- 
miffariat unter Allerhöchiter Unterzeichnung ausgefertigt. 


C. Emeritirung und Penjionirung der Geiſtlichen und Verforgung ihrer Wittwen, 


$ 16. Es macht in jedem erforderlichen Falle die geeigneten Anträge zur Feſtſetzung der 
Pfarrbejoldungen, zur Gmeritirung und Penſionirung hochbejahrter, oder durch anhaltenden Krank— 
heitszuſtand zum Dienſte unfähiger und um Entlaſſung bittender Geiſtlicher, ſowie auch zur Unter⸗ 
ftützung durch Zulagen für ſolche Pfarrer, welche eines Gehilfen bedürftig, und wegen geringen 
Einkommens denſelben zu halten nicht im Stande find. 

8 17. Es hat zu diefer Abficht das Geſchäft der Bildung, Erhaltung und Benügung einer 
eigenen Penfionirungs= und Gmeritirungsanftalt für die proteftantifche Geiftlichfeit zu bejorgen, 
und wegen Verrehnung der Einnahmen und Ausgaben derjelben ſich mit der Miniſterialſektion 
der Generalftiftungsadminiftration zu benehmen. 

8 18. Es wird demjelben auf gleiche Weije zur Pflicht gemacht, die einzelnen Anftalten 
zur Verſorgung von Pfarrwittiwen in ein Ganzes, mit Berücfichtigung der bejonderen Rechte der 
bisherigen Theilnehmer jolcher Anftalten, zu vereinigen, und mit Zuziehung anderer Hilfsquellen 
eine eigene Pfarrwittwen-Penfionirungsanftalt zu Hilden, dann für deren Erhaltung und Benützung 
zu ſorgen, über die dabei zu führenden Rechnungen aber und deren Reviſion und Juſtifikatur, mit 
der Generalſtiftungsadminiſtration in Kommunikation zu treten. 


D. Anſtellung der Patronatsgeiſtlichen. 


g 19. Auch alle Erledigungen mittelbarer Pfarreien, und die zur proviſoriſchen Verwaltung 
derjelben bis zur Wiederbejegung getroffenen Anftalten, nebft der Verfügung über den Nachſitz 
müffen den Generalfreisfommifjariaten angezeigt und durch dieje mitteljt Berichts an das Minis 
jterium des Innern zur Kenntniß des Generalfonfiftoriums gebracht werden. 

$ 20. Das Generalfonfiitorium hat darauf zu jehen, daß bei ber Wiederbeſetzung jolcher 
Pfarreien die Mediatherren und Patronen aus der Zahl der inländijchen bereits zur Anftellung 
geprüften Kandidaten und Vikarien, oder der ſchon im Amte ftehenden Geiftlichen ein Subjeft 
wählen, wobei fie jedoch nicht an die für Smmediatjtellen vorgeſchriebene Ordnung der Dienjteszeit 
der anzuftellenden oder zu befördernden Andividuen gebunden find. 

8 21. Auch ſoll das Generalkonſiſtorium darüber wachen, daß die geſchehene Wahl dem 
Generalkreiskommiſſariate und durch daſſelbe dem Miniſterium des Innern jederzeit ſpäteſtens ſechs 
Monate nach erfolgter Dienfteserledigung angezeigt werde, wenn nicht eine ausdrückliche Ver: 
willigung eines längeren Nachſitzes oder verlängerter Vakanz und Dienftverwejung gejucht und vom 
Winifterium des Innern auf Antrag des Generalfonfiftoriums ertheilt worden ift, bei Verluſt des 
Präjentationsrechtes für den vorliegenden Fall. 

g 22. Ueber den Präfentirten jtellt das Generalfonfiftorium fein Gutachten aus; nad ein- 
geholter Allerhöchiter Genehmigung der getroffenen Wahl wird an das Generalfommifjariat dureh 
das Minifterium des Innern die Verfügung wegen des zu ertheilenden Poſſeßbefehls und der im 
Königlichen Namen zu vollziehenden Verpflichtung und Einweifung des Mrediatgeiftlihen in jein 
Amt ausgefertigt. 


E. Anftellung von Feld- und Garnijonspredigern. 


8 23. Wenn für die Königlien Truppen Feldprediger, oder in Feſtungen Garnifonsprediger 
anzuftellen für dienlich erachtet wird, jo wird das Minijterium des Innern, auf Anfinnen des 
Königlichen geheimen Miniſteriums des Kriegsweſens, durch das Generalfonfist ortum die dazu 


tauglichen Individuen auswählen, fie inftruiren, verpflichten, und in einzelnen Amtsverhältnifien 


auf ihre Berichte und Anfragen ihnen unmittelbare Anweiſungen ertheilen lafjen. 


F. Bejegung der Defanatzitellen. 


8 24. Bei der Erledigung don Kreiskirchenrathsſtellen und Diftriftsdefanaten hat das 
Generalfonfiftorium bei dem Mtinifterium des Innern ſogleich die geeigneten Anträge zur interimi⸗ 
ſtiſchen Beſorgung der Inſpektionsgeſchäfte durch den am meiſten dazu qualifizirten Geiſtlichen des 
Kreiſes oder Diſtrikts zu machen, welcher dieſelben bis zur Wiederbeſetzung des Dekanats zu 
führen hat. 

g 25. Auch im Falle der durch Hohes Alter oder anhaltenden Krankgeitszujtand eines 
Dekans entftehenden Unfähigkeit defielben zur Führung jeiner Inſpektionsgeſchäfte hat das Generals: 
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tonfiftorium bei dem Minifterium des Innern die Einleitung zu treffen, damit durch daſſelbe ein 
tauglicher Verweſer diefer Geſchäfte angeordnet werde. 

$ 26. Zur MWiederbejegung erfedigter Defanate hat das Generalfonfiftorium vorzüglich 
durch Gelehriamfeit, Amtstreue, Erfahrung, Gejhäftsthätigfeit und mufterhaftes Verhalten aus— 
gezeichnete Geiftliche in Vorſchlag zu bringen, und zugleich darauf zu jehen, daß die Diftriftsdefane, 
wo es möglich ift, in dem Site de3 Landgerichts oder dejjen Nähe aufgejtellt werden. 


G. Beitellung weltlicher und niederer Kirchendiener. 


8 27. Das Generalfonfiitorium hat darauf zu achten, daß Kantorate, Organiften- und 
Kirchnerftellen bei unmittelbaren Pfarreien von den Generalfommifjariaten, bei mittelbaren Pfarreien 
bon den Patronen mit tauglihen Subjekten bejegt werden. 

$ 28. Bejonders hat es dafür zu jforgen, daß zu den Kantoraten und Kirchnerftellen in 
der Regel nur Elementarjchullehrer gewählt werden. 


H. Auffiht über die Geiftlihen und andere Kirhendiener. 


$ 29. Die gejammte proteſtantiſche Geiftlichfeit, fowohl in Immediat- als Mtediatitellen 
fteht, was ihre Amtsführung und ihren Lebenswandel betrifft, unter der Oberaufficht des General- 
fonfiftoriums, und iſt demjelben über beides, wenn fie dazu aufgefordert wird, Redhenjchaft zu 
geben, auch die durch das Generalfonfiftorium veranlaßten Verordnungen darüber bereitwillig zu 
befolgen, verbunden. 

$ 30. Das Generalfonfiftorium übt diefe Aufficht theils unmittelbar, theils mittelbar durch 
die ihm untergeordneten Organe aus. 

$ 31. Es ſucht ſich durch alle, ihm zu Gebote jtehenden Hülfsmittel zu überzeugen, ob die 
Geiſtlichen in ihrer eigenen wiljenjchaftlihen Bildung und praftiihen Vervollkommnung eifrig, in 
ihrer Amtsführung gewiſſenhaft und treu, in ihrem Verhalten gegen die Gemeine und in ihrem 
Lebenswandel unfträflih und mufterhaft zu fein fie) bemühen, und dadurch die Würde und Wirk: 
ſamkeit ihres Amtes zu erhöhen juchen. 
| $ 32. Die von den Geiftlihen nah Vorſchrift der Kirchenordnung einzuſchickenden Jahres: 
- berichte über ihre Amtsführung und den Zuftand ihrer Gemeinen, die von denjelben zu Liefernden 
Beantwortungen aufgegebener Synodalfragen und praftiicher Auffäße, die anzuftellenten Synodals 
verfammlungen, Lofalvifitationen und voriehriftsmäßigen Konduitenliften über Kandidaten, Vifarien 
benüßt das Generalfonfijtorium zu obigem Zwecke. 

$ 33. Nach den ſich hieraus ergebenden NRefultaten ſollen die Belohnungen der durch Pflicht: 
treue und Wohlverhalten ſich auszeichnenden Geiftlihen, nach Vorſchrift der Beförderungsordnung 
zuerfannt werden. 

$ 34. Dem Generalfommifjariate, als Generaldefanate wird vorbehalten, aus adminiftra= 
tiven und politifhen Erwägungen auf die Verſetzung von einer Pfarrei zur andern, ohne Rückſicht 
auf ihren höheren oder geringeren Ertrag bei dem Generalfonfiftorium anzutragen, welches demnach 
diefe Anträge zu würdigen, und dem Miniſterium des Innern zur Veranlaffung der Königlichen 
Beſchlüſſe vorzulegen hat. 

$ 35. Bei eintretendem Falle, daß Geiftliche ihre Amtspflichten vernachläffigen, oder einen 
unanjtändigen Lebenswandel führen, oder andere Vergehungen zu Schulden bringen, kommt dem 
Generalfonfitorium zu, bei dem Minijterium des Innern die geeigneten Anträge zur Rüge diefer 
Vergehungen zu machen, wobei dafjelbe die verichiedenen Grade der Korreftion, mit jorgfältiger 
Beobachtung ihrer Stufenfolge und genauer Angemefjenheit zu dem Grabe der Verſchuldung der 
Geijtlihen in Anwendung zu bringen hat. 

$ 36. Die anzumendenden Strafmittel beitehen, nad vorher fruchtlos gejchehener Zurechtz 
weijung, Warnung und Strafbedrohung, in Geldjtrafe, in der Suspenfion von Amtsverrichtungen 
auf fürzere oder längere Zeit, in der Suspenfion vom Amte mit Einziehung der Amtseinfünfte, 
- in der völligen Entjegung vom Pjarramte, und in der gänzlichen Ausſchließung vom geiftlihen 
Stande). 


1) a Competenz SS 11 und 19 lit. e des II. Anhangs zur II. 
in Berhängung von Disciplinarjtrafen gegen | Verf. Beil. modifizirt. Der Erjtere weist in 
Geiſtliche. den Wirkungskreis des Oberkonſiſtorium, ſowie 


Durch SS 35—37 der Confiftorialordnung | der ihm untergeordneten Konſiſtorien u. A. im 
war jede disciplinäre Einfchreitung gegen Geift: | Allgemeinen: 
lie in die Gompetenz des königl. Miniſteriums „die Aufficht über Disciplin, Lehrporträge, 
de3 Innern gegeben. „Amtsführung und Betragen der Geift- 

Diefe Gompetenzverhältniffe werden durch „lichen“. 


304 Bayern. [24 

8 37. Das Generalfonfiftorium joll auf das Gutachten des Generalfreisfommiffartates als 
Generaldefanats auf die in dem obigen $ 36 bezeichneten geringeren Strafen mit Einihluß der 
Strafe der Suspenfion der Geiftlichen vom Amte und Gehalte, und nad) einer durch deifen Mittel- 
organ gepflogenen Unterfuhung auf die Remotion und Verſetzung derjelben dureh das Miniſterium 
des Innern bei Seiner Majejtät dem Könige antragen. 

Ein folder Antrag muß aber durch alle demjelben zu Grunde liegenden Thatſachen hin— 
reichend motivirt, und die Allerhöchſte Entſchließung muß darüber erwartet werden. 

$ 38. Wenn zugleich die Entlafjung ohne Penfion- und Ruhegehalt, Die Degradation, oder 
die Nothwendigfeit einer noch jehwereren Strafe in Frage fommen würde, jo werden Seine Majeſtät 
der König die Sache an den geheimen Rath verweifen, und deſſen Gutachten vernehmen: Ob der 
Angeſchuldete vor den Richter zu ftellen, oder was jonft gegen ihn zu verfügen wäre. 

Ueberhaupt ſoll die Entlaffung eines Geiftlichen ohne Penfion, oder die Degradation nie 
anders, als nach vorhergegangener vichterlicher Unterfuhung und Verurtgeilung der Straffähigen 
jtattfinden. 

8 39. Auch die niederen und weltlichen Kirchendiener find rückſichtlich ihrer Amtsgeſchäfte 
und ihres Lebenswandels der Aufſicht des Generalkonſiſtoriums unterworfen, welches auch wegen 
ihrer Belohnung und Beitrafung die geeigneten Verfügungen zu erlafjen hat. 


J. Bewilligung von Heirath3=, Urlaubs= und Reijegejuden. 

$ 40. Die Gejuche der Geiftlichen um die Erlaubniß, ſich zu verheirathen, müſſen an das 
Miniſterium des Innern gebracht werden; das darüber zu vernehmende Generalfonfiftorium hat in 
feinem Antrage um jo mehr die genauefte Rückſicht auf die über Heirathsbewilligung bejtehenden 
Gefeße zu nehmen, als den hinterlafenen Wittwen der Geiftlichen dadurch nach) Errichtung einer 
Pfarrerwittiwen-Verforgungsanftalt zugleich Anſpruch auf fünftigen Wittwengehalt ertheilt wird. 

$ 41. Für Kandidaten, Vifarien und Subftituten jollen gar feine Heirathsbewilligungen 
ertheilt werden, wenn fie über eine fichere Hinreichende Subſiſtenz für eine Familie ſich nicht aus— 


weiſen fünnen. 


8 42. Weltliche und niedere Kixchendiener haben zu ihrer Verheivathung Die Bewilligung 
bei den ihnen vorgejegten Defanaten und Landgerichten einzuholen. 


Die letztgedachte verfafjungsgejegliche Beſtim— 
mung dagegen ordnet an, 

„Daß das K. Oberkonſiſtorium an das Staats- 

„minifterium des Innern — nunmehr für 

„Kirchen- und Schulangelegenheiten — gut= 

„achtlichen Beriht zu erjtatten und durch 

„diejes die Allerhöchſte Entſchließung zu ers 

„erholen hat 

„über Berjegungen, Degradationen, Sus— 
„penjionen vom Amte, Penfionirungen, 
„Entjegungen oder Ausjchließungen vom 
„geistlichen Amte“. 

Demgemäß find die geringeren Disciplis 
narftrafen von den geiftlichen Oberbehörden in 
eigener Kompetenz und im gewöhnlichen In— 
ftanzenzug zu verhängen. 

Zu diefen „geringeren“ Disciplinarjtrafen ges 
hören nah der Konſ.“O. $ 37 im Gegenbhalte 
zu 8 19 lit. e des II. Anh. zur II. Verf.Beil. 
— Warnung und Strafandrohung nicht ala 
Strafen gerechnet, — Verweis, Geldſtrafen 
und — wie in der Miniſt.Entſchl. vom 15. 
November 1823 ausdrücklich anerfannt iſt — 
Suspenfion von Amtsverridtungen mit 
Belajjung des Gehaltes. 

Sedo Haben die Konfijtorien bei Verhän— 
gung der letztgedachten Strafe vor Eröffnung 
des Strafbeſchluſſes dem Oberfonfiftorium Ans 
zeige zu erjtatten und deſſen Bejtätigung ein= 


zuholen. 
ME. 15. November 1823 
OKE. 23. März 1854. 
Ein Rekurs gegen Verhängung diejer geringeren 


| Disciplinarftrafen an das Kgl. Minifterium oder 


an die Allerhöchite Stelle findet nicht ftatt, da 
ein ſolcher nur gegen Handlungen dev geijtlichen 
Gewalt gegen die feſtgeſetzte Ordnung 
Plaß greift, 
88 52 und 53 der II. Beil. 3. BU. 

hier aber die geistlichen Behörden in den Grän- 
zen der ihnen verfafiungsmäßig eingeräumten 
Befugniſſe handeln, 

Diejer Grundjag wurde in einer Entſchließung 
de3 Staatsminifterinms des J. f. K. u. SH... 
vom 26 Juni 1858 als richtig anerfannt, und 
durch diejelbe in einem jpeciellen Falle die von 
einem Pfarrer ergriffene Beſchwerde ala formell 
unzuläſſig zurückgewieſen. 

Alle höheren, als die genannten Disciplinar— 
ſtrafen — und hiezu iſt die Suspenſion von Amts— 
verrichtungen auf unbeſtimmte Zeit und mit 
Entziehung eines Theils der Amtseinkünfte — 
Min.:E. dv. 3. April 1836 u. 26. November 1840 


— zu rechnen, — fönnen gemäß $ 19 lit. e 
des II. Anh. 3. II. Verf.Beil. nur durch Aller 


höchſte Entſchließung verhängt werden. 

b. Wenn fich ein Geijtlicher in der Ausübung 
jeiner amtlichen Befugniſſe (hiezu find au 
Predigten zu rechnen) einer offenbaren Ueber: 
ichreitung der hiefür gezogenen Schranken ſchuldig 


macht, jo fann er dadurch eine Injurie begehen. 


Zur Beurtheilung und Entiheidung hierüber 

find die Gerichte zuftändig. 
D.:App.-Ger.Erf. vom 9. Juli 1855. 
Ob.-KRonj.Entihl. vom 29. Mai 1861. 
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$ 43. Urlaubs: und Retfeerlaubnißgefuche der Geistlichen und übrigen Kirchendiener find, 
wenn die Abwejenheit nicht über eine Woche dauert und die Reife nicht außer Landes geht, bei 
den Diftriftsdefanaten; bei vierzehntägiger Entfernung vom Amte und Orte, wo feine Reiſe ins 
Ausland damit verbunden ift, bei dem Generalfommifjariate, bei längerer Abwefenheit aber, oder 
bei Reifen ins Ausland, oder an den Ort des Königlichen Hoflagers bei dem Miniſterium des Innern 
anzubringen, und e3 find darüber die Verordnungen dom 5. März und 9. April 1804 und 
21. Juni 1805 in analoge Anwendung zu bringen. 

K. Mitwirkung bei Beſetzung theologiſcher Lehritellen. 

8 44. Bei Bejeßung von proteftantifchen theologiſchen Lehrftellen an Univerfitäten wird 
das Königliche geheime Minifterium des Innern nebft der Minifterial-Studien-Seftion auch 
alfezeit die Kirchenjeftion als proteſtantiſches Geuteralkonfiftorium mit ihrem Gutachten vernehmen. 


II. Titel. 
Wirkungskreis des Generalkonfiftoriums in VRückſicht kirchlicher Handlungen, Gebräuche und Anftalten. 
L. Oberauffidt über die Barodialverhältnijie. 


$ 45. Das Generalfonfiftorium hat wegen Errichtung neuer protejtantifcher Gemeinden und 
Pfarreien, und wegen der ihnen zu ertheilenden Befugniffe und Rechte, jowie auch wegen der Be— 
dingungen, unter welchen fie zu ertheilen find, die erforderlichen Anträge zu machen. 

$ 46. In Anfehung der jehon bejtehenden Gemeinden und Pfarreien hat e3 für die jchid- 


Lichte EintHeilung der Pfarriprengel und Vertheilung der Pfarrgejhäfte, für die Vereinigung Kleiner 


| 
| 
! 
| 
| 
| 


Gemeinden nahe benachbarter Orte zu einer Pfarrei, jedoch mit jorgfältiger Berücdfichtigung der 
Lokalrechte und Lofalmittel der einzelnen Ortsgemeinden, für die befjere Dotirung geringer Pfarreien 
und Auffindung der dazu anzumendenden Hülfsmittel Sorge zu tragen. 

8 47. Fälle, wo es auf Beitimmung der Verhältniſſe 

a. zwiichen fatholifchen und protejtantiichen Pfarreien, welche in einem Orte mit abgejonderten 

oder gemeinjchaftlichen Kirchen nah) dem Simultaneum beftehen, 
b. einzelner katholiſcher Einwohner einer proteftantiichen Pfarrei, oder einzelner proteſtantiſcher 
Einwohner in einem fatholifchen Pfarrfprengel 

ankommt, wechjelfeitige, den Rechten beider Konfeifionen unnachtheilige Purififationen jener Ver— 
hältnilje — Verfügungen zur Erhaltung des guten Benehmens der verjchiedenen Konfeſſtonsver— 
wandten und zur Verhütung aller gegenjeitigen Eingriffe — eignen fich zu gemeinichaftlichen Ge— 
ſchäften der Kirchenjettion. 

Dergleihen Gegenjtände jollen, mit Rückſicht auf das Edift vom 24. März 1809 IV. Abjchnitt 
1. und 2. Kapitel in ihrer vollen Berfammlung reiflich berathen, und die Refultate der Abſtimmung 
dem Königlichen Meinijterium des Innern, und dur) diefes jofort Seiner Majeftät dem Könige 
zur Entſchließung vorgelegt werden. 

$ 48. Auf gleiche Weije ijt bei Beſtimmung des VBerhältnifjes katholiſcher und proteſtan— 
tijcher Pfarreien zu Ortseinwohnern, welche ſich entweder nicht zu einer der recipirten riftlichen 
Konfeſſionen, oder gar nicht zur chriſtlichen Neligion bekennen, nad) den einschlägigen Vorſchriften 
des oben angeführten Edikts zu verfahren, 

$ 49. Die adminiflrative Behandlung ſowohl von Parodhialitreitigfeiten, als überhaupt 
don Gegenftänden ftreitiger kirchlicher Gerichtsbarkeit fteht dem Generalfonfiftorium zu. 


M. Aufnahme neuer Mitglieder in die evangelijhe Kirchengemeinſchaft. 


$ 50. Das Generalfonfiftorium hat zu wachen, daß in den Fällen, wo neue Mitglieder 
aus einer anderen Hrijtlichen Konfeſſſon, oder aus einer anderen nicht KHriftlichen Religionspartei 
in die proteftantifhe Kicchengemeinichaft aufgenommen werden wollen, die in dem Edilte dom 
24. März 1809 im I. Abjchnitte 2. Kapitel enthaltenen Vorſchriften genau beobachtet werden. 


N. Oberaufjiht über die Lehre und den Kultus. 


8 51. Sowohl in Rückſicht des Innern, als des Aeußern der proteftantifchen Religions— 
und Kirhenverfaffung ift dem Generalkonfiftorium die oberſte Aufficht und Leitung derjelben, und 
die Ausübung der darauf Beziehung habenden Nechte der Staats: und Kirchengewalt bei dem 
Minifterium des Innern übertragen, und bejonders demjelben zur Pflicht gemacht, eine vollftändige 
Beſchreibung des geſammten Kirchenweſens der proteftantifchen Gemeine zu verfafien, darauf eine 
den vernünftigen Forderungen der proteftantifchen Unterthanen des Königreichs entjprechende Ver— 
faſſung ihrer Gejanmtgemeinde zu gründen, und dieſe in einer allgemeinen Kirchenordnung zur 
Allerhöchſten Sanktion vorzulegen, jofort über die Aufrechterhaltung diefer Kirchenordnung zu wachen 

Friedberg, Berfafjungsgefege. Bayern. 20 


306 Bayern. [26 


und die von Zeit zu Zeit erforderlichen Veränderungen derjelben in Vorſchlag zu bringen, auch 
über deren Vollzug in einzelnen Fällen zu entjcheiden. 

$ 52%, Nach diefer Vollmacht führt das Generalfonfiftorium die oberſte Aufficht über Die 
Lehre und den Kultus der evangelifchen Kirchengeſellſchaft. 

g 53. Beſonders hat das Generalkonſiſtorium für die Erweiterung und Verbeſſerung des 
religiöſen Jugendunterrichtes zu jorgen, und zu dieſem Zwecke theils über die Vehrvorträge fowohl - 
in Volfs- al Studienſchulen zu wachen, theils zu feinen Mittelorganen, als Kreisfirchenräthe und 
Diftriftsdefane vorzüglich ſolche Individuen in Vorſchlag zu bringen, welche durch Einfiht, Er= 
fahrung und Thätigfeit im Schulwejen ſich auszeichnen. | 

$ 54. Ebendeswegen wird das Generalfonfijtorium den kirchlichen Katechifationen feine 
befondere Aufmerfjamfeit widmen, und Geijtliche, welche diefen Theil ihrer Amtspflichten mit | 
bejonderer Gejchieflichkeit, Eifer und Erfolg erfüllen, auch zu beſſerer Beförderung empfehlen. | 

8 55. Bon den öffentlichen Lehrvorträgen der Geiftlichen ſucht fih das Generalkonfijtorium 
teil unmittelbar, teils mittelbar in Kenntniß zu ſetzen, und alle Hindernifje der Verbeſſerung und 
Wirkſamkeit derſelben zu entfernen. | 

$ 56. Die Ertheilung der erforderlichen Vorjehriften über die zur Feier des Religions— 
befenntniffes und würdigen Begehung der Neligionshandlungen nöthigen Anftalten, die oberjte 
Leitung des öffentlichen Neligionsfultus, die Verbeſſerung des Kirchengejanges, die zwecmäßige 
Auswahl der Predigtterte und bibliſchen Vorlefungen, der Liturgie und des Kirchenrituals, Die 
Beitimmung des Alters der Katechumenen und ihrer Aufnahme in die Gemeine erwachjener Chriften 
durch die Konfirmation, die Veredelung der Beichtanftalt, der Tauf-, der Konfirmations:, Trauungs— 
und Begräbnißfeier Liegt dem Generalfonfiftorium ob, um durch alle angemefjenen Mittel, die der 
kirchliche Verein darbietet, frommen Tugendfinn zu erweden und zu beleben. 

8 57. Das Generalfonfijtorium bejtimmt die zum Öffentlichen Unterricht, zur kirchlichen 
Erbauung und bei der Feier der Religionshandlungen anzuwendenden Katechismen, Geſangbücher 
und liturgiſchen Schriften, und ſorgt für deren zweckmäßige Einführung und fortjchreitende Ver— 
beijerung. 

8 58. Die Beitimmung der Feſt- und Feiertage, Abſchaffung oder Verlegung der bejtehenden 
und Anordnung newer, wo es zweckmäßig ift, Feſtſetzung der Zahl und Zeit der öffentlichen Reli— 
gionsverfammlungen, die Genehmigung oder Aufhebung und Umgejtaltung der bei einzelnen Ges 
meinden herfümmlichen Einrichtung, und die Verfügung wegen zweckmäßiger Anordnung der 
Kirchengebäude, ihrer Verzierungen, der Kirchengeräthe und Kirchenkleidung der Geiftlichen, wird 
von dem Generalfonfiftorium jowohl in der Kichenordnung, als in einzelnen bejonderen Fällen, 
unter Allerhöchſter Genehmigung, durch bejondere Borjehriften verordnet. 

$ 59. Die Anordnung außerordentlicher religiöfer Feite und allgemeiner Kirchengebete, 
und die Beitimmung, in wieferne die bereits angeordneten Kirchenfeſte mit oder ohne Einftellung 
von Handarbeiten und bürgerlichen Gewerben begangen werden jollen, wird nad Allerhöchſten 
Befehlen durch das Generalkonſiſtorium in Beziehung auf die evangeliſche Kirchengeſellſchaft verfügt. 

8 60. Die öffentlichen Bekanntmachungen von den Kirchenkanzeln erhalten, injofern fie regel— 
mäßige find, und auf das Innere der Kirhenverfaffung ſich beziehen, wie die Proflamation der 
Brautlente, durch die Kichenordnung in Webereinftimmung mit den Gejeßen des Staates, ihre 
nähere Feſtſetzung. 

$ 61. Außerordentliche Publikationen von den Kirchenfanzeln, wenn dieſelben bei einer 
allgemeinen Königlichen Verordnung für nöthig erachtet werden, jollen, nach gejhehener Kom— 
munifation darüber von Seite des die Publikation verordnenden Miniſteriums mit dem Miniſterium 
des Innern von letztern durch Das General:Konfiftorium in den evangelifhen Kirchen anbefohlen 
werden, wenn nicht ſchon in der Verordnung ſelbſt die Publifation von den Kanzeln verordnet iſt. 

$ 62. Die Dispenfationsgefuhe wegen verbotener Verwandtihaftsgrade von Brautleuten 
und wegen Erlaß der Proflamation derjelben, find an das Minifterium des Innern zur Kirchen— 
jeftion als Generalfonfiftorium zu richten und don demjelben nach den bejtehenden geſetzlichen 
Normen zu erledigen. | 

8 63. Auf gleiche Weife fteht demjelben allein zu, Anträge zu ertheilender Tr 
in Anjehung der Zeit und des Orts der Taufe, des Alters der Konfirmanden, des Wechjels der 
Beihtverhältnifje, der Privatlommunion, der Öffentlichen oder Haustrauung, der Trauung im Aus— 
Yande und der Beerdigungsfeier in außerordentlien Fällen von den in der Kirchenordnung bes 
ftimmten Vorſchriften bei dem Minifterium des Innern zu machen. 

$ 64. Cheftreitigfeiten aber und Ehefälle überhaupt, wobei es nicht auf Belehrung und 
Aufrechterhaltung der Kirchendisciplin ankommt, find von dem Reſſort des Generalfonfiftoriumd 
ausgefchieden und gehören vor die Givilobrigfeit. 
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$ 65. Die Sorge für den Vollzug der Geſetze und Verträge über die religiöjfe Erziehung 
der Kinder aus gemischter Ehe nach dem Edikte vom 24. März 1809, J. Abjchnitt 3. Kapitel, und 
die Erledigung der hierauf gegründeten Bejchwerden, gehören zu den Gejchäften der Geſammtkirchen— 
jeftion, welche desfalls nach der $ 46 ertheilten Vorſchrift fich zu benehmen hat. ° 


0. Oberauffiht über die Disciplin der Gemeinden. 


$ 66. Die Disciplinarauflicht über die Gejammtgemeine der proteftantifchen Kirche übt 
das Generalfonfiftorium durch die dazu geordneten Meittelorgane nach der denfelben extheilten 
Amtsinftruftion in Gemäßheit des eben angeführten Edifts vom 24. März 1809 II. Abſchnitts 
5. Kapitel aus. 

8 67. Zu gleichem Zwecke hat daſſelbe auch über die Disciplin einzelner Kirchengemeinden 
die Oberaufficht zu führen, und theils durch die Veranlaffung der dahin gehörigen organijchen 
Einrihtung in den Gemeinen felbit, theil3 durch bejondere Verfügungen in einzelnen zur Anzeige 
fommenden Fällen, die nöthigen Vorkehrungen zur Erhaltung der Frömmigkeit und Sittlichfeit in 
den Gemeinen zu treffen. 

$ 68. Bon dem Zuftande der Gemeinen in moralifcher und religiöjer Hinficht wird das 
Generalfonfiftorium, auch durch die jährlich von allen Pfarrämtern einzufendenden Amts- und 
Sahresberichte und durch die Berichte über die bei den vorfehriftsmäßigen Lofalvifitationen gemachten 
Bemerkungen fich unausgejegt in Kenntniß zu erhalten fuchen. 

8 69. Wenn einzelne Mitglieder einer Gemeine oder ganze Gemeinen die Ordnung und 
den geziemenden Anftand der kirchlichen Verſammlungen ftören, oder der Erreichung der heilfamen 
Abſicht des Firchlichen Vereins und öffentlichen Kultus ſich gefliſſentlich widerſetzen, jo hat das 
Generalfonfiftorium auf gejchehene Anzeige zur Abjtelung des öffentlichen Aergernifjes dur) das 
Miniſterium des Innern die geeignete Verfügung zu veranlaffen, und fich dazu dev Mittel der 
Kirchenzucht und des kirchlichen Strafrechtes durch Ermahnung, Warnung und temporelle Aus- 
ſchließung aus der öffentlichen Kircchenverfammlung zu bedienen. 

$ 70. Sollte hingegen größere Beitrafung an Vermögen, Ehre und Leib der abfichtlichen 
Ruheſtörer der kirchlichen Ordnung nad den Gefegen zu verfügen jein, jo ift die Verfügung ſolcher 
Strafen an den zuftändigen Nichter zu verweifen. 

8 71. Bon der nach dem Antrage des Generalfonfiftoriums bei dem Miniſterium des 
Innern in leßter Inſtanz genehmigten Ansihliegung aus der Kichengemeine findet fein Rekurs an 
eine andere Behörde jtatt. 

P. Oberauffiht über die Führung der Kirhenbüder. 

$ 72. Nückfichtlich der über alle Firchlichen Handlungen zu führenden Kirchenbücher hat 
das Generalfonfiftorium ernftlih darauf zu achten, daß ſolche von allen Pfarrämtern nach den 
gejeglichen Verordnungen gleihfürmig, genau und volljtändig geführt, bei jeder Erledigung und 
Verweſung einer Pfarrei in jorgfältige Aufficht genommen und ficherer Verwahrung übergeben, auch 
regelmäßig fortgejeßt werden. Es ijt darauf auch bei den anzuordnneten Pfarrvifitationen und bei 
der Injtallation eines jeden Pfarrer von den Defanaten die größte Aufmerffamfeit zu richten, und 
jeder Fall der Mebertretung der fi) darauf beziehenden Geſetze ungefäumt zur Anzeige bei dem 
Minifterium des Innern zu bringen, bei welchem das Generalfonfiftorium der Wichtigfeit des 
Gegenjtandes gemäß die geeignete Ahndung veranlafjen wird. 

Q. Feitfeßung der Stolgebühren. 

$ 73. Ueber die von Kirchenhandlungen und pfarramtlihen Gefchäften zu beziehenden 
Stolgebühren hat das Generalfonfiftorium ein allgemeines Nequlativ zu verfaſſen und nach Aller 
höchſter Genehmigung defjelben ſoll e8 zur Kenntniß aller Pfarrämter und Polizeibehörden gebrant, 
über deijen Beobachtung jorgfältig gewaht und in vorkommenden Webertretungsfällen jollen auf 
den Antrag des Generalfonfijtoriums die geeigneten Strafen verfügt werden. 


| III. Titel. 

| Wirkungskreis des Generalkonfiftoriums in Bücficht kirchlicher Fechte und Güter. 
| 
| 


R. Bewahrung der Hoheitsrechte in Kirhenjaden. 


$ 74. Die Aufrehthaltung der Königlihen Hoheitsrechte in Beziehung auf alle in dem 
‚Königreiche bejtehenden Kirchen, folglich auch in Beziehung auf die evangeliſche Kirche, gehört zu 
dem gemeinjchaftlihen Gejchäftsfreife der Kirchenſektion; diefe hat dasjenige, was denjelben entgegen 
iſt, nach den in dem Königlichen Edikte deflarirten Grundjägen im Innern des Reiches ſogleich 
jelbjt abzuſtellen. 
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$ 75. Wenn dabei auswärtige Berhältniffe einjchlagen, jo ift bei dem Minifterium des 
Innern eine Kommunifation mit dem Königlichen geheimen Minijterium der auswärtigen Angelegen: 
heiten darüber zu veranlajfen. 

8 76. Wenn die Vertretung der landesfürftlichen Patronatsgerechtsſame oder der Hoheits: 
rechte in andern auf die Kirchenpolizei fi) beziehenden Gegenftänden vor Gerichtsitellen durch die 
angejtellten Fisfale nöthig ift, jo gehört es gleichfalls zum gemeinjchaftlichen Geſchäftskreiſe der 
Kirchenſektion, nad) Vorjchrift des $ 5 des Edifts vom 8. September 1808 hierzu die Einleitung 
zu treffen. | 

$ 77. Die Vollziehung der Königlichen Deflarationen und Edikte über die Nechte der 
mediatifirten Fürſten, Grafen und Herren, dann über die Rechte und Pflichten der Privatpatronen, 
und über die Patronatsverhältniffe, in welchen Korporationen und moralifche Perjonen jtehen, 
wird in Rückſicht der evangelifchen Kirchenfachen dem Generalfonfiftorium zur befondern Pflicht 
gemadt. 


S Bewahrung der Rechte der firhlihen Gemeinden und Kirhendiener. 


8 78. Auf gleiche Weife hat das Generalfonfijtorium darüber zu wachen, daß die pro= 
teftantifche Gejammtgemeine im ungeftörten Genuffe der nad) der Konftitution des Reiches und dem 
Edifte vom 24. März 1809 ihr zuftehenden Gerechtſame in Beziehung auf Freiheit des öffentlichen! 
Gottesdienjtes, auf Ausübung ihrer Kirchenrechte und auf den vollfommenen Genuß ihres Kirchen⸗ 
vermögens erhalten und geſchützt werde. 

$ 79. In denjenigen Fällen, wo das proteſtantiſche Kirchenvermögen vor den Gerichts— 
höfen vertreten werden muß, wird das Minifterium des Innern die Einleitung treffen, daß die 
Königlichen Fisfale dieſe Vertretung bejorgen. 

8 80. Nicht minder hat ſich das Generalfonfiftorium auch der ihm untergeordneten Geiſt— 
lichkeit und der übrigen Kirchendiener in jedem Falle anzunehmen, wo ihren gejeßlich zugejtandenen 
Rechten und Einkünften Schmälerung widerrehtlich widerfährt, und ſolchen Falls ihre Vertretung: 
auf dem Wege der gejeglichen Ordnung einzuleiten. 


T. Oberauffiht über die Kirhengüter. 


5 81. Mit der Minifterialjettion dev Generaladminiftration des Stiftungsvermögens hat 
das Generalfonfiftorium zugleich die Berpflichtung auf fich, über die ungeſchwächte Erhaltung und 
zweckmäßige Verwendung des Vermögens der proteftantiichen Kirchen und Kicchenftiftungen des 
Reiches zu wachen. 

$ 82. Bejonders hat es darauf zu jehen, daß die für den Kultus der evangelifchen Kirchen 
beitimmten nöthigen Ausgaben aus diefem Iheile des Stiftungsvermögens bejtritten, die dazu vor— 
handenen lokalen und allgemeinen Kirchenfonds etatsmäßig zu diefem Zwecke benüßt und, wie es 
das Bedürfniß und die Würde des öffentlichen Gottesdienftes und der Unterhalt der zur Bejorgung 
dejjelben angeftellten Geiftlichen und übrigen Kirchendiener erfordert, regelmäßig und ausſchließlich 
verwendet werde. A 

5 83. Es trägt daher das Generalfonfiftorium durch feinen Vorſtand dem geheimen Mini— 
jterium des Innern nad dem organiſchen Edikte vom 8. September 1808 feine Borjchläge über 
die Errichtung neuer Pfarreien und über die Einziehung oder beſſere Dotirung von Pfarreien, 
deren Ertrag zur Unterhaltung eines Geiftlichen unzureichend ift, vor, und veranlakt, benehmlich 
mit der geheimen Miniſterialſtiftungsſektion die deshalb nöthigen Bauten oder Veränderungen der 
vorhandenen Kirchen: und Pfarrgebäude. | 

$ 54. 63 erhält das Generaltonfiftorium in jedem erforderlichen Falle Einjfiht des Ver— 
mögensjtandes einzelner Kicchenftiftungen und der darüber eingefommeren Rechnungen und fors 
mirten Etats. 

$S 85. 63 begutachtet die Annahme neuer Stiftungen zu kirchlichen Zweden der protejtan 
tiſchen Konfeffion, nebjt den Bedingungen ihrer Beltätigung und ihrer zweckmäßigen Verwaltung 
und Verwendung. * 

$ 86. Es werden dem Generalkonſiſtorium alle Anträge, welche auf die Veräußerung von 
Kirchenrealitäten, auf neue Anordnung von Kircheneinfünften, auf Abänderungen in der matrikel— 
mäßigen Bejoldung der Geiftlichen und anderer Kirchendiener, oder auf anderweitige Verwendung 
von Kirchen und Pfarrgebäuden ſich beziehen, zur Kenntniß mitgetheilt, um ſich darüber mit der 
Minifterialfeftion dev Adminiftration des Stiftungsvermögens zu benehmen, oder auch jeine gute 
achtlichen Vorſchläge darüber, und die in jolhen Fällen an die äußere Stiftungsadminiftratiom 
nah jeinem Antrage zu erlafjenden Verfügungen dem geheimen Minijterium des Innern zum 
Genehmigung vorzulegen. 9 
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Dritter Abſchnitt. 
Geihäftsgang des Generalfonfijtoriums, 


$ 87. Der Gejhäftsgang des Generalkonfiitoriums it in dem organiſchen Edifte vom 
8. September 1808 bereits beſtimmt, welcher nach den Vorjchriften über die Bildung der Seftionen 
bei dem Meiniiterium des Innern genau einzuhalten ift. 
$ 88. Die dem Generalfonfiitorium zur Führung feiner Gefchäfte untergeordneten Organe 
find 8 4 angegeben. 
$ 89. Die Generalfommifjariate haben ſich in befonderer Beziehung auf den Wirfungsfreis 
des Generalfonfistoriums nach der befondern unter Nr. II.!) hier beigefügten Inſtruktion zu richten 
8 %. Für die theologifche Prüfungstommiffton ift die nähere Anweiſung in der Inftruftion 
über die Prüfung der proteitantifchen Pfarramtsfandidaten und deven Beförderung vom 23. Januar 
1809 enthalten. h 
$ 91. Für die in den einzelnen Landgerichtsbezirken zur kirchlichen Inſpektion angeordneten 
Dijtriftsdefane gibt die unter Nr. IIL.?) hier beigefügte Spezialinftruftion die nähere Anweifung 
ihres Wirkungskreijes und Gejchäftsganges. 
| $ 92. Die Pflichten der einzelnen Pfarrämter werden dur die Kirchenordnung näher 
beſtimmt. 
$ 93. Um über die dem Generalkonſiſtorium untergeordneten nächſten Organe unmittelbar 
und über die entfernten mittelbar die ununterbrochene Oberaufficht rirckfichtlich des ganzen Ganges 
der ihnen aufgetragenen Geſchäfte führen zu Können, haben die Diftriktsdefane vierteljährig ihr 
 Geihäftsprotofoll dem Generalkommiſſariate einzujenden, ſowie diejes das feinige über Kirchenſachen 
jeparirt dem Minifterium des Innern mit dem Beilage: „zur Kicchenjeftion als Generalfon= 
filtorium“, vierteljährig zu übergeben hat. 
$ 9. Am Jahresſchluſſe Hat alsdann das Generalfonfiftorium aus den eingejchieften 
Sahresberichten der Generalfreistommiffariate eine allgemeine Ueberficht des firchlichen Zuftandes der 
protejtantiihen Gejammtgemeinde und der im Laufe des Jahres darin vorgegangenen wichtigen 
Derändernngen, mit gutachtlichen Bemerkungen begleitet, durch das Meinifterium des Innern Seiner 
Königlichen Majeftät vorzulegen, und aus der allgemeinen Kirchenbejchreibung und Kirchenſtatiſtik 
| der protejtantifchen Gefammtgemeinde das, was fich zur Kenntniß des Publikums eignet, demjelben 
auf dem Wege öffentlicher Bekanntmachung mitzutheilen, 
München, den 8. September 1809. 


Mar Joſeph. 
Auf Königlihen Allerhöchſten Befehl 


Freiherr dv. Montgelas. 


Der General-Sefretär. 
F. Kobell. 


Nr. 
Spszialinjtruftion für die — in Beziehung auf das Kirchenweſen 
der proteſtantiſchen Geſammtgemeinde des Königreichs Bayern. 


$ 1. Die Generalkreiskommiſſariate, nach dem organiſchen Edikte vom 17. März 1809 als 
die erjten mit dem Meinifterium des Innern und der bei demfelben errichteten Kirchenfeftion als 
Generalfonfijtorium dev protejtantifchen Gefammtgemeinde in unmittelbarem Verhältniß jtehenden 
Leitungsorgane der Kirchenregierung, haben theils unmittelbar, theils mittelbar über alfe in ihrem 
Kreife befindlichen Kirchengemeinen, Kivchendiener und Kirchenangelegenheiten die Oberaufficht zu 


‚ führen. 

8 2. Zu dem Gejchäfte der Aufficht über die Kirchenangelegenheiten find denjelben ein 
Kreiskirchenrath und mehrere Diftriftsdefane untergeordnet, derer fie fi) nad den in dem obigen 
Edikte ausgejchiedenen Gegenjtänden als ihrer Organe bedienen. 

8 3. Es liegt den Generalfreisfommifjartaten ob, die don dem Mtinifterium des Innern 
an fie auf Antrag des Generalfonfiftoriums erlafjenen allgemeinen und bejonderen Vorfriften, 
Aufträge und Weifungen zu beobachten, ihre Bekanntmachung, joweit fie für die untergeordneten 
Organe gehört, zu bejorgen, und über ihre Befolgung zu wachen. 

8 A. Sie haben über alle wichtigen Kirchenſachen, welche nicht nach den bereits publizivten 
a rbmungen entjchieden werden fünnen, an das Miniſterium des Innern Bericht zu erjtatten, und 
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nur in dringenden Fällen, die eine jchleunige Entſchließung fordern, eine geeignete proviforifche 
Verfügung zu treffen. J 

$ 5. Bei Erledigung einer Pfarrſtelle Königlichen Patronats durch den Tod des Pfarrers 
hat das Generalfommifjariat den Nachſitz der Wittwen und Relikten anzuordnen, für die Bewahrung 
der Pfarrregiftratur und Verweſung der Stole die erforderlichen Verfügungen zu treffen und über 
die VBollziehung dieſer Maßregeln an das Miniſterium des Innern Bericht zu erftatten. 

$ 6. Jede Erledigung folder Stellen, fie jei durch Abſterben, Refignation, Gmeritirung, 
Verſetzung oder Abſetzung des Geiftlichen erfolgt, hat das Generalfommifjariat im Regierungsblatt 
befannt zu machen, die Bittjchriften der Kompetenten um die Stelle zu jammeln und diejfelben im 
Original mit bejonderem Berichte über die vafante Stelle, deren VBerhältniffe und Ertrag und über 
die Anfprüche der Konkurrenten jehs Wochen vor dem Ende des Nachſitzes, oder, wo fein Nachſitz 
jtattfindet, jechs Wochen nach gejchehener Befanntmahung der Vakanz an das Minifterium des 
Innern einzufchiden. 

57. Bei Mediat- und Patronatftellen Hat das Generalfommifjariat die Anzeige der 
Erledigung und der zur proviforifchen Verwaltung der Stelle vom Patron getroffenen Maßregeln 
zu empfangen und die von demjelben in der gejeglichen Zeit und Form übergebene Präjentation 
mit gutachtlihem Berichte an genanntes Miniſterium zu befördern. 

$ 8. Nach erfolgter Ernennung eines Pfarrers oder Genehmigung und Beftätigung eines 
von Patronen ernannten Geiftlihen, hat das Generalfommiffariat auf erhaltenen Auftrag die 
Bejtallung oder den Poſſeßbefehl für denjelben auszufertigen und für deſſen Verpflichtung und Ein— 
führung ins Amt zu jorgen. 

8 9. Bei Erledigung von Kantoraten, Organijten: und Küfterftellen bewirft das General: 
fommifjariat aus Auftrag des Generalfonfiftoriums deren zweckmäßige Wiederbefeßung. 

5 10. Bei andern Stellen de3 niedern Kirchendienftes hat e3 in adminiftrativer und poli— 
zeilicher Hinficht für deven Bejegung mit tauglichen Subjeften nah gutachtlicher Vernehmung der 
Pfarrämter zu jorgen. 

$ 11. Alle Urlaubs- und Reiſegeſuche der Geiftlichen und anderer Kirchendiener werden 
vom Generalfommifjariate theils unmittelbar, theils mittelbar erledigt, theils in vorbehaltenen 
Fällen einer längeren Abwejenheit vom Amte und Orte, oder einer Neife ins Ausland und an das 
Königliche Hoflager zum Mtinifterium des Innern zur Erledigung eingejchiet. 

8 12. Die Heirathsgeſuche der Geiftlihen gelangen durch das Generalfommiffariat an das 
Minijterium des Innern mit gutachtlichem Berichte. 

8 13. Ebenſo werden die Emeritirungs-, Penſions- und Zulagsgeſuche der Geiftlichen und 
übrigen Kirchendiener, nebft den Unterftühungsgefuchen ihrer Wittwen und deren Bitten um Nach— 
figverlängerung mit Gutachten defjelben an erwähntes Minifterium befördert. 

$ 14. Ueber Veränderung der Parochialgränzen und über Eintheilung, Aufhebung oder 
bejjere Dotation der Parochien, kommt dem Generalfommifjariate Berichterjtattung zu. * 

$ 15. Ueber Aenderung der kirchlichen Gebäude und Pfarrhäuſer, Errichtung neuer und 
Veräußerung der vorhandenen, jendet daſſelbe erforderlichen Falls Gutachten und Juformations— 
bericht ein. k 

$ 16. Die Erhaltung und vorjgriftsmäßige Verwendung des Kirchenvermögens hat das 
Generalfommiffariat zu fontroliren. 

5 17. Auf genaue Beobachtung dev Kirchenordnung zu achten, und die ihm befannt gewor⸗ 
denen Uebertretungen derſelben abzuſtellen. 

8 18. Am Schluſſe jeden Jahrs einen das Kirchenweſen des Kreiſes umfaſſenden General⸗ 
bericht mit Beifügung der vierteljährig eingekommenen Dekanatsprotokolle und Jahresberichte der 
Pfarrämter zu erftatten. 1 

8* 19. Seine eigenen Geſchäftsprotokolle, welche über das Kirchenweſen abgeſondert zu führe 
find, vierteljährig dem Miniſterium des Innern zur Einſicht des Generalkonſiſtoriums vorzulege 

8 20. Ueberhaupt ſich in ſteter Ueberſicht des ganzen kirchlichen und ſittlichen Zuſtandes der 
Pfarrgemeinden des ganzen Kreiſes zu erhalten, um über alle vorfallenden Ereigniſſe und Ange⸗ 
legenheiten die von dem Generalkonſiſtorium geforderten Gutachten, Berichte und Vorſchläge ſogleich 
mit angemeſſener Perſonen- und Sachkenntniß abgeben zu können. 

$ 21. Der nach $ V des organiſchen Edikts vom 17. März l. Is. dem Generalfreisfommifl 
beigegebene Kreisfirchenvath hat unter der Leitung und im Namen des Generalfreistommiffariat 
alle dem letztern in Beziehung auf proteftantifche Kicchenangelegenheiten angewiejenen Gejchäfte zu 
bearbeiten, dem Generalfommiffär Vortrag darüber zu erftatten und die beſchloſſenen Expeditionen 
zu fertigen. 

5 22. Er iſt bejonders mit der genauen Aufficht auf die Lehre und den Kultus, der 
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Beförderungsmittel und die Hinderniſſe ihrer Vervollkommnung und Wirkſamkeit, dann über die 
Umtsführung und den Lebenswandel der Geiftlichen und anderer Kicchendiener, auch über den 
religiöfen und moralifhen Zuftand der Kirchengemeinden des Kreifes beauftragt. 

8 23. Er hat jährlih um Oftern als Synodalaufgabe für die der Auffiht des General: 
fommifjariat3 untergebene Geiftlichfeit eine wiſſenſchaftliche und eine praftiihe Frage zur Beant- 
wortung vorzulegen, die bis Ende des Jahres auf diefe Synodalfragen einlaufenden Antworten, 
welche von allen Geiftlichen, die noch nicht über 60 Jahre alt, oder nicht durch Kapitelswürden 
davon Ddispenfirt find, jowie von allen Bifarien und Kandidaten, die eine in deutfcher, die andere 
in lateinifcher Sprache geliefert werden müfjen, zu cenfiren und diefe Cenſur den Diftriktsdefanen 
zur Bekanntmachung an die Geiftlichen jedesmal bei der Aufgabe neuer Fragen im folgenden Jahre 
mitzutheilen, auch dieſelbe mit Beilegung der ausgezeichnetiten Arbeiten diefer Art an das Mini— 
fterium des Innern einzujchiden. 

S 24. Ebenſo hat er die Synodal- und Bilitationsberichte der Diftriktsdefanate und die 
Sahresberichte der Pfarrämter zu vevidiren, und, mit feinen Bemerkungen begleitet, an das Mini- 
fterium des Innern zum Generalfonfiftorium zu übergeben. 

8 25. Auch fommt ihm zu, die Genjur der von den Pfarrämtern einzujchtefenden Predigten, 
Dispofitionen und anderer praftiiher Aufſätze, worüber die Kirchenordnung nähere Vorſchrift 
ertheilt, jorgfältig abzufaſſen, und die Reſultate derſelben theils den Dijtriktsdefanen zur Belehrung 
der Pfarrämter, theils dem Generalfonfiftoriiim berichtlich mitzutheilen. 

$ 26. Er hat die Inftallation der Diftriktsdefane nach Vorſchrift der Kirchenordnung zu 
verrichten, und hat bei dieſer Gelegenheit bejonders von dem Zuftande der Defanatsregiitraturen 
genaue Notiz zu nehmen. 

' $ 27. Die Ordination der zur Aufnahme geprüften und zu einem PVifariate beitellten 
Kandidaten hat er na) Auftrag des Generalfonfiftoriums, mit Zuziehung der Stadtgeiftlichen jeines 
MWohnortes zu verrichten. 

$ 28. Zu den erledigten Pfarrämtern hat er, wenn ein befonderer Vikarius zu ihrer Ber: 
wejung nothwendig iſt, tauglihe Kandidaten al3 VBerwejer dem Generalfreisfommifjartate vorzu— 
ſchlagen, auch ſonſt jede Anjtellung von Vikarien zu begutachten. 

8 29. In erforderlichen Fällen werden ihm Lofalvifitationen einzelner Pfarrämter vder 
Diftriftsdefanate aufgetragen. 

$ 30. Ueber die jämmtlichen Diitriftsdefane des Kreifes Hat er nach ihrer ihm befannt 
werdenden Gelehrſamkeit, Amtsführung, Defanatsgefhäftsbeforgung und Lebenswandel, Konduiten- 
liften nach der in der Kirchenordnung vorzufhreibenden Form zn führen und an das General: 
fonfiftorium durch das Generalfreisfommiifariat einzujenden. 

$ 31. Die von den Dijtriftsdefanen mit ihren Synodalberichten einzuſchickenden Konduiten— 
liſten über ſämmtliche Geiftliche, Vifarien und Kandidaten ihres Dijtrifts, nebjt den Nefultaten der 
Sahresberichte aller Pfarrämter, den wiſſenſchaftlichen und praftiichen Ausarbeitungen derjelben und 
anderen offiziellen Anzeigen, hat er zu benüßen, um eine genaue unparteiifche Konduitenlifte über 
den ganzen proteftantifchen Klerus des Kreijes nach $ 3 der Beförderungsordnung abzufaſſen, und 
nebjt einem umftändlichen, das ganze Kirchenwejen umfaſſenden Jahresbericht, dem die einzelnen 
Jahresberichte und Defanatsfonduitenfiften beizufügen find, dureh das Generalfreisfommifjariat an 
das Generalfonfiitorium einzujchiden. 

$ 32. Er hat die von den Pfarrämtern durch die Diftriftsdefanate einzufchiefenden jähr— 
lihen Katechumenenliften genau zu revidiren, und die dabei bemerkten Unordnungen theils ſelbſt 
abzuftellen, theils, wenn fie von größerem Belange find, dem Generalfonfiftorium zur Abjtellung 
anzuzeigen. 

$ 33. Er hat über alle, den Episfopal- und Patronatsrechten des Regenten zumwiderlaufenden 
Ereignifje durch das Generalfommifjariat an das Miniſterium des Innern zu berichten, und mo 
zur Verbeſſerung des Kirchenweſens überhaupt, oder in einzelnen Gegenjtänden ſich Gelegenheit 
darbietet, Die geeigneten Anträge dazu mittels Generalfommifjariatsberichtes dem Miniſterium des 

Innern vorzulegen. 
München, den 8. September 1809. 


Nr. II. 
Spezialinftruftion für die Diftriftsdefane. 


$ 1. Zur Ausübung der firhlichen Spezialaufficht der Gränzen eines, oder wenn darin nur 
wenige protejtantiihe Pfarreien fich befinden, etlicher benachbarter Landgerichte werden Dijtrikts- 
oder Spezialdefane angeordnet, deren Amt mit dem Befite guter Pfarritellen verbunden, und wo 
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es thunlich ift, mit dem Amte des Diſtriktsſchulinſpektors in einer Perſon vereinigt, und über deren 
Ernennung bejondere Allerhöchtte Entſchließung erfolgen wird. 
$ 2. Sie ftehen unter der Direktion des Generalkreiskommiſſariats. 


$ 3. Die geiftlichen und andern Kirchendiener des Diſtrikts find ihnen unmittelbar unter- 


geordnet und verpflichtet, ihnen auf jedesmaliges Verlangen von Amtsführung, Lehre und Wandel 
Rechenschaft zu geben. 

84. Durch fie gelangt an die Geiftfichen Alles, was bon dem Generalfonftftorium oder 
von dem Generalfommifjariate in Kirchenfachen erlaffen oder verfügt wird. 

$ 5. Wo e3 nöthig jeheint, haben fie die Verfügung mit Erläuterungen, Kathihlägen und 
Anweifungen für einzelne Fälle zu begleiten, dan jedesmal für die regelmäßige Anfinuation der— 
jelben zu jorgen und die Attefte darüber zu jammeln. 

$ 6. Sie erftatten alle ihre Berichte, Gutahten und Vorſchläge über das Kirchenweſen 
ihres Diftrifts an das Generalfreistommifjariat und erhalten don demjelben auch in dem Zalle, 
wenn es irgend an ein einzelnes Pfarramt bejondere Verfügung in Kirchenſachen erläßt, Davon 
eine Abjehrift zur Notiz. 

8 7. Der Diftriktsdefan hat das Einfammeln und Einjenden der Kolleften zu beforgen. 

g 8. Er erhält von den Pfarrämtern die jährlichen Katehumenenliften und ſchickt fie, nad 
vorheriger genauer Duchficht derjelben und Bemerkung der etwa vorgefallenen Abweichungen don 
den über die Aufnahme der Katechumenen vorhandenen Geſetze zum Generaldefanate ein. 


$ 9. Geiftliche und andere Kirchendiener des Diftrikts find gehalten, jich mit ihren Anfragen, 


Beichwerden und Anliegen immer zuerft an den ihnen vorgejegten Diftriktsdefan zu wenden, 
welcher ihnen Rath zu ertheilen und erforderlichen Falls ihre Eingaben mit feinem Gutachten 
begleitet, an das Generalfreistommifjariat einzufenden hat. 

$ 10. Der Diftriftsdefan Hat über die Vollziehung der das Kirchenweſen betreffenden Edikte, 
die Bewahrung der Episkopal- und Patronatsrechte des Regenten, die Beobachtung der Kirchen— 
ordnung in ſeinem Diſtrikte zu wachen, und die Amtsführung und Aufführung der Geiſtlichen und 
anderen Kirchendiener, ſowie das religiöſe und moraliſche Verhalten der Gemeinen und die Beför— 
derungsmittel oder Hinderniſſe der Reinheit und Wirkſamkeit der Lehre und des Kultus zu 
beobachten. 

$ 11. Beſonders ſoll er jede Gelegenheit benutzen, die ihm untergeordneten Individuen 
nah ihren Fähigkeiten, ihrer wiſſenſchaftlichen und moralischen Bildung, ihrer Amtsthätigfeit 
und Aufführung genau kennen zu lernen, um jedem nach) jeinem Bedürfnifje Rath und Anweiſung 
geben zu fünnen. 

$ 12. Zu dieſer Abſicht Hat er in jedem Jahre die Hälfte der Kirchenſprengel feines 
Diftriktes jorgfältig perfönlih zu vifitiren und die Bedürfniffe des Unterrichts und Kultus, die 
Mittel zu deven Befriedigung, das Verhalten des Pfarrerd und der Gemeinde gegen einander umd 
deren wechjelfeitige Bejchwerden, die Beichaffenheit der Pfarrregiftratur und der Kirchenbücher, 
überhaupt die ganze Art der Beobachtung oder Vernachläſſigung der Kirchenordnung zu unterfuden, 


darüber ein genaues PVifitationsprotofoll abzufaſſen und mit Beilegung deijelben an das Königliche 


Generalfreisfommifjariat Bericht zu erjtatten. 

$ 13. Die vom Kreiöfirhenrathe aufgegebenen Synodalfragen hat er feinen Kapitularen 
befannt zu machen, die einlaufenden Antworten durchzuſehen und, mit feinen Bemerkungen begleitet 
an das Generalfommiffariat einzuliefern, auch die darauf erfolgende Cenſur des Kreisfirchenrathes 
feinen Didzefanen mitzutheilen. 


’ 


Ss 14. Auf gleiche Weiſe hat er mit den von den Geiftlichen abzufafienden Jahresberichten 
und mit den don ihnen einzuliefernden Predigten, Dispofitionen und praftijchen Auffägen zu ver= 


fahren. 

$ 15. Jährlich einmal hat er alle Kapitularen und im Diftrikte ſich aufhaltenden Vikarien 
und Kandidaten zu einer Synode im MWohnorte des Defanats zu verfammeln, weldhe mit einer 
Predigt eines Didzefangeiftlichen eröffnet und zu einem Vortrage des Defans über einen wiſſen— 
ſchaftlichen Gegenſtand, zu Unterredungen darüber, zur Rekapitulation der im Laufe des Jahres 
im Kirchenweſen des Diſtrikts vorgefallenen wichtigeren Veränderungen und darüber ergangenen 
Verordnungen, zur Berathung über wichtige Amtsfälle und über die ökonomiſchen und literariſchen 
Angelegenheiten des Kapitels, dann zur Wahl für die etwa erledigten Stellen von Kapitelsſenioren 
und Kamerarien benußt werden joll. 


$ 16. Protofoll und Bericht über die gehaltene Synode Hat der Defan an das Generals 


fommifjariat einzujchielen und denjelben die gehaltene Synodalpredigt und die Jahresberichte 


Jämmtlicher Pfarrämter beizulegen, auch jeinen eigenen Jahresbericht über den Zuftand des Kirchen— 
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weſens im ganzen Dijtrikte und eine genaue unparteiiſche Konduitenliſte über alle Geiftlichen, Vikarien 
und Kandidaten de3 Kapitels anzufügen. 

$ 17. Die Urlaubsgeſuche der Geiftlichen und anderer Kirchendiener des Diſtrikts, wenn 
fie nicht über 8 Tage fich erſtrecken und feine Reiſe ins Ausland oder an das Königliche Hoflager 
bezwecken, hat der Defan zu erfedigen, im entgegengejegten Falle aber fie weiter an die Behörde 
zu befördern. 

$ 18. Bei Erledigung einer Pfarritelle Hat er jogleih Anzeige zu machen und feine gut= 
ahtlihen Vorſchläge wegen Verweſung der Stelle beizufügen, auch für die Verwahrung dev Amts— 
regiftratur zu jorgen. 

$ 19. Die Inſtallation der Geiftlichen und die Verpflichtung der niedern Kirchendiener 
wird von ihm, nach der in der Kicchenordnung vorgefchriebenen Form auf den vom Generals 
fommifjariate deshalb zu extheilenden Befehl vollzogen, 

München, den 8. September 1809. 


II. 
Edikk 


über die innern kirchlichen Angelegenheiten der proteſtantiſchen Gelanımf- 
Gemeinde in dem Königreiche. Vom 26. Mai 1818. 


J. Verfaſſung des proteſtantiſchen Kirchenregiments. 


8 1. Das oberſte Episcopat und die daraus hervorgehende Leitung der pro— 
tejtantifchen innern Kicchenangelegenheiten ſoll künftig durch ein jelbjtitändiges Ober- 
fonfijtorium ausgeübt werden, welches dem Staatsminijterium des Innern unmittelbar 
untergeordnet ift. 

S 2. Dasjelbe bejteht 

a. aus einem Präfidenten des protejtantifchen Glaubensbefenntnifjes; 

b. aus vier geiftlihen Oberfonfiftorialräthen, unter welchen Einer der veformirten 
Religion ift; ; 

e. aus einem weltlichen Nathe; 

d. aus dem nothwendigen Unterperfonale mit Einſchluß eines NRechnungsverjtändigen 
zur Superrevifion der Pfarrfaifionen und der Rechnungen über die Pfarrunter- 
ſtützungs- und Wittwenfafjen. 

$ 3. Die Oberfonjijtorialräthe haben den Rang der Gentralräthe; die Gehalte 
und vejpective Zunktionszulagen des Geſammtperſonals werden auf die Staatsfafje über- 
nommen. 

$ 4. Statt der bisherigen Generaldefanate follen drei Konftjtorien, in Ansbach, 
Bayreuth und für den Rheinkreis zu Speyer errichtet werden. 

Dieſe jollen künftig bejtehen: 

a. aus einem Vorſtande der proteftantifchen Konfeffion; diefe Funktion joll dem 
Regierungsdireftor, oder dem ältejten Regierungsrathe derjelben Konfejfion über— 
tragen werden; 

b. aus zwei geiftlichen und einem weltlichen proteftantifchen Nathe, und 

e. aus dem nothwendigen Unterperjonale, 

Die Staatsregierung ijt ermächtigt, den Konfiftorialbezirt Speyer nad) Ver— 
nehmung des protejtantiichen Oberfonfijtoriums von dem Wirkungskreis desjelben aus- 
zunehmen, und dem mit den Kirchenangelegenheiten beauftragten Staatsminifterium uns 
mittelbar unterzuordnen, wenn die General-Synode de3 genannten Konfiftorialbezirfes 
einen hierauf gerichteten Antrag jtellen jollte. 
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In diefem Falle wird das proteftantiiche Konfiftorium in Speyer mit einem jelbjt- 
jtändigen Vorſtande verjehen und jo weit nöthig, mit geiftlichen Mitgliedern verftärkt‘). 

8 5. Die Konfiftorialväthe haben den Rang der vormaligen Kreiskirchenräthe. 
Die Beſoldungen und reſpective Funktionszulagen des Konſiſtorialperſonals werden gleich⸗ 
falls auf die Staatskaſſe übernommen. 

8 6. Die bisherige Verfaſſung der Diſtriktsdekanate und Diſtriktsſchulinſpektionen, 
ſowie der übrigen Mittelorgane wird beibehalten. 

$ 7. Zur Handhabung der Kicchenverfaffung foll in jedem Defanate eine jährliche 
Vifitation und am Defanatsfige jährlich eine Diözeſan-Synode, dann alle vier Jahre eine 
allgemeine Synode am Site des Konfiftoriums unter der Leitung eines Mitgliedes des 
Oberfonfiftoriums zur Berathung über Angelegenheiten der proteftantifchen Kirche des 
Königreichs Bayern, in Gegenwart eines Königlichen Kommifjärs, welcher jedoch an den 
Berathungen ſelbſt feinen Antheil zu nehmen hat, gehalten werden. 

Die allgemeinen Synoden der Konfiftorialbezirke Ansbach und Bayreuth Fünnen auf 
Antrag des Oberkonfiftoriums mit Königlicher Genehmigung in eine ungetrennte an einem 
geeigneten Orte in einem diefer Bezirfe abzuhaltende Verſammlung vereinigt werden?). 

$S 8. Die theologische Prüfungsfommiffion für die Aufnahmsprüfung der pro— 
teftantifchen Pfarramtstandidaten bleibt in Ansbach mit dem Konfijtorium dajelbit, 


ſowie in Speyer mit dem dortigen Konfiftorium für die Kandidaten aus dem Rhein⸗ 


kreiſe, verbunden. Derſelben ſind auch die Anſtellungsprüfungen in den jährlich aus— 
zuſchreibenden Konkursterminen übertragen. 

Es ſoll dabei rückſichtlich der Fragen und Aufgaben der Cenſur und Klaſſification 
ein analoges Verfahren wie bei den Kandidaten für den Staatsdienſt nach der Ver⸗ 
ordnung vom 9. Dezember 18172) beobachtet und eingeleitet werden. Im Uebrigen 
verbleibt es bei der Inſtruktion über die Prüfung der proteftantijchen Pfarramtskan— 
didaten und deren Beförderung vom 23. Jänner 1809 und deren Modification dom 
8. November 1813%), 

$ 9. Die allgemeine Unterftügungsanftalt für proteftantijche Geiftliche des Ober— 
main», Nezat-, Ober: und Unterdonaus, Iſar- und Regenkreiſes, dann die Verſorgungs— 
anftalt für Pfarrerswittwen diefer Kreife, bleibt mit ihrer Adminiftration in Nürnberg 
unter der Leitung des Konfiftoriums zu Ansbach und dev Oberaufficht des Oberkon— 
ſiſtoriums nach der bisherigen Verfaffung diefer beiden Inſtitute. 


II. Wirkungskreis des Oberkonſiſtoriums und der dieſem untergeordneten Konſiſtorien. 


$ 10. Alle Gegenſtände, welche die Aufrechthaltung der Religionsedikte und 
der Verordnungen über die öffentlichen und bürgerlichen Verhältniſſe der religiöfen Ge⸗ 
meinden und Körperſchaften; die Handhabung der geſetzlichen Gränzen zwiſchen weltlicher 
und geiſtlicher Gewalt; die Bewahrung und Vertretung der landesfürſtlichen Rechte und 
Intereſſen in Beziehung auf die Kirchen aller Konfeſſionen und deren Anſtalten und 
Güter; die Handhabung der geſammten Religions- und Kirchenpolizei in allen Bes 
ziehungen, und befonders in Rückſicht auf alle äußeren Handlungen der Kirchengemeinden 


1) Die beiden legten Abſätze diefes Paragraphen Derjelbe Tautete früher: 


find durch Artikel 3 des VBerfaflungsgejeßes vom „Zur Handhabung der Kirchenverfaflung 
4. Juni 1848, „die proteitantifhen General: ae zur Berathung über innere 
Synoden und den Konfiftorialbezirf Speyer „Kirchenangelegenheiten in Gegenwart eines 
betr.”, eingejchaltet. Val. oben ©. 298. „Königlihen Kommiſſärs .... . gehalten 
2) Dieſe Faltung erhielt $ 7 durch Das Geſetz „werden“. 

vom 4. Juni 1848, „die protejtantifchen General- 3) Reg.-Bl. v. 3%. 1817, St. 42, Seite 
Synoden und den Konfiftorialbezirt Speyer | 1011-1021. 

betr.“ 4) N. Amtshandb. 3, ©. 64 ff. 124 ff. 
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und ihrer Angehörigen betreffen, gehören zur Kompetenz der Kreisregierungen und des 
Staatsminifteriums de3 Innern nach den nähern Beitimmungen der hierüber erlafjenen 
bejondern Berordnungen über die Zormation und den Wirkungsfreis der oberiten Ver— 
waltungsitellen in den SKreifen vom 27. März 1817, dann über den Gejchäftskreis der 
Staatsminifterien vom 15. April 1817). 

8 11. Der Wirkungskreis des Oberfonfiftoriums, jowie der ihm untergeordneten 
Konfiftorien in den Kreiſen ift demnach befchränft auf die Gegenftände der innern Kirchen— 
polizei, auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt verbundenen Episcopat3 und die 
Leitung der innern Kirchenangelegenheiten; es jteht ihnen hiernach zu: die Aufficht über 
Kirchenverfaflung, Kirchenordnung, Disciplin, Lehrvorträge, Amtsführung und Betragen 
der Geiftlichen, Prüfung, Ordination, Anftellung und Beförderung der Kandidaten, Er- 
theilung des Neligionsunterrichts in den Schulen, Kultus, Liturgie und Ritual, Puri— 
fifationen und Dismembrationen der Pfarreien, Erledigung und Wiederbejegung der 
Pfarrſtellen und anderer Kirchendienite, Inveſtitur der Geistlichen, Synodal- und Didcejan- 
Berhältniffe, Dispenjationen, Pfarrwittwen- und Pfarrpenfions-Anftalten, Fatirung und 
Veränderung der Pfarreinkünfte. 

In Anjehung des Gejchäftsfreijes des Oberkonfijtoriums und der untern Kon— 
jiltorien wird es im Allgemeinen bei den Beitimmungen belafjen, welche hierüber in den 
früheren Edikten, nämlich) 

a. in der Anordnung einer Sektion in Kirchengegenſtänden vom 8. September 1808, 

insbejondere im S VIP); 

b. in den Inſtruktionen für das Generalfonfiftorium und für die Generalfreis- 
fommiffariate in Beziehung auf das Kirchenweſen der proteftantifchen Geſammt— 
gemeinde des Königreichs Bayern vom 8. September 1809?) ; 

e. in dem Edikte über die Bildung der Mittelftellen für die proteſtantiſchen Kirchen— 
angelegenheiten vom 17. März 1809*) 

enthalten find. 

$ 12. In Anfehung der Verwaltung des Stiftungspermögens und der Oberaufficht 
über die Erhaltung und zweckmäßige Verwendung des Vermögens der protejtantijchen 
Kirche und Kirchenftiftungen, verbleibt es bei den bisherigen gejeßlichen Beitimmungen. 

$ 13. Dem Oberfonfiftorium ift die Aufficht über das proteſtantiſch-theologiſche 
Studium auf der Univerfität Erlangen in Anfehung der Lehren übertragen, auch wird 
bei Bejegung der theologischen Lehrftellen dasfelbe mit feinem Gutachten vernommen. 

$ 14. Demjelben, jowie den untern Konfiitorien in ihren Bezirken verbleibt, 
wie jchon in den frühern Edikten verordnet war, die Aufficht über den proteftantifchen 
Religionsunterricht in den Schulen. Die Aufficht und die Anordnungen über den übrigen 
Unterricht, jowohl in den Volksſchulen als Studienanftalten, gehören al3 ein Staats- 
polizeigegenjtand lediglich zur Kompetenz der Negierungen und des Staatsminijteriums 
des Innern nach den darüber beftehenden gejeglichen Einrichtungen. In den Kreiſen, 
in welchen die größere Mehrheit der Einwohner proteltantifcher Konfeffion iſt, joll je: 
doch das Referat in Schulangelegenheiten einem Rathe von diejer Konfeffion übertragen, 
auch joll unter den Oberjtudienräthen jederzeit Einer von der proteftantifchen Konfeſſion 
angejtellt werden. 


1) Abgeändert dur die Königlihen Aller: | und 16. März 1849, „die oberite Leitung der 
höchſten Verordnungen vom 17. Dezember 1825, | Kirchen: und Schulangelegenheiten betr.“ Ebendaf. 
„Die Formation, den Wirfungsfreis und den | 443 ff. 

Gejhäftsgang der oberſten Berwaltungsitellen 2) Val. ebendaf. 1, ©. 538. 
in den Kreijen betr.” (N. Amtshandb. 1, 9.448, 3) Oben Wr. I. 
dann vom 15. Dezember 1846, 27. Februar 1847 4) N. Amtshandb. 1, ©. 598. 619. 
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III. Berhältniffe des Oberkonſiſtoriums zu den untern Konfiftorien und diejer zu den 
Negierungen und andern weltlichen Behörden. 


$ 15. Die Konfiftorien behalten in allen Beziehungen gegen das Oberfonfijtorium 
dasjelbe Verhältniß, in welchem die jeitherigen Generaldefanate zu den Generalkonfijtorien 
gejtellt waren. 

$ 16, Die Konfiftorien find in ihrem Wirfungsfreife gegen die Regierungen 
als foordinirte Stellen zu betrachten, wonach fie fich wechjelfeitig gegen einander zu 
benehmen Haben; in Staats-, Polizei- und andern nach dem Edikte über die äußern 
Rechtöverhältniffe zur weltlichen Regierung gehörigen Gegenjtänden aber find fie den 
Regierungen untergeben, dieſe haben jedoch in ihren Ausfertigungen an diejelben fich 
jederzeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 

$ 17. Den Konftftorien find in Gegenjtänden ihres Wirfungsfreijes die Dijtrikts- 
defanate und Pfarrer untergeordnet; Verfügungen an weltliche Behörden können jie nur 
dureh die Regierung bewirken, welche ihnen zur Unterftügßung in der Ausübung ihrer 
Amtsbefugniſſe nicht verweigert werden dürfen, jo lange fie in den gejeglichen Schranfen 
ihres Wirkungskreiſes verbleiben ; auch werden die Landgerichte und übrigen Polizeiftellen 
hierdurch angewiefen, denſelben hiezu jederzeit den erforderlichen Beiftand zu leijten. 


IV. Berhältniife des Oberfonfiftoriums zu dem Staatsminifterium des Junern. 


$ 18. Das Oberfonfiftorium ift ein dem Staatsminifterium des Innern 
unmittelbar untergeordnetes Kollegium; es empfängt hiernach don demjelben Aufträge 
und Befehle durch Referipte und erjtattet an dasjelbe Berichte, 

$ 19. Dasselbe hat hiernach an genanntes Staatsminifterium gutachtliche Berichte 
zu eritatten und durch diefes die Allerhöchite Entjchließung zu erholen: 

a. in allen Gegenftänden neuer organiſcher kirchlicher Einrichtungen und allgemeiner 
Berordnnungen ; 

b. bei Anordnungen allgemeiner öffentlicher Gebete und außerordentlicher Kirchen— 
fejte, oder Abſchaffung bejtehender Feſte und Tetertage ; 

c. in Fällen, wo e8 auf Beitimmung der Verhältniſſe zwifchen katholiſchen und 
proteftantiihen Pfarreien und einzelner Einwohner verjchiedener Glaubens= 
befenntniffe anfömmt, nach 88 47 und 48 der Konfiftorialordnung, wohin 
insbejondere die Purififationen gemifchter Pfarreien gehören ; 

d. bei Dispenfationsgefuchen wegen verbotener Verwandtſchaftsgrade; 

e. über alle Anftellungen und Beförderungen in geiftlichen Amtsitellen, Berjegungen, 
Degradationen, Suspenfionen vom Amte, Penfionirungen, Entjegungen oder 
Ausihliegung vom geiftlichen Amte; 

f. bei Eintheilung dev Pfarrſprengel und Errichtung neuer Pfarreien vder Verei— 
nigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 

g. bei Anordnungen außerordentlicher Synodalverfammlungen; 

h. über die Nefultate gehaltener allgemeiner Synodalverfammlungen ; 

i. über die Annahme neuer Stiftungen zu kirchlichen Zwecken, mit Vorbehalt der 
Kompetenz der Kreisregierungen in Anjehung der adminijtrativen Beziehungen; 

k. in Fällen, wo ein Benehmen mit andern Staatsminifterien erforderlich ift. 

Nebitdem hat dasjelbe am Schluffe eines jeden Jahres eine allgemeine Weberficht 
des kirchlichen Zuftandes der proteftantifchen Gejammtgemeinde mit den im Laufe des 
Jahres darin vorgegangenen wichtigen Veränderungen mit gutachtlichen Bemerkungen 
borzulegen. 


— — — 
— — 
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V. Geſchäftsgang. 

$ 20. Die Leitung der Geſchäfte liegt bei dem Oberkonſiſtorium dem Präſi— 
denten, und bei den untern Konfijtorien dem Borjtande und in Abwejenheit oder Ver— 
hinderung defjelben dem erjten Rathe ob. 

8 21. Aller Einlauf wird von dem VBorftande geöffnet und präfentirt. Derſelbe 
bat zu jorgen, dal; alsbald die Eintragung in das mit dem Gejchäftsprotofolle verbun— 
dene bejondere Einlaufsjournal bewirkt, und die Produkte mit den Vorakten an diejenigen 
Referenten vertheilt werden, welche er entweder durch eine allgemeine Aepartitiong- 
vorjchrift, oder in einzelnen Fällen befonders benannt hat. 

$ 22. Sämmtliche Gegenjtände werden mitteljt gemeinjchaftlicher Berathung in 
fürmlichen Situngen behandelt; in jeder Woche joll eine Situng nach der Beitimmung 
des Vorſtandes gehalten werden. 

$ 23. Der Borjtand hält, wie in andern Kollegien, die Umfrage, ſpricht die 
Beſchlüſſe nach der Einheit oder Mehrheit der Stimmen aus und läßt diejelben in das 
Situngsprotofoll eintragen. Bei ji) ergebender Stimmengleichheit iſt die Stimme des 
Vorſtandes enticheidend. 

8 24. Sämmtliche Entwürfe werden von dem Proponenten unterzeichnet und von 
dem Borjtande mit dem „Expediatur“ verjehen; der Sekretär bemerkt auf denjelben den 
Tag der Sikung mit Hinweifung auf die Nummer des Situngsprotofolls und forgt 
jodann für die Reinſchrift. 

$ 25. Die Eingaben gejchehen unter der Aufichrift: 

an 
das Königl. Bayer. Proteftantifche 
Oberfonfiftorium 
oder in den Kreiſen: 
an 
das Königl. Bayer. Proteftantiiche 
Konſiſtorium zu N. 

Die Berichte des Oberfonfiftoriums an das Staatsminifterium werden in der 
allgemein vorgejchriebenen Form abgefaßt und mit der Unterfhrift des Vorftandes, des 
Referenten und des Sekretärs bezeichnet; die Berichte der unteren Konfiftorien an das 
Oberkonſiſtorium erhalten die ebenbemerkte Auffhrift unter Beobachtung der Unter- 
ordnung; ein gleiches gejchieht von den Diftrittsdefanaten und Pfarrämtern an die 
Konfiftorien. Die Anrede ift: 

Königlihes Oberkonſiſtorium 
oder 
Königliche Konſiſtorium 
Die Unterſchrift an das Oberkonſiſtorium: 
gehorſamſtes N. 
an die Konſiſtorien: 
gehorſames N. 

5 26. Die Form der Ausfertigungen iſt folgende: 

a. jene an die untergeordneten Stellen gejchehen mit dev Ueberſchrift: 
„Im Namen Sr. Majeſtät 
des Königs.” 

Die Schreibart ift befehlend und die Unterjchrift: 

„Königlich Protejtantifches 
Oberkonfiftorium” ; 
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b. die Schreiben an koordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der Behörde 
an, von welcher und an welche gejchrieben wird: 
„das 
Königliche Konſiſtorium zu N. 
an, 26. auaac. 

Die Schreibart ift geſinnend, dev Inhalt wird in der dritten Perjon gefaßt, den 
Schluß bildet die Unterjchrift des Vorſtandes; der Sekretär fontrafignitt. 

8 27. Die Konfiftorien bedienen Ti) bei ihren Ausfertigungen eigner Siegel 
mit der Umſchrift: 

„Königl. Bayer. Protejtantijches 
Oberkonſiſtorium“ 
oder 
„Königl. Bayer. Proteſtantiſches 
Konſiſtorium zu N.“ 

g 28. Der Sekretär hat die Führung des Journals und der Protofolle, ſowie 
die Expedition zu bejorgen. Die Aufficht über die Kanzlei- und Regiftratur-Gejchäfte 
führt der Vorſtand; fie kann auch einem Rathe aufgetragen werden. 

$ 29, Der Präfident des Oberkonſiſtoriums darf ohne Anzeige und Genehmigung 
des Staatsminifteriums des Innern don den Geſchäften ſich niemals entfernen ; der - 
Vorstand der untern Konfijtorien muß davon die Anzeige bei dem Oberkonſiſtorium 
machen, und deſſen Genehmigung erholen. Der Vorſtand iſt befugt, den Räthen und 
dem übrigen Perſonal, mit vorſorglicher Rückſicht auf den Dienſt, einen Urlaub auf 14 
Tage zu bewilligen; bei Urlaubsgeſuchen in das Ausland, in die Reſidenz, oder auf 
längere Zeit als 14 Tage, find die bejtehenden Vorſchriften zu beobachten. 

München, den 26. Mai 1818. 


IM. 
Königliche Enkſchließfung vom 26. Jebruar 1853. 
Mar UI. König. 


Wir finden Uns bewogen, in Berücfichtigung der über die Shynodalverhältniffe 
der reformirten Pfarrgemeinden in den Sandestheilen defjeits des Rheins von den Ber— 
tretern diefer Pfarrgemeinden geftellten Anträge und nach gutachtlicher Vernehmung 
Unferes proteftantifchen Oberkonfiftoriums zu verordnen, was folgt: 

I. Den reformirten Pfarrgemeinden in den Sandestheilen dieſſeits des Rheins iſt 
es geſtattet, eine für ihre Kirchenangelegenheiten beſtimmte reformirte Synode zu bilden 
und jährlich einmal abzuhalten. Ein außerordentlicher Zuſammentritt dieſer Synode 
kann nur mit Unſerer Königlichen, durch das Proteſtantiſche Oberkonſiſtorium einzu⸗ 
holenden Genehmigung einberufen werden. 

II. Die Synode der reformirten Pfarrgemeinden wird zufammengefeßt aus ben 
Pfarrern derjelben und einem von dem Presbyterium gemählten Aelteſten jeder Pfarr 
Gemeinde. 

IT. Zu dem Geſchäftskreiſe der reformirten Synode gehört: 

1. die Berathung der von ihr über Firchliche Angelegenheiten im Sinne des Art. 2 
des Gefeßes vom 4. Juni 1848 an das proteftantifche Konſiſtorium und 
beziehungsweiſe Oberkonfiftorium zu bringenden Wünjche und Anträge; 


39]. 
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2. die Berathung und Beſchlußfaſſung über die in die Lehre, den Kultus und die 


Verfaſſung der reformirten Kirche einfchlagenden Gegenftände, wobei für die 
gefaßten Beichlüffe, vorbehaltlich des S 19 des Edikts über die innern Ficchlichen 
Angelegenheiten der protejtantiichen Kirche in Bayern, die Genehmigung des 
protejtantijchen Oberkonfiftoriums durch das zur begutachtenden Inſtanz beſtellte 


proteſtantiſche Konſiſtorium in Ansbach einzuholen tft; 
. die Erftattung von Anzeigen, 


die Bejchwerdeführung und der Antrag auf 
Beitrafung in denjenigen Gegenjtänden, welche die Beauffichtigung und Disciplin 
der Geiftlichen, Presbyter und niedern Kirchendiener in den veformirten Pfarr- 
gemeinden betreffen, bei dem zujtändigen proteftantijchen Defanate zum Zwecke 
weiterer Sahbehandlung ; 


. die Aufficht über die Verwaltung der zur Dedung der Synodalfojten aus dei 


Beiträgen der reformirten Pfarrgemeinden oder aus andern Zuſchüſſen fich 
bildenden Synodalfafje, jedoch unter dem ausdrüdlichen Vorbehalte Unjerer 
landesherrlichen Oberauffichtsrechte. Dem protejtantiichen Oberkonſiſtorium und 
dem protejtantiichen Konfijtorium zu Ansbach fteht die Befugniß zu, von dem 
Stande der Synodalfafje und von dem damit verbundenen Rechnungsweſen zu 
jeder Zeit Einficht zu nehmen. 


IV. Die Synode hat das Recht, aus ihren geiftlihen Mitgliedern ein Moderamen 


zu bilden, welches aus einem Präjes und einem Aſſeſſor bejteht. 


Erst und verpflichtet: 


Diejes Moderamen tit 


. an das proteftantifche Oberkonſiſtorium Anträge zu ftellen, 


1. alles dasjenige zu veranlafjen und zu bejorgen, was zur Einleitung und Berufung 


der Synode gehört; 


. die Verhandlungen der Synode zu leiten und nach dem Schluffe der Verſammlung 


die Protofolle über die Synodalverhandlungen und die Ergebniſſe der letzteren 
unverweilt dem protejtantijchen Konfijtorium in Ansbach vorzulegen, welches fie 
zur Kenntniß des protejtantijchen Oberkonfiftoriums bringen wird '); 


. die Bejchlüffe der Synode nach ihren durch das protejtantifche Oberkonſiſtorium, 


vorbehaltlich des S 19 des Edikts über die inneren kirchlichen Angelegenheiten 
der protejtantiichen Kirche in Bayern, erfolgten Genehmigung zu vollziehen, 
jomweit dieſer Bollzug nicht in die Kompetenz der proteſtantiſchen Konfijtoeien 
oder Defanate fällt; 


. die Synodalfaffe nach den durch das proteftantiiche Oberfonfiftorium über die 


DBerwaltungsführung zu exlaffenden fpeciellen VBorjchriften zu verwalten; 


. in allen Gegenständen der Lehre, des Kultus und der Verfaſſung der reformirten 


Kirche auf Erfordern der protejtantifchen Konfiftorien oder des protejtantijchen 
Oberfonfiftoriums Gutachten zu erjtatten ; 

welche bei dem 
protejtantijchen Konfijtorium Ansbach einzureichen find; 


. den reformirten Predigtamtsfandidaten, jedoch nur aus Auftrag des protejtan= 


tiſchen Oberkonſiſtoriums, die Ordination zu ertheilen; 


, 1) Entihluß des Kal. Staatöminifteriums des 
Innern für Kichen- und Schulangelegenheiten 
‚ bom 12. Juli 1855. 

| Seine Majeſtät der König haben . . 

‚ II. Unter Modififation der Ziff. IV. 2, 

| umb 6 der Allerhöchſten Entſchließung Da 
Fr Februar 1855 Allergnädigit geftattet, daß 
|: 


die reformirte Shuobe dur) das Moderamen in 


ſchließungen empfange, 


dieſer ſynodalen und jpeziell Eonfejfionellen An— 
gelegenheit unmittelbar mit dem K. protejtans 
tiſchen Oberfonfiftorium in Verbindung trete, 
an dafjelbe Vorlagen mache, und von dort Ent= 
welche jedoch den be= 
treffenden Konfiftorien zur Kenntnignahme mit: 
zutheilen feien. 
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8. jo oft die Berufung eines reformirten Geiftlichen des Auslandes zu einer 


inländiſchen reformirten Pfarritelle nach dem Ermeſſen des protejtantijchen Ober= 


Konfijtoriums ein Kolloquium mit diefem Geiftlichen zur Prüfung feiner 
Befähigung nothwendig macht, diejes Kolloquium unter Beizieyung des Profejjors 
der veformirten Theologie in Erlangen und unter Zeitung eines Konſiſtorial— 
fommifjärs abzuhalten ; 

9. zu der Inſtallation eines reformirten Pfarrers, welche nach den desfalls 
beſtehenden Vorſchriften durch den zuftändigen DBerwaltungsbeamten des Staats, 
dann durch den Dekan oder deſſen Stellvertreter zu vollziehen iſt, einen refor— 
mirten Geiftlichen als Aſſiſtenten abzuorbnen, welcher die reformirte Synode zu 
vertreten und den neuen Pfarrer in ihre Gemeinjchaft aufzunehmen hat. 

V. Die gemäß Ziffer I. und II. angeoröneten Synoden treten an die Gtelle der 
bisherigen Theilmahme der reformirten Gemeinden dieffeits des Rheins an den Diözeſan— 
und General-Synoden und ift Hiewnach insbejondere die Beſtimmung Unſerer Allerhöchſten 
Entſchließung vom 18. Oktober 1848, die proteſtantiſche General-Synode dieſſeits des 
Rheins betreffend, 8 1 Ziffer 6 außer Wirkung gejeßt. 


Unſer Staatsminifterium des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten iſt 


mit dem Vollzug beauftragt. 
Neapel, den 26. Februar 1853. 


IV. 
Königliche Enkſchließung vom 1. Auguſt 1881 


die Derhandhungen der Greneral-Synoden über eine Revifion der Kirchen- 
Perfalfung betreffend. 


Qudwig I. x. 

Wir eröffnen euch auf eueren qutachtlichen Bericht vom 21. April vorigen Jahres 
was folgt: 

I. Die vereinigten General-Synoden haben jehon bei ihrer Verſammlung im Jahre 
1873 den Antrag geftellt, es möchten durch ein dem nächiten Landtage vorzulegendes 
Verfaſſungsgeſetz diejenigen Beſtimmungen des Anhang II. zum Religionsedikt und des 


Geſetzes vom 4. Juni 1848, die proteſtantiſchen General-Synoden und den Konſiſtorial⸗ 


bezirk Speyer betreffend, welche ſich auf die Verfaſſung oder die ſonſtigen inneren 
Angelegenheiten der proteſtantiſchen Landeskirche beziehen, der Eigenſchaft von Staats⸗ 
geſetzen entkleidet und als bloße Kirchengeſetze in der Weiſe erklärt werden, daß ihre 
authentiſche Interpretation oder Abänderung lediglich unter Unſerer Allerhöchſten 
Sanktion auf Antrag der oberſten Kirchen-Behörde und mit Zuſtimmung der Generals 
Synode joll erfolgen können. 

Ihr habt euch gegen diefe Bitte der General-Synode ausgeſprochen. 


Nachdem überdies in dem von der General-Synode vorgeſchlagenen Verfahren und 
insbefondere in der von ihr gegebenen, zu unbeftimmt gehaltenen Faſſung jenes nad 
ihrer Anficht zu erlafjenden Verfaſſungsgeſetzes eine entjprechende und gedeihliche Löſung 


diefer Angelegenheit nicht gefunden werden konnte, vermochten Wir jener Bitte der 
General-Synode nicht ftattzugeben, haben euch aber in Unjerer Entſchließung dom 18 
August 1876 Ziffer 16 aufgefordert, mit Nücficht auf weitere Wahrnehmungen diejen 
wichtigen Gegenftand einer neuerlichen Würdigung zu unterjtellen und ausführlichen 
gutachtlichen Bericht zu erſtatten. 


LE 
D 
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Die im Jahre 1877 verjammelten General-Synoden haben ohne nähere Erörterung 
des Gegenjtandes die Bitte um Vorlage eines vevidierten Entwurfes über die Verfaſſung 
der protejtantiichen Landeskirche an die nächſte Berfammlung erneuert. 

Ihr Habt in Folge der an euch gerichteten Aufforderung nah Einholung der 
Aeußerung Unferer protejtantiichen Konfijtorien den Gegenftand neuerlicher Prüfung 
unterjtellt und wiederholt in bejtimmter Weiſe euch dahin ausgejprochen, daß euere ſchon 
früher gewonnene Ueberzeugung nicht erjchüttert, ſondern nur befejtigt worden jet, daß 
auch in den neuerlichen Vorlagen eine entjprechende Grundlage für eine glüdliche Löſung 
der Sache nicht habe gefunden werden können, daß ıyr überhaupt den Zeitpunkt zu einer 
Aenderung der Firchlichen Verfaſſungsbeſtimmungen nicht für geeignet erachtet, und leb- 
hafte Bejorgniß heget, es möchten die unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht zu 
überjehenden Folgen einer jetzt verjuchten Aenderung eher zu einer Lockerung der 
bejtehenden Ordnungen, al3 zur Befejtigung des Firchlichen Lebens führen. 

Dabei wurde von euch ausdrücklich auf die über den Vollzug der beftehenden 
Verfaſſungsbeſtimmungen extheilten und unverrüct aufrecht erhaltenen feierlichen Königl. 
Deflarationen vom 28. Oftober 1824 und vom 2. Juli 1831 jowie darauf hingewiesen, 
daß feinerlei wirkliche Beichwerden namhaft gemacht oder belegt worden jeien, als ob 
unter der dermalen bejtehenden Gejeßgebung und bei deren Vollzug die protejtantijche 
Landeskirche gehindert worden jet, ihrem Bekenntniſſe gemäß zu leben und fich frei zu 
entwideln. 

Im Hinblick auf diefe von euch abgegebene Erklärung ſprechen Wir nach reiflicher 
MWirdigung der Berhältniffe Unfere Willensmeinung dahin aus, daß von einer Vorlage 
über diejfen Gegenjtand an die nächte General-Synode Abjtand zu nehmen fei, und 
überlajjen euch, den General-Synoden die Erwägungen ausführlich darzulegen, welche 
euch zu der gewonnenen Weberzeugung bejtimmt haben. 

II, Mit der ad I, erwähnten gutachtlichen Aeußerung habt ihr eine Bitte in Betreff 
der Vereinigung der General-Synoden der Konfijtorialbezirfe Ansbah und Bayreuth 
verbunden. 

Diejer Bitte entjprechend wollen Wir hiemit gejtatten, daß einjtweilen und bis 
auf Weiteres unbejchadet etwaiger bejonderer Verfügung die General-Synoden der 
genannten Konfijtorialbezirfe in einer ungetrennten VBerfammlung abgehalten werden, 
wobei jedoch die Bejtimmung des Ortes für diefe Berfammlung für jeden Fall ul 
Allerhöchſten Beltimmung vorbehalten bleiben joll. 

Serner finden Wir Uns bewogen 

III. euerem weiteren gutachtlihen Antrage entiprechend auszufprechen und zu 
bejtimmen, daß alle allgemeinen und beziehungsweije neuen organischen kirchlichen Ein— 
richtungen und Verordnungen, welche fich auf Lehre, Liturgie, Kirchenordnung und Kirchen— 
verfaffung beziehen, ohne VBernehmung und Zuftimmung der General-Synoden fünftig 
nicht getroffen werden jollen. 

Hiernach habt ihr das Geeignete zu verfügen. 


Hohenſchwangau, den 1. Auguft 1881. 


gez. Ludwig. ge. Dr. von Zub, 
An das Königlih Auf Königlich Allerhöchiten Befehl 
protejtantiiche Oberfonfijtorium. Der Generaljefretär Minijterialrath 


gez. von Bezold,. 


Friedberg, Verfafjungsgejese. Bayern. - 91 
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N 
Die Kirchenvorſtands-Prdnung 


für die lukheriſchen Gemeinden in Bayern diesſeits des Rheins. Don 7. DRt.1850, | 
Marx ll. König. | 


Auf euern nach vorgängiger Berathung durch die jüngjte proteftantijche General- | 
Synode in Ansbach und mit Berücfichtigung der Beſchlüſſe derjelben geftellten Antrag 
finden Wir Uns bewogen, die Einführung von Kirchenvorjtänden in den dem lutheriſchen 
Befenntniffe angehörigen Kirchengemeinden der proteſtantiſchen Kirche des Königreichs | 
Bayern diesfeits des Rheins gemäß nachftehenden VBorichriften zu genehmigen: | 

8 1. Sn jeder Kirchengemeinde befteht ein Kirchenvorjtand. 

Ss 2. Zum Wirkungskreiſe des Kirchenvorjtandes gehören : | 

1. die Berathung über Wünfche dev Kirchengemeinde in Beziehung auf Gegenjtände 
des öffentlichen örtlichen Gottesdienstes, auf VBerrichtung Kiturgifcher Handlungen 
oder auf Ertheilung des Religionsunterrichtz ; 

2. die Befugniß, über wichtige, die Ortskirchengemeinde ſpeziell berührende neue 
icchliche Einrichtungen und Anordnungen von Seite der kirchlichen Stellen und 
Behörden mit feinen Wünjchen, Erinnerungen oder VBorjchlägen vernommen zu 
werden; | 

3. die Wahrung der firhlihen Rechte der Kirchengemeinde gegen Störungen, Eine 
griffe und jonftige Nachtheile, und, wenn er jolche nicht ſelbſt zu befeitigen vers 
mag, die durch Vermittlung des Pfarramtes zu eritattende Anzeige an die dor 
gejeßte Kirchenbehörde ; 

4. die Förderung der Anftalten chriſtlicher Wohlthätigfeit und thätiger chriftlicher 

Liebe, jowie überhaupt die Hebung des Firchlichen Lebens in der Gemeinde ; 

. die Wachſamkeit auf die Sicherung und gute Bewirthichaftung des Pfarreigen= 
thums und der zu diefem Zwede dem Pfarrer oder Pfarrverweſer zu letjtende 
Beirath; 

6. die Mitwirkung zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung bei öffentlichen Gottes— 
dienſten, und namentlich bei außerordentlichen kirchlichen Feſten oder Feierlich— 
keiten; 

7. die Verleihung der Kirchenſtühle und die Ablieferung der Einnahme hieraus an 
die zum Empfang Berechtigten; 

8. die Vertretung der Kirchengemeinde bei Ausübung der derſelben zuſtehenden 
Präſentationsrechte und aller damit verbundenen Befugniſſe, vorbehaltlich der 
Rechte Dritter; 

9. die Wahl der zu der Diözeſan-Synode abzuordnenden weltlichen Mitglieder und 

10. die Befugniß bei Einjegungen der Pfarrer, bei Kirchenvifitationen, jo wie bei 
andern feierlichen Gelegenheiten, bei welchen die Kirchengemeinde zu vertreten ift, 
zugezogen zu werden. 

$ 3. Dem Kicchenvorstande gebührt ein bejonderer Amts- und Chrenfiß in der 
Kirche, wenn die Räumlichkeiten und Einrichtungen jolches gejtatten. 

$ 4. Der Kicchenvorjtand befteht: 

1. aus jämmtlichen an der betreffenden Kirche angeftellten Geiftlichen mit Einſchluß 
der wirklichen Pfarrverweſer, der exrponirten und ftändigen Vikare, ſowie ber 
Hauptprediger, joferne letztere nicht wirklich in Aktivität ftehende Mitglieder des 
Königl. Oberkonſiſtoriums oder eines Konfiftoriums jind; 


or 
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2. aus einer Anzahl mweltlicher Kirchenmitglieder von mindejtens vier und höchitens 
zwölf, je nach der Größe und dem Bedürfniſſe der Gemeinde. 

Die nähere Beltimmung über die Anzahl der weltlichen Kirchenvorjteher bleibt den 
Konftitorien vorbehalten, wogegen jedoch der Kirchengemeinde das Recht der Berufung 
an * AREA zusteht. 

5. Wahlitimmberechtigt bei der Wahl zum Kirchenvorftande find alle männlichen 
J Mitglieder der Kirchengemeinde nach zurückgelegtem 21. Lebensjahre, ſofern 
ſie der proteſtantiſchen Kirche lutheriſchen Bekentniſſes angehören, im Sprengel der 
Kirchengemeinde ihren ſtändigen Wohnſitz haben, bayeriſche Staatsangehörige ſind und nicht 
ſchon wegen eines Verbrechens, oder des Vergehens der Fälſchung, des Betrugs, des 
Diebſtahls oder der Unterſchlagung verurtheilt wurden. Als ſelbſtſtändig können jene 
nicht betrachtet werden, welche für ſich keinen eigenen Familienſtand bilden, oder als 
fonjeribirte Arme Unterſtützung aus einer öffentlichen Armenkaſſe genießen. 

Das Wahljtimmrecht fteht insbeſondere auch den geistlichen und weltlichen Mit- 
gliedern des Kicchenvoritandes jelbit zu. Diejes Recht kann nur in Einer Kixcchen- 
gemeinde ausgeübt werden. 

Ausgejchloffen von der Ausübung des Wahlftimmrechts find diejenigen, welche durch 
thatjächlich befundete Verachtung oder Berfpottung der Religion überhaupt, oder der 
evangelisch-Lutheriichen Kirche, ihres Bekenntniſſes und ihrer Heilsmittel injonderheit 
öffentlichen Anſtoß gegeben haben '). 

$ 6. Wählbar in den Kirchenvorjtand find alle wahljtinmberechtigten weltlichen 
Mitglieder der Kirchengemeinde, welche dad 25. Lebensjahr zurücgelegt haben, einen 
hriitlich ehrbaren Lebenswandel führen und ihre — dem Glauben und Befenntniffe der 
Kirche gemäße Gefinnung duch entſprechende Theilnahme an dem öffentlichen Gottes- 
dienjte und dem heiligen Abendmahle an den Tag legen. 

8 7. Die Wahl wird in der Sakriſtei dev Kirche oder in einem jonft hiezu 
geeigneten Pfarr- oder Schulgebäude vorgenommen. Zeit und Ort derjelben werden 
wenigjtens eine Woche vorher bei dem Hauptgottesdienite der Kirchengemeinde öffentlich 
befannt gemacht, und von dem Pfarrer, oder deſſen Stellvertreter , und wo mehrere 
Pfarrer in einer Kirchengemeinde angeftellt find, von dem erſten Pfarrer geleitet. 

Die Wahlverhandlung ſelbſt ift durch den diejelbe Yeitenden Pfarrer oder dejjen 
Stellvertreter mit einer pafjenden Ansprache an die Wähler zu eröffnen, in welcher die 
Wichtigkeit der bevorſtehenden Wahl erörtert und den Wählern nahe gelegt wird, von 
ihrem Wahlrechte nur im wahren Intereſſe ihrer Kirche gewilienhaften Gebrauch zu 
machen. 

s 8. Jede Wahlftimme muß perfünlich abgegeben werden. Bevollmächtigungen 
oder Stellvertretungen zur Mebergabe oder Abgabe von Wahlitimmen find unzuläffig. 

S 9. Die Wahl gefchieht entweder durch numerirte, von den Wählern eigenhändig 
unterzeichnete Stimmzettel, oder mündlich zu Protokoll. Bei der Verlefung der Wahl: 
zettel und des Protokolls werden die Namen der Wähler verfündet. Jeder Wähler hat 
doppelt jo viele Namen zu bezeichnen, als die Zahl der zu wählenden weltlichen Mit— 
glieder des Kirchenvorſtandes beträgt. 

$ 10. Bei der Wahl fteht dem dieſelbe Teitenden Pfarrer oder deſſen Gtell- 
vertreter ein Wahlausſchuß von fünf Mitgliedern zur Seite, der von dem Pfarrer oder 
deſſen Stellvertreter in Pflicht genommen wird. Diejen Wahlausihuß bilden die im 
Funktion verbleibenden weltlichen Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 


1) 88 5, 6, 7 find in der Faſſung der Alferh. Entſchließung v vom ?. Febr. 1861 aufgenommen. 
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Da, wo deren Zahl aus mehr als fünf beiteht, haben fie diejenigen aus ihrer 
Mitte durch Wahl zu bezeichnen, welche in den Ausfchuß treten jollen, da aber, wo 


deren Zahl aus weniger als fünf befteht, haben fie ſich auf diefe Zahl aus denjenigen . 
Kicchengemeindegliedern durch Kooptation zu ergänzen, welche na S 6 wählbar in den 
Kirchenvorjtand find. — Da, wo bisher noch Fein Kicchenvorftand beftand, wird der 
Wahlausihuß von den Wählern aus ihrer Mitte auf die ihnen beliebige Weife, oder 


wenn fein Webereinfommen jtattfindet, durch das 2003 ernannt. 
Die Befugniffe diejes Wahlausſchuſſes find: 


1. darüber zu wachen, daß Niemand eine Stimme abgebe, der hiezu nicht berechtigt 


it, und daß Niemand gewählt werde, der nicht wählbar ift; 

2. darauf zu jehen, daß jede Wahljtimme vollftändig aufgezeichnet, gezählt und die 
Stimmenmehrheit richtig berechnet werde; 

3. alle Wahlreflamationen ſofort zu prüfen und felbftitändig zu entjcheiden ; endlich: 


4, über Wahlablehnungen nach genügender Unterfuchung der hierfür angegebenen 


Gründe und Nachweife jogleich zu erkennen )). 


s 11. Beſchwerden gegen die Beichlüffe des Wahlausjchuffes find num wegen Un 


gejeglichleit des Verfahrens zuläffig und werden von dem vorgeſetzten Dekanate, oder 


wenn der funktionivende Dekan als Pfarrer jelbjt bei der Wahl betheiligt war, von dem 


einschlägigen Konfiftorium befchieden. — Durch folche Beichwerden darf zwar die im 
Gange befindliche Wahlhandlung nicht gehemmt werden, doch fteht demjenigen, defjen 
fichliche, durch einen Beſchluß des Wahlausschufies verletzte Ehre in Folge jeiner Be- 
ſchwerde wieder hergeftellt worden ift, frei, die öffentliche Verkündigung diefer Wieder: 
herſtellung vor verfammelter Gemeinde von der Kanzel herab zu fordern ?). 


s 12. Die Wahlverhandlung und die Thätigfeit des Wahlausjchuffes bleibt Tedige 


ih auf den Gegenjtand der Wahl befchränft. 


5 13. Ueber die Wahlverhandlung wird ein Protokoll geführt, in welches alle | 


Wahlſtimmen, ſowie alle Reklamationen und Beſchwerden, nebft den hierauf vom Aus- 
ſchuſſe gefaßten Bejchlüffen eingetragen werden, und welches von einem Mitgliede des 
Ausſchuſſes zu führen und von ſämmtlichen Mitgliedern zu unterzeichnen ift. Ebenſo 
ift don einem Meitgliede des Wahlausschuffes ein Kontrolverzeichniß zu führen, welches 
die Namen der Gewählten und die Zahl der erhaltenen Stimmen enthält. Auch dieſes 
DBerzeichniß wird von dem gefammten Wahlausſchuſſe unterzeichnet. 

5 14. Nach gejchloffener Abjtimmung wird das Wahlergebniß durch den Aus— 
ſchuß fejtgejtellt, wobei Jene, welche bei der Wahl nach Maßgabe der relativen Stimmen 
mehrheit die meijten Stimmen erhalten haben, nach der Reihenfolge der erhaltenen Stimmen— 
zahl als gewählte Mitglieder des Kirchenvorftandes zu bezeichnen find. Die nach der 
Zahl der erhaltenen Stimmen zunächſt Folgenden find als Erſatzmänner zu betrachten, 
und rüden in Erledigungsfällen während der Dauer einer Wahlperiode für die Zeit, 
für welche dev zu Erjegende gewählt war, nach dev Neihenfolge der Stimmenzahl ein, 


Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos, wobei die anweſenden Betheiligten jelbjt 


loojen, für die Abwejenden aber ein Mitglied des Ausjchuffes das Loos zieht. 

5 15. Unmittelbar nach Feſtſtellung des Wahlergebnifjes ift jeder als Kirchen— 
vorjteher oder Erſatzmann Gewählte zur Erklärung über die Annahme der auf ihn ges 
fallenen Wahl aufzufordern. Die allenfallfigen Ablehnungsgründe werden von dem Aus— 
ſchuſſe geprüft und entjchieden, 


5 16. Das Ergebniß der Wahl ijt dem vorgejegten Defanate unter Vorlage der 


1) In der Faſſung der Allerh. Entſchließung ' 2) In der Fafjung der Allerh. Entſchließung 
vom 7. Februar 1861. | vom 7. Februar 1861. 


— 
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Verhandlungen zur Betätigung jofort anzugeigen. Dieje Beftätigung darf nur wegen 
einer wahrgenommenen Ungefeklichfeit des Verfahrens und dadurch herbeigeführten Nichtig- 
feit dev Wahl verweigert werden. In diefem Falle findet eine neue Wahl ftatt. Die 
Wahlverhandlungen derjenigen Kirchengemeinden, deren Wahl der Dekan ſelbſt als 
Pfarrer geleitet, werden dem einjchlägigen Konfiftorium zur Betätigung vorgelegt. 

$ 17. Die ordentlichen Wahlen der weltlichen Mitglieder des Kirchenvorſtandes 
finden von drei zu drei Jahren ftatt. Dieje Mitglieder werden auf ſechs Jahre gewählt, 
und nur von den bei der eriten Wahl Gemwählten tritt die Hälfte nach Beftimmung des 
Loojes ſchon nach drei Jahren aus. Die austretenden Mitglieder find ftet3 wieder wählbar. 

Auperordentlihe Zwifchenwahlen werden nur dann vorgenommen, wenn bis zu 
den ordentlichen Erſatzwahlen mehr als ſechs Monate in Mitte liegen, oder die Zahl 
der weltlichen Kirchenvorfteher fich bis auf die Hälfte vermindert hat, und zur Ergänzung 
der abgängigen Mitglieder feine Erfaßmänner mehr vorhanden find. 

$ 18. Giltige Gründe zur Ablehnung der Wahl find: 

1. das zurückgelegte jechzigite Lebensjahr ; 

2. nachgewiejene geiftige oder förperliche andauernde Unfähigkeit; 

3. Berufs- oder Familienverhältnifje, welche die Ausübung des Amtes eines Kirchen- 
vorjtehers entweder unbedingt oder wenigftens auf längere Dauer unmöglich 
machen, und 

4. unmittelbar vorausgegangene fechsjährige Verwaltung des Kirchenvorſteheramtes, 
in welchem Falle der Gewählte Anſpruch darauf hat, für die nächjten jechs Fahre 
auf Verlangen hievon befreit zu bleiben. 

$ 19. Nach erfolgter Bejtätigung werden die weltlichen Kicchenvorjteher bei dem 
nächſten Sonntagsgottesdienfte durch den einschlägigen Pfarrer oder deſſen Stellvertreter 
der Kirchengemeinde in der Kirche vorgeftellt und nach vorgängiger Belehrung über die 
Obliegenheit ihres Amtes mittelft Handgelübdes verpflichtet 

„die Obliegenheiten eines Kirchenvorftehers in Uebereinſtimmung mit den 
„beitehenden kirchlichen Gejegen und Verordnungen zum Beften der proteftantifchen 
„Kirche und insbefondere der Kirchengemeinde N. getreu und in. chrijtlichem 
„Geiſte zu erfüllen.“ 

S 20. Der Austritt eines weltlichen Kirchenvorſtehers im Laufe einer Wahlperiode 
hat zu erfolgen, wenn derjelbe die Vorbedingungen zur Wählbarfeit nicht mehr befikt. 
Die Entjcheidung hierüber fommt dem Kirchenvorſtande ſelbſt zu, vorbehaltlich der Be— 
ſchwerde hiegegen an die vorgefeßte Kirchliche Oberbehörde. Uebrigens ift auch Ießtere 
befugt, den Kirchenvorftand zur Prüfung und Beſchlußfaſſung über die Nothwendigfeit 
des Austritts eines Mitglieds in dem oben bemerkten Falle aufzufordern. 

$ 21. Der Pfarrer oder deſſen Stellvertreter, und, wo in einer Kirchengemeinde 
mehrere Pfarrer angeftellt find, der erſte Pfarrer, führt in den Verſammlungen des 


Kirchenvorſtandes den Vorſitz, und leitet deffen Verhandlungen. Derſelbe beruft die Mit: 
glieder regelmäßig einmal in jedem Monate, außerdem aber, fo oft dringende Berathungs- 
gegenſtände vorhanden find. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Vor— 
fißenden. Die gefaßten Beſchlüſſe find in einem chronologiſch fortlaufenden Protokolle 
einzutragen, welches jederzeit nach gejchehenem Vorleſen von den Anweſenden zu unter 
zeichnen ift. Die Ausfertigungen gejchehen unter der Unterjchrift des VBorfigenden. Die 
Verſammlungen und Beratdungen des Kirchenvorftandes haben in der Sakriſtei dev Kirche, 
oder wenn jolches unthunlich fein jollte, in dem Pfarr- oder Schulhaufe jtattzufinden. 

$ 22. Sollte ein Beſchluß des Kirchenvorftandes dem Bekenntniſſe der Kirche, den 
Rechten und Befugniffen des Pfarramtes, den allgemeinen kirchenrechtlichen Bejtimmungen 
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oder überhaupt dem wohlverſtandenen Intereſſe der Kirde widerftreiten, jo ift der vor— 
figende Pfarrer oder deſſen Stellvertreter als ſolcher verpitjtet, über diejen Beichluß, 
bevor ex ihn vollzieht, au die vorgejette Behörde Bericht zu erſtatten, und die höhere 
Entjchließung zu erbitten. 

Hienach habt ihr das weiter Geeignete zu verfügen. 

Was aber euern Antrag betrifft, für die Folge den Kirchenvorftänden auch die 
Verwaltung des Kicchenftiftungsvermögens zu übertragen, fo wird derfelbe bei der bevor— 
jtehenden Reviſion des Gemeindeedifts, ſowie des Edikts über die äußern Rechtsver— 
hältnifje der Bewohner des Königreichs in Beziehung auf Religion und kirchliche Gefell- | 
haften die geeignete Würdigung und Erledigung finden, bis wohin Wir Uns weitere | 
Entſchließung vorbehalten. | 

Münden, 7. Oftober 1850. 


V.L.3a, 


Verordnung vom 26, Ruquſt 1851 
über die Wahl der weltlichen Äbgevrdneten zu den Diözeſan-Synoden. 


Staatsminiſterium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 


Seine Majeſtät der König haben den von dem Königlich proteſtantiſchen Ober— 
Konſiſtorium mit Bericht vom 25. April l. J. vorgelegten Entwurf für die Wahl der 
weltlichen Abgeordneten zu den proteftantifchen Didzefan-Synoden diesfeits des Rheines 
unter dem 24. I. M. in nachjtehender Faſſung allergnädigft zu genehmigen geruht: 

Ss 1. Die weltlichen Abgeordneten zu den proteftantijchen Diözefan-Synoden 
diesjeits des Aheins, ſowie deren Erſatzmänner, werden von den Kirchenvorſtänden jeder 
protejtantijchen Pfarrgemeinde gewählt. In kombinirten Pfarreien, deren jede ihre 
eigenen Kirchenvorftände hat, oder in folchen Pfarreien, zu welchen Filtalgemeinden mit 
befondern Kirchenvorftänden gehören, werden die Kirchenvorftände zu einem einzigen 
Wahlgremium vereinigt. 

Ss 2. Jeder Kirchenvorftand und beziehungsweife jedes aus mehreren Kirchen: 
vorjtänden gebildete Wahlgremium wählt aus feiner Mitte jo viele weltliche Abgeordnete 
zur Didzefan-Synode, als die Pfarrgemeinde Geiftliche zählt, welche in der Didzejan- 
Synode Sib und Stimme haben. Sn gleicher Anzahl werden die Erjagmänner gewählt, 
deren Reihenfolge zum Ginrüden da, wo deven mehrere zu wählen find, dur) die 
erhaltene größere Stimmenzahl oder bei Stimmengleichheit dur) das 2008 zu ent= 
ſcheiden ift. 

5 3. Die Wahl ift in dem gewöhnlichen Verſammlungslokal des Kirchenvorftandes, 
und zwar, wo mehrere Kirchenvorftände ein vereinigtes Wahlgremium bilden, in dem 
Verſammlungslokal jener Kirchengemeinde, in welcher ſich der Pfarrſitz befindet, vor— 
zunehmen. 

5 4 Die Wahl der Abgeordneten zur Diözeſan-Synode geihieht von den ver— 
jammelten geiftlichen und weltlichen Mitgliedern des Kirchenvorjtandes oder Wahl 
gremiums durch numerirte Wahlzettel, welche, um gültig zu fein, den VBor- und Zunamen, 
Stand und Wohnort der zu mwählenden Abgeordneten, nebjt der Unterfchrift des Wählers 
enthalten müſſen. Nach Beendigung und Eröffnung der Wahl der Abgeordneten find 
die Erſatzmänner in gleicher Weife zu wählen. | 

5 5. Bei der Wahl der Abgeordneten und ihrer Erſatzmänner ift abjolule” 
Stimmenmehrheit erforderlih. Sn Ermanglung derjelden ift eine neue Wahl vorzus 
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nehmen, bei welcher nur die bei der Abftimmung Benannten wählbar bleiben, und follte 
auch dann noch feine abjolute Stimmenmehrheit ſich ergeben, jo hat eine dritte Wahl 
fi auf jene zwei Individuen zu bejchränfen, welche bei der zweiten Abjtimmung die 
meijten Stimmen erhalten hatten, oder wenn mehr als zwei Perjonen die gleiche 
Stimmenzahl erhalten haben jollten, durch das Loos zu bezeichnen find. 

8 6. Der Borfigende eröffnet die abgegebenen Wahlzettel, verlieft, ohne die 
Namen dev Wähler zu nennen, die Nummer der Zettel und die Wahlitimmen, zieht aus 
diefen den Schluß, vernimmt die etwaigen Anjtände der verfammelten Kirchenvorjtände 
gegen das Wahlergebniß und nimmt über den Wahlaft ein Protokoll auf, welches von 
jämmtlichen Wählern unterzeichnet wird. Das Pfarramt hat ſodann das Wahlprotofofl 
nebit den Wahlzetteln mit dem Pfarrfiegel zu verſiegeln und dem vorgejegten Defanate 
zur Bejtätigung der Wahl, jowie zur Bejcheitung der etwa erhobenen Anftände vorzu— 
legen. Wo aber der Dekan jelbit als Pfarrer die Wahl geleitet hat, werden die Wahl— 
verhandlungen dem vorgejegten Königlichen Konſiſtorium zur Betätigung und Bejcheidung 
vorgelegt. 

8 7. Das Defanat und beziehungsweile das einjchlägige Königliche Konfiftorium 
wird die Wahl, wenn fie den vorjtehenden Bejtimmungen entjpricht, bejtätigen, im 
entgegengejeßten Zalle aber unter Angabe des Grundes der Nichtbeftätigung eine neue 
Wahl anordnen. 

$ 8. Nach erfolgter Wahlbejtätigung hat das Pfarramt hievon die gewählten 
Ahgeordneten und Erſatzmänner in Kenntniß zu fegen und deren jehriftliche Erklärung 
über die Annahme der Wahl zu den Akten zu bringen. Von denjelben wird erwartet, 
daß fie die mit Vertrauen auf fie gerichtete Wahl nicht ohne fehr gewichtige Gründe 
ablehnen werden. Wenn jedoch ein gewählter Abgeordneter die Wahl abgelehnt hat, 
oder wenn jpäter ein folcher in Abgang kommt, jo ift der nach der Reihenfolge treffende 
Erſatzmann einzuberufen. Iſt die Zahl der Erſatzmänner erſchöpft, jo findet feine 
weitere neue Wahl mehr jtatt, jondern die Stelle des Abgeordnelen in der Diözejan- 
Synode bleibt für diefe Wahlperiode unbejekt. 

$ 9, Die gewählten Abgeordneten und Erfaßmänner find der Pfarrgemeinde nad 
erfolgter Beltätigung und Annahme der Wahl durch VBerfündung von der Kanzel befannt 
zu geben. 

Ss 10. Die Wahl erfolgt jedesmal für die Dauer von zwei Jahren. 

$ 11. So lange in einer Pfarrgemeinde ein Kirchenvoritand nicht bejteht, kann 
jene durch weltliche Abgeordnete bei der Diözefan-Synode nicht vertreten werden. 

München, den 26. Augujt 1851. 


VI. b. 
Die Diözeſan-Synodalordnung vom 30. Ruguſt 1851. 


Abſchnitt 1. 
Aufgabe und Zwed der Didzefan-Synoden. 
$ 1. In jedem Defanate, wo möglich am Defanatsfite, joll alljährlich in den 
Monaten Juli oder Auguft eine Diözefan-Synode abgehalten werden. 
$ 2. Die Aufgabe und der Zweck der Diözefan-Synode umfaßt folgende 
Gegenjtände: 
1. die Wahrnehmung und Beiprehung der Ficchlichen Zuftände und Bedürfniffe, 
Anjtalten und Bereine des Defanatsbezirkes : 
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2. das Gutachten für etwaige Vorlagen der kirchlichen Stellen; 
3. die Aeußerung von Wünſchen und Anträgen in Bezug auf die kirchlichen Ange: | 
legenheiten überhaupt ; | 

4. die Wahl der geiftlichen und weltlichen Abgeordneten der Defanatsdiftrifte zur 
General-Synode. 

Alle den geiftlichen Stand allein berührenden Intereſſen find von der Wirkſamkeit 
der Diözeſan-Synoden ausgejchlofjen. 

Ss 3. Hinfichtlich der Behandlung der in die Wirkſamkeit dev Diözefan-Synoden 
einjchlagenden Gegenftände wird Folgendes beſtimmt: 

1. Behufs der Berathung über die firchlichen Zuftände und Bedürfniffe der Diözefe 
hat der Defan die aus den Yahresberichten und Kirchenvifitationen , jowie aus 
jeiner übrigen Geſchäftsführung gejehöpften Warnehmungen in einem kurzen, 
überfichtlichen Berichte dev Synode vorzutragen, und zum Referate über die kirch⸗ 
lichen Anſtalten und Vereine des Dekanatsdiſtrikts diejenigen Synodalmitglieder, 
welche ſich zunächſt damit zu beſchäftigen haben, zu beſtellen. 

2. Ueber die etwaigen Vorlagen der kirchlichen Stellen ſteht der die Berathungen 
einleitende Vortrag dem Dekane zu, und nur in außerordentlichen Fällen iſt 
ihm geſtattet, dieſen Vortrag einem anderen Synodalmitgliede zu übertragen. 

3. Wünſche und Anträge einzelner Synodalmitglieder in Beziehung auf kirchliche 
Angelegenheiten überhaupt ſind dem Dekane, wo möglich drei Tage vor der Ab— 
haltung der Synode, ſchriftlich zu übergeben. 


Abſchnitt II. 
Bildung und Zuſammenſetzung der Diözeſan-Synoden. 


Ss 4. Zur Theilnahme an der Diözeſan-Synode find berechtigt und verpflichtet 

1. ſämmtliche im Amte jtehende Pfarrer, einfchlüffig der wirklichen Pfarrverweſer, 
und exponirten Vikare, ſowie der Hauptprediger, ſofern letztere nicht Mitglieder 
der kirchlichen Stellen ſind; 

2. ſämmtliche im Dekanatsdiſtrikte ſich aufhaltende Vikare und Pfarr- und Predigt: 
amtsfandidaten, einjchlüffig der im Lehramte verwendeten Kandidaten ; 

3. eine mit der Zahl der Pfarrer, Hauptprediger, Pfarrveriwefer und exponirten 
Vikare gleiche Anzahl meltlicher Gemeindeglieder , welche nach der allerhöchit 
bejtimmten Wahlordnung vom 26. (24.) Aug. 1851 gewählt werden. 

5 5. Sind die Mitglieder der Synode bei derjelben zu erjcheinen verhindert, jo 
haben jie ihr Nichterfcheinen unter Angabe der Abhaltungsgründe der Synode recht- 
zeitig zur Anzeige zu bringen, welcher es alsdann zufteht, diefe Gründe zu prüfen, 
und falls jie als unzureichend befunden werden, die verdiente Mikbilligung in das 
Spnodalprotofoll niederzulegen und den Betheiligten durch das Dekanat zur Kenntniß 
bringen zu lajjen. 

5 6. Die Synodalmitglieder haben auf Diäten- oder Retjefoftenentjchädigung 
feinen Anſpruch zu machen. Jedoch joll in denjenigen Defanaten, in welchen Kapitel- 
fafjen mit ausveichenden Mitteln beftehen, an die Geiftlichen der bisher gebräuchliche 
Reijekojtenbeitrag auch ferner verabreicht werden dürfen, 


Abſchnitt III. 
Leitung und Ordnung der Diözefan-Synoden. 


5 7. Der Dekan hat die Leitung der Synoden. Demnach kommt ihm die 
Befugniß und Verpflichtung zu: 
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1. den Tag der Synode und die Stunde ihrer Eröffnung anzuberaumen, und 
Jämmtliche Mitglieder zur Berfammlung rechtzeitig einzuladen ; 

2. zur Abhaltung des den Synodalverhandlungen vorangehenden Gottesdienftes 
den biblischen Tert, ſowie den geeigneten Prediger und deſſen Stellvertreter 
auszuwählen ; 

3. die Verhandlungen in der $ 3 angegebenen Weije vorzubereiten, und jodann 
mit einer kurzen pafjenden Anrede fie zu eröffnen ; 

4. auf jede zwecdienliche Weife dahin zu wirken, daß die Verhandlungen mit 
Ernjt und Würde, im Geiſte brüderlichen Zuſammenwirkens geführt werden und 
die Thätigfeit der Synode zur Förderung der ihr geftellten Aufgabe fich mög- 
lichſt fruchtbar erweiſe. 

5 8. Zur Führung des Protokolls wird dem Dekan ein Schriftführer, welcher 
von den Synodalmitgliedern aus ihrer Mitte durch relative Stimmenmehrheit zu wählen 
it, an die Seite gegeben. Derjelbe hat die gepflogenen Verhandlungen mit möglichiter 
Ausführlichkeit, jedenfalls mit genauer und bejtimmter Angabe der geftellten Wünſche 
und Anträge, jowie der hierauf fich ergebenden Abjtimmungen aufzuzeichnen. 

8 9. An den Beratdungen können jümmtliche Mitglieder der Synode, an den 


Abjtimmungen aber nur die 5 4 Ziff. 1 und 3 bezeichneten Theil nehmen. 


| 
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8 10. Die Verhandlungen find in der Negel im Laufe des Vormittags zum 
Schluſſe zu bringen. 

Sie werden öffentlich nicht gehalten, jedoch können Geistliche aus andern Kapiteln 
und Mitglieder dev Kirchenvorftände aus der Diözefe als Zuhörer zugelaffen werden. 

8 11. Hat die Synode ihr Gejchäft beendet, jo wird fie durch den Vorfigenden 
als gejchlofjen erklärt, worauf er jelbjt oder ein anderer von ihm auszumwählender Geift- 
licher ein kurzes Schlußgebet ſpricht. 

Das über die Verhandlungen aufgenommene Protokoll ift von jämmtlichen ſtimm— 
berechtigten Mitgliedern zu unterzeichnen. 

s 12. Sn der erjten Hälfte des Oftobers, fofern nicht eine frühere Vorlage 
nothwendig wird, haben die Defanate das Synodalprotofoll mit Begleitungsbericht dem 
vorgeſetzten Konfijtorium einzufenden und folgende Beilagen anzufügen: 

1. den in 8 3 Ziff. 1 bezeichneten Bericht des Defans ; 

2. den in demjelben Paragraphen Ziff. 2 bezeichneten Vortrag des Defans vder 
des don ihm gewählten Synodahnitgliedes ; 

3. die Referate über die firchlichen Anftalten und Vereine des Defanatsdiftrikts; 

4. die jchriftlich eingefommenen Wünsche und Anträge der Synodalmitglieder ; 

5. die Synodal- und DVBigilpredigten mit den Defanats- und Senivratscenfuren ; 

6. das Verzeichniß jämmtlicher Mitglieder der Synode. 

s 13. Die Konfiftorien haben die Synodalverhandlungen nebjt ihren Beilagen 
einer Prüfung zu unterftellen, die in ihrer Kompetenz liegenden Bejcheide bis zum 
Schluſſe des Jahres zu erlaffen, und diefe jofort unter Beifügung Tämmtlicher ihnen 
gemachten Vorlagen zur Einfichtnahme an das Königl. Oberkonſiſtorium einzufenden, 
welches hierauf die erforderlichen Entſchließungen erlaſſen wird. 

München, den 30. Auguft 1851. 
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VII. 
Königliche Enkſchließung vom 31. Juli 1853, 


betreffend die Zuſammenſekung der proteſtantiſchen General-⸗Synoden für vie | 
Konfifvrialbezirke Ansbach und Bayreuth und Die Wahlordnung derſelben. 


Marimilian I. 8. 


Wir haben die bisherigen Vorfchriften über die Zufammenjegung der General 
Synoden für die Konſiſtorialbezirke Ansbach und Bayreuth und über die Wahlen 
zu denfelben einer wiederholten Revifion unterjtellen lafjen, und bejtimmen nunmehr 
auf eueren gutachtlichen Bericht vom 31. März I. Jahres, in jo lange Wir nicht anders 
verfügen, was folgt: 

8 1. Die General-Synode wird zufammengefeßt: 1. au einem geiftlichen Abs 
geordneten eines jeden Dekanatsbezirks; 2. aus einem weltlichen Abgeoröneten für je 
zwei Defanatsbezirfe ); 3. aus einem Abgeordneten der proteftantisch-theologijchen Fakultät 
der Univerſität Erlangen. 

$ 2. Die Synodalverhältniſſe der reformirten Pfarrgemeinden in den Landes— 
theifen bdiesfeits des Rheins haben durch Unjere Entjchliekung vom 26. Februar dieſes 
Sahres ihre befondere Würdigung und Regelung erhalten. 

$ 3. Gemäß $ 7 des Edikts über die inneren Angelegenheiten der protejtantifchen 
Sefammtgemeinde in dem Königreiche vom 26. Mat 1818 wohnt der General-Synode 
ein Königlicher Kommifjär bei, der jedoch an den Beratdungen jelbit feinen Antheil zu 
nehmen hat, 

$S 4. Bei den Berathungen der General-Spnoden find ferner gegenwärtig: Die 
ſämmtlichen Kollegialmitglieder desjenigen Konfiftoriums, an deſſen Sit die Verſammlung 
ſtattfindet, dann ein geiſtliches und ein weltliches Kollegialmitglied des andern Konſiſto—⸗ 
riums, ſoferne gemäß Art. 1 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 die allgemeinen Synoden 
der beiden Konfiſtorialbezirke diesſeits des Rheins in eine ungetrennte Verſammlung 
vereinigt werden. 

Findet die in ſolcher Weiſe vereinigte Verſammlung an einem dritten Orte außer— 
halb des Sitzes beider Konſiſtorien ſtatt, ſo wohnen je ein geiſtliches und je ein welt⸗ 
liches Mitglied der beiden Konſiſtorien Ansbach und Bayreuth der Verſamm— 
lung bei. 

Dieje Kollegialmitglieder haben die Befugniß und Verbindlichkeit, Aufſchlüſſe über 
faktiſche Verhältniſſe zu geben. 

8 5. Die Leitung der General-Synode fteht gemäß $ 7 des Edikts über die 
innern kirchlichen Angelegenheiten der proteftantifchen Gejfammtgemeinde vom 26. Mai 
1818 dem hiezu abgeordneten Mitgliede Unferes proteftantiichen Oberkonſiſtoriums zur 
Daſſelbe ift befugt, jo oft es ihm nothwendig oder förderlich jcheint, über die einzelnen 
Gegenſtände der Berathung Erläuterungen zu geben, oder dur) gegenwärtige Mitglieder 
der Konfiftorien geben zu lafjen. 

$ 6. Für jeden Dekanatsbezirk wählt die betreffende Diözefan-Synode zuerjt den 
geiftlichen Abgeordneten zur General-Synode und in einem weitern Wahlafte den Erſatz⸗ 
mann für denſelben. 


1) Nah der Königlichen Entſchließung vom | Stelle: 2. aus einem weltlichen Abgeorbnetem 
7. Sebruar 1861 Lit. B. Ziff. 7 tritt an die | eines jeden Defantsbezirke. 
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Bon den geiftlichen Mitgliedern der Diözefan-Synode find jämmtliche im Amte 
jtehende Pfarrer, die wirklichen Pfarrverweſer und erponirten Vikare, jowie die Haupt- 
prediger, injoferne letztere nicht Mitglieder der kirchlichen Stellen find, zur Wahl berechtigt 
und unter ihnen nur die im Amte ftehenden Pfarrer, jowie die Hauptprediger für die 
General-Synode wählbar. 

Ss 7. Diefe Wahl wird von jeder Diözefan-Synode unter Leitung des Defans 
oder jeines Stellvertreter in der Regel bei Gelegenheit ihres ordentlichen jährlichen 
Zujammentrittes vorgenommen, ausnahmsweife an einem bejonders feitgejegten Tage 
vollzogen. 

8 8 Die Wahl des weltlichen Abgeordneten für je zwei Defanatsbezirfe, dann 
des Erſatzmannes wird von den betreffenden Diözeſan-Synoden in einem gemeinjchaft- 
lichen Zufammentritte vorgenommen, und it auf die Mitglieder diejer Diözefan-Synoden 
beihränft. 

Die Leitung diefer Wahl gebührt zunächſt dem im Dienste älteren Dekan. 

Wenn ein gemeinjhaftliher Zufammentritt wegen bedeutender Entfernung der 
betreffenden Dekanatsbezirke oder ſonſt nachgewiejener bejonderer Hindernifje nicht aus— 
führbar erſcheint, jo kann mit fpezieller Bewilligung des betreffenden Konſiſtoriums die 
Wahl des meltlichen Abgeordneten von den betheiligten Didzefan-Shnoden ausnahms— 
weiſe in gejonderter Verhandlung vollzogen werden, und ijt zu diefem Zwecke vorgängig 
ein Berzeichniß der weltlichen Mitglieder der Diözefan-Synoden der beiden Defanat3- 
bezirfe gegenjeitig mitzutheilen '). 

8 9. Bei der Wahl Steht dem Dekan oder defjen Stellvertreter ein Wahlausſchuß 
don drei Mitgliedern zur Seite, welcher von den Wählern aus ihrer Mitte ernannt 
wird. Dieſer Wahlausfchuß hat: 1. darüber zu wachen, daß die Wahlvorjchriften 
genau beachtet werden; 2. insbejondere darauf zu ſehen, daß jede Wahlitimme volljtändig 
aufgezeichnet und die Stimmenmehrheit richtig berechnet werde, auch hat derjelbe 3. alle 
Wahlreflamationen jofort zu prüfen und zu entjcheiden ?). 

$ 10. Beichwerden gegen die Beichlüffe des Wahlausfchuffes find binnen drei 
Tagen an das einschlägige Konfiftorium zu richten. Durch folche Beſchwerden darf 
jedoch die im Gange befindliche Wahlhandlung nicht gehemmt werden. . 

$ 11°). Die Wahl gefchieht durch Abgabe eines mit der Unterjchrift des Wählers 
berjehenen Wahlzettel3, welcher den zu mwählenden Abgeordneten, und bezw. den Erſatz— 
mann mit Vor- und Zunamen, Stand und Wohnort bezeichnet. 

$ 12%. Jede Wahlftimme muß, — menn nicht befonders dringende Fälle eine 


1) Nach der Königlichen Entſchließung vom 
7. Sebruar 1861 lautet $ 8 jetzt: „Ferner 
wählt die betreffende Didzefan-Synode für jeden 
Defanatsbezirt einen weltlichen Abgeordneten 
zur General: Synode und in einem weiteren 
Wahlafte den Erfagmann hiefür. Sie ift hiebei 
auf die weltlichen Mitglieder der Diözefan- 
Synode beſchränkt.“ Dieſer letzte Sab iſt 
indeſſen durch die Min.Ver. v. 20. Sept. 1871 
dahin abgeändert worden: 

Die Abgeordneten wie der Erſatzmann müſſen 
dem Dekanatsbezirke angehören und die durch 
die Allerhöchite Verordnung vom 7. Oft. 1850 

„die Einführung der Kirchenvorftände betr.“ 
86. feitgeftellte pajfive Wahlfähigfeit zum 
/ Kirhenvoritande befigen. 

— 2)$ 9 Yautet nah der Min.Ver. vom 
20. Sept 1871 jeßt: Der Dekan hat fidh bei 
der Leitung der Wahl nur in der Art zu 


betheiligen, daß er einen aus 3 bis 5 Mit: 
gliedern bejtehenden Wahlausihuß fi bilden 
läßt, welcher fich feinen Vorfigenden jelbft wählt, 
und das ganze Wahlgeihäft nach den nach— 
ſtehenden Vorſchriften vornimmt. 

Dieſer Wahlausſchuß hat u. ſ. w. wie oben. 

3) $ 11 lautet nah der Min.:Ver. vom 
20. Sept. 1871: Die Abitimmung it geheim 
und gejchieht durch Wahlzettel, welche den zu 
wählenden Abgeordneten bezw. Erjagmann mit 
Bor: und Zunamen, Stand und Wohnort be- 
zeichnen. 

4) $ 12 lautet jebt (Min.-Ber. vom 20. Sep: 
tember 1871): Seder Wähler Iegt perjönlic 
feinen Wahlzettel, welcher nicht unterfehrieben 
jein darf, und jo zujammengelegt fein muß, 
daß der auf demjelben jtehende Name verdeckt 
ift, in ein bereit gehaltenes Gefäß, wovon im 
Protokoll VBormerfung zu machen ift. 
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Ausnahme zulaffen, worüber die Didzefan-Synode zu entjcheiden hat, — perjönlich 
abgegeben werden. 

Bevollmächtigungen oder Stellvertretungen zur Abgabe von Wahlitimmen find 
unzulälfig. 

$ 13. Für die Wahl eines Abgeordneten zu der General-Synode, ſowie für die 
Wahl des Erjagmannes ift abjolute Stimmenmehrheit erforderlich). 

Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos. 

Wird eine Stimmengleichheit bei der erjten Wahlhandlung im Falle des $ 8 
Abſ. 3 nicht erzielt, jo ift bei der Wiederholung der Wahl nur unter jenen beiden 
Kandidaten zu wählen, welche bei der erſten Wahlverhandlung die meisten Stimmen 
erhalten haben. 

NWahlzettel, welche der Wahlausihuß für unvollſtändig oder unförmlich erkennt, 
werden nicht beachtet. | 

$ 14. Das Ergebniß der Abſtimmung wird, ſobald dafjelbe feſtgeſtellt ift, der. 
Diözefan-Synode von dem leitenden Defane oder Stellvertreter eröffnet ?). | 

Die anweſenden Gewählten haben ihre Erklärung über die Annahme oder Ab— 
lehnung der Wahl fogleich abzugeben. i 

Der nicht anmejende Gewählte, welcher ſpäteſtens acht Tage nach Eröffnung der 
ihn getroffenen Wahl die Annahıne nicht erklärt hat, wird als ablehnend betrachtet. 

8 15. Sollte weder der gewählte Abgeordnete noch deſſen Erjagmann die Wahl 
annehmen, jo findet eine zweite Wahl nicht Statt, und es bleibt der betreffende Dekanats— 
bezirk unvertreten. 

$ 16. Ueber die ganze Wahlverhandlung und die von den anweſenden Gewählten 
abgegebenen Erklärungen hat ein Mitglied des Wahlausihuffes ein Protokoll aufzunehmen, 
welches von dem Wahlausjchuffe?) und dem Dekan oder deſſen Stellvertreter zu unter— 
zeichnen und nebſt den Wahlftimmen, dann den fehriftlichen Erklärungen der bei der 
Wahl abwejenden Gewählten dem vorgeſetzten Konſiſtorium ohne Verzug vorzulegen ift. 

8 17. Befinden fich unter den gewählten weltlichen Abgeordneten jolche, welche in 
Staat3= oder öffentlichen Diensten ftehen, jo haben diejelben die erforderliche Urlaubs— 
bewilligung nach Maßgabe der beitehenden Dienſtesvorſchriften nachzufuchen. 

5 18. Die Konftstorien haben das Ergebniß der in ihrem Bezirke vollzogenen 
Wahlen dem Königl. Oberfonfiftorium anzuzeigen, welches auf erhobene Bejchwerde 
über die als ungültig angefochtenen Wahlen entjeheidet, und über das Gejammtergebniß 
aller Wahlen an Unfer Staatsminifterium des Innern für Kirchen und Schulangelegenz 
heiten Bericht eritattet. 

Wir behalten Uns die Beitätigung der für die proteftantiichen General-Synoden 
diesjetts des Nheins gewählten Mitglieder und Erſatzmänner auf erjtattete allerunter— 
thänigite Anzeige Unferes Staatsminifteriums des Innern für Kicchen- und Schule 
angelegenheiten vor. 


1) Zufaß der eit. Min.-Ver.: Wahlzettel, | 3) Von hier an lautet $ 16 nach der eit. 
welche der Wahlausſchuß für unvollitändig oder | Min.-Ver.: zu unterzeichnen und nebjt den 
unförmlich erfennt, werden nicht beachtet. Wahlzetteln verfiegelt dem Defanat, das die 

2) Diejer erſte Abſatz lautet nad der eit. ſchriftlichen Erklärungen der bei der Wahl 
Min.-Ber.: Das Ergebniß der Abjtimmung abwejenden Gewählten zu erholen und nad): 
wird, jobald es fejtgeitellt it, von dem Bor: | träglich einzufenden hat, zur Vorlage bei dem 
Hahn des Ausihuffes der Berfammlung | Kgl. Konftitorium zu übergeben ift. 
eröffnet. 
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Ihr habt hienach das Geeignete zu verfügen. 
Bamberg, den 31. Juli 1853. 
Marx. 
von Zwehl. 
Auf Könige. Mllerhöchiten Befehl der Generaljefretär: 
Minifterialratd von Bezold. 
An das Königl. protejtantifche Oberkonfiftorium. 
Die Wahlordnung für die protejtantiichen General-Synoden diesfeits des Rheins 
betreffend. 


VII. 
Revivirte Wahlordnung 


für die Presbyterien, Diögefan- und General-Synoden in der profeffantifcen 
Kirche ver Pfalz betr. 
(Beſchloſſen durch die ordentliche General-Synode vom Jahre 1873 zu Neuſtadt a. d. H. 
und genehmigt durch Allerhöchite Entjchließung vom 17. Juni 1876.) 


I. Bon den Presbyterien. 

s1. 1. Jede einzelne Kicchengemeinde (Meutter- oder Filialgemeinde) hat ein 
Presbyterium (Kirchenvorſtand). 

2. Dieſes beſteht aus den Pfarrern der Pfarrgemeinde (des Pfarrſprengels), 
ferner aus fünf bis zwölf Gemeindegliedern, in der Weiſe, daß auf Gemeinden bis zu 
500 Seelen fünf, bis zu 1000 ſechs, bis zu 2000 ſieben, bis zu 3000 acht, bis zu 
4000 zehn und auf ſolche von größerer Seelenzahl zwölf Mitglieder kommen. 

3. Gehören zu einer Kirchengemeinde mehrere Orte (Parochialorte), jo ſoll wo 
möglich ein jeder derjelben nach Maßgabe der Seelenzahl im Presbyterium vertreten 
jein und kann zu diefem Behufe die Zahl der Presbyter entjprechend vermehrt werden. 
Die Anordnung einer jolden Vermehrung bleibt dem Konfiftorium vorbehalten. 

s 2. 1. Der Pfarrer it Präſes des Presbyteriums. Wo mehrere Pfarrer find, 
entjcheidet über den Borjit die höhere Amtswürde, bei gleicher Amtswürde das höhere 
Dienftalter. 

2. Der Präſes beruft zu den Sitzungen unter Mittheilung der Berathungs- 
gegenjtände, bejtimmt die Ordnung der Gejchäfte und gibt bei Stimmengleichheit den 

Ausſchlag. 
3. Damit das Presbyterium beſchlußfähig ſei, muß die Zahl der in der Sitzung 
anweſenden Mitglieder immer die Hälfte der Zahl ſämmtlicher noch im Amte befindlicher 
Mitglieder mindeftens um eines überfteigen. — Eine Berufung muß erfolgen, wenn 
mindejtens die Hälfte der jeweiligen Mitglieder des Presbyteriums eine folche unter 
‚ Angabe des Zweckes verlangt )). 

Ss 3. 1. Die Presbpterien werden in Zukunft von ſechs zu ſechs Jahren voll: 
ſtändig erneuert; jedoch können die bisherigen Mitglieder wieder gewählt werden. 

2. Die gegenwärtigen Presbyterien löſen fich auf und werden durch neue erjeßt, 
welhe aus unmittelbarer und geheimer Wahl durch die Kirchengemeinden hervorzu— 
ı gehen haben. 

1) Zu dem Schlußſatze gab auzweislich des | Erklärung ab, daß mit demjelben eine Erwei- 


Hratofons und im Einverjtändnifje mit dem | terung der Kompetenz der Presbpterien nicht 
betreffenden Ausſchuſſe die General-Synode die | beabfichtigt jei. 
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Bis diefe Integralerneuerung, welche innerhalb ſechs Monaten nach) Publikation 
diefer Wahlordnung vorzunehmen und deren Zeitpunkt durch das Konfiftorium zu 
beftimmen ift, vollzogen fein wird, bleiben die gegenwärtigen Mitglieder der Press | 
byterien im Amte. 

3. Dieſelbe Wahlart iſt auch für die regelmäßigen periodiſchen, ſowie für die 
ſpäteren außerordentlichen Integralerneuerungen der Presbyterien und ebenſo für etwaige 
Ergänzungswahlen im Laufe einer Wahlperiode maßgebend. 

4. Zwiſchenwahlen werden nur dann vorgenommen, wenn bis zu den ordentlichen 
Erneuerungswahlen mehr als ein halbes Jahr liegen würde und die vorichriftsmäßige 
Zahl der weltlichen Mitglieder ſich bis auf die Hälfte gemindert hat, ohne daß Erſatz— | 
männer zur Grgänzung des Presbyteriums ($ 7 und 8 11) vorhanden find, oder aber 
wenn eine Integralerneuerung innerhalb der Wahlperiode nothwendig wird. “ 

5. Macht ſich die Nothrvendigfeit einer Zwiſchenwahl geltend, jo ift darüber an 
das Konfiftorium zu berichten, welches diejelbe anzuordnen und Die Zeit zu deren Vor— 
nahme zu bejtimmen hat. | 

6. Dreißig Tage vor jeder Wahl ift in dem Pfarrhaufe oder in einem ſonſt 
hierzu geeigneten Lokale eine Lifte ſämmtlicher Wahlftimmberechtigten acht Tage lang 
zur Einficht der Parochianen aufzulegen und Solches an dem unmittelbar vorhergehenden, 
Sonntage im Gottesdienjte zu verkündigen. Reklamationen find ipäteftens binnen drei 
Tagen nach beendeter Auflegung beim Pfarramte vorzubringen, Sm Berlaufe der 
folgenden acht Tage ift den Neklamanten die durch das Presbyterium oder, falls dieſes 
nicht mehr beſchlußfähig fein jollte, durch das Dekanat zu ertheilende Entſcheidung zu 
eröffnen. Gegen diefe Entjeheidung ift innerhalb drei Tagen der Rekurs an das Kon— 
ſiſtorium zuläſſſg. 

Ss 4. Zur Wahl werden wenigſtens acht Tage vorher don der Kanzel herab und 

durch anderweitige geeignete Aufforderungen die Hausväter des Kirchſpiels berufen, 
d. h. diejenigen männlichen, verheiratheten oder unverheiratheten ſelbſtſtändigen Ges 
meindeglieder, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben, bayerijche Staatsangehörige 
find, ſich im vollen Beſitz ihrer bürgerlichen und Eirchlichen Rechte befinden und nicht 
wegen irgend eines Verbrechens oder aber wegen eines Vergehen, das den Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte nach, ſich ziehen muß oder kann, verurtdeilt worden find. 
F 5. 1. Die Wahl findet entweder in der Kirche ftatt oder in einem pafjenden 
Schul: oder Gemeindelofale, und zwar in der Regel an einem Sonntage nach dem 
Gottesdienste. Der Präfes leitet fie, und das Presbyterium fungirt dabei unter jeinem 
Vorſitze als Wahlausſchuß, der außer dem Präfes aus fünf weltlichen Mitgliedern zu 
beftehen hat. Wo nun das Presbyterium mehr als fünf weltliche noch im Amte befinde 
Liche Mitglieder zählt, da entjcheidet unter ihnen das Loos. Wo dagegen fein Press 
byterium mehr vorhanden ift, oder wo dafjelbe feine fünf weltlichen Mitglieder zählt, oder 
folche beim Beginn der Wahlhandlung nicht erfcheinen, da haben die perfammelten Wähler 
unter ſich auf beliebige Weile, jei es durch Acelamation oder Loos oder Wahl, fünf und 
beziehungsweife jo viele Perfonen zu bezeichnen, daß mit Einjchluß der noch vorhandenen 
Presbyter die Zahl fünf erreicht wird. Die Mitglieder des Wahlausſchuſſes werden 
von dem Präfes durch Handgelübde verpflichtet. 

2. Die Wahl der weltlichen Presbyterialmitglieder gejchieht mittelft perſönlich 
abzugebender nicht unterjchriebener Stimmzettel. Dieje find in ber Weiſe zufammenzus 
falten, daß die auf denjelben verzeichneten Namen nicht gelejen werden fünnen, und vom 
den Wählern ſelbſt in ein dazu beftimmtes und geeignetes Gefäß zu legen, in welchem 
fie zu verwahren find. Die Abgabe eines jeden Wahlzettels iſt in der Liſte der wahl: 
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berechtigten Gemeindeglieder bei den Namen dev Wähler geeignet vorzumerfen, Die 
Cröffnung und VBerzeichnung der Stimmzettel darf erſt dann erfolgen, wenn die für die 
Abgabe derjelben bejtimmte Zeit abgelaufen ift. 

S 6. Die Wahl der Presbyterialmitglieder und ——— kann entweder in 
einer und derſelben Wahlhandlung, oder auch, wenn das Presbyterium dies für zweck— 
mäßiger hält, getrennt vorgenommen werden. Im erſteren Falle hat jeder Wähler die 
doppelte Zahl von Namen zu verzeichnen, im anderen erfolgt zuerſt die Wahl der 
Presbyter und nach deren Abſchluß die der Erſatzmänner. 

Iſt eine Kirchengemeinde jo zahlreich, daß die Bildung von zwei oder mehr Wahl— 
bezirfen rathſam erjcheint, was übrigens nur da zuläjfig ift, wo zwei und beziehungs- 
weiſe jo viele Geistliche zur Stelle find, als Wahlbezirfe gebildet werden ſollen, jo hat 
das Presbyterium hierüber zu bejtimmen, 

s 7. 1. Wählbar find diejenigen mehr als 30 Jahre alten Hausväter der 
Kirchengemeinde, welche im Mebrigen die in S 4 bezeichneten Gigenjchaften haben und 
außerdem als fittlich unbejcholtene und Firchlich gejinnte Männer befannt find. 

2. Die Wähler haben nach Maßgabe diefer Beitimmungen die nach der Ver— 
ichiedenheit der Verhältniffe nöthige Zahl von Presbytern und außerdem ebenjoviele 
Grjagmänner zu wählen, als das Presbyterium Mitglieder zählt. Das eventuelle 
Mandat diejer Erſatzmänner exlifcht jedesmal mit dem Ablauf der jechsjährigen Wahl- 
periode, 

3. Für Ddiefe Wahlen genügt einfache Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
entjcheidet daS Loos. 

4. Vater und Sohn, Bruder und Bruder, Großvater und Enfel, Schwiegervater 
und Schwiegerjfohn können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Presbyteriums fein. — 
Befinden fich jolche unter den Gewählten, oder ergibt jich das jehiwiegerjchaftliche Ver— 
hältniß während der Amtsdauer, jo hat, falls nicht ein gütiges Berjtändniß unter den 
betreffenden ‘Berjonen getroffen wird, diejenige. von ihnen auszufcheiden, welche Die 
wenigiten Wahlitimmen erhielt, bei Gleichheit der Stimmen aber die im Lebensalter 
jüngere. 

$8. 1. Ueber die ganze Wahlhandlung iſt ein furzes Protokoll zu errichten, 
welches von dem Präjes und den übrigen Mitgliedern des Wahlausſchuſſes zu unter- 
zeichnen und in der pfarramtlichen Regiſtratur zu verwahren ift. 

2. Dieſes Protofoll muß die Erfüllung aller zur Gültigkeit der Wahl gejeglich 
borgejchriebenen Förmlichkeiten beitätigen. 

3. Außerdem it von einem Mitgliede des Ausſchuſſes nach deſſen Beſtimmung 
ein Kontrolverzeichniß zu führen, welches die Namen der Gewählten und die Zahl der 
erhaltenen Stimmen enthält. Diejes Kontrolverzeichnif wird ebenfalls von dem gefammten 
Wahlausſchuſſe unterzeichnet und ift dem Wahlprotofolle beizufügen. 

S 9. Ueber alle Wahlanjtände, welche jich bei der Wahl des Presbyteriums er= 
heben, entjcheidet der Wahlausſchuß in erſter, und, im Falle der Berufung, das Konſi— 
forium in zweiter und lehter Inſtanz. 

$ 10. Die Wahl ift gültig, wenn bei der erſten Wahlhandlung der dritte Theil 
aller wahlberechtigten Hausväter feine Wahlftimmen abgegeben hat. Hat ſich aber nur 
ein geringerer Theil derjelben bei der erſten Wahlhandlung betheiligt, jo werden die ab- 
gegebenen Stimmen einjtweilen uneröffnet verfiegelt, und es wird für die Ausgebliebenen 
ein zweiter Wahltermin anberaumt, wozu diejelben gehörig zu laden find. Die bei 
diejer zweiten Wahl abgegebenen Stimmzetlel werden mit jenen, welche bei der erjten 
Wahldandlung abgegeben wurden, zufammengezählt, und iſt jodann die Wahl als gültig 


J 
* 


J 
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zu betrachten, wenn auch die in den beiden Wahlhandlungen abgegebenen Wahljtimmen 
den dritten Theil der Zahl aller ftimmberechtigten Hausväter nicht erreichen jollten. 

8 11. 1. Die durch Sterbfall, Austritt oder Ausſchluß in einem Presbyterium 
fich ergebenden Lücken werden inmerhalb der jechsjährigen Wahlperiode durch die Erjaßs 
männer ausgefüllt, deren Eintritt durch die Stimmenzahl und, bei Stimmengleichheit, 
durch das Loos beftimmt wird. | 

2. Bon jeder Veränderung in der Zufammenjegung der Presbyterien it dem 
Defanate und durch diefes dem Konfiftorium alsbald Kenntniß zu geben. | 

8 12, Wenn ein Presbyter durch unficchliches Verhalten, unfittlihen Wandel 
oder durch feine Amtsführung ſich als unwürdig erweiſt, oder überhaupt die nsz 
beziehungsweife 8 4 geforderten Eigenjchaften verloren hat, jo joll er auf Grund vers 
(äffiger Erhebungen nad) Vernehmung des Presbyteriums, und nachdem er mit jeiner 
Vertheidigung gehört jein wird und eine vorausgegangene Ermahnung erfolglos geblieben. 
ist, duch das Konfiftorium nach erholtem gutachtlichen Antrage des General-Synodal- 
Ausſchuſſes aus dem Kirchenvorſtande ausgejchlofjen werden. 


II. Bon den Diözeſan-Synoden. 


8 13. 1. Die Vertreter der Pfarrgemeinden eines Dekanatsbezirkes bilden die, 
Diözeſan-Synode. 

2. Dieſe verſammelt ſich regelmäßig auf den erſten Montag nach dem Pfingſt⸗ 
feſte eines jeden Jahres und ausnahmsweiſe auf jedesmaliges beſonderes Berufen der 
kompetenten Behörde am Sitze des Dekanats. 

3. Sie beſteht aus den Pfarrern, Pfarrverweſern und exponirten Vikaren, ſowie 
aus Abgeordneten. 

4. Jede Pfarr- und Vikariatsgemeinde ſendet zur Diözefan-Synode jo viele welt 
fiche Abgeordnete, als die Pfarr- und beziehungsweife Vikariatsgemeinde Geijtliche zählt, 
welche in gedachter Synode Sit und Stimme haben. Diefelben werden vom Presbytertum 
gewählt, und müfjen diejenigen Eigenſchaften beſitzen, welche für das Amt eines Pres— 
byters gefordert werden. Wählbar iſt im Uebrigen jedes Kirchenmitglied weltlichen 
Standes in dem betreffenden Defanatsbezirfe und werden hiezu auch diejenigen Pfarre 
amtsfandidaten gerechnet, welche Aemter befleiden deren Bejekung durch Geistliche nicht 
porgejchrieben tft. 

5. Diefe Wahlen find auf die Dauer von vier Jahren gültig. Sind Zwiſchen— 
wahlen nothwendig, jo werden jolche durch die Defanate don Amtswegen angeordnet, 
Die Gültigfeit einer Zwijchenwahl beſchränkt fich jedoch auf die Dauer der laufenden 
Wahlperiode. 

6. Wenn eine Pfarr» und beziehungsweife Vikariatsgemeinde aus mehreren 
Kirchengemeinden befteht, jo haben die einzelnen Presbyterien zur Vornahme der Wahl 
in der Muttergemeinde zufammenzufreten. 

7. Die Wahl ift geheim und findet nach abjoluter Mehrheit mittelft nicht 
unterjchriebener Stimmzettel jtatt. Die unterzeichneten Stimmzettel find ungültig. 

8. Ueber alle MWahlanftände und Neflamationen entjcheidet Die Didzefan-Synode 
in erſter und letzter Inſtanz. 

9. Von jeder Wahl und beziehungsweiſe Zwiſchenwahl iſt dem Konſiſtorium 
alsbald Anzeige zu erſtatten. 

F 14. Wegen Pflichtvernachläſſigung, ſowie wegen unkirchlichen Verhaltens, 
unſittlichen Wandels oder unwürdigen Benehmens kann ein Synodalmitglied durch Ber 
ſchluß der Synode jeiner Funktion enthoben werden, nachdem es mit feiner Vertheidigung 
gehört worden jein wird. Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Beftätigung des Konſiſtoriums. 


* 


nachzuſuchen. 


| 


Ä 
| 
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II. Bon der General:Synode. 


$ 15. 1. Die Vertreter der Defanatbezirke bilden die General-Synode. 

2. Sie verjfammelt ich regelmäßig alle vier Jahre, ſowie außerordentlicherweiſe 
mit. befonderer Allerhöchiter Genehmigung am Site des Konſiſtoriums unter der Leitung 
eines Mitgliedes dieſer Firchlichen Stelle‘) in Gegenwart eines Königlichen Kommifjärs, 
welcher jedoch an den Berathungen ſelbſt feinen Theil zu nehmen hat. 

3. Diejelbe bejteht aus den erwählten Abgeordneten der Didzefan-Spnoden. 

4. Jede Diözefan-Synode wählt in ihrer lebten Sitzung vor der Epoche der 
gewöhnlichen Berjammlung der General-Synode nach abjoluter Mehrheit und mittelft 
nichtunterjchriebener Stimmzettel zwei geistliche und zwei weltliche Abgeordnete. Unter- 
zeichnete Stimmzettel find ungültig. 

5. Die weltlichen Abgeordneten müfjen die für die Presbyter geforderten Eigen- 
ſchaften befiten und können auch aus denjenigen Pfarramtstandidaten gewählt werden, 
welche Aemter befleiden, deren Beſetzung durch Geiftliche nicht vorgejchrieben ift. Außer: 
dem wählt jede Diözefan-Synode vier Erjaßmänner, zwei geistliche und zwei weltliche, 
nach den gleichen Beitimmungen. Der Eintritt der Erfaßmänner wird durch die Reihen- 
folge der Wahlgänge, in dem nämlichen Wahlgange aber durch die Stimmenzahl und 
bei Stimmengleichheit durch das Loos bejtimmt, 

6. Wählbar als geiftliches Mitglied und als Erſatzmann iſt jeder in Kirchlicher 
Funktion ftehende, angeftellte Pfarrer der Pfalz mit Ausnahme der geijtlichen Kollegial- 
mitglieder des Konfiftoriums. Wählbar als weltliches Mitglied und als Erſatzmann 
it jedes in der Pfalz wohnhafte Glied der vereinigten protejtantiichen Kirche weltlichen 
Standes, mit Ausnahme der weltlichen Mitglieder des Konfiftoriums. Die bei der 
Wahlhandlung anmejenden zur General-Synode gewählten Abgeordneten haben jich ſo— 
gleich über Annahme oder Nichtannahme dev Wahl zu erklären, und dieje Erklärung 
it in dem Wahlprotofolle zu beurkunden. Bon den nicht anmwefenden Abgeordneten 
haben die Defanate alsbald bezügliche jchriftliche Erklärungen zu erholen und dem Kon— 
ſiſtorium vorzulegen. 

7. Unmittelbar nad der Wahl find die Wahlzettel durch den Vorſitzenden, jo: 
wie Durch zwei geiftliche und zwei weltliche Mitglieder zu verfiegelm und ſammt den 
Wahlprotofollen von den Defanaten an das Konfiftorium zu jenden, welches über das 
Ergebniß der Wahlen an das Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und Schul- 
angelegenheiten Bericht zu erjtatten bat. 

8. Ueber alle Wahlanftände und Reklamationen entjcheidet die General-Synode 
in erſter und letzter Inſtanz. 

$ 16. Befinden ſich unter den weltlichen Abgeordneten ſolche, welche in Staats— 
oder öffentlichen Dienften ftehen, jo haben diefelben die erforderliche Urlaubsbewilligung 
nad) Maßgabe der bejtehenden Dienftesporfchriften vor dem Eintritte in die Synode 


IV. Allgemeine Bejtimmungen, 

$ 17. Alle früheren Beitimmungen über die Bildung und Wahl der Presdyterien, 
der Diözeſan-Synoden und der General-Synode find aufgehoben. 

$ 18, Zum Zwecke eines entjprechenden und gleichmäßigen Vollzuges diefer neuen 
Wahlordnung wird das Königl. Konfiftorium eine Wahlinftruftion erlafjen. 


1) Abgeändert durch $ 12 der Gejihäftsordnung von 1877, wonad die General: Synode den 
Borfigenden zu wählen hat. 
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IX. 


Inftrukfion 
zu der Allerhöchft genehmigken revidirten Wahlordnung vom Jahre 1873 für } 
die Presbyterien und Synoden in ver proteflantifchen Kirche Der Pfalz. ‘ 


In Gemäßheit des $ 18 der revidirten Wahlordnung vom Jahre 1873 für die Presbyterien | 
und Synoden werden zum Zwecke eines entjprechenden und gleichmäßigen Bollzuges bderjelben 
nachitehende Verfügungen getroffen, welche ſich jedoch nur auf die Presbyterien und deren Wahl 
beziehen. 

Art. I. Zu 8 1 Abſ. 1. 1. Die PVifariatsgemeinden find, nachdem ihnen jegt eine eigene 
Vertretung in den Didzefan-Synoden zugejtanden worden ift, bezüglich der Konitituirung der Press | 
byterien als jelbititändige Kirchengemeinden zu betrachten und zu behandeln, wenn ihnen aud) 
förmliche Filialrechte nicht eingeräumt find, ohne daß jedoch hiedurch in ihren jonjtigen rechtlichen 
Beziehungen eine Aenderung eintritt. ' 

Zu $ 1 Abſ. 2. 2. Demgemäß haben die BVifariatsgemeinden ihre Presbpterien, wie Die | 
übrigen Kirchengemeinden, nad dem Verhältniß der Geelenzahl jelbjtitändig zu bilden. 

Zu 81 Abſ. 3. 3. Wenn zum Zwecke einer der Seelenzahl der einzelnen Parochialorte 
entſprechenden Vertretung in einem Presbyterium eine Vermehrung der nach der Gejammt=Seelenz | 
zahl fich bemefjenden Presbyterzahl wünſchenswerth oder nothwendig erjcheint, jo hat das Presbyterium 
darüber unter Schilderung der Verhältniffe durch Vermittlung des Defanats an das Konſiſtorium 
zu berichten und motivirten Antrag zu jtellen. | 


Art. II. Zu $ 2 Abſ. 1. 1. Die Bekleidung der Funktion eines Diſtrikts-Schulinſpektors 
gibt als jolhe feinen Anſpruch auf höhere Amtswürde. | 
Zu 8 2 Abſ. 2. 2. Die Einladung zu den Sitzungen hat immer jehriftlih zu gejchehen 
und jpäteftens an dem der Situng vorangehenden Tage, wern nicht ganz bejondere und dringende 
Umftände eine Ausnahme bedingen; fie ift von den eingeladenen Presbytern unterjchriftlich zu 
beſcheinigen und al3 Beleg aufzubewahren. | 

Zu $ 2 Ab. 3. 3. Wenn unter Angabe des Zweckes eine Berufung des Presbyteriums 
von der Hälfte oder mehr als der Hälfte der jeweiligen Presbyterialmitglieder verlangt wird und 
der Vorfikende im Zweifel it, ob der in Ausficht genommene Berathungsgegenftand zur Zuftändige 
feit des Presbyteriums gehört, jo ift Hierüber durch Vermittlung de3 Defanats Bericht an das 
Konfiitorium zu erftatten und defjen Entſcheidung einzuholen. 

4. Weber jede Berathung des Presbyteriums ift ein Protokoll aufzunehmen. — Die Pratofolle 
dürfen nicht auf fliegende Blätter gejchrieben werden, jondern find in ein dazu bejtimmtes Bud) 
oder Heft in chronologiſcher Reihenfolge regelmäßig einzutragen und von den anmejenden Mit— 
gliedern zu unterzeichnen. 

Art. III. Zu 8 3 Abf. 6. 1. Die Lifte ſämmtlicher Wahljtimmberehtigten ift für jede 
Wahlgemeinde jofort anzufertigen und ſtets evident zu Halten. — Die jtimmberechtigten Gemeindes 
glieder find in alphabetiicher Reihenfolge nah Vor: und Zunamen, Stand und Alter darin zu 
verzeichnen, und ift in einer bejonderen Rubrik für etwaige Bemerkungen Raum zu lafjen. — 
Wo in einer Kirchengemeinde etiva zwei oder mehr Wahlbezirfe gebildet werden, da iſt für jeden 
Wahlbezirk eine beſondere Liſte aufzuitellen. — Das Gleiche gilt für die Parochialgemeinden, 
injoferne fie nicht mit der Hauptgemeinde oder einer anderen Parochialgemeinde zujammenwählen. 
Im Falle eines ſolchen Zufammenmwählens ift zwar nur eine Lifte aufzujtellen, die Stimmberechtigten 
des gemeinſchaftlichen Wahlbezirks find dann aber nad Ortjchaften getrennt vorzutragen. 

2. Zum Zwecke der jpäteren Evidenthaltung dieſer Liften, welche mit gewifjenhafter Sorge 
falt anzufertigen find, da fie die Grundlage der Wahl bilden, haben die Presbpterien zu Anfang 
eines jeden Jahres und außerdem dor jeder Erneuerungs: oder Ergänzungswahl diejelben genau zu 
revidiren und richtig zu stellen, damit begründeten Neflamationen vorgebeugt werde. 

3. Bei der Verfündigung über Auflegung der Lifte der Wahlftimmberechtigten find Die 
Parochianen ausdrücklich darauf aufmerffam zu mahen, daß nur diejenigen Wahlberechtigten zur 
Wahl zugelajien werden dürfen, deren Namen auch wirklich in die Lifte eingetragen find, und daß 
daher von denjenigen, bezüglich deren das nicht der Fall wäre, jpätejtens innerhalb dreier Tage 
nach beendeter Auflegung der Lifte beim Pfarramte reflamirt werden müſſe. — Auch auf bie 
Zuläffigfeit eines Rekurſes gegen etwaige Abweifung folder Reklamationen und auf die bezüglide 
Rekursfriſt find die Betheiligten von dem Pfarramte ausdrücklich hinzuweiſen. 
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1 Art. IV. Zu $ 4 1. Eine jehriftliche Einladung zur Wahl ift noch vor dem Gottesdienfte, 
in welchem die kirchliche Ankündigung derjelben jtattfindet, an der Haupteingangsthüre der Kirche 
anzuheften und bis zur Wahl angeheftet zu lafjen. In diefer Einladung müſſen außer dem Orte, 
dem Tage und der Stunde der Wahl auch die Eigenfhaften angegeben fein, welche für die Theil- 
nahme an der Wahl, und ebenjo diejenigen, welche zur Bekleidung des Amtes eines Presbyters don 
dem Gejete gefordert werden. Auch die Zahl der zu wählenden Presbyterialmitglieder und Erſatz— 
männer ift anzugeben. — Wo ein Gemeindehaus bejteht, iſt zu derjelben Zeit eine gleiche Ein— 
ladung an diefem und, in Ermangelung eines foldhen, an einem anderen pafjenden Orte auf in die 
Augen fallende Weiſe anzuheften und beziehungswetje angeheftet zu lafjen. — In denjenigen Orten, 
die ein Lokal- oder Anzeigeblatt haben, iſt überdies die gedachte Einladung wenigjtens ein Mal 
vor der Wahl in ein jolches einrüden zu laſſen. 


2. Das Gejeg fordert zur Wahlfähigfeit die bayeriiche Staatsangehörigfeit. Diele wird, 
nachdem die früheren Beitimmungen über da3 bayerische Indigenat aufgehoben find, gegenwärtig 
nur begründet: 1. durch Abſtammung; 2. durch Legitimation; 3. durch Verheirathung (— für die 
Ehefrauen —); 4. für Angehörige eines anderen Bundesjtaates durh Aufnahme und 5. für Aus- 
länder Durch Ntaturalifation. 


3. Das Gejeß verlangt ferner den vollen Befi der kirchlichen nicht allein, jondern auch der 
bürgerlihen Rechte. Zur Wahl können daher Diejenigen nicht zugelafen werden, welche ſolcher 
Rechte in Folge eines jtrafgerichtlichen Urtheils dauernd oder zeitweije verluftig geworden find, 
und zwar im leßteren Falle für die Zeitdauer diefes Verluſtes. Das Gleiche gilt von Denjenigen, 
welche durch Urtheil eines Civilgerichts interdizirt worden find, oder denen ein gerichtlicher Beiftand 
beitellt, oder gegen welche das Gantverfahren eingeleitet worden tft, fo lange dieſer Zuftand dauert, 
beziehungsweije bis das Gantverfahren rechtskräftig beendiget ift. — Außerdem find von der Wahl 
unbedingt und ohne irgend welche Ausnahme ausgeſchloſſen alle Diejenigen, welche wegen eines 
Verbrechens, d. h. wegen einer mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Feftungshaft von mehr als 
fünf Jahren bedrohten Handlung verurtheilt worden find. — Die Verurtheilung wegen eines Ver— 
gehens, d. i. wegen einer mit Feltungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängniß oder mit Geldftrafe 
von mehr als 50 Thalern bedrohten Handlung, hat dagegen diejen Ausschluß nur dann zur Folge, 
wenn damit der Verluſt bürgerlicher Ehrenrechte verbunden ift und beziehungsweife verbunden 
werden fann. Auf den Verluſt der bürgerlichen Rechte darf aber neben einer Gefängnißftrafe nur 
erfannt werden, wenn die Dauer der erkannten Strafe 3 Monate erreicht und entweder das 
Gejeß den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ausdrücdlich zuläßt, oder die Gefängnißftrafe wegen 
Annahme mildernder Umstände an Stelle von Zuchthausjtrafe ausgejprocdhen wird, während die 
Berurtheilung zu Feitungshaft den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte im Allgemeinen nicht zur 
Folge haben kann. — 


Art. V. Zu $5 Abf. 1. 1. Der zur Leitung dev Wahl berufene Geiftliche Hat bei allen 
Wahlen in jeinem Pfarriprengel das Necht, fi an der Abftimmung zu betheiligen, alfo nicht 
allein im Pfarrorte jelbjt, jondern auch in den etwaigen Filial- und Parodhialorten. 

2. In denjenigen Pfarreien, welche zur Zeit der Wahl erledigt find und nicht durch eigene 
Verweſer verjehen werden, oder wenn der Pfarrer frank und dadurch verhindert ift, liegt die Zeitung 
und Durhführung der Wahlen den Defanen und bei deren Verhinderung oder bei Erledigung des 
Defanats den Kapitels-Senioren ob. In ſolchen Fällen hat jedoch der die Wahl leitende Dekan 
oder Senior fi der Abjtimmung zu enthalten, weil das Wahlrecht ein perjönliches tft und feiner 
Natur nad von dem Geijtlihen nur in feiner eigenen Pfarrgemeinde ausgeübt werden kann. 

3. Wird eine Kichengemeinde in verjchiedene Wahlbezirke eingetheilt, fo tft für jeden Wahl: 
bezirk ein bejonderer Wahlausſchuß zu fonjtitwiren, wobei nad Möglichkeit eine gleichmäßige 
ne der weltlichen Presbyterialmitglieder auf die verjchiedenen Wahlausſchüſſe ftattzu- 

en hat. 

4. Bei der Wahl in den Parochialgemeinden bleibt es dem Presbyterium überlaffen die— 
jenigen Mitglieder aus feiner Mitte zu bezeichnen, welche in den Wahlausſchuß einzutreten haben; 
die den betreffenden Parochialgemeinden angehörigen Presbyterialmitglieder find jedoch regelmäßig 
beizuziehen. Im Falle dev Verhinderung oder beim Abgange aller oder der nöthigen Zahl von 
Preshytern haben die verfammelten Wähler der Parochialgemeinde den Wahlausſchuß in beliebiger 
Weiſe, durch Afklamation, Loos oder Wahl zu bilden, beziehungsweije zu vervollſtändigen. 

Zu $ 5 Abſ. 2. 5. Der Präfes oder der als jolcher fungivende Geiftliche ernennt eines 
der Ausihußmitglieder zum Protofollführer; es bleibt ihm jedoch unbenommen, die Protofolführung 
auch jelbit zu übernehmen, oder aber fie einer außerhalb des Ausſchuſſes ftehenden geeigneten 
Perſönlichkeit unter jeiner Verantwortlichfeit zu übertragen. Geſchieht Letzteres, jo ift es im 
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Protofolle ausdrüdlich zu erwähnen, und jind dem Protofolfführer feinerlei Rechte einzuräumen, 
wie fie den Mitgliedern des Ausſchuſſes zuſtehen. : 
6. Die Austheilung der Stimmzettel hat bei Eröffnung der Wahlhandlung und im Wahl 
totale zu geſchehen. Eine frühere Aushändigung derjelben, ſei es dur) Zufendung in die Häufer, 
jei es auf andere Weife, ift durchaus unzuläffig. | 

7. Seder Stimmzettel iſt mit einer fortlaufenden Nunmer zu verjehen, und die Wähler find 
ausdrücklich darauf aufmerffam zu machen, daß fie fi), der Kontrolivung wegen, die Nummern 
ihrer Wahlzettel zu merfen haben. Unterzeichnete Stimmzettel und jolche, die nicht numerirt find, 
find ungültig. ‚A 

8. Da die Wahl eine geheime jein joll, jo ift mit Strenge darauf zu halten, daß die Wahl 
zettel von den Wählern ſelbſt in das dazu beſtimmte Gefäß gelegt, und daß fie erſt nah Ablauf 
der bejtimmten Wahlzeit geöffnet werden. | | 

Art. VI Zu 86. 1. Wenn ein Wahlzettel mehr Namen enthält, als Perjonen in dem 
betreffenden Wahlgange zu wählen find, jo ijt derjelbe gleihwohl gültig; jedoch bleiben die zulegt 
bezeichneten Namen, durch welche die vorgejchriebene Zahl überjchritten wird, außer Anſatz. — It | 
eine geringere Zahl von vorgejchlagenen Perfonen bezeichnet als Die vorgejchriebene, jo ‚hat auch 
dies feinen Einfluß auf die Gültigfeit des betreffenden Wahlzettels. 5 

2. Wo zwei oder mehr Wahlbezirfe gebildet werden, da Haben die Geiftlichen fi) bezüglich) 1 
der Leitung der Wahl in den einzelnen Wahlbezirfen unter einander zu verjtändigen. J 

Art. VII. Zu 87 Abſ. 4. Iſt der eine Verwandte oder Verſchwägerte als Presbyter, 
der andere als Erſatzmann gewählt worden, ſo kann bei einer ſich ergebenden Lücke der Erſatzmann 
ſo lange nicht eintreten, als der mit ihm in dem durch das Verbot getroffenen Grade Verwandte 
oder Verſchwägerte feinen Sit im Presbyterium behauptet. 

Art. VIII. Zu $ 8 Abſ. 1 umd 2. 1. In das Protofoll find auch alle etwa borfommenz 
den Wahlanftände und Beſchwerden, jowie die darauf erfolgenden Entjcheidungen bes Wahlaus⸗ 
ſchuſſes aufzunehmen. J 

2. Das Protokoll iſt vor der Unterzeichnung durch den Wahlausſchuß von dem Protokoll⸗ 
führer ſeinem ganzen Inhalte nach im Wahllokale vorzuleſen. 

3. Die Stimmzettel find zu den Akten zu nehmen und wohl zu verwahren. 4 

Zu $ 8 Abſ. 3. 4. Auf Vorſchlag des Vorfigenden ernennt dev Ausſchuß aus jeiner Mitte! 
einen Stimmenzähler. 4 

Das von diefem aufzuftellende Kontrofverzeichniß oder die Stimmlifte ift ebenjo zu führen, 
wie die für die Gemeindewahlen vorgejchriebenen Stimmliften, und es ift dabei folgendes Ver— 
fahren einzuhalten: Nach Ablauf der für die Abſtimmung eingeräumten Zeit verlieft, wenn der. 
dritte Theil aller wahlberehtigten Hausväter feine Wahlſtimmen abgegeben hat, der Borfigende 
oder ein anderes, von ihm dazu bejtimmtes Ausſchußmitglied laut und deutlich die abgelieferten 
MWahlzettel, unter Angabe der Nummern, und der Stimmenzähler hat den Inhalt eines jeden 
gültigen Wahlzettels jo in die Stimmlifte einzutragen, daB in der erjten oder Hauptrubrif Vor⸗ 
und Zuname ſowie der Stand eines jeden Gewählten aufgeführt, daneben aber in den einzelnen 
Seitenrubrifen die Nummern aller Wahlzettel, durch welche dev Gewählte Stimmen erhielt, in der 
Reihenfolge, in welcher fie vorgelefen wurden, beigefügt werden, worauf dann in die legte Rubrik 
die Geſammtzahl der erhaltenen Stimmen eingeſetzt wird. 3 | 

5. Für größere Gemeinden empfiehlt fich, der beſſeren Kontrole wegen, die Führung zweier 
ſolcher Verzeichniſſe oder Stimmliſten. Wo dieſe angeordnet wird, da hat der Ausſchuß ſogleich 
zwei Stimmenzähler aus ſeiner Mitte zu bezeichnen. 

Art. IX. Zu 8 9. Wird eine Berufung angemeldet, jo haben Diejenigen, welche ſich A 
der Entſcheidung des Ausſchuſſes nicht beruhigen wollen, ihre Gründe furz anzugeben und ihre) 
bezügliche, in das Protofoll aufzunehmende Erklärung an der betreffenden Stelle deſſelben zu 
unterzeichnen. Die Wahlhandlung ift troß einer folchen Berufung zu Ende zu führen, nad) 
geichlofiener Wahl aber find die Wahlakten ohne Verzug und von Amtswegen dem Konſiſtorium 
vorzulegen. 
Art. X. Zu 8 10. 1. Wenn die Wahl ſofort gültig fein ſoll, jo muß wenigſtens das 
volle Drittel aller in die endgültig feſtgeſetzte Wahlliſte eingetragenen Wahlberechtigten abgeſtimmt. 
haben. 4 


2. Sit dies nicht der Fall, was durch eine jofortige Zählung der Stimmzettel zu ermitteln! 
iſt, jo ift das Wahlprotofoll unter Konftatirung diefes Umſtandes zu jhließen und defien Fort 
ſetzung vorzubehalten. Die abgelieferten Stimmzettel find fodann forgfältig zu verwahren, mit 
einem von dem Wahlausihuffe zu paraphirenden Umjchlage zu verjehen und mit dem pfarramt⸗ 
lichen Siegel zu verſiegeln. J 
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3. Der für die ausgebliebenen Stimmberechtigten jofort anzuberaumende und im Protokolle 
zu bezeichnende zweite Wahltermin ift jo zu bejtimmen, daß in der Zwijchenzeit die vorgeichriebenen 
Verfündigungen und Einladungen vorgenommen werden fünnen, welche ganz in derjelben Weije 
wie bei der erjten Wahl zu wiederholen find. 

4. Nah Abſchluß der Nahwahl find die unter Siegel gelegten Stimmzettel der erſten 
Wahl in Gegenwart des Wahlausſchuſſes zu entjiegeln und mit den bei der Nahwahl abgegebenen 
zu vereinigen. 

5. Das weitere Verfahren bemißt fich jodann nach den Vorfehriften, welche zur Anwendung 
zu kommen haben, wenn ſich die Wahlhandlung in einem Wahltermine erledigt. 

6. Wo mehrere Wahlbezirfe gebildet werden, da ift die Wahl jo durchzuführen, als ob 
jeder Wahlbezirk ein bejonderer Wahlort wäre. Nach Beendigung des Wahlverfahrens in den ver— 
ſchiedenen Bezirken ift durch Zählung der im Ganzen abgegebenen Stimmzettel feitzuftellen, ob der 
dritte Theil aller Stimmberechtigten abgeitimmt hat, oder ob eine Nachwahl vorzunehmen ift. 
Hat 3. B. in dem einen Wahlbezirt mehr, in dem andern weniger als der dritte Theil, in beiden 
reſp. in allen zuſammen aber das volle Drittel aller Stimmberechtigten des ganzen Ortes abgeſtimmt, 
jo ijt die Wahl fofort gültig. — Muß eine Nahwahl jtattfinden, jo ift diejelbe auf alle Wahl 
bezirke zu erjtreden und, wie die erjte Wahlhandlung, in jedem gejondert zu erledigen. Dem— 
gemäß werden auch behufs der endgültigen Feititellung des Wahlergebniifes die Wahljtimmen 


der verjchiedenen Wahlbezirfe nicht zujammengeworfen, jondern vielmehr bejonders und für fi) 


zuſammengerechnet. 
7. Bei jeder Unterbrechung der Wahlhandlung ſind die abgegebenen Stimmzettel, ohne 


eröffnet zu werden‘, vorſchriftsmäßig zu verſiegeln und zu verwahren, bei Fortſetzung der Wahl 


aber in Gegenwart des Wahlausſchuſſes wieder zu entfieneln. 
Url. XI. Das Ergebniß einer jeden unbeanjtandet gebliebenen oder für gültig erklärten 


Wahl ift an dem auf diejelbe und beziehungsweife auf deren Gültigerklärung folgenden Sonntage 
der Gemeinde von der Kanzel herab zu verfündigen. 


Art. XII. Nah diejer VBerfündigung find die neugewählten weltlichen Presbyterialmit- 


| glieder durch den geiftlichen Vorſtand des Presbyteriums in der Kirche vorzuftellen und nach vor— 


gängiger Belehrung über die Obliegenheiten ihres Amtes mittelft Handgelübde dahin zu ver: 


Pflichten : „daß fie die Pflichten und Obliegenheiten eines Presbyters in Uebereinftimmung mit 


„den bejtehenden kirchlichen Gejegen und Verordnungen zum Beiten der vereinigten protejtantiichen 
„Kirche der Pfalz und insbejondere der Gemeinde N. N. getreulich und in riftlichem Geifte 


„erfüllen wollen“. 


Urt. XIII. Alle durch die Wahlen erwachſenden Koften, wie z. B. die für Anfertigung 


der Wählerlijten, für anzuheftende und in Lofalblätter einzurücende Einladungen, für Drudformulare 
zu Wahlzetteln, Stimmliften ꝛc. find von den betreffenden Kirchenfafjen zu beſtreiten und von den 


Borfigenden der Presbyterien auf diefe anzumeijen. 
Speyer, 15. Auguft 1876. 
Königl. bayer. proteftantiihe3 Konfistorium. 
gez. Glaſer. Wagıer. 


+ 


X. 


AInſtrukkion. 
Betreff: Die Reuwahl der Presbyterien vom 31. Oktober 1882, 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. Unter Bezugnahme auf die generelle Entſchließung 
der unterfertigten Stelle vom 2. diejes Monats im ausgejegten Betreff Nr. 1482 R, werden nad: 
ftehend noch einige durch die Erfahrungen bei den Wahlen von 1876 veranlakte Erläuterungen zu 
der revidirten Wahlordnung und zu der dazu gehörigen Inſtruktion vom 15. Auguft 1876, nebit 
den weiter gebotenen Anordnungen, zur Kenntnißnahme und Darnahahtung befannt gegeben. 

1. 3u$ 13.3 der Wahlordnung. 

Wenn bei der Wahl in einer Kirchengemeinde, zu der ein Parochialort oder deren 
mehrere gehören, die Vorſchrift nicht beachtet wird, daß wo möglich ein jeder derjelben 
nah Maßgabe der Seelenzahl im Presbyterium vertreten fein joll, jo fann je nach der 
Lage der Berhältniffe die Wahl für nichtig erklärt und eine Neuwahl angeordnet 
werden, wie dies auch bei der Integralerneuerung der Presbyterien im Jahre 1876 in 


| 
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einzelnen Fällen gejchehen ift. Es ift daher Sorge zu tragen, daß die Parochialorte be | 

der Wahl diejenige Berücfichtigung finden, die fie nach der Wahlordnung mit Fug ua | 

Recht beanipruchen können. 4 

2. Zu 85 Abſ. 1 der Wahlordnung. 
Nach 8 5 Abſ. 1 der Wahlordnung ſoll die Wahl in der Regel an einem Sonntage 
nad dem Gottesdienfte jtattfinden. An diefer Regel iſt namentlich bei der Hauptwahl 

im Intereſſe einer lebhaften Wahlbetheiligung feitzuhalten, und erjcheinen Abweichungen 

davon nur in Nothfällen gerechtfertigt. Dagegen unterliegt e3 feinem Bedenken, die 

etwa nöthige Nahwahl dann an einem Werktage vorzunehmen, wenn zu befürchten 
wäre, daß fich jonft der Abſchluß des Wahlgeſchaftes zu ſehr verzögern würde. | 

3. Zu Art. V 3.2 der Inſtruktion. 1 
Wenn aus bejonderen Gründen weder der Defan noch der Kapitelsjfenior die ihnen 
zugewiejene Verpflichtung zur Leitung und Durhführung der Wahlen in den erledigten 

und nicht durch eigene Verweſer verjehenen Pfarreien, jowie in durch Krankheit herbeiz | 
geführten VBerhinderungsfällen zu erfüllen im Stande find, jo kann auch ein benadj= 
barter Pfarrer, oder e3 können nöthigenfall3 mehrere benachbarte Pfarrer mit der 

Abhaltung der bezüglihen Wahlen durch das Konfiftorium beauftragt werden. Zu 

diejem Zwecke ift von dem Defanate unter berichtlicher Schilderung der VBerhältniffe 

entjprechender Antrag an das Konfiftorium zu richten. 
4. 3u $ 6 Abd. 2 der Wahlordnung in Verbindung mit Art. V 3.4 der 
Snitruftion und Abi. 3 des generellen Wahlausjhreibens vom 15. Auguft 
1876 ad Num. Exh. 1234 8. 
Die hier angeführten Bejtimmungen haben bei der Wahl vom Jahre 1876 ver⸗ 
ſchiedene Zweifel hervorgerufen und find theilweiſe irrig ausgelegt worden, weshalb 

folgende Erläuterungen geboten erſcheinen: 

a. Die Entſcheidung der Frage, ob in einer Kirchengemeinde, zu welcher mehrere Orte 
(Parochialorte) gehören, nur eine, gemeinjchaftliche und gleichzeitige Wahl abzuhalten 
jei, oder ob die Abtheilung in verjchtedene Wahlbezirfe mit jucceffive vorzunehmender 
Wahl jtattfinden folle, ift dem Ermefien des betreffenden Presbyteriums und 
beziehungsweije (bei etwaiger Bejchwerde) des Konfiftoriums überlaffen. Dabei wird 
jedoch in Betracht zu ziehen fein: die Seelenzahl des Parodialortes, beziehungsweie 
der Parohialorte, die Entfernung vom Pfarrorte, das gegenfeitige Verhältniß zu | 
einander u. ſ. w. So wird es ſich z. B. nicht empfehlen für Kleine Parochialorte, 
wo nur etwa ein oder 2 Preöbyter zu wählen find, eigene Wahlen anzuordnen, wenn 
nicht ganz bejondere VBerhältniffe dies wünſchenswerth oder gar nothwendig erſcheinen 
laſſen. 

Ueberhaupt geht die neue Wahlordnung im Allgemeinen von der Vorausſeku 
aus, daß diejenigen Orte, welche zuſammen eine Kirchengemeinde (Mutter: oder 
Filialgemeinde) bilden und ein gemeinfames Presbyterium haben, in welchem die 
Parochialorte entjprechend vertreten fein jollen, in der Regel auch zuſammen wählen 
und einen Wahlbezirk bilden. 

b. Der $ 6 Ab. 2 der revidirten Wahlordnung bezieht fih nur auf Städte und 
beziehungsweife größere Gemeinden, welche zwei und mehr Geiftliche haben, was bei der | 
Auslegung und Anwendung defjelben nicht zu überjehen it. | 

c. Bei Art. V 3. 4 der Inſtruktion wird im Anſchluſſe an 3. 3 daſelbſt, wo von Eins 
theilung einer Kirchengemeinde in verſchiedene Wahlbezirke die Rede ift, ausdrücdlid 

unterjtellt, daß auch für die eine oder andere Parochialgemeinde wirklich eine bejondere 
Wahl angeordnet werde. | 
d. Der Abj. 3 der generellen Entſchließung vom 15. Auguſt 1876 ad Num. 1234 ©, 
in welchem unter anderen die Beftimmung enthalten ift, daß in den Filial- und. 
Parohialorten die Wahlen zwar dem allgemeinen Wahltage nachgängig, aber do jo 
bald als möglich vorzunehmen feien, hatte, was die Parochialorte betrifft, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur und ausſchließlich diejenigen im Auge, für welche eine beſondere Wahl 
angeordnet wurde, und in welchen die Wahl ſonach ebenfo wenig wie in den Filiale 
gemeinden an dem allgemeinen Wahltage vorgenommen werden konnte. Uebrigens iſt 
dur das Wahlausjchreiben vom 2. Oftober abhin Abi. 2 jeder etwaige Zweifel in 
diejer Beziehung bejeitigt. 
5. 3u $ 7 3. 4 der Wahlordnung und zu Art. VII der Inftruftion. | 
Sn 873.4 der Wahlordnung ift unter Anderem bejtimmt, daß Schwiegervater‘ 
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und Schwiegerjohn nicht gleichzeitig dem Presbyterium angehören dürfen, und in der 
Inftruftion it zu Urt. VII unter Beziehung darauf neben Verwandten auch von 
„Verſchwägerten“ überhaupt und ohne nähere Bezeichnung die Rede. Unter diefem 
Ausdrucke ift auch hier nur das Verhältniß zwiſchen Schwiegervater und Schwiegerjohn 
und umgekehrt zu verjtehen. Dabei bleibt noch zu bemerken, daß bezüglich des Begriffes 
der „Verſchwägerung“ der gejeglihe Sprachgebrauch von dem volfsthümlichen 
etwas abweicht, indem man gejeglich unter Verfhwägerung nur das Verhältniß des 
einen Ehegatten zu den Blutsverwandten des andern zu verftehen hat. 

6. Nach volljtändiger Durchführung der Wahlen in ihren Pfarrfprengeln haben die Pfarr- 
ämter und erponirten Vifariate den Defanaten jofort unter genauer Beachtung der nachfolgenden 
Direftiven die nöthigen Anzeigen zu erjtatten, damit diejelben in den Stand gejegt werden, über- 
ſichtliche ſtatiſtiſche Zufammenjtellungen über die Wahlergebniffe in ihren Amtsbezirfen an Die 
unterfertigte Stelle gelangen zu laſſen, was jobald als möglich zu gejchehen hat. Dieje find in 
tabellariiher Form anzufertigen und haben zu enthalten: 

a. Namen und Stand der gewählten Presbyter jowie der Erjaßmänner. 

b. Die Angabe, welche derjelben ſchon früher Presbyter, beziehungsweife Erſatzleute 
waren und welche neu eingetreten find. 

e. Eine furze Qualififation der Gewählten in firhlicher Beziehung. 

d. Die Zahl der in die Wahlliften definitiv eingetragenen Wahlberechtigten, ſowie die 
Zahl derjenigen, welche von ihrem Wahlrechte auch wirklich Gebrauch) gemacht haben. 

Dieſe Vorſchrift it bei den Wahlen im Jahre 1876, was hier bemerft werden 

muß, nit von allen Defanaten befolgt worden. 

e. Die Angabe, ob eine Nachwahl erforderlich war oder nicht, und eventuell wann 
diejelbe jtattgefunden hat. 

f. Etwaige Bemerfungen über die Wahl, über befondere Vorkommniſſe dabei ꝛc. ıc. 

7. Wenn die Neubildung und Konftituirung der Presbyterien vollzogen fein wird, haben 
die Defanate und Pfarrämter den Königl. Bezirksämtern von dem Perjonaljitande der neuen Pres- 
byterien Kenntniß zu geben und denjelben ebenjo auch die in der Folge fich ergebenden Aenderungen 
diejes Perjonalitandes berichtlich anzuzeigen. 

Schließlich kann fi die unterfertigte Stelle der Pflicht nicht entziehen, auf die hohe 
Wichtigkeit der bevorjtehenden Wahlen für die vereinigte Kirche der Pfalz hinzumweijen. 

Seit den leßten, im Jahre 1876 vollzogenen Neuwahlen jind den Presbyterien bedeutend 
erweiterte und in ihren Wirfungen und Folgen höchſt getwichtige Rechte und Befugniſſe eingeräumt 
worden, welchen naturgemäß auf der anderen Seite auch eine größere Verantwortlichkeit gegenüber: 
fteht. Unter jolhen Verhältniſſen erwädhit den Wählern die Aufgabe, nur ſolchen Männern ihr 
Vertrauen zu ſchenken, welche nicht allein im Rufe fittlicher Unbeſcholtenheit und firchlicher Gefin- 
nung jtehen und in dieſer Beziehung den Gemeinden mit gutem Beispiele voranleuchten, fondern 
damit auch reges und ernſtliches Firchliches Intereſſe, Einficht, Feftigfeit und Bejonnenheit verbinden. 
Das gilt übrigens nit nur für die Wahl der Presbyter jelbit, jondern auch für die Wahl der 
Erjagleute, damit Männer gewählt werden, deren Wahl den Gemeinden und der Kirche, wie zur 
Ehre, jo zum Segen gereiche. 

Zu den Geiſtlichen aber, al3 den berufenen Leitern der Wahlen hat die unterfertigte Stelle 
das feſte Vertrauen, daß fie, was ihnen hiermit zur Pflicht gemacht wird, bei diefen Wahlen der 
ſtrengſten und gewiſſenhafteſten Unparteilichfeit und Gerechtigkeit fich befleißigen werden. 

Speyer, den 31. Oftober 1882. 

Königlich bayeriſches protejtantiiches Konfistorium. 
v. Glajer. 
Wagner. 
An 
ſämmtliche Kal. prot. Defanate, Pfarrämter und 
jelbjtjtändige Bifariate der Pfalz. 
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XI. 


Verordnung, 
die Einführung von Fändigen Synodalausſchüſſen betreffend. 


(Entworfen auf Beſchluß der General-Synode von 1873 durch das Konfiftorium und genehmigt 
durch Allerhöchſte Entſchließung vom 17. Juni 1876.) 


— J 
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I. Ständige Ausſchüſſe für die Diözeſan-Synoden. N 
$ 1. Jede Diözefan-Synode wählt in derjenigen ordentlichen Jahresverſammlung, 
bei welcher Neuwahlen jtattzufinden haben, auf die Dauer von vier Jahren aus ihrer 
Mitte ein geiftliches und drei weltliche Mitglieder und zwei geiftliche und drei weltliche 
Stellvertreter, welche nach der Neihenfolge der Stimmenzahl und beziehungsweije der 
Wahlgänge, wenn fi) eine Stelle erledigt, oder in Verhinderungsfällen anjtatt der 
urſprünglich gewählten einberufen werden, und zwar die geiftlichen an die Stelle der 
geiftlichen und die weltlichen an die Stelle der weltlichen. Die Berufung der Stele 
vertreter ift nur eine vorübergehende, wenn die Verhinderung jelbit eine folche ift. 
Etwa nöthige Zwiſchenwahlen werden auf desfallfige Anzeige dur das Konfijtorium 
angeordnet. 

Alle Wahlen gejchehen mitteljt nicht unterjchriebener Stimmzettel und erfordern 
abjolute Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos, Die Wahl‘ 
jelbit unterliegt feiner weiteren Bejtätigung. 

$ 2. Die aljo gewählten vier Synodalen bilden mit dem Defane und dem von N 
den Geiitlichen für die gleiche Periode gewählten Senior den Diözeſan-Synodalausſchuß. 

Der Vorſitz und die gejchäftliche Leitung jtehen dem Dekan zu. 

Bei Erledigung der Stelle des Defans oder bei deſſen Verhinderung tritt der 
Defanatöverwejer, beziehungsweije der Kapitelfenior und in dejjen Verhinderung der. 
dritte Geijtliche als Stellvertreter für ihn ein, jo lange die Vakatur oder die Vers 
hinderung dauert. 

$ 3. Der Ausschuß erwählt unter feinen Mitgliedern einen Schriftführer und 
einen Stellvertreter. | 

Der Ausschuß ift bei Anweſenheit von drei Mitgliedern, nämlich des Vorſitzenden 
und je eines geijtlichen und eines weltlichen, bejchlußfähig. Für feine Beſchlüſſe genügt 
einfache Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des VBorfigenden, 

Ueber jeine Verhandlungen wird ein fortlaufendes Protokoll geführt, welches mit 
allen dazu gehörigen Alten in der Negijtratur des Defanats aufbewahrt wird. | 

Ausnahmsweije kann in minder wichtigen Fällen der Ausihuß auf Anordnung ı 
des Konfiftoriums durch den Vorfigenden auch im Wege der jchriftlichen Umfrage gut= 
achtlich vernommen werden. Doh muß in einem Falle über die Umfrage und das 
Ergebniß derjelben gleichfalls Protofoll errichtet und von dem Vorſitzenden und Schrifte 
führer unterzeichnet werden. Wenn aber zwei Mitglieder des Ausſchuſſes fich gegen ı 
diefe Form der Begutachtung ausjprechen, kann diejelbe nicht in Anwendung kommen. 

Ss 4. Der Ausschuß verfammelt fi) am Wohnfite des Defans regelmäßig einmal 
des Jahres, und zwar jpätejtens vierzehn Tage vor Eröffnung der ordentlichen Diözeſan— 
Synode, außerdem aber, wenn von wenigftens dreien jeiner Mitglieder deſſen Zujamz 
menkunft jehriftlich mit Angabe der Gründe beantragt wird, nach eingeholter Ermäch— 
tigung des Konfijtoriums, jowie auch auf Berufung des Lebteren, jo oft eine jolche für 
nothwendig oder zweckmäßig erachtet wird. Das Konfiftorium kann jedoch eine ſolche 
Ermächtigung nur erteilen und den Ausjchuß nur berufen, wenn es jich um Gegen— 
ſtände und Angelegenheiten handelt, die in den Wirkungskreis der Diözefan-Synoden fallen. 
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S 5. Der Ausihuß hat die Jahresverſammlung der Diözefan-Synode und die 


bei derjelben zur Verhandlung zu bringenden Berathungsgegenjtände vechtzeitig vorzu— 


bereiten. 

Zu dieſem Zwecke find alle wichtigeren Anträge, welche vor die Synode gebracht 
werden wollen, mindeitens drei Wochen vorher bei dem Defane, beziehungsweije deſſen 
Stellvertreter jchriftlich einzureichen. Hierauf erfolgt durch Vermittlung des Defans, 


beziehungsweiſe feines Stellvertreters dit alsbaldige Mitteilung ihres Betreffs an die 
einzelnen Ausihußmitglieder und die Berufung des Ausfchuffes zu der in $ 4 bes 
ſtimmten Zeit. 


S 6. Der Ausjchuß bejtimmt zugleich die Tagesordnung für die Synode, welche 
fodann ohne Verzug mit dem wejentlichen Inhalte der eingelaufenen Anträge allen 
Synodalen duch das Dekanat befannt gegeben wird. Cs bleibt dem Ausjchuffe 
unbenommen, auch noch am Tage der Synode einen Antrag auf die Tagesordnung 
zu jeßen. € 

S 7. Der Ausſchuß eritattet in der Synode ſelbſt durch den Dekan, beziehungs- 
weiſe deſſen Stellvertreter Bericht über feine Wirkſamkeit während des verflojjfenen 


Jahres und jtellt auf Grund defjelben die ihm geeignet erjcheinenden gutachtlichen 


Anträge. Für die eingelaufenen Anträge Tann der Ausſchuß bejondere Berichteritatter 


. ernennen. 


Ss 8. Wenn der Ausihuß auf einen aus feiner Mitte fommenden Antrag mit 
Ermächtigung des Konſiſtoriums zufammentritt, jo kann ex nur über die Angelegenheit 
berathen, welche Gegenjtand diejes Antrages ift. 

s 9. Wird der Ausihuß von dem Konfijtorium berufen, was entweder zum 
Zwecke der Ertheilung thatfächlicher Aufſchlüſſe oder der gutachtlichen Neuerung über 
wichtige Vorkommniſſe und Gegenjtände des firchlichen Lebens gejchehen Tann, jo haben 
ji jeine Berathungen gleichfalls auf den ertheilten Auftrag zu bejchränfen. 

s 10. Der Ausſchuß wird jedesmal gutachtlich vernommen, wenn einem Geiftlichen 
der Diözefe zum Zwecke der Haltung eines Vikars eine regelmäßige Unterftügung aus 
dev Pfarr-Unterſtützungskaſſe auf längere Zeit verliehen werden foll. 

Diejes Gutachten tritt an die Stelle derjenigen Erinnerung, welche der Synode 
bisher jelbjt vorbehalten war, in Gemäßheit eines unterm 15. Juli 1837 Allerhöchit 
genehmigten Bejchluffes der General-Synode von 1833, welcher im Uebrigen hierdurch) 
feine Aenderung erleidet. 

Dem Konfiftorium bleibt indeifen unbenommen, das Gutachten des Ausſchuſſes der 
Synode jelbjt zur Aeußerung vorzulegen. 

8 11. Dem Ausjchuffe jteht die Befugniß zu, bei den jährlichen Kirchen-Bifi= 
Er in der Diözeje ſich durch ein geiftliches und ein weltliches Mitglied vertreten 
zu lafjen. 

s 12. Haben die Berathungen des Ausſchuſſes eine Angelegenheit zum Gegen— 
ande, welche eines der Ausjchußmitglieder ſelbſt oder eine mit ihm verwandte oder 
verſchwägerte, Perſon angeht, jo hat diefes Mitglied jo lange aus dem Alone aus⸗ 
zutreten, bis die bezügliche Angelegenheit endgiltig erledigt iſt. 


II. Ständige Ausſchüſſe für die General-Synoden. 


s 13. Jede ordentliche General-Synode wählt am Schluſſe ihrer Berathungen 
auf die Dauer von vier Jahren aus ihrer Mitte einen aus ſechs Mitgliedern, drei 
geiſtlichen und drei weltlichen, beſtehenden Ausſchuß und eben jo viele Stellvertreter 
geiftlichen und weltlichen Standes. 
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Zu dem Ende theilen ſich die Mitglieder der General-Synode nad) freier Verein | 
barung oder, wenn dieje nicht zu Stande fommt, durch das Loos in vier Abtheilungen, | 
von welchen jede aus allen Mitgliedern der Synode ein ihr durch das Loos zugewiejenes 
geiftliches oder weltliches Mitglied und den entfprechenden Stellvertreter wählt. Na 
Mahl diefer vier Ausichugmitglieder und ihrer Stellvertreter durch die Adtheilungen 
wählt die Synode in ihrer Gefammtheit die beiden noch übrigen Glieder des Ausichuffes | 
und deren Stellvertreter. E 

Die Wahl geſchieht mittelft nicht unterfchriebener Stimmzettel. Abjolute Stimmen | 
mehrheit wird erfordert. Bei Stimmengleichheit entſcheidet daS Loos. Die Wahl bedarf 
feiner Beitätigung. | 

Die in den Abtheilungen gewählten Stellvertreter treten bei Abgang eines Mit- | 
gliedes oder in Verhinderungsfällen an die Stelle der in den betreffenden Abtheilungen 
gewählten Ausſchußmitglieder; ebenfo Die von der Geſammtheit der Synode gewählten 
Stefloertreter an die Stelle der von diefer gewählten Ausichußgmitglieder, und zwar jo, 
daß immer an die Stelle eines verhinderten geijtlichen Mitgliedes ein geiftlicher Stelle 
bertreter und an die Stelle eines verhinderten weltlichen Mitgliedes ein weltlicher Stelle 
vertreter tritt. Der Eintritt der Stellvertreter in Verhinderungsfällen erfolgt mır auf 
die Dauer der Verhinderung. | 

8 14. Die Ausſchußmitglieder wählen unter ſich einen Vorſitzenden, der dem 
geiftlichen Stande angehören muß, und einen Schriftführer, ſowie für jede diejer 
Funktionen einen Stellvertreter. s | 

$ 15. Der Ausschuß verfammelt ſich auf Berufung und am Site des Konfiftoriums, 
bei welchem auch die durch feine Verhandlungen erwachjenen Akten aufbewahrt werden, 
regelmäßig in jedem Jahre wenigftens einmal, und zwar nad) Abhaltung der Diözejfanz 
Symoden, außerdem aber, jo oft es von dem Konfiftorium für nothwendig oder zwed= 
mäßig erachtet wird, oder auch mit defjen Ermächtigung auf motivirten jchriftlichen 
Antrag von mindeftens vier feiner Mitglieder. 

$ 16. Dem Ausſchuß liegt im Allgemeinen die Verpflichtung ob, in den zum 
Wirkungskreiſe der General-Synode gehörigen Firchlichen Angelegenheiten dem KRonfiftortum 
auf deifen Aufforderung thatfächliche Aufſchlüſſe zu ertheilen und diejelben gutachtlich 
zu beraten; er ift aber auch zugleich befugt, bezügliche Wünſche und Anträge vor= 
zutragen. | 
8 17. Der Ausſchuß ift insbefondere gutachtlich zu vernehmen vor jeder Generale 
Synode über die an diejelben zu machenden Vorlagen, ſowie dann, wenn es fich darum | 
handelt, ob eine außerordentliche General-Synode einberufen werden ſoll. | 

Auch kann der Ausſchuß bei feinen regelmäßigen Jahresverfammlungen Aufihluß 
über den Stand der allgemeinen proteftantifchen Pfarrwittwenfaffe und der übrigen der ) 
Verwaltung des Konfiftoriums unterftellten Fonds verlangen und von den bezüglichen | 
Rechnungen Einficht nehmen. | 

8 18. Der General-Synode hat der Ausſchuß durch feinen Vorſitzenden oder eine 
feiner Mitglieder über jeine Wirkjamfeit während der abgelaufenen Synodal-Periode 
rechenſchaftlichen Bericht zu erjtatten. 

8 19. Dem Ausſchuſſe werden bei feinen Verſammlungen von dem Konfiftorium \ 
die erforderlichen Aufjchlüffe gegeben und die etwa nöthigen aftenmäßigen Mittheilungen 
gemacht. | 

Er faßt feine gutachtlichen Beihlüffe und ftellt feine gutachtlichen Anträge außer 
Gegenwart der Mitglieder des Konfijtoriums. Einfache Stimmenmehrheit genügt, und 
bei Gleichheit der Stimmen gibt die des Vorſitzenden den Ausjchlag. 
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Beſchlußfähig ift er bei Anweſenheit von vier Mitgliedern, zwei geijtlichen und 
zwei weltlichen. 

Der beitehende Ausschuß bleibt bis zur Bildung des neuen Ausfchuffes in 
Wirkſamkeit. 

g 20. Ueber feine Verhandlungen wird ein fortlaufendes Protokoll geführt. Durch 
Mittheilung dieſes Protofolls wird das Konfijtorium don dem Ergebnifje derjelden in 
Kenntniß geſetzt. 


III. Allgemeine Beſtimmung. 


$ 21. Die für den erſtmaligen Vollzug dieſes Geſetzes erforderlichen beſonderen 
Verfügungen werden vorbehaltlich Allerhöchiter Genehmigung von dem Konfijtorium 
getroffen. 


XI. 


Vollzugsinſtruktion pı ver Perordnung, 
die Einführung von Händinen Synodal-AUusſchüſſen befr, 


(Entworfen vom Königl. Konfiftorium und genehmigt dur) Se. Majeftät den König laut Höchſter 
Entſchließung vom 26. April 1877.) 


Zum Zwecke des eritmaligen und fünftigen Vollzuges obiger Verordnung, wie fie von der 
im Jahre 1873 zu Neujtadt a. 9. abgehaltenen General-Synode bejchlofien und von Str. Majeſtät 
dem König dur Allerhöchfte Entſchließung vom 17. Juni v. J. genehmigt worden iſt, werden 
folgende Verfügungen getroffen, welche fich indeſſen nur auf die Ausſchüſſe der Didzefan-Synoden 
beziehen, da es angemeſſen evjcheint, die für die Thätigfeit der General-Synodalausſchüſſe etwa 
erforderlichen Beitimmungen in einer neuen Gejchäftsordnung für die General-Synoden vorzujehen. 

Art. 1. Zu 8 1 Abſ. 1. Wenn Zwiſchenwahlen vorgenommen werden, jo haben Die 
Gewählten ihre Funktionen nur noch für die Zeit auszuüben, welche von denen zu erfüllen gewefen 
wäre, an deren Stelle fie treten. 

Art. 2. Zu $ 2 Abi. 1. 1. Die gegenwärtigen Kapitelsfenioren, die ohnehin zum Theile 
exit in jüngiter Zeit neu gewählt worden find, bleiben im Amte, und eine allgemeine Neuwahl 
derjelben ift erit nach Ablauf der jet beginnenden vierjährigen Wahlperiode vorzunehmen. 

2. Wo die Stelle des Kapitelfenior3 erledigt ift, da ift die Wahl alsbald zu bethätigen 
und Gleiches hat in Zufunft zu geichehen, wenn aus irgendwelchem Grunde ein jolcher Erledigungs— 
fall eintritt. Bei derartigen Zwifchenwahlen erſtreckt fich die Amtsdauer der Gewählten Lediglich 
auf die bis zur nächſten regelmäßigen Neuwahl noch laufende Zeit. 

. Dur) die Allerhöchite Entfehließung vom 17. Juni 1876 tft bei Genehmigung der Ver— 
ordnung über Einführung ftändiger Synodalausſchüſſe ausdrücklich ausgejprochen worden, dab dur) 
den $ 2 diejer Verordnung die bisher bezüglich der Prüfung und Beitätigung der Wahl der 
Kapitelsjenioren dur das Königl. Konfiitorium beſtehenden Borjehriften, wie von der Synode 
jeldjt anerkannt worden, nicht berührt erjcheinen. Ueberhaupt bleiben alle Beitimmungen über das 
Be enienet, joweit fie nicht mit Ddiefer Verordnung in Widerſpruch ftehen, in unveränderter 

eltung. 

Art. 3. Zu 83 Abſ. 3. Das Königl. Konſiſtorium ift zu jeder Zeit befugt, ſich Die 
Protofolle über die Verhandlungen der Diözefan-Synodalausjchüffe, nebft den dazu gehörigen Akten, 
zur Einfihtnahme vorlegen zu Laifen. 

Art. 4 Zu $ 4 Die Einfendung der Protofolle und dazu gehörigen Akten an da3 Kon: 
filtorium hat von Amtswegen zu erfolgen, jo oft der Ausihuß aus irgendwelhem Grunde von 
feßterem berufen wird. 

Art. 5. Zu $ 6. 1. Dem Defane und beziehungsweife feinem gejeglihen Stellvertreter 
ſteht das Recht zu, einen die Kompetenz der Synode überjchreitenden Antrag nicht zuzulaffen, auch 
wenn die übrigen Ausſchußmitglieder ſich für die Zuläffigfeit deſſelben erklären follten. 

2. Wenn der Defan oder fein gejeglicher Stellvertreter von diefem Rechte Gebrauch macht, 
jo ift er verpflichtet, den Antragfteller ohne Verzug davon zu benachrichtigen, damit derjelbe in der 
Lage jei, rectzeitig Berufung an das Königl. Konfiftorium zu ergreifen. 


— 
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Art. 6. Zu 87. Zu befonderen Berichterjtattern, welche der Ausſchuß für die eingelaus | 
fenen Anträge aufzuftellen befugt ift, können nur Mitglieder des Ausſchuſſes gewählt werden. 
Art. 7. Zu S 11. Der Ausschuß bezeichnet alljährlich dasjenige geiftliche und weltliche 
Mitglied, durch welches ex ſich bei den jährlichen Kirchenviſitationen vertreten laſſen will, und der 
Dekan oder deifen gejeßlicher Stellvertreter wird regelmäßig wenigſtens acht Tage vor jeder jolhen 
Bifitation die dazu erwählten Ausfhußmitglieder von der Vornahme derjelben in Kenntniß jegen. | 


XIIL. | 


Infteukfiüie Normen 
über die Beſehung erledigfer Pfarrſtellen und insbeſondere über die Betheili- 
gung Der Kirchengemeinden hierbei, 
beſchloſſen durch die ordentliche General-Synode von 1877 und Allerhöchit genehmigt zufolge 
Höchfter Entſchließung des Königl. Staatsminifteriums des nern für Kirchen: und Schul 

Angelegenheiten vom 21. Mai 1879. | 


8 1. Nach Ausschreibung und vor Beſetzung, beziehungsweije Wiederbejegung 
einer Pfarrftelle wird jedesmal das Gefammt-Presbyterium der Pfarrgemeinde in jeinen 
weltlichen Mitgliedern mit feiner Aeußerung über den kirchlichen Zuſtand der Gemeinde 
und über etwaige befondere Bedürfniffe und Verhältniſſe derjelben vernommen. N 

8 2. Dem Presbpterium, welches zu diefem Zwecke durch Beiziehung Jämmtlicher 
Erſatzmänner verftärkt wird, fteht zugleich die Befugniß zu, bei Gelegenheit diejer Vers 
nehmung zu Gunften des einen oder anderen don den ihm namentlich zu bezeichnenden, 
als Bewerber um die zu befegende Stelle aufgetretenen Geiftlichen einen Wunſch aus— 
zufprechen und eine gutachtliche Erklärung abzugeben, und zwar nach Maßgabe der nach— 
ſtehenden Beſtimmungen. J. 

Z 3. Mit dieſer Vernehmung des Presbyteriums iſt dev Dekan oder ſein Stell⸗ | 
vertreten zu beauftragen; das Konfiftorium Tann aber auch, wenn es dies für ziwed= 
mäßiger erachtet, eines feiner eigenen Mitglieder dazu abordnen. 

F 4. Das von dem Konfiftorium aufzuitellende Verzeichniß der Bewerber hat, 
die Namen und Mohnorte, das Lebens und Dienftalter der betreffenden Geiftlichen zu 
enthalten und führt diefelben in derjenigen Reihenfolge auf, in welcher fie zur Anjtellung 
und beziehungsweife Beförderung berechtigt ericheinen. 

Das Konfiftorium läßt das alſo aufgeftellte Verzeichniß dem verjtärften Presby= 
terium mit der Aufforderung mittheilen, feine Aeußerung abzugeben. 

Für diefe Aeußerung wird zugleich eine angemefjene Friſt bejtimmt, welche nicht 
überjchritten werden darf. 

S 5. Dem Presbpterium bleibt es unbenommen, über die, beziehungsweije dem | 
ihm bezeichneten Geiftlichen vorerft nähere Erfundigungen einzuziehen und eine Deputation 
abzuordnen, um diefelben, beziehungsweije denjelben predigen und Tatechifiven zu hören. 

Dagegen ift es feinem Bewerber geftattet, in der zu bejegenden Pfarrei eine 
Probepredigt oder Katechiſation zu halten, es jei denn mit ausdrüdlicher Genehmigung | 
des Konfiftoriums. | 

$ 6. Die Einladung zur Verſammlung des verjtärkten Presbyteriums hat mindeſtens 
drei Tage vorher, und zwar jchriftlich und gegen Empfangsbejcheinigung zu geichehen. | 
Die Nachweiſe über gehörige Einladung find den Verhandlungen als Belege beizufügen, 

8 7. Bei Aufftellung des DVerzeichnifjes der Bewerber find Die Beftimmungen 
der Beförderungsordnung und insbefondere des $ 30 derfelben zu Grunde zu legen, in ſo 
ferne fie nicht durch die Beftimmungen gegentvärtiger Verordnung eine Aenderung erfahren. | 


J 
I 


* 
ar 
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Demgemäß ſoll bei Bejegung von geiftlichen Stellen in den Städten auf die Be- 
werber von der eriten und zweiten Bejähigungsnote vorzugsweiſe Rüdficht genommen 
werden, während bei einfachen Landpfarreien die Bewerber von der erjten, zweiten und 
dritten Note nach ihrem Dienjtalter fonkurriven und die Bewerber von der vierten und 
fünften Note je ſechs Dienjtjahre mehr zählen müfjen, al3 die Mitbewerber der höheren 
Note, um denjelben gleichgejtellt zu werden. 

Bei der Bejegung von Pfarritellen, mit welchen ein Firchenregimentliches Amt und 
insbejondere eine Defanats-Funktion verbunden it, findet eine Mitwirkung der Kirchen: 
gemeinde nicht jtatt. 

er nicht volle fünf Jahre auf feiner bisherigen Stelle zugebracht hat, joll in 
dev Negel zur Bewerbung um eine andere Stelle nicht berechtigt fein und in das DVer- 
zeichniß der Bewerber nicht aufgenommen werden, es jei denn, daß er fich in einem 
der in $ 31 der Beförderungs-Ordnung bezeichneten Ausnahmefälle befände. 

Nach dem vollendeten 65. Lebensjahre iſt eine Beförderung auf eine andere Stelle 
ebenfalls nur höchſt ausnahmsweife und unter der Borausjegung zuläffig, daß der Bes 
werber die neue Stelle vorausfichtli noch eine Reihe von Jahren ganz ohne fremde 
Beihülfe verjehen, und daß er überdies einen der in $ 31 der Beförderungsordnung 
bezeichneten Fälle für jich anrufen kann. Treten diefe VBorausfegungen nicht ein, fo 
wird ein jolcher Bewerber in das betreffende Verzeichniß nicht aufgenommen. 

Pfarramtssfandidaten können als Bewerber um erledigte Pfarritellen nicht auf: 
treten, diejenigen ausgenommen, welche als eigene Religionslehrer an einer höheren Schule 
oder als Hausgeiftliche an einer Straf- oder jonftigen öffentlichen Anjtalt angejtellt find 
und nach ihrer Konfursreihe und Prüfungsnote auch bereits als Pfarrer Anjtellung 
gefunden hätten, wenn fie im unmittelbaren kirchlichen Dienfte verblieben wären. 

Sit nur ein oder gar fein Bewerber vorhanden, fo ruht in diefem Falle die Mit- 
wirkung der Gemeinde, und iſt das Presbyterium hievon zu benachrichtigen. 

8 8. Mill fich das verſtärkte Presbyterium mit Uebergehung der älteren Bewerber 
zu Gunjten eines nach dem Dienftalter jüngeren oder des jüngsten qutachtlich erklären, 
und joll dieje Erklärung berücfichtigt werden, jo darf der Unterſchied zwijchen dieſem 
und dem ältejten Bewerber, wenn e8 fi um eine Stadtpfarrei handelt, nicht mehr als 


zwölf, bei einer Landpfarrei aber nicht mehr als ſechs Jahre betragen, oder der Bewerber, 


für welchen das Presbyterium ſich ausfpricht, muß wenigjtens das 40. Lebensjahr bereits 
überschritten haben. 

Zu einer gültigen Erklärung ift eine Mehrheit von zwei Drittel Stimmen erforderlich, 
und müſſen jich an der Abftimmung wenigftens ſechs Mitglieder des verjtärkten Pres- 
byteriums betheiligen. E 

Ss 9. Das über die Verhandlungen zu errichtende Protokoll wird mit begleiten- 
dem gutachtlichem Berichte des Dekans, beziehungsweiſe feines Stellvertreters im Originale 
an das Konfiftorium eingejendet, foferne nicht ein Mitglied des letzteren den Vorſitz 
geführt und die Verhandlungen geleitet hat, in welchem Falle die Vorlage durch diejes 
Mitglied vermittelt wird. 

$ 10. Hit die Erklärung des verjtärkten Presbyteriums berückſichtigungswerth 
gefunden worden und find alle geſetzliche Vorausſetzungen erfüllt, jo wird das Konfiftorium 
bei den an die Allerhöchfte Stelle zu bringenden Vorſchlägen, unter Schilderung des 
Sachverhaltes und unter Vorlage der bezüglichen Presbyterial-Verhandlungen, fih zu 
Gunften des von der Gemeinde gewünſchten Bewerbers ausiprechen. 

s 11. Wenn der Fall für eine Presbyterial-Erklärung nicht vorliegt oder eine 
jolche nicht abgegeben werden will, oder die Friſt verftrichen ift, oder wenn die gejeß- 
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lichen Vorausfegungen nicht erfüllt, oder die Mitwirkungsbefugnifje des Presbyteriums 
überfchritten worden find, jo wird bezüglich der Bejegung dev erledigten Pfarritellen 
ganz nad) den bisher maßgebenden bezüglichen Beſtimmungen verfahren, welche überhaupt 
nur in fo ferne eine Aenderung erleiden, als fie mit den Verfügungen der gegenwärtigen 

Verordnung in Widerjpruch ſtehen. 4 


XIV. 
VollzugsPorſchriften 


zu den inffrukfiven Dormen über die Wiederbeſekung erledigter Pfarrfiellen 
und inshbefondere über die Betheiligung der Kirchengemeinden hierbei, | 
Allerhöchſt genehmigt zufolge höchſter Entſchließung des Königl. Staatsminifteriums des Innern | 
für Kirchen: und Schulangelegenheiten vom 21. September 1879. 


I. Einleitung. 


Um die Zweifel über die Tragweite diefer inftruftiven Normen zu bejeitigen und mißver- | 
jtändlichen Auffafiungen und Auslegungen derjelben zu begegnen, muß hervorgehoben werden, daß 
e3 fich dabei in feiner Weife um die Einräumung eines förmlichen Wahlrechtes, jondernt 
Yediglich um die durch eine Kirchliche Verordnung näher geregelte Darlegung der Wünſche und guts 
achtlichen Aeußerungen der Kirchengemeinden handelt, welche unter beftimmten Borausjegungen, wenn { 
die Erflärung des Presbyteriums überhaupt berücfichtigungswerth befunden worden ift, don dem \ 
Konfiftorium gutachtlich vertreten werden jollen. | 

Demgemäß fann auch der Vollzug der geſetzlichen Bejtimmungen des Anhanges IT. zum 
Religionseditte SS 11 und 19 lit e. jowie der Vorſchriften der Vereinigungsurfunde $ 18 über ı 
Disciplin und Dienftverhältniffe der Geiftlihen, dann des $ 31 der Beförderungsordnung vom 
27. Oktober 1820 durch diefe Normen nicht als behindert betrachtet werden, jondern es muß dieſer 
Vollzug vielmehr von dem Standpunkte der gefeglich begründeten allgemeinen Kirchenleitung für 
jeden geeignet befundenen Fall vorbehalten bleiben. Hiernach ift daher namentlich die gejegliche © 
Befugniß des Kirchenregiments, die Verjegung eines Geiftlichen mit Rückſicht auf die bejonderen 
Berhältniffe einer Kirchengemeinde und aus allgemeinen dienftliden Erwägungen anzu— 
ordnen, keineswegs aufgehoben oder ausgejchloffen. Insbeſondere bleibt auch eine entjprechende | 
Berücfichtigung dev Feldprediger nad) $ 25 der Beförderungsordnung vorbehalten. \ 


II. Bejondere Beitimmungen. | 


Zu 81. In der Woche nah Ablauf des gejeglichen Meldungstermines jteht es jedem | 
Bewerber frei, bei dem betreffenden Defanate die Namen der Mitbewerber zu erfragen, um, wenn 
er feine Bewerbung für eine ausfichtsloje Hält, diejelbe zurücdziehen zu können. | 

Sobald nad Ablauf diefer Woche das Defanat die Bewerbungsgefuche!) in Vorlage gebracht | 
oder Fehlanzeige eritattet hat, wird von dem Konfijtorium das Geeignete verfügt und das Pres— 
byterium von der Sachlage in Kenntniß gejeßt werden. | 

Zu 88 2 und 3. Auch in denjenigen Fällen, in welchen die Mitwirkung der Gemeinde 
cejfirt, weil fi) Niemand beworben hat, oder doch nur eine Bewerbung vorliegt, oder weil es ſich 
um die Bejegung einer Pfarrjtelle Handelt, mit welcher ein firchenregimentlihes Amt und ind= | 
bejondere eine Defanatsfunftion verbunden ift, bleibt e8 dem Presbyterium unbenommen, in ſach— 
Yicher Beziehung und ohne auf die Perfonalfrage einzugehen, eine gutachtliche Aeußerung über dem | 
firhlichen Zuftand der Gemeinde und über etwaige bejondere Verhältniſſe und Bedürfniffe derjelben 


abzugeben. j 
u} 
1) Nah R.-E. vom 12. Februar 1834 ijt den das QDualififationzzeugniß des vorgejeßten 
Meldungsgefuhen beizufügen: Defanats nach dem eingeführten Formular. 
der Geburtsjchein des Bewerbers, Bei Erjtattung des Defanatsberihts find die 
das erjte und legte Anſtellungsdekret, Bewerber nah dem Dienjtalter geordnet vorzu— 
I Angabe ber jeitherigen Bejoldungs- | tragen. 
ezuge, | 


— — 
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Wird von dem Presbyterium, oder auch nur einem oder mehreren Mitgliedern deijelben, 
eine ſolche Aeußerung beabfichtigt, jo hat der Dekan oder fein Stellvertreter auf diesf allfige Benach 
rihtigung das Erforderliche zu veranlaffen und die VBernehmung rechtzeitig zu bethätigen, injoferne 
nit das Konfiftorium von dem ihm durch $ 3 der inftruftiven Normen vorbehaltenen Rechte 
Gebrauch) mat. In dem einen wie in dem anderen Falle iſt das Preshyterium auch behufs diejer 
Bernehmung durch Beiziehung ſämmtlicher Erſatzmänner zu verjtärfen. 

Bei allen bezüglichen VBerfammlungen und Berathungen des verjtärkten Presbyteriums Hat 
der Defan oder fein Stellvertreter den Vorfiß zu führen. Das Recht der Stimmabgabe fteht ihm 
jedoch nicht zu. — Das Gleiche gilt eintretenden Falles bezüglich des von dem Konfijtorium etwa 
abgeordneten Kommifjärs. — Ueberhaupt Haben alle Beftimmungen der inftruftiven Ntormen, welche 
von den Befugniffen und Obliegenheiten des Dekans oder feines Stellvertreter handeln, eventuell 
auch bei dem Kommifjär des Konfiftoriums zur Anwendung zu fommen. 

Zn $4 Das Verzeichniß der Bewerber ift dem verſtärkten Presbyterium in einer bejon- 
deren durch den Defan oder deifen Stellvertreter anzuberaumenden Situng zu übergeben. 

Wenn das Presbyterium nah Lage der DVerhältniffe zur Aeußerung eines Wunjches zu 
Gunjten des einen „der andern Bewerber befugt erjcheint, aber auf Befragen des Defanz oder 
feines Stellvertreter mit Stimmenmehrheit darauf verzichtet, von Diejer Befugniß Gebraud zu 
machen, jo ift von dev Mittheilung der Bewerberlifte Umgang zu nehmen und dem Konfiftorium 
Anzeige zu eritatten. 

Zu $ 5. Nach Ablauf der Frift, welche dem Presbyterium zu feiner Information bewilligt 
worden iſt, beraumt der Dekan oder fein Stellvertreter zur Kundgabe des Wunſches und der gut= 
achtlichen Erklärung des Presbyteriums eine weitere Sigung an. 

Will die Genehmigung zu einer in der zu bejegenden Pfarrei zu Haltenden Probepredigt 
oder Katechifation nachgejucht werden, jo muß dies durch das Presbyterium geſchehen, und ift das 
Geſuch dem Dekane oder feinem Stellvertreter zur Vorlage an das Konfiftorium zu übergeben 
In dieſem Falle fann die Informationsfriſt entjprechend verlängert werden. 
| Zu $ 6. Die Einladung zur Verfammlung des verftärften Presbyteriums hat in allen 
Fällen von dem Defane oder feinem Stellvertreter auszugehen und fich ohne Ausnahme auf alle 

weltlichen Presbyterialmitglieder und Erfaßmänner der gefammten Pfarrgemeinde, alfo auch der 
etwa zugehörigen Filial- und Parochialgemeinden zu erftreden. 
Eine Erklärung des verjtärkten Presbyteriums, welche in einer außerhalb der Gegenwart des 
| 


Defans oder jeines Stellvertreterd und nicht unter deifen Vorſitz ftattgehabten Verſammlung 

beſchloſſen worden ift, wird nicht weiter beachtet, ſondern als eine Ueberſchreitung der Mitwirkungs- 
: befugnifie des Presbyteriums angejehen und behandelt werden. 
Zu $ 7. In das von dem Konfiftorium aufzuftellende Verzeichniß der Bewerber werden 
: ohne Ausnahme alle diejenigen Geiftlichen aufgenommen, bei denen die im $ 7 aufgeführten gejeß- 
lichen Vorausjegungen zutreffen. 
| Wenn wegen Mangels der gedachten VBorausfegungen die Zahl der Bewerber auf einen 
‚ herabjinft, oder von der Aufftellung eines Verzeichniffes überhaupt Umgang zu nehmen ift, dann 
hat auch jede Mittheilung der Namen ꝛc. der Bewerber an das Presbyterium zu unterbleiben. In 
| einem jolchen Falle kommen aber die VBollzugsvorjhriften zu 88 2 und 3 gleihmäßig zur Geltung. 
Zu $ 8. Das Dienftalter der fonfurrivenden Geiftlichen wird nach den Ernennungsdefreten 
berechnet, nicht nach den Aufzugsterminen. Ber Pfarramtsfandidaten aber, welche als” eigene 
Religionslehrer an einer höheren Schule oder als Hausgeiftlihe an einer Straf: oder fonftigen 
| Öffentlichen Anſtalt angeftellt find und nah $ 7 der inftruftiven Normen ausnahmsweiſe das Recht 
‚ haben, als Bewerber aufzutreten, wird das Dienftalter nach Maßgabe der Prüfungsakten in jedem 
‘ einzelnen Falle beionders bejtimmt. 
Nach der jeßt bejtehenden Wahlerdnung werden für die Gemeinden bis zu 500 Seelen je 
| fünf Presbyterialmitglieder und ebenſo viele Erjaßmänner gewählt. Die Zahl fechs überfteigt 
demnach auch bei den kleinſten Pfarrgemeinden um eins die Hälfte der normalen Mitgliederzahl 
eines verjtärkten Presbyteriums, und auf der Betheiligung von wenigſtens jechs Mitgliedern muß 
beitanden werden. Eine geringere Betheiligung müßte die abgegebene Wunjhäußerung von vorm= _ 
| herein als nicht berückfichtigungswerth erſcheinen laſſen. 

3u $ 9. In dem Protokolle, welches der Defan oder fein Stellvertreter ſelbſt zu führen 

' hat, ift der Gang und das Ergebniß der Verhandlungen in Kürze zu konſtatiren; auch iſt dafjekbe 
nad Vorlefung von allen Anweſenden zu unterzeichnen. 

Zu 88 10 und 11. Auch bei dem Vorhandenjein aller gejeglichen VBorausfegungen und wenn 
| bezüglich der Berücdfichtigungswürdigfeit der Erklärung des verjtärkten Presbyteriums an fich fein 
| Bedenken bejteht, wird ſich das Konfiftorium zu Gunften des von demfelben gewünjchten Bewerbers 
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nur dann ausſprechen, wenn nicht aus disciplinären oder firhlich-adminiftrativen Rückſichten, wie 

ſolche in der Einleitung hervorgehoben worden ſind, eine Ausnahme geboten erſcheint. 

Weder dem Presbyterium einer erledigten Pfarrſtelle, noch den Bewerbern um eine ſolche 

ſteht das Recht zu, von dem Konſiſtorium über die Gründe einer etwa erfolglos gebliebenen 
Erklärung, beziehungsweife Bewerbung Aufſchluß zu verlangen. L 

* fi 


* 


* 

Wie den inſtruktiven Normen über die Beſetzung erledigter Pfarrſtellen und die Betheiligung 
der Kirchengemeinden hierbei, ſowie den Vollzugsvorſchriften dazu die Abſicht zu Grunde liegt, 
kollidirende Intereſſen thunlichſt auszugleichen und zu verſöhnen, ſo darf auch erwartet werden, daß 
einerſeits die Kirchengemeinden von den ihnen eingeräumten Befugniſſen einen richtigen Gebrauch 
machen und das in ſie geſetzte Vertrauen rechtfertigen werden, und daß andererſeits die Geiſtlichen, 
und zwar die Geiſtlichen aller Richtungen, ſich aufgefordert ſehen werden, bei ihrer Amtsführung 
mehr das Wohl und den Frieden der Gemeinden, als die Geltendmachung extremer Anſchauungen 
und einſeitiger Berufs⸗ und Standesintereſſen im Auge zu behalten. 4 


II. Schlußbeſtimmung. 


Die injtruftiven Normen über die Bejeßung erledigter Pfarrftellen und über die Betheir 
ligung der Kicchengemeinden hierbei treten mit dem Tage der Veröffentlichung derjelben, jowie 
diefer Vollzugsvorſchriften im Kreisamtsblatte der Pfalz in Wirkſamkeit, welche fi auch auf dies 
jenigen Pfarrjtellen erſtreckt, die zur Bewerbung bereits ausgejchrieben find, für die der Meldungs— 
termin aber an dem Tage der gedachten Veröffentlichung noch nicht abgelaufen tit. | 


4 


Das Rönigreich Sadlen. 


Ei. 
iedberg, Verfaffungsgefege. Sachſen. 


Die ſächſiſche Kirche ift die erſte evangelifche, welche eine Berfafjung erhalten 
hat. Nachdem anlnüpfend an die Kirchenvilitation des Jahres 1528) Super— 
intendenturen eingerichtet worden waren, beantragten die Landſtände auf dem Aus— 
ſchußtage zu Torgau 1557 die Errichtung von vier Konfiitorien ?), nicht bloß, wie 
der Kurfürſt vorgefchlagen hatte, zur Handhabung der Ehegerichtsbarfeit, ſondern 
als Aufſichts- und Gentraldehörden für die gefammte Sirchenverwaltung. Von den 
Seitens der Regierung der erneſtiniſchen Länder geplanten drei Konfiftorien zu 
Wittenberg, Zeit und Zwidau iſt indeilen nur das erftere i. 3. 1539 zu 
Stande gefommen, und zwar ohne eine feite Inftruftion zu erhalten. Dem die i. J 
1542 gedrudte °), in Gemäßheit welcher das Wittenberger Konfiftorium feine Thätigfeit 
‚entfaltete, und welche jo vielen landeskirchlichen Organijationen als Mufter gedient hat, 
it bloßer Entwurf geblieben %), und auch nachdem die Stürme des Schmalfaldichen 
Krieges den Beſtand der Kirche erjchüttert Hatten, durch feine definitive Konfiftorial= 
‚ordnung erjeht worden. 

Ebenſo wurden in den albertiniihen Ländern SKonfiltorien eingerichtet. 
Nah der 1.3. 1539 in den Meißenſchen Landen vorgenommenen Kirchenvifitation ?) 
wurde Kon von Heinrih dem Frommen ein Konfiftorium al3 Ehegericht in 
Meißen gebildet °), welches von Herzog Morib 1545 feine definitive Organifation 
‚erhielt ?), und auch Leipzig empfing ſchon am 22. September 1543 ein Kon— 
ſiſtorium ®). Indeſſen hatte das letztere feinen Beſtand, da der 1544 zum Admini— 
frator von Merſeburg poftulirte Herzog Auguft dort ein Konſiſtorium ſchuf, 
welchem auch die erbländifchen Aemter von der Caale bis zur Mulde und die 
Thüringiſchen Aemter, die vormals unter dem Bisthum Merfeburg geftanden hatten, 
‚untergeben wurden). Da aber das Merjeburger Konfiftorium einging, als das 
Bisthum 1548 an den Biihof Michael Sydonius abgetreten werden mußte, fo 
richtete Kurfürſt Moritz, der 1548 auch das Wittenberger Konſiſtorium 


U Bgl. Burkhardt, — —— Kirchen⸗ 6) Göbel, Urſprung, Geſch. u. Verf. d. 


—— Ceipy. 1 Konfiftorien in d. kurſächſ. Landen. Freyberg 
2) Wittenberg, el Gotha und | 1794. ©. 27. 
Koburg. Burkfhardta. a. D. ©. 201. 7) Inſtr. v. 16. Sebr. 1545. Bol. Müller, 


8) Richter, ev. KO. 1, ©. 367. Es wurde | d. hi und fürſtl. Haujes Sachſen Annales. 
zuſammengeſetzt aus „bier Kommiffarien, dar: | Weimar 1701. ©. 101 
unter zween Theologen und zween Doftores der 8) Menden, SS. Ber. german. 2. 2171. 


Rechte“. 9) Wabit, Hiftor. Nach. vd. d. —— 
9 Dal. Mejer in Zeitidr. f. KR. 13, | Sadjen „. . . jeßiger PBerfaffung. Leipzig 
©. 28 MB. 17, 


5) Dal. Burkhardt a. a. O. ©. 234 fi. 
’b 23* 
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betätigte), unter Konkurrenz der Stände in — am 1. November 1550 ein 
neues ein ?), und ebenſo Kurfürſt Auguft i. J. 1555 ein ſolches zu Naumburg 
für das dortige Stiftsgebiet ?). i 

In gleicher Weile ift für die Hennebergifchen Gebiete 9 durch Herzog 
Ernst 1574 das Ehegericht in ein Konfiftorium verwandelt worden ?), und wurden 
nod im XVI. Jahrhundert zu Glaudau) für die Schönburgiſchen Gebiete, 
zu Roßla?) für die Graffhaft Stolberg-Roßla, zu Frohndorf für die 
Freiherrlih von Werthernſchen?) Gebiete, zu Forfta-Pfordten 1586°) für die 
Biberfteinifhen Gebiete, zu Eisleben für die Grafjchaft Nenn 
Konfiftorien eingerichtet. 

Im 3. 1579 empfigen die Inndesherrlichen Kirchenbehörden endlich unter Lande 
ftändischer Zuftimmung die fo lange und ſchwer vermißte Organijation ''), welche dann 
in die Kirchenordnung des folgenden Jahres 12) al3 integrirender Beftandtheil| mitaufe 
genommen wurde. | 

Aber noch wefentliher war, daß Württembergiſchen Vorbilde gemäß eine 
Gentralifation des Kirchenregimentes vorgenommen wurde 1), fo daß während bisher 
unmittelbar über den Konfiftorien der Kurfürſt mit feinem ftaatlichen Regierungsfolleg 
geftanden hatte 14), jebt eine kirchliche Oberinftanz !°) gebildet wurde. Der Kurfürft 
verlegte nämlich das Meißenſche Konfiltorium nah Dresden, und erklärte es 
gleichzeitig zum Oberkonſiſtorium feiner Staaten, „deme die andere zwey mit 
beiheidener maß unterivorffen fein ſollen.“ 

Darum mwurde dafjelbe mit einem adeligen Präfidenten, zwei ordentlichen welt: 
lichen und ebenfoviel geiſtlichen Beifigern verjehen. 

Nicht minder bedeutungsvoll aber war ferner, daß der Kurfürft unter Auf⸗ 
hebung der durch die Generalartikel von 1557 angeordneten und wenig bewährten 
Synoden, welche die Superintendenten aus den Geiſtlichen ihres Bezirkes bisher J 
ſammelt hatten, die jährliche Abhaltung zweier Synoden zu Dresden befahl, 
welchen die Generalſuperintendenten mit den Konſiſtorialen, dem Statthalter, Ran 
und den anderen Superintendenten für die Neinheit des Glaubens und die Hande 
habung der Kirchenzucht Sorge tragen follten. Selbſt die Erfommunifutionzbefugi 
hatten die Konfijtorien an dieſe Synode abzugeben. 

Indeſſen erhielten fie) die Generalfuperintendenten nur kurze Zeit !P), die Synoblh 
famen als regelmäßige Einrichtung nicht zur Ausführung '%), und ſchon 1588 wurde 


1) Göbel a. a. DO. ©. 76. Der Zujammen: jesigen Königreih Sachen. (Dresden 1870 
hang dieſes Konfiftoriums mit der Univerfität 65 joll es 1505 (sie. !) errichtet fein. 
wurde don Mori Nachfolger, Auguft, 1555, °n Sir — SEI 
1560, 1580 gelöſt. Wabſt a.a. O. ©. 178. 10) Tır ao. a. DI1,.©:%: 


2) Göbel a. a. ©. ©. 68. 11) Weber, Syitem. Daritellg. d. im PR | 

3) Ebendaſ. ©. 92. reih Sachſen geltenden a A 1. Aufl 

4) Ebendaf. ©. 98. are 1819. 1,2, ©. 

5) Sir, Abriß d. kurſächſ. Kirchen: F — 12) Cod. —— T ©. 633 ff. And 
— Verf. Schneeberg 1795. 1, S. bei Richter, ev. KO. 2, ©. 401 ff. 

6) Daß dies jehon 1542 beftanden Koßh, it 135) Bol. Richter, Geſch. d. ev. KVerf. S. 121 
von Göbel a. a. O. ©. 106 nicht erwiejen. 14) Fi Zandesordn. dv. 1555. Cod. August 

7) Seine Begründung i. J. 1539 erjcheint 2 ©. | 
ſelbſt Göbel a. a. DO. ©. 111 zweifelhaft. 15) Fr v. 1580. Ebendaf. 1, ©. 639. 


8) Nah Haan, Episkopal-, Konſiſtorial- und 16) Weber a. a. ©. 1,1, ©. 158. 
Didzejan-VBerf. im ehemal. Kurfürjtenth. und 17) Sie wurden jpäter nur nad) außerordent- 
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das Konfiftorium durch Chriftian I. nah Meißen zurüdverlegt, wodurd die 
Gentralficchenbehörde gejprengt- wurde. Allein ſehr bald darauf find fo TYebhafte 
Wünſche nah deſſen Wiederherftellung laut geworden ), daß am 15. Januar 1602 
der Kurfürft einen eigenen geiftlihen Rath in Dresden begründete, beftehend 
aus. zwei Geheimen Näthen, einem Doctor juris und einem oder zwei Theologen 2); 
1606 aber wurde, nachdem der Landtag diefes Jahres die bisher geäußerten Wünfche 
zu den jeinigen gemacht hatte, das Meißener Konfiftorium nah Dresden zurüd- 
verlegt und gleichzeitig als Konfiltorium für den Meißenſchen Diſtrikt und als 
Achentath beitellt °), um „im unmittelbaren Namen“ des Kurfürſten die Kirchen— 
tegierung zu führen, und auch die ftaatlihen Hoheitsrechte wahrzunehmen. 

| Die weitere Ausbildung und Beränderung der Kirchenverfalfung vollzog fich 
nach zwei Richtungen Hin. 

| Einmal verzichtete der Landesherr, feitdem er 1697 zur Fatholifhen Kirche 
übergetreten war, auf die perfünliche Führung des Kirchenregiments und übertrug 
„das Direktorium in Ecclesiastieis und evangelifchen Religionsſachen in und außer 
‚dem Kurfürſtenthum Sachſen“ dem Herzog Friedrich II. von Sachſen-Gotha 
‚und i. 3. 1700 dem Herzog Johann Georg von Sahjen-Weißenfels, um 
daſſelbe mit „Zuziehung des Geheimeraths Consilio zu verwalten”). Sehr bald aber 
‚wurden diefe Sachſen-Weißenfelsſchen Fürſten auf eine geringe Belheiligung an 
‚der Direktion des Corpus Evangelicorum beſchränkt ?), und bejorgte das Geheimeraths- 
folleg „allein alle diejenigen Sachen, fo die Religion, das Directorium inter status 
evangelicos in imperio, Kirchen, Univerfitäten, Schulen und deren Beſtes beträfen, 
und da es auf Erjegung der Superintendenturen, Paſtoraten, Pfarrern, Kirchen» und 
Schulbedienten. Erhaltung der Kirchendisciplinen, Kirchenrath und Konſiſtorien, Pro— 
feſſionen auf Univerſitäten und dieſer Collegiorum Verfaſſungen, beſſere Einrichtung 
bey denen Fürſtenſchulen und anderen piis causis ankommen, ingleichen die Ausſchreibung 
derer Faſt-,Buß- und Bettage, wie auch überhaupt alle zur Incumbenz des Kirchen— 
‚tathes und Oberfonfiitorii gehörigen Angelegenheiten“ %). Doch verblieb die Ernennung 
des Kirchenrathspräfidenten ‚dem Landesheren, und bedurften die von dem Geheimen 
‚Rathe auf Vorjchlag des Kirchenraths defignirten Räthe diefer Behörde der landesherr 
lichen Beftätigung ?). 

| Damit wurde der Kirchenrath, der bis dahin die oberfte follegiale Kirchenbehörde 
‚ getvefen war, dem Geheimen Konfilium unterworfen®), ohne daß die landesherrlichen 
durch das letztere auszuübenden Nefervatrechte eine geſetzliche Abgränzung erhalten 
‚ hätten. AndererjeitS wurden eine Anzahl von Ordnungen für die einzelnen Konftjtorien 


5) Vgl. Weber a. a. ©. 1,1,8:.195. 
6) Refolut. dv. 19. Aug. 1734. Corpus iuris 


eccles sax. ©. 327. 


lichen Kirhenvifitationen abgehalten, zuletzt 1624 
‚und 1673. Cod. Aug. 1, ©. 817. Weber 
maza. 9.1.1. ©. 163. 


1) Schon auf dem Landtage v. 1592 erachteten 
es die Theologen für zweckmäßig, die Kirchen: 
leitung nicht bloß durch „politiihe Perjonen remo- 
‚tis Theologis” handhaben zu laſſen. Göbel 
a. a. D. ©. 7. 

‚ 2) Müller, Annal. S. 230. 

3) Wabſt a. a. ©. ©. 151 f. 

4) Weihe, Lehrb. d. K. ſächſ. Staatsrechts. 
Leipz. 1824, 1, ©. 146. 
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7) Auch auf die Beſetzung der landesherr— 
fihen Konfiftorien verblieb dem Landesherrn 
Einfluß. Webera. a. O. 1, ©. 249. 

8) Vgl. die Inſtruktionen dv. 1607, 1617, 1658. 
Weber a. a. ©. (I. Aufl.) 1, 1, ©. 165. — 
Das geh. Konfilium empfing 1697 eine bejon- 
dere Neben» Inftruftion wegen der Religions— 
und geiſtlichen Saden. 
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erlaſſen ), deren Unterordnung unter das Oberfonfiftorium regulict?), und deren Zahl 
allmählig vermindert wurde. “ A 

Bei dem Oberkonfiftorium und Sirchenrath erfolgte der nicht vollfommen gelungene, 
Verſuch, die Materien, in welchen diefe Behörde in der einen oder anderen dunktioä 
zu entſcheiden hatte, auszujondern ?). 

Bezüglih der Konfiftorien aber griffen folgende Veränderungen Platz. Das 
Konfiftorium zu Yeipzig, welches 1560 in feinem Amtsſprengel verkürzt worden wat, 
als in Eisleben ein eigenes Konſiſtorium errichtet wurde, empfing diejen Diftitt, 
1780 zurüd, als das Eislebener Konſiſtorium aufgelöft wurde t).” Ebenjo ge ſchah 
es mit dem Bezirke Zwickau, wo ein 1602 errichtetes Konſiſtorium nur bis 1608 
beitehen blieb’). Bei der Erbtheilung Johann Georgs II. mit feinen Brüdern 
(1657) erhielt das Leipziger Konfijtorium eine befondere Verfaffung®), indem 
allen Linien des regierenden Hauſes gemeinjchaftlich blieb und durch große Vorrechte | 
ausgezeichnet wurde”), welche aber, al3 die Herzöge von Sahjen-Weißenfels 
beſondere Konfiftorien in Weißenfels und Querfurt errichteten, fortfielen ®). J 

In Merſeburg war, nachdem die Reformation im Stifte wieder Platz gegriffen 
hatte, aufs Neue ein Konſiſtorium errichtet worden, welches 1666 geregelt, nach Aus— 
jterben der Sachſen-Merſeburger Linie (1738) in Gemäßheit der Kapitulation vom 
31. Juli 1731 beſtehen blieb, aber nicht dem Sirchenrathe untergeordnet vr | 
jondern unmittelbar dem geheimen Konfilium in Drespden?). | 

Ganz ebenſo verhielt es fich mit dem Konfiftorium in Zeit. Dies war 1663. 
von Naumburg dorthin übertragen worden, hatte eine Zeit lang, als der Herzog 
Moris Wilhelm von Sachſen-Zeitz zur fatholifhen Kirche übergetreten und 
das Land von dem Kurfürſt Friedrih Auguft II. in Adminiftration übernommen | 
war, jeine Thätigkeit an eine Interimsadminiftration abgeben müfjen, war dann aber 
i. 3. 1726 in unmittelbarer Unterordnung unter das Geheime Konfilium wieder her— 
gejtellt worden 19). 

Das Meißenſche Stiftsfonfiftorium dagegen, welches 1581 nad) Wurzen 
verlegt und in Gemäßheit der Sapitulationen von 1663, 1733 und 1763 beibehalten 
worden war!"), hatte dieſe von den übrigen ftiftifchen Konfijtorien erlangte Selbitftändige 
feit nicht behaupten Tünnen und war dem Sirchenrathe unterworfen worden 1?). | 

Dafjelbe war aber auch der Fall bezüglich der Konfiftorien zu Wittenberg, des | 


1) Für das Oberfonfistorium vgl. oben ©. 357 
Anmerfung 8 Für Leipzig: 24. Auguft 
1588, 11. Juli 1616, 11. San. 1660, und 10. 
San. 1744. 

2) Rejer. f. Leipzig Cod. Aug. 1, ©.1003, 
für Wittenberg ebend. 1, ©. 1005, beide vom 
8. San. 1608. 

3) Bol. Weber a a. ©. 1, 
(1. Aufl.) 

4) Fir a.a.9D.1,©10. 

5) Wabſt a. a. DO. ©. 151, nit wie Fir 
1, ©. 19 angiebt. 1603. 

6) Dieje Inſtrukt. von 1660 bei Lünig, 
a, ar. Part. spec. Cont. 1I. Abth. 
4, S. 50 f. 

7) Weber 

8) Wabft a 


1, ©. 231 f. 
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der wieder an Kurſachſen gefallen waren ec 
Neueſte Geſch. d. Kar. Sachſens. Leipz. 1810. 2% 
©. 194) wurden am 1. Juli 1746 die Konz 
fiitorien aufgelöft und ihre Bezirke denen vom 
Leipzig und Wittenberg einverleibt. Cod! 
August, cont. 1, ©. 346. 1 

9) Göbel a. a. O. ©. 87, Es beitand auß 
einem Präfidenten, hret © Mitgliedern der ra 
regierung und zwei geiftlihen Mitgliedern als 
Aſſeſſoren. 

10) Ebendaſ. ©. 92 ff., es war mit der Stifts— 
regierung identiſch, nur daß noch ein geifiling 
Mitglied hinzukam. 

11) Ebendaſ. ©. 82 ff. Es war mit ber 
Stiftsregierung identifh, nur daß noch ber 
Stiftsjuperintendent DAB 
12) Bgl. Weber a. a.©.1,2, ©.288 1. Aufl) 
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1667 errichteten zu Lübben!) mit welchem das zu Sorau beftandene nach Uebergang 

diefes Gebiet3 an Sachſen vereint wurde, des zu Musfau, und der übrigen oben 
genannten Mediatkonfiftorien, zu welchen noch nach 1719 ein fürſtlich Schwarzbur— 
giiches zu Ebeleben ?) und das 1702 zu Schleujingen?) begründete Hinzugefommen 
waren... Für die Oberlaufiß war dagegen gar fein landesherrliches Konfiftorium 
vorhanden; vielmehr wurde die Kirhenverwaltung dur das Amt in Budiffin 
geführt. 

Dieſe Fülle von Konfiftorialbehörden erlitt erſt eine Verminderung durd) die Gebiet3- 
abtretungen, die Sachſen in Folge des Wiener Friedens vom 18. Mai 1815 erleiden 
mußte. Die Konfiftorien zu Wittenberg, Merfeburg, Zeit, Schleuſingen, 
Eisleben, Stollberg, Sonnewalde, Forfta, Lübben, Muskau gingen ver= 
foren, nur das Oberfonfiftorium zu Dresden, jowie die Konfiftorien zu Leipzig, 
Wurzen und das Mediatkonfiftorium Glauchau?) blieben beftehen und auch von diefen 
wurde das Wurzener am 31. Dezember 1818 aufgehoben und fein Bezirk dem 
Leipziger zugeihlagen. Aber nicht bloß, daß jo für das Land eine neue Konfiftorial- 
eintheilung nöthig wurde, in welche die Oberlauſitz indeſſen auch jegt noch nicht 
mit hineingezogen wurde — hier führte die Konfiltorialverivaltung die zu Budifjin er- 
richtete Oberamtsregierung, welcher na Reſkript vom 26. Juli 1817 zwei geiftliche 
Beifiger beigegeben wurden — auch die Staatsverwaltung empfing eine die Kirchen— 
verfallung berührende Aenderung. Im Jahre 1817 wurde das Geheime Konfi- 
lium inden Geheimen Kath umgewandelt, und den drei zu demjelben gehörigen 
Konferenzminiftern als einer ſelbſtſtändigen und follegial wirkenden Behörde die Aus— 
übung der Iandesherrlihen Episfopalgewalt über die evangelifche Kirche übertragen °). 

Aber die Kirchenverfaſſung erlitt noch eine weit mehr einjchneidende Umgeftaltung 
nad) Einführung des Landes verfaſſungsgeſetzes vom 4. September 1831. 

Der bisherige Geheime Rath wurde aufgelöft und durch 8 41 des genannten 
Geſetzes Minifterialdepartements der Juftiz, der Finanzen, des 
Snnern, des Kriegs, des Kultus und der Auswärtigen Angelegen- 
heiten gejchaffen. Auf den Borftand des Kultusminifteriums, der ftetS evan- 
geliſch ſein muß, in Gemeinfchaft mit wenigjtens zwei anderen evangeliihen Mitgliedern 
des Gejammtminifteriums, wurde die Ausübung der landesherrliden evangelifchen 

Kirchengewalt, fo lange der König einer anderen Konfeffion angehören würde, über- 
tragen®). In der Verordnung vom 7, November 18317) wurde das Kollegium der 
in Evangelicis beauftragten Staatsminifter aus den Vorftänden ſämmtlicher Minifterial- 
Departements evangelifcher Konfeſſion gebildet, jeit dem Jahre 1840°) nur noch aus 
den Vorſtänden der Minifterien der Juftiz, der Finanzen, des Innern und des Kultus. 
Die Verordnung vom 7. November 1831 hob aber auch den Klirchenrath auf, 

und übertrug deſſen Befugniffe auf den Hultusminifter, ſo daß dadurch ftatt der bis— 
herigen ſtaatskirchlichen, follegialen Regierung der evangelifchen Kirche eine rein ſtaat— 


liche dur einen, den Ständen verantwortlichen Minifter zu führende geſchaffen wurde. 
|" 


1) Söbel a. a. ©. ©. 117. worden. Klüber, Akt. d. Wiener Kongrefjes. 
2) Ebendaj. ©. 103, 6, ©. 139. 
3) Wabit a. a. O. ©. 183. 5) Weiße, ©. Staatsrecht 1, ©. 1593. 


4) Dafielbe ift im Receß dv. 1740 8 15 ſei— 6) $ 57, vgl. 8 Al BU. 
tens der ſächſ. Regierung anerkannt, und dieſes 7) Schreyer, Cod. d. Sächſ. AR. ©. 333. 
durch Königl. Dekret dv. 18. Mai 1815 bejtätigt 8) Die Verordnung ift nicht publicirt worden. 
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Und wenn in der Verordnung dem Minifter noch die Befugniß eingeräumt wurde, in 


den Gejchäften des früheren Kirchenrathes die Unterftügung des Oberfonfiftoriums in 


Anſpruch zu nehmen und die Jurispiftionsgerechtjame noch proviſoriſch dem Ober— 


fonfiftorium erhalten, die Berufung und Beitätigung der Kirchen und Schuldiener‘ | 


demfelben weiter überlafjen blieb, jo nahm das doch ſchon ein Ende im Jahre 1835, 


wo durch Verordnung vom 10. April!) die Konfiftorien zu Dresden und Leipzig 
aufgehoben und ihre Befugniffe den neugebildeten Kreisdireftionenzu Dresden, 


Leipzig und Zwidau übertragen wurden. Damit war in der Heimath der 
Konfiitorialverfaffung diefe zu Grabe getragen, und die Verordnung vom 12. November 
1837 °) bejtätigte die oberite Leitung der Kultusangelegenheiten durch den Kultus- 
Minifter, und regelte nur noch deſſen Verhältniß zu dem Kollegium der in Evangelicis 
beauftragten Staatsminifter. 

Zwar hatte die Verordnung vom 10. April 1835 in Dresden ein neues 
Landesfonjiftorium eingerichtet, welches aus einem weltlichen Direktor, einem 
ordentlichen geiftlichen Nathe und zwei außerordentlichen theologischen Beifitern beftehen 
jollte. Aber der Wirkungskreis diefer Behörde war jo eng bemeffen, daß derjelbe 
ſich eigentlich nur auf die Beſetzung der geiftlichen Aemter, die Prüfungen, die Ordination 
und die Amtseinmweilungen bezog, während in allgemeinen dogmatischen oder liturgiſchen 
Fragen, bei wejentliher Aenderung der Kirchenverfaffung, bei Ausftellungen gegen die 
Lehren eines Angeftellten oder Anzuftellenden dem Landeskonfiftorium nur ein Konſul— 
tativvotum verjtattet wurde. — Diefe Verſchmelzung der Eichlichen mit der politifchen 
Drganijation fand aber aud) Ausdrud in dem Geſetze vom 31. Marz 18443), welches 
die Vertretung der kirchlichen Gemeinden in Rechtsftreitigfeiten denfelben Organen über 
trug, die in Gemäßheit der allgemeinen Städteordnung vom 2. Februar 1832 und der 
Landgemeindeordnung vom 7. November 1838 zur Vertretung der politischen Gemeinden 
befugt waren. Ebenſo hatte die Städteordnung ſelbſt (2. Februar 1832 +) den Stadt- 
verordneten die Vertretung der Stadtgemeinde in kirchlichen Angelegenheiten übertragen, 
daran anfnüpfend das Geſetz vom 12. Dezember 1835) die Aufbringung des Bedarfes 
für Kirchen und Schulen denjelben Nechtsnormen unterworfen, welche für die Ver- 
tretung von Rechtsſtreitigkeiten aufgeftellt waren, und die General-Verordnung vom 
13. Juli 1862 ®) die politischen Gemeinde-Vertreter bei den Kirchenvifitationen betheiligt. 
Damit waren denn freilich auch Gemeindeelemente in die Kirchenverwaltung hinein= 
gezogen worden, aber allerdings in rein politifher, nicht in kirchlicher Qualität. 


Grit i. 3. 1868 bejchritt die fächfische Negierung den Weg der modernen Ver— 
faljungsgeftaltung. 

Die Kirhenvorftands- und Synodalordnung für die evan- 
gelijh-lutherifhe Kirche des Königreihs Sadjen, publicirt durch 
Gejet vom 30. März 1868 (I. ID und ausgeführt dur Verordnung 
vom gleiden Tage (II) ſchuf eine Gemeindevertretung und eine Landes- 
Synode ?). 


1) Schreyer, Cod. ©. 426. 5) Ebendaj. ©. 545. 


2) Ebendaj. ©. 535. 6) Ebendaf. ©. 886. 
3) Ebendaj. ©. 637. 7) Die von der erjten Landes-Synode feit« 


4) Ebendaſ. ©. 337. gejtellte Gejhäftsordnung ift von den in Evan- 
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Das Kirchengeſetz vom 15. April 1873, beftätigt duch Staat s— 
gejegvom 16. April 1873 (IV. V)) errichtete als oberfte follegiale Kirchen« 
behörde das Landesfonfiftorium. Ein Kirhengejeß vom 15. April 1873 (VD 
formirte den ftändigen Synodalausſchuß, und ein anderes von demfelben Tage (VII) 
mit gleichzeitig exlaffener Ausführungsperordnung (VIID ordnete unter 
Abänderung des 8 25 der Synodalordnung die Befeßung der geiftlihen Stellen, bis 
endlich das Verfahren bei Bejegung geiftlicher Stellen in den Erblanden durch Ver— 
ordnung dv. 22. Juni 1875 (XI) geregelt, und $ 2 des Gejeßes v. 15. April 1873 
dur ein Kirchengejeg vom 30. November 1876 aufgehoben wurde. 

Nicht minder ift hervorzuheben, daß durch die moderne Gejeßgebung die Ein- 
heitlichfeit der firchlichen Verwaltung für das gefammte Königreich Sachſen erzielt 
worden ilt. 

Die Verordnung vom 28. Mai 1868 (X.) dehnte die Wirkſamkeit der 
Kirchenvorſtands- und Synodalordnung auf die Oberlaufiß aus. Die Verordnung 
vom 12. September 1874 (XI.) ordnete die Konfiftorialverhältniffe diefer Provinz 
in Unterordnung unter Kultusminifterium und Landeskonfiftorium, die Verord— 
nung vom 26. Juni 1874 (XII) führte das Kirchengejeß vom 15. April 1873 
die Abänderung des 8 25 der Synodalordnung betr. in diefem Gebiete ein, für welches 
die Verordnung vom 10. Juli 1875 (XIID das Verfahren bei Beſetzung geijt- 
liher Stellen regulirte. 
| Endlih ift das Schönburgiſche Gefammtlonfiftorium in Glauchau in 
Gemäßheit des Abkommens vom 29. Dftober 1878 nad) Verordnung des evangelijchen 
Zandeskfonfiftoriums vom 2. November 1878?) mit dem 15. November deijelben Jahres 
außer Wirkfamfeit getreten. 


| 
| 


F 
Geſek, 


die Publikation der Rirchenvorſtande- und Synodalordnung, ſowie die Ver— 
tretung der evangeliſch⸗· lutheriſchen Kirchengemeinden befr,, vom 30. Wärr 1868. 


I 
! 
I 


| Bir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sachen ꝛc. ꝛc. ꝛc. haben die 
von Unſeren in Evangelieis beauftragten Staatsminiftern vorgefchlagene Kicchenvorftands- 
und Synodalordnung für die evangelifch -Iutherifche Kirche des Königreichs Sachen 
Unferen getreuen Ständen zur Begutachtung beziehendlich Genehmigung vorlegen laſſen 
umd ertheilen nunmehr derjelben, wie jolche mit Rückſicht auf die ftändifche Erklärung 
unter heutigem Tage erlafjen wird, Unfere Iandesherrliche Genehmigung. Wir wollen 
auch und befehlen hierdurch allen Unferen Behörden und Unterthanen, welche fie angeht, 
daß fie nach diejer Kirchenvorſtands- und Synodalordnung fich achten und derfelben in 
Allen Punkten nachgehen. Demnächit verordnen Wir mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände wie folgt: 
| — 
elieis beauftragten Staatsminiftern unter dem |, des Gejehes befannt zu machen. In Gemäßheit 
20. Juni 1871 genehmigt worden. Seydewiß, | der BO. v. 26. Aug. 1874 ift dies dann für 
odex ©. 108 ff. den 15. Oftober 1874 feitgeftellt worden. 

1) Nah BO. v. 15. April 1873 hatte das | 2) Seydewitz, Codex ©. 310. 

Uusminifterium den Eintritt der Wirkſamkeit 
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81. Das Gefeh vom 30. März 1844, die Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirchengemeinden in Nechtsitreitigfeiten betreffend, $ 2 des Geſetzes vom 12. Dezembe 
1855, die Aufbringung des Bedarfs für Kirchen und Schulen betreffend, und die 
SS 273, 274 und 275 der allgemeinen Städteordnung, wiefern fie die Vertretung der) 
Stadtgemeinden in kirchlichen Angelegenheiten den Stadtverordneten übertragen, werde 
hierdurch aufgehoben. 

Es bleiben jedoch die durch die Geſetze geordneten Vertreter noch jo lange in 
Wirkſamkeit, bis die nach der neuen Kirchenvorſtands- und Spnodalordnung für die 
evangelifch-Kutherifche Kirche des Königreich Sachen zu wählenden Kirchenvorſtände ein⸗ 
geſetzt ſein werden. 

Ss 2. Sollen zur Ausführung eines dom Kirchenvorſtande gefaßten Beſchluſſes 
Anlagen in der Gemeinde erhoben werden, ſo ſind vor deſſen Ausführung beziehendlich 
die durch die allgemeine Städteordnung vom 2. Fehruar 1832 (©. 21 flg. der Geſetz— 
ſammlung vom Jahre 1832), durch die Landgemeindeordnung vom 7. November 1838 
(S. 431 fig. de8 Geſetze und Verordnungsblattes vom Jahre 1838), ſowie durch das 
Geſetz von demſelben Tage, die Anwendung der Landgemeindeordnung auf fleinere Städte 
betreffend (S. 449 lg. des Geſetze und Verordnungsblattes vom Jahre 1838), geord- 
neten Vertreter der politifchen Gemeinden zu hören '). i 

8 3. Diejenigen Organe, welche die Gemeindeanlagen erheben, haben ſich auf 
Antrag des Kirchenvorſtands auch der Einziehung der beſchloſſenen Kicchenanlagen 4 
nach Befinden gegen bejondere Remuneration — zu unterziehen. n 

8 4. Fällt der Kirchenbezirk in feinem räumlichen Umfange mit dem Bezirke 
der politifehen Gemeinde nicht zufammen, fondern gehören zu einem Kirchenbezirke 1 

a. die Bezirke mehrerer politifchen Gemeinden, ihrem ganzen Umfange nad), oder 
auch nur theilweije, oder i 

b. Güter und Grundſtücke, welche nach $ 20 der Landgemeindeordnung vom Gemeinde⸗ 
verbande ausgeſchloſſen ſind, 

ſo haben ſich 
zu a. die Vorſtände aller derjenigen Korporationen, welchen die Vertretung der betreffen⸗ 
den potitiſchen Gemeinden und Gemeindetheile zuſteht, und 

zu b. die Beſitzer der betreffenden Güter oder Grundſtücke oder deren Stellvertreter 1 
über den Beſchluß des Kirchenvorjtands zu erklären. 4 

Ss 5. Findet die Konfiftorialbehörde in bejonderen Fällen für einen einzelnen 
Gemeindetheil — ſei es nun, daß folcher zu einer. größeren Parochie gehöre, oder daß 
ex für fich allein eine Parochie bilde — die Anordnung einer fpeziellen Vertretung zur 
Abgabe einer ſolchen Erklärung nothwendig, jo ift dieſe durch ein von dieſer Behörde 
zu beftätigendes Partikularſtatut in der Maße feftzuftellen, daß dabei, joviel thunlich, 
die Analogie der Wahlen in den politiſchen Gemeinden zum Anhalt genommen wird. 

$ 6. Die in den SS 2, 4 und 5 bezeichneten Vertreter haben in Gemeinschaft 
mit dem Kirchenvorftande die Schuldverjchreibung auszuftellen, wenn von der Kirchen⸗ 
gemeinde ein Darlehn aufgenommen wird, und über die Anwendung eines von dem 
gejeßlich abweichenden Anlagefußes Beſchluß zu faſſen. Werden jedoch die Beſitzer der 
vom Gemeindeverbande ausgeſchloſſenen Grundſtücke von der Veränderung des Anlage⸗ 
fußes nicht berührt, ſo haben ſie auch an dem Beſchluſſe nicht Theil zu nehmen. £ 

z 7. Ueber eine Meinungsverjehiedenheit zwiſchen dem Kirchenvorſtande und den 
politiſchen Gemeindevertretern entjcheidet in erſter Inſtanz die Kircheninfpektion, inſofern 


1) Bol. Revid. Städteordn. v. 24. April 1873 und Revid. Landgemeindeordn. vom gleichen Ta 
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jedoch Stadträthe mit Kircheninſpektionsbefugniſſen oder folche politifchen Gemeinden oder 
Gemeindetheile fonkurriren, die außerhalb des Gerichtsfprengel3 der weltlichen Koinfpeftion 
liegen, die Konfijtorialbehörde. In letzter Inſtanz enticheidet das Minifterium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts unter VBernehmung mit dem Miniſterium des Innern. 
$ 8. Sn den durch ihre Firchliche Verbindung hervorgerufenen Nechtsftreitigfeiten 
mehrerer zu einer Kirchengemeinde gehörigen politifchen Gemeinden oder Gemeindetheile 
unter ſich wird jeder jtreitende Theil. dur) die Organe der betreffenden politischen 
Gemeinde vertreten. 
| Ss 9. Wo eS bei der Gleichheit des Kicchen= und Schulbezirks oder ſonſt aus— 
führbar iſt, können ſich der Kirchen und Schulvorjtand dahin vereinigen, daß alle 
Geſchäfte des Legteren auf den erſteren übergehen. 
| $ 10. Das Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts iſt mit der 


Vollziehung dieſes Gejeges beauftragt. 
| Urkundlich Haben wir diejes 
Geſetz 
| eigenhändig vollzogen und Unſer Königliches Siegel beidruden laſſen, 
Dresden, am 30. März 1868, 
(L. 8) SHohann. 
| Sohann Paul Freiherr von Yalfenftein. 
I. 
Kirchenvorſtands- und Bynodalordnung 


für die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Königreichs Sachſen; von 
| 30. März 1868, 


Um den evangelifchslutherifchen Kirchengemeinden eine größere Theilnahme an der 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten durch von ihnen gewählte Vertreter zu gewähren und 
dem Bedürfniffe einer Vertretung der gefammten evangelifch = Lutherifchen Landeskirche 
durch Synoden zu genügen, wird nachjtehende 
ı Kirhenvoritands=- und Synodalordnung für die evangelijchelutherijche 
Kirche des Königsreichs Sachſen 
erlaſſen. 

A. Von den Kirchenvorſtänden. 


Beruf und Befugniß der Kirchengemeinden. 


| 8 1. „ede Kirchengemeinde hat den Beruf, unter Anvegung des in ihr beftehen- 
‚ den geijtlichen Amtes, ſich zu einer Pflanzitätte enangelifchechriftlichen Glaubens, Sinnes 
| und Lebens zu gejtalten, und das Befugniß, ihre Angelegenheiten — unter den gejeß- 

lichen und aus ihrem DVerhältniffe als Glied der evangliſch-lutheriſchen Kirche ſich 
‚ ergebenden Beichränfungen — felbitftändig zu ordnen, insbeſondere das Vermögen ihrer 
Kirche und das Vermögen der kirchlichen Stiftungen bei ſolcher unter der verfaſſungs— 
J mäßigen Mitwirkung des Kirchenpatrons und unter der Aufſicht der kirchlichen Behörden 
| jelbjt zu verwalten. 

In die Verwaltung der den Geiftlichen und Kirchendienern zu ihrem Nießbrauche 
und Unterhalte angewiejenen Grundftüde und Fonds darf die Kirchengemeinde nicht 
eingreifen, und, wo die Verwaltung des Vermögens einer Stiftung durch den Stifter 
geordnet ijt, bewendet e3 bei den getroffenen Bejtimmungen, 
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Kirchenvorſtand. 


8 2. Im jeder Kirchengemeinde wird zu deren Vertretung, zur Förderung ihrer” 
Zwecke und zu Ausübung dev SS 1 und 18 bemerften Rechte ein Kirchenvorſtand 
errichtet. 3 

Deſſen Zufammenjegung. 

$ 3. Diejer ſoll bejtehen : 

1. aus dem Pfarrer oder deſſen Stellvertreter im Pfarramte. 

Sn größeren Parochieen, in welchen ein zweiter konfirmirter Geiſtlicher angeftellt 
iſt, joll auch diefer, oder, wenn mehrere dergleichen angeſtellt find, eine durch Lofal- 
ftatutarifche Beſtimmung feitzufegende Anzahl Fonfirmirter Geiftlicher der Parodie dem 
Kirchenvorſtande angehören, 4 

2. aus einer Anzahl weltlicher Mitglieder der Kirchengemeinde (Kirchenvorjteher), | 
welche von letterer gewählt werden. Das erſte Mal wird die Zahl derjelben von der 
Kircheninſpektion, im Einverftändniffe mit den Vertretern der politijchen Gemeinde, 
unter Berücfichtigung dev Beftimmungen $ 6 feitgeftellt. Es dürfen jedoch deren dan 
für das erſte Mal nicht weniger als 4 und nicht mehr als 16 fein. A 

Die endgültige Feſtſtellung der Zahl bleibt ſtatutariſcher Beſtimmung vorbehalten 
(vergl. 8 6). 1 

In Parochieen, welche aus einer Stadtgemeinde und eingepfarrten Landgemeinden 
zuſammengeſetzt ſind, wird das Zahlenverhältniß der Mitglieder von Stadt und Land 
nach Maßgabe der Bevölkerung und der Beitragspflicht ſtatutariſch feſtgeſtellt. | 


Vorſitz in demjelben. 


Ss 4. Den Vorfik im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer oder ein Stellvertreter 
deffelben, welcher letztere vom Kirchenvorftande frei aus deſſen Mitgliedern gemählt wird '). 

Zu den $ 18 Punkt 1, 2, 3, 6, 7 und 8 gedachten, ſowie überhaupt in allen 
inneren kirchlichen Angelegenheiten führt den Vorſitz der Pfarrer, in allen übrigen, ins— 
befondere den im 8 18 Punkt 4, 5 und 9 erwähnten Angelegenheiten Tann diejer 
Vorſitz von dem Kirchenvorjtande dem Stellvertreter übertragen werben, 

Der Kirchenvorſtand ordnet jeine Gejchäftsführung jelbitjtändig. 


Theilnahme des Kirhenpatrons an den Geſchäften des Kirchenvorſtands. 


S 5. Der Kirchenpatron kann von der Verwaltung des Kirchenvorſtands jederzeit 
Kenntniß nehmen und, wenn er der evangelijch-lutherifchen Kirche zugethan ist, auch 
die zur Wählbarfeit fin den Kirchenvorſtand erforderlichen Gigenjchaften beißt, den 
Situngen des Kirchenvorſtands beiwohnen umd ſich, jedoch ohne Stimmrecht, ar deſſen 
Verhandlungen betheiligen. Er hat dieſes Recht perſönlich auszuüben, doch können, 
unter den obigen Vorausſetzungen, Ehemänner für ihre Ehefrauen und Vormünder für 
ihre Pflegebefohlenen eintreten. Auch ift der Kirchenpatron zu den Verſammlungen des 
Kirchenvorftands nur dann einzuladen, wenn er innerhalb Landes wohnt. 

Seftattet die Dringlichkeit einer zu verhandelnden Angelegenheit nicht, dem außer⸗ 
halb der Parochie ſich aufhaltenden Kirchenpatron zu der Verſammlung einzuladen, 
oder iſt derſelbe abgehalten, der Verſammlung beizuwohnen, ſo iſt demſelben ſofort und 
längſtens binnen drei Tagen auf ſeine Koſten eine Abſchrift des Protokolls über die ſtatt— 
gefundene Verhandlung zuzujenden. 

Stadträthe und andere Korporationen, denen ein Patronatsrecht zufteht, können 
durch eines ihrer Mitglieder, welches die zur Wählbarfeit für den Kirhenvorftand 


1) ©. Verordnung vom 22. Juni 1875 $ 4. (unten Nr. XI.) 
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erforderlichen Gigenfchaften befitt, den Verſammlungen des Kirchenvorſtands unter 
Betheiligung an deſſen Berhandlungen, jedoch ohne Stimmrecht, beitwohnen. 

Findet der Kirchenpatron einen Beſchluß des Kirchenvorjtands bedenklich, jo kann 
er auf Entjcheidung der Kircheninſpektion, beziehendlich der Konfiftorialbehörde, antragen. 


Vertretung der eingepfarrten und der Yilialgemeinden. 


8 6. Aus jeder eingepfarrten politifchen Gemeinde iſt in der Regel wenigitens 
ein Mitglied in den Kirchenvorjtand zu wählen, doch fünnen auch Kleinere Ortjchaften 
zu diefem Ende zufammengejchlagen werden. 

Der Beſitzer eines mit Wohngebäuden verjehenen, von dem politifchen Gemeinde- 
verbande erimirten Grundſtücks ohne Patronatsrecht hat, ſofern er die 8 8 bezeichneten 
Eigenschaften der Wählbarfeit befitt, Sit und Stimme im Kirchenvoritande. Befinden 
ſich mehrere jolcher Grundjtücsbefiter in der Kirchengemeinde, jo werden fie durch Einen 
oder Einige, die fie jelbjt aus ihrer Mitte wählen, im Kirchenvorjtande vertreten. 

Die Vertretung jowohl der einzelnen eingepfarrten Gemeinden, al3 auch der vom 
Gemeindeverbande erimirten Grundjtüdsbefiger im Kirchenvorjtande - ift nach Maßgabe 


der Bevölkerung und der Beitragsleiftung Iofalftatutarisch zu ordnen. 


- 


n if 


| 
| 
| 
| 
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Filialgemeinden wählen einen bejfonderen Kirchenvorjtand, der aber mit dem der 
Mutterficche zufammentritt, wenn gemeinjchaftliche Angelegenheiten zu berathen find. 
Bertretung mehrerer Kirchengemeinden in einer Stadt. 


$ 7. Sn Städten, wo mehrere Kirchipiele ſich befinden, werden ebenſo viele 
bejondere Kicchenvorftände errichtet, dieſelben treten jedoch in Fällen, wo allgemeine 


' Kirchliche Angelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ftehen, zu deren gemeinjchaftlicher 


Berathung, an Ephoralorten unter dem Vorſitze des Superintendenten, anderwärts unter 
dem Vorſitze eines von der Verfammlung zu mwählenden Mitglieds, zuſammen. 


Stimmberehtigung und Wählbarfeit. 
$ 8. Stimmberechtigt find alle jelbititändigen Hausväter, welche das 25. Lebens— 


‚ jahr erfüllt haben, fie jeien verheirathet oder nicht, mit Ausnahme jolcher,, die durch 


Beratung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel öffentliches, durch nach— 
haltige Bejjerung nicht wieder gehobenes Aergerniß gegeben haben, oder von der Stimm— 
berechtigung bei Wahlen der politifchen Gemeinde ausgefchloffen find. 

Nach diefer Norm werden auf Grund der hierfür jchriftlih oder mündlich 
erfolgten Anmeldung in jeder Kirchengemeinde die Lijten der Stimmberechtigten und 
MWählbaren, das erſte Mal von dem Pfarrer in Gemeinschaft mit den Vertretern der 
politiichen Gemeinde, jpäter von dem Kirchenvorjtande aufgejtellt. 

Werden gegen die aufgejtellte Lifte Einwendungen gemacht und wird bei der 
Entſchließung des Kirchenvorſtands, oder beim erſten Male der mit Aufitellung der 
Liſten Beauftragten nicht Beruhigung gefaßt, jo entjcheidet hierüber die Kircheninfpektion. 

Wählbar jind alle jtimmberechtigte Gemeindeglieder, die das 30. Lebensjahr voll: 
endet haben. Die Wähler haben ihr Augenmerk auf Männer von gutem Rufe, bewährten 
chriſtlichen Sinn, kirchlicher Einfiht und Erfahrung zu richten. 

Perſonen, welche als Einzelne mit der Kirche oder den geiftlichen Lehnen 


Prozeß führen, können während der Dauer des lehteren nicht Mitglieder des Kirchen— 
vorſtands fein. 


Wahl des Kirchenvorſtands. 
$ 9. Die Kicchengemeinde wählt die Kirchenvorfteher nad Stimmenmehrheit. Bei 


Gleichheit der Stimmen entjcheidet das Loos. 
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Sn Kirchengemeinden, welche aus mehr als einer politifchen Gemeinde bejtehen, 
find die nach SS 3 umd 6 in den Kirchenvorftand zu mwählenden Mitglieder von jeder 
Gemeinde allein, in zujammengefchlagenen Gemeinden aber von diejen gemeinjchaftlich zu 
wählen, ebenjo fteht die Wahl dev Exemten diejen ſelbſt zu. i 


Abkündigung der Wahl. Wahlausſchuß. 


s 10. Die Wahl ift Sonntags, wenigftend acht Tage vorher, von der Kanzel 
unter angemeffener Ermahnung der Wähler abzufündigen und unter Leitung eines Wahle 
ausichuffes vorzunehmen. Den Vorſitz im Wahlausjchuffe führt der Vorfigende im) 
Kirchenvorſtande oder dejjen Stellvertreter, % erforderliche Anzahl von Beifigern ernen 
der Kirchenvorſtand. 

Den Wahlausſchuß für die erſte Wahl ernennt der Pfarrer, in Städten in 
Gemeinſchaft mit den Stadträthen, in den übrigen Orten in Gemeinſchaft mit ben, 
Gemeindevorftänden. ’ 


DObliegenheiten des Wahlausſchuſſes. | 


# 


8 11. Der Wahlausfhuß hat darauf zu achten, daß Niemand eine Stimme, 
abgebe, der dazu nicht berechtigt ift, dab Niemand gewählt werde, der nicht wählbar iſt, 
daß jede Wahlſtimme richtig aufgezeichnet und gezählt und die Stimmenmehrheit richtig 
berechnet werde. | 

Wahlverfahren. | 

8 12. Die Wahl erfolgt durch mündliche oder jchriftliche, jedenfalls aber perſon⸗ 
liche Stimmgebung auf eine nach den örtlichen Verhältniſſen feſtzuſtellende Weiſe. Ueber 
den Erfolg der Abſtimmung und Wahl iſt ein Protokoll aufzunehmen und das J 
der Wahl der Kircheninſpektion anzuzeigen. 


Entſcheidung über die Gültigkeit einer Wahl. 


8 13. Fällt die Wahl auf eine Perſon, welcher nach der Anſicht des Wahl⸗ 
ausfchuffes die Wählbarkeit abgeht, jo hat hierüber, wenn der Gewählte bei der Eröffnung 
des Wahlausſchuſſes fich nicht beruhigt, die Kircheninſpektion zu entjcheiden. 


a Leitung der Wahl durch die Kircheninſpektion. | 

$ 14. In größeren Kirchengemeinden, oder wo jonjt die Verhältnifie fötnierigeh 

find, Kann auch die Kiccheninfpeftion auf Antrag des Wahlausjchuffes die Leitung der 
MWahlhandlung übernehmen. Sie tritt dann mit dem Wahlausſchuſſe zufammen und 
hat in Gemeinschaft mit demfelben deſſen Obligenheiten und Befugnifje. | 


Bekanntmachung und Berpflihtung der Gewählten. 
$ 15. Der Erfolg der Wahlen ift am nächjten Sonntage bei dem Vormittags— 
gottesdienfte der verfammelten Gemeinde befannt zu machen. Hierbei überträgt der 
Pfarrer den Gewählten im Namen der Kirchengemeinde ihr Amt und nimmt — 
mittelſt Handſchlags in Pflicht. | 


Gründe zuläffiger Ablehnung. 
$ 16. Die Nebernahme des Kirchenvorfteheramts kann abgelehnt werden: 
1. von Denjenigen, welche unmittelbar vorher, oder vor nicht länger als drei Jebreg 
Kirchenvorjteher geweſen ſind; 
2. bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 
3. wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, worüber der Kirchenvorſtand, 
vorbehaltlich der Berufung an die Kircheninſpektion entſcheidet. 
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er ohne folchen Grund fich weigert, das Amt eines Kicchenvorftehers zu über- 
nehmen, oder wegen Vernachläſſigung der Amtspflicht aus dem Kirchenvorjtande entlafjen 
wird, verliert auf die Zeit, für welche er gewählt war, jein Stimmrecht. 


Dauer des Amts. Ergänzung im Laufe einer Wahlperiode. 


- 8 17. Das Amt wird auf jechs Jahre übernommen, jedoch jo, daß allemal nach 
drei Jahren die Hälfte der Kirchenvorjteher ausjcheidet. Dieſe Hälfte wird nach den 
erſten drei Jahren, injofern nicht eine gütliche Vereinigung darüber unter den Mit: 
gliedern jtattfindet, durch das 2008 bejtimmt. Später treten allemal Diejenigen ab, 
welche ſechs Jahre zuvor gewählt worden find. 

Die Abtretenden find jedoch wieder wählbar. 

Scheiden im Laufe der dreijährigen Wahlperiode von der Gemeinde gewählte 
Kirchenvorfteher aus, jo werden die erledigten Stellen, jo lange der Kirchenvorjtand 
wenigitens noch aus drei gewählen Mitgliedern bejteht, von diefem ſelbſt durch Zuwahl 
auf die noch Übrige Amtsdauer der Ausgejchiedenen wieder erjegt, außerdem findet 
außerordentliche Ergänzungswahl duch die Kirchengemeinde ſtatt. 

Bertreter der Eremten werden auch in diefem Yale von den übrigen Exemten 
gewählt. 
| Beitehenden Lofalftatutarischen anderen Beſtimmungen ift auch hierbei nachzugehen 
(vergl. SS 3 und 6). 


Wirkungsfreis des Kirchenvorſtands. 


| $ 18. Der Kicchenvorjtand fol im Allgemeinen, im fteten Hinblicke auf den 

Beruf der Kirchengemeinde ($ 1), an feinem Theile zur Verwirklichung ihrer Aufgabe 

aach Kräften beitragen. Er hat daher in's Beſondere folgende Obliegenheiten und 

Befugniffe: 

1. Erhaltung von Zucht und Sitte und Belebung des hriftlichen Sinnes in der 
Kirchengemeinde ; 

2. Aufficht über würdige Feier der Sonn: und Feittage, Aufrechthaltung und 
Beförderung der äußeren Ordnung beim Gottesdienfte; 

3. Aufficht über die ficchlichen Gebäude und deren Gebraud); 

4. die unter Mitwirkung des Kicchenpatrons zu vollziehende Verwaltung und nächite 

' Beaufjichtigung des Vermögens der Kirche und der ihr gewidmeten oder jonft 

mit dem Kirchenvermögen verbundenen Stiftungen ; 

‚9. bie Kontrole über Verlöſung der Kicchenfige und Grabftellen und über Führung 

der bezüglichen Negiiter ; 

6. Mitwirkung und Erklärung Namens der Gemeinde bei Aenderungen des Kirchen- 

| bezirts, der lokalen kirchlichen Einrichtungen, der Kirchenämter und der Liturgie; 

7, Ausübung der Rechte, welche bei Beſetzung der geiftlichen Stellen und der niederen 

Kirchenämter der Kirchengemeinde zuftehen, und Aufficht über die niederen Kirchen— 

diener; 

8. Wahlen zur Synode; 

9. Vertretung des Kirchenlehns und der Kirchengemeinde in Nechtsangelegenheiten. 

ii Wo es bei der Gleichheit des Kirchen und Schulbezirks oder fonft ausführbar ift, 

Önnen jich der Kirchen: und Schulvorftand dahin vereinigen, daß alle Gejchäfte des 

ehteren auf den erſteren übergehen. 

Zu 1. 8 19. Der Kirchenvorſtand ſoll nicht bloß durch ein ehrbares und chriſt— 
iches Leben ſeiner einzelnen Mitglieder der Kirchengemeinde mit einem guten Beiſpiele 

orleuchten, ſondern auch durch beſonnene Anwendung aller ſich Hierzu eignenden Mittel 
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ebenfo Iebendiges ChHriftenthum in der Gemeinde im Ganzen und in ihren einzelner 
Gliedern fördern, als dasjenige, was ſitten- und ſeelenverderblich wirfen kann, nad 
Kräften hindern. ! 

Dern einzelnen Kirchenvorſtehern jteht ein amtliches Urtheil über das Privatleben 
nicht zu, fie haben vielmehr ihre Wirkjamfeit in obiger Beziehung nur inmitten de 


Behörde vorbehaltenen Fällen die Genehmigung der Kircheninſpektion hierzu ertheilt if 
— mit der Ausführung folder Baulichkeiten Einzelne ſeines Mittels, oder auch Drit 
zu beauftragen. 

Den Gebrauch der Kichen für andere Handlungen, als die, welche zum Gotte 
dienste und zu den kirchlichen Crbauungsmitteln der evangelifch-utherifchen Kire 
gehören und die Meberlafjung derjelben zum Gottesdienste an andere Religionsgejellichaftt 
zu geitatten, Kiegt nicht in der Befugniß des Kirchenvorſtands, jondern die Entſcheidu 
über derartige Ausnahmefälle bleibt, unter Zuftimmung des Kirchenpatrons und na 
vorgängigem Gehör des Kicchenvorjtands, der Kircheninſpektion vorbehalten. Die 6 
nehmigung des Kirchenpatrons iſt nicht erforderlich, wenn er ſich außerhalb des Köni 
reichs Sachſen aufhält, und wird von dem im Inlande wohnenden angenommen, wer 
er nicht binnen 8 Tagen nad erhaltener Nachricht hiervon widerjpricht. 

Zu 4. 8 22. Wo jet ſchon beſondere Beamte für Die Berwaltung des Kirche 
vermögen und der mit demfelden verbundenen Stiftungs— und anderen Kafjen bejte 
find, bewendet es hierbei, ſowie bei der jeitherigen Art und Weife ihrer Wahl, jo lan 
nicht eine Abänderung vom Kirchenvorjtande beantragt und nach Gehör der derzeitig 
Anftellungsberechtigten von der Konfijtorialbehörde genehmigt wird. An anderen Or 
wählt der Kirchenvorjtand, in der Regel aus feiner Mitte, einen Rechnungsführ 
Diefer beforgt die Einnahme und Ausgabe bei dem Kirchenvermögen und den dam 
verbundenen Kaffen und führt die Rechnung darüber, er ift auch zu diefem Amte eidl 
zu verpflichten. 

Der Kirchenvorſtand hat den Rechnungsführer zu kontroliren und mit demjelb 
gemeinjchaftlih für Erhaltung des Kirchen-, Pfarr- und Gtiftungsvermögens, 
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Kirhen- und Pfarrgüter, der geiftlichen Gebäude und deren nventarien Sorge zu 
tragen. 

rähere Beftimmungen hierüber werden durch die dem Nechnungsführer von der 
Kircheninjpeition, unter VBernehmung mit dem Patrone und dem Kirchenvorftande, zu 
ertheilende Inſtruktion getroffen. 

Alle drei Jahre, oder nach Beſchluß des Kirchenvorftandes alljährlich, iſt über 
Einnahme und Ausgabe bei dem Vermögen der Kirche und der mit demjelben ver= 
bundenen Stiftungs- und anderen Kafjen, jowie über die Bedürfniffe der Kirchen: 
gemeinden überhaupt ein Voranſchlag aufzuftellen und der Kircheninfpektion zur Prüfung 
vorzulegen, 

Ausgaben aus dem Kirchenvermögen und den mit demfelben verbundenen Kafjen, 
welche über den VBoranjchlag hinaus von dem Kirchenvorſtande beantragt werden, bedürfen 
der Genehmigung der Kiccheninjpeftion. 

Hinfichtlieh der Einrichtung und Abnahme der Kirchenrechnungen wird das Nöthige 
im Verordnungswege verfügt. Bejondere Beitimmungen hierüber bleiben Lofalftatutariicher 
Feſtſetzung vorbehalten. 

Zu 5. $ 23. Der Kirchenvoritand hat darüber zu wachen, daß die Berlöjung 
der Kirchenſtühle, wo eine folche jtattfindet, und die Anweifung der Grabjtellen auf den 
Gottesäckern ordnungsmäßig erfolge, auch etwa vorhandenen Gottesadkerordnungen nach 
gegangen werde. 

Um die gehörige Verrechnung der erhobenen Gebühren in der Kicchenrechnung oder 
Gottesaderrechnung fontroliren zu können, iſt er befugt, in die über Kirchenjtühle und 
Grabitellen von dem Pfarrer oder anderen Beamten zu führenden Negifter Einficht zu 
nehmen. 

gu 6. $ 24. Bei Veränderung der Gränzen des Parochialbezirks iſt der 

Kirchenvorſtand, damit er die Intereſſen der betheiligten Gemeinden wahren könne, zu 
hören. Derjelbe kann auch aus eigener Bewegung Anträge auf ſolche Veränderungen 
ſtellen. 
Abänderungen in der allgemein eingeführten Liturgie ſind kein Gegenſtand der 
Berathung und Entſchließung einzelner Kirchengemeinden und ihrer Organe, ſondern 
ſtehen nur dem landesherrlichen Kirchenregimente, unter Vernehmung mit der Synode 
G 40), zu. Ueber Abänderung bloß lokaler liturgiſcher Einrichtungen kann jedoch der 
Kirchenvorſtand berathen und beſchließen, nur bedarf ein diesfallfiger Beſchluß der Bes 
ſtätigung der Kircheninſpektion. 

Wo endlich die allgemeinen Kirchengeſetze und Verordnungen den Gemeinden eine 
Simme; zugeſtehen oder die Wahl frei laſſen, z. B. bei Einrichtung neuer oder Auf— 
una beitehender Lokaler Gottesdienfte, bei Einführung eines neuen, im Lande geneh— 
‚migten Geſangbuchs, Katechismus und dergleichen, ift der Kirchenvorſtand zu befragen 
und hat fich für die Gemeinde zu erklären. 
| 3u 7. 8 25. Der Kirchenvorjtand hat, jo viel an ihm tft, dafür zu jorgen, daß 
nach — eines geiſtlichen Amtes deſſen Wiederbeſetzung rechtzeitig erfolge ). 


| (Vor jeder Defignation eines Geiftlichen ift der Kollator verpflichtet, dem Kirchenvorſtande 
‚ Diejenigen, welche ſich um das erledigte Amt beworben haben , oder auf welche er auch ohne Bes 
werbung jein Abjehen zu richten gemeint ift, namhaft zu machen. 

Hat hierauf der Kirchenvorjtand binnen vier Wochen Diejenigen bezeichnet, welche nach feiner 


R 1) Die Beitimmungen im $ 25 Abſatz 2 u. 3 | bei joldhen Be jegungsfällen in Anwendung, in 
treten außer Kraft. Die Beitimmungen Abjag 4 | welchen der Defignirte eine Probe vor der Gemeinde 
‚und 5 5 bejjelben Paragraphen kommen nur noch | abzulegen hat. (Gej.v.15. April 1873 unt. Wr. VIL) 


| x Sriedberg, Verfafjungsgefege. Sadjen. 24 


370 Sadjen. [18 


Anfiht die Kirchengemeinde vorzüglich berückfichtigt zu ſehen wünſcht, jo jteht dem Kollator die 
freie Wahl unter den ſowohl von ihm, als auch vom Kirchenvorftande Genannten zu‘). 4 
Nach erfolgter Defignation und nach abgehaltener Probepredigt des Defignirten 
hat der Kirchenvorſtand binmen längjtens acht Tagen nach letzterer fih Namens der 
Gemeinde darüber zu erflären, ob gegen bes Defignirten Perfon, Lehre, Wandel, 
abgelegte Probe oder jonft etwas Exhebliches einzuwenden jei und, wenn er Einwendungen 
zu machen findet, folche gehörig zu begründen ?). | 
Ein Verzicht auf die Probe ift nur dann zuläjfig, wenn jolcder vom Kirchen⸗ 
vorstande in einer don mindeftens zwei Drittheilen ſeiner Mitglieder befuchten Sitzung 
einſtimmig beſchloſſen wird. | 
Glöckner, Kirchner, Cymbelträger und andere niedere Kirchendiener, injofern deren 
Stellen nicht mit Schulämtern verbunden find, werden von dem Kirchenvorſtande frei 
gewählt und von der Kircheninſpektion verpflichtet. \ 
Die Trennung eines Kirchenamts von einem Schulamte, oder die Verbindung det 
erſteren mit einem folchen, kann, nach Gehör des Schulvorftands, nur mit Genehmigune 
der Konfistorialbehörde erfolgen. | 
Zu 9. 8 26. Der Kicchenvorftand vertritt: 1 

a. das Kirchenlehn in allen Angelegenheiten, bejtellt für ſelbiges in Rechts 
angelegenheiten den Aktor und vollzieht die Schuldverſchreibung, wenn für die Kirch 
ein Kapital aufgenommen wird. Um einen Prozeß zu beginnen, in welchem nich 
bloß eine liquide Schuldforderung eingeklagt werden ſoll, iſt die Genehmigung de 
Kircheninſpektion ebenſo, wie zu der Abſchließung eines Vergleichs hierüber, einzuholen 

Zur Verwendung von Kapitalien aus dem Stammvermögen der Kirche bedarf e 
der Genehmigung der Konfijtorialbehörde, zur Veräußerung von Grundjtüden und nutz 
baren Rechten derſelben, gleichwie zur Aufnahme von Kapitalien auf den Kredit dei 
Kirche der Genehmigung des Minifteriums des Kultus. 

Kollidiven die Intereſſen der Kirche mit denen der Kirchen- oder politiſche 
Gemeinde, der Mitglieder des Kirchenvorſtands oder des Kirchenpatrons, jo hat di 
Konfistorialbehörde foldhe wahrzunehmen und für Vertretung derjelben Sorge zu trage 
Auch geht in Städten, wo der Stadtrath Inſpektionsmitglied ift, bei Kollifionen mi 
den Intereſſen der politiſchen Gemeinde, das Befugniß der Kircheninſpektion, zu gene 
migen, zu autoriftren oder zu entjcheiden, ohne Weiteres auf die Konfistorialbehörde über 

Die Vertretung der geiftlichen Lehne fteht zwar nicht dem Kirchenvorstande, jonder 
der Kircheninfpeftion zu, der Kirchenvorſtand hat aber über die Erhaltung jowie pflee 
liche Benutzung derſelben die nächjte Aufficht zu führen und ift bei jeder Beränderum 
oder Verminderung der Subftanz mit feinem Gutachten zu hören. 

Hierüber bewendet e8 bei den Beſtimmungen im $ 10 unter 4 der Beilage sub ( 
zu dem Gefee vom 11. Auguft 1855, die fünftige Einrichtung der Behörden erjtı 
Inſtanz für Rechtspflege und Verwaltung betreffend (Seite 150 de3 Gejeß- und Be 
ordnungsblattes vom Jahre 1855), ſoweit nicht ausdrücklich durch gegenwärtige Kirchen 
vorstands- und Synodolordnung etwas Anderes bejtimmt ift. 

Der Kirchenvorſtand vertritt ferner: 

b. die Kirchengemeinde nit nur in Rückſicht ihrer Kirchlichen Intereſſt 
ſondern auch in Rechtsangelegenheiten und Rechtsſtreitigkeiten gegen jeden Dritten, ſow 
gegen Einzelne in ihrer Mitte. 

Die durch das Geſetz vom 30. März 1844 (Seite 140 flg. des Geſetz— und Be 


‚1b Bergl. die abändernden Beltimmungen 2) Vergl. unt. Nr. XId. Verordn. v. 22. Juni 18% 
dieſes Paragraphen dei Nr. VII. 8 10 Abjag 2 md $ 11. 
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ordnungsblattes vom Jahre 1844) geordnete Bertretung der Kirchengemeinden in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten geht daher auf den Kirchenvorſtand über. Inwieweit hierbei auch die 
Vertreter der politiſchen Gemeinden zu konkurriren haben, iſt nach $ 2 des unterm 
heutigem Tage erlaſſenen Geſetzes über die Vertretung der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinden zu beurtheilen, 

Das Amt eines Kirchenvorſtehers ift unentgeltlih zu verwalten, 

5 27. Das Amt eines Kirchenvorjtehers ift ein Ehrenamt und daher unent- 
geltlich zu verwalten. 

Den Rechnungsführern Tann für ihre befondere Mühmwaltung aus dem Kirchen: 
vermögen oder anderen hierzu geeigneten Fonds mit Genehmigung der Kiccheninfpeftion 
eine angemefjene Vergütung ausgefeßt werden. Nothwendige Berläge, welche die Kirchen 
vorjteher bei Verrichtung ihrer Amtsgefchäfte zu beftreiten haben, werden denjelben aus 
dem Kirchenvermögen erjeßt, auch wird ihnen für amtliche Reifen eine billige Ent- 
Ihädigung gewährt, 

Verſammlungen und Befhlüffe des Kirchenvorſtands. 

5 28. Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich, von dem Vorſitzenden einberufen, 
mindeſtens vierteljährlich ein Mal. Der Vorſitzende kann auch außerordentliche Ver— 
ſammlungen veranſtalten und iſt dazu verpflichtet, wenn die Hälfte der Kirchenvorſteher 
Solches beantragt. 

Er beſchließt nach Stimmenmehrheit; zu einem giltigen Beſchluſſe iſt die Anweſen— 
heit von zwei Drittheilen ſeiner Mitglieder erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit gebührt dem Vorſitzenden die Entſcheidſtimme. 

Der Vorſitzende führt, wenn nicht von ihm ein geeigneter Beamter zur Protofoll- 
führung verwendet werden kann, oder dom Kirchenvorſtande ein Protofollführer gewählt 
wird, über die Verhandlung ein Protokoll, in welches wenigſtens alle Beſchlüſſe ein- 
zutragen find, verwahrt die Akten, ſorgt für die Ausführung der Beichlüffe und ver- 
mittelt die Gejchäftsverbindung mit der Kircheninſpektion und anderen Behörden. Er 
hat auch das Recht, Bejchlüffe, die er bedenklich findet, nach Bejchaffenheit der Sache 
dem Superintendenten oder der Kircheninſpektion vorzulegen und die Ausführung bis zu 
deren Entſcheidung auszuſetzen. 

Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers. Auflöſung des Kirchenvorſtands. 
| 5 29, Wenn ein Kicchenvorfteher eine von den Eigenschaften der Wählbarfeit 
verliert, wenn er jein Amt beharrlich vernachläffigt oder dafjelbe mißbraucht, fo ift 
deſſen Entlaffung bei der Kircheninſpektion zu beantragen und von diefer, falls der 
Antrag nicht von dem Kirchenvorjtande ſelbſt ausgeht, nach vorheriger Vernehmung mit 
demſelben zu verfügen. 

Würde ein Kirchenvorſtand ſeine Pflichten auffällig vernachläſſigen oder verletzen, 
jo ſoll er nad Befinden von der Konfiftorialbehörde aufgelöft und die Wahl eines 
neuen Kirchenvorſtandes angeordnet werden. Die Konfijtorialbehörde Tann in ſolchem 
Falle den ſchuldigen Mitgliedern auf gewifje Zeit, jedoh auf nicht länger als fechs 
Jahre, die Wählbarkeit entziehen. 

Kichengemeinde-VBerfammlungen. 

| 5 30. Wenn die Konfiftorialbehörde oder eine höhere Behörde des Kirchenregiments 
ür angemefjen findet, eine Angelegenheit nicht der Entſchließung des Kirchenvorſtands 
u überlaſſen, ſondern einen Beſchluß der ganzen Kirchengemeinde herbeizuführen, ſo iſt 
uf deren Anordnung eine Verſammlung ſämmtlicher ſtimmberechtigter Gemeindeglieder 
u berufen. 
24 * 
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Dies gejchieht durch Abkündigung von der Kanzel an zwei auf einander folgenden 
Sonntagen. 
Die Verſammlung leitet in der Regel der Kirchenvorjtand, die Konfiftorialbehörde 
kann aber die Leitung auch der Kircheninſpektion oder einem beſonderen Kommiſſar 


übertragen. | 
Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß ſich zwei Drittel der erjchier 
nenen ftimmberechtigten Gemeindemitglieder für eine Anficht erklärt haben. — Gelangt 


die Berfammlung zu feinem gültigen Beſchluſſe, jo iſt die Entſchließung in dieſer 


Angelegenheit dem Kirchenvorſtande zu überlaſſen. 
Dibzeſanverſammlungen. | 
g 31. Zur Kräftigung der Wirkſamkeit der Kirchenvorjtände und zu Belebung 
des Intereſſe derjelben an den kirchlichen Angelegenheiten verjammeln fi in jeder 
Ephorie alljährlich ein Mal die Mitglieder der Kicchenvorjtände (geijtliche und weltliche, 
ſowie Patrone) zu einer gemeinjamen Beiprechung. Jeder Kirchenvorſtand hat hierzu 
wenigitens ein weltliches Mitglied abzuordnen. Die Verſammlungen find öffentlih. 
Der Ephorus beruft und leitet die Verſammlung und hat in derjelben daran 
hinzuwirken, daß über die ganze Thätigkeit der Kirchenvorſtände, deren Aufgaben und 
die rechte Art ihrer Ausführung, über die kirchlichen Verhältniſſe der Ephorie um 
über befonders wichtige Firchliche Angelegenheiten ein Freier Austaujch der Meinunge 
ſtattfinde. | 
Wünſche und Anträge, welche die Billigung der Verſammlung erlangen, find zu 
Kenntniß dev Konfijtorialbehörde, nach Befinden auch unmittelbar an die Synode % 
bringen. 


| 
| 
B. Bon der Synode. | 

Berufung. 

8 32, Zur Vertretung der Gejammtheit der Kirchengemeinden und Berathun 
über die Bedürfniſſe der Landeskirche wird das landesherrliche Kirchenregiment all 
fünf Jahre, da nöthig auch in Fürzeren Zeiträumen, eine Synode berufen. | 

Zujammenjeßung. 

8 33. Diefe Synode joll bejtehen aus: 

1. 24 Geiftlichen und 30 Laien, welche in 24 Wahlbezirken gewählt werden; 

2. einem ordentlichen Profeſſor der Theologie an der Univerfität Leipzig, welcht 
von der theologiichen Fakultät zu wählen ift; 

3, einem don der jurijtifchen Fakultät zu wählenden Profeſſor des Kirchenrech 
an der Landesuniverſität; 

4. acht, und zwar zur Hälfte aus Geiſtlichen, zur anderen Hälfte aus Laien, DL 
den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern für jede einzelne Synode umb 
möglichſter Berüdfihtigung allev Theile des Landes zu beftimmenden M 
gliedern, welche die nad) $ 37 erforderlichen Eigenſchaften der Wählbarkeit beſitze 

Wahlbezirke. 

8 34, Das Miniſterium des Kultus ſtellt Die Wahlbezirke fejt, und zwar j 
daß die evangelifchzlutherifche Bevölkerung der Erblande in dieſelben möglichſt gle) 
vertheilt wird. 

Eventuelle Erweiterung der Synode durch Hinzutritt der Oberlauſi 

$ 35. Nach Einführung der Synodalordnung in der Oberlauſitz treten noch D 
Geistliche und vier Abgeordnete des Laienſtandes in die Synode ein, welche in d 
Wahlbezirken gewählt werden. 
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Ferner beitimmen die in Evaugelieis beauftragten Staatsminifter für jede einzelne 
Synode noch einen Geiftlichen und einen Laien aus der Oberlaufiß, welche die nach) 
3 37 erforderlichen Gigenjchaften beſitzen. 


Dauer der Funktion der Synodalen. 


z 36. Nah dem Schlufje jeder Landes-Synode tritt die Hälfte der in den 
Wahlbegirfen (g 33 Nr. 1) gewählten Abgeordneten aus. 

Diejer Austritt wird bei der eriten Synode durch eine Loofung geordnet, wodurch 
die ausnahmsweiſe Schon nach der erſten Synode austretende Hälfte beſtimmt wird. 

Die jpäter gewählten Abgeordneten treten jedesmal nach der zweiten Synode jeit 
ihrer Wahl aus. 

Die Austretenden können jofort wieder gewählt werden. 

Die Synodalen ($ 33 Nr. 2, 3 und 4) werden immer nur für eine Synode 
gewählt und ernannt. 
| Wählbarfeit. 

$ 37. Zu einem gettlichen Abgeordneten für die Synode find nur im Amte 
ſiehende, reformirte Geiſtliche, Profeſſoren der Theologie an der Landesuniverſität, 
Superintendenten und theologiſche Mitglieder der Konſiſtorialbehörden, ſowie des Mini— 
ſteriums des Kultus, zu einem weltlichen Abgeordneten iſt jedes weltliche Mitglied einer 
ewangelifchelutherifchen Kirchengemeinde wählbar, welches die für einen Kirchenvorfteher 
erforderlichen Eigenschaften hat. 
| Wahlverfahren. 
| 8 38. Die Wahl der Abgeordneten zur Synode gejchieht duch Wahlmänner. 
| Geber Kirchenvorſtand jendet aus jeiner Mitte jo viele weltliche Mitglieder als 
Wahlmänner in die — als konfirmirte Geiſtliche in der Parochie 
ndeſtelt ſind. 
| Dieſe Geiftlichen treten kraft ihres Amtes als Wahlmänner hinzu. 
| Die Wahlverfammlung wird von einem durch das Minifterium des Kultus zu 
ernennenden Kommiljar berufen und geleitet. 
/ Jeder Wahlbezirt wählt einen geijtlichen und einen weltlichen Abgeordneten zur 
Synode. 
| Ueberdies werden noch 6 weltliche nach Beitritt der Oberlauſitz 7 
von eben jo vielen Wahlbezirken der Reihenfolge nach gewählt. 
Zur Gültigkeit dev Wahl ift erforderlich, daß wenigftens zwei Drittheile der 
Wehlnanner an der Wahlhandlung Theil genommen haben. 
| Die Entiheidung der Wahl erfolgt in der Regel nach abjoluter Stimmenmehrheit. 
Denn jedoch zwei Mal geſtimmt worden iſt, ohne daß eine abſolute Stimmenmehrheit 
ſich gezeigt hat, ſo entſcheidet bei der dritten Abſtimmung die relative Stimmenmehrheit, 
bei ——— das Loos, welches Für Abweſende durch ein von dem Wahl 
ommiffer aufgerufenes Mitglied der Wahlverfammlung gezogen wird. 

Zweifel über die Wählbarfeit eines gewählten Abgeordneten entjcheidet die Synode. 
j Zujammentritt. 
| $ 39. Die Synode wird von den in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern 
berufen und tritt auf die an die Abgeordneten ergehenden Ladungen in Dresden zus 
ſammen. 

Bei ſeinem erſten Eintritte in die Synode hat jedes Mitglied ein Gelöbniß ab— 
zulegen, für welches bei der erſten Synode die Formel von den in Evangelieis beauf— 
tragten Staatsminiſtern zu beſtimmen iſt, während die endgültige Feſtſtellung dieſer 


| 
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Formel der Vereinbarung zwiſchen der erſten zuſammentretenden Synode und dem 
Kirchenregimente vorbehalten bleibt. 

Die Synode hat unter dem Vorſitze eines Alterspräſidenten, einen Präſidenten, 
deſſen Stellvertreter und zwei Sekretäre aus ihrer Mitte zu wählen. Dieſe Wahlen 
erfolgen durch abjolute Stimmenmehrheit. Wenn eine Wahl zu wiederholen ijt, jo 
entjeheidet bei der dritten Abſtimmung relative Stimmenmehrheit und bei Stimmen- 
gleichheit daS 2008. 


Rechte und Obliegenheiten der Synode, 


S 40, Die Erlaffung von Gefegen, welche den Kultus oder die Kirchenverfaſſung 
betreffen, und die Abänderung allgemeiner firchlicher Einrichtungen ift an die Zuſtimmung 
der Synode gebunden. 

Auch wird das Kirchenregiment alle wichtigeren, das Intereſſe der Landeskirche 
berührenden Fragen der Synode zur Erklärung vorlegen, 

Diefelbe hat daher vor allem Anderen mit den Vorlagen ſich zu bejchäftigen, 
welche ihr von den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern gemacht werden, und 
jolche zu erledigen; es fteht ihr aber auch frei, von einzelnen Mitgliedern, von den 
Kirchenvorſtänden, beziehendlich Diözefanverfammlungen angeregte geeignete Gegenjtände 
zu berathen, darauf bezügliche Anträge zu ftellen und Beſchwerden über Kirchliche Behör— 
den, Geiftliche und Kirchendiener zu führen. 

Sie richtet ihre Schriften und etwaige Beſchwerden über das Minijterium dee 
Kultus an die in Evangelicis beauftragten Staatsmintiter. 


Geijhäftsordnung Beſchlüſſe. 


8 41. Berathungen und Bejchlüffe dev Synode künnen nur bei einer Anweſen 
heit von mindeftens zwei Drittheilen der 88 33 und 35 beftimmten Zahl dev Mik 
glieder jtattfinden. 

Sie bejchließt durch Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ift die Abſtimmunt 
in der nächſten Sikung zu wiederholen und, wenn auch dann eine Stimmenmehrheit 
nicht erlangt wird, jo entjcheidet die Stimme des Präfidenten. 

Die Situngen find öffentlich. Sie werden geheim, ſowohl auf den Antrag dei 
Königlichen Kommiſſare bei Gröffnungen, für welche dieſe die Geheimhaltung nöthit 
erachten, al auch auf das Begehren von drei Mitgliedern, denen nach dem Abtreter 
der Zuhörer wenigſtens ein Viertheil der Mitglieder der Synode über die Nothwendig 
keit der geheimen Berathung beitritt. 

Die Geſchäftsordnung wird in der erſten Synode feſtgeſtellt und tritt nach erfolgte 
Beſtätigung durch die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter in Kraft. Bis dahi 
gilt eine von denjelben Staatsminiftern zu gebende propijorische Gejchäftsordnung. 


Theilnahme des Kirhenregiments. 


$ 42. Der Staatsminister des Kultus und öffentlichen Unterrichts, die I 
Eee beauftragten Staatsminijter, jowie die von denjelben ernannten Kommifjar 
haben Zutritt zu den Sitzungen der Synode und können an den Verhandlungen deu 
jelben Antheil nehmen. Ein Stimmrecht haben fie nicht. 


Gröffnung und Schluß. | 
8 43. Die Synode wird von einem der in Evangelicis beauftragten Staat 
minifter oder einem von denjelben abgeordneten Kommiffar eröffnet und gejchlofjen. 


Der Eröffnung geht voraus und dem Schlufje folgt ein öffentlicher Mi 
in der evangelijchen Hofkirche. 
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Koiten. 


$ 44. Die Koften der Synode werden aus der Staatskaſſe beitritten. 

Seder Abgeordnete zur Synode, welcher nicht in Dresden wohnhaft ift, erhält 
auf jeden Tag eine Auslöfung von drei Thalern und den nöthigen Reiſeaufwand ver: 
gütet, die in Dresden wohnenden beziehen nur die Hälfte der Auslöfung. 

$ 45. Das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts wird das zu 
Ausführung der vorstehenden Beitimmungen Erforderliche veranftalten. 

Auch ergeht nach vorgängiger Vernehmung mit den Provinzialftänden der Ober- 
lauſitz und nach erflärtem Einverſtändniſſe derjelben wegen Einführung der Kirchenvor: 
ſtands- und Synodalordnung in diefem Landestheile bejondere Bekanntmachung. 


Dresden, am 30. März 1868. 
Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter. 
Sehr. v. Falfenftein. Frhr. d. Frieſen. D. Schneider. v. Noſtitz-Wallwitz. 


Il. 


Verordnung, 
die Einfekung der Kirchenvorſtände, ſowie die Einxichkung und Abnahme der 
Kirchenrechnungen befeeffend, vom 30. März 1868, 


Nah 8 2 der unter heutigem Tage befannt gemachten Kirchenvorftands: und Synadalordnnung 
für die evangelifch-lutherifche Kirche des Königreihs Sachſen iſt in jeder Kirchengemeinde — zur 
Zeit mit Ausnahme der Oberlaufig — ein Kirhenporjtand zu errichten und es wird zu 
Ausführung diefer Vorfehrift, jowie zugleich wegen der nah $ 22 Abf. 6 vorbehaltenen Regelung 
des Kirchrechnungsweſens Folgendes hiermit verordnet: 

Zu 88 3 und 6. I. Die Kircheninjpeftionen Haben wegen der erjtmaligen Beitimmung 
der Zahl der Kirchenvorſteher, ſowie wegen Feſtſtellung des Zahlenverhältniſſes der Vertretung 
ſowohl der einzelnen eingepfarrten Gemeinden, als auch der vom Gemeindeverbande eximirten 
Grundſtücke, unverweilt den Vertretern der zu jeder Parochie gehörigen politiſchen Gemeinden und 
den vom politiſchen Gemeindeverbande eximirten Grundſtücksbeſitzern Vorſchläge zu machen und 
deren Erklärung hierüber zu erfordern. 
| Wird dadurch Einverjtändniß unter den Betheiligten nicht erzielt, jo hat die Kirchen: 
inſpektion mit Rückſicht auf die Bevölkerung und die Beitragsleiftung zu den Parochiallaften das 
deshalb Nöthige feitzuitellen und den Betheiligten bekannt zu machen. Auch ift dem Pfarrer von 
‚der getroffenen Feſtſetzung jofort Nachricht zu geben. 

Nichtſächſiſche, in dieffeitige Kirchen eingepfarrte Rittergüter und Gemeinden find ebenjo wie 
‚die inländiſchen zu behandeln. 

3u $ 8. II. Sobald die Art der vorläufigen Zufammenfegung des Kirchenvorſtands feſt— 
ſteht, hat der Piarrer für die Aufftellung von Liſten der Stimmberechtigten Vorſorge zu treffen 
und zu dem Ende alle jelbitjtändigen Hausväter in der Kirchengemeinde, die das 25. Lebensjahr 
erfüllt Haben, von der Kanzel aus, nad) Befinden auch noch durch öffentliche Blätter und Anſchläge 
an den Kirchthüren, unter Einräumung einer Frift von längftens vierzehn Tagen, zur Anmeldung 
aufzufordern und darauf hinzuweiſen, daß fie nur nach dorgängiger Anmeldung und Aufnahme in 
die Wählerlifte zur aktiven Betheiligung an der Wahl berechtigt find. 

Dieje Anmeldung kann jowohl mündlich als jchriftlich gefchehen und iſt in Parochien, die 
aus mehreren politifchen Gemeinden bejtehen, dadurch möglichit zu erleichtern, daß für jede einzelne 
Gemeinde eine bejondere Anmeldeftelle errichtet und bezeichnet wird. 
| Nah Ablauf der zur Anmeldung gejegten Frift prüft der Pfarrer in Gemeinſchaft mit den 
Vertretern der politifchen Gemeinde die erfolgten Anmeldungen und ftellt mit ihnen, auf Grund 
‚der letzteren, unter Ausschluß jolher Angemeldeten, denen die Eigenschaften der Stimmberehtigung 
ee die Wählerlifte zuſammen. 
| In Städten, in denen die Städteordnung eingeführt ift, werden das erjte Mal die erfolgten 
| 
r 
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J 
Anmeldungen von dem Stadtrathe in Gemeinſchaft mit dem Ortspfarrer geprüft und wird ſodann 
von dem Erſteren die Liſte der Stimmberechtigten zuſammengeſtellt. 

Denjenigen Angemeldeten, deren Eintrag in die Lifte nad $ 8 Abſ. 1 unthunlich erſcheint, 
iſt dies jofort mündlich oder jehriftlich zu eröffnen. Wird von ihnen hiergegen veflamirt, oder 
auch von anderer Seite her eine Einwendung gegen die Lifte gemacht, jo faſſen die zu deren Auf— 
stellung Beauftragten hierüber Entſchließung und eröffnen feßtere unter Angabe der Gründe dem 
Reflamanten. Beruhigen ſich dieje hierbei nicht, jo hat der Pfarrer die Reklamation der Kirchen— 
infpeftion anzuzeigen, bei deren Entſcheidung es dann für den vorliegenden Fall bewendet. Es 
bleibt jedoch dei. Reflamanter unbenommen, gegen die Entjeheidung der Kircheninfpeftion Rekurs 
an die höhere Behörde einzuwenden, um das von ihm in Anſpruch genommene Stimmrecht für 
ipätere Wahlen geltend zu machen. | 

Der Aufftellung einer bejonderen Lifte der Wählbaren bedarf es nicht, da alle Stimme‘ 
berechtigte, wenn fie nur das dreißigite Lebensjahr erfüllt haben und jonft den im $ 8 Abi. | 
und 5 geftellten Anforderungen entjprechen, wählbar find. 

Ber alfen ſpäteren Wahlen von Kirchenvorftehern iſt in derſelben Weile, wie Hier für die 
erſte vorgefehrieben tft, zu verfahren, nur daß die vorher erwähnten Liſten don dem Kirchenvorſtande 
ohne Konkurrenz der Vertreter der politiihen Gemeinden aufgeftellt werden. a 

Zu $ 10. II. Nach Aufftellung der Lifte der Stimmberechtigten hat der Pfarrer die Wahl, 
unter genauer Angabe von Ort und Zeit derjelben Sonntags von der Kanzel abzufündigen. Dieje 
Abfündigung geſchieht nad dem Schluffe der Predigt und dem darauf folgenden Gebete, mit eins 
dringlihem Hinweife auf den Einfluß und die Bedeutung der Wahl und mit der Aufforderung an 
die in die Lifte eingetragenen Stimmberechtigten zu zahlveicher Betheiligung. 

Nach Befinden kann nebenbei der Wahltermin dur) Öffentliche Blätter und Anjchläge af 
den Kirchenthüren befannt gemacht werden. : 

Zu 88 9, 11 bis 13 und 16. IV. Die Wahl ift, wenn nicht bejondere Hinderniije entgegen⸗ 
ftehen, in dev Kirche vorzunehmen, am beiten Sonntags, nad) beendigtem Gottesdienite. | 


Für die erfte Wahl hat der nach $ 10 zu bejtellenbe Wahlausſchuß — jpäter der Kirchen: 
vorſtand — feitzujegen, ob die Stimmgebung mündlich oder ſchriftlich erfolgen joll. 

Die Wahl des Vertreters oder der Vertreter der dom Gemeindeverbande erimirten Grunde 
ſtücksbeſitzer ($ 6 Abſ. 2) ift den letzteren, wenn fie nicht die Leitung ihrer Wahlhandlung durch 
den Wahlausſchuß verlangen, ganz zu überlaſſen; dieſelben Haben aber noch vor dem Wahltermine 
dem Wahlausihuffe in einer von allen VBetheiligten unterzeichneten Schrift den oder Die von ihnen‘ 
gewählten Vertreter anzuzeigen. | 

Zur Stimmabgabe find nur die in die Lifte der Stimmberechtigten eingetragenen Gemeinde 
glieder zuzulafien, wogegen alle Gemeindeglieder welche die im $ 8 Abj. 4 und 5 verb. mit Abi. 4 
bezeichneten Eigenſchaften haben, auch ohne vorherige Anmeldung zur aktiven Betheiligung an der 
Wahl, wählbar fimd. k 

Die Gewählten find, injofern fie der Wahlausſchuß für wählbar erachtet, von der auf fit 
gefallenen Wahl jofort zu benachrichtigen und zur Erklärung über deren Annahme aufzufordern 
Lehnt einer oder der andere die Wahl ab und findet der Wahlausſchuß die vorgebrachten Entſchul— 
digungsgründe beachtenswerth ($ 16), oder weigert ſich der Gewählte, troß der Zurückweiſung feiner 
Adlehnungsgründe, beharrlih, das Amt anzunehmen, jo ift eine anderweite Wahl zu veranjtalten 
Dafjelbe hat in dem Falle zu geihehen, wenn der Wahlausſchuß einen Gewählten nicht für wähl 
bar erachtet und diejer bei der diesfallfigen Eröffnung ſich beruhigt, oder, auf erfolgte Reklamation 
die Kircheninſpektion, der Anficht des Wahlausſchuſſes beitritt. 

Zu 8 15. V. Am nächſten Sonntage, nad volljtändigem Abſchluſſe des Wahlverfahren? 
hat der Pfarrer beim Vormittagsgottesdienfte die Namen der Kirchenvorfteher der Gemeinde bekann 
zu machen, diefe fodann am Altare unter angemeſſener Feierlichfeit zu verpflichten und in ihr Ami 
einzumeijen. Dabei ijt folgende Gelöbnikformel: 

„Sch gelobe vor Gott, des mir befohlenen kirchlichen Dienjtes ſtets mit gewiljenhafte 

Sorgfalt und in Uebereinftimmung mit den Ordnungen der Kirche zu warten und mi 

Treue darauf zu achten, daß Alles ordentlich und ehrlich zugehe in der Gemeinde ZI 

deren Beiten”. 1 

den Gewählten vom Pfarrer laut vorzulefen und die Frage an fie zu richten: Wollen Sie dies 
angeloben? worauf jeder Einzelne unter Abgabe des Handſchlags mit einem „Ja“ zu antworten hat) 

Dieſe Verpflichtung erſtreckt fih auch auf die Vertreter der erimirten Grundjtücsbejiger. 

VI. Die erfolgte Konftituirung des Kirchenvorftands hat deifen Vorfigender, unter Namhaſt 
machung der geiftlichen und weltlichen Mitglieder deſſelben, der Kircheninjpeftion anzuzeigen. 

Zu $ 22 Abf. 6. VII. Hinfihtlih der Errihtung und Abnahme der Kirch— 
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rechnungen find für die Zukunft nachitehende Beitimmungen zu beobachten, von denen nur mit 
Genehmigung der Konfiftorialbehörde abgewichen werden darf: 

| 1. Die Nechnungsablegung geſchieht alljährlich jo, daß das Ende des bürgerlichen Jahres 
den Abſchlußtermin bildet. Für die Rechnung ifl das unter © beigefügte Formular zu benußen, 
und jedes Kapitel, welches zu feinem Anſatze Anlaß giebt, mit „Vakat“ auszufüllen. Die erfor: 
derlichen Belege find nach der Reihenfolge der Rechnungsanſätze geordnet und numerirt beizufügen. 

2. An der Spite der Jahresrechnung iſt der Betrag des im Jahre 1833 vorhanden gewe— 
jenen Stammpvermögens, welches nach $ 1 des Gejeßes vom 8. März 1838 (Seite 266 des Gejeh- 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1838) unvermindert erhalten werden fol, jowie deifen jpäterer 
; Zuwachs zu bemerfen. 

3. Nach Aufftellung der Rechnung dur den Rechnungsführer iſt ſolche von dem Kirchen— 
borjtande durchzugehen, joweit nöthig und thunlich zu berichtigen und ſodann von ſämmtlichen 
Mitgliedern deijelben zum Zeichen ihres Einverjtändniffes zu unterſchreiben. Haben diejelben 
Erinnerungen gegen die Rechnung gemacht, die nicht ſofort zu erledigen gewefen, jo find dieje der 
Rechnung beizufügen. --- Zu dieſer Borprüfung ift auch der Kirchenpatron einzuladen, welchem der 
Kirhenvoritand auf fein Verlangen die Rechnung vorher mitzutheilen hat. Seine Erinnerungen 
genen die Rechnung, injoweit fie nicht jofort Erledigung finden, find ebenfalls beizulegen. 

4. Nach Durhgehung der Rechnung hat der Kafjenführer den baaren Kaffenbeitand aufzu— 
zählen und alle zum Kirchenvermögen und den mit lebterem verbundenen Nebenkaſſen gehörige 
MWerthpapiere und Schuldverjchreibungen, oder die darüber erhaltenen Depofitenicheine vorzulegen 
und ift, dab dies gejchehen, auch ob und inwieweit die Kalle und die Dokumente in Richtigkeit 
befunden worden, von dem Pfarrer und den Kirchenvoritehern, beziehendlich auch vom Kirchenpatrone, 
unter der Rechnung zu atteftiren. 

5. Längitens drei Monate nah Jahresſchluß ift die Rechnung jammt Belegen und den bei 
| der VBorprüfung aufgeftellten, noch unerledigten Erinnerungen bei der Kircheninfpeftion einzureichen 

und von dieſer nicht nur Falkulatorifch, jondern auch aus dem Geſichtspunkte, 06 der aufgeftellte 
Voranſchlag innegehalten und ob das Kirchenvermögen mit ungehörigen, oder zu hohen Ausgaben 
beſchwert worden, zu prüfen. 

6. Die Kircheninspeftion fertigt die gegen die Rechnung aufgeftellten Erinnerungen und 
Bemerkungen dem Kirchenvorjtande zur Beantwortung, Abhülfe oder Nahahtung zu und pricht, 
falls gar feine Erinnerungen zu machen gewwejen, oder die gemachten durch die Beantwortung oder 
durch Abhülfe erledigt worden, oder die Erledigung jpäter zu erwarten ift, beziehendlih mit Vor: 
behalt der noch unerledigten Erinnerungen, ſchriftlich die Juſtifikation der Rechnung aus. 

7. Die Rirhenrehnungsabnahme an Ort und Stelle, die jeither in jedem 
fünften Jahre im Anihluffe an die nah SS 2 flg. der Generalverordnung über das Ephoralamt 
und deſſen Verwaltung vom 13. Juli 1862 (Seite 298 des Geſetz- und Verordnungsblattes vom 
| Jahre 1862) abzuhaltende Vifitation des Superintendenten in der Regel jtattzufinden hatte, fommt 
 donjeßtanganzin Wegfall. 

8. Die Verordnung, die Einrichtung und Abnahme der Kirchreinungen betreffend, vom 13. 


en DE inne jr re 


| Juli 1862 (Seite 306 des Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1862) wird hiermit auf: 
gehoben. 
Dresden, am 30. März 1868. 


Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 
Frhr. v. Falfenitein. 


IV. 
Geſek 


| 

| zur Publikation des Ririhengefekes wegen Errichtung eines evangelifih- 
| Infherifihen Tandeskonfifinriuns, von 16. Hpril 1873, 
| 


| Bir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sachjen 20. ꝛc. 20. verordnen 
‚ unter Zuftimmung Unſerer getreuen Stände, wie folgt: 
$ I. Das Kirchengefeß vom 15. April 1873, die Errichtung eines evangelijch- 
lutheriſchen Landeskonfiftoriums betreffend, wird bezüglich dev SS 1, 3, 4 (Abjah 2 
und 3), 5 Nr. 1, Abja 2, Nr. 4, 6, Nr. 18, Nr. 23 und 24) und 9, in denen es 
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das Gebiet der Staatögejeßgebung berührt, Hierdurch mit folgenden Beſtimmungen 
genehmigt. N 

$ I. Die im $ 1 des Kirchengejeßes vom 15. April 1873 erwähnte Ober- 
aufjicht der mit der landesherrlichen Kirchengewalt betrauten, in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter bezieht fi nur auf die Leitung und Verwaltung des evangelijch-Luthes 
rischen Kicchenregiments (jus in sacra). | 

Das jtaatliche Oberauffichtsrecht über die evangelifch-lutherifche Kirche und folglich 
auch über das evangeliſch-lutheriſche Landeskonſiſtorium (jus circa sacra) führt das 
Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ($ 57 der DBerfa a | 
Abſatz 1). 

Der Borjtand diefes Minifteriums ift den Ständen dafür verantwortlich, daß feine 
Beſchlüſſe und keine Anordnungen der Vertretungen oder Behörden der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche in Wirkſamkeit treten, welche in die Kompetenz der Staatsbehörden oder der 
Stände eingreifen. 


$ II. Die im Abſatz 2 des 8 4 des gedachten Kirchengeſetzes und im 8 5 des | 
| 


leßteren unter Nr. 4 dem Landesfonfijtorium vorbehaltene Aufficht über den Religions— 
unterricht und die fittlich-religiöfe Erziehung beſchränkt in feiner Weife das ausschließliche 
Recht des Staates auf Leitung des gefammten Schulwejens, und ermächtigt das Landes— 
fonfiftorium nur bezüglich des Neligionsunterrichts zur Ueberwachung, im Uebrigen aber 
lediglich zur Stellung von Anträgen an das Unterichtsminifterium auf Grund von Wahr⸗ 
N über den Zuftand der religtöjen Yugendbildung. | 


8 IV. Zu den im $ 5 des Kirchengejeßes unter Nr. 1 dem Candestonfiftorium | 
— „Dispenfationen von kirchlichen Geſetzen“, ſoweit ſich ſolche auf „Nachſichts— 
ertheilungen in Eheſachen“ beziehen, gehören die Ehedispenſationen betreffs rein bürgerlicher 
von nicht. 


S V, Die Anordnung neuer allgemeiner Feſt- und Bußtage, wie fie in $ 5 des | 
ar unter Nr. 6 in den Gejchäftsfreis des Landeskonfiftoriums aufgenommen 
worden iſt, erlangt einen Einfluß auf bürgerliche Verhältniffe im Sinne des Geſetzes | 
vom 10. September 1870 nicht anders, als nach vorgängiger Genehmigung jeitens der 
fompetenten politifchen Behörde. | 

$S VI. Die im $ 5 des Kirchengefeßes unter Nr. 23 dem Landesfonfijtorium zus. 
gefprochene „Genehmigung zur Anlegung neuer, zur Säkulariſation und Veräußerung | i 
alter Gottesäcker“ erſtreckt fich nur auf ſolche Gottesäcer, welche von Kirchen oder Kirchen: 
ee angelegt werden oder 1 in deren Gigenthum befinden. 

$ VII. Dadurch, daß im 8 5 des Kirchengefeßes unter Nr. 24 die Annahme und \ 
Genehmigung der Annahme von Stiftungen für Kirchliche Zwecke, für Getftliche, Kirchen | 
Diener und deren Familien dem Landesfonfijtorium zugemwiejfen wird, erhält Lebteres 
feinerlei Berechtigung, die jtaatliche Genehmigung und Anerkennung von Stiftungen aus⸗ 
zuſprechen oder zu erſetzen und ihnen dadurch die Rechte juriſtiſcher Perſonen zu ertheilen. 
Vielmehr gehört Hierzu in jedem einzelnen Falle auch fernerhin die Genehmigung der. 
betreffenden Stiftung und ihres Zweckes Seiten der fompetenten Behörden des Staates. 

Auch erſtrecken fich die unter Nr. 24 des $ 5 des Kirchengejeßes dem Landes— | 
fonfiftorium zugewieſenen Befugniffe auf jolhe Stiftungen, welche nicht ausſchließlich 
für rein firchliche Zwecke der evangelifchzlutheriichen Kirche, für Geiftliche oder Kirchenz 
diener diejer Kirche oder für Familien folcher Geiftlichen oder Kirchendiener beſtimmt 
find, nur infoweit, als die Stiftungen fich auf jene Zwede oder dieje Perjonen beziehen, 
Inſoweit dagegen die Stiftungen für andere Zwede oder Perjonen mit bejtimmt find, 
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verbleibt bezüglich der Annahme oder Genehmigung der Annahme den zuftändigen Behörden, 
begiehendlich den berechtigten Perjonen die freie Entſchließung, 

Urkundlich haben Wir diejes Gejeß eigenhändig vollzogen und Unſer Königliches 
‚ Siegel beidruden lajjen. 

° Dresden, den 16. April 1873. 
3 Johann 

(L. 8.) Karl Friedrid von Gerber, 


V. 
Kirchengeſek, 


die Errichtung eines evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtoriums betreffend, 
vom 15, April 1873. 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter haben bejchlofjen und verordnen 
hierdurch mit Zuſtimmung der evangelifch-lutherifchen Landes-Synode, wie folgt: 

8 1. Zu Führung des Kirchenregiments wird in Dresden ein Landeskonſiſtorium 
‚ eingejeßt, welchen, unter der Oberaufficht der mit der landesherrlichen Kirchengewalt 
‚ betrauten in Evangelieis beauftragten Staatsminifter, die Wahrung der Nechte und 
| Intereſſen der evangelifch-lutheriichen Kirche, jowie die Leitung und Verwaltung aller 
‚ ihrer Angelegenheiten obliegt. 
| $ 2. Daſſelbe joll unter dem Vorſitze eines vechtsgelehrten Präfidenten aus einer 
| gleichen Zahl weltlicher vechtsgelehrter und geiftlicher Näthe bejtehen. Außerdem ift der 
| jedesmalige Oberhofprediger Mitglied des Kollegiums mit dem Vorrange vor den anderen 
‚ Näthen. Alle Mitglieder des Landeskonſiſtoriums werden von den in Evangelicis beauf- 
' fragten Staatsminijtern angeftellt. 
Zur Unterjtügung des Landesfonfiftoriums, namentlich bei den von ihm abzuhaltenden 
| Prüfungen werden außerordentliche theologijche Beifiger, und zu Bildung einer Rekurs— 
inſtanz in reinen Verwaltungsſachen und Disciplinarſachen ($ 5 Nr. 18) wird eine 
Anzahl weltlicher und geiftlicher außerordentlicher Beifiker von den in Evangelieis beaufs 
' tragten Staatöminiftern ernannt, welche von dem Präfidenten des Landeskonſiſtoriums 
' eintretenden Falls zu berufen find, 
| $ 3. Die Mitglieder des Landesfonfiftoriums haben die übliche Kirchliche Ver: 
chtung zu leiſten; die ordentlichen Mitglieder, ingleichen die bei der Kanzlei deſſelben 
| angejtellten Beamten haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener und es leidet auf 
ſie das Gejeh vom 7. März 1835, die Verhältniſſe der Givilftaatsdiener betreffend, ſowie 
das Geſetz vom 24. April 1851, die Abänderung einiger Beitimmungen ꝛc. betreffend, 
' Anwendung. 
Ss 4 Mlle Geſchäfte und Befugnifje de3 evangeliſch-lutheriſchen Kirchenregimentz, 
| welche bisher dem Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts zugeftanden, gehen 
‚ auf das Landeskonſiſtorium über. 
Die Leitung des gefammten Schulweſens verbleibt zwar dem vorgenannten Minijterium ; 
ı & hat aber das Landestonfiltorium die Aufficht über den Neligionsunterricht und die 
‚ fittlich-veligiöfe Erziehung zu führen. 

Glaubt das Landeskonfiftorium fich bei einer Entjehliegung des Minifteriums 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts nicht beruhigen zu Können, jo fteht ihm die 
Berufung an die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter zu. 


| 
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Sachſen. ſes 


Das zeitherige evangeliſche Landeskonſiſtorium wird aufgelöſt und tritt mit der) 
Einjeßung des neuen Landesfonfiftoriums außer Wirkſamkeit. Ebenſo erledigt ſich die 


Stellung der Kreisdireftionen zu Dresden, Leipzig uud Zwidan als Konfiftorialbehörden, 


8 


ID 


=] 


5. Der Geichäftsfreis des Landeskonſiſtoriums umfaßt insbejondere : 
die Aufrechthaltung der Kirchenverfaffung und der Firchlichen Ordnungen; die 
Sorge für die Fortbildung derjelben. 


Es hat daher Firchliche Gefege und andere Vorlagen an die Landes-Synode 


vorzubereiten und bei den in Evangelieis beauftragten Staatsminijtern alles weiter 
Erforderliche in diejer Hinficht zu beantragen. 

An ſich zuläffige Dispenfationen von kirchlichen Geſetzen, insbejondere alle 
Nachlichtsertheilungen an evangelifch-Kutherifche Glaubensgenofjen in Chejachen 


find beim Landeskonſiſtorium nachzufuchen und von demjelben, beziehendfich nad) 


erlangter Zuftimmung der in Evangelicis beauftragten Staatsminijter zu ertheilen; 


. die Veranstaltungen wegen der von den in Evangelieis beauftragten Staatsminitern 


zu berufenden Landes-Synode und die Abänderung der Wahlbezirke; 


. die obere Aufficht, Beſchlußfaſſung und Entjcheidung über Form und eier de& 
Gottesdienstes und die geistlichen und Firchlichen Amtsverrichtungen, ſoweit nöthig 
durch Anstellung befonderer und allgemeiner Kirchenvifitationen (vergl. jedoch 
SS 24 und 40 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung und 8 7 flg. dieſes 


Geſetzes); 


. die Ueberwachung des evangeliſch-lutheriſchen Religionsunterrichts, ſowie der ſittlich— 


religiöſen Erziehung rückſichtlich der Konfeſſtonsangehörigen der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche in ſämmtlichen Unterrichtsanſtalten des Landes. 


Zu den in den evangeliſch-lutheriſchen Lehrer: und Lehrerinnenſeminarien zu 


veranstaltenden Abgangs- (Kandidaten) und Wahlfähigfeitsprüfungen wird das 


Miniiterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtd einen Kommiſſar des Landes— 


konſiſtoriums zuziehen ; 


5. die obere Aufficht über die Kirchenvorjtände ; 
. die Anordnung von allgemeinen Feſt- und Bußtagen (vergl. 8 7b) und die 


Beitimmung fowohl der Texte für die an jolchen Tagen zu haltenden Predigten, 
als der am Altare zu verlefenden Bibelabjchnitte ; 


. die Abſchaffung in Gebrauch ——— und die — neuer Agenden, 


Geſangbücher, Katechismen ꝛc. (vergl. $ Te dieſes Geſetzes und 8 24 der Kirchen— 
vorſtands- und Synodalordnung); 


. die Sorge für die Bildung tüchtiger Geiſtlicher. 


In diefer Beziehung iſt daffelbe von dem Meinifterium des Kultus und öffente 
lichen Unterrichts über alle, den Studienplan der Theologen auf der Landes— 
univerfität ‚betreffende Anordnungen, über die Wahl der ordentlichen und außer 
ordentlichen Profefforen der Theologie, über den halbjährig auszugebenden Katalog 
der theologischen Vorlefungen an der Landesuniverfität zc. mit jeinem Gutachten 
zu hören. 

Die Kommiffion, welche die erjte Prüfung der Theologen nach deren Abgange 
von der Univerfität abzuhalten hat, wird nach jeinen Vorjchlägen von dem 
Kultusminifterium zufammengefeßt. in von dem Landesfonfijtorium aus jeiner 
Mitte abzuordnender Kommiffar hat darin mit Stimmrecht den Vorſitz zu führen 
und bei Stimmengleichheit die Entjcheidjtimme. 

Es hält die Wahlfähigfeitsprüfungen und forgt für die Fortbildung der 
Kandidaten der Theologie und des Predigtamts, beauffichtigt die Kandidaten⸗ 


| R 
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10, 


47. 


18. 


— 


vereine, Predigerfollegten und andere theologische Fortbildungsvereine und jtellt 
die Prüfungen der Geiftlichen an; 


. den Vorſchlag zu der, den in Evangelieis beauftragten Staatsminijtern zustehenden 


Anftellung der Geistlichen an der evangelijchen Hofkirche und dev Superintendenten ; 
die Beſetzung aller geiftlicher Stellen unter landesherrlichen Patronat, welche 
mit einer Superintendentur nicht verbunden, und jolcher geiftlicher Stellen, welche 
nach dem Devolutionsrechte von dem Kirchenregimente zu bejegen find; 


. die Annahme oder Berwerfung der von anderen Kollatoren bei den Superintens 


denten einzureichenden Dejignationen zu geiftlihen Stellen ; 


. die Anordnung der von Defignaten abzulegenden Proben, jowie dev Ordination 


der Geijtlichen ; 


3. die Beitätigung der Geijtlichen, die Entjceheidung über Einwendungen der Gemein— 


den gegen einen dejignirten Geijtlichen ; 


. die Verfügung don Emeritivungen der Geiftlichen, ſowie die Abordnung von 


Bilaren und Hülfsgeiftlichen ; 


. die Aufficht Über alle kirchlichen Behörden und Beamte; 
. die Disciplinargewalt über die Geijtlichen mit Einſchluß des Rechtes zur Sus— 


penſion, Entlafjung und Entſetzung derjelben, über die unteren Kicchendiener in 
der höheren Inſtanz; 

die Ertheilung von Urlaub Für Superintendenten und von Urlaub an andere 
Geiftliche auf länger als vier Wochen ; 

die Entjheidung in allen inneren und äußeren kirchlichen Angelegenheiten in 
zweiter — in Sachen, die zu ſeinem Reſſort unmittelbar gehören, oder wo die 
Unterbehörden eine Entjceheidung zu geben aus irgend welchem Grunde behindert 
waren, auch in eriter Inſtanz. 

Wenn das Landesfonfiftorium in einer nicht jtreitigen VBerwaltungsjache oder 
in einer Disciplinarjache die erſte Entjeheidung gegeben hat, jo ſteht den Bethei- 
ligten dagegen ein einmaliger Rekurs zu, welcher folgendermaßen zu behandeln ift: 

Unter dem Vorſitze des Präfidenten treten drei Räthe des Landeskonſiſtoriums 
mit drei von den in Evangelieis beauftragten Staatsminijtern ernannten außer- 
ordentlichen Beifigern (vergl. $ 2) zu einem Kollegium zuſammen, und zwar jo, 
daß jedesmal von dieſen jechs Mitgliedern drei weltlichen und drei geiftlichen 
Standes find. Im Falle der Behinderung des Präfidenten wird derjelbe don 
einem weltlichen Rathe des Landeskonſiſtoriums vertreten. 

Die betreffende Sache ift in diefem Kollegium von einem Rathe des Landes- 
konſiſtoriums, der bei der erſten Entjeheidung nicht Referent war, vorzutragen 
und nach Stimmenmehrheit zu enticheiden. Dem Präfidenten oder dejjen Gtell- 
vertreter fommt nur bei Stimmengleichheit die entjcheidende Stimme zu. 

In der zufolge des gefahten Beſchluſſes auszufertigenden Verordnung ijt aus— 
drüdlich zu bemerken, daß das Kollegium bei der Beſchlußnahme in der hier 
vorgejchriebenen Weiſe zuſammengeſetzt gewejen tit. 

In streitigen Berwaltungsjachen bilden die Kircheninſpektionen die erjte, das 
Landeskonfiitorium, in der follegialifchen Zufammenjegung nah Maßgabe von 
$ 18 des Gejeßes- sub D vom 20. Januar 1835 1), die zweite und lebte Inſtanz 
(vergl. das Gejeß vom 5. Januar 1870); 


1) Gejeß vom 30. Januar 1835. $ 18: Wenn | gelangt, jo ijt bei dem letzteren folgendermaßen 
eine Verwaltungsitreitigfeit im Wege des Re- | zu verfahren: — 
furjes zuletzt an das betreffende Miniſterium a. Der Vorſtand des betreffenden Miniſterii 


u 
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19. Die Genehmigung zur Errichtung neuer Kirchenbezirke, die Veränderung der 
beftehenden, die Errichtung neuer geiftlicher Stellen, die Einziehung ſchon beſtehen 
der, die Verminderung oder Einziehung ihrer Dotation und ihres Einkommens, 
die Beſtätigung von Kirchenmatrikeln; | 

20. die Wahrnehmung und Ausübung der Tandesherrlichen Verwaltungsrechte in 
Anjehung des Vermögens der dem Iandesherrlichen Patronat al | 
Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Anjtalten ; 

21. die Oberaufficht über alle Kicchenärarien und Firchlichen Stiftungen, die Geneh— | 
migung zur Veräußerung von Grundeigentum und nubbaren Rechten, welche 
den Kirchen, Kirchenämtern, kirchlichen Stiftungen und Anſtalten gehören, foroiß 
zur Aufnahme von Kapitalien auf den Kredit der Kirche und zur Verwendung, 
von Kapitalien derjelben ($ 26 der Kirchenvorftands- und Synodalordnung); 

22. die Genehmigung außerordentliher Maßregeln bei Verwaltung des Kirchenver⸗ 
mögens, z. B. außerordentlicher Holzſchläge, Verwandlung der Waldgrundſtücke 
in Feld oder Wieſe und dergleichen; 

23. Die Genehmigung zur Anlegung neuer und zur Säkulariſation und Veräußerung 
alter Gottesäder ; | 

24, die Annahme mb Genehmigung der Annahme von Stiftungen für kirchliche 
Zwecke, für Geiſtliche, Kirchendiener und deren Familien; | 

25. die Beftätigung der Statuten für Wittwen: und Waiſen-, auch Begräbnißkaſſen 
der Geiftlihen und Kirchendiener; | 

26. die Sorge für die Vertretung der Kirche, wo deren Intereſſen mit denen der 
Kirchengemeinde, der politifchen Gemeinde, der Mitglieder des Kirchenvorjtands 
oder des Kirchenpatrons kollidiren ($ 26 der Kirchenvorjtands- und Synodale 
ordnung). | 

27. die Anordnung allgemeiner Kirchenkolletten (veral. S 7 8); | 

28. die Verwendung aller bei dem Minijtertum des Rufus ud öffentlichen Unter 
richts verwalteten Stiftungen und Fonds für die evangelifch-lutherijche Kirche 
deren Geiſtliche und Diener, ſowie für die Familien derſelben, nach Maßgabe 
der Stiftungen, Geſetze und Regulative. 

8 6. Alle wichtigen Angelegenheiten find von dem Landeskonſiſtorium kollegialiſch 
zu berathen. Dahin gehören insbefondere Anträge der Landes-Synode und der Diözeſan— 
verfammlungen, allgemeine kirchliche Einrichtungen, Vorbereitung neuer Gejege und 
Verfaſſungsſachen, Disciplinarfacdhen gegen Geiftliche, wenn nicht nur eine Zwiſchen— 
refolution zu faſſen ift, alle Refurje gegen Verfügungen und Entjcheidungen der Unter: 
behörden. 

8 7. Den in Evangelieis beauftragten Staatsminiftern hat das Landesfonfiftorium 
zur Beichlußfaffung vorzutragen: | 


| 
d. in der zufolge des gefaßten Beſchluſſes H 


und zwei bei demjelben angejtellte Näthe | 
haben fich unter dem Vorſitze des erjten und 
unter Zuziehung zweier zu diefen Sachen 
fortdauernd dahin zu deputirender Räthe 


zufertigenden Verordnung iſt ausdrücklich zu 
bemerfen, daß das Miniſterium bei der 
Veſchluhnahme in der in gegenwärtigem 


l 


der oberen AJuftizitellen zu einem Kollegio 
zu fonftituiren; 

. die betreffende Sache ift in diefem Kollegio 
von einem Miniſterialrathe vorzutragen, und 
die Entſcheidung derſelben erfolgt nad 
Stimmenmehrheit; 

. dem Borjtande des Minijterii fommt nur 
bei Stimmengleichheit die entjcheidende 
Stimme zu; 


Paragraph vorgeihriebenen Maße follegias 
liſch fonftituirt gewejen ſei; 


. diejes Verfahren ift jedoch nur dann erfor: 


ih, wenn auf eingelegten Refurs eine 
hauptſächliche Entſcheidung zu geben iltz 
interlocutorifche Rejolutionen bedürfen biefer 
follegialifchen Berathung nicht. 
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a, Abweichungen von den Kirchengefegen, mit Ausnahme der Dispenfationen, welche 
nach der zeitherigen Praris ſchon üblich geweſen; 

b. die Aufhebung oder DVerlegung von Feſttagen, ſowie die Anordnung außer: 
ordentlicher Buß- oder Feſttage in allen evangelifchen Kirchen; 

c. Gejegentwürfe und Verordnungen, welche das evangelijche Kirchenwefen im All 

gemeinen betreffen, auch ſchon die vorbereitenden Einleitungen dazu, wenn jolche 

die allgemeine Aufmerffamfeit im Lande erregen können; die Abihaffung im 
Gebrauche ftehender und die Einführung neuer Agenden und Gejangbücher ; 

d. die DBeräußerung von Grundeigentfum und nußbaren Rechten evangeliicher 
Kirchen und Stiftungen, außer den Fällen eines Taufches, einer Erpropriation 
oder einer Grängberichtigung ; 

e, jede Veränderung einer geiftlichen Stiftung, zufolge welcher das Vermögen oder 

Einkommen derjelben zu einem anderen, als dem jtiftungsmäßigen Zivede, ver 

wendet werden joll; 

. die Anordnung allgemeiner Kicchenvifttationen ; 

Ä g. die Anordnung allgemeiner Kolleften in allen evangeliſch-lutheriſchen Kirchen ; 

| h. die Gränz- und Hoheitsangelegenheiten. 

| In allen Fällen, wo das Landeskonftiitorium an die in Evangelicis beauftragten 

Staatsminiſter Vortrag zu eritatten und diefen die Beihlußfaffung zu überlaffen hat, 

iſt, daß Solches geſchehen, in der aus dem Landeskonſiſtorium ergehenden Verordnung 

zu bemerken. 

| Beſchwerden über das Landeskonſiſtorium können in allen reinen Berwaltungs- 

Fi in Disciplinarfachen bei den in Evangelieis beauftragten Staatsminiftern angebracht 

\ 

| 

» 

| 

| 


— 


werden. 

5 8. In der Oberlauſitz werden die Konſiſtorialgeſchäfte, der $ 11 der Urkunde 
bom 17. November 1834 gemäß, in dem bisherigen Umfange von der Negierungsbehörde 
zu Baußen bejorgt. 

| Auch bleibt das Unterfonfiftorium zu Glauchau für feinen dermaligen Bezirk in 
‚den nach dem Neceffe vom 4. Mai 1740 ihm angewiefenen, durch den Nece vom 
‚9. Oftober 1835 modifieirten Rechten. 
Beide Konfistorialbehörden werden dem Landeskonfiftorium untergeordnet. 
s 9. Ale Vorſchriften welche, mit diefem Gejege nicht im Einkflange ftehen, wer— 
den hiermit außer Kraft geſetzt. 
Dresden, am 15. April 1873. 
Die in Evangelieis beauftragten Staatzminijter. 
| Richard Freiherr von Friesen. 
' (1. 8.) Herrmann von Noſtitz-Wallwitz. 
| | Carl Friedrich von Gerber. 
Chriſtian Wilhelm Ludwig Abeken. 


VI. 
Rirchengeſek, 


ben von jeder vrdentlichen Tandes-Spnode zu beftellenden Händigen Ausſchuß 
| befr,, vom 15. Hpril 1873, 
Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter verordnen hierdurch unter Zuſtim— 
‚mung der evangelifchelutherifchen Landes-Synode, wie folgt: 
8 1. Jede ordentliche Landes-Synode ($ 32 der Kirchenvorjtands- und Synodal- 


| 
| 
ü 
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ordnung vom 30. März 1868) hat vor ihrem Schluß einen Ausschuß zu beſtellen und 
zu demjelben drei geiftliche und drei weltliche Mitglieder, auch für Behinderungsfälle 
ebenjo viele Erfaßmänner aus ihrer Mitte zu wählen. 4 
8 2, Die Mitglieder des Ausſchuſſes wählen unter ſich einen VBorfigenden und 
einen Stellvertreter für diejen. 
z 3. Der Ausschuß ift dazu beftimmt, das Landestonfiftorium in Angelegenheiten 
von vorzüglicher Wichtigkeit mit feinem Gutachten zu unterjtügen. Seine autachtliche 
Vernehmung hängt von dem Ermefjen des Landeskonſiſtoriums oder ber in Evangelieis. 
beauftragten Staatsminifter ab. Diejelbe gejchieht in der Regel durch Zuziehung des 
Ausschuffes zu einer Sitzung des Landesfonfiftoriums, in welcher, nach vorgängiger 
gemeinjchaftlicher Berathung, das Gutachten des Ausſchuſſes mitteljt getrennter Abſtimmung 
ſeiner Mitglieder feſtgeſtellt wird. 
Es ſteht jedoch dem Ausſchuſſe frei, wenn die Mehrheit deſſelben ſich dafür aus— 
ſpricht, ſtatt ſofortiger Abſtimmung ſich die Einreichung eines ſchriftlichen Gutachteng 
vorzubehalten. Ausnahmsweiſe kann die Bernehmung des Ausjchuffes ohne vorherige 
gemeinschaftliche Berathung mit dem Landestonfiftorium im jehriftlichen Wege erfolgen, 
$ 4. Der Auftrag des Ausjchuffes erlifcht exit, wenn von ber Zandes-Synodt 
ein neuer gewählt worden tt. | 
Dresden, am 15. April 1873. 1 
Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter. 
Richard Freiherr von Friejen. 
Herrmann von Noſtitz-Wallwitz. 
Karl Friedrich von Gerber. 
Chriſtian Wilhelm Ludwig beten. 


VII. 


Kirchengeſeh, 
eine Hbänderung der Beſtimmungen im $ 25 der RKirchenvorſtands- um 
Synodalvrdnung über die Beſehung geiſtlicher Stellen betr., v. 15. April 1873 

Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter haben eine Abänderung der in 
$ 25 der Kirchenvorftands= und Synodalordnung dom 30. März 1868 über die Befegum 
geistlicher Stellen getroffenen Bejtimmungen für angemefjen erachtet und verordnen unte 
Zuſtimmung der evangeliſch-lutheriſchen Landes-Synode, nachdem auch die Ständever 
ſammlung wegen der darin enthaltenen Beſchränkung des Patronatsrechts in Rückſich 
auf $ 31 der Verfaſſungsurkunde ihre Zuſtimmung dazu erklärt hat, wie folgt: 

8 1. Die Bewerbung gefchieht beim Kollator. Dieſer wählt, unter Berüd 
fichtigung der Bedürfniſſe der betreffenden Gemeinde, von Denen, die ſich beiworber 
oder die er auch ohne Bewerbung bevücfichtigen will, nachdem ex fich Gewißheit verſchaf 
hat, daß die Letzteren die Stelle, wenn ſie ihnen angeboten würde, ann chmen werder 
drei aus und nennt ſolche dem Kirchenvorſtande zur Wahl. | 

8 2. Die Kollatoren dürfen für Stellen, deren jährliches Einkommen mehr al 
800 Thaler beträgt, nur Geiftliche oder Predigtamtsfandidaten, welche mindeſtens für 
Jahre vorher die Wahlfähigfeitsprüfung beftanden haben, und für Stellen mit eine 
Sahreseinfonmen von mehr als 1600 Thalern nur Geiftliche und Predigtamtsfandidater 
welche mindeſtens zehn Jahre vorher die Wahlfähigfeitsprüfung beftanden haben, nat 
haft maden. 
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Bei den aus dem Königreiche Sachſen gebürtigen Bewerbern um geistliche Aemter, 
welche zur Zeit in einer ausländifchen Gemeinde als Prediger angeftellt find, jedoch die 
Wahlfahigkeitsprüfung noch nicht beſtanden haben, iſt die fünfjährige beziehendlich zehn— 
jährige Friſt vom Tage ihres Amtsantritts zu rechnen 9. 

Ss 3. Sind weniger als drei den vorſtehenden Erforderniſſen entſprechende?) 
Bewerber, oder ſolche, welche auch ohne Bewerbung ſich zur Annahme der Stelle bereit 
finden laſſen, vorhanden, ſo iſt vom Kollator eine Bekanntmachung wegen der erledigten 
Stelle in der Leipziger Zeitung mit der Aufforderung zur Bewerbung zu erlaſſen. 

Iſt dann nicht mindeſtens ein Bewerber vorhanden, den ſowohl der Kollator, als 
auch der Kirchenvorſtand geeignet findet, ſo wird die Stelle ohne weitere Betheiligung 
des Kollators und des Kirchenvorſtands vom Landeskonſiſtorium beſetzt. 

8 4. Der Kirchenvorſtand kann die Genannten durch Vermittelung des Super— 
intendenten zu Gaſtpredigten einladen laſſen, inſofern er nicht vorzieht, auf anderem 
Wege über die Perſönlichkeit derſelben ſich Kenntniß zu verſchaffen. 

Den Gaſtpredigern iſt der Reiſeaufwand aus der Kirchenkaſſe zu erſtatten und 
ein Verzicht hierauf nicht ſtatthaft. 
$ 5. Binnen ſechs Wochen vom Tage der Namhaftmachung an hat der Kirchen— 
vorſtand bei Verluſt feines Wahlrechts einen der Genannten für die zu bejeßende Stelle 
zu wählen und die getroffene Wahl dem Kollator anzuzeigen, welcher den Gewählten 
dem Landesfonfiftorium präjentirt. 
| 8 6. Verſäumt ſich der Kicchenvorftand an der ihm zur Wahl und zur Anzeige 
des Gewählten eingeräumten Frilt, jo hat der Kollator das Necht, einen der von ihm 
namhaft Gemachten für die betreffende geijtliche Stelle jelbjtitändig dem Landeskonſiſtorium 
zu präfentiren. 

$ 7. Findet der Kirchenvorftand die Bedürfniffe feiner Gemeinde durch die ihm 
dom Kollator Genannten nicht berückſichtigt und iſt eine Einigung zwijchen Kollator 
und — über den zu Wählenden auch binnen vier Wochen nach Ablauf der 
im S5 genannten Friſt nicht erlangt, jo iſt das betreffende geiſtliche Amt ohne Weiteres 
J Landeskonſiſtorium zu beſetzen, welches jedoch feinen der von dem Kirchenvorſtande 
bereits Abgelehnten dazu berufen darf. 

Gründe für die Ablehnung anzugeben iſt der Kicchenvorftand nicht verpflichtet. 

Steht dem Landeskonſiſtorium ſelbſt das Kollaturrecht zu, jo erfolgt die Beſetzung 
durch die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter. 

5 8. Wenn eine Filialgemeinde bei der Beſetzung der Stelle betheiligt ift, tritt 
der Kirchenvorjtand der letzteren mit dem der Mutterficche zur Vornahme dev Wahl 
zuſammen (S 6 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung). 
| 8 9. Macht ein Kollator en der nächſten drei Monate nach Erledigung 
— geiſtlichen Stelle von dem ihm nach 8 1 zuſtehenden Vorſchlagsrechte nicht Gebrauch, 
ſo gehen alle Befugniſſe und Verpflichtungen des Kollators in Bezug auf den vorliegen— 
den —— ohne Weiteres auf das Landeskonſiſtorium über. 

s 10. Der von dem Kirchenvorſtande gewählte Geiſtliche hat eine Probe vor der 
Srhengeneine nicht weiter abzulegen. 

| s 11. Hülfsprediger und Vikare bejtellt das Landeskonſiſtorium und ohne Bethei- 
gung der Kollatoren und Kirchenvorjtände. 


)8$2 “= aufgehoben dur KG. v. 30. No= | entjprechende” find durch daſſelbe Gejeß geftrichen 


vember 1876 worden. 
2) DieWorte: „den vorftehenden Erfordernifien 
Friedberg, Verfaffungsgefege. Sachſen. 95 


zz 
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$ 12. Die Beitimmungen im $ 25 Abſatz 2 und 3 der Kirchenvorjtands- und 
Synodalordnung vom 30. März 1868 treten außer Wirkſamkeit. j 
Die Beltimmungen Abſatz 4 und 5 defjelden Paragraphen fommen nur noch bei 
ſolchen Bejegungsfällen in Anwendung, in welchen der Defignirte eine Probe vor der. 
Gemeinde abzulegen hat. | 
8 13. Wegen Einführung diefer Abänderung der Kirchenvorſtands- und Spmodaßl 
ordnung in der Oberlaufig und in den Schönburg’schen Receßherrſchaften bleibt beſondere 
Bekanntmachung vorbehalten. 
Dresden, am 15. April 1873. 
Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter. | 
Rihard Freiherr von Friejen. 
Herrmann von Noſtiz-Wallwitz. 
Karl Friedrich von Gerber. 


(L. 8.) | 
Chriſtian Wilhelm Ludwig Abeten. | 


vIll. 


| 

| 

Verordnung zur Husfülwung des Kirchengeſehes, | 

eine Abänderung der Beffimmungen inı $ 25 der Kirchenborffands- und Synodal⸗ 
prodnung über Die Befekung geiſtlicher Stellen befeeffend, vom 15. April 1873, 


Das in der Ueberſchrift bezeichnete Kirchengeſetz kommt erſt von der Zeit an in Anwendung, 
wenn das ebenfalls am heutigen Tage erlafjene Kirchengejeß, die Errichtung eines evangeliſch— 
futherifchen Landeskonſiſtoriums betreffend, in Wirkſamkeit tritt. 

Bei Geiftlichen, welche im Königreihe Sachſen nicht jtantsangehörig find, wird der Lauf 
der im $ 2 Abjag 1 bejtimmten Frijten von fünf beziehendlich zehn Jahren von derjenigen im 
Vaterlande der präfentirten Ausländer beitandenen theologiſchen Prüfung an berechnet, weldhe nad 
der Entjeheidung des Landeskonfiftoriums al3 der inländifchen Wahljähigfeitsprüfung analog zu 
betrachten ift; bei joldhen aus dem Auslande ſtammenden, im Königreiche Sachen angejtellten! 
Geiftlihen aber, welche weder in ihrem Vaterlande, noch in Sachſen eine Wahlfähigkeitsprüfung 
oder eine diejer entjprechende Prüfung bejtanden haben, mindeitens von der Sächſiſchen Anftels 
fungsprüfung. 

Dresden, den 15. April 1873. 


| 

Die in Evangelieis beauftragtın Staatsminiiter. | 

Schr. von Friejen. v. Noſtitz-Wallwitz. | 

vd. Gerber. Ubefen. | 

Ropberg. 

1x 

Derormmung, | 

das Perfahren bei Befekung geiſtlicher Stellen in den Erblanden betreffend 


vom 22, Juni 1875, 


Zur weiteren Ausführung des Kirchengeſetzes vom 15. April 1873, eine Abänderung de 
Beitimmungen im. $ 25 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung über die Bejegung geiftlichil 
Stellen betreffend (Seite 383 flg. des Gejeß: und Verordnungsblattes vom Yahr 1873), und der 
dazu gehörigen Verordnung von demjelben Tage (S. 386 des Gejeßes= und Verordnungsblattet 
vom Jahre 1873), ſowie in Folge der veränderten Behördenorganiſation überhaupt und um mög— 
lichſte Beichleunigung und größerer Gleihmäßigfeit im Verfahren bei Bejegung geiftlicher Stellen 
herbeizufühen, findet fich das evangeliſch-lutheriſche Landeskonſiſtorium, beziehendlich nad) eingeholter 
Genehmigung der in Evangelieis beauftragten Herren Saatsminifter, veranlaßt, Folgendes 
anzuordnen: 


35] VIII. Verordnung vom 15. April 1873. IX. Verordnung vom 22. Juni 1875. 387 


8 1. Don jeder Erledigung einer geiftlihen Stelle ift durch den Superintendenten mitteljt 
Ausfüllung des sub © beigefügten Schema dem Landeskonſiſtorium Anzeige zu erftatten!), welches 
die erfolgte Erledigung in der Leipziger Zeitung und im Dresdener Journal befannt machen wird. 

$ 2. Wenn im Laufe des Bejegungsverfahrens der Kirchenvorſtand von dem nad) $ 4 de3 
Eingangs gedachten Kirchengejeges ihm zuftehenden Rechte Gebrauch macht, die ihm vom Kollator 
nach 8 1, beziehendlih $ 3 defjelben Gefeßes zur Wahl Genannten zu Gaftpredigten einladen zu 
laſſen, jo: hat der um feine Vermittlung anzugehende Superintendent dieſelben dazu aufzufordern 
und VBeranftaltung zu treffen, daß dieſe Gaftpredigten jedesmal am Sonntag zuvor unter Benennung 
des Gaftpredigers kirchlich abgekündigt werden. 

Außer den vom Kollator Genannten darf dev Superintendent andere Bewerber zu Gaft: 
predigten nicht zulafjen. 
| 8 3. Unter dem, dem Gaftprediger nach $ 4 Abja 2 des angezogenen Gejees aus der 
Kirchentaffe zu erſtattenden Reiſeaufwand iſt der Verlag für Fortkommen und nothwendigen Unter— 
halt zu verſtehen. 

8 4. Um einerſeits einer mit der Würde des geiſtlichen Amtes unverträglichen Art der 
Bewerbung um eine geiftliche Stelle vorzubeugen, andererjeit3 ſowohl den Bewerbern, als auch den 
ı Mitgliedern des Kirchenvoritands Gelegenheit zu gegenfeitigem Nähertreten zu geben, findet in der 
Regel unmittelbar nach jeder gehaltenen Gaftpredigt in einem geeigneten Lofale — wenn möglich 
pi Pfarrhauſe — unter Leitung des jtellvertretenden VBorfigenden des Kirchenvorjtands (vgl. $ 4, 
 Abja 1 der Kirchenvoritands- und Synodalordnung vom 30. März 1868) eine Zufammentunft des 
leßteren mit dem zur Gaftpredigt eingeladenen Bewerber ftatt. 

Sollte wider Erwarten ein Bewerber um ein geiftliches Amt zur Erreihung jeines Zweckes 

ſich unwürdiger Mittel bedienen, jo hat fich derjelbe ernften Einfchreitens und nad) Befinden der 
Verſagung der Beitätigung feitens des Landesfonfiftoriums zu gewärtigen. 
8 5. Der Kollator hat den nad) $ 5 des angezogenen Kirchengejeßes vom Kirchenvorftande, 
beziehendfich nach 86 deſſelben Gejeges von ihm ſelbſt Gewählten von feiner Defignation zu benach— 
rihtigen und unter Anſchluß der von leßterem bei feiner Bewerbung eingereichten Prüfungs- und 
ſonſtigen Zeugniffe durch den Superintendenten dem Landeskonſiſtorium zu präfentiren. 

$ 6. Jeder Geiftliche, der zu einem anderen Amte defignirt wird, hat nach erfolgter 
Annahme der Defignation den ihm vorgejeßten Ephorus und bei Stellen unter Privat-Patronat 
‚ auch den Kollator von jeiner bevorftehenden Verſetzung jofort zu benachrichtigen. 

Superintendenten, welche von einem Privat-Patron zu einem anderen Amte deſignirt werden, 
‚ Haben an das Landeskonſiſtorium hierüber unverzügli Anzeige zu erſtatten. 

$ 7. Beim Eintritt des in $ 7 des Kirdhengefeßes erwähnten Falles und wenn eine 
‚ Einigung zwiſchen Kollator und Kirchenvorſtand über den zu Wählenden nicht noch erlangt wird, 
ut, und zwar jpätejtens nach Ablauf der im Geſetze beftimmten fetten Frift von vier Wochen 
‚ don dem Kirchenvorjtande unter Benennung der von ihm abgelehnten Bewerber dem Super: 
‚ intendenten Anzeige zu erftatten, von letzterem aber das Landeskonfiftorium unverweilt zu benach— 
richtigen. 

5 8. Ueber das Innehalten der in $ 9 des angezogenen Geſetzes geſtellten Friſt, ſowie 
überhaupt der in dieſem Gejege erwähnten Friſten, haben die Superintendenten genaue Aufficht 
zu führen und bei Ueberſchreitung derjelben, da nöthig, Anzeige an das Landestonfiitorium zu 
‚ erjtatten. Veberhaupt haben die Superintendenten im Intereſſe der Kirchengemeinden, beziehendlich 
durch Vernehmung mit den betreffenden Kollatoren, namentlich) in folchen Erledigungsfällen, in 
welchen zum Gnadengenuß berechtigte Relikten nicht vorhanden find, das Beſetzungsverfahren mög- 
lichſt zu beſchleunigen. 
$ 9. Diejenigen Defignaten, welche in Sachſen eine Wahlfähigkeitsprüfung nicht beſtanden 
‚ haben, jowie jolche Predigtamtsfandidaten, welche fich durch Zeugnifie (vgl. $ 5 oder fonft iiber 
ihre theologifche Fortbildung nicht genügend ausweifen fönnen, find bei ihrer erften ftändigen 
Anjtellung im geiftlichen Amte einer Anftellungsprüfung in Gemäßheit des Regulativs über die 
bor dem evangelifchen Landesfonfiftorium vorzunehmenden Prüfungen vom 22. September 1835, 
B. zu 2 (Cod. des Kirchenrechts, Seite 508 lg.) zu unterwerfen. Nach dem Ermefjen des Landes- 
Tonfiftoriums kann jedoch von derjelben unter bejonderen Umftänden abgejehen werden. Bei weiterer 
B — es von einem geijtlichen Amte in ein anderes findet eine nochmalige Prüfung fernerhin 
mit ſtatt. 


i 1) Die in $ 1 und $ 11 erwähnten Erle: | vom 11. Januar 1876 ftets in doppelten Exem— 
digungs- und Beſetzungsaͤnzeigen find nach Ver: plaren zu erjtatten. 
ordnung des evangelifch = Iutheriichen 2.- EC. 
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Hinfichtlih der Golloguien der Superintendenten bewendet es bis auf Weiteres bei der 
Beitimmungen des angezogenen Regulativs vom 22. September 1835, C zu 3. 
$ 10. Eine Probe hat nach dem Kirchengejeße vom 15. April 1873 der Defignat vor dei 
Kirchengemeinde nur noch in denjenigen Bejegungsfällen abzulegen, in melden die in $ 3 
Sa, 2,86 ımd $ 7 des angezogenen Gejeßes enthaltenen Beitimmungen in Anwendune 
ommen. 
Sn ſolchen Beſetzungsfällen hat der Superintendent auf ergangene Verordnung den Tag de 
Probe, nah vorgängiger Vereinbarung mit dem Kollator, dafern nicht deren Erlaß vom Kirchen: 
vorſtande bejchloffen wird, unter Beſtimmung des Textes zur Predigt und zur Katechiſation, welch 
Yeßtere von dem Defignaten mit einer geeigneten Anzahl von Kindern der Oberklaffe zu halten ift 
feftzufeßen und dazu den Kirchenvorſtand und bei Bejegung von Stellen unter Privatfollatur aud 
den Kollator ſchriftlich einzuladen. Die Probe ift an den zwei vorhergehenden Sonntagen den 
betreffenden Kirchengemeinden von der Kanzel zu vermelden. Der Kirchenvorftand hat binner 
längſtens acht Tagen nach gehaltener Probe die ihm nad) $ 25 Abja 4 der Kirhenvorjtands- und 
Synodalordnung obliegende Erklärung an den Superintendenten abzugeben, welcher den Erfolg dem 
Landesfonfiftorium anzuzeigen hat. | 
Wird gegen des Defignirten Perfon oder jonft etwas eingewendet, jo ift, dafern fich dit 
Einwendung nicht durch Verſtändigung der Betheiligten jofort erledigen läßt, darüber von dei 
Kircheninfpeftion, nad Befinden nach vorgängiger näherer Erörterung des Widerſpruchs, an dat 
Landeskonſiſtorium Bericht zu eritatten. 
F 11. Wenn bei der Probe ein Widerfpruch erfolgt, oder derjelbe erledigt ift, jowie in 
allen denjenigen Bejehungsfällen, bei welchen es nach $ 10 des angezogenen Gejeges einer Probt 
nicht bedarf, ergeht von dem Landesfonfiftorium an die Kircheninfpeftion Verordnung, mittelfl 
welcher 


a) die das Direetorium Actorum führende weltliche Inſpektionsbehörde Auftrag erhält, den 
Kollator zur Ausitellung dev Vocation und deren Aushändigung an den Defignaten am Tage dei 
Einweifung aufzufordern, bei Bejegung ſolcher geiftlichen Stellen aber, Hinfichtlih deren Die 
Kollatur dem Landesfonfiftorium zuiteht, die Vocation ſelbſt auszuitellen und bei der Einweiſungs⸗ 
feierlichkeit vor verſammelter Gemeinde dem Vocirten auszuhändigen, welcher dieſelbe dem Super— 
intendenten zur Einſendung an das Landeskonſiſtorium behufs ihrer durch daſſelbe zu bewir— 
kenden Prüfung und Genehmigung unter Anſchluß des untengedachten kurzen Lebenslaufs zu 
übergeben hat; 

b. der Superintendent beauftragt wird, den Defignaten zu verpflichten, ihn unter Vorbehalt 
der Prüfung und Genehmigung der Vocation durch das Landesfonftftorium, unter Aushändigung 
der Konfirmationsurfunde, zu fonfirmiren und beziehentlich nad vorgängiger Ordination, in das 
ihm übertragene Amt einzuweifen. Zu der Einweifungs-, nad Befinden Ordinationsfeierlichkeit, 
welche an einem von den Superintendenten zu bejtimmenden Sonn- oder Feittage erfolgt und ad: 
Tage zuvor in der betreffenden Parochie kirchlich abgefündigt wird, hat der Superintendent den 
Kirchenvorſtand und die weltliche Infpektionsbehörde, ſowie bei Stellen unter Privatpatronat den 
Kollator jhriftlich einzuladen, ſodann aber unter Anſchluß der Vocation und eines von dem anges 
ſtellten Geiſtlichen verfaßten kurzen Lebenslaufs, jowie einer beglaubigten Abjehrift von dem Ver— 
pflichtungsprotofofle an das Landeskonfiftorium Bericht zu erftatten, auch eine Bejegungsanzeige 
nad) dem sub I) beigegebenen Schema beizufügen. | 

Die Einweihung des Geiftlichen, welche bei deſſen eriter Anjtellung mit der Ordination unter 
Abnahme des Neligionsgelöbniffes (vgl. $ 1 der Verordnung vom 27. Juli 1871, Seite 180 des 
Geſetze und Verordnungsblattes vom Jahre 1871) zu verbinden ift, hat der Superintendent in der 
- Kirche der Parodie unter Aſſiſtenz zweier Geiftlichen zu vollziehen. Iſt Ordination nicht erfors 
derlich, jo genügt die Aſſiſtenz eines Geiftlichen. Dieſe Geiftlichen find, joweit fie nicht in der 
Parodie jelbil vorhanden find, aus den benachbarten Parochien herbeizuziehen. Letztere erhalten 
jolhenfalls für ihre Aſſiſtenz je fünf Mark aus dem Aerar, beziehendlich bei deſſen Unvermögen 
von der Kirchengemeinde der Parochie des einzuweiienden Geiftlichen. 

Der Kollator jowohl als auch die weltlichen Inſpektionsbehörde fünnen ſich bei der Einweijung 
eines Geiftlichen durch den Superintendenten vertreten laſſen. In diefem Falle iſt die Vocatiom 
dem Superintendenten rechtzeitig zur Aushändigung an den Defignaten zuzuftellen. Ä 

8 12. Jede Vocation joll enthalten: 7 

a. den Namen desjenigen, der die Vocation ausftellt, unter Bezugnahme auf die durch den 
Kirhenvoritand erfolgte Wahl oder das jonit jtattgefundene Bejegungsverfahren; # 

b. den volljtändigen Vor: und Zunamen des Vocirten mit Angabe jeines bisherigen Stande, 
beziehendlich Amtes ; ! 


— — 
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ce. die Bezeichnung der demjelben zu übertragenden Stelle; 

d. Hinfichtlich der Lehrnorm, die Verweifung auf die durch die Verordnung, die Ver: 
pflichtung der Geiftlichen und Religionslehrer betreffend, dom 27. Juli 1871 (Seite 179 fig. des 
Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1871) vorgejchriebene und derjelben sub A. beigegebene 
Gelöbnißformel; 

e. die Zuficherung des mit der Stelle verbundenen Dienfteinfommens nad Maßgabe des 
KRatajters, ohne daß es einer ziffermäßigen Angabe deijelben bedarf; 

f. die etwaigen jonftigen Bedingungen, welche hinfichtlich der Amtsgeſchäfte oder des Ein- 
fommens für den vorliegenden Bejegungsfall von dem Landesfonfiitorium genehmigt oder angeordnet 
worden find. 

$ 13. Die Einweijung der Superintendenten erfolgt durch einen dazu mit dem Auftrag 
verjehenen Kommiſſar des Landeskonſiſtoriums. 

Nach vorjtehender Verordnung haben ſich die Superintendenten, Kollatoren und Kirchenvor- 
ftände in den Erblanden, jowie Alle, die es jonjt angeht, zu richten und jolche auch in den bereits 
anhängigen Bejegungsfällen zu beachten. 

Die Verordnung, das Berfahren bei Beſetzung der innenbemeldeten evangelifch-lutherifchen 
Pfarr- und Schulämter, 1 die don den Kirchen und Schulinpeftionen dabei zu erhebenden 
Koften betreffend, vom 7. Juni 1833 (Seite 51 flg. der Sammlung der Gejege und Verordnungen 
vom Jahre 1835), ——— dieſe Verordnung die Beſetzung geiſtlicher Aemter betrifft, die Verord— 
nung, das Verfahren bei Beſetzung geiſtlicher Aemter betreffend, vom 22. Juni 1835 (©. 359 flg. 
des Gejeß- und Verordnungsblattes vom Jahre 1835), ingleichen die Verordnung, einige abgeänderte 
Beitimmungen Hinfichtlih des Verfahrens bei Bejegung geiftlicher Aemter betreffend, vom 
5. Oftober 1835 (Seite 467 flg. des Gefeß- und Verordnnungsblattes vom Jahre 1835), werden 
rücjichtlich der Erblande, joweit fie nicht durch die neuere Geſetzgebung ſich jchon erledigt haben, 
andurd aufgehoben. 

; Da3 Befeungsverfahren in den Schönburgichen Receßherrſchaften wird durch diefe Verordnung 
zur Zeit nicht berührt. 

Dresden, am 22. Juni 1875. 

Evangelifg- lutheriſches Landeskonfiftorium. 
Frhr. d. Könnerif. 


X. 


Verordnung Des Rultus-Miniſteriums), 
die Einführung der Rirchenvorſtands- und Synodalordnung in der Pberlaufik 
befireffend, vom 28, Mai 1868, 

Nachdem die Provinzialftände der Oberlaufit ihr Einverſtändniß mit der Einführung der 
Kirchenvorſtands- und Synodalordnung für die evangelifchelutheriihe Kirche des Königreichs 
Sachſen in dieſem Landestheile erklärt haben, wird mit Allerhöchiter Genehmigung Sr. Mtajeität 
des Königs Folgendes hiermit verordnet: 
| I. Die Kirchenvorſtands- und Synodalordnung für die evangelifchfutherifhe Kirche des 
Königreichs Sachſen nebſt dem dazu gehörigen Geſetze, die Vertretung der Kirchengemeinden betr., 
‚vom 30. März 1865 (Seite 201 flg. des Gejeß- und Verordnungsblattes von dieſem Jahre), treten 
im Markgrafenthum Oberlauſitz ſofort nach Erlaß dieſer Verordnung in Kraft und iſt daher der 
wegen Einſetzung der Kirchenvorſtände, ſowie wegen Einrichtung und Abnahme der Kirchrechnungen 
aller demjelben Tage für die Erblande erlafienen Verordnung auch in der Oberlaufit nachzugehen. 

II. Die in der Kirhendorjtands- und Synodalordnung den Kiccheninjpeftionen in den Erb- 
Tahben zugewieſenen Befugniſſe ſtehen in der Dberlaufiß, unter verfallungsmäßiger Mitwirfung der 
Eollatoren, den- in der Verordnung vom 1. Juni 1863 (Seite 494 des Geſetz- und Verordnungs— 
‚blattes vom Jahre 1863) genannten Berivaktungsbehörben eritev Inſtanz Über Kirchen, Schulen 
umd beiden gewidmete Stiftungen zur Ausübung in der darin geordneten Maße zu, jedoch mit der 
Beſchränkung, daß dieſe Behörden in ſolchen Angelegenheiten, welche die Perſon der Geiſtlichen und 
deren Amtsführung, ſowie innere kirchliche Angelegenheiten betreffen, ſich der eigenen Entſchließung, 
inſoweit ſolche nicht nach bisheriger Verfaſſung einzelnen Kollaturbehörden zuſteht, zu enthalten, 
ſolche vielmehr der Provinzialkonſiſtorialbehörde zu überlaſſen haben. 

III. Da in der Oberlauſitz das Ephoralinſtitut nicht eingeführt iſt, jo find die nach 8 31 
ber Kirchenvorſtands- und Synodalordnung zu veranftaltenden Diözefanverfammlungen von der 
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Provinzialfonfiftorialbehörde zu berufen und von dem bei derjelben angeftellten Kirchen- umt 
Schulrathe, oder einem von der erjteren hierzu ernannten Stellvertreter defjelben zu leiten, Zu 
welchem Zwecke ſämmtliche Parochieen in mindejtens vier Bezirfe einzutheilen find, in denen je eint 
ſolche Verſammlung alljährlich. abgehalten wird. 

IV. Auch verbleibt e3 bei den feitherigen Rechten der Kollatoren und Patrone in der Ober: 
Yaufit, wie jolche durch die Partifularverfaffung gewährleiftet und in der angezogenen Verordnung 
vom 1. Suni 1863 näher bezeichnet find, joweit nicht ausdrücklich durch die Kirchenvorjtands- umt 
Synodalordnung etwas Anderes bejtimmt ift. 

V. Inſoweit in der Kirchenvorjtands- und Shnodalordnung und in der Verordnung, Di 
Einſetzung der Kirchenvorſtände, jowie die Einrihtung und Abnahme der Kirchenrechnungen betr, 
vom 30. März 1868, Beitimmungen enthalten find, welche von den Vorichriften des mitteljt Ober 
amtspatents vom 11. Augnft 1813 publizirten Regulativs wegen Verwaltung des Kirchenvermögen 
für die Landesmitleidenheit des Marfgrafentfums Oberlaufiß (Ober. Kolleftionswerf Tom. VI 
S. 272 flg.) abweichen, tritt das letztere außer Wirkſamkeit. 

VI. Xenderungen an der durch $ 3 des Partifularvertrages vom 17. November 1834 
(S. 482 lg. der Geſetzſammlung vom Jahre 1834) garantirten Religions: und kirchlichen Ber 
faffung der Oberlaufig dürfen auch künftig nicht ohne Zuftimmung der Provinzialftände eingeführt 
werden. 

Dresden, am 28. Mai 1868. 
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xl. 


Verordnung,; 
die Konſiſtorial- und Inſpektionsbefugniſſe über die evangeliſch-lutheriſcher 
Kirchen der Dbrrlaufik betreffend, vom 12, September 1874. 


Zu Ausführung der Beftimmung im $ 8 des Kirchengeſetzes, die Errichtung eines evangeliſch 
Yutherifchen Landesfonfiftoriums betreffend, vom 15. April 1873 (Seite 581 des Gejeß- und Ber 
ordnungsblattes dom Jahre 1873) wird in gleichzeitiger Nückfihtnahme auf das Gejeg vom 21 
April 1873, die Organijation der Behörden für die innere Verwaltung betreffend (Seite 275 fig 
des Gejeß- und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) und die hierdurch und durch Die neuer! 
Schulgejeßgebung bedingte Abänderung der Verordnung vom 1. Juni 1863, die Verwaltungs 
behörden erjter Inſtanz über Kirchen, Schulen und beiden gewidmete Stiftungen in der Oberlaufiß M 
betreffend (S. 494 lg. des Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1863), mit Senehmige 
Sr. Majejtät de3 Königs und unter Zuftimmung der Oberlaufiger Brovinzialftände Folgende 
verordnet: | 

$ 1. In der Oberlaufig werden die Konfiftorialgeihäfte der evangeliſch-lutheriſchen Kind, 
in dem nachſtehend angegebenen Umfange innerhalb der Kreishauptmannihaft Baugen bejorgt. 

Derjelben ift für dieſe Angelegenheiten ein von den in Evangelieis beauftragten Staats’ 
miniftern ernannter evangelifchslutheriicher Geistlicher, welcher den Titel „Kirchenrath“ oder „Kom 
ſiſtorialrath“ führt, beigegeben. | 

Die Vollziehung der Erlafje erfolgt unter Bezeichnung der Kreishauptmannſchaft als Kom 
fijtorialbehörde. 1 

$ 2. An die Kreishauptmannſchaft gehen die jeither von der Kreisdireftion zu Bautzen al 
Konfitorialbehörde der Königlich Sächſiſchen Oberlaufiß, einſchließlich der Vierftädte, bejorgter 
Konſiſtorialgeſchäfte über. 4 

Zugleich werden der Kreishauptmannſchaft zu Bautzen in ihrer im $ 1 gedachten Zuſammen 
feßung die Befugniffe der weltlichen und geijtlichen Inſpektion über die Kirchen der Oberlaufil 
mit Ausſchluß der Parochien der Vierjtädte (vergl. $ 9) übertragen. 1 

Inſoweit ijt die Kreishauptmannschaft die den Kirchenpatronen und Rollaioren, Kirchen 
gemeinden und deren Vorjtänden, jowie den Kirchendienern der Provinz außerhalb der Parodie‘ 
der Oberlaufiger Vierſtädte zunächſt vorgejeßte firhliche Behörde und übt in dieſer Eigenſchaf 
unbeſchadet der den Kirchenpatronen geſetzlich vorbehaltenen Zuſtändigkeiten, alle in die weltlich 
und geiſtliche Inſpektion über Kirche und Geiſtlichkeit fallende Befugniſſe aus. 

8 3. Der Kreishauptmannſchaft als Konſiſtorialbehörde fallen hiernach insbeſondere folgend 
Geſchäfte zu: 

1. die Aufrechterhaltung der Kirchenverfaſſung und der kirchlichen Ordnung, 


| 39] XI Verordn., d. Konfift.= u. Inſpektionsbefugn. in d. Oberlaufiß betr., v. 12. Sept. 1874. 391 


2. die Aufficht über die Feier des Gottesdienjtes und die geiftlihen und kirchlichen Amts— 
verrichtungen, 

3. die Bejorgung der, die Bejeßung der geiftlichen Stellen betreffenden Angelegenheiten, 
insbejondere Annahme oder VBerwerfung der von den Kollatoren eingerichteten Defignationen 
au geijtlichen Stellen, die Vermittlung der Einladung zu Gaftpredigten, ſowie die Beitä- 

tigung und die Verpflichtung der Geiftlichen und die Prüfung der Vofationen, 

4. die Einleitung und Genehmigung der Emeritirung von Geiftlihen auf deren Antrag und 
die Anzeige hierüber an das Landeskonſiſtorium behufs der Bewilligung der Penfion, 

5. die Vortragseritattung über die Emeritivung der Geiftlichen gegen deren Willen zum 
Landeskonſiſtorium, 

6. die Disciplinargewalt über die Geiſtlichen und in der höheren Inſtanz über die unteren 
Kirchendiener mit Einſchluß des Rechts zur Ertheilung von Verweiſen, Verhängung von 
Ordnungsſtrafen und der Suspenſion, ſowie die Ertheilung von Urlaub an Geiſtliche und 
zwar in den Vierſtädten, inſoweit die Befugniß hierzu nicht dem Stadtrathe zuſteht, 

. die Regulirung der Amtsgeſchäfte unter Kirchendienern derſelben Parochie,“ſowie der Ein— 
kommensverhältniſſe, inſofern keine Verkürzung einer Stelle dadurch herbeigeführt wird und 

Genehmigung der Verlängerung des Gnadengenuſſes geiſtlicher Stellen, 
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Anftellung von Hilfspredigern und Bifaren, 

9. die Genehmigung zur Veräußerung don Grundeigenthbum der Kirchen, der Kichenänter, 
der kirchlichen Stiftungen und Anjtalten in den Fällen der Erpropriation und Gränz- 
berihtigung und zur Verwendung von Kapitalien derfelben, 

10. die Genehmigung außerordentliher Maßregeln bei Verwaltung des Kirchenvermögens 
und der Grundftüce geiftlicher Lehne, 3. B. außerordentliher Holzſchläge, Verwandlung 
der Kulturart ıc., 

11. die Genehmigung zu Anlegung neuer und zu Säfularifation alter Gottesäcfer, zu Anlegung 
von Begräbnißpläßen reip. Erbbegräbniffen außerhalb der Gottesäcer. 

12. die Genehmigung don Kirchenfolleften in der Oberlaufiß, vorbehaltlich der Anordnung 
allgemeiner Kirchenfolleften dur) das Landeskonſiſtorium, 

13. die Vornahme von Kirhenvifitationen in der Oberlaufiß, 

14. die Bejorgung aller durch die Kirhenvorjtands- und Synodalordnung der Konfiftorial- 
behörde zugemwiejenen „Gejchäfte. 

$ 4 Auf die Konfiitorialbehörde der Oberlaufiß und deſſen geijtliches Mitglied gehen in 
Betreff der von Nojtig-Weigsdorfer Stiftung die der Kirchen: und Schulbehörde der Oberlaufi 
und deijen geijtlichem Mtitgliede übertragenen Rechte und Verpflichtungen über, jowie es Hinfichtlich 
der Verwaltung und Verwendung der ſonſt noch der Konfiftorialbehörde überwiefenen Stiftungs- 
fonds bei Dem bewendet, was bisher der Kreisdirektion zugeitanden hat. 

Der Konfijtorialbehörde der Oberlaufi kommt die Ueberwachung des evangelifch-lutheriichen 
Religionsunterrichts in den Unterritsanitalten der Oberlaufiß nah Maßgabe der bejtehenden 
Geſetze zu. 

Aus deren Mittel find die Königlichen Kommiſſare abzuordnen, welche im Verein mit den 
landſtändiſchen Deputirten die Angelegenheiten des evangelifhen Schullehrerfeminars zu Bauten zu 
verwalten haben. 

$5. Dem evangelifchelutheriichen Landeskonfiitorium hat die Konfiitorialbehörde der Ober: 
laujig alle diejenigen Angelegenheiten vorzulegen, weiche der Genehmigung deſſelben und beziehendlich 
der in Evangelicis beauftragten Staatsminifter nad) Maßgabe des Gejeges vom 15. April 1373, 
die Errihtung eines evangelifch-[utheriichen Landeskonſiſtoriums betreffend, bedürfen und deren 
Genehmigung nicht nach Maßgabe gegenwärtiger Verordnung der Konfijtorialbehörde der Ober: 
lauſitz zuiteht. 

Ueber Rekurſe und Beihwerden gegen erjtinftanzliche Enticheidungen und Verfügungen der 

Konſiſtorialbehörde der Oberlaufiß enticheidet das Landeskonfiitorium. 

$ 6. Alle wichtigen Angelegenheiten find von der Konfiftorialbehörde der Oberlaufi 
follegialiich zu behandeln. 

Dem geiftlichen Mitgliede derjelben Liegt vorzugsweiſe ob, nicht allein durch den perfönlichen 
Verkehr mit den Kirchengemeinden von deren jittlichereligiöjen Zuftänden fih in Kenntniß zu halten 
und auf Hebung diejer Zuftände hinzuwirken, jondern auch durch den perfönlichen Verkehr mit den 
Geiftlichen das wiljenjchaftliche Leben anzuregen, das Bewußtjein der hohen Aufgabe des geijtlichen 
Amtes unter jteter Nücdfihtnahme auf die Anforderungen der Gegenwart in ihnen wach zu halten 
und jie für die treue Erfüllung ihrer Pflichten zu erwärmen. 
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Der Kirchenrath Hat an den Predigerfonferenzen Theil zu nehmen und unter jeinem Vorfige 
und jeiner Leitung alljährlich eine Hauptfonferenz der Geiftlichen abzuhalten, auch die Ye 
der theologischen Kandidatenvereine zu überwachen. 

$ 7. Den Amtshauptmannfchaften liegt ob, nicht allein die Konfiftorialbehörde der Stell 
laufig bei der Vorbereitung ihrer Entjchließungen in den zu ihrer Kompetenz gehörigen Angelegen- 
heiten zu unterftügen und der Erledigung der ihnen von letzterer ertheilten Aufträge fich zu untere 
ziehen, jondern auch den Kollatoren und Kirchenvorjtänden bei Erledigung der denjelben obliegenden 
Geſchäfte mitwirkend und unterſtützend zur Seite zu ſtehen. * 

8 8. In der Eigenſchaft als Inſpektionsbehörde ($ 2 Abſ. 2) kommt der Kreishaupte 
mannſchaft außerhalb der Parochien der Vierſtädte die unmittelbare Aufficht über die kirchliche 
Verwaltung in dem Umfange zu, in welchem ſie durch Verordnung vom 1. Juni 1863 den Könige 
lichen Gerichtsämtern übertragen worden ift, nicht minder die Entjeheidung erjter Inſtanz in allen 
jtreitigen kirchlichen Angelegenheiten, ſoweit ſolche nicht zu dem Reſſort der kirchlichen Oberbehörde 
unmittelbar gehören. 

$ 9. Den Stadträthen der Oberlaufiger Vierjtädte verbleiben in Unterordnung unter die 
Konfiftorialbehörde der Oberlaufiß die inſpektionellen Befugniſſe über Kirchen und kirchliche 
Stiftungen innerhalb der ſtädtiſchen Kirchenbezirke in dem ſeitherigen Umfange. In Angelegen— 
heiten, welche die Mara der Geistlichen und deren Amtsjührung, jowie innere Firchliche Angelegenz 
heiten betreffen, haben die genannten Stadträthe, wie jeither, der eigenen Entſchließung fich zu 
enthalten und fol der Provinzialfonfiitorialbehörde zu überlajien. 

$ 10. Die Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Juni 1863, inſoweit ſie mit gegen⸗ 
wärtiger Verordnung nicht im Einklange ſtehen, werden außer Kraft geſetzt. J 

Dresden, am 12. September 1874. 

Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 


Dr. v. Gerber. 
u Fiedler. 
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Verordnung, 
die Einführung des Kirchenarfekes wegen Rbänderung der Beſtimmungen 
im $ 25 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung vom 15. Hpril 1873 in 
ver Dbrrlanfik betreffend, vom 26, Juni 1874. 


Das Kicchengejeg, eine Abänderung der Beitimmungen im $ 25 der Kicchenvorjtands- Re 
Synodalordnung über die Bejegung geiftlicher Stellen betreffend, vom 15. April 1873 (©. 383 flg. 
des Gejeß: und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) wird in der Oberlaufiß mit Zuftimmung 
der Provinzialjtände diejes Landestheils unter folgenden, von den in Evangelieis beauftragten 
Staatsminiftern, jowie der evangeliſch-lutheriſchen Landes:Synode zugejtandenen Beſchränkungen 
eingeführt: 

Ai I. Die Beitimmungen im $ 2 der vorgedachten Kirchengeſetzes finden auf diejenigen Stellen, 
welche nur mit der wendiſchen Sprade fundigen Geiftlichen oder Predigtamtsfandidaten bejeßt 
werden nnen keine Anwendung. 

Il. In den 88 5 und 6 erwähnten Fällen tritt an die Stelle des Landeskonſiſtoriums die. 
Provinzial: Ronfiftorinlbeförbe | 

Das im Eingange angezogene Kirchengeſetz kommt in der Oberlauſitz mit dieſen Verän-⸗— 
derungen, ſowie mit der Modifikation, daß die im 84 erwähnte Vermittelung der Superintendenten 
bei Einladungen zu Gaſtpredigten daſelbſt nicht ſtattfindet, von der Zeit an zur Anwendung, wenn 
das Kirchengeſetz, die Errichtung eines evangelifch-Tutherifchen Landestonfiftoriums betreffend, vom 
15. April 1873 (Seite 376 fig. des Gejeß: und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) in Wirk 
jamfeit tritt. } 

Die in der Verordnung der in Evangelieis beauftragten Staatsminifter zur Ausführung 
des zuerjt gedachten Kirchengefeßes vom 15. April 1873 (Seite 386 des Gejeg: und Verordnungs— 
blattes vom Jahre 1873) wegen Berechnung des Laufes der im $ 2 Abja 1 gedachten Friſten | 
bei Geijtlichen, welche im Königreiche Sachſen nicht jtaatsangehörig find, getroffene Beſtimmung it 
bei den mit deutjchen Geiftlichen oder Predigtamtsfandidaten zu bejegenden Stellen auch in der’ 


Oberlaufiß zu beobachten. 4 
Dresden, am 26. Juni 1874. i 
Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 

Dr. v. Gerber. Hausmann. 
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XII. 


Verordnung, 


das Derfahren bei eng geiſtlicher Stellen in ver Dberlaufik bektreffend, 
| von 10, Juli 1875, 


Zur weiteren Ausführung des Kirchengejeges vom 15. April 1873, eine Abänderung der 
Beitimmungen im $ 25 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung über die Bejegung geiftlicher 
Stellen betreffend (Seite 383 flag). des Gejeß- und Verordnungsblattes vom Jahre 1875), und der 
dazu gehörigen Verordnung von demjelben Tage (Seite 386 des Gejeß: und VBerordnungsblattes 
vom Jahre 1874), ingleichen der Verordnung, die Einführung des Kirchengejeges wegen Abänderung 
der Betimmungen im $ 25 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung vom 15. April 1873 in 
der Oberlaujiß betreffend, vom 26. Juni 1874 (Seite 88 des Gejeh- und Verordnungsblattes vom 
Sabre 1874) und im Anſchluß an die Beitimmungen der Verordnung, die Konfijtorial- und 
Inſpektionsbefugniſſe für die evangelifch= utheriihen Kirchen der Oberlaufiß betreffend, vom 
12. September 1873 (Seite 299 fig. des Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1874), ſowie 
in Folge der veränderten Behördenorganijation überhaupt und um möglichjte Bejchleunigung und 
größere Gleihmäßigfeit im Verfahren bei Bejegung geiftficher Stellen herbeizuführen, findet in 
derjelben Weiſe, wie dies jeitend des evangelifch-Iutherifchen Landeskonſiſtoriums, beziehendlich nad 
eingeholter Genehmigung der in Evangelieis beauftragten Staatsminifter in den Erblanden 
geihehen, unter Zuftimmung der vorgedachten kirchlichen Oberbehörde, die Kreishauptmannjchaft zu 
Bauten, als Konfijtorialbehörde fi) veranlaßt, für den Bereich des Markgrafenthums Oberlaufi 
Folgendes anzuordnen: 

$1. Bon jeder Erledigung einer geiftlichen Stelle iſt durch die Kreishauptmannſchaft 
Bauen mitteljt Ausfüllung des unter © beigefügten Schema dem Landeskonfiitorium Anzeige zu 
erjtatten, welches unbejchadet der den Kollatoren nad) $ 3 des Eingangs gedachten Kirchengejehes 
obliegenden Verpflichtung, ihrerjeits zu Bewerbungen um die erledigte Stelle öffentlich aufzu— 
fordern, die erfolgte Erledigung in der Leipziger Zeitung und im Dresdener Journal befannt 
machen wird. 

52 Wenn im Laufe des Bejegungsverfahrens der Kirchenvorjtand von dem nah $ 4 
des Kirchengejeßes ihm zuftehenden Rechte Gebraud macht, die ihm vom Kollator nah $ 1, 
degiehendlich nach 83 deſſelben Gejeges zur Wahl Genannten zu Gajtpredigten einladen zu laſſen, 
jo hat die Kreishauptmannschaft, injofern diejelbe um ihre Vermittlung angegangen wird, diejelben 
dazu aufzufordern. Alle Gajtpredigten find jedesmal am Sonntag zuvor unter Benennung des 
Sajtpredigers Firhlich abzufündigen. 

Außer den vom Kollator Genannten find andere Bewerber zu Gaftpredigten nidt 
zuzulaſſ ſen. 

$ 3. Unter dem, dem Gaſtprediger nach $ 4 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes aus der Kirchen— 
ud zu erjtattenden Reifeaufwand iſt der Verlag für Fortkommen und nothwendigen Unterhalt zu 
veritehen. 
| 8 4. Um einerfeits einer mit dev Würde des geiftlichen Amtes unverträglichen Bewerbung um 
eine geiftliche Stelle vorzubeugen, andererjeits jowohl den Bewerbern, als auch den Mitgliedern 
des Kirchenvorſtands Gelegenheit zu gegenſeitigem Nähertreten zu geben, findet in der Regel 
unmittelbar nach jeder gehaltenen Gajtpredigt in einem geeigneten Lokale — wenn möglich im 
Pfarrhauſe — unter Leitung des jtellvertretenden Borfigenden des Kirchenvoritands (vgl. $4 Abi. 1 
der Kirhenvorjtands- und Synodalordnung vom 30. März 1868) eine Zufammenfunft mit dem 
Menden Gajtprediger ſtatt. 

Sollte wider Erwarten ein Bewerber um ein geiftliches Amt zur Erreichung feines Zweckes 
ih unmürdiger Mittel bedienen, jo hat ſich derjelbe erniten Einjchreitens und nad Befinden der 
lasung der Bejtätigung feiteng der —— zu gewärtigen. 

$5. Der Kollator hat den nad) $5 des Kirchengeſetzes dom Kirchenvorſtande, beziehendlich 
J $ 6 deſſelben Geſetzes von ihm ſelbſt Gewählten von ſeiner Deſignation zu benachrichtigen 
und unter Anſchluß der von letzterem bei ſeiner Bewerbung eingereichten Prüfungs- und 
ſonſtigen Zeugniſſe unmittelbar der Kreishauptmannſchaft als-Provinzialkonſiſtorialbehörde zu 
präſentiren. 
$ 6. Jeder Geiftliche, der zu einem anderen Amte defignivt wird, hat nach erfolgter Annahme 


er Defignation die Kreishauptmannjchaft und den Kollator don jeiner bevorftehenden Verſetzung 
= zu benachrichtigen. 
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$ 7. Beim Eintritt des in $ 7 des Kicchengejekes erwähnten Falles und wenn eint 
Einigung zwiſchen Kollator und Kirchenvorſtand über den zu MWählenden nicht erlangt wird, it 
und zwar fpäteftens nach Ablauf der im Gejeße bejtimmten lebten Frift von vier Wochen von dem 
Kirchenvorſtande, unter Benennung der von ihm abgelehnten Bewerber, der Kreishauptmannſchaff 
Anzeige zu erftatten, von letzterer aber das Sandestonfiftorium unverweilt zu benachrichtigen. 

$ 8. Ueber das Innehalten der in dem Kirchengeſetze geftellten Frift iſt durch Die Kreis: 
hauptmannichaft genau Aufficht zu führen und bei Ueberſchreitung derjelben, da nöthig, Anzeige 
an das Landesfonfiftorium zu erjtatten. Ueberhaupt hat die Kreishauptmannſchaft im Intereſſt 
der Kirchengemeinden, beziehendlich durch Vernehmung mit den betreffenden Kollatoren, namentlich it 
ſolchen Erledigungsfällen, in welchen zum Gnadengenuß berechtigte Relikten nicht vorhanden find 
das Bejegungsverfahren möglichit zu beichleunigen. | 

$ 9. Diejenigen Defignaten, welche in Sachen eine Wahlfähigfeitsprüfung nicht bejtander 
haben, jowie jolche Predigtamtsfandidaten, welche ſich durch Zeugniſſe ($ 5) oder ſonſt über ihn 
theologiſche Fortbildung nicht genügend ausweifen fünnen, find bei ihrer erſten jftändigei 
Anftellung im geiftlihen Amte einer Anftellungsprüfung in Gemäßheit des Regulativs übe 
die dor dem Landeskonſiſtorium vorzunehmenden Prüfungen vom 22. September 1835, B zu 1 
(Codex des Kirchenrechts, Seite 508 lg.) zu unterwerfen. Nach dem Ermefjen des Landeskonſiſto 
riums kann jedoch von derſelben unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden. 

Bei weiterer Beförderung von einem geiſtlichen Amte in ein anderes findet eine nochmal 
Prüfung fernerhin nicht jtatt. x } 

$ 10. Eine Probe hat nah dem angezogenen Kirchengejege der Defignat vor der Kirchen 
gemeinde nur noch in denjenigen Fällen abzulegen, in welchen die in $ 3 Abj. 2, 5 6 und $) | 
des gedachten Gejeßes enthaltenen Beftimmungen in Anwendung kommen. | 

In ſolchen Fällen hat die Kreishauptmannjchaft den Tag der Probe, nad) vorgängiger 9— 
einbarung mit dem Kollator, dafern nicht deren Exlaß vom Kirchenvorſtande beſchloſſen wird, unte 
Beſtimmung des Textes zur Predigt und zur Katechiſation, welche letztere von dem Deſignaten mi 
einer geeigneten Anzahl von Kindern der oberen Klaſſe zu halten iſt, feſtzuſetzen und dazu dei 
Kirchenvorjtand und bei Privatfollatur den Kollator jehriftlich einzuladen. Die Probe iſt an dei 
zwei vorhergehenden Sonntagen den betreffenden Kirchengemeinden von der Kanzel zu vermeiden 
Der Kirchenvorſtand hat binnen längſtens acht Tagen nad gehaltener Probe die ihm nad 8 25 
Abſ. 4 der Kirchenvorftands- und Synodalordnung obliegende Erklärung an die Kreishauptmanm 
ihaft abzugeben, welche in den, in $ 3 Abj. 2 und in $ 7 des Kirchengejeßes erwähnten Fälle: 
den Erfolg dem Landeskonſiſtorium anzuzeigen hat. | 

Wird gegen des Defignaten Perfon oder jonjt etwas eingewendet, jo ift, dafern ſich die Ein 
wendung nicht ſofort durch Verftändigung erledigen läßt, von der Kreishauptmannſchaft darüber 
ob der erhobene Widerſpruch zu beachten it, Entſchließung zu faſſen, in den Fällen aber, in welchen 
die Defignation dur das Landesfonfiftorium erfolgt ift, nad Befinden nach vorgängiger nähere 
Grörterung des Widerſpruchs, an daſſelbe Bericht zu ertatten. | 

$ 11. Wenn das Bejegungsreht dem Landeskonfiftorium zufteht, hat Die Kreishauptmann 
ſchaft von letzterem wegen Austellung der Vokationsurkunde entfprechenden Auftrag, ebenjo dann 
wenn die erſte jtändige Anftellung eines Defignaten im geiftlichen Amte in Frage ift, Die Zuftellum 
des Ordinationsdiploms vor der Einwetjung zu erwarten. | 

In allen übrigen Beſetzungsfällen dagegen hat die Kreishauptmannſchaft, beziehendlich nat 
Ausftellung und Vollziehung der Konfirmationsurfunde, wegen Verpflichtung und Einweifuug de 
Defignaten jelbititändig Verfügung zu treffen. 

Die Einweifung des neuen Geiftlichen ift in der Regel durch das der Kreishauptmannjchal 
beigegebene geiftliche Mitglied zu bewirken, nad) Befinden kann aber auch ein geeigneter Geiſtliche 
damit beauftragt werden. 

Zu der Feierlichkeit der Einweiſung, beziehendlich Ordination, welche an einem unter Ver 
einbarung mit dem Kollator zu beſtimmenden Sonn- oder Feſttage erfolgt und acht Tage zuvor i 
der betreffenden Parochie kirchlich abzukündigen iſt, hat die Kreishauptmannſchaft nächſt dem Kirchen 
vorſtande den Kollator unter Bezeichnung des mit der Vollziehung der betreffenden Pa 
Beauftragten, jchriftlich einzuladen und Lebteren zur Ausftellung der Vofation und deren Au 
Händigung an den Defignaten am Tage der Einweijung, unter Vorbehalt dev Prüfung und Gene 
migung derjelben, aufzufordern. ii 

Der Kollator ann fich bei der Einweifung eines Geiftlihen durch den mit der legtere 
Beauftragten vertreten laſſen, welchen Falls dem Kommifjar die Vofation rechtzeitig zur Aushän 
digung zuzuftellen ift. Die Vokation ift von dem neu angejtellten Geijtlichen, unter Anſchluß eine 
furzen Lebenslaufs, an die Kreishauptmannjhaft zur Prüfung und Genehmigung einzureichen, fall 
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dieſelbe nicht ſchon vorher ſeiten des Kollators der Kreishauptmannſchaft vorgelegt und von der— 
ſelben genehmigt worden iſt. 

Der Defignat iſt bei deſſen erſter Anſtellung nad) Abnahme des Religionsgelöbniſſes ($ 1 der 
Verordnung vom 27. Juli 1871, Seite 179 flg. des Geſetz- und Berordnungsblattes vom Jahre 
1871) in der Kirche der Parochie unter Aſſiſtenz zweier Geiftliher dur den Beauftragten zu 
ordiniren, unter Aushändigung der Konfirmationsurfunde zu konfirmiren und in das ihm über- 
tragene Amt feierlich einzuweiſen. Nach defjen Erfolg hat der berufene Getftliche an demfelben 
Tage jeine Antrittspredigt zu halten. 

Sit Ordination nicht erforderlich, jo genügt behufs Einweifung des Defignaten in das neue 
Amt die Aſſiſtenz eines Geiftlichen. 

In geeigneten Fällen kann es nachgelafien werden, daß ſich der neue Geiftliche durch die 
Antrittspredigt ſelbſt einführt. 

Die Ajfiitenzgeiftlihen find, infoweit fie nicht in der Parochie ſelbſt vorhanden jind, aus 
benachbarten Parochieen herbeizuziehen. Diejelben erhalten im letzteren Falle je fünf Mark. 

Erfolgt die Einweifung durch das geiftliche Mitglied der Kreishauptmannschaft, jo kommt 
demſelben nächjt der Gewährung freien Fortfommens die regulativmäßige Auslöfung zu. 

Wird mit der Ordination und Einweifung ein anderer Geiftlicher beauftragt, jo Hat der- 
jelbe neben freiem Fortfommen zwölf Mark und wenn derjelbe im Orte der Einweifung angeftellt 
it, ſechs Mark zu erhalten. 

Die vorgedachten Geldbeträge find in allen Fällen aus dem betreffenden Kirchenärar, bei 
deſſen Unvermögen von der Kirchengemeinde des einzumweijenden Geiftlihen zu bezahlen. 

Die Verpflichtung der evangeliſch-lutheriſchen Geistlichen des Oberlaufißer Landkreiſes hat 
in der Regel, wenn das geiftliche Mitglied der Kreishauptmannſchaft die Einweifung bejorgt, nad 
der firchlichen Feier in der Sakriſtei oder an einem ſonſt geeigneten Orte, wenn dagegen ein anderer 
Geistlicher beauftragt ift, an einem bejonders dazu anzuberaumenden jpäteren Tage am Sitze der 
Kreishauptmannſchaft zu erfolgen. 

\ In den Oberlaufiger Vierftädten ift die Verpflichtung der Geiftlichen auf Anordnung der 
Kreishauptmannſchaft durch den betreffenden Stadtrath vorzunehmen, welcher darüber ein Protofoll 
aufzunehmen und folches in beglaubigter Abſchrift an die Kreishauptmannihaft einzureichen hat. 

In allen Fällen iſt die Verpflichtung eines Geiftlichen mittelft Einjendung beglaubigter 
Abſchrift von dem Berpflichtungsprotofolle dem Landeskonfiftorium, unter Anſchluß eines von dem 
betreffenden Geiftlichen verfaßten kurzen Lebenslaufs, zur Kenntniß zu bringen, auch eine Bejegungs- 
anzeige nad) dem unter J) beigegebenen Schema beizufügen. 

8 12. Jede Vokation ſoll enthalten: 

a. den Namen desjenigen, der die Vokation ausſtellt, unter Bezugnahme auf die durch den 
Kirchenvorſtand erfolgte Wahl oder das ſonſt ſtattgefundene Beſetzungsverfahren; 

b. den vollſtändigen Vor- und Zunamen des Vocirten mit Angabe ſeines bisherigen Standes, 
beziehendfich Amtes ; 

c. die Bezeichnung der demfelben zu übertragenden Stelle; 

d. Hinfichtlich der Vehrnorm, die Verweifung auf die durch die Verordnung, die Verpflichtung 
der Geiftlihen und Religionslehrer betreffend, vom 27. Juli 1871 (Seite 179 fig. des Gejeß- und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1871) vorgejchriebene und derjelben beigegebene Gelöbnifformel; 

e. die Zuficherung des mit der Stelle verbundenen Dienfteinfommens nad Maßgabe des 
Kataſters, ohne daß es einer ziffermäßigen Angabe deſſelben darf; 

f. die etwaigen ſonſtigen Bedingungen, welche hinſichtlich der Amtsgeſchäfte oder des Ein- 
fommens für den vorliegenden Bejegungsfall von dem Landesfonfistorium genehmigt oder angeordnet 
worden find. » 

$ 13. Die Verordnung der vormaligen Oberamtsregierung, das DBerfahren bei Belegung 
der evangelifch-lutherifchen Pfarr: und Schulämter in der Oberlaufiß, jowie die von den Kirchen: 
und Schulinfpeftionen dabei zu erhebenden Koften betreffend, vom 11. Juli 1834 (Seite 165 flg. 


der Sammlung der Gejege und Verordnungen vom Sahre 1834), infoweit fie nicht durch die neuere 


Gejeßgebung fich ſchon erledigt hat, wird andurch aufgehoben. 

Ebenjo ift die Verordnung, das Verfahren bei Bejegung geiftliher Aemter betreffend, vom 
22. Juni 1835 (Seite 359 flg. des Gefeß: und DVerordnungsblattes vom Jahre 1835), ingleichen 
die Verordnung, einige abgeänderte Beitimmungen Hinfichtlich des Verfahrens bei Befegung geift: 
licher Aemter betreffend, vom 5. Oftober 1835 (Seite 467 fig. des Geſetz- und Verordnungsblattes 
v. J. 1835) in Folge Erlafjes des evangelifchlutherifchen Landeskonfiftoriums außer Kraft getreten. 

Bautzen, am 16. Juli 1875. 

Die Kreishauptmannihaft als Konfistorialbehörde. 
v. Beuft. 
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Das Königreidd Württemberg. 


Die erſten feſten kirchlichen Organifationen im Herzogtdum Württemberg fnüpfen 
an die 1546 verordnete Kirchenvifitation an '). 

Während bis dahin ?) die Kirchenverwaltung weſentlich durch die NReformatoren 

Blarer und Schnepf und die ihnen als PBilitationsräthe zur Seite geftellten 
Herzoglichen Beamte — auch Rentfammerräthe für die Beauffichtigung des Kirchen- 
vermögens — geführt worden war, die Lehrnorm auf Theologenverfammlungen unter 
Zuziehung von Laien feftgeftellt, die Ehefahen?) dur ein in Stuttgart errichtetes 
Kollegium, beitehend aus dem Neformator Blarer und Herzoglichen Kanzleiräthen 
geichlichtet, zu der Beauffichtigung der Geiftlichfeit aber von vorne herein die 
Staatsbeamten (Vögte) mit herangezogen worden waren, wurde 1547 eine feſte 
landesherrliche Kirchenbehörde gejchaffen *). 
Diejelbe jollte in Stuttgart ſechs- bis zwölfmal im Jahre zujfammentreten, 
aus einem Theologen, einem Jurijten, zwei Adeligen, zwei Bürgern, ſowie Herzoglichen 
Vilitationsräthen bejtehen, eine beauffichtigende und vollziehende Thätigfeit ausüben, 
bei wichtigen Fragen aber die Entjchliegung des Landesheren felbft einzuholen haben. 
Hand in Hand mit diefer ging eine durch die Synodalordnung ?) deijelben Jahres 
getroffene Einrichtung. Danach wurde das Herzogthum in 23 Kapitel oder Defanate 
getheilt, denen Defane vorgejeßt wurden. Dieſe letzteren follten zwar das erſte Mal 
von den Bilitationsräthen ernannt, aber in fpäteren Erxledigungsfällen von dem Kapitel 
gewählt und von der Kirchenbehörde nur beftätigt werden. Ihnen zur Seite wurde 
zur Beauffihtigung des Kapitelsgutes ein Kämmerer geftellt. Die Kapitel follten 
zweimal jährlich unter Hinzuziehung der Superintendenten zufammentreten, um kirch— 
liche Angelegenheiten zu erörtern und eine gegenfeitige Genfur des Lebensiwandels 
der Mitglieder vorzunehmen. 

Freilich erſcheint e3 bei diefen kirchlichen Einrichtungen zweifelhaft, in wie weit die 
ungünftigen Zeitverhältniffe fie haben in’s Leben treten laſſen 6), aber jedenfalls bilden 
fie die Grundlage, auf welche Ulrichs Nachfolger, Herzog Chriſtoph der württem- 
bergiſchen Kirchenverfaſſung ihre eigenthümliche Geftaltung gegeben hat. Unmittelbar 


1) Die Kirchenordnung dv. 1556 (fog. Kleine) | 4) Vifitationsordng. dv. 4. Mai 1547 bei 
auch bei Richter, KO. 1, S.266 ff., ijt für die | Eifenlohr a. a. ©. 1, ©. 69 ff. 


Verfaſſungsbildung indifferent. 5) Ebendaj. ©. 80 ff. 
2) Bol. Eijenlohr, Sammlg. württ. 8.-Gef. 6) Val. Römer, kirchl. Geſch. Württembergs. 
. ©. 70 ff. (Tübing. 1835.) (Stuttg. 1865.) ©. 200 ff. 


3) Die Eheordnung, von Richter in das Jahr 
1537 gejegt, in Richter KO. 1, ©. 279 ff. 
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nad dem Paſſauer Frieden begann die Geſetzgebung dieſes Fürſten, und zwa 
zunächſt mit einer Umgeſtaltung der Viſitationsbehörde. 

Nach der Viſitationsordnung von 15539) wurde an die Spitze dieſer Behörde 
welche aus einem meltlichen Direktor, mehreren politiſchen Vifitationsräthen, einen 
Propft und drei geiftlihen Näthen zufammengefeßt wurde, der Landhofmeiſter geſtellt 

Die weltlichen Mitglieder ſollten ohne die Theologen Namens des Herzogs di 
Aufficht Über die Kirchliche VBermögensverwaltung?) in Verbindung mit den Rentkammer 
räthen führen, die theologischen bei Beftellung von Geiftlihen und Lehrern, und Gegen 
ftänden, welche die Kirchenordnung betreffen „helfen dekretiren,“ die theologischen Prüfunger 
abnehmen und das Leben der Geiftlihen fowie das Armenweſen beauffichtigen. 31 
letzterem Zwecke wurde eine Verftärkung des Vifitationsrathes durch eine alle Viertel 
jahr erfolgende Zuſammenkunft der vier General-Superintendenten angeordnet. 


Meber die Ihätigfeit der leßteren und der ihnen unterjtellten Superintendenter 
gab die jog. große Kirchenordnung von 1559 9) genaue Vorſchriften, welche dieſe Beamter 
als Auffichtsorgane unter die Gentralbehörde ftellte und ihnen eine genaue Viſitations 
fontrolle zur Pflicht machte. Die dabei erkundeten Mifftände follten duch einen halb: 
jährlichen Konvent der vier General: Superintendenten, de3 Landhofmeilters, de 
Kirchenräthe und Theologen an den oberen Rath (die höchſte Yuftizbehörde) gebracht 
und dureh diefen dem Herzog zur Entfchliegung vorgelegt werden. Nur Korrektions 
ftrafen — darunter aber auch Abſetzung — der Geiftlihen konnte der Konvent ſelbſt 
ſtändig verfügen. 

Aber an diefem ſchon jo büreaufratifch zugefchnittenen Kontrollſyſtem fand Herz 
Chriftoph noch fein Genüge. Die große Kirchenordnung beftimmte noch eine jog 
politische Vifitation *) — diefe kam indeffen bald in Fortfall®) — und endlich für außer 
ordentliche Fälle noch eine Land-Infpeftion®), jo daß in der württembergiſchen Kirch 
freilich der Selbtthätigfeit der Gemeinden?) fein Spielraum gewährt, indeffen dafür di 
behördliche Beauffihtigung auf ein anderwärts unbefanntes Maß ausgedehnt wurde 

Die große Kirchenordnung ſetzte aber auch an Stelle des Bilitationsrathes einer 
Kirhenrath oder Konſiſtorium. Landhofmeifter und Propft zu Stuttgart erhielten 


1) Eijenlodr a. a. ©.1, ©. 100 ff. 

2) Zu dieſem Vermögen gehörten die Lofal- 
Pfarrdotationen, die Nuralfapitelfonds, die 
Snterfalarfrüchte, das Einfommen der erledigten 
Stifter und Frauenklöfter und der begüterten 
Mannsklöſter. Bol. Eifenlohr a. a. ©. 2, 
©. 106 ff. 

3) Bei Eijenlohr a. a. D.1, ©. 106 ff. 
Die Spezialfonvente wie Herzog Ulrich fie ans 
geordnet hatte, wurden nicht wieder in's Leben 
gerufen, und damit fehlte dem Konvent die orga— 
nische Unterlage. Bol. Pfifter, d. ev. Kirche 
in Württembg. (Tüb. 1821.) ©. 30 f. 

4) Eijenlohr a. a. DO. 1, ©. 256. 

5) Sie fehlt deswegen in der Ausgabe der 
KO. v. 1580. 

6) Eifenlohr 1, ©. 260. 

7) Die Kaftenordnung, wie fie Ulrich 1536, 
(Richter KO. 1, ©. 262 ff.) Ehriftoph 1552, 
revidirt 1567, erließ, und wonach die Ver— 


waltung der lokalen Kirchengüter neben der 
Pfarrer und Schultheißen „zwei fürfichtige 
ehrbaren redlichen Mannen aus dem geijtlichei 
und weltlichen Stande”, bei größerem VBermöge 
einem beſonderen Kajtenmeijter  übertrage 
wurde, kann faum als eine Selbjtverwaltun 
der Gemeinde begründend angejehen werden, d 
dureh die von Herzog Chriftoph vorgenommen 
Gentralifation des Kirchengutes der lofalen Ver 
waltung nur unbedeutende Vermögensmafle 
überlafjen wurden. Dem Verſuche aber ein 
presbpteriale Organijation für die Zwecke de 
Kirchenzucht zu ſchaffen ſetzten ſowohl Bren 
wie die landesherlichen Beamten jo erfolgreiche 
Widerſtand entgegen, daß es bei der ſtufenweiſ 
zu verhängenden Genjur durch den Seelſorge 
dann des Superintendenten mit zwei Rügerichtert 
dann des Generaljuperintendenten und endlie 
Des Kirchenrathes belaſſen wurde. Eiſenhoh 
a.0. 08.2, ©. 9. 
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über diefen die Oberauflicht; feine Mitglieder waren drei Theologen, ein mweltlicher 
Direktor und vier politiiche Räthe mit einem Advofaten in Kirchenſachen. 

Die drei Theologen mit dem Direktor und zwei politiſchen Räthen hatten über 
Lehre, Leben, Anftellung und Disciplin der Geiftlichen und Lehrer als res mere 
cclesiasticae und scholasticae zu entfcheiden, bei res mixtae aber wenigftens auf Wunſch 
03 Direktors ihre Meinung abzugeben. Die res mere politicae, d. h. die Aufficht über 
Berwaltung des Kirchengutes, ſämmtliche Schulen, das Bauweſen u. f. w. blieb dagegen 
ven politiichen Räthen ausfchlieglich vorbehalten. Zur unmittelbaren Berwaltung des 
Rirchengutes wurden noch zwei bejondere Berwalter beftellt. Cine Ehegerichtsbarkeit 
vurde dem Kirchenrathe nicht zugeftanden. 


Die kirchliche Entwidelung der Folgezeit wich bis in’s XIX, Jahrhundert hinein 
ücht von den bisher gezeichneten Prinzipien ab. Nur in untergeordneten Punkten 
folgten Abänderungen und Modifikationen. 

An der Spibe der Kirche ftand der Landesherr, der jeine episfopalen Befugniffe 
mmer jtärker betonte und Herauszuarbeiten fuchte). Nur in der kurzen Periode, in 
velcher die württembergiſchen Herzöge der katholiſchen Kirche angehört haben, mußten 
ie auf die Ausübung ihrer biſchöflichen Rechte verzichten und diefelben dem Geheimen 
Rathe überlafjen ?). 

Für die Erhaltung der Lutherifchen Landesreligion und deren Kirchengüter forgten 
ie Landjtände mit Eifer?), und die Vorfteher der Klöfter waren als Prälaten nad) 
vie vor Glieder der Landſchaft und natürliche Vertreter des Kirchenvermögens. 

Reformirten und Waldenfern wurde im XVII. Jahrhundert nicht nur der 
Iufenthalt im Lande, fondern auch die Entfaltung ihrer eigenthümlichen Kirchenorgani— 
ation gejtattet. Doch führte über ihre äußeren Angelegenheiten eine ſtaatliche fog. 
Baldenjer-Deputation die Aufficht 5), 

Der Organismus des Kirchenraths blieb unverändert bis zum Jahre 1698, 
ur daß die Oberaufficht über denfelben, nachdem 1665 die Zandhofmeijter- und 1668 die 
Stopjt-Stelle eingegangen ward), dem Geheimen Rathe übertragen wurde, an welchen 
chon vorher alle wichtigeren Fälle hatten gebracht werden müſſen. 

Im Jahre 1698 aber wurde die bisherige einheitliche Kirchenleitung zwiſchen 
inem Kirchenrath und Konfiftorium getheilt, beide unter dem Geheimen Rathe 
hend. Das Konſiſtorium beſtand aus einem Direktor, drei geiftlichen Räthen und dem 
icchenfajtensadvofaten, der zugleich als meltliher Rath fungirte, dem aber zuweilen 
och ein anderer weltlicher Rath beigejellt wurde. Seit 1777 wurde, wenn auch nicht 
egelmäßig, ein wirklicher Geheimerath zum Bräfidenten des Kollegiums ernannt. Das— 
lbe Hatte Lehre, Gottesdienit und Leben der Geiſtlichen zu beauffichtigen, letztere zu 
tüfen und mit landesherrlicher Beſtätigung zu ernennen, endlich wegen Amtsver- 
ungen und in perjönlichen nicht „malefiziichen“ Sachen zu betrafen. Auch ftand 


1) al. Eijenlohr a. a. ©. 2, ©. 129 1 4) Bol. Eifenlohr a. a. 9. 2, ©. 135. 
36 ff. Stälin, d. Rechtsverh. d. relig. Gemeinſchaften 
2) Vgl. Der. dv. 27. März 1734. Reyſcher, u. d. fremden Religionsverwandten in Württemb. 
rundgejehe 2, S. 430. Nevers v. 17. Dezbr. | Stuttg. 1870. ©. 37 f. 

1733. Ebendaj. S. 466; und Ver dv. 19, Febr. 5) Binder, Wirtembergs Kirchen- u. Lehr— 
740. Eijenlohr 1, ©. 632. ämter. ZTübing. 1798. 1, ©. 10 f. 

3) Qgl. Eifenlohr a. a. ©. 2, ©. 139 f. 
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ihm die Auffiht über die Schulen zu, doch war die Behörde durch die Kanzleiordnung 
von 1660!) verpflichtet in wichtigen, ſpeziell namhaft gemachten Fällen nicht ohne 
Genehmigung des Geheimerathes zu verfahren. 

Der Kirhenrath, für deſſen Kompetenz die große Kirchenordnung maßgebend 
blieb, beftand aus mehreren Kirchenerpeditions- und Rechenbanksräthen für die drei 
Nechenbänfe der Manns- und Frauenklöfter, des Kirchenkaſtens und der Heiligenrech- 
nungen, fowie aus zwei Kirchenfaftensverwaltern. Unter ihm ftand eine große Zahl 
geiftlicher Landbeamter, für die Einziehung der Gefälle und die Ausübung der Gerichts- 
barkeit. Angelegenheiten gemiſchter Natur, wie Eheſachen, Streitigkeiten über das 
ius episcopale, Bejoldungen, Kirchenzehnten, Beftrafung der Irrlehre, Kirchenſtuhls-, 
Begräbnik-, Stiftungs- und Armenſachen, Berhältniß zu fremden Religionsveriwandten, 
fleifchliche nicht kriminelle Vergehungen?), wurden in oberiter Inſtanz von dem durch 
ein oder zwei Konfiftorialräthe verftärkten Negierungsfolleg erledigt, in der unteren 
Inſtanz von den gemeinjchaftlichen Oberämtern. 

Zur Berathung der bei den PBifitationen — für diefe ergingen auch in dieſer 
Periode die eingehendften Borjehriften — bemerkten Mipftände trat die Synode 
jeit 1597 °) jährlich einmal zufammen. Diejelbe darakterifirte fich als eine Verftärfung 
des Konſiſtoriums dureh die vier Öeneralfuperintendenten, unter denen nad) wie vor 
Dekane die Aufficht über ihre Sprengelgeijtlichfeit führte. 

Eine neue Einrichtung der württembergifchen Kirche bildeten die 1642 ?) 
angeordneten Kirchenkonvente. Dieſe wurden von den geiftlihen und weltlichen 
Beamten unter Zuziehung von zwei bis drei unbejcholtenen Gerichts: und Raths— 
perjonen gebildet, und fungirten als Aufſichtsbehörde über Sittlichfeit, Gottesdienftord= 
nung u. ſ. w. mit der Befugniß, ſelbſt Kleinere Geld- und Gefängnißftrafen zu 
verhängen. 


Die Gebietserweiterung, welche der Staat durch den Reichsdeputationshaupt— 
ſchluß des Jahres 1803 erfuhr, hatte die Errichtung einer zweiten konſiſtorialen 
Behörde zu Heilbronn für die neuswwürttembergifehen Lande zur Folge’). Indeſſen 
wurde jchon i. 3. 1806 die frühere Gentralifation in der kirchlichen Verwaltung 
wiederhergeitellt, womit jedoch eine Umgeftaltung der bisherigen Organifation ver- 
bunden war. Dies lebtere konnte widerſpruchslos gejchehen, nachdem i. J. 1805 die 
alte Landesverfaſſung befeitigt, und "dantit die frühere, durch die Landftände bewirkte 
Garantie der kirchlichen Einrichtungen fortgefallen war. Sp wurde denn aud die 
am 2. Januar 1806 9) verfügte Ginziehung des gefammten Kirchengutes möglich, 
was die Verſchmelzung des bisherigen Kirchenraths mit dem Oberfinanzdepartement 
zur Folge hatte. 

Der Geheimerath, der doch auch) die oberſte Kirchenleitung gehabt hatte, wurde 
am 7. Januar 1806 durch ein Kabinets-Minifterium erfeßt, und durch die 
Verordnung vom 2. November 1807 °) wurden dem Chef des neu gebildeten geiftlichen 
Departements die Hultusangelegenheiten in der Weife übertragen, daß er bei den minder 


1) Th. 6. Zit. Sammlg. Ger.:Gef. 2, ©. 42 7 Synod. ——— 
2) Vgl. Dekr. x 18. Sept. 1741. Eifenlohr | v. 1644. Gifenlopr ar. DIES 

0. 0.9. 1, ©. 634. 5) Eifenlohr a. a. ©. 2, ©. 191. 
3) Eijenlohr a. a. ©. 1, ©. 299. 6) a erde etze 3, ©. 243. 


4) Gen.:Refer. v. 29. Sul 1642. Reyſcher, 7) Ebendaj. © 


7] Nach dem Jahre 1803. Die Verfaſſungs-Urkunde vom 25. September 1819. 403 


wichtigen jelbititändig verfügen, bei den wichtigeren, wie auch bei den Stellenbejegungen die 
Königliche Entſchließung einzuholen hätte. Unter ihn wurde jetzt auch das Konfiltorium 
gejtellt, welchem die Oberleitung des gefammten Kirchen: und Schulweſens !) nicht bloß Der 
Landeskirche, jondern auch der übrigen geduldeten hriftlichen, nicht-katholiſchen Religions— 
gejellipaften übertragen wurde. Durch die Verordnung vom 8. November 1816?) 
wurde dann freilich der Geheimerath wieder hergeltellt und feiner Kompetenz, die Ver— 
handlung aller allgemeinen Kirchenangelegenheiten, die Vorschläge zur Beſetzung höherer 
Kichenämter und Defanate, die Negelung des Verhältniffes von Staat und Kirche 
zugewiejen, aber zunächſt blieb die Bewahrung der verfaffungsmäßigen Rechte der 
verjchiedenen chriſtlichen Kirchen und anderer Glaubensbefenntniffe, der Schulen und 
der Stiftungen und namentlih des Kultus der evangelifchen Kirche einem bejondern 
Minifterium des Kirchen- und Schulwejens überlaffen, und nur im Wege 
des Rekurſes Fonnten diefe Angelegenheiten an den Geheimerath gelangen, 

Das V. Edikt vom 18. November 1817?) änderte an diefem Zuſtande nur wenig. 
Es vereinigte daS Departement des Kirchen und Schulwejens mit dem des Innern, 
überließ diefem nicht nur die Wahrnehmung der ftaatlichen Hoheitsrechte, jondern auch die 
Begutachtung bei der Bejegung aller geiftlichen und Schulftellen, gewährte ihın die Initia⸗ 
tive für neue Anordnungen auf dem Gebiete der Kirche wie der geſammten inneren Ver— 
waltung und die Aufſicht über die Vermögensverwaltung ſämmtlicher Konfeſſionen. Dabei 
wurde beſtimmt, daß in dem dem Miniſter des Innern zur Seite geſtellten Kollegium der 
Oberregierung bei rein kirchlichen Angelegenheiten die einer anderen Konfeſſion 
angehörigen Mitglieder ſich jeder Theilnahme enthalten ſollten. 


Die Verfaſſungsurkunde vom 25. September 1819 giebt endlich den Rahmen 
innerhalb deſſen ſich die Weiterbildung der württembergiſchen Kirchenverfaſſung voll— 
zogen hat. 

Jeder der drei im Königreiche beſtehenden chriſtlichen Konfeſſionen wird freie 
öffentliche Religionsübung und der volle Genuß ihrer Kirchen-, Schul- und Armen— 
fonds zugelichert. 

Indeſſen hat fich zwiſchen der reformirten und Futherif hen Kirche in der Weife 
eine Union vollzogen, daß die erftere fich dem Organismus der zweiten hat einver- 
leiben laſſen 9. 

Dem Könige wird im 8 72 das oberſthoheitliche Schuß: und Aufſichtsrecht über 
beide Kirchen zugeſprochen, und darauf die Nothwendigkeit des ftaatlihen Placet für 
neue Firhliche Verordnungen begründet. Aber Art. 76, welcher für den Fall einer 
KReligionsänderung des Königs die früheren Neligionsreverfalien ?) in Kraft treten laſſen 
will, zeigt, daß dem Könige auch nach dem Verfaſſungsgeſetz die Epistopalgewalt bei— 
gelegt werden fol. i 


1) Indeſſen hatte es nach dem V-Ed. dv. 18. | wırden von der Auffiht des Konfiftoriums 
Nov. 1817 das lateiniſche Schulweſen an einen | befreit und direft unter das Kultusminifterium 


neu errichteten Studienrath abzugeben. geitellt. Ebendaj. ©. 87 ff., und daſſelbe ift 
2) Reyſcher a. a. O. 3, ©. 339. geſchehen bezüglich der ref. Gemeinden in Stutt- 
3) Reyider a. a. ©. 3, ©. 471. gart und Gannitadt. 


4) Stälin a. a. ©. ©. 80 ff. Dagegen 5) Aufgezählt bei Gaupp, Berf.=U. d. Kar. 
trennten fih die Gemeinden Kornthal und | Württemb. zu $ 76. 
ipöter Wilhelmsdorf von der Landeskirche, 
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Danach ergiebt fi, daß nach Maßgabe von $ 71, welcher die Anordnungen 
in Betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten der verfalfungsmäßigen Autonomie 
einer jeden Kirche überläßt, neue Kirchengefege ohne ftändiiche Mitwirkung, durch bloßen 
Willensaft des Königs unter Zuftimmung der verfaflungsmäßigen kirchlichen Organe zu 
Stande fommen fünnen 9. 

Die Funktionen, welche die Verfaffungsurfunde dem Geheimenrathe beilegt, 
find in der Folgezeit durch das Geſetz vom 1. Juli 1876 betr. die Bildung eines 
Staatsminifteriums befeitigt worden. Denn danach ift der Geheimerath im Wejent- 
lichen zu einer berathenden Behörde geworden, deren Begutachtung auch bejonders 
die Normen, welche fi) auf die allgemeinen Verhältniffe des Staates zu den 
Religionsgenoſſenſchaften beziehen, unterliegen. Dagegen ift er, obgleich zu feiner 
Mitgliedfchaft evangelifhe Konfeſſion fein Erfordernig ift, das Organ geblieben, 
welches bei Konfeffionsänderung des Königs deſſen Episfopaltechte wahrzunehmen hat, 
und weiter übt er die Befugniß Anträge zu ftellen auf Entlaffung oder Zurückſetzung 
evangeliſcher Geijtlicher?). 

Die ftaatlichen Rechte über die Kirche werden durch das in der Verfaſſung 
vorgejehene Minifterium des Kirchen und Schulwejens?), aber auch durch das Kon— 
filtorium ausgeübt, welchem die Berfaffungsurfunde zugleich mit dem Synodus die 
Handhabung des Iandesherrlichen Kirchenregimentes nad) den bejtehenden oder noch zu 
erlafjenden Gejegen überträgt. 

Das Berhältniß zwifchen dieſen kirchlichen Organen ift erft i. J. 1867 geregelt 
worden 9, und wird bei Grörterung der Kirchengeſetzgebung diejes Jahres weiter 
unten feine Erwähnung finden. Die Aufgabe des Konjiftoriums, welches durch) 
die jehs Generalfuperintendenten (Prälaten) verftärtt den Synodus 
bildet, befteht in der Handhabung der Kirchengefege, der Wahrung der Lehre, des 
Gottesdienftes, der Kirchengebräuche, jowie der kirchlichen Ordnung, den Dienjt- 
prüfungen der Geiftlihen, der Stellung von Anträgen wegen Beſetzung der Kirchen- 
ämter, der Disciplinaraufficht über die Geiftliden, der Aufliht über die evangelifchen 
Volksſchulen — zu diefem Behufe find dem Konfiftortum zwei Schulmänner als 
außerordentliche Mitglieder beigegeben — und der Sorge für das kirchliche Vermögen. 

Bezüglich des legteren beftimmte $ 77 der Berfaffungsurfunde: „die abgejonderte 
Verwaltung des evangelifchen Kirchengutes des vormaligen Herzogthums Württemberg 
wird wieder hergeftellt. 

Zu dem Ende wird ungefäumt eine gemeinjchaftlihe Kommiſſion niedergejebt, 
welche zuvörderſt mit der Ausſcheidung des Eigentums dieſer Kirche in dem alten 
Lande und mit Beitimmung ver Theilnahme der Kirche gleicher Konfeffion in den 
neuen Zandestheilen jich zu bejchäftigen und ſodann über die Fünftige VBerwaltungsart 
derjelben Vorjchläge zu machen hat >)”. 


dem Sahr 1848 dagegen felbftjtändig geworden. 
Bol. Hauber, Recht und Brauch d. ev.-Tuth. 
Kirche Württemb. Stuttg. 1854. ©. 39. 


1) Sarwey, Staatsreht d. Kgr. Württemb. 
Tüb. 1883. 2, ©. 417. 
2) Der Rekurs iſt nach Art. 73 des Gef. v. 


16. Dez. 1876 dagegen nicht mehr an den Ges 
heimen Rath jondern an den Berwaltungsgerichta- 
hof zu richten. 

3) Nach der Verfaſſung iſt daſſelbe noch mit 
dem Minifterium des Innern verbunden, jeit 


4) ER Verf.Urk.f. Warttenberg Stuttg. 
1881. S. 

5) Bgl. — d. ev. Kirdhengut d. vormal. 
Herzogth. Mürttemb. 
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Die Ausführung diefer Normen ift indefjen bis jetzt vergeblich verfucht worden, 
jo daß den Staatsfinanzbehörden die Verwaltung und Beauffihtigung der Pfarr- 
dotationen, die Veräußerung zc. von Bejoldungsftüden derjelben, die Führung der 
Prozeſſe für fie, die Leitung des Bauweſens u. ſ. w. obliegt. Ebenſo haben die Kreis- 
regierungen die Kompetenz , die von den Gemeinden verivilligten Aufzugskoften und 
Pfarrverweſersgehalte zu genehmigen, ſowie alle auf die Gemeindefoften anzuweiſenden 
Ausgaben für Kirche und Schule zu fontroliren, die Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden, 
Stiftungen und anderen —— bezüglich der Baulaſt der Kirchen und Pfarr— 
häuſern zu erledigen, u. ſ. 

Die perſönliche — über die Kirche wird durch die ſechs General— 
ſuperintendenten und den Militärpropſt geführt, welche zugleich als Prälaten 
Mitglieder der Ständeverſammlung ſind. Unter ihnen ſtehen die Dekane, die außer 
der gewöhnlichen Superintendenturthätigkeit auch in eigenthümlicher Weiſe mit ſtaat— 
lichen Behörden zuſammenwirken. Denn mit den Oberamtmännern bilden ſie das 
dh Königlihe Berordnung vom 23. Auguft 1825 (I.) geregelte 
gemeinjhaftlide Oberamt!), welches die Disciplinar-Unterſuchungen über 
Geiſtliche und Kirchendiener führt, in kirchen- und fittenpolizeilichen Angelegenheiten je 
nad der Schivere des Falles die erſte oder zweite Inſtanz bildet, über Kirchenſtuhl— 
und Begräbnißplaßitreitigfeiten entjcheidet, Kollekten bewilligt, die Aufficht über die 
Stiftungen und Wohlthätigfeitsanftalten des Bezirkes führt u. f. m. Die Apellation 
von dem Oberamt geht je nach der Natur der Sache theils an das Konfiftorium, 
theils an die Kreisregierung, theils endlich auch an den Stupdienrath ?). 

Außerdem bildeten nach) der Berordnung vom 4. April 1825 die Defane mit 
den Oberamtsgerihten das gemeinfhaftlide Oberamtsgericht für Ehejachen, 
welches leichtere Dispenjationen gewähren durfte, bei Sponfalien und Eheftreitigfeiten 
indejfen nur die Unterfuhung führte und an das Chegericht Bericht erftattete. 

Diefe Gerichte Haben indeſſen in Folge der Reichsgeſetzgebung aufgehört. 

Eine gemeindliche Organijation war bis in die neuere Zeit hinein ſowohl für die 
Zwede der Verwaltung des Lokal-Kirchenvermögens wie der Kirchenzucht in den Kirchen 
fonventen geihaffen worden, welde in dem Berwaltunngsedift vom 
1. März 1822 (11?) und in der Kirdhenfonventsordnung dom 29. Oftober 1824 
(UI.) ihre Normirung gefunden haben, aber doch in der Weile, daß die evangelifche 
Ortskirche in der politiichen Ortsgemeinde ebenfo aufging, wie die Landeskirche im 
Staate, und durch die bürgerliche Ortsobrigfeit ebenjo vertreten wurde, wie die Landes— 
firche Durch die ftaatliche. 

Mehrfach ift die Anregung gegeben worden diefes Mifverhältnik zu bejeitigen ‘). 


1) al. Gaupp, d. bejtehende Necht d. ev. 
Kirhe im Kar. Württemb. Stuttg. 1830. 1, 
©. 251 ff. 

2) Ueber die aus den Stadtpfarrern und 
Stadtſchultheißen gebildeten Unterämter vergl. 
Gaupp 0.0.98. 1, ©..290. 

3) Vgl. Weinheimer, d. Berwaltg. d. öffentl. 
Stiftungen im Kar. Wiürttemb. Stuttg. 1880. 
Für die kirchlichen Verhältniſſe kommen nur die 
88 120 ff. in Betracht. Die jpäteren geſetzlichen 
AHenderungen find beim Abdrucke angegeben. 

4) Bgl. Eijenlohr a. a. ©. 2, ©. 202. 


Verh. d. Landitände v. 1813, X. Bd. 1. Heft 42, 
©. 109—114. Berh. d. Kammer d. Abgeord. 
1833. I. Bd. 4; 44. Sitz ©. 6,65 ff., ebendaf. 
1833 I. Bo. II. ©. 76, 79 ff. Bd. III. ©. 55, 
100 ff. Bd. XV. ©. 3, 38 ff. 1845 1, ©. 12 
fi.; 9, 2. Beil.-9. ©. 267 ff. 11, 2. Beil.=9. 
©. 1627 ff., 6, ©. 8 ff., ©. 52; 11, 2. Beil.= 
9.1665, 1845, 6, ©. 34 f., ©.74 ff. ©.39—41. 
11, 2. Beil.-9. 2, ©. 172. Berh. d. Kammer 
d. Standesh. 1545. V. Heft ©. 2027, 2078, 2099, 
— 1845 jtellte dev Synodus einen Entwurf einer 
Synodal-Presbyterialderfaffung auf, und 1848 
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Aber exit feit dem Jahre 1848 ift es gelungen die presbpterialsjynodale Organijation 
in die evangelifche Landeskirche einzuführen. 

Die Königlide Verordnung vom 25. Januar 1851 (IV) Hat Pfarr⸗ 
gemeinderäthe gejichaffen, die weitere vom 18. November 1854 (V) Diöceſan— 
Synoden und endlich die vom 20. Dezember 1867 (VI) die Landes-Synode, wobei 
durch eine neue Verordnung von demfelben Tage (VII) die Stellung des Minifteriums 
für Kirchen- und Schulweſen bezüglich der Ausübung der landesherrlichen Episfopal- 
rechte geregelt wurde. 

Aber die Verwaltung des Ortskirchenvermögens, welche wie die der Stiftungen 
wenn auch nicht nach dem Wortlaute des Gejeges vom 1. März 1822, jo doch) in Gemäßheit 
einer übrigens nicht unangefochtenen !) Praris dem Stiftungsrath d. h. dem Gemein- 
derath unter Zuziehung des Ortögeiftlihen zugewiefen war, ift durch die bisherige 
Gefeßgebung den Kirchenvorjtänden noch nicht eingeräumt worden. So entbehren dieſe 
nicht nur eines wejentlihen Attributes und find in der Entfaltung ihrer Wirkſamkeit 
unterbunden, fondern jehr häufig entftehen auch aus der Kollifion der Intereſſen ver 
kirchlichen und politifchen Gemeinden unlösbare und unerträglihe Schwierigkeiten ?). 

Und nicht bloß in der parlamentarifchen Vertretung ift Abhülfe gefordert worden durch 
den Beihluß, daß die rechtliche Organifation der Kirchengemeinden zur Durchführung 
gebracht werde?). Auch die erfte‘) und zweite?) Landes-Synode hat darauf bezügliche 
Wünſche der Staatsregierung unterbreitet. Diefelben fanden Erfüllung im Jahre 1877. 
Am 17. April übergab das Konfiftorium der Landes-Synode den Entwurf einer Kirchen- 
gemeinde= und Synodal-Ordnung®) zur Berathung. Am 22. Yebruar 1878 ift dieſer 
Entwurf (VIII) angenommen worden, und jowohl Konfiftorium wie Staatsregierung 
haben in der von der Synode vorgenommenen Xenderung feinen Grund erblidt, dem Geſetz, 
wie e3 aus der Synodal-Berathung hervorgegangen ift, die Genehmigung zu verjagen?). 

Indeſſen konnte daſſelbe der landesherrlihen Sanktion nicht eher unterbreitet 
werden, bis die dadurch beabfichtigte Aenderung beftehender Staatsgefege in verfaſſungs— 
mäßiger Weife herbeigeführt war. Zu diefem Behufe hat die Staatsregierung dem 
Landtage am 3. Auguft 1833 den Entwurf eines Gefeßes betr. die Kirchen— 
gemeinde=- und Synodal- Ordnung für die evangelifche Landeskirche 
(IX) überreicht, der indelfen bis jeßt noch nicht erledigt worden ift. 


wurde jogar eine eigene Kommiſſion eingejegt, | v. 6. Febr. u. 8. Aug. 1875 (Beurfdg. d. Per: 


deren umfaſſende Arbeit indeſſen Liegen blieb. 


1) al. Stängel, d. Firchenftaatsrechtl. Verh. 
d. kath. u. prot. Ortöfirchengemeinden in Württ. 
1863. Derjelbe in Boſcher, Zeitſchr. f. d. frei— 
will. Gerichtsbark. u. d. Gemeindeverwaltung. 
Sahrg. VII. ©. 334 ff., 373 ff. Sarwey, ın 
Württemb. Arch. F. Recht u. Recht sver— 
waltung 7, ©. 281 ff. 


2) Namentlich jeitdem der Staat fein Gebiet 
von dem kirchlichen zu jondern ftrebt, wie das 
in den Gefeßen dv. 6. Juli 1849 (betr. einige 
Abänderungen u. Ergänzungen der Gem.-Ordn.), 
v. 31. Dez. 1861, (betr. die Unabhängigitellung 
der ſtaatsbürgerl. Nechte dv. rel. Bekenntniſſe), 
v. 15. Aug. 1864 (betr. d. bürgerl. Verh. d. 
ijraelit. Glaubensgenofjen) vd. 6. Juni und 17. 
April 1873 (über den Unterftüßungswohnfih), 


Tonenflanbes geſchehen ift. 

Verh. d. Kammer d. Abgeordn. 1864/65. 
HT. Protof.:Bd. ©. 2010. Ebendaf. 1862/65 I 
Beil.-Bd. 5. Abth. ©. 3588. f. 3600. VI. Prot.- 
Bd. ©. 4392 f. 4414. I. Beil.-Bd. 5. Abth. 
©. 3818. Ebendaj. 1870/74 I. Beil.Bd. 4. 
Abth. ©. 2281. fi. 2323. X. Protof.-Bd. ©. 
5684 ff. 5716 ff. 5809 f. I. Beil.-Bd. ©. 2447 2449, 

4) Verh. d. I. Landes-Synode. I. Protof.-Bd. 
©. 84, 126, 146, 202 ff. 210, 280 ff. Beil.-Bb. 
©. 249 ff. u „protot -B. ©. 835 ff. 858 ff. 
Beil Bd. ©. 266 f. 

5) Verh. d. 1 Landes-Synode. I. Beil.Bd. 
©. 21, 36, 50 ff. 447 ff. I. Protof.:Bd. ©. 5 f. 
58, 65, 101 ff. 712 ff. 781 f. 

6) Stuttg. 1877 bei Grüninger. 

7) Darum habe ich feinen Abdruc für geboten 
erachtet, ebenfo wie den von Nr, IX. 
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Königliche Verordnung vom 23. Runuf 1825 
über den Wirkungskreis und den Geſchäftsgang der nemeinfihafflichen Oberämter. 


Wilhelm x. König von Württemberg. 

Zur Sicherung der Gleichfürmigfeit in der Gefhäftsbehandlung bei den gemeinihaftlichen 
Oberämtern verordnen Wir über den Wirfungsfreis und den Gejhäftsgang derjelben, nad) Ver: 
nehmung Unjeres Geheimen-Nathes, wie folgt: 

$ 1. Das gemeinjhaftlihe Oberamt bejteht aus dem Oberamtmann und je nad Ver: 
jehtedenheit der Konfeſſion der Betheiligten dem evangelischen oder dem katholiſchen Dekan, aber 
ſofern es fi von fatholifchen Elementarſchulen und den Lehrern an denjelben handelt, dem Schul— 
Inſpektor des Bezirks, welchen die in Frage jtehenden Individuen, Gemeinden, Anjtalten oder 
Gegenjtände angehören. 

8 2. Zu dem Gejhäftsfreis der gemeinjchaftlichen Oberämter gehören nachjtehende Gegen: 
jtände: 

1. Die Unterfuhung von Dienftvergehen und berufswidriger Ausführung der im Oberamts— 
Bezirk angejtellten, dem gemeinſchaftlichen Oberamte untergeordneten Geiftlihen und die Berichts« 
eritattung darüber an die höhere Behörde. (Berwaltungsedift vom 1. März 1822 $ 102)}). 

Das gemeinſchaftliche Oberamt ift jedoch befugt, bei jolchen Dienftvergehen eines Geiftlichen, 
die ih unzweifelhaft zur gerichtlichen Beitrafung eignen, Die Sache ohne vorgängige Berichts- 
eritattung an das Oberamtsgericht abzugeben. 

Die Aufficht über die kirchliche Amtsführung der Geiftlichen in Hinfiht auf die religiöfe 
Glaubens- und Sittenlehre und auf die Form des Gottesdienstes fommt dem Dekan, mit Ausſchluß 
des Oberamtmanns zu. Doch jind die Oberamtmänner befugt und verpflichtet, die Defane auf die 
in diefer Beziehung zu ihrer Kenntniß gelangenden Berfehlungen der Kirchendiener aufmerffam zu 
machen, und, wenn hierauf feine geeignete Verfügung erfolgt, die Sache an die höhere Staats 
firchenbehörde, (evangelifches Konfiftortum, katholiſchen Kirchenrath,) zu berichten. 

8 3. Es gehört ferner zum Geſchäftskreiſe des gemeinſchaftlichen Oberamts: 

2. die Oberauffiht ber das niedere Perſonal der Ortskirchen und der damit in Verbindung 
ftehenden Anftalten, wie Organiften, Meiner, Todtengräber, Leichenträger, inöbejondere die Unter: 
fuhung und Erledigung ihrer Dienftvergehen oder Uebergabe derjelben in den dazu geeigneten 
Fällen an das Oberamtsgericht ; 

SA. 3. die Aufficht über die den Kirchenfonventen zunächſt obliegende Handhabung der 
Kirchen: und Sittenpolizei ſowohl überhaupt, als insbeſondere der Gefege über die üußere Feier 
der Sonn-, Feſt- und Feiertage, über Privaterbauungs-Zufammenfünfte, über Separatijten und 
andere Sekten, über die Erledigung derjenigen Gegenitände diefer Art, welche die Verfügungs— 
gewalt der Kirchenfonvente überjteigen; 

8 5. 4. die außergerichtliche Entſcheidung von Streitigkeiten über Kirchenjtühle und 
Begräbnißplätze; 

$ 6. 5. die Erkennung über Geſuche um Anordnung öffentlicher Kirchenkollekten im Ober— 
amtsbezirk für verunglücte Amtsuntergebene; 

8 7. 6. die Aufficht über den äußeren gefhäftsmäßigen Beitand, die Fortdauer und den 
Beſuch der deutichen und lateiniſchen Schulen mit Ausnahme der Lyceen, Gymnafien und anderer 
den Zentraljtellen unmittelbar untergeordneten Zehranftalten, ſowie über den Wandel der an jenen 
Schulen angeftellten Lehrer und Diener, die Unterfuhung, Erledigung und beziehungsweije bericht: 
liche VBorlegung ihrer Dienftvergehen und Amtsverfehlungen, oder Uebergabe folder Unterfuhungen 
an das Oberamtögericht in den dazu geeigneten Fällen. 

Die bejondere Aufficht über den Gang des Unterrihts und den Stand der Disciplin, ſowie— 
überhaupt die Befolgung des bejonderen Unterrichtsplanes und ber Schulordnung liegt dem Dekan, 
beziehungsweiſe dem Schulinſpektor, allein ob. 

In evangelifhen Orten, wo neben dem Dekan bejondere Schulinfpeftoren aufgeftellt find, 
hat das gemeinſchaftliche Oberamt nur nach vorgängiger Rückſprache mit diejen zu verfahren ; 

$ 8. 7. die Wahrnehmung der Verhältniſſe in Beziehung auf die Einzelnen oder Gemeinden 
zu Kirchen- und Schuljtellen zujtehenden Nominations- und Vorſchlagsrechte; 


1) Nicht mehr die Unterfuhung von Ver: liche Disciplin und in ihrer geiftlichen Amts— 
gehungen der fath. Kirchendiener gegen die kirch- führung. Art. 5 des Gef. dv. 30. Juni 1862, 
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89 8. die Auffiht über die Verwaltung der im Oberamtsbezirfe befindlichen Kirchen, 
Schul: und Armenftiftungen, über Familienftipendien, über Induſtrieſchulen und örtliche Wohl: 
thätigfeitsanftalten und deren Vermögen nach den Diekfälligen Bejtimmungen des Verwaltungs: 
Ediktes vom 1. März 1822; 

$ 10. 9. die Begutachtung der Frage wegen Veränderung der Kirchenfprengel und Schul— 
verbände, wegen Errichtung neuer oder Beichränfung der Zahl der vorhandenen Kirchendiener: oder 
Schuldieneritellen, wegen Ausmittlung ueuer Gehalte oder Gehaltszulagen, wegen Errichtung neuer 
Kirchen, Pfarr:, Schul- und Meßnerhäuſer, wegen Anlegung neuer Todtenäder und wegen Aus— 
mittlung der dazu erforderlichen Fonds. 

Das Erfenntniß, bezw. die Berichtseritattung über Anſtände und Streitigkeiten um Bejol- 
dungen und Gehaltstheile der Kirchen: und Schuldiener zwiſchen dem Bejoldungsreicher und dem 
Bejoldeten, um die Baulaft an Kirchen und Schulgebäuden, um Erweiterung und Berlegung von 
Todtenädern gehört ausſchließend zum Gejhäftsfreis des weltlichen Oberamts. (Generalverordnung 
vom 28. Juni 1823 8 7 Nr. 16 Staats: und Reg.«Bl. ©. 507.) 

$ 11. 10. Die gemeinjchaftlichen Oberämter erfennen über Gejuhe um Dispenjation vom 
Verbot des Tanzen: während der gejchlofjenen Zeit und vom Verbot der Haustaufen während der 
Sommermonate. (Generalverordnung vom 28. Juni 1823 $ 7 Nr. 14 Staats: und Reg.Bl. a. a. O.) 

Die Ertheilung und bezw. Einholung der Dispenjation von dem Volljährigfeitsgefege zum 
Behufe der DVerheirathung gehört ausfchließend zum Gejchäftsfreis des weltlichen Oberamts. 

$ 12. Die gemeinichaftlihen Oberämter erjtatten endlich: 

11. die Beiberichte zu den Gejuhen um Aufnahme in die theologiijhen Bildungsanftalten 
und Schullehrerieminare, ſowie zu den Gejuhen um Aufnahme in die Waiſenhäuſer. 

8 13. In Anſehung der Ehejachen der Katholiken hat e3 bis zu einer umfafjenden Revifion 
der diesfälligen Vorſchriften einftweilen noch bei der Normalentihliegung vom 13. Januar 1811 
fein Verbleiben. 

$ 14. Die vor das gemeinjchaftliche Oberamt gehörigen Gegenftände ($ 2) fünnen weder 
von dem Oberamtmann noch von dem Defan einfeitig, jondern nur im Einverjtändniffe beider 
Beamten behandelt, unterſucht und erledigt oder berichtet werden. 

Eine Ausnahme hievon findet ftatt: 

a. in dem durch das Verwaltungseditt vom 1. März 1822 8 141 vorgejehenen Falle der 
Lofalabhör einer Stiftungsrehnung, und 

b. jo oft wegen einer auf dem Verzug haftenden Gefahr eine vorgängige gemeinjchaftliche 
Berathung unzuläffig tft. 

Sn dieſem Falle ift der eine oder der andere der beiden Beamten, je nach der Natur des 
Geſchäfts, berechtigt, für ſich allein einzufchreiten und zu verfügen. Er hat jedoch jogleich den 
andern Beamten von dem, was gejchehen ift, in Kenntni zu jeßen. 

$ 15. In denjenigen Oberamtöbezirken, in welchen da3 Defanat jeinen Amtsſitz außerhalb 
der Oberamtsftadt hat, haben ſich die beiden Beamten über einen zu möglicher Erleichterung der 
Amtsuntergebenen und zu jchneller Förderung der Gejhäfte genügenden Geihäftsgang zu verabreden. 

Insbeſondere hat der außerhalb des Oberamtsfiges wohnende Dekan für diejenigen Gejchäfte, 
bei welchen der perjönlihe Zufammentritt der beiden Beamten nothwendig ift, wie 3. B. bei der 
Abhör von Stiftungsrechnungen, bei Unterfuhung gegen Kirchen und Schuldiener die nah Maß— 
gabe der in dem Verwaltungsedift vom 1. März 1822 $ 145 für die Rechnungsabhören enthaltenen 
Beitimmung den erjten Geiftlichen jeiner Konfejfion in der Oberamtsſtadt zu jeinem Stellvertreter 
zu bejtellen. Sollten bejondere Umftände eine Ausnahme von diejer Regel begründen, jo haben die 
beider Beamten, deßhalb bei der vorgefegten höheren Behörde (in Stiftungsjahen bei der Kreis- 
Regierung, in Kirchen und Schuljachen bei dem evangelifhen Konſiſtorium oder fatholifchen Kirchen- 
rath) anzufragen. 

Der die Stelle des Dekans vertretende Geiftliche hat diefen jedesmal von den vorgefommenen 
Berhandlungen in Kenntniß zu ſetzen, die Weifungen defjelben anzunehmen und zu befolgen. 

8 16. Der Vorſitz und die Leitung der Gefchäfte bei dem gemeinschaftlichen Oberamt fommt 
dem Oberamtmann zu (Rangordnung vom 18. Oftober 1821 $ 7). 

In Fällen der Vertretung des Oberamtmanns durch feinen gejehlichen Amtsverwefer kommt 
der Vorſitz dem Dekan oder Schulinfpektor, die Leitung der Gejchäfte aber dem Oberamtsverwefer zu. 

5 17. Die an das gemeinjchaftliche Oberamt gerichteten Schreiben und Eingaben find in 
der Regel bei dem Oberamt abzugeben, welches diejelben jofort dem Dekanat mitzutheilen, und zur 
Erledigung des Gegenftandes da3 Erforderliche vorzubereiten hat. 

Für die Ausfertigung der gemeinjhaftlihen Beſchlüſſe hat das Oberamt zu forgen. Doc 
kann fi der Dekan, bezw. der Schulinjpeftor, der Entwerfung der erforderlichen Ausfertigungen 
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bei Gegenftänden, die mehr das Innere des Kirchen- und Schulweſens betreffen, nicht entziehen. 
Die Ausfertigungen werden von beiden Beamten unterzeichnet. 

$ 18. Ueber die vor das gemeinfchaftlihe Oberamt gehörigen Gegenftände läßt der Ober- 
amtmann ein bejonderes Diarium führen. 

Die Akten des gemeinjchaftlihen Oberamt3 werden in der Negiitratur des Oberamts 
verwahrt. 

$ 19. Die Verhandlungen de3 gemeinjchaftlichen Oberamts finden in der Regel im Anıt3= 
zimmer des Oberamts ftatt. 

$ 20. Wenn fich die beiden Beamten über die zu treffende Verfügung in einzelnen Fällen 
‚nicht vereinigen fünnen, jo haben jie den Gegenjtand der betreffenden höheren Behörde vorzulegen 
und deren Entſcheidung zu erwarten. 

$ 21. Das gemeinjchaftliche Oberamt iſt befugt, innerhalb des den Oberamtmännern gejeß: 
lich zuitehenden Strafmaßes Geld- und Gefängnißftrafen zu erkennen. Doch kann daſſelbe gegen 
Geijtliche nur Verweiſe und Ordnungsſtrafen (4. B. wegen verfäumter Termine, wegen Nachläſſig— 
feit bei erforderten Berichten) verfügen. Wird eine Beitrafung derfelben wegen Amtsverfehlungeu 
nothwendig, jo hat das gemeinjchaftlihe Oberamt darüber an die höhere Behörde zu berichten. 

Die vom gemeinfchaftlichen Oberamt angejegten Geldftrafen fallen der Oberamtspflege zu. 

$ 22. Sind bei einem Gegenſtand de3 gemeinfchaftlichen Oberamts Angehörige der evange— 
liſchen und der katholiſchen Konfeſſion zugleich betheiligt, jo hat der Oberamtmann fich deshalb 
mit den Defanen beider Konfeffionen zu benehmen und mit diejen nach Beichaffenheit der Umſtände 
fih angelegen jein zu lafjen, durch übereinjtimmendes Zuſammenwirken eine gütliche Erledigung der 
Sache herbeizuführen. 

8 23. Wenn bei Gegenjtänden, die zu dem Wirfungsfreis des weltlichen Oberamt3 gehören 
die Mitwirkung von Geiftlihen erforderlih ift; jo fan der Oberamtmann deshalb, auch ohne 
vorgängige Rückſprache mit dem Defan, die geeigneten Anfinnen an diefelben in der Form von 
Erſuchungsſchreiben erlaſſen. Im Falle eines Anjtandes hat er ſich jedoch zunächſt an das Dekanat— 
amt zu wenden. 

8 24. In denjenigen Fällen, in welchen die Kirchendiener der weltlichen Obrigkeit allein 
unterworfen find ($ 2, Nr. 1), hat das Oberamt die Vorladung und VBernehmung derjelben auf eine 
ihr amtliches Verhältniß in jeder Hinficht Ichonende Weiſe zu bewirken, bei einer gegen Kirchen— 
diener anzuordnenden Hülfsvollitredung aber die durch die Gefeße gebotenen Maßregeln mit aller 
zuläffigen Schonung ihres amtlichen Anjehens zu vollziehen. 

Wenn in Fällen diefer Art die Entfernung eines Kirchen- oder Schuldiener3 von jeinem 
Amtsfige für mehrere Tage nothwendig wird, jo hat der Oberamtmann den Dekan oder Schul: 
Inſpektor hievon zeitig genug in Kenntniß zu jeßen, um wegen Verſehung des Dienftes das 
Erforderliche vorfehren zu können. 

8 25. Die Geihäfte des gemeinfcyaftlichen Oberamts find von beiden Beamten unentgeltlich 
zu verſehen. 

Die Anrehnungen von Belohnungen und die Annahme von Gejchenken für jolde Geſchäfte 
oder aus Anlaß derjelben werden nach den in dem Berord.-Edift v. 31. Dezember 1818 gegebenen 
Beitimmungen, wegen des Bezugs unerlaubter Emolumente und der Gejchenfannahme geahndet. 

Gegeben Friedrihshafen, den 23: Auguſt 1825. 

Wilhelm. 
Der proviforiiche Chef des Departements des Innern. 
v. Shmidlin. 
Auf Befehl des Königs: 
In Abwejenheit des Staatsſekretärs, 
Der geheime Legationsrath. 
Goes. 


II. 
Nerwalkungs-Edikt 
für die Gemeinden, Dbrrämfer und Stiftungen vom 1. März 1822. 
$ 120. Unmittelbare Aufſicht über die Stiftungen. Die in jeder Gemeinde vor— 
handenen Stiftungen für Kirchen-, Schul: und Armenbedürfnifjet), mit Einfluß der für dieſe uud 


1) Nach dem Gejeß dv. 17. April 1873 iſt die | meinde angeordnet, welche ausfchließlich dem Zwecke 
Ausicheidung derjenigen Stiftungen einer Ges | der öffentlichen Armenunterftügung im Sinne 
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ähnliche Zwecke beftimmten Familien und anderen Privatftiftungen, find, wofern die Stifter feine 
andere Auffichtsbehörde benannt haben, unter die bejondere Obhut der geiftlichen und weltlichen 
Ortsvorſteher gejtellt. 

$ 121. Bildung des Stiftungsrathes. Der Stiftungsrath beiteht aus den Ortsgeifte 
Yichen und dem Stadt: oder Gemeinderathe '). 

Die Leitung der Geſchäfte fteht dem erſten Ortsgeijtlichen und dem erften Ortövorjteher 
gemeinschaftlich zu; außerdem gebührt dem weltlichen Ortsvorſteher die erjte ordentliche, dem geiit= 
Yihen Vorſteher Hingegen im Falle der Stimmengleiäheit die entjcheidende Stimme. Die übrigen 
Geiftlichen des Orts, wo ſich deren mehrere befinden, jtimmen nad) dem weltlichen Vorſteher vor 
den übrigen Nathögliedern. 

Wo jedoch für einzefne Kirchen des Orts bejondere Stiftungen bejtehen, gebührt nur den 
— bey der betreffenden Kirche angeftellten Geiftlichen eine Stimme über die Angelegenheiten 
derjelben. 

Das Stimmrecht der weltlichen Rathsglieder wird durch fein Parochialverhältniß bejchränft. 

$ 122. Verhältniffe der Mitglieder des Stiftungsrathes. Sit der Gemeinderath 
aus Mitgliedern von verjchiedenen Glaubensbefenntniffen zufammengejeßt, jo find die katholiſchen 
Mitglieder deffelben von den Berathungen über die Verwaltung evangelifcher Stiftungen, und 
umgefehrt die evangelifchen Konfejfionsverwandten von den Berathſchlagungen über die Verwaltung 
katholiſcher Stiftungen in fo weit ausgejchloffen, als dieje Stiftungen bloß für gottesdienftlide 
Zwecke bejtimmt find ?). 

8 123. Aftuar des Stiftungsrathes. Der gewöhnliche Aktuar des Gemeinderathes 
führt das Protofoll (abgefondert vom Rathsprotokoll), und bejorgt die Ausfertigungen aus dem= 
felben ohne bejondere Belohnung. 

Die Akten werden bei den Gemeindedofumenten verwahrt; dem vorſitzenden Geiſtlichen ift 
unbenommen, zu jeder beliebigen Zeit davon Einficht und Abſchrift zu nehmen. 

$ 124. Stiftungspfleger. Der Stiftungsrath wählt durch Mehrheit der Stimmen die 
erforderlichen Stiftungspfleger (Heiligenpfleger, Spitalpfleger, Armenfajtenpfleger, Almofenpfleger 
u. ſ. w.), und ſtellt fie dem gemeinfchaftlichen Oberamte zur Betätigung und Berpflihtung vor. 

Sie werden entweder auf ihre Lebensdauer oder auf eine bejtimmte Zeit, wenigſtens aber 
auf die Zeit von drei Jahren, gewählt, und fönnen nur unter denjelben Borausjegungen wie die Orts: 
voriteher und Gemeindepfleger von ihrer Stelle entfernt werden. 

Dem erjten Ortsvorfteher kann die Stiftungspflege nicht übertragen werden. 

Dem Stiftungspfleger gebührt von Amts wegen, wenn er auch nicht Mitglied des Gemeinde- 
rathes ift, Sif und Stimme im Stiftungsrathe. 

S 125. Kombination mehrerer Stiftungen. Von mehreren in einem Orte befindlichen 
Stiftungen ift für jede in der Regel eine eigene Rechnung zu führen. 

Sollte der Stiftungsrath fir angemefjen erachten. mehrere ſolcher Stiftungen in eine gemein— 
ichaftliche Verwaltung zu vereinigen, jo ift der diesfalffige Antrag, nad) vorgängiger Rückſprache 
mit dem Bürgerausſchuſſe, dem gemeinjchaftlichen Oberamte, und von dieſem nebjt Gutachten der 
betreffenden Regierung vorzulegen. 

8 126. Weitere Officianten. Die etwa weiter erforderlichen Offieianten, 3. B. Kaſten— 
fnechte, Küfer u. dgl. werden gleichfalls vom Stiftungsrathe, jedoch nur auf Wohlverhalten gewählt, 
und von dem Vorſtande defjelben verpflichtet. 

8 1277. Allgemeine Adminiftrationsporjäriften Die Stiftungspfleger 
ſowohl als die übrigen Mitglieder des Stiftungsrathes find dafür verantwortlich, daß das Stiftungs= 
vermögen mit möglichſtem Fleiße verwaltet, die Gefälle, Zinſe, Gülten u. f. w. pünktlich und 
unnachſichtlich eingezogen, die Naturalien bejtmöglichjt verwahrt und verwerthet, die Kapitalien 
hinlänglich verfichert, alle unnöthigen Ausgaben vermieden, und insbejondere die Stiftungen nicht 
mit fremdartigen Laſten und Ausgaben beſchwert werden?). 


des gedachten Geſetzes gewidmet find, und welche | bilden in Theilgemeinden die Mitglieder des 
hiernad), joweit nicht vom Stifter eine bejondere | Theilgemeinderaths mit dem Geiftlihen der 
Derwaltungsbehörde beftimmt worden ift, in die | Iheilgemeinde den Stiftungsrath für die Ver: 
Verwaltung der Gemeinde (Ortsarmenbehörde) | waltung der drtlichen Stiftungen; diefem fommen 
überzugehen hatten. zugleich die Verrichtungen des Kirchenkonvents 
1) Wegen Zuſammenſetzung des Stiftungsraths zu. Val. MWeinheimer a. a. DO. ©. 16. 
bei ſolchen Stiftungen, welche unter verſchiedenen 3) Val. Geſetz Über die Bewirthichaftung und 
jelbitftändigen Gemeinden gemeinjhaftlich find, | Beauffihtigung ber Waldungen der Gemeinden, 
1. Erlaß vd. 8. Mai 1828 bei Weijjer, das | Stiftungen und ſonſtigen öffentlichen Korporas 
Verw.-Edift (Stuttg. 1832) ©. 356. | tionen vom 16. Aug. 1875. (Keg.-Bl. ©. 511.) 
2) Nach Art. 8 des Gej. v. 17. Sept. 1853 
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8 128, Stiftungsetat. Mitdem Schluffe des Rechnungsjahres legt der Stiftungspfleger 
dem Vorſtande des Stiftungsrathes (dem gemeinschaftlichen Unteramte) den Zuftand jeiner Kaſſe, 
den baaren Geldoorrath, den Sturzzettel und das Verzeichniß feiner Ausjtände und Paſſivrück— 
ftände vor. 

Unter Zugrundlegung des Vermögenzitandes und der vorhergehenden Rechnungen entwirft 
das gemeinjchaftliche Unteramt mit Zuziehung des Stiftungspflegers eine möglichjt genaue Berechnung 
der dvorausficgtlichen Einnahmen und Ausgaben der Stiftung (Etat), und legt denfelben dem ver- 
fammelten Stiftungsrathe zur Prüfung und weiteren Berathung vor. 

$ 129. Erhaltung der Stiftungen. GEs iſt hiebei das Hauptaugenmerk dahin zu 
richten, daß eines Theils die den Stiftungen nach dem Willen der Stifter und ihrer urjprünglichen 
Beitimmung obliegenden Ausgaben, bejonder3 zu frommen und milden Zwecken, wirklich und voll— 
jtändig geleiftet, andern Theils aber der Grundftoc des Stiftungsvermögens unangegriffen erhalten 
und ungeſchmälert der Nahfommenfhaft überliefert werde. 

$ 130. Deckung des Deficits. Wenn die Leiftung der ftiftungsmäßigen Ausgaben 
ohne Angriff des Grundſtocks des Stiftungsvermögens nicht möglich fein follte (3. B. bei außer: 
ordentlichen Baufoften, oder zufälliger Verminderung der Einnahmen durch Mißwachs, Unmwerth der 
Früchte, und dgl.), jo hat der Stiftungsrath in forgfältige Erwägung zu ziehen, ob und melde 
Ausgaben, ohne der Abſicht des Stifters oder dem Rechte irgend eines Dritten zu nahe zıt treten, 
beſchränkt oder eingeftellt, ob und wer etwa, Fraft Patronatreht3 oder aus irgend einem andern 
Rechtsgrunde, nach Geje oder Herfommen in Anſpruch genommen, oder ob und wie etwa jonit 
das Deficit gedeckt werden dürfte. 


Die Gemeindefafje ift zu Deckung diejes Deftcits nur in jo ferne verbunden, als e3 fich don 
Ausgaben handelt, weldhe in Ermanglung oder bei der Unzulänglichfeit bejonderer Stiftungen der 
Gemeinde unmittelbar obliegen, oder nach allmähliger Erſchöpfung der erjtern auf die letztern zurück— 
fallen würden. 

$ 131. Prüfung und Genehmigung des Etats. Nach diefen und den oben ($ 8) 
angegebenen Rückſichten hat der Stiftungsrath den ihm vorgelegten Jahresetat auf’3 genauejte zu 
prüfen, und dem Bürgerausichuffe zu gleihmähiger Prüfung mitzutheilen, jofort mit Berückfich- 
tigung der von leßterem gemachten Bemerkungen die den Umständen angemejjenen Beſchlüſſe zu 
faſſen, und mit einer doppelten Abſchrift des Etat3 dem gemeinjchaftlihen Oberamte zur Geneh— 
migung vorzulegen. 

$ 132. Vollziehung des Etats. Kirchenkonvent. Mit der Vollziehung des Etats, 
mit der Defretur der einzelnen, durch denjelben im Allgemeinen genehmigten Einnahmen und Aus— 
gaben, mit der jpeziellen Verwendung der — gewiſſen Zwecken etatsmäßig gewidmeten Summen, 
und überhaupt mit Beforgung der laufenden Geſchäfte im Stiftungswefen, ift der Kirhenfonvent 
als bejtändiger Ausſchuß des Stiftungsrathes beauftragt. 

Derjelbe Hat außerdem die Beitimmung, für die Erhaltung der Sitten-, Kirchen: und 
Schulpolizei Sorge!) zu tragen. 

Die Ortögeijtlichen, der erſte Ortsvorſteher und der Stiftungspfleger find von Amts wegen 
Mitglieder des Konventes. Zwei bis drei weitere Beifiber werden von dem Stiftungsrathe aus 
feiner Mitte gewählt. 

Das Konventzprotofoll wird in der Negel durch den Ortögeiftlichen, und, wo deren mehrere 
find, von den jüngjten von ihnen geführt und aufbewahrt. 

$ 135. BerantwortlihfeitdesKirchenfonvents und des Stiftung 3: 
pfleger3. Ohne die jehriftlihe Genehmigung des Kirchenkfonvent3 ift fein GStiftungspfleger 
ermächtigt, irgend einen Kauf, Verkauf, Accord, Pacht oder fonftigen Kontraft im Namen der 
Stiftung abzufchließen, irgend eine nicht bereits im Voraus beftimmte Ausgabe zu leiften, irgend 
etwas an Geld oder Naturalien auszuleihen. 

Für jede dießfalfige Verſäumniß hat der Stiftungspfleger — für jedes — ohne Beobachtung 
der gejeglichen Borfehriften genehmigte Anlehen haben die jümmtlichen Mitglieder des Kirchenkon— 
vents, jedes zu jeinem Betreffe, jubfidiarifch aber für das Ganze zu haften. 

Ueber Baufojten (mit Ausnahme der gewöhnlichen Reparaturen) und über andere Anrech— 
nungen, deren Beurtheilung beiondere techniſche Kenntniffe erfordert, hat der Kirchenfonvent vor 
Faſſung des Beſchluſſes mit den geeigneten Sachverjtändigen Rückſprache zu nehmen. 


1) Ueber die jeßige Bildung der Ortsſchul- Art. 72 Abſ. 1 und Geſetz v. 25. Mai 1865, 
behörde vgl. Volfsfchulgefeß dv. 29. Sept. 1836 | Art. 15 (Reg.:Bl. ©. 108). 
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8 134. Verhältniß des Kirhencondents zum Stiftungsrathe. Wenn aber 
die Verbindlichfeit der Stiftung zu diefen oder andern Ausgaben nicht ganz unzweifel— 
haft; oder J 
2. von Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit auf die Stiftung; 
3. von einer neuen Beſoldung, Beſoldungs-Zulage, Penſion oder ſonſt jährlich wiederkehrenden 
Ausgabe; 
4. von einer außerordentlichen Verehrung, von einem Nachlaſſe oder ſonſtiger Begünſtigung; 
5. von abgängiger Berechnung eines Ausſtandes die Rede iſt; oder 
6. wenn ein Muͤglied des Kirchenconventes perſönlich bei der Sade intereſſirt iſt; 
7. wenn ein Contrakt ohne geſetzlichen Aufſtreich oder Abſtreich abgeſchloſſen; 
8. ohne richterliches Erkenntniß irgend ein Recht der Stiftung aufgegeben, oder ein beſtrittener 
Anſpruch an dieſelbe anerkannt; 
9. eine Erwerbung oder Veräußerung von Gebäuden, Grundſtücken oder Gefällen; oder 
10. eine Kapitalaufnahme (außer zur Ablöſung anderer Kapitalien); 
11. ein Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre geſchehen; 
12. die Laufenden Ausgaben durch Ablöſung eines Aktivkapitals gedeckt; 
13. eine ſtiftungsmäßige Ausgabe beſchränkt oder eingeſtellt; 
14. eine weſentliche Veränderung in der Verwaltung oder Benügung des Stiftungsvermögens 
getroffen ; 
15. der Stiftungsetat auf irgend eine andere Weiſe überjchritten oder verändert, oder endlich 
16. eine Abweichung von den gejeglichen Normen Der Verwaltung gemacht werden joll; 
jo hat der Kirchenconvent die Sache zwar in vorläufige Berathung zu ziehen, ſodann aber dem 
verfammelten Stiftungsrathe zur nähern Prüfung vorzulegen, und dieſem die weitere Entſchließung 
anheim zu geben. 

8135. Insbejondere in Abjidt auf Armenunterftüßung!). Was ins: 
bejondere die Armenunterftüßung betrifft, jo ijt bei Entwerfung des Jahrsetats mit möglichjter Ge— 
nauigfeit zu berechnen, wie viel nad dem Willen der Stifter, und wie viel etwa nod weiter nad) 
den Kräften der Stiftung im Ganzen zu diefem Zwecke verwendet werden fünne und jole. 

Ueber die wirkliche Verwendung diefer Summen und ihre Bertheilung unter die einzelnen 
Armen hat jodann der Kirchenconvent unter Communication mit den übrigen Mitgliedern der Orts— 
Yeitung des Wohlthätigfeitävereins zu verfügen. 

Sollten beiondere, erſt im Laufe des Jahrs eintretende Umftände eine Ueberjchreitung dieſer 
Summe nothwendig machen, jo hat der Kirchenconvent hiezu die Genehmigung des Stiftungsrathes 
einzuholen. 

Ehen diejes geichieht, wenn der Kirchenconvent Die Unterftüßung einzelner Gemeindeglieder 
durch Geld» oder Naturalanlehen ohne gejegliche Verſicherung für dienlich oder nothwendig erachtet, 
in fo fern diefe Vorſchüſſe nicht aus der im Voraus zur Armenunterftügung gewidmeten Summe 
bejtritten werden. 

8 136. Subſidiariſche Verbindlidfeit der Gemeinden zur Armen: 
unterftüßung. Bet der Unterftügung dev Armen iſt der Grundſatz fetzuhalten, daß auch Dies 
jenigen Stiftungen, welche ganz oder zum Theile diefem Zwecke gewidmet find, hiezu nur, jo weit 
es ohne Angriff ihres Vermögensfonds und ohne Abbruch ihrer fonftigen jtiftungsmäßigen Aus— 
gaben thunlich it, in Anſpruch genommen werden können, — bei der Unzulänglichfeit diefer Bei— 
träge aber jeder Gemeinde die Fürſorge für ihre Armen obliegt. 

8 137. Mitwirfung des Bürgerausjhujies. In den übrigen (nach $ 134) zum 
Erkenntniß des Stiftungsrathes geeigneten Fällen hat derjelbe jedesmal den Bürgerausſchuß zur 
gutachtlihen Aeußerung aufzufordern. 

Aber auch im Bürgerausschuffe gebührt, in jo fern von einer bloß gottesdienftlichen Zwecken 
gewidmeten Stiftung die Rede ift, nur den zu derjelben Konfeſſion fich befennenden Mitgliedern 
eine Stimme ($ 122). 

$ 138. Rehnungsftellung. Die Jahrsrehnung wird durch den Stiftungspfleger in der 
Negel ſelbſt geitellt. 

Wegen Mebertragung der Rechnungsftellung an den Verwaltungsaktuar, jo tie wegen der 
für diefe Rechnungsgeſchäfte auszufegenden Belohnung, finden die bei dem Gemeinderechnungswejen 
deßhalb extheilten Beſtimmungen (88 33, 34) auch hier ihre Anwendung. 

$ 139. Prüfung der Rechnung durh den GStiftungsrath und den Bürger: 
ausſchuß. Sobald die Rechnung geftellt ift, wird fie nebjt ihren Beilagen dur) den Raths— 


1) Siehe jedoh Anm. 1 zu $ 120. 
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ichreiber der Gemeinde vorgelejen, jodann dureh den Stiftungsrath in Abwejenheit des Rechners 
geprüft, und dem Bürgerausjchuffe (oder den Hiezu geeigneten Meitgliedern dejjelben, $ 137) zu 
gleihmäßiger Durchſicht mitgetheilt. 

Die Bemerkungen des Ausihuffes werden im Stiftungsrathe begutachtet, jofort aber mit 
der Nechnung und allen dazu gehörigen Akten zum gemeinjchaftlichen Oberamt eingejchidt. 

8 140. Durch das gemeinjhaftlide Oberamt. Die Rehnung wird vorerjt durch) 
den Oberamtmann nad) der ihm für die Nevifion der Gemeinderechnungen ertheilten Vorſchrift 
($ 94) nad Form und Inhalt geprüft, jodann unter Anſchluß ſämmtlicher Defefte dem Dekan 
zur Einfiht und zu etwaigen Bemerkungen mitgetheilt. 

$ 141. Rechnungsabhör. Nach diejen Vorbereitungen wird die Abhör durch das gemein- 
jchaftlihe Oberamt mit Zuziehung de3 Nechners in der Oberamtsjtadt vorgenommen, und die vor— 
fommenden Necefje dem Stiftungsrathe mitgetheilt. 

Sollten ſich jedoch ſolche Anftände ergeben, welche nicht wohl anders als an Ort und Stelfe 
unterfucht, oder nicht — ohne in das Innere der Verwaltung einzugreifen, gehoben werden fünnen, 
jo find diefelben bei dem nächſten Ruggerichte durch) den Oberamtmann unter Zuziehung des Stiftungs- 
rathes (nöthigenfalls unter Vernehmung des Bürgerausſchuſſes) zu erledigen, und die diepfallfigen 
Receſſe dem betreffenden Defan zur Einficht mitzutheilen. 

8 142. Nevifions- und Abhörkoſten. Yür die Abhör der Stijtungsrechnung hat 
die Stiftungsfaffe den damit bemühten Perfonen in der Regel feine Belohnung oder Entihädigung 
zu reichen, 

Sollten jedoch die Lofalabhörgefhäfte ausnahmsweije nicht gelegenheitli des Auggerichts 
borgenommen werden können, oder durch diejelben die Ruggerichtsfoften bedeutend vermehrt werden; 
fo ift dies bei Einjendung der Neifekoftenverzeichniffe zu bemerken, um wegen des bon der 
Stiftungskaſſe zu leiftenden Erſatzes die nöthige Verfügung treffen zu fünnen. 

Auch die Revifion der Stiftungsrechnungen iſt amtliche Obliegenheit des Oberamtes, und 
mithin ohne bejondere Koſtenanrechnung zu bejorgen. Es können jedoch die Stiftungsfaffen zu Be— 
jtreitung der Hierdurch vermehrten Oberamtsfanzleifojten in verhältnigmäjfige Konkurrenz gezogen 
werden. 

$.143. Stiftungsconfraternität. Wo. bisher unter mehreren oder ſämmtlichen 
Stiftungen eines Oberamtsbezirfes für gemeinjchajtlihe Zwecke und Laften (3. B. für Unterrichts- 
anjtalten, Epidemiefoften, andere Armenkur- und Suftentationsfoften und dgl.) eine rechtsgültige 
Verbrüderung jtattgefunden hat, da tft jolche bis auf weitere Anordnung auch Fünftig aufrecht zu 
erhalten. Es find aber die Rechtstitel und Grundſätze derjelben, jo wie der bisherige Maßſtab zu 
Bertheilung der Koſten der betreffenden Regierung zur Prüfung und angemejjenen Verfügung vor— 
zulegen. 

8 144. Fortjegung. Die Berathung der — dieſe Stiftungsverbrüderung betreffenden 
Gegenftände gejchieht durch die Amtsverfammlung unter dem gemeinichaftlihen Vorſitze des Ober: 
amtmanns und des betreffenden Dekans. 

Penn ſich die Verbrüderung nur über einzelne Theile des Oberamts erjtrect, jo gebührt 
nur den Deputirten der betheiligten Amtsorte eine Stimme bei dieſer Berathung. 

In Abſicht auf Bevollmächtigung und Inftruftion Haben ſich die Deputirten nach den im 
8 76 in Beziehung auf die Amtsverfammlungsglieder ausgeſprochenen Srundjäßen zu achten. 

Der Defan hat Hiebei insbejondere das gemeinihaftlihe Interefje der Stiftungen — der 
Amtspflege gegenüber zu wahren. 

In denjenigen Oberämtern, welche mehrere Diözeſanſprengel derjelben Konfeſſion ganz oder 
zum Theile umfaſſen, ift nur der Defan (oder in deſſen Ermanglung der erjte Geiftliche) der Ober: 
amtsjtadt zu diefen Verhandlungen beizuziehen. Es hat aber derjelbe die betreffenden Defane von 
den gefaßten Beſchlüſſen jedesmal in Kenntniß zu jeßen. 

8 145. Gemeinihaftlides Oberamt. Außerdem aber und in allen — die eins 
zelnen Lofalftiftungen betreffenden Angelegenheiten, bildet der Oberamtmann mit dem Dekan, in 
deſſen Sprengel die Stiftung gelegen iſt, das gemeinſchaftliche Oberamt oder die Auffichtsbehörde 
für den Stiftungsrath. 

Nur in jolden Fällen, wo der perfönlihe Zufammentritt mit dem Oberamte nothwendig 
wird, wie z. B. bei Rechnungsabhören, hat dev Dekan, wenn er außer der Oberamtsjtadt ſeinen 
Wohnfig hat, zu Erſparung der Reijefojten den erjten Geiftlihen der Oberamtsftadt zu jubitituiren, 
welcher jich dieſem Gejchäfte jederzeit unentgeltlich zu unterziehen bat. 

Sollte die Verſchiedenheit des Glaubensbefenntniifes oder irgend ein anderer Umſtand eine 
Ausnahme von diejer Regel begründen, jo find hiezu der betreffenden Regierung mit möglichjter 
Nüdfiht auf Kofteneriparniß die geeigneten Anträge zu machen. 
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8 146. Bezeihnung der zur Cognition des gemeinſchaftlichen Oberamtes 
geeigneten Fälle Dem gemeinfchaftlichen Oberamte find außer den Stiftungsetats und Stif— 
lungsrechnungen diejenigen Beſchlüſſe des Stiftungsrathes zur Genehmigung vorzulegen, durch welche 
entweder irgend ein perjünliches Intereſſe der Mitglieder dejjelben, oder der Vermögensfonds der 
Stiftung auf irgend eine Weife berührt, der ordentliche Etat derjelben überjehritten oder ver- 
ändert wird. 

Namentlich find Hierunter begriffen: 

1. diejenigen Fälle, welche nach den Beſtimmungen des $ 134 von dem Kirchenconvente zur 
ftiftungsmäßigen Berathung vorgelegt werden, mit einziger Ausnahme der dort unter 
Nr. 5. und 7. aufgeführten Fälle; 

2. diejenigen Beſchlüſſe des Stiftungsrathes, bei welchen der Vorſtand oder irgend ein anderes 
Mitglied deſſelben perfünlich betheiligt ift. 

$ 147. Sonftige Ginwirfung des gemeinfhaftliden Oberamtes. Auch 
außer den hier namentlich ausgedrücten Fällen ift das gemeinjchaftlihe Oberamt ermächtigt, von 
den Verhandlungen und Beſchlüſſen des Stiftungsrathes und des Kirchenconventes zu jeder Zeit 
beliebige Einficht zu nehmen, auch den Berhandlungen derjelben, jo ferne es ohne Kojten für die 
Stiftungen geſchehen mag, perſönlich anzuwohnen, ohne jedoch die Freiheit der Berathung oder die 
dem ordentlichen Vorſtande der Behörden gebührende Leitung derjelben zu ftören. 

8 148. Oberaufjiht der Kreisregierung. Das gemeinjchaftliche Oberamt hat Die 
Beichlüffe des Stiftungsrathes in nachſtehenden Fällen der betreffenden Kreisregierung zur höhern 
Entſchließung vorzulegen: 

1. wenn der Oberamtmaun und der Defan in ihren Anfichten nicht übereinjtimmen ; 

9, wenn einer von ihnen, oder ein Gehülfe des Oberamtmanns, oder ein anderer Staat3- 
beamter, ein Kirchen- oder ein Korporationsdiener perſönlich bei der Sache intereffirt ift; 

3. wenn don einer zweifelhaften Verbindlichkeit der Stiftung, oder don Mebernahme einer 
neuen Verbindlichfeit auf diejelbe ; 

4. von einer neuen Befoldung, Bejoldungszulage, Penfion oder jonft jährlich wiederfehrenden 

Ausgabe, von außerordentlichen Verehrungen oder ähnlichen Begünftigungen die Rede ift; 
. bei jeder Veräußerung von Gebäuden, Grundjtücen oder Gefällen, bei wichtigeren oder 
läſtigen Erwerbungen diejer Art; 

6. bei Kapitalaufnahmen oder erheblichen Vorempfängen auf Die Einfünfte folgender Jahre, 
in jofern ſolche nicht zur Ablöſung von Paſſiv-Kapitalien verivendet werden; 

7. wenn ein zum Grundjtoc des Stiftungsvermögens gehöriges Aftivfapital zu Dedung der 
Laufenden Ausgaben verwendet werden foll ; oder endlich 

8. wenn eine jonftige wejentliche Veränderung in dev Verwaltung oder Benützung des Stif— 
tungsvermögens getroffen wird. 

$ 149. Einſendung der Etats und Rehnungszuftandsberidhte. Die Etats ber 
einzelnen Stiftungen find von zehn zu zehn Jahren ber betreffenden Kreisregierung zur Einſicht 
und Verfügung vorzulegen. . 

Leber den Zuftand des Stiftungsrechnungsweſens aber hat der Oberamtmann den herkömm— 
Yihen Hauptbericht an diejelbe alljährlich in Gemeinſchaft mit den betreffenden Defanen zu eritatten. 

$ 150. Fernere Giltigfeit der bestehenden Verwaltungsgeſetze. Diejenigen 
Beitimmungen der Commumordnung und der übrigen — die Verwaltung der Gemeinden, Amtö- 
körperſchaften und Stiftungen betreffenden älteren und neueren Geſetze, welche den — im gegen- 
wärtigem Edikte ausgeſprochenen Grundfäßen nicht wibderftreiten, find als allgemein verbindlic auch 
ferner zu befolgen. 

Unſer Miniſterium des Innern iſt mit der Vollziehung des gegenwärtigen Ediktes 
beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 1. März 1822 


Wilhelm. 
Der proviſoriſche Chef des Departements Auf Befehl des Königs: 
des Innern: Der Staatsſekretär: 
Schmidlin. Vellnagel. 


ot 
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Amtsinrfihrift 
für die erangelifchen Kirdgenkunvente vom 29. Oktober 1824. 


Es ift für nöthig erachtet worden, die Vorſchriften über die Zufammenfegung, den Wirkungs- 
freis und den Gefhäftsgang der evangelifchen Kicchenfonvente einer Prüfung zu unterwerfen, und 
diejelbe auf eine zeitgemäße Weiſe neu zu bejtimmen. 
Die evangeliiche Synode hat daher den Gegenftand in Gemeinfchaft mit dem evangelifchen 
Konfiftorium in Berathung gezogen, und nach den Ergebniffen Hiebei an das Miniſterium des 
Innern und des Kirchen: und Schulwejens Anträge erjtattet. 

In Gemäßheit der Hierauf ergangenen höchſten Entſchließung vom 10. d. M. find nun fol= 
gende Beitimmungen als Amtsvorjehrift für die evangelifchen Kirchenfonvente feſtgeſetzt worden. 


J. Bildung der Kirchenfonvente. 

$ 1. In jedem evangelifchen Pfarrorte des Königreichs befteht, ohne Rückſicht auf das Reli— 
gionsbefenntniß dev Mehrzahl der Ortseinwohner und ohne Unterjchted, ob der Ort für ſich eine 
bürgerliche Gemeinde bildet oder als bloße Parzelle einer andern Gemeinde zugetheilt ijt, ein 
evangeliicher Kirchenkonvent. 

8 2. Daſſelbe findet Statt in jeder evangelifchen Filialgemeinde, welche für ſich, oder in 
Verbindung mit den fatholifchen Ortseinwohnern eine bürgerliche Gemeinde bildet, vorausgeſetzt, daß 

a. entweder der größere Theil der Ortseinwohner der evangelifchen Konfejfion zugethan iſt 

oder 

b. daß, wenn die evangelifchen Einwohner die Minderzahl bilden, in dem Orte, entweder 

eine eigene evangeliihe Schule oder bejondere Stiftungen für gottesdienftliche Zwecke 
evangelifher Konfeſſion bejtehen. 

8 3. In evangelifhen Filialorten, welche bloße Parzellen einer größeren bürgerlichen 
Gemeinde find, bejteht in dem Falle ein bejonderer evangelifher Filtalfirchenfonvent, wenn der 
Filialort 

a. einer andern bürgerlichen Gemeinde als derjenige ſeines kirchlichen Mutterorts zugetheilt 

iſt, und 

b. zugleich eine eigene evangeliſche Schule oder beſondere Stiftungen für gottesdienſtliche 

Zwecke der evangeliſchen Konfeſſion beſitzt. 

8 4. Außer den vorbenannten Fällen ($$ 2 und 3) jtehen die evangeliſchen Einwohner 
von Filialorten unter dem evangelifchen Kirchenkonvente des Mtutterorts. 

$ 5. Mitglieder des evangelifden Kirchenkonvents find 

1. in Orten, welche der Sit eines Gemeinderaths find: 

die evangelifhen Ortsgetjtlichen, 

der Ortsvorſteher, 

der Stiftungspfleger, 

zwei bis drei Beifißer vom Hauptorte, und 

je ein Beifißer aus jedem mit einer befondern Kirchenftiftung oder Schule begabten — 
dem Kirchenfonvent untergeordneten Yiltalorte ; 

2. in Orten, die bloße Gemeindeparzellen bilden ($ 3): 

der Geijtliche, 

der Anwalt, 

der Stiftungspfleger, jofern eine Stiftung vorhanden tft, und 
ein bis zwei Beifiger. 

8 6. Wenn der Ortsvorfteher und der Stiftungspfleger der Fatholifchen Konfeffion zugethan 
find, jo ſteht denſelben, jo weit es fi) in dem evangelifchen Kirchenfonvente von Neligion und 
Kirchenſachen handelt, Fein Stimmrecht zu; fondern dieſes ift auf polizeiliche, jo wie auf Schul- 
und ökonomische Gegenftände bejchränft. 

8 7. Die Beifißer des Kirchenkonvents werden in Orten, die bürgerliche Gemeinden bilden, 
von den evangelifchen Mitgliedern des Stiftungsraths aus ihrer Mitte gewählt. 

Wenn der Stiftungsrat nur jo viele evangelifche Mitglieder zählt, als zu Beſetzung des 
Kirchenkonvents erforderlich find, jo find diefe von Amts wegen zugleich die Beifiger des Konvents. 
Denn aber derjelbe die erforderlihe Zahl nicht enthält, jo find die fehlenden Beifiger durch die 
evangelifchen Ortseinwohner zu wählen. 
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Bei einer folhen Wahl find die gejeglichen Beſtimmungen über die Wahl der Mitglieder 
de3 Gemeinderath3 analog anzumenden. 

$ 8. Auf gleiche Weife werden in denjenigen Silialorten, in welden ber Bejtimmung des 
S 3 zu Folge Filtalfirchenfonvente beftehen follen, die Beifiter von den evangelifchen Ortsein- 
wohnern aus ihrer Mitte gewählt. 

$ 9. Bei Angelegenheiten, welche den ganzen Pfarreiverband gemeinjchaftli angehen, 
(3. B. bei Kirchen- und Pfarrhausbauten, gemeinſchaftlichen Stiftungen ꝛc.) treten die Filialkirchen— 
fonvente mit demjenigen des Mutterorts zum Behuf der gemeinfamen Berathung und Beſchluß— 
nahme zujanmen. 

II. Wirfungstreis. 


S 10. Der evangelifhe Kirchenkonvent hat im Allgemeinen die Obliegenheit, Die Kirchen-, 
Sitten und Schulpolizei in dem Bezirke der Ortskirchengemeinde zu handhaben. 

Außerdem Liegt demjelben nach Maßgabe des Verwaltungsedikts auch die Bejorgung der 
faufenden Stiftungsgejchäfte und der Armenunterjtügung, legtere unter Rückſprache mit der Orts— 
armenleitung, ob. 

Sn gemifchten Orten, in welchen Kirchenfonvente beider Konfejfionen bejtehen, fommt die 
feßtere Obliegenheit dem — nad Maßgabe des Berwaltungsedikts bejtellten gemeinjchaftlichen 
Kirchenfonvente zu. 

8 11. Als Kirchenpolizeibehörde hat der Kirchenfonvent das Beſte jeiner Kirche und Kirchen— 
gemeinde, jo weit es von äußerlichen Einrichtungen abhängt, den beftehenden Gejegen gemäß zu 
beforgen, und unter gewiljenhafter Vermeidung alles Eingreifens in das innere Samilienleben der 
Gemeindeglieder und jorgfältiger Schonung der Gewifjensfreiheit die äußerliche Kirchen- und Sitten- 
zucht zu handhaben. 

8 12. Derjelbe hat daher 

1. über die Beobachtung und Vollziehung der Kirchengejege in der Gemeinde zu wachen; 

2. für die Ordnung und Würde bei Abhaltung der öffentlichen Gottesdienjte zu jorgen, und 
alle Störungen derfelben zu verhüten; 

3. über den baulihen Stand und die Reinlichfeit der Kirchengebäude zu wachen, und über 
die Kirchenftühle nach herfümmlicher Ordnung zu verfügen. 

$ 13. Er hat ferner über die Beobachtung der über die Feier der Sonn, Feſt- und Feier: 
tage bejtehenden Geſetze Sorge zu tragen. 

Jedes Mitglied des Kirchenkonvents ift verbunden, die von ihm in diefer Hinficht wahr: 
genommenen MHebertretungen dem Pfarrer oder Ortsvorjteher anzuzeigen. 

$ 14. Der Kirhenfonvent hat endlich mit Klugheit und Gewilfenhaftigfeit darüber zu 
wachen, daß durch Privaterbauungs:Zufammenfünfte, dur Sekten und Separatijten die Erreichung 
des Zwecks der Firhlichen Verbindung nicht gejtört werde. 

Er hat daher die in der Gemeinde etwa bejtehenden Pietijtenverfammlungen zu beobachten, 
und wenn bei denjelden Unordnungen und Mißbräuche vorgehen, nach Befinden der Umstände ent— 
weder ſelbſt einzufchreiten oder der betreffenden Behörde eine Anzeige davon zu machen. 

8 15. Das religiössfittliche Leben der im Umfang der Gemeinde befindlichen Perjonen 
gehört nur jo weit unter die Aufficht und Cenſur des Kivchenfonvents, als dur Vernachläſſigung 
der Erziehung der Kinder dur Eltern und Pfleger, oder durch Ausbrüche der Irreligioſität, Vers 
höhnung des Heiligen, Umtriebe des Aberglaubens und der Seftirerei, oder durch rohe und zum 
Aergerniß gereichende Aeußerungen der Unfittlichfeit die öffentliche hriftliche Kirchen: und Sitten- 
zucht verlegt wird. 

8 16. Sm Uebrigen wird das religiög-fittliche Privatleben der Gemeindeglieder der Seel— 
jorge der Beichtväter anheimgegeben, und dem Kirchenkonvent ift nur geftattet, dem Geiftlichen dies— 
falls nöthige Mittheilungen zu machen, und ihn zu Ausübung feiner beichtväterlihen Pflichten 
aufzujordern. 

8 17. Die Amtsbefugniß des Kirchenfonvents in Kirchen: und Sittenpolizeifachen erſtreckt 
fich iiber alle und jede Mitglieder der Kirchengemeinde, und über alle innerhalb des Pfarrbezirks 
geichehene, jeinen Gejhäftsfreis berührende Handlungen. 

Vor demjelben haben fich daher auch beurlaubte Soldaten und Auswärtige (auf gejchehene 
Requifition an ihre Obrigfeit) zu ftellen, zu verantworten und feinen Verfügungen fich zu untere 
werfen. 

Bei Störungen, welche von Genofjen der fatholiihen Konfejfion begangen werden, hat der 
evangeliiche Kirchenfonvent mit dem zujtändigen katholiſchen Kirchenfonvent Rückſprache zu nehmen. 

$ 18. Als Auffihtsbehörde für die örtlichen Schulanftalten Hat der Kirchenfonvent darüber 
zu wachen, daß die bejtehenden Verordnungen über das Schulwejen im Bereich der Pfarrgemeinde 
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genau beobachtet werden, und er wird deshalb auf die General-Schulverordnung vom 31. Dezember 
1810, fo wie auf die nachgefolgten allgemeinen und befonderen Vorfchriften verwiejen. 

8 19. Der Antheil, den der Kichenfonvent an der Verwaltung des örtlichen Stiftungs- 
Vermögens ($ 10) zu nehmen hat, ift durch das Verwaltungsedift vom 1. März 1822 bejtimmt. 

$ 20. Das Armenwejen hat der Kirchenfonvent ($ 10) unter Rückſprache mit den frei⸗ 
willigen Mitgliedern des örtlichen Wohlthätigkeitsvereins nach den beſtehenden Geſetzen zu beſorgen, 
zu dem Ende über Erhaltung und zweckmäßige Verwendung der Armenfonds, Abſtellung des Bettels 
und Beſchäftigung der Armen zu wachen. 

$ 21. Kranke, Blödfinnige, Wittwen, Waifen, unmündige Kinder und Hülfloje Alte werden 
‚der Berathung und dem Schuße des Kirchenfonvents in jeder Hinfiht bejonders empfohlen. 

$ 22. Der Kirchenkonvent führt die nächte Aufficht über die niederen Diener der Kirche, 
und der damit in Verbindung jtehenden Unftalten, wie Meßner, ZTodtengräber, Leichenſäger ze. 
und ahndet die Dienftverfäumnifje derjelben. 

$ 23. Der Kirchenkonvent hat in jeinem Wirfungsfreife zunächſt Ermahnungen und War— 
nungen zur Beiferung der Kirhengenofjen anzuwenden. In Fällen aber, wo dieſes Korrektions— 
recht für den Zweck nicht zureicht, find die weltlichen Mitglieder des Kirchenfonvents ermächtigt, 
Geld- oder Gefängnißftrafen zu erkennen, welche jedoch in Gemeinden dritter Klafje zwei Reichs— 
thaler oder 24 Stunden Gefängniß, in Gemeinden zweiter Klafje drei Reichsthaler oder 36 Stun: 
den Gefängniß, und in Gemeinden erſter Klaffe vier Reichsthaler oder 48 Stunden Gefängniß 
nicht überjteigen dürfen. 

Die Kirchenfonvente in Filtalen ($ 3) ohne Gemeindeverfafjung find hierin denjenigen in 
den Gemeinden dritter Klafje gleich zu achten. 

$ 24. Ob Geld» oder Gefängnißftrafe anzuwenden jei, bleibt, wo gejegliche Vorſchriften 
nichts beftimmen, dem gewiljenhafen und klugen Ermefjen der weltlichen Mitglieder des Kirchen: 
fonvents anheimgejtelt. 

$ 25. Die von dem Kirchenkonvente angefegten Gelditrafen fallen der Stiftungsfafje des 
Orts zu. 

$ 26. Schullehrer können wegen Heiner Dienftvergehungen oder anftößigen Wandels, falls 
die vorhergehenden Ermahnungen des Geiftlichen nichts fruchten, dor den Kirchenkonvent bejchieden 
und da zurechtgewiejen werden. 

Scheint Beitrafung derjelben nöthig, jo ift an das gemeinjchaftlihe Oberamt zu berichten. 

$ 27. In Fällen, welche eine die Befugniß des Kirchenfonvents überfteigende Strafe erfor= 
dern, oder die, wie 3. B. Injurien und Schlaghändel, nicht vor denjelben gehören, fteht dem 
Kirchenkonvent weder Unterfuhung noch Beftrafung zu, jondern es find jolche den betreffenden 
Behörden zur Verfügung anzuzeigen und zu überlafjen. 

$ 28. Bon dem Straferfenntniß der Kirchenkonvente findet, ſofern nicht etwa die Erhaltung 
des kirchenkonventlichen Anjehens eine ungejäumte Gefängnißftrafe nöthig macht, der Rekurs an 
das Oberamt nah Maßgabe der Gejege Statt. 

$ 29. Strengere geiftlide Strafen, wie die Ausſchließung don Firhlihen Handlungen 
und Vorrechten oder aus der Kirchengemeinschaft, find der oberjten Kixchenbehörde vorbehalten. 


III. Verhältniß zu dem gemeinjchaftlichen Oberamt. 


$ 30. Die Kichenkonvente find der Aufficht und der Leitung der gemeinjchaftlichen Ober: 
ämter untergeben. Diejen haben fie auch Fälle, die ihre Befugniſſe überjchreiten, oder deren 
Erledigung fie nicht erwirfen fonnten, vorzulegen. 

Dagegen haben die Kirchenkonvente das Net, zu Aufrechthaltung ihres Anjehens und 
Durchführung ihrer Anordnungen, wo es nöthig ift, von den gemeinjchaftlichen Oberämtern Unter: 
ftüßung zu verlangen. 

$ 31. Sollte der Kirchenkonvent durch eine Verfügung des gemeinſchaftlichen Oberamts ſich 
in ſeinen Rechten gekränkt, oder in ſeiner Wirkſamkeit ſich von demſelben verlaſſen glauben, ſo— 
kann er an die geeignete höhere Behörde ſich wenden. 


IV. Geſchäftsgang. 


g 32, Die Mitglieder des Kirchenkonvents verſammeln ſich auf die vom erſten Geiftlichen 
(unter Rückſprache mit dem weltlichen Vorfteher) an fie ergangene Einladung in der Pegel monatlich 
einmal, in Filtalien jährlich wenigjtens viermal, in einem ſchicklichen Lokal, um über die bor= 
liegenden Gegenftände ſich zu berathſchlagen. 

$ 33. Kein Mitglied darf ohne erhebliche Urſachen und vorgängige Anzeige bei dem Borjtand 
von den Situngen wegbleiben. 
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8 34. Kein Kirchenkonvent kann ohne Beifein des Pfarrers und des erjten weltlichen Orts— 
Vorſtehers (oder der von ihnen in wichtigen Verhinderungsfällen bejtellten Amtsverwejer) gehalten 
werden. 

8 35. Die zu verhandelnden Gegenjtände werden der Reihe nad zur Berathung und 
Abjtimmung gebracht, wobei, jedoch mit Ausnahme von Strafverfügungen, dem weltlichen Borjteher 
die erjte, und im Fall der Stimmengleihheit dem dirigirenden Geiftlichen die entjcheidende Stimme 


zuſteht. 

S 36. Das Protokoll wird in der Regel von dem Geiſtlichen, oder, wo deren mehrere find 
von dem jüngiten derjelben geführt, nach dvorherigem Verleſen von den Mitgliedern unterjchrieben 
und von dem Dirigirenden aufbewahrt. 

8 37. Mit Kicchengenofjen, die in Rechtsſachen einen befreiten Gerichtsjtand genießen, hat 
der Kirchenkonvent, wenn ihr perfönliches Erſcheinen nicht wejentlich erfordert wird, ſchriftliche Ver— 
handlungen zu pflegen. 

Tach vorjtehenden Beſtimmungen haben fih nun die evangelifchen Kirchenfonvente und die 
denjelben vorgejegten gemeinjchaftlichen Oberämter zu achten. 


IV. 
Königliche Perordnung vom 25. Jamtar 1851 


in Betreff der Einführung von Pfarrgemeinderäthen in ver eVangelifchen 
Tandeskiridfe, 
Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Um dem in der evangelifchen Landeskirche hersorgetretenen Bedürfniffe der Auf: 
ftellung befonderer Organe für die Leitung des kirchlichen Gemeindelebens einjtweilen in 
jo weit, al3 der dermalige Stand der Staatsgejeßgebung es gejtattet, Genüge zu leiften, 
und damit zugleich eine Grundlage für weitere Berbefjerungen in der Verfaſſung diejer 
Kirche herzuftellen, verordnen und verfügen Wir, auf den Antrag der evangelifchen 
Synode und nad Anhörung Unferes Geheimen-Rathes, unter dem Vorbehalt der nach 
Befeitigung der jetzigen Hinderniſſe zu treffenden definitiven Bejtimmungen, wie folgt: 


Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1. Sn jeder evangelifchen Pfarrgemeinde wird aus ihren ordentlichen Geift- 
lichen und den von ihr gewählten Kicchenälteften ein Pfarrgemeinderath (Presbyterium) 
gebildet, welcher auf dem Grunde der heiligen Schrift und im Einverjtändniffe mit den 
urjprünglichen Befenntniffen der deutjchen Reformation, vornehmlich der Augsburger 
Konfejfion, die Leitung der Firchlichen Angelegenheiten der Pfarrgemeinde unter der 
Aufficht der Defanate und der Oberfirchenbehörde bejorgt. 

$ 2. Dem Pfarrgemeinderath kommt insbejondere zu: 1. Pflege chriftlichen 
Lebens, evangelifche Sorge für Zucht ‚und Ehrbarkeit, und der damit verbundene Einfluß 
auf Kindererziehung, Schule und ledige Jugend; 2. Wahrnehmung der Firchlichen Ord— 
nung überhaupt, namentlich der Gottesdienftordnung und Sonntagsfeier; 3. chriftliche 
Armen- und Krankenpflege; 4. Ueberwachung der niederen Kirchendiener und gutachtliche 
Aeußerung über die Beftellung derjelben da, wo dieſe nach der Verordnung dom 
29. September 1836 dem GStiftungsrathe zukommt; 5. Vertretung der Pfarrgemeinde 
und ihrer Intereſſen, insbeſondere auch bei Bejegung von geiftlichen Aemtern. Hin— 
fihtlih der Zujtändigfeit der Pfarrgemeinderäthe in den Vermögensangelegenheiten der 
Pfarrgemeinde val. 8 30. 

$ 3. Einzelne Gemeindegenofjen haben ihre, auf das chriftliche Leben und die 
firhliche Ordnung in der Gemeinde bezüglichen Wünfche und Beichwerden zunächſt an 
den Pfarrgemeinderath oder einzelne Mitglieder dejjelben zu bringen. Auch können fie 
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diejelben, wenn fie beim Pfarrgemeinderath fein Gehör finden, auf den höheren kirch— 
lichen Stufen verfolgen. 


Bon der Bejtellung der Kirchenälteſten. 


8 4. Die Zahl der Xelteften richtet fich nach der Größe der Pfarrgemeinde. Es 
find deren: 4—6 in Gemeinden unter 500 Kirchengenofjen, 6—8 in Gemeinden unter 
1500 Kirchengenofjen, 8—10 in Gemeinden unter 5000 Kixchengenoffen, 10—15 in 
Gemeinden über 5000 Kirchengenoſſen. 

8 5. In Pfarrgemeinden, welche mehrere Orte umfaffen, wird aus jedem Orte 
oder aus einer Gruppe von Parzellen eine dem Verhältniffe der Seelenzahl entjprechende 
Anzahl von Aeltejten je durch die Wahlberechtigten des Orts oder der Ortjchaftengruppe 
gewählt. 

5 6. Für die erjtmalige Beftellung der Pfarrgemeinderäthe beftimmt der Dekan 
nach Vernehmung der Ortsgeiftlichen und Kirchenfonvente die in jeder Pfarrgemeinde 
jeiner Diözefe innerhalb des vorgezeichneten Nahmens zu wählende Gejammtzahl von 
Aeltejten, ſowie im Falle des $ 5 die etwa zu bildenden Ortſchaftsgruppen und die 
Zahl der von den einzelnen Orten oder Ortſchaftsgruppen zu wählenden Xelteften. 
Später unterliegen diefe Beitimmungen dem Beſchluß der Pfarrgemeinderäthe und der 
Genehmigung der aufjehenden Bezirksſtellen. 

8 7. Zur Wahl der Xeltejten find alle Männer der Pfarrgemeinde berechtigt, 
welche das 30. Lebensjahr zurücgelegt haben, zur Zeit der Wahl ſelbſtſtändig auf eigne 
Rechnung in dev Pfarrgemeinde leben, in dev bürgerlichen Gemeinde, zu welcher jene 
gehört, ihren feſten Wohnfig haben, oder andernfalls ſich daſelbſt auch ſchon während 
der Legtvergangenen drei Jahre aufgehalten haben, und fi) als Mitglieder der evan- 
gelifchen Kirche und zu ihrer Ordnung befennen. Weitere Bedingung ift, daß fie an 
feinem derjenigen Mängel leiden, welche zur Ausübung des gemeindebürgerlihen Wahl 
rechts unfähig machen (Art. 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1849, betreffend einige Ab- 
änderungen und Ergänzungen der Gemeindeordnung) und nicht durch unzweifelhafte 
Thatjachen den Ruf unkirchlichen Sinnes und unfittlichen Lebenswandels fich zugezogen 
haben. 

Ss 8. Zu Xelteften können nur ſolche nach 87 mwahlberechtigte Männer der Pfarr- 
gemeinde gewählt werden, welche mindejtens 40 Jahre alt find und ihren chriftlichen 
Sinn insbejondere duch Werthichägung der kirchlichen Gnadenmittel (Wort und Safra= 
ment) bethätigen. 1 

5 9. Ueber jänmtliche Wahlberechtigte wird von der Wahlkommiſſion, welche 
erſtmals aus dem Pfarrer, dem Ortsvorsteher, oder, wenn derjelbe nicht der evangeliſchen 
Konfeffion angehört, dem älteften Kirchenkonventsmitgliede und einem weiteren Mitgliede 
des Kicchenkonvents (und fpäter aus dem Pfarrer und zwei Aelteſten) gebildet wird, 
eine Lifte gefertigt, welche fpäteftens am Tage der Verkündigung des bevorftehenden 
Wahlakts ($ 10) und mwenigftens während der zwei folgenden Tage an einem öffentlichen 
Orte aufzulegen tft. Klagen wegen Webergehung in der Lifte find vor dem Tage der 
Wahlhandlung eritmals vor dem Kirchenkonvente (und fpäter vor dem Pfarrgemeinderath) 
anzubringen und zu begründen, und von diefem nad) der Lage der Sache endgültig zu 
entjcheiden. Dei dem Wahlakte werden nur die Stimmen der in der Lifte Eingetragenen 
angenommen. 

5 10, Die Wahlhandlung findet, nachdem fie Sonntags zuvor unter angemefjener 
Ermahnung der Wähler, nur auf Männer von ehrbarem Wandel und Iebendigem 
Chriſtenthum Bedacht zu nehmen, von der Kanzel verfümdigt worden ift, in der Kirche 
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mittelft Umgangs um den Altar ftatt. Den Angehörigen der Yilialorte kann je nach) 
den örtlichen Verhältniffen die Abjtimmung in der Filialfirche oder, in Ermanglung 
einer jolchen, in ihrer Filialſchule gejtattet werden. 

$ 11. Die Abftimmung geſchieht in Gegenwart der Wahlkommiſſion ($ 9) durch 
perfönliche Abgabe der Stimmzettel, welche fo viele Namen, als Kirchenältefte zu wählen 
find, enthalten und von dem Abjtimmenden eigenhändig mit feinem Namen, oder wenn 
ex des Schreibens unfundig iſt, mit feinem von einem Mitgliede der Wahlkommiſſion 
oder des Gemeinderaths oder Kirchenkonvents beglaubigten Handzeichen unterjertigt 
jein müſſen. 

8 12. Die Stimmen werden nach dem Schluffe des Wahlgeſchäftes, wo möglich 
noch an dem Wahltage jelbft, von dem Geiftlichen und den Urkundsperjonen abgezählt; 
das Ergebniß der Abzählung wird in dem Protofoll bemerkt und von dem Geijtlichen 
und den beiden Urfundsperjonen beglaubigt. Wenn die Stimmenzählung nicht unmittelbar 
auf die Abſtimmung erfolgen Tann, find die abgegebenen Stimmzettel jofort unter amt— 
liches Siegel zu legen. 

$ 13. Diejenigen, welche die meiften der abgegebenen Stimmen in jich vereinigen, 
find als gewählt zu betrachten. Diejelben werden jodann am nächjten Sonntage von 
der Kanzel verfündigt, und am darauffolgenden Sonntage im Morgengottesdienite der 
Gemeinde vorgeftellt und von dem Geiftlichen durch Handtreue verpflichtet. Die Ver— 
pflichtung enthält das Gelübde: „Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjtes 
mit Sorgfalt und Treue in Hebereinftimmung mit dem evangelifchen Bekenntniß zu 
warten, und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß Alles ehrlich und ordentlich zugehe in 
der Gemeinde zu deren Befjerung”. 

$ 14. Beanftandungen des Wahlverfahrens oder der Befähigung eines Gewählten 
(8 8) können nur binnen einer fechstägigen Friſt, von der im S 13 vorgejehenen Ver— 
fündigung des Wahlergebnifjes an gerechnet, bei dem Kirchenfonvent, jpäter bei dem 
Pfarrgemeinderath erhoben werden, welcher in erjter Inſtanz über diejelben entjcheidet. 
Eine Entſcheidung in zweiter und letter Inſtanz kommt der Oberfirchenbehörde zu '). 

15. Die Wahl der Aeltejten gejchieht auf ſechs Jahre; nach drei Jahren tritt 
die eritmals durch das Loos zu beftimmende Hälfte und nach drei weiteren Jahren die 
andere Hälfte aus. Die Austretenden find wieder wählbar. Einzelne in dev Zwijchenzeit 
durch Tod oder jonft ($ 16) abgehende Aelteſte werden durch die Nächjten in der bei 
der Wahl gefallenen Stimmzahl erjeßt. 

8 16. Außer dem freiwilligen Rücktritt erfolgt die Entlaffung eines Aelteſten: 
1. wegen jedes die MWählbarfeit in den Pfarrgemeinderath aufgebenden Grundes ; 
2, wegen erwieſener Dienjtuntüchtigfeit in Folge geiftiger oder förperlicher Gebrechen ; 
3. wegen beharrlicher Vernachläffigung des Berufs und jonjtiger Pflichtwidrigfeit ; über 
Entlaffung eines Aeltejten in den vorerwähnten Fällen entjcheidet bis auf Weiteres die 
Oberfirchenbehörde. 


Bon dem Gejhäfte des Pfarrgemeinderaths und den Pflichten der 
Kirhenälteiten. 
$ 17. Den Borfiß im Gemeinderath führt der Pfarrer. 
S 18. In BVerhinderungsfällen iſt Stellvertreter des Vorſitzenden, wo mehrere 
Geiftliche find, der nächitfolgende ordentliche Geiftliche, ſonſt derjenige, welcher auch in 
den übrigen Amtsverrichtungen den Pfarrer vertritt. Der Pfarrgehülfe nimmt, wo er 
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nicht als Stellvertreter des Pfarrers anweſend ift, an den Verhandlungen nur mit 
berathender Stimme Theil. 

8 19. Hit der vorfitende Geiftliche perſönlich betheiligt, jo verſammeln fich, 
wenn fein anderer Geiftlicher da ift, die Kirchenälteften unter dem Vorſitze desjenigen 
Aelteſten, welcher bei dev Wahl die meiten Stimmen hatte, oder, wenn mehrere gleichviel 
Stimmen hatten, des nach dem Lebensalter vorangehenden. 

8 20. Der Pfarrgemeinderath verfammelt ih, von dem Vorſitzenden einberufen, 
‚an einem würdigen Orte, monatlich wenigftens einmal, wo möglich an bejtimmten 
Tagen. 

$ 21. Der Borftand kann auch außerordentliche Sitzungen veranftalten und ift 
dazu verpflichtet, wenn ein Drittheil dev Mitglieder es verlangt. 

$ 22. Zu jeder Beratdung des Pfarrgemeinderaths find jämmtliche Mitglieder 
zu berufen, es wäre denn, daß das eine oder das andere Mitglied bei dem Gegenſtande 
derſelben perſönlich betheiligt wäre. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes wird die Anweſenheit 
von mehr als der Hälfte der feſtgeſetzten Zahl der Aelteſten neben dem Vorſitzenden 
erfordert. Anordnungen aber, welche behufs der Gottesdienſtordnung getroffen werden, 
und Anträge auf Entlaſſung eines Aelteſten können nur in Anweſenheit von wenigſtens 
zwei Drittheilen neben dem Vorſitzenden beſchloſſen werden. Dem Pfarrer bleibt vorbe— 
halten, den ſchriftlichen Verkehr mit andern Behörden, ſo weit es ſich nur um die Vor— 
bereitung eines Gegenſtandes oder um Vollziehung eines Beſchluſſes handelt, im Namen 
des Pfarrgemeinderaths zu beſorgen. 

$ 23. Die Verhandlungen werden mit Gebet eröffnet und beſchloſſen. Das 
Protokoll führt in der Negel der Geiftliche, unter mehreren der jüngite. 

g 24. Wenn in einem Orte mehrere Pfarrgemeinden find, fo treten die Pfarr- 
gemeinderäthe derjelben zu gemeinjamer Berathung und Beihlußfaffung über alle die— 
jenigen Angelegenheiten zufammen, welche fich nicht auf eine einzelne jener Gemeinden 
bejehränfen. Hiebei wechjelt der Vorſitz jährlich unter den Pfarrern, Außerdem ver: 
jammeln ſich, wenigitens je nach drei Monaten, unter gleichem Vorſitze, die von den 
Pfarrgemeinderäthen hiezu beauftragten geiftlichen und weltlichen Mitglieder zu gemein= 
famer Beſprechung und Vorberatdung über Die Kicchenzuftände des Orts. Bon dem 
Ergebniß diefer Verhandlung ift den Pfarrgemeinderäthen der Pfarrgemeinden jpätejtens 
bei ihrer nächſten Verſammlung Nachricht zu geben. 

g 25. Dem Pfarrgemeindevath kommt ein weltliches Zwangs- und Strafrecht 
nicht zu. 

$ 26. Die Aelteften ftehen dem Geiftlichen in der chriftlichen Berathung der 
Gemeindeglieder bei, um zu belehren, zu tröften, zu ermahnen und zu warnen. Wie 
fie hiebei überhaupt mit chriftlicher Borficht und Schonung zu verfahren haben, jo wird 
ihnen, um die Wirkſamkeit des Geiftlichen nicht zu jtören und um Einheit in der 
Behandlung zu ſichern, zur Pflicht gemacht, im Einvernehmen mit dem Geiftlichen zu 
handeln, welchen, die Seelſorge zumächft obliegt. Auch haben ſie dasjenige geheim zu _ 
halten, was fie in ihrer Amtsthätigfeit als Aelteſte vertraulich erfahren. 

g 27. Den Gliedern des Pfarrgemeinderaths Yiegt ob, auf den Wandel und die 
ganze Amtsführung ſowohl der Geiftlichen als der Aelteſten zu achten, eintretenden Falls, 
einzelne oder in Gemeinschaft, brüderlich einander zu ermahnen, und, wo es noth thut, 
an die nächte vorgeſetzte Eirchliche Behörde fi) zu wenden; hievon ijt jedoch der Be— 
theiligte vorher in Kenntniß zu jeßen. 

$ 28. Ueber Gegenftände, bei welchen die Ortspolizei betheiligt ift, hat der 
Pfarrgemeinderatd mit der zuftändigen Behörde Nücjprache zu nehmen, und wenn er 
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ſich mit deren Maßregeln nicht zufrieden ftellen kann, die Verwendung der vorgeſetzten 
kirchlichen Behörde nachzufuchen. Erſcheint bei Störungen der Firchlichen Ordnung das 
Einjchreiten der weltlichen Strafgewalt nothiwendig, fo wird der Pfarrgemeinderath den 
porliegenden Fall der zuftändigen Behörde zur weiteren Behandlung itbergeben. 

Ss 29. Die riftliche Armen und Krankenpflege, welche dem Pfarrgemeinderath 
und bejonders einzelnen Mitgliedern. deſſelben (Diakonen, Armenpfleger) obliegt, ift nicht 
nur Sorge für leibliche Bedürfniffe, jondern hauptfächlih für das Wohl der Seelen; 
eine Sorge, welche mit den evangelijchen Mitteln der Belehrung, der Ermahnung und 
des Troſtes ebenjo der Verarmung, tie dem fittlichen Verfinfen der Verarmten ent- 
gegenwirkt. In dieſer Pflege wird es unter Umftänden zweckmäßig und wünſchenswerth 
jein, daß die Armenpfleger des Pfarrgemeinderath3 andere, zumal jüngere Gemeinde 
genofjen don lebendigem Glauben und vorwurfsfreien Sitten als Gehülfen beizichen, 
welche in vorkommenden Fällen zu den VBerfammlungen des Pfarrgemeinderaths eingeladen 
werben mögen. Sp weit e3 jich in der Firchlichen Armenpflege um leibliche Unterftükung 
handelt, umd jo weit zu diefer die efivaigen freiwilligen Beiträge, welche dem Pfarr- 
gemeinderathe zur Berfügung geftellt werden, nicht ausreichen, wird derjelbe, jo Lange 
ihm eigene Mittel nicht zu Gebote ftehen ($ 30), ſich an den Stiftungsrath wenden. 
Auch wird der Pfarrgemeinderath fich in’s Einvernehmen mit den etwa beftehenden freien 
Vereinen hriftlicher Wohlthätigkeit jegen, fie möglichjt unterftügen und unter Umftänden 
ihre Hülfe in Anſpruch nehmen. 

8 30. Bis zu definitiver anderweiter Feſtſetzung bleiben die örtlichen Stiftungen, 
die rein Tirchlichen wie die gemifchten, nach den Beitimmungen des Verwaltungsedikts 
unter der Obhut und Berwaltung des Stiftungsraths oder feines Ausſchuſſes, des 
Kirchenkonvents, und unter der Aufficht dev demjelben vorgefegen Behörden. Es ift 
jedoch bejondere Obliegenheit des Ortsgeiftlichen, bei der Verwaltung der Stiftungen die 
kirchlichen Anfprüche und Bedürfniffe zu wahren und geltend zu machen. 

s 31. In Beziehung auf die Schule hat der Pfarrgemeinderath an die Orts- 
ſchulbehörde dasjenige zu bringen, was er zur Wahrung des Kirchlichen Intereſſes für 
angemefjen Hält, und nöthigenfalls die Verwendung der Firchlichen Oberbehörde nach— 
zuſuchen. 

5 32. Vor der Wiederbeſetzung eines geiſtlichen Amts in der Pfarrgemeinde muß 
jedesmal der Pfarrgemeinderath mit feiner Aeußerung über den Ficchlichen Zuftand der 
Gemeinde umd über das DVorhandenfein beſonderer, bei der Beſetzung der Stelle zu 
berüdfichtigender Bedürfniffe und Verhältniffe vernommen und diefe Aeußerung der Ober: 
firchenbehörde vorgelegt werden. Desgleichen liegt e3 dem Stiftungsrath ob, vor der 
ihm zuftehenden Beſetzung von Stellen niederer Kicchendiener die gutachtliche Aeußerung 
des Pfarrgemeinderaths über diejelbe zu erheben. 

5 33. Der Pfarrgemeinderatd kann Gefuche, welche allgemeine Intereſſen der 
evangelijchen Kirche betreffen, an die Kirchliche Oberbehörde richten, und wird auf 
Befragen Seitens diejer Behörde oder des Defanatamts über jolche, Gegenftände fein 
Gutachten abgeben. 

8 34. Durch) die vorjtehenden Beftimmungen wird der gejekliche Wirkungskreis 
der Kirchenkonvente in ihrer Eigenjchaft als Sitten-, Kirchen- und Schulpolizeibehörden 
und als Ausſchüſſe der Stiftungsräthe ($ 132 des Verwaltungsedikts) nicht verändert. 
Diejelden haben daher auch in Firchlichen Angelegenheiten (Amtsvorſchrift für die evan— 
geliſchen Kicchenfonvente vom 29. Oftober 1824, 88 11—17) in allen denjenigen Fällen 
nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften thätig zu jein, in welchen eine Einſchreitung 
der Polizei- und Strafgewalt (ebendaſelbſt SS 23—28) erforderlich it. Im Mebrigen 
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geht die Leitung und Beforgung der firchlichen "Angelegenheiten der Pfarrgemeinden, 
vorerſt mit Ausnahme der DVermögensangelegenheiten derjelben (85 2 und 30) an die 
Pfarrgemeinderäthe in Gemäßheit der Bejtimmungen diefer Verordnung über. Wir 
verjehen Uns zu den Kicchenkonventen wie zu den Kicchenälteften, dab beide mit Eifer 
und in gutem Einvernehmen für Zucht, Ordnung und Förderung hriftlicher Gefinnung 
in den Gemeinden wirken und darauf Bedacht nehmen werden, die wohlthätigen. Erfolge 
zu erreichen, welche Wir durch gegenwärtige Verordnung bezweden. Unſer Minifterium 
des Kirchen» und Schulwejens ift mit der Vollziehung gegenwärtiger Verordnung 
beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 25. Januar 1851. 


Wilhelm. 
Wächter. Maucler. 


vice 
Königliche Verordnung vom 18. Bovenmber 1854, 


in Betreff der Einführung von Diözeſan-Synvden in dir evangelifce 
Tandeskirche. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


In der Abſicht, die Wirkſamkeit der kirchlichen Gemeindevertretung durch eine 
geordnete Verbindung unter den einzelnen Pfarrgemeinderäthen einer Dibzeſe zu befördern 
und zu befeftigen, und den Defanen in der Firchlichen Bezirksleitung eine wünjchenswerthe 
Unterftügung durch ein aus jenen hervorgehendes Organ zu verſchaffen, verordnen und 
verfügen Wir, auf den Antrag der evangelifchen Synode und nach Anhörung Unjeres 
Geheimenrathes, wie folgt: 

g 1. Sm jeder Diözefe wird alljährlich einmal (in der Zeit vom Mai bis Sep- 
tember) auf Berufung des Defans eine Diözeſan-Synode gehalten. 

In demjenigen Jahre, in welchem die Vifitation der Diözefe ftattfindet, ift die 
Diözefan-Synode wo möglich in Gegenwart des Generaljuperintendenten abzuhalten. 

Die Berufung einer auferordentlichen Synode ift don der Anordnung oder Ge⸗ 
nehmigung der Oberkirchenbehörde abhängig. 

Z 2, Die Didzefan-Synode beſteht aus ſämmtlichen ordentlichen Geiſtlichen und 
eben jo vielen Kirchenälteften jeder Pfarrgemeinde. 

Die Letzteren werden von dem Pfarrgemeinderathe aus der Zahl der jeweiligen 
oder früheren Kirchenälteften, ſofern diefe die Eigenfchaften der Wahlfähigfeit zu Kirchen: 
ülteften noch befigen, in geheimer Stimmgebung erwählt. 

Wenn für zwei kirchlich getrennte Gemeinden Ein Geiftlicher gemeinjchaftlich anges 
ſtellt iſt, jo wählt von den für diejelben beſtellten Parrgemeinderäthen jeder jeinen 
bejonderen weltlichen Abgeordneten. 

Neben den Ortsgeiftlichen kommt auch den Geiftlichen öffentlicher Anftalten 
(Waifenhänfer, Hofpitäler, Strafanftalten u. dgl.), welche ſich in einer Diözeſe befinden, 
Sit und Stimme in der Synode zu. 

Die Mitgliedichaft der Diözefan-Synode ift ein Ehrenamt und mit feinerlei Geld- 
entſchädigung verbunden, 

$ 3. Die Abgeordneten werden je auf die Dauer von drei Jahren erwählt. 

S 4. Vorſtand der Diözefan-Synode ijt der Dekan. 

Ihm find zwei Beifiter, ein Geiftlicher und ein Aelteſter, jo wie ein Schriftführer 
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beigegeben,, welche von der Diözefan-Synode auf die Dauer von drei Jahren aus ihrer 
Mitte gewählt werden. 

Die beiden Beifiter bilden mit dem Defan den Ausſchuß der Diözefan-Synode, 

8 5. Der Zujammentritt der Diözeſan-Synode und die Namen der dazu 
erwählten Abgeordneten jeder Gemeinde werden an dem vorhergehenden Sonntage von 
fämmtlichen Kanzeln der Didzeje verfündigt und in die Fürbitte der Gemeinde befohlen. 

8 6. Die Didzefan-Synode verfammelt ſich an einem würdigen Ort und dauert 
in der Negel einen Tag. Sie wird durch Gottesdienjt in der Kirche mit Geſang, Gebet 
und Anſprache eröffnet und mit Gebet bejchlofjen. 

Die Beſchlüſſe der Didzefan-Synode werden dur einfache Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

8 7. Zu den Verhandlungen der Didzefan-Synode erhalten auch die zu derjelben 
nicht abgeoröneten Kirchenälteften und die Pfarrgehülfen der Diözeſe Zutritt; fie haben 
jedoh auf Anordnung des Vorſtandes abzutreten. 

58 Zum Wirkungsfreis der Diözefan-Synode gehört: 

1. Wahrnehmung des Firchlichen und fittlichen Zuftands der Diözefe und ihrer 
einzelnen Gemeinden, Förderung chriftlicher Gottesfurcht und Sitte, ſowie allgemeine 
Fürſorge für Arme, Kranfe und Verwahrloſte. 

2. Auffiht über die Geiftlichen und Aelteften in der Diözefe mit dem Recht, auf 
Antrag des Ausſchuſſes Ermahnungen an diejelben zu exlafjen. 

3. Berathung oder Begutachtung der von ihr felbft oder von einzelnen Pfarr: 
gemeinderäthen der Diözefe an die höhere Kirchenbehörde zu richtenden Wünfche und 
Bejchwerden, jowie Beantwortung der von der Oberfirchenbehörde an fie ergangenen 
Fragen und Bollziehung der von derjelben ertheilten Aufträge. 

Die Frage wegen Zuweifung der Aufficht über die Verwaltung des Kirchenver- 
mögen? und die Firchlichen Armenftiftungen in dem Bezirfe an die Diözefan-Synode 
bleibt auf künftige Abänderung der gefeglichen Normen über die Verwaltung und Beauf- 
fihtigung der Stiftungen ausgeſetzt. 

8 9. Der Ausfchuß der Diözeje bejorgt 

a. die Vorbereitung der Berfammlung und die Volziehung des Synodalprotofolls, 
das jofort dev Defan an den Generalfuperintendenten einjendet; 

b. die Leitung dev Diözefanangelegenheiten in der Zwijchenzeit bis zur nächiten 
ordentlichen Jahresſitzung. 

S 10. Insbeſondere Liegt dem Ausſchuß der Diözeſan-Synode ob: 

1. der leßteren einen Bericht über feine Wirkfamfeit im verfloffenen Jahre zu 
erjtatten und nach jeder ordentlichen Sitzung der Diözefan-Synode das Ergebniß der- 
jelben in einer kurzen Anjprache an die Gemeinden der Diözeſe zufammenzufafien; 

2. den Verkehr der Diözefan-Synode ſowohl mit den Pfarrgemeinderäthen der 
Diözeſe und der Oberficchenbehörde, ala mit andern kirchlichen und mit den bürgerlichen 
Behörden zu vermitteln; 

3. dor Wiederbejegung einer geiftlichen Stelle in der Diözeje die Aeußerung des 
Pfarrgemeinderath3 nach $ 32 Unferer Verordnung vom 25. Januar 1851 einzufordern 
und der Oberfirchenbehörde gutachtlich vorzulegen. 

4. dem Dekan auf deſſen Verlangen bei Unterfuhungen gegen Geiftlihe und 
Aeltejte, jedoch bis auf Weiteres nur in folchen Fällen, welche bisher der Dekan allein 
zu bejorgen hatte, bei Ertheilung von Erinnerungen und Zurechtweifungen, fowie zur 
Ausgleihung von Streitigkeiten zwiſchen Geiftlichen, Aelteſten und Gemeinden bei— 
zustehen ; 
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5. wenn es ſich von Anwendung jtrengerer Maßregeln der Kirchenzucht handelt, 
die geeigneten Anträge an die Oberkirchenbehörde zu jtellen; 

6. über ausnahmsweife Zulafjung zur Konfirmation vor dem vorgejchriebenen 
Alter, ſowie über die Entlafjjung von Kirchenälteften in erſter Inftanz, über Beanſtan⸗ 
dungen des Wahlverfahrens oder der Befähigung der Pfarrgemeinderathswahlen in letzter 
Inſtanz zu entſcheiden; 

7. das kirchliche Armenweſen des Bezirks und die Erziehung, beſonders der Ver— 
wahrloſten, zu überwachen. 

Die Geſchäftsleitung im Ausſchuſſe der Diözefan-Synode ſteht dem Dekan zu. 

Ss 11. Die Aufficht über die Diözefan-Synoden und deren Ausſchüſſe wird von 
der Dberkirchenbehörde, unter Mitwirkung der Generalfuperintendenten geführt. 

8 12. Durch die Beitimmung des 8 10 Ziff. 6, find die Schlukjäße der SS 14 
und 16 Unferer Verordnung vom 25. Januar 1851, betreffend die Einführung don 
Pfarrgemeinderäthen in der evangelifchen Landeskirche, abgeändert. 

Unfer Minifter des Kirchen- und Schulwejens ift mit Vollziehung gegenwärtiger 
Verordnung beauftragt. 

Stuttgart, den 18. November 1854. 

Wilhelm. 
Wächter. Mancler. 
VI. 
Königliche Verordnung, 
betreffend Die Einführung einer Landes-Synode in der evanoeliſchen Kirche 
von Würtkemberg vom 20. Dezember 1867, 

Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

Um der Gemeindevertretung in der evangeliſchen Landeskirche, welche in unterer 
und mittlerer Stufe durch die Königl. Verordnungen vom 25. Januar 1851, betreffend die 
Einführung von Pfarrgemeinderäthen, und vom 18. Januar 1854, betreffend die Ein— 
führung von Diözeſan-Synoden, geregelt worden ift, auf oberſter Stufe durch Einführung 
einer Landes-Synode den Abſchluß zu geben, verordnen und verfügen Wir auf den 
Antrag des enangelifchen Synodus und nad) Anhörung Unjere $ Geheimen-Nathes wie 
olat: 
ki; $ 1. Die Landes-Synode ift zur Vertretung der Genofjen der evangelischen 
Landeskirche, gegenüber von dem Tandesherrlichen Kirchenregiment bejtimmt. 

Diejelbe tritt je im vierten Jahre auf Berufung des evangelifchen Landesherrn 
zuſammen. 

Bei ihrer Berufung wird ſtets darauf Rückſicht genommen werden, daß deren 
Verſammlungen nicht mit denjenigen des Landtages zuſammenfallen. 

Wenn beſondere Umſtände nach dem Ermeſſen des Kirchenregiments eine außer— 
ordentliche Einberufung der Landes-Synode nöthig machen, ſo wird hierdurch der ordentliche 
Termin des Zufammentritts nicht verrückt. 

8 2. Die Landes-Synode beiteht: 

1. aus 50 von den Diözefan-Shpnoden erwählten Abgeordneten, 25 geiftlichen und 
25 weltlichen, wovon 
a. die Didzefan-Synode der Stadt Stuttgart zwei, einen weltlichen und einen 
geistlichen, 
b. die übrigen Diözeſan-Synoden je einen geiftlichen oder einen weltlichen Ab- 
geordneten (vgl. $ 3) wählen; 
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2. aus einem Abgeordneten der evangelifchetheofogischen Fakultät der Sandesuniverfität ; 
3. aus ſechs von dem evangelifchen Landesheren zu ernennenden Mitgliedern, wovon 
die Hälfte dem weltlichen, die Hälfte dem geiftlichen Stande angehören foll. 

5 3. Die Diözefan-Synoden von 

Böblingen, Cannſtatt, Ehlingen, Stuttgart Amt; 

Befigheim, Heilbronn, Anittlingen, Vaihingen; 

Nürtingen, Reuttlingen, Sulz; 

Calw, Nagold, Tübingen; 

Aalen, Crailsheim, Hall, Künzelsau, Langenburg, Schorndorf; 

Biberach, Geislingen, Kirchheim und Ulm 
haben das erſte Mal einen geiſtlichen, das andere Mal einen weltlichen —, die Diözeſan— 
Synoden von 

Leonberg, Ludwigsburg, Waiblingen; 

Backnang, Brackenheim, Marbach, Neuenſtadt, Weinsberg; 

Balingen, Tuttlingen, Urach; 

Freudenſtadt, Herrenberg, Neuenbürg; 

Blaufelden, Gaildorf, Heidenheim, Oehringen, Weickersheim, Welzheim; 

Blaubeuren, Göppingen, Münſingen und Ravensburg 
hingegen das erſte Mal einen weltlichen, das andere Mal einen geiſtlichen Abgeordneten, 
und ſofort in gleicher Abwechslung zur Landes-Synode zu ſenden. 

An die vollzogene Wahl eines Abgeordneten ſchließt jich Die eines Erſatzmannes an. 

5 4 Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl beziehungsweife Er— 
nennung der Mitglieder vorgenommen. 

5 5. Wählbar zum geiftlichen Abgeordneten it jeder im ordentlichen Kirchen- 
dienste ftändig angeftellte Geiftliche, wählbar zum weltlichen Abgeordneten jeder Angehörige 
der evangelifchen Landeskirche, welcher die für das Amt eines Kirchenälteften erforderlichen 
Gigenfchaften beſitzt ($ 8 der Königl. Verordnung vom 15. Januar 1851). 

Die Wählbarfeit ift auf Einwohner des Wahlbezirfs nicht beichränft. 

Zum Eintritt in die Landes-Synode wird den im Amte jtehenden Geiftlichen der 
Urlaub nicht verweigert. 

5 6. Die Diögefan-Synoden wählen ihre Abgeordneten und deren Erſatzmänner je 
in einem der Landes-Synode vorangehenden Zufammentritt, 

Hiebei werden die von der Oberficchenbehörde beftellten Pfarramtsverweſer zu den 
ſtimmberechtigten Mitgliedern der Diözefan-Synode gerechnet. 

Die Abjtimmung ift geheim und gejchieht durch Stimmzettel, auf welchen in 
abgejonderter Wahl zuerſt der Abgeordnete und dann deſſen Erſatzmann zu bezeichnen ift. 

5 7. jedes Mitglied dev Diözeſan-Synode Legt perſönlich feinen Stimmzettel in 
ein aufgejtelltes Gefäß, worüber im Protokoll eine Vormerkung gemacht wird. Abjtimmung 
durch Beauftragte findet nicht jtatt und ift daher auch eine jtellvertretende Abjtimmung 
durch Pfarrgehülfen ausgejchloffen. 

5 8. Die Stimmzählung erfolgt jodann durch den Dekan und die beiden Beiſitzer 
des Ausſchuſſes der Diözeſan-Synode noch während der Dauer der Wahlverſammlung. 
Das Ergebniß wird in das Protokoll eingetragen, welches von den Ausichußmitgliedern 
zu beglaubigen und in der Defanatsregiftratur aufzubewahren ift. 

5 9. Zur Gültigkeit einer Wahl gehört, daß mindejtens zwei Drittheile der 
Mitglieder der Diözefan-Synode abgeftimmt haben und daß der zu Wählende die abjolute 
Mehrheit dev abgegebenen Stimmen erhalten hat. Hat fich eine jolche nicht ergeben, jo 
iſt nochmals abzuftimmen. Bei einer nothiwendig gewordenen dritten Abftimmung kann 
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nur zwifchen den ziveien, die bei der unmittelbar vorhergegangenen Abſtimmung die 
meiften Stimmen exhalten haben, die Wahl ftattfinden. Iſt auf Mehrere die gleiche 
Stimmenzahl gefallen, jo entjcheidet zwifchen ihnen das höhere Lebensalter. 

$ 10. Den erwählten Abgeordneten, ſowie deren Erſatzmännern ift je eine durch 
den Diözefan-Synodalausichuß ausgefertigte Wahlurkunde zuguftellen. 

8 11. Gtwaige Einfprachen gegen eine Wahl find bei Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes innerhalb 14 Tagen nach Vollendung der Wahl an die Oberkirchenbehörde zu 
bringen, welche den Gegenſtand mit der erforderlichen Vorbereitung der Landes-Synode 
zur Entſcheidung zu übergeben hat. ; 

S 12, Der Abgeordnete der evangelifch-theofogiichen Fakultät wird von derjelben 
aus ihrer Mitte durch geheime Stimmgebung unter dem Vorſitz ihres Defans erwählt, 
welcher ſodann auch die Legitimationzurtunde ausftellt. 

8 13, Der Ernennung der von dem evangelifchen Landesherrn zu berufenden 
Mitglieder der Landes-Synode hat die Vernehmung der Oberkicchenbehörde voranzugehen. 

8 14, Die Hauptaufgabe der Landes-Synode bejteht in der Mitwirkung zur 
kirchlichen Gejeßgebung in deren ganzem Umfang, jo daß ohne ihre Zuftimmung firchliche 
Geſetze weder gegeben, noch verändert oder authentiſch interpretirt noch aufgehoben 
werden fünnen. 

Außerdem Liegt der Landes-Synode Die Begutachtung der von dem Kirchen— 
Regimente an fie gebrachten Vorlagen aus dem Öebiete der kirchlichen Verwaltung ob. 

Die Landes-Synode hat ferner das Recht, in Wahrnehmung des Zuftandes der 
Landeskirche nach den verjchiedenen Lebensgebieten derjelben, Lehre, Liturgie, Verfaſſung, 
Zucht und chriftlichem Leben, veligiöfer Erziehung der Jugend und hriftlicher Armen- 
pflege, — Anträge, Wünfche und Beichwerden, jei es in Sachen der Geſetzgebung oder 
der Verwaltung, an das Kirchenregiment zu bringen, worauf jedenfalls motivirter 
Beicheid ertheilt werden wird. 

Sodann ift die Landes-Synode befugt, von dem Stande und von den Rechnungen 
der unter Verwaltung der Oberfirchenbehörde beftehenden allgemeinen kirchlichen Fonds 
(Bejoldungsverbefferungsfonds, geiftlicher Unterftügungsfonds, geiftliche Wittwenkaſſe), 
ſowie von den für die evangelifch-firchlichen Bedürfniffe bejtimmten Positionen des 
Staatshaushaltungsetats Behufs etwaiger Erinnerungen Kenntniß zu nehmen. 

Endlich Hat die Landes-Synode vor ihrem Schluffe zu ihrer Vertretung bis zur 
nächſten Synode einen Ausſchuß zu wählen (vgl. SS 29—31). 

S 15. Das Bekenntniß der evangeliſch-lutheriſchen Kirche bildet Teinen Gegen⸗ 
ſtand der kirchlichen Geſetzgebung und liegt außerhalb der Verhandlungen der Landes— 
Synode. Dagegen gehört zur Eirchlichen Gejeßgebung innerhalb und auf Grundlage des 
unantaſtbaren Bekenntniſſes: 

1. die Lehr- und Gottesdienſtordnung, namentlich die Einführung kirchlicher Bücher; 

2, die kirchliche und fittliche Lebensordnung in den Gemeinden, jofern Pflichten, 
welche nicht ſchon in den beftehenden Kirchengeſetzen begründet find, den Kirchen _ 
genoffen auferlegt oder vorhandene Rechte und Verpflichtungen der Kirchengenojjen 
aufgehoben oder verändert werden jollen; 

3. die Verfaffung der Landeskirche ſowohl in Betreff der Kirchenleitung als der 
Gemeindevertretung in allen ihren Stufen einjchlieglich der Organiſation der 
kirchlichen Aemter und der zu erlaffenden Normen über die vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten dev Kirche, insbefondere über Beſtimmung der von der Ober: 
firchenbehörde verwalteten kirchlichen Fonds (S 14). 

$ 16. Geſetzentwürfe werden von dem Kirchen-Regimente eingebracht; fie werden 
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von der evangelischen Oberkirchenbehörde (Synodus) vorbereitet und nad erlangter Ges 
nehmigung de3 evangelifchen Landesheren an die Landes-Synode gebracht. 

Die Sanktion und Verkündigung der Firchlichen Geſetze erfolgt durch den evan- 
gelifchen Landesherrn. 

Die zu Vollziehung und Handhabung der Kirchengefehe erforderlichen Anordnungen 
zu erlaſſen, fteht dem SKirchenregimente zu. 

5 17. Einberufung und Entlaffung der Landes-Synode erfolgt auf Entſchließung 
des evangeliſchen Landesherrn; Eröffnungs- und Schlußakt geſchieht durch einen landes— 
herrlichen Kommiſſär. 

8 18. Der Eröffnung der Landes-Synode geht ein öffentlicher Gottesdienſt voraus; 
auch findet ein ſolcher nach ihrem Schluſſe ſtatt. Am Sonntag vor dem Zuſammentritt 
der Landes-Synode hat in ſämmtlichen evangeliſchen Kirchen des Landes eine Fürbitte 
für Diejelbe zu geſchehen. Jede Sitzung beginnt und fchließt mit Gebet. 

5 19. Unter Leitung des Aelteften dev theologischen und vechtögelehrten Mitglieder 
der Berfammlung wählt die Landes-Synode je nad) ihrem Zufammentritt für die Dauer 
dev Wahlperiode in geheimer Stimmgebung für das Amt ihres VBorfienden (Präfidenten) 
aus ihrer Mitte drei Mitglieder, aus melden die Ernennung durch den evangelifchen 
Landesherrn erfolgt. 

Ein Gleiches gefchieht nach Ernennung diefes Vorfikenden und unter dejjen Leitung 
mit der Wahl feines Stellvertreters (Bizepräfidenten). 

Die Übrigen Beamten werden von der Landes-Synode unmittelbar aus ihren Mit- 
gliedern gewählt. Bon der Wahl derjelben ift dem evangefifchen Landesherrn Anzeige 
zu eritatten. 

5 20. Die Mitglieder der Landes-Synode haben bei Eröffnung derjelben in die 
Hände des Iandesherrlichen Eröffnungsfommiffärs, fpäter eintretende in die Hände des 
Borfigenden das nachjtehende feierliche Gelübde abzulegen : 

sch gelobe vor Gott, daß ich bei meinem Wirken in der Synode gehorfam dem 

göttlichen Worte, in Treue gegen das Befenntniß der evangeliichen Kirche, die 

Ehre Gottes und das Heil der Seelen unverrüdt im Auge behalten und nad 

bejtem Wiſſen und Gewiffen das Wohl der evangelifchen Landeskirche berathen 

werde, | 

5 21. jedes Mitglied der Landes-Synde ift Vertreter der ganzen Landeskirche 
und an feinerlei Inſtruktion gebunden. 

5 22. Der Erfakmann tritt ein, wenn der Abgeordnete die Wahl nicht annehmen 
fann oder will, oder nad angenommener Wahl aus irgend einem Grunde aufhört, 
Abgeordneter zu jein. 

5 23. Die Beratdung über die in $ 24 namentlich genannten Gegenjtände 
erfordert die Anweſenheit von drei Viertheilen der Mitglieder der Landes-Synode. 

Im Uebrigen ift diefelbe als bejeßt anzujehen, wenn zwei Drittheile der Mitglieder 
verjammelt find. 

5 24. „Für die Gültigkeit der Beſchlüſſe der Landes-Synode bedarf es, wenn 
eine Aenderung der Kirchenverfafjung, der Gottesdienftordnung und der kirchlichen Bücher 
in Stage kommt, einer Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen der Anwejenden. Im 
Uebrigen genügt abjolute Mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet der Vorſitzende. 

5 25. Die Abjendung Tandesherrlicher Kommifjäre zu den DBerathungen der 
Landes-Synode, welche an dieſen Berathungen ohne Stimmrecht theilnehmen, bleibt 
jederzeit vorbehalten. 
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Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder der Oberkirchenbehörde find 
berechtigt, jeder Sitzung der Synode anzuwohnen. 

$ 26. Ueber Zulaffung der Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen (mit Vorbehalt der ver— 
traulichen Behandlung einzelner Angelegenheiten) wird die Gejchäftsordnung das Nähere 
bejtimmen. 

Auch werden die Protofolfe der Verhandlungen veröffentlicht, joweit nicht bie 
Landes-Synode ſelbſt eine Ausnahme bejchlieht. 

$ 27. Nach dem Schluffe der Synode werden die Entjehliegungen des Kirchen 
regiments über die bis dahin noch unerledigten Anträge derfelben bald thunlich in einem 
Synodalbeicheid zufammengefaßt und befannt gemacht. 

8 28. Die definitive Feſtſetzung dev Gejchäftsordnung erfolgt im Einvernehmen 
der Landes-Synode mit dem Kirchenregiment. 

Bis dies gejehehen kann, wird von Kirchenregiments wegen für die erſte Landes— 
Synode eine provijorifche Ordnung der Gefchäftsbehandlung erlaſſen werden. 

8 29. Vor dem Schluß der Synode wird für die Zwifchenzeit bis zum nächjten 
Zufammentritte derjelber ein Synodalausſchuß beftellt, welcher aus dem Präfidenten der 
Synode und vier von derfelden mit abjoluter Stimmenmehrheit gewählten Mitgliedern, 
zwei geiftlichen und zwei weltlichen, zu bejtehen hat. Zugleich werden für Verhinderungs— 
fälle dieſer ordentlichen Mitglieder ebenſo viele Erjagmänner gewählt. 

8 30. Der Ausſchuß verfammelt fih in den Jahren, wo fein Zufammentritt 
der Landes-Synode ftattfindet, je einmal auf Berufung dev Oberficchenbehörde zu 
geeigneter Zeit. 

Derſelbe kann von der Oberkirchenbehörde, fei es aus eigenem Ermeſſen oder auf 
den Antrag des Synodalpräftdenten, mit landesherrlicher Genehmigung auch zu auper- 
ordentlicher Verſammlung berufen werden. 

Ss 31. Zum Wirkungsfreife des Ausſchuſſes, als Vertreters der Landes-Synode, 
gehört: 

1. das Recht, in Wahrnehmung des Zuftandes der Landeskirche dem Kicchenregimente 
Wünſche und Beichwerden vorzutragen ; 

2. die gutachtliche Berathung der Oberkirchenbehörde auf von derſelben ergehende 

Aufforderung in Sachen der Gejeßgebung oder der Verwaltung; 
. das Necht des Antrags bei dem Kirchenregiment auf Berufung einer auper- 
ordentlichen Synode; 

4. die periodiſche Ausübung der der Synode nach 8 14 zuftehenden Befugniß der 
Kenntnibnahme von dem Stande und den Rechnungen der unter Verwaltung 
der Oberfirchenbehörde ftehenden allgemeinen kirchlichen Fonds, jowie von dein 
für die enangelifch-ficchlichen Bedürfnifje beftimmten Pofitionen des Staatshaus= 
haltungsetats ; 

5. Gritattung eines Nechenjchaftsberichts an die Synode. 

$ 32. Bezüglich der den Synodalmitgliedern auszujegenden Reiſekoſtenentſchädi— 
gung und Taggelder wird beſondere Verfügung ergehen. 

Unſer Miniſterium des Kirchen- und Schulweſens iſt mit der Vollziehung dieſer 
Verordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 20. Dezember 1867. 

Karl. 
Der Minister des Kicchen- und Schulweſens: 
Golther. Auf Befehl des Königs, 
der Kabinetschef: 
Egloffitein. 


co 
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vH. 


Königliche Verordnung, 


beireffend die Stellung des Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens bei 
Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche vom 20, Dezember 1867, 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

Um die Zweifel zu befeitigen, welche in Abſicht auf die Stellung des Minifteriums 
des Kirchen und Schulweſens bei Angelegenheiten der evangelijchen Landeskirche bejtehen, 
berordnen und verfügen Wir nah Maßgabe des Uns überlieferten landesherrlichen 
Kirchenregiments und im Hinblid auf den 8 75 der DBerfafjungsurfunde nad Anhörung 
Unjeres Geheimen-Raths, wie folgt: 

51. Unjferem Minifterium des Kirchen- und Schulwejens ift neben der ihm 
obliegenden Wahrung der Staatshoheitsrechte in Beziehung auf die evangeliſche Zandes- 
firche zugleich die Vermittlung Unserer Entjehliegungen auf die Anträge Unferes 
evangeliichen Konfiftoriums und Synodus aufgetragen, wobei das Minifterium dieſe 
Anträge Uns ſtets in Urſchrift vorlegen wird, 

Zugleich Führt daffelbe in Unferem Namen die Dienftaufficht über jene Behörden, 

5 2. Eine ſelbſtſtändige Inſtanz bildet das Ninifterium des Kirchen- und Schul- 
wejens in evangelifchen Kicchenangelegenheiten, abgejehen von Fällen, wo ein Einjchreiten 
des Staats nad allgemeinen Rechtsgrundfäßen begründet iſt, nur in joweit, ald es 
fi) dabei von der Dienjtaufficht über die landesherrlichen Kirchenregimentsbehörden oder 
von gemijchten, kirchlich-ſtaatlichen Sachen handelt. 

5 3. Zu ummittelbarem Vortrag an Uns ift Unfer evangelifches Konſiſtorium 
für fi) oder in feiner Erweiterung zum Synodus ermächtigt, wenn es bei der von dem 
Miniſterium unterlaffenen Uebermittelung eines von ihm gejtellten Antrages zu Unferer 
Entſchließung fich nicht beruhigen zu können glaubt, oder wenn ihm dureh eine von dem 
Minifterium ausgegangene oder ermittelte Verfügung eine kirchengeſetzliche Vorſchrift 
oder ein anerkannter Grundſatz der Kirche oder jonft ein Firchengenofjenjchaftliches Recht 
oder Intereſſe verlegt oder mit Verlegung bedroht erjcheint. 

5 4 Für den Fall, daß ein der enangelifchen Kirche nicht Angehöriger von Uns 
mit Verſehung des Kultusminifteriums betraut werden jollte, behalten Wir Uns vor, 
über die Ausübung der im 8 1 erwähnten innerfirchlichen Aufträge duch ein Mitglied 
der evangeliſchen Kirche nach Vernehmung der evangelijchen Oberficchenbehörde das Nöthige 
zu verordnen. 

Unſer Minifter des Kirchen» und Schulweſens ift mit der Bollziehung diefer 
Berordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 20. Dezember 1867. 

Karl. 
Der Minifter des Kirchen und Schulweſens: 
Golther. 
Auf Befehl des Königs, 
der Kabinetschef: 
Egloffsſtein. 
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VII. 
Entwurf 


einer Rirdrengemeinde- und Synodalordnung für die evangeliſche Landeskirche. 
A AR (Datum der Sanftionirung diejes kirchlichen Verfaſſungsgeſetzes). 
Nah den Beichlüffen der evangelifchen Landes-Synode. 


Auf den Antrag der evangelifhen Oberfirhenbehörde und unter Zuftimmung der Landes- 
Synode verordnen und verfügen Wir wie folgt: 


Griter Abjchnitt. 
Die Kirchengemeinde. 


A. Allgemeine Beffimmungen. 

Die Kirchengemeinde wird von den jämmtlichen Genofjen des Kirchſpiels gebildet. (Vergl. 
auch Art. 2.) 

Shre Aufgabe ift, als Glied der evangelifhen Landeskirche auf Grund des Befenntnifjes 
derjelben den Gottesdienit und das hriftliche Leben der Kirchengenoſſen zu fürdern und die Ein: 
rihtungen und Anftalten hiefür zu beſchaffen und zu erhalten. 

Art. 2. Die bisherige räumliche Begränzung des Kirchſpiels wird unter den nachfolgenden 
näheren Beitimmungen beibehalten : 

1. In größeren Kirchengemeinden, welche in mehrere Kirchſpiele (Parochieen) zerfallen, fommen 
jedem Kirchſpiele die Rechte und Pflichten einer Kirchengemeinde zu. Für die gemeinfamen Ange— 
Yegenheiten bilden diefe Parochieen eine Gefammtfirchengemeinde (Art. 21 und 34). 

2. Wenn für mehrere Kirchengemeinden ein gemeinſchaftlicher Pfarrer angejtellt iſt, jo bleibt 
gleichwohl jede derjelben eine befondere Kirchengemeinde. 

3. Filialgemeinden, in welchen regelmäßig wiederfehrender Gottesdienft gehalten wird, find 
bezüglich der gemeinfamen Angelegenheiten ein Theil der Muttergemeinde, im Uebrigen aber jelbjt- 
ftändige Kirchengemeinden. 

4. Nebenorte, in welchen fein regelmäßig wiederfehrender Gottesdienft gehalten wird, find 
nur als Theile der Kirchengemeinde zu betrachten. 

Unbejchadet der bejtehenden rechtlichen Berhältniffe und der Beitimmungen des gegenwärtigen 
Gejetes Tann in den Fällen der Ziff. 1 und 3 der Kreis der gemeinjamen Angelegenheiten und die 
Aufgabe der Geſammtkirchenvertretung (Art. 21, 22 und 34) durch Ortsſtatut (Art. 69) näher geregelt 
werden. 

Art. 3. Neubildung, Auflöfung von Kirchengemeinden, Veränderungen in der räumlichen 
Begränzung der Kirchſpiele, Aenderungen im Verhältniß zwiſchen Mutter- und Filialgemeinden 
und Nebenorten werden nad Vernehmung der betheiligten Gemeinden (Art. 71 Ziff. 1) und nad) 
gutachtlicher Aeußerung des Diözeſanausſchuſſes (Art. 104 Ziff. 6 Abſ. 1) durch die Oberfirchen- 
behörde mit Zuftimmung de3 Miniſteriums des Kirchen und Schulwejens angeordnet, 

Wird duch eine ſolche Aenderung ein Patronatrecht berührt, jo ift auch der Patron zu 

ören. 
Vor der Entſchließung der Oberkirchenbehörde iſt auch das betreffende Oberamt zu vernehmen. 
Bezüglich der Wirkungen auf die vermögensrechtlichen Verhältniſſe Hat es bei den beſtehenden 
Normen jein Verbleiben. 

Art. 4. Kirchengemeindegenofjen find alle Mitglieder der evangeliſchen Landeskirche, welche 
in der Kirchengemeinde ihren Wohnfig im retlihen Sinne des Wortes haben. 

Hat ein Mitglied der evangelifchen Landeskirche feinen Wohnfig in mehreren Kirchengemeinden 
Württembergs, jo ift er Kirchengenofje diefer ſämmtlichen Gemeinden. 

Mitglieder der Landeskirche, welche keinen Wohnfik innerhalb des Landes haben, find Kirchen: 
genofjen derjenigen Gemeinde, in welcher fie einen Aufenthalt von längerer Dauer genommen haben. 

Als Aufenthalt von längerer Dauer gilt derjenige, welcher länger als ein Jahr gewährt 
oder für welchen der Aufziehende einen längeren Zeitraum als ein Jahr in Ausficht genommen hat. 

Art. 5. Ob die Vorausfegungen des Art. 4 vorhanden find, hat im Zweifelsfalle der Kirchen- 
gemeinderath, nad) Vernehmung des Betheiligten, fejtzujtellen. 

Wer die Eigenſchaft eines Kirchengemeindegenofjen in Anjprud nimmt, ift verpflichtet, Die 
erforderlichen Nachweiſe hierfür beizubringen. 
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Gegen den Beihluß des Kirchengemeinderaths (Abſ. 1) fteht dem Zurücgewiejenen oder 
Beigezogenen innerhalb der Frijt von dreißig Tagen von Eröffnung des Beſchluſſes an die Berufung 
an die Gemeindevertretung zu (Art. 63 Abj. 1), bei deren Entjcheidung e3 jein Bewenden hat. 

Wird jedoch die Verpflichtung zu kirchlichen Gemeindelajten wegen Mangels der Voraus— 
feßungen in Art. 4 bejtritten, jo wird auch über das Zutreffen der letztern im Adminiftrativjuftiz- 
weg entjchieden. 

Art. 6. Pflicht des Kirchengemeindegenofjen tft e3, die gemeinfame Aufgabe der Kirchen- 
gemeinde (Art. 1 Ab. 2) in feinem Theile durch jein eigenes Verhalten zu erfüllen, das Wohl der 
Kirche nach Kräften zu fördern, die kirchlichen Gefege und Ordnungen zu befolgen, die ihm über- 
tragenen Gemeindeehrenämter (Art. 17 Abſ. 1 und Art. 31 Ziff. 2) zu verwalten, den ihn treffenden 
Theil der kirchlichen Gemeindelaften zu tragen und den von den Kirchengemeindefollegien innerhalb 
ihrer Zuftändigfeit ergangenen Anordnungen, insbejondere auch den Ladungen derjelben Folge zu 
Leijten. 

Art. 7. Jeder Kirchengemeindegenofje hat nah Maßgabe der in der Kiche zu Recht 
bejtehenden Ordnungen Antheil an allen kirchlichen Gnadenmitteln, Anftalten und Gerechtſamen. 

Art. 8. Die Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde erlifcht dur) das Aufgeben des Wohn- 
figes oder des Aufenthaltes (Art. 4) in derjelben, durch Austritt oder Ausschluß aus der Kirche. 

Art. 9. Der Austritt muß, um Wirfjamfeit zu haben, bei dem Vorfißenden des Kirchen- 
gemeinderath von dem Austretenden ſelbſt mündlich oder ſchriftlich angezeigt werden. 

Die Austrittserflärung tritt erft nach vier Wochen in Kraft (vergl. jedoch Art 53 Abi. 2). 
Hierauf it Dem Austretenden von dem Kirchengemeinderath durch feinen VBorfigenden eine Beſcheinigung 
darüber auszuftellen. 

Art. 10. Die Kirchengemeinde verwaltet ihre Angelegenheiten jelbitjtändig innerhalb der 
gejeglichen Gränzen. 


B. Die Organe der Kirhengemeinde. 


Art. 11. Die Organe der Kirchengemeinde find der Kirchengemeinderath und die Kirchen: 
gemeindevertretung (dev verjtärfte Kirchengemeinderath). 


I. Bildung der Organe. 
1. Gemeinjame Beftimmungen. 


Art. 12. Stimmberechtigt zur Wahl der Kirchengemeindefollegien find alle männlichen, über 
fünfundzwanzig Jahre alten, jelbititändigen Kirchengemeindegenofjen (Art. 4). 

Als jelbitjtändig tjt nur derjenige zu betrachten, welcher einen eigenen Hausjtand hat, oder 
ein öffentliches (Staats- oder Gemeinde) Amt befleidet, oder ein eigenes Geſchäft, beziehungsweife 
als Mitglied einer Familie deren Geſchäft führt. 

Als ſelbſtſtändig iſt nicht zu betrachten, wer ftändige Unterftügungen aus Mitteln der bürger- 
lichen Armenpflege erhält und wer unter Vormundſchaft fteht. 

Art. 13. Ausgeſchloſſen von der Stimmberedtigung tft: 

1. wer in Folge jtrafrichterlichen Urtheils der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig ift, oder 
wer in den lebten der Wahl vorangegangenen drei Jahren wegen Diebjtahls, Unterſchlagung, Be— 
trugs, Meineids, Urkundenfälſchung in gewinnſüchtiger Abficht oder wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens gegen die Sittlichfeit rechtskräftig verurtheilt worden tft; 

2. wem dur Erfenntniß der Kirchengemeindevertretung wegen öffentlichen Aergernifies, 
welches durch Verachtung der Religion, der evangelifhen Kirche oder ihrer Gnadenmittel oder durch 
unehrbaren Wandel gegeben worden ijt, oder durch beharrliche Gehorfamsperweigerung gegen 
Anordnungen der Kirchenbehörden die Stimmberehtigung in der Kirchengemeinde auf Zeit entzogen 
iſt (Art. 62 Ziff. 3). 

Art. 14. Das Stimmrecht ruht 

1. bei demjenigen, welcher fich wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens, das Die 
Entziehung der bürgerlihen Ehrenrechte bewirken fann, in Unterfuhung befindet, injolange, bis die 
Sache beendigt ift; 

2. bei demjenigen, gegen welchen ein Gantverfahren gerichtlich eröffnet ift, während der 
Dauer de3 Gantverfahrenz; 

3. bei demjenigen, welcher fi bei Eingehung einer Ehe der Pflicht Firchlicher Trauung ent- 
ſchlagen oder feine Kinder der Taufe oder Konfirmation entzogen hat, infolange, bis das Ver— 
ſäumte nachgeholt ift; 

4. in den Fällen der Art. 24 letzter Abf., Art. 35 letzter Abj., Art. 62 letter Abj., Art. 103 
Ziff. 2 Abſ. 3 auf die dort beftimmte Dauer; 
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5. bei Allen, welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr lang im Rück— 
ftande find, bis zur Erledigung dieſes Rückſtands. 

Art. 15. Der Oberkirchenbehörde fteht zu, jederzeit auf Antrag oder nach Vernehmung der 
Kirchengemeindevertretung einem Gemeindegenoffen das entzogene Stimmrecht wieder zu verleihen, 
oder ihn in die Ausübung des ruhenden Stimmrechts wieder einzujegen, jobald diefe Maßregel 
nad dem Verhalten deifelben als gerechtfertigt erſcheint. 

Art. 16. Wählbar in die Kirchengemeindefoflegien find die über dreißig Jahre alten, im 
wirklichen Genuffe des Stimmrechts ftehenden Kirchengemeindegenojjen. 

Außer den in den Art. 12, 13 und 14 bezeichneten Berfonen it von der Wählbarfeit auch 
ausgeſchloſſen, wer in Folge gerichtlichen Urtheils zu Bekleidung öffentlicher Aemter unfähig tft, 
oder wer wegen getjtiger oder körperlicher Gebrechen das Amt nicht verjehen kann. 

Die Wähler haben ihr Augenmerk auf Männer von gutem Rufe und bewährten kirchlichem 
Sinne zu richten. Sie find in dem Gottesdienste, worin die Wahlhandlung verfündigt wird (Wahl- 
ordnung $ 6, Anhang), auf das Gelübde Art. 26 hinzuweiſen, welches dem Wortlaute nach zu 
verleſen iſt. 

2. Bildung des Kirchengemeinderaths. 

Art. 17. Der Kichengemeinderath bejteht aus dem Pfarrer des Kirchſpiels oder deſſen 
ordentlichen Stellvertreter im Pfarramt und den von der Kirchengemeinde aus ihrer Mitte gewählten 
Aeltejten. 

Sind mehrere Geiftliche jtändig im Pfarramt einer Kirchengemeinde angeftellt, jo find fie 
ſämmtlich Mitglieder des Kirchengemeinderath2. 

Bloße Hülfsgeiftlihe (Vikare) nehmen, jofern fie nicht das Amt eines jtändigen Geiftlichen 
zu verwalten haben (Abſ. 1), nur mit berathender Stimme Theil. 

Urt. 18. Die Zahl der Aeltejten beträgt bei Gemeinden, beziehungsweife Kirchſpielen (Art. 
2 Ziff. 1), bis zu einjchließlic 1500 Kicchengenofjen 3—8, bei Gemeinden mit mehr ala 1500 
Kirchengenoſſen 6—12. 

Art. 19. In einer Über mehrere Orte fich erjtredenden Kirchengemeinde wird aus jedem 
Ort, oder aus einer Gruppe von Nebenorten (Art. 2 Ziff. 4) eine dem Verhältniffe der Seelenzahl 
entfprechende Anzahl Aeltejter in gemeinſchaftlichem Zufammentritt gewählt. 

Art. 20. Die Feltftellung der Zahl der Aelteften für die einzelnen Kirchengemeinden und 
innerhalb derjelben für die einzelnen Orte nad Maßgabe der Art. 18 und 19 erfolgt unter Berüd- 
fihtigung der örtlichen Verhältniſſe vor der erjtmaligen Wahl in einer Gemeinde nad Vernehmung 
des Pfarrgemeinderaths durch den beftehenden Diözeſanausſchuß. 

Ueber Anträge auf Abänderung der vor der erjten Wahl feitgeftellten Zahl entjcheidet 
endgiltig die Didzefan-Synode (Art. 94 Ziff. 4) nah Vernehmung der Gemeindevertretung. 

Art. 21. Wenn eine größere Kirchengemeinde in mehrere Kirchjpiele zerfällt (Art. 2 Ziff. 1), 
fo wird aus den einzelnen Kirchengemeinderäthen für die Berathung und Beihlußfaffung in gemein- 
famen Angelegenheiten ein Gejammtfirhengemeinderath gebildet. 

Durch Ortsftatut können die regelmäßigen Amtsverrichtungen des Gejammtfirhengemeinde- 
raths einem engern Rath übertragen werden, dejjen Mitglieder von den Kirchengemeinderäthen der 
einzelnen Parochien je auf eine Wahlperiode aus ihrer Mitte durch Wahl berufen werden. 

Die nähere Beitimmung der Gegenjtände, welche dem weiteren Gefammtfirchengemeinderath 
(Abſ. 1) vorbehalten werden wollen, jowie die Feititellung der Zahl der Mitglieder, beziehungs— 
weije der Verhältnißzahl der geiftlichen und weltlichen Ntitglieder des engeren Raths (Abſ. 2), 
bleibt dem Ortsſtatut überlafjen. 

Sedenfalls muß die Mitgliederzahl des engeren Kollegiums (Abſ. 2) mindejtens ein Drittheil 
aller Mitglieder der einzelnen Kirchengemeinderäthe betragen. 

Art. 22. In Parochien, welche mehrere Ortsgemeinden umfaſſen (vereinigte Muttergemeinden, 
Mutter: und Tochtergemeinden, Art. 2 Ziff. 2 und 3), treten zur Behandlung der gemeinjamen 
Angelegenheiten die befonderen Ortsfirhengemeinderäthe als Gejammtfirchengemeinderath zufammen. 

Das Nähere bezüglic einer Vereinfachung dieſes Körpers wird dur Ortsjtatut beitimmt 
(vergl. Art. 21). 

Art. 23. Die Aelteften werden von den Kirhengemeindegenofjen (Art. 12) nah Maßgabe 
der Wahlordnung in geheimer Stimmgebung auf ſechs Jahre gewählt. 

Zur Gültigfeit dev Wahl ift erforderlich, daß mindeitens ein Drittheil der Stimmberechtigten 
abgejtimmt hat. 

Muß wegen ungenügender Betheiligung die Wahl an einem jpäteren Tage fortgejeßt 
werden, jo iſt fie auch in dem Falle gültig, wenn im Ganzen eine geringere als die in Abj. 2 
genannte Zahl von Stimmen abgegeben wird. 
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Je nad drei Jahren tritt die Hälfte aus, jedoch nicht, bevor die Nachfolger eingeführt find. 

Die Austretenden können wieder gewählt werben. 

Das erftmalige Austreten nah drei Jahren wird durch das Loos bejtimmt. 

Art. 24. Die Wahl kann abgelehnt werden: 

1. von denjenigen, welche unmittelbar zuvor drei Jahre hindurch Aeltejte waren; 

2. von ſolchen, welche überhaupt ſchon ſechs Jahre als Aeltejte Dienfte geleiftet Haben; 

3. bei einem Lebensalter von über jechzig Jahren zur Zeit der Wahl; 

4. wegen anderer erheblicher Entfehuldigungsgründe (wie Kränklichfeit, häufiger Abwejenheit, 
undereinbarer Dienjtperhältnifie u. ſ. f.). 

Aus den Gründen der Ziff. 4 kann auch ein Xeltefter jein Amt niederlegen. 

Veber die Zuläffigfeit der Ablehnung und der Niederlegung des Amts entjcheidet der Kirchen: 
gemeinderath (Art. 58 a. E.), und wenn Bejchwerde hiegegen erhoben wird, endgültig der Diözeſan— 
ausſchuß (Art. 104 Ziff. 7). 

Bis die Entjheidung erfolgt ift, hat der Aeltefte jein Amt fortzuverjehen. 

Der fi nad endgiltiger Entjcheidung der zuftändigen Behörden (Abf. 3) weigert, das 
Aelteftenamt zu übernehmen, oder dafjelbe ohne Ermächtigung derjelben niederlegt, verliert jein 
Stimmreht (Art. 14 Ziff. 4) bis zur Zeit nad) der nächſten ordentltchen Wahl. 

Art. 25. Wenn einzelne der Gewählten nicht eintreten, jo rüden jolde nad, auf welche 
mindejtens ein Zehntheil der abgegebenen Stimmen gejallen ift. 

Sind ſolche nicht vorhanden, jo ift die Zahl durch Nachwahl zu ergänzen. 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt die Gemeindevertretung bei ihrem 
nächſten Zufammentritt einen Erjagmann, deifen Amt fih auf die nod übrige Dienitzeit des Aus— 
geſchiedenen erjtredt. 

Art. 26. Die Aelteften werden in dem gottesdienftlichen Lokale der Wahlgemeinde an einem 
der nächftfolgenden Sonntage im Hauptgottesdienite der Gemeinde vorgeitellt und von dem Geijt- 
lichen durch Handtreue verpflichtet. 

Die Verpflichtung enthält das Gelübde: 

„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjted mit Sorgfalt und Treue in 
Uebereinſtimmung mit dem evangelifchen Belenntniß zu warten und gewifjenhaft darauf 
zu achten, daß Alles ehrlich und ordentlich zugehe in der Gemeinde zu deren Beljerung”. 

Die Verpflichtung ſpäter Eintretender gefhieht in der Verſammlung des Kirchengemeindes 
rath3 durch den Vorfigenden. 

Die wiederholt Gemwählten werden auf ihre frühere Verpflichtung hingewiejen. 

Erjt mit Ablegung des Gelübdes ift der Aeltefte als in das Amt eingetreten zu erachten, 
und treten die bisherigen Aelteiten von ihrem Amt ab. 

Art. 27. Den Vorſitz im Kichengemeinderath führt der Pfarrer und in Verhinderung 
dejielben jein ordentlicher Stellvertreter im Pfarramt. 

Sind mehrere Geiftliche in der Gemeinde ftändig im Pfarramt angeftellt, jo kommt der 
Borfiß dem erften, die Stellvertretung dem in der dienjtlichen Stellung nächitfolgenden Getftlichen zu. 

In den Fällen des Art. 21 Abf. 1 und 2 ift Vorfigender der erjte Pfarrer (in Stuttgart 
der Stadtdefan) beziehungsweife der geſetzliche Stellvertreter defjelben, in den Fällen des Art. 22 
der Geiftliche der Muttergemeinde, beziehungsweife, wo ein Filtalverhältnig nicht bejteht, derjenigen 
Kirchengemeinde, welche die größere GSeelenzahl hat. 

Sit fein zum Vorſitze berechtigter Geiftlicher vorhanden, oder find die ſämmtlichen Geiſtlichen 
bei dem Gegenſtande der Verhandlung perſönlich betheiligt, ſo führt den Vorſitz ein Aelteſter, 
welcher von dem Kirchengemeinderath aus ſeiner Mitte je nach dem Eintritte der neuen Aelteſten 
bis zum nächſten ordentlichen Ausſcheiden der Aelteſten hiezu gewählt wird. 

Art. 28. Für die Kaſſen- und Rechnungsführung und für die Beſorgung der laufenden 
ökonomiſchen Geſchäfte der Kirchengemeinde (Art. 49 und 55) wird von der Gemeindevertretung aus 
der Zahl der in die Gemeindefollegien wählbaren Kirchengemeindegenoſſen ein Kirchenpfleger 
entweder auf eine beftimmte Anzahl von Jahren, mindeftens auf drei Jahre, oder auf Lebensdauer 
gewählt. 

Das in Art. 16 beftimmte After ift nicht unbedingte Vorausfegung feiner Wählbarkeit. 

Der Kicchenpfleger ift jtimmberechtiates Mitglied der Kirchengemeindefollegien. 

Er hat nad) den von der Oberkirchenbehörde zu erlaſſenden Beſtimmungen Kaution zu ftellen. 

Für feine Dienftleiftungen erhält er eine Belohnung. 

Die Höhe der Kaution und die Art der Kautionsleiftung, jowie der Betrag der Belohnung 
wird don der Gemeindevertretung feſtgeſetzt. 
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Der Kichenpfleger wird in der Sitzung des Kirchengemeinderath3 als Rechner, ſowie in 
feiner Eigenſchaft als Mitglied des Kollegiums von dem Vorſtande dejjelben in Pflichten genommen. 

Art. 29. Mit Genehmigung der Oberfirchenbehörde (Art. 112 Ziff. 2 lit. h) Tann im alle 
befonderen Bedürfnifjes von der Kirchengemeindevertretung bejchloffen werden, daß einer der Aelteſten 
mit der Aufgabe betraut werden foll, die unmittelbare Aufficht über die geſammte Amtsthätigfeit 
des Kirchenpflegers und der etwaigen Theilrechner zu führen und diejelben zur Erfüllung ihrer 
Pflichten anzuhalten. 

Die Aufitellung eines mit diefer Aufgabe betrauten Aelteften fann von der Oberkirchen— 
behörde auch von Amtswegen nad) vorgängiger VBernehmung der Kirchengemeindevertretung ange— 
ordnet werden. 

Die Beftätigung der im einzelnen Falle von der Kirchengemeindevertretung getroffenen Wahl 
fteht dem Diözeſanausſchuſſe zu (Art. 104 Ziff. 8). 

Der ertheilte Auftrag gilt für die Dauer der ganzen Periode, für welche der betreffende 
Aelteſte al3 jolcher gewählt tft. 

Für feine Dienftleiftungen fann demjelben und bei großem Geſchäftsumfang muß ihm von 
der Kirhengemeindevertretung eine den Verhältniſſen entiprechende Belohnung ausgejegt werden; 
erforderlihen Falls entjcheidet hierüber der Diözeſanausſchuß. 

Die Ablehnung des Auftrags ift nur bei erheblichen Entihuldigungsgründen zufäffig, über 
welche die Kirchengemeindevertretung und im Falle der Beſchwerde endgiltig der Diözefanausihuß 
entſcheidet. 

Der beauftragte Aelteſte hat gleich dem Kirchenpfleger dem Vorſitzenden des Kirchengemeinde— 
raths zu jeder Zeit Aufſchluß über die Erfüllung ſeiner Aufgabe und Einſichtnahme der Akten zu 
gewähren; er iſt den Beſchlüſſen des Kollegiums unterworfen und hat ſich nach der ihm ertheilten 
Inſtruktion zu achten, 

Die Oberkirchenbehörde kann die von ihr genehmigte oder angeordnete Aufſtellung eines 
aufſichtführenden Aelteſten bei dem Wegfall des Bedürfniſſes jederzeit widerrufen. 

Art. 30. Durch Beſchluß des Kirchengemeinderaths können einzelne Mitglieder deſſelben für 
beſondere Geſchäftszweige vorzugsweiſe berufen werden. 

Wenn in einer Kirchengemeinde die Zahl der Aelteſten mindeſtens acht beträgt, ſo kann von 
dem Kirchengemeinderath, oder wo ein Geſammtkirchengemeinderath beſteht (Art. 21 und 22), von 
diefent oder dem engeren Rathe deſſelben durch Wahl aus feiner Mitte ein Verwaltungsausſchuß 
beftellt werden, welcher die in Art. 49 Abſ. 1 bezeichneten Gefchäfte unter eigener Verantwortlichkeit 
bejorgt. A 

Der Borfigende des Kirchengemeinderaths ift kraft feines Amtes Vorfigender, der nad) Art. 29 
mit Auffichtsfunktionen betraute Aeltefte und der Kirchenpfleger find Mitglieder des Ausſchuſſes. 

3. Bildung der Rirhengemeindevertretung. 

Art. 31. Die Kirchengemeindevertretung bejteht: 

1. aus den Mitgliedern des Kirchengemeinderaths (Art. 17 Abf. 1 und 2), 

2. aus weiteren von der Kirchengemeinde aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern, deren 
Zahl doppelt jo groß iſt, als die der Aelteſten. 

Der dritte Abſatz des Art. 17 findet auch auf die Gemeindevertretung Anwendung. 

Art. 32. Die Wahl der nad Art. 31 Ziff. 2 zu berufenden Mitglieder erfolgt nad) Art. 23 
Abi. 1 bis 3 und nah Maßgabe der Wahlordnung auf die Dauer von jehs Jahren. 

Se nad drei Jahren tritt die Hälfte aus. 

Die Austretenden fünnen wieder gewählt werden. 

Das erſtmalige Austreten wird durch das Loos beitimmt. 

Art. 33. Die Anzahl der aus jedem einzelnen Orte der Kirchengemeinde zu wählenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung (Art. 31 Ziff. 2) beftimmt ſich nad Art. 19 und 20. 

Art. 34. Unter finngemäßer Anwendung der Art. 21 und 22 wird neben den einzelnen 
Gemeindevertretungen eine Gejammtgemeindevertretung gebildet. 

Unter Umftänden ift auch die Bildung einer engeren Vertretung zuläffig (vergl. Art. 2 
Abſ. 2, 3, 4; Art. 22 Abi. 2). 

Art. 35. Die Wahl kann nur aus den Gründen des Art. 24 Ziff. 3 und 4 abgelehnt 
werden. 

Die Niederlegung des Amts ift nur aus den Gründen des Art. 24 Ziff. 4 jtatthaft. 

Ueber die Zuläfftgkeit der Ablehnung und Niederlegung des Amts entjeheidet die Gemeindes 
vertretung (Art. 63 Ziff. 6), jolange dieje nicht gebildet ift, dev Kirchen- beziehungsweiſe Pfarr— 
gemeinderath, und wenn Beſchwerde hiegegen erhoben wird, endgültig der Diözeſanausſchuß 
(Art. 104 Ziff. 7). 

28* 


456 Württemberg. [40 


Der 4. und 5. Abſatz des Art. 24 finden auch hier Anwendung. 

Art. 36. Wenn einzelne dev Gewählten nicht eintreten, jo rüden folhe nad), auf welche 
mindeftens ein Zehntheil der abgegebenen Stimmen gefallen tit. 

Sind ſolche nicht vorhanden, jo ift die Zahl dur Nahwahl zu ergänzen, 

Fallen Mitglieder im Sinne des Art. 31 Ziff. 2 in der Folge aus und gewährt das Ver— 
fahren des erjten Abſatzes feine Aushilfe, jo wird, wenn nicht mehr zwei Drittheile der Normalzahl 
vorhanden find, für den Reit der Amtszeit der Ausgeſchiedenen zur Neuwahl gejchritten. Beim 
Ausscheiden einer geringeren Zahl kann auf Beichluß ber Gemeindevertretung die Ergänzung dur) 
Neuwahl unterbfeiben. 

Art. 37. Die nah Art. 31 Ziff. 2 gewählten Mitglieder der Gemeindevertretung legen in 
Anwejenheit der Aeltejten das Gelübde (Art. 26) in die Hand des Geiftlichen ab. 

Früher Schon Verpflichtete werden auf das abgelegte Gelübde hingewiesen. 

Erſt mit der Verpflichtung (Abſ. 1 und 2) treten die Gewählten in ihr Amt ein und die 
bisherigen Mitglieder ab. , 

Art. 38. Der Vorfigende des Kirchengemeinderaths (Art. 27) führt auch den Borfiß in der 
Gemeindevertretung. 

II. Wirkungskreis der Birchengemeindekollegien. 


1. Wirfungsfreis des KirhengemeinderathS. 

Art. 39. Der Kirchengemeinderath hat den Beruf, in Unterjtügung der pfarramtlichen Thätigkeit 
— unbeſchadet jedoch der Unabhängigkeit des Geiftlichen in der Verwaltung des Wortes und der 
Saframente — nad beftem Vermögen zum veligiöfen und fittlichen Aufbau ber Gemeinde zu helfen, 
die Hriftliche Gemeindethätigfeit zu fürdern umd die Kirchengemeinde in ihren inneren uud äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 

Art. 40. Seine befonderen Obliegenheiten find folgende: 

1. Er hat die Aufgabe, Hriftliche Gefinnung und Sitte in der Gemeinde aufrecht zu erhalten 
und zu fördern. Als Mittel zur Löfung diefer Aufgabe dient neben dem eigenen Vorbilde bejonders 
auch die perjönliche Einwirkung und Dienitleiftung der Aeltejten. 

Der Kirhengemeinderath kann auch 

a. in Fällen ſchwerer Verlegung der kirchlichen Pflichten oder grober Unfittlihfeit Ermah— 
nungen und Verwarnungen durch feinen Vorfigenden, äußerten Falls vor dem verjammelten Kol: 
legium, unter forgfältigiter Schonung der Gewiſſensfreiheit erthetlen; 

b. in Fällen des Art. 13 Ziff. 2 den Ausſchluß von dem kirchlichen Wahlrecht in Anregung 
bringen (Art. 62 Ziff. 3) und in bejonders jhweren Fällen die Einleitung des Verfahrens zum 
Zwecke des Ausihlufies vom Abendmahl und Taufpathenrecht oder des Ausschluffes aus der evange- 
liſchen Landeskirche bei der Oberfirchenbehörde beantragen. Er hat 

c. bei Verfehlungen von weltlichen Mitgliedern der Kirchengemeindefollegien im Wandel oder 
in der Amtsführung, jofern die Mittel der Ermahnung und Verwarnung nieht ausreichen, Die 
Gemeindevertretung zur Stellung eine Entlafjungsantrags aufzufordern, bei Berfehlungen von 
Geiftlichen aber der vorgejegten Behörde Anzeige zu erjtatten. 

Wegen grundlos ertheilter Verwarnungen jteht dem davon Betroffenen das Recht der Be— 
ſchwerde bei dem Diözeſanausſchuß zu. 

Ein weltlihes Zwangs- und Strafrecht kommt dem Kirchengemeinderath nicht zu. 

Art. 41. 2. Er hat für die Erhaltung der äußeren kirchlichen Ordnung zu jorgen; insbejondere 
handhabt er innerhalb der kirchlichen Gebäude die Ordnung während des Gottesdienjtes, hat über 
die Heilighaltung der Sonn: und Feſttage zu wachen und nöthigenfalls gegen Störungen Die 
erforderlichen Schritte bei den zuftändigen Behörden zu thun. 

Er entjcheidet, unbejchadet des Oberauffichtsrechts der Oberkirchenbehörde fowie der Rechte 
Dritter, über die Einräumung des Kicchengebäudes für einzelne nicht zum Gottesdienite der Kirchen 
gemeinde dienende Handlungen, welche weder den Intereſſen der Landeskirche, noch der Beſtimmung 
des Kirchengebäudes zuwider find. 

Gegen einen Beihluß des Kirchengemeinderathes, durch welchen das Kirchengebäude zu 
gottesdienftlichen Handlungen eingeräumt wird, die nicht dom ordentlichen Geijtlichen oder deſſen 
Stellvertreter vollzogen werden follen, jteht dem ordentlichen Geiftlichen oder deſſen Stellvertreter 
eine Einjprahe mit der Wirkung zu, daß bis zu der alsbald nachzuſuchenden endgültigen Ent— 
ſcheidung des Diözeſanausſchuſſes der Beſchluß unausgeführt bleiben muß. 

Wenn der Vorſitzende des Kirchengemeinderaths durch einen die Einräumung des Kirchen— 
gebäudes betreffenden Beſchluß dieſes Kollegiums die Intereſſen der Landeskirche und die Beſtimmung 
des Kirchengebäudes verletzt glaubt, jo hat er die Entſcheidung der Oberfirchenbehörde einzuholen 
bis zu welcher der betreffende Beſchluß nicht ausgeführt werden darf. 
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Der Kirhengemeinderath Hat ferner über die Kirchenftühle nach herkömmlicher Ordnung zu 
verfügen. 

Art. 42. 3. Er hat auf die religiöfe Erziehung der Jugend zu achten und die Intereſſen 
der Kirchengemeinde in Beziehung auf die Schule zu vertreten. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule fteht ihm nicht zu. 

Mißſtände in der religiöjen Erziehung dev Jugend oder in fittlicher Beziehung find von ihm 
bei den zuftändigen Schulbehörden zur Anzeige zu bringen. 

Er begutachtet Anträge auf Zulafjung zur Konfirmation vor dem vorgejchriebenen Alter 
und berichtet hierüber an den Diözeſanausſchuß. 

Auch hat er Über die von dem Geiftlichen beantragte Zurückweiſung eines Kindes von der 
Konfirmation wegen mangelnder Neife jeine gutachtliche Aeußerung abzugeben, und wo eine ſolche 
Zurückweifung wegen des jittlichen Verhaltens eines Kindes nad) den beitehenden Vorſchriften als 
geboten erſcheint, den entfprechenden Antrag an die Oberficchenbehörde zu richten. 

Art. 43. 4. Dem Kicchengemeinderathe liegt die Leitung der firhlichen Pflege der Armen, 
Kranfen und Berwahrloften ob. 

Zu diefem Behufe wird er geeigneten Falls mit den bürgerlichen Armenbehöden, Anjtalts- 
vervaltungen, Vereinen für Rettung verwahrlofter Kinder, Verforgung entlafjener Strafgefangener 
u. ſ. f. ins Vernehmen treten, fie möglicht unterftügen und auch jeinerjeits ihre Hülfe in Anſpruch 
nehmen. 

; Zu feiner Unterftügung kann er fih durch Wahl Perjonen aus ber Kirchengemeinde 
beiordnen. 

Art. 44. 5. Ihm Kommt, in gleichem Umfange wie bisher dem Stiftungsrathe, Die Bes 
ſetzung der Stellen der Organiften, Kantoren und der niederen Kirchendiener zu, foweit dieſelben 
nit mit einem Schulamte verbunden find, und nicht wohlerworbene Rechte Dritter entgegenftehen 

Er beauffihtigt ihre Dienftführnug und übt das Recht der Entlaffung bei denjenigen Stellen 
aus, deren Beſetzung ihm zufteht; gegen andere derartige Kirchendiener ſteht dem Kirchengemeindes 
vathe die vorläufige Enthebung vom Dienſt unbeſchadet das Rechts auf das mit der Stelle ver: 
bundene Einfommen zu. 

Wegen Verleihung und Entziehung von Stellen, welche nicht von dem Kirchengemeinderathe 
bejeßt werden, bleibt es im Uebrigen bei den bejtehenden Vorſchriften. 

Art. 45. 6. Er vertritt nach Maßgabe des Geſetzes die Kirchengemeinde in allen Beziehungen, 
ſowohl gegenüber den einzelnen Kirchengemeindegenofjen, als gegenüber bon Dritten, insbeſondere 
den höheren kirchlichen Organen, der politifhen Gemeinde und den Staatsbehörden. 

Art. 46. 7. Er verwaltet, joweit nicht die Beſchlüſſe und Verfügungen nah Akt. 66 FF. 
der Kirchengemeindevertretung zujtehen, das Ortskirchenvermögen mit Einſchluß der der Kirche 
gewidmeten Stiftungen für kirchliche und milde Zwecke, jofern nicht dev Stifter eine bejondere Vers 
waltung angeordnet hat. 

Zu dem Ortsfirchenvermögen gehört auch das Kirchenopfer, foferne bafjelbe nit in Folge 
einer für das ganze Land oder einen größeren Kreis von Kirchengemeinden angeordneten Kirchen— 
follefte einem anderen milden Zwecke zugewiejen worden tft, was jedoch nur nad Vernehmung der 
Oberkirchenbehörde durch Entjehliegung des evangeliſchen Landesheren geſchehen Tann. 

Der Kirchengemeinderath entjcheidet Über die Verwendung des in außerordentlichen Gotte3- 
dieniten fallenden Kirchenopfers. 

Art. 47. Insbeſondere liegt ihm ob: 

a. den Etat zu entwerfen, zu berathen, die einzelnen Sätze erforderlichen Falles zu begrün— 
den und den Gtat nach den don der Gemeindevertretung gefaßten Beſchlüſſen richtig zu ſtellen; 

b. denielben zu vollziehen, die fpezielle Verwendung der bejtimmten Zwecken etatsmäßig 
gewidmeten Summen zu beſchließen und dem Kivchenpfleger zu den einzelnen nicht ſchon ſpeziell 
zum Voraus genehmigten Ausgaben und belaſtenden Verträgen, welche zum Zwecke der Vollziehung 
des Etats und innerhalb der Schranken deſſelben abgeſchloſſen werden müſſen, auf Grund vor— 
gängiger Prüfung die Ermächtigung zu ertheilen; 

c. die Ausleihung von Geldern zu genehmigen; 

d. die Amtsführung des Kirchenpflegers, unbejchadet der Verantwortlichfeit des Vorſitzenden 
oder des nach Art. 29 berufenen Mitglieds für deſſen nächſte Beaufſichtigung und namentlich für 
die erforderlichen Kaffenvifitationen, zu überwachen, die Rechnung zu prüfen und das Ergebniß 
der Rechnungsablegung mit demjenigen des Kafjenjturzes in der Gemeindevertretung zum Vortrage 
zu bringen. 

Art. 48. Der Kirchengemeinderath hat die Auffiht über die kirchlichen Gebäude und das 
Eigenthum der Kirche zu führen, für die Erhaltung, VBerbeijerung und im Bedürfnißfall für die 
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Erneuerung die nöthigen Schritte zu thun, und die Ausführung der Bauarbeiten, und zwar bei 
Neubauten und fonft bedeutenden Arbeiten auf Grund eines von einem ermächtigten Techniker 
gefertigten Riſſes und Ueberſchlags zu beiorgen. 

Art. 49. Mo ein Verwaltungsausfhug (Art. 30) bejtellt ift, hat derjelbe die Entwerfung 
des Gtat3 und die Vollziehung defielben (Art. 47 lit. a und b), fodann Die Geihäftsaufgabe des 
Art. 48 innerhalb der Gränzen des Etats und der gejeßmäßigen Beichlüffe, ſowie überhaupt die 
Yaufenden Geſchäfte der Vermögensverwaltung und des kirchlichen Stiftungswefens unter eigener 
Berantwortlichteit zu bejorgen. 

Jedoch hat der Kirchengemeinderath ſelbſt zu beſchließen, beziehungsweiſe in Gemäßheit der 
Art. 66 ff. die Sache der Kirchengemeindevertretung zur Berathung und Beſchlußfaſſung vorzulegen, 

a. wenn ein Mitglied des Ausſchuſſes bei der Sache perjünlich betheiligt if; 

b. wenn eine Verbindlichkeit dev Kirchengemeinde oder einer einzelnen Stiftung zu der frag: 
Yihen Ausgabe nicht ganz zweifellos iſt; 

e. wenn eine ftiftungsmäßige Ausgabe bejchränft oder eingeftellt werden ſoll; 

d. wenn irgend eine erhebliche Abweichung von der bisherigen Verwaltung oder Benübung 
des Kirchen und Stiftungsvermögens getroffen werden ſoll; 

e, wenn ein Akkordsabſchluß in anderer Weife als im Wege des Aufſtreichs oder Abſtreichs 
erfolgen ſoll; 

k. wenn eine außerordentliche Verehrung, ein Nachlaß oder eine ſonſtige Vergünſtigung, 

g. wern die abgängige Verrechnung eines Ausftandes in Frage kommt; 

h. wenn die laufenden Ausgaben durch Ablöfung eines Aftivfapitals gedeckt werden follen 

i. wenn ein Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre gejhehen fol; 

Art. 50. Der Kirhengemeinderath oder im Fall bejonderen Auftrags deijelben der Verwal⸗ 
tungsausſchuß (Art. 30) vertheilt die von der Gemeindepertretung beſchloſſenen Umlagen (Art. 68) 
auf die einzelnen Kirchengemeindegenofjen (Art. 4 und legt die Berechnung für eine Friſt von 
mindeftens acht Tagen zur Einfihtnahme der Umlagepflichtigen auf. 

Ort und Dauer der Auflegung ift zuvor mit dem Anfügen befannt zu maden, daß Ein- 
ſprachen gegen den Anſatz und die Höhe, welche nicht binnen der Auflegungsfriſt bei dem Kirchen— 
gemeinderathe vorgebracht werden, ausgejchlojjen jeien. 

Der Kichengemeinderath berictigt die Berechnung, wenn er die Beanjtandung für begründe 
erfennt, Yegt jodann diejelbe mit ſämmtlichen Belegen und den Erklärungen ber Pflichtigen (Abi. 2) 
dem Didzefanausfchuffe dor und beauftragt, nachdem die Umlagen von ber zuftändigen Staat3- 
behörde für vollſtreckbar erklärt worden find, mit dem Einzug und im Anſtandsfalle mit der Er— 
Hebung der Klage den Kirchenpfleger. 

Der nad) Abſatz 2 angedrohte Ausſchluß fann mitteljt Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand wieder aufgehoben werden, wenn der Ausgejchloffene ohne jein oder feines gejetlichen Stell— 
vertreterg oder Bevollmächtigten Verſchulden außer Stande war, innerhalb der Friſt die Einjpraden 
borzubringen, und dies zugleich bejcheinigt. 

Das Geſuch um Wiedereinfegung muß in Verbindung mit der Einfprache jelbjt binnen acht 
Tagen, von der Beſeitigung des Hinderniſſes an, welches die Verſäumung veranlaßt hat, gerechnet, 
bei dem Kirchengemeinderathe ſchriftlich oder bei dem Vorſitzenden deſſelben mündlich zu Protokoll 
vorgebracht werden. Ueber dafjelbe wird in gleicher Weiſe, wie über die Einſprachen ſelbſt, (Ab. 3), 
entſchieden. 

Art. 51. Den Maßſtab für die Vertheilung der von der Gemeindevertretung beſchloſſenen 
Umlagen bilden diejenigen Beträge, welche die einzelnen Kirhengemeindegenofjen nad) den jeweiligen 
Stantsgefegen je an direkten Steuern aus dem Ertrage des Grumndeigenthums, der Gebäude und 
der Gewerbe, ferner aus dem Kapitalien-, Renten-, Dienſt- und Berufseinfonmen zujfammen dem 
Staate zu entrichten haben. Die Kirchliche Umlage auf das Einkommen von Kapitalien und Renten 
fowie auf das Dienjt- und Berufseinkommen darf jedod den Höchſtbetrag nicht überfteigen, welcher 
durch das jeweilige Staatsgejek hinfichtlich der Beſteuerung diefer Einfommenzquellen für die Zwede 
der Amtskörperſchaften und Gemeinden feſtgeſetzt tft. 

Hat ein Mitglied der württembergijchen Landeskirche feinen Wohnfig in mehreren Kirchen— 
gemeinden des Königreichs, jo theilt fich gegenüber von demſelben das Umlagerecht der Ießteren in 
der Weife, daß die Staatsjtenern aus Grundeigenthum, Gebäuden und Gewerben ausjhlieglich bei 
derjenigen Gemeinde zu berücfitigen find, innerhalb welcher ſich die Liegenſchaften befinden oder 
das Gewerbe betrieben wird, wogegen die von jenem Mitgliede zu bezahlenden Staatsjteuern aus 
Kapitalien-, Nenten-, Dienjt- und Berufseinfommen zu gleichen Theilen für jede jeiner Kirchen- 
gemeinden in Anjat zu fommen haben. Das Letere findet ebenfalls ftatt bezüglich der in ſolchen 
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Gemeinden zu entrichtenden Staatäftenern aus Liegenjchaften und Gewerben, in welchen ein in 
mehreren Kirchengemeinden domizilirter Steuerpflichtiger nicht Kirchengemeindegenofje tft. 

Iſt Jemand zugleich Angehöriger einer inländiichen und einer nicht württembergijchen Kirchen« 
gemeinde, jo iſt für die Beiziehung deſſelben zu den Umlagen der erjteren maßgebend einmal die von 
ihm in Württemberg zu entrichtende Staatsfteuer aus Grundeigenthum, Gebäuden und Gewerben 
in derem vollen Betrag, und jodann die ihm obliegende Staatsſteuer aus Rapitalien-, Rentenz, 
Dienfte und Berufseinfommen zur Hälfte des in Abſ. 1 beſtimmten Satzes. 

Einem in gemiſchter Ehe lebenden Ehegatten wird die Hälfte der Umlage angeſetzt, welche ſich 
bei Zugrundlegung des geſammten Vermögens beider Ehegatten ergeben würde. 

Art. 52. Die Vertheilung der von der Gemeindevertretung beſchloſſenen unbedeutenderen 
Umlagen fann dur Ortsjtatut (Art. 69) in der Weile vereinfacht werden, daß unter Berückſichti— 
gung der in Art. 51 aufgeftellten Grundjäße Klaſſen gebildet und in diefe die einzelnen Kirchen: 
gemeindegenofjen eingereiht werden. 

Als eine unbedeutendere Umlage ift diejenige zu betrachten, bei welcher, nad der Kopfzahl 
der Kirchengemeindegenofjen gerechnet, den einzelnen Umlagepflichtigen durchſchnittlich fein höherer 
Betrag als der einer Mark treffen würde. 

Art. 53. Keinem Kirchengemeindegenoſſen darf mehr als ein Fünftheil der in der Gemeinde 
zu erhebenden Gejammtumlagen (Art. 51 und 52) zugeſchieden werden. 

Wer aus der Kirche austritt (Art. 9), wird dadurch von der Umlage nicht befreit, welche in 
dem Kalenderjahr feiner Austrittserflärung fällig wird. Zu den Koften eines außerordentlichen 
Bauweſens, deijen Nothwendigfeit vor jeiner Austrittserflärung durch Beſchluß der Gemeindever: 
tretung oder durch die Auffichtshehörde feſtgeſtellt worden tft, hat der Ausgetretene bis zum Ablaufe 
des der Austrittsanzeige nächſtfolgenden Kalenderjahrs ebenjo beizutragen, wie wenn der Austritt 
nicht erfolgt wäre. 

Art. 54. Hat ein zur Kirchengemeinde gehöriger Ort jein befonderes Kirchenvermögen, Yo 
wird in demjelben nur infoweit zu Umlagen geſchritten, als nicht dieſes Kirchenvermögen jelbit, 
beziehungsweiſe deſſen Ertrag für die in Frage ſtehenden Zwecke beigezogen werden kann. 

Die beſtehenden rechtlichen Verhältniſſe über die Vertheilung des kirchlichen Aufwandes unter 
die verſchiedenen Theile einer zuſammengeſetzten Gemeinde (Art. 2 Ziff. 2, 3, 4) bleiben aufrecht 
erhalten (vergl. Art. 70 Ab}. 1). 

Art. 55. Der Kirchenpfleger iſt dem Kirchengemeinderath untergeordnet und an deſſen 
Beichlüffe gebunden. 

Derjelbe hat fümmtliche Einnahmen und Ausgaben pünktlich aufzuzeichnen, bie Kaſſengelder 
ſorgfältig und abgeſondert zu verwahren, Die Rechnung ſelbſt aber vorſchriftsmäßig und zur gelegten 
Zeit abzulegen. 

Ohne jchriftliche Genehmigung des Kirchengemeinderaths ift der Kirchenpfleger nicht ermächtigt, 
irgend einen Kauf, Verkauf, Akkord, Pacht oder ſonſtigen Vertrag im Namen ber Kirchengemeinde 
abzuſchließen, irgend eine nicht bereit3 im Voraus beitimmte Ausgabe zu Leiften, irgend etwas an 
Geld oder Naturalien auszuleihen. 

Art. 56. Der Kirhenpfleger ſowohl als die übrigen Mitglieder des Kirchengemeinderaths 
haben mit Sorgfalt darauf zu achten, daß das Lokalkirchenvermögen und die einzelnen Stiftungen 
beſtmöglichſt verwaltet werden, daß der Grundſtock unangegriffen erhalten bleibe, die Erträgnifie 
dieſer Fonds und die ſonſtigen Forderungen dev Kirchengemeinde pünktlich eingezogen, Die Naturalien 
beſtmöglichſt verwahrt und verwehrtet, die Kapitalien hinlänglich verſichert, alle unnöthigen Aus— 
gaben vermieden und insbeſondere die Stiftungen nicht mit fremdartigen Laſten und Ausgaben 
beſchwert werden, wie auch andererſeits, daß die den Stiftungen nach dem Willen der Stifter und 
ihrer urſprünglichen Beſtimmung obliegenden Ausgaben wirklich und vollſtändig geleiſtet werden. 

Art. 57. Alle zur Mitwirkung bei der Vermögensverwaltung ber Kirchengemeinde berufenen 
Perſonen haften der Kirchengemeinde für den etwaigen, durch ihre Schuld oder Mitſchuld, ſei es 
durch Handlungen oder Unterlaſſungen, an dem Vermögen derſelben entſtandenen Schaden, jede zu 
ihrem Betreff, anshülfsweiſe aber für das Ganze. 

Insbeſondere haften, wenn der Schaden durch einen ſchuldhaften Kollegialbeſchluß entſtanden 
iſt, alle Mitglieder, welche an der Beſchlußfaſſung Theil genommen haben, mit Ausnahme derjenigen, 
welche nachweiſen können, daß ſie ihre Nichtübereinſtimmung mit dem Beſchluſſe zu Protokoll erklärt 
haben; ebenſo haften bei einer Kollegialverſäumniß alle Mitglieder, welche an dieſer Verſäumniß 
Theil haben. 

Iſt der Schaden zunächſt durch die Schuld des Kirchenpflegers oder der mit einzelnen 
Geſchäften oder Geſchäftszweigen Beauftragten entſtanden, ſo haften zunächſt dieſe; aushülfsweiſe 
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haften diejenigen, welchen mangelhafte Ueberwachuug des Schuldigen zur Laft fällt (vergl. ins- 
bejondere Art. 29, Art. 47 lit. d und Abſatz 1 des gegenwärtigen Artikels). 

Art. 58. 8. Der Kirchengemeinderath ordnet Die Wahl der Ueltejten und der übrigen weltlichen 
Mitglieder der Gemeindevertretung an, bejtellt die Kommiffion für Anfertigung der Wählerlifte 
und für Leitung der Wahlhandlung (Wahlordnung, Anhang $ 3), entjcheidet über Einſprachen 
gegen die Wählerlifte vorbehaltlich der Berufung an die Gemeindevertretung (Art. 63 Ziff. 6, 
Wahlordnung, Anhang $ 5), erkennt über die Gejegmäßigfeit der Aelteftenwahl vorbehaltlich der 
gleihen Berufung (Art. 63 Ziff. 6) und entjcheidet über Ablehnung und Ntiederlegung des Aeltejten- 
amts vorbehaltlich der Beſchwerde an den Didzefanausihuß (Art. 24 Abi. 3, Art. 104 Ziff 7). 

Art. 59. 9. Er vollzieht die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung. 


2. Wirfungsfreis der Kirhengemeindevertretung. 

Art. 60. Der Kirchengemeinderath iſt befugt, alle Angelegenheiten, welche ihm wegen ihrer 
MWichtigfeit dazu geeignet erjiheinen, an die Gemeindevertretung zur Berathung und Beſchlußfaſſung 
zu bringen, und ift dann an dieſe gebunden. 

Er ijt hiezu verpflichtet bei allen ihm zur Aeußerung zugefommenen oder von ihm aus— 
gehenden Vorſchlägen bezüglich der Verfaſſung, des Kultus, des Firchlihen Lebens und der gottes- 
dienftlichen Bücher, bei allen an die zujtändigen Behörden zu richtenden Anträgen wegen Abänderung 
der drtlichen liturgiſchen Einrichtungen und bei Anträgen des Geiftlihen auf dauernde Abänderung 
der üblichen Zeit der öffentlichen Gottesdienfte. 

Art. 61. Abgeſehen hievon gehören in den Gejhäftsfreis der Gemeindevertretung nachfolgende 
Gegenjtände: 

1. Sie wahrt die Intereffen der Kirchengemeinde in den Fällen des Art. 3, Art. 20 Abi. 2 
und Art. 33. 

2. Sie iſt das Organ, durch welches die Kirchengemeinde die ihr bei Beſetzung geiitlicher 
Aemter zuftehenden Nechte ausübt. 

Sn diejer Hinficht hat fie 

a. bei Bejegung eines geiftlichen Amts in der Gemeinde über den kirchlichen Zuftand der 
Gemeinde und über das Vorhandenjein bejonderer bei Beſetzung der Stelle zu berücjichtigender 
Bedürfnifie und Verhältniffe eine Aeußerung abzugeben; 

b. das bejtehende Einfpracherecht der Gemeinden bei Beſetzung der geijtlichen Stellen aus- 
zuüben (Königl. Entſchließung vom 27. Mai 1873). 

Art. 62. 3. Sie ijt befugt, Kirchengemeindegenofjen, welche durch Verachtung der Religion, 
der evangelifchen Kirche oder ihrer Gnadenmittel oder durch unehrbaren Wandel öffentliches Aergerniß 
gegeben haben, oder welche den von den Kirchenbehörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen 
Anordnungen den Gehorfam beharrlich verweigern Art. 13 Ziff. 2), die Stimmberedtigung in der 
Kirchengemeinde auf beftimmte Zeit, jedoch nicht über fünf Jahre, zu entziehen. 

Dieje Entziehung der Stimmberehtigung kann nur erfolgen, nachdem dem beanjtandeten 
Kirchengemeindegenofjen Gelegenheit zur Bertheidigung gegeben worden ift. 

Dem Betroffenen jteht binnen der Ausſchlußfriſt von acht Tagen nach der jehriftlichen Er: 
Öffnung des Beſchluſſes das Recht der Beſchwerde an die Oberficchenbehörde zu. 

4. Sie hat bei dem Diözeſanausſchuſſe die Entlaffung von weltlichen Mitgliedern der Kirchen: 
gemeindefollegien nicht bloß wegen jedes die Wählbarkeit aufhebenden Grundes (Art. 16), jondern 
auch bei dem Zutreffen der in Art. 40 Ziff. 1 lit. c bezeichneten Vorausjegungen zu beantragen 
(Art. 103 Ziff. 2 Abi. 3). 

Für die Beihlüffe Ziff. 3 und 4, wodurch Kirchengemeindegenofjen die Stimmberehtigung 
in der Kirchengemeinde entzogen oder der Antrag auf Entlafjung von weltlichen Mitgliedern der 
Kollegien geitellt wird, bedarf es zweier Drittheile der abgegebenen Stimmen. 

Die Entlafjung auf Grund des Art. 40 Ziff. 1 lit. c bewirkt das Ruhen der Stimmberedhtigung 
bi3 zur Zeit der nächſten ordentlichen Wahl. 

Art. 63. 5. Sie entjcheidet im Falle der Berufung, wenn von dem Kirchengemeinderathe 
Jemanden die Eigenſchaft eines Kirchengemeindegenoffen zuerfannt oder abgeſprochen worden ift 
(Art. 5 Abi. 3). 

6. Sie erkennt endgültig über die Berufung gegen die Entjeheidungen des Kicchengemeinderaths 
hinfihtlih der Einjprachen gegen die Wählerliften (Wahlordnung, Anhang 8 5 Abi. 2), jowie hin— 
fihtlich der Aeltejtenwahl (Wahlordnung, Anhang $ 16 Abj. 2); ferner, vorbehaltlich der Beichwerde 
an den Diözeſanausſchuß Art. 35 Abſ. 3 und Art. 104 Ziff. 7, Wahlordnung, Anhang $ 16 Abf. 2), 
über die Gejeßmäßigfeit der Wahl in die Gemeindevertretung, ſowie über Ablehnung und 
Niederlegung des Amtes jeitens der in die Gemeindevertretung Gewählten. 

7. In allen zur Zuftändigfeit des Kirchengemeinderath3 gehörigen Fällen, in welchen der 
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Vorſitzende defjelben oder mit demjelben im erften oder zweiten Grade Verwandte oder Verſchwägerte 
betheiligt find, oder wenn jo viele Mitglieder des Kirhengemeinderathd behindert find, daß dem— 
jelben Beſchlußfähigkeit nicht mehr zufommt, erwächſt Die Sache unmittelbar an die Gemeindevertretung, 

Art. 65. 8. Sie wählt die weltlichen Vertreter der Kirchengemeinde zur Didzefan- Synode. 

Art. 66. 9. Bei der Verwaltung des Ortskirchenvermögens (Art. 46) wirkt fie in den nach— 
genannten Beziehungen mit: 

Sie wählt den Kicchenpfleger, ſetzt die Höhe feiner Belohnung und Dienftfaution, jowie die 
Art der Kautionsleiftung feft, prüft den Etat und bejchließt die Genehmigung oder Abänderung 
defielben, nimmt den Bericht über das Ergebniß der Vifitationen der Kirchenkaſſe entgegen und 
‚prüft auf Grund des Vortrags des Kirchengemeinderaths und eigener Einfihtnahme die Kirchen: 
pflegerechnung, zu welchem Behufe Diejelbe nebjt Belegen vor der Berathung mindeſtens acht Tage 
zur Einfihtnahme der Mitglieder der Gemeindevertretung aufgelegt werden muß. 

Jedem ftimmberechtigten Kirchengemeindegenofjen fteht die Einfichtnahme des von der Kirchen— 
gemeindevertretung feitgejtellten Etats und der von derjelben geprüften Rechnung während einer 
vorher anzufündigenden Frift von acht Tagen offen. 

Art. 67. Die Beſchlußfaſſung dev Gemeindevertretung tft erforderlich: 

a. wenn eine periodijch wiederkehrende Ausgabe eingeführt, beziehungsweile geändert, ins— 
bejondere, wenn eine Bejoldung neu eingeführt oder anders regulirt werden foll; 

b. wenn ohne richterliches Urtheil irgend ein Bermögenswerth der Kirchengemeinde oder eier 
milden Stiftung aufgegeben oder ein nicht ganz zweifellofer Anſpruch an diejelbe anerfannt werden ſoll; 

e. bei Erwerbungen und VBeräußerungen don Gebäuden, Grundftücen und dinglihen Rechten; 

d. bei Kapitalaufnahmen, wenn fie nicht bloß zum Zwecke der Ablöfung anderer Kapitalien 
erfolgen; 

e. wenn irgend eine erhebliche Abweichung von der bisherigen Verwaltung oder Benübung 
des Kirchen und Stiftungspermögens getroffen werden ſoll; 

f. wenn die laufenden Ausgaben durch Ablöſung eines Aktivkapitals gedeckt werden jollen ; 

g. wenn ein Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre geſchehen joll; 

h. bei Anftellung von gerichtlichen und adminiftrativgerihtlichen Klagen und Einlafjung 
auf jolche, dagegen nicht bei bloßen Schuldflagen: 

i. bei baulichen Herftellungen mit einem Koftenvoranjchlage von mehr als 100 Mark, falls 
nicht die Nothwendigfeit der Ausführung im Etat oder auf andere Weife durch die zuftändige 
Behörde jchon feſtgeſtellt iſt; 

X. bei außerordentlihen Nutungen, welche die Subjtanz ſelbſt angreifen ; 

1. bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe für andere Kirchengemeinden oder zur Unterjtügung 
evangelifch- Hriftlicher Vereine und Anftalten, foferne nicht für folche Zwecke ſchon im Etat eine 
bejtimmte Summe aufgenommen tt, welche nicht überſchritten wird; 

m. bei Anordnung von Kirchen- und Hauskollekten bei den Kirchengemeindegenoſſen für 
beſtimmte Bebürfniffe der Kirchengemeinde oder für die in lit. 1. bezeichneten Zwecke; es kann jedoch 
die Kirchengemeindevertretung ihr Recht bezüglich der Anordnung von Kirchenkollekten auf den 
Kirchengemeinderath übertragen; 

n. überhaupt bei allen Beſchlüſſen, wodurch der Gtat bleibend verändert, der Fonds des 
Kirhengemeindevermögens und der Stiftungen für die Zukunft vermehrt oder vermindert wird; bei 
Zumendungen, mit deren Annahme feine Laſt übernommen werden muß, genügt indefjen die Beſchluß— 
faſſung durch den Kirchengemeinderath. 

Art. 68. Reichen die ordentlichen und außerordentlichen laufenden Einnahmen der Kirchen: 
kaſſe zur Beftreitung der Koften dev nothwendigen kirchlichen Anjtalten und Einrichtungen, einſchließlich 

der Beiträge für allgemeine kirchliche Zwecke, nicht aus, ſind ferner keine im Voraus angeſammelte 
Fonds verwendbar (Art. 111 Abſ. 2), und iſt bei außerordentlichen Ausgaben auch ein Grund⸗ 
ſtocksangriff oder die Aufnahme eines Anlehens nicht zuläjfig, jo hat die Gemeindevertreiung die 
Beihaffung der erforderlichen Mittel in Erwägung zu ziehen. 

Wird durch Beiſteuer Dritter oder durch freiwillige Beiträge der Kirchengemeindegenofien, 
wobei die Abrechnung auf eine etwa nöthig werdende Umlage in Ausficht geitellt werden kann, ber 
Bedarf nicht aufgebracht, jo hat diefelbe die Erhebung von Umlagen auf die Kirhengemeindegenofjen 
zu bejchließen. 

Art. 69. 10. Neben den in Art. 2, 21, 22, 34 und 52 bezeichneten Fällen ijt die Gemeindes 
vertretung befugt, auf der Grundlage des gegenwärtigen Verfaſſungsgeſetzes den örtlichen Bedürf- 
niffen entiprechende Einrichtungen durch Ortsſtatuten zu treffen. 

Diejelben bedürfen dev Genehmigung der Oberkirchenbehörde, welcher eine gutächtliche Aeuße— 
rung des Diözeſanausſchuſſes voranzugehen hat. 
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Art. 70. 11. Aufgabe der Gemeindevertretungen ift es auch, das Beitragsverhältniß zwiſchen 
Mutterort und Filial (Art. 2 Ziff. 3) zu dem gemeinfam Firchlichen Aufwand zu regeln. Hiefür 
ist der herkömmliche Vertheilunasfuß (vgl. Art. 54 Abj. 2) und, wo ein jofcher nicht fejtgeftellt ift, 
das Maß der Theilnahme an den kirchlichen Einrichtungen entſcheidend. 

Kommt eine Vereinbarung zwiſchen den Gemeindevertretungen der betheiligten Orte nicht 
zu Stande, jo iſt das Beitragsverhältnig durch die Oberfirchenbehörde zu ordnen, vorbehaltlich des 
Rechtswegs. 

III. Berathung und Beſchlußfaſſung der Kirchengemeindekollegien. 


Art. 71. Der Kirchengemeinderath verſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden, und 
zwar in der Regel monatlich einmal. 

Art. 72. Die Gemeindevertretung tritt jährlich jedenfalls einmal, außerdem nad) Bedürfnik, 
auf Iehriftlihe Einladung des Vorfigenden zufammen. 

Art. 73. Der Kirchengemeinderath und ebenjo die Gemeindevertretung muß zufammenberufen 
werden, wenn ein Drittheil der Mitglieder unter Angabe des Berhandlungsgegenftandes den Antrag 
darauf ftellt, oder wenn die Oberkirchenbehörde den Zufammentritt anorönet, die Gemeindevertretung 
außerdem, wenn der Kirchengemeinderath e3 bejchließt. 

Art. 74. Der Borfitende eröffnet, leitet und ſchließt die Situng. 

Sie wird mit Gebet begonnen und geihlofjen. 

Art. 75. Die Verhandlungen der Kirchengemeindevertretung über die in Art. 66 erwähnten 
Gegenftände find für ftimmberechtigte Kirchengemeindegenofjen öffentlich, joweit nicht dieſe Oeffent— 
lichkeit für die Landeskirche, die Kirchengemeinde oder einzelne nachtheilig ſein könnte. Wird in 
Fällen der letzteren Art ein Antrag auf nichtöffentliche Verhandlung gejtellt, jo wird über den— 
jelben in nichtöffentlicher Berathung durch Stimmenmehrheit entjchieden. 

Der Borfigende handhabt die Ordnung. Derjelbe kann Zuhörer, welche die Verhandlung 
ftören, entfernen laſſen. 

Art. 76. Beſchlußfähigkeit ift vorhanden, wenn mehr als die Hälfte der Normalzahl der 
Mitglieder anweſend ift. 

Wenn jedoh auf eine zweite Ladung, mit welcher die Gegenjtände der Tagesordnung den 
Geladenen jpeziell mitgeteilt worden find, eine geringere Zahl als die Hälfte erſchienen ift, jo find 
die Erſchienenen beichlußfähig. 

Art. 77. Die Beihlüffe werden mit Stimmenmehrheit der Anwejenden gefaßt, joweit nicht 
das Gejeß ein Anderes bejtimmt. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet der Vorfißende. Im Vebrigen fteht ihm fein Stimmrecht 
zu. Bei Wahlen und Stellenbejegungen gibt im Falle der Stimmengleihheit das höhere Lebens— 
alter den Ausjchlag. > 

Die Abſtimmung geſchieht mündlich, ſoweit nicht für einzelne Fälle eine geheime Abjtimmung 
beſchloſſen wird; bei Wahlen ijt leßtere geboten. 

Urt. 78. Bei Verhandlungen über einen Gegenjtand, bei welchem ein Mitglied perjünlich 
bethetligt ift, darf dafjelbe nur auf den befonderen Wunsch des Kollegiums und nur jo lange, als 
es zur Aufflärung des Sachverhalts wünſchenswerth ijt, Teinesfall3 ander bei der Abjtimmung 
anwefend jein. 

Auch Derjenige ift von der Theilnahme an den Verhandlungen ausgejchloffen, welcher mit 
dem perjönlich Betheiligten im erſten oder zweiten Grade nach bürgerlicher Berechnungsmweije ver: 
wandt oder verſchwägert tit. 

Art. 79. Ueber die Sigungen wird ein Protofoll geführt. 

Der Protofollführer wird von dem Kollegium aus jeiner Mitte gewählt. 

Auch der Vorſitzende ift hiezu wählbar. 

Die Ihriftlihe Ausfertigung der Beichlüffe, die Beglaubigung von Auszügen aus den 
Protofollen und Akten des Kollegiums, ſowie die Gejchäftsleitung außerhalb der Situng liegt dem 
Vorfigenden ob. 

Art. 80. Die Mitglieder der Kirchengemeindefollegien find verpflichtet, über alle die Seel— 
forge und Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, jowie über andere als vertraulich bezeichnete 
Gegenjtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 


VI. Auflöfung der Birchengemeindekollegien, 

Art. 831. Bei grober oder beharrlicher Pilihtverlegung fünnen nad Vernehmung der 
Didzefan-Synode (Art. 94 Ziff 3) oder in dringlihen Fällen, wenn diefe nicht verjammelt ijt, des 
Diözeſanausſchuſſes (Art. 105 Ziſſ. 3) auf den Antrag der Oberkirchenbehörde die Kirchengemeinde— 
follegien durch Entſchließung des evangelifhen Landesherrn aufgelöft werden. Die Oberkirchen— 
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behörde wird der Landes-Synode, oder in der Zeit, wo diefe nicht verfammelt ijt, dem Ausſchuſſe 
derſelben die betreffenden Akten unter Mittheilung der Gründe der Auflöfung übergeben. 

Nach angeordneter Auflöfung ift ſofort zu einer Neuwahl Einleitung zu treffen. Diejelbe 
wird durch eine Wahlkommiſſion geleitet, welche aus dem Dekan und zwei von dem Diözeſan— 
ausſchuſſe hiezu aus der Kirchengemeinde gewählten Männern beſteht. 

Dieſer Wahlkommiſſion ſteht in demſelben Umfange, wie ſonſt dem Kirchengemeinderathe, 
die Vorbereitung der Wahl (einſchließlich der Aufftellung der Wählerlifte) und die Erledigung der 
Anftände zu. Die Verrichtungen, welche in Bezug auf das Wahlgeſchäft der Gemeindevertretung 
zufommen, jowie alle den aufgelöjten Kollegien obliegenden unaufſchieblichen Geſchäfte bejorgt bis 
zur Neubildung derjelben ber Diözeſanausſchuß. 

Kommt eine Wahl nicht zu Stande, oder wird binnen Jahresfriſt eine zweite Auflöſung 
nöthig, jo iſt die Oberkirchenbehörde befugt, zu Beſorgung der Geſchäfte der aufgelöften Kollegien 
eine kommiſſariſche Verwaltung einzujegen, deren Amtsthätigfeit bis zu dem Zeitpunfte Dauert, 
wo die Kirchengemeindefollegien durch eine nad) Art. 233 und 32 diejes Gejeges erfolgende, ſpäteſtens 
binnen drei Jahren anzuberaumende Neuwahl wieder gebildet jein werden. 


V. Die Vertretung der Mebenorte. 


Art. 82. Die Vertretung der Nebenorte (Art. 2 Ziff. 4) in den Fällen der Art. 3 und 85 
Abſ. 3 wird durch die Gejammtheit der ftimmberehtigten Mitglieder (Art. 12, 13, 14 ‚15) gebildet. 

Art. 83. Die Verfammlung wird dureh den Pfarrer oder deſſen gejeglichen Stellvertreter 
mitteljt jehriftlicher Einladung an die ſämmtlichen ſtimmberechtigten Kirchengenoſſen des Nebenorts 
unter Angabe des Gegenſtandes der Verhandlung berufen. 

Der Pfarrer oder deſſen geſetzlicher Stellvertreter iſt verpflichtet, die Verſammlung zu berufen, 
wenn die Abtrennung des Nebenorts von der Kirchengemeinde in Frage ſteht, oder wenn mindeſtens 
ein Drittheil der ſtimmberechtigten Kirchengenoſſen die Berufung beantragt. 

Art. 84. Die Verſammlung tritt unter dem Vorſitze des Pfarrers oder des geſetzlichen 
Stellvertreters dejfelben und zwar in der Regel am Amtsfige des Ortögeiftlichen, bei beträchtlicher 
Anzahl der Stimmberedhtigten aber in dem Nebenort zufummen. 

Die Erſchienenen find beſchlußfähig. Sie faſſen ihre Beſchlüſſe mit einfacher Stimmen: 
mehrheit. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Diözeſe. 


Art. 85. Sämmtliche zur Diözeſe gehörigen Kirchengemeinden bilden den Diözeſanverband. 

Die bisherige räumliche Begränzung der Didzefe wird vorerſt beibehalten. 

Veränderungen bezüglich derjelben werden nach Bernehmung der betheiligten Kirchengemein= 
den, beziehungsweile Nebenorte (Art. 2 Ziff. 4) und der Synoden ber betheiligten Diözefen (Art. 94 
Ziff. 3) dureh die Oberfirchenbehörde mit Zuftimmung des Miniſteriums des Kirchen: und Schul» 
wejens angeordnet. 

Die Organe der Didzeje. 

Art. 86. Die Organe des Didzefanverbandes find die Didzefan-Synode und der Diözeſan— 

Ausſchuß. 
I. Die Diözeſan-FHynode. 
1. Bildung und Berufung derjelben. 

Art. 87. Die Didzefan-Synode bejteht: 

1. aus ſämmtlichen ein Pfarramt in der Diözeje definitiv oder jtellvertretend verwaltenden 
Geiftlichen; 

2. aus ebenjo vielen weltlichen Abgeordneten (vergl. jedoch Art. 88 und 89). 

Dieſe nebit je einem aud) in Verhinderungsfällen eintretenden Erjagmann werden in jeder 
Kirchengemeinde mit abjoluter Stimmenmehrheit in geheimer Abjtimmung von der Gemeindever: 
tretung aus der Zahl derjenigen Gemeindegenofjen gewählt, welche Mitglieder der Kirchengemeindes 
tollegien oder der Landes-Synode find, oder Mitglieder derjelben oder eines Pfarrgemeinderathes 
waren und nod) die Befähigung zu Mitgliedern der Kirchengemeindefollegien haben. 

Art. 88. Kirchengemeinden, weche mehr als 10 000 Seelen zählen, und außerdem diejenigen 
zwei an Geelenzahl jtärkjten Kirchengemeinden der Diözefe, in welchen nur ein einziger Geiſtlicher 
angeftellt ift, Haben außer den vorgenannten (Art. 88 Ziff. 2) noch je einen weltlichen Abgeord⸗ 
neten zur Didzefan-Synode zu entjenden. 
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Art. 89. Wenn für mehrere Lirchlich getrennte Gemeinden ein gemeinjchaftlicher Geijtlicher 
angeftellt ift (Art. 2 Ziff. 2, jo wählt jede von denjelben einen weltlichen Abgeordneten zur 
Synode. 

Sit eine Pfarritelle zur Zeit nicht bejeßt, jo nimmt gleichwohl "ein weltlicher Abgeordneter 
der Kirchengemeinde an der Synode Theil. 

Art. 90. Dem Generalfuperintendenten der Diözefe fommt berathende Stimme in der 
Synode zu; ebenjo den in der Didzefe wohnenden, ftändig angeftellten Hof-, Militär- und Anftalts- 
geiftlichen, wie auch den Landes-Synodalabgeordneten des betreffenden Wahlfveijes; außerdem den 
der evangeliſchen Kirche angehörigen Patronen einer oder mehrerer Gemeinden der betreffenden 
Diözeſe in den Angelegenheiten dieſer Gemeinden. 

Art. 91. Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. 

Art. 92. Die Synode tritt jährlich Einmal am Defanatsjik oder an einem andern von der 
Synode beſtimmten Ort auf Berufung des Vorfigenden zuſammen. 

Die Unterlaffung der ordentlichen Jahresfiung bedarf der Dispenjation jeitens der Ober: 
firchenbehörde ; außerordentliche Situngen fünnen nur, wenn ſolche von der Oberfirchenbehörde 
angeordnet oder von derjelben auf Antrag der Didzefan-Synode beziehungsweije ihres Ausſchuſſes 
genehmigt find, abgehalten werden. 

Die Dauer der Sitzung joll womöglich auf Emmen Tag bejchränft werden und darf zwei 
Tage nicht überfchreiten. 

Art. 93. Borfigender der Synode iſt der Dekan, beziehungsweife jein ordentlicher Stell- 
vertreter im Dekanatamt. 

Die Oberfirchenbehörde fanı im Falle der Erledigung des Defanatamts und in Berhin- 
derungsfällen ftatt des ordentlichen Stellvertreters des Defans einem andern Geiftlichen der 
Didzeje die Gejchäfte des Vorſitzenden der Didzefan-Synode übertragen. 

2. Wirfungsfreis der Didzejan-Synode. 

Art. 9A. Der Wirkungsfreis der Didzefan-Synode umfaßt nachjtehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 

1. Wahrnehmung des Hirhlichen und fittlichen Zuftandes der Didzefe uud ihrer einzelnen 
Kirchengemeinden, Förderung der Gottesfurcht und chriſtlichen Sitte und allgemeine Fürjorge für 
Arme, Kranke und Verwahrloſte in der Diözefe; 

2. Berathung und Begutachtung der in ihrer Mitte oder von einzelnen Kivchengemeinden 
der Didzeje vorgebrachten und zur Borlage an die Oberfirchenbehörde bejtimmten Wünſche und 
Beichwerden, jowie Aeußerungen über die von der Oberficchenbehörde an jie gebrachten Fragen ; 

3. Anträge und Aeußerung in den Fällen der Art. 81 und 85 Abj. 3; 

4. Entſcheidung über Abänderungsanträge, betreffend die Zahl der weltlichen Mitglieder 
der Kirchengemeindefollegien und die Vertheilung derjelben auf die einzelnen Orte (Art. 20 Abj. 2 
und Art. 33); 

5. fie vertritt nach Maßgabe dieſes Geſetzes die Diözeje in allen Beziehungen, insbefondere 
auch in vermögensrechtlicher Hinficht; 

6. fie übt durch ihren Ausschuß (Art. 105) die Aufficht über die Vermögensverwaltung der 
Kirchengemeinden der Didzeje; 

7. fie ftellt den Etat der Diözeſankaſſe feft, defretirt die Ausgaben, joweit dies nicht dureh 
den Ausſchuß geichehen kann (Art. 106), prüft die Rechnung, bejtellt und entläßt den Rechner 
(Art. 110); 

8. ſie hat die Mittel zur Beitreitung der für die Zwecke der Didzefan-Synode zu machenden 
Auslagen zu beihaffen und hiezu erforderlichenfalls Umlagen auf die einzelnen Kirchenfaijen der 
Didzefe nach dem bei Kirchengemeinden in Art. 51 beſtimmten Beitragsverhältnig anzuordnen. 

So lange der Aufwand der Diözeje Tich beichränft auf die Auslagen der Abgeordneten, Koften 
der Kaſſen- und Rechnungsführung und ähnliche Kleinere Ausgaben, joll nach der Zahl der Abge- 
ordneten, welche jede Kirchengemeinde jendet, der Beitrag derjelben zur Diözeſankaſſe feſtgeſtellt 
werden. 

9. Sie beſchließt jtatutarifhe Ordnungen für die gefammte Diözefe (Art. 69 Abj. 1). 
Diejelben bedürfen der Genehmigung der Oberkirchenbehörde ; 

10. jie entfchetdet über die Legitimation ihrer Mitglieder; 

11. jie wählt zur Landes-Synode nah Maßgabe der Art. 115 ff. 


3. Berathungen der Didzefan-Synode. 


Art. 95. Zutritt zu den Verhandlungen der Synode haben Geiftliche, welche nicht unter Die 
Beitimmungen der Art. 87 Ziff. 1 und Art. 90 fallen, Kandidaten der Theologie, im Amte befind- 
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liche oder geweſene Aeltefte der Diözeſe, welche noch die Befähigung dazu bejigen, und evangelische 
Lehrer, jämmtli unter der Vorausfegung, daß fie ihren Wohnfiß in der Diözeje haben; außerdem 
die der evangeliſchen Kirche angehörigen Patrone einer oder mehrerer der Gemeinden der betreffenden 
Didzefe, auch Mitglieder der Landes-Synode und anderer Didzefan-Shynoden und frühere Mitglieder 
von Synoden, falls fie noch die gejeglichen Eigenſchaften haben. 

Anderen Perfonen kann auf ihr Anjuchen von dem Borfigenden der Zutritt bewilligt werden. 

Die Synode fann zum Zweck einer mit dem Berhandlungsgegenjtand nothwendig zuſammen— 
hängenden Aufklärung auch einem Nichtmitgliede durch Beihluß mit einer Mehrheit von zwei 
Drittheilen das Wort geben. Dieſelbe kann auch in geheimer Abſtimmung beſchließen, daß die 
"Nichtmitglieder (Abſ. 1 und 2 vergl. mit Art. 87 Ziff. 1,2 und Art. 90) abzutreten haben. 

Die Oberkirchenbehörde ift befugt, durch Kommiffäre der Synode mündliche Eröffnungen zu 
machen und fie durch ſolche auch mündlich begründen zu Lafen. 

Art. 96. Beihlupfähigkeit it vorhanden, wenn mit Einrechnung des DVorfigenden zwei 
Drittheile der Mitglieder anwejend find. 

Art. 97. Die Synode wird durch Gottesdienft in der Kirche mit Gejang, Gebet und 
Anſprache eröffnet und mit Gebet gejehlofien. 

Die Leitung und Handhabung der Ordnung liegt dem Vorfigenden ob; berjelbe kann 
Zuhörer, welche die Verhandlung jtören, entfernen laſſen. 

Die Geſchäftsordnung wird von der Diözeſan-Synode mit Genehmigung der Oberkirchen— 
behörde feſtgeſtellt. 

Eine proviſoriſche Geſchäftsordnung wird von der Oberkirchenbehörde erlaſſen. 

Art. 98. Die Beſchlüſſe werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. (Vergl. jedoch 
Art. 95 Abi. 3.) 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfigenden, welchem im übrigen fein 
Stimmrecht zufommt, bei Wahlen das höhere Lebensalter. 

Art. 99. Mitglieder, welche bei dem Gegenjtande der Verhandlung perjönlich betheiligt 
find (Art. 78 Abſ. 1 und 2), fünnen an der Berathung und Beſchlußfaſſung nicht theilnehmen. 


II. Der Diözefanausfchuß. 

Art. 100. Der Didzefanausihuß beiteht: 

1. aus dem Vorfißenden der Diözefan-Synode (Art. 93 Abſ. 1 und 2), als Boritand und 

2. aus vier Mitgliedern, worunter wenigjtens Ein Geiftlicher und zwei weltliche fein müſſen. 
Dieſe werden von der Synode aus ihrer Mitte für die Synodalperiode in getrennten Wahlgängen 
mit geheimer Stimmgebung und mit abſoluter Stimmenmehrheit (vergl. Art. 98 Abi. 2) gewählt. 

Für den Fall der Verhinderung oder des Austritts von Mitgliedern wird zugleich je ein 
geiftfiher und ein weltliher Erſatzmann in gleicher Weiſe gewählt. 

Der Diözeſanausſchuß hat das Necht, den oder die Kämmerer der Diözeſe nad) Bedürfniß 
zu ſeinen Sitzungen mit rathender Stimme beizuziehen. 

Art. 101. Der Dibzeſanausſchuß wird von dem Vorſitzenden nach Bedürfniß berufen. Er 
muß berufen werden, wenn mindeſtens zwei der gewählten Mitglieder es verlangen. 

Er iſt beſchlußfähig in der Zahl von zwei Mitgliedern neben dem Vorſitzenden, wovon eines 
ein weltliches ſein muß (vergl. jedoch Art. 103 und 106 Abſ. 2). 

Art. 102. Der Diözeſanausſchuß hat nachſtehende Obliegenheiten: 

1. Er hat die Wahlen in die Didzefan-Synode zu prüfen und für den Fall offenbar 
ungültiger Wahlen vorbehaltlich der Entjcheidung der Synode (Art. 94 Ziff. 10) die geeignete Vor— 
ſorge zu treffen, den Vorfißenden in feinen Präfidialgefhäften zu unterjtüßen, in3bejondere Die 
Synode vorzubereiten, joweit thunlich die Tagesordnung feitzuftellen, von derjelben den Kirchen— 
gemeinderathsfolfegien behufs der Vorbeſprechung rechtzeitig Mittheilung zu machen, der Synode 
ſchriftlichen Bericht über feine Thätigfeit jeit ihrer letzten Verfammlung zu erjtatten, Die Aus- 
fertigung der Synodalprotofolle zu beforgen und diejelben dem Generalfuperintendenten zur weiteren 
Behandlung vorzulegen, am Schlufie der Synode eine kurze Anfprache über die wichtigeren Beſchlüſſe 
derſelben zum Zwecke der Verkündigung in den Kirchen der Diözeſe abzufaſſen, für die Vollziehung 
der Synodalbeſchlüſſe Sorge zu tragen und den Geſchäftsverkehr der Synode zu vermitteln. 

Art. 103. 2. Er beauffihtigt vorbehaltlih der Einwirkung und Beſchlußfaſſung der 
Didzefan-Synode die Amtsführung der Kirchengemeindefolfegien, jowie Die Pflichterfüllung der 
einzelnen Meitglieder derjelben in dieſem Berufe. 

Er wirft mit zur Vergleihung von Zerwürfniffen unter den einzelnen Kirchengemeinden. 

Er entſcheidet in feiner vollen Bejegung (Art. 100 Ziff. 1 und 2) über Anträge der Kirchen— 
gemeindevertretungen auf Entlafjung von weltlichen Mitgliedern der Kirchengemeindefollegien. In 
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gleicher Bejeßung kann er auch von ſich aus die Entlafjung von weltlichen Mitgliedern der Kirchen— 
gemeindefolfegien beſchließen, wenu die betreffende Kicchengemeindevertretung fich der Stellung eines 
diesfälligen Antrags auch nad) erfolgter Vernehmung entjchlägt; ferner kann er die Entlafjung von 
weltlihen Mitgliedern der Didzefan-Synode, gleichviel ob fie zugleich Mitglieder von Kirchen— 
gemeindefollegien find oder nicht, aus den Gründen des Art. 40 Ziff. 1, lit. c ausfpredhen, wobei 
die Beitimmung des Art. 62 letzter Abſatz ebenfalls Platz greift. 

Er ift auch befugt, weltliche Mitglieder der Kirchengemeindefollegien oder der Diözejan- 
Synode von ihrem Amte vorläufig zu entheben, jobald ein Verfahren gegen fie anhängig wird, 
welches ihre Entlaffung zur Folge haben fann. 

Die von ihm getroffenen Verfügungen der einen oder andern Art hat er in dem nächſten 
Nechenichaftsberichte zur Kenntniß der Diözefan-Synode zu bringen. 

Gegen einen Beſchluß des Diözeſanausſchuſſes, wodurch Entlafjung oder vorläufige Ent— 
Hebung vom Amte verfügt wird, fteht dem davon Betroffenen binnen der Ausſchlußfriſt von acht 
Tagen von der jehriftlichen Eröffnung an das Necht der Beſchwerde an die Oberficchenbehörde zu. 

3. In der Zeit, in welcher die Synode nicht verfammelt ift, hat der Diözefanausfhuß in 
feiner vollen Beſetzung (Art. 100 Ziff. 1 und 2) die in Art. 94 Ziff. 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Obliegenheiten der Didzefan-Synode auszuüben, wenn die Dringlichkeit des Gegenjtandes die Ver— 
ſchiebung auf die nächte Synode nicht geftattet, und derjelbe doch nicht von der Erheblichkeit tft, 
um die außerordentliche Berufung der Synode zu rechtfertigen. 

Er hat jedoch die betreffenden Verfügungen in dem nächſten Rechenſchaftsbericht der Kenntniß— 
nahme, beziehungsweife Genehmigung der Synode zu unterbreiten. 

Art. 104. 4. Der Diözeſanausſchuß hat über Anträge auf Zulaffung zur Konfirmation vor 
dem vorgejchriebenen Alter (Art. 42 Abſ. 4) nad) den jeweils beftehenden Vorſchriften zu entſcheiden 
beziehungsweije fie zu begutachten. 

Sit mit dem Antrag auf Zulaffung zur Konfirmation vor der gejeßlichen Zeit der weitere 
auf Entlaffung aus der Schule verbunden, fo entſcheiden über den letztern die Schulbehörden. 

5. Er entjcheidet im Falle des Art. 41 Abj. 3. 

6. Er begutachtet die Aeußerungen, beziehungsweife Beihlüffe der Gemeindevertretung in 
den Fällen des Art. 61 Ziff. 2, lit a. und lit. b und Art. 69 Abf. 2 und legt diejelben der 
Oberfirhenbehörde vor (vergl. au Art. 3 Abſ. 1). 

Bei Bejegung eine Dekanatamts hat fih der Didzefanausfhuß über das VBorhandenjein 
bejonderer zu berücfihtigender Bedürfniffe und Verhältniſſe zu äußern. 

7. Er entjcheidet über die Ablehnung und Niederlegung des Amtes don Mitgliedern der 
Kirhengemeindefolfegien (Art. 24 Abi. 3 und Art. 35 Abſ. 3), jowie über Beanftandungen der 
Wahl in die Gemeindevertretung (Art. 63 Ziff. 6), wenn gegen die bezüglichen Beſchlüſſe Beſchwerde 
erhoben worden ijt. x 

8. Er bejchliegt im Falle des Art. 29 in Gemäßheit der dort in Abſ. 3, 5 und 6 gegebenen 
Beitimmungen. 

9. Bei der Neuwahl der in Gemäßheit des Art. 81 aufgelöften Kicchengemeindefollegien 
beftellt er die Wahlfommiffion und bejorgt die weiteren in Art. 81 Abſ. 3 bezeichneten Ber: 
rihtungen. 

10. Er entjcheidet über Beſchwerden der Kirchengemeindegenofien in den Fällen des Art. 40 
vorlegter Abſatz. 

Art. 105. 11. Er beauffichtigt die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden der Diözeje. 

Sn diefer Beziehung ift er befugt, von dem Stande der Kaffe und den die Vermögensver— 
hältnifje betreffenden Akten der Kirchengemeindefollegien jederzeit Einſicht zu nehmen. 

Insbeſondere ift es jeine Aufgabe: 

a. die Etats der Kirchengemeinden oder Beſchlüſſe der Gemeindefollegien, welche Ueberſchrei— 
tungen des Etats im Ganzen enthalten, zu prüfen, deren Abänderung vorbehaltlich des Rechtes der 
Bejchwerdeführung bei der Oberfirchenbehörde zu verfügen, ſolche mit der darauf gegründeten Umlage 
auf Kirchengemeindegenofjen zu genehmigen oder der Oberfirchenbehörde zur Genehmigung vorzulegen 
(Art. 112 Ziff. 2 lit. d); 

b. die rechtzeitige Vornahme der Wahlen der Kicchenpfleger zu überwahen, die Beſchlüſſe 
der Kirchengemeindevertretungen über die Kautionsleiftung derjelben zu prüfen, jolche zu genehmigen 
und für die Aufbewahrung der Kautionsurfunden zu jorgen; 

c. die Beſchlüſſe der Kirchengemeindevertretungen, durch welche der Beitand des Vermögens 
einer Kirchengemeinde betroffen wird, zu genehmigen, oder ſolche der Oberfirchenbehörde zur Ges 
nehmigung vorzulegen (Art. 112 Ziff. 2 lit. a, b und ce). Zu jenen Beichlüffen find zu rechnen 
diejenigen, durch welche ein Grundjtüd oder irgend ein Realveht der Kirchengemeinde oder einzelnen 
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Stiftung veräußert, eine bleibende Verbindlichkeit auf die Kirchengemeinde oder eine Stiftung über- 
nommen, oder eine deren Schuldenmaffe vermehrende Kapitalſchuld aufgenommen, ein der Kirchen- 
gemeinde oder zum Stiftungsvermögen gehöriges Kapital zur Dedung laufender Ausgaben ver- 
wendet werden, oder ein Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre gejhehen joll; 

d. für die Nevifion der Kirchengemeinderechnungen zu jorgen und jolche abzuhören ; 

e. von beabfichtigten Neubauten oder bedeutenden Reparaturen an kirchlichen Gebäuden 
Kenntniß zu nehmen und an die Oberficchenbehörde hierüber Vorlage zu machen (Art. 112 
Ziff. 2 lit. e). 

Art. 106. 12. Er überwacht das Kaffen- und Rechnungsweſen der Diözeſe, bereitet Die 
Gtatsberathung dor, unterwirft die Rechnung jeiner Durchſicht, läßt fie prüfen (Art. 107), hört fie 
ab, jorgt für Erledigung der Receſſe, bringt die Rechnung zur Kenntnig der Diözeſan-Synode, 
theilt ihr die Receſſe mit, legt den von der Synode bejchloffenen Etat, jowie diejenigen Beſchlüſſe, 
welche außerdem der Genehmigung dev Oberkirchenbehörde bedürfen, dieſer vor, vollzieht den Gtat 
und beſchließt über Ausgaben, welche im Etat nicht oder nicht in diefem Betrage vorgejehen find, 
aber wegen ihrer Dringlichkeit nicht bis zum nächſten Zufammentritt der Synode verſchoben 
werden können. 

Er verfügt in feiner vollen Beſetzung (Art. 100 Ziff. 1 und 2) im Falle der Dringlichkeit 
die vorläufige Dienftenthebung des Didzefanreciners bis zum Zufammentritt dev Synode, ſowie 
die Einjegung eines geeigneten Stellvertreters für denjelben. 

Art. 107. Der Didzefanausfhuß hat zu feiner Unterftüßung in den Gejhäften des 
Kaſſen- und Rechnungsweſens der Kirchengemeinden und der Diözeje (Art. 105 und 166), insbes 
ſondere zur Prüfung der Rechnungen auf Koften der betreffenden Kaffe, einen geprüften Revidenten 
zu derivenden. , 

Art. 108. Nach Ablauf der Wahlperiode hören die Obliegenheiten des Ausſchuſſes erſt mit 
dem Zufammentritt der neu gewählten Synode auf. 

Art. 109. Die auswärtigen Mitglieder der Didzefan-Synode und des Ausſchuſſes erhalten 
nad) einem von der Oberfirchenbehörde feitzufegenden Regulativ aus der Diözejanfafje Erſatz ihrer 


Auslagen. 
Die Didzefanfaffe. 


Art. 110. Die Didzefanfafje wird von dem Rechner (Art. 94 Ziff. 7) geführt. 

Derjelbe wird von der Diözefan-Synode aus ihrer Mitte oder aus der Zahl der jonit hiezu 
geeigneten am Defanatsfite wohnenden Kirchengenofjen auf eine bejtimmte Anzahl von Sahren, 
jedoch mindeſtens auf drei Jahre gewählt. 

Er Ieiftet Dienftfaution; die Höhe dev Kaution, jowie die Art der Kautionsleiftung wird 
von der Didzefan-Synode feitgejeßt. 

Auch wenn er nicht ordentliches Mitglied der Synode tft, fteht ihm jowohl in der Synode 
als im Synodalausihuß in Sachen des Kaſſen- und Rehnungswejens berathende Stimme zu. 

Ohne Schriftliche Anweifung des Diözeſanausſchuſſes ift er nicht befugt, Ausgaben, welche 
nicht zum Voraus fpeziell genehmigt find, zu machen, Gelder auszuleihen oder Kapitalien ein: 
zuziehen. 

Seine Entlaſſung kann aus erheblichen Gründen von der Synode verfügt werden (Art. 94 
Ziff. 7, vgl. Art. 106 Abi. 2). 


Schlußbefimmungen zum erften und zweiten Abſchnitt. 
Die Oberaufjihtsbehörde. 


Art. 111. Die Oberaufficht über die Kirchengemeinde- und Didzefanverwaltung liegt Der 
Oberfirhenbehörde ob. 

Diejelbe hat einerfeits darauf zu achten, daß die Kirchengemeinden die zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe (Art. 1) nothwendigen Anftalten und Einrichtungen beſchaffen und erhalten, andererfeits, 
dat das Vermögen der Kirchengemeinden und Didzefen in feinem Beftande erhalten bleibe, dejien 
Ertrag feiner Beſtimmung gemäß verwendet werde, daß für fünftige bedeutende Baufälle die ent= 
iprechenden Baufonds angefammelt und die Kicdhengemeindegenofjen nicht ohne dringendes Bedürf— 
niß mit Umlagen belajtet werden. 

Sn erjterer Hinficht fommt ihr insbejfondere zu, Kirchengemeinden, welche ihrer Berpflihtung 
zur Erhaltung und Erneuerung der kirchlichen Gebäude und der jonftigen für den Gottesdienft 
nothwendigen Einrihtungen nit nahfommen, nach fruchtlojer Ermahnung die erforderliche Auf: 
lage zu machen, und aud ein nah techniſchem Gutachten nicht zwecentjprechendes Bauweſen 
vorläufig einzuftellen. Jedoch muß diefen Verfügungen Die gutachtliche Vernehmung des 
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Didzefanausfchuffes vorangehen, und es jteht gegen diefelben den betreffenden Kirchengemeinden Die 
Beichwerde an das Mtinijterium des Kirchen: und Schulwejens zu. 

Sin der zweiten Richtung hat die DOberkirchenbehörde das ihr in Art. 112 vorbehaltene 
Genehmigungsrecdt zu üben und außerdem in angemeffener Abwechslung eine entfprechende Anzahl 
von Kirchenpflegrechnungen zur Durchſicht einzufordern, auch erforderlichenfalls das Kaſſen- und 
Rechnungsweſen durch Kommiſſäre an Ort und Stelle prüfen zu lafjen und die Abdjtellung von Miß— 
ftänden zu verfügen. 

Art. 112. Insbeſondere find der Oberfirchenbehörde durch den Dibzeſanausſchuß zur Geneh- 
migung vorzulegeng 

1. Die Etat3 der Didzejfan-Synoden und alle eine Abweichung von denjelben begründenden 

Beſchlüſſe; 

2. die Beſchlüſſe der Kirchengemeindekollegien: 

a. wenn ein Grundſtück oder irgend ein Realrecht der Kirchengemeinde oder einer einzelnen 
Stiftung veräußert werden ſoll, deſſen Kapitalwerth die Summe von eintauſend Mark 
überſteigt; 

b. wenn eine bleibende Verbindlichkeit auf die Kirchengemeinde oder eine Stiftung im 
Betrag von mehr als fünf Prozent der jährlichen Solleinnahmen dev Kixchenpflege oder 
Stiftung übernommen, oder wenn eine die Schuldenmafje derjelben vermehrende Kapital: 
ſchuld aufgenommen werden joll; 

e. wenn ein zum Grundſtocke des Kirchengemeinde: oder Stiftungsvermögens gehöriges 
Kapital zur Deckung laufender Ausgaben verwendet werden ſoll; 

d. wenn die Erhebung regelmäßig wiederfehrender Umlagen auf die Kirchengemeindes 

genofien erftmals in Frage fommt, jowie bei allen außerordentlichen Umlagen ; 
. wenn Neubauten oder bedeutende Neparaturen an kirchlichen Gebäuden, deren Unter: 
haltung der Kirchengemeinde obliegt, ausgeführt werden jollen ; 
f. wenn das Beitragsverhältniß zwiſchen Mutterort und Filial (Art. 70) zu dem gemeins 
ſamen firhlihen Aufwand, oder 
g. durch ortsſtatutariſche Beſtimmungen bei unbedeutenderen Umlagen die Vertheilungsart 
abweichend von dem Staatsfteuerfuß geregelt werden joll (Art. 52); 
h. wenn wegen Beauffihtigung des Kirchenpflegers die in Art. 29 bezeichnete Einrichtung 
getroffen werden joll. 
3. Außerdem iſt der Oberkirchenbehörde durch den Diözeſanausſchuß je nah Ablauf der 
Kechnungsperiode über die Rechnungsergebniffe jeder Kirchenpflege der Diözeſe unter 
Berfügung des Grundſtocksnachweiſes jummarifcher Bericht zu erjtatten. 


o 


Die Hof: und Militärgemeinden. 
Art. 113. Auf Hof: und Militärgemeinden finden die beiden erſten Abſchnitte dieſes Ver— 
faljungsgejeßes feine Anwendung (vergl. jedoch Art. 90). 
Für die genannten Kirchengemeinden hat die Pfarrgemeinderatgsordnung vom 25. Januar 
1851 bi3 auf Weiteres auch fernerhin Geltung. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Landesgemeinde, 
Art. 114. Die Geſammtheit der zunächft in Diözefen verbundenen Kirchengemeinden bildet 
die Landesgemeinde. Die Vertretung der leßteren it die Landes-Synode. 
I. Bildung der Landes-Gymode. 


Art. 115. Behufs der Wahl von Abgeordneten in die Landes-Synode werden die Diözejen 
in folgende Wahlfreife zujammtengeordnet: 


1. Stuttgart Amt Gannftatt; 9. Neuftadt-Weinäberg ; 17. Hall-Gaildorf; 

2. Ehlingen-Göppingen ; 10. Reutlingen-Urach; 18. Künzelsau-Oehringen; 
3. Waiblingen-Barnang; 11. Balingen-Tübingen; 19. Grailsheim- Weikersheim; 
4. Marbach-Beſigheim; 12. Sulz-Tuttlingen ; 20. Schorndorf: Welzheim; 

5. Böblingen-Herrenberg; 3. Hreudenjtadt-Nagold; 21. Biberach-Ravensburg; 
6. Ludwigsburg-Leonberg; 14. Calw-Neuenbürg; 22. Blaubeuren-Münfingen; 
7. Bradenheim-Heilbronn ; 15. Aalen-Heidenheim; 23. Ulm=-Geislingen; 

8. Rnittlingen-Baihingen ; 16. Blaufelden-Langenburg; 24. Kirchheim-Nürtingen. 


Die Didzefe der Stadt Stuttgart bildet einen Wahlkreis für ſich. 
Veränderung der-Wahlfreife iſt Gegenstand der ordentlichen kirchlichen Gejeßgebung. 
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Art. 116. In jedem Wahlkreis wird ein geiftlicher und ein weltlicher Abgeordneter in die 
Lande3-Synode gewählt. ’ 

Die Landes-Synode bejteht hiernad) : 

1. aus fünfzig von den Didzefan-Synoden gewählten Abgeordneten; ſodann 

2. aus einem Abgeordneten der evangelifchstheologifhen Fakultät der Landesuniverfität; 

3. aus ſechs von dem evangelifchen Landesheren zu erniennenden Mitgliedern, wovon die 
Hälfte dem geiftlichen, die Hälfte dem weltlichen Stand angehören Toll. 

Art. 117. Die Wählbarkeit ift auf Einwohner des Wahlbezirks nicht bejchränft. 

Wählbar zum geiftlichen Abgeordneten ift jeder im ordentlichen Kirchendienite ftändig ange— 
ſtellte Geiftliche, wählbar zum weltlichen Abgeordneten jeder Angehörige der evangeliſchen Landes- 
kirche, welcher die für das Amt eines Kirhenälteften erforderlichen Eigenſchaften (Art. 16) befitt 
und nicht zu den ftändig angeitellten Geiftlichen gehört. 

Art. 118. Die Wahl der Abgeordneten der Didzefen (Art. 116 Abſ. 2 Ziff. 1) erfolgt, 
inden je die beiden Didzefan-Synoden des Wahlfreifes an einem gelegenen Ort auf Berufung und 
unter dem Vorſitze des im Dienfte älteren der beiden Defane als Wahl-Synode zujammentreten. 

Art. 119. Die Hofgemeinde und die Miilitärgemeinden, in welchen ein Pfarrgemeinderath 
bejteht, find bis auf Weiteres befugt, ihre ftändigen Geiftlihen und eine gleihe Anzahl von 
Aelteften mit Stimmrecht zu derjenigen Wahl-Synode abzuordnen, zu welcher der betreffende Ort 
nad jeiner Lage gehört. 

Art. 120. Abſtimmung dur Beauftragte ift nicht ftatthaft, und ift daher auch die jtell- 
vertretende Abjtimmung durch Pfarrgehilfen ausgeſchloſſen. 

Die Wahl erfolgt in geheimer Stimmgebung nach den bejonderen Beitimmungen der Wahl- 
ordnung (Anhang Abſchnitt IIT) unter Leitung einer von der Wahl-Synode aus ihrer Mitte 
gewählten Wahlkommiſſion. 

Die Mitglieder der Wahlkommiſſion fünnen nicht duch die Wahlhandlung, bei deren Leitung 
fie als jolche betheiligt find, zu Abgeordneten in die Landes-Synode gewählt werden. 

Die Wahl in die Wahlfommiffion kann von den Gewählten abgelehnt werden. Jedoch fteht 
den zwei jüngjten unter den anmwejenden geiftlichen Mitgliedern der Wahl-Synode und ebenjo den 
zwei jüngjten unter den anwejenden weltlichen Mitgliedern derjelben fein Ablehnungsrecht zu. 

Art. 121. Zur Gültigkeit der Wahl gehört, daß mindeitens zwei Drittheile aller Mitglieder 
der Wahl-Synoden (ausſchließlich der Abgeordneten der Hofgemeinde und der Militärgemeinden, 
Art. 119) abgejtimmt haben, und daß der zu Wählende die abjolute Mehrheit der gültig abges 
gebenen Stimmen erhalten hat. 

Muß wegen ungenügender Betheiligung ein zweiter Wahltermin feitgefeßt werden, jo tft die 
Wahl auch dann gültig, wenn weniger al3 zwei Drittheile der Mitglieder des Wahlförpers (Ab. 1) 
daran theilgenommen haben. 

Art. 122. Für jeden der nach Maßgabe des Art. 116 Abſ. 2 Ziff. 1 zu Wählenden wird 
nach den gleichen Beitimmungen ein Erjaßmann gewählt, welcher in dem Fall eintritt, wenn der 
Abgeordnete die Wahl nicht annehmen fann oder will, oder nad) angenommener Wahl aus irgend 
einem Grund aufhört, Abgeordneter zu jein. 

Scheidet der Erjagmann gleichfalls aus, jo ift die Neuwahl eines Abgeordneten und eines 
Erſatzmanns vorzunehmen. 

Art. 123. Den erwählten Abgeordneten, ſowie deren Erfaßmännern tft je eine durch Die 
Wahlkommiſſion ausgefertigte Wahlurkunde zuzuitellen. 

Art. 124. Der Abgeordnete der evangeliſch-theologiſchen Fakultät (Art. 116 Ab. 2 Ziff. 2) 
und der Erſatzmann für denjelben werden aus der Mitte der Fakultät in geheimer Stimmgebung 
nach den Vorihriften des Art. 121 Abſ. 1 unter dem Vorſitz ihres Dekans gewählt, welcher ſodann 
auch die Legitimationsurfunden ausſtellt. 

Art. 125. Der Ernennung der von dem evangelischen Landesherrn zu berufenden Mitglieder 
der Landes-Synode (Art. 116 Abi. 2 Ziff. 3) hat die Vernehmung der Oberfirchenbehörde voran— 
zugehen. 

Art. 126. Die Wahlperiode umfaßt ſechs Jahre. 

Der den Landesherrlihen Mitgliedern ertheilte Auftrag erſtreckt fi auf die Dauer der 
Wahlperiode. 

Art. 127. Zum Eintritt in die Landes:Synode wird den im Amte ftehenden Geiftlichen der 
Urlaub nicht verweigert. 

Art. 128. Wer der Vorausjegungen dev Wählbarfeit (Art. 117 Ab. 2) verkuftig wird, 
hört damit auf, Mitglied der Landes-Synode zu fein, worüber diefe im alle des Widerjpruchs 
entjcheidet. 
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II. Wirkungskreis der Landes-Hynode. 


Art. 129. Die Hauptaufgabe dev Landes-Synode bejteht in der Mitwirkung zur Eirhlichen 
Gejehgebung in deren ganzem Umfange, jo daß ohne ihre Zuſtimmung kirchliche Geſetze weder 
gegeben, noch verändert oder authentiſch interpretirt, noch aufgehoben werden können. 

Art. 130. Das Bekenntniß der evangeliſch-lutheriſchen Kirche bildet feinen Gegenſtand der 
kirchlichen Gefeggebung. Dagegen gehören zu derjelben auf Grundlage des unantaftbaren Befenntnifjes: 

1. die Lehr- und Gottesdienftordnung, namentlich die Einführung und Abänderung Firhlicher 
Bücher (Kirchenbuch, Katehismus-Erflärungen, Konfirmationsbuch, Gejangbud), Choralbuch, 
Spruchbuch); 

2. die kirchliche und ſittliche Lebensordnung in den Gemeinden, ſoferne Pflichten, welche nicht 
ſchon in den beſtehenden Kirchengeſetzen begründet find, den Kirchengenoſſen auferlegt oder vor— 
handene Rechte und Verpflichtungen der Kirchengenofjen aufgehoben oder verändert werden follen. 

Ferner gehören dahin innerhalb der in Folge der Staatsgeſetzgebung bejtehenden Schranken 

3. die Berfaffung der Landeskirche ſowohl in Betreff der Kirchenleitung als der Gemeinde- 
vertretung in allen ihren Stufen, einjchließlich dev Organijation der Firchlichen Aemter; 

4. die Normen über die vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirche überhaupt, ſowie 
insbefondere über die Beſtimmung der von der Oberfirchenbehörde verwalteten allgemeinen fichlichen 
Fonds: des Beſoldungsverbeſſerungsfonds, des Geiftlichen Unterftügungsfonds und der Geijtlichen 
Wittwenkaſſe; 

5. die dienſtrechtlichen Verhältniſſe der Geiſtlichen und der niederen Kirchendiener, die 
Disciplinarmittel und das Disciplinarverfahren gegen ſolche; 

6. die Fürſorge für die Hinterbliebenen der Geiſtlichen. 

Art. 181. Die von dem Kirchenregiment einzubringenden Geſetzesentwürfe werden von der 
evangeliſchen Oberkirchenbehörde (Synodus) vorbereitet und nach erlangter Genehmigung des evan⸗ 
geliſchen Landesherrn von ihr an die Landes-Synode gebracht. 

Art. 132. Die Landes-Synode hat das Recht, kirchliche Geſetze vorzuſchlagen. 

Geſetzesentwürfe, welche von Mitgliedern der Synode ausgehen, müſſen, um zur Berathung 
zu gelangen, von mindeſtens fünfzehn Mitgliedern derſelben unterzeichnet ſein. 

Art. 133. Die Sanktion und Verfündigung der Gejege erfolgt durch den evangelijchen 
Landesherrn. 

Seine verbindliche Kraft erhält ein Kirchengefeg mit der Verkündigung in dem unter ber 
Berantwortlichfeit der Oberfirchenbehörde erjcheinenden kirchlichen Gejeß- und Verordnungsblatt. 
Sie beginnt, foferne im Geſetze fein anderer Anfangstermin bejtimmt ift, mit dem vierzehnten 
Tage nad) demjenigen Tage, an welchem das betreffende Stüd des genannten Blattes in Stuttgart 
ausgegeben worden tft. | 

Die zur Vollziehung und Handhabung der Kirhengejege erforderlichen Anordnungen zu 
erlaſſen, jteht dem Kirchenregimente zu. 

Art. 134. Die Landes-Synode hat das Recht, in Wahrnehmung des Zuftandes der Landes— 
fire nad) den verjchiedenen Lebensgebteten derjelben, bejonders nach Lehre, Liturgie, Verfaſſung, 
Zucht und hriftlichem Leben, Hriftlicher Erziehung der Jugend, Kriftlicher Armenpflege und kirch— 
lichen Vermögensangelegenheiten, überhaupt in allen Angelegenheiten, welche das Intereſſe der 
Landeskirche betreffen, — Anträge, Wünſche und Beſchwerden, jei es in Sachen der Geſetzgebung 
oder der Verwaltung, an das Kirchenregiment zu bringen, worauf jedenfalls Beſcheid mit Begrün— 
dung ertheilt werden wird. 

Art. 135. Die Landes-Synode ift befugt, von dem Stand und von den Nechnungen der 
unter Verwaltung der Oberfirchenbehörde betehenden allgemeinen kirchlichen Fonds (Art. 130 Ziff. 4), 
jowie von den für die evangelifch-firchlichen Bedürfniſſe bejtimmten Pofitionen des Staatshaus- 
haltzetat3 behufs etwaiger Erinnerungen Kenntniß zu nehmen. 


III. Verfammlungen der Landes-Hynode. 

Art. 136. Die Landes-Synode tritt ordentlicher Weije je nach ſechs Jahren zuſammen. 

Zur außerordentlichen Verſammlung kann fie nad) dem Ermefjen des Kirchenregiments jeder 
zeit berufen werden. Durch eine ſolche außerordentliche Verfammlung wird der ordentliche Termin 
des Zuſammentritts nicht verrüdt. 

Bei ihrer Berufung wird nah Möglichkeit darauf Rücfiht genommen werden, daß ihre 
Verſammlungen nicht mit denjenigen des Landtags zufammenfallen. 

Art. 137. Einberufung, Vertagung und Entlafjung der Landes:Synode erfolgt auf Ent- 
ſchließung des evangeliſchen Landesherrn; Eröffnungs- und Schlußakt geſchieht durch einen landes- 
herrlichen Kommiifär. 
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Art. 135. Dem evangelifchen Landesheren fteht die Abjendung von Kommifjären zu den 
Verhandlungen der Landes-Synode zu. Diejelben nehmen an der Berathung ohne Stimmredht 
Theil und find befugt, jederzeit das Wort zu ergreifen. 

Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder der Oberfirchenbehörde find berechtigt, 
jeder Situng der Synode anzuwohnen. 

Art. 139. Am Sonntag dor dein Zujammentritt der Landes-Synode hat in ſämmtlichen 
evangeliſchen Kirchen des Landes eine Fürbitte für diejelbe zu gejchehen. 

Der Eröffnung der Landes-Synode geht ein öffentlicher Gottesdienjt voraus. 

Jede Sitzung beginnt und ſchließt mit Gebet. 

Art. 140. Der Vorſtand der Landes-Synode beſteht aus einem Präſidenten und einem Vice— 
präſidenten. Das Amt derſelben erſtreckt ſich je auf die Dauer der Synodalperiode (Art. 126 vergl. 
mit Art. 151). 

Die Synode wählt je nach ihrem Zujammentritt in geheimer Stimmgebung ihren Präfidenten 
und in gleicher Weiſe ihren VBicepräfidenten durch abjolute Stimmenmehrheit. 

Hat fih abjolute Stimmenmehrheit nicht ergeben, jo ift nochmals abzujtimmen. Bei einer 
nothwendig gewordenen dritten Abjtimmung ift nur noch zwiſchen denjenigen zwei Mitgliedern zu 
wählen, welche bei der zweiten Abjtimmung die höchſte Stimmenzahl erhalten haben, wobei in dem 
Talle, daß die höchſte Stimmenzahl mehr als zweien zu Theil geworden ift, oder, wenn bei der zweit- 
höchſten Stimmenzahl Gleichheit der Stimmen jtattfände, unter den Betreffenden das höhere Lebens— 
alter entjcheidet. 

Ergibt fich bei diefem dritten Wahlgang unter den zwei Kandidaten der engern Wahl 
Stimmengleichheit, jo entjcheidet wieder das höhere Lebensalter. 

So Yange für die Synode weder ein Präfident, noch ein VBicepräfident gewählt ift, ſowie im 
Falle der Verhinderung derjelben, verfieht die Stelle des Präfidenten das im Lebensalter ältejte 
Mitglied der Synode. Das Amt des Alterspräfidenten geht im Falle der Ablehnung ſeitens des 
Berufenen auf das im Lebensalter ihm am nächiten jtehende Mitglied der Synode über. 

Die Synode wählt auf die Dauer der Synodalperiode mit relativer Stimmenmehrheit die 
erforderlihe Zahl von Schriftführern aus ihrer Mitte. 

Bon ſämmtlichen Wahlen ift durch Vermittlung der Oberfirchenbehörde dem evangelifchen 
Landesherrn Anzeige zu eritatten. 

Art. 141. Die Synode beihließt über die Legitimation ihrer Mitglieder. 

Wegen Nichtbeachtung der Vorfehriften über das Wahlverfahren kann eine Wahl nad Ablauf 
von fünfzehn Tagen vom Eintritte des Gewählten in die Landes-Synode an nicht mehr beanftandet 
werden. 

In Betreff folder Wahlen oder Ernennungen, welche von dem Landes-Synodalausſchuß 
(Art. 153 Ziff. 5) bei der VBorprüfung nicht beanftandet worden find, bedarf es einer ausdrücklichen 
Beihlupfaffung der Landes-Synode nur dann, wenn diejelben von anderer Seite angefochten find. 

Einjpraden gegen die Wahlen find an das Präfidium der Landes-Synode zu richten. 

Art. 142. Die Mitglieder der Landes-Synode haben bei der Eröffnung derjelben in die 
Hände des landesherrlichen Eröffnungskommiſſärs, ſpäter Eintretende in die Hände des Vorfigenden 
da3 nachjtehende Gelübde abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich bei meinem Wirken in der Synode gehorjam dem 
göttlihen Worte, in Treue gegen das Bekenntniß der evangeliihen Kirche, die Ehre 
Gottes und das Heil der Seelen unverrüdt im Auge behalten und nach bejtem Willen 
und Gewiſſen das Wohl der evangelifchen Landeskirche berathen werde”. 

Mitglieder früherer Landes:Synoden werden auf das ſchon abgelegte Gelübde hingewieſen. 

Art. 143. Jedes Mitglied der Landes-Synode ift Vertreter der ganzen Landeskirche und 
an feinerlei Inſtruktion gebunden. 

Art. 144. Die Landes:Synode ift beſchlußfähig, wenn zwei Drittheile der Mitglieder ver— 
ſammelt find. - 

Art. 145. Für die Gültigkeit der Beſchlüſſe der Landes-Synode bedarf es, wenn eine 
Aenderung der Kirchenverfaſſung, der Gottesdienftordnung und der kirchlichen Bücher in Trage 
fommt, einer Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen der Antwefenden. Im Uebrigen genügt abjolute 
Mehrheit. 

Bei Stimmengleicäheit gilt der Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entjcheidet in dieſem Fall 
das höhere Lebensalter. 

Die Wahlordnung (Anhang) bildet feinen Theil der Kirchenverfaſſung im Sinne des erjten 
Abſatzes. 

Art. 146. Bei Kirchengeſetzen bedarf es zweimaliger Berathung und Beſchlußfaſſung. 
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Art. 147. Die Situngen der Landes-Synode find Öffentlich, joweit nicht die Geſchäftsordnung 
eine Ausnahme bejtimmt. 

Die Protokolle der Verhandlung werden veröffentlicht, ſoweit nicht die Landes-:Synode ſelbſt 
eine Ausnahme bejchließt. 

Art. 148. Nah dem Schluffe der Synode werden die Entſchließungen des Kirchenregiments 
über die bis dahin noch unerledigten Anträge derjelben bald thunlichſt zufammengefaßt, der Landes- 
Synode, beziehungsmweife dem Synodalausſchuſſe mitgetheilt und in dem firchlichen Geſetze und 
Verordnungsblatte befannt gemacht. 

Art. 149. Die Landes-Synode regelt innerhalb der verfafiungsmäßigen Schranken ihre 
Geſchäftsordnung. Soweit es fi) dabei von dem Verhältniß zu den Vertretern des Kirchenregiments 
Handelt, geſchieht dies im Einverftändnig mit dem leteren. Inzwiſchen bleibt die Geſchäftsordnung 
vom 27. Januar 1869 mit den ſeither auf verfaſſunggsmäßigem Wege daran vorgenommenen Aenderungen 
maßgebend. 

Art. 150. Der evangeliche Landesherr ift befugt, die Synode aufzulöjen. 

Sn diefem Falle muß binnen Jahresfriit eine neue ordentliche Synode (Art. 126 und 136) 
berufen werden. 


IV. Der Landesfynodalausfchuß. 


Art. 151. Bei der erften VBertagung, dem Schluß oder der Auflöfung der Synode, nicht 
aber bei etwaigen weiteren Vertagungen oder nach einer außerordentlichen Verſammlung derjelben, 
wird für die Zwifchenzeit bis zu dem nächften ordentlichen Zujammentritt aus ihrer Mitte ein 
Ausſchuß beftellt, welcher aus dem Präfidenten der Synode und vier von derjelben je in bejonderem 
MWahlgange mit abjoluter Stimmenmehrheit nad) Maßgabe der Beſtimmungen des Art. 140 Abi. 3 
und 4 gewählten Mitgliedern, zwei geiftlichen und zwei weltlichen, zu beitehen hat. 

Den Präfidenten vertritt in Verhinderungsfällen der Vicepräfident oder, wenn auch letzterer 
verhindert wäre, der Alterspräfident. 

Für VBerhinderungsfälle der übrigen ordentlichen Mitglieder des Ausſchuſſes oder für den 
Fall des Ausjcheidens derjelden aus der Synode oder aus dem Ausſchuſſe wird die doppelte Zahl 
von Erſatzmännern, zur Hälfte geiftliche, zur Hälfte weltliche, in gleicher Weife wie die Ausſchuß— 
mitglieder jelbjt gewählt. 

Art. 152. Der Ausſchuß verfammelt ih in den Jahren, in welchen fein Zujammentritt 
der Landes-Synode ftattfindet, je einmal auf Berufung der Oberfichenbehörde zu geeigneter Zeit. 

Derjelbe kann von der Oberfirchenbehörde, jei e8 aus eigenem Ermeſſen oder auf den Antrag 
des Synodalpräfidenten, mit landesherrlicher Genehmigung auch zu außerordentlicher Verſammlung 
berufen werden. 

Sollte nad der Anfiht des Synodalpräfidenten eine Veranlafjung vorliegen, gegen die 
Oberkirchenbehörde ſelbſt eine dringliche Beſchwerde bei dem Kirchenregimente zu erheben (Art. 153 
Ziff. 1), fo fteht dem Präfidenten die Befugniß zu, fih durch das Minifterium des Kirchen⸗ und 
Schulweſens an den evangelifchen Landesherrn wegen Einberufung des Synodalausſchuſſes zu einem 
außerordentlihen Zufammentritte zu wenden, worauf in jedem Falle Bejcheid mit Begründung 
erteilt werden wird. 

Art. 153. Zum Wirfungskreis des Ausſchuſſes als Vertreters der Landes-Shynode gehört 
neben der in Art. 81 Abſ. 1 genannten Aufgabe: 

1. das Recht, in Wahrnehmung de3 Zujtandes der Landeskirche dem Kirchenregimente 
Wünſche und Beihwerden vorzutragen ; 

2. die gutachtliche Berathung der Oberkirchenbehörde auf von diejer ergehende Aufforderung 
in Sachen der Gejeßgebung oder der Verwaltung; 

3. das Recht des Antrags bei dem Kirchenregiment auf Berufung einer außerordentlichen 
Synode; 

4. die periodifhe Ausübung der nah Art. 135 der Synode zuftehenden Befugniß der 
Kenntnißnahme von dem Stand und den Rechnungen der unter Verwaltung der Oberfirchenbehörde 
jtehenden allgemeinen kirchlichen Fonds, ſowie von den für evangeliſch-kirchliche Bedürfnifie 
beftimmten Pofitionen des Staatshaushaltsetatz ; 

5. bei dem Beginn einer Wahlperiode (Art. 126) und nad dem Ablauf einer Vertagung Die 
Vorprüfung der Legitimation der gewählten und ernannten Synodalmitglieder mit der Maßgabe, 
dab die auf's neue gewählten oder ernannten Mitglieder des Ausſchuſſes zu Vorprüfung ihrer 
eigenen Legitimation durch die zuerſt legitimirten Synodalmitglieder erjegt werden, vorbehaltlich 
der Beihlußfaffung der Landes-Synode über Anftände (Art. 141 Abj. 3); 

6. bei jedem Zufammentritte der Landes-Synode (Art. 136) die Erftattung eines Rechen: 
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ſchaftsberichts an dieſelbe über die Thätigkeit des Ausſchuſſes jeit der lebten Vertagung, dem 
vorangegangenen Schluß oder der Auflöjung der Synode. 

Art. 154. Die Mitglieder der Landes-Synode und des Ausſchuſſes erhalten Taggelder und 
Reiſekoſtenentſchädigung. 

Art. 155. Das Kirchenregiment iſt ermächtigt, Verfügungen, welche dem Gegenſtand nach 
die Zuſtimmung der Landes-Synode erfordern würden, nach Vernehmung des Synodalausſchuſſes 
proviſoriſch von fich aus zu treffen, wenn dieſelben durch die Umftände jo dringend geboten find, 
daß fie die Berufung einer außerordentlichen Landes-Synode nicht geftatten, oder wenn dieſelben 
unaufſchieblich und doch nicht von der Erheblichkeit find, daß die Berufung einer außerordentlichen 
Synode gerechtfertigt wäre. 

Sn diefen Fällen Hat das Kirchenregiment vor der nächſten Landes-Synode die Dringlichkeit 
und Zweckmäßigkeit dev Maßregel zu rechtfertigen. 

Beitand über die Nothwendigfeit oder Die Dringlichkeit dev Mahregel Meinungsverſchieden— 
heit zwifchen dem Synodalausſchuß und dem Kirchenregiment, jo muß die Landes-Shynode, wenn 
jolches von dem Synodalausſchuſſe verlangt wird, binnen Jahresfriſt berufen werben. 

Erhält die Verfügung die Zuftimmung der Sandes-Synode nicht, jo ift fie jofort außer 
Wirffamfeit zu jegen. 

Art. 156. Durch die Beitimmungen des vorliegenden Geſetzes (vergl. Art. 157) werden die 
demjelben entgegenftehenden Gefege und Verordnungen außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Art. 157. Im allen Kirchengemeinden ift mit der Bildung der Kirchengemeindefollegien in 
Gemäßheit dieſes Geſetzes ungefäumt vorzugehen. 

Die Amtsthätigkeit der bisherigen Pfarrgemeinderäthe, der Kirchenkonvente als kirchlicher 
Disciplinarbehörden, der Diözeſan-Synoden und ihrer Ausſchüſſe erliſcht mit dem Tage, an welchem 
die nach dem gegenwärtigen Geſetze gebildeten Kirchengemeindefoflegien und Synoden in Wirkſam— 
feit treten, die Amtsthätigfeit der Stiftungsräthe und Kirchenkonvente als Verwalter des Lokal— 
firchenvermögens mit der Webertragung ber betreffenden DVermögensverwaltung auf die neuen 
Organe. 

Art. 158. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens Des gegenwärtigen Verfaſſungsgeſetzes wird 
durch Entſchließung des evangeliſchen Landesherrn feſtgeſetzt. 

Das evangeliſche Konſiſtorium iſt mit Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart den... . - 


Anhang. 
Die Wahlordnung. 


I. Die Wahl in die Birchengemeindekollegien. 


$ 1. In jeder Kirchengemeinde (Kirchengemeinde und Synodalordnung Art. 1 und Akt. 2 
Ziff. 1-3) findet ein abgejondertes Mahlverfahren ſtatt. 

Art. 2. Die Wahl in die beiden Kirchengemeindefollegien wird in der Regel vereinigt. 

$ 3. Der Kirdhengemeinderath ordnet die Wahl an. 

Gr beitelft für die bevorftehende Wahl aus der Zahl der nicht ausjcheidenden Aeltejten zwei, 
welche mit dem Vorſitzenden des Kirchengemeinderaths, als Vorſtand, die Wahlkommiſſion bilden, 
KG.: und SO. Art. 58). 

8 4 Die Wahlkommiſſion (KO.- und SO. Art. 58) fertigt die Lifte der ftimmberechtigten 
Kirchengenoſſen und Yegt diejelbe in einem für Jedermann zugänglichen Lokal acht Tage lang 
öffentlich auf. } 

Ort und Zeit der Auflegung wird am Sonntage vorher in den ſämmtlichen Kirchen der 
Wahlgemeinde im Hauptgottesdient, in den Städten auch durch Einrücken in ein öffentliches Blatt, 
mit dem Beifügen befannt gemacht, daß Einſprachen gegen die Lifte während der Auflegungsfrift 
dem Vorfigenden des Kirchengemeinderaths mündlich oder ichriftlich anzuzeigen jeien, nad) Umfluß 
der Friſt aber nicht mehr vorgebracht werden können. 

Dieſe Bekanntmachung wird dieſelbe Friſt hindurch an der Kirche ausgehängt. 

In Kirchengemeinden, in welchen nicht alle Sonntage Gottesdienſt gehalten wird, genügt das 
Aushängen während der genannten Friſt am gottesdienſtlichen Lokal. 

$ 5. Von dem Kirchengemeinderathe werden die erhobenen Einſprachen geprüft und zutreffenden— 
falls die Liſten berichtigt (RO. und SO. Art. 58). 
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Gegen den Bejcheid fteht nur dem von der Lifte Ausgeichlofienen binnen acht Tagen von 
der ſchriftlichen Eröffnung defjelben an die Berufung an die Gemeindevertretung zu, bei deren Ent- 
ſcheidung e3 fein Bewenden hat (KG. und SO. Akt. 63 Ziff. 6). 

Die Entſcheidung ift vor der Wahlhandlung zu eröffnen. 

5 6. Die Einladung der Kirchengemeindegenofjen zur Wahlhandlung nebit der in Art. 16 
Abi. 3 Satz 2 der KG. und SO. vorgejehenen Hinweifung auf das Gelübde des Art. 26 der KG.— 
und SD. erfolgt in dem der Wahlhandlung vorausgehenden Sonntags-Hauptgottesdienft aller 
Kirchen dev Wahlgemeinden, beziehungsweile im unmittelbar dorausgehenden Gottesdienfte der 
Vilialgemeinde, unter Befanntmahung des Orts und der Zeit der Wahl, der Namen der aus den 
Kicchengemeindefollegien Ausſcheidenden und der darin Verbleibenden und der Zahl der zu wählenden 
Mitglieder. 

Dieje Bekanntmachung wird vom Tage der Verkündigung (Abſ. 1) an bis zum Tage der 
Wahl an den ſämmtlichen gottesdienftlichen Lokalen der Wahlgemeinde ausgehängt, auch in ein 
Lolalblatt, wo ein jolches vorhanden ift, eingerüct. 

$ 7. Die Wahl erfolgt unter Leitung der Wahlfommiffton in dem gottesdienftlichen Lokale 
der Wahlgemeinde an einem Sonntage nah dem Schluſſe des Hauptgottesdienftes. 

Dem Kirchengemeinderathe fteht jedoch zu, wenn bejondere Verhältniffe es erfordern, mit 
Genehmigung de3 Dibzeſanausſchuſſes die Vornahme der Wahl in einem andern geeigneten Lokal 
oder an einem andern Tag der Woche anzuordnen. 

$ 8 Die Abftimmung geſchieht durch perſönliche Uebergabe eines zufammengefalteten 
Stimmzettels an den Vorſitzenden der Wahlfommijfion, welcher denjelben uneröffnet in ein hiezu 
aufgeftelltes Gefäß legt (vergl. au) KG. und SO. Art. 23 Abſ. 1 und Art. 32 Abſ. 1). 

Stelfvertretung ift ausgefchlofien. 

Zugelaſſen zur Stimmabgabe werden nur Solche, welche in die Liſte der Stimmberechtigten 
(SS 4 und 5) aufgenommen find, es ſei denn, daß der Wahlberechtigte aus offenbarem Verſehen 
nicht in die Lifte aufgenommen worden wäre, in welchem Fall ihn die Wahlfommiffion zur Ab- 
flimmung zulafien kann. 

$ 9. Die Stimmzettel haben jo viele Namen zu enthalten, ala Mitglieder zu wählen find. 

Enthält ein Stimmzettel zu wenige Namen, jo ift er deßhalb nicht ungültig. 

Enthält er zu viele Namen, jo gelten nur die der Reihe nad) zuerſt Genannten, bis die 
genügende Zahl erreicht ift. 

8 10. Die Namen der aus offenbarem Verfehen nicht aufgenommenen Wahlberechtigten 
werden in die Lifte eingetragen ($ 8 Abi. 3), und es wird dies im Protokoll bemerkt. 

Dei der Abgabe jedes Stimmzettels wird der Name des Abjtimmenden in der Lifte ($ 8 
Abſ. 3) angeftrichen. | 

Ueber die Wahlyandlung wird ein Protofoll geführt und von den ſämmtlichen Mitgliedern 
der Wahlfommiffion unterzeichnet. 

Art. 11. Nach dem Schluffe der Wahlhandlung, und zwar womöglich ſofort, werden die 
abgegebenen Stimmen von der Wahlkommiffion gezählt, und e3 wird das Ergebniß der Zählung 
von ihr zu Protokoll beurkundet. 

Kann die Zählung nicht alsbald erfolgen, jo find die ſämmtlichen abgegebenen Stimmzettel 
unter gemeinfchaftlichen Verſchluß und Siegel zu nehmen. 

$ 12. Als gewählt find diejenigen zu betrachten, auf welche die meisten Stimmen gefallen 
find. Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das höhere Lebensalter. 

$ 13. Kommt die Wahl an dem bejtimmten Termine nicht zu Stand (NG. und SQ. 
Art. 23 Abſ. 2 und Art. 32), jo it fie nach vorhergegangener Bekanntmachung fortzufegen (ebendaj. 
Art. 23 Abſ. 3). * 

8 14. Die Gewählten und diejenigen, welche in die Stelle eines MWegfallenden etwa ein= 
rüden fünnen (RG. und SO. Art. 25 Abſ. 1 und Art. 36 Abſ. 1), werden, nachdem der Kirchen 
gemeinderath (RG. und SO. Art. 58), beziehungsweife die Kirchengemeindevertretung (RG.= und 
SD. Art. 63 Ziff. 6), die Gefegmäßigfeit der Wahl geprüft und anerkannt hat, Hievon jehriftlich 
— und ihre Namen am Sonntag im Hauptpottesdienſte der Wahlgemeinde bekanni 
gemacht. 

$ 15. Binnen jehs Tagen, don dev Benachrichtigung ($ 14) an gerechnet, kann die Ab— 
lehnung der Wahl durch jchriftliche Erklärung an den Borfigenden des Kirchengemeinderath3 unter 
Angabe des Ablehnungsgrundes (KG.— und SO. Art. 24 und 35 Abi. 1) erfolgen. 

Ueber die Zuläffigfeit der Ablehnung entfeheidet bei Aelteften der Kirchengemeinderath (KG.— 
und SO. Art. 24 Abf, 3), bei Mitgliedern der Gemeindevertretung dieſes Kollegium (ebendaj. 
Art. 35 Ab. 3). 
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Bon der Ihriftlichen Eröffnung diefer Entjheidungen an fann vom Ablehnenden binnen der 
Friſt von ſechs Tagen Die Beſchwerde an den endgültig entjcheidenden Diözeſanausſchuß bei dem 
Vorſitzenden des Kirchengemeinderaths mündlich oder jehriftlich angemeldet werden (ebendaj. Art. 24 
Ab. 3 und Art. 35 Abi. 3). 

$ 16. Beanjtandungen des Wahlverfahrens können don jedem ftimmberechtigten Kirchen— 
gemeindegenofien bis zum Umfluß von ſechs Tagen nad) der Verfündigung des Wahlergebnifjes in 
der Kirche ($ 14) unter Angabe der Gründe der Beanftandung bei dem Vorfigenden des Kirchen: 
gemeinderaths vorgebracht werden. 

Ueber diejelben entjcheidet bei der Aeltejtenwahl der Kirchengemeinderath, vorbehaltlich der 
Berufung an die Gemeindevertretung (RG. und SO. Art. 58 und 63 Ziff. 6), bei der Wahl in 
die Gemeindevertretung dieſe (ebendaj. Art. 63 Ziff. 6), vorbehaltlich der Beſchwerde an den 
Dibzeſanausſchuß (ebendaſ. Art. 104 Ziff. 7). 

Die Berufung, beziehungsweiſe Beſchwerde (Abd. 2) kann nur binnen der Frijt von drei 
Tagen nad der jegriftlichen Gröffnung der Entjheidung und zwar mitteljt mündlicher oder ſchrift⸗ 
licher Anzeige bei dem Borfigenden de3 Kirchengemeinderaths erhoben werden. 

Nach Ablauf der in Abſ. 1 heftimmten Frift kann Die Gültigkeit der Wahl nur wegen 
gejeglicher Mängel in der Perſon des Gewählten angefochten werden. In Fällen, in welchen Die 
Wählbarkeit beanjtandet wird, greift das gleiche Verfahren wie bei der Entlafjung Platz (KO.: 
und SO. Art. 62 Ziff. 4, Art. 103 Ziff. 2). 

$ 17. Die erjtmalige Wahl wird auf Anordnung des Pfarrgemeinderaths durch eine nach 
8 3 aus ſeiner Mitte aufzuſtellende Wahlkommiſſion geleitet. 

Hiebei übt der Pfarrgemeinderath die durch das Verfaſſungsgeſetz und Die Wahlordnung 
dem. Kirchengemeinderath, der Diözeſanausſchuß die der Gemeindevertretung zugewieſenen Verrich— 
tungen aus. 

In Kirchengemeinden, in welchen kein, oder für welche kein beſonderer Pfarrgemeinderath 
beſteht, wird nach Vernehmung des Pfarrers von dem Dekane die Wahl angeordnet. Derſelbe 
beſtellt aus der Mitte der Kirchengemeindegenoſſen zwei Urkundsperſonen, welche unter dem Vor⸗ 
ſitze des Pfarrers die Wahlkommiſſion ($ 3) bilden. 

Ueber Einſprachen gegen die Lifte der Stimmberedtigten, Ablehnungen und Beanftandungen 
des MWahlverfahrens entjcheidet ber Diözeſanausſchuß in dieſem Fall endgültig. Dieſelben ſind 
unter Angabe der Gründe binnen der in 8 15 Abf. 1 und $ 16 Ab. 1 bezeichneten Sriften bei 
dem Pfarrer mündlich oder ſchriftlich anzuzeigen. ’ 

Wird dom Diözeſanausſchuß einem Kirchengemeindegenoffen die Wählbarkeit abgeſprochen, 
ſo ſteht demſelben die Beſchwerde an die Oberkirchenbehörde nach Art. 103 Ziff. 2 der KG.— und 
SO. zu. 


II. Die Wahl zur Diözefan-Synode, 


g 18. Die Wahl der weltlichen Mitglieder der Didzefan-Shnode wird an dem Sonntage 
vor der Wahlhandlung in den regelmäßigen Hauptgottesdienften der Gemeinden verfündigt. 

Außerdem werden die Mitglieder der Gemeindevertretungen von dem Vorſitzenden zur Wahl 
ſchriftlich eingeladen. 

8 19. Die Wahlhandlung wird in dem Berathungslofale der Gemeindevertretung vor— 
genommen. 

Sie wird von dem Vorſitzenden derſelben geleitet. 

$ 20. Die gültige Wahl erfordert die Abjtimmung von zwei Drittheilen der ſämmtlichen 
Mitglieder der Gemeindevertretung (KG.s und SO. Art. 31 Ziff. 1 und 2). Muß jedoch wegen 
ungenügender Betheiligung die Wahl wiederholt werden, fo iſt ſie gültig, auch wenn bei diejer 
zweiten Wahl weniger ala zwei Drittheile abgeitimmt haben. 

$ 21. Die Abjtimmung erfolgt durch Stimmzettel in gleicher Weife wie nad) 88. Gtell- 
vertretung iſt ausgejchloijen. 

g 22. Der zu Wählende muß die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten 
haben. 

Hat ſich eine ſolche nicht ergeben, jo ift nochmals abzuſtimmen. 

Bei einer nothwendig gewordenen dritten Abſtimmung iſt nur noch zwiſchen denjenigen zwei 
Kandidaten zu wählen, welche bei der zweiten Abſtimmung die höchſte Stimmenzahl erhalten haben, 
wobei in dem Falle, wenn die höchſte Stimmenzahl mehr als zweien zu Theil geworden ift, ober 
wenn bei der zweithöchiten Stimmenzahl Gleichheit der Stimmen ftattfände, unter den Betreffenden 
das Höhere Lebensalter entjcheidet. Ergibt fi bei dieſem dritten Wahlgang unter den zwei 
Kandidaten der engeren Wahl Stimmengleichheit, jo entſcheidet wieder das höhere Lebensalter. 
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Sind in einer Gemeinde mehrere Abgeordnete zu wählen, jo wird jeder in befonderem Ver— 
fahren gewählt. 

5 23. Nach der Wahl des Abgeordneten wird nach den Vorſchriften der 88 20—22 zur 
Wahl eines Erfaßmannes gejchritten. 

5 24. Die Verfammlung trennt fich nicht, bis das Wahlergebniß fejtgeftellt ift. 

Entfernen fi Mitglieder vor der letzten Abjtimmung, jo können die Zurückbleibenden, auch 
wenn fie nicht die in $ 20 Sat 1 bejtimmte Zahl ausmachen, die Wahl gültig zu Ende führen. 

$ 25. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den twejentlichen 
Hergang dev Wahl, die Zahl der Stimmberedtigten und Abftimmenden, das Ergebniß der einzelnen 
Wahlgänge und das Schlußrefultat zu enthalten hat. 

Das Protokoll ift jammt den verfiegelten Stimmzetteln fofort dem Didzefanausihuß zu 
Handen des Defans zuzuftellen. 

$ 26. Das Ergebniß der Wahl ift am nächjtfolgenden Sonntage je in dem Hauptgottes- 
dienſte der betreffenden Gemeinde mitzutheilen und es find die Gewählten und ihr Wirken der Für- 
bitte der Gemeinde zu empfehlen. 

5 27. Einwendungen gegen das Wahlverfahren find bei Vermeidung des Ausſchluſſes inner: 
Halb acht Tagen nach der Bekanntmachung des Wahlergebniffes ($ 26) bei dem Defane jchriftlich 
anzubringen, und e3 wird darüber von der Didzefan-Synode endgültig entihieden (RO. und SQ. 
Art. 94 Ziff. 10). 

Bei Beanjtandung dev Fähigkeit eines Gewählten greift das Verfahren des Art. 103 Ziff. 2 
der KG. und SO. Plab. 

III. Die Wahl zur Landes-Synode. 

5 28. Der Wahltermin wird durch Königl. Entſchließung feftgefeßt und dureh die Ober: 
firchenbehörde im Firchlichen Geſetze und Verordnungsblatt befannt gemacht. 

Die Wahlorte werden durch die Oberkirchenbehörde beftimmt. 

$ 29. Bevor die Didzefan-Synoden zur Wahl der Abgeordneten zur Lande3-Synode zuſammen— 
treten, wird dies in dem vegelmäßigen Hauptgottesdienfte des vorangehenden Sonntags zur Kenntniß 
der Gemeinden gebracht. 

$ 30. Die Wahl-Shynode wird mit Gebet eröffnet und beſchloſſen. Unter dem Vorfie des 
im Dienſte älteren der beiden Defane wählt die beſchlußfähige Berfammlung (KG.« und SO. Art. 121). 
durch geheime, Stimmgebung mit relativer Stimmenmehrheit zunächſt eine Wahlfommiffion, welche 
aus einem Borfigenden umd einem geiftlichen und einem weltlichen Beiſitzer befteht (R®.- und SO. 
Art. 120). 

8 31. Verſammeln ſich die Wähler nicht in beſchlußfähiger Zahl (RG. und SO. Art. 121), 
jo hat der im Dienfte ältere der beiden Defane hievon der Oberkirchenbehörde Anzeige zu erjtatten, 
worauf don diejer ein zweiter Wahltermin fejtgefegt und nach SS 28 und 29 befannt gemacht wird. 

$ 32. Jeder Abſtimmende übergibt feinen Stimmzettel perfönfich dem Vorſtande der Wahl: 
fommijfion ($ 30), welcher denjelben uneröffnet in ein hiezu aufgejtelltes Gefäh legt. Der Stimm: 
zettel muß der Art zufammengefaltet fein, daß der auf ihm verzeichnete Name verdeckt ift. Ueber 
jede erfolgte Abgabe eines Stimmzettel3 wird im Protofoll Vormerkung gemacht. 

$ 33. Die Stimmenzählung erfolgt durd) die Wahlfommiffion jofort. 

5 34. Hat fein Kandidat die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten, jo ift 
nad) $ 22 der Wahlordnung zu verfahren. 

8 35. Nach der Wahl der Abgeordneten wird gemäß den Beitimmungen der 88 32 bis 34 
der Wahlordnung zur Wahl der Erjagmänner gejchritten. 

8 36. Die Verfammlung trennt ſich nicht vor Feſtſtellung des Wahlergebniffes. 

Entfernen fi) Mitglieder vor der Yekten Abjtimmung, jo können die Zurücbleibenden, auch 
wenn fie nicht mehr die in Art. 121 der KDO.- und SO. vorgejchriebene Zahl ausmachen, die Wahl 
gültig zu Ende führen. 

S 37. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, welches den wejentlichen 
Hergang der Wahl, die Zahl der Stimmberehtigten und Abjtimmenden, das Ergebniß der einzelnen 
Wahlgänge und das Schlußrefultat zu enthalten hat. Dasjelbe wird von den drei Mitgliedern der 
Wahlkommiſſion unterzeichnet und der Oberfirchenhebörde in Abjchrift vorgelegt, das Original aber 
in der Regiſtratur des vorfißenden Dekans aufbewahrt. 


Schlußbeftimmung. 


$ 38. Die weiter erforderlichen Beitimmungen werden bon der Oberfirchenbehörde im Ver: 
ordnungswege erlafjen. 
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88 
Enkwurf eines Geſekes, 


betreffend die Kirchengemeinde- und Synvodalordnung für die evangeliſche 
Tandeskirde, 


Karl, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Staatsminifteriums und unter Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände verordnnen und verfügen Wir, wie folgt: 

Art. 1. Die Vertretung der evangeliſchen Kicchengemeinden, ſowie die Verwaltung des 
Örtlichen Kirchenvermögens geht auf die in Art. 11 der anliegenden Kirchengemeinde: und Synodal— 
ordnung für die evangelifche Landeskirche vom... .... beftimmten Organe (Kirchengemeinderath 
und Kirchengemeindevertretung) unter den nachfolgenden näheren Beftimmungen über. 

Art. 2. Der kirchlichen Gefeßgebung bleibt anheimgegeben, für Kirchengemeinden, in welchen 
bejondere Verhältnifje die Bildung einer Gemeindevertretung unzweckmäßig oder unthunlich erſcheinen 
Yaffen, das Unterbleiben der Beſtellung derſelben unter Uebertragung der der Gemeindevertretung 
zugewieſenen Geſchäfte an den Kirchengemeinderath, beziehungsweiſe an die Geſammtheit der ſtimm⸗ 
berechtigten Kirchengemeindegenoſſen zuzulaſſen. 

Art. 3. Kommt eine Wahl der Kirchengemeindekollegien überhaupt nicht zu Stande, oder 
weigern ſich ſo viele der gewählten Mitglieder, das Amt zu übernehmen oder auszuüben, daß die 
Kollegien nicht Smehr beſchlußfähig find, jo iſt das evangeliſche Konfiftorium befugt, eine kom— 
miſſariſche Verwaltung einzujeßen. 

Der kommiſſariſchen Verwaltung kommen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirchen: 
gemeinden jämmtliche Befugniffe der beiden Kirchengemeindefollegien zu. 

Die Amtsthätigfeit diefer Verwaltung dauert bis zu dem Zeitpunkt, wo die Kirchengemeindes 
folfegien durch eine nach Art. 23 und 32 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung erfolgende 
jpäteftens binnen drei Jahren anzuberaumende Neuwahl wieder gebildet jein werden. 

Art. 4. Wenn jo viele Mitglieder der kirchlichen Kollegien wegen perjönlicher Betheiligung 
an einer vermögensrechtlichen Angelegenheit der Kirchengemeinde verhindert find (Art. 64 vgl. mit 
Art 78 Abſ. 1 der KG. und SOQO.), daß Beſchlußfähigkeit nicht mehr vorhanden it, jo fommt in 
diefer Sache die Vertretung der Kirchengemeinde an Stelle der Kirchengemeindefollegien dem 
evangeliihen Konſiſtorium zu. 

Art. 5. Durch die Beſtimmungen des Art. 2 der KG.- und SO. werden Die bejtehenden 
rechtlichen Verhältniffe in Betreff des Fircjlichen Vermögens und der Beftreitung des kirchlichen 
Aufwands nicht berührt. 

Art. 6. Bei der Neubildung und Auflöfung von Kirchengemeinden, bei Veränderungen in 
der räumlichen Begränzung der Kirchſpiele, ſowie bei Aenderungen im Berhältniffe zwiſchen Mutter— 
und Filialgemeinden und Nebenorten (Art. 3 der KG. und SO.) hat die Oberkirchenbehörde dor 
allem das betreffende Obgramt, beziehungsweife, wenn Theile einer Kirchengemeinde verſchiedenen 
Oberamtsbezirken angehören, jedes der betheiligten Oberämter zu vernehmen, welches ſeinerzeit zunächſt 
den bürgerlichen Kollegien der betreffenden Gemeinden Gelegenheit zur Aeußerung von ihrem Stand- 
punft zu geben hat, 

: Wird durch eine ſolche Aenderung ein Patronatrecht berührt, jo it auch der Patron 
zu hören. 

Eine Entſchließung in der Sache kann die Oberfirchenbehörde nur mit vorgängiger Zuſtim⸗ 
mung des Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens treffen. 

Die Wirkungen auf die vermögensrechtlichen Verhältniſſe beſtimmen ſich nach der zwiſchen 
den Betheiligten getroffenen Uebereinkunft. In Ermanglung einer ſolchen finden die Grundfäße 
des Königlichen Reſkripts vom 22. September 1817 entjprechende Anwendung. 

Art. 7. Die Anordnung und Vollziehung der die äußere kirchliche Ordnung betreffenden 
Polizeivorjehriften fteht, unbeſchadet des Rechts der ortsfirchlichen Organe, die äußere Ordnung 
innerhald der kirchlichen Gebäude zu handhaben (Art. 41 Abſ. 1 der K.G.- und SO.), mur den 
bürgerlihen Behörden zu. 

Durch die Befugniß der kirchlichen Behörden, über die Einräumung des Kirhengebäudes für 
einzelne nicht zum Gottesdienfte dev Kirchengemeinde dienende Handlungen zu entjcheiden (Art. 41 
Abf. 2 der KG.- und SO.) werden die Nechte Dritter und allgemeinen polizeilichen Verfügungen und 
Anordnungen nicht berührt. 
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Die Organe der Kirchengemeinde können über die Kirchenſtühle (Art. 41 Abſ. 5 der 
KG. und SD.) nur unbejchadet privatrechtlicher, bei dem Givilrichter verfolgbarer Anſprüche 
verfügen. 

Auf die Schule (Art. 42 Abf. 1 der KG.- und SO.) kommt den Organen der Kirchen: 
gemeinde eine unmittelbare Einwirfung nicht zu. 

Art 8. Die Entlafjung derjenigen Organiften, Kantoren und niederen Kirchendiener, deren 
Anjtellung nad Art. 44 Abi. 1 der KG.- und SO. dem Kirchengemeinderath zufommt, kann von 
demjelben im Disciplinarwege wegen Dienftunfähigkeit, VBerfäumung der Dienjtpflichten, jchlechten 
Lebenswandels oder jtrafbarer Handlungen verfügt werden. DBertragsmäßige Zufagen für den Fall 
der Dienftunfähigfeit dürfen jedoch nicht verlegt werden. 

Bezüglich der vorläufigen Dienjtenthebung (Suspenfion) der Organiften, Kantoren und 
niederen Kicchendiener überhaupt (Art. 44 Abf. 1 bis 3 der KG.- und SO.) findet der Art. 5 des 
Gefeßes vom 4. März 1879, betreffend die Ausführung der Reichsitrafprozegordnung Anwendung. 
Auch außer dem Falle des Art. 5 kann der Kirchengemeinderath dieſe Diener, unbejchadet des 
Rechts auf das mit der Stelle verbundene Einfommen, vorläufig von dem kirchlichen Dienjte 
entheben. 

Außerdem jteht dem Kirchengemeinderath gegen diefe Diener eine Disciplinarjtrafgewalt 
innerhalb der den Ortsvorjtehern in Gemeinden dritter Klaſſe nah Art. 11 des Geſetzes dom 
12. Auguft 1879, betreffend Aenderungen des Landespolizeiftrafrechts, eingeräumten Strafbefugniß zu. 

Gegen dieje Erkennung einer Ordnungsjtrafe (Abi. 3), jowie gegen die Verfügung der vor- 
Yäufigen Dienftenthebung (Abſ. 2) und die Entlafjung (Abſ. 1) geht die Beſchwerde an das evanges 
liſche Konfiftortum, welchem auch ausjhließlich der Vollzug der verfügten Ordnungsitrafe gegen 
den Willen des Beitraften vorbehaltlich der Prüfung zufteht, ob die Verfügung nicht zu bean- 
ftanden tft. 

Hinfichtlich der Verleihung und Entziehung der Stellen von Organijten, Kantoren und 
niederen Kirchendienern, welche nieht vom Kirchengemeinderath bejeßt werden (Art. 44 Abſ. 3 der 
KG. und SO.), hat es, abgejehen von der in Abſ. 2 getroffenen Beftimmung, bei den bejtehenden 
Vorſchriften fein Verbleiben. 

Art. 9. Die Vermögensverwaltung der kirchlichen Ortsbehörden (Art. 1) umfaßt das in 
Art. 12, 14 Abſ. 2 und 3, letzter Satz, und Art. 20 näher bezeichnete Ortskirchenvermögen mit 
Einfluß der Ablöjungstapitalien für kirchliche Baulaften und Kultbedürfniffe, der bejonderen 
firhlihen Fonds (Baufonds u. j. w.), ſowie derjenigen örtlichen Stiftungen, welche nad den in 
Art. 10 bezeichneten Merkmalen als ausschließlich kirchliche Stiftungen zu betrachten find, ſoferne 
und joweit nicht der Stifter eine bejondere Verwaltungsbehörde bezeichnet hat, und des nad) 
Art. 11 Abſ. 2 (vgl. mit Abſ. 3) der Kirchengemeinde überlafjenen Antheils gemiſchter Stiftungen. 

Sie umterfteht der Staatsaufficht, welche, neben der Wahrung der ftaatlichen und bürgerlichen 
Intereſſen im Allgemeinen, insbejondere die Erhaltung des Grundftods und die ftiftungsgemäße 
Verwendung der Stiftungen zum Gegenftande hat. 

Art. 10. Als ausſchließlich kirchliche Stiftungen find anzufehen: 

1. diejenigen, welche fundationsmäßig ausſchließlich für die Zwecke des Gottesdienftes und 
die Pflege des kirchlichen Lebens beftimmt oder herfömmlich dafür verwendet worden find; 

2. die der Armenpflege dienenden Stiftungen, welche nicht in Vollziehung des Art. 11 des 
Gejeßes vom 17. April 1873 zur Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungswohnfig in 
die Verwaltung der Ortsarmenbehörde übergegangen find, wenn diejelben nad dem Willen des 
Stifters durch kirchliche Organe verwaltet oder verwendet werden jollen, oder wenn deren Erträg- 
niffe wenigitens bisher durch joldhe Organe verwendet worden find, oder wenn fie der neben 
dem jpeziell für die fommunale Armenpflege vorhandenen Fond 
beftehenden Kirchenpflege zugewendet worden find, beziehungsweife in ihr verwaltet werden; 

3. Stiftungen für andere milde Zwecke (die Schule u. ſ. f.), welche nad) dem Willen des 
Stifters durch Firchliche Organe verwaltet oder verwendet werden jollen, oder wenn deren Erträgnilie 
wenigjtens bisher dur) ſolche Organe verwendet worden find; 

4. Stiftungen zur Verſorgung evangelifcher Kirchendiener oder der Angehörigen jolder; 

5. Stiftungen, welche nad) der ausdrüdlichen Willenserflärung des Stifterd nur für evanges 
liſche Einwohner einer Gemeinde errichtet worden find (dahin gehören insbeſondere Stiftungen für 
Konfirmanden, für evangeliihe Schulkinder, für evangelifhe Wittwen nnd Waiſen); 

6. Stiftungen, welche ausdrücdlich zur bleibenden Erinnerung an einen rein kirchlichen Akt 
(Taufe, Konfirmation, Kommunion) errichtet worden find; 

7. Stiftungen, deren Erträgnifje an den kirchlichen Feten oder in den Firchlichen Feſtzeiten 
oder an einem Sonntag nad) der ausdrüclichen Feſtſetzung des Stifters zu vertheilen find, falls 
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ſich nicht aus ben Umftänden ergibt, daß von demjelben eine kirchliche Stiftung nicht beab- 
fichtigt war; 

8. Stiftungen, deren Erträgniffe in der Kirche oder Sakriſtei vertheilt werden, oder, wenn 
fie älter find, wenigitens bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs 1839 in der Kirche oder Sakriſtei 
vertheilt worden find; 

9. Stiftungen, welche evangelifche Geijtliche für arme Angehörige der Gemeinde, in welcher 
fie als Geiftliche wirkten, oder welche Andere zum ehrenden Andenken an fie, als Geiftliche der 
Gemeinde, errichtet Haben; 

10. Stiftungen zur Anſchaffung religiöfer Bücher und Schriften für Angehörige der evanges 
liſchen Kirche. 

Art. 11. Die theils für kirchliche, theils für andere Zwecke bejtimmten Stiftungen bleiben 
in der bisherigen Verwaltung des Stiftungsraths, beziehungsweife der Ortsarmenbehörde, welche 
jedoch verpflichtet find, aus dem Ertrage des Vermögens derfelben alfjährlich dem Kirchengemeindes 
vath die für die kirchlichen Zwecke ftiftungsgemäß zu verwendenden und bei periodijch twiederfehrenden 
Reichniſſen, wenn der Wille des Stifters nicht mehr nachzuweiſen ift, die nach dem Durchſchnitt 
dieſer Reichniſſe jeit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende des der Verkündung dieſes Geſetzes voran— 
gegangenen Rechnungsjahrs auf das Rechnungsjahr entfallenden Mittel zu dieſem Behufe zur 
Verfügung zu ſtellen. 

Dem Stiftungsrath, beziehungsweiſe der Ortsarmenbehörde, bleibt übrigens unbenommen, 
mit der Kirchengemeinde ſich durch Ueberlaſſung eines beſtimmten Antheils an dem betreffenden 
Stiftungsvermögen ein- für allemal auseinanderzuſetzen. 

Dieſe Beſtimmungen (Abſ. 1 und 2) finden auch auf ſolche Kirchenſtiftungen, welche der 
evangeliſchen Kirche und einer andern Konfeſſion gemeinſam gewidmet find, finngemäße Anwendung. 

Art. 12. Bon den nach Ausjheidung dev befonderen kirchlichen Fonda (Ablöſungskapitalien, 
Baufonds u. ſ. w.) und des für beſondere Zwecke beſtimmten Stiftungsvermögens übrigbleibenden 
Fonds der Stiftungspflege (Heiligen-, Armenkaſten-, Almoſenpflege u. ſ. w.) werden zunächſt die 
darauf haftenden Schulden und ſodann der Werth der nur in größeren Perioden wiederkehrenden 
Leiſtungen der Stiftungspflege für Neubau, Erweiterung und Hauptreparatur bon kirchlichen 
Gebäuden (Art. 14) in Abzug gebracht. Der Reſt des Fonds wird im Rerhältniß des aus dem: 
jelben feit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende des der Verkündung des Gejeges vorangegangenen 
Rechnungsjahrs fir die Zwecke der Kirchengemeinde einerfeits und der bürgerlichen Gemeinde 
andererfeits, jedoch ausſchließlich der Verwaltungsfoften, gemachten Yaufenden Aufwands zwiſchen 
diejen beiden Korporationen abgetheilt. 

Die Ansprüche, welche fich die Kirchen- oder die bürgerliche Gemeinde bei Kontrahirung der 
in Abſ. 1 bezeichneten Schulden auf Erſatz derjelben ausdrücklich vorbehalten hat, werden durch 
die Vorſchrift des Abſ. 1 nicht berührt. 

Art. 13. Meberfteigen die Schulden der Stiftungspflege das Aftivvermögen derjelben, jo 
iſt zu unterjcheiden, 

1) ob die Schulden für Neubauten, Erweiterung oder Hauptreparatur bon Gebäuden der 
Kirchengemeinde, oder für jolhe Bauweſen der bürgerlichen Gemeinde, welch’ letzteren ein ähnlicher 
Aufwand für die Erwerbung oder Erweiterung von Begräbnißpläßen oder für Hauptreparaturen 
an denjelben gleichjteht, oder ; 

2. ob diefelben für anderweitige von der Stiftungspflege zu erfüllende Zwecke fontrahirt 
worden find. 

Sind nur Schulden der eriteren Art (Ziff. 1) vorhanden, jo wird der durch das Aktiv⸗ 
vermögen nicht gedeckte Betrag derſelben zwiſchen der Kirchen- und der bürgerlichen Gemeinde nach dem 
Verhältniß des Aufwands, welcher je für dieſelben ſeit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende des der 
Verkündigung des Geſetzes vorangegangenen Rechnungsjahres zu ſolchen Bauten (Ziff. 1) gemacht 
worden ift, vertheilt. Dieſem Aufwand wird auch der noch nicht getilgte Reit einer für die 
angeführten Zwecke des betreffenden Theils vor dem genannten Zeitraum fontrahixten Schuld 
hinzugerechnet. 

Kommen nur Schulden der zweiten Art (Biff. 2) in Trage, jo wird der Mtehrbetrag der— 
jelben nach dem im Schlußſatz des Art. 12 über ein reſtliches Aktivvermögen aufgeitellten Grund- 
ſatze überwiejen. 

Sind Schulden von beiderfei Arten, Ziff. 1 und 2, vorhanden, jo kommen zunächſt die 
Yeßteren (Ziff. 2) vom Altivvermögen in Abzug. Ein durch das Aftivvermögen etwa nicht gedeckter 
Reſt wird nach Abi. 3 behandelt. Nach Abſcheidung dev Schulden, Ziff. 2, werden die in Ziff. 1 
bezeichneten Schulden, joweit fie den Betrag des verbleibenden Aktivvermögens überfteigen, nad 
Maßgabe des Abj. 2 der betreffenden Korporation zugejchieden. 
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Art. 14. Der Werth der nur in größeren Perioden wiederkehrenden Leiftungen der Stiftungs- 
pflege für Neubau, Erweiterung und Hauptreparatur von kirchlichen Gebäuden (Art. 12), das 
Baufapital wird nur dann ausgemittelt, wenn ſich nad Abzug der Schulden (Art. 12) noch Aftiv- 
mittel der Stiftungspflege ergeben, oder wenn für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde außer: 
ordentliche Baukoſten der in Art. 13 Ziff. 1 bezeichneten Art jeit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende 
des der Verkündigung dieſes Geſetzes vorangegangenen Rehnungsjahres aufgewendet worden find. 

Ueberfteigt das reine Aftivvermögen der Stiftungspflege den Betrag des Baufapitals nicht, 
jo wird daſſelbe der Kirchengemeinde zugefchteden. 

Wenn fi fein oder fein den Betrag des Baufapitals erreichendes reines Aftivvermögen 
ergibt, für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde jedoch Baukoſten der in Ab}. 1 bezeichneten Art 
aufgewendet worden find, jo wird der zum Baufapital fehlende Betrag zwiſchen der Kirchen- und 
der bürgerlichen Gemeinde nad dem Verhältniß des Aufwands getheilt, welcher je für diejelben in 
dem genannten Zeitraum zu jolchen Bauten ans der Stiftungspflege gemacht worden ift, wobet zu 
den für die Kirchengemeinde aufgewendeten Kojten das Baufapital, Abf. 1, jelbjt Hinzuzurechnen 
tft. Der hienach auf die bürgerliche Gemeinde entfallende Betrag ift von dieſer der Kirchengemeinde 
zu eritatten. 

Bei Feititelfung des Baukapitals (Abſ. 1--3) werden rücjtändige und verfallene Leijtungen 
nad ihrem gegenwärtigen Werthe gejchäßt. 

Bei noch nicht verfalfenen wird der dur) Schäßung Feitzuftellende Aufwand unter Berechnung 
von Zins und Zinjeszinfen zu 3°) auf den Tag der Verfündigung diefes Geſetzes disfontirt. 

Bezüglich der Größe der Gebäude für den beftimmungsgemäßen Zwed iſt das Bedürfniß 
nach den zur Zeit der Verfündung diejes Gejeßes beftehenden Verhältniſſen zu bemejjen, worüber, 
wie auch über die Bauweife im Fall der Meinungsverjchiedenheit das evangeliſche Konfiftorium 
auf Grund der zu erlaffenden Ausführungsbejtimmungen (Art. 22 Abſ. 3) zu entjcheiden hat. 

Art. 15. Der jeit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende des der Verkündung des Geſetzes vor— 
angegangenen Rehnungsjahres für Neubauten, Erweiterung von Gebäuden jowie für Anlegung 
und Vergrößerung von Begräbnißpläßen und für Hauptreparaturen an Gebäuden und Friedhöfen 
aus der Stiftungspflege gemahte Aufwand wird bei Feitjtellung des Durchſchnitts der laufenden 
Ausgaben nach rt. 12 und 13 Abſ. 3 und 4 nicht in Berechnung genommen. 

Wo die Stiftungspflege fi mit der Ortsarmenbehörde nach Art. 11 Abſ. 3 des Geſetzes 
vom 17. April 1873 zur Ausführung des Reichsgejeßes über den Unterftügungswohnfig ein= für 
allemal durch Ueberlaffung eines bejtimmten Theil des Stiftungsvermögens für die öffentliche 
Armenpflege abgefunden hat, iſt bei der Durchſchnittsberechnung (Art. 12 und 13 Abj. 3 und 4) 
der jeit dem 1. Juli 1840 bis zum Ende des der VBerfündung des Gejeßes vorangegangenen Rech— 
nungsjahres zu Gunjten der bürgerlichen Gemeinde aus der Stiftungspflege gemachte Armenaufwand 
nicht in Rechnung zu nehmen. 

Urt. 16. Bei der Auseinanderfegung über das Vermögen der Stiftungspflege iſt möglichit 
darauf Bedacht zu nehmen, daß beiden Korporationen im Verhältniß ihrer nah Art. 12—I5 
berechneten Anſprüche an das Stiftungsvermögen gleihwerthige Vermögensbejtandtheile zugewieſen 
werden. 

In Ermanglung anderweitiger Vereinbarung find jedem Theile in annähernd gleichem Ver— 
hältniſſe Aktiva und Paſſiva, übrigens unbeſchadet der Rechte dritter Gläubiger, zuzujcheiden. 

Art. 17. Wenn der bürgerlichen Gemeinde die privatrechtliche Verbindlichkeit zur Bejtreitung 
des Bauaufwands für Firhliche Gebäude oder zur Tragung eines jonjtigen Aufwands für Zivede 
der Kirchengemeinde obliegt, jo ift die Abfindung ſolcher Leijtungen, joweit jie nit auf Grund 
anderweitiger gejeßlicher Beitimmungen verlangt werden fann, der Vereinbarung der betheiligten 
Korporationen vorbehalten. 

Art. 18. Meßnereigüter bleiben, wo die Meßnerei mit einem Schuldienſt vereinigt ift, 
vorläufig in der bisherigen Verwaltung und werden bei der Vermögensauseinanderfegung der 
Kirchengemeinde nicht aufgerehnet. Naturalbezüge aus Gütern und Surrogate jolcher, welche einen 
Bejoldungstheil einer mit einem Schuldienit vereinigten Meßnerſtelle bilden, bleiben gleichfalls von 
der VBermögensauseinanderjeßung unberührt. 

Art. 19. Unbejchadet der Beitimmungen de3 Art. 12 Abſ. 2. Art. 14 und 20 Abſ. 4 
gehen die Baulaften an firchlichen Gebäuden und jonjtige Leiftungen für kirchliche Zwecke, welche 
bisher der bürgerlichen Gemeinde oblagen, nebjt den hiemit verbundenen Einnahmen auf die Kirchen- 
gemeinde, der Baus und jonjtige Aufwand für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde, insbejondere 
der Aufwand für die Schule und Begräbniffe, welcher bisher von der Stiftungspflege getragen 
wurde, nebjt den mit diefen Einrichtungen verbundenen Einnahmen auf die. bürgerliche Gemeinde 
vom Tage der Verfündung diejes Gejeßes an ohne Entjhädigung über. 
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Ausgenommen hievon find diejenigen Leiftungspflichten Der bürgerlichen Gemeinde und der 
Stiftungspflege, welche auf privatrechtlichen Anſprüchen beruhen. 

Art. 20. In das Eigenthum der Kirchengemeinde gehen alle bisher aus Mitteln der 
Stiftungspflege ganz oder theilweife unterhaltenen, den bürgerlichen Gemeinden gehörigen, aus— 
ſchließlich den Zwecken der evangelifchen Kirche gewidmeten Gebäude und Zubehürden jolcher ohne 
Entſchädigung über. 

Deßgleichen geht das der Kirchengemeinde zuftehende Eigenthum an aus den Mitteln der 
Stiftungspflege ganz oder theilweije unterhaltenen, ausſchließlich den Zwecen der bürgerlichen 
Gemeinde gewidmeten Gebäuden nebſt Zubehörden, ſowie an in Unterhaltung der Stiftungspflege 
ftehenden Begräbnißplägen, auf die bürgerliche Gemeinde ohne Entſchädigung über. Ausgenommen 
find jolche Begräbnigpläße, welche Zubehörden von Kirchen find. 

Die von Einzelnen erworbenen Rechte auf Grabjtätten verbleiben denjelben auch nach dem 
Nebergang der Begräbnißpläße auf Die bürgerliche Gemeinde. In die BVerbindlichfeiten der 
Stiftungspflege bezüglich ſolcher Grabftätten, wie andererjeits in den Bezug der wegen derjelben 
zu entrichtenden Rekognitionsgelder und jonftiger Leiftungen an die Stiftungspflege tritt die bürger— 
lihe Gemeinde ein. 

Die Anſprüche, welche die bürgerliche Gemeinde oder Die Kirchengemeinde fi) dor oder 
während der Herftellung der in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Gebäude und Begräbnigpläße auf die 
Miedereritattung des hiefür gemachten Aufwands ausdrücklich vorbehalten hat, werden durch die 
vorſtehenden Beitimmungen nicht berührt. 

Art. 21. Die bisher übliche Benützung der Kirchthürme, Kirchenuhren und Kirhengloden, 
ſowie der im Eigenthum der Kirchengemeinde befindlichen Kirchhöfe (Art. 20 Abſ. 2) für die Zwecke 
der bürgerlichen Gemeinde kann diefer nicht entzogen werden, wogegen fie verpflichtet ift, einen dem 
Maße diefer Benügung entſprechenden Antheil an den Kojten der Sinitandhaltung der bezeichneten 
Gegenftände zu übernehmen. 

Ueber die Benützung der in Abſ. 1 genannten Gegenftände für Die Zwecke der bürgerlichen 
Gemeinde nad der bisherigen Hebung entjeheiden im Streitfalle die Kreisregierungen und auf 
erhobene Beſchwerde das Miniſterium des Innern, deijen Entſcheidung endgültig tft. 

Art. 22. Das Ausfheidungs- und Abfindungsverfahren (Art. 10 bis 17 und 19 bis 21) 
wird durch das gemeinjchaftlihe Oberamt, weldes die Auffichtsbehörde der betheiligten Stiftungs— 
pflege bildet, geleitet. 

Die Ausſcheidung und Abfindung unterliegt der Genehmigung der Kreisregierung , ſowie 
des evangeliſchen Konſiſtoriums. 

Die näheren Ausführungsbeſtimmungen bleiben der gemeinſammen Verfügung der Miniſterien 
des Innern und des Kirchen- und Schulweſens vorbehalten. 

Art. 23. Die Koſten des Ausſcheidungs- und Abfindungsverfahrens (Art. 10 bis 17, 19 
bis 22) hat die bürgerliche und die Kirchengemeinde je hälftig zu tragen. 

Art. 24. Don der für die Kaffen- und Nehnungsführung und für die Bejorgung der lau— 
fenden ökonomiſchen Gejchäfte der Kirchengemeinde erfolgten Beitellung eines Kirchenpflegers (Art. 
28 und 55 der GR. u. SO.), welche mindeftens auf 3 Jahre zu geſchehen hat, ſowie etwaiger 
Theilrechner, ift dem Oberamt Anzeige zu erjtatten. 

Dasſelbe hat die von dem Kirchenpfleger und ebenfo von etwaigen Theilrechnern zu leiſtende 
Kaution (Art. 28 Abſ. 4 und 6 daſelbſt) zu prüfen. 

In Anftandsfällen hat das Oberamt die Entſcheidung des evangelifhen Konſiſtoriums 
einzuholen. 

Die von der Oberfirchenbehörde zu erlaſſenden allgemeinen Beſtimmungen über die Feſtſetzung 
der von dem Kirchenpfleger und den etwaigen Theilrechnern zu leiftenden Kautionen Art. 28 Abf. 4 
der KG.- u. SO.) unterliegen der Genehmigung des Mtinifteriums des Kirchen— und Schulwefens. 

Der Kirchenpfleger, als Rechner, jowie die etwaigen Theilvechner find in Pflichten zu nehmen. 

Art. 25. Die Rechner und Theilrechner der Kirchengemeinden find als öffentliche Rechnungs⸗ 
beamte im Sinne des Art. 45 des Landespolizeiſtrafgeſetzes vom 27. Dezember 1871 zu betrachten. 

Die Auffichtsbehörde über diefelben ift das evangeliſche Konfiftorium, welchen auch die 
Befugniß der Entlafjung zufteht (vergl. übrigens Art. 53). 

Bezüglich der vorläufigen Dienftenthebung findet der Art. 5 des Gefeßes zur Ausführung 
der Reihs-Strafprozekordnung vom 4. März 1879 Anwendung. Auch abgejehen davon kann 
wenn Gefahr im Verzuge ift, das Oberamt oder aud der Kirhengemeinderath die vorläufige 
Dienftenthebung unbeſchadet des Rechts auf das mit der Stelle verbundene Einfommen verfügen. 

Art. 26. Von der Betrauung eines Aelteften mit der Aufgabe, die unmittelbare Aufficht 
über die gefammte Amtsthätigkeit des Kirchenpflegers und der etwaigen Theilrechner zu führen 
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(Art. 29 der KG. und SO.), tft unter Bezeichnung des Betrauten dem Oberamt Anzeige zu 
eritatten. Ein Gleiches hat zu gejchehen, wenn die in Abj. 1 erwähnte Einrichtung wieder in 
Wegfall fommt. 

Art. 27. Hit ein Schaden durch die Schuld des Kirchenpflegerd oder der mit einzelnen 
Gejhäften oder Gejhäftszweigen Beauftragten entitanden, jo haften zunächit dieſe; aushilfsweiſe 
haften diejenigen, welchen mangelhafte Ueberwachung der Schuldigen zur LZaft fällt. 

Im Uebrigen haften alle zu der Firchlichen Vermögens und Stiftungsverwaltung berufenen 
Perſonen für den etwaigen durch ihre Schuld oder Mitſchuld, ſei es dur) Handlungen oder Unter: 
Yafjungen entjtandenen Schaden. 

Insbeſondere haften, wenn der Schaden durch einen Kollegialbefhluß entitanden ift, alfe 
Mitglieder, welche an der Beſchlußfaſſung theilgenommen haben, mit Ausnahme derjenigen, welche 
nachweiſen fünnen, daß fie ihre Nichtübereinftimmung mit dem Beſchluſſe zu Protokoll erklärt haben; 
ebenjo haften bei einer Kollegialverjäumnig alle Mitglieder, welche an diefer Verſäumniß Theil 
haben. 

Wenn mehrere in gleicher Weije erjaßpflichtig find, jo haftet jeder zu jeinem Betreff und 
aushülfsweije für das Ganze. 

Erforderlihenfall3 ift das evangelifche Konfiftorium befugt, Erjaßverbindlichkeiten für Die 
Kirchengemeinde durch einen aufzuftellenden Vertreter zu verfolgen. 

$ 28. Der von der Firhlichen Oberbehörde fejtgeitellte Etat der Kirchengemeinde, jowie 
die Bejchlüffe derjelben, welche Meberfchreitungen des Etat3 im Ganzen enthalten, find vor der 
Genehmigung durch die Firchliche Auffihtsbehörde (Art. 105 lit. a der KG. u. SQ.) dem Ober- 
amte zur Prüfung der nad Art. 9 Abſ. 2 angeführten Richtungen mitzutheilen. 

In Anjtandsfällen Hat das Oberamt die Akten der Kreisregierung vorzulegen, welche nad) 
Rückſprache mit der Oberfirhenbehörde die Entſcheidung zu treffen hat. 

Art. 29. Diejenigen Beſchlüſſe der Kirchengemeindefollegien, durch welche 

1. eine erhebliche Abweichung von der bisherigen Benützung des Kirchen- oder Gtiftungsver- 
mögens getroffen wird, 
2, durch welde der Beſtand des Vermögens der Kirchengemeinde oder einer Kirchenſtiftung 
betroffen wird, ſei e3 
a. daß ein Grundftüc oder irgend ein Realrecht der Kirchengemeinde oder einer einzelnen 
Stiftung veräußert wird, vorausgeſetzt, daß der Werth des Grundſtücks oder des 
Realrechts über 200 Mt. beträgt, ſei e3 
b. daß eine bleibende Verbindlichkeit auf die Kirchengemeinde oder eine Stiftung über: 
nommen, oder 
c. eine neue, die Schuldenmafje vermehrende Kapitalſchuld aufgenommen, oder 
d. daß ein zum Grumdftod der Kirchengemeinde oder des Stiftungsvermögens gehörendes 
Kapital zur Dedung laufender Ausgaben verwendet wird, oder 
e. ein Vorempfang auf die Einfünfte folgender Jahre gejchehen ſoll, endlich 
3. Beichlüffe, zu Folge welcher ein Neubau oder eine bedeutende Reparatur an kirchlichen Ge- 
bäuden, deren Unterhaltung der Kirchengemeinde obliegt, ausgeführt werden fol, 
können nicht zum Vollzug gelangen, bevor fie die Genehmigung der zuftändigen Staatsbehörde 
erhalten haben. 
Art. 30. Die nah Art. 29 erforderliche Genehmigung wird ertheilt: 
1. in den Fällen von Ziff. 2 lit. a, wenn der Kapitalwerth des zu veräußernden Gegenjtands 
die Summe don 1000 Mark überfteigt, 
2. in den Fällen der Ziff. 2 lit. b, wenn die bleibende Verbindlichkeit mehr als 5 %/o der 
jährlichen Solleinnahme der Kirchenpflege oder Stiftung beträgt, 
3. in den Fällen der Ziff. 2 lit. c, 
4. in den Fällen der Ziff. 2 lit. d und 
5. in den Fällen der Ziff. 3 
dureh die Kreisregierung, in den übrigen Fällen dur) das Oberamt. 

Glaubt jedoch das Oberamt Beihlüffen diefer Art im Widerfprud mit der zuftändigen 
kirchlichen Auffihtsbehörde die Zuftimmung nicht erteilen zu können, jo find diefelben auf den 
Antrag der legteren der Kreisregierung zur Entjeheidung vorzulegen. 

Die genannten Staatsbehörden haben ftet3 vor allem den bürgerlichen Kollegien der bethei= 
ligten Gemeinde Gelegenheit zur Aeußerung von ihrem Standpunkt zu geben. 

Die Entjheidung der Kreisregierung (Abſ. 1 und 2) erfolgt nach Rückſprache mit der Ober: 
firchenbehörde. 

Art. 31. Hinfihtlihder Bewirthſchaftung von Waldungen der Kirchengemeinden und kirchlichen 
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Stiftungen bleibt es bei den Bejtimmungen des Geſetzes über die Bewirthiehaftung und Beauf- 
ſichtigung dev Waldungen der Gemeinden, Stiftungen und ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften vom 
16. Auguft 1875 (Reg.Bl. ©. 511). Nur haben die Bezirfsbehörden (Oberamt und Forjtamt) 
vor Exrtheilung einer gemeinſchaftlichen Entſchließung die zuftändige kirchliche Auffichtsbehörde 
zu hören. 

Art. 32. Die Kirchengemeinderechnungen find, wenn fie von den kirchlichen Behörden geprüft 
und abgehört find, dem Oberamt zur Einfiht und Prüfung mitzutheilen. Daſſelbe hat insbejondere 
über die Erhaltung des Grundſtocks und die ftiftungsgemäße Verwendung der Erträgnijje der 
Stiftungen zu wachen. 

In Anjtandsfällen Hat das Oberamt die Akten der Kreisvegierung vorzulegen, welche ſodann 
nach Rückſprache mit der Oberfirchenbehörde entjcheidet. 

Art. 33. Die Kreisregierungen und das Minifterium des Kirchen- und Schulweſens find 
befugt, jederzeit von der Kaſſen- und Rehnungsführung der Kicchenpfleger Einfiht zu nehmen und 
die Abſtellung etwa gefundener Geſetze und Ordnungswidrigkeiten zu veranlafien. 

Bei Gefahr im Verzuge, wenn es fi um eine Maßregel im Sinne des Art 25 Abi. 3 
Sak 2 dieſes Geſetzes handelt, ift auch das Oberamt zur Kafjen= und Kehnungsprüfung befugt. 

Art. 34. Die Oberkirchenbehörde hat alljährlich eine überſichtliche Darftellung des Standes 
de3 gefammten unter ihrer Oberaufficht ftehenden evangelifchen Kirchen: und Stiftungsvermögens zu 
fertigen und einen Auszug aus derjelben dem Minifterium des Kirchen— und Schulwejens zur 
Einſicht vorzulegen. 

Art. 35. Hauskolleften bei den Kicchengemeindegenofien für bejtimmte Bedürfnifie der 
Kirchengemeinde oder für jonftige Zwecke (Bewilligungen an andere Kirchengemeinden, Unterjtügung 
evangelifcher kirchlicher Vereine und Anftalten 2c.) unterliegen den allgemeinen gejeglichen Beſtim— 
mungen (vgl. Art. 13 des Landespolizeiftrafgefeßes vom 27. Dezember 1871). 

Art. 36. Das Recht der Kirchengemeinde, zu Beitreitung der Koften der nothwendigen kirch— 
lichen Anftalten und Einrichtungen, einſchließlich der Beiträge für allgemeine kirchliche Zwecke, 
erforderlichen Falles die Erhebung von Umlagen auf die Kirchengemeindegenoſſen zu beſchließen 
(Art. 68 der KG. und SO.), nnterliegt der Staatsaufſicht, welche insbeſondere die Ordnungss 
mäßigfeit des Umlagebeſchluſſes und den Schuß der Kirchengenoſſen gegen Ueberbürdung mit 
Umlagen gegen eine ungerechte Vertheilung der letzteren zum Gegenftande hat. 

Art. 37. Die Gefammtjumme der Umlagen auf die Genofjen einer Kirchengemeinde darf 
10% der von der Gefammtheit der Firchenftenerpflichtigen Genofjen zu entrichtenden direkten Staats— 
fteuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, Gewerben und Kapital-, Renten, Dienjt: und Berufsein- 
fommen der Negel nach nicht überfteigen. 

Eine Ueberſchreitung der in Abſ. 1 feitgeitellten Gränze ift nur mit Genehmigung des 
Minifteriums des Innern und des Kirchen- und Schulwejens und nur unter bejonderen Verhält— 
niſſen zuläſſig. 

Art. 38. Der auf die Erhebung einer Umlage gerichtete Beſchluß (Art. 36) kann nicht zum 
Bollzuge gelangen, bevor er die Genehmigung der Staatsbehörde erlangt hat. 

Zu diefem Behufe hat fi die Kirchliche Behörde, welher die Genehmigung des Umlage: 
beſchluſſes zufteht, an die zuftändige Staatsbehörde zu wenden. 

Die Genehmigung fteht der Kreisregierung zu, wenn die Erhebung regelmäßig twiederfehrender 
Umfagen auf die Gemeindegenofien erftmals in Frage kommt, jowie bei allen außerordentlichen 
Umlagen. In den andern Fällen ift das Oberamt zuftändig. 

Die genannten Staatsbehörden haben jtets vor der Entſcheidung den bürgerlichen Kollegien 
der betreffenden Gemeinde Gelegenheit zur Aeußerung' von ihrem Standpunkt zu geben. 

In Anftandsfällen ift wie nad) Art. 28 Abſ. 2 zu entjcheiden. 

Art. 39. Der Einzug der Klage kann exit erfolgen, nachdem das Oberamt auf dem ihm von 
der kirchlichen Behörde vorgelegten Einzugsregifter (Art 50 der KG. und SO.) urkundlich bejtätigt 
hat, daß die Umlage genehmigt jet. 

Art. 40. Wenn in einer Gemeinde die Firhliche und die bürgerliche Verwaltungsbehörde ſich 
darüber einigen, daß die kirchlichen Umlagen zugleich mit den Steuern für die bürgerliche Gemeinde 
von dem Gemeindepfleger erhoben und jodann von diefem im Ganzen an den Kirhenpfleger abge⸗ 
liefert werden, ſo ſteht einer ſolchen Einigung von Staatswegen kein Hinderniß entgegen. 

Art. 41. Für das Beitragsverhältniß zwiſchen Mutterort und Filial zu dem gemeinſamen 
kirchlichen Aufwand (Art. 70 der KG.- und SO.) tft der Vertheilungsfuß, wie ſolcher durch Vertrag 
oder ein diefem gleichfommendes Herfommen bejtimmt ift, und in Ermanglung ſolcher Fejtitellung 
das Maß der Theilnahme an den Firhlichen Einrichtungen entjcheidend. 
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Den Betheiligten bleibt vorbehalten, ihre etwaigen Anſprüche nach Abſ. 4 oder auf Abän- 
derung der Entjeheidung der Oberfirchenbehörde bei den Verwaltungsgerichten geltend zu machen. 

Art. 42. Die Vertretung der aus den einzelnen Kirchengemeinden gebildeten Didzejen, ſowie 
die Beforgung ihrer Vermögensangelegenheiten jteht den in Art. 86 der KG.- und SD. bejtimmten 
Organen (dev Diözefan-Synode und dem Didzefanausfhuß) unter den nachfolgenden näheren Bejtim- 
mungen zu. 

Art. 43. Veränderungen bezüglich der räumlichen Begränzung der Didzejen kann die Ober- 
firchenbehörde nur mit vorgängiger Zuftimmung des Minifteriums des Kirchen und Schulwejenz 
anordnen (Art. 85 Ab. 3, vgl. Abi. 2 der KG. und SQ.). 

Art. 44. Don der für die Kafjen- und Rechnungsführung der Diözeje getroffenen Wahl 
eines Rechners (Art. 110 der KG. und SO.) iſt dem Oberamt unverzüglich Anzeige zu erjtatten. 
Der Rechner iſt in Pflichten zu nehmen. Die vorläufige Dienftenthebung kann, wenn Gefahr im 
Verzug ift, au) das Oberamt verfügen. 

Sm Mebrigen finden auf den Rechner die Abſätze 1 und 2 des Art. 25  entjprechende 
Anwendung. 

Art. 45. Der von der Firhlichen Behörde feitgeftellte Etat der Diözefe, jowie die von der 
Hirhlihen Behörde geprüften und abgehörten Diözeſanrechnungen find dem Oberamt behufs etwaiger 
Erinnerungen mitzutheilen. 

Sn Anitandsfällen hat da3 Oberamt die Akten der Kreisregierung vorzulegen, welche nad 
Rückſprache mit der Oberfirchenbehörde die Entſcheidung abzugeben hat. 

Art. 46. Wenn eine Didzefan-Synode zur Beitreitung der für ihre Zwecke zu machenden 
Auslagen eine Umlage auf die einzelnen Kirchenfaffen der Diözeſe anordnen will (Art. 94 Ziff. 8 
Abi. 1 der KG.- und SO.), fo bedarf fie hiezu der Zuftimmung des Oberamts. 

Die Zuftimmung des Oberamts ift nicht erforderlich, jo lange der Aufwand der Diözeſe ſich 
auf die Auslagen der Abgeordneten, die Kojten der Kaſſen- und Rehnungsführung und Ähnliche 
fleinere Ausgaben beſchränkt (Art. 94 Ziff. 8 Ab}. 2). 

Sn Anftandsfällen Hat das Oberamt die Akten der Kreisregierung vorzulegen, welche nad 
Rückſprache mit der Oberfirchenbehörde zu entjheiden Hat. 

Art. 47. Die Beitreibung kirchlicher Abgaben erfolgt auf Anrufen der firhlichen Behörden 
nah Maßgabe der Abjehnitte I. und II. des Gejees über die Zwangsvollſtreckung wegen öffentlich- 
rechtlicher Anſprüche vom 18. Auguſt 1879 (Reg.-Bl. ©. 202). 

Urt. 48. Ehe ftatutarifche Ordnungen für eine Kirchengemeinde oder eine Diözeſe die Ges 
nehmigung der Oberfirchenbehörde erhalten können (Art. 69 Abſ. 2 und Art. 94 Ziff. I Sab 2 
RG. und SQ.), hat diefe Behörde dem betreffenden Oberamt Gelegenheit !zur Aeußerung dom 
Standpunkt de3 Staats und der bürgerlichen Gemeinde zu geben. Das Oberamt hat vor Abgabe 
dieſer Aeußerung die bürgerlichen Kollegien der betreffenden Gemeinde zu vernehmen. 

Art. 49. Die bürgerlichen Behörden find verpflichtet, die kirchlichen Behörden bei Fejtitellung 
der Grundlage der kirchlichen Befteuerung, ſowie bei Anfegung von Perjonalliften für andere Zwecke 
dureh Meittheilung der erforderlichen Akten zu unterjtüßen. 

Bezüglich der Geheimhaltung amtlicher Mittheilungen feitens der bürgerlichen an die kirch— 
Yihen Behörden liegt den Leßteren diejelbe Verpflihtung ob, wie den erjteren. 

Art, 50. Die Bejchwerdeinitanz gegenüber von Beſchlüſſen der Kreisregierungen bildet im 
Falle des Art. 22 Abi. 2 das Minifterium des Innern, in den übrigen Fällen diejes Gejeßes das 
Miniſterium des Kirchen: und Schulwefens. 

Zur Erbebung der Bejchwerde (Abj. 1) iſt auch die Oberfirhenbehörde Namens der Kirchen: 
gemeinden und Diözefen befugt. 

Die Entjeheidung des Miniſteriums des Kirchen und Schulwejens erfolgt nah Rückſprache 
mit dem Minijterium des Innern. 

Art. 51. Bei Streitigkeiten auf Grund der Beitimmungen der Art. 6 Abj. 4, Art. 10 bis 
16, 18, 19 Abſ. 1, Art. 20 Ab. 1 und 2, Art. 21 (foweit es fih um die Größe des Koſtenbei— 
trags handelt), Art. 22, 23, 36 bis 38, 41, 43, 46 und 47 diejes Gejeßes kommt die Verhandlung 
und Entjheidung den Verwaltungsgerichten und zwar in erjter Inftanz den Kreisregierungen, in 
zweiter Inſtanz dem Verwaltungsgerichtshof zu. 

Hiedurch wird der Art. 10 und der Art. 12 des Gejeßes vom 16. Dezember 1876 ergänzt. 

Art. 52. Eine weltliche Zwangs- und Strafgewalt fteht den Organen der Kirchengemeinden 
und Diözejen bei Handhabung der Kirchen: und Sittenzucht nicht zu. 

Art. 53. Die Mitglieder der Kollegien der Kirchengemeinden und Diözejen, jowie die 
Beamten derjelben unterliegen wegen DVerfehlungen gegen die auf die firchliche Vermögensver— 
waltung bezüglichen ftaatlichen Gejege, Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften, insbejondere 
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behörden. 

Art. 54. Auf die weltlichen Mitglieder der Kollegien der Kirchengemeinden und Didzejen, 
jowie die Beamten derjelben finden die $$ 47 und 48 der Berfafjungsurfunde feine Anwendung. 

Art. 55. Das den Eirchlichen Bedürfniffen und Anftalten gewidmete Vermögen unterliegt den 
allgemeinen Landesgejegen, insbejondere auch jenen über öffentliche Laſten und Abgaben, jowie über 
den Beſitz von Liegenſchaften durch die todte Hand. 

Art. 56. Kirchliche Gejege und Verordnungen find nur joweit vehtsgiltig, als fie nicht mit 
einem Staatsgejege im Widerſpruch jtehen. 

Bevor ein von der evangelifhen Landes-Synode beſchloſſener Gejegentwurf dem 
evangelijchen Landesherrn zur Sanktion vorgelegt wird (Art. 133 der KO. und SD.), ijt durch das 
Staatsminifterium feftzuftellen, daß hiegegen von Staatswegen nichts zu erinnern ift. In der Ver— 
fündungsformel iſt diefe Feititellung zu erwähnen. 

Art. 57. Die Art. 1 Abi. 1, Art. 2, 4, 8, I Ab. 1, Art. 11 (vgl. übrigens Art. 2 diefes 
Gejehes), Art. 12, 16 Abf. 1, Art. 17 Abf. 1, Art. 18—21 Ab. 1, Art. 22 Abi. 1, Art. 23 
Adj. 1-3, Art. 25, 27 Abi. 1, Art. 28 Adj. 4-6, Art. 29 Abj. 1 und 2, Art. 31 Abj. 1 (mit 
Ausnahme der Feititellung der Zahl der nah Ziff. 2 zu wählenden weiteren Mitglieder), Art. 32 
Abſ. 1, Art. 34 Abſ. 1, Art. 36, 38, 44, 49 (jedoch abgejehen von der in Abj. 2 enthaltenen Ber: 
weifung auf die Kompetenzbeftimmungen der Art. 66 Ff.), Art. 50 Abj. 1 und 2, Art. 51 Abj. 4, 
Art. 53, 54, 56, 62 Abi. 2 und 3, Art. 64, 68, 73, 76—79, 81—84, 85 Ab. 1, Art 86—89, 93 
Abſ. 1, Art. 96, 98—100 Ziff. 1, 2, Art. 101 Abſ. 1 Sab 2 und Abſ. 2. Art. 103, Abi. 6, 
Art. 110, 111 der KG. und SO. Finnen ohne Genehmigung der Staatsgeſetzgebung weder auf: 
"gehoben noch abgeändert werden. 

Auf diejenigen Artikel des Firchlichen Geſetzes, welche nicht in Abſ. 1 angeführt, ſondern nur 
in den daſelbſt verzeichneten Artikeln allegirt find, und desgleichen auf Beſtimmungen der Wahl: 
ordnung, auf welche in einzelnen der Leterwähnten Artikel Bezug genommen ift, findet die Beſtim— 
mung des Abſ. 1 feine Anwendung. 

Art. 58. Die Amtsthätigfeit der Kirchenkonvente als kirchlicher Disciplinarbehörden erliſcht 
mit dem Tage, an welchem die nad) der Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom... .... 
gebildeten Kirchengemeindefollegien und Synoden in Wirkſamkeit treten, die Amtsthätigfeit der 
Stiftungsräthe und Kirchenkonvente als Verwalter des Ortsfirchenvermögens mit der Nebertragung 
der betreffenden Vermögensverwaltung auf die neuen Organe. 

Das Nähere hierüber wird dur Verordnung bejtimmt. 

Art. 59. Demgemäß werden auf die in Art. 58 bezeichneten Zeitpunfte die dem gegen— 
wärtigen Geſetze entgegenftehenden Gejege und Verordnungen außer Wirkung geſetzt und die 
88 69 it. d und 120-149 des Verwaltungsedifts vom 1. März 1822 in ihrer Wirkung 
beſchränkt. 

Unſere Miniſterien des Innern und des Kirchen- und Schulweſens ſind mit der Vollziehung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Segeben 


Friedberg, Verfaſſungsgeſehe. Württemberg. 30 
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Die evangeliſche Kirche des Großherzogthums Baden zerfiel bis zum Jahre 1807 
in die von einander geſonderte lutheriſche und reformirte. 
Die erſtere war weſentlich in den altbadiſchen Landestheilen heimiſch, und empfing 


durch die Mediatiſirungen und Territorialerwerbungen des Jahres 1803 und 1806 
eine anfehnliche Vermehrung. Diefe Kirche hatte ihre erſte Regelung in der Kirchen: 
ordnung vom 1. Juni 1556) gefunden, und wurde vom Landesheren durch einen 
Kirchenrath ?) regiert, welcher aus weltlichen Räthen des Regierungskollegs und Geift- 
(ichen der Nefidenzftadt zuſammengeſetzt war. 

Bis zum Jahre 1790, bis wohin auch die Kirchenordnung mehrfach (1597 und 
1649) erneuert worden war ?), fungirte als Konfiftorium *) das Hofrathstollegium zu 
Karlsruhe, eine ftaatlihe Verwaltungsbehörde und gleichzeitig Hofgericht, in der 
Weiſe, daß zu den evangelifchen Mitgliedern deſſelben geiftliche Räthe hinzutraten. In 
dem gedachten Jahre wurde aber der Kirchenrath vom Hofrathe getrennt, mit einem 
eigenen Direktor verjehen und unmittelbar dem „Geheimenrath“, der oberiten Staats- 
behörde, unterftellt. 

Im Jahre 1797 erhielt der fo der Staatsverwaltung untergeordnete, und von 
der direften Beziehung zum Landesheren Losgelöfte Kirchenrath eine landesherrliche 
Inftruftion 5), welche feine Aufgaben beftimmte, und zu diefen auch die Wahrnehmung 


der ftaatlihen Hoheitsrechte über die evangelifche Kirche rechnete. 


1) Richter, ev. KO. 2, ©. 178 mit geringen 
Abweichungen eine Wiederholung der KO. des 
Herz. Chriſtoph v. Württemberg dv. 1553. 

2) Ebenjo wurde für die Marfgrafjchaft 
Baden-Baden 1577 ein Konfiftorium ein= 
gejeßt (VBierordt, Geſch. d. ev. K. im Großh. 
Baden [Karlar. 1847, 1856] 1, ©. 514) welches 
der Gegenreformation zum Opfer fiel, da in diefem 
Gebiete bis 1622 nicht weniger als achtmal die 
Konfeſſion gewechjelt werden mußte. 

3) Die daraus genommene Eheordnung von 
1581 ift mit wenigen Aenderungen in das Dur— 
lachiſche Landrecht (1624) übergegangen. Bon 
weiterer Bedeutung war dann die Konformitäts- 
erklärung, d. h. die Gejammtheit der Mandate 
vom 8. San. 1601 bis 8. Aug. 1612; durch 
diefe regelte Georg Friedrich die Kirchenver— 
hältniffe neu, welche durch die Bejtrebungen 
feines Vorgängers zu Gunſten der rejormirten 
Lehre ſtark erjchüttert worden waren. Vierordt 
a. a. ©. 2, S. 37. Weiter wurde das Inititut 


der nur ans Geiftlichen bejtehenden Synode 1754 
und 1756 geordnet und gleichzeitig presbyteriale 
Organe wenigftens zum Zwecke der Sittenzucht 
ins Leben gerufen. Vierordt 2, ©. 346. 

4) Eine neue Inſtruktion erließ Friedrih V. 
1.371028. 

5) Dal. diejelbe, joweit fie noch heute in Be— 
tracht fommen kann, bei Spohn KR. der vereinig. 
ed. pr. K. im Großh. Baden (Karlsr. 1871, 
1875). Art. 1 enthält: Allgemeine Dienjtver- 
hältniſſe des Difafterii remiffivi auf Art. 1 der 
Hofrathsinftruftion (28. Juli 1794). Art. 2: 
Umfang des Gefhäftskreifes; als dahin gehörend 
wird angeführt: Sorgfalt für den Lehrvortrag, 
für die Sitten, Kultus, für die geiftlichen Hoheits— 
rechte, für den Wohlftand der Kirchengeſellſchaft, für 
die kirchliche Gerechtigkeitspflege, für das Kirchen: 
vermögen. Art. 3: Pflichten in Bezug auf den 
Lehrvortrag und zwar a) in Bezug auf Religions— 
vorträge nad ihrem wejentlichen Gefichtspunft 
und der Snfluenz der Lehrer jowie der Ober: 
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Reformirte Landestheile von größerer Bedeutung fielen an Baden erft i. 3. 1803 
und beftanden aus den Pfälziſchen Gebieten. 

Ihre Normirung hatte die veformirte pfälziſche Kirche ') empfangen in der 
Kirchenordnung von 1563 2) und der Kirchenrathsordnung von 1564 ?). Die lehtere ſetzte 
für die Handhabung des Kirchenregimentes und der landesherrlichen Hoheitsrechte eine 
aus weltlichen und geiftlihen Mitgliedern componirte, unmittelbar unter dem Kurfürſten 
ftehende Eonfiitoriale Behörde ein, während die fynodalen reformirten Verfaſſungs— 
elemente nur in rein geiftlihen Partifularfonventen Berüdfihtigung fanden, die pre3- 
byterialen in der Kirchenordnung nur ſehr unbeftimmt, in der Kirchenrathsordnung gar 


nicht erwähnt waren. 


Aber gerade in letzterer Beziehung mußte der Kurfürft nachgeben, und 1570 
ordnete er Presbyterien zum Zwecke der Kirchenzucht an, deren Mitglieder allerdings 
nicht gewählt, fondern durch das Kirchenregiment ernannt werden follten ®). 

Die Kirchenordnung mußte freilich unter Ludwig VI. wieder der lutheriſchen 
von 1556 weichen;?); doch nur auf kurze Zeit, und ohne daß die Kirchenverfafjung 


dadurch verändert worden wäre °). 


Nachdem dann dur) die Stürme des Dreißigjährigen Krieges in der Folgezeit 
die evangelifche Lehre hart bedrängt gewefen war, und auch der reformirte Kirchen— 
rath jeine Thätigfeit hatte einftellen müſſen ), wurde nad) den Beftimmungen des 


aufjeher; dann nach ihrer äußeren Schieklichkeit. 
b) In Bezug auf die Liturgie. ec) In Bezug 
auf Predigtunterricht, d) in Bezug auf öffentlichen 
Schulunterricht, e) in Bezug auf den Katechumenen— 
unterricht, f) in Bezug auf Bildung der Schul: 
fandidaten, g) in Bezug auf Bildung der Pfarr: 
fandidaten, h) in Bezug auf Bücherwejen (dieſer 
Paragraph Liegt namentlich 1864 der Entjch. des 
Oberfirchenraths dv. 17. Aug. 1864 in der Schenfel= 
ſchen Angelegenheit zu Grunde). Art. 4: Pflichten 
in Bezug auf Sittenzudt. Wefentlicher Geſichts— 
punft. Mittel dazu. — Admonition. Wieder: 
holung derjelben. Kirchencenſur. Anzeige bei der 
Obrigkeit. Kirhenbann Prämien.Eidesablegungen 
Sonntagöfeier. Kindererziehung. Art. 5: Pflichten 
für geiftl. Hoheit. In Abficht auf Benachbarte 
und Landſaſſen, auf Handhabung des herrjchen- 
den Religionszujtandes, auf Pflegung vernünftiger 
Duldung und auf Beobahtung der Religions— 
gleihheit in gemiſchten Kirchipielen. Art. 6: 
Pfarrdienitbejegungen (hier wird die Pfarr: 
Promotions-Ordg. d. 6. Aug. 1794 zum integriven= 
den Beitandtheil der Inſtr. erhoben). Spezialats- 
bejegungen, Stadtprediger-Anjtellungen, Auswahl 
zu höheren Lehritellen, insbe. zum Gymnaſiums— 
Rektor, Landjchulbeitellungen, Auflegung von 
Abgaben auf Schuldienjte, Ausfertigungen von 
Vokationen für Schuldienfte, Austheilung der 
Gratialzulagen, Beitellung der Kirchenrüger, 
Almojenpfleger, Meßner, und Urlaubsertheilung, 
Zraujheinausfertigung, Dienjtunterfuchungen, 
Führung der Dienftprozefje, Veränderung der 
Dienjtjtellen durch Union oder Difjektion. Ueber- 
tritt anderer zur Landeskirche, Mebertritt An— 
gehöriger der evangel. Landeskirche zu anderen 
Konfeffionen, Bildung der Kicchenglieder in den 


Studienanftalten, und den Trivialfchulen. Borjorge 
für Hülfsbedürftige, Erkundigungs- und Er— 
ledigungswege. Art. 7: Ehegerichtspflege. Art. 8: 
Kirhengerihtspflege, Unterſuchungsſachen gegen 
Geiſtliche. Art. 9: Pflichten für das Kirchen: 
vermögen und joweit es das Allgemeine betrifft bei 
geiftlichen Verwaltungen, Pfarr: (u. Schul-) Pfrün- 
den, Pfarr: (u. Schul-) Wittwenkaſſen. Art. 10: 
Innere Verfaſſung des Dikafterii. Schluß. 

1) Die ſchon 1524 erlaffene KO. iſt ihrem 
Wortlaut nad nicht befannt und nicht praktiſch 
geworden. Bierordt 1, ©. 341. Die am 
4. Mai 1556 publicirte, welche mit der Einjegung 
eines Kirchenrathes verfnüpft war, Wundt, 
Grundr. der Pfälz. KGeſchichte, Heidelberg 1796, 
©. 40), ijt identiſch mit der 1554 für Pfalz: 
Neuburg erlafjenen, jtimmt genau mit der 
badijchen überein, und verlor ihre Geltung, 
nachdem dem Lande die reformirte Lehre aufge- 
drungen worden war. Strude, Ausf. Bericht 
von der Pfälz. KG. Frankfurt 1721, ©. 45 ff. 
Bierordt a. a. O. 1, ©. 450. 

2) Bei Richter, Ev. KO. 2, ©. 257; neu mit 
einigen Nenderungen publicirt 1585, (Struve 
a. a. ©. ©. 486), revidirt 1601, diefe Revifion 
neu publicirt 1631. 

3) Bei Richter, Ev. KO. 2, ©. 276. -— 
Bol. Wundt, Grunde. der Pfälz. KGeſch. 
Heidelb. 1796, ©. 40. 

4) Göbel, Geh. des Kriftl. Lebens in der 
rhein.=wejtphäl. Kirche. Koblenz 1849, 1, ©. 378. 
Eine neue Presbyterialordnung wurde dann am 
16. Juli 1681 erlafjen (Vteudrud 1724). 

5) Vierordt a..a. D.2, © 9. 

6) Ebendaj. 2, ©. 13. 

7) Er begann feine Sigungen wieder 1649. 
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Weſtphäliſchen Friedens die reformirte Lehre wieder die herrjchende, und auch die 
lutheriſchen Gemeinden der pfalzritterfhaftlichen Gebiete wurden dem reformirten 
Kirchenrathe untergeben. 

Auch die zahllofen Bedrückungen, welche, ſeitdem das Land i. J. 1685 an 
fatholifche Negenten gefallen war, die reformirte Kirche trafen !), ünderten formell an 
der bisherigen Kirchenverfaffung wenig — nur daß 1699 ein eigenes lutheriſches 
Konfiftorium errichtet, und jpäter die Behörde der geiftlichen Güterverwaltung zu Gunſten 
einer Eonfeffionefl gemifchten Kommiffion unterdrüdt wurde?) — wohl aber wurden 
ihre Beftimmungen materiell beftändig verlegt und faft unpraktiſch gemacht. Und dieſer 
elende Zuftand der evangelifchen Kirche blieb auch beftehen, nachdem die Religions- 
deflaration von 1705 3) die Nechte der Neformirten aufs Neue verbrieft hatte. Die 
Klaſſenkonvente kamen in dürftigfte Uebung und murden 1754 geradezu unterjagt. 
General-Synoden wurden während des XVIH. Jahrhunderts nur 1719, 1736 und 
1789 berufen, nachdem fie 1776 geradezu verboten worden waren 9. 

Grit 1799 wurden die Bedrückungen durch die Religionsdeklaration vom 9. Mai 
befeitigt, und damit auch die alte Kirchenverfafjung wieder lebendig gemadht. Aber 
allerdings wurde dabei der Kirchenrath, der ſchon 1745 durch Rangdegradation 
der Negierung unterftellt worden war ?), zu einem Theile der oberiten Staatsbehörde, 
der Landesdireftion, geftaltet, jo daß er außer den geiftlihen Räthen nur aus den 
teformirten Mitgliedern derjelben bejtehen jollte. 


Die Verfaffungsverhältniffe der lutheriſchen und veformirten badijchen Kirchen 
erfuhren durch die Erwerbung der pfälziſchen Länder zunächſt nur eine untergeoronete 
Peränderung. Das erfte Organifationseditt vom 4. Februar 1803 ließ jowohl den 
lutheriſchen Kicchenrath in Karlsruhe, wie den reformirten in Heidelberg weiter 
fortbeftehen ®), nur daß dem erfteren auch die lutheriſchen Gemeinden der Pfalz; — das 
pfälziſche lutheriſche Konfiftorium hörte demnach auf — dem letzteren die wenigen 
reformirten der altbadifchen Lande”) unterftellt wurden. 

Eine einfchneidende Reform erfolgte dann aber durch die Edikte vom 15. Juni und 
93, Oftober 1807, welche die beiden fonfiftorialen Behörden aufhoben, für ‚die Be— 
forgung der Vermögensverwaltung eine lutherifche undeine reformirte Detonomiefommijfion 
zu Karlsruhe umd Heidelberg einjegten und das Kirchenregiment unter Zus 
ffimmung des reformirten Kirchenrathes einem gemeinjchaftlichen, aus futheriichen und . 
reformirten Mitgliedern beſtehenden Oberkirchenrath zu Karlsruhe übertrugen. 


1) gl. Pütter, Syſtem. Darſtellung der 
pfälz. Religionsbeſchwerden. Göttingen 1793. 

SD Biitter, 40.0504. —— 
ordt a. a. D. 2, ©. 297. Wundt aa. 0. 
©. 126 f. — Dieje leßtere Maßregel widerſprach 
direft dem Art. 2 des Hallefhen Receſſes von 
1685. (Bei Strude a. a. O. ©. 6%. 
Seit 20. April 1686 wurde dem Kirchenrath die 
Beſetzung der Pfarreien genommen, und er jtatt 
deſſen verpflichtet, dem Kurfürften einen Bor: 
ihlag zu machen. 

3) Abgedrudt bei Struve a. a. O. ©. 1115. 
— Die Vermögensverwaltung wurde hiernach 
deut Kirchenrathe nicht zurücgegeben, vielmehr 
ihm in der Folgezeit jogar die bis dahin geübte 


Befugniß entzogen, die reformirten Beifiger der 
fatholifch-veformirten Behörde in Vorſchag zu 
bringen. Pütter a. a. O. ©. 201. 

4) Bierordt a. a. D. 2, ©. 569. 

5) Bütter a. a. ©. ©. 278. Yacobjon, 
Geh. d. Quell, d. Ev. KR. d. Prov. Rheinl. 
und Weitphal. S. 706. Das frühere Rangver— 
hältniß war am 29. Dezember 1681 feitgeitellt 
gewejen. 

6) Dieſer beſchloß, als Dienftregulativ Die 
badiſche Kirchenrathsinitruftion von 1797 anzus 
nehmen. Vierordt a. a. O. 2, ©. 421. 

7) Es waren das die Gemeinden Fried: 
richsſthal, Welfhneureuth, Palmbad, 
zu Karsruhe und Pforzheim. 
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Das Drganifationsedift vom 26. November 1809 ordnete dann dieſe Behörden 
als evangelifches Departement dem Plenum des Minifteriums des Innern unter, 
welches letztere jelbft wieder der oberjten Staatsbehörde, der Minifterialfonferenz, unter= 
jtellt wurde, während die beiden Defonomiefommifftonen bejeitigt und ihre Funktionen 
theils dem Kirchendepartement, theils den neu errichtenden Kreisdireftionen übertragen 
wurden. 

Die fo ſchon herbeigeführte Regimentsgemeinjchaft beider Kirchen brachte in der 
Folgezeit eine immer ftärkere Annäherung unter denjelben zu Wege, bis jchlieglich im 
Jahre 1821 die Union für die badische Landeskirche verkündet wurde, nachdem eine 
zu diefem Zwede berufene, aus Geiftlichen und Laien beftehende General-Synode ſich 
für diejelbe ausgejprochen hatte. 

Die Urkunde über die Bereinigung beider ed. Kirden in dem 
GroßherzogthHum Baden vom 13. Auguft 18211!) enthielt aber in der Anz 
lage B au) eine Kirchenverfaflung und in Anlage C eine Kirchengemeinde: 
ordnung?) welche beide gleichfalls von der Regierung mit der General-Synode 
vereinbart waren. 

Dana) wurde die Kirche durch den Landesheren und feine Konfiltorialbehörde 
weiter fortregiert, aber die Gemeinde presbyterial organifirt. Für die Regiments- 
abjcehnitte der Diözeſen wurden Spezial-Synoden eingerichtet, beftehend aus den Pfarrern 
der Diözefe und Halb ſo vielen weltlichen Abgeordneten, welche je einer von zwei 
Gemeinden durch die Aelteſten aus ihrer Mitte gewählt werden follten. 

Für das ganze Land wurde eine General-Synode eingerichtet, welche zunächſt im 
Sahre 1823°), dann aber nach Nothdurft zufammentreten jollte. Dieje bejtand aus 
der Zandesgeiftlichkeit, jo daß je zwei Didzefen einen Geiftlihen wählten, aus den 
weltlichen Kicchenvorftänden, fo daß je vier Didzefen durch Wahlmänner der einzelnen 
Vorſtände ein Kirchengemeinderathsmitglied zu wählen hatten, aus zwei geiftlichen und 
zwei weltlichen Mitgliedern der oberſten Kicchenbehörde, einem vom Großherzoge zu 
ernennenden Mitglied der Heidelberger theologischen Fakultät und einem landesherrlichen 
Kommillar, welcher ſeit 1841 zugleich als oberbifchöflicher Kommiſſar fungiren jollte. 

Die oberite Kirchenbehörde empfing dann eine neue Organifation am 5. Januar 1843 
in der Weije, dab fie unter dem Namen Evangelijher Oberkirchenrath dem 
Minijterium des Innern untergeordnet wurde. Und zwar wurde derjelbe nicht nur 
mit der Handhabung des Kirchenregiments, fondern auch mit der Wahrnehmung der 
ftaatlihen Kirhenhoheitsrechte betraut. Bezüglich Angelegenheiten der erfteren Art, 
joweit fie einer direkten landesherrlichen Entſchließung bedurften, jollte der Vorſtand des 
Minijteriums des Innern, und, falls diefer nicht evangelifch fein würde, ein dazu beftimmtes 
evangelijches Mitglied des Staatsminifteriums beim Großherzoge unmittelbaren Bortrag 
haben, indefjen der Borfiende auch bei Berathung diefer Angelegenheiten im Oberfirchenrath 
dieſem vorfißen. 

Erſt am 25. November 1853 wurde auf Wunſch der General= Synode Diele 


1) Spohn a. a. O. 1, ©. 9. ‘ 3) Sie trat erjt 1834 zuſammen, beſchloß eine 
2) Bon diefer find die ss 1—12 dureh jpäteres jähri iodicitä te näch]i 
Gejeß aufgehoben, während nah $ 115 der 
KVerf. den SS 13—21 noch eine Geltung zu— 
gejprochen werden muß. Abgedrucdt unter Nr. I. 


doch erjt wieder 1843 zujammenberufen und Die 
folgende 1855. 
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Beftimmung dahin deklarirt, daß der evangelifche Oberkirchenrath nur in feiner 
Eigenſchaft als Staatsbehörde dem Miniftertum des Innern untergeoronet fein jolle, 
als Kirchenregimentsbehörde aber unmittelbar unter dem Großherzog ſtehe. Nachdem 
dann no im Jahre 1856 (18. Dezember) eine neue ziemlich verwidelte Ordnung des 
Oberkirchenraths ftattgefunden hatte, trat ein vollfommener Umſchwung ein als nad 
Befeitigung des Konkordates in dem Staatsgejeh vom 9. Oktober 1860 der evangelifchen 
und fatholifhen Kirche das Necht der freien und felbititändigen Verwaltung ihrer Anz 
gelegenheiten eingeräumt worden war. In Gemäßheit deijelben wurde der Evangelijche 
Oberkirchenrath (28. Dezember 1860!) von dem Minifterium des Innern Losgelöft, 
von der Wahrnehmung der ftaatlihen Kirchenhoheitsrechte entlaftet und direkt dem 
(andesherrlihen Biſchof unterftellt. Auch eine Veränderung der bisherigen Kirchen- 
verfaffung erſchien jebt nothwendig. Zu diefem Behufe fertigte der Oberkichenrath 
nach Mufter der Oldenburgifhen und Rheinpreußifchen Kirchenverfaſſung einen 
Entwurf, welcher einer nah der Wahlordnung von 1821 berufenen General-Synode 
unterbreitet, von diefer angenommen und am 5. September 1861 verfündigt 
wurde. (II2). Diefe Kirchenverfaffung ift dann durch die firhlichen Geſſetze vom 
14. 3uni 1867, 29. September 1871, 24. Oftober 1881 und 21. De- 
zember 1881 in nur untergeordneten Bunkten abgeändert worden), und hat weitere 
Ausführung gefunden durch das proviſoriſche kirchliche Geſetz vom 24. Fe— 
bruar 1863%) die Wahl der weltlihen Mitglieder für die Diözejan- 
Synoden betreffend (IIT), dureh das proviforifhe Kirdhengejeg vom 22. 
Juli 1863 die befonderen Einrihtungen für die Diözeſe Mannheim 
und Heidelberg betreffend (IV)?) und die Verordnung vom 20. Fe— 
bruar 1812 das Verfahren bei Bejeßung der Pfarreien und bei der 
Pfarrwahl betreffend (V). Die Verwaltung des evangelifden Kirchenvermögens 
ift endlich durch Landesherrliche Verordnung vom 28. Februar 1862 (VID) 
dem evangelifchen Oberkirchenrathe übertragen worden, 


I. 
Arkunde 


über die Pereininung beider evangeliſcher Kirchen in Dem Großherzvgkthum 
Baden, vom 13, Auguſt 1821. Beilage C. 


$ 13. Dieje väterliche Aufficht erſtreckt fich über alle Glieder der Gemeinde, und wo e3 der 
Kirhengemeinderath für nothwendig achtet, weiſet er zu diefem Zwecke feinen Gliedern bejondere 
Diftrifte der Gemeinde an, um dadurch zu einer dejto klarern Kenntniß des fittlichen Zuftandes 
derjelben zu gelangen. 

$ 14. Wenn der Kicchenältefte in der Gemeinde einen fittlichen Fehler bemerkt, hat er 
vorerſt den Pfarrer davon in Kenntniß zu jegen, damit diefer fein Seelforgeramt ausübe. Sollte 
fi davon feine gejegnete Wirkung ergeben, follte jelbit die durch einen erbetenen Ausſchuß von 
zwei oder drei der ältejten Glieder des Raths geſchehene Ermahnung fruchtlos bleiben und das 
fernere Betragen eines Fehlenden dev Gemeinde Anjtoß geben, jo hat dev Pfarrer oder Kirchen: 


1) Soweit noch geltend abgedruckt unter Nr. VI. ! 3) Angegeben beim Abdrude von rl 

2) Die Einführungsverordnung vom 27. Sep— 4) Genehmigt von der General-:Synode d. J. 
tember 1861 (BOBL. 1861, ©. 93) und 25. April | 1867. VBl. 1867 ©. 55. 
1862 (BOB. 1862 ©. 27) au bei Spohn | 5) Genehmigt von derjelben General-Synode, 
1, ©. 263. 283. BOB. 1867 ©. 55. 
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ältejte dem verfammelten Kirchengemeinderath davon die Anzeige zu machen, der, wenn er e3 für 
nöthig erachtet, den Fehlenden vor ſich ladet. In der Regel gefhieht davon noch feine Erwähnung 
im Protofoll, follte es jedoch in einzelnen Fällen um der Folge Willen für nöthig erachtet werden, 
jo ift es auf eine ſchonende Art zu thun, und Alles zu verhüten, was ohne Noth die Perſonen blos gibt. 

8 15. Mit freundlichen Wort und ernfter Ermahnung hat der Kirchengemeinderath dahin 
zu arbeiten, daß der Fehlende in fich gehen, jein Unrecht erfennen und zur wahren Reue und 
Beſſerung bewogen werden möge. Finden diefe Mittel feinen Eingang, jo bringt der Kirchen- 
gemeinderath die Sache zur Erfenntniß der Kirchenvifitation, damit bei diefer nochmals alle Kraft 
des Wortes und der Ermahnung an den Fehlenden angewendet werde. 

8 16. Wo etwa an die Stelle jener VBorladung und mündlichen Ermahnung zu leichtern 
und gejegnetern Wirkſamkeit der Einjchreitung des Kirchengemeinderaths zuerſt eine jehriftliche Er- 
mahnung und dann eine mündliche Wiederholung derfelben durch eine aus dem Kirchengemeinderath 
gewählte Deputation von zwei bis drei Perfonen eintreten fönne, bleibt dem gewifjenhaften Ent: 
Tcheide deſſelben überlaſſen. 

8 17. Wie nun dieſer Kirchenordnung alle Glieder der Kirchengemeinde jedes Standes 
unterworſen ſind, ſo auch die einzelnen Glieder des Kirchengemeinderaths, ja ſelbſt Perſonen des 
geiſtlichen Standes ohne Ausnahme. 

8 18. Hat der Kirchengemeinderath die ihm zuſtehenden Mittel des Wortes und der 
Ermahnungen treulich angewendet, und es zeigen ſich dennoch in der Gemeinde Fehler und Laſter, 
die, um ein größeres Unheil zu verhüten, Strafe bedürfen, z. B. einreißende Schulverſäumniſſe 
aus offenbarer Schuld der Eltern, muthwillige Störung der Sonn- und Feſttagsfeier, auffallende, 
den Frieden und fittlichen Zuftand des häuslichen Lebens geführdende Vergehungen von Ehegatten, 
herangewachfenen Kindern oder Dienjtboten, oder überhaupt einzelne fortwährende Unfittlichfeiten 
und Ausfchweifungen, jo zeigt der Kirchengemeinderath der weltlichen Obrigkeit an, daß er bereits 
alle in jeinem Wirkungsfreife Tiegenden Beſſerungs- und Sicherungsmittel angewendet habe, und 
wie er von denjelben gedeihliche Einwirkung erwartet, jo hat ev auf den Erfolg feiner Anzeige 
ein aufmerfjames Auge zu richten, und wenn es deſſen Noth thun follte, weitere höhere Unter— 
ſtützung in den geeigneten Wegen nachzuſuchen. 

8 19. Sind alfe väterlichen und oft wiederholten Ermahnungen, find alle freundliche und 
ernjte Verjuche des Kirhengemeinderaths, einen verjtocten Sünder zu beijern, der in den Worten 
und Werfen eine entjehiedene Verachtung des Göttlihen an den Tag gelegt, und dureh fein Exempel 
die Gemeinde jelber gefährdet, fruchtlos geblieben, jo hat der Kivchengemeinderath von diefem 
traurigen Falle die oberſte Kirchenbehörde in Kenntniß zu jegen, damit, wenn auch fie alle in 
ihrem Bereiche ftehende Mittel der Beſſerung vergebens angewendet hat, num nad) den bejtehenden 
Gejegen gegen denjelben entjchieden und verfahren werde. 

$ 20. Die kluge und umfichtige Amtsverwaltung der Kirchengemeinderäthe iſt bejonders 
da erforderlich, wo die Einwohner eines Ortes aus Gliedern beider KHriftlichen Kirchen bejtehen. 
Sollte an jolhen die öffentliche Firchliche Ordnung überhaupt, und an Sonn» und Fefttagen 
infonderheit von katholiſchen Einwohnern allein geftört oder Anjtoß und Aergerniß gegeben werden, 
jo wendet ji) der evangelifche Kirchenvorſtand zuvörderſt mit feinem jchriftlihen Anfuchen um 
gebeihliches Firchenamtliches Einjehen an den katholiſchen Kixchenvorjtand, oder wenn ſich fein 
ſolcher im Orte befände, an die nächite weltliche polizeiliche Behörde, und falls diejes ohne 
Wirkung bliebe, durch jeine nächite vorgeſetzte geiftliche, an die weitere höhere weltliche Behörde. 

Sind Perjonen von beiden Kirchen in jolhen Fällen kirchengeſetz- und kirchenpolizeiwidriger 
Ereignifje betheiligt, z. B. in gemiſchten Ehen, jo verfucht dev evangeliiche Kirchenvorſtand mit dem 
fatholifchen einen Zufammentritt zur Erledigung der Sache. Findet ein jolcher nicht ftatt, oder 
ergibt er feinen erwünjchten Erfolg, jo tritt auch hier die polizeiliche Auffiht mit deren bemerften 
Schritten ein. Doch bleibt es die Pflicht des evangelifchen Kixchengemeinderaths, in allen jolchen 
Fällen gemifchter Art, in welchen er den evangeliichen Theil für ſchuldig hält, feinen ftillen Weg 
des Wortes und der Ermahnung an denjelben fortzugehen. Ganz hiernach find auch die in 
gemischten Ehen vorfommenden Schulverſäumniſſe zu behandeln und in der Negel das jeweilige 
Familienhaupt als jhuldiger Theil anzujehen. 

8 21. Das ift der Aelteften wichtig und ehrwürdig Amt; und wenn an fie vor Allen das 
apoſtoliſche Wort ergeht: Hat Jemand ein Amt, jo warte er des Amtes; regiert Jemand, jo jei 
er jorgfältig; übt Jemand Barmherzigkeit, jo thue er's mit Luft, Röm. 12, 7. 8, jo fümmt es 
allen Gliedern der Gemeinde zu, nicht allein in der Furcht Gottes untereinander unterthan zu fein, 
Ephej. 5, 21, willig jih in die Anordnungen der Aelteften zu fügen, und ihren Grmahnungen 
Gehör zu geben, jondern auch allezeit für fie zu beten, daß Gott jie würdig mache ihres Berufes, 
auf daß auch durch fie gepriefen werde der Name unjers Herrn Jeſu Chrifti. (2. Theſſ. Kap. 10, 12.) 
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Il. 
Verfaſſung 


der vereinigten evangeliſch⸗prvteſtantiſchen Kirche des Großherzagthums Baden 
vun 5. September 1861. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 

Durch das Geſetz vom 9. Oftober 1860 über die rechtliche Stellung der Kirchen 
und kirchlichen Vereine im Staate ift den verjchiedenen Kirchen und Religionsgejellichaften 
Unferes Landes die freie und ſelbſtſtändige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
gewährleiftet worden. Unſere befondere Theilnahme und Sorgfalt forderte die evangelifche 
Landeskirche, welcher Wir als Mitglied von Herzen angehören und in welcher Wir 
das den evangelifchen Fürften Deutjchlands herfömmlich zustehende Kirchenregiment als 
Landesbiſchof zu üben haben. 

Was bisher in Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche durch Staatsbehörden 
angeordnet wurde, mußte vein kirchlichen Organen zugetheilt, die Firchlichen Behörden 
mußten unabhängig von den ftaatlichen geftellt, aber eben deswegen mußten auch den 
Gemeinden die ihnen gebührenden Rechte gewährt werden. 

Das Verfaſſungsweſen der evangelifchen Kirche muhte neu geordnet werden und 
zwar nach dem proteftantijchen Grundſatze, daß nicht der Lehrftand und die Behörden 
allein, jondern die gefammte Gemeinde ber Shriften die Kirche ausmache. 

Sn diefem Sinne haben Wir einen Entwurf zu einer Verfaſſung der evangelijchen 
Landeskirche ausarbeiten und denjelben der zufammenberufenen General-Synode vorlegen 
laſſen. Die General-Synode hat nad) eingehender Berathung, die mit Ernſt und Würde 
geführt wurde, mit wenigen Aenderungen dem Entwurfe ihre Zujtimmung gegeben. 

Durch die Verfaſſung werden wejentliche Rechte in die Hände der Firchlichen 
Gemeinden gelegt. Wir jprechen das Vertrauen aus, daß die Gemeinden dieje Nechte 
mit dem heiligen Ernſte gebrauchen werden, den eine heilige Sache fordert. Es gilt, 
zu zeigen, daß vor dem heiligen Namen Jeſu Chriſti, des hochgelobten Hauptes unferer 
Kirche, alle weltliche und jeldftfüchtige Parteiung ſchweigt und daß aus den Wahlen der 
evangelifchen Gemeinden Berfammlungen von Männern hervorgehen, die mit heller Einficht 
und gottesfürchtiger Gefinnung die Kiche auf dem Einen Grund erbauen, auf dem allein 
das wahre Heil der Einzelnen und der Völker beruht, 

Pit Zuftimmung der General-Synode der evangelifchzprotejtantifchen Kirche des 
Landes ertheilen Wir hiermit, nachdem von Staatöwegen feine Beanftandung erhoben 
worden ift, auf den Antrag des evangelifchen Oberkirchenraths den Kirchlichen Gejeßen: 

1. über die Verfaſſung der vereinigten evangelifch-proteftantifhen Kirche des Groß— 
herzogthums, 

2. über die Einführung der Kirchenverfaſſung) 

3, über die Eintheilung der’ evangelifch-proteftantifchen Pfarreien nach Einkommens— 
klaſſen 2), 


1) Bei dem bloß proviforifchen Charakter 
dieſes Gejeßes, welches längſt vollzogen tft, 
nehme ich von jeiner Mittheilung Abjtand. 

2) Dies Gejeß ift durch das folgende KGeſ. 
v. 26. Aug. 1867 erjeßt worden: 

Mit Zuftimmung der General: Synode der 
vereinigten evangelisch = protejtantifchen Kirche 
des Landes haben Wir zum Vollzuge der 88 100 
bis 103 der Kirchenverfaffung unter Aufhebung 


des Gejeßes vom 5. September 1861, beſchloſſen 
und verordnen, wie folgt: 

$ 1. Die Pfarrſtellen des Landes werden 
nach ihrem Einkommen in folgende ſechs Klafjen 
eingetheilt: 

T. KL. m. einem Einfommen bis mit S00 fl. 


IB» N — von801- 950fl. 
RE » von 951-1100 fl. 
Ian R von 1101—1300 ff. 
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twie jolche aus den Berathungen der General-Synode hervorgegangen find, Unjere 


oberbijchöfliche Sanktion. 


Gott wolle diejes Werk zu feiner Ehre und zum Wohl feiner Kirche gedeihen Lafjen ! 
Mit der Verkündigung und dem Vollzug der genannten Gejeße beauftragen Wir 


Unjere oberjte evangelifche Kirchenbehörde. 


Gegeben Karlsruhe, den 5. September 1861. 
Friedrich. 


Nüßlin. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 


Flad. 


Verfaſſung der vereinigten evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche des Großherzogthums 
Baden. 


J. Abſchnitt. 
Von der Kirche im Allgemeinen. 


Die vereinigte evangeliſch-proteſtantiſche Kirche des Großherzogthums Baden, 


welche mit der evangeliſchen Geſammtkirche Chriſtum als ihr alleiniges Haupt erkennt, 
bildet einen Theil der evangeliſchen Kirche Deutſchlands. 
Ihr Bekenntniß findet ſich in der Unionsurkunde und deren geſetzlichen Erläuterungen 


ausgeſprochen. 


V. KL. m. einem Einkommen von 1301—1500 ft. 
VI. EM : über 1500 ff. 

82. Die Einreihung der einzelnen Pfarr— 
ſtellen in die vorgeſchriebenen Klaſſen geſchieht 
durch den Oberkirchenrath jeweils für die Dauer 
von fünf Jahren nach dem Einkommen, welches 
ſich nach Zugrundlegung der neueſten Kompetenz— 
beſchreibung berechnet. Dieſer Berechnung wer— 
den die durchſchnittlichen Erträgniſſe und Preiſe 
der letzten zehn Jahre zu Grunde gelegt. Woh— 
nung mit Hausgarten und Accidenzien bleiben 
außer Berechnung. 

8 3. Zum Genuß des ganzen Einkommens 
der Pfarrei berechtigt 
bei der erſten Klafje jedes Dienitalter, 
zweiten Klafje ein Dienjtalter von mins 
deitens 10 Jahren, 
dritten Klaſſe ein Dienjtalter von min— 
dejtens 15 Jahren, 
vierten Klafje ein Dienjtalter von min- 
deitens 20 Jahren, 
fünften Klaſſe ein Dienſtalter von min— 
deſtens 25 Jahren, 
ſechſten Klaſfe ein Dienſtalter von min— 
deſtens 30 Jahren. 

8 4. Wird ein Pfarrer auf eine Stelle er— 
nannt, deren Ertrag jeine Altersanfprüche über— 
jteigt, jo jeßt der Oberkirchenrath den Betrag 
in runder Summe fejt, welcher an die Gentrals 
pfarrkaſſe abzuliefern ift ($ 101 der Kirchen: 
verfaſſung) und jchreibt zugleich vor, in welchen 
Terminen dies zu geſchehen hat. Derſelbe min- 
dert die Abgabe, oder hebt ſolche auf, jobald 
das höhere Dienftalter zum Bezug eines größeren 
Theils oder des ganzen Pfründeeinfommens be= 
rechtigt. 

8 5. Mit Rückſicht auf beſondere 


" " 


nv " 


örtliche 


perjönfiche oder auf Stiftung beruhende Ver— 
hältnifje fann eine nad 8 4 zu beitimmende 
Abgabe ganz oder theilmweife erlafjfen werden. 

8 6. Die Verlängerung einer Abgabe über 
die Zeit, in welcher der Getjtliche das zum Be— 
zug des ganzen Einfommens feiner Pfarritelle 
berecdtigende Dienjtalter erreicht, iſt zuläſſig, 
wenn derſelbe ji) mangelhafte Amtsführung 
oder unmwiürdiges Betragen hat zu Schulden 
fommen laſſen. 

$ 7. Bei Pfarritellen der jechiten Klaffe kann 
zu Gunſten der Gentralpfarrfafjfe eine Abgabe 
auferlegt werden, welche der betreffende Geift- 
liche auch dann fortzuentrichten hat, wenn er in 
das zum vollen Bezug des ganzen Einfommens 
berechtigende Dienjtalter eintritt. Eine ſolche 
Abgabe joll aber Höchftens den die Summe 
von 1800 fl. überjteigenden Theil des Pfründe- 
einfommens erfaſſen. 

$ 8. Die Mittel, welche der Gentralpfarr- 
kaſſe zufließen, werden dazu verwendet, den Geift- 
lichen, deren Pfründeertrag Hierzu nicht aus— 
reicht, joweit thunlich das geringite Einkommen 
ihrer Altersklaſſe duch Zulagen zu verſchaffen. 
Es wird hierbei nad Maßgabe von $ 102 der 
Kirchenverfaflung verfahren. — So lange die 
Mittel nicht weiter reichen, joll dur Zulagen 
aus der Gentralpfarrfafie fein höheres Ein— 
fommen, als 1500 fl. verihafft werden, Die 
Berwilligung von vorübergehenden Unterftügungen 
aus diejer Kaffe iſt unzuläfitg. 

Geaeben zu Karlsruhe, den 26. Aug. 1867. 

Friedrid. 
Nüßlin. 
Auf Seiner Königl. Hoheit 
höchſten Befehl 
Henrici. 
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$ 2. Sie bildet in ſich ſelbſt ein organiſches Ganze, das, von feinen Urbeſtand— 
theilen ausgehend, die vereinzelte Wirkfamfeit derjelben in immer umfafjendere Kreiſe 
vereinigt. 

Sie hält e8 für ihre Aufgabe, in eine organische Verbindung mit den übrigen 
evangeliſchen Kirchen Deutichlands zu treten. 

$ 3. Sie ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten durch ihre eigenen Organe 
frei und ſelbſtſtändig, unbejchadet der Rechte des Staats, wie ſolche durch die Staats- 
gejeße feſtgeſtellt find. 

$ 4. Der evangelifche Großherzog hat als Landesbiſchof das den evangelijchen 
Fürften Deutjcehlands herkömmlich zuftehende Kirchenregiment und übt dasjelbe nach den 
Beitimmungen diefer Verfaſſung aus. 


II. Abſchnitt. 
Bon den Gemeinden und ihrer Bertretung. 


I. Die Kirchengemeinde. 
A. Zm Allgemeinen. 


$ 5. Die vereinigte evangelijch-proteftantifche Kirche des Landes fordert von allen 
ihren Mitgliedern, daß fie einen chriftlichen Lebenswandel führen und die Firchlichen 
Heilsmittel treu benügen. 

$ 6. Diefelbe befteht aus Kirchengemeinden, deren räumlicher Umfang das Kirch— 
ſpiel iſt. 

$ 7. Die bisherige örtliche Begränzung der Kirchſpiele wird beibehalten. 

Neubildung und Auflöfung der Kirchengemeinden findet vorbehaltlich der Be— 
ftimmungen des 8 114, nur mit Zuftimmung der General-Synode ftatt. 

$ 8. Der dauernde Aufenthalt innerhalb des Kirchſpiels begründet Für jedes 
Mitglied der vereinigten evangelifch-proteftantifchen Kirche die Einpfarrung und damit 
die Theilnahme an den Pilichten und Rechten eines Gemeindegenofjen. 

Darüber was im einzelnen Falle als dauernder Aufenthalt innerhalb des Kirchipiels 
zu betrachten ift, entjcheidet der Kicchengemeinderath, vorbehaltlich der Bejchwerde an 
die Kirchengemeindeverfammlung. 

$ 9. Jedes Gemeindeglied hat die Pflicht, ſich der kirchlichen Ordnung gemäß 
zu verhalten, den es treffenden Theil der Kirchenlaften zu übernehmen, und übertragene 
firhlihe Ehrenämter zu verwalten. 

S 10. Jedes Mitglied der Gemeinde hat Antheil an den Firchlichen Anjtalten 
und Gerechtſamen, auch, wern ihm die gejeßlichen Bedingungen nicht fehlen, Stimmrecht 
in der Gemeindeverfammlung und Wählbarfeit in die Vertretung der Kirche. 

Auch ſolchen, die das badiſche Staatsbürgerrecht nicht beſitzen, kann nach einjährigem 
Aufenthalt in der Gemeinde von dem Kirchengemeinderath, vorbehaltlich der Beſchwerde 
an die Kirchengemeindeverfammlung, das Stimmrecht und die Wählbarfeit, jedoch nur 
für kirchliche Gemeindeämter, ertheilt werden. 

$ 11. Jede Gemeinde hat ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeglichen Gränzen 
ſelbſt zu verwalten, 

$ 12. Die Kirchengemeinde übt ihre Befugniffe durch die Kirchengemeinde 
verfammlung und durch den Kirchengemeinderath. 


B. Bon der Kirhengemeindeverjammlung. 
$ 13. Die Kicchengemeindeverfammlung befteht aus den Mitgliedern des Kirchen— 
gemeinderaths, welche vermöge ihres Amtes zu derjelben gehören, und einer Anzahl von 
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ſämmtlichen ftimmberechtigten Gemeindegliedern aus ihrer Mitte gewählter Vertreter; in 

Gemeinden von weniger als 80 Stimmberechtigten aus der Gejammtzahl der Letzteren. 

(Gef. v. 29. Sept. 1871))). 

8 14. Stimmberechtigt find alle ſelbſtſtändigen Männer dev Kirchengemeinde, welche 
das 25. Lebensjahr vollendet haben und nicht vom Stimmrecht ausgeſchloſſen find. 
Als ſelbſtſtändig ift nicht anzujehen ; 

1. wer entmündigt oder mundtodt tft; 

2. wer jtändige Unterftügung aus öffentlichen Armenmitteln erhält; 

3. der Dienftbote, oder wer in ähnlichem Abhängigkeitsverhältnifje ſteht; 

Ausgeſchloſſen ijt derjenige: 

1. dem die Fähigfeit dazu nach den Beitimmungen diefer Verfaſſung abgejprochen, 
oder dem das jtaatsbürgerliche oder gemeindebürgerliche Stimmrecht durch ein 
anderes Gejeß entzogen tt; 

2. der zu einer peinlichen Strafe, oder 

3. zu einer Arbeitshausitrafe von wenigftens ſechs Monaten oder zur Dienftent- 
(affung, oder wegen Diebtahls, Unterjchlagung, Fälſchung oder Betrugs zu 
irgend einer anderen Strafe gerichtlich verurtheilt worden ift, bis zum Ablauf 
des fünften Jahres nach erjtandener Strafe; 

4. der wegen eines Verbrechens, das nah Ziff. 2 und 3 einen bleibenden oder 
zeitlichen Verlust des Stimmrechts zur Zolge hat, in den Stand der Unter 
ſuchung verjeßt ift, bis zu erfolgtem vichterlichen Erkenntniſſe; 

. der wegen Religionsverachtung oder unehrbaren Lebenswandels öffentliches Aer— 
gerniß gegeben hat und deßhalb von den Firchlichen Behörden ($ 37°) für 
ausgeſchloſſen erklärt worden ift. 

Das Stimmrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung Firchlicher Umlagen über 

ein Jahr lang im Rückſtande find. 

$ 15. Die Zahl der von der Gejammtheit der ftimmberechtigten Gemeindeglieder 
für die Gemeindeverfammlung zu wählenden Vertreter beträgt in Kirchengemeinden 

a. von 80 bis auf 100 Stimmberechtigte 20 °); 

b. von mehr als 100 Stimmberechtigten 24 und je für weitere 50 Stimmberechtigte 
ferner zwei. 

Die Gefammtzahl darf SO nicht überfteigen. (Gef. dv. 29. Sept. 1871.) 

8 16. Wenn die Kirchengemeinde aus mehreren Orten bejteht, hat jeder Ort 
eine bejondere Oxrtsgemeindeverfammlung, welche die befonderen Angelegenheiten des Orts 
erledigt, jo weit dieſelben dor die Kirchengemeindeverfammlung zu bringen find®). 


ST 


1) Die Worte: in Gemeinden 2. fehlen im 
urſprünglichen Geſetz. 

2) 8 15. Die urſprüngliche Faſſung war: a) 
bis auf 150 Stimmberechtigte 20. 

3) Dazu erging eine Erläuterung durch Ber: 
el vom 7. Febr. 1862 (VOBl. 1862 

=): 

Aus mehrfachen Vorlagen haben wir erjehen, 
daß die Beitimmungen der neuen Kirchenver- 
faſſung über die Bildung der Kicchengemeindes 
verſammlungen da und dort unrichtig ausgelegt 
oder angewendet wurden, weshalb wir uns zu 
folgenden Erläuterungen veranlaßt finden: 

1. Wenn eine Kirchengemeinde aus mehreren 
Orten bejteht, hat nad $ 16 der Kirchenver— 
fafjung jeder Ort, er jei Filial- oder bloßer 
Nebenort, eine bejondere Ortsgemeindeverjamms 


fung zu bilden. Weberdies ijt für die gemeinjamen 
Angelegenheiten der Geſammtkirchengemeinde auch 
noch eine Gejammtvertretung zu wählen. Die 
Gemeinde kann nicht beſchließen, daß die Bil- 
dung, ſei es der Ortsgemeindeverjammlungen 
oder der Gejammtvertretung zu unterbleiben habe, 
indem ein ſolcher Beſchluß gegen die bejtimmte 
Vorſchrift der Kirchenverfaffung verjtoßen würde. 

2. Die Ortögemeindeverfammlung bejteht in 
jedem einzelnen Orte, außer den dort befindlichen 
Mitgliedern des Kirhengemeinderaths, aus min— 
deſtens 20 Stimmberectigten, welche nad den 
Vorſchriften des $ 15 der Kirchenverfaſſung und 
der SS 1—18 der Wahlordnung von ſämmtlichen 
Stimmberetigten aus ihrer Mitte gewählt 
werden. Wo die Gejanmtzahl der Stimm: 
berechtigten eines Ortes nicht über 20 beträgt, 
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Für die gemeinfamen Angelegenheiten der Gejammtkirchengemeinde wird eine 
Gejammtvertretung in der Art gebildet, daß jede Ortsgemeindeverfammlung nach dem 
Verhältniß der Zahl der ftimmberechtigten Mitglieder des Ortes zu der Zahl der Stimm- 
berechtigten der Gejammtkicchengemeinde eine Anzahl Vertreter aus ihrer Mitte wählt. 


SENT: 


Wählbar zu Mitgliedern der Kirchengemeindeverfammlung find alle ſtimm— 


berechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde, wobei erwartet wird, daß Männer von 
gutem Ruf und bewährten Firchlichem Sinn gewählt werden. 


Sul 
tritt die Hälfte aus. 


Die Vertreter werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Die Austretenden find wieder wählbar. 


Je nach drei Jahren 


Nach der erſten Wahl wird durch das Loos bejtimmt, welche Mitglieder nach drei, 


welche nach ſechs Jahren auszutreten haben. 
Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen 


8 19. 
der Wählbarkeit. 


machen ſämmtliche Stimmberechtigten die Ort3- 
gemeindeverfjammlung aus und bedarf es daher 
feiner Wahl. 

3. Sind die Ortögemeindeverfanmlungen ges 
bildet, jo wird die Sejammtvertretung gewählt, 
deren Mitgliederzahl ebenfalls nah den Beſtim— 
mungen des $ 15 der Kirchenverfaſſung unter 
Bugrundlegung der Gefammtzahl der Stimm- 
berechtigten von allen Orten der Kirchengemeinde 
berechnet wird. Die Bildung der Geſammt— 
vertretung gejehieht in der Art, daß jede Orts— 
gemeindeverfammlung nach dem Verhältniß der 
Zahl der ſtimmberechtigten Mitglieder des Orts zu 
der Zahl der Stimmberechtigten der Geſammt— 
firhengemeinde eine Anzahl Vertreter aus ihrer 
Mitte wählt. Dazu find dann noch für diesmal 
nad) $2 des Gejeßes über Einführung dev Kirchen 
verfaſſung Erfagmänner zu wählen. Außer den 
gewählten Stimmberedhtigten gehören die Mit: 
glieder des Gejammtfirchengemeinderaths vermöge 
ihres Amtes zu der Gejammtvertretung. 

4. Wo die Bildung bejonderer Ortsgemeinde- 
verfammlungen für jeden einzelnen Ort der 
Kirchengemeinde unterlaffen und nur die für die 
Gejammtvertretung erforderliche Zahl von Stimmt 
berechtigten gewählt worden tft, wie dies da und 
dort vorgefommen zu fein ſcheint, muß in allen 
Orten, welche mehr als 20 Stimmberedtigte 
haben, jofort die noch fehlende Zahl der für die 
DOrtsgemeindeverfammlung erforderlichen Mit— 
glieder nachträglich gewählt und jo die Orts— 
gemeindeverfammlung vorſchriftsmäßig gebildet 
werden. Dann erit ijt die Bildung der Geſammt— 
vertretung für die Gejammtficchengemeinde vor— 
zunehmen, da die Mitglieder derjelben von den 
Ortsgemeindeverjammlungen und nicht von der 
— der Stimmberechtigten zu wählen 
ind. 

5. Soweit e3 fih um Bildung des Kirchen— 
gemeinderaths Handelt, findet nach $ 28 der 
Kirchenverfaſſung ein Unterſchied zwiſchen Filtal- 
gemeinden und einfachen Nebenorten ſtatt. Jede 
Filialgemeinde hat einen beſonderen Kirchen— 
gemeinderath, welcher mit demjenigen der Mutter— 
gemeinde zuſammentritt, wo es ſich um gemein— 
ſchaftliche Angelegenheiten handelt. Die Neben— 
orte dagegen haben einen mit dem Hauptorte 
gemeinſchaftlichen Kirchengemeinderath. 


6. Als Filialgemeinden im Sinne des 8 28 
Abſ. 4 der Kirchenverfaſſung ſind nur ſolche mit 
einer Muttergemeinde verbundene Nebenorte 
anzuſehen, welche eine eigene Kirche haben, in 
der periodiſch wiederkehrender Hauptgottesdienſt 
ſtattfindet. Alle übrigen Nebenorte, mögen ſie 
nun eine eigene politiſche Gemeinde bilden oder 
nicht, eine eigene Gemarkung haben oder nicht, 
gehören in die Klaſſe der einfachen Nebenorte. 

7. In den eigentlichen Filialgemeinden wird 
alsbald nach Bildung der Ortsgemeindever— 
ſammlung von dieſer die Zahl der Kirchenälteſten 
feſtgeſetzt, die nicht unter vier betragen ſoll, und 
dann zu deren Wahl gejchritten. 

8. Wo dagegen einfache Nebenorte mit einem 
Hauptorte verbunden find, iſt die Bejtimmung 
über die Zufammenjegung des Kirchengemeinde- 
rath3, da dieſer ein gemeinſchaftlicher für alle 
dieſe Orte ift, eine gemeinjfame Angelegenheit 
derjelben ($ 16 Ab. 2 der Kirchenverfafjung) 
und fie kann daher erſt nah Bildung der 
Gejammtvertretung vorgenommen werden. Dieje 
Gejammtvertretung bejtimmt nah $ 28 Abi. 4 
der Kirchenverfaſſung die Zahl der Kirchen: 
ältejten, auch ob und wie viele derjelben aus 
den einzelnen Orten des Kirchipiels zu wählen 
find, jofern fie nit, wo Ortsſtatuten oder 
Ortsgebrauch vorhanden find, es dabei belafjen 
will. Die Wahl der für den einzelnen Ort 
feitgeftellten Zahl von Kirchenältejten gejchieht, 
da e3 fich Hierbei um eine bejondere Angelegen— 
heit des Orts handelt, von der Ortsgemeinde- 
verfammlung und nicht von der Gejammtver- 
tretung. 

9. St eine Kirchengemeinde aus der Mutter— 
gemeinde, einer Filialgemeinde und einfachen 
Nebenorten zufammengefeßt, ſo ift ein gemein— 
ichaftlicher Kirchengemeinderath für die Mutter— 
gemeinde und die einfachen Nebenorte und ein 
bejonderer Kirchengemeinderath für die Filial— 
gemeinde zu bilden, welche beide zufammentreten, 
wo es ſich um gemeinjchaftliche Angelegenheiten 
des ganzen Kirchſpiels Handelt. 

Karlsruhe, den 7. Februar 1862. 

Evangelifher Oberkirchenrath. 
Nüßlin. 


Flad. 
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Ss 20. Wird eine Stelle in der Kicchengemeindeverfammlung erledigt, jo wählt 
dieje bei ihrer nächjten Zufammenkfunft für den Abgegangenen einen Stellvertreter bis 
zur nächften regelmäßigen Erneuerungswahl, wo dann die Gejammtheit der jtimmberech- 
tigten Gemeindeglieder für den Reſt der Amtsdauer des Abgegangenen einen Erſatzmann 
zu wählen hat. 
8 21. Der DOberficchenrath kann die Kirchengemeindeverfammlung auflöfen. Die 
dadurch nöthig werdende Neuwahl muß alsbald vorgenommen werden. 
$ 22. Die Kirchengemeindeverfammlung nimmt die Wahlen der Kirchenältejten 
por und wirkt bei dev Befegung von Pfarritellen nach Maßgabe des Gefees mit. 
Alle dem Kirchengemeinderath zugefommenen, vder von diefem ſelbſt ausgehenden, 
Berfaffung, Lehre und Kultus betreffenden Vorlagen und Vorſchläge find der Kirchen— 
gemeindeverfammlung zur Kenntnignahme mitzutheilen. 
Ihr fteht die Entjcheidung zu über die Bejchwerden nad S 8, 8 10 Abjah 2, 
SahApamDd.S297T 
Ohne Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung fünnen die Beſchlüſſe des 
über folgende Gegenſtände nicht zum Vollzug kommen: 
1. über Veränderung im Beſtand des Kircheneigenthums der Gemeinde, worunter 
das Pfründevermögen nicht inbegriffen iſt (6 37°); 

2. über Feſtſtellung der Art und Größe neuer Bezüge von Kirchendienern und 

Beamten aus Mitteln, welche der Kirchengemeinde zur Verfügung ſtehen; 
. Über die Feſtſtellung dev Voranſchläge und der Verbeſcheidung der Rechnungen; 

4. über die Beſchaffung der zu den Firchlichen Bedürfnifjen erforderlichen Mittel, 
welche im Voranſchlag nicht vorgejehen find und die Zujtändigfeit des Kirchen— 
gemeinderaths überjteigen ; 

5. über Umlagen zu fichlichen Bedürfniffen auf die Kirchengemeindeglieder, oder 
Anleihen ; 

6. über die Anftelung und Entlaſſung des Kicchenrechners. 

Beräußerungen und Verwendungen, welche den Beſtand des Ortskirchenvermögens 
betreffen, jowie Anleihen bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenraths. In welchen 
weiteren Fällen noch deſſen Zujtimmung einzuholen ijt, bleibt bejonderer Bejtimmung 
vorbehalten. 

$ 23. Die Kicchengemeindeverfammlung findet jährlich wenigftens einmal jtatt. 
Der Kirchengemeinderath Tann jederzeit die Berufung bejchließen. 

$ 24. Die Einladung gejchieht, unter Angabe des Gegenjtandes der Berhandlung, 
durch den Vorfigenden des Kirchengemeinderaths (oder feinen Stellvertreter), welcher auch 
in der Kirchengemeindeverfammlung den Vorſitz führt. 

Ss 25. Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit der 
Stimmen entjcheidet der Vorſitzende. 

Sin der gewählten Kirchengemeindeverfammlung iſt die Anwejenheit von mehr als 
der Hälfte ſämmtlicher Mitglieder erforderlich. 

Die Verhandlungen find in der Negel öffentlich. Sie werden geheim, wenn die 
Verſammlung es bejchließt. (Gef. v. 29. Sept. 1871.) ) 

S 26. Wenn die Kirchengmeindeverfammlung einen Antrag des Kirchengemeinde 
raths ablehnt, jo kann fie zugleich bejchliegen, daß die Entjcheidung der Gejammtheit 
der ftimmberechtigten Gemeindeglieder einzuholen jet. 


je) 


1) Frühere Faffung : In der Kirchengemeinde: | Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit 
verfammlung ift die Anmwejenheit von mehr als | gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet 
der Hälfte jämmtlicher Mitglieder erforderlich. | der Vorfigende. Die Verhandlungen u. j. w. 
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C. Bon dem Kirhengemeinderath)). 


8 27. Dev Kicchengemeinderath beſteht aus dem oder den ein Pfarramt verwal— 
tenden Geiftlichen und mehreren zu Kixchenälteften gewählten Gemeindegliedern, welche 
dem Pfarrer in der chriftlichen Berathung und Pflege dev Gemeinde beizuftehen haben. 
Das Amt eines Nelteften ijt ein Firchliches Ehrenamt. 

Hülfsgeiftliche Haben an den Berathungen des Kirchengemeinderaths Theil zu 
nehmen; ein Stimmrecht haben fie jedoch nur dann, wenn fie Vertreter eines Pfarrers find. 

$ 28. Die Zahl der Kirchenälteften vichtet ſich nach der Größe dev Kirchen- 
gemeinde. 

Sie beträgt wenigſtens vier und in der Regel nicht über 16. Die Kirchen: 
gemeindeverfammlung ſetzt die Zahl der Kirchenälteften feft. Sie kann beichliegen, daß 
aus bejtimmten Theilen des Kirchſpiels eine bejtimmte Anzahl von Aelteſten gewählt werde. 

Letzteres findet namentlich in Gemeinden ftatt, welche mehrere Pfarriprengel haben. 
Ortsſtatuten regeln das Verhältniß der Abtheilungen zu dem Geſammtkirchengemeinderath. 

Jede Filialgemeinde hat einen befonderen Kirchengemeinderath, welcher mit dem- 
jenigen der Muttergemeinde zufammentritt, wo es ſich um gemeinschaftliche Angelegen— 
heiten handelt. 

g 29. Die Kirchenälteften werden von der Kirchengemeindeverfammlung (S 22 
auf ſechs Jahre gewählt. Je nach drei Jahren tritt die Hälfte aus. Die Austretenden 
können wieder gewählt werden. 

s 30. Wählbar find alle ftimmberechtigten Mitglieder dev Gemeinde, welche das 
30. Lebensjahr vollendet haben. Die Wähler haben ihr Augenmert auf Männer von 
gutem Nuf, bewährten chriftlichem Sinn, kirchlicher Einficht und Erfahrung zu richten. 

Nahe Verwandte eines Mitglieds des Kirchengemeinderaths dürfen nicht gewählt 
werden. Dahin gehören Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Schwiegervater und 
Tochtermann und Brüder. 

8 31. Das Verfahren bei der Wahl richtet fich nach den in der Wahlordnung 
(Anlage J.) enthaltenen Borjchriften. 

$ 32. Die Gewählten werden an einem Sonntage der Gemeinde vorgejtellt und 
nach dem in der Agende befindlichen Formular verpflichtet. 

Ss 33. Die Wahl kann abgelehnt werden: 

. von Denjenigen, welche unmittelbar vorher oder vor nicht länger als drei Jahren 
Kirchenälteſte geweſen find; 

2. bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 
3. wegen anderer erheblichen Enſchuldigungsgründe, worüber der Kirchengemeinderath, 
vorbehaltlich der Beſchwerde an den Dibzeſanausſchuß, entſcheidet. 

$ 34. Die Entlaſſung eines Kirchenälteſten wird nach Anhören des Kirchen— 
gemeinderaths von dem Diözeſanausſchuß, vorbehaltlich der Beſchwerde an den Ober— 
kirchenrath, ausgefprochen : 

1. wegen jedes die Wählbarkeit in den Kirchengemeinderath aufhebenden Grundes; 

. wegen erwieſener Dienftunfähigkeit ; 

. wegen fortdauernder VBernahläffigung der Amtspflicht, wie auch wegen anhaltender 
Vernachläffigung des öffentlichen Gottesdienftes und Nichtachtung dev Saframente, 
nach vorgängigen vergeblichen Befjerungsverfuchen, welche in Verweis und An— 
Drohung der Entlafjung beftehen. 

8 35. Wer fich ohme erheblichen Grund weigert, das Aelteftenamt zu übernehmen, 


m 


ID 


je) 


1) Die Verpflichtung der Kirchenälteſten iſt durch Verordnung v. 22. Oftober 1861 (BIBI. 1861 
S. 102) fejtgejtellt worden. Spohn 1, ©. 274. 
Friedberg, Verfaffungsgefege. Baden. 31 
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oder dafjelbe ohne erheblichen Grund vor der Zeit niederlegt, oder wegen Vernachläſſigung 
der Amtspflicht aus dem Kirchengemeinderath entlafjen wird, verliert auf drei Jahre 
fein Stimmredt. 

8 36. Scheidet ein Kirchenältefter vor beendigter Dienftzeit aus, jo iſt für die 
Reſtzeit ein anderer zu wählen. 

Der Kirchengemeinderath kann beichliegen, daß ſolche Ergänzungswahl unterbleibe, 
jo lange er noch drei Viertel feiner Mitglieder behält und wenn der Neueintretende nicht 
twenigitens ſechs Monate im Amte jein würde, 

8 37. Dem Kirchengemeinderath ift die Sorge für das fittliche, religiöfe und 
firhliche Wohl der Gemeinde und die Verwaltung der Angelegenheiten derjelben auf 
Grund der Kichenverfaffung und der kirchlichen Ordnungen anvertraut. Es jteht ihm, 
ſoweit nicht ein Anderes bejtimmt ift, die Leitung und Bertretung der Kirchengemeinde 
zu, insbeſondere: 

1. die Pflege evangelifchen Glaubens und Lebens, die Förderung chriftlicher Zucht 
und Sitte; 

2. die gejeßmäßige Mitwirkung bei der Aufficht über die Schulen zur Wahrung 
des kirchlichen Einfluffes auf die religiöje Unterweifung und Erziehung der 
Sugend; 

3. die Aufrechterhaltung der Firchlichen Ordnung, namentlich während des Gottes- 
dienftes, und die Aufficht über die wiürdige Feier der Sonn= und Yelttage; 

4, die Antragftellung auf Zurückweiſung bereit3 aufgenommener Konfirmanden von 
der Konfirmation und auf Aufnahme von jolchen, die zur evangelifchen Kirche 
übertreten wollen ; 

5. die Berwaltung, Berwendung und Wahrung des Kirchenvermögens der Gemeinde 
und die Mitaufficht über das Pfründevermögen nach den hierüber bejtehenden 
Gejegen und Verordnungen ($ 92)%). 

Die bejondere Aufficht über die kirchlichen Gebäude und Geräthe der Gemeinde 
und über die vorfommenden Bauten führt der Kirchengemeinderath durch ein= 
zelne jeiner Mitglieder, nöthigenfall3 unter Zuziehung von Sachverjtändigen ; 

6. die Leitung des Kirchenrechnungsweſens der Gemeinde nach Maßgabe befonderer 
Verordnung; 

7. die Anſtellung und Entlaſſung der untern Kirchenbedienſteten, vorbehaltlich der 
Beſchwerde an den Diözeſanausſchuß; 

8. die Berufung und Leitung der Kirchengemeinde und der Kirchengemeinde— 
verſammlung; 

9. die Aufſtellung und Fortführung der Wahlliſten, ſowie die Entſcheidung über 
die dagegen erhobenen Beanftandungen, vorbehaltlich der Beſchwerde an die 

Kirchengemeindeverjammlung ; 

10. die Vertretung dev Gemeinde nach Außen, namentlich Behörden gegenüber ; 

11. die Ausführung der Bejchlüffe der Kicchengemeindeverfammlung. 

5 38. Insbeſondere Liegt dem Kirchengemeinderath auch die Firchliche Armen= und 
Krankenpflege, ſoweit erforderlich im Einverftändniffe mit den Armenbehörden, ob, ſowie 
die Fürſorge für die Verwahrloften und die bürgerlich Betraften. Er beſtellt hierzu 
Gemeindehelfer (Diakonen), wo nur immer die Verhältniffe es zulaffen. Das Amt der 
Gemeindehelfer ift ein Kirchliches Ehrenamt. 

$ 39. Den Vorſitz im Kirchengemeinderath führt der Pfarrer oder der Dienft- 
verweſer. Der Stellvertreter dejjelden wird vom Kirchengemeinderath bei jedem regel: 
mäßigen Eintritt neuer Mitglieder gewählt. In Gemeinden, die mehrere Pfarrer haben, 
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tritt, falls der erjte am VBorfi gehindert iſt, der nächte an deſſen Stelle. Dauernde 
Vertretung durch einen Welteften ift nur mit Genehmigung des Oberkirchenraths zuläfftg. 

S 40. Der Kicchengemeinderath verfammelt jich auf Einladung des Borjigenden, 
in der Negel monatlich einmal, an feitbeftimmten Tagen. Der VBorfigende kann auch) 
außerordentliche Berfammlungen berufen und er ift dazu verpflichtet, wenn wenigjtens 
ein Drittel der Mitglieder es verlangt. 

8 41. Der Kirchengemeinderath iſt beſchlußfähig, ſobald mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anweſend iſt. Er faßt jeine Bejchlüffe durch Stimmenmehrheit der Anmefenden. 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfikenden. x 

$ 42, Bei Verhandlungen über einen Gegenitand, bei welchem ein Mitglied des 
Kirchengemeinderaths perjönlich betheiligt iſt, darf daſſelbe nur auf ausdrüdlichen Wunfch 
des Kirchengemeinderaths anweſend jein. 

$ 43. Ueber die Verhandlungen wird, in der Kegel von einem der Mitglieder, 
ein Protokoll geführt, welches in das Protofollduch eingetragen, vorgelejen und von 
ſämmtlichen anweſenden Mitgliedern unterjchrieben wird. 

$ 44, Jedem Mitglied des Kirchengemeinderathd wird Verſchwiegenheit über die 
Gegenftände der Berathung und über das, was ihm im Amte anvertraut wird, zur 
bejonderen Pflicht gemacht. 

8 45. Beitehen in einer Gemeinde herkömmlich bejondere Einrichtungen, deren 
Anerkennung fie wünscht, oder fühlt eine Gemeinde das Bedürfniß, neue eigenthümliche 
Einrichtungen zu treffen, welche wejentlichen Beftimmungen der Kirchenverfaſſung nicht 
zuwider find, jo fünnen jolche nach Begutachtung durch die Diözefan-Synode mit Geneh- 
migung des Oberkirchenraths beibehalten, beziehungsweije eingeführt werden. 

Die Verhandlungen darüber find der nächſten General-Synode zur Kenntnignahme 
und Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


II. Die Diözefan-Gemeinde und Diüzefan-bynode'). 

$ 46. Die Kirchengemeinden einer Diözefe bilden die Diözefangemeinde, welche 
durch die Didzefan-Synode vertreten wird. 

Veränderungen im Umfang einer Diözefe können nad Anhören der betheiligten 
Kirchengemeinderäthe und Diözefan-Synoden, vorbehaltlich der Zuftimmung der General- 
Synode, von dem Oberfirchenrathe angeordnet werden. 

8 47. Die Diözefan-Synode beiteht aus jämmtlichen ein Pfarramt in der Diözefe 
verwaltenden Geijtlichen und einer gleichen Anzahl von Kirchenälteſten. Die Aelteſten 
find von den weltlichen Mitgliedern der Kirchengemeinderäthe aus ihrer Mitte oder aus 
der Zahl der früheren Welteften durch abjolute Mehrheit in geheimer Stimmgebung auf 
die Dauer von zwei Sahren zu wählen, in der Art, daß jede Gemeinde jo viele Aeltejte 
wählt, als Pfarrer in ihr vorhanden find. 

Jedes Jahr tritt die Hälfte aus, 

Diejenigen Geiftlichen der Diözeje, welche fein Pfarramt verwalten, fünnen an den 
Verhandlungen der Synode Theil nehmen, haben aber nur berathende Stimme. 

Die gleiche Berechtigung haben die Mitglieder des Oberficchenraths für alle 
Diözefan-Synoden. 

$ 48. Die Verhandlungen dev Diözefan-Synoden find in der Negel öffentlich). 
Die Situngen werden geheim auf den Antrag von drei Mitgliedern, wenn nach Ent- 


1) Eine Ordnung für die Didzefan-Synoden | ftreitung der Koften wurde geregelt durch V. 
ift am 2. März 1865 (BOB. 1865 ©. 29, | v. 3. März 1863 (VOBl. 1863 ©. 13.) 
Spohn 1, ©. 286) erlaſſen worden. Die Bes 
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fernung der Zuhörer die Synode denjelben zum Beſchluß erhebt. (Gejeß vom 14. 

Suni 1867) . 

$ 49. Zum Wirfungskreife dev Diözefan-Synode gehört: 

1. Erwägung der den Firchlihen und fittlichen. Zuftand der Diozeſe betreffenden 
Erfahenngen und Bedürfniſſe, befonders in Bezug auf Gottesdienit, Schulunter- 
richt, Sittenzucht und Armenwefen, auf Grund des Berichtes des Diözejanaus- 
ichuffes und eigener Wahrnehmung; 

2, Anordnung der zur Förderung des kirchlichen und fittlichen Lebens der Diözeſe 

oder einzelner Kirchengemeinden dienlichen Maßregeln ; 

. Berathung von Anträgen, Wünfchen und Bejchwerden, welche an den Ober- 
firchenvath oder an die General-Synode gebracht werden jollen, und Erledigung 
der dom Oberkirchenrath gemachten Vorlagen. 

8 50. Die Diözefan-Synode verfammelt jich jährlich einmal. Der Diözeſanaus— 

ſchuß beftimmt Ort und Zeit. Die Berufung geſchieht duch den Vorſitzenden wenigſtens 

vier Wochen vor dem Zuſammentritt und iſt dem Oberkirchenrath anzuzeigen. Gleich— 
zeitig ſind die Gegenſtände der Verhandlungen den Kirchengemeinderäthen mitzutheilen 
und jo weit nöthig, einzelnen Mitgliedern der Diözeſan-Synode zum Vortrag zuzu— 
weifen, auch die ſonſt erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. Ort und Zeit der Ber- 
jammlung der Diözeſan-Synode find nach deren Berufung den Gemeinden von der 

Kanzel zu verfünden. Die Verfammlung dauert höchjtens zwei Tage. 

S 5b. Die Diözefan-Synode wird außerordentlich berufen: 

1. Nach Ermeſſen des Diözefanausfchuffes, mit Genehmigung des Oberkirchenraths; 

2. auf Anordnung des Oberkirchenraths. 
$ 52. Den Borfi in der Diözefan-Synode führt der Dekan. Diejer wird von 

der Synode aus ihren geiftlichen Mitgliedern durch abjolute Stimmenmehrheit der 

Adftimmenden in geheimer Stimmgebung auf jechs Jahre erwählt, bedarf jedoch der 

Beitätigung des Oberkirchenraths. 

Kommt bei der erſten Abſtimmung eine abjolute Mehrheit nicht zu Stande, jo 
wird zu einer zweiten Abſtimmung gejchritten, bei welcher nur unter denjenigen beiden 
Geiftlichen zu wählen ift, welche bei der erjten die meiſten Stimmen erhalten haben, 
Derjenige, welcher bei diejer Wahl die meiften Stimmen?) exhält, iſt als der Gewählte 
anzufehen. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

Die Wähler haben ihr Augenmerf auf Geiftliche von gründlicher theologijcher 
Bildung zu richten, welche durch längere Verwaltung eines geiftlichen Amtes die nöthige 
Erfahrung gefammelt haben. (Gejeß vom 14. Juni 1867.) 

8 53. Die Beichlüffe dev Didzefan-Synode werden durch Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet der Vorſitzende. Zur Faſſung eines Bejchluffes 
wird die Anmejenheit von wenigſtens zwei Dritteln der Mitglieder erfordert. 

$ 54. Die Verhandlungen werden protofollivt und die Protokolle von den 
erwählten Schriftführern und dem Dekan unterzeichnet. 

Die Protokolle find in Abjchrift dem Oberficchenrath vorzulegen, und die von der 
Synode gefaßten Beſchlüſſe jeder Kirchengemeinde der Diözeje mitzutheilen. 

$S 55. Die Didzefan-Synode wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer von zwei 


je) 


wohnenden Mitgliedern früherer General-Synoden | Verhandlungen der Diözeſan-Synode geitattet. 
und den Kandidaten der Theologie, ſowie den 2) Frühere Faſſung 1. Abſ.: . . Abſolute 
im Amte befindlichen und gewejenen Aeltejten, | Stimmenmehrheit der Anwejenden. 

weltlichen Kirchenbeamten und evangelijchen 


1) Frühere Faflung: Den in der Diözeje | Lehrern in der Didzeje iſt der Zutritt zu den 
| 
| 
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Jahren zwei geiitliche und zwei weltliche Mitglieder, von welchen jedes Jahr die Hälfte 
austritt. Dieje bilden mit dem Dekan den Diözeſanausſchuß. 
Außerdem wählt die Diözeſan-Synode noch einen geiftlichen und einen weltlichen 
Erſatzmann für den Fall der Verhinderung eines Ausjchußmitgliedes 9 
Die Diözeſan-Synode wählt jedes Jahr aus den beiden geiſtlichen Mitgliedern 
des Diözeſanausſchuſſes den Stellvertreter des Dekans. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. GGeſetz vom 14. Juni 1867.) 
g 56. Die Befugniffe und Pflichten des Diözefanausjchufjes find: 
1. Vorbereitung der Verſammlung der Didzefan-Synode und Erjtattung des Berichts 
in derjelben ; 
. Ausführung der von diejer gefaßten Bejchlüffe ; 
3. Vermittlung des Verkehrs der Diözefan-Synode mit dem Oberficchenrath, der 
General-Synode, den Kirchengemeinderäthen und einzelnen Perjonen; 
4. Entjcheidung von Zwiftigfeiten zwijchen der Gemeinde und ihrem Geiftlichen oder 
fonjtigen Kicchendienern ; 
5. Erledigung der an ihn eingegangenen Bejchwerden ; 
6. Erfennung von Rügen oder Zuvechtweifungen gegen Geiftlihe und Kicchen- 
gemeinderäthe, Entlaffung von Kirchenälteſten (S 34); 
7. Mitwirkung bei den Kicchenvifitationen durch ein geiftliches und ein weltliches 
Mitglied ; 
8. Aufficht über die Verwaltung des Kicchenvermögens dev Gemeinden. 
S 57. Der Diözefanausfhuß tritt auf Einladung des Defans jo oft zujammen, 
als die Gejchäfte es erfordern. Er ift beſchlußfähig, wenn drei Mitglieder anwejend find. 
Ueber die Verhandlungen führt ein Mitglied ein fortlaufendes Protokoll. 
$ 58. Die Mitglieder dev Diözefan-Synode und des Ausſchuſſes beziehen Tags- 
gebühren und Vergütung dev Neijefoften, welche, joweit fie nicht auf andere Weiſe 
gedeckt find, von den einzelnen Gemeinden erhoben werden. Das Nähere darüber wird 
durch bejondere Verordnung bejtimmt. 
$ 59. Die Diözefen Mannheim und Heidelberg bilden gemeinſchaftlich eine 
Diözeſan-Synode und einen Diözeſanausſchuß. 


ID 


III. Die Landesgemeinde und GHeneral-Synode?). 


$ 60. Die Gefammtheit der Kicchengemeinden bildet die Landesgemeinde oder 
Zandesfirche, welche durch die General-Synode vertreten wird. 
$ 61. Die General-Synode beiteht: 

1. aus dem Prälaten der evangelifchen Landeskirche ; 

2. aus 7 von dem Großherzog zu ernennenden geiftlichen oder weltlichen Mitgliedern, 
darunter einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät in Heidelberg’); 

3. aus 48 zu wählenden Abgeordneten, nämlich aus 24 geiftlichen und 24 weltlichen, 
nach der anliegenden Vertheilungsliſte (Anlage IL). Die geiftlichen werden 
durch die in der Diözeſan-Synode jtimmberechtigten geiftlichen Mitglieder des 
Wahlbezirks gewählt, die weltlichen durch Wahlmänner, die nach Maßgabe des 
$ 43 der Wahlordnung von den Kicchenälteften des Wahlbezirks aus ihrer Mitte 


1) U. 2 und 3 fehlten in der urjprüngfichen | 1867 (Verordnungsblatt 1867 ©. 37. Spohn 
Faflung. Statt deifen lautete Al. 2: das geift- | 1, ©. 298) feſtgeſtellt worden. 
liche Mitglied, welches die meijten Stimmen hat, 3) Frühere Faſſung: darunter einem Mit 
it Stellvertreter des Defans. gliede der theol. Fakultät in Heidelberg und 

2) Die Gejhäftsordnung für Die General- | einem ordentl. Lehrer des evangeliſchen Prediger: 
Synode ift durch kirchliches Gejeg vom 9. Mai | jeminars dajelbit. 
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zu dem Zwecke dev Wahl eines Abgeordneten zur General-Synode gewählt werden. 
(Gef. v. 29. Sept. 1871). 

s 62. Wählbar zu geiftlichen Abgeordneten find alle diejenigen, welche wenigſtens 
zwei Sahre den geijtlichen Beruf ausgeübt haben und ihn noch ausüben; wählbar zu 
weltlichen Abgeordneten alle Mitglieder der vereinigten evangelifchsproteftantijchen Kirche 
des Landes, welche zu Kirchenälteften gewählt werden können. Die Wähler haben ihr 
Augenmerk auf Männer von gutem Ruf, bewährten chrijtlichem Sinn, kirchlicher Einficht 
und Erfahrung zu richten. 

8 63. Für jeden geistlichen und weltlichen Abgeordneten wird zugleich ein Erjaß- 
mann gewählt, der eintritt, wenn dev Abgeordnete die Wahl ablehnt oder austritt oder 
ftirbt, oder wenn deſſen Wahl für ungültig erklärt worden ift. 

$ 64. Das Verfahren bei der Wahl richtet fi) nach den Borjehriften der Wahl- 
ordnung (Anlage I). Die Synode entjcheidet über die Giltigfeit der Wahl ihrer Mitglieder. 

8 65. Zum Eintritt in die Landes-Synode kann den Kirchenbeamten der Urlaub 
nicht verfagt werden. Für die Vertretung im Amte hat der Oberfirchenrath zu ſorgen. 

S 66. Die General-Synode verfammelt jich alle fünf Jahre. Bei ihrer Berufung 
iſt darauf zu achten, daß die Verſammlungen mit denen des Landtags nicht zufammenfallen. 

8 67. Außerordentliche Synoden werden nach Ermeſſen des Kirchenregiments 
berufen. 

8 68. Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl, beziehungsmweife 
Erneuerung der Mitglieder vorgenommen. Für die außerordentlichen Shynoden gelten 
die Wahlen und Erneuerungen zu der lebten ordentlichen Synode. 

8 69. Die Einberufung der Synode gejchieht durch den Großherzog. 

Ss 70. Die Synode wird durch einen öffentlichen Gottesdienft eingeleitet und 
gejchlofjen. Ihre Eröffnung gefchieht durch einen Beauftragten des Großherzogs. Sie 
beginnt Ihre Arbeiten mit der Prüfung der Bollmachten der Abgeordneten. 

s 71. Die einzelnen Verhandlungen der Synode find mit Gebet einzuleiten und 
zu jchließen. 

8 72. Die Synode wählt nach ihrer Eröffnung in geheimer Stimmgebung aus 
ihrer Mitte einen Präfidenten und einen Vicepräfidenten und überdies ihre Schriftführer. 

Bis die Wahl vollzogen ift, führt das älteſte Mitglied den Borfi und übernehmen 
die jüngiten Mitglieder die Shhriftführung. 

8 73. Beim Eintritt in die Synode hat jedes Mitglied folgende feierliche Ver— 
ficherung abzugeben: 

„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die beftehende 
Ordnung der vereinigten evangeliich-protejtantifchen Kirche des Landes zu 
wahren, und jo viel Gott Gnade giebt, dahin mit zu arbeiten, daß die Kirche 
in allen Stüden wachje an dem, der das Haupt ijt, Ehrijtus.” 

Diejes Gelöbniß wird bei der Eröffnung von dem Großherzoglichen Bevollmäch— 
tigten abgenommen, 

s 74. Jedes Mitglied der Synode iſt Vertreter der ganzen vereinigten evangelisch: 
protejtantijchen Landeskirche und an Aufträge und VBorjehriften nicht gebunden, vielmehr 
verpflichtet, nach eigener Weberzeugung jeine Stimme abzugeben. 

Ss 75. Die Synode ift beihlußfähig, wenn wenigjtens zwei Drittel der Mit- 
glieder anwejend find. 

S 76. Die Beſchlüſſe der Synode werden durch Stimmenmehrheit der anmwejenden 
Mitglieder gefaßt. Wenn ſich Stimmengleichheit ergiebt, jo wird die Abjtimmung in 
der folgenden Sitzung wiederholt. Führt auch die zweite Abjtimmung zu feinem Be— 
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ſchluß durch Stimmenmehrheit, jo entjcheidet der Präfident. Seine Stimme hat jeder 
perjönlich abzugeben. 

Aenderungen der Verfaſſungsgeſetze bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen. Die Anlagen I. und II. diejes Geſetzes find als Theile der Verfaſſung 
nicht anzujehen. 

8 77. Die ordentlichen und aufßerordentlichen Mitglieder des Oberfirchenraths 
find berechtigt, jeder Sigung der Synode beizumwohnen. 

Sie müfjen bei allen Verhandlungen gehört werden, wenn fie e3 verlangen. 

Daſſelbe gilt von den Bevollmächtigten, welche das Staatsminijterium im Intereſſe 
de8 Staates abzuordnen für erforderlich halten möchte. 

8 78. Die Verhandlungen der General-Synode find in der Regel öffentlich '). 
Die Sikungen werden geheim auf das Begehren von Kommiljären des Kirchenregiments 
bei Eröffnung von Mittheilungen, für welche fie die Geheimhaltung nöthig erachten, und 
auf den Antrag von drei Mitgliedern, wenn nad) Entfernung der Zuhörer die Synode 
denjelben zum Bejchluß erhebt. (Ge. v. 14. Juni 1867). 

8 79. Die General-Synode beräth und bejchließt über die Angelegenheiten der 
gejammten vereinigten evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche des Landes. 

Es gehört insbejondere zu ihrem Wirkungskreiſe: 

1. die Beachtung und Erwägung des Zuftandes der Landeskirche in Bezug auf 

Lehre, Liturgie, Verfaſſung, Zucht und chriftliches Leben; 

2, die Mitwirkung bei der Geſetzgebung im ganzen Gebiete des Kirchenwejens auf 
den Grund der Vorjchläge des Kirchenregiments oder einzelner Mitglieder der 
Synode; 

3. die Durchficht und Prüfung der Protokolle der Didzefan-Synoden und die Er— 
(edigung dev von denſelben an die General-Synode gebrachten Anträge; 

4, das Necht der Beichwerde in Betreff der Amtsführung des Oberkirchenraths, 
insbejondere auch bei feiner Aufficht iiber die unteren Behörden, die Beamten 
und das Kirchengut; 

5. die Prüfung und Erledigung der Vorlagen des Oberkirchenraths (8 113); 

. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und der Dedungsmittel derjelben, 
nach den Vorlagen des Oberkirchenraths. 
S 80. Ohne Zuftimmung der General-Synode dürfen nicht eingeführt werden: 

a. Firchengejeßliche Normen in Bezug auf Lehre, Liturgie, Zucht und Verfaſſung; 

b. neue Katechismen, bibliſche Gejchichten, Gefangbücher und Agenden. 

Die letzteren (b) follen vor ihrer Einbringung an die General-Spnode den 
Diözefan-Synoden und Kirchengemeinderäthen zur Kenntnignahme und etwaigen Aeuße⸗ 
rung mitgetheilt werden. 

$ 81. Der Großherzog beſtätigt und verkündet die Geſetze im Gebiete des Kirchen— 
wejens, mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die erfolgte Zuftimmung der General-Synode. 

$ 82. Dorftellungen jeder Art müfjen jchriftlih an die Synode gebracht werden; 
in der Verfammlung dürfen nur Meitglieder diefelben perjünlich überreichen. 

$S 83. Der Großherzog vertagt und jehließt die Synode. Er kann fie auflöfen, 
(Geſetz v. 29. Sept. 1871) ?). z 


[or 


1) Frühere Faſſung des erften Saßes: Alle | Dafür lautete der jebt fortgefallene $ 84: Nach 
ftimmberechtigten Kirhengemeindeglieder fönnen | dem Schluffe der Synode werden Die Entjchlie= 
den Situngen der General-Synode als Zuhörer | Bungen des Kirchenvegiments über die Anträge 
anmohnen. derjelben in einem Synodalbejcheid zujammen- 

2) Der jeßige $ 84 bildete in der urjprüng= | gefaßt und befannt gemacht. 
lichen Faſſung den zweiten Abſatz des $ 88. 
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8 84. Sm Falle der Auflöfung wird die Berufung einer neuen Synode inner 
Halb Jahresfriſt erforderlich. Die Auflöfung bewirkt, daß alle durch Wahl berufenen 
und die ernannten Mitglieder ihre Eigenjchaft verlieren. (Geſetz v. 29. Sept. 1871.) 
S 85. Die nähern Beftimmungen über die Behandlung der Gejchäfte in der 
Synode wird eine im Wege der Geſetzgebung zu erlaſſende Geſchäftsordnung feititellen. 
S 86. Die Mitglieder erhalten Tagegelder und Vergütung der Reiſekoſten. Die 
am Orte der Verſammlung wohnenden Mitglieder erhalten die Hälfte der Tagegelder. 
$ 87. Bor dem Schluffe der Synode wird ein aus vier Mitgliedern derſelben 
beftehender Synodalausſchuß gebildet. Außerdem mählt die Synode noch vier Erjab- 
männer), welche der Oberkirchenrath im Falle der Verhinderung eines oder mehrerer 
Ausſchußmitglieder einberuft. Die Wahl gefchieht durch abſolute Stimmenmehrheit. 
(Geſetz vom 14. Juni 1867.) 
S 88. Diejer Ausſchuß ift in Wirkſamkeit, bis dev nächſte Ausſchuß gebildet ift. 
8 89, Die Mitglieder des Synodalausfchuffes find außerordentliche Mitglieder 
des Oberkirchenraths und nehmen als ſolche an allen Berathungen und Entjcehliegungen 
dejjelben Theil: 
1. über Belegung von Pfarreien und von Stellen im Oberkirchenrathe, mit Aus⸗ 
nahme der Stelle des Präſidenten und des Prälaten; 
2. über Ertheilung von Zulagen aus der Centralpfarrkaſſe (6 102), oder aus 
andern hiezu geeigneten Fonds, fowie über Dotationserhöhungen der Pfarreien; 
3. über Entlaffung von Kirchenbeamten, Strich aus der Lifte der Kandidaten und 
Unterfuchungen gegen Geiftliche wegen der Lehre; 
4. über probiforifche Verfügungen, welche ihrer Natur nach zur Entſchließung der 
General-Synode gehören würden ($ 114). 
Der Iberfirchenrath kann den Ausſchuß zuziehen bei den Berathungen über den 
Vollzug dev Bejchlüffe der General-Synode und bei Erlaſſung allgemeiner Anordnungen. 
S 90. Der Ausſchuß nimmt an den Prüfungen der Kandidaten Theil, oder Tann 
Mitglieder aus feiner Mitte dazu bejtimmen. 


III. Abſchnitt. 
Bon den Dienern und Behörden der Kirde. 


’ 1. Von dem Pfarramte. 

$ 91. Die Kirche fordert von dem Geiftlichen, daß er die Lehre der heiligen 
Schrift nad) Maßgabe des Bekenntnißſtandes dev vereinigten evangeliſch-proteſtantiſchen 
Landeskirche verfünde, daß er mit einem muſterhaften chriſtlichen Lebenswandel der 
Gemeinde, welche ihm anvertraut ift, vorleuchte und überall den Ernſt und die Würde 
feines Amtes behaupte. 

8 92. Der Pfarrer ift der geistliche Vorfteher der Gemeinde und hat vor Allem 
die Firchliche Ordnung in derfelben zu wahren. Ihm liegt ob: 

1. die Zeitung des Gottesdienstes nach der bejtehenden Kivchenordnung, insbejondere 
die Predigt des göttlichen Wortes, die Verwaltung der Saframente, die Ver— 
richtung aller übrigen geistlichen Amtshandlungen, die Seelforge, die ihm über 
tragene religiöfe Unterweifung der Jugend, die Aufficht über die Schulen, jo 
weit ſolche gejetzlich ihm zufteht, befonders über den evangeliichen Religions— 
unterricht; 

2, der Vorſitz in der Kirchengemeinde, in der Kirchengemeindeverfammlung und im 
Kirchengemeinderathe und die Leitung der Gejchäfte in diejen (SS 24, 37°, 39); 

1) Srühere Faſſung zwei. 
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3, die Führung der Kicchenbücher und der Pfarrregiftratur und die bürgerliche 
Standesbeamtung, jo weit ihm folche übertragen ift; 
4, die Aufficht über das Pfründevermögen ($ 37) 3" 

(Die Verwaltung defjelben tft durch Gejeß dom 21. Dezember 1881 der Gentral- 
pfarrkaſſe übertragen). 

8 98. Der Pfarrer ift verpflichtet, auf Anordnung des Oberkirchenraths neben 
feinen oxdentlichen Amtsgejchäften auch ‚andere geijtliche Amtshandlungen im Dienjte der 
Landeskirche zu Übernehmen. 

$ 94, Aenderungen in der Vertheilung der Gejchäfte unter mehrere Pfarrer einer 
Gemeinde unterliegen ihrer Vereinbarung unter Zuftimmung des Kirchengemeinderaths 
und Genehmigung des Oberkirchenraths. Wird eine Uebereinkunft nicht erreicht, jo hat 
der Oberkirchenrath, nach Vernehmung dev Pfarrer und des Kirchengemeinderaths, über 
die Vertheilung zu beſtimmen. 

8 95. Die Befehung exledigter Pfarreien, mit Ausnahme der Patronatsdienite, 
hinfichtlich welcher die bisherige Einrichtung bis auf Verftändigung mit den Patronats= 
herren beibehalten wird, gejchieht in folgender Weiſe: 

Die Bewerbung erfolgt beim Oberkirchenrathe. 

Dieſer wählt unter Berückſichtigung der Bedürfniſſe der Gemeinde, der Intereſſen 
der Landeskirche und der Anſprüche der Bewerber von dieſen ſechs) aus. Nachdem 
dieje mit Genehmigung des Großherzogs der Gemeinde genannt find und dieſelbe die 
erforderlichen Erhebungen gemacht hat, wird einer von der Kitchengemeindeverfammlung 
gewählt. Der Gewählte wird dem Großherzog präfentivt und von ihm zum Pfarrer 
ernannt. 

Um fich über die zur Auswahl bezeichneten Bewerber Aufichlüfje zu verichaffen, kann 
die Kirchengemeindeverfammlung aus ihrer Mitte eine Deputation ernennen, welche die 
Bewerber an ihrem Wohnorte in Predigten und Katecpifationen Hört und Erfumdigungen 
einzieht. (Gef. v. 29. September 1871.) 

$ 96. Sind nicht mehr als ſechs?) Bewerber aufgetreten, jo werden diejelben 
ſämmtlich der Gemeinde zur Wahl genannt; dev Gewählte wird dem Großherzog 
präfentivt. Wird derjelbe vom Großherzog nicht ernannt, jo wird die Stelle auf's Neue 
zur Bewerbung ausgejchrieben und eine neue Wahl vorgenommen. Bleibt auch dieſe 
erfolglos, jo kann die Stelle ohne Wahl vom Großherzog bejeßt werden. (Geſetz vom 
29. September 1871.) 

Pfarreien, für welche beim Ausjchreiben zur Bewerbung fein Bewerber aufgetreten 
ift, können im Laufe der nächjten drei Jahre ohne vorherige Gemeindewahl vom Groß 
herzog bejeßt werden. (Gef: v. 24. Oftober 1881) ?). 

8 97. Zur Wahl des Pfarrers ift die abjolute Stimmenmehrheit ſämmtlicher 
Wahlberechtigter erforderlich. 

Wird diefe nicht erreicht, jo wird die Stelle vom Großherzog unmittelbar beſetzt *). 
(Gef. v. 29. September 1871.) 

g 97 a. Don den in einem Sahre zur Gemeindewahl verfügbaren Pfarreien 
fönnen fünf vom Großherzog unmittelbar und zwar auf die Dauer von ſechs Jahren 
hefeßt werden. Der einzujegende Pfarrer ſoll den im aktiven Dienſte der evangeliſch— 


1) Frühere Faflung : drei Bewerber. ) nicht erreicht, jo wird die Pfarrei auf die Dauer 
2) Frühere Faflung: drei. eines Jahres verwaltet und nach Ablauf diejer 
3) Diejer Abſatz fehlte in der urjprünglichen Zeit eine nochmalige Wahl vorgenommen. Bleibt 
Faſſun auch dieſe erfolglos, jo wird Die Stelle vom 


g. 
Die urſprüngliche Faflung lautete: Wird dieſe Großherzog unmittelbar beſetzt. 
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protejtantifchen Kirche in Baden ftehenden Pfarrern entnommen werden. Ausnahmen 
find nur aus befonders erheblichen und dringlichen Gründen ftatthaft. | 

Die jeitherige Dienftjtelle des jo eingejeßten Pfarrers wird dadurch frei. 

Der Großherzog kann die Beſetzung auch vor Ablauf der ſechs Jahre auf den 
gemäß SS 97, 98 der Kircchenverfaffung bewirkten Antrag der Kirchengemeindeverfamm- 
fung für endgültig erklären. 

Binden in einem Jahre weniger als fünf Bejegungen ftatt, jo kann die fehlende 
Zahl im folgenden Jahre nachgeholt werden. (Gef. v. 24. Oftober 1881.) 

Ss 97 b. Pfarreien, welche in Anwendung des $ 97 a beſetzt wurden, find, wenn 
fie durch Ablauf der jechs Jahre oder auch früher für die Bejegung wieder frei werden, 
während dev nächſten zehn Jahre diefer Bejezungsart nicht mehr unterworfen. Geſetz 
vom 24. Oftober 1881.) 

S 97 c. Die Bejegung einer Pfarrei kann ausgejeßt bleiben, wenn das Ein- 
kommen derſelben nicht 1600 M. evreicht, oder die Kirchengemeinde Leiftungen zu dem 
Dienjteinfommen des Geiftlichen zurüdzieht. (Gef. v. 24. Oft. 1881.))) 

5 98. Die Wahl wird durch den vom Oberkirchenrath beftellten Wahlkommiſſär, 
unter Zuziehung don zwei Mitgliedern des Diözeſanausſchuſſes, geleitet. 

Die weiteren Bejtimmungen über das Verfahren bei der Bejegung der Pfarreien 
und bei der Wahl werden durch bejondere Vorſchrift des Oberkirchenraths feſtgeſtellt. 

5 99. jedem, der als Bewerber aufgetreten, iſt e8 verboten, Probepredigten zu 
halten oder bei den Wählern um Stimmen zu werben, bei Strafe der Nichtigkeit 
feiner Wahl. 

s 100. Alle Pfarritellen des Landes werden nah ihrem Einfommen in Klafjen 
eingetheilt. Zum Genuſſe des ganzen Einkommens der Pfarreien find nur Geiftliche 
berechtigt, welche das entjprechende Dienftalter erreicht haben. Für Patronatspfarreien 
gelten bis zur Berjtändigung mit den Patronatherren die Beitimmungen des Kirchen- 
lehenherrlichkeitsediftes vom 24. März 1808. 

$ 101. Sit ein Pfarrer nach feinem Dienftalter zum Genufje des ganzen Ein- 
fommens der Pfarrei noch nicht berechtigt, jo iſt ex verpflichtet, bis zur Erreichung 
diejes Alters den über die Anjprüche feiner Altersklaſſe hinausgehenden Antheil des Eine 
fommens der Pfarrei an die Gentralpfarrfafje einzuzahlen. 

5 102. Aus diefer Kaffe jol mit Rüdficht auf Verdienſt, Alter und Bedürfniß 
einzelnen Geiftlichen mit Genehmigung des Großherzogs eine Zulage gegeben werden. 

$ 103. Die Slafjeneintheilung der Pfarreien und die Bejtimmungen der Alterö- 
zulagen werden durch bejonderes Geſetz geregelt. 

$ 104. Die Hofprediger, die Garnifonsprediger, ſowie Geiftliche an öffentlichen 
Anjtalten und Schulen werden vom Großherzoge unmittelbar ernannt. 

5 105. Die Pfarrverweſer und Hülfsgeiftlichen, ſoweit deren Annahme nicht 
dem Pfarrer ſelbſt überlajjen ijt, werden vom Oberfirchenrath ernannt. 

I. Bon dem Dekanate. 

$ 106. Der Dekan, welcher von der Diözefan-Synode gewählt und vom Obere 
firchenrath bejtätigt wird (S 52), iſt der geistliche Vorfteher der Diözefangemeinde und 
leitet die Eirchlichen Angelegenheiten der Diözefe. 

63 Liegt ihm insbejondere ob: 

1. die Ueberwachung der Firchlichen und fittlichen Ordnung in allen Kirchengemein— 
den der Diözefe, die Aufficht über Lehre, Kultus, Berfaffung und Disciplin in 
denjelben ; 


1) 97 a. b. c, fehlten in der urſprünglichen Faſſung. 
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2, die Ordination der Pfarrfandidaten, die Einführung der ordinirten Geiftlichen 
in ihe Amt, die Verpflichtung derjelben und die Einweihung neuer Kirchen im 
Auftrage des Oberkirchenraths; 

3. die Aufficht über die Amtsführung, den Wandel und die Fortbildung aller in 
der Diözefe befindlichen Geiftlichen; die Unterfuchung gegen Geiftliche und Kirchen— 
ältefte und die Extheilung von Ermahnungen an dieſelben; 

4, die Anordnung der interimiftifchen Gejchäftsbeforgung in vorübergehenden Fällen; 

5. die Verbeſcheidung von Beichwerden gegen die Entjeheidungen der Pfarrämter 
in Konfirmationsangelegenheiten, die Ertheilung von Nachficht in den nach der 
Konfirmationsordnung dem Oberficchenrath vorbehaltenen Fällen, und die Ver— 
beſcheidung der Anträge in den Fällen des $ 37%; ') 

6. die Vermittlung des Verkehrs zwifchen dem Oberkirchenrath und den Pfarrern 
und Kirchengemeinderäthen, jowie der Diözeſan-Synode und ihrem Ausſchuß. 

Fir die Diözefen Mannheim und Heidelberg bleiben bejondere Beſtimmungen 
vorbehalten. 

$ 107. Der Defan ift verpflichtet, nach Maßgabe befonderer Inſtruktion die 
Kirehenvifitationen in allen Kirchengemeinden vorzunehmen oder durch ein geiftliches 
Mitglied des Diözeſanausſchuſſes (5 55) vornehmen zu lafjen. 


III. Bon dem Oberkirchenrathe?). 


$ 108. Der Oberkirchenrath befteht aus einem Präfidenten und der nöthigen 
Anzahl geiftlicher und weltlicher Mitglieder nebft dem erforderlichen Kanzleiperjonal. 

Die Mitglieder des Oberfirchenratd8 werden vom Großherzog ernannt. Diejelben 
werden bei ihrem Dienftantritt auf die Beobachtung und Aufrechterhaltung der Kirchen- 
verfaſſung verpflichtet. 

$ 109. Der Aufwand für den Oberficchenrath wird vom Großherzog eitgejeßt, 
jedoch wenn zu deſſen Deckung die vom Staate dafür bewilligten Mittel nicht ausreichen, 
nur mit Zuſtimmung der General-Synode. 

In Beziehung auf Bejoldungsverhältniffe, Penfionirung und Entlafjung der 
Beamten des Oberfirchenraths follen die für Staatsdiener geltenden Grundjäge Anwen— 
dung finden. 

$ 110. Der Oberkirchenrath ift die oberjte Behörde der vereinigten evangelijch- 
proteftantifchen Kirche des Landes, durch welche der Großherzog das ihm zuftehende 
Kicchenregiment ausübt. 

Zum Wirkungsfreis des Oberkirchenraths gehören: 

1. die Wahrung und Fortbildung der geſammten kirchlichen Ordnung nach Maß— 
gabe der Verfaſſung und der Kirchengejeke ; 
2. die oberite Leitung des religiöfen Unterrichts in Kirche und Schule und Die 
oberſte Aufficht iiber das Schulwejen, ſoweit fie den kirchlichen Behörden zufteht; 
3. die Ueberwachung der kirchlichen Armenpflege; 
4. die Veranftaltung auferordentlicher Gottesdienite ; 
5: die kirchlichen Dispenfationen ; 
6. die Aufficht über die Kicchenvifitationen ($ 107); die Anordnung von außer— 
ordentlichen Kirchenvifttationen und von Defanatsvifitationen ; 
1) Obige Kompetenzbeitimmung bezieht fi) — Nr. 12, S. 72 und von 1881 Wr. 20, 
auf die Vorichriften der Konfirmationsordnung | ©. 89.) 
von 1856. Sebt ift die Konfirmationsordnung 2) Die Aufbringung der Deedungsmittel für 
vom 29, September 1871 mit der Abänderung, | die Bedürfniſſe des eb. DAR. ift durch KGeſ. 


welche diefelbe durch das Gejeß vom 21. Nobr, | vom 26. Auguft 1867 (VBOBl. 1867 ©. 83, 
1881 erfahren hat, maßgebend. (Kirchl. BOB. | Spohn 1, ©. 310) geregelt worden. 
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. die Ausübung der Befugniſſe, die den Firchlichen Behörden in Bezug auf das 


Predigerfeminar zujtehen ; 


. die Leitung der theologijchen Prüfungen ($ 90); 
. die Ertheilung der erforderlichen Aufträge zur Ordination der Kandidaten und 


die Aufficht über die Fortbildung der Geiftlichen ; 


. die Aufträge zur Leitung der Pfarrwahl, zur Einführung der Pfarrer und zu 


ſonſtigen geijtlichen Amtshandlungen im Dienfte der Landeskirche; 


. die verfaffungsmähige Mitwirkung bei der Belegung der Pfarrämter, die Antrag- 


jtellung auf Zulagen und Dotationserhöhungen, die Anftellung von Pfarrverweſern 
und Hülfsgeiftlichen (S 105); 


. die Oberaufficht über die Dienftthätigkeit und den Wandel aller Beamten und 


Diener der Kirche, ſowie Ertheilung von Urlaub; 


. die Erkennung von Disciplinarftrafen gegen Geiftliche, Kirchenbeamte und Pfarr— 


fandidaten wegen Pflichtverlegung und fittlicher Unwürdigfeit. Die Dienjtent- 
laffung eines Geiftlichen oder Kirchenbeamten und der Strich eines Pfarrkandi— 
daten aus der Kandidatenlifte können nur mit Zuziehung des Synodalausſchuſſes 
erfannt werden ($ 89°); 


. die Penfionirung der Geiftlichen und Kirchenbeamten nach den darüber bejtehen- 


den Vorſchriften; 


. die Veränderungen im Beltand und Umfang der einzelnen Kirchengemeinden 


und Diözefen ($ 46); 


. die Oberaufficht über die geiftlichen Wittwen- und Waijenfafjen ; 
. die Verwaltung, beziehungsweife die Aufficht über die Verwaltung jämmtlicher 


firhlicher Fonds und Stiftungen und der Pfründen; 


. das firchliche Bauweſen; 
. die Anordnung von Firchlichen Kolleften ; 
. die Entjeheidung über Beichwerden gegen Verfügungen der unteren Kirchenbehör- 


den, über Bejchwerden gegen Kirchenbeamte und über Streitigkeiten derjelben ; 


. die obere Aufficht über die Ihätigfeit der Diözefan-Synoden, die Vorbereitung 


der General-Synode, die Vertretung des Kirchenregiments in derjelben, der Vor— 
trag über die Bejchlüffe dev General-Synode beim Großherzog und deren Aus— 
führung, ſoweit fie die Bejtätigung des Großherzogs erhalten haben; 


. die Förderung des Vereinsweſens zu kirchlichen und Wohlthätigfeitszweden ; 
. die Anbahnung einer organifchen Verbindung mit den übrigen evangelijchen 


Kirchen Deutjchlands ; 


. alle Verfügungen in der firchlichen Verwaltung, welche nicht den kirchlichen 


Behörden in der Gemeinde oder Diözeje oder einzelnen Kirchenbeamten überlafjen find. 


$ 111. Der Oberkirchenrath erhält vom Großherzog feine Gejchäftsordnung und 


Dienftinftruftion, welche auch bejtimmt, in welchen Fällen an den Großherzog Bortrag 
zu erjtatten und höchſte Entſchließung einzuholen ift. 


8 112. In den Fällen, in welchen der Oberkirchenrath zuerjt, oder aber gegen 


die Anträge und Erfenntnifje aller Stellen, welche vor ihm erfannt vder verfügt haben, 
entſchieden hat, ift eine Bejchwerde an den Großherzog zuläjlig. 


1% 


z 113. Der Oberkirchenrath hat jeder ordentlichen General-Synode vorzulegen: 


einen umfaffenden, auch das Ergebniß der Kirchenvifitationen berücjichtigenden 
Bericht über alles, was auf kirchlichem Gebiet jeit der letzten General-Synode 
wichtiges vorgefommen ift, unter Anſchluß der Protofolle dev Diözefan-Synoden 
und dev Verbejcheidung derjelben. 
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2. die Rechnungen über die Gentralpfarrfafje und über die unter Verwaltung des 
Oberkirchenraths ſtehenden Fonds und Nachweifung des Vermögensjtandes der— 
jelben ; 

3. den Vorſchlag über die Mittel, welche zur Dedung der allgemeinen irchlichen 
Bedürfniſſe erforderlich ind und die Nachweifung über die Berwendung; 

4. die Entwürfe der nothwendigen Geſetze. 

$ 114. Der Oberfirchenrath ift ermächtigt, Verfügungen, welche die Zuftimmung 
der General-Synode erfordern, im Einverſtändniß mit dem Synodalausſchuſſe und mit 
Genehmigung des Großherzogs proviſoriſch zu treffen, wenn diejelben durch die Um— 
ftände jo dringend geboten find, daß fie die Berufung einer außerordentlichen General- 
Synode nicht gejtatten, oder wenn dieſelben umverjchieblich und doch nicht von der Er— 
heblichkeit find, daß die Berufung einer außerordentlichen Geneval-Synode gerechtfertigt 
wäre, ($ 89%.) 

Gr hat in diefen Fällen vor der nächjten General-Synode die Dringlichkeit und 
Zweckmäßigkeit dev Maßregel zu rechtfertigen. Erhält die Verfügung die Zuftimmung 
der Synode nicht, fo ift fie jofort außer Wirkſamkeit zu jegen. 


Schlußbejtimmungen. 


$ 115. Die kirchlichen Vorſchriften, welche bisher Geltung hatten, bleiben in 
Kraft, ſoweit fie nicht mit diefem Verfaffungsgefeg im MWiderjpruch ftehen. Es joll 
jedoch die feitherige Gefeßgebung in kirchlichen Angelegenheiten vermittelt einer Revifion 
damit in vollen Einklang gebracht werden. 

$ 116, Ueber die Aufbringung der kirchlichen Laften in den einzelnen Gemeinden 
joll ein allgemeines Gejeg baldmöglichit erlaſſen werden. 

Für die Zwifchenzeit bejtimmt in jeder Gemeinde der Kirchenrath, mit Zuftim- 
mung der Kicchengemeindeverfammlung, in welcher Weiſe die für die Firhlichen Bedürf— 
niffe nöthigen Mittel beizubringen jeien. 

Sede Abänderung in der feither üblichen Aufbringungsweife bedarf der Zuftim- 
mung des Oberfirchenraths. 

$ 117. Die allgemeinen Kivchenausgaben, joweit ſie nicht gedeckt find, erden 
von den einzelnen Gemeinden aufgebracht. Vorläufig hat dies in der Weife zu gejchehen, 
daß diejelben nach der Zahl der Stimmberechtigten auf die einzelnen Kirchengemeinden 
vertheilt und von diefen dann, wie die firchlichen Ortslaften aufgebracht werden. 


Anlage 1. 
Wahlordnung. 


I. Wahl der Kirchengemeindeverfammlung. 


$ 1. Ueber die jtimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde wird eine Lijte 
aufgeftellt. Vor jeder vorzunehmenden Wahl für die Kirchengemeindeverfammlung hat 
der Kirchengemeinderath die Wahllifte zu prüfen und, jo weit erforderlich, zu berichtigen. 

s 2. Die Wahllifte joll 14 Tage vor der Wahl an einem geeigneten Orte auf— 
gelegt und es ſoll die Auflegung öffentlich befannt gemacht: werden. 

Von der Bekanntmachung an bleiben die Lijten drei Tage lang unter Aufficht auf 
gelegt und es kann während dieſer Zeit jedes Mitglied der Kirchengemeinde davon 
Einficht nehmen. 

8 3. Die Wahlhandlung wird, unter angemefjener Ermahmung an die Wähler, 
an zwei Sonntagen von der Kanzel verfündigt. 
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S 4. Nach Ablauf dev Frift, in welcher die Wahllifte öffentlich aufgelegt tft, 
beziehungsweife wenn Einſprachen oder Beſchwerden wegen diefer Lifte erhoben werden, 
nach Erledigung der Einſprachen oder Beſchwerden, und wenigjtend vier Tage vor dem 
Wahltage hat der Kirchengemeinderath eine Einladung zur Wahl an geeignete öffentliche 
Orte anzufchlagen, und, wo ein Lofalblatt bejteht, fie in diejes einrüden zu lafjen. 
Diefe Einladung foll enthalten: 

. den Anlaß derjelben und die namentliche Ausführung dev aus der Kirchen- 
gemeindeverfammlung austretenden Mitglieder; 

2, die Angabe, wie viele Mitglieder zur Erneuerung der Kirchengemeindeverſamm— 
fung und wie viele al3 Erſatzmänner von Aırsgefallenen zu wählen find; 

. die Bezeichnung des Lokal, der Zeit und der Zeitdauer für die Abjtimmung; 

‚ die Angabe der gejelichen Erforderniffe der Wahlberechtigung und dev Wähl- 
barfeit (SS 14 und 17 der Kicchenverfafjung) ; 

5. die Bekanntmachung, daß und wo die Wahlliften zur Einſicht aufliegen, 

6. (Aufgehoben durch Gejeß vom 24. Oftober 1881) )). 


1 


»> 


S 5. Zur Abgabe ihrer Stimmen fünnen nur diejenigen zugelafjen werden, welche 
in der Wahllifte eingetragen find). (Gef. v. 24. Oft. 1881) ?). 
8 6. Die Wahl Yeitet dev Vorfigende des Kirchengemeinderathg oder jein Stell» 


vertreter unter Zuzug dreier Mitglieder der Kirchengemeindeverfammlung, die aus der 
Zahl der jüngften zu wählen find °). Zur Schriftführung hat ev ein Mitglied des Kirchen— 
gemeinderaths oder der Kirchengemeindeverfammlung zuzuziehen. (Gef. v. 24 Oft. 1881). 

8 7. Zweifel, welche bei der Wahlhandlung vorkommen, werden von der in S 6 
bezeichneten Wahlkommiſſion entfehieden‘). Bei diefer nach Stimmenmehrheit abgegebenen 
Entſcheidung behält e8 für die Wahlhandlung fein Bewenden. (Gej. v. 24. Oft. 1881.) 

$ 8. Die mit der Leitung der Wahlhandlung Beauftragten dürfen weder durch 
Empfehlung oder Vorſchläge, noch auf fonft irgend eine Weije die Wahlfreiheit der 
Abſtimmenden beſchränken. 


8 9. Jeder Stimmfähige, der ſein Stimmrecht ausüben will, muß perſönlich 
erfcheinen. Eine Bevollmächtigung zur Stimmgebung oder eine Gtellvertretung iſt 
unftatthaft. 


8 10. Die Wahlen gejchehen mittelft geheimer Stimmgebung durch verjehlofjene 
Stimmzettel, welche von den Abftimmenden nicht unterjchrieben find. 

$ 11. Die Wahlberechtigten übergeben die Stimmzettel perfönlic der Wahl 
kommiſſion. 

Der Protokollführer trägt die Namen derjenigen, welche die Stimmzettel übergeben, 
unter fortlaufenden Nummern in das Protokoll ein. Die Stimmzettel werden ſo, wie 
ſie übergeben wurden, in einem paſſenden Gefäß geſammelt. 

$ 12. Soweit eine Abſtimmung zweifelhaft, oder mangelhaft, oder ungeſetzlich 
it, wird fie al3 ungültig übergangen. 

Im Falle mehr Namen als erforderlich find, auf dem Stimmzettel jtehen, werben 
die legten als nicht gejchrieben betrachtet. 


1) $ 4: 6 lautete: die Befanntmadung, wo 
und zu welcher Zeit die Stimmzettel in Empfang 
genommen werden fünnen. 

2) Urfprünglihe Fafjung: Jeder Stimme 
zettel ift mit fortlaufenden Zahlen zu ver- 
fehen, auch iſt auf demjelben die Zahl der 
zu wählenden Perjonen zu bemerken. 

3) Der erſte Saß lautete in früherer Faſſung: 


die Wahl leitet der Vorſitzende des Kirchen: 
gemeinderathes mit dem älteften und jüngjten 
Mitglied der Kirchengemeindeverjammlung als 
Urfundsperjonen. 

4) Frühere Faſſung: Die anwejenden Stimme 
berechtigten haben alle Zweifel zu entjcheiden, 
welche bei der Wahlhandlung vorfommen. Bei 
diefer u. ſ. w. wie oben. 
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$ 13. Nah Ablauf des Wahltermins werden die Stimmzettel verlefen und die 
Namen der Perfonen, welche Stimmen erhalten haben, aufgezeichnet. 

8 14. Diejenigen Perjonen, welche die meijten Stimmen erhalten haben, werden 
im Protokoll mit der Zahl der auf fie gefallenen Stimmen beſonders aufgeführt und 
ind zu Mitgliedern der Kirchengemeindeverfammlung ernannt. Bei Stimmengleichheit 
entjcheidet das Loos. 

$ 15. Wird eine Erjfagwahl ($ 20 der Kicchenverfaffung am Ende) nothiwendig, 
jo find jo viele Perſonen zu wählen, als zur periodifchen Erneuerung und zum Erſatz 
erforderlich find. Von diefen nad) Erforderniß Gewählten gelten diejenigen als Erſatz— 
männer, welche nach Abzug der zur Ergänzung der Kirchengemeindeverfammlung nöthigen 
Mitglieder die meisten Stimmen erhalten haben. 

5 16. Der Wahlvorjtand verfündet das Ergebniß der Wahlhandlung und verlieft 
das Protokoll, welches jodann von ihm, den Urkundsperjonen und dem Protofollführer 
unterzeichnet wird. Die Stimmzettel werden fofort vernichtet. 

$ 17. Der Kircchengemeinderath ‚zeigt den Gewählten ihre Wahl ar. 

$ 18. Für die Grnannten, welche die Wahl ablehnen, treten diejenigen ein, 
welche nach ihnen die meiften Stimmen erhalten haben. 


II. Wahl der Kirdenälteften. 


$ 19, Die Anordnung dev Wahlen erfolgt durch den Kicchengemeinderath, welcher 
für die Verkündigung in der Kirche und für die öffentliche Einladung nach Maßgabe 
der SS 3 und 4 dieſes Gejeßes zu forgen hat. 

Außerdem erhält jedes Mitglied der Kircchengemeindeverfammlung eine perjönliche 
Einladung. 

3 20. Die Wahl wird in der Kirche oder an dem gewöhnlichen Berfammlungsort 
de3 Kirchengemeinderaths vorgenommen. 

Der Borjigende des Kirchengemeinderaths leitet diefelbe mit dem älteſten und 
jüngſten Kirchenälteſten als Urkundsperjonen und einem von ihnen erwählten Protokoll 
führer. 

z 21. Die Wahlen gejchehen mittelft geheimer Stimmgebung durch verjchlofjene 
Stimmzettel, welche von den Abjtimmenden nicht unterjchrieben find. 

8 22. Die Wahlberechtigten erhalten die Stimmzettel am Wahltag im Wahl- 
lofale, füllen fie da aus, verjchliegen und übergeben fie perfünlich der Wahlfommiffion. 

Der Protofollführer trägt die Namen derjenigen, welche die Stimmzettel übergeben, 
unter fortlaufenden Nummern in das Protokoll ein. Die Stimmzettel werden jo, wie 
fie übergeben wurden, in einem pafjenden Gefäß gefammelt. 

8 23. Die SS 7, 8, 9, 11 diejes Gefekes finden auch auf die Wahlen der 
Kirchenälteſten Anwendung. 

8 24. Die Wahl iſt gültig, wenn zwei Drittheile der Mitglieder der Kirchen- 
gemeindeverfammlung mitgeftimmt haben. In Gemeinden, in welchen die Gejammtzahl 
der jtimmberechtigten Gemeindeglieder wählt, muß wenigitens ein Drittheil aller wahl: 
berechtigten Gemeindeglieder abgeftimmt haben (Gef. v. 29. Sept. 1871). 

$ 25. Hat die erforderliche Zahl von Wahlberechtigten abgeftimmt, jo werden 
von dem Borfibenden die Stimmzettel einzeln aus dem Gefäß herausgenommen, eröffnet, 
vorgelejen, den Urkundsperjonen zur Einficht vorgelegt und von dem Protofoflführer in 
das Protofoll eingetragen. 

Bon einer der Urkundsperſonen wird die Gegenlijte geführt. 


1) In der urſprünglichen Faſſung fehlte der zweite Sat. 
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8 26. Diejenigen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, find als Kirchen⸗ 
älteſte ernannt, wenn wenigſtens ein Viertheil der abgegebenen Stimmen auf ſie gefallen 
iſt. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 

8 27. Sit die nad) 8 24 zur Gültigkeit der Wahl erforderliche Zahl der Wahl: 
berechtigten nicht erſchienen, oder hat fich auch bei wiederholter Abjtimmung die nad 
$ 26 erforderliche Stimmenzahl nicht ergeben, jo wird eine nochmalige Wahl angeorönet. 
Bei diefer entjeheidet die relative Stimmenmehrheit dev Erjchienenen. 

F 28. Nach Verkündigung des Ergebniffes der Wahl wird das Protokoll vor— 
geleſen und von den Mitgliedern der Wahlkommiſſion unterſchrieben. Die Stimmzettel 
werden vernichtet. 

S 29. Der Kirchengemeinderath zeigt den Gewählten die Wahl an und macht 
diefelben, wenn fie angenommen haben, ber Gemeinde befannt, mit dem Anfügen, 
daß etwaige Einjprache gegen die Wahl innerhalb 8 Tagen zu erheben jei. 

$ 30. Ueber die erhobenen Einfprachen entjcheidet der Diözeſanausſchuß, vorbe— 
haltlich der Beſchwerde an den Oberkirchenrath. 

s 31. Sit innerhalb der achttägigen Friſt feine Einſprache erhoben worden, 
oder ifl über die erhobenen Einſprachen entjchieden, jo werden die Gemwählten der Ges 
meinde vorgeftellt ($ 32 der Kirchenverfaffung) und in ihr Amt eingewiefen. 

$ 32. Für diejenigen, welche die Wahl abgelehnt haben, oder hinſichtlich welcher 
die erhobene Einjprache für begründet erkannt worden ift, wird zu einer weiteren Wahl 
gejchritten. 

III. Wahl der Abgeordneten zur General-Hynode. 


Seder der 24 Wahlbezirke des Landes wählt einen geiftlichen und einen weltlichen 
Abgeordneten zur General-Synode und für jeden Abgeordneten zugleich einen Erſatzmann. 

S 34. Der Defan oder deſſen Stellvertreter leitet die Wahlhandlung. 

Wenn der Wahlbezirk aus mehreren Diözefen befteht, hat der ältejte Dekan die 
Leitung, und zwar derjenige, welcher als Dekan der ältere ift. 

8 35. Der die Wahlhandhung leitende Dekan erläßt perjönliche Einladungen an 
die Wähler zur Vornahme der Wahl und bezeichnet innerhalb des Wahlbezirk einen 
ſchicklichen Ort, an welchem die Wahl jtattzufinden hat. 

Die Beurkundung der richtigen Einladung ift zu den Wahlakten zu nehmen. 

8 36. Die geiftlichen Abgeordneten werden von jämmtlichen in der Diözeje 
itimmberechtigten Geiftlichen des Wahlbezirks gewählt. Wählbar find alle diejenigen 
Geiftlichen des Landes, welche wenigftens zwei Jahre den geistlichen Beruf ausgeübt 
haben und ihn noch ausüben. 

8 37. Ein jeder kann fein Stimmrecht nur in Perjon ausüben. 

$ 38. Zur Gültigkeit der Wahl ift die Anweſenheit von wenigjtens drei Vier 
theilen der Wahlberechtigten erforderlich. 

$ 39. Bon den anmwejenden Geiftlichen werden der ältefte und der jüngjte als 
Urkundsperfonen dem die Wahlhandlung Leitenden Dekan beigegeben. Diejer wählt einen 
der übrigen Geijtlichen zum Schriftführer. 

Ss 40. Die Wahl des Abgeordneten und jene des Erſatzmannes werden gejondert 
vorgenommen. 

Die Wahl gejchieht mittelft geheimer Stimmgebung durch verjchlojjene Stimmzettel. 
Die Umschläge find mit den eigenhändig gejehriebenen Namen der Stimmenden zu 
verjehen. 

Die Wahl gejchieht durch abjolute Stimmenmehrheit. Im Uebrigen gelten die 
Vorſchriften dev SS 7, 8, 9, 11, 22, 25, 28 dieſes Gejeßes. 
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8 41. Ergibt ſich bei der erften Abſtimmung feine abjolute Stimmenmehrheit, 
jo wird zu einer zweiten Abſtimmung gejchritten. 

Sind jedoch nur zwei Perfonen in Vorſchlag gekommen, deren jede die Hälfte 
jämmtlicher Stimmen erhalten hat, jo tritt zwiſchen diefen Beiden jogleich die Ent- 
icheidung durch das Loos ein. 

8 42. Bei einer zweiten Abſtimmung darf nur zwijchen den Beiden gewählt 
werden, welche bei der erſten Abjtimmung die meiften Stimmen erhalten haben. Wenn 
noch andere gleich viel Stimmen erhalten haben, findet die Wahl aus allen jtatt, welche 
mit diefen gleiche Stimmen haben. ES entjcheidet in dieſem Falle die relative Stimmen— 
mehrheit und bei gleichen Stimmen das Loos. 

8 43. Die Wahl der weltlichen Abgeordneten geſchieht durch Wahlmänner. 

Die Kirchenälteften jedes Kirchengemeinderaths wählen aus ihrer Mitte einen 
Wahlmann. 

An den Orten, an welchen fich mehrere Pfarreien befinden, werden jo viele Wahl- 
männer gewählt als daſelbſt Pfarrſtellen find. 

Die Wahl dev Wahlmänner gejchieht durch abjolute Mehrheit in geheimer Stimm 
gebung. Es gelten hierbei die Beſtimmungen dev SS 41 und 42 diejes Geſetzes. 

Die Wahlprotofolle werden an den die Wahl der Abgeordneten zur General 
Synode leitenden Defan eingejendet. 

8 44. Die Wahlmänner können ihr Stimmrecht nur in Perjon ausüben. Zur 
Gültigkeit dev Wahl ift die Anweſenheit von wenigjtens drei Viertheilen der Wahl- 
männer erforderlich. 

8 45. Mählbar zu Abgeordneten für die General-Synode find alle Mitglieder 
der vereinigten evangelifch-protejtantifchen Kirche des Landes, welche zu Kirchenälteſten 
gewählt werden können ($ 62 der Kicchenverfajjung). 

$ 46. Der ältefte und der jüngſte Wahlmann find dem Borfigenden als Ur— 
fundsperjonen beigegeben. Dieſer ernennt zugleich einen Schriftführer. 

$ 47. Der die Wahlhandlung Yeitende Dekan hat im allgemeinen die Eigen- 
ichaften eines würdigen Abgeordneten zu bezeichnen, darf aber weder durch Empfehlung 
noch durch Vorſchlag, noch auf jonft irgend eine Weife auf die Wahl einwirken. 

$ 48. Die Wahl gejchieht durch abjolute Stimmenmehrheit mittelft geheimer 
Stimmgebung, und es findet dasjelbe Verfahren wie bei der Wahl dev geiftlichen Ab— 
geordneten jtatt. 

$ 49. Der Borfiende hat die erforderliche Bejcheinigung über die gejeglichen 
Eigenschaften des gewählten Abgeordneten zu erheben und dieſelbe mit den Wahlakten 
dem Oberfirchenrath vorzulegen. 

$ 50. Etwaige Einfprachen gegen die Wahl find innerhalb 14 Tagen dom 
Wahltage an beim Oberficchenrath jchriftlich vorzubringen. 

Die Wahlakten werden durch den Oberkirchenrath der General-Synode vorgelegt. 

Dieje entjcheidet über die Gültigfeit der Wahlen, 


Anlage II. 
Wahlbezirke für die Wahl der Abgeordneten zur General-Synode. 


TI. Diözefe Schopfheim. VI. Diözeje Hornberg. 

u. „ Körrad). vu. ar Behrt 
IT. 22, eannlhein; VII.  ,„ Rheinbiſchofsheim. 
IV. „ . Teeiburg. X, & Karlsruhe, Stadt. 
vi. „ Emmendingen. X. » Karlsruhe, Land, 
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XI. Diözeſe Durlad. XVIII. Diözefe Oberheidelberg. 
XI. Piotabernt, XR. „ .  Nedargmünd. 
XIIT. Mar Bretten. XX. „ Sinsheim. 
Ivan Eppingen. XXL.  „. Nedarbiichofsheim. 
XV. » Mannheim. AXL: „ Mosbach. 

Ladenburg. N 
NT 
ale — ES Borberg. 
XV, » Heidelberg. XXIV. »„ Wertheim, 
II. 


Provifurifches kirchlicher Gefeh vom 24, Februar 1863 
(genehmigt von Der General-Synode 1867), 

Zur Befeitigung von Zweifeln über das Verfahren bei der, Wahl der weltlichen 
Mitglieder für die Didzefan-Synoden verordnen Wir auf dem mit Zuftimmung des General 
Synodalausſchuſſes gejtellten Antrag Unferes evangeliſchen Oberkirchenraths nach Anficht 
des 8 114 der Kicchenverfaffung proviſoriſch wie folgt: 

S 1. Auf die Wahl der weltlichen Mitglieder für die Diözefan-Synoden G 47 
der Kirchenverfaffung) finden die Beftimmungen der SS 41 und 42 der Wahlordnung 
Anwendung. 

$ 2. Die Einjprachen und Beſchwerden gegen die Wahl und Anfechtung der 
Gültigkeit find innerhalb 14 Tagen vom Wahltage an bei dem Diözeſanausſchuß vor— 
zubringen. Später eingefommene Beſchwerden werden nicht berüdjichtigt. 

S 3, Der Diözefanausfhuß nimmt nad Ablauf der im $ 2 fejtgejegten Friſt 
eine Prüfung ſämmtlicher Wahlen der weltlichen Abgeordneten vor, und entjcheidet über 
die Gültigkeit derfelden, ſowie über die dagegen erhobenenen Einfprachen und Beſchwerden. 
Wird eine Wahl für ungültig erklärt, jo ordnet der Diözefanausfchuß fürjorglich Die 
Vornahme einer neuen Wahl an. 

8 4. Sobald fämmtliche Wahlen geprüft und verbefchieden find, bejtimmt der 
Diözefanausihuß Ort und Zeit für die Verfammlung der Diözefan-Synode und ver- 
führt ſodann der Vorſitzende nach Vorſchrift des S 50 der Kirchenverfaſſung. 

$ 5. Gegen die Entjeheidung des Diözefanausfchuffes (S 3) findet eine Beſchwerde 
bei der Diözefan-Synode ftatt, welche endgültig entjcheidet. 

Gegeben Karlsruhe, den 24. Februar 1863. 

Sriedrid. 

Nüplin. 

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchjten Befehl: 
Slad. 


IV. 
Proviſoxriſches kirchliches Gefek vom 22. Juli 1863, 


die befonderen Einrühfungen für die evangliſchen Diöpeſen Mannheim und 
Beidelberg betreffend, genehmigt von ver General-Synode 1867, 

Nah S 106 der evangeliichen Kirchenverfaffung find für die Diözefen Mannheim 
und Heidelberg, welche nah S 59 ebendaſelbſt gemeinschaftlich eine Diözejfan-Synode 
und einen Diözeſanausſchuß bilden, bejondere Einrichtungen vorbehalten. Zum Vollzuge 
diefer Beitimmung verordnen Wir auf den im Eimverjtändniß mit dem General-Syno- 
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dalausſchuß geftellten Antrag Unferes evangelifchen Oberkirchenraths nach Anficht des 
$ 114 der Kirchenverfaffung proviſoriſch, wie folgt: 

5 1. Die beiden Kirchengemeinden Mannheim und Heidelberg bilden einen firch- 
lichen Verband, welcher unter der Leitung eines gemeinfchaftlichen Defans fteht. 

$ 2. Die gemeinjchaftliche Diözefan-Synode wählt den Defan nah 8 52 und 
den Diözefanausfhuß nah 8 55 der Kicchenverfaffung, den Lebtern jedoch in der Art, 
. daß je ein geiftliches und ein weltliches Mitglied jeder der beiden Kirchengemeinden 
angehört. 

$ 3. Dem Dekan fommen alle diejenigen Befugniffe und Obliegenheilen zu, 
welche nach der Kirchenverfaffung im Allgemeinen dem Defanate zuftehen, ſoweit nicht 
in nachſtehenden Bejtimmungen eine Aenderung feſtgeſetzt ift. 

5 4. Die Anordnung der interimiſtiſchen Geſchäftsbeſorgung in vorübergehenden 
Fällen ($ 106 Ziff. 4 der AB.) wird der Gejfammtheit der Pfarrer einer jeden der 
beiden Kirchengemeinden übertragen. Diefelben treten zu diefem Zwed und in allen 
Angelegenheiten des Pfarramtes ($ 92 der KB.) zu kollegialer Beratdung und Beſchluß— 
faſſung zuſammen. 

$ 5. Die Ertheilung von Nachſicht in den durch 8 106 Ziff. 5 der Kirchenver— 
faljung dem Dekanat zugewiejenen Fällen und die Entjcheidung über Zurückweifung bereits 
aufgenommener Konfirmanden von der Konfirmation und über Aufnahme von Solchen, die 
zur evangelijchen Kirche übertreten wollen (6 106 Ziff. 5 und 8 37 Ziff. 4) wird den 
Kirchengemeinderäthen einer jeden der beiden Kirchengemeinden übertragen. Von ihren 
Entjeheidungen über die Aufnahme von Komvertiten haben diejelben jeweils dem Defan 
Anzeige zu machen. 

$ 6. Den beiden Kirchengemeinden Mannheim und Heidelberg verbleibt für ihre 
ausjchließlich örtlichen Angelegenheiten das Recht des unmittelbaren Verkehrs mit der 
Oberkirchenbehörde. Bei jolchen örtlichen Angelegenheiten dagegen deren Erledigung 
dev Didzefan-Synode oder ihrem Ausſchuſſe vorbehalten ift, ſowie bei Berjonalangelegen- 
geiten der Geiftlichen wird der Berfehr mit dem Oberfirihenrathe durch das Dekanat 
vermittelt. 

8 7. Bei den Follegialen Berathungen dev Pfarrer führt der dienftältefte Pfarrer 
oder bei deſſen Verhinderung der nächjtältefte derjelben den Vorſitz. 

Der Vorſitzende vermittelt den Verkehr zwijchen dem Oberfirchenrathe und den 
Geiftlichen und SKicchengemeinderäthen. Jedem Pfarrer ift geftattet, ein Separat— 
votum beizulegen, welches jedoch den andern Pfarrern befannt gegeben werden muß. 

5 8. Mit dem Tage der Bekanntmachung diejes Geſetzes hören die Stadtdefanate 
Mannheim und Heidelberg auf. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 22, Juli 1863. 

Friedrich. 

Nüßlin. 

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Goldſchmidt. 
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V. 
Perordnumg vom 20. Jebruar 1862, 


das Berfahren bei Beſekung Der Pfarreien und bei der Pfarrwahl beieeffend. 

Zum Vollzug des $ 98 Abj. 2 der Kirchenverfaffung, wonach die weiteren Beitimmungen 
über das Verfahren bei der Bejegung der Pfarreien und bei der Pfarrwahl durch bejondere Vor— 
Schrift des Oberkirchenraths feftgeftelft werden ſollen, verordnen wir nad Berathung mit dem 
Synodalausihuß, wie folgt: 

$ 1. Die erledigten Pfarreien werden don dem Oberkirchenrath in dem kirchlichen Verord— 
ordnungsblatt zur Bewerbung ausgeichrieben, unter Angabe des nad) 8 4 des Geſetzes über die 
Eintheilung der Pfarreien nad) Ginfommensflaffen vom 5. September 1861 berechneten Einkommens 
und mit Bezeichnung der Meldefrift, welche in der Negel nicht über vier Wochen betragen joll, und 
welche von dem Tage an dem das Verordnungsblatt ausgegeben wird, zu laufen anfängt. 

82. Nah Ablauf der Meldefriit wählt der Oberfirchenrath unter Mitwirkung Des 
Synodalausſchuſſes ($ 89 der KB.) von den Bewerbern drei aus, theilt nad) erfolgter Ges 
nehmigung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Namen und Wohnort Diejer drei Bewerber 
dem Kirchengemeinderath mit, und ernennt zugleich den Wahlkommiſſär ($ 98 der KV.). 

$ 3. Die Mittheilung des Oberkirchenraths ift der Gemeinde an dem darauf folgenden 
Sonntag am Schluffe des Gottesdienftes zu verfündigen und dabei unter angemefjener Ermahnung 
an die Wähler der Tag zu eröffnen, an welchem die Kirchengemeindeverſammlung zujammenzutreten 
habe. Außerdem erhält jedes Mitglied der Kirchengemeindeverſammlung eine perjünliche Einladung 
unter Angabe des Gegenftandes dev Berathung. 

S 4. Die Kichengemeindeverfammlung hat zunächit darüber zu beſchließen, ob fie über die 
Perjon der zur Auswahl bezeichneten Bewerber noch Aufſchlüſſe erheben will oder nicht. Im Bes 
jahungsfalle fann ſie jofort eine Deputation aus ihrer Mitte wählen, welche die Bewerber an 
ihrem Wohnorte in Predigten und Katechifationen hört und Erkundigungen einzieht ($ 95 Abj. 4 
der KB). Dieje Erhebungen müſſen in ber Regel innerhalb der nächſten vier Wochen beendigt fein. 

8 5. Sobald die Erhebungen beendigt find, oder die Anzeige gemacht it, daß feine 
Erfumdigungen eingezogen werden wollen, oder die Zrift zu deren Vornahme unbenützt vorüber— 
gegangen iſt, ordnet der don dem Oberkirchenrath ernannte Wahlkommiſſär die Vornahme der 
Wahlhandlung an. Er bejtimmt Die Zeit hiezu und veranlaßt Die Verfündigung von der Kanzel, 
jowie die perjönliche Einladung der Mitglieder der Kirchengemeindeverfammlung. 

8 6. Die Wahldandlung findet in der Kirche ftatt und ift mit einer entjprechenden gottes— 
dienstlichen Feier einzuleiten, zu welcher auch) die Gemeinde eingeladen wird. Sie geihieht unter 
Leitung des ernannten Wahlfommifjärs und unter Zuziehung von zwei Mitgliedern des Diözeſan— 
ausſchuſſes ($ 98 der KV.), welche dieſer aus jeiner Mitte abordnet. 

8 7. Die $$ 21, 22, 23 und 25 der Wahlordnung finden auch auf die Pfarrwahl Ans 
wendung. 

8 8. Zur Gültigfeit der Wahl ift die abjolute Mehrheit der Stimmen jümmtlicher Mit: 
glieder der Kirchengemeindeverſammlung erforderlich ($ 97 der KV.). 

$ 9. GErgiebt ſich bei der erjten Abjtimmung feine abjolute Stimmenmehrheit, jo wird 
unter Hinweifung auf $ 97 der Kirchenverfaſſung zu einer zweiten Abjtimmung gejchritten. Sit 
dagegen die zur Gültigkeit der Wahl erforderliche Zahl der Wahlberechtigten nicht erſchienen, jo 
wird eine nochmalige und legte Einladung zur Wahl auf einen andern Tag angeordnet und Dies 
ſelbe mit dem Anfügen erlafjen, daß im Falle des abermaligen Nichterfcheinens der erforderlichen 
Zahl von Wahlberechtigten die Pfarrei zufolge 8 97 der Kirchenverfaſſung auf die Dauer eines 
Sahres verwaltet werde. 

$ 10. Der BVorfißende eröffnet der Wahlverfammlung das Ergebniß der Wahl, verliejt 
ſodann das Protokoll und läßt dafjelbe von den Mitgliedern der Wahlkommiſſion unterjchreiben. 
Die Stimmzettel werden vernichtet. 

$ 11. Nah dem Schluffe der Wahlhandlung und ebenjo, wenn die abjolute Stimmen: 
mehrheit auch bei wiederholter Abſtimmung oder nad wiederholter Vorladung ($ 9) nicht erreicht 
worden ijt, legt der Wahlkommiſſär das Protofoll mit den MWahlakten dem Oberfirchenratb zur 
weitern Verfügung vor. 

Karlsruhe, den 20. Februar 1862. 

Evangeliſcher Oberkirchenrath. 
Nüßlin. Flad. 
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Großfrergonl. Verordnung vom 28. Dezember 1860, 

die Stellung des Pberkicchenraths betreffend). 

Friedrid), von Gottes Gnaden Großherzog von Baden ꝛc. 

Nach Anficht des $ 2 Unferer Verordnung vom 9. Oktober d. J., die Aenderungen 
in der Verfaffung der vereinigten evangelifcheproteftantifchen Kirche des Großherzogthums 
betreffend, und von dem Wunſche geleitet, die durch das Geſetz vom 9. Oktober d. J. 
über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate der vereinigten 
evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche verliehene Freiheit und Selbſtſtändigkeit in der Ordnung 
und Verwaltung ihrer Angelegenheiten in dem Maaße zu gewähren, als dies vor Her— 
ſtellung der Verfaſſungsänderungen ausführbar iſt, welche der Berathung der General-Synode 
vorbehalten find, 

haben Wir nach Anhörung Unſeres Staatsminifteriums bejehloffen und verordnet: 

8 1. Der ewangefifhe Oberkirchenrath ſteht bezüglich der Ordnung und Ver— 
waltung der Angelegenheiten der vereinigten evangelifch-proteftantiichen Kirche unmittelbar 
unter Uns als oberſtem Landesbiichof. 

Die dem Staate vorbehaltenen Berechtigungen übt das Winifterium des Innern aus. 

Ss 2. Iſt der Präfident des evangelifchen Oberkirchenraths nicht zugleih Mit 
glied des Staatsminifteriums, jo werden Wir jeweils bejonders beſtimmen durch wen 
die Unferer höchiten Entfchließung bedürfenden Vorträge des evangelijchen Oberkirchen— 
vaths an Uns zu vermitteln find. 

Gegeben zu Karlsruhe, in Unferem Staatsminifterium, den 28. Dezember 1869. 

Sriedrid. 

U. Lamey. 


VI. 
Großherzogliche Verordnung vom 28, Februar 1862, 


die Verwaltung Des evangeliſchen Rirchenvermögens befeeifend. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog don Baden ꝛc. 

Zum Vollzug des 8 10 des Gejeßes vom 9. Oftober 1860 über die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate haben Wir, foweit es das den 
Bedürfniffen der evangeliſchen Kirche gewidmete Vermögen anbelangt, nach Anficht der 
von Uns genehmigten Verfaſſung der vereinigten evangelijcheproteftantifchen Kirche des 
Großherzogthums und nach Benehmen mit dem evangelifchen Oberkirchenrath, beſchloſſen 
und verordnen, wie folgt: 

F 1. Die Verwaltung des den Bedürfniſſen der evangelifchen Kirche gewidmeten 
Vermögens wird, fo lange nicht diefe Kirche die Einfegung einer bejondeven von ihr 
und der Großherzoglien Staatsregierung zu ernennenden Behörde vorzieht oder die 
Großherzogliche Staatsregierung ihrerjeit3 eine derartige Anordnung begehrt, unter den 
folgenden Bejtimmungen von dem evangelifchen Oberkirchenrath geführt, wogegen ſämmt⸗ 
liche Mitglieder deſſelben der Großherzoglichen Staatsregierung genehm ſein müſſen. 

g 2. Die kirchlichen Fonds, welche für das ganze Land, oder für ganze Landes— 
theile bejtimmt find, verwaltet der evangeliiche Oberkirchenrath durch die hierzu auf- 
geitellten Rechner. 


1) 88 3 und 4 diefer Verordnung find durch die Folgende Verordnung (VII) aufgehoben. 
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8 3. Die Reviforen und übrigen Kanzleibeamten des evangeliichen Oberkirchen— 
vath3 und die Verwalter der unter deifen unmittelbarer Leitung ftehenden Fonds werden, 
jo weit jte Staatsdienereigenichaft erhalten jollen, im gegenfeitigen Einverjtändniß der 
Großherzoglichen Regierung und des evangelifchen Oberfirchenraths angeftellt und mit 
landesherrliher Signatur verjehen. 

Die Anjtellung der Revidenten, der übrigen Kanzleibeamten und der Verwalter 
ohne Staatsdienereigenichaft ſteht dem Oberfirchenrath zu. 

Sie jowohl, als die mit Staatsdienereigenichaft anzuftellenden Beamten und Ber: 
walter müſſen Mitglieder der evangelijch-protejtantiichen Landeskirche fein. 

$ 4 Die Pfründen werden von deren Inhabern verwaltet. 

Das Vermögen der erledigten Pfründen läßt der Oberfirchenrath durch einen von 
ihm beftellten Rechner für den Pfarrhülfsfond verwalten. 

$ 5. Das örtliche, das iſt das fir ein einzelnes Kirchipiel bejtimmte Vermögen, 
wird durch den Kicchengemeinderath verwaltet, 

Der Bürgermeijter oder, wenn dieſer nicht evangelifch ift, das dienftältejte evan— 
geliihe Mitglied des Gemeindevorftandes wohnt den Berathungen und Bejchlüffen des 
Kirchengemeinderaths über die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens an. 

Der Rechner wird von der Großherzoglihen Verwaltungsbehörde beftätigt. 

$ 6. Zu dem örtlichen Kirchenvermögen gehört, außer den Pfründen und Meß— 
nereien, insbejondere 

a. dad Vermögen der Kirchenfabrif, das ijt das zur Deckung des örtlichen Kult- 
bedürfnijjes bejtimmte Vermögen. Hierzu find auch diejenigen VBermögenstheile 
zu rechnen, welche etwa dem Kicchenfond zu andern wohlthätigen Zweden, 3. B. 
zur Armenunterftügung, geſchenkt oder vermacht wurden. 

b. Die Kirhen- und Pfarrhausbaufonds, 

5 7. Der evangeliiche Oberkirchenrath Führt die oberſte Aufficht über die Ver— 
waltung der Firchlichen Ortsfonds, der bejeßten und erledigten Pfründen. 

In den hierzu geeigneten Beziehungen wird er dieje Aufficht durch die evangelifchen 
Defane und die Großherzoglichen Berwaltungsämter üben. 

$ 8. Zür die unter feiner Verwaltung ftehenden Fonds ftellt der evangelische 
Oberfirchenrath, jo weit thunlich, Voranſchläge auf und theilt diejelben der Großherzog- 
lichen Regierung zur Einficht und, jo weit nöthig, zur Zuftimmung mit. 

Bon Einnahmen und Ausgaben folcher Fonds, die in den Voranjchlägen nicht 
vorgejehen find, jest er die Großherzogliche Regierung rechtzeitig in Kenntniß und holt, 
jo weit nöthig, ihre Zuftimmung ein. 

5 9. Für den allgemeinen Hülfsfond und den Pfarrhülfsfond wird im Ein- 
verjtändnig mit Großherzoglicher Regierung ein bejtimmter Vermögensbetrag ala Grund» 
ſtock fejtgeftellt werden. 

Ueber den Mehrbetrag kann die oberjte Kirchenbehörde innerhalb der Zwecke diefer 
Fonds verfügen. 

Die Großherzogliche Regierung ift von derartigen Verfügungen rechtzeitig in 
Kenntniß zu jegen und es ift, jo weit nöthig, ihre Zuftimmung einzuholen. 

8 10. Der Oberficchenrath wird alljährlich der Großherzoglichen Regierung eine 
überjichtliche Darftellung über den Stand des Kirchenvermögens vorlegen. 

5 11. Die Superrevifion der von dem Oberfirchenrath geprüften Rechnungen 
wird, jo weit fie zwedmäßig und bei der durch die General-Synode vorzunehmenden 
Prüfung noch erforderfich erſcheint, der Großherzoglichen Oberrechnungstammer über: 
tragen werden, 
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8 12. Soll ein liegendes Kicchengut veräußert, oder in anderer Weife dev Grund— 
ſtock eines Eirchlichen Fonds verändert, oder jollen Erträgnifje eines ſolchen Fonds zu 
einem der Stiftung nicht entiprechenden Zweck verwendet werden, jo muß die Zuftimmung 
der Großherzoglichen Negierung dazu eingeholt werden. 

8 13. Damit die großherzogliche Regierung ſich von der Erhaltung und ſtiftungs— 
gemäßen Anwendung des Kirchenvermögens überzeugen könne, werden ihr auf Berlangen 
die Urkunden, Akten und Rechnungen über die Fonds, die fie bezeichnen wird, zur Eins 
ficht vorgelegt werden. 

g 14. Für die Kirchengemeinderäthe, für die Verwalter erledigter Pfründen 
und für die dem evangelifchen Oberkirchenrath untergebenen Verwalter werden Dienft- 
inftruftionen im Einverſtändniß des Oberficchenvaths und dev Großherzoglichen Regierung 
erlaſſen werden. 

AN g 15. Ueber die Verwaltung gemijchter Fonds, d. h. folcher, die theils Firchlich, 
theils nicht Kirchlich find, üben jowohl die Großherzogliche Regierung als der evangelijche 
Oberkirchenrath die Aufficht, welche Letzterem in Anſehung des Kivchenvermögens, Erſterer 
hinfichtlich des milden Stiftungsvermögens zuiteht. 

z 16. Hinfichtlich dev jährlichen oder fonft fortlaufenden Leiftungen aus kirch— 
lichen Fonds für Schul-, Kranken- oder Armenpflege, ſowie umgekehrt, hinfichtlich jolcher 
Leiftungen aus Gemeindemitteln, joweit die Großherzogliche Regierung darüber Ver— 
fügungsgewalt hat, oder aus milden Fonds, für Kirchliche Zwecke und hinfichtlich der 
Frage, ob Stiftungen als weltliche oder Firchliche zu betrachten jeien, bleibt vor der 
Hand der gegenwärtige Befititand unverändert, bis über Veränderung das Einvernehmen 
zwoifchen der Staats und Kirchenbehörde oder geeigneten Zalls eine vichterliche Entſchei⸗ 
dung herbeigeführt worden iſt. 

g 17. Die SS 3 und 4 Unſerer Verordnung vom 28. Dezember 1860 über die 
Stellung des evangelifchen Oberfirchenraths find aufgehoben. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unjerem Staatsminifterium den 28. Februar 1862. 

Friedrich. 
U. Lamey. 
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Das Großherzoglhum Helen. 


Daß nad) erlangter territorialer Selbftftändigfeit Staat und Kirche von Heſſen— 
Darmftadt mit Heſſen-Kaſſel noch in politifcher und kirchlicher Gemeinjchaft 
geblieben find, hat oben feine Darftellung gefunden 9. 

Aber auch nachdem die kirchliche Verbindung der beiden Länder einer heftigen 
fonfeffioneflen Spannung gewichen war, blieb Heffen-Darınftadt in den Bahnen, welde 
die kirchliche Gefeßgebung Philips des Großmüthigen und namentlic) die von 
allen heſſiſchen Fürften berathene und bejchloffene Reformationsordnung von 1584 
vorgezeichnet hatte. 

Nur daß jebt auch im heſſen-darmſtädtiſchen Gebiete das konſiſtoriale Clement der 
Berfaffung, wenn auch fpäter als im heſſen-kaſſelſchen zur Entfaltung kam. 

Unter der Regierung Georgs II. werden 1638 zuerft Kollegien, aus Geiftlichen 
und Weltlichen zufammengefegt, unter dem Namen Konfiftorien erwähnt 2). Dieje hand» 
haben auch Ehegerichtsbarkeit und befinden fih an dem Sitze der Regierungen, aljo 
in Darmftadt und Gießen). Die Gentralleitung der Kirche und des Staates 
ftand dagegen den Fürſtlichen Geheimenräthen zu). Die perfönliche Aufficht führten wie 
in Heſſen-Kaſſel Superintendenten und von 1668 an Metropolitane, die jeit 1777 
Inſpektoren genannt wurden >). 

Die Synoden waren gemäß der altheifiichen Ordnung ein geltendes Nechts= 
inftitut®), aber in Wahrheit ohne praktifche Bedeutung, ſanken fie zu bloßen Paſtoral— 
Konventen herab. 

Dagegen erhielten fi) die Lokal-Presbyterien, welche zur Handhabung der Kirchen— 
Disciplin in monatlichen Kixchenkonventen ?) zufammentraten und aus dem Prediger, 
des Ortes ſowie gewählten Senioren beitanden, 

Eine neue Rechtsbildung lag indeffen vor in den von Landgraf Ludwig VI. 


1) 273. ) Auch die Ernennung der Superintendenten. 
O. 23, 


2) Köhler, Kirchenrecht d. ev. K. d. Großh. in EEE SEHN Ei Bid: Weis Des Groß. 
— — ea „son TOIT wer | geilen. Dart. 1837. ©. 46. — 1634 werden 
ein „Definitorium“ eingejeßt worden, eine 
Craminationsbehörde, an deren Mitwirkung der Metvopotitane noch nicht erwähnt, Köhler 
an bei Prüfung und Anftellung dev 6) Auf der von 1629 wurden Verbeſſerungs- 

eiftlichen gebunden jein follte. punfte feitgeftellt. Teuthorn, Ausführl. Sa 

3) Val. Ejtor, Elementa iuris publ. Hassiaci | ber Heilen. Biedenkopf 1779. 10, ©. 149 
ed. aucta S. 235 in Electa iur. publ. Hass. 7) 1634 erging eine Komventsordiung und 
Franeof. 1752. Die beiden genannten Konz | eine Verordnung über — J der Kirchen 
fijtorien werden zum erſten Male ausdrücklich | zudt. Teuthorn a. a. O. 10, ©. 160, abge: 
1654 erwähnt. Köhler a. a. O. ©. 25. druckt in der KO. v. 1724 an! 
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(1661— 78) gefchaffenen Amts-Kirchenkonventen. Es waren dies kollegialiſch verfaßte 
Bezirksbehörden, beftehend aus dem ftaatlichen Diftriftsbeamten, dem Metropolitan 
und ſämmtlichen Geiftlichen des Bezirkes, welche für Eheſachen die Vorinſtanz der 
Konfiftorien, für Kirchenzuchtsfachen die Oberinftanz der Presbyterien bildeten, und bei 
deren Anordnung der Wirkungskreis ſämmtlicher landesherrlicher Riechenbehörden eine ge= 
naue Regelung empfing (1668) '). In Gemäßheit diefer letzteren waren die Konfiftorien theils 
Verwaltungs- theils Gerichtsbehörden, während die eigentliche geiftliche Beaufſichtigung 
des Firhlichen Lebens den Superintendenten ?) in ſelbſtſtändiger Stellung neben dem 
Konfiftorium verblieb. 

Eine einſchneidende Umänderung aller Verhältniſſe erfolgte durch den Reichs⸗ 
deputationshauptſchluß des Jahres 1803. Der Staat empfing eine anſehnliche Ver— 
größerung, und während er vorher weſentlich nur aus Anhängern des lutheriſchen 
Bekenntniſſes beſtanden hatte, kamen jetzt auch reformirte und katholiſche Beſtandtheile 
Hinzu. Die Eingliederung der reformirten Gebiete?), welche bis dahin theils dem 
churpfälziſchen Kirchenrath in Heidelberg, theil3 dem reformirten Konfiftorium in 
Hanau, theils den Jfenburgifhen und Solmſiſchen Konfijtorien unterjtanden 
hatten, erfolgte gleichzeitig mit einer Neuordnung der lutheriſchen Kirchenverhältniſſe *). 
Die feitherigen Konfiftorien wurden aufgehoben. An ihre Stelle traten Provinzial- 
behörden unter dem Namen von Kirchen- und Schulfollegien, welde je nad) 
der Konfeffion der betreffenden Provinz konfeſſionell gemischt zufammengejegt wurden nn 
denen aber die Gerichtsbarkeit, welche jegt an die Givilgerichte überging, entzogen wurde, 

Eine neue Gebietsvermehrung i. J. 1806 brachte die jog. Spuveränetätslande 
dem heflischen Staate. Diefe beitanden aus einer Summe früher reihsunmittelbarer 
Gebiete, von denen jedes eine eigenthümliche Kirchliche Organifation, aber allerdings 
alle die Konfiftorialordnung befeffen hatten). Dieſe Konfiftorien blieben theils beftehen, 


1) Teuthorna.a. 9.10, ©. 626.9, 5,206, | reformirtes Konfijtorium in Büdingen Für 
abgedrudt in der KO. v. 1724 Anh. Iſenburg-Birſtein eine fonfijtoriale aus 
2) Neben der Gießener Superintendentur | weltlichen Mitgliedern gebildete Regierungs— 


wurde 1604 eine Marburger errichtet, und | abtheilung, unter welcher geistliche Inſpektoren 


nachdem Marburg 1648 an Heſſen-Kaſſel gefallen 
war, noch eine neue Marburger für die bei 
Darmitadt verbliebenen jener früher unterjtellten 
Gebiete; zu diejen kam noch die Alsfelder Super: 
intendentur Hinzu. Eine neue Abgränzung der 
Bezirke erfolgte 1677, doch hatten alle drei 
Superintendenten ihren Sit in Gießen, wo 
auch neben dem Darmitädtiichen ein Definitorium 
begründet wurde. Köhler a. a. O. ©. 28. 

3) Die Kirchenordnungen der neuen Gebiete 
find aufgeführt bei Köhler a. a. O. ©. 33 ff. 

4) Organifat.Ed. v. 12. Oft. 1803. Vgl. auch 
Steiner, Qudwig I. Großh. dv. Heſſen und bei 
Rhein. Offenbach 1842 ©.195. Eigenbrodt, 
Handb. d. Großh. Heilen. Verordnungen von 
1803 an (Darmft. 1816) ©. 83 ff. 

5) In Wejtphalen aus Fatholijchen und 
einem evangeliichen Mitglied, in Oberhejjen 
aus evangelifhen und einem fatholiihen Mit: 
glied, in Starfenburg aus evangelichen und 
fatholifhen in zwei Deputationen vereinigten, 
Auf die NReformirten wurde namentlich bei 
Bejeßung der Inſpektorate Rücfiht genommen. 

6) Für Ifenburg- Büdingen bejtand ein 


und Presbyterien weitgehende Befugniſſe aus— 
übten. Für Solms- Braunfels bejtand ein 
reformirtes Konfiftorium im Braunfels, 
welches regelmäßige Klaffen-Synoden zuſammen— 
treten ließ. Für Solms: Lid ein lutheriſches 
Konfiitorium in Lid und ein reformirtes in 
Hohenjolmse. Fir Solms-Laubach und 
Solms: Rödelheim Lutherifhe Kon: 
fiftorien in Laubach und Rödelheim. 
Für die Erbachiſchen Lande ein lutheriſches 
Konfiftorium in Erbad, fir Erbad- 
Fürfjtenau in Mideljtadt, für bie 
Stolbergiihen Gemeinden lutheriſche Kon— 
filtorien in Gedern und Ortenberg, für 
die Schlitziſchen ein lutherifches zu Schliß, 
für die Herrſchaft Breuberg ein lutherifches 
zu Breuberg, für das mediatifirte Heſſen-— 
Homburg in Homburg, für Sayı= 
Wittgenitein-Wittgenjteinin Laasphe, 
für Sayn=Wittgenftein- Berleburg in 
Berleburg, für die Stadt Friedberg 
daſelbſt, und endlich beſaßen auch die reichs— 
vitterihaftlihen Gebiete Konſiſtorien. 
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wenn fie einen größeren Bezirk kirchlich regirten, theils wurden jie unter dem Namen 
Sefammtkonfiftorium zufammengezogen, aber alle den Kirchen- und Schul— 
rathskollegien untergeordnet und mit dem kirchlichen Landesorganismus in Verbin— 
dung gejeßt '). 

Im Jahre 1816 kamen noch weitere Gebiete hinzu — jeit dem Sahre 1803 
waren es nieht weniger als Beitandtheile von 58 früheren Territorien —- und unter 
diefen namentlich die heutige Provinz Rheinheſſen. Dadurch wurde die Mannig- 
faltigfeit der kirchlichen Einrichtungen noch größer. Denn in diefen bisher franzöfiichen 
Ländern hatte Napoleon freilich die einheitliche Kirchenverfaſſung der organifchen Artikel 
eingeführt, aber die für 48 lutheriſche und 45 reformirte Pfarreien der jegigen Provinz 
Rheinheſſen gebildeten Konfiftorien ftanden bis z. 3. 1815 foordinirt neben einander, 
und die rheinifche Kirche empfing erſt durch die proviforijche Landesadminiftration eine 
Gentrafregierung in dem zu Worms eingerichteten Generalonfiltorium und den dieſem 
untergeordneten Diſtriktsinſpektionen; dabei wurde aber die franzöſiſche Kirchenverfaſſung 
zertrümmert?). Als dann die heſſiſche Regierung das Land erhielt übergab ſie das 
Kirchenregiment zuerſt einer Regierungskommiſſion in Mainz, dann der Regierung, 
und endlich, nachdem in dieſen Gebieten die Union Platz gegriffen hatte, einem Kirchen— 
rath?), welcher aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern am 28. September 1822 
angeordnet wurde. Aber zwiſchen den rheinheſſiſchen und den übrigen Kirchenverwal— 
tungen des Großherzogthums beſtand nicht bloß der konfeſſionelle Unterſchied, daß jene 
unirt, dieſe lutheriſch oder reformirt waren: auch das Schulweſen blieb in Rheinheſſen 
von der Kirchenverwaltung getrennt, die kirchlichen Gemeindeorgane waren nur mit 
der Vermögensverwaltung betraut, während die Presbyterien) gänzlich fehlten, Die 
Infpeftionen?) und Vifitationen wurden auf beiden Ufern des Rheins verſchieden abgehalten, 
und ſelbſt in den Provinzen Oberheſſen und Starkenburg nicht übereinſtimmend, 
die Superintendenturen fehlten ganz, die allerdings auch in dem rechtsrheiniſchen 
Gebiete bis auf die von Gießen dem Untergange entgegen gingen. 

So drängte Alles auf einheitliche Regelung der kirchlichen Verhältniſſe, und dieſe 
erfolgte durch das Edikt vom 6. Juni 1832°). 

An die Spitze der kirchlichen Verwaltung der gefammten Landeskirche wurde jetzt 
ein Oberfonfiftorium?) geftellt unter direkter Aufjicht der Pinifterien des Innern und 
der Juftiz. Für jede der drei Landespropinzen wurde ein Superintendent °) eingeſetzt, 
als Organ des Oberkonfiftoriums betreffs der inneren kirchlichen Angelegenheiten. Da— 


1) Vgl. die Deflarat. über die ftaatsrechtlihen 
Berhältniffe der Standesherren v. 1. Aug. 1807 
$40 im Arc. d. Großh. Heſſ. Gejeße und 
Verordn. (Darmit. 1834 ff). 1, S. 109. Der 
ehemaligen Reichsritterfchaft wurden die den 
Standesherren eingeräumten konſiſtorialen Bes 
fugniſſe nicht gewährt. Deflar. v. 1. Dez. 1807 
8 36. Ebendaj. 1, S, 172. 

2) Verordn. v. 9. Sept. 1815 Amts.«Bl. Nr. 50. 

3) Verordn. dv. 2. Oftob. 1822 Arhiva.a.dD. 
3, ©. 8342 ff. Val. die einjchlagenden Akten— 
ſtücke bei Köhler, Handbuch der kirchlichen 
Gejeggeb. des Großh. Heſſen. Darmit. 1547 1, 
©. 279 ff. 

4) Für die alten Provinzen erging am 21. 


Sept. 1814 eine Inſtruktion für die Kirchen- 
fenioren Arhiv.a. a. DO. 2, ©. 105) und am 
4. Sept. 1826 wurde die Bildung von Kirchen— 
vorjtänden in Oberhejjen ud Starten- 
burg angeordnet. . 

5) Die rheiniſche Eintheilung der Inſpek— 
torate erfolgte am 11. März 1824 (Archiv 
a. a. 0. 4, ©. 228.) 

6) Ardiv 6, ©. 9 ff. 

7) Bol. Fertih, Handb. d. bei. AR. d. ev. 
Kirche im Großherzogtd. Helfen. Triedberg 1855, 
©. 21 ff. 

8) Amtsinjtruftion v. 15. Juni 1832 Archiv 
6, ©. 137. Bol. Fertidan.D. ©.Sf. 
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gegen wurden die Äußeren den Kreisräthen!) übertragen, welche gleichzeitig die landes— 
herrlichen Hoheitsrechte wahrzunehmen hatten. Unter die Superintendenten wurden 
Defane gefeßt?), in den Gemeinden Kirchenvorftände?), deren Mitglieder theils ſtändige 
waren — der geiſtliche und der politiſche Gemeindebeamte —, theils unſtändige — 
gewählte Angehörige der Kirchengemeinde — und welche ſich in Kirchenzucht und Ge— 
meindevermögensverwaltung zu bethätigen hatten. 

Daneben blieben in Gemäßheit des Ediktes vom 17. Februar 18209), die 
Mediatkonfiftorien derjenigen Standesherren beftehen, welche nicht vertragsmäßig auf 
ihre Konſiſtorialrechte Verzicht geleiftet hatten’). Diefe Mediatlonfiftorien bildeten das 
Mittelglied zwiſchen Oberkonfiftorium und Delanen. 


Das Jahr 1848 gab den Anftoß zu weiteren Reformen der Kicchenverfaflung. 
Ein Iandesherrliches Editt vom 25 März 1848 °%) Fündigte den Entſchluß an, „eine weis 
tere zeitgemäße Entwidelung ... in der Weife anzubahnen, daß namentlich) den Glie= 
dern des nicht geiftliden Standes die ihnen gebührende Mitwirkung nieht länger 
vorenthalten bleibt”. Zu diefem Behufe follte eine Kommiſſion mit der Ausarbeitung 
einer folhen Verfafjung beauftragt werden, und eine durch Freie Wahl zu berufende 
Synode das Refultat der Kommiffionsarbeiten berathen. Allein wenn auch die Verord— 
nung vom 14. November 1849?) ſchon einjtweilen einige Aenderungen der feitherigen Ein- 
richtungen eintreten ließ, „um dadurch dem nächjten Bedürfniß entgegenzufommen, die 
Synode zugleich vorzubereiten und eine für das Verfaſſungswerk heilfame Gelegenheit 
zur Sammlung praktiſcher Erfahrungen in freier Einrichtung des Kirchenweſens zu 
eröffnen“, fo verlautete doch von den Arbeiten der Verfaſſungskommiſſion nichts weiter, 
und auch eine erneute Anregung, welche die Zweite Kammer der Ständeverfammlung 
im Jahre 1860 gab, blieb ohne jeden Erfolg. 

So beftand denn der ganze Gewinn in der Neuordnung der Kirchenvorftände und 
der Einrichtung der Dekanatsausſchüſſe, wie fie durch die gedachte Verordnung des Jahres 
1849 vorgenommen wurde, und in der Aufhebung der wenigen ftandesherrlichen Konſi— 
ftorien — in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Auguft 1848°) — deren Inhaber auf die 
Ausübung ihrer Konfiftorialgewalt bis dahin nicht ſchon freiwillig verzichtet hatten, 

Bei diefer Befeitigung der Mevdiatkonfiftorien ift es dann aber auch geblieben, 
jelbft nachdem das Geſetz vom 7. Auguft 1848 den Standesherren zahlreiche im Jahre 
1848 entzogene Befugniffe, und unter diefen auch die auf die Präfentation zu Kirchen— 
ämtern bezüglichen, wiedergegeben hatte. 

Erſt im Jahre 1870 wurde der Weg der kirchlichen Neubildung wiederum und 


1) Inſtruktion f. d. Kreisräthe dv. 20. Sept. Shönbergiiße in König. (2. 30. Aug. 


1832. Bol. auh Köhler Handb. 2, 6.48 ff. | 1822. Archiv 3, ©. 333.) Das Erbad- 

Berti aa. O. ©. 28 I Fürftenauifhe in Mideljtadt. Das 
2) Snftruftion dv. 15. Juni 18352 Archiv Solms-Rödelheimifde in Ajjen- 

6, ©. 146. Fertid a. a. O. ©. 34 fi. heim. Das Stolbergijde „Gelanmt- 
9) Köhler, Handb. 2, 5.146 ff. Fertſch, konfiftorium in Gedern. (9. 29. Jan. 1821. 

a. a. O. S. 43T. Archiv 3,S. 244.) Das Riedeſelſche in 
4) & 50 f. Ardiv 3, ©. 123. ff. r Lauterbad. (8. 13. Juli 1827 Ardhiv 
5) 3. 3.1847 bejtanden noh: Tas Sien=- | 4, ©. 758.) Val. — a. a. D. ©30 ff. 

burgijde Geſammtkonſiſtorium in Offen: 6) Reg.-Bl. ©. 91. 

bach (errichtet 30. Januar 1821. Arhiv 3, 7) Reg.:Bl. ©. 559. 

©. 515). Das Erbach-Erbachiſche in 8) Reg.«Bl. ©. 238. 


Erbad. Das Löwenftein-Erbad: 
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. diesmal mit Erfolg betreten. Das Edift vom 11. Juli 1870 !) veröffentlichte den Ent: 
wurf einer Kirchenverfafjung. In Gemäßheit des Edikts vom 13. Januar 1873 2) 
trat dann am 25. März deſſelben Jahres eine außerordentliche General= Synode zu— 
jammen aus deren Berathungen daS landesherrlihe Edift vom 6. Januar 1874, 
betreffend die Berfajjung der evangelijhen Kirche des Großherzog: 
thums hevorgegangen ift (1) ?). Die durch diejes eingeführte Konfiftorial-Synodal-Pres- 
byterial-Verfaſſung hat dann in den Kicchengefegen vom 8. Januar 1876die Klaſſi— 
filation des Dienfteinfommens der evangeliſchen Geiftliden betref- 
fend (ID, vom 9. März 1877 betreffend die Wahlen der evangelijchen 
Kirhengemeindevertretungen und der evangeliiden Kirchenvor— 
ftände (III), vom 11. Juli 1879 die Dienftpragmatif der Geiftlihen 
betreffend (IV) und in dem Geſetz vom 26. November 1883 die Dis- 
ciplinarverhältniffe der Geiſtlichen der evangeliihen Kirche betref- 
fend (V) noch weitere Ausführung gefunden. 


IN 


Edikk, 
vie Verfaſſung der xevangeliſchen Kirche des Großherzogthums betreffend, 
vom 6. Januar 1874, 


Ludwig IL, von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei Rhein ꝛc. ꝛc. 

Die in Gemäßheit unferes Edikts vom 13. Januar 1873 verfammelte außer- 
ordentliche Synode hat den ihr vorgelegten Entwurf einer Verfaſſung für die evangelijche 
Kirche des Großherzogthums einer eingehenden Berathung unterzogen. 

Der auf Grund der Berathungen und Beichlüffe der außerordentlichen Synode 
zufammengejtellte Entwurf ift Uns vorgelegt worden, und haben Wir demjelben in der 
nachitehenden Faſſung Unſere Genehmigung extheilt. 

Indem Wir Gott bitten, daß Er diefes Werk zum Wohle der evangelifchen Kirche 
gereichen laſſe, und in dem Vertrauen, daß die evangelifchen Geiftlichen und Gemeinden 
die ihnen durch dafjelbe verliehenen Nechte in chriftlichem Geifte und zur Stärkung 
ficchlichen Friedens gebrauchen werden, verordnen Wir hierdurch Folgendes als die 


Verfaſſung der evangelifchen Kirche des Großherzogthums. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Kirche und den Kirchengemeinden im Allgemeinen. 


z 1. Die evangeliſche Kirche des Großherzogthums, welche ſich als ein Glied der 
gefammten evangelifchen Kirche erkennt, umfaßt ſämmtliche evangelifche (hutherifche, refor— 
mirte, unirte) Gemeinden des Landes, unbejchadet des Bekenntnißſtandes der einzelnen 
Gemeinden (SS 3, 9, 26, 37, 107, 108, 115). 

$ 2. Sie ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten nach Maßgabe diejer Ver: 
faſſung und der zu ihrer Ausführung zu erlaſſenden Verordnungen ſelbſtſtändig durch 
ihre eigenen Organe, unbeſchadet des dem Staate zuſtehenden Oberaufſichtsrechts. 

Reg.«Bl. ©. a ift durch Kirchengeſetz dv. 7. Febr. 1876 feit: 


2) Reg.:Bl. ©. geitellt worden. 
3) Die ——— der Landes-Synode 
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8 3. Die evangeliſchen Gemeinden und die einzelnen Glieder derjelben jind der 
gegenwärtigen Verfaſſung und den auf verfaffungsmäßigem Wege erfolgenden kirchlichen 
Verfügungen unterworfen, doch darf in Sachen des Kultus und der Lehre einer Gemeinde 
wider ihren Willen nichts aufgedrungen werden, wogegen fie aber auch ohne Zuſtim— 
mung der Landes-Synode (SS 27, 107 p. 1) in Kultus umd Lehre feine Veränderung 
vornehmen darf. 

F 4, Der evangelifche Landesherr übt das ihm herkömmlich zuftehende Kirchen= 
vegiment nach den Beſtimmungen dieſer Verfaſſung aus. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Kirchengemeinden und deren Vertretung. 


A. Von den Kirchengemeinden. 


S 5, Die Gefammtheit der evangelifchen Einwohner eines Orts oder eines 
beftimmten Bezirks, welche zur Erreichung ihrer kirchlichen Zwecke vereinigt find und 
einen oder mehrere Geiftliche und einen Kirchenvorftand beſitzen, bilden eine Kirchen— 
gemeinde. 

Beſtehen an demſelben Orte verſchiedene Parochieen, ſo gelten dieſelben als ebenjo- 
viele ſelbſtſtändige Kirchengemeinden. 

$ 6. Keine Kirchengemeinde, welche ein Glied der evangeliſchen Kirche des Groß: 
herzogthums jein oder bleiben will, kann ſich bilden oder umgeftalten ohne Zuftimmung 
der Landes-Synode. 

Das Nämliche gilt vom Pfarrverbande. 

Eine proviforifche Ordnung des Verhältniſſes kann, unter Beobachtung dev Bes 
jtimmungen in $ 136 diejes Edikts, erfolgen. 

F 7. Für die räumliche Begränzung der Kirhipiele, das Verhältniß der Mutter 
und Tochtergemeinden, ſowie der gleichberechtigt vereinigten Gemeinden find die beitehen- 
den Verträge, das Herfommen und fonjtige Rechtstitel maßgebend. 

Ss 8. Wird ein beftehender Kirchen oder Pfarrverband aufgelöjt, jo hören alle 
Rechte und Verbindlichkeiten, welche nur als eine Folge der früheren Verbindung zu 
betrachten find und nicht auf einem privatrechtlichen Titel beruhen, auf. 

$ 9. Der Wohnfit in dem Kirchſpiel begründet die Einpfarrung (Gemeindemit- 
gliedichaft) und die daraus entjtehenden Rechte und Berpflichtungen für jeden evans 
geliehen Glaubensgenoffen, der nicht, weil ev der Gemeinde als einer lutherischen, 
veformirten oder unirten nicht angehört, feine Einpfarrung in eine andere Pfarrei jelbjt 
verlangt. 

Wer diefes Verlangen nicht ftellt, unterwirft fich ſtillſchweigend allen kirchlichen 
Ordnungen der Pfarrei. 

Beſtehen an demſelben Orte mehrere Parochieen verſchiedenen Bekenntniſſes, ſo 
hat jeder neu einziehende evangeliſche Einwohner die Wahl, in welche derſelben er ein— 
gepfarrt ſein will. 

Wird die Frage, ob Jemand in einer Gemeinde als eingepfarrt zu betrachten ſei, 
ſtreitig, ſo entſcheidet darüber der Kirchenvorſtand unter Vorbehalt des Rekurſes an den 
Dekanatsausſchuß und das Oberkonſiſtorium. 

$ 10. Pflicht der Gemeindemitglieder iſt, die Gnadenmittel der Kirche treu zu 
benugen und einen chriftlichen Lebenswandel zu führen. Sie find ſchuldig, fi) den 
beftehenden kirchlichen Ordnungen zu unterwerfen und die für die firhlichen Bedürfniffe 
erforderlichen Beiträge zu leijten. 

Sie haben Antheil an den Anftalten und Gerechtjamen dev Gemeinde und An— 
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ſpruch auf die Dienjte der Kirchenbeamten. Die Gnadenmittel der. Kirche dürfen ihnen 
aus dem Grunde, daß fie dem Bekenntnißſtand der Gemeinde nicht angehörten, nicht 
verweigert werden. Sie haben, wenn ihnen die gejeßlichen Vorausſetzungen nicht fehlen, 
Stimmrecht bei der Wahl der Gemeindevertretung und MWählbarfeit in diefe, ſowie in 
den Kirchenvoritand. 

$ 11. Sede Gemeinde hat ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeglichen Gränzen 
ſelbſt zu verwalten. 

Sie übt ihre Befugniffe durch die Gemeindevertretung und den Kirchenvorjtand aus. 


IIBon Ber merwpenertcetung. 

$ 12. Die Gemeindevertretung bejteht aus den Mitgliedern des Kirchenvorjtands 
und einer Anzahl von der Gemeinde aus ihrer Mitte gewählter Vertreter. 

$ 13. Stimmberechtigt find alle fonfirmixte, jelbftftändige Männer der Gemeinde, 
welche das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben, in derjelben wohnen und nicht vom 
Stimmrecht ausgejchloffen find. 

Als jelbitjtändig iſt nicht anzuſehen: 

wer unter Vormundſchaft oder Kuratel fteht. 

Ausgeſchloſſen find diejenigen: 

1. über deren Vermögen Konkurs erkannt oder Fallitzuftand gerichtlich eröffnet 
worden ift, während der Dauer diejes Konkurs oder Yallitzuftandes; 

2, die zu Zuchthausftrafe, zu Gefängniß von wenigitens zwölf Monaten, zu Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte, zu Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, 
oder wegen Diebjtahls, Betrugs, Unterſchlagung, Fälſchung oder Meineids, oder 
eines Verbrechens oder Vergehens gegen die Sittlichkeit verurtheilt worden find; 

3. die innerhalb der letzten 12 Monate als Gewohnheits-, Feld- oder Forſtfrevler 
in Sreiheitsitrafe, oder wegen Landftreicherei oder Bettelei, Anleitung zur Bet: 
telei, Spiels, Trunfs oder Mühigangs nad) Maßgabe des S 361 des Straf 
geſetzbuchs für das deutjche Reich vechtsfräftig verurtheilt worden find. 

Das Stimmrecht ruht bei allen, die mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über 
ein Jahr im Rückſtand find. 

Außerdem ift der Kicchenvorftand befugt, einem Gemeindemitgliede wegen gegebenen 
öffentlichen Aergerniſſes innerhalb ſechs Monaten durch einen fürmlichen Beſchluß das 
Wahlrecht auf Zeit zu entziehen, vorbehaltlich des Rekurſes an den Dekanatsausſchuß, 
eventuell das Oberkonſiſtorium. 

$ 14. Die ftimmberechtigten Gemeindemitglieder werden in die von dem Kirchen- 
vorjtande zu führenden Wahlliſten, welche vor jeder ordentlichen Wahl öffentlich auf 
zulegen find, eingetragen. 

Ortsfremde, in die Gemeinde einziehende evangelifche Chriften haben ihre Stimm 
und Wahlberechtigung glaubhaft nachzuweiſen. 

$ 15. Die Zahl der von der Gejfammtheit der ftimmberechtigten Gemeindeglieder 
für die Gemeindevertretung zu wählenden Vertreter beträgt in Kirchengemeinden: 


L,.runlee 35 50098eelen 7 4.50.12 5. bis zu 4000 ©eelen . . 50 
2. bis zu 1000 „ 2 Ga 50004 ., BR 60 
a RE LEL "TR Aal 7,4.%beri 50000, , Beil 
A 000 a0 


$ 16. Für die gemeinjchaftlichen Angelegenheiten eines Kirchſpiels, das aus ver- 
jchiedenen Gemeinden beſteht, wird eine Vertretung in der Art gebildet, daß jede 
Gemeinde nach dem Verhältnig der Zahl ihrer Stimmberechtigten zu der Zahl der 
Stimmberechtigten der Gefammtmitgemeinde eine Anzahl Vertreter aus ihrer Mitte wählt. 
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Die von jeder einzelnen Gefammtgemeinde gewählten Vertreter bilden, duch Ergän— 
zungswahl auf die durch S 15 feſtgeſetzte Ziffer verjtärkt, für fich eine bejondere Orts— 
gemeindevertretung, welche die befonderen Angelegenheiten ber Gemeinde erledigt, ſoweit 
dieſelben nicht dor die Gejammtgemeindevertretung zu bringen find. 

8 17. Für die Gemeinden über 3000 Seelen Tann die Wahl der Gemeindes 
pertreter nach Bezirken vorgenommen werden. 

Ob und wie ſolche Eintheilung zu gejchehen habe, bejtimmt der Kirchenvorſtand. 

$ 18. Wählbar in die Gemeindevertretung find nur ſolche — nach $ 13 ſtimm— 
berechtigte Männer von bewährtem kirchlichem Sinn und chrbarem Lebenswanbdel, welche 
das 30. Lebensjahr überjehritten haben. 

Die Gejetlichfeit jeder Wahl, ſowohl bezüglich des Berfahrens, als bezüglich der 
Eigenschaft der Gemwählten, wird durch den Dekanatsausſchuß von Amtswegen geprüft, 
vorbehaltlich des Rekurſes an das Oberfonfiftorium gegen die Entſcheidungen bezüglich 
der Eigenjchaften der Gewählten. 

$ 19. Die Wahl ift eine geheime. 

Das Verfahren bei der Wahl richtet fich nach den in der Wahlordnung enthaltenen 
Vorſchriften. 

$ 20. Die Gewählten werden öffentlich verkündigt. 

Beanstandungen des Wahlverfahrens oder der gejeglichen Befähigung eines Ge— 
wählten können nur binnen acht Tagen nach dieſer Verkündigung bei dem Dekanats— 
ausſchuß geltend gemacht werden. Hat diefer die Gefeglichkeit des Wahlverfahrens und 
die geſetzliche Befähigung der Gewählten anerkannt, jo werden dieſe bei ihrem erſtmaligen 
Zuſammentreten nach einer vom Kirchenregimente zu bejtimmenden Formel auf treue 
und forgfältige Erfüllung ihrer Amtsobliegenheiten verpflichtet. 

8 21. Die Vertreter werden auf ſechs Jahre gewählt. Je nach drei Jahren 
tritt die Hälfte aus. Die Austretenden find wieder wählbar. 

Nach der eriten Wahl wird durch das Loos bejtimmt, welche Mitglieder nach drei, 
welche nach ſechs Jahren auszutreten haben. 

Ss 22. Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen 
der Wählbarkeit. 

8 23. Wenn von der Gemeindevertretung während deren Amtsdauer mehr ala 
ein Viertel wegfällt, jo werden Erſatzmänner für die Weggefallenen für den Net von 
deren Dienjtzeit gewählt. 

S 24. Das erweiterte Oberkonſiſtorium kann die Gemeindevertretung auflöfen. 
Die dadurch nöthig werdende Neuwahl muß alsbald vorgenommen werden. 

$ 25. Die Gemeindevertretung wählt die Kirchenporfteher und die weltlichen 
Abgeordneten zur Defanats-Synode. 

$ 26. Die Gemeindevertretung hat dag — nach $ 3 dieſer Verfafjung — der 
Gemeinde zuftehende Necht der Ablehnung von kirchlichen Anordnungen, welche Gegen— 
ſtände der Lehre und des Kultus betreffen, auszuüben. 

Iſt von ihr ein Beſchluß dieſer Art gefaßt worden, ſo wird derſelbe, falls das 
Oberkonſiſtorium dies anordnet, nebſt ſeinen Motiven an zwei hintereinander folgenden 
Sonntagen am Ende des Hauptgottesdienſtes von der Kanzel der Gemeinde bekannt gemacht 
mit der Eröffnung, daß Einſpruch binnen 14 Tagen, bei Meidung des Ausſchluſſes, 
beim Kirchenvorſtand zu erheben ſei. 

Ueber das Gewicht ſolchen Einſpruchs, ſowie über die etwaige Gewährung von 
Garantieen an Minderheiten in der Gemeinde entſcheidet das erweiterte Oberkonſiſtorium. 

$ 27. Beſtehen in einer Gemeinde herkömmlich beſondere Ordnungen in Bezie⸗ 
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hung auf Lehre, Kultus oder jonftige Gegenstände ihres Firchlichen Lebens, deren aus— 
drücfliche Anerkennung fie wünſcht, oder fühlt eine Gemeinde das Bedürfniß ſich eigen— 
thümliche derartige Ordnungen zu geben, welche wejentlichen Bejtimmungen der Kirchen— 
verfaffung nicht zuwider find, jo fünnen ſolche als Gemeindeftatuten feſtgeſetzt werden. 
Es bejchließt hierüber, nach Vorberathung und auf Antrag des Kirchenvorjtandes, Die 
Gemeindevertretung. Sit ein folcher Beſchluß nad) Begutachtung durch die Dekanats— 
Synode vom Oberkonfiftorium genehmigt, jo kann ex einftweilen vollzogen werden. Die 
Verhandlungen hierüber find der nächiten Landes-Synode zur Kenntnignahme und 
Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

S 28. Ueber folgende Angelegenheiten bedürfen die Bejchlüffe des Kirchenvorſtandes 
der Zuftimmung der Gemeindevertretung: 

1. über Veränderungen im Beftand des Kirchenvermögens dev Gemeinde; 

2. über Feftitellung der Art und Größe neuer Bezüge von Kirchendienern und 
Beamten aus Mitteln, welche der Kirchengemeinde zur Verfügung ftehen ; 

3, über die Feſtſtellung der Boranjchläge ; 

4, über die Beichaffung der zu den Firchlichen Bedürfniffen erforderlichen Mittel, 
welche im Voranſchlag nicht vorgefehen find und die Zuftändigfeit des Kirchen— 
voritandes überjchreiten ; 

5. über Umlagen für kirchliche Bedürfniffe auf die Gemeindeglieder oder Anleihen; 

6. über Vergleiche in Nechtsftreitigfeiten. 

$ 29. Die Gemeindevertretung tritt jährlich wenigftend einmal zufammen. Der 
Kirchenvorftand kann jederzeit die Berufung beſchließen. Auch muß dieje ftattfinden, 
wenn ein Viertel der Gemeindevertreter bei dem Vorfißenden darauf anträgt. 

$ 30. Die Einladung erfolgt an ſämmtliche Mitglieder der Gemeindevertretung 
unter Angabe des Gegenjtandes der Verhandlung durch den Vorfigenden des Kirchen— 
vorjtandes (oder deſſen Stellvertreter), welcher auch in der Berfammlung dev Gemeinde 
vertretung den Vorſitz Führt. 

s 31. In der Derfammlung der Gemeindevertretung ift die Anwejenheit von 
mehr als der Hälfte ſämmtlicher Mitglieder erforderlich. Wenn nach dev zweiten Ein— 
ladung auch weniger Mitglieder als die Hälfte erjcheinen, jo find die Erjchienenen 
beſchlußfähig. Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Ber Gleichheit 
der Stimmen ift die Berathung und Beihlußfaffung zu wiederholen. Ergibt ſich auch 
dann Stimmengleichheit, jo enticheidet der Dekanatsausſchuß. 

Die Verhandlungen, über welche ein Protofoll aufzunehmen ift, find öffentlich, 
wenn die Gemeindevertretung e3 bejchlieft. 

3. Bom Kirchenvorſtand. 

$ 32, Der Kirchenvorstand beiteht aus dem oder den — ein Pfarramt mit 
Seelforge bei der Gemeinde verjehenden Geiftlichen oder deren Stellvertretern (Pfarrver— 
waltern, Pfarrvifaren) und aus mehreren gewählten Mitgliedern (Kirchenvorſtehern). 

Hülfsgeiftlichen fteht nur eine berathende Stimme zu. 

$ 33. Den Vorſitz führt dev Pfarrer oder dejjen Stellvertreter; wenn mehrere 
Geiftliche an derjelben Gemeinde angeftellt find, der erſte. Definitiv angeſtellte Geiftliche 
gehen in dieſer Beziehung immer den Pfarrverwaltern oder Pfarrvilaren vor, infofern 
nicht in befonderen Fällen von dem Oberfonfiftorium anders verfügt wird. 

$ 34. Die Zahl der Kicchenvorfteher richtet ſich nach der Größe dev Kirchen- 
gemeinde. 

Sie beträgt wenigftens vier und nicht über zwölf. Sie wird nach Anhörung der 
Gemeindevertretung von dem Dekanatsausſchuß feſtgeſetzt, welcher auch beſchließen Tann, 
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daß aus beftimmten Theilen bes Kirchſpiels eine beftimmte Anzahl von Kirchenvorſtehern 
gewählt werde. 

8 35. Im Kirchengemeinden, welche mehrere Orte umfafjen, wird aus jedem Ort 
eine dem Verhältni der Seelenzahl entjprechende Anzahl von Kirchenvorftehern gewählt; 
bei zu geringer Seelenzahl der Orte wird eine entfprechende Anzahl von Kirchen 
vorstehern aus Ortsvereinigungen gewählt, welche Der Dekanatsausſchuß zu dieſem 
Ende bildet. 

Jede Tochtergemeinde hat einen beſonderen Kirchenvorſtand, welcher mit dem der 
Muttergemeinde zuſammentritt, wo es ſich um gemeinſchaftliche Angelegenheiten handelt. 

$ 36. Beſitzt eine einzelne Ortsgemeinde, die mit einer oder mehreren Ortsgemein— 
den zu einer Kirchengemeinde mit einem gemeinichaftlichen Kirchenvorſtand verbunden iſt, 
eigenes Kirchenvermögen, ſo wird für ſie ein beſonderer Kirchenvorſtand gebildet, deſſen 
Wirkſamkeit jedoch auf die Verwaltung dieſes beſonderen Vermögens beſchränkt iſt. 

Der Geiſtliche iſt auch Vorſitzender dieſes beſonderen Kirchenvorſtands. 

8 37. Die Kirchenvorſteher werden von der Gemeindevertretung auf ſechs Jahre 
gewählt. Je nach drei Jahren tritt die Hälfte aus. Die Austretenden ſind wieder 
wählbar. 

Nach der erſten Wahl wird durch das Loos beſtimmt, welche Mitglieder nach drei, 
welche nach ſechs Jahren austreten. 

Scheidet ein Kirchenvorſteher vor beendigter Dienſtzeit aus, ſo iſt für die Reſtzeit 
ein anderer zu wählen. Doch kann dies unterbleiben, ſo lange der Kirchenvorſtand drei 
Viertel ſeiner Mitglieder behält, und wenn bis zum Ende der Dienſtzeit höchſtens noch 
ſechs Monate ſind. 

s 38. Wählbar in den Kirchenvorſtand find ſolche nach 8 13 jtimmberechtigte 
Männer, welche das 30. Lebensjahr überſchritten haben und nad) 5 18 zur Gemeinde 
pertretung wählbar find. 

Perjonen, welche in auf» und abjteigender Linie verwandt, ſowie jolche, deren 
Bruder, Halbbruder, Schtwiegertochter oder Schwiegerjohn bereits Mitglieder des Kicchen- 
vorjtandes find, können nicht gewählt werden. Stehen gleichzeitig Neugewählte in 
ſolchem Verhältniffe, jo tritt derjenige, welcher die meiften Stimmen erhalten hat, ein. 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

Die Gejeglichkeit jeder Wahl, ſowohl bezüglich des Verfahrens, als bezüglich der 
Gigenjchaft dev Gewählten, wird von dem Dekanatausſchuß von Amtswegen geprüft, 
vorbehaltlich des Nekurjes an das Oberkonfiftorium, joweit es fich um Die Eigenschaften 
der Gewählten handelt. 

8 39. Die Wahl iſt eine geheime. 

Das Verfahren bei der Wahl richtet ſich nach den in ber Wahlordnung enthaltenen 
Vorſchriften. 

8 40. Sobald die Bedingungen der Wählbarkeit wegfallen, hat der betreffende 
Kirchenvorſteher auszufcheiden. 

Wegen erwieſener Dienjtuntüchtigkeit, unfittlichen Lebenswandels und beharrlicher 
Vernachläfſigung der Amtspflichten kann die Entlaſſung durch den Defanatsausichuß 
nach Anhörung des Kicchenvorftands und vorbehaltlich des Rekurſes an das Oberkon— 
fiftorium erfolgen. 

$ 41. Die Wahl zum Kicchenvorfteher Tann abgelehnt werben. 

$ 42. Für Ablehnende, jowie für diejenigen, deren Wahl für ungültig erklärt 
wird, tritt Neuwahl ein. 

$ 43. Wer ohne für genügend erfannte Gründe (worüber, nach Anhörung des 
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Kirchenvorſtandes, der Defanatsausihuß zu entjeheiden hat) fein Amt als Kirchenvor— 
ſteher vorzeitig niederlegt, oder wer feine Entlafjung herbeiführt, verliert auf drei Jahre 
das Stimmrecht. 

8 44. Die Gewählten werden an einem Sonntag am Ende des Hauptgottes- 
dienftes der Gemeinde von der Kanzel verfündigt, und es fönnen Beanjtandungen des 
Wahlverfahrens oder der Befähigung eines Gewählten binnen 8 Tagen, von dieſem 
Zeitpunkt an gerechnet, bei dem Dekanatsausſchuß erhoben werden. 

8 45. Nach Gültigerflärung der Wahl werden die Sewählten in der Kirche 
von dem Vorfikenden des Kirchenvorſtandes vorgeftellt und auf treue und jorgfältige 
Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes nach einer von dem Kirchenregimente zu 
beftimmenden Formel verpflichtet. 

8 46. Dem Kicchenvorftand ift die Sorge für alles, was das fittliche, veligiöfe 
und kirchliche Wohl, ſowie das Firchliche Vermögen der Gemeinde betrifft, anvertraut. 
Er hat zu dem Ende die Firchlichen Anftalten und Einrichtungen in der Gemeinde zu 
beauffichtigen und für Erhaltung und Vervollkommnung derjelben zu jorgen, wo er 
aber Mißbräuche und Mängel wahrnimmt, auf deven Bejeitigung hinzuwirken. 

g 47. Dem Kirchenvorſtande kommt insbeſondere zu: 

1. dem Pfarrer in der Ausübung ſeines Amtes treu zur Seite zu ſtehen, chriſt— 
liches Leben in der Gemeinde zu pflegen und zu dem Ende vor allem durch 
chriſtlichen Lebenswandel und Bethätigung chriſtlichen Sinnes, namentlich auch 
durch Theilnahme am Gottesdienſt und heiligen Abendmahl, der Gemeinde ein 
gutes Beiſpiel zu geben. 

Wenn ein Kirchenvorſteher dienſtunfähig wird und freiwillig nicht zurücktritt 
einen unſittlichen Lebenswandel führt oder ſeine Amtspflichten beharrlich ver— 
nachläſſigt, ſo hat der Kirchenvorſtand auf deſſen Entlaſſung bei dem Dekanats— 
ausſchuß anzutragen; 

2. Uebung der Kirchenzucht, deren einziges Zwangsmittel die Entziehung von kirch— 
lichen Gemeinderechten ſein darf, nach den beſtehenden Beſtimmungen. Ein die 
Kirchenzucht regelndes Geſetz bleibt vorbehalten; 

. Wahrnehmung alles deſſen, was den Zuſtand der Kirchengemeinde in Firchlicher 
und fittlicher Beziehung, insbefondere rückſichtlich des Gottesdienſtes, des Reli— 
gionsunterrichts, der Pflege der Armen, Kranken und Verwahrloſten und der 
Sonntagsheiligung betrifft, jowie Anordnung, beziehungsmeife Beantragung der 
zur Förderung des ficchlichen und fittlichen Zuſtandes der Kirchengemeinde dien- 
fichen Maßregeln. Bei Hebung der Barmherzigkeit an Armen, Kranken und 
Verwahrloften in der Gemeinde bleibt dem Kirchenvorjtand, wenn es die Ver— 
hältniffe als wünfchenswerth erſcheinen lafjen, die Annahme beſonderer Helfer 
(Diakonen) überlafjen ; 

4, die Intereſſen der Pfarrgemeinde bei Bejegung der Pfarrſtellen zu vertreten; 

. der Gemeindevertretung bei ihren Sahresverfammlungen Bericht über den kirch— 
lichen und fittlichen Zuftand dev Gemeinde zu erjtatten ; 

6. bei der Aufficht über Ordnung und Beſuch der Katechismuslehre mitzuwirken ; 

. die Aufnahme von jolhen, die zur evangelifchen Kirche übertreten wollen; 

8. die Anitellung, Beauffichtigung und Entlaſſung der niederen Kirchendiener, ſofern 

nicht ein Präſentationsrecht bezüglich dieſer Stellen bejteht; 

9, Antragitellung wegen Ernennung und Entlafjung des Kirchenrechners, ſowie we— 

gen Beſtimmung der Größe der von ihm zu ſtellenden Kaution und des ihm 
zu verwilligenden Gehalts; 


os 


Or 


—— 
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10. die Entjeheidung über die Einpfarrung nad) Maßgabe des 8 9 diejes Edikts; 

11. Zeitung der Wahlen zur Gemeindevertretung auf Grund der Wahlordnung, Die 
Entziehung des Wahlrechts nad S 13 und die Eintheilung der Wahlbezirke 
nach 8 17 diejes Edikts; 

12. Beſchluß über diejenigen Gegenftände, welche ev nach den 88 27 und 28 dieſes 
Edikts nur in Uebereinftimmung mit dev Gemeindevertretung zur Erledigung 
bringen kann; 

13. die Ausführung der gejeglich gefaßten Beſchlüſſe der Gemeindevertretung; 

14. die unmittelbare Verwaltung und nächjte Beauffichtigung des beweglichen und 
unbeweglichen Kirchen, Pfarı- und Stiftungsvermögens der Gemeinde, Die 
Sorge fir Erhaltung und gute Bewirthichaftung diefes Vermögens, nach) Maß— 
gabe der zu erlaſſenden Bejtimmungen. 

Gegen die Entjeheidungen und Bejchlüffe des Kirchenvorjtandes findet ſowohl von 
Seiten der Betheiligten als von Seiten des Vorfigenden des Kirchenvorjtandes im kirch— 
lichen Intereſſe ein Rekurs an den Dekanatsausſchuß ftatt, und zwar in den Fällen von 
pos. 1, 2, 3, 8 — injoweit es fi) um die Entlafjung der niederen Kirchendiener 
handelt — pos. 10, 11, 12 und 14. 

8 48. Das Amt eines Kirchenvorftehers und eines Helfers (Diafonen) iſt ein 
Ehrenamt. 

$ 49. Der Kicchenvorftand tritt zur Bejorgung der Gejchäfte auf Einladung 
des Vorſitzenden fo oft, als es das Bedürfniß erheifcht, dev Regel nah im Pfarrhaus 
zufammen. 

Der Vorſitzende ift zur Berufung des Kirchenvorjtandes verpflichtet, wenn ein 
Drittel der Mitglieder es verlangt. 

8 50. Zur Gültigkeit einer Berathung eines Beſchluſſes des Kirchenvorſtandes 
gehört: 

1. daß alle Mitglieder zur VBerfammlung eingeladen waren ; 

2. daß, außer dem Vorſitzenden, mehr als die Hälfte dev Mitglieder, welche der 
Kirchenvorſtand haben ſoll, exrjchtenen find ; 

3. daß hierüber durch den Vorſitzenden oder ein von dieſem beauftragtes Mitglied 
ein Protokoll aufgenommen worden ift. 

8 51. Die Bejchlüffe des Kirchenvorſtandes werden mit einfacher Stimmenmehr- 
heit gefaßt, bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. jedes 
Mitglied, welches der Verſammlung beiwohnte, hat das Protofoll zu unterjchreiben, 
übrigens auch das Necht, zu verlangen, dab feine abweichende Anficht in demfelben 
niedergelegt werde. 

Jedem Mitglied des Kirchenvorjtandes wird DVerfchwiegenheit über die durch Be— 
ſchluß als geheim bezeichneten Gegenftände der Berathung und über das, was ihm im 
Amte anvertraut wird, zur bejonderen Pflicht gemacht. 

$s 52. Wenn wegen VBerhinderung, insbefondere wegen perjönlicher Betheiligung, 
fein geiftliches Mitglied den VBorfi führen darf, jo tritt der von dem Kirchenvorjtand 
aus jeiner Mitte erwählte Stellvertreter an feine Stelle. 

Perſönlich bei einer Sache betheiligte Mitglieder dürfen bei dev Berathung nur 
auf ausdrüclichen Wunjc des Kirchenvorjtandes anweſend jein. 

$ 53. Der Borfißende hat das Recht, Beſchlüſſe, welche er für gejeßwidrig hält, 
dem Defanatsausihuß vorzulegen und die Ausführung bis zu deſſen, unverzüglich nach- 
zuſuchender, Entjeheidung zu juspendiren. 

Gegen dieje ijt der Rekurs an das Oberkonfijtorium zuläſſig. 
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Ss 54. Wenn ein Kirchenvorftand feine Pflichten auffällig vernachläſſigt oder 
verletzt, ſo kann das erweiterte Oberkonfiftorium ihn auflöfen. In einem folchen Yale 
ift alsbald eine Neuwahl vorzunehmen. 

3. Bon der Gemeindeverjammlung. 

Ss 55. Wenn das Oberfonfiftorium es für angemefjen findet, eine Mteinungs- 
äußerung der ganzen Kirchengemeinde herbeizuführen, jo tt auf defjen Anordnung eine 
Verſammlung ſämmtlicher jtimmberechtigter Gemeindeglieder zu berufen. 

Dies geſchieht durch Ankündigung von der Kanzel an zwei auf einander folgenden 
Sonntagen. 

Das Oberkonſiſtorium beſtimmt, wer die Verſammlung zu leiten hat. 

Das Ergebniß der Abſtimmung iſt protokollariſch feſtzuſtellen. 

B. Bon den Dekanatschynoden. 

$ 56. Aus den evangelifchen Kirchengemeinden des Sroßherzogthums werden größere 
Bezirfe — Dekanate — in dev Art gebildet, daß jede Gemeinde einem  bejtimmten 
Defanate angehören muß. 

8 57. Die Zahl und den Bereich der Delanate bejtimmt ein  bejonderes 
Kirchengeſetz. 

Beränderungen im Umfange eines Dekanats können nach Anhörung der bethei— 
ligten Gemeindevertretungen und Dekanats-⸗Synoden mit Zuſtimmung der Landes-Synode 
von dem Oberkonſiſtorium angeordnet werden. 

8 58. Die Geſammtheit der evangeliſchen Kirchengemeinden eines Dekanats findet 
ihre Vertretung in der Dekanats-Synode. 

Ss 59. Die Dekanats-Synode beſteht aus allen fungivenden Pfarrern, Pfarr 
verwaltern und mit felbjtitändiger Vertretung des Pfarramts beauftragten Vikaren und 
aus eben jo vielen weltlichen Abgeordneten. 

Jede Gemeinde jendet jo viele weltliche Abgeordnete , als fie Geiftliche Hat, die 
in der Defanats-Synode Sik und Stimme haben. AS weltliche Abgeordnete Können 
auch theofogijch gebildete Männer gewählt werden, welche nicht als Geiftliche der 
Defanats-Synode beizumohnen haben. 

Vertreter der vafanten Pfarreien in der Defanats-Synode find die Spezialvifare 
oder jolche Hülfsgeiftliche, die von dem Dekanats ausſchuß damit beauftragt werden. 

Für die weltlichen Abgeordneten werden zugleich Stellvertreter gewählt. 

I 60. Die Defanats-Synode ift berechtigt, Hülfsgeiftliche, emeritirte Geiftliche, 
Anſtalts- und Meilitärgeiftliche mit berathender Stimme zu ihren Sigungen zuzuziehen. 

Die Mitglieder des Oberfonfiftoriums und Landes-Synodalausjchuffes können im 
Auftrag des Oberkonſiſtoriums den Berhandlungen aller Dekanats-Synoden mit beras 
thender Stimme beiwohnen und au) außer der Ordnung das Wort verlangen, jobald 
ein Redner geendet hat. 

8 61. Beſitzt eine Kirchengemeinde mehrere Seijtliche, von welchen einer zugleich 
Geistlicher einer benachbarten, eine jelbjtjtändige Pfarrei bildenden Kirchengemeinde iſt, 
ſo wählt die erſtgenannte Gemeinde ſo viele weltliche Abgeordnete, als ſie Geiſtliche hat, 
welche nur in ihr fungiren. Der Geiſtliche, welcher zugleich Pfarrer einer benachbarten, 
eine ſelbſtſtändige Pfarrei bildenden Kirchengemeinde iſt, kommt nur bei dieſer andern 
Gemeinde in Betracht, und dieſe hat einen weltlichen Abgeordneten für ſich zu wählen. 

$ 62. Mehrere gleichberechtigt vereinigte Gemeinden wählen zufammen einen 
weltlichen Abgeordneten, 

F 63. Die weltlichen Abgeordneten werden auf ſechs Sahre gewählt und find nach 
Ablauf der Wahlperiode wieder wählbar. 
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S 64. Alle drei Jahre tritt eine theilweije Ergänzung der Mitglieder ein. Zu 
denn Ende jcheidet von den zum erjtenmal berufenen weltlichen Abgeordneten die Hälfte 
nach der Beitimmung des Loojes aus und wird durch Neuwahl erjekt. 

$ 65. Fällt ein weltlicher Abgeordneter vor Ablauf der Zeit, für welche er 
berufen war, aus irgend einem Grunde weg, jo wird er für die Dauer diejer Zeit 
durch baldige Neuwahl erjekt. 

$ 66. Die weltlichen Abgeordneten werden von der Gemeindevertretung aus der 
Zahl der gegenwärtigen oder früheren Kirchenvorjteher , injofern dieje die Wählbarkeit 
zu dem Amte nicht verloren haben, mitteljt Stimmzettel gewählt. 

Die Wahl kann abgelehnt werden. 

Wird bei der erjten Abjtimmung eine abjolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, 
fo entjcheidet bei dem zweiten Wahlgang relative Stimmenmehrheit und bei Stimmenz 
gleichheit daS Loos. 

$ 67. Einjprachen gegen die Wahl find innerhalb 14 Tagen vom Wahltage 
an bei dem Dekanatsausſchuſſe vorzubringen. Später eingefommene Einjprachen werden 
nicht berückſichtigt. 

Ss 68. Das über die Wahlhandlung aufzunehmende Protokoll it baldigjt an den 
Dekanatsausſchuß einzufenden, welcher nach Ablauf der für Einfprachen beſtimmten Friit 
die Wahlen prüft und vorläufig, fofern fein erheblicher Anſtand vorliegt, die Gewählten 
einberuft. 

Ueber die Gültigkeit der Wahlen hat die Defanats-Synode zu entjcheiden. 

8 69. Die auswärtigen Mitglieder der Defanat3-Synode beziehen Taggebühren. 

s 70. „Zu den Befugniffen und Pflichten der Defanats-Synode gehört Folgendes: 

1. Wahrung der verfaffungsmäßigen Nechte und Einrichtungen der Kirche 
innerhalb ibres Wirkungskreiſes; 

2, Aufmerken auf Wandel und Amtsführung der Geiftlichen und jonftigen Diener 
der Kirche überhaupt, Wahrnehmung alles deifen, was den Zujtand des 
Defanats in Firchlicher und fittlicher Beziehung, insbeſondere rückſichtlich des 
Gottesdienjtes, des Neligionsunterrichtes, der Pflege der Armen, Kranken und 
Berwahrloften, der Kirchenzucht und Sonntagsheiligung betrifft, ſodann Anord- 
nung, bezw. Beantragung der zur Förderung des firchlihen und fittlichen Zus 
ſtandes des Defanats oder einzelner Kirchengemeinden dienlichen Maßregeln; 

3. Mitwirkung bei der Verwaltung des Kirchen, Pfarr und Stiftungsvermögens 
in der noch näher zu bejtimmenden Weiſe; 

4. Ergänzung der Zuftimmung einer Kirchengemeinde bei verweigerter Uebernahme 
oder Ausführung gejeßlicher Berpflichtungen ; 

5. Entiheidung über die Gültigkeit dev Wahlen zur Defanats-Synode ; 

6. Wahl des Defans; 

7. Wahl eines geiftlichen und weltlichen Mitgliedes zur Landes-Synode ; 

8. Wahl des Defanatsausjchuffes. 

8 71. Durch Beſchluß der Defanat3-Synode können für ein Defanat bejondere, 
der Kicchenverfaffung nicht widerfprechende Einrichtungen getroffen werden. Solche 
ſtatutariſche Beſtimmungen bedürfen zu ihrer Nechtsgültigkeit der Anerkennung der 
Landes-Synode und der Bejtätigung des Oberkonſiſtoriums. 

Ss 72. Die Defanat3-Synoden treten in der Negel einmal im Sahre, nachdem 
dent Oberkonfiftorium von der Berufung Anzeige gemacht worden, auf längjtens zwei 
Tage, außerdem aber jo oft zufammen, als das Oberfonfiftorium anorönet, oder auf 
Antrag des Defanatsausjchuffes genehmigt. 
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8 73. Sie werden durch ihren Ausſchuß berufen, der an ſämmtliche Abgeordnete 
wenigstens vier Wochen vor dem Zujammentritt Ginladungsichreiben mit Angabe der 
Tagesordnung zu erlaffen hat. 

Gleichzeitig erhalten auch die Kirchenvorftände Nachricht von den Gegenſtänden 
der Verhandlung. Ort und Zeit der Verſammlung werden nach der Berufung auch 
von der Kanzel in allen Kirchengemeinden des Dekanats verkündigt. 

In ſehr dringenden Fällen kann die Einladung auch in kürzerer Zeit vor der 
Verſammlung erfolgen. 

In ſolchen raſch berufenen Verſammlungen muß, um Raum für freie Beſprechun— 
gen zu gewinnen, die Berathung mindeſtens eine Stunde ausgeſetzt werden, wenn das 
von fünf Mitgliedern verlangt wird. 

$ 74. Die regelmäßigen Verſammlungen werden durch öffentlichen Gottesdienit, 
wozu der Dekanatsausſchuß den Prediger beftimmt, eingeleitet. Sie find, wenn die 
Berfammlung nicht im einzelnen Falle ein Anderes bejchließt, öffentlich. Den Borfiß 
führt der Dekan oder deſſen Stellvertreter. 

F 75. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes der Synode gehört, daß alle Mitglieder 
eingeladen waren, und daß von denjelben die Mehrzahl erjchtenen it. 

Wenn nur die Hälfte oder weniger als die Hälfte dev Weitglieder erſchienen ut, 
jo muß die Synode nochmals berufen werden. Die auf Ddieje zweite Berufung Er— 
ichienenen find beſchlußfähig. 

Es entjeheidet Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit die Stimme des Bor: 
ſitzenden. 

Bei Gegenſtänden, welche einzelne Kirchengemeinden angehen, haben deren Ver— 
treter nur eine berathende Stimme. 

876. Ueber die Verhandlungen wird in jeder Sitzung ein kurzes Protokoll 
geführt, welches der Vorſitzende und die Schriftführer zu unterzeichnen haben. Die 
Protokolle find an das Oberkonſiſtorium abjehriftlich einzujenden und die von der Synode 
gefaßten Beichlüffe den einzelnen Kirchenvorjtänden mitzutheilen. 

g 77. Der Dekan wird unter Zeitung des bisherigen Defans und unter Zus 
ziehung don zweien, aus der Zahl der vorhandenen Mitglieder durch das Loos beſtimmten 
Urkundsperſonen aus der Zahl der Dekanatsgeiſtlichen für die Zeit von ſechs Jahren durch 
abjolute Stimmenmehrheit gewählt. 

$ 78. Kommt bei der eriten Abſtimmung eine abſolute Mehrheit nicht zu 
Stande, jo wird zu einer zweiten Wahl gejchritten, bei welcher nur zwiſchen den beiden 
Geiſtlichen zu wählen ift, die bei der erjten Wahl die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Kirchenregiment. 

$ 79. Das Protokoll der Wahlhandlung ift an das Oberkonfiftorium einzufenden. 
Die Wahl des Defans unterliegt der Beltätigung des Großherzogs. 

Erfolgt die Beſtätigung des Großherzogs nicht, jo findet eine zweite Wahl ſtatt. 
Wird auch dieſer die Beſtätigung verſagt, dann ernennt der Großherzog den Dekan auf 
Antrag des erweiterten Oberkonſiſtoriums. 

g 80. Nach der Wahl des Dekans wird auf gleiche Weiſe ein Stellvertreter 
deſſelben gewählt, der zugleich Mitglied des Dekanatsausſchuſſes ift, und defjen Wahl 
ebenfalls der Betätigung des Großherzogs bedarf. Erfolgt die Bejtätigung nicht, jo 
findet eine zweite Wahl ftatt. Wird auch diefer die Betätigung verfagt, dann ernennt 
der Großherzog den Stellvertreter de3 Defans auf Antrag des erweiterten Ober— 
fonfiftoriums. Desgleichen werden bei jeder Verſammlung der Defanat3-Synode zwei 
Schriftführer für diejelde gewählt. 
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$ 81. Der Dekan umd jein Stellvertreter bilden nebſt zwei weltlichen und einem 
dritten ohne Beſchränkung des Standes von der Defanats-Synode in gleicher Weiſe zu 
wählenden Abgeordneten der Defanats-Synode den Dekanatsausſchuß. 

Außerdem find zwei Erſatzmänner, ein geiftlicher und ein weltlichen, zu wählen. 

Sämmtliche Mitglieder diefes Ausſchuſſes, außer dem Dekan, haben drei Jahre 
zu fungiven, find aber nad) Ablauf diefer Zeit wieder wählbar, jedoch abzulehnen 
berechtigt. 

S 82. Der Defanatsausschuß bejchließt nad) Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

8 83. Der Ausschuß hat in ftändiger Vertretung der Dekanat = Synode die 
verfaffungsmäßigen Nechte und Einrichtungen der Kirche zu wahren und den Firchlichen 
und fittlichen Zuftand der Gemeinden des Defanats jorgfältig zu beobachten. Er voll- 
zieht die Bejchlüffe dev Synode und die an ihn gelangenden Aufträge und Verfügungen 
des Oberkonſiſtoriums. 

Er ordnet die Wahlen der weltlichen Abgeordneten zur Defanats-Synode an, prüft 
fofche und benachrichtigt die Gewählten von der auf ſie gefallenen Wahl. 

Er beruft die ordentlichen und außerordentlichen Defanats-Synoden, trifft zu den— 
ielben die erforderlichen Vorbereitungen, theilt zu dem Ende, joweit nöthig, einzelnen 
Mitgliedern der Synode Gegenftände zum Vortrage zu und erläßt die Einladungs— 
ichreiben an die Abgeordneten. Er nimmt die an die Defanats = Synode gerichteten 
Anträge und Beichwerden an umd legt fie diefer, thunlichit zur Entjcheidung vorbereitet, 
zur Beſchlußnahme vor. 

8 84. Insbeſondere liegt dem Ausjchuffe ob: 

1. den Verkehr der Synode mit den übrigen Firchlichen Organen, ſowie mit den 
Behörden und Privaten zu vermitteln ; 
2, die Beobachtung und Aufrechterhaltung der beftehenden kirchlichen Ordnungen 
bei den Geistlichen und Gemeinden zu überwachen ; 

‚ die Berufsthätigfeit der Kirchenvorſtände und der kirchlichen Diener, ſowie der 
Religionslehrer theils unmittelbar, theils in oberer Stufe zu beauffichtigen und 
Mitglieder der Mirchenvorftände, welche erwieſener Maßen dienjtunfähig geworden 
find und freiwillig nicht zurüctreten, einen unfittlichen Lebenswandel führen oder 
ihre Amtspflichten beharrlich vernachläffigen, ihres Dienſtes zu entlaſſen; 

4, an die Defanats-Synode einen Bericht über feine Wirkſamkeit im verfloffenen 
Jahre und über den Kirchlichen und fittlichen Zuftand der Defanatögemeinden 
zu eritatten; 

5. im Auftrage des Oberfonfiftoriums Unterfuchungen gegen Geijtliche, Kirchen— 
vorſteher und Kirchendiener zu führen; 

6. bei Ausübung der Kirchenzucht nach Maßgabe des zu exlaffenden Gejeges mit- 
zuwirken; 

7. vor Wiederbeſetzung erledigter Pfarrſtellen in dem Dekanate nach Maßgabe des 
$ 123 die Aeußerung des Kirchenvorſtandes einzufordern und ſie mit ſeinem 
Gutachten dem Superintendenten vorzulegen ; 

8. bei Verwaltung des Kirchen, Pfarr- und Stiftungsvermögens in der noch näher 
zu bejtimmenden Weiſe mitzuwirken ; 

9, die Prüfung der Gejeßlichkeit der Wahlen der Gemeindevertreter und Kirchen- 
vorjteher auf Neflamation, wie von Amtswegen, nad) Maßgabe der SS 18, 38 
und 47 diefes Edifts, und nad Maßgabe der SS 34 und 35 feine Amts— 
thätigfeit eintreten zu laſſen; 
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10. über die beabfichtigte Neubildung oder Veränderung im Beltande einzelner 
Kirchengemeinden, ſowie über Veränderungen des Defanatsverbandes jein jedes— 
mal einzuhofendes Gutachten an das Oberkonfiftorium abzugeben; 

11. Kirchenvorftänden, Pfarren und jonftigen kirchlichen Dienern, welche in Er— 
{edigung der ihnen zugegangenen Auflagen jäumig find, Grmahnungen und 
Weiſungen zu ertheilen und gegen fie Oxdnungsjtrafen bis zu 20 Reichsmark 
zu erkennen; 

12. Erkennung über die Gründe, welche einen Kirchenvorſteher berechtigen, ſein Amt 
niederzulegen, nach Maßgabe des 8 53 dieſes Edikts; 

13. Entſcheidungen über Suspenſion von Beſchlüſſen des Kirchenvorſtandes na 
Maßgabe des S 553 dieſes Edikts; 

14. Entſcheidung in zweiter Inſtanz hinſichtlich der an ihn nach Maßgabe des 8 47 
gelangenden Rekurſe. 

Gegen die Entſcheidungen und Beſchlüſſe des Dekanatsausſchuſſes findet ſowohl 
von Seiten der Betheiligten als von Seiten des Vorſitzenden des Dekanatsausſchuſſes 
im kirchlichen Intereſſe ein Rekurs an das Oberfonfiftorium jtatt, und zwar in den 
Fällen 2, 3, 6, 9 — foweit es ſich um die gejeßlichen Eigenjchaften des Gewählten 
handelt — 11, 12 und 14. 

8 85. Die Gefchäftsleitung im Ausschuffe fteht dem Dekan zu. Bei wichtigeren 
Gegenftänden, namentlich bei Beſchlüſſen über die Entlafjung von Kirchenvorftehern und 
über ſchwerere Kicchenzuchtsfälle, hat er den Ausſchuß durch die beiden Erfaßmänner zu 
verftärfen, in anderen Fällen ift ev nach Bedürfniß dazu befugt. 

Auf Einladung des Vorfigenden tritt der Ausſchuß jo oft zufammen, als münd- 
liche Beratdung erfordernde Gegenjtände es nöthig machen. 

Bei auswärtigen Gefchäften haben die Mitglieder des Ausjchuffes Anſpruch auf 
Erſatz der Transportloften und nöthigenfall3 auf Taggelder. 

$ 86. Der Dekan hat das Recht, Beſchlüſſe, welche ex für gefegwidrig hält, dem 
Oberkonſiſtorium vorzulegen und die Ausführung bis zu deſſen, unverzüglich nachzus 
juchender, Entjcheidung zu juspendiren. 

C. Don der Landes-Hynode. 

$ 87. Die wangelifche Kirche des Großherzogthums in ihrer Gefammtheit wird 
durch die Landes-Synode vertreten, 

$ 88. Die Landes-Synode bejteht: 

1. aus einem geiftlichen und einem weltlichen, von jeder Dekanats-Synode gewählten 
Abgeordneten ; 

2. aus dem evangelifchen Prälaten ; 

3. aus fieben, von dem evangelifchen Landesheren zu ernennenden Mitgliedern, und 
zwar drei geiftlichen und vier weltlichen. 

Die Ernennung der von dem Landesheren zu berufenden Mitglieder erfolgt nach 
gutachtlicher Vernehmung des Oberkonſiſtoriums. 

8 89. Kein Mitglied der Landes-Synode darf für ſeine Abſtimmungen Inſtruktion 
annehmen. 

8 90. Die in $ 88 Abſatz 1 erwähnten Abgeordneten werden in der Art 
gewählt, dad jede Defanats- Synode aus der Zahl der wählbaren Mitglieder der 
evangeliichen Landeskirche einen geiftlichen und einen weltlichen Abgeordneten und Stell: 
vertreter für beide wählt. or 

$ 91. Jeder Gewählte hat das Necht abzulehnen und jeder Zeit zurüdzutreten, 
ebenjo jeder vom Großherzog Ernannte. 
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Außerdem hört Der auf, Mitglied der Landes-Synode zu jein, welcher die Wähle 
barkeit verliert. 

$ 92. Sn jedem diejer Fälle ($ 91), desgleichen bei dem Tode eines Mitgliedes, 
oder wenn jeine Wahl für ungültig erklärt wird, hat der gewählte Stellvertreter ein— 
zutveten. Dafjelbe hat zu geichehen bei andauernder DVBerhinderung eines Mitgliedes, 
worüber die Synode entjcheidet. 

Fällt der Stellvertreter aus irgend einem der angegebenen Gründe ebenfalls aus, 
jo ijt eine Neuwahl vorzunehmen. 

8 93. Für jede ordentliche Synode wird eine nene Wahl, beziehungsweije Er— 
nennung der Mitglieder vorgenommen, wobei die Mitglieder der vorhergangenen Synode 
wieder gewählt oder ernannt werden können. 

Für die außerordentlichen Synoden gelten die Wahlen und Ernennungen zur 
letzten ordentlichen Synode. 

Ss 94. Mählbar zu einem geistlichen Abgeordneten ijt jeder im Kirchendienſt oder 
Schuldienft definitiv angeftellte Geiftliche ‚der fünf Jahre den geiftlichen Beruf ausgeübt hat. 

MWählbar zum weltlichen Abgeordneten iſt jedes Gemeindeglied, das den Erfordernifjen 
zur Wahl eines Gemeindevertreters entjpricht. 

Zum Eintritt in die Landes-Shnode ſoll im Amte jtehenden Geiftlichen der Urlaub 
nicht verweigert werden. Für die Vertretung im Amte hat das Oberkonfiitorium zu jorgen. 

$S 95. Die Wahlen werden von den Defanats-Synoden mittelſt Stimmzettel nad) 
Anleitung dev Wahlordnung in geheimer Abftimmung vorgenommen. Ergibt fich bei 
der erjten Abſtimmung feine abjolute Mehrheit, jo iſt diejelbe zu wiederholen, wobei 
relative Mehrheit entjcheidet. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

Ss 96. Sogleich nach vollzogener Wahl werden die Wahlverhandlungen an das 
Oberkonſiſtorium eingeſandt, welches ſolche vorläufig zu prüfen und nach Bejeitigung 
etwaiger Mängel der Landes-Synode vorzulegen, einjtweilen aber, jofern fein erheblicher 
Anstand vorliegt, die Gewählten einzuberufen hat. 

$ 97. Etwaige Einiprachen gegen eine Wahl jind bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
binnen 14 Tagen nach der Wahl an das Oberfonfijtorium zu bringen, welches den 
Gegenstand mit dev erforderlichen Vorbereitung der Landes-Synode zu übergeben hat. 
Dieſe entjcheidet über die Gültigkeit dev Wahl ihrer Mitglieder. 

8 98. Die Landes: Synode tritt regelmäßig alle fünf Jahre zufammen. Den 
Ort der Verſammlung bejtimmt der Großherzog, wenn er die Synode einberuft. 

$ 99, Die Landes-Synode wird, wenn zwei Drittheile der Mitglieder anmwejend 
find, durch öffentlichen Gottesdienft eingeleitet und darauf durch den Großherzog als 
Inhaber des Kicchenregiments oder in defjen Auftrag durch einen befonderen Kommiſſär eröffnet. 

Nach der Eröffnung werden die Mitglieder durch den Großherzog oder deſſen 
Vertreter in Pflicht genommen, worauf die Synode unter dem Vorſitze eines Alters= 
präfidenten, während die beiden jüngjten Mitglieder die Funktionen der Schriftführer 
verjehen, die Prüfung der Vollmachten der Abgeordneten vornimmt und dann ihren 
Präfidenten, dejjen Stellvertreter und die beiden Schriftführer wählt. 

$ 100. Die Verpflichtung der Mitglieder der Landes-Synode gejchieht nad) 
folgender Yormel: 

„Sch gelobe vor Gott, daß ih als Mitglied der Synode die innere und 
die äußere Wohlfahrt der ewangelifchen Kirche des Großherzogthums nach bejtem 
Wiſſen und Gewiffen wahren und danach trachten will, daß die Kirche in 
Ginigfeit des Glaubens und in Gemeinjchaft der Liebe wachſe zu ihrer jelbft 
Beljerung, an dem, der das Haupt ift, Ehriftus. “ 
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8 101. Zur gültigen Beſchlußfaſſung ift die Anwejenheit von zwei Drittheilen 
der Mitglieder genügend. Sie erfolgt durch Stimmenmehrheit der Anmwejenden. Im 
Falle der Stimmengleichheit ift die Abjtimmung in der nächſten Sitzung zu wiederholen. 
Bei abermaliger Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Ss 102. Handelt es ſich jedoch um eine Aenderung von Verfaſſungsgeſetzen, fo 
wird die Anweſenheit von drei Viertheilen der Mitglieder und eine Stimmenmehrheit 
von zwei Drittheilen der Anwejenden zur Beſchlußfaſſung erfordert. 

Gleiches gilt, wenn es ſich um eine Aenderung der Gottesdienſtordnung oder der 
kirchlichen Bücher handelt. 

8 103. Seine Stimme hat Jeder perfünlich abzugeben. 

$ 104. Die Vertreter des Kicchenregiments find berechtigt jeder Zeit gehört zu 
werden, jedoch ohne Unterbrechung des Redners. 

Dafjelbe gilt von den Bevollmächtigten, welche Die Staatsregierung im Intereſſe 
des Staates abordnet. 

$ 105. Die Sikungen werden mit Gebet begommen und die leiste Sitzung wird 
mit Gebet geichloffen. Die Verhandlungen find öffentlich. Auf Berlangen der Kommiſſäre 
des Kirchenregiments bei Eröffnung von Mitteilungen, für welche fie die Geheimhaltung 
für nöthig erachten, oder wenn die Verſammlung jolches auf Antrag von drei Mit- 
gliedern nach Entfernung der Zuhörer bejchließt, wird die Deffentlichkeit der Verhandlungen 
unterbrocgen. 

$ 106. Die Gejchäftsordnung der Synode wird durch ein Kirchengeſetz feſtgeſtellt. 

Ss 107. Zu dem Wirkungskreis der Synode gehört: 

1. das Geſetzgebungsrecht in allen kirchlichen Angelegenheiten in Gemeinjchaft mit 
dem Landesheren, jo daß fein kirchliches Geſetz ohne Zuftimmung diejer beiden 
Faktoren erlaffen, aufgehoben, geändert oder authentiſch interpretirt werden kann. 

Insbeſondere dürfen nur mit Zuftimmung der Landes-Synode neue Religions— 
lehrbücher, Geſangbücher und Agenden eingeführt, ſowie überhaupt kirchengeſetzliche 
Normen in Bezug auf Lehre, Kultus, Zucht und Verfaſſung erlaſſen werden, 
vorbehaltlich jedoch des Ablehnungsrechtes dev Gemeinden ($ 108). 

Das Belenntniß bildet feinen Gegenftand der Geſetzgebung der Landeskirche ; 

‚ die Beachtung und Erwägunng des Zuftandes der Landeskirche in Bezug auf 
Lehre, Liturgie, Verfaſſung, Zucht und Firchliches Leben, jowie die Berathung 
über die zur Befeitigung hervorgetretener Mißſtände innerhalb der Schranten 
der beitehenden Gefege zu ergreifenden Mittel; 

. die Duchficht und Prüfung der Protokolle dev Dekanats-Synoden; 

. die Beihlußfaffung über die Vorlagen des Kirchenregiments; 

. die Beihlußfaffung über Anträge und Geſetzesvorſchläge, welche von Mitgliedern 
der Synode eingebracht werden; 

6. die Beihlußfaffung über in das Eirchliche Gebiet einjchlagende Petitionen und 
Beſchwerden, die an die Synode gerichtet werden. 

Fir letztere ift die Synode jedoch nur dann zuftändig, wenn jämmtliche 
fompetente Behörden vorher vergeblich angerufen worden find; 

. das Necht der Antragftellung, der Adreſſe und der Beichwerde an den Großherzog, 
insbefondere auch bezüglich der Amtsführung des Oberkonfijtoriums ; 

8. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und Dedungsmittel derjelben nach 

den Vorlagen des Oberkonfiftoriums und die Kontrole über deren Verwendung; 

9. nad) Maßgabe des 8 57 bei Veränderung im Umfang der Delanate mitzumirten. 
$ 108. Ergehen kirchengeſetzliche Anordnungen, welche Gegenjtände der Lehre 
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oder des Kultus betreffen ($ 107, Nr. 1), fo ſteht es in jeder Gemeinde der Landes- 
firche innerhalb der nächjten drei Monate nach dem Erlaß des betreffenden Kirchen— 
gejeßes Frei, durch die Gemeindevertretung ihre Nichtannahme deijelben auf Grund des 
$ 3 gegenwärtigen Edikts (vergl. $ 26) zu erklären. 

Wird die Frage ftreitig, ob eine ergangene firchengejeßliche Anordnung unter die Beftim- 
mung des vorstehenden Saßes falle, jo entjcheidet darüber das erweiterte Oberkonſiſtorium. 

$ 109. Nach dem Schluffe der Synode wird die Entſchließung des Kirchen- 
regiments auf ihre Anträge in einem Synodalbejcheide zufammengefaßt und zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht. 

Kirchengefege werden, wenn fie die Sanftion des Großherzogs erlangt haben, mit 
ausdrüclicher Beziehung auf die Zuftimmung der Landes-Synode verfündigt. 

Ausführungs-Verordnungen erlaffener Gefege gehen don dem Landesherrn auf 
Antrag des Oberkonfitoriums aus. 

$ 110. Die auswärtigen Mitglieder der Landes-Synode erhalten die durch 
Verordnung zu bejtimmenden Taggelder und Transportkoiten. 

8 111. Der Großherzog hat das Necht, die Synode zu Fchliegen, zu vertagen 
und aufzulöfen. Geſchieht Lebteres, jo muß vor Ablauf eines Jahres eine neue Synode 
aufammenberufen werden. 

Die Auflöfung bewirkt, daß alle durch die Wahl berufenen ſowie die ernannten 
Mitglieder ihre Eigenjchaft verlieren. 

$ 112. Bor dem Schluß einer ordentlichen Synode wird für die Zwifchenzeit 
bis zur Ausſchußwahl der nächjten ordentlichen Synode ein Synodalausſchuß beitellt, 
welcher aus dem Präfidenten der Synode und vier von derjelben gewählten Mitgliedern, 
zwei geiftlichen und zwei weltlichen, zu beſtehen hat. 

Zugleich werden für Verhinderungsfälle diefer ordentlichen Mitglieder ebenjoviele 
Erſatzmänner gewählt. 

8 113. Der Ausſchuß verfammelt fi in den Jahren, wo die Landes-Synode 
nicht zufammentritt, je einmal auf Berufung des Oberfonfiftoriums zu geeigneter Zeit. 

Derjelbe kann von feinem Präfidenten, jei es auf Erfordern des Oberfonfiftoriums, 
jei es aus eigenem Antrieb, auch zu außerordentlicher Verſammlung berufen werden. 

8 114. Dem Synodalausfchuß als Vertreter der Landes-Synode jteht zu: 

1. das Recht, in Wahrnehmung des Zustandes der Landeskirche dem Kirchenregimente 
Wünſche und Beichwerden vorzutragen und dafjelbe zu diefem Ende um Aus— 
funftsertheilung zu erjuchen; 

. das Necht des Antrags bei dem Kirchenregiment auf Berufung einer außerordentlichen 
Synode; 

3. die VBorprüfung der der Landes-Synode dvorzulegenden Protokolle der Dekanats— 
Synoden und Berichteritattung darüber; 

4, die VBorprüfung der NRechenfchaftsablage des Oberkonfiftoriums über die unter 
deſſen Verwaltung jtehenden Fonds und Gritattung eines Rechenfchaftsberichts 
an die Synode; 

5. die Erledigung der Gefchäfte, die ihm in Vereinigung mit dem Oberfonfiftorium 
nach 8 134 zugewiejen find. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon den Dienern und Behörden der Kirche. 
A. Dom’ Pfarramte. 

$ 115. Die Kirche fordert von dem Geiftlichen, daß er das Wort Gottes lauter 

und rein, unter Beobachtung des DOrdinationsgelöbnifjes, jowie der in feiner Gemeinde 
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beſtehenden befonderen Ordnungen, (58 1, 27) verkündige, daß er mit einen chriſtlichen 
Lebenswandel der Gemeinde vorleuchte und dem geiſtlichen Beruf in Wort und That 
allzeit Ehre mache. 

$ 116. Der Pfarrer iſt der geiſtliche Vorſteher der Gemeinde und hat vor allem 
die Firchliche Ordnung in derjelben zu wahren. 

Ihm liegt ob: 

1. die Leitung des Gottesdienstes nach den dafür beſtehenden Vorſchriften, insbejondere 
die Predigt des göttlichen Wortes, die Verwaltung der Sakramente, die Ver— 
richtung aller übrigen geiftlichen Amtshandlungen, die Seelſorge, die veligidfe 
Unterweifung der Jugend, die Aufficht über den evangelifchen Religionsunterricht 
in den Volksſchulen nach Maßgabe der das Volksſchulweſen regelnden Gejege und 
Verordnungen. Er ift der nächte Vorgefeßte der Organijten, Kantoren und 
jonftigen kirchlichen Diener der Pfarrei, abgefehen von dem Kirchenrechner, 
bezüglich ihrer kirchlichen VBerrichtungen; 

2, der Vorſitz im Kirchenvorſtande und in der Gemeindevertretung und die Leitung 
der Gejchäfte beider ; 

3. die Führung der Kicchenbücher, die Inſtandhaltung dev Pfarr-Regiftratur. 

$ 117. Sn Bezug auf die rein geiftlichen Gefchäfte, nämlich Verkündigung des 
göttlichen Wortes, Verwaltung der Sakramente, veligiöfen Jugendunterricht und Seel— 
jorge ift der Pfarrer unabhängig von dem Kirchenvorſtande. 

$ 118. Die Disciplin über die Amtsführung und den Lebenswandel des Pfarrers 
übt der Dekan und Dekanatsausſchuß, das Oberkonfiftorium und beziehungsweiſe ($ 119) 
das Kirchliche Diseiplinargericht, jede Stelle nach Maßgabe ihrer Zuftändigkeit, welche 
durch ein kirchliches Disciplinargefeß geregelt wird. 

$ 119. Ueber Anklagen wegen Verletzung des Ordinationsgelöbnifjes ent] cheidet 
das kirchliche Disciplinargeridht. 

8 120. Eine mit der Landes-Synode zu vereinbarende Firchliche Dienftpragmatit 
ordnet die dienstliche Stellung der Geiftlichen, insbejondere ihre Penfionirung und Ent- 
laffung, ſowie ihre Vertretung im Falle vorübergehender Dienftunfähigkeit. 

$ 121. Der Pfarrer ift verpflichtet, auf Anordnung des Oberkonfiftoriums neben 
jeinen ordentlichen Amtsgeſchäften auch andere geijtliche Amtshandlungen zeitweife zu 
übernehmen. 

8 122, Wenderungen in der Vertheilung der Gefchäfte unter mehrere Pfarrer 
einer Gemeinde unterliegen ihrer Vereinbarung unter Zuffimmung des Kirchenvorſtandes 
und Genehmigung des Oberkonſiſtoriums. Wird eine Uebereinkunft nicht erreicht, ſo 
hat das Oberkonſiſtorium nach Vernehmung der Pfarrer und des Kirchenvorſtandes 
über die Vertheilung zu beſtimmen. 

$ 123. Die Beſetzung der erledigten Pfarrſtellen erfolgt, abgeſehen von den 
Patronatſtellen und von denjenigen Stellen, zu welchen den Gemeinden herkömmlicher 
Weiſe ein freies Wahlrecht zuſteht, bis zum Erlaß eines Geſetzes, welches eine weiter⸗ 
gehende Mitwirkung der Gemeinde regelt, durch den evangeliſchen Landesherrn auf Vor— 
ſchlag des Oberkonſiſtoriums. Es ſoll jedoch vor Wiederbeſetzung einer Pfarrſtelle jedes— 
mal der Kirchenvorſtand durch den Dekanatsausſchuß mit ſeiner Aeußerung über den 
kirchlichen Zuſtand der Gemeinde und über das Vorhandenſein beſonderer, bei der 
Beſetzung zu berückſichtigender Bedürfniſſe und Verhältniſſe vernommen und dieſe Erklärung 
durch den Dekanatsausſchuß mit ſeinem Gutachten dem Superintendenten und durch 
dieſen dem Oberkonſiſtorium vorgelegt werden. 

$ 124. Sm gleicher Weiſe verläſſigt ſich, jo lange nicht durch Vereinbarung mit den 
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Patronen oder auf dem Wege der Landesgejeßgebung eine Aufhebung des Patronates 
erfolgt ift, das Kicchenregiment, ob ein von einem Patron Präfentirter für die Stelle 
geeignet jet. 

$ 125. Die Hofprediger, ſowie Geiftliche an öffentlichen Anftalten und folche 
Seiftliche, mit deren Pfarramt ein theologijches Lehramt verbunden iſt, ernennt der 
Großherzog. 

$ 126. Ein Kirchengejeß ordnet die alabaldige Klaſſifikation des Dienjtein- 
fommens der Geiftlichen nach dem Dienftalter und die Errichtung einer Gentralpfarr- 
kaſſe, welche aus den Beſoldungsüberſchüſſen derjenigen Stellen, deren Inhaber nad) 

Mabgabe ihres Dienftalters noch nicht zum Bezug ihres ganzen Einkommens berechtigt 

find, zu bilden ift, nnd aus welcher die Stellen, deren Inhaber nach ihrem Dienftalter 

einer höheren Einkommensklaſſe angehören, als der eigene Ertrag derielben ſich beläuft, 
die entjprechende Aufbeſſerung erhalten. 
B. Vom Dekanate. 
8 127. Der Dekan ift der geiftliche Vorfteher des Defanats und leitet Die 
firchlichen Angelegenheiten defjelben. Ihm Liegt insbejondere ob: 

1. die Ueberwachung des firchlichen und veligiögsfittlichen Zuftandes der Gemeinden 
des Defanates, und zu dem Ende die Abhaltung von Kirchenvifitationen nach 
Maßgabe der zu erlaſſenden Bilitationsordnung; 

2. die Einführung der Geiftlichen in ihr Amt und im Auftrage des Oberfonfijtoriums 

die Ordination von Pfarramtsfandidaten und die Einweihung von Kirchen; 

. die Aufficht über die Amtsführung, den Wandel und die Fortbildung aller in 
dem Defante befindlichen Geiftlichen, welchen er Grmahnungen und Weiſungen 
zugehen laſſen und wegen gejchäftlicher Unregelmäßigfeiten Ordnungsſtrafen bis 
zu drei Reichsmark zuerfennen kann; 

4. die Aufficht über den evangelifchen Neligionsunterricht in den Volksſchulen des 
Defanates und die Amtsführung dev Lehrer in ihrer Eigenjchaft als Religions- 
lehrer nach Maßgabe der das Volksſchulweſen regelnden Geſetze und Verordnungen, 
ſowie die Aufficht über die Amtsführung der Kantoren, Organiften und Leitoren; 

5. die Vermittlung etwaiger Streitigfeiten von Geiftlichen unter fich oder mit ihren 
Gemeinden. Gelingt die Vermittlung nicht, jo übergibt er die Sache je nach 
den Umftänden zur Entjeheidung dem Dekanatsausſchuß, eventuell dieſer dem 
Oberkonfiftorium ; 

6. die Anordnung der interimiftifchen Gejchäftsbeforgung in vorübergehenden Fällen, 
insbefondere bei Erledigung von Stellen, wenn nicht ein bejonderer Pfarrver— 
walter beitellt wird; 

. die Führung der Defanats- und der Defanatsiynodalregijtratur. 

Er hat 

8. den Vorſitz in der Defanats-Synode und im Defanatsausfhuß und 

9, Urlaub an Geiftliche bis zu 14 Tagen, fowie die Erlaubniß zur Abhaltung außer— 
ordentlicher kirchlicher Feſte von lokalem Charakter zu ertheilen. 

$ 128. Die Entlaffung des Dekans außer der gejeglichen Wahlperiode erfolgt 
auf Antrag des erweiterten Oberkonſiſtoriums. 
Sollte ein folcher Fall eintreten, jo wird die Defanats-Synode zur Neuwahl 
thunfichit bald einberufen werden. 
C. Bon Oberkonfifterium. 
$ 129. Das Oberkonfiftorium iſt die höchite kirchliche Behörde, durch welche der 
Großherzog das ihm zujtehende Kirchenregiment ausübt. 
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Es bejteht aus einem Präfidenten und der nöthigen Zahl geiftlicher und weltlicher 

Mitglieder nebſt dem erforderlichen weiteren Dienjtperjonal. 

Die Zahl der geiftlichen und der weltlichen Mitglieder joll in der Regel gleich fein. 

Nach Bedürfniß können jtändig oder zeitweife Hülfsarbeiter beigezogen werden, 
welche dann nur in den ihnen zur Bearbeitung übergebenen Sachen Stimmrecht haben. 

$ 130. Der Präfident und die Mitglieder des Oberkonftjtoriums werden von 
dem Großherzog nach Anhörung des Oberfonfijtoriums ernannt. 

Sie werden bei ihrem Dienjtantritt auf die Beobachtung und Aufrechthaltung 
der Kirchenverfaſſung verpflichtet. 

Sie jollen der Negel nach fein jonjtiges Kirchenamt und fein Staatsamt befleiden. 

Bis zu anderweiter Firchengejeßlicher Regelung genießen fie diejenigen Rechte, 
welche den Staatsdienern die Givildienjtpragmatif gewähren. 

$ 131. Zu dem Wirfungsfreis des Oberkonſiſtoriums gehört: 

1. die Wahrung und Fortbildung der gefammten kirchlichen Ordnung nach Maß— 

gabe der Verfaſſung und der Kirchengejeße ; 

die oberjte Aufficht über Lehre, Kultus und Kicchenzucht ; 

3. die Vertretung der Kirche gegenüber dem Staate und fremden Religionsgemein= 
ſchaften, jowie die Pflege des Verkehrs mit den evangelifchen Kirchen anderer 
Länder; 

4. die oberite Leitung des religidfen Unterrichts in Kirche und Schule, bezüglich 
(eßterer nad) Maßgabe der das Schulwefen regelnden Geſetze und Verordnungen, 
insbefondere die unmittelbare Beauffichtigung des evangelifchen Religionsunter— 
richts in den höheren Lehranftalten (Gymnaſien, Nealjchulen, Schullehrer— 
jeminar) ; 

. die Auffiht über das Predigerfeminar, Antragitellung bei der Ernennung der 
Profeſſoren defjelben ; 

6, die Anordnung und Beauffichtigung der Definttorialprüfungen der Pfarramts— 
fandidaten, jowie Mitwirkung bei der Prüfung der Schulamtsafpiranten als 
Neligionslehrer, Kantoren und Organtjten nah Maßgabe der das Volksſchul— 
wejen regelnden Gejeße und Berordnungen ; 

, die Ertheilung der erforderlichen Aufträge zur Ordination der Kandidaten, Auf— 
ficht über die Fortbildung der Geiftlichen ; 

8. die Antragitellung auf Ernennung der Kicchenbeamten, verfaffungsmäßige Mit 

wirkung bei der Bejegung der Pfarritellen ; 

9. die Auftragsertheilung zur Amtsanweifung und Einführung der Pfarrer ; 

10. die Antragitellung auf Penſionirung derjelben ; 

11. die Ernennung der Pfarrvifare und Pfarrverwalter und Genehmigung der Pfarr— 

aſſiſtenten; 

12. die Ertheilung von Urlaub an Geiſtliche und Kirchendiener, wenn, derſelbe die 

Dauer von 14 Tagen überſteigt; 
13. die Oberaufſicht über die Dienſtthätigkeit und den Wandel aller Beamten und 
Diener der Kirche; 

14. die Aufſicht über die Kirchenviſitationen, Anordnungen außerordentlicher Viſi— 

tationen; 

15. die Verhängung von Disciplinarſtrafen gegen Geiſtliche, Kirchenbeamte und 

Pfarramtskandidaten, wegen Pflichtverletzung und unſittlichen Verhaltens ; 
Bis zum Erlaß einer Firhlichen Disciplinarordnung kann das Ober: 
fonfijtorium für ſich Disciplinaritrafen bi3 zu 180 Reichsmark und Suspenjion 
Sriedbera, Verfaffungsgejege. Hefien. 34 
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von Dienft und Gehalt bis zu drei Monaten, mit Zuziehung des Landesiynodal- 
Ausſchuſſes Disciplinarftrafen bis zu 500 Neichsmart und Suspenſion von 
Dienjt und Gehalt bis zu jechs Monaten ausfprechen. 

Die Dienftentlaffung eines Geistlichen oder Kirchenbeamten und der Strich 
eines Pfarramtsfandidaten aus der Kandidatenlijte fönnen nur mit Zuziehung 
des Synodalausjchufjes erfannt werden. 

In allen Fällen, wo es ſich um die Entlaffung eines angejtellten Geift- 
fichen oder eines Kirchenbeamten handelt, welcher vom Großherzog ernannt 
worden ift, muß die Genehmigung des Großherzogs erwirkt werden, ehe fie in 
Vollzug gejeßt werden kann; 


. die Anordnung der Einweihung neuer Kirchen; 
‚ die Leitung der evangelifchen Kirchenvereinigung nach den bejtehenden Beſtim— 


mungen; 


. die Meberwachung der kirchlichen Armen-, Kranfen= und Verwahrlojtenpflege ; 

‚ die Förderung des DVereinsweiens zu Firchlichen und Wohlthätigfeitszmeden ; 
20. die Ertheilung der kirchlichen Dispenfationen ; 

21, die Anordnung außerordentlicher Feſte und Gottesdienjte, beziehungsweije Die 


Erteilung der Erlaubniß zur Abhaltung von ſolchen, ſoweit fie nicht bloß 
örtlichen Charakter haben ; 

die Entjcheidung über die zeitweilige Ueberlaſſung von Kirchen zum Gottesdienft 
an andere Neligionsgefellfchaften oder zu einem nicht vein Firchlichen, aber mit 
der Beitimmung des Gebäudes vereinbaren Gebrauch. Die Erlaubniß hierzu 
ſoll nicht gegen den Willen des betreffenden Kirchenvorſtandes ertheilt werden ; 


. die verfaffungsmäßige Mitwirkung bei Aenderungen im Beltand und Umfang 


der Kirchengemeinden und Defanate ; 


‚ die Verwaltung, beziehungsweije Aufficht über die Verwaltung ſämmtlicher kirch— 


(icher Fonds und Stiftungen, worüber ein bejonderes Kirchengejeß erfolgen 
wird, jowie alle Bejoldungsangelegenheiten der Firchlichen Diener; 


. die verfaffungsmäßige Mitwirkung bei Beräußerungen von Kirchen-, Pfarr= und 


Stiftungsvermögen, jowie bei der Annahme von Schenkungen, Stiftungen und 
Dermächtnifjen für Firchliche Fonds; 


. die Oberaufficht über die Führung der Kirchenbücher; 
. die Auffiht über die geijtliche Wittwenfafje ; 
. das kirchliche Bauweſen, joweit es nicht niederen kirchlichen Inſtanzen ſelbſt— 


ftändig überlaſſen bleibt ; 


. die Anordnung von Kicchenkollekten ; 
‚ die obere Aufjicht über die Thätigkeit der Defanats-Synoden, die Vorbereitung 


der Landes-Synode, die Vertretung des Kirchenregiments in derjelben, die Antrag- 
jtellung über die Bejchlüffe der Landes-Synode beim Großherzog, ſowie deven 
Ausführung, joweit fie die Beitätigung des Großherzogs erhalten haben; 


‚ die Anordnung der Abſtimmung der Gemeindeverfammlung nad Maßgabe der 


88 26 und 55 diejes Edikts; 


. Auflöfung einer Gemeindevertretung und eines Kirchenvorjtandes nad) Maßgabe 


der SS 24 und 54 diejes Edikts; 


. Entjeheidung über Suspenfion von Beſchlüſſen des Dekanatsausſchuſſes nad) 


Maßgabe des $ 86 diejes Edikts; 
die endgültige Vermittlung von Streitigkeiten von Geiftlichen unter jich oder 
mit ihren Gemeinden nad) Maßgabe des $ 127 pos. 5 diejes Edikts; 
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35. verfaſſungsmäßige Mitwirkung bei Vertheilung der Amtsgeſchäfte unter den 
Geiftlichen nach) Maßgabe der SS 121 und 122 diejes Edikts; 

36. Entjeheidung über die in Gemäßheit des Schlufabfakes des S 84 an es 
gelangenden Rekurſe. 

s 152. Jedes der geiftlichen Mitglieder des Oberkonſiſtoriums iſt zugleich 
Superintendent für einen ihm zuzuweiſenden Sprengel und verfieht die ihm als ſolchem 
zufommenden Gejchäfte nach Maßgabe dev ihm extheilten Amtsinftruftion. 

Snöbejondere kommt dem Superintendenten innerhalb jeines Sprengel3 zu: 

1. die fortgejeßte Beachtung und Erwägung des kirchlichen und veligiös-fittlichen 
Zuftandes der Gemeinden ; 
2. die Aufjiht über die Amtsführung, den Wandel und die Fortbildung der 
Geijtlichen ; 
3. der unmittelbare Verkehr mit den Defanen hinſichtlich ihrer Amtsführung als 
folder ; 

. das Recht der Theilnahme an den Defanats-Synoden mit berathender Stimme; 

. die Beauffichtigung der Pfarrionferenzen ; 

6. die Aufficht über die veligiöfe Jugendbildung, insbejondere die unmittelbare 
Beauffichtigung des Religionsunterrichtes in den höheren Lehranftalten. Bei 
den hierauf bezüglichen Gejchäften kann ex ich durch den betreffenden Defan 
vertreten lafjen. 

Im Auftrage des Oberfonfiftortums hat er zu vollziehen: 

Kirchenviſitationen nach der Bijitationsordnung ; 

die Bilitation der Amtsführung der Dekane al3 jolcher; 

. die Ordination der Pfarramtzfandidaten ; 

. die Einweihung neuer Kirchen. 

Bei den beiden letztgenannten Gefchäften kann er ſich durch den betreffenden Dekan 
vertreten laſſen. 

$ 133. Das Oberkonjiitorium erhält von dem Großherzog feine Gefchäftsord- 
nung und Dienjtinjtruftion, welche auch bejtimmt, in welchen Fällen an den Groß: 
herzog Bericht zu erjtatten und Allerhöchite Entjchließung einzuholen ift, und in — 
Fällen das Oberkonſiſtorium ſelbſtſtändig zu verfügen hat. 

8 134. Außerordentliche Mitglieder des Oberkonſiſtoriums ſind die Mitglieder 
des Landesſynodal-Ausſchuſſes. Sie nehmen als ſolche an denjenigen Berathungen und 
Antheil, welche betreffen: 

. prodijoriiche Verfügungen, welche, wiewohl fie regelmäßig vorheriger Genehmiguug 
der Landes-Synode bedürfen, von dem Oberkonſiſtorium in den geſetzlich normirten 
Fällen erlaffen werden können ($ 136). 

Daſſelbe gilt, wenn es fich um proviſoriſche Interpretation von Kirchen: 
geſetzen handelt; 

. die Vorbereitung der an die Landes-Synode zu bringenden Gefeßesvorlagen ; 

. die von einer Gemeindevertretung beſchloſſene Ablehnung von kirchlichen Anord- 
nungen nach Maßgabe der SS 26 und 108 diejes Edikts: 

. Unterjuchungen gegen Geiftliche wegen der Lehre, oder, bis zum Erlaß eines 
Disciplinargejeges, Entlaffung von Kirchenbeamten und Strich aus der Lifte 
der Kandidaten ; 

.Aenderung und Neubildung von Kirchengemeinden , a Uenderungen in der 
Gintheilung der Defanate ; 

6. die Verwendung der allgemeinen kirchlichen Fonds; 


or a 


DD — 


N 


= 


wm 


> 


OT 


34 * 


ot 
co 
LO 


Helen. [28 


7. Antragitellung wegen Ernennung des Defans im Falle des S 79 und wegen 
Entlaffung eines Defans nad) Maßgabe des 8 128 diejes Edikts; 

. verfaffungsmäßige Mitwirkung bei Auflöfung der Gemeindevertretung und des 
Kirchenvorjtandes nach Maßgabe der 88 24 und 54 diejes Edikts; 

9, folche Gegenftände, bei welchen Das Oberfonfiftorium die Zuziehung des Aus— 
ichufjes zu feinen Berathungen beſonders bejchließt, 
8 135. Das Oberfonfiftorium Hat jeder ordentlichen Zandes-Synode vorzulegen: 

1. einen umfaffenden, auch das Ergebniß der Kirchenvifitationen berückſichtigenden 
Bericht über Alles, was auf kirchlichem Gebiet jeit der leßten Landes-Synode 
Wichtiges vorgefommen it, unter Anſchluß der Protofolle der Defanat3-Synoden 
und der Entfeheidungen auf deren Anträge und Beſchlüſſe; 

die Rechenſchaftsablage über die unter Verwaltung des Oberkonſiſtoriums ſtehenden 
Fonds und Nachweiſung des Vermögenſtandes derſelben; 

3. den Voranſchlag über die Mittel, welche zur Deckung der allgemeinen kirchlichen 
Bedürfniffe erforderlich ſind und den Nachweis über deren Verwendung. 

8 136, Das Oberkonſiſtorium iſt ermächtigt, Verfügungen, welche zur Kompetenz 
der Landes-Synode gehören, unter Zuziehung des Synodalausjchujfes ($ 134, 1) und 
mit Genehmigung des Großherzogs, proviſoriſch zu treffen, wenn dieſelben durch die 
Umftände jo dringend geboten find, daß fie die Berufung einer außerordentlichen 
Synode nicht gejtatten, oder wenn diejelben unverſchieblich und doch nicht von der Erheb- 
(ichfeit find, daß die Berufung einer außerordentlichen Landes-Synode gerechtfertigt wäre. 

Es hat in diefem Falle vor der nächiten Landes-Synode die Dringlichkeit und 
Zweckmäßigkeit dev Maßregel zu rechtfertigen. Erhält die Verfügung die Zujtimmung 
der Synode nicht, jo ift fie jofort außer Wirkſamkeit zu jeen. 
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Ichlußbeſtimmungen. 

8 137. Die kirchlichen Vorſchriften, welche bisher Geltung hatten, bleiben in 
Kraft, ſoweit ſie nicht mit gegenwärtigem Edikt oder den gleichzeitig erlaſſenen Geſetzen 
und Verordnungen in Widerſpruch ſtehen. 

Die derzeitigen Kirchenvorſtände und Dekanats-Synoden, ſowie die evangeliſchen 
Dekane bleiben in ihren Funktionen und ſetzen ſie nach Maßgabe dieſes Edikts fort, 
bis die nach den Beſtimmungen dieſes Edikts zu wählenden neuen Organe in Thätig— 
feit treten, 

$ 138. Hinfichtlich der Verwaltung des evangelischen Kirchen: und Stiftungs- 
vermögens bleiben Bis zur anderweiten Regelung die dermalen bejtehenden VBorjchriften, 
insbejondere die Beltimmungen dev Verordnung vom 6. Juni 1832, die Verwaltung 
des Kirchenvermögens betreffend, unter Berüdfichtigung der duch das Edikt vom 
8. Dezember 1870 über die proviforiiche Organijation der Kirchenvorſtände evangelifcher 
Konfejfion verordneten Modifikationen, inſoweit in Kraft, als fie nicht durch die Beſtim— 
mungen diejes Edikts eine Abänderung erleiden. 

Die beitehenden Beltimmungen find daher bis zur anderweiten Regelung ins— 
bejondere maßgebend: 

1. hinfichtlich des ſtaatlichen Oberauffichtsrechts über die Verwaltung des evan— 
gelifchen Kirchenvermögens, Hinfichtlich der den Staatlichen Behörden in Betreff 
der Leitung und Beauffichtigung dieſer Verwaltung zuſtehenden Befugnifje; 

. binfichtlich der Aufbringung der Mittel zur Befriedigung der lokalen kirchlichen 
Bedürfniſſe. 
Die Art und Weiſe der Aufbringung der Mittel zur Beſtreitung der allgemeinen 


0 
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Laſten, ſowie jolcher lokal-kirchlicher Bedürfniffe, für welche das Kicchenvermögen Feine 
Deckung bietet, wird auf dem Wege der Gejekgebung geordnet werben. 

$ 139. Der Tag, von welchem an diejes Edikt in Wirkjamfeit tritt, wird noch 
bejonders im NRegierungsblatt befannt gemacht. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigedrüdten Großherzoglichen 
Siegels. 

Darmftadt, den 6. Janıtar 1874. 
(L. S.) Ludwig. 

v. Starf. 
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Kirchengeſek, 
die Klafſiſtkativn des Dienſteinkommens der evangeliſchen Geiſtlichen betreffend, 
vom 8. Januar 1876. 


Ludwig IIL, von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei Rhein ꝛc. ıc. 

Zum Vollzug des $ 126 Unferes Edikts vom 6. Jan. 1874, die Verfaſſung der evangeliſchen 
Kirche des Großherzogtgums betreffend, haben Wir Uns bewogen gefunden, mit Zujtimmung der 
Landes-Synode und nach Anhörung Unjeres Meintjteriums des Innern, zu berordnen und ber 
ordnen hiermit, wie folgt: 

$ 1. Die evangelifchen Geiftlichen follen, ſoweit diefes Geſetz nicht eine Ausnahme enthält, 
ein Ginfommen vor 2000 bis 4400 M., durchſchnittlich alfo von 3200 Mark, beziehen und in 
folgende neun Klaſſen eingetheilt werden : 


I. Klalie . 4400 Mari VI. Safe . 2900 Darf 
TR EALLOON 2: VIER 19600, 
TI NEON. VILLE 00.230000, 
LVYIRE, WBs007ER,, IX) FAN ir 
V 3200 


Außerdem erhält jeder Geiſtliche die für die Stelle beſtimmte Amtswohnung und, wo eine 
ſolche Wohnung nicht vorhanden iſt, eine den Preisverhältniſſen des Pfarrorts entſprechende, vom 
Oberkonſiſtorium feſtzuſetzende Wohnungsvergütung. Soweit die Mittel hierzu nicht von Dritten, 
dazu Verpflichteten, gegeben werden, müſſen ſolche von den betreffenden Kirchengemeinden aufgebracht 
werden. 

Die Gehaltsklaſſen ſollen in der Art gebildet werden, daß die Zahl der Geiſtlichen zu 400 
angenommen wird und der 1. Klaſſe 25, der 2. Klaſſe 35, der 3. Klaſſe 45, der 4. Klaſſe 55, der 
5. Klaſſe SO, der 6. Klaſſe 55, der 7. Klaſſe 45, der 8. Klaſſe 35, der 9. Klafie 25 Geiſtliche 
zugetheilt werden. Steigt oder fällt die Zahl der Geiftlicden erheblich, To ſoll die Mitglieder: 
zahl in den einzelnen Gehaltsflaffen entſprechend erhöht oder vermindert werden. 

Der Zeitpunkt, von welchem an der erhöhte Gehaltsbezug beginnt, wird jedesmal in dent 
von Uns zu verleihenden Defrete fejtgefegt werden. 

Bezieht ein Geiftlicher zur Zeit, als diefes Gefeß in Kraft tritt, bereits ein höheres Ein— 
fommen, als ihm nah Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Gejeßes zu Theil werden würde, To 
bleibt er im Beſitze des höheren Einfommens. 

Wenn einem Geiftlihen vor zurücgelegtem fünften Dienitjahre ($ 3) eine Pfarrſtelle über⸗ 
tragen wird, ſo ſoll er, ſofern nicht in Folge einer Beſtimmung dieſes Geſetzes eine Ausnahme 
eintritt, bis zur Zurücklegung des fünften Dienſtjahres nur einen Gehalt von 1750 Mark neben 
freier Amtswohnung oder entſprechender Wohnungsvergütung beziehen. 

$ 2. Die Zutheilung der Geiſtlichen zu den einzelnen Gehaltsflaffen erfolgt — tadellojes 
Verhalten und gewifienhafte Dienftführung der Geiftlichen vorausgejekt — nach Maßgabe Des 
Dienftalters. Das Vorrücken in die vierte Gehaltsklaſſe gejchteht, das Vorhandenſein der vor— 
genannten Bedingungen vorausgeſetzt, nach Antrag des erweiterten Oberkonſiſtoriums. 

Soll ein Geiftlicher, weil ſich die Vorausſetzungen tadelloſen Verhaltens und gewiſſenhafter 
Dienſtführung bei ihm nicht erfüllen, von dem Aufrücken innerhalb der Gehaltsklaſſen ausgeſchloſſen 
werden, ſo kann dies nur nach Anhörung des Dekanatsausſchuſſes durch einen Beſchluß des erwei— 
terten Oberkonſiſtoriums geſchehen. 
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Geiftlichen, welche nicht mehr zur ſelbſtſtändigen Verſehung ihrer Amtsgeihäfte im Stande 
find, joll bei der auf Grund dieſes Geſetzes erfolgenden erjten Einveihung in Die Gehaltsklaſſen 
eine Aufbeiferung des Einfommens nur bis zu dem Betrage don 3200 Mark zu Theil werden. 
Dieje Aufbefferung wird in der Weife berechnet, daß die Dienftzeit nur bis zu dem Zeitpunfte der 
eingetretenen Beigebung eines Vikars in Betracht gezogen wird. Geistliche, welche nach der Inkraft— 
tvetung dieſes Gejeges unfähig zur jelbftitändigen Verſehung ihrer Amtsgeſchäfte werden, ſollen 
von dieſem Zeitpunkt an in höhere Dienftklaffen nicht mehr aufrücken. Bis eine kirchliche Dienft- 
pragmatif erlaſſen und hierdurch die Penfionirung der Geiftlicden geregelt ift, ſoll dem Ober— 
fonfiftorium ein entjprechender Fonds zur Verfügung gejtellt werden, um Daraus nad Bedürfniß 
und ſoweit thunlich die Geiſtlichen in Beſtreitung der ihnen durch Beigebung eines Vikars erwach— 
ſenen Koſten zu erleichtern. 

$ 3. Das Dienſtalter wird von der Zeit an gerechnet, zu welcher der betreffende Geiſtliche 
in den Dienft der heſſiſchen evangeliſchen Kirche als Pfarraffiitent, Pfarrvikar, Pfarrverwalter 
eingetreten oder mit Zuftimmung des Oberfonfiftoriums als Lehrer verwendet worden ift. Die im 
Dienfte einer andern Kirche zugebrachten Jahre fünnen nach Eutjchliegung des Kirchenregiments 
bei der Berufung in ein Amt der Hejfifchen Kirche ganz oder theilweife in Anrechnung gebracht 
werden. 

$ 4. In das einem Geiftlichen gebührende Einkommen wird zunächſt dev Ertrag jeiner 
Pfarrftelle in der Höhe aufgerechnet, wie er bei der alle fünf Jahre jtattfindenden Revifion ber 
Bejoldungsverzeichnifie fejtgejtellt wird. 

Außerdem kommen in Aufrechnung diejenigen Zulagen, welche einen Geiftlichen beveits aus 
Kirchen und Stiftungsfonds verwilligt find, jofern dieſe Verwilligung nicht mit jpezieller Rückficht 
auf übernommene bejondere fortdauernde Verpflichtungen erfolgt und für leßtere eine entjprechende 
Vergütung tft. 

Infoweit von einzelnen Kirchengemeinden zur Erhöhung des dotationsmäßigen Einfonmens 
einer Pfarritelle perſönliche Zulagen bewilligt worden find, welche auf dem Wege der Umlagen 
auf die Angehörigen der Konfejfion beftritten werden, geht die Verpflichtung zu deren Zahlung 
auf den Gentralfirchenfonds über, jedoch nur injoweit, als dies zur, Aufbeilerung des Einfommens 
auf den dem Geiftlichen nach den 88 1 und 2 gebührenden Betrag erforderlich tt. 

$ 5. Erreicht das vorhandene Einkommen nicht den Betrag, welchen der Geiftliche zu 
beanfpruchen hat, jo find zur Ergänzung des Fehlenden zunächſt die lokalen Kirchen- und Stiftungs= 
fonds verpflichtet, joweit fie dazı im Stande und nicht zu anderen Zwecken bejtimmt find. 

F 6. Wenn das einem Geiftlihen nad 88 1 und 2 gebührende Einkommen nicht auf 
anderem Wege vollftändig beſchafft werden kann, ift das Fehlende aus dem evangelifchen Eentral- 
firhenfonds zu entnehmen. 

8 7. Wo es die Firhlichen Verhältniffe geitatten, kann einem Geiftlichen zugleich eine 
benachbarte Pfarrjtelle ganz oder theilweife zur Verwaltung übertragen werden. In dieſem Falle 
Hat er, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $ 11, nur Anfpruch auf den ihm nad) den $$ 1 und 2 
an fich zufommenden Gehalt. 

Bei der Zufammenlegung oder Veränderung in der Zuſammenſetzung von Pfarreien find 
jedoch die betheiligten Kirchenvorjtände und Dekanatsausſchüſſe zuvor dann zu hören, wenn die 
betreffende Anordnung nieht vorübergehender Natur ift. 

$ 8. Damit die Geiftlichen thunlichſt ihr Einkommen aus der Dotation der ihnen über: 
tragenen Stellen beziehen, jollen die beffer dotirten Stellen, ſoweit die Intereſſen des Dienftes es 
gejtatten, an ſolche Geiftliche verliehen werden, welche den höheren Einkommensklaſſen angehören. 

S9 Wenn das Einfommen einer Pfarritelle größer ift als der Betrag, auf welchen der 
fie befleidende Geiftliche jeinem Dienftalter nach Anſpruch Hat, jo ift der leßteren überſchreitende 
Theil des Einfommens an den Gentralfirchenfonds abzugeben. 

Sn feinem Falle darf die Subjtanz des Pfarrvermögens oder ein Theil derjelben der Pfarrei, 
zu welcher diejes Vermögen gehört, entzogen werden. 

Die Art und Weije, wie die Herauszahlung erfolgen joll, bejtimmt das Oberfonftitorium, 
bon welchem auch die weiteren Verfügungen ausgehen, welche wegen der Ermäßigung oder des 
Wegfall der Abgabe erforderlich werden. 

8 10. Mit ARücfiht auf bejondere, auf Stiftung beruhende Verhältniffe kann die nach $ 9 
zu leiftende Abgabe bei Verleihung der Stelle ermäßigt oder auch erlaſſen werden. 

$ 11. Wenn die Dienjtführung eines Geiftlichen mit befonderen Schwierigkeiten verbunden 
iit, jo joll demjelben neben dem ihm feinem Dienjtalter nach gebührenden Gehalte eine entjprechende 
weitere Vergütung zugewiejen werden. 

$ 12. Auf Patronatftellen findet dieſes Gejeß in folgender Weiſe Anwendung : 
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Die zur Zeit jolche Stellen befleidenden Geistlichen jollen, jo lange fie nicht auf eine andere 
PBatronatitelle übergegangen find, nad den Beſtimmungen deijelben behandelt werden. 

An die zur Präjentation Berechtigten joll die Aufforderung ergehen, ſich binnen bejtimmter 
Frift darüber zu erklären, ob fie für ihre jämmtlichen Patronatftellen diefem Geſetze beitreten 
wollen oder nicht. Wird der Beitritt verweigert, jo jollen diejenigen Geiftlichen, welchen, nachdem 
dieſe Weigerung zur öffentlichen Kenntniß gebracht it, auf Präjentation des betreffenden Patrons 
eine Pfarritelle übertragen wird, feinen rechtlichen Anſpruch auf Aufbeſſerung ihres Einfommens 
aus den Mitteln des Gentralfirchenfonds Haben. Gehen fie jpäter auf eine Stelle freier Kollation 
über, jo hängt e8 von der Entſchließung des Kirchenregiments ab, ob die auf einer Präjentations- 
ſtelle zugebrachten Jahre bei Berechnung des Dienftalterd ganz oder nur theilweiſe in Aufrechnung 
fonmen jollen. 

Urfundlich Unſerer eigenhändigen Unterfehrift und des beigedrücten Großherzoglichen Siegels. 

Darmitadt, den 8. Januar 1876. 


(L. 8.) Ludwig. 
Krißler. 


I. 
Kirchengeſeß 


die Wahl der evangeliſchen Kirchengemeindevertretungen und der evangeliſchen 
KRirchenvorſtände betreffend, vom 9. März 1877. 


Zudwig III, von Gottes Gnaden Großherzog von Helfen und bei Rhein ꝛc. 2c. 

In Ausführung der SS. 19 und 39 Unferes Edikts vom 6. Januar 1874, die 
Verfaſſung der evangelijchen Kirche des Großherzogthums betreffend, haben Wir mit 
Zuftimmung der Landes-Synode verordnet und verordnen hiermit wie folgt: 


I. Wahl der Kirchengemeindevertretungen. 


$ 1. Für jede evangelifche Kirchengemeinde, welche einen nicht bloß für Die 
Vermögensverwaltung bejtimmten Kirchenvorſtand Hat, ift durch dieſen eine Lijte über 
die ſämmtlichen ftimmberechtigten Peitglieder zu führen und im Januar jeden Jahres 
einer Prüfung, beziehungsweije Berichtigung zu unterwerfen. 

Umfaßt eine Kirchengemeinde mehrere Orte, jo find die jtimmberechtigten Mit- 
glieder für jeden Ort getrennt aufzuführen. ine ſolche getrennte Aufführung hat auch 
dann jtattzufinden, wenn in Gemeinden von mehr als 3000 Seelen nach 8 17 Unferes 
Edikts vom 6. Januar 1874 die Wahl nach Bezirken vorgenommen werden joll. 

$ 2. Dieſe Lifte ift vor jeder Wahl nochmals zu revidiren und zu vervollſtän— 
digen, ſowie jpäteftens 14 Tage vor dev Wahl drei Tage lang unter Auffiht an einem 
geeigneten Ort zur Einficht der Gemeindeglieder offen zu legen. Der Termin, während 
deffen die Offenlegung ftattfindet, ift von der Kanzel, durch Anſchlag an der Kirchen: 
thüre und an dem Gemeindehaufe zu verfündigen. Sn Orten, in welchen fich feine 
Kirche befindet, erfolgt der Anjchlag der Bekanntmachung am Gemeindehaufe. Wo aud) 
ein Folches nicht vorhanden ift, genügt die VBerfündigung von der Kanzel und der Ans 
ichlag an der Kicchenthüre und am Gemeindehaufe des Pfarrorts. Außerdem it auf 
ortsübliche Weife zu verfündigen, daß und wo die auf Offenlegung der Lifte bezügliche 
Bekanntmachung angeichlagen ift. Dem Kirchenvorftande bleibt wegen bejonderer ürt- 
licher Verhältniſſe überlafjen, von dem Anjchlage an der Kicchenthüre, am Gemeindehaufe 
und der ortsühlichen Bekanntmachung abzuſehen oder letztere abzuändern. 

Während der Offenlegung können Neflamationen gegen die Lifte bei dem Kirchen 
vorstande vorgebracht werden. Gegen defjen Entjcheidung kann binnen drei weiteren 
Tagen Refurs an den Dekanatsausſchuß ergriffen werden. 

Alsbald nach Ablauf der Offenlegungsfrift, jofern fein Einwand erhoben wurde, 
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oder, jofern veflamirt wurde, jobald über den Einwand entjchieden it, wird die Liſte 
abgejchlofjen. 

Semeindeglieder, deren Namen nicht in die Liſte aufgenommen tft, find zur Theil- 
nahme an der Wahl nicht zuzulafien, ihre Wählbarfeit wird jedoch dadurch nicht beein 
trächtigt. 

S 3. Der Wahltermin ift unter angemefjener Ermahnung an die Wahlberech- 
tigten von der Kanzel zu verfündigen und dabei auf die erfolgende weitere Bekannt⸗ 
machung zu verweiſen. Mindeſtens vier Tage vor dem Termin, ſo daß drei Tage 
zwiſchen dem Tage der Bekanntmachung und dem Tage der Wahl liegen, iſt nämlich 
von dem Kirchevorſtande eine Einladung zu erlaſſen, welche enthält: 

1. die Bezeichnung der Zeit, innerhalb welcher die Abſtimmung zu erfolgen hat; 
2. die Angabe, wieviel Mitglieder in der Gemeindevertretung zu wählen ſind; 
3. die Angabe der geſetzlichen Erforderniſſe der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit. 

Dieſe Einladung erfolgt genau jo, wie in $ 2 vorgejchrieben iſt, auch hier bleibt 
es dem Kirchenvorſtand überlaffen, die $ 2 erwähnten Abänderungen anzuordnen. Bei 
etwa beliebter Einrückung in Lofalblätter genügt bezüglich der gejeglichen Erforderniffe 
der Wählbarfeit die Verweifung auf die betreffenden Paragraphen der Kirchenver- 
faſſung. 

F 4, Die Wahl erfolgt in der Regel in der Kirche oder in den zur Vornahme 
ficchlicher Handlungen bejtimmten Räumlichkeiten. Sie wird geleitet dur den Vor— 
fienden des Kirchenvorſtandes oder deſſen gejeßlichen Vertreter. In deren Berhindes 
rung übernimmt das ausführende weltliche Mitglied des Kivchenvorftandes die Leitung 
des Wahlgeſchäfts. 

Es ſind bei letzterem vier Urkundsperſonen zuzuziehen, welche aus den Mit— 
gliedern des Kirchenvorſtandes durch das Loos beſtimmt werden. Wenn nicht die er— 
forderliche Zahl von Kirchenvorftehern vorhanden iſt, kann die Zahl der Urkundsper— 
jonen durch das Loos auch aus den Mitgliedern der Gemeindevertretung ergänzt 
werden. 

Zur Schriftführung ift für die Negel ein Mitglied des Kirchenvoritandes zu ver 
wenden, der Kirchenvorjtand kann jedoch, wenn er es für erforderlich erachtet, die Zus 
ziehung eines verpflichteteten Schriftführers beſchließen. 

8 5. Die mit der Leitung der Wahl Beauftragten dürfen im Wahllofale weder 
durch Empfehlung oder Vorſchläge, noch auf ſonſt irgend eine Weife die Wahlfreiheit 
der Abjtimmenden bejchränfen, dagegen it aber auch den Wahlberechtigten jede zudring- 
(iche Stimmenbewerbung unterfagt, und ift der Vorfigende verpflichtet, wenn ſich dieſer 
Fall ereignen jollte, davon ernftlich abzumahnen und, wenn diejes feinen Erfolg haben 
jollte, die Ungehorjamen wegzumeijen. 

Eines jolchen Falles ift in dem nach $ 12 über die Wahlhandlung aufzunehmenden 
Protofoll ausdrücklich zu gedenken. 

8 6. Die Abjtimmenden geben ihre Abjtimmung in Selbjtperjon mitteljt Ueber— 
reihung eines Stimmzettels ab, welcher in dem Wahllokal oder außerhalb dejjelben 
mit dem Namen Derjenigen, welche jie zu wählen beabjichtigen, handjchriftlich oder im 
Wege der Vervielfältigung ausgefüllt und jo zufammengefaltet ift, daß die auf ihnen 
verzeichneten Namen verdecdt find. 

$ 7. Dieſe Stimmzettel find an das zur Empfangnahme bejtimmte Mitglied dev 
Wahlkommiſſion abzugeben, welches diejelben uneröffnet in das auf dem Tiſch jtehende 
Gefäß legt. 
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Die Namen der Adjtimmenden werden mit fortlaufenden Nummern in ein beſon— 
deres Protokoll eingetragen. 

I 8. Kann wegen der großen Anzahl der Wahlberechtigten die Abjtimmung 
vorausfichtlich nicht in einem Tage beendigt werden, jo find in ber nach den Lofalen 
Berhältniffen zweckmäßigſten Weife, was der Erwägung der Wahlkommiſſion überlafjen 
Bleibt, Abtheilungen zu bilden umd für jede ein bejonderer Tag fejtzujegen. Wenn dies 
geſchieht, jo find die Stimmzettel in ein mit doppeltem Verſchluß verjehenes Gefäß zu 
jammeln und darin bis zum Schluffe dev Abjtimmung aufzubewahren. 

S 9, Nachdem der für die Wahlhandlung vorbejtimmte Termin vollitändig ab— 
gelaufen ift, werden die Stimmzettel von dem Vorſitzenden einzeln aus dem Gefäß 
herausgenommen, eröffnet, joweit dies nicht jchon vorher gejchehen, numerirt, vorgelejen, 
den Urkundsperſonen zur Einficht vorgelegt und don dem Protofollführer die Namen 
der Gewählten in die Abſtimmungsliſte eingetragen. 

Wenn zu einem Stimmzettel farbiges Papier verwendet iſt, oder wenn derſelbe 
ſonſtige äußere Kennzeichen trägt, oder mehr Namen enthält, als Gemeindevertreter zu 
wählen ſind, ſo iſt der ganze Stimmzettel ungültig. Wenn ein Name nicht lesbar iſt, 
wenn die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, oder wenn der 
Name einer nicht wählbaren Perſon aufgenommen iſt, iſt der Stimmzettel in den be— 
treffenden Theilen ungültig. 

8 10. Ueber alle bei der Wahlhandlung vorkommenden Anſtände hat die Wahl- 
kommiſſion jofort nah Stimmenmehrheit zu entſcheiden. 

$ 11. Als gewählt exfcheinen diejenigen Gemeindeglieder, auf welche die meijten 
Stimmen gefallen find. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

8 12. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, in welchen 
die Namen der Gewählten mit Angabe der Zahl der auf fie gefallenen Stimmen auf⸗ 
zuführen ſind. Dieſes Protokoll iſt von der Wahlkommiſſion zu unterzeichnen. 

$ 13. Der Kirchenvorſtand zeigt den Gewählten ihre Wahl ſchriftlich an. Zu— 
gleich wird das Reſultat der Wahl von der Kanzel und durch eine, an den Thüren 
der Kirche und am Gemeindehauſe anzuſchlagende Vekanntmachung verkündigt, in welcher 
auch anzugeben iſt, daß und wo das Wahlprotokoll mit ſeinen Anlagen, jedoch ohne 
Stimmzettel, während drei Tagen offen liegt. In Gemeinden ohne Kirche wird die 
Bekanntmachung nur am Gemeindehauſe angeſchlagen. Wo auch ein ſolches nicht vor— 
handen tft, genügt die Verfündigung von der Kanzel und ber Anſchlag an der Kirchen: 
thüre und am Gemeindehaufe des Pfarrorts. 

Dem Kirchenvorſtand bleibt es überlaffen, wegen befonderev örtlicher Berhältniffe 
von dem Anfchlag am Gemeindehaufe und in größeren Gemeinden von der VBorlefung 
der Namen abzufehen. 

8 14. Nach Ablauf der dreitägigen Frift werden die Akten an den Defanats- 
ausſchuß eingefchiet, bei welchem nach $ 20 Unferes Edikts vom 6. Januar 1874 
innerhalb 8 Tagen, von Beginn der Offenlegung dev Wahlakten an gerechnet, Beanſtan— 
dungen des Wahlverfahrens oder der aejeglihen Befähigung der Gemwählten geltend 
gemacht werden können. 

8 15. Hat nad Ablauf der Neflamationsfrift der Defanatsausihuß über die 
Geſetzmäßigkeit des Wahlverfahrens und die gefeßliche Befähigung der Gewählten ent 
jchieden, jo wird diefe Entſcheidung am nächjten Sonntag am Ende des Hauptgottes= 
Dienstes mit dem Bemerken verfündigt, daß, joweit es ſich um die Gigenjchaften der 
Gewählten handele, Rekurs an das Oberfonfiftorium zuläffig jet, welcher jedoch binnen 
drei Tagen bei dem Kicchenvorftande angezeigt und binnen weiteren act Tagen 
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bei demſelben gerechtfertigt werden müſſe. Die Rechtfertigung it vom Kirchenvorjtande 
an den Defanatsausihuß und von diefem mit Bericht an das Oberkonſiſtorium zur 
Entſcheidung zu befördern. 

Mit der vorgedachten Verkündigung wird zugleich auf einen der nächitfolgenden 
Sonntage die Verpflichtung dev Gewählten, welche in dev Kirche zu erfolgen hat, 
anberaumt. 

Sie wird durch den Vorſitzenden des Kirchenvorftandes vorgenommen. Sofern 
bezüglich eines der Gewählten innerhalb der gefeßlichen Friſt Rekurs ergriffen wird, 
bleibt deffen Verpflichtung bis nach erfolgter definitiver Entſcheidung oder nach fruchtlos 
abgelaufener Rechtfertigungsfriſt ausgefeßt. In diefem Falle kann fie auch außerhalb 
der Kirche vor verfammeltem Kicchenvorjtande vorgenommen werden. 


II. Wahl der Kirchenvorjtände. 


8 16. Die Wahl der Kirchenvorfteher wird duch den Kirchenvorjtand angeordnet. 
Die Einladung an die Mitglieder der Gemeindevertretung muß enthalten: 
1. die Zahl der zu wählenden Kicchenvorjteher, 
2. den Zeitpunft des Zufammentritts, 
3. die Angabe dev gefeglichen Erfoxdernifje dev Wählbarkeit, wobei die Bezugnahme 
auf die betreffenden Paragraphen der Kirchenverfaſſung genügt. 

$ 17. Die Wahl wird in der Negel in der Kirche vorgenommen. Der Vor— 
fißende des Kirchenvorſtandes eröffnet die Verhandlungen mit einer Anjprache und leitet 
jodann die Wahl. Es find dabei vier Urfundsperfonen zuzuziehen, welche aus den 
Mitgliedern des Kirchenvorjtandes durch das Loos bejtimmt werden. 

Nöthigenfalls Fann die Ergänzung aus der Zahl der Gemeindevertretung ſtatt— 
finden. 

$ 18. Zur Wahl kann nur gefchritten werden, wenn mehr als die Hälfte ſämmt— 
licher Mitglieder der Gemeindevertretung anmejend find. Sollte ſich nah Ablauf 
einer halben Stunde von dem vorbeftimmten Termin an nicht die erforderliche Zahl 
Mitglieder eingefunden haben, jo iſt dev Vorfibende befugt, die Verfammlung aufzu— 
heben. Es iſt dann ein anderweitiger Termin anzuberaumen, in welchem die Erjchienenen 
beichlußfähig find. 

$ 19. Die Wahl gejchieht mittelft Stimmzettel, welche mit fortlaufenden Nummern 
verjehen find und auf welchen die Zahl der zu wählenden Perſonen bemerkt iſt. 

Nur im Wahllofal ausgegebene Stimmzettel dürfen benußt werden, 

$ 20. Die Stimmzettel werden mit Bewahrung des Stimmengeheimniffes gefaltet 
und gemijcht. 

Nur in Selbjtperfon kann geftimmt werden. 

$ 21. Die ausgefüllten Stimmzettel find an das zur Empfangnahme bejtimmte 
Mitglied der Wahlkommiſſion abzugeben und werden in ein paljendes Gefäß gelegt. 
Zugleich werden die Namen der Abſtimmenden in ein bejonderes Protofoll eingetragen. 

$ 22. Nach vollendeter Abitimmung werden die Stimmzettel eröffnet, vorgelejen, 
den Urfundsperjonen zur Einficht vorgelegt und die darin verzeichneten Namen in die 
Abſtimmungsliſte eingetragen. 

Wenn ein anderer als der ausgegebene Stimmzettel benußt wurde, oder wenn ein 
Stimmzettel mehr Namen enthält, als Kirchenvorfteher zu wählen find, jo iſt er ganz 
ungültig. Wenn ein Name nicht lesbar, wenn die Perjon des Gewählten nicht un— 
zweifelhaft zu erkennen, oder der Name einer nicht wählbaren Perfon aufgenommen tft, 
jo tritt eine theilweije Ungültigkeit des Stimmzettels ein. 
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g 23. Ueber alle bei der Wahlhandlung etwa vorkommende Anftände entjcheidet 
die Wahlkommiſſion alsbald nach Stimmenmehrheit. 

$ 24. Diejenigen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, find als Kirchen: 
vorjteher gewählt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

8 25. Am Schluffe des Wahlakts wird das über denjelben aufgenommene Pro— 
tofoll vorgelefen und von den Mitgliedern der Wahlkommiſſion unterjchrieben. 

8 26. Der Kirchenvoritand zeigt den Gewählten ihre Wahl an. Wenn diejelben 
angenommen haben, werden deren Namen am nächjten Sonntag am Ende des Haupt— 
gottesdienftes der Gemeinde von der Kanzel mit dem Anfügen verfündigt, dab die 
Wahlakten, jedoch ohne Stimmzettel, während drei Tage an einem namhaft zu machen- 
den Orte zur Einficht offen liegen und daß Beanftandungen des Wahlverfahrens oder 
der Befähigung des Gewählten binnen acht Tagen bei dem Defanatausjchuffe erhoben 
werden können. 

Außerdem ift die Bekanntmachung eben fo zu vollziehen, wie in 8 2 vorgefchrieben 
it. Auch hier bleibt es dem Kirchenvorftande in derſelben Weife überlaffen, Aenderungen 
vorzunehmen. 

8 27. Die Wahlakten werden an den Dekanatsausſchuß eingeſchickt, welcher nach 
Ablauf der Reklamationsfriſt über die Gefetlichkeit jowohl bezüglich des Wahlverfahrens 
als bezüglich der Eigenjchaften der Gewählten entjcheidet. 

$ 28. Iſt die Entjcheidung des Defanatsausfchuffes eingelangt, jo wird fie am 
nächjten Sonntag am Ende des Hauptgottesdienftes der Gemeinde mit dem Bemerken 
verfündigt, daß, joweit es fich um die Eigenschaften der Gewählten handele, Rekurs an 
das Oberkonſiſtorium zuläffig jei, welcher jedoch binnen vier Tagen beim Kixchenvorjtand 
angezeigt und binnen weiteren acht Tagen bei demfelben gerechtfertigt werden müſſe. Die 
Rechtfertigung ift vom Kirchenvorſtande an den Defanatsausfhuß und von diefem mit 
Bericht an das Oberkonfiftorium zur Entſcheidung zu befördern. 

Mit dev vorgedachten Verkündigung wird zugleich auf einen der nächjtfolgenden 
Sonntage die Verpflichtung der Gewählten, welche nach der dvorgefchriebenen Formel zu 
geichehen hat, anberaumt. Sofern bezüglich eines der Gewählten innerhalb der ge— 
jeglichen Friſt Rekurs ergriffen wird, bleibt deſſen Verpflichtung bis nach erfolgter 
deftnitiver- Entjeheidung oder nach Fruchtlos abgelaufener Nechtfertigungsfriit ausgeſetzt. 

$ 29. Für Diejenigen, bezüglich welcher die erhobene Einfprache für begründet 
erklärt worden ift, oder welche die Wahl abgelehnt hahen, ift zu einer anderweitigen 
Wahl zu fehreiten. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterjchrift und beigedrüdten Großherzoglichen 
Siegels. 

Darmjtadt, den 9. März; 1877, 

3.) Ludwig. 
Krißler. 


IV. 
Kirchengeſeh, 


die Dienſtpragmatik fiir die Geiſtlichen der evangeliſchen Kirche Des 
Großherzogthums betreffend, won 11. Juli 1879. 
Ludwig IV., von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei Rhein ꝛc. ꝛc. 
Wir Haben es für nöthig gehalten, die Rechte und Berbindlichkeiten der Geiftlichen 
in Bezug auf ihr Amt und deſſen Führung gejeßlich zu ordnen, und verordnen dem— 
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nach unter Zuftimmung der evangelifchen Landes- Synode und nach Anhörung Unjeres 
Minifteriums des Innern und der Juſtiz wie folgt: 


I. Bon der Grlangung des geiftlichen Amtes. 


8 1. Fähig zur Erlangung eines geiftlichen Amtes in der evangelifchen Landes— 
kirche ist, unbejchadet der Beitimmungen des Artikels 1 des Gejeßes vom 23. April 
1875, die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen betreffend, jeder deutjche evan— 
gelische Theologe, welcher fittlich unbeſcholten ift, und welcher die in den nachfolgenden 
Paragraphen bezeichneten Bedingungen erfüllt. 

$ 2. Dorbedingungen zur Anftellung im Dienſt der Landeskirche find der Nach— 
weis der erforderlichen wiſſenſchaftlichen und praftifchen Vorbildung und die Erfüllung 
der beftehenden Vorſchriften hinsichtlich dev Verpflichtung zur Mebernahme von Vicariaten. 

$S 3. Zum Nachweis der wiſſenſchaftlichen und praftifchen Vorbildung wird, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 5, erfordert, daß der Anzuftellende: 

1. die Maturitätsprüfung auf einen. deutjchen Gymnaſium, 

2, die Fafultätsprüfung dor der theologijchen Fakultät der Landesimiverfität 
Gießen, 

. die Schlußpriifung dor der durch das Kicchenregiment hierfür angeordneten 
Prüfungstommilfion beitanden hat. 

$ 4 Der Fafultätsprüfung muß ein mindeitens dreijähriges Studium auf einer 

deutichen Staats-Univerfität, der Schlußprüfung der einjährige Beſuch des Prediger 

jeminars zu Friedberg vorausgegangen jein. 

Aus befonderen Gründen kann das Oberfonfiftorium, wenn die von Unjerem 
Pinifterium des Innern und der Zuftiz auf Grund des Gefeges vom 23. April 1875, 
betreffend die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen , extheilte Dispenfation nach— 
gewiejen ift, gejtatten, daß das Univerfitätsftudium theilweife auf einer außerdeutjchen, 
jedoch den deutſchen Hochſchulen gleichjtehenden Univerfität abjolvirt werde. 

Ebenſo kann von der vorgefchriebenen Dauer des Univerjitätsbejuchs abgejehen 
werden, wenn und inſoweit in Gemäßheit des Art. 2, vorlegter Abja des vorerwähnten 
Geſetzes von Unſerem Miniſterium des Innern und der Juftiz hierzu die Zuftimmung 
ertheilt worden tt. 

8 5. Für deutiche Theologen, welche dem Großherzogthum nicht angehören, 
gelten bei dem Eintritt in den Dienſt der evangelifchen Landeskirche folgende Beſtim— 
mungen: 

1. Der Fafultätsprüfung vor der theologischen Fakultät der Landesuniverfität zu 
Gießen wird die Fafultätsprüfung dor einer ſtaatlich angeordneten Prüfungs- 
behörde innerhalb des Deutjchen Reichs, infoweit diefe Prüfung nach den für den 
betreffenden Staat geltenden Beftimmungen als VBorbedingung für den Eintritt 
in den Dienft der ewangelifchen Kirche angefehen wird, gleichgeachtet. 

. Bon dem Beſuch des heſſiſchen Predigerfeminars fann durch das Oberkonfijtorium 
dispenfirt werden, wenn der Kandidat eine andere ähnliche Anjtalt nach feiner 
Fakultätsprüfung abjolvirt hat. 

3. Bon der Schlußprüfung kann abgejehen werden, wenn der nichthejfiiche Kandidat 
in einer anderen deutjchen Landeskirche die Anftellungsfähigfeit erlangt hat, und 
wen den Vorjchriften des Art. 2 des oben erwähnten Geſetzes vom 23, April 
1875 genügt ift. 

4. Geistliche, welche in einer auswärtigen Landeskirche angejtellt find, können, unter 
der Vorausfegung der Erfüllung der in Art. 2 des erwähnten Gejeßes gegebenen 
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Vorſchriften, ohne die Erfüllung weiterer Bedingungen zu Aemtern im Inland 
berufen werden. 

Sn den Fällen 3 und 4 fann das Oberkonfiftorium von dem Aufzunehmenden 
ein Kolloquium fordern und danach über deſſen Zulafjung entjcheiden. 

S 6. Dur die beitandene Schlußprüfung erlangt der Kandidat die Eigenjchaft 
eines Pfarramtsfandidaten. Er kann als jolcher zum Predigen und zur Ertheilung des 
Religionsunterrichts zugelaffen werden. Er ift verpflichtet, der an ihn ergehenden Auf— 
forderung zur Uebernahme eines Vikariats zu entiprechen, und muß vor feiner definitiven 
Anftellung im Kirchendienſte mindeitens zwei Jahre lang als Vikar im Kicchendienfte, 
oder im Kirchen- und Schuldienite thätig Tein. 

Ss 7. Mit dem Eintritt in den Dienst der Kirche ift die Ordination verbunden. 
Durch diefelbe erlangt der Ordinirte den Charakter eines evangelifchen Geiftlichen und 
die ficchliche Vollmacht zur Vollziehung aller geijtlichen Amtshandhungen. 

8 8 Anwartſchaften auf geiftliche Aemter finden nicht jtatt. 

8 9. Der ins Amt tretende Geiftliche hat den vorgejchriebenen Amtseid zu 
leijten. Außerdem iſt der Geiftliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird, verbuns 
den, vor Uebernahme defjelben den Verfaſſungseid abzulegen, ſofern er dies noch nicht 
gethan hat. 


II. Bon den Dienftverhältniffen der Geiftlichen wahrend ihrer Amtsführung. 


A. Bon den Dienftpflichten der Geiftlihden und Pfarramtskandidaten. 


$ 10. Der Pfarrer hat feinen Wohnfig innerhalb des Kirchſpiels. Ausnahmen 
fönnen von der Kicchenbehörde geftattet, und im bejonderen Zällen im Intereſſe des 
Dienjtes angeordnet werden. 

$ 11. Der Pfarrer ift innerhalb feines Kicchjpiels zur Vornahme von geiftlichen 
Antshandlungen bei den Gemeindegliedern ausſchließlich berechtigt, und dürfen jolche 
von anderen Geiftlichen nur mit feiner Einwilligung und in feiner Stellvertretung oder 
auf bejondere Anordnung des Oberkonſiſtoriums vollzogen werden. 

Er hat den Dienjt in dem Kirchipiel unter Beobachtung der Kirchenverfaffung, 
insbejondere des $ 27 derjelben, und nach den Anordnungen des Oberkonfiftoriums zu 
verjehen, und kann insbejondere diejen Anordnungen gegenüber die Vornahme von 
Dienjthandlungen nicht deßhalb verweigern, weil diejelden in dem Kirchſpiel nicht her— 
kömmlich jeien. 

$ 12. Die Geiftlichen find verpflichtet, auf Anordnung der zuftändigen Behörden 
(SS 121 und 127, 6 der Kicchenwerfafjung) neben ihren ordentlichen Amtsgeſchäften 
auch andere geiftliche Amtshandlungen, insbefondere auch die gänzliche oder theilweije 
Verwaltung einer benachbarten Pfarrei ($ 7 des Klaſſifikationsgeſehes) zu übernehmen. 

$ 13. Bezüglich der Vertheilung der Gejchäfte unter mehrere in eimer und der— 
jelben Gemeinde angejtellte Geistliche gelten die Bejtimmungen des 8 122 der Kirchen— 
verfaifung. 

Sind mehr als zwei Geiftliche in einer Gemeinde angejtellt, jo bilden dieſelben 
bezüglich derjenigen Gejchäfte, die dem Pfarramte jelbitjtändig zuftehen ($S 117 dev 
Kirchenverfaſſung), jofern hier eine gemeinfame Beſchlußfaſſung nothwendig ift, ein 
Kollegium, welches unter dem Vorſitze des Dienftälteften nad) Stimmenmehrheit, vor— 
behaltlich des Nefurjes an die vorgejeßte Behörde, entjcheidet. 

$ 14. Nebenbejchäftigungen, welche dev Würde des geiitlichen Amts nicht angemeſſen, 
vder welche geeignet find, die Erfüllung der geiftlichen Amtspflichten zu beeinträchtigen, 
find dem Geiftlichen unterjagt. 
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8 15. Unterrichtsftunden darf der Geiftliche nur jo weit übernehmen, als es die 
Kücficht auf feine Amtspflichten zuläßt. 

Zur Errichtung oder Uebernahme einer Lehr- oder Erziehungsanftalt, ſowie zur 
Ertheilung von Unterriht an Privatichulen in anderen Unterrichtögegenjtänden als 
Religion bedarf er der Erlaubniß des Oberkonfiftoriums, unbejchadet der nach) der jtaat- 
lichen Gejeßgebung nothwendigen Genehmigung deu Staatsbehörden. 

$ 16. Zur Uebernahme von Lehrerftellen an öffentlichen Lehranjtalten, ſoweit 
ſolche nicht ftändig mit einem Pfarramte verbunden find, bedürfen Geiftliche der Ges 
nehmigung des Oberkonfiftoriums. 

8 17. Solche Geistliche, deren kirchliche Funktionen als Nebendienit mit einem 
Schulamte verbunden find, unterftehen in erfterer Hinficht der Aufficht der kirchlichen 
Behörden ımd den Beltimmungen des gegenwärtigen Gefeges, inſoweit dieſe auf fie 
anwendbar find. 

$ 18. Pfarramtstandidaten und Geistliche, welche als Lehrer an einer öffentlichen 
Schule angeftellt find oder einer Privatlehranftalt vorjtehen, behalten die Eigenſchaft 
als Pfarramtsfandidaten, beziehungsmweije Geiftliche, unter der Vorausfegung, daß fie 
Neligionsunterricht extheilen und von Zeit zu Zeit als Prediger auftreten. Von 
diefer Vorausſetzung kann das Oberfonfiftorium aus befonderen Gründen auf ‚Zeit 
dispenfiren. 

Sie find auf Anordnung der zuftändigen kirchlichen Behörden zur Leiftung zeit 
weiliger Aushülfe im kirchlichen Dienft verpflichtet, joweit nicht die oberſte Schulbehörde 
mit Nückficht auf ihren Schuldienst hiergegen Einwendung erhebt. 

Die bejonderen Beitimmungen über die Mitgliedfchaft bei der geiftlichen Wittwen- 
kaſſe werden durch Vorſtehendes nicht berührt. 

$ 19. Funktionen in der Schulfeitung, zu deren Uebernahme die Getjtlichen 
nicht durch das Geſetz verpflichtet find, fünnen im Amt ftehende Geiftlihe mit Geneh- 
migung des Oberkonfiftoriums übernehmen; fie find zu deren Uebernahme verpflichtet, 
wenn das Oberfonfijtorium dies anordnet. 


B. Bon der Bertretung der Geiftliden im Fall vorübergehender 
Dienjtverhinderung. 


S 20. Geiftliche, welche vorübergehend an der Berrichtung ihrer Amtsgejchäfte 
verhindert find, Haben während der eriten vier Wochen ihrer Verhinderung für ihre 
Stellvertretung durch benachbarte Geiftliche ſelbſt zu jorgen. 

s 21. Wenn die ohne Schuld des Geiftlichen eingetretene Verhinderung länger 
als vier Wochen dauert, jo haben die benachbarten Geiftlichen und Pfarramtsfandidaten 
auf Anordnung des Dekans abwechjelnd die Stellvertretung während der Dauer von 
zwei Monaten zu übernehmen; der verhinderte Geiftliche Hat ihnen bei Amtsgeſchäften 
innerhalb feiner Pfarrei freie Verköſtigung, und außerdem Transportkojtenvergütung 
nad den von dem Oberkonfiftorium feitzuftellenden Normen zu leiten. Kann die Ver— 
föftigung nicht in Natur gewährt werden, jo ift hierfür Entjchädigung nach einer zu 
treffenden Vereinbarung oder erforderlichenfalls nach Beſtimmung des Oberfonfijtoriums 
zu leiften. Eine weitere Vergütung haben die aushelfenden Geistlichen und Kandidaten 
nicht in Anspruch zu nehmen. 

Sit die Verhinderung nach dem Ausſpruch des Oberkonſiſtoriums eine verjchuldete, 
jo können zwar die benachbarten Geiftlichen und Pfarramtsfandidaten ebenfalls zur 
Stellvertretung angehalten werden, fie haben jedoch alsdann Anfpruch auf diejelbe 
Vergütung, wie fie bei Verwaltung vafanter Stellen geleiftet wird. Dieje Vergütung 
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. wird aus dem Gentralfirchenfonds bezahlt, und iſt an diefen von dem verhinderten 
Geiltlichen zurüd zu eritatten. 

$ 22. Dauert die Dienftverhinderung länger. als drei Monate, jo wird in der 
Negel ein Vikar beitellt ; nach Lage der VBerhältniffe kann jedoch auch das Oberfonfiftorium 
einem Nachbargeiftlichen die Verfehung des ganzen Dienftes übertragen, oder ihn zum 
Spezialvifar ernennen und die benachbarten Geiftlichen und Pfarramtsfandidaten zur 
Stellvertretung im Predigen wie bei Verwaltung vafanter Pfarritellen zuziehen. Die 
aushelfenden Geiftlichen erhalten in dieſem Fall die von dem Oberfonfiftorium zu 
beitimmende Vergütung aus dem Centralkirchenfonds; inwieweit der verhinderte Geijtliche 
diefem Fonds Erjaß zu leiften hat, bejtimmt das Oberkonſiſtorium. 

Wird ein Vikar beitellt, was auch ohne oder gegen den Antrag des verhinderten 
Geiftlichen geſchehen Kann, jo übernimmt diefer die ſämmtlichen pfarramtlichen Gejchäfte 
auf eigene Verantwortung, und empfängt von dem Pfarrer freie Station oder entjprechende 
Vergütung dafür, und aus dem Gentralficchenfonds einen von dem Oberfonfiftorium 
feitzufegenden Gehalt. Die Vergütung für freie Station wird, wenn nicht eine Verein— 
barung zwijchen den Betheiligten erfolgt, von dem Oberkonſiſtorium feſtgeſetzt. 

it die Dienftunfähigfeit nach dem Ausspruch des Oberkonfiftoriums eine verjchuldete, 
fo fann auch von diefer Behörde feitgefeßt werden, welcher Erſatz für den aus dem 
Gentralticchenfonds beftrittenen Gehalt des Vikars von dem verhinderten Geijtlichen in 
diefen Fonds zu leiten ift. Diejer Erſatz muß mindeſtens 25 Provent des dem Vikar 
bewilligten Gehalts betragen. 

8 23. Ein Geiftlicher, welcher nur für einen Theil feiner Amtsgeſchäfte der 
Stellvertretung bedarf, fan zu diefem Zwede unter Genehmigung des Oberkonfijtoriums 
durch Vertrag mit einem Pfarramtsfandidaten diefen zu feinem Affistenten annehmen, 
es kann ihm auch ein ſolcher von dem Oberkonſiſtorium gegen jeinen Willen beigegeben 
werden, Der Aiiitent ift von dem Geiftlicden, deſſen Aſſiſtenz er übernommen hat, 
allein zu honoriren, infoweit nicht aus bejonderen Gründen das Oberfonfijtorium einen 
Beitrag hierzu aus dem Gentralfirchenfonds bewilligt. 

S$ 24. Bei der Anordnung einer Stellvertretung für einen Geiftlichen find die 
Beſtimmungen der Artikel 1 und 4 des Geſetzes vom 23. April 1875, die Borbildung 
und Anjtellung der Geiftlichen betreffend, zu beachten. 


C. Bon den Gehaltsverhältnifjen der Geiftliden. 


8 25. Seder Geiftliche erhält bei feiner Anftellung und bei jeder Berjeßung eine 
Verfügung des Oberfonfiftoriums, in welcher auf Grund der bejtehenden gejeßlichen 
oder reglementären VBorjehriften Die Größe des von ihm zu beziehenden Gehalt? angegeben 
wird. Gine gleiche Verfügung wird ihm zugefertigt, jobald er nach Maßgabe der 
beftehenden Vorſchriften in eine höhere Gehaltsklaſſe vorrüdt. 

Dieſer Gehalt wird dem Geijtlichen aus dem Ertrage der Dotation der ihm über: 
tragenen Stelle nach) dem Anfchlage in der Bejoldungsnote überwiejen und joweit als 
nöthig aus dem Gentralfirchenfonds ergänzt, jofern diefe Ergänzung nicht aus dem zus 
nächjt hierzu verpflichteten lofalen Kirchen- und Stiftungsfonds ftattfinden Tann, 

Für den richtigen Eingang der einzelnen in der Bejoldungsnote aufgeführten 
Bejoldungstheile wird dem Geiftlichen feine Gewähr geleijtet. 

8 26. Eine Schmälerung des einem Geiftlichen zufommenden Gehalts Tann, jo 
lange er nicht in den Mheftanb verjeßt wird oder nad den Beltimmungen dieſes 
Geſetzes den Anspruch auf Gehaltöbezug verliert, nur eintreten, wenn ihm nach Maß— 
gabe der in den vorjtehenden Baragraphen enthaltenen Bejtimmungen die Leiſtung von 
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Stellvertretungstoften oder der Rückerſatz folcher von dem Gentralfirchenfonds beftrittener 
Kosten aufgelegt wird. 

Eine Verſetzung auf eine andere Dienftjtelle, injoweit fie nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes erfolgen kann, darf keine Schmälerung des Gehalts im Gefolge haben. 
Für die Beurtheilung der Frage, ob die neue Bejoldung der vorigen gleich steht, ift 
nur der Anſchlag in den beiderjeitigen Bejoldungsnoten maßgebend. 

$ 27. Gegen eine durch Geſetz oder Beichluß des Oberkonfijtoriums angeordnete 
Abschaffung oder Verwandlung von Bejoldungstheilen jeder Art jteht dem Inhaber der 
Parritelle fein Widerfpruchsrecht zu, wenn ihm für bie entgehenden Beſoldungstheile 
Erſatz nach Maßgabe des Anſchlags in der Bejoldungsnote geleitet wird. 

$ 28. Ein Pfarramtstandidat, welcher zum Pfarraffijtenten oder Vikar beſtellt 
iſt, bezieht, wenn ſeine Verwendung als Aſſiſtent nicht auf einem von dem Oberkonſiſtorium 
genehmigten Privatvertrag mit dem Pfarrer beruht, den ihm bewilligten Gehalt (micht 
aber für freie Sation oder die Vergütung Hierfür) auch bei unverjchuldeter Nichtver- 
wendung jo lange, als ex nicht definitiv angeftellt ift. Pfarrverwalter, welche ohme ihr 
Verſchulden zeitweife ohne Verwendung find, werden in diefer Zeit wie Pfarrvikare 
behandelt. 

D. Bon der Berehnung des Dienftalters der Geijtliden. 

8 29. Das Dienftalter wird von der Zeit an gerechnet, zu welcher der betreffende 
Seiftliche nach bejtandener Schlußprüfung in den Dienft der heſſiſchen evangelifchen 
Kirche als Pfarraſſiſtent, Pfarrvikar, Pfarrverwalter oder Pfarrer eingetreten, oder mit 
Zuftimmung des Oberkonfiftoriums als Lehrer verwendet worden ift. Die im Dienft 
einer anderen Kirche zugebrachten Jahre können nach Entſchließung des Kirchenregiments 
bei Berufung in ein Amt der heffiichen Kirche ganz vder theilweife in Anrechnung 
gebracht werden. ($ 3 des Alafjififationsgejeßes.) 

Die von den geiftlichen Mitgliedern des Oberkonfiftoriums, von den Profefjoren 
der Umniverfität oder des Prediger-Seminars in dieſen Aemtern, jowie die im öffentlichen 
Schuldienft, im höheren Lehramt oder im Dienſt bei einer jtaatlichen Schulauffichts- 
behörde verbrachte Zeit wird den Betreffenden beim fpäteren Gintritt, bezw. Rücktritt 
in das geiftliche Amt bei Beftimmung des Dienjtalters mit in Anrechnung gebracht. 


III. Bon der Erledigung der Stellen, dem Austritt aus dem Amte und der Verjehung 
der Geiſtlichen. 

$ 30. Es fteht jedem Pfarrer jeder Zeit frei, fein Amt unter VBerzichtleiftung 
auf Gehalt und Titel niederzulegen. Doch iſt er, wenn das Oberkonfijtorium dies ver 
langt, verpflichtet, feine Stelle noch für die Dauer von höchjtend drei Monaten vom 
Tage der Erklärung der Amtsniederlegung an weiter zu verjehen. 

Als Freiwillige Amtöniederlegung wird es auch betrachtet, wenn ein Geiftlicher in 
ein anderes, nicht Firchliches Amt oder ohne Genehmigung des Oberfonjijtoriums in 
ein Lehramt eintritt. Das Oberkonfiftortum hat in jolchen Fällen zu entjcheiden, ob 
dem Betreffenden die durch die bejtandene Schlußprüfung und die Ordination erlangten 
Berechtigungen (8$ 6 und 7), und die Anftellungsfähigfeit im Eirchlichen Dienjt erhalten 
bleiben, 

$S 31. Eine Berfeßung eines definitiv angejtellten Geiftlichen fann entweder auf 
Nachſuchen des Betreffenden oder gegen deſſen Willen, jei e8 ig Disciplinarweg oder im 
Intereſſe des Dienftes, erfolgen. Bei einer Verjeßung gegen 4 Willen des Betheiligten 
ſind die Beſtimmungen des Geſetzes vom 23. April 1875, den Mißbrauch der geiſtlichen 
Amtsgewalt betreffend, zu beachten. 
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i Wenn die Verfehung im Disciplinarwege oder auf Nachjuchen erfolgt, erhält der 
Betheiligte feine Ueberzugskoſten. Bei anderen Verſetzungen werden Ueberzugskoſten vergütet. 
Die Höhe der Ueberzugsfoften wird durch ein von dem Oberfonfijtorium mit 
Unferer Genehmigung zu erlaſſendes Regulativ feftgejett, bis zu Erlaſſung wird jte nach 
den Vorſchriften des $ 4 der Verordnung vom 26. Januar 1856, die unfreimillige 
Verſetzung evangelifcher Geiftlichen betreffend, berechnet. 

$ 32, Dienftentlaffung gegen einen definitiv angeftellten Geiftlichen kann nur 
als Disciplinarmittel und nur unter Beobachtung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 
23. April 1875, den Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt betreffend, nach Einleitung 
eines geordneten prozefjualifchen Verfahrens durch das erweiterte Oberkonſiſtorium erfannt 
und mit Unſerer Genehmigung in Vollzug gejeßt werden. 

Der Strich eines Pfarramtstandidaten, Pfarramtsaffiitenten und Pfarrvifars aus 
der Kandidatenlifte fteht dem erweiterten Oberkonfiftorium zu. 

$ 33. Pfarrer, welche wegen Abnahme ihrer geiftigen oder förperlichen Kräfte 
zur Verſehung ihres Amtes dauernd unfähig geworden find, können auf ihr Nachjuchen, 
oder ohme folches, mit Beibehaltung des geijtlichen Standes-Charakter3 und mit Ruhe— 
gehalt von Uns in den Ruhejtand verjegt werden. 

Ebenſo ann, wenn es im dienftlichen Intereſſe dringend geboten ift, ein Pfarrer 
auch dann, wenn die Vorausjegungen des vorigen Abſatzes nicht vorhanden find, ohne 
jein Nachjuchen von Uns auf Antrag des erweiterten Oberkonſiſtoriums in den Ruhe— 
ftand verjegt werden. Bei der unfreiwilligen Verſetzung in den Ruheſtand find Die 
Vorſchriften des Gejeßes vom 23. April 1875, den Mihbrauch der geiitlichen Amts- 
gewalt betreffend, zu beachten. 

$ 34. Ein die Feitjfekung des Nuhegehalts vegelndes Geſetz bleibt vorbehalten. 

Bis zu deſſen Erlaß verbleibt dem in Ruheſtand verjegten Pfarrer als Nuhegehalt 
dasjenige Einkommen, welches ev bei feiner VBerjegung in den Ruheſtand bezog, mit Aus⸗ 
nahme der freien Wohnung und nad) Abzug eines von dem Oberkonſiſtorium feitzujegenden 
Betrags, welcher der freien Station entjpricht, die dev Pfarrer einem Vikar zu gewähren 
gehabt hätte. 

Das Oberfonfiftorium kann ftatt des Ertrags der Stelle, welche der Beteiligte 
bei feiner Verjegung in den Ruheſtand inne hat, den Ruhegehalt in Geld feſtſetzen, 
unter Zugrundelegung des Anjchlagspreifes der einzelnen Gehaltstheile in der Bejol- 
dungsnote. 

$ 35. Eine erledigte Pfarrftelle wird entweder durch einen Pfarrverwalter oder 
durch einen Nachbargeiſtlichen, welcher zu dieſem Zweck von dem Oberkonſiſtorium zum 
Spezialvikar beſtellt wird, verſehen. Der Spezialvikar übernimmt die ſämmtlichen 
pfarramtlichen Geſchäfte, kann jedoch nach Anordnung des Dekans in der Verſehung 
derſelben durch die benachbarten Geiſtlichen und Pfarramtskandidaten unterſtützt werden. 

Wegen Verwaltung der durch den Tod des Inhabers erledigten Pfarrſtellen 
während des Sterbquartals verbleibt es bei den ſeither geltenden Beſtimmungen. 

$ 36. Eine erledigte Pfarrſtelle ſoll ein Jahr nach eingetretener Erledigung 
wieder beſetzt ſein. Aus beſonderen Gründen kann mit Genehmigung Unſeres Miniſteriums 
des Innern und der Juſtiz Art. 10 des Geſetzes vom 23. April 1875, die Vor— 
bildung und Anftellung dev Geiftlichen betreffend) eine Verlängerung dieſer Friſt ver— 
fügt werden. 

$ 37. Solche Geiſtliche, welche ihres Amtes disciplinariſch entlaſſen worden find 
(Art. 32), verlieren die durch die beftandene Schlußprüfung und die Ordination erlangten 
Berechtigungen (88 6 und 7), jowie die Anftellungsfähigkeit im kirchlichen Dienit. 

Friedberg, Verfaffungsgefege. Helen. 35 
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$ 38. Rechtskräftige Verurtheilung eines Geiftlichen zur Todes- oder Zuchthaus- 
itrafe ($ 31 des Strafgeſetzbuchs) Hat den Verluſt des geiftlichen Amtes und der durch 
die Schlußprüfung und die Ordination erlangten Berechtigungen, ſowie die dauernde 
Unfähigkeit zur Wiederverwendung im Dienft der Landeskirche zur Folge. 

8 39. Wenn gegen einen Geiftlichen neben einer Gefängnißjtrafe die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte (8$ 32 und 33 des Strafgejekbuchs) ausgejprochen worden 
it, jo hat diefes Erkenntniß den Verluſt des geiftlichen Amtes und der durch die 
Schlußprüfung und Ordination erlangten Berechtigungen zur Folge. Diejelbe Folge 
hat, wenn neben einer Gefängnißftrafe auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter ($ 35 des Strafgejeßbuchs) erkannt worden ift. 

8 40. Mit dem Verlust des Amtes auf Grund der 88 32, 37, 38 und 39 ijt 
der Verluſt des Gehalts verbunden. 

$ 41. Geiftliche, welche mit Nuhegehalt in den Ruheſtand verjegt worden find, 
behalten den Titel des zulegt von ihnen befleideten Amtes. Diejer, jowie dev Ruhe 
gehalt geht verloren: 

1. wenn der in den Ruheftand Verſetzte freiwillig darauf verzichtet, wozu auch der Fall 
zu rechnen ift, wenn er ein anderes nicht Firchliches Amt (abgejehen von dem 
in 88 16 und 18 vorgejehenen Falle) oder ohne Genehmigung des Oberfon- 
filtoriums ein Lehramt antritt ; 

. wenn ihm der Titel auf disciplinarifchem Wege entzogen wird, was insbejondere 
auch dann gejchehen kann, wenn der in den Ruheſtand Verſetzte einen andern 
der Würde des geiftlichen Amtes nicht angemefjenen Beruf ergreift. Die Ent— 
ſcheidung darüber, ob der Titel auf disciplinarifchem Wege entzogen werden 
foll, Steht dem erweiterten Oberfonfiftorium zu; 

wenn der in den Nuheftand Verſetzte rechtskräftig zur Todes- oder Zuchthaus- 
ſtrafe verurtheilt, oder wenn ihm die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Amter rechtskräftig aberfannt worden ift. 

In allen diefen Fällen gehen auch die durch die Schlußprüfung und Ordination 
erworbenen Berechtigungen verloren. 

$ 42, Der in den NRuheftand verjeßte Geiftliche ift verpflichtet, fich bezüglich 
ſeiner fittlichen Lebensführung und feiner Beihäftigung den für die aktiven Geijtlichen 
geltenden Beftimmungen diejer Dienftpragmatif zu fügen; er hat ferner die Pflicht, 
wenn die Dienftunfähigkeit, durch welche feine Verjegung in den Ruheſtand herbei— 
geführt wurde, aufhört, eine neue, feiner früheren Stelle entjprechende Anftellung im 
firchlichen Dienjt anzunehmen, und, foweit feine Kräfte dies gejtatten, ſich aushülfs- 
weife in demfelben verwenden zu laſſen. Weigert er fich, diejer Pflicht nachzukommen, 
jo faun ihm duch Beſchluß des erweiterten Oberkonſiſtoriums die Berechtigung zum 
ferneren Bezug des Ruhegehalts aberfannt werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterjchrift und beigedrücdten Großherzoglichen 
Siegel. 

Darmjtadt, den 11. Juli 1879. 

(L. 8.) Ludwig. 


DD 
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Dr. Goldmann. 
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V. 
Geſek, 


vie Disriplinarverhältniſſe der Geiſtlichen Der evangeliſchen Kirche des 
Großherzogthums betreffend, won 26. November 1883, 


Ludwig IV., von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei Rhein ꝛc. ꝛc. 

Wir verordnen hiermit in Ausführung dev 88 118 und 119 der FKirchenverfaffung vom 
6. Januar 1874 zur gefeßlichen Ordnung der Disciplinarverhältniffe der evangeliſchen Geiſtlichen mit 
Zuftimmung der evangeliihen Landes-Synode und nah Anhörung Unferes Ministeriums des 
Innern und der Yuftiz, wie folgt: 


Abſchnitt I. 
Allgemeine Beitimmung. 


8 1. Das vorliegende Gejeß findet Anwendung auf alle definitiv angejtellten Geijtlichen, 
ſowie auf die ordinirten Pfarramtsfandidaten und die in Ruheſtand verſetzten Geiftlichen nad 
Maßgabe des 8 Al Poſ. 2 und $ 42 der Dienftpragmatit für die evangelifchen Geiftlichen des 
Großherzogthums. 

Abſchnitt II. 
Dienjtvergehen und Strafe der Dienftvergehen. 


$ 2. Ein Geiftliher im Sinne des $ 1, welcher 
1. die Pflichten verleßt, die ihm fein geiitliches Amt auferlegt, 

2. durch fein Verhalten in oder außer dem Amte fich der Achtung und des Vertrauens, welche 

fein Beruf erfordert, als unwürdig zeigt, 

hat die Disciplinarbeitrafung verwirkt. 

$ 3. Die Disciplinarftrafen bejtehen in 

1. Ordnungsitrafen, 
2. Entfernung aus dem Amte. 

S 4. Ordnungsitrafen finden ſtatt bei Dienftungehörigfeiten und leichteren Verfehlungen in 
oder außer dem Amte, welche nicht die Entfernung aus dem Amte bedingen. 

Die Ordnungsftrafen beitehen in: 

. Berwarnung, 

. Verweis, 

. Gelditrafen bi3 zu dem Betrage von 90 Mark oder, wenn das einmonatlihe Amtsein— 
fommen des zu beftrafenden Geiftlichen Höher iſt, bis zum Betrage des letzteren. (Art. 6 
des Gejeßes vom 23. April 1875 über den Mißbrauch) der geiftlichen Amtsgewalt.) 

Die Gelditrafe kann mit Verweis verbunden werden. 

8 5. Die Entfernung aus dem Amte findet ftatt in Disciplinarfällen, in welchen ein 

Geiſtlicher 

1. durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte, oder durch fortgeſetzte Dienſtpflichtver— 
letzungen ſich des für eine fernere ſegensreiche Amtswirkſamkeit exforderlichen Anſehens und 
Vertrauens unwürdig gezeigt, oder 

2. den don Un oder von den ihm vorgeſetzten Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit 
erlaffenen Anordnungen beharrlich den Gehorſam verweigert, oder 

3. die in dem Ordinationsgelöbniß enthaltene Verpflichtung auf eine, die jegensreiche Führung 
des geiftlichen Amtes unmöglih machende Weife verlegt hat. 

Die Entfernung aus dem Amte fan erfannt werden als: 

1. disciplinariſche Verfegung wider Willen na $ 31 der Dienftpragmatif ohne 
Schmälerung des bisherigen Gehaltes. 

Ueberzugsfoften werden hierbei nicht vergütet. 

Die disciplinarifche Verſetzung kann mit Gelditrafe nad) Maßgabe des $ 4 verbunden 
werden. 

Die Entjeheidung der Disciplinarbehörde hat ſich auf den Ausspruch zu bejchränfen, daß 
eine disciplinarifche Verfegung zuläſſig ſei, wonach ſodann von dem Oberfonfiftorium, unter Vor— 
lage des ergangenen Erkenntniſſes, geeignete Anträge wegen Ausführung der Verſetzung an Uns zu 
jtellen ſind; 
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9. unfreiwillige disciplinarijde Verſetzung in den Ruheftand unter 
Gewährung der gejeßlichen Penfion ; 
3. Dienjtentlafjung. 

Die Dienftentlaffung hat den Verluft des Amtes, jowie der durch die bejtandene Schluß: 
prüfung und die Ordination erlangten Berechtigungen, auch der Anftellungsfähigfeit im kirchlichen 
Dienſt zur Folge ($ 37 der Dienjtpragmatit). 

Mit dem Verluft des Amtes durch Dienftentlaffung ift der Berluft des Gehaltes ($ 40 
der Dienftpragmatif) und ebenfo der Verluſt des Titels von Rechtswegen verbunden. 

Wenn bejondere Umftände eine mildere Beurtheilung aulaffen, oder die Bedürftigfeit des 
entlafjenen Geiftlichen und feiner Familie Dies erforderlich erſcheinen laſſen, fann die Disciplinar- 
behörde in ihrem auf Dienftentlaffung (autenden Erfenntniß zugleich bejtimmen, daß dem Ange— 
jchuldigten ein widerruflider Suftentationsgehalt zu belaſſen jei, welcher Suſten⸗ 
tationsgehalt aus dem evangeliſchen Centralkirchenfonds geleiſtet wird und den Betrag von 40 
Prozent des bisherigen Elaffififationsmäßigen Gehalts nicht überſteigen darf. 

Die Aberkennung dieſes widerruflich bewilligten Suftentationsgehalts erfolgt durch das 
Disciplinargeridht. 

Bei ordinirten Pfarramtstandidaten tritt an die Stelle der Dienitentlaffung der Strid 
aus der officiellen Kandidatenlifte mit Dem Verhuſte der Anitel- 
(ungsfähigfeit im Kirchendienit. 

8 6. Hat ein in Ruheſtand getvetener Geiftlicher ſich während feines aktiven Amtsverhält- 
nifjes eines Dienjtvergehens des 8 5, Abſ. 1 Nr. 1 und 2, ſchuldig gemacht, jo ift an Stelle der 
Dienftentlaffung auf Verluft des Titels und des Ruhegehaltes zu erfenmen, unbes 
ichadet der in $5 gewährten Befugniß wegen Belaffung eines widerruflichen Suftentationsgehaltes. 

Im Uebrigen kommen bei penfionirten Geiftlichen die Beſtimmungen des 8 41 Poſ. 2 und 
$ 42 der Dienftpragmatit in Anwendung. 

S7. Welche der in den 884 und 5 bejtimmten Strafen anzuwenden jei, it nach der 
größeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienftvergehens mit bejonderer Rückſicht auf das gejammte 
Verhalten des Angefchuldigten zu bemeſſen. 

$ 8. Iſt gegen einen Geiftlihen wegen einer ſtrafbaren Handlung die öffentliche Anklage 
erhoben, jo iſt während der Dauer des gerichtlichen Strafverfahrens wegen der nämlichen That- 
jachen das Disciplinarverfahren nicht zu eröffnen und, wenn die Eröffnung jtattgefunden hat, aus= 
zuſetzen. 

S 9. Iſt im gerichtlichen Verfahren auf Freiſprechung erkannt, ſo findet wegen derjenigen 
Thatſachen, welche in demſelben zur Erörterung gekommen ſind, ein Disciplinarſtrafverfahren nur 
infofern ſtatt, als dieſe Thatſachen an ſich und unabhängig von dem Thatbeſtande einer im Straf— 
geſetz vorgeſehenen Handlung eine Disciplinarbeſtrafung begründen. 

Iſt im gerichtlichen Strafverfahren eine Verurtheilung ergangen, welche den Verluſt des 
Amtes nit zur Folge hat (88 38 und 39 der Dienjtpragmatif), jo bleibt dem Oberfonfiftortum 
die Entſcheidung darüber vorbehalten, ob außerdem ein Disciplinarjtrafverfahren einzuleiten oder 
fortzujegen jet. 


Abſchnitt III. 
Berhängung von Ordnungsitrafen. 


$ 10. Ordnungsitrafen finden ftatt bei Fahrläffigfeit, Ungehorfam und Unfleiß, unge 
bührlicher Verzögerung obliegender dienftliher Handlungen, Verlegung des, Dienjtgeheimnifjes, 
jowie bei andern ähnlihen Dienjtwidrigfeiten geringeren Grades, auch bei tadels— 
werthem außeramtlihen Verhalten, welches mit den bejonderen Standespflichten eines Geiftlichen 
unvereinbarli” und geeignet ift, die Achtung und das Vertrauen, die fein Beruf erfordert, zu 
beeinträchtigen. 

$ 11. Zur Beauffihtigung über Amtsführung, Berufsthätigfeit.und Wandel der evange- 
Küchen Geiftlichen find nad) der evangelifchen Kirchenverfaffung vom 6. Januar 1874 berufen: 

1. die Defane (Kirchenverfaſſung $ 127 Poſ. 3), 

2. die Superintendenten (Kirchenverfafiung $ 132 Poſ. 2), 

3. die Defanats:Synode (Kirhenverfafiung $ 70 Poſ. 2), 

4. der Dekanatsausſchuß (Kirchenverfafliung $ 84 Poſ. 3). 

Als Disciplinarbehörde ift für ſämmtliche evangelifche Geiftlihe im Sinne dieſes 
Gejeßes das Oberkonſiſtorium beitellt, abgejehen von den vor den kirchlichen Disciplinar- 
gerichtshof gehörigen Fällen. 
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Ordnungsitrafen gegen evangelifche Geiftliche können don den oberen Behörden nad) 
Maßgabe der nachitehenden Beſtimmungen ausgejprochen werden: 

1. von den Defanen bei geſchäftlichen Unregelmäßigkeiten der evangelijchen Geiſtlichen des 
Defanatsbezirts Gelditrafen bis zu drei Reichsmark (Kirhenverfafiung $ 127 Poſ. 3), vor— 
behaltlich der Beichwerde an das Oberfonfiftorium, 

‚von den Dekanatsausſchüſſen bei Säumigfeit in Erledigung zugegangener Auflagen 
Gelditrafen bis zu 20 Reichsmark (Kirchenverfaſſung 8 84 Poſ. 11), vorbehaltlich des nad 
Schlußſatz des $ 84 der Kirchenverfaſſung hiergegen zufäffigen Refurjes an das Ober: 
konſiſtorium, 

3. von den Superintendenten innerhalb der Gränzen der ihnen nad $ 132 dev Kirchen— 
verfaſſung zugewieſenen beionderen Amtsobliegenheiten und gegen Geiftliche im Super: 
intendenturbezirf bei Säumigfeit in Erledigung zugegangener Auflagen Gelditrafen bis zu 
zwanzig Reichsmark, vorbehaltlich der Beichwerde an das Oberfonfijtorium. 

Das Oberkonſiſtorium ift, außer in den Fällen verſäumter Erledigung dienſtlicher 
Auflagen durch die evangelifchen Geiſtlichen, als Disciplinarbehörde befugt: 

zur Ertheilung disciplinarifher DBerwarnungen und von Verweiſen, welche 

Ordnungsſtrafen dureh Ladung des Schuldigen vor das Oberkonftitorium oder eine Kommiffion 

deſſelben noch bejonders verfchärft werden fünnen, ſodann: zur Disciplinirung mit Geld: 

trafen nad Maßgabe der Bejtimmungen in $ 4 Pol. 3 dieſes Gejeßes über den zuläffigen 

Betrag. 

$ 12. Bor der Verhängung einer Ordnungsſtrafe ift dem Geiftlichen Gelegenheit zu geben 
ſich über die ihm zur Laft gelegte Verfehlung ſchriftlich oder mündlich zu verantworten. 

Die Verhängung einer Ordnungsftrafe durch das Oberfonfiftorium Hat unter Angabe der 
Gründe durch ſchriftliche Verfügung oder zu Protokoll zu erfolgen. 

Von jeder Disciplinarentſcheidung, welche auf eine Geldftrafe von mehr als ſechszig Reichs— 
mark lautet, ift dem Minifterium des Innern und der Justiz, gleichzeitig mit der Zuftellung an 
den Betroffenen, nad) Art. 8 des Gefeges dom 23. April 1875 über den Mißbrauch der geijtlichen 
Amtsgewalt, Anzeige unter Angabe der Entiheidungsgründe zu machen. 

Eine Geldjtrafe, welche nur für den Fall der Prichterledigung einer ſpeziellen dienſtlichen 
Verfügung binnen einer bejtimmten Friſt angedrodt tft, kann nach Ablauf diefer Friſt ohne Weiteres 
ausgejprochen werden. 
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Abichnitt IV. 
Entfernung aus dem Amte. 


$ 13. Ueber die Entfernung eines Geiftlihen aus dem Amte (8 5) und über den Verluſt 
des Titels und Ruhegehalts eines in den Ruheſtand getretenen Geiftlichen ($ 6) erkennt der kirch— 
Yihe Disciplinarhof. 

$ 14. Derſelbe beiteht: 

1. aus drei aftiven, dem Oberfonftftorium nicht angehörigen Getjtlihen (zu welchen hier auch 
die theologiſchen Profeſſoren der Landesuniverſität und des Predigerſeminars zu rechnen 
ſind); 

2. aus drei aktiven Juriſten (Richtern, Profeſſoren der Rechte, Rechts- oder Staatsanwälten), 
welche die Qualifikation zur Kirchenvorſtandſchaft beſitzen. 

3. aus drei Mitgliedern der Landes-Synode. 

$ 15. Die unter 1 und 2 des $ 14 genannten geiſtlichen und juriftiichen Mitglieder des 
Disciplinarhofes werden auf Vorſchlag des Oberfonfiftoriums von dem Großherzog ernannt, treten 
jedoch aus diefer Stellung, wenn fie eine der im 8 141 und 2 bezeichneten Eigenjchaften verlieren. 

Die unter 3 des $ 14 bezeichneten Mitglieder werden von der Landes-Synode aus ihrer 
Mitte gewählt. Diejelben ſcheiden aus, jobald fie die Mitgliedjchaft der Synode verlieren, bleiben 
aber — ihre fortdauernde Wählbarfeit zur Landes-Synode vorausgejeßt — nad) dem Schluß der 
Synode jo lange in Funktion, bis die nächte ordentliche Synode die Neuwahl der Mitglieder des 
Disciplinarhofes vorgenommen hat. 

$ 16. Für jedes Mitglied des Disciplinarhofes ift gleichzeitig ein Stellvertreter in der in 
den SS 14 und 15 vorgejehenen Weife zu bejtellen und in Fällen ber Verhinderung an des Ver: 
hinderten Stelle einzuberufen. 

Für die Wahl der Synodalmitglieder find die in $ 29 der Geihäftsordnung für die evan— 
geliſche Landes-Synode Hinfichtli dev Schriftführer gegebenen Vorſchriften maßgebend. 

$ 17. Der Großherzog ernennt den Präfidenten des Disciplinarhofes und deijen Stell 
vertreter aus deijen rechtsgelehrten Mitgliedern. 
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$ 18. Die Mitglieder des Disciplinarhofes werden, jomweit fie nicht bereits den Aichtereid 
geleiftet haben, auf den fie dann nur zu verweijen find, bei ihrer eriten Dienitleiftung durch den 
Borfigenden nach der in $ 51 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vorgejehenen Formel eidlich verpflichtet. 

Der Vorfigende tft, jofern er nicht bereits den Richtereid geleiftet hat, dor der eriten Sitzung 
durch den Präfidenten des Oberfonfiftoriums in Pflichten zu nehmen. 

$ 19. In Betreff der Behinderung oder Ablehnung von Mitgliedern dieſes Disciplinarhofes 
finden die Vorferiften der Strafprozeßordnung entjprechende Anwendung. Die Entjeheidung 
hierüber ertheilt endgültig der Discipfinarhof ohne Mitwirkung des betreffenden Mitglieds. 

g 20. Der Disciplinarhof it, fofern alle Mitglieder ordnungsmäßig einberufen und geladen 
find, bei Anwefenheit von mindeſtens fieben Mitgliedern beſchlußfähig, worunter doch jedenfalls 
zwei Geiftliche und zwei Nechtsverjtändige jein müſſen. 

$ 21. Der Entfernung aus dem Amte ($ 5), jowie Erkennung auf Verluſt des Titels und 
des Nuhegehalts im Falle des $ 6 muß ein jürmliches Disciplinarjtrafverfahren vorausgehen. 

8 22. Das Disciplinarverfahren bejteht in einer ſchriftlichen Vorunterſuchung und einer 
mündlichen Hauptverhandlung vor dem erfennenden Disciplinarhof. 

$ 23. Die Einleitung des Disciplinarjtrafverfahrens wird von dem Oberfonjijtorium ver— 
fügt. Es ernennt auf die Vorlage der von der vorgejegten Behörde (Dekanat, Superintendentur) 
über die Anſchuldigung eines Dienjtvergehens vorläufig gepflogenen Ermittlungen den die Unters 
ſuchung führenden Beamten, ſowie denjenigen Beamten, welcher im Laufe des Disciplinarjtrafver: 
fahrens die Intereſſen der Anklage wahrzunehmen hat. 

$ 24. In der DVorunterfuhung wird der Angejchuldigte unter Mittheilung der Anſchul— 
digungspuntte vorgeladen und, wenn er erjcheint, mit jeinen Erklärungen und Anträgen gehört. 

Die Zeugen werden, nad Befinden eidlih, vernommen und die jonjtigen Beweije erhoben. 
Den Bernehmungen der Zeugen darf der Angeichuldigte nicht beimohnen. Eine Ausnahme findet 
ftatt bei Vernehmung von Zeugen, welche vorausfichtlih bei der mündlichen Verhandlung nicht 
ericheinen können, jofern der Unterfuhungszwed nicht gefährdet wird. 

$ 25. Ueber jede Unterfuhungshandlung ift durch einen vereideten ‘Protofollführer ein 
Protokoll aufzunehmen. Auch kann ein Mitglied des Dekanatsausſchuſſes als Protofollführer 
dienen. 

Den vernommenen Perſonen iſt ihre Ausfage unmittelbar nach der Protofollirung vorzulejen 
um denjelben Gelegenheit zur Berichtigung und Ergänzung zu geben. Das Protofoll ijt von dem 
Unterfuhungsbeamten und dem Protofolführer zu unterzeichnen. 

$ 26. Gradtet der Unterfuhungsbeamte den Zweck der VBorunterfuhung für erreicht, jo 
theilt ex die Akten dem Beamten mit, welcher die Interefjen der Anklage wahrzunehmen hat. Hält, 
diefer eine Ergänzung der Vorunterfuhung für erforderlich, jo hat er jolche bei dem Vorunter— 
fuhungsbeamten zu beantragen. Im Falle einer Meinungsverjchiedenheit beider entſcheidet das 
Oberfonfijtorium. 

$ 27. Nach geſchloſſener Borunterfuhung ift dem Angejchuldigten der Inhalt der erhobenen 
Beweismittel mitzutheilen und ihm freizuftellen, innerhalb einer zu bejtimmenden Friſt von min— 
deftend vierzehn Tagen eine Denfjhrift wegen Abwendung der Verweifung dor den Disciplinar- 
gerichtshof einzureichen. Nach Ablauf der Friſt find die Akten mit der etwa eingelaufenen Denk— 
ichrift dem als Ankläger fjungivenden Beamten zur Einficht vorzulegen, worauf diefer die Aften 
mit feinem Antrage dem Oberkonſiſtorium zu unterbreiten hat. 

8 28. Das Oberkonfiftorium kann mit Rückſicht auf das Ergebniß der Borunterfuhung das 
Berfahren einjtellen und geeigneten Falls eine Ordnungsitrafe verhängen. 

Der Angeihuldigte erhält Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit Gründen zu dverjehenden 
Beſchluſſes. 

8 29. In dieſem Falle ($ 28) iſt die Wiederaufnahme des Disciplinarſtrafverfahrens 
wegen der nämlichen Anſchuldigungspunkte nur auf Grund neuer Thatſachen oder Beweiſe zuläſſig. 

8 30. Beichließt das Oberkonfijtorium die Verweifung der Sade vor den Disciplinarhof, 
jo wird der Angeklagte nad Eingang einer, von dem als Ankläger fungirenden Beamten anzu— 
fertigenden Anklageſchrift unter abjchriftlicher Mittheilung des Verweiſungsbeſchluſſes und der Anklage— 
jcehrift, in eine von dem Präfidenten des Disciplinarhofes zu bejtimmende Sitzung zur mündlichen 
Verhandlung geladen. 

8 31. Der Angeklagte fann ſich des Beiftandes eines Nechtsanwalts als Bertheidiger 
bedienen. Dem Lebteren ijt die Einficht dev Vorunterfuhungsakten zu gejtatten. 

$ 32. Die Hauptverhandlung vor dem Disciplinarhof ijt nicht öffentlih. Jedoch haben 
die Mitglieder des Oberfonfijtoriums, des Minifteriums und im Amte ftehende Theologen Zutritt, 
unbejchadet des Rechts des Vorſitzenden, auch andere Perſonen zuzulafien. 
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Die Hauptverhandlung kann auch ohne Anweſenheit des Angeklagten ſtattfinden, ſofern er 
zu derſelben geladen iſt, auch wenn er im Sinne des $ 318 der Strafprozeßordnung als abwejend 
gilt. Eine öffentliche Ladung ift unzuläflig. 

Der Angeflagte, auch wenn er abwejend ift, kann ſich durch feinen mit jhriftlicher Vollmacht 
verſehenen Vertheidiger ($ 31) vertreten laſſen. Der Vorſitzende des Disciplinarhofes kann indeijen 
das perſönliche Erjeyeinen des Angeklagten unter dev Verwarnung anordnen, daß bei jeinem Aus— 
bleiben auf Beihluß des Disciplinarhofes ein Vertreter nicht würde zugelafjen werden. 

8 33. Bei der mündlichen Verhandlung wird von dem, durch den Präfidenten des Disci- 
plinarhofes aus deſſen Mitte ernannten Berichterjtatter der Verweiſungsbeſchluß verlefen und ſodann 
in Abwejenheit der Zeugen der erſchienene Angeflagte von dem Präfidenten vernommen. Geiteht 
derjelbe die den Gegenftand der Anklage bildenden Thatſachen ein, und walten gegen die Glaub— 
wiürdigfeit jeines Geftändniffes feine Bedenken ob, fo bejchließgt der Disciplinarhof, daß eine 
Beweisverhandlung nicht jtattfinde. 

Andernfalls, jowie wenn der Angeklagte nicht erſchienen iſt, gibt der Berichterftatter eine 
Darftellung der Beweisaufnahme, joweit fie fi) auf die im Der Anklagejehrift enthaltenen Anklage: 
punfte bezieht. 

Hierauf erfolgt Vernehmung der etwa geladenen und erichienenen Zeugen und Sach— 
veritändigen. 

Zum Schluffe wird der als Ankläger fungivende Beamte mit feinem Bor: und Antrage und 
der Angeklagte und deſſen Nechtsbeiftand mit dev Vertheidigung gehört. Dem Angeklagten jteht 
das fette Wort zu. 

8 34. Die Beiladung von Zeugen und Sachverſtändigen zur mündlichen Verhandlung muB 
auf Antrag des als Ankläger fungivenden Beamten oder des Angeklagten erfolgen. 

$ 35. Die Ausſage eines außerhalb der mündlichen Verhandlung vernommenen Zeugen oder 
Sahverjtändigen, deffen Vernehmung nicht in dev mündlichen Verhandlung erfolgt, ift, jofern Dies 
der als Anfläger fungirende Beamte oder der Angeklagte beantragt, oder der Diseiplinarhof für 
erforderlich erachtet, zu verlejen. 

$ 36. Wenn der Disciplinarhof im Laufe der mündlichen Verhandlung die weitere Ver— 
nehmung von Zeugen oder Sahverftändigen, jet es dor dem Disciplinarhof oder dur einen 
beauftragten Beamten, oder die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel für angemefjen erachtet, ſo 
erläßt er die erforderliche Verfügung und vertagt nöthigenfalls die Fortſetzung der Verhandlung 
auf einen andern befannt zu machenden Tag. 

g 37. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches Die 
Namen der Anwejenden und die wejentlichen Momente der Berhandlung enthalten muß. Das 
Protokoll wird don dem Vorſitzenden und dem Sekretär des Oberfonfiftoriums als Protofollführer 
unterzeichnet. 

$ 38. Die Entjeheidung ift in Abwejenheit Des Angeklagten unmittelbar nad) der Sitzung 
in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden ift, oder jpäteftens innerhalb der folgenden 
vierzehn Tage zu berathen und feftzuftellen. 

$ 39. Bei der Entſcheidung hat der Disciplinarhof, ohne an pofitive Beweisregeln gebunden 
zu jein, nad) feiner freien, aus dent Inbegriff der Verhandlungen und Beweiſe gejhöpften Ueber: 
zeugung zu beurtheilen, inwieweit die Anklage für begründet zu erachten ift. 

8 40. Zur Verurtheilung des Angejehuldigten ift eine Zweidrittel-Mtehrheit der Abſtim— 
menden erforderlih. Zu einer Verurtheilung wegen Bruchs des Ordinationsgelöbniſſes (Irrlehre) 
iſt jedoch die Zuſtimmung von mehr als zwei Drittel der Abſtimmenden erforderlich. 

F 41. Wird die Anklage für nicht begründet erachtet, jo ſpricht der Diseiplinarhof den 
Angeklagten frei. Iſt die Anklage begründet, jo fann auch auf Ordnungsitrafe erkannt werden. 

8 42. Die Koften eines ftattgehabten förmlichen Disciplinarverfahrens, welche aus dem 
evangelif hen Centralkirchenfonds porlagsweife zu bejtreiten find, iſt der Angeklagte, injoweit er 
verurtheilt wird, nad) dem Ermefjen des Disciplinarhofes ganz oder theilweiſe zu eritatten ſchuldig. 
Der Disciplinarhof entſcheidet hierüber in feinem Urtheil. 

$ 43. Eine ſchriftliche Ausfertigung der Entſcheidung, welche mit Gründen verjehen fein 
muß, wird dem Angeklagten ertheilt und durch das Defanat, in welchem derjelbe feinen Amtsſitz 
hat, zugeftellt. 

$ 44. In allen Fällen der Entfernung aus dem Amte, ſowie bei Entſcheidungen, welche 
auf eine Geldftrafe von mehr als 60 Mark lauten, find die Vorjehriften der Artikel 8 und 10 
des Geſetzes vom 23. April 1875, betreffend den Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt, zu 
erfüllen. 

$ 45. Gegen die Entjcheidungen des Disciplinarhofes finden feine Rechtsmittel jtatt. 
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$ 46. Der Bollzug des Erfenntniffes fommt dem Oberfonfijtorium unter Beobachtung der 
in $ 32 der Dienftpragmatif vom 11. Juli 1879 vorgejehenen Vorſchriften zu. 

$ 47. Eine Wiederaufnahme des durch rechtsfräftiges Urtheil gejchlofienen Verfahrens kann 
in den Fällen des $ 399 der Strafprozegordnung von dem Verurtheilten, in den Fällen des $ 402 
dajelbft von dem Oberfonfiftorium, beziehungsweife in deſſen Auftrag von dem als Ankläger 
fungirenden Beamten, beantragt werden. 

$ 48. Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens ijt jehriftlich zu ftellen. Derjelbe 
muß den gejeglichen Grund der Wiederaufnahme, ſowie die Beweismittel angeben. Weber die 
Zuläffigfeit des Antrags entjcheidet der Disciplinarhof ohne mündliche Verhandlung. 

$ 49. Wird der Antrag für zuläjfig erachtet, jo veranlaßt der Disciplinarhof die Aufnahme 
der angebotenen Beweife dur einen beauftragten Beamten. Nach dem Schluſſe der Beweisauf: 
nahme find der Antragjteller und deſſen Gegner unter Beitimmung einer Frift zur ferneren Erklä— 
rung aufzufordern. 

$ 50. Der Antrag wird ohne mündliche Verhandlung als unbegründet verworfen, wenn 
die aufgeftellten Behauptungen nad) dem Ermeſſen des Disciplinarhofes durch die erhobenen Beweiſe 
feine genügende Beftätigung gefunden haben. Andernfall3 verordnet der Disziplinarhof die Wieder: 
aufnahme des Verfahrens und die Erneuerung der mündlichen Verhandlung. 

8 51. Die Einjtellung des Disciplinarverfahrens muß in jeder Lage deijelben erfolgen, 
ſobald der Angeſchuldigte, unter gleichzeitiger Uebernahme der erwachſenen Koſten des Verfahrens, 
jowie der etwa angeordneten einjtweiligen Verwaltung der Dienftitelle, um jeine Entlafjung aus 
dem Amte, unter Verzicht auf Titel, Gehalt und Penſionsanſpruch, nachſucht, oder im Falle des 
$ 6 auf Titel und Auhegehalt verzichtet, oder im Falle des letzten Abſatzes des $ 5 den Strich 
aus der offiziellen Kandidatenlijte beantragt. 


Abſchnitt V. 
Borläufige Enthebung vom Amt, 


$ 52. Liegt gegen einen Geiftlichen dev Verdacht eines Dienftvergehens vor, jo fann das 
Oberfonfiftorium, insbeſondere wenn dies im Firchlichen Intereſſe für geboten erachtet wird, die 
vorläufige Enthebung des beſchuldigten Geiftlichen vom Amte verfügen. 

Wird gegen einen Geiftlichen das gerichtliche Strafverfahren wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens eingeleitet, jo kann das Oberkonfiftorium gleichfalls aus Gründen des allgemeinen kirch— 
lichen Intereſſes die vorläufige Enthebung vom Amte anordnen. 

Wird gegen einen Geiftlichen im gerichtlichen Strafverfahren die Unterfuhungshaft verhängt, 
oder eine Freiheitsitrafe vollzogen, jo tritt für die Dauer derjelben die vorläufige Amtsenthebung 
von Rechtöwegen ein. 

$ 53. Durch die vorläufige Enthebung vom Amte wird das Recht auf den Genuß des 
Gehaltes nicht berührt. Dagegen ift der betreffende Geiftliche zum Erjaß der Kojten einer angeord— 
neten einftweiligen Verwaltung des Dienftes verpflichtet, wenn im Disciplinarverfahren auf Ent: 
fernung vom Amte erfannt, oder wenn im gerichtlichen Strafverfahren eine Verurtheilung erfolgt 
it, oder wenn die vorläufige Amtsentjegung in Folge der Vollſtreckung einer Freiheitsitrafe 
eintritt. 

8 54. Die Beitimmungen über Ausübung der Disciplinargewalt iiber evangelijche Geiftliche 
in den desfalffigen früheren Verordnungen, jowie im zweiten Abjat des 8 131 Pof. 15 der Kirchen— 
verfaljung von 1874 find aufgehoben. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und beigedrücten Großherzoglichen Siegels. 

Darmijtadt, den 26. November 1883. 

(L. S.) Ludwig. 
Dr. Goldmann. 


Das 
Großherzogihum Oldenburg mit den Fürſtenthümern 
Lübeck und Birkenfeld. 
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Obgleich die Reformation in die Grafſchaften Oldenburg und Delmenhorft 
ichon feit dem Jahre 1525 Eingang zu gewinnen begann !), jo ift doch eine Firchliche 
Berfallungsorganifation erſt verhältnigmäßig ſpät vorgenommen worden, und wich 
dann von der gewöhnlichen lutherifchen in Nichts ab. 

Die Kirchenordnung von 1573 beftellte für das geſammte Land einen Superin= 
tendenten, und verordnete jährliche Bifitationen ſowie jährliche Pfarr-Synoden. Das 
Kirchenregiment wurde der in demjelben Jahre foflegial verfaßten landesherrlichen 
Kanzlei übertragen, welche, verftärkt durch den Superintendenten und zwei Geiftliche, 
Konfiftorium genannt wurde ?). Gemeindliche Befugniffe famen wenig zur Entfaltung, 
und die mit der DBermögensverwaltung betrauten SKirchenjuraten find ſtets vom 
Pfarrer und ftaatlihen Beamten dem Konfiftorium zur Ernennung in Vorſchlag 
gebradpt worden’). Nur die Stadt Oldenburg hat bei Beftellung ihrer Pfarrer 
wichtige rechtliche Befugnifje beſeſſen *). 

Un diefen Grundelementen der Verfaſſung ift auch in der Folgezeit wenig und 
Nichts Prinzipielles geändert worden. Nur ftarben wie überall die Synoden ab, und 
wurde verordnet), daß die Bifitationen Lediglich) in dreijährigen Intervallen vorzu— 
nehmen jeien. 

Trennte fi) ein Gebietstheil von dem Staate ab, wie 1577 die Grafſchaft 
Delmenhorjt, jo empfing er eine eigene Superintendentialorganifation. Kam er 
wieder zum Hauptlande zurüd, jo fiel diefe wieder fort, wie denn bei der 1647 
erfolgten Wiedererwerbung von Delmenhorft auch) der Oldenburger Superintendent 
wieder in jeine frühere Wirffamfeit trat °). 

AS dagegen in dem Oldenburgifchen Traftate (1693) den Oldenbur= 
giſchen Grafen die edle Herrschaft Barel eingeräumt wurde, behielt der oldenbur— 
giſche Staat die Territorialhoheit darüber, jo daß freilich die Konfiftorialfachen im 
Lande ſelbſt durch die dortige Behörde inftruirt, zum Spruche aber an das Olden— 
burger Konfiftorium eingefandt werden follten? ). 


1) Salem, he 2 Herzogth. Oldenburg | beiden Stadtfirhen drei Kandidaten dem Konſi— 


(Oldenb. 1795) 2, 
en Runde, Ol ber. “Chronik (Oldenb. 1862) 
3) (Balem) Jetzt geltend. Oldenb. Parti— 
kularrecht (Oldenb. 1804 ff.) 3, S. 357. 
4) Der Magiſtrat erhielt 1696 (näher beſtimmt 
1722) die Berechtigung, bei Vakanzen an den 


forium zu präjentiren, die dann nah Geneh- 
migung dev Gemeinde zur Wahl are werden 
ſollten. ehe a. 9.3, ©. 147 

5) Reſolut. 29. März "1684 in Detfen 
Corp. Constit. Öldenb. en): 1,.©. 67. 

6) Halem a. a. 8.2, ©. 4 of. 

7) Ebendaſ. 3, ©. 86. 
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Gine eigenthümliche Schöpfung war lediglich die Stellung des advocatus piarum 
causarum, welche 1694 begründet ') und deren Inhaber zum Konfiftorialmitgliede 
beftellt wurde ?). 

Auch die kurze Periode, in welcher Oldenburg einen Beſtandtheil des franzöfiichen 
Kaiferreiches bildete, beließ das Konfiftorium in feiner Exiſtenz, beſchränkte indeſſen 
die Befugniſſe deſſelben?). 


Die Neuorganiſation des 1814 wieder hergeſtellten Staates erfolgte ſchon in 
demſelben Jahre. 

Die Verordnung vom 15. September 1814 %) ſtellte das Konfiftorium in Unter- 
ordnung unter dem Sabinet wieder her, beſchränkte aber die von demjelben früher 
ausgeübte Gerichtsbarkeit auf Eheſachen. 

Eine größere Umgeftaltung der Kirchenverfaſſung trat aber dann ein, als im 
Gefolge der franzöfiichen Julirevolution des Jahres 1830 der Staat auf den Weg 
der politifchen Reformen gedrängt wurde. Eine politijche Gemeindeorganijation wurde 
geichaffen, deren Inftitutionen auch eine analoge Ausdehnung auf die Firchliche Ge— 
meindeverfaffung gegeben wurde d). Das Konfijtorium wurde am 7. Dftober 1837 °) 
dahin umgeftaltet, daß die weltliche Bank von der geiftlichen gelvennt wurde, doch 
wurde der Behörde zugleich die Ehegerichtsbarfeit entzogen, die an die weltlichen 
Gerichte überging. Gleichzeitig wurde die Einrichtung von Spezialfuperintendenturen 
verfügt, und fo unter dem 26. Februar 1842”) fünf Superintendenten eingejeßt und 
mit Inſtruktion verjehen. 


Alle diefe Maßnahmen hielten ſich indeffen in den herkömmlichen Gränzen der 
lutheriſchen Konfiftorialverfaffung, und ſelbſt das Geſetz von 1837 hatte nicht einmal 
ein fog. formirtes Konfiftorium geſchaffen. Vielmehr blieb das Konfiftorium troß der 
Abzweigung der geiftlihen Bank ein durch geiftliche Mitgliedſchaft verjtärftes rein 
ftaatliches Regierungstollegium, deſſen kirchliche Bethätigung allerdings durch den General- 
juperintendenten erfolgte. | 

So entſprach denn die oldenburgijche Kirchenverfaflung nicht den von der 
Frankfurter Nationalverfammlung verfündeten Grundrechten, welche jeder Religions- 
geſellſchaft die jelbftftändige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zuſprachen, 
und darum fahte Schon der am 1. September 1848 zufammentretende Landtag, welcher 
ein neues ſtaatliches Verfaſſungsgeſetz vereinbaren ſollte, den Beſchluß, daß eine Synode 
zuſammenzuberufen ſei, um die kirchlichen Verhältniſſe des Großherzogthums zu regeln. 
Dieſer Forderung, welche bei der Geiſtlichkeit des Landes ſtarke Unterſtützung fand, 
konnte der Großherzog keinen Widerſtand leiſten, und ſo befahl die landesherrliche 
Verordnung vom 31. Januar 1849 den Zuſammentritt einer Synode, welche aus 
14 geiſtlichen, von den Geiſtlichen gewählten, und 21 weltlichen, von den Gemeinden 
gewählten Mitgliedern zufammengefegt jein jollte, und welche durch landesherrliches 
Patent vom 3. April 1849 auf den 30. deſſelben Monats nach Oldenburg berufen 


1) Runde a. a. ©. ©. 60. | 4) Gei.-©. 1, ©. 218 ff. 

2) Oetfen, Corp. 1, ©. 145. — Die neue 5) 10. Dez. 1832. Gef.-©. 7, ©. 69 ff. und 
Kirhenordnung v. 16. Juli 1725. Corp. Con- | 7. Yebruar 1834. Ebendaj. 8, ©. 41 ff. 
stit. Supplem. 1, ©. 1 ff. enthielt über die 6) Geſ.-S. 8, ©. 600. 

Kirchenverfaffung nichts Neues. 7) Gej.:©. 10, ©. 54. 

3) Runde a. a. OD. ©. 113. 
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. wurde. Diefer Synode wurde ein durch landesherrlihe Kommiſſarien ausgearbeiteter 
Verfaſſungsentwurf vorgelegt; fie begann aber ihre Thätigfeit damit, diefen Entwurf 
zunächſt von allen „hierarchischen und bureaufratifchen Beitimmungen“ zu reinigen, 
beſchloß ſich als konſtituirende VBerfammlung zu geriven, eine obere Kirchenbehörde 
an Stelle des Konfiftoriums einzuſetzen und durch diefe die Verfaffungsurfunde publi- 
ziven zu lafjen. 

Am 3. Juli waren die Berathungen beendet. Die befchlofiene Verfaſſungs— 
urkunde wurde von den Synodalmitglievern unterjchrieben, damit für in Geltung 
getreten erklärt, und die Wahl der Mitglieder für die neue Kirchenbehörde vorgenommen. 

Am 3. Juli erließ dann auch der Großherzog eine Berordnung, worin er als 
oberjter Biſchof der Kirche „den Eintritt neuer Ficchlicher Behörden und den Uebergang 
der Kirchengewalt auf diejelben nach den Beltimmungen des (neuen kirchlichen) Ver— 
fallungsgejeges“ genehmigte, worauf dann ein hierzu don der Synode beauftragter Aus: 
ſchuß die Einjegung des Oberkicchenrathes am 15. Auguft vornahm, an welchem Tage 
endlich auch durch den Oberkirchenrath das Berfallungsgejeg publizirt wurde !). Dass 
jelbe bejeitigte das landesherrliche Kirchenregiment vollftändig. Jeder Gemeinde wurde 
die Selbftverwaltung ihrer Angelegenheiten innerhalb der gejeßlichen Gränzen zuge: 
jtanden, und die Ausübung derjelben dur) Gemeindeverfammlung und Kirchenrath 
verordnet. Zum letzteren follten die Pfarrer gehören und 3—15 auf vier Jahre 
gewählte Xeltejte, für welche die aktive und paſſive Wahlfähigkeit nur dureh die er- 
reichte Volljährigkeit bedingt wurde. Der Borfig jollte durch Wahl übertragen werden. 
Die Einführung von Kreis-Synoden wurde vorbehalten, dagegen die Landes-Synode jet 
ſchon organifirt. Dieje jollte aus 7 geiftlihen, 14 weltlichen und einem entweder 
geijtlichen oder weltlichen Mitgliede bejtehen und duch Direkte Gemeindewahlen zu= 
jammengejeßt werden. Ihren Beſchlüſſen gegenüber, welche duch Publikation des 
Oberkirchenrathes Geſetzkraft erhalten jollten, wurde diefer Behörde nur ein fuspenfives 
Veto zugeftanden, die Pfarrwahl wurde den Gemeinden überlafjen, und endlich die 
Beitellung des Oberficchenrathes der Synode, welche ein ordentliches juriftisches Mit- 
glied auf Lebenszeit wählen follte, ein weiteres ordentliches weltliches und geiftliches 
auf ſechs, und zwei außerordentliche auf vier Jahre. Ein von der Synode gewähltes 
Dienjtgericht jollte über die Dienftentlafjungen der Kicchenbeamten erkennen. 

Diefe Kirchenverfaſſung funktionirte ohne irgendwie erkannten Uebelftand. 

Die erjte ordentlide Synode d. J. 1850 faßte Beſchlüſſe über das Dienftgericht, 
die zweite v. J. 1851 über Kirchenvifitationen, die Errichtung einer Gentralpfarrfaffe 
und die Aufhebung der Stolgebühren. Aber jchon begannen Belitionen auf Revifion 
der Kirchenverfaſſung einzulaufen, welche indeffen von der Synode zurüdgewiefen wurden. 
Gefährdeter wurde das kirchliche VBerfaffungsgejeß als die Verordnung des Oberfirchen- 
tathes vom 25. März 1852?) die Stimmberechtigung in der Gemeindeverfammlung 
beſchränkte, und der fünfte Landtag am 12. Juni 1852 die Arbeiten zur Nevifion 
der Landesverfaffung in einem Sinne erledigte, welcher auch die bisherige Kirchen— 
verfallung in Frage ftellte. Der VBerfuh, noch vor Erlaß des neuen Landes-Ver— 
faffungsgejeges eine außerordentlihe Synode zufammentreten zu laſſen, wurde zwar 


1) Gej.- u. Berordn. BTL. A d. ed. Kirche 2) Ebendaf. 1, ©. 132 7. 
d. Herzogth. DOldenb 1, ©.1 ff. 
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gemacht, war aber erfolglos, da Die Verſammlung dureh zahlreiche Mandatsnieder- 
fegungen beſchlußunfähig wurde. Und wenn auch jofort Neuwahlen angeordnet 
wurden, jo fonnte doch der Zufammentritt der dritten ordentlichen Synode erft am 
27. Januar 1853 ftattfinden. Inzwiſchen war aber am 22. November 1852 das 
revidirte Staatsgrundgeſetz publiziet worden, welches Das Kirchenregiment des Großherzogs 
anerkannte, und beftimmte !), daß „die nothivendigen Aenderungen der Berfaflung der 
evangelifchen Kirche des Herzogthums durch den Großherzog unter Zuziehung der 
kirchlichen Organe getroffen werden jollten”. 

In Folge davon hatte der Großherzog fofort durch eine Kommiffion den Ent- 
wurf eines revidirten Kirchenverfaſſungsgeſetzes ausarbeiten laffen, welcher der Synode 
zur Erklärung, dem Oberkirchenrathe zur Begutachtung vorgelegt wurde. Nachdem die 
erftere am 23. Februar diefer Aufgabe Genüge geleiftet hatte, ijt dan am 11. April 
1853 das kirchliche Verfaſſungsgeſetz (1) durd den Großherzog publizitt ?) 
und feit der Zeit nur in untergeordneten Punkten abgeändert worden ?). 


Unfere Betrachtung hat fi) bis jet auf das eigentliche Herzogtum Oldenburg 
beichräntt, ohne die jeit 1814 zum Staate Hinzugetretenen Gebiete zu berüdfichtigen. 
Die rechtliche Behandlung derjelben ift verschiedenartig geweſen. 

Die Verordnung vom 15. September 1814 erhielt das früher in $ever für 
das dortige Land beftehende Konfiftorium, ſowie die dortige Superintendentur?) aufrecht, 
ftellte indefjen das erftere in Unterordnung zu dem Konfiftorium in Oldenburg. Aber 
ſchon die Verordnung vom 28. Auguft 1826 °) hob das Ktonfiftorium zu Jever auf, 
und erjeßte es durch eine Konfiftorialdeputation, die aus einigen weltlichen Beiſitzern, 
dem Superintendenten und dem advocatus piarum causarum gebildet werden jollte. 
In Eheſachen wurde diefer Deputation bloß die Inftruftion des Prozefjes zugeftanden, 
während der Spruch durch das Konfijtorium in Oldenburg erfolgen jollte ®). 

Es war dies eine Nachbildung des Verfahrens, welches man früher für Barel 
vereinbart gehabt hatte, für welches Landi. N. 18307) ein „geiftlices Kolleg” zur Ausübung 
der dem Grafen von Bentink belaffenen Batronatrechte eingerichtet und in der Ver— 
ordnung vom 7. Oftober 1837 aufrecht erhalten wurde. 

Die beiden genannten Gebiete nahmen in der Folgezeit an dem Schidjale der 
Kirche des Herzogthums Oldenburg vollfommenen Antheil, verloren die Befonderheiten 
ihrer Kirchenverfaſſung i. J. 1849, und traten fofort unter die Herrſchaft des kirch— 
lichen Verfafjungsgejeges, ſowie jpäter des revidirten. 

Ganz ebenfo wurde aber verfahren bezüglich der Herrſchaft Kniphauſen, welche 
durch Patent vom 1. Auguſt 1854 zu einem integrirenden Beſtandtheile des Herzog— 
thums geworden war. Durch Kirchengeſetz vom 22. Februar 1856 (U) 
wurde Kniphaufen dem Oldenburgiſchen kirchlichen Verfaſſungsorganismus einge— 
gliedert und der Kreisgemeinde Jever zuertheilt, worauf am 19. Dezember 1867 


1) Art. 78 8 2. \ 3) Bei Abdruck des Gefeßes angegeben. 

2) Eine Vergleihung diefes mit dem früheren 4) Die fir diefelbe ertheilte Inſtruktion wurde 
Geſetze bei Wedderfop, die Verf. d. ev.-Iuth. durch das Geſetz v. 7. Oftober 1836 nicht ges 
Kirche d. Herzogth. Oldenb. (Oldenb. 1355 ändert. 

.12 ff. — Die durch R.-Gef. dv. 16. Dez. 1854 5) Gej.-©. 5, ©. 353. 
feftgeftellte Gejchäftsordnung der Synoden Gej.- 6) Ebendaj. 5, ©. 361. 

u. BBl. 2, ©. 99 fi. 7) Verordn. v. 14. Januar 1830. 
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1861 die Zahl der von der Synode Jever zu mwählenden Abgeordneten eine ent- 
ſprechende Abänderung erhielt )). 

Ganz abgefonderte Kirchen bildeten dagegen die FürftenthHümer Lübed und 
Birkenfeld, welche auch eine eigenthümliche Kirchenverfaſſung befiten. 

sm Fürſtenthum Lübeck war jehon in der Zeit, wo es unter bifchöflicher 
Regierung geftanden Hatte, die Konfiftorialgewalt der Regierung in Cutin, welche 
‚unter Mitwirkung eines geiftlihen Rathes als SKonfiftorium fungirte, übertragen 
geweſen. Daran wurde auch) nichts geändert als das Land an Oldenburg fiel?), nur 
daß einmal i. 3. 1835?) die Chegerichtsbarfeit dem Konfiftorium entzogen und der 
Juſtizkanzlei übertragen, und andererfeits i. 3. 1844*) die Verwaltung in der Weife 
vereinfacht wurde, daß die bisherigen Behörden des Konfiftoriums, der Rentenfammer 
und des General-Direktoriums des Armenweſens aufgehoben und ihre Funktionen der 
Kegierung übergeben wurden, zu welcher für die geiftlihen und Schulangelegenheiten 
ein Mitglied von Fach Hinzutrat. Die Organifation der Kicchengemeinden ift dann 
durch das Geſetz vom 9. September 1864 (IM), für die Gemeinde Eutin, 
Malente und Ratekau erfolgt, am 18. November 1869 auf die Gemeinden Glefchen- 
dorf, Ahrensböd und Curau?), am 24. Februar 1881 auf Gnifjau (IV), 
am 8. Februar 1881 auf Süfjel, am 16. Mai 1884 auf Neukirchen ausgedehnt %) 
und am 16. November 1872 (V) für Eutin abgeändert worden”). 

Das Fürſtenthum Birkenfeld war aus Stüden von fünf früheren Landes- 
herrſchaften zufammengefeßt?), welche ſämmtlich unter die Herrſchaft franzöfiichen 
. Rechtes getreten waren, und in denen die Bevölkerung einen fonfeffionell gemifchten 
Charakter hatte. 


Als das Land an Oldenburg fiel wurde das Kirchenregiment einem Konfiftorium 
in Birkenfeld übertragen. Cine auch für die Kirchenverfaffung wichtige Aenderung 
ging i. 3. 1843 vor fi. Nachdem eine 1841 berufene Synode ſich für die Ein- 
führung der Union ausgefprochen hatte, erfolgte diefelbe unter dem 28. Mai 1843 °), 
wobei gleichzeitig Abhaltung von Synoden 19) in fünfjährigem Zwiſchenraum angeordnet 
wurde. Dieſe follten aus einem fandesherrlichen Kommiſſar, geiftlihen und 
gewählten weltlichen Abgeordneten beftehen. Die Organifation der Kirchengemeinden 
erfolgte dann dur Gefet vom 5. September 1855 (VI), weldes ergänzt 


1) Angegeben bei Wr. II. dem DBorfi des Landesherrlihen Patronates 


2) Bgl. Kirhdmann, Geh. u. Bejchreibg. 
d. Fürftenth. Lübee (Eutin 1843) ©. 41. 

3) 13. Dez. 1835. 

4) 10. Dez. 1844, vol. Runde a. a. O. 
©. 200. 

5) Ber Abdrud von Nr. III. angegeben. 

6) Da dieje Gejeße die mit wenigen Aus— 
nahmen wörtliche Wiederholung des unter IV. 
abgedrudten find, jo find die Abweichungen dort 
angegeben. 

7) Demnach find nur noch zwei Kixchipiele 
im Fürftenthum zu organifiren, von denen das 
eine auch preußiiche, das andere auch Freiitaat- 
Lübedifche Gebietstheile umfaßt, die Kirchen 
aber im Fürftenthum Liber liegen. Zur Zeit 
iſt hier bloß die Organijation vorhanden, daß unter 


ein Konvent gebildet ift, der in jeder Gemeinde 
aus den Obrigfeiten bezw. Gutsherrjchaften des 
Kirchſpiels befteht. 

8) Hauptjählich aus einem Theile der früheren 
Grafihaft Sponheim u. Limburg-Styrum. 
Ueber die kirchlichen Verhältniſſe der erſteren 
vgl. Jacobſon, Geld. d. Quell. d. ev. KR. 
d. Prod. Rheinl. u. Weitphalen, ©. 721 ff. 

9) Bei Barnftedt, Sammlg. d. Geſ. .... 
f. d. Fürftenth. Birfenf. 6, ©. 213 ff. 

10) Das Wahlreglement Ebendaſ. S. 230. 

11) Die jpäter verfügten AMbänderungen find 
an den betr. Stellen angegeben. — Dazu erging 
eine Berordn. dv. 5. Sept. 1855 (VII) und 
eine Befanntmahung des Konſiſtoriums 
v. 7, Dez. 1855 (VII). 
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wurde durch die Konfiftorialbefanntmadungen vom 16. (IX) und 24. No= 
vember 1855 (X) und abgeändert dur) Geſetz vom 27. April 1861 ') und 
9. September 1880. Zum Abjehluß wurde die Verfaſſung gebracht durch das 
umfaffende Gejeß vom 11. November 1875 (AD. 


1. 
Patent, 


betreffend Die Verkündung des vebivirten Verfaſſungsgeſehes der evangeliſch- 

lutheriſchen Kirche des Berpatlums Oldenburg vom 11. April 1853, 

Kir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Oldenburg ꝛc. thun fund hiemit: 

Nachdem im Art. 78 8 2 des venidirten Staatögrundgejeßes vom 22. November d. J. 
beftimmt worden, daß die nothwendigen Henderungen der Verfaſſung der evangelijchen 
Kirche des Herzogthums Oldenburg durch den Großherzog unter Zuziehung der Eirchlichen 
Organe getroffen werden jollen, und daß, bis folches geſchehen, das Verfaſſungsgeſetz 
vom 3./15. Auguſt 1849 in Kraft bleibe, haben Unſeres nunmehr in Gott ruhenden 
Herrn Vaters Gnaden das gedachte Verfaſſungsgeſetz einer Revifion unterziehen und den 
Entwurf eines neuen Geſetzes dev dritten ordentlichen Landes-Synode zur Erklärung 
vorlegen Laffen, auch die gutachtliche Aeußerung des Oberkirchenraths darüber eingezogen. 

Auf Grund der diefemnach Statt gehabten Zuziehung der firchlichen Organe ver 
fünden wir munmehr das folgende 

Berfafiungsgejeh der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Herzogthums Oldenburg 
mit dem bejonderen Vorbehalte, daß Wir die Beitimmungen der Art. 91 bis 96 wegen 
Bejegung exledigter Pfarritellen zunächſt nur proviforifeh zur Anwendung fommen lafjen 
und Uns dariiber die nad) Art. 78 8 2 des Staatögrundgejeges zu faſſende definitive 
Entſchließung noch vorbehalten, bis auch die nächfte ordentliche Landes-Synode darüber 
gehört ift, umd die inzwiſchen zu machenden weiteren Erfahrungen benubt werden können. 

Mit dem Tage der Verkündung diejes Geſetzes tritt das bisherige Verfaſſungs— 
gejeß dom 3. Juli, publieirt am 3./15. Auguft 1849, außer Kraft. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens-Unterſchrift und beigedrucften Groß— 
herzoglichen Inſiegels, 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 11. April 1853. 

(L. 8.) ie. E 
v. Röffing. Mutzenbecher. 


Verfaſſungsgeſetz der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Herzogthums Oldenburg. 
Erſter Abſchnitt. 

Von der evangeliſch-Lutheriſchen Kirche des Landes im Allgemeinen. 

Art. 1. Die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Herzogthums Oldenburg iſt ein 

Theil der evangeliſchen Kirche Deutſchlands und betrachtet ſich mit dieſer als ein Glied 
der evangeliſchen Geſammtkirche. 

Art. 2. Sie ſteht demnach auf dem Grunde der Heiligen Schrift und bleibt in 

Uebereinftimmung mit den Belenntnifjen der deutichen Reformation, vornehmlich mit 
der Augsburgiſchen Konfejiion. 


1) Angeführt bei Nr. VI. 
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Art. 3. Sie ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jeloftitändig, unbejchadet 
der Nechte des Staates. 

Art. 4. Der dem evangelifchen Befenntniffe zugethane Großherzog hat das den 
evangelifchen Landesfürſten Deutſchlands herkömmlich zuſtehende Kirchenregiment, 
beſchränkt durch die Beſtimmungen dieſer Verfaſſung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Gemeinden und ihrer Vertretung. 


I. Die Pfarrgemeinden. 
A. Beitand und Befugnifje derfelben im Allgemeinen. 


Art. 5. Die evangelifch-tutherifche Kirche des Landes beiteht aus Pfarrgemeinden 
(Kirchengemeinden), deren räumlicher Umfang der Pfarrjprengel (das Kirchſpiel) tft. 

Art. 6. Die bisherige Örtliche Begränzung der Pfarrjprengel wird beibehalten, 
vorbehaltlich geielicher Aenderung, wo es deren bedarf. 

Art. 7. Der Wohnfiz innerhalb des Pfarrjprengels begründet für jedes Mit- 
lied der evangelifchelutherifchen Kirche die Einpfarrung und damit die Theilnahme an 
den Nechten und Pflichten eines Gemeindegenofjen. 

Art. 8. Jeder Gemeindegenoffe hat Antheil an den Firchlichen Anftalten und 
Gerechtfamen, auch, wenn ihm die gejelichen Bedingungen nicht fehlen, das Stimme 
recht in der Gemeindeverfammlung und die Wählbarkeit in die Vertretung der Gemeinde. 

Art. 9. Jeder Gemeindegenofje hat die Pflicht, ſich der Hirchlichen Ordnung 
gemäß zu verhalten, und ift vechtlich verbunden, den ihn geſetzlich treffenden Theil dev 
Kirchenlaften zu tragen. 

Art. 10. Jede Gemeinde hat in ihren Angelegenheiten das Recht der Selbſt— 
verwaltung innerhalb der gejelichen Gränzen. 

Art. 11. Die Pfarrgemeinde übt ihre Befugniſſe durch Gemeindeverfammlungen, 
durch den Kirchenrath (das Presbyterium) und durch den Kirchenausſchuß. 

Art. 12. Für die Ausländer evangeliſch-lutheriſchen Bekenntniſſes, und die 
evangelifchen Chriften nicht Iutherifchen Bekenntniſſes, welche innerhalb des Herzogthums 
Oldenburg einen dauernden Aufenthalt Haben und zur Pfarrgemeinde, in deren Sprengel 
fie wohnen, in ein feitgeregeltes Verhältniß zu treten wünjchen, wird ein allgemeines 
Geſetz das Nähere feititellen. 


B. Bon den Gemeindeverfammlungen. 


Art. 13. Die Gemeindeverfammlungen find allgemeine oder engere. 

Art. 14. 8 1. Die allgemeine Gemeindeverfammlung wird aus allen jelbit- 
jtändigen Männern der Pfarrgemeinde gebildet, welche das 25. Jahr vollendet haben, 
nieht dom Stimmrechte ausgejchloffen find und nicht durch Religionsverachtung oder unehr- 
baren LZebenswandel öffentliches Aergerniß geben. 

s 2. Als jelbititändig ift Derjenige nicht anzuſehen, 

1. der unter Kuratel jteht, 

2, der innerhalb des letzten Jahres Uuterftügung aus öffentlichen Armenmitteln 
erhalten hat, 

3. der ohne einen eigenen Heerd bei Andern in Kojt und Lohn jteht. 

Ss 3. Ausgeſchloſſen iſt Derjenige, 

1. dem die Fähigkeit dazu auf Grund des Geſetzes gerichtlich oder nad den 
Beitimmungen dieſer Verfaſſung abgeſprochen ift, 
Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. Oldenburg. 36 
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2, der wegen eines nach der Volksanſicht entehrenden Verbrechens oder Vergehens 
rechtskräftig verurtheilt ijt, bis zum Ablauf des 5. Jahres nach überftandener 
Strafe, 

3, der wegen eines joldhen Verbrechens oder Vergehens (3. 2) in den Stand der 
Anſchuldigung verjegt iſt, ſowie Derjenige, gegen welchen die einjtweilige Ver: 
Haftung verfügt ift, während der Dauer der Unterſuchung, beziehungsmeife 
der Haft. 

Art. 15. Die engere Gemeindeverfammlung wird aus denjenigen Mitgliedern 
der allgemeinen Geweindeverfammlung gebildet, welche zu Kirchenumlagen (abgejehen von 
den nach Art. 118 etwa erforderlichen Umlagen) beizutragen verpflichtet find. In den 
Gemeinden, in welchen folche Kirchenumlagen nicht nothwendig find, kann jo lange 
eine engere Gemeindeverfammlung , nicht gebildet werden, als eine Umlage nicht 
erforderlich wird. 

Art. 16. 8 1. Die allgemeine Gemeindeverfammlung hat die Kirchenälteſten zu 
wählen und bei der Beſetzung von Pfarritellen nach Maßgabe des Gejeßes mitzuwirken. 

$ 2, Die engere Gemeindeverfammlung wählt aus ihrer Mitte den Kirchen» 
ausſchuß. Wo eine engere Gemeindeverfammlung nicht befteht, hat die allgemeine 
Semeindeverfammlung auch den Kirchenausſchuß zu wählen. 

S 3. Außerordentliche Gemeindeverfanmlungen werden berufen, wenn der Ober- 
firchenvath die Berufung verfügt. 

Art. 17. Die Gemeindeverfammlungen werden unter Angabe ihres Zweds vom 
Kirchenrathe berufen. Ein Mitglied des Kirchenraths eröffnet und leitet die Verhand— 
(ungen, ausgenommen bei den Predigerwahlen. 


C. Bon dem Kirhenrathe 


Art. 18. Der Kirchenrath beſteht aus dem oder den das Pfarramt verwaltenden 
Geiftlichen und mehreren zu Kirchenälteſten gewählten Gemeindegenofjen., Der Hülfs- 
prediger iſt berechtigt an den Berathungen des Kirchenraths Theil zu nehmen, hat 
jedoch ein Stimmrecht nur dann, wenn er ald Vertreter des Pfarrers anweſend iſt. 

Art. 19. Die Kichenälteften haben die Aufgabe, den Geiftlichen in der chrift- 
lichen Berathung und Pflege der Gemeinde beizujtehen. 

Art. 20. Die Zahl der Kicchenälteften richtet ſich nach der Größe der Pfarr— 


gemeinde. Sie beträgt wenigſtens 
4 in Gemeinden unter 1000 Kirchengenoſſen 
Ban: 4 von 1000 bis 1500 
— = 781500 0000 E 
EOS . BONO OR) 
BEN N „edit 5000 7 


Der Kirchenrath kann beſchließen, daß eine größere Zahl von Aelteften dauernd oder 
für eine beſchränkte Zeit, und daß aus beftimmten Theilen des Sprengels ein bejtimmte 
Anzahl von Xeltejten gewählt werde, 


1) Hier eingefhoben dur Gef. v. 20. Jan. | oder 
1871: b. mit 2 Rthlr. zur Gebäudefteuer allein jähr— 
lich angeſetzt find. 
Wenn aber im einer Gemeinde die Zahl ſolcher 
Grundbeſitzer die Zahl der aus ihnen zu wäh— 
lenden Mitglieder nicht wenigſtens um das 


„es müſſen jedoch zwei Drittel der Ausſchuß— 
mitglieder zu denjenigen Gemeindegenoſſen 
gehoͤren, welche mit ihrem in der Kirchen— 
gemeinde belegenen Grundbeſitz 


entweder 
a. mindeſtens mit 5 Rthlr. zur Grund- und 
Gebäudeiteuer, 


Sechsfache überfteigt, jo hat der Oberfirchenrath 
in entjprehender Weiſe das gedachte Steuer- 
quantum herunter zu jeßen. 
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Art. 21. Die Kivchenälteften werden von der allgemeinen Gemeindeverfammlung 
auf ſechs Jahre gewählt. Je nach drei Jahren tritt die Yälfte aus. Die austretenden 
fönnen wieder gewählt werden. Die bei Erlaſſung diefes Gefeges im Amte ftehenden 
Kirchenälteften ſcheiden nach Ablauf der vier Jahre, für welche fie gewählt find, aus dem 
Kirchenrathe und werden die zum erftenmale (1853) eintvetenden, des Uebergangs wegen, 
nur auf fünf Jahre gewählt. 

Art. 22. Wählbar zu Aelteiten find alle Mitglieder der allgemeinen Gemeinde 
verfammlung, welche das 30. Lebensjahr zurücgelegt haben. Die Wähler haben bei 
der Wahl ihr Augenmerk auf Männer von gutem Ruf und kirchlichem Sinn zu 
richten. 

Art. 23. Die Wahl kann abgelehnt werden: 

1. auf drei Jahre von Denjenigen, welche unmittelbar vorher Kirchenälteſte 
geweſen ſind; 

2. überhaupt bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 

3. wegen anderer Umſtände, welche der Uebernahme des Amts entgegenſtehen oder 
billig davon befreien. 

Ueber die Erheblichkeit der Ablehnungsgründe entſcheidet der Kirchenrath, vorbe— 
haltlich der Berufung an den Oberkirchenrath. 

Art. 24. Die Entlaffung eines Aelteſten wird nach Anhörung des Kirchenraths 
von dem Oberfichenrathe ausgeſprochen: 

1. wegen jedes die Wählbarkeit in den Kirchenrath aufhebenden Grundes; 
2. wegen erwieſener Untüchtigkeit ; 
3. wegen fortdauernder Vernachläſſiguug der Amtspflicht. 

Per ich ohme erheblichen Grund weigert, das Aelteſtenamt zu übernehmen oder 
wegen Bernachläffigung dev Amtspflicht aus dem Kirchenrathe entlaffen ift, verliert auf 
drei Jahre ſein Stimmredt. 

Art. 25. Scheidet ein Kirchenältefter vor beendigter Dienftzeit aus, jo ijt für 
die noch übrige Zeit ein anderer zu wählen. Der Kicchenrath kann bejchließen, daß 
ſolche Ergänzungswahl unterbleibe, jo lange er noch drei Viertel jeiner Mitglieder 
behält, und wenn der Neueintretende nicht mindeftens ſechs Monate im Amte jein kann. 

Art. 26. Die Wahlhandlung wird, unter angemefjener Ermahnung an die 
Wähler, an zwei Sonntagen von der Kanzel verfündigt und am folgenden Sonntage 
nach beendigtem Gottesdienfte unter Leitung des Kirchenvaths vorgenommen, 

Art. 27. Das Verfahren bei dev Wahl richtet ſich nach den in der Wahlord- 
nung (Anlage (A. I.) enthaltenen Borjchriften. 

Art. 28. Die Gemwählten werden am nächjten Sonntage der Gemeinde vor— 
geftellt und in einer von der oberen Kicchenbehörde zu beftimmenden Form ') feierlich 
verpflichtet. 

Art. 29. Wer zwölf Jahre nacheinander Aeltefter gewefen iſt, wird Ehren— 
ältefter und ift als folcher berechtigt, an den Verhandlungen des Kirchenvaths Theil zu 
nehmen, jedoch ohne Stimmrecht. 

Art. 30. Dem Kicchenvathe fteht, wo nicht das Geſetz ein anderes bejtimmt, Die 
Leitung und Vertretung der Pfarrgemeinde zu, inSbejondere: 

1. die Pflege des hriftlichen Lebens; 
2, die gejegmäßige Mitwirkung bei der Aufficht über die Schulen zur Wahrung 
des kirchlichen Einfluffes auf die Hriftliche Erziehung der Jugend; 


1) Zu vergl. Erlaß des OKNaths vom 17. Juni 18532. 
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3, die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung, namentlich der Gottesdienitordnnung 
und der Sonntagsfeier; 

4, die kirchliche Armen und Krankenpflege, erjtere, joweit erforderlich, im Einver- 
ftändniß mit den Armenbehörden,; Fürſorge für DVerwahrlofte und bürgerlich 
Beitrafte. Die Aelteften dürfen fich dabei auch durch andere von dem Kirchen 
rath gewählte Gehülfen unterjtügen laſſen; 

5. die Verwaltung und Wahrung des Kicchenvermögens ber Gemeinde. Die be= 
fondere Aufficht über alle zum Vermögen der Kirchengemeinde gehörigen Gebäude, 
imgleichen über die vorfommenden Bauten, führt der Kirchenrath durch einzelne 
feiner Mitglieder, nöthigenfalls mit Zuziehung der Sachverſtändigen; 

6. die Leitung des Kirchenrechnungsweſens der Gemeinde nach Maßgabe der 
Anlage B.; 

7. der Borſchlag zur Beſetzung der Organiſtenſtellen und die Anſtellung der unteren 
Kirchenbeamten. Die Anſtellung der Organiſten und unteren Kirchenbeamten, 
welche zugleich Schullehrer ſind, wird nach Erlaſſung des Schulgeſetzes geſetzlich 
geregelt werden ') ; 

8. die Wahl der Abgeordneten zur Kreis-Synode (Art. 46.); 

9, die Extheilung von Zeugniffen, die nicht auf Auszüge aus den Kirchenbüchern 
fich bejchränten ; 

10. die Berufung und Leitung der Gemeindeverfammlungen (Art. 17.); 

11. die Aufitelung und Fortführung dev Wahlliſten, jo wie die Entfcheidung über 
die dagegen vorgebrachten Reklamationen; 

12. die Vertretung der Gemeinde nach außen, namentlich andern Behörden gegenüber ; 

13. die Ausführung der Beſchlüſſe des Kirchenausſchuſſes. 

Art. 31. Den Vorſitz im Kirchenrath führt der Pfarrer ; der Stellvertreter des— 
jelben wird vom Kirchenrath bei jedem Eintritt neuer Mitglieder gewählt. In Ges 
meinden, die mehrere Geiftliche Haben, tritt, falls dev erſte Geiftliche am Vorſitz gehindert 
ift, der nächjte an feine Stelle. Dauernde Bertretung durch einen Aelteſten iſt nur 
mit Genehmigung des Oberkirchenraths zuläflig. 

Art. 32. Der Kirchenrath verfammelt fi, von dem Vorſitzenden berufen, mo— 
natlich wenigſtens einmal, möglichſt an beſtimmten vorher bekannt zu machenden Tagen. 

Art. 33. Der Vorſitzende kann auch außerordentliche Sitzungen berufen, und ijt 
dazu verpflichtet, wern wenigſtens ein Drittel der Mitglieder es verlangen. 

Art. 34. Der Kirchenrath ift beſchlußfähig, jobald mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anweſend ift. Er faßt feine Beſchlüſſe durch Stimmenmehrheit der an— 
weſenden Mitglieder. Bei Stimmenmehrheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Art. 35. Bei Verhandlungen über einen Gegenſtand, bei welchem ein Mitglied 
des Kirchenraths perfönlich betheiligt iſt, darf dafjelbe nur auf ausdrüdlichen Wunſch 
des Kirchenraths anmejend ſein. 

Art. 36%). Ueber die Verhandlungen wird don einem der Mitglieder ein Protokoll 
geführt, welches in ein Protofollbuch eingetragen, in derjelben Sitzung vorgeleſen und 
von fämmtlichen anmwejenden Mitgliedern unterjchrieben wird. 


1) Iſt geichehen. Gefeß v. 3. Januar 1356. in ein Protofollbuch eingetragen, in bderjelben 
KGeſ. u. BOB. ©. 203. Sikung vorgelefen und von dem Borfigenden 

2) Erjeßt nah Gef. dv. 12. Jan. 1874 dur) | und zwei Mitgliedern unterjchrieben. 
folgende Beitimmung: DiefeBejtimmungen gelten auch für gemeinschaft: 

eber die Verhandlungen wird von einem der | Tiche Sigungen des Kirchenraths und Ausſchuſſes. 
Mitglieder ein Protokoll geführt. Daſſelbe wird 
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Art. 37. Die Aelteften haben diefelbe Verſchwiegenheit zu beobachten, welche 
von den Geiftlichen gefordert wird. 

Art. 38. Einzelne Gemeindegenoffen haben ihre Wünſche und Beichwerden zus 
nächſt an den Kirchenrath und erft, wenn fie bei diefem fein Gehör finden, an Die 
höhere Behörde zu bringen. Die im letzteren Falle von dem Kirchenrath exitatteten 
Berichte ſowie die Entjeheidungsgründe find den Betheiligten auf Verlangen in Abſchrift 
mitzutheilen. 
D. Bom Kirchenausſchuſſe. 

Art. 39. Der Kirchenrath befteht wenigitens aus eben fo viel Mitgliedern, als 
uach Art. 20 Aeltefte gewählt werden müfjen. Die, engere Semeindeverfammlung fann 
bejchließen, daß eine größere Anzahl von Ausſchußmännern dauernd oder für eine 
beichränfte Zeit, und daß aus beftimmten Theilen des Sprengel eine bejtimmte Anzahl 
derjelben gewählt werde. 

Art. 40. Mitglieder des Kirchenraths Können im den Ausihuß nicht gewählt 
werden. Wird ein Mitglied des Ausſchuſſes zum Kirchenälteſten gewählt, jo tritt es 
aus dem Ausjchuffe. 

Art. 41. Hinfichtlich der Wahl, dev Dauer des Dienjtes, der Ablehnungsgründe, 
der Entlaffung, des Erſatzes und des theilweiien Austritts der Mitglieder des Aus— 
ichuffes find die für den Kirchenrath geltenden Beltimmungen der Art. 21, 23, 24 
und 27 maßgebend. Die Mitglieder des Ausichuffes werden vom Vorſitzenden des 
Kirchenraths in einer vom Oberkirchenrathe zu beſtimmenden Form verpflichtet ). 

Art. 42. Der Kirchenausſchuß hat zu berathen und zu bejchließen : 

1. über Veränderungen im Kiccheneigenthume dev Gemeinde ; 

9. über Feſtſtellung der Art und Größe der Einnahme der fünftig neu eintretenden 
Kirchenbeamten, Hinfichtlich der Pfarrer und Organiften jedoch nur unter Zus 
ziehung des Oberkirchenraths; 

3, iiber die Herbeifchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniffen erforderlichen Mittel 
durch Verwendung der Kircheneinkünfte, Umlagen über die Gemeindemitglieder 
oder Anleihen ; 

4, über die Voranjchläge und Rechnungen ; 

5. über die Belegung der Kapitalien und deven Anlegung in Grundftüden; 

6. über die Anftellung des Kicchenrechnungsführers. 

Yeräußerungen und Verwendungen, welche die Subitanz des Kirchenvermögens 
betreffen, jowie Anleihen bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenraths. 

Art. 43. Der Ausschuß iſt beſchlußfähig, wenn, nach dev unter Angabe des 
Gegenstandes der Verhandlung erfolgten Ladung feiner ſämmtlichen Mitglieder, zwei 
Drittel derjelden erjchienen find. Die Mitglieder find in der Regel drei Tage dor 
der Verhandlung bei einer vom Ausſchuſſe zu beftimmenden Brüche zu laden. Die 
Ladung gefchieht durch den Vorfigenden oder deſſen Stellvertreter. Auf Antrag des 
Kirchenraths muß der Ausschuß jederzeit geladen werden. Die Sitzungen können 
öffentlich jein. 

Art. 44. Der Ausihuß wählt jeinen Vorfigenden und einen Stellvertreter des— 
ſelben bei jedem regelmäßigen Eintritt neuer Mitglieder. 


II. Die reisgemeinde und Kreis-Hynode. 


Art. 45. Die Pfarrgemeinden eines Kreifes bilden die Kreisgemeinde, welche 
duch die Kreis-Synode vertreten wird. Es beftehen ſieben Kreife: 


1) Zu vergl. Erlaß des OKRathes vom 10. Juni 1853. 
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1. Der Kreis Oldenburg mit den Pfarriprengeln Oldenburg, Ofternburg, Holle, 
Zwifchenahn, Edewecht, Raftede und Wardenburg; 

der Kreis Barel mit den Pfarriprengeln Varel, Schweiburg, Jade, Wiefelitede, 
Weſterſtede, Apen, Zetel und Bockhorn 9); 

3, der Kreis Stad- und Butjadingerland mit den Pfarriprengeln Lang— 
warden, Buxhave, Toſſens, Eckwarden, Waddens, Blexen, Stollhamm, Seefeld, 
Atens, Abbehaufen, Dedesdorf, Rodenkirchen, Ejenshamm, Golzwarden, Ovel— 
gönne und Schwei; 

4, der Kreis Elsfleth mit den Pfarriprengen Elsfleth, Bardenfleth, Altenhuntorf, 
Neuenbrock, Großenmeer, Oldenbrod, Stückhauſen und Hammelwarden 2 

5. der Kreis Delmenhorst mit den Pfarrjprengen Delmenhorjt, Habsbergen, 
Stuhr, Schönemoor, Ganderkefee, Hude, Bardewiſch, Alteneſch, Warfleth, Neuen- 
huntorf und Berne; 

6, den Kreis Wildeshaufen mit den Pfarriprengeln Wildeshaufen, Hatten, 
Dötlingen, Suntlofen, Großenkneten, Vechta, Goldenjtedt, Neuenkirchen und den 
Kapellengemeinden Fladderlohauſen, Wulfenau und Cloppenburg ; 

7. den Kreis Jever mit den Pfarriprengeln Jever, Sillenftede, Schortens, Neu— 
ende, Sande, Cleverns, Sandel, Heppens, Weſtrum, Tettens, Wiefels, Middoge, 
Hohenkirchen, Wangeroge, Minfen, Wiarden, Pafens, Waddewarden, Wüppels, 
Oldorf und St. Zooit?). 

Art. 46. Die Kreis-Synode bejteht aus allen ordinirten Geijtlichen, welche 
innerhalb des Kreifes ein geiftliches Amt verwalten und aus zwei Aeltejten jeder Pfarr- 
gemeinde des Kreijes. Aus der Pfarrgemeinde Oldenburg find jedoch ebenſo viel 
Aelteſte ala Geistliche, Mitglieder der Kreis-Synode. Die Kapellgemeinden des Kreifes, 
welche einen eigenen Kirchenrath haben, jenden außerdem je einen Xeltejten. Die 
Aeltejten find von den einzelnen Kirchenräthen für jede ordentliche Kreis-Synode aus 
ihrer Mitte oder aus der Zahl der Ehrenälteften durch abjolute Mehrheit in geheimer 
Stimmgebung zu wählen. 

Art. 47.9 Den im Kreife wohnenden Mitgliedern der Landes-Synode und Kandi— 
daten der Theologie, jo wie den Aelteften und Ehrenälteften des Kreiſes iſt der Zutritt 
zu den Sitzungen der Kreis-Synode geitattet. 

Art. 48. Zum Wirkungskreife der Kreis-Synode gehört: 

1. Mittheilung und Erwägung der den Kirchlichen und fittlichen Zuftand des Kreijes 
betreffenden Erfahrungen und Bedürfniffe, befonders in Bezug auf Oottesdienit, 
Schulunterricht, Sittenzudht und Armenweſen; 

. Berathung von Anträgen, Wünfchen und Bejchwerden, welche an den Ober: 
firchenrath oder an die Landes-Synode gebracht werden jollen, und Erledigung 
der vom Oberfirchenrathe gemachten Vorlagen ; 

3. Wahl der geistlichen und weltlichen Abgeordneten zur Landes-Synode durch ab- 

folute Stimmenmehrheit in geheimer Abftimmung. 
Art. 49. Die Kreis-Synode verfammelt fi) jährlich einmal an dem Ort umd 
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1) Ferner Neuenburg nad dem Geſetze v. lid. Sie werden ausnahmsweije geheim, wenn 


18.,N09.01859, auf den don einem Mitgliede der Kreis-Synode 
2) Ferner Brafe nah den Gejete vom | geitellten, wenigjtens von drei Mitgliedern unter: 
18. Nov. 1859. ‚ jtüßten Antrag auf Entfernung der Zuhörer die 


3) Ferner nah dem Gejeße v. 22. Febr. | geheime Berathung beichlofjen wird ; jedoch bleibt 
1856 Accum, Fedderwarden, Sengwarden. | auch im letzteren Falle den im Kreife wohnenden 
4) Dur Ge. v. 2. Jan. 1865 erjeßt dur | Mitgliedern der Landes-Shynode und Kandidaten 
folgende Beitimmung : | der Theologie jowie den Aeltejten und Ehren: 
Die Situngen der Kreis-Synoden find öffent: älteſten des Kreifes der Zutritt gejtattet. 
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zu der Zeit, welche am Schluffe der vorigen Verſammlung bejtimmt worden find. Die 
Berufung gejchieht durch den Vorfigenden auf höchſtens zwei Tage, wenigſtens bier 
Wochen vor dem Zufammentritt und iſt dem Oberfirchenrath anzuzeigen. Gleichzeitig 
find die Gegenftände der Verhandlungen den Kicchenväthen mitzutheilen und ſoweit 
nöthig einzelnen Mitgliedern der Kreis-Synode zum Vortrag zugumeijen, auch die jonit 
erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. Ort und Zeit der Verſammlung der Kreis— 
Synode iſt nach deren Berufung den Gemeinden don der Kanzel zu verfündigen. 
Art. 50. Die Kreis-Synode wird außerordentlich berufen: 

1. nach Ermeſſen des Vorftandes, mit Genehmigung des Oberkirchenraths; 

2. auf Anordnung des Oberkirchenraths; 

3. auf Antrag mindeſtens der Hälfte der zum Kreiſe gehörigen Kirchenräthe. 

Art. 51. Die Kreis-Synode wählt in jeder ordentlichen Verſammlung, dur) 
zelative Stimmenmehrheit, aus ihrer Mitte ein geiftliches Mitglied zum Vorſitzenden, 
ein weltliches zu deſſen Stellvertreter und einen Schriftführer. Dieſe drei bilden den 
Vorſtand der Kreis-Synode bis zur Wahl eines neuen Vorſtandes. 

Art. 52. Die Befugniſſe und Pflichten des Vorſtandes find: 

1. Vorbereitung dev Verſammlung der Kreis-Synode ; 

9%, Ausführung der von dieſer gefaßten Bejchlüffe ; 

3. Ausfertigung der Legitimation für die zur Landes-Synode gewählten Abgeordneten ; 

4, Bermittelung des Verkehrs der Kreis-Synode mit dem Oberkirchenrath, der 
Sandes-Synode, den Kicchenräthen und einzelnen Perjonen. 

Die vom Vorſtande für die Kreis-Synode aufzumendenden Geſchäftskoſten werden 
aus der Centralkirchenkaſſe beftritten. 

Art. 53. Den Verhandlungen jeder Kreis-Synode geht ein öffentlicher Gottes— 
dienst voran, wobei derjenige Seiftliche, welcher im der vorigen Perfammlung dazu 
gewählt wurde, Die Predigt hält. Hierauf hat dev Vorſitzende, durch welchen die Ver— 
ſammlung berufen tt, dieſelbe mit Gebet zu eröffnen, die Gegenstände der Verhandlung 
vorzulegen, und bei ordentlichen Verſammlungen die Wahl des neuen Vorſtandes zu 
feiten. Zum erſten Male werden die Berfammlungen der Kreis-Synoden duch den 
Oberkirchenrath eingeleitet. 

Art. 54. Die Beichlüffe der Kreis-Synode werden durch Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Zur Faſſung eines Beichluffes wird die Anweſenheit von mehr Mitgliedern als 
die Hälfte erfordert. 

Art. 55. Die Verhandlungen werden protofollirt und die Protofolle vom Vor— 
ſtande unterjchrieben. 

Art. 56. Die Protokolle jeder Verfammlung der Kreis-Synode find jpätejtens 
14 Tage nah dem Schluffe in Abſchrift dem Oberkirchenrathe vorzulegen, auch jedem 
der zur Kreisgemeinde gehörigen Kirchenräthe mitzutheilen. 


III. Die Landesgemeindes und Landes-Fynode. 


Art. 57. Die Gefammtheit der Kreisgemeinden bildet die Landesgemeinde, welche 
durch die Landes-Synode vertreten wird. 

Art. 58. Sl. Die Landes⸗Synode beiteht aus 29 von dem Kreis-Synoden zu 
wählenden Abgeordneten, nämlich 12 geiftlichen und 17 weltlichen; davon wählt die 
Synode: 

1. des Kreijes Oldenburg 2 geiftliche und 
— hie 2 I Bi 
DAR: „ Stad-⸗ und Budjadingerland 2 


weltliche Abgeordnete. 
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4. des Kreijes Elöfleth 1 geiftlicher und 2 weltliche Abgeordnete, 
5:8 „Delmenhorſt 2 + aD R e 
6.8, „ Wildeshauſen 1 ® KEN h — 
7 Jever 2 2 1) 


Die Synode des Kreifes Wildeshaufen befteht für die Wahl aus zwei Abtheilungen: 

a. aus den Kreis-Synodalen der Gemeinden Vechta, Goldenftedt, Neuenkirchen, 
Fladderlohaufen, Wulfenau und Cloppenburg; diefe wählen einen geiftlichen 
oder einen weltlichen Abgeordneten; 

b. aus denjenigen der Gemeinden Wildeshaufen, Hatten, Dötlingen, Huntlojen und 
Großenkneten. Dieje wählen je nach dem Ausfall der Wahl der erften Abthei- 
fung entweder einen geiftlichen und einen weltlichen, oder zwei weltliche Ab— 
geordnete, 

8 2. Außerdem haben Sit und Stimme in der Landes-Synode fünf vom Groß— 
herzoge auf Vorſchlag des Oberkirchenraths zu ernennende Mitglieder. 

Art. 59. Wählbar zu geiftlichen Abgeordneten find alle ordinirten Geiftlichen 
de3 Landes, wählbar zu weltlichen Abgeordneten alle weltlichen Mitglieder der evanges 
liſch-lutheriſchen Kirche des Landes, welche zu Kicchenälteften gewählt werden fünnen. 

Art. 60. Zum Eintritt in die Landes-Synode Tann den Kirchenbeamten der 
Urlaub nicht verfagt werden. Für die Vertretung im Amte hat der Oberficchenrath 
zu ſorgen. Die etwaigen baaren Koften diefer Vertretung trägt die Centralkirchenkaſſe. 

Art. 61. Feder zum Abgeordneten Gewählte kann die Wahl ablehnen, auch zu 
jeder Zeit zurüdtreten. 

Art. 62. Wenn die Wahl abgelehnt oder für ungültig erklärt wird, wenn ein 
Mitglied ausgetreten, ausgeſchloſſen, gejtorben oder auf längere Zeit, als die Synode 
jeine Abwejenheit für zuläffig erachtet, verhindert ift und bis zur Beendigung der 
Synodalperiode (Art. 64) eine neue Wahl oder Ernennung noch wirkſam werden fanı, 
jo ift diefe fofort zu veranlafjen, injofern nicht mit Zujtimmung dev Synode davon 
abgejehen wird. 

Art. 63. Der Synode jteht die Entjheidung über die Legitimation der Mit- 
glieder zu. 

Art. 64, Ordentliche Synoden finden alle drei Jahre Statt; jedoch joll in den drei 
eriten Jahren die Synode wenigjtens zweimal zufammentreten. Die dreijährige Synodal- 
periode wird von der Eröffnung der einen ordentlichen Synode bis zur Eröffnung der 
folgenden gerechnet. Bei ihrer Berufung ijt dahin zu jehen, daß die Verſammlungen 
mit denen des Landtags nicht zufammenfallen. 

Art. 65. Außerordentliche Synoden werden nach Ermeſſen des Kirchenregiments 
berufen. 

Art. 66. Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl beziehungsweife 
Ernennung dev Mitglieder vorgenommen. Die bisherigen Mitglieder Können wieder 
gewählt werden. Für die außerordentlichen Synoden gelten die Wahlen und Ernennungen 
zu der lebten ordentlichen Synode. 

Art. 67. Die Einberufung der Synode gejchieht durch den Großherzog. 

Art. 68. Die Synode wird durch einen öffentlichen Gottesdienjt eingeleitet und 
darauf, nad dvorgängiger Prüfung der Legitimation der Mitglieder, durch den Groß- 
herzog oder einen Großherzoglichen Bevollmächtigten eröffnet, jobald zwei Drittel der 


1) und einen fünften Abgeordneten nad dem | der reformirten Konfeifion angehören kann, und 
Geſetze v. 22. Febr. 1856, welcher nad dem | jofern er nicht der reformirten Konfeffion anges 
Gejege v. 19. Dez. 1861 der Futherifchen oder | Hört, weltlichen Standes jein muß. 
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- Mitglieder anweſend find. An dem Sonntage, vor dem einleitenden Gottesdienste, wird 
in ſämmtlichen evangelifch-Lutherifchen Gemeinden des Landes beim Gottesdienfte auf die 
Bedeutung der Synode hingewieſen. 

Art. 69. Die Verhandlungen der Landes-Synode find mit Gebet zu eröffnen und 
zu ſchließen. 

Art. 70. Die Synode wählt nad ihrer Eröffnung in geheimer Stimmgebung 
aus ihrer Mitte einen Präfidenten und einen oder mehrere Vizepräfidenten, entweder 
für die ganze Dauer oder für einen kürzeren Zeitraum. Bis ein Präfident gewählt 
ift, führt das ältefte Mitglied den Vorſitz. 

Art. 71. Zur Wahrnehmung der Schriftführung und der Regiftraturgefchäfte 
wählt die Synode für ihre Dauer oder auf fürzere Zeit einen oder mehrere Schriftführer. 

Art. 72. Beim Eintritt in die Synode hat jedes Mitglied folgende feierliche 
Berficherung abzugeben: 

„Sch gelobe vor Gott bei meinem Wirken in der Synode die bejtehende 
Ordnung der evangeliſch-lutheriſchen ) Kirche des Landes zu wahren, und darauf 
zu achten, daß die Kirche in allen Stücen wachje an dem, der das Haupt 
ist, Chriſtus“. 

Dies Gelöbniß wird von dem Präfidenten dem Großherzoglichen Bevollmächtigten 
abgelegt; der Präfident verlieft dann das Gelöbniß und fragt die übrigen Mitglieder 
der Synode, ob auch fie dafjelde ablegen wollen, worauf fie „Ja“ zu antworten haben. 

Art. 73. Sedes Mitglied der Synode ijt Vertreter der ganzen evangeliſch-lutheriſchen 
Landeskirche?) und an Aufträge und Vorſchriften nicht gebunden. j 

Art. 74. Die Synode ift beſchlußfähig, wenn wenigjtens zwei Drittel dev Mit 
glieder anmwejend jind. 

Art. 75. Die Beichlüffe der Synode werden durch abjolute Stimmenmehrheit 
der anweſenden Mitglieder gefaßt?). Wenn fi) Stimmengleichheit bei der eriten Ab— 
ftimmung ergeben hat, jo foll diefe — und zwar, wern ber Präfident es für angemefjen 
erachtet, exit in der folgenden Sitzung — wiederholt werden und wenn auch die zweite 
Abſtimmung zu einem Bejchluffe durch abjolute Stimmenmehrheit nicht geführt hat, jo 
ift der zur Abftimmung gebrachte Antrag als abgelehnt zu betrachten. Seine Stimme 
bat jeder perjönlich abzugeben. Abänderungen dieſes Verfaſſungsgeſetzes bedürfen einer 
Mehrzahl von zwei Dritteln der Stimmen. Die Anlagen A und B find als Theile 
der Verfaſſung nicht anzufehen. 

Art. 76. Die der Synode nicht angehörigen Mitglieder des Oberkirchenraths 
find berechtigt, jeder Sihung der Synode beizuwohnen. Sie können derjelben vor dem 
Schluffe der Debatte jederzeit Mittheilungen machen und es muß ihnen bis dahin das 
Wort ftets gegeben werden, jofern dadurch ein begonnener Vortrag nicht unterbrochen 
wird. Dafjelbe gilt von den Bevollmächtigten, welche das Großherzogliche Staatsminifterium 
zu den Synoden im Intereſſe des Staats abzuordnen für erforderlich halten möchte. 

Art. 77. Die Sikungen der Synode find öffentlich. Sie werden ausnahmsweiſe 
geheim, wenn auf den von einem Mitgliede der Synode geftellten und von wenigjtens 


1) „reformirten wenn der Abgeordnete | gefaßt, welche eine beſchließende Stimme führen. 
Alena ift, nach dem Gefeße vom 19. Dez. | Wo 8 fih um Beftenerung dev Gemeinden und 


61 um Bewilligung der Ausgaben handelt, haben 
2) resp. reformirten, cf. zu Art. 72. diejenigen Mtitglieder, welche als Getjtliche ge— 
3) Statt diefer Worte iſt dur Ge. v. 12. | wählt find, nur eine berathende aber feine be= 
Jan. 1874 verordnet worden: ſchließende Stimme. Wenn fi) Stimmengleich: 


Die Beſchlüſſe der Synode werden durch abjo- | heit u. ſ. w. (wie im bisherigen Artikel 75). 
lute Mehrheit derjenigen anweſenden Mitglieder 
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drei anderen unterftüßten Antrag, nach Entfernung der Zuhörer, die geheime Berathung 

beſchloſſen wird. 

Art, 78. Die Synode beräth und beſchließt über die Angelegenheiten der geſammten 
evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Landes. Es gehört insbejondere zu ihrem Wirfungskreife : 

1. Die Beachtung und Erwägung des Firchlichen Zuftandes des Landes in Bezug 

auf Lehre, Liturgie, Zucht und Verfaſſung; 

2, die Mitwirkung bei der Gejeßgebung im ganzen Gebiete des Kirchenweſens auf 
den Grund der Vorſchläge des Kirchenregiments oder einzelner Mitglieder der 
Synode; 

. das Recht der Beſchwerde in Betreff der Amtsführung bes Oberkirchenraths, 
insbeſondere auch ſeiner Aufſicht über die untern Behörden, die Beamten und 
das Kirchengut; 

4. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und der Deckungsmittel derſelben nach 

den Vorlagen des Oberkirchenraths. 

Art. 79. Geſetze im Gebiete des Kirchenweſens können nur vom Großherzoge in 
Uebereinſtimmung mit der Landes-Synode erlaſſen, aufgehoben oder authentiſch aus= 
gelegt werden. 

Art. 80. Ohne Zuſtimmung der Landes-Synode dürfen insbeſondere auch neue 
Katechismen, Gefangbücher und Agenden nicht eingeführt, jo wie überhaupt kirchen— 
gefeßliche Normen in Bezug auf Lehre, Liturgie, Zucht oder Berfaffung nicht erlaſſen 
werden. Cine Gejegebung über den Inhalt des Befenntnifjes kommt der Landeskirche 
nicht zu. ' 

Art, 81. Der Großherzog verkündet die Kirchengeſetze mit ausdrücklicher Bezug— 
nahme auf die erfolgte Zuftimmung der Landes-Synode. Die Verkündigung gejchieht 
durch das Kirchengejeßblatt. 

Art. 82. Vorstellungen jeder Art müfjen fhriftlich an die Synode gebracht werden; 
in der Verſammlung darf nur ein Mitglied diefelben perjünlich überreichen. 

Art. 83. Dem Großherzoge fteht das Recht zu, die Synode zu vertagen und 
zu Schließen. Nach dem Schluffe der Synode werden Die Entſchließungen des Kirchen- 
vegiments über die bis dahin unerledigten Anträge der Synode baldmöglichit in einen 
Synodalabſchied zujammengefaßt und im Kirchengejeblatte befannt gemacht. 

Art. 84. Die Protokolle der Synode werden durch den Drud veröffentlicht, die 
über geheime Sitzungen nur auf Beichluß der Synode mit Zuftimmung des Kirchen- 
regiments. 

Art. 85. Die näheren Beſtimmungen über die Behandlung der Geſchäfte in der 
Synode wird eine im Wege der Geſetzgebung zu erlafjende Gejchäftsordnung ) enthalten. 
Bis zur Feftitellung einer jolchen gilt die von der zunächſt vorhergehenden Synode 
angenommene Gejchäftsordnnung. 

Art, 86. Die Mitglieder erhalten die Neifefoften erjtattet und beziehen Tag— 
gelder, auf welche nicht verzichtet werden darf. Die Mitglieder, welche am Verſammlungs— 
orte wohnen, erhalten die Hälfte dev Taggelder. 
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Dritter Abſchnitt. 
Von dem Pfarramte. 
Art. 87. Die Kirche fordert von dem Geiſtlichen, daß er die Lehre der Heiligen 
Schrift in Uebereinſtimmung mit dem kirchlichen Bekenntniſſe (Art. 2) verkünde, daß 


1) Iſt erlaſſen durch Geſetz v. 16. Dez. 1854. 
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. er mit einem mufterhaften chriftlichen Lebenswandel der Gemeinde, welche ihm anvertraut 
ift, vorleuchte und überall den Ernft und die Würde feines Amtes behaupte. 

Art. 88. Der Pfarrer ift der geiftliche Vorfteher der Gemeinde und hat vor 
Allem die Kirchliche Ordnung in derjelben zu wahren. Ihm liegt ob: 

1. die Leitung des Gottesdienftes nach der bejtchenden Kirchenordnung, insbejondere 
die Predigt des göttlichen Worts, die Verwaltung der Sakramente, die Ver— 
richtung aller übrigen geiftlihen Amtshandlungen, Die Seelſorge, die Unter— 
weiſung der Jugend mittelſt der kirchlichen Kinderlehre und des Konfirmanden⸗ 
unterrichts, die Aufſicht über die Schulen, ſoweit ſolche geſetzlich ihm zuſteht, 
vornämlich über den evangeliſchen Religionsunterricht; 

2. der Vorſitz im Kirchenrathe und die Leitung der Geſchäfte desſelben (Art. 31); 

3. die Führung der Kirchenbücher und die Aufſicht über das Pfarrarchiv. 

Art. 89. Der Pfarrer iſt verpflichtet, außer ſeinen ordentlichen Amtsgeſchäften, 
auf Anordnung des Oberkirchenraths auch andere geiſtliche Amtshandlungen im Dienfte 
der Landeskirche zu übernehmen. 

Art. 90. Die Vertheilung der Gefchäfte unter mehrere Pfarrer einer Gemeinde 
bleibt ihrer Vereinbarung unter Zuftimmung des Kirchenraths überlaffen. Wird eine 
folche Webereinkunft nicht erreicht, jo Hat der Oberkirchenrath, nach Vernehmung der 
Pfarrer und des Kirchenraths, über die Vertheilung zu bejtimmen, 

Art. 91.) Die Belegung erledigter Pfarritellen gefehieht in folgender Weiſe: 

Die Bewerbung gejchieht beim Oberkirchenrathe. Dieſer wählt, unter Berüd- 
fichtigung der Bedürfniffe der Gemeinde und der Intereſſen der Landeskirche, von den 
Bewerbern drei aus. Nachdem diefe mit Genehmigung des Großherzogs dom Oberkirchen- 
vathe der Gemeinde genannt find umd in derjelben Gaftpredigten und Katechifationen 
gehalten haben, wird einer derſelben von der allgemeinen Gemeindeverfammlung gewählt. 
Der Gewählte wird dem Großherzoge präfentirt und von diefem zum Pfarrer ernannt. 

Art. 92. Sind nur zwei oder drei Bewerber aufgetreten, jo werden dieſe zur 
Wahl vorgefchlagen. Iſt fein oder nur ein Bewerber aufgetreten, jo wird Die Stelle 


vom Großherzoge unmittelbar bejebt. 


Art. 93). Zur Wahl des Pfarrers ift eine Stimmenmehrheit von drei Viertel 


der anweſenden Wähler erforderlich. 


Wird diefe nicht erreicht, jo wird einer der Vorgefchlagenen dom Großherzoge 


ohne Präjentation ernannt, 


Art. 94. Die näheren Beitimmungen über das Verfahren bei dev Wahl enthält 


die Wahlordnung. (Anlage A. IL) 


1) Nah dem Gejeße vom 18. Nov. 1859 
lauten die Art. 91—93 wie folgt: 

Art. 91. Die Befegung erledigter Pfarritellen 
erfolgt in nachſtehender Weiſe: 

Die Bewerbung gejchieht beim Oberkirchen— 
rathe. Diejer wählt, unter Berücfichtigung der 
Bedürfniffe der Gemeinden und der Intereſſen 
der Landeskirche, von den Bewerbern drei aus. 
Nachdem diefe mit Genehmigung des Großherzogs 
vom Oberfirchenrathe der Gemeinde genannt jind 
und in derjelben Gaftpredigten u. Katechifationen 
gehalten Haben, wird einer derjelben bon dev 
allgemeinen Gemeindeverfammlung gewählt. Zur 
Wahl des Pfarrers ift eine Stimmenmehrheit 
von drei Viertel der anweſenden Wähler erfor: 
derlih. Der Gewählte wird dem Großherzog 
präfentirt und von Diefem zum Pfarrer ernannt. 


Art. 92. Sind nur drei Bewerber aufgetreten 
und alle drei mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
der Gemeinde und Intereſſen der Landeskirche 
für die zu bejegende Pfarritelle geeignet zu 
erachten, jo werden fie mit Genehmigung des 
Großherzogs der Gemeinde zur Wahl genannt. 

Art. 98. Wenn aber jene vorgejchriebene 
Kücfichtnahme den Vorſchlag zur Wahl nicht 
geeignet erſcheinen läßt (Art. 92), oder wenn 
noch weniger als drei Bewerber aufgetreten find, 
oder wenn bei einer ftattgehabten Wahl Keiner 
der Borgeihlagenen die erforderliche Stimmen- 
mehrheit von drei Viertel der anweſenden Wähler 
erhalten hat, jo wird die Stelle ohne nothwendige 
Beihränfung auf die Bewerber vom Großherzoge 
unmittelbar bejeßt. 
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Art. 95. Jedem Bewerber ift e3 verboten, bei den Wählern mittelbar oder 
unmittelbar um Stimmen zu werben, bei Strafe dev Nichtigkeit feiner Wahl. 

Art. 96. Wer als Bewerber um eine erledigte Pfarrftelle aufgetreten iſt und 
zur Wahl vorgejchlagen werden joll, fann von der Zeit an nicht als Vakanzprediger in 
der Gemeinde fungiren. 

Art. 97.) Alle Pfarrftellen des Landes werden in drei Klaſſen eingetheilt und 
gehören diejenigen, welche ein Einkommen über 1000 Thaler Kourant jährlich haben, 
zur erſten Klaſſe; diejenigen, welche ein Ginfommen über 600 Thaler Kourant bis 
1000 Thaler Kourant jährlich haben, zur zweiten, und diejenigen, welche ein Ein- 
fommen bis zu 600 Thaler Kourant jährlich haben, zur dritten Klaſſe. — Bei der 
Berechnung des Einkommens wird die Benußung der Wohnung und des Hausgartens 
nicht veranjchlagt. 

Für die drei Pfarritellen in der Stadt Oldenburg werden in vorſtehender Klaſſifi⸗ 
zirung die Einnahme-Poſitionen um je 200 Thaler Kourant erhöht. 

Art. 98. Der Oberkirchenrath hat dafür Sorge zu tragen, daß das Einkommen 
ſämmtlicher Pfarrſtellen alle vier Jahre auf den Grund der durchſchnittlichen Einnahme 
der letzten zehn Jahre gehörig durch den Kirchenrath geſchätzt werde. Solche Schätzung 
dient dann für die folgenden vier Jahre als Norm bei Klaſſifizirung der Pfarrſtellen. 

Art. 99. Zum Genuſſe des ganzen Einkommens einer Pfarre erſter Klaſſe ſind 
nur Geiſtliche, welche das 45. Lebensjahr, zum Genuſſe des ganzen Einfommen3 einer 
Pfarre zweiter Klaſſe nur Geiftliche, welche das 35. Lebensjahr zurücgelegt haben, zum 
Genuſſe des ganzen Einkommens einer Pfarre dritter Klafje aber alle Geijtliche ohne 
Rückſicht auf Alter berechtigt. 

Art. 100. Bis zur Erreichung des zum Genufje des ganzen Einkommens ihrer 
Stelle erforderlichen Lebensalters verbleibt den Pfarrern nur derjenige Antheil, welcher 
nach Abzug der in Gemäßheit Art. 101 einzuzahlenden Raten übrig bleibt. 

Art. 101. Hit ein Pfarrer nach feinem Lebensalter zum Genufje des ganzen 
Einkommens der Pfarre noch nicht berechtigt, jo ijt ev verpflichtet, bis zur Erreihung 
diefes Alters den über die Anfprüche feiner Altersklaffe hinausgehenden Antheil des 
Einkommens der Pfarre an die Centralpfarrkaſſe einzuzahlen und zwar in Terminen, 
welche der Oberkirchenrath mit Rückſicht auf die Zeit der Einnahme zu beſtimmen hat. 

Art. 102. Aus dieſer Kaſſe ſoll mit Rückſicht auf Verdienſt, Alter und Bedürfniß 
einzelnen Geiſtlichen mit Genehmigung des Großherzogs eine Zulage gegeben werden. 

Art. 103. Die Hofprediger, der Kapellprediger zu Neuenburg, die Garnijon= 
und Feldprediger, jowie Geiftlihe an öffentlichen Anjtalten werden dom Großherzog 
unmittelbar ernannt. 

Art. 104. Die Affiftenze, Hülfs- und Vakanzprediger, der Hülfsprediger (Rektor) 
zu Delmenhorft und der Katechet zu Berne werden mit Genehmigung des Großherzog 
vom Oberfirchenrath ernannt. 

Art. 105. In Beziehung auf das Gnadenjahr joll im Wege ber Gejeggebung 
das Erforderliche beitimmt werden ?). 


1) Art. 97—102 find nad Gej. v. 9. Jan. 


1877 dur folgende Beitimmungen erſetzt 
worden: 
Art. 97. Die Pfarrer beziehen die Einkünfte 


der Stellen, an welchen fie angejtellt find, nad 
Maßgabe der näheren Beſtimmungen der Artikel 
98 und 99 diejer Verfafiung und des Gejeßes 
über das Dienjteinfommen der Geijtlichen. 

Art. 98. Das Eintommen ſämmtlicher Pfarr- 


fteffen wird nach näherer gejeglicher Vorſchrift 
periodiſch geſchätzt. 

Art. 99. Durch Geſetz werden Maximal— 
und Minimalſätze nach dem Dienſtalter feſt— 
geſtellt. Beträgt das Einkommen der Pfarre 
mehr als das fuͤr das Dienſtalter des Inhabers 
geſetzlich beſtimmte Minimum, jo iſt der Fehl⸗ 
betrag aus der Centralpfarrkaſſe zu beſtreiten. 

2)8gl. G. v. 2. Jan. 1865. Geſ.-u. VBBl. 2,S. 301 f. 
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Vierter Abſchnitt. 
Vom Oberkirchenrathe. 


Art. 106. Der Oberkirchenrath beſteht aus fünf Mitgliedern, von denen minde— 
ſtens zwei Geiſtliche und zwei Weltliche ſein müſſen; unter den Weltlichen muß einer 
Rechtskundiger ſein. 

Art. 107. Die Mitglieder des Oberkirchenraths werden von dem Großherzoge 
ernannt. In den von den Mitgliedern des Oberkirchenraths zu leiftenden Dienjteid 
wird die Verpflihtung auf die Beobachtung uud Aufrechthaltung des Kirchenver— 
faſſungsgeſetzes aufgenommen. 

Art. 108. Für die Schriftführung, die Reviſionsarbeiten, die Wahrnehmung der 
Regiſtraturgeſchäfte, die Kafjeführung und den Copiſten- und Botendienſt beitellt der 
Oberfirchenrath, mit Genehmigung des Großherzogs, die erforderlichen Perjonen. 

Art. 109. Die Gehalte der Mitglieder und der Offizialen des Oberfirchenraths, 
ſowie die Gejchäftsfoften defjelden, werden vom Großherzog dauernd fejtgejeßt, jedoch, 
wenn zu deren Deckung die vom Staate dafür bewilligten Mittel nicht ausreichen, nur 
mit Zuftimmung der Synode Dieje Zuftimmung Tann nicht verjagt werden, injoweit 
die Gehalte auf Grund der vom Staate bewilligten Mittel feitgeftellt und bejtimmten 
Perſonen zugefichert find. Im Beziehung auf ihre Entlaffung im Vewaltungswege 
und Penfionirung follen diejelben Grundjäge, welche für Staatsdiener gelten, Ans 
wendung finden, 

Art. 110. Der Oberkirchenrath ift die oberfte Behörde dev evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche des Landes, durch welche der Großherzog das ihm zuftehende Kirchenregiment 
ausübt. Er empfängt vom Großherzoge feine Gejchäftsordnung und Dienftinitruftion, 
in welcher auch beftimmt wird, in welchen einzelnen Fällen ar den Großherzog Bericht 
zu erjtatten und Höchſte Entjeheidung einzuholen iſt. 

Art. 111. Zum Wirkungskreiſe des Oberkirchenraths gehören: 

1. die Wahrung und Fortbildung der geſammten kirchlichen Ordnung nach Maß— 
gabe der Verfaſſung und der Kirchengeſetze; 

die obere Aufſicht über das Schulweſen, ſoweit ſie der Kirche zuſteht; 

die Ueberwachung der kirchlichen Armenpflege; 

die Veranſtaltung außerordentlicher Gottesdienſte; 

die kirchlichen Dispenſationen; 

die Anordnung der Kirchenviſitationen; 

. die Leitung und Prüfung der Pfarramts-Kandidaten und der Drgantiten ; 

‚ die Sorge für Fortbildung der Pfarramts-Kandidaten; 

‚ die Erteilung der erforderlichen Aufträge zur Ordination der Kandidaten, zur 
Leitung der Pfarrerwahl, zur Einführung der Pfarrer und zu ſonſtigen geiftlichen 
Amtshandlungen im Dienſte der Landeskirche; 

10. die verfafjungsmäßige Mitwirkung bei der Beſetzung der Pfarrämter, die Ans 
jtellung der Hülfs- und Vakanzprediger Art. 104), die Bejorgung des Vikariats— 
wejens und die Ernennung der Organijten auf den Vorſchlag der Kirchenräthe ; 

11. die Sorge für Vermehrung der Kräfte des Pfarramts, wo es deren bedarf; 

12. die Oberaufficht über die Dienftthätigfeit und den Wandel aller Beamten der 
Kirche, ſowie Ertheilung von Urlaub nad den Beitimmungen des Urlaubs— 
geſetzes; 

13. die Unterſuchungen gegen Kirchenbeamte und Kandidaten des Pfarramts wegen 
Pflichtverlegungen und fittlicher Unwürdigkeit, ſowie das Urtheil darüber, 
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Die Dienftentlaffung eines Kirchenbeamten, mit Ausnahme der Kirchenälteſten 
(Art. 24), ſowie die Streihung eines Pfarramts-Kandidaten aus der Kandidaten= 
fifte, kann nur von dem Dienftgerichte erfannt werden. 

14, die Sorge für Gründung und Erweiterung geiſtlicher Penſions-, AWittwen=- und 
MWaifen-Kafjen und bie Oberaufficht über die bejtehenden ; 

15. die Verwaltung des Landeskirchenguts und der Gentralkicchenfaffe, der allgemeinen 
geistlichen Fonds und Stiftungen und bie Verwendung der Einkünfte der 
leßteren ; 

16, die Aufficht über dag, allgemeine Kirchenarchiv; 

17. die Sorge für die Erhaltung des kirchlichen Eigenthums unter Berüdfichtigung 
des Art. 80 des Staatsgrundgejeßes, für die Erhaltung dev Einkünfte der 
Kirchenbeamten und die Vermehrung diefer Einkünfte, wo es derjelben bedarf; 

18, die Aufficht über das Verwaltungsweſen in den Gemeinden nach Mapgabe der 
Verfaſſung; 

19. die Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Verfügungen der unteren Kirchen- 
behörden in letzter Inſtanz, Über Beſchwerden gegen Kirchenbeamte und über 
Streitigkeiten derſelben; 

20. die Entſcheidung der Streitigkeiten in Betreff der örtlichen Begränzung der 
Pfarrſprengel; 

21. alle Berfügungen in der kirchlichen Verwaltung, welche nicht den Kirchenräthen 
oder einzelnen Kirchenbeamten überlaſſen find; 

22. die obere Aufficht über die Thätigkeit der Kreis-Synoden, Die Vorbereitung der 
Landes⸗Synode, die Theilnahme an den Verhandlungen derjelben, der Vortrag 
über die Beſchlüſſe der Landes-Synode beim Großherzog und deren Ausführung, 
ſoweit jie die Beftätigung des Großherzogs erhalten haben; 

3, die Vermittlung zwifchen der Kicche und den Staatsbehörden, jowie den Kirchen⸗ 
behörden anderer Religionsgenoſſenſchaften und Länder. 

Art. 112. In allen Fällen, in welchen der Oberkirchenrath in erſter Inſtanz 
eine Verfügung oder Entſcheidung abgegeben hat, iſt eine Beſchwerde oder Berufung an 
den Großherzog zuläſſig. 

Art. 113. Der Oberkirchenrath iſt ermächtigt, Verfügungen, welche die Zuſtim⸗ 
mung der Landes-Synode erfordern, mit Genehmigung des Großherzogs zu treffen, 
wenn dieſelben durch die Umſtände ſo dringend geboten ſind, daß ſie die vorgängige 
Berufung einer außerordentlichen Synode nicht geſtatten. Er hat in ſolchen Fällen die 
Verpflichtung, vor der nächſten ordentlichen oder außerordentlichen Synode pie Dring: 
Yichfeit und Zweckmäßigkeit der Verfügung zu rechtfertigen, Perweigert” die Synode 
ihre Zuftimmung, jo ift die Verfügung, ſoweit es noch geſchehen kann, jofort wieder 
aufzuheben. 

Art. 114. Der Oberkirchenrath hat jeder ordentlichen Landes-Synode vorzulegen : 

1. einen umfaffenden, namentlich auch das Ergebniß der Kirchenvifitationen berück— 
fichtigenden Bericht über Alles, was auf kirchlichem Gebiete jeit der lebten 
ordentlichen Synode Wichtiges vorgefommen ift; 

. die abgelegten Nechnumgen über die Gentraffafe und über die allgemeinen Fonds, 

nebſt den Erinnerungen und deren Entſcheidungen;, 

3. den Voranſchlag für die Centralkaſſe; 

4, die Entwürfe der nothwendigen Gejeße; 

‚ einen fummarifchen Bericht über den Stand des Rechnungsweſens in jeder 

einzelnen Gemeinde, 
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, Fünfter Abjchnitt. 
Allgemeine Bejtimmungen. 
Art. 115. Die kirchlichen Vorschriften, welche bisher Geltung Hatten, bleiben in 
Kraft, ſoweit nicht diefes Verfaſſungsgeſetz oder die fünftige Gejekgebung fie aufheben. 


Einer Nevifion ift zu unterziehen das Gejeß dom 6. Januar 1851, 
- Zufammenfegung und das Verfahren des Dienftgerichts ). 

Art. 116. Eine dem gegenwärtigen Bedürfniffe der Kirche entiprechende Ordnung 
des Gottesdienftes (Liturgie, Agende) joll eingeführt, auch auf baldige Einführung eines 
neuen Lehrbuches und eines neuen Gefangbuches Bedacht genommen werden. Einſtweilen 
bleiben die in den verfchiedenen Gemeinden üblichen Liturgien, Geſang- und Lehrbücher 
in Gebrauch und können weder gegen den Willen der einzelnen Gemeinden, noch ohne 
Zuftimmung des Oberfirchenraths und der Synode abgejchafft oder geändert werden. 

Art, 117. Ein allgemeines Gefeß über die Aufbringung der Firhlichen Laften 
in den einzelnen Gemeinden joll baldmöglichjt erlaffen werden. Einftweilen bleibt für 
diejenigen Laften, über welche nach Art. 118 und 123 nicht anders bejtimmt wird, der 
in jeder Gemeinde übliche Beitragsfuß beibehalten, jedoch unter nachbargleicher Zus 
ziehung der bisher Befreiten und Bevorzugten?). Vom Kirchenrath einzelner Gemeinden 
fann unter Zuftimmung des Ausſchuſſes eine durch die Umftände gebotene Abänderung 
in der jeither üblichen Aufbringungsweife oder die Einführung eines neuen Beitrags- 
fußes für dieſe Zwifchenzeit beim Oberficchenrathe beantragt und von dieſem einjtweilen 
für exekutoriſch erklärt werden. 

Art. 118°). Die Stolgebühren der Kirchenbeamten, jowie das Honorar für den 
Konfirmandenunterriht find aufgehoben und bleibt die Entichädigung dafür den Kirchen— 
beamten aus den Kirchenfaffen gefichert. Wo die Aufhebung noch nicht durchgeführt 
ijt, Toll dies unverzüglich geichehen. Die Entjchädigung bejtimmt der Kirchenvath unter 
gejtatteter Berufung an den Oberfirchenrath nach Maßgabe der durchichnittlichen Dienſt— 
einnahme der Kirchenbeamten. Die Beltimmung wird von 10 zu 10 Jahren wieder— 
holt. Die Bertheilung der zur Aufbringung der Entſchädigung etwa nöthigen Umlagen 
hat vorläufig der Ausschuß mit Genehmigung des Oberfirchenraths zu bejtimmen. Die 
Entſchädigung kann ganz oder zum Theil in der Weife aufgebracht werden, daß für 
einzelne Amtshandlungen (ausgenommen jedoch für Beichte und Amtshandlungen bei 
Beerdigungen) eine von den Betheiligten an die Kirchenkaſſe zu zahlende Gebühr feit- 
gejet wird. Nachdem die Entjehädigung feitgefegt ift, ift den Beamten die Erhebung 
einer Gebühr oder eines Honorars für Amtshandlungen nicht weiter gejtattet. Weber 


betreffend Die 


die Bertheilung der Entjehädigung unter 


1) Neue Bejtimmungen im Gejeße 
7. Auguſt 1855. 

2) Authentiſch deflarirt durch 9. Syn.-Ab— 
jhied vom 23. November 1859 II. 

1. daß die dort während einjtweiliger Beibe— 
haltung des in jeder Gemeinde üblichen 
Beitragsfußes vorgefchriebene nachbargleiche 
Zuziehung der bisher Befreiten und Bes 
borzugten auf die Kirdhenbeamten 
nicht zu erjtreden jei, daß aber 

2. hiedurch die Berpflichtung der Vermögens— 
theile, welche ein Kirchenbeamter etwa im 
Privatbejige hat, nicht berührt werde. 

3) ar Gef. dv. 14. März 1877: 

Art. Die Bejtimmung des Art. 118 des 


vom 


mehrere Pfarrer einer Gemeinde hat der 


Kirchenverfaffungsgejetes dom 11. April 1853, 
wonad die Entſchädigung für aufgehobene Stol- 
gebühren ganz oder zum Theil in der Weife 
aufgebracht werden fann, daß für einzelne Amts- 
Handlungen (ausgenommen für Beichte und Amts- 
handlungen bei Beerdigungen) eine bon den 
Betheiligten an die Kirchenkaſſe zu zahlende 
Gebühr fetgefeßt wird, wird hierdurch dahin 
abgeändert, daß für Antshandlungen, feine Ge— 
bühren zur Kirchenkaſſe erhoben werben dürfen 
und nur geftattet bleibt, eine Wegegebühr bei 
ſolchen Amtshandlungen zu erheben, die in den 
Häufern vollzogen werden. 

Art. 2. Die Bejtimmung des Art. 1 tritt mit 
dem 1. Mai 1877 in Kraft. 
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Oberkirchenrath, nach eingezogener Erklärung der betheiligten Pfarrer und des Gemeinde 
kirchenraths, die erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. 

Art. 119, Alle Dispenfationen müſſen fojtenfvei ertheilt werden. Wo bisher 
von kirchlichen Vorſchriften in Beziehung auf die Form geistlicher Amtshandlungen 
Dispenfation erteilt werden konnte, iſt diefe fortan nicht mehr erforderlich. 

Art. 120. Alle noch nicht in den Privatbefig übergegangenen Pläße in den 
Kirchen jollen fortan weder verkauft noch verheuert werden, jondern der freien Benukung 
verbleiben. Es foll darauf Bedacht genommen werden, alle Plätze in den Kirchen der 
gemeinfamen Benußung wieder zu eröffnen. Es ift dahin zu wirken, daß die Plätze 
in den Kirchen gleihförmig eingerichtet und Unterjcheidungen durch äußeren Prunk 
aufgehoben werden, und iſt hierauf bei Reparaturen und neuer Einrichtung einzelner 
Plätze Bedacht zu nehmen. Dieſe Beitimmungen finden auf die Gemeinde Goldenjtedt 
bis weiter, und auf die Gemeinde Neuenkirchen jo Lange feine Anwendung !), als diejelbe 
mit den Katholiken eine gemeinfchaftliche Kirchenkaſſe hat. 

Art. 121. Alle Gemeindedienfte in Kirchenſachen (Kichenhofdienit, Spann— und 
Handdienft, Rund- und Neihedienft) find aufgehoben. Die Koften für erforderliche 
Fuhren und Dienfte werden aus ber Kirchenkaſſe bezahlt. Umzugsfuhren als Pflicht 
fuhren finden nicht mehr Statt. Auf diejenigen Gemeinden, welche in Simultanverhält- 
niffen mit Genofjen einer andern Konfeſſion jtehen und gemeinschaftlich mit diejen dere 
artige Dienfte zu leiften haben, finden dieſe Beitimmungen feine Anwendung. 

Art. 122. Zur Sicherung der Beitreibung rüdjtändiger Kirchlicher Abgaben und 
Leiftungen im adminiftrativen Wege find bie Grundſätze, wonach diejelben aufgebracht 
und verteilt werden, der betreffenden Staatsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 
(Art. 81 des Staatögrundgejehes). 

Art. 123. Die allgemeinen Kirchenausgaben, joweit fie nicht aus der Staats— 
kaſſe gedeet werden, jollen von den einzelnen Gemeinden nach ihrer Steuerkraft auf 
gebracht werden. Vorläufig wird dies in dev Weiſe gejchehen, daß ein Drittel der 
allgemeinen Kirchenausgaben nach ihrer Seelenzahl, ein Drittel nach ihrer Gebäudejteuer 
(Abgabe vom Brandfafjentarate), ein Drittel nach der Summe ihrer additionellen 
Kontribution auf die Gemeinden vertheilt wird. Nach welchem Fuße der jo auf jede 
einzelne Gemeinde fallende Antheil innerhalb derjelben aufzubringen ift, bleibt ihr zu 
bejtimmen überlafjen, vorbehaltlieh der Genehmigung des Oberkirchenraths. Sobald auf 
Grund der vom Staate zu erwartenden neuen Steuerumlagen die Steuerfraft der 
einzelnen Gemeinden ermittelt werden kann, ſoll durch das Gejeh der Verhältniptheil 
(die Quote) des von jeder Gemeinde oder den einzelnen Gemeindegenofjen zu leiftenden 
Beitrags beftimmt werden. 

Art. 124. Die Art. 15, 30, Nr. 5, 6, 13, Art. 39 bis 44, 11777. 1208.123 
finden in denjenigen Gemeinden, die in einem Simultanverhältnifje mit Genofjen einer 
andern Konfeſſion ftehen, injoweit dieſes Verhältniß dadurch berührt wird, feine 
Anwendung. 

Art. 125. Die Verhältniſſe in Betreff der dem Neichsgrafen Bentind zus 
jtehenden Patronatrechte?) ſollen baldthunlichit mit Nücficht auf das gegenwärtige Ver— 
faffungsgejeß geregelt werden. 

Schlußbejtimmung. 

Art. 126. Bei eintretendem Negierungswechjel wird der dem evangelifchen 

Bekenntniſſe zugethane Großherzog eine förmliche Zuficderung ertheilen: 


1) Auch nicht auf Brake und Neuenburg. 2) Sind für erloſchen erklärt. 19. Sep. 
Art. 7 des Ges. vom 18. Nov. 1859. 1855. N 
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daß er das ihm zuftehende Kirchenregiment der Kicchenverfaffung gemäß 
zum Beſten der Kirche treulich ausüben wolle, 
Diefe Zufiherung wird im Kirchengeſetzblatt verkündet und die Mrjchrift der 
Landes-Synode bei ihrer nächiten Zufammenkunft übergeben. 
Anlage A. 
Wahlordnung. 


I. Don den Wahlen zum Bircenrathe und zum Kirchenausfchuffe. 

8 1. Die Anordnung der Wahlen erfolgt duch den Kicchenvath, welcher auch) 
für die gehörige Verfündigung nach Art. 26 des Verfaſſungsgeſetzes zu jorgen hat. 

$ 2. Wahlvorſtand ift der Vorfigende des Kirchenraths. Zur Hülfeleiftung bei 
feinem Gefchäfte, insbefondere zur Schriftführung, hat derjelbe einen oder mehrere 
Vertrauensmänner zuzuziehen. 

8 3. Bei der nad $ 1 vorzunchmenden Verfündigung der Wahlhandlung ift 
zugleich befannt zu machen, wo und zu welcher Zeit die Stimmzettel einige Tage vor 
und an dem Wahltage in Empfang genommen werden Zönnen. 

8 4. Die Stimmzettel find mit fortlaufenden Zahlen zu verſehen; auch ift auf 
denjelben die Zahl der zu wählenden PVerjonen zu bemerken. 2 

$S 5. Den Ort der Wahl beftimmt der Wahlvorjtand. 

$ 6. Die anwejenden Stimmberechtigten haben alle Zweifel zu entjcheiden, welche 
bei der Wahlhandlung vorfommen. Bei diefer nach Mehrheit der Stimmen abgegebenen 
Entjeheidung, wobei im Zall einer Stimmengleichheit der Wahlvorjtand den Ausſchlag 
gibt, behält e& für die Wahlhandlung jein Bewenden. 

$ 7. Die mit der Leitung der Wahlhandlung Beauftragten dürfen weder durch 
Empfehlung oder Vorſchläge, noch auf jonftige, die Freiheit der Abſtimmenden bejchrän- 
fende Weile in das Innere der Wahlen fich einmifchen. 

Ss 8. Sn der Wahlverfammlung dürfen andere als auf die Wahl bezügliche 
Gegenftände nicht zur Verhandlung gebracht werden, 

$ 9. Nachdem die Berfammlung eröffnet ift, haben die Stimmberechtigten die 
beichriebenen Stimmzettel einzeln abzugeben. Die Stimmzettel werden in einem vor 
dem Vorſtande und dem Protofollführer ftehenden Gefäße gefammelt. Die Zahl der ab- 
gegebenen Stimmzettel wird im Protofolle bemerkt. 

8 10. Eine Bevollmächtigung zur Stimmgebung oder eine GStellvertretung iſt 
unftatthaft. 

S 11. Nachdem von dem Wahlvorftande die Wahlurne für gejchloffen erklärt 
it, find feine Stimmzettel mehr anzunehmen. 

$ 12. Der Wahlvorftand hat die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne zu 
nehmen und die Nummer eines jeden nebjt den darauf verzeichneten Namen laut zu 
verlejen. 

$ 13. Die Namen der Perfonen, welche Stimmen erhalten haben, find unter 
Angabe der auf fie gefallenen Nummern der Stimmzettel im Protofolfe oder in einer 
dem Protokolle anzulegenden und wie diejes zu unterzeichnenden Lijte aufzuführen. 

$ 14. Finden fi) auf einem Stimmzettel mehr Namen als erforderlich find, 
jo werden die lebten als nicht gefchrieben angefehen. Iſt ein Name unleſerlich gejchrieben, 
oder läßt er zweifelhaft, welcher Perfon die Stimme hat gegeben werden jollen, jo wird 
er nicht berückjichtigt, Falls nicht der Zweifel fofort gehoben wird, worüber die anweſen— 
den Stimmberechtigten zu entjcheiden haben. 

$ 15. Die Wahlftimmen dürfen nicht unter Bedingungen gegeben, und Tein 
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Gewählter darf an Inftruftionen gebunden werden. Stimmzettel, welche Inſtruktionen 
oder Bedingungen enthalten, oder unter jolchen abgegeben werden, find ungültig. 

8 16. Der Wahlvorjtand verkündet das Ergebniß der Wahlhandlung und ver— 
lieſt das Protofoll, welches jodann gejchlofjen und vom Wahlvorſtande und dem Pro— 
tofollführer unterzeichnet wird. Die Stimmzettel werden jofort im Wahltermine vom 
Wahlvorjtande vernichtet. 

S 17. Etwa vorgefommene Unvichtigfeiten oder Berjehen machen eine Wahlhand- 
lung nicht ungültig, wenn ſie auf das Ergebniß derſelben ohne Einfluß gewejen find. 

$ 18. Diejenigen Perfonen, welche die meijten Stimmen erhalten haben, werden 
im Protokoll mit der Zahl der auf fie gefallenen Stimmen bejonders aufgeführt. 

8 19. Zu Kirchenälteften, beziehungsweije Ausihußmännern find diejenigen 
gewählt, welche die meijten Stimmen erhalten haben. Bei Gleichheit der Stimmen 
entjcheidet das Loos. 

$ 20. Der Kirchenratd hat den Gewählten ihre Wahl anzuzeigen. 


II. Bon den Wahlen zu Pfarrämtern. 


S1. Wird in einer Gemeinde ein Pfarramt erledigt, jo hat der Kirchenrath 
ſofort dem Oberkirchenrathe davon Anzeige zu machen. 

8 2, Der Oberkirchenrath erläßt ſofort nach erhaltener Anzeige eine Bekannt— 
machung in öffentlichen Blättern, worin ev zur Bewerbung binnen zwei Monaten ') 
auffordert. 

S 3, Der Oberfirchenrath fordert demnächſt die von ihm zum Vorſchlag aus— 
gewählten Bewerber auf, in der betreffenden Gemeinde eine Gaſtpredigt und Katechi— 
ſation zu halten. Die Tage beſtimmt der Oberkirchenrath. 

8 4. Der Oberkirchenrath theilt demnächſt dem betreffenden Kirchenrathe Namen 
und Wohnort der vorgeſchlagenen Bewerber, ſo wie die zu den Gaſtpredigten und zur 
Wahl angeſetzten Sonntage mit. 

8 5.2) Die vom Oberkirchenrathe gemachte Mittheilung iſt ſofort durch Anſchlag 
an die Kirche und Verkündung am Schluſſe des Gottesdienſtes an zwei auf einander 
folgenden Sonntagen unter angemeſſener Ermahnung der Gemeinde anzuzeigen. 

8 6. Die Wahlhandlung findet in der Kirche des Pfarriprengels Statt und 
zwar nach dem Hauptgottesdienfte an einem Sonntage nach der legten Gaftpredigt. 

Ss 7. Die Wahlhandlung gejchieht unter Leitung eines Mitgliedes des Ober: 
firchenrathes oder eines von diefem dazu beauftragten Mitgliedes der Kreis-Synode und 
zweier demjelben von dem Kirchenrathe beigeordneten Dertrauensmännern. 

S 8. Auf des Vorſitzenden Aufforderung legt jeder der anweſenden Stimmberechtigten 
feinen Stimmzettel in ein vor dem Vorſitzenden aufgeftelltes Gefäß. Jeder Stimmzettel 
darf nur ‚den Namen eines der vorgejchlagenen Bewerber enthalten. Finden fi auf 
einem Stimmzettel mehr als ein Name, jo gilt nur dev zuerst gejchriebene. Unleſerlich 
geichriebene Stimmzettel werden nicht berücffichtigt, auch ſolche nicht, bei denen es zweifel- 
haft ift, welchem dev Bewerber die Stimme hat gegeben werden jollen, ſofern nicht der 
Zweifel jofort gehoben wird, worüber die anweſenden Stimmberechtigten zu entjcheiden 
haben. Bor Aufforderung zu dev Abgebung der Stimmzettel hat der Vorfigende diejen 
Paragraph der Wahlordnung und die Namen der vorgejchlagenen Bewerber zu verlejen. 


1) Sechs Wochen nad dem Gejeß vom theilung iſt fofort duch Anſchlag an die 

18. Nov. 1859. Kirche und am folgenden Sonntage durch Vers 
2) Nah dem Gejeße vom18. Nov. 1859 fündigung am Schluffe des Gottesdienjtes der 

geändert (wie folgt): Gemeinde unter angemefjener Ermahnung anzus 
$ 5. Die vom Oberfirchenrathe gemachte Mit | zeigen. 
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$ 9. Nachdem die Stimmgebung auf nochmalige Aufforderung des Vorſitzenden 
gejchloffen ift, dürfen feine Stimmzettel mehr angenommen werden. 

$ 10. Der Borfigende nimmt jodann die Stimmzettel einzeln aus dem Gefäße 
und verlieft laut und deutlich die darauf befindlichen Namen, welche dann von den Ver: 
trauensmännern verzeichnet werden. 

s 11. Sind alle Stimmzettel verlejen, jo eröffnet der Borfigende der VBerfammlung 
das Ergebniß der Wahl. 
$ 12. Der Borfigende hat über den ganzen Wahlakt ein Protokoll aufzunehmen 
oder durch einen zugezogenen Schriftführer aufnehmen zu lafjen, vor Schluß der Ver— 
ſammlung dieſes Protofoll vorzulejen, etwaige Erinnerungen dagegen zu erledigen und 
darnach daſſelbe für genehmigt zu erklären. Dies Protokoll unterſchreiben der Vor— 
figende, der Schriftführer, wo ein folcher zugezogen ift, und die beiden VBertrauensmänner. 

8 13. Der Borfigende hat eine von ihm beglaubigte Abjchrift des Protokolls 
dem Oberficchenrathe zur weiteren Verfügung vorzulegen. 

$ 14. (Mach dem Geſetze vom 18. Novbr. 1859.) Jeder, der fich zur Abhaltung 
einer Gaftpredigt in die Gemeinde, deren Pfarritelle zu bejegen ift, begeben hat, nach— 
her aber nicht zum Pfarrer daſelbſt ernannt wird, erhält die aufgewandten vom Ober— 
kirchenrath feſtzuſtellenden Reijekojten aus der Gemeinde-Kirchenkaſſe erjeßt. 


Anlage B. 

Bon der Nehnungsführung in den Gemeinden. 

Ss 1. Das Rehnungsjahr läuft vom 1. Mai bis 30. April. 

$ 2. Zur Führung der Kicchenfaffe und Aufiteltung der Jahresrechnung wird 
ein NRechnungsführer durch den Ausſchuß gewählt, und vom Kirchenrathe auf Kündigung 
angeitellt. Der Ausihuß hat zu bejäließen, ob und welche Sicherheit der Rechnungs— 
führer beitellen ſoll. Der Kirchenrath ertheilt demfelben eine Inſtruktion über Die 
Ordnung feiner Kaffe und Rechnungsführung. Dem Oberkirchenrathe bleibt es vorbehalten, 
darüber allgemeine gleihmäßige Vorſchriften feſtzuſetzen '). 

$ 3. Ueber jämmtliche Einnahmen und Ausgaben des nächiten Nechnungsjahres 
it vor dem 1. März vom Kirchenrathe ein Boranjchlag aufzustellen und nach vorgängiger 
Bekanntmachung 14 Tage an einem pafjenden Orte zu aller Betheiligten Einjicht aus— 
zulegen. In der legten Hälfte des März wird diejer VBoranjchlag mit feinen etwaigen 
Belegen im Ausschuß geprüft und erhält durch deifen Genehmigung exefutorifche Kraft. 
Durch den Kirchenrath beglaubigte Abjchriften des jo zur Ausführung gejtellten Vor— 
anjchlags und des bei Verhandlungen über denjelben aufgenommenen Protofolls find 
jpätejtens gegen den 15. April dem Oberkirchenrathe einzufenden, auch dem Rechnungs— 
führer zu behändigen, der jolche demnächit jeiner Rechnung anzulegen hat. 

8 4 Sn den Fällen, wo bei Teititellung des Boranjchlags eine Einigung zwiſchen 
dem Ausſchuſſe und dem Kirchenrathe nicht erreicht wird, entjcheidet auf Anrufen des 
einen oder andern Theils der Oberfirchenrath. 

5 5. Innerhalb des genehmigten VBoranjchlags extheilt ein vom Kirchenrathe aus 
jeiner Mitte gewählter Weltefter die Anweiſungen. 

5 6. Ergibt ſich im Laufe des Nechnungsjahres die Nothiwendigfeit der Auf 
ſtellung eines nachträglichen Boranfchlages, jo ift bei demjelben in ähnlicher Weife, wie 
im $ 3 vorgejchrieben, zu verfahren. 4 


1) Zu vgl. Die Bek. d. OKR. vom 8. Febr. | und vom 11. April 1855 über die Kirchen— 
1854 über die Voranſchläge, die vom 10. April | reinungen. 
1855 über die Kaffee und Nehnungsführung 
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Ss 7. Eine Abgangsordre unbeibringliher Einnahmepdfte kann vom Kirchenrathe 
nur mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes ertheilt werden. 

Ss 8. Vor dem 1. Auguſt jedes Jahres hat der Rechnungsführer ſeine Rechnung 
über Einnahme und Ausgabe des abgelaufenen Rechnungsjahres mit den vechtfertigenden 
Beilagen in Original und Abjchrift beim Kirchenrathe einzureichen, der diejelbe von 
einem oder mehreren durch den Ausſchuß gewählten Momenten gegen den 1. September 
durchfehen und die gemachten Erinnerungen dem Rechnungsführer zur Beantwortung 
zuftellen läßt. Die Rechnungen mit ihren Beilagen in Abſchrift, die Erinnerungen und 
deren Beantwortung, find jodann 14 Tage in gleicher Weife wie dev Voranſchlag 
($S 3) den Betheiligten zu etwaigen weiteren Erinnerungen offen zu (egen und gehen 
vor dem 15. Oktober zur Gramination an den Ausſchuß, der jolche mit dem jeine 
Grinnerungen befaffenden Protokolle vor dem 15. November an den Kirchenrath zurücjendet. 

8 9, Die Erinnerungen find dom Kichenrathe zu entjcheiden und dejjen Ent— 
icheidungen jowohl dem Nechnungsführer als dem Ausſchuſſe mitzutheilen. Dem einen 
wie dem anderen ift innerhalb 14 Tagen die Berufung an den Oberkirchenrath geſtattet. 

8 10. Nachdem das ganze Rechnungsgeſchäft erledigt iſt, hat der Kirchenrath 
den Schluß anzufertigen und Abſchrift deſſelben dem Rechnungsführer zur Anlegung bei 
ſeiner nächſten Rechnung mitzutheilen. Dem Oberkirchenrathe wird die Rechnung mit 
den Erinnerungen, deren Beantwortung, den Entſcheidungen und dem Schluſſe in beglaubigten 
Abſchriften eingeſandt, welcher dieſelbe durchſehen läßt, um allen bedeutenderen Mängeln 
im Rechnungsweſen für die Zukunft zu begegnen, in denjenigen Fällen aber, wo die 
Subſtanz des Kirchenvermögens angegriffen oder gefährdet iſt, deren Herſtellung oder 
Sicherung zu veranlaſſen. 

$ 11. Die Rechnung ſammt den dazu gehörigen Beilagen und Aktenſtücken wird 
im Archive des Kicchenraths aufbewahrt. 


isE 
Geſeh, 


betreffend die Regelung der kirchlichen Einrichtkungen in Den evangliſchen 
Gemeinden des Ans iniphaufen iind deren Verhältniß zur evangelifch-Tuthe- 

riſchen Kirche des Herzogthums Divenburg, vom 22. Februar 1856, 

Wir Nicolaus Friedrih Peter, von Gottes Gnaden Großherzog don 
Dldenburg ꝛc. thun fund hiemit: 

Nachdem durch Patent vom 1. Auguft 1854 die Herrfchaft Kniphaufen für einen 
integrivenden Theil des Herzogthums Oldenburg erklärt und damit das Staatsgrund- 
gefeß vom 22. November 1852 auch für die Herrſchaft Kniphaufen anwendbar geworden 
ift, demnach in Gemäßheit Artikels 78 $ 2 des Staatsgrundgejeßes auch der evange— 
liſchen Kirche jener Herrſchaft eine Presbyterial- und Synodalverfaſſung gewährleiſtet 
iſt und die dieſerhalb nothwendigen Aenderungen durch den Großherzog unter Zuziehung 
der kirchlichen Organe zu treffen ſind, ferner im Artikel 17 des Geſetzes vom 27. De- 
zember 1854, betreffend die Organifation der Herrſchaft Kniphaufen, nur bis zu der 
nach Artifel 78 des Staatsgrundfeges vorbehaltenen Negelung eine proviſoriſche Ein— 
richtung rückſichtlich der evangeliſchen kirchlichen Verhältniſſe in der Herrſchaft Knip— 
hauſen angeordnet iſt, — finden Wir Uns veranlaßt, nunmehr, nach eingezogener 
gutachtlicher Aeußerung der für die Herrſchaft Kniphauſen beſtehenden kirchlichen Organe 
und in Uebereinſtimmung mit der Landes-Synode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des 
Herzogthums Oldenburg zu verordnen, was folgt: 
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Art. 1. Die evangeliſchen Kirchipiele der ehemaligen Herrſchaft (Gebt Amts) 
Kniphauſen werden in ihrem dermaligen Umfange als Theile der evangelifchen Kirche 
des Herzogthums Oldenburg anerfannt und finden die Beftimmungen des Kirchenver— 
faffungsgejeßes vom 11. April 1853, ſowie alle jeit dem 15. Auguft 1849 für die 
evangelifche Kirche des Herzogthums Oldenburg erlaffenen allgemeinen Gejeße und Ver— 
ordnungen auch auf diefe Kichjpiele Anwendung, vorbehaltlich der Beſtimmung der 
folgenden Artikel. 

Art. 2. Die allgemeine Anwendung der in der enangelijchen Kirche des Herzog: 
thums Oldenburg geltenden Geſetze und Verordnungen auf die evangeliſchen Kirchen— 
gemeinden de3 Amts Kniphauſen Art. 1.) unterliegt folgenden Beſchränkungen: 

1. die beftehenden konfeſſionellen Verhältniſſe in dev zur Kirche zu Akkum jich 
haltenden reformirten Kirchengemeinde (d. #) werden in jeder Beziehung aufs 
recht erhalten und foll in dieſen Verhältniſſen durch Gefege, durch Verordnungen 
oder duch Verfügungen der oberen Kivchenbehörde nichts gegen den Willen der 
gedachten Gemeinde geändert werden fünnen. 

2, Das Pfarramt zu Akkum ſoll jtets mit Geiftlichen der reformirten Konfeſſion 
beſetzt werden. 

3, Die nad dem Kirchenverfaffungsgefeße vom 11. April 1853 eintretenden 
Kirchenräthe und Kirchenausſchüſſe jollen fo zufammengejeßt werden, daß in dem 
Kirchipiele Akkum ſtets zwei Kirchenälteſte und zwei Ausſchußmänner der 
reformirten, zwei Kirchenälteſte und zwei Ausſchußmänner aber der lutheriſchen 
Konfeſſion; im Kirchſpiel Fedderwarden ſtets zwei Kirchenälteſte und zwei Aus— 
ſchußmänner der reformirten, vier Kirchenälteſte und vier Ausſchußmänner aber 
der lutheriſchen Konfeſſion angehören. 

4. Die Eingeſeſſenen reformirter Konfeſſion im ganzen Amte Kniphauſen ſind und 
bleiben in Beziehung auf Katechismus oder Kinderlehre, Konfirmandenunterricht, 
Konfirmation, Vorbereitung zum Heiligen Abendmahl und Theilnahme am 
Sakramente des Altars, der reformirten Kirche zu Akkum beziehungsweiſe dem 
an derſelben angeſtellten reformirten Prediger zugewieſen und bedürfen in dieſer 
Hinſicht keiner Dimiſſorialen der lutheriſchen Geiſtlichen, der Pfarreien, inner— 
halb deren Sprengel ſie wohnen. 

Art. 3. In Betreff der Theilnahme der evangeliſchen Kirchengemeinden des Amts 
Kniphauſen an den Kreis und Zandes-Synoden wird Folgendes bejtimmt: 

1. die Pfarrgemeinden des Amts Aniphaufen gehören zur Kreisgemeinde und Kreis- 
Synode ever. 

2, Bon den zur Kreis-Synode zu jendenden Aelteſten muß aus den Pfarreien Akkum 
und Fedderwarden ftet3 je einer der reformirten umd einer der lutheriſchen 
Konfejfion angehören. 

3.1 Die Synode des Kreiſes Jever wählt fünftig neben der bisherigen Zahl von 

Abgeordneten noch einen fünften Abgeordneten, welcher ftet3 der reformirten Kon— 
jeffion angehören muß, aber geiftlichen oder weltlichen Standes jein Tann. 


1) Diefe Ziff. 3 iſt nad K8.-Gej. v. 39. Dez. ! Hit ein Abgeordneter reformirter Konfeſſion 
1861 dur folgende Vorſchrift erjegt worden: ' gewählt, fo hat derjelbe bei jeinem Eintritte in 

Die Synode des Kreifes Jever wählt fünftig | die Synode die in Art. 72 des Kirchenverfaſſungs— 
neben der bisherigen Zahl von Abgeordneten geſetzes foͤrmulirte Verficherung in der Art abzu— 
noch einen fünften Abgeordneten, welcher der geben, daß jtatt „evangeliſch-lutheriſchen“ das 
lutheriſchen oder der vreformirten Konfeffion | Wort „reformirten” gejett wird und erhält 
angehören Tann und, jofern er nicht der vefor= | dadurch für ihn aud der Inhalt de3 Art. 73 
mixten Konfeſſion angehört, weltlichen Standes des Kirchenverfafiungsgefeges die dieſer Ber: 
jein muB. pflichtungsformel entjprechende Bedeutung. 
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Art. 4. Die evangelischen Eingeſeſſenen der Burg Kniphaufen gehören zur Pfarrei 
Tedderwarden. 

Art. 5. Dieſes Gejeß tritt erjt mit dem 1. Mai 1856 vollitändig in Kraft 
und find damit alle bisher geltenden entgegenftehenden Beftimmungen aufgehoben. Der 
Oberfirchenrath hat aber jchon vorher das zur Einführung und Anwendung diefes 
Geſetzes Erforderliche anzuordnen, namentlich ift von ihm forderfamft für die Wahl der 
Kicchenälteften Sorge zu tragen, welche das erjte Mal der betreffende Pfarrer jeder 
Gemeinde unter Zuziehung zweier ihm von der Gemeindeverfammlung beigegebenen 
DBertrauensmänner zu leiten hat. — Bis zur Anftellung von Kirchenrechnungsführern 
behalten die bisherigen Juraten und Rechnungsführer die ihnen in Betreff der Rech⸗ 
nungsführung obliegenden Geſchäfte. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namens-Unterſchrift und beigedrückten Groß— 
herzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 22. Februar 1856. 

(1253.) Peter. 
v. Röſſing. Mutzenbecher. 


Geſetz, 
betreffend Die Organiſativn Der evangeliſch-lutheriſchen Rirchengemeinden Eutin, 
Malente und Ratekau, vom 9. September 1864, 

Bir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden Großherzog von Olden— 
burg 2c. thun fund hiemit: 

Nachdem Wir die im Zürftenthum Lübeck beftehenden organifchen Einrichtungen 
der evangelifchlutherifchen Kirche in Erwägung genommen und dabei befunden haben, 
daß eine gemeinfame Anordnung zur Ausführung der Beftimmung des Art. 78 8 2 
des Staatsgrundgejeges für die gefammte Kirche Unſeres Fürftenthums bei dermaliger 
Sachlage zur Zeit noch nicht ausführbar erjcheint, Wir jedoch für die Kirchengemeinden, 
deren Verhältniſſe es gejtatten, die zur Ausführung des Art. 78 8 2 des Staasgrund- 
gejeges erforderlichen Einrichtungen ſchon jet jo weit thunlich zu treffen für nöthig 
finden, jo verordnen Wir nach Statt gehabter Zuzicehung der bejtehenden kirchlichen 
Organe für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden Eutin, Malente und Ratekau, 
was folgt: 

I. Allgemeine Bejtimmungen. 

Art. 1. Die kirchlichen Vorſchriften, welche bisher Geltung Hatten, bleiben in 
Kraft, joweit nicht dieſes Geſetz oder die künftige Geſetzgebung fie aufheben. 

Art. 2. Jede Kirchengemeinde (jedes Kirchſpiel) hat in ihren Angelegenheiten 
das Recht der Selbjtverwaltung immerhalb der gejeßlichen Gränzen und unter Aufficht 
der Regierung, als der obern Kirchenbehörde. 

Art. 3. Die Kirchengemeinde übt ihre Befugniffe durch Gemeindeverfammlungen, 
durch den Kirchenrath (das Presbyterium) und durch den Kirchenausſchuß. 

II. Von den Gemeindeverſammlungen. 
Art. 4. Die Gemeindeverſammlungen ſind allgemeine oder engere. 
1. Von den allgemeinen Gemeindeverſammlungen. 
Art. 5. Die allgemeine Gemeindeverſammlung hat die Beſtimmung, die Kirchen— 


älteſten (Art. 14) zu wählen und bei der Beſetzung der Pfarrämter nach Maßgabe des 
Geſetzes mitzuwirken. 
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Art. 6. Die allgemeine Gemeindeverfammlung wird aus den in der Kirchen 
gemeinde wohnenden jelbitjtändigen männlichen Gemeindegliedern gebildet, welche das 
25, Lebensjahr vollendet haben und nicht durch dieſes Geſetz dom Stimmrechte aus- 
geſchloſſen find. 

Art. 7. Als ſelbſtſtändig ift derjenige nicht anzujehen : 

1. der unter Curatel ſteht, 

9, der innerhalb des lebten Jahres vor der Wahl Unterftügung aus öffentlichen 
Armenmitteln erhalten hat, 

3. der ohne eigenen Heerd bei Anderen in Koft und Lohn steht. 

Art. 8. Ausgeſchloſſen iſt derjenige: 

1. dem das Stimmrecht auf Grund des Gefeßes gerichtlich oder nach) den Beſtim— 
mungen dieſes Gejeges abgeſprochen iſt, 

2. der wegen eines nach der Volksanſicht entehrenden Verbrechens oder Vergehens 
rechtskräftig verurtheilt iſt, bis zum Ablauf des fünften Jahres nach überſtan— 
dener Strafe, 

3. der wegen eines ſolchen Verbrechens oder Vergehens (3. 2) in den Stand der 
Anſchuldigung verjegt iſt, ſowie derjenige, gegen welchen die einjtweilige Ver— 
haftung verfügt ift, während der Dauer der Unterfuchung oder Haft, 

4. der offenkundig Religionsverächter ift oder unehrbaren Lebenswandel führt. 

Art. 9. 81. Zum Zwe der Wahl der Kirchenälteften zerfällt die allgemeine 
Gemeindeverfammlung in diejenigen verjchiedenen Wahlverfammlungen, welche aus den 
Stimmberechtigten der in Anlage I. dieſes Geſetzes verzeichneten verjchiedenen Wahl- 
bezirfe gebildet werden. 

Ss 2, Die allgemeine Gemeinde-Berfammlung wird behufs ihrer Mitwirkung bei 
der Beſetzung der Pfarrämter zu einer Verfammlung vereinigt. 

8 3. Die VBerfammlungen zur Vornahme der in S 1 gedachten Wahlen werden 
von dem Kirchenrathe unter Angabe des Zwecks berufen. Ein Mitglied des Kicchenraths 
führt in denjelben den Vorſitz. * 

8 4, Die näheren Beſtimmungen über die der allgemeinen Gemeindeverfammlung 
zustehenden Wahlhandlungen enthalten die Anlagen II. und III. diejes Geſetzes. 


%, Bon den engeren Gemeindeverfammlungen. 


Art. 10. Die engere Gemeindoverfammlung hat Die Beitimmung, aus ihrer 
Mitte den Kirchenausſchuß zu wählen. 

Art. 11. Die engere Gemeindeverfammlung bejteht aus denjenigen ſtimmberech— 
tigten Gemeindeangehörigen Art. 6, 7, 8), welche zu den Kicchenanlagen beizutragen 
verpflichtet find. Wo eine befondere Kirchenanlage nicht erhoben wird, kann jo lange 
eine engere Gemeindeverfammlung nicht gebildet werden, als eine ſolche Kirchenanlage 
nicht eingeführt ift und Hat bis dahin Die allgemeine Gemeindeverfammlung auch den 
Kirchenausſchuß zu wählen. 

Art. 12. Zum Zweck der Wahl des Ausjchuffes zerfällt die engere Gemeinde: 
verfammlung in diejenigen verjchiedenen Wahlverfanmlungen , welche aus den Stimme 
berechtigten der in Anlage 1. dieſes Gejees verzeichneten verſchiedenen Wahlbezirke 
gebildet werden. 

Art. 13. 8 1. Die Wahlverfammlungen werden von dem Kirchenrathe berufen. 

8 2, Die näheren Beitimmungen über die dev engeren Gemeindeverfammlung 
zuftehenden Wahlhandlungen enthält die Anlage II. diejes Geſetzes. 
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II. Bon dem Kirchenrathe. 


Art. 14. Der Kicchenrath bejteht aus dem oder den dad Paſtorat verwaltenden 
Geistlichen und den zu Kirchenälteiten gewählten Kirchipielsangehörigen Art. 9 8 1, 
Art. 15, 16 und Anlage II.). 

$ 2. Der Geiftliche, welcher zugleich als Mitglied der Negierung für Kirchenjachen 
fungivt, ift nicht Mitglied des Kirchenrathes. 

$ 3. Die Hülfsprediger find berechtigt, an den Verſammlungen des Kirchen— 
vathes Theil zu nehmen, haben jedoch ein Stimmrecht nur dann, wenn fie als Vertreter 
des Paſtors anweſend jind. 

Art. 15. 8 1. Der Kirchenrath iſt die ordentliche Behörde für Verwaltung der 
Angelegenheiten des Kirchipiels. 

5 2. Seder Kirchenältefte hat zugleich die Aufgabe, dem Paſtor in der chrijt- 
lichen Berathung und Pflege der Gemeinde beizujtehen. 

Urt. 16. 81. Die Zahl der Kirchenälteften beträgt in der Gemeinde Eutin — 9, 
wovon die Wahlverfammlung der Stadt Eutin vier, diejenigen der übrigen Fürſt— 
lichen Ortſchaften gleichfall3 vier und die Wahlverfammlung der eingepfarrten auswärtigen 
Ortſchaften einen zu wählen haben; 

in der Gemeinde Malente — 4, 

in der Gemeinde Ratekau — 8), 
von denen die Wahlverfammlung der eingepfarrten auswärtigen Ortſchaften zwei zu 
wählen hat. 

$ 2. Sm den ländlichen Gemeinden muß ein Kirchenältefter aus den Gemeinde- 
genoſſen des Kirchenorts gewählt werden. 

Art. 17. Die Kicchenälteften werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre 
tritt die Hälfte aus, und zwar bei ungleicher Zahl der Aelteſten das erſte Mal der 
geringere Theil nach Entjcheidung des Loofes. Die Austretenden können wieder gewählt 
werden. 

Art. 18. Wählbar zu Aelteſten jind alle Mitglieder der allgemeinen Gemeindes 
verſammlung, welche das 30. Lebensjahr zurücdgelegt haben. Die Wähler haben bei 
der Wahl ihr Augenmert auf Männer von gutem Rufe und Firhlihem Sinn zu 
richten. 

Art. 19. Die Wahl kann abgelehnt werden: 

1. auf drei Jahre von denjenigen, welche unmittelbar vorher Kirchenältejte 
geweſen jind ; 
überhaupt bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 
. wegen anderer Umjtände, welche der Hebernahme des Amts entgegenstehen oder 
billig davon befreien. 
Ueber die Erheblichkeit und Ablehnungsgründe entjcheidet der Kirchenrath, vor— 
behaltlich der Berufung an die Regierung. 

Art. 20. 8 1. Die Entlafjung eines Xeltejten wird nach Anhörung des Kirchen- 
raths von der Regierung ausgefprochen : 

1. wegen jedes die Wählbarfeit in den Kicchenrath aufhebenden oder die Ablehnung 
der Wahl zulafjenden (Art. 19) Grundes ; 


I) Nachdem Gef.,betr.die Einführung des | in der Gemeinde Ahrensböd . . . . 8, 
Kirhenorganifationsgejeßes v.3.Sept. \ wovon dieWahlverfammlung des Fleckens — 4, 
1864 in den Kirhengemeinden: Gle- die ländlichen Ortihaften gleichfalls — 4 zu 
Ihendorf, Ahrensböck und Curau vom | wählen haben 
18. Nov. 1869 iſt hier anzufügen: in der Gemeinde Eurrau - » 2» .2..6, 

in der Gemeinde Gleihenduf . 2. 6, | 


! 
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2. wegen erwieſener Untüchtigkeit ; 

3. wegen fortdauernder Vernachläſſigung der Amtspflicht. 
$ 2. Mer fi) ohne erheblichen Grund weigert, das Aelteſtenamt zu übernehmen, 

oder wegen Vernachläffigung der Amtspflicht aus dem Kirchenrathe entlaſſen iſt, verliert 
auf drei Jahre jein Stimmrecht. 

Art. 21. Geht ein Kirchenältefter vor beendigter Dienjtzeit ab, jo iſt für die 
noch übrige Zeit ein anderer zu wählen, Der Kirchenrath kann befchließen, daß ſolche 
Ergänzungstwahl unterbleibe, jo lange er noch drei Viertel feiner Mitglieder behält 
und wenn der Neueintretende nicht mindeitens jechs Monate im Amte fein fanı. 

Art. 22. Die Wahlhandlung wird unter angemefjener Anſprache an die Wähler 
an zwei Sonntagen von der Kanzel verfündigt. 

Art. 23. Das DBerfahren bei der Wahl richtet fih nah den in der Wahl- 
ordnung (Anlage II.) enthaltenen Vorſchriften. 

Art. 24. Die Gewählten werden an einem der nächſten Sonntage der Gemeinde 
vorgejtellt und in einer von der Regierung zu bejtimmenden Form verpflichtet. 

Art. 25. Wer 12 Jahre nach einander Aeltefter. geweien iſt, wird Ehrenälteſter 
und it als folcher berechtigt, an den Verhandlungen des Kirchenraths Theil zu nehmen, 
jedoch ohne Stimmrecht. 

Art. 26. Dem Kirchenrath ſteht insbejondere zu: 

1. die Pflege des chrijtlichen Lebens ; 

2. die Aufrechthaltung der Firchlichen Ordnung, namentlich der Gottesdienjtordnung 
und der Sonntagsfeter ; 

3. die Firchliche Armen- und Krankenpflege, Erſtere, ſoweit erforderlich, im Ein- 
verjtändniffe mit - den weltlichen Armenbehörden. Fürforge für Verwahrloſte 
und bürgerlich Beitrafte. Die Aeltejten dürfen fi dabei auch durch von dem 
Kirchenrath gewählte Gehülfen unterjtügen laſſen. 

Sp lange die bejtehenden Diafonien fich nicht ſelbſt aufgelöft haben, ſoll ihre 
Thätigfeit hiedurch nicht beeinträchtigt werden. Die Diakonen können als Ge— 
hülfen des Kirchenraths eintreten ; 

4. die Berwaltung und Wahrung des Kirchenvermögens der Gemeinde. Die be= 
fondere Aufficht über alle zum Vermögen der Kirchengemeinde gehörigen Ges 
bäude, imgleichen über die vorkommenden Bauten, führt der Kirchenrath durch 
einzelne feiner Mitglieder, nöthigenfall® mit Zuziehung von Sachverjtändigen. 

Wegen des Antheil3 des Staates an der Eutiner Stadtkirche iſt die Zus 
ziehung eines Baubeamten des Staates bei Baubefichtigungen der Kirche jedes— 
mal erforderlih. Hält derfelde eine auch den Staat treffende Ausgabe nicht für 
erforderlich, jo entjcheidet die Regierung ; 

5. die Leitung de3 Kirchenrechnungsweſens der Gemeinde ; 

6. die gutachtliche Erklärung über die Ernennung der Organiften und der Kirchen— 
beamten, welche zugleich Schullehrer find, ſowie die Anſtellung der übrigen 
untern Kicchenbeamten. Letztere können, joweit fie von der Regierung angeftellt 
und gegenwärtig in Dienjt find, nur im Ginverftändniffe mit der Regierung 
ihrer Stellung enthoben oder in ihren Einfünften beſchränkt werden ; 

. die Ertheilung von Zeugniffen, die nicht auf Auszüge aus den Kicchenbüchern 
ſich bejichränfen ; 

8. die Berufung und Leitung der Gemeindeverfanunlungen ; 

I. die Aufitellung und Fortführung der Wahlliften, ſowie die Entjcheidung über 
die dagegen vorgebrachten Reklamationen ; 


=] 
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10. die Vertretung der Gemeinde nach außen, namentlich andern Behörden gegenüber ; 
11. die Ausführung der Beſchlüſſe des Kirchenausſchuſſes. 

Art. 27. Den Vorſitz im Kicchenrathe führt der Paftor; der Stellvertreter des 
Vorſitzenden wird dom Kirchenvathe bei jedem Eintritt neuer Mitglieder gewählt. In 
Gemeinden, die mehrere Geiftliche haben, führt, falls der Inhaber der eriten Stelle ver: 
hindert ift, der Inhaber der zweiten Stelle ꝛc. den Vorſitz; dauernde Vertretung durch 
einen Aelteften ift nur mit Genehmigung der Regierung zuläſſig. 

Art. 28. Der Kirchenrath verſammelt ſich, von dem Vorſitzenden berufen, viertel⸗ 
jährlich wenigſtens einmal, möglichſt an beſtimmten, vorher bekannt zu machenden 
Tagen. 

Art. 29. Der Vorſitzende kann auch außerordentliche Sitzungen berufen und iſt 
dazu verpflichtet, wenn wenigſtens ein Drittel der Mitglieder es verlangt. 

Art. 30. Der Kicchenrath ift beſchlußfähig, ſobald mehr als die Hälfte der Mit- 
glieder anmejend ift. Er faßt feine Beichlüffe durch Stimmenmehrheit der anwejenden 
Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entjcheidet Die Stimme des Vorſitzenden. 

Art. 31. Bei Verhandlungen über einen Gegenſtand, bei welchem ein Mitglied 
des Kirchenraths perſönlich betheiligt iſt, darf daſſelbe nur auf ausdrücklichen Wunſch 
des Kirchenraths anweſend ſein. 

Art. 32. Ueber die Verhandlungen wird von einem der Mitglieder ein Protokoll 
geführt, welches in ein Protokollbuch eingetragen, in derſelben Sitzung vorgeleſen und 
von dem Vorſitzenden, dem Protokollführer und einem andern Mitgliede des Kirchen: 
raths unterfchrieben wird. Das Protofoll kann auch von dem Vorſitzenden geführt 
werden und ift alsdann von diefem und einem andern Mitgliede des Kirchenraths zu 
unterjchreiben. 

Art. 33. Die Kicchenälteften haben diefelbe Verſchwiegenheit zu beobachten, welche 
von den Geiftlichen gefordert wird. 

Art. 34. Einzelne Gemeindegenofjen haben ihre Wünjche und Beſchwerden zunächit 
an den Kirchenrath und exit, wenn fie bei diefem fein Gehör finden, an bie Regierung 
zu bringen. Die im letzteren Falle von dem Kirchenrathe erjtatteten Berichte, ſowie 
die Entfeheidungsgründe find den Betheiligten auf Verlangen in Abſchrift mitzutheilen. 


IV. Bon dem Kirchenausfchuife. 

Art. 35. Der Kirhenausihuß ift dad Organ, welches die Nechte dev Gemeinde 
in DBermögensangelegenheiten vertritt und ftatt der Gemeinde handelt. Er bejteht aus 
eben fo viel Mitgliedern, als nad Art. 16 Xeltejte zu wählen jind. 

Art. 36. Mitglieder des Kirchenraths können in den Ausschuß nicht gewählt 
werden. MWird ein Mitglied des Ausſchuſſes zum Kicchenälteften gewählt, jo tritt es 
aus dem Ausjchuffe. 

Art. 37. Hinfichtlich der Wahl, der Dauer des Dientes, der Ablehnungsgründe, 
der Entlafjung, des Erſatzes und des theilweifen Austritts der Mitglieder des Aus- 
ichuffes find die für den Kirchenrath geltenden Beitimmungen der Art. 17, 19 bis 23 
maßgebend. Ob eine Erſatzwahl unterbleiben ſoll (Art. 21), Hat der Ausſchuß zu 
beftimmen. Die Mitglieder des Ausjchuffes werden von dem Vorfigenden des Kirchen 
vaths in einer don der Regierung zu beftimmenden Form verpflichtet. 

Art. 38. 8 1. Der Kicchenausfchuß hat zu berathen und zu beſchließen: 

1. über Veränderungen im Kircheneigentgum der Gemeinde; 

2. über Feftitellung der Art und Größe der Einnahme der künftig neu eintretenden 
Kirchenbeamten. Eine Aenderung in den beftehenden Einnahmen der Pajtorate 
und Organiftenftellen Tann nur im Einverftändnifje mit der Regierung geſchehen; 
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3. über die Herbeifchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniffen erforderlichen Mittel 
durch Verwendung der Kircheneinfünfte, Umlagen über die Gemeindemitglieder 
oder Anleihen ; 

4, über die VBoranjchläge und Rechnungen; 

. Über die Belegung der Kapitalien und deren Anlegung in Grundftüden ; 

6. über die Anstellung des Kirchenrechnungsführers (Art. 56). Die von der 
Regierung ernannten, gegenwärtig noch fungirenden Nechnungsführer können nur 
im Ginverftändniffe mit der Negierung ihrer Stellung enthoben oder in ihren 
Einkünften beſchränkt werden. 

$ 2. Deräußerungen und Verpfändungen von unbeweglichem Gemeindegut und 
von Grundberechtigungen, imgleichen die Verwendung von Kapitalvermögen, die Auf: 
nahme von Anleihen, duch welche der Schuldenbeitand vermehrt wird, und eine 
Aenderung des Beitragsfußes in Betreff der Kirchenlaften (Art. 64) bedürfen der 
Genehmigung der Regierung. 

Art. 39. Der Kichenausfhuß verfammelt jih auf Einladung des Borfigenden 
des Kirchenraths, welche in der Regel mwenigftens drei Tage vorher unter Angabe der 
Hauptgegenftände der Verhandlung den Mitgliedern befannt zu machen ift. 

Art. 40. Der Kirchenausſchuß verhandelt und bejchließt gemeinjchaftlich mit dem 
Kirchenrath und unter der Leitung des Borfigenden des Kirchenraths durch Stimmen 
mehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen gibt die Stimme de3 Borfikenden den Aus— 
ichlag. Bei den dem Ausjchuffe zugewiejenen Wahlen (Art. 56, 60) haben die Mit— 
glieder des Kirchenraths aber Feine Stimme. 

Urt. 41. 8 1. Zur Faffung eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder des aus dem Kirchenrathe und dem Kirchenausſchuſſe beitehenden 
Kollegiums erforderlich. 

8 2. Muß wegen Unvollzähligfeit dev Verſammlung wegen defjelben Gegen— 
ftandes eine zweite VBerfammlung berufen werden, jo entjcheidet in diejer die Mehrheit 
der Anmwejenden, auch wenn die nach $ 1 erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht 
verjammelt ift. 

Art. 42. Die gemeinihaftlichen Sitzungen des Kirchenraths und des Ausſchuſſes 
fönnen öffentlich fein. 


or 


V. Bon dem Pfarramte. 


Art. 43. In Betreff der Ausübung des Pfarramts und der damit verbundenen 
Geſchäfte verbleibt es bei der bisherigen Stellung der Paftoren zum Superintendenten 
und zur Regierung, als oberen Kirchenbehörde. 

Art. 44. Der Paitor ift der geiftliche Vorjteher der Gemeinde und hat vor 
Allem die Firhlide Ordnung in derjelben zu wahren. Ihm liegt ob: 

1. die Leitung des Gottesdienftes nach der bejtehenden Kirchenordnung, insbeſondere 
die Predigt des göttlichen Wortes, die Verwaltung der Sakramente, die Ver— 
richtung aller übrigen geiftlichen Amtshandlungen, die Seelforge, die Unter— 
weifung der Jugend mitteljt der Firchlichen Kinderlehre und des Konfirmanden- 
unterrichts, die Aufficht über die Schulen, ſoweit jolche gefeglich ihm zuiteht, 
vornehmlich über den evangeliichen Religionsunterriht ; 

2. der Borfi im Kirchenrathe und die Leitung der Gefchäfte defjelben ; 

3. die Führung der Kirchenbücher und die Wahrung des Kirchenarchives. 

Art. 45. Der Paltor ift verpflichtet, außer feinen ordentlichen Amtsgeſchäften 
auf Anordnung der Negierung auch andere geiftliche Amtshandlungen im Dienjte der 
Kirche zu übernehmen. 
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Art. 46. Die Bertheilung der Gejchäfte unter mehrere Geijtliche einer Gemeinde 
bleibt ihrer Vereinbarung unter Zuftimmung dev Regierung überlaffen. 

Art. 47. Die Befekung erledigter Pfarrſtellen erfolgt in nachftehender Weiſe. 

Die Bewerbung gefchieht bei der Regierung. Dieje wählt unter Berückſichtigung 
der Bedürfniſſe der Gemeinde und der Intereſſen der Kirche des Fürſtenthums, von den 
Bewerbern drei aus. Nachdem dieſe mit Genehmigung des Großherzogs von der Re— 
gierung der Gemeinde genannt ſind und in der Gemeinde Gaſtpredigten und Katechi— 
ſation gehalten haben, wird einer derſelben von der allgemeinen Gemeindeverſammlung 
gewählt. 

Art. 48. Zur Wahl des Paſtors iſt eine Stimmenmehrheit von drei Vierteln 
der anweſenden Wähler erforderlich. 

Art. 49. Der Gewählte (Art. 47 und 48) wird dem Großherzoge präſentirt 
und von dieſem zum Paſtor ernannt. 

Art. 50. Sind nur drei Bewerber aufgetreten und alle drei mit Rückſicht auf 
die Bedürfniffe der Gemeinde und Intereſſen der Landeskirche für die zu beſetzende 
Pfarritelle geeignet zu erachten, jo werden dieſe zur Wahl vorgeichlagen. Wenn aber 
jene vorgejchriebene Rückſichtnahme den Vorſchlag zur Wahl nicht geeignet erjcheinen 
läßt, oder wenn weniger als drei Bewerber aufgetreten find, oder wenn bei einer 
ftattgehabten Wahl feiner der Vorgejchlagenen die erforderliche Stimmenmehrheit 
bon drei Viertel dev anwejenden Wähler erhalten hat, jo wird die Stelle vom Groß⸗ 
herzoge unmittelbar ohne nothwendige Beſchränkung auf die Bewerber beſetzt. 

Art. 51. Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren bei dev Wahl enthält 
die Wahlordnung (Anl. IL). 

Art. 52. Jedem Bewerber ift e8 verboten, bei den Wählern mittelbar oder 
unmittelbar um Stimmen zu werben, bei Strafe der Nichtigkeit feiner Wahl. 

Art. 53. Wer als Bewerber um eine erledigte Pfarrftelle aufgetreten ijt und 
zur Wahl vorgeſchlagen werden foll, kann von ber Zeit an nicht als Vakanzprediger 
in der Gemeinde fungiren. 

Art. 54. Der erfte Paftor an der Kirche zu Eutin iſt Mitglied der oberen 
Kirchenbehörde und wird vom Großherzoge unmittelbar ernannt. In gleicher Weiſe 
gefehieht die Ernennung von Geiftlichen an öffentlichen Anftalten. Hülfs- und Vakanz— 
prediger werden nach eingeholter Genehmigung des Großherzogs von der Regierung 
angeſtellt. 

VI. Von der Rechnungsführung in den Gemeinden. 


Art. 55. Das Rechnungsjahr läuft vom 1. Januar bis zum 31. Dezember. 

Art. 56. 8 1. Zur Führung dev Kirchenkaſſe und Aufſtellung der Jahres— 
rechnung wird ein Nechnungsführer durch den Ausſchuß gewählt und dom Kirchenrathe 
auf Kündigung angeftellt. Der Ausſchuß hat zu bejchließen, ob und welche Sicherheit 
der Rechnungsführer bejtellen joll. 

82. Der Rechnungsführer muß ein Angehöriger des Fürſtenthums fein. 

$ 3, Der Kirchenrath ertheilt demjelben eine Inſtruktion für Kaſſe- und Rech⸗ 
nungsführung; der Regierung bleibt es vorbehalten, darüber allgemeine gleichmäßige 
Vorſchriften zu erlaſſen. 

Art. 57. 8 1. Ueber ſämmtliche Einnahmen und Ausgaben des nächſten Rech— 
nungsjahres ift vor dem 1. November vom Kirchenrath ein Voranſchlag aufzustellen 
und nach dorgängiger Bekanntmachung 14 Tage lang an dem darin bejtimmten Drte 
zu aller Betheiligten Einficht auszulegen. 

Ss 2. Nach Ablauf diefer Friſt wird der Voranſchlag, unter Berüdjichtigung 
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der don den Betheiligten ettva gemachten Bemerkungen ($ 1), jpätejtens bis zum 
Dezember vom Kirchenrathe und Ausſchuß berathen und feitgeftellt, jodann von erjterem 
für exekutoriſch erklärt und eine Abjchrift deſſelben der Regierung eingefandt, eine andere 
dem Rechnungsführer zugeftellt. 

Art. 58. Ergibt fi im Laufe des Rechnungsjahres die Nothwendigfeit der 
Aufftellung eines nachträglichen Voranjchlages, jo iſt diejerhalb in gleicher Weile, wie 
im Art. 57 vorgejchrieben, zu verfahren. 

Art. 59. Innerhalb des für erefutorifch erklärten Voranſchlags ertheilt ein vom 
Kirchenrathe aus feiner Mitte gewählter Aelteſter die Anweiſungen. 

Art. 60. 8 1. Bor dem 1. April jeden Jahres Hat der Nechnungsführer die 
Rechnung über Einnahme und Ausgabe des abgelaufenen Rechnungsjahres mit den 
rechtfertigenden Beilagen in Original und Abjchrift bei dem Kirchenrathe einzureichen, 
der diejelde von einem oder mehreren durch den Ausſchuß gewählten Monenten gegen 
den 1. Mai durchſehen und die etwa gemachten Erinnerungen dem Rechnungsführer 
zur Beantwortung zuftellen läßt. 

8 2. Die Rechnung mit ihren Beilagen in Abſchrift, die Erinnerungen und 
deren Beantwortung find jodann 14 Tage lang in gleicher Weiſe, wie der Boranfchlag 
(Art. 57, $ 1), den Betheiligten zu ettvaigen weiteren Erinmmerungen offen zu legen 
und gehen vor dem 15. Juni zur Prüfung und Aufſtellung etwaiger Bemerkungen an 
den Ausſchuß. 

Art. 61. Sämmtliche gegen die Rechnung gemachten Erinnerungen find dom 
Kirchenrathe zu entjcheiden und diefe Entjeheidungen jowohl dem Rechnungsführer, als 
dem Ausſchuſſe mitzutgeilen. Dem Einen, wie dem Andern ift 14 Tage lang die Be— 
rufung an die Regierung gejtattet. 

Art. 52. Nachdem jolchergeitalt das ganze Rechnungsgeſchäft erledigt it, hat 
der Kirchencath den Schluß anzufertigen und Abſchrift defjelben dem Rechnungsführer 
zur Anlegung bei der nächjten Rechnung mitzutheilen. 

$ 2. Der Regierung wird die Rechnung mit den Erinnerungen, deren Beant- 
wortung, den Entjeheidungen und dem Schluffe in beglaubigten Abjchriften eingejandt, 
welche diefelbe prüfen läßt, um allen bedeutenderen Mängeln im Rechnungswejen für die 
Zukunft zu begegnen, in denjenigen Fällen aber, wo das Kirchenvermögen angegriffen 
oder gefährdet ift, deifen Herftellung oder Sicherung zu veranlafjen. 


VII. Bon den Kirchenlaſten. 


Art. 63. Das gefeßlich oder herkömmlich beſtehende Verhältniß, nach welchem 
die zum Fürftentgum ) gehörigen und die einer fremden Staatshoheit unterworfenen ein 
gepfarrten Kicchipielstheile zu den Kirchenlaften beitragen, bleibt bis weiter unverändert. 

Art. 64. Der Beitragsfuß in Betreff desjenigen Theils der Kirchenlaften, welchen 
die dem Fürftenthum ?) angehörigen Gemeindegenoffen zu tragen haben, kann vom Kirchen— 
rathe und Ausſchuß mit Genehmigung der Regierung geändert werden. 

Art. 65. Die Beitreibung rückſtändiger Kirchlicher Abgaben und Leiftungen erfolgt 
auf Antrag des Nechnungsführers, und zwar: 

1. gegen die dem Fürſtenthum angehörigen Zahlungspflichtigen von dem zujtändigen 
Amte oder Stadtmagiftrat im adminiftrativen Wege; 
2. gegen die einer fremden Staatshoheit unterworfenen Gemeindegenofjen von der 
Givilobrigfeit der Zahlungspflichtigen nach den Landesgejeken. 
1) Hier anzufügen nad Ge. v. 18. Nov. 2) Hier anzufügen nah Gej. dv. 18. Nov. 


1869: und zu den cedirten früher hofiteinifchen | 1869: und dem cedixten früher holſteiniſchen 
Gebietötheilen. Gebietstheilen. 
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VII. Zranfitorifche Beltimmung. 

Art. 66. Die erite nach Erlafjung dieſes Gejeßes vorzunehmende Wahl der Kirchen- 
ülteften und der Ausjchußmitglieder wird von dev Regierung geleitet werden, nachdem 
diefelbe die Aufftellung der Liften der Stimmberechtigten durch die Verwaltungsämter 
veranlaßt hat. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens-Unterfchrift und beigedrücten Großher— 
zoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schlojfe zu Naftedt, den 9. September 1864. 

(L. 8.) Bel.er, 
v. Röfjing. i Mutzenbecher. 


Anlage I. 
Wahlbezirke für die Wahlen zum Kirchenrathe und zum Kirchenausſchuſſe. 
sn jollen gewählt werden a. 


arasgicchipiel SHarR. AP, AT ME a er 
und zwar 
a. don der Stadt Eutin . . . EN 
b. von den Fürſtlich Lübeckſchen Ori ſchaften des landlichen Difite 4, 
c. von den eingepfarrten holſteiniſchen Ortſchaften . . . DEN 
2. im Kichipiel Malente . . RR Ar FORTE 
von jämmtlichen Ortſchaften der Kiehengenenb, 
3. im Kichipiel Ratefau . .» .. FR ET 8 
und zwar 
a. von den Fürſtlich Lübeckiſchen Ortichaften . - —— 
b. von den eingepfarrten Stadt Lübeckiſchen Ortichaften re: 


Anlage 11. 
Bon den Wahlen zum Kirchenrathe und zum Kirchenausſchuſſe. 


$ 1. Die Anordnung der Wahlen erfolgt durch den Kirchenrath, welcher Zeit 
und Ort derjelben bejtimmt. 

8 2. Wahlvorftand ift der Vorſitzende des Kirchenraths oder ein anderes von 
ihm dazu beitimmtes Mitglied defjelben. Zur Hülfeleiftung bei jeinem Geſchäfte, ins— 
bejondere zur Schriftführung hat der Wahlvorftand einen oder mehrere Vertrauensmänner 
aus der Mitte der Wahlverfammlung zuzuziehen. 

8 3. Bei der Verfündigung der Wahl nach Art. 23 des Gejeges ijt zugleich 
befannt zu machen, wo und zu welcher Zeit die Stimmzettel einige Tage vor und an 
dem Wahltage in Empfang genommen werden können. Die Stimmzettel können nur an 
die Wahlberechtigten ſelbſt oder an befonders von ihnen Bevollmächtigte abgegeben werden. 

$ 4. Die Stimmzettel find mit fortlaufenden Zahlen zu verjehen, auch ijt auf 
denjelben die Zahl der zu wählenden Perjonen zu bemerken. 


ne ir anzufügen nah Gej. v. 18. Nov. b. von den Raten des oe, 

869: Diſtrikts . RE 
„4. im Kirchſpiele Gleſchendorf . . 6, 6. im Kirchſpiele Curau 6. 

von — Ortſchaften der Kirchen neh —— ren Seite 

t. BEE? — 3:6: DOrtihaften . . 4, 

5. im Kichhipiele Ahrensböd . . . . 8, b. von den eingepfarrten Stadt Liber 


a. von dem Flecken Ahrensböd . . 4, ſchen Ortſchaften . 


39] HI. Gejeß v. 9. Sept. 1864, betr. die Organifation v. Eutin, Malente u. Ratefau. 591 


$ 5. Die anwejenden Stimmberechtigten haben alle Zweifel zu entjcheiden, welche 
bei der Wahlhandlung vorfommen. Bei diefer nach Mehrheit der Stimmen abgegebenen 
Entſcheidung, wobei im Fall einer Stimmengleichheit der Wahlvorjtand den Ausjchlag 
gibt, behält es für die Wahlhandlung jein Bewenden. 

8 6. Die mit der Leitung der Wahlhandlung Beauftragten dürfen weder durch 
Empfehlung oder Vorſchläge, nach auf jonftige die Freiheit dev Abftimmenden beſchränkende 
Weiſe in die Wahlen jich einmifchen. 

s 7. In der Wahlverfammlung dürfen andere, als auf die Wahl bezügliche 
Gegenjtände nicht zur Verhandlung gebracht werden. 

8 8. Nachdem die Verfammlung eröffnet ift, haben die Stimmberechtigten Die 
beichriebenen Stimmzettel einzeln abzugeben. Die Stimmzettel werden im der vor dem 
Wahlvorjtande und dem Protsinllführer ftehenden Wahlurne gefammelt. Die Zahl der 
abgegebenen Stimmzettel wird im Protokoll bemerkt. 

$ 9. Eine Bevollmädtigung zur Stimmgebung oder eine Gtellvertretung iſt 
unitatthaft. 

$ 10. Nachdem von dem Wahlvorſtande die Wahlurne für gejchlofjen erklärt 
worden ift, find feine Stimmzettel mehr anzunehmen. 

8 11. Der Wahloorftand hat die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne zu 
nehmen und die Nummer eines jeden nebſt den darauf verzeichneten Namen laut zu verlejen. 

8 12. Die Namen der Berjonen, welche Stimmen erhalten haben, find unter An— 
gabe der auf fie gefallenen Nummern der Stimmzettel im Protofolle oder in einer dem 
Protokolle anzulegenden und wie dieſes zu unterzeichnenden Lifte aufzuführen. 

$ 13. Finden fi auf einem Stimmzettel mehr Namen, als erforderlich find, 
jo werden die letzten als nicht gefehrieben angefehen. Iſt ein Name unleſerlich geichrieben, 
oder läßt er zweifelhaft, welcher Perjon die Stimme hat gegeben werden follen, jo wird 
er nicht berückſichtigt, Falls nicht der Zweifel jofort gehoben wird, worüber die anmejenden 
Stimmberechtigten zu entjcheiden haben. 

8 14. Die Wahlitimmen dürfen nicht unter Bedingungen gegeben und fein 
Gewählter darf an Inſtruktionen gebunden werden. Stimmzettel, welche Inſtruktionen 
oder Bedingungen enthalten, oder unter jolchen abgegeben werden, find ungültig. 

Ss 15. Der Wahlvorjtand verkündet das Ergebniß der Wahlhandlung und ver 
lieſt das Protokoll, welches ſodann gejchlofjen und vom Wahlvorjtande, dem Protokolls 
führer und den Vertrauensmännern ($ 2) umerzeichnet wird. Die Stimmzettel werden 
darauf fofort im Wahltermin vom Wahlvorftande vernichtet. 

$ 16. Etwa vorgefommene Unrichtigfeiten und Verſehen machen eine Wahl- 
handlung nicht ungültig, wenn fie auf das Ergebniß derſelben ohne Einfluß gewejen find. 

8 17. Diejenigen Perſonen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, werden 
im Protofoll mit der Zahl der auf fie gefallenen Stimmen bejonders aufgeführt. 

8 18. Zu Kicchenälteften, beziehungsweife Ausfchußmännern find diejenigen gewählt, 
welche die meiften Stimmen erhalten haben. Bei Gleichheit der Stimmen entjeheidet 
das 2003. 

$ 19. Der Kicchencath hat den Gemwählten ihre Wahl anzuzeigen. 


2 Anlage II. 
Bon den Wahlen zu Pfarrämtern. 
g 1. Wird in einer Gemeinde ein Pfarramt erledigt, jo hat der Kirchenvath 
unverzüglich der Regierung davon Anzeige zu machen. 
$ 2. Die Negierung erläßt jofort nach erhaltener Anzeige eine Bekanntmachung 
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in den wöchentlichen Anzeigen für das Fürſtenthum Lübeck und in den Oldenburgiſchen 
Anzeigen, worin fie zur Bewerbung binnen ſechs Wochen auffordert, 

$ 3. Die Regierung fordert demnächſt die zum Vorſchlag ausgewählten Bewerber 
(ſ. Art. 47 des Geſetzes) auf, in der betreffenden Gemeinde eine Gaſtpredigt und 
Katechiſation zu halten. Die Tage beſtimmt die Regierung. 

Ss 4. Die Regierung theilt demnächſt dem Kirchenrathe Namen und Wohnort der 
vorgefchlagenen Bewerber, ſowie die zu den Gaftpredigten und zur Wahl angejeßten 
Sonntage mit. 

8 5. Die von der Regierung gemachte Mittheilung ift fofort durch Anſchlag an 
die Kicche oder durch Bekanntmachung in den wöchentlichen Anzeigen und am folgenden 
Sonntag durch Verkündigung von der Kanzel unter angemefjener Anfprache der Gemeinde 
anzuzeigen. 

8 6. Die Wahldandlung findet in der Kirche des Kirchipiels ftatt und zwar 
nach dem Hauptgottesdienfte an einem Sonntage nach der leßten Gaftpredigt. 

8 7. Die Wahldandlung geſchieht unter Leitung eines Mitglieds der Regierung 
oder eines von diefer damit beauftragten Bevollmächtigten und zweier vom Kirchenrathe 
aus jeiner Mitte beigeordneten Bertrauensmänner. 

$S 8 Auf des Vorfikenden ($ 7) Aufforderung gibt jeder der anmejenden 
Stimmberechtigten feinen Stimmzettel in die vor dem Vorſitzenden aufgeftellte Wahl- 
urne. Seder Stimmzettel darf nur den Namen eines der vorgefchlagenen Bewerber 
enthalten. Finden fi auf einem Stimmzettel mehr als ein Name, jo gilt nur der 
zuerſt gejchriebene. Unleſerlich gejchriebene Stimmzettel werden nicht berücjichtigt, auch 
folche nicht, bei denen es zweifelhaft ift, welchem der Bewerber die Stimme hat gegeben 
werden jollen, fofern nicht der Zweifel jofort gehoben wird, worüber die anmejenden 
Stimmberechtigten zu entjcheiden haben. Vor Aufforderung zu der Abgebung der Stimm— 
zettel hat der Borfitende diefen Paragraph der Wahlordnung und die Namen der vor— 
gejchlagenen Bewerber zu verlefen. 

S 9. Nachdem die Stimmgebung auf nachmalige Aufforderung des Borfigenden 
geichlofjen ift, dürfen feine Stimmzettel mehr angenommen werden. 

$ 10. Der Borfigende nimmt fodann die Stimmzettel einzeln aus der Wahl- 
urne und verlieft Yaut und deutlich die darauf befindlichen Namen, welche dann von den 
Dertrauensmännern verzeichnet werden. 

s 11. Sind alle Stimmzettel verlefen, fo eröffnet der VBorfißende der Verſamm— 
lung das Ergebniß der Wahl. 

$ 12. Der Borfigende hat über den ganzen Wahlaft ein Protokoll aufzunehmen 
oder durch einen zugezogenen Schriftführer aufnehmen zu laſſen, vor Schluß der Ver— 
jammlung diejes Protofoll vorzulefen, etwaige Erinnerungen dagegen zu erledigen und 
darnach daffelbe für genehmigt zu erklären. Dieſes Protokoll unterichreiben dev Vor— 
figende, der Schriftführer, wo ein jolcher zugezogen iſt, und die beiden Vertrauens— 
männer, j 

$ 13. Der Vorſitzende hat eine von ihm beglaubigte Abſchrift des Protokolls 
der Negternng zur weiteren Berfügung vorzulegen. 

8 14. Im Uebrigen gelten die Bejtimmungen der Anlage II. 

$ 15. Seder, der fich zur Abhaltung einer Gaftpredigt in die Gemeinde, deren 
Pfarrſtelle zu bejegen ift, begeben hat, nachher aber nicht zum Pfarrer dafelbjt ernannt 
wird, erhält die aufgewandten, von der Regierung feitzuftellenden Reifefoften aus der 
Gemeindekirchenkaſſe erjeßt. 


41] IV. Gejeß vom 24. Februar 1880, betr. die Kirchengemeinde Gniffau. 593 


IV. 
Grleh, 


betreffend die Drganifation der Kirchengemeinde Gniſſau, vom 24, Febr, 1880, 


Wir Nicolaus Friedrih Peter, 
‚Oldenburg ꝛc. verordnen hiemit was folgt: 


Art. 1. Das Geſetz vom 9. Septeniber 1864, betreffend die Organijation der 
Kircchertgemeinden Eutin, Malente und Natefau (Gefeßfammlung Band X. Seite 343), 
fommt don einem von der Regierung zu bejtimmenden Zeitpunkt an in der Kirchen— 
gemeinde Gniſſau mit den im, den folgenden Artikeln aufgeführten Aenderungen zur 
Anwendung. 

Art. 2. Ein Kirchenausſchuß wird nicht gebildet. Die in dem Geſetze vom 
9. September 1864 den Kirchenausfchüffen übertragenen Gefchäfte werden in der Kirchen— 
gemeinde Gniſſau dem Kirchenrathe übertragen. 

Art. 3. Der Kirchenrath beiteht aus 

1. dem das Paſtorat verwaltenden Geiftlichen, 

2. dem Befiter des adeligen Guts Travenort U), 

3. fünf?) von der engeren Gemeindeverfammlung aus deren Mitte zu wählenden 
Aeltejten, von denen mindejtens einer den Gemeindegenofjen des Kirchenorts 
angehören muß, 

4. zwei?) von der allgemeinen Gemeindeverfammlung zu mwählenden Weltejten. 

Für ) die Wahl der Aelteften werden Wahlbezirke nicht gebildet. 

Art. 4. Der Befiger des adeligen Gut? Travenort ?) ift berechtigt, fich im Kirchen- 
rathe durch ein der allgemeinen Gemeindeverfammlung angehöriges Gemeindeglied ver- 
treten zu lajjen, 

Falls der Befiter des adeligen Guts Travenort®) der allgemeinen Gemeindever- 
jammlung nicht angehört, kann derjelbe feine Mitgliedſchaft im Kirchenrathe nur durch 
einen Vertreter (Abſatz 1) ausüben Lafjen. 

Art. 5. In Betreff der Beſchlußfähigkeit des Kirchenraths kommen die Beſtim— 
mungen des Artikels 41 des Gejeßes vom 9. September 1864 zur Anwendung. 
® Art. 6. Die Regierung hat die zur Ausführung dieſes Gejeßes erforderlichen 
Uebergangsbeitimmungen zu treffen und insbefondere den Zeitpunkt zu beftimmen, mit 
welchem der Kirchenrath in Wirkſamkeit zu treten hat. 


bon Gottes Gnaden Großherzog von 


1) In dem Gef. v. 8. Febr. 1881, betr. die 
DOrganijat. f. Kirdengem. Süſel heißt 
es jtatt deſſen: Oevelgönne. In dem Gei. v. 
16. Mai 1884, betr. die Organij. der 
Kirhengem. Neufirden: 

2. dem Befiter des adeligen Guts Helmftorf, 
3 Neuhaus, 
Rantzau, 
‚mn : 5 . „.  Schönweide, 
2) Gef. v. 8. Febr. 1881: ſechs. Gef. v. 
16. Mai 1884: zwei. 

3) Gef. v. 8, Febr. 1881 und 16. Mai 
1884: drei. 

4) Statt deſſen in den eit. beiden Gejeßen: 
Für die Wahl der unter 3 (bezw. 7) gedachten 
Aeltejten werden Wahlbezirfe in der Weiſe 


Friedberg, Verfafjungsgefege. Oldenburg. 


" " v " n 


€ " " " n " 
{3} 


gebildet, daß der Fürftliche Theil des Kirchſpiels 
vier, der preußiiche Theil des Kirchſpiels zwei 
Aeltejte zu wählen hat, 

5) Gef. v. 8. Febr. 1881: DOevelgönne. 
Gef. v. 16. Mai 1884: Die Befißer der 
adeligen Güter (Art. 3 Ziff. 2—5) find berechtigt, 
fih im Kirchenrathe durch je eine nah Maßgabe 
der Art. 6, 7 und 3 des Gefeßes vom 9. Sept. 
1864 qualifizirte Perfon vertreten zu laſſen. 
Mangelnder Wohnfig in dem Kirchipiel und 
der hierauf beruhende Mangel der Gemeinde- 
Mitgliedihaft jollen die Dualififation nicht 
ausſchließen. 

6) Gef. vom 8. Febr. 1881: Oevelgönne. 
Gej. dv. 16. Mai 1384: eines der adeligen 
Güter (Art. 3 Ziff. 2—5). 
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Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namens-Unterjchrift und beigedrudten Groß— 
herzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 24. Tebruar 1880. 
L. S.) Peter. 
Tappenbed. Bargmanın. 


V. 
Geſek, 


betreffend Aenderung des Rirchenvrganiſativns · Geſekes vom 9. Beptbr. 1864, 
vom 16. Rovember 1872, 


Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Oldenburg ꝛc. verordnen für die Kirchengemeinde Eutin, nach ftattgehabter Zuziehung 
der kirchlichen Organe, in Abänderung des Kirchenorganijations-Gejeges vom 9. Septbr. 
1864, wa3 folgt: 

Art. 1. Unſere Regierung wird ermächtigt, für diejenigen Mitglieder des Kirchen= 
rathes und Kirchenausſchuſſes, welche auf Grund des Art. 20 8 1 Ziff. 3 bezw. 837 
des Kirchenorganifations-Gefeges vom 9. September 1864 von ihr entlafjen find, eine 
Neuwahl durch die Gemeinde eintreten zu laſſen, oder nach eigener Wahl neue Mit- 
glieder zur Ergänzung oder erforderlichen Falles zur Erneuerung der Kollegien zu 
berufen. Dabei kann von den Bejtimmungen des Art. 16 des Geſetzes dom 9. Septbr. 
1864 und der Anlage T. defjelben Abſtand genommen werden. 

Art. 2. 8 1. Die von der Negierung zur Ergänzung berufenen Mitglieder 
treten auch in Betreff der Amtsdauer an die Stelle der entlafjenen Mitglieder. In 
welcher Reihenfolge darnach der Austritt ftattfindet, wird durch das Loos bejtimmt. 

Ss 2, Würde durch die Berufung der Regierung eine vollftändige Erneuerung 
beider Collegien eintreten, jo fommt in Betreff der Amtsdauer der Art, 17 des Orga— 
niſations-Geſetzes zur Anwendung. 

8 3. Nach Ablauf der Amtszeit der in den Kollegien verbliebenen, bezw. der 
von der Regierung ernannten Mitglieder erfolgt die Neuwahl in gewöhnlicher Weiſe. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens-Unterſchrift und beigedrudten Groß⸗ 
herzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 16. November 1872. & 
(L. 8.) Peter. 
von Röffing. BR Weiche. 
v1. 
Geſek, 


Die Organiſation der evangeliſchen Kirchengemeinden im FJürſtenthum 
Birkenfeld betr., von 5. September 1855. 

Zur Ausführung des Art. 78 8 2 des Staatsgrundgeſetzes in Beziehung auf die 
evangeliiche Kirche des Fürſtenthums Birkenfeld, inſoweit Die Verhältniſſe es dermalen 
geſtatten, und um damit eine Grundlage für weitere Verbeſſerungen in der Verfaſſung 
diefer Kirche zu gewinnen, verordnen Wir, nad) Anhörung der in Gemäßheit des 8 48 
der Unions-Urkunde um ihr Gutachten befragten Synode, 

über die Organifation der evangelifhen Kirhengemeinden im 
Fürſtenthum Birkenfeld, 
was folgt: 
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I. Vom Kirchenvoritande (Presbyterium). 


Art. 1. In einer jeden der durch die Verordnung des Konſiſtoriums vom 
20. März 1844 gebildeten Kirchengemeinden — es mag ſolche eine Mutter- oder 
Filialgemeinde fein und für ſich eine Pfarrei bilden oder mit einem anderen Kirch⸗ 
ſpiele (Schweſterkirche) zu einer Pfarrei verbunden ſein — ſoll ein Kirchenvorſtand 
Gresbyterium) beſtehen, welcher die Bildung der ihm zugewieſenen kirchlichen Angelegen- 
heiten Art. 11) unter der Aufſicht des Konfiftoriums beforgt. 

Art. 2. 8 1. Der Kirchenvorftand befteht aus dem oder den Pfarrern der 
Kirchengemeinde und aus SKirchenälteften, welche letztere von der Kirchengemeinde, 
beziehungsmweife deren Vertreterr, gewählt werden (Art. 5). 

3 2. Zur Berathung und Beihlußfaffung über Angelegenheiten eines ganzen 
Kirchſpiels Mutter: und Filialgemeinden) oder einer aus mehreren Kirchſpielen (Schweiter- 
kirchen) gebildeten Pfarrei können die ſämmtlichen Aelteften der dazu gehörenden Kirchen— 
gemeinden mit dem oder den Pfarrern auf Anordnung oder mit Erlaubniß des 
Konfiltoriums zufammentreten und bilden dann einen Geſammtkirchenvorſtand. 

Art. 3. 8 1. Den Borfiß im Kirchenvorftand führt der Pfarrer; wo mehrere 
Pfarrer find, hat der erfte den Borfib. In Verhinderungsfällen führt ein vom Kirchen- 
vorſtande gewählter Xeltefter den Borfit. Bei Vakanzen übernimmt der mit der Ber: 
waltung des Pfarramts beauftragte Geiftliche oder ein vom Kirchenvorftande aus feiner 
Mitte gewählter Kirchenältefter den Vorſitz. 

s 2. Ordinirte Hülfsgeiftliche haben das Recht, den Sitzungen des Kirchen- 
vorjtandes mit berathender Stimme beizuwohnen und in Abwejenheit des Pfarrers 
denjelben zu vertreten. 

Art. 4. 51. Die Anzahl der Mitglieder des Kirchenvorftandes wird nad 
der Seelenzahl der Kirchengemeinde in folgender Weife durch die Kirchenvertretung 
gewählt: 

. in den Gemeinden von 200 Geelen und darunter 


1 4; 
2. 7 7 2 7 200 bi3 incl, 1000 Seelen 6 y 
3. n n [7 4 1000 [73 " 2000 " 8 y 
Ah," Du A über 20004. Seelen Br TON 


8 2. Bon diejen Sicchenälteften joll wenigſtens einer aus jeder zu der Kirchen- 
gemeinde gehörigen Ortſchaft, welche mehr als 30 evangeliſche Einwohner hat, gewählt 
werden. Nach Umftänden wird für mehrere benachbarte Kleinere Ortſchaften ein Kirchen— 
ältejter gewählt. Gehören zur Kirchengemeinde mehr einzelne Ortfchaften, aus denen 
Aeltejte zu wählen find, als die nach der Seelenzahl zu wählende Zahl der Aelteten, 
jo richtet 1 leßtere nad) der Zahl jener Ortjchaften. 

Art. 8 1. Die Mitglieder des Kicchenvorftandes, mit Ausnahme der Pfarrer, 
werden in feinen Kirchengemeinden, deren Seelenzahl nicht über 200 ift, von alfen 
nad) Art. 15 ftimmberechtigten Gemeindegliedern, in größeren Kirchengemeinden aber 
von dem Kirchenvorjtande und von der Kirchenvertretung unter dem Vorſitz des Pfarrers 
auf jechs Jahre gewählt. Die erftmalige Wahl wird von den Pfarrern und Kuraten 
mit der zu wählenden Kirchengemeinde-Vertretung vorgenommen. 

Alle drei Jahre jcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder aus, das erite Mal 
durch's Loos: doch können die Abgehenden, wenn fie die erforderlichen Eigenschaften haben, 
twieder erwählt werden. 

5 2. Zritt ein gewähltes Mitglied des Kirchenvorftandes dor Ablauf feiner 
Dienftzeit aus, jo wird am deſſen Stelle duch den Kirchenvorftand ein Stellvertreter 
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gewählt, der jo lange das Amt bekleidet, als der Ausgejchiedene dafjelbe bekleidet 
haben würde. 

Art. 6. 8 1. Ohne erhebliche Gründe, zu welchen ein Alter über 60 Jahre 
und notoriſche Kränklichkeit zu zählen ſind, dürfen die in den Kirchenvorſtand Gewählten 
ſich dem Amte, wozu ſie erwählt worden, nicht entziehen. 

Die Entſchuldigungsgründe müſſen ſofort geltend gemacht werden. 

8 2. Wer ohne erhebliche Gründe das Amt eines Kirchenälteſten ablehnt, verliert 
dadurch das Net, in Zukunft als Glied des Kirchenvorftandes und der größern 
Kirchengemeinde-Vertretung gewählt zu werden. 

S 3. Bei einer unmittelbaren Wiederwahl in den Kirchenvorjtand kann der 
MWiedergewählte auch ohne das Vorhandenfein der in S 1 angegebenen Entſchuldigungs— 
gründe die Stelle ablehnen. 

8 4, Ueber die Gültigkeit der Entjchuldigungsgründe entjcheidet zunächſt der 
Kirchenvorſtand, und auf erhobene Beſchwerde das Konfiftorium in legter Inſtanz. 

Art. 7. 8 1. Es dürfen nur die im Art. 15 bezeichneten ſelbſtſtändigen Gemeinde 
glieder zu Mitgliedern des Kirchenvorſtandes gewählt werden, welche das 30. Lebensjahr 
azurücgelegt haben. 

Auch dürfen nicht Vater und Sohn, nicht Großvater und Enkel oder Brüder zu 
gleicher Zeit unter den Gliedern des Kirchenvorſtandes jein. 

8 2. Die Wähler haben bei der Wahl ihre Augenmert auf Männer von gutem 
Ruf und kirchlichem Sinn zu richten. 

Art. 8. Die Gewählten werden am nächjten Sonntage dev Gemeinde vorgejtellt 
und in einer von dem Konftftorium zu beftimmenden Form feierlich verpflichtet. 

Art. 9. 8 1. Der Kicchenvorftand verfammelt ſich auf jchriftliche oder ſonſt 
herkömmliche Einladung des Vorſitzenden, welche den Mitgliedern wenigſtens drei Tage 
vorher, wo möglich unter Bezeichnung der wichtigſten Berathungsgegenſtände, bekannt 
gemacht werden muß, in der Regel jeden Monat einmal, in einem beſtimmten ange— 
meſſenen Lokale. 

Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Verhandlung mit Gebet oder mit einer 
geeigneten Anſprache und hat darauf zu halten, daß Ordnung, Anstand und Würde 
in der Berfammlung nicht verlegt und nur über Firchliche Gegenjtände gejprochen werde. 

8 2. Der Vorſitzende kann auch, wo es erforderlich it, den Kirchenvorſtand 
außerordentlich zufammenberufen und ift dazu verpflichtet, wenn ein Drittheil der Mit- 
glieder ſolches verlangt. 

8 3. Zur Faffung eines Bejchluffes müfjen zwei Drittheile der Mitglieder des 
Kirchenvorftandes verjammelt fein. 

Bei wiederholter Berufung ift jchon die Hälfte dev Mitglieder beſchlußfähig. Bei 
Gleichheit der Stimmen gebührt dem VBorfigenden die Schiedsſtimme. 

Ss 4 Bei Verhandlungen über einen Gegenſtand, bei welchem ein Mitglied 
perſönlich betheiligt ift, darf dafjelbe nur auf ausdrüclichen Wunſch des ganzen Kirchen— 
vorſtandes anweſend fein. 

8 5. Die Kirchenälteſten haben dieſelbe Verſchwiegenheit zu beobachten, welche 
von den Geistlichen gefordert wird. 

Art. 10. Ueber die Verhandlungen wird, in der Regel von dem Vorſitzenden, 
ein Protokoll geführt und daſſelbe in das Protokollbuch eingetragen. Die Protokolle 
werden von allen anweſenden Mitgliedern unterzeichnet und das Protokollbuch wird dem 
Superintendenten bei der Kirchenviſitation vorgelegt. 

Art. 11. Zu dem Geſchäftskreiſe des Kirchenvorſtandes gehört: 
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1. die Pflege des chriftlichen Lebens in der Gemeinde und die Aufrechthaltung der 
kirchlichen Ordnung, namentlich beim öffentlichen Gottesdienfte und in Betreff 
der Sonntagsfeier; 

2. die Pflicht, zur Zeit einer Bafanz der Pfarritelle nach Anleitung des Superinten- 
denten dafür zu forgen, daß der Gottesdienft und katechetiſche Unterricht der 
Jugend gehörig wahrgenommen werde; 

3. die kirchliche Armen- und Krankenpflege, erjtere, jo weit erforderlich, im Ein— 
verftändniß mit den Armenbehörden ; Fürforge für Verwahrlofte und körperlich 
Beitrafte. Die Aeltejten dürfen ſich dabei auch durch andere von dem Kirchen- 
vorſtande gewählte Gehülfen unterjtügen laſſen; 

4. die Wahl der untern Kirchenbeamten und der in Art. 5 bezeichnete Antheil an 
der Wahl der Kirchenälteiten; 

5. die Ertheilung von Kirchenzeugnijfen ; 

. die Verwaltung und DVerbeiferung des Kirchen und Pfarrvermögens, jo weit 
erjtere nicht dem betreffenden Geiftlichen als Nutznießer zufteht; die bejondere 

Aufficht über das bewegliche und unbewegliche Eigenthum der Kirchengemeinde; 
die Aufjtellung der Voranfchläge u. ſ. w., in Gemäßheit der Verordnung über 
die Dermwaltung des Vermögens und das Nechnungswejen der evangelifchen 
Kirche des Fürſtenthums Birkenfeld ; 

7. die Mitaufficht über jämmtliche Schulen der Kirchengemeinde in Bezug auf 
hriftliche Unterweifung und Erziehung der Jugend und Wahrung der der Kirche 
über die Schulen zuftehenden Rechte; 

8. die Ausführung der Beichlüffe der größern Vertretung; 

9, die Wahl der meltlichen Abgeordneten zur Synode, zu welchem Ende die zu 
einem Kirchſpiele gehörenden Kirchenvorftände zufammentreten ; 

10. die Vertretung der Gemeinde nach außen, namentlich andern Behörden gegenüber. 

Art. 12. 8 1. Der Kirchenvorjtand wählt einen der Kirchenälteften aus feiner 
Mitte zum Nechnungsführer und hat diefer als folcher folgende bejondere Obliegenheiten: 

1. ex verrechnet alle Einnahmen und Ausgaben der Kirche; 

2. ex legt von jeiner Verwaltung Rechnung ab. 

z 2. Ein Kirchenältefter, welcher ſchon zwei mit Rechnungsführung verbundene 
Bornundichaften hat, Kann zu der Uebernahme der Rechnungsführung für die Kirche 
nicht angehalten werden. 

8 3. Auf den Antrag de3 Kirchenvorjtandes kann es das Konſiſtorium geftatten, 
daß die Kaſſe- und NRechnungsführung der Kirche gegen Vergütung einem bejondern 
Rechnungsführer, der jedoch dadurch nicht Mitglied des Kirchenvorſtandes wird, über- 
geben werde, 


[or 


II. Bon der größern Gemeinde-Bertretung. 


Art. 13. Jede evangelifche Kirchengemeinde, welche über 200 Seelen zählt '), 
erhält außer dem Kicchenvorstande eine Kirchengemeinde -DVertretung, welche gemein= 
Be mit dem Kicchenvorjtande: 

. die Kirchenälteften wählt; 

A über die Veränderung in der Subftanz des Grundeigentgums der Kirchen: 
gemeinde, Erwerbung oder Veräußerung deffelben, berathet und bejchließt, auch 
berechtigt ift, Anleihen zur Belaftung des kirchlichen Vermögens abzujchliegen 
und unbewegliche Kirchliche Güter zu verpfänden. 


1) Die Worte: welche über 200 Seelen zählt, find geftrichen durch Geſ. v. 27. April 1861. 
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Ein folcher Beſchluß bedarf vor feiner Ausführung dev Genehmigung des 


Konfiftoriums '); 


3. bei Unzulänglichkeit des Eicchlichen Vermögens der Gemeinde Die Her beiſchaffung 
der nöthigen Bedürfniſſe berathet, nöthigenfalls die Umlage auf die Mitglieder 
der kirchlichen Gemeinde nach Verhältniß der von denſelben zu zahlenden 
Geſammtſteuern bewirkt und diejelde dem Konfijtorium zur Vollziehung vorlegt; 

4. Gehalte oder Gehaltszulagen für Kirchenbeamte oder Kirchendiener bejtimmt?); 


1) So nah Verordnung v. 28. Nov. 

1856, während früher noch fortgefahren wurde: 
„und des Staatsminifteriums, die Abgabe von 
Baupläßen ausgenommen, welche vom Kon: 
fiftorium geftattet werden Tann“. 

2) Vergl. hierüber das Gejeß für die evan- 
gelifhe Kirche des FürftenthHums Birken— 
Feld, betr. das Dienfteinfommen und bie 
Emeritirung der Geiftliden, jowie Die 
Ginrihtung einer Landeskirchenkaſſe, 
vom 20. Dezember 1882. 

Wir Nicolaus Friedrid Peter, von 
Gottes Gnaden Großherzog don Oldenburg ꝛc. 
verfünden in Uebereinſtimmung mit der Landes— 
Synode gemäß Art. 21 des Gejeßes vom 11. 
November 1875 , betreffend die Verfaſſung der 
evangelifhen Kirche des Fürſtenthums Birken: 
feld, als Geſetz was folgt: 

I, Bienfteinkommen. 

Art. 1. 81. Das Dienfteinfonmen der 
Pfarritellen bejteht: 

a. aus dem Ertrage des Pfarrvermögens; 

b. aus den fortan von der Landeskirchenkaſſe 
(Art. 8) zu bezahlenden bisherigen Staat3- 
gehalten der Pfarrer, und zwar: 

0. von 1200 Mark bei der mit der Super- 
intendentur verbundenen I. Pfarritelle 
Birkenfeld; 

ß. 743 Mark bei der Pfarrſtelle Ober— 
tein; 

x. bon 658 Mark bei der I. Pfarrſtelle Idar; 

ö. 600 Mark bei der Pfarritelle Fiſch— 
ach; 

e. von 400 Mark bei allen übrigen Pfarr: 
jtellen ; 

c. aus den Kafualgebühren nach ihrem gejeß- 
Yihen Betrage und den jonfjtigen, dem 
Pfarrer zuftehenden Gebühren und Bezügen; 

d. den bisher erhobenen und den nad) Art. 2, 
8 3, dieſes Geſetzes zu erhebenden Pfarr: 
bejoldungsbeiträgen (Umlagen) der Kirch: 
ipielögenofjen in Naturalien und Geld. 

$ 2. Das Einfommen der Pfarritellen wird 
alle 5 Jahre auf Grund der durchſchnittlichen 
Einnahme der Tettvorhergegangenen 5 Yahre, 
zum erjten Male im Jahre 1885, vom Kirchen- 
voritende nah einer dom Konfiftorium zu er- 
laſſenden Inſtruktion geihäßt und vom Kon— 
fiftorium endgültig feitgelekt. 

Art. 2. $S1. Das Dienfteinfommen jedes 
Pfarrers joll außer freier Wohnung nebit Gar- 
ten oder ausreichender, vom Konſiſtorium feſt— 
zufegender Wohnungsentfhädigung 

a. bei Pfarreien bis zu 3000 Seelen ein- 
ſchließlich mindeſtens 1800 Mark, 


b. bei Pfarreien über 3000 Seelen mindeitens 
2400 Mark, 
c. bei Pfarreien mit einer oder mehreren 
Filialen außerdem 150 Marf mehr 
betragen. 

Bei Pfarreien, die mit 2 Pfarrern bejegt find, 
wird die Stelle des eriten Pfarrers zu den 
Pfarreien mit über 3000 Seelen und diejenige 
des zweiten Pfarrers zu den Pfarreien bis 
3000 Seelen einfchließlich gerechnet. 

Den zeitigen Pfarrern bleibt ihr biäheriges 
Dienfteinfommen ungejchmälert. 

$ 2. Die Seelenzahl der Pfarreien wird alle 
10 Sabre, zum erſten Male im Jahre 1885 nad) 
der neueften Volkszählung, vom Konfijtorium 
feftgeftellt; eine Verminderung derjelden zieht 
jedoch für den zeitigen Inhaber der Pfarritelle 
feine Verminderung feines "Dieniteinfommens 
nach ſich. 

$ 3. Soweit da3 Dienfteinfommen einer 
Pfarritelfe den im $ 1 feſtgeſetzten Minimal— 
betrag nicht erreicht, ift daſſelbe von der Kirchen— 
gemeinde zu ergänzen. Die etwa nothwendige 
Umlegung von PBfarrbefoldungsbeiträgen, bezw. 
Erhöhung derjelben, joll bis zu anderweiter 
Regelung der Umlegung derjelben (Art. 4) nad) 
dem Mahftabe der direkten Staatsjteuern (Ein- 
kommenſteuer [ohne Zufhlag], Grund- und Ges 
bäudefteuer) ftattfinden. 

$ 4. Kirchengemeinden, die durch dieſe Um— 
Yegung, bezw. Erhöhung der Pfarrbejoldungs- 
beiträge, ſchwer gedrückt werden, Tünnen vom 
Konfiitorium Beihülfen aus der Landeskirchen— 
kaſſe (Art. 8) gewährt werden. 

Art. 3. SI. Bei würdigem Verhalten und 
pflichtmäßiger Dienftführung jollen den Pfarrern 
Alterszulagen aus der Landeskirchenkaſſe bewil— 
ligt werden, welche 


nah 10 Dienjtjahren 300 Mark, 
" 15 n 600 " 
25 . Olsen 


betragen jollen. 

Auberdem ſollen die Inhaber folder Stellen, 
deren Dienfteinfommen das Minimalgehalt nicht 
um 300 Mark oder mehr überfteigt, bereits nad 
5 Dienitjahren eine Stellenzulage don 300 
Mark erhalten. 

Wenn die Umlage auf die Landesfirchen- 
gemeinde (Artifel 8, $ 2 d.) während eines 
Zeitraumes von 5 Jahren den Betrag von 4000 
Mark nicht überftiegen hat, joll bereit3 nad 
20 Dienftjahren die Alterszulage fih auf 
900 Mark, nah 25 Jahren auf 1200 Mark 
jteigern. 

$ 2. Ber Berechnung der Dienftjahre wird 


47] 


VI. Gejeß vom 5. September 1855. 


(Geſetz vom 20. Dezember 1882.) 599 


5. die vom Kicchenvorftande entworfenen Voranſchläge feitzuftellen und die Jahres— 
rechnungen zu prüfen (Art. 10, 17 des Gefeßes, betreffend die Verwaltung des 


Kirchenvermögens). 


der Tag der Inſtallirung als Pfarrer einer 
Gemeinde des Fürſtenthums zum Grunde gelegt 
unter Hinzurechnung der Zeit, während welcher 
ein Pfarrer außerhalb des Fürſtenthums in einem 
Pfarramte geſtanden, oder nach vollendetem 
24. Lebensjahre im Fürſtenthum oder anderswo 
als Pfarrverwalter oder Hülfsgeiſtlicher fungirt, 
oder ein öffentliches Schulamt bekleidet hat. 

$ 3. Die Alterszulagen werden vom Groß— 
herzoge bewilligt. 

Art. 4 Die Aufbringung der Pfarrbefol: 
dungsbeiträge und die Erhebung der Kajual- 
und jonitigen Gebühren und Bezüge joll im Wege 
der Verordnung neu geregelt werden. 

II. Emeritirung. 

Art. 5. $1. Pfarrer, welche ohne eigene 
grobe Verſchuldung zum Dienſte dauernd un— 
fähig geworden find oder welche das 70. Lebens— 
jahr zurücgelegt haben, fönnen ihre Emeri— 
tivung verlangen und auch wider ihren Willen 
emeritirt werden. 

82. Hit ein Pfarrer wegen einer Handlung 
oder Unterlaffung in Unterfuhung gezogen, 
welche die Entfernung aus dem Dienjte zur 
Folge haben fann, jo ift die Emeritirung bis 
zur rechtsfräftigen Entſcheidung auszujeßen. 

$ 3. Das Konfiftorium hat unter Zugrundes 
legung eine3 Gutachtens geeigneter Sachverſtän— 
digen, insbejondere auch eines ärztlichen Zeug: 
nifjes, die Dienjtunfähigfeit des Pfarrers zu er— 
mitteln und das Ergebniß diefer Ermittelung 
dem Großherzoge vorzulegen. Dem Pfarrer it 
hiervon Kenntniß zu geben und eine Gegenvor— 
ftellung nachzulaſſen. 

$ 4. Die Emeritirung wird vom Großherzoge 
verfügt. 

Art. 6. $ 1. Der emeritirte Pfarrer hat 
Anſpruch auf ein Nuhegehalt, das nach feinem 
zuleßt bezogenen Dienjteinfommen unter Hinzu: 
rechnung der Alterszulagen und einer Entſchä— 
digung für Wohnung und Garten zum Betrage 
von 300 Mark, nicht aber etwaiger Vergütungen 
für übertragene Nebenfunftionen, berechnet wird 
und bei 10 oder weniger Dienftjahren in 50 
Prozent der jo berechneten Dienfteinnahme bejteht 
und für jedes weitere, auch nur angefangene 
Dienftjahr um 1 Prozent erhöht wird, jedod) 
90 Prozent diefer Dienjteinnahme nicht über: 
fteigen darf. 

Bei Berechnung des Ruhegehaltes fich ſchließ— 
lich herausitellende Bruchtheile einer Mark wer: 
den für eine volle Mark gerechnet. 

$ 2. Als Anfang der Dienftzeit wird der 
Tag der Snitallivung als Pfarrer einer Ge— 
meinde des Fürſtenthums zum Grunde gelegt 
unter Hinzurechnung der Zeit, während welcher 
ein Pfarrer außerhalb des Fürſtenthums in 
einem Pfarramte gejtanden, oder nad vollende— 
tem 24. Lebensjahre im Fürftenthum oder 
anderswo als Pfarrverwalter oder Hülfsgeijt- 


fiher fungirt, oder ein öffentliches Schulamt 
befleidet hat. 


Art. 7. 8 1. Das NRuhegehalt wird aus der 


Landeskirchenkaſſe ($ 8) bejtritten und in gleichen 


Antheilen vierteljährlih an einem vom Kon: 
filtorium zu bejtimmenden Tage aus derjelben 
ausbezahlt. Mit dem während des Bezugs des 
Nuhegehaltes erlebten erjten Tage jedes Monats 
ift der Anſpruch auf das Nuhegehalt für den 
ganzen Monat erworben. 

$ 2. Zu dem Ruhegehalte haben die Pfarrer 
alljährlich Cmeritivungsbeiträge in die Landes- 
kirchenkaſſe einzuzahlen, die betragen bei einem 
Dienjteinfommen 

a. bis 5000 Marf 1°/o deſſelben, 
b. über 3000 Mark . 1!/2"/o deijelben. 

Bei Berechnung des Dienfteinfommens ift auch 
die freie Wohnung mit 300 Mark in Anrechnung 
zu bringen. 

Bei Berechnung der Emeritirungsbeiträge ſich 
ſchließlich herausſtellende Bruchtheile einer Mark 
werden für eine volle Mark gerechnet. 

$ 3. Das Recht auf Bezug des Nuhegehaltes 
geht verloren, wenn 

a. gegen den Emeritirten Zuchthausftrafe oder 
Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte oder Unfähigkeit zur Bekleidung 
Öffentlicher Memter von den ordentlichen 
Gerichten erkannt tft; 

b. derjelbe die Staatsangehörigfeit im Groß: 
herzogthum aufgibt; 

c. derjelbe ohne Erlaubniß des Großherzog 
einen Erwerbszweig ergreift und der Auf— 
forderung, denfelben aufzugeben, innerhalb 
dev vorgejchriebenen Friſt feine Folge 
leiſtet; 

d. derſelbe fi) jo unwürdig erweiſt, daß Die 
Entfernung aus dem Dienfte verfügt jein 
würde, wenn er noch im Dienfte gejtanden 
hätte ; 

$ 4. Die Entziehung des Nuhegehalts wird 
vom Konfiftorium mit Genehmigung des Groß: 
herzogs verfügt. 

$ 5. Ein Abzug vom Nuhegehalt zu Gunjten 
des Kapitalbeſtandes des Geiftlichen Verwaltungs— 
fonds tritt ein, wenn ein emeritirter Pfarrer 
ohne Erlaubniß des Großherzogs jeinen Wohnfiß 
außerhalb des Deutſchen Reiches nimmt. Der 
Abzug beträgt ein Zehntel des Nuhegehaltes. 

III. Landeskirchenkaſſe. 


Art. 8.81. Es ſoll eine Landeskirchenkaſſe 
eingerichtet werden, die vom Konſiſtorium ver— 
treten und mit Hülfe eines mit Genehmigung 
des Großherzog: zu bejtellenden Rechnungs— 
führers nach den für die Verwaltung der geiſt— 
ihen Fonds geltenden Vorſchriften verwaltet 
wird, 

8 2. In die Landeskirchenkaſſe fließen insbe: 
Tondere 

a. Diejenigen Mittel, welche die Landeskaſſe 
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Die beftehenden Beiträge der Pfarrgenofjen zu den Bejoldungen der Pfarrer und 
anderer Kirchenbeamten werden beibehalten und können Abänderungen derjelben, namentlich 
auch Hinfichtlich des Beitragsfußes, nur mit Genehmigung des Großherzogs getroffen 


werden. 


s 2. Es fteht dem Kirchenvorftande frei, auch in inmern Angelegenheiten, wo 
es ihm angemefjen jeheint, die Unterftügung der Kirchengemeinde-Vertretung in Anſpruch 


zu nehmen, 


Art. 149. Die Zahl diefer Vertreter wird nach der Seelenzahl der Firhlichen 


Gemeinde in folgender Weije fejtgejtellt: 


des Fürſtenthums Birkenfeld auf Grund 
des zwiſchen dem Staate und der Kirche 
abgeſchloſſenen Vertrages alljährlih an die 
letztere zu zahlen hat; 

b. die Einkünfte des jog. Geiftlichen Verwal- 
tungsfonds ; 

c. die Emeritirungsbeiträge der Pfarrer, mit 
der Maßgabe jedoh, daß Diejelben für 
diejenige Zeit, für welche feine Penſionen 
zu zahlen find, dem SKapitalbejlande des 
geiftlichen VBerwaltungsfonds hinzugeſchlagen 
werden jollen; 

d. diejenigen Umlagen, welche zur Bejtreitung 
der Ausgaben der Landeskirchenkaſſe vom 
Konfiftorium auf Grund des für Die 
jeweilige Synodalperiode fejtgeftellten Bor: 
anjchlages über die einzelnen Kirchenge- 
meinden nah Maßgabe der von den 
Gemeindegenofjen zu zahlenden direkten 
Staatzjteuern audgejchrieben werden. 

8 3. Soweit da3 Dienjteinfommen vakanter 
Pfarrftellen nicht nad den beftehenden Vor— 
Schriften der Wittwe oder den Hinterbliebenen 
noch minderjährigen Kindern veritorbener Pfarrer 
oder der Prediger-Wittwen-KRafje zufommt, joll 
für die Koſten der Verwaltung das alte Staats— 
gehalt nur injoweit herangezogen werden, als 
das Pfründeeinfommen dazu nicht ausreicht; 
der verbleibende Reit, bezw. der Gejammtbetrag 
des alten Staatsgehaltes joll dem Kapitalbeitande 
des geistlichen Verwaltungsfonds hinzugeſchlagen 
werden. 

8 4. Aus der Landesfirchenfaffe jind zu 
bejtreiten, außer den Koſten der Verwaltung 
derjelben: 

a. die Geſchäftskoſten des Konfiftoriums, joweit 
diejelben nicht vertragsmäßig der Landeskaſſe 
zur Laſt fallen; 

b. die Koften der Synode; 

c. die bisherigen Staatögehalte u. die Stellen- 
und Alterszulagen der Pfarrer Art. 1. 
$ 1b. und Art. 3, $ 1); 

d. die bis jeßt aus der Landesfajje bezahlten 
perjönlichen Zulagen der Pfarrer, ſoweit 
und jo lange das ihnen nach den Bejtim- 
mungen dieſes Gejeßes zu gewährende 
Dienjteinfommen ihr bisheriges Dienit: 
einfommen nit erreiht (Art. 2, $1, 
Ab}. 3); 

e, die Ruhegehalte derjelben (Art. 6); joweit 
das im Voranſchlage vorgejehene Ruhe: 
gehalt eines emeritirten Pfarrers in Folge 
des Ablebens dejjelben in einem Rechnungs 


jahre nicht zur Auszahlung fommt, joll 
dafjelbe für dieſes Jahr dem Kapitalbejtande 
de3 geiftlichen Verwaltungsfonds Hinzuges 
ſchlagen werden; 

f. die Koſten der Vertretung don Geiftlichen 
in Erfranfungs- und jonftigen Verhinde— 
rungsfällen nad den darüber bejtehenden 
Vorſchriften; 

g. die Beihülfen zu dem Einkommen von 
Landesſtellen (Art. 2, 8 N; 

h. die vom Großherzog zu bewilligenden 
Beihülfen zu Kirden- und Pfarrhaus: 
bauten; 

i. allgemeine 
Landeskirche. 

8 5. Die jährlich abzulegenden und vom 
Konſiſtorium feſtzuſtellenden Rechnungen der 
Landeskirchenkaſſe nebſt Belegen werden der 
Synode vorgelegt. 

Art. 9. $1. Die zur Ausführung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Vorſchriften werden vom 
Konſiſtorium erlafjen. 

$ 2. Der Zeitpunft der Infrafttretung de3- 
felben wird durch Verordnung bejtimmt. (Nach 
Berord. vom 20. Dez. 1882 ift das Geſetz am 
1. San. 1883 in Kraft getreten.) 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens— 
unterjehrift und beigedrucdten Großherzogliden 
Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 
20. Dezember 1882. 

(L. 8.) 

Tappenbeck. 


Ausgaben im Intereſſe der 


Beter. 
Bargmann. 


1) Nah Art. 1de3 Gef. v. 27. April 1861 
lautet Art. 14: 

Die Zahl diefer Vertreter wird nad der 
Seelenzahl der kirchlichen Gemeinde in folgender 
Weiſe feitgejtellt: im Gemeinden 


1. von 200 Seelen und darunter — 6 Vertreter, 

2. „ 201 „ biseinihl. 500 — 10 „ 

Ba HOLE „.. 1000 james 

ATOLL EUR „ 2000 —16 „ 

57, 20017.2°7 7 and mehr a 
Art. 2. In allen Fällen, in welchen die vom 


Gejammtfirhenvorjtande (Art. 2, $ 2, des 
Geſetzes vom 5. September 1855, betr. Die 
Organifation der evangelifhen Kirchengemeinden) 
zu berathende Angelegenheit eine ſolche ift, welche 
eine Mitwirkung der Gemeindevertretung nad) 
Art. 13, $ 1, Ziff. 2—5, des Gejeßes dom >. 
September 1855 erfordert, joll der Gejammt- 
Kirchenvorftand durch Hinzutritt eimer Ge— 
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in Gemeinden von 200 Seelen und darunter werden alle nad Art. 15 ſtimm— 
berechtigten Gemeindeglieder berufen ; 
in Gemeinden 
1. von 200 bis einschl. 500 Seelen 10 Bertreter; 


DARNEBO0T „10007. Seelenit ee 2 " 
Sm 1000, 2000W NEHM 
4.009,.42000' Seelen N rag 24 


Art. 15. Wähler der Kirchengemeinde-Vertreter und wählbar zu Kirchengemeinde 
Pertretern find alle evangelifchen Gemeindeglieder, welche das taatbürgerliche Stimm- 
recht (Art. 115 bis 117 des Stantsgrumdgefeßes) ausüben können und nicht etwa durch) 
Religionsverachtung oder durch anſtößigen Lebenswandel öffentliches Aergerniß geben. 

Art. 16. Der in eine Kirchengemeinde neu Einziehende hat fi durch Einreichung 
eines Kirchenzeugniſſes, oder, wo dieſes nicht füglich beigebracht werden kann, dureh 
eine glaubhafte Erklärung vor dem Pfarrer darüber auszuweiſen, daß er zur evangelijchen 
Kirche gehört. Dieje Zeugniffe und Erklärungen find vom Pfarrer dem Kirchenvorjtande 
mitzutheilen. Erſt nachdem der neu Eingezogene durch Einreichung de3 Kirchenzeugniſſes 
oder abgegebene Erklärung ſich dem Vorſitzenden des Kirchenvorjtandes befannt gemacht 
hat, wird er zur Theilnahme an Wahlen und Kirchlichen Aemtern berechtigt. 

Er elu. ns, 1. zone Kirchengemeinde - Verfammlungen zur Wahl dev Kirchen- 
gemeinde-Vertreter werden unter Angabe ihres Zweckes dom Pfarrer oder deſſen Stell— 
vertreter berufen und geleitet. Die Wahl geſchieht durch geſchloſſene Stimmzettel. Die 
Verſammlung wählt zwei Urkundsperſonen für die Verhandlung. 

Aus den zu einer Kirchengemeinde gehörigen Ortſchaften muß jedes Mal eine 
entſprechende Anzahl Vertreter gewählt werden. Es werden jedoch die aus der Mitte 
der einzelnen Ortſchaften zu wählenden Vertreter von allen Stimmberechtigten der 
ganzen Kirchengemeinde gewählt 

Zweifel über die Stimmberechtigung entſcheidet der Vorſitzende mit den Urkunds⸗ 
perſonen. 

$ 2. Die nad Ortsverhältniſſen erforderlichen näheren Beſtimmungen der Wahl: 
form bleiben einer befondern Wahlordnung vorbehalten, die durch das Konſiſtorium 
feſtgeſtellt wird. 


ſammt-Gemeinde-Vertretung verſtärkt 8 3. Auf die Verſammlung, Verhandlung 
werden. und Beſchlußnahme der Geſammtvertretung 
Art. 3. 8 1. Die Zahl der Mitglieder der 


finden die Beftimmungen der Art. 23 bis 26 
Gejammtvertretung ſoll beſtehen bei einer 


einfchl. des Geſetzes vom 5. September 1855 
Seelenzahl in den einzelnen Kirchengemeinden : 
bis zu 200 einſchließlich ..... aus 5 Perſonen, 
von 201 bis zu 500 einſchließlich, 6 h 


" 501 ” " 1000 " " 7 " 
„ 1001 „ „2000 " "9 ” 
200 FUND DarDen. 2... 13 


g 2. An den einzelnen Kirchengemeinden wird 
die Wahl von den Vertretern aus deren Mitte 
nad relativer Stimmenmehrheit unter Leitung 
des Pfarrers vorgenommen. Die Dienjtzeit der 
jo Gemwählten erſtreckt fih auf die Zeit bis zur 
Beendigung ihres Dienjtes als Kirchengemeinde- 
Bertreter; eine Ergänzungswahl ift nur und 
immer alödann vorzunehmen, wenn ein Mitglied 
aufhört, Kirchengemeindevertreter zu jein. Giner 
befondern Berpflihtung dieſer Meitglieder der 
Gejammtvertretung bedarf es nicht. 


Anwendung. 

Art. 4 Der Gefammtvorftand und die Ges 
jammtvertretung haben in Behandlung der ihrer 
Zuftändigfeit unterliegenden Gegenftände nad 
den für die einzelnen Kirchengemeinden gültigen 
Gejegen und Vorſchriften, jo weit diejelben 
anwendbar find, fi zu richten. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens- 
unterfchrift und beigedrucdten Großherzoglichen 
Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, 
den 27. April 1861. 
L. S.) Beter. 

v. Röſſing. 
Lier. 
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Art. 18. Durch die relative Mehrheit diefer Stimmen werden die neuen Kirchen= 
gemeinde-Bertreter ernannt. r 

Art. 19. Wenn eine Gleichheit der Stimmen eintritt, jo bejtimmt das Loos 
den Fünftigen Kirchengemeinde-Bertreter. 

Art. 20. $1. Die Namen der durch relative Stimmenmehrheit erwählten 
Kirchengemeinde-Vertreter werden an einem ber nächitfolgenden Sonntage von der Kanzel 
verfündigt. 

$ 2. Die Mitglieder der Kirchengemeinde - Vertretung werden vom Vorſitzenden 
des Kicchenvorftandes in einer vom Konfijtorium zu bejtimmenden Form verpflichtet. 

Art. 21. Die zu wählenden Kirchengemeinde-Bertveter werden auf ſechs Jahre 
ernannt. 

Alle drei Jahre jcheidet die Hälfte derjelben aus, an deren Stelle neue Mitglieder 
zu wählen jind. 

Die zuerst Austvetenden werden durch das Loos bejtimmt. Die Ausgejchiedenen 
find wieder wählbar. 

Art. 22. Wenn in der Zwijchenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Kirchen: 
gemeinde-Bertreter mit Tode abgeht, die Kirchengemeinde verläßt, in den Kirchenvoritand 
gewählt wird, oder jeine Wählbarkeit verliert, jo wird deffen Stelle in der nächſten 
Berfammlung dev Kirchengemeinde-Vertreter don diefen durch eine neue Wahl in der 
Art befeßt, daß der Erwählte die Stelle feines Vorgängers jo lange behält, als diejer 
fie verfaffungsmäßig behalten haben würde. 

Art. 23. Die Kicchengemeinde-Vertreter verfammeln ſich auf Einladung des Vor⸗ 
ſitzenden des Kirchenvorſtandes, welche in der Regel wenigſtens drei Tage vorher und 
unter Angabe der Hauptgegenſtände dev Verhandlung den Mitgliedern befannt gemacht 
werden muß. 

Art. 24. Die Kirchengemeinde - Vertretung bejchließt gemeinjchaftlich mit dem 
Kirchenvorſtande unter der Leitung des Vorfigenden des Kirchenvorftandes über Die von 
demfelben zur Beratdung vorgelegten Gegenjtände durch Stimmenmehrheit. Bei Gleich- 
heit der Stimmen gibt der Vorfigende den Ausschlag. 

Art, 25. Zur Faffung eines Bejchluffes müfjen zwei Drittel des aus dem Kicchen- 
vorjtande und der Kirchengemeinde-Bertretung bejtehenden Kollegiums gegenwärtig fein. 

Muß eine Berfammlung über denjelben Gegenjtand zum zweiten Male berufen 
werden, jo entjcheidet die Mehrheit der Anweſenden. 

Art. 26. Die Beichlüffe des Kollegiums werden von allen bei der Aditimmung 
Anwejenden jedes Mal unterjchrieben. 


III. Schlußbeſtimmung. 
Art. 27. Die kirchlichen Vorſchriften, welche bisher in Geltung waren, bleiben, 
infoweit fie nicht durch vorſtehendes Geje aufgehoben find, auch ferner in Kraft. 
Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterjehrift und beigedructen Oro Bherzog- 
lichen Inſiegels. 
Gegeben zu Birkenfeld, den 5. September 1855. 
(L. 8.) eier 
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v1. 


Vervrdnung, 


betreffend Die Verwaltung des Vermögens und das Kechnungsweſen Der 
evangeliſchen Kirche des Firkenthums Birkenfeld, vom 5. Beptember 1855, 


Wir ıc. verordnen nad Anhörung der in Gemäßheit $ 48 der Unionsurfunde um ihr Gut: 
achten befragten Synode, was folgt: 


I. Bon der Verwaltung des Vermögens und dem Rechnungsweſen der einzelnen 
Kirchengemeinden. 


Art. 1. Das Vermögen der innerhalb der einzelnen Kirchengemeinden beftehenden Kirchen 
und kirchlichen Fonds darf zu feinen fremdartigen Zwecken verwandt werden. 

Art. 2. Nur mit Zuftimmung des Kirchenvorjtandes und der KirchengemeindesBertretung, 
fowie mit Genehmigung des Konfijtoriums können 

1. die zum Vermögen der Kirchen und kirchlichen Fonds gehörenden Gebäude und Grund- 

ftücfe, unter Beachtung der weiten Vorſchrift im Art. 13 des Gefeßes, die Organijation 
der evangelifchen Kirchengemeinden im Fürſtenthum betreffend, veräußert oder mit Hypo— 
thef, Servituten oder andern dinglichen Rechten belajtet, 

2. die zinslich belegten Kapitalien der Kirchen und kirchlichen Fonds verwendet, jo wie 

Anleihen für diefe Fonds oder für Die Kirchengemeinden aufgenommen, 

3 von Seiten der Kirchen, kirchlichen Fonds und ber Kirchengemeinden Schenkungen, Erb- 
ichaften oder Vermächtniffe, jo wie Gebäude oder Grundſtücke erworben werden. 

Art. 3. 8 1. In denjenigen Kirchengemeinden, in welchen der Almofenfonds bisher zur 
Beftreitung der Kultusbedürfniffe herkömmlich verwandt ift, hat es dabei fein Bewenden. 

$ 2. Im Uebrigen find die mit getrennter Rechnungsführung beftehenden Almojenfonds 
beizubehalten oder, wo ſolche aufgehoben find, wieder herzuftellen und deren Einkünfte zu Zwecken 
der kirchlichen Armenpflege zu verwenden. Zu gleichen Zwecken find auch Die beim öffentlichen 
Gottesdienft gefammelten Beiträge dem Almojenfonds zu überweifen, vorbehaltlich der Beitimmung 
der außerordentlicher Weife angeordneten Kollekten. 

$ 3. Die Trennung eines zu verfchiedenen Zwecken beftehenden Fonds und die Vereinigung 
mehrerer Fonds mit einander, injofern fie nur einen Zwed haben, zu einem einzigen Kirchen— 
und Almojenfonds bleibt dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes und der Gemeindevertretung mit 
Genehmigung des Konftftoriums vorbehalten. 

Art. 4. Diejenigen Fonds, welche einer früher beftandenen, jet aber nicht mehr vorhan— 
denen Kapelle gehörten, bleiben von dem Kirchenfonds der Hauptfirche getrennt und werben bie 
Einfünfte derfelben zur Beftreitung kirchlicher Laften derjenigen Kirchengenoffen nach Verhältnik 
ihrer bisherigen Betheiligung verwandt, welche innerhalb dev frühen Kapellengemeinde ihren 
Wohnſitz haben. 

Art. 5. Ueber alle zu dem Vermögen der Kirche und kirchlichen Fonds gehörenden Mobilien 
und Immobilien follen Inventarien nad) den von dem Konfiftorium darüber zu ertheilenden Vor— 
ſchriften errichtet und fortgeführt werden. 

Art. 6. Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und der kirchlichen Fonda, jo wie 
aller Vermögens» und Rechnungsangelegenheiten der Kirchengemeinden Liegt den Kirchenvorſtänden 
unter der Oberaufficht des Konfiftoriums ob. 

Art. 7. 8 1. Der Kirhenvorftand kann gejtatten, daß von dem rehnungsführenden 
Kirchenälteften wegen der ihm obliegenden Vermögensverwaltung ftatt der geſetzlichen General- 
Hypothek eine bloße Spezialhypothek beftellt, oder die Generalhypotgef mit einer bejtimmten, von 
dem Kichenvoritande jeitzufegenden Summe ingrojjirt werde. 

8 2. Bei etwaiger Wahl eines befonderen Nechnungsführers (Art. 12 des Geſetzes, Die 
Organifation der evangelifchen Kirchengemeinden des Fürſtenthums betreffend) hat der Kirchenvor— 
ſtand über den Betrag, der von dem Rechnungsführer zu ſtellenden Kaution, deſſen Dienſtzeit und 
Entlaſſung nach einer vorzubehaltenden Kündigungsfriſt zu beſchließen. 

$ 3. Die dem rechnungsführenden Kirchenälteſten für die Rechnungsführung zuzugejtehende 
Vergütung, jo wie das Honorar eines bejonderen Rechnungsführers hat die Kirchengemeindever: 
tretung auf den Antrag des Kirchenvorjtandes feſtzuſetzen. 

S 4. Die Anfertigung der auf den Grund der Steuerrollen zu erftellenden Hebungsrollen 
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über bejchloffene Umlagen hat der Kirchenvorftand zu beforgen und die Rollen dem Rechnungs— 
führer zur Erhebung der Umlagen zuzuftellen. 

Art. 8 81. Die zinsliche Belegung von Kapitalien ſoll nur, wenn der Werth der zu 
verhypothecirenden Grundſtücke jo groß ift, daß das Doppelte der anzuleihenden Summe noch hin— 
reihend dadurch gedeckt erjcheint, und wobei die Gebäude ftetS auf fieben Jahre im Voraus gegen 
Fenersgefahr zu verfichern find, ftattfinden und muß dazu vom Rehnungsführer die Genehmigung 
des Kirchenvorftandes eingeholt werden). 

$ 2. SKapitalien unter 50 Thaler fönnen vom Rechnungsführer auf eigene Verantwortung, 
jedoch nur höchſtens auf ein Jahr und gegen Beftellung von Bürgen, welde ſich ſolidariſch mit 
den Hauptſchuldnern zu verpflichten haben, ausgeliehen werden. 

Art. 9. Ständige Einnahmen (Zinfen, Pachtgelder u. j. mw.) fünnen vom Rechnungsführer 
ohne bejondere Ermächtigung erhoben, jo wie feitftehende Ausgaben auf Grund des mitgetheilten 
Voranschlags ohne jpezielle Anweifung ausbezahlt werden. Alle fonjtigen Einnahmen und Aus= 
gaben müfjen vom Vorſitzenden des Kirchenvorftandes und einem der Aeltejten, welcher zu dieſem 
Geſchäfte vom Kirchenvorftande zu wählen tft, angewieſen werden. 

Art. 10. 8 1. Das gefammte Vermögen der Kirchengemeinde mit Einfluß der Firhlichen 
Fonds haben die Kirchenvorftände unter der Oberaufjicht des Konfiftoriums zu verwalten. 

8 2. Insbeſondere haben fie die jährlichen Voranfchläge der Ausgaben und Einnahmen vor 
dem 1. Januar eines jeden Jahres aufzuftellen, worin auch die zur Deckung nothwendiger Ausgaben 
erforderlichen Umlagen auf die Gemeindeglieder vorzujehen find. 

$ 3. Die Voranjchläge find der größeren Gemeindevertretung zur Prüfung vorzulegen und 
darauf mit dem Berathungsprotofoll über Lie erhobenen Erinnerungen dem Konfijtorium zur Ges 
nehmigung und Entſcheidung der etwaigen verſchiedenen Anfichten des Kirchenvorjtandes und der 
größern Gemeindevertretung einzureichen. 

S 4. Wenn der Kirhenvorftand und die größere Gemeindevertretung die Bereitjtellung der 
zu den Bedürfniffen der Kirchengemeinde erforderlihen Mittel oder die Erfüllung ber derjelben 
obliegenden Verbindlichfeiten verweigern, jo hat das Konfiftorium die Entjcheidung des Großherzogs 
zu erwirfen. 

Art. 11. Die beitehenden jährlichen feiten Beiträge der Gemeindeglieder jollen beibehalten 
und können nur durch Beſchluß des Kirhenvorjtandes, mit Zuftimmung der Kirchengemeindever— 
tretung, jo wie mit Genehmigung des Konfiftoriums aufgehoben oder neue Beiträge eingeführt 
werden. 

Art. 12. 8 1. Außerordentliche Umlagen follen von den Gemeindegliedern nur dann 
erhoben werden, wenn die Einkünfte der Kirdhenfonds zur Beitreitung der Ausgaben nicht 
hinreichen. Diefe Umlagen fliegen in die Kirchenfonds und werden bei denjelben verrechnet. 

g 2. Wo ein bejtimmtes Beitragsverhältniß der evangelifchen Eingefeilenen mehrerer zu 
einer Kirche oder Pfarrei gehörenden politifchen Gemeinden zu den Umlagen herkömmlich beiteht, 
fol dafielbe beibehalten werden; in andern Fällen werden die Umlagen über alle Gemeindes 
glieder nad) dem Fuße der Gejammtjteuer repartint. 

$ 3. Die Einführung eines andern Repartitionsfußes für diefe Umlagen, jo wie die Auf- 
hebung des herfömmlichen Beitragsverhältniffes fann nur unter Zuftimmung des Kirchenvorſtandes 
und der Kirchengemeindevertretung mit Genehmigung des Großherzogs jtattfinden. 

Art. 13. Beſchwerden einzelner Gemeindeglieder über unrihtige Anjegung zu den feiten 
Beiträgen (Art. 11) oder zu den Umlagen (Art. 12) werden von dem Konſiſtorium entjchieden. 

Art. 14. 8 1. Die Erhebung der feften Beiträge und Umlagen der Gemeindeglieder Tann 
auf Antrag des Kirchenvorftandes den Einnehmern der Landesgefülle von der Regierung oder mit 
Zuftimmung der betreffenden Gemeindebehörden den Rechnungsführern der politifchen Gemeinden 
übertragen werden. 

8 2. Die in ſolcher Weife erhobenen Beiträge und Umlagen, fowie etwaige Beiträge aus 
den Kaffen der politifhen Gemeinden zur Beftreitung kirchlicher Ausgaben, find jedod an bie 
Kirhenrehnungsführer abzuliefern und bei den Kirchenfonds zu verrechnen. 

Art. 15. Nückjtändige Beiträge oder Umlagen der Gemeindeglieder können im adminiſtra— 
tiven Wege beigetrieben werden, wenn die Grundfäße, wonach diejelben aufgebracht und vertheilt 
werden, von der Staatöregierung genehmigt find. 

Art. 16. Zinfen, jährliche Renten, Pachtgelder und Mobiliar-Kaufgelder können von dem 


1) Ergänzt durch Gefeß v. 9. Sept. 1880. | anzulegen; es ift aber auch dazu, ebenfo wie bei 

Einziger Artikel. Es ſoll in Zukunft auch Belegung auf Hypotheken, von Rechnungsführer 
gejtattet jein, Rapitalien in Staatsobligationen | die Genehmigung des Kirchenvorjtandes einzu— 
oder ſtaatlich garantirten Eifenbahnobligationen | holen. 
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Rechnungsführer ohne höhere Autorifation gerichtlich eingeflagt werden, ſowie von demjelben auch 
die gerichtlichen Angaben wegen aller Forderungen der Kirchen und kirchlichen Fonds bei Kon- 
vofationen ohne befondere Ermächtigung zu beforgen jind. 

$ 2. Ueber Erhebung und Führung anderer Prozeſſe hat der Kirchenvorftand zu beſchließen 
und zur Vertretung der Fonds einem feiner Mitglieder eine befondere Vollmacht auszuftellen. 

8 3. Vergleiche in Prozefjen bedürfen der Zuſtimmung des Kirchenvorſtandes und der 
Kirchengemeindes-Bertretung, ſowie der Genehmigung des Konfiftorums, injoweit dabei die Beſtim— 

mungen der Art. 2 und 3 Platz greifen. 
Art. 17. $ 1. Das Konfiftorium hat über die Form der Voranſchläge und Kirchenred- 
nungen und die Friften der Rechnungsablage, jowie über die Kafjen- und Ausführung allgemeine 
nähere Vorſchriften zu ertheilen !), auch etwaige außerordentliche Kafjenrevifionen anzuordnen. 

$ 2. Die abgelegten Rechnungen find zunächſt dur den Kirchenvoritand, wenn Umlage 
erhoben oder Anleihen gemacht find, auch von der Kirhengemeinde-Bertretung zu prüfen und fodann 
von dem Kirchenvorjtande mit den etwaigen Bemerkungen an das Konſiſtorium einzufenden, welches 

die Rechnung durch einen Rechnungsbeamten vepidiren zu lafjen, über die Revifionsbemerfungen, 
ſoweit nöthig, die Erflärung des Rechnungsführers und des Kirchenvorſtandes einzuziehen, dieſelben 
zu dediceiren und die Rechnung abzuſchließen hat. 

8 3. Gegen die Entjheidung des Konfiftoriums jteht dem Nechnungsführer und dem 
Kirchenvorſtande der Rekurs an den Großherzog zu. Diejer Refurs muB innerhalb vier Wochen 
nach der Entſcheidung eingeführt werden. 

8 4 Meun die Kirchengemeinde-Bertretung die abgejhlofjene Rechnung einzujehen wünſcht, 
jo ſoll Ießtere derjelben zu dieſem Zwecke mitgetheilt werden. 


II. Bon ter Benubung und Verwaltung des Vermögens und von dem Dienfteinfommen 
der Pfarreien und Küſtereien. 


Art. 18. 8 1. Die allgemeinen Bejtimmungen der Art. 1-4 finden auch auf das Vermögen 
der Pfarreien und Küftereien Anwendung. 

$ 2. Bei einer Veräußerung von Pfarreis oder Küftereigütern muß der Erlös zum Vortheil 
der Pfarrei beziehungsweiſe Küfteret verwandt oder letztere anderweitig für den dadurch veranlaßten 
Minderertrag entſchädigt werden. 

Art. 19. Die Koſten de3 Neubaues und der Unterhaltung der Pfarrei» und Küſterei— 
wohnungen nebjt den dazu gehörigen Nebengebäuden, jo wie die auf den Pfarrei» und Küſterei— 
gütern haftenden Grundabgaben und Laften, find zunächſt aus den Einkünften der Kirchenfonds 
zu bejtreiten; wenn dieſe aber nicht hinreichen, von den Pfarreis beziehungsweije Küftereigemeinden 
durch Umlagen aufzubringen, infoweit nicht zu den Baufojten der Küftereigebäude die betreffen- 
den Schulgemeinden zu fonfurriren haben. 

Art. 20. 8 1. Die Benugung und Verwaltung des Pfarrei» und Küftereivermögens (mit 
Ausſchluß der Verwaltung der zu diefem Vermögen gehörenden zinslich belegten Kapitalien, welche 
mit den Kirchenfonds zu verrechnen und nach für Ießtere beſtehenden Vorjehriften zu verwalten 
find) jteht dem jeweiligen Pfarrer beziehungsweije Küfter zu. 

8 2. Nur mit Genehmigung des Konfiitoriums dürfen: 

a. die zur Pfarrei beziehungsweife Küfterei gehörenden Wohngebäude von den Pfarrern 
beziehungsweiſe Küftern verlaffen, vermiethet oder unentgeltlich andern Perfonen zur Woh— 
nung überlaffen, 

b. die Pfarreis beziehungsweiſe Küfterei-Ländereien von den jeweiligen Pfarrern beziehungs- 
weiſe Küftern länger als auf neun Jahre verpachtet, und müſſen die jo genehmigten, jo 
wie fiirzere Verpachtungen von den Dienftnahfolgern ausgehalten werden. 

8 3. Wegen Berbejjerungen der Pfarreis beziehungsweife Kiüftereiländereien, deren 
Kojten die Pfarrer beziehungsweife Küfter aus eigenem Vermögen bejtritten haben, fünnen diejelben 
feine Entjhädigung verlangen, wenn ihnen Ießtere nit vor der Ausführung der Verbefferungen 
durch einen dom Konfiftorium zu genehmigenden Beſchluß des Kirchenvorftandes und der Kirchen- 
gemeindevertretung zugefichert ift. 

Art. 21. 8 1. Hinfichtlich der Erhebung oder Führung von Prozeſſen und der Abihliegung 
bon Vergleichen, wenn die Prozefje die Subjtanz des Pfarreiz beziehungsweie Küfterei-VBermögens 
betreffen, finden die Bejtimmungen des Art. 18 Anwendung, wogegen die Pfarrer beziehungsweije 
Küfter die Prozefje wegen der ihnen zuftehenden Nutzungen felbjt zu führen und die Prozeßfoften 
zu tragen haben. 


1) Geſchehen durch Bek. vom 7. Dez. 1855. GBI. Bd, 1 Nr. 55. Siehe unten Nr. VIII. 
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g 2. Rückſtändige Kafualgebühren, jo wie die jonftigen, von den Mitgliedern der Pfarrei- 
beziehungsweife Küflereigemeinden zur Beſoldung der Pfarrer beziehungsmweife der Küfter in Natu— 
ralien oder in Geld zu leiftenden Beiträge, fünnen im adminiftrativen Wege beigetrieben werben, 
wenn die Grundfähe, wonach diefelben aufgebracht und vertheilt werden, von der Staatsregierung 
genehmigt find. 

$ 3. Die Kafualgebühren, jo wie die jonjtigen von den Gemeindegliedern zur Bejoldung 
der Pfarrer beziehungsweife Küfter in Geld zu leiftenden Beiträge find nad) den dureh den Kirchen— 
vorftand zu genehmigenden Hebungsrollen von den Rechnungsführern zu erheben und an die Be= 
theiligten auszuzahlen, injofern nicht deren Erhebung dur die Einnehmer der politiihen Gemeinden 
oder des Staats von den betreffenden Behörden genehmigt werden jollte. 

8 4. Die Beiträge in Naturalien werden in den einzelnen Gemeinden von Mitgliedern 
des Kirchenvorftandes oder der Gemeindevertretung erhoben und an die Pfarrer beziehungsweije 
Küfter abgeliefert. 

Die Nücftände find nah dem Durchſchnittspreiſe um Martini jeden Jahres dom Kirchen 
vorjtande auf Geld fejtzujegen und den Kirchenrechnungsführern, oder mit Genehmigung der 
betreffenden Behörden den Einnehmern der politifhen Gemeinden oder des Staats, zur Erhebung 
und Ablieferung zu überweisen. 

Art. 22. Während der Erledigung einer Pfarr- oder Küfterftelle hat der Kirchenvorſtand 
die Verwaltung des Pfarrei beziehungsweije Küftereivermögens wahrzunehmen und der Kirchen- 
rechnungsführer die desfallfige Rechnung zu führen. 

Art. 23. 8 1. Die Wittwe, jo wie die Hinterbliebenen noch minderjährigen Kinder ver 
ftorbener Pfarrer und Küfter haben das ganze Dienfteinfommen der betreffenden Stellen während 
des erften Semefters nach dem Ableben des Pfarrers beziehungsweife Küfters zu beziehen. Wäh— 
rend diefes Semefters wird die vafante Pfarrei nad) Anordnung des Superintendenten don dem 
benachbarten Pfarrer, die Küfteret von einem benachbarten Küfter oder Schullehrer unentgeltlich 
verwaltet. 

82. Wenn eine erledigte Pfarrftelfe nad Ablauf des Gnadenjemefters der Wittwe und 
Kinder verftorbener Pfarrer, jo wie bei Verfegung von Pfarrern nicht fofort wieder bejegt wird, 
fo hat die Prediger-Wittwenfaffe das Dienfteinfommen der Stelle bis zur Wiederbejegung der⸗ 
ſelben, jedoch nicht länger als auf drei Monate, zu beziehen, dagegen die Koſten der interimiſtiſchen 
Verwaltung zu tragen. Bei einer längern Vakanz find die Einkünfte der Pfarrſtelle nach Abzug 
der Verwaltungskoften zu Tapitalifiren und die davon auffommenden Zinfen zur Verbefjerung des 
Dienfteinfommens der Pfarritelle zu verwenden. 

Art. 24. Die Ausgleihung (Natififation) Hinfihtlih der Einkünfte vafanter Pfarritellen 
zwifchen dev Wittwe beziehungsweife den Kindern der verftorbenen Pfarrer, der Prediger-Wittivens 
kaſſe und dem Dienſtnachfolger, bei Verſetzungen zwijchen den beiden letztern und dem abgehenden 
Pfarrer, wird nach dem bisher befolgten Verfahren unter Leitung eines dom Konfiftorium zu er- 
nennenden Kommifjars vorgenommen; bei vafanten Küfterjtellen geſchieht diefe Ausgleihung unter 
Leitung des Pfarrers. 


IH. Bon der Berwaltung der allgemeinen Tirchlicden Fonds und der Gentralfajjen 
der Landeskirchen. 

Art. 25. Die Verwaltung der allgemeinen kirchlichen Fonds (geiftlichen Verwaltungsfonds, 
Prediger-Wittwenfaffe), jo wie jonftiger für allgemeine Einnahmen und Ausgaben ber Landes— 
kirche (ſoweit dieſe Ausgaben nicht unmittelbar aus der Landeskaſſe beſtritten werden) beſtimmten 
Kaſſen hat das Konſiſtorium zu führen. 

Art. 26. Beiträge der einzelnen Kirchengemeinden oder Gemeindeglieder zur Beſtreitung 
allgemeiner Ausgaben können nur mit Zuſtimmung der Landes-Synode und mit Genehmigung des 
Großherzogs ausgeſchrieben und erhoben werden. 

Art. 27. Die abgelegten Rechnungen der allgemeinen Fonds und Kaſſen nebſt den Reviſions— 
bemerfungen und deren Entjheidung find der Landes-Synode vorzulegen. 


IV. Schlußbeitimmung. 

Art. 28. Die bisherigen Beitimmungen über die Verwaltung des Kirchenvermögens, ins— 
befondere auch über die desfallfige Mitwirkung der Verwaltungsämter und des Anwalts der geift- 
lien Güter, fo wie über die Bejoldungen der Pfarrer und Küfter, injoweit diefe Bejtimmungen 
diefer Verordnung entgegenftehen, werden hierdurch) aufgehoben. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und beigedruckten Großherzogl. Inſiegels. 

Gegeben zu Birkenfeld, den 5. September 1855. 

(bi 8.) BeXer, 
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VILLE 


Bekannkmachung Des Ronſiſtoxiums, 
betreffend die Geſchäftsführung der Kirchenvorſtände, vom 7. Dezember 1855. 


Um die Behandlung der den Kirchenvorſtänden obliegenden Geſchäfte zu regeln und möglichſt 
zu vereinfachen, findet ſich das Konſiſtorium veranlaßt, folgende Beſtimmungen zu treffen und 
hiermit bekannt zu machen: 

1. Nach dem Geſetze vom 5. September d. J. betreffend die Organiſation der evangelischen 
Kirchengemeinden, beziehungsweije nach der Verordnung von demſelben Tage, betreffend die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens, hat der Kirchenvorſtand aus jeiner Mitte zu wählen: 

a. einen Kirchenälteſten, welcher in Verhinderungsfällen des Pfarrers den Vorſitz im Kirchen: 
voritande zu führen hat; 

b. einen Kirchenälteſten zum Rechnungsführer, wenn nicht die Rechnungsführung einem bejon- 
deren Rechnungsführer anvertraut wird; 

c. einen Kivchenältejten, welcher die Anweifungen der Einnahmen und Ausgaben an den 
Rehnungsführer mit dem Borfigenden zu unterzeichnen hat. Diejes Geſchäft fann von 
dem Kirchenvorſtande auch dem Kirchenälteften, welcher den Vorſitz bei Verhinderung des 
Pfarrers zu führen hat, übertragen werden, wogegen der Lebtere nicht zugleich Rechnungs: 
führer jein fann. 

Der Kirchenvorſtand Hat vor der Vornahme der Wahlen ad a und c darüber zu beſchließen, 
ob die Gewählten die reſp. Gejchäfte während ihrer ganzen Amtsdauer oder auf fürzere Zeit 
führer follen. Es erſcheint jedoch angemeffen, daß dieſe leßtere Zeit wenigitens auf ein Jahr feſt— 
gejeßt werde. 

Der zum Rechnungsführer gewählte Kirchenältefte hat diefen Dienſt während jeiner ganzen 
Amtsdauer fortzuführen; dem Kirchenvorjtande bleibt es jedoch vorbehalten, denjelben nad Ablauf 
von drei Jahren auch ohne Antrag des Nechnungsführers, jo wie auf Anfuchen deifelben zu jeder 
Zeit, wenn bejondere Gründe dafür vorliegen, von jeinem Dienfte zu entlaffen. 

Die getroffenen Wahlen find in jedem einzelnen Falle dem Konfiftorium berichtlich anzuzeigen. 

2. Zur Ausführung derjenigen Gejchäfte, welche nicht nad den beitehenden Vorſchriften 
dem Pfarrer oder dem Rechnungsführer obliegen, find entweder für ein einzelnes bejonderes 
Geſchäft oder allgemein für beitimmte Gegenftände, namentlich für Bejorgung der Bauangelegens 
heiten, einjhließlich der Feuerverficherung der Kirchen-, Pfarr: und Küftergebäude, für die Wahr: 
nehmung der firhlichen Armen und Krankenpflege, für die Abhaltungen von Verpachtungen und 
Berjteigerungen u. |. w., ein oder mehrere Kirchenälteite zu wählen, bei welchen Wahlen die unter 
1 bezeichneten Kirchenälteften nicht ausgeſchloſſen find. 

Die Mitaufficht über die Schulen hat außer dem oder den Pfarrern der Kirchenältefte der 
Gemeinde, in welcher das Schulhaus belegen ift, wahrzunehmen. Sind mehrere Kircjenältefte in 
diejer Gemeinde, jo ift vom Kirchenvorjtande einer derjelben für diefes Gejhäft zu wählen. — 
Sngleihen muß die Wahl eines Kirchenälteften zur Erhebung der Naturalienbeiträge zur Beſol— 
dung der Pfarrer oder Küfter vorgenommen werden, wenn in einer Gemeinde mehrere Kirchen- 
ältejte find. 

3. Den Echriftwechjel des Kirchenvorftandes, insbefondere die Entwerfung von Schreiben, 
andern Berfügungen und der Berichte an das Konfiftorium liegt zunächſt dem vorfigenden Pfarrer 
ob, welcher jedoch auch den etwaigen zweiten Pfarrer oder einem dazu befähigten Kicchenälteften 
damit für einzelne Sachen beauftragen kann. 

Alle Ausfertigungen find don dem vorfigenden Pfarrer unter dem Namen des Kirchenvor- 
ftandes, Schreiben an öffentliche Behörden und Berichte an das Konfiftorium auch von dem Kirchen: 
ültejten, welcher bei Verhinderung des Pfarrers den Vorſitz im Kirchenvorftande zu führen hat, 
und von dem am Pfarrorte, beziehungsweije Filialorte, wohnhaften Kirchenälteften, Anweifungen an 
den Rechnungsführer auch von dem betreffenden Kirchenälteften, jowohl im Konzepte, als auch in 
der Reinſchrift zu unterzeichnen. 

Für die Koften der erforderlichen Schreibmaterialien und für Kopialgebühren, injofern die 
Reinſchriften nicht vom Pfarrer oder einzelnen Kirchenälteften beforgt werden können, jo wie für 
jonftige Gejchäftsfoften ift eine angemefjene Summe im Voranſchlage auszuwerfen. 

4. Sämmtliche zum Archive des Kirchenvorftandes gehörende Akten find von dem vorfigenden 
Pfarrer in jeiner Wohnung aufzubewahren, welcher diefelben in gehöriger Ordnung zu halten, für 
die verjehiedenen Gegenjtände bejondere Konvolute mit einer Defignation der einzelnen Aftenftüde 
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anzulegen und über die ganze Regiftratur ein allgemeines Verzeichniß zu führen hat. Statt des 
bisherigen Reſkriptenbuches ſind für die verſchiedenen Gegenſtände Generalakten anzulegen und zu 
denfelben Abſchriften etwaiger allgemeiner Eirfularverfügungen des Konfiftoriums zu regiftriren. 

Die erforderlichen Repofitorien oder Aktenſchränke find auf Koſten des Kirchen: beziehung» 
weiſe Pfarreifonds anzujchaffen. 

Die Kirchenbücher mit den dazu gehörigen Belegen find fünftig mit einem bejondern Ver: 
zeichniffe der jtattgehabten Zaufen, Proflamationen, Zrauungen und Beerdigungen im Original 
an das NKonfiftorium einzufenden und werden nach dorgenommener Reviſion an die Pfarrer 
zurückgeſandt. 

Birkenfel d, den 7. Dezember 1855. 

Großherzoglich Oldenburgiſches Konſiſtorium. 
v. Finkh. 


IX. 


Bekanntmachung des Konfilloriums, 
betreffend die Form für Die feierliche Perpflichtung ver Kirchenälteften und der 
Rirchengemeinde Vertreter; vom 16. Rovember 1855. 


Zur Ausführung der in den Art. 8 und 20 des Geſetzes vom 5. September d. J. betreffend 
die Organiſation der evangeliſchen Kirchengemeinden, getroffenen Vorſchriften wird hinſichtlich der 
Form für die feierliche, Verpflichtung der Kirchenälteften und der Kirchengemeinde Vertreter hierdurch 
Folgendes beſtimmt: 

1. An demjenigen Sonntage, an welchem Kirchenälteſte der Gemeinde vorgeſtellt und feierlich 
verpflichtet werden ſollen, hat der fungirende Geiſtliche nach dem allgemeinen Kirchengebete 
und etwaigen andern dieſem anzuſchließenden beſondern Fürbitten oder Dankſagungen, 
von dem Ergebniſſe der ſtattgehabten Aeltejtenwahl, unter namentlicher Aufführung der 
Gewählten, öffentliche Mittheilung zu maden, die noch ſelbigen Tages im Schlußtheile 
des Gottesdienſtes vorzunehmende Einführung derſelben in ihr neues Kirchenamt zur 
Anzeige zu bringen und zu gemeinſamer Fürbitte für die in den kirchlichen Gemeindedienſt 
Gintretenden aufzufordern. Unmittelbar auf dieſe Fürbitte folgt das Vater Unfer, und 
der Geiftliche verläßt die Kanzel. 

Nachdem einige mit Beziehung auf die bevorftehende kirchliche Handlung ausgewählte 
Siederverje gefungen, tritt Der Geiftliche zugleich mit ben einzuführenden Aeltejten dor 
den Altar, jo daß Lebtere mit dem Gefichte dem Altare zugewendet ihren Plaß nehmen, 
und hält von dort eine furze Anſprache, in welder auf die Stellung, Aufgabe und 
Bedeutſamkeit des Aelteftenamtes in ber Gemeinde hinzuweifen jein wird. An dieſen 
Vortrag ſchließt ſich dann mit einem geeignet erſcheinenden Uebergange zum eigentlichen 
Einführungsakte die folgende, dem einzuführenden Kirchenälteſten vorzulegende Frage: 

„Wollt Ihr das Amt eines Aelteſten der Kirchengemeinde N. N., zu welchem Euch 
das Vertrauen. Eurer Gemeindegenoſſen berufen hat, nach den Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend die Organiſation der evangeliſchen Kirchengemeinden des Fürſtenthums Birken— 
feld, zur Erbauung dieſer Gemeinde, wie zum Wachsthume der Geſammtkirche mit aller 

Sorgfalt und Treue führen als aus dem Vermögen, das Gott darreichet, und bei jolcher 

Führung allenthalben Euch jelbit daritelfen zum Vorbilde guter Werte, mit Ehrbarfeit, 

geſund im Glauben, in ber Liebe, in der Geduld, auf daß in allen Dingen Gott 

gepriejen werde durch Jeſum Chriſt? — jo bezeuget jolches jegt vor dem Angefichte des 

Allgegenwärtigen und Diejer chriſtlichen Verfammlung, indem Ihr ſprechet: Ja, mit 

Gottes Hülfe.“ — 

Hierauf reichen die gewählten Kirchenälteſten zur Beſtätigung ihrer Verſicherung dem 
Geiſtlichen die rechte Hand und Letzterer erflärt nunmehr die joldergeftalt Berpflichteten 
für ordnungsmäßig beitellte Aelteſte der Kirchengemeinde N. N., ſpricht eine der Feier 
angemefjene Kollekte und jehließt den gefammten öffentlichen Gottesdienst mit dem Gegen. 

2. Die gewählten Kirchengemeindevertreter werden zu einer von dem Borfigenden zu beru— 
fenden Sitzung des Kirchenvorſtandes eingeladen, von dem Vorſitzenden zunächſt unter 
Verleſung des Art. 13 des Geſetzes, die Organiſation der evangeliſchen Kirchengemeinden 
im Fürſienthum Birkenfeld betreffend, auf die der Kirchengemeinde-Vertretung zujtehenden 
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Befugniſſe, beziehungsweife obliegenden Verpflichtungen, hingewiefen und wird dann vom 
Borfigenden an diejelben die Frage gerichtet: 
„Sb fie den Dienft eines Vertreters der Kirchengemeinde N. N. nach den Beſtim— 
mungen dieſes Organijationsgejeges gewiljenhaft und treulich wahrnehmen wollen?! — 
Auf diefe Frage haben die Gewählten mit „Ja“ zu antworten und zur Bejtätigung 
ihrer Verfiherung dem Borfigenden die rechte Hand zu reichen. Diejer erklärt hiernach die 
alſo Verpflichteten für gejeßmäßig beftellte Vertreter dev Kirchengemeinde N. N. und hat 
Sorge zu tragen, daß Über den ganzen Beſtellungsakt ein Protokoll aufgenommen, auch am 
nächſten Sonntage der Gemeinde von dem erfolgten Eintritte dev neuen Vertreter mit 
namentliher Aufführung Kenntniß gegeben werde. 
Bei Verpflichtung der bei der erften Wahl gewählten Kirchengemeindevertreter find die 
jeßigen Juraten vom Geijtlichen zuzuziehen. 
Birkenfeld, den 16. November 1855. 
Großherzoglich Oldenburgiſches Konſiſtorium. 
v. Finckh. 
Bartel. 


X 


Bekanntmachung des Ronſiſtoxiums, 

enthaltend eine nıfäßliche Beſtimmung zu der Verordnung v. 5. September 1855 
über die Proanifafion Der xevangeliſchen Kirchengemeinden; v. 24, Bob. 1855. 

Ba in der Verordnung vom 5. September d. J., betreffend die Organijation der evangelijchen 
Kirchengemeinden, feine bejondere Beitimmung getroffen worden, wie es bei Wahlen der Kirchen— 
älteften zu halten jet, wenn Mehrere eine gleiche Anzahl Stimmen erhalten haben, jo muß in einem 
ſolchen Falle die Entſcheidung durch das 2008 getroffen werden, wonach ſich daher die Pfarrer bei 
der ihnen übertragenen Leitung der Wahlen zu achten haben. 

Birkenfeld, den 24. November 1855. 
Großherzoglich Oldenburgiſches Konſiſtorium. 
v. Finckh. 
Zang. 


XI. 
Geſek, 


befreffend die Derfalfung der evangeliſchen Kirche des FJürſtenthums Birkenfeld, 
vom 11. PRovember 1875, 

Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden Großherzog don Olden- 
burg ꝛc., verordnen zur Ausführung des Artikels 78, SS 1 und 2 de3 Staatsgrund— 
gejeßzes in Beziehung auf die. evangelifche Kirche des Fürſtenthums Birkenfeld, nach 
Anhörung der in Gemäßheit des 8 48 der Unions-Urkunde um ihr Gutachten befragten 
Synode, über die weitere Organijation der evangelifhen Kirche im Fürftenthum als 
Geſetz was folgt: 

| Allgemeine Beitimmung. 

Art. 1. Die dem evangelifchen Landesheren nach 8 47 der Unions-Urkunde zu— 
jtehenden Rechte der Kirchenregierung find bejchränft durch die Beitimmungen diejer 
Berfaffung, und übt der Großherzog die ihm zustehenden firchenregimentlihen Befugnifje 
durch das Konſiſtorium zu Birkenfeld aus. 

Abſchnitt 1. 
Konfiitorium. 
Art. 2. Das Konfiftorium befteht aus drei Mitgliedern, deren Eines der jedes- 
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Die Mitglieder des Konfiftoriums werden dom Großherzog ernannt. Das Kon- 
fiftorium empfängt dom Großherzog jeine Geſchäftsordnung und Dinftinftruftion, in 
welcher auch beftimmt wird, in welchen einzelnen Fällen an den Großherzog zu berichten 
und die Höchfte Entſcheidung einzuholen ift. 

Art. 3. Für die Schriftführung, die Revifiong-Arbeiten, die Wahrnehmung der 
Negiftraturgejchäfte, die Kafjeführung, den Kopiften= und Botendienft bejtellt das Kon— 
filtorium mit Genehmigung des Großherzogs die erforderlichen Perjonen. 

Art. 4. Zum Wirkungskreiſe des Konfijtoriums gehören: 

1. die Wahrung und Fortbildung der geſammten kirchlichen Ordnung, nach Maß— 
gabe der Verfaſſung und der Kirchengeſetze; 
2. die obere Aufſicht über den Religionsunterricht der evangeliſchen Schüler in 
allen Lehr: und Bildungsanſtalten; 

‚ die Neberwachung der kirchlichen Armenpflege ; 

‚ die Veranftaltung außerordentlicher Gottesdienite ; 

‚ die firchlichen Dispenjationen ; 

die Anordnung der Kicchenvifitationen; 

‚ die Leitung der Prüfung der Prarramtsfandidaten ; 

‚ die Ertheilung der erforderlichen Aufträge zur Ordination der Kandidaten, zur 
Leitung der Pfarrwahl, zur Einführung der Pfarrer und zu fonftigen geiftlichen 
Amtshandlungen im Dienfte der Landeskirche ; 

9, der Vorſchlag bei Beſetzung der Pfarritellen ; 

10. die Anftellung der Hülfs- und Yafanz Prediger, unter Genehmigung des Groß: 
Herzogs; die Beſorgung Des Vikariatsweſens; 

11. die Sorge für Vermehrung der Kräfte des Pfarramts, wenn es deren bedarf; 

12. die Oberaufſicht über die Dienſtthätigkeit und den Wandel aller Beamten der 
Kirche, ſowie die Ertheilung von Urlaub, nach den Beſtimmungen des Urlaubs— 
geſetzes; 

13. die Erkennung von Disciplinarſtrafen gegen Geiſtliche, Kirchenbeamte und Pfarr- 
amtsfandidaten wegen Pflichtverlegung und fittlicher Unmwirdigfeit, nach den 
Beltimmungen des Geſetzes wegen Dientführung und Beltrafung der evange— 
liſchen Kicchendiener; 

14. die Sorge für Gründung und Erweiterung geiftlicher Penſions-, Wittwen— und 
Waiſenkaſſen und die Oberaufficht über die beſtehenden; 

15. die Oberaufficht über die Verwaltung des Landeskirchenguts, die Verwaltung 
der allgemeinen geiftlichen Fonds und‘ Stiftungen und die Verwendung der Ein— 
künfte der letzteren; 

16. die Aufſicht über das allgemeine Kirchen-Archiv; 

17. die Sorge für die Erhaltung des kirchlichen Eigenthums, unter Berückſichtigung 
des Artikels 80 des Staatsgrundgeſetzes, für die Erhaltung der Einkünfte der 
Kirchenbeamten und die Vermehrung dieſer Einkünfte, wo es derſelben bedarf; 

18. die Aufſicht über das Verwaltungsweſen in den Kirchengemeinden, nach Maß— 
gabe der beſtehenden kirchlichen Geſetze und Veordnungen; 

19. die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Verfügungen der unteren Kirchen⸗ 
behörden in letzter Inſtanz, über Beſchwerden gegen Kirchenbeamte und über 
Streitigkeiten derſelben; 

20. die Entſcheidung über Streitigkeiten in Betreff der örtlichen Begränzung der 
Pfarrſprengel; 
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21. alle Verfügungen in der Firchlichen Verwaltung, welche nicht den Kirchenvor— 
ſtänden oder einzelnen Kirchenbeamten überlafjen find; 

22. die Borbereitung der Landes-Synode, die Theilnahme an den Verhandlungen 
derjelben, der Vortrag über die Bejchlüffe der Landes-Synode beim Großherzog 
und deren Ausführung, joweit fie die Genehmigung des Großherzogs erhalten 
haben; 

23. die Dermittlung zwiſchen dev Kirche und den Staatsbehörden, ſowie den Kicchen- 
behörden anderer Neligionsgenofjenjchaften und Länder. 

Art. 5. In allen Fällen, in welchen das Konfiftorium in erſter Inſtanz eine 
Verfügung oder Entjeheidung abgegeben hat, ift eine Bejchwerde oder Berufung an den 
Großherzog zuläffig. 


Abſchnitt II. 
Landesgemeinde und Landes-Synode, 


Art. 6. Die Geſammtheit der Pfarrgemeinden bildet die Landesgemeinde, welche 
durch die Landes-Synode vertreten wird. 

Art. 7. Die Synode befteht : 

a. aus jämmtlichen Pfarrern der Landesgemeinden; 
b- aus ebenſo vielen weltlichen Mitgliedern. 

Die weltlichen Mitglieder werden von jämmtlichen Kirchenälteften und Kirchen— 
gemeinde-Bertretern dev Pfarrei gewählt, und haben die Pfarrgemeinden mit zwei 
Pfarrern je zwei, die Pfarrgemeinden mit einem Pfarrer je einen weltlichen Abgeordneten 
zu wählen. 

Die näheren Beſtimmungen über das Wahlverfahren find in der Wahlordnung 
Anhang, Anlage I. zu gegenwärtigem Gefeße) enthalten. 

Für jeden weltlichen Abgeordneten wird ein Erſatzmann gewählt. 

Art. 8. Ordentliche Synoden finden alle fünf Jahre ftatt. 

Auperordentlihe Synoden werden nach Ermefjen des Kicchenregiments berufen. 

Art. 9. Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl vorgenommen. Die 
bisherigen Mitglieder können wieder gewählt werden. 

Art. 10. Die Einberufung der Synode gejchieht durch den Großherzog. 

Das Konfijtorium erläßt die Einberufungsichreiben an die einzelnen Mitglieder 
der Synode, mit Angabe des Ortes der Zufammenkunft, unter möglichſt frühzeitiger 
Mittheilung der der Synode zu machenden Vorlagen. 

Art. 11. Die Synode wird duch einen öffentlichen Gottesdienft eingeleitet, 
wobei die Predigt dom Superintendenten zu halten ift. Diefelbe, jowie das Schluß— 
gebet nach Beendigung der DVBerhandlungen, kann jedoch auch vom Superintendenten 
an einen andern Geiftlichen übertragen werden. Nach dem Gottesdienste wird die 
Synode, jobald zwei Drittel jämmtlicher Mitglieder anmejend find, durch den Landes- 
herrlichen Kommifjarius eröffnet, welcher den Verhandlungen beizumohnen hat und die 
Synode im Auftrage des Großherzogs jederzeit auch vertagen oder jchließen Kann. 

Art. 12. Die Synode wählt nach ihrer Eröffnung in geheimer Stimmgebung 
aus ihrer Mitte einen Präfidenten und einen Vicepräfidenten, jowie zur Wahrnehmung 
der Schriftführung und Regiftraturgefchäfte einen oder mehrere Schriftführer für ihre 
ganze Dauer. Bis die Wahlen vollzogen find, führt der Landesherrliche Kommiffarius 
den Vorſitz. 

Art. 13. Nach Vornahme der im Art. 12 bezeichneten Wahlen findet die Ver- 
pflihtung der Synodal-Mitglieder jtatt, und zwar mitteljt folgenden Gelöhnifje : 
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„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode nach beiten 
Wiſſen und Gewifjen das Wohl der evangelifchen Kirche des Landes treu zu 
beachten.“ 

Diejes Gelöbniß wird don dem Präfidenten dem Sroßherzoglihen Kommiſſarius 
abgelegt. 

Der Präfident verlieft dann das Gelöbniß und fragt die übrigen Mitglieder der 
Synode, ob auch fie dajjelbe ablegen wollen, worauf diejelben mit Erhebung auf ihren 
Sitzen „Ja“ zu antworten haben. 

Art. 14. Jedes Mitglied der Synode iſt Vertreter der ganzen evangeliſchen 
Kirche des Landes und an Aufträge und Vorſchriften nicht gebunden. 

Art. 15. Die Synode ift befchlußjähig, wenn wenigſtens zwei Drittel ihrer 
Mitglieder anweſend jind. 

Art. 16. Die Beſchlüſſe der Synode werden duch abjolute Stimmenmehrheit 
der anweſenden Mitglieder gefaßt. 

Kenn ſich Stimmengleichheit bei der erſten Abftimmung ergeben hat, jo ſoll dieſe, 
und zwar, wenn dev Präfident es für angemefjen erachtet, erſt in der folgenden Sitzung 
wiederholt werden, und wenn auch) die zweite Abjtimmung zu einem Beichluffe durch 
abfolute Stimmenmehrheit nicht geführt hat, jo ift der zur Abſtimmung gebrachte Antrag 
als abgelehnt zu betrachten. eine Stimme hat jeder perjönlich abzugeben. Anträge 
auf Abänderung diejes Berfaffungsgejeges bedürfen zu ihrer Annahme einer Mehrzahl 
von zwei Drittel Stimmen. 

Art. 17. Die Mitglieder des Konfiitoriums find berechtigt, jeder Sitzung der 
Synode beizumohnen. Sie können derjelben vor dem Schluß ber Debatte jederzeit Mit- 
theilungen machen, und es muß ihnen bis dahin das Abort ſtets gegeben werden, ſofſern 
dadurch ein begonnener Vortrag nicht unterbrochen wird. Dafjelbe gilt von dem Landes⸗ 
herrlichen Kommiſſarius. 

Art. 18. Die Sitzungen der Synode ſind öffentlich. Sie werden ausnahmsweiſe 
geheim, wenn auf den von einem Mitgliede der Synode geſtellten und von wenigſtens 
drei anderen unterſtützten Antrag, nad) Entfernung der Zuhörer, die geheime Berathung 
bejchlojjen wird. 

Art. 19. Das Konfiftorium hat jeder ordentlichen Landes-Synode vorzulegen: 

1. einen umfaffenden, namentlich auch das Ergebniß der Kirchenvifitationen berück— 
ſichtigenden Bericht über Alles, was auf kirchlichem Gebiete ſeit dev letzten ordent— 
lichen Synode Wichtiges vorgekommen iſt; 

2. die über die allgemeinen Fonds abgelegten Rechnungen, nebſt den Erinnerungen 
und Entſcheidungen; 

3. die Entwürfe der nothwendigen Geſetze; 

4. einen ſummariſchen Bericht über den Stand des Rechnungsweſens in jeder einzelnen 
Kirchengemeinde. 

Art. 20. Die Synode beräth und beſchließt über Die Angelegenheiten der gefammten 
evangelifchen Kirche des Landes. Es gehört insbefondere zu ihrem Wirkungskreis: 

1. die Beachtung und Erwägung des kirchlichen Zuſtandes des Landes in Bezug 
auf Lehre, Liturgie, Zucht und Verfaſſung; 

2. die Mitwirkung bei der Geſetzgebung im Gebiete des Kirchenweſens auf Grund 
der Vorſchläge des Kirchenregiments oder einzelner Mitglieder der Synode; 

3. das Recht der Beſchwerde in Betreff der Amtsführung des Konſiſtoriums, ins— 
beſondere auch ſeiner Aufſicht über die unteren Behörden, die Beamten und das, 
Kirchengut; 
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4. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und der Dedungsmittel derjelben 
nach den Vorlagen des Konſiſtoriums. 

Art. 21. Gejeße im Gebiete des Kirchenweſens können vom Großherzog nur in 
Uebereinftimmung mit der Landes-Synode erlaffen, aufgehoben oder authentijch erklärt 
werden. 

Art. 22. Ohne Zuftimmung der Landes-Synode dürfen insbejondere auch neue 
Katechismen, Gelangbücher und Agenden nicht eingeführt, jo wie überhaupt Firchengefegliche 
Normen in Bezug auf Lehre, Liturgie, Zucht und VBerfaffung nicht erlaffen werden. 

Art. 23. Das Konfiitorium ift ermächtigt, Verfügungen, welche die Mitwirkung 
der Landes-Synode erfordern, mit Genehmigung des Großherzogs zu treffen, wenn dies 
jelben duch die Umstände dringend geboten find und weder einen Aufjchub bis zur 
nächiten ordentlichen Synode zulafjen, noch die Berufung einer außerordentlichen Synode 
gejtatten, oder durch ihre Wichtigkeit rechtfertigen. Es hat in ſolchen Fällen die Ver— 
pflichtung, vor der nächſten ordentlichen oder außerordentlichen Synode die Dringlichkeit, 
Zweckmäßigkeit oder Wichtigkeit folcher Verfügungen zu rechtfertigen. Verweigert die 
Synodeihre Zuftimmung, ſo iſt die Verfügung, joweit dies thunlichift, jofortwieder aufzuheben. 

Art. 24. Vorſtellungen jeder Art müſſen jehriftlih an die Synode gebracht 
werden; in der Verſammlung darf nur ein Mitglied diejelben perfönlich überreichen. 

Mt. 25. Der Großherzog verkündet die Kirchengefege mit ausdrücklicher Bezug- 
nahme auf die Mitwirkung der Landes-Synode nach Art 21 diejes Geſetzes. 

Die Verkündigung gejchieht durch das Gejetblatt. 

Art. 26. Nach dem Schluffe der Synode find die Protokolle und jonjtigen 
Aktenſtücke don dem Präfidenten dem Landesherrlichen Kommiſſarius zu übergeben 
welcher jie dem Konſiſtorium vorzulegen hat. 

Die Entichließungen des Kirchenregimentes über die bis dahin umerledigten Anträge 
der Synode werden baldmöglichit in einen Shynodalabichied zufammengefaßt und im 
Gejeßblatt befannt gemacht. 

Art. 27. Die näheren Beitimmungen über die Behandlung der Gejchäfte in der 
Synode enthält die Gejchäftsordnung (Anlage II. zu dem gegenwärtigen Gejeße). 

Abſchnitt II. 
Bon der Wahl zu den Pfarrämtern. 

Art. 28. Die Bejegung exledigter Pfarritellen, mit Ausnahme der erjten Pfarr: 
jtelle dev Pfarrei Birkenfeld, deren Inhaber der jedesmalige Superintendent des Landes 
jein ſoll, gejchieht in folgender Weife: 

Die Bewerbung gejchieht beim Konfiftorium. Dieſes wählt unter Berüdfichtigung 
der Bedürfniffe dev Gemeinde und der Intereſſen der Landeskirche von den Bewerbern 
drei aus. Nachdem diefe mit Genehmigung des Großherzogs vom Konfiftorium der 
Gemeinde genannt find und in derjelben Gaftpredigten und Katechifationen gehalten 
haben, wird Einer derjelden von den ſämmtlichen Kirchenälteften und Kirchengemeindes 
Vertretern der Pfarrei gewählt. Zur Wahl des Pfarrers ift eine Stimmenmehrheit von 
drei Viertel der ſämmtlichen Wahlberechtigten erforderlich. Der Gewählte wird dem 
Großherzog präfentirt und von diefem zum Pfarrer ernannt. 

Art. 29. Sind nur drei Bewerber aufgetreten und alle drei mit Rüdficht auf 
die Bedürfniffe dev Gemeinde und die Intereſſen der Landeskirche für die zu bejeende 
Pfarrftelle geeignet zu erachten, jo werden fie mit Genehmigung des Großherzogs der 
Gemeinde zur Wahl genannt. 

Art. 30. Wenn aber jene vorgeſchriebene Rückſichtnahme den Vorſchlag zur Wahl 
nicht geeignet exjcheinen läßt (Art. 29), oder wenn noch weniger als drei Bewerber 
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aufgetreten find, oder wenn bei einer ftattgehabten Wahl feiner der VBorgejchlagenen die 
erforderliche Stimmenmehrheit von drei Viertel der ſämmtlichen Wahlberechtigten erhalten 
hat, jo wird die Stelle ohne nothwendige Beſchränkung auf die Bewerber vom Groß— 
herzog unmittelbar bejebt. 

Art. 31. Die näheren Beltimmungen über das Verfahren bei ber Wahl der 
Pfarrer enthält die Wahlordnung (Anlage II.). 

Art. 32. Jedem Bewerber ift e8 verboten, bei ben Wählern mittelbar oder 
unmittelbar um Stimmen zu werben, bei Strafe der Nichtigkeit jeiner Wahl. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namensunterjehrift und beigedrücdten Großher— 
zoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schlofje zu Oldenburg, den 11. November 1875. 


(L. 8.) Veter. 
Mutzenbecher. Brauer. 
Anhang | 
zum Geſehe über die Verfaſſung der evangeliſchen Rirche des Jürſtenkhums Birkenfeld. 


Anlage J. 
Wahlordnung zur Synode. 

8 1. Die Anordnung der Wahlen der Abgeordneten zur Synode erfolgt durch 
das Konſiſtorium. 

s 2. Wähler find ſämmtliche Kirchenältefte und Kicchengemeindevertreter der 

arrei. 
g 3. Wählbar find alle männlichen Mitglieder der evangelifchen Landesgemeinde 
im Fürſtenthum, welche zu Kirchenältejten gewählt werden fönnen. 

Die auf ihn gefallene Wahl kann Jeder ablehnen. 

$ 4. Der Pfarrer des Kirchſpiels, bei Verhinderung defjelben der ſtellver— 
tretende Kirchenältefte, leitet die Wahlhandlung. In den Kirchipielen, wo zwei Pfarrer 
find, hat der erſte Pfarrer, als Stellvertreter defjelben der zweite Pfarrer, die Wahl 
handlung zu leiten. 

8 5. Die Einladung zur Wahlhandlung gejchieht in derjelben Weije, wie zu den 
Sitzungen des Kirchenvorſtandes, unter Feſtſetzung der Dauer der Verhandlung. Im 
Uebrigen findet die Beitimmung des Art. 25 des Drganijationsgejeges vom 5. Sep— 
bember 1855 Anwendung. 

8 6. Beim Beginne des Wahlgeichäftes hat der Vorſitzende die Wähler auf eine 
für den vorliegenden Zwed pafjende Wahl und das Erforderniß, nur einen intelligenten, 
für das religiöſe und firchliche Leben ſich wahrhaft interejfirenden Mann als Abgeord- 
neten zur Landes-Synode zu wählen, aufmerfjam zu machen, jodann die Wahl von zwei 
Urkundsperſonen und eines Schriftführer zu veranlafjen. 

8 7. Die Wahl des, bezw. der Abgeordneten und des Erjagmannes, reſp, der 
Erſatzmänner, ijt gejondert vorzunehmen. 

8 8. Die Wahl gejchieht in geheimer Stimmgebung durch geichlofjene Stimme 
zettel, in welchen die Gewählten genau nad) Namen und Stand zu bezeichnen find. 

8 9. Die zur Wahl erjehienenen Stimmberechtigten erhalten im Wahllokal die 
Stimmzettel, füllen fie aus, jehließen fie, und übergeben fie perjönlich dem Vorſitzenden. 
Eine Bevollmächtigung oder eine Stellvertretung iſt unſtatthaft. 

Die Stimmzettel werden in einem vor dem Vorſitzenden aufzuſtellenden Gefäß 
geſammelt. Der Schriftführer trägt die Namen Derjenigen, welche die Stimmzettel 
übergeben, unter fortlaufenden Nummern in das Protokoll ein. 
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$ 10. Nachdem von dem VBorfigenden die Wahlurne für geſchloſſen erklärt 
worden, find feine Stimmzettel mehr anzunehmen. Die abgegebenen Stimmzettel werden 
von dem Vorfigenden einzeln aus dem Wahlgefähe herausgenommen, eröffnet, die Namen 
der Perſonen, welche Stimmen erhalten haben, vorgelefen und von dem Schriftführer in 
das Protokoll eingetragen, wobei von Einem der Urfundsperjonen die Gegentijte geführt 
wird. Unvollftändige, unrichtige oder unlejerlich gejchriebene Stimmzettel werden nicht 
berüdfichtigt. 
$ 11. Diejenigen Perfonen, welche die abjolute Stimmenmehrheit erhalten haben, 
find zu Abgeordneten reſp. Erſatzmännern ernannt. 

$ 12. Ergibt fich bei der Abjtimmung feine abjolute Stimmenmehrheit, jo wird 
zu einer zweiten Abjtimmung gejchritten. Sind jedoch für den Abgeordneten oder den 
Erſatzmann nur zwei Perjonen in Vorſchlag gebracht, deren jede die Hälfte dev ſämmt— 
licher Stimmen erhalten bat, jo tritt zwijchen Beiden jogleich die Entjcheidung durch 
das 2008 ein. 

$ 13. Bei einer zweiten Abjtimmung darf nur zwijchen den Beiden gewählt 
werden, welche bei der erjten Abjtimmung die meisten Stimmen erhalten haben. Wenn 
noch Andere gleich viele Stimmen erhalten haben, jo findet die Wahl aus Allen jtatt, 
welche mit diefen gleiche Stimmen haben. Es entſcheidet in diefem Falle die relative 
Stimmenmehrheit und bei gleicher Zahl der Stimmen das Loos. 

8 14. Nach) Verkündung de3 Ergebnifjes der Wahl wird das Protofoll verlejen 
und von dem Vorſitzenden, dem Schriftführer und den Urkundsperfonen unterjchrieben. 
Die Stimmzettel werden vernichtet. 

$ 15. Der Vorſitzende ſetzt die zu Abgeordneten Gewählten, ſowie die Erſatz— 
männer von der auf fie gefallenen Wahl jofort in Kenntniß, mit dem Bemerfen, daß 
fie fi Über die Annahme oder Ablehnung der Wahl innnerhalb acht Tagen zu erklären 
ätten. 
: 8 16. Für diejenigen Abgeordneten, welche die Wahl abgelehnt oder in der 
dazu beftimmten Frift ihre Erklärung nicht abgegeben haben, werden die Erſatzmänner 
einberufen, und wenn auch dieſe abgelehnt haben, wird zu einer weiteren Wahl 
geſchritten. 

8 17. Der Vorſitzende hat die Wahlakten mit der bezüglichen Erklärung der zu 
Adgeordneten und Erjaßmännern Gemählten dem Konſiſtorium vorzulegen. 

$ 18. Das Konfiftorium prüft die Wahlverhandlungen, ordnet nöthigenfalls neue 
Wahlen an, falls die erſten Wahlen nicht auf gejegmäßige Weife vorgenommen jein 
follten, und theilt jodann ein Verzeichniß der Gewählten und eventuell einzuberufenden 
Erſatzmänner dem Landesherrlichen Kommiſſarius mit. 


Anlage III. 
Bon der Wahl zu Pfarramtern. 


81. Wird in einer Gemeinde ein Pfarramt erledigt, jo hat der Kirchenvorſtand 
ſofort dem Konfiftorium davon Anzeige zu machen. 

8 2. Das Konfiftorium erläßt fofort nach erhaltener Anzeige eine Belannt- 
machung in öffentlichen Blättern, Worin es zur Bewerbung binnen zwei Monaten 
auffordert. 

8 3. Das Konfiftorium fordert demnächſt die von ihm zum Borjchlage ausge 
wählten Bewerber auf, in der betreffenden Gemeinde eine Gaftpredigt und Katechifation 
zu halten. Die Tage beitimmt das Konſiſtorium. 

8 4. Das Konfiftorium theilt demnächjt dem betreffenden Kirchenvorjtande Namen 
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und Wohnort der vorgejchlagenen Bewerber, ſowie die zu den Gajtpredigten umd zur 
Wahl angejegten Sonntage mit. 

Ss 5. Die vom Konftftorium gemachte Mittheilung ift jofort durch Verkündigung 
am Schluffe des Gottesdienftes an zwei auf einander folgenden Sonntagen anzuzeigen. 

8 6, Die Wahlhandlung findet in der Regel in der Kicche des Pfarriprengels 
ftatt, und zwar nach dem Hauptgottesdienfte an einem Sonntage nad) der legten Gajt- 
predigt. 

8 7. Die Wahlhandlung gejehieht unter Leitung eines Mitgliedes des Kon— 
fiftoriums und zweier demfelben von dem Konfiftorium beigeordneten Vertrauensmänner. 

8 8. Auf des Vorſitzenden Aufforderung legt jeder der anweſenden Stimm 
berechtigten feinen Stimmzettel in ein vor dem Vorſitzenden aufgeitelltes Gefäß. Jeder 
der Stimmzettel darf nur den Namen Eines der vorgejchlagenen Bewerber enthalten. 
Findet ſich auf einem Stimmzettel mehr als ein Name, jo gilt nur der zuerſt gejchriebene. 
Unleſerlich geichriebene Stimmzettel werden nicht berückſichtigt. Auch ſolche nicht, bei 
denen es zweifelhaft ift, welchem der Bewerber die Stimme hat gegeben werden jollen, 
ſofern nicht dev Zweifel jofort gehoben wird, worüber die anweſenden Stimmberechtigten 
zu entfcheiden haben. Bor Aufforderung zur Abgebung dev Stimmzettel hat der Vor— 
ſitzende dieſen Paragraphen der Wahlordmmg und die Namen der vorgejchlagenen 
Bewerber zu verlejen. 

8 9. Nachdem die Stimmgebung auf nochmalige Aufforderung des Borfigenden 
geſchloſſen ift, dürfen feine Stimmzettel mehr angenommen werden. 

$ 10. Der Vorſitzende nimmt jodann die Stimmzettel einzeln aus dem Gefäße 
und verfieft laut und deutlich die darauf befindlichen Namen, welche dann von den 
Vertrauensmännern verzeichnet werden. 

8 11. Sind alle Stimmzettel verlejen, jo eröffnet der Vorſitzende der Berjamm- 
fung das Ergebniß der Wahl. j 

8 12. Der Vorfigende hat über den ganzen Wahlaft ein Protofoll aufzunehmen 
oder durch einen zugezogenen Schriftführer aufnehmen zu laſſen, oder vor Schluß der 
Verſammlung diefes Protokoll vorzulefen, etwaige Erinnerungen dagegen zu erledigen 
und darnach daffelbe für genehmigt zu erklären. Diejes Protofoll unterjehreiben der 
Vorſitzende, der Schriftführer, wo ein ſolcher zugezogen ift, und die beiden Vertrauens⸗ 
männer. 

$ 13. Der Vorſitzende hat eine von ihm beglaubigte Abſchrift des Protokolls dem 
Konfiftorium zur weiteren Verfügung vorzulegen. 


Die Sächſiſch-Thüringiſchen Fürſtenthümer. 


1. Das Großherzogthum Sadjfen-Weimar-Eifenad). 


Die lutherifche Landeskirche des Großherzogthums, Weimar war bis in die Mitte 
diefes Jahrhunderts hinein episfopal-fonfiltorial verfaßt, ohne irgend welche ſynodale 
und mit unbedeutenden presbyterialen Gliederungen ). ine Veränderung des Be— 
fenntnipjtandes erfolgte indeſſen ſchon 1815 als vormals heſſiſche Gebietstheile an 
Weimar fielen, deren Bewohner fi Halb zur lutheriſchen, halb zur reformirten Lehre 
befannten, wie ſich dieſelbe unter der Herrjchaft der heſſiſchen Landgrafen ausgebildet 
hatte. Bis 3. 3. 1816 wurde das evangelische Kirchenweſen diefer Gebiete, welches 
im Laufe der Zeit einen immer mehr ausgejprochenen reformirten Charakter und auch 
teformirten Namen angenommen hatte, von der lutheriſchen Landeskirche getrennt 
gehalten und der durch den reformirten Metropolitan von Vacha verstärkten Immediat— 
Kommiffion für das kath. Kicchen- und Schulwefen unterftellt. Allein ſchon durch 
Reſcript vom 10. Mai 1816 wurde die regimentliche Bereinigung der beiden evange- 
chen Konfeflionen vollzogen, welche bis heute andauert, und dazu geführt hat, daß 
die weimarische Landeskirche fich offiziell nicht als lutherifche, jondern als „evangeliſch— 


proteſtantiſche“ bezeichnet. 


Die Konfiftorialorganifation begann mit der i. J 
eines Konfiltoriums für die gefammten erneftinifchen Lande zu Weimar, 
n jollte und deſſen Vorſitz fih Johann Friedrich d. M. 
Doch wurde dies Konfiltortum ſchon jeher bald darauf nah Jena 
%. 1569 die gewöhnliche Organifation ?), welche i. 3. 1574 *) 
Auch nachdem fih 1603 Altenburg von Weimar abgetrennt 


jährlich einmal verſammeln 
ſelbſt vorbehielt. 
verlegt, und empfing i. 
erneuert wurde. 


1561?) erfolgten Errichtung 
das ſich 


hatte, blieb die fonfiltoriale Behörde zu Jena beiden Ländern gemeinfam?), bis i. J. 


1) Ueber die mit Berücfichtigung des $ 20 des 
Gef. vd. 15. Mai 1821 Schulferien und Schul— 
verſäumniſſe betreff. (Gö del, Sammlung Großh. 
S.:Weimar-Eijenahjcher Gejege 2, S.869) analog 
mit dem Ortsſchulvorſtand eingerichteten Kirchen— 
vorſtände val. Teufher Handb. d. ev. AR. im 
Großh. Sadj.-Weim.-Eijen. Neujtadt a. O. 1848 
S. 106 ff. 

2) Die Konſiſtorial-Ordn. v. 1561 bei Schmidt, 
Aeltere u. — Geſetze f. d. Fürſtenth. Wei— 
mar 2, S. 310 ff. 

3) Bei Richter, Ev. KD. 2, ©. 324 ff. 

4) Bei Richter, Ev. KO. 2, ©. 395 ff. Es 
heißt vom Konſiſtorium „jol —— zu Jena 
bey der Univerſitätſtadt gehalten werden“. Ueber 
feine Entſtehungsgeſchichte vgl. Trautmann 
de ordinationib. consistorialib. et eccles. ser. Sax. 


Ernestinae ducum. Jenae 1737 S. 17f. Dem Kon= 
filtorium wird die Befugniß beigelegt, auch 
Geldjtrafen auszufprechen, die Appellation aber 
geht an die bürgerlichen Behörden. 

5) Nach dem Haupttheilungsreceß v. 13. 
Nov. 1603 jollten Altenburg und Weimar je 
einen weltlichen und einen theologiſchen Profeſſor 
der Univerfität zu Mitgliedern beitellen, Traut- 
manna.a. O. S. 23. — Für Koburg hörte das 
Konfistorium ſchon 1597 in Gemäßheit des Er: 
furter Receſſes v. 1572 zu amtiren auf. Die 
1607 erlaſſene — iſt ein faſt wörtlicher 
Abdruck der v. 1574; die Erfommunations- 
befugniß wird Rip hier dem Landesfüriten vor— 
behalten, während ſie noch 1574 dem Konfifto= 
rium eingeräumt geweſen war. 
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1612 ein Ronfiftorium zu Altenburg und ein anderes zu Weimar bloß für das 
weimariſche Gebiet hergeftellt wurde). Dem lebteren folgte bei den ipäteren Thei= 
{ungen eines zu Jena?) und eines zu Eiſenach, von denen daS erſtere, als bie 
beiden Staatsgebiete i. 3. 1740 mieder mit Weimar vereinigt worden waren, i. I. 
1745 eine neue Ordnung erhielt?), bis es i. 3. 1804 aufgehoben und fein Bezirk 
der von jet an Oberfonfiftorium genannten Behörde zu Weimar unterftellt 
wurde. Dabei wurde gleichzeitig für diefe (7. Januar 1804 *) eine neue Ordnung 
erlaffen, welche auch für das Eiſſenacher Oberkonfiftorium in Geltung trat (8. Seps 
tember 1806). 

Endlich wurden durch Verordnung vom 27. Dezember 1837 die beiden Oberfon- 
fiftorien zu einem Landeskollegium unter einem Präfiventen vereinigt, doch jo, daß in 
Weimar eine eigene Abtheilung für den Weimariſchen und Neuftädtijchen und 
in Eifenad eine eigene für den Eiſenachiſchen Kreis beftehen blieb. 

Diefe kirchliche Organifation dauerte indefien nur etwas über elf Jahre. Denn 
duch Verordnung vom 25. September 1849°) wurde das Oberfonfiftorium beider 
Abteilungen aufgelöft und deffen Gejhäfte für das innere Kicchenwejen einem unter 
dem Vorſitze des Chefs des Kultusdepartements periodiſch zufammentretenden Kirchen: 


rathe, für das äußere Kirchenweſen dem Kultusdepartement überwiejen. 


Yald darauf aber lenkte der Weimariihe Staat ganz in die Bahnen der modernen 


kirchlichen DVerfaffungsbildung ein. 


Am 24. Juni 1851 wurde proviſoriſch eine presbyteriale Gemeindeorganijation 
geſchaffen (D)*), am 23. März 1873 für definitiv erklärt, unter gleichzeitiger Feſtſetzung 


1) Ordn. f. d. Konfiftor. zu Weimar dv. 4. | 


Suni 1612. 

2) Konſiſt.“O. dv. 1672. 

3) Bei Shmidt a. a. DO. 2, ©. 297 Fi. 

4) Ebendaj. 9,©.333 ff. Aufs neue bejtätigt 
in d. Gef. v. 15. Dez. 1815. 

5) VBollert Sammlung d. kirchl. Gej. und 
Derordn. im Großh. Sad. Weim.-Eifen. jeit 
d. 3. 1848 (Weimar 1880) ©. 30. Vgl. dazu Die 
V. v. 25. Sept. 1849 die Aufhebung der Ver— 
waltungsmittelbehörden betr., ebendaj. ©. 29. Gef. 
v. 5. Mai 1850. Ebendaj. ©. 35. 

6) Dazu erging eine Ausführungsver— 
ordnung von demjelben Tage (II), welche 
zum Theil duch die Berordn. v. 24. Sept. 
1879 abgeändert worden ijt (mitgetheilt in der 
Anmertg. zu $ 32 der VBerordn.) und ein Er- 
laß des Kirchenrathes dv. 16. Sept. 1851, 
welcher folgende Erläuterungen der Kirchenge- 
meindeordnung u. d. Ausführungsverordnung gab: 

Zu $ 2 der Kirhengemeindeordnung. 
1. Unter den Perfonalgemeinden, deren der $ 2 
erwähnt, find jolche zu verjtehen, die ſich vorüber: 
gebend aus gewiſſen, befonders geeigenſchafteten 
Perſonen um eine Kirche ſammeln, 3. B. die jogen. 
Garnijonsgemeinden u..w. Das Charakteriſtiſche 
der Perfonalgemeinden ijt, daß ihre Mitglieder 
nicht jowohl durd) feften Wohnſitz, Jondern durch 
gewifje bejondere perjönliche Eigenſchaften zu 
der deöfallfigen Perjonalfirchengemeinde gehören 
und daß die Mitglieder durch den Erwerb und 


bezüglich den Verluſt diefer Eigenjchaft in ihrer 
Zugehörigkeit zur Perfonalgemeinde wechjeln. 
3. Der Begriff der Gemeindeangehörigfeit des 
$ 2 erhält feine Erläuterung durch die Beſtim— 
mungen des 8 17. 

3u$5. 3. Wo bisher den ganzen Gemein- 
den das Wahlrecht ihrer Geistlichen in der Weije 
zuftand, daß jedes einzelne Gemeindeglied Dabei 
mitzuftimmen hatte, bewendet es dabei unter 
Beobachtung der herfümmlichen desfallfigen Nor— 
men auch fernerhin. 

Zu 86. 4. Pfarrkollaboratoren find unter den 
in $ 6 angeführten VBorausjegungen zwar an 
ih Mitglieder des Kirchengemeindevorjtandes, 
aber nur mit berathender Stimme; der emeris 
tirte Geiftliche dagegen hat an den Verhand— 
Lungen nur Theil zu nehmen, wenn der Kirchen: 
gemeindevoritand es wunſcht, und hat dann 
ebenfalls nur eine berathende Stimme. 5. Im 
Kirchengemeindevorjtand joll, durch jeine dienſt— 
liche Stellung dazu berufen, jtet3 nur Ein Schul: 
(ehrer fein, den Fall ausgenommen, wo an einem 
Orte höhere Bildungsanftalten bejtehen, wie in 
Weimar und Eifenad, aus deren den Religions— 
unterricht ertheilenden Lehrern der Kirchenges 
meindevorjtand nad eigener Wahl nocd einen 
Lehrer als Mitglied zuziehen kann. Als der 
durch das Geſetz berufene Lehrer ift zunächſt der 
dem Range nach erite Lehrer des Orts anzus 
ſehen. Wo ein jolches geregeltes Rangverhält- 
niß nicht befteht, tritt von mehreren Lehrern 
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“einer die ganze Landesfiche umfaffenden Synodalordnung (III), welcher endlich 
am 25. November 1874 eine Neuorganifation des Kirchenrathes nachfolgte ) (IV). 


eines Ortes, welche den Neligionsunterricht er— 
theilen, derjenige ein, welcher den Kirchendienft 
beforgt und wo aud dies im einzelnen Falle 
nicht entſcheidend jein ſollte, derjenige, welcher 
der ältejte im Dienjte ift. Mögen auch mehrere 
. Schulen in einem Orte bejtehen, in den Kirchen— 
gemeindevorjtand tritt jtetS nur Ein Lehrer kraft 
der dienſtlichen Stellung ein. 6. Außer den 
Geiftlihen und einem Lehrer, als gejeßlichen 
Mitgliedern des Kirchengemeindevoritandes, ift 
die Zahl der weiter hinzutretenden keineswegs 
eine beliebige, jondern eine bejchränfte dergeitalt, 
dag — don der Mitgliedſchaft der Kirchen: 
patrone abgejehen — die unter den gegebenen 
Vorausſetzungen bejtehende Theilnahme des Orts- 
bürgermeifters eingeſchloſſen, nur ein Mitglied 
mehr als die eritgenannten (dev Geistliche umd 
der Lehrer) Hinzutritt, 3. B. in einer fleinen 
Gemeinde, wo nur ein Geiftlicher ift, befteht 
der Kirchengemeindevorftand aus fünf Perſonen, 
dem Geiftlichen, dem Lehrer, dem Bürgermeifter 
unter den gejeßlichen Vorausſetzungen und end— 
lich aus zwei zu wählenden Mitgliedern. Hat eine 
Kirchengemeinde zwei Geijtliche, jo zählt der 
Kirchengemeindevorftand fieben Mitglieder, die 
beiden Geijtlichen, einen Lehrer, den Bürger: 
meister und drei Gewählte. 7. Unter den im 
Geſetz angeführten Vorausſetzungen ift der Orts— 
bürgermeijter gejeßliches Mitglied des Kirchen: 
gemeindevorjtandes. Aber nur der Bürgermeifter 
des Ortes, wo der Siß der Kirchengemeinde jich 
befindet, iſt gejegliches Mitglied des Kirchen: 
gemeindevorjtandes. Bürgermeifter eingepfarrter 
Orte find an fich nicht Mitglieder des Vorſtan— 
des, aber es verjteht ſich von jelbit, daß fie 
unter den von der ganzen Kirchengemeinde zu 
wählenden Mitgliedern gewählt werden können. 
Bloß ausnahmsweije find die Bürgermeifter der 
eingepfarrten Orte zu Sitzungen des Kirchen- 
gemeindevorjtandes, jedoch) nur mit berathender 
Stimme zuzuziehen, wenn es fih um Bauten 
oder um Ausjchreibung von Umlagen handelt. 

Sollte jih in einzelnen Kirchengemeinden 
wegen der befonderen Berhältnilje eine wirkliche 
Theilnahme der Bürgermeifter der eingepfarrten 
Orte am Kirchengemeindevoritande als ein 
dringendes Bedürfniß herausitellen, jo haben 
die Kircheninfpeftoren hierüber unter Darlegung 
der Sahbewandtniß ander zu berichten, worauf 
nad Befinden bejondere jtatutariiche Beſtim— 
mungen in Diejer Beziehung werden getroffen 
werden. 8. Bei VBerhinderungsfällen des Bür- 
germeiſters tritt unter den gejeßlichen Voraus— 
fegungen der Stellvertreter dejjelben ein. 9. Die 
Beitimmung des dreißigjährigen Alters für die 
dur die Wahl in den Vorſtand eintretenden 
Mitglieder findet auf die durch Gejeß berufenen 
aljo auch auf den Bürgermeifter feine Anwen: 
dung. 10. Dafjelbe gilt für die durch ihr Patronat- 
recht zum Vorſtand gehörigen Mitglieder und 
deren Stellvertreter. Sind dieje Kirchenpatrone 
etwa durch Wahl oder andere dienftliche Stel- 
lung Mitglieder des Kirchengemeindevorjtandes, 


jo tjt ihnen unbenommen, vermöge ihres Patro= 
natrechtes zu deifen Ausübung im Vorſtande 
einen Stellvertreter zu bejtellen. Wo aber das 
Patronatreht zwiſchen mehreren berechtigten 
Verjonen getheilt ift, fann doch nur eine Berfon 
zur Ausübung des Rechtes in den Boritand ein- 
treten. Es haben ſich deshalb darüber die meh- 
teren Patronatberechtigten zu vereinigen. Kommt 
eine jolche Vereinigung nicht zu Stande, jo tft 
Anzeigebericht anher zu eritatten, worauf das 
Verhältnig von der oberjten Behörde bis zu 
einer unter den Patronatberechtigten Statt ge: 
fundenen Vereinigung einftweilen regulirt wird. 

3u 87. 11. Die Beitimmung des $ 7 Ziff. 
4 it jo wie das ganze Gefeh in dem freieren 
Sinne und Geifte aufzufafjen, in dem es ent- 
worfen worden. Es iſt nicht die Anficht des 


Kirchenrathes, daß hierin das Recht liegen ſolle, 


irgendwie ſtrafend einzujchreiten, wohl aber hat 
jedes Mitglied des VBorjtandes in feinem Leben 
und Benehmen fi ſorglich zu beftreben, daß 
man dad Durhdrungenjein von den Religions— 
lehren in den äußeren Handlungen der Bor: 
ftandsmitglieder ertenne. Im Allgemeinen find 
hierüber vom Vorſtande die Vorſchriften der 
älteren Kirchenordnung, wo thunlich, zu beobad)- 
ten, übrigens aber iſt mit Umficht und Behut- 
famfeit zu verfahren. 12. Indem der $ 7 Ziff. 
5 auf etwas Hinweijt, was urjprünglid) haupt- 
ſächlich von der Kirche ausging, als die Armen- 
pflege im Staat noch wenig geordnet war, hat 
nicht die VBorjhrift gegeben werden follen, daß 
nun die Armenpflege geradehin an die Kirche 
übergehen müſſe, jondern es ift nur angedeutet 
worden, daß, joweit es möglich ift, auch Die 
Kranfen- und Armenpflege nicht vom Kreis der 
Wirkſamkeit des Kirchengemeindevorjtandes aus: 
zuſchließen ſei. Hat eine Kirchgemeinde im 
Kirchenvermögen Nittel hierfür etwas zu thun, 
jo gilt es, Ddiefelben im Sinne des Stifters der 
Hrijtlihen Kirche zweckmäßig zu verwenden. 
Sind feine Mittel im Kirchenvermögen vorhan- 
den, es zeigen ſich aber jehr dringende Fälle der 
Hülfsbedürftigfeit, jo wird zu erwägen fein in- 
wiefern dur Einfluß auf vermögende Glieder 
der Kirchengemeinde einige Hülfe da zu ſchaffen 
jei, wo es Noth thut. 

3u8$8 15. Bei der Beftimmung des $ 8 
Toll dem Kirchengemeindevorftand im Allgemeinen 
das Recht gewahrt werden, die Ertheilung des 
Religionsunterrichts im Auge zu behalten; zus 
nächſt bezieht es ſich mehr auf die Verhältniffe 
in paritätifchen Gemeinden. Bei anderen und 
fleineren Gemeinden brauchen dafiir feine 
bejonderen Mitglieder gewählt zu werden, indem 
der Geijtliche als jolcher ſchon dieſe Berechtigung 
und Berpflihtung hat. Es ift jedoch nicht aus— 
gejchlofjen, daß auch die andern Mitglieder des 
Kichengemeindevoritandes Bemerkungen hinſicht— 
lid) der Ertheilung des Religionsunterrichtes, 
dafern fie fich zu ſolchen gedrungen fühlen, ent- 
weder dem Geijtlichen zur geeigneten Berückſich— 
tigung mittheilen oder im Kirchengemeindevor= 
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Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 1851. 


Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Sachſen-Weimar ze. 
Um dem in der evangelifchen Landeskirche hevorgetretenen Bedürfniffe der Auf 


jtellung bejonderer Organe für die Leitung 


ftand zum Vortrag bringen fönnen. 14. Es iſt 
feineswegs erforderlich, den Kirchenrechnungs— 
führer neu zu wählen, inzwijchen kann aber auch 
der bisherige entlaffen werden, jofern nicht 
wohlerworbene Nechte verlegt werden. 

3au$ 13. 15. Ein Stellvertreter des Vor— 
figenden für Verhinderungsfälle mag alsbald da 
gewählt werden, wo jolches nothwendig erfcheint. 
Wo mehrere Geiftlide Sit im Kirchengemeindes 
vorjtand haben, wird das Bedürfniß wegen der 
Wahl eines Stellvertreters nicht dringend fein. 

Zu 8 17. 16. Ein jharf ausgeprägter Be- 
griff über Unbejcholtenheit läßt ſich nicht geben. 
Die Beihhaffenheit des einzelnen Falles und der 
Be Takt können hierin allein maßgebend 
ein. 

Zu 8 22. 17. Das Verhältniß ausländijcher 
Filialgemeinden und eingepfarrter Orte oder 
wenn inländijche Orte in auswärtigen Pfarreien 
eingepfarrt find, muß fih nach der beitehenden 
Zandesgejeßgebung richten. Eine ausländiiche 
Filialgemeinde einer inländiihen Mutterkirche 
kann feinen Filialfirhengemeindevorftand haben, 
ebenjowenig wie ausländiichen hierher einges 
pfarrten Orten eine Theilnahme am Vorſtande 
zuſteht. 

Inländiſche Filialgemeinden einer auswärtigen 
Pfarrei haben aber hier den geordneten Kirchen— 
gemeindevorſtand, dagegen iſt es unvermeidlich, 
daß inländiſche Orte, wenn ſie in eine auslän— 
diſche Pfarrei eingepfarrt ſind, des Kirchen— 
gemeindevorſtandes entbehren. 

Zu 8 24 18. Bei Verpachtung der Pfarr: 
grundſtücke auf kürzere Zeiten und nur für die 
Dienſtdauer des dermaligen Stelleninhabers iſt, 
wie bisher, der letztere befugt, darüber allein 
nach ſeinem Ermeſſen zu beſchließen, und es 
tritt hier keine Mitwirkung des Kirchgemeinde— 
vorſtandes ein. 19. Die Vorſchriften der Art. 
17 und 40 beſchränken die Befugniß des Kirch— 
gemeindevorſtandes in Verwaltung des Kirchen— 
vermögens in den in genannten Artikeln namhaft 
gemachten Fällen, und zwar auf den Grund der 
hierüber beſtehenden älteren Beſtimmungen. 20. 
Ueber Verwendung des Kirhhenvermögens fann 
der Vorſtand in den Gränzen feiner Zujtändig- 
feit nur zu kirchlichen Zwecken oder zu ſolchen 
Ausgaben Beſchluß faſſen, weldhe nad anerfann= 
ten Rechtsgrundfägen dem Kirchenvermögen als 
unbejtreitbare Laften aufruhen. Zu anderen 
Bewilligungen, 3. B. zu den bisweilen vorge- 
fommenen Zuſchüſſen an Schullehrer oder zu 
ſonſt nüglich jcheinenden, dem Kirchenvermögen 
aber nicht ausdrücklich obliegenden Ausgaben, 
bedarf es der Genehmigung der oberjten Kirchen 
behörde. Die Beitimmung der jolidarifchen 


de3 Firchlichen Gemeindelebens durch Ein— 


Haftpflicht der Miitglieder des Kirchgemeindevor— 
ftandes wird, nad unſerer Anficht, der Natur 
der Sache nad, nur von den bei der Beichluß- 
faſſung anweſenden Nitgliedern, von diejen aber 
— in Gemäßheit eines jonft bei Kollegien be- 
jtehenden Gerichtsgebrauchs — nur injofern ver— 
jtanden werden, als ſie fich nicht durch eine 
aftenmäßige Verwahrung darüber ausweijen 
fönnen, gegen ſolche Beſchlüſſe geftimmt zu haben. 
Und mögen vorfommenden Falles nur innerhalb 
diejer Gränzen Namens der Kirchgemeinde An- 
ſprüche erhoben werden. 

Zu $ 4 der Wahlordnung. 21. Durch den 
S 4 der Wahlordnung, welcher bei der Wahl 
der PVorftandsmitglieder bloß der Form der 
Stimmabgabe durh Stimmzettel gedenft, hat 
die Vorfehrift des $ 21 nicht abgeändert werden 
folfen, wonach e3 je nach den drtlichen Verhält— 
niſſen und Umſtänden dem Ermeſſen der die 
Wahl leitenden Behörde anheim gejtellt bleibt, 
die eine oder die andere Form der Stimmab- 
gebung zu wählen. 

Zu $6der Wahlordnung. 22. Die Erjaß- 
männer der gewählten Kirchgemeindevorftände 
treten ein bei Verhinderungsfällen don Vor— 
ftandsmitgliedern, und zwar in der Regel zu— 
nächſt diejenigen unter ihnen, welche al3 Erjaß- 
männer die meiiten Stimmen gehabt haben. 
Hingejehen auf die Bejtimmungen des $ 12 
wird die Praxis feine Schwierigkeiten hierbei 
finden. 

Zu 87 der Wahlordnung. 23. Was Die 
Verpflichtung der gewählten VBorjtandasmitglieder 
anlangt, jo bleibt dem einzelnen Geiftlichen das 
Nähere der Art und Weife anheimgeitellt, ebenio 
wird demjelben überlafien, ob er die gewählten 
Erjagmänuer alsbald mit am Altar verpflichten 
will oder bei dem erjtmaligen Erjcheinen im 
Boritande. Eine beftimmte Form der Berpflich- 
tung hat nicht vorgefchrieben werden jollen, es 
wird jedoch thunliche Einfachheit empfohlen und 
fann nad Umständen das im Württembergifchen 
angeordnete Formular angewendet werden, wel— 
es jo lautet: „Ich gelobe vor Gott, des mir 
befohlenen Dienjtes mit Sorgfalt und Treue, 
in Uebereinftimmung mit dem evangeliichen Bes 
fenntniß, zu warten und gewiijenhaft darauf zu 
achten, daß Alles ehrlich und ordentlich zugehe 
in der Gemeinde zu deren Beiten.”“ 

Zu Art. 4 DN V. 24 In Betreff der 
Form der Einführung der neu antretenden Geijt- 
lihen bewendet es im Allgemeinen — da eine 
Uebereinftimmung mit den in verjchiedenen Lan— 
destheilen hierüber bejtehenden verjchiedenen 
Agenden zur Zeit noch nicht zu erreichen gewefen 
ift — bei dem bisherigen Herfommen, jedod 
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- führung einer Kicchengemeindeordnung Genüge zu leiſten, und damit zugleich eine 
Grundlage für weitere Verbefferungen in der Verfaſſung diefer Kirche herzuftellen, 
verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Kirchenraths und nach verfaffungsmäßiger 
Zuſtimmung des getreuen Landtags zu den die Zuftändigfeit deſſelben berührenden 
88 5 und 25, zunächſt jedoch nur proviforifch *) wie folgt: 

8 1. Die Ortsgemeinde bildet die erſte Stufe in der evangelifchen Kirche des 
Landes und hat die Rechte einer juriftichen Perſon. 
| Sie beſteht aus den Chriften evangelischen Belenntniffes, wie diefelben nad Her— 
fommen oder durch ausdrückliche Beſtimmungen mit der Pfarrkirche eines Orts 
verbunden find. 

Ihre Aufgabe tft, unter der Leitung und Anregung des in ihr beftehenden 
geiftlichen Amtes ſich zu einer Pflanzitätte evangelifch-Hriftlichen Glaubens und Lebens 
zu geitalten, 

— 52. Die Öemeindeangehörigfeit wird, joweit es ſich nicht um fogenannte 
Perjonalgemeinden handelt und joweit nicht das Herkommen oder ausdrückliche Beftim- 
mungen entgegenjtehen, duch den Wohnſitz in dem Bezirke der Ortskicchengemeinde 
bedingt °). Perſonen, welche von außenher in die Gemeinde ziehen, haben ſich darüber, 
daß fie der evangelijchen Kirche angehören, glaubhaft auszumweifen, bevor fie an den 
Rechten der Gemeindeglieder Antheil nehmen. 

8 3. Ueber neue fich etwa nöthig machende Vegründungen von Pfarrgemeinden, 
Silialifirungen und Einpfarrungen und die für die Obliegenheiten des betreffenden 
Kichjpiels zu Übernehmenden Beiträge, jowie über Abänderungen ſchon bejtehender 
Einpfarrungen und Silialifirungen und deren Folgen für Kirchen und Pfarr-Gut 
entjcheidet nach vorgängigem Gehör der Betheiligten die oberſte Kirchenbehörde G. 2. 
der Großherzogliche Kicchenrath) vorbehaltlich der Genehmigung des Landesheren in 
feiner Eigenſchaft als Landesbiſchof. 

8 4 Jede Orts-Kirchengemeinde hat (inſoweit derſelben nicht ſchon jetzt ein 
größeres Recht zuſteht, bei welchem es bezüglich unter dev $ 5 gedachten Modifikation 
bewendet), eine Mitwirkung bei der Wahl ihrer Geiftlichen dergeftalt, daß, fo Lange 
die gegenwärtige Art, die geiftlichen Stellen zu bejegen, beiteht, ihr das jogenannte 
votum negativum zujteht, fraft deſſen fein Geiftlicher bei ihr eingeführt werden darf, 
gegen dejjen Lehre, Gaben und Wandel begründete und erhebliche Einwendungen gemacht 
werden. Gie übt daſſelbe in der duch bejonderen Erlaß der oberen Kirchenbehörde 
näher zu bejtimmenden Weiſe durch den Kicchengemeinde-VBorjtand aus. 

5 5. Das Wahlrecht, welches bisher Behörden politifher Gemeinden zuftand, 
geht in derjelben Form auf die Oxtskirchengemeinde-VBorftände über, 

$ 6°). Jede Kirchengemeinde wird duch den Kirchengemeindevorftand (Presby— 
terium) vertreten, welcher zunächt alle kirchlichen Angelegenheiten Leitet. 


mit dev Abänderung, daß bei der Einführung 
die eigentliche Anfrage an die Gemeinde weg— 
fällt und, daß die Vokation vom geiftlichen 
Mitglied übergeben, die Beitätigungsurfunde 
dagegen von dem weltlichen Mitglied der Ein: 
führungsfommiffion überreiht wird. 

Zu Art. 12 D. U. B. 63 bleibt nachge— 
laſſen, daß jedes einzelne Einnahmefapitel der 
Kirchenrechnung atteftirt werde, jondern e3 genügt, 
wenn am Schlufje der Rechnung im Allgemeinen 
bezeugt wird, daß jümmtliche Anſätze in den 
einzelnen Kapiteln in Richtigfeit bejtehen. 

1) Bgl. die Berichte des Großh. Staatsmini— 


ſters Dr. Stichling v. 10. Dez. 1868 (Zur 
Weimar. Synodalfrage Weimar 1869) 
u. d. 15. März 1870 (Die Weimar. Syno— 
dalordn. Weimar 1370). — Die Gejchäfts- 
ordnung der Synode ift am 5. Dez. 1874 feſt— 
geitellt worden, vgl. Bollert a.a.D.©.248 u. 
den abändernden Erlaß v. 9. Dez. 1882 AKBl. 
1883, ©. 263. Die Aufbringung der Synodalfojten 
durch Gejeß dv. 19. Dez. 1874 (Bollert, ©. 269). 

2) Definitiv in Gemäßheit der SO. vom 
29. März 1873. 

3) Dal. Gejeß dv. 25. Nov. 1874, $ 2 Nr. 4. 

4) Nachtrag zu $6 u. 12 der KGem.-D.: 

« 
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Der Vorſtand beiteht: 

1. aus dem Ortsgeiftlichen, wo deren mehre find, aus den jämmtlichen mit Seel— 
jorge betrauten Geiſtlichen der Gemeinde, 

Pfarr-Kollaboratoren, denen die Seeljorge nicht anvertraut ift, nehmen an den 
Verhandlungen mit berathender Stimme Theil, ebenjo der emeritivte Geiftl iche, 
wenn der Kirchenvorſtand es wünjcht; 

2, aus dem Schullehrer, infofern derjelbe den evangelijchen Neligiong-Unte rricht zu 
ertheilen hat. Sind an einer Ortsſchule mehre evangelifche Religionslehrer 
angeftellt, jo ift zunächſt der erjte unter ihnen dazu berufen, Beitehen an 
einem Orte höhere Bildungsanftalten, jo iſt es dem Kicchgemeinde-Vorjtande 
gejtattet, noch einen der den evangeliſchen Neligions-Unterriht an denjelben 
ertheilenden Lehrer, nad) eigener Wahl, als Mitglied des Kirchengemeindes 
Vorſtandes zuzuziehen ; ſodann 

3. aus mehreren anderen Gemeindegliedern, deren Zahl immer eins mehr al3 die 
Zahl der durch ihr geiftliches, bezüglich Schulamt berufenen Mitglieder des 
Vorſtandes, mindeftens aber drei beträgt. Diefelben gehen, joweit nicht die 
nachfolgende Beitimmung dieſes Paragraphen einſchlägt, aus der Wahl ber 
Kirchengemeinde hervor. 

Wo die überwiegende Mehrzahl der Glieder der politijchen Ortsgemeinde zur 
evangelijchen Kirchengemeinde gehört und der erſte Ortsvorftand (Bürgermeifter) Glied 
derfelben ift, ift derjelbe unter den S 7, bezüglich $ 9 aufgeführten Bedingungen Mit— 
glied des Kirchengemeinde-Vorſtandes, dergeitalt, daß in diefem Falle ein Borjtandsmit- 
glied weniger aus der Kirchengemeinde gewählt wird. Die durch ihr Schulz, bezüglich 
Semeinde-Vorjteheramt Berufenen find durch den Vorſitzenden bei ihrem Eintritt mit 
Derweifung auf die ihnen obliegenden Pflichten in ihre Stellen einzuführen. 

Da, wo das Patronat-Necht einer Privat-Perjon zufteht, iſt diejelbe Mitglied des 
Kirchengemeinde» Vorſtandes, unter Der Vorausſetzung, daß dieſelbe der evangeliſchen 
Konfeſſion angehört, und daß ſie den ſich ergebenden Erforderniſſen für ihre Perſon 
genügen kann. Den hiernach berechtigten Patronen ſteht auch die Befugniß zu, ſich 
durch ein von ihnen beſonders zu ernennendes und dieſelben Bedingungen erfüllendes 
Mitglied vertreten zu laſſen. 

8 7. Der Kirchengemeinde-Vorſtand bildet die unterſte Stufe in der Organiſation 
der kirchlichen Behörden, insbejondere übt er: 

1. zuförderft Namens der Gemeinde Die Befugniffe derjelden bei Bejegung der 
geistlichen Stellen nad) SS 4 und 5; derjelbe hat 

2, die Übrigen ſogen. niederen Kirchendiener zu verpflichten und zu beauffichtigen 
auch diefelben, ſoweit und folange die Dienfte devjelben nicht mit einer eigent- 
lichen Schulftelle verbunden find, zu wählen; 

3, das Kirchengemeinde-Bermögen fowie Stiftungspermögen zu verwalten, bezüglich 
zu beauffichtigen; 

4. hat derjelbe den KHriftlichen Sinn, die Zucht und Sitte zu erhalten und zu 
befördern durch Wort und That; 

5. die Kirchliche Armen und Kranfen-Pflege zu üben; 

6. Namens der Gemeinde gutachtliche Erklärung abzugeben bei Aenderungen in 
der Liturgie oder in der Kicchenverfaffung, bei Einführung neuer oder Abihaffung 


Durch Beihluß des Kirchengemeindevorjtandes | zugezogen werden. V. v. 9. Dez. 1882 Reg.-Bl. 
fünnen die Griagmänner regelmäßig zu den >. 238. 
Situngen deſſelben mit berathender Stimme 

’ 


9] I. Kirchengemeindeordnung von 24. Juni 1851. 625 


zo 


bejtehender Gottesdienſte, ſoweit die Sache nicht etwa nad 8 20 an die Ge— 
meindeverfammlung gebracht wird); 

. für die äußere Ordnung bei dem Gottesdienste, fir Handhabung des Kirchituhl- 
Weſens, auch für Heilighaltung der Sonn-, Feſt- und Feiertage im Wege der 
Vermittlung, nöthigenfalls durch Stellung von Anträgen bei der zuftändigen 
Behörde Sorge zu tragen ; 

3. für den ReligionseUnterricht dev Jugend zu ſorgen, alfo unter den $ 6 Nr. 2 
gemachten Borausjegungen dem im fein Amt eintretenden Schullehrer denjelben 
erforderlichen Falls zu übertragen; 

9. der Prüfung und Aufnahme der Konfirmanden), ſowie den Pfarreinführungen, 
den Kirchen und bezüglich des Neligions-Unterrichts den Schulvifitationen 
beizumohnen; 

10. die Gemeinde in Rechtsftreitigfeiten zu vertreten ; 
‚IH Mitglieder in die Oxts-Kirchengemeinde aufzunehmen, bezüglich aus derfelben zu 
entlafjen ; 
12. alle an die Gemeindeverfammlung zu bringenden Gegenftände ($S$ 18 und 19) 


— 


vorzubereiten; 
13. die Gemeindeverſammlung in außerordentlichen Fällen nach $ 20 zuſammen zu 
berufen; 


14. nach Eintritt der Pa Benoet Synodal-Verfaſſung die Synodalen zu wählen. 

$ 8. Für beftimmte Zweige feiner Thätigkeit werden von und aus dem Kirchen- 
gemeinde-VBorjtande einzelne ihm verantwortliche Mitglieder gewählt, namentlich 
für Korreſpondenz- und Schriftführung, wenn diefelbe in fleineren Gemeinden der 
Pfarrer nicht etwa jelbjt übernehmen will; 

für Beauffihtigung und Berwaltung des Kirchengutes; 

für Schulaufſicht in Beziehung auf Religions-Unterricht; 

für kirchliche Armen- und Krankenpflege. 

Für letztere, ſowie für das ganze Gebiet ſeiner chriſtlichen Liebesthätigkeit können 
nach Bedürfniß, Be ale aus der Zahl der Hülfsgeiftlichen und Predigtamts-Kan— 
didaten noch beſondere Helfer erwählt und zu den Berathungen, bezüglich Schlußfafjungen 
über die betreffenden Gegenstände zugezogen werden. 

Iſt die Verwaltung des Kirchenvermögens verzweigter oder jehwieriger, jo kann 
dafür dem damit beauftragten Mitgliede eine bejondere Entjehädigung gewährt oder ein 
bejonderer Kafjeführer ernannt werden, welcher nicht nothwendig ein Mitglied des 
Kirchengemeinde-Borjtandes jein muB und leßterem verantwortlich bleibt, auch Kaution 
zu leiften hat. Die dafür zu gewährenden Gebührenbezüge werden von dem Kirchen- 
vorjtande feſtgeſetzt. 

3 9. Die aus den Gemeindegliedern zum Kicchengemeinde-Borftande zu ziehenden 
wählbaren Mitglieder werden durch die Kirchgemeinde-Berfammlung auf die Zeit von 
ſechs Jahren gewählt nach den Beftimmungen der Anlage A; dabei ift Vorausſetzung, 
daß die Wahl nur auf jolche Perſonen gerichtet wird, welche den aus $ 7 fich ergebenden 
Erfordernifjen genügen können. 

Im Uebrigen ift jeder zur Stimmführung in dev Gemeindeverfammlung Berechtigte, 
Br das J Jahr zurückgelegt hat, wählbar. 


1) Roch der Erläuterung durch Reſcript des | vor verſammelter Gemeinde — vorzunehmende 
Kirchenraths vom 22. April 1872 ift hierunter | Prüfung und Annahme der Konfirmanden für 
die nach dem Schlufje des Konfirmanden | die Konfirmation felbft zu verftehen. 
unterridts — in der Regel in der Kirche 


Friedberg, Verfaflungsgejege. Sähf.- Thür, Kürftenth. 4) 
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S 10. Das Amt der Mitglieder des Vorftandes iſt ein Ehrenamt und mit den 
kirchlichen Ehrenrechten, welche Geſetz, Herkommen oder Uebereinkunft beſtimmen, 
verbunden. 

F 11. Die Hälfte der aus der Gemeinde gewählten Mitglieder des Kicchengemeindes 
Vorſtandes jcheidet von drei zu drei „Jahren aus: das erſte Mal wird die austretende 
Hälfte durch das Loos bejtimmt, und es find an die Stelle der Austretenden andere 
Borftandsmitglieder zu wählen. Bei einer ungeraben Zahl der aus der Kirchengemeinde 
gewählten Mitglieder ſcheidet zuerjt die Minderzahl aus, nach Verlauf dev anderen 
drei Jahre die Mehrzahl und dann in diefer Wechjelfolge weiter. Die Ausjcheidenden 
find wieder wählbar. Der Wiedergewählte darf einfach die Wahl ablehnen, der zum 
eriten Mal Gewählte nur unter erheblichen Gründen, worüber in zweifelhaften Fällen 
die nächfte höhere Kirchliche Behörde entjcheibet. 

Das Ausjcheiden eines aus der Gemeinde gewählten Mitglieds deö Kirchengemeindes 
Vorstandes während einer Wahlperiode gejchieht entweder, wenn es die zur Mitglied- 
ichaft erforderlichen Eigenjchaften verliert, oder erhebliche Gründe für den Austritt 
beibringt. Die Entjeheidung hierüber fteht zunächit dem Kirchengemeinde-Vorſtande ſelbſt 
zu mit Vorbehalt der Berufung an die nächſte kirchliche Behörde (Kirchen-Inſpektion). 

8 12. Den Vorſitz im Kirchengemeinde-Vorſtande führt der Pfarrer, wo mehrere 
Geiftliche find, der erfte unter ihnen. Bei gleicher Berechtigung entjcheidet das Dienjt- 
alter. Dem Vorſitzenden jteht die Leitung der Verhandlungen und bei Stimmengleichheit 
eine entjcheidende Stimme zu. 

Zu jeder Sitzung find ſämmtliche Mitglieder zu berufen; zur Gültigfeit eines 
Beichluffes wird die Theilnahme wenigſtens der Hälfte der Mitglieder mit Ausſchluß 
des Vorfikenden erfordert. Wird jedoch über ein auf jolchen Beſchluß ſich gründendes 
Rechtsgeſchäft eine Urkunde errichtet, jo wind die oben gedachte Vorausfegung für die 
Gültigkeit des Beichluffes als vorhanden angenommen, wenn diejelbe in der Urkunde 
erwähnt ift, und diefe im Webrigen die legale Form hat. 

Innerhalb des Gejchäftskreifes des Kirchengemeinde-Vorjtandes iſt der Vorſitzende 
an die Beſchlüſſe des Vorſtandes gebunden und er unterzeichnet alle Erlaſſe deſſelben. 
Bei Veräußerungen von Immobilien oder Gerechtſamen, bei Darlehnsaufnahmen, iſt die 
Mitunterzeichnung des Stellvertreters des Vorſitzenden ($ 13) und noch eines dev aus 
der Gemeinde gewählten Mitglieder des Vorjtandes erforderlich. 

Sollte jedoch dem zum Vorſitz berechtigten Geiftlichen und wenigitens Einem 
derjenigen Mitglieder, welche weder durch ihr geiftliches noch durch ihr Schulamt 
berufen find, ein Beichluß des Kirchengemeindevorftandes als dem Intereſſe der Kirche 
zuwiderlaufend erjcheinen, jo ift, bevor der Beſchluß zum Vollzug kommt, jofort an die 
nächfte höhere Stelle Rekurs zu ergreifen. Diejelbe entjcheidet dann definitiv und bis 
zu Eingang diejer Entjeheidung hindert der eingelegte Rekurs Die Ausführung des 
Beſchloſſenen. 

In ſeiner übrigen, die Lehre, Seelſorge und anderweitigen Amtsverrichtungen 
betreffenden perſönlichen Thätigkeit iſt der Geiſtliche dem Kirchengemeindevorſtande 
gegenüber unabhängig. 

$ 13. Sn Verhinderungsfällen des zum Vorſitz berufenen Geiſtlichen geht derſelbe, wo 
mehrere Geiſtliche Sitz und Stimme im Kirchengemeinde-Vorſtande haben, auf den nächit= 
folgenden in der Dienftreihe über. In allen anderen Fällen wird ein Stellvertreter 
des Vorfigenden von und aus dem Kirchgemeinde-VBorjtande gewählt. 

Während einer Pfarrvakanz übernimmt der mit dem Vikariat betraute Geiftliche 
den Vorſitz. 
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s 14. Eine bejonderer Gejchäftsordnung regelt den Gejchäftsgang der Kirchen: - 
gemeinde-Borjtände im Einzelnen, injofern der ſich bildende Gebrauch nicht ausreichen 
jollte, 

s 15. Obſchon jede wirkliche Filial-Gemeinde einen eigenen Kirchengemeinde— 
Vorſtand Hat, bejtehend aus den Geiftlichen der Mutterficche, dem Lehrer und weiteren 
Mitgliedern der Filialgemeinde nad den Beftimmungen des 8 6, jo bleibt es doch 
unbenommen, daß derjelde mit dem Kirchengemeindevoritande der Mutterkirche bei 
Berathung über völlig gemeinfame Intereſſen zufammentritt, und es kann für folche Fälle 
namentlich der Vorſitzende eine folche gemeinjchaftliche Berathung veranlafjen. 

Ebenſo können ſich zu einer jolchen verichiedene Kicchengemeindevorftände ein und 
dejjelben in mehrere Kirchengemeinden getheilten Orts vereinigen, bezüglich einen Aus- 
ſchuß wählen, der die von ihnen noch in befonderen Sitzungen zu berathenden Gegen- 
jtände vorzubereiten hat. 

3 16. Die ordentlichen Siungen des Kicchengemeindevorjtandes finden in der Regel 
monatlich in einem dazu geeigneten Lofale ftatt; fie find in der Regel öffentlich. 
Bei vertraulichen Sitzungen iſt ftrenge Verſchwiegenheit Pflicht. Wenn bei einem 
Berathungsgegenftande ein Mitglied des Kirchengemeindevorftandes perjönlich betheiligt 
ift, jo bat ich daffelbe, wie fich von ſelbſt verjteht, nicht allein der Stimmgebung zu 
enthalten, jondern auch während der Verhandlung auf den Antrag der übrigen Mit- 
glieder aus der Sitzung fich zurüczuziehen. 

s 17. Die Kirchengemeinde findet ihre weitere Vertretung in der Kirchlichen 
Gemeindeverfammlung, deren Zuftändigfeit in den 88 18, 19 und 20 bejtimmt ift. 

Diejelbe bejteht aus allen männlichen Mitgliedern der Kirchengemeinde, - welche 
25 Jahre alt, unbejcholtenen Rufes und ſelbſtſtändig find. 

Selbjtjtändig ift, mer ſich im Befite eines eigenen Hausftandes oder Erwerbs— 
zweiges befindet und an den bürgerlichen Gemeindewahlen feines Ortes Theil nehmen ann. 

s 18. Dev Gemeindeverſammlung iſt die Kirchenrechnung zur Stellung etwaiger 
Erinnerungen, welche binnen vierzehn Tagen ausschließlicher Friſt vorzubringen find, jährlich 
zu fejtgejeßten Terminen vorzulegen und Vortrag zu halten über den Vermögensſtand. 

In Orten von mehr als 1000 Einwohnern wird die Kirchenrecänung nicht in der 
vollen Kirchengemeindeverfammlung verlefen, jondern es wird die Nechnung vierzehn 
Tage hindurch an einem dazu geeigneten Orte zur Einſichtnahme öffentlich aufgelegt 
und dies vorher öffentlich befannt gemacht, damit etwaige Erinnerungen gegen die 
Richtigkeit geftellt werden können. 

Die Abnahme der Kirchenrechnung erfolgt nach den im Verordnungsmwege zu 
erlaffenden Bejtimmungen von der nächjtvorgejegten Kirchenbehörde. Bei dem Abſchluß 
der Rechnung wird auch definitiv über die feitens der Kirchengemeinde geftefften 
Erinnerungen entjchieden. 

5 19. Der Orts-Kirchengemeinde fteht die Wahl des Kicchengemeindevorftandes 
zu (Beilage A). 

S 20. Der Kircchengemeindevorjtand kann mit einer Stimmenmehrheit don zwei 
Drittheilen die Entſcheidung wichtiger, zu feiner Zuftändigfeit gehöriger Angelegenheiten 
von ich auf die Kirchengemeinde übertragen und in geeigneten Fällen, bevor er ſelbſt 
eine Entjeheidung trifft, die Frage, um die es fich handelt, zu einer allgemeinen 
Beſprechung an die Gemeinde bringen, um ſich über deren Wünſche und Bedürfniffe 
näher zu unterrichten. 

Beſteht der Kirchengemeindevorftand aus einer jolhen Zahl von Mitgliedern, 
daß eine Bruchzahl ſich darjtellt, wern zwei Drittheile der Stimmen fich ergeben jollen, 

40* 


628 Sachſen-Weimar-Eiſenach. 12 


jo wird die Bruchzahl dergeftalt berechnet, daß 3. B. bei fünf Mitgliedern vier der— 
jelben, bei fieben Mitgliedern fünf derjelben für die Verweiſung an die Kirchengemeinde 
ſtimmen müſſen. 

8 21. Zur Faſſung gültiger Gemeindebeſchlüſſe muß auf ortsübliche oder ſonſt 
geeignete Vorladung der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder mindeſtens ein Drittheil 
derſelben anweſend ſein. Erſcheinen weniger, ſo wird eine zweite Gemeindeverſammlung 
berufen. Deren Beſchlüſſe ſind dann, ſelbſt wenn weniger als ein Drittheil erſcheinen, 
für alle Gemeindeglieder bindend. 

Die Beſchlüſſe werden protokollirt und auf geeignete Weiſe veröffentlicht. 

Die Wahlen geſchehen entweder durch Stimmzettel oder durch Erklärung zu 
Protokoll. 

8 22, Die Eingepfarrten bilden mit der Gemeinde, zu der fie gehören, immer 
eine Gemeindeverfammlung. 

Filialgemeinden können fich mit der Puttergemeinde zu einer jolchen vereinigen. 

Ebenſo können verjchiedene Pfarrgemeinden eines und deſſelben Ortes zu einer 
Gemeindeverſammlung zuſammentreten. In beiden letzteren Fällen wird vorausgeſetzt, 
daß es ſich um Angelegenheiten handelt, welche beide Gemeinden gleichmäßig treffen, 
und daß die gemeinſchaftliche Berfammlung von den betreffenden Kirchengemeindevor— 
ſtänden angeordnet iſt. 

$ 23. Die Leitung der Gemeindeverſammlung ſteht dem Vorſitzenden des Kirchen- 
gemeindevorjtandes (S 12) oder deffen Stellvertreter zu. Vereinigen fi) mehrere 
Gemeinden zu einer Verfammlung, jo übertragen die Vorſitzenden der Kirchengemeinde 
vorjtände einem aus ihrer Mitte den Vorſitz. Bis hierüber eine Vereinigung ſtatt— 
gefunden hat, führt der Aelteſte unter denſelben den Vorſitz. 

g 24, Die Beſchlüſſe der Kirchengemeinde (8S 18, 19, 30) und des Kirchen— 
gemeindevorjtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der vorgängigen Genehmigung 

A. der oberften Landeskirchenbehörde (dev Großherzogliche Kirchenrath, , bezüglich 
nach den desfallfigen Gompetenzbejtimmungen das Großherzoglihe Staatsminifterium 
Departement I), 

1. wenn in der Dotation der geistlichen Stellen irgend eine Veränderung ein= 
treten ſoll; 

2. bei Neubauten, jowie bei jolchen Reparaturen, durch welche eine peränderte 
Eintheilung oder Benugung dev für geiftliche Zwecke beitimmten Räume herbei 
geführt wird; 

3. bei Darlehensaufnahmen 

a. in Gemeinden von weniger als 2500 Einwohnern bei einem DBetrage von 
200 Thalern und darüber ; 

b. in Gemeinden von 2500 Einwohnern bis zu 6000 eimjchließlich bei einem 
Betrage von 1000 Thalern und darüber; 

e. in Gemeinden von mehr als 6000 Einwohnern bei einem DBetrage von 
2000 Thalern und darüber; 

4. zur Ausschreibung von Umlagen, jowie zur Veräußerung von Beitandtheilen 
des Kirchen- oder Pfarreivermögens ausſchließlich der Kapitalausleihungen 
(B, a md b); 

B. der nächften vorgejegten Kixchenbehörde (Kircheninſpektion), 

a. wenn bei Gemeinden von weniger als 2500 Einwohnern eine Darlehens 
aufnahme 50 Thaler und mehr bis zu 200 Thalern ausſchließlich 
beträgt, ebenſo bei allen Ausleihungen über 50 Thaler; 
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b. wenn bei Gemeinden von 2500 Einwohnern bis zu 6000 einjchlieklich 
das Darlehen 200 Thaler und darüber bis zu 1000 Thalern ausichlieglich 
beträgt und bei allen Ausleihungen über 200 Thaler; 

c. bei Verpahtungen von Pfarrgrumdftüden auf mehrere Jahre, infofern 
dadurch der Dienitnachfolger gebunden fein fol. 

Abgeſehen von den aufgeführten Fällen der Dotationsveränderungen, dev Baulich- 
‚fetten, der Darlehensaufnahmen, VBeräußerungen und Anlagenausfchreibungen iſt die 
Beſchlußfaſſung über die Verwaltung des Kirchenvermögens den Kirchengemeindevorftänden 
zwar lediglich überlaffen, jedoch haftet jedes Mitglied des SKirchengemeindevorjtandes 
Tolidarisch dafür, daß feinerlei Art der Verwendung des Kirchenvermögenz für andere, 
als Firchliche, bezüglich die von der oberjten Kivchenbehörde genehmigten Zwede oder 
ſonſt nach anerkannten Rechtsgrundfäßen dem Kirchenvermögen aufruhenden Lajten 
erfolgt. 

S 25. Sede Kirchengemeinde ift verpflichtet, für Erhaltung, bezüglich Beichaffung 
der Mittel zur Befriedigung ihrer kirchlichen Bedürfniſſe zu jorgen, joweit diejelben 
nicht Durch Leiftungen, welche auf anderen Rechtsgründen beruhen, zu deden find. 
Unter diefen Mitteln ift Alles zu verjtehen, was zur Erhaltung und Förderung des 
tirchlichen Lebens in ihr gehört. 

Werden dazu Umlagen nothwendig, jo find fie von allen jteuerpffichtigen Gemeindes 
gliedern, den Stimmbereshtigten jowohl, als den Nichtjtinmberechtigten, nach ihrer 
Leiftungsfähigfeit zu erheben. | 

Sp lange die dermalige Steuerverfaffung hinfichtlich der direkten Steuern bejteht, 
jind alle Firchlichen Umlagen nach dem Fuße der Grundeinfommeniteuer und der Ein: 
kommenſteuer vom Nichtgrundbefiße dergeitalt auszufchreiben, daß ein Grundeinkommen— 
fteuertermin gleich ift zwei Piennigen Steuer vom Thaler des Einkommens von dem 
Nichtgrundbeſitze. 

Wo ein anderes Herkommen rückſichtlich ſolcher Umlagen beſteht und dasſelbe nach 
einem ſowohl von dem Kirchengemeindevorſtande, als dem Gemeinderathe binnen einer 
erforderlichen Falls von der Kircheninſpektion zu ſetzenden Friſt gefaßten Beſchluſſe der 
neuen Umlage zu Grunde gelegt werden ſoll, iſt darnach zu verfahren ). 

Beitehen über die Beitragspflicht der zu einem Kirchſpiele gehörigen Filiale und 
Eingepfarrten befondere, von obiger Regel abweichende Nechtsnormen, jo behält es dabei 
ſein Bewenden. 

Hinſichtlich der im Auslande liegenden in diesſeitige Kirchen eingepfarrten Bezirke 
iſt der Maßſtab für die Ausſchreibung der Beiträge lediglich nach den beſtehenden recht— 
lichen Normen feſtzuſetzen. 

$ 26. Vorſtehende Kirchengemeindeordnung tritt im Allgemeinen mit dem erſten 
November diejes Jahres in Wirkfamfeit, jedoch mit folgenden näheren Beſtimmungen: 

1. die Vorſchriften über die Wahl der Kicchengemeindevorjtände $ 6, Ziffer 3, 


1) Statt deffen gilt jeßt Gej. dv. 22. Febr. | bezüglich der feine Kicchengemeinde treffenden 


1854 $ 25: Werden zu kirchlichen Zwecken — 
Umlagen nöthig, jo werden diejelben auf ſämmt— 
liche Angehörige der betreffenden Kirchengemeinde 
(nicht, nah Min.-Rejer.vom1. Mai 1873, von 
Gejellen und Dienjtboten, welche zum Hausitande 
ihres Dienjtherren gehören) — nad) Berhältniß 
der don denjelben in der Gemeinde zu entrich- 
tenden Staatsjteuer vom Einkommen vertheilt. 
Jedoch darf feinem Mtitgliede die Aufbringung 
von mehr als einem Behntheil der ganzen, 


Umlage angejonnen werden 2c, ER, 

Wo ein abweichendes Herkommen rückſichtlich 
ſolcher Umlagen befteht und dafjelbe nad einen 
fowohl von dem Kirchengemeinde: — — — 
Boritande, als dem Gemeinderathe, bezüglich 
der Gemeinde binnen einer erforderlichen Falles 
von der Kircheninſpektion geſetzten Friſt zu 
fallenden Beſchluſſe der neuen Umlage zu 
Grunde gelegt werden fol, ijt danach zu ver: 
fahren ac. 
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g 9, $ 19, und die Wahlordnung, 88 1—7 kommen ſchon mit dent 1 Septbr. 
zur Anwendung. 

9%, Die Einrichtung des Kirchenrechnungsweſens und ber Rechnungsführung bleibt 
bis zum 31. Dezember diejes Jahres wie bisher, und find die über dieſe 
Punkte gegebenen Anordnungen, SS 8, 18 der Kirchengemeindeordnung erſt vom 
1. Januar 1852 an zur Ausführung zu bringen. 

Bei allen vor dem 1. November diefes Jahres erfolgenden Ernennungen zu 
Pfarrſtellen — wenn auch der Dienjtantritt ext nach dem 1. November jtatt- 
findet — kommen die bisher geltenden Vorſchriften hinſichtlich der Dienjtein- 
führung zur Anwendung. 

Bon der Zeit an, wo dies Geſetz in Kraft tritt, find alle mit demjelben nicht 

in Einklang ftehenden älteren Bejtimmungen aufgehoben. 

Urkundlich haben wir diejes Geſetz höchfteigenhändig vollzogen und mit Unjerem 

Großherzoglichen Staatsinfiegel bedruden Lafjen. 

Sp gejchehen und gegeben Weimar, am 24. Juni 1851. 
(L. 8.) Carl Friedrid. 
von Watdorf. von Wiedenbrugf. ©. Thon. 


©) 


A. 
Wahlordnung für die Kirchengemeindevorjtände. 


81. Die Wahlhandlung wird an einem, bezüglich einigen vorausgehenden, 
aufeinander folgenden Sonntagen von dev Kanzel, nach Befinden zugleich durch öffentliche 
Blätter befannt gemadt. 

82. Sie wird regelmäßig nach beendigtem Gottesdienfte in der Kirche oder, 
wo dies unthunlich ift, an einem dazu geeigneten Orte vorgenommen, Sie wird durch 
eine Anfprache eröffnet, durch welche die Gemeindeglieder aufgefordert werden, ihrer 
Pflichten (j. SS 7 und 9) eingedenf zu jein. 

$ 3. Die Leitung hat ein Wahlausfhuß, beftehend aus dem Vorfigenden und 
zwei von dem SKitchengemeindevorjtande zu bejtimmenden anderweiten Mitgliedern 
desjelben. Das erſte Mal treten ftatt dev letzteren diejenigen Perſonen ein, welche 
bisher die firchlichen Angelegenheiten verwaltet haben. 

Z 4. Die Wahl gejchieht durch perfönliche Abgabe der zu ihrer Gültigkeit mit 
Namensunterfchrift zu verjehenden Stimmzettel, welche joviel Namen enthalten, als 
Kirchengemeindevorjtandsmitglieder zu wählen find '). 

Diefe nimmt der Wahlausichuß in Empfang und bemerkt die Zahl der Stimm— 
geber in dem darüber zu führenden Protofolle, 

8 5. Nah Schluß des Wahlgeichäfts werden die Stimmen öffentlich abgezählt 
und das Ergebniß zu Protofoll genommen, dieſes aber von den damit beauftragten 
Perſonen duch Unterjchrift vollzogen. 

$ 6. Diejenigen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, find als Kirchen: 

1) Statt deijen gilt 8.-Gef. vom 12. Jult 
1879: Die Wahl des Kirchengemeindevor- 
ftandes gejchieht durch ‚perfönliche Abgabe von 
Stimmzetteln ohne Namensunterſchrift, welche jo 
viele Namen enthalten, als Borjtandsmitglieder 
und Erjagmänner in der Wahlhandlung zu 
wählen jind. 

Die abzugebenden Stimmzettel jollen nad 


der Verordnung dom 7. Juni 1873 jo viel 
Namen enthalten, als wirflide Vor— 
ſtandsmitglieder und Erſatzmänner 
zu wählen ſind. Diejenigen, welche hiernach die 
meiſten Stimmen erhalten haben, ſind als Vor— 
ſtandsmitglieder, die nächſtfolgenden als Erſatz— 
männer gewählt. 
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- gemeindevorjtandsmitglieder , die nächitfolgenden als Erſatzmänner !) gewählt. 
Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

8 7. Nach gejchehener Bekanntmachung der Wahl überträgt der Geiftliche bei 
einer der darauf folgenden gottesdienjtlichen VBerfammlungen den Gewählten vor ver— 
Jammelter Gemeinde im Namen der Kirche ihr Amt und verpflichtet dieſelben durch 
Handichlag. 


II. 
Ausführungsverordnung von 24. Juni 1851. 


Wir Carl Friedrich x. 
verordnen zur Ausführung der Kirchengemeindeordnung vom 24 Juni 1851 und als Verwaltungs: 
vorfchriften jür die Verwaltung des Firchlichen Vermögens wie des Kirchenrechnungsweſens nad 
erfolgtem Gehör Unjeres Kirchenraths, wie folgt: 

Zu $4 der Kirhengemeindeordnung. Art. 1. Sobald Unjer Kirchenrath über die behufs 
der Bejegung einer erledigten Stelle Uns zu machenden Vorſchläge Beſchluß gefaßt hat, wird Die 
Kircheninſpektion angewiejen, dem Kirchengemeindevorftand über den an erſter Stelle zu Präjentirenden 
eine Mittheilung zu machen. Die Kircheninspeftion erläßt die Aufforderung an den Kirchengemeinde= 
borjtand, binnen vier Wochen ausſchließlicher Frift etwaige gegründete Bedenken gegen Gaben, 
Lehre und Wandel des Präfentirten zu erfennen zu geben und eintretenden Falles zu begründen. 

Art. 2. Erfolgen Einwendungen, jo wird darüber von Unjerem Rirchenrath entjchieden, 
worauf, wenn die Einwendungen ſich als unbegründet oder ſonſt erledigt haben, die Borjehläge des 
leßtern zu Unferer höchſten Schluhfafjung an Uns gelangen, welcher gemäß jodann die Einführung 
angeordnet wird. 

Art. 3. Bei Stellen landesherrlichen Patronat3 wird die von dem weltlichen Kircheninjpeftor 
bisher ausgefertigte Vokationsurkunde von Unſerm Kirchenrathe ausgehen. Bei Privatpatronaten 
bat der zur Wahl Berechtigte die VBofationsurfunde auszufertigen, doch ift dieſelbe jolhen Falls 
vorher Unſerm Kirchenrath zur Einfihtnahme und bezüglih Genehmigung vorzulegen. 

Art. 4. Wo bisher der Vorftellungspredigt eine fogenannte Probepredigt vorausging, findet 
diejelbe in Zufunft nicht ftatt. Die von dem neuen Geiftlichen am Einführungstage zu haltende 
Predigt ift Die Vorftellungspredigt. Nach derſelben eröffnet das geiftliche Mitglied der Einführungs- 
behörde der verfammelten Gemeinde, dab die Einwendungen nicht erhoben worden (oder wenn Die 
vorgebrachten für unerheblich angejehen worden, daß diejelben nicht zu berüchichtigen gewejen 
jeien), und läßt jodann die Mitglieder des Kirchengemeindevorjtandes Namens der Kirchengemeinde auf 
die Erfüllung ihrer Obliegenheiten angeloben. Hiernächſt übergiebt da3 geiftliche Mitglied der 
Einführungsbehörde die Vokationsurkunde, jodann das weltliche Mitglied die Bejtätigungsurfunde 
an den neuen Geiftlichen. Im Uebrigen bleibt es bei dem bisherigen Herfommen der Einführung, 
nur tritt jtatt der bisher üblichen Umfrage folgende Formel ein: „Da gegen Lehre, Gaben und 
Wandel überhaupt (bezüglich begründete und erhebliche) Einwendungen nicht jtattgefunden haben 
es mithin als Wunſch der hier vertretenden Gemeinde (Gemeinden) gilt, daß der ꝛc. — in das 
Amt eines — — feierlich eingewiejen werde, jo wollen wir es num für einen göttlichen Beruf 
halten und wünfchen wir allerjfeits von Gott dem Allmächtigen Glüd, Heil und Segen.” 

Urt. 5. Die Einführungsfojten trägt die Kirchengemeinde, bezüglich das Kircjenärar, wo 
dajjelbe in feinen laufenden Einnahmen dazu ausreichende Mittel hat. 

Dagegen find die Prüfungs» und Ordinationskoſten ($ 134 des Sportelgejeßes vom 
1. Dezember 1840, Ziff. 4, 5, 9) von dem Oxdinirten aus eigenen Mitteln zu berichtigen. 

Art. 6. Anlangend den Transport der Geiftlichen mit ihren Familien und Effekten an den 
Ort ihrer Anftellung, bewendet e3 überall bei der zeitherigen Objervanz, injofern nicht etwa ver- 
tragsweije zwijchen der Gemeinde und dem Geiftlichen ein anderes ausdrücklich bejtimmt wird. 


1) Min.-Reſcr. 0.26. Febr. 1869 beitimmt, 
daß falls ein Vorjtandsmitglied während jeiner 
Wahlperiode ausfcheidet, jei es durch Tod oder 
Wegzug u. ſ. w., für ihn auf jeine noch übrige 
Wahlzeit einer der für die gleiche Periode 
gewählten Grjagmänner, und zwar zunädjt 
derjenige, welcher die meiſten Stimmen erhielt, 
in den Vorſtand einzutreten habe. Weiter 


bejtimmt Minifterial-Rejcript vom 25. 
November 1881, daß auch in dem Falle, 
wenn ein zum Vorjtandsmitgliede Gewählter die 
Wahl ablehnt, der Erſatzmann, welder die 
meisten Stimmen erhielt, ala Mitglied einzus 
treten hat, und daß, wenn mehrere Erfaßmänner 
gleiche Stimmen erhalten haben, unter ihnen 
das Loos entjcheidet. 
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Beträgt jedoh die Entfernung des bisherigen Aufenthaltsorts, bezüglid Wohnorts der 
Anziehenden von dem Orte ihrer Wirffamfeit mehr als zehn Meilen, jo iſt die Kirchengemeinde 
des zufeßt gedachten Orts berechtigt, nach ihrer Wahl die erforderlichen Fuhren entweder in Natur 
zu leiſten oder dem anziehenden Geiftlichen, wenn er ein Kandidat iſt, welcher die erſte Anjtellung 
erhält, 15 Thaler, wenn er aber ein bereits im Amte gejtandener Geiſtlicher ijt, 30 Thaler baar 
als Vergütung der Anzugskoſten zu bezahlen. 

Zu 88 7 und 8. Art. 7. In jeder Kirchengemeinde bejteht eine Rechnungsführung, welche 
nach dem Ermeſſen des Kicchengemeindevoritandes entweder ein damit zu beauftvagendes Mitglied 
des Vorſtandes oder ein bejonders anzuftellender Rechnungsführer bejorgt. s 

Art. 8. Diejer wird auf die gejeglichen Vorſchriften, welche für die Verwalter anvertvauten 
Gutes beftehen (Art. 232, 233 des Strafgeſetzbuches) von der Kircheninſpektion verpflichtet und leiſtet 
Sicherheit entweder in Grundſtücken oder Dokumenten, welche Kaution wenigſtens die Hälfte der 
gewöhnlichen Einnahme decken muß. 

Der Kirchengemeindevorſtand kann mit Zuſtimmung der Kircheninſpektion nach Befinden 
mit der Beſtellung eines Privilegiums ſich begnügen. In ſolchen Fällen hat ſich auch die Ehefrau 
des Rechnungsführers geſetzlich zu verbürgen und ebenfalls ein Privilegium zu bejtellen '). 

Art. 9. Das Amt des Rechnungsführers dauert, wenn ein Mitglied des Kirchengemeinde: 
vorjtandes damit beauftragt ift, während der Zeit, auf welche daſſelbe gewählt iit, außerdem jechs 
Sahre. Jedoch ift im Wege der VBermittelung dahin zu wirken, daß eine Verlängerung der Ber: 
waltung, wenn fie in guten Händen tft, erfolgt. 

In großen Gemeinden, wo die Verwaltung des Kirchenvermögens jehr umfänglid it, kann 
mit Genehmigung dev Kircheninſpektion ein ftändiger Rechnungsführer angejtellt werden. 

Die Vergütung für die Dienftleiftungen des Rechnungsführers bejteht, injoweit nicht jegt ſchon 
weiter gehende wohlerworbene Nechte vorliegen, oder in Zukunft etwas Abweichendes verabredet 
wird, in fünf dom Hundert des reinen Einfommens von laufenden Einnahmen mit Ausſchluß 
aurücigezahlter oder darlehensweiſe aufgenommener Kapitalien und der Einnahme von Bejtand- 
theilen des Stammvermögens, bezüglich des Aequivalents dafür. 

Außer jener Vergütung hat der Rechnungsführer weder vom Aerar no als Aceidentals 
einfommen etwas Weiteres zu fordern. 

Art. 10. Der Rehnungsführer hat ſich jährlih ein Manual anzulegen, welches die einzelnen 
Kapitel der Rechnung enthält. Jede Einnahme und Ausgabe, wie fie eintritt, ist hier ſogleich 
einzutragen. 

Ueber die Zinseinnahme iſt ein ordentliches Heberegifter aufzuftellen und mit Sorgfalt 
fortzuführen. Daſſelbe ift jährlich mit dem Erbzinsbuche zu vergleichen und jede Abänderung zu 
benterken. 

Art. 11. Ohne Vorwiſſen des Vorfigenden des Kirchengemeindevorftandes darf feine Ausgabe 
mit alleiniger Ausnahme der jtändigen verrechnet werden, weshalb jeder Ausgabeleg, bevor er 
ausgezahlt werden darf, vom Vorfigenden oder von dem durch den Stirchengemeindevorjtand ſonſt 
dazu Beauftragten dazu autorifirt werden muß. Iſt die Ausgabe von einer höheren Stelle 
angeordnet worden, jo iſt der Beleg bei der Auszahlung dem Vorſitzenden zur Kontvole vor— 
zulegen. Ueberhaupt ift der Vorſitzende bei der Verwaltung des Kivchenvermögens nie zu 
umgehen. 

Art. 12. Alle Einnahmefapitel, die nicht dem Betrage nah ein für alle Mat feſtſtehen, 
find vom Vorfigenden zu attejtiven, jelbjt dann, wenn ein und das andere mit vacat bezeichnet ift. 
Bei Holzverfäufen ift eine Beſcheinigung des auffichtführenden Förfters beizubringen; bei verkauften 
Kirhengetreide hat ein Mitglied des Kivchengemeindevorjtandes zu bezeugen, daß die Preije den 
laufenden entjprecdhen. 

Art. 13. Wird ein Kivchenfapital gekündigt oder ein Kapital aus dem Kirchenärar zu 
erborgen gejucht, jo ift e8 dem Vorfibenden zu melden, um den Tag der Kündigung und die Zeit 
der Einzahlung des gefündigten, bezüglich der Auszahlung des zu verborgenden Kapitals aufzu = 
ſchreiben und das weiter Erforderliche zu beforgen. Es iſt geftattet, Abjhlagszahlungen auf aus- 
gelichene Kapitalien anzunehmen, dafern der Kapitalreft immerfort mit der Zahl des Zinsfußes 
theilbar bleibt, ohne Bruchtheile des Thalers hervorzurufen. 

Bei Erborgungsgefuchen hat der Kirchengemeindevorjtand die Vorlagen zu prüfen und 


1) An Stelle diefer Beltimmung ift dur | Befinden dem Nechnungsführer die Sicherheits- 
Verordnung vom 14. April 1830 folgende | Leiftung erlaſſen; uur ift in ſolchen Fällen thun— 
Vorſchrift getreten: der Kirchengemeindevorjtand lichſt darauf Bedacht zu nehmen, daß die Ehefrau 
fann mit Zuftimmung der Kircheninfpeftion nach ſich gerichtlich verbürgt. 
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darauf zu ſehen, daß die Sicherjtellung den Vorſchriften des Gejeßes von 10. Februar 1840 
allentHalben entiprechet). 

Auf bloße Handſchriften oder ohne die hinreichende geießliche Sicherheit darf durchaus nichts 
ausgeliehen werden, Kein Mitglied des Kirchengemeindevorftandes oder der Verwaltungs: und 
Auflichtsbehörden darf, ſelbſt bei hinveichender Unterpfandsbeitelung, aus dem ihm mit unters 
gebenen Aerar ein Darlehn entnehmen, es jei denn auf bevichtliche Darlegung die Genehmigung 
des Staatsminifteriums eingeholt worden. Webertretungen dieſer Anordnung werden jtveng geahndet 
werden. 

Art. 14. Der Kivchengemeindevoritand hat darauf zu halten, daß alle Einnahmen dev 
Kirhärarien pünktlich zur Verfallzeit eingehoben werden. 

a. Erbzinfen und dergleichen werden jährlich an einen in dev Gemeinde vorher bekannt zu 
machenden Tage von dem Rechnungsführer eingenommen und dürfen nicht in Reſt gelafjen 
werden. 

b. Zinjen von ausgeliehenen Kapitalien find pünktlich zur Verfallzeit abzutragen, widrigen 

— — Falls die Schuldner Klageerhebung zu gewärtigen haben. Sollten demohngeachtet Die 

Zinſen über zwei Jahre zurückbleiben, jo ift das Kapital ſofort zu fündigen und die 
Einziehung zu betreiben. Werden diefe Vorkehrungen unterlaffen, jo ftehen die Reſte auf 
Gefahr des Rehnungsführers. 

Die Zinfen von Aftivfapitalten laufen von dem Tage der Ausleihung bis zu Demjelben 
Monatstage des fünftigen Jahres. Aiückfihtlic) der im Laufe des Jahres eingehenden 
Zinfen tft genau anzugeben, für welche Zeit der fraglihe Pojten fällig geworden, was 
auch in den Quittungen zu bemerfen tft. 

e. Die Einlagen in den Klingelbeutel find jchriftlich zu Eontrolliren und zu verrechnen. 

d. Alle übrigen Einnahmen find genau zur Verfallzeit zu erheben und es ift bei Verpach— 
tungen, Veräußerungen und ſonſt die nöthige Vorficht anzuwenden, daß der jedesmaligen 
zeitigen und fihern Erhebung fein Hinderniß in den Weg treten kann. 

Der Nechnungsführer ift für ſorgliche Verwaltung jeines Amtes verantwortlich und der 
Kirchengemeindevorjtand, wie die Kircheninjpektionen haben ihn darin zu überwachen, IeBtere 
namentlich darauf ihr Augenmerk bei Abnahme der Rechnungen zu richten, die etwa nöthigen Anz 
ordnungen zu treffen und ſich von deren Befolgung Gewißheit zu verfchaffen. 

Art. 15. Bei den Ausgaben iſt möglichſte Sparſamkeit Pflicht des Kicchengemeindevorjtandes. 
Bejoldungen find zur Verfallzeit aus den bereiteften Mitteln zu bezahlen, jedoch niemals voraus 
abzugewähren. 

Urt. 16. Wegen der Baargewährjchaften, der zurücgezahlten Kapitalien, aller zum Stammes 
vermögen der Kirche und Pfarrei gehörigen Gelder, Urkunden und ſonſt ift nach $ 97 des Depofiten: 
gejeßes vom 12. Februar 1840 zu verfahren. 

Bon den Baargewährjchaften dürfen dem Rechnnngsführer Eeinere Summen, wie fie zu den 
laufenden Ausgaben nöthig find, von dem Kirchengemeindevorjtande zum erforderlichen Kaſſenvor— 
rathe gelafjen werden. 

Urt. 17. Alle zurüdgezahlte Kapitalien müſſen wieder zinstragend angelegt und dürfen 
ohne höhere Genehmigung nie zur Beftreitung der laufenden Ausgaben verwendet werden. 

Fehlt es an fofortiger Gelegenheit, jo find die Kapitalbeträge entweder bei den Sparkaſſen 
oder in Ddreipozentigen Staatspapieren anzulegen. In jolhen Fällen iſt jedoch ſtets Bedacht zu 
nehmen, Gelegenheit zur Verleihung auf höheren Zinsfuß zu finden. 

Art. 18. Zum Kirchen und Pfarreivermögen gehörige Staatsſchuldurkunden, die auf den 
Inhaber lauten, find ſofort bei ihrer Erwerbung und Deponirung außer Kurs zu jeßen, ebenjo 
die Zinsleiſten. P 

Auch die Zinsabjehnitte folder Urkunden find im Dofumentenfaften zu hinterlegen und dem 
Rechnungsführer nur die in einem Jahre anfällig werdenden zu überlafien. 

Art. 19. Für jede Kirche, wie für jede Pfarrei find volljtändige Inventarien nad den 
nachſtehenden Muftern anzulegen und bei den letztern die Bejoldungsinventarien von den Dienft 
inventarien gejondert zu halten. 

Dem Kirhenrehnungsführer Liegt ob, das Kircheninventar aufzuftellen und pünktlich fort: 
zuführen. Die Inftandfegung und Inſtandhaltung der Pfarreiinventarien iſt zunächſt Sache des 
Ortsgeiſtlichen. 

Für die erſte Anlegegung eines Kircheninventars, wo ein ſolches noch nicht vorhanden, 


1) Das Gejeß dv. 10. Februar 1840 ift duch das Geſetz vom 16. Juni 1881 erſetzt 
worden. 
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fann dem Nechnungsführer nach Ermeſſen des Kirchengemeindevorſtandts eine kleine Vergütung 
bewilligt werden, wenn die laufenden Einnahmen des Kirchenärars eine ſolche Ausgabe zulaſſen. 

Art. 20. Ueber alle an den geiſtlichen und kirchlichen Gebäuden ſich nöthig machenden 
Baulichkeiten führt, wem auch immer die Baupflicht obliege, zunächſt der Rechnungsführer die 
Auffiht und ſorgt für deren Inſtandhaltung, indem er dieſelben von Zeit zu Zeit beaugenjcheinigt 
und wegen des Erforderlihen dem Kirchengemeindevorjtande Anzeige madt. Dem Kirchengemeindes 
vorftande fteht übrigens zu, hierüber nach Befinden andere Bejtimmungen zu treffen. Dies ſchließt 
jedoch die Vorſorge der übrigen Mitglieder nicht aus, auch ihrerjeits etwa bemerft werdende Baus 
fichfeiten zur Sprache zu bringen, und namentlich hat der Ortöpfarrer auf die von ihm bemußten 
Wohn: und Nebengebäude ebenfalls feine Aufmerkſamkeit zu richten und auf zeitige Abjtellung 
etwa wahrgenommener Mängel hinzuwirken. 

Art. 21. Das Bauweſen anlangend, jo entjheiden darüber, warn ein Bau, jei es ein 
Neubau oder eine Reparatur, von dem Kirchengemeindevorftande bejchloffen werden kann, und in 
welchen Fällen derſelbe zur Kompetenz der Kircheninjpeftion oder Unjeres Staatsminijteriums 
gehört, die Bejtimmungen in $ 24 der Kirchengemeindeordnung— 

Rückſichtlich der Vorbereitung und Ausführung von Baulichfeiten aber gelten noch folgende 
bejondere Vorſchriften: 

a. Auch diejenigen Bauten, welche Lediglich zur Kompetenz der Kichengemeindvorjtände 
gehören, find nur unter Zuziehnng vollkommen tüchtiger Baugewerfen und nad) vorgängiger 
Veranſchlagung der Bauten, ſowie nach jorgfältiger Prüfung dev Koſtenanſchläge auszu- 
führen; ſodann haben insbejondere 

b. bei den Reparaturen an den Kirchen und Thürmen — bloß die gewöhnlichen Ausbejjerungen 
an den Dahungen, Thüren, Fenſtern, Schlöffern, das Ausweißen u. dgl. ausgenommen — 
die Kirchengemeindevorftände, bezüglich Kircheninjpeftionen Gutachten der angeftellten Baus 
offizianten einzuholen und ſich deren Mitwirkung bei der Ausführung zu bedienen. 
Ebenfo ift 

c. die Vorbereitung und Ausführung wenigjtens aller derjenigen Baulichkeiten, welche einen 
muthmaßlichen Koftenaufwand von mehr als 500 Thlr. erfordern, — möge derjelbe nun 
bloß zur Kompetenz des Kirchengemeindvorjtandes gehören oder nicht — regelmäßig nur 
unter Konkurrenz der Staatsbaubehörden zu bewirfen. 

Die zur nöthigen Erklärung eines ‚Bauvorhabens erforderlichen Bauriſſe müſſen 

beſtehen: 

1. in einem genauen Situationsplan, auf welchem ſowohl die zum Neubau, Umbau 
oder Erweiterungsbau beſtimmte Fläche als auch die nachbarlichen Gebäude mit 
Angabe der Bedachungsweiſe und ſonſtige Beſitzungen an Gärten ꝛc., ingleichen dev 
Name und die Richtung der Straßen ꝛc. mindeftens in einer Entfernung don achtzig 
Fuß vom Bauplatze angegeben und endlich die Himmelsgegenden richtig bezeichnet ſind. 
Zu dem Maßſtabe des Situationsplanes ſind zwanzig Fuß auf einen Zoll des 
Weimariſchen Werkfußes anzunehmen. Ferner 

. bei nicht vollkommen wagerechtem Terrain in den das Gefäll deſſelben darſtellenden 
Profilzeichnungen, für welche der Maßſtab des Situationsplanes beizubehalten tt; 

3. in den volljtändigen Grund-, Auf- und Durchſchnittsriſſen von den Kteller-, Erd» und 
Obergeſchoſſen mit eingejchriebenen Maßen, jowie in volljtändiger Beſchreibung der— 
jelben. Bei dem diefen Baurifjen zum Grunde zu Legenden verjüngten Maßſtabe 
muß der Fuß genau ein Viertel Zoll des Weimarifchen Werkfußes betragen und jind 
in den Riſſen alle durchſchnittenen Theile mit entiprechender Farbe anzırlegen und zu 
ſchraffiren. 

Bei Umbauten und Erweiterungsbauten iſt zur Unterſcheidung des Vorhandenen 
von dem neu Aufzuführenden das Letztere mit rothen Linien zu bezeichnen. 

In Fällen, wo die Genehmigung eines Baues bei Unſerem Staatsminiſterium 
einzuholen iſt, ſind die nach vorſtehenden Vorſchriften einzurichtenden Vorlagen 
zugleich mit den nöthigen Koſtenanſchlägen zu überreichen, zu welchem Ende die 
Kircheninſpektionen die erforderlichen Anträge bei Unſerem Oberbaudirektor zu ſtellen 
und die Mittel anzudeuten haben, durch welche der Koſtenaufwand beſtritten 
werden kann. 

Was insbeſondere 

d. die Ausführung der unter ce gedachten Bauten betrifft, jo kann in den Fällen, wo Die 
Gemeinden jelbjt die Baumittel ganz oder wenigitens zu drei Viertheilen beſchaffen und 
diejelben nicht aus Kirchenkaſſen, Stiftungen, Stelleinfünften oder ſonſt aus allgemeinen 
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Fonds entnommen werden, nach dem Ermeſſen Unferes Staatöminijteriums die Bauaus- 
führung den Gemeinden zwar überlafien werden, jedoch) haben fie die Bau-, bezüglich 
Situattonspläne, ingleichen ein genaues, auch die Nebengebäude umfaſſendes Bauprogrammt 
über die bei dem beabjichtigten Bau zu befriedigenden Bedürfnifie aller Art für Schul: 
finder, Kichgänger, der Wohn: und Wirthihaftsräume dev aufjehenden Behörde zur 
Prüfung, bezüglid Genehmigung von Seiten des Staatsminifteriums vorzulegen, auch ift 
nach doffendetem Bau diefer nach Befinden einer Reviſion durch Unfern Oberbaudireftor, 
bezüglich einen Beauftragten deſſelben zu unterwerfen. 

Iſt nach deffen Ermeifen der Bau nicht gut oder dem Bauprogramm gemäß nicht ausges 
führt, fo ift nach den Anordnungen deſſelben das Erforderliche durch die Gemeinde nachzuholen. 

Zu $ 18. Art. 22. Die Kivhenrehnungen umfafjen den Zeitraum eines Jahres und laufen 

von 1. Januar bis letzten Dezember. Diejelben find in der Regel nah dem nachfolgenden Schema 
einzurichten und e3 muß bei der Refapitulation der Einnahmen wie der Ausgaben nicht bloß Die 
Ziffer des Rechnungsfapitals, jondern auch die Ueberſchrift deſſelben beigejeßt werden. 
Art. 33. Alle Einnahmen und Ausgaben werden nah Thalern, Silbergrofchen und Pfennigen 
Landeswährung berechnet. Jede Zahlung muß nächſt der Autorifation mit der Quittung des 
Empfängers belegt fein. Sämmtliche Belege find zu beziffern und zu Heften, um bei der Ned: 
nungsabnahme dem Monenten vorgelegt werden zu fünnen. 

Ber den Befoldungszahlungen an den Pfarrer, Lehrer und Rechnungsführer genügt die 
Beſcheinigung der erhaltenen Zahlung in dem zur Juftififation vorzulegenden Rechnungseremplare. 

Art. 24. Für ftehende Ausgaben, al3 Brandfafjenbeiträge, Beiträge zu den Wittwenkaſſen 
u. dergl., werden bejondere Quittungsbücher gehalten, auf welche die Rechnung fich bezieht und 
welche der repidirenden Behörde mit vorgelegt werden. 

Bei allen Ausgaben iſt die Sache, welche fie betreffen, deutlih in der Rechnung zu 
bezeichnen. 

Art. 25. Bei Bauten wird in der Rechnung die Erlaubnißertheilung angeführt und den 
Belegen beigefügt. Bei größeren Bauten tft eine eigene Baurechnung zu führen und wenn dev 
Bau in einem Kahre nicht beendigt worden, find die verausgabten Summen in Gewährſchaft fort: 
zuführen, bis nach Beendigung des ganzen Baues die Totalfumme definitv in Ausgaben verjchrieben 
werden kann. 

Art. 26. Wo Beckengelder gewöhnlich, bleibt es bei dem örtlichen Herkommen, es iſt aber 
der Betrag üblihermaßen zu bejcheinigen ). 

Art. 27. Am Schlufjfe jeder Rechnung it die Gewährihaft an baarem Gelde, wie an 
Reiten, zu verzeichnen und erjtere dem Kicchengemeindevoritande baar aufzuzählen. Dieſer bejtimmt 
dann wegen der Aufbewahrung das Erforderliche, was in der Rechnung zu bemerfen ift. Die Reſte 
find einzeln nad) ihrem Betrage und zu welchen Einnahmefapiteln fie gehören, zu verzeichnen, dev 
Rechnungsführer hat anzugeben, was zu ihrer Beibringung geichehen, und es ift diefes im Ueber: 
reihungsberichte an die Kircheninſpektion zu bemerken. 

Art. 28. Ueber Naturaleinnahmen und Ausgaben wird eine Naturalienrechnung geführt und 
der Kirchenrechnung beigelegt. Der etwaige Ueberichuß wird verfilbert und der Betrag in das 
betreffende Kapitel der Hauptrechnung eingeſtellt. 

Art. 29. Bei vorhandenen Legaten wird als Anhang zur Hauptrehnung eine bejondere 
Legatenrechnung geführt, es jei denn, daß unbejchadet der Ueberfichtlichkeit die desfallfigen Ein: 
nahmen und Ausgaben in bejonderen Kapiteln der Kirchenrechnung mitgeführt werden könnten. 

Die Legatgelder find aber nicht mit dem übrigen Kicchenvermögen zu vermiſchen und es tit 
in der Rechnung anzumerken, von wen, warn und wozu fie gewidmet worden find. 

Art. 30. Wo jogenannte Pfarrfapitale fich befinden, find dieſe im einer Unterabtheilung 
des Kapitels der Kirchenrechnung über Kapitalien und deren Zinserhebung zu verzeichnen und ihrent 
Beitande nad anzugeben, nad) Befinden kann auch dafür ein befonderes Rehnungsfapitel geführt 
werden. In einem der Einnahme entiprechenden Ausgabefapitel erfolgt dann die Verrechnung dev 
Abgewährung diejer Zinjen an den Bezugsberechtigten. 

Dieje Pfarrfapitalien find mit dem Kichenvermögen nicht zu vermiſchen, die Verwaltung 
darüber unterliegt aber denfelben Vorſchriften, die für das Kirchenvermögen bejtehen, doch Hat bei 
unvermeidfichen Verluſten weder die Kirche noch die Gemeinde einzuftehen. 


1) Aufgehoben durch Gejek vom 1. Juni 1876. Bol. General:Refe. des Kirchenvathes 
vom 7. Auguſt 1376. 
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Wo Ausgaben auf dieſen Pfarrfapitalien haften, z.B. für Holzkulturen oder andere darauf 
ruhenden Leiftungen, find dieſe vom Ertrage der Kapitalzinfen zu beftreiten, in einem entiprechenden 
Ausgabefapitel zu berechnen und dann nur dev Ueberreit des Zinfenertrages dem zur Nutznießung 


Berechtigten abzugewähren. 
Art. 31. 


Drei Monate nah dem Rechnungsſchluſſe, alfo längſtens den 1. April, iſt Die 


Rechnung, nachden fie vorher dem Ortspfarrer ım Entwurf vorgelegen hat und don demjelben durch— 
gejehen worden ift, veingejchrieben, geheftet, foltirt, in Folioformat dem Kirhengemeindevorjtande 


zu übergeben. 


Diefer ficht fie durch und macht fie der Gemeinde nah Maßgabe der Beſtimmungen dev 


Kirchengemeindeordnung ($ 18) befannt. 


Sodann ift diefelbe und zwar längftens bis zum 1. Mai der Kircheninſpektion zu über 


reichen 
A 


1) Die Artikel 32, 33 und 34 ſind durch die 
Verordnung v. 18. Juli 1856, dieſe ſelbſt 
aber durch Verordnung vom 24. Sept. 
1879 aufgehoben und erſetzt worden: Die 
teßtere lautet: 

Entiprechend einem Antrag der Landes-Synode 
auf möglichite Vereinfachung des Verfahrens und 
möglichjte Koftenminderung bei Abnahme der 
Kirchenrehnungen verordnnen Wir nach Anhörung 
Unferes Kirchenraths unter Aufhebung der Ver— 
ordnung vom 18. Juli 1856: „Nachträgliche 
Beitimmung zur Ausführung der Kichengemeindes 
ordnung”, daß an Stelle der Art. 32, 35, 34 
der Ausführungsverordnung zur Kirchengemeinde— 
ordnung vom 24. Juni 1851 folgende Beſtim— 
mungen treten. 

8 1. Bor der Ueberreihung dev Kirchenrech— 
nung an die Kiccheninjpeftion (Art. 31 der ans 
gezogenen Ausführungsverordnung) haben Der 
Pfarrer und der Nehnungsführer in Gegenwart 
zweier von dem Kirchengemeindevoritand zu 
dieſem Zweck gewählter Mtitglieder eine Prüfung 
der in der Kirchenfafle vorhandenen Urkunden 
und Gelder unter Vergleihung mit dem Depo— 
fitenbuche, welches zu dieſem Zwed mit Blei- 
feder abzujchliegen ift, und mit der Kirchen— 
rechnung vorzunehmen. Ueber den Befund tft 
ein Protokoll aufzunehmen und darin namentlich 
anzugeben, ob und in wie weit Die in Der 
Kirchenrechnung (Kap. IV. der Einnahme) ver: 
zeichneten Kapitalurfunden vorgefunden worden 
jind, oder wo ſie fich Tonjt befinden. Das Pro— 
tofoll ift von ſämmtlichen Perſonen, welche an 
der Prüfung Theil genommen haben, zu unters 
zeichnen und in Urſchrift mit der Kirchenrechnung 
an die Kircheninſpektion einzureichen. 

$ 2. Die Kirhenrechnung wird in zwei rein 
geichriebenen Exemplaren aufgeitellt, deren jedes 
der Rechnungsführer zum Zeichen, daß er die 
Rechnung als von ihm gelegt anerfenne, mit 
eigenhändiger Namensunterſchrift unter Beifü— 
gung des Datums zu verjehen hat. Auch ift zu 
dem einen Eremplar am Schlujfe der Rechnung 
von dem Borfigenden des Kirchengemeindevor- 
jtandes zu bezeugen, 

a. daß und wie die Kirchenrechnug dev Ge— 
meinde befannt gemacht worden, und ob 
und welche Erinnerungen jeitens derjelben 
gegen die Rechnung etwa gejtellt worden 
find ($ 18 der Kirchengemeindeordnung) ; 
ferner 


b. daß der Baarvorrath dem Kirchengemeindes 
vorſtande oder den von demjelben zu dieſem 
Geihäfte abgenrdneten Mitgliedern baar 
vorgezählt und was Hinfichtlich dev Aufbe— 
wahrung oder fernerer Verwendung ats 
geordnet worden ift. (Art. 27 der Aus- 
führungsverordnung zur Kirchengemeinde: 
ordnung.) 

Diefes Exemplar ift unter Beifügung dev 
zugehörigen Belege, die, foweit fie nicht in 
Quittungsbüchern, Pachtverträgen u. dgl. bes 
jtehen, zu beften find, und des in $ 1 bezeich- 
neten Protofolls innerhalb der in Art. 31 der 
Ausführungsverordnung zur Kirchengemeinde: 
ordnung bejtimmten Friſt (längjtens bis zum 
1. Mai) der Kircheninſpektion zu überreichen. 
Das andere Exemplar behält der Rechnungsführer 
behufs der Beantwortung der Erinnerungen ($ 3) 
einjtiveilen zurüd. 

$ 3. Die Prüfung der Rechnungen bejorgen 
beide Glieder der Kircheninſpektion dergeitalt, 
daß der weltliche Inſpektor die Rechnung nad): 
rechnet, die Belege prüft und die Erinnerungen 
entwirft. Bei umfänglicheren und verwidelteren 
Rechnungen kann er behufs der Nachlegung der 
Belege und der Nachrechnung einen Rechnungs— 
verjtändigen beiziehen, welcher dafür die in dem 
Sportelgejeß dom 31. Auguſt 1865 ($ 101 V 
a. E.) bejtimmten Gebühren bezieht. Der Ent: 
wurf der Erinnerungen wird dem Superinten- 
denten mitgetheilt, welcher jeine ettvaigen Bes 
merfungen beifügt. 

Sodann erfolgt die Zufertigung an den Rech: 
nungsführer zur Beantwortung der Erinnerungen 
binnen angemejiener Friit. 

Die Beantwortungen find von dem Rechnungs: 
führer zu unterzeichnen und unter Beifügung 
des einjtweilen zurücbehaltenen zweiten Exem— 
plars der Kirchenrechnung ($ 2) der Kirchen: 
injpeftion zu überreichen. Yon den Erinnerungen 
und den Beantwortungen hat fi) der Rechnungs— 
führer Abſchriften zuritdzubehalten. 

Nach Eingang der Beantwortungen find Die 
Erinnerungen jo weit nöthig, in geeigneter 
Weiſe weiter zu erörtern und zu erledigen, jo 
daß die Beſchlußfaſſung über die Erinnerungen 
und der Rechnungsabſchluß erfolgen fann. Dabei 
werden die Erjaßpoften vereinnahmt, die Rech: 


| nungsjehler berichtigt und die nöthigen Abän— 


derungen vorgenommen. 
$ 4. Eine Abnahme der Rechnung am Sitze 
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Art. 33 ı. 

Art. 34 ıc. 

Art. 35. Dem Staatsminijterium bleibt es vorbehalten, die Rechnungen mit den Belegen 
und Alten von Zeit zu Zeit zu einer Nachrevifion einzufordern. Doc find dazu befondere Ab— 
ihriften der Nechnungen nicht nöthig, vielmehr dient dazu das zu den Kiccheninjpeftionsakten 
genommene Eremplar, deſſen Nücjendung dann zu erwarten ift. 

Außerdem Hat jede Kircheninjpektion am 1. September jedes Jahres eine Tabelle über 
ſämmtliche Kirchenrechnungen ihres Bereichs nach dem nachſtehenden Schema einzureichen. 

Zu SS 24 und 25. Art. 36. Die den Kichengemeindevorjtänden zunächſt vorgejegten Be- 

hörden find die in ihrer ſeit dem 1. Juli 1850 angeordneten Zuſammenſetzung fortbeftehenden 
Kircheninſpektionen als Bezirksbehörden, und in rein kirchlichen Angelegenheiten die Superinten- 
denturen, bezüglich für die Städte Weimar und Eiſenach die Oberpfarrämter. 

Die Kircheninſpektionen jowohl wie die Superintendenturen und bezüglich Oberpfarrämter 
zu Weimar und Eiſenach ftehen unmittelbar unter Unjerm Staatsminifterium und in rein kirchlichen 
Angelegenheiten unter Unſerm Kirchenrathe nad) den desfalls bejtehenden Bejtimmungen. 

Art. 37. Die in Weimar bisher getrennt bejtandenen Kircheninjpeftionen der Hof- und 
Garniſonkirche, jowie der Stadtkirche, werden in eine für beide Kirchengemeinden gemeinfchaftlich 
bejtehende Kircheninfpektion vereinigt. 

Art. 33. Das Direktorium der Akten und Geſchäfte — unbeſchadet des beftehenden Ranges 
der weltlichen und bezüglich geiftlichen Mitglieder der Kircheninjpeftionen, nad dem jedesmaligen 
Alter der Juſtizamtsvorſtände und Superintendenten — jteht dem weltlichen Mitgliede der Behörde 
zu und es find daher alle an die Kiccheninjpektion gehörigen Eingaben zunächſt dorthin zu richten, 
worauf das weltliche Mitglied die Einfäufe mit jeiner Stimmgebung verjehen dem geijtlichen 
Nitgliede zur Abjtimmung mitzuteilen und jolchergeftalt die Faſſung eines Beſchluſſes vorzu— 
bereiten hat. 
der Kircheninſpektion findet regelmäßig nicht jtatt, Ueber den Abſchluß der Rechnung, der all: 
noch weniger eine Abnahme am Kirhorte, indem |, jährlich längjtens bis zum 1. Auguft erfolgt 
vielmehr das Verfahren überall jo einzurichten | jein muß, hat die Kircheninſpektion dem Redc— 
it, daß die möglichjte Vereinfahung und Koften- | mungsführer eine Urkunde (Juſtifikationsſchein) 
erſparniß erzielt wird. auszuſtellen. 

Zur terminlichen Vernehmung des Kirchen— Das eine Exemplar der Kirchenrechnung ver— 
rechnungsführers oder des Kirchengemeindevor- bleibt im Archive der Kircheninſpektion, das 
jtandes oder von Mitgliedern deſſelben ift nur | andere wird nebjt Belegen, dem Yuftififationg- 
zu ſchreiten, wenn es im Intereſſe der Sache ſcheine und den Beſchlüfſſen zu den Erinnerungen 
nöthig it, jo dab dagegen die Nückjicht auf | dem Kirchengemeindevoritande zur Aufbewahrung 
Koſtenerſparniß zurücktritt. in dem Pfarrarhiv zurückgegeben. 

Wird die Abnahme am Kirchorte aus bejon- $ 6. Bei der Vornahme der Kirchenvifitation 
dern Gründen von der Kircheninſpektion für | hat dev Superintendent fich über den Zuftand der 
nöthig erachtet, jo find diefe Gründe in einer kirchlichen und geiftlichen Gebäude wie des 
Niederierift zu den Akten zu bemerken. Jmmer | Friedhofs zu unterrichten, auch darauf bezüg- 
aber wird dann der weltliche Inſpektor diefe | liche Wünſche des Geiftlichen oder des Kirch— 
Abnahme allein beforgen, es jei denn, daß im | gemeindevorjtandes entgegen zu nehmen und in 
einzelnen Fall aus hinlänglichen Urfahen auch | Beziehung darauf das Geeignete zu veran— 
die Theilnahme des geijtlichen Mitgliedes geboten | Lafien. 
erjheine, was dann aber in der bemerkten Nie— Auch wird hierzu das geiftliche Mitglied, 
derſchrift noch bejonders zu begründen wäre. | wie nicht minder das weltliche, eine andere 
Wird die Rechnungsabnahme am Kirchorte vorges | gelegentliche Anwejenheit an Ort und Stelle 
nommen, jo hat das weltliche Mitglied der | bemußen. 

Kicheninfpeftion damit eine genaue Reviſion In Anjehung der Prüfung der in dem 
des Depofitenbuchs und des Depofitenbeftandes | Kirchenfaften vorhandenen Gelder und Urkunden 
nad Maßgabe der Beitimmungen des Depofitene | bewendet es bei der Vorjehrift der Verordnung 
gejeßes vom 12. Februar 1840 zu verbinden und | vom 6. Septemver 1876 $ 17, wonach von der 
zugleich die Urkunden über ausſtehende Kapitalien | Kircheninfpeftion jtets am Tage der Einführung 
einer jorgfältigen Prüfung im Beziehung auf | eines Geiftlichen ſolche Prüfung vorgenommen 
die bejtehenden Vorjchriften über Anlegung zu | und der Befund im Protofoll bemerkt werden 
öffentlichen Depofiten gehöriger Gelder zu unter: | ol. 

werfen. Im Uebrigen liegt der Kircheninjpeftion ob, 

8 5. Die Beichlüffe der Kircheninſpektion jobald die Nothwendigfeit fich geltend machen 
über die Erinnerungen werden dem Kirchen- | jollte, eine befondere Prüfung des Kirchenkaſtens 
gemeindevorjtande durch jchriftliche Zufertigung | und des Kirchenrechnuugsweſens an Ort u. Stelle 
eröffnet, jofern nicht ausnahmsweiſe die Eröff- | vorzunehmen, diefe durch das weltliche Mitglied 
nung in einem Abnahmetermin ($ 4) erfolgen | vornehmen zu laſſen. 
kann. 
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Art. 39. Unter den Veränderungen in der Dotation der geiftlihen Stellen, wozu eö der 
Genehmigung Unjeres Staatsminifteriums, bezüglich Unferes Kirchenraths bedarf ($ 24 der Kirchen: 
gemeindeordnung Ziff. 1), find aud die Schlußfafjungen über Ablöjung von Grundberechtigungen 
($ 2 des Ablöſungsgeſetzes vom 18. Mai 1848, 88 1 und 2 des Nachtrags zur demſelben vom 
1. März 1850) zu verjtehen, joweit eine Provokation don Seiten der beretigten Stelle oder ſonſt 
ein freiwilliger Vertragsabſchluß in Frage ift. 

In diefen Fällen, jowie wegen etwaiger Erwerbung andern Vermögens für die Ablöfungs: 
fapitalien ijt von den Kicheninjpeftionen an Unſer Staatsminifterium zu berichten und die Sache 
zu deſſen Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

Art. 40. Der Beitand des Kirchenvermögensſtocks der Kirche an Aftivfapitalien, Gerechtjamen, 
Grundbefigungen oder jonjt darf ohne höhere Genehmigung (Art. 17) nicht angegriffen werden, 
um laufende Ausgaben zu deden. Sind bei deu Kirchenärarien die laufenden Einnahmen zu 
Beftreitung der umentbehrlichen Bedürſniſſe nicht zureichend, jo iſt zeitig Einleitung zu treffen, 
daß Umlagen nad den Beitimmungen der Kicchengemeindeordnung ausgejchrieben und erhoben 
werden fünnen, wozu der Kirchengemeindevorftand an die Kircheninſpektion zu berichten und Dieje 
alsdann die Genehmigung des Staatsminifteriums, bezüglich Unjeres Kirchenrathes einzuholen hat. 

Urkundlich ift diefe Verordnung, welde zugleich an die Stelle des Hiermit aufgehobenen 
Regulativs, betreffend die Verwaltung des Kirchenvermögens und die Einrichtung und Abnahme 
der darüber zu führenden Rechnungen tritt, von Uns höchfteigenhändig vollzogen und mit Unſerm 
Großherzoglichen Staatsinfiegel verſehen worden. 

So gejchehen und gegeben Weimar, am 24. Juni 1851. 

(L. 8.) Carl Friedrid. 
von Wabdorf. von Wydenbrugf. G. Thon, 


IT. 
Bynodalordnung vom 29. Wär 1873. 


Wir Carl Alexander, von Gottes Gnaden Großherzog von Sachſen-Weimar 
Eiſenach ꝛc. 2C. 

Um den verheißenen Weiterbau der Verfaſſung Unſerer evangeliſchen Landeskirche 
auf dem durch die Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 1851 gelegten Grunde in 
Ausführung zu bringen, haben Wir auf Antrag Unſeres Kirchenraths, nach gutachtlicher 
Vernehmung ſämmtlicher evangeliſcher Kirchengemeindevorſtände des Landes, die nach— 
ſtehende Synodalordnung für die evangeliſche Landeskirche des Großherzogthums einzu— 
führen beſchloſſen und verordnen zu dieſem Zwecke wie folgt: 

Ss I. Es wird eine Landes-Synode errichtet, welche dazu beſtimmt iſt, ſämmt— 
lichen evangeliſchen Kirchengemeinden des Großherzogthums, wie ſie S 1 der Kirchen⸗ 
gemeindeordnung vom 24. Juni 1851 näher bezeichnet, eine geordnete Vertretung bei 
der Kirchenregierung zu gewähren. 

An dem Bekenntnißſtande in der evangeliſchen Landeskirche des Großherzogthums 
wird durch die Synodalordnung nichts geändert und auch jeder einzelnen Kirchengemeinde 
bleibt ihr bisheriger Bekenntnißſtand ausdrüdlich gewahrt, dergejtalt, daß fie zu einer 
Aenderung dejjelben nicht genöthigt werden Tann. 

F 2, Die Landes-Synode tritt ordentlicher Weife alle vier Jahre, außerdentlicher 
Weiſe jo oft zufammen, als das Bedürfniß es erfordert. 

8 3. Die Landes-Synode bejteht aus 


1. vier Mitgliedern — zwei aus dem geiftlichen, zwei aus dem Laienjtande —, 
welche Wir jelbjt ernennen ; 

3, einem Abgeordneten der theologiſchen Fakultät der Univerjität Jena und 

3, fünfzehn geiftlichen und fünfzehn meltlichen Abgeordneten, welche in fünfzehn 
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Wahlbezirken von ſämmtlichen evangelifchen Kirchengemeindevorftänden des Bezirks 
gewählt werden. 

5 4. Der von Uns zu bewirfenden Ernennung von vier Mitgliedern der Landes— 
Synode (5 3, 1) werden Wir eine Vernehmung Unſeres Kirchenrathes mit gutachtlichen 
u vorausgehen laſſen. 

Der Abgeordnete der theologischen Fakultät zu Jena ($ 3, 2) wird von den 
Mitglicbern derjelben unter dem Vorſitze ihres Defans durch geheime Stimmgebung 
gewählt. Der Dekan ftellt dem Gewählten die Legitimationsurfunde aus, 

5 6. Die fünfzehn I) Wahlbezirke zur Wahl der dreißig übrigen Abgeordneten 
(5 3, 3) jind folgende: 

1. Wahlbezirk: die Diözefe Stadt Weimar, 
1. — — 


IM. „ Diözefen Berka a. J., Blanfenhain und Ilmenau, 

IV. „ Diözefe Apolda, 

Y 4 „ Diözefen Niederzimmern und Großrudeftedt, 

vl. R „ Diözefe Buttjtädt, 

VII. y N # Allſtedt 
vn. eh h Jena, 

iX. er „ Diözejen Bürgel und Dornburg, 

X. “ A # Eiſenach (Stadt und Amt), 

XI. Kreuzburg und Gerſtungen, 

XII. Vacha, Tiefenort und Dermbach-Lengsfeld, 
XIII. — Kaltennordheim und Oſtheim, 
XIV. r 3 — Neuſtadt a. O. und Auma, 

XV. Y \ Weida und Berga. 


S 7. Sn jedem dieſer Wahlbezivte wählt jeder evangeliiche Kirchengemeindevoritand 
aus der Zahl derjenigen Glieder der Parochie, welche die für das Amt eines Kirchen— 
gemeindevorftehers geſetzlich erforderten Eigenſchaften befien, jo viele weltliche Wahl- 
männer, als jeweilig Pfarrer, Diafone und Vikare im ordentlichen Kicchendienfte aftiv 
in der Parochie find. Dieje aktiven Geiftlichen und gewählten Wahlmänner aus dem 
Saienftande bilden zufammen die Wahlverfammlung des Bezirks, welche — ſelbſt 
ungetrennt — in getrennten Wahlhandlungen erjt ein geiftliches und „darauf ein welt- 
liches Mitglied der Landes-Synode und jodann für jedes derfelben einen Erſatzmann 
für den Tall dev Ablehnung, des Austritts oder des Todes wählt. 

Wo inländiiche Filialgemeinden zu einer inländijchen Muttergemeinde gehören, 
wählt der Gefammtoorjtand (cf. $ 15 dev Kirchengemeindeordnung). 


1) Dieſe fünfzehn Wahlbezirfe find durch) XI Wahlbezirk: die Diözeſe Kreuzburg, 
Erlaß vom 22. Dez. 13882 (AKBI. 1883 XI. f „ Didzejen Geritungen und 
©. 215 f.) folgendermaßen abgeändert worden: Vacha, 

I. Wahlbezirk: die Diözefe Stadt Weimar, | XIIL 5 A r Dermbach, Kal: 
IE r — Mellingen, tennordheim u. 
II. R ” Diözefen Blanfenhain Dftheim, 

und Ilmenau, XIV. h » 1 Neujtadt a. O. 
IV. m „ Didzefe Apolda, und Auma, 
ve 9 „ Diözejen Niederzimmern IV: „Diözeſe Weida. 
u.Großrudejtedt, Abänderungen der Didzejan-Synoden, welche in 
J „Diözeſe Buttſtädt, Uebereinſtimmung mit der zuvor gutachtlich ge— 
VII. h fr h Allſtedt, hörten Landes— RR (vgl. $ 47 der Syn.=D.) 
VANBE v # n Jena, erfolgen, haben von ſelbſt auch die entſprechenden 
x } Dornburg, Abänderungen der Wahlbezirke zur Folge. 
5 Stadt Eiſenach, 
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Wo eine inländifche Filialgemeinde zu einer auswärtigen Muttergemeinde gehört, 
wählt der Vorſtand der Filialgemeinde allein den weltlichen Wahlmann, zu welchen 
aber der Pfarrer der Parodie, obwohl er in der auswärtigen Muttergemeinde jeinen 
Wohnſitz Hat, als geiftlicher Wahlmann hinzutritt. 

Jede diefer Wahlverfammlungen wird durch einen, vom Kultusdepartement Unferes 
Staatsminifteriums ernannten, Kommiſſar berufen und geleitet. 

Z 8. Zur Gültigkeit dev Wahl ift erforderlich, daß wenigjtens drei Viertheile 
der Wahlmänner an der Wahlhandlung theilmehmen. Sit in der erften Verfammlung 
nieht die genügende Zahl erſchienen, jo wird eine zweite Verſammlung berufen, in 
welcher dann die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl die Wahl gültig vornehmen. 
Die Wahl erfolgt in geheimer Abjtimmung nad) abjoluter Stimmenmehrheit, wenn 
jedoch zweimal abgejtimmt worden it, ohne letztere zu erreichen, jo entjcheidet bei der 
dritten Abſtimmung die relative Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit da3 Loos. 

s 9, MWählbar zum Mitgliede der Landes-Synode ijt als geijtlicher Abgeordneter 
jeder im ordentlichen Dienjte der evangelifchen Landesfirche angejtellte aktive Geiſtliche, 
als weltlicher Abgeordneter jedes weltliche Mitglied der evangelijchen Landeskirche, welches 
die für das Amt eines Kirchengemeindevorjtehers gejeßlich erforderten Eigenschaften 
befißt. Die Wahl ift nicht auf ſolche beſchränkt, welche in dem betreffenden Wahlbezirke 
ihren Wohnſitz haben. Wohl aber haben die Wähler ihr Augenmerk auf Männer von 
gutem Rufe, bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher Einſicht und Erfahrung zu richten. 

8 10. Nach vollzogener Wahl ſendet der Wahlkommiſſar die Wahlakten nebjt 
dem Wahlprotofoll an das Kultusdepartement Unſeres Staatöminifteriums ein md jtellt 
dem Gewählten eine Legitimationsurtunde aus. 

Zweifel in Betreff der Gültigkeit einer Wahl find nur dann weiter zu verfolgen, 
wenn fie binnen 14 Tagen nach der Wahlhandlung beim Kultusdepartement jchriftlich 
eingebracht werden. Die Entjeheidung über die Gültigkeit der angefochtenen Wahl Fällt 
die Synode ſelbſt, welcher zu diefem Zwecke die betreffenden Wahlakten zugeftellt werden. 

8 11. Der Urlaub zum Eintritt in die Landes-Synode kann feinem Kirchen= 
diener verſagt werden. 

Die Vertretung der gewählten Geiftlichen in ihrem Amte muß in der Negel durch 
die benachbarten Geistlichen bejorgt werden. 

8 12. Für jede ordentliche Landes-Synode findet eime neue Wahl bezüglich 
Ernennung aller ihrer Mitglieder ftatt, bei welcher jedoch die vorigen wieder gewählt 
oder ernannt werden können. Die Wahl oder Ernennung gilt für die ganze vierjährige 
Periode, alſo namentlich auch für die innerhalb derſelben etwa zu berufenden außer 
ordentlichen Synoden. 

8 13. Wer eine der Eigenfchaften, durch welche jeine Wahl oder Ernennung 
zur Synode bedingt war, verliert, wird dadurch unfähig, Mitglied der Synode zu 
bleiben. Ueber das Vorhandenſein und die Fortdauer der fraglichen Eigenſchaften 
entjcheidet die Spnode ſelbſt. Wenn aber die Eigenjchaften eines Mitglieds der Synode, 
welches zugleich Mitglied ihres jtändigen Ausſchuſſes ift, zu einer Zeit in Frage gejtellt 
werden, in welcher die Synode ſelbſt nicht verfammelt ift, fo entſcheidet hierüber der Ausſchuß. 

$ 14, Die Einberufung, Vertagung und Schließung der Landes-Synode erfolgt 
nach Unſerer Bejtimmung. 

Wir beftimmen zugleich auch den Ort der Verſammlung. 

Die Synode kann durch Uns aufgelöft werden, 

Eröffnet und geſchloſſen wird fie durch einen von Uns hierzu bejonders Beauftragten, 
infofern Wir nicht ſelbſt diefen Akt vollziehen, 
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Der Gröffnung der Synode geht ein öffentlicher Gottesdienft am Orte der Ver— 
jammlung voraus, in welchem auf die Bedeutung der Synode Hingewiefen wird und 
an allen Sonn- und Feiertagen, welche in die Berfammlungszeit der Synode fallen, 
wird in allen evangelifchen Kirchen des Landes eine Fürbitte für die ſegensreiche Wirk- 
jamfeit dev Synode in das Kicchengebet aufgenommen, 

8 15. jedes Mitglied der Landes-Synode iſt als jolches die ganze evangelische 
Landeskirche zu vertreten berufen und an Aufträge nicht gebunden. 

Ss 16. Die Landes-Synode hat den Zuftand der evangelifchen Landeskirche nament- 
lich in Bezug auf Kultus, VBerfaffung, Zucht und firchliches Leben zu beobachten und 
die in Bezug hierauf ihr nöthig exrjcheinenden Anträge bei der Kirchenregierung zu 
ſtellen. Letztere ihrerjeits wird jeder ordentlichen Synode einen umfafjenden Bericht 
über den Zuftand der Landeskirche und die Vorkommniſſe in derjelben zugehen laſſen. 

5 17. Die Landes-Synode hat bei Begründung neuer und Abänderung jehon 
bejtehender Diözejen begutachtend mitzuwirken und auch die ſonſt noch aus dem Gebiete 
des Firchlichen Lebens Seitens der Kirchenregierung von ihr begehrten Guchtachten zu 
erſtatten. — 

$ 18. Nur mit Zuſtimmung der Landes-Synode können Aenderungen in den 
Statuten des Pfarrwittwenfisfus vorgenommen werden. 

s 19. Das Bekenntniß kann einen Gegenftand weder der Beichlußfafjung der 
Synode noch der firdlichen Gefeßgebung überhaupt bilden. 

Wohl aber können unter diefer VBorausfegung mit Zuftimmung der Landes-Synode 
neue ER Normen in Bezug auf Kicchenverfaffung und Kirchenzucht, Gottes— 
dienst und Sehrorbehlng, namentlich auch neue Katechismen, biblifche Gefchichten, Gefang- 
bücher und Agenden eingeführt werden. 

Aber auch wenn Kicchenregierung und Landes-Synode fich über die Einführung 
neuer Formen des Gottesdienjtes, neuer Gejangbücher, Katechismen und Agenden einigen 
und hiernach Anordnung getroffen wird, kann durch Leßtere gleichwohl feine Gemeinde 
gegen ihren Willen zu einer Aenderung defjen, was in diefer Beziehung feither bei ihr 
bejtand, genöthigt werden. 

s 20. Solche Gejege, welche nicht ohne Mitwirkung der Landes-Synode eingeführt 
werden fünnen, können auch nur mit Zuftimmung derjelben authentifch interpretirt werden. 

s 21. Ale für die Synode beftimmten Vorlagen, namentlich auch die Gejegent- 
würfe, werden — ſoweit dies nicht durch unmittelbares landesfürftliches Dekret gejchieht — 
auf Unjern Befehl von dem Stultusdepartement Unjeres Staatsminifteriums an die Synode 
mit Schreiben übermittelt, und ebenſo bringt die Synode die von ihr gefaßten Beſchlüſſe 
durch Schreiben an das Kultusdepartement Unferes Staatsminifteriums zur Kenntniß der 
Kirchenregierung. 

8 22. Die Landes-Synode iſt verpflichtet, die Vorlagen der Kirchenregierung vor 
allen übrigen Angelegenheiten zu erledigen. 

8 23. Die Landes-Synode iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittheile der Mitglieder 
anweſend ſind. 

Sie beſchließt nach Stimmenmehrheit. Zur Abänderung der Synodal-Ordnung 
iſt eine Mehrheit von zwei Drittheilen, in allen übrigen Angelegenheiten nur einfache 
Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit wird noch einnal abgeſtimmt. Ergiebt ſich auch da Stimmen— 
gleichheit, ſo entſcheidet dann die Stimme des Vorſitzenden. 

Ss 24. Jede Sitzung beginnt und ſchließt mit Gebet. Die Sitzungen find in 
der Regel öffentlich. 


Friedberg, Verfaffungsgefege. Sächſ.-Thür. Fürftenth. 41 
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g 25. Die Synode wählt ihren Präfidenten, zwei Vicepräfidenten und zwei 
Schriftführer aus ihrer Mitte ſelbſt. Bis zur erfolgten Wahl des Präfidenten leitet 
das ältefte Mitglied die Verſammlung. . 

$ 26. Die Mitglieder der Synode haben bei der Eröffnung in die Hand des 
Eröffnungstommifjars, jpäter eintretende in die Hand des gewählten Präfidenten folgendes 
feierliche Gelübde abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich bei meinem Wirken in der Synode, gehorjam 
„dem göttlichen Worte, das Heil und die Ordnung der evangelijchen Kirche 
des Landes ſtets im Auge behalten und dahin mitarbeiten werde, daß die 
„Kirche in allen Stüden wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus.“ 

Ss 27. Wir behalten Uns vor, zu den Verhandhimgen dev Synode im Plenum 
wie in den Ausſchüſſen Kommiffare ohne Stimmvecht abzuordnen, welche auf Verlangen 
jederzeit gehört werden müſſen. 

$ 28. Ueber die Gejchäftsformen, im welchen die Synode und deren Ausſchüſſe 
verhandeln, wird das Nähere durch eine Gejchäftsordnung beftimmt. Die definitive Feſt— 
ſtellung derſelben ſoll im Einvernehmen mit der erſten Landes-Synode bewirkt werden. 
Bis dies geſchehen, iſt nach einer von Uns ertheilten proviſoriſchen Geſchäftsordnung zu 
verfahren. 

8 29. Alle die Gefehgebung und Verwaltung der Landeskirche betreffenden Bejchlüffe 
der Synode, mit Ausnahme der Bejchwerden und Anträge, können nur mit Unferer 
Sanftion ausgeführt werden. 

Die mit der Synode, namentlich auch über die Geſetzvorlagen, durch Unſere Sanktion 
getroffenen Verabſchiedungen werden am Schluſſe dev Synode in einen Synodalbejcheid 
zufammengefaßt, verkündet und ausgeführt, die verabjchiedeten Geſetze insbejondere von 
Uns publicirt und die zur Vollziehung und Handhabung derjelben erforderlichen Ver⸗ 
ordnungen von Uns erlaſſen. 

8 30. Sede ordentliche Synode beſtellt vor ihrem Schluſſe einen ſtändigen Aus— 
ſchuß für die Zwifchenzeit bis zum Beginne der nächſten ordentlichen Synode. Derjelbe 
bejteht aus dem Präfidenten der Landes-Synode, als dem Vorfigenden anch diejes Aus— 
ſchuſſes, und aus vier von der Synode aus ihrer Mitte gewählten Gliedern, zwei geiftlichen 
und zwei weltlichen. Fir jedes Mitglied des Ausfchuffes wählt die Synode zugleich — 
ebenfalls aus ihrer Mitte — einen eventuellen Stellvertreter für den Fall feiner 
Behinderung oder feines Abgangs. 

$ 31. Der ftändige Ausschuß der Synode bereitet die für Lebtere bejtimmten 
Angelegenheiten vor und nimmt zu dieſem Zwecke, jo lange die Synode ſelbſt noch nicht 
verfammelt ift, die für dieſelbe bejtimmten Vorlagen und jonjtigen Meittheilungen der 
Kicchenvegierung, jowie die fonjt an die Synode gerichteten oder für fie bejtimmten 
Anträge und Zufchriften, in Empfang. 

$ 32. Macht ſich in einigen Fällen ein Vorſchreiten im Wege der Firchlichen 
Geſetzgebung nöthig, zu welchem nach vorjtehenden Bejtimmungen die Zuftimmung der 
derzeit nicht verfammelten Synode erforderlich wäre, welches aber nicht wichtig genug 
ift, um ſeinetwegen eine außerordentliche Synode zu berufen, jo werden Wir mit Zus 
itimmung des jtändigen Ausjchuffes dev Synode ein proviſoriſches Kirchengeſetz erlaſſen, 
welches jedoch nur bis zum Schluffe der nächiten Verſammlung gilt und diefer zur Be— 
ihlußfaffung über feine definitive Geltung vorgelegt werden muB. 

Ebenso werden Wir verfahren, wenn fich die authentische Auslegung eines Kirchen- 
geſetzes in einer Zeit dringend nöthig macht, wo die Synode ſelbſt nicht verfammelt ift. 

$ 33, Der ftändige Ausſchuß der Landes-Synode hat das Recht, in Wahrnehmung 
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des Zuftandes der evangelifchen Landeskirche in den Zeiten, wo die Synode nicht ſelbſt 

verſammelt iſt, bei dringlichen Anläffen der Kirchenregierung Wünfche und Beichwerden vor: 

zutragen und wegen der zu ergreifenden Maßregeln Vorſchläge zu thun, auch, wenn es nöthig 
erjcheinen jollte, die Zufammenberufung einer außerordentlichen Synode zu beantragen. 

s 34. Der ftändige Ausſchuß der Synode hat das Recht, durch das eine oder 
andere jeiner Glieder den Generalvifitationen der einzelnen Diözeſen beizuwohnen. 

8 35. Wenn es ſich 

1. um Beſetzung geiſtlicher Stellen, 
2. um Enturlaubung eines ordinirten Geiſtlichen, Streichung aus der Kandidaten- 
liſte, Unterſuchung gegen Geiſtliche wegen der Lehre, 

. um Entſcheidung über die Bedenken einer Gemeinde gegen Gabe, Lehre oder 
Wandel des für fie bejtimmten Geiftlichen, 

4. um Entjcheidung über das Vorhandenfein der fanonifchen Eigenſchaften eines 
von einem Patron präfentirten Geiftlichen, gegen deſſen Betätigung Zweifel 
erhoben werden, 

. um Zwangsmaßregeln gegen eine Gemeinde, welche jich dev Uebernahme oder 
Erfüllung gejeßlicher Leiftungspflichten entziehen will, 

6. um Aenderungen in den Parochial-Bezirken und Verbanden, oder endlich 

. um jolhe Angelegenheiten handelt, über welche ſonſt noch, um ihrer Wichtigkeit 
willen, namentlich auch zur Vorbereitung der Vorlagen für die Synode, der 
Kirchenrath ſelbſt eine gemeinjame Berathung und Verftändigung wünſcht, 

nehmen die Mitglieder des jtändigen Synodalausfchuffes an der Berathung und Beſchluß— 

faſſung Unſeres Kirchenraths als ftimmberechtigte außerordentliche Mitalieder Theil. 

Dem Kirchenrathe wie dem Kultusdepartement Unſeres Staatsminijteriums fteht 
außerdem das Recht zu, den Ausſchuß der Landes-Synode in Angelegenheiten, für welche 
eine gemeinjame mündliche Beratdung nicht vorgejchrieben ift, auch um fein fehriftliches 
Gutachten anzugehen, 

5 36. Der jländige Ausſchuß der Landes-Synode verfammelt fi, jo oft es ſich 
nöthig macht und entweder ſein Vorſitzender oder Unſer Kirchenrath ihn einberuft. 

5 37. Den Mitgliedern der Landes-Synode werden aus Anlaß der Verſammlung 
diejer letzteren ſowohl als des ftändigen Ausſchuſſes und der vorübergehenden Ausſchüſſe 
in Zeiten, wo die Synode nicht verſammelt iſt, imgleichen aus Anlaß der Theilnahme 
von Ausſchußmitgliedern an Generalvifitationen und Kirchenrathsſitzungen Diäten und 
Zransportkoften vergütet. Die Diäten der Synodalen, welche am VBerfammlungsorte 
der Synode, bezüglich am Site des Kirchenraths oder am Orte der betreffenden General— 
vifitation wohnen, betragen nur die Hälfte des regelmäßigen Diätenſatzes. 

Die Koiten der Landes-Synode und des jtändigen Ausſchuſſes derjelben werden 
von den einzelnen Kirchengemeinden aufgebracht. Weber die Vertheilung unter den 
einzelnen Kirchengemeinden wird die Kirchenregierung mit Zuftimmung der Landes- 
Synode nähere Beitimmung treffen )). 

Inſoweit eine Kirchengemeinde den ihr hiernach zugetheilten Beitrag aus den 
verfügbaren Mitten des Kicchenärars ſelbſt nicht zu decken vermag, ift derſelbe von 
ihr duch Umlagen aufzubringen, welche nach den fir die Umlagen zu kirchlichen 
Sweden bejtehenden gejeßlichen Vorſchriften auf ſämmtliche Angehörige der Kirchen: 
gemeinde vertheilt werden. 

Weimar, am 29, März 1873. 

(L. S.) Carl Alexander. Stichling. 


1) Val Gef. vd. 19. Dez. 1874. Bollerta. a. DO. ©. 269. 
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IV. 
Verordnung vom 25. Dotember 1874, 


Wir Carl Alerander, Großherzog von Sachſen-Weimar-Eiſenach ꝛc. 

Nachdem der durch die Verordnung vom 25. September 1849 bis zur Neu— 
geſtaltung der Verfaſſung der evangeliſchen Landeskiche für rein kirchliche und geiſtliche 
Angelegenheiten derſelben errichtete Kirchenrath in der Synodalordnung v. 29. März 1873 
als fortbeſtehend anerkannt, zugleich aber zur Ausführung dieſer neuen Kirchenverfaſſung, 
inſoweit ſie die Theilnahme des ſtändigen Synodalausſchuſſes an der Berathung und 
Beſchlußfaſſung des Kirchenraths in gewiſſen Angelegenheiten anordnet, eine entſprechende 
anderweite Ordnung der beſtehenden Beſtimmungen nöthig worden iſt, ſo verordnen Wir 
zur näheren Ausführung dieſer geſetzlichen Beſtimmungen unter Aufhebung der gedachten 
Verordnung vom 25. September 1849, wie folgt: 

8 1. Der im Kultusdepartement Unſeres Staatsminifteriums für rein kirchliche 
und geiftliche Angelegenheiten der evangelijchen Landeskirche errichtete Kirchenrath 
beſteht fort. 

$ 2. Dem Kirchenrath ſtehen neben den durch die neue Kirchenverfaſſung hervor⸗ 
gerufenen Geſchäftsobliegenheiten auch ferner die rein kirchlichen und geiſtlichen Befug— 
niſſe zu, wie ſolche in der Verordnung vom 25. September 1849 bezeichnet ſind. 
Demnach umfaßt der Gejchäftsfreis dejjelben: 

1. die Vorbereitung der Vorlagen der Kirchenregierung an die Landes-Synode und 

der mit derjelben zu treffenden Verabſchiedungen; 

2, die Aufficht über die Lehre und den Kultus, die Mitwirkung bei Anordnung 
und Ueberwachung des Neligionsunterrichts, die Anordnungen hinſichtlich des 
Gottesdienstes und der Liturgie, die Einrichtung der Kirchen und die fortlaufende 
Aufficht über diefelben, die Aufrechthaltung der Kirchenzucht in den beftehenden 
Gränzen, die Kicchenvifitationen ; 

. die Beichliegung über Zwangsmaßregeln gegen Gemeinden, welche bei Uebernahme 
oder Erfüllung gejeklicher Leiftungen widerſpenſtig oder ſäumig find; 

4, die Enticheidungen über Aenderungen in den Parochialbezirten oder Verbänden ; 

5. die Prüfung, Ordinirung und Vereidung der Geiftlichen, die Vorbereitung der— 

jelben zum geiftlichen Amt; 

6. die Vorſchläge bei Beſetzung geiftlicher Stellen, die Berufung und Einführung 
der Geiftlichen vorbehaltlich der bei Patronats- und Wahlftellen den Patronen 
oder Gemeinden zuftehenden Nechte; die von eigenem Gutachten begleitete Ein- 
holung der Landesfürftlichen Entfcheidung über Einwendungen der Gemeinden 
gegen die für fie beftimmten Geiftlichen, wie über das Vorhandenfein der kano⸗ 
niſchen Eigenſchaften der präſentirten Geiſtlichen; die zeitweilige Abordnung von 
Hülfsgeiſtlichen; die vikariatweiſe Verwaltung geiſtlicher Stellen; die Anträge 
auf Emeritirung von Geiſtlichen; 

. die Aufſicht und Disciplin über die Geiſtlichen, insbeſondere auch aus Anlaß 
von Bejchwerden über den Mißbrauch der geiftlichen Gewalt, wobei zu Maß— 
regeln der Verſetzung, Suspenfton oder Entlaffung die landesfürftliche Genehmi- 
gung einzuholen it. 

. die Ertheilung kirchlicher Dispenjationen, namentlich auch dev Ehedispenfationen 
in verbotenen Graden, jo weit dieſelbe nicht den Superintendenten überwieſen 
ift; inſoweit diejelbe dem Landesfürften vorbehalten ijt, die Einhohmg der 
(andesfürftlichen Entjeheidung darüber, 
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$ 3. Sn den bezeichneten rein kirchlichen und geiftlichen Angelegenheiten jtehen 
dem Kirchenrath das Recht der Anordnung und die Befugniffe der höheren Inſtanz 
innerhalb der beitehenden Gefege und Verordnungen zu. 

Wo nach der beitehenden Kirchenverfaſſung ein Beſchluß des Kirchenraths (in rein 
firchlichen und geiftlichen Angelegenheiten) der Bejtätigung des Landesfürjten bedarf, 
oder wo dem Lebtern eine jelbititändige von der Beſchlußfaſſung des Kirchenraths 
abweichende Entjcheidung zuſteht, wird der Chef des Kultusdepartements über die Beſchluß— 
fafjung des Kirchenvaths dem Landesfürjten Vortrag eritatten und die Entjchließung 
des Lebteren einholen. Geht die Sache an den Kirchenrath zur Ausführung des 
Beichloffenen zurück, jo ift in der Ausfertigung der höchſten Orts gefaßten Enjchliegung, 
erfolgt aber die Ausfertigung unmittelbar durch das Staatsmintiterium, jo iſt neben 
der höchſten Entſchließung zugleich auch der Mitwirkung des Kirchenraths Erwähnung 
zu thun. 

$ 4. Die Kircheninfpektionen und Superintendenturen jtehen in den zum Geſchäfts— 
freis des Kirchenraths gehörigen vein kirchlichen und geistlichen Angelegenheiten unter 
dem Kirchenvath, in andern Angelegenheiten unmittelbar unter Unjerem Staatsminijterium, 
Departement des Kultus. 

$S 5. Der Kirchenrath beiteht aus dem Chef des Kultus-Departements, einem 
weltlichen rechtsverſtändigen Mitgliede, welches der Landesfürſt ernennt und einer Anzahl 
von Geiftlichen der evangelifchen Landeskirche, welche von dem Landesfürjten dazu berufen 
werden: al3 ordentlichen Mitgliedern. 

Die Mitglieder des jtändigen Synodalausfchujfes nehmen an der Berathung und 
Beſchlußfaſſung des Kirchenraths in den gejeßlich beitimmten Angelegenheiten als ſtimm— 
berechtigte außerordentliche Mitglieder Theil. 

S 6. Der Borfiß im Kirchenrath fteht dem Chef des Kultusdepartements, in 
dejfen Abwejenheit dem nächiten ordentlichen Mitgliede des Kirchenraths zu. 

Die geistlichen ordentlichen Meitglieder rangiren untereinander nach der bei ihrer 
Berufung in den Kirchenrath beftimmten Ordnung. Das weltliche ordentliche Mitglied 
nimmt jeinen Bla an der durch feinen Dienftrang bejtimmten Stelle ein. 

Ss 7. Die Geichäftsbehandlung in den PBlenarjißungen des Kirchenraths iſt die 
follegialiiche; die Bejchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Die Anweſenheit 
von vier Mitgliedern genügt zur Vornahme der Gejhäfte und zur Beſchlußfaſſung. Die 
minderwichtigen laufenden Sachen kann der Borfigende unter Zuftimmung dev in 
Weimar wohnenden und nicht gerade behinderten ordentlichen Mitglieder des Kirchenraths 
erledigen. 

Zur Beihlußfaffung in den Angelegenheiten, welche dem durch den jtändigen 
Synodalausſchuß verjtärkten Kirchenvath gejeßlich zugewieſen find, ift erforderlich, daß 
mindejtens drei Mitglieder dieſes Ausschuffes außer vier ordentlichen Mitgliedern des 
Kirchenraths Theil nehmen. 

Bei Stimmengleichheit enticheidet die Stimme des VBorfigenden. 

$ 8. Der Kicchenrath verſammelt fi auf Zufammenberufung des Vorſitzenden, 
und zwar der ordentliche Kirchenrath regelmäßig alle Monate, der durch den Synodal= 
ausſchuß verftärkte Kirchenrath, jo oft es jich nöthig macht. 

In eiligen Fällen kann ausnahmsweife die jchriftliche Abſtimmung vom Vorſitzenden 
veranlagt werden. 

8 9. Der Kirchenrath kann Einficht nehmen in die Geichäftsführung der Verwaltung 
der allgemein kirchlichen Fonds und des kirchlichen und geiftlichen Stiftungsvermögens 
und darüber Anträge an das Kultusdepartement ftellen, 
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$ 10. Die vortragenden weltlichen Räthe des Kultusdepartements fünnen zu den 
Berathungen des Kirchenraths mit berathender Stimme zugezogen werden und umgekehrt 
werden regelmäßig die in Weimar wohnenden ordentlichen Mitglieder des Kirchenraths 
zu den Berathungen des Kultusdepartements in den jogenannten gemijchtzgeiftlichen Ange 
fegenheiten zugezogen. 

$S 11. Einer der bei dem Kultusdepartement angeftellten Sefretäre führt das 
Protofoll in den Kirchenrathsſitzungen. Dieſe Protofolle werden alsbald zu den Alten 
des Kultusdepartements abgegeben. 

$ 12. Die auswärts wohnenden ordentlichen Mitglieder erhalten bei Zuſammen— 
fünften zu den Sigungen des Kirchenraths und ebenſo die ordentlichen Mitglieder über- 
haupt zu den von ihnen im Auftrage des Kirchenraths verrichteten Gefchäften außerhalb 
ihres Wohnſitzes die gefeliche Entjchädigung für ihre Reiſekoſten umd die gejeßlichen 
Tagegelder wie vortragende Näthe des Minifterialdepartements. 

Den außerordentlichen Mitgliedern werden die in der Gejchäftsordnung für Di: 
Landes: Synode bejtimmten Transportfojten und Diäten vergütet, 

Sp gejchehen und gegeben Weimar, am 25. November 1874. 

(L. 8.) Carl Alexander. 
6. Thon. Stichling. von Groß. 


2. Das Herzogthum Sadjfen-Koburg-Gothn. 


Don den in Gemäßheit des Theilungsvertrages vom 12. November 1826 unter 
einem Landesheren ftehenden Herzogthümern Koburg und Gotha ijt das Teßtere 
für die kirchliche Verfaffungsbildung wie überhaupt der erneftinijchen Gebiete jo auch 
Koburgs vorbildlich gewejen. 

Nachdem durch den Exrbtheilungsvertrag vom 13. Yebruar 1640 Herzog Ernft 
das Gothaifche Land erb- und eigenthümlich erhalten Hatte, bejtimmte der unter den 
Theilenden am 12. September 1641 abgeſchloſſene Hauptvertrag, dab die geiftlichen 
und weltlichen Ordnungen in den jebt felbitftändig gewordenen ernejtinijchen Staaten 
den gleichen Charakter tragen follten, und wies damit der umfaſſenden Organijation, 
welche der neue Herzog für feine dureh die Stürme des dreißigjährigen Strieges ohnehin 
zerütteten Lande vorzunehmen hatte, die Richtung '). 

Unter den fünf hohen Kollegien, welche der Herzog für die Gejchäfte der Landes— 
verwaltung ins Leben rief, befand fich neben dem geheimen Rathe, welcher die Funktionen 
eines Staasminifteriums auszuüben hatte, auch ein Konfiftorium. 

Im Jahre 1641 wurde dafjelbe begründet und empfing in der Konfiftorialoronung 
vom 31. Januar 1648 die gewöhnliche Einrichtung ?) in der Landesordnung von 1653 
feiner Kompetenzabgränzung?). 

Unter dafjelbe werden zehn Superintendenten und elf Adjunkten — dieje find 
den Superintendenten gleichartig und nur in der Würde nachſtehend — geitellt. Der 
Euperintendent von Gotha fungirt gleichzeitig al3 Generalfuperintendent des Landes, 


1) Bol. Bed, Geſch. d. Regenten d. Goth. 2) Gelbfe, Kirchen u. SOSE: d. Herz. 
Bandes (Gotha 1868) 1, ©, 322, A: (Gotha 1720) 1, ©. 
38) P. I. Cap. 2. 
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und hat in diefer Eigenschaft die Aufficht über alle Superintendenten, Adjunkten und 
Geiftliche zu führen — mit Ausnahme der Hofgeiltlichfeit —, ebenſo über alle Schulen ; 
weiter hat er jedes Jahr eine in dem Zeitraum von fünf Jahren zu beendigende 
Generalvilitation vorzunehmen !), und endlich vollzieht er die Ordinationen, außer in den 
beiden Grafſchaften Ober- und ilntergleiden. 

Für diefe wurden die Eirchenregimentlichen Funktionen unter der Oberauflicht des 
Herzoglichen Konfiftoriums durch Unterfonfiftorien beforgt. Ein folches beftand zunächſt in 
Ohrdruff. Das hier von den Grafen zu Gleichen begründete und deren Nachfolgern 
den Grafen von Hohenlohe beibehaltene N war von Herzog Caſimir 
von Koburg anerkannt worden, welcher es i. 3. 1621 als hergebracht befundete ?), „daß 
Sie Kirchen und Schulen beftellet, daß — ſie auch wie auch zu Entſcheidung der 
Eheſachen und was zur geiſtlichen Inſpection gehörig ein beſonderes Konſiſtorium zu 
Ohrdruff gehalten.“ Herzog Ernſt beſtätigte i. J. 1650 dieſe Behörde ?), welche dann 
nach dem Theilungsreceß vom 29. Juni 1665 der Langenburgiſchen und Neuen- 
fteinifchen Linie gemeinfam blieb, am 21. März 1671 eine neue Ordnung erhielt?) und 
deren Kompetenzen 1711 und 1714 näher dahin geregelt wurden ?), daß den Grafen 
die Eramination und Ordination der Nfarrfandivdaten, die Unftellung eines Super: 
intendenten, die Vornahme von Spezial-Vifitationen, und geiftliche Gerichtsbarkeit, Alles 
aber der Episfopalgewalt des Landesheren unpräjudicirlich zugeltanden wurde. 

Nicht jo gut wie dem Unterkonfiftorium zu Ohrd ruff gelang es dem zu Gräfen- 
tonna feine Befugniffe aufrecht zu erhalten. 

Auch hier hatten die Grafen von Gleichen ein Mediatkonfiftorium bejefjen, welches 
wie das Ohrdruffer i. J. 1621 von Herzog Gafimir anerfannt wurde‘). Als aber 
das Gebiet 1640 an den ae von Walded gefommen war, wurden diefem Seitens 
des Herzogthums Gotha i. J. 1645 die fonfiftorialen Befugniffe beftritten und ſchließlich 
am 5. November 1652 nur in fehr beſchränktem Maße zugeftanden, während die eigent- 
liche Eonfiftoriale Regierung dem Konfifterium von Altenburg zugewiejen wurde ?). 
Nachdem aber 1684 Herzog Friedrich I. von Gotha das Tonnaſche Gebiet gekauft 
hatte, geftaltete Friedrich II. (1691—1732) das bisherige Unterkonfijtorium, dem 
nur fein früherer Name belaffen wurde, zu einem einfachen Untergerichte®). 

Ebenfo wurde zu Granichfeld, das in der Zeit feiner Zugehörigkeit zu Reuß 
dem Konfiftorium zu Greiz unterftanden hatte, von Herzog Ernst, nachdem das Gebiet 
1660 an Gotha gefommen, war ein Unterfonfiftorium- errichtet, welches gleichfalls zum 
Untergerihte herabjanf?). 

Dagegen blieb noch ein wirkliches Unterkonfiftorium zu Arnſtadt beftehen '). 
Als nämlich die Grafen von Gleichen einen Erbvertrag mit den Schwarzburger 
Grafen Arnftädtifcher Linie gejchloffen haben, beftätigte Herzog Gerhard Gajimir 
> Mai 1621), daß die Konfiftorialgewalt über die von Gotha lehnbaren Orte des 
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in dem Vertrage begriffenen Bezirkes dur das Schwarzburgiſche Konfijtorium 
zu Wandersleben wahrgenommen werden follter, was auch geſchah. Nachdem 
aber Wandersleben an die Grafen von Habfeld gefommen war, wurde das 
Konfiftorialregiment dem Arnftadter Konfiftorium übertragen, welches für die 
Gothaiſchen Gebiete al3 eigene Abtheilung unter dem Namen Unterfonfiftorium fungirte, 
und deſſen Befugniffe am 11. September 1660 feitgeitellt wurden. 

Um das Konfiftorium zu entlaften ordnete der Herzog in der Landesverordung 
die Errihtung von geiftlihen Untergeriten an!). Dieje jollten in den Städten 
und Aemtern aus dem Superintendenten, beziehentlich den Adjunkten, und dem jtaatlichen 
Berwaltungsbeamten beftehen, als Gerichte erſter Inftanz die Gerichtsbarkeit über 
Geiftliche und Lehrer handhaben, in Eheſachen gütliche Vergleiche ſtiften, Streitigkeiten 
gegen Geiftliche und Gemeinden beizulegen juchen, für die Erhaltung der Kirchengebäude 
jorgen und auch als Organe der Kirchenzucht fungiren. Doch wurden zu dem leßteren 
Zwecke i. 3. 1669 noch eigene Disciplininfpeftoren angeordnet ?), welche in jeder 
Gemeinde vom Geiftlichen dem Untergeriht präfentirt und vom Konſiſtorium beftätigt 
werden jollten. Weiter ernannte der Herzog noch 1669 zwei Kirchenräthe?), welche 
hauptſächlich bei eintretenden Vakanzen in den höheren Kirchenämtern zur Aushülfe 
dienen jollten. 

Endlich verordnete der Herzog auch in der Yandesordnung die Abhaltung rein 
geiftlicher Synoden *), unter deren Mitwirfung zwar eine Anzahl jpäterer kirchlicher Geſetze 
zu Stande gefommen find), die aber in der Folge feine Lebenskraft bethätigten und 
nicht mehr zujammentraten. 


An diefen Elementen der kirchlichen Verfaſſung Hat die jpätere Zeit bis zum 
Sahre 1858 wenig geändert. N 

Dem Konfiftorium wurde im Jahre 1713°) der Name Oberkonfijtorium beigelegt, 
und am 22. November 1776 beitimmt, daß die Direktion ftetS der weltlichen Bant 
zuftehen folle. Die Gerichtsbarkeit wurde dem Konfiftorium entzogen am 30. Dftober 
1828°), wobei gleichzeitig die Erweiterung der SKonfiftorialfompetenz auf Koburg 
feftgeftellt und deshalb auch dem Koburger Generalfuperintendenten ein Sib im Kon— 
jiftorium eingeräumt wurde. Indeſſen iſt diefer Theil des Geſetzes nicht praktiic 
geiworden. 

Die Unterkonfiftorien verfehwanden, oder wurden zu geiftlichen Untergerichten 
herabgedrüdt, bis auch das zu Ohrdruff, deilen konſiſtoriale Befugniſſe noch in 
$ 27 der Verordnung vom 15. Oktober 1839 anerfannt wurden?), und erjt durch 
Verzicht der Hohenlohifhen Fürften im Jahre 1848 ein Ende genommen haben ?). 

Die geiftlichen Untergerichte wurden duch Verordnung vom 15. Oktober 1839 
(I) in Kirchen- und Schulämter umgebildet, jo daß das Land in Gemäßheit der 
neuen Bezirksorganifation vom 2. Januar 1830 in 9 Ephorieen und 19 Unter— 
Ephorieen eingeteilt wurde, welchen erjteren die Superintendenten, lebteren die 
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Adjuncten in Unterordnung unter den Superintendenten vorjtehen, und ihre Aufficht 
auf das innere geiftigsfittliche Leben der Kirche und Schule eritreden jollten, während 
fie als Glieder des Kirchen und Schulamtes in follegiafer Gemeinſamkeit mit dem 
ftaatlichen Vertwaltungsbeamten und unter deſſen Vorſitz die Aufrechterhaltung der 
äußeren Zucht und Ordnung in Kirche und Schule, die Verwaltung des Kirchen— 
vermögens und die Inftandhaltung der kirchlichen Gebäude zu bejorgen hatten. Die 
Gerichtsbarkeit wurde auch dieſen Behörden entzogen. 

Der Unterfchied zwiſchen Haupt- und Unterephorieen wurde danır wieder bejeitigt 
durch das Gejeg vom 11. Juni 18581). Diejes ordnete für das ganze Gotharche 
Gebiet aht Kirchen- und Schulämter an, welde in den drei Yandrathsämtern 
aus dem Landrat und dem Ephorus beftehen follten, in den Städten Gotha, 
Ohrdruff und Waltershaufen aus dem Bürgermeifter, einem Senator und dem 
Ephorus, und endlich in den Juftizämtern Bolfenroda und Nazza aus dem Juſtiz— 
amtınann und dem Ephorus. Doch find die beiden zuleßt genannten Kirchenämter 
jpäter fortgefallen ?). 

Die Competenz der Ephorieen?) jowie der Kirchen- und Schulämter‘) wurde zwar 


1) Gej.-©. 10. ©. 330 f. 7. Anstellung der Kicchenrehnungsführer auf 

2) In Gemäßheit der neuen Gerichtsorganis | Vorſchlag des Pfarrers ; 
ſation, welche die Juſtizämter bejeitigte. Bal. 8. Anſtellung der niederen Kircchendiener (Kir- 
Rudloff, Goth. Kivhen- u. Paſtoralrecht cheninſpektor, Balgtreter, Glodenläuter, Todten- 
(Gotha 1883) ©. 2. grähber, Kirchner) ; 

3) Die Befugnifje dev Ephorieen umfaſſen dent 9. Berichtigung dev Wittwenjocietätsverhält- 


nach heute: Die Seelforge, Gottesdienft, Liturgie, niſſe, Sicherung der Gnabenquartale beim Ab- 
Disciplin, unmittelbare Aufficht über Pfarrer, | feben don Geijtlichen ; 


Führung dev Kirchenbücher und Seefenregifter. 10. Disciplinaraufficht auf die Geiſtlichen und 
Sie haben ferner die Kirchenvifitationen zu | Disziplinarmaßregeln bis zur Suspenfion (Ca— 
Halten (Pat. 122), die von den Geiftlihen all | mir. Kirchenordnung ©. 207. — Erneitin. 
jährlich zu Liefernden Probearbeiten zu ber Kirchenverordn. ©. 35. — Beif. 3.0.0. ©. 35. 
theilen, auf fortichreitende Bildung der Geijt: | — Straiprogehordnung Bd. X ©. 3. $ 2); 
ficHen und zunehmende Amtsdefähigung derfelben | _ 11. Entlafjung der niederen Kicchendiener und 
durch theologische Lejevereine und duch ander: | des Kirchrechnungsführers; 


weiten literarifchen Verkehr, ſowie durch perſon- „ 1? Mitaufficht neben dem Ephorus auf rich— 
liche Einwirkung hinzuarbeiten, ferner die Prä- | tige Führung dev Kichenbüher und Seelen- 
jentationen und Inveſtituren neu angeftelfter vegiiter; R ML: DEN 
Geiftlicher, und die Einweihung neuer Kirchen | „3. Erörterung und Entſcheidung der Streitig- 
vorzunehmen, die Verwaltung des Prarramts keiten zwiſchen Geiftlihen und Kirchendienern 
während der Vakang anzuordnen, und für gute | einzelner Orte über den Umfang ihrer Kirchen— 
Erziehung der Armen- und Waifenfinder Sorge gemeinden, über Stolgebühren und Berechtigung 
zu tragen. Hiernächſt Liegt ihnen auch nod du einzelnen kirchlichen Handlungen ; 


die Einnahme und Abgewährung der von den | _ 14. Auffiht auf geſetzmäßige Erhebung der 
Geiftlichen zur Wittwenfaffe und zu verichiedenen , Stolgebühren und Entſcheidung der desjalffigen 
anderen Kaffen zu entrichtenden Beiträge ob. | Streitigfeiten mit den Parochien; 


g 15. Feſtſtellung der firhlichen und Parochial— 
D —— 

liegt Einzelnen ob: laften für Bejoldungen und Bauten Seitens der 
1. Die Publikation der Ernennungsdefrete neu | Kirchengemeinden, ihrer Glieder und der Pa— 


anzuftellender Pfarrer; trone ; 
2. die Anordnung der Präſentation, Probe 16. Aufſficht auf alle Beſoldungsverhältniſſe 
und Inveſtitur; der Geiſtlichen und Kirchendiener; 


3. die Aushändigung der Vokationsurkunde 17. Aufſtellung von Chor— und Kirchſtuhl⸗ 
(durch den weltlichen Beamten) ; — Entſcheidung von Streitigkeiten zwi— 
A, en dem Chorperjonal und über Kirchenſtühle; 

4. die Entwerfung der Bejoldungsanjchläge; 18. Erſte Kognition über alle Frevel in Kir- 
5. die Verhandlung und Betätigung der Pfarr | hen und auf Gottesädern, und disciplinelle 


bejoldungsvergleiche ; Ahndung devfelben, infoweit fie fi nicht zu 
6. Ueberweiſung der Bejoldung, der Pfarr: | einem rechtlichen oder polizeilichen Verfahren 

häufer und des Pfarrinventars (Oberfonfiit.- | eignen; 

vers. vom 20. Dezember 1856. — Miniſt.-Ver— 19. Theilnahme an den Kirchenvifitationen 


fügung vom 26. Juni 1860); | Durch einen weltlichen Beamten ; 
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in der Verordnung vom 14. Juni 1858 erweitert (II), indeſſen den letzteren die 
erſte Grörterung aller ftreitigen Eheſachen und die Rechtsſtreitigkeiten über Chebere- 
dungen und Prozeſſe entzogen. 

Meit einfchneidender war, daß das Gejeß vom 11. Juni 1858 (III), im 
8 37 das Oberkonſiſtorium aufhob und die geiftlihe und Schulverwaltung, deren 
Umfang in $ 35 genau beftimmt wurde, dem Herzoglichen Staatsminifterium!) über- 
trug, deſſen Mitglied der Generalfuperintendent ?) ift. Endlich hat das Gejeh vom 
vom 1. Juli 1863 3) durch Begründung eigener Schulvorjtände den Kirchen und 
Schulämtern ihre auf die Schulen bezüglichen Befugniſſe entzogen, weshalb ihr 
Name in Kirhenämter umgewandelt wurde 9. 


In Koburg ift ein Konfiftorium 1597 errichtet') und mit den gewöhnlichen 
Kompetenzen ausgeftattet worden ; doch verfügte die Caſimirianiſche Kirchenord— 
nung von 1626 ausdrüdlich %), daß eine Erfommunifation nur mit des Herzogs, als 
des Iandesherrlichen Bifchofs ”), „Vorwiffen und Verwilligung“ ausgejprechen werden 
dürfe. Diefe Behörde beftand bis zum Jahre 1802, wo fie durch Verordnung dom 


20. Aufficht auf die Verwaltung des Kirchen: 
quts ; 

21. Aufſtellung der Voranſchläge für die Ver— 
waltung; 

22. Genehmigung der Pachtverträge; 

23. Vornahme von Baureparaturen innerhalb 
des rvequlativ mäßigen Quantums; 

24, Heritellung der Erbzins- und Dezems 
regiiter; 

25. Prüfung und Juſtifikatur der Kirchenrech— 
nungen; 

26. Prüfung der Verträge über Ausleihung 
der Kapitalien; 

27. Genehmigung zur VBermiethung von Dienit- 
wohnungen ; 

28. Sorge für wirthſchaftliche Verwaltung der 
Kirchenwaldungen; 

29. Auſchaffung neuer Inventarienſtücke über 
1 Thaler an Werth. 

1) Die kirchlichen Befugniſſe deſſelben um: 
fafjen Heute: 

1. Die Oberauffiht über alle Zweige der 
Kirchenverwaltung, namentlih über Bejolgung 
der kirchlichen Gefeße und ſonſtigen Vorſchriften; 

2. Anordnungen Über Liturgie und Lehrbücher, 
von Feittagen und allgemeinen Kirchengebeten, 
außerordentlihen Kirhpifitationen ; 

3. Dispenjation von Firchlichen Vorſchriften; 

4. Regultrung des Umfangs der Kirchſpiele 
und der Ddiesfallfigen Verhältniſſe zwiichen Ge— 
meinden und Kirchenbeamten; 

5. die Auffiht auf das Studienweſen der 
Theologen; 

6. die Prüfung der Theologen ; 

7. die Führung der Kandidatenlijte; 

8. Anträge beim Herzog auf Anjtellung vor: 
behaltlich der Patronatredte ; 

9, Erlaß der Defrste über die Ernennung 
von geiftlihen Beamten an die Kirchen und 
Schulämter; 

10. Verpflichtung der geistlichen Beamten nad 
erfolgter rejp. verbetener Probe und Präſenta— 


tion, jowie nah Aushändigung der Bofation 
und nad Inveſtitur; 

11. Zufertigung der landesherrlihen Konfir— 
mationsurfumde an den ernannten und berufenen 
Kirchenbeamten ; 

12. Bekanntmachung der Verpflichtung an das 
Kirchen: und Schulanıt ; 

13. Regulirung der Befoldungen dev Kirchen: 
beamten, Bejtätigung der Bejoldungsanjchläge, 
und Erlaß der Zahlungsverfügungen an die 
zur Gewährung von Bejoldungstheilen verpflich- 
teten Kaſſen; 

14. Oberauffiht über die Dienjtführung der 
Kirchenbeamten; 

15. Disciplinarmaßregeln gegen die letzteren 
von der Suspenſion einſchließlich bis zur Dienſt— 
entjegung ; 

16. Penfionirung der Kirchenbeamten; 

17. Genehmigung zu Kirchengutsveräußerungen; 

18. Genehmigung zu kirchlichen Neubauten ꝛc., 
desgl. zu Reparaturen von einem vegulativ- 
mäßig feitgejeßten Geldbetrag an; 

19. Genehmigung zum Ankauf von Werth: 
papieren für Kirchenkaſſen; 

20. Einficht der Kirchenrechnungen; 

31. Auffiht auf die Verwaltung der Mitden- 
kaſſe und der Landeskirchenkaſſe und des aerarli 
piarum causarum; 

22. Entſcheidung auf Berufung gegen Erkennt— 
niſſe und Verfügungen der Unterbehörden. 

2) Diejem liegt außer jeiner Betheiligung an 
den Geſchäften des Staatsminifteriums ob: Die 
Ordination der Kandidaten, die Auffiht auf 
diefelben und auf Ephoren, die Haltung der 
Gencralvifitationen. 

3) Gej.:©. Bd. 12, ©. 219. 

4) Gei.:©. 1870, ©. 57. 


5) Bol. Trautmann a. a. D. 22, Gru- 
ner, hiſt. ſtatiſt. Beſchreibung d. Fürſtenthum 
Koburg (1783) 1, ©. 59. 3, © 25. 


6) ©. 270. 
7) ©. 180. 
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1. Mai zu einem DBeftandtheil der Landesregierung gemacht wurde‘). Allein ſchon 
1808 ?) nahm der Herzog diefe Maßnahme zurüd, da die Verbindung des Kirchen— 
und Schulivejens mit der Landesregierung, welcher die Verwaltung der Landesangelegen- 
heiten anvertraut ſei, ſich als unvortheilhaft exwiefen habe. Darum wurde wieder ein 
eigenes Kollegium als Konſiſtorium eingerichtet, welches die zweite Abtheilung der 
Landesregierung ausmachen, aber feine Gerichtsgewalt mehr befiten folfte. 

Nachdem in der Zeit der Verbindung des Landes mit Gotha der Plan der 
Verordnung vom 30. Oftober 1828), das Kicchenregiment au) für Koburg dem 
Oberkonfiftorium in Gotha zu übertragen, nicht zur Ausführung gebracht worden war, 
wurde auf Wunſch der Landftände unter dem 19. Auguft 1835 *) das Konfiftorium 
zu einer Sektion der Landesregierung gemacht, deren Mitglieder unter Bezeichnung 
„zandesregierung als Konfiftorium“ unter Hinzuteitt des Koburger Generalfuperin- 
tendenten das Konfiftorialregiment führen follten, während die Prüfung der Predigt 
amtsfandidaten allein durch den Generalfuperintendenten unter Leitung des Negierungs- 
dirigenten zu erfolgen hätte. 

Auch dies dauerte nur bis zum 29. Juni 1852. Art. 2 der Verordnung von 
diefem Tage?) hob das Konfiftorium als befondere Abtheilung der Landesregierung 
und jelbititändige Behörde auf, und vereinigte daſſelbe vollitändig mit der Landes— 
tegierung. 

An Stelle der gothaifchen geiftlichen Untergericehte waren in Koburg Kirchen— 
kommiſſionen errichtet worden, die aber dur Verordnung vom 28. Jan. 
1837°) zweien geiftlichen Untergerichten, zu Koburg und Rodad), weichen mußten, 
und deren Kompetenz und Verhältniß zu den Ephorieen genau jo geregelt wurde, wie 
dies in Gotha durch Verordnung vom 15. Oftober 1839 gefchah. 

Endlich haben auch die Beltimmungen des gothaiſchen Gefeges vom 11. Juni 
1853 eine analoge Geltung für Koburg empfangen durch das Geſetz vom 17. Juni 
1853°). Dieſes Hob die koburgiſche Landesregierung auf und errichtete an deren 
Stelle ein Landrathsamt. Das von der erfteren bisher geführte Kirchenregiment 
wurde dem Staatsminifterium übertragen, von welchem ja gefeßlich eine Abtheilung 
in Koburg für diefes Herzogthum fungixt, wie die andere zu Gotha für das Gothaifche. 
Die geiftlichen Untergerichte wurden gleichzeitig befeitigt und das Land in ſechs Ephorieen 
und jehs Kirchen und Schulämter eingetheilt, welche in dem Landrathsamt aus dem 
Landrath, im Juftizamt Königsberg‘) aus dem Juſtizamtmann, in den Städten 
Koburg, Neuftadt, Rodach und Königsberg aus dem Bürgermeifter, einem 
Magiftratsrath und überall noch dem Ephorus zufammengejeßt find, und deren 
Kompetenzen vollfommen denen der gothaifchen entſprechen. Zumal da aud) für 
Koburg ein am 15. Juni 1858) exlaffenes Volksſchulgeſetz eigene Schulvorftände 

1) Shultes, Dipl. Geſch.d. Fürftenth. Sachſ. 4) Ebendaf. 6, ©. 49. 
Kob -Saalfeld (Kob. 1822) 3, ©. 832. Beur: | 5) Kob. Gej.-©. 1852. ©. 160. 
fundete Darjtellung d. Staats- und 6) Gej.-©. a.a.D. 6, ©.509. Darum kann 
Hinanz=- Berwaltunga d Sad. Kob.- | von dem Abdruce des Geſetzes Abſtand genom- 
Saalfeld. Lande unter d. Regierung | men werden. 
d. dermal. veg. Herz. Franz (April 1805) 7) Kob. Gej.:©. 1858. ©. 511 ff. 
©. 11. 8) Dies Kirchenamt iſt aufgehoben dur) Gel. 
2) Sammlung d. Landeögef. u. Ver= | v. 1. Juli 1869. 


ordn. f. d. Herz. Koburg 6, ©. 57. 9) Gej.-©. 1858. ©. 487 ff. 
3) Ebendaj. 6, ©. 209. 
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angeordnet und den Kirchen und Schulämtern nur die auf die Kirche bezüglichen 
Berugniffe befafjen hat, weswegen denn auch durch Verordnnng von 19. Januar 1875 
der Name der Behörde wie in Gotha in „Kirchenamt“ umgeändert Wurde A: 


Eine Umwandlung der foburgsgothaifchen Kirchenverfaſſung, namentlich in 
Heritellung einer eigenen Landeskirchenbehörde, einer Landes-Synode und der Errich- 
tung von Presbyterien ?) ift von der Staatsregierung jelbjt als ein Bedürfniß erkannt 
worden). Zu diefem Behufe wurde dur) Verordnung vom 19. Mai 1870) eine 
Vorſynode zufammenberufen, ohne daß indeſſen irgend ein praktiſcher Erfolg diejer 
NReformbeftrebungen bis jebt eingetreten wäre. 


IR 


Landesherrliche Verordnung, 
die Organiſativn der geiſtlichen Unterbehörden im Herzogthume Hptha 
betreffend, vom 15. Oktober 1839). 


Wir Ernit, von Gottes Gnaden, Herzog zu Sahjen-Koburg und Gotha x. 

haben Uns bereits früherhin vorbehalten, den geiftlichen Unterbehörden Unferes Herzogthums Gotha 
eine Form und Geftaltung zu geben, welche dem in allen jonjtigen Zweigen ſchon durchgeführten 
Berwaltungsorganismus möglichit entjpricht, und finden Uns nunmehr veranlaßt, die erforderlichen 
Anordnungen über Konftitwirung und Einrichtung diefer Behörden, über deren Gejchäftsfreis und 
Geſchäftsbehandlung, über ihr Verhältniß untereinander jowohl als zu den übrigen Behörden des 
Landes, endlich über Bejeung derjelben und über Salarivung der dabei angeftellten Beamten in 
Tolgendem ergehen zu lafjen. 


1) Ge.-©. 1875. ©. 3, merfungen und Wünjche zu äußern. Goth. Pat. 
2) In beiden Herzogthümern ift der Gemeinde- | Nr. 122. — Minift.:VBerfügung vom 1. Juli 
begriff bis jegt nicht zur Entwidelung gediehen. | 1859. 
Ihr Perfonalbeitand, lokaler Umfang, ihre Or— 3. Nach dem Gothaifchen Regulativ über die 
ganijation, Leitung und Vertretung entbehren | Verwaltung des Kirchenvermögens vom 22. Sep: 
zufammenhängender Ordnung. Sie wird des- | tember 1859 $ 63 müſſen der Schultheiß und 
wegen nur nach folgenden Richtungen hin thätig: | ein Mitglied des Gemeindeausjchufles zur Ver: 
1. Sie hat ein Recht auf Probe und Präſen- leſung der Kirchrechnung zugezogen werden; fie 
tation des ihr zugedachten Geiftlichen und fie | find befugt dabei Erinnerungen zu itellen. 
ift befugt, nach erfolgter Probe gegen „Lehre, Im Herzogthum Koburg und zwar in den 
Gaben und Wandel“ des Geiftlichen Ausjtel- | Landorten jteht die Verwaltung des Kirchenver- 
Lungen zu erheben und in deren Folge denjelben | mögens Kirchverwaltungen zu, welche aus dem 
abzulehnen. Dieje Ausftellungen unterliegen der |, Geiftlichen der Kirchengemeinde als VBorfigenden, 
Beurtheilung, Billigung oder Verwerfung Seitens | dem Schultheißen oder — bei fombinirten Ge- 
des Staatsminifteriums. (Caſimir. Kirchenordn. | meinden — den Schultheißen derjelben und aus 
S. 139. — Landesordnung ©. 30. — Koburger | dem Kajtenmeifter zuſammengeſetzt find und vom 
Firkulardekret vom 19. November 1860.) Nah Kirchen- und Schulamt für den Landbezirf über- 
der angeführten Stelle der Landesordnung jollen wacht werden. (Bergl. die Injtruftionen für 
hierbei die Eingepfarrten zur Abjtimmung vers | die Kirchenverwaltungen auf dem Lande.) 
aͤnlaßt werden. In der Regel erfolgt die abzu— 3) Die Stellen der Kirchendisciplininjpektoren 
gebende Erklärung von dem politifchen Gemeinde- | im Herzogth. Gotha werden nah Min.-«V. v. 
vorstand. Nah dem Koburger Eirkulardefret | 11. Dez. 1877, falls fie erledigt werden, nicht 
ſoll fie vom Kirchenvoritand abgegeben werden, | wieder bejeßt. Rudloff a. aD. ©. 13. 
über die Bildung deſſelben find jedoch ausdrüd- 4) Gej.-©. 1870. ©. 57. 
liche Normen nicht vorhanden. 5) In wie weit dies Geſetz antiquirt tt, 
2. Der politiihe Gemeindevoritaud joll bei | ergiebt ſich aus der Zertdarjtellung. Die die 
den Kirchenvifitationen zugezogen werden, und | Anlage bildenden 1. Ephoraleintheilung des 
ift berechtigt, über die Amtsführung der Geift« Herzogth. und 2. Gebührentare der Kirchen= und 
lichen, Verwaltung des geiftl. Vermögens und | Schulämter find als unparaktiſch nicht mit abge— 
über den refigiöjen Zuftand der Gemeinde Be: | druct worden. 
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: 8 1. Zu Ausübung der Uns zuftehenden landesherrlichen Episkopalrechte in erſter Inſtanz 
jollen in Unjerem Herzogthume Gotha — unter Leitung und Aufficht des dafigen Oberkonfiftorii — 
a. Ephorieen und 
b. Kirchen- und Schulämter 
bejtehen. 

Beide Behörden unterſcheiden ſich im Allgemeinen dadurch von einander, daß den Ephorieen 
zunächſt die Aufſicht über das innere, geiftlich-fittliche Leben in Kirche und Schule, jo wie deijen 
möglichjte Beförderung obliegt, während die Kirchen und Schulämter fi vorzugsweiſe mit Auf- 
rechterhaltung der äußeren Zucht und Ordnung in der Kirche und Schule, mit der haushälteriichen 
Verwaltung des Kirchen und Schulvermögens, jo wie mit Herjtellung, Unterhaltung und Aus- 
ſtattung der für die Zwecke derjelben erforderlichen Gebäude zu bejchäftigen haben. 

$ 2. Die Ephorieen theilen fich ab in 

9 = 1 

Be Ephorieen. 
Hauptephorieen find ſolche, welche in Abficht ihrer Gefhäftsverwaltung unmittelbar unter Unſerem 
Oberkonſiſtorio jtehen; die Beamten derjelben find in dev Regel Superintendenten, doch können fie 
ausnahmsweiſe auch von Adjunkten verwaltet werden. 

Nebenephorieen ſind ſolche, deren Geſchäftsverwaltung zunächſt der Leitung und Aufſicht 
einer Hauptephorie untergeben iſt: ihre Beamten ſind nur Adjunkten, wiewohl es vorbehalten 
bleibt, ihnen wegen beſonderer Auszeichnung das Prädikat als Superintendent zu verleihen. 

Sämmtliche Haupt- und Nebenephoren ſind dem Generalſuperintendenten zu Gotha — als 
Generalephoren — untergeordnet. 

8 3. Hauptephorieen beſtehen künftig in jedem derjenigen neun Bezirke, in welche nach Maß— 


gabe Unſerer Verordnung vom 2. Januar 1830 — Geſetzſammlung Nr. NLII. — das Herzogtgum 
Gotha abgetheilt worden ift ; mithin in den Bezirken 
I. Gotha. VI. Liebenftein. 
II. Tenneberg. VII. Zella. 
III. Ichtershauſen. VIII. Volkenroda. 
IV. Georgenthal. IX. Ohrdruff. 


V. Tonna. 

Sie erſtrecken ſich über alfe innerhalb des Bezirkes liegenden Amts- und Patrimonialgerichts- 
ortichaften, und haben ihren Amtsſitz in der Regel in demjenigen Orte, nad) welchem der Bezirt 
jeinen Namen führt. 

Nebenephorieen werden da eingerichtet, wo die Größe des Bezirks dem Hauptephoren die 
jpezielle Aufficht allzufehr erſchwert, oder vielleicht gar unmöglich macht. 

Dermalen jolfen dergleichen beftehen in dem Bezirke Gotha zu 


Goldbach, Uelleben und 
Molſchleben, Friedrichswerth; 
in dem Bezirke Tenneberg zu 
Friedrichsroda, 
Thal und 
Nazza. 


Hiernach tritt an die Stelle der bisherigen Superintendentur- und Adjunfturabtgeilung — welche 
hiermit aufgehoben wird — die aus der Beilage J. näher erſichtliche Ephoraleintheilung. 

5 4 Dem Oberkonſiſtorio, jo wie dem Generalſuperintendenten, als Generalephoren, find 
ſämmtliche Ephorieen jubordinirt: zu den Unterbehörden des Landes ftehen fie in koordinirtem 
Verhältniſſe. 

Unter ſich ſind die Hauptephorieen im Range einander völlig gleich; die Nebenephorieen 
ſind nur der treffenden Hauptephorie untergeben, den übrigen Hauptephorieen aber koordinirt. 

$ 5. Der Geſchäftskreis der Ephoren erſtreckt ſich über rein kirchliche Dinge, als Seelſorge, 
Gottesdienſt, Liturgie, Disciplin, innere Angelegenheiten der Schulen, unmittelbare Aufficht über 
Pfarrer und Schullehrer, Führung der Kirchenbücher ꝛc. 

s 6. Sie haben deshalb vor allen Dingen die Pflicht, mit dem religiös-ſittlichen und kirch— 
lichen Zuftande der evangelifchen Gemeinde ſich fortdauernd befannt zu erhalten, und auf Beförde— 
rung wahrer Aufklärung und Hriftlichen Lebens in derjelben überall hinzuwirken. 

8 7. Zu Erreichung dieſes Ziels liegt es ihnen vornehmlich ob, das religiös-fittliche Leben 
der Geiftlichen und ihre wiſſenſchaftliche Fortbildung jorgfältig zu überwachen, und durch Freundes 
lichen Rath und ernſtliche Warnungen, vorzüglich aber durch das eigene nahahmungswürdige 
Beiſpiel auf ihren möglichſt fittlichen Lebenswandel, und auf gehörige Erfüllung ihrer Berufs— 
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und Anmtspflichten, jo wie auf ihre fortichreitende Vervollfommmung in jeglicher Beziehung wohl: 
thätig einzuwirfen. 

8 8. Vorzügliche Aufmerkſamkeit haben ſie der jittlich-religiöjen Nugendbildung zu widmen, 
und dafür Sorge zu tragen, daß der Schulunterricht überhaupt in Gemäßheit der bejtehenden Ver— 
ordnungen, dor allen Dingen aber der chriftliche Neligtonsunterricht in zweckmäßiger, Geift, Herz 
und Leben bildender Form und Weije evrtheilt, und mit unausgejeßtem Fleiße von der jchulpflichtigen 
Jugend benußt werde. 

$ 9. Sie haben deshalb auch die Amtsführung, die zeitgemäße Fortbildung dev Schul- 
lehrer, und ihr häusliches und öffentliches Leben jorgfältig zu beauffichtigen, und auf Abſtellung 
bemerfbarer Mängel, jo wie auf Vervollkommnung derfelben in wiljenfhaftlicher und fittlicher 
Hinficht durch alle ihnen zu Gebote jtehenden Hülfsmittel unermüdlich hinzuarbeiten. 

$ 10. Es liegt ihnen ferner od, darüber zu wachen, daß den Hinfichtlich des öffentlichen 
Kultus und der Verwaltung der heiligen Saframente, jo wie wegen aller kirchlichen Handlungen 
bejtehenden Anordnungen von den Geiftlichen überall mit Ernjt und Würde gewifienhafte Folge 
geleiftet, und der öffentliche Unterricht dureh Predigten und Katechifationen mit allem Fleiße und 
rechter Erbaulichkeit ertgeilt, und namentlich auch der höchſtwichtigen Vorbereitung der zu Konfir- 
mirenden die gewilfenhaftejte Sorgfalt zugewendet werde. 

$ 11. Sie haben die Geiftlichen anzuleiten und anzuhalten, daß dieſe der Uebung der 
Seelforge, ſowohl im Allgemeinen als in Hinficht einzelner Gemeindeglieder, fich zu aller Zeit gern 
und mit der erforderlihen Umficht und Gewifjenhaftigkeit unterziehen und für die zeitgemäße Hand— 
habung einer guten chriſtlichen Discipfin un den Gemeinden fleißige Sorge tragen, nächſtdem fich 
in ihrem äußeren Leben und Wandel jo benehmen, daß fie ihren Gemeindegenofjen nicht bloß fein 
Aergerniß geben, fondern vielmehr denjelben als Mufter dev Ordnung, Rechtlichkeit und Sittlichfeit 
zum Borbilde dienen fünnen. 

$ 12. ALS geeignete Mittel zur Löſung der ihnen gejtellten Aufgaben haben die Ephoren 
nächſt der von ihnen über die Geiftlihen und Schullehrer fortwährend zu führenden Aufſicht über- 
haupt, insbefondere die von ihnen vorſchriftsmäßig zu hHaltenden Kirchen: und Schulviſitationen 
zu benußen, im Abjicht deren es bei der Bekanntmachung Unſeres Oberfonfijtorii vom 30. April 
1835 — Gefeßjammlung Nr. CXXI. — fein ungeändertes Bewenden behält. 

8 13. Jeder Ephorus hat dur Anordnung und Unterhaltung theologiſcher Lejevereine 
unter den Geiftlichen jeines Sprengel3 und durch anderweiten literarifchen und gejelligen Verkehr 
mit der Perjönlichkeit der ihm untergebenen Geiftlichen ſich in beftändiger Bekanntſchaft zu erhalten, 
und zu der Beförderung zeitgemäßen Fortichreitens derjelben in wiſſenſchaftlicher Bildung und 
zunehmender Befähigung zur fruchtbaren Führung ihres heiligen Amtes, jo viel er vermag, Mittel 
und Gelegenheit darzubieten, insbefondere aber den jüngeren Geiftlihen mit Rath und Anweifung 
an die Hand zu gehen. 

$ 14. So oft die proviforifche Verwaltung erledigter Pfarr- und Schullehrerjtellen erfor- 
derlich wird, liegt es in der Pflicht der Ephorieen, Unſerem Oberfonfiitorio diesfallfige Anzeige 
und geeignete VBorjchläge zu machen, und nach deifen Bejtimmungen überall die nöthigen Anord- 
nungen zu treffen, 

8 15. Außerdem liegt den Ephoren nad Maßgabe der ihnen bereits ertheilten Inſtruk— 
tionen noch ob: 

a. die Sorge für ordentliche Führung der Kirchenbücher und deren Duplifate; 
b. die Aufficht über die Seelenregifter, und die Fertigung und Einjendung der jogenannten 

Neujahrsliſten daraus; 

e. die Beurtheilung und Einjendung der von den Geiftlichen alljährlich zu Liefernden Probe: 
arbeiten; 
d. die Fürforge für gute Erziehung und Verpflegung der Armen- und Waifenkinder. 

8 16. Ueber alles, wa3 im Laufe des Jahres im Gebiete des Kirchen und Schulwejens 
den Ephorien Bemerfenswerthes vorgefommen ift, haben fie in dem bei Einfendung der Vifitations- 
protofolle zu erjtattenden Jahresberichte ſich auszufprechen, zeitgemäße Anträge zu ftellen, und Die 
zur Unterftügung und Beförderung hriftlicher Zucht und chriftlichen Lebens und des Schulwejens 
dienlihen Anordnungen zu veranlafien. 

8 17. Hinſichtlich der jpeziellen Ausführung ihrer Amtspflichten verbleibt es bei den dies— 
falls bereit3 beftehenden Anordnungen, in jo weit fie der gegenwärtigen Verordnung nicht wider: 
ſprechen, und die Ephorien haben ſich daher hiernach ſowohl als nad den fünftighin deshalb zu 
ertheilenden Vorſchriften pünktlih zu achten, demnächſt aber auch allen, auferordentlicher Weife 
von Unferem Konfijtorio ihnen etwa zu übertragenden Geihäften in Beziehung auf das Kirchen: 
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und Schulweſen überhaupt oder auf einzelne Geiftliche und Schullehrer insbeſondere, ſich willig 
und mit aller Gewifjfenhaftigfeit und Umſicht zu unterziehen. 

$ 18. Alle vorerwähnten Obliegenheiten theilen die Nebenephorieen mit den Hauptephorieen, 
dergejtalt jedoch, daß die erfteren unter Zeitung und Aufficht der ihnen vorgejeßten Hauptephorieen 
fungiren. 

Dagegen gehören die Präfentationen und Inveſtituren der Geiftlichen, die Konfirmation neu 
angeftellter Schulfehrer, die Einweihung neuer Kicchen, die Auffiht über die Nebenephoren, und 
die Abhaltung der Kirhen- und Schulvifitationen in den Orten, in welchen die leßteren ihren 
Wohnfig haben, zu den befonderen und ausjchlieglichen Amtsbefugniffen und Obliegenheiten der 
Hanptephoren. — Doch kann der Generalfuperintendent, als Hauptephorus der Didzefe Gotha, 
ingleihen der Superintendent don Tenneberg in Verhinderungsfällen die Verrichtung dieſer 
Geſchäfte für jeden oder für einzelne Fälle nach Befinden einem anderen Ephoren übertragen. 

$ 19. Der Generalfuperintendent endlich führt — als Generalephorus — die ſpezielle Auf— 
ſicht über die Haupt- und Nebenephoren, ingleichen über die Kandidaten des Predigt- und Schul— 
amtes, ev verrichtet die Ordinationen der Geiſtlichen und Hält in Unſerem Auftrage die Genexral— 
vifitationen der Kirchen und Schulen, nah Maßgabe der oben ſchon erwähnten Befanntmachung 
vom 30. April 1855. 

5 20. Da für alle bei der Ephorie vorkommenden jehriftlichen Verhandlungen, welche 
gehörig zu jammeln und zu ordnen find, nach der bereits beftehenden Vorſchrift eine befondere 
Ephoralrepofitur mit einem vollftändigem Repertorio zu halten ift, jo bewendet es nit allein hier- 
bei, ſondern auch bei den jonftigen, wegen Einrichtung und Aufficht über die Pfarrrepofituren früher 
ertHeilten Anordnungen. 

s 21. In Abficht dev vorfommenden eigentlichen Ephoralgebühren, insbefondere hinſichtlich 
der durch die Bekanntmachung vom 30. April 1835 neu regulirten Gebühren, Reifefoften und 
Diäten bei Kirchen- und Schulvifitationen, Präfentationen und Inveſtituren, behält es gleichfalls 
bei der bisherigen Einrichtung, und insbeſondere dabei das Bewenden, daß ſolche von den Ephoren 
in der geſetzlich vorgeſchriebenen Höhe unmittelbar bezogen werden. 

8 22. Für jeden, der in $ 3 dieſer Verordnung erwähnten neun Bezirke mit Ausſchluß der 
darin befindlichen, zu einem Gerichtsamte gehörigen Ortſchaften, ingleichen für jeden der neuerlich 
eingerichteten drei Gerichtsamtsbezirke, Thal, Wangenheim zu Friedrichswerth und Nazza, befteht für 
die Zukunft ein einziges Kirchen- und Schulamt, welches nad) dem Bezirke benannt wird, Doc 
zerfällt dafjelbe bei einigen Bezirken in verfchiedene Abtheilungen je nad den Orten und dazu 
berufenen Beifißern. 

Das Kirchen- und Schulamt für den Kanzleibezirt Ohrdruff Führt ausnahmsweiſe Die 
Benennung: „Konfiftorium“, 

$ 23. In der Regel wird jedes Kirchen und Schulamt aus zwei Beamten gebildet, nämlich : 

dem Yuftizbeamten des Bezirks als weltlichen und 
dem Hauptephorus dejjelben als geiftlichen Beamten. 

Doc beitehen hierbei folgende Ausnahmen : 

a. In denjenigen Bezirken, in welchen Nebenephorieen bejtehen — (Gotha und Tenneberg) 
— tritt der Nebenephore hinſichtlich jeines Bezirkes fir den Hauptephorus als itellver- 
tretender Beifißer des Kirchen- und Schulamtes ein; 

b. In den Städten Gotha und Waltershaufen treten zu obigen beiden Beamten noch Mit: 
glieder des Stadtrathes hinzu, und zwar 

in Gotha: dev erſte Bürgermeiſter und der Senator fürs Kirchen- und Schulwejen; 
in Waltershaufen: der erjte Bürgermeiſter. 

e. In dem Bezirke Ohrdruff wird der weltliche Beiſitz don den beiden Mitgliedern der Dafigen 
Kanzlei verjehen ; 

d. Für die Patrimonialortfchaften tritt anjtatt des Juſtizbeamten der treffende Gerichtshalter 
in den weltlichen Beifiß ein; es wäre denn, daß der Juſtizbeamte bisher ſchon Beiſitzer 
der geiſtlichen Unterbehörde für ſolche Ortſchaften war, in welchem Falle es hierbei ſein 
Bewenden behält. 

8* 24. Allen denjenigen vorgedachten Beamten, welche nicht in Unſern unmittelbaren Dienſten 
jtehen, wird dev Beiſitz bei den Kirchen- und Schulämtern Kraft des ihnen hiermit erteilten beſon— 
deren, Doch jederzeit widerruflichen Auftrages überwiejen. 

Das Direktorium bei diefen Behörden führt in der Regel der weltliche Beiſitzer, infofern 
ſolcher ein Herzoglicher Beamter — Yuftizamtmann oder Gerichtöverwalter — ift; ausnahmsweise 
aber der Ephorus bei denjenigen Abtheilungen, wo der weltliche Berliß einem Patrimonialrichter 
übertragen ift. 
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Für den Stadtbezirk Gotha jteht das Direktorium dem Generaljuperintendenten, im Bezirke 
Ohrdruff aber dem Dirigenten der Kanzleibehörde zu. 

g 25. Nach vorjtehenden Beſtimmungen bilden ſich diejenigen Kirchen- und Schulämter mit 
ihren verſchiedenen Abtheilungen, welche hinfichtlich ihrer Benennung, ihrer Beifißer, und des zu 
führenden Direftorii aus der Beilage I. näher zu erſehen find, 

$ 26. Das bei den Juftizämtern, Stadträthen und Batrimonialgerichten, ingleichen bei der 
Kanzlei Ohrdruff angeftellte Subalternbeamten- und Dienerperfonal wird den Kirchen- und Schul— 
ämtern bei Beforgung ihrer Geſchäfte in gleicher Eigenſchaft überwiejen: doch jollen in jedem 
Kirchen: und Schulamte befondere Jndividuen aus dieſem Perſonal für die vorkommende Hülfe— 
(eiftung bejtimmt werden. 

$ 27. Der Gejhäftstreis der Kichen: und Schulämter erſtreckt ſich — nach der deshalb 
bereits oben $ 1 angegebenen allgemeinen Andeutung — auf folgende Gegenstände: 

1. Aufficht auf Verfolgung der, zur Aufrechterhaltung der äußeren Zucht und Ordmung in 
Kirche und Schule beftehenden Geſetze, Boriepriften und Anordnungen; 

9, Unterftüßung der Ephoren bei der von dieſen zu führenden Aufficht über Pfarrer und 
Schullehrer, injoweit ſolche angeſprochen wird, jo wie bei Befolgung der Vorſchriften wegen 
gehörigen Schulbefuches dev Jugend und der TIheilnahme der Erwachſenen an gottesdienft- 

4 lichen Handlungen; 

. die Bearbeitung und erfte Verhandlung in Abſicht neu aufzuftellender Bejoldungsanjchläge 
für Pfarrer und Schullehrer, jo wie die unmittelbare Verhandlung derjenigen Berträge, 
welche zwiſchen abtretenden und angehenden Geiftlichen und Schulfehrern oder deren Hinter: 
bliebenen abgefchloffen werden — doch mit Vorbehalt der Dem Oberkonſiſtorio zuftehenden 
Konfirmation derjelben ; 

4. Fürſorge für die richtige Abgewährung dev den Geiſtlichen und Schulfehrern obliegenden 
Beiträge zur Dienerwittwenkaſſe. Ferner der Beiträge zur Landeskirchenkaſſe, zur Schul- 
jeminarfaffe, zum Gymnafialadditiong-, jo wie zum Pfarr und Schulwittwenfisfus, der 
Kollekten bei Brandunfällen oder Bauten 2c. Vorzugsweiſe Haben fich der richtigen Bejorgung 
dieſer Geſchäfte, wie bisher jo aud) fünftig, die geiftlichen Beifiker anzunehmen; 

5. die Verhandlungen wegen Anftellung und Salarivung von niederen Kirhendienern, 3. B. 
Kircheninfpeftoren, Balgtretern, Glocdenziehern ꝛc.; 

6. die unmittelbare Aufficht auf Kirchen: und Schuldiener im Betreff der gejegmäßigen Er— 
Hebung ihrer Gebühren aller Art und die Erörterung und Entſcheidung der desfalls viel— 
leicht entſtehenden Streitigkeiten zwiſchen den Geiſtlichen und Schullehrern, und deren 
Pfarr: und Schulgenoſſen; 

. die erfte Kognition und Erörterung von Streithändeln zwiſchen Geiftlichen, Kirchendienern 
und Schullehrern über ſolche Gegenſtände ihrer Amtsverhältniſſe, wegen welcher ſich ein 
oder der andere an das Kirchen- und Schulamt gewendet, oder wegen deren das Letztere 
vom Oberkonſiſtorio Auftrag erhalten hat, verbunden mit den nöthigen Verſuchen zur 
gütlichen Ausgleichung, jedoch ohne fürmliche Entiheidung, indem ſolche nur dem Ober: 
konſiſtorio zuſteht; 

8. die nöthige Kognition, Erörterung und Mitwirkung zu Ausmittelung und Feſtſtellung der 
Beiträge, welche von einzelnen Kirchen- und Schulgemeinden und deren Gliedern, desgleichen 
von Kirchen- und Schulpatronen zu Unterhaltung ihrer Geiſtlichen und Schullehrer, oder 
zu Herſtellung und Unterhaltung von Kirchen, Pfarr- und Schulhäuſern und ſonſtigen zum 
Kirchen- und Schulweſen gehörigen Gebäuden und Einrichtungen zu leiſten ſind, verbunden 

9. mit der Erörterung und wo möglich gütlichen Ausgleichung aller über ſolche Leiſtungen 
entſtehenden Streitigkeiten; 

10. die Herſtellung der Kirchſtuhl- und Choradjuvanten-Ordnungen, ſo wie 

11. die Erörterung und Entſcheidung der über Kirchenſtühle oder unter dem Chorperjonale 
obwaltenden Irrungen und Streithändel ; 

12. die Veranftaltungen und Anordnungen zu Unterhaltung der Ruhe während des Gottes- 
dienſtes und kirchlichen Handlungen in den Kirchen und deren nächſter Umgebung, — reſp. 
im Einvernehmen mit der treffenden weltlichen Behörde; 

13. die unmittelbare Auffiht auf das Kirchen- und Schulgut und Vermögen, und auf die 
etwa beftehenden milden Stiftunaen und Stipendien, welde nicht dem Oberfonfiftorio oder 
einer anderen Behörde jpeciell untergeben find, über die Verwaltung der Yiegenden Gründe 
und Kapitalien der Kirchen: und Schulen; die Herftellung und Erhaltung der Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgebäude; die Wahrung aller darauf Bezug habenden Nechte, und über: 
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haupt die Auffiht über Alles, was die Befoldungsverhältniffe der Geiftlihen und Schul: 
lehrer betrifit; 

die unmittelbare Aufficht über die Verwaltung der Kirchen, Schul: und Stiftungskaſſen, 
die Verhandlungen wegen Anftellung, Verpflichtung und Einweifung der Rechnungsführer, 
die Herjtellung der Verwaltungsetats, und die erſte Prüfung und Yuftififatur der abge- 
legten Rechnungen; 


. die Verleihung von Stiftungsbenefizien , wo dieſelbe verfaſſungs- und ſtiſtungsmaßig 


oder herkömmlich nicht einer anderen Behörde dermalen zuſtehet; 

die Uebergabe der Pfarrhäuſer und Inventarien, nach vorhergegangener Reviſion derſelben, 
an neu antretende Pfarrer; ſo wie das nämliche Geſchäft hinſichtlich der Schullehrer, Schul— 
häuſer und deren Inventarien; 

die unmittelbare Aufſicht über zweckmäßige Einrichtung des geſammten Begräbnißweſens 
und über Aufrechterhaltung der diesfallſigen Verordnungen, — über die dabei angeſtellten 
Perſonen, über Herſtellung und Unterhaltung der Gottesäcker, Leichenhäuſer, Leichen wagen 
und der ſonſt bei Beerdigungen nöthigen Geräthſchaften; 


. die erſte Kognition über alle in den Kirchen und auf den Gottesäckern begangenen Frevel, 


und disciplinarifche Ahndung derjelben, inſoweit fich ſolche nicht zu einem rechtlichen oder 
polizeilichen Verfahren eignen; 


. Anordnungen wegen froher Ereigniffe oder Irauerfälle im Fürftlihen Haufe; 
. Mitaufficht bei richtiger und ordentlicher Führung der Kirchenliften, Seelenregifter und 


Kirchenbücher; überhaupt aber 


. Bejorgung alles desjenigen, was den Kirchen: und Schulämtern von dem Oberfonfiftorio 


in Beziehung auf die dieſem letzteren unterm 30, Oftober 1828 extheilte Geſchäftsanweiſung 
aufgetragen wird, mit der nöthigen Wahrung aller Uns, als Landesherrn, hinfichtlich des 
protejtantifchen Kirchen und Schulwefens, Kraft der Kirchengewalt zujtehenden Rechte und 
Befugnifje. 

Im übrigen jol das Konfiftorium zu Ohrdruff, inſoweit es außer den vorjtehenden 
Geſchäften noch bejondere Refjortbefugniife erweislicher Maaßen hergebracht hat, für jet 
ausnahmsweiſe bei denjelben belafjen werden. 

$ 28. Folgende Gegenftände, als 
. Dispenjation aller Art von gejeßlichen Vorſchriften; 


. Suspenfionen vom Amte; 
. Konfirmation bon Bfarrvergleichen und jeder Art von Verträgen, welche eine Veräußerung 


von Kirchengut involviren ; 


. Anordnungen in der Liturgie; 
. Genehmigung von Kirchen: und Schulneubauten; ingleichen Reparaturen bis auf das 


regulativmäßige Quantum des Kojtenbetrages ; 


. Anordnungen über Schulplan, Lehrbücher ꝛc. bleiben der Erörterung und Entjeheidung 


Unſeres Oberfonfiftorit ausdrüctich vorbehalten, und gelangen daher nur zur Begutachtung 
und Ausführung an die Kirchen und Schulämter. 

$ 29. Bon dem Gejchäftsfreis derjelben bleiben hinführo ganz ausgefchlofjen: 

. die Ausübung der Civil- und Kriminaljurisdiktion über alle Geiftlichen, Kirchen- und 
Schuldiener, jo wie die darunter begriffene Erörterung und Entjeheidung aller privatrecht- 
lichen Irrungen und Streitigfeiten unter einander jowohl als mit dritten Perfonen, indem 
die Getjtlichen in Zufunft dem Gerichtsſtande Unſeres Juſtizkollegii, die Schullehrer und 
Kirchendiener aber der treffenden weltlichen Unterbehörde in erjter Inſtanz untergeben 
fein jollen; 


. die Unterfuhung und Beitrafung aller Kontraventionen wegen Entheiligung der Sonn: 


tagsfeier, Störung der öffentlichen Ruhe in der Nähe der Kirchen und Schulen, jo wie 
gegen die jonftigen diesfallfigen Polizeianordnungen, indem Wir dieje Gejhäfte lediglich 
den weltlichen Orts- und Polizeibehörden überlafjen wiſſen wollen; und 


. die Aufficht und Leitung des Hebammenweſens, ingleichen die Anjtellung, Prüfung, Ber: 


pflichtung, Vermahnung der Hebammen, als zum Reſſort der, Unjerer Yandesregierung 
anvertrauten Medizinalpolizei gehörig. 

Dagegen ſoll 

$ 30 den Kirchen- und Schulämtern ausnahmsweife die erfte Kognition und Erörterung 


aller unfriedlichen Eheſachen, ſo wie der etwa vorfommenden Streitigfeiten über Eheberedungen 
und Verlöbniſſe, unter Auffiht und Leitung Unferes Juſtizkollegii auch fernerhin überlafjen bleiben; 
doch hat fich hierbei ihre Thätigkeit lediglich auf Sühnverfuche zu beſchränken, jo daß, wenn dieſe 
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mißlingen, jofort Beriht an die genannte Oberbehörde zu erjtatten, und nur in dem "alle etwas 
Weiteres zu verfügen ift, wenn bejondere Aufträge der Letzteren vorliegen. 

$ 31. Für die innere Behandlung der deu Kirchen- und Schulämtern übertragenen Gejchäfte 
gelten insbejondere noch folgende pezielle Vorſchriften: 

1. Alle Verhandlungen ſind nie auf dem Weg förmlicher Prozeſſe hinzuleiten, ſondern es iſt 
dabei der für ſie, ihrer Natur nach, weſentlich nothwendige, ſummariſche Verhandlungsweg 
ſtets möglichſt zu beobachten, und darum nie zu geſtatten, daß gegen die von den Kirchen— 
und Schulämtern etwa ertheilten Entſcheidungen förmliche Rechtsmittel eingelegt werden, 
ſondern es iſt lediglich eine Berufung auf die weitere Entſcheidung Unſeres Oberkonſiſtorii 
nachgelaſſen. 

Sollten etwaige Differenzen auf dem Verhandlungswege nicht wohl ausgeglichen 
werden können, oder von den Intereſſenten ausdrücklich auf den Rechtsweg provozirt werden, 
ſo iſt jederzeit Bericht an das Oberkonſiſtorium zu erſtatten und Verhaltungsbefehl einzuholen. 

3. Sn aller Angelegenheiten, wo die Rechte und Intereſſen von Gemeinden und anderer 
Eigenthümer als derer des Kirchengutes eingreifen, hat der weltliche Beifiger des Kirchen— 
und Schulamtes diefe Berhältniffe zugleih wit in Obacht zu nehmen, und wie Diejes 
geſchehen, in den an das Oberfonfijtorium zu eritattenden Berichten anzuzeigen, oder, wo 
e3 nöthig jein jollte, die Berichtserjtattung an Die Landesregierung zugleich zu bewirken, 
um auf diefe Weiſe den Gefhäftsgang zu beſchleunigen, und Unjere Landesregierung bei 
den mit ihr eintretenden Kommunifationen Unferes Oberkonſiſtorii in den Stand zu jegen, 
die erforderliche Ueberſicht in der Sache ohne weitere Berichtserforderniß don der weltlichen 
Behörde zu gewinnen. 

3. Alle früheren Verordnungen und VBerwaltungsvorjäriften, die das eigentliche innere Weſen 
der zum Geſchäftskreis der geiftlichen Unterbehörden gehörigen Gegenstände betreffen, bleiben 
in unveränderter Kraft und Wirkſamkeit. Die Kirchen- und Schulämter haben daher den- 
jelben nachzugehen und ſich in Beziehung auf Die ihnen anvertraute Obhut über das 
Kirchen⸗ und Schulvermögen der größten Sorgfalt, Gewifienhaftigfeit und Ordnungsliebe 
zu beffeißigen, damit diefes Vermögen keinerlei Verluſten und Verminderungen auögejeßt, 
vielmehr durch weife Sparfamfeit in den Ausgaben thunlichſt vermehrt, und deſſen Erträg— 
niſſe lediglich zu den beſtimmten Zwecken verwendet werden. 

Beſonders wird ihnen eine gewiſſenhafte und umſichtige Leitung des Bauweſens an 
geiſtlichen Gebäuden zur unerläßlichen Obliegenheit gemacht. Sie haben auf der einen 
Seite darauf zu ſehen, daß alle Grundſtücke in gutem Stande erhalten und zweckmäßig 
bewirthichaftet, wo möglich meliorirt und fir Kirche und Schule nußbarer und nützlicher 
gemacht werden; auf der andern Geite erfordert es ihre Schuldigfeit, Neubauten und 
Reparaturen an den Gebäuden nicht ohne Noth zu unternehmen, vollſtändige Koſtenanſchläge 
entwerfen zu laſſen, auf gewiſſenhafte Einhaltung derſelben zu ſehen, und überflüſſige Aus⸗ 
gaben dabei mit allem Fleiße zu vermeiden. 

$ 32. Die Sitzungen der Kirchen- und Schulämter finden regelmäßig alle vier Wohen an 
einem beftimmten Tage in demjenigen Lokale jtatt, in weldem der weltliche Beifiger die Amts— 
oder Gerichtsgeſchäfte beforgt; außer Ordnung aber fo oft, ala es die Umſtände nöthig maden. 
Die Berathungen dabei find kollegialiſch: bei WVerjchiedenheit der Meinungen ift an das Ober: 
konſiſtorium zu berichten. Die Berichte find jederzeit gemeinfchaftlih zu erjtatten und zu unter- 
zeichnen. Einſeitig erftattete Berichte werden, wenn nicht bejondere Umstände eine ſolche Einfeitig= 
feit rechtfertigen, ohne Weiteres auf Koften des Erftatters zurücgefendet, damit dem Mangel abges 
holfen werde. 

Zur Beſchleunigung des Geſchäftsganges fünnen auch einzelne Gegenftände vom Dirigenten 
in Cirfulation gejegt werden, in welchem Falle alsdann jeder Beiſitzer jeine Abjtimmung zur Ders 
jtellung eines gemeinſchaftlichen Beſchluſſes ſchriftlich abzugeben hat. 

$ 33. Gegenftände, welche feinen Verzug leiden, hat der Dirigent auf gejehehenes Anbringen 
entweder ſelbſt jofort zu refolviren, oder dem andern Beifiger zur einjeitigen Entjeheidung zuzu— 
weisen, je nachdem das Anbringen mehr vor die weltliche oder vor die geiftliche Seite gehört. 
Doch hat in diefen Fällen derjenige Beifiger, welcher die Reſolution ertheilt hat, Notiz davon bei 
den Akten zu behalten und ſolche dem andern Beifier zur Einficht vorzulegen. 

$ 34. Alle jchriftlihen Eingaben werden von dem Dirigenten angenommen, präjentirt, 
und zum Eintrag in ein von dem Aftuar bejonders zu haltendes und in den geordneten Friſten 
an das Herzogl. Oberkonſiſtorium einzuſendendes Geſchäftsjournal abgegeben. Die Einrichtung 
dieſes Journals iſt ganz die nämliche, wie bei den weltlichen Unterbehörden. 

$ 35. Mündliche Anbringen werden in der Regel vom Aktuar regiftrirt, und die Regiſtra— 
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turen gleich den jehriftlichen Eingaben behandelt. Doch fteht es jedem Beiſitzer frei, die bei ihm 
erfolgten Anbringen ſelbſt niederzufchreiben und zur Schlußfaſſung zu bringen. 

8 36. Zum Protofolliven und Erpediren ift dasjenige Subalternperjonal verpflichtet, welchen 
diefe Funktion bei den Inſtizämtern 2c. obliegt; Ebenjo haben die Kopiften der betreffenden welt: 
lichen Behörden die Rein- und Abjchriften zu beforgen. 

$ 37. Das Inftruiren, Heften und Ordnen der Akten liegt dem Aktuar ob. Er hat jelbige 
in einer bejondern Repofttur zu ſammeln und richtige Repertorien darüber zu führen. 

$ 98. Für die Erhebung der Sporteln in den zum Gejchäftsfreis der Kirchen: und Schul- 
ämter gehörigen für die Zukunft noch Tiquidabeln Angelegenheiten kömmt der in der Beilage I. 
angefügte neue Sporteltarif zur Anwendung, welcher zugleich diejenigen Gejchäfte nachweiſt, die in 
Gemäßheit Unferer Verordnung vom 23. Februar 1823 — Nr. X der Gejeßfammlung $ 29 sub 1 
— fünftiahin als Offiztalfachen ſportelfrei zu behandeln find. 

$ 39. Die hiernach anfallenden Sporteln werden fünftighin nicht mehr von den Beamten 
der geiftlihen Unterbehörden bezogen, jondern in den Amtsbezirken für herrſchaftliche Rechnung, 
in den übrigen Bezirken aber für Nehnung der mit der weltlichen Gerichtsbarkeit verjehenen 
Vaſallen und Stadträthe erhoben. 

Ausgenommen hiervon bleiben nicht allein alle von den Beamten beftrittenen baaren Ber: 
läge, 3. B. Diäten und Transportkoſten, ſondern auch die durch das Patent Nr. CXXH. regulirten 
Gebühren für Kirchen und Schulvifitationen und Inveſtituren der Geiftlichen, indem dieje Gebühren 
den Getitlichen und weltlichen Beamten auch fernerhin zum Selbſtbezug überlaffen werden. 

8 40. Die Ephoren erhalten in ihrer Eigenſchaft als Beifiger bei den Kirchen- und Schul= 
ämtern feite jährliche Gehalte aus der Landestirchenfaffe. Die Beamten, Subalternen und Diener 
der Juſtizämter werden für ihre Mühwaltung bei der geiftlichen Behörde dergeftalt jalarirt, daß 
auf jelbige bei Regulirung ihrer Gehalte jeßt und in Zukunft die erforderliche Rückficht genommen 
wird. Bejondere Gehalte haben fie für die geiftlihen Gefhäfte nicht anzusprechen. Die Beamten 
der Kanzlei Ohrdruff, der Stadträthe und Vaſallen haben deshalb mit ihren Gerichtspatronen ein 
Abkommen zu treffen, nach welchem ihnen entweder die anfallenden Sporteln — mit Ausſchluß 
des geijtlichen Beifiters — bis auf Weiteres allein überwieſen, oder ebenfalls fejte Sätze dafür 
gewährt werden. 

$ 41. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Dezember 1839 in Kraft und Wirkſam— 
feit, und hebt die frühere geiftliche Untergerichtsordnung in allen Punkten auf. 

Schließlich ſprechen Wir die Erwartung aus, daß Die geistlichen Unterbehörden ihren Ob- 
tiegenheiten überall mit Fleiß und Gewillenhaftigfeit nachkommen, und das Beite der Kirchen und 
Schulen jtets mit möglichjter Sorgfalt zu pflegen und zu fördern ufvergefjen fein werden. 

Gegeben Koburg zur Ehrenburg, den 15. Oftober 1830, 

(L. S.) Errft, 2.3. © Ru ©. 
von Carlowiz. 


LI: 


Verordnung, 
ven Geſchäftskreis Der Behörden im Bereiche Der inneren Verwalkung, ſomie 
ver geiflichen und Schulverwaltung befeeffend, vom 14, Juni 1858, 


Wir Ernjt, Herzog zu Sahjen-Koburg und Gotha ꝛc. 
haben bejchlofjen und verordnen unter Bezugnahme auf das Gejeß über die Organifation der Ver- 
waltungsbehörden in Unjerem Herzogthum Gotha vom 11. d. Mts. zur Feſtſtellung des Gejchäftg- 
freifes 
des Staatsminijteriums, 
der Landrathsämter, 
der Kirchen: und Schulämter, und 
der Gemeindevorftände 
im Bereiche der inneren, beziehentlich der geistlichen und Schulverwaltung Folgendes: 
$1. Auf das Staatsminijteriun gehen zu denjenigen Gejchäften, welche demfelben als 
oberjter Behörde für alle Zweige der ftaatlihen Auffiht und Verwaltung, bisher ſchon oblagen 
und zu denjenigen, welche ihm nach den Beitimmungen des Gemeindegefeßes vom 11. Juni d. J. 
und des Gejeßes über Organijation der VBerwaltungsbehörden vom 11. Juni d. J. zugewiejen find, 
noch folgende über: 
49, * 


ad 
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1. Im Bereich der inneren Verwaltung 
(folgen nieht auf Kirchliche Verhältniſſe bezügliche Vorſchriften). 
II. Im Bereiche der geiſtlichen und Schulverwaltung 

alle nach der bisherigen Geſetzgebung dem Oberkonſiſtorium zuſtändig geweſenen Geſchäfte, welche 
nicht durch die gegenwärtige Verordnung ($ 3) den Kirchen— und Schulämtern übertragen oder 
gänzlich in Wegfall gebracht find. 

$ 2. Den Landrathsämtern, ingleichen den Juſtizämtern Volkenroda und Nazza (Hat nichts 
mit kirchlichen Verhältniſſen zu thun). 

8 3. Die Kirchen und Schulämter haben die ihnen durch die Landesherrliche Verordnung 
vom 15. Oftober 1839 (Geſetzſ. Nr: 202) zugewiejenen Gejchäfte, mit Ausnahme der im $ 30 
dieſer Verordnung angeführten, nad) $ 44 des Gejeßes über die Organifation der Verwaltungs— 
behörden an Die Auftizbehörden übergehenden, erſten Kognition und Erörterung aller unfriedlichen 
Eheſachen, ſowie der etwa vorfommenden Streitigfeiten über Cheberedungen und Verlöbniſſe, auch 
fernerhin zu verrichten, wobei ihnen folgende erweiterte Befugniſſe zuſtehen ſollen: 

1. die Publikation der Ernennungsdekrete anzuſtellender Pfarrer und Schullehrer, verbunden 
mit der Anordnung der Probe und Präſentation; 

2. der Abſchluß und die Beſtätigung der Pfarrbeſoldungsvergleiche, ſowie die Entſcheidung 
der dabei vorkommenden Streitigkeiten, ſoweit ſolche nicht auf den Rechtsweg gehören 
(vergl. $ 35 des Geſetzes über Organijation der Berwaltungsbehörden), ingleichen Die 
Genehmigung von Pachtverträgen iiber Kirchen-, Pfarr- und Schulländeret ; 

3, die Erörterung und Entjheidung von Streithändeln zwiſchen Geiftlichen, Kirchendienern 
und Schullehrern einzelner Orte über den Umfang ihrer Kirchen- und Schulgemeinden, 
über Stolgebühren und Schulgelder, desgleichen über Berehtigung derſelben bei einzelnen 
firhlichen Handlungen ; 

4. die Grörterung und Entſcheidung in Bezug auf Bauten und Reparaturen geiftlicher Gebäude, 
mit Ausnahme des Neubaues der Kirhen-, Plarr und Schulhäufer, und vorbehaltlich der 
Beitimmung im $ 2, Nr. 18; 

5. die Ausmittelung und Feititellung der Beiträge, welche von einzelnen Kirchen— und Schul⸗ 
gemeinden und deren Gliedern, desgleichen von Kirchen- und Schulpatronen zur Unter— 
haltung ihrer Geiſtlichen und Schullehrer, oder zur Herſtellung und Unterhaltung von 
Kirchen⸗, Pfarr- und Schulhäuſern und ſonſtigen zum Kirchen und Schulwejen gehörigen 
Gebäuden und Einriätungen zu leiften find, verbunden mit der Erörterung und Entſchei⸗ 
dung aller über ſolche⸗Leiſtungen entitehenden Streitigkeiten, ſoweit jolche nicht auf den 
Rechtsweg gehören; 

6. die Verfügungen in Betreff der Herjtellung und Reviſion von Lehnbücern, Erbzinsbüchern 
und Dezemregiſtern; 

7. die definitive Juſtifikatur der abgelegten Rechnungen über die Verwaltung der Kirchen-, 
Schul- und Stiftungsfaffen, indem die bisher vorgejchriebene Oberreviſion derjelben hiermit 
aufgehoben wird. 

Die Kirchen und Schulämter führen die folgende amtliche Bezeihnung: 
1. Diejenigen für die Bezirke der Städte Gotha, Ohrdruf und Waltershauſen: 
Kirchen⸗ und Schulamt Gotha— Ohrdruf— Waltershaufen für den Stadtbezirk; 
3. diejenigen für die Landrathsbezirke: ‚ 
Kirchen: und Schulamt Sotda— Ohdruf— Waltershaufen für den Landbezirk; 
3. diejenigen für die Juftizämter Volkenroda und Nazza: 
Kirchen- und Schulamt Volkenroda— Nazza. 
Die ſchriftlichen Ausfertigungen der Kirhen- und Schulämter ſiud in der Reinſchrift mur 
von dem Vorfigenden zu unterzeichnen. 


IH. 
Geſek 


über die Organiſativn der verwaltungsbehörden im Berzogthum Gotha, 
vom 11. Juni 1858. 
Wir Ernſt, Herzog zu Sachſen-Koburg und Gotha ꝛc. 
haben beſchloſſen und verordnen mit Zujtimmung des Landtags Unjeres Herzogthums 
Gotha was folgt: 
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$ 1. Durch das vorliegende Geſetz wird die Organijation und der Geſchäftskreis 
der Behörden im Bereich 
I. der inneren Verwaltung 
II. der geiftlichen und Schulverwaltung 
III. ver Finanzverwaltung 
geregelt. 
II. Geiftliche und Schulverwaltung. 


F 35. Die geiftliche und Schulverwaltung umfaßt im Allgemeinen die geſetz— 
mäßige Leitung, Beauffihtigung und Verwaltung des proteftantifchen Kirchen, Schul 
und öffentlichen Erziehungsweſens, und im Einzelnen namentlich folgende Gejchäfts- 
gegenſtände: 

1. die Prüfung aller Perſonen, welche ſich dem geiſtlichen- oder dem Schullehrer- 
ftande und überhaupt dem öffentlichen Unterrichtswejen widmen wollen; 

2, alle Verhandlungen und Verfügungen wegen Anftellung von Geistlichen und 
Schullehrern und wegen Zeititellung ihrer Gehalte, die Verhandlungen und Ent- 
icheidungen wegen Bejoldungsabtheilung zwiſchen anziehenden und abgehenden 
Geiftlihen und Schullehrern, beziehendlich deren Erben ; 

3. die Beauffichtigung der Geiftlichen, Schullehrer und jonftigen Kirchen und Schul- 
beamten, Amtsführung und die desfallfigen Disciplinarverfügungen ; 

4. die Univerfitätsfachen einſchließlich der Aufficht auf das Studienmwejen der In— 
länder, jowie die Aufficht auf alle proteftantifchen Kirchen-, Schul: und Erziehungs- 
anftalten mit Inbegriff dev Privatinftitute, jedoch mit Ausschluß der Gewerbes, 
Induſtrie- und Fortbildungsjchulen ; 

. die Aufficht auf das Kirchen» und Schulenvermögen und auf Stiftungen für 
Kirchene und Schulzwede mit Einjchluß dev Vergebung von Stipendien und 
Freitifchen mit der Befugniß zur Erörterung und Entſcheidung don Streitigkeiten 
über jolche Stipendien und Freitiſche; 

6. die Anordnung von Feittagen und Kicchengebeten ; 

7. die Ertheilung von Dispenjationen von kirchlichen und Schulvorſchriften; 

8. die Erörterung und Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Geiſtlichen, Schul: 

lehrern und Kirchendienern einzelner Orte über den Umfang ihrer Kirchen und 

„ Schulgemeinden, über Berechtigung zu einzelnen dienstlichen Handlungen, ſowie 
über Stolgebühren und Schulgelder ; 

9, die Negulivung des Umfangs der Kichjpiel und Schulbezirke überhaupt und 
die Feſtſtellung der dadurch unter Geiftlichen, Kirchendienern, Schullehrern und 
Gemeinden fich bildenden DVerhältniffe, verbunden mit der Erörterung und Ent— 
ſcheidung der hierbei etwa entjtehenden Streitigfeiten und Entihädigungsanfprüche ; 

10. die Verhandlung und Entjeheidung über Ausführung von Kirchenz und Schul⸗ 
“ bauten; 

11. die Ausmittelung und Feititellung der Beiträge, welche von einzelnen Kirchen⸗ 
und Schulgemeinden und deren Gliedern, ſowie von etwa dazu verpflichteten 
Kirchen- und Schulpatronen zur Unterhaltung ihrer Geiftlichen und Schul— 
(ehrer, zur Herftellung und Unterhaltung von Kirchen, Pfarr und Schulhäujern 
und jonftigen zum firchlichen und Schulweſen gehörigen Gebäuden und Eins 
richtungen zu leiften find, verbunden mit der Erörterung und Entſcheidung aller 
über ſolche Leiftungen etwa entjtehenden Streitigkeiten ; 

2. die Erörterung und Entjeheidung der über Kirchipiele entitehenden Streitigfeiten ; 

13. die Aufficht auf zweckmäßige Einrichtung und Unterhaltung ber Gottesäder ; 


or 
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14. die Aufnahme der jährlichen Geburts- und Sterbeliften und der Verzeichnifje 
von kirchlichen Handlungen. 

Sinjofern bei Streitigkeiten über die unter 2, 5, 9 und 11 erwähnten Gegen- 
jtände Privatrechte in Frage fommen, jteht es jedem Betheiligten jvei, den Rechtsweg 
zu betreten. 

Ss 36. Sn dem für die geiitliche und Schulverwaltung bisher bejtandenen 
Behördenorganismus treten folgende Aenderungen ein, 

8 37. Das Oberkonfiftorium ift aufgehoben. 

$ 38. Es bejtehen 14 Ephorien, nämlich: 

eine in Gotha für den Stadtbezirk 

eine in Moljchleben für die Orte 
Bufleben, Eberitädt, Friemar, Gamſtädt, Goldbach, Haufen, Motfchleben, 
Pferdingsleben, Nemjtädt, Siebleben, Tüttleben, Warza, 

eine in Uelleben für die Orte 
Aspach, Boiljtädt, Cobſtädt, Grabsleben, Großrettbah, Günthersleben, 
Seebergen, Sundhaufen, Teutleben, Trügleben, Uelleben, 

je eine für jeden der 11 Yuftizamtsbezirke 
Ohrdruf, Georgenthal, Tenneberg, Thal, Nazza, Wangenheim zu FZriedrichs- 
werth, Volkenroda, Tonna, Ichtershauſen, Liebenjtein und Zella. 

$ 39. Der bisherige Unterſchied zwiſchen Haupt- und Nebenephorien wird auf— 
gehoben. 

Sm Mebrigen wird an dem bisherigen Gejchäftsfreife der Ephorien durch das 
vorliegende Gejeß nichts geändert. 

8 40. Es beitehen 8 Kicchen- und Schulämter: 

je eines in Gotha, Ohrdruf und Waltershaufen für die Bezirke dieſer Städte, 
je eine für jeden der drei Landrathsbezirfe mit Ausnahme der gedachten 
Städte und 
je eines für die Juſtizamtsbezirke Bolfenroda und Nazza. 
8 41. Die Kirhen- und Schulämter werden gebildet: 
1. in den Landrathsämtern aus dem betreffenden 
Landrath al3 weltlichen Beijiger für den ganzen Bezirk, 
und aus dem betreffenden 
Ephorus als geiftlichen Beifiker je für jeinen in den landräthlichen Bezirk 
fallenden Ephoralbezirk; 
2. in den Juſtizämtern VBolfenroda und Nazza aus dem betreffenden 
Suftizamtmann und Ephorus ; 
3. in den Städten Gotha, Ohrdruf und Waltershaufen aus dem betreffenden 
Bürgermeiiter, Ephorus und einem Senator, 

Das Direktorium bei den Kirchen und Schulämtern zu Ohrdruf und Walters- 
haufen jteht den betreffenden Bürgermeijtern zu. 

Hinsichtlich des Direktoriums bei den übrigen Kirchen und Schulämtern verbleibt 
es bei den bisherigen Beitimmungen. 

Das bei den Landrathsämtern, Stadträthen und den Juſtizämtern Volkenroda 
und Nazza angeftellte Subaltern- und Dienerperfonal wird den Kirchen- und Schul— 
ämtern bei Bejorgung ihrer Gejchäfte in gleicher Eigenſchaft überwiesen. 

$ 42. Die bisher den Kirchen und Schulämtern zugejtandene erſte Kognition 
und Erörterung aller unfriedlichen Ehejachen, jowie der Streitigkeiten über Eheberedungen 
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und Verlöbniſſe geht an die betreffenden Juſtizämter, welchen die Giviljurisdiktion zus 
jteht, über. 

$ 43. Der durch landesherrliche Berordnung Nr. 202 der Geſetzſammlung den 
Kirchen und Schulämtern zugewiefene Geſchäftskreis joll durch Verordnung thunlicht 
erweitert werden. 

$ 44, Gegen Entjcheidungen der Kirchen» und Schulämter ijt eine Berufung an 
das Staatsminiſterium zuläffig. 

$ 45. Dem Staatsminifterium fteht die oberjte Leitung und Beaufjichtigung der 
geſammten geistlichen und Schulverwaltung zu. 

Der desfallfige Geichäftsfreis des Staatsminifteriums wird im Einzelnen durch 
Verordnung geregelt. 


3. Das Herzogthum Sadjfen-Altenburg. 


Ein Konfiftorium ift in Altenburg 1612 begründet worden !), welches in dem— 
jelben Jahre?) und 1619°) geordnet und in der Erneftinifchen Landesordnung 
ſowie in der Altenburger v. J. 1705*) in feinen Fompetenzen beftätigt wurde. Das 
zuleßt genannte Geſetz enthielt auch einen Abjchnitt?) „Von Haltung der Synodorum“, 
zu welchen die Superintendenten, einige alte und gelehrte Bfarrer und die Konfiftorial- 
räthe zufammentreten follten, denen aber nur eine fonjultative Stellung eingeräumt 
wurde. Außer dem Generalfuperintendenten ftanden unter dem Konſiſtorium nod) 
fünf Superintendenten und ein 1709°) nad gothaifchem Vorbilde eingejegter Land— 
fircheninfpeftor. Die Episfopalgewalt handhabte der Zandesherr ſelbſt bis auf Herzog 
Friedrich IV., der, als er i. I. 1819 zur katholischen Kirche übertrat in Gemäßheit 
des Hausgejebes vom 24. Februar 1680 die Handhabung feiner Kirchengewalt am 
3l. Mai 1822 dem Geheimrathsfollegium übertrug ?). 

Nachdem das Herzogthum feine jeßige Geftalt i. 3. 1826 erhalten hatte, ind 
die früheren Grundlagen der Kirhenverfalfung in dem Grundgejek v. 25. April 
1831 (I) beftätigt worden. Diefelben haben aber in der Folgezeit die Aenderung 
erfahren, daß durch Gef. v. 4. Januar 1839 (II) das SKonfiftortum aufgehoben 
und feine Funktionen, ſoweit fie ehegerichtlicher Natur waren, den Givilgerichten, ſoweit 
fie fich auf das Kirchenregiment bezogen der Minifterialabtheilung für Kirchenangelegen— 
heiten übertragen wurden, unter welchen die Kirchen- und Schulinfpeftionen ?) eine 


Reihe von äußeren Verwaltungsbefugniifen wahrzunehmen haben. 


1) Srommelt, Geſch.d. Herzogth. ©S.-Altend. | 


Leipz. 1838, ©. 128. Gruner, Gegenwärt. 
Kirhen= u. Schuljtaat des Fürſtenth. Altend. 
(Sera 1794) 1, ©.6ff. Wenn Trautmann, 
a. a. O. ©. 27 eine Konftitorialordnung vom 


11. April 1607 erwähnt, fo muB Diejelbe der | 
Errihtung des Konfiftoriums vorausgegangen 
ſtiniſche Berordn. das Kirden- 


fein. 

2) 15. November 1612, vgl. Trautmanı, 
ud), 

3) 23. März 1619 Ordnung... 
bey dem Konjiftorio zu Altenburg hin: 
führo gehalten werden ſoll. Altenburg 
1629. 


4) P. I. Cap. U. Tit. 1. (gedr. Altenburg 
1705). 


wie eg | 


9) P.-I. Cap. II. Tit. 5. 
6) 1227. Nug. 17092. Gruner, a. a. 2.4, 
© 


€ 


7) $rommelta..a. DO. ©. 19. 

8) Dieje find aus den am 3. März 1668 in 
den Erneſtiniſchen Ländern angeordneten geiſt— 
lichen Untergerichten entjtanden (Fürſtl. — 
un 
Schulweſen ... betr. Gotha 1720.) ©. 
465 ff., und haben in der Landesordnung nähere 
Normirung gefunden. Bal Haberland und 
Schultes, NRepertor. ſämmtl. Landesgejeße d. 
Fürſtenth. Altenb. Kahla 1786. ©. 391 f. Vgl. 


auch Hoffmann, Verſuch einer Darſtellung 


d. in d. ſächſ. Herzogth. geltenden KR. Hild— 
burgh. 1843. ©. 21 ff. 
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Endlich wurde am 8. Februar 1877 eine Kirhhengemeindeordnung!) 
(LIT) publizixt, durch welche zugleich die Befugniſſe der ſtädtiſchen Kircheninſpektionen 
auf die Kirchenvorſtände übertragen wurden. Nach Bekanntmachung des Miniſteriums 
vom 8. Februar 18772) iſt das Geſetz am 15. Juli deſſelben Jahres in Kraft getreten. 


I. 
Grundarlek 


für das Herzogthum Sarchfen-Altenburg, von 29, April 1861, 


Bierte Abtheilung. 
Kirden und Schulen. Fromme Stiftungen. 

I. Abjchnitt. 
Bon der Landestirhe und andern Bekenntniſſen der hriftliden 

Religion. 
28. Die evangeliich-proteftantifche Kirche ift die Kirche des Landes. 
29. Die Bekenner anderer hriftlichen Partikularfirchen genießen den Schuß 
des Staat, und die freie Ausübung ihres Glaubens, vorbehaltlich der Landesherrlichen 
Rechte. Sie haben den Anſpruch auf gleiche ftaatsbürgerliche Rechte mit den Bekennern 
der evangelifch-proteftantijchen Kirche; fein Glaubensbefenntniß entbindet aber von den 
Pilichten gegen den Staat, oder gegen die Gemeinde des Wohnorts. 


II. Abſchnitt. 
Der Herzog als Kirchen- und Staatöregent. 

S 130. An der Spike der Landeskirche fteht der evangeliſch-proteſtantiſche Regent, 
welcher als gleichzeitiges Staatsoberhaupt das Recht der Oberauffiht und die Verpflich- 
tung zum Schuße der Kirche hat. Sollte der Regent fein Glaubensbefenntniß ändern, 
jo werden die Kirchenhoheitsrechte einem evangelifch-proteftantischen Minifterium, welches 
aus mehr al3 zwei Gliedern bejteht, übertragen. 


$ 131. Alle Eirchlichen Gejege ergehen in feinem Namen, und bedürfen jeiner 
Beitätigung. 


S1 
S1 


III. Abſchnitt. 
Bon der Kirhengewalt. 


1. Deren Grundlage. 
$ 132. Die Kirchengewalt gründet ſich auf die Lehren der heiligen Schrift, auf 
die Grundfäße der evangelifcheproteitantijchen Kirche, und auf die bejtehenden Landesgeſetze. 
2. Deren Ausübung. 
$ 133. Die Kirchengewalt wird zum Theil unter Mitwirkung von Bertretern 
der Landeskirche ausgeübt, zum Theil gejchieht es unter der obern Leitung und Autorität 
de3 Landesherrn durch das Konfiftorium. Insbeſondere ijt letzteres der Fall bei der 
vollziehenden Kirchengewalt oder der Kirchenregierung. 


a. Unter Mitwirkung von Bertretern der Kirde. 


$ 134. Die Gegenftände der Kirchengewalt, bei denen eine Mitwirkung von 
Bertretern der Kirche nothwendig ift, find: 


1) Nach der Landesordn. P. 1. K. VI. Tit. | 14. Oftob. 1823 (Gej.-©. ©. 327) jollten 
jollten jhon zum Zwecke der Vermögensverwal= | fie jedoch von der Kirchenbehörde ernannt werden. 
tung in jeder Parodie mindeſtens zwei Kirch- Bal. Hoffmann a. a. O. ©. 223 ff. 
väter bejtellt werden. Nah Ber. d. Kon]. v. 2) Gej.-Samml. 1877. ©. 54. 
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Die Ordnung der öffentlichen Gottesverehrung ; — Beltimmungen in Bezug 
auf den öffentlichen Lehrbegriff und die allgemeine Kirchenverfaffung — erſtere, 
joweit fie nach den Grundjägen der evangelifchzprotejtantiichen Kirche über- 
haupt zuläffig find. 

Synoden. 

$ 135. Verordnungen dieſer Art ($ 134) werden durch mündliche oder ſchrift— 
liche Berathungen in Synoden vorbereitet. 

Die General-Synode beiteht aus den Räthen des Konfiftoriums, den Superinten= 
denten, den Lofaladjunften und einigen (von den Superintendenten und Lolaladjunkten 
jeder Ephorie aus den Gliedern derjelben gewählten) Geiftlichen des Herzogthums, 
den Vorſitz führt der Präfident des Konfiftoriums. Spezial-Synoden werden gebildet 
durch den Superintendent jeder Ephorie, die Lofaladjunften und einige Geiftliche der 
Ephorie; — fie dienen, um, in den Fällen jehriftlicher Verhandlung, die dann erfor- 
derten fchriftlichen Gutachten nach den einzelnen Ephorien zu vermitteln und dem 
Konfiftorium vorzulegen. 

8 136. Synoden verfammeln fi) nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des 
Sandesheren, und auf Berufung des Konftftoriums. Die Koften dev Synoden werden 
unter möglichſter Beschränkung derfelben, aus dev Landeskaſſe beſtritten. 

$ 137. Soll ein Gegenftand der im $ 134 bezeichneten Art zur Gejeßgebung 
vorbereitet werden, jo wird zuerft das Gutachten der Synode eingeholt, welches jich bei 
mündlichen Berathungen aus der Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder der 
General-Synode, und bei jchriftlihen aus der Stimmenmehrheit der abjtimmenden Nit- 
glieder der Spezial-Synoden und des Konfiftoriums ergibt. 

Dafjelbe wird dem Landesheren dom SKonfiftorium vorgelegt, und von ihm im 
Falle feines Einverftändnifjes, auch der Landſchaft zum Anrath mitgetheilt. Erklärt fi) 
die Synode und die Landichaft zuflimmend für den Gefegentwurf, fo kann das Geſetz 
exlaffen werden; und iſt bindend für alle Mitglieder der Landeskirche. 

b. Durch das Konfijtortium. 
1. Im Allgemeinen. 

$ 138. Die Befugniffe der Kirchengewalt, welche vom Konſiſtorium entweder 
unmittelbar auftragsweife verwaltet, oder zur landesherrlichen Entſcheidung und Beſtäti— 
gung vorbereitet werden, ſind: ’ 

1. das Recht, die Lehrer und Diener der Kirchen und Schulen zu berufen, fie in 
Anſehung ihrer Lehre und ihres Wandels zu beauffichtigen und fie zu enturlauben; — 
2. das Recht, die Mitglieder dev Kirche zur Befolgung der Pflichten gegen die 
Kirche und die Schule einzuhalten; — 
3. die Handhabung der beitehenden Vorſchriften über den Gottesdienit und Die 
Schuleinrichtungen; die Bejorgung der Verlöbniß-, Ehe- und Begräbnißſachen; — 
4. die Gerichtsbarkeit über Kirchen: und Schuldiener, und Kirchen und Schulgüter, 
und deren Gerechtjame; — 
5. das Recht, zur Crläuterung und Erneuerung dev bejtehenden organifchen Geſetze 
Verordnungen zu erlafjen, und 
6. was jonft nach der bejtehenden Kicchenverfafjung dahin zu rechnen ift. 
2. Zufammenfegung und Berpflihfung Des Konfiftoriums. 
$ 139. Das Konfiftorium befteht aus einigen geiftlichen und einigen weltlichen 


Räthen; es iſt dev Landeskirche und dem an deren Spike ftehenden Landesherrn ver— 
antwortlic. 
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3. Einzelne Obliegenheiten. 
a. Erhaltung der reinen Lehre des Evangeliums. 

8 140. Es wacht darüber, daß in Kirchen und Schulen die reine Lehre des 
Evangeliums verfündigt und dadurch Glaube, Liebe und ein Frommer Wandel, injonderheit 
auch Gehorfam gegen die Obrigkeit und das bürgerliche Geſetz, erwedt und befördert 
werde; dad die Sakramente heilig geachtet und verwaltet; daß die Kirchenordnung zur 
Erbauung aufrecht erhalten und öffentliche Laſter entfernt werden. 


b. Beauffihtigung der Schulen. 


$ 141. 68 beauffichtigt die Schulen des Landes und forgt dafür, daß fein Kind 
ohne gehörigen Unterricht im Worte Gottes und in nüßlichen Kenntniſſen verbleibe ; 
daß nach den geſetzlichen Vorſchriften fein unbefähigter Jüngling zur Univerfität 
abgehe; umd es erhält ſich in Kenntniß über die fi) auf dev Univerfität befindenden 
Landeskinder. 


c. Wirkſamkeit bei der Anſtellung und Entlaſſung der Geiſtlichen und Schullehrer. 

Ss 142. 3 prüft die Kandidaten des Predigtamtes und die anzuftellenden Pre— 
diger; und forgt dafür, dab Niemand öffentlich oder in der Kirche lehre oder predige, 
° oder die heiligen Saframente reiche, ohne ordentlichen Beruf. 

$ 143, Zu Predigerftellen in den Städten und auf dem Lande, welche nicht 
Patronatſtellen find, jchlägt das Konfiftorium dem Landesheren zur Bejtätigung vor. 
Ein vom Konfiftorium nicht für tüchtig und würdig Befundener kann nicht vorgeſchla⸗ 
gen und alſo auch nicht angeſtellt werden. 

Uebrigens bleibt es den Kirchfahrtsgliedern, wie bisher, unbenommen, bei der 
Anſtellung des ihnen zugedachten Predigers ihre Erklärung zu geben. 

$ 144. In dem Falle, wenn eine Patronatſtelle auf eine andere Weiſe als durch 
Verſetzung des bisherigen Pfarrers auf eine unmittelbar vom Konfiftorium abhängende 
Stelle erledigt wird, und der Patron einen nicht inländifchen Kandidaten vder Geiſt— 
lichen präſentirt, muß dieſer beim Konſiſtorium über ſeine Studien und ſeinen ſittlichen 
Wandel ſich genügend ausweiſen und dann durch eine Probepredigt und eine wohlzu— 
beſtehende gründliche Prüfung, ſeine Kenntniſſe und Amtsfähigkeit darlegen. — Das 
Konſiſtorium iſt verpflichtet, jeden nicht genügend befundenen zurückzuweiſen. — 

Niemand kann zu einer Patronatſtelle vorgeſchlagen werden, welcher in einem 
Lande Kandidat geworden iſt, oder (im Fall er es noch nicht wurde) der in einem 
Lande geboren tft, in welchem hiefige Kandidaten nicht geſetzlich zu Patronatjtellen 
gelangen können. 

Für den Fall, daß ein Geiftlicher von einer Patronatitelle auf eine Konfijtorial- 
ſtelle befördert werde, bewendet es wegen der MWiederbefegung feiner Stelle bei den 
diejerhalb beitehenden bejondern Borjchriften. 

$ 145. Die Verfegung der Geiftlichen auf andere Stellen und die VBerjegung 
in den Ruheſtand wird aleihmäßig vom Konfiitorium vermittelt. 

$ 146. Auch liegt ihm ob die Unterfuchung gegen Geiftliche wegen ihre Amts- 
führung oder ihres Lebenswandels. Unfreiwillige Entlaffungen (Enturlaubungen) ans 
geſtellter Geiftlicher ſetzen ein richterliches Erkenntniß des Konfiftoriums voraus, welches 
mit Entjcheidungsgründen belegt ift, und nach gehöriger Vertheidigung des Angeſchul— 
digten erfolgt. 

$ 147. Gegen ein jolches Erkenntniß kann innerhalb dreiwöchentlicher Nothfrift 
Boritellung beim Landesheren eingereicht werden. Sieht diefer ſich auf erhaltenen 
Bortrag im Geheimenrathe und (bei bedenflichen Fällen) nach vernommenem Gutachten 


a 
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einer anderweitigen Behörde veranlaßt, das Konfiftorialerfenntniß zu bejtätigen, jo 
behält es bei demjelben jein Bewenden. 

$ 148. Findet der Landesherr Anftand dabei, jo wird das Gutachten der 
Synode, — ohne Mitwirkung der Konſiſtorialräthe, und unter der Leitung des ältejten 
Spezialfuperintendenten — vermöge jchriftlicher oder mündlicher Abjtimmung, vernommen. 
Wenn dafjelbe ebenfalls für die Entlaffung ſtimmt, jo wird dieje vollzogen; ſtimmt es 
dagegen, jo bleibt dem Landesheren die Entjcheidung vorbehalten. 

$ 149. Geiitliche, welche eines gemeinen peinlichen Vergehens angejchuldigt find, 
werden vom Amt juspendirt und der weltlichen Behörde zur Unterfuchung und Beſtra— 
fung übergeben. — 

Wenn ein vechtsfräftiges Erkenntniß fie zu einer entehrenden Strafe (Zuchthaus- 
oder Prangerſtrafe) verurtheilt, jo find fie hierdurch ihrer geiftlichen Stelle ohne Ruhe— 
gehalt verluſtig. Wenn fie durch Ableiftung eines Reinigungseides von dev weltlichen 
Strafe frei fommen, oder ihnen eine an fich nicht entehrende Gefängnißitrafe zuerkannt 
wird, jo find die Akten nach vechtskräftig gewordenem Erfenntniffe von dev weltlichen 
Behörde dem Konfiftorium zuzuftellen,, welches dann erwägt, inwiefern die verwirkte 
Beicholtenheit des Rufes mit dev Wirkſamkeit des Geiftlichen vereinbarlich, und der Tall 
zu einer Entlaffung des Geiftlichen mit oder ohne Nuhegehalt (SS 146, 148) auf dem 
Disciplinarwege geeignet Sei. 

$ 150. Was von den Geiftlichen gejagt ift, gilt analog auch von den Schul— 
(ehren und den andern Kirchendienern, nur daß deren Anftellung, Verjegung und Ent- 
laſſung theilweife nicht auf vorherige landesherrliche Zuftimmung erfolgt. 

$ 151. Doch bleibt auch ihnen in Fällen der unfreiwilligen Entlafjung der 
Rekurs an den Landesheren frei. 

d. Generaliiitationen. 

$ 152. Das Konfiitorium hat dafür zu forgen, daß im ganzen Lande die 
Kirchen und Schulen mittelft Generalvifitationen nach einer regelmäßigen Reihefolge 
unterfucht, die Ergebniffe niedergeichrieben, und die dabei von dem abgeordneten geilt- 
lichen Konfiftorialvathe wahrgenommenen oder von dem Ortögeiftlichen, dem Schullehrer 
oder der Gemeinde angezeigten Mängel abgeftellt, und der Erfolg einer jeden General— 
vifitation dem Landesheren angezeigt werde, 


e. Erhaltung der Moralität. 
$ 153. 63 führt die Aufficht darüber, daß die Unterthanen ich eines gottes= 
fürchtigen Lebenswandels befleißigen, und daß die Heilmittel der Religion gehörig benußt 
werden; es hindert, nach den bejtehenden Einrichtungen, den Drud und Verkauf von 
Schriften, die der Neligiofität und den guten Sitte nachtheilig werden. 
f. Berathung mit der Synoden, 
$S 154. Die jchriftliche vder mündliche Berathung mit den Synodalmitgliedern 
bleibt auch für andere als die $ 134 bezeichneten Fälle der kirchlichen Gejeggebung und 
Verwaltung vorbehalten. 


IV. Abſchnitt. 
Bom Vermögen der Kirhen, Schulen und Stiftungen. 
$ 155. Das Stiftungsvermögen (die Dotation) der Kirchen und Schulen kann 
lo lange fie bejtehen, im Werth und Ertrag nie willfürlich gemindert oder eingezogen 
werden. Es genießt die Rechte Minderjähriger. Das Vermögen eingegangener Kirchen 
und Schulen darf nur wieder zu gleichen Zweden verwendet werden, 
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S 156. Beſitzt eine Kirche oder Schule nicht genug Ginnahme, um die ihr 
obliegenden Ausgaben zu beftreiten, jo ijt zubörderit die Kirchfahrt (Parochie) oder 
Schulgemeinde gehalten, das Fehlende zu ergänzen. Bei nachgewiefener Mittellofigkeit 
der Kirchen oder Schulgemeinde tritt in dringenden Fällen der Staat (mo nöthig durch 
Bermittelung einer landſchaftlichen Verwilligung) aushülflich ein. 

$ 157. Die erforderlichen Umlagen und Leiftungen für Zwede der Kirchen⸗ und 
Schulärarien, für geiftliche und Schulgebäude und dergleichen, unter die Mitglieder der 
Kichfahrt oder Schulgemeinde, werden unter Genehmigung des Konfiftoriums angeordnet 
und Streitigkeiten darüber nach den $ 103 aufgeftellten Grundjägen entſchieden. Das 
Konfiitorium hat die Oberaufficht auf das Bauweſen in den Kirchengemeinden und auf 
das Nechnungswejen derjelben. 

$ 158. Liegende Gründe oder Gerechtiame einer Kirche und Schule fünnen nur 
mit Zuftimmung des Konfiftoriums und des Landesheren veräußert, nie aber in Erb— 
pacht gegeben werden. 

$ 159, Milde Stiftungen ftehen, wo nicht ein Anderes verordnet ift, unter dem 
Konfiftorium und genießen den bejonderen Staatsſchutz. 

8 160. Kirchen, Schulen und fromme Stiftungen können liegende Gründe von 
bedeutendem Werthe und dingliche Gerechtigfeiten nicht ohne Vorwiſſen des Zandesherrn 
erwerben, wohl aber Vermächtniffe und Schenkungen ohne jolches, wenn fie frei find 
von Yäftigen Bedingungen, annehmen. 

Doch hat das Konſiſtorium auch im letztern alle den Zandesheren mit dem 
Namen der mildthätigen Geber bekannt zu machen. 

$ 161. Die Zinfen frommer Stiftungen dürfen feine anderweitige Beltimmung 
erhalten. Nur wenn veränderte Zeitumftände, im Sinne des Stifters eine anders 
geftaltete Verwendung räthlich machen, Tann eine ſolche — aber auch dann nur mit 
Zuftimmung der betheiligten Kuratoren, Kollatoren, Patrone und Gemeinden — 
eintreten, 


II. 
Geſek, 


betreffend die Aufhebung des Konſiſtoriums und die anderweitige Regelung 
der Kompetenzen deſſelben, vom 4. Januar 13699. 


Wir Ernſt, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen ꝛc. 
derordnen in Vervollftändigung des Gefeßes dom 14. März 1866, die Aufhebung der 
Landesregierung und des Finanzfollegiums und die fünftigen Kompetenzen des Minijteriums 
betreffend, mit Zuftimmung bezüglich Beirath getreuer Zandichaft, wie folgt: 
$1. Das Konfifterium wird als für fich beftehende Behörde aufgehoben und 
mit dem Minijterium vereinigt. 
$ 2. Die bisher zum Gejchäftsfreis des Konfifterii gehörigen Angelegenheiten 
werden, vorbehaltlich des Landesherrlichen Rechts, eine andere Gefchäftseintheilung anzu— 
ordnen, der Minifterialabtheilumg für Kultusangelegenheiten übertragen. 
Ausgenommen bievon find und werden übertwiejen: 
1. dem Appellationsgerichte : 
die Ehejtreitigkeiten, 
2. den Civil-Untergerichten: 


1) Sn Kraft getreten nad B, v. 3. April 1869 mit dem 15. April 1869 AKBl. 1869, ©. 440° 
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a. die Streitigkeiten über die aus Eheverlöbniſſen geltend zu machenden Anjprüche ; 

b. die Irrungen wegen verweigerter elterlicher reſp. großelterlicher Einwilligung 
in die Verheirathung der Kinder reſp. Enkel, jowie die Entjeheidung über 
die Entbehrlichkeit folder Einwilligung (SS 24 ff. und 30 ff. der Eheordnung 
vom 13, Mai 1837), 

Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen des Appellationsgericht® (ad 1) umd der 

Untergerrichte (ad 2) werden in dem deshalb gejeßlich Feftzuftellenden Inſtanzenzuge erledigt. 
3. den Kirchen und Schulinjpeftionen neben den ihnen bisher bereits zur jelbit- 
ſtändigen reſp. erjtinstanzlichen Entſcheidung zuftehenden Angelegenheiten: 
die Anordnung der Lofalprobe und der Einführung bei Anftellung oder Verſetzung 
von Pfarrern und Schullehrern nach vorgängiger Dejignation Seitens des Minijterii 
Abtheilung für Kultusangelegenheiten, bezüglich nach vorausgegangener Ordination 
und Berpflichtung, 
Genehmigung und Beftätigung der Pachtverträge über Kirchen, Pfarreis und 
Schulländereien nach Maßgabe der bejtehenden Vorſchriften, 
Abſchluß und die Beitätigung dev Pfarr- und Schullehrer-Befoldungsvergleiche, 
jowie die eritinftanzliche Entjcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten, falls 
jolche auf dem Verwaltungswege zu erfolgen hat (ef. 8 10 unten), 
die Genehmigung zu Holzſchlägen, jowie zu einer veränderten Benußung von Kirchen-, 
Pfarı- und Schulgrundſtücken, jedoch mit der Einfhränfung, daß Erlaubniß— 
ertheilungen zu Holzrodungen ein beifälligs Gutachten der betreffenden Forſtbehörde 
borausjegen, widrigenfalls die Angelegenheit dem Miniſterium Abtheilung für 
Kultus fompetitt; 
in den Fällen Nr. 2 und 3 des 8 12 des Gejeßes über die Kirchen- und 
Schullaften vom 30. Juni 1862 erforderliche behördliche Genehmigung zu Bauten; 
Genehmigung zu Gröffnung eines Prozejfes und die Ausftellung der bezüglichen 
Aktorien;, 
Erörterung und erſtinſtanzliche Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Geiſt— 
lichen, Kirchendienern und Schullehrern einer einzelnen Parochie unter ſich oder 
mit der betreffenden Gemeinde oder einzelnen Gemeindegliedern über Stolgebühren, 
Schulgelder, Berechtigung oder Verpflichtung zu einzelnen dienſtlichen Handlungen, 
ferner Streitigkeiten über Kirchenſtühle und Begräbnißſtellen, und Streitigkeiten 
über Kirchen- und Schulverhältniſſe zwiſchen den zu demſelben Inſpektionsbezirke 
gehörenden Gemeinden — ſoweit hierbei nicht der Rechtsweg einzutreten hat (F 10 unten), 

Es bleibt vorbehalten, außerdem noch weitere bisher zum Reſſort des Konfijtoriums 
gehörende Angelegenheiten, die nicht innere Angelegenheiten der Kirche find, den Kirchen— 
und Schulinjpeftionen zur felbitjtändigen reſp. erjtinftanzlichen Verfügung und Ent— 
jcheidung zu überweifen. Dieſe Ueberweiſung erfolgt im Verordnungswege. 

Die den Räthen des Konſiſtorii, beziehentlih dem Präfidenten defjelben nach 
jeßiger Kicchenverfaffung ($S 135 des Grundgeſetzes) zuftehende Meitwirfung bei den 
General-Synoden wird in gleicher Weije von den Räthen der Minijterialabtheilung für 
Kultusangelegenheiten reſp. deren Abtheilungs-Vorſtande ausgeübt. 

$ 3. Die Gejchäftsbehandlung in der Minifterialabtheilung für Kultusangelegens 
heiten erfolgt, ſoweit diefelbe in den folgenden Paragraphen nicht ausdrüclich abweichend 
geordnet it, nach Maßgabe des Gejehes vom 14. März 1866 und der Ausführungs- 
verordnung vom gleichen Tage. 

$S 4. Der Minifterialabtheilung für Kultusangelegenheiten werden auch vortragende 
Räthe, bezüglich Aſſeſſoren, welche dem geiftlichen Stande angehören, beigegeben. 
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Der Abtheilungsvorſtand wird in Fällen der Behinderung durch den älteſten 
weltlichen Rath ſeiner Abtheilung vertreten. 

8 5. Die geſchäftliche Behandlung der inneren Angelegenheiten der Kirche ift 
eine kollegiale, dergeftalt, daß der Abtheilungsvorftand, bezüglich deſſen Stellvertreter 
mit den Räthen, bezüglich Afjefforen der Abtheilung, zu einem Kollegtum zufammtentritt, 
und daß diejelben hierbei nicht nur eine berathende, jondern eine entjcheidende Stimme 
ausüben und nur bei Stimmengleichheit die Stimme des Abtheilungsvorſtandes bezüglich 
deſſen Stellvertreters den Ausſchlag gibt. 

Als innere Angelegenheiten der Kirche im Sinne diejes Paragraphen find ins— 
bejondere zu betrachten, bezüglich werden der follegialen Behandlung überwiejen: 

die Leitende Aufficht und Handhabung, jowie die vorbereitenden Maßregeln zur 

Anderung der beftehenden Beſtimmungen über 

Lehre, Liturgie, gottesdienjtliche Handlungen, Seelſorge, 

Religionsunterricht in den Schulen, höheren wie niedern, 

Taufe, Konfirmation, Aufgebot, Trauung, und zwar jowohl in Anſehung der 
Form, in welcher dieje Handlungen zu vollziehen find, als hinſichtlich der 
gefetzlichen Vorbedingungen ihrer Bollziehung, 

Eheverbote und jonjtige Ehehinderniſſe, Dispenjationen von jolchen, Sühne— 
verſuch bei Eheitreitigfeiten, geiftliche Konkurrenz bei Eidesleiftungen, 

Begräbniß, injoweit es fich dabei um innere kirchliche Fragen handelt, 

Anordnung von Buß- und Fefttagen und von Kirchengebeten, 

ferner: 

Berufung, Anſtellung und Verſetzung der Geiſtlichen, 

Aufſicht über Amtsführung und Lebenswandel der Geiſtlichen und ſonſtigen 
Kirchenbeamten und die desfallſigen Disciplinarverfügungen und Unterſuchungen, 

Feſtſtellung der Dienſtobliegenheiten der Geiſtlichen und ſonſtigen Kirchen— 
beamten, ſoweit ſolche auf das innere Weſen der Kirche Bezug haben, 

Entlaſſung, Emeritirung und Enturlaubung der Geiſtlichen, 

perſönliche Bewilligungen und Zulagen an Geiſtliche aus dem Landeskirchen— 
hülfsfonds, ſowie anderweite Beſtimmung der ſogenannten Staatszulagen 
der geiſtlichen Stellen, 

Veräußerung von Kirchen- und Schulgut, 

Veränderung der Beſtimmungen milder Stiftungen, 

Vertheilung der für die Geiſtlichkeit beſtimmten Lindenau'ſchen Prämien. 

8 6. Sm anderen Angelegenheiten (ef. $ 5) tritt der Vorſtand der Minijterial- 
abtheilung für Kultusangelegenheiten nur ausnahmsmweife mit den Näthen und Aſſeſſoren 
der letzteren zu einem Kollegium in der im Artikel 9 des Geſetzes über die Kompetenzen 
des Minifterii vom 14. März 1866 angeordneten Weiſe zufammen, und zwar bei der 
Entſcheidung 

a. über Rekurſe in ſolchen ſtreitigen Verwaltungsſachen, bei welchen mehrere Betheiligte 
mit Privatintereſſen einander gegenüber ſtehen, 

b. über die in $ 19 alinea 3 und $ 21 des Geſetzes über die Kirchen- und Schul⸗ 
laſten vom 30. Juni 1862 nachgelaſſenen Rekurſe und 

c. über Disciplinarbeſtrafungen und Enturlaubungen der der Disciplin der nur 
erwähnten MinifterialabtHeilung unterjtellten Nichtgeiftlichen, erſtere ſofern es ſich 
nicht bloß um Zwangsmittelverfügungen zur Erfüllung der Dienſt- und Berufs— 
pflichten, ſondern mindeſtens um einen förmlichen Strafverweis oder um eine Ord— 
nungsſtrafe bis zur Höhe des einmonatlichen Bejoldungsbetrags handelt (ef. jedoch $ 5). 
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. 87. Auch in den der follegtalen Erledigung vorbehaltenen Angelegenheiten können 
vorbereitende oder Zwiſchenverfügungen von dem Abtheilungsvorjtand jelbitjtändig er- 
laſſen werden. 

8 8. Zur Abhaltung der bisher dem Konſiſtorium vobgelegenen Prüfungen bleibt 
dem Abtheilungsvoritand des Meinifteriums für Kultusangelegenheiten die Ernennung 
von Kommiſſaren, bezüglich die Bildung geeigneter Kommiffionen aus den fachverftändigen 
Mitgliedern der Abtheilung und nach Befinden unter Zuziehung weiterer Experten über— 
lafjen, und haben die Kommiſſare bezüglich Kommiffionen auch das Ergebniß der Prüfung, 
vorbehaltlich der Genehmigung duch den Abtheilungsvorjtand, feitzuitellen. 

8 9. Mo nach bisheriger Kirchenverfaffung oder Spezialgejeßen ein Beſchluß des 
Konfiftoriums der Genehmigung oder Betätigung des Landesheren bedurfte, oder dem 
Landesheren die unmittelbare Schlußfaffung zuftand, bewendet es auch in Zufunft hier- 
bei, unbejchadet der im 8 134 ff. des Grundgefeßes geordneten Synodalfompetenzen. 

5 10. Für die Streitigkeiten in Kirchen- und Schuljachen behält es bei den 
Borjehrijten in SS 9 bis 11 des Gefeges über den privilegirten Gerichtsjtand vom 
25. Februar 1854 mit den hiernnter nachmals theilweife eingetretenen gejeßlichen 
Aenderungen — bis auf die aus gegenwärtigem Geſetze ſich ergebenden Modifikationen 
— lediglich fein Bewenden. 

Ss 11. Die Entjeidung über gejeglich ftatthafte (Gejeg über die Beſchränkung 
des Inſtanzenzugs in VBerwaltungsjachen vom 14. März 1866, $ 1 al. 2) Rekurſe 
und Berufungen gegen die Entjcheidungen und Verfügungen der Kultusminifterialabtheilung 
oder des Abtheilungsvoritandes fompetirt dem Gejfammtminifterium, beziehentli dem 
Landeshern als Inhaber der Kirchengewalt unter Berathung des Gefammtminifterii 
— unbeſchadet dev in den SS 147 bis 149, 151 des Grundgejehes betreffs der unfrei— 
willigen Entlafjung der Geiftlichen und Schulfehrer enthaltenen Vorſchriften, vejp. 
unbejchadet der Beitimmung im Schlufalinean des 8 53, ef. Nr. 5 des 8 53 des Geſetzes 
über den Staatsdienſt vom 8. Oktober 1861. 

Ebenſo jteht die Entjcheidung über Kompetenz-Irrungen zwiſchen der Kultus- 
Minifterialabtheilung und den Juſtizbehörden, wenn der Vorſtand der Minifterial- 
abtheilung für Juſtiz den Konflikt aufrecht erhält, dem Gefammtminifterium zu ($ 11 
alin. 3 des Geſetzes über den privilegirten Gerichtsitand vom 25. Februar 1854). 

s 12. Auch für die Angelegenheiten, in welchen eintretenden Falls die Kirchen: 
und Schulinjpektionen eritinitanzlich zu enticheiden haben, bewendet e8, was die Erledigung 
der Frage anlangt, ob die Irrung im Verwaltungs oder Rechtswege zu verhandeln 
jei, bei den Beftimmungen im $ 11 des Geſetzes über den privilegirten Gerichtöftand 
bom 25. Februar 1854 mit der aus 8 1 des gegenwärtigen Geſetzes fich ergebenden 
Modifikation. 

s 13. Im Uebrigen wird zugleich bejtimmt, daß in allen Fällen, wo die Mit- 
glieder einer Kirchen- und Schulinfpeftion, die nur aus zwei Perſonen beſteht, ſich über 
die zu ertheilende Entfchliegung nicht zu einigen vermögen, der Kreishauptmann des 
betreffenden Kreiſes als drittes ftimmführendes Mitglied zur Erreihung eines Majvritäts- 
beſchluſſes der Inſpektion zutritt. 

3 14. Die dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Beftimmungen werden 
hiermit aufgehoben, die zu feiner Ausführung erforderlichen Verfügungen und Beftimmungen 
aber erfolgen im Berordnungswege, 

Der Zeitpunkt, mit welchem diefes Geſetz in Kraft tritt, wird duch bejondere 
Verordnung bejtimmt werden. 
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Urkundlich mitteft Unſerer eigenhändigen Namensunterjchrift und Unſeres bei— 
gedruckten Herzoglichen Inſiegels. 
Gegeben Altenburg, den 4. Januar 1869. 
(L. 8.) Ernst, Herzog von Sachjen-Altenburg, 
v. Gerftenberg- Zeh. Lorenk. Hugo Müller. Sonnentalb, 


1; 
Bürhftes Patent, 


die Publikation einer Rirchengemeindeordnung für die evangeliſche Landeskirche 
des Herzvgkhums Sarhfen- Altenburg betr. vom 8. Jebruar 1877, 


Kir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen ꝛc. 

Am den evangelischen Kirchengemeinden des Landes eine größere Selbitjtändigfeit 
und geordnete Betheiligung bei Verwaltung des firchlichen Gemeindeweſens zu gewähren, 
haben Wir nach Gehör der berufenen Spezial-Synoden und mit Zuftimmung getveuer 
Landſchaft die im Nachftehenden publizirte Kirhengemeindeordnung mit ber 
Maßgabe, daß dadurch an dem auf der (utherifchen Reformation beruhenden Bekenntniß— 
Stande der gefammten Landeskirche (vgl. $ 128 des Grundgejehes) ebenfowenig wie am 
Bekenntnißitande der einzelnen Gemeinden etwas geändert werden joll, zu erlaſſen und 
in Bezug auf deren Anwendung, Ausführung und ſonſt gleichzeitig Folgendes zu ver— 
ordnen bejchlojjen : 


I 


Die Beltimmungen aller beftehenden Geſetze, Verordnungen und Ortsſtatute, welche 
Gegenftände der Kirchengemeindeordnung betreffen, insbefondere des Geſetzes dom 30. Juni 
1862, die Kirchen- und Schullaften betreffend, in einen einschlägigen Beltimmungen 
find, inſoweit fie ſich auf die Kirche — nicht auf die Schule — beziehen und mit den 
Vorſchriften der Kirchengemeindeordnung nicht im Einflange ftehen, für aufgehoben, 
beziehentlich nad) Maßgabe diejer Vorſchriften abgeändert zu betrachten. 

Die in Ortsverfaffungen den Stadtrathskollegien, Birrgervorjtänden (Stadtver- 
ordneten), beziehentlich den Vertretern eingepfarrter Zandgemeinden eingeräumte Mit— 
wirkung bei dem kirchlichen Gemeindewejen fommt, von etwaigen tollaturrechtlichen 
Befugniſſen bei BejeBung geistlichen Dienftitellen abgeſehen, ihrem ganzen Umfang nad 
in Wegfall, wiewohl unbejchadet der den politifchen Gemeindevertretungen in $ 21 dev 
Kirchengemeindeordnung eingeräumten Rechte. 


II. 


In ſtädtiſchen und gemiſcht ſtädtiſch-ländlichen Kirchengemeinden können durch 
Ortsſtatut unter Genehmigung der oberen Kirchenbehörde die gegenwärtig geltenden 
Beſtimmungen über die Ausübung des Patronatrechtes abgeändert und Zuſtändigkeiten 
und Funktionen der Kircheninſpektionen auf die Kirchenvorſtände übertragen oder der 
oberen Kirchenbehörde überwieſen werden (vgl. auch $ 3 sub 3 des Gejeßes, die Organi- 
jation der Verwaltung in der unteren Inſtanz betr, vom 13. Juni 1876.) 

Statutarifche Beſtimmungen, welche lediglich zur Ausführung der Kirchengemeinde 
ordnung dienen (ef. SS 3 flgd., 29 diefer Ordnung), bedürfen zu ihrer Gültigkeit neben 
einem legalen Bejchluffe des betreffenden Kirchenvorjtandes bloß der hinzutretenden 
Genehmigung der Kiccheninfpeftion, 
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TIE 

Unſer Minifterium, Abtheilung für Kultusangelegenheiten, wird bejtimmen, mit 
welchem Zeitpunfte die Kirchengemeindeordnung in Kraft tritt und wird zur Vornahme 
der Wahl der Kirchenvorjteher in den jämmtlichen Kirchengemeinden des Landes, bezüglich 
zu den die Wahl vorbereitenden Handlungen, befondere Öffentliche Aufforderung erlaſſen. 
Bis der in Gemäßheit dev Kicchengemeindeordnung zu bildende Kirchenvorſtand ſich 
konſtituirt haben wird, bleiben die nach den bisherigen gejeßlichen und ftatutarischen 
Vorſchriften geordneten Vertreter, jowie die Kirchenväter einer Kirchengemeinde noch in 
Wirkſamkeit; mit dem angegebenen Zeitpunkte treten fie, joweit es fih um ihre Mit: 
wirkung in den Angelegenheiten der Kirche — nicht der Schule — handelt, außer 
Funktion. Daffelbe gilt für die gemeinfamen fichlichen Angelegenheiten eines aus 
Mutter- und Filtalgemeinden zuſammengeſetzten Kirchengemeindeverbandes bis zur Konſti— 
tuirung ihres Geſammtkirchenvorſtandes (8 5 der Kirchengemeindeordnung). 

Auch für Ausführung des Gefeßes einige Beftimmungen über das Dienfteinfommen 
der Geiftlichen und über die Beſetzung und Verwaltung erledigter geijtlicher Stellen 
der Landeskirche betr. vom heutigen Tage treten an Stelle der Kirchenvorſtände bis 
dahin, wo dieſe conftituirt jein werden, die bisherigen Vertretungen der Kirchen und 
Schulgemeinde. 

Urkundlich mittelft Unferer eigenhändigen Unterfchrift und Unferes Herzoglichen 
Inſiegels. 

Gegeben Altenburg, am 8. Februar 1877. 

(L. 8.) Ernjt, Herzog von Sachſen-Altenburg. 
v. Gerftenberg- Zeh. Lorenz Sonnenkalb. 


Kirhengemeindeordnung. 

51. Kirchengemeinde. Sede Kirchengemeinde hat das Necht, ihre Anger 
legenheiten innerhalb der gejeglichen Gränzen und unter den aus ihrem Berhältnifje als 
Glied der evangelifchen Landeskirche (vgl. $ 128 des Grundgeſetzes) ſich ergebenden 
Beſchränkungen ſelbſtſtändig zu ordnen. 

Mitglieder einer Kirchengemeinde ſind alle der evangeliſchen Landeskirche angehöri— 
gen Einwohner der zu einem Kirchengemeindeverbande gehörigen Ortſchaften, bezüglich 
Ortſchaftstheile, ſofern ſie darin ihren weſentlichen, wenn auch nur durch vorübergehende 
Zwecke bedingten Aufenthalt haben. Wo neben der Ortskirchengemeinde ſogenannte 
Perſonalgemeinden beſtehen (Geſetz vom 30. Juni 1862, 55, ©ej.-©. p. 33), bewendet 
es bei deren bisherigen Parochialverhältnifen. Die Kirchengemeinden haben juriftifche 
Perjönlichkeit. 

82. Kirchenvorſtand. Für jede Kirchengemeinde joll zur Förderung ihrer 
Aufgabe und ihrer Vertretung bei Ausübung der ihr nad) der gegenwärtigen Kirchen— 
gemeindeordnung zukommenden Befugniffe und Obliegenheiten ein Kirchenvorſtand 
beſtehen. 

none find die in 5 1 Abſatz 2 gedachten Perfonalgemeinden (Hofgemein- 
den, Sarnijongemeinde, Stiftsgemeinde). 

Mutter- und Filialgemeinden werden rückſichtlich ihrer befonderen Angelegenheiten 
je für fi) als bejondere Gemeinden angejehen, und haben als jolche ihre eignen nach 
s 31. f. zujammengejegten Kirchenvorſtände. In den gemeinjamen Angelegenheiten 
werden fie durch einen gemeinschaftlichen Vorſtand vertreten, welcher in der $ 5b. vor- 
gejchriebenen Weife gebildet wird. 


Friedberg, Verfaffungsgefege. Sächſ.⸗Thür. Fürftenth. 453 
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Ss 3. Zufammenjeßung des Kirhenvorftandes. Der Kirchenvorſtand 
beſteht: 

1. aus dem Pfarrer der Kirchengemeinde, oder deſſen Stellvertreter im Pfarramte. 
Sind mehrere Geiſtliche in der Parodie feft angeftellt, jo gehören fie, mit Aus- 
nahme der Kollaboratoren und Hüffsprediger, ſämmtlich dem Kirchenvorjtande 
als Mitglieder an. 

. Aus einer Anzahl weltliher Mitglieder der Kirchengemeinde (Kirchenvorſteher), 
welche von letzterer mit der unter Nr. 3 folgenden Ausnahme gewählt werden. 

Für das erſte Mal wird die Zahl derſelben von der Kircheninſpektion im 
Einverſtändniß mit der bisherigen nach Maßgabe des Geſetzes vom 30. Juni 
1862 gebildeten Kirchengemeindevertretung, unter Berückſichtigung der Beſtim— 
mungen der SS 4, 5a. feſtgeſtellt; es ſollen aber deven für Dies erſte Mal 
nicht weniger al3 vier und nicht mehr als jechszehn ſein. 

Wenn ein Ginverftändniß zwiſchen Kircheninſpektion und Kirchengemeinde 
vertretung nicht erzielt wird, erfolgt die eritmalige Feſtſtellung dur) die obere 


BO 


Kirchenbehörde. 

Die endgültige Feſtſtellung der Zahl bleibt lokalſtatutariſcher Beſtimmung 
vorbehalten. 

Bis dieſe Beſtimmung erfolgt iſt, bewendet es bei der erſtmaligen Feſt— 
ſtellung. 


3. Der Bürgermeiſter einer Stadt iſt, ſofern er die zur Wählbarkeit erforderlichen 
Eigenſchaften beſitzt, vermöge ſeines Amtes Mitglied des Kirchenvorſtandes. 

84. Vertretung der eingepfarrten Gemeinden. Sn Parodien, 
welche aus einer Stadtgemeinde und eingepfarrten Landgemeinden zufammengejegt find, 
wird das Zahlenverhältniß der weltlichen Vorftandsmitglieder von Stadt und Land 
(fiehe $ 3, Ziffer 2 und 3) mac) Maßgabe der Bevölkerung und Beitragspflicht feitgefteltt, 

In rein Yändlichen Verbänden werden die zu wählenden Kirchenvorfteher auf die 
einzelnen politifchen Gemeinden, aus welchen fich die Kirchengemeinde zufammenfeßt, 
nad) Maßgabe der Bevölkerung und der Beitragsleiftung vertheilt. 

Kleinere Ortſchaften oder unbedeutende OrtiehaftstHeile find zu diefem Zwecke mit 
anderen Ortichaften nah Bedürfniß zufammenzujchlagen. 

Auf dieſe Vertheilung finden allenthalben die wegen Teititellung der Zahl der 
Kirchenvoritandsmitglieder in S 3 unter 2 getroffenen Beſtimmmungen  entjprechende 
Anwendung. 

Die Kirchenvorſteher dürfen nur aus ber oder den Einzelgemeinden, für welche 
die Wahl ftattfindet, gewählt werben. 

Ss 5. Filialgemeinden, Muttergemeinden. a. Filialgemeinden, 
ſowie Muttergemeinden wählen je für fich einen Kirchenvoritand, und zwar, wenn ihre 
engeren Kirchenverbände ſich aus mehreren politifchen Gemeinden zufammenfegen, nach 
Maßgabe der im vorigen Paragraphen ertheilten Bejtimmungen. 

b. Für die gemeinfamen Angelegenheiten eines aus Mutter: und Filialgemeinden 
zufammengejegten Kirchengemeindeverbandes wird eine Gefammtvertretung in der Weife 
gebildet, daß neben den geiftligen Kichenvorftandsmitgliedern (vgl. 5 3 sub 1) eine 
entjprechende Zahl von Mitgliedern des Mutterkirchenvorſtandes mit einer entjprechenden 
Zahl von Mitgliedern der Filialkirchenvorſtände zuſammentritt. Das Zahlenverhältniß 
beſtimmt ſich nach der Bevölkerung und der Beitragsleiſtung der engeren Kirchenver— 
bände; es muß aber jeder Filialkirchenverband durch wenigſtens einen ſeiner gewählten 
Kirchenvorſteher in dem Geſammtvorſtande vertreten ſein. 
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Die Feſtſtellung dev Mitglieder eines Geſammtkirchenvorſtandes und ihre Verthei— 
fung auf die engeren Verbände gefchieht für das erſte Mal durch die Kircheninfpeftion 
im Einverſtändniß mit den einzelnen Kicchenvorftänden der verjcehiedenen Verbände ; es 
joll aber die Mitgliederzahl der Gefammtvertretung für dies erfte Mal nicht über jechszehn 
hinausgehen. 

Wenn ein Einverftändniß zwifchen der Kircheninſpektion und den einzelnen Kirchen— 
vorjtänden nicht erzielt wird, erfolgt die erjtmalige Feſtſtellung und DVertheilung durch 
die obere Kirchenbehörde. 

Die endgültige Feſtſtellung und DVertheilung bleibt der ſtatutariſchen Beſtimmung 
innerhalb des Geſammtvorſtandes vorbehalten. 

Bis dieſe Beſtimmung erfolgt iſt, bewendet es bei der erſtmaligen Feſtſtellung 
und Vertheilung. 

Die Wahl der in den Geſammtvorſtand abzuordnenden Kirchenvorſteher erfolgt 
durch die Kirchenvorſtände der engeren Verbände je in der Anzahl, die auf den einzelnen 
Verband entfällt und gilt auf ſo lange, als das Mandat des Gewählten als Kirchen— 
vorſteher überhaupt währt. 

5 6. Jede Einzelgemeinde wählt für ſich, zuſammengeſchlagene 
Gemeinden gemeinſchaftlich. Die nah SS 4 und 5a. für den Kirchenvor— 
ftand zu wählenden Mitglieder werden, wenn die SKirchengemeinde aus mehr als 
einer politifchen Gemeinde befteht, je von den GStimmberechtigten der Einzelgemeinde, 
aus welcher fie zu wählen find, für fich, in zufammengefchlagenen Gemeinden aber von 
diefen gemeinschaftlich gewählt. 

Ss 7. Stimmberedtigung und Wählbarfeit, Stimmberechtigt find 
alle männlichen, jelbitjtändigen, über 25 Jahre alten Mitglieder der Gemeinde, welche 
bereits ein Jahr in derjelben wohnen, zu den Firchlichen Gemeindelaften nad Maßgabe 
der dazu beftehenden Verpflichtung beitragen und ſich zur Aufnahme in der Wahllijte 
ordnungsmäßig (cf. die Wahlordnung) angemeldet haben. 

Als jelbitjtändig find nicht anzunehmen diejenigen, 

1. welche feinen eigenen Hausſtand haben, fofern fie nicht ein öffentliches Amt 
befleiden oder ein eigenes Geſchäft oder als Mitglied einer Familie das Ge: 
ichäft derjelben führen, 

2. welche unter Kuvatel ftehen oder ſich in Konkurs befinden, 

3. welche im lebten Jahre vor dev Wahl armuthshalber Unterftütung aus Armen- 
mitteln oder Erlaß der Staatsſteuern oder der kirchlichen Beiträge genoffen haben. 

Ausgejchloffen vom Wahlrecht ift : 

1. wer nicht im Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte fich befindet, 

2. wer wegen einen Verbrechens oder eines ſolchen Vergehens, welches die Unter- 
jagung der Ausübung dev bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen muß oder 
fann, in Unterſuchung fich befindet, bis zur Beendigung der Sache, 

. wer wegen Verletzung bejonderer Firchlicher Pflichten nad) Vorſchrift eines 
Kirchengeſetzes des Wahlrechtes verhuftig erklärt ift, 

4. wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel 
öffentliches Aergerniß giebt. 

Wählbar find alle jtimmberechtigten Gemeindemitglieder. 

Das Wahlrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung kirchlicher Umlagen über 
ein Jahr im Rücdftande find. 

58 Wahlverfahren. Das Berfahren bei der Wahl richtet fich nach den 
in der Wahlordnung Anlage zu $ 8) enthaltenen Borjchriften. 


co 
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Ss 9. Ablehnung der Wahl. Die Wahl kann abgelehnt werden: 
1. von denjenigen, welche unmittelbar vorher oder vor nicht länger als drei Jahren 
Kirchenvorſteher gewejen find ; 
2. bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 
. wegen anderer erheblicher Entichuldigungsgründe, worüber der Kirchenvorſtand 
endgültig zu befinden hat. 
Bei Eintritt des Falles unter 3 ift auch die Niederlegung des bereits übernom— 
menen Amtes gejtattet. 

Wer ohne ſolchen Grund fich weigert, das Amt zu übernehmen oder fortzufegen, 
verliert auf die Zeit, für welche er gewählt war, das Stimmrecht. 

$ 10. Dauer des Amtes. Ergänzung für Vakanzen. Die Kirchen: 
vorſteher werden auf ſechs Jahre gewählt. Je nad drei Jahren jcheidet die erſt— 
gewählte Hälfte der Gewählten aus. Nach den eriten drei Jahren wird die ausjcheidende 
Hälfte durch das Loos bejtimmt. 

Die Ausscheidenden find wieder wählbar. 

Wenn eine oder mehrere Stellen der von der Gemeinde gewählten Kirchenvorſteher 
vor beendeter Dienstzeit erledigt werden oder durch Ablehnung der Wahl, beziehentlich 
wegen Nichtwählbarfeit eines Gewählten überhaupt nicht zur Beſetzung gelangen, jo 
find diejelben, jo lange der Kirchenvorftand wenigſtens roch aus drei gewählten Mit— 
gliedern bejteht, von diejem ſelbſt durch Zuwahl auf die Amtsdauer der Fehlenden in 
der Weiſe zu beſetzen, daß die Ergänzung jedesmal aus der Gemeinde oder den Gemein— 
den, für welche die Vakanz entſtanden, zu entnehmen iſt. Anderen Falls findet außer⸗ 
ordentliche Ergänzungswahl durch die betreffende Gemeinde ſtatt. 

8 11. Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers. Die unfreiwillige Ent— 
laſſung eines Kirchenvorſtehers wird auf Antrag des Kirchenvorſtandes oder, wenn der 
Antrag nicht von dieſem ausgeht, nach vorheriger Vernehmung mit demſelben, von der 
Kircheninſpektion, vorbehaltlich des Rekurſes an die obere kirchliche Behörde für beide 
Theile, dann ausgeſprochen, wenn der Kirchenvorſteher eine der zu dieſem Amte erfor: 
derlichen Eigenſchaften verliert oder dieſes Amt beharrlich vernachläſſigt oder daſſelbe 
mißbraucht. 

8 12. Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. Der Kirchenvorſtand 
Hat die im Nachſtehenden unter 1 bis 11 aufgeführten Obliegenheiten und Befugniffe 
Namens der Kirchengemeinde auszuüben: : 

$ 13. 1. Belebung des kirchlichen Sinnes, Erhaltung und Beförderung don 
Zucht und Sitte in der Kirchengemeinde und, wo thunlich, Betheiligung an der frei= 
willigen Armenpflege. 

8 14. 2. Sorge für die äußere Ordnung beim Gottesdienfte und für eine wür- 
dige Feier der Sonn- und Feſttage, letzteres im Wege der Vermittelung, nad) Befinden 
durch Stellung von Anträgen bei den zuftändigen Behörden. 

8 15. Die Geiftlichen find in ihrer perjönlichen Amtsthätigfeit, was Lehre, 
Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen Handlungen, jowie ihre 
amtliche Gejhäftsführung anlangt, von dem Kirchenvorſtande unabhängig ; Die Mitglieder 
des letzteren find jedoch berechtigt, Ausjchreitungen des Geiftlihen in jeinem Wandel 
oder Zuwiderhandlungen, bezüglich Vernachläffigungen in feiner Amtsführung im Kirchen: 
vorjtande zur Sprache zu bringen, welcher nöthigenfalls hiervon Anzeige bei der zuſtän— 
digen vorgeſetzten Behörde zu machen hat. 

8 16. 3. Aufſicht über den Gebrauch der Kirchen und Kirchhöfe, der geiftlichen 
Gebäude und der Gottesäder. 


© 
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8 17. Der Gebrauch der Kicchen zu Handlungen, welche nicht zum Gottesdienſte 
und zu den Firchlichen Erbauungsmitteln der evangelifchen Landeskirche gehören, aber der 
Beitimmung des Kicchengebäudes nicht widerfprechen, oder die Ueberlaſſung diejes letzteren 
zum Gottesdienfte an andere Religionsgefellihaften unterliegt außer einem zuftimmenden 
Beichluffe des Kirchenvorſtandes auch der Genehmigung der Kircheninjpeltion. 

8 18. 4. Sorge für das Kicchenftuhlweien, Vergebung der Grabjtellen und 
Kontrolle über die entiprechende Führung der bezüglichen Regiſter; Aufficht über die 
kirchlichen Singhöre und über die Befolgung etwa vorhandener Gottesader- und 
Begräbnigordnungen. 

8 19. 5. Die Verwaltung und nächte Beauffichtigung des Vermögens der Kirche 
und der mit ihr verbundenen Stiftungen ; die Beauffichtigung und Sorge für Inſtand— 
erhaltung bezüglich Erneuerung der Tirchlichen und geiftlichen Gebäude nebſt ihren 
Inventarien und der Gottesäcker; die Beſchaffung aller jonft für kirchliche Zwede erforder: 
lichen Ges und VBerbrauchsgegenftände; die Sorge für Aufbringung dev zu Dedung der 
kirchlichen Aufwände erforderlichen Mittel. 

$ 20. Ein Einmiſchungsrecht in die Verwaltung der für die Geiftlichen und 
Kirchendiener zu ihrem Unterhalte bejtimmten Grundſtücke und Fonds jteht zwar dem 
Kirchenvorftande nicht zu; doch hat er über die Erhaltung und pflegliche Benukung 
derfelben auch jeiner Seit Aufficht zu führen und dürfen Veränderungen oder Ver— 
minderungen der Subftanz der Dotationen nur mit feiner Zuftimmung vorgenommen werden. 

z 21. Beſchlüſſe eines Kicchenvorftandes, welche eine Abänderung in dem Modus 
der Dertheilung der kirchlichen Anlagen, oder die Erhebung von Anlagen, oder die Auf- 
nahme von Darlehen bezweden, find vor ihrer Ausführung in den Vertretungen der 
den Kicchengemeindeverband umfaffenden einzelnen politifchen Gemeinden (Stadträthen 
und Bürgervorftänden, Gemeinderäthen) zur Mitzuftimmung auszuftellen. 

Auch Haben fich auf Antrag des Kirchenvorjtandes diejenigen Organe, welche die 
Abgaben der politischen Gemeinde erheben, zugleich der Einziehung der Kirchenanlagen, 
nach Befinden gegen bejondere Remuneration, zı unterziehen. 

Ueber Meinungsverjchiedenheiten, bezüglich der Bejchlußgegenjtände des alin. 1 
zwiſchen dem Kirchenvorſtande und den politifchen Gemeindevertretungen oder einzelnen 
der letzteren entjcheidet in erſter Inſtanz bei ſtädtiſchen oder gemijchten ſtädtiſch-ländlichen 
Verbänden das Minifterium, Abtheilung für Kultus, bei vein ländlichen Verbänden die 
Kircheninſpektion. 

Auf Darlehne, welche zur Tilgung älterer Darlehne gleichen Betrages aufgenommen 
werden, leiden die Beſtimmungen dieſes Paragraphen keine Anwendung. 

z 22. Die Aufſtellung eines Voranſchlags über Einnahmen und Ausgaben bleibt 
dem Vorſtande jeder Kivchengemeinde freigeftellt. ä 

Wo bejondere Beamte für das Rechnungs- und Kafjenwejen bejtellt find, bewendet 
es hierbei, jo lange nicht eine Veränderung im entjprechenden Wege herbeigeführt wird. 
An anderen Orten wählt der Vorſtand, nach Befinden aus feiner Mitte, einen Rechnungs— 
führer, welcher die Einnahmen und Ausgaben beforgt und diefelben verrechnet. Cr iſt 
vom Vorſtand zu fontroliven und hat die von dieſem empfangenen Inſtruktionen zu befolgen. 

g 23. Hinfichtlih dev Abnahme der Kirchen und etwaigen Nebenrechnungen 
bewendet es bei der nunmehr auch für die Stadtlirchengemeinden des Landes in Wirk— 
jamfeit tretenden Verordnung vom 17. März 1860 (Geſ.“S. 1860, pag. 71 fig.) mit 
folgenden Aenderungen. 

Eine Auslegung der Rechnung kann da unterbleiben, wo eine Veröffentlichung 
derjelben durch den Drud ftattfindet, 
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Die Verſammlung, in welcher die Rechnung durchzugehen und zu moniten ift 
(8 24 der cit. Verordnung), ift der verfammelte Kicchenvorjtand unter Zuziehung des 
Rechnungsführers und mit der dem Patron ($S 34 unten) anheimgeftellten Theilnahme. 

Ueber die Erinnerungen von größerer Erheblichfeit erfordert die Inſpektion nicht 
den Bericht des Pfarramtes (8 25 der Verordnung von 1860), jondern den des Kirchen— 
vorjtandes. — 

$ 24. 6. Vertretung des Kirchengutes und der Kirchengemeinde in Rechtsan— 
gelegenheiten. 

In diefer Beziehung liegt dem Kirchenvorjtand namentlich vb: 

die Beitellung des Aktors fir die Gemeinde oder die Kirche, 
die Vollziehung der VBerpachtungs-, Erwerbs-, Veräußerungsurkunden ꝛc., 
die Vollziehung der Schuldverfchreibungen (fiehe S 40). 

Die Erfüllung der in 8 21 für die Aufnahme von Darlehnen vorgefchriebenen 
Bedingungen ift auf dem Schuldfcheine durch Atteft der Kircheninſpektion zu konſtatiren. 

8 25. Kollidiren die Intereſſen der Kirche mit denen der Kirchen-, der Schul: 
oder der politifchen Gemeinde, jo geht die Wahrnehmung und DBertretung dev erjteren 
bei ftädtifchen Kirchen auf das Minifterium, Abtheilung für Kultus, bei ländlichen auf 
die betreffende Kircheninfpeftion über. 

In den durch ihre Parochialverbindung hervorgerufenen NRechtsftreitigfeiten mehrerer 
zu einer Kirchengemeinde gehörigen politifchen Gemeinden unter fich wird jeder jtreitende 
Theil durch die Organe der betreffenden politifchen Gemeinde vertreten. 

$ 26. Die Vertretung de3 Pfarrgutes fteht nicht dem Kirchenvoritande, jondern 
den kirchlichen Auffichtsbehörden — unbejchadet der dem erjteren in 8 20 eingeräumten 
Rechte — zu. 

$ 27. Einer Genehmigung der Auffichtsbehörden zu den auf die Firchliche Ver— 
mögensverwaltung und was damit zujammenhängt (SS 19, 24) bezüglichen Beſchlüſſen 
des Kirchenvorſtandes bedarf es fortan lediglich: 

und zwar der Genehmigung der Kiccheninjpektion: 

2. bei Aufführung neuer Kirchen und neuer Wohngebäude für Geiftliche; 

b. bei anderen Bauten, wenn durch fie die äußere Form oder innere Einrichtung 
und Ausſchmückung des Kirchengebäudes verändert oder an den Wohngebäuden 
der Geiftlichen wejentliche innere Veränderungen vorgenommen werden ſollen; 

ec. bei Veräußerungen unbeweglicher Güter und nußbarer Rechte, die nicht auf 
gejeklicher Nothiwendigkeit beruhen, jofern deren Werth nicht 300 Mark überfteigt; 

d. bei Verwendung von Kapitalien aus dem Kirchen- reſp. Stiftungsvermögen und 
bei Anleihen, jofern die eine oder andere den Betrag von 3000 Mark in der 
Stadt Altenburg, von 1500 Mark in den übrigen Städten und von 600 Mark 
in den Landdiſtrikten nicht überjteigt; 

e. bei Feititellung des Wirthichaftsplanes für Holzgrundſtücke, bei Holzſchlägen und 
Holzausrodungen, ſowie bei veränderter Benußung von Kirchengrunditüden; 

der Genehmigung des Minifteriums, Aotheilung für Kultus, bedürfen: 

Beräußerungen der obenerwähnten Art, Kapitalverwendungen und Anleihen, deren 
Werth reſp. Betrag die vorjtehend angegebenen bezüglichen Summen überfteigen. 

Zur Eröffnung eines Prozeſſes bedarf e3 einer Genehmigung der Auffichtsbehörde 
nicht. Dagegen unterfallen Vergleiche, bei welchen die Entäußerung von Bejtandtheilen 
des Kicchenvermögens in Frage kommt, den vorjtehenden Bejtimmungen des gegenwärtigen 
Paragraphen. 
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Die in 8 160 des Grundgejeßes enthaltene Vorſchrift bezüglich dev Erwerbung 
liegender Gründe von bedeutendem Werthe zc. bleibt aufrecht erhalten. 

8 28. 7. Beſchlußfaſſung bei Veränderungen in dem Beltande einer Kirchen: 
gemeinde oder feſtſtehender Kirchipielsgrängen, vorbehaltlich der für jolche Bejchlüffe 
erforderlichen Genehmigung des Herzogl. Minifteriums, Abtheilung für Kultus. 

$ 29. 8. Beichlußfaffung bei Feſtſtellung neuer oder Aenderung bejtehender 
Iofaler kirchlicher Einrichtungen, wie: Begräbnißordnungen, Ginvichtung der lofalen 
Gottesdienfte nach Zahl und Zeit derfelden, Einrichtung der Kirchenämter, lokalſtatutariſche 
Beitimmungen zur Ausführung gegenwärtiger Kirchengemeindeordnung, ſowie ferner bei 
Aenderung lokaler liturgiſcher Einrichtungen. 

Wie die Bejchlüffe eines Kicchenvoritandes, welche Maßregeln dieſer Art bezweden, 
der Beltätigung der fompetenten kirchlichen Auffichtsbehörde bedürfen, jo fünnen anderer 
Seits ohne zuftimmenden Beichluß des Kirchenvorſtandes weder derartige Maßnahmen 
bei der von ihm vertretenen Gemeinde getroffen, noch neue Neligionslehrbücher, Gejang- 
bücher oder Agenden eingeführt werden (vergl. jedoch 8 10 ff. des Geſetzes, einige Bes 
ftimmungen über das Dienfteinfommen dev Geiftlihen und über die Belegung und 
Verwaltung erledigter geiftlicher Stellen der Landeskirche betreffend, vom 8. Februar 1877). 

.8 30. 9. Ausübung der der Kirchengemeinde bei Bejegung der geijtlichen Stellen 
zuftehenden, bezüglich künftig einzuräumenden Befugnifje. 

Dieſe Befugniſſe beichränten fi, jo lange der bisherige Beſetzungs-Modus noch 
beiteht, nach wie vor auf das fogenannte votum negativum, kraft deſſen fein Geiftlicher 
bei einer Gemeinde eingeführt werden darf, gegen deffen Perfon, Lehre, Gaben und 
Wandel erhebliche und begründete Einwendungen gemacht werden. 

Der Kirchenvorſtand Hat binnen längſtens vierzehn Tagen nad) abgehaltener 
Probepredigt ſich Namens der Gemeinde zu erklären, ob Einwendungen folder Art zu 
machen find, um begebenden Falls ſolche — nach Befinden innerhalb einer ihm zu dem 
Ende zu extheilenden Frift — gehörig zu begründen. Falls jene Erklärung unterbleibt, 
wird das Einverftändniß der Kirchengemeinde mit der getroffenen Wahl angenommen, 
im Falle erhobener Einwendungen über felbige von der zuftändigen Behörde entjchieden. 

Ein Verzicht auf die Probe ift nur zuläffig, wenn derſelbe vom Kicchenvorjtande 
in einer don mindeftens zwei Drittheilen feiner Mitglieder befuchten Sigung einſtimmig 
bejchloffen wird. 

$ 31. 10, Die Beauffichtigung der niederen Kirchendiener, und fofern die Stellen 
derjelben nicht mit Schulämtern verbunden find, auch die freie Wahl derjelben, ihre 
Anftellung, Verpflichtung und im Falle der Kündbarkeit des Verhältniſſes ihre Wieder- 
entlaffung ; fofern die Stellen aber mit Schulämtern verbunden find, das Recht, vor der 
Beſetzung gehört zu werden und Einjpruch gegen ‚die Wahl zu erheben, über welchen 
eventuell die zuftändige Behörde zu entjcheiden hat. 

$S 32, 11. Vertretung der Kirchengemeinde bei den General- und Spezial-Viſita— 
tionen der Kirchen, ſowie bei Einführungen neuer Geiftlicher und Kirchendiener. 

8 33, Rehtsverhältniß der Kirhenpatrone In Anfehung der 
Kirchenpatrone bewendet es bei den in der Verordnung vom 12. März 1857 '), die 


1) Dieje Verordnung lautet folgendermaßen: 
Ernit, von Gottes Gnaden Herzog zu 
Sachſen ı. 
verordnen in Gemäßheit und zur Ausführung 
des in $ 8 Unserer Verordnung v. 6. Juli 1854, 
die Geritsreorganifation betreffend, enthaltenen 
Vorbehalts wegen Regelung der Kechtsverhält- 


niſſe der Kirchenpatrone nad Einziehung der 
| vafallitiichen 


Vatrimonialgeriätsbarfeit, auf 
Grund der bisher Hierunter beftandenen Rechts- 
und Berfafiungsverhältniffe hiermit Folgendes: 

8 1. Mit Einziehung der vafallitiichen Patri: 
monialgericht3barteit find diejenigen Befugniſſe 
und Obliegenheiten der weltlichen Koinjpeftoren 
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Regelung der Nechtsverhältniffe der Kirchenpatrone nach Einziehung der vajallitiichen 
PBatrimonialgerichtsbarfeit betreffend, geordneten Verhältniſſen mit Folgenden AUenderungen 
bezüglich” Ergänzungen: 

Der Kirchenpatron kann, wenn er der evangelijchen Landeskirche angehört, voll: 
jährig iſt und den fonjt fich ergebenden Erfordernifjen (S$ 7) für feine Perſon zu genügen 
vermag, den Sitzungen des Kirchenvorſtandes beiwohnen und ich, jedoch ohne Stimme 
vet, an den Berhandlungen betheiligen, insbejondere auch feine in Bezug auf den 
Beſchlußgegenſtand etwa gejeglich erforderliche Erklärung fogleich hier abgeben. Er hat 
diefes Necht perfönlich auszuüben, doch können unter denjelben VBorausjeßungen, wie 
oben angegeben, Ehemänner für ihre Ehefrauen und Bormünder für ihre Pflegebefohlenen 


eintreten. 


Der Patron, beziehentlich dieſe DVBertreter find, wenn fie in der ‘Parodie 


anmejend jind, zu den Verfammlungen des Kirchenvorjtandes einzuladen. 


über Kirchen, Pfarreien und Schulen, deren 
Ausübung die Eigenschaft einer öffentlichen 
Behörde vorausfegt, und welche daher auch früher 
Thon nicht durch die Inhaber der Patrimonial— 
gerichtsbarfeit und des Patronats, jondern dureh 
deren Gerichtsveriwalter ausgeübt wurden und 
auszuüben waren, auf die Vorjtände der an die 
Stelle der Patrimonialgerichte getretenen Ge: 
rihtsämter übergegangen. 

Dagegen verbleiben den früheren Inhabern 
der Patrimonialgerichtsbarfeit ala Kirchen- und 
Schulpatronen auch fernerhin alle diejenigen mit 
dem Patronate über Kirchen und Schulen ver: 
bundenen Rechte, zu deren Ausübung es der 
Eigenihaft einer öffentlichen Behörde nicht 
bedarf. 

$ 2. Den Kirchen" und Schulpatronen ver: 
bleibt daher das Kollaturrecht bei Bejegung der 
Kirchen- und Schuldienerftellen, jofern und injo- 
weit e3 ihnen zeither jchon zugejtanden hat; 
nicht minder die Ausübung der Handlungen, 
oder die Theilnahme an den Handlungen, welche 
dem Amtsantritte des defignirten Diener vor— 
auszugehen haben, wie Probe, Ausftellung und 
Einhändigung der Vokationsurkunde ꝛc., nad 
Maßgabe des zeither hierunter bejtandenen orts— 
üblichen Herfommens. — Bon den zur Zofalprobe 
und zur Einführung Seitens Unſeres Kon: 
filtoriums anberaumten Tagen iſt dem Patron 
durch die Inſpektion rechtzeitig Nachricht zu 
geben. 

$ 3. Die Patrone behalten ferner in dem 
bisherigen Umfange die ihnen zuftehenden kirch— 
lichen Ehrenrechte. 

8 4 Es verbleibt den Patronen ferner ihr 
bisberiges Auffihts- und Schutzrecht und die 
allgemeine Fürjforge für Kirche und Schule, 
insbeſondere für Erhaltung, zweckmäßige Be— 
nutzung und Verwendung des denſelben gehörigen 
Vermögens. 

Zu Folge dieſes Rechts ſind ihnen 

a. auf Erfordern die Rechnung über die Ver— 
waltung der Kirchenärarien, Pfarrholzkaſſen, 
Schulkaſſen ꝛc. zur Stellung etwaiger Erinne— 
rungen rechtzeitig mitzutheilen, auch ſind ſie 
befugt, der Abnahme der Rechnungen, ſowie den 
vorkommenden Lokalexpeditionen und Viſita— 
tionen entweder perſönlich — oder auf ihre 
Unkoſten — durch Bevollmächtigte beizuwohnen, 


als wozu fie, ſelbſt, wenn ſie im Orte anweſend 


ſind, ſelbſt, ſonſt aber ihre am Orte gegenwärtigen, 
Beauftragten einzuladen ſind. 

b. bei allen die Kirchen- und Schulfundation 
betreffenden wichtigen Veränderungen und Ein— 
richtungen, wie bei beabſichtigten Trennungen 
oder Vereinigungen von Kirchen- und Schul— 
verbänden, bei Errichtung neuer Stellen, inner— 
halb des bisherigen Pfarr- oder Schulbezirks, 
bei Veräußerung, Verpfändung, Vertauſchung 
liegender Güter, bei Neubauten und Haupt— 
veparaturen, bei außerordentlichen Holzihlägen, 
bei bedeutenden Verwendungen aus dem Kirchen: 
und Schulvermögen, bei Veränderung der Do- 
tation bejtehender Stellen, bei Verpachtungen, 
welche nad den Landesgejegen der Beitätigung 
Seitens der firchlichen Auffichtsbehörden bedürfen, 
find fie zuvor mit ihrer Erklärung zu hören; 
inſoweit die Kirchen und Schulinfpeftion fraft 
eigner Kompetenz über Angelegenheiten diefer Art 
bejchließt, it die vorgängige Zuftimmung der 
Patrone zu der beabjichtigten Mtaßregel erfor: 
derlich; bei desfalls vorkommenden Differenzen 
entjeheidet unjer Konſiſtorium; dem Patron jteht 
gegen dieje Entjcheidung, jowie wenn das Kon— 
fiftorium an erjter Stelle Beihluß fat, der 
Rekurs an Uns jelbit offen. 

c. Die Patrone find ferner berechtigt, in Bezug 
auf alle dieſe Gegenstände, desgleichen in Bezug 
auf Lehre und Wandel der bei den Patronat- 
firhen und Schulen angeftellten Diener, jowie 
un Anfehung des Kirchen- und Schulwejens in 
den zur Patronatfirhe und -Schule gehörigen 
Ortſchaften überhaupt, den Kirchen und Schul: 
injpeftionen, beziehungsweije den Ephorien Er— 
innerungen und Wünjche vorzutragen, welche 
folhe anzunehmen und, joweit möglih, zu 
berücfichtigen oder die entgegenftehenden Be— 
denfen dem Patron in angemefjener Form zu 
eröffnen haben. 

Gegenwärtige Berordnung 
Publikation in Wirkſamkeit. 

Urkundfih haben Wir dieſelbe eigenhändig 
vollzogen und Unjer Herzogliches Inſiegel bei- 
drucken laſſen. 

Gegeben Altenburg, am 12. März 1857. 
(L. 8.) Ernit, Herzog von Sahjen-Altenburg. 

v. Lariſch. K. Pierer. Sonnenfalb. 


tritt mit ihrer 
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Die Befugniß des Patrons, der Abnahme der Kirchenrechnungen durch Bevoll- 
mächtigte beizumwohnen, kommt in Wegfall. 

Inſoweit diefe Angelegenheiten der in $ 4 lit. b der Verordnung vom 12. März 1857 
gedachten Art der Kicchenvorftand zu bejchließen Hat, iſt die Zuftimmung des Patrons 
zu der beabfichtigten Maßregel erforderlich. Bei desfalls vorkommenden Differenzen 
entjcheidet, wern die Maßregel von Feiner behördlichen Genehmigung der Kircheninipeftion 
abhängt, dieſe letztere, wenn fie dagegen der Genehmigung des Minifteriums, Abtheilung 
für Kultus, unterliegt, dieſes. Gegen dieſe Entſcheidungen ſteht dem ſich für beſchwert 
achtenden Theile der Rekurs offen. 

834. Vorſitz im Kirchenvorſtande. Den Vorſitz im Kirchenvorſtande, 
ſowie im Geſammtkirchenvorſtande ($ 5b.) führt dev Pfarrer oder fein Stellvertreter im 
Pfarramte. 

‚sm Uebrigen wählt der Kirchenvorſtand, bezüglich Geſammtkirchenvorſtand, jedes- 
mal beim regelmäßigen Eintritt neuer weltlicher Mitglieder einen Stellvertreter des Vor— 
ſitzenden frei aus ſeiner Mitte. 

5 35. Eine Regelung der Geſchäftsführung. Soweit die nachfolgenden 
Bejtimmungen nicht auslangen, ift e8 jedem Kirchenvorſtande unbenommen, feine Gejchäfts- 
führung durch eine befondere Gefchäftsordnung ſelbſtſtändig zu regeln. 

Er Tann für bejondere Gejchäftszweige, jowie zum Ausführung der von ihm 
gefaßten Bejchlüffe einzelne oder mehrere feiner Mitglieder mit bejonderem Auftrag verfehen. 

5 36. Berjammlungen. Der Kirchenvorjtand verfammelt ſich auf Einladung 
des Borfigenden entweder regelmäßig an feitbeitimmten Tagen, oder jo oft, als die 
Geſchäfte es erheiſchen, mindeftens aber vierteljährlich ein Mal. Auf die Zufammen- 
fünfte eines Gefammteicchenvorftandes findet jedoch diefe Zeitfeftfeßung feine Anwendung. 
Wenn mwenigjtens ein Drittel dev Mitglieder es verlangt, ift der Vorfigende zu alg- 
baldiger Berufung einer VBerfammlung verpflichtet. 

5 37. Bejhlüfjje Zur Faſſung eines gültigen Bejchluffes ift die Anweſenheit 
bon wenigſtens zwei Drittheilen der Mitglieder, nachdem jämmtliche Mitglieder 
entiprechend geladen find, erforderlich. 

Dieſe Beſchlußfaſſung erfolgt nach Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

5 388. Berjönlihe Betheiligung eines Mitgliedes an dem Bera- 
thungsgegensitande. Wenn bei einem Berathungsgegenftande ein Mitglied per- 
Jönlich betheiligt ift, hat dafjelbe fich nicht bloß der Abitimmung und, wenn es der 
Vorſitzende ift, zugleich der Leitung dev Verhandlung zu enthalten, fondern ſich auch 
während der Verhandlung zurüczuziehen, falls nicht jeine Anweſenheit von der Mehrheit 
der übrigen Mitglieder ausdrüclich gewünſcht wird. 

8 39. Protofollführung. Ueber die Verhandlungen führt, wo nicht ein 
bejonderer Protofollführer zugezogen wird, der Vorfikende oder ein anderes Mitglied 
des Borjtandes ein Protokoll, in das wenigjtens die gefaßten Beſchlüſſe einzutragen find. 
Dafjelde ift vom Vorſitzenden und noch von einem zweiten Mitgliede des Kirchenvorſtandes 
zu vollziehen. 

5 40. Urkundenausfertigung. Urkunden eines Kirchenvorftandes, beziehentlich 
Geſammtkirchenvorſtandes ($ 5 b.) find, unbejchadet der für die Vollziehung von Schuld- 
verjchreibungen geordneten weiteren Erfordernifje ($ 24), von dem Vorſitzenden, in 
Behinderung deffelben von feinem Stellvertreter ($ 35) und außerdem von noch zwei 
hierzu dom Vorſtande gewählten Mitgliedern des letzteren zu unterzeichnen und mit dem 
Siegel des Borjtandes zu bedruden. Sie gelten als öffentliche Urkunden. 
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Der Vorſitzende des Kirchenvorjtandes oder deffen Stellvertreter, ſowie die neben 
demfelben für die Vollziehung von Urkunden gewählten Vorftandsmitglieder werden 
durch Atteft der Kircheninſpektion legitimirt, welches diefe auf Borlegung der betreffenden 
Protokolle auszustellen hat. 

g 41. KRorrefpondenzführung, Verwahrung der Altena. Soweit 
die befondere Geichäftsordnung eines Kirchenvorftandes nicht anders bejtimmt, hat der 
Vorfitende für die Ausführung der Beſchlüſſe und für die Verwahrung der Akten zu 
jorgen, die Gejchäftsordnung mit der Kircheninſpektion und anderen Behörden zu 
vermitteln und die Erlaſſe des Kirchenvorſtandes zu unterschreiben. 

Der Vorſitzende ift jedoch berechtigt, die Ausführung von Beihlüffen, welche nach 
feiner Anſicht dem Geſetze zumiderlaufen oder das Intereſſe der Kirche wejentlich 
gefährden — fofern auch jein Stellvertreter im Vorſitz (ef. $ 24 al. 2) dieſer jeiner 
Anficht Beitritt — zu beanjtanden, hat aber jolchenfalls jofort der vorgefegten Kirchen— 
behörde Anzeige zu exjtatten. 

8 42, Unentgeltlihe Verwaltung bed Kirchenvorſteheramtes. 
Das Amt eines Kirchenvorſtehers iſt als ein Ehrenamt unentgeltlich zu verwalten. 

Für beſondere Mühwaltungen, wie Rechnungsführung, Aufſicht über eine Baus 
ausführung, Abhaltung einer Holzauftion und dergleichen, kann nad Beichluß des 
Kirchenvorftandes eine angemejjene Vergütung gewährt werden. 

$ 43. Auflöfung des Kirhenvorjtandes. Würde ein Kirchenvorftand 
jeine Pflichten auffällig vernachläſſigen oder verlegen, jo foll nach Befinden feine Auf: 
löfung dureh das Minifterium, Abteilung für Kultusangelegenheiten, erfolgen und Die 
Wahl eines neuen Kixchennorftandes angeordnet werden. 

Daſſelbe kann in ſolchem Falle bei der Auflöſung beſtimmen, daß diejenigen Mit: 
glieder, welche Beranlaffung zur Auflöſung gegeben Haben, bei der durch dieſelbe noth— 
wendig gewordenen Wahl von der Wiederwahl ausgeſchloſſen werden. 

8 44. Kirchengemeindeverſammlungen. Dem Minifterium, Abtheilung 
für Kultusangelegendeiten, ſteht das Recht zu, über eine Angelegenheit den Beſchluß der 
ganzen Kirchengemeinde herbeizuführen und zu dem Ende die Einberufung einer Verſamm— 
Yung fämmtlicher ſtimmberechtigter (ef. 5 7) Gemeindeglieder anzuordnen. 

Die Berufung erfolgt durch Abkündigung von der Kanzel und beziehentlich durch 
öffentliche Bekanntmachung unter analoger Anwendung der Vorjäriften, welche für die 
Wahlen der Kirchenvorjteher in der Wahlordnung (Anlage zu 5 8) gegeben find. 

Die Leitung der Verſammlung gejchieht, wenn fie nicht don dem genannten 
Miniſterium einem bejonderen Kommiſſär übertragen wird, durch den Vorſitzenden des 
Kirchenvorſtandes oder defjen Stellvertreter. 

Zur Gültigkeit eines Beichluffes iſt Die Anwesenheit einer beftimmten Zahl ſtimm— 
berechtigter Gemeindeglieder nicht erforderlich, wohl aber, daß zwei Drittel der Erſchie— 
nenen ſich mit dem Beſchlußantrage einverſtanden erklären. — In Ermangelung eines 
gültigen Beſchluſſes kommen die dem Kirchenvorſtande zujtehenden Kompetenzen zur 
Geltung. 


Anlage zu 8 8 der Kirchengemeindeordnung. 


Wahlordnung für die Wahl der Kirchenvorſteher. 
8 1. Die Veranſtaltung der Wahl geſchieht durch den Kirchenvorſtand, das erjte 
Mal in den Städten duch die Kircheninfpektionen, auf dem platten Sande durch die 
Pfarrer in Gemeinjchaft mit den bisherigen Kirchengemeindeverfretern. 
g 2. Die’ Leitung der Wahl hat einen Wahlausichuß, Hejtehend aus dem Vor— 
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figenden des Kirchenvorſtandes, welcher zugleich den Vorſitz in dem Wahlausfchuffe führt, 
und einer geeigneten Zahl von Beifigern, welche dev Kirchenvorſtand jedesmal frei aus 
der Kirchengemeinde ernennt. 

In den aus einer Mehrzahl von politifchen Gemeinden zufammengefeßten Kirch— 
jpielen können für die verjchiedenen Wahlhandlungen dev Einzelgemeinden verfchiedene 
Beifißer ernannt werden, 

Für die erjte Wahl wird der Wahlausfchuß aus dem Pfarrer und einer Anzahl 
von Beiſitzern gebildet, welche in den ftädtiichen Parochien von den Kircheninfpeftionen, 
in den ländlichen Berbänden von dem Pfarrer in Gemeinjchaft mit den bisherigen 
Kicchengemeindevertretern ernannt werden. 

Ss 3. Der Wahlausſchuß hat die Lifte dev Stimmberechtigten aufzuftellen. 

Die erjtmalige Aufftellung diefer Wahlfiften erfolgt auf Grund der beim Wahl- 
ausſchuß mündlich oder Fchriftlich zu bewirkenden Anmeldungen zur Aufnahme in die 
Wahlliite, nachdem der Wahlausſchuß unter einer angemefjenen, mindeſtens vierzehn: 
tägigen Friſt zu diefer Anmeldung aufgefordert hat. 

Diefe Aufforderung iſt an mindeſtens zwei Sonntagen im Hauptgottesdienjte von 
dev Kanzel zu verkimdigen und fann außerdem nach dem Ermeſſen des Wahlausſchuſſes 
auch noch in anderer, den örtlichen Verhältniſſen entjprechender Weiſe veröffentlicht 
werden. 

Jede jpätere Aufjtellung dev Wahlliften erfolgt auf Grund der bei der vorher: 
gehenden Wahl feſtgeſtellten Wahlfiften und der inzwifchen erfolgten weiteren Anmel— 
dungen zur Aufnahme in die Wahllifte dergeftalt, dat für diejenigen Kirchengemeinde: 
glieder, welche bereit3 in den bei der vorhergehenden Wahl feſtgeſtellten Wahlliften als 
ſtimmberechtigt aufgenommen find oder fich inzwifchen beim Kirchenvorſtande oder Wahl: 
ausjchuffe zur Aufnahme in der Wahllifte angemeldet haben, zur Erhaltung der Stimm- 
berechtigung nicht eine nochmalige Anmeldung zur Aufnahme in die Wahllifte erfor— 
derlich iſt. 

8 4. Die vom Wahlausſchuſſe aufgeſtellten Wahlliften find vor jeder Wahl in 
einem Jedermann zugänglichen Lokale 14 Tage lang öffentlich auszulegen. 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienfte von dev Kanzel befannt 
zu machen mit dem Beifügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfriit Reklamationen 
gegen die Lifte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Exrmefjen des Kirchen— 
vorjtandes, bei der erſtmaligen Wahl des Wahlausfhuffes, Kann die Bekanntmachung 
auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniffen entfprechenden Formen erfolgen. 

Ueber die eingehenden Neflamationen hat, fofern dev Wahlausſchuß dieſelben nicht 
ohne Weiteres für begründet erachtet und hiernach die Lifte berichtigt, der Kirchenvorftand, 
bei der erjtmaligen Wahl die Kircheninfpektion, zu enticheiden. 

Gegen einen ablehnenden Bejcheid fteht dem dadurch von der Wahl Ausgejchloj- 
jenen binnen 14 Tagen Rekurs an die Kircheninipeftion, bei der erftmaligen Wahl an 
das Minifterium, Abtheilung für Kultus, zu. Durch Einfegung des Rekurſes, wird 
die anftehende Wahl nicht aufgehalten. Zwijchen dem Ende der Neklamationsfrift und 
der Wahl müſſen mindejtens 14 Tage in der Mitte liegen. 

Kirchengemeindeglieder, welche fich erſt innerhalb dev Neflamationsfrift zur Auf: 
nahme in die Wahllifte melden, find beim Vorhandenjein der fonftigen Erforderniffe 
der Stimmberechtigung noch in die Wahlliſte aufzunehmen. 

$ 5. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes dev Wahl, ſowie der Zahl der für den Kirchenvorftand zu mwählenden 
Perjonen von der Kanzel in allen von der Anordnung der Wahl an bis zum Wahl- 
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tage ftattfindenden Hauptgottesdienften zu geſchehen. Anderweite, den örtlichen Berhält- 
niffen entfprechende Bekanntmachungen zu veranstalten, bleibt dem Ermeſſen des Kirchen— 
vorjtandes, bei der erftmaligen Wahl des Wahlausſchuſſes, überlafjen. 

S 6. An der Wahl können nur diejenigen Kirchengemeindeglieder Theil nehmen, 
welche in die Wahllifte aufgenommen find. 

Die Wahl geſchieht durch perfönliche Abgabe der Stimmzettel, welche jo viele 
Namen zu enthalten haben, als Kirchenvorfteher zu wählen find. Eine Bevollmächtigung 
zur Abgabe des Stimmzettels ijt unftatthaft. 

Neber das Ergebniß der Wahlhandlung ift ein von dem Wahlausſchuß zu voll: 
ziehendes Protokoll aufzunehmen. 

8 7. Als gewählt find diejenigen anzufehen, welche die meijten Stimmen (rela= 
tive Stimmenmehrheit) erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das 2008. 

8 8. Fällt die Wahl auf eine Perfon, welcher nach der Anficht des Wahlaus- 
ichuffes die Wählbarfeit abgeht, jo hat dies der letztere beim Kirchenvorjtande zur 
Anzeige zu bringen und feiner Entjchliegung das Weitere zu überlafjen. 

Die Entſcheidung über die Gültigkeit einer Wahl fteht in diefem, wie in anderen 
Fällen dem Kirchenvorſtande zu. 

Gegen die Enticheidung fteht dem Gewählten binnen 14 Tagen Nefurs, bei 
Htädtifchen Kirchenvorſtänden an das Minijterium, Abtheilung für Kultus, bei rein 
ländlichen Kirchenvorſtänden an die Kircheninſpektion, zu. 

Bei der erſten Wahl wird vorkommenden Falls von der Kircheninſpektion eine 
vorläufige, bis zur Beſchlußfaſſung des Kirchenvorſtandes gültige Weiſung ertheilt. 

s 9, Alsbald nach der Wahlhandlung legt der Vorſitzende des Wahlausſchuſſes 
das Ergebniß derſelben dem Kirchenvorſtande vor. Dieſer ſetzt die Betheiligten, 
eintretenden Falls nach Behebung eines etwaigen Hinderniſſes, von ihrer Wahl in 
Kenntniß. 

Bei der erſten Wahl werden die Gewählten von dem Vorſitzenden des Wahl— 
ausſchuſſes über ihre Wahl in Kenntniß geſetzt (ck. jedoch vorigen Paragraphen, Abſ. 3). 

Hiernächſt wird die Wahl bei dem öffentlichen Gottesdienſte der verſammelten 
Gemeinde bekannt gemacht, wobei der Pfarrer den Gewählten im Namen der Kirchen— 
gemeinde ihr Amt überträgt und dieſelben mittelſt Handſchlags durch Abnahme des 
folgenden Gelübdes in Pflicht nimmt: 

Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienſtes 
ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und 
dieſer Gemeinde gemäß zu warten und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß 
Alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Beſten? 


4. Das Herzogthum Sachſen-Meiningen. 

Von denjenigen Gebieten, welche ſeit 1826 das Herzogthum Sachſen-Meiningen 
ausmachen, hatte das 1680 ſelbſtſtändig gewordene Herzogthum Meiningen ein 
eigenes Konſiſtorium erhalten, welches 1689 nach dem Muſter der gothaiſchen Landes— 
ordnung geregelt ), und noch durch Verordn. v. 25. November 1823 in jeinen Ber: 
waltungsfompetenzen beftätigt wurde?). Ebenfo war 1684 für Hilddurghaufen 
j 1) 6 chaubach, Ueberſicht üb. d. im Herzogth. 2) 8 4. Dagegen wurden dem Konfiftorium 
©.-Meiningen in Anjehung d. ev. Landeskirche | entzogen die „nach fruchtlos verſuchter Güte in 


erſchienenen Gejege u. Verordnungen (Meiningen | Prozeß übergehenden Eheſachen und die Rechts⸗ 
188 ſachen der Geiſtlichen und Schullehrer.“ 
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in der Stadt gleihen Namens ein Konfiftorium errichtet worden !), für welches die 
Normen der Ordnung das Kirchen- und Schulwefen betr. v. 16852), und fubfidiär 
der Erneftinifchen Landesordnung maßgebend wurden’). Nachdem in Gemäßheit des 
Hauptjucejlionsvertrages dv. 12. November 1826 Hildburghaufen an Meiningen 
gefallen tvar, wurde das Konfiltorium in Hildburghausen durd) Cdikt En 1. Jan. 1829 
zum Landeskonſiſtorium bejtimmt und in der Bekanntmachung vom 27. Y.pril defjelben 
Jahres organifirt*). Dabei wurde ihm nicht nur die Handhabung des iandesherrlichen 
Episkopalrechtes übertragen und insbejondere die Leitung und Beauffichtigung des ge— 
lammten Kirchenweſens, die Beſetzung der geiftlichen Stellen, die Handhabung der Kirchen— 
disciplin, die Auffiht über das SKirchenvermögen, jondern auch die oberſte Schul: 
verwaltung, ſowie die Handhabung der ftaatlihen Hoheitsrechte über die evangelifche 
Kirche und die andern Neligionsgemeinfchaften. 

Das ganze Land wurde in 16 Ephorien getheilt, in welchen die geiftliche Aufficht 
den Ephoren, die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten den Kirchen- und Schulz 
ämtern übertragen wurde. Diefe, aus den Gothaifchen geiftlichen Untergerichten >) 
entftanden, wurden und werden noch gebildet) durch den Ephorus und den ftaatlihen 
Oberamtmann für die Landfirchen und die Städte, die feinen Magiftrat haben, wobei 
die Bürgermeiſter der leßteren in Bezug auf die Lofalangelegenheiten als ftimmführendes 
Mitglied Hinzutreten, in den jieben mit Magiftraten verfehenen Städten dagegen 
durch diefen und den Ephorus. 

Diefe Organifation wurde abgeändert i. 3. 1848. 
diejes Jahres beitimmte: 

„Auf die Abtheilung (des Staatsminifteriums) für Kirchen und Schulfachen 
gehen alle Gejchäfte über, welche bisher dem Konfiftorium zugewiefen waren oder dem 
Landesminijterium in diefen Sachen oblagen mit Einfchluß der Aufficht über die gemein- 
Ihaftlihe Univerfität Jena. Abweichend von der im Art. 7 fejtgeftellten Regel werden 
die firchlichen Angelegenheiten, ſoweit fie bisher zur Kompetenz des Konfiftoriums 
gehörten, in der Art Eollegialifch bearbeitet, daß die vortragenden Räthe diefer Abtheilung 
nicht bloß eine berathende, fondern eine entjcheidende Stimme ausüben und nur bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Abtheilungsvorftandes den Ausſchlag giebt“. 

Damit verband ſich i. 3. 1871 eine Erweiterung der Kompetenz der Kirchen: 


Die Verordn. dv. 14. Sept. 


1) Vgl. Krauß, Beiträge zur Erläuterung 
d. Hochfürſtl. Sachſ.-Hildburgh. Kirchen-, Schul- 
und Landesgeſch. (Hildburgh. 1752) 2, S. 338. 

2) Hildburgh. 1683,2Bde. Dieſelben enthalten 

aber über die Ordnung des Konſiſtoriums 
nichts. 
Sächſ. Herzogth. geltenden Kirchenrechts S. 8 
Francken, Neue Beiträge z. d. Geſchichten d. 
Lande des Chur: und Fürftl. Haufes Sachen. 
Altenb. 1767 ©. 150. 

4) Auch dad Grundgefeß dv. 23. Auguſt 
1829 bejtimmte in $ 32: Das in der evange- 
liſchen Kirchenverfaſſung gegründete landesherr- 
liche Recht der Direktion, der Bocation und reſp. 
Beitätigung der Kirchendiener und der Dispen- 
ſation von Firhlihen Verboten in Eheſachen, 
ingleichen der Verwaltung des Kirchenvermögeng, 


| fol nur durch eine Behörde ausgeübt, und veip- 


zur landesherrlichen Entſcheidung vorbereitet wer- 
den, welche neben den weltlichen auch mit geift: 
lichen Räthen bejeßt ift. 

5) Für Meiningen 1683, für Hildburghaufen 
1687 eingeridtet. Schaumann ©. 15. 

6) Meininger B. üb, d. organische Einrichtung 
d. Unterbehörden v. $. 1825. Ed. v. 21. San. 
1829 Art. 13. Konf.Refer. v. 29. Juni 1829 
und 23. San. 1832, NRejer. vom 24. Nov. 1836 
und 1. April 1854. Die Verhandlung ift kolle— 
gialiſch, die Geichäftsleitung fteht dem weltlichen 
Beamten zu. Shaumann © 13 ff. Graf, 
Amtshandb. für Geiftl. und Lehrer d. Herzogth. 
S.-Mteiningen. Hildburgh. 1868 ©. 145. Bei 
der vollfommenen Gleichartigfeit dieſer Organi— 
jation mit der gothaifhen erjcheint ein Abdruck 
der fraglichen Beſtimmungen unnöthig. 
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und Schulämter, indem denjelben durch Ausfchreiben des Staatsminifteriums v. 22. 
Auguft geftattet wurde, ſelbſtſtändig Verträge über Verpachtung von Kirchengrundſtücken 
zu genehmigen, die Reparaturen kirchlicher Gebäude feſtzuſtellen und Ehedispenjationen 
zu extheilen. Doch ift dieſe letztere Befugniß in Gemäßheit des Neichsgejeges vom 6. 
Februar 1875 durch Gel. v. 27. November 1875 Art. 4 der Minifterialabtheilung 
für Juftiz übertragen worden. Während aber die Landeskirche bis dahin eine jynodale 
Organifation gar nicht, eine presbyteriale nur gemwohnheitsmäßig beſeſſen hatte‘), 
wurden beide geſchaffen durd) das Geſetz v. 4. Januar 1876). Eine Wahl- 
ordnung für die Wahl ver Kirchenvorftände wurde durch Ausfchreiben der nad) dem 
Gef. v. 1876 jet Oberkirchenrath genannten Minifterialabtheilung v. 5. März 1873 
erlaffen (IT), für die Synode vom 29. Dftober 1877 und 24. November 1877. 
Doc wurde dieſe letztere und auch ein Theil der erſteren erjeßt durch Die MWahl- 
ordnung vom 20. Januar 1379 (III). 


I. 
Geſeß vom 4. Januar 1876, 


enthaltend Die Rirchengemeinde— und Synodalordnung. 


Wir Georg, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen Meinigen ꝛc. 

Um den Mitgliedern der evangeliſchen Landeskirche die gebührende Betheiligung 
an den kirchlichen Angelegenheiten zu gewähren, haben Wir unter Beirath bezüglich 
Zuſtimmung des Landtags eine Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die evange— 
liſche Landeskirche mit der Maßgabe, daß dadurch an ihrem auf der lutheriſchen 
Reformation beruhenden Bekenntnißſtand ebenſowenig wie am Bekenntnißſtand der 
einzelnen Gemeinde Etwas geändert fein joll, im Nachjtehenden zu erlaffen bejchlofjen. 


I. Abſchnitt. 
Vom den Kirchengemeinden. 


A. Im Allgemeinen. 

$S 1. Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, unter Mitwirkung des geijtlichen 
Amts für Erhaltung und Förderung evangelifch-cgriftlichen Sinnes und Lebens Sorge 
zu tragen. 

Sie hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon und ift verbunden, die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe, vorbehaltlich vechtsbegründeter Beitragzleiftungen Dritter, ſelbſt 
zu bejchaffen. 

Soweit eine Kirchengemeinde hiezu vermögend iſt und das Gejeß v. 7. März 1375 
betreffend die Verwaltung erledigter Pfarrſtellen der Landeskirche, nicht Pla greift, wird 
der allgemeine Kirchenfond nach Maßgabe der verfüglichen Mittel Zufchüffe, insbejondere 
für Pfarrbefoldung, leiſten. Hierüber Hat die firchliche Oberbehörde (S 34) mit Zuziehung 
des Symodalausjchuffes nach Gehör des Kirchenamts zu befinden. 

g 2, Filialgemeinden werden, injoweit nicht gemeinjame Angelegenheiten mit der 


Muttergemeinde in Frage kommen, als befondere Kirchengemeinden angejehen. 


» In den Städten wo ein befonderes jtädtifches | heißen oder Bürgermeifter, Kirchenrechnungs— 
Kirchen: und Schulamt bejtand, fungirte diefes | führer, Kirchenaſſekurator und zuweilen dem 


gleichzeitig als Kirchen» und Schulvorjtand. Kirchenſchullehrer. Grafa.a.dD. ©. 148 
Anderwärts beftand er aus Pfarrer, Ortsjehult- 


71] I. Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. Januar 1876. 687 


i Eingepfarrte Gemeinden bilden, injomweit nicht ihr ausjchließliches Intereſſe in 
Betracht kommt (4. B. $ 3), mit derjenigen Gemeinde, deren Kirche fie zugehören, eine 
Kirchengemeinde. 

Der räumliche Umfang dev Kirchengemeinde bildet das Kixchipiel, deſſen bisherige 
Örtliche Begränzung durch diefe Ordnung nicht geändert wird. 

8 3. Veränderungen in dem Beltande einer Kirchengemeinde — wie Umgeſtal— 
tung einer eingepfarrten oder Filialgemeinde in eine ſelbſtſtändige Kirchengemeinde, oder 
umgekehrt, Theilung der Kirchengemeinden an einem Orte in mehrere Kirchengemeinden, 
Zulegung einer eingepfarrten oder Filialgemeinde zu einer andern Gemeinde, ingleichen 
Aenderungen feititehender Kirchſpielgränzen können nur mit Zuftimmung der betheiligten 
Eingelgemeinden und Genehmigung der oberen Kicchenbehörde erfolgen. 

Gegen den Widerjpruch der Gemeinden oder auch nur einer derjelben iſt eine 
ſolche Veränderung nur dann zuläffig, wenn die Landes-Synode ihre Zuftimmung 
ertheilt. 

Durch vorjtehende Bejtimmungen wird an dem Geſetze vom 7. März 1875, 
betreffend die Verwaltung erledigter Pfarrftellen der Landeskirche, vorbehaltlich der 
Vorſchrift $ 60 Ziff. 4 diefer Ordnung nichts geändert. 

Bejtehen über die Gränze eines Kicchjpiels Zweifel, jo erfolgt die Feſtſtellung nad) 
Anhörung der Betheiligten durch die Firchliche Oberbehörde und zwar zunächſt nach 
Maßgabe der etwa darüber vorhandenen Verträge und fonftigen Nechtstitel, ſowie des 
Herfommens, 

s 4. Mitglied der Kirchengemeinde ift jeder Angehörige der evangelifchen Kirche, 
der im Kirchſpiel wohnt oder fich feit drei Monaten in ſolchem aufhält. Außerdem iſt 
auf geſtellten Antrag durch Beſchluß des Kirchenvorſtands als Mitglied der Kirchen⸗ 
gemeinde aufzunehmen jeder Angehörige der evangeliſchen Kirche, welcher verbunden iſt, 
zu den Kirchenſteuern der Kirchengemeinde beizutragen. 

Wo mehrere evangelijche Kicchengemeinden an einem Orte bejtehen, vichtet fich die 
Hugehörigfeit zu der einen oder anderen nach den bisherigen Beitimmungen. 

Darüber, was im einzelnen Falle als Wohnfit oder Aufenthalt im Kirchfpiel im 
Sinne der vorstehenden Beltimmung zu betrachten ift, entjcheidet der Kirchenvorſtand, 
vorbehaltlich der geſetzlichen Berufung ($ 34). Im Uebrigen wird die zweifelhafte oder 
ſtreitige Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde nach Gehör der Betheiligten durch die 
kirchliche Bezirksbehörde reſp. die kirchliche Oberbehörde ($ 34) entſchieden. 

5 5. Jedes Mitglied dev Kirchengemeinde hat das Recht beſtimmungsmäßiger 
Theilnahme an den kirchlichen Anftalten und Einrichtungen, ſowie beim Beji der gejeß- 
lichen Eigenjchaften ($ 6, 17) Stimmrecht in der Gemeindeverfanmlung, Wahlrecht und 
Wählbarfeit zu der Vertretung der Kirche, aber auch die Pflicht, die ihm zufallenden 
Laſten zu übernehmen, 


B. Bon der Zirchengemeindeverfammlung. 


5 6. An der Kicchengemeindeverfammlung nehmen mit Stimmrecht Theil alle 
Männer der Kirchengemeinde, welche 

1. das 21. Lebensjahr zurüdgelegt haben, 

2. weder unter Zuftandsvormundjchaft jtehen, noch der öffentlichen Armenverforgung 
anheim gefallen, noch der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig oder an deren Aus— 
übung gejeglich behindert, noch "im Konfurje der Gläubiger befangen find, 

3. wo Kirchenjteuern ) erhoben werden, zu denjelben beitragen. 


3 1) Darüber vgl. Geſetz vom 25. Februar | _ Wir Georg, von Gottes Gnaden Herzog zu 
1876, betr. die Kirhengemeindelajten. Sachſen Meiningen ıc. 
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Die Kirchengemeindeverfammlung hat neben der Abhörung der Kirchenrech- 


1. über Errichtung von Kicchengemeindeftatuten, 


über Erhebung von Umlagen, 
. Uber Vermehrung der Schulden, 


> CO 0 


St 


oder Kirchipielgrängen, 


. Über Veräußerung unbewegliher Güter und Verminderung der Kapitalien, 


‚ itber die im $ 3 erwähnten Veränderungen im Beftande der Kicchengemeinde- 


6. über Aenderungen im Bisherigen in den Formen des Gottesdientes, in States 


hismen, Geſangbüchern und Agenden. 


verordnen nad Vernehmung der Vorſynode 
mit Beirath und Zuſtimmung des Landtags 
über die Aufbringung der Kirchengemeindelajten 
in der evangelijchen Landeskirche, was folgt: 

Art. 1. Die Ausgaben aus dem Kirchen- 
gemeindeverbande find vorbehaltlich rechtsbe— 
gründeter Leiftungen Dritter, ſowie der objer: 
vanzmäßigen oder ortöftatutariichen Beiträge 
aus dem Abwurf des Vermögens der politijchen 
Ortsgemeinde zu bejtreiten: 

1. aus dem Abwurfe des Kirchenvermögens 
und den jonjt verfüglicden Mitteln der 
Kirche, 

2. dureh Umlagen und Leitungen der Kirchen- 
gemeinde. 

Art. 2. Die Geldleiftungen der Kirchenge— 
meindemitglieder (Kirhenfteuern) werden, abges 
jehen von den Gebühren für einzelne Firchliche 
Handlungen, nah der Grund-, Gebäudes, 
Klafien- und Einfommenfteuer der Art umges 
legt, daß von jeder Steuerart nad Verhältniß 
des Sahresjtods beigetragen wird. — Die 
Naturaldienſte werden von den Kirchengemeinde- 
mitaliedern nad Maßgabe der jeweiligen Bes 
ftimmungen über die Frohnden für Zwecke der 
politiihen Gemeinden geleijtet. 

Kirchengemeindemitglieder, welde in den 
Ortskataſtern als klaſſen- und einfommeniteuer- 
pflichtig nicht aufgeführt find, haben nad) den 
Grundjäßen des Einfommen- und Klafjenjteuer- 
gejeßes nach Verhältniß des Neinertvags ihres 
Vermögens und der Dauer ihres Aufenthalts 
zu den Kirchenjteuern beizutragen. 

Art. 3. Wer, ohne nad Art. 4 Abf. 1 der 
Kirchengemeindeverfaffung Mitglied der Kirchen- 
gemeinde zu fein, im Kirchſpiel Grundjtüce, 
Gebäude, Gewerbs- oder Bergwerfanlagen bes 
figt, ift zu den Kirchenfteuern der evangelijchen 
Kirchengemeindegleichfalls beizutragen verbunden, 
vorausgejeßt, daß er ſich zu derjelben Kirche 
befennt. 

Zu dem Behufe ift vom Kirchenamt Die 
Klafien- und Einfommenfteuer, welche aus dem 
Neinertrage jener Befizungen ſich ergeben würde, 
und da nöthig die Grund: und Gebäudefteuer 
zu beftimmten. 

An jeinem Wohnort hat Jemand von dem: 
jenigen Einfommen, welches nad Inhalt Diejer 
Artikel in einem andern Kirchſpiel zu den 
Kirchenſteuern herangezogen wird, nichts zu 
zahlen. 


Endlich Liegt ihr 


In Meiningen fallen die nad gegenwärtigen 
Artikel zu erhebenden Umlagen der Stadtlirchen- 
gemeinde zu, jo lange nicht die Feſtſtellung der 
Verhältniffe der Hofkirche in Gemäßheit von 
8 63 der Kirchengemeinde: und Shynodalordnung 
erfolgt ift. 

Art. 4. In Pfarreien und Kirchengemeinden, 
welche aus mehreren Gemeinden zujammengejegt 
find, bleiben zunächſt die rüdfichtlich der Kon— 
furrenzpflicht der mehreren Gemeinden zur Dedung 
der gemeinſchaftlichen Kirhenbedürfniije beſtehen— 
den Verträge oder rechtskräftigen Entſcheidungen 
auch ferner in Gültigkeit. Liegen ſolche nicht 
vor, jo treten folgende Bejtimmungen ein: 

Die KRonfurrenzpflicht zur Unterhaltung eines 
kirchlichen Inſtituts und der dabei angeitellten 
Diener reiht joweit als die Gemeinjchaftlichfeit 
der Beſtimmung derfelben. 

Befitt daher eine Gemeinde eine eigene Kirche 
oder eigene Pfarr: und Küftergebäude und find 
für ihre Kirche, Pfarrei und Küfterei bejondere 
Diener angeftelt und von ihr zu falariren, 
jo hat fie zur baulichen Unterhaltung der Kirche, 
Pfarr» und Küftergebäude und zur Salarirung 
der ihre Wirkſamkeit auf fie nicht mit erjtreden- 
den Kirchendiener einer andern Gemeinde deijelben 
Kirchſpiels nicht beizutragen. 

Der Beitragsantheil der verjchiedenen Ge— 
meinden zu den gemeinjchaftlichen Kirchen— 
bedürfniifen wird dureh das Kirchenamt jeweilig 
auf drei Kalenderjahre nad Verhältniß des 
Sahresertrags der Klaſſen- und Einfommenfteuer 
der Beitragspflihtigen im borausgegangenen 
Kalenderjahre (Art. 2 und 3) ausgeichlagen. 

Art. 5. Nücjtändige Kirchenjteuern werden 
auf Antrag der Einhebungsberechtigten gleich 
den Gemeindejtenern von den zur Beitreibung 
der letzteren zuftändigen Behörden beigetrieben. 

Art. 57 des Gejeßes vom 11. März 1848 über 
das Gemeindewejen tft aufgehoben. 

Art. 6. Als perjfönliche und dingliche Bes 
freiungen von der Beitragspflicht zu den Kirchen— 
gemeindelaften, werden nur diejenigen zugelafjen, 
welche nad dem jeweiligen Gemeindegejeß rück— 
fihtlic) der Gemeindelajten gelten. 

Urfundlich unter Unferer Eigenhändigen Unter- 


ſchrift und dem vorgedruckten Herzoglichen 
Siegel. 

Meiningen, den 25. Februar 1876. 
(L. S.) Georg. 


Gijefe. Fr. dv. Uttenhoven. Heim. 
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7. die Wahl des Kirchenvoritands (S 13 ff.) ob. 

Bor Erhebung dev Umlagen und vor Vermehrung der Schulden find die Vertreter 
der politischen Gemeinden zu hören. 

Ss 8. In den Kicchengemeinden der Städte und in Landfirchengemeinden von 
mehr als 1000 Seelen werden die Befugniſſe der Kirchengemeindeverfammlung nach 
s 7 Ziff. 1 bis 5 von dem Kirchenvorſtand ($ 13) ausgeübt. Die Kirchenrechnungen 
ſind daſelbſt während beſtimmter Friſt zur Kenntnißnahme der Kirchengemeinde aufzu— 
legen und kommt deren Abhörung durch die Kirchengemeindeverſammlung in Wegfall. 

In den übrigen Kirchengemeinden iſt die Kirchengemeindeverſammlung berechtigt 
dieſe Befugniſſe auf eine beſtimmte Reihe von Jahren, jedoch jeweilig nicht- über fünf 
Jahre hinaus dem Kirchenvorſtand zu überweiſen. 

5 9. Die Berufung der Kirchengemeindeverſammlung erfolgt durch den Kirchen— 
vorstand, 

Dieje Berufung hat auch außer den gejeßlich bejtimmten Fällen ($ 7) zu erfolgen, 
wenn die Aeußerung der Kicchengemeindeverfammlung von der Mehrheit der Borftands- 
mitglieder oder von der Auffichtsbehörde für angemefjen erachtet wird. 

5 10. Den Vorſitz in der Kicchengemeindeverfammhung führt dev Vorſitzende des 
Kirchenvorſtands bezüglich deifen Stellvertreter ($ 28). 

s 11. Alle Abſtimmungsfragen müſſen jo geftellt fein, daß ihre Beantwortung 
durch ja oder nein zu erfolgen hat. 

Ss 12. Die Kicchengemeindeverfammlung iſt beichlußfähig, jobald mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anweſend ift. Diejelde faßt ihre Befchlüffe durch Stimmenmehrheit 
dev anwejenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als verneint. 

Erjeheint nicht die erforderliche Anzahl von Stimmberedtigten, jo ift eine zweite 
Berfammlung zu berufen; dieſelbe iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen 
beſchlußfähig. 


C. Bon dem Kirchenvorſtande. 


Ss 13. Der Kicchenvorjtand bejteht aus jtändigen und von den jtimmberechtigten 
Mitgliedern der Kirchengemeinde (S 6) aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. 
Ständige Mitglieder find 
1. der Pfarrer oder dejjen Dienjtverwefer und die Diafonen. Als Dienftverweier 
iſt jeder bei Verhinderung des Pfarrers oder in Vakanzfällen mit der Verwaltung 
des Pfarramts betraute Geistliche zu betrachten. Hiülfsgeiftliche nehmen an den 
Berathungen ohne Stimmrecht Theil; 
2. der erjte Ortsvorjtand oder, wenn die Kirchengemeinde aus mehreren Oxtsgemeinden 
bejteht, deren erjte Ortsvorjtände, wenn fie ſtimmberechtigte Mitglieder der Kirchen— 
gemeinde find und zu der leßten der der Zahl nach größere Theil der politifchen 
Ortsgemeinde gehört; dem Ortsvorſtand fteht in bewohnten Gemarfungsverbänden 
der Gemarkungsvertreter gleich ; 
. der erjte vejp. einzige Lehrer der Gemeindeſchule des Kirchenorts, wenn ex ſtimm— 
berechtigtes Mitglied der Kirchengemeinde ift. 
s 14. Die Anzahl dev gewählten, Mitglieder des Kirchenvorjtandes beträgt je 
ein auf 300 Neitglieder der Kirchengemeinde, jedoch nicht weniger als fünf und nicht 
mehr als achtzehn. Bei der Wahl fommt $ 12 nicht in Anwendung. Gewählt ift, 
wer mehr Stimmen auf fich vereinigt, als ein Anderer. 
Ss 15. Beſteht die Kirchengemeinde aus mehreren Ortsgemeinden, jo wählt jede 
der legteren die ihrer Kopfzahl entjprechende Anzahl, mindejtens aber ein Mitglied; hat 
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jedoch) eine Gemeinde weniger als 150 Seelen, jo wählt fie nur dann ein Mitglied, 
wenn der Ortsvorſtand nicht zum Kirchenvorſtande gehört. 

Sollte hiernach die Zahl der gewählten Mitglieder weniger als fünf oder mehr 
als achtzehn betragen, jo bejtimmt die obere Kirchenbehörde, wie viel Mitglieder jede 
Ortsgemeinde nach Verhältniß der Seelenzahl zu wählen hat. 

Ueber hierbei entjtehende Zweifel, ſowie über eine im einzelnen Falle etwa noth— 
wendige Aenderung der im $ 14 bejtimmten Vorſteherzahl hat die obere Kirchenbehörde 
zu entjcheiden. 

Angelegenheiten, welche ausschließlich eine Einzelgemeinde betreffen, find von diejer 
allein zu erledigen. Hierzu iſt für Diefelbe nöthigen Falls ein befonderer Kirchenvorjtand 
im ftatutarijchen Weg zu bilden. 

8 16. Für die gemeinfamen Angelegenheiten don Mutter und Filialgemeinden 
jowie don mehreren an einem Orte befindlichen Kirchengemeinden treten die Vorſtände 
zufammen und bilden eimen Gejammtvoritand. 

In dem zuleßt gedachten Falle führt von verjchiedenen Vorſitzenden dev einzelnen 
Vorſtände der den Dienjtjahren nach Aeltere den Vorſitz. 

8 17. Wählbar zu den Kirchenvorſtehern find alle ſtimmberechtigten Mitglieder 
der Kirchengemeinde, welche das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Verwandte in auf- oder abſteigender Linie, Brüder, Schwiegervater und Schwieger- 
ſohn können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Kirchenvorftands fein. Die kirchlichen 
Auffichtsbehörden können in einzelnen Fällen Ausnahmen hiervon gejtatten. 

8 18. Die Wahlliften find vor jedem Wahlakte mindeitens jieben Tage lang 
öffentlich aufzulegen. 

Ueber Einſprachen gegen die Wahllijten ent] 
Refurs die Firchliche Bezirksbehörde. 

Die Stimmgebung erfolgt geheim und perſönlich. Im Mebrigen wird das Wahl: 
verfahren durch eine von dev obern Kirchenbehörde feitzujegende Wahlordnung geregelt, 
welche der Synode nachträglich zur Genehmigung vorzulegen tit. 

Die Geſetzlichkeit dev Wahl prüft die Firchliche Bezirksbehörde. 

$ 19. Die Mitglieder des Kirchenvorftandes werden bei ihrem Eintritt in das 
Amt von dem Vorfigenden in der Kirche feierlich verpflichtet. 

S 20. Das Amt eines Kirchenvorſtehers ift ein Ehrenamt; ev erhält feine Be— 
joldung, jondern nur Vergütung baarer nothwendiger Auslagen. 

gs 21. Die Wahl kann abgelehnt werden 

1. auf die Dauer der Wahlperiode von denjenigen, welche unmittelbar vorher das 
Amt eines Kirchenvorſtehers befleidet haben ; 
. bei einem Lebensalter von 60 Jahren, 
‚ von denen, die bereits ein kirchliches Amt verwalten, 
. wegen anderer erheblicher Entjchuldigungsgründe, worüber der Kicchenvorjtand 
vorbehaltlich der gejeßlichen Berufung zu bejchliegen hat. 
Beim Eintritt der Fälle unter Nr. 2, 3 und 4 ift auch die Niederlegung des 
bereits übernommenen Amtes geſtattet. 

$ 22. Die Kirchenvorſteher werden auf ſechs Jahre gewählt. 

Bon den gewählten Kirchenvorftehern tritt nach je drei Jahren die Hälfte zuerjt 
nach dem Looſe, jpäter nad) dem Dienftalter aus. Bei einer ungeraden Zahl der 
gewählten Kirchenvorſteher jcheidet zuerft die Minderzahl aus, nach Verlauf der andern 
drei Jahre die Mehrzahl und dann in diejer Wechjelfolge weiter. Die Austretenden 
find wieder wählbar. 


cheidet der Kirchenvorſtand, bezw. auf 
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5 23. Die ımfreiwillige Entlaffung eines Kirchenvorftehers wird nad Anhörung 
des Kicchenvorftandes von der Firchlichen Bezirksbehörde, vorbehaltlich der Berufung, 
ausgejprochen : 

1. wegen jedes die Wählbarfeit in den Kirchenvorſtand aufhebenden Grunde, 

. wegen Dienjtunfähigkeit, 

. wegen beharrlicher VBernachläffigung der Amtspflicht. 

5 24. Wird die Stelle eines Kicchenvorftehers vor beendigter Dienstzeit erledigt, 

jo ijt für die übrige Zeit ein anderer zu wählen. Der Kirchenvorftand kann endgültig 

bejchließen, daß die Ergänzungswahl unterbleibe, jo lange er noch drei Viertel der vor— 

Ihriftsmäßigen Mitgliederzahl behält und wenn zugleich der Neueintretende nicht mine 

deitens jechs Monate im Amte bleiben würde, 

5.25. Befteht der Kirchenvorſtand aus Mitgliedern mehrerer Gemeinden, jo wird 
die Ergänzungswahl lediglich von derjenigen Gemeinde vorgenommen, vor welcher das 
jcheidende Mitglied gewählt war. 

5 26. Der Kicchenvorftand hat vorbehaltlich der Befugniffe der Kirchengemeinde: 
verſammlung ($ 7) alle Angelegenheiten der Kirchengemeinde in Gemäßheit ihrer Aufgabe 
($ 1) zu leiten und zu verwalten, 

Insbeſondere steht ihm außer den in diefem Geſetze font noch überwieſenen 
Geſchäfte zur: 

1. die Aufrechthaltung und Förderung der kirchlichen Ordnung und hriftlichen Sitte, 
die Aufficht über die würdige Feier der Sonn— md Feſttage vorbehaltlich der 
den Pfarrern reſp. den Polizeibehörden zugewieſenen Kompetenz, 

. die Feſtſtellung und Handhabung der Beſtimmungen über die Kirchftühle, 

3. vejp. im Einvernehmen mit den zuftändigen Polizeibehörden die Fürforge, daß 
die Begräbnißordnung und die Kirchhöfe den kirchlichen Bedürfniſſen entſprechend 
hergeſtellt und erhalten werden, 

4. die beſtimmungsmäßige Verwaltung und Wahrung des Kirchenvermögens und 
die Mitaufficht über das Vermögen der geijtlichen Stellen und Stiftungen, die 
Aufficht über die firchlichen Gebäude und deren Gebrauch, und die Beſchlußfaſſung 
über kirchliche Bauten: Neubauten und Reparaturen , 

. die Leitung des Kirchenrechnungsweſens der Gemeinde, die Beitellung eines 
Kirchenrechnungsführers, die Auf- und Feſtſtellung der Voranſchläge für die 
Einnahmen und Ausgaben der Kirchenkaſſe, jowie die Prüfung und Juſtifikation 
der Kirchenrechnungen. 

Die Kirchenrechnungen müſſen von den Amtsrechnungsreviſoren revidirt werden; 

6. die Entwerfung der Beſoldungsanſchläge für die Geiſtlichen vorbehaltlich der 
Feſtſtellung duch die Kirchenbehören , 

. die Vertretung der Kirchengemeinde in ſtreitigen und nichtjtreitigen Rechtsfachen, 
insbeſondere die Beſchlußfaſſung über Prozeſſe und Vergleiche, 

8. die Beauffichtigung der niederen Kirchendiener, deren Anftellung , ſoweit jolche 
nicht der kirchlichen Oberbehörde, reſp. dem Staatsminijterium, Abtheilung für 
Kirchen- und Schulenſachen zufteht, jowie deren Entlaffung aus kündbaren Anz 
jtellungen, 

9. die Aufjtellung und Fortführung der fichlichen Wahl- und Stimmliften, 

10. die Berufung der Kirchengemeindeverfammlung , die Borbereitung der Verhand— 

lungsgegenftände für diefelbe und die Ausführung ihrer Bejchlüffe, 

11, die Eirchliche Armen und Krankenpflege im Einvernehmen mit den politifchen 
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Armenbehörden, ſowie die kirchliche Fürſorge für die Verwahrloſten und bürgerlich 
Beſtraften, 2 

12. die Beiwohnung bei Firchlichen Feierlicgfeiten, namentlich bei der Prüfung und 
Aufnahme der Konfirmanden, bei den Einführungen der Pfarrer, bei den Kirchen: 
vifitationen ꝛc. 

Für bejtimmte Zweige jeiner Thätigfeit, namentlich für die Aufjicht auf kirchliche 
Ordnung und Sitte, für Rechnungsweſen, Armenpflege, Beaufſichtigung der Kirchen⸗ 
gebäude, der Friedhöfe können von und aus dem Kirchenvorſtand einzelne Mitglieder 
gewählt werden. 

Die Beſchlußfaſſung über die im 87, Ziff. 1 bis 5 bezeichneten Gegenjtände, 
ſoweit jolche dem Kirchenvoritande zufommt (S 8), die Feftitellung der Voranjchläge, 
die Zuftififation der Rechnungen, die Beſchlußfaſſung über Prozeſſe und Vergleiche, Die 
Berufung der Kirchengemeindeverfammlung jtehen Lediglich dem ganzen Kichenvoritande zu. 

Nach Außen wird der Kirchenvorſtand durch den Vorſitzenden und deſſen Stell- 
vertreter ($ 28) vertreten, welche die Erlaſſe des Kirchenvorſtandes unterzeichnen; der 
Kirchenvorſtand kann denſelben noch zwei Hi8 drei weitere Mitglieder zuordnen. 

Ss 27. Wo bisher dev Ortsgemeinde oder deren Vertreter (Ausſchuß, Gemeinderath, 
Ortsvoritand) das Präfentationsrecht für eine geistliche Stelle zugeſtanden hat, wählt 
der Kicchenvorjtand bezüglich der Sefammtvorjtand den Pfarrer aus der Zahl der vor— 
ichriftsmäßig befähigten Kandidaten oder Pfarrer. 

Im Uebrigen wird die Bejehung der Pfarritellen, ihre Dotirung und reſp. die 
Errichtung einer Gentralpjarrkafje nach der Einführung dieſer Ordnung durch bejondere 
Geſetze geregelt, und behält es bis dahin bei der bisherigen Weiſe der Pfarritellen- 
bejegung jein Bewenden. 

8 28. Den Borfit im Kirchenvorſtand führt der Pfarrer oder der Dienſtverweſer. 
Bei porübergehender Behinderung derjelben, ſowie für ſolche Fälle, in welchen die Intereſſen 
des Geistlichen mit denen der Kicchengemeinde follidiren (z. B. bei Pfarrbauten, Bejol- 
dungsjachen, Beſchwerden) umd bei der Pfarrwahl übernimmt der Stellvertreter den Vorſitz, 
welcher dom Kirchenvorjtand aus feiner Mitte durch relative Stimmenmehrheit auf je 
drei Jahre gewählt wird. 

$ 29. Der Kirchenvorſtand' verſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden in 
der Regel vierteljährlich einmal an feſtbeſtimmten Tagen. Der Vorſitzende kann außer⸗ 
ordentliche Verſammlungen berufen; er iſt dazu verpflichtet, wenn wenigſtens ein Drittel 
der Mitglieder es verlangt. 

s 30. Der Kicchenporjtand iſt beſchlußfähig, ſobald mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anweſend iſt. Er faßt ſeine Beſchlüſſe durch Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als verneint. — Die gefaßten Be— 
ſchlüſſe ſind in ein Protokollbuch einzuſchreiben und iſt der Eintrag von dem Vorſitzenden 
und den anweſenden Mitgliedern zu unterzeichnen. 

s 31. Bei Verhandlungen über Gegenjtände, bei welchen ein Mitglied des 
Virchenvorftandes perjönlic) betheiligt ift, darf dafjelbe nur auf ausdrücklichen Wunjch des 
Kirchenvorſtandes anmejend fein, feinesfalls aber abjtimmen, 

$ 32, Die Verwaltung und Vertretung des Vermögens der geiftlichen Stellen 
jteht unter Mitaufficht des Kirchenvorſtands ($ 26 Ziff. 4) dem Stellinhaber oder dem 
Dienſtverweſer zu. 

Die Auffichtsbehörde kann zeitweife eine andere Verwaltung und Vertretung anordnen. 

$ 33, Der Kirchenvorſtand kann von der kirchlichen Oberbehörde aufgelöſt werden: 
Die dadurch nöthig werdende Neuwahl muß alsbald porgenommen werden. 
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D. Bon der Aufficht über die Kirchengemeinden. 


$ 34. Die Kichengemeinden ftehen unter der Aufficht der zur Vertretung der 


Kirchenregierung geordneten Behörden. 


Bis zu anderweiter verfaffungsmäßiger Organifation diefer Behörden und Regelung 


des Berufungsrechts bleiben 


1. 


nd 


o 


die Ephorien und Kirchenämter als Bezirksauffichtsbehörden in Wirkſamkeit; 
jedoch wird die Aufficht über die Kirchengemeinden der Städte, welche Sitz eines 
Ephorus find, unmittelbar von der oberen Kivchenbehörde ausgeübt. 

Durch die Ephorie it vorzugsweife das innere kirchliche Leben, durch das 
Kirchenamt insbefondere die Verwaltung der Firchlichen Angelegenheiten in ihren 
äußern Beziehungen zu beauffichtigen und zu fürdern. 


. Die Gejchäfte der oberen Kirchenbehörde, durch welche dev Herzog das Kirchen— 


vegiment ausübt, werden durch die Miniſterialabtheilung für Kirchen und 
Schulenfachen fortbeforgt, deren weltlichen Mitgliedern zwei oder drei Geiftliche 
als geiftliche Näthe zur Berathung und Abſtimmung zugeordnet werden ; ihre 
Beſchlüſſe erläßt fie unter der gejeglichen Bezeichnung als Oberkicchenrath. 


. Sn den Angelegenheiten, in welchen den Gemeinden eine endgültige Entſcheidung 


(ef. $ 42 al. 2) nicht ausdrüclich eingeräumt-ift, gehen die Berufungen gegen 
die Verfügungen der Kicchenvorftände und Kicchengemeindeverfammlungen an das 
Kirchenamt. Die Berufungen gegen Entfcheidungen und Verfügungen dev 
Kirchenämter, jowie der Ephorien gehen an die obere Kicchenbehörde. Dieje 
entſcheidet in letzter Inſtanz, infoweit nicht das ftaatliche Oberauffichtsrecht in 
Betracht kommt. 

Diefe Berufungen find binnen vierzehntägiger Ausſchlußfriſt, vom Tage nad) 
der Eröffnung der beſchwerenden Entjeheidung oder Verfügung an gerechnet, bei 
der eröffnenden Stelle einzuwenden. Die Stelle, welche die Entjcheidung oder 
Verfügung extheilt hat, kann zur befonderen Ausführung eine weitere Friſt 
gewähren. 


$S 35. Zu Leiftungen, welche durch den Kirchengemeindezweck unbedingt geboten 


find, können die Kirchengemeinden durch Entſcheidung der Auffichtsbehörde angehalten 


werden. 

8 36. Beſchlüſſe der Kirchenvorſtände und Kirchengemeindeverſammlungen über 
. Errichtung oder Abänderung dev Kicchengemeindejtatuten, 

. Aenderung der Dotation der geiftlichen Stellen und der Stolgebühren, 

. Aufführung neuer Kirchen und Wohngebäude, ſowie über deren wejentliche Um— 


wm m 


änderung, 


. Über Veräußerung oder wejentliche Veränderung don Gegenjtänden, die einen 


beſonderen wiſſenſchaftlichen, gejchichtlicden oder Kunſtwerth haben, 


. Veräußerung unbeweglicher Güter und nubbarer Rechte, 
6, 


über Anleihen oder Verminderung der Kapitalien, 


bedürfen der Genehmigung der oberen Kirchenbehörde. 


I. 


II. Abſchnitt. 
Bon der Lande3-Synode. 


; 37. Die Landes-Synode bejteht 


aus zwei vom Herzog zu ernennenden Mitgliedern, einem geiftlichen und einen 
weltlichen, 

13 zwanzig in den vier Kreifen als Wahlbezirken gewählten Abgeordneten, 
nämlich acht geijtlichen und zwölf weltlichen, 


694 Sachſen-Meiningen. [78 


In jedem Wahlbezirk werden zwei geiftliche und drei weltliche Abgeordnete ohne 
Erſatzmann gewählt. 

Die Wahl geſchieht durch Wahlmänner. Jeder Wahlmann fann nur eine Stimme, 
und diefe nur perjönlich abgeben. 

Wählbar zu geiftlichen Abgeordneten und Wahlmännern derjelben find alle diejenigen, 
welche ein geiftliches Amt im Herzogthum definitiv oder vikariſch verwalten. 

Wählbar zu meltlichen Wahlmännern und Abgeordneten find alle diejenigen Mit- 
glieder der evangelifchen Kirchengemeinden des Landes, welche zu Kirchenvorjtehern gewählt 
werden fünnen ($ 17). 

Seder Kirchenvorſtand, bezüglich wo Filtalgemeinden vorhanden, dev Gejammt- 
vorstand, jendet aus feiner Kivchengemeinde doppelt joviel weltliche Mitglieder als Wahl- 
männer zur Wahlverfammlung, als Geiftliche in der Parochie angejtellt ſind. 

Die Geiftlichen treten fraft ihres Amtes als Wahlmänner hinzu. 

Die geiftlichen und weltlichen Wahlmänner bilden eine einzige Wahlverfammlung, 
welche von einem durch die obere Kirchenbehörde ernannten Kommiſſar berufen wird. 

Inländiſche Gemeinden, welche in ausländijche Gemeinden eingepfarrt oder Filiale 
derjelben find, entjenden ebenfalls weltliche Wahlmänner. Der Hinzutritt der auslän- 
diſchen Geiftlichen fällt weg. 

8 38. Die Wahl erfolgt in geheimer Abjtimmung. Gewählt ijt, wer mehr 
als die Hälfte dev Stimmen auf fich vereinigt. Wenn jedoch) zweimal, ohne eine 
ſolche Mehrheit zu erreichen, gejtimmt worden ift, jo entjcheidet bei der dritten Ab— 
ftimmung die relative Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos, welches für 
Abweſende durch ein von dem Wahlfommifjar bezeichnetes Mitglied der Wahlverfamm- 
fung gezogen wird. 

S 39. Die obere Kirchenbehörde ordnet das Wahlverfahren, ſoweit dafjelbe nicht 
durch das gegenwärtige Gejeß fetgeftellt worden ift, durch ein eimheitliches Wahlregle- 
ment, welches der Landes-Synode zur Genehmigung vorzulegen ift. 

8 40. Der Urlaub zum Gintitt in die Landes-Synode kann nicht verjagt 
werden. Die Vertretung Geistlicher im Amte muß in der Regel durch die benachbarten 
Geiftlichen bejorgt werden. 

8 41, Die Landes-Synode bevathet und bejchließt über die Angelegenheiten der 
gefammten evangelifchen Kirche des Landes. 

Es gehört insbejondere zu ihrem Wirkungskreiſe 

1. die Mitwirkung bei der Gejetgebung im ganzen Gebiet des Kirchenweſens auf 

Grund der Vorlagen des Kirchenregiments oder der aus der Mitte der Synode 
gejtellten Anträge ; 

2, die Bewilligung der allgemeinen Firchlichen Ausgaben und die Bejtimmung der 
hierzu von den Kirchengemeinden, Pfarreien, kirchlichen Stiftungen zu leiftenden 
Beiträge oder von den Angehörigen der Kirchengemeinden zu entrichtenden Ab— 
gaben nach den Vorlagen des Kirchenregiments, ſowie auch die Zuftimmung zur 
Einführung regelmäßig wiederkehrender Kirchentollekten ; 

. die Kenntnißnahme von der Verwendung der allgemeinen kirchlichen Einnahmen 
und von den Rechnungen der allgemeinen Pfarrwittwenfaffe mit der Befugniß, 
Erinnerungen in diefen Beziehungen zu jtellen ; 

4. das Necht der Beſchwerde in Betreff der Amtsführung der Kirchenbehörden. 

$ 42. Zu allen Gejegen im gejammten Gebiete des Kirchenwejens gehört Die 
Zuftimmung der Landes-Synode; ohne diefe Zuftimmung dürfen insbefondere auch weder 
Geſetze, welche den Kultus oder die Kirchenverfaffung betreffen, noch auch Abanderungen 


— 
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allgemeiner kirchlicher Einrichtungen eingeführt werden. Ingleichen ift die Einführung 
oder Abänderung religiöfer Lehrbücher, Gefangbücher und Agenden an die Zujtimmung 
der Landes-Synode gebunden. 

Keine Gemeinde kann jedoch gegen ihren Willen zur Aenderung des Bisherigen 
in den Formen des Gottesdienites, in Katechismen, Gefangbüchern und Agenden genöthigt 
werden. 

Das Bekenntniß bildet feinen Gegenftand der kirchlichen Gejeßgebung. Durch 
diefe Beſtimmung joll jedoch die freie Forſchung in der Schrift und die Fortbildung 
der Lehre nach deren Ergebnijjen nicht bejchränft jein. 

$ 43. Die Vorlagen des Kirchenregiments find vor allen anderen Gegenjtänden 
zu erledigen. 

$ 44. Die Landes-Synode wird auf jechs Jahre gewählt. Sie verfammelt jich 
in dieſer Periode ordentlicher Weife zwei Mal. Ihre Berufung joll mit der Verſamm— 
lung de3 Landtags nicht zufammenfallen, 

S 45. Außerordentliche Synoden werden nad) dem Ermeſſen des Kirchenregi— 
ments berufen. 

$ 46. Die Einberufung der Synode gejchieht durch den Herzog. 

$ 47. Die Synode wird durch einen öffentlichen Gottesdienft eingeleitet. Sie 
wird durch einen Beauftragten des Herzogs eröffnet. Sie beginnt ihre Arbeiten mit 
der Prüfung der Wahlen. 

$ 48. Die Synode wählt, jobald mehr als die Hälfte der Wahlen für gültig 
erklärt ijt, mittelft geheimer Stimmgebung durch abjolute Stimmenmehrheit in getrennten 
Wahlgang aus ihrer Mitte ihren Vorfigenden und deſſen Stellvertreter, ihre Schrift 
führer aber in Einem Wahlgang mitteljt velativer Stimmenmehrheit. 

Bis die Wahl vollzogen ift, führt das ältefte Mitglied den Vorſitz und übernehmen 
die zwei jüngiten die Schriftführung. 

8 49, Beim Eintritt in die Synode hat jedes Mitglied Folgende feierliche Ver— 
ficherung abzugeben: Sch gelobe vor Gott, daß ich bei meinem Wirken in ber Synode 
die innere und Äußere Wohlfahrt dev evnangelifchen Kirche des Landes nach bejtem 
Willen und Gewiſſen wahren und fürdern will. 

Diejes Gelöbniß wird bei der Eröffnung don einem Herzoglichen Bevollmächtigten 
(S 47) abgenommen. 

g 50. Jedes Mitglied der Synode ijt Vertreter der ganzen evangelijchen Landes— 
kirche und an Aufträge nicht gebunden, vielmehr verpflichtet, nach eigener Weberzeugung 
jeine Stimme abzugeben. 

$ 51. Die Synode iſt bejchlußfähig, wenn mindeftens zwei Drittel der Mit- 
glieder anmwejend find. 

s 52. Die Bejchlüffe der Synode werden duch Stimmenmehrheit der anmwejenden 
Mitglieder gefaßt, bei Stimmengleichheit gilt die Frage für verneint. Die in S 41, 
Ziffer 2 gedachte Ausgabenbewilligung und Beitrags- reſp. Abgabenbeſtimmung erfordern 
jedoch eine Mehrheit von zwei Dritteln dev Stimmen. 

8 53. Die Mitglieder der oberen Kirchenbehörde, ſowie die jonjt vom Landes— 
heren ernannten Kommifjare find berechtigt, jeder Sitzung der Synode beizuwohnen. 

Sie müfjen bei allen Verhandlungen gehört werden, wenn fie es verlangen. Ein 
Stimmrecht haben fie nicht. 

Ss 54. Alle Beichlüffe der Landes-Synode in Betreff der Gejeßgebung und Ver— 
waltung der Landeskirche mit Ausnahme dev Bejchtwerden bedürfen der Bejtätigung des 
Herzogs. 
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Der Herzog verkündet die das Kirchenweſen betreffenden Gejege mit ausdrücklicher 
Bezugnahme auf die erfolgte Zuftimmung dev Landes-Synode. 

$ 55. Der Herzog läßt die Synode vertagen und ſchließen. Er kann fie auf 
löſen. Im Fall der Auflöfung muß eine neue Synode innerhalb Jahresfriſt berufen 
werden. 

$ 56. Die Sitzungen der Landes-Synode find in dev Regel öffentlich. 

Die Sikungen werden geheim 

a. auf Begehren der Kommifjare des Kirchenregiments bei Mittheilungen, deren 
Geheimhaltung fie für nöthig erachten ; 

b. durch Beſchluß der Landes-Synode auf den Antrag von drei Mitgliedern, vor 
deſſen Berathung die Zuhörer ſich zu entfernen haben. 

Die Synode wird. die Behandlung ihrer Gefchäfte durch eine Gejchäftsordnung 
jeitjtellen. 

8 57.  Hede ordentliche Landes-Synode bejtellt einen jtändigen Ausſchuß; derſelbe 
bejteht aus ihrem Vorfigenden, welcher auch im Ausſchuß den Vorſitz führt, einem 
geiftlichen und einem weltlichen aus ihrer Mitte gewählten Ntitgliede. 

Für jedes Mitglied wird zugleich für den Fall der Behinderung oder des Aus— 
jcheidens ein Stellvertreter gewählt. 

Der Ausschuß bleibt in Wirkſamkeit bis zur Neuwahl durch die nächjte ordentliche 
Landes-Synode. 

8 58. So lange die Landes-Synode nicht verſammelt iſt, hat der Synodal— 
ausſchuß Mittheilungen für fie in Empfang zu nehmen und die für fie bejtimmten 
Angelegenheiten vorzubereiten. Er kann in dringlichen Angelegenheiten Wünfche, Vor— 
ichläge und Beſchwerden an die Kirchenregierung richten und die Berufung der Synode 
beantragen. 

$ 59. Der ftändige Synodalausjchuß kann den Prüfungen der Kandidaten und 
durch ein Mitglied den Generalvifitationen beiwohnen. 

$ 60. Die Mitglieder des ftändigen Synodalausſchuſſes nehmen als jtimmberech- 
tigte außerordentliche Mitglieder an der Beratdung und Beſchlußfaſſung der oberen 
Kirchenbehörde außer in den Fällen des $ 1 Alinea 3 Theil: 

1. bei Bejegung geiftlicher Stellen, insbeſondere auch bei der Entſcheidung über 
die Bedenken einer Gemeinde gegen Gabe, Lehre oder Wandel der vorgejchlagenen 
Geiftlichen oder über die geſetzmäßigen Eigenjchaften der von einem ‘Patron vor— 
gejchlagenen Geiftlichen, 

2. bei der Unterfuchung gegen Geiftliche wegen der Lehre, bei Anträgen auf gericht: 
liche Disciplinarunterfuchung gegen Geiſtliche und auf deren Entjeßung, bei 
Streihung aus der Kandidatenlijte, 

. bei der Weigerung einer Gemeinde, die ihr obliegenden oder durch den Kirchen— 

gemeindezwed gebotenen Leiftungen zu erfüllen, 

4. bei Aenderungen der Kirchengemeinde und Pfarrbezirfe und Verbände, jowie im 
Fall des Art. 1 des Gefeßes vom 7. März 1875, betreffend die Verwaltung 
erledigter Pfarrftellen der Landeskirche, und bei der im Art. 9 Alinea 3 dejjelben 
Geſetzes gedachten Heranziehung der Ueberſchüſſe der Vakanzkaſſen zum allgemeinen 
Kirchenfond, 

5. bei Verordnungen zur Ausführung erlaſſener Kirchengeſetze, 

6. falls die obere Kirchenbehörde ſelbſt die Zuziehung wünſcht, bei Vorbereitung der 
Vorlagen für die Synode, bei Ausführung ihrer Beſchlüſſe, bei allgemeinen 
Anordnungen und ſonſtigen wichtigen Angelegenheiten. 


© 
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8 61. Diejenigen Mitglieder der Synode und des Synodalausſchuſſes, welche nicht 
am Orte dev Verhandlung wohnen, erhalten Tagegelder im Betrage von neun Mark 
und Vergütung der Reiſekoſten; die am Site der Verhandlungen wohnenden die Hälfte 
dieſer Tagegelder. 

111. Abſchnitt. 
Mebergangs- und Shlußbejitimmungen, 

$ 62. Die Beltimmungen in Titel IV. des Grundgejeges vom 23. Auguft 1829 
bleiben, inſoweit nicht Art. 32 deſſelben durch S 27 diefer Ordnung eine Modifikation 
erhalten Hat, auch ferner für das Verhältniß der evangelifchen Landeskirche in Wirk— 
ſamkeit. 

Der Zuſtimmung des Landesherrn und des Landtags zur Veräußerung von 
Grundeigenthum der Kirchen, Kirchengemeinden und geiſtlichen Stellen bedarf es jedoch 
nicht mehr. 

$ 63. Die vorſtehende Kirchengemeinde- und Synodalordnung findet auch auf die 
unirte Gemeinde in der jogen. Neuftadt zu Hildburghaufen Anwendung. 

Die Beitimmungen des vorliegenden Gejees treten am 1. März d. J. in Kraft. 

Ueber die Verhältnifje der im aktiven Militärdienft ftehenden Perſonen und ihrer 
Angehörigen bleiben weitere Beftimmungen vorbehalten, desgleichen über die der Hof— 
firchengemeinde in Meiningen; für die Lebtere werden Behufs dev Wahlen zur erjten 
Landes Synode die erforderlichen VBorjehriften auf dem VBerordnungswege exlaffen. Auf 
die kirchlichen Einrichtungen der Armen-, Kranken und Strafanftalten findet die vor— 
jtehende Kirchengemeinde und Synodalordnung feine Anwendung. 

Urkundlich unter Unferer Eigenhändigen Unterjehrift und dem vorgedrudten Herzog— 
lichen Siegel. 

Meiningen, den 4. Januar 1876. 

(L. S.) Georg. 
Giſeke. 3. d. Uttenhoven. Heim. g 


LI 
NUusſchreiben des Dberkirdienvaths vom 5. März 1876, 
betreffend die Wahlordnung für Die Wahl der KRirchenvorſteher in den evange- 
liſchen Kirchengemeinden. 
Mit höchſter Genehmigung wird das bei der Wahl von Kirchenvorſtehern in. den evange— 


liſchen Kirchengemeinden des Herzogthums zu beobachtende Verfahren ($ 18 Abſ. 3 der Kirchengemeindee 
und Synodalordnung) bis auf Weiteres, wie folgt, bejtimmt: 


I. Nufitellung der Wahlliften ꝛc. 

Art. 1. In jeder Kirchengemeinde ift jofort eine Wahllifte anzulegen. 

Beiteht die Kirchengemeinde aus mehreren Ortsgemeinden, jo find mehrere Wahllijten, für 
jede dieſer Ortsgemeinden eine befondere aufzuitellen. 

Gehören bewohnte Gemarfungsverbände zu einer Kichengemeinde, jo hat nah Anweifung 
des Kirchenamts die Lifte der nächjtgelegenen zur gleichen Kicchengemeinde gehörigen Ortsgemeinde 
fih auf die Bewohner des Gemarfungsverbands mit zu erftrecden. 

Die Liiten find von dem Wahlvorſtand aufzuftellen, 

Der Wahlvoritand wird für jede Ortsgemeinde gebildet durch den Pfarrer und die im ihr 
wohnhaften, im $ 13 unter Ziffer 2 und 3 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung als jonjtige 
fändige Mitglieder des Kirchenvoritandes bezeichneten Kirchengemeindemitglieder (den Ortsvorfteher 
und den Lehrer). 
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Dem Wahlvoritand bleibt es überlaffen, den Ortsausichuß bezüglich Gemeinderath um Ab— 
ordnung zweier Mitglieder zu dem Wahlakt Art. 9 ff. als Beifißer zu erſuchen. 

Art. 2. Die Wahlfifte wird nad) Anleitung des unter A. beigefügten Formulars angelegt"). 

Sn Spalte 2 find alle männlichen Angehörigen der evangeliſchen Kirche, welche im Orte 
wohnen oder ſich jeit 3 Monaten in ſolchem aufhalten oder durch bejonderen Beſchluß als Mit— 
glieder der Kirchengemeinde aufgenommen worden ſind ($ 4 der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung) und das 21. Lebensjahr zurücgelegt haben, ohne Rückſicht darauf, ob diejelben nad $ 6 
Abi. 2 und 3 der Kirchengemeinde und Synodalordnung ftimmberechtigt find oder nicht, einzutragen 
und zwar mit Rückſicht auf ihren Zunamen in alphabetifcher Ordnung. 

Sn Städten und Orten von mehr als 1000 Einwohnern kann die Wahllifte auch in der Art 
angefertigt werden, daß auf die Bezirie und Straßen Nücficht genommen wird und innerhalb der⸗ 
ſelben die Namen alphabetiſch geordnet werden. 

Die zum aktiven Heere gehörigen Militärperſ 
nicht mit aufzunehmen. 

Gleichzeitig mit dem Eintrag in Spalte 2 find die Spalten 3, 4 (über Stand, Gewerbe 
und Alter) auszufüllen, in Spalte 7 die Namen derjenigen zu wiederholen, welche nah $ 6 der 
Kirchengemeinde: und Synodalordnung als ſtimmberechtigt auzuſehen find. Rückſichtlich derer, 
welche nicht ſtimmberechtigt ſind, bleibt die Spalte 6 leer; es iſt aber in Spalte 5 der Grund 
anzugeben, weshalb der Betreffende nicht ſtimmberechtigt iſt, z. B. im Konkurſe befangen. 

Die Spalte 6 wird erſt nad) Abſchluß der Wahlliſte (Art. 5) ausgefüllt, Spalte 3 aber bei 
der Wahlhandlung. 

Bei Zweifeln, ob Jemand unter Zuſtandsvormundſchaft jteht, der bürgerlichen Ehrenrechte 
verluſtig oder an deren Ausübung gejeßlich behindert, oder im Konfurje der Gläubiger befangen 
ift, wird das betreffende Gericht um Auskunft erfucht. 

Art. 3. Die Wahllifte ift in der Ortsgemeinde, für welche fie aufgejtellt worden iſt, jpätejtens 
fünf Wochen vor dem Wahlafte, mindejtens fieben Tage (ang — wobei der Tag der Auflegung und der 
Tag der Zurücnahme nicht mit eingerechnet werden darf — zu Jedermanns Einſicht öffentlich 
aufzulegen. 

Dies iſt zuvor unter Angabe des Lokals, wo ſie aufliegt, in ortsüblicher Weiſe öffentlich 
bekannt zu machen, dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß Einſprachen gegen die Wahlliſte innerhalb 
7 Tagen vom Ablauf des erjten Tages des Aufliegens an bei dem Pfarrer oder dem betreffenden 
Srtsvorfteher (Art. 1) anzubringen find, widrigenfalls darauf feine Nücficht werde genommen 
werden. (Formular B.) 

Art. 4 Auf erhobene Einſprachen ift von dem MWahlvoritand Entſchließung zu fallen. 

Wird die Mberzeugung gewonnen, daß ein Wahlberechtigter übergangen iſt, jo ift devjelbe 
alsbald am Schluffe der Liſten nachzutragen. Bejtehen aber deshalb Zweifel, oder ift die Einjprache 
darauf gerichtet, daß Jemand mit Unrecht als wahlberechtigt eingetragen fei, jo iſt nad) Aufnahme 
eines desfallfigen kurzen Protokolls fürmliche Entſcheidung zu ertheilen. Diejelbe muß binnen drei 
Tagen nad) erfolgter Einſprache erfolgen und dem Betheiligten mit dem Bedeuten befannt gemacht 
werden, daß derjelbe einen etwa beabfichtigten Rekurs binnen 14tägiger Abjehlußfrift vom Tage 
nad der Eröffnung der beſchwerenden Entſcheidung bei der eröffnenden Stelle einzuwenden habe. 

Am Uebrigen regelt ſich das Refursverfahren nad $ 34 der Kirchengemeinde und Synodal- 
ordnung. 

Art. 5. Sobald die Wahlliften in einer Kirchengemeinde (Muttergemeinde oder Filial— 
gemeinde, $ 2 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung) feitgeftellt find und ſolches auf den 
Liſten durch ein desfallfiges ausdrückliches Zeugniß (Anlage C) beurkundet ift, Haben Die zu der 
betreffenden Kirchengemeinde gehörigen Wahlvorftände zufammenzutveten, um auf Grund des $ 14 
der Kirchengemeinde: und Synodalordnung über Die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchen 
vorjtandes Beihluß zu fallen. 

Ergeben ſich hierbei Zweifel oder jtellt ſich bie Nothwendigkeit einer Aenderung der im 
Z 14 des cit. Gejeßes bejtimmten Voriteherzahl heraus, jo iſt behufs der Einholung der don der 
oberen Kirchenbehörde zu ertheilenden Entjeheidung ($ 15 Abj. 3 der Kirchengemeinde: und Synodal— 
ordnung) an Herzogliches Kirchenamt, bezüglich in Städten, welche Sit eines Ephorus find, 
unmittelbar an die obere Kirchenbehörde Vorlage zu machen. 


Ik Wahlhandlung. 
Art. 6. Nach erfolgter Feititellung der Zahl dev zu wählenden Kirchenvorſteher it zur 
Wahlhandlung jelbit zu ſchreiten. 


1) Yon der Mittheilung diejes, wie der unter B—P beigefügten Formulare nehmen wir Abſtand. 


onen und deren Angehörige ſind in die Liſte 
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Jede einzelne zur Kirchengemeinde gehörige Ortsgemeinde bildet vejp. mit den dazu gewieſenen 
Gemarfungen einen Wahlbezirk für fich. 

Art. 7. Die Wahldandlung wird von dem Wahlvoritand des betreffenden Ortes anberaumt 
und geleitet. Diejelbe ift zunächit im Kirchorte und womöglich an den darauf folgenden Tagen 
in den Übrigen zur Kirchengemeinde gehörigen Orten nad) vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung 
(Formular D) und Abkündigung von der Kanzel vorzunehmen. 

Zwiſchen der Bekanntmachung und dem Tage der Wahl hat ein Zwiſchenraum von mindeſtens 
I Tagen in Mitte zu liegen. 

Die Wahl muß für jeden Ort an einem Tage beendigt werden; fürzer als drei Stunden 
it die Dauer der Wahlhandlung nirgends zu bejtimmen. 

Art. 8. Der Wahlvorjtand eröffnet die Wahlhandlung, indem er duch ein Mitglied auf 
$ 17 und die dabei in Betracht zu ziehenden Beitimmungen der 88 4 und 6 der Kirchengemeinde: 
und Synodalordnung hinweift, und fie nach Befinden zur Verlefung bringt. 

Der Wahlvorjtand hat auf Erhaltung der Ordnung zu jehen, aber jeder Beeinfluffung der 
Wahl fich zu enthalten. 

Art. 9. Die Wähler legen ihren Stimmzettel ohne Unterjchrift verdedt in ein Gefäß. 

Gleichzeitig wird von einem Mitglied des Wahlvorjtandes oder von einem Beifiker in der 
Wahlliſte in der Spalte 8 zu dem Namen des Wählers bemerkt: gejtimmt. 

Wer nicht als wahlberechtigt in der Wahllifte (Spalte 7) eingetragen ift, Tann zur Abſtim— 
mung nicht zugelaflen werden; e3 ijt daher vor der Abgabe des Stimmzettel3 nachzufehen, ob der 
Abjtimmende auch in der Wahllijte eingetragen ift. 

Bevollmächtigte jind zur Abjtimmung nicht zuzulaifen, es muß vielmehr jeder Wähler 
perjönlich abjtimmen. ‚ 

Art. 10. Wenn in dem betreffenden Ort mehrere Kirchenvorſteher (SH 14 und 15 der Kirchen— 
gemeinde- und Shynodalordnung) zu wählen find, jo wird die Abjtimmung für diefelben auf ein= 
mal der Art vollzogen, daß ebenfoviele Namen auf jeden Wahlzettel gefchrieben werden. 

In der Bekanntmachung (Art. 7 Formular D) und bei Eröffnung der Wahlhandlung ijt 
zu bemerfen, wie viele Kirchenvorfteher zu wählen find. 

Art. 11. Wenn nah Ablauf der für die Wahlhandlung beftimmten Zeit, Art. 7, auf 
Anfrage des Wahlvorjtandes Niemand mehr fich zur Abſtimmung meldet, jo erklärt der Wahlvor- 
jtand die Abjtimmung für gefchloffen. Von da ab dürfen weitere Stimmen nicht abgegeben werden. 
Hierauf wird fofort zur Ermittelung des Wahlergebniffes geſchritten. 

Zu dem Behufe werden öffentlich die Stimmzettel verlefen und die darauf gefundenen 
Namen verzeichnet, die Stimmen gezählt und jofort dev Gewählte oder reſp. die Gewählten verfündet. 

Wenn dies Geſchäft nicht jofort nach der Abitimmung vorgenommen und beendet werden 
kann, jo find die jämmtlichen Wahlzettel vom Wahlvorftand unter gemeinschaftlichen Siegelverihluß 
bi5 zur Fortjegung zu nehmen. 

Art. 12. Ueber Gültigkeit oder Ungültigfeit der einzelnen Stimmzettel faßt der Wahlvor— 
ſtand nad Stimmenmehrheit Beichluß. 

Art. 13. Ueber die Wahlhandlung wird jofort ein Protokoll vom Wahlvoritand aufge: 
nommen, welches von den ſämmtlichen Mitgliedern defjelben, bezüglich den Beifigern, mit zu unter- 
ſchreiben ift. 

sm Protokoll brauchen die Wähler nicht namentlich aufgeführt zu werden; es genügt die 
Bezugnahme auf den Vermerk in Spalte 8 der Wahllifte, welche feßtere jammt den ungültigen 
Stimmzetteln und den Nachweiſen über die gehörige Bekanntmachung der Wahl dem Protokoll 
anzuſchließen ift, wogegen die gültigen Stimmzettel vom Wahlvorftand gemeinſchaftlich unter Siegel 
gelegt werden. Diejelben find bis zur endgültigen Entjcheidung über die Gültigkeit der Wahl 
(Art. 15) aufzubewahren. 

Unter E ift ein Muſter des Wahlprotofolls beigefügt. 

Art. 14. Der Wahlvorjtand hat jofort die Gewählten zu benachrichtigen und dieß zu dem 
Wahlprotofoll zu bemerken. 

Beabſichtigt ein Gewählter auf Grund des $ 21 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung 
die Wahl abzulehnen, jo hat er jeine desfallfige Erklärung innerhalb drei Tagen, von der Benach— 
rihtigung der Wahl an, beim Wahlvorftand jchriftlich abzugeben, von welchem über die Zuläffig- 
feit der Ablehnung Beihluß zu faſſen ift. Wird die Ablehnung als ftatthaft erachtet, jo hat der 
Wahlvorſtand alsbald eine anderweite Wahl in fürzefter Frift anzuberaumen. 


Nach Beendigung der Wahlhandlung find die Wahlliften und ſonſtigen Anlagen an das 
Kirchenamt einzujenden, 
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Art. 15. Das Kirchenamt prüft die Gejehlichfeit der Wahl ($ 18 der Kirchengemeinde: 
und Synodalordnung) und theilt das Ergebniß dem Wahlvorjtand mit. 

In den Städten, welche Sit eines Ephorus find, hat der Wahlvorjtand Die Wahlakten 
ummittelbar der obern Kicchenbehörde zur Vornahme der Wahlprüfung vorzulegen. 

Sind Erinnerungen nieht gejtellt oder diefelben erledigt, io werden die Namen dev Ge: 
wählten der Kirchengemeinde in ortsüblicher Weiſe und durch Abkündigung don der Kanzel bekannt 
gemacht. 

Die Gewählten find an einem der nächſten Sonntage don dem Pfarrer in der Kirche feier: 
lich zu verpflichten ($ 19 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung). 

Art. 16. Bon der erfolgten Verpflichtung der Kirhenvorfteher ift dem Kirchenamt unter 
namentlicher Aufführung derfelben Bericht zu erjtatten und dieſer durch letzteres der oberen Kirchen 
behörde vorzulegen. 

Die Kirhenämter haben auf thunlichſte Förderung des Wahlgeſchäfts hinzuwirken und 
darauf Bedacht zu nehmen, daß ſpäteſtens bis zum 1. Juni d. 3. Die Kirchenvorfteher in allen 
Orten ihres Bezirks in Wirkjamfeit treten. 

Art. 17. Die vorftchenden Beſtimmungen finden auf die Hofkirchengemeinde in Meiningen 
feine Anwendung. 

Meiningen, den 5. März 1376. 

Der Oberfirchenrath. 
Fr. v. Uttenhoven. 


Ausſchreiben des Oberkirchenrathes vom 20. Januar 1879, 
betr. die Wahlordnung für die Wahl der Rirchenvvrſteher in Den evangeliſchen 
Rirchengemeinden und für die Wahl der Abnenröneten zur Tandes-Bpnmdr. 


In Gemäßheit höchſter Entſchließung Seiner Hoheit des Herzogs wird mit Zuſtimmung der 
Landes-Synode das bei der Wahl von Kirchenvorftehern in den evangelijchen Kirchengemeinden 
und bei der Wahl der Abgeordneten zur Landes: Synode zu beachtende Verfahren ($ 18 Abj. 3 
und $ 39 dev Kicchengemeinde- und Synodalordnung) beitimmt, wie folgt: 


1. Wahl- und Stimmliften. 

$ 1. Die nad) Einführung der Kirchengemeinde und Synodalordnung in den Kirchen— 
gemeinden aufgeſtellten Wahl- und Stimmliſten ſind von den Kirchenvorſtänden fort zu führen 
($ 18 Abſ. 1 und $ 26 Ziff. 9 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung). Es Fünnen dazu von 
ihnen einzelne Mitglieder derjelden gewählt werden. 

Bei jeder Erneuerung der Lijten tft, wenn Die Kirchengemeinde aus mehreren Ortsgemeinden 
beſteht, für jede dieſer Ortsgemeinden eine beſondere Wahl- und Stimmliſte aufzuſtellen. Gehören 
bewohnte Gemarkungsverbände zu einer Kirchengemeinde, ſo hat nach Anweiſung des Kirchenamts 
die Liſte der nächſtgelegenen, zur gleichen Kirchengemeinde gehörigen Ortsgemeinde ſich auf die 
Bewohner des Gemarkungsverbandes, jedoch in geſonderter Nummernfolge, mit zu erſtrecken. 

$ 2. Die Wahl: und Stimmliſten werden nad Anleitung des unter A beigefügten For— 
mulars geführt '). 

In Spalte 2 find alle männlichen Angehörigen der evangeliſchen Kirche, welche im Orte 
wohnen oder fi) jeit 3 Monaten in ſolchem aufhalten oder durch bejonderen Beihluß als Mit— 
glieder der Kirchengemeinde aufgenommen worden find ($ 4 der Kirchengemeinde und Synodal- 
ordnung) und das 21. Lebensjahr zurüdgelegt haben, ohne Nücfiht darauf, ob diejelben nad 
$ 6 Abf. 2 und 3 der Kirchengemeinde und Synodalordnung jtimmberechtigt find oder nicht, 
einzutragen und zwar mit Rücficht auf ihren Zunamen in alphabetijcher Ordnung. 

In Städten und Orten von mehr als 1000 Einwohnern Tann die Wahl- und Stimmlifte 
auch in der Art angefertigt werden, daß auf Die Bezirte und Straßen Rückſicht genommen wird 
und innerhalb derjelben die Namen alphabetiich geordnet werden. 

Die zum aktiven Heere gehörigen Militärperfonen und deren Angehörigen bleiben aus Der 
Lijte weg. 


1) Die Formulare A—E find beim Abdrude fortgelafjen. 
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Gleichzeitig mit dem Eintrag in Spalte 2 find die Spalten 3, 4 (über Stand, Gewerbe 
und Alter) auszufüllen, in Spalte 7 die Namen derjenigen zu wiederholen, welche nad) $ 6 der 
Kirchengemeinde: und Synodalordnung als ſtimmberechtigt anzujehen find. Rückſichtlich derer, 
welche nicht ſtimmberechtigt find, bleibt die Spalte 6 leer, es iſt aber in Spalte 5 der Grund 
anzugeben, weshalb der Betreffende nicht ftimmberechtigt tft, 3. B. „im Konkurſe befangen“. 

Die Spalte 6 wird erit nah Abſchluß der Wahllifte (Art. 5) ausgefüllt, Spalte 8 aber bei 
der Wahlhandlung. 

t Bei Zweifeln, ob Jemand unter Zuſtandsvormundſchaft jteht, dev bürgerlichen Ehrenrechte 
verfuftig oder an deren Ausübung gejeglich behindert, oder im Konkurſe der Gläubiger befangen 
it, wird das betreffende Gericht um Auskunft erſucht. 

3. Die Wahl: und Stimmlifte ift in der Ortsgemeinde, für welche fie bejtimmt ift, 
mindeitens 7 Tage lang — wobei der Tag der Auflegung und der Tag der Zurüchnahme nicht 
mit eingerechnet werden darf — zu Jedermanns Einficht öffentlich aufzulegen. 

Dies iſt zuvor unter Angabe des Lofals, wo fie aufliegt, in ortsüblicher Weiſe öffentlich 
befannt zu machen; dabei iſt darauf hinzumeifen, daß Einjprachen gegen die Lifte innerhalb der 
Auflagefrift beim Vorſitzenden des Kirchenvorjtandes anzubringen find, widrigenfalls darauf feine 
Nückficht werde genommen werden. (Formular B.) 

8 4 Auf erhobene Einjprachen ift vom Kirchenvorſtand Entſchließung zu faſſen. 

Wird die Ueberzeugung gewonnen, daß ein Wahlberechtigter übergangen iſt, ſo iſt derſelbe 
alsbald am Schluſſe der Liſten nachzutragen. Beſtehen aber deshalb Zweifel, oder iſt die Ein— 
ſprache darauf gerichtet, daß Jemand mit Unrecht als wahlberechtigt eingetragen ſei, ſo iſt nach 
Aufnahme eines desfallſigen kurzen Protokolls förmliche Entſcheidung zu ertheilen. Dieſelbe muß 
binnen drei Tagen nach erfolgter Einſprache erfolgen und dem Betheiligten mit dem Bedeuten 
bekannt gemacht werden, daß derſelbe einen etwa beabſichtigten Rekurs binnen vierzehntägiger Aus— 
ſchlußfriſt vom Tage nach der Eröffnung der beſchwerenden Entſcheidung bei der eröffnenden Stelle 
einzuwenden habe. 

Im Uebrigen regelt ſich das Rekursverfahren nach 8 34 der Kirchengemeinde- und Synodal— 
ordnung. 

$ 5. Sobald die Liſten feſtgeſtellt find, iſt ſolches auf denſelben durch ein ausdrückliches 
Zeugniß des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes (Anlage 0) zu bekunden. 

Bei Zweifeln über die Zahl der zu wählenden Mitglieder, oder wenn ſich die Nothwendig— 
keit einer Aenderung der in $ 14 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung beſtimmte Vorſteher— 
zahl herausjtelft, tjt behufs der Einholung der von der oberen Kirchenbehörde zu ertheilenden Ent- 
ſcheidung ($ 15 Abſ. 3 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung) an Herzoglides Kirchenamt, 
bezügli in Städten, welde Sit eines Ephorus find, unmittelbar an die obere Kirchenbehörde 
Vorlage zu maden. 


2. Wahl der Kirchenvoriteher. 

$ 6. Nach erfolgter Feititellung der Zahl der zu wählenden Kicchenvorfteher ift zur Wahl: 
handlung jelbft zu ſchreiten. h 

Jede einzelne zur Kirchengemeinde gehörige Ortsgemeinde bildet refp. mit den dazu getviefenen 
Gemarfungen einen Wahlbezirk für fi). 

8 7. Die Wahlhandlung wird von dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes anberaumt und 
von demſelben unter Zuziedung von mindejtens zwei von ihm aus den Wahlberechtigten des Wahl- 
ortes ernannten Beifigern als Wahlvorjtand geleitet. 

Dieſelbe it zumächft im Kirchenorte und wo möglich an den darauf folgenden Tagen in den 
übrigen zur Kirchengemeinde gehörigen Orten nad) vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung (For: 
mular D) und Abkündigung von der Kanzel vorzunehmen, | 

Zwijchen der Befanntmahung und dem Tag der Wahl hat ein Zwifchenraum von mindestens 
acht Tagen zu liegen. 

Die Wahl muß für jeden Ort an einem Tage beendigt werden. Ihre Dauer ijt in Orten 
mit mehr als 1000 Einwohnern auf mindejtens drei Stunden, in anderen Orten auf mindejtens 
eine Stunde zu bejtimmen. 

$8. Der Wahlvorjtand eröffnet die Wahlhandlung, indem er durch ein Mitglied auf 
8 17 und die dabei in Betracht zu ziehenden Bejtimmungen dev 88 4 und 6 der Kirchengemeinde: 
und Synodalordnung Hinweiit, und fie nach Befinden zur Verleſung bringt. 

Der Wahlvorjtand hat auf Erhaltung der Ordnung zu jehen, aber jeder Beeinfluffung der 
Wahl ji zu enthalten. 

8 9. Die Wähler legen ihre Stimmzettel ohne Unterjchrift verdect in ein Gefäh. 
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Gleichzeitig wird von einem Mitglied des MWahlvorjtandes in Spalte 8 der Wahllifte zu 
dem Namen des Wählers bemerkt: „Geſtimmt“. 

Wer nicht ala mwahlberechtigt in der Wahlliſte (Spalte 7) eingetragen tft, kann zur Abſtim— 
mung nicht zugelaſſen werden, es iſt daher vor der Abgabe des Stimmzettels nachzuſehen, ob der 
Abſtimmende auch in der Wahllifte eingetragen iſt. 

Bevollmächtigte find zur Abſtimmung nicht zuzulaſſen, e8 muß vielmehr jeder Wähler per: 
ſönlich abjtimmen. 

$ 10. Wenn in dem betreffenden Orte mehrere Kirchenvorſteher ($ 14 und 15 der Kirchen- 
gemeinde= und Synodalordnung) zu wählen find, jo wird die Abjtimmung für diefelben auf ein- 
mal der Art vollzogen, daß ebenjo viele Namen auf jeden Wahlzettel gejehrieben werden. 

Sn der Befanntmahung Art. 7 Formular D) und bei Eröffnung der Wahlhandlung iſt 
zu bemerfen, wie viele Kirchenvorfteher zu wählen find. 

8 11. Wenn nad) Ablauf der für die Wahlhandlung bejtimmten Zeit ($ 7) auf Anfrage 
des Wahlvorjtandes Niemand mehr ſich zur Abjtimmung meldet, erklärt der Wahlvorftand die 
Abjtimmung für gefchlofjen. Don da ab dürfen weitere Stimmen nicht abgegeben werden. Ebenjo 
ist die Wahlhandlung zu ſchließen, jobald fämmtliche Wahlberechtigte ihre Wahlftimmen abgegeben 
haben. Hierauf wird jofort zur Grmittelung des Wahlergebnifjes geſchritten. 

Zu dem Behufe werden öffentlich die Stimmzettel verlefen und die darauf gefundenen Namen 
verzeichnet, die Stimmen gezählt und ſofort der Gewählte oder reſp. die Gewählten verkündet. 

Wenn dies Geſchäft nicht ſofort nach der Abſtimmung vorgenommen und beendet werden 
kann, jo ſind die ſämmtlichen Wahlzettel vom Wahlvorjtand unter gemeinſchaftlichen Siegelverſchluß 
bis zur Fortfeßung zu nehmen. 

$ 12. Ueber Gültigfeit oder Ungültigfeit der einzelnen Stimmzettel faßt der Wahlvorftand 
nad Stimmenmehrheit Beſchluß. 

Gewählt iit nach $ 14 der Kirchengemeinde und Synodalordnung, wer mehr Stimmen auf 
ſich vereinigt als ein Anderer. Haben mehr Perjonen, als zu wählen find, die gleiche Stimmen- 
zahl erhalten, jo unterjcheidet unter ihnen das Loos. 

$ 13. Ueber die Wahlhandlung wird jofort ein Protofoll vom Wahlvorftand aufgenommen, 
welches von den ſämmtlichen Mitgliedern deſſelben zu unterſchreiben it. 

Im Protofoll brauchen die Wähler nicht namentlich aufgeführt zu werden, es "genügt Die 
Bezugnahme auf den Vermerk in Spalte 8 der Wahllifte, welche letztere ſammt den ungültigen 
Stimmzettelm und den Nachweiſen über die gehörige Bekanntmachung der Wahl dem Protokoll 
anzufchließen ift, wogegen die gültigen Stimmzettel vom Wahlvorftand gemeinſchaftlich unter 
Siegel gelegt werden. Diejelben find bis zur endgültigen Entſcheidung über die Gültigfeit der 
Wahl (Art. 15) aufzubewahren. 

Unter BE ift ein Mufter des Wahlprotofolls beigefügt. 

$ 14. Der Vorfigende des Kirchenvorftandes hat jofort die Gewählten zu benachrichtigen 
und dies zu dem Wahlprotokoll zu bemerken. 

Beabſichtigt ein Gewählter auf Grund des 8 21 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
die Wahl abzulehnen, ſo hat er ſeine desfallſige Erklärung innerhalb drei Tagen von der Benach— 
richtigung an beim Kirchenvorſtand ſchriftlich abzugeben, von welchem über die Zuläfſigkeit der 
Ablehnung Beſchluß zu faſſen iſt. Wird die Ablehnung als ſtatthaft erachtet, jo hat der Vorſitzende 
des Kirchenvorjtandes al3bald eine anderweite Wahl in kürzeſter Friſt anzuberaumen. 

Nach Beendigung der Wahlhandlung find die Wahl: und Stimmlijten und ſonſtigen Anlagen 
an das Kirchenamt einzujenden. 

$ 15. Das Kirhenamt prüft die Gejeglichfeit der Wahl ($ 18 der Kirchengemeinde: und 
Synodalordnung) und theilt das Ergebniß dem Wahlvorjtand mit. 

In den Städten, welde Sit eines Ephorus find, hat der Wahlvorjtand Die Wahlakten 
unmittelbar der oberen Kirchenbehörde zur Vornahme der Wahlprüfung vorzulegen. 

Sind Erinnerungen nit geftellt oder dieſelben erledigt, jo werden die Namen der Gewählten 
der Kirchengemeinde in ortsüblicher Weiſe und durch Abkündigung von der Kanzel befannt gemacht. 

Wegen der Verpflichtung ift $ 19 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung maßgebend. 

$ 16. Bon der erfolgten Verpflichtung der Kirchenvorfteher iſt dem Kirhenamt unter 
namentlicher Aufführung derjelden Bericht zu erftatten. In Städten mit einem Ephorus erfolgt 
diefe Verichterftattung durch den Kirchenvorſtand an die obere Kirchenbehörde. 

$ 17. Im Falle des $ 33 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung, und wenn ſonſt 
Kirchenvorftände neu zu bilden find, richtet fi) das Verfahren nach dem Ausjchreiben des Ober: 
firchenrath8 vom 5. März 1876. 
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3. Wahl der Abgeordneten zur Landes-Synode. 


Ss 18. ‚jeder der vier Kreiſe des Herzogtdums bildet einen Wahlbezirk. 

Die Wahlhandlung in jedem Wahlbezirk wird von einem Kommiſſar geleitet, welchen der 
Oberkirchenrath ernennt. 

Die Ernennung wird öffentlich befannt gemacht. 

$ 19. Sobald diefe Ernennung erfolgt und veröffentlicht ift, find in jedem Wahlbezirk 
nach Vorſchrift der nachfolgenden SS 20—24 die Wahlmänner fejtzuftellen und rückſichtlich zu wählen. 

S 20. Jeder Ephorus, bez. dev mit deſſen Stellvertretung beauftragte Geiſtliche hat für 
ſeinen Ephoralbezirk ein Verzeichniß der nah 8 37 Abſ. 4 der Kicchengemeinde- und Synodal- 
ordnung wahlberechtigten und zu geiftlichen Abgeordneten wählbaren Geiftlichen aufzustellen und 
an den ernannten Wahlkommiſſar einzufenden, auch etwa nachträglich eintretende Henderungen 
anzuzeigen. 

$ 21. Auf Anordnung dev Wahlfommifjare haben die Kirchenvorſtände zur Vorbereitung 
der Wahlen der weltlihen Wahlmänner die Wahl- und Stimmtiften der Kirchengemeinden unter 
Beobahtung der in $ 1—4 gegebenen Vorſchriften aufzuftellen oder nach dem neueſten Stande zu 
berichtigen, aufzulegen und hierauf feftzuftellen, und wie jolches gefchehen, nach $ 5 zu beglaubigen. 

$ 22. Bet inländifchen Gemeinden, welche in ausländiichen Gemeinden eingepfarrt oder 
Filiale derjelben find, ift zur Wahl der weltlichen Wahlmänner in ftatutarifchem Wege ein bejon- 
derer Kirchenvorſtand, injofern ein ſolcher daſelbſt noch nicht befteht, zu bilden. Zu dieſem Behufe 
find in dieſen Gemeinden nad Maßgabe der anwendbaren Vorſchriften des Ausjchreibens vom 
5. März 1576 Wahlliften anzufertigen, welche über die zu weltlichen Wahlmännern und Abgeord— 
neten wählbaren Perſonen Auskunft geben, nach der Fertigſtellung ſieben Tage öffentlich aufzulegen 
und rückſichtlich nach Erledigung erhobener Einſprachen feſtzuſtellen, auch mit dem Zeugniß nach 
Formular C des Ausſchreibens zu verſehen. 

Die Anordnung des diesfalls Erforderlichen liegt den Kirchenämtern ob. 

Dem Wahlkommiſſar ift von der erfolgten Bildung des Kirchenvorſtandes Kenntniß zu geben. 

Dergleichen Gemeinden fünnen jedocd durch ihren Kirchenvorjtand, oder wo ein ſolcher nicht 
bejteht, Durch Mehrheitsbeſchluß ihrer Mitglieder ($ 12 der Kirchengemeinde und Synodalordnung) 
die Ausübung ihres Nechtes an der Wahl von Abgeordneten zur Landes: Synode Theil zu 
nehmen, den Wahlmännern einer Nachbargemeinde des nämlichen Kreifes übertragen, ohne daß 
hierdurch an dev Vorſchrift des $ 37 Abſ. 3 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung Etwas 
geändert wird. 

Sind Theile inländijcher Gemeinden in ausländiſche Pfarreien eingepfarrt, fo haben fie ſich 
der Wahl des übigen Ortstheiles anzuſchließen, wobei die vorjtehenden Beſtimmungen analoge 
Anwendung finden. 

Kirchengemeinden, deren Pfarrämter nah dem Gejege vom 7. März 1875 anderen Geiſt— 
lichen übertragen oder von andern inländiſchen Geiſtlichen vikariſch oder ſonſtwie zeitweilig mit 
verwaltet werden, nehmen durch zwei weltliche Wahlmänner an der Abgeordnetenwahl Theil. 

Inländiſche Kirchengemeinden, deren Pfarrämter von ausländifchen Geiftlihen verwaltet 
werden, entjenden zwei weltliche Wahlmänner. Inländiſche Kirchengemeinden, welche zur nämlichen 
inländifchen Parorhie gehören, in welchen das Pfarramt aber von verjchiedenen auswärtigen Geiſt— 
lichen verwaltet wird, treten zu dieſem Behufe zur gemeinſchaftlichen Wahl zufammen, 

Sole Theile inländiſcher Parochien, welche einem andern Kreife angehören, wählen mit der 
Haupt: bezüglich Mtuttergemeinde. 

5.23. Die Wahltommiffion hat feitzuftellen, wie viel weltliche Wahlmänner von jedem 
Kichendvorjtand nad Maßgabe des $ 37 Abi. 6 der Kirchengemeinde: und Spnodalordnung zur 
Abgeordnetenwahlverfammlung zu entfenden find und den Kirchenvorjtänden dieſe Feſtſtellung zu 
eröffnen. 

5 24. Sobald die Vorbereitungen zu den Wahlen der weltlichen Wahlmänner nad den 
ss 21-23 vollendet find, ift mit diefen Wahlen vorzugehen. 

Die Wahl der weltlichen Wahlmänner erfolgt in einer befonderen Sitzung des Kirchenvor— 
ſtandes unter Beobachtung der über die Sitzungen und Beſchlüſſe der Kirchenvorſtände beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. 

Gewählt iſt, wer mehr Stimmen auf ſich vereinigt als ein Anderer. Haben mehr Perſonen, 
als zu wählen ſind, eine gleiche Stimmenzahl erhalten, ſo entſcheidet unter ihnen das Loos. 

Von dem in das Protokollbuch einzuſchreibenden Wahlprotokoll iſt eine von dem Vorſitzenden 
des Kirchenvorſtandes beglaubigte Abſchrift mit den Wahlliſten und deren Anlagen an den Wahl: 
kommiſſar einzufenden. 
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8 25. Aus den Verzeichniſſen ($ 20) und den Wahlprotofoffen ($ 24) fertigt der Wahl- 
fommilfar eine Weberficht über die geijtlichen und weltlichen MWahlmänner und fegt jolche mit 
jämmtlichen Wahlaften dem Oberkirchenrath zur Prüfung vor. 

S 26. Nachdem die Alten dem Wahlfommiifar zur Vornahme der Abgeordnnetenwahl wieder 
zugegangen find, iſt diefe anzuberaumen. 

Der Wahlkommiſſar erläßt perjönliche Einladungen an die geiftlichen und weltlichen Wahl: 
männer zur Vornahme der Wahl und bezeichnet innerhalb feines Wahlbezirks den Ort, an welchen 
die Wahl ftattzufinden Hat, ſowie die Zeit und die Dauer der Wahlhandlung. 

Die Einladung muß mindejtens fieben Tage dor dem Termin dem Geladenen oder deſſen 
Hausgenofjen behändigt oder in deſſen Wohnung hinterlegt jein. 

Die Kirchenämter, Kirchen: und Gemeindevorjtände Haben den desfallfigen Requiſitionen zu 
entiprechen. e | 

Die Ladung kann mittelft eingejchriebener Zufchriften ergehen, welche zehn Tage dor dem 
Wahltermin zur Poſt gegeben fein müſſen. 

Eine kürzere Behändigung ift bei eingetretenen Veränderungen (8 20) zuläſſig. 

Meder die Behändigung ift Nachricht zu den Akten zu bringen. 

Die desfallſigen Koften find als allgemeine Firhliche Ausgaben zu betrachten. 

g 27. Die Wahlhandlung beginnt zur feſtgeſetzten Stunde ohne Rückſicht auf die Zahl der 
erichienenen Wahlmänner. 

Zu derjelden haben nur die geladenen Wahlmänner Zutritt. 

Eine Bevollmägtigung zur Stimmgebung oder eine Stellvertretung tt unftatthaft. 

Der Wahltommiflar hat die gejelichen Eigenjchaften der geiftlichen und weltlichen Abgeord— 
neten zu bezeichnen, darf aber weder durch Empfehlung noch durch Abmahnung oder auf ſonſtige 
Weiſe auf die Wahl einwirken. 

Er wählt aus den erſchienenen Wahlmännern zwei Beiſitzer. 

Hierauf beginnt die Abſtimmung; jeder Wahlmann legt ſeinen Wahlzettel, worauf gleich— 
zeitig zwei geiſtliche und drei weltliche Abgeordnete zu verzeichnen ſind, ohne Unterſchrift und 
erdeckt in das Wahlgefäß. Zugleich wird in der Wahlmännerüiberficht bemerkt, daß er abge⸗ 
ſtimmt hat. 

Bei der Wahl iſt im Uebrigen den Vorſchriften der $$ 37 und 38 der Kirchengemeinde= und 
Synodalordnung nachzugehen. 

$ 28. Wenn die bejtimmte Schlußzeit der Wahlhandlung eingetreten it und auf Anfrage 
des Wahlfommiffars ſich Niemand mehr zur Adftimmung meldet, jo wird Die Wahlhandlung für 
geſchloſſen erklärt und ift eine weitere Stimmabgabe nit mehr zuläſſig. 

Unter Kontrole der Beifiger wird hierauf vom Wahlkommiſſar das Wahlergebniß durch 
Herausnahme der Wahlzettel aus dem Wahlgefäß, Eröffnung und Verleſung der Stimmzettel, 
Zählung dev Wahljtimmen und Eintrag in ein Verzeichniß feftgeftellt und verkündet. 

8 29. Alle bei der Abjtimmung und bei Ermittelung des Wahlergebniffes ſich erhebenden 
Zweifel entjcheidet die Verfammlung durch Stimmenmehrheit. 

$ 30. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, welches alle erheblichen 
Vorgänge enthalten muB. Daſſelbe wird von dem Wahlkommiſſar und den beiden Beifigern 
unterzeichnet. 

Dem Protokoll ift die Meberficht über die Wahlmänner und das Verzeichniß Über die abge— 
gebenen Wahlſtimmen beizugeben, auch find die etwa für ungültig erklärten Stimmzettel beizufügen. 
Die gültigen Stimmzettel hat ber Wahlkommiſſar bis nach erfolgter Prüfung der Wahlen durch 
die Landes-Synode unter Siegel aufzubewahren. 

8 31. Der Wahlfommifjar benachrichtigt die Gewählten von der Wahl und jendet Die 
ſämmtlichen Wahlaften an ben Oberfirchenrath ein. 

$ 32. Etwaige Einſprachen gegen die Wahl find innerhalb acht Tagen bei dem Oberkirchen— 
rath anzubringen. 

Die Wahlakten werden durch den Oberkirchenrath der Landes: Synode vorgelegt, welche über 
die Gültigkeit der Wahl entjcheibet. 

$ 33. Das Ausjchreiben des Oberkirchenraths vom >. März 1876 bleibt für die Fälle der 
SS 17 und 22 in Kraft. Die Ausjchreiben des Oberkirchenraths vom 29. Oftober 1877 und 
94, November 1877 werden aufgehoben. 

Meiningen, den 20. Januar 1879. 

Der Oberfirchenrath. 
Fr. von Üttenhoven. 


Die übrigen Thüringiſchen Staaten. 


Friedberg, Berfaffungsgejege. Thür. Staaten. 


1. Das Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershaufen. 


In den zum heutigen Fürftenthum Schmwarzburg-Sondershaufen gehörigen 
Gebieten find ſchon im XVI. Jahrhundert zwei Konfiftorien, zu Arnftadt!) und 
Sondershaufen?) begründet worden, welche in der herfümmlichen Weiſe die dem Landes— 
heren zuftehende Episfopalgeivalt ausübten und die geitliche Gerichtsbarkeit handhabten. 
Nachdem noch i. J. 1841?) die äußere Organifation diefer Behörden die Umänderung 
erfahren hatte, daß für Schul= und Kirchenangelegenheiten abgefonderte Abtheilungen 
eingerichtet worden waren, wurden beide aufgehoben durch das landesherrliche Nefeript 
v. 22. Dezember 1846*), welches die Fonfiftorialen Geſchäfte der Negierung in 
Sondershaufen übertrug, deren dritte Abtheilung die inneren Angelegenheiten der 
Landeskirche verwalten follte, und unter welcher Superintendenten 9) fungirten. 

Aber auch diefer Zuftand dauerte nur bis 3. 3. 1850. Das Gejeß v. 17. März 
1850°) übergab die Kirchenvegierung dem neuerrichteten Miniſterium, in welchem eine 
Abtheilung für Kirchen und Schulfachen eingerichtet wurde, und als deſſen Organe 
bis zur Einführung einer neuen Kichenverfaflung Superintendenten fungiren jollten. 
Gleichzeitig”) wurde aber der genannten Minifterialabtheilung ein aus Geiftlichen 
beftehender follegialer Kirchenrath beigeordnet für die rein geiſtlichen und kirchlichen 
Angelegenheiten. Indeſſen wurde dieſe Verwaltungsorganiſation ſchon nach acht Jahren 
wieder beſeitigt. Das Geſetz v. 22. Dezember 1858°) ſtellte ein Landeskonſiſtorium 
in Sondershauſen wieder her, auf welches die Geſchäfte des Kirchenrathes und 
der Miniſterialabtheilung für Kirchen und Schulen übertragen wurden und deſſen 
Kompetenzen in der Verordn. v. 27. Dezember 18589) genau abgegränzt wurden. 

Der jetzige Rechtszuſtand endlich beruht auf dem Geſetz dv. 9. Dezember 
1865 (I) und der Minifterialverordnung v. 14. März 1866 (II), welche 


1) Apfeljtedt, Heimathsfunde für die Be- 
wohner des Fürjtenthums Schwarzb.-Sondersh. 
Sondersh. 1854 2, ©. 85. Dies Konfiftorium 
war auch kompetent für die von Gotha lehnbaren 
Theile jeines Bezirkes, vgl. oben ©. 647 und 
fungirte als DOberbehörde über dus churfürſtl. 
fächfiſche Mediatkonſiſtorium zu Ebeleben, bis 
1811 die Herrſchaft Ebeleben wieder unter 
direktes ſächſiſches Konſiſtorialregiment kam, 
welches aber i. J. 1816, wo Schwarzburg 
Jänmtliche Hoheitsrechte erwarb, ein Ende 
nahm. Vgl. oben ©. 359 und Apfelftedt, 
@.a.09.1, ©. 127. 

2) Vgl. ebendaf. 1, ©. 98. 
3) Refer. dv. 3. März 1841. Geſ.-S. ©. 18f. 


Uebrigens waren die Konfiftorien — und jo 

auch in Rudolſtadt — mit den Verwaltungs- 

folfegien identifch, nur daß noch der Super- 

intendent und ein geiftlicher Aſſeſſor hinzutrat. 

Heydenreich, Hiftorie d. ehem. Gräfl. nun— 

un Fürſtl. Hauſes Schwarzb. Erfurt 1743 
. 846. 


4) Geſ.S. 1846 ©. 30. 

5) Bol. Inſtr. v. 31. März 184788. Gej.-©. 
1847 ©. 25. 

6) Gei.-S, 1850 ©. 4. 

7) 8. v. 18. März 1850. 

8) Gej.-©. 1858 ©. 19. 

9) Gel.-©. 1859 ©. 5. 
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in der Verordnung a. 5. Februar 1870 ') nur eine geringfügige Ergänzung erfahren 
haben, 

Danach ift wieder die Verwaltung der inneren und äußeren Kirchenangelegenheiten 
der Negierungsbehörde übertragen worden, nur daß für die erfteren auch wieder ein 
follegialer Kirchenrath beigeordnet iſt. Als Unterbehörden fungiren drei Superinten— 
denten und drei Kirchen: und Schulinſpektionen?) die aus dem Landrath und 
Superintendenten zuſammengeſetzt find, und die unmittelbare Aufficht über die gleich- 
zeitig eingerichteten Kirchenvorftände führen. 


I: 
Geſek, 


die Neugeſtaltung der Rirchen- und Schulbehörden betr. vom 9. Dezember 1865. 


Wir Günther Friedrich Carl, von Gottes Gnaden Fürſt zu Schwarz— 
burg ꝛc. 
verordnen mit Zuſtimmung des Landtages zum Zweck der Einführung einer neuen 
Organiſation der Kirchen- und Schulbehörden, was folgt: 

F 1. Das Konſiſtorium wird aufgehoben. 

Ss 2, Dem Minifterium, Abtheilung für Kicchen- und Schuljachen, werden die 
gefammten inneren und äußeren Angelegenheiten der evangeliſch-lutheriſchen Kirche, joweit 
ſie nicht zum Reſſort des Kirchenrathes ($ 3) gehören, überwieſen. 

Dafjelbe ift inmerhalb feines Wirkungskreiſes die unmittelbar vorgejeßte Behörde 
der Kiccheninfpeftion ($ 18). 

In Anfehung der Gejchäftsgegenjtände, welche dem Gejammtminifterium zur 
follegialifgen Beratung und Beſchlußfaſſung überwiefen find oder der Entjchließung 
des Fürften unterliegen, bewendet es bei den bisherigen Kompetenzbejtimmungen. 

Ss 3. Es wird ein Kirchenrath errichtet und dem Minifterium, Abteilung Für 
Kirchen und Schulfachen, beigeordnet. 

Derjelbe fteht unter dem Gejammtminifterium als jeinev zunächſt vorgejeßten 
Behörde. 

$ 4. Der Kirchenrath befteht aus einer Anzahl von Geiftlichen, welche von dem 
Fürften berufen werden und nach der Zeit ihrer Berufung in den Kicchenrath unter 
einander rangiven. Für die erfte Berufung beftimmt der Fürſt ihr Nangverhältniß. 

Ss 5. Den VBorfiß im Kirchenrathe führt zugleich mit den Rechten eines ſtimm— 
führenden Mitgliedes der Vorftand der Minifterialabtheilung für Kirchen und Schul- 
ſachen. In Abweſenheit oder jonftiger Verhinderung des Vorſitzenden jteht dem erjten 
Mitgliede des Kicchenraths die Gejchäftsleitung zu. 

8 6. Der Gejhäftsfreis des Kirchenraths umfaßt die rein geiftlichen und kirch— 
lichen Angelegenheiten, insbeſondere: 

1. die Aufficht über den Gottesdienft in dogmatifcher und (iturgifcher Beziehung, 
2. die Anordnung Firchlicher Feſte, 
3. die Extheilung von Dispenjationen, 


1) Bei der betr. Gejeßesitelle angegeben. | unbefannte Organijationen gewejen, da ſie Schon 
2) Wenn $ 18 des citirten Gejeßges jagt: E83 | in der Verord. dom 18. März 1850 erwähnt 
werden Kirchen und Schulinjpeftionen errichtet, | werden. 
jo find das doch Teine der Landeskirche bis dahin 


5] T. Gefeß v. 9. Dez. 1865, die Neugeftaltung dev Kirchen» und Schulbehörden betr. 709 


4. die Prüfung der Kandidaten des Predigtamtes, die Aufjicht über dieſelben und 
ihre Verwendung zu geiftlicher Amtshülfe, 

5. die Aufficht über die moralifche und Amtsführung der Geiftlihen und Super: 
intendenten, jowie 

6. die Einleitungen und Vorſchläge wegen Anftellung, Beförderung, Belohnung, 
Verſetzung, Emeritirung und Penfionivung von Geiftlichen. 

Die Beltimmung in $ 2 Mlinea 3 gilt auch hier. 

g 7. Innerhalb jeines Wirkungskreifes iſt der Kirchenrath die unmittelbar vor— 
gejehte Behörde der Kircheninfpeftionen ($ 18), jowie der Superintendenten in den im 
S 21 bezeichneten Angelegenheiten. 

$ 8. Der Kicchenrath kann Einficht nehmen von der Berwaltung des geijtlichen 
und kirchlichen Stiftungsvermögens und darauf bezügliche Anträge beim Miniſterium ſtellen. 

8 9. Die Geichäftsbehandlung in den Kirchenrathsfigungen ift die Eollegialijche. 

8 10. Zu den Berathungen des Kirchenraths fünnen nach Ermeſſen des Vor— 
fienden auch die weltlichen vortragenden Beamten der MinifterialabtHeilung für Kirchen 
und Schuljachen zugezogen werden, ſowie auch umgefehrt die Mitglieder des Kirchenraths 
zu den Berathungen des Minifteriums in Firchlichen und geijtlichen Angelegenheiten. 

$ 11. Der Kicchenrath verfammelt fih auf Zufammenberufung durch den Vor— 
fienden. Zu den Sigungen werden regelmäßig nur die unterherrſchaftlichen Mitglieder 
berufen; jedoch wird der Vorfigende zur Berathung wichtigerer Gegenjtände und Fragen 
nach Befinden jeweilig Plenarfigungen, in denen aud die oberherrſchaftlichen Mitglieder 
erjcheinein müſſen, anberaumen, 

8 12. Die auswärts wohnenden Mitglieder erhalten bei der Theilnahme an den 
Sikungen eine Vergütung für ihre Neifefoften. Es bleibt jedoch vorbehalten, ihnen 
als Entſchädigung für ſämmtliche Reifefoften ein jährliches Baufchquantum zu bemilligen. 

8 13. Der Vorſitzende kann die minder wichtigen oder feinen Aufſchub Leidenden 
Sachen ohne Berufung des Kirchenvaths unter Zuftimmung dev hier wohnenden und 
nicht gerade behinderten Mitglieder erledigen. 

$ 14. Für die Sekretariats-, Negiftratur- und Kanzleigefhäfte beim Kirchenrath 
jorgt die Minifterialabtheilung für Kirchen- und Schulfachen durch die zu ihrem Reſſort 
gehörigen Subalternen. 

$ 15. Das Minifterium, Abteilung für Kirchen- und Schulfachen, ift die oberjte 
Schulbehörde und hat als ſolche unter den im 8 2 Alinea 3 angegebenen, auch hier 
maßgebenden Beſchränkungen die oberjte Leitung und Beaufjichtigung des gejammten 
Schulweſens und die Entjcheidung aller dafjelbe betreffenden Angelegenheiten, ſowie Die 
Oberaufficht über die Anftalten und Stiftungen zu Schulzweden. 

8 16. Die gedachte Mintfterialabtheilung ift die unmittelbar vorgejegte Behörde 
der. (Kirchen und) Schulinjpeftion ($ 18). 

$ 17. Derfelben werden ferner überwiejen die Angelegenheiten der Vereine für 
wiſſenſchaftliche Zwecke, jowie die Verfügung über die von den Landesbehörden anzu 
weiſenden Stipendien mit Einjchluß der Freitiſche. 

$ 18. Es werden Kirchen und Schulinfpeftionen errichtet. Die Site und Bezirke 
derjelben wird die Staatsregierung bejtimmen. 

8 19. Jede derſelben bejteht aus: 

1. dem Landrath des Inſpektionsbezirks reſp. feinem Stellvertreter, 

2. dem Superintendenten diejes Bezirks; der Staatsregierung bleibt überlafjen, mit 
Nückficht auf die künftige Abgränzung der Bezirke nach Befinden die gegen 
wärtige Zahl der Superintendenten zu vermehren, 
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8 20. Der Vorſitz in den Sitzungen und die gejammte Geſchäftsleitung ſteht 
dem Landrathe zu; in deſſen Abweſenheit übernimmt der Superintendent den Vorſitz in 
den Sitzungen; in allen übrigen Geſchäften wird der Landrath von ſeinem gewöhnlichen 
Stellvertreter vertreten. 

8 21. In unmittelbarer Unterordnung unter den Kirchenrath haben die Supers 
intendenten die nächte Aufficht über den Gottesdienst in dogmatischer und liturgiſcher 
Beziehung und über den kirchlichen Religionsunterricht allein zu führen, jowie auch) die 
Ordination der Geistlichen vorzunehmen. ‚ 

$ 22. Bezüglich aller übrigen Firchlichen und geiftlichen, ſowie der gejfammten 
Bolksichulangelegenheiten treten die Kirchen- und Schulinjpeftionen in diejenige Stellung 
ein, welche bisher die Landräthe und Superintendenten zu dieſen Angelegenheiten ein— 
genommen haben. 

$ 93, Die Kirchen- und Schulvifitationen hat der Superintendent in ſtändigem 
Auftrage der Kirchen und Schulinfpeftion vorzunehmen. Er hat dafür Neijefojten und 
Diäten zu beanfpruchen. Die Bezahlung derfelben erfolgt bezüglich der Kirchenviſitationen 
nach Maßgabe der bisherigen Beſtimmungen und Obſervanzen. Die Gebühren bei 
Schulviſitationen werden von der Staatskaſſe getragen. Auch hat der Superintendent 
die Konferenzen der Geiſtlichen und Predigamtskandidaten, ſowie der Volksſchullehrer 
des Bezirks im ſtändigen Auftrag der Kirchen- und Schulinſpektionen anzuberaumen 
und abzuhalten. 

F 24. Die Kirchen- und Schulinſpektionen find innerhalb ihres Reſſorts die vor— 
geſetzten Behörden der Kirchen- und Schulvorſtände ($ 26), der Getftlichen und der 
Volksſchullehrer ihres Bezirks. 

8 25, Für die Sekretariat, Negiftratur- und Kanzleigefhäfte jorgt der Lands 
rath durch die zu jeinem Reſſort gehörigen Subalternen. 

$ 26. Im jeder evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinde des Fürſtenthums wird 
ein Kirchen und Schulvorftand zur nächſten Leitung und Beauffichtigung der kirchlichen 
und Bolfsichulangelegenheiten errichtet. 

8 27. Derſelbe befteht aus: 

1. dem Ortsgeiftlichen; wo deren mehrere find, aus den jämmtlichen ordinirten 
Geiftlichen der Gemeinde. Für Gemeinden, welche in die Kirchengemeinde eines 
anderen Staates eingepfarıt find, bejtimmt das Minifterium einen hierländiichen 
Seiftlichen als Mitglied. Diejer erhält alsdann für diefe Funktionen aus Staats⸗ 
mitteln eine ſtändige Remuneration, deren Betrag das Miniſterium feſtzuſetzen 
hat. Uebrigens iſt auch der betreffende ausländiſche Pfarrer berechtigt, als Mit— 
glied in den Kirchen- und Schulvorſtand einzutreten, jedoch ohne die Funktionen 
eines Vorſitzenden ($$ 33 und ff.), die vielmehr dem ernannten inländiſchen 
Geiftlichen zuftehen, zu erhalten; 

. dem Bürgermeifter reſp. Schulzen dev Gemeinde beziehungsteife deven Stellvertreter; 
. in Dörfern zwei, in Städten vier von dem Gemeinderathe, bezüglich der Stadt- 
verordnetenverfammlung gewählten Mitgliedern, an deren Wahl ſich jedoch nur 
die der Landeskirche angehörenden Mitglieder der genannten Körperjchaften zu 
betheiligen haben. 
Sm Orten qutsherrlichen Kirchenpatronats ift auch der Patron Mitglied des Kicchen- 
und Schulvoritandes, ſobald er dispofitionsfähig ift und die übrigen (nicht das Alter 
betreffenden), in $ 29 aufgeführten Bedingungen in feiner Perfon erfüllt. Von mehreren 
Inhabern eines Patronats ift nur Einer zum Eintritt in den Kirchen- und Schulvorjtand 
berechtigt, und haben fich die erjteren darüber zu einigen, wer von ihnen diejes Recht 
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- ausüben fol. Es ijt den zur Mitgliedfehaft im Kirchen: und Schulvorjtand berufenen 
Patronen nachgelaffen, fich in jolcher Eigenjchaft durch eine dritte Perſon, welche allen 
in $ 29 aufgeftellten Bedingungen der Wählbarfeit entjpricht, vertreten zu laſſen. 

g 28. Die Mitglieder 8 27 Ziffer 3 werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle 
drei Jahre jcheidet die Hälfte der Mitglieder aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. 

Die das erſte Mal Ausfcheidenden werden durch das Loos bejtimmt. 

Die Ausfcheidenden können wieder gewählt werden. 

s 29. Waählbar find alle männlichen Kirchengemeindeglieder, welche das dreißigſte 
Lebensjahr zurückgelegt haben, ſich im Beſitze der ftaatsbürgerlichen Rechte und jonjtigen 
guten Leumundes befinden und nicht Mitglieder einer höheren Kirchen— und Schul— 
behörde find. 

g 30. Das Amt eines Mitgliedes des Kicchen- und Schuloorjtandes iſt ein Ehren— 
amt und fann nur aus triftigen Gründen abgelehnt werden. Nur Diejenigen, die nad) 
$ 28 Abfak 2 nach jehsjähriger Verwaltung eines ſolchen Amtes wieder gewählt worden 
find, ſowie Diejenigen, welche das jechzigite Lebensjahr zurücgelegt haben, dürfen ein— 
fach ablehnen. 

$ 31. Das Ausjcheiden eines Mitgliedes während feiner Amtsperiode erfolgt, 
wenn daffelbe die zur Mitgliedſchaft erforderlichen Eigenſchaften verliert, oder wenn es 
erhebliche Gründe für den Austritt beibringt, oder wenn es inzwijchen das jechzigite 
Lebensjahr zurüdgelegt Hat und ausjcheiden will. 

An Stelle eines ſolchergeſtalt Ausjcheidenden iſt alsdann für die noch) übrige Zeit 
der Amtsperiode des Ausgejchiedenen ein Anderer zu wählen. Sofern jedoch der Kirchen— 
und Schulvorjtand auch nach ſolchem Ausscheiden eines oder mehrerer Mitglieder noch 
drei Viertheile feiner Mitglieder behält, und jofern der Neueintretende nicht mindejtens 
ſechs Monate im Amte fein würde, kann der Kirchen umd Schulvorſtand beſchließen, 
daß eine Neuwahl unterbleibe. 

$ 32. Ueber das Vorhandenſein der Bedingungen der Wählbarkeit ($ 29), über 
Zuläffigfeit dev Ablehnung einer Wahl (6 30), jowie über die Nothiwendigfeit vder 
Zuläffigfeit des Ausfcheidens der Gewählten ($ 31) entſcheidet zunächt der Kirchen- und 
Schulvorſtand jelbit. 

8 33. Den Vorſitz und die Gejchäftsleitung in dem Kirchen- und Schulvorſtand 
hat der Geiſtliche, bezüglich der erſte unter den mehreren Geiſtlichen. Bei Verhinderung 
des letzteren geht der Vorſitz auf den in der Dienſtreihe zunächſt folgenden Geiſtlichen 
über. Während einer Pfarrvakanz übernimmt der zum ſtändigen Vikarius ernannte 
Geiſtliche den Vorſitz. Für Verhinderungsfälle der nach Vorſtehendem zum Vorſitz 
berufenen Geiſtlichen iſt ein für alle Mal ein Stellvertreter des Borfigenden don und 
aus den Mitgliedern des Kirchen- und Schulvorjtandes zu wählen. 

Da, wo ein Privatficchenpatron in jeiner Perfon Mitglied des Kicchen- und 
und Schulvorjtandes ift, hat diefer unbejchadet der jonjtigen Befugniſſe des Geijtlichen 
den Ehrenvorſitz. 

$ 34. Die Geiftlichen find in ihrer die Lehre und das geiftliche Amt betreffen— 
den Thätigkeit von dem Kirchen- und Schulvorjtande völlig unabhängig. Sie jtehen 
infoweit lediglich unter dem Superintendenten ($ 21), bezüglich unter der vorgejeßten 
Kirchen: und Schulinjpektion. 

8 35. Allen übrigen, im $ 34 nicht ausdrüdlich ausgenommenen kirchlichen 
und geistlichen Angelegenheiten hat der Kirchen: und Schulvorjtand jeine fürforgliche 
Thätigfeit zuzumwenden. 

Er ift ganz bejonders berufen, 
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über den fittlichen und religiöfen Zuftand und zumal das kirchliche Leben der 
Gemeinde zu wachen, Zucht und Sitte in derfelben durch Wort und That zu 
befördern und in joldem Sinne namentlich auch die aus ber Schule entlafjene 
Sugend zu beauffichtigen ; 

für Unterbringung, Beaufſichtigung und Beljerung der bürgerlich Beſtraften zu 
jorgen; 


5, die Kirchliche Armen- und Krankenpflege zu üben. 


Er überfommt 


‚ bei Anftellung der Ortsgeiftlichen das jog. votum negativum dev Gemeinde, 


kraft deſſen fein Geiftlicher, gegen defjen Perſon, Lehre oder Wandel begründete 
erhebliche Eimwendungen gemacht werden, in der Gemeinde angejtellt werden darf; 


. die Ausjtellung der Vokationen; 
5, die Befugniß, die niederen Kirchendiener, joweit deren Amt nicht mit einer 


Schuljtelle verbunden ift, zu wählen, auch alle niederen Kirchendiener zu ders 
pflichten und zu beauffichtigen ; 


‚ die Verwaltung bezüglich Beauffichtigung der Verwaltung des Kirchen und 


Pfarreivermögens ; 


. die Sorge für die äußere Ordnung beim Gottesdienft und die Kirchenjtuhls 


angelegenheiten ; 


9, die Aufficht über das geſammte Begräbnißweſen; 
‚ die Verpflichtung, der Prüfung und Aufnahme der Konfirmanden, ſowie den 


Pfarreinführungen und den Kirchenvifitationen auf Erfordern beizumohnen. 
Er hat 


11. die Kirchengemeinde in allen Rechtsverhältniffen, welche die Gemeinde oder die 


innerhalb derjelben beftehenden Kirchen, Pfarreien oder kirchlichen Stiftungen 
betreffen, zu vertreten und 


. für Beichaffung der nöthigen Mittel zur Befriedigung der gejammten kirch⸗ 


lichen Bedürfniſſe auf dem geſetzlich geordneten reſp. obſervanzmäßigen Wege 


zu ſorgen. 
An Orten, wo Privatkirchenpatrone vorhanden ſind, verbleiben dieſen die ihnen 


zuſtehenden Rechte. 


tigung 


DD 


8 36. Der Kirchen- und Schulvorjtand übt die nächjte Leitung und Beaufſich— 
des Volksſchulweſens aus. Insbeſondere fteht ihm danach zu und liegt ihm ob: 
die Schulgemeinde in allen Nechtsverhältniffen, welche die Gemeinde oder Die 
innerhalb derſelben bejtehenden Schulen, Lehrerjtellen oder Stiftungen zu Schul- 
zwecken betreffen, zu vertreten; 


. für Beichaffung der nöthigen Schullofalien, für die erforderlichen Schulbedürfnifje 


und die Mittel zur Bejoldung des Lehrerperjonals zu jorgen (SS 20, 21, 22, 
23, 24, 25, 26 des Volksſchulgeſetzes vom 6. Mat 1852); 


. darauf zu ſehen, daß die Schulpflicht erfüllt werde (SS 47 ff. cit.); 
. den Unterricht (SS 1, 65 eit.) jowie 


. die Schulzucht ($ 67 eit.) zu überwachen ; 


;. ausnahmsweije vor der Zeit aus der Schule zu entlajjen ($ 52 eit.); 
7. die Disciplinargewalt über das Lehrerperjonal, joweit diejelbe nicht ausdrücklich 


anderen Behörden gejelich übertragen ift, zu üben. Ordnungsitrafen und Zwangs— 
maßregeln gegen Lehrer, jowie Abordnung eines Hülfslehrers auf Koften eines 
in Bejorgung jeiner Dienjtgejchäfte ſäumigen Lehrers foll jedoch nur die vorge 
jeßte Kirchen und Schulinfpeftion verfügen dürfen, 
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3 37. Der Ortsgeiftliche — in Gemeinden, welche in die Kirchengemeinde eines 
anderen Staates eingepfarrt find, der von dem Minifterium nach $ 27 bejtimmte hier: 
ländijche Geiftliche — iſt Lofalfchulauffeher in jtändigem Auftrage des Kirchen und 
Schulvorjtandes. Sind mehrere Geiftliche Mitglieder des letzteren, fo verſieht der erſte 
unter ihnen dieſe Sunktionen ; es iſt jedoch dem Kirchen und Schuloorjtande nachge— 
laffen, unter Zuftimmung des erſten Geiftlichen und unter Genehmigung des Ministeriums, 
Abtheilung für Kirchen und Schulfachen, den anderen, bezüglich einen dev anderen Orts— 
geiftlichen zum Lofalfchulaufjeher zu ernennen. Fir VBerhinderungsfälle hat der Kirchen: 
und Schulvorjtand einen Stellvertreter unter Genehmigung der vorgeſetzten Kirchen und 
Schulinfpeftion zu ernennen. 

Ss 33. Die Bejchlüffe des Kirchen» und Schuloorjtandes bedürfen in folgenden 
Fällen zu ihrer Gültigkeit dev Genehmigung des Minifteriums, Abtheilung für Kirchen— 
und Schulfachen, bezüglich des Geſammtminiſteriums oder bezüglich des Fürften : 

1. wenn in der Dotation der Firchlichen Inſtitute, dev geiftlichen oder Schulftellen 
irgend eine Aenderung herbeigeführt werden joll ; 

. bei Neubauten, jowie bei jolchen Reparaturen, durch welche wejentliche Verände— 
rungen, insbejondere eine veränderte Eintheilung oder Benutzung der für Kirchliche, 
geiftliche oder Schulzwede beſtimmten Räume herbeigeführt wird; 

. bei Ausgaben aus dev Kirchenfaffe, ſofern diefelben die laufenden Mittel über 
fteigen und Beränderungen im Grundſtock nach fich ziehen ; 

4. bei Darlehnsaufnahmen ; 

5. bei Beräußerungen von Beltandtheilen des Kirchen, Pfarreiz oder Schulver- 

mögens, ausjchließlich der Kapitalausleihungen; 

6. bei Ausihreibung von Umlagen, Kollekten ꝛc.; 

. bei Aenderungen in der Organifation und dem Lehrplan der Volksſchule, ſowie 
bei Einführung von Lehr und Lejebüchern. 

8 39. Die Bejchlüffe des Kirchen» und Schulvorftandes bedürfen in folgenden 

Fällen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der vorgefegten Kirchen und Schul- 

injpeftion: 

1. bei Verpachtungen von Kirchen-, Pfarrei oder Schulgrundftüden ; 

2. bei Errichtung von Friedhofsordnungen ; 

3. bei Erhebung von Progefjen für Kirche, Pfarrei oder Schule, ſowie zur Beilegung 
jolcher Prozeſſe durch Vergleich. 

Ss 40. Die Gejchäftsbehandlung beim Kirchen und Schulvorjtande ift die 
kollegialiſche. 

Zu der Sitzung ſind ſämmtliche Mitglieder zu berufen. Die Anweſenheit bezüglich 
die Abſtimmung von wenigſtens zwei Drittheilen der Mitglieder genügt jedoch zur 
Vornahme der Geſchäfte und zur Beſchlußfaſſung. 

s 41. enn bei einem Berathungsgegenitande ein Mitglied perjönlich betheiligt 
it, jo hat ſich daſſelbe nicht allein der Abſtimmung zu enthalten, jondern auch, jofern 
der Kirchen und Schuloorjtand nicht ausdrücklich fein Verbleiben bejchliegt, während 
dev Dauer der Berathungen über diejen Gegenjtand aus der Sitzung zuridzuziehen. 

Wird der Vorſtand durch ſolche Ausſchließung von Mitgliedern beſchlußunfähig, 
ſo hat der Vorfigende eine Ergänzungswahl zu veranlafjen. 

s 42. Innerbalb des Gejchäftsfreifes des Kirchen und Schulvorjtandes ijt der 
Vorſitzende an die Bejchlüffe defjelben gebunden und Hat diejelben zur Ausführung zu 
bringen. 

Sollte jedoch ein gefaßter Beihluß nach Anficht des vorfigenden Geiftlichen und 
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wenigitens eines dev gewählten Mitglieder (5 27 Ziffer 3) das kirchliche, Pfarrei- oder 
Schulintereſſe verlegen, jo iſt Die Ausführung zu beanftanden und die Entjcheidung der 
vorgeſetzten Kicchen- und Schulinſpektion einzuholen. Sit in dem gedachten Falle der 
betreffende Geiftliche zugleich Mitglied der Kirchen und Schulinfpeftion, jo ift nicht 
diefe, jondern das Minifterium, Abtheilung für Kirchene und Schulfachen, vejp. der 
Kirchenrath zur Entjeheidung zuftändig. 

8 43, Der Kirchen: und Schulvorjtand verfammelt fich regelmäßig alle zwei 
Monate einmal zur ordentlichen Sigung im Pfarrhauſe oder in einem anderen geeigneten 
von der Gemeinde auf ihre Koften zu bejchaffenden Lokale. Da, wo Privatfirchenpatrone 
fich finden, bleibt es diefen überlafjen, ein geeignetes Lofal vorzuhalten. 

Außerordentliche Sigungen werden abgehalten , jo oft der Vorfigende ihre Anbes 
raumung für nothwendig erachtet oder Die Hälfte dev Mitglieder diejelbe beantragt. 

8 44. Die Erlaſſe des Kirchen- und Schulporjtandes werden von dem Vorſitzenden, 
bezüglich von feinem Stellvertreter unterzeichnet. Bei Veräußerung von Gerechtſamen 
und Immobilien, ſowie bei Darlehnsaufnahmen iſt jedoch die Mitunterzeichnung 
noch zweier Vorſtandsmitglieder zur Gültigkeit des Geſchäfts, bezüglich der Urkunde 
erforderlich. 

F 45. Der Zeitpunkt, zu welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch die 
Ausführungsverordnung (8 46) bejtimmt werden. 

Yon da ab find alle früheren, dieſem Geſetze entgegenftehenden Bejtimmungen 
aufgehoben. 

$ 46. Die näheren Beitimmungen über die Ausführung dieſes Geſetzes werden 
durch eine Ausführungsverordnung, mit deren Erlaß das Miniſterium beauftragt wird, 
getroffen. 

Das Letztere hat auch über Zweifel, welche bei der Ausführung dieſes Geſetzes 
entſtehen, zu entſcheiden. Solche Entſcheidungen dienen auch in anderen Fällen zur 
Norm, bis eine Aenderung durch Geſetz erfolgt. - 

Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz neben Unſerem Fürſtlichen Siegel eigenhändig 
vollzogen. 

Sondershauſen, den 9. Dezember 1865. 

(L. S.) Günther Friedrid Carl, F. 3. ©. ©. 
Kontrafignirt : 
Keyler. 


II. 
miniſterialvervrdnung pur Ausführung des Grfehes vom 


9, Dezember 1865, 
vie Neugeſtaltung der Kirchen- und Sıhulbehörden befe., von 14. März 1866. 


Mit höchſter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürften und auf Grund der 88 45 und 
46 des Gejeßes vom 9. Dezember 1865, Die Neugeftaltung der Kirchen: und Schulbehörden betr., 
perordnen wir zur Ausführung diejes Geſetzes und zur Regelung einiger damit zufammenhängenden 
Angelegenheiten hiermit, was folgt: 

Art. 1. Das Gejeß vom 9. Dezember 1865, Die Neugeſtaltung der Kirchen: und Schul: 
behörden betreffend, tritt mit dem 1. April d. J. in Kraft. 

Art. 2. Zu 88 2 und 15 des Gejeßes. Das Miniſterium, Abtheilung für Kirchen— 
und Schulſachen, ijt als diejenige Behörde zu betrachten, bei welcher die Superintendenten und 
öffentlichen Lehrer einen etwaigen Urlaub zum Eintritt in den Landtag (höchſte Verordnung vom 
15. April 1857), ſowie die Superintendenten einen fonftigen Urlaub über drei Tage nachzu— 
ſuchen haben. 


I 
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Daſſelbe ift ferner kompetent zur Ertheilung der Heirathaerlaubniß an Superintendenten 
und öffentliche Lehrer (cf. $ 19 des Gefeßes vom 26. März 1850, die hödjite Verordnung dom 
25, Januar 1851 und die Minijterialverordnung vom 5. Februar 1856). 

Ihm steht es auch zu, die Genehmigung zu Betreibung von Nebengefchäften und Ueber: 
nahme von Nebenämtern, insbejondere von Vormundſchaften Seitens der Superintendenten und 
öffentlichen Lehrer zu geben ($ 2 des Geſetzes vom 13. Februar 1860, höchfte Verordnung vom 
3. Februar 1857). 

Inſoweit diefe Angelegenheiten Superintendenten betreffen, wird ſich die gedachte Mtinijterial- 
abtheilung wegen Ertheilung des Urlaubs bezüglich der Erlaubniß mit dem Kirchenrath ver— 
ftändigen, 

Art. 3. Zu 82, Abſatz 3, 86, Abſatz 2 und $ 15. Die Kompetenzverhältniife 
gegenüber dem Geſammtminiſterium und bezüglich dem Fürjten regeln ſich zunächit nad) der alfge- 
meinen Bejtimmung im $ 4 des Landesgrundgejetes vom 8. Juli 1857; ſodann entfcheiden neben 
Jonjtigen in Spezialgefegen enthaltenen Vorſchriften die einjchlagenden Normen des Gejeßes über 
Reorganifation der Staatsverwaltung vom 17. März 1859 (insbejondere in $ 6 Ziffer 5) und 
der Verordnung über Einrihtung des Minifteriums vom 16. Auguft 1850 (insbefondere in 88 11 
und 12)... 

Art. 4. Zu$3. In den zur Zuftändigfeit des Kirchenraths gehörigen Angelegenheiten 
find alle Eingaben direft an diejen zu richten. 

Zwiſchen ihm und der Minifterialabtheilung für Kirchen- und Schulfahen finden in dev 
Regel Feine jchriftlichen Kommunifationen Statt. Aufſchlüſſe, welche ſich der Kirchenrath erbittet 
($ 8 des Gejeßes), werden demjelben in der Sitzung mündlich durch den Vorftand oder einen vor— 
tragenden Beamten der gedachten Minifterialabtheilung ertheilt, nach Befinden unter Vorlegung 
der Akten und Bezugnahme auf diejelben. 

Inſoweit die betreffenden Gejchäftsgegenftände dem Gefammtminijterium zur kollegialiſchen 
Beratdung und Beſchlußfaſſung überwiejen find, oder der Entſchließung des Fürften unterliegen, 
hat der Kirchenrath dem Gefammtminifterium Vortrag zu erftatten und der weiteren Verfügung zu 
gewärtigen. Der Bortrag erfolgt nah Befinden jehriftlich oder mündlich, letzteren Falls durch den 
Vorfigenden oder einen von demjelben beauftragten Referenten. 

Art. 5. 3u 8 6, Ziffer 5. Beim Kirchenrath haben. die Geiftlichen, mit Ausnahme der 
Superintendenten (Art. 2) einen etwaigen Urlaub zum Eintritt in den Landtag (höchfte Verord— 
nung vom 15. April 1857), ſowie jeden jonftigen Urlaub über 8 Tage ($ 9 der Inftruftion für 
die Superintendenten vom 18. Oftober 1850) einzuholen. 

Dei derjelben Behörde jollen die Geiftlichen, mit Ausnahme der Superintendenten, die Er— 
laubniß zur Verheirathung nachſuchen, indem Hiermit ausdrücklich bejtimmt wird, daß auch die 
Geiftlichen dienjtlihe Erlaubniß zur Verheirathung einholen jollen. 

Dem Kirchenrath jteht ferner die Befugniß zu, die in Art. 2 Abi. 3 bezeichnete Erlaubnik 
an Geiftliche, mit Ausnahme der Superintendenten, zu extheilen, und wird hierdurch gleichzeitig 
angeordnet, daß die Beitimmungen des $ 2 des Geſetzes vom 13. Februar 1860 und der Höchften 
Verordnung vom 3. Februar 1857 auch für bie Geiftlihen maßgebend jein ſollen. 

Art. 6. Zu 8 9. Die Beichlüffe des Kirchenraths werden nad Stimmenmehrheit gefaßt; 
bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfitenden. Die Anwejenheit von drei Mit: 
gliedern einjchließlich des Vorfigenden genügt zur Vornahme der Gejhäfte und zur Beichlußfaifung. 

Art. 7. Zu $ 12. Die Vergütung der in $ 12 des Gejeges gedachten Reifefoften erfolgt, 
infoweit dafür fein Bauſchquantum ausgefegt wird, nah Maßgabe der in der Verordnung vom 
12. November 1857 für die Beamten der dritten und vierten Rangklaſſe getroffenen Bejtimmungen. 

Art. 5 Zu 8 18. PVorbehaltlich jpäterer anderweiter Anordnung werden vier Kirchen- 
und Schulinjpektionen errichtet, deren Site und Bezirke mit denen der Landrathsämter zufammen: 
fallen, fo daß alſo fünftig zu Sondershaufen, Ebeleben, Arnjtadt und Gehren je eine Inſpektion 
bejtehen wird. 

Art. 9. Zu $ 19 Ziffer 2. Unter Aufhebung der Verordnung vom 16. Dezember 1857 
wird bejtimmt, daß für den Bezirk jeder Kirchen und Schulinfpeftion je eine Superintendentur 
fortbejtehen, bezüglich errichtet werden foll. Sit derjelben ift der Wohnort des Superintendenten; 
deshalb ſollen die Diözeſen den Namen nicht nad dem Site der Inſpektionen, fondern nad) dem 
der Superintendenten führen und etwaige Eingaben in Angelegenheiten, deren Bejorgung den 
Superintendenten allein zufteht ($ 21), direft an die leßteren und an deren Wohnort gerichtet 
werden. 

Art. 10. Zu $ 20. Die Beihlüffe und Ausfertigungen der Kirchen: und Schulinjpektionen 
find im Konzepte regelmäßig vom Landrath und Superintendenten gemeinschaftlich zu figniren und 
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in der Reinjchrift von Beiden dergeftalt zu unterzeichnen, daß Die Unterſchrift des Landrathes die 
erſte Stelle (links) einnimmt. In eiligen und minderwichtigen Angelegenheiten genügt die Signatur 
und Unterfchrift des Landrathes, ſowie diejer überhaupt derartige Angelegenheiten ausnahmaweije 
allein erledigen fan. 

Art. 11. Zu $ 21. In diejen Angelegenheiten berichten Die Superintendenten unmittelbar 
an den Kirchenrath, ſowie diefer direkt an fie verfügt. 

Art. 12. Zu $ 21. Der Kirchenrath wird von Zeit zu Zeit dureh Kommiſſare, die der 
Borfißende aus der Mitte des Kollegiums ernennt, Bifitationen der Amtsführung dev Superinten— 
denten, jowie des Gejammtzuftandes der einzelnen Didzejen (Generalvifitationen) abhalten laſſen. 

Art. 13. Zu 88 22, 23 und 24. Die Kirchen- und Schulinjpeftionen haben fih im 
Allgemeinen als Organe des Minifteriums und des Kirchenraths für diejenigen Zwecke zu betrachten, 
welche die perjönliche und unmittelbare Einwirkung einzelner, hierzu bejtimmter Beamten erheifchen. 
Sie haben als ſolche den oberen Behörden die nöthige Lokal— und Perjonalfenntniß zu verjchaffen, 
den kirchlich-religiöſen Zujtand und das Schulweſen der einzelnen Genteinden durch jpezielle Beauf- 
fihtigung und duch Unterfuhuug an Ort und Stelle zu überwachen und die Bildung und Ber: 
edelung des geiftlichen und Lehrerftandes unter Anwendung der zu ſolchem Zwecke gebotenen Mittel 
zu befördern. 

Das Gefeß ertheilt demnächſt den Inſpektionen Recht und Pflicht, fortwährend anvegend, 
ergänzend, fördernd, nad Bedürfniß auch mäßigend auf die Organe der Kirchengemeinden einzu: 
wirfen und ſolchergeſtalt nach Kräften mitzuforgen, daß die Grundjäße und Vorjchriften der neuen - 
Kirchen: und Schulordnung allmählich in das Leben übergehen und einen heilfamen Einfluß auf 
den Firchlichereligiöfen Zuftand und auf das Volksſchulweſen des Landes entwiceln. 

Wenn hierdurch die Stellung der Kirchen- und Schulinjpeftionen in der neuen Behörden- 
organifation im Allgemeinen bezeichnet wird, jo haben fie fi) demnächſt fpeziell nad) den Vor: 
ſchriften zu richten, welche für die (bisher getrennten und nunmehr vereinigten) Funktionen der 
Sandräthe und Superintendenten in dieſen Angelegenheiten maßgebend waren. Insbeſondere 
find die derzeit noch gültigen Normen der Inſtruktion für die Superintendenten vom 18. Oftober 
1850, der Inftruftion für die vormaligen Bezirtsfhulfommiffionen dom 4. September 1850, jowie 
der proviſoriſchen Inſtruktionen für die Bezirksvorſtände vom 21. Juni 1850 auch von ihnen zu 
beachten. 

Art. 14. Zu$ 22. Die Kirhen- und Schulinjpeftionen üben insbejondere in zweiter 
Anftanz die Aufficht über die Volksſchulen ihres Bezirks, einschließlich derjenigen Kindergärten und 
Fortbildungsſchulen, welche durch SS 77 ff. des Volksſchulgeſetzes vom 6. Mai 1852 der Lofal- 
ſchulinſpektion unterftellt find. 

Ihnen direkt untergeordnet find Kommunalſchulen, deren Ziel über das der Volksſchule 

($ 1 de3 zitirten Gejeßes) hinausgeht, ſowie diejenigen Privatichulen, welche in Unterrichtsgegen- 
ftänden und Zielen der Volksſchule koxreſpondiren ($ 24 der Snftruftion für die vormaligen Bezirks— 
ihuffommiffionen vom 4. September 1850 und 88 5 und 7 des Volksſchulgeſetzes.) 
Kirchen- und Schulviſitationen kraft ſtändigen Auftrages vorzunehmen, ſchließt daſſelbe nicht aus, 
daß auch die Laudräthe ſich an den Viſitationen betheiligen; ja es iſt ſogar wünſchenswerth, daß 
ihre Mitwirkung von Zeit zu Zeit eintritt, damit auch ſie in unmittelbarer Anſchauung fi don 
den vorhandenen Zuftänden überzeugen und die etwa Seitens der weltlichen Behörde zur Abjtellung 
von Unzuträglichfeiten nöthigen Maßregeln anordnen. 

Den Kirchen: und Schulviiitationen jollen die Superintendenten ganz bejondere Aufmerf- 
jamfeit widmen und dabei neben den jpeziellen inftruftionsmäßigen Punkten namentlich auch im 
Auge haben die Erforſchung des Geiftes, in welchen die Kirchen- und Schulvorjtände und zumal 
die geiltlichen Mitglieder der letzteren die Aufgabe, welche ihnen das Gejeß jtellt, erfaflen und zu 
verwirflichen ſuchen. 

Während es bezüglich der regelmäßigen Kirchenvifitationen bei dem dreijährigen Turnus 
verbleibt, wird bezüglich der Schulvifitationen bejtimmt, daß, unbeſchadet der Vornahme außer: 
ordentlicher PVifitationen, regelmäßig in jeder Volksſchule womöglich alljährlich, mindejtend aber 
alle zwei Jahre eine Bifitation jtattzufinden hat. Zum Vifitationswerf können die Superintendenten 
nach Befinden jeweilig einzelne, insbefondere jüngere Geiftlihe und bezüglich Lehrer der Diözeſe 
heranziehen. 

Nach jtattgehabter Kirchen: oder Schulvifitation einer Parodie erjtattet der Vifitator ſchrift— 
(ich Bericht über die Ergebniffe an die Kirchen: und Schulinjpettion, worauf dieſe das etwa Nöthige 
alsbald verfügt. Am Schluſſe des Kichenjahres find die Berichte über ſämmtliche in dem abge— 
laufenen Jahre jtattgehabte Kivchenvifitationen nebjt den Konzepten der Bilitationspredigten (SS 11 
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und 15 der Inſtruktion für die Superintendenten vom 18. Oftober 1850) und am Schluſſe des 
Schuljahres die Berichte Über die Schulvifitationen ($ 23 der Inftruftion für die vormaligen 
Bezirksſchulkommiſſionen vom 4. September 1850) mit Kolleftivbericht der Inſpektion an das 
Minifterium, Abtheilung für Kirchen und Schulfacdhen, einzufenden. Dieje Kolleftivberichte haben 
ih im Anſchluß an die Rejultate der Vifitationen, bezüglid auf Grund der Berichte, welche die 
Kirchen: und Schulvorjtände am Schlufje jedes Jahres über ihre Wirkfamfeit und über den Zu- 
ſtand ihrer Gemeinde an die Inſpektion erjtatten follen (Art. 16), ſowie nad) jonftigen Erfahrungen 
im Allgemeinen über die Firchlich-religiöjen Verhältniffe und bezüglich über den Stand des Schul- 
wejens im ganzen Bezirke und in den einzelnen Gemeinden auszufprechen, damit das Miniſterium 
und der Kirchenrath, an welchen demnächft die Kirchenvifitationsberichte weiter befördert werden, 
vollitändige Kenntniß von den Zujtänden und Bedürfniffen der Kirche und der Schulen im ganzen 
Lande erhalten. 

Inſoweit die Superintendenten für ſolche VBifitationen die Vergütung von Reifefojten und 
Diäten aus der Staatskaſſe zu beanjpruchen haben, erfolgt dieſelbe, injofern nicht ftatt deſſen 
jährliche Bauſchquanta bewilligt werden, nach den in Art. 7 zu $ 12 des Gejeßes fir Kirchen: 
rathömitglieder aufgeftellten Normen. Die Kirchen: und Schulinfpeftionen haben die desfalljigen 
Liquidationen am Schluſſe des Kalenderjahres oder alle halbe Jahre der vierten Minifterialabthei- 
fung zur Zahlungsanweijung vorzulegen. 

In angemejjenen Zeiträumen wird der Kirchenrath auch eine Vifitation der Ephoralfirchen 
— nad Befinden gleichzeitig mit der Generalvifitation (Art. 12) — dur Kommiffarien vornehmen 
laſſen, die dev Vorfiende Hierzu aus der Zahl der Mitglieder des Kollegiums ernennt, und die 
übrigens nad) Maßgabe der für die Vifitationen überhaupt geltenden Normen zu verfahren haben. 
Zugleich bleibt dem Ermeſſen des Kirchenrathes vorbehalten, zu bejtimmen, daß mit Rückjicht auf 
die bejondere Stellung der Hofprediger und Oberpfarrer in den Städten Sondershaufen und Arn— 
ſtadt die Vifitationen in diefen Orten auch in dem Falle, daß die erjten Geiſtlichen derjelben nicht 
zugleich Superintendenten wären, doch Direkt durch Kommifjare des Kirchenraths vorgenommen 
werden jollen. 

Art. 16. Zu $ 24 Die Kirchen und Schulvorjtände haben am Schluſſe jedes Jahres an 
die Auffihtsbehörde Bericht über ihre Ihätigfeit und über den Zuftand ihrer Gemeinde in Bezug 
auf Kirche und Schule zu erjtatten. 

Die Kirchen- und Schulvorjtände jowohl, wie die Geiftlihen und Volksſchullehrer haben 
auch in denjenigen Fällen, in denen eine Entſchließung, bezüglich Eutſcheidung des Kirchenrathes, 
des Miniftertums oder des Fürſten einzuholen ift (3. B. $$ 38 und 42 des Geſetzes, ſowie bei 
Rekurſen gegen Entjcheidungen der Inſpektionen und insbefondere auch bei Urlaubsgeſuchen), regel- 
mäßig zunächſt an die betreffende Kirchen: und Schulinjpeftion zu berichten, welche alsdann das 
Weitere verfügen wird. 

Die Inſpektionen find mit der in Art. 2 Abſ. 1 bezeichneten Beſchränkung befugt, den 
Geiftlichen Urlaub auf acht Tage zu exrtheilen ($ 9 der Inſtruktion für die Superintendenten vom 
13. Oftober 1850). 

Bei ihnen haben die Volksſchullehrer, außer in dem Falle des Art. 2 Abſ. 1, einen längeren 
al3 vierzehntägigen Urlaub einzuholen ($ 5 der Inſtruktion für die Bezirksſchulkommiſſionen 
vom 4. September 1850), während zu fürzerer Beurlaubung die Kirchen- und Schulvorjtände 
berehtigt find. — 

Art. 17. Zu $ 25. Wegen Regelung des Gejhäftsganges haben fich die beiden Mitglieder 
dev Kirchen: und Schulinspeftionen unter einander zu verjtändigen. Der Landrath, weldher vor: 
zugsweiſe das ganze Sefretariats-, Regiftratur- und Kanzleiwejen durch feine Subalternen beforgt, 
hat regelmäßig auch die Akten und jonitigen Schriftjtüce zu verwahren; indeffen können nad 
Befinden Die gegenwärtig fungirenden und im Amte bleibenden Superintendenten die in ihrer Ver: 
wahrung befindlichen, zum Nefjort der Inſpektion gehörigen Akten jo lange in ihrem Gewahrjam 
behalten, als diejelben nicht zu furrenten Sachen gebraucht werden. 

Den bei den Kirchen- und Schulinfpeftionen erwachjenden Bureauaufwand haben die Land- 
räthe auf den ihnen für Verwaltungsaufwand ausgejegten Etat zu übernehmen. Zur Beftreitung 
der übrigen Ausgaben wird ein bejonderer Etatsſatz für jede Inſpektion ausgeworfen werden ; 
infoweit der letzteren fein jelbjtjtändiges Verfügungsrecht über diefe Mittel eingeräumt werden 
wird, hat diejelbe bei vorkommenden Ausgaben Zahlungsanweiiung beim Minifterium, Abtheilung 
für Kirchen- und Schulſachen, nachzuſuchen. 

Art. 18. Zu 8 26 ff. Die Ortskirchengemeinden ſollen nach ihrer Beſtimmung die Pflanz-— 
ſtätten ſittlicher Zucht und chriſtlichen Glaubens ſein und ſolchergeſtalt innerhalb ihres engeren 
Kreiſes den weſentlichen Beruf und die weſentliche Funktion der Kirche erfüllen: durch Wort und 
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Saframent zum Glauben gejammelte und zum Glauben fammelnde Gemeinschaft zu jein. Die 
Exreichung jolhen Zweckes unter Leitung und Anregung de3 geiftlichen Amtes zu fürdern und zu 
ermöglichen: das ift der weſentlichſte Theil der Aufgabe, welche der Kirchen: und Schulvorjtand 
durch das Gejeg überkömmt. 

Art. 19. Zu 8 26. Auch Filialgemeinden erhalten hiernach einen eigenen Kirchen und 
Schulvorjtand, bejtehend aus dem Geiftlichen Der Mutterfiche, bezüglich, jofern leßtere im Aus- 
Lande liegt, dem vom Minijterium ernannten Geiſtlichen ($ 27 Ziff. 1) und den übrigen in $ 27 
bezeichneten, der Filialgemeinde angehörigen Mitgliedern. Dies schließt indeſſen nicht aus, daß 
die Vorftände der Mutterfiche und des Filiales zur gemeinschaftlichen Berathung von Fragen, 
welche das gemeinjame Intereſſe berühren, zuſammentreten, und Tann namentlich der Vorfigende 
eine jolche vereinigte Verfammlung berufen. 

Art. 20. Zu 827 Ziff. 1. In Vafanzfällen und während einer Vertretung des ober 
der Ortsgeiftlichen tritt der mit der Seeljorge betraute Vikarius oder Subjtitut als Mitglied und 
bezüglich als Vorfigender in den Kirchen- und Schulvorjtand ein, während nichtordinirte Hülfs— 
geistliche (Pfarrkollaboratoren) feine Berechtigung zur Mitgliedſchaft erhalten. 

Art. 21. Zu 827 Abi. 1 Ziff. 3 und $ 28. Die Wahl der Mitglieder erfolgt in 
öffentlicher Sikung der Stadtverordneten bezüglich des Gemeinderathes unter Leitung des Vor— 
figenden nad einfacher Stimmenmehrheit in einem ungetheilten Wahlafte dur) Stimmzettel. Bei 
Stimmengleiäheit entjcheidet das 2003. Weber die Wahl iſt ein von dem Prototollführer und dem 
Vorſitzenden des Wahlfollegiums zu unterzeichnendes Protofoll, welches die Namen der Stimm- 
geber, ſowie das Aejultat der Wahl enthält, aufzunehmen und hierauf an den Kirchen: und Schul: 
vorjtand abzugeben. 

Letzterer hat zunächit die Zuläffigkeit dev Gewählten ($ 29) zu prüfen, eventuell deren Zurück 
weifung zu beſchließen ($ 32) und Tetterenfalls eine Neuwahl zu veranlaffen. Gegen feine Ent— 
iheidungen findet Berufung in geordnetem Inſtanzenzuge Statt. 

Ergeben fich feine Bedenken oder erledigen fich diefelden, jo hat der Kirchen» und Schul- 
vorftand die Gewählten von der auf fie gefallenen Wahl zu benachrichtigen. Dieje müſſen etwaige 
Ablehnungsgründe ($ 30) binnen ausſchließlicher Frift von drei Tagen nad) Bekanntmachung der 
Wahl dem Kirchen: und Schulvorftande anzeigen und deſſen Entjeheidung abwarten, gegen welche 
binnen zehntäger Nothfriſt Berufung eingewendet werden fann ($ 32). 

Sofort nad) Ablauf der geordneten Friften erjtattet der Kirchen» und Schulvorjtand über 
das Ergebniß der Wahl und über das weitere Verfahren unter Vorlegung der Wahlprotofolle und 
der ferneren Verhandlungen Bericht an die vorgejegte Inſpektion. 

Dieſe hat über etwa vorliegende Berufungen oder etiwaige Beihwerden gegen das Wahl- 
verfahren zu entjeheiden. Sie kann aber auch bei wejentlichen Unregelmäßigfeiten, die bei der Wahl 
vorgefommen find, oder wegen offenbarer gejeglicher Unzuläffigfeit einzelner gewählter Perſonen 
von Amtswegen die Ungültigfeit der Wahl ausfprechen und eine Neuwahl anordnen. 

Werden die erfolgten Wahlen Seitens der Inſpektion nicht beanjtandet, jo hat der Kirchen: 
und Schulvorjtand die Namen der Gewählten durch den vorfigenden Geiftlichen an einem Sonntage 
Vormittags von der Kanzel herab oder auf ſonſt geeignete Weije der Gemeinde befannt zu machen. 
Am nächiten Sonntage überträgt jodann der Geiftliche beim Gottesdienjt vor verjammelter Gemeinde 
den Gewählten ihr Amt und verpflichtet dieſelben mittelſt Handſchlags an Eides Statt. Auch die 
übrigen nad $ 27 in den Kirchen: und Schulvorjtand eintretenden nichtgeiftlichen Mitglieder 
werden in gleicher Weiſe bei ihrem Eintritt verpflichtet. Dagegen bedarf e3 einer Berpflihtung 
der Geiftlichen auf ihre Funktionen als Mitglieder und reſp. Vorfigende der Kirchen: und Schul— 
vorjtände nicht. 

Sobald alle Wahlen im ganzen Inſpektionsbezirke fejtgeftellt find, joll jede Kirchen- und 
Schulinſpektion mitteljt Kolleftivberichts jämmtliche in den einzelnen Gemeinden gewählten Vor: 
ftandsmitglieder dem Miniſterium, Abtheilung für Kirchen und Schuljachen, anzeigen. 

Bier Wochen vor Eintritt des Terminz, zu welchen die Hälfte dev Mitglieder ausjcheidet, 
wird der Kirchen: und Schulvorjtand nah Maßgabe der vorjtehenden Wahlordnung eine Neuwahl 
durch die Stadtverordneten, bezüglich den Gemeinderath veranlafien. 

Tranſitoriſch wird ſchließlich noch beftimmt, daß bis zur Konftituirung der neuen Kirchen— 
und Schulvorftände die bisherigen Kirhenvorftände und Ortsjchulvorjtände in bisheriger Weije 
ihre FZunftionen fortzuvderjehen haben; ferner, daß für die eriten nach Erlaß des Geſetzes vorzu— 
nehmenden Wahlen die im $ 32 des Gejeßes und in dieſer Verordnung bezeichneten Funktionen 
des Kirchen- und Schulvorjtandes den durch 8 27 Abjak 1 Ziff. 1 und 2 und Abjak 2 des Gejeßes 
berufenen Mitgliedern defjelben zujtehen jollen, jowie dieſe auch die erjten Wahlen nah Maßgabe 
des $ 27 zu veranlafjen haben; endlich daß als der Tag, von welchem die jehsjährige Amtsdauer 
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der nach Erlaß des Geſetzes zum erſten Mal gewählten Mitglieder zu reinen tft, der 1. Januar 
1866 gelten joll, wenn ſchon dieſe Mitglieder erſt jpäter gewählt und verpflichtet werden. 

Art. 22. Zu $ 29 Nach dem Gejeße befißt zwar jchon der gut beleumundete Gemeindes 
angehörige die pajfive Wahlfähigfeit. Es darf aber erwartet werden, daß die Wahl zu Vorſtands— 
mitgliedern auf Solche fällt, welche fich zu Wort und Saframent gehalten haben und durch ehr- 
baren Wandel und Firchlichereligiöjen Sinn berufen erjcheinen, das Amt eines VBorjtehers mit 
Ehren zu befleiden und der Gemeinde als Vorbild in Zucht und Sitte zu dienen. Den Beijtlichen 
insbejondere wird anempfohlem, nach Kräften dahin zu wirken, daß nur folche Perfonen in den 
Kirchen- und Schulvorjtand gelangen, die eines jolchen Ehrenamtes werth erjcheinen. _ 

Art. 23. Zu 8 31. Auf diefe Neuwahlen finden die in Art. 21 und 22 zu 88 27, 28 
und 29 gegebenen Beſtimmungen gleichfalls Anwendung. 

Art. 24. Zu 88 33 und 34. Bei allen Berichten, welche der Kirchen- und Schulvor- 
ftand, oder welche der Geiftliche allein ($ 34) an die höheren Behörden zu erjtatten hat, find die 
Beitimmungen der höchſten Verordnung von 3. Dezember 1850 zu beobachten. 

Art. 25. Zu 8 35. Inſoweit nicht Verordnungen oder Obfervanzen entgegenftehen, ijt es 
dem Kirchen: und Schulvorjtande nachgelafjen, Einzelnen feiner Mitglieder bejtimmte Zweige feiner 
Thätigfeit zu übertragen. Bei umfänglicher oder jehwieriger Verwaltung des Kirchenvermögens 
insbejondere fann ein bejonderer Kaſſen- oder Nechnungsführer, der nicht nothwendig Mitglied des 
Kirchen: und Schulvorjtandes jein muß, ernannt und nach Ermeſſen des letzteren angemefjen remu— 
nerirt werden. Auch für die kirchliche Armen- und Krankenpflege fünnen dritte Perjonen zu Helfern 
erwählt und zu den Berathungen und Beſchlußfaſſungen über den betreffenden Gegenjtand zuge- 
zogen werden, 

Art. 26. Zu $ 35 Ziff. 1. Die Kirchen und Schulvorjteher jollen dem Pfarrer in der 
Seeljorge mit Zucht und Ermahnung beiftehen und gemeinſchaftlich mit ihm das kirchliche Leben 
der Gemeinde überwachen. 

Mit diefer Pflicht überfommen fie namentlich auch die Sorge für Heilighaltung der Sonn- 
und Feſttage und insbeſondere auch das Recht und die Pflicht, darauf zu jehen, daß die den Polizei— 
behörden verbliebene Dispenjation von den Sabbathsgejegen nur in Fällen wirklicher dringender 
Noth geübt wird. 

Ihnen ift ferner die ſittliche Ueberwachung des heranwachſenden Gejchlechts anvertraut. Sie 
werden in jolhem Sinne die aus der Schule entlaffene Jugend, ſoweit es Noth thut, alles Ernites 
ermahnen und dazu anhalten, daß dieſelbe die kirchlichen Katechifationen fleißig bejuchen. 

Art. 27. Zu 8 535 Ziff 3. Die firhliche Armen= und Krankenpflege bejteht nicht nur 
in der Sorge für leibliche Bedürfniffe, jondern mehr noch in der Bemühung um Aufrihtung 
finfender Seelen dureh die Kriftlicheu Mittel der Belehrung, Tröftung und Ermahnung. Sie 
untericheidet fich von der bürgerlichen weſentlich darin, daß dieje als eine gejeßlich geordnete Pflicht 
ohne Unterihied allen Bedürftigen gegenüber geübt werden muB, während die Kirche vorzugsweiſe 
denen giebt, welche fie einer ſolchen Gabe nicht nur für bedürftig, jondern auch für würdig hält. 
Wie fie daher auf der einen Seite in Erfüllung eines Liebeswerfes über die Gränzen bürgerlicher 
Armenunterjtügung hinausgehen kann, indem jie nad Befinden auch Solchen hilft, die bei vor— 
liegenden bejonderen Umſtänden fein bürgerliches Almojen beanſpruchen können, oder ein folches zu 
fordern fich jcheuen, jo wird fie ihre Hülfe andererjeits in der Regel denen verjagen, deren Sinn 
und Wandel derjelben unwerth erſcheint. 

Die Mittel zu ſolchem Zwede find, joweit fie nicht dur Einfünfte von Stiftungen und 
Legaten oder durch freiwillige Spenden zufließen, auf dem in $ 35 Ziff. 12 vorgefehenen Wege 
zu beſchaffen. 

Die innerhalb dev Gemeinden vorhandenen WB oHlthätigfeitsanftalten, deren Eigenthümerin 
die Kirche ift, oder deren Verwaltung der Kirche urſprünglich zuftand, treten nunmehr unter Auf: 
ficht der Kircheuvorſtände. Die Verwaltung der aus Fonds der politiichen Gemeinde oder von 
Privatperjonen gegründeten reſp. unterhaltenen und unter deren Aufficht ftehenden Anjtalten Haben 
die Kicchenvorftände zwar nicht das Recht in Anſpruch zu nehmen, doch wird bei eimem rechten 
Berjtändnig Seitens der Gemeinden erwartet werden dürfen, daß fie die gejammte Armen= und 
Krankenpflege entweder ganz in die Hände der Kirchenvorftände legen oder doch dieſen ein Necht 
der Mitaufficht dabei einräumen. 

Art. 28. Zu 835 Ziff. 4 Sobald der Kirchenrath einen Beſchluß über die Vorjchläge, 
welche an höchiter Stelle für die Beſetzung einer erledigten, im landesherrlichen Patronat jtehenden 
Pfarrſtelle gemacht werden jollen, gefaßt hat, giebt er durch Vermittelung der Kirchen: und Schul: 
injpeftion dem betreffenden Kirchenvorjtande Kenntniß don der Perfon des zu Präfentirenden, mit 
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der Aufforderung, binnen vier Wochen ausſchließlicher Frift die etwa vorhandenen Bedenken gegen 
Perſon, Lehre oder Wandel des VBorzujchlagenden anzugeben und zu begründen. 

Ueber die etwa erfolgenden Einwendungen hat dev Kirchenrath zu entjcheiden, worauf, falls 
die Ginwendungen zur Berücfichtigung nicht geeignet befunden worden find oder ſich jonjt erledigt 
Haben, die Vorſchläge zur höchſten Schlußfaſſung zu befördern find. 

Art. 29. Zu 8 35 Ziff. 5. Das bisher in Gebrauch gewejene Formular bei Bofationen, 
welches den Kirchenvorftänden gelegentlich mitgetheilt werden wird, iſt jo lange beizubehalten, bis 
der Kirchenrath eine Abänderung verfügt. 

Die vollzogenen Vofationen find dem Kirchenrath vorzulegen und von ihm zu bejtätigen. 

Art. 30. Zu $ 35 Ziff. 6. Es empfiehlt ſich, für Die Berwaltung diefer Aemter, zumal 
des Altardienjtes bejondere Statuten der Kirchengemeinde zu errichten. Die Kirchen: und Schul— 
injpeftionen werden darauf Hinwirfen, daß Dies geichieht, und daß dabei in allen Gemeinden mög— 
lichſt gleichförmige Grundfäge zur Anwendung fommen. 

Art. 31. Zu $ 35 Ziff. 7 und zu $ 36. Den Kirchen und Schulvorjtänden liegt als 
ein wichtiger Beitandtheil ihrer Thätigfeit Die Sorge für pflegliche Verwaltung und insbeſondere 
für ungeſchmälerte Erhaltung der Subjtanz des Kirchen-, Pfarrei: und Schulvermögens ob, derge— 
ſtalt, daß fie den Beſtand des Grundſtocks nicht ohne höhere Genehmigung ($ 38 Ziff. 3 und 5) 
angreifen dürfen. 

Zur Ueberfiht über diefen Bejtand und zum Zweck der Kontrole über die Berwaltung 
erſcheint die vollftändige Kataftrirung des gefammten Vermögens erforderlich. Es wird deshalb 
hierdurch bejtimmt, daß demnächſt vollftändige Inventarien des Kirhen-, Pfarreis und Schulver- 
mögens, jowie des Vermögens der porhandenen milden Stiftungen für Kirchen- und Schulzwecke 
ausgearbeitet werden jollen. Ueber Die Anlegung und insbejondere über Form und Inhalt der- 
jelben wird das Minifterium, Abtheilung für Kirchen— und Schulfachen, demnächſt bejondere Beitint- 
mungen treffen. Für die erjte Anfertigung kann eine angemefjene Nemuneration dur Beſchluß des 
Kirchen und Schulvorjtandes bewilligt werden. 

Art. 32. Zu 8 35 Ziff. 7. Den Kirchen und Schulvorftänden wird zunächſt jelbjt über- 
(affen, das Kirchenrechnungsweien in Bezug auf Einrichtung und Führung der Rechnungen nad) 
eigenem Ermefjen zu regeln; jedoch bleibt vorbehalten, eine für das ganze Land gültige Verordnung 
zu erlaffen, jobald ſich das Bedürfniß einer jolchen herausstellt. Wegen Abſchluß, Reviſion und 
Dechargirung diefer Rechnungen wird vorläufig nur Folgendes bejtimmt: 

Sm ganzen Lande find die Rechnungen, welche von Michaeli zu Michaeli geführt werden 
müſſen, innerhalb dreier Monate nad) dem Rechnungsſchluſſe und längſtens bis zum Ablaufe des 
Kalenderjahres dem Kirchen: und Schulvorjtande zu übergeben. Diejer prüft diejelben und jendet 
fie mit jeinen etwaigen Erinnerungen binnen längjtens einem Monate an die Kirchen= und Schul: 
infpeftion ein, welche nad $ 22 diejes Gejeßes vgl. mit der Provijorifchen Inftruftion für die 
Bezirksvorftände vom 21. Juni 1850 fünftighin Die Superrevifion und Dechargirung der Kirchen— 
rechnungen zu beforgen hat. 

Die Superrevifion erfolgt in der Regel am Site der Inſpektion. Jedoch find in denjenigen 
Orten, deren Kirchenärarien eine Jahreseinnahme von mehr als 200 Thlr. haben, — abgejehen 
von außerordentlihen Nevifionen, die aus bejondern Gründen angeordnet werden — mindeitens alle 
drei Jahre an Ort und Stelle Kaſſen- und Nehnungsrepifionen vorzunehmen. Diejelben werden 
von dem weltlichen Mitgliede der Inſpektion beforgt, jedoch kann auch das geiftliche Mitglied bei- 
wohnen, wenn bejondere im Nevifionsprotofolle anzugebende Gründe dies angemeijen erſcheinen 
laſſen. In denjenigen Orten, deren Kirchenkaſſen eine geringere Einnahme haben, müſſen die Revi— 
ſionen, von außerordentlichen Veranlaſſungen abgeſehen, mindeſtens alle ſechs Jahre erfolgen. 
Gelegentlich dieſer Reviſionen find zugleich die etwa vorhandenen Urkunden über außenftehende 
Kapitalien einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen. 

Noch im Laufe des folgenden Rechnungsjahres jollen alljährlich die Inſpektionen Tabellen 
über ſämmtliche vorjährige Rechnungen ihres Bezirks, nachdem diejelben repidirt und juftifizirt 
find, anfertigen und dem Minifterium, Abtheilung für Kirchen- und Schulfachen, vorlegen. Dieje 
Tabellen jollen die Gewährjchaft aus der vorangegangenen Jahresrechnung, Gejammteinnahme und 
Ausgabe der laufenden Rechnung, über welche berichtet wird, die Gewährſchaft an Baarvorrath und 
Neften, den Beſtand der verzinslichen Aktivfapitafien und Schulden, den Tag der Einreihung und 
der Juſtifikation der Rechnung enthalten. 

Art. 33. Ferner zu $35 Ziffer 7 und $ 36 Ziffer 2. Die Kirchen- und Schul- 
vorjtände haben durch das Gejeß auch die Sorge für das gejammte Kirchen, Pfarrei: und Schul: 
baumejen überfommen. 

Soweit fie hierbei über Neubauten und Reparaturen an ımd in den Kirchen der Gemeinde 
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zu bejchließen haben, werden fie fich ſoviel als möglich an die Normen des für den evangelifchen 
Kirchenbau bejtehenden Regulatives, von welchem ihnen demnächſt ein Abdruck zugefertigt werden 
wird, binden. Weber die bauliche Anlage der Schulhäufer und namentlich über Einrichtung der 
Lehrzimmer in denjelben wird den Kirchen und Schulvorjtänden ein befonderes Regulatib zugehen. 
Zugleich wird hiermit bejtinmt, daß alle Reparaturen, welche eine den Grundſätzen diefer Regulative 
entſprechende Beſchaffenheit der betreffenden Gebäude abändern, als wejentliche im Sinne des $ 38 
Ziffer 2 des Geſetzes zu betrachten und deshalb von der Genehmigung des Minifteriums, Abthei- 
lung für Kirchen- und Schulſachen, abhängig fein jollen. 

Vebrigens wird den Kirchen- und Schulvorſtänden empfohlen, bei allen Neubauten und 
jolden Reparaturen, die nicht bloß die gewöhnlichen Ausbefjerungen an Dachungen, Fenſtern, 
Schlöſſern, das Ausweißen und dergleichen betreffen, thunlichſt die Mitwirkungen der Fürſtlichen 
Baubeamten nachzuſuchen und deren Gutachten einzuholen. 

Mit den im Art. 32 angeordneten Rechnungsabnahmen an Ort und Stelle hat das welt- 
liche Mitglied der Kirchen? und Schulinipektion unter Zuziehung des Bezirfsbaubeamten eine 
Reviſion des baulichen Zuftandes der Kirchenz, Pfarreis und Schulgebäude zu verbinden, hierbei 
die Wünfche und Anträge der Geiftlichen und Lehrer, ſowie des Kirchen- und Schulvorjtandes zu 
hören und das Weitere alsbald anzuordnen. In denjenigen Orten, wo die Rechnungsreviſion nur 
alle ſechs Jahre ſtattfindet, iſt im dritten Jahre dieſer Periode eine Baubeſichtigung durch den 
Bezirksbaubeamten vorzunehmen. 

Art. 34. Zu $ 35 Ziffer 9. Die Kirhenvorftände üben nah Inhalt des Gejeßes Die 
Aufficht über das geſammte Begräbnißweſen. Die Regelung deffelben bleibt ihnen zwar zunächft 
überlaffen, jedoch haben fie dabei folgende Grundfäße zu befolgen: 

Kein Grab foll vor Ablauf von vierzig Jahren, bezüglich, wenn nach örtlicher — durch Die 
Bezirksphyſiker feftzuftellender — Erfahrung zur Verweſung der Leichen eine noch längere Zeit 
erforderlich ift, vor Ablauf der letzteren geöffnet und zu einer neuen Beerdigung gebraucht werden. 
Auch nah Verfluß diejes Zeitraums bedarf die Benugung dev Friedhöfe zu anderen Zwecken als 
zur Leichenbeitattung der ausdrücklichen Genehmigung der Kirchenbehörden. Dies bezieht fich ſelbſt 
auf diejenigen Kirchhöfe, deren Eigenthum nicht der Kirchengemeinde, ſondern nachweisbar der poli= 
tiſchen Gemeinde zufteht: denn legtere hat nicht die Befugniß, ſolche Pläße, welche religiöſen 
Zwecken geweiht find, jelbftjtändig diejes Charakters zu entfleiden. 

Den Kirhen- und Schulinjpeftionen liegt es ob, im Auffichtswege die Befolgung dieſer 
Grundſätze zu kontroliren und nur damit übereinſtimmende Friedhofsordnungen zu beſtätigen 
($ 39 Ziffer 2). 

Art. 35. Zu $ 35 Ziff. 12 und S 36 Ziff. 2. Die Beftreitung der Ausgaben für 
kirchliche und Schulzwecke erfolgt nad) den bejtehenden gejeglichen Beftimmungen, Objervanzen und 
Verträgen, nad denen ich die Beitragspflicht der Kirchenärarien, der Gemeinden und der Pri— 
vaten regelt. 

Auch inſoweit die Kirche beitragspflichtig iſt, darf doch zur Erfüllung ſolcher Verpflichtung 
die Subſtanz ihres Vermögens regelmäßig nicht angegriffen werden. Sofern ihre laufenden Ein— 
nahmen zur Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten nicht zureichen, ſind vielmehr die politiſchen 
Gemeinden, bezüglich die Beſitzer der exemten Grundſtücke nach 88 15, 5 und 58 der Städtenrdnung, 
und 88 17, 7 und 49 der Landgemeindeordnung vom 10. Suli 1857 zur Koftentragung anzuhalten. 
Uebrigens jteht dem Kirchen- und Schulvorſtande die Befugniß zu, die erforderlichen Mittel ftatt 
auf dem kaum gedachten Wege durch Umlagen, Kolleften ꝛc. unter Genehmigung der Oberbehörden 
($ 33 Ziff. 6) zu beichaffen. 

Art. 36. Zu 8 37. Bon den Geiftlichen, welche nach) dem Geſetz die Aufficht über ſämmt— 
liche im Bereich ihrer Gemeinden beftehenden dur $ 1 und 88 77 ff. des Volksſchulgeſetzes vom 
6. Mai 1852 charakteriſirten Volksſchulen, Kindergärten und Fortbildungsjchulen haben, wird 
erwartet, und es wird ihnen noch ausdrücklich zur Pflicht gemacht, daß fie auch diefem wichtigen 
Geſchäft ihre volle Aufmerfjamfeit widmen. Die Schule des Ortes, wo fie wohnen, haben fie 
wöchentlich mindeitens ein Mal zu revidiren. Auch die Schule des Filtals müſſen fie, wenn nicht 
bejondere Hinderniſſe vorliegen, wöchentlich ein Mal befuchen ; gehören mehrere Filiale zur Pfarrei, 
jo iſt außer der Schule des Wohnortes wöchentlich die Schule wenigftens eines Filiales zu rebis 
diren. In Filialen, die weiter als eine Stunde von dem Wohnort des Pfarrers entfernt find, 
it die Schulvifitation wenigſtens alle vierzehn Tage vorzunehmen. Die für die Filiale gegebenen 
Beitimmungen find auch auf Diejenigen Schulen anzuwenden, deven Revifion nad 8 27 Ziffer 1 
und $ 37 des Gefeßes einem Geiftlichen außerordentlich aufgetragen ift. 

Bei Inſpektion der Schulen haben die Geiftlihen den Bejtimmungen in 88 12 ff. der In— 
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ftruftion für die vormaligen Bezirksſchulkommiſſionen vom 4. September 1850, joweit diejelben 
hier anwendbar find, nachzugehen. 

Die Superintendenten ſollen hei ihren Vifitationen der Volksſchulen jorgfältig unterſuchen, 
ob die Pfarrer ihrer Inſpektionspflicht gehörig genügen, auch ſollen ſie dieſelben, wo es Noth thut, 
ernſtlich zur Entfaltung umfaſſenderer Thätigkeit auf dieſem Gebiete ermahnen und anhalten. 

Uebrigens iſt durch die den Geiſtlichen überkragene Befugniß und Verpflichtung zur Inſpek— 
tion der Volksſchulen nicht ausgeſchloſſen, daß die übrigen Mitglieder des Kirchen- und Schulvor— 
ſtandes von Zeit zu Zeit fi an den Schulbeſuchen des Lokalſchulinſpektors betheiligen und ſich 
perſönlich von dem Zuſtande der Schule überzeugen. 

Art. 37. Zu 8 38 Ziff. 7. Das Miniſterium wird die Schulpläne, bevor es Ddiejelben 
genehmigt, dem Kirchenrath zur Prüfung und Billigung der in denjelben über den Religionsunter— 
richt getroffenen Anordnungen mittheilen. In gleicher Weile iſt bezüglich der Einführung der dem 
Religionsunterricht zu Grunde zu Legenden Lehrbücher zu verfahren. 

Art. 38. Zu $ 39 Ziff. l. Nach höchſtem Nejeript vom 8. September 1818 jolfen Die 
Pfarrer die ihnen zur Nutznießung übergebene gänderei im der Negel nicht verpachten. Wenn 
Ausnahmen von diefem Grundjaße mit Rückfiht auf perfönliche oder Örtliche oder jonjtige Ber: 
Hältniffe zugelaffen werben jolfen, jo darf dies doch nur unter ſolchen Bedingungen gefchehen, welche 
durch Feftitellung einer wirthſchaftlichen Nutzung des Pfarrlandes und auf ſonſtige geeignete Weiſe 
das Intereſſe des Pfarrgutes und eines künftigen Inhabers deſſelben ſicherzuſtellen geeignet ſind. 
Sofern daher die Kirchen— und Schulinſpektionen auf Grund der geſetzlichen Ermächtigung eine 
Verpachtung im jpeziellen Falle zu gejtatten für angemeſſen finden, haben fie dies nur unter Vor⸗ 
behalt der kaum gedachten Garantien zu thun. Sie werden ſich hierbei bis auf Weiteres im 
Weſentlichen an die Beſtimmungen des vor einigen Jahren entworfenen und den Landräthen zuge— 
fertigten Muſterpachtvertrages halten und weſentliche Abweichungen von demſelben nur in beſon⸗ 
ders motivirten Fällen zulaſſen. Eine Fortſetzung der Verpachtung über die Dauer des Nieß— 
brauchsrechtes hinaus, welches dem Pfarrer und reſp. deſſen Hinterbliebenen zufteht, zu genehmigen, 
find die Inſpektoren gejeglich nicht befugt, vielmehr bedarf es hierzu unter allen Umſtänden der 
Genehmigung des Minijteriums, Abtheilung für Kichen- und Schuljaden. 

Dies gilt auch don den VBerpachtungen aller jenftigen Pfarrgrundjtüde und des im Nieß- 
brauch der Lehrer befindlichen Grundbefikes. 

Art. 39. Zu $ 40. Die Beichlüffe der Kirchen⸗ und Schulvorftände werden nach Stimmen— 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet Die Stimme des Vorſitzenden. Jedem über: 
ftimmten Mitgliede fteht das Recht zu, ein von dem gefaßten Beſchluſſe abweichendes jchriftliches 
Separatvotum zu den Alten zu geben. Die Abjtimmungen ſelbſt geſchehen mündlich in den 
Sitzungen, und nur in beſonders eiligen Fällen iſt ſchriftliche Abſtimmung zugelaſſen. 

Die gefaßten Beſchlüſſe ſind chronologiſch unter fortlaufenden Nummern in ein Protokoll⸗ 
buch einzutragen. Das Protokoll wird regelmäßig von einem Mitgliede des Kirchen: und Schul— 
vorftandes geführt ; jedoch iſt es dem letzteren nachgelaſſen, den Lehrer, reſp. einen der Lehrer, oder 
eine ſonſtige geeignete Perſon, auch wenn jener oder dieſe nicht Mitglied des Kollegiums iſt, zur 
Protokollführung zuziehen. Die Protokolle werden vom Vorſitzenden mitunterzeichnet . 

Die Protokollbücher und ſonſtigen Akten ſind angemeſſen zu ordnen und gehörig zu ver— 
wahren. Auch iſt eine Regiſtrande zu führen. 

Art. 40. Zu 8 42. Ueberſchreitet ein Beſchluß die durch das Geje gezogene Gränze der 
Befugniffe des Kirchen- und Schulvorftandes, oder verjtößt er gegen fonjtiges klares Recht und 
Gejeß, jo hat der Vorſitzende die Ausführung zu beanftanden und eventuell an die vorgeſetzte 
Behörde zu berichten, ohne hierbei an die Zujtimmung irgend eines der übrigen Mitglieder 
gebunden zu jein. 

Berfagt der vorfigende Geijtliche auf Grund des $ 42 Abſatz 2 die Ausführung eines 
Beichluffes und holt darüber die Eutſcheidung der Oberbehörde ein, jo hat er jeinen desfallfigen 
Bericht von demjenigen Mitgliede, welches jeiner Anficht beigetreten ift, mituntergeichnen zu laſſen. 

Art. 41. Zu 8 43. Tag und Stunde der Situngen hat dev Vorfigende zu bejtimmen 
und zu denjelben auf ihm geeignet icheinende Weife einzuladen. Das Lokal derjelben ift, jofern 


1) Auch kann der vorfigende Geiftlide, wenn | Ausnahme von dem Bürgermeifter reſp. Schulzen 
und wo es zweckmäßig oder durch Die Unftände | der Gemeinde, beziehungsweije deren Stellver= 
geboten erjcheint, jelbjt das Protokoll führen, | treten, eventuell wenigſtens von einem jonjtigen 
dann aber iſt das in der Regel noch während der Mitgliede des Kirchen: und Schulvorſtandes mit- 
Sitzung, in der die niederzuichreibenden Beſchlüſſe zuunterzeichnen. — Zujaß nad V. v. 5. Febr. 
gefaßt worden ſind, aufzunehmende Protokoll ohme | 1870 (Sej.-S. 1870 ©. 55). 
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nicht Pfarrer oder Kirchenpatron dafür forgt, von der Gemeinde zu beſchaffen, ſowie diefe auch 


für deſſen Beleuchtung und Heizung, jowie für die jonjtigen damit zufanmenhängenden Bedürfniffe 
zu jorgen hat. 

Ein aus dev Mitte der Mitglieder hervorgehender Antrag auf Anberaumung einer außer: 
ordentlichen Sitzung ift entweder in einer ordentlichen Sitzung zu Protokoll zu geben oder jehrift- 
lich bei dem Vorſitzenden anzubringen. 

Art. 42. Diefe Verordnung tritt zugleich mit dem Gefeße dom 9. Dezember dv. J. über 


Neugeftaltung der Kirchen- und Schulbehörden am 1. April 1866 in Kraft. 


Sondershaufen, den 14. März 1866. 
(L. 8.) Fürſtl. Schwarzb. Ninifterium. 
G. Keyfer. 


2. Das Fürftenthum Scwarzburg-Budolftadt. 


Die Entwidelung der Kirchenverfaffung in Schwarzburg-Rudolftadt ift vollfommen 
analog derjenigen von Sondershaufen von Statten gegangen, 

Auch hier ift das um 1552 zu Rudolftadt begründete Konfiftorium ) i. J. 
1350?) aufgehoben und dem Minifterium mit einem Kirchenrath ?) die Kirchenleitung 
übergeben worden. Dann wurde das Konfiftorium i. J. 1858 *) wieder hergeftelft 
und i. J. 1868 aufs Neue befeitigt. 

Wenn aber endlich das Geſetz v. 7. Februar 1868 (I) dem Minifterium 
als Eirchenzegimentlicher Behörde eine Anzahl von Geiftlihen beigeordnet wiſſen wollte, 
jo hat dieſe Beftimmung doch erſt ihre definitive Berwirklihung in der Verordnung 
v. 8. „Juli 1881 (II) gefunden, dur) welche ein Kirchenrath gebildet wurde. 
Unter der oberjten Kirchenbehörde ftehen drei Ephoren und drei Kirchen- und Schul⸗ 
Inſpektionen, welche die unmittelbare Aufſicht über die nad Gef. v. 17. März 
1854 (III) gebildeten Kirchen und Schulvorftände®) führen. 


\ 
I 


Gefeh, 
Die Reorganifation ver Tandesveriwaltungsbehörden befe,, vom 7. Februar 1868, 


Wir Albert, von Gottes Gnaden, Fürft zu Schwarzdurg ıc. 
verordnen zur Vereinfachung dev Landesverwaltung unter Aufhebung der entgegenftehenden Beſtim— 
mungen der Verordnungen vom 30. April 1858 über die Organifation der oberften Landesverwal- 
tungsbehörden, vom 1. Mai 1858 über die Organifation der unteren Berivaltungsbehörden und 
die Gegenftände der ortspolizeilichen Ihätigfeit, und vom 3. Mai 1858 über die Aufhebung des 
Landrathsamtes Nudolftadt und die Beſchränkung des Bezirks des Landrathsamtes Frankenhauſen 
(Geſ.«S. 1858, ©. 94, 106, 117) auf Antrag Unferes Minifteriums und unter Zuftimmung des 
getreuen Landtags hiermit, was folgt: 

sl. om 1. April 1868 ab werden die Landesfollegien der Regierung, des Finanzkolle— 
giums und des Konfiftoriums aufgehoben und die Gejhäfte derjelben auf das Miniſterium als 
oberjter Regierungsbehörde des Landes für alle Zweige der Staatsverwaltung übertragen, ſoweit 
einzelne Angelegenheiten, welche bisher zum Neffort der Regierung gehörten, nicht auf die Land— 
rathsämter übergehen. 


1) Siegismund, Landeskunde d. Fürftentd. | 4) V. v. 30. April 1858. Gej.:©. ©. 9. 
Shwarzb.-Rudolft. (Rudolit. 1862) ©. 184. 5) Kirchenältefte find ſchon jeit 1814 einge: 
2) 3. ». 26. April 1850. Gej.-&s ©. 319. | führt gewejen. Siegismunda.a.Q. ©. 173, 
3) 3. v. 17. Juli 1850. Gej.-©. ©. 465. 
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g 2. An der Spike des Miniſteriums und der gejammten Sandesverwaltung fteht ein dem 
Landtage verantwortlicher Miniſter, welchem nad) Bedürfniß ein dem Landtage gleichfalls verant- 
twortlicher Stellvertreter beigeordnet wird. 

8 3. Die Gejhäfte des Minifteriums werden nad) Bedürfniß in getrennten Fachabtheilungen 
bearbeitet, deren Leitung von dem Miniſter und dem Stellvertreter deijelben als verantwortlichen 
Adtheilungsvorftänden geführt wird. 

8 6. Für die rein geiftlichen und kirchlichen Angelegenheiten, in denen nad) der Verfaſſung 
der Landeskirche die Bejchlüffe des Miniſteriums der Sanftion des Landesfürjten als summus 
episcopus bedürfen, werden dem Miniſterio eine Anzahl von Uns zu beſtimmender Geijtlichen bei= 
geordnet, die jedenfalls in wichtigern Sachen mit ihrem Rathe zu Hören und zu dieſem Zwecke 
zuſammen zu berufen find. 

8 7. Gegen Entſchließungen und Entjeheidungen des Miniſteriums oder einer Abtheilung 
deſſelben ift nur Vorftellung an Uns Selbſt zuläſſig. 

Urkundlich unter Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Fürſtlichen Inſiegel. 

So geſchehen Rudolſtadt, den 7. Februar 1868. 


(L. S.) Albert, 3.3. ©. 
von Bertrab. von Ketelhodt. 
Ir 
Verordnung, 


die Errichtkung eines Kirchenrathes für die rein geiſtlichen amd kirchlichen 
Anaelenenheiten ver evangelifich-Iufherifichen Tandeskiridge betreffend, 
vom 8, Juli 1881, 


Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürft zu Schwarzburg ꝛc. 
haben auf Grund des 8 6 des Geſetzes über die Neorganijation der Zandesverwaltungs- 
behörden vom 7. Februar 1868 (Geſetzſammlung ©. 103) bezw. zur weiteren Ausfüh- 
zung deſſelben beſchloſſen, den für Die vein geiftlichen und kirchlichen Angelegenheiten 
Unſerem Minifterium beigeordneten geistlichen Mitgliedern in dieſen Sachen ein volles 
und entjeheidendes Stimmrecht zu verleihen und über die Organifation und Zuftändigfeit 
der hierdurch errichteten kollegialen Behörde Folgendes zu verordnen: 

8 1. Die Bearbeitung der rein geiftlichen und kirchlichen Angelegenheiten in dem 
Ministerium (Abtheilung für Kirchen und Schuljachen) erfolgt durch ein Kollegium, 
welches die Bezeichnung Kicchenrath Führt. 

g 2. Der Kicchenrath bejteht aus dem Vorſtande des Minijteriums (Abtheilung 
für Kicchen- und Schulſachen), dem vortragenden geiftlichen Nathe des Miniſteriums, 
dem vortragenden Rathe in Schulangelegenheiten und aus mindeſtens drei Geiſtlichen 
der Landeskirche, die von Uns dazu berufen werden. 

8 3. Den Vorſitz im Kirchenrathe führt der Vorſtand des Minijteriums (Abtheilung 
für Kirchen- und Schulſachen) und in deſſen Abweſenheit oder Verhinderung der vor— 
tragende geiſtliche Rath. Die übrigen Mitglieder rangiren unter einander nach der bei 
ihrer Berufung in den Kirchenrath bejtimmten Ordnung. 

SA, Die Beichlüffe dev Kirchenvaths werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entjeheidet die Stimme des Vorfigenden. 

Zur Beſchlußfaſſung genügt die Anwejenheit von drei Mitgliedern. 

Die gewöhnlichen laufenden Geſchäfte minderwichtiger Art erledigt und die 
geichäftsleitenden Verfügungen erläßt der Vorfigende unter Zuziehung des vortragenden 
geiftlichen Rath. 

Ss 5. Zum  Gejchäftsfreis des Kirchenrathes gehören insbejondere folgende 
Gegenjtände: ‘ 
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1. die Vorbereitung von Gejegen und Verordnungen vein geiftlichen und kirchlichen 
Inhalts; 

. die Aufſicht über die Lehre und den Kultus; die Mitwirkung bei Anordnung und 
Ueberwachung des Neligionsunterrichts; der Erlaß allgemeiner Anordnungen 
hinfichtlich des Gottesdienftes und der Liturgie; die Einführung von Agenden, 
Gejangbüchern und Katechismen; Mitwirfungen bei den Entjcheidungen über 
Uenderung der Parochialverbände ; 

3. die Handhabung der Disciplin über die Geistlichen innerhalb der durch die 

Verordnung vom 13. Mai 1853 (Geſetzſammlung ©. 133) gezogenen Gränzen. 

S 6. Bedarf ein Beihluß des Kirchenrathes nach der Verfaſſuug der Landeskirche 

oder nach den ſonſt beftehenden VBorjehriften der Genehmigung des Landesfürften, jo ift 

diefe durch den Borjtand des Minifteriums (Abteilung für Kirchen und Schulfachen) 

einzuholen. Geht die Sache an den Kirchenrath zur Ausführung des Bejchloffenen 

zurück, jo ijt in dev Ausfertigung der höchjten Orts gefaßten Entſchließung Erwähnung 
zu thun. 

$ 7. Das Amt eines Mitgliedes des Kirchenrathes iſt ein unbefoldetes Ehrenamt. 

Die auswärtigen Mitglieder erhalten für die Theilnahme an den Situngen die gejeh- 

lichen Tagegelder und Reiſekoſten vergütet. 

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem Fürftlichen 


ID 


Inſiegel. 
So geſchehen Rudolſtadt, den 8. Juli 1881. 
(L. S.) Georg, Fürft zu Schwarzburg. 
v. Bertrab. Hauthal. 
IM. 
Geſetz, 


die Errichkung von Kirchen- und Schulvorſtänden in Den evangeliſch-lIutheriſchen 
Kirchengemeinden betreffend, vom 17. März 1854, 

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürſt zu Schwarzburg ꝛc. 
verordnen in Erwägung, daß eine jede Kirchengemeinde die Aufgabe hat, unter Anregung 
und Leitung des in ihr bejtehenden geiftlichen Amtes jich zu einer Pflanzjtätte chriftlicher 
Gefinnung und chrijtlichen Lebens zu gejtalten und daß zu Löſung diefer Aufgabe die 
Umbildung des in der Fürſtl. Oberherrichaft bereits bejtehenden Kirchenältejteninjtituts 
zu Kicchen- und Schulvorjtänden als fürderlich erfannt worden ijt, nach Anhörung des 
Kirchenraths auf Antrag Unſeres Minijteriums und, joweit als erforderlich, mit Beirath 
und Zuſtimmung des Landtages, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Bildung der Kirchen- und Schulvorſtände. 


$S 1. In jeder evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinde, es mag ſolche eine Mutter— 
oder Filialgemeinde fein, oder aus einer oder mehreren zu derſelben Kirche eingepfarrten 
Ortsgemeinden bejtehen, joll ein Kirchen und Schulvorftand errichtet werden, welcher die 
Leitung der ihm zugewiejenen fichlichen und Schulangelegenheiten ($ 23 ff.) unter der 
Aufficht der Kirchen und Schulinjpeftion und der Abtheilung des Fürjtl. Minijteriums 
für Kirchen und Schulſachen bejorgt. 

Ss 2. In Filialgemeinden, die fein jelbjtjtändiges Kirchenthum beiten, kann die 
Errichtung bejonderer Kirchen- und Schuloorjtände mit Genehmigung des Fürjtlichen 
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Prinifteriums, Abtheilung für Kirchen— und Schulſachen bis auf Weiteres unterbleiben. 
In diefem Falle bilden Die Filtalgemeinden mit dev Gemeinde der Mutterfichhe einen 
vereinigten Kirchen und Schulvorjtand. Die bejonderen Rechtsverhältniſſe dieſer Ge— 
meinden, namentlich in Betreff des Kirchenvermögens, erleiden dadurch keine Aenderung. 

Wenn in einer zu einer andern Kirche eingepfarrten Ortsgemeinde ein beſonderes 
gemeinheitliches kirchliches Leben ſich findet, ſo bleibt die Einſetzung eines beſonderen 
Kirchen⸗ und Schulvorſtandes der genannten Prinifterialabtheilung vorbehalten. 

8 3, Sn Kirchengemeinden, welche aus beftimmten Klaffen von Perſonen oder aus 
Genoſſenſchaften öffentlicher Anſtalten beſtehen, ſoll ein Kirchen- und Schulvorſtand nicht 
errichtet werden. 

Sofern ſich außerdem in einzelnen Gemeinden wegen beſonderer Verhältniſſe die 
Organiſation eines Kicchen= und Schulooritandes nach den Bejtimmungen diejes Geſetzes 
als unthunlich herausstellen jollte, bleiben anderweite Beftimmungen Unferer Höchiten 
Beichlußnahme vorbehalten. 

Ss 4, Der Kirchen- und Schuloorjtand der Kirchengemeinden bejteht aus dem 
Ortsgeiftlichen, dem Lehrer der Ortsjchule, dem erſten Ortsvorſtande (Bürgermeifter, 
Schultheiß), jowie aus höchitens ebenfobiel anderen, nach den im Folgenden angegebenen 
Srumdfäßen durch die Wahl der Gemeinde zu biejem Amte berufenen Mitgliedern, als 
in dem Kirchen» und Schulvorftande Geiftliche und Lehrer fien. 

Da, wo das Patronatrecht einer Privatperfon zufteht, iſt auch diefe Mitglied des 
Kirchen und Schulvorſtandes, vorausgejeht, dal dieſelbe der evangeliſch-lutheriſchen 
Konfeſſion angehört, und auch ſonſt die im 5 10 feſtgeſetzten Bedingungen der Wahl- 
fähigkeit erfüllt. 

Ss 5, Wenn mehrere Geiftliche, Pfarrer und Diakonen, in einer Kirchengemeinde 
angeftellt find, jo find diefe in der Regel, und, wenn nicht das Fürjtlihe Miniſterium, 
Abtheilung für Kirchen» und Schulfachen, etwas anderes anordnet, ſämmtlich Mitglieder 
des Kirchen und Schulvorjtandes. 

An die Stelle des Ortsgeiftlichen tritt deſſen Subjtitut oder Vikar, wenn ex Erjteren 
überhaupt in feinen Amtsverrichtungen vertritt; wo dies nicht der Fall tft, nimmt dev 
Parrgehülfe an den Verhandlungen nur mit berathender Stimme Theil. 

In den Filialgemeinden ift nicht nothwendig der erſte Geijtliche an der Haupt— 
kirche auch Mitglied des Kirchen- und Schulvorjtandes, ſondern es fann mit Genehmi— 
gung des Fürſtlichen Miniſteriums, Abtheilung für Kirchen- und Schulſachen, ſtatt 
deſſelben der zweite oder dritte Geiſtliche eintreten und dann unter Umſtänden auch 
von der Mitwirkung im Kirchen- und Schulvorſtande der Mutterkirche freigeſprochen 
werden. 

Ss 6. Wenn in einer Kirchengemeinde mehrere Lehrer angejtellt find, jo wird auf 
Vorſchlag des Ortsgeiftlichen oder des Erſten der Geiftlichen die der Anzahl dev ſtimm— 
führenden Geiftlichen gleichfommende Zahl der Lehrer durch die zuftändige Kirchen- und 
Schulinjpeftion gewählt. 

8 7. Wenn mehrere Ortsgemeinden zu derjelben Kirche eingepfarrt find oder wenn 
Filialgemeinden ſich mit dev Gemeinde der Mutterficche zu einem gemeinjchaftlichen 
Kirchen: und Schulvorftande vereinigt haben, jo find ſämmtliche erſte Ortsvorjtände 
Mitglieder des gemeinjchaftlichen Kirchen und Schulvorſtandes. 

Sofern dem Ortsſchultheißen die Theilnahme am kirchlichen Stimmrechte ($ 10) 
entzogen iſt, jo ift an deſſen Stelle deſſen Stellvertreter (ogl. Gemeindeordnung 8 69) 
und, wenn auch diejer unzuläffig fein jollte, ein anderer Stellvertreter joweit als thunlich 
aus den Mitgliedern des Gemeinderaths in der geordneten Weiſe zu wählen. 
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5 8 Wird für mehrere Ortsgemeinden, jei es eingepfarrte oder Filialgemeinden 
ein gemeinjchaftlicher Kirchen und Schulvorftand gebildet, jo ift die Anzahl der zu 
wählenden Mitglieder ($ 4) jo viel als möglich verhältnigmäßig nad) der Serlenzahl 
auf diejelben zu vertheilen. Im Zweifel hat hierüber die Kirchen und Schulinfpeftion 
und, im Falle des Rekurſes, die Minifterialabtheilung für Kirchen- und Schulfachen zu 
bejtimmen. 

8 9. Die Wahl zu dem Kirchen und Schulporftande geſchieht durch die Stimm- 

berechtigten in der Gemeinde aus denjenigen Gemeindemitgliedern, welche der Kirchen- 
und Schulvorjtand zu diefem Behufe in doppelter Anzahl in Vorſchlag zu bringen hat 
und unter denen Fünftig auch die ausfcheidenden Mitglieder des Kirchen und Schulvor- 
ſtandes fich befinden fünnen. 

s 10. Stimmberechtigt dei der Wahl zum Kirchen und Schulvoritande ift jedes 
männliche Mitglied der Kirchengemeinde, welches 

1. das 25. Lebensjahr zurücgelegt hat; 

2. in der zur Kicchengemeinde gehörigen Ortsgemeinde das Ortsbürgerrecht (vl. 
Art. 23 ff. dev Gemeindeordnung) genießt, in ſelbſtſtändigen Verhältniſſen lebt 
und weder für jeine Perfon noch rüdfichtlich feines Vermögens unter Vormund— 
ſchaft jteht; 

. im vollen Bejige der jtantsbürgerlichen Rechte fteht (vgl. Geſetz über den Verluſt 
der jtaatsbürgerlichen Nechte vom 1. Mai 1850) und 

4. ſich als Mitglied der evangelifch-lutherifchen Kirche und zu ihrer Ordnung 

befennt. 

Denjenigen, welche durch Lafterhaften Lebenswandel oder durch thatlächlich befundete 
Verachtung der Religion oder der Kirche, durch dauernden ehelichen Unfrieden oder duch 
ſchlechte Kinderzucht und namentlich dadurch, daß fie ihre Kinder vom gehörigen Schul- 
befuch ohne genügende Gründe abhalten, in der Gemeinde öffentliches Aergerniß geben, 
it die Theilmahme am firchlichen Stimmrechte vom Kirchen und Schulvorftande zu 
verjagen. Gegen einen desfalfigen Beſchluß fteht ihnen der Rekurs an die Kirchen- und 
Schulinjpeltion und in höherer Inſtanz an das Fürftliche Minifterium, Abtheilung für 
Kirchen und Schulfachen, zu. 

s 11. Als wählbar in den Kirchen- und Schulporftand find nur ſolche Mitglieder 
der Kirchengemeinde in Borjehlag zu bringen ($ 9), welche das 30. Lebensjahr zurück— 
gelegt haben, die Eigenschaften der Stimmberechtigten ($ 10) an ſich tragen, einen fitt- 
lichen, hriftlichen Lebenswandel führen und ihre dem Glauben und Belenntniffe der 
Kirche entjprechende Gefinnung duch Werthſchätzung der Eirchlichen Gnadenmittel (Wort 
und Sakrament) bethätigen. 

8 12. Ueber ſämmtliche Wahl- oder Stimmberechtigten wird von dem Kirchen— 
und Schulvorſtande eine Liſte gefertigt, welche acht Tage lang an einem geeigneten 
öffentlichen Orte zu Jedermanns Kenntniß auszulegen iſt. Einſprachen gegen die Liſten 
ſind binnen zehn Tagen nach der öffentlichen Bekanntmachung der geſchehenen Auslegung 
der Liſten bei dem Kirchen- und Schulvorſtande anzubringen und zu begründen und von 
dem Kirchen- und Schulvorſtande ſofort zu entſcheiden. 

Gegen dieſe Entſcheidung findet ein innerhalb acht Tagen zu erhebender und 
ſofort zu erledigender Rekurs an die Fürſtliche Kirchen- und Schulinſpektion ſtatt, und 
iſt gegen dieſe Entſcheidung ein ebenfalls binnen acht Tagen zu erhebender weiterer Rekurs 
an das Fürſtliche Miniſterium, Abtheilung für Kirchen- und Schulſachen zuläſſig. 

5 13. Sobald die obigen Friſten abgelaufen und die angebrachten Reklamationen 
erledigt find, wird von dem Kirchen und Schuloorjtande die Lifte der von ihm in 
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Vorſchlag zu bringenden Perjonen anfgejtellt und mittelft Anſchlags an der Kirchenthür 
oder in fonft geeigneter Weife zur Kenntniß der Gemeinde, zugleich auch mitteljt Anzeige 
zur Kenntniß der Kirchen und Schulinjpeftion gebracht. Auf von diejer innerhalb acht 
Tagen zu erhebende Einjprachen gegen die gemachten Vorjchläge hat das Fürftliche 
Miniſterium, Abtheilung für Kirchen- und Schulfachen, binnen zehn Tagen die Ent 
icheidung abzugeben und, falls die Einſprachen fich als begründet herausſtellen, Abändes 
rung der Vorſchläge anzuordnen. Hierauf wird der Termin zur Vornahme der Wahl 
angefeßt, zu welcher die Stimmberechtigten durch eine an zwei aufeinander folgenden 
Sonntagen vorzunehmende Kirchliche Abkündigung vorzuladen jind. 

8 14, Die Wahl findet im Pfarr oder Schulhaufe und, wenn hier der Raum 
nicht ausreicht, in der Kirche ftatt, umd wird duch den Pfarrer bezüglich den erjten 
Seiftlichen oder defjen Stellvertreter geleitet und mit einer pafjenden Anrede eröffnet. 

In Kirchengemeinden, die mehrere Ortsgemeinden umfaſſen, werden die Wahlen 
der nach $ 8 aus den einzelnen Gemeinden zu wählenden Mitglieder des Kirchen- und 
Schulorftandes in der Regel von jeder derjelben gefondert vorgenommen, 

Jeder der im Wahltermine erſchienenen Stimmberechtigten benennt durch Stimmzettel 
die Hälfte der von dem Kirchen- und Schulvorftande vorgefchlagenen Perjonen. 

Nach beendigter Abjtimmung wird ein Verzeichniß jämmtlicher von den Wählern 
Benannten in der Reihenfolge der Stimmenzahl, die ein jeder erhalten hat, und mit 
Angabe derjelben aufgeftelt. Aus diejem Verzeichniffe wird ſodann die erforderliche Zahl 
von Mitgliedern des Kirchen- und Schulvorjtandes in der Reihenfolge, welche die Stim— 
menmehrheit exgiebt, entnommen. Bei Stimmengleichheit entjeheidet, ſoweit Dies noth⸗ 
wendig, über die Reihenfolge das Loos. 

8 15. Das Amt eines Mitgliedes des Kirchen- und Schulvorſtandes ift Ehrenſache. 
Wir erwarten daher, daß Niemand ſich weigern wird, die auf ihn gefallene Wahl anzu— 
nehmen, es ſei denn, daß er das Amt eines Mitgliedes des Kirchen- und Schulvorſtandes 
ichon innerhalb der letzten jechs Jahre verwaltet oder das 70. Lebensjahr zurückgelegt 
oder befondere in feinen perjünlichen Berhältniffen beruhende VBerhinderungsgründe anzus 
führen habe. Von ſolchen Ablehnungsgründen it binnen acht Tagen dem Kirchen und 
Schulvorftande Anzeige zu machen. An die Stelfe defjen, der die Annahme der Wahl 
abgelehnt hat, tritt derjenige ein, welcher lauf des im vorigen Paragraphen gedachten 
Verzeichniffes der Gewählten zunächit die meiften Stimmen hat. 

8 16. Die Namen der Gewählten find jofort nach beendigter Wahlhandlung von 
dem Kirchen und Schulvorſtande durch Verkündigung oder, ſofern diejes nicht thunlich it, 
auf andere geeignete Weiſe der Gemeinde befannt zu machen und gleichzeitig dev Kirchen— 
und Schulinipeftion zur Anzeige zu bringen. 

8 17. Gegen die Ordnungsmäßigkeit der Wahl kann innerhalb der nächſten 
acht Tage nach diefer Bekanntmachung von jedem jtimmberechtigten Gemeindegliede Ein— 
iprache bei dem Kirchen» und Schulvorjtande erhoben werden, gegen deſſen Entjeheidung 
jowohl dem die Einjprache Exhebenden, als demjenigen, gegen welchen dieſelbe gerichtet 
ift, binnen acht Tagen Rekurs an die Kirchen— und Schulinjpektion zuiteht. 

Ss 18. Wird in Folge einer Einſprache eine einzelne Wahl für ungültig erklärt, 
jo tritt derjenige in die Stelle des Ausfallenden, welcher nach dem Wahlverzeichnifje 
($ 14) zunächft die meiften Stimmen hat. Wird die ganze Wahlhandlung für ungültig 
erklärt, jo ift jofort zu neuen Wahlen zu jehreiten. 

8 19. Sind Einwendungen gegen die Wahl nicht erhoben, oder find diejelben 
erledigt, jo werden die in den Kirchen- und Schulvorjtand Eintretenden nah Sonntags 
zuvor gejchehener Abkündigung bei dem jonntäglichen Gottesdienst durch den Geijtlichen 
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. der Kirchengemeinde in der Kirche vorgejtellt und nach vorgängiger Belehrung über die 
Obliegenheiten ihres Amtes mittelit Handſchlags verpflichtet. 

Die Verpflichtung enthält das Gelübde: 

„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienjtes mit Sorgfalt und Treue 
„zu Warten und gewiljenhaft darauf zu achten, daß alles ehrbar und der 
„Lirchlichen Ordnung gemäß hergehe in der Gemeinde zu deren Beijerung.“ 

S 20. Das Amt der gewählten Mitglieder des Kirchen: und Schulvorjtandes 
dauert ſechs Jahre. Der Anfang diejes Zeitraumes wird von dem auf die Wahl zunächit 
folgenden erſten Advent an gerechnet. Se nach drei Jahren, das erſte Mal nach Beſtim— 
mung des Looſes, ſcheidet die Hälfte aus. 

er dreimal Mitglied gewejen ift, kann als Ehrenmitglied mit berathender Stimme 
im Kirchen- und Schulvorjtande verbleiben. 

Ss 21. Aus den im $ 15 angegebenen Gründen fann ein Mitglied aus dem 
Kirchen und Schulvorftande freiwillig austreten. 

Ein unfreiwilliger Austritt findet ftatt, wenn die Bedingungen dev Wählbarfeit 
($ 11) nicht mehr vorhanden find. Auch kann wegen unmwürdigen Verhaltens, grober 
Pflihtoerlegung oder heharrlicher Vernachläſſigung des Amtes ein Mitglied des Kirchen— 
und Schulvorjtandes durch Beſchluß deſſelben ausgejchloffen werden, vorbehaltlich des 
Rekurſes an die vorgefeßten Behörden, 

Uebrigens find auch lebtere befugt, den Kirchen» und Schulvorftand zur Befchluß— 
fajjung über die Nothwendigfeit des Austritts eines Mitgliedes in den angegebenen Fällen 
aufzufordern. 

s 22, Wenn aus dem Kirchen- und Schuloorftande im Laufe des dreijährigen 
Zeitraumes die Hälfte der gewählten Mitglieder ausgeſchieden ift, jo ift eine Ergän— 
zungswahl auf Grund der bei der letzten regelmäßigen Wahl aufgeftellten Liften der 
Stimmberechtigten, ſobald als thunlich vorzunehmen, 


weiter Abjchnitt. 
Wirkungskreis der Kirchen- und Schulvorjtände. 


3 23. I. Der Kirchen- und Schulvorjtand hat das hriftlichereligiöfe und fittliche 
Leben in der Kirchengemeinde zu fördern und zu pflegen, für Zucht und Ehrbarfeit 
Sorge zu tragen und im Bejonderen auf die Kindererziehung, die Schule und die ledige 
Jugend einen wohlthätigen Einfluß zu üben. 

Dem Geiftlichen, welcher in jeiner die Lehre und das geiftliche Amt betreffenden 
Thätigfeit vom Kirchen: und Schulvorjtande unabhängig ift, jtehen in der feelforgenden 
Thätigfeit und dev Beachtung des Wandels der Kicchengemeindeglieder, namentlich die 
gewählten Meitglieder des Kirchene und Schulvorjtandes als Kirchenältefte zur Seite, 
um: zu belehren, zu tröften, zu ermahnen und zu warnen, und jo auf die Verhütung und 
Bejeitigung fittlicher Aergerniffe hinzuwirken. Wie fie hierbei überhaupt mit Vorficht 
und chriftlicher Schonung zu verfahren haben, jo wird ihnen, um die Wirkfamfeit des 
Geijtlichen nicht zu jtören und um Einheit in der Behandlung zu fichern, zur Pflicht 
gemacht, ftet3 im Ginverftändniffe mit dem Geiftlichen zu handeln; auch haben fie 
dasjenige geheim zu halten, was jie in ihrer Amtsthätigfeit als Kicchenältejte vertraulich 
erfahren. 

Sämmtlichen Mitgliedern des Kirchen- und Schulvorjtandes liegt ob, vor Allem 
unter jich einen ächt chrijtlichen Geiſt zu pflegen, durch chrijtlihen Sinn und Wandel 
der Gemeinde voranzuleuchten, einander, wo es noth thut, brüderlich zu ermahnen, und, 
falls eine ſolche Ermahnung fruchtlos bleibt, an die nächjte vorgejeßte Kirchliche Behörde 
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fich zu wenden. Bon einem ſolchen Schritte ift jedoch dev Betheiligte vorher in Kenntniß 
zu ſetzen. 

8 24. IL Dem Kirchen und Schulvorjtande Liegt ferner ob, die Sorge für 
Erhaltung der kirchlichen Ordnung und Seilighaltung der Sonn:, Feſt- und Feiertage, 
die Verleihung der Kirchenſtühle, die Aufficht über die Kirchen, die Leichenhäufer, die 
Friedhöfe, die Begräbnikvereine und die Handhabung der Begräbnigordnungen. 
| Die Dispenfation von im Sabbathsmandat enthaltenen Verboten fteht dem Kirchen: 
und Schulvorſtande zu, wird jedoch in dringenden Fällen vom Bürgermeifter reſp. Schult- 
heißen als Mitglied defjelben ausgeübt. 

Zu Veränderungen ordnungsmäßig bejtehender örtlicher, firchlicher und liturgiſcher 
Einrichtungen bedarf es, fofern diefe Veränderungen nicht auf allgemeinen Anordnungen, 
ſondern auf fpeziellen Verfügungen dev zuftändigen Behörden beruhen, der Zujtimmung 
des Kirchen und Schulvorſtandes. 

Ueber Gegenftände, welche zur Ortspolizei gehören und das firchliche Intereſſe 
berühren, wie 3. B. die Erlaubnikertheilung zu öffentlichen Tänzen, hat der Kirchen— 
und Schulvorftand mit der zuftändigen Behörde Rückſprache zu nehmen und, wenn er 
durch die von derſelben getroffenen Maßregeln das Firchliche Intereſſe für gefährdet 
erachtet, davon der vorgejeßten Firchlichen Behörde Anzeige zu machen. Erſcheint bei 
Störungen der kirchlichen Ordnung das Einfehreiten der ftaatlichen Strafgewalt noth— 
wendig, jo wird der Kirchen und Schulvorftand den vorliegenden Tall der Staats— 
anwaltichaft zur Beitrafung durch das zuftändige Gericht anzeigen. 

8 25. I. Zu dem Wirkungsfreife des Kirchen- und Schulvorjtandes gehört auch 
die chriſtliche Armen- und Krankenpflege und Förderung ber Anstalten Hriftlicher Wohl- 
tHätigfeit und thätiger chriftlicher Liebe. 

Die chriftliche Armen- und Krankenpflege, welche befonders dem Geiſtlichen und 
den gewählten Mitgliedern des Kicchen- und Schuloorftandes obliegt, iſt nicht nur 
Sorae für Teibliche Bedürfniffe, ſondern hauptfächlich für das Wohl dev Seelen, eine 
Sorge, welche mit den ewangelifchen Mitteln der Belehrung, der Ermahnung und des 
Troftes, ebenfo der Verarmung wie dem fittlichen Verſinken dev Verarmten ent— 
gegenwirkt. 

Bei dieſer Pflege wird es unter Umſtänden zweckmäßig und wünſchenswerth ſein, 
daß die gewählten Mitglieder des Kirchen- und Schulvorſtandes andere, zumal jüngere, 
Gemeindegenoſſen von lebendigem Glauben und vorwurfsfreien Sitten als Gehülfen 
beiziehen, welche in vorkommenden Fällen zu den Sitzungen des Kirchen— und Schul- 
voritandes eingeladen werden mögen. Soweit es fich bei der Firchlichen Armenpflege 
um leibliche Unterftügung handelt und joweit zu dieſer die dem Kirchen- und Schul— 
vorstande zugumeifenden Einnahmen und etwaigen freiwilligen Beiträge, welche ihm zur 
Verfügung geftellt werden, nicht ausreichen, wird derjelbe fi an die (weltlichen) Orts— 
armenfaffen wenden und mit den etwa beftehenden Vereinen chriſtlicher Wohlthätigkeit 
in Verbindung jeßen. 

Auch ſoll möglichſt dahin gewirkt werden, daß die Armenpflege jedes Orts von 
einer und derjelben Stelle ausgeübt wird. £ 

$S 26. IV. Dem Kirchen- und Schulvorjtande fteht die Beauffichtigung und Ver— 
waltung des kirchlichen und des örtlichen Stiftungsvermögens, ſoweit darüber nicht bei 
der Stiftung jelbjt etwas Anderes verordnet worden, ſowie die Vertretung der Gemeinde 
in den darauf bezüglichen Nechtsangelegenheiten zu. 

Auch Liegt ihm die Ueberwachung der Bewirthichaftung und die Sicherung der 
Kirchen, Pfarrei- und Schulfelder und Waldungen, die Mitwirkung bei den Baulich— 
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* feiten an kirchlichen, Pfarr- und Schulgebäuden, insbefondere die Aufficht bei Ausführung 


jolcher Bauten, ferner die Aufficht über die gehörige Verficherung der kirchlichen, Pfarrei— 
und Schulgebäude gegen Brandichaden ob. 

Ein und das andere der auf die Verwaltung des firchlichen Vermögens bezüglichen 
Gefchäfte, wie z. B. die Kirchenrechnungsführung, kann der Kirchen und Schulvorjtand 
einzelnen jeiner Mitglieder überweifen, oder andere damit beauftragen. 

S 27. V. Bei vorkonmenden Pfarreis und Schulvafanzen hat der Kirchen- und 
Schulvorſtand dem vorgejegten Superintendenten Anzeige zu machen, und die desfalls 
an ihn ergebenden proviforischen Anordnungen zur Ausführung zu bringen. 

Wie er überhaupt die Kirchengemeinde und deven Intereſſen zu vertreten hat, jo 
jteht demfelben im Bejonderen auch bei Bejegung der geiftlichen und Schulämter die 
Ausübung des jogen. votum negativum zu, kraft deſſen fein Geiftlicher oder Lehrer in 
der Gemeinde eingeführt werden darf, gegen deſſen Lehre, Gaben und Wandel begründete 
und erhebliche Einwendungen gemacht werden. 

Bor der Wiederbeſetzung eines geiftlichen oder Schulamtes in der Kirchengemeinde 
foll fünftig dev Kirchen- und Schulvorftand mit feiner Aeußerung über etwaige bejondere, 
bei der Beſetzung der Stelle zu berücfichtigende Bedürfniffe und Verhältniffe der Gemeinde 
vernommen werden. 

Dem Kirchen und Schulvorjtande ſteht ferner die Austellung der Vokationen 
und die Anftellung resp. bloße Annahme der niederen Kirchendiener (infowett dieſe 
Dienste nicht blos Nebenämter des Lehrers find), der Leichenweiber und ZTodtengräber, 
jowie die Aufficht über dieſe Bedienfteten zu. 

8 28. VI. Der Kirchen- und Schulvorftand hat zu Vermeidung der Schulver- 
jäumniffe in der duch die Verordnung vom 17. Dezember 1852 (Gef.-Samml. 1852. 
Nr. LXVIO. ©. 265 ff.) näher angegebenen Weife mitzuwirken, den Kirchen» und 
Schulvifitationen, den Öffentlichen Schulprüfungen, der Konfirmation, den Einführungen 
der Geiftlichen, Lehrer und niederen Kirchendiener beizuwohnen, und die Einhaltung der 
desfallfigen gejeglichen und verordnungsmäßigen Beftimmungen zu überwachen. 

$ 29. VIE Der Kirchen- und Schulvorjtand hat den kirchlichen Gemeindeverband 
und die Parochialgerechtfame der Kirche zu wahren. Bei Veränderungen de3 ordnungs— 
mäßig bejtehenden Umfanges der Kirchengemeinde ſoll zuvor das Gutachten der betheiligten 
Gemeinden gehört werden. 

Daß derjelbe die ftimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde zu verzeichnen 
und wie derjelbe bei Entziehung des Stimmrechts, der Wahl neuer Mitglieder und 
dem Ausſchuſſe von Mitgliedern thätig zu jein hat, ift bereits oben SS 9 ff. näher 
beſtimmt. 
$ 30. Der Kirchen- und Schulvorſtand hat bei der Beſorgung der ihm oblie— 
genden Gejchäfte die daranf bezüglichen Verordnungen, wie 3. B. Kirchenftandsordnungen, 
Briedhofs- und Begräbnißordnungen zu beobachten, und jol durch Ueberweiſung diefer 
Geſchäfte an den Kirchen und Schulvoritand in den desfallfigen defignationsmäßigen 
Emolumenten der Geistlichen und Lehrer nichts geändert werden. 

$ 31. Einzelne Gemeindegenofjen haben ihre, auf das chrijtliche Leben und 
die Firchliche Ordnung in der Gemeinde, wie überhaupt auf den Wirfungstreis der 
Kirchen und Schulvorjtände bezüglihen Wünfche und Beichwerden zunächft an den 
Kirchen: und Schulvorjtand, oder einzelne Mitglieder defjelben zu bringen. Wenn fie 
hier fein Gehör finden, können fie diefelben bei der Kirchen: und Schulinfpeftion und 
weiter auf den höheren Firchlichen Stufen verfolgen. 


Schwarzburg-Rudolſtadt. [28 
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Dritter Abjchnitt. 
Geihäftsordnung der Kirchen: und Schulvorjtände, 


$ 32. Im Kirchen- und Schulvorjtande hat den Vorſitz der Pfarrer, wo mehrere 
Geiftliche vorhanden find, zunächit der Erſte der Ortsgeiftlichen. 

Da, wo das Patronatrecht einer Privatperfon zufteht, Führt diefe den Vorſitz 
im Kirchen und Schulvorftande, überläßt jedoch dem Geistlichen die Leitung dev Ges 
Ihäfte in der im Nachjtehenden geordneten Weile. 

Sn Berhinderungsfällen des zum Vorſitz berufenen Geistlichen oder, wenn derſelbe 
bei den Gegenständen der Verhandlung perfönlich betheiligt ift, wie z. B. bei ber 
Frage wegen Bewirthichaftung des Pfarrgutes, wird, wenn ein zweiter Geiftlicher nicht 
vorhanden ift, ein Stellvertreter des Vorfigenden von den übrigen Mitgliedern erwählt. 
Bei Plarıvafanzen führt, ſobald wegen der geiftlichen Amtsverrichtungen eine interi- 
miſtiſche Einrichtung getroffen ift, derjenige Geiftliche den Vorſitz, welcher die Kajualien 
zu bejorgen hat. 

$ 33. Der Kirchen- und Schulvorftand verfammelt fich auf fchriftliche Berufung 
durch den Geistlichen, als Vorſitzenden, zu ordentlicher Situng alle zwei Monate ein Mal. 

Außerordentliche VBerfammlungen hat der Borfigende, jo oft dringende Berathungs— 
gegenftände vorhanden find, oder die Hälfte der Mitglieder es verlangt, zu berufen. 

Zu den Sitzungen ift, womöglich, ein geiftliches Gebäude zu benußen, 

In Pfarrſprengeln, die mehrere Kirchen: und Schulvorjtände umfaſſen, werden 
die gemeinjchaftlichen Angelegenheiten in gemeinschaftlichen Situngen, zu welchen in der 
Regel die einzelnen Kirchen und Schulvorftände je einen Abgeordneten entjenden, regel 
mäßig an demjenigen Orte, wo die Haupt: oder Mutterfirche ſich befindet, behandelt. 

8 34. Der Vorfigende hat die Verhandlungen auf eine dem firchlichen Zwecke 
entjprechende Weiſe zu eröffnen und bei Zeitung derjelben dahin zu jehen, daß Diejer 
Zweck jtets im Auge behalten wird. 

$ 35. Die Bejchlüffe des Kirchen- und Schulvorjtandes werden nach abjoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Ihre Gültigkeit ift dadurch bedingt, daß alle Mitglieder 
ordnungsmäßig vorgeladen werden, und mindeftens die Hälfte der Mitglieder ohne 
Einrechnung des Vorſitzenden an der Abjtimmung Theil nimmt. 

In befonders dringenden Fällen ift bloße jchriftliche Abſtimmung nachgelafjen. Bei 
Stimmengleichheit ift die Entjcheidung auf derjenigen Seite, auf welcher die Stimme 
des Vorſitzenden fich befindet. Mitglieder, welche außer in ihrer Eigenſchaft als Mit- 
glieder der Kirchengemeinde, bei einer Angelegenheit für ihre Perjon betheiligt find, 
haben ſich der Abſtimmung darüber zu enthalten. 

8 36. Die gefaßten Beichlüffe find in ein hronologifch-fortlaufendes Protokoll 
einzutragen, welches der Lehrer zu führen hat. 

Diejes Protokoll und die fonftigen Akten des Kicchen- und Schulvorjtandes find 
im Pfarrarchive aufzubewahren. 

$ 37. Die Ausfertigungen gejchehen unter der Unterſchrift des Getjtlichen, als 
Vorſitzenden resp. unter der Unterſchrift des Kicchenpatrons und des Geijtlichen. 

Soweit es ji nur um die Vorbereitung eines Gegenjtandes handelt, ift dem 
Vorſitzenden der jcehriftliche Verkehr mit andern Behörden im Namen des Kirchen- und 
Schulvorſtandes vorbehalten. 

Bei Veräußerungen von Immobilien und beim Aufgeben von Gerechtſamen, ſowie 
bei Darlehensaufnahmen it die Mitunterzeichnung des Ortsvorjtandes oder, im Tall 
dejfen Behinderung, eines der aus der Gemeinde gewählten Mitglieder des Kirchen- und 
Schulvoritandes erforderlich. 
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$ 38. Gollte ein Beihluß des Kirchen und Schulvorjtandes dem Nechte des 
Pfarr- oder Lehramtes, den allgemeinen gejeglichen Beltimmungen oder überhaupt dem 
wohlverjtandenen Intereſſe dev Kirche oder der Schule widerftreiten,, jo ift der vor— 
ſitzende Geiftliche verpflichtet, über diejen Bejchluß, bevor er ihn vollzieht, an die vorgejeßte 
Kirchen und Schulinjpeftion Bericht zu exjlatten, und die Entſcheidung diefer oder der 
Minijterialabtheilung für Kirchen- und Schulſachen einzuholen. 

Wo der Ortögeiftliche zugleih Mitglied der Kirchen» und Schulinſpektion ift, 
tritt in dieſen Fällen an die Stelle der leßteren fogleich die genannte Minifterialabtheilung. 

$ 39. Die vorgejeßte Kirchen- und Schulinjpeftion, ſowie die Minifteralabthei- 
lung für Kirchen und Schulfachen iſt ermächtigt, durch Abgeordnete den Sigungen der 

Kirchen- und Schulvorjtände beizumohnen und von ihren Protofollen Einficht zu nehmen, 

jowie von denjelben Bericht zu erfordern und durch die geeigneten Mittel fie zur Erfüllung 

ihrer Pflicht anzuhalten. 

Meder ihre Wirkſamkeit und Thätigfeit haben die Kirchen- und Schulvorftände am 
Schluß jedes Yahres Bericht an die vorgejeßte Kirchen und Schulinſpektion zu erftatten, 
und dieje hat diefe Berichte mitteljt ihres Jahresberichts der Minifterialabtheilung für 
Kirchen und Schulſachen vorzulegen. 

Ss 40. Die Bejchlüffe des Kirchen und Schulvorjtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der dvorgängigen Genehmigung 

A, des Fürftlichen Miniſteriums, Abtheilung für Kirchen und Schulfachen, 

1. wenn in der Dotation der geiftlichen oder Schulitellen irgend eine Veränderung 
eintreten ſoll; 

. bei Neubauten und jolchen Reparaturen, durch welche eine veränderte Eintheilung 
oder Benutzung der für geiftliche oder Schulzwede bejtimmten Räume hevbei= 
geführt wird; 

3. bei Darlehensaufnahmen über 200 Thlr. resp. 350 Fl.; 

4. Zur Ausjchreibung von Umlagen, jowie zur Veräußerung von Beftandtheilen 
des Kirchen-, Pfarrei: und Schulvermögens ausjchließlich der Kapitalausleihungen ; 

5. bei Verpachtungen von Pfarrei und Schulgrundſtücken auf mehrere Jahre, 
injfofern dadurch der Dienftnachfolger gebunden jein joll. 

B. Der Kirchen- und Schulinſpektion, 

a. bei Darlehensaufnahmen bis zu 200 Thlr. resp. 350 Fl., 
b. bei Verpachtung der Kirchenländereien. 

Auch wo die Genehmigung des Fürſtl. Minifteriums, Abtheilung für Kirchen: 
und Schulfachen, einzuholen iſt, hat jich dev Kirchen- und Schulvorjtand zunächit an 
die ihm vorgejegte Kirchen und Schulinjpeftion zu wenden, welche die Sache jodann 
mit ihrem Gutachten berichtlich vorlegt. 

In den bezüglichen Urkunden ift, daß die Genehmigung eingeholt worden, aus- 
drüdlich zu bemerken. 


DD 


Vierter Abjchnitt. 
ULebergangsbeftimmungen u. j. w. 

s 41. Sämmtliche auf die Wahl der wählbaren Mitglieder der Kirchen und 
Schulvorjtände bezüglichen Befugnifje und Obliegenheiten, welche nach den Bejtimmungen 
dev 88 9, 12, 13, 14 fünftig dem Kicchen- und Schulvorjtande zukommen, werden für 
die erjte Einrichtung der Kirchen- und Schulvorftände einer Wahlfommiffion übertragen. 
Dieje wird aus dem resp. erjten Ortögeiftlichen und dem Kirchenpatrone, zwei von dem 
Geiftlichen zu wählenden Gemeindegliedern und dem Ortsvorſtande (Bürgermeiter, 
Schultheigen) gebildet. 
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Wo Kirchenältefte vorhanden find, ift bei der Wahl vorzugsmeife auf dieſe 
Rückſicht zu nehmen. 

Ss 42. Das Minifterium, Abtheilung für Kirchen- und Schulfachen, iſt mit 
Vollziehung diejes Gefeges beauftragt und joll bald nad) Publizirung dejjelben zur 
Vornahme der Wahlen gejchritten werden. 

Bon den alsdann Gewählten tritt die Hälfte zum erſten Male am 1. Advent 
1857 aus. 

8 43, Alle älteren, mit gegemwärtigem Geſetz nicht im Einklange ftehenden 
gefeßlichen oder verordnungsmäßigen Beſtimmungen, insbefondere die Beitimmung des 
Gefehes, die Errichtung von Landrathsämtern betreffend, vom 20. April 1850 (Geſ. 
Samml. 1850, Nr. X. ©. 323 ff), SS 4 und 5, der Verordnung zu Ausführung dieſes 
Geſetzes dom 26. Juni 1850 (Gej.-Samml. 1850, Nr. XXXIV. ©. 445 ff) 5 12 und 
der Verordnung wegen Tünftiger Handhabung des Negulativs vom 18. März 1840, 
die Verwaltung dev Gemeinder, Kirchen, Pfarr» und Schulwaldungen betreffend, vom 
7. Januar 1851 (Gej.-Samml. 1851, Nr. 1, ©. 1), infoweit nad) denjelben den 
Vorſtänden der ftaatlichen oder Ortsgemeinden die Aufrechthaltung des Sabbathsman— 
dates mit der Befugniß, in den geſetzlich zuläſſigen Fällen von Einhaltung der Sabbath3- 
feier zu Ddispenfiren, die Handhabung dev Begräbnigordnung , die Aufficht über die 
Leichenhäuſer und Friedhöfe und die Anstellung der Leichenweiber und Zodtengräber 
überwiefen, den Landräthen die Aufficht über dieſe Gegenftände der ortspolizeilichen 
Thätigfeit der Gemeindevorftände, ſowie die Anfrechthaltung des Regulatives vom 
18. März 1840 auch bezüglich der Kirchen, Pfarr und Schulwaldungen übertragen 
worden ift, werden hiermit aufgehoben. 

Urkundlich haben Wir diejes Gefeß eigenhändig vollzogen und mit Unſerem Fürftl. 
Inſiegel verjehen laſſen. 

So geſchehen Rudolſtadt, den 17. März 1854. 

(L. 8.) Sriedrih Günther, 8. 3. ©. 
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg. 


3. Das Fürftenthum Reuß jüngere Linie. 


Nah Einführung der Neformation find in allen zum heutigen Fürſtenthum 
gehörigen Herrſchaften eigene Konfiftorien beftellt worden '), bis in der Periode der 
burggräflichen Regierung die Kirchliche Gentralleitung zuerſt nah Plauen, dann 
(1563— 72) theilweife nad Schleiz verlegt wurde, und endlich Heinrich 
Poſtumus für feine gefammte Herrſchaft i. 3. 1604 ein Konfiftorium in Gera 
errichtete?). Dieſes empfing feine Organifation in der am 21. Mai 1635 revidirten 
Konfiftorialordnung?), nad) welcher die Behörde aus einem PBräfidenten — dem 
jedesmaligen Kanzler — zwei geiftlichen und zwei weltlichen Räthen gebildet wurde. 
Unter diefelbe wurde die Ephorie Gera geftellt und die Inſpektionsämter beziw. 

1) Doch ſtand Lobenſtein von 1543-47 | 3) Fuchs, Nepertor. d. in d. Fürftl. Reuß⸗ 
unter dem Konſiſtorium zu Plauen. Vgl. Brüd- Plauenſchen Landen ergangenen älteren Geſetze 
ner, Landes u. Volkskunde des Fürjtenth. Neuß | (Jena 1842) ©. 129. Die Kompetenzbegrängzung 
j. 2. Gera 1870, 1, ©. 283. erfolgte durch die Landesinſtruktion v. 19. Juni 

2) Simmer, Entw. d. urk. Geſch. d. gej. | 1651 (ebendaj. ©. 122) und die VBerordn. v. 


Voigtlandes (Gera 1827) ©. 1093. Dazu fam | 20. April 1818. 
noch 1647 ein 8. zu Schleiz. ebendaj. 
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“ Ephorien zu Saalburg, Schleiz und Lobenftein, welche in der Weife der Erne— 
ſtiniſchen Kirchenordnungen verfaßt waren. 

Dies Konfiltorium blieb nah dem Beihluffe vom 3. Februar 1654 bei der 
Theilung von 1666 für Gera, Schleiz und Zobenftein gemeinfchaftlich !), bis es 
i. J. 1863 aufgehoben wurde, indem dur) 8 2 des Gefehes vom 28. April 1863?) 
bejtimmt wurde: „die ſämmtlichen dem Konfiftorium als kirchlicher Oberbehörve feither 
zugeitandenen Amtsbefugniſſe und obgelegenen Verwaltungsgefchäfte für Kirche und 
Schule gehen in ihrem ganzen Umfange auf das Fürſtl. Minifterium, Abtheilung für 
Kirchen und Schulfachen, über“. 

Dazu. verfügte die Verordnung vom 23. Mai 1863) ergänzend, „daß die Ab— 
theilung unjeres Minifteriums für Kirchen und Schulfachen vom 1. Zuli d. 3. an 
aus dem verantwortlichen Borftande, einem weltlichen Mitgliede und zwei geiftlichen 
Mitgliedern beitehen joll“. 

Aber auch die Kircheninfpeftionen, wie fie in den oberen Fürftenthiimern beftanden 
und in dem Reſcript vom 20. April 1818 ihre Kompetenzabgrenzung gefunden hatten, 
wurden in unferem Jahrhundert bejeitigt, und an deren Stelle durch Verordnung vom 28. 
November 1825 in Ebersdorf?), duch Minift.-Verordnung vom 4. Sept. 1861 in 
Schleiz‘), durch landesherrliche Verordnung vom 23. Mai 1863 zu Gera”) für den 
Geraiſchen Landestheil eine Kirchen- und Schulinfpeftion eingerichtet, welche aus 

Landrath und Superintendenten zufammengefeßt, die Kirchen- und Schulangelegenheiten °) 
verwaltet, und deren Amtsbezirke duch Bekanntmachung des Minifteriums vom 16. 
Dezember 1871) feitgetellt worden find. 

In ſämmtlichen Gemeinden des Landes zwei ausgenommen — find nad) und 
nad auf dem Wege des vom Miniſterium beftätigten Ortsftatutes Kirchenvorftände 
eingeführt werden, welche in den Grundzügen ihrer Organifation übereinftinmen 19), 

Im J. 1882 unterbreitete die Regierung dem Landtage einen Gefegentwurf über 
die Bildung eines Kirchenrathes und eine Synodalordnung, wobei es in der Abficht 
lag, mit der Synode eine Kirchenvorftandsordnung zu vereinbaren. Aber gerade des— 
wegen lehnte der Landtag mit einer Stimme Majorität die Negierungsvorlage ab, weil 
er es als jein Recht anjah, auch bei der Feititellung der Kirchenvorftandsordnung 
geſetzgeberiſch mitzuwirken. 


4. Bas Fürſtenthum Beuß ältere Linie, 
In dem Fürſtenthum Neuß ältere Linie, welches fich 1564 von der jüngeren 
abjonderte und jeit 1768 das Land in dem jeßigen Umfange regiert, fteht die Epis— 


1) Brüdner a. a. ©. 1, ©. 376. 

2) Gej.:©. 13, ©. 505. — Die Gerichtsbe- 
fugniſſe des Konfiftoriums wurden auf die Juſtiz— 
behörde übertragen. 

3) Gej.-©. 14, ©. 1. 

4) Fuchs a. a. O. ©. 131. Neben den Auf: 
fihtsbefugniien befaßen die Inſpektionen auch 
Yurisdiktionsfompetenz in geijtlichen und Schul- 
jachen ; doch bejtimmte die Verordnung, daß 
Ehetrennung nur durch das Konfiftorium erfolgen 
könne. 

5) Lobenjt.-Ebersd. Gej.-©. 1, ©. 61. 


6) Amts- u. Berordn.-BI. 1861, Nr. 37. 

7) GeJ.:©. 14, ©. 2. — Doch fteht der 
Kirhenvorjtand der Stadt Gera unmittelbar 
unter dem Miniſterium. 

8) Die Schulbefugniffe der Kommiffionen find 
normirt in dem Volksſchulgeſetz dv. 4. Nov. 1870, 
88 96 ff. Gej.-©. 16, ©. 267 ff. 

N Amts: u. B-BLrI8TL, Ne 51. 

10) Die proviforishe Kirchenvorſtandsordnung 
für die Stadt Gera dv, 18. Nov. 1867 in A.K. 
81. 17, ©. 26. 
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fopalgewalt über die evangeliſch-lutheriſche Landeskirche dem Landesherren zu). 
Derfelbe übt dieſelbe durch das Konfiftorium in Greiz 

Unter demfelben find in Gemäßheit der Veroron. vom 21. Dez. 1861?) Inſpektions— 
rechte eingeräumt der Kirchen- und Schuldeputation zu Greiz für die Stadt und die 
dorthin eingepfartten Ortſchaften; dieje beiteht aus dem Bürgermeifter, einem Raths— 
afleffor, drei Stadtverordneten und Vertretern der eingepfarrten Ortſchaften?), 
und ift beauftragt, in der Verwaltung des Kirchen- und Schulvermögens mitzuwirken, 
das Intereffe der Kirchen- und Schulgemeinde bei Aufbringung der Kirchen- und 
Schulbedürfniffe wahrzunehmen, die Aufjicht über die Gebäude und Grundftüde zu 
führen und die Gemeindebefugniffe bei Bejegung von Kirchen- und Schulſtellen aus— 
zuüben. Für die übrigen Kirchengemeinden iſt eine presbyteriale Ordnung durch 
Geſetz vom 7. April 18800) erlaſſen worden, zu welchem am 8. April 1880 
eine Ausführungsverordnung (Il) des SKonfiftoriums ergangen ft. 


1. 
Geſeß vom 7. Bpril 1880, 


dir Vertretung der Kirdgengemeinden betreffend. 


Wir Heinrich der Zweiund Zwanzigſte, von Öottes Gnaden Xelterer Linie 
jouveräner Fürſt Reuß 2. 
haben auf Vortrag Unjeres Konfijtoriums und Unſerer Landesregierung für nöthig 
gefunden, die Vertretung det Kirchengemeinden der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche 
Unferes Fürſtenthums anderweit zu ordnen und bejtimmen zu diefem Behuf mit Zus 
ftimmung des Landtags was folgt: 


Griter Abſchnitt. 
Bon der Kirchengemeinde. 


$S 1. Die Kicchengemeinde in der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche ift ein Glied 
in deren Organismus und hat die Rechte dev Perjönlichkeit, insbejondere auch die Erb— 
fähigkeit und die allgemeine Befugniß, Rechte zu erwerben und DBerbindlichkeiten ein— 
zugehen, die Ießtere vorbehaltlich der bejonderen in dieſem Geſetze getroffenen Beſtimmungen. 

8 2. Aufgabe der Kirchengemeinde iſt: unter Leitung und Pilege des in ihr 
beftehenden geiftlichen Amtes dafür Sorge zu fragen, daß der chrijtliche Glaube und 
das chriftliche Leben ihrer Angehörigen nach) dem Worte Gottes und dem Bekenntniſſe 
der evangelijch-lutherifchen Landeskirche belebt und gefördert werden. 

Sie ift verpflichtet, die zur Erreichung diejer Aufgabe nöthigen gottesdienftlichen 
und jonftigen Einrichtungen in angemefjener Weiſe herzuftellen und zu unterhalten und 
— vorbehaltlich etwaiger Beitragspflicht Dritter — die dazu erforderlichen Mittel injo- 
weit aufzubringen, als nicht die Einfünfte aus dem örtlichen Kirchenvermögen für den 
gleichen Zweck beftimmt find und zu defjen Befriedigung ausreichen. 


1) Bol. auch d. Verf.“Geſ. v. 23. März 1867, S. 95 Ebenſo bejteht für Zeulenroda eine 
88 46, 48. (Geſ.-S. 1867, ©. 40 f.) Zofalfircheninjpeftion, gebildet aus dem Stadt: 

2) Gej.-©. 1862, ©. 1 ff. pfarrer und dem erften Bürgermeiſter. Val. 

3) Ueber die Wahl diejer letzteren bejtimmt | auch Gef. vd. 7. April 1880, $ 40. Geſ.-S. 
8 1IdR.v. 5. De. 1882. Gej.-©. 1882, | ©. 21. 
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Zur Erfüllung diefer Obliegenheit kann die Kirchengemeinde von Unjerem Konſi— 
forium angehalten werden. 

53. Der räumliche Umfang der Kirchengemeinde bildet den Kirchengemeindebezirt 
(Kirchſpiel). 

Eingepfarrte Gemeinden und Haushaltungen bilden, inſofern nicht ihr ausſchließ⸗ 
liches Intereſſe in Betracht kommt, mit derjenigen Gemeinde, in deren Kirche ſie ein— 
gepfarrt ſind, eine Kirchengemeinde. 

Filialgemeinden ſind, inſoweit nicht mit der Muttergemeinde gemeinſame Angelegen— 
heiten in Frage kommen, als beſondere Kirchengemeinden anzuſehen. 

s 4. Mitglied der Kirchengemeinde iſt jeder Angehörige der evangeliſch-lutheriſchen 
Landeskirche, welcher innerhalb des Kirchſpiels wohnt. 

5 5. Jedes Mitglied der Kirchengemeinde hat das Recht beſtimmungsgemäßer 
Theilnahme an den Anftalten und Einrichtungen der örtlichen Kirche reſp. der Kirchen⸗ 
gemeinde. 

Jedes in ſelbſtſtändigen Verhältniſſen innerhalb des Kirchſpiels ſeit mindeſtens 
drei Monaten weſentlich aufhältliche Mitglied der Kirchengemeinde, mit Ausnahme des 
Pfarrers und des Kirchenſchullehrers bezw. Organiſten und Kantors, hat die Pflicht des 
Beitrags zu den Laften derfelben. 

Diejenigen Mitglieder der Kirchengemeinde, bei welchen die gejeklichen Vorausſetzungen 
dazu vorhanden ſind (SS 6 uud 18), find ſtimmberechtigt ($ 6) und als Vertrauens— 
männer wählbar (vergl. S 18), jedoch mit Ausnahme des Pfarrers, unbejchadet des 
Stimmrechts dejjelden im Kirchengemeindevorftande, 

Unberührt bleiben die auf bejonderen Rechtstitein beruhenden Verpflichtungen 
einzelner Kirchengemeindeglieder, gewiljer Klaffen derjelben oder anderer Perſonen, ſowie 
die auf Grundſtücken haftenden Verpflichtungen zu gewiſſen Leiftungen für kirchliche Zwecke. 

5 6. Stimmrecht haben alle männlichen Mitglieder der Kirchengemeinde, welche 

1. das 25. Lebensjahr zurücdgelegt haben ; 

2. weder unter Zuftandsvormundfchaft ftehen, noch der öffentlichen Armenverforgung 
anheimgefallen, noch der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig oder an deren Aus- 
übung gejeßlich behindert, noch in einem wider fie eröffneten Konkursverfahren 
befangen jind ; 

3. zu den Kirchenftenern — wo jolche erhoben werden — beitragen und damit 
nicht über zwei Jahre im Rückſtande geblieben find; 

4. nicht wegen Mebertretung der Tirchlichen Ordnung — fei e8 durch Handlung 
oder Unterlafjung — dem deshalbigen Verfahren unterliegen. 

8 7. Ueber die jtimmberechtigten Mitglieder ift vom Pfarramte unter Zuziehung 
der zu einfchlagender Auskunft verpflichteten Borfteher der zur Kirchengemeinde gehörigen 
politifchen Ortsgemeinden (Bürgermeifter, Gemeindevorfteher) eine Lifte aufzuftellen und 
gehörig Fortzuführen. 

Nach Bildung des Kirchengemeindevorſtands ift diefer zur Erneuerung, Fortführung 
und jährlichen Revifion der Lifte verpflichtet, nöthigenfal® unter Zuziehung der obge— 
dachten Gemeindebeamten (vergl. $ 29 Nr. 9). 

„jedes jelbjtjtändige männliche Gemeindeglied hat die zur vorſchriftsmäßigen Auf- 
ſtellung und Fortführung diefer Lifte erforderlichen Angaben über feine Perfon beim 
Pfarramt bezw. Kirchengemeindevorftand zu machen und nöthigenfall® nachzumeifen. 

5 8. Die jtimmberechtigten Nitglieder der Kicchengemeinde haben die Vertrauens- 
männer zu wählen, aus welchen Kivchengemeindevorjtandsmitglieder ausgewählt werden 
jollen (vergl. 8 17). 

Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. Thür. Staaten. 47 
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8 9, Die Geiammtheit der jtimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde fann 
zur Entjehliegung über bejonders wichtige Angelegenheiten derjelben von Unferem Konſi— 
ftorium zufammenberufen werden. Sie Hildet dann eine Kirchengemeindeverfammlung. 

$ 10. Alle in einer Kirchengemeindeverfammlung zur Aditimmung kommenden 
Fragen müſſen fo geftellt fein, daß ihre Beantwortung durch „ya“ oder „Nein“ zu 
erfolgen hat. 

Ss 11. Gine Kirchengemeindeverfammlung faßt ihre Beſchlüſſe dur Stimmen- 
mehrheit der anweſenden Mitglieder. Zu ihren Beſchlußfähigkeit gehört die Anweſen— 
heit von mindeſtens einem Zehntel der ſtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder. 

Beträgt die Zahl der Stimmberechtigten weniger als dreißig, ſo müſſen wenigſtens 
drei derſelben anweſend ſein. 

Macht ſich in Folge der Beſchlußunfähigkeit der erſten Kirchengemeindeverſammlung 
die Einberufung einer zweiten nöthig, ſo entſcheidet in dieſer die Stimmenmehrheit der 
anweſenden Stimmberechtigten. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als verneint. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vom Kirchengemeindevorſtand. 


8 12. Die Kirchengemeinde wird in Anſehung ihrer Nechte und Pflichten den 
Behörden, jedem Dritten und den einzelnen Gliedern der Kirchengemeinde gegenüber 
duch den Kicchengemeindevorftand in Gemäßheit der weiteren Vorſchriften gegenwärtigen 
Geſetzes vertreten. 

Die Kirchengemeinde wird durch die vom Kirchengemeindevorftand innerhalb der 
ihm durch gegenwärtiges Geſetz zugewiejenen Zuständigkeit gefaßten Beſchlüſſe vorbehaltlich 
der Beitimmungen im $ 38 wirkſam verpflichtet. 

Der Kirchengemeindevorſtand ift zugleich berufen, das örtliche Kirchenvermögen 
(Kirchlehn) und dejjen Eigenthümerin, die juriſtiſche Perjönlichkeit der örtlichen Kirche 
(Sircheneinrichtung, Kirchenftiftung) nad) Maßgabe dieſes Geſetzes zu vertreten, 

Tritt eine Streitigkeit zwiſchen der Kirchengemeinde und dem Örtlichen Kirchen— 
Vermögen ein, jo wird dem Ießteven ein bejonderer Vertreter durch Unfer Konfiftorium 
bejtimmt. 

Gleiches gilt bei freiwilligen Nechtsgejchäften zwiſchen dem Kirchlehn und der 
Kirchengemeinde, 

8 13, Der Kichhengemeindevorjtand bejteht aus 

1. dem Pfarrer oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt, al3 ftimmberechtigten Vor— 

fißenden und dem Diafonus — wo mehrere Diafonen find, dem Archidiafonus —, 

9, einigen aus der Zahl der von den itimmberechtigten Kirchengemeindegliedern 
gewählten Vertrauensmännner nach der Vorſchrift des S 17 ausgewählten Mit⸗ 
gliedern. 

Die Zahl derſelben wird für jede Kirchengemeinde nach Anhörung des Ephorats 
von Unſerem Konſiſtorium feſtgeſetzt. Sie darf nicht weniger als drei und nicht 
mehr als zwölf betragen. 

Zum Kirchengemeindevorſtand gehört 

der Patron, ſofern derſelbe nicht nach einem der folgenden Sätze dieſes Paragraphen 
zur Theilnahme am Kirchengemeindevorſtand berufen iſt; der Patron als ſolcher 
iſt nur befugt, nicht verpflichtet, den Sitzungen des Kirchengemeindevorſtands 
beizuwohnen; er kann ſich auch durch einen ſchriftlich Bevollmächtigten vertreten 
laſſen. 


co 


35] I. Gejeß dom 7. April 1880, betr. die Vertretung der Kirchengemeinden. 739 


4. In Greiz und Zeulenroda gehört zum Kirchengemeindevorjtande auch ein dom 
Gemeindevorjtand und Gemeinderath gewähltes Mitglied der einen oder der andern 
diejer Gemeindebehörden. 

5. In Greiz tritt noch ein von Uns bejtimmter Delegirter zum Kixchengemeinde- 
vorstand hinzu. 

6. Gehört ein exrfommunalifivtes Rittergut in den Bereich der Kirchengemeinde, fo 
iſt deſſen Befiker berechtigt, an den Sitzungen des Kirchengemeindevorſtands 
jelbjt oder durch einen jchriftlich Bevollmächtigten Theil zu nehmen. Sind mehrere 
Beſitzer eines jolchen Gutes vorhanden, jo fünnen fie nur durch einen gemein- 
Ihaftlich Bevollmächtigten den Sitzungen beiwohnen. Gehören mehr erfommunalifirte 
Nittergüter als eins zum Kirchſpiel, fo erfolgt deren Vertretung in den Situngen 
gleichfalls nur durch einen gemeinschaftlich Bevollmächtigten. 

7. Gleihermaßen behalten Wir Uns vor, einen Delegirten für das in einem Kirch— 
ſpiel belegene Kammergut bezw. die mehreren darin befindlichen Kammergüter 
an den Sitzungen des betreffenden Kirchengemeindevorſtands Theil nehmen zur lafjen. 

5 14. Vorausſetzung für die perjfünliche Theilnahme an den Funktionen des 
Kirchengemeindevorjtands iſt außer dev Zugehörigkeit der betreffenden Perſon zur evangelifch- 
lutheriſchen Landeskirche der Beſitz der für die Wählbarkeit zum Vertrauensmann 
erforderlichen Eigenjchaften (S 18). 

Der Pfarrer beſitzt durch fein Amt allein ſchon die Qualifikation zum Mitglied, 
bezw. Vorſitzenden des Kirchengemeindevorftands. 

Perjonen, welche als Einzelne mit dem örtlichen Kirchlehn, dem Pfarrlehn oder 
der Kirchengemeinde Prozeß führen, können während der Dauer des letzteren nicht als 
Mitglieder des Kirchengemeindevorſtands fungiren. 

$ 15. Beſteht die Kirchengemeinde aus mehreren Ortsgemeinden, jo beitimmt 
Unſer Konjiftorium das Zahlenverhältnig, in welchem die Mitglieder des Kirchengemeindes 
vorjtands nach $ 13 Nr. 2 ſich auf die Kirchengemeinde vertheilen follen und außer- 
dem: wie viel VBertrauensmänner aus jeder Ortsgemeinde zu wählen find. 

5 16. Für die gemeinjamen Angelegenheiten von Mutter- und Filialgemeinden 
treten die Kicchengemeindevorjtände derjelben zufammen und bilden einen Gefammtvorftand, 
in welchem der Pfarrer den Vorſitz führt. 

Auf den Geſammtvorſtand Leiden, joweit e3 die Natur der Sache zuläßt, die für 
den Kirchengemeindevorſtand extheilten VBorjchriften — insbefondere auch die SS 28 
und 29 — Anwendung. 

5 17. Sn jeder Kirchengemeinde werden überhaupt dreimal ſoviel Vertrauens: 
männer gewählt, als die Zahl dev nah 8 13 Nr. 2 bejtimmten Mitglieder des Kirchen— 
gemeindevoritands beträgt. 

Die Wahl der Bertrauensmänner erfolgt durch die ftimmberechtigten Kirchengemeindes 
glieder nad) Maßgabe der betreffenden Vorſchriften gegenwärtigen Gefeges und der von 
Unjerm Konſiſtorium zu erlaffenden Wahlordnung. 

Haben aus einer Ortsgemeinde nicht mindeftens ein Zehntel der ftimmberechtigten 
Kirchengemeindeglieder bezw. drei derjelben ($ 11) gewählt, jo wird für diefe Gemeinde 
eine zweite Wahl anberaumt. Auf die Gültigkeit diejer zweiten Wahl ift die Zahl 
der abgegebenen Stimmen ohne Einfluß. 

Wird bei dieſer zweiten Wahl überhaupt feine Stimme abgegeben, dann hat 
bezüglich der erjtmaligen Bildung des Kirchengemeindevorftands der Pfarrer, in allen 
folgenden Fällen der Art der beftehende Kirchengemeindevorftand die für die betreffende 
Wahlgemeinde jeitgejegte Zahl der VBertrauensmänner zu wählen. 
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Aus der Zahl der gewählten VBertrauensmänner wählt Unſer Konfiftorium die bei 
Nr. 2 des 8 13 erwähnten Mitglieder des Kirchengemeindevoritands aus. 

s 18. MWählbar zu Vertrauensmännern find ſolche ftimmberechtigte Kirchengemeinde— 
glieder, welche das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben, ſelbſtſtändige Hausväter ſind (ſie 
mögen verheirathet ſein oder nicht), nicht durch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen 
Gottesdienſte und von der Theilnahme am heiligen Abendmahl die Bethätigung ihrer 
kirchlichen Gemeinſchaft vernachläſſigt und nicht durch einen unehrbaren Lebenswandel 
öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes Aergerniß gegeben haben. 

Bei der Wahl ift das Augenmerk befonders auf ſolche Männer guten Rufes zu 
richten, welche chriſtlichen Sinn, Einficht und Erfahrung in kirchlichen Dingen bewährt 
haben. 

8 19. Bor der Wahl der Vertrauensmänner ift jedesmal zeitig die Lifte der 
ftimmberechtigten Kirchengemeindeglieder zu revidiren, zu berichtigen vejp. neu aufzuftellen 
und diejelde alsdann nach vorgängiger öffentlicher Belanntmachung fieben Tage lang 
öffentlich auszulegen. 

Ueber etwaige — innerhalb fünf Tagen von demjenigem Tage ab, welcher auf den 
letzten der oben fiebentägigen Auflegungszeit folgt, bei Meidung der Ausſchließung vor— 
zubringende — Einfprachen gegen die Liſte entjcheidet bis zur Bildung des Kirchen 
gemeindevorjtands das Pfarramt, jpäter der Kirchengemeindevorſtand. 

Dem durch die Entſcheidung Betroffenen ſteht die Beſchwerde an Unſer Konfijtorium 
zu, welche binnen ſiebentägiger ausſchließlicher Friſt anzubringen iſt, aufjchiebende 
Wirkung aber nicht hat. 

F'20. Die Stimmgebung erfolgt geheim und perjönlich. 

Es entjcheidet dabei Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos. 

Das Nähere wird durch die von Unjerem Konfiftorium zu erlaſſende Wahlordnung 
geregelt. 

s 21. Wird die Gefegmäßigfeit dev Wahl angefochten, jo hat der Pfarrer unter 
Einjendung der Akten die Entſcheidung Unferes Konfiftoriums einzuholen. 

Uebrigens ift letzteres befugt, auch ohne ſolche Beranlaffung die Gejegmäßigfeit 
der Wahl zu prüfen und im alle der Nichtgeſetzmäßigkeit die Wahl ganz oder theil- 
weife für ungültig zu erklären und Neuwahl "anzuordnen. 

$ 22. Das Amt eines Mitglieds des Kirchengemeindevorjtands it ein Ehrenamt 
ohne Bejoldung. In Ausübung des Umtes dom Inhaber bejtrittene baare Auslagen 
find demjelben jedoch aus der Kirchenkaſſe zu eritatten. 

$ 23. Das Amt als Mitglied des Kirchengemeindevorjtands fann nur abgelehnt 
werden: 

1. wenn der dazu Ausgewählte das 65. Lebensjahr zurücgelegt, 

9, wenn der Berufene bereits ſechs Jahre lang ununterbrochen das Amt befleidet hat, 

3, wegen anderer ſpäteſtens innerhalb jieben Tagen geltend zu machenden und zu 
beicheinigenden erheblichen Entjchuldigungsgründe 3. B. Kränklichkeit, häufiger 
längerer Abwejenheit, unvereinbarer Dienftverhältniffe. 

Ueber die Erheblichkeit und thatfächliche Begründung entjeheidet bi8 zur Bildung 
des Kicchengemeindevorftands das Pfarramt, jpäter der Kicchengemeindevorftand und auf 
gegen dieſe Enſcheidung etwa eingelegten Rekurs, für welchen eine ausjchließliche Friſt 
von zehn Tagen bejtimmt wird, Unjer Konſiſtorium. 

Diejer Nefurs hat aufſchiebende Wirkung. 

Beim Eintrit der Fälle zu 1 und 3 ift auch die Niederlegung des bereit3 über— 
nommenen Amtes gejtattet. 
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5 24. Die Dienftzeit dev Mitglieder des Kirchengemeindevorftands nach Nr. 2 
und 4 des $ 13 umfaßt ſechs Jahre. 

„sedoch jcheidet von den nad $ 13 Nr. 2 ausgewählten Kixchengemeindevoritands- 
mitgliedern nach den erjten drei Jahren — vom Tage der Verpflichtung ab gerechnet — 
die Hälfte, bei ungerader Zahl die Minderzahl aus. Dieje Hälfte reſp. Minderzahl 
wird durch das 2003 bejtimmt. Später treten allemal diejenigen ab, welche jechs Jahre 
. zuvor ausgewählt worden find. 

An Stelle der ausscheidenden Mitglieder hat Unfer Konfiftorium aus der Zahl 
der VBertrauensmänner, welche bei der zu veranjtaltenden Neuwahl gewählt worden, 
andere Mitglieder des Kirchengemeindevorjtands auszumählen. 

Die Ausjcheidenden können aufs Neue ausgewählt werden. 

8 25. Wird außerdem die Stelle eines nah $ 13 Nr. 2 bejtimmten Mitglieds 
vor beendigter Dienftzeit erledigt, jo wählen die übrigen Mitglieder des Kirchengemeinde: 
vorjtands für den Reſt der Dienftzeit des ausgejchiedenen Mitglieds ein anderes aus 
der Zahl der nach $ 18 wählbaren Kirchengemeindeglieder, wo thunlich aus der Orts— 
gemeinde, welcher das ausgeſchiedene Mitglied angehörte, 

Scheidet ein nach Nr. 4 des 8 13 gewähltes Mitglied vor Ablauf dev Dienjtzeit 
aus, jo wird don den betreffenden Gemeindebehörden zunächſt ein anderes für den Reſt 
der Dienstzeit des erfteren gewählt. 

5 26. Wegen Eintritts eines die Wählbarfeit zum Vertrauensmann aufhebenden 
oder eines die Dienjtunfähigfeit mit fich führenden rundes muß die Entlaffung des 
davon betroffenen nah Nr. 2 und 4 des $ 13 beftimmten Mitglieds des Kirchen- 
gemeindevorjtands auch gegen den Willen des Betheiligten erfolgen. 

Ebenfo kann die unfreiwillige Entlaffung eines nah Nr. 2 und 4 des S13 
bejtimmten Mitglieds wegen beharrlicher Weigerung oder Vernachläffigung der Amts— 
pfliht als Kirchengemeindevorjtandsmitglied Statt finden. 

Zuftändig zum Ausfprechen folcher Entlaſſung ift der Kirchengemeindevorſtand 
ſelbſt. Es muß jedoch jedesmal zuvor dem betreffenden Meitgliede Gelegenheit zur 
Erklärung über den thatfählichen Anlaß gegeben werden. 

Ueber die erfolgte Entlaffung iſt Unſerem Konfiftorium alsbald Bericht zu erftatten. 

Der Betheiligte Tann gegen den die Entlaffung ausfprechenden Beſchluß binnen 
einer ausfchließlichen Frift von zehn Tagen Refurs an Unfer Konfiftorium ergreifen 
und ausführen. Der Rekurs hat aufjchiebende Wirkung, jedoch hat fich Nefurrent der 
Theilnahme an den Sikungen des Kirchengemeindevorftands bis zur Entjcheidung zu 
enthalten. j 

Unſer Konfiftorium entjcheidet auf den Rekurs. 

An Stelle des Entlaffenen ernennt Unſer Konfiftorium aus der Zahl der Ver: 
trauensmänner für den Reſt der Dienftzeit des erjteren ein anderes Mitglied. 

Iſt der Entlaffene nach Nr. 4. 8 13 gewählt, jo haben die betreffenden Gemeinde— 
behörden ein anderes Mitglied für die gedachte Zeit zu wählen. 

Im Fall des Eintritt der Dienjtunfähigfeit bei einem der $ 13 Nr. 3, 5, 6 
und 7 bezeichneten Mitglieder ijt dem Berechtigten anheimzugeben, einen Bevoilmächtigten 
bezw. einen anderen Delegirten zu ernennen. 

Ss 27. Die Mitglieder des Kirchengemeindevorftands, joweit fie nicht bereits für 
ein geijtliches Amt an der Gemeinde verpflichtet find, werden vom Pfarrer, nach einer 
Sonntags zuvor von der Kanzel erfolgten Ankündigung im fonntäglichen Hauptgottes= 
diente mittelſt Handgelöbnifjes an Eidesitatt darauf verpflichtet, daß fie ihr Amt gemäß 
dem Worte Gottes und dem Belenntniffe der evangelifchslutherijchen Landeskirche nad) 
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den beitehenden Vorſchriften zum Beſten der Kirchengemeinde treulich und gewifjenhaft 
führen wollen. 


$ 28. Der Kirchengemeindevorftand Hat — unbejchadet des bezüglichen Oberauffichts- 


und Verfügungsrechts Unferes Konfiftoriums, jowie vorbehaltlich der einfchlagenden 
Beltimmungen in $ 38 gegenwärtigen Geſetzes folgende Obliegenheiten und Befugniffe: 


1% 


2. 


—— 


10. 


113 


Beſchlußfaſſung über Errichtung, Abänderung oder Aufhebung von Kirchengemeindes 
ftatuten, jowie über 

Deräußerung, Verpfändung und verzichtweije Aufgabe von unbeweglichen Gütern, 
Gerechtfamen, nutzbaren Rechten, Kapitalien, Forderungen und beweglichen Gegen= 
ftänden, welche der Kirchengemeinde als eigenthümlicher Erwerb zuitehen ; 


, Veräußerung, Verpfändung und verzichtweiſe Aufgabe von unbeweglichen Gütern, 


Gerechtjamen, nutzbaren Rechten, beweglichen Eigenthumsgegenftänden, Kapitalien 
und Forderungen der Kirche bezw. des örtlichen Kirchenvermögens ; 


‚ die Vertretung des örtlichen Kirchenvermögens (Kirchlehns) in jeiner Totalität 


und den einzelnen Theilen, ebenjo der Kirchengemeinde in Bezug auf einfeitige 
Rechtsgeſchäfte, Verträge aller Art, ſowie in Betreff der bei den Behörden zur 
Verhandlung kommenden Kirchlehn- und Kirchengemeindeangelegenheiten, insbe⸗ 
ſondere die Beſchlußfaſſung über Prozeſſe und Vergleiche und die Vertretung 
des Kirchlehns und der Kirchengemeinde bei ſolchen; 


Beſchlußfaſſung über Veränderungen im Beſtande der Kirchengemeindegränzen; 
. die beſtimmungsgemäße Verwaltung und Wahrung des unbeweglichen und beweg— 


lichen Vermögens, der Gerechtfame und Kapitalien des örtlichen Kirchlehns 
und der Kirchengemeinde, der Kirchenfaffen und der etwa damit verbundenen 
Kaſſen, Fürforge für die Erhaltung des kirchlichen Dienfteintommens der Kirchen 
ſchullehrer und der übrigen Kirchendiener ; 


. Mitaufficht über die kirchlichen Stiftungen und über die Firchlichen und geijt- 


Yichen Gebäude — mit Einſchluß der Pfarr- und Kirchſchulgebäude —, jowie 
die Fürſorge für Erhaltung derjelben im baulichen Zuftande, für Ausführung 
alles dejjen, was an bezüglichen Neu- und Reparaturbauten erforderlich ift, 
ſowie iiberhaupt für die Befriedigung aller durch die Aufgabe der Kirchengemeinde 
bedingten Bedürfniffe ; 


. Abgabe gutachtlicher Aeußerung über Gründung und Dotirung neuer Firchlicher 


Stellen in der Kirchengemeinde, ebenfo 


. bei nothwendiger Erhöhung des Dienfteinfommens der Geijtlichen und Kirchen— 


diener aus Mitteln der Kirchengemeinde und bei Aenderung der Stolgebühren ; 
Bewilligung von Gehalten oder Vergütungen an Beamte des Kirchengemeinde 
vorjtands (vergl. 8 36); 
Aufbringung der erforderlichen Geldmittel zur Befriedigung der Firchlichen Bes 
dürfniffe überhaupt, insbefondere aber auch zur Ausführung der nöthigen Bauten, 
Herftellungen und Reparaturen, zur Verficherung gegen Feuersgefahr u. j. w., 
Feftjegung der nöthigen Umlagen auf die Kirchengemeindeglieder und des Repar— 
titionsfußes bezüglich diefer Umlagen, Fejtftellung der Hebeliften und nöthigen= 
falls Veranlaffung der Beitreibung rüdjtändiger Leitungen (vergl. das Geſetz 
vom 2. Suli 1879, S 1 I. a. d. e. und Gefeg vom 2. Suli 1879, S 1 
Nr. 6 und $ 2 Nr. 4), Erborgung von Kapitalien und die Vollziehung der 
Schuldurfunden. — 

Durch vorstehende Beitimmungen (in Nr. 11) werden nicht berührt die über 
die Beitragspflicht der zu einem Kirchſpiel gehörigen mehreren Gemeinden 
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Mutter, Filial- und eingepfarrten Gemeinden) bezw. Haushaltungen durch 
Bertrag, Herkommen oder jonjtige Rechtsnormen bereits begründeten Nechtsver- 
hältniſſe. 

$ 29. Zum Geſchäftsbereiche des Kirchengemeindevorſtands gehören weiterhin, 


unbejchadet der Unjerem Konfiftorium zuftehenden bezüglichen Auffichts- und Verfügungs- 


rechte, 
1 
2 


3. 


00 


10. 


die nachitehend bezeichneten Befugniſſe und Obliegenheiten: 


. die Feititellung und Handhabung der Beitimmungen über die Kicchenftühle ; 
. die Fürjorge für Herftellung und Erhaltung des Kirchhofs (Gottesaders) nach 


Maßgabe des Bedürfniffes und die Beichaffung der dazu erforderlichen Mittel, 
jowie im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde die Fürjorge für Feititellung 
und Aufrehthaltung der Begräbnikordnung, die Regelung der Löjung von 
Srabjtellen und die Kontrole über die Führung der deshaldigen Regifter; 

die nächjte Prüfung der Kicchenrechnung, die Abgabe einer Aeußerung über das 
Ergebniß derjelben und deren Einjendung an unjer Konfiftorium zur Nevijion, 
ferner die VBorprüfung und Begutachtung des Boranjchlags für den Jahreshaus— 
halt der Kirchengemeinde, jofern die Aufitellung und Einreichung eines jolchen 
von Unjerem Konſiſtorium angeordnet werden follte; 


. die Abgabe der Erklärung, ob Seitens der Kirchengemeinde gegen Perſon, Lehre 


und Leben eines dejignirten Geiſtlichen, Kantors, Organiften und Kirchners 
etwas Erhebliches und Gegründetes einzuwenden ift. 

Bei Abgabe der gedachten Erklärung hat der Kirchengemeindevoritand in’s 
Auge zu falten, daß jelbitveritändlih nur ſolche Einwendungen zur Beachtung 
geeignet find, welche innerhalb der bezeichneten Gränzen liegen, d. x. fich auf 
förperliche oder geijtige Gebrechen, Verjtöße gegen die Moral und fittliche Ehr— 
barkeit oder auf fundgegebene Abweichung von dem zu Recht bejtehenden Befennt- 
niſſe der evangeliichelutheriichen Landeskirche jtügen. Erfolgt die Erklärung 
Seitens des Kirchengemeindevoritands nicht einjtimmig, jo iſt das Minderheit: 
gutachten mit einzureichen. 

Die endgültige Entſcheidung darüber bleibt Unſerem Konfiftorium vorbehalten ; 


. die Betheiligung an der Kirchenvifitation nah Maßgabe der dieferhalb von 


Unjerem Konfijtorium zu treffenden Beſtimmungen; 


. die Wahl, Verpflichtung und Meitbeauffichtigung dev bei Nr. 4 nicht genannten 


Kirchendiener; 


. die Abgabe gutachtlicher Aeußerungen in lofalkirchlichen Beziehungen, auf Erfor- 


dern Unſeres Konfijtortums oder des Ephorats ; 


, borichriftsmäßige Mitwirkung bei den Wahlen der VBertrauensmänner ; 
. Erneuerung, Fortführung und Revifion der Lifte der jelbitjtändigen Kirchen— 


gemeindeglieder überhaupt — mo eine jolche von Unſerem Konfiftorium bejonders 
angeordnet werden jollte —, jedenfalls aber die Liſte der ftimmberechtigten 
Kirchengemeindeglieder (vergl. S 7); 
die Mitfürforge für die Aufrechthaltung und Förderung der chrijtlichen Sitte 
und Zucht in der Kirchengemeinde, jowie der kirchlichen Ordnung überhaupt, 
insbejondere aber in Beziehung auf Taufe, Konfirmation, Trauung und Begräbniß, 
hauptfächli auch in der Weiſe, 
a. daß der Kirchengemeindevorjtand und jedes Mitglied verpflichtet ift, wahr: 
genommene Unordnungen zur Kenntniß des Pfarramts zu bringen, 
b. daß die Mitglieder des Kirchengemeindevorjtands verbunden find, bei den 
zur Aufrechterhaltung der Firchlichen Ordnung erforderlichen Warnungen 
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Bermahnungen und Gröffnungen des Pfarrers auf deshalbiges Erjuchen des 
(eßteren mitzumirfen. 
Unferem Konfiftorium ift vorbehalten, im alle hervortretenden Bedürfnifjes 
bezüglich der vorgedachten Obliegenheiten nähere Vorſchriften zu erlafjen. 

$ 30. Nach Außen wird der Kicchengemeindevorjtand durch den Borfigenden 
vertreten. 

Urkunden, durch welche Verbindlichfeiten begründet werden, find von allen Mit— 
gliedern des Kicchengemeindevorftandes zu vollziehen. 

Wegen Bollziehung reſp. Gegenzeichnung der übrigen Ausfertigungen wird Unjer 
Konſiſtorium das Geeignete bejtimmen. 

$ 31. Den Borfiß im Sicchengemeindevorftande Führt der auch die Gejchäfts- 
führung und das Aftenwejen Leitende Pfarrer oder defjen Stellvertreter im Pfarramte. 

Unſer Konſiſtorium ift jedoch befugt, unter befonderen Umjtänden im einzelnen 
Fall den Vorſitz jowohl im Kicchengemeindevorjtand, als auch bei einer Kirchengemeindes 
verfammlung einem Kommifjar zu übertragen. 

Wegen Vertretung de3 Pfarrers im Borfi im alle feiner Verhinderung oder 
perfünlichen Betheiligung wird Unſer Konfiftorium das Erforderliche anordnen. 

Der Borfigende bejtimmt Zeit und Ort der Sitzung und ladet dazu jchriftlich 
unter Angabe der Tagesordnung ein. 

z 32. Zur Beichlußfähigfeit des Kicchengemeindeporjtands in den Sitzungen ift 
die Anwejenheit von mindeftens drei Mitgliedern außer dem Pfarrer erforderlich. 

Beiteht ein Kirchengemeindevorjtand außer dem Borfitenden nur aus drei Mit- 
gliedern, jo genügt zur Beichlußfaifung die Anweſenheit von nur zweien derjelben. 

Bejteht der Kirchengemeindevorftand aus mehr als ſechs Mitgliedern, jo iſt ex 
beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte derjelben anweſend tft. 

Die Beihlüffe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Abjtimmung darf fich fein anmwejendes Mitglied enthalten, ausgenommen in 
Fällen, die jeine Perſon betreffen. Andernfalls gilt die Stimmenthaltung als Beitritt 
zur Mehrheit dev Stimmen. 

Die gefaßten Bejchlüffe werden jofort zu Protofoll genommen und diejes vom 
Vorſitzenden und den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. 

$ 33. Die Ausführung gefaßter Beichlüffe kann vom Pfarrer, falls ev diejelben 
für widerrechtlih oder dem wahren Intereſſe der Kirchengemeinde für jchädlich erachtet, 
einjtweilen beanjtandet werden. Er hat dann innerhalb acht Tagen an Unjer Konft= 
forium Behufs Einholung der Verfügung dejjelben zu berichten. 

$ 34. Der Kirchengemeindevoritand hat beim Beginne feiner Thätigkeit feitzujegen, 
was für Nachtheile diejenigen Mitglieder treffen follen, welche unentjchuldigt die Sigungen 
verſäumen. Gejchieht dies nicht innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Verpflichtung 
ab gerechnet, jo hat Unſer Konfiitorium bezügliche Beitimmung zu treffen. 

S 35. Befundet ein Kicchengemeindemitglied eine hartnädige fortgejeßte Ver— 
nachläſſigung jeiner Amtspflichten, jo kann Unſer Konfiftorium zu deſſen Auflöfung 
jchreiten und bis zur Neubildung eines Kicchengemeindevorjtands die fommifjariiche 
Wahrnehmung der Obliegenheiten des Kicchengemeindevorjtands anordnen. 

Im Falle jolcher Auflöfung fteht es im Ermeſſen Unjeres Konfijtoriums, andere 
Mitglieder nach $ 13 Nr. 2 aus den zulett gewählten Vertrauensmännern zu bejtimmen 
oder eine Neuwahl von DVertrauensmännern anzuordnen und aus den neugewählten 
Vertrauensmännern die Auswahl der Mitglieder nah Nr. 2 8 13 zu bewirken. 
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5 36. Der Kirchengemeindevorstand wählt 
einen Schriftführer, 
einen Rehnungsführer (Kirchenkaſtenvorſteher), 
. einen Bauaufjeher. 

Die beiden letzteren können befoldet werden und brauchen nicht nothwendig Mit: 
glieder des Kicchengemeindevorftands zu fein. 

Unſer Konfiftorium ift ermächtigt, da wo die Umftände es erfordern, die Anz 
nahme eines Schriftführers, welcher nicht Mitglied des Kirchengemeindevorſtands iſt, 
zu geſtatten. 

In Kirchengemeinden, in welchen die Geſchäfte des Kirchengemeindevorſtands einen 
erheblichen Umfang haben, (worüber unſer Konſiſtorium auf Antrag zu entſcheiden hat), 
iſt es zuläſſig, dem Schriftführer, ſofern er auch die Expeditionsgeſchäfte beſorgt, eine 
angemeſſene Vergütung aus der Kirchenkaſſe zu bewilligen. 

Soweit es erforderlich erſcheint, ſetzt Unſer Konſiſtorium auf vorgängige gut— 
achtliche Aeußerung des Kirchengemeindevorſtands die Geſchäftsobliegenheiten und Befug- 
nijje der gedachten Beamten feit. 

Ob ein Diener des Kirchengemeindevorftands anzunehmen ift, wird nach Anhörung 
des letzteren von Unſerem Konfiftorium bejtimmt. 

Die gedachten Beamten haben feine Penfionsberechtigung. 

5 37. Die Verwaltung und Vertretung des Vermögens der Pfarr und anderen 
kirchlichen Stellen (Pfarrlehn, Kirchenſchullehn u. ſ. w.) ſteht den Inhabern derſelben 
bezw. den Dienſtverweſern zu. 

Unſer Konſiſtorium kann zeitweiſe eine andere Verwaltung und Vertretung 
anordnen. 

Auf wahrgenommene Unordnungen oder Mängel in der Verwaltung und Wahrung 
des Pfarrlehns und Kirchſchullehns und ihrer Gerechtfame den Inhaber aufmerkjam 
zu machen ift jedes Mitglied des Kirchengemeindevorftands bezw. diefer ſelbſt verpflichtet. 
sm Falle der Erfolglofigfeit diefer Maaßnahme erſtreckt ſich diefe Pflicht auch auf die 
Mittheilung der gemachten Wahrnehmungen an Unfer Konfiftorium. 

5 38. Vorbehaltlich des allgemeinen Oberauffichts- und VBerfügungsvechts Unferes 
Konfitoriums bedürfen zu ihrer Gültigkeit an fich und dritten Perfonen gegenüber der 
Genehmigung defjelben die Beſchlüſſe und Erklärungen eines Kicchengemeindevorftands, 
wenn diejelben betreffen: 

1. die Errichtung, Abänderung und Aufhebung von Kirchengemeindeftatuten ; 

2. die Veräußerung, Verpfändung und verzichtweife Aufgabe von unbeweglichen 
Gütern, Gerechtfamen, nußbaren Rechten, Rapitalien und Forderungen, welche der 
Kirchengemeinde als eigenthümlicher Erwerb zuftehen ; 

3. Veräußerung, Verpfändung und verzichtweife Aufgabe van unbeweglichen Gütern, 
Gerechtſamen, nußbaren Rechten, Kapitalien, Forderungen und beweglichen Eigen 
thumsgegenftänden, welche der Kirche bezw. dem örtlichen Kicchenvermögen oder 
kirchlichen Stiftungen angehören ; 

. Aenderung der Dotation der Stellen der Geiftlichen und Kirchendiener , fowie 
der Stolgebühren, Bewilligung von Gehalten oder Vergütungen an Beamte des 
Kirchengemeindevorftands ; 

. Erbauung neuer Kichen und geiftlichen Gebäude (incl. Pfarr- und Kirchſchul— 
gebäude), deren Umänderung oder Reparatur , jofern die Koſten der leßteren 
mehr als 300 Mark betragen; 

6. Veräußerung oder mwejentliche Veränderung ſolcher Gegenftände, welche einen 


Ha 


ST 
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befonderen wifjenjchaftlichen oder Kunftwerth haben, mögen fie der örtlichen 
Kirche oder der Kirchengemeinde gehören ; 

7. die Aufnahme von Anleihen für die Kirchengemeinde, die Verminderung don 
Kapitalien derjelben oder des örtlichen Kirchenvermögens, die Ausleihung von 
fofchen oder deven jonjtige nußbare Anlegung, jofern diefelbe nicht in inländi- 
ichen Staatspapieren oder bei jochen Sparkaſſen erfolgt, die von Unjerem 
Konfijtorium als geeignete Stellen bezeichnet worden find; 

8. Veränderungen im Bejtand ber Kicchengemeindegränzen ; 

9, Anstellung bezw. Führung von Givilprozefjen für das örtliche Kicchenvermögen 
oder für die Kirchengemeinde und Beftellung von jachwalterijchen DBertretern in 
Bezug auf jolche Rechtsitreitigfeiten; 

10. Nenderung der lokalkirchlichen Obſervanzen und Einführung neuer kirchlicher 
Einrichtungen. 
Beſondere Beſtimmungen. 

g 39, Wenn und ſolange auf dem Gottesacker einer Kirchengemeinde in Er— 
mangelung anderer — ihr nicht gehörigen — Begräbnikpläße auch die Ueberreſte von 
Perſonen, die nicht Mitglieder der Kirchengemeinde waren, beerdigt werden müfjen, jo 
ift die letztere berechtigt, die im Kirchengemeindebezivt wohnenden, nicht zur Kirchen— 
gemeinde gehörigen Perjonen in irgend einer duch Statut näher zu regelnden Weiſe 
hinſichtlich des Gottesackers zu Gunſten der Kirchenkaſſe zu belaſten. 

S 40. Die Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes erſtreckt ſich auf die Kirchen⸗ 
gemeinden Greiz und Zeulenroda erſt von dem Zeitpunkte ab, von welchem ab dies, 
auf einen im Einverſtändniß mit der Gemeindevertretung geſtellten Antrag der Kirchen: 
deputationen in Greiz bezw. ber Sofalfircheninjpeftion in Zeulenroda im Verordnungss 
wege von unſerem Konfijtorium beſtimmt fein wird. ; 

Bon diefem Zeitpunkt ab exit erlifcht für beide genannten Kirchengemeinden die 
Wirkſamkeit aller dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden, für Greiz und Zeulenroda 
bejtehenden Normen. 

8 41. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens gegenwärtigen Geſetzes für die ſämmt⸗ 
lichen ländlichen Kirchengemeinden des Fürſtenthums wird durch allgemeine Verordnung 
Unſeres Konſiſtoriums beſtimmt. 

Von dieſem Zeitpunkte ab treten alle den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
entgegenſtehenden bisherigen Normen, ſoweit nicht durch die Beſtimmungen des S.40 
hinfichtlich der Kirchengemeinden Greiz und Zeulenroda eine Ausnahme bejtimmt ift, 
außer Kraft. 


$ 42, Mit der Ausführung diejes Geſetzes ift Unfer Konfiftorium beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchjteigenhändigen Vollziehung und Vordrudung Unſeres 
Fürſtlichen Inſiegels. 
Gegeben Greiz, den 7. April 1880. 
(L. 8.) Heinrich XII. 
Faber. 
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Konſiſtorialverordnung vom 8. April 1880, 


zur Rusführung des Gefekes vom 7, April 1880, die Vertretung der KRirchen- 
aemeinden betreffend. 


Mit Höchiter Genehmigung Serenissimi wird zur Ausführung des Gejeßes vom 7. April 
1880, die Vertretung der Kirchengemeinden betreffend, auf Grund des $ 42 deſſelben bis auf Weiteres 
Folgendes verordnet: 

Zu 85 des obengedachten Gejetes. $1. Die Selbitftändigfeit im Sinne des 
Abſatz 2 des $ 5 des Gejeßes wird dureh ein Dienftverhältnig bei eignem Haushalt nicht aus— 
geſchloſſen. 

Zu den 88 7 und 19 des Geſetzes. 8 2. Die Lifte der ſtimmberechtigten Kirchen— 
genteindeglieder ift nach dem Mufter in der Beilage A anzulegen). 

Die jtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder find darin nach der Reihenfolge der Hausnummern 
derjenigen Wohnhäufer, in welchen fie wohnen, einzutragen. Unter jedem Eintrag ift wenigſtens 
joviel freier Raum zu laffen, daß nicht mehr als drei Einträge auf eine Seite fommen. 

Sollte aus befonderen Gründen in einer Gemeinde die Verzeichnung in alphabetifcher Reihen- 
folge den Vorzug verdienen, jo kann Fürftliches Konfiftorium diefelbe nuf motivirten Antrag des 
Pfarrers ausnahmsweife zulafien. 

Wenn die Kirchengemeinde mehr als eine Ortsgemeinde umfaßt, jo find die Stimmbered- 
tigten gemeindeweije zu verzeichnen. Zwiſchen den Gemeindeabtheihingen find einige Seiten freier 
Raum zu laffen. 

Die Lifte ift nad) erfolgter Aufitellung im Pfarramt zu Jedermanns Einficht fieben Tage 
lang öffentlich) auszulegen. 

Daß und von welchem Tage ab dieje Auslegung ftattfinden werde, ift Sonntags zuvor vom 
Pfarrer im Hauptgottesdienfte nach der Predigt unter jachgemäßer Belehrung mit dem Beifügen 
zu verfündigen, daß etwaige Einſprachen gegen die Lifte innerhalb fünf Tagen von dem beftimmt 
zu bezeichnenden Tage ab, welcher auf den letzten Tag der fiebentägigen Auslegungszeit folgt, bei 
Meidung der Ausihliegung beim Pfarramte — nad) Bildung des Kichengemeindevorftands bei 
diefem — anzubringen find. 

Die Belanntmahung, ſowie der Beginn und die Beendigung der Auslegung find vom Pfarrer 
aftenfundig zu machen. 

8 3. Mündlich angebrachte Einſprachen find mit Angabe des Grundes vom Pfarrer zu 
Protofoll zu nehmen. 

8 4. Menn innerhalb der obgedachten fünftägigen Frift ($ 2) Einſprachen nicht erhoben 
worden find, jo iſt die Lifte alsbald nad Ablauf diefer Frift mit Angabe des Datum abzu- 
Ihließen und vom Pfarrer mit der Bejcheinigung zu verfehen, daß und innerhalb welcher Zeit fie 
nad vorſchriftsmäßiger Bekanntmachung öffentlich ausgelegen habe und daß innerhalb der gejeh- 
lien fünftägigen Friſt Einſprachen gegen die Lifte nicht vorgebracht worden find. 

8 5. Sind aber innerhalb der eben gedachten Friſt Einſprachen gegen die Lifte erhoben 
worden, jo hat der Pfarrer — nad Bildung des Kirchengemeindevorſtands diefer — über diejelben 
zu entjcheiden. 

Fällt diefe Entſcheidung abhülflih aus, jo iſt die Lite nach erfolgter Berichtigung oder 
Bervollftändigung unter furzer Anführung der Entfeheidung, abzujchließen und mit Bejcheinigung 
über die Auslegung nad erfolgter Bekanntmachung, ſowie über die Erledigung der erhobenen Ein— 
ſprachen zu verjehen. 

5 6. Fällt die Entſcheidung abfällig aus und will der Betheiligte Beſchwerde bei Fürft- 
lichem Konfiftorium dagegen ergreifen, jo hat er dies bei Meidung der Ausſchließung binnen der 
gejeglichen fiebentägigen Friſt — gerechnet vom Tage der Eröffnung der gedachten Entfcheidung 
— ſchriftlich zu thun. 

Die Beſchwerdeſchrift ift beim Pfarramt abzugeben. Der Pfarrer hat — nad Bildung des 
Kirchengemeindevorjtands als deſſen Vorſitzender — ungejäumt unter Einreihung der Bejchwerde- 
ſchrift und etwaigen jonftigen Verhandlungen nebjt der Lifte an Fürftliches Konfiftorium zu 
berichten. Je nachdem Zurückweifung der Beſchwerde oder abhülffiche Entſcheidung erfolgt, ift in 


1) Die drei Beilagen find als unweſentlich beim Abdrucke dev Verordn. fortgelaffen worden. 
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ähnlicher Weife wie oben bemerkt zu verfahren und jo die Lifte, nad) Berwirfung der etwa erfor— 
derlichen Berichtigung oder Vervollſtändigung, unter Angabe de3 Datums zum definitiven Abſchluß 
zu bringen. 

$ 7. Ab» und Zugänge von ſtimmberechtigten Kirchengemeindegliedern find im vorkommenden 
Falle jedesmal alsbald in der Lifte zu wahren. 

Zu den $$ 9 und 11 des Gejeßes. $8 Wird von Fürftlihem Konfiftorium die 
Berufung einer Kirchengemeindeverfammlung nad) $ 9 des Gejeßes angeordnet, jo hat der Pfarrer 
zunächit mit dem Kirchengemeindevorjtand eine Revifion der Lifte der jtimmberechtigten Kirchengemeindes 
glieder vorzunehmen und ift alddann nach den obigen Vorſchriften (SS 2-- 6) zu verfahren. Nach 
erfolgtem definitiven Abſchluß der Lifte Hat der Pfarrer den Termin zur Verſammlung dergeftalt 
anzuberaumen, daß wenigjtens ein Sonntag in die Zwifchenzeit fällt und nicht mehr als vierzehn 
Tage, aber nicht weniger als acht Tage, zwijchen der Anberaumung und dem Termine liegen. 
Mindeitens an einem diefer Sonntage hat der Pfarrer den Termin zur Kirchengemeindeverfammlung 
im Hauptgottesdienfte unter Einladung der ftimmberechtigten Kirchengemeindegliederbefannt zu machen, 
und daß es gejchehen, zu den Akten zu bemerken. 

$ 9. Als Lofal der Kirhengemeindeverfammlung ift wo thunlich ein Schulfaal des Kirchortes 
zu benutzen, jedoch außerhalb der Unterrichtszeit. 

$ 10. Den Vorſitz in der Kirchengemeindeverfammlfung führt der Pfarrer (vergl. jedoch 8 51 
des Gejehes). Der Vorfigende hat die in der Kirchengemeindeverfammlung gefabten Beſchlüſſe zu 
Protokoll zu nehmen, in welchem auch die erfchienenen ftimmberechtigten Kirchengemeindeglieder nament- 
lich aufzuführen find. 

Zur Abftimmung find nur ſolche Perfonen zuzulaffen, die in der Lifte dev jtimmberechtigten 
Kirhhengemeindeglieder als folche aufgeführt jtehen. 

Zu den 88 13, 15 und 17 Abjaß 1 des Gejeßes. $11. Wenn ein Kivchengemeindes 
bezirk auch Iheile von zu andern Kirchſpielen gehörigen Ortsgemeinden in ſich ſchließt oder jonft 
die bejonderen Verhältniffe es als nöthig oder zweckmäßig ericheinen laſſen, jo fünnen die in den 
von den betreffenden Ortsgemeinden abgetrennt Tiegenden Ortſchaften rejp. Häufern wohnenden 
ſtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder zu einer Wahlgemeinjchaft vom Fürftlihen Konfijtorium 
vereinigt werden, welche im Sinne dev 88 15 und 17 des Gejeßes als Ortsgemeinde zu gelten hat, 

$ 12. Bis auf Weiteres wird die Zahl der aus jeder Kirchengemeinde nah Nr. 2 des $13 
veip. SS 15 und 17 des Geſetzes vom Fürftlichen Konfiftorium auszuwählenden Mitglieder des 
Kirchengemeindevoritands, ſowie die Zahl der aus jeder Ortsgemeinde nach $ 15 des Gejeßes zu 
wählenden Vertrauensmänner nach Anhörung des Ephorats jo bejtimmt, wie die Ueberfiht in 
Beilage B ergiebt. Wegen des Filials Mönchgrün bleibt die Beitimmung bis auf Weiteres 
ausgejeßt. 

Für die Kirchſpiele Greiz und Zeulenroda bleibt die Beltimmung unter Bezugnahme auf 
8 40 des Gejeßes vorbehalten. 

Zu den 88 17, 20, 21 des Gejeßes. Wahlordnung. $ 13. Vor Einleitung einer 
Wahl von Vertrauensmännern ift die Lifte der ftimmberechtigten Kirchengemeindeglieder bezw. Die 
bereits früher aufgeftellte zu vevidiren, event. zu berichtigen und nad) Beobachtung des in SS 2—6 
oben vorgejchriebenen Verfahrens zum definitiven Abſchluß zu bringen. 

$ 14. Erſt nad) erfolgtem Abſchluß der gedachten Lifte dürfen weitere Schritte zur Ein- 
Leitung dev Wahl der Vertranensmänner gejhehen. 

Die Berufung der ſtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder zur Wahl erfolgt durch den Pfarrer 
— nad Bildung des Kirhengemeindevorjtands auf Beſchluß und im Namen deijelben. Dieje Ein- 
fadung zur Wahl ift an den beiden letzten Sonntagen vor dem Termin vom Pfarrer im Haupt— 
gottesdienft nach der Predigt unter Bezeichnung 

a. des Ortes, wo 

b. der Stunden, innerhalb welcher die Abftimmung erfolgen Toll, 

c. der Zahl der aus der Kirchengemeinde — wenn diejelbe aus mehreren Ortsgemeinden beiteht, 
aus jeder einzelnen derielben — zu wählenden Bertrauensmänner, 

d. der geſetzlichen Erfordernifje der Wählbarfeit ($ 18 des Gef.) unter angemefjener Anſprache 
befannt zu machen. 

Daß und wenn dies gejchehen, iſt zu den Akten zu bemerfen. 

Ob der Wahltermin auch durch Anjchlag an den Kirchenthüren zur öffentlichen Kunde zu 
bringen fei, ift dem Ermeſſen des Pfarrers bezw. des Kirchengemeindevorftands anheimgegeben. 

$ 15. Bei der Einladung zur Wahl neuer Vertrauensmänner behufs der Auswahl neuer 
Mitglieder des Kirchengemeindevorjtands an Stelle der durch das Loos ausgejchiedenen, welche 
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. dabei namhaft zu machen find, ift ausdrücklich zu erwähnen, daß bie Ausgejchiedenen wieder wähl— 
bar feien. 

$ 16. Vor der Wahl hat der Pfarrer auf Grund der Lifte der jtimmberechtigten Kirchen— 
gemeindeglieder für jede in Betracht kommende Ortsgemeinde ein Verzeichniß der Stimmberechtigten 
nach dem Muſter Beilage O zu fertigen und als mit jener Liſte übereinſtimmend zu beſcheinigen. 
Dies Verzeichniß iſt dem Wahlgeſchäft zu Grunde zu legen und zu den Wahlverhandlungen zu 
nehmen. 

$ 17. Die Wahl ift in der Regel, wo irgend thunlich, in einem Schulſaal des Kirchortes 
vorzunehmen. In ſolchem Falle fällt am Wahltage der Unterricht, ſoweit er in dem Wahllofale 
ftattzufinden haben würde, aus. 

Die Wahl wird von einer Wahlfommiffion, welche — abgejehen von dem am Schluſſe 
dieſes Paragraphen erwähnten Falle — aus zwei bis drei Mitgliedern (außer dem Vorſitzenden) 
zu bilden iſt, unter Vorſitz des Pfarrers geleitet, vorbehaltlich der Abordnung eines Kommiſſars 
des Fürſtlichen Konſiſtoriums zu dieſem Behufe, falls die Umſtände im einzelnen Falle dies 
als rathſam erſcheinen laſſen jollten. Die Mitglieder der Wahlfommiffion werden vom Vorſitzen⸗ 
den beſtimmt. 

Der Kirchengemeindevorſtand kann, wenn er es vor dem Wahltermin beſchließt, ſelbſt als 
Wahlkommiſſion fungiren. 

$ 18. Die Wahlkommiſſion — inöbejondere aber der Vorſitzende — hat ſtreng darauf zu 
jehen, daß Niemand zur Wahl (zur Abgabe eines Stimmzettels) zugelaffen werde, welcher nicht in 
dem Verzeichniß der ſtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder der betreffenden Ortsgemeinde (vergl. 8 16) 
ſteht, ſowie darauf, daß die betreffenden Vorſchriften gehörig beobachtet werden und nicht3 vor— 
fomme, was gegen die Ordnung wäre. 

$ 19. Ueber das Wahlgefchäft it ein Protofoll aufzunehmen und von der Wahlfommiffion 
mit zu unterfchreiben. Die Protofollführung beforgt in der Regel (wenn anders ein folder vor- 
handen ift) der Schriftführer des Kirchengemeindevorjtands. So Lange letzterer noch nicht bejteht 
oder falls nicht eine zur Protofolführung geeignete Perfönlichkeit dies Gejhäft unter dem in die 
Hand des Vorfikenden abzufegenden Handgelöhniß auf treue und gewiljenhafte Führung des Pro: 
tokolls zu übernehmen bereit ift, hat der Vorſitzende ſelbſt das Protokoll zu führen. 

$ 20. Die Abftimmung erfolgt mittelft Stimmgettele. Zu den Stimmzetteln darf nur 
weißes Papier ohne befondere äußere Kennzeichen verwendet werden, widrigenfalls der Stimmzettel 
ungültig ift. Auf dem Stimmzettel dürfen nicht mehr Namen ſtehen, als die Zahl der aus der 
Ortsgemeinde des Stimmgebers zu wählenden Vertrauensmänner beträgt; insbejondere darf der 
Stimmzettel auch niet mit der Unterfhrift des Stimmgebers verfehen fein. Andernfalls ift der 
ganze Stimmzettel al3 ungültig zu betrachten. 

Iſt ein Name auf dem Stimmzettel nicht lesbar, oder bleibt es zweifelhaft, welche Perſon 
gemeint ift, oder find Perfonen genannt, die nicht wählbar find, jo ift der Stimmzettel nur in 
den betreffenden Theilen ungültig. 

$ 21. Für jede einzelne Ortsgemeinde it ein bejonderes Gefäß zur Aufnahme dev Stimm: 
zettel zu benußen. 

s 22. Ein Mitglied der Wahlfommiffion wird vom Vorfigenden zur alleinigen Abnahme 
der Stimmzettel beſtimmt. 

Dafjelbe darf aber einen Stimmzettel exit dann abnehmen, wenn fejtgeftellt ift, daß der 
Name deſſen, welcher den Stimmzettel abgeben will, in dem Verzeichniß der jtimmberechtigten 
Kichengemeindeglieder der betreffenden Ortsgemeinde fteht. Iſt dieß nicht der Fall, jo ist der Stimm— 
zettel nicht abzunehmen, fondern zurüczumeifen. 

Steht der vortretende Wähler in dem Verzeichniß, jo wird er zur Abgabe des zufammen- 
gefaltet zu überreichenden Stimmzettels an das vorgedachte Mitglied der Wahlfommiffion aufges 
fordert, dafjelbe nimmt den Zettel ab und legt ihm uneröffnet in das für die Stimmzettel aus der 
betreffenden Ortsgemeinde beftimmte Gefäß. . 

Hierauf wird in dem Verzeichniß bei dem Namen des Stimmgebers die erfolgte Stimm: 
zettelabgabe in der dazu beftimmten Rubrik vermerkt. Es Kann dieß mit einem bon der Wahl- 
fommijfion vor Beginn der Wahl fejtgefegten Zeichen gejchehen. 

$ 23. GStellvertretung zur Abgabe des Stimmzettels ift nicht zuläffig; vielmehr muß jeder 
Stimmberedtigte ſelbſt erſcheinen und feinen Stimmzettel ſelbſt abgeben. Es darf daher Niemandem 
mehr als ein Stimmzettel abgenommen werden. 

8 24. Sobald die für die Wahl beftimmte Zeit abgelaufen ift, wird vom Vorſitzenden 
gefragt, ob ein Stimmberechtigter anweſend ei, der jeinen Stimmzettel noch nicht abgegeben habe. 
Erfolgt darauf feine bejahende Antwort, jo erklärt der Vorſitzende die Wahlhandlung für geichloifen. 
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Alsdann wird feitgeftellt, ob die nad $ 17 des Geſetzes erforderliche Zahl der ftimmberechtigten 
Kirchengemeindeglieder jeder Ortsgemeinde des Kirchengemeindebezirts gewählt hat. 

$ 25. Für diejenige Ortsgemeinde, aus welcher nicht mindeftens eine nad) $ 17 des Ge— 
jeßes erforderliche Zahl der ftimmberechtigten Kirehengemeindeglieder abgeftimmt hat, ift die Stimm: 
gebung als nicht geſchehen zu betrachten und eine zweite Wahl anzuberaumen, bei welcher die Zahl 
der abgegebenen Stimmen ohne Einfluß auf die Gültigfeit der Wahl ift. Wird bei der zweiten 
Wahl überhaupt feine Stimme abgegeben, jo gejchieht, was 8 17 Abja 4 des Gejeßes vorge— 
ſchrieben tft. 

$ 26. Bezüglich derjenigen Ortsgemeinden, aus welchen Die nad) 8 17 des Gejeßes erfor= 
derliche Zahl der ſtimmberechtigten Kirchengemeindeglieder gewählt hat, wird (jedoch für jede Orts- 
gemeinde bejonders) ein Stimmzettel nad) dem andern dom Vorfigenden oder einem andern von 
diejem dazu bejtimmten Mitglied der Wahlfommiffion herausgenommen, eröffnet und langjam 
verleſen. 

g 27. Der Protokollführer verzeichnet dabei die Namen der Gewählten und macht bei einem 
verleſenen Namen ſo oft einen Strich, als der Name verleſen wird. 

8 28. Nach beendigter Ableſung der in einem Gefäße enthaltenen Stimmzettel wird die 
Zahl der auf jeden Gewählten gefallenen Stimmen feſtgeſtellt und das Ergebniß im Protokoll 
demerkt. Alsdann wird den Anweſenden bekannt gemacht, wieviel Stimmen Jeder erhalten hat. 

$ 29. Als gewählte Vertrauensmänner gelten diejenigen wählbaren Kirchengemeindeglieder 
in der vorgeſchriebenen Zahl (vergl. Anlage B), auf welche die meiſten Stimmen aus ber betref— 
fenden Gemeinde gefallen find. 

Sit einer der in der beſtimmten Zahl durch Stimmenmehrheit Gemählten nicht wählbar 
(8 18 des Gefeßes), jo it deſſen Wahl als ungültig und anjtatt defien derjenige als gewählt 
anzujehen, welcher nad) dem in der beftimmten Zahl der Gewählten die meiften Stimmen hat. 

Bei Stimmengleichheit ift die Looſung zu bewirken. 

Das Wahlergebniß ift den Anweſenden jofort befannt zu machen. 

$ 30. Ueber alle bei der Wahlhandlung vorfommenden Anjtände hat die Wahlfommiifion 
jofort nad Stimmenmehrheit endgültig zu entſcheiden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet Die 
Stimme des VBorfigenden. 

$ 31. In dem über die Wahl aufzunehmenden Protokoll iſt das Wesentliche des Hergangs 
des Wahlgeſchäfts anzuführen. 

$ 32. Einſprachen gegen bie Gejeßmäßigfeit des Wahlverfahrens find, bei Meidung ber 
Nichtberückſichtigung, innerhalb fünf Tagen von dem Wahltermine an, in weldem das Ergebniß 
der Wahl fejtgeftellt und eröffnet worden ift, beim Pfarrer anzubringen. 

g 33. Iſt eine Anfechtung innerhalb der gedachten Frift erfolgt, jo berichtet der Pfarrer 
darüber an Fürftliches Konfiftorium unter Vorlegung der Wahlverhandlungen. 

$ 34. Wird die Anfechtung von der gedachten kirchlichen Oberbehörde für begründet erkannt, 
ſo gehen die Wahlakten an den Pfarrer bezw. den Kirchenvorſtand zum weiteren Verfahren nach 
Maßgabe der erfolgten Entſcheidung zurück. Sollte nicht die ganze Wahl, ſondern nur die einzelner 
Verirauensmänner von Fürſtlichem Konſiſtorium als uͤngeſetzmäßig und ungültig erkannt werden, 
fo iſt nach der Vorſchrift 8 29 Abſatz 3 oben zu verfahren. 

8 35. Hit die Gejegmäßigleit des Wahlverfahrens innerhalb der in 8 32 gedachten Friſt 
nicht angefochten worden oder hat das Fürftliche Konfiftorium auf Die erhobene Anfechtung zurück— 
weiſend entjchieden, jo jendet der Pfarrer, bei jpäteren Ergänzungswahlen der Kirchengemeindevor— 
ſtand, das Berzeihniß der gewählten VBertrauensmänner unter Angabe der auf jeden gefallenen 
Stimmen an Fürftlihes Konfiftorium ein. 

$ 36. Letzteres wählt nad) $ 17 des Gejeßes aus den gewählten Vertrauensmännern Die 
vorgejchriebene Zahl von Mitgliedern des Kirchenvorſtands ($ 13 Per. 2 des Gejeßes, $ 12 diejer 
Verordnung und Beilage B.) aus und giebt davon dem Pfarrer bezw. dem Kirchengemeindevorjtand 
Nachricht. 

$ 37. Der Pfarrer bezw. der Kirchengemeindevorſtand jegt die zu Mitgliedern des letzteren 
Gewählten von der erfolgten Auswahl in Kenntniß, kündigt dieſelbe, nachdem ji die Gewählten 
über die Annahme der Wahl erflärt haben und falls ſich nicht ein weiteres Verfahren nach $ 38 vorher 
nöthig macht, am nächften Sonntage im Hauptgottesdienfte ab, beraumt zugleich auf einen der 
nächſten Sonntage die Einführung und Verpflichtung der gewählten ſowie der fonit berufenen 
Mitglieder des Kirchengemeindevorjtands in ihr Amt an und vollzieht die Einführung und Ver— 
pflichtung nach der Vormittagspredigt des beitimmten Sonntages nad) Vorſchrift des $ 27 des Gejeßes. 

Dabei iſt folgende Gelöbnißformel: 

„Sch gelobe vor Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, den mir befohlenen Dienft 
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als Mitglied des Kicchengemeindevorjtands in allen Stücken mit gewilienhafter Sorgfalt 

in Uebereinftimmung mit dem Worte Gottes, dem Bekenntniſſe der evangeliſch-lutheriſchen 

Landeskirche nach den beſtehenden Vorſchriften zum Beſten der Kirchengemeinde zu führen 

und mit Treue darauf zu achten, daß in der Kirchengemeinde Alles ordentlich zugehe“ 

den Mitgliedern des Kirchengemeindevorſtands vom Pfarrer laut vorzuleſen und die Frage an fie 

zu richten: „Wollen Sie dies angeloben ?“ worauf jeder Einzelne unter Abgabe des Handichlags 
in die Hand des Pfarrers, jein Gelöbniß mit einem „Ja“ abzulegen hat. 

Ueber das ganze Verfahren nach gegenwärtigem Paragraphen ift Notiz zu den Akten zu geben. 

5 38. Erklärt ein in den Kirchengemeindevorſtand gewähltes Kicchengemeindeglied das Amt 

ablehnen zu müſſen, dann ift das in $ 23 des Gejeges vorgefchriebene Verfahren einzufchlagen und 

nach erfolgter Anerkennung der Gejegmäßigfeit der Ablehnung behufs Auswahl eines anderen 

Mitglieds des Kirchengemeindevorftands aus der Zahl der Vertrauensmänner an Fürſtliches Kon— 

ſiſtorium vom Pfarrer resp. Kirchengemeindevorſtand zu berichten. 

$ 39. Bei den Ergängungswahlen ($ 25 des Gef.) ift, joweit nicht die Natur der Sache 

Abweichungen mit fih bringt, in gleicher Weile wie oben vorgejehrieben, zu verfahren. (Schluß 
der Wahlordnung.) : 


Zum $ 30 des Geſetzes. $ 40. Die Berichte, Schreiben und anderen Ausfertigungen des 
Kirhhengemeindevorjtands find in der Negel vom vorfigenden Pfarrer abzufafen und in Concept 
wie Reinſchrift von diejem, jowie von dem Schriftführer zu unterzeichnen. Der Kirchengemeinde- 
borjtand iſt befugt, ein eignes Siegel zu führen. Solange ein ſolches nicht vorhanden ift, ift das 
pfarramtliche Siegel jtatt deifen zu benußen. 

3u $$ 3l und 32 des Gejeßes. $ 41. Der Kirchengemeindevorftand iſt mindeftens 
vierteljährlich einmal zu einer Sitzung zu berufen, ſonſt aber jo oft das Bedürfniß es erfordert. 

5 42. Der vorfigende Pjarrer hat die Situngen des Kicchengemeindevorftands mit einem 
furzen Gebetswort anzufangen, in der Regel auch damit zu ſchließen. 

8 48. Der Pfarrer als Vorſitzender des Kirchengemeindevorſtands wird im Falle feiner 
DBerhinderung oder perjönlicher Betheiligung durch den Schriftführer vertreten. 

” In dem Falle, wenn der Schriftührer nicht ein Mitglied des Kirchengemeindevoritands iſt, 
wählt der letztere aus ſeiner Mitte einen ſtellvertretenden Vorſitzenden, deſſen Wahl jedoch der 
Beſtätigung Fürſtlichen Konſiſtoriums bedarf. 

8 44. Jeder Kirchengemeindevorſtand iſt befugt, ſich eine Geſchäftsordnung innerhalb der 
Schranken des Gejeßes und der gegenwärtigen Verordnung feſtzuſetzen. Jedoch bedarf es zu deren 
Wirkſamkeit, daß fie dem Fürſtlichen Konfiftorium vorgelegt und von demjelben nichts dagegen zu 
erinnern gefunden oder daß fie dem geftellten Erinnerungen entſprechend abgeändert worden ift. 

8 45. Für die Protokollniederſchriften ift ein dauerhaft gebundenes Foliobuch zu halten, 
welches zu foliiren ift. 

5 46. Die erſtmalige Bildung der Kirchengemeindevorjtände ift bis zum 31. Oftober d. 3. 
zu beendigen. 

Es bleibt Fürſtlichem Konfijtorium vorbehalten, aus dringenden Gründen diefe Friſt für 
einzelne Kirchengemeinden zu verlängern. 

Zum $ 40 des Gejeßes. $ 47. Die Wirkfamfeit des Geſetzes vom 7. April 1880, die 
Dertretung der Kirchengemeinden betveffend, ſowie der gegenwärtigen Verordnung beginnt mit dem 
Zage der Verkündigung der leßleven, dergeftalt jedoch, daß bis zur Bildung des Kirchengemeinde: 
vorjtands in einem Kirchſpiel diejenigen bisherigen Einrichtungen und Zuftändigfeiten für dafjelbe 
in Kraft bleiben, welche durch den 2. Abſchnitt des Geſetzes geändert worden find. 

848. Nicht landesangehörige in hierländifche Kirchen eingepfarrte Gemeinden find ebenjo 
wie landesangehörige Gemeinden zur behandeln. 

$ 49. Ergänzungen und Abänderungen gegenwärtiger Verordnung bleiben vorbehalten. 


Greiz, am 8. April 1880. 
Fürſtl. Reuß- Pl. Konfiftorium. 
Faber, G. Perthes. 
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Das Herzogthum Braunfdweig. 


Friedberg, Verfaffungsgefese. Braunfchweig. 
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Die oben in ihrer Entwidelung geſchilderte braunfchweigifche Kirchenverfaffung !) 
erfuhr in der Folgezeit Teine einjchneidenden Veränderungen. Die Episfopalgewalt übte 
der Landesherr, welcher Kraft derjelben i. J. 1657 eine nit vollendete, und i. J. 
1709 eine umfaſſende Kirchenordnung publicirte. Indeſſen wurde, als Herzog Anton 
Ulrich zur fatholifchen Kirche übertrat i. 3, 1710 die Wahrnehmung der episfopalen 
Befugniſſe dem Geheimerathskollegium beziehentlich Konfiftorium übertragen ?). Aber 
da der genannte Fürſt ſchon 1714 ſtarb und feine Nachfolger wieder der futherifchen 
Kirche angehörten, fo nahm jener erceptionelle Zuſtand bald ein Ende. 

Neben dem Konfiltorium zu Wolfenbüttel fungirte, nachdem die Grafjchaft 
Blankenburg an Braunſchweig gefallen war, für diefen Zandestheil die Blanfen- 
burger Regierung unter Dinzuziehung des Superintendenten als Konfiftorium ?), und 
wenn auch in dem Zeitraum von 1610—1680 die Beftellung und Ordination der 
Prediger von der Wolfenbütteler Behörde tejjortirte, jo wurde doch von dem 
gedachten Zeitpunkte an die Blanfenburger als jener vollitändig gleichberechtigt 
behandelt. 

Die Stadt Braunſchweig wurde dem Konfiftorium in Wolfenbüttel jeit 
1671 vollfommen untergeordnet). Indeſſen erfolgte ſchon i. 3. 1680 aus Zweck 
mäßigkeitsgründen die Aenderung, daß der Landesherr zwei Bürgermeiſter und zwei 
geiſtliche Aſſeſſoren als geiſtliches Gericht beſtellte, welches aber von der zur Regulierung der 
ſtädtiſchen Angelegenheiten eingeſetzten Kommiſſion abhängig gemacht wurde. Erſt 1691 
geſchah die definitive Regelung dahin, daß das geiſtliche Gericht für Braunſchweig 
und die Pfahldörfer kompetent erklärt und ihm auch die Prüfung und Ordination der 
Kandidaten für den Amtsbezirk überlafien, während für die Dispenfationen und 
Appellationen das Konfiftorium als zuftändig erklärt wurde, Unter dem Wolfen 
bütteler Konfiftorium ftand ferner der in Th edinghaujen — diejes fam 1703 
an Braunschweig — errichtete geiftliche Konvent °) und unter dem Blanfen- 
burger daS geiftliche Untergericht zu Walkenried?). 

Die Stellung des Superintendens generalissimus fiel jeit dem Jahre 1754 
fort ), und bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts gliederte fich demnach die Landeskirche in 


1) Siehe oben ©. 112 ff. 4) Vgl. ebendaf. ©. 543 ff. 
2) Vgl. Rehtmeyer, Braunſchw. Landes- 5) Ebendaj. ©. 550. 
Chronik ©. 1560. 6) Ebendaſ. ©. 551. 


3) Bol. Stübner, Hiſtor. Beſchreibg d. MR. 7) Ebendaſ. ©. 182. 
in d. Herzogl. Braunſchw.-Lüneb. Landen jeit 
der Reformation. (Goslar 1800) ©. 535 f. 
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vier General- und fünfzehn Superintendenturen. Seit 1755 und 1764 aber zerfiel 
die Landeskirche in die Generalfuperintendenturen W olfenbüttel mit acht, Braun 
ſchweig mit vier, Helm ftädt mit drei, Shöningen mit drei, Grune mit fünf 
und Holzminden mit drei Superintendenturen. Daneben beftand eine Super- 
intendentur für Blanfenburg um eine diefer untergeordnele Inſpektion zu 
Walkenried. 

Eine presbyteriale Organiſation fand nicht ſtatt, und die zum Zwecke der 
Gemeindevermögensverwaltung beſtimmten gemeindlichen Organe wurden von den 
Predigern ernannt. 

Die Periode der Zugehörigkeit Braunſchweigs zum Königreiche Weſtphalen 
brachte die Aufhebung der Konſiſtorialehegerichtsbarkeit, und dieſe wurde auch nicht 
wieder hergeſtellt, als die Verordnung vom 14. April 1814) die kirchlichen und 
Schulangelegenheiten des reſtaurirten Herzogthums neu regulirte. Jene Verordnung 
ſelbſt überließ zwar dem Wolfenbütteler, Konſiſtorium die allgemeine Aufſicht 
über das lutheriſche Kirchen- und Schulweſen jebt des gefammten Landes, bezeichnete 
aber im $ 2 das Geheimerathstollegium ganz allgemein und ohne Unterſcheidung 
rein geiftlicher Angelegenheiten von ſolchen gemifchten Art als diejenige Behörde, bei 
welcher die Kirchen und Shulbeamten ihre Einwendungen gegen die Konſiſtorial— 
verfügungen erheben dürften. Die Prüfung ſämmtlicher Kandidaten des Predigt und 
Schulamts, die Präfentation zu den (andesfürftlich zu bejegenden Kirchen und Schul⸗ 
ftellen, die Aufficht über bie Amtsführung der Kirchen- und Shuldiener mit der 
Befugniß, Korrektionsmittel innerhalb des Disciplinarverfahrens anzuwenden, die 
Aufrechthaltung der kirchlichen Geſetze und derjenigen, welche den Predigern bei Aus— 
übung einzelner ihrer Berufspflichten zur Richtſchnur dienen ſollten, die Sorge für 
Erhaltung und Verwendung des Vermögens der ſämmtlichen Kirchen und ſonſtigen der 
Aufſicht des Konſiſtoriums untergebenen Anſtalten nebſt der Leitung und Aufſicht über 
die Baulichkeiten und Reparaturen an Sirchenz, Pfarr-, Schule und ſonſiigen geijtlichen 
Gebäuden, — mit Ausnahme jedoch der legteren und der Bermögensverwaltung der geiftlichen 
Stiftungen in der Stadt Braunſchweig, welde auch ferner dem dortigen Kirchenkaſſen— 
follegium vorbehalten blieb — wurde in jener Verordnung vom 14. April 1814 als 
zum Gefchäftstreife des Konſiſtoriums gehörig bezeichnet, die Ordination jammtlicher 
Prediger — mit Ausnahme der in der Stadt Braunſchweig — dem Generaljuper- 
intendenten zu Wolfenbüttel und bei deijen Behinderung einem vom Konfijtorium zu 
beftellenden Vertreter übertragen. 

Indeſſen erwies ſich das Prinzip der Verordnung vom 14. April 1814, Die 
Kirche Tediglich als ein Stüd des taatlihen Organismus, das Konfijtorium als eine 
bloße Abtheilung der dem Geheimerathskollegium unteritellten Landesverwaltung zu 
betrachten in der Folgezeit um jo unhaltbarer, als die erneute Landſchaftsordnung 
vom 25. April 1820 mit ihrem $ 8, wonach für die Landtagsfähigfeit nur noch chriftliches 
Bekenntniß erfordert wurde, dem Staate jeinen konfeſſionell-lutheriſchen Charakter 
entzogen hatte, und als nach $ 71 der neuen Landſchaftsordnung v. 12. Oktober 1832 
auch die Bedingung Hriftlichen Bekenntniſſes für die Landtagsfähigkeit fortfiel und das 


1) Berordnungs: Sammlung 1814. ©. 269 ff. 


5] Die neue Landſchaftsordnung von 1832. 757 


an die Stelle des Geheimerathsfollegiums getretene Staatsminifterium dem fonfejjions- 
loſen Landtage gegenüber für verantwortlich erklärt wurde, 

Darum hob denn auch das zulegt genannte Verfaſſungsgeſetz die Unterordnung 
des Konfitoriums unter die Staatsverwaltung auf und ftellte das Konfiftorium wieder 


unmittelbar unter den Landesheren !). 


1)8211. 1. Rehtsgleihheit der aner- 
fannten hriftliden Konfefjionen. Allen 
im Herzogthum anerfannten, oder durch ein Ges 
je aufgenommenen chriitlichen Kirchen wird freie 
öffentliche Religionsübung zugefihert; fiegeniehen 
gleichen Schuß des Staats und ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Rechte. 

$ 212. 2. Oberaufjidht des Staat. 
Ale Kichen ſtehen unter der auf der höchiten 
Staatsgewalt beruhenden Oberaufjicht der Landes— 
regierung. Die Anordnung der rein geiftlichen 
Angelegenheiten bleibt, unter dieſer Oberaufficht, 
der in der Verfaflung jeder dieſer Kirchen be— 
gründeten Kirhengewalt überlafjen. Im Zweifel 
entjcheidet darüber, ob eine Angelegenheit rein 
geiſtlich ſei? — die Bandesregierung. 

8 213. 3. Kirdengewalt in der evan— 
geliſch-lutheriſchen Kirche. In der evan— 
geliſch-lutheriſchen Kirche ſteht die Kirchengewalt 
dem Landesfürſten zu, welcher ſie unter Mitwirkung 
und Beirath des mit evangeliſchen Geiſtlichen 
und Laien beſetzten Konſiſtoriums ausübt. 

Die Ausübung der in Bezug auf das Kirchen— 
weſen den einzelnen evangeliſchen Gemeinden zu— 
ſtehenden Rechte ſoll einem die Kirchengemeinde 
vertretenden Vorſtande übertragen werden, über 
deſſen Zuſammenſetzung und Wirkungskreis ein 
Geſetz das Nähere beſtimmen wird. 

8 214. Fortſetzung. Sollte der Landes— 
fürſt ji zu einer andern, als der evangeliſch— 
lutheriſchen Religion befennen, jo wird die alsdann 
eintretende Beſchränkung in der perjönlichen Aus— 
übung der KRirchengewalt ohne Aufſchub mit Zus 
ftimmung der Landitände feitgejtellt werden. 

$ 215. 4 Kirhengewalt indenandern 
Hriftlihen Kirchen. Die Landesregierung wird 
darüber halten, daß diejenigen, welchen, nad 
der Verfaffung der andern riftlichen Kirchen, 
die Kirchengewalt zujteht, jolche weder miß— 
brauchen noch überjchreiten. 

Allgemeine Anordnungen, welche vermöge der 
Kirchengewalt getroffen, und Verfügungen, welche 
von auswärtigen geiftlichen Obern erlaſſen find, 
dürfen, welcher Art fie auch fein mögen, ohne 
borgängige Genehmigung der Landesregierung, 
weder befannt gemacht, noch vollzogen werden. 

$ 216. 5. Sicherung des Vermögens der 
Kirchen, Schulen und Stiftungen. Allen 
Stiftungen ohne Ausnahme, ſie mögen für kirch— 
liche Zwecke, für den Unterricht oder die Wohl— 
thätigkeit beſtimmt ſein, wird der volle Beſitz 
und Genuß ihres Vermögens und Einkommens 
zugeſichert. Daſſelbe ſteht unter der beſondern 
Obhut des Staats, und darf nicht zum Staats— 
bermögen gezogen werden. 

$ 217. Fortjegung. Das Vermögen der 
Kirchen, Schulen und Stiftungen darf nie jeiner 


uriprünglichen Beitimmung entzogen werden ; ſoll 
daffelbe zu einem andern als dem bejtinmten, 
bei der Stiftungsurfunde ausgedrücten Zwecke 
verwendet werden, jo muß dieſer ein ähnlicher 
jein, und die Verwendung kann nur mit Zu: 
jtimmung dev betheiligten Privatperfonen und 
Gemeinden, und jofern Anstalten, welche das 
ganze Land angehen, in Betracht fommen, mit 
Zuſtimmung der Landitände gejchehen. 


$ 218. 6. Berwaltung Diefes PBer- 
mögens. Ueber die bei der Verwaltung des 


Vermögens der Kirchen, Schulen und milden 
Stiftungen anzuordnende Mitwirkung des Bor: 
ſtandes der Kirchengemeinden foll eine befondere 
geſetzliche Borfehrift erfolgen. 

$s 219. 7. Bon dem Kloster: und dem 
Studienfond3. a. Vereinigung diejer Fonds. 
Der Klofterfonds joll mit dem, von der vor— 
ntaligen Univerfität Helmſtädt Herrührenden 
Studienfonds vereinigt und behufs Vereinfachung 
der Administration und thunlicher Kofteneriparung 
bei der Herzoglichen Kammer zugleich mit dei 
Kammergute verwaltet, auch zu den Berwaltungs- 
foften ein angemefjener Beitrag geleiftet werden. 

$ 220. b. Berwaltung. Ueberdie Verwaltung 
der vereinigten Kloſter- und Studienjonds ſoll 
ein befonderer Etat, in der bei dem Kammer— 
gute angeordneten Form, aufgeitellt, und eine ab— 
gejonderte Kaſſen- und Nechnungsführung an— 
geordnet werden. 

8 221. ce. Verwendung des Reinertrags. Der 
Reinertrag dieſes vereinigten Fonds joll, deijen 
Beitimmung gemäß, für Kirchen, Bildungsan— 
jtalten und wohlthätige Zwecke verwendet werden. 
Das Geſchäft der Verwendung wird dem Finanzs 
Kollegio übertragen werden, welches Dabei nad 
Maßgabe der aufgeitellten Etats und der Bor- 
ihriften des Staatsminifteriums zu verfahren 
und über die ſämmtlichen, in die Haupt-Finanz- 
kaſſe fließenden Ueberſchüſſe aus der Admini— 
jtration bejfondere Rechnung zu führen hat. 

$ 222. Fortfeßung. Die aus dem Kloſter— 
und Studienfonds für das Mufeum zu Braun: 
jhweig und die Bibliothef zu Wolfenbüttel bis- 
her gezahlten Ausgaben follen ferner aus diejem 
Fonds gezahlt werden, wogegen diefe Sammlungen, 
welche unveräußerlich find, der Beförderung der 
Wiſſenſchaft und Kunft gewidmet bleiben. 

$ 223. d. Mitwirkung der Stände. Die Etats 
fowohl über die Verwaltung des vereinigten 
Klofter- und Studienfonds, als auch über Die 
Berwendung de? Neinertrages werden don der 
Landesregierung gemeinschaftlich mit den Ständen 
fejtgeftellt. Much iteht den Ständen, behufs etwa 
zu machender Erinnerungen, die Einficht Der 
Rechnungen über die Verwaltung und Verwendung 
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Gleichzeitig verhießen die 88 213 und 218 des gedachten Geſetzes eine gemeind- 
(ide Organifation, welche indeflen für's Erſte nicht in Ungriff genommen wurde. 
Vielmehr wurde erſt durch Gejet vom 20. November 1851 (I) das Inſtitut, 
der Kirchenvorſtände gejchaffen, welches dann durch die Gelege vom 10. Mai 1862, 
10. Oftober 1873 (I), 24. Juni 1879, 8. Mai 1882 und 8. Februar 1883 einige 
nicht tvefentliche Abänderungen empfing. 

Erſt achtzehn Jahre fpäter beſchloß die Regierung, der presbyterialen die ſynodale 
Organiſation folgen zu laſſen. Durch Verordnung vom 16. April 1869 I) wurde eine 
Borfynode berufen, aus deren Arbeiten das unter dem 31. Mai 1871 publicirte 
Geſetz, die Errihtung einer Landes-Synode und eines Synodal= 
ausfhujfes für die evangeliſch-lutheriſche Kirhe des Landes 


betr. (III) hervorgegangen ift ?). 


Auch dieſes wurde dann durch Kirchengeje vom 


10. Dezember 1876 in einem Punkte abgeändert ?). 
Nachdem fo ein Organ für die kirchliche Geſetzgebung gejchaffen worden war, 
wurde nicht nur am 6. Januar 1873*) (IV) eine neue Kirdhenvifitationsordnung zu 


des vereinigten Fonds nach Ablauf des Rechnungs— 
jahrs zu. 

8 224. e. Veräußerungen. Die Güter und 
Gerechtſame des vereinigten Fonda können weder 
im Ganzen noch in einzelnen Theilen ohne 
ſtändiſche Einwilligung veräußert werden, und 
es kommen dabei diejelben Beſtimmungen und 
Modifilationen zur Anwendung, welche im 8 164 
und $ 165 bei dem Kammergut vorgejchrieben find. 

8 225. DBorbehalt. Sowohl der Landesregie— 
rung als den Ständen bleibt es vorbehalten, die 
Verwaltung und Verwendung des Kloſter- und 
Studienfonds durch eine befondere Behörde, falls 
folches für zweckmäßig erachtet werden jollte, zu 
veranlaffen. 

8 226. 8. Von den Kirchen- und Schul: 
dDienern. a. Deren Beitellung und Beitätigung. 
Die Kirchen: und Schuldiener aller Kriitlichen 
Konfeffionen im Lande, jofern fie nicht unmittel- 
bar von der Landesregierung beitellt werden, 
bedürfen, bevor jie die Amtsgeſchäfte antreten 
oder die Amtseinfünfte ſich aneignen, der landes- 
fürftlihen Beftätigung; alle find vor dem Amts— 
antritte auf die Beobachtung der Gejege und der 
Landes-Verfaſſung zu beeidigen. 

Die Patronate und Wahlrechte, ſowie die gefeß- 
Yihen Befugnifie der Kirchengemeinden wegen 
der aus erheblichen Gründen zu verweigernden 
Annahme eines ihnen beitimmten Pfarrers bleiben 
vorbehalten. 

8 227. b. Deren Schuß. Den verfaſſungs— 
mäßig ernannten oder bejtätigten Kirchen- und 
Schuldienern gewährt der Staat den zur Er— 
füllung ihrer Berufspflichten erforderlichen gejeß- 
lichen Schub. 

$ 228. c. Deren vorgejeßte Behörden. In 
Allem, was dad Amt und dejien Verwaltung 
betrifft, jtehen die Kirchen und Schuldiener zus 
nächſt unter der ihnen vorgejeßten verfaſſungs— 
mäßigen Behörde; in allem, was auf ihre bürger- 
lichen Verhältnijje und Handlungen Bezug hat, 
ingleichen bei Straffällen, welche nicht bloß dis— 


ciplinariſcher Beichaffenheit find, bleiben Kirchen: 
und Schuldiener der weltlichen Obrigkeit unter: 
worfen. 

Ein befonderer Gerichtsſtand für die Rechts— 
ſachen der Kirchen, Schulen und Stiftungen und 
der Diener derjelben findet nicht jtatt, vielmehr 
haben darüber — wie auch in Eheſachen — Die 
ordentlichen Gerichte, wie bisher, zu entjeheiden. 

$ 229. d. Deren Suspenfion, Entlafjung und 
Abſetzung. Die Suspenfion der Kirchen und 
Schuldiener vom Amte und den Einfünften des— 
jelben fann im Disciplinarverfahren nur von den 
firhlichen Behörden geſchehen und bedarf jedes 
Mal der Beitätigung der Landesregierung. Die 
Entlafjung oder Abjegung kann nur durch vecht3- 
fräftiges Grfenntniß des Tompetenten Gerichts, 
und zwar in Straffällen, welche nur die kirch— 
liche Lehre betreffen, auf vorgängiges Gutachten 
der geiftlichen Oberbehörde, verfügt werden. 

$ 230. 9. Sorge für den dÖffentliden 
Unterridt. Die Erhaltung, Verbeiferung und 
Vervollkommnung der öffentlichen Unterrichts- 
Anftalten bleibt ein vorzüglicher, jederzeit mit 
allen deßhalb zu Gebote jtehenden Mitteln zu 
befördernder Gegenjtand der Landesregierung. 

1) Ges.» u. Berordnungsbl. ©. 129. 
Dazu: Wahlausjchreiben von demjelben Tage 
ebendaj. S. 141; proviſoriſche Gejchäftsord- 
nungd. 15. Aug. ebendaj. ©. 337. Die Synode 
trat auf Verordn. dv. 20. Aug. (ebendaj. ©. 353) 
am 26. Sept. zufammen. Eine Anzahl von den 
gegen Einführung der Synodalverfaffung gerich- 
teten Petitionen ift gejammelt bei Grone, 
Aktenſt. 3. Geſch. d. Einführung einer modernen 
Synod.-Verf. ind. ev.-luth. K.d. Herz. Braunſchw. 
(Braunſchw. 1871.) 

2) Die Geihäftsordnung v. 13. Nov. 1872 
im Gef.- u. Verordn.-Bl. 1872 Nr 57. 

3) Angegeben bei Nr. III. 

4) Das abändernde Kirchengeſetz v. 4. Jan. 
1881 iſt abgedruckt unter Nr. IV. 


7] Die Stellung der Kirche zum Staate und zur Schule. 
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° Stande gebracht, fondern auch namentlih duch Kirchengeſetz v. 6. Yan. 1873 (V) 


die Einrichtung der Inſpektions-Synoden in's Leben gerufen. 


Endli wurde das 


Berhältnik der ftaatlihen zur kirchlichen Gefebgebung geordnet durch Geſetz vom 

27. März 1882 (VT). Die Aufficht über die höheren Lehranftalten ift dem Konſiſtorium 

dureh Gejeß vom 8. April 1876 betr. die Errichtung einer Oberſchulkommiſſion und 
die ftaatliche Beauffichtigung der Unterrichtsanftalten entzogen worden '). 


1) Gej.: u. Berordn.- Bl. 1876 ©. 135 ff. 


„A. Allgemeine Beflimmungen. 

8 1. Die der Landesregierung zujtehenden 
Rechte der Oberauffiht und oberjten Leitung 
des geſammten Unterrichtöwejens im hieſigen 
Lande werden wie bisher vom SHerzoglichen 
Staatsminijtertum ausgeübt. 

8 2. Die Herzoglihe Polytehniihe Schule 
(Collegium Carolinum) bleibt der unmittelbaren 
Auffiht und Leitung des Herzoglichen Staats- 
minifterium3 unterjtellt. 

Die andauernde Sorge für die Anftalt Liegt 
zunächſt dem mit dem Departement für geijtliche 
und Schulſachen beauftragten jtimmführenden 
Mitgliede des Herzoglihen Staatsminijteriums 
ob, welches befugt ift, fich hierbei durch das 
nicht jtimmführende Mitglied dieſer Behörde 
vertreten zu laſſen. 

Mit Iandesherrliher Genehmigung fann ein 
Kurator beftellt werden, welcher als Hülfsorgan 
des erwähnten jtimmführenden Mitgliedes nad 
deſſen Anmweifung die Intereſſen der Anitalt 
jtetig wahrzunehmen hat. 

$ 3. Die Leitung und Beauffihtigung der 
übrigen dem höheren Unterrichtswejen gewidmeten 
ftaatlichen Lehranftalten, aljo zur Zeit der ſämmt— 
lihen Gymnafien, einjchließli des jtaatlidhen 
Realgymnafiums in der Stadt Braunſchweig 
wird in Unterordnung unter die in $ 1 er: 
wähnte oberite Aufficht und Leitung einer Ober: 
ihulfommijfion übertragen. 

Diejelbe tritt bezüglich der Lehranftalten an 
die Stelle des Herzogliden Konſiſtoriums. 

Als Hülfsorgane dienen ihr die bei den ein- 
zelnen Gymnafien zu errichtenden ($$ 21 ff.) 
Kuratorien. 

$ 4. Die Leitung und Beauffihtigung der 
evangelisch = utherifchen Gemeindeichulen und 
Seminaranftalten, gleihjall® unter der in $ 1 
erwähnten oberjten Aufficht und Leitung, ver- 
bleibt dem Herzoglichen Konſiſtorium, deſſen 
bisherige Zuftändigfeiten in Bezug auf Dieje 
Schulen und Anftalten, jedoch unbefchadet der in 
8 5 getroffenen Beitimmung feine Aenderung 
erleiden. 

Ss 5. Wenn Gemeinden zur Förderung all 
gemeiner Bildung jelbititändige Schulen und 
Lehranftalten errichten, welche durch ihre höhere 
Lehrziele über die gewöhnlichen Gemeindejchulen 
in erheblichen Maße herborragen — (Real: 
ſchulen, höhere Bürgerſchulen u. ſ. w.) —, jo 
ift die Landesregierung ermächtigt, dieje Schulen 
und Lehranftalten fowie die bei denjelben ange— 
jtellten Lehrer, abgejehen von der Ueberwachung 
des evangelifchzlutheriichen Religionsunterrichts, 


nicht der Leitung und Beauffichtigung des Her- 
zoglihen Konfiftoriums, jondern nad) Maßgabe 
der alsdann gleichzeitig zu treffenden Beſtim— 
mungen der Leitung und Beauffihtigung eines 
rein jtaatlihen Organs zu unteritellen. 

$ 6. In Bezug auf diejenigen öffentlichen 
Schulen und Lehranitalten, welche nicht zu den 
in den $$ 2—5 erwähnten gehören, hat das 
Herzoglihe Staatsminifterium über Leitung und 
Beauffihtigung derjelben das Erforderliche nad 
Beichaffenheit der einzelnen Fälle anzuordnen. 

Dafjelbe gilt in Bezug auf ſämmtliche Privat- 
fchulen und Privatlehranitalten. 

$ 7. Sn den Fällen der 88 5 und 6 kann 
die Leitung und Beauffihtigung auch der Ober: 
ſchulkommiſſion übertragen werden. 

$8. Für ſämmtliche Schulen und Lehran— 
ftalten werden die landesfüritlichen Beſtimmun— 
gen über Ertheilung und Beauffihtigung des 
evangeliſch-lutheriſchen Religionsunterrichts unter 
verfaſſungsmäßigem Beirath und Mitwirkung 
des Herzoglichen Konſiſtoriums getroffen und 
zur Ausführung gebracht.“ — 

Die oben mitgetheilten Anordnungen des 
8 229 der Landſchaftsordnung v. 12. Okt. 1832 
find durch $ 25° des Geſ. v. 22. Dez. 1870 
aufgehoben und dur die folgenden 88 18 ff. 
erſetzt worden. 

$ 18. Suspenjion als proviſoriſche 
Maßregel. Trifft einen Kirchen: oder Schul— 
diener, welcher unter dem Giviljtaatsdienftgejeße 
vom 12. Oktober 1832 (Nr. 25) nicht begriffen 
ift, der Verdacht, ein gemeines Vergehen oder 
Verbrechen oder ei Vergehen oder Verbrechen 
im Amte begangen zu haben, jo fann dejjen 
Borgejeßter ihm einftweilen die Ausübung jeiner 
Amtsverrihtungen unterfagen, hat jedoch hiervon 
fofort der Oberbehörde und diefe dem Staat3- 
minifterium Anzeige zu machen. 

Es iſt in diefem Falle ungejäumt die Einlei- 
tung der gerichtlichen Unterfuhung zu veran— 
laſſen. Wird die Unterfuchung verweigert, jo 
ift das Verhot jofort zurück zu nehmen. 

Dafjelbe Verbot darf erlaffen werden, wenn 
Grund zur Entlaffung vorhanden zu jein jeheint, 
und der Oberftaatsanwalt von der betr. Disci- 
plinarbehörde unter Beitätigung der Landes: 
regierung das Givilverfahren wegen Entlaffung 
einzuleiten erjucht wird. 

Rückſichtlich der qualificirten Suspenfion als 
proviſoriſche Maßregel kommen die Vorſchriften 
in 8 2 dieſes Geſetzes zur Anwendung. 

8 19. (M. L. O. S 229.) Suspenſion als 
Disciplhinarſtrafe. Ws Disciplinaritrafe 
fann die Suspenfion der Kirchen: und Schul— 
diener vom Amte und den Einkünften deſſelben 
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Braunſ chweig. 


I 


[8 


Geſek, 
die Errüchtung von Kirchenvorſtänden in den evangeliſch-lutheriſchen 
Ririkengemeinden betreffend, 
d. d. Braunjhweig, den 30. November 1851. 
Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunjchweig und Lüneburg ꝛc. 
erlafjen Eraft der uns zujtehenden Kirchengewalt, nach vorgängiger Berathung mit Unjerm 


nur von der firchlichen Behörde gejchehen und 
bedarf jedes Mal der Beitätigung der Landes- 
regierung. 
$ 20. Stellung vor Gericht wegen 
Vergehen und Verbrechen im Amte. 
Gegen Kirchen: und Schuldiener wird ſowohl 
wegen gemeiner Uebertretungen, Vergehen und 
Verbrechen, als auch wegen Vergehen und Ber- 
brechen im Amte von Amtswegen verfahren. 

$ 21. Entlafjung. Die Entlaffung der 
Kirchen: und Schuldiener aus dem Amte kann 
nur dureh ein rechtskräftiges Erfenntniß des zu: 
jtändigen Gerichts verfügt werden. 

Sie iſt zu erkennen: 

1. wenn der Kirchen: oder Schuldiener im 
Disciplinarwege mit der Entlafjung bedroht 
it und dennoch von Neuem ſich eines Dis- 
ciplinarvergehens ſchuldig macht; 

2. wenn er ſich auf eine mit der Würde des 
Predigtamts oder mit den Verhältniſſen 
eines Schullehrers nicht vereinbarliche Weiſe 
betragen hat; 

3. wenn er ſich religiöſer Irrlehre in einem 
nach beſtehendem Rechte zur Remotion berech— 
tigenden Grade ergeben hat; 

4. wenn er als Geiſtlicher unter beſonders 
erſchwerenden Umſtänden oder im zweiten 
Rückfalle ſein Amt dazu mißbraucht hat, 
in öffentlichen Vorträgen 

a. die Staatsverfaſſung, die Staatsregie— 
rung oder ihre Verwaltung zu verun— 
glimpfen; 

b. die beſtehenden Religionsgeſellſchaften 
zu ſchmähen oder ehrenrührig zu be— 
ſchuldigen; 

c. ganze Körperſchaften, einen ganzen 
Stand oder Einzelne durch Ehrenfrän- 
fungen zu beleidigen; 

5. in den im $ 5 dieſes Gejeßes unter den 
Ziffern 3—11 (fiehe unten) genannten Fällen, 
ſoweit jie auf Kirchen- und Schuldiener An- 
wendung finden. 

$ 22. Verfahren behufsder Entlajjung. 

Hinfichtlich des Verfahrens, des Gerichtsitandes 
und des Inſtanzenzuges kommen auch bei der 
Entlafjung der Kirchen- und Schuldiener, welche 
unter dem Gejete über den Civilſtaatsdienſt vom 
12. Oftober 1832 nicht begriffen find, die SS 6 
bis 8 dieſes Gefeßes zur Anwendung, nur daß 
die Entlafjung in Fällen, welche nur die kirch— 
liche Lehre betreffen, nicht ohne vorgängiges 
Gutachten der geiftlihen Oberbehörde erkannt 
werden ſoll. 


Die Rolle des Klägers übernimmt der Ober: 
jtaatsanwalt auf Erjuchen der betreffenden Dis— 
eiplinarbehörde unter Betätigung der Landes- 
regierung. 

Die Koften des Verfahrens find nöthigenfalls 
aus dem Klofter: und Studienfonds zu bejtreiten 
und gu decken. 

$S 23. Folgen der Entlajjung. Der 
Entlafjene verliert Titel und Rang feines Amts, 
und deſſen bisheriges Amtseinkommen wird auf 
ein Fünftheil ohne Rückſicht auf die Dienjtjahre 
herabgejeßt. Es iſt jedoch der freien Ent— 
Ihließung der betreffenden Behörden überlaffeı, 
ob jie demfelben einen höheren Betrag bewilligen 
wollen. 

Ss 24. Abjekung. As Abjegung des 
Kirchen und Schuldieners gilt der Amtsverluſt, 
welchen derjelbe nach dem Strafgeießbuche für 
den Norddeutichen Bund im Strafverfahren durch 
Verurtheilung zur Zuchthausftrafe, durch Ab— 
erfennung bürgerlicher Ehrenrechte, durch Ab— 
erfennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter, oder endlich dadurch erletdet, daß von 
dem Strafrihter auf Verluſt des beffeideten 
Amtes erfannt wird. 

8 25. Der 88 229 der neuen Landjchaftg- 
ordnung vom 12. Oftober 1832 und der Art. 47 
des Landtagsabichiedes vom 11. Juli 1823 werden 
aufgehoben 20.” — Der oben cit. $5 lautet: 

3. Entlajjung. Der $ 60 des Civiljtaats- 
dienftgejeßes lautet fortan: 

„Die Entlaffung eines Beamten erjter Klajie 
aus dem Amte kann nicht im adminiftrativen 
Lege, jondern nur durch ein vechtsfräftiges Er- 
fenntniß des zuftändigen Geriches verfügt werden. 

Sie iſt zu erfennen: 

1.0 

2B.RC 

3. wenn der Beamte dureh Handlungen, welche 
mit jeinen Dienstobliegenheiten und über: 
haupt jeiner amtlichen Stellung unvereinbar 
find, das für feine amtliche Wirkſamkeit 
erforderliche Vertrauen jo volljtändig ver: 
foren hat, daß im öffentlichen Intereſſe 
feine Entfernung vom Amte nothwendig 
eriheint, insbejondere wenn er wegen Dieb- 
ſtahls, Unterfchlagung, Hehlerei, Betrugs, 
Fälſchung oder Meineids zu irgend einer 
Freiheitsſtrafe verurtheilt wird; 

4. wenn er in gewinnfüchtiger Abficht, oder, 
um dem Staate, einer Korporation oder 
Privatperfon zu ſchaden, Thatſachen, welche 
ihm nur durch jeine Amtsverhältnifie be: 
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Herzoglichen Konfiftorio und zur Ausführung dev in den 88 213 und 218 der neuen 
Landichaftsordnung vom 12. Oftober 1832 enthaltenen Beftimmungen nach angehörten 
Gutachten und Nathe und jo weit es erforderlich ift, mit Zuftimmung dev Abgeordneten 
des Landes, das nachfolgende Geſetz: 


Griter Abſchnitt. 
Bildung der Kirchenvorſtände. 


5 1. in jeder evangeliſch- lutheriſchen Kirchengemeinde, e3 mag jolche eine Mutter: 
oder Fılialgemeinde fein, und aus einer oder mehreren zu derfelben Kirche eingepfarrten 
Ortsgemeinden bejtehen, foll ein Kirchenvorſtand errichtet werden, der aus den ordent- 
lichen Geiftlichen dev Gemeinde und einer Anzahl aus dev Mitte der letzteren zu wählen- 
den Kirchenverordneten befteht. Umfaßt die Kirchengemeinde mehrere Ortsgemeinden, 
jo ift die Anzahl der Kicchenvorfteher (8 5), jo viel als möglich verhältnigmäßig 
nach der Seelenzahl auf diefelben zu vertheilen. Im Zweifel hat hierüber Unfer 
Herzogliches Konſiſtorium zu beſtimmen. 

5 2. In Filialgemeinden, die fein ſelbſtſtändiges Kirchenthum befiten, kann die 
Errichtung beſonderer Kicchenvorftände mit Genehmigung Unferes Herzoglichen Kon: 
fültoriums bis auf Weiteres umterhleiben. Sn diefem Falle bilden die Filialgemeinden 
mit der Gemeinde dev Mutterkirche einen vereinigten Kirchenvorftand. Die Anzahl der 
Kirchenverordneten richtet ſich nach der Gejammteinwohnerzahl der vereinigten Gemeinden 
($ 5), indem die einzelnen nach Verhältniß ihrer Geelenzahl vertreten werden. Die 


kannt geworden, oder die ihm anvertrauten 

Alten und Urkunden anderen, als den hierzu 

berechtigten Perfonen mittheilt oder befannt 

macht; 

5. wenn er, um ein öffentliches Amt zu er— 
werben, Beſtechung oder Betrug anwendet; 

6. wenn er das ihm übertragene Amt ohne 
Urlaub nicht verlaffen darf und ſolches 
dennoch eigenmächtig in dev Abficht, daſſekbe 
aufzugeben, oder jo, dab feine Abwejenheit 
über zwei Monate dauert, verläßt; 

7. wenn er Ungehorſam im Dienjte mit thät- 
licher Widerjelichfeit gegen Vorgeſetzte oder 
mit Beleidigung der Amtsehre des Vorge— 
jeßten verbindet; 

8. wenn er vermöge feines Amtes oder Berufes 
oder in Gemäßheit bejonderer Dienjtvor- 
Ihriften verübte ftrafbare Handlungen an: 
zuzeigen verpflichtet ift, und wiſſentlich dieſe 
Pflicht im Einverftändniffe mit dem Thäter 
oder aus Parteilichkeit bei verübtem Hoch— 
verrathe, Landesperrathe, Aufruhr, Falſch— 
münzen, Fälfhung von Greditpapieren, 
Zödtung, ſchwerer Körperbeihädigung, 
Menjchenraub, Nothzucht, Naub, Brand: 
jtiftung, gemeingefährlicher Beſchädigung, 
DiebitahlmitWaffen oder Einbruch unterläßt; 

. wenn er als Beamter oder Diener der 
Polizet die ihm obliegende Verhinderung 
einer ftrafbaren Handlung im Einveritänd- 
niſſe mit dem Thäter oder aus PBateilichkeit 
unterläßt; 

10. wenn er als Schuldiener durch gröblichen 

Mißbrauch des Züchtigungsreehts feinem 

Schüler erheblichen Nachtheil an der Ge- 

jundheit zufügt, oder gröblicher Ueberfchrei- 

tung des Züchtigungsrechts aufs Neue fich 


eD 


ſchuldig macht, nachdem ex diejerhalb be- 
reits fruchtlos Disciplinarftrafe erlitten hat; 
11. wenn er wegen eines begangenen Ver— 
gehens oder Verbrechens zu einer härteren als 
einjährigen Freiheitsftrafe verurtheilt ift.“ 

Modificirt und ergänzt wurden diefe Beſtim— 
mungen wieder durch die in $ 27 unter Nr. 3 
des Shynodalgefeßes vom 31. Mai 1871 Nr. 34 
vorgejchriebene Mitwirfung des Synodalaus: 
ihuffes, wenn von der Kirchenregieruͤng gegen 
evangeliſch-lutheriſche Geiftlihe und Neligions- 
lehrer an Schulen wegen falfcher Lehre oder 
amtsunwürdigen Verhaltens der Antrag auf 
Entlaffung oder Abjegung an das zuftändige 
Gericht gebracht oder gegen Geiftliche wegen 
Amtsunfähigkeit deren unfreiwillige Penfionirung 
endgültig verfügt werden ſoll; ſowie endlich 
in Folge der neuen Juſtizorganiſation durch 
8 31 des Ausführungsgefeges zum deutſchen 
Gericptsverfaffungsgefeße dom 1. April 1879 
Nr. 11, welcher dahin lautet: 

„Die Beitimmung in den $$ 6, 16, 22, 27 
des Geſetzes Nr. 113 vom 22. Dezember 1870 
und in $ 4 der Anlage zum Gejeße Nr. 114 vom 
22. Dezember 1870, wonach über die Entlaffung 


| her Beamten der zweite oder dritte Senat des 


Obergerichts in erjter Snftanz, der erfte Senat 
dieſes Gerichts in der Rebiſionsinſtanz zu ent: 
jheiden hat, fommt in Wegfall. Inſoweit die 
Civifgerichte nach den beftehenden Gejegen über 
die Suspenfion oder Entlaffung öffentlicher Be— 
amten zu erfennen haben, fommen in Bezug auf 
die Zuftändigfeit und auf das Verfahren die 
Beſtimmungen des deutſchen Gerichtsverfaffungs- 
gejeßes und der deutſchen Civilprozeßordnung 
in Anwendung.“ 
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befonderen Nechtsverhältniffe der fombinirten Gemeinden , namentlich in Betreff des 
Kirchenvermögens, erleiden dadurch Feine Aenderung. 

Wenn in einer zu einer andern Kicche eingepfarrten Ortögemeinde ein bejonderes 
gemeinheitliches Kirchliches Leben fich findet, jo bleibt die Einjegung eines bejonderen 
Kirchenvorſtandes Unſerer Höchften Beſchlußnahme vorbehalten. 

$ 3. In Kirchengemeinden, welche aus beſtimmten Klaſſen von Perſonen oder 
aus Genoſſenſchaften öffentlicher Anſtalten beſtehen, ſoll ein Kirchenvorſtand nicht 
errichtet werden. 

Sofern ſich außerdem in einzelnen Gemeinden wegen beſonderer Verhältniſſe die 
Organifation eines Kirchenvorftandes nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes als unthunlich 
herausftellen jollte, bleiben anderweite Beſtimmungen Unferer höchſten Beſchlußnahme 
vorhehalten. 

Ss 4. Als ordentliche Geiſtliche find Mitglieder des Kirchenvorſtandes: die 
Pfarrer und Diakonen der Gemeinden, oder ſtatt derſelben auf Anordnung Unſeres 
Herzoglichen Konſiſtoriums, deren mit der Seelſorge betraute Gehülfen, in Vakanzfällen 
ein von Unſerem Herzoglichen Konſiſtorio dazu zu beſtimmender ſtellvertretender Geiſtlicher. 

Kollaboratoren des Predigtamts und Gehülfsgeiſtliche haben, wenn ſie für eine 
beſtimmte Gemeinde angeſtellt ſind, an den Verhandlungen des Kirchenvorſtandes Theil 
zu nehmen, jedoch Falls ſie nicht mit der Stellvertretung des Predigers beauftragt ſind, 
nur mit berathender Stimme. 

S 5. Die Zahl der aus jeder Kirchengemeinde zu wählenden Kirchenverordneten 
wird für Gemeinden 

unter 500 Seelen auf 4 
N OO RE — 
8 


3000 77 
5000 J ll 
über 5000 — KK 


beftimmt. Abweichungen von diefen Beitimmungen können in bejonderen „Fällen nad 
eingeholter Höchfter Genehmigung von Unferem Herzoglichen Konſiſtorium auf Antrag 
der Gemeinden getroffen werden. 

S 6. Kirchenpatrone oder deren gejehliche Stellvertreter find, jofern fie zur evan— 
geliſch-lutheriſchen Konfeffion gehören, ihren Wohnfik in der Gemeinde haben, und die 
Vorausſetzungen in $ 8 bei 1 und 4 bei ihnen zutveffen, befugt, in den Kirchenvor— 
ſtand als Mitglieder einzutreten. Iſt eine dieſer drei Bedingungen nicht vorhanden, 
ſo bleibt ihnen das Recht vorbehalten, ſtatt ihrer eine geeignete Perſon aus der Gemeinde 
(8 9) zum Kirchenverordneten zu beſtellen. Darüber, ob der Patron perjünlich in den 
Kirchenvorſtand eintreten Tann, oder nicht, entjcheidet auf Anrufen des Kirchenvorſtandes 
Unſer Herzogliches Konſiſtorium. 

Der Kirchenpatron oder deſſen Bevollmächtigter wird auf die nad 8 5 zu bejtim= 
mende Anzahl der Mitglieder nicht in Anrechnung gebracht. 

Auf das allgemeine Yandesherrliche Patronat finden die in diejem Gejeße vorkom— 
menden Beitimmungen über das Kirchenpatronat feine Anwendung. 

8 7.) Die Wahl der Kirchenverordneten geſchieht durch die Stimmberechtigten in 
der Gemeinde und zwar aus denjenigen Gemeindemitgliedern, welche der Kirchenvor= 
itand zu diefem Behuf in doppelter Anzahl in Vorſchlag zu bringen hat. Außerdem 
find auch die ausfcheidenden Mitglieder des Kirchenvorjtandes diefer Anzahl hinzuzufügen. 


1) 8 7—15 find erſetzt durch Kirchengeſetz v. 10. Oft. 1873 (fiehe Nr. ID). 
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5 8. Stimmberechtigt bei der Wahl der Kirchenverordneten ift jedes männliche 
Mitglied der Kirchengemeinde, welches 

1. weder durch Lafterhaften Lebenswandel, noch durch thatfächlich befundete Beratung 
der Religion oder der Kirche öffentlichen Anftoß gegeben hat; 

2. dad 25. Lebensjahr zurücgelegt hat; 

3. einen eigenen Hausftand führt oder in jelbftjtändigen Berhältniffen lebt; 

4. nicht zu einer Strafe, welche ihn der politifchen Rechte verluſtig macht, recht3- 
fräftig verurtheilt ift, oder diefe Rechte nach einer ſolchen Berurtheilung nicht 
wiedererhalten hat; 

5. weder für feine Perfon, noch für fein Vermögen unter Kuratel ſteht. 

5 9. Als wählbar zu Kirchenverordneten hat der Kirchenvorſtand nur jolche 
Mitglieder der Kirchengemeinden in Vorſchlag zu bringen, welche das 30. Zebensjahr 
zurüdgelegt haben, die Eigenjchaften der Stimmberechtigten an fich tragen und deren 
Lebenswandel nicht nur überhaupt unbeſcholten ist, ſondern die fi auch durch Theil- 
nahme am öffentlichen Gottesdienfte als der evangelifchen Kirche zugethane Männer 
erwiejen haben. 

5 10. Behufs Vorbereitung der regelmäßigen Wahlen hat der Kirchenvorjtand 
unter Beihülfe der betreffenden Orxtsbehörden eine Lifte der Stimmberechtigten in der 
Gemeinde aufzuftellen und diefelbe jedesmal am 1. August an einem geeigneten Orte 
zu Jedermanns Einficht acht Tage lang auszulegen, auch daß ſolches gejchehen, öffentlich 
befannt zu machen. Einſprachen gegen die Liften find binnen acht Tagen nach Ablauf 
jener, vom Tage der öffentlichen Befanntmachtung an zu rechnenden Friſt bei dem 
Kirchenvorjtande anzubringen und von diefem binnen acht Tagen zu erledigen. Gegen 
die Entjcheidung des Kirchenvorjtandes findet ein innerhalb drei Tagen zu exhebender 
und innerhalb acht Tagen zu erledigender Rekurs an Unfer Herzogliches Konfiftorium jtatt. 

Sobald die obigen Friften abgelaufen und die etwa angebrachten Reklamationen 
erledigt find, wird von dem Kirchenvorjtande die Lifte der von ihm zu Kirchenverord— 
neten in Vorſchlag zu dringenden Perſonen aufgeftellt und mittels Anſchlags an der 
Kirchenthür zur Kenntniß der Gemeinde, zugleich auch mitteljt Anzeige zur Kenntniß 
des Superintendenten gebracht. Auf von ftimmberechtigten Gemeindegliedern , dem 
Patrone oder dem Superintendenten innerhalb drei Zagen zu erhebende Einjprachen 
gegen die gemachten Vorſchläge hat Herzogliches Konfiftorium binnen acht Tagen 
die Entjcheidung abzugeben, und, falls die Einſprachen fich als begründet herausitellen 
jollten, Abänderung dev Vorſchläge anzuordnen. Nah Ablauf diefer Frift wird, wenn 
unerledigte Reklamationen nicht vorliegen, von dem Kirchenvorftande der Termin zur 
Vornahme dev Wahl angeſetzt, wovon der Patron Tpeziell in Kenntniß zu feßen ift und 
wozu die Stimmberechtigten durch eine an zwei aufeinander folgenden Sonntagen vor— 
zunehmende Firchliche Abkündigung vorzuladen find. 

5 11. Die Wahl findet wo möglich in der Kirche ftatt und ift mit einer 
pafjenden Anrede des Pfarrers zu eröffnen. 

In Kicchengemeinden, die mehrere Ortögemeinden umfaffen, werden die Wahlen 
der nad) SS 1 umd 2 aus den einzelnen Gemeinden zu wählenden Kirchenverordneten don 
jeder derjelben gejondert vorgenommen, doch können diefe Wahlen auch gleichzeitig und 
an dem nämlichen Orte vorgenommen werden, jofern Prediger und die übrigen Mit: 
glieder des Kicchenvorftandes darüber einverftanden find. 


5 12. Die Wahldandlung wird von dem Kirchenvorftande geleitet, dem es über- 
laſſen bleibt, einen oder mehrere Protokollführer unter ſich zu ernennen, auch, falls es 
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nöthig erachtet würde, noch andere geeignete Gemeindeglieder zu dieſem Gejchäfte zuzu— 
ziehen und geſchieht in folgender Weiſe: 

Jeder der im Wahltermine erſchienenen Stimmberechtigten benennt durch Erklärung 
zu Protokoll gleichzeitig ſo viele der von dem Kirchenvorſtande vorgeſchlagenen Perſonen, 
als Kirchenverordnete zu wählen ſind. 

Nach beendigter Abſtimmung wird ein Verzeichniß ſämmtlicher von den Wählern 
Benannten in der Reihenfolge dev Stimmenzahl, die ein jeder erhalten hat und mit 
Angabe derfelben, aufgejtelt. Aus dieſem Verzeichniſſe wird jodann die erforderliche 
Zahl von Kirchenverordneten in dev Reihenfolge, welche Die Stimmenmehrheit ergiebt, 
entnommen. Sind bei der Auswahl der legten Kirchenverordneten mehrere mit gleicher 
Stimmenzahl benannte Perſonen zu berüdfichtigen, jo entſcheidet über diejelben das 2008. 

$ 13. Niemand wird ſich weigern, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen, es 
jei denn, daß er das Amt eines Kicchenverordneten ſchon innerhalb der lebten ſechs 
Jahre verwaltet, oder das 70. Lebensjahr zurüdgelegt, oder befondere in feinen perſön⸗ 
lichen Verhältniſſen beruhende VBerhinderungsgründe anzuführen habe. Bon jolchen 
Anlehnungsgründen ift binnen drei Tagen dem Kirchenvorſtande Anzeige zu machen. 
An die Stelle deifen, der die Annahme der Wahl abgelehnt hat, tritt derjenige ein, 
welcher laut des im vorigen Paragraphen gedachten Verzeichnifjes der Gewählten zunächit 
die meilten Stimmen hat. 

$ 14. Die Namen der Gewählten, fowie der von Patronen Ernannten, find 
ſofort nach beendigter Wahlhandlung von dem Kirchenvorjtande durch Verfündigung, 
oder jofern diefes nicht thunlich ift, auf andere geeignete Weife der Gemeinde bekannt 
zu machen und gleichzeitig dem Superintendenten zur Anzeige zu bringen, welchem auf 
Verlangen auch die Akten über das Wahlverfahren einzufenden find. 

8 15. Gegen die Ordnungsmäßigfeit der Wahl, jowie gegen Die Zuläjfigfeit 
des dom Patron Ernannten, kann innerhalb der nächjten drei Tage nach diefer Bekannt— 
machung von jedem ftimmberechtigten Gemeindemitgliede Einfprache bei dem Kicchenvorftande 
erhoben werden, gegen deffen Entjcheidung jowohl dem die Einſprache Erhebenden, ala 
demjenigen, gegen welchen dieſelbe gerichtet iſt, ein Rekurs an das Herzogliche Konſiſtorium 
zuſteht, welcher binnen drei Tagen nach eröffneter Entſcheidung des Kirchenvorſtandes ver— 
folgt und ſchleunigſt vom Herzoglichen Konſiſtorio erledigt werden muß. 

Der vom Patron Ernannte kann vom Kirchenvorſtande auch von Amtswegen zurück⸗ 
gewieſen werden, wenn derſelbe für eine geeignete Perſon ($ 9 nicht zu halten iſt. 
Gegen diefe Entjcheidung fteht dem Patron gleichfalls der Rekurs an Herzogliches Konz 
fiftorium zu, welcher binnen gleicher Frift zu verfolgen ift. 

$ 16. Findet der Superintendent bei Einficht der Wahlakten, daß bei der Wahl 
erhebliche Unvegelmäßigfeiten vorgefommen find oder hält derjelbe den don dem Patron 
Ernannten fir ungeeignet, jo hat ex davon dem Herzoglichen Konſiſtorio jofort Anzeige 
zu machen, welches, wenn es die Angabe des Superintendenten begründet findet, durch eine 
ſchleunigſt abzugebende motivirte Entfcheidung die Wahl für ungültig zu erklären befugt 
ift. Von der Erhebung einer jolchen Einjprache Hat der Superintendent binnen drei 
Tagen dem Kirchenvorſtande Anzeige zu machen und dieſer jodann bis zur Entieheidung 
des Herzoglichen Konſiſtorii das weitere Verfahren zu fiitiven. In denjenigen Gemeinden, 
wo der Ortsprediger Superintendent oder mit Führung der Superintendenturgejchäfte 
beauftragt ift, tritt der Generalfuperintendent oder ein anderer von Unſerm Herzoglichen 
Konfiftorio zu beftimmender Superintendent in deſſen Stelle. 

8 17. Wird in Folge einer Einfprache eine einzelne Wahl für ungültig erklärt, 
jo tritt derjenige in die Stelle des.Ausfallenden, welcher nach dem Wahlverzeihnig 
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($ 12) zunächſt die meiſten Stimmen hat. Wird die ganze Wahlhandlung für 
ungültig erklärt, jo iſt jofort zu neuen Wahlen zu jchreiten. Iſt der vom Patron 
Ernannte ungeeignet befunden, jo hat diejer eine andere geeignete Perjon zu ernennen. 

Sind Einwendungen gegen die Wahl nicht erhoben, oder find diejelben erledigt, 
jo werden die in den Kirchenvorftand Eintretenden nach Sonntags zuvor gejchehener 
Abkündigung beim jonntäglichen Gottesdienste durch den (erjten) Geiftlichen in noch 
‚näher durch Unſer Herzogliches Konfiftorium zu beftimmender Weiſe der Kirchengemeinde 
vorgeftellt und zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch Handichlag verpflichtet. 

8 18. Das Amt der Kirchenverordneten, mit Ausnahme des Amts der von den 
Kirchenpatronen Ernannten, deijen Dauer diefe zu bejtimmen haben, dauert jechs Jahre. 
Der Anfang dieſes Zeitraums wird von dem auf die Wahl zunächſt folgenden erſten 
Advent an gerechnet. Je nach drei Jahren, das erſte Mal nach Beſtimmung des 
Looſes, ſcheidet die Hälfte aus. Wer dreimal das Amt eines Kirchenverordneten be— 
kleidet hat, kann als Ehrenmitglied mit berathender Stimme im Kirchenvorſtande 
verbleiben. 

8 19. Das Amt der Kirchenverordneten wird als ein firchliches Ehrenamt 
unentgeltlich verwaltet und werden denfelben nur in Dienftgejchäften gemachte Auslagen 
aus der Kirchenkaſſe vergütet. Es joll ihnen, wo es thunlich iſt, ein befonderer Amtsſitz 
in der Kirche eingeräumt werden. 

5 20. Durch die Gründe des $ 13 wird auch die Niederlegung des Amtes eines 
Kirchenverordneten gerechtfertigt. 

Eine unfreiwillige Niederlegung des Amtes findet ftatt, wenn die Bedingungen 
der MWählbarfeit nicht mehr vorhanden find. Der Kirchenvorſtand hat über die Noth- 
wendigfeit der Niederlegung zu entjcheiden. Wegen unwürdigen Verhaltens oder beharr⸗ 
licher Vernachläſſigung des Amtes kann ein Mitglied des Kirchenvorſtandes durch 
Beſchluß deſſelben ausgeſchloſſen werden. Gegen ſolche Entſcheidung findet ein Rekurs 
an das Herzogliche Konſiſtorium ſtatt, bei deſſen Entſcheidung es ſodann fein Bewenden 
hat. Das Herzogliche Konſiſtorium iſt befugt, auch unaufgefordert don Umtswegen 
einzujchreiten. 

5 21. Wenn aus dem Sirchenvorftande im Laufe des dreijährigen Zeitraums fo 
viele Mitglieder ausgeſchieden find, daß die ordnungsmäßige Zahl derjelben gejunfen ift 

bon 4 bis unter 3, 


12 — 
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jo ijt eine Ergänzungswahl auf Grund der bei der Iehten regelmäßigen Wahl aufge- 
ftellten Liften der Stimmberechtigten, im Hebrigen nach Maaßgabe der vorjtehenden Be— 
jtimmungen, jobald als thunlich vorzunehmen. 

Das Amtsalter der danach Eintretenden wird rückſichtlich ihres demnächjtigen 
Ausjcheidens nach dem Amtsalter derer, in deren Stelle fie gewählt find, durch's 2008 
beitimmt. 

Zweiter Abſchnitt. 
Wirkungskreis der Kirchenvorſtände. 


8 22. Der Kirchenvorſtand hat im Allgemeinen die Intereſſen der Kirchen— 
gemeinde zu wahren und in Bezug auf diejelben letztere zu vertreten , jomweit nicht der 
Gemeinde in der Gefammtheit ihrer ftimmberecdtigten Mitglieder gewiſſe Befugniffe vor— 
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behalten ſind. In Fällen dieſer Art liegt ihm die Berufung und Leitung der Gemeinde— 
verſammlungen, ſowie die Ausführung der Gemeindebeſchlüſſe ob. 

Im Beſondern umfaßt ſein Wirkungskreis die im Folgenden bemerkten Befugniſſe 
und Obliegenheiten. 

$ 23. I. Der Kirchenvorſtand hat ſich die Unterſtützung der Geiſtlichen in 
Förderung des chriftlichereligiöfen und fittlichen Lebens der Gemeinde nah Kräften 
angelegen fein zu lafjen. Zu dem Ende jollen die Kirchenverordnneten, ohne eigenmächtig 
oder ftörend in die feeljorgende Thätigfeit des Pfarrers einzugreifen, im Einverjtändniß 
mit demfelben ihr Augenmerk auf den Wandel aller Kirchengemeindemitglieder, injonder- 
heit aber auf Zucht und Sitte der Jugend, vichten und überall das Gewicht ihres 
Wortes eintreten laffen, wo dafjelbe geeignet jein kann, fittliche Aergerniſſe und 
Hinderniſſe der Wohlfahrt und des Friedens der Gemeinde zu beſeitigen. Würde ein 
Diener der Kirche der Kirchengemeinde durch Lehre, Wandel oder Vernachläſſigung 
ſeines Berufes Anſtoß geben, ſo hat der Kirchenvorſtand davon den unmittelbaren 
geiſtlichen Vorgeſetzten, und wenn dieſes erfolglos bleibt, Unſerem Herzoglichen Konſiſtorio 
Anzeige zu machen. 

$ 24. II. Der Kirchenvorſtand hat dahin zu ſehen, daß die Einrichtung der 
tirchlichen Gebäude und Begräbnigpläge ihrem Zwecke entſprechend jei, auch daß dieſem 
Zwecke widerftreitende Handlungen daſelbſt nicht vorgenommen werben. 

Er hat auf Beobachtung der Feiertagsordnung hinzumirken, auch den Geijtlichen 
bei Wahrnehmung deffen, was die Feierlichkeit des Gottesdienftes erhöhen und Störungen 
deſſelben verhüten kann, Fräftig zu unterjtügen. 

Er hat ſich bei kirchlichen Feierlichkeiten, namentlich bei Kirchenvifitationen, bei 
Einführung der Geiftlichen und anderer Kirchendiener, ſowie bei Konfirmationen und 
Aufnahme von Konvertiten, nad) Maaßgabe der darüber zu exlafjenden Beitimmungen, 
zu bethätigen. 

Zu Veränderungen ordnungsmäßig beſtehender örtlicher, kirchlicher und liturgiſcher 
Einrichtungen bedarf es, ſofern dieſe Veränderungen nicht auf allgemeinen Anordnungen, 
ſondern auf ſpeziellen Verfügungen der zuſtändigen Behörden beruhen, ſeiner Zuſtimmung. 

Er hat auch mit Zuſtimmung Unſeres Herzoglichen Konſiſtoriums darüber zu 
bejtimmen, wie die bisher den Kicchenvorftehern oder Altariften zufommenden Geſchäfte 
künftig am zweckmäßigſten zu beſorgen ſind. 

$ 25.) IH. Der Kirchenvorſtand hat bei der Beſetzung der Kirchenämter die 
Gemeinde den folgenden Beitimmungen gemäß zu vertreten: 

Wo der Gemeinde ein Wahlrecht zufteht, hat derſelbe den Prediger zu wählen, 
jonft die Vofation der von Uns und von Privat» und Elöfterlichen Patronen bejtellten 
Prediger vorzunehmen, 

Die Vokation und Wahl der Prediger geſchieht unter Leitung der Kicchenfommij- 
Jarien (Bifitatoren). 


1) $ 25 ift abgeändert und ergänzt durch das | wird durch Die nachfolgende Beitimmung ab— 


folgende Gef. v. 10. Mai 1862, 

Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Her: 
530g zu Braunſchweig und Lüneburg 2c. ꝛc. 

Wir erlafien mit Zuftimmung des Ausſchuſſes 
der Landesverfammlung das nachjtehende Gejeß: 

Das im $ 25 des Gejetes dom 30. Nov. 1851 
Nr. 52 über die Errichtung von Kirchenvorjtänden 
in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden 
für die Vokation und Wahl ber Prediger dur 
den Kirchenvorſtand vorgejhriebene Verfahren 


geändert und ergänzt: 

Bei der Wahl oder Vofation des Predigers 
durch den Kirchenvorſtand und bei den eine ſolche 
Wahl oder Vokation vorbereitenden Verhand- 
lungen ſoll dem jonjt im Kirchenvorjtande den 
Vorſitz führenden Geiftlichen fein Stimmredt und 
feine Mitwirkung zuſtehen; an die Stelle des— 
jelben tritt vielmehr ein nad $ 42 des vor— 
erwähnten Gejeßes von den übrigen Mitgliedern 
des Kirchenvorſtandes zu wählender VBorfigender. 
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Behufs Vornahme der Predigerwahl tritt zu den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes 
eine gleiche Anzahl nah den Beftimmungen der 88 7 bis 15, jo weit folche bier 
anwendbar find, zu wählenden Gemeindemitglieder mit gleicher Stimmberechtigung hinzu. 
NRücfichtlic) der Aemter der Gehülfsprediger verbleibt es bei der bisherigen Ordnung, 
wonach diejelben ohne Weiteres durch Unfere höchſte Verfügung auf Vorſchlag Unferes 
Herzoglichen Konfijtoriums beſetzt werden. 

Die Aemter der Kantoren, Opferleute und Organiften, deren Beſetzung nicht 
Privatpatronen zufteht und mit welchen Schulämter nicht verbunden find, werden vom 
Kirchenvorſtande, unter Vorbehalt der Beftätigung des Herzoglichen Konſiſtoriums, bejekt. 

Sind ſolche Kirchenämter mit Schulämtern verbunden, welche bisher durch Wahl 
der Gemeinden oder der Prediger und Gemeinden bejegt wurden, jo wird das Recht der 
Beſetzung von den Mitgliedern des Kirchenvorftandes, des Schulvorjtandes und des 
Gemeinderathes, unter Vorbehalt der Betätigung des Herzoglichen Konfiftoriums, mittels 
gemeinjchaftlicher Wahl ausgeiibt. 

Sind aber jolche Kirchenämter mit Schulämtern verbunden, welche durch Unſere 
höchite Verfügung auf Vorſchlag Unſeres Herzoglichen Konfiftoriums bejeßt werden, fo 
hat Herzogliches Konfiftorium, bevor jolcher Vorſchlag gemacht wird, den betreffenden 
Kirchenvorftand davon in Kenntniß zu ſetzen und aufzufordern, etwaige Einwendungen 
und Bedenken binnen 4 Wochen einzubringen. Hält Herzogliches Konfiftorium die 
erhobenen Einwendungen oder Bedenken für unerheblich, jo find dieſelben zu Unſerer 


höchſten Entſcheidung zu verſtellen. 


Werden ſolche Kirchendienſte von Privatpatronen beſetzt, ſo geſchieht dieſe Beſetzung 


auch künftig in der bisherigen Weiſe. 


Die außerdem zu kirchlichen Dienſtleiſtungen erforderlichen Perſonen, als Kirchen— 
vögte, Glockenläuter, Balgentreter, Leichenbitter, Todtengräber, werden von dem Kirchen⸗ 


vorſtande auf Kündigung angenommen. 


Die weiter erforderlichen Vorſchriften über das bei der Wahlvokation und Annahme 
der Prediger und übrigen Kirchendiener zu beabachtende Verfahren wird Unſer Herzog— 


liches Konſiſtorium erlaſſen. 


$ 26.) IV. Der Kirchenvorſtand hat die Beaufſichtigung und Verwaltung des 


1) Dazu erging Kirchengeſ. v. 8. Mai 1882. 

Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog 
zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. ꝛc. 

Da die Kompetenz der Kirchenvorjtände bei 
Geldverwilligungen aus den Kirchenkaſſen, wie 
folde im $ 26 Nr. 1 und 8 des Geſetzes vom 
30. November 1851, die Errichtung von Kirchen: 
vorjtänden in den evangelifchelutherijchen Kirchen— 
gemeinden betreffend, feſtgeſtellt ijt, den inzwischen 
veränderten Verhältniſſen nicht mehr entjpricht, 
fo erlajien wir auf Grund des Landesgejeßes 
vom 27. März d. J. Nr. 16, den Erlaß der 
Kirchengeſetze und Kicchenverordnungen für die 
evangelijch = [utheriihe Landeskirche betreffend, 
fraft der Uns zuftehenden Kirchengewalt nad 
borgängiger Berathung mit Unjerem SHerzogl. 
Konfiftorium und mit Zuftimmung der Landes- 
Synode, bezw. wegen der Formalien des von 
derjelben mit bejonderer Autorifation verjehenen 
Synodalausjchufjes dasnahfolgende Kirchengefeß: 

Einziger Paragraph. 
Die Kirchenvorftände haben: 
1. kleinere Reparaturen an firhlichen Gebäuden, 


welche im Etat vorgejehen find, ſelbſtſtändig 
ausführen zu laſſen, ſolche auch, wenn. fie 
bei Aufftellung des Etats nicht berückſichtigt 
find, zu beſchließen und auszuführen, inſo— 
fern deren Betrag die Summe von 50 Mark 
im Jahre nicht überfteigt; 

2. Ausgaben für kirchliche Zwecke, welche im 
Etat nicht vorgejehen find, joweit fie neben 
den etatmäßigen, bezw. (wo fein Etat auf- 
gejtellt ift) regelmäßigen Ausgaben aus den 
laufenden Einkünften der Kafje in dem be- 
treffenden Jahre und etwaigen Ueberſchüſſen 
aus den laufenden Einnahmen des Vorjahres 
bejtritten werden können, jedoch höchftens bis 
zum DBetrage von 150 Mark jährlich, zu 
bewilligen. 

Ale, die es angeht, Haben ſich hiernach zu 

achten. 

Urkundlich Unferer Unterſchrift und beigedrückten 

Herzogl. Geheime-Kanzlei⸗Siegels. 

Braunfhweig, den 8. Mai 1882. 

(L. 8) Auf Höhften Spezial-Befehl. 
W. Shulz. Graf Görk-Wrisberg. Wirt. 
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Kirchenvermögens unter der Oberanfficht und Zeitung Unferes Herzoglichen Konfiftoriums, 
jo weit nicht dem Patron einer Kirche das Necht auf die Verwaltung des Kirchenver— 


vermögens zuſteht. 
Der Kirchenvorſtand hat demnach: 


1. kleinere Reparaturen an kirchlichen 


Gebäuden, welche im Etat vorgeſehen ſind, 


ſelbſtſtändig ausführen zu laſſen, ſolche auch, wenn ſie bei der Aufſtellung des 
Etats nicht berückſichtigt ſind, zu beſchließen und auszuführen, inſofern deren 
Betrag die Summe von 10 Reichsthalern im Jahre nicht überfteigt; 


9. über Neubauten und größere Reparaturen an jolchen 


Gebäuden zu berathen, 


au beſchließen und die gefahten Beichlüffe zur Genehmigung Unferem Herzog: 
lichem Konfiftorium vorzuiegen , auch nach den Anweifungen deſſelben für die 


Ausführung zu jorgen; 


3, über den Erwerb oder die Veräußerung Firchlicher Srunditücde oder Gerechtiame 
Beichluß zu faffen und Die Beſchlüſſe Unjerem Herzoglichen Konfiftorium zur 


Genehmigung vorzulegen ; 
4.1) Kapitalien an= und auszuleihen, 


jedoch nur mit Genehmigung Unſer 
Kapitalien bei dem Herzoglichen Leihhauſe 


oder ausgeliehene Kapitalien wieder einzuziehen, 
es Herzoglichen Konſiſtoriums, inſofern nicht 


ausgeliehen oder zum Ankauf von 


Landes⸗ oder Kammerſchuldverſchreibungen verwandt werden ſollen, wovon jedoch 
dem Herzoglichen Konſiſtorium immer Anzeige zu machen iſt; 
5. mit Genehmigung Unſeres Herzoglichen Konfiftoriums Prozeſſe zu führen und 


zu vergleichen; 


jedoch bedarf es diefer Genehmigung nicht, wenn rückſtändige 


Pachtgelder, Kapitalzinfen und jonjtige jtändige Gefälle ſowie Rüdjtände aus 


1) Val. dazu das Gef. v. 8. Febr. 1883. 
Don Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu 
Braunſchweig und Lüneburg re. 
erlafien mit Zuftimmung der Zandesverfammlung 
das nachfolgende Geſetz: 
$ 1. Die den VBormündern, den Kuratoren, 
den Nerwaltern milder Stiftungen, den Kirchen: 
vorjtänden und den ſtädtiſchen Behörden bezw. 
dureh das deklaratoriſche Gejeß vom 12. Juli 
1844 Nr. 36, durch den 8 26 Nr. 4 des Kirchen— 
voritandsgefekes vom 30. Novbr. 1851 Nr. 52, 
durch den $ 187 der revidirten Städteordnung 
vom 19. März 1850, ferner durch das Gejeß 
vom 31. Dezember 1870 Nr. 131 und durch das 
Geje dom 11. Februar 1880 Ver. 4 ertheilte 
Ermächtigung; 
die ihrer Verwaltung anvertrauten Gelder 
ohne vorgängige höhere Genehmigung durch 
den Ankauf von hiefigen Landes- bezw. 
Leihhauslandes- oder Kammerſchuldver— 
ſchreibungen, von Schuldverjehreibungen des 
Norddeutichen Bundes und von Schuldver- 
ichreibungen des Kreiskommunalverbandes 
Braunſchweig zu belegen, 
wird — mit der Erflärung, daß für die Schuld- 
verichreibungen des Norddeutjchen Bundes die 
de3 Deutſchen Reiches in die Stelle treten — 
ausgedehnt 
auf die Schuldverjchreibungen aller deutſchen 
Bundesitaaten, 
Auf den Erwerb von Antheilfcheinen (Looſen) 
an Prämienanleihen dürfen die gedachten Gelder 
überhaupt nicht verwendet werden. 


8 2. Die zufolge der vorgebachten Ermäd)- 
tigung angefauften Schuldverſchreibungen find 
entweder außer Cours zu erklären oder nebjt den 
Binsleiften (Talons) bei Herzoglichem Leihhauſe 
oder ſonſtigen im Verwaltungswege vom Herzog— 
lichen Staatsminiſterium zu beſtimmenden Stellen 
zu deponiren; wogegen Die Zinsabſchnitte 
(Coupons) in den Händen der Verwalter bleiben. 

Zur Zurücknahme einer deponirten Schuld ver— 
ſchreibung oder der dazu gehörigen Zinſenleiſte 
iſt die Autoriſation der betreffenden Aufſichts— 
behörde erforderlich. 

Den Stadtmagiftraten bleibt jedoch überlaſſen, 
eine andere Art und Weiſe der Sicherung der 
fraglichen Werthpapiere nach Uebereinfunft mit 
den Stadtverordneten feitzuitellen. 

8 3. Alle der im vorjtehenden $ 2 Abi. 1 
getroffenen Bejtimmung entgegenftehenden Beſtim— 
mungen werden aufgehoben. 

Dagegen kommen $ 3 Abj.2 des Geſetzes vom 
31. Dezember 1870 Nr. 131 md $ 2 Abi. 2 
des Gejehes vom 11. Februar 1880 Tr. 4 im 
ganzen Umfange des gegenwärtigen Gejeßes zur 
Anwendung. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu 
achten. 

Arkundlich Unjerer Unterſchrift und beige 
druckten Herzoglichen Geheime-Kanzlei-Siegels. 
Braunſchweig, den 8. Februar 1883. 

(L. 8.) Auf Höchſten Spezial-Befehl. 


 W. Schulz. Graf Görtz-Wrisberg, Wirt. 
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öffentlichen Berfteigerungen einzuflagen find, und hat folches der Rechnungsführer 
ohne weitere Vollmacht auszuführen ; 

6. Pacht und Verdingskontrakte abzufchließen, jedoch unter Vorbehalt der Ge— 
nehmigung unſeres Herzoglichen Konfiftoriums, wenn ſolches nicht im Wege der 
öffentlichen Licitation geſchieht; 

7. jonjtige, das Kirchenvermögen Setreffende Berwaltungsmaßregeln, z. B. veränderte 
Benutzung von Grundſtücken u. ſ. w., zu bejchliegen und Unſerem Herzoglichen 
Konſiſtorium zur Genehmigung vorzulegen ; 

3. Ausgaben für kirchliche Zwede, welche im Etat nicht vorgefehen find, bis zum 
Betrage von zehn Neichsthalern im Jahre aus den Kirchenmitteln zu bewilligen ; 

9. den Nechnungsführer dev Kirchenkafje, falls der Prediger die Rechnungsführung 
zu übernehmen außer Stand iſt, ſowie den Betrag der von demſelben zu ſtellen— 
den Kaution und der ihm zu gewährenden Vergütung, Unſerem Sn 
Konſiſtorio in Vorſchlag zu bringen; 

10. alljährlih im Monat Oktober den Voranjchlag der Kirchenkaffe für das nächite 
Jahr aufzuftellen und jolchen zur Feſtſtellung an Unſer Herzogliches Konfiftorium 
einzujenden, injofern die Aufitellung eines folchen Voranſchlags von diefem fitr 
nöthig erachtet wird; 

11. alljährlich die aufgejtellten Rechnungen zu prüfen, etwaige Erinnerungen Unferem 
Herzoglichen Konfiftorium mit den Rechnungen und Belegen einzujenden und bei 
der Beantwortung der von leßtevem aufgeftellten Monita behülflich zu fein ; 

12. erforderlichen Falls über das Vermögen der Kirche ein Güterverzeichniß aufzu= 
ftellen und Unſerem Hergogliden Konfiftorium einzureichen, auch das aufge: 
jtellte in der Folge in Ordnung zu halten. 

Unſer Herzogliches Konfiftorium ift befugt und verpflichtet, auch ohne bejonderen 
Antrag des Kirchenvorſtandes, in Beziehung auf die kirchliche Vermögensverwaltung 
und das firchliche Baumeien, Verfügungen zu erlaffen, um die Gemeinden zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen anzubhalten oder das Intereſſe der Kirche zu fichern; es jollen 
jedoch in jolhen Fällen, wenn nicht Gefahr im Verzuge ist, oder es ſich um allgemeine 
Berwaltungsmaßregeln handelt, die Kirchenvorftände zuvor immer gehört werden. Auch 
it Herzogliches Konfiftorium befugt für die Kirchen, Pfarren und ſonſtigen kirchlichen 
Inſtitute behufs der Wahrnehmung ihrer VBermögensrechte in Prozeſſen oder bei anderen 
Rechtsgejchäften einen Vertreter zu bejtellen. Nücfichtlih der Vertretung der Kirchen, 
Pfarren und ſonſtigen Firchlichen Inſtitute bei Ablöfungen und Gemeimheitstheilungen 
hat es bei den Bejtimmungen der SS 21 und 22 der Ablöfungsordnung vom 20. Dezember 
1834, beziehungswetje dev SS 41 und 42 der Gemeinheitstheilungsordnung von demfelben 
Tage jein Bewenden. 

Inſofern Herzogliches Konſiſtorium die Ertheilung der Genehmigung zu den in 
dem Landtagsabjchiede vom 12. Oktober 1832 gedachten Aushülfen aus den entbehr- 
fichen Ueberſchüſſen reicherer Kirchen bei der Herzoglichen Landesregierung zu beantragen 
beabfichtigt, ift der Kirchenvorjtand der Kirche, aus deren Vermögen die Unterftüßung 
gewährt werden joll, zu hören und deſſen Erklärung dem Berichte an die Herzogliche 
Landesregierung beizufügen. 

s 27. Wenn von dem SKirchenvoritande oder dem Herzoglichen Konfiftorium 
(S 26) kirchliche Einrichtungen oder Bauten bejchloffen find, zu deren Ausführung von 
der Gemeinde Geldbeiträge oder Naturalleiftungen aufgebracht werden müſſen — jei es 
nun, daß die Gemeinde ohne Rückſicht auf die Mittel der Kirchenfaffe dazu verpflichtet 
it, oder daß die gewöhnlichen Mittel der Kirchenkaſſe zur Beftreitung des vorhandenen 
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Bedürfniſſes nicht ausreichen — fo find die Anträge wegen Bewilligung der Geld» umd 
Jaturalleiftungen unter Beifügung dev erforderlichen Voranſchläge bei dem betreffenden 
Semeindevorfteher oder Stadtmagiftrate anzubringen, welcher dariiber mit dem Gemeindes 
rathe, beziehungsmweife mit den Stadtverordneten, nad) Maßgabe der bejtehenden gejeglichen 
Beitimmungen, zu verfahren hat. 

s 28. Würde in ſolchem Falle die beitragspflichtige Gemeinde durh an fie 
geftellte Anforderung in Betreff der Nothwendigfeit, des Umfangs und der Art der 
Ausführung kirchlicher Einrichtungen, Bauten und Reparaturen fich beſchwert erachten, 
jo hat diefelbe ihre Weigerungsgründe dem Herzoglichen Konſiſtorium mitzutgeilen und 
ift, falls eine Vereinigung der abweichenden Anfichten nicht zu erreichen jteht, von dem 
Herzoglichen Konfiftorium die Sache der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion vorzu— 
legen, um darüber nach Maßgabe des 8 13 des Geſetzes vom 29. März 1850, Nr. 26, 
zu verfahren. Hält Herzogliche Kreisdireftion oder die Kreisfommilfion die Beſchwerde 
für begründet, jo iſt darüber an Herzogliches Staatsminifterium zu berichten und Unfere 
höchſte Enticheidung zu beantragen. Weiſet Herzogliche Kreisdireftion die Beſchwerde 
zurüc, jo jteht den Betheiligten ebenfalls der Rekurs an Unfere höchjte Entſcheidung zu. 

$ 29. Laftet die Verpflichtung der zur Aufbringung der im 5 27 erwähnten 
Seldbeiträge und Naturalleiftungen auf mehreren zu einer Kirchengemeinde oder einem 
Pfarrſprengel vereinigten Ortsgemeinden, fo ſoll die Vertheilung nach dem bisher üblich 
gewejenen Fuße bis dahin vorgenommen merden, daß diefe Vertheilung im gejeßlichen 
Wege regulirt fein wird. Arch jollen bis dahin, wenn ein Vertheilungsmaßſtab nicht 
feftfteht, die betreffenden Amtsräthe befugt jein, mit Vorbehalt des Nechtsweges einen 
Vertheilungsfuß nach billigem Ermeſſen feſtzuſetzen. 

Gehören mehrere betheiligte Gemeinden nicht zu einem Amtsbezirke oder entſteht 
ein Streit zwiſchen einer Stadt- oder Landgemeinde, ſo tritt die Kreiskommiſſion an die 
Stelle des Amtsrathes. 

Gegen die abgegebenen Entſcheidungen ſteht den Betheiligten der Rekurs an Unſer 
Herzogliches Staatsminiſterium zu. 

Wenn in einer Ortsgemeinde ſich mehrere Kirchengemeinden befinden oder eine 
Ortsgemeinde zu verſchiedenen Kirchengemeinden gehört, ſo bleibt es bis zum Erlaſſe 
geſetzlicher Beſtimmungen über die Aufbringung der Parochiallaſten bei den beſtehenden 
Rechtsverhältniſſen. 

$ 30. Rückſichtlich dev den einzelnen Gemeinden obliegenden Beitragsverpflichtungen 
find die Ortögemeinden als jolche als Die DVerpflichteten anzufehen. Die Aufbringung 
der Leitung innerhalb der Gemeinde foll durch ein Gejeß geordnet werden. Bis zu 
deffen Erlaß gejchieht diefelde nach dem für die Aufbringung der Parochiallaſten bisher 
üblich gewejenen Fuße. 

Die Veranlagung gejchieht durch die für die Vertheilung der Gemeindelaften 
fompetenten Gemeindebehörden, mit Vorbehalt des Rekurſes, in den Landgemeinden an 
den Amtsrath und in letzter Inftanz an Herzogliches Staatsminifterium, in den Stadt— 
gemeinden an die vereinigte Berfammlung des Stadtmagiftrats und der Stadtverordneten 
und die vorgejeßten Behörden, und wird den einzelnen Beitragspflichtigen auf übliche 
Weiſe befannt gemacht. 

Die Beiträge werden an den Gemeinderechnungsführer gezahlt und Rückſtände gleich 
den Gemeindeabgaben beigetrieben, mit denen fie auch!gleiche gejegliche Vorrechte genießen. 

$ 31. Glaubt eine Gemeinde, daß die Aufbringung der erforderlichen Leiſtungen 
wicht ihr, beziehungsweife ihren Gemeindegenofjen obliege, daß dazu vielmehr irgend 
Dritte verpflichtet jeien, jo bleibt ihr die nöthigenfalls im Wege Rechtens zu verfolgende 
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Regreßnahme gegen dieſelben vorbehalten. Sie kann damit jedoch die vorläufige Auf— 
bringung der Leiſtungen nicht hinausſchieben. 

Unſerem Herzoglichen Konſiſtorium ſteht übrigens das Recht zu, einen dritten, 
zur Aufbringung der erforderlichen Leiſtungen Verpflichteten auch unmittelbar in Anſpruch 
zu nehmen oder durch den Kirchenvorſtand dazu anhalten zu laſſen. 

s 32. Von den Geldmitteln oder Leiſtungen, welche die Gemeinden zu kirchlichen 
Zwecken aufzubringen haben, iſt der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion durch den 
Gemeindevorſtand jedesmal Mittheilung zu machen, wenn ſelbige nicht ſchon durch die 
Aufnahme in den Gemeindeetat oder durch die von ihr vermittelte Entſcheidung der 
Kreiskommiſſion zu deren Kenntniß gekommen ſind. 

s 33. In der Stadt Braunſchweig bleibt es hinſichtlich der Verwaltung des 
ficchlichen Vermögens und der Aufficht über die kirchlichen Gebäude und Baulichkeiten 
im Allgerreinen bei den betehenden Einrichtungen (SS 14, 15, 16 der Verordnung vom 
14. April 1814). 

Ss 34. Außer den im S 23 erwähnten Rechten gehen in der Stadt Braunschweig 
die Rechte und Pflichten der bisherigen Kirchenrepräfentanten und Proviforen auf die 
in Gemäßheit diefes Geſetzes zu wählenden Kirchenvorftände, vejpeftive auf die von diejen 
zu wählenden und behufs der üblichen Beftätigung in Vorſchlag zu bringenden Rechnungs— 
führer über. 

$ 35. Sind den Kirchenpropijoren durch Stiftungsurkunden oder Statute befon- 
dere Rechte und Pflichten übertragen, jo find diefe von dem Nechnungsführer, und wo 
zwei Proviſoren thätig fein mußten, von einem aus der Mitte des Kirchenvoritandes 
zu mwählenden und auf die übliche Weiſe zu bejtätigenden Gehülfen wahrzunehmen. 

$ 36. Das Gemeinde (Kirchen) Kafjenkollegium foll beitehen aus 

1. dem Vorſitzenden des Stadtmagijtrats oder, falls diefer nicht lutheriſcher Kon— 
fejfton jein jollte, einem andern von Uns dazu zu bejtimmenden Magiſtratsmitgliede 
dieſer Konfeſſion, 

2. dem Stadtſuperintendenten, 

3. einem geiſtlichen Mitgliede eines Kirchenkonvents, 

4. einem Proviſor der im Kaſſenverbande befindlichen kirchlichen Stiftungen, 

5. einem Mitgliede der Stadtverordneten, lutheriſcher Konfeſſion. 

Die unter 3, 4, 5 genannten, durch Wahl des Kirchenkonvents ſämmtlicher Pro— 
viforen der kirchlichen Stiftungen, vefpeftive der Stadtverordneten zu bejtimmenden Perſonen 
bleiben nur jolange Mitglieder des Kollegiums, als ihre Eigenfchaft dauert, in welcher 
fie gewählt find, 

Von jeder neuen Wahl ift Uns Anzeige zu machen. Den Borfiß führt der 
Vorſitzende des Stadtmagiftrats oder dejjen Stellvertreter. 

Dem Gemeindefafienfollegium wird außerdem ein bejonders dazu von Uns zu 
bejtimmender Kommiffar beigeordnet, welcher an den Sitzungen regelmäßig Theil nimmt 
und demgemäß von jeder Sitzung in Kenntniß zu jeßen, auch in derjelben das Wort 
jo oft zu ergreifen befugt ift, als ex jolches für erforderlich hält, ohne jedoch an den 
Abjtimmungen Theil zu nehmen. 

Ss 37. Das Gemeindefafjentollegium hat die Superrevifion der Rechnungen 
jämmtlicher Kirchen der Stadt und der zum Kaffenverbande gehörigen Stiftungen. 
Demjelben jteht außerdem die Aufficht über das Bauweſen und die VBermögensverwal- 
tung der. Kicchen und gedachten Stiftungen zu. Der von Uns ernannte Kommifjar hat 
bejonders darauf zu achten, daß den beftehenden Geſetzen und den bereits vorhandenen 
oder von Uns noch weiter zu erlaſſenden Vorjehriften und Anordnungen gemäß verfahren 
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werde. Derfelbe ift befugt und verpflichtet, die Ausführung von Bejchlüffen, welche 
nach jeinem Dafürhalten den Geſetzen, Inſtruktionen und Anoronungen wiberjtreiten, 
durch feine Einſprache zu hemmen und dariiber Unfere Entjeheidung einzuholen. Jährlich 
ift darüber, ob und wie weit die Rechnungen abgenommen und ſuperrevidirt find, wie 
der Vermögens: und Kafjenbejtand beim Schluffe dev Rechnung ſich verhalten und wie 
die Vermögensverhältnife im Allgemeinen ſich verändert haben, an Uns zu berichten. 

Die Berhältniffe des Gemeindefafjentollegiums zu dem Magiftrate und dem Kirchen— 
£onvente jollen, joweit jolches noch erforderlich, durch von Uns zu erlafjende Regulative 
geordnet werden. 

Ss 38. Wenn Unſer Herzogliches Konſiſtorium oder der Kirchenkonvent zu Braun— 
ichweig allgemeine kirchliche Einrichtungen beſchließen, deren Ausführung Geldmittel 
erfordert, welche aus den vorhandenen kirchlichen Fonds nicht entnommen werden fönnen 
oder dürfen, jo find dieje Anträge wegen Aufbringung der Gelder an den Stadtmagiftrat 
zu richten, welcher deßhalb nach den Beltimmungen der Städteordnung mit den Stadt— 
verordneten zu verfahren, auch wen er die Anforderungen für unbegründet hält, den 
Rekurs an Unſere höchite Entjcheidung zu verfolgen hat. 

Die ftädtifchen Behörden haben auch, jo lange nicht eine gejeßliche Beltimmung 
über die Aufbringung folder Leiftungen erlaſſen iſt, in jedem einzelnen Fall darüber 
zu beichließen, ob die erforderlichen Geldmittel aus der Stadtkaſſe bezahlt oder durch 
eine bejonders zu veranlagende Steuer aufgebracht werden follen. Der Beichluß bedarf 
der Betätigung des Herzoglichen Staatsminifteriums , welches auch eine einjtweilige 
Beftimmung über die Art der Aufbringung der Gelder zu treffen hat, wenn eine Ver— 
einigung zwifchen dem Magiftrate und den Stadtverordneten nicht erreicht wird. 

8 39. V. Der Kicchenvorftand verwaltet und verrechnet nach der von Unferem 
Herzoglichen Konfiftorio zu ertheilenden Anweiſung die zum Beiten der Armen, wie 
wie für jonftige Kirchliche Zwecke beftimmten Auffünfte der Firchlichen Sammlungen in 
jeder Gemeinde, desgleichen die der örtlichen, kirchlichen milden Stiftungen, wo jolche 
vorhanden find und die Statuten nicht entgegenftehen. Auch wird derjelbe der. Privat— 
wohlthätigfeit der Gemeindegenojjen Aufmunterung geben ımd bei Verwendung der 
Gaben und Dienftleiftungen für Arme und Kranfe, jo viel an ihm ist, Hilfreich die 
Hand bieten. Derſelbe wird dabei thunlichit im Einvernehmen mit den jonjtigen 
Armenbehörden des Orts handeln. 

$ 40, VI Der Kicchenvorftand hat den Firchlichen Gemeindeverband, ſofern es 
nöthig erachtet wird, auch mittelſt Führung von Verzeichniſſen der Gemeindeglieder zu 
überwachen und die Parochialgerechtſame der Kirche zu wahren. Bei Veränderungen 
de3 ordnungsmäßig bejtehenden Umfanges der Kirchengemeinde joll zuvor das Gutachten 
der betheiligten Gemeinden gehört werden. 

S 41, Wie der Kirchenvorftand in allen diefen Angelegenheiten das Beite der 
Kirchengemeinde zu wahren und zu befördern hat, jo ift er auch das Organ, bei welchen 
einzelne Gemeindeglieder ihre Wünjche, Anträge und Beschwerden in Beziehung auf das 
kirchliche Gemeindeweſen anzubringen befugt jind. 


Dritter Abſchnitt. 
Geihäftsordnung der Kirchenvorſtände. 


$ 42. Im Kirchenvorſtande hat den Vorſitz der Pfarrer, wo mehrere vorhanden 
find, zunächſt der Inhaber der erſten Pfarritelle. 

Für Verhinderungsfälle wird, wenn ein zweiter Pfarrer nicht vorhanden ift, ein 
Stellvertreter des Vorfigenden von den übrigen Mitgliedern gewählt. 
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$ 43. Der Kicchenvorftand verfammelt ſich auf fchriftliche Berufung durch den 
Vorſitzenden zu ordentlicher Sigung vierteljährlich ein Mal. Außerordentliche Verſamm— 
Lungen hat der Vorſitzende erforderlichen Falls und namentlich, wenn zwei Mitglieder 
folche beantragen, zu berufen. 

Zu den Berfammlungen ift, wo möglich, ein geiftliches Gebäude zu benutzen. 

S 44. Der Vorfißende hat die Verhandlungen auf eine dem Firchlichen Zwecke 
entſprechende Weiſe zu eröffnen und bei Leitung derjelben dahin zu jehen, daß diejer 
Zweck jtets im Auge behalten. werde. 

$ 45. Die Beichlüffe des Kirchenvorjtandes werden nad abſoluter Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Ihre Gültigkeit ift dadurch, daß alle Mitglieder ordnungsmäßig vor- 
geladen werden und mindeftens zwei Drittheile derjelben an dev Abjtimmung Theil 
nehmen, bedingt. Bei Stimmengleichheit ift die Entfcheidung auf derjenigen Seite, wo 
die Stimme des Vorfigenden fich befindet. 

Kirchenverordnete, welche, außer in ihrer Eigenfchaft als Mitglieder der Kirchen— 
gemeinde, bei einer Angelegenheit nur für ihre Perſon betheiligt find, haben jich der 
Abſtimmung darüber zu enthalten. Der Vorſitzende hat das Recht, Beichlüfje des 
Kicchenvoritandes, welche den Gefegen zuwiderlaufen, oder das Wohl der Kirche gefährden, 
vorläufig zu fijtiven. Er muß alsdann davon dem Herzoglichen Konſiſtorio binnen drei 
Tagen Anzeige machen. 

$ 46. Ueber die VBerhandfungen des Kirchenvoritandes ift ein Protokoll aufzu— 
nehmen. Der Vorſitzende führt dafjelbe, ſoſern es nicht vorgezogen wird, einen bejonderen 
Protofollführer zu erwählen. Derjelbe übernimmt die Aufbewahrung dev Akten bei der 
Pfarrregiftratur, ſorgt für die Ausführung der Beſchlüſſe und vermittelt die Geſchäfts— 
verbindung des Kirchenvorſtandes mit den Kirchenbehörden, wie in ſonſtigen Beziehungen 
nach Außen. Mit Zuftimmung des Herzoglichen Konfiftoriums können diefe Funktionen 
auch anderen geeigneten Mitgliedern des Kirchenvorſtandes übertragen werden. 

Urkunden, welche für die Kirchengemeinden verbindlich ſein ſollen, müſſen von 
dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes oder deſſen Stellvertreter, unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf den betreffenden Beſchluß des Kirchenvorſtandes, vollzogen werden. Iſt 
die Genehmigung des Herzoglichen Konſiſtoriums erforderlich, jo iſt derjelben Erwähnung 
zu thun. 

Ss 47. Meitere auf die Gejchäftsordnung fich beziehende Beltimmungen zu treffen, 
fowie eine Vertheilung gewifjer Geichäfte unter ihre Mütglieder vorzunehmen, bleibt bis 
auf Weiteres den Kirchenvorftänden überlafjen. ' 

8 48. Sn Pfarrſprengeln, die mehrere Kicchenvorjtände umfaſſen, werden die 
gemeinjchaftlichen Angelegenheiten in gemeinjchaftlichen Sitzungen dev Kicchenverordneten 
in der Negel an demjenigen Orte, wo die Pfarre!) fich befindet, behandelt. 

8 49, In Städten und Flecken, in denen fich mehrere Kirchengemeinden befinden, 
treten behufs der Behandlung der gemeinfamen Angelegenheiten die Borfigenden der 
Kirchenvorftände und ein von jedem Kirchenvorjtande zu wählender Kirchenverordneter 
unter dem Vorſitze der Kirchenkommiſſarien (Bifitatoren), denen jedoch fein Stimmrecht 
zufteht, zu einem Kirchenkonvent zufammen, der fich, jo oft es nöthig ift, auf Berufung 
der gedachten Kommiſſarien verfammelt und deſſen Gejchäftsführung im Uebrigen nad 
den in den 88 46 und 47 enthaltenen Beltimmungen zu ordnen ift. Die Berufung 
muß acht Tage zuvor an die Mitglieder des Kirchenkonvents gelangen, mit Angabe der 
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zur Verhandlung beftimmten Gegenftände, fofern nicht die Dringlichkeit der Sache eine 
fürzere Friſt erfordert. 

Die Beichlüffe des Kirchenkonvents find für die Kirchengemeinden verpflichtend. 

$ 50. Die Kirchenkommiſſarien find, als nächite Auffichtsbeamte, ermächtigt, den 
Sitzungen der Kirchenvorftände beizuwohnen, auch von deren Protofollen Einficht zu 
nehmen, ſowie von denjelben Bericht zu erfordern. 

$ 51. Die Oberaufficht über die gefammte Wirkſamkeit dev Kirchenvorſtände, 
ſowie der Kirchenfonvente führt Unfer Herzogliches Konfiftorium und hat die Mit- 
glieder derjelben durch Ordnungsftrafen zur Erfüllung ihrer Pflicht anzuhalten. Es ift 
in diefer Oberaufficht auch die Befugniß begriffen, 

„in Fällen, welche deren Kompetenz überfteigen, jowie bei Beſchwerden, welche 
gegen diefelben erhoben werden, die Entjcheidung abzugeben und Bejchlüffe derſelben, 
welche den Geſetzen widerjprechen, oder das Wohl dev Kirche gefährden, aufzuheben ; — 
jofern aber durch die gefammte Wirkſamkeit eines Kicchenvorjtaudes oder Kirchenkonvents 
das Wohl der Kirchengemeinden gefährdet werden follte, nach Einholung Unferer Höchſten 
Genehmigung denfelben aufzulöfen und eine Neuwahl anzuordnen.“ 

Gegen die Verfügungen des Herzoglichen Konfiftoriums jteht dem Kirchenvorjtande 
oder dem Kirchenkonvente der Rekurs an Unjere Höchjte Entjcheidung zu. 


WVebergangsbejtimmungen. 


$ 52. Bei der erften Errichtung der Kirchenvorſtände ſollen in den Städten 
Braunſchweig und Wolfenbüttel die jetzt vorhandenen Kirchenproviforen in die Kirchen: 
vorjtände der einzelnen Gemeinden, zu denen fie gehören, eintreten, und auf die nach 
$ 5 für jede Gemeinde bejtimmte Anzahl der Mitglieder in Anrechnung kommen, 

8 53. Sämmtliche auf die Wahl der Kirchenverordneten bezüglichen Befugnifje 
und Obliegenheiten, welche nach den Beſtimmungen der SS 10 ff. ins Künftige in jeder 
Gemeinde dem Kirchenvoritande zufommen, mit alleiniger Ausnahme des Vorjchlages zu 
den Wahlen (88 7, 9, 10), werden für die erjte Errichtung der Kirchenvorſtände einer 
Wahlkommiſſion übertragen. Dieſelbe wird in den Stadtgemeinden aus dem (eriten) 
Prediger und den derzeitigen Kirchenpropiforen, in den Landgemeinden aber und den= 
jenigen Stadtgemeinden, wo feine Kirchenprovijoren vorhanden find, aus dem (erjten) 
Prediger und zwei von ihm zu wählenden Gemeindegliedern gebildet. 

Ss 54. Die Vorſchläge zu den Wahlen der Kirchenverordneten (SS 7, 9, 10), 
gehen bei der erjten Errichtung der Kirchenvorjtände von einem Wahlfollegium aus, 
welches unter Vorſitz des (erſten) Predigers beftehen joll: 

1. in den Gemeinden der Stadt Braunſchweig und der Hauptfirche Beatae Mariae 
Virginis zu Wolfenbüttel aus den Predigern (dem Prediger), einem evangelijch- 
lutheriſchen Mitgliede de3 Stadtmagiitrats, zwei Proviſoren und zwei, von den 
Vredigern, dem Magiitratsmitgliede und den beiden Provijoren gemeinschaftlich 
auszumählenden, ftimmberechtigten Mitgliedern der Gemeinde; 

2. in den übrigen Gemeinden der Städte aus den Predigern dem Prediger), einem 
evangelijch-lutheriichen Mitgliede des Magijtrats und zwei von diefem und dem 
(eriten) Prediger gemeinfchaftlich zu bejtimmenden Mitgliedern der Gemeinde, 
und wo ſich Kirchen-, Privat: und Flöjterliche Patronate befinden, dem Kirchen- 
patron oder einem bon demjelben zu ernennenden geeigneten Stellvertreter ; 

. in den Landgemeinden aus dem Prediger, dem Gemeindevorjteher, an dejjen 
Stelle, falls er nicht Mitglied der Kirchgemeinde jein jollte, dejjen Subjtitut 
oder ein der Kirchengemeinde angehöriger Abgeordneter des Gemeinderaths tritt, 
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und einem durch den Prediger und den Gemeindevorſteher in Gemeinſchaft 
ernannten Mitgliede der Gemeinde, und wo ſich Kirchen-, Privat- oder klöſter— 
liche Patronate befinden, dem Kirchenpatrone oder einem von demſelben zu 
ernennenden Stellvertreter. 

Bei Stimmengleichheit in dieſem Wahlkollegium entſcheidet die Stimme des Vor— 

ſitzenden. 
S 55. Behufs der Vornahme der erſten Wahlen wird Unſer Herzogliches Konz 
fiftorium ein Ausfchreiben an die Superintendenten ergehen lafjen, auf deren Anord— 
nung jodann in Gemäßheit der Beſtimmungen diejes Geſetzes die Wahlkommiſſion und 
demnächſt das Wahlkollegium jeder Gemeinde in Thätigkeit tritt. 

Nach Publicirung diejes Gejeges ſoll fogleich zur Vornahme dev Wahlen gejchritten 
werden. Bon den alsdann Gewählten tritt die Hälfte zum erſten Male am 1. Advent 
1865 aus. 

8 56. Bor der fürmlichen erjten Errichtung der Kirchenvorjtände mitteljt Ver— 
pflichtung der erwählten Kicchenverordneten ($ 15) jollen die Superintendenten Unjerem 
Herzoglichen Konfijtorium über Ergebniß der Wahlen Bericht erjtatten und wird das— 
jelbe jodann eine Verfügung exlaffen, nach welcher die Kirchenvorjtände in ihr neues 
Amt einzuführen find. 

Mit dem Zeitpunkte der Errichtung der Kirchenvorjtände treten die Aemter der 
bisherigen Provijoren, Nepräfentanten, Altariften und jonjtige Vorſtände der Kirchen— 
gemeinden außer Wirkfamfeit und hören, vorbehaltlich etwaiger in den Rechten begrün— 
deter Anſprüche Einzelner derſelben auf Fortbezug eines Dienfteintommens, die Gehalte 
derjelben auf. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unſerer Unterfchrift und beigedrudten Herzoglichen Geheime-Kanzlei— 
ſiegels. 

Braunſchweig, den 30. November 1851. 

(123) Auf Höchſten Spezialbefehl. 
v. Schleinitz. b. Geyjo. Sangerfeldt. 


Rirchengeſek, 


betr. Abänderung verlſchiedener Beſtimmungen des Geſehes vom 30. Dow. 1851, 
Dr, 52, über das Verfahren bei der Wahl der Kirchenverordneten und über 
den Porfik inı Rirchenvorſtande. 

d. d. Braunſchweig, den 10. Oktober 1873. 

Don Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und Lüneburg ze. 

Da die in dem Gefege vom 30. November 1851, Nr, 52, die Errichtung von 
Kirchenvorſtänden in den evangelifch-Lutherifchen Kirchengemeinden betreffend, enthaltenen 
Beltimmungen über das Verfahren bei der Wahl der Kirchenverordneten, ſowie über 
den Vorſitz im Kirchenvorſtande, einer Abänderung bedürfen, das gedachte Geſetz aber 
unter Mitwirkung dev Landesverfammlung erlaffen ift, und deren Zuftimmung zu der 
nöthig befundenen daher jedes Bedenken gegen die formelle Nechtsbeftändigkeit einer nur 
im Wege der kirchlichen Geſetzgebung erfolgenden Aenderung am ficherjten fernhält, — 
io erlaſſen Wir kraft der Uns zuftehenden Kirchengewalt, im Beirathe Unferes Herzog— 
lichen Konfiftorii und unter Zuftimmung der Landes-Synode das nachfolgende Kirchen- 
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gejeß, welches wir kraft der Uns zuftehenden Kicchenhoheit und nach ertheilter Zu— 
ſtimmung der Landesverfammlung zugleich als Landesgefeß angefehen und befolgt 
wiſſen wollen: 


I. Verfahren bei der Wahl der Kirchenverordneten. 


Die Beitimmungen der SS 7 bis 17 incl. und des 8 20 Ab. 1 des vorgedachten 
Geſetzes werden hiermit aufgehoben, und es treten in die Stelle derjelben die folgenden 
Beitimmungen. 

$ 1. Die Wahl der Kicchenverordneten gefchieht durch die Stimmberechtigten der 
Kirchengemeinde aus den wählbaren Mitgliedern derjelben. 

$ 2. Gtimmberechtigt find alle männlichen Mitglieder der Kicchengemeinde, welche 
das 25. Lebensjahr zuriücgelegt haben und weder für ihre Perſon noch für ihr Ver: 
mögen unter Kuratel jtehen, — mit Ausnahme jolcher, welche durch unehrenhaften Lebens— 
wandel oder thatjächlich bekundete Verachtung der Religion oder der Kirche, öffentliches, 
durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes Aergerniß gegeben haben, imgleichen 
mit Ausnahme jolcher, welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte fich befinden. 

s 3. Waählbar jind alle jtimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde, welche 
da3 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben und einen eigenen Haushalt führen, oder in 
jelbititändigen Verhältniſſen Leben. 

Die Wähler haben ihr Augenmerk auf Männer von gutem Nufe, bewährten 
Hriftlichen Sinn, kirchlicher Einfiht und Erfahrung zu richten. 

Ss 4 Die Beitimmungen über die Befugniß dev Kirchenpatrone zum Eintritt in 
den Kirchenvorſtand oder zur Subftitution im $ 6 des Gejees vom 30. November 1851, 
Kr. 52, find ferner in Mebereinftimmung mit den vorjtehenden 88 2 und 3 des gegen= 
wärtigen Gejeßes in Anwendung zu bringen. 

5 5. Behufs Vorbereitung der regelmäßigen Wahlen, welche vor dem 1. November 
des betreffenden Jahres vorzunehmen find, hat der Kirchenvorjtand die Stimmberechtigten 
durch Abkündigung von der Kanzel, nach Befinden auch durch Anſchläge an den Kirchen- 
thüven oder in ſonſt ortsüblicher Weife unter Bezeichnung der Anmeldeitellen aufzufordern, 
fich binnen 14 Tagen zur Aufnahme in die Lifte dev Wahlberechtigten zu melden, mit 
dem Bemerfen, daß fie anderen Falls ihr Wahlrecht nicht ausüben Können. 

Nach Ablauf der zur Anmeldung gejeßten Frift ift von dem Kirchenvorftande die 
Stimmberectigung der Angemeldeten nach den Bejtimmungen des $ 2 zu prüfen, auf 
Grund derjelden eine Lifte der Wahlberechtigten aufzuftellen und dieſelbe ſpäteſtens fechs 
Wochen dor dem Tage der Wahl an einem geeigneten Orte zu Jedermanns Einficht 
acht Tage lang auszulegen, auch daß jolches geſchehen, Öffentlich bekannt zu machen. 
Einjprachen gegen die Liften find binnen acht Tagen vom Tage der Bekanntmachung 
an bei dem Kirchenvorſtande anzubringen und von diefem binnen acht Tagen entweder 
durch Berichtigung der Lifte und Anzeige darüber an die Neflamanten, oder durch ab— 
lehnenden Beſcheid an diefelben zu erledigen. 

Gegen dieſe Entjcheidung des Kicchenvorftandes findet binnen drei Tagen nach 
deren Eröffnung Rekurs an Unfer Herzogliches Konfiftorium ftatt, welcher von den 
Reklamanten dem Kirchenvorſtande anzuzeigen und vom Herzogl. Konfijtorio binnen 14 
Tagen zu erledigen ift. 

Sobald die obigen Frijten abgelaufen und die etwa angebrachten Reklamationen 
erledigt find, — wird von dem Kirchenvorjtande der Termin zur Vornahme der Wahl 
angejegt, wovon die Gemeinde durch eine an zwei aufeinander folgenden Sonntagen 
vorzunehmende Kirchliche Ankündigung, unter angemefjener Ermahnung der Wähler mit 


25] II. Kicchengejeg vom 10. Oftober 1873. 277 


Hinweiſung auf Abſ. 2 im $ 3 in Kenntniß zu feßen, der Batron aber ſpeziell zu 
benachrichtigen tit. 

5 6. Das Wahllofal beftimmt der Kicchenvorftand event. kann die Kirche dazu 
benußt werden. 

In Kicchengemeinden, die mehrere Ortsgemeinden umfaffen, werden die Wahlen 
der nach 8 1 und 2 des Geſetzes vom 30. November 1851, Nr. 52, aus den einzelnen 
- Gemeinden zu wählenden Kirchenverordneten von jeder derjelben gefondert vorgenommen, 
doch können diefe Wahlen auch gleichzeitig und an demjelben Orte vorgenommen werden, 
jofern Prediger und die übrigen Mitglieder des Kirchenvorftandes darüber einver- 
ſtanden find. 

8 7. Die Wahlhandlung wird von einem Wahlausfchuffe geleitet, welcher aus 
dem Borfigenden des Kirchenvorftandes oder deifen Stellvertreter und mindeltens zwei, 
don dem Kirchenvorſtande aus jeiner Mitte zu wählenden Kirchenverordneten beſteht. 

Der Wahlausſchuß hat unter Zugrundlegung der aufgeſtellten Liſte dafür zu ſorgen, 
daß Niemand abſtimme, der nicht ſtimmberechtigt iſt, daß jede Wahlſtimme richtig 
gezählt, und die Stimmenmehrheit vichtig berechnet werde. 

Ueber die Wahlhandlung hat derfelbe (falls es nöthig erachtet wird, unter 
Zuziehung von Protofolführern aus der Gemeinde) ein Protokoll aufzunehmen, das die 
Namen der Wähler und die der Gewählten, Iektere mit Angabe der Zahl der auf jeden 
derjelben gefallenen Stimmen, zu enthalten hat, und von ihm durch Unterfchrift feiner 
Mitglieder, wie event. der zugezogenen Protofollführer zu beglaubigen ift. 

5 8. Die Wahl gejchieht duch die im Wahltermine erichienenen Wahlberechtigten 
mittelft Abgabe verſchloſſener gefchriebener Stimmzettel, auf welchen jo viele Perfonen 
benannt find, als Kicchenverordnete gewählt werden follen. 

Nach beendigter Abjtimmung wird ein Verzeichniß jämmtlicher von den Wählern 
Benannten in der Reihenfolge der Stimmenzahl, die ein jeder erhalten hat, und mit 
Angabe derjelben aufgeitellt. 

Aus diefem Verzeichniffe wird jodann die erforderliche Zahl von Kirchenverordneten 
in der Reihenfolge, welche die Stimmenmehrheit ergibt, entnommen. Sind bei der 
Auswahl des lebten Kicchenverordneten mehrere mit gleicher Stimmenzahl benannte 
Perfonen zu bevückfichtigen, jo entjcheidet über diefelbe das Loos. 

Das Ergebniß der Wahl ift den verfammelten Wählern fofort zu verfündigen. 

5 9. Niemand wird fich weigern, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen, e3 
jei denn, daß er das Amt eines Kirchenverordneten Ichon innerhalb der lebten jechs Jahre 
verwaltet, oder das 70. Lebensjahr zurücgelegt, oder befondere, in jeinen perfünlichen 
DBerhältniffen beruhende Verhinderungsgründe anzuführen habe. Bon jolchen Ablehnungs- 
gründen ift binnen drei Tagen dem Kirchenvorftande Anzeige zu machen. An die Stelle 
deffen, der die Wahl abgelehnt hat, tritt derjenige ein, welcher laut des im vorigen $ 8 
gedachten VBerzeichniffes der Gewählten die meilten Stimmen hat, — event. unter 
Mehreren mit gleicher Stimmenzahl durch das Loos bejtimmt wird. Sind Andere, als 
die Gewählten, von den Wählern nicht benannt, fo ift eine Nachwahl auf Grund der 
für die Ießte vegelmäßige Wahl aufgeftellten Lifte der Wahlberechtigten vorzunehmen. 

5 10. An dem, auf die Wahlhandlung folgenden Sonntage find die Namen der 
Gewählten, jowie die von Patronen Ernannten vom Kirchenvorftande durch Firchliche 
Abkündigung der Gemeinde befannt zu machen und gleichzeitig den Superintendenten 
(in denjenigen Gemeinden, to diefer Ortsprediger ift, dem Generalfuperintendenten) zur 
Anzeige zu bringen, welchem auf Verlangen auch die Alten über das Wahlverfahren 
einzujenden find. 
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$ 11. Gegen die Oxdnungsmähigfeit der Wahl oder die Wählbarfeit eines 
Gewählten, (cfr. S 3 Abſ. 1) jowie gegen die Zuläffigkeit des vom Patrone Ernannten, 
kann innerhalb der nächſten drei Tage nach diefer Bekanntmachung von jedem ſtimm— 
berechtigten Gemeindemitgliede Einſprache bei dem Kirchenvorſtande erhoben werden. 

Gegen die Entjeheidung defjelben ſteht ſowohl demjenigen, welcher die Einſprache 
erhoben hat, als demjenigen, gegen deſſen Wählbarkeit ſie gerichtet iſt, und dem Patrone, 
der den Beanſtandeten ernannt hat, ein binnen drei Tagen nach eröffneter Entſcheidung 
zu verfolgender Rekurs an das Herzogliche Konſiſtorium zu. 

Der Kirchenvorſtand hat auch ohne bei ihm erhobene Einſprache einen von den 
Stimmberechtigten Gewählten oder vom Partrone Ernannten zurückzuweiſen, wenn der— 
ſelbe nach 8 3 Abſ. 1 für eine wählbare Perſon nicht zu Halten ift. Gegen dieje Ent— 
icheidung jteht dem Gemählten, beziehungsweife dem Patrone, unter denjelben Bejtimmungen 
der gleiche Rekurs zu. 

Die Erledigung des Rekurſes iſt vom Herzoglichen Konfiftorium thunlichſt zu 
beichleunigen. Vor Erledigung deijelben kann derjenige, deſſen Wählarkeit beanstandet 
ift, nicht in den Kicchenvorjtand eintreten. 

8 12. Findet der Superintendent (resp. der Generaljuperintendent ij. $ 10) bei 
Einficht der Wahlaften, daß bei der Mahl erhebliche Unregelmäßigkeiten vorgefommen 
find, jo hat er davon dem Herzoglichen Konfiftorio Fofort Anzeige zu machen, welches, 
wenn es die Einſprache des Superintendenten begründet befindet, durch eine ichleumigit abzu= 
gebende motivirte Entjcheidung die Wahl für ungültig zu erklären befugt ift. Bon der 
Erhebung einer folchen Einfprache hat der Superintendent (resp. der Generalfuperintendent) 
binnen drei Tagen dem Kirchenvorjtande Anzeige zu machen, und hat diefer ſodann bis 
zur Entjcheidung des Herzoglichen Konfiftorii das weitere Verfahren zu ſiſtiren. 

8 13. Wird in einem dev 88 11 und 12 bemerkten Fälle eine einzelne Wahl für 
ungültig erklärt, jo tritt derjenige in die Stelle des Ausfallenden, welcher nad) dem 
MWahlverzeichniffe ($ 8) zunächſt die meiften Stimmen hat, oder es findet in dem $ 9 
am Ende bemerften Falle in gleicher Weife eine Nachwahl ftatt. Wird die ganze 
MWahlhandlung für ungültig erklärt, jo ift jofort zu neuen Wahlen zu jchreiten. Iſt 
der dom Patrone Ernannte ungeeignet befunden, jo fteht es diefem zu, eine andere 
geeignete Perjon zu ernennen, 

$ 14. Die zu Kichenverordneten Gewählten und Ernannten, gegen welche unerledigte 
Einſprachen nicht vorliegen, find an einem Sonntage, in der Negel dem erjten des Advent, 
nach Sonntags zuvor gejchehener Abkündigung beim Gottesdienfte durch den (eriten) Geiſt— 
lichen der Gemeinde vorzuſtellen und zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch Hand— 
ſchlag zu verpflichten. 

J 15. Durch die Gründe des $ 9 wird auch die Niederlegung des Amtes eines 
Kirchenverordneten gerechtfertigt. 


II. Verfahren bei der Wahl der Prediger. 


In die Stelle der Beftimmung des $ 25 Abj. 4 des Geſetzes vom 30. November 1852, 
Nr. 52, tritt folgende Beſtimmung: 

F 16. Behufs Vornahme der Predigerwahl tritt zu den Mitgliedern des Kicchen- 
vorjtandes eine gleiche Anzahl nach den Bejtimmungen der SS 1—11 dieſes Kirchen— 
gejeßes, ſoweit folche hier anwendbar find, zu wählender Gemeindeglieder mit gleicher 
Stimmberechtigung Hinzu. Rückſichtlich dev Aemter der Gehülfsprediger verbleibt e3 bei 
der bisherigen Ordnung, wonach diejelben ohne Weiteres durch Unſere Höchfte Verfügung 
auf Vorſchlag Unferes Herzoglichen Konfijtoriums bejeßt werden. 
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II. Borji im Kirchenvorſtande. 
Statt des 8 42 des vorgedachten Geſetzes tritt die folgende Faſſung deſſelben ein. 
s 17. Im Kirchenvorſtande hat den DBorfig der Pfarrer, wo mehrere vorhanden 
jind, der Inhaber dev erſte Pfarrſtelle, bei deſſen Behinderung der zweite ordentliche Prediger; 
in Fällen der Pfarrvacanz aber oder dauernder Berhinderung des Pfarrers, wo fein 
zweiter ordentlicher Prediger vorhanden, der nach 5 4 des Gejeßes vom 30. November 1851, 
‚Ne. 52, von Unferem Herzogl. Konfiftorium zu beftimmende ftellvertretende Geiftliche. 
In dem Falle, daß der Vorfigende (und resp. auch der zweite ordentliche Prediger) 
1. 3. 9, wo es der Thätigfeit des Kirchenvorſtandes bedarf, verhindert, oder 
2. bei der zu verhandelnden Angelegenheit perfönlich betheiltgt, oder 
. don der Mitwirkung bei der betreffenden Verhandlung (3. B. wegen Wahl und 
Vokation des Predigers, |. Gejeh vom 10. Mai 1862, Nr. 25) gejeßlich aus- 
geſchloſſen iſt, 
tritt für denſelben ein Stellvertreter ein, welcher von jedem Kirchenvorſtande alle drei 
Jahre nach erfolgtem Eintritte der neuen Kirchenverordneten aus ſeiner Mitte zu wählen 
und dem Superintendenten anzuzeigen iſt. 


os 


Uebergangsbeitimmung. 

5 18. Die vor dem Erlafje dieſes Kirchengeſetzes auf Grund des Gejeßes dom 
30. November 1851, Nr. 52, gewählten und ernannten Kirchenverordneten verbleiben 
bis zum Ablaufe der Zeit, für welche fie gewählt find, in ihren Aemtern. 

Alle, die es angeht, Haben fich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unferer Unterfchrift und beigedructen Herzogl. Geheime-Kanzlei-Siegels. 

Braunſchweig, den 10. Oktober 1878. 

(128. Auf Höchſten Spezial-Befeht. 
v. Campe. W. Schulz, Zimmermann. 


I. 
Geſek, 


die Errichtung einer Landes-Synode und eines Sywdalausfchuffes für Die 
evangeliſch-lutheriſche Kirche des Landes betreffend. 
d. d. Braunſchweig, den 31. Mai 1871. 

Von Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 
erlaſſen kraft der Uns zuſtehenden Kirchenhoheit und Kirchengewalt im Beirathe Unſeres 
Herzoglichen Konſiſtoriums nach Anhörung der durch Unſere Verordnung vom 20. Auguſt 
1869 berufenen Vorſynode, ſowie nach vernommenem Rathe und Gutachten und, ſoweit 
erforderlich, mit Zuſtimmung der Landesverſammlung das nachfolgende Geſetz: 

5 1. Landes-Synode und Synodalausſchuß. Für die evangelijch- 
lutheriſche Kirche Unferes Herzogthums Toll eine Landes-Synode und ein Ausſchuß der— 
jelben beftehen. 

52. Zufammenjegung der Landes-Synode, Mitglieder der Landes- 
Synode jollen fein: 

T. zwölf geiftliche und ſechszehn weltliche Abgeordnete, welche nach Wahlkreiſen 
(5 3) gewählt werben ; 

II. zwei geiftliche und zwei weltliche von Uns, kraft der Uns äuftehenden Kirchen— 
gewalt zu ernennende Abgeordnete. 
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s3. MWahlfreije Die Wahl der im $ 2 unter I. bezeichneten Abgeordneten 
wird auf die nachbenannten kirchlichen Auffichtskveife, als Wahlkreiſe dergejtalt vertheilt, 
daß gewählt werden: 


1. in der General: und Stadtinjpeftion Wolfenbüttel 2 geiftliche und 3 weltliche, 
3, in der Stadt und Spezialinfpeftion Braunjchweig 2 4 — — 

3. in der Generalinſpektion Braunſchweig. . . . 1 geiftlicher „ 1 weltlicher, 
4, in der General: und Stadtinfpeftion Helmſtedt 2 geiftlihe „3 weltliche, 
5, in der General- und Stadtinjpeftion Gandersheim 2 Bi A, n 

6. in der General und Stadtinjpeftion Blankenburg 1 geiftlicher „ 1 weltlicher, 
7. in der General: und Stadtinjpeftion Holzminden 


[85] 


geiftlihe „ 2 weltliche, 


mit Sinzuziehung d. Parochie Lunſen-Thedinghauſen 

8 4 DOrdentlihe und aunfßerordentlihe Synoden. Die Landes 
Synode wird je um das vierte Jahr zu ordentlicher VBerfammlung von Uns berufen 
werden, zu außerordentlicher Verfammlung aber, jo oft Wir eine jolche für nöthig 
erachten. 

°5. Dauer der Funktion der Synodalen. Dor dem Beginne jeder 
ordentlichen Synode tritt die Hälfte der gewählten geiftlichen und die Hälfte der gewählten 
weltlichen Abgeordneten aus und wird durch eine Neuwahl erjeßt. 

Diefer Austritt wird beim Schluffe der erjten Synode durch eine Loojung 
geordnet, durch welche die dor der zweiten ordentlichen Synode austretende Hälfte 
beitimmt wird. 

In der geregelten Reihenfolge treten fodann die zurückgebliebenen und hiernächſt 
die weiter gewählten Abgeordneten vor der dritten ordentlichen Synode ſeit ihrer 
Wahl aus. 

Die Austretenden können wieder gewählt werden. 

Die von Uns ernannten Abgeordneten — $2 I. — werden immer nur für eine 
Synode ernannt, 

Ss 6. Wählbarkeit. 1. Der geiftlihen Abgeordneten. Wählbar als geift- 
licher Abgeordneter ift mit Ausnahme der geiftlichen Mitglieder Unſeres Herzoglichen Konz 
fiftoriums jeder Tandesangehörige evangeliſch-lutheriſche Geiftliche, der ein mit Seeljorge 
Hetrautes Predigtamt an einer Gemeinde oder Anftalt des Landes befleidet. 

Ein, die wählbaren Geiftlichen enthaltendes Verzeichniß wird von Unſerem Herzog— 
lichen Konfiftorium nach erfolgtem Wahlausjchreiben ($ 10) zeitig vor dem Wahltage 
— 87 — bekannt gemacht werden. 

2, Der weltlihen Abgeordneten. MWählbar als weltlicher Abgeordneter ijt mit 
Ausnahme der weltlichen Mitglieder Unſeres Herzoglichen Konfiftoriums jeder Ange: 
hörige einer evangeliſch-lutheriſchen Gemeinde des Landes, welcher Die nach SS 8 und 9 
des Kirchenvorstandsgejeßes vom 30. November 1851 ') zum Amte eines Kivchenverord- 
neten erforderlichen Eigenjchaften befitt. 

S 7. Wahl der Abgeordneten für Die Synode. Die Wahl der nach 
$ 2 I. zu wählenden geiſtlichen und weltlichen Abgeordneten zur Synode geſchieht in 
jedem Wahlfreife ($ 3) durch die Wähler deſſelben unter Leitung eines von Uns zu 
ernennenden Kommiffarius in einer gemeinschaftlichen Wahlverfammlung. 

$ 8. Nähere Beftimmungen in Betreff der Wähler. Wähler find in 
jeder Wahlverfammlung ($ 7) 

1. die wählbaren ($ 6) Geiftlichen des Wahlkveifes, in welchem fie wohnen, Kraft 

ihres Amts ; 


1) ©. oben ©. 763. 
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. vorbehaltlich der Ausnahme, welche eintritt, wenn Kirchenverordnete inländijcher 
Gemeinden, welche bei ausländifchen Gemeinden eingepfarrt find, bei der Mahl 
der Wahlmänner mitwirken, ebenjo viele weltliche Wahlmänner fraft Wahl der 
Kicchenverordneten der Gemeinden des Wahlkreifes, welche in der Weife er- 
folgt, daß 

a. die Kirchenverordneten der Gemeinden davon fo viele aus den wählbaren 
Mitgliedern der Parochie erwählen, wie Pfarrgeijtliche in der Parochie 
angeftellt und im Kirchenvorftande jtimmberechtigt find, 

b, für Kirchengemeinden und Anftalten aber, welche wahlberechtigte Geiftliche, 
jedoch Feine Kirchenvorſtände befiten, nach jedesmaliger Anordnung Unferes 
Herzoglichen Konfiftoriums ein Kirchenvorſtand des Wahlkreiſes, welchem 
die betreffenden Geiftlichen angehören, jo viele weltlihe Wahlmänner aus 
den wählbaren Mitgliedern der Parochie hinzuwählt, als wahlberechtigte 
Geiſtliche in Frage ftehen. . 

3. In Kirchengemeinden, welche einen gemeinjchaftlichen Prediger, jedoch befondere 
Kirchenvorſtände haben, treten die letzteren behufs der Erwählung des Wahl: 
mannes zu einem vereinigten Kirchenvorftande zufammen. 

4. Die Kirchenvorſtände ausländifcher Gemeinden, welche bei inländijichen Gemeinden 

eingepfarrt find, wirfen bei der Wahl der Wahlmänner nicht mit. 

. Die Wahl des Wahlmannes (der Wahlmänner), zu welcher ſämmtliche Kirchen— 
verordnete ordnungsmäßig einzuladen ſind, geſchieht durch verſchloſſene Stimm— 
zettel unter Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes, der durch eine vor— 
gängige Anſprache auf die Wichtigkeit des Zweckes der Wahl hinzuweiſen, bei 
dieſer aber nicht abzuſtimmen hat. 

6. Ueber den Ausfall, der Wahl entſcheidet abſolute Stimmenmehrheit; wird dieſe 
in erſter Wahl nicht erreicht, ſo iſt nach der Beſtimmung in $ 9 Abſ. 6, 7 
und 8 weiter zu verfahren. 

. Sind von den Kirchenverordneten einer Gemeinde mehrere Wahlmänner zu ents 
jenden, jo ift jede Wahl befonders vorzunehmen, 

3. An der Abjtimmung müſſen mindeftens zwei Drittheile der Kirchenverordneten 
Theil nehmen, find diejelben in genügender Anzahl nicht erfchienen, jo ift ein 
anderer Wahltermin anzuberaumen, in welchem die Wahl ohne Rückſicht auf die 
Zahl dev Erſchienenen in obiger Weife vollzogen wird. 

9. Der Gewählte hat fich über die Annahme der Wahl, wenn er anmwejend ijt, 
jogleich, font binnen drei Tagen zu erklären; Iehnt er fie ab, jo ift zu einer 
neuen Wahl zu jchreiten. 

10. Auf Grund des über die Wahl zu führenden Protokolls it dem Gewählten von 
dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes zu feiner Legitimation bei der Verſamm— 
lung zur Wahl der Synodalmitglieder eine Wahlbeſcheinigung zu ertheilen. 

11. Von dem Ergebniſſe der Wahl hat der Vorſitzende innerhalb der nächſten acht 
Tage nach vollzogener Wahl dem Wahlkommiſſar — efr. $ 7 —, unter Bei— 
fügung des Wahlprotokolls, welches die Namen der Wähler und Gewählten mit 
Angabe der Stimmenzahl enthalten muß, Anzeige zu machen. 

12. Das Mandat dev Wahlmänner begreift auch etwa erforderlich werdende Ergän— 
zungs= und Nachwahlen. 

5.9. DBerfahren behufs der Wahl der Synodalmitglieder. Die 

Wahlverfammlungen zur Wahl der Mitglieder der Synode werden dur die Wahl- 

fommifjare — $S 7 — berufen, 


— 


— 
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Die Wahl kann gültig nur gefchehen, wenn wenigjtens zwei Drittheile der Wähler 
daran theilmehmen. 

Wird diefe Zahl nicht erreicht, jo jet der Wahlkommiſſar einen abermaligen 
Wahltag an, und es haben die Wähler, welche nach dem Ermefjen des Wahlkommiſſars 
ohne genügende Entjehuldigung der Theilnahme an der Wahl fich entzogen haben, Die 
Koften des vereitelten Wahltages zu tragen, welche von dem Wahlkommiſſar fejtgefett 
und auf deſſen Nequifition von dev betreffenden Herzoglichen Sreisdireition, in Braun— 
ſchweig von dem Stadtmagiftrate im Wege der adminijtrativen Erefution eingezogen 
werden. 

Ueber die Legitimation der Wahlmänner und deren Zulafjung zur Theilnahme 
an dem Wahlafte entjcheidet bei erhobenen Zweifeln zunächit die Wahlverfammlung jelbft. 

Jeder Wahlkreis wählt die nach $ 3 ihm zuftehende Zahl von geiftlichen und welt- 
lichen Abgeordneten zur Synode; über jeden zu wählenden Abgeordneten iſt bejonders 
abzuftimmen. Der Wahlkommiſſar hat zur Konftatirung der abgegebenen Stimmen zwei 
Stimmzähler zuzuziehen. 

Die Wahl erfolgt durch verfchloffene Stimmzettel nach abjohuter Stimmenmehrheit 
der perſönlich erſchienenen Wahlmänner; wird diefe im erſter Wahl nicht evreicht, jo 
muß die Wahl unter den Beiden, welche die meiften Stimmen gehabt haben, wieder— 
holt werden. 

Haben mehr als zwei Perfonen eine gleiche relative Stimmenmehrheit gehabt, jo 
fommen diefelben ſämmtlich auf die zweite Wahl. 

Bei diefer entjcheidet einfacde Stimmenmehrheit und bei gleicher Stimmenzabl 
das 1008. 

Der Gewählte hat fich, wenn er im Wahltermine anweſend iſt, über die Annahme 
oder Ablehnung der Wahl ſogleich, andernfalls binnen drei Tagen zu erklären. 

Lehnt er die Wahl ab, ſo iſt, je nachdem die Ablehnuͤng im Wahltermine oder 
ſpäter erfolgt, eine — Wahl ſofort, oder an einem anzuberaumenden neuen 
Wahltage vorzunehmen. 

Der Wahlkommiſſar ertheilt dem Gewählten auf Grund des Wahlprotokolls, 
welches die Namen der Wähler und Gewählten mit Angabe der Stimmenzahl enthalten 
muß, eine Wahlbeſcheinigung behufs ſeiner Legitimation bei der Synode, und überſendet 
das Wahlprotokoll ſammt Anlage mit einer Anzeige von dem Ergebniſſe dev Wahl binnen 
acht Tagen dem Synodalausjchuffe. Wenn der Wahlkommiſſar ſelbſt gewählt iſt, jo 
haben die beiden Aſſiſtenten das Legitimationsdofument auszufertigen. 

8 10. Wahlausjhreiben. Zur Bornahme der Wahlen der Abgeordneten 
zur Synode ($ 9), jowie der Wahlmänner ($ 8) wird die Aufforderung und nähere 
Anweifung jedesmal durch ein von Uns zu erlaſſendes Wahlausjchreiben ergehen, welches 
zugleich die Bekanntmachung dev von Uns ernannten Wahltommifjare ($ 7) enthält. 

$ 11. Ernennung von Abgeordneten. Die Ernennung dev don Uns 
zu beftimmenden Abgeordneten (efr. $ 2 IL.) wird erfolgen, nachdem die Ergebnifje der 
Wahlen Uns angezeigt find. 

z 12, Urlaubsbewilligung für Kirchen- und Schuldiener. Den 
im Kicchen- oder Staatsdienfte jtehenden Abgeordneten zur Synode ift der Urlaub nicht 
zu verſagen; umvermeidliche Koften ihrer Vertretung werden für Kirchendiener aus der 
Klofterreinertragsfaffe, für Staatsbeamten aus der Hauptfinanzkaſſe beftritten. 

$ 13. Berufung der Synode, Die Synode wird von Uns duch eine 
Verordnung berufen, welche zugleich über Zeit und Ort der VBerfammlung Beitim- 
mung trifft. 
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Die Berufung wird erfolgen, jobald Uns berichtlich angezeigt ift, daß bei der 
Vorprüfung der Legitimation der Abgeordneten — 8 15 — zwei Drittheile für legiti— 
mirt erachtet find. 

5 14. Gröffnungsfeierligfeiten. Dem Zufammentreten der Synode 
joll nach Anordnung Unferes Herzoglichen Konfiftoriums am Sonntage zuvor in allen 
evangeliſch-lutheriſchen Kirchen des Landes eine Fürbitte für die Synode, der Eröffnung 
ſelbſt aber ein feierlicher Gottesdienft am Orte der Berfammlung vorhergeben. 

5 15. Segitimationsverfahren. Die Legitimation der Abgeordneten unter— 
liegt einer VBorprüfnng durch den Synodalausſchuß. 

Die definitive Beſchlußnahme über die Legitimation und die Entſcheidung über 
etwaige Zweifel, Beſchwerden und Reklamationen, welche die Wählbarkeit oder das 
Wahlverfahren betreffen, ſteht der Synode ſelbſt zu. 

Der Synodalausſchuß hat, ſobald bei der Vorprüfung der Legitimation zwei 
Drittheile der Abgeordneten für legitimirt von ihm erachtet find, Uns davon berichtlich 
Anzeige zu machen und der Synode, nad) deren Eröffnung über die Ergebniffe der 
Vorprüfung durch ein Mitglied mündlich zu berichten. 

Abgeordnete, deren Legitimation wegen mangelnder MWählbarfeit, oder ordnungs- 
widrigen Wahlverfahrens bei der VBorpritfung duch Beihluß des Synodalausſchuſſes 
beanſtandet iſt, können vor erfolgter Entſcheidung der Synode in dieſe nicht eintreten. 

5 16. Eröffnung und Schluß der Synode. Die Synode wird, jobald 
deren Mitglieder in beſchlußfähiger Anzahl verfammelt find — $ 22 —, durch einen 
von Uns abzuordnenden Kommifjar eröffnet und demnächſt gejchloffen. 

s 17. Gelöbnifß. Die bei der Eröffnung anweſenden Abgeordneten , deren 
Legitimation nicht beanftandet ift, haben in die Hände Unferes Kommiſſars, jpäter ein— 
tretende Abgeordnete in die Hände des Vorfikenden das Gelöbniß abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, dab ich als Abgeordneter der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche des Landes bei den Verhandlungen in dieſer Synode in Treue gegen den 
evangeliſch-lutheriſchen Glauben das Wohl der Kirche nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen ſuchen und berathen will.“ 

Ss 18. Wahl der Beamten, deren Bejtätigung und Stellung. 
Die Synode wählt unter dem Vorſitze eines Alterspräfidenten ihre Beamten: einen 
Borfigenden, deffen Stellvertreter und zwei Sefretäre aus ihrer Mitte durch Wahlzettel 
nach abſoluter Stimmenmehrheit; wird eine jolche in erjter Wahl nicht erreicht, fo it 
auf gleiche Weife, wie nach $ 9 bei den Wahlen der Abgeordneten zu verfahren. 

Die Wahl des VBorfigenden und deſſen Gtellvertreters gejchieht dergeftalt, daß 
drei Abgeordnete zu dieſen Aemtern erwählt und Uns präjentirt werden , von denen 
einer als Vorſitzender und einer als deſſen Stellvertreter von Ing betätigt werden wird. 

Der Vorſitzende ftimmt außer bei Wahlen nicht mit; er vermittelt die geſchäft— 
lichen Kommunifationen mit Unferer Kirchenregierung. 

Dem Sekretariat der Synode wird, ſo oft es erforderlich erachtet wird, ein protofoll- 
führender Sefretär von der Kirchenregierung beigegeben. 

5 19. Hülfsperjonal. Das nöthige Hülfsperfonal wird der Landes-Synode 
zur Verfügung geftellt. 

5 20. Wirkungsfreis der Landes-Synode. I Kirchengeſetze, es mögen 
ſich ſolche auf die Lehrordnung, den Kultus und die Disciplin oder auf die Verfaſſung 
der Kirche beziehen, ſollen weder erlaſſen, noch aufgehoben oder abgeändert, oder authen- 
tiſch interpretirt werden, ohne daß die Landes-Synode ihre Zuftimmung dazu erklärt hat. 

Der Inhalt des Befenntnifjes bildet feinen Gegenftand der Firchlichen Geſetzgebung, 
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dagegen fällt es in den Bereich derjelben, wenn Katechismen, Gejangbücher und Agenden 
eingeführt oder außer Gebrauch gejett werden jollen. 

Die Vorlegung der Gejekentwürfe erfolgt von Seiten der Kicchenregierung. 

Das Kirchenregiment hat die zur Vollziehung und Handhabung der Kivchengejeße 
erforderlichen Anordnungen zu exlafjen. 

II. Die Landes-Synode, welcher beim Beginn jeder ordentlichen Verſammlung 
über die Zuftände und Verhältniffe der Landeskirche von der Kirchenregierung eingehende 
Prittheilung gemacht wird, hat die Zuftände und Bedürfniſſe der Landeskirche in Bes 
achtung und Erwägung zu ziehen, und fich über bezügliche Vorlagen und Mittheilungen 
des Kirchenregiments auf Erfordern gutachtlich zu äußern; auch ſteht ihr das Recht zu, 
ſich behufs Wahrnehmung des kirchlichen Intereſſes mit ſelbſtſtändigen Anträgen und 
Beſchwerden an die Kirchenregierung zu wenden, welche auf dieſelben motivirte Beſchei— 
dung ertheilen wird. 

Vorſtellungen und Beſchwerden, welche von Außen an die Landes-Synode gebracht 
werden, kann dieſelbe nur unter den in der Geſchäftsordnung feſtgeſtellten Voraus— 
ſetzungen annehmen und zum Gegenſtande der Berathung machen. 

III. Wenn für allgemeine kirchliche Zwecke Geldmittel im Wege der kirchlichen 
Beſteuerung durch Leiſtung der Kirchengemeinden auf Propoſition Unſerer Kirchenregierung 
aufgebracht werden ſollen, bedarf es der Bewilligung von Seiten der Landes-Synode. 

So lange die Kirchendiener des Landes in Betreff ihrer Dienſtgrundſtücke und 
ihres Dienſteinkommens von der Kirchenſteuer befreit ſind, bleiben die geiſtlichen Mit— 
glieder der Landes-Synode bei der Bewilligung ſolcher Steuern vom Stimmrechte aus— 
geſchloſſen. 

IV. Der Synodalausſchuß ($ 26) wird von der Landes-Synode beſtellt. 

Die verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeiten der ſtaatlichen Geſetzgebung erleiden durch 
vorſtehende Beſtimmungen keinerlei Beſchränkung. 

g 21. Publikationder Geſetze. Die Publikation der Kirchengeſetze geſchieht 
mit Bezugnahme auf die erklärte Zuſtimmung der Landes-Synode. 

8 22. Beſchlußnahme. Die Landes-Synode kann nur berathen und beſchließen, 
wenn mindeſtens zwei Drittheile der geſetzlichen Zahl ihrer Mitglieder anweſend ſind. 

Sie faßt ihre Beſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei 
Stimmengleichheit iſt die Abſtimmung in nächſter Sitzung zu wiederholen, und, wenn 
auch dann Stimmengleichheit ſich ergibt, ſo iſt die zur Abſtimmung verſtellte Frage 
als verneint anzuſehen. 

8 23. Theilnahme des Kirchenregiments. Die Zuftändigfeit Unſerer 
Kirchenregierung werden Wir durch Kommifjare, die Wir zur Theilnahme an den Ver— 
Handlungen dev Synode abordnen, — und duch Unſer Herzogliches Konfiftorium, welches 
fich zu gleichem Zwecke durch Mitglieder aus jeiner Mitte vertreten läßt, wahrnehmen 
laſſen; ein Stimmrecht haben jie nicht. 

Ss 24. DOeffentlidfeit der Sitzungen. Die Sitzungen der Synode find, 
mit Vorbehalt der vertraulichen Verhandlung einzelner Angelegenheiten, öffentlich. 

S 25. Dauer und Schließung. Die Beitimmung über die Dauer ber 
Synode und deren Schließung bleibt Unſerer Höchſten Beſchlußnahme vorbehalten, 

$S 26. Synodalausjhuß. Der Synodalausichuß beiteht aus fünf Mit— 
gliedern der Landes-Synode, welche von dieſer bei dem Beginne jeder ordentlichen 
Synode in der für die Beamten der Synode vorgeſchriebenen Weiſe gewählt werden. 

Auf gleiche Weife wird für jedes Mitglied des Synodalausjcehuffes und zu deſſen 
Erſatze in Behinderungsfällen ein Stellvertreter gewählt. 
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Unter den Mitgliedern des Ausſchuſſes und deren Steflvertretern müſſen fich ftets 

je zwei geiftliche und zwei weltliche Abgeordnete befinden, jo daß nur das fünfte Mit- 

glied und deſſen Stellvertreter frei aus den geiftlichen und weltlichen Abgeordneten 
gewählt wird. 

Der Auftrag dauert bis zur nächiten ordentlichen Synode und bis dieſe den Aus— 
ſchuß von Neuem beſtellt haben wird. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes wählen unter ſich einen Vorſitzenden. 

Wer aus der Landes-Synode ausſcheidet, hört auch auf, Mitglied des Ausſchuſſes 
oder Stellvertreter zu ſein, jedoch in dem Falle, wenn ſein Auftrag als Abgeordneter 
durch Ablauf der Zeit, für welche er gewählt iſt, erliſcht, erſt am Tage der Eröffnung 
der neuen Synode. Der von der letzten ordentlichen Synode gewählte Ausſchuß hat 
jedenfalls noch der neu zuſammentretenden ordentlichen Synode, auf Grund der ihm 
obliegenden Vorprüfung mündlich Bericht über die Legitimation der Abgeordneten zu 
eritatten. 

3 27. Wirkfungsfreis. Der Ausſchuß hat: 

1. Unfere Kicchenvegierung auf Erfordern derſelben in Angelegenheiten von vor— 
züglicher Wichtigkeit, namentlich auch bei Vorbereitung von Vorlagen für die 
Landes-Synode mit feinem Rath und Gutachten zu unterftüßen. 

Der Abgabe des Gutachtens wird, wenn e8 von Unſerer Kicchenregierung für 
zweckmäßig erachtet oder von dem Synodalausſchuſſe gewünſcht ift, eine gemeinjame 
Berathung in einer Sitzung Unſeres Herzoglichen Konfiftoriums, zu welcher der 
Ausſchuß zugezogen wird, vorhergehen. 

Es bedarf: 

. der Zuftimmung des Ausschuffes, wenn bei verweigerter Vokation eines Predigers 
von Geiten der Kirchengemeinde, welche altherfümmlich wegen jeden erheblichen 
Mangels, betreffe ev Lehre, Wandel oder Gaben, den Prediger abzulehnen 
berechtigt ift, 

efr. das Kicchenvorftandsgefeß vom 30. November 1851, 8 25; — Neue 

Landjchaftsordnung vom 12, Oktober 1832, $ 226 Abſ. 2; — Grneuerte 

Kichenordnung von 1809, IL. 3, und Kicchenordnung von 1569, Titel: 

„Wie alle Pfarren und Kirchenämter bejegt werden follen ;” 

die Verweigerung für nicht hinlänglich begrimdet erachtet, und daher die 
Ergänzung der Vokation bei Uns beantragt werden ſoll. 

Auch in diefem Falle wird unter der obigen Borausfegung — cfr. Nr. 1, 
Abſ. 2 — der Abgabe der Erklärung des Ausſchuſſes eine Konfistorialfitung 
vorangehen, an welcher der Ausſchuß Theil nimmt. 

Der Synodalausſchuß ſoll 

3. zur Mitwirkung berufen ſein, wenn von Unſerer Kirchenregierung gegen 

evangeliſch-lutheriſche Geiſtliche und Religionslehrer an Schulen wegen falſcher 
Lehre oder amtsunwürdigen Verhaltens der Antrag auf Entlaſſung oder Abſetzung 
an das zuſtändige Gericht gebracht oder gegen Geiftliche wegen Amtsunfähigfeit, 
deren unfreiwillige Penſionirung endgültig verfügt werden ſoll. 

Diefe Mitwirkung findet in der Weiſe ftatt, daß die Mitglieder des Aus— 
ſchuſſes mit den Mitgliedern Unſeres Herzoglichen Konfiftoriums, unter dem 
Vorſitze des Präfidenten des letzteren, als vereinigtes Kollegium darüber berathen 
und bejehliegen, ob die Entlaffung oder Abjegung resp. Die Penfionirung bean- 
tragt werden joll. 

Der gejchehenen Zuftimmung resp. Mitwirkung des Ausfchuffes ist jedes Mal 

Sriedberg, Verfaſſungsgeſetze. Braunſchweig. 50 


DD 


Braunſchweig. 


[34 


in der darauf ergehenden entjcheidenden Verfügung der Kirchenregierung Erwähnung 


zu thun. 


Ueber feine Wirkſamkeit hat der Synodalausjchuß der nächſten ordentlichen 
Verſammlung der Landes-Synode Bericht zu eritatten. 


5 28. 


Geſchäftsbetrieb. 


Der Synodalausſchuß betreibt ſeine Geſchäfte 


kollegialiſch und beſchließt nach Stimmenmehrheit; der Vorſitzende ſtimmt mit ab und 
giebt bei Stimmengleichheit durch ſeine Stimme den Ausſchlag. 

829. Geſchäftsordnung für die Landes-Synode und den U u 8 
ſchuß. Die näheren Beftimmungen über die Gejchäftsbehandlung werden durch eine 
von Unferer Kirchenregierung zu erlaſſende proviſoriſche Geſchäftsordnung getroffen werden. 

Diefelbe bleibt jo lange maßgebend, bis eine Aenderung von der Synode bejchlofjen 


und von Uns genehmigt ift. 
s 30.) KRoften. 


I. Die Diäten betragen: 


A. fir Wahltommiffare, wenn der Wahlaft nicht an ihren Mohnorten jtattfindet, 
2 Thle. für den Tag, 3 Thlr. fir Tag und Nacht; 
B. für Abgeordnete zur Synode während der Dauer derjelben 


a. für auswärtige täglih 3 Thlr., 


b. für am Orte der Verfammlung wohnende täglich) 1!/e Thlr., 

c. wenn fie mit fejtem Gehalte angeftellte Staats-, Kirchen- und Schuldiener 
oder ftädtifche Gemeindebeamte find — für auswärtige täglih 2 Thlr., für 
die im Orte der Verſammlung wohnenden täglih 1 Thlr. 

Der Vorſitzende der Landes-Synode erhält, je nachdem die vorſtehenden 
Beſtimmungen auf ihn paſſen, 2 Thlr. mehr als ein Abgeordneter; 

C. für Mitglieder des Synodalausſchuſſes, wenn fie außerhalb ihres Wohnorts an 

Sitzungen Theil zu nehmen haben, 2 Thlr. für den Tag, 3 Thlr. für Tag 


und Nacht. 


II. An Reiſekoſten wird, wenn und joweit die Reife per Eijenbahn gemacht iſt 
oder gemacht werden konnte, der tarifmäßige Betrag dev 2. Klafje, jonft aber der 


Betrag von 15 Gr. für jede Meile der Hin- und Rückreiſe vergütet. 


Abgeordnete zur 


Synode erhalten für die Reifetage feine Diäten. 

Die Diäten und Reiſekoſten für die Wahlfommiffare, Abgeordneten zur Synode 
und Mitglieder des Synodalausſchuſſes — I. A. B. €. und IT. —, jowie die übrigen 
Koften der Landes-Synode für Druckſachen u. j. w. werden aus der Klofterreinertrags- 


kaſſe bejtritten. 


Die Wahlmänner haben auf Vergütung der Reifetoften und Diäten feinen Anſpruch. 


1) $ 30 wurde aufgehoben dur Geſetz vom 
7. Dez. 1876. 

Von Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog 
zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 

Wir erlaffen mit Zuftimmung des laut Art. 9 
des Landtagsabjchiedes vom 4. Sept. d. J. hiezu 
ermächtigten Ausfchufjes der Landesverſammlung 
dag nachfolgende Geſetz: 

8 1. Der $ 30 des Gejeßes dv. 31. Mai 1871 
(Nr. 34) „die Errichtung einer Landes-Synode 
und eines Synodalausſchuſſes für die evangeliich- 
lutheriſche Kirche des Landes betreffend“, wird 
hiedurch aufgehoben. 

S Seitens der Kirchengewalt wird, To 
weit erforderlih unter Zuftimmung der Landes- 
Synode, die Vergütung bejtimmt, welche den 
Mitgliedern der Kandes-Synode und des Syno- 


dalausſchuſſes, ſowie den kirchlichen Wahlkom— 
miſſarien für Diäten und Reiſekoſten zu ent— 
richten iſt. 

8 3. Die Landesregierung wird ermächtigt, 
die zu dem Ende erforderlichen Summen aus 
der Klofter-Reinertragsfaffe zu bejtreiten, jedoch 
mit der Maßgabe, dab die verwilligten Diäten 
und Neijefoften die Beträge nicht überſteigen 
dürfen, welche den Mitgliedern der Landesver— 
fammlung und deren Ausſchuſſes nad dem 
Gefege vom 28. März 1874 „die Diäten und 
Reiſekoſten der Mitglieder der Landesverſamm— 
fung betreffend“, gebühren, — beziehungsweije 
den Wahlkommifjarien, fall3 dieſelben als Staat3- 
beamte fungixten, zu entrichten jein würden. 

Die gleiche Ermächtigung wird der Landeö- 
regierung auch in Bezug auf die übrigen Kojten 
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Zranfitorische Beitimmungen. 

5 31. Die erfte ordentliche Synode wird in dem der Erlaſſung diejes Geſetzes 
nächſtfolgenden Kalenderjahre berufen werden. 

5 32. Das in $ 5 diejes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſcheiden der Abgeordneten 
wird dergeftalt geordnet, daß die Austretenden auf alle Wahlkreiſe möglichit gleichmäßig 
vertheilt werden. 

Es find daher von den Abgeordneten der einzelnen Wahlkreiſe, welche vier oder 
fünf Abgeordnete zur Synode jenden , die Austretenden gejondert durch das 2003 zu 
ermitteln, und da in den nachjtehend genannten Wahlfreifen die Zahl der weltlichen 
Abgeordneten mit zwei theilbar ift, wird beftimmt, daß vor dem Beginne der zweiten 
ordentlichen Synode von den Abgeordneten der General und Spezialinjpeftion Wolfen— 
büttel und den Abgeordneten der Stadt: und Spezialinjpeftion Braunſchweig je zwei, 
von den Abgeordneten der General» und Spezialinfpeftion Helmftedt und Gandersheim 
aber je einer und dor dem Beginne der dritten ordentlichen Synode die zurücdgebliebenen 


weltlichen Abgeordneten diefer vier Wahlkreife austreten. 
Von den Abgeordneten der beiden Wahlfreife, welche zwei Abgeordnete, einen 
geiftlichen umd einen weltlichen in die Synode zu wählen haben, fann nur je einer zum 


Austritte ausgelooft werden. 


5 33. Die Vorprüfung der Legitimation der Abgeordneten zu der erſten Synode 


der Landes-Synode für Druckſachen u. ſ. w. 
ertheilt. 

Alle, die es angeht, haben ſich hienach zu 
achten. 

Urkundlich Unſerer Unterſchrift und beige— 
druckten Herzogl. Geheime-Kanzlei-Siegels. 

Braunſchweig, den 7. Dezember 1876. 
(L. 8.) Auf Höchſten Spezialbefehl. 
W. Schulz. Trieps. Gr. Görtz-Wrisberg. 


Dann erging das Kirchengeſetz, die 
Diäten und Reiſekoſten der Mitglieder 
der Landes-Synode u. ſ. w. betreffend. 


d. d. Bra unſchweig, den 10. Dez. 1876. 

Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog 
zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 

Da der $ 30 des Gefeßes dv. 31. Mai 1871, 
die Errihtung einer Landes-Synode betreffend, 
durch Gejeß vom 7. d. M. Nr. 117 aufgehoben 
it und es erforderlich wird, wegen der den 
Mitgliedern der Landes-Synode u. des Synodal- 
ausſchuſſes, ſowie den Wahlfommiffarien zu ent: 
richtenden Diäten und Reiſekoſten anderweite 
Beſtimmung zu treffen, fo erlaffen Wir kraft der 
Uns zujtehenden Kirchengewalt im Beirathe 
Unjeres Herzog. Konfiftoriums mit Zuftimmung 
der Landes-Synode das nachfolgende Kirchen— 
gejeß: 

8 1. Die Abgeordneten zur Landes-Synode 
erhalten während der Dauer derjelben Diäten 
und zwar 

1. die Auswärtigen täglich 10 M., 

2. die am Orte der VBerfammlung Wohnenden 

täglih 5 M. 

Der Vorſitzende der Landes-Synode erhält, 
je nachdem die vorjtehenden Bejtimmungen auf 
ihn paſſen, täglih 6 Marf mehr als ein Ab— 
geordneter. 

$ 2. Die Reifefoften der Abgeordneten werden 


für jede Meile der Hinreife und Rückreiſe mit 
1M. 50 Pf. vergütet. 

Für Die NReijetage 
gezahlt. 

$ 3. Gleiche Diäten und Reijefoften erhalten 
die Mitglieder des Synodalausschufjes, die Diäten 
jedoch nur für die Sigungstage. 

$ 4. Die Zahlung von Diäten erfolgt an 
Diejenigen, welche eine Sitzung verfäumen, nur, 
wenn fie durch Krankheit behindert, aber am 
DBerjammlungsorte gegenwärtig und auswärts 
domicilirt find. 

$ 5. Für Reifen und Urlaub werden Reije- 
foften nicht vergütet, ebenjo wenig Koften der 
Rückreiſe an diejenigen, welche fich vordem Schluffe 
der Landes: Synode entfernen. 

Zritt ein Mitglied vor dem Schluffe aus der 
Verſammlung, jo erhält dafjelbe die Koften der 
Rückreiſe. 

5 6. Die Wahlkommiſſäre erhalten, wenn 
der Wahlaft nicht an ihren Wohnorten jtatt- 
findet, Diäten und Reifefojten in dem Betrage, 
der ihnen, falls fie als Staatsbeamte fungirten, 
nach Maßgabe der betreffenden landesgejeßlichen 
Beſtimmungen zu entrichten fein würde. 

5 7. Die Wahlmänner haben auf Vergütung 
bon Reijefoften und Diäten feinen Anjprud). 

88. Tranſitoriſche Beitimmung. 
Die obigen Vorſchriften ſollen bereits auf die 
den Abgeordneten zur zweiten ordentlichen Lan— 
des-Synode zu entrihtenden Diäten und Reife: 
fojten Anwendung finden. 

Alle, die es angeht, haben ſich hienach zu 
achten. 

Urkundlich Unferer Unterfchrift und beigedruckten 
Herzogl. Geheime-Kanzlei⸗Siegels. 

Braunfhweig, den 10, Dez. 1876. 

(L.8.) Auf höchften Spezialbefehl. 
W. Schulz. Trieps, Gr. Görk-Wrisberg. 
5077 


werden feine Diäten 
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jteht Unjerem Herzoglichen Konſiſtorio Zu, im Uebrigen finden auf diejelbe alle , dieſe 
Vorprüfung betreffenden Beftimmungen des gegenwärtigen Gejebes Anwendung. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unſerer Unterichrift und beigedruckten Herzoglichen Geheime-Kanzlei— 
Siegels. 

Braunſchweig, den 31. Mai 1871. 

(L. 8.) Auf Höchiten Spezial-Befehl. 
von Sampe W. Schulz. Zimmermann. 


IY. 


KRirchen⸗ Viſtkakionsordnung 
für die evangeliſch· lukheriſchen TKirdpen des Tandes. 
4. d. Braunſchweig, den 6. „Januar 1873. 

Yon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 
erlaſſen kraft der Uns zuſtehenden Kirchengewalt, nach vorgängiger Berathung mit Unſerem 
Herzoglichen Konſiſtorio und mit Zuſtimmung der Landes-Synode die nachfolgende 
Kirchen-Viſitationsordnung. 

S 1. Zwecke der Kirchenviſitationen find: 

1. die nähere Unterfuchung 

a. über den kirchlichen und religiös—ſittlichen Zuftand der einzelnen Gemeinden 
jowie ganzer Inſpektionsbezirke; 

b. über die Amtsführung und den Wandel der Geiftlichen und der übrigen 
Kirchendiener, ihr Verhältniß zu einander und zu den Gemeinden ; 

6. über die Temporalien der Kicchen, Pfarren und Opfereien ; 

9%, die Kräftige Anregung des kirchlichen Lebens und namentlich auch die Belebung 
des Bewußtſeins des innigen Zuſammenhanges der einzelnen Gemeinden mit der 
geſammten Kirche. 

I. Die Spezial-Viſitationen. 


A, Die ordentliden. 
g 2.1) Die ordentlichen Spezial-Pifitationen hält der Superintendent der Spezial⸗ 


1) $ 2 iſt aufgehoben duch Kirhengejeß, | dom 6. Januar 1873 Mr. 4 der Gejeß: und 


die Stellung der Stadtjuperinten- Verordnungsſammlung don 1873) wird aufges 
denten zu Wolfenbüttel u nd die Aen= | hoben und durch folgende Bejtimmungen erjeßt: 
derung der Beltimmungen im $ 2 der Die ordentlichen Spezialvifitationen hält 
Kirhenviiitationsordn.d.6.Jan.1873btr. | der Superintendent der Spezialinjpeftion; 
d. d. Braunihmweig, den 4. Jan. 1881. bei den Kirchen der Superintendenten — 
Non Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog mit Ausnahme der feinem Generaljuper- 
zu Braunſchweig und Lüneburg 2. | intendenten unterftehenden Kirchen der 
erlaſſen fraft der Uns zuftehenden Kirchengewalt | Stadtjuperintendenten zu Braunfchweig und 
im Beirathe Unferes Herzogl- Konfiftoriums und Wolfenbüttel — der Generaljuperintendent 
mit Zujtimmung Der Sandes-Synode das nach— der betreffenden Generalinipeftion; bei 
folgende Kirchengeſetz: den Kirchen der Generaljuperintendenten, 
$ 1. Der Stadtjuperintendent in Wolfen: der Stadtjuperintendent zu Braunſchweig 
büttel wird gleich dem Stadtjuperintendenten und Wolfenbüttel und in ber Hof: und 
in Braunſchweig fünftig feinem Generaljuper: Domfirhe zu Braunſchweig ein geiitliche 8 
intendenten,, jondern in allen Beziehungen un— Mitglied des Herzoglicen Konfijtoriums. 
mittelbar Unſerem Herzoglichen Konfijtortum Die Mitwirkung des weltlichen Bifitators 
unterjtehen. anzuordnen, bleibt Uns vorbehalten. 


82. Der $ 2 ber Kirhenvifitationsordnung | (Diejer bei der Publikation ausgelafjene Satz 
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injpeftion bezw. Stadtinjpeftion, und, wo der Pfarrer Superintendent iſt, der General: 
juperintendent; wo aber ein Pfarrer Generalfuperintendent tft, und in der Hof- und 
Domkirche zu Braunſchweig ein geiftliches Mitglied des Herzoglichen Konfifteriums, 

Die Mitwirkung des weltlichen Viſitators anzuordnen, bleibt Uns vorbehalten. 

$ 3. Die oxdentlichen Spezial-Bifitationen find der Negel nach in jedem Kirch— 
jpiele je im vierten Jahre gemäß einer bejtimmten, von dem Superintendenten, bezw. 
Generalfuperintendenten anzuordnenden und Herzoglichem Konſiſtorio anzuzeigenden 
Neihenfolge vorzunehmen. 

Sn der Stadt Braunſchweig ift in jedem Jahre wenigjtens in einer der dortigen 
Kirchengemeinden Bifitation zu halten. 

Die Kirchengemeinden, an denen ein General-Superintendent als Pfarrer fungirt, 
find von der ordentlichen Spezialvifitation ausgenommen '). i 

$4. Der Tag der Bifitation ift von dem Bifitator dem betreffenden Pfarrer vier Wochen 
vorher mit dem Auftrage zu motifiziven, der Gemeinde am voraufgehenden Sonntage 
den Eintritt derjelben anzuzeigen, diejelbe zum fleißigen Kirchenbeſuche am Bifitationg- 
tage aufzufordern, und die Kicchendiener, ſowie die Kirchenverordneten zur Theilnahme 
an der Bilitation zu laden. 


Zu den Bijitationsverhandlungen find die Kirchenpatrone — cfr. $ 6 des Gejehes 
vom 30. November 1851, Nr. 52 — und die Vorftände der politifchen Gemeinden 
einzuladen. 


Auch it, wo der Superintendent vifitirt, dev Tag der Bifitation dem General 
juperintendenten mitzutheilen,, welcher nach jeinem Ermeſſen derjelben anzuwohnen 
befugt ift. 

8 5. Bei Notifizivung des Vifitationstages hat der Bifitator dem Pfarrer als 
Anleitung zu dem erforderlichen Parochialberichte die Vifitationsfragen, deven Feſtſtellung 
durch ein allgemeines Formular Unferem Kirchenregimente vorbehalten bleibt, mit dem 
Erfordern mitzutheilen, diejelben ſpäteſtens acht Tage vor Eintritt der Bifitation 
beantwortet zurüczujenden. 

Zu gleicher Zeit Hat der Bifitator dem Pfarrer den Text für die Predigt und 
den Gegenstand für die Katechifation am BVifitationstage, und, wenn mehrere Geiftliche 
an der Kirchengemeinde angeftellt find, die Verteilung der Verwaltung des geiftlichen 
Amts am Vifitationstage zu bejtimmen. 

S 6. Am Tage der Vifitation, welche in der Regel an einem Sonntage gehalten 
werden ſoll, findet kirchlicher Gottesdienst ſtatt mit Predigt und Katechiſation des 
Pfarrers, bezw. der von dem Viſitator dazu bejtimmten Geiftlichen ($ 5). Die Katechi— 
fation wird mit den Katechumenen und denjenigen Konfirmirten, welche nach Ortsgebrauc) 
zu den firchlichen Katechijationen fich einfinden, vorgenommen. 

Im Anſchluſſe an die Katechifation des Pfarrers ftellt der Viſitator ſelbſt eine 


it dur Befanntmahung vom 5. März 1881 nungen und der darauf fich beziehenden 
Hinzugefügt worden. — Bemerkt wird, daß die Berhandlungen.”) 


hierauf bezüglihe Vorſchrift im $ 23 des Alle, die es angeht, haben fi hiernach zu 
Gejeßes dom 19. März 1850 Nr. 26 über die | achten. 


Organijation der Landesverwaltungsbehörden Urkundlich Unferer Unterſchrift und beigedruckten 
dahin geht: Herzogl. Geheime-Kanzlei-Siegels. 
„Bis zu amderweiter Feitjtellung der Braunfhweig, den 4. Januar 1381. 


Verwaltung der Kirchen» und Schulange- | (L.S.) Auf Hödjten Spezialbefehtl. 
fegenheiten find die Gejchäfte der weltlichen | W. Schulz. Trieps. Gr. Görtz-Wrisberg. 
Kirchen: und Schulvifitatoren von den E. Meyer. 

Kreisdireftoren zu bejorgen; jedoh mit | 1) Diejer Abſatz ift nah Betanntm, des 
Ausnahme der Abnahme der Kirchenrech,⸗ Staatsminijt. v. 28. jan. 1373 zu jtreichen. 
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Neligionsprüfung mit jenen an, hält darauf eine furze Anſprache an die Gemeinde und 
schließt mit Ertheilung des kirchlichen Segens. 

8 7. Nach beendigtem Gottesdienſte hat der Vifitator im Beifein des Kirchen— 
vorjtandes und des Opfermanns das Kirchengebäude zu obſerviren und nachzujehen, ob 
das, was bei der legten Vifitation erinnert worden, gebejjert, ob die innere Einrichtung 
volljtändig und angemefjen, und ob die Umgebung der Kirche in ordentlichen Zuftande jet. 

8 8. Auch hat fich der Vifitator mit den betheiligten Geiftlichen, den Kirchen⸗ 
verordneten und dem Opfermann bezw. den mit der Kirche amtlich in Verbindung 
ſtehenden Lehrern in dem Pfarrhauſe oder an einem andern geeigneten Orte zu ver— 
ſammeln, um auf Grundlage des von dem Pfarrer eingeſandten Parochialberichts (S 5) 
den kirchlichen und fittlichen Zuſtand der Gemeinde und, ſoweit es nach ſeinem Urtheile 
erforderlich iſt, die äußeren Verhältniſſe der Kirche, Pfarre und Opferei, ſowie den 
Zuſtand des Begräbnißplatzes näherer Erörterung zu unterziehen. Dieſe Verhandlung 
ſoll zugleich Gelegenheit bieten, daß der Kirchenvorſtand etwaige Wünſche und Anträge 
in Bezug auf Verbeſſerung des Kirchenweſens vorlege und die Kirchenverordneten etwa 
obwaltende Beſchwerden über Prediger und Kirchendiener pflichtmäßig zur Sprade 
bringen. | 

8 9, Nachdem die Kirchenverordneten fich entfernt haben, theilt der Vifitator in 
vertraulicher Beſprechung dem Pfarrer jein Urtheil über deſſen homiletiſche, katechetiſche 
und liturgiſche Leiſtungen unumwunden mit, ſowie auch ſeine Wahrnehmungen über 
den Kirchengeſang, das Orgelſpiel und die Haltung der Gemeinde beim Gottesdienſte, 
giebt ihm Gelegenheit, ſich über ſein Verhältniß zum Opfermann, bezw. den mit der 
Kirche amtlich in Verbindung ſtehenden Lehrern, ſowie über die Dienſtführung und den 
Lebenswandel derſelben auszuſprechen. Nach Umſtänden wird der Viſitator hierauf den 
Opfermann, bezw. die Lehrer vorfordern, um ihnen geeignete Vorſtellung und Vorhalt 
zu machen. 


* 


$ 10. Nach Erledigung des Voraufſtehenden unterjucht der Viſitator die Pfarr- 
regiſtratur und vergewiljert fich, ob die Kirchenbücher an einem ficheren und trockenen 
Orte aufbewahrt werden und läßt jich die Protokolle des Kirchenvorjtandes vorlegen. 

Sit der Pfarrer zugleich Superintendent oder Generaljuperintendent, jo wird von 
dem Generalfuperintendenten resp. dem mit der Vifitation beauftragten Mitgliede des 
Herzoglichen Konfiftoriums auch Die Superintendentur= resp. Generaljuperintendenturs 
Negiftratur in Augenſchein genommen. 

Ss 11. Sind bei einer Vifitation Anträge vder Beſchwerden zur Sprache gebracht, 
welche der Superintendent, bezw. der Seneralfuperintendent ſelbſt zu erledigen nicht 
befugt ift, jo hat derjelbe die Gegenſtände jener den bezüglichen Behörden zur Anzeige 
zu bringen, und, wenn jie zur Kompetenz des Herzoglichen Konſiſtoriums gehören, an 
daffelbe, event. nach gejchehener Kommunikation mit dem weltlichen Bifitator, unver 
züglich zu berichten. 

Ss 12. Das Wefentliche des Herganges und der Verhandlungen der Bifitation 
ift in einer Kirchenviſitations-Relation, in welcher der vom Vifitator getroffenen Anord⸗ 
nungen, der von ihm beſchloſſenen Kommunikationen und Anzeigen kurze Erwähnung zu 
geſchehen hat, zuſammenzufaſſen, welcher ein Urtheil des Viſitators beizugeben iſt: 

1. über den kirchlichen und ſittlichen Zuſtand der Gemeinde; 

2. über die Dienſtführung und den Lebenswandel des Pfarrers, bezw. des Superin— 
tendenten und des Opfermanns, bezw. des Organiſten im Allgemeinen und die 
am Biſitationstage wahrgenommenen Leiſtungen des zuerſt genannten in homi— 
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letiſcher, fatechetifchen und liturgiſcher Hinſicht, des bezw. der zuletzt genannten 
in Bezug auf Leitung des Kirchengefanges, Orgelfpiel u. ſ. w. im Befonderen ; 
3. über die Wirtjamfeit des Kirchenvorſtandes. 

5 13. Die Bifitatoren jenden die Vifitationsrelation nebft dem PBarochialberichte 
ſammt der am PVifitationstage von dem Viſitirten gehaltenen Predigt jpäteftens bier 
Wochen nach gehaltener Bifitation an Unſer Herzogliches Konfiftorium ein, welches auf 
jede derſelben befonderen Beſcheid extheilen wird, 


B. Die außerordentliden. 

5. 14. Außerordentliche Spezialvifitationen ſollen nur auf bejondere Anordnung 
des Herzoglichen Konfiftoriums vorgenommen werden. 

Pit Abhaltung derjelben ift entweder der Superintendent, bezw. der General- 
juperintendent, oder ein geiftliches Mitglied des Herzoglichen Konſiſtoriums zu beauftragen. 

Auch hier bleibt die Zuziehung eines weltlichen Bifitators vorbehalten. 

8 15. Diejelben find entweder nach den Beitimmungen der SS 4—10, vder 
nach befonderer Vorſchrift des Herzoglichen Konfiftoriums, welches auch) verfügt, ob, was 
in den SS 4 und 5 angeordnet tft, bei ihnen unterbleiben ſoll, vorzunehmen. 

$ 16. Ueber die Ergebniſſe einer außerordentlichen Spezialviiitation iſt nad 
Beendigung derjelben unverzüglich an Herzogliches Konfijtorium zu berichten. 


II. Die Generalvifitationen. 

5 17. Regelmäbig wiederkehrende Generalvifitationen jollen auch fernerhin nicht 
gehalten werden. 

5 18. Außerordentliche Generalvifitationen können, wenn für ein Generaldiögefe 
oder die gefammte Kirche des Landes ein Bedürfniß darnach vorliegt, oder befondere 
Zwecke fie exheifchen, von Unſerer Kicchenvegierung angeordnet werden, — jedoch nur 
nach vorgängiger Anhörung der Synode. 

Die Koſten. 

5 19. 1. Die Koften der ordentlichen Spezialvifitationen werden in folgender 
Weiſe beftritten: 

A. Die Transporte der General- und Spezialfuperintendenten zu den ihnen oblie— 
genden ordentlichen Spezialvifitationen ($ 2) werden von den Gemeinden gemäß ihrer 
bisherigen Verpflichtung geleiftet, und, wo ſolche ausnahmsweife zur Leiftung derjelben 
nicht verpflichtet find, die Koſten dafür in der bisher ausdrüdlich angeordneten oder 
oblervanzmäßigen Art vergütet. 

B. Behuf Theilnahme an den Spezialvifitationen, welche von den Superintendenten 
gehalten werden ($ 4 Abſ. 3) haben die Generalfuperintendenten für ihren Transport 
jelöft zu forgen und über die Koften dafür bei der Konftftorialfaffe zu liquidiren. 

C. Die Speifungsfoften für den Superintendenten, bezw. Generalfuperintendenten 
(SS 2 und 4 Abi. 3) werden zu je 1 Thlr. 20 Gr. aus der bezüglichen Kirchenkaſſe 
gezahlt ; imgleichen die den Opfermännern und Oxganiften zufommende Vergütung. 

D. Die Generalfuperintendenten erhalten als Remuneration für Abhaltung der 
Spezialpifitationen ($ 2), und zugleich für ihre Theilnahme an den von den Super: 
intendenten zu haltenden Bifitationen und an den Inſpektions-Synoden, jowie für die 
obere Leitung der Prediger-Synoden auch für Monitur der Kicchenbücher jtatt des auf 
Grund des Höchiten Reglements vom 12. Auguft 1782 8 5 duch Konfistorialaus- 
jchreiben von 18. September 1801 feſtgeſetzten Annuums von 15 Gr. ein jolches von 


1 Thlr. aus der Kafje einer jeden Kirche ihrer Generaldiözeſe. 
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E. Die Superintendenten erhalten als Remuneration für Abhaltung von Spezial- 
vifitattonen ($ 2) und zugleich für Leitung der Prediger und der Inſpektions-Synoden, 
auch für Monirung der Kirchenbücher aus der Kafje einer jeden Kirche ihrer Spezial» 
infpeftion 2 Thlr. jährlich. 

2. Der mit Abhaltung einer außerordentlichen Spezialvifitation Beauftragte erhält 
die Reijefoften und die Diäten: 2 Thlr. für jeden Tag und 1 Thlr. für jede Nacht, 
2 Thlr. für jolche in der Stadt Braunſchweig, aus der Konfiftorialfafie. 

3. Wegen Beftreitung der Koften beſonders angeordneter Generalvifitationen 
($ 18) wird vor ihrer Anordnung mit der Landes-Synode und joweit erforderlich mit 
der Landesverſammlung das Nöthige vereinbart werden. 


Strafbejitimmung. 

8 20. Wird eine ordentliche Spezialvifitation ($ 3) anders als aus dringenden 
Urſachen umd nach dorgängiger Dispenfation des Herzogl. Konfiftoriums unterlaffen, 
fo hat dafjelbe über den, welcher die Verſäumniß veranlaßt hat, eine an die bezügliche 
General-Iuſpektions-⸗Prediger-Wittwenkaſſe zu erlegende Ordnungsſtrafe von 5 Thlr. zu 
verhängen. 


Alle Beſtimmunngen über Kirchenvifitationen für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchen 
des Landes, welche der voranfgehenden Kichenvifitationsordnung entgegenftehen , ins— 
bejondere : r 

in der erneuerten Kirchenordnung von 1709 Thl. 1, Kap. XIX; 

in der Verordnung vom 28. Mai 1746, wie e3 mit den Kirchenvifitationen 
zu halten; 

in der Verordnung vom 2. November 1767 wegen Theilnahme der Gemeinden 
am Bifitationsgottesdienfte ; 

in dem anderweitigen Reglement vom 12. Augujt 1782, wie es mit den 
Kirshenvifitationen, auch den dazu erforderlichen Koften zu halten, 

find hieumit aufgehoben. 

Alle, die es angeht, Haben fich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unferer Unterſchrift und beigedrudten Herzoglichen Geheime-Kanzlei⸗Siegels. 

Braunſchweig, den 6. Januar 1873. 

(L. 8.) Auf Höchſten SpezialBefehl. 
von Gampe. Schulz. Zimmerman. 


V. 
Rirchengeleh, 
die Einrichtung bon Infpektivns-Bynoden für die erangelifch-Iutherifiche Kirche 
des Landes und die Kirdpenkonvente betreffend. 
d. d. Braunschweig, den 6. Januar 1875. 

Yon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. 
erlaſſen kraft der Uns zuftehenden Kirchengewalt im Beirathe Unferes Herzoglichen Kon— 
fiftortums und mit Zuftimmung der Landes-Synode das nachfolgende Kicchengejeh. 

A. Die Inſpektions-Synoden. 

$1. Es follen in je zwei Kalenderjahren ein Mal, der Negel nah in den 
Monaten Juni und Juli, an dem Orte, an welchem der Superintendent der Inſpektion, 
bezw. deſſen Stellvertreteter jeinen Wohnſitz hat, Inſpektions-Synoden gehalten werden. 
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Die ordentlihen Verſammlungen derjelben treten in den Jahren, in welchen fie 
einfallen, an die Stelle der bisherigen Prediger-Synoden. 

Außerordentliche Berfammlungen derjelben werden im Falle eintretenden Bedarfs 
berufen. 

$ 2. Die Inſpektions-Synoden werden gebildet durch: 

1. den Superintendenten (Baftor Primarius) und in Vakanzfällen oder in Fällen 

dauernder Behinderung defjen Stellvertreter, 

. Jämmtliche geijtliche Mitglieder der Kirchenvorſtände der Inſpektion, 

. ebenjo viele weltliche Abgeordnete der zu derjelben gehörenden Kirchengemeinden, 
welche von weltlichen Mitgliedern der einzelnen Kirchenvorjtände aus ihrer Mitte 
nach der Zahl ihrer geiftlichen Mitglieder unter Leitung des Vorſitzenden des 
Kirchenvorſtandes zu wählen find. 

Der General-Superintendent und der weltliche VBifitator find zur Theilnahme an 

den Inſpektions-Synoden berechtigt. Ein Stimmrecht jteht ihnen nicht zu. 

$ 3. Kleinere Stadt: und Spezialinjpeftionen können mit einer benachbarten 
geeigneten Spezialinjpeftion vereinigt werden. 

Unjere Kirchenregierung wird die desfallfigen Anordnungen zunächſt nur vorläufig, 
definitiv erjt nach Vernehmung der Landes-Synode oder deren Ausjchuffes treffen. 

8 4. Der Wirfungsfreis der Inſpektions-Synode befaßt; 

1. Beachtung und Erwägung der kirchlichen und fittlichen Zuftände und DBerhält- 
niſſe in der Inſpektion, 

2. Berathung von Anträgen, Wünſchen und Bejchwerden, welche an das Herzog— 
liche Konfiftorium oder durch Vermittlung deſſelben an die Landes-Synode 
gebracht werden jollen, und Erledigung der von den Kicchenbehörden gemachten 
Vorlagen, 

3. die Befugniß, in Beziehung auf VBerhältnifje, welche überall in dem Kreife ihrer 
Wirkſamkeit liegen, Anträge an die Kicchenregierung zu richten. 

8 5. Ort und Zeit der Verfammlung der Inſpektions-Synode iſt an dem der- 
jelben vorhergehenden Sonntage jeder Kirchengemeinde unter Benennung des (oder der) 
dazu vom Kirchenvorftande gewählten Abgeordneten von der Kanzel zu verfündigen. 

Die Situngen find injoweit öffentlih, daß denjelden die Patrone, Kirchenver: 
ordneten und Lehrer der Inſpektion, jowie die Mitglieder der Landes-Synode anmwohnen 
können. 

S 6. Der Superintendent (Paſtor Primarius), reſp. deifen Stellvertreter (S 2), 
hat nach) vorgängiger Verjtändigung mit dem General-Superintendenten und dem welt 
lichen Bifitator die Inſpektions-Synode vier Wochen vor ihrem Zujfammentritt zu berufen, 
dieſelbe zu eröffnen, zu leiten und zu ſchließen. 

Dieje Befugniffe und Pflichten hat in dem Falle, daß eine Stadtinjpeftion mit 
einer benachbarten Spezialinjpeftion zum VBerbande einer Inſpektions-Synode zuſammen— 
getreten ift (K 3), der Stadtjuperintendent, in dem Falle aber, daß eine Fleinere Spezial 
injpeftion mit einer benachbarten Spezialinfpeftion vereinigt iſt ($ 3), der Superintendent 
der größeren Inſpektion, bezw. dejjen Stellvertreter wahrzunehmen. 

Ss 7. Die Inſpektions-Synode wählt nach Eröffnung jeder Berfammlung einen 
weltlichen Vizepräfidenten und einen Schriftführer. 

$ 8. Ueber die Verhandlungen wird ein Protofoll geführt, welches die gefaßten 
Beſchlüſſe enthalten muß und von beiden Borfigenden, wie dem Schriftführer zu unters 
zeichnen iſt. 


D 
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Die Ausführung dev Beſchlüſſe hat dev DVorfißende mit dem Schriftführer zu 
überwachen. 

8 9, Die Aufbewahrung der Akten der Inſpektions-Synode übernimmt derjenige 
Superintendent, bezw. Stellvertreter deſſelben, welcher die im 5 6 bezeichneten Befugniſſe 
und Pflichten wahrzunehmen hat. 

$ 10. Die Transportkoften der Abgeordneten zu den ordentlichen und außer: 
ordentlichen Verſammlungen der Inſpektions-Synoden ($ 1 Abj. 2 und 3) fünnen, für 
iede jowohl auf der Hin- als auf der Rückreife zurückgelegte Poſtmeile 1 Thlr., nach 
Maßgabe dev in der Anlage enthaltenen Bemerkungen, bei den Kirchenkafjen liquidirt 
werden. 

Die Diäten der Abgeordneten werden zu 1 Thlr. 15 Gr. für Jeden gerechnet, 
von den Kirchenkaſſen der Inſpektionen nach Repartition durch den Seneral-Superinten= 
denten, die Diäten und Reiſekoſten des General-Superintendenten und des weltlichen 
Vifitators aus der Konſiſtorialkaſſe bejtritten '). 


B. Die Kirchenfonvente. 

8 11. In den Städten und Fleden, in denen in Gemäßheit des 8 49 des 
Geſetzes dom 30. November 1851, Ar. 52 Kirchenkonvente beſtehen, bleiben jolche in 
ihrer bisherigen Einrichtung, Wirkſamkeit und Geſchäftsführung mit folgenden Modifi— 
fationen beftehen: 

1. Es treten behufs Behandlung der gemeinjamen Angelegenheiten jämmtliche geiſt⸗ 
liche Mitglieder der Kirchenvorſtände und eben ſo viele weltliche Abgeordnete 
derſelben, welche von den weltlichen Mitgliedern der einzelnen Kirchenvorſtände 
aus ihrer Mitte nach der Zahl ihrer geiſtlichen Mitglieder unter Leitung des 
Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes zu wählen ſind, zuſammen. 

Die Befugniſſe und Pflichten der Inſpektions-Synoden ($ 4) find von denjelben 
in den Städten Braunjchweig und Wolfenbüttel gleichfalls wahrzunehmen und 
nach ihrer Gejchäftsordnung zu behandeln. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unferer Unterſchrift und beigedruckten Herzogl. Geheime-Kanzlei⸗Siegels. 

Braunſchweig, den 6. Januar 1873. 

(L. 8.) Auf Höchſten Spezial-Befehl. 

v. Campe. W. Schulz. Zimmermann. 


—X 


1) Dazu erging die Bekanntmachung des 
Hetzoglichen Staatsminiſteriums, Die | 
Berichtigung eines Redaftionsverjehens 
in dem Kirchengeſetze Nr. 5 0.6. Jan. d. J. 
wegen Einrihtung von Snipeftions- 
Synoden ꝛc. betr. 

d. d. Braunſchweig, am 21. Juni 1875. 

Da der Abſatz 2 des $ 10 des Gejeßes vom 


„Die Diäten der Abgeordneten werden, 
zu 1 Thlr. 15 Gr. für Jeden gerechnet, 
von den Kirchenkaſſen der Inſpektion reip. 
den vereinigten Inſpektionen nad) Repar- 
tition durch den Superintendenten, Die 
Diäten und Reifefoiten des Generaljuper- 
intendenten und des weltlichen Bifitators 
aus der Konſiſtorialkaſſe bejtritten. —“ 


6. Januar d. J. Nr. 5, die Einrihtung von 
Inſpektions-Synoden fir Die evangeliſch-luthe— 


viiche Kirche des Landes und die Kirchenkonvente 


betreffend, welcher ungenau redigirt worden tt, 
in der mit dev Landes-Synode vereinbarten 
Faſſung folgendermaßen lautet: 


io bringen Wir jolches hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Braͤunſchweig, am 21. Juni 1879. 
Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſches Staats: 
Meintiterium. 

v. Campe. Zimmermann. 
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Anlage zu 8 10. 
Bemerkungen, 
die Liguidation der Cransporkkoſten befveffend, 


1. Für eine volle Meile darf auch dann berechnet werden, wenn die wirkliche Ent: 
fernung weniger beträgt. 

2. Bei größeren Entfernungen wird, wenn außer den vollen Meilen noch ein 
Bruchtheil übrig it, dieſer bis zu einer halben Meile einschließlich für eine 
halbe Meile, wenn ex aber eine halbe Mteile überjteigt, für eine volle Meile 
gerechnet. 

3. Wird die Reife von einem Stationsorte der Poſt oder der Eifenbahn nach einem 
anderen jolchen Stationsorte gemacht, jo ift nur die Pojttare oder die Eiſen— 
bahntaxe zweiter Klafje zu berechnen. 


VI, 
Gefeh, 


ven Erlaß der Ririhengefeke und Rirchenverordnungen für Die vbangelifih- 
Intherifihe Landeskirche betreffend. 


d. d. Braunfhweig, den 27. März 1882. 


Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunjchweig und Lüneburg ac. 
erlafjen zur näheren Ausführung des S 212 der Neuen Landjchaftsordnung vom 
12. Oftober 1832, jowie des 8 20 des Gejeßes vom 31. Mai 1871, Nr. 34, die 
Errichtung einer Landes-Synode und eines Synodalausihuffes für die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche des Landes betreffend, unter Zuftimmung der Landesperfammlung das nachfolgende 
Geſetz. 

8 1. Kirchengeſetze für die evangeliſch-Tutheriſche Kirche des Landes werden vom 
Landesfürſten kraft der ihm zuſtehenden Kirchengewalt unter Beirath des Herzoglichen 
Konſiſtoriums nach erfolgter Zuſtimmung der Landes-Synode mit Bezugnahme auf dieſe 
erlaſſen. 

Kirchenverordnungen, d. h. ſolche Verfügungen, welche aus dem allgemeinen Ver— 
waltungs- oder Oberaufſichtsrechte der Kirchenregierung hervorgehen, oder welche die 
Ausführung und Handhabung der bejtehenden Kirchengejege betreffen, erläßt der Landes- 
fürjt kraft der ihm zuftehenden Kicchengewalt unter Beirath des Herzoglichen Konſiſtoriums. 

$ 2. Der Regelung duch Kicchengejeß beziehungsweife duch Kirchenverordnung 
unterliegen die Lehrordnung, der Kultus, die Disciplin und die Verfaſſung der Kirche. 

Kirchengefeße und Kirchenverordnung können verpflichtende Normen nur für die 
Kirche jelbit, deren Organe und Angehörige aufitellen, und dürfen nichts enthalten, was 
entweder 

a. der Landesverfaſſung Neue Landjchaftsordnung vom 12. Dftober 1832, beziehungs- 
weije die an Stelle ihrer Vorſchriften getretenen gejeßlichen Beitimmungen), oder 

b. jolchen Staatsgejegen beziehungswetfe Verordnungen zumiderläuft, welche im 
jtaatlichen oder öffentlichen Intereſſe etwas abjolut gebieten oder verbieten. 

$ 3. Die Staatögejege und Verordnungen über die im 8 2 Abſatz 1 genannten 
Gegenstände gelten, injoweit jie nicht Beftimmungen enthalten, welche nach Abſatz 2 des- 
jelben Paragraphen der Firchlichen Gejeßgebung entzogen find, als jubfidiäres Recht. 
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Sie kommen nur zur Anwendung, wern und jo lange durch ein Kirchengejek oder 
eine Kirchenverordnung nicht anderweitige Beitimmungen getroffen find. 

8 4. Unſere Herzogliche Landesregierung wird Sorge dafür tragen, daß die 
Kirchengejege und Kicchenverordnungen den Vorſchriften der SS 2 und 3 entſprechen, 
und daß diejelben auch ſonſt nichts enthalten, wodurch das ftaatliche oder öffentliche 
Intereſſe gefährdet wird. 

Kirchengeſetze und Kirchenverordnungen ſollen nur dann vollziehbar ſein, wenn 
dieſelben durch ein ſtimmführendes Mitglied Unſeres Herzoglichen Staatsminiſteriums 
kontraſignirt oder auf Unſeren Höchſten Spezial-Befehl an Unſerer Statt unterzeichnet ſind. 

Bedingt der Erlaß eines Kirchengeſetzes das Hinzutreten der ſtaatlichen Gejeh- 
gebung, jo wird Unſer Herzogliches Staatsminifterium das Erforderliche diejerhalb 
herbeiführen. 

8 5. Hinfichtlich des Verfahrens bei Veröffentlichung der Kirchengeſetze und 
Kirchenverordnungen, jowie hinfichtlich dev Zeit ihres Inkrafttretens kommen, jofern in 
(eftever Beziehung durch diefelben wicht ausdrüclich etwas anderes bejtimmt iſt, die je— 
weiligen für die Landesgefete und Verordnungen geltenden Normen zur Anwendung. 

Alle, die es angeht, haben fich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unferer Unterjchrift und beigedruckten Herzoglichen Geheime-Kanzlei— 
Siegels. 

Braunſchweig, den 27. März 1882. 

(L. S.) Auf Höchſten Spezial-Befehl. 
W. Schulz Graf Görtz-Wrisberg. Wirk. 


Das Herzogtum Anhalt. 


Die Errichtung von landesherrlichen Konfiftorien hat in den Anhaltiſchen 
Gebieten verhältnißmäßig ſpät ſtattgefunden. Noch in der Policey- und Landesordnung 
von 15729 finden ſich als Organe des Kirchenregiments allein Superintendenten, 
welche auch die geiftliche Gerichtsbarkeit handhaben. Doch haben die Landitände und 
bejonders die Städte ihr Verlangen nad) Fonfiftorialen Einrichtungen Ihon zum Aus— 
drud gebracht, und der Landesherr verheißt, wenn er „zu fürderlicher Gelegenheit und 
mit zeitigem Rath ein Konfiftorium” beftellt, diefem die geiftlichen Gerichtsjachen zu 
übergeben. 

Im Jahre 1589 war dies Verſprechen noch nicht erfüllt worden, denn die 
Zandesherren verheißen?) aufs Neue die Vornahme einer Vifitation umd einer „richtigen 
Konfiftorialordnung.” 

Wann nun wirklich Konfiftorien begründet worden find, ift genau nicht nach= 
mweisbar?). Nur von Bernburg wiſſen wir, daß dort i. 3. 1616 bei Gelegenheit 
der Einführung der pfälzifch = reformirten Kirchenordnung ein Kirchenrath errichtet 
worden ift, auch Presbyterien gejchaffen wurden, die aber bald wieder zu Grunde 
gingen ). Jedenfalls find aber bei den verjchiedenen Landestheilungen in der Mitte 
des XVII. Jahrhunderts Konfiftorien vorhanden gewefen. Denn die i. J. 1666 publicirte 
Erneuete Landes- und Prozeßordnung erwähnt fie mehrfad) d). Aber freilich erjehen 
wir auch aus dieſem Geſetze, daß die Konfiftorien mit den ftaatlihen Verwaltungsbehörden 
identiſch geweſen find, jo daß die letzteren als Konfiftorien fungirten und fi) in diefer 
Eigenschaft nur durch geiftlihen Beirath verjtärkten®). In AUnhalt-Bernburg 
ift dies der geltende Zuftand geblieben bis 3. 3. 18507), wo mit Rückſicht auf die 
in der Berfaffungsurfunde verheifene Selbitjtändigfeit der Kirche, dem Konfiftorium 
das innere Kicchenregiment diveft unter dem Landesheren zugeftanden wurde, während 
e3 als ftaatliches Landeskollegium die landesherrlichen Hoheitsrechte wahrnehmen und 
dem Minifterium unterftellt fein follte. 


1) Rt. UI. 
2) Codex Anhalt. minor (Leipz. 1864) 
. 28. 


4) Beckmann, Hiſtoria d. Fürftenth. Anhalt. 
(Zerbit 1710) 1, ©. 121. 


© 5) 3.8. ©. 19. 
3) Krauſe, Fortjegung der Bertramifchen 6) Vgl. auch die Verord. vom 1. Aug. 1660, 
Geſch. d. Haufes u. Fürftenth. Anhalt (Halle | des.. Für... Sohann'. .. Berord. 


1782) 2, ©. 335, nimmt an, daß ſchon unter 
Soahim Ernst ein Konfiftorium errichtet 
worden jei, ohne anzugeben wann und io. 
Lindner, Geſchichte und Bejchreib. des Landes 
Anhalt (Deſſau 1853) ©. 192 jagt: jpäter (un- 
gewiß wann?) wurden Konfijtorien errichtet. 


wornad man jih in dero Kanfßley 
und Konfiftorio zu Zerbit zu adten. 
Zerbft 1666. 

7) Anh. Bernd. Gef.-©. 9, ©. 501. 
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Als die Anhalt-Köthenſche Linie i. 3. 1847 erloſchen und das Land zum 
Theil an Defjau, zum Theil an Bernburg gefallen war, wurden die Konfiftorien 
von Deſſau und Köthen zu eimer in letzterer Stadt ſeßhaften Behörde vereinigt '), 
welcher auch wieder die Verwaltung der Schulangelegenheiten anvertraut wurde, und 
die in den inneren Kirchenangelegenheiten — zu diefen gehörte aud) Unftellung und 
Smeritirung der Geiftlihen — unmittelbar Bericht an den Herzog erftatten jollte. 
Nachdem dann aber auch der Bernburger Zweig i. 3. 1863 ausgejtorben und das 
ganze Anhaltiſche Gebiet wieder zu einem einheitlichen geworden war, wurde 1865 °) 
das Konfiftorium in Bernburg aufgehoben, und die kirchenregimentliche Einheit 
durch das eine Konfiftorium in Dejjau dargeitellt. 

Aber auch eine fonfeffionelle Einigung der Landeskirche hat ſich allmählig vollzogen. 
Ende des XVI. Jahrhunderts waren die Anhaltiſchen Fürftenthümer zur veformirten 
Kirche übergetreten?) — was übrigens die Landesherren nicht abhielt, die episfopalen 
Rechte zu beanspruchen %) — und nur Anhalt-Zerbft war zum Lutherthum zurüd- 
gefehrt?), während in den übrigen Staaten den Zutheranern feit 1647 die Gemeinde: 
bildung geftattet wurde‘). Zuerſt in den Anhaltijchen Staaten hatte dann jeit 1820 
Anhalt-Bernburg die Union angenommen“), welchem Beifpiele Dejjau 1. 3. 1827 
folgte). AS das lutheriſche Anhalt-Zerbſt unter Deffau, Bernburg umd 
Köthen 1793 getheilt wurde, griff auch in dieſen Gebieten, jo weit fie an Dejjau 
und Bernburg fielen, die Union Plaß?), und endlich ift durch Kirchengeje dom 
29, Januar 1880 auch in Köthen die Union eingeführt wurden '), jo daß damit der 
einheitliche konfeſſionelle Charakter der Landeskirche hergeftellt worden ift. 

Dabei trug aber die Kirchenverfaſſung bis in die neuere Zeit hinein einen aus: 
geſprochenen Lutherifchen Charakter. Wie denn in Köthen i. J. 181315 die Kirchen- 
vifitation, aus dem Superintendenten bezichentlich dem geiftlichen Inſpeltoren und dem 
Amtmann des Bezirkes als ftändige Konfiftorialtommiffionen bejtanden und daher auch nach 
den Worten des Geſetzes als reine Verwaltungsbehörden anzufehen waren, in 
Defjau das Land in Ephorien mit Superintendenten und Kircheninſpektoren, in 
Bernburg in Probfteien mit Superintendenten und Pröbſten eingetheilt war '?). 
Auch die Gemeindeorganifation war nicht über die Betellung von Kirchenvätern zur 
Vermögensverwaltung hinausgefommen 8). Nur in Bernburg waren provijorijche 


1) Verord. v. 23. Dez. 1853 A.K.-«Bl. 1854, 
©. 111. Ebenfo war, ala 1793 die Zerbiter Ge- 
biete vertheilt wurden, das dortige Konfiftorium 
mit der Regierung verſchwunden. 

2) Verord. vom 1. März 1865, ebendai. 
1865, ©. 256. Seine Gejhäftsordnung empfing 
das Konfiftorium am 13. Mai 1865. Die 
Kompetenzen find angegeben im Hof- und Staats- 
Handbuch von 1867. Die Schulauffiht ift dem 
Konfiftorium entzogen und unter die kollegialiſch 
organifirte „Regierung Abdtheilung f. d. Schul: 
wejen“ geftellt worden. Doch müſſen die Mit 
alieder des Konfiftoriums auch Mitglieder diejer 
Abtheilung fein. Marquardſen, Handb. des 
Öffentl. Rechts (Freiburg 1884) 3, 2, ©. 148. 

3) Lippold, Geſchichte der Neligionsver- 
änderungen in Anhalt (Defjau 1826) ©. 124 ff. 

4) Val. Beckmann a. a. O. 1,. 247 und 417. 

5) Lippold a. a. ©. ©. 150. 


6) Ebenjo in Zerbt den Rejormirten. Vergl. 
Stenzel, Handb. d. Anhalt. Geſch. (Defjau 
1820) ©. 253 f. 

7) Die Schlüffe der Deswegen abgehaltenen 
Synode und die einſchlagenden Verordnungen in 
Geſ.«“S. 1, ©. 348 ff. 

8) Arndt, Handb. d. im Herzogth. Anhalt- 
Defau geltenden gejeglichen Vorſchriften, welche 
das —— u. Schulwefen betr. Deſſau 1837 
S. 16 f. 

9) Val. Herzog, Theol. Encyclop. (2. Aufl.) 
1, ©. 424 ff. 

10) Gej.:©. 10, ©. 19. 

11) Inſtr. v.31. Mai 1813. Gej.-©. ©. 295. 
12) Bol. Hof- und Staatshandb. f. d. 
Herz. Anh. Dejjau 1867. 

13) In Deſſau wurden Kirchenvorjteher auf 
Vorſchlag des Ortspfarrers dom Konſiſtorium 
beſtellt. Arndt a. a. O. ©. 129. 
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Kirchenvorſtände eingerichtet worden, weldhe i. 3. 18621) in definitive verwandelt 
wurden; und wenn auch das Geſetz dv. 21. Februar 18732) fogar für das ganze An- 
haltiſche Fürſtenthum die Errichtung von Kirchenvorſtänden angeordnet hatte, jo waren 
Doc deren Funktionen auf die gemeindlichen VBermögensintereffen bejchränkt geblieben. 
Um jo nothiwendiger erſchien es, die verjchiedenen früher jelbitjtändigen Landes— 
kirchen durch eine Berfallung mit einander zu verſchmelzen, welche den reformirten 
Verfaflungselementen Rechnung trüge. Darum publichte der Herzog durch Erlaß 
v. 6. Februar 1875 eine Kirchengemeinde- und Synodalordnung mit 
der Abficht, der evangeliichen Kirche Anhalts größere Selbititändigkeit zu verleihen. 
Diefe Ordnung jollte, was die allgemeinen Beltimmungen und die Synodalordnung betraf, 
noch mit einer außerordentlichen Landes-Synode vereinbart werden und nach erfolgter 
ſtändiſcher Genehmigung ins Leben treten. 

Während aber die Cinigung mit der außerordentlihen, deswegen zuſammen— 
berufenen Landes-Synode erzielt wurde, gab der Landtag lediglich jeine Genehmigung 
zu der Hirchengemeindeordnung, die dann unter dem Datum des 5. Februar 1575 (I) 
in Gemäßheit des Geſetzes v.28. Dezember 1875 (II) in Geltung getreten ift. 

Aber der Herzog beſchloß jegt, die jynodale Ordnung „aus eigener Machtvoll- 
kommenheit“ zu Stande zu bringen, und publicirte als oberiter Träger des Kirchen- 
regiments die Synodalordnung dv. 14. Dezember 1878 (IID, welche von 
der früher beablichtigten Errichtung der Kreis-Synoden Abftand nahm und nur eine 
Landes-Synode einführte. Diefe Ordnung hat für diejenigen Theile, welche einer 
ſtändiſchen Zuftimmung bedurften, diejelbe gefunden in dem Gejet vom 24. März 
1879 (IV). 


KRirchengemeindevordnung, 
für das Berzogthhum Anhalt vom 6. Februar 1875. 


Die Pfarrgemeinde und deren Organe. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. jede Pfarrgemeinde hat den Beruf, unter Leitung und Anregung des in 
ihr bejtehenden geiftlichen Amtes eine Pflanzjtätte evangelifch-hriftlichen Glaubens, 
Sinnes und Lebens zu jein. 

Sie hat das Recht, ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeßlichen Gränzen ſelbſt 
zu verwalten. Als Organe diefer Selbjtverwaltung dienen die Gemeindefichenräthe 
und die Gemeindevertretungen. 

Ss 2. Sn jeder Kirchengemeinde wird ein Gemeindeficchenrath, in den größeren 
Gemeinden auch eine Gemeindevertretung, gemäß der nachfolgenden Ordnung gebildet. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinschaftlichen Pfarramt verbunden (ver- 
einigte Muttergemeinden, Mutter und Tochtergemeinden), jo treten in allen gemeinfamen 
Angelegenheiten der Gejammtparochie die bejonderen Gemeindefirchenräthe, beziehungs- 
weiſe Gemeindevertretungen, zu einer gemeinfamen berathenden und bejchliegenden Körper: 
ſchaft zufammen, 


1) Verord. dv. 14. April 1862, | 29)68.$ 11, Gej.:©. 6, ©. 205. 
Friedberg, Verfafjungsgefere. Anhalt. 51 
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In Städten, welche mehrere unter einem gemeinfamen Pfarramte nicht verbundene 
ßarochien umfaſſen, treten zur Behandlung gemeinjamer Angelegenheiten die betheiligten 
oder die ſämmtlichen Semeindeficchenräthe, beziehungsweſie Gemeindevertretungen, zufammen. 


II. Gemeindefirchenrath. 
A, Mitglieder des Gemeindekirchenraths. 

8 3, Der Gemeindekirchenrath beſteht: 

1. aus dem Pfarrer (Paſtor, Prediger) der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im 
Pfarramte, 

2. aus einer Anzahl von Aelteſten, welche, ſoweit ihre Ernennung nicht dem Patron 
zuſteht ($ 6), durch Die Gemeinde gewählt werden (SS 34 ff.). 

S 4, Sind in einer Gemeinde mehrere Geiftliche feſt angeftellt, jo gehören fie 
jämmtlich dem Gemeindekirchenrathe als Mitglieder an. 

Hülfsgeiſtliche (Hülfsprediger, Adjunkte, Kirchenkandidaten) auf nicht Fundirten 
Stellen nehmen, auch wenn fie nicht ordinirt find, nur als Mitglieder mit berathender 
Stimme an den Situngen des Gemeindekirchenrathes Theil. 

Ss 5. Filials und angejchlojjene Pruttergemeinden wählen einen bejondern Gemeindes 
kirchenrath, welcher zur Behandlung gemeinjamer Angelegenheiten mit dem der Mutter— 
firche zufammentritt. 

Junerhalb einer Gejammtparochie ſoll die Zahl der Aelteſten nicht mehr al3 zwölf 
und nicht weniger als vier, in Filalgemeinden nicht weniger als zwei betragen. Bei 
Beftimmung der Zahl find Die Seelenzahl, ſowie jonjtige örtliche Verhältniſſe zu berüd- 
fichtigen. Für die erſtmalige Wahl erfolgt die Feitjtellung der Zahl durch das Konfi- 
itorium, künftig, nad) Vernehmung der Gemeindevertrefung, durch die Kreis-Synode '). 
Bei vereinigten Muttergemeinden oder Mutter- und Tochtergemeinden ijt die Zahl der 
Aelteſten innerhalb des zuläffigen Höchſtbetrags auf die Gemeinden dev Gejammtparochie 
angemefjen zu vertheilen. 

8 6. Sn Patronatsgemeinden hat der Patron die Befugniß, ein Gemeindeglied, 
welches die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften beſitzt ($ 35), zum Aelteſten 
zu ernennen oder, falls er die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenjchaften befigt, ſelbſt 
in den Gemeindekirchenrath einzutreten. Das gleiche Recht hat unter der gleichen Voraus— 
ſetzung der ein- für allemal beftellte Vertreter desjenigen Patrons, welcher Feine phyfiiche 
Perſon tft. Kompatrone haben über die Ausübung der vorjtehenden Befugnifje ji) 
unter einander zu vereinigen. Die Befugnifje ruhen, jo lange eine Einiguug nicht zu 
Stande fommt. 

8 7. Die zu Aelteſten Gewählten ſind im Hauptgottesdienft dor der Gemeinde 
feierlich einzuführen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 

„Gelobet Ihr vor Gott und diefer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienftes 
forgfältig und treu, dem Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und dieſer 
Gemeinde gemäß, zu warten und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß Alles 
ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Beſſerung?“ 

Erſt nach Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Aelteſte als in das Amt eingetreten 
zu erachten. 

B. Sitzungen und Beſchlüſſe des Gemeindekirchenraths. 

Ss 8. Den Vorſitz im Gemeindekirchenrath führt der Pfarrer. Bei Erledigung 

des Pfarramts oder dauernder Verhinderung des Pfarrers geht das echt des Vorſitzes 


1) Jetzt Konſiſtorium unter Zuziehung des Vorſtandes der Landes⸗Synode, ef. 8 28 ber 
Synodalordnung. 


7] I. Kirchengemeindeordnung vom 6. Februar 1875. 803 


auf den Superintendenten über, welcher fich in deſſen Ausübung von einem Mitgliede 
des Gemeindefirchenraths oder einem benachbarten Geiftlichen vertreten laſſen kann. In 
Fällen vorübergehender Berhinderung führt den ftellvertretenden Vorſitz ein Aelteſter, 
welcher vom Gemeindeficchenrathe aus feiner Mitte auf drei Jahre nach dem Eintritt 
der neuften Aelteſten ($S 43) gewählt wird. 

Sind mehrere Geijtlihe in der Gemeinde feſt angeftellt, jo kommt der Vorſitz 
dem erſten zu. Zur SER LEE it der im Range nächitfolgende Geiftliche berufen. 

In den Zällen des S 2 Abja 3 führt, wenn einer der Geistlichen zugleich Super- 
intendent iſt, diefer, jonft ein von der VBerfammlung gewählter Geiftlicher den Vorſitz. 

$ 9. Der Gemeindeficchenrath verfammelt fich zu ordentlicher Sikung in größeren 
Gemeinden in der Regel monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtge— 
legten Tage; in FEleineren Gemeinden mindeftens vierteljährlich zu außerordentlicher 
Sitzung, jo oft ihn der Vorſitzende durch fehriftliche oder jonit ortsübliche Einladung 
beruft. 

Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeitens die Hälfte der 
Aelteſten unter Angabe des Zwedes diejelbe verlangt. 

Zu den Berfammlungen ift in der Regel ein geiftliches Gebäude zu benußen. 

$.10. Die Sißungen find nicht Öffentlich und werden in der Regel mit Gebet 
eröffnet. 

Jedes Mitglied des Gemeindekirchenraths ift verpflichtet, über alle, die Seeljorge 
und Kirchenzucht betreffende Angelegenheiten, ſowie über die ſonſt als vertraulich bezeich- 
neten Gegenstände Berjchwiegenheit zu benbachten. 

Ss 11. Der Borfigende leitet die Verhandlungen und ift für die Aufrechthaltung 
der Ordnung verantwortlich. 

Die Beichlüffe werden dur Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des VBorfigenden, bei Wahlen das Loos. 

Zur Gültigkeit eines Beichluffes iſt erforderlih, daß mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des Gemeindefirchenrathd an der Abſtimmung Theil genommen hat; Meit- 
glieder, welche an dem Gegenjtande der Beſchlußfaſſung perjönlich betheiligt find, haben 
ih der Abjtimmung zu enthalten. 

Die Beichlüffe des Gemeindefirchenraths find unter Angabe des Tages und der 
Anweſenden in ein Protofollbuch zu verzeichnen und jedes Protokoll von dem Vorſitzen— 
den und mindeftens einem Weltejten zu unterjchreiben. Auf Verlangen eines Nitgliedes 
müfjen dabei die Gründe des Bejchluffes, ſowie etwa abweichende Stimmen nebjt deren 
Begründung angegeben werden. 

Dritten gegenüber werden, joweit der $ 22 nichts Anderes bejtimmt, Beſchlüſſe 
des Gemeindeficchenraths duch Auszüge aus dem Protofollbuche befundet, welche der 
Borfigende beglaubigt. Ausfertigungen und Berichte ergehen im Namen des Gemeindes 
kirchenraths unter der Unterfchrift des VBorfigenden. 

s 12. Sn Gemeindefirchenräthen von ftärferer Mitgliederzahl können für beſtimmte 
Geichäftszweige einzelne Mitglieder vorzugsweife berufen werden. Die bezüglichen Ans 
ordnungen, ſowie die Einrichtungen von Deputationen und Kommiffionen bleiben dem 
Gemeindekirchenrath überlafjen. 


C. Wirfungsfreis des Gemeindekirchenraths. 
$ 13. Der Gemeindeficchenrath hat die Aufgabe, der Kirchengemeinde in Aus— 
richtung ihres Berufes ($ 1) zu dienen. Er ſoll deshalb in Unterftüßung der pfarr— 
amtlichen Thätigkeit nach bejtem Vermögen zum religiöfen und jittlichen Aufbau der 
51 * 
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Gemeinde helfen, die hriftlichen Semeindethätigkeiten fürdern und Die Kirchengemeinde 
in ihren Angelegenheiten nach Maßgabe diefer Ordnung vertreten. 

8 14. Insbeſondere liegt dem Semeindefirchenvathe od, ſowohl durch ein ehrbares 
und chriftliches Leben feiner einzelnen Mitglieder der Kirchengemeinde mit einem guten 
Beifpiele vorzuleuchten , als auch durch bejonnene Anwendung aller dazu geeigneten 
und ſtatthaften Meittel chriſtliche Gefinnung und Sitte in der Gemeinde im Ganzen 
und in ihren Gliedern aufrecht zu erhalten und zu fürdern, dagegen Alles, was jitten- 
und jeelenverderblich wirken fan, nach Kräften zu hindern. In jeder ordentlichen 
Sitzung joll der Vorſitzende die Mitglieder des Gemeindekirchenraths zur Mittheilung 
etwa vorzutragender Bemerkungen in Betreff der religiöſen und ſittlichen Zuſtände der 
Kirchengemeinde veranlaſſen. 

Die Geiſtlichen ſind in ihren geiſtlichen Amtsthätigkeiten, was Lehre, Seelſorge, 
Verwaltung der Sakramente und die übrigen geiſtlichen Amtshandlungen betrifft, von 
dem Gemeindekirchenrathe unabhängig. Was jedoch die Zurückweiſung eines Gemeinde— 
gliedes von dem Genuſſe des heiligen Abendmahls betrifft, ſo iſt der Geiſtliche, wenn er 
Bedenken gegen die Zulaſſung hat, verpflichtet, unter ſchonender einſtweiliger Zurück— 
haltung des Betreffenden, die Sache dem Gemeindekirchenrathe vorzulegen. Stimmt dieſer 
zu, ſo iſt die Zurückweiſung auszuſprechen, gegen welche dem Zurückgewieſenen der Rekurs 
an die Kreis-Synode) offen bleibt. Erklärt ſich der Gemeindekirchenrath gegen Die 
Zurückweiſung, jo wird dieſer Beſchluß zwar fofort wirkſam, es kann aber der Geiſtliche, 
wenn er ſich bei demſelben nicht beruhigen will, die Angelegenheit zur Entſcheidung an 
die Kreis-Synode?) bringen. 

Der Gemeindekirchenrath ift, wenn er Verjtöße der Seiftlichen und der Aeltejten 
in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel wahrnimmt, jo befugt al3 verpflichtet, Tolches 
in feinem Schooße zur Sprache zu bringen. Behufs weiterer Verfolgung jteht ihm 
jedoch nur zu, dev vorgeſetzten Kirchenbehörde davon Anzeige zu machen. 

8 15. Der Gemeindekirchenrath hat für Erhaltung der äußeren gottesdienstlichen 
Ordnung zu jorgen und der Förderung einer würdigen Sonntagsfeier fi) anzunehmen. 

Zur Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen Gottesdienjte bedarf der Geijtliche 
der Zuftimmung des Gemeindekirchenraths. 

Dieſe Genehmigung iſt auch erforderlich, wenn in der Gemeinde beſtehende lokale litur— 
giſche Einrichtungen abgeändert, oder wenn das Kirchengebäude zu anderen Handlungen 
als denen, welche zum Gottesdienſt und zu ſonſtigen kirchlichen Erbauungsmitteln gehören, 
eingeräumt werden ſoll. Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn der anderweite Gebrauch 
der Beſtimmung des Kirchengebäudes widerſprechen würde. 

8 16. Der Gemeindekirchenrath hat keine unmittelbare Einwirkung auf die 
Schule; ev hat aber die religibſe Erziehung der Jugend zu beobachten und die Intereſſen 
der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. Mißſtände in der religiöfen 
Unterweifung der Jugend oder in jittlicher Beziehung find von ihn bei den gejeglichen 
Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen. 

8 17. Dem Gemeindeficchenrathe Liegt bie Zeitung der kirchlichen Armen— und 
Krankenpflege ob; auch hat er fein Augenmerk auf die Fürſorge für Verwahrlofte und 
enlaffene Sträflinge zu richten. 

Geeignetenfalls jet er ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden und Inſtituts⸗ 
verwaltungen ſowie mit allen beſtehenden freien Vereinen in Einvernehmen. Er kann 


1 und 2) Jetzt Konſiſtorium unter Zuziehung des Vorſtandes der Landes-Synode, cf. 8 28 der 
Synodalordnung. 
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fich auch Helfer mit amtlicher Stellung aus der Gemeinde, infonderheit aus der Gemeindes 
vertretung, beiordnen. 

$S 18. Der Gemeindekirchenrath ſtellt die Liſte dev wahlberechtigten Gemeinde— 
glieder ($ 34) auf, nimmt die dazu erforderlichen Anmeldungen entgegen, bereitet die 
Wahlen zum Weltejtenamt und zur Gemeindevertretung vor, Hält diefe Wahlen ab, 
beruft die Gemeindevertretung ein und bringt die Beſchlüſſe derfelden in Ausführung. 

8 19. Der Gemeindeficchenrath führt ein Verzeihniß der Gemeindeangehörigen 
und ijt befugt, Perfonen, welche nicht zur bürgerlichen Gemeinde gehören, ſich aber 
bereits ein Jahr lang am Orte der Gemeinde aufgehalten Haben, auf gemügende 
Zeugniffe in die Kirchengemeinde aufzunehmen. Er hat die Kontrole über Verlöfung 
der Kirchenſitze und über die Anweifung von Grabjtellen auf den der Kirche gehörigen 
Begräbnißpläßgen, wacht auch darüber, daß den vorhandenen Gottesaderordnungen in 
fichlicher Beziehung nachgegangen werde, 

$ 20. Der Gemeindeticchenratd hat von der eingetretenen Pfarrvafanz Anzeige 
zu machen und die Ddiesfalls ergehenden provijorijchen Anordnungen in Ausführung 
zu bringen. 

Rückſichtlich der Bejegung der Pfarrftellen jtehen ihm in Gemeinſchaft mit der 
Gemeindevertretung die $ 32 angegebenen Befugniffe zu. 

$ 21. Dem Gemeindeficchenrathe fommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht entgegenstehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er beauffichtigt 
ihre Dienftführung und übt das Necht der Entlaffung aus fündbaren Anjtellungen. 

Wegen Verleihung nd Entziehung dev mit Schulftellen verbundenen niederen 
Kirchenbedienungen behält es bei den bejtehenden Beftimmungen fein Bewenden. 

$ 22, Der Gemeindeficchenvath vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in ftreitigen wie in nichtftreitigen Nechtsfachen und verwaltet das Kirchen— 
vermögen, einjchließlich des Vermögens der kirchlichen Lokalſtiftungen, welche nicht fun— 
dationsmähig eigene VBorjtände haben, ſowie einjchließlieh des Pfarr und Pfarrwittwen- 
thumsvermögens, joweit das Recht jeweiliger Inhaber nicht entgegenjteht. 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden jchriftlichen Willenserklärung des Gemeindes 
kirchenraths bedarf es der Unterſchrift des Vorfigenden oder feines Stellvertreters und 
zweier Aelteſten ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. Hierdurch wird Dritten 
gegenüber die ordnungsmäßige Falfung des Beſchluſſes fejtgeftellt, jo daß es eines 
Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe deifelben, insbefondere der erfolgten Zujtimmung 
der Gemeindevertretung, wo eine jolche nothwendig tft, nicht bedarf. 

An den gefeglichen Verwaltungsnormen jowie an den, den vorgejegten Behörden 
zuftehenden Rechten der Aufſicht und der Einwilligung zu beftimmten Handlungen der 
Verwaltung wird duch den Webergang der lebteren auf den Gemeindeficchenrath nichts 
geändert ($ 47). Auch bewendet es bei den betehenden Normen über die Angabe über- 
ichießender Revenüen beſſer dotirter Pfarrſtellen 9) an die Pfarrbeſoldungskaſſen bis 

1) Bol. das Kirchengeſetz, die Feit: | die Geiftlihen der evangeliſchen Landeskirche 
ftellung des Dienfteinfommens der | Unferes Herzogthums nach ihrem Dienftalter bei 
Geiftlihen betreffend, v. 14. Febr. | vorwurfsfreier Dienftführung fortan Ausficht 
iedri 5 | ——— ne jt dev Landeskirche anges 
a von Gottes Gnaden Herzog . Mille Geitlice, melde eine Marriteile 

noch nicht inne haben, wie Hülfsprediger, 


verordnen hierdurch wegen Zeitjtellung des Dienft= Kreispfarrvifare u. ſ. w. 1800 Mark neben 
einfonmmens der Geiftlichen unter Zuftimmung | freier Wohnung oder 200 Mark Mieths: 


der Landes-Synode als Kirchengejeß, was folgt: Entſchädigung; 
$ 1. Das Einkommen, auf deſſen Gewährung 2. für Geiſtliche, die ein Pfarramt bekleiden 


806 


Anhalt. 


[10 


dahin, wo hierüber mit Zuftimmung der Landes-Synode eine anderweitige Regelung 


ftattgefunden haben wird; (conf. 8 12 


u 


a. bei der erſten Anftellung 21009.) © 
b. nad) Zurüel.v. 5 Dienftj. 2700 „ [7 
Ce u " " 10 " 3300 " = 
d „ " " 15 " 4000 " =) 
en " " 25 " 4500 " = 
f. 30 5000 „ I# 


Der Werth der vorhandenen Dienftwohnung 
wird jedesmal in der Vokation feſtgeſtellt. 

Wenn Dienftwohnungen nicht vorhanden find, 
foll den Geijtlichen eine Miethsentſchädigung 
von 200-500 M. nach näherer Feſtſtellung des 
Konfiftoriums gewährt werden. Diele Ent- 
ihädigung ift als Theil des Gehaltes anzu— 
jehen. 

Die Rechte und Pflichten der Geiftlichen bei 
Uebergabe und Rückgewähr der Dienſtwohnungen 
und ſonſtigen Dienſtgrundſtücke werden durch 
kirchenregimentliche Verordnung geregelt. 

Außer dem Gehalte haben die Geiſtlichen eine 
angemeſſene Vergütung für die Dienſtunkoſten 
(Filialfuhren u. ſ. w.) nach Feſtſtellung des 
Konſiſtoriums zu beziehen. 

8 2. Die Einführung dieſer Grundſätze für 
bejtimmte Dienſtaltersſtufen ſchließt die Zuläſſig— 
keit der Gewährung eines höheren Einkommens 
an Geiſtliche, ſoweit Mittel dazu vorhanden ſind, 
nicht aus. 

Bei Pfarrſtellen ohne kirchenregimentliches 
Amt ſoll jedoch das Dienſteinkommen 6000 M. 
neben freier Wohnung nicht überſteigen. 

Zur Beſoldung von Geiſtlichen, welche ein 
kirchenregimentliches Amt bekleiden, können neben 
dem ‚übrigen, den Beſtimmungen des gegen— 
wärt!gen Gejeßes entjprechenden Dienſteinkommen 
bis 500 M. aus der Landespfarrkaffe verwendet 
werden, 

$ 3. Soweit kirchliche Intereſſen nicht ent- 
gegenftehen, wird den Geiftlichen das ihnen nach 
dem Dienſtalter zuſtehende Einkommen durch 
Verleihung entſprechend fundirter Stellen über— 
wieſen. 

Erachtet das Kirchenregiment die Ueberweiſung 
einer derartigen Pfarrſtelle für unthunlich, ſo ſind 
die erforderlichen Zuſchüſſe aus der allgemeinen 
Landespfarrkaſſe zu leiſten. 

Derartige Gehaltszuſchüſſe haben die Natur 


penfionsberedhtigter Gehaltstheile, find jedoch | 


mır als perjönfihe Zulagen anzufehen und 
fallen bei dem Abgange des Geijtlichen don der 
betreffenden Stelle zu Gunsten der genannten 
Kafle weg. 

8 4. Dem Kixchenregimente fteht Die Befug— 
niß zu, denjenigen Betrag, um welchen die 
Einkünfte einer Pfarrjtelle das dem jeweiligen 
Stelleninhaber bewilligte Dienfteinfonmen über: 
jteigen, in die allgemeine Landespfarrkaſſe über: 
zuleiten, 

An der bejtehenden rechtlichen Verbindung der 
itiftungsmäßigen Stellendotation mit der eins 
zelnen Pfarritelle, beziehentlich mit dem bejtehen- 
den Örtlichen Kirchenſyſtem, wird hierdurch nichts 
geändert, und der Stelleninhaber hat, inſoweit 
als bei Verleihung der Stelle oder jpäter nicht 


sub 7 der Synodalordnung !). 


etwas Anderes feſtgeſetzt ift, Anſpruch auf das 
ganze Stelleneinfommen. 

Treten bei einer Stelle Veränderungen ein, 
welche eine Erhöhung oder Verminderung des 
Steffeneinfommens zur Folge haben, jo iſt der 
Steffeninhaber verpflichtet, hiervon bis jpäteftens 
zum Schluß des betreffenden Jahres dem Kon 
fültorium behufs Berichtigung des Einfommens- 
verzeichniffes Anzeige zu machen. 

Die Verabfäumung diefer Anzeige hat, unbes 
ichadet dev Befugniß des Kirchenregiments, das 
vom GStelleninhaber zu viel Empfangene wieder 
einzuziehen, zur Folge, daß der Stelfeninhaber 
des Rechtes verluftig geht, bei einer jpäteren 
amtlichen Feititellung des Dienfteinfonmens Die 
Berücfihtigung der eingetretenen Aenderung zu 
verlangen. 

8 5. Wenn ein Gemeindefivchenrath der ihm 
nach 822 der Kirchengemeindeordnung obliegenden 
Verpflichtung zur Vertretung des Pfarrvermögens 
nicht genügt, Jo ift das Konfijtorium, unbejchadet 
aller Tonftigen nad $ 47 der Kirchengemeinde— 
ordnung ihm zuftehenden Befugniſſe berechtigt, 
die Vertretung ſelbſt zu übernehmen oder eine 
andere Perſon damit zu beauftragen. 

S 6. Wenn Geiftliche die ihnen angebotene 
Verſetzung auf eine Pfarritelle mit höherem Ein- 
fommen ohne triftige Gründe ablehnen, jo wird 
bei dem Einrücen derjelben in eine Höhere 
Dienftaltersftufe der Mehrbetrag des angebotenen 
Einfommens gegen das bisherige auf den Ge— 
haltsſatz dev betreffenden Altersitufe in Anred- 
nung gebradt. 

Veber die Frage, ob triftige Gründe zur 
Ablehnung vorgelegen haben, entjcheidet das 
Konfiftorium unter Zuziehung des Synodal« 
vorjtandes. 

8 7. Das Dienftalter der Geiftlichen iſt für 
die Feitjtellung des Gehaltsjages vom Tage der 
Ordination an zu rechnen. 

Sit ein Geiftlicher früher im Anhaltiſchen 
Schuldienſte beſchäftigt geweſen, ſo wird, ſoweit 
nicht nach dem Ermeſſen des Kirchenregiments 
aus bejonderen Gründen ein früherer Zeitpunkt 
feftgefeßt wird, der Zeitpunkt dev feſten Anitel- 
lung als Beginn der Dienftzeit gerechnet. 

Bei der Berufung don Geijtlichen aus anderen 
Ländern oder aus anderen Berufsarten wird das 
Dienftalter in jedem einzelnen Falle bejonders 
feitgeitellt. 

$ 8. Einen Nehtsanfprud auf den nad 
gegenwärtigem Geſeße zutreffenden Gehaltsjak 
erwerben die Geiftlichen erſt durch deſſen Ver— 
leihung. 

Die Bewilligung der Zulagen nad den 
Altersjtufen erfolgt jährlich zum 1. Januar. 

Die Verleihung kann unterbleiben, wenn die 
Dienftführung eines Geiftlichen nicht vorwurfs— 
frei gewefen ift. Darüber, ob diejes der Fall 
jei, entjcheidet das Konfiftorium unter Zuziehung 
des Synodalvorjtandes. In derjelben Weiſe 
ift über die etwaige Wiederaufhebung ſolcher Bor: 
enthaltung des Normalgehaltes Beſchluß zu faſſen. 


11] I. Kirchengemeindeordn. v. 6. Februar 1875. (Kirchengeſetz v. 14. Februar 1883.) 807 


In den Fällen des 8 31 ift der Gemeindeficchenvath an die Mitwirkung der 


Gemeindevertretung gebunden. 


Die zwangsweife Einziehung der kirchlichen Gemeindeumlagen erfolgt durch Requifition 
der Ortsbehörden unter Anwendung der Vorfehriften des Anhaltiſchen Gejeges vom 


30. April 1866 Ar. 103 d. ©.-©.). 


Beichlüffe über Umlagen auf Grund deren eine Zwangspollitredung ftattfinden 
joll, bedürfen zuvor der Genehmigung der betreffenden Herzoglichen Kreisdireition. 

Dieje Genehmigung ift zu verfagen, wenn Bedenken Hinfichtlich dev Ordnungs— 
mäßigfeit der Auferlegung, der Angemefjenheit des Beitragsfußes oder der Leiltungs- 
fähigkeit dev Pflichtigen beftehen oder ſonſt landesgeſetzliche Bejtimmungen verletzt 


worden find. 


$ 23. Dem Patron bleiben außer der Theilnahme an der Verwaltung des kirch— 
lichen Vermögens durch die Betheiligung am Gemeindeficchenrath ($ 6) da, wo derjelbe 


8 9. Inſoſern die Mittel der Yandespfarr- 
falle nicht ausreichen, die in $ 1 beitimmten 
Gehaltsſätze vollftändig zur Durchführung zu 
bringen, fann eine Abweichung von den gedachten 
Süßen erfolgen; es müſſen aber die dann noth— 
wendigen Schmälerungen immer bei den höchſten 
und höheren Klafjen beginnen. 

Auf bereits verliehene Gehaltstheile findet dieſe 
Beitimmung feine Anwendung. 

$ 10. Auf Privatpatronatsitellen und deren 
Inhaber finden die vorgedachten Bejtimmungen 
feine Anwendung. 

8 11. Die Beitimmungen dieſes Geſetzes 
treten vom 1. März d. Is an in Kraft. 

Mit der weiteren Ausführung des Gejeßes 
wird das Konfiftortum beauftragt. — Bal. auch 
dazu die Beftimmungen über die Benutz— 
ung, Erhaltung und Zurüdgabe der 
Dienftgrundftüde der Geijtliden vom 
12. Juli 1883 Gej.-©. ©. 245 fi. 

1) Bol. jeßt das Kirhengefeß, die 
Bildung einer allgemeinen Landes— 
pfarrfafje und deren Berwaltung 
betreffend, vom 14. Febr. 1839. 

Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog 
von Anhalt ıc. 
verordnen hierdurch wegen Bildung einer aflges 
meinen Landespfarrfaife und deren Verwaltung 
unter Zuftimmung der Landes-Synode, Was 
folgt: 

$ 1. Die in Unferen Landen getrennt bes 
ftehenden vier Pfarrbefoldungsfaffen, nämlich: 

a. die Deſſauer Pfarrbeſoldungskaſſe, 

b. die Bernburger Pfarrbeſoldungskaſſe, 

ce. die Köthenſche reformirte Pfarrbejoldungs- 


kaſſe, 
d. die Köthenſche lutheriſche Pfarrbefoldungss | 
kaſſe, 
werden zu einer allgemeinen Landespfarrkaſſe 
vereinigt. 
$ 2. Vorher werden die jetzt in den Pfarr— 


bejoldungsfaflen unter befonderen Titeln befind= 
lichen Entihädigungsgelder der niederen Kirchen— 
Diener für aufgehobene Stolgebühren ausge— 
fondert und zu einem gemeinjchaftlichen Fonds 
für Unfere Lande vereinigt, welcher dann eine 
bejondere Abtheilung der Landespfarrkaſſe bildet. 


$ 3. Die der Landeskirche aus der Staatskaſſe 
bewilligte feſte Jahresrente von 100,000 M. 
fließt in die Landespfarrkaſſe. 

8 4 In die Landespfarrkaſſe fließen auch die 
aus den kirchlichen Bauunterſtützungskaſſen (mons 
pietatis, aerarium ecclesiasticum Carolinum, 
Deffauer Unterſtützungskaſſe) gegenwärtig bereits 
zur Gewährung von Gehalten an Geiftliche vers 
wendeten Mittel. 

Nach Ausicheidung diefer Summen werden Die 
kirchlichen Bauunterjtügungsfaffen zu einer allge: 
meinen Unterjtügungsfaffe für arme Kirchen und 
Kirchengemeinden vereinigt und bilden als 
folche eine bejondere Abtheilung der Landes- 
pfarrkaſſe. 

$ 5. Die Vermögensbeſtände, ſowie alle Ein— 
nahmen und Ausgaben der vorgedachten, bisher 
getrennt bejtandenen Kaſſen, gehen bei ihrer Ver— 
einigung auf die neu gebildete Landespfarrkaſſe, 
bezw. auf die beſonderen Abtheilungen derſelben 
(88 1, 2, 4) über. 

In den bereits beitehenden Verpflichtungen der 
betreffenden Kaſſen wird durch die vorjtehenden 
Beitimmungen nichts geändert. 

$ 6. Die Verwaltung der Landespfarrkaſſe 
erfolgt von Unferem Konfiftorium auf Grund 
von Etats, welche alljährlich von dem Konfiftorium 
in Gemeinfchaft mit dem Synodalvorjtande auf: 
gejtellt werden. 

Zu Etatsäberjchreitungen ift die Zuſtimmung 
des Synodalvorftandes und die Genehmigung 
des Staatsminifteriums erforderlich. 

Gehaltszulagen aus der Landespfarrlaffe an 
Geiftlihe und Kirchendiener können nur mit 
Unjerer Genehmigung verliehen werden. 

Für die Prüfung dev Rechnungen dev Landes— 
pfarrkaſſe find die Beitimmungen dev Synodal- 
ordnung Für das Herzogthum Anhalt vom 
14. Dezember 1878 (Nr. 509) $ 12 unter 7 
maßgebend. 

$ 7. Unferem Staatsminifterium verbleiben 
auch bezüglich der Landespfarrfafje Die in Art. ya 
des Gejeßes Nr. 515 vom 24. März 1879 vor» 
behaltenen jtaatlichen Aufſichtsrechte. 

Mit der weiteren Ausführung der Beſtimmungen 
d. gegenwärtigen Gejeßes wird Unfer Konſiſtorium 
beauftragt. 
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Batronatslaften für die kirchlichen Bedürfniffe trägt, die Aufficht über die Verwaltung 
der Kirchenkaſſe und das Recht der Zuftimmung zu den nach den bejtehenden Geſetzen 
ſeiner Genehmigung unterliegenden Geſchäften der Vermögensverwaltung. 

In letzterer Beziehung gilt jedoch ſeine Zuſtimmung zu Beſchlüſſen des Gemeinde—⸗ 
kirchenraths und der Gemeindevertretung für ertheilt, wenn er auf abſchriftliche Zuſtellung 
des betreffenden Beſchluſſes nicht binnen dreißig Tagen nach dem Empfange dem 
Gemeindekirchenrathe ſeinen Widerſpruch zu erkennen gibt. 

Geſchieht das Letztere, ſo ſteht dem Gemeindekirchenrathe der Rekurs an die vor— 
geſetzte Aufſichtsbehörde offen. Dieſe iſt befugt, geeignetenfalls den Widerſpruch des 
Patrons zu verwerfen und deſſen Einwilligung zu ergänzen. 

Kommt es für Urkunden auf formelle Feſtſtellung der Zuſtimmung des Patrons 
an, und iſt die letztere wegen Verabſäumung der dem Patron offen ſtehenden Erklärungs— 
friſt für ertheilt zu erachten, ſo wird die fehlende Unterſchrift deſſelben durch die 
zuſtändige Aufſichtsbehörde ergänzt. 

$ 24. Für die Verwaltung der Kirchenkaſſe hat der Gemeindefirchenvath eines 
ſeiner Mitglieder zum Rendanten zu ernennen. 

Demjelden kann eine Vergütung für fachliche Ausgaben , nicht aber eine Beſol— 
dung angemwiejen werden. 

Auslagen find ihm zu erſetzen. 

Sit nach dem Umfange der Kafje eine unentgeltliche Verwaltung nicht zu erreichen, 
jo kann der Gemeindefirchenvath unter feiner Verantwortlichkeit für die Kirchenkaſſe 
einen beſoldeten Rendanten anſtellen; ſoll jedoch hierzu ein Mitglied des Gemeindekirchen— 
raths ernannt werden, jo iſt die Genehmigung des Vorſtandes der Kreis-Synode ') 
erforderlich. 

Der Rendant hat folgende Obliegenheiten: 

a, Er Irhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und (eiftet die Ausgaben aus derjelben. 
Die Ausgaben erfolgen, joweit es ſich um feftjtehende Zahlungen an beſtimmte 
Empfänger handelt, auf Grund des Etats, ſonſt auf befondere jehriftliche 
Zahlungsanmeifung des Vorſitzenden des Gemeindekirchenraths. 

b. Ex legt dem Gemeindekirchenrathe jährlich Rechnung ab und hat fich den von 
diefem angeordneten Kafjenrevijionen zu unterwerfen. 

c. Er führt die nächte Aufficht über die kirchlichen Gebäude, Grundjtüce, Geväthe 
und jonftigen Inventarienſtücke. Wegen der zur Sinitandhaltung oder Erneuerung 
derjelben erforderlichen Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder Bauunternehmungen 
hat er beim Gemeindekirchenrathe rechtzeitig Anträge zu ftellen. 

8 25. Der Gemeindekirchenrath ift das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kicchenbehörden und Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung vom Vorlagen der Kicchenregierung, insbejondere bei Parochialveränderungen, 
als auch geeigneten Falls durch Einbringung don Anträgen wahrzunehmen. 

$ 26. Der Gemeindekirchenrath ſoll in der Gemeinde die Erwedung einer 
(ebendigen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen fein lafjen und 
zu diefem Behufe namentlich die Wünjche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder willig 
entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat er bei geeigneten Gelegenheiten, 3. B. 
bei der Wahl der Gemeindevertreter, über die zur Veröffentlichung ſich eignenden 
wichtigeren Vorgänge feines VBerwaltungsgebiets der Gemeinde Mitteilung zu machen. 


1) Jetzt Superintendent, ck. $ 28 der Synodalordnung. 
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III. Gemeindevertretung. 

SETS Kirchengemeinden von 500 Seelen oder darüber wird durch die 
Wahl der Gemeinden (88 34 ff.) eine Gemeinbenertvehing gebildet. 

In Gemeinden unter 500 Seelen kommen die Rechte der Gemeindevertretung der 
Berfammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder zu. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinjchaftlichen Pfarramte verbunden 
(vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und Tochtergemeinden) und beträgt die Geſammt— 
ſeelenzahl derſelben 500 oder darüber, jo iſt für die in $ 2 Abſatz 2 vorgeſehenen Fälle 
in jeder Gemeinde, ohne Rückſicht auf deren Seelenzahl, eine Gemeindevertretung zu 
bilden, ſo daß ſo viele Gemeindevertretungen als Kirchſpiele in der Geſammtparochie 
vorhanden ſind. 

Ob die für Bildung der Vertretung entſcheidende Seelenzahl in einer Gemeinde 
dauernd vorhanden iſt, wird durch Beſchluß des Gemeindekirchenraths feſtgeſtellt. 

$ 28. Die Stärke der Gemeindevertretung beträgt das Dreifache dev normalen 
Zahl der Xeltejten. 

Eine ftärkere Zahl von Mitgliedern kann auf Antrag der Gemeindevertretung 
nach gutachtlicher Anhörung der Kreis-Synode ) vom Konfiftorium genehmigt werden. 

$ 29. Die Gemeindevertretung verhandelt und beichließt in Gemeinjchaft mit dem 

Gemeindekirchenrathe über die von dem letztern zur Berathung vorgelegten Gegenftände. 

Der Vorfitende des Gemeindekirchenraths ift zugleich Vorfigender dev zu einem Kollegium 

vereinigten Verſammlung. 

Sie wird je nad) dem vorhandenen Bedirfniffe unter Angabe der wejentlichen 
Gegenftände der Verhandlung berufen. 

Auf Verlangen des Konfiftoriums muß die Berufung jederzeit erfolgen. 

Die Einladung geſchieht durch den Vorfigenden ſchriftlich oder in ortsüblicher Weile. 

S 30. Auf die Verfammlungen, Berathungen und Bejchlüffe dev Gemeindever- 
tretung finden die Beftimmungen des 8 11 Anwendung. 

St auf die erſte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit dev 
Gemeindevertretung nicht erfchienen, jo ift eine zweite Verſammlung zu veranftalten, in 
welcher die Erjehienenen, ohne Rückſicht auf ihre Zahl, die Gemeinde gültig vertreten. 

Die Beichlüffe werden in das Protokollbuch des Gemeindekirchenraths eingetragen. 

Ss 31. In folgenden Angelegenheiten bedarf der Gemeindefirchenvat der bejchließenden 
Mitwirkung der Gemeindevertretung: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belajtung von Grund» 
eigenthum, der Verpachtung und Vermietung von Kirchengrundftüden auf länger 
als 12 Jahre und Verpachtung oder Vermiethung der den Firchlichen Beamten 
zur Nußung oder zum Gebrauch überwiejenen Grundftüde über die Dienjtzeit 
des jeweiligen Inhabers hinaus; 

. bei aufßerordentlichen Nutzungen des Vermögens, welche die Subſtanz ſelbſt 
angreifen, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, jofern fie nicht 
zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 

. bei Anleihen, joweit fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen und aus 
den Laufenden Einnahmen derfelben Boranjchlagsperiode zurüderftattet werden können; 

4, bei der Anstellung von Prozeffen, joweit fich dieſelben nicht auf Eintveibung 

fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausftehender Kapitalien, 
deren Zinjen rückſtändig geblieben find, beſchränken, desgleichen bei der Abſchließung 
von Vergleichen; 


ID 


u) 


Ei). 9, Jeht Superintendent. 
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$ 32. Die Bejeßung exledigter Pfarritellen erfolgt, abgejehen von den Patronats- 
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bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern nicht über 


die Nothwendigfeit der Bauausführung bereits durch die zuftändige Behörde 
endgültig entſchieden ift. Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag 
150 Mark überfteigt. Im Fall des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung 
ein= fir allemal die Vollmacht des Semeindefirchenvaths zur Vornahme höher 
veranichlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 900 Mark hinaus 
erweitern; 


bei Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Geldmittel und 


Leiſtungen, ſoweit ſolche nicht nach beſtehendem Rechte aus dem Kirchenvermögen 
oder vom Patrone oder von ſonſt privatrechtlich Verpflichteten zu gewähren ſind, 
insbeſondere bei Feſtſetzung der auf die Gemeinde zu repartirenden Umlagen 
und bei Beſtimmungen des Repartitionsfußes, welcher nach Maßgabe der Staats— 
ergänzungsſteuer oder am Orte erhobener Kommunalſteuern feſtgeſetzt werden muß; 


‚ bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebührentagen und Preiſe 


für Kicchenfige und Grabftellen ; 


. bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotivung neuer Stellen für den 


Dienst der Gemeinde fowie zur dauernden Verbeſſerung des Einkommens der 
beftehenden ; bei danernder Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftender 
Bewilligungen; bei Verwandlung veränderlicher Einnahmen der Kicchenbeamten 
in fefte Hebungen oder bei Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrente; 
Letzteres, ſoweit nicht die Umwandlung in dem geſetzlichen Ablöſungsverfahren 
erfolgt; 


bei Feſtſtellung des Etats der Kirchenkaſſe und der Voranſchlagsperiode ſowie, 


wenn die jährliche etatsmäßige Solleinnahme der Kirchenkaſſe 900 Mark oder 
mehr beträgt, bei Abnahme der Jahresrechnung und Ertheilung der Decharge. 
In allen Fällen iſt der Etat und die Jahresrechnung nach erfolgter Feſt— 
ſtellung resp. Decharge auf 14 Tage zur Einſicht der Gemeindeglieder öffentlich 
auszulegen; 
bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter— 
ſtützung evangeliſch-chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern dieſelben einzeln 
zwei Prozent der etatsmäßigen Solleinnahme der Kirchenkaſſe überſteigen. Bis 
zu dieſem Betrage iſt der Gemeindekirchenrath zu ſolchen Bewilligungen ermächtigt, 
doch darf der Geſammtbetrag derſelben während eines Jahres fünf Prozent der 
Solleinnahme nicht überſchreiten; 
bei Errichtung von Gemeindeſtatuten ($ 46). 


iteffen, durch den evangelifchen Landesheren auf Vorſchlag des Konſiſtoriums. 


Es ſoll jedoch vor Wiederbeſetzung einer Pfarrſtelle, welche keinem Privatpatronate 


unterfällt, jedesmal dev Gemeindekirchenrath in Gemeinſchaft mit der Gemeindevertretung 
durch den Vorfikenden dev Kreis-Synode !) mit feiner Aeußerung über den Firchlichen 
Zuftand der Gemeinde oder über das Vorhandenfein bejonderer, bei der Bejegung zu 
berückfichtigender Bedürfniſſe und VBerhältniffe gehört und dieſe Erklärung durch den 
gedachten Vorſitzenden der Kreis-Synode?) mit jeinem Gutachten dem Konſiſtorium vor— 
gelegt werden. 

In gleicher Weife vergewiffert ſich das Kirchenvegiment, ob ein von einem Patron 
Präfentirter für die Stelle geeignet ei. 


Der Gemeinde fteht außerdem das Recht zu, begründete Einwendungen gegen des 


1 und 2) Jet Superintendent, cf. $ 23 der Synodalordnung. 
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Deſignirten Perſon, Lehre, Wandel und Gaben nach abgelegter Probe zu erheben. 
Dies Recht wird von dem Gemeindekirchenrathe in Gemeinſchaft mit der Gemeinde— 
vertretung ausgeübt (efr. $ 17 sub 6 der Synodalordnung). 

g 33. Der Gemeindeficchenrath ift befugt, auch andere Gemeindeangelegenheiten, 
die ihm dazu geeignet ſcheinen, an die Gemeindevertretung zur Berathung und Beſchließung 
zu bringen. 

Die in Folge deſſen gefahten Beſchlüſſe find für den Gemeindekirchenrath maßgebend. 

IV. Bildung der Gemeindeorgane. 

g 34, Die Mitglieder des Gemeindekirchenraths und der Gemeindeficchenvertretung 
werden don den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

MWahlberechtigt find alle männlichen, jelbititändigen, über 24 Jahre alten Mit- 
glieder der Gemeinde, welche beveits ein Jahr in der Gemeinde oder, wo mehrere Gemeinden 
am Orte find, an diefem Orte wohnen, zu den Kirchlichen Semeindelaften nach Maßgabe 
der dazu beftehenden Verpflichtungen beitragen und ſich zum Eintritt in die wahl— 
berechtigte Gemeinde ardnungsmäßig nad) Maßgabe der darüber zu erlaffenden Inſtruk— 
tionen angemeldet haben. 

Der Batron ift wahlberechtigt, auch wenn er nicht am Orte dev Gemeinde wohnt. 

Als ſelbſtſtändig find nicht anzunehmen Diejenigen: 

1. welche feinen eigenen Hausftand haben und dabei fein Öffentliches Amt befleiden 
oder fein eigenes Gejchäft, beziehungsweiſe nicht als Mitglied einer Familie deren 
Geſchäft Führen; 

2. welche unter Kuratel ftehen oder ſich im Konkurſe befinden; 

3. welche im lebten Jahre vor der Wahl armuthshalber Unterſtützung aus Armen⸗ 
mitteln oder Erlaß der Staatsſteuern oder der kirchlichen Beiträge genoſſen 
haben. 

Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 

1. wer nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befindet; 

2. wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, welches die 
Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß 
oder kann, in Unterſuchung ſich befindet, bis zur Beendigung der Sache; 

wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel 
ein öffentliches, noch wicht durch nachhaltige Beſſerung gefühntes Aergerniß 
gegeben hat; 

4, wer wegen Verlegung befonderer Firchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchen: 
gejeßes des Wahlrechts verluftig erklärt üft. 

Das Wahlrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung Firhlicher Umlagen über 
ein Jahr im Rückſtande find. 

s 35. Wählbar in die Gemeindevertretung find alle Wahlberechtigten, fofern fie 
nicht durch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen Gottesdienfte und von der Theil- 
nahme an den Sakramenten die Bethätigung ihrer Kirchlichen Gemeinſchaft vernach— 
läſſigen. 

Wählbar in den Gemeindekirchenrath ſind alle zum Eintritt in die Gemeindever— 
tretung befähigte Perſonen, welche das dreißigſte Lebensjahr vollendet haben. 

$ 36. Der Gemeindekirchenrath ordnet die Wahl für die Gemeindeorgane an und 
legt die von ihm aufgeftellte Lifte dev Wahlberechtigten ($ 18) in einem Jedermann 
zugänglichen Lokale 14 Tage lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte von der Kanzel bekannt 
zu machen mit dem Beifügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Reklamationen gegen 


co 
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die Lifte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Gemeindekirchen— 
raths kann die Bekanntmachung auch noch in andern, den örtlichen Verhältniſſen ent— 
ſprechenden Formen erfolgen. 

Die eingehenden Reklamationen hat der Gemeindekirchenrath zu prüfen und geeig— 
netenfalls die Liſte zu berichtigen; gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch 
von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen 14 Tagen der Rekurs an den Vorſtand der 
Kreis-Synode!) zu. Durch Einlegung des Rekurſes wird Die anjtehende Wahl nicht 
aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Reflamationsfrift und dem Tage der Wahl müſſen 
mindeftens 14 Tage in der Mitte liegen. 

8 37. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl ſowie der Zahl der für den Gemeindekirchenrath und für die 
Semeindevertretung zu wählenden Perfonen von der Kanzel in allen von der Anordnung 
der Wahl bis zum Wahltage ftattfindenden Hauptgottesdienften zu geichehen. Anderweit 
den örtlichen Verhältniſſen entjprechende Bekanntmachungen zu veranftalten, bleibt dem 
Ermeſſen des Gemeindeficchenraths überlafjen. 

Der Batron oder Batronatsvertreter (8 6) ift zur Theilnahme an der Wahlhandlung 
beſonders einzuladen. 

$ 38. Die Wahl geſchieht in der Kirche der Wahlgemeinde an einem Sonntage 
nah Schluß des Hauptgottesdienites. 

Die Wahlhandlung wird von dem Vorſitzenden des Gemeindeficchenraths geleitet, 
welchen die übrigen. Mitglieder des Gemeindefirchenvaths und erforderlichen Walls 
einige von diefem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand zur Seite ftehen. 
Der Patron oder der Patronatsvertreter ift immer berechtigt, im den Wahlvoritand 
einzutreten. 

Der Borfigende eröffnet die Wahlhandlung. Cr ermahnt die Wähler, ihre Wahl 
auf Männer von unfteäflichen Wandel, chriſtlicher Geſinnung, bewährter Liebe zur 
evangelifchen Kirche und fleißiger Theilnahme an Wort und Saframent zu richten. 

Nur die perfönfich erſchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. Die Abjtimmung 
erfolgt jchriftlich mittelft Stimmzettel. Dur) Beihluß des Gemeindefirchenrath8 Tann 
eine mündliche Abſtimmung zu Protofoll angeordnet werden. 

Zunächſt ift die Wahl der Aelteften, danach die der Mitglieder der Gemeindever— 
tretung zu vollziehen. 

Gewählt ſind Diejenigen, auf welche die abſolute Mehrheit der abgegebenen Wahl⸗ 
ſtimmen gefallen iſt. Hat der erſte Wahlgang eine abſolute Mehrheit für die zur 
Bildung oder Ergänzung der Gemeindeorgane erforderliche Zahl von Perſonen nicht 
ergeben, ſo iſt, bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere Wahl fortzuſetzen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den wejentlichen 
Hergang befundet. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden oder mindejtens zwei 
Mitgliedern des Gemeindeficchenraths unterzeichnet. 

8 39, Die Namen der Gewählten werden, nachdem der Gemeindekirchenvath die 
Legalität der Wahl geprüft und anerkannt hat, an zwei auf einanden folgender Sonn— 
tagen im Hauptgottesdienſte der Gemeinde befannt gemacht. 

$ 40. Ginsprüche gegen die Wahl können bis zur zweiten Bekanntmachung ders 
jelben ($ 39) von jedem wahlbereshtigten Gemeindegliede ($ 34) erhoben werben, 

Ueber ſolche Einfprüche entjcheidet der Gemeindeficchenvath und, auf eingelegten 


_D Debt Konfiftorium unter Zuziehung des Vorftandes der Zandes =» Synode, cf. $ 23 ber 
Synodalordnung. 


171 I. Kirhengemeindeordmimg vom 6. Februar 1875. 813 


Rekurs, für welchen von Zuftellung der Entjceheidung an eine vierzehntägige präkluſiviſche 
Friſt läuft, der Vorſtand der Kreis-Synode )). 
Der Lebtere hat auch von Amtswegen die Wahl zu prüfen. 
$ 41. Die Gewählten können das Gemeindeamt nur ablehnen oder niederlegen, 
1. wenn fie das fechzigite Lebensjahr vollendet oder 
2. ſchon ſechs Jahre das Aelteftenamt bekleidet haben, oder 
3. wegen anderer erheblicher Entfehuldigungsgründe, 3. B. Kränklichkeit, häufiger 
Abweſenheit, unvereindbarer Dienjtverhältniffe. Ueber die Erheblichkeit und that= 
jächliche Begründung entjcheidet der Gemeindefirchenrath und, auf eingelegten 
Rekurs, für welchen von Zuftellung der Entjcheidung an eine vierzehntägige 
präkluſiviſche Zriit läuft, der Vorſtand der Kreis-Synode. 

er ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder die Fortjegung des Gemeindeamts 
verweigert, verliert das Kirchliche Wahlrecht. Dafjelbe kann ihm jedoch auf fein Gefuch 
von dem Gemeindeficchenrath wieder beigelegt werden. 

Die Ablehnung oder Niederlegung des vom Patron übertragenen Nelteftenamts 
unterliegt feinen beichräntenden Beftimmungen. 

Ss 42. St für die Nelteftenwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, weil 
Wahlberechtigte nicht erjchienen jind oder die Erjchienenen die Vornahme der Wahl 
verweigert haben, oder weil nicht wählbare Berfonen gewählt worden find, jo hat der 
Vorſtand der Kreis-Synode?) die Aelteſten zu ernennen. 

Sit aus denjelben Gründen die Wahl der Gemeindevertretung nicht zu Stande 
gekommen, jo werden bis dahin die Rechte derjelben durch den Gemeindeficchenrath 
ausgeübt. 

8 43. Das Amt der gewählten Welteften und der Gemeindevertreter dauert 
jechs Jahre. 

Bon drei zu drei Jahren fcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden find wieder 
wählbar und bleiben jedenfalls bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amt. 

Der Austritt wird durch die Dienstzeit, das erſte Mal durch Auslooſung bejtimmt. 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt die Gemeindevertretung 
in ihrer nächſten Berfammlung einen Erſatzmann, deſſen Zunktion ſich auf die Reftzeit 
der Amtsdauer der Ausgeſchiedenen erſtreckt. 

$ 44. Die Entlaffung eines Aelteſten oder Gemeindevertreters erfolgt durch den 
Vorſtand der Kreis-Synode ?) nach Anhörung des Gemeindeficchenraths 

1. wegen VBerluftes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenſchaft (S 34), 
2. wegen grober Pilichtwidrigkeit. 

Gegen die Enticheidung des Vorſtandes der Kreis-Synode jteht ſowohl dem Be— 
teoffenen als auch den Gemeindetirchenrath binnen 14 Tagen die Berufung an das 
Konfiftorium zu, welches mit Zuziehung des Vorjtandes der Landes-Synode endgiltig 
entjcheidet ($ 17 sub 6 der Synodalordnung). 

8 45. Menn eine Gemeindevertretung beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläffigt oder verweigert, jo kann das Konfiftorium auf den Antrag des VBorjtandes 
der Kreis-Synode ?) diefelbe auflöfen und den erwieſen Schuldigen die Wählbarkeit auf 
bejtimmte Zeit entziehen. 

Die Neubildung der Gemeindevertretung ift unter Leitung eines don dem Konſi— 
jtorium zu bejtellenden Kommifjarius zu bewirken. 


1u.2) Jetzt Konfiftorium unter Zuziehung des 3 u. 4) Sekt Superintendent, cf. $ 28 der 
Vorſtandes der Landes-Synode, cf. $ 28 der Syno- | Synodalordnung. 
dalordnung. 
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Bis dahin werden die Rechte der Gemeindevertretung durch den Gemeindekirchen— 

rath ausgeübt. 
V. Schlußbeſtimmungen. 

Ss 46, Mittelſt ſtatutariſcher Beſtimmung können in einer Gemeinde beſondere, 
die bevorſtehende Ordnung ergänzende oder modifizirende Einrichtungen aufrecht erhalten 
oder neu eingeführt werden. 

Geeignetenfalls iſt das Ganze der Gemeindeordnung in einem förmlichen Gemeinde— 
ſtatut zuſammen zu faſſen. Dergleichen ſtatutariſche Beſtimmungen dürfen indeß mit 
der Landesgeſetzgebung nicht in Widerſpruch ſtehen. 

Zur Feſtſetzung ſtatutariſcher Ordnungen bedarf es der Zuſtimmung der Gemeinde— 
vertretung, der Prüfung durch die Kreis-Synode , der Anerkennung der letztern, daß 
die entworfene Beſtimmung zweckmäßig und weſentlichen Vorſchriften der Kirchenordnung 
nicht zuwider ſei, ſo wie der abſchließenden Genehmigung des Konſiſtoriums. 

8 47. Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht, ſowohl der Staats⸗ 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe zu einer 
pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen zu ertheilen 
und erforderlichen Falls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, erfährt durch 
dieſe Ordnung keine Veränderung. 

$ 48. Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts finden keine Anwendung auf ſelbſt⸗ 
jtändige Militär- und Anſtaltsgemeinden. 

8 79.2) Mit dem Eintritt der vollen Wirkſamkeit diefer Ordnung treten alle 
derjelben entgegenftehenden Beſtimmungen, mögen diejelben in Bandesgejegen , in Lokal— 
gejegen und Lofalordnungen enthalten oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet 
jein, außer Kraft. 

Das Geſetz, betreffend die Regelung der Parochialbaulaft, Nr. 315 der Anhaltijchen 
Geſetzſammlung, bleibt mit Ausnahme folgender Beſtimmungen, in Kraft: 

1. des Schlußfaßes unter Ziffer 1 des S 5, 

2, der Beitimmungen über die Kompetenz der Kirchenvorftände und Gemeindever- 
tretungen und deren Bildung ($ 8 und 55 13 bis 15) und 

3. der Beſtimmung über den Aufbringungsmodus der von den Eingepfarrten zu 
tragenden Bauaufwände (5 12). 


M. 
Geſek, 


die Rirchengemeinde- und Synodalordnung für das Herzogthum Anhalt 
betreffend, vom 28. Dezember 1875. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog von Anhalt ꝛc. 
verordnen auf Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und mit Zuſtimmung des Landtags, 
was folgt: 

Art. J. Die Vertretung der evangeliſchen Kirchengemeinden, ſowie die Ver— 
waltung des evangeliſchen Kirchenvermögens geht vom 1. Januar 1876 ab nach Maß— 
gabe der folgenden Beſtimmungen auf die in S 1 der mittelft Höchſten Erlaſſes vom 


k 1) Seßt Konſiſtorium unter Zuziehung des Nor: | und Synodalordnung vom 6. Februar 1875 find 
itandes der Landes-Synode, cf. $ 23 der Synodal- nit in Wirkjamfeit getreten und daher hier 
ordnung. weggelafien. 

2) Die $$ 49 bis 78 der Kirchengemeinde: 
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.6. Februar 1875 verfündeten Kirchengemeinde und Synodalordnung dom 6. Februar 
1875 bejtimmten Organe über. 

Art. II. Der Gemeindekirchenrath übt die ihm in der. Gemeindeordnung zuge— 
wieſenen Nechte in Betreff: 

1. der Verfügung über die Kirchengebäude, S 15, 

. der Vertretung der Gemeindeintereffen in Bezug auf die Schule, 8 16, 

. der Vertretung der Kirchengemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung, insbejöndere 
bei Beichaffung dev Mittel zur Beftreitung kirchlicher Bedürfniffe und bei Ver: 
waltung des Kirchenvermögens, einjchließlic des Vermögens der Firchlichen 
Lokalſtiftungen, ſowie des Pfarr- und Pfarrwitthums-Vermögens, 88 22 — 24, 

Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beichlüfje werden nach 8 11, Ab— 

ja 2 und 3 gefaßt und Dritten gegenüber nah 8 11 Abſatz 5 und S 22 Abſatz 2 

fejtgeftellt, 

Die Verwaltung der Kirchenkafje richtet fih nad) 8 24. 

Art. II. Die Gemeindevertretung , S 27 Abjat 1, 2 und 3 und 8 42 Ab— 
ja 2, 8 45 Abſatz 3, übt die ihr in $ 31 zugewieſenen Rechte. 

Die zur Ausübung derjelben erforderlichen Bejchlüffe werden nad) SS 29 und 
30 gefaßt. 

Art. IV, Die Rechte, welche in den Art. II. und IH. des gegewärtigen Ges 
jeßes dem Gemeindeficchenrath und der Gemeindevertretung in einzelnen Gemeinden 
zuftehen, werden in den Fällen des $ 2 Abſatz 2 und 3 der Ktirchengemeindeordnung 
den vereinigten Gemeindeticchenräthen und Gemeindevertretungen für. die gemeinjamen 
Angelegenheiten beigelegt. 

Art. V. Zur Feititellung von Gemeindejtatuten, welche die Kirchengemeinde— 
ordnung ergänzen oder modifiziven, $ 31 Nr. 11 und S 46, bedarf es der vor— 
gängigen Anerkennung Seitens der Staatsbehörde, daß die entworfene Bejtimmung den 
in Art. I-IV und Urt. VIII gegenwärtigen Geſetzes ftaatlich genehmigten Borjchriften 
nicht zuwider ſei. 

Art. VI. Die Beſtimmungen des 8 72') über die Koſten für die Bildung 
und Wirkjamfeit dev Gemeindefirchenräthe und Gemeindevertretungen kommen vom 
1. Januar 1876 ab in Anwendung. 

Art. VI Degen der der Kreis- und der Landes= Synode und deren Vor— 
tänden in der Kirchengemeinder und Symodalordnung dom 6. Februar 1875 zuge 
wiejenen Rechte bleibt die jtaatsgejegliche Regelung, joweit es deren bedarf, vorbehalten. 

Art. VIII. Die Nechtsverhältnifje des Patrons in Betreff der Vermögensver— 
waltung werden durch 8 23 beftinmt. 

Wenn jedoch der Patron, welcher für die Kirchenkaſſe im Falle ihrer Unzuläng: 
lichkeit ganz oder theilweije einzutreten hat, zu Ausgaben aus diefer Kaffe, Für welche 
fie bisher nicht bejtimmt gewejen tft, feine Zuſtimmung verweigert, jo darf die Ein= 
willigung nicht durch die vorgefegte Auffichtsbehörde ergänzt werden. 

Art. IX. Alle diefem Gejeße und dem erſten Abjchnitte der Kirchengemeindes 
und Synodalordnung entgegenjtehenden Beitimmungen, Verordnungen und Obfervanzen 
treten vom 1. Januar 1876 ab außer Kraft. 

Bon demjelben Zeitpunfte ab treten auch die im 8 79 aufgeführten Abänderungen 
des Gejeßes vom 21. Februar 1873 (Nr, 315) über die Regelung der Parochialbaulaft 
in Gültigkeit. 


DD 


o 


1) Dal. $ 24 der Synodalordnung vom 14. Dezember 1878. 
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Gleichzeitig erliſcht die auf den Beſtimmungen des letzterwähnten Gejeßes beruhende 
Amtsthätigkeit der jeßigen Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen ($ 75). 


lichem Inſiegel. 
Deſſau, den 28. Dezember 1875. 
RER, Friedrich, Herzog von Anhalt. 
v. Kroſigk. 


IT. 


Synodalordnung 
für das Berzvalhum Hnlalt, won 14, Dezember 1878, 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog zu Anhalt ze. 
haben Uns in Erwägung, daß die Kirchengemeinde und Synodalordnung, welche Wir 
mittelft Unferes Erlaſſes vom 6. Februar 1875 unter Vorbehalt der Vereinbarung mit 
der außerordentlichen Zandes-Synode jowie der verfaffungsmäßigen Zuftimmung des 
Landtags veröffentlicht haben, nur in ihrem erſten, die Kirchengemeindeordnung betreffen⸗ 
den Theile und den die Ausführung der Kirchengemeindeordnung bezweckenden Ueber— 
gangsbeſtimmungen zur geſetzlichen Gültigkeit gelangt iſt, in ihren übrigen Beſtimmungen 
aber zu Unſerem Bedauern wegen mangelnder Uebereinſtimmung zwiſchen Vorſynode 
und Landesvertretung nicht hat in Wirkſamkeit treten können, bewogen gefunden, dieſen 
Unſeren Erlaß ſowie diejenigen Theile der Kirchengemeinde— und Synodalordnung, 
welche noch nicht in gejeßliche Wirkſamkeit getreten find, wie hiermit geſchieht, wieder 
zurückzuziehen. 

Da Wir Uns aber als Landesherr und oberſter Träger des Kirchenregiments 
verpflichtet fühlen, die faſt in allen deutſchen Staaten beſtehenden und als heilſam 
erkannten ſynodalen Einrichtungen auch in Unſeren Landen ohne weiteren Verzug ins 
Leben zu rufen und dabei zugleich eine Vereinigung der noch getrennt beſtehenden 
Konfeſſionen anzuſtreben, ſo haben Wir beſchloſſen, den bisher verfolgten Weg aufzugeben 
und nunmehr eine Synodalordnung, bei welcher zugleich nach dem Muſter anderer 
deutſchen Länder von ähnlichen territorialen Verhältniſſen auf eine weſentliche Verein— 
fachung in der ſynodalen Vertretung der Kirchengemeinden Bedacht genommen iſt, für 
Unſer Herzogthum aus eigener Machtvollkommenheit, wie hiermit geſchieht, als kirchliche 
Ordnung zu erlaſſen. 

Jedoch bleibt für diejenigen Beſtimmungen dieſer Ordnung, zu deren voller Wirk— 
ſamkeit es noch einer Mitwirkung der Landesgeſetzgebung bedarf, die Landesgejeßliche 
Negelung unter verfaffungsmäßiger Betheifigung des Landtags vorbehalten. 


1. Allgemeine Beltimmungen, die Synodalordnung und Die Kirchengemeindeordnung 
betreffend. 

F 1. Die gegenwärtige Synodalordnung erſtreckt ſich, wie Die bereits in Kraft 
getretene Kirchengemeindeordnung, auf die Geſammheit der evangeliſchen Gemeinden des 
Herzogthums Anhalt. Dieſe Geſammtheit bildet die evangeliſche Landeskirchengemeinde. 
Der Bekenntnißſtand innerhalb der Landeskirche wird durch dieſes Verfaſſungsgeſetz 
nicht berührt. 

$ 2. Die evangeliſche Landeskirchengemeinde beſteht aus Pfarrgemeinden 
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(Barochien), welche theilweis aus mehreren Einzelgemeinden (Kirchſpielen), zuſammen— 


gejegt ſind Y. 


1) VBgl. jetzt Kirchengeſetz, die Errich— 
tung, Veränderung und Aufhebung 
von evangeliſchen Parochien be— 
treffend, vom 7. Februar 1882. 

Wir Friedrid, von Gottes Gnaden Herzog 
. von Anhalt ac. 

derordnen Hierdurh unter Zuftimmung der 
Landes-Synode als Kirchengeſetz, was folgt: 

8 1. Veränderungen in der Abgränzung 
bejtehender evangeliiher Parochien, insbejondere 
die Abtrennung einzelner Kirchſpiele oder Ort: 
ſchaften von einer Parodie und deren Zulegung 
zu einer andern, oder die Vereinigung mehrerer 
Parochien mit einander, jowie die Aufhebung 
bejtehender und die Bildung neuer Parochien, 
die Einziehung bejtehender und die Errichtung 
neuer Pfarritellen, endlich das gänzliche Ein- 
gehenlajjen des Gottesdienftes an einer Kirche 
fünnen, wenn ſämmtliche Betheiligte darüber 


einverftanden find, auf jtatutariihem Wege 
erfolgen. 
Ueber die getroffene DVBereinbarung tt ein 


Parohialftatut zu errichten, auf welches Die 
Beitimmungen in $ 46 der Kirchengemeindeord- 
nung d. 6. Februar 1875 Nr. 372 der Gefeß- 
ſammlung), Art. V. des Gejeßes vom 28. Dez. 
1375 (Nr. 404 der Gejeßjammlung), $ 28 der 
Synodalordnung vom 14. Dez. 1878 tr. 509 
der Gejeßfammlung) und Art. VIII des Gejeßes 
vom 24. März 1879 (Nr. 515 der Gejeßjamms 
lung) Anwendung finden. 

Zede Aenderung im Beitande oder in der 
Abgränzung einer evangelifchen Parochie iſt durch 
den Staatsanzeiger zur Öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 

Kommt eine freiwillige Einigung zwijchen den 
Betheiligten nicht zu Stande, jo greift das nach— 
jtehend geordnete Verfahren Pla; die gänzliche 
Aufhebung einer unter jtaatlicher Anerkennung 
bejtehenden evangeliſchen Barochie beziehungsweije 
die Vereinigung einer jolchen mit einer andern 
Parochie kann jedoch gegen den Willen der Bes 
theiligten nur im Wege der kirchlichen Geſetz— 
gebung herbeigeführt werden 

8 2. Als Betheiligte im Sinne dieſes Gefeßes 
find die Gemeindevertretungen der zu den 
betreffenden Parochien gehörigen Kirchengemein: 
den, die Kicchenpatrone und Geifllichen, und, 
wenn es fich um die Errichtung neuer Parochien 
handelt, die Vorjtände und Bertretungen der 
bürgerlichen Gemeinden, beziehungswetje Guts- 
bezirfe, über welche der neue Pfarrbezirt ſich 
eritrecfen joll, nicht aber die einzelnen Einge— 
pfarrten anzujehen. 

8 3. Gradtet das Konfiftorium die Auf: 
hebung, Veränderung oder Neubildung einer 
Parochie, die Einziehung bejtehender oder Die 
Errichtung neuer Pfarritellen, beziehungsweije 
das gänzliche Eingehenlaflen des Gottesdienites 
an einer Kirche für erforderlich, oder wird eine 
folche Aenderung von Seiten eines Betheiligten 
beantragt, jo ernennt dafjelbe einen Kommiſſar, 


Friedberg, Verfaffungsgefege. Anhalt. 


welcher einen Termin zur Verhandlung anbe- 
vaumt und dazu alle Betheiligte ($ 2) vorladet, 
auch mittelft öffentlicher Bekanntmachung im 
Staatsanzeiger, worin der Gegenjtand und 
Zweck des Verfahrens anzugeben find, alle dies 
jenigen, welche ein rechtliches Intereſſe an der 
Sache zu haben glauben, auffordert, ihre Rechte 
im Termine wahrzunehmen. Sämmtliche Ladungen 
erfolgen unter der Verwarnung, daß beim Aus- 
bleiben der Geladenen ohne deren Zuthun werde 
verhandelt und das Parochialſtatut feſtgeſtellt 
werden. 

Sn dem Termine hat der Kommiflar Die 
beabfichtigte Parochialregulirung näher darzu— 
legen, die Erjchienenen mit ihren Erklärungen 
und Einwendungen bezüglich des Gegenitandes 
der Verhandlung, ſowie über alle in das 
Parochialitatut aufzunehmenden Einzelbejtim- 
mungen zu hören, und eine etivaige Verein— 
barung der Betheiligten zu Protofoll zu nehmen. 
Gelingt eine folche nit, jo find die erhobenen 
Widerſprüche zu injtruiven und alle zur Auf— 
Härung der Sache erforderlichen Punkte zu 
erörtern. 

Nach Beendigung der Inftruktion werden die 
kommiſſariſchen Verhandlungen dem Konſiſtorium 
vorgelegt, welches unter Mitwirkung des Vor: 
jtandes der Landes-Synode fiber Die jtreitig 
gebliebenen Punkte zu entjcheiden, bezw. Die 
Ausführung der beabfichtigten Parochialregulis 
rung endgültig auszusprechen hat. 

$ A. Gegen das Reſolut, welches ſämmtlichen 
Widerſprechenden jchriftlich zuzufertigen und mit 
Gründen zu verjehen ift, fünnen diejelben binnen 
einer rechtsausſchließenden Friit von 14 Tagen 
Einſpruch erheben, der beim Konſiſtorium anzu- 
bringen und dur) Vermittlung des Staatö- 
minifteriums zur landesherrlihen Entjcheidung 
zu ftellen ift. Dem Staatsminifterium bleibt 
überlaſſen, eine weitere Prüfung und Erörterung 
anzuordnen, wenn es jolche zur vollitändigen 
Aufklärung der Sache für nöthig eragtet. 

8 5. Sind feine Einfprücde erhoben oder 
haben diejelben durch landesherrliche Entjcheidung 
ihre Erledigung gefunden, jo iſt von dem 
Konfiitorium ein Parochialſtatut zu errichten, 
worin zugleich die Vermögensverhältniſſe der 
betreffenden Parochien oder Kirchen zu ordnen, 
und die den Betheiligten etwa zufommenden 
Entihädigungen feitzujegen find. Dabei gilt 
als Grundjaß, daß jede Kirche oder Firchliche 
Stiftung ihr bisheriges Vermögen behält, ſowie 
daß die Hülfe bezüglih der Aufbringung des 
Aufwandes für die früher gemeinjchaftlichen 
geiftlichen Inſtitute, welche der verbleibenden 
Parochie dur die Auspfarrung eines Kirch— 
ſpiels ac. verloren geht, feinen Gegenjtand der 
Entihädigung bildet. 

86. Das vom Konfiftorium  aufgejtellte 
Parochialitatut it in der beziehungsweife den 
betreffenden Parochien während 14 Tagen zu 
Sedermanns Einfiht offen zu legen und die Zeit 

52 
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Diejenigen Parochien, welche ein und demſelben Kreiſe angehören, bilden in ihrer 
Vereinigung einen Kirchenkreis (Diözeſe). 

Ig3. Die Einzelgemeinde (Kirchſpiel) wird gebildet von denjenigen evangeliſchen 
Chriſten, welche einer beſtimmten Kirche (Gotteshauſe) geſetzlich, ſtatutariſch oder her— 
kömmlich zugewieſen ſind, die Pfarrgemeinde (Parochie) von denjenigen, welche zu einem 
Pfarrſyſtem gehören. 

S 4. Der ewangeliche Landesherr ist Träger des Kicchenregiments und übt 
dafjelbe nach Maßgabe des heftehenden Rechts und der gegenwärtigen Ordnung duch 
das Konfiftorium aus unter Mitwirkung der Landes umd Parochialkirchengemeinde. 


II. Die Landeskirchengemeinde und deren Organe. 


S 5. Die Landeskirchengemeinde (6 2) findet ihre Vertretung in der Landes⸗ 

Synode. 

8 6. Die Landes-Synode wird zuſammengeſetzt: 

1. aus zwanzig in den fünf Kirchenkreiſen als Wahlbezirken gewählten Mitglie— 
dern, nämlich zehn geiſtlichen und zehn weltlichen, ſo daß jeder Kirchenkreis 
zwei geiſtliche und zwei weltliche Mitglieder zu wählen hat. Die erſteren ſind 
aus den innerhalb des betreffenden Kirchenkreiſes in geiftlichen Aemtern der 
evangeliſchen Landeskirche wirkenden Geiſtlichen, die letzteren aus ſolchen Ange— 
hörigen des Kirchenkreiſes zu wählen, welche in einer Gemeindekörperſchaft der 
Kirche als weltliche Mitglieder dienen, beziehungsweiſe gedient haben; 

- aus neun aus der Zahl der angeſehenen, firchlich erfahrenen und verdienten 
Männer der evangeliichen Landeskirche zu wählenden Abgeordneten, von denen 
der Ballenjtedter Kreis einen, jeder der übrigen Kreife zwei entjendet: 

3, aus den fünf Kreisfuperintendenten ; 

4. aus fünf vom evangelijchen Sandesheren zu ernennenden Mitgliedern. 


0 


Alle gewählten Mitglieder müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 


Die Berufung der Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode von ſechs 
Jahren. 
8 7. Die Wahl der nah 8 6, Zahl 1 und 2 in den Kirchenkreifen zu wählen— 
den Abgeordneten erfolgt duch Wahlmännner. 
Zu diefem Behufe wird für jeden Kirchenkreis 
a. aus jämmtlichen ein kirchliches Amt innerhalb des Kirchenkreiſes befleidenden 
evangeliſchen Geiftlichen, mit Ausschluß der Anftaltsgeiftlichen und Hülfsprediger, 
b. aus der gleichen Anzahl von weltlichen Mitgliedern der Gemeindekirchenräthe und 
ec. aus der halben Anzahl von Mitgliedern der kirchlichen Gemeindevertretungen 
ein Wahlkörper (Wahlmännerkollegium) gebildet. 
Die Wahl der Wahlmänner ad b. und c. erfolgt für die ganze Synodalperiode 
($ 6) und wird durch die vereinigten Semeindeorgane, bei verbundenen Gemeinden der 
Geſammtparochie, vollzogen; wo verfaſſungsmäßig eine Gemeindevertretung nicht vorhan— 
den iſt, erfolgt die Wahl durch den Geineindekirchenrath. Jede Parochie wählt ebenſo 


der Offenlegung im Anhaltiſchen Staatsanzeiger | Punkte etwa bereits getroffenen Entſcheidungen 

befannt zu machen. ($ 4) endgültig darüber zu entjeheiden, das 
Mährend diejer Zeit Tann jeder Betheiligte Statut Feitzuftellen und durch den Staatsanzeiger 

im Umfange jeines Intereſſes Einwendungen | zu veröffentlichen hat. 

gegen das Statut bei dem Konfiitorium erheben, ST. Die Feitjegungen des Parohialftatuts 

welches unter Mitwirfung des Vorjtandes Der find im Verwaltungswege vollitrerfbar. 

Zandes-Synode mit Beachtung der über einzelne 
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viel Wahlmänner aus dem Gemeindefichenrath, als fie Geiftliche in den Wahlkörper 
entfendet, und halb jo viel Wahlmänner aus der Firchlichen Gemeindevertretung. 

Parochien, welche nur einen Geiftlichen haben, find zum Zwed der Wahlen 
mit einer andern Parochie zufammenzulegen. Dieſe Zufammenlegung erfolgt eritmalig 
durch das Konfiftorium, für künftige Wahlen durch Beſchluß der Landes-Synode. 

Parochien, welche drei Geistliche haben, wählen drei Aeltejte und zwei Weitglieder der 
Gemeindevertretung. St mit einer folchen Gemeinde ein Filial verbunden, jo muß der 
eine Aelteſte diefem Filial angehören. 

Für Parochien, in denen verfafjungsmähig eine Gemeindevertretung nicht vorhans 
den ift, find die nad) dem gegenwärtigen Paragraph aus diejer letztern zu wählenden 
Wahlmänner gleichfalls aus dem Gemeindefirchenrath zu wählen. 

S 8. Zum Zweck dev Abgeordnetenwahl werden die Wahlmänner jedes Kirchen— 
freifeg vom Kreisfuperintendenten zufammenberufen. Demjelben liegt die Leitung des 
Wahlgeihäfts ob. 

Sämmtliche Abgeordnete, welche der betreffende Kirchenkreis in die Landes-Synode 
zu wählen hat, werden unmittelbar nach einander in getrennten Wahlgängen, aber in 
ungetrennter Wahlkörperſchaft gewählt. Die Wahl erfolgt mittelit geheimer Abſtimmung. 
Gewählt ift, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf fich vereinigt. Hat jich 
bei einem Wahlgange für feinen Kandidaten abjolute Stimmenmehrheit ergeben, jo iſt jofort 
zu engen Wahl zwijchen denjenigen beiden Kandidaten zu jehreiten, welche die meiften 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos, welches durch die 
Hand des die Wahl leitenden Superintendenten gezogen wird. 

Sm Uebrigen wird das Wahlverfahren durch ein vom Konfiftorium, vorbehaltlich 
der Genehmigung durch die Landes-Synode, zu erlaffendes Wahlreglement geordnet. 

$ 9. Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Landes-Synode 
gewählten Vorjtandes und des Konfiftoriums find berechtigt, mit berathender Stimme 
an den Verfammlungen der Synode theilzunehmen. Die den Verhandlungen beiwohnenden 
Herzoglichen Kommifjarien können jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ftellen. 

$ 10. Die Mitglieder der Landes-Synode legen bei ihrem Eintritt in die Synode 
nachjtehendes Gelöbniß ab: 

„Sch gelobe vor Gott, daß ich meine Obliegenheiten als Mitglied der 
Synode forgfältig und treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der 
evangelijchen Landeskirche gemäß erfüllen und darnach trachten will, daß Die 
Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt ift, Chriſtus.“ 

$ 11. Die Landes-Synode tritt auf Berufung des Herzogs und zwar alle drei 
Jahre in der Negel in Deſſau zu ordentlichen Verfammlungen zufammen. Zu außer 
ordentlichen Verfammlungen kann fie nad Anhörung des Synodalvorjtandes jederzeit 
berufen werden. Dem Herzog fteht es zu, jederzeit die Berfammlung zu fchließen oder 
zu vertagen. 

Während der Berfammlung der Synode findet in allen Hauptgottesdienften dev 
evangelijchen Landeskirche eine Fürbitte für die Synode jtatt. 

Staatsbeamte und Geiftliche, welche zu Mitgliedern der Landes-Synode erwählt 
find, beditrfen zur Theilnahme an den Verfammlungen eines bejonderen Urlaubes nicht. 

$ 12. Der Wirfungsfreis der Landes-Synode umfaßt nachftehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten : 

1. Sie hat mit dem Kirchenregimente die Zuftände und Bedürfnifje dev Landeskirche 
in Obacht zu nehmen, über die Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, 
Kultus und Verfaſſung zu wachen, die Pflege des chriftlichen Lebens, dev gottes— 
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dienstlichen Mebung und der religiöfen Erziehung wahrzunehmen, die Fruchtbarkeit 
der Landesfiche an Werfen der chriſtlichen Nächitenliebe zu fördern und die 
Hebung der wahrgenommenen Mißſtände durch Anträge oder Bejchwerden im 
firchenordnungsmäßigen Wege zu betreiben. 


. Die Landes-Synode hat die Gemeinjchaft mit den übrigen Theilen der deutjchen 


evangelifchen Kirche zu pflegen und betheiligt ſich insbeſondere Durch don ihr 
gewählte Abgeordnete an etwaigen Vertretungsförpern der deutſchen edanges 
liſchen Kirche. 


Ueber die von der Kirchenregierung gemachten Vorlagen, über die von den 


Diözeſanverſammlungen ($ 20) oder aus ihrer eigenen Mitte an fie gelangenden 
Anträge hat fie zu bevathen und die zur Erledigung erforderlichen Gutachten zu 
erstatten und Beſchlüſſe zu faſſen. 

Die Letzteren bedürfen der. Bejtätigung des Kirchenregiments. 


Die Landes-Synode übt eine jelbititändige Theilnahme an der kirchlichen Geſetz⸗ 


gebung (vgl. SS 13, 14). 


. Zur Einführung neuer, vegelmäßig wiederfehrender Kirchenkollekten für das ganze 


Herzogthum bedarf e8 der Zuftimmung der Landes-Synode. 


. Die Landes-Spnode ordnet durch ihre Beſchlüſſe die Perwaltung der Landes— 


Synodalfajfe. 


. Die Landes-Synode übt eine Kontrole über die unter die Verwaltung und 


Verfügung des Konfiftoriums geſtellten fichlichen Fonds und hat mit dem 
Konfiftorium die leitenden Grundjäße für Erhaltung und Verwendung Der 
Pfarrbeſoldungsfonds zu vereinbaren, 

Der Landes-Synode, und in den Jahren, in welchen jich dieſelbe nicht ver- 
ſammelt, dem Synodalvorjtande, ift die Jahresrechnung über dieje Fonds zur 
Prüfung und Ertheilung der Entlaſtung vorzulegen. 


, Die Landes-Synode hat in Gemeinjchaft mit dem Kicchenregiment darüber zu 


wachen, dat das Vermögen der Kirchen und Pfarreien jowie der jonjtigen kirch— 
lichen Inſtitute erhalten wird. 

Neue kirchliche Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken, ſoweit ſie durch die 
Leiſtungen der Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden gedeckt werden ſollen, bedürfen 
der Bewilligung der Landes-Synode und der Zuſtimmung des Konſiſtoriums, 
ſowie der landesherrlichen Genehmigung. 


Die Landes-Synode iſt berechtigt, zu den Prüfungen der theologischen Kandidaten 


zwei Abgeordnete aus ihrer Mitte als Mitglieder der Prüfungskommiſſion mit 
vollem Stimmrecht zu entjenden, 


10. Sie wählt ihren Vorjtand nach Maßgabe des 5 15. 


S 13. Landeskirchliche Gejege bedürfen der Zuftimmung der Landes-Synode md 


werden vom andesheren als Träger des Kirchenregiments erlaſſen. 


Die von der Landes-Synode beſchloſſenen Geſetze ſind dem Herzoge durch das 


Staatsminiſterium zur Sanktion vorzulegen. Durch die miniſterielle Kontraſignatur 
wird zugleich ausgedrückt, daß gegen das Geſetz von Staatswegen nichts zu erinnern iſt. 


Die Veröffentlichung der landeskirchlichen Geſetze erfolgt durch die Landesgeſetz⸗ 


ſammlung unter der Bezeichnung „Kirchengeſetz“. 


1 


S 14. Folgende Gegenftände unterliegen der landeskirchlichen Gejeßgebung: 
. Die Regelung der Firchlichen Lehrfreiheit. 


2. Die ordinatorifche Verpflichtung der Geijtlichen. 
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3. Die zum allgemeinen landeskirchlichen Gebrauch beſtimmten agendariſchen Normen '). 

Inſofern bejtehende agendarifche Ordnungen die Form de3 Gottesdienjtes oder Die 

Verwaltung dev Sakvamente betreffen, dürfen fie in den einzelnen Gemeinden nicht ohne 
Zuftimmung der Gemeindeorgane verändert werden. 

Durch vorübergehende Verhältniſſe bedingte und daher nur zeitweilige Liturgijche 
Aenderungen werden mit Ermächtigung des Herzogs vom Konfijtorium getroffen. Die 
Zulaffung von Katechismuserklärungen, Religionslehrbühern und Geſangbüchern erfolgt 
für den landeskirchlichen Gebrauch nach ertheilter Billigung dev Landes-Synode durch 
Verfügung des Kirchenvegiments. Gegen obligatoriſche Einführung ſolcher Firchlicher 
Bücher fteht jeder Gemeinde ein Widerjpruchsrecht zu. 

4. Die Einführung oder Abichaffung Firchlicher Feiertage. 

5. Aenderungen der Kirchengemeinder und Synodalordnung, Aenderungen der 
Kirchenverfaffung, welche den Grundſatz betreffen, wonad das Konfijtorium eine 
follegiale, mit geiftlichen und weltlichen Mitgliedern bejegte Behörde ift. 

6. Die Kirchenzucht wegen Verlegung allgemeiner Pflichten der Kirchendiener, jowie 
die Disciplinargewalt über Geistliche und andere Kirchendiener. 

7. Die kirchlichen Erforderniſſe der Anftellungsfähigfeit und die kirchlichen Grundſätze 
über die Bejegung der geistlichen Aemter. 

8. Die kirchlichen Bedingungen der Trauung. 

9, Die Angelegenheiten der evangelifch-chriftlichen Schulen, joweit dev Kirche bei 
deren gejeglicher Negelung eine Mitwirkung vechtlich zuſteht. 

Der Kirchenregierung wie der Landes-Synode bleibt unbenommen, die Firchen- 
gejeßliche Negelung auch anderer Gegenjtände der firchlichen Ordnung in Vorſchlag zu 
bringen. 

$ 15. Der Vorſtand der Landes-Synode wird für eine laufende Synodalperiode 
von ſechs Jahren gewählt, bleibt aber bis zur Bildung des neuen Vorſtandes in 
Thätigfeit. 

Gr beiteht: 

1. aus einem Vorſitzenden (Präjes), 

2. aus zwei Beiſitzern (Aſſeſſoren), einem geiftlichen und einem weltlichen. Für 
beide Beiſitzer werden entſprechende Stellvertreter gewählt, welche in Verhinde— 
rungsfällen für jene in den Vorſtand eintreten. Die Wahl des Präſes unter— 
liegt der Beſtätigung des evangeliſchen Landesherrn. 

$ 16. Der Präſes eröffnet die Synode, leitet ihre Verhandlungen und handhabt 
die äußere Ordnung. Er vepräfentirt die Synode nach Außen, insbejondere bei kirch— 
lichen Feierlichkeiten von allgemeiner Bedeutung. Er ift der Vorſitzende des Synodal— 
vorjtandes als eigenen Kollegiums. 

Der Präfes wird bei den Präfidialgefchäften von den Beifigern unterjtüßt. Im 
Falle feiner Behinderung oder jeines definitiven Ausfcheidens rückt bis zur Wieder: 
rein der betreffenden Funktionen, vefp. bis zur erfolgten Neuwahl, der an Jahren 
älteſte Beiſitzer ein, fir welchen deſſen Stellvertreter in den VBorjtand eintritt. 

Die Korrejpondenz führt, infoweit nicht der Borftand in Gefammtheit zu handeln 
berufen ift, dev Präſes allein. Demſelben ſteht frei, die Mitunterſchrift der Beifiger 
einzuholen. 


1) Die RE einer neuen Agende iſt ER duch Verord. vom 15. Febr. 1885 
erfolgt durch RG. vd. 15. Febr. 1883, Geſ.“S. | Gej.:S 
©. 89, ebenjo Die —— eines neuen 
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s 17. Dem Borftande der Landes-Synode liegt ob: 

1. die Sorge für die Redaktion und Beglaubigung der Synodalprotofolle. Für 
die Aufzeichnung kann der Vorſtand mit Zujtimmung der Synode ein Mitglied 
derjelben oder mehrere heranziehen. Auch in diefem Falle ijt er für die Redaktion 
und die Richtigkeit des Protokolls verantwortlich ; 

3. die Einreichung der Synodalprotofolle an das Konſiſtorium, ſowie deren Mit⸗ 
theilung an ſämmtliche Pfarrer und Gemeindekirchenräthe des Landes; 

3. die zur Ausführung der Synodalbeſchlüſſe erforderlichen Maßnahmen; 

4. die Vorbereitung des Geſchäfts für die nächſte Synodalverſammlung, insbeſondere 
die Prüfung der Legitimationen; 

5. die Abſtattung von Gutachten, welche von dem Konfijtorium erfordert werden; 

6. die Theilnahme an wichtigen Seichäften des Konfiftoriums; fie muß eintreten 
Hei Vorſchlägen über die Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter, bei Entſchei— 
dungen ſowohl in der Rekursinſtanz über die Entlaſſung von Aelteſten (S 44 
der Kicchengemeindeordnung), als auch über Einwendungen der Gemeinde gegen 
die Lehre eines zum Pfarramt Defignirten ($ 32 daſelbſt), ferner bei ber Be: 
ſchlußfaſſung über Anträge auf Auflöfung einer Semeindevertretung (efr. 8 45 
der Kicchengemeindeordnung) jowie bei der Beſchlußfaſſung in denjenigen Anger 
(egenheiten, welche der 5 38 der gegenwärtiigen Synodalordnung in jeinem 
Schlußſatze dev Entſcheidung ꝛc. des Konſiſtoriums überweiſt; desgleichen bei 
Entſcheidungen, durch welche wegen Mangels an Uebereinſtimmung mit dem 
Bekenntniſſe der Kirche die Berufung eines ſonſt Antellungsfähigen zu einem 
geistlichen Amte für unzuläſſig erklärt wird, endlich in allen Fällen, in welchen 
gegen eimen Geijtlichen wegen Irrlehre die Unterſuchung eingeleitet oder eine 
Entſcheidung gefällt werden ſoll. 

Auch in anderen, durch ihre Wichtigkeit dazu geeigneten Angelegenheiten kann 
das Konſiſtorium den Synodalvorſtand zuziehen. 

Die Mitwirkung des Vorſtandes findet in der Weiſe ſtatt, daß die Mit- 
glieder dejjelben an den betreffenden Berathungen und Beichlüffen als außer 
ordentliche Mitglieder des Konfiftoriums mit vollem Stimmrechte theilnehmen. 
Ihrer Theilnahme iſt in der Ausfertigung des Beichluffes Erwähnung zu thun; 

7. die Berichterjtattung über jeine Wirkſamkeit an die nächite ordentliche Synode. 

$ 18. Nachdem der Präjes die Synode eröffnet hat, berichtet er Namens des 
Synodalvorjtandes über die Zegitimation der Synodalmitglieder, über welche die Ber: 
ſammlung bejchließt. Beanitandete Mitglieder ſtimmen hiexbei nicht mit. Die eins 
tretenden Mitglieder legen das Synodalgelöbniß in Die Hand des Präjes ab. Dem- 
nächit exjtattet dev Präſes den Bericht über die Wirkſamkeit des bisherigen Synodal- 
vorjtandes und leitet die Wahl des neuen. 

Am Tage nach der Eröffnung dev Synode findet ein feierlicher Synodalgottes= 
dienst ftatt. Jede einzelne Sitzung beginnt mit gemeinjamem Gebet und ſchließt mit 
einem Segenswunjd. Die Synode wird mit Gebet gejchlofjen. 

Die Verhandlungen find öffentlich. Eine vertrauliche Beratdung kann durch) 
Beichluß der Synode verfügt werden. Die Gejchäftsordnung wird von der Synode 
geregelt. 

Bis dahin ift eine von dem Konſiſtorium unter (andesherrlicher Bejtätigung 
ertheilte Geſchäftsordnung maßgebend. 

$ 19, Die Synode iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mitglieder 
anweſend find, 
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Die Beichlüffe werden nach abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen 
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

MWahlhandlungen find, wenn zunächſt velative Mehrheiten ſich ergeben, durch) 
engere Wahl bis zur Erreichung einer abjoluten Mehrheit fortzufegen. Bei Stimmen— 
gleichheit enticheidet das Loos. Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt eine relative 
Mehrheit. 

111. Didzejanverfammlungen. 

$ 20. Zur Kräftigung der Wirkfamfeit der Gemeindeficchenräthe und zur Be— 
lebung des Intereſſes derjelden an den Kirchlichen Angelegenheiten treten ein Mal jähr- 
ih in jedem Kirchenkreiſe die Mitglieder des Wahlmännerkollegiums ($ 7) als Didzejan- 
Verfammlung zu einer Beiprehung zufammen. 

Der Superintendent beruft und leitet die Verſammlung und hat in derjelben 
darauf hinzuwirken, daß über die ganze Thätigfeit der Gemeindefirchenräthe, deren 
Aufgaben und die rechte Art ihrer Ausführung, über die kirchlichen Verhältnifje der 
Diözefe und über bejonders wichtige Tirchliche Angelegenheiten ein freier Austaufch dev 
Meinungen jtattfinde. 

Wünſche und Anträge, welche die Billigung der Berfammlung erlangen, find 
zur Kenntniß des Konfijtoriums, nach Befinden auch unmittelbar an die Landes-Synode 
zu bringen. 


IV, Beſchaffung der Mittel für Kirchliche Bedürfniſſe. 


g 21. Die Mitglieder der Landes-Synode und des Vorjtandes erhalten 10 M. 
Tagegelder nebjt der Vergütung ihres baaren Aufwandes an Neifefoften. Die aus- 
wärtigen Mitglieder der Diözeſanverſammlungen erhalten als Vergütung des baaren 
Aufwandes eine Entjhädigung von 5 M. für jede Sitzung. 

$ 22. Die Koften der Landes-Synode ſowie die durch die Diözeſanverſammlung 
erwachſenden Aufwendungen werden aus der Kaſſe der Landes-Synode beſtritten. Dieſe 
erhält ihren Bedarf, ſoweit ihn die Staatskaſſe nicht deckt oder andere Mittel für jenen 
Zweck nicht gewidmet werden, theils durch die Aufkünfte ihres etwaigen eigenen Ver— 
mögens, theils durch Beiträge der Kirchengemeinden. 

$ 23. Sollten Beiträge der letztern Art erforderlich werden, jo bezieht Die 
Landes-Synodalkaſſe diejelben nach Maßgabe einer Matrikel, welche mit Landesherrlicher 
Genehmigung vorläufig vom Konſiſtorium, definitiv von der Landes-Synode unter Zus 
itimmung des Konfiftoriums aufzuftellen iſt. 

Die Verwaltung der Landes-Synodalkaſſe wird unter Aufſicht der Synode dur 
einen von ihr zu beftellenden Shnodalvechner oder don der Konſiſtorialkaſſe geführt. 
Die Einziehung der erforderlichen Beiträge don den Gemeinden erfolgt durch Die 
Synodalfajje. 

S 24. In den Gemeinden werden ſowohl Die Synodalfoftenbeiträge als auch die 
aus der Bildung und Wirkfamfeit dev Gemeindekicchenräthe und Gemeindevertretungen 
entjtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, foweit diefe dazu bei Berüdfichtigung ihrer 
übrigen Verpflichtungen im Stande find, jonjt durch Gemeindeumlagen beitritten (cfr. 
8 22 der Kirchengemeindeordnung). 

Beide Arten von Koften Haben die Natur don nothwendigen kirchlichen Auf— 
wendungen. 

g 25. Weigert ſich ein Gemeindekirchenrath oder eine Gemeindevertretung, geſetz— 
liche Leiſtungen, welche aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind, oder den Ein— 
gepfarrten obliegen, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo iſt 
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das Konſiſtorium, vorbehaltlich des Rekurſes an das Staatsminifterium, befugt, die 
Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

8 26. In Ortſchaften, welche mehrere unter einem gemeinjchaftlichen Pfarramt 
nicht verbundene Parochien umfafjen, Tann auf Antrag aller oder der Mehrheit der 
Gemeindeficchenräthe die Beſchaffung der nöthigen Mittel für einzelne oder ſämmtliche 
kirchliche Bedürfniſſe zu einer gemeinſamen Angelegenheit der ganzen Ortſchaft erklärt 
werden. Das Weitere wird dann durch ein befonderes Negulativ angeordnet, auf welches 
die Beftimmungen des S 46 der Kirchengemeindeordnung und des 8 38 alimea 2 der 
Synodalordnung Anwendung finden. 


V. Schluß: und Uebergangsbeſtimmungen. 

g 27. Das Konfijtorium hat die zur Ausführung ber gegenwärtigen Ordnung 
erforderlichen Verfügungen zu treffen, insbejondere die Wahlen zur Zandes-Synode zu 
veranlafjen. 

g 28. Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit dieſer Ordnung treten alle derjelben 
entgegenftehenden Beitimmungen, mögen diejelben in Landesgejegen, in Lofalgejegen 
und Lokalordnungen enthalten oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet jein, 
außer Kraft. 

Die in den 88 24, 32, 44 und 45 ber Kirchengemeindeordnung den Vorſtänden 
beziehungsweiſe Vorſitzenden der Kreis-Synoden übertragenen Obliegenheiten und Befug: 
niffe gehen auf den Superintendenten, die nad) den 88 5, 14 und 46 der Kirchen- 
gemeindeordnung den Kreis-Synoden und die nach) den SS 36, 40, 41 und 42 dajelbit 
den Kreis-Synodalvorjtänden übertragenen Entſcheidungen und Anordnungen dagegen 
auf das Konfiftorium über, bei deſſen bezüglichen Beſchlußfaſſungen der Landes⸗Synodal⸗ 
vorſtand mitzuwirken hat (vergl. oben $ 17 sub 6). 

Ss 29. Für die Wahlen zur nächſten Zandes-Synode find Die zu wählenden 
Synobalmitglieder auf ſechs Wahlkreiſe, Deſſau, Bernburg, Ballenſtedt, Zerbſt und je 
einen reformirten und einen lutheriſchen, welche Wahlkreiſe in derſelben Weiſe wie bei 
der Wahl zur Vorſynode abzugränzen ſind, folgendermaßen zu vertheilen: 

Deſſau 2 geiſtliche, 2 weltliche, 2 angeſehene, kirchlich erfahrene ꝛc. Mitglieder 

(8 6, 3. 2), 
Bernburg 2 geiftliche, 2 weltliche, 2 angejehene, kirchlich erfahrene ꝛc. Mitglieder 
(8 6, 3. 2), 

Ballenjtedt 1 geiftl., 2 weltl., 1 angeſ., kirchlich erf. Mitglied (5 6, 2), 

Zerbſt 2 geiftl., 1 weltl., 1 angeſ., kirchlich erf. Mitglied (5 6, 3. 2), 

Köthen (ref.) 1 geiltl., 2 weltl. 2 angef., kirchlich erf. Mitgl. ($ 6, 3. 2), 

Köthen (luth.) 2 geiftl., 1 weltl., 1 angeſ., kirchlich erf. Mitgl. ($ 6, 3. 2). 

Auf die zum Behufe dieſer Wahlen zu bildenden MWahlmännerkollegien und bie 
Bollziehung der Wahlen ſelbſt finden die Vorjeriften in SS 7 und 8 analoge Ans 
wendung. 

8 30. Dem Kirchenregiment bleibt vorbehalten, wegen derjenigen Parochien 
und Kicchipiele, welche aus Anhaltiſchen und Preußiſchen Ortjchaften zufammengejeßt 
find, joweit nöthig im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Kirchenregiment, das Erfor— 
derliche Behufs Einführung der Kirchengemeinde- und Synodalordnung zu bejtimmen. 

Deſſau, den 14. Dezember 1878. 

(L. 8.) Friedrich, Herzog von Anhalt. 
v. Krofigl. 
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LV. 
Geſek, 


die Synodalordnung für das Herzvgkhum Anhalt betreffend, v. 24. März 1879, 


Wir Friedrid, von Gottes Gnaden Herzog von Anhalt ꝛc. 

verordnen hierdurch zur Landesgejeglichen Negelung derjenigen Bejtimmungen der unter 
dem 14. Dezember 1878 als Kirchengefeß erlaffenen Synodalordnung Gir. 509 d. Gef.= 
Samml.), zu deren vollen Wirkfamfeit es einer Mitwirkung dev Landesgeſetzgebung 
bedarf, zugleich in Ausführung des Art. VII. des Geſetzes vom 28. Dezember 1875 
(Pr. 404 d. Geſetz«Samml.) auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums unter Zuſtimmung 
des Landtags, was folgt. 

Art. J. Die in der Synodalordnung vom 14. Dezember 1878 beſtimmten und 
nach dieſen Vorſchriften zuſammengeſetzten Synodalorgane üben die nachſtehenden Rechte 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 

Art. II. Die Landes-Synode übt die ihr durch die Synodalordnung zugewieſenen 
Befugniſſe in Betreff: 

1. der Verwaltung der Landes-Synodalkaſſe (8 12, Zahl 6 der Synodalordnung), 
2, der unter Verwaltung des Konfiftoriums gejtellten kirchlichen und Pfarrbeſoldungs— 
fonds ($S 12, Zahl 7 dajelbit), 
3. des Vermögens dev Kirchen, Pfarreien und jonftigen Ficchlichen Inſtitute ſowie 
neuer kirchlicher Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken (8 12, Zahl 8 daſelbſt). 
Die zur Ausübung dieſer Nechte erforderlichen Bejchlüffe werden nah 8 19 der 
Synodalordnung gefaßt. 

Art. III. Kirchliche Gejege und Verordnungen, fie mögen für Die Landeskirche 
oder einzelne Kreiſe und Bezirke erlaſſen ſein, ſind nur ſoweit rechtsgültig, als ſie mit 
einem Staatsgeſetz nicht im Widerſpruch ſtehen. 

Auf den Erlaß von Kirchengeſetzen finden die Beſtimmungen des 8 13 der 
Synodalordnung Anwendung. 

Art. IV. Die Ausſchreibung von Abgaben für landeskirchliche Zwecke ($ 12, 
Zahl 8 der Synodalordnung) — abgejehen von den Synodalkoſten (Art. V.) — Tann 
nur im Wege der Eicchlichen Gejeggebung und unter Beobachtung dev in diefer Beziehung 
vorgejchriebenen Formen gejchehen. 

Die Ausfchreibung muß nad) den Sätzen der Staatsergänzungsiteuer erfolgen und 
darf nicht mehr als jährlich eine Einheit betragen. 

Kirchengeſetze, welche dieſe Gränze überjchreiten, bedürfen dev Beftätigung durch) 
ein Staatsgeſetz. Daſſelbe gilt, wenn Kirchengeſetze eine Belaftung der Gemeinden zu 
Gemeindezweden anordnen oder zur Folge haben. 

Art. V. Auf die Koften der Landes-Synode und der Didzefanverfammlungen 
finden die Beitimmungen des Art. IV. feine Anwendung. Die Aufbringung derjelben 
erfolgt nach) den Vorſchriften der 88 22—26 der Synodalordnung. Die in S 23 
erwähnte Matrifel bedarf dev Zuftimmung des Staatsminifteriums, durch welches die 
landesherrliche Genehmigung zu ermitteln ift. 

Art. VI. Die zwangsweife Beitreibung der gemäß der Art. IV. und V. zu 
erhebenden Abgaben und Beiträge erfolgt durch Requiſition der Orts— rejp. Staats⸗ 
behörden unter Anwendung dev Vorſchriften vom 29. April 1866 (Nr. 103 der Geſetz— 
Samml.). Beſchwerden wegen Anwendung der Erefution unterliegen ber ſtaatsbehörd⸗ 
lichen Entſcheidung im gewöhnlichen Inſtanzenzuge. 
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Art. VII. Der Vorſtand der Landes-Synode übt die nah 8 12, Zahl 7 und 
$ 17, Zahl 6 reſp. 8 28 der Synodalordnung ihm zugewiejenen Rechte nach Mahgabe 
der in 88 16 ımd 17, Zahl 6 dafelbjt getroffenen Beſtimmungen. 

Art. VIII. Das Konfiftorium übt die ihm übertragene firhlihe Verwaltung 
nach Maßgabe des $ 4 der Shmodalordnung. 


Zur Feſtſetzung von ftatutarifchen Ordnungen und Regulativen gemäß der SS 26 
und 28 der Synodalordnung bedarf es der vorgängigen Anerkennung Seitens des 
Staatsminifteriums, daß die entworfenen Beftimmungen dem Geſetze vom 28. Dezember 1875 
(Nr. 404 der Gefeß-Samml.) und dem gegenwärtigen Geſetze nicht zuwider jeien. 

Art. IX. Die Vertretung der evangelifchen Landeskirche in ihren vermögens— 
rechtlichen Angelegenheiten erfolgt durch das Konfiftorium unter Mitwirkung des Vor⸗ 
ſtandes der Landes-Synode (5 17, Zahl 6 der Synodalordnung). Die Befugnifje zur 
Aufnahme von Anleihen ift darin einbegriffen. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegenüber vers 
pflichten, bedürfen in ihrer Ausfertigung des Vermerkes, daß der Landesiynodalvoritand 
bei dem Beſchluſſe mitgewirkt hat. 

Art. X. Veränderungen der follegialen Verfaſſung des Konſiſtoriums (S 14, 
Zahl 5 der Synodalordnung) bedürfen der Beitätigung durch ein Staatsgefeh. 

Art. XL. In Anfehung des jtaatlichen Auffichtsrechtes gegenüber der evangelijchen 
Kirche verbleibt es bis zur anderweitigen Regelung im Gejeh: bez. Verordnungsivege 
hei den bisherigen Befugniffen des Konfiftoriums, bez. des Staatsminijteriums. Die 
Staatsauffichtsbehörden find berechtigt, von ber kirchlichen Vermögensperwaltung Einjicht 
zu nehmen, zu diefem Behufe die Etats und Rechnungen einzufordern ſowie außer⸗ 
ordentliche Reviſionen anzuordnen und auf Abſtellung etwa vorgefundener Geſetzwidrigkeiten 
durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu dringen. 

In dem in 8 25 der Synodalordnung vorgeſehenen Falle hat das Staatsmini— 
ſterium über Rekurſe gegen die Feſtſetzung des Konſiſtoriums zu entſcheiden. 

Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmi— 
gung der Staatsaufſichtsbehörde: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von Grund— 

eigenthum; 
bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaft— 
lichen oder Kunſtwerth haben; 

3. bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen und 
aus den laufenden Einnahmen derſelben Etatsperiode zurückerſtattet werden können; 

4. bei Einführung und Veränderung von Gebührentaxen; 

>. bei der Anlegung oder veränderten Benutzung don firchlichen Begräbnißplätzen; 

6. bei der Ausſchreibung, Veranftaltung oder Abhaltung von Sammlungen außer 
halb der Kirchengebäude; 

7. bei einer Verwendung des Firchlichen Vermögens zu anderen als den beſtim— 
mungsmäßigen Zweden. Die Genehmigung ift nicht erforderlich bei jolchen 
Bewilligungen aus der Kicchenfaffe, zu denen der Gemeindetirchenrath nad 
$ 31, Zahl 10 der Kicchengemeindeordnung ohne Mitwirtung der Gemeinde 
Vertretung befugt iſt. 

Die Genehmigung wird vom Konfijtorium erteilt; in wie weit dafjelbe Hierzu 
einer Ermächtigung des Staatsminifteriums bedarf, bleibt der Beſtimmung des legtern 
überlajjen. 


ID 
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Art. XII. Alle diefem Gejeß und der Synodalordnung vom 14. Dezember dv. J. 
entgegenftehenden Beſtimmungen, mögen diefelben in Landesgejegen, Lokalordnungen oder 
durch Objervanz begründet jein, treten außer Kraft. 

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem Herzoglichen 
Inſiegel. 

Deſſau, den 24. März 1879. 

(L. 8.) Friedrich, Herzog von Anhalt. 
v. Krofigf. 
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Die erſte kirchliche Organijation in diefen Gebieten nachdem fie zur evangelischen 
Lehre ſich bekannt hatten, bejtand in der um 1539 erfolgten Ginfeßung von Super- 
intendenten und der gleichzeitigen Beſtellung von ftändigen Viſitatoren als kirchlichen 
Aufihtsbeamten ). Auch Synoden der Geiftlichfeit traten zufammen, theils partifulare 
eines Sprengel3 wie i. 3. 1541 und 1542, theils Landes-Synoden wie 15322). 
Die Gemeinden empfingen zum Behuf der Vermögensverwaltung eine Organifation in 
der Kaftenordnung der Gräfin Emma v. J. 1542°). 

An dieſen Berfaffungselementen änderte die Kirchenordnung von 1557 %) nichts. 
Namentlich erfolgte feine Bildung eines Konfiftoriums, und die Landesherren übten 
ihre episfopale Gewalt durch ihre „Gelehrten“, d. h. die ſtaatliche Kanzlei, welche auch 
in Eheſachen richtete °). Dabei blieb aber eine ftarke Unabhängigkeit der Kirche erhalten, 
die in der Synodalorganijation ihre geregelte Vertretung fand. Denn landesherrliche 
Kommiffarien nahmen an den Synoden erſt jeit 1563, und auch das nur auf ausdrüd- 
hen Wunſch der Synode Antheil‘). Diefe jorgte für Aufrechterhaltung der reinen 
Lehre, übte Kirchenzucht, wählte ihre Beamten und publicirte ihre Beichlüffe, für welche 
die Nothivendigfeit einer landesherrlichen Beltätigung nicht erhellt. 

Aber im Laufe des XVI. Jahrh. tritt uns ein Wachſen der landesherrlichen 
Befugniſſe entgegen, welches auch in der vevidirten Kirchenordnung von 1640 zum Aus- 
drude gelangt. Die Grafen beftätigen nicht mehr die von der Gemeinde berufenen 
Pfarrer wie bisher, jondern ernennen diefe, die Superintendenten und den jeit 1619 
nur noch einzigen Generalfuperintendenten jelbjt?), wie Das auch bezüglich der Vifitatoren 
ftetS gejchehen war und blieb. Die regelmäßige Abhaltung der Synoden?) Yitt unter 
den Kriegen, die das Land bedrüdten, bis jeit 1737 nur noch jedes dritte Jahr, feit 
1782 jedes ſechſte Synoden verfammelt wurden, und 1800 ſogar angeordnet wurde, daß 
die Synode erſt 1809 ftattfinden jollte, was nicht geſchah, jo dal die 1794 abge- 
haltene die lebte gewejen ijt. Aber auch ihre frühere Unabhängigkeit vom Landesheren 
büßte die ſynodale Körperſchaft ein, und zwijchen 1676—80 wurde in Gorbad ein 
Konfiftorium, welches ſchon auf der Synode von 1623 beantragt worden war?), einge- 
richtet, aus zwei gräflichen Räthen, dem Superintendenten und einem Bifitator zuſammen— 


1) Eurße, Geſch d. ev. Kird.-Baf. in d. 5) Eure a. a. ©. ©. 39. 
Fürſtenth. Walde (Arolfen 1850) ©. 62. 64. 6) Ebendaſ. ©. MN. 

2) Ebendaſ. ©. 65. 7) Ebendaf. ©. 73 f. 9. 

3) Ebendaj. ©. 60. 8) Ebendaj. ©. 98. 

4) Richter, Ev. KO. 2, ©. 169 ff. 9) Ebenda]. ©. 82. 
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geſetzt, und mit der Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten, ſowie der Handhabung 
der geiſtlichen Gerichtsbarkeit betraut '). 

Als 1696 die Landfanzlei neu organifirt, als Negierungsfanzlei und jpäter 
Regierung von Corbach nad Mengeringhaujen und 1728 nad Arolſen vers 
(egt worden war, wurde das Konfiftorium durch drei big vier Mitglieder diejer Behörde 
unter der Direktion des Präfidenten derjelben, mit drei, bisweilen nur einem geiftlichen 
Mitgliede gebildet; ja in den Jahren 1800— 1810 fehlten die letzteren gänzlich. 

Seit ungefähr 1835 war das Konſiſtorium in ein Plenum und einen engeren 
Ausschuß getheilt worden, an welchen beiden geiftliche Beiſitzer Theil nahmen, während 
als weltliche Mitglieder des Plenums, zu deſſen Beſchlüſſen regelmäßig die ausdrückliche 
landesherrliche Genehmigung einzuholen war, ſämmtliche Räthe der Regierung fungirten, 
und die frühere konſiſtoriale Ehegerichtsbarkeit durch einen ausſchließlich weltlichen 
Juſtizſenat der Regierung gehandhabt wurde?). 

Eine größere Umwälzung in dem Organismus der Waldeck'ſchen Kirche, in der 
1821 die Union proklamirt worden war 3), brachte das Jahr 1848. 

Eine vorläufige Anordnung v. 11. Mai 1848 ) gab den Gemeinden das Recht, 
ihre Pfarrer jelbit zu wählen, und die Verf.-Urk. v. 23. Mai 1849 beftimmte im $ 16°), 
daß jede Religionsgeſellſchaft ihre Angelegenheiten jelbftjtändig ordne und verivalte, aber 
den allgemeinen Staatsgejehen unterworfen bleibe. 

Sehr wenig diejer kirchlichen Selbſtſtändigkeit entſprach es, daß durch Verordnung 
v. 11. uni 1849°) das Konfiftorium ganz befeitigt und eine Staatsregierung 
geſchaffen wurde, deren V. Abteilung die früheren Konfiftorialfachen wenigjtens einſt⸗ 
weilen zugewieſen wurden. In diefer Adtheilung follten Die Geſchäfte in der Art 
kollegialiſch bearbeitet werden, daß zwei geiftficden Räthen ein decifives Stimmrecht 
eingeräumt wurde. 

Indeſſen wurde das Konfiftorium durch Verordnung v. 2. März 13543401) 
in jeiner früheren Verfaſſung als engeres und weiteres, und indem der Landesherr Ti) 
bei einzelnen Materien die Entſcheidung vorbehielt, wieder hergeftellt, und durch Ver— 
ordnung v. 10. September 1853) die Eintheilung des Landes in vier Kirchenkreiſe 
angeordnet, an deren Spiße je ein Superintendent geftellt wurde. 

Aber auch die presbyteriale Gemeindebildung wurde jetzt Seitens des Kirchen— 
regiments ins Auge gefaßt, wie denn presbyteriale Organiſationen ſchon früher in ein⸗ 
zelnen Gemeinden exiſtirt Hatten °). 

Zwar wurde den Gemeinden das Pfarrwahlrecht durch Verordnung d. 7. Dftober 
1855) wieder entzogen, dagegen aber am 1. Auguſt 1857 (II) eine Gemeindes 
Ordnung erlaflen, und dur Perordnung don demjelben Tage die Be— 
theiligung der Gemeinden an der Beftellung der Pfarrer geregelt (III). Dieſe Gemeinde— 


1) Ebendaſ. ©. 129 f. ' 5) Reg.:Bl. ©. 30. Ebenſo auch die jet 
2) Ebendaf. ©. 142 if. | BEE RL IE DE Aug. 1852. 8 42. 
3) Den ſeparirten Qutheranern ift durch Gel. 7) Eh inhel. 1853 ©. 118 ff. 

v. 26. März 1866 (Reg.-Bl. ©. 39) Gemeinde: 8) Dal. Curke ©. 73. 93 5. Dagegen ent= 


bildung geftattet worden, und unterſtehen dieſe Hält d. V. d. 96. März 1830 über Die Der: 

Gemeinden nicht dem Kuchenregiment der Landes- | waltung des Kirchenvermögens bezüglich etwaiger 

kirche. Gemeindevertretung oder Gemeindebefugniſſe 
4) Reg. Bl. ©. 35. Bol. Bekanntm. v. 28. | nichts. Neg.:Bl. 1830 ©. 21. 

April 1848. Ebendaj. ©. 29, 9) Reg. - Bl. ©. 237. 
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Ordnung ift dann dureh die Berfügungen v. 31. Dftober 1863, 10. November 
1875, 4. November 1876 und 5. Oktober 1882 nur in untergeordneten Bunften 
abgeändert worden !), hat aber eine wejentliche Ergänzung gefunden in der Verord— 
nung v. 19. April 1864 (IV), welche behufs der Aufdringung der Mittel zur 
Beltreitung der kirchlichen Baulaſt dem Gemeindevorftand noch eine neue Organijation 
an die Seite Stellt. 

Aber auch die Einführung von Synoden wurde namentlich Seitens der Geiftlichkeit 
febhaft begehrt. Diefem Wunſche Rechnung tragend, berief die Regierung i. J. 18722) 
eine Borjynode, aus deren Beratdungen die Synodalordnung vom 18. Februar 
1875 (V) hervorgegangen it, welche durch Staatsgejet vom 31. Januar 1873 
(VI) die ftaatliche Genehmigung erhalten hat. 

Die Acceſſionsverträge mit Preußen haben dem Fürften feine episfopalen Be— 
fugnifje belaffen. Denn Art. 1 der Verordnung dv. 18. Juni 1867?) bejtimmt überein- 
ſtimmend mit Urt. 2 der Verordnung dv. 24. November 1874, daß die Verwaltung, 
welche dem Konſiſtorium in feiner Eigenschaft al3 Oberkirchenbehörde zuftehe — daljelbe 
übt auch als Staatsbehörde die inra circa sacra — dem Fürften vorbehalten werden. 


ik 
Höchſte Verordnung, 


die Draanifation des Konſtiſtorii betreffend, vom 2. Wärz 1853, 


Wir Georg Victor, von Gottes Gnaden reg. Fürſt zu Waldeck und Pyrmont ꝛc. 
verordnen hiermit auf Grund des 8 42 der Verfaſſungsurkunde vom 17. Auguft v. J. 
was folgt: 

8 1. Das Konfiftorium ift berufen, al3 geiftlicher Beirath Uns in allen Sachen 
des Kirchenregiments zur Seite zu jtehen und unmittelbar unter Uns als oberſte kirchliche 
Behörde, unbejchadet der, durch Unfere Regierung wahrzunehmenden jtaatlichen Hoheits— 
rechte (jura maj. c. s.) alle innern und äußern Angelegenheiten der evangelijchen Kirche 
zu leiten und zu verwalten. 

S 2, Zu den Konfiftorialfachen gehören danach im Allgemeinen namentlich: 

1. die Sorge für die Wahrung aller Firchlichen Intereſſen überhaupt, insbejondere 
für die Aufrechthaltung der Kicchenverfaffung und Kicchenordnung, jowie alle 
die innere und Äußere Organifation der Kirchen betreffenden Angelegenheiten. 

. Die Aufficht über die Verwaltung der Saframente und der andern Firchlichen 
Alte; die Aufficht auf den Gottesdienst, insbejondere in dogmatijcher und 
liturgiiher Beziehung, zur Aufrechthaltung defjelben in feiner Reinheit und 
Würde; die Anordnung Fichlicher Feite, die Einführung neuer gottesdienftlicher 
und Religionsbücher. 

. Das kirchliche Prüfungsweien und alle Angelegenheiten, welche ſich auf die 
Vorbereitung für den geiitlichen Stand und die Fortbildung in demjelben, auf 
die Ordination der Geiftlihen, auf die Berufung, Anftellung, Einführung, 
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1) Die einjchlagenden Bejtimmungen find in | Schulverwaltung ift dur) Bel. v. 9. März 1869 
den Anmerkungen zu Nr. II. angegeben worden. | (Reg.-BL. ©. 69) dem Provinzialſchulkollegium 
2) Reg.-B1. 1872 ©. 13. 55. in Kaſſel übertragen worden. 
3) Reg.-Bl. 1867 ©. 134. 1878 ©.2. Die 
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Verpflichtung und Beſoldung derſelben, ſowie aller andern geiſtlichen und welt— 
lichen Kirchenbeamten beziehen; desgleichen die Ertheilung der Erlaubniß zum 
Predigen an nicht einheimiſche Geiſtliche und Predigtamtskandidaten. 

4. Die Disciplin und Aufſicht über alle Pfarrer und Kandidaten der Theologie, 
hinſichtlich ihrer Amtsführung, ihrer Lehre, ihrer wiſſenſchaftlichen Fortbildung 
und ihres ſittlichen Lebens, ſowie über alle kirchlichen Behörden und Kirchen— 
beamten; desgleichen die Beurlaubung an Geiſtliche und Kirchenbeamte; die 
Emeritirungsangelegenheiten, die Vorſorge für die Beſetzung und Verwaltung 
der kirchlichen Aemter, die Kirchenviſitationen und die Beaufſichtigung der Pfarr— 
und Superintendenturarchive und der Kirchenbücher. 

Die Erxrichtung neuer Pfarreien und Kondente, die Vereinigung, Trennung und 
Begrenzung derjelben; die Einweihung der Kirchen und Benubung derjelden zu 
andern als den beftimmungsmäßigen Sweden; die Sorge für die Einrichtung 
und Erhaltung dev Todtenhöfe. 

6. Die Aufficht auf den Peligionsunterricht, die Wahrnehmung aller Angelegenheiten 
und Nechte der Kirche in ihren Beziehungen zum Staat und zu deſſen Einrich- 
tungen, insbefondere in ihrer Stellung zur Schule; Die Aufrechthaltung der 
Kirchenzucht in den gejeglichen Grenzen; die Extheilung firchlicher Dispenjationen ; 
das Kirchliche Armenweſen. 

7. Alle Angelegenheiten Det Permögensverwaltung dev Kirchen, Pfarreien ꝛc. und 
der kirchlichen Stiftungen und Anſtalten; desgleichen die Anordnungen wegen 
des Baues und der Reparatur der kirchlichen Gebäude; alle Angelegenheiten in 
Bezug auf die Parochialitätspflichten, das Stolgehühren und das kirchliche 
Kollektenweſen. 

8 3. Das Konſiſtorium theilt ſich in ein engeres und ein weiteres: 

1. Das engere Konſiſtorium beſteht aus einem weltlichen Mitgliede, welches den 
Vorſitz führt und vorzugsweiſe die äußeren Angelegenheiten der Kirche zu bear⸗ 
beiten hat, und aus zwei geiſtlichen Räthen. 

2. Das weitere Konſiſtorium wird gebildet durch den Hinzutritt derjenigen außer⸗ 
ordentlichen Mitglieder, welche Wir aus dem Geiſtlichen und in gleicher Anzahl 
aus dem Laienſtande ernennen werden. 

Den Vorſitz im weiteren Konfiftorium behalten Wir uns dor, einem Mitgliede 
defjelben bejonders zu übertragen, 

S 4. Die inmere Verfaffung des Konſiſtoriums iſt kollegialiſch. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, welcher zugleich 
berechtigt und verpflichtet iſt, alle Beſchlüſſe, durch welche er beſtehende Rechte verletzt 
oder die Befugniſſe des Konſiſtorii überſchritten glaubt, zu ſuspendiren, und in ſolchen 
Fällen Unſere Entſcheidung einzuholen hat. 

Bei derartigen Beſchlüſſen des engern Konſiſtorii bleibt es ſeinem Ermeſſen über— 
laſſen, die Sache zunächſt an das weitere Konſiſtorium zu bringen. 

Ss 5, Das Konſiſtorium iſt die verfügende Behörde in allen Konſiſtorialſachen, 
inſoweit nicht einzelne Gegenſtände Unſerer Entſcheidung unterſtellt, oder untern 
Behörden zugewieſen ſind, in welchem letzteren Falle daſſelbe erſt in höherer Inſtanz eintritt. 

8 6. Alle Angelegenheiten werden der Regel nach im engern Konfijtorinm ($ 3. 
Nr. 1) verhandelt; vor das Plenum gehören: 

1. alle Angelegenheiten der Gejeßgebung und allgemeinen Organtjation ; 

2. alle Berufungen gegen Entjcheidungen und Verfügungen des engern Konſiſtorii 
in Emeritirungs- und Disciplinarfällen, 


(eb 6 


II. Gemeindeordnung vom 1. Auguſt 1857. 835 


3. die Vorſchläge zur Beſetzung vafanter Stellen des Konſiſtorii und der Super— 


4, 


Zeiten, 


intendenturen, 

alle Angelegenheiten, welche Wir dahin verweifen, jowie diejenigen Sachen, 
welche von dem engern Konfiftorium oder neh $ 4 von dem Vorſitzenden 
dahin gebracht werden. 

7. Zu den Sibungen des weitern Konfiftorit, welche theils zu regelmäßigen 
nach dejjen Beitimmmung, theils außerordentlich nad) Bedürfniß abzuhalten find, 


werden die Mitglieder durch den Borfigenden eingeladen. 


2 


ET 


5 8. Unſerer höchſten Entſchließung bleiben vorbehalten: 
1: 


alle Gejege und Berordnungen, ſowie alle allgemeine Anordnungen von Wich- 
tigkeit, 


. alle Berwilligungen von dauernden oder einmaligen Unterjtüßungen an Gemeinden 


und Geiftliche aus kirchlichen Fonds, mit Ausnahme folder aus den Kollekten— 
geldern, 


. die Beftätigung aller gegen Geiftlide und Kirchendiener ausgefprochenen Dienft- 


entlaffungen, 


. die Ernennung reſp. Beftätigung von Geiftlichen und jtändigen Kirchenbeamten 


nach den Vorſchlägen des Konfijtorii, 


. Mrlaubsertheilungen an Geijtlihe und Kicchenbeamte von längerer als vier- 


wöchentlicher Dauer, 
. alle Gnadenſachen, einſchließlich der Firchlichen Dispenjationsfäle, 


Arkumblich Unferer eigenhändigen Unterſchrift. 
Gegeben Aroljen, am 2. März 1853. 


Georg Bictor. 


II. 
Gemeindeordnung 


für die evangeliſche Kirche in den Jürſtenthümern Waldeck und Pyrmont 


vom 1. HRuguſt 1857. 


Wir Georg Victor, von Gottes Gnaden reg. Fürſt zu Waldeck und Pyrmont ze. 


erlaſſen Hiermit für die evangelijche Kirche in unfern Fürftenthümern nachjtehende 
Gemeindeordnung. 


$ 1. Jede evangeliiche Kirchengemeinde hat die Aufgabe, unter der Leitung und 


nn des in ihr bejtehenden geistlichen Amtes je mehr und mehr eine Pflanz- 
jtätte des evangelifchschriftlichen Glaubens und Lebens zu werden, 


— 


>» om 


T; 


$ 2. Die Pflichten eines Mitgliedes der Gemeinde find: 
. duch fleißige Theilnahme am Wort und Saframent fich als Glied der Kirche zu 


befennen ; 

ih eines hriftlichen Wandel? zu befleißigen ; 

fi) den Firchlichen Gefegen und Ordnungen zu unterwerfen ; 

die erforderlichen Geldbeiträge und Leijtungen zur Beitreitung der allgemeinen 
und bejonderen kirchlichen Bedürfniffe zu entrichten. 

3. Die Rechte der Gemeindeglieder beftehen : 

in dem geordneten Antheil an den kirchlichen Gnadenmitteln, Anftalten und 
Gerechtfamen der Gemeinde ; 


w 
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2, in dem geordneten Anfpruch auf die Dienste der Kirchenbeamten ; 

3, in dem ihnen durch diefe Gemeindeordnung eingeräumten Stimmrechte ($ 5); 

4, in der MWählbarfeit zu den Gemeindeämtern ter den hierüber feſtgeſetzten 

Bedingungen (S 12); 

$ 4. Die Gemeindeangehörigteit wird durch den feſten Wohnſitz in dem Bezirk 
der Ortskirchengemeinde bedingt. 

Perfonen, welche von außen her in die Gemeinde einziehen, haben dem: Pfarrer 
ein Zeugniß darüber, daß jie der evangelifchen Kirche angehören, einzureichen. An die 
Stelle dieſes Zeugnifjes kann eine desfallfige Erklärung vor dem Pfarrer treten, wenn 
derjelhe die Umftände hierzu geeignet findet. Diefe Zeugniſſe und Erklärungen find 
vom Pfarrer dem Kirchenvorjtande G 7) mitzutgeilen. Erſt nachdem der neu Einges 
zogene durch Einreichung des Kirchenzeugniſſes oder abgegebene Erklärung ſich dem 
Pfarrer bekannt gemacht hat, wird er zur Theilnahme an Wahlen und kirchlichen 
Aemtern berechtigt. 

Keinem Eingepfarrten iſt es, ohne daß er zugleich ſeinen Wohnſitz verändert, 
geſtattet, ſich willkürlich einer andern Pfarrei anzuſchließen. 

8 5. Stimmberechtigt in der Gemeinde find die ſelbſtſtändigen männlichen 
Familienhäupter und Hausväter, ſowie diejenigen ſelbſtſtändigen männlichen Perſonen, 
welche zwar keinen Hausſtand haben, aber auch keinem Hausvater oder Familienhaupte 
unterworfen ſind, in ſo fern ſie in vollem Beſitze ihrer kirchlichen Rechte ſind und in 
ſo fern nicht durch laſterhaften Lebenswandel oder durch thatſächlich bekundete Verach— 
tung der Religion oder der Kirche öffentlichen Anſtoß gegeben haben; auch müſſen ſie 
das 25. Lebensjahr vollendet haben. 

8 6. Wenn ſich unter den Gemeindeangehörigen folche befinden, welche durch 
Lafterhaften Lebenswandel oder durch thatſächlich bekundete Verachtung der Religion 
oder der Kicche öffentlichen Anſtoß gegeben haben und denen die Theilnahme an dem kirch— 
lichen Stimmrecht von einem Mitgliede der Gemeinde um dieſes Grundes willen bejtritten 
wird, jo hat darüber der Kirchenvorſtand ($ 7) zu entjcheiben. 

Den gedachten Perfonen bleibt jedoch) ebenfo wie den Urhebern der Einwendung 
der Rekurs an die höhere Inſtanz (Superintendent eventuell Konfijtorium) vorbehalten. 

8 7. Sn jeder Muttergemeinde joll ein Kirchenvorftand gebildet werden, welcher 
unter der Aufficht und Leitung des Superintendenten, beziehungsweiſe des Konfiftoriums, 
die im 8 17 genannten kirchlichen Angelegenheiten der Gemeinde beforgt, mit Vorbehalt 
der durch die Verordnung dom 26. März 1830, ſowie durch die ſonſt beſtehenden 
Anordnungen hinſichtlich der Verwaltung des Kirchenvermögens getroffenen Einrichtungen. 

Der Kirchenvorſtand beſteht: 

1. aus dem oder den Pfarrern und Diakonen in der Gemeinde; 

2. aus dem Kirchenpatron, ſofern ſich derſelbe zur evangeliſchen Kirche bekennt, 
ſeinen Wohnſitz in der Gemeinde hat und die geſetzlichen Bedingungen ($ 12) 
erfüllt. Entſtehen Zweifel, ob ber Patron in den Kirchenvorſtand eintreten 
kann oder nicht, jo jteht dem Konfiftorium die Entjeheidung zu; 

‚ aus einer Anzahl von mindejtens vier weltlichen Mitgliedern, welche nach den 
in Folgendem angegebenen Grundſätzen durch die Wahl der Gemeinde zu diejem 
Amte berufen find. - 

Etwaige Hülfsprediger (Vikare) nehmen an den Gefchäften des Gemeindefirchen- 

vorſtandes mit bevathender Stimme theil; es jei denn, daß fie als Vertreter des Pfarrers 

den Sitzungen beiwohnen. 

SS. Wo eine Muttergemeinde mit einem oder mehreren Filialen ein Kirchſpiel 


> 
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bildet, da iſt für dieſes ein gemeinjchaftlicher Kirchenvorſtand zu bejtellen. Die Mutter: 
gemeinde muß alsdann wenigitens drei weltliche Mitglieder erhalten, jede der Filtal- 
gemeinden aber mindeitens Ein Mitglied. Die von den Filialgemeinden gewählten 
Mitglieder zuſammen dürfen jedoch die der Muttergemeinde an Zahl nicht überjteigen. 

Die befonderen Rechtsverhältniſſe Diefer Gemeinden werden hierdurch nicht geändert, 
namentlich bleibt die Firchliche Bermögensverwaltung einer jeden Gemeinde eine völlig 
getrennte. 

8 9. Das Voriteheramt iſt ein Ehrenamt und muß in der Negel unentgeltlich 
verwaltet werden. 

Wo es angeht, muß den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes ein befonderer Amtsſitz 
in der Kirche, wo möglich auf dem Chore, eingeräumt‘ werden. Bei Neubauten von 
Kirchen iſt Hierauf Rüdficht zu nehmen. 

Das Borfteheramt darf nur von folchen abgelehnt oder niedergelegt werden, welche 

1. an deſſen regelmäßiger Berwaltung durch Krankheit, Hohes Alter oder ein von 
von ihnen befleidetes dffentliches Amt behindert oder durch ihren Beruf zu 
häufiger Abweſenheit genöthigt find; 

2, das Vorfteheramt ſchon einmal befleidet haben, wenn jeit dem Austritt jechs 
Jahre noch nicht verfloffen find. 

er die Wahl zu dem Kirchenvorfteheramt ablehnen will, hat dies binnen drei 
Tagen, nachdem ihm die Wahl befannt gemacht worden ijt, ($ 15) bei dem Kirchen— 
vorjtande anzuzeigen. Ueber die Gültigkeit der Ablehnungsgründe hat zunächit legterer, 
im Wege des Rekurſes der betreffende Superintendent rejp. das Konſiſtorium zu entjcheiden. 

Diefer Rekurs muß jedoch innerhalb einer Friſt von drei Tagen, vom Tage der 
Mittheilung der Entſcheidung des Kirchenvoritandes an gerechnet, ergriffen werden. 

An die Stelle defjen, der die Wahl abgelehnt hat, tritt derjenige, welcher bei der 
Wahl des Kirchenvorjtandes zunächit die meilten Stimmen erhalten hat. 

$ 10. Das Amt eines Kirchenvorftehers dauert jech® Jahre Der Anfang 
diejes Zeitraums wird von dem erjten Adventjonntage, welcher auf die Wahl folgt, 
gerechnet. 

Hört ein Vorſteher während der Amtsdauer auf, wahlberechtigt zu fein, jo muß 
er jofort feines Amtes entlaffen werden. Nicht weniger, wenn er wegen geijtiger oder 
förperlicher Gebrechen dienjtunfähig geworden ift, oder jein Amt beharrlich vernachläfligt, 
oder ſich jonjtiger Pflichtwidrigkeiten ſchuldig gemacht hat. 

Ueber die Entlaffung eines Mitgliedes des Kirchenvorjtandes entjcheidet auf des— 
fallfigen Antrag des Kirchenvoritandes auf gutachtlichen Bericht des Superintendenten 
das Konfiftorium. Das Konfijtorium ift befugt, au) von Amtswegen einzufchreiten. 

Fällt ein Mitglied des Vorſtandes während der Wahlperiode aus dem einen oder 
andern: gefeglichen Grunde aus, jo tritt dasjenige Gemeindeglied in die erledigte Stelle 
ein, welches ſchon bei der vorhinnigen Wahl vorgefchlagen war und nächſt dem Ges 
wählten die meijten Stimmen erhalten hatte. Diejenigen, welche dreimal das Amt 
eines Aelteſten befleidet haben, verbleiben als Ehrenmitglieder mit berathender Stimme 
im Kirchenvorſtande. 

$ 11.) Den Kicchenvoritand haben die jtimmberechtigten Mitglieder ($ 5) aus 
den dom Kirchenvoritande mindeitens in doppelter Anzahl vorzufchlagenden kirchlichen 
Gemeindemitgliedern zu erwählen. 


1) Erſetzt nad Verordn.v. 31. Oft. 1863 
durch folgende Beitimmung: Die Kirchenvorſtände 
werden von jänmtlichen nad) $ 5 der gedachten 


Gemeindeordnung jtimmberehtigten Mitgliedern 
der Kirchengemeinde gewählt. 
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g 12.1 Der Kicchenvorftand hat nur folche Familien- oder Hausväter, bezw. 
ſelbſtſtändige Männer, zu Mitgliedern des Kirchenvorftandes in Vorſchlag zu bringen, 
deren Wandel unfträflich ift, die ein gutes Gerücht in der Gemeinde haben und durch 
Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienjt und heiligen Abendmahle ihre Kirchliche Ges 
finnung beweifen; auch müſſen die Borzufchlagenden das 30. Lebensjahr zurüdgelegt 
haben. Für die Erfüllung diefer Pflicht find Die Kichenvorftände der Gemeinde und 
der Kirche verantwortlich und ift deshalb gegen etwaige Berlegungen eine Bejchwerde 
bei der höhern Inſtanz zuläſſig. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder dürfen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes fein; jedoch bezieht fich diefe Beſtimmung nur auf die gewählten Mit- 
glieder des Kirchenvorſtandes. 

8 13.2) Die Wahl zu dem Gemeindeficchenvorjtande it an zwei auf einander 
folgenden Sonntagen von der Kanzel zu verfündigen. Acht Tage vor dem Wahl- 
termin ift die Lifte der vorgeſchlagenen Perfonen durch gleiczeitiges Auflegen an drei 
zuvor befannt zu machenden Orten und auf ſonſt geeignet erjcheinende Weiſe, etwa 
durch Verleſen von der Kanzel bei der zweiten Verkündigung der Wahl, zu ver- 
öffentlichen. 

Für Kicchengemeinden über 1000 Seelen kann die Wahl abtheilungsweije an 
verfchiedenen Tagen erfolgen. 

Die durch den Kirchenvorſtand anzufertigende Lifte der wahlberechtigten Mit: 
glieder ift acht Tage hindurch, von dem Tage der erjten Verkündigung des MWahl- 
tevming an, bei dem betreffenden Pfarrer aufzulegen und, daß diejes geſchehen, bekannt 
zu machen. 

Etwaige Beſchwerden wegen Webergehung in der Lifte find innerhalb der acht Tage, 
in welchen fie ausgelegt worden ift, bei dem Kirchenvorjtande vorzubringen, zu begründen, 
und von diefem für den in Nede ftehenden Tall endgültig zu entjcheiden. 

$ 14. Die Wahlhandlung wird durch den Pfarrer, mo deren mehrere find durch 
den Dienftälteften, unter Beiftand dev übrigen Mitglieder des Kirchenvorſtandes geleitet 
und an dem dazu beitimmten Sonntage?) Nachmittags in der Kirche vollzogen. Sie 
wird durch einen Gefang und eine Anfprache mit Gebet vom Altare aus eröffnet, in 
welcher die Gemeindeglieder aufgefordert werden, ihrer Pflicht eingedenk zu fein. Dem 


1) Erſetzt nad) Verordn. v. 31. Oft. 1863 | folgenden Sonntagen von ber Kanzel zu ver— 
durch Folgende Beſtimmung: Die Wähler Haben | fündigen. Für Kirchengemeinden über 1000 
die DVerpflihtung nur jolhe Familien oder | Seelen fann die Wahl abtheilungsweije an ver— 
Hausväter, bezw. jelbititändige Männer zu Mit: ſchiedenen Tagen erfolgen. Die dureh den Kirchen- 
qliedern des Kirchenvorftandes zu wählen, deren vorſtand anzufertigende Lite der wahlberechtigten 
Wandel unfträflich ift, die ein gutes Gerücht in | Gemeindeglieder ijt unter Bezeichnung derjenigen 
der Gemeinde haben und die durch Theilnadme | Perfonen, welche das 30. Lebensjahr noch nicht 
an dem öffentlichen Gottesdienjte und an dem | zurückgelegt haben, acht Tage hindurch, don dem 
heil. Abendmahle ihre Kirchliche Gefinnung ber | Tage der erjten Berfündigung des Mahltermines 
weifen, was ihnen in der von dem Pfarrer vor | an, bei dem betr. Pfarrer, in Filialgemeinden oder 
der Wahlyandlung zu haltenden Anſprache zu während einer Pfarrvafanz bei einem damit zu 
eröffnen und an das Herz zu legen ift. Die | beauftragenden Mitgliede des Kirchenvorſtandes 
zu Wählenden müſſen das 30. Lebensjahr zurück- aufzulegen, und daß Dies gejchehen befannt zu 
gelegt haben. Vater und Sohn, jowie Brüder | machen. Etwaige Bejchwerden wegen Ueber= 
dürfen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des | gehung in der Lifte find innerhalb der acht Tage, 
Kirchenvorftandes fein; jedoch bezieht fich diefe | in welchen fie ausgelegt worden iſt, bei dem 
Beltimmung nur auf die gewählten Mitglieder | Kirhenvorftande vorzubringen, zu begründen und 
des Kirchenvorſtandes. von diefem für den in Rede ftehenden Fall end— 

2) Erjeßt nah Verordn. v.31.0ft.1863 | gültig zu entjcheiden. 
und ergänzt nah Verordn. v. 4. Nov. 1876 3) Nah Verordn. v. 10. Nov.1875 ab- 
durch folgende Beftimmung: Der Tag der Wahl | geändert: unmittelbar nad) dem Hauptgottes— 
des Kirchenvoritandes ift an zwei auf einander | dienjte zu vollziehen. 
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Schlußgebet folgt die Wahl durch Abgabe von Stimmzetteht, welche jo viele Namen, 
als Mitglieder des Kirchenvorſtandes zu wählen find, enthalten. Wer des Schreibens uns 
fundig ift, kann die Wahl durch mündliche Stimmgebung zu Protokoll vollziehen. Nur 
die perſönlich exjchienenen Wahlberechtigten haben das Necht, ihre Stimme abzugeben 
und es fünnen nur die Stimmen der in die Lifte Eingetragenen angenommen werden. 
Sedo fteht es dem wahlberechtigten Vater frei, das Wahlrecht durch feinen Sohn, 
welchem das elterliche Gut zugefichert ijt und ber, abgefehen von feinem Abhängigteits- 
verhältniß als Hausfohn, die Eigenjchaften eines Wählers beſitzt, ausüben zu lafjen. 

Nach dem Schluffe des Wahlgefchäftes werden die Stimmen, io möglich noch an 
dem Wahltage ſelbſt, von dem Geiftlichen und ben übrigen Beiltandsperfonen gezählt 
und das Ergebniß der Wahl in das Protokoll eingetragen und don den genannten 
Perſonen beglaubigt. 

Wo eine Muttergemeinde mit einer anderen kombinirt ift, wird die Wahl des 
Kirchenvorftandes für jede Gemeinde befonders an zwei auf einander folgenden Sonn: 
tagen vorgenommen. 

Wo zu einer Muttergemeinde eine oder mehrere Filialgemeinden gehören , findet 
die Wahl gleichfalls für jede Gemeinde gefondert ſtatt, in den Filialen an Werktagen, 
und zwar an folchen Orten, wo eine Kirche (Kapelle) nicht vorhanden tft, in dem 
Schullofale (ef. 8 8). 

8 15. Die Wahl wird durch Stimmenmehrheit entjchieden. Bei Stimmengleich- 
heit entjcheidet der Kirchenvorſtand. Das Ergebniß der Wahl wird von demjelben den 
Gewählten befannt gemacht und am nächjten Sonntage von der Kanzel verfündigt. 
Einſprache gegen die Wahl kann nur innerhalb der nächjten drei Tage nach diejer 
Verkündigung bei dem Kirchenvorftande erhoben werben. Diefer hat alsdann jofort 
mit Bericht und Einjendung der Wahlakten die Entjeheidung des Superintendenten ein— 
zuholen. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht ſowohl dem Gewählten, als den Gliedern der 
Gemeinde der Rekurs an das Konſiſtorium frei; es iſt dieſer binnen drei Tagen nach 
der Bekanntmachung einzulegen. Die Einführung und Verpflichtung des Kirchenvorſtandes 
iſt bis zu erfolgter Entſcheidung aufzuſchieben. 

Wird in Folge erhobener Einſprache eine einzelne Wahl für ungültig erklärt, ſo 
tritt derjenige in die Stelle des Ausfallenden, welcher nach den Gewählten die meiſten 
Stimmen erhalten hat. 

Acht Tage nach Verkündigung der Wahl werden die erwählten Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes vor der Gemeinde im öffentlichen Gottesdienſte zu treuer Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten feierlich nach dem in der Anlage enthaltenen Formular und vom 
Geiſtlichen durch Handſchlag verpflichtet. 

Nach geſchehener Verpflichtung hat der betreffende Pfarrer die Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes dem Superintendenten anzuzeigen und dieſer demnächſt die ſämmtlicher 
Gemeinden ſeines Sprengels dem Konſiſtorium zur Kenntniß zu bringen. 

S 16. Dem Gemeindekirchenvorſtand Liegen folgende Pflichten ob: 

1. Ex hat den Pfarrer in Förderung des chriftlichereligiöfen und fittlichen Lebens 
der Gemeinde zu unterftügen. Die Mitglieder defjelben ſtehen daher dem Pfarrer, 
welcher in feiner die Lehre und das geiftliche Amt betreffenden Thätigfeit von 
ihnen unabhängig ift, als Helfer bei, um durch Belehrung, Tröſtung, Ermah— 
nung, Warnung und Anzeige chriſtliches Leben, hrijtliche Ordnung, Zucht und 
Sitte in dev Gemeinde zu fördern. Wie fie Hierbei überhaupt mit chriftlicher 
Vorſicht und Schonung zu verfahren haben, jo wird ihnen, um die Wirkſamkeit 
der Geiftlichen nicht zu flören und um bie Einheit in der Behandlung zu 
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fichern, zur Pflicht gemacht, im Einverftändniß mit dem Geiftlichen zu handeln, 
Auch haben fie dasjenige geheim zu halten, was fie in ihrer Amtsthätigfeit 
vertraulich erfahren. 

, Die Kirchliche Armen- und Krankenpflege, welche dem Kirchenvorſtande und 
befonders einzelnen Mitgliedern deſſelben (Diakonen, Armenpätern) obliegt, iſt 
nicht nur Sorge für leibliche Bedürfniſſe, ſondern hauptſächlich für das Wohl 
der Seelen; es ſoll durch Belehrung, Ermahnung und Troſt ebenſo der Ver⸗ 
armung, wie dem ſittlichen Verkommen und Verſinken der Armen entgegen— 
gewirkt werden. Sowie Armen und Kranken, ſo hat der Kirchenvorſtand ſeine 
Fürſorge inſonderheit auch den Verwahrloſten und bürgerlich Beſtraften zu 
Theil werden zu laſſen. 

Dem Kirchenvorſtand ſteht es frei, für dieſe Art der Thätigkeit erbarmender 
Liebe auch noch die Hülfe anderer Gemeindegenoſſen von kirchlichem Sinn und 
vorwurfsfreien Sitten als Gehülfen beizuziehen, welche, wenn dieſes zweckdien— 
lich erſcheint, auch zu den Sitzungen des Kirchenvorſtandes eingeladen werden 
können. Nicht weniger ſteht es dem Kirchenvorſtande zu, ſich mit den etwa 
beſtehenden freien Vereinen Hriftlicher Wohlthätigkeit in Einvernehmen zu jegen 
und deren Hülfe in Anſpruch zu nehmen. 

3, Der Kirchenvorſtand hat ferner den Pfarrer dabei Fräftig zu unterftügen, daß 
die äußere gottesdienftliche Ordnung erhalten und der Tag des Herrn von Allen 
geheiligt werde. 

Der Kirchenvorſtand hat die Beauffichtigung und Verwaltung des Firchlichen 
Vermögens nad) bisherigem Geſetz und Herkommen zu führen und die Gemeinde 
in den darauf bezüglichen Nechtsangelegenheiten zu vertreten. 

Ferner fteht dem Kirchenvorſtande eine qutachtliche Mitwirkung bei der Ein- 
richtung beziehungsweife Veränderung des äußeren Gottesdienjtes zu. 

Der Kirchenvorſtand hat die nach dem Geſetz vom heutigen Tage ſich regelnde 
Betheiligung der Gemeinden bei Bejegung der Pfarritellen auszuüben; 

7. die Vertretung der Kirchengemeinde bei den Pfarreinführungen, bei den Kirchen⸗ 
und bezüglich des Religionsunterrichts bei den Schulviſitationen, ſo wie über— 
haupt Vertretung der Gemeinde in ihren Beziehungen zur Schule; 

8. die Anzeige eingetretener Pfarrvakanzen bei den betreffenden Superintendenten; 

die Ernennung der niederen Kirchendiener, ſoweit mit deren Dienft fein Schulamt 
verbunden ift. 

8 17, Den Vorſitz in dem Gemeindevorftande Führt der Pfarrer, wo mehrere 

Pfarrer in einer Gemeinde angejtellt find, der Dienſtälteſte. 

Der Vorſitzende hat die Verhandlungen mit Gebet zu eröffnen und zu jehließen, 
diefelben zu leiten, und darauf zu halten, daß eine ordnungsmäßige Gefchäftsverhandlung 
ſtattfinde. Auch hat er die Bejchlüffe des Kirchenvorſtandes in Ausführung zu bringen, 
die Erlaſſe deſſelben zu unterzeichnen und Die Geſchäftsverbindung mit den Kirchen 
behörden, wie in jonjtigen Beziehungen nad Außen zu vermitteln. 

Die Beſchlüſſe des Kicchenvorjtandes werden nah Stimmenmehrheit gefaßt 
(cf. jedoch $ 16 Nr. 1). Zur Faſſung eines Beichluffes müſſen ſämmtliche Glieder 
geladen und mindeftens zwei Drittel derjelben verfammelt fein. Bei Stimmengleichheit 
hat der Vorfigende die entjeheidende Stimme, 

Dem Vorſitzenden jteht das Necht zu, Beichlüffe des Kirchenvorſtandes, welche 
bejtehenden gejeglichen Bejtimmungen oder dem wohlverftandenen Intereſſe der Kirche zu 
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tiderjtreiten ſcheinen, einftweilen zu fuspendiven und die Entfeheidung des Konfiftoriums 
darüber einzuholen. 

Der betreffende Bericht ift jedoch binnen acht Tagen nach gefaßtem Beichluffe zu 
erjtatten und ift, wenn der Beschluß innere Angelegenheiten der Kirche betrifft, durch 
den Superintendenten, wenn aber nur äußere in Frage kommen, durch den Kreiscath 
an das Konfiftorium gelangen zu Laffen. Der Bericht ift von beiden genannten Behörden 
mit einem Gutachten verjehen einzufenden. 

8 18. it dev betreffende Pfarrer verhindert, den Vorſitz zu führen, jo geht 
derjelbe da, wo mehrere Geiſtliche in dem Kirchenvorftande Sit haben, auf den nächſt— 
folgenden in der Amtsreihe über. Wo nur ein Pfarrer im Kirchenvorftande ift, wird 
in dem fraglichen Falle ein Stellvertreter von dem an Verrichtung feiner Funktionen 
verhinderten Borfigenden aus den benachbarten Amtsbrüdern gewählt. 

Während einer Pfarrvafanz hat da, wo nicht mehrere Geiftliche an einer Gemeinde 
ſtehen, der vifarivende Pfarrer den Vorſitz. 

5 19. Der Kirchenvorſtand verfammelt fich in der Regel jeden Monat, mindeftens 
aber innerhalb zwei Monaten, einmal in einem angemefjenen Lokale eines der Kirchlichen 
Gemeindegebäude dev Muttergemeinde, 

Auf Anordnung des Vorfigenden können auch außerordentliche Situngen ftattfinden. 

5 20. Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt und in das Pro— 
tofollduch eingetragen. In der Regel führt der Geiftliche das Protokoll; wo mehrere 
find, der an Dienftjahren jüngjte. Es fteht dem Vorſitzenden zu, ein anderes Mitglied 
des Kicchenvorjtandes mit der Führung des Protokolls zu beauftragen. Daſſelbe wird 
am Schluſſe der Sigung vorgelefen und vom Pfarrer, don dem Protofolfführer, ſowie 
zwei andern Mitgliedern der Verſammlung unterzeichnet. Das Protokollbuch wird dem 
Bijitator bei der Kirchenvifitation vorgelegt. 

Die Alten des Kirchenvorjtandes werden in der Pfarrregiftratur aufbewahrt. 

$ 21.1) Es bleibt dem Gemeindefirchenvorftande überlaffen, unter jeine Glieder 
die Berwaltung der Gemeindeangelegenheiten angemeffen zu vertheilen. Den Kirchenrechner 
erwählt der Kirchenvorjtand entweder aus feiner Mitte oder aus der Zahl dev übrigen 
Gemeindeglieder. Der Gewählte bedarf der Beftätigung des Kreisraths und hat Lekterer, 
falls er diejelbe verfagen zu müfjen glaubt, fofort ſelbſt den Kirchenrechner zu 
ernennen. Die Inſtruirung und Verpflichtung des Kirchenrechners iſt in allen Fällen 
von dem Kreisvath vorzunehmen. Für die fragliche Verwaltung verbleibt es bei der 
Berordnung vom 26. März 1830. 

5 22. Meber Gegenftände, bei welchen die Ortspolizei betheiligt ift, hat fich der 
Kirchenvorſtand mit der betreffenden Behörde in Benehmen zu ſetzen. Glaubt ex, fich 
mit der getroffenen Maßregel nicht zufriedenftellen zu können, jo hat er die Verwendung 
der vorgefeßten kirchlichen Behörde nachzufuchen. 

Erjeheint bei Störungen der kirchlichen Ordnung das Einfehreiten der weltlichen 
Strafgewalt nöthig, jo Hat der Kirchenvorſtand das Erforderliche bei der betreffenden 
Behörde zu beantragen. 


1) $ 21 lautet nah Konfijt.-Verordn. 
vb. 5. Oft. 1862: Es bleibt dem Gemeinde- 
Kirchenvorſtande überlaffen, unter feine Glieder 
die Verwaltung der Gemieindeangelegenheiten 
angemefjen zu vertheilen. Den Kixchenrechner 
erwählt der Kirchenvorjtand entweder aus jeiner 
Mitte oder aus der Zahl fonft geeigneter Per- 
ſonen, welche auch nicht zur Gemeinde zu gehören 
brauchen. Der Gewählte bedarf der Bejtätigung 


des Kreisamtmannes; glaubt diejer diefelbe ver- 
lagen zu müſſen, fo hat er unter Angabe der 
Gründe eine Neuwahl zu veranlafien; im Falle 
daß der Neugewählte die Beftätigung des Kreis- 
amtmannes ebenfalls nicht erhält, ernennt dieſer 
ſelbſt den Kirchenrechner. Die Inſtruirung und 
Verpflichtung des Kirchenrechners ift in allen 
Fällen vom Kreisamtmann vorzunehmen. 
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g 23, Haben einzelne Semeindeglieder bejondere Wünſche und Beſchwerden in 
Beziehung auf das chrijtliche Leben und die kirchliche Ordnung in der Gemeinde, ſo 
haben ſie dieſe zunächſt an den Kirchenvorſtand zu richten. Wenn ſie bei dieſem kein 
Gehör finden oder durch deſſen Beſcheide nicht zufriedengeſtellt werden, können ſie ſich 
an den Superintendenten des Sprengels, eventuell an das Konſiſtorium wenden. 

S 24. Bor die kirchliche Verſammlung ſelbſt gehört: 

1. die Wahl der weltlichen Mitglieder des Kirchenvorjtandes nach den Beitimmungen 
dieſes Geſetzes; 

2. die Wahl von Gemeinderepräſentanten, als Verſtärkung des Kirchenvorſtandes 
behufs Ausübung Des Rechts der Einſprache bei Beſetzung geiſtlicher Stellen, nach 
Maßgabe des 8 16 sub 6 angezogenen Geſetzes. 

Dem Konſiſtorium ſteht die Befugniß zu, nach ſeinem Ermeſſen in beſonderen 
Fällen außerordentliche Gemeindeverſammlungen zu berufen. 


Vorübergehende Beſtimmungen. 


g 25. Für die erſte Wahl der Mitglieder der Gemeindebehörde wird die Beur— 
theilung erhobener Einwendungen ($ 6) durch den oder die Pfarrer, Diakonen und den 
oder die Kirchenvorfteher (Kiredenpropiforen) unter der Oberleitung des betreffenden 
Superintendenten erfolgen; in der höhern Imftanz entjcheidet das Konſiſtorium. 

g 26. Der Borjchlag zur Wahl 9:8 Gemeindeficchenvorftandes ($ 11) wird für 
das erſte Mal durch die in 8 25 genannten PBerjonen geſchehen. 

g 27. Diejenigen Gemeinden, welche etwa mit der Wahl des Gemeindekirchen— 
vorſtandes zögern jollten, können bis zu deren Vornahme eine Beteiligung bei Bejegung 
ihrer Pfarrftellen nicht ausüben, haben dagegen zu den nötigen Abgaben zur Beltreitung 
kirchlicher Bedürfniffe, wie jede andere Gemeinde, mitbeizutragen. 

s 28. Etwaige Abänderungen der gegenwärtigen Firchlichen Gemeindeordnung, 
wenn ſolche für nöthig befunden werden jollten, bleiben vorbehalten. 

Gegeben Aroljen, den 1. Augujt 1857. 

Georg Victor. 


(Anlage enthält Formular für die Kirchliche Einſetzung des Kirchenvorſtandes.) 


Verordnung, 


die Betheiligung der Gemeinden bei Beſehung der Pfarrſtellen betreffend, 
vom 1. Auauff 1857. 


Wir Georg Victor, von Gottes Gnaden regierender Fürft zu Walde und Pyrmont ꝛc. 
verordnen hierdurch in Bezug auf die im $ 2 der Verordnung vom 7. Oktober 1855, die Aufhebung 
der Pfarrwahlen beti., in Ausficht geftellte Mitwirkung der Gemeinden bei Bejegung der Pfarr: 
jtellen was folgt: 

$ 1. Bor Befegung einer vafanten Pfarritelle wird der dazu don Unſerm Konfiftorio aus- 
erjehene Kandidat oder Pfarrer der betreffenden Gemeinde namhaft gemadt. 

Der Gemeinde fteht gegen den jolchergeitalt ihr bejtimmten Kandidaten oder Pfarrer das 
Recht der Einfprache zu, welches jedoch durch begründete Einwendungen gegen die Lehre, den 
Mandel oder die Verftändlichfeit dev Rede des Kandidaten oder Pfarrers motivirt jein muß. 

g 2. Dieſes Recht hat die Gemeinde unter Zeitung des Kreisiuperintendenten durch den 
Kirchenvorjtand auszuüben, welcher letztere jedoch zu dieſem Zwecke mit der gleichen Anzahl von 
Pfarrgemeinde-Repräjentanten perjtärtt wird, Die von den jtimmberechtigten Mitgliedern der 
Gemeinde gewählt werden. 
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8 3. Wo das Pfarramt mit einem Schulamte verbunden ift, wird anjtatt der Pfarrgemeinde- 
Repräfentanten der nach $ 68 der Schulordnung vom 9. Juli 1855 verſtärkte Ortsſchulvorſtand 
Hinzugezogen. 

8 4. Der auserfehene Kandidat oder Pfarrer hat an einem, vom Kreisfuperintendenten 
vorher zu beſtimmenden, Sonntage feine erſte Predigt — Aufftellungspredigt — vor der betreffenden 
Gemeinde zu halten und die Gejchäfte des Hauptgottesdienftes zu verwalten, welchen der Kreis— 
Superintendent mit Kurzer Anſprache an die Gemeinde, jo wie mit Gebet und kirchlichem Segen 
ſchließt. 
$ 5. Am Nachmittage deſſelben Sonntags, wo die Aufſtellungspredigt gehalten worden iſt, 
berfammtelt ſich unter dem Vorſitze des Kreisfuperintendenten der verjtärfte Kirchenvorftand (5 2 
und 3) um ſich durch Stimmgebung zu Protofoll darüber zu erklären, ob das gejekliche Einfprache- 
recht ausgeübt werden folfe, 

Die desfallfige Verhandlung ift von dem Superintendenten alsbald mit Bericht an das 
Konfiftorium einzufenden. 

S 6. Die Prüfung der don einer Gemeinde vorgebrachten Ablehnungsgründe fteht Unferm 
Konfiftorio zu, welches Unfere Entſcheidung darüber einzuholen hat. 

Erfotgt feine Einſprache, fo wird die Einführung des beſtimmten Kandidaten oder Pfarrers 
bei der Gemeinde an einem der nächſten Sonntage vollzogen. 

Gegeben Arolſen, am 1. Auguft 1857. 

Georg Victor. 


IV. 


Vervrdnung 
wegen Beſtreitung der kirchlichen Baulaſten Seitens der evangeliſchen Gemeinden 
der Fürkenfhümer Waldeck und Pyrmont, vom 4, Mai 1864. 


Wir Georg Victor, von Gottes Gnaden regierender Fürſt zu Waldeck und Pyrmont ꝛc. 
verordnen wegen Beſtreitung der kirchlichen Baulaſten Seitens der evangeliſchen Gemeinden Unſerer 
Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont hierdurch, was folgt: 


J. Von der Verpflichtung zur Tragung der kirchlichen Baulaſten. 


A. Im Allgemeinen. 


$ 1. Sämmtliche, der gemeinſchaftlichen Kirche eines beſtimmten Diſtrikts angehörige evan— 
geliiche Glaubensgenoffen (Parochianen), mit Ausnahme der nad) $ 83 der Verfaſſungsurkunde dom 
17. Auguſt 1852 von allen perfönlichen Steuern befreiten Perjonen, find in ihrer Eigenfchaft ala 
Mitglieder der Kirchengemeinde zur Tragung der Firhlichen Baulaſten verbunden. 

$ 2. Ueber das Maß und den Umfang der Beitragspflicht von Seiten der Filialorte zu 
den kirchlichen Gebäuden der Muttergemeinde, fo wie der desfallfigen Leiftungen Seitens der mit 
einer anderen Parodie bloß vereinigten Gemeinden, enthalten die SS 9 bis 14 die näheren 
Beitimmungen. 

8* 3. Zu den kirchlichen Gebäuden, um deren Baulaft e3 fich nach gegenwärtiger Verordnung 
handelt, gehören: 

a) bie für den öffentlichen Gottesdienft beſtimmten Gebäude — Kirchen reſp. Kapellen —, 
nebjt deren Zubehörungen; 

b) die Pfarrgebäude nebjt deren Zubehörungen und 

e) die Wohngebäude der Kirchſpielsküſter ſammt Zubehör, (eßtere jedoch nur unter den im 
5 14 enthaltenen Vorausfegungen. 

54 Die hinfihtlic der Errichtung und Unterhaltung der gedachten Gebäude mit Zube: 
hörungen bejtehenden rechtlichen Verpflichtungen Dritter, mögen ji) Ddiejelben auf ein Patronats- 
verhältniß oder einen ſonſtigen Nechtstitel gründen, bleiben nach Wie vor unverrüct beftchen. 

$ 9. Die nah Maßgabe diejer Verordnung zur Zragung der kirchlichen Baulaften im 
Allgemeinen verpflichteten Parochianen haben im Falle der bejtrittenen Verbindlichkeit Dritter die 
nöthigen Beiträge einjtweilen aufzubringen. 

Es bleibt denjelben alsdann überlaſſen, dieſerhalb gegen den verpflichteten Dritten die 
erforderlichen rechtlichen Schritte zu thun. 
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B. Sm Bejonderen. 


1. Bei Kirchen und Kapellen. 

$ 6. In Anjehung der Beſtreitung der Bauz und Unterhaftungstoften bei Kirchen und 
Kapellen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 26. März 1830 und der Nachträge zu 
derfelben in joweit ferner Anwendung, daß jene Koften zunächſt und in ſoweit aus dem vor— 
Handenen Vermögen der betreffenden Kirchen und Kapellen zu bejtreiten find, als daſſelbe unbe— 
ſchadet ſeines nachhaltigen Beſtandes zu deren Tragung die nöthigen Mittel bietet. 

87. Wo ſolche Mittel gar nicht oder nicht in zureichender Weife vorhanden find, tritt 
die Verpflichtung dev Parohianen nah Mabgabe der gegenwärtigen Verordnung ein. 

8 8. Ob ein derartiger Fall vorliege, darüber hat unjer Konfiftorium nad entjprechender 
Grörterung dureh den Kreisrat bezw. nach jonjtiger geeigneter näherer Sacherhebung Verfügung 
zu treffen. 

8 9. Die Angehörigen der Filialorte haben, ſofern und ſoweit nit durch bejondere Ver— 
träge, duch ergangene rechtskräftige Entjcheidungen oder durch gültige Objervanzen ein Anderes 
bejtimmt reſp. hergebracht ift, zu Den Unterhaltungskoften des Kirchengebäudes der Muttergemeinde 
in dem Falle beizutragen, daß fie fein eigenes Kirchengebäude befiten. Sie fontribuiren alsdanır 
in gleicher Art und in gleihem Umfange, wie die Mitglieder dev Muttergemeinde. 

$ 10. Die Angehörigen derjenigen Filialorte, welche ein eigenes Kirchengebäude befizen 
und an dem Gottesdienfte in der Mutterkirche überhaupt nicht, oder herfömmlich doch nur an 
gewiſſen einzelnen Sonn: und Feſttagen — aljo nicht nach einem bejtimmten Wohenumlauf — 
Theil nehmen oder dem Herfommen nad) Theil zu nehmen verpflichtet find, find von jenen Beiträgen 
überall befreiet. 

$ 11. Daſſelbe gilt von ſolchen Orten, welche, ohne wirkliche Filiale einer Hauptkirche zu 
jein, ihre eigene Kirche haben und Hinficätlich deren Gebrauchs mit ber Kirche eines Nachbarorts 
wechſeln. 

$ 12. Die mit einer anderen Parochie bloß unter einem gemeinſchaftlichen Pfarrer der: 
einigten Gemeinden find Lediglich zur Unterhaltung ihres eigenen Kirchengebäudes verpflichtet. 


2. Bei Dfarrgebäuden. 

$ 13. In Anjehung dr Pfarrgebäu de und deren Zubehörungen Liegt allen zu einem 
gemeinſchaftlichen Pfarrbezivk vereinigten Gemeinden, jo lange die desfallfige Berbindung befteht, 
und joweit nicht etwa eine einzelne Gemeinde verpflichtet ift, bei ſich bejondere Pfarrgebäude zu 
erhalten, die Baulaſt gemeinſchaftlich auf. 

Ob die einzelne Gemeinde dem Pfarrorte gegenüber in dem Verhältniß eines Filials oder 
einer blos vereinigten Parochie ftehet, begründet Hierbei an fich feinen Unterſchied. 

Jedoch haben bei vereinigten Pfarreien die zugeſchlagenen Gemeinden nur zwei Drittel 
von derjenigen Kojtenvate beizutragen, welde außerdem nach gegenwärtiger Verordnung auf fie 
fallen würde. 

Eine Abweihung von diejen Beſtimmungen findet nur ftatt, jofern fie durch Vertrag, rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung oder Herkommen begründet erſcheint. 

Ob und inwieweit bei einer auf Grund der Verordnung vom 2. März 1853 etwa verfügt 
werdenden Abtrennung einer einzelnen Gemeinde aus ihrem jeitherigen VBerbande wegen mitge⸗ 
tragener Neubaukoſten der abgetrennten Gemeinde eine Entſchädigung und in welchem Betrage 
von der oder den in dem Verbande bleibenden oder neu zugelegten Gemeinden zu gewähren jei, 
hat Unjer Konfijtorium und in legter Inſtanz Unjer weiteres Konfijtorium auf nähere Sacherhebung 
zu bejtimmen vejp. zu entjcheiden. 

3. Bei Rüftergebüuden. 

8 14 Zu den Wohngebäuden nebſt Zubehör der Kirchſpielsküſter feijten Die 
Filtalgemeinden ferner nur injoweit und in dem Umfange Beiträge, als bejtehende Verträge oder 
ergangene rechtskräftige Entjheidungen dies bejtimmen. 

Als Küftergebäude jollen jedoch diejenigen Gebäude nicht angejehen werden, welche zugleich 
als Schullehrerwohnungen dienen. 


II. Anfbringung der Banlaften. 
8 15. Die Repartition der aufzubringenden Firhlichen Baulaſten geſchieht mitteljt Aufſchlägen 
auf die direkten Staatsſteuern und zwar nach gleichen Prozentſätzen auf jede dieſer Steuern. 
Soweit die Grundſteuer Seitens der Staatsverwaltung nicht in Hebung geſetzt worden iſt, 
bleibt dieſelbe auch bei den kirchlichen Baulaſten unberückſichtigt. 
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Das ſämmtliche innerhalb der Gemeinde reſp. Kirchipielsgemarfung gelegene Grundvermögen 
der in der Gemeinde oder im Kirchſpiel wohnhaften Pflichtigen wird zu den Umlagen herangezogen, 
jedoch geſchieht die Repartition ſelbſt bei derjenigen Gemeinde, in deren Gemarkung die einzelnen 
Grundſtücke Liegen. 

Rückſichtlich des Grundvermögens der nicht in der Gemeinde oder nicht im Kirchſpiel fi 
aufgaltenden, jedoch dahin eingepfarrten, Konfeifionsverwandten ift nad) gleichen Normen 
zu verfahren. 

Evangelifche Gutseigenthümer, welche zwar ihren Wohnfiß nicht in der Gemeinde haben, 


aber ihre innerhalb dev Gemeindegemarkung belegenen Güter im Ganzen oder im Einzelnen durch 


Pächter oder Adminiſtratoren bewirthichaften Yafjen, werden nad) Maßgabe der von den betreffenden 
Liegenheiten zu entrichtenden Grundſteuer herangezogen. 

Bei Ehegatten verjchiedener Konfeſſton ift nur der evangelifche Mann beitragspflichtig; Die 
evangelijche Ehefrau indeß in dem Falle zur Konkurrenz zu ziehen, wenn Grundſtücke als ihr 
Eigentum in das Grundfatafter eingetragen find. 

8 16. Wie ſolches bisher im dev Regel gejchehen ift, können auch für die Folge die firch- 
lichen Baulajten nad legalem Beſchluſſe der Gemeindevertretung aus der Kommunalkaſſe der bürger- 
lichen Gemeinde bejtritten werden. 

Ein jolder Beſchluß muß auf ortsübliche Weife zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden 
und bedarf der Genehmigung des Kreisporitandes. 

Werden dadurch nicht beitragspflichtige Perfonen direkt oder indirekt benachtHeiligt, jo iſt die 
bürgerliche Gemeinde auf deren Antrag zu einer entſprechenden Ausgleichung der Benachtheiligung 
jener Perſonen verpflichtet. 

In den Gemeinden, in welchen auf ſolche Weiſe die kirchlichen Baulaſten aufgebracht werden, 
tritt in Beziehung auf die Genehmigung der Bauten und des Voranſchlags der Gemeinderath an 
die Stelle des Ausſchuſſes der Kirchengemeinde — cfr. $ 17 —. 

Es find folcherhald Seitens dev Kreisräthe legale Beſchlüſſe der einzelnen bürgerlichen 
Gemeinden zu veranlafjen und ift nad Maßgabe diefer Beſchlüſſe jo lange zu verfahren, als nicht 
von den gedachten Gemeinden reſp. von der einen oder andern derjelben eine abweichende Beſtim— 
mung getroffen ſein wird. 


III. Von den Behörden. 


8 17. In allen denjenigen Gemeinden oder Kirchſpielen reſp. den zu einem Pfarrbezirk 
gehörigen Orten, worin kirchliche Baulaſten mittelſt Beiträgen Seitens der Eingepfarrten aufgebracht 
werden müſſen, wird behufs Vertretung dev Gemeinden ein Kirchlicher Gemeindeausfhuß gewählt. 

Diefer Ausſchuß bildet die beiliegende, der bejtehende Kirchenvoritand dagegen die aus— 
führende Behörde. 

$ 18. Der kirchliche Ausſchuß beiteht da, wo es ſich um Angelegenheiten der einzelnen 
Gemeinde für ji) handelt, in Gemeinden bis 500 dev evangelifchen Kirche angehörige Einwohner 
aus vier Mitgliedern; in Gemeinden von 500 bis 1000 Einwohnern aus jechs Mitgliedern; in 
Gemeinden von 1000 bis 1500 Einwohnern aus acht Mitgliedern, in allen größeren Gemeinden 
aus zehn Mitgliedern. 

Bei vereinigten Pfarreien wählt für die gemeinſchaftlichen Baufachen jede einzelne Gemeinde 
die Hälfte von derjenigen Anzahl, welche im erſten Falle nach der Seelenzahl auf fie fallen würde. 
Die Gewählten bilden zufammen den Geſammtkirchenausſchuß. 

Steht eine Gemeinde zu einer andern Gemeinde im Berhältniß eines Filtals, fo wählt fie 
für ihre eigenen Angelegenheiten ihren Ausſchuß nach der Seelenzahl. Für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten wird der Kirchſpielsausſchuß in der Weife gebildet, daß der Ausſchuß jeder einzelnen 
Gemeinde die Hälfte jeiner Mitglieder dazu deputirt. 

$ 19. Die Ausſchußmitglieder werden in einer auf ortsiibliche Weiſe zu berufenden Gemeinde- 
verſammlung durch Die zu derſelben erſchienenen, nah $ 5 der Tirchlichen Gemeindeordnung dom 
1. Auguft 1857 ftimmbereshtigten Gemeindeglieder mitteljt Erklärung zu Protofoll gewählt. 

Die Anordnung und Leitung der Wahl geſchieht durch den Vorfigenden des Kirchenvorſtandes 
unter Aſſiſtenz eines von dem letztern aus feiner Mitte zu bejtimmenden weiteren Mitgliedes. 

$ 20. ALS zum kirchlichen Ausſchußmitgliede gewählt ift Derjenige anzufehen, auf welchen 
mehr als die Hälfte dev in der Berfammlung abgegebenen Stimmen fallen. Iſt diejes bei 
Mehreren, als zu wählen find, der Fall, jo entjcheidet unter den Gewählten Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit das 2008. 

Soweit abjohıte Majorität in der erſten Wahl nicht erreicht wird, tritt eine engere Wahl 
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ein, wobei von denen, welche die meiſten Stimmen haben, die doppelte Anzahl im Vergleich zu der 
Zahl derjenigen, welche noch zu wählen find, in die zweite Wahl kommt. i 

Bei Stimmengleichheit it erforderlichen Falls durch das Loos zu beftimmen, wer in Die 
zweite Wahl zu gehen hat. 

Bei diefer zweiten Wahl entjeheidet relative Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
das Loos. 

Erſcheint im Wahltermin keiner der Wahlberechtigten, ſo iſt ein zweiter Wahltermin anzu— 
ſetzen und, wenn auch dieſer vereitelt wird, die Wahl durch den Kirchenvorſtand vorzunehmen. 

8 21. Jeder Gewählte iſt zur Annahme der Wahl, welche ihm, jofern er in der Verſamm— 
fung anweſend ift, ſogleich, ſonſt aber durch den Vorfigenden der Wahlkommiſſion beziehungsweiſe 
des Kirchenvorſtandes alsbald bekannt zu machen iſt, verbunden. 

Eine Ablehnung iſt nur aus beſonders erheblichen innerhalb acht Tagen von Zeit der Bekannt— 
mahung an bei Strafe des Ausſchluſſes geltend zu machenden Gründen ftatthaft, worüber an erſter 
Stelle der Kreisrat zu entſcheiden hat. 

Gegen die Verfügung des Kreisraths ift innerhalb 14 Tagen von deren Belanntmahung an 
eine Rekursbeſchwerde an Unfer Konſiſtorium zuläffig. 

g 22. Die Wahlperiode ift für die erften, nad) Erlaß Der gegenwärtigen Verordnung ſtatt⸗ 
findenden, Wahlen auf den Zeitraum don drei Jahren, für die folgenden Wahlen aber auf je ſechs 
Sahre bejtimmt. 

Scheiden während einer Wahlperiode einzelne Ausſchußmitglieder aus, To find auf die Zeit, 
fiir welche die Ausſchußmitglieder noch zu fungiren gehabt haben würden, Erfagwahlen vorzunehmen. 

$ 23. Das Amt eines Mitgliedes des kirchlichen Ausſchuſſes iſt ein Ehrenamt und gibt 
keinen Anſpruch auf Beſoldung. 

g 24. Der Ausſchuß wählt einen Vorſitzenden aus feiner Mitte. 

Der Vorfigende hat die Verhandlungen zu {eiten und darauf zu Halten, daß eine ordnungs⸗ 
mäßige Geſchäftsverhandlung ſtattfinde. Auch hat derſelbe die Ausfertigung der Protokolle und 
ſonſtigen Schriftſtücke zu unterzeichnen und die Geſchäftsverbindung mit dem Kirchenvorſtande zu 
vermitteln. 

8 25. Die Beſchlüſſe der kirchlichen Ausſchüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Zur 
Faſſung eines Beſchluſſes müſſen ſämmtliche Glieder unter Angabe der zu verhandelnden Gegen— 
ſtände mindeſtens 24 Stunden vorher ſchriftlich geladen und wenigſtens zwei Drittel derſelben 
erſchienen ſein. 

Bei Stimmengleichheit ſteht dem Vorſitzenden die entſcheidende Stimme zu. 

$ 26. Der Kichenvorjtand wird zu allen Verfammlungen des Ausſchuſſes eingeladen, wobei 
die zur Berathung kommenden Gegenftände gleichfalls zu bezeichnen find. — Derjelde nimmt an 
der Berathung nicht aber an der Abjtimmung Theil. 

Der Ausſchuß kann verlangen, daß Das eine oder andere Mitglied des Kirchenvoritandes 
anweſend jet. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes muß gehört werden, fo oft dafjelde das Wort verlangt. 

8 27. Der BVorfikende des Kirchenvorſtandes ift verpflichtet, Beſchlüſſe des kirchlichen Aus— 
ſchuſſes, welche beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen oder dem wohlverſtandenen Intereſſe der 
Gemeinde zu widerſtreiten ſcheinen, einſtweilen zu beanſtanden und darüber die Entſcheidung des 
Kreisraths eventuell Unſeres Konſiſtoriums einzuholen. 

Der betreffende Bericht iſt binnen acht Tagen nad gefaßtem Beſchluſſe reſp. nach Eingang 
der Verfügung des Kreisraths zu erjtatten. 

8 28. Die VBerfammlungen ber Geſammtkirchenausſchüſſe reſp. Der Kirchſpielsausſchüſſe 
werden am Wohnſitze des Pfarrers, diejenigen der Gemeindeausſchüſſe in den betreffenden Gemeinden 
abgehalten und vom Vorfigenden zuſammen berufen. 


IV. Feſtſtellung, Erhebung und Verrechnung der Beiträge zu den kirchlichen Baulaſten. 
8 29. Bis zum 15. November jeden Jahres it dom Kirchenvorſtande über die kirchlichen 
Bauaufwendungen des folgenden Jahres ein möglichſt genauer Voranſchlag aufzuſtellen und nebſt 
den etwa erforderlichen Riſſen und Koſtenanſchlägen der Baubehörde zur Einſicht der Beitrags— 
pflichtigen in der Wohnung des Vorſitzenden des kirchlichen Ausſchuſſes nach vorheriger ortsüblicher 
Bekanntmachung 14 Tage lang offen zu legen. 
$ 30. Nach Ablauf diefer Friſt hat der Ausihuß den Voranſchlag nebſt deſſen Anlagen 
beziehungsweiſe den dazu Seitens der Gemeindeglieder etwa gemachten Erinnerungen zu prüfen und 
über die Verwilligung der erforderlichen Mittel, ſowie über bie Art und Weiſe deren Aufbringung 
Beihluß zu fallen. (S. jedoch 88 38 und 39). 
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h s 31. Iſt demgemäß die Fejtitellung des Voranſchlags erfolgt „und die Beſchaffung der 
Mittel durch Erhebung von Beiträgen beſchloſſen, jo hat der Kichenvoritand die Repartition, Er— 
Hebung und Verrechnung der Beiträge zu veranlaffen. 

$ 32. Bu dem Ende requirirt derſelbe von dem Kreisrentmeifter die Staatsfteuerliften der 
betreffenden Gemeinden und ftellt danach eine Erhebungsliſte auf, welche die hier beitragspflichtigen 
Perfonen mit den nach der aufzubringenden Summe auf fie fallenden Beträgen enthält. 

Der Kirchenvorſtand legt Hierauf in jeder einzelnen Gemeinde eine Ausfertigung dieſer 
Erhebungstifte gleichzeitig 14 Tage lang offen und macht, daß dies geſchehen, öffentlich befannt, 

Etwaige Reklamationen find während diefer Friſt bei dem Kirchenvorſtande anzubringen, 
welcher, joweit er diejelben begründet findet, eine Berichtigung vornimmt und die Lifte durch 
förmlichen Beihluß für vollſtreckbar erklärt. 

Gegen die Verfügung des Kichenvorftandes findet binnen acht Tagen Berufung an den 
Kreisrath und von da in gleicher Frift an Unfer Konfiftorium ftatt. 

$ 33. Die Erhebung der Beiträge erfolgt im Steuerexefutionswege auf Grund der nad 
dem vorigen Paragraphen fejtgejtellten und mit Einnahmeverfügung des Kirchenvorſtandes verjehenen 
Beitragsliſte durch den Kirchenrechner. 

In Gemeinden, in denen ein Kirchenrechner nicht beſteht, wird ein ſolcher nach Maßgabe der 
kirchlichen Gemeindeordnung beſtellt. Derſelbe erhält für ſeine Mühewaltung eine vom Ausſchuß 
zu beſtimmende billige Vergütung. 

$ 34. Sind Baulaſten einer einzelnen Gemeinde für fih in Frage, jo hat der Kirchenrechner 
die ihm zur Einnahme überwieſenen Gelder der betreffenden Gemeinde zu verrechnen. 

Handelt es ſich dagegen um Baulaſten, welche von mehreren Gemeinden zu tragen ſind, ſo 
liegt die Verrechnung aller aus den verſchiedenen Gemeinden fließenden Einnahmepoſten dem Kirchen— 
rechner derjenigen Gemeinde ob, in welcher der Pfarrer ſeinen Wohnſitz hat. Die Kirchenrechner 
der übrigen Gemeinden haben die von ihnen in ihren Gemeinden erhobenen Beiträge an denſelben 
abzuliefern. Dem letzteren werden zu dem Ende die erforderlichen Einnahmebelege vom Kirchen— 
vorſtande zugeſtellt. 

Alle Ausgaben bedürfen der Anweiſung des Kirchenvorſtandes. 

5 35. Nah Ablauf des Jahres hat der Kirchenrechner ordnungsmäßige Rechnung zu ftelfen 
und mit Belegen bis zum 1. Februar an den Kirchenvorſtand abzugeben. 

Der letztere legt die Rechnung, wenn diefelbe eine einzelne Gemeinde angeht, in dieſer, jonft 
aber am Wohnfige des Pfarrers, 14 Tage lang offen und macht, daß dieß gejchehen, in der Ge— 
meinde vejp. in den betreffenden Gemeinden öffentlich befannt. 

Alle Gemeindeglieder find befugt, die Rechnung einzufehen und Erinnerungen dazu zu machen. 

Der Kirchenvorſtand revidirt nah Ablauf der gedachten Friſt die Rechnung, jorgt für nöthige 
Berihtigungen und legt fie hierauf mit feinen eigenen Bemerkungen und den etwaigen Grinne: 
rungen dev Gemeindeglieder dem Ausihuffe vor. 

Der Ausſchuß prüft die Rechnung, theilt feine Erinnerungen dem Kicchenvorftande mit und 
fabt, nachdem der letztere dieſelben ſelbſt oder durch den Rechner beantwortet hat, feine definitiven 
Beichlüffe, auf deren Grund die Rechnung vom Kirchenvorſtande förmlich abgefchloffen wird. 

$ 36. Das Duplum der von dem Rechner in zweifacher Ausfertigung zu ftellenden Rechnung 
hat dev Kirchenvorſtand nach geſchehenem Abſchluß zugleich mit der Kirchenrechnung an den Kreis- 
rath einzufenden. 

Uebrigens dürfen die zu den hier in Frage ftehenden Ausgaben beitimmten Gelder mit den 
Kirchenintraden auf feine Weife vermifcht oder zufammengeworfen werden. 

Auch dürfen ohne Genehmigung Unferes Konfiftoriums eigentliche Kirchengelder zur Beftrei- 
tung der betreffenden Baulaften überall nicht verwendet werden. 

5 37. Wenn im Laufe des Jahres undorhergefehene Aufwendungen zu Bauten nöthig 
werden, jo muß rechtzeitig nach Maßgabe diefer Verordnung Aushülfe geſchafft werden. 


V. Verfahren bei Ausführung größerer kirchlicher Bauten. 


$ 38. Bei allen Bauten, deren Koften ben Betrag don 500 Thlen., und in Gemeinden, 
die mehr als 1000 Seelen haben, von 1000 Thlrn. überfteigen, hat der firchliche Ausſchuß die 
betheiligten Gemeindeglieder in ortsüblicher Weiſe zufammen zu berufen, denjelben den Bauplan 
nebjt Koftenanfchlag zur Kenntnißnahme mitzutheilen und fie über die Nothwendigkeit des Baues 
jelbjt, jowie über die nähere Art und Weiſe der Beſchaffung dev Baumittel zu hören. 
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$ 39. Bei Kicchipielsbauten ift den hier gegebenen Beſtimmungen analog zu verfahren. 
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VI. Schlußbeſtimmung. 


g 40. Zu den von dem kirchlichen Ausſchuſſe als nothwendig erachteten und legal beſchloſſenen 
Gemeinde: und Kirchſpielsbauten dürfen von den Kirchengemeinden Die erforderlichen Mittel unter 
feinen Umftänden geweigert werden. 

Daſſelbe gilt bezüglich der auf Grund und nad Maßgabe der 88 38 und 39 zur Ausführung 
fonımenden Bauten. 

Weigert der Ausihuß Die Bewilligung der zur Erfüllung geſetzlicher Verpflichtungen unab- 
weisbar nothwendigen Ausgaben, jo iſt der Kreisrath und in höherer Inftanz Unfer Konſiſtorium 
ermächtigt, die Aufnahme derjelben in den Boranihlag von Amtswegen zu verfügen und Das 
Erforderliche wegen deren Aufbringung und Verwendung anzuordnen. 

Am Uebrigen bleiben Die Beitimmungen dev (andesherrlichen Verordnungen vom 2. März 1853 
wegen der der Kirche reſp. deren Behörden zu gewährenden Unterftüßung durch den weltlichen Arm 
auch ferner in Kraft. 

Gegeben Arolfen, am 19. April 1864. 

Georg Bictor. 

Die vorftehende Verordnung hat die landesherrliche und, joweit erforderlich, auch die ftändifche 
Genehmigung erhalten. 

Aroljen, am 4. Mat 1864. 

Fürſtlich Waldedifche Regierung. 
Winterberg. 8%. Klapp. Barnhagen. 


V. 
Gynodalordnung 


für die vereinigke evangeliſche Kirche Der FJürſtenthümer Waldeck und Pyrmont 
vom 18. Februar 1873. 


$ 1. Die vereinigte evangelische Kirche der Fürſtenthümer Walde und Pyrmont 
bildet einen Theil der enangelifchen Geſammtkirche Deutjchlands, jtegt daher auf dem 
Grunde der Heiligen Schrift und bleibt in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen der 
Neformation, wie diejelben in deren Bekenntniſſen, namentlich der Augsburgiſchen Kon— 
feſſion enthalten ſind. 

$ 2, Der evangeliſche Landesherr übt die ihm zuſtehenden Episkopalrechte nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſowie der höchſten Verordnung vom 2. März 1853, 
die Organtjation der Konſiſtorii betr., und der Gemeindeordnung für die evangelifche 
Kirche der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont vom 1. Auguft 1857 aus, 


Abſchnitt I. 
Von den Kreis-Synoden. 

8 3. Die Kirchengemeinden eines Kirchenkreiſes bilden Die Kreisgemeinde, welche 
durch die Kreis-Synode vertreten wird. 

Ss 4. Die Kreis-Synode beiteht aus ſämmtlichen ein Pfarramt in dem Kirchen⸗ 
kreiſe definitiv verwaltenden Geiftlichen und einer der Zahl der Pfarrftellen gleichen 
Anzahl von Laiendeputirten. Die (eßteren find von den weltlichen Mitgliedern ber 
Kirchenvorſtände aus ihrer Mitte oder aus der Zahl der früheren Kirchenvorſteher duch 
abjolute Mehrheit dev Anweſenden in geheimer Abjtimmung auf die Dauer von drei 
Sahren zu wählen, in der Art, daß jede Gefammtgemeinde jo viele Deputirte wählt 
als Pfarrer für fie zu berufen find. Als Geſammtgemeinde in dieſem Sinne gelten alle 
Gemeinden, welche einen gemeinjfamen Kirchſpielsvorſtand haben oder unter Einem Pfarrer 
zu einem Pfarrſyſtem vereinigt ſind. 

Nach Verlauf der Wahlperiode können die Deputirten wieder gewählt werden. 
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| Diejenigen Geiftlichen im Kirchenkreiſe, welche kein Pfarramt verwalten, können 

an den Verhandlungen der Synode mit nur berathender Stimme Theil nehmen. 

Die Mitglieder des engeren und weiteren Konfiftoriums find berechtigt, jeder 
Situng beizuwohnen und müfjen auf ihr Berlangen zu jeder Zeit gehört werden, 
ſofern dadurch nicht ein begonnener Vortrag unterbrochen wird. 

$ 5. Die Verhandlungen der Synode find, jo weit die Synode jelbit in einzelnen 
Fällen nicht ein anderes bejchließt, öffentlich. 

8 6. Zum Wirkungskreiſe der Kreis-Synoden gehört: 

1. die Mitaufficht über die Gemeinden, Geiftlichen und andere in Firchlichen 

Aemtern ftehende Perfonen, joweit e8 ſich um deren fittlichen Lebenstwandel handelt. 

2. Erwägung der den Ficchlichen und fittlichen Zujtand des Kreiſes betreffenden 

Erfahrungen und Bedürfniffe, befonders in Bezug auf Gottesdienjt, Religions- 
unterricht, Sittenzucht und Armenwejen auf Grund der in den Synoden eritat- 
teten Berichte oder eigener Wahrnehmung. 

3, Berathung und Beſchlußfaſſung über Anträge, Wünſche und Beſchwerden, welche 
an das Konfiftorium oder die Landes-Synode gebracht werden jollen, und 
Erledigung der von dem Konfiftorium gemachten Vorlagen. 

4, Die Entfeheidung in der Rekursinſtanz über die jtreitige kirchliche Stimmberech— 
tigung von Gemeindegliedern des Kirchenkreiſes und über die beſtrittene kirchliche 
Qualifikation zum Kirchenvorſteher. 

5. Die Mitaufſicht über die in den Gemeinden beſtehenden kirchlichen Anſtalten 
und Vereine für chriſtliche Liebeswerke, ſoweit dieſelben überhaupt kirchlicher 
Pflege oder Kontrole unterworfen ſind. 

6. Die Wahl der Kirchenvorſteher in dem Falle, wenn in einer Gemeinde ein zwei— 
maliger Wahltermin wegen Nichterſcheinens der Wahlberechtigten oder Verweige— 
rung der Wahl Seitens der erſchienenen Wahlberechtigten ohne Erfolg geblieben iſt. 

7. Die Wahl der Abgeordneten zur Landes-Synode. 

Ss 7. Die Kreis-Synode verſammelt ſich jährlich einmal. Der Borjtand bejtimmt 
Zeit und Ort. Die Berufung gejchieht durch den Vorfigenden wenigjtens vier Wochen 
por dem Zufammentritt und ift dem Konfijtorium zugleich mit den vom Vorſtand auf 
geftellten Gegenjtänden der Verhandlung anzuzeigen. Die letzteren, jowie die Vorlagen 
de3 Konfiftoriums find auch den Kicchenvorjtänden vor dem Zufammentritt der Synode 
mitzutheilen. Beſondere Referenten ernennt der Vorſitzende. Ort und Zeit der Kreis— 
Synode find nach deren Berufung den Gemeinden von der Kanzel zu verkünden. 

Die Berfammlung dauert gewöhnlich nur einen Tag. Für eine längere Dauer 
ift die vorherige Genehmigung des Konfiftoriums erforderlich. 

8 8, Die Kreis-Synode wird außerordentlich berufen : 

1. nach Ermeſſen ihres Vorſtandes, welcher von der Berufung dem Konfiftortum 
Anzeige zu machen hat; 

2, auf Anordnung des Konſiſtoriums. 

8 9, Die Kreis-Synode entjeheidet über die Gültigfeit der Wahlen ihrer Mitglieder. 
$ 10. Zum Vorſitzenden in der Kreis-Synode wird aus ihren geijtlichen Mit— 
gliedern durch abjolute Stimmenmehrheit aller Anwefenden eines auf drei Jahre gewählt. 
Kommt bei der erſten Abſtimmung eine abjolute Mehrheit nicht zu Stande, jo wird 
zu einer zweiten Abſtimmung gefehritten, bei welcher nur unter denjenigen beiden Geiſt— 
lichen zu wählen iſt, welche bei der erſten die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Derjenige, welcher bei dieſer Wahl die meiſten Stimmen erhält, iſt als der Gewählte 
anzuſehen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. Walded. 54 


850 Waldeck. [22 


Hierauf wählt die Synode durch relative Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte zwei 
Schriftführer. 

8 11. Die Bejchlüffe der Kreis-Synode werden durch Mehrheit der Stimmen 
gefaßt, bei Stimmengleichheit entjcheidet der Vorfigende. Zur Faſſung eines Beſchluſſes 
wird die Anweſenheit von wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder erfordert. 

$ 12. Die Verhandlungen werden protofollirt und die Protofolle von den erwählten 
Schriftführern und dem Vorſitzenden unterzeichnet. Die Protokolle find in Abschrift 
dem Konfiftorium und die von der Synode gefaßten und vom Konfiftorium genehmigten 
Beſchlüſſe den einzelnen Gemeinden bes Kreifes zur Nachachtung mitzutheilen. 

8 13. Außer dem Vorfigenden wählt die Synode (in derjelben Weije wie diejen) 
ein geiftliches und ein weltliches Mitglied auf drei Jahre, welche mit dem Vorſitzenden 
zuſammen den Synodalvorſtand bilden. Das geiſtliche Mitglied iſt zugleich Vertreter 
des Vorſitzenden. Für das geiſtliche und weltliche Mitglied werden von der Kreis⸗ 
Synode Stellvertreter gewählt. 

8 14. Die Befugniffe und Pflichten des Vorſtandes find: 

1. Vorbereitung der Verfammlung der Kreis-Synode und außerordentliche Berufung 

derjelben. 

. Ausführung der von der Synode gefaßten Beſchlüſſe. 

Vermittelung des Verkehrs der Kreis-Synode mit dem Konfiftorium, dev Landes— 
Synode, den Kicchenvorjtänden und einzelnen Perjonen. 

. Annahme von ticehlichen Petitionen und Beſchwerden einzelner oder der Gemeinden, 
Begutachtung und event. Empfehlung derjelben bei der Kreis-Synode, Der 
Landes-Synode, dem Konfiftorium. 

. Gütliche Ausgleichung der Differenzen zwiſchen Geiftlichen, Kirchenvorſtehern 
und Gemeinden im Auftrage der Kreis-Synode und unter Zuſtimmung des 
Konſiſtoriums. 

6. Vertretung der Kreis-Synode in dem Falle des S 6 Nr. 6, jofern ein Zuſam— 
mentritt der Kreis-Synode in den erſten zwei Monaten nach erfolglos gebliebenen 
zweiten Wahltermin nicht jtattfindet. 

8 15. Der Vorſtand kann mündlich oder ſchriftlich berathen oder beſchließen. 
Ueber mündliche Verhandlungen führt derſelbe Protokoll. 

$ 16. Die Mitglieder der Kreis-Synoden beziehen Tagesgebühren und Vergütung 
der Neifefoften. Das Nähere darüber wird durch bejondere Verordnung bejtimmt. 

$ 17. Die Kichengemeinden des Fürſtenthums Pyrmont werden durch eine 
eigene Kreis-Synode vertreten, 
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Abſchnitt II. 
Bon der Lande-Synode. 


8 18. Die Gefammtheit der Kirchengemeinden bildet die Landesgemeinde oder 
Landeskirche, welche durch die Landes-Synode vertreten wird. 

$ 19. Die Landes-Synode bejteht: 

1. auf zwei vom Fürſten auf Vorjchlag des weiteren Konfiftoriums zu ernennenden 
geiftlichen oder weltlichen Mitgliedern, 

2, aus vierzehn zur Hälfte geiftlichen zur Hälfte weltlichen von den Kreis-Synoden 
zu wählenden Abgeordneten, von welchen jede der drei Kreis-Synoden des 
Fürſtenthums Waldeck je vier — zwei geiſtliche und zwei weltliche die 
Kreis-Synode des Fürſtenthums Pyrmont aber zwei — einen geiftlichen und 
einen weltlichen Abgeordneten, zu wählen hat. 
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Ss 20. jede Kreis-Synode hat außer den Abgeordneten und zugleich mit diejen 
zwei Erſatzmänner (Stellvertreter) und zwar einen Geiftlichen und einen weltlichen zu 
wählen. 

s 21. Wählbar zu geiftlichen Abgeordneten und Stellvertretern find alfe, welche 
den geiftlichen Beruf innerhalb der Landeskirche ſeit mindeftens zwei Jahren ausüben. 
Wählbar zu weltlichen Abgeordneten und Stellvertretern find diejenigen, welche zu Kirchen 
vorjtehern gewählt werden können. 

5 22. Die Wahl der Abgeordneten zur Landes-Synode und der Erſatzmänner 
erfolgt in geheimer Abjtimmung durch Stimmzettel nach abjoluter Stimmenmehrheit der 
anmejenden Mitglieder der Kreis-Synode auf eine Dauer von drei Jahren. Wenn bei 
der erjten Abjtimmung eine Wahl nicht zu Stande fommt, fo iſt nad) Analogie des 
$ 10 alin. 1 zu verfahren. 

8 23. Die Ausſchließung aus der Landes-Synode darf erfolgen, wern ein Mitglied 
der Synode den Gejchäften derjelben ſich beharrlich und ohne genügenden Grund entzieht 
oder durch fein Betragen de3 ihm erwieſenen Vertrauens ſich unmwürdig gezeigt hat. — 
Zu einem ſolchen Beſchluſſe ift jedoch eine Mehrheit von drei Viertel ſämmtlicher Mit- 
glieder der Synode erforderlich. 

Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt, wern ein Mitglied der Landes-Synode 
an deren Beſuch dauernd verhindert it, oder ausgejchloffen wird, oder ftirbt, fo tritt 
der in dem betreffenden Kreife gewählte geiftliche beziehungsweiſe weltliche Erſatzmann 
als Abgeordneter ein. Die nächſtdem zufammentretende Kreis-Synode nimmt die Neuwahl 
eines Erſatzmanns, oder, wo nöthig, eines Abgeordneten und Erjaßmanns vor. Dieſe 
Neuwahl hat nur jo lange Gültigkeit, als die urjprüngliche Wahlzeit des ausgefchtedenen 
Mitgliedes noch dauert. 

Ss 24. Die Synode prüft die Vollmachten ihrer Mitglieder und entjcheidet über 
die Gültigkeit der Wahlen. 

5 25. Zum Eintritt in die Synode kann den Geiftlichen der Urlaub nicht 
verjagt werden. 

Für ihre Bertretung im Amte jorgt der betreffende Superintendent mit Hilfe der 
übrigen Geiſtlichen des Kreifes. 

5 26. Die Synode verjammelt fich alle drei Jahre. Die dreijährige Synodal- 
periode wird von der Gröffnung der einen ordentlichen Synode bis zur Eröffnung deu 
folgenden gerechnet. Bei ihrer Berufung ift dahin zit fehen, daß die Verſammlungen 
mit denen des Landtags nicht zufammen fallen. 

Ss 27. Außerordentliche Synoden werden nach Ermeſſen des Kicchenregiments 
berufen. 

5 28. Für jede ordentliche Synode wird eine neue Wahl beziehungsmeife 
Ernennung vorgenommen, bis zu deren VBollziehung der Auftrag der früheren Abgeord- 
neten fortdauert. Die bisherigen Mitglieder Können wieder gewählt werden. Für die 
außerordentlichen Synoden gelten die Wahlen und Ernennungen zu der lehten ordent- 
lichen Synode. 

Ss 29. Die Berufung der Synode gejchieht im Auftrage des Fürſten durch das 
weitere Konfijtorium, welches dabei zugleich den jedesmaligen Ort der Zuſammenkunft 
zu bejtimmen hat, Bon der Berufung iſt der Staatsbehörde durch das Konfiftorium 
Anzeige zu machen. 

Ss 30. Am Sonntage vor der Eröffnung der Synode foll in allen evangelifchen 
Kirchen des Landes am Schluffe des Hauptgottesdienftes eine Fürbitte für die Synode 
gehalten werden, 
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g 31. Die Eröffnung und Die Schließung der Synode geſchieht durch den Fürſten 


in Perſon oder durch einen Beauftragten deſſelben. 

Synode wird eröffnet und iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittel der 
Mitglieder anweſend ſind. 

g 33. Die einzelnen Sigungen der Synode jind mit Gebet einzuleiten, die legte 
derſelben auch mit Gebet zu ſchließen. 

g 34. Die Synode wählt nach ihrer Eröffnung in geheimer Stimmgebung nad) 
Analogie des S 10 alin. 1 einen Vorfigenden und einen Stellvertreter dejjelben, jowie 
einen Schriftfüher, welcher nicht Mitglied der Synode zu jein braudt. 

Big die Wahl vollzogen it, führt das ältefte Mitglied den Vorſitz und übernimmt 
das jüngſte Mitglied die Schriftführung. 

8 35. Bei dem Eintritt in die Synode hat jedes Mitglied folgende feierliche 
Verſicherung abzugeben: 

‚Sch gelobe vor Gott, hei meinem Wirken in der Synode die bejtehende 
Ordnung der vereinigten evangeliſchen Kirche des Zandes zu wahren und, ſoviel 
Gott Gnade giebt, dahin mitzuwirken, daß die Kirche in allen Stücken wachſe 
an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus.“ 

8 36. Jedes Mitglied der Synode it Vertreter der ganzen pereinigten evange— 


liſchen Landeskirche und an Aufträge und Vorſchriften nicht gebunden. 


— Beſchlüſſe der Synode werden durch abſolute Stimmenmehrheit der 
anweſenden — efr. 5 39 — Mitglieder gefaßt. Wenn ſich Stimmengleichheit ergiebt, 
ſo wird die Abſtimmung in der folgenden Sitzung wiederholt. Führt auch die zweitt 
Abſtimmung zu feinem Beſchluß durch Stimmenmehrheit, ſo iſt der zur Abſtimmung 
gebrachte Antrag als abgelehnt zu betrachten. Seine Stimme hat jeder perſönlick 


abzugeben. 
8 38. Die Mitglieder des engern und weiteren Konfiftoriums find berechtigt 


jeder Sigung der Synode beizumohnen und müffen auf ihr Perlangen zu jeder Zei 
gehört werden, ſofern dadurch ein begonnener Vortrag nicht unterbrochen wird. Daſſelb 


gilt von den Bevollmächtigten, welche das Randes-Direktorium zu den Berfammlunge 
der Synode im Intereſſe des Staates abzuordnen für erforderlich halten möchte. 

$ 39, Die Sigungen der Synode find öffentlich. Die Geſchäftsordnung beitimm! 
unter welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen ftattfinden können. 

Die über die Verhandlungen in den öffentlichen Sigungen aufgenommenen Protokoll 
joffen durch den Druck veröffentlicht werden. 

s 40. Die Synode berathet und beſchließt über die Angelegenheiten der geſammte 
vereinigten evangeliſchen Kirche des Landes. Siehe jedoch 8 51. Sie hat die Befugni 
die Vorlage von Geſetzen beim Konſiſtorium zu beantragen; ihr ſteht das Recht zu, b 
der kirchlichen Geſetzgebung mitzuwirken, dergeſtalt, daß kirchengeſetzliche Normen — 
namentlich auf dem Gebiete des Kultus, der Kirchenzucht und der Berfaſſung — oh 
ihre Zuftimmung nicht erlafjen werden fönnen. Desgleichen können neue Religion 
lehrbücher, Geſangbücher und Agenden nicht eingeführt werden, bevor fie don der Syn 
nach Inhalt und Faſſung genehmigt find. | 

Nebrigens foll, auch wenn mit der Synode die Einführung neuer Formen d 
Gottesdienftes, oder neuer Religionsbücher, Katechismen und Agenden vereinbart 1 
doch feine Gemeinde zu einer Aenderung deſſen, was in diefer Beziehung bei ihr beite 
genöthigt werden. | 

Die Anderung unterbleibt für die einzelne Gemeinde, wen von ftimmberechtig, 
Semeindegliedern, deren Anzahl jedoch doppelt jo groß jein muß, als die der Kirch 


J 
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vorjtände, ein Antrag auf Befragung der Gemeinde geftellt wird, und die feßtere fich 
gegen die Aenderung erklärt. Die Erklärung der Gemeinde erfolgt durch Beſchluß einer 
Verfammlung, welche aus den Kicchenvorjtehern und einer der dreifachen Zahl der 
letzteren gleichfommenden, von der Gemeinde zu dieſem Zwecke zu wählenden Anzahl von 
ſtimmberechtigten Gemeindegliedern beſteht. | 

Ss 41. Zur Wirkſamkeit der Synode gehört ferner: 

1. die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben zu kirchlichen Zwecken und der Deckungs⸗ 
mittel. 

Dieſe letzteren werden auf Grund der Vorſchläge des Konſiſtoriums durch 
Kirchenſteuern (Umlagen auf die Mitglieder der Kirche) aufgebracht, welche in 
Zuſchlägen zu den direkten Staatsſteuern beſtehen und auf dieſe nach gleichen 
Prozentſätzen gelegt ſein müſſen. Dieſe Zuſchläge werden, ſobald die Umlage— 
vollen don der Landesregierung für exekutoriſch erklärt find, in derſelben Were, 
wie die übrigen Steuern erhoben ; 

2. das Recht der Beſchwerde in Betreff dev Amtsführung des Konfiftoriums, ins— 
befondere auch bei feiner Aufficht über die untern Beamten und das Kirchengut ; 
3, die Wahl des Synodalausjchuffes. 

$ 42. Die mit Zujtimmung der Synode vereinbarten Gejege treten erſt dann 
in Kraft, wenn diejelden vom Fürſten in jeiner Eigenſchaft als Landesbiſchof bejtätigt 
und von dem Konfiftorium, mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die erfolgte Zuſtimmung 
der Synode verfündet find. Die Verfündigung gejchieht durch das Negierungsblatt und 
die Kirchliche Gejeg- und Verordnungsſammlung. 

$ 43. Die authentische Interpretation, Aenderung oder Aufhebung der im Ges 
biete des Kicchenwejens exlafjenen Geſetze kann vom Fürften nur in Mebereinjtimmung 
mit der Synode gejchehen. 

8 44. DBorftellungen jeder Art müſſen ſchriftlich an die Synode gebracht werden ; 
in der Verfammlung dürfen nur Mitglieder diejelben perjönlich überreichen. 

$ 45. Der Fürft vertagt und ſchließt die Synode. Er kann fie auflöfen. 

Im Falle der Auflöfung wird Die Berufung einer neuen Synode innerhalb 
Jahresfriſt erforderlich. 

Die Auflöfung bewirkt, daß alle durch die Wahl berufenen und die ernannten 
Mitglieder ihre Eigenjchaft verlieren mit Ausnahme der zum Synodalausſchuſſe gewählten. 

8 46. Die näheren Beftimmungen über die Behandlung der Geſchäfte in dev 
Synode wird eine zwijchen dem Konfiftorium und der Synodalserfammlung zu verein 
barende Geſchäftsordnung feititellen. 

8 47. Die Mitglieder der Synode erhalten Tagegeldev und Vergütung der 
Reiſekoſten. 

8 48. Bor dem Schluſſe der Synode wird ein aus drei Mitgliedern derjelben 
bejtehender Synodalausichuß gebildet, darunter wenigftens Ein Geiftliher. Die Wahl 
gejchieht durch abjolute Stimmenmehrheit der Anwejenden. 

Zugleich wählt die Synode für je ein geiftliches bezw. weltliches Mitglied des 
Ausſchuſſes Stellvertreter, die im Fall der Verhinderung einzutreten haben, der Ausschuß 
wählt einen Vorſitzenden. 

S 49, Diefer Ausſchuß ift in Wirkjamfeit, bis der nächſte Ausſchuß gebildet it. 

s 50. Der Synodalausjchuß hat an folgenden Berathungen und Entſchließungen 
des weiteren Konſiſtoriums Theil zu nehmen : 

1. über die Vorſchläge zur Bejegung dev Pfarreien und Superintendenturen ; 
2. über Auflöfung und Neubildung von Kirchenverbänden ; 
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3. über provijoriiche Verfügungen in jolchen Angelegenheiten, welche ihrer Natur 
nach zur Kompetenz der Synode gehören, und dieſer bei ihrer nächſten Zuſammen— 
kunft zur Genehmigung vorzulegen ſind; 

4. in Disciplinarunterfuchungen gegen Geiſtliche wegen ſchwererer Vergehen in 
zweiter Inſtanz, an Stelle der im 8 7 ber Verordnung vom 22. Juli 1859 
bezeichneten zwei Superintendenten und des dajelbit erwählten Mitglieds des 
Richterſtandes, ſowie in Disciplinarunterfuhungen gegen Kirchenbeamte in zweiter 
Inſtanz, wenn auf Dienjtentlafjung angetragen iſt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende des Konſiſtoriums. 
Der Synodalausſchuß hat ferner aus ſeiner Mitte ein geiltliches Mitglied zu 
wählen, welches an den Prüfungen der Kandidaten Theil nimmt. 

8 51. Das Konfiftorium, für defjen Rechte und Pflichten die höchjte Verord- 
nung vom 2. März 1853, joweit diejelbe nicht durch diefe Synodalordnung modifizirt 
ist, maßgebend iſt, wird 

1. die der Synode zu machenden Gejegesvorlagen vorbereiten ; 

2, Mittheilungen machen über die wichtigeren Ereignifie, welche jeit dem Schluſſe 
der vorhergegangenen Synode auf firchlichem Gebiete vorgefommen jind ; 

3. den Vorſchlag über die Mittel, welche zur Dedung der allgemeinen Firchlichen 
Bedürfniſſe erforderlich jind, aufftellen und vorlegen; 

4. Nachweiſung über vorjchriftsmäßige Verwendung der für die abgelaufene Finanz— 
periode bewilligt gewejenen Mittel geben. 

8 52. Für die nach der erjten ordentlichen Synode zufammentretenden beiden 
folgenden Verſammlungen wird eine Revifion dieſes Geſetzes vorbehalten, wobei die des— 
fallfigen Bejchlüffe durch abjolute Mehrheit der anwejenden Mitglieder (cr. $ 32) 
gefaßt werden dürfen. Spätere Aenderungen dieſes Gejeges bedürfen einer Mehrheit 
von drei Viertel der Stimmen. 

8 53. Das zu kirchlichen Gejegen erforderliche Placet des Landesherrn bleibt 
in bisheriger Weiſe fortbejtehen. 


Die vorjtehende Synodalordnung, auf der im Juli v. J. gehaltenen Vorſynode 
mit den Abgeordneten der vereinigten evangeliſchen Kirche der Fürftenthümer Walded 
und Pyrmont vereinbart und am 29. Auguft v. J. von Serenissimo genehmigt, wird 
im Höchften Auftrage Sr. Durchlaucht des Fürſten als Geſetz hiermit verkündigt. 

Aroljen, am 18. Zebruar 1875. 

Fürſtlich Waldeckiſches Konfijtorium. 
Gleisner. 
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Geleh, 
betreffend die Synodalordnung für die vereinigte evangeliſche Kirche der 
Fürffenthümer Walderk und Pyrmont, vom 31. Januar 1873, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des mit Walded-Pyrmont am 18. juli 1867 abgejchlojjenen Ver— 
trages, mit Zuftimmung Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Waldeck und Pyrmont, 
jowie des Landtags der Fürftenthümer, was folgt: 


a &—— 
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Der Synodalordnung für die vereinigte evangelifche Kirche der Fürjtenthümer 
Waldeck und Pyrmont vom 29. Augujt 1872 wird Hierdurch Hinfichtlich des im 8 41 
gedachter Synodalordnung in Anſpruch genommenen Hirchlichen Bejtenerungsrechtes die 
itaatliche Genehmigung unter nachfolgender Beſtimmung ertheilt: 

Beichlüffe über Aufbringung der zur Deckung kirchlicher Bedürfniffe erforderlichen 
Geldmittel, jowie über die auf die Gemeinden zu vertheilenden Leijtungen können exit 
dann vollitrekt werden, wenn fie von der Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden 
find, Zu diefem Zwed find die von den Firchlichen Organen aufgeftellten Amlagerollen 
dem Landesdireftor einzureichen, welcher diejelben mit Nücficht auf die rechtliche Natur 
der geforderten Leiftung, die Nichtigkeit des Kontributionsfußes und die Leiſtungs— 
fähigkeit der Pilichtigen prüft und eventuell für exekutoriſch erklärt. 

Der Betrag der zu erhebenden Geldmittel darf 1Y/s Prozent der gefanmten direkten 
Staatöfteuern in Einem Jahre in feinem Falle überjteigen. Für den Fall, daß ein 
diefen Prozentjaß überjteigender Betrag gefordert wird, bedarf es der vorherigen Ges 
nehmigung des Landtags. 

Urkundlich unter Unjerer Höchjteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem Königs 
lichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Januar 1873, 

(L. 8.) Wilhelm. 
Gr.v.Roon. v. Bismard. v. ZBenpliß. Gr Eulenburg MX. Leonhardt. 
Gamphaufen Fall. ©. v. Kameke. Königsmark. 


Der Landesdireltor. 
von Sommerfeld. 
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Nachdem ſchon 1530 der Rath von Roftod eine „Ordnung des ehrjfamen 
Raths . . in Religionsſachen“ erlaffen hatte!) und 1540 für ganz Medlenburg 
eine Kirchenordnung ergangen war, welche die dogmatischen und liturgischen Fragen 
vegelte?), trat die neue Kirchenordnung von 1552 °), welche in niederdeutfcher Sprache 
umgearbeitet und in beider Herzöge Namen 1557 aufs Neue publicirt wurde %, auch 
der Frage der Firhlichen Organifation näher. 

Der Abjchnitt: „Bon den Kirchengerichten” verkündete die Abficht, namentlich zur 
Shlidtung von Ehe- und Lehritreitigfeiten ein Konſiſtorium in Roftod zu errichten, 
während die Stellung des Superintendenten ſchon früher ins Leben getreten war). 

Dennoch verzögerte fi) die Begründung des Konfiftoriums bis 1570, in welchem 
Jahre eine nah dem Mufter der Jenaifhen und Goslariſchen abgefaßte 
Konfiltorialordnung erging®). Drei Theologen und drei Juriften wurden zu Mitgliedern 
der Behörde ernannt, welcher die Pflege des Gottesdienftes, die Aufrechterhaltung der 
reinen Lehre und eine umfaſſende Gerichtsbarkeit als Arbeitsfeld angewieſen wurde. 
Die örtlide Kompetenz des Konfiftoriums umfaßte von vorneherein nicht alle Medlen- 
burgijhen Gebiete. Zunächſt erftredte ſich die Wirkſamkeit deſſelben nicht auf die 
beiden Stifte Schwerin und Rabeburg, welche eigene Konfiftorien bejaßen”), 
und ebenjo verjtanden es die Städte Roftod?) und Wismar’), obgleich fie das 
landesherrliche Kirchenregiment anerkannten, eigene Stadtkonfiftorien zu begründen !9), 


1) Wiggers, Kirchengeſchichte Mecklenburgs bejtand und 1818 mit dem Fürftlichen zu Roſtock 
(Parchim und Ludiwigshuft 1840) ©. 105. | vereinigt wurde. Das Raßeburger Ron: 
2) Bgl. ebenda. ©. 114 f. fiftorium ift 1817 in eine PER STR 
3) Auh bei Richter, KO. 2, ©. 115 ff. | verwandelt (Wiggers a. a. DO. ©. 227) und 
Bon einem Abdrude der älteren Kirchengefetze, dieſe zu einer Kommiſſion des Strelitzer 
die auch zum Theil in Richter's KO. ſtehen, Konſiſtoriums mit ſehr beſchränkter Kompetenz 
nehmen wir um jo mehr Abjtand, als fie jehr | am 29. Auguft 1842 nmogejtaltet worden. 
umfangreich find, und doch Nichts enthalten, Scharenberg und Gentzken, Gej.-©. für das 
was von der gewöhnlichen Konfiftorialverfaffung a Leer Land Meuſtrelitz 1859) 2, 
. 204 7. 


irgendwie abwiche. 

4) Wiggers a. a. O. ©. 1%6. In revi— 8) Vgl. darüber Böhlau in Zeitſchr. für 
dirter —2 wurde dieſe Kirchenordnung 1602 | KR. 17, ©.1 ff; gr ns ll e3 Ehegeridt. 
Wiggers a... 0. 


herausgegeben und diefe Ausgabe neu gedruckt 
9) Hier galt bis 15 Wan 1829 die Schwe= 


1650. Barhimer Gej.-Sammlg. 2, ©.87 ff 
5) Bol. Wiggers a. a. O. ©. 160. diſche Kirchen: und Konſiſt.“O. v. 1665. Seit 
6) Auch bei Richter KO. 2, ©. 327 ff. dem gedachten Jahre trat an Stelle des Kon: 
7) In Schwerin war 1567 eine Konfiftorial- | filtoriums ein Ehegericht. 

ordnung erlaffen und ein Stiftsfonfiftorium er: 10) Ueber die Immunität der Univerfität vgl. 

richtet worden, welches jeit 1634 aus der Stifts- | Böhlau a. a. O 


fanzlei unter Zuziehung des Superintendenten 
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und die erftere aud), ſich die Befugniß zur Ernennung eines eigenen Stadtjuperinten- 
denten zu erwerben. Dagegen ſollte die 1621 erfolgte Theilung des Mecklenburgiſchen 
Landes in zwei Herzogthümer für die Wirkſamkeit des Konſiſtoriums unweſentlich ſein!). 

Nicht allein der Fürſtbrüderliche Vergleich von 1621?) beſtimmte, daß das 
Roſtocker Fürftliche Konfiftorium beiden Herzogthümern gemeinfam fein follte, jondern 
ebenfo der Vergleich vom 8. März 1701?) und der landesgrundgeſetzliche Erbvergleich 
vom 18. April 17559. Auch war die am 3. Februar 1669 publicirte Geſchäfts— 
ordnung?) des Konſiſtoriums von den Häuptern der beiden regierenden Linien 
gemeinfam erlafjen worden. 

Penn aber au die Streliter Herzöge von der ihnen im Erbvergleiche von 
1755 zugeftandenen Befugniß, ein befonderes Konfiftorium „zu bloßen Juſtiz⸗ und 
Privatprozeßſachen zu etabliren“ feinen Gebrauch machten, jo mar doc) ſchon im 
Anfange des XVIII. Jahrh. in Strelig eine Kommiſſion für die Konſiſtorialſachen 
des Stargardter Kreiſes errichtet worden‘), und diefe erwuchs in ben ſechsziger 
Jahren deſſelben Jahrhunderts zu einem ſelbſtſtändigen Konſiſtorium aller ſtändiſchen 
Proteſte ungeachtet, und obgleich die Publikationsverordnung zur Oberappellations= 
gerichtsordnung von 18187) die fonfiftoriale Ginheit beider Länder no einmal zum 
Ausdrucke bradte. 

Ja die Trennung verftärkte ſich noch im Gefolge des Jahres 1848. 

Denn die Streliger Verordnung vom 16. Dezember 1848) ftattete das bisher 
bloß als Kirchengericht fungirende Streliger Konfiftorium auch mit den Firchlichen 
Verwaltungsbefugniſſen aus, und wenn auch diefe Verordnung dureh die neue vom 
31, Oktober 1868 (T) aufgehoben wurde, jo hatte do das nicht den Zweck die 
frühere Einrichtung wieder umzuftoßen, jondern lediglich den, die bisher zu unbejtimmt 
fixirte Konfiftorialfompetenz näher zu reguliren. 

Im Großherzogthum Schwerin ilt aber das Roſtocker Konſiſtorium aus— 
ſchließlich Kirchengericht geblieben, und wurde die kirchliche Verwaltung von der Staats⸗ 
behörde geführt. 

Freilich erfolgte auch hier i. J. 1848 eine Aenderung. Am 14. Dezember 
wurde eine Kirchenkommiſſion eingeſetzt“), welche die ĩura in sacra ausüben ſollte, und 
die Verordnung vd. 19. Dezember 1849 (II) geftaltete dieſe proviſoriſche Behörde 
zu einem definitiven Oberkirchenrathe um, welcher unmittelbar unter dem Landesherrn 
und über den als Kirchengericht belaſſenen Konſiſtorien ſtehend, die kirchliche Verwaltung 
ſeit dem 1. Januar 1850 übernommen hat. Daß die gerichtliche Konſiſtorialkompetenz!“) im 


Ela Kahl in Zeitſchr. für KR. 15, | jhen Sande. (Wismar u. Ludwigsluſt 1852) 4, 
i R ©. 6 


©. 6. 

2) Parchim. Gej.-©. 3, ©. 233 f. ' 10) Diejelbe umfaßte na der KO. vd. 1552, 

3) Ebendai. 3, ©. 33 Fi. | d. Konfift.-O. dv. 1570, den Reverfalen v. 1621, 

4) $ 140. Zachariae, Samml. der Verf.- | der rev. KO. v. 1650 und dem (andesgrund- 
Geſ., ©. 825. gefetzlichen Erbvergleih v. 1755 Die Aufficht 

5) Bardim.Gej.-©. 2, ©. 801.7: über Geiftliche und Gemeinden, die Disciplinar- 

6) Bol. Kahl a. a. ©. 187 ff. aerichtsbarfeit, weltliche Strafgerichtsbarfeit in 


7) Großh. Meclend.-Schwerin’jhes | Konkurrenz mit den weltlichen Gerichten nad 
offizielles Wochenblatt 1818. 26. Stüd. Prävention u. außerdem eine Givilgerihtsbarfeit 
Beilage. nicht nur im geistlichen Sachen, jondern auch in 

8) Scharenberg u. Gentzken a. a. O. 2, allen Rechtsſtreitigkeiten, bei welchen beide Theile 
S. 206. oder der Beklagte der Geiſtlichkeit angehörte. 

9) Raabe, Gej.-©. f. d. Melenb.-Schwerint: 


5] Die heutige Kirchenorganifation. 
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Laufe der Zeit immer mehr eingeengt wurde, entjprach dem Gange, welchen die moderne 


kirchliche Entwidelung überall genommen bat. 
Wendepunkt, und das erft nad) diejem Zeitpunfte 
Konfiftorium hat ſchon von vorneherein eine beſchränkte Kompetenz bejellen ?). 


Da3 Jahr 1756) bildet hier den 
ſelbſtſtändig gewordene Streliker 
Die 


Reichsgeſetzgebung hat diefen Entwidelungsgang zum Abſchluß gebracht, indem auch) die 


Ehegerichtsbarkeit dem 
weltlichen Gerichten übertragen wurde. 
an Stelle des durch) 


Noftoder und Wismarer Shegericht entzogen und den 
Gleichzeitig aber gab fie auch Beranlafjung, 
die Oberappellationsgerichtsordnung von 1818 als Oberinftanz 


über die Konfiftorien beitellten Oberappellationsgerichtes ?) eine neue, beiden Groß— 
herzogthümern gemeinjame Appellationsbehörde in dem dur Verordnungen vom 
2, Januar 1880 (III) errichteten Oberen Kirchengericht zu Roſtock feſtzuſtellen *). 

Im Uebrigen iſt die Organiſation der Mecklenburgiſchen Kirchen die der Konſiſtorial— 
verfaſſung entſprechende ohne alle presbyterialen °) oder ſynodalen Ginrihtungen, auf 
vollfommen territorialiftiicher Baſis. Dieſes letztere Moment prägt ſich in dem Umſtande 
aus, daß für den Erlaß kirchlicher Geſetze, ſelbſt wenn es ſich um innere Angelegenheiten 
der Kirche handelt, ſoweit dieſelben im Landesgrundgeſetz eine Fixirung empfangen 
haben ®), eine ſtändiſche Mitwirkung erforderlich ift, und diejelben nur auf den allge= 
meinen Landtagen beſchloſſen werden fönnen”?), während umgefehrt den kirchlichen 
Glementen feine Theilnahme an der Gejeßgebung eingeräumt ift. 

Die Kirchenhoheit wird in Medlenburg-Schmerin durd Die mit dem 
Auftizminifterium verbundene Abtheilung für geiftliche Angelegenheiten, in Medlen- 
burg-Strelig durch die Landesregierung ausgeübt °). 

Unter dem Schweriner Oberfirchenratd und dem Streliger Konſiſtorium 


1) Die Verordn. dv. 30. Nov. 1756 nahın alle 
Givil- und Prozeßſachen dem Konfiftorium ab, 
und überließ ihm nur „Doctrinalia. Ceremonialia 
und Disciplinalia, die feines progeßmäßigen Ver⸗ 
fahrens fähig find“, GParchim. Bej.-©. 2, 
S. 304 ff.) und das Negulativ v. 15. April 1773, 
(ebendaj. ©. 325 f.) geitattete dann wieder 
dem Konfiftorium „Alles, was die Rechte zu einer 
legalen Kognition und Entſcheidung in causis 
maxime summariis erfordern, bei jeinem Ver— 
fahren zu beobachten“. Vgl. Kahl a. a. D. 
©. 196 f. 

2) Nach Verordn. v. 16. März 1774 (Gengfen 
u. Sharenberg a. a. O. J, S. 203) jollen 
beim Konfiftorium feine „causae, die eines prozeß⸗ 
fähigen Verfahrens fähig find“ angebracht werden. 
Analog dem Schwerin’jhen Regul. dv. 1773 er= 
ging in Streliß das Rejeript d. 26. Nov. 1778. 

3) Bal. über den gejhichtlichen Entwicelung3= 
gang Kahl a. a. DO. ©. 202 f. 

4) Bol. Kahl a. a. O. Die Exemptionen des 
Stadtkonfiftoriums zu Roſtock und der Univerji- 
tätsmitglieder quoad disciplinalia find nicht 
bejeitigt. 

5) Bei Anftellung don Geistlichen haben die 
Gemeinden entweder ein votum negativum oder 
bei Pfarreien ſtändiſchen Patronates (Landes: 
grundgejeßl. Erbvergl. $ 475) die Wahl 
zwijchen drei vom Patron Präjentirten. Nur 


wird die kirchliche Aufſicht durch Superintendenten gehandhabt, deren Obliegenheiten 


in Roſtock werden die Geiſtlichen von den Ge— 
meinden gewählt und durch das Miniſterium 
(das Kollegium der ſtädtiſchen Geiſtlichkeit) dem 
Landesherrn zur Beſtätigung vorgeſchlagen, wäh— 
rend in Wismar die Hauptgeiftlihen nad) 
SPräjentation zweier geeigneter Perſonen durch 
den Rath ernannt, Die Nachmittagsprediger aber 
von der Gemeinde aus zwei dom Nathe Vorge- 
ichlagenen gewählt werden. Büſing a. O. 
S. 67. Für die Verwaltung des Kirchengutes 
fungiren nur auf dem Dominium Kirchenjuraten, 
die indeſſen ernannt werden. In Roſtock beſteht 
zu dieſem Behufe ein Kirchenðkonomiekollegium 
unter Leitung landesherrlicher Kommiljare, in 
Wismar ein Hebungsdepartement. Ebendaſ. 
©. 68. 

6) Vol. Landesgrundgejegl. Erbvergleich $ 483, 
welcher die Aufrechterhaltung namentlic) der 
Kirchenordnung von 1602 (1650), der Konz 
fiitorialordnung von 1570 und der Superin= 
tendentenordnung dv. 1571 garantitt. 

7) Ebendaj. $ 510. — Die Behauptung von 
Büſing bei Marquardien a. a. 9.83, 2, 
1, ©. 65, daß die Konfeſſion des Landesherrn 
auf die Ausübung feiner Episfopalgewalt feinen 
Einfluß Habe, kann als richtig nicht zugeitanden 
werden. 

8) Büjinga. a. D. ©. 66. 
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namentlich in der Superintendentenordnung von 1571!) geregelt worden find, und 
welche auch die Prediger ihres Kreifes zu Synoden zu verfammeln haben ?). 

Als Gehülfen der Superintendenten find Präpofiti jeit 1671 eingejegt worden, 
welche auch ihrerfeits die Geiftlichen ihres Sprengels zu jährlichen Prediger-Synoden 
zu berufen haben °). 

Gine General-Synode der gefammten Geiftlichleit iſt nur einmal (1659) in 
Güſtrow berufen worden '). 


I: 

Werklenburg-Steelik’fıhe Verordnung vom 31. Dir. 1868, 

Kir Friedrih Wilhelm ar. 
finden Uns, indem wir auf den wiederholten Antrag Unferer getveuen Stände die 
probiforifche Verordnung vom 16. Dezember 1848 zurücknehmen, veranlaßt, über bie 
Grenzen der Kompetenz Unferer Landesregierung und Unferes Konſiſtorii folgendes 
anzuordnen: 

J. Diejenigen Theile des Kicchenregimentes, welche durch die Kirchen-, Konſiſtorial— 
und Superintendentenordnung beziehungsweije dem Konfiftorio und dem Superinten- 
denten übertragen find, früher aber theilweife von Unſerer Landesregierung ausgeübt 
wurden, ſollen künftig ebenjo, wie bereits jeit der Verordnung dom 16. Dezember 1843 
von Unſerem Konfiftoriv verwaltet werden. 

Insbeſondere beitimmen Wir: 

1. Die Aufficht über die Verwaltung der geiftlichen und Kirchengüter wird durch 
Unfer Konfiftorium ausgeübt. Inſofern dafjelbe dabei in Differenzen mit 
ritterſchaftlichen oder landſchaftlichen Patronaten geräth, hat es die Angelegenheit 
zur weiteren Behandlung an Unfere Landesregierung abzugeben. 

. Die Vofationen der Kirchendiener Landesherrlichen Patronates, als Prediger, 
Kirchenöfonomen und Küfter find durch Unſer Konfiftorium auszufertigen und 
Uns zur Unterjchrift vorzulegen. 

3. Wenn bei den ritter- und Tandichaftlihen Patronatpfarren der Befehl zur 
Ordination und Einweifung des erwählten Pfarrers zu ertheilen ijt, jo werden 
Wir folhen Befehl duch Unfer Konfijtorium ertheilen laſſen. 

4. Die Ehefcheidungen, welche Wir aus Unferer Machtvollkommenheit zu genehmigen 
Uns bewogen finden, wollen Wir durch Unfer Konfijtorium ausſprechen laſſen, 
nachdem Wir darüber zuvor auch das Erachten Unferer Landesregierung 
gehört haben. 


DD 


1) Auch bei Richter, KO. 2, ©. 334 if; 
dazu kommen die V. wegen d. Sup. im Herzogth. 
Guͤſtrow (12. März 1670) Par him. Gej.©. 
2, ©. 336), die erneuerte Inſtrukt. v. 20. Mai 
1681 (ebendaj. ©. 338), vom 15. Mai 1694. 
Gentzken und Scharenberg a. a. D. I 
S. 222 fi. — Im Streliß wurde 1746 aus 
dem Superintendenten u. einem andern Geijtlichen 
ein Kirchenrath gebildet, der aber 1751 wieder 
aufgehoben wurde; dafür wurde indejjen eine 
tollegiale Verwaltung der Superintendenturs 
gejhäfte angeordnet. Gengfenu. © harenberg 
a. 0.0. ©. 236 ff. In Roftod erfolgt die 
Beitellung des dortigen Stadtjuperintendenten 
durch Wahl eines Stadtgeiftlichen Seitens eines 
aus den Geiftlichen und ſechs Magiſtratsmit— 


glietern bejtehenden Wahlfollegiums, mit landes- 
herrlicher Beftätigung. Büfinga. a. D. S. 67. 

2) Die Schweriner Syn.-Ordn. v. 1783, 
Parchim. Gej.-©. 3, ©. 363. Die neue Syn.= 
DO. v. 29. Dez. 1841 bei Raabe 4, ©. 21 ff. 
Die Strelißer Verordn. v. 26. Febr. 1839, 
(diefe ſtellte das inzwiſchen unpraktiſch gewordene 
Fuſtitut wieder her) v. 14. Aug. 1839 bei Genp- 
fen u. Scharenberg 1, ©. 245 ff. 

3) Gengten u. Sharenberg l, ©. 242; 
in Schwerin beitanden Senioren, deren Namen 
1706 in Präpofiti verwandelt wurde. Wiggers 
a. a. ©. S. 198. Den Schweriner Synoden jteht 
ein Vorſchlagsrecht für die Beftellung des Prä— 
pofitus zu. Büjing a. a. O. ©. 67. 

4) Wiggers a. a. O. ©. 198. 


7] I. Strelitz'ſche Verordn. dv. 31. Oft. 1868. II. Schwerin’sche Verordn. dv. 19. Dez. 1849. 863 


5. Die Dispenjationen vom Berbote der Wiederverheirathung Gejchiedener und vom 
Verbote dev Verheirathung im den näheren VBerwandtichaftsgraden werden Wir 
gleichfalls erjt dann, wenn darüber Unfere Landesregierung ihr Grachten abge- 
geben hat, aus Unſerem Konſiſtorio ausfertigen laſſen; dagegen bedarf es bei 
den Dispenjationen von allem Aufgebote der vorgängigen Kommunifation mit 
Unferer Landesregierung nicht )). 

I. Die Uns zuftehende Kirchenhoheit im volliten Umfange werden Wir auch 
ferner durch Unſere Landesregierung handhaben Lafjen. 

Inſonderheit bejtimmen Wir, 

1. daß demgemäß alle Firchlichen Gejege und allgemeinen Anordnungen, welche 
Unfere gefammten Lande mit Inbegriff der Ritter und Landichaft angehen, 
durch Unſere Landesregierung uns zur Vollziehung vorgelegt werden follen; 

. daß Unferer Landesregierung zuftehen joll, von der über die Verwaltung der 
geiftlihen und Kicchengüter von Unferem Konftjtorio geführten Aufficht Kenntniß 
und Einficht zu nehmen und, falls fie darin Mängel zu befinden glaubt, deren 
Adjtellung bei Uns zu beantragen; 

. daß die Ernennung der Mitglieder Unſeres Konfiftorii und die Verleihung 
geijtlicher Titel durch Unfere Landesregierung ausgefertigt werden follen ; 

4. daß die Dispenjationen bei Wiederverheirathung während des Trauerjahres 

ausschließlich durch Unjere Landesregierung erteilt werden follen. 
Neujtreliß, den 31. Oftober 1868. 

Sriedrid Wilhelm. 


DD 


co 


vd. Dammerjtein. 


I 
Mecklenburg-BGchwerin'ſche Verordnung vom 19, Dezbr. 1849, 


Da die durch Unſeren oberbijchöflichen Erlaß vom 14. Dezember v. J. angeord- 
nete Kicchenfommiffion ſowohl in ihrer interimiftifchen Stellung als auch bei der 
inzwijchen neu eingetretenen Staatsordnung den Bedürfniffen der Kirche nicht mehr 
genügt, die Kirche vielmehr für die weitere Ausbildung ihres Organismus einer feiten 
Leitung bedarf; jo Haben Wir unter Wiederaufhebung der gedachten Kirchenfommiffion 
eine jtändige Oberfirchenbehörde unter dem Namen Oberfirchenrath, als das Organ, 
durch welches Wir Unſer oberbijchöfliches Amt üben, zur Pflege der Kirche und Wahr 
nehmung ihrer Rechte eingefeßt, und wird diefe Behörde ihre Funktionen mit dem 
1. Januar 1850 beginnen, indem mit demjelben Tage die Kirchenkommiſſion zu beftehen 
aufhören wird, 

Gegeben durch Unfere Kicchenfommiffion, Schwerin, am 19. Dezember 1849, 

Friedrich Franz. 
Kayjel. Kliefoth. Karften. 


1) Nah der Ausführungs-Verordn. | hinderniffen und vom Aufgebot (88 28, 33, 35, 
b. 14. Aug. 1875 3. RG. v.6.%ebr. 1875 | 50 des NG.) ſtehen Unjerer Landesregierung zu. 
heißt es indeſſen $ 1: Dispenfationen von Ehe— 
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II. 


Die Verordnungen tom 2, Januar 1880, 
betr, das Verfahren in Konfifiorialfachen und das obere Kirdrenaericht für 
evangeliſch· lutheriſche Rirchendiener. 


Friedrich Franz (Friedrich Wilhelm), von Gottes Gnaden Großherzog 
von Mecklenburg ꝛc. 

Wir verordnen, nach hausvertragsmäßiger Kommunikation mit Sr. Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge von Mecklenburg⸗Strelitz (Schwerin) und nach verfaſſungs⸗ 
mäßiger Berathung mit Unſeren getreuen Ständen, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 

8 1. In Bezug auf Die Zuftändigfeit des Konfiitoriums zu Roſtock (Unjeres 
Konfiftoriums zu Neuftreli) zum firchengerichtlichen Einjchreiten wider evangeliſch— 
lutheriſche Kirchendiener in Disciplinar-, Ceremonial= und Doktrinalſachen verbleibt es 
bei dem bisherigen Rechte. 

Auch behält es bei dem bisherigen Verfahren in dieſen Sachen das Bewenden, 
ſoweit nicht in den folgenden Paragraphen etwas Abweichendes vorgeſchrieben iſt. 

g 2. Die Beſtimmungen der 88 00.855748, b7, Ic 133—136 der 
Strafprozeßordnung und der 88 156 II, 157 —169 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden ' 
entiprechende Anwendung. 


Il. Oberes Kirchengericht für Kirchendiener. 
g 3. Dom Konfiftorium zu Roftod (Bon Unſerem Konfijtorium zu Neuftreliß) 
führen die Rechtsmittel an das obere Kirehengericht, welches in Roftod feinen Sitz hat. 
Ss 4, Das obere Kicchengericht wird bejeßt: | 
1. mit einem Mitgliede des Oberlandesgerichts zu Roſtock als Vorſitzendem, | 
mit drei weiteren juriftifchen Mitgliedern, von welchen Zwei Mitglieder des 
Oberlandesgerichts fein müſſen, dagegen Eines aus den Mitgliedern des Ober— 
(andesgerichts oder eines Landgerichts beftellt werden kann, | 
9, mit einem Superintendenten Unferes Landes (mit einem Großherzoglich Mecklen— 
durg-Schwerin’schen Landes-Superintendenten), 
A. mit einem ordentlichen Profeffor der Landesuniverfität zu Roſtock, 
5. mit einem Mecklenburg-Strelitz'ſchen Geiſtlichen (mit einem Mitgliede der evan— 
gelifchzlutherifchen Geiftlichkeit Unjerer Lande). 
Fir Fälle der Verhinderung werden dem oberen Kirchengerichte als beim Eintriti 
des Bedürfniſſes vom Vorfigenden zuzuziehende Vertreter zwei juriſtiſche Mitglieder aug 
den Mitgliedern des Oberlandesgerichts oder der Landgerichte, ein theologijches Mitglied 
aus dem Kreiſe der im vorhergehenden Abſatze unter Nr. 3 und 4 bezeichneten Theologen 
und ein theologiſches Mitglied aus dem Kreiſe der daſelbſt unter Nr. 5 bezeichneter 
Theologen beigeordnet. Der Vorſitz geht im Falle der Behinderung des ordentlichet 
Vorfigenden auf das dem Dienitalter nach nächitfolgende juriftiiche Mitglied über. 
Sämmtliche Mitglieder des oberen Kirchengerichts mit Einjchluß der Vertrete 
müſſen der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche angehören. Die Ernennung des Vo 
ſitzenden, zwei juriſtiſcher Mitglieder, der aus dem Kreiſe der Superintendenten Unſerk 
Zandes (der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerin'ſchen Landes⸗Superintendenten) u 
der ordentlichen Profeſſoren der Theologie an der Landesuniverſität zu Roſtock zu ei) 


DD 


' 
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mehmenden beiden theologifchen Mitglieder, jowie die Beiordnung eines juriftiichen und 
eines theologijchen Vertreters eben diefer Mitglieder erfolgt durch Uns (dur Se. König— 
liche Hoheit den Großherzog don Mecklenburg-Schwerin), dagegen die Ernennung eines 
juriftiichen Mitgliedes und des aus dem Kreife der Mecklenburg-Strelitz'ſchen Geiſtlichen 
(der Geiſtlichen Unſerer Lande) zu entnehmenden theologiſchen Mitgliedes, ſowie die 
Beiordnung eines juriſtiſchen und eines theologiſchen Vertreters für die beiden letzt⸗ 
gedachten Mitglieder durch Se. Königliche Hoheit den Großherzog von Mecklenburg— 
Strelitz (Uns). 

Die Mitglieder und die Vertreter derſelben werden für die Dauer des zur Zeit 
ihrer Ernennung von ihnen bekleideten Amtes ernannt. 

5 5. Die Mitglieder des Oberlandesgerichts und der Landgerichte, die Landes— 
Superintendenten und die ordentlichen Profefjoren der Theologie in Roſtock (Unferes 
Landgerichts zu Neuftrelig, ſowie die jämmtlichen evangeliſch-lutheriſchen Geistlichen 
Unjerer Lande) find verpflichtet, die Funktionen eines Mitgliedes des oberen Kirchen— 
gerichts oder eines Vertreters der Mitglieder deſſelben zu übernehmen. 

Die Subalternbeamten und Unterbeamten des Oberlandesgerichts haben zugleich 
bei dem oberen Kirchengericht zu fungiren. 

5 6 (vacat für Strelitz). Das obere Kirchengericht fungirt zugleich als Kirchen— 
gericht zweiter Inſtanz für evangeliſch-lutheriſche Kirchendiener des Großherzogthums 
Medlenburg-Strelig mit Einjchluß des Fürftenthums Ratzeburg in den wider diefelben 
beim Konfiftorium in Neuftrelig anhängigen Unterfuchungsfachen. 

5 7. 686.) Der Borjigende hat nad) Eingang einer Sache einen Referenten 
zur Entwerfung einer ſchriftlichen Relation und einen Gorreferenten in der Weife zu 
bejtellen, daß, wenn ein Juriſt der Neferent ift, die Correlation einem Theologen und, 
wenn ein Theologe Referent ift, die Correfation einem Juriften zu überweifen ift. Die 
Berathung und Abjtimmung findet jchriftlich ftatt; der Vorſitzende muß jedoch das 
Sufammentreten des oberen Kirchengerichts zu einer mündlichen Schlußberathung ver— 
anlaſſen, 

wenn ein Mitglied darauf anträgt, 

wenn die Entſcheidung in einer Lehrfrage abzugeben, — oder 

wenn in erſter Inſtanz auf Amtsentſetzung oder Amtsentlaſſung erkannt iſt, 
und kann in ſonſtigen Fällen nach ſeinem Ermeſſen das obere Kirchengericht zu ſolcher 
Schlußberathung zuſammenberufen. In der Schlußberathung iſt mündliche Abſtimmung 
ſtatthaft. 

Die im $ 1, Abſ. 2 und im 8 2 bezeichneten Beſtimmungen, ſowie die Vor— 
jehriften der SS 194—198 des Gerichtsverfaffungsgefeges finden bei dem oberen Kirchen— 
gerichte entjprechende Anwendung. 


III. Die Rechtsmittel, 
1. Berufung. 


5 8. ($ 7.) Die Berufung findet gegen die in erſter Inſtanz erlaſſenen End- 
urtheile jtatt. 

5 9. 688) Die Berufung muß bei dem Konfiftorium binnen einer Frift von 
zwei Wochen nach Verkündung oder, wern die VBerfündung nicht in Anweſenheit des 
Angeſchuldigten jtattgefunden hat, nach Zuftellung des Urtheils zu Protokoll des Gerichts- 
jchreibers oder jchriftlich eingelegt werden. 

5 10. (8 9.) Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird die Rechtskraft 

des Urtheils, joweit daſſelbe angefochten ift, gehemmt. 
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Dem Beſchwerdeführer, welchem das Urtheil mit den Gründen noch nicht zugejtellt 
war, ift dafjelbe nach Einlegung der Berufung ſofort zuzuitellen. 

$ 11. (8 10.) Die Berufung kann binnen einem Monat nach Ablauf der Friſt 
zur Einlegung des Rechtsmittels oder, wenn zu dieſer Zeit das Urtheil noch nicht zuge 
ftellt war, nach deſſen Zuftellung bei dem Konſiſtorium zu Protofoll des Gerichts- 
jchreibers oder in eimer Beſchwerdeſchrift gerechtfertigt werben. 

Die Friſt zur Rechtfertigung dev Berufung kann auf Antrag von dem Vorfigenden 
des Konfiftoriums um einen Monat verlängert werden. 

s 12. 6 11.) Die Berufung kann auf bejtimmte Bejchwerdepunfte beſchränkt 
werden. St dies nicht geſchehen oder eine Rechtfertigung überhaupt nicht erfolgt, fo 
gilt der ganze Inhalt des Urtheils als angefochten. 

8 13. (8 12.) Iſt die Berufung verjpätet eingelegt, jo hat das Konfiftorium 
das Rechtsmittel als unzuläffig zu verwerfen. 

Der Beſchwerdeführer kann binnen einer Woche nach Zuſtellung des Beſchluſſes 
auf die Entſcheidung des Berufungsgerichts antragen. In dieſem Falle ſind die Akten 
an das Berufungsgericht einzuſenden. 

8 14. ($ 13.) Die Berechnung der Friſten richtet ſich nad) $ 43 der Straf— 
prozeßordnung. 

Gegen die Verſäumung der Einlegungsfrift ift unter den in den SS 44, 45 der 
Strafprozeßordnung bezeichneten VBorausjegungen Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
uläſſig. 
Dns Geſuch ift bei dem Konfiftorium anzubringen, Ueber daſſelbe entjcheidet 
das obere Kirchengericht. 

8 15. (8 14.) Iſt die Berufung rechtzeitig eingelegt, ſo hat das Konſiſtorium 
nach Ablauf der Friſt zur Rechtfertigung, ohne Rückſicht darauf, ob eine Rechtfertigung 
ſtattgefunden hat oder nicht, die Akten dem oberen Kirchengericht einzuſenden. 

8 16. (8 15.) Erachtet das obere Kirchengericht die Beitimmungen über die 
Einlegung der Berufung nicht für beobachtet, fo ift das Rechtsmittel duch Beſchluß 
als unzuläffig zu verwerfen. Anderenfalls entjeheidet das obere Kicchengericht über das— 
jelbe durch Urtheil. 

Ss 17. (8 16.) Das obere Kirchengericht kann die etwa erforderlichen weiteren 
Ermittlungen, mit Einfluß einer mündlichen Vernehmung des Bejchwerdeführers, 
anordnen oder jeldjt vornehmen. Hit in erjter Inſtanz auf Amtsentjeßung oder auf 
Amtsentlaffung oder in einer Lehrfrage erkannt, jo muß der Bejchwerdeführer zur münd- 
lichen Vernehmung vor das obere Kirhengericht geladen werden. Iſt er in dem anges 
jegten Termine nicht erſchienen, und iſt das Ausbleiben nicht genügend entſchuldigt, jo 
ſteht es zum Ermeſſen des oberen Kicchengerichts, über die Berufung nad) Lage der 
Akten zu entjcheiden oder die Vorführung des Angeſchuldigten anzuordnen, 

s 18. (8 17.) Inſoweit die Berufung für begründet befunden wird, hat das 
Kichengericht, unter Aufhebung des Urtheils, in der Sache ſelbſt zu erfennen. Iſt 
das Urtheil wegen eines Mangels im Verfahren aufzuheben, jo fann das obere Kirchen— 
gericht unter Bejeitigung defjelben die Sache, wenn die Umſtände des Falles e3 erfordern, 
zur Entjeheidung an die erſte Inſtanz zurückverweiſen. 


2. Beſchwerde. 
$ 19, (8 18.) Die Beſchwerde ift gegen alle Entjeheidungen und Verfügungen 
des Konfiftoriums, inſoweit nicht die Berufung ftattfindet, jowie gegen die in eviter 
Inſtanz oder in der Berufungsinitang erlaffenen Entſcheidungen eines beauftragten oder 
erfuchten Richters zuläffig. 


11] III. Verordnung vom 2. Januar 1880, betr. das obere Kirchengericht. 867 


Auch Zeugen und andere Perſonen können gegen Verfügungen, durch welche fie 
betroffen werden, Beſchwerde erheben. 

8 20. ($ 19.) Für das Verfahren bei einer Beſchwerde find die 88 348 —351 
der Strafprogegordnung infoweit maßgebend, ala diejelben nicht eine Betheiligung der 
Staatsanwaltjchaft zur Vorausſetzung haben. 


3. Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil geſchloſſenen 
Verfahrens. 

8 21. G 20.) Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil gejchloffenen 
Verfahrens kann in den Fällen des 8399 der Strafprogeßordnung von dem Verurtheilten 
beantragt werden. Im Falle eines ſolchen Antrages finden die 88 400, 403, 406, 
Abj. 1, 407, 408, Abf. 1, 409, Ab Luunds2 101, Abi. 2 und 3, und 413, 
Abj. 1, injoweit fie nicht eine Betheiligung der Staatsanwaltihaft zur Vorausſetzung 
haben, mit der Maßgabe entjprechend Anwendung, daß 

1. die mündliche Vernehmung des Verurtheilten zum Ermeſſen des Gerichts fteht, 
und eine Hauptverhandlung ftattfindet; 

2. die Entſcheidungen und Verfügungen, welche aus Anlaß eines Antrags auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens von dem Konfiftorium oder von einem beauf⸗ 
tragten oder erſuchten Richter erlaſſen worden, mit der Beſchwerde (vgl. 8 19, 
20, vgl. 8 18, 19) angefochten werden fünnen. 


4. Gemeinjhaftlihe Beftimmung für die Rechtsmittel, 
s 22. ($ 21.) Die Abänderung einer angefochtenen Entjcheidung oder Ver— 
fügung zum Nachtheil desjenigen, welcher ein Rechtsmittel eingelegt hat, it unftatthaft. 


IV. Gebühren und baare Auslagen, 

5 23. (8 22.) Die an das obere Kirchengericht zu zahlenden Gebühren und 
Strafgelder fliegen in die Kafje des Oberlandesgerichts zu Roſtock. 

Die baaren Auslagen des oberen Kirchengerichts, joweit fie nicht eritattet werden, 
jowie die Reiſe- und Zehrungsfoften der in das obere Kirchengericht berufenen, nicht 
am Sie deſſelben wohnhaften Mitglieder und Vertreter fallen der Kaſſe des Ober- 
landesgerichts zur Laft. 

Gegeben duch Unfer Staatsminifterium. Schwerin, am 2. Januar 1880. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucdtem Groß— 
herzoglichem Inſiegel. 

Gegeben zu Neu-Strelitz, den 2. Januar 1880. 

Friedrich Franz. 
(Friedrich Wilhelm, Großherzog von Mecklenburg.) 
9. Graf vd. Baſſewitz. Buchka. Wepell. v. Bülom. 
(C. Grafp. Bernftorff,) 
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1. Das Fürftenthum Lippe. 


Die Reformation wurde in der Grafſchaft Lippe!) während der Minderjährigfeit 
des regierenden Grafen dur) deſſen Vormünder i. 3. 1537?) eingeführt, und fehon 
1538 fam eine Sirchenordnung ?) zu Stande, welche die Wittenberger Reformatoren 
jelbjt genehmigten. Die hier anbefohlene Einſetzung eines Superintendenten und einer 
jährliden Viſitation, ſo wie die Evangelifation des Landes wurde aber dann gehemmt 
dur) die Bewegung des Interims, bis 1556 die erſte Viſitation beſchloſſen und zu 
deren Ausführung vier Inſpektoren beftellt wurden‘). Einen Fortſchritt in der kirch— 
lichen Organifation weiſt aber ſchon die Kirchenordnung von 1571°) auf. Nicht nur, 
daß eine genaue Anleitung zur Ordination und PVifitation nad dem Mufter der 
Württembergiſchen Kirchenordnung v. 1559 und der Medlenburgijchen v. 1552 gegebeu wird: 
auch die Einjegung eines Konfiftoriums wird befohlen und die Abhaltung jührlicher 
Synoden, zu welchen die Vifitatoren mit VBerordneten des Kirchenrathes am Orte der 
Hofhaltung zufammentreten jollen. 

Ausführlicher wird die Stellung des Konſiſtoriums durch die Konfiftorialordnung 
des Jahres 1600°) geregelt. Danach follte daſſelbe jedes Jahr viermal ſich ver- 
fammeln, und bejtehen aus den drei Superintendenten des Landes, den zwei landes= 
herrlichen Kommiſſarien, welchen die Ausübung der EhegerichtSbarkeit übertragen war, 
zwei gelehrten Näthen, einem Mitgliede der Ritterſchaft und je einem Bürgermeilter 
aus den Städten Lemgo und Horn. 

Indeffen erfuhr das Kirchenweſen unmittelbar darauf eine vollftandige Verän— 
derung durch die 1605 erfolgte Einführung der reformirten Lehre”), welche 1624 die 
Einſetzung von Presbyterien in ihrem Gefolge hatte?), im Webrigen aber die landes- 
berrlihe Episfopalgewalt, jowie die Organijationen der Superintendenten und des 
Konſiſtoriums nicht berührte. 

Denjelben Charakter trägt auch die große Kirchenordnung des Jahres 1684). 
Die Einrihtung der Presbyterien, welche durch den dreißigjährigen Krieg weſentlich 
gejchädigt worden war, wird wieder hergeltellt, aber die Beftellung der Aelteſten erfolgt 


1) Vorher ſchon in den Städten Lemgo und ee 1627) ©. 626. Puſtkuchen a. a. O. 
Lippſtadt. Vgl. Clemen, die Einführung der | ©. 


Reform. zu Lemgo (Daj. 1847) ©. 18. ff. In Br Bei Richter KD. 2, ©. 337 ff. 
Lemgo wurde die Braunſchweigiſche Kirchen | 6) Landes-VBerordnungen d. Graf 
ordnung v. 1528 angenommen. ſchaft Lippe 1, ©. 325 ff 


) Buftfuden a. a. 9. 6, 36. 

) Ebendaj. ©. 42. 

Bauen d.gandesverordn.l, 
8 ff. 


2) Puſtkuchen, Beytr. zu den Denfwürdig- 7 
feiten der Grafſch. Lippe, an 1769, ©. 33. 8 
3) Bei Richter, KD. 2, ©. 489 ff. = 
4) Piderit, Chronica —— Lippiae 
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auf Vorschlag des Pfarrers, der dabei von den ſtädtiſchen Bürgermeiftern oder den 
Beamten des platten Landes berathen wird, durch den Superintendenten des Diftriktes, 
und die Verhängung von Exrfommunifationen verfügt das Konfiftorium. Aehnlich wird 
aber auch bei der Beitellung der Kirchendechen, d. h. der Verwalter des Kirchen— 
vermögens verfahren. Dieſe follen bei der Vifitation von den Vifitatoren und Pfarrern 
„in den Städten mit Zuziehen, VBürgermeifter und Raths, auch wol Xeltejten in der 
Gemeine” erwählt werden. Synoden fehlen. Doch follen die Prediger jedes Super— 
intendenturbezirkes jährlich zu einem Konvent zufammentreten zur Feltftellung der 
Nechtgläubigfeit und censura morum. 

Bei diefer Verfaffung verblieb die Lippe'ſche Kirche bis in die Mitte unſeres 
Jahrhunderts hinein. Denn erft das Gejeg vom 3. Februar 1851 ') führte eine Ab- 
änderung der Presbyterialordnung und eine Betheiligung der Gemeinden an ber 
Pfarrwahl ein, wurde aber in Folge der ftaatlihen Reaktion am 9. März 1854 2) 
wieder zurückgenommen. Sp war die Kirchenverfaffung des Jahres 1684 wieder 
hergefteflt worden, deren Neformbedürftigfeit der Landesherr freilich nicht zu verfennen 
erklärte, die er aber nur auf dem Wege langſamer Fortentwidelung umgeftalten 
wollte, während fie doch zunächft durch Unterftellung des Konfiftoriums unter das 
Kabinetsminifterium nur verjhlechtert wurde?). 

Den richtigen Zeitpunkt für die Eirchliche Neform erachtete die Regierung exit ein= 
getreten in dem Jahre 1876°). 

Am 18. Februar 1876 (I) erging eine landesherrlie Verordnung, 
die Kirhenvorftände, die Wahl der Prediger und die Klajjenver- 
ſammlungen der reformirten Kirchengemeinden betr., und am 12. Sep- 
tember 1877 (ID die Verordnung, die Einführung einer Landes-Synode 
betr., womit durch Geſetz von demjelben Tage (II) die Bildung eines all» 
gemeinen Landeskirchenvermögens verbunden wurde, Die Kirhenvorftandsordnung 
empfing dann noch Abänderungen und Ergänzungen unter dem 29. Auguſt 1878 
und 17. Oftober 18825), während ein Geſetz v. 2. April 1880 (IV) die 
Stellung der politischen zu den Kirchengemeinden in finanziellen Fragen regelte. 


Neben den reformirten Gemeinden exiftirten noch Iutherifche, zwei in Lemgo°), 


eine in Detmold und eine in Bergfirden. 


1) Gej.:©. ©. 438 ff. Die Verordn. vom 
13. Sanuar 1843 hatte einzelne Punkte der 
KO. dv. 1684 die Kirchenzucht betreffend, geändert. 
Darüber erhob ſich ein großer Konflikt, über 
denj. vgl. Urfunden . Beurtheilungd. 
firhl. VBerhältn im Fürftenthum 
Lippe. Leipzig 1845. 

2) Gej.-©. ©. 177. 

3) Ebenfo wurde die Schule 
dur Gef. vom 11. Dez. 1849, Gej.-©. 10, 
©. 261 ff. Dies Princip aber wurde aufge: 
hoben in der interim. Verord. d. 24. Dez. 1855, 
Ge!.-©. 11, ©. 356 und d. Gej. v. 22. Juni 
1864, Gej.- ©. 13, ©. 609. 

4) Schon 1869 wurde der Entwurf enter 
presbpterialen Synodalverfafiung aufgeitellt und 
auf Klaffenfonventen, welche dur) Gemeinde- 


verjtaatlicht 


Bon diejen ftanden die erjteren, 


abgeordnete verjtärft waren, berathen, doch ohne 
Erfolg. Val. Heppe, d. presbyt. Synodalverf. 
©. 139. 


5) Die Veränderungen find angegeben im 
Abdrude von Nr. 1. 

6) Eine Quafifonfiftorialgewalt wurde 1609 
der Stadt Lemgo eingeräumt, welche auch 
einen ihrer drei Bürgermeifter als Mitglied 
zum Landesfonfiftorium ſollte deputiven Dürfen. 
Falfmann, Reitr. 3. Geſch. d. Fürftenth. L. 
(Lemgo u. Detm. 1856. 2, ©. 203). 1717 aber 
ſchloß die Stadt mit dem Landesherrn einen Ver— 
trag, wonach der erfteren Wahl, Eramination 
und Ordination ihrer Prediger eingeräumt wurde. 
— J. J. 1849 bildete fih in Lemgo noch eine 
„Neue evangelifhe Gemeinde.” Herzog, 


| Theol. Encykl. s. v. Lippe. 
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deren Pfarrer indefjen der Landesherr fonfirmirte, bis 1854') unter dem Stadtmagiftrate 
von Lemgo, die andere — und aud) die Lemgoer jeit dem gedachten Jahre — unter dem 
landesherrlichen Konfiftorium. In der Gemeinde zu Detmold war durd) landes- 
herrlich genehmigtes Gemeindejtatut v. 8. März 1875 die Bildung eines Kirchenvor- 
ſtandes erfolgt, für die übrigen wurde das Gleiche befohlen dur die Verordnung 
v. 19. Oktober 1882, (V), durch welche auch ſämmtliche Lutherifche Gemeinden in 
die ſynodale Landesorganijation eingegliedert wurden, und die Verordnung v. 12. Sep- 
tember 1877 die entjprechende Abänderung empfing. 


I. 


Verordnung, 


die Kirchenvorſtände, die Wahl der Prediger und die Klaſſenverſammlungen 
ver reformirten Kirchengemeinden des Landes befr,, vom 18, Februar 1876, 


Von Gottes Önaden, Wir Günther Friedrich Woldemar, reg. Fürft zur Lippezc. 
verordnen, um die einzelnen Gemeinden an der Sorge für ihre Angelegenheiten in 
höherem Maße als bisher ſelbſt theilnehmen zu Laffen und auf diefem Wege das kirch— 
liche Leben auch im Allgemeinen zu weden und zu fördern, in Bezug auf die Wahl 
und den Wirkungskreis dev Kirchenvorſtände in weiterer Ausführung bezw. unter Ab— 
änderung der im Kap. XI. XIX. XX. der Kirchenordnung. von 1684 hinſichtlich der 
Kirchenälteften » und Kirchene und Armendechen, ferner in Kap. II. binfichtlich der 
Berufung der Prediger und in Kap. XXV. hinfichtlich der Klaſſen- und Generalfonvente 
der Prediger enthaltenen Bejtimmungen hiermit nach den Vorſchlägen Unferes Konſi— 
ſtoriums und nach Begutachtung derjelben durch Klafjenverfammlungen der Kirchen 
vorjtände, vorbehaltlich einer weiteren Verordnung wegen Einführung einer Landes- 
Synode, wie folgt: 

8 1. Der Borjtand einer kirchlichen Gemeinde beſteht fünftig aus dem Prediger 
derjelben oder dejjen Vertreter als jtändigem Mitgliede und aus den jeitens der Gemeinde 
gewählten Kicchenvorjtehern. 

Wo mehrere Prediger einer Gemeinde vorftehen, find dieſe jämmtlich ftändige 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 

Gehülfsprediger find Mitglieder des Kirchenvorjtandes, jedoch nur dann ſtimm— 
berechtigt, wenn fie zugleich den Prediger vertreten. 

8 2. Die Zahl der Kicchenvorfteher in der einzelnen Gemeinde vichtet fich bei 
der erjten Wahl nach der Gefammtzahl der bisherigen Kirchenälteſten, Kirchen- und 
Armendecen. 

Die endgültige Feftitellung der obigen Zahl bleibt für die einzelnen Gemeinden 
mit Berücdfichtigung von deven GSeelenzahl ftatutarifcher Beitimmung unter Genehmigung 
des Konfiftoriums vorbehalten. 

8 3. Außer den Kischenvorftehern ſelbſt wird eine gleiche Zahl von Stellver- 
tretern für Diejelben gewähct. 

5 4. Stimmberechtigt zur Wahl der Kirchenvorfteher und Stellvertreter ift jedes 
männliche jelbjtjtändige über 25 Jahre alte Mitglied der Gemeinde, welches bereits ein 


1) Gleichzeitig wurde in das vreformirte | aufgenommen. Ed. dv. 15. März 1854, Gej.-©. 
Landeskonſiſtorium ein lutheriſches Mitglied | ©. 185 ff. 
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Jahr in derfelben wohnt, zu den Eirchlichen Semeindelaften, wo es erforderlich iſt, bei- 
trägt, im Beige der bürgerlichen Chrenrechte ſich befindet und ſich zum Eintritt in die 
wahlberechtigte Gemeinde ordnungsmäßig angemeldet hat. 

Dieje Anmeldung kann zu jeder Zeit erfolgen und bedarf es ferner feiner Wieder: 
holung derſelben für die einzelnen Wahlen. 

Ss 5. MWählbar zum Amte eines Kirchenvorſtehers oder Stellvertreter iſt jedes 
itimmberechtigte Gemeindeglied ($ 4), welches das 30. Lebensjahr vollendet hat, durch 
feine Iheilnahme am Gottesdienjte und am heiligen Abendmahle feinen kirchlichen Sinn 
bezeugt und einen hriftlichen Lebenswandel führt. 

8 6. Zum Zweck der Wahl werden vom Kirchenvorſtande, hei der erſten Wahl 
nad Einführung diefer Verordnung von dem bisherigen, nach den Beitimmungen ber 
SS 4, 5 DVerzeichniffe dev wahlberechtigten und wählbaren Gemeindeglieder aufgejtellt 
und vierzehn Tage lang in einem geeigneten Lokale nach zuvoriger Bekanntmachung 
darüber von der Kanzel zur Einſicht für die Gemeinde ausgelegt. Ueber Einwendungen 
gegen die aufgefteflten Verzeichnifje enticheidet nad Anhörung des Kirchenvorjtandes der 
Klaſſenſuperintendent vorbehaltlich der Berufung an das Konſiſtorium. 

8 7.) Die Wahl erfolgt in der Kirche oder Schule in einem dafür zu beſtim— 
menden Termine, nad) vorgängiger zweimaliger Bekanntmachung dejjelben von der Kanzel 
und damit zu verbindender Hinweifung auf die Obliegenheiten und deshalb erforder- 
lichen Eigenfchaften eines Kicchenvorftehers, unter Leitung des Kirchenvorſtandes ver— 
mittelſt perſönlich zu überreichender Wahlzettel, worauf jeder Wähler ſo viel Namen 
von wählbaren Gemeindegliedern zu ſetzen hat, als Kirchenvorſteher und Stellvertreter 
zu wählen ſind. 

Als gewählt gelten Diejenigen, welche relativ die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 

Ueber die Vertheilung der Stimmen nach der Reihenfolge von der Mehrzahl zur 
Minderzahl ift ein Protofoll aufzunehmen, von mindeſtens zwei Mitgliedern des Kirchen— 
vorstandes zu unterjchreiben und eine Abjehrift davon durch den Superintendenten der 
Kaffe an das Konfiftorium einzujenden. 

s 8.2) Fällt die Wahl auf eine nach der Anficht des Kirchenvorjtandes nicht 
wählbare Perſon, jo ift darüber bei Einjendung des MWahlprotofolls zugleich an das 
Konfiftorium behufs der Entjeheidung zu berichten. Wird eine ſolche Wahl nicht bejtätigt, 
fo tritt Derjenige hinzu, welcher nächſt den andern Gewählten die meijten Stimmen 


erhalten hat. | 


1) Folgendermaßen abgeändertdurch Berordn. 
v. 29. Aug. 1878: Die Wahl der Kirchenvoriteher 
und Stellvertreter wird getrennt, jede in einem 
bejonderen Termin vorgenommen. 

Die Wahl erfolgt in der Schule oder Kirche 
für die betr. Gemeinden im Ganzen oder diſtrikts— 
weife (cf. $ 15, 6) nad) vorgängiger zweimaliger 
Befanntmahung des Termines von der Kanzel 
und damit zu verbindender Hinweijung auf die 
Obliegenheiten und deßhalb erforderlichen Eigen— 
ſchaften eines Kirchenvorſtehers, unter Leitung 
des Kirchenvorſtandes vermittelſt perſönlich zu 
überreichender Wahlzettel, worauf jeder Wähler 
jo viel Namen von wählbaren Gemeindegliedern zu 
jegen hat, als Kirchenvorſteher oder Stellver- 
treter zu wählen find. 

Als gewählt gelten Diejenigen, welche velativ 
die meijten Stimmen erhalten haben. 


Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 

Neber die Vertheilung der Stimmen nad) der 
Reihenfolge von der Mehrzahl zur Minderzahl 
iſt ein Protokoll aufzunehmen, von mindeſtens 
zwei Mitgliedern des Kirchenvorſtandes zu unter= 
ſchreiben, und eine Abſchrift davon durch den 
Superintendenten der Klaſſe an das Konfiftorium 
einzujenden. 

2) Abgeändert folgendermaßen dureh die 
Berordn. v. 29. Aug. 1878: 

Fällt die Wahl auf eine nad) Unficht des 
Kirchenvoritandes nicht wählbare Perjon, jo tit 
darüber bet Einjfendung des Wahlprotofolls zu— 
gleich an das Konſiſtorium zu berichten, welches 
dann nach Anhörung des Betreffenden unter Zu: 
ziehung des Synodalvorjtandes darüber entjcheidet. 
Wird eine ſolche Wahl nicht bejtätigt, jo iſt 
eine Neuwahl vorzunehmen. 


| 
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$ 9.) Die Uebernahme des Amts eines Kirchenvorftehers oder Stellvertreters 
kann abgelehnt werden 
1. von Denjenigen, welche innerhalb der letzten ſechs Jahre vorher ein folches Amt 
befleidet haben, 
2. bei einem Lebensalter von jechzig Jahren oder darüber, 
3. wegen anderer erheblicher Entjchuldigungsgründe, worüber der Kirchenvorſtand 
vorbehaltlich der Berufung an das Konſiſtorium entjcheidet. 

er ohne joldhen Grund fich weigert, das Amt eines Kirchenvorſtehers vder Stell- 
vertreterd anzunehmen, verliert für die nächſte Wahl jein Stimmrecht. 

Für einen ablehnenden Gewählten tritt, falls es ein Kicchenvorfteher ift, der 
nächte Stellvertreter, für einen ausfallenden Stellvertreter ein neuer nach der Zahl der 
Stimmen ($ 7) ein. 

8 10. Das Ergebniß der Wahl wird nah Teitjtellung deijelben an einem der 
nächjtfolgenden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel befannt gemacht. Etwaige Ein— 
reden dagegen find zunächit bei dem Kirchenvoritande dann bei dem Klafjenfuperintendenten 
und zulett nöthigenfalls beim Konfiftorium anzubringen. 

Die Einführung und Verpflichtung der erwählten Kicchenvorfteher erfolgt an 
einem der nächjten Sonntage am Schluſſe des Vormittagsgottesdientes durch den 


Prediger. 

8 11. Das Amt der Kirchenvorfteher und Stellvertreter wird auf ſechs Jahre 
übernommen. Je nach drei Jahren ſcheidet die Hälfte derjelben aus und wird neu 
gewählt. Dieje Hälfte wird das erſte Mal nach Einführung diefer Verordnung durch 


das Loos bejtimmt. 
gewählt worden ift. 

Die Austretenden können wieder gewählt werden. 

8 12.°) GScheiden während der Dauer des Amts Kirchenvorfteher oder Stellver- 
freter aus, jo findet die Ergänzung des Kicchenvoritandes aus den derjelden Wahl mit 
den Ausjcheidenden angehörigen Gewählten nach den nämlichen Beitimmungen ftatt, wie 
nach $ 9 im Fall der Ablehnung einer Wahl. 

3 13. Die Entlafjung eines Kirchenvorjtehers oder Stellvertreter während der 
Dauer jeines Amts erfolgt, wenn ex eine der zur MWählbarfeit erforderlichen Eigen- 
haften ($ 5) verliert oder jein Amt beharrlich vernachläffigt, und zwar durch einen 
Beſchluß des Konfiftoriums auf desfallfigen Bericht des Kirchenvorſtandes, nöthigen- 
falls auch des SKlafjenfuperintendenten und nach vorgängiger Vernehmlaffung des 
Betheiligten. 

s 14.°) Dem Kirchenvorftande Liegt im Allgemeinen die Sorge für das reli- 


Nachher tritt immer diejenige Hälfte aus, welche ſechs Jahre vorher 


1) Folgendermaßen abgeändert durch diefelbe 
Verordnung: 

Die Uebernahme des Amtes eines Kirchen— 
borjtehers oder Stellvertreters kann abgelehnt 
werden: 

1. von Denjenigen, welche innerhalb der Tehten 
ſechs Jahre vorher ein ſolches Amt befleidet 
haben, 

2. bei einem Lebensalter von jechzig Jahren 

oder darüber, 

. wegen anderer erheblicher Entjehuldigungs- 
gründe, worüber der Kicchenvorjtand vor- 
behaltlich der Berufung an das Konſiſtorium 
entjcheidet. 

Wer ohne jolhen Grund fich weigert, das 
Amt eines Kirchenvorſtehers oder Stellvertreters 


© 


anzunehmen, verliert für die nächte Wahl ſein 
Stimmredt. 

Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, jo iſt eine 
Neuwahl vorzunehmen. 

2) Bolgendermaßen abgeändert durch Die 
Verordn. dvd. 29. Aug. 1878: 

Scheiden während der Dauer des Amtes 
Kirchenvorſteher oder Stellvertreter aus, jo wählt 
der Kirchenvorſtand gemeinjchaftlih mit den 
Stellvertretern der Kirchenvorfteher einen Erſatz— 
mann bis zur nächſten allgemeinen Wahl. 

3) Folgendermaßen abgeändert durch diejelbe 
Verordnung: 

Dem Kirhenvorjtande liegt im Allgemeinen 
die Sorge für das religidfe und fittliche Wohl 
der Firchlichen Gemeine jowie für die äußeren 
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giöfe und fittliche Wohl der kirchlichen Gemeinde, ſowie für die äußeren Angelegenheiten 
derjelben ob. 
Insbeſondere gehört aber zu dem Wirkungskreife des Kicchenvorjtandes 
1. Belebung des chriftlihen Sinnes und Erhaltung von Zucht und Sitte in der 
Gemeinde, jowohl durch eigenes Vorbild als durch beſonnene Anwendung aller 
dazu geeigneten und ftatthaften Mittel, 

. Aufficht über die würdige Feier der Sonn: und Feſttage, jowie Aufrechthaltung 

und Beförderung der äußern Ordnung beim Gottesdienite, 

3, Aufjicht über die Firchlichen Gebäude und das Kirchliche Inventar, desgl. über 
die Todtenhöfe, 

4. die Verwaltung und nächte Beauffichtigung des Kirchenvermögens und der 
kirchlichen Armenfonds nach Maßgabe der vorhandenen gejeßlichen Bejtimmungen 
ſowie der in den einzelnen Gemeinden beftehenden und weiter ftatutarijch unter 
Beftätigung des Konfiftoriums zu treffenden Einrichtungen, 

5. die Prüfung und Abnahme der Kirchen und Armenrehnungen und deren Ein— 
jendung an den Klafjenjuperintendenten, 

6. die Vertretung der Kirche nach Außen, vorbehaltlich der Genehmigung des Konz 
ſiſtoriums beim Beginn von Rechtsſtreitigkeiten, 

7. die Aufſtellung und Fortführung der Verzeichniſſe der wahlberechtigten und 


0 


wählbaren Gemeindeglieder (S 6). 


8 15.) Dem Kirchenvorftande gemeinjchaftlih mit den Stellvertretern der 
Kirchenvorſteher ſteht ferner zu: 


1. Bei neuer Beſetzung der Pfarritelle 


gejchlagenen Bewerbern, 

2. die Wahl des zu den jährlichen 
Prediger abzufendenden Mitgliedes 
tretern, 


die Wahl unter den dom Konfijtorio dor 


Klafjenverfammlungen ($ 24) außer dem 
unter den Kirchenvorftehern oder Stellver— 


Angelegenheiten derjelben ob. — Insbeſondere zeichniffe dev wahlberedhtigten und wähl- 

gehört aber zu dem Wirfungsfreife des Kirchen: baren Gemeindeglieder ($ 6). 

vorjtandes ! 1) Abgeändert durch die Verordnung vom 
1. Belebung de3 riftlihen Sinnes und Er- 29. Aug. 1878: 


Ort 


Haltung von Zucht und Sitte in der Gemeine, 
fowohl durch eigenes Vorbild als durch 
beionnene Anwendung aller dazu geeigneten 
und ftatthaften Mittel. 


. Aufficht iiber die würdige Feier der Sonn— 


und Seittage, jowie Aufrechterhaltung und 
Beförderung der äußeren Ordnung beim 
Gottesdienfte. 


. Aufficht über die kirchlichen Gebäude und 


das kirchliche Inventar, desgl. Über Die 
Todtenhöfe. 


. Die Verwaltung und nächſte Beaufſichtigung 


des Kirchenvermögens und des Tirchlichen 
Armenfonds nah Maßgabe der vorhandenen 
gejeßlichen Beftimmungen jowie der in den 
einzelnen Gemeinen beitehenden und weiter 
itatutarifch unter Beitätigung des Konſiſto— 
riums zu treffenden Einrichtungen. 


. Die Vertretung der Kirche nah Außen, 


vorbehaltlich der Genehmigung des Kon: 
fiftoriums beim Beginn von Rechtsſtreitig— 
feiten. 


. Die Aufitellung und Fortführung der Ver: 


Dem Kirchenvorſtande gemeinschaftlich mit den 
Stellvertretern der Kirchenvorſteher ſteht ferner zu: 


I: 


DD 


co 


Bei neuer Bejegung der Pfarritelle die Wahl 
unter den vom Konfiitorio vorgejchlagenen 
Bewerbern. 


‚ Die Wahl des zu den jährlichen Klaſſen— 


verſammlungen ($ 24) außer dem Prediger 
abzujendenden Mitgliedes unter den Kirchen⸗ 
vorſtehern oder Stellvertretern. 


Die Wahl der Rechnungsführer über das 


Kirchenvermögen u. die Armenfonds (Kirchen: 
und Armendechen) aus der Mitte der Kirchen: 
voriteher. 


‚ Die Veranlagung von firhlichen Steuern 


nad Maßgabe der beftehenden und noch 
weiter zu erlaſſenden Verordnungen. 


. Die Prüfung und Abnahme der Kirchen: 


und Armenrechnungen und deren Einjendung 
an den Klafienjuperintendenten. 


. Die Entjeheidung darüber, ob die Wahl der 


Kirchenvorfteher oder Stellvertreter für die 
Gemeine im Ganzen oder diftriftweije unter 
Beitimmung der Zahl der für jeden Diſtrikt 
zu Wühlenden vorgenommen werden ſoll. 
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3. die Wahl der Nechnungsführer über das Kirchenvermögen und die Armenfonds 
(Kirchen: und Armendechen) aus der Mitte der Kirchenvorfteher, 

4. die Veranlagung von kirchlichen Steuern nach Maßgabe der bejtehenden und 
noch weiter zu exrlaffenden Verordnungen. 

8 16. Soweit nach gefeßlicher Vorſchrift die weltlichen Behörden bisher an der 
Verwaltung des Kirchenvermögens und der Armenmittel theilgenommen haben, verbleibt 
3 bis auf Weiteres hierbei. 

8 17. Der Kicchenvorjtand verfammelt ſich zur Grledigung jeiner Gejchäfte 
regelmäßig alle Bierteljahre. Daneben fünnen nöthigenfall® außerordentliche Sitzungen 
jtattfinden. 

Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet. 

Den VBorji führt der Prediger; bei mehreren Predigern findet ein jährlicher 
Wechſel hierin ftatt. Die Protofollführung übernimmt wo thunlich ein anderes Mitglied. 

Die VBerfammlung ift beſchlußfähig, wenn wenigftens zwei Drittel dev Mitglieder 
des Kirchenvorjtandes anweſend find). 

Derſelbe faßt jeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen 
entjcheidet die Stimme des VBorfigenden. 

Ueber die Verhandlungen und Beichlüffe ift jedesmal ein Protokoll in ein dazu 
bejtimmtes Buch aufzunehmen und von allen Anweſenden zu unterjchreiben ?). 

8 18. Bei Verhandlungen über einen Gegenftand, bei welchem ein Mitglied des 
Kirchenvorſtandes perjünlich betheiligt it, darf dafjelbe nur auf ausdrüdlichen Wunſch 
des Kirchenvorjtandes anweſend jein. 

8 19. jedem Mitglied des Kirchenvorjtandes wird Berjchwiegenheit über den 
Gegenftand der Berathung und über das, was ihm im Amte anvertraut wird, zur 
bejonderen Pflicht gemacht. 

Ss 20. Sit eine Pfarritelle erledigt, jo findet Hinfichtlich der Wiederbefegung 
derjelben mit Ausnahme der in $ 23 angegebenen Fälle das nachfolgende Ver— 
fahren jtatt. 

Die Bewerbungen um Verleihung der erledigten Pfarritelle find bei dem Konſi— 
jtorium innerhalb der von demfelben bejtimmten und befannt gemachten Frift anzus 
bringen. Dafjelbe bezeichnet hiernach möglichit bald, und wenn die Pfarritelle durch 
Sterbefall erledigt ift, innerhalb jechs Monaten nach Erledigung der Stelle unter Zus 
ziehung des Synodalvoritandes und mit Yandesherrlicher Genehmigung dem Kirchenvor— 
jtande drei Bewerber zur Wahl. 

Sind nur zwei oder drei Bewerber aufgetreten, jo werden dieje dem ——— 
ſtande zur Wahl vorgeſchlagen. 

Dem Kirchenvorſtande bleibt es überlaſſen, die Bezeichneten, wenn ſie angeſtellte 
Paſtoren ſind, am Orte ihrer bisherigen Anſtellung predigen zu hören, falls ſie 

1) Folgendermaßen abgeändert durch Ver: | fühig geweſen, jo wird eine andere Verſammlung 
ordnung dv. 19. Oft. 1882: mit dem Benterfen anberaumt, daß die dann 


Die Verſammlung iſt befhlußfähig, wenn Erſchienenen über Die vorliegende Sade Beſchluß 
wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder des Kirchen= | zu faifen berechtigt feien. 


vorjtandes anmweiend find. Bei mangelnder Be- 2) a 
ihlußfähigfeit der VBerfammlung haben die ohne | dv. 29. Aug. 1878: 
genügende Entſchuldigung, über welche der Kirchen Ueber bi Verhandlungen und Beſchlüſſe it 


vorstand vorbehaltlich des Refurfes an das Konz | jedesmal ein Protokoll in ein dazu bejtimmtes 
filtorium zu befinden hat, ausgebliebenen Kirchen- | Buch aufzunehmen und nach geſchehener Borlefung 
vorjtandamitglieder eine Ordnungsitrafe im Ber | und Genehmigung von dem Borfigenden und dem 
trage von 0,50 bis 3 Mark zur Kirchenkaſſe | Protofollführer bzw. in Ermangelung des Letzteren 
zu zahlen. Sit eine ordnungsmäßig berufene Ver: | von einem oder zwei anderen Mitgliedern des 
fammlung des Kicchenvorjtandes nicht befhluß= | Kirchenvorftandes zu unterjchreiben, 
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Vikare, Hülfsprediger oder Kandidaten find, zu einer Predigt dor der Gemeinde auf 
zufordern. 

St fein oder nur ein Bewerber vorhanden, jo wird die Pfarritelle ohne das 
porbezeichnete Verfahren von dem Landesheren bejet. } 

Die Wahl unter den vorgeichlagenen Bewerbern erfolgt unter Leitung des Klaſſen— 
fuperintendenten in einer mindeftens acht Tage vorher don dev Kanzel befannt zu 
machenden Verfammlung des Kirchenvorjtandes und der Stellvertreter, wozu ſämmtliche 
Mitglieder wenigftens drei Tage vor dem Wahltermine noc) bejonders eingeladen werden. 

Zur Wahl, welche in der Kirche ftattfindet und mit der eine angemefjene gottes— 
dienstliche Feiev verbunden wird, kann nur dann gejehritten werden, wenn drei Vier: 
theile dev Wähler anmejend find. 

Die Wahl des Predigers erfordert bei der erjten Abjtimmung eine Stimmen= 
mehrheit von zwei Drittheilen dev anmejenden Wähler. 

Ergiebt ſich eine jolche Stimmenmehrheit bei der erjten Abſtimmung nicht, jo 
werden diejenigen beiden Bewerber, welche die meiften Stimmen erhalten haben , auf 
die engere Wahl gebracht und entjcheidet alsdann die einfache Stimmenmehrheit , bei 
Stimmengleihheit das Loos. 

Von Seiten der Glieder der Gemeinde kann gegen den jo Gewählten nur dann 
Einſprache erhoben werden, wenn Erhebliches und VBegründetes gegen die Lehre, den 
Wandel oder die Begabung defjelben vorgebracht wird. Ueber jolche Einjprachen ent— 
ſcheidet der Landesherr, auf Grund eines von dem Konfiftorium unter Zuziehung des 
Synodalvorftandes erjtatteten Gutachtens. 

Bis zur Einführung einer Landes-Synode fällt die im Obigen vorgejchriebene 
Zuziehung des Synodalvorjtandes fort. 

8 21. Das Sammeln von Stimmen it den Bewerbern um Bine erledigte Pfarr- 
jtelle bei Strafe der Nichtigkeit dev Wahl unterjagt. 

8 22. Nach ordnungsmäßig vollzogener Wahl und nach Einſendung des darüber 
aufgenommenen, von dem Vorfigenden und zwei Mitgliedern des Wahlfollegiums zu 
unterfchreibenden Protokolls an das Konfiftorium erfolgt die landesherrliche Beitätigung 
und Berufung der Gewählten. 

8 23. Die Bejehung der erſten Predigerftelle zu Detmold und der damit ver- 
bundenen Generalfuperintendentur bleibt dem Landeshern ohne Betheiligung der Gemeinde 
vorbehalten. Hinfichtlich der Beſetzung von Pfarrftellen zu Salzuflen, Cappel und Donop 
verbleibt es bis auf Weiteres bei den bisherigen Einrichtungen. 

Die Anftellung von Pfarrvikaren erfolgt Lediglich vom Konſiſtorio mit landes- 
herrlicher Genehmigung. Die Annahme eines Hülfsprediger3 zunächſt aus der Zahl 
der Landesfandidaten bleibt den Predigern vorbehaltlich der Bejtätigung durch das 
Konfiftorium überlafjen. 

S 24. Zur Belebung des Intereſſes der Kirchenvorſtände an den Firchlichen 
Angelegenheiten durch gemeinjchaftliche Berathungen fowie zur vorläufigen Beiprechung 
der auf der nächten Landes-Synode zur Berhandlung kommenden Gegenjtände finden 
alljährlich Klaffenverfammlungen der Kirchenvorftände ftatt, wozu jede Firchliche Gemeinde 
(15 Nr. 2) immerhalb der Klaſſe ihren Prediger oder deſſen Vertreter ($ 1) und ein 

Pitglied der Kirchenvorfteher oder Stellvertreter abjendet. Wenn mehrere Prediger 
einer Gemeinde vorftehen, nehmen fie ſämmtlich an den Klafjenverfammlungen Theil 
und dann auch eine gleiche Anzahl von Kicchenvorftehern oder Stellvertvetern. Die 
Pitglieder der Klaffenverfammlungen erhalten 6 Mark Tagegelder aus den betreffen- 
den Kirchenkaſſen, jedoch feine bejondere Reiſekoſten. 
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Auch den nicht deputirten Kirchenvorftehern oder Stellvertretern fteht e3 frei, den 
Berhandlungen beizumohnen, ohne daß fie jedoch dadurch ein Stimmrecht erhalten. Die 
Einberufung der Berfammlung, die Vorbereitung der zu bejprechenden Gegenftände und 
die Leitung der Verhandlungen liegt dem Superintendenten der Klafje ob. Die Klafjen- 
verjammlung wird mit Gebet eröffnet und gejchloffen. 

Wünſche und Anträge, welche die Billigung der Verſammlung finden, find mit 
kurzem Bericht über den Gang der Verhandlungen zur Kenntniß des Konfiftoriums, 
nach Befinden auch unmittelbar an die Landes-Synode zu bringen. 

Die Dauer der Klafjenverfammlung beſchränkt ſich in der Regel auf einen Tag. 

3 25. Der Superintendent einer Klafje, ein Vertreter deifelben und ein Schrift 
führer werden von der Klafjenverfammlung aus der Zahl der in der Klafje angeftellten 
Prediger jedesmal auf jechs Jahre mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 

Stirbt einer der Gewählten oder jcheidet er in Folge von Verſetzung aus der Klaſſe, 
jo wird von dev nächjten Klaffenverfammlung eine Neuwahl für die Dauer der Amtszeit 
des Ausgejchiedenen vorgenommen. Die getroffenen Wahlen find dem Konfiftorio behufs 
Einholung der landesherrlichen Beftätigung anzuzeigen. 

3 26. Die gegenwärtige Beitätigung, durch welche alle derjelben entgegenftehenden 
früheren kirchengeſetzlichen Beſtimmungen aufgehoben werden, tritt mit der Publikation 
in Kraft. 

Mit der Ausführung derfelden ift Unfer Konfiftorium beauftragt. 

Detmold, den 18. Februar 1876. 


Woldemar, Fürft zur Lippe. 
Eſchenburg. 


Verordnung, 
die Einführung einer Landes-Synode betr. von 12, September 1877. 


Bon Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrich Woldemar, reg. Fürft zur Lippeac. 
verordnen unter ausdrücdlicher Wahrung des durch die Kirchenordnung von 1684 feſt— 
gejekten Bekenntnißſtandes der nach Gottes Wort reformirten Kirche des Landes hiermit, 
wie folgt: 

8 1. Zur Vertretung der Gejammtheit der Kirchengemeinden und zur Berathung 
über Firchliche Angelegenheiten wird alle vier Jahre eine ordentliche, nöthigenfalld auch 
in fürzeven Zeiträumen eine außerordentliche Landes-Synode einberufen. 

$ 2.)). Die Landes-Synode bejteht aus 

1. den drei Superintendenten, 

2. drei von dem Landesherrn zu ernennenden weltlichen Mitgliedern, 
3. ſechs zu mwählenden Predigern, 

4, neun zu mwählenden Laien. 

Bon den zu wählenden Predigern wählt jede der drei Klaffen Detmold, Brafe 
und Varenholz zwei, von den zu wählenden Laien je drei. Außer den Abgeordneten 
werden ebenjo viele Stellvertreter gewählt. Für jede ordentliche Synode findet eine 
neue Wahl ftatt. 


1) Abgeändert duch Verordn. v. 17. Oftober 1882, Siehe Nr. V, 
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S 3. Die geiftlichen Abgeordneten für die Synode und Vertreter werden aus 
den angeftellten Predigern der betreffenden Klafje, die weltlichen Abgeordneten und Ver— 
treter aus den Mitgliedern und Stellvertvetern ſämmtlicher Kirchenvorſtände der betr. 
Klaſſe gewählt. 

8 4. Die Wahl der Abgeordneten zur Landes-Synode erfolgt innerhalb jeder 
Klaſſe unter Leitung des Superintendenten in der der Landes-Synode zunächſt vorher— 
gehenden Klaſſenverſammlung. Zur Vornahme der Wahl iſt die Anweſenheit von 
wenigſtens zwei Drittheil ſämmtlicher Wähler erforderlich '). 

Es findet vermittelt verſchloſſener Stimmzettel zunächſt die Wahl der einzelnen 
geistlichen und jodann die der einzelnen weltlichen Abgeordneten ftatt, und gehört dazu 
Bei der erſten Abſtimmung abjolute Stimmenmehrheit. 

Iſt diefe nicht vorhanden, jo werden diejenigen beiden, welche die meiften Stimmen 
erhalten haben, auf die engere Wahl gebracht, und entjcheidet dann die einfache Stimmen- 
mehrheit, im Fall der Stimmengleicäheit das Loos. 

In derſelben Weife ijt mit der Wahl der Stellvertreter der Abgeordneten zu 
verfahren. 

Ueber die Wahlen tft ein Protofoll aufzunehmen, außer dem Schriftführer vom 
Superintendenten und zwei anderen Mitgliedern des Wahlfollegiums zu unterzeichnen 
und an das Konſiſtorium einzufenden a 

8 5. Zur Annahme dev Wahl als Abgeordneter zur Synode oder Stellvertreter 
defjelben iſt Niemand verpflichtet. 

Im Fall der Ablehnung tft zu einer neuen Wahl, nach Umständen zur Ein— 
berufung einer neuen Wahlverſammlung zu ſchreiten. Zweifel über die Wählbarkeit 
eines Abgeordneten oder Stellvertreters entſcheidet die Synode. 

8 6°) Die Mitglieder der Landes-Synode legen bei ihrem Eintritt in die Synode 
nachitehendes Gelöbniß ab: 

„Sch gelobe vor Gott, daß ic) meine Ibliegenheiten ala Mitglied der Synode 
jorgfältig und treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der reformirten 
Landeskirche gemäß, erfüllen und darnach trachten will, daß Die Kirche in allen 
Stücken wachje an dem, der das Haupt ist, Chriſtus.“ 

Ss 7. Das Befenntniß iſt nicht Gegenjtand der Verhandlungen der Landes-Synode. 
Der Wirkungskreis der Landes-Synode umfaßt folgende Rechte und Obliegenheiten. 

1. Die Landes-Synode hat die Mitwirkung bei der Geſetzgebung auf kirchlichem 
Gebiete auf Grund der jeitens des Konfiftoriums im Landesherrlichen Auftrage 
oder feitens einzelner Mitglieder der Synode ſelbſtgemachten Gejeesvorlagen oder 
geftellten Anträge. Der Erlaß, die authentifche Interpretation, die Abänderung 
und Aufhebung Kirchlicher Geſetze ift an die Zuſtimmung der Synode gebunden, 

Zum Gebiete der kirchlichen Gejeßgebung gehören namentlich die Firchliche Ders 
faffung, die Gottesdienjtordnung und die Einführung neuer Firchlicher Lehr: und 
Geſangbücher, ſowie die Normen über die vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Kirche. 

9, Die Synode hat das Net, in Wahrnehmung der innern und äußern Wohlfahrt 
der Kirche Anträge und Bejchwerden in Sachen der Gejeßgebung oder der 
Verwaltung an den Landeshern zu richten. 

3, Der Landes-Synode gebührt das Recht der Kontrole über die Verwaltung des 
alfgemeinen Kirchenvermögens. Insbeſondere unterliegt Die Feititellung des Etat? 
und die Auferlegung einer Kirchenjtener ihrer Zuftimmung. 

1) Abgeändert durch Verordnung d. 17. Oft. | 2) Desgl. 
1882. Siehe Nr. V. | 3) Desgl. 
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4. Die Landes-Synode ift berechtigt, an den Prüfungen der Kandidaten der Theologie 
Theil zu nehmen und tritt zu diefem Zwecke der Vorſitzende der Synode als 
Mitglied der theologiſchen Eraminations-KRommiffion mit vollem Stimmrechte ein‘). 

. Die Landes-Synode ift berechtigt, an etwaigen DVerfammlungen der deutjchen 
evangeliichen Kirchenkörper durch einen Deputirten Theil zu nehmen. 

8 8. Die Synode wird dom Landesheren einberufen und don einem landes— 

herrlichen Kommifjarius eröffnet und gejchloffen. Dieſelbe ift beſchlußfähig, jobald zwei 

Drittheil der Mitglieder anweſend find. 

8 9. Die Synode wählt nad) ihrem Zufammentritte für die Dauer der Ver— 
Handlungen und für die Zmwijchenzeit bis zur nächjten regelmäßigen Zufammenberufung 
aus ihrer Mitte vorbehaltlich der Landesherrlichen Beitätigung mit einfacher Stimmen 
mehrheit einen dev Prediger als Borfigenden und außerdem zwei Beifiger, einen geiftlichen 
und einen weltlichen, welche mit dem VBorfigenden den Synodalvoritand bilden, Für 
jeden der Gewählten find Stellvertreter zu wählen. 

Die Synode regelt ihren Gefchäftsgang. 

Der Borfigende leitet die Verhandlungen der Synodalderfammlung und jorgt für 
die Beobachtung der äußern Ordnung. Die Beifiter haben denſelben bei den Präfidial- 
geichäften zu unterftügen. Im Tall der zeitweifen Verhinderung tritt der geijtliche 
Beiſitzer für ihn ein. 

Bei wichtigen Angelegenheiten, namentlich bei Kirchengejegen und Steuerumlagen 
findet eine zweimalige Berathung ſtatt. Zwiſchen der erjten und der zweiten Berathung 
muß wenigjtens ein Tag liegen. 

Dem Vorſtande Liegt die Redaktion und Beglaubigung der Synodalprotofolle und 
die Einreihung von Abjchriften derjelben beim Konfijtorio, ferner die Erftattung von 
Gutachten über Vorlagen des Konfiftoriums während der Zeit, wo die Synode nicht 
verfammelt ift und die Vorbereitung der Gejchäfte für die nächjte Synodalverfammlung 
ob. Der Borftand ift in unaufjchieblichen Angelegenheiten, welche font der Mitwirkung 
der Landes-Synode bedürfen, zuzuziehen und hat deren Nechte auszuüben. 

$ 10. Bon dem Landesheren wird für eine jede Synodalverfammlung ein lan— 
desherrliher Kommiffarius ernannt. 

Der landesherrliche Kommiſſarius hat das Recht, an allen Plenar- und Kommiſ— 
fionsverhandlungen der Synode Theil zu nehmen, jederzeit das Wort zu ergreifen und 
Anträge an die Synode zu jtellen. Ein Stimmrecht jteht demfelben nicht zu. Unter 
der letztern Beſchränkung find auch die Mitglieder des Konſiſtoriums zur Theilnahme 
an den Synodalverhandlungen berechtigt. 

Mit gleichen Befugniffen wie denen des landesherrlichen Kommifjarius können für 
einzelne Angelegenheiten befondere Kommifjarien in die Synodalverfammlung abgeordnet 
werden. 

8 11. Am Tage der Eröffnung der Landes-Synode findet ein feierlicher Gottes- 
dient ſtatt. 

Jede einzelne Sitzung wird mit Gebet eröffnet und bejchloffen, wozu jedesmal ein 
geiftliches Mitglied vom Vorſitzenden beftimmt wird. 

Die Synode faßt ihre Bejchlüffe durch abjolute Stimmenmehrheit. Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

$ 12. Die Situngen der Landes-:Synode find öffentlich, joweit 8 der Raum 
geitattet und ſofern nicht die Verfammlung für einzelne Verhandlungen den Ausſchluß 
der Deffentlichfeit bejchließt. 


1) Desgl. 
Friedberg, Verfafjungsgejege. Lippe. 56 
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8 13. Der Landesherr verkündet die Kirchengeſetze, welche nach Anhörung des 
Konfiftoriums die höchite Betätigung erhalten haben, mit ausdrüclicher Bezugnahme 
auf die erfolgte Zuftimmung der Landes-Synode. 

8 14. Die Mitglieder der Randes-Synode erhalten während der Theilnahme an 
der Verfammlung, die Mitglieder des VBorjtandes auch für die fonftigen, nah 8 9 in 
der Zwifchenzeit von einer zur andern Berfammlung, ihnen obliegenden Gejchäfte Tagegelder 
und eintretenden Falls Neifegebühren nach den von Der Synode näher zu bejtimmenden 
Sätzen. 

Die Zahlung dieſer ſowie anderer durch die Synodalverfammlungen entjtehenden 
Koften erfolgt aus der Synodalfajje. 

8 15. Die gegenwärtige Verordnung, durch welche alle derjelben entgegenſtehenden 
frühen kirchengeſetzlichen Beitimmungen als aufgehoben gelten, beſchränkt ſich einftweilen 
auf die veformirten Gemeinden des Landes. Es ſteht jedoch den drei lutheriſchen Kirchen— 
gemeinden frei, ihren Beitritt zu erflären, welchenfalls die Bejtimmungen diefer Verordnung 
auch auf ſie Anwendung finden, ohne daß ihr Bekenntnißſtand dadurch berührt wird. 

8 16. Ws Zeitpunkt, wo Die porjtehende Verordnung in Kraft tritt, wird der 
1. Sanuar 1878 bejtimmt. 

Pit der Ausführung derjelben ift Unjer Konfiftorium beauftragt. 

Detmold, den 12. September 1877. 


Woldemar, Fürft zur Lippe. 
Eſchenburg. 


IH. 
Gefeh, 


die Bildung und Periwaltung eines allgemeinen Kirchenvermögenz für vie 
evangeliſche Rirche Des Tandes, die Veranlagung von Rirchenſteuern und Die 
Stellung der Kirche dem Staate gegenüber betr. vom 12. September 1877. 


Von Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrich Woldemar, Fürſt zur Lippe ꝛc. 
erlaſſen über die Bildung und Verwaltung eines allgemeinen Kirchenvermögens für die 
evangeliſche Kirche des Landes, die Veranlagung von Kirchenſteuern und die Stellung 
der Kirche dem Staate gegenüber mit Zuſtimmung des Landtags nachfolgende Beſtim— 
mungen: 

8 1. Die in der Synodalordnung dom heutigen Tage bejtimmten Synodal- 
organe üben die ihnen nach den folgenden SS zuftehenden Rechte nach) Maßgabe diejes 
Gejeßes, jo lange in der Zufammenjegung der Zandeg-Synode das Zahlenverhältniß von 
höchſtens drei geiftlichen zu vier weltlichen Mitgliedern aufrecht erhalten bleibt; (S 2 
der Synodalordnung). 

$ 2, Die bisher aus dev Landkaſſe und der Generalfaffe über die Revenüen von 
eingezogenen Klöftern und Stiftungen an die Konſiſtorialkaſſe abgeführten, für die Zukunft 
vom 1. Januar k. J. an auf den Betrag von 50 000 M. feſtgeſtellten Zuſchüſſe bilden 
das zur Beftreitung dev Firchlichen Bedürfniffe der evangelischen Kirche des Landes 
dienende allgemeine Kirchenvermögen, defjen Verwaltung Unſerem Konfiftorium unter 
der Kontrole der Landes-Synode zufteht. Insbeſondere it die Feſtſetzung des kirchlichen 
Haushalts an die Zujtimmung der Sandes-Synode gebunden; G 7 ber Synodal⸗ 
Ordnung). 

$ 3. Die jonft zur Bejtreitung der allgemeinen kirchlichen Bedürfniſſe erforder— 
lichen Mittel ſind innerhalb der in den folgenden SS gezogenen Gränzen durch Veran— 
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lagung einer Kirchensteuer zu bejchaffen, über welche auf Grund der darüber landes— 
herrlicher Seits gemachten Vorlage die Landes-Synode zu beſchließen hat; (5 7 der 
Synodalordnung). 

8 4. Die Gefammtjumme der für landeskirchliche Zwecke zu beſchließenden Umlagen 
darf ein Simplum der Klaſſen- und Einkommenſteuer der zur evangeliſchen Landeskirche 
gehörigen Bevölkerung nicht überſteigen. 

Umlagen, welche dieſen Betrag überſchreiten, bedürfen der Beſtätigung durch ein 
Staatsgeſetz. Daſſelbe gilt, wenn Kirchengeſetze eine Belaſtung der Gemeinden zu 
Gemeindezwecken verordnen oder zur Folge haben. 

8 5. Die Kirchenſteuern tragen den Charakter der öffentlichen Steuern, ſie genießen 
daher denſelben Vorzug wie dieſe im Konkurſe, und ſind von den Landesſteuerkaſſen 
einzuziehen. 

86. Die evangeliſche Kirche ordnet und verwaltet, unbeſchadet der Rechte des 
Staats, ihre Angelegenheiten unter der Oberaufſicht des Kabinetsminiſteriums ſelbſtſtändig. 

5 7. Inbeſondere ſteht den Staatsbehörden zur: 

1. die Anordnung und Bollftredung der zur Aufrechterhaltung der äußeren kirch— 
lien Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; 

2. die Regelung der ftreitigen Kirchen, Pfarı- und Küftereibaufachen ſowie die 
Vollſtreckung der einftweiligen Entjeheidungen in diefen Sachen ; 

3. die Mitwirkung bei Veränderung beftehender, ſowie bei der Bildung neuer 
Pfarrbezirke. 

8 8. Die Beſchlüſſe der Eirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit auch in 
Zukunft der Genehmigung der ſtaatlichen Auffichtsbehörde in alfen Beziehungen, in 
welchen das bisher der Zall gewejen ift, insbefondere in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaftung von Grund— 
eigenthum ; ſowie bei der Veräußerung oder Verpfändung von Zehnten, Grund- 
renten und anderen Vermögensobjekten; 

2. bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaft— 
lichen oder Kunſtwerth haben; 

3. bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zu vorübergehender Aushülfe dienen und aus 
der laufenden Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden 
können; 

4. bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaxen 

. bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienft, die Geiftlichen oder andere 
Kicchendiener bejtimmter Gebäude; 

6. bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißpläßen ; 

. bei der Veranftaltung von Hausfollekten ; 

8. bei einer Verwendung des Tirchlichen Vermögens zu andern als den bejtimmungs- 
mäßigen Zwecken. 

5 9. Die Staatsauffichtsbehörde it berechtigt, don der kirchlichen Bermögens- 
verwaltung Einficht zu nehmen, zu diefem Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Abſtellung der etwa gefundenen 
Geſetzwidrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu dringen. 

5 10. Kirchliche Geſetze und Verordnungen find nur ſoweit rechtsgültig, als fie 
nit einem Staatsgeſetz nicht in Widerſpruch ftehen. 
Detmold, den 12, September 1877. 


WBoldemar, Fürft zu Lippe, 


an 
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Eſchenburg. 
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IV. 
Gefeh, 


die Hufhebung der Beſtimmungen wegen Theilnahme ver politiſchen Gemeinden 
an der Berathung und Beſchlußnahme der kirchlichen Gemeinden über die 
vorhandenen Rirchenfonds und über Rirchenbauten betr. vom 2. April 1880, 


Yon Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrih Woldemar reg. Fürſt zur Lippe ꝛc. 
verordnen mit Zuftimmung des Landes, wie folgt: 

F 1. Nachfolgende Beſtimmungen: 

1. im $ 12 der Verordnung, die Beiträge zu den Bedürfniſſen der Kirchen und 
Schulen betreffend, vom 15. Mai 1827, infoweit danach bei neuen Bauten oder Repa— 
raluren der Kirchengebäude feitens der Kirchenvorſtände die Obrigkeiten und Vorſteher 
der pofitijchen Gemeinden zur Beichlußfaffung zuguziehen find; 

2. im $ 35 der Verordnung, die Semeindeverfaffung betreffend, vom 2. März 
1841, injoweit danach bei wichtigen Kirchenbauten, deren Koften dur) bejondere Gemein- 
deumlagen aufzubringen find, die Vorfteher der betheiligten Dorfichaften zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung zugezogen werden müſſen, und die Kirchenrechnungen dem Gemeindes 
vathe auf deſſen Erſuchen zur Einſicht mitzutheilen find; 

3, in der Verordnung vom 30. März 1841 zur näheren Beftimmung des Geſetzes 
vom 16. Mai 1827, die Beiträge zu den Bedürfniſſen der Kirchen und Schulen betreffend, 
ſoweit ſich dieſelben auf Kirchenbauten beziehen; 

4. in den 88 123 und 124 der Städteordnung dom 16. Mai 1843 dahin 
fautend: 

„Die vorhandenen Kirchenfonds werben in der bisherigen Art verwaltet. 
Hat der Magiſtrat feither an diejer Verwaltung Theil genommen, jo geſchieht 
dies auch ferner, und kann er damit Einen oder Einzelne aus ſeiner Mitte 
beauftragen. 

Sollen Kirchenbauten ausgeführt werden, deren Koſten wegen Unzulänglichkeit 
der vorhandenen kirchlichen Mittel ganz oder theilweiſe von der Gemeinde auf⸗ 
gebracht werden müſſen, ſo hat der Magiſtrat deshalb mit den Stadtverordneten 
in Berathung zu treten, und iſt übrigens nach Vorſchrift der Verordnung 

vom 16. März 1827 zu verfahren.“ | 
werden aufgehoben. 

Ss 2. Wo in einer Kirchengemeinde zu deren Bedürfniſſen auch jeitens der polis 
tifchen Gemeinde beigetragen wird, muß diejerhalb eine Auseinanderjegung erfolgen! 
welche, wenn feine gütliche Einigung itattfindet, im Verwaltungswege herbeizuführen iſt 

8 3. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft. 

Detmold, den 2. April 1880. 

Woldemar, Fürft zur Lippe. 
Eſchenburg. 
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V. 


Verordnung, 


ven Beitritt Der lutheriſchen Gemeinden des Landes zur Landes-Synode befr,, 
vom 19, Pktober 1882, 


Don Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrih Woldemar, reg. Fürſt zur Lippe ze. 
verordnen hinfichtlich des Beitritts der lutheriſchen Gemeinden des Landes zur Landes= 
Synode in Gemäßheit von $ 15 der Verordnung, die Einführung einer Landes-Synode 
betreffend, vom 12. September 1877 unter Zuftimmung der Landes-Synode, wie folgt: 


$ 1. Die vier lutheriſchen Gemeinden zu Detmold, St. Nicolai zu Lemgo, 
St. Marien zu Lemgo und zu Bergkirchen treten der Landes-Synode bei. 

8 2. Die Verordnung, die Einführung einer Landes-Synode ‚betreffend, vom 
12. September 1877 gilt auch für die lutherifchen Gemeinden des Landes, ohne daß ihr 
Bekenntnißſtand, wie er ſich namentlich in den Bekenntnißſchriften der lutheriſchen Kirche, 
in Gottesdienſtordnung und in firchlichen Lehr: und Gejangbüchern darjtellt, dadurch 
berührt oder in der Landes-Synode darüber verhandelt wird. 

Andererfeits haben die lutheriſchen Mitglieder der Landes-Synode in allen den 
Gegenftänden, welche den Bekenntnißſtand der veformirten Kirche des Landes betreffen, 
ſich der Betheiligung an der Debatte und der Abitimmung zu enthalten. 

g 3. Die Iutherifchen Gemeinden des Landes wählen nach Maßgabe der Borjchrift 
in 8 3 der Synodalordnung vom 12. September 1877 aus ihrer Mitte zur Landes— 
Synode drei Abgeordnete, nämlich einen Prediger und zwei Laien. 

8 4. Die lutherijchen Gemeinden des Landes haben 

1. ihre Vorftände da, wo es nicht, wie in der Gemeinde zu Detmold nach ihrem 
von Uns genehmigten Gemeindeftatut vom 8. März 1875 im ähnlicher Weiſe 
ſchon geſchieht, nach Vorſchrift dev für die veformirten Gemeinden gültigen 
Verordnungen, die Kirchenvorjtände u. j. w. betreffend, vom 18. Februar 1876 
und die Abänderung dev SS 7, 8, 9 u. |. w. betreffend, vom 29. Auguft 1878 
zufammenzufeßen ; 

2. zu einer Klaſſe zufammenzutreten, welche nah Maßgabe der bezüglichen Be— 
Stimmungen dev Verordnung, die Kirchenvorjtände, die Wahl der Prediger und 
die Maffenverfammlungen der reformirten Kirchengemeinden des Landes betreffend, 
vom 18. Februar 1876, nur mit der Abweichung gebildet wird, daß fie auf 
ihrer jedesmaligen Jahresverfammlung einen Geiftjichen zum Borfißenden mählt, 
welcher im Behinderungsfalle durch das an Dienjtjahren älteſte geistliche Mitglied 
der Klaſſe vertreten wird. Der Vorſitzende ernennt ein Mitglied der Berfammlung 
zum Schriftführer. 

Im Uebrigen bleiben die inneren Einrichtungen der lutheriſchen Gemeinden, ihre 
ftatutarifchen Vorichriften, ihre Selbititändigfeit und ihr Verhältniß unter einander 
fo wie ihre Stellung zu Unſerem Konfijtorium unberührt. Es werden deshalb auch 
die Geſchäfte eines Superintendenten für die Lutherijchen Gemeinden durch das Lutherifche 
Mitglied Unjeres Konftftoriums bejorgt. | 

8 5. Die drei Verordnungen, die Emeritirung , die Penjion der MWittwen und 
Waiſen und die Gehaltsverbefjerung dev veformirten Pajtoren des Landes betreffend, 
vom 29. Auguft 1878 finden auch auf die lutheriſchen Pajtoren des Landes und deren 
Wittwen und Waifen Anwendung. 

$ 6. Die $ 2, $ 4 erſter und letzter Abſatz, 6 und $ 7 Nr. 4 der Verordnung, 
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die Einführung einer Sandes-Synode betr., vom 12. September 1877 werden in der 
Art abgeändert, daß 

1. 8 2 lautet: 

Die Landes-Synode bejteht aus 
‚ den drei Superintendenten, 
drei dor dem Landesheren zu ernennenden weltlichen Mitgliedern, 

. fieben zu wählenden Predigern, 
elf zu wählenden Laien. 

Bon den zu wählenden Prediger wählt jede der drei Klaſſen Detmold, Brafe 
und Varenholz zwei, die lutheriſche Klaſſe einen; von den zu wählenden Laien wählt 
jede der drei Klafjen Detmold, Brake und Varenholz je drei, Die lutheriſche Klaſſe 
zwei. Außer den Abgeordneten werden eben jo viel Stellvertreter gewählt. Für jede 
ordentliche Synode findet eine neue Wahl ſtatt. 

II. a. $ 4, erfter Abſatz, lautet: 

Die Wahl der Abgeordneten zur Sandes-Spnode erfolgt innerhalb jeder Klaſſe 
unter Zeitung des Superintendenten, bez. in der lutheriſchen Klaſſe unter Leitung des 
Vorſitzenden, in der der Zandes-Synode zunächit vorhergehenden Klafjenverfammlung. 

p. $ 4, lehter Abſatz, lautet: 

Ueber die Wahlen tft ein Protokoll aufzunehmen, vom Schriftführer, vom Super- 
intendenten, bezw. in der lutheriſchen Klaſſe vom Vorfigenden, und bon zwei andern 
Mitgliedern des Wahlfollegiums zu unterzeichnen und an das Konfiftorium einzufenden. 

II. 8 6 lautet: 

Die Mitglieder der Landes-Synode legen bei ihrem Eintritt in die Synode nach⸗ 
ſtehendes Gelöbniß ab: 

„Sch gelobe vor Gott, daß ich meine Obliegenheiten als Mitglied der Synode 
jorgfältig und treu, dem Worte Gottes und den beftehenden kirchlichen Ordnungen 
gemäß, erfüllen und darnach traten will, daß die Kiche in allen Stücken 
wachje an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus.“ 

IV. 87 Re. 4, lautet: 

Die Landes-Synode iſt berechtigt, an den Prüfungen der veformirten Kandidaten 
der Theologie Theil zu nehmen umd tritt zu diefem Zwecke der Borfigende dev Synode 
als Mitglied der theologijchen Sraminations-Kommiffton mit vollem Stimmredt ein. 

8 7, Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft. 

Pit der Ausführung derjelben ijt Unſer Konſiſtorium beauftragt. 

Detmold, den 19. Oftober 1882. 


Woldemar, Fürjt zur Lippe. 


Popmhm 


Eſchenburg. 


2. Das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. 


In der Grafſchaft Schaumburg war 1560 die Mecklenburger Kirchen— 
ordnung von 1552 eingeführt) und demnach auch ein aus geiftlichen und weltlichen Mit- 
gliedern zuſammengeſetztes Kirchengericht, eine Superintendentur und in den Gemeinden 
der Diakonat hergeſtellt worden. Dieſe Einrichtung blieb auch beſtehen, als die 
Grafſchaft im Jahre 1614?) ihre eigene Kirchenordnung erhielt. 


1) Dolle, Bibl, hist, Schaumburg. Rinteln | 2) Sandesverordnungen|, ©. 42 ff. 
1751. 1, ©. 75. | 
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Nachdem im Weftfäliichen Frieden die Theilung der Grafſchaft zwiſchen 
Heffen und dem Grafen Philipp von Lippe=-Alverdiffen erfolgt war, empfing 
die Kirchenverfaffung um fo weniger eine prinzipielle Aenderung, als in dem neuen 
Staate Lippe'ſches Gebiet nicht enthalten war). 

Die Kirchenzucht, bei welcher die Gemeindeglieder (Altarleute) nur al3 Polizei— 
organe des Predigers fungirten — fie wurden auf Vorſchlag defjelben von dem Vers 
waltungsamte ernannt — wurde geregelt durch die Verordnung vom 29. Dezember 
16572) und 13. Februar 1694). Das Konfiftorium erhielt ein neues Reglement 
am 25. April 1729), wobei es für finanzielle Angelegenheiten an die Konkurrenz 
der Iandesherrlihen Kammer gebunden, feine Jurisdiftionsgewalt über Geiftliche in 
Schuld-, Erbſchafts- und anderen Givil- und Kriminalſachen den bürgerlichen Gerichten 
übertragen wurde, und die Dispenfationen in Ehefachen dem Landesheren vorbehalten 
blieben. Die Appellation von den Rechtsſprüchen des Konfiftoriums wurde regelmäßig 
auf dem Wege der Aktenverjendung hergeftellt und exft feit dem 6. November 1810 
die Regierung als Oberinftanz verordnet ?). 

Die Schulangelegenheiten find erſt nach dem Gefege vom 4. März 1875 9) einer 
eigenen Dberfchulbehörde — der Regierung — übertragen worden, welche in kirchlichen 
Fragen den einen Superintendenten, den das Land beſitzt, hinzuziehen kann. Die 
Pfarrer werden jedes Jahr von dem Superintendenten zu einer Synode verſammelt. 
Auf die Beſtellung der Pfarrer haben die Gemeinden, mit Ausnahme der von Stadt- 
Hagen?) feinerlei Einfluß. Unter dem Konfiftorium ftehen vier Kirchenkommiſſionen, 
als welche jedod in der Stadt Bückeburg das Konfiftorium fungirt, in Stadthagen 
der Superintendent, Amtshauptmann und Bürgermeifter, in den Aemtern Büdeburg, 
Arensburg, Stadthagen-Hagenburg der Superintendent und das Amt. Die 
Befugniffe diefer Kommiffionen find nicht einheitlich geregelt. 

Den Neformirten, zu welchen auch die landesfürftliche Familie gehört, ift ſchon 
1746) ein exereitium religionis eingeräumt worden, wobei gleichzeitig die Regierungs— 
fanzlei als „forum competens* für ihre Kirchen» und Schuldiener beitellt wurde. 


Die Bürgerichaft 


1) Val. über Die un der Shaum- 
burgiſchen Grafen als % ippejder Erb⸗ 


herren. Schulze, Hausgeſetze 2, ©. 141 ff. 
2) Ba or nun nen 2, ©. 49. 
3) Ebendaf. 2, ©. 112. 
4) Ebendaſ. 3, ©. 200. 
5) Ebendai. 4, ©. 150. 
6) Ebendaj. 12, ©. 265 ff. 
7) Hier stehen beide Pfarreien unter dem 


Patronate des Magiſtrates. 
ihlägt für die erſte Pfarrei dem Mlagiftrate 
drei Kandidaten vor, unter denen ſich ein 
Ausländer befinden darf, und von welchen der 
Magiſtrat dem Konſiſtorium zwei präfentirt, 
während für die zweite Pfarrei nur zwei 
inländifche Kandidaten präfentirt werden dürfen. 

8) 22. März 1746. Bandesverordn. 2, 
©. 358 ff. 
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1. Lübeck. 


Die alte Lübiſche Kirchenverfaffung beruht auf Bugenhagens Kirchenordnungen 
für die Stadt Yübed und das Lübiſche Landgebiet dv. 3. 1531). 

Dana it an die Spite des Kirchenweſens ein Superintendent geftellt, wäh: 
rend die einzelnen Gemeinden durch Kirchenvoriteher verwaltet werden. Die oberfte 
Kichengewalt jteht dem Rathe und dem bürgerjchaftlichen Kolleg der VBierundjechziger 2) 
zu, welche unmittelbar darauf fih in Ein Hundert Vierundjechziger verwandelt haben. 
Diefe legteren wählen auch in jeder Gemeinde vier vom Rathe zu beftätigende Kirchen— 
väter 3), von welchen die VBermögensverwaltung geführt wird. Unter diefen, aber von 
ihnen unabhängig, jtehen Diafonen für die Zwecke der Armenpflege, beide Aemter 
unter der Kontrole einer vierglieverigen Rathsdeputation, die auf Vorſchlag der Vier— 
undjechziger vom Rathe bejtellt wird, und mit den Kirchenvorſtehern und Diakonen 
auch gemeinjam berathet. 

Uber auch auf die Beltellung der Geiftlichen ift den Kirchenvorftehern neben den 
Paſtoren ein Einfluß eingeräumt worden, allerdings unter Mitwirkung des Rathes, 
während der Superintendent lediglich von den Geiftlichen, dem Rath und den Vierund- 
jechzigern gewählt werden ſoll 9. 

Für Eheſachen endlich joll ein Gericht aus zwei Rathsherren und vier Bürgern 
eingejeßt werden. 

Diefe Kirchenordnung ift formell nie aufgehoben worden, denn der Verſuch der 
i. 3. 1620 gemacht wurde, eine neue feitzuftellen, ift erfolglos geblieben?). 

Dagegen ift einmal höchſt zweifelhaft, in wie weit fie wirklich vollfommen prak— 
tifch geworden ift, unzweifelhaft, daß fie im Laufe der Zeit andern Einrichtungen hat 
weichen müljen. 

Zunächſt ift der bürgerjchaftlihe Einfluß mit dem Aufhören der Einhundertund- 
vierundjechziger i. 3. 1534 fortgefallen‘), und wenn die Kirchenordnung von 1531 
für diefen Fall die Beftimmung getroffen hatte, daß die Kirchenvorjteher und Diakonen 
in die Befugniffe der Vierundfechziger nachfolgen follten, jo hat das feine Erfüllung 
gefunden. PVielmehr ift das Kirchenregiment ausschließlich in die Hände des Rathes 
übergegangen, und übt der Senat auch nach der jet geltenden revidirten Staatsver— 


Fi Beide bei Rihter, KO. 1, ©. 145 ff. | urjprüngl. Einricht. d. Lüb. Kirche. Lüb. 1831. 
2) Dieje hatten dem katholisch gefinnten Rathe | ©. 40 ff. 
die Reformation abgetroßt. Ihre le 4) Bol. Funk a. a. O. ©. 52 f. 
geſchah 1530. Vgl. OR eich. 5) Behrens, Topographie und Statift. von 
d. Lüb. Kirchenreform. Lüb. ©. 36. Lübeck. (Lüb. 1839) 2, ©. 232. 
3) Bgl. die Daritellung a "altem Lüb. 6) Becker, Umſtändl. Geſch. der ... Stadt 
Kirchenverfaſſung bei Funk, d. Grundlagend. | Lüb. (Lüb. 1784) 2, ©. 75. 


892 * Qübed. [4 


foffung vom 5. April 1875 allein die episfopalen Befugniffe‘), wie denn auch die 
neueren fpäter zu erwähnenden kirchlichen Verordnungen allein vom Senate ausges 
gangen find. 

Unter dem Senate werden die inneren kirchlichen Angelegenheiten geleitet von 
dem Minifterium ?), d. h. der gefammten Stadtgeiftlichfeit mit Inbegriff des Predigers 
an der St. Lorenzkirche. An der Spitze deffelben ftand bis 1746 der. Super- 
intendent, welchem die alte Kirchenordnung weitgehende Befugniffe zugewiefen hatte, jeit 
dem gedachten Jahre der Senior, welchen das Minifterium aus feiner Mitte erwählte 
und der Senat betätigte. Die frühere gejebliche Theilnahme einzelner Mitglieder des 
Minifteriums an den Sitzungen des für Kirchenangelegenheiten bejtimmten Rathsaus- 
ſchuſſes fiel fort in der Periode, wo Lübeck dem franzöſiſchen Kaiferreiche eimverleibt 
war, und ift auch nachher nicht wieder hergeftellt worden. So beſitzt denn das Mi⸗ 
niſterium gegenüber dem Senate eigentlich nur eine konſultative Stellung, und wenn 
der erſtere auch bei Fragen der Ordnung, welche innere kirchliche Angelegenheiten 
betreffen, den Rath des Miniſteriums einzuholen pflegt, ſo iſt doch dafür keine recht⸗ 
liche Nothwendigkeit vorhanden. Dagegen hat die Geiſtlichkeit außerhalb der Stadt 
gar keine organiſche Gliederung unter ſich und keinerlei Betheiligung am Kirchenregi— 
ment und dem Miniſterium. Sie unterſteht vielmehr ausſchließlich dem Senate und 
findet nur in dieſem ihr Bindeglied zu der ſtädtiſchen Kirche. Nicht einmal Viſitationen 
ſind üblich, da die in der Kirchenordnung vorgeſchriebenen ſeit 1681 fortgefallen ſind. 

Die Gemeindeorganiſation wich gleichfalls in der Folgezeit vielfach von den 
Grundzügen ab, welche die alte Kirchenordnung ihr vorgezeichnet hatte. 

An jeder ſtädtiſchen Kirche fungirte einer der vier Bürgermeiſter als Obervor— 
ſteher, welchem ein Senator und zwei Bürger als Vorſteher zur Seite ſtanden. Der 
erſtere wurde vom Senat ernannt. Beim Tode eines bürgerlichen Vorſtehers dagegen 
— denn dieſe waren auf Lebenszeit beſtellt — präſentirte der überlebende dem Senate 
zwei Kandidaten zur Auswahl. Die Funktionen des Kirchenvorftandes bezogen ſich 
weſentlich auf die Vermögensverwaltung, und waren in diefer Beziehung durch die 
Verordnung vom 28. Dftober 1818?) regulirt, während die aus vier Senatoren und 
acht bürgerlichen Deputirten zufammengejeßte Gentral-Armendeputation jeit 1819 Die 
Kevifion der Rechnungen zu beſorgen hatte. Daneben beftand aber an jeder Kirche ein 
Kollegium von neun bürgerlichen Diakonen 4), deren Amt als ein publicum offietum 
angejehen) und, auf drei Jahre durch Wahl übertragen, der Armenpflege gewidmet 
war. Beide Kollegien betheiligten ſich außerdem an der Predigerwahl. Das Wahl- 
follegium wurde zu diefem Behufe gebildet aus dem Obervorjteher, den Vorſtehern 
der Kirche, bei der Wahl geiftliher Diafonen aus zwei Abgeordneten von Diakonen 
und den übrigen Paftoren, deren Kandidat feiner weiteren Betätigung des Senates 
bedurfte. 


1) Die der Bürgerfaft in Art. 51 einges 
räumten Befugnifie bezüglich der Verwaltung 
des ev.=futh. Kirchenvermoͤgens alteriven dieſen 
Satz nicht. Vol. auch Klügmann bei 
Marguardien, Handb. d. Deffentl. Rechts 

2) Für das Folgende vgl. Behrens a. a. O. 
2,5, 232 ff. und Funf, d. Hauptpunfte d. 
ev.=prot. Kirh.-Negiments. Lüb. 1843 ©. 2 ff. 


3) Samml. Lüb. Verordn. TH. 3 Nr. 10. 

4) So genannt zum Unterſchiede von den 
geiftlichen Diakonen, eine Bezeichnung für Die 
an der Stadtkirche neben und unter den Pajtoren 
angejtellten Getjtlichen. 

5) Die Summe, mit welcher man jih vom 
Diakonat losfaufen kann, iſt in der Diafonat3= 
ordnung d. 1810 normirt worden. Behrens 
a. 0.9. 2, © 339. 


5] Der Abſchluß der Entwidelung. 893 


Wenn aber fo jelbft in den ftädtifchen Gemeinden das Laienelement gegenüber 
Obrigkeit und Geiftlicgfeit wenig zur Geltung fam, fo war das in noch geringerem 
Maße der Fall bei den ländlichen. Ueber diefe führte der Senat der Stadt die Ober= 
aufficht, und lie dieſelbe früher durch die Kämmerei, jpäter durch das Landgericht 
handhaben. 

Die Verwaltung des Kicchenvermögens geſchah in dem Städtchen Trade» 
münde dur den Stadthauptmann und Kirchengeſchworene, welche von dem erjteren 
dem Lübiſchen Landgerihte zur Ernennung präſentirt wurden, in den übrigen 
Gemeinden durch Paſtor und Kirchengeſchworene, welche legtere das Kollegium dem 
Landgericht zur Ernennung vorfhlug. Eine Pfarrwahl fand nur in Travemünde 
ftatt, wurde aber durch den Obervorſteher, die bürgerlichen Vorfteher und den Paſtor 
der Marienkirche in Lübed, fowie den dortigen Superintendenten bezw. Senior 
vollzogen, während die übrigen Geiftlichen vom Senate ernannt wurden. 


Troß ihrer Unfertigfeit Haben diefe kirchlichen Zuftände bis in die neuere Zeit 
hinein allen Reformverſuchen getrogt '), und dann ſchließlich auch nur nach bejtimmter 
Richtung hin Abänderung erfahren. Zunächſt erließ der Senat am S. Dezember 
1860 (D eine Ordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirhen=- 
gemeinden der Stadt Lübeck und zu St. Lorenz, welder am 24. Mai 
1862 eine Ordnung für die Travenmünder Gemeinde folgte (U). 
Diefe letztere bildete jodann das Mujter, welches mit nur untergeordneten Abweichungen 
der Ordnung für die Gemeinde zu Shlutup vom 3. Mär; 1866 
und für die zu Genin vom 11. April 1866 zu Grunde liegt ?). 

Alle diefe Ordnungen empfingen aber emen Nachtrag am 7. November 
1866 (II). 

Endlich wurden duch Bekanntmachung vom 28. Siktn beiwslsT l 
(IV) die Funktionen eines Superintendenten dem Senior des Minifteriums übertragen, 
deſſen Ernennung deswegen der Senat fi) vorbehielt. 


Die reformirte Gemeinde 3) nimmt eine vom Staate unabhängige Stellung ein. 
Ihr erſtes Gemeindeftatut ift 1825) vom Rathe beftätigt worden, ihr neueftes am 
3. Oktober 1874°). 


* * 2 
für Genin 


1) Ueber einen ſolchen vgl. Fumk, Haupt— fir Shlutup mit „Sd.”, 
in den Anmerkungen angegeben. 


punkte ic. ©. 16 ff. Ebenfo erging am 16. mit „®.“ 


Dezember 1850 ein Raths- und Bürgerbeihluß 
wegen Herbeiführung einer ev.-futh. Kirchen: 
gemeindeordnung, der jpäter wieder aufgehoben 
wurde. 

2) Bei dem Abdruck der Ordnung für 
Travemünde find die Abweichungen in der 


3) Sie iſt aus einer 1689 gedufdeten fran— 
zöfiichen Gemeinde entjtanden. 

4) Durch Negulat. v. 10. Dez. 1825 in Lüb. 
Berordn und Befanntmahungen. 
(Lüb. 1831) ©. 463. 

5) Klügmann bei Marquardſen a. a. D.©.59. 
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If 


Bekannktmachung, 


die Ordnung für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden der Stadt 
Tiherk und zu St, Lorenz befireffend, 


(Publicirt am 12. Dezember 1860.) 


Nachdem der Rath: und Bürgerausfhuß vom 16. Dezember 1850, wegen Herbei- 
führung einer evangeliſch-lutheriſchen Kicchengemeindeordnung für den gefammten Lübecki— 
ichen Freiſtaat, durch gemeinfamen Beſchluß des Senates und der Bürgerjchaft wieder 
aufgehoben worden ift, erläßt der Senat zunächft für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchen 
gemeinden der Stadt Lübeck und zu St. Lorenz hiemit die nachfolgende Ordnung. 

Der Senat ift hiebei von der Abficht geleitet worden, dem Mangel einer Eirchlichen 
Gemeindeverfaffung vor Allem dur Bildung von Vorſtänden und Ausſchüſſen aus der 
Pitte der Gemeinden Abhülfe zu gewähren und durch angemefjene Regelung ihrer inneren 
Verhältniffe, insbefondere hinſichtlich der Wahl ihrer Geiftlichen, eine für Eirchliches 
Leben fördernde allgemeine Theilnahme an den Gemeindeangelegenheiten zu erwecken. 

Aehnliche Anordnungen für die Kirchengemeinden zu Travemünde und in den 
Landbezirfen werden bis nad) Erledigung der noch erforderlichen näheren Erwägungen 
vorbehalten. 

Gegeben Lübeck, in der Berfammlung des Senates, am 8. Dezember 1360. 

C. Th. Overbed Dr., Sekretarius. 


Ordnung für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und 
zu St. Lorenz. 


Von den Kirchengemeinden. 

Art. 1. Mitglied einer Kirchengemeinde iſt jeder evangeliſch-lutheriſche Chriſt, 
welcher innerhalb der beſtehenden örtlichen Grenzen des Kirchſpieles bleibend oder 
zeitweilig ſeinen ordentlichen Wohnſitz hat. 

Art. 2. Die Mitglieder der Gemeinde ſind berechtigt, an den Segnungen des 
Evangelii und an allen Anftalten und Einrichtungen ihrer Kirche Theil zu nehmen, auch 
zu verlangen, dat das Wort Gottes lauter und rein gelehrt, und die Sakramente nad 
Chriſti Einfegung verwaltet werden. 

An der Wahl ihrer Vertreter nehmen die Gemeindeglieder nah Maßgabe der 
Artikel 5 bis 8, und 13 bis 15, Theil. 

"Urt. 3. Andererjeit3 Haben die Gemeindeglieder die Verpflichtung , chriftlichen 
Glauben und Lebenswandel an ich ſelbſt, den Ihrigen und überhaupt in der Gemeinde 
zu fördern; fie find gehalten, den Bejtimmungen diefer Ordnung fich zu unterwerfen 
und jedes ihnen anvertraute Kirchengut gewiſſenhaft zu verwalten. 

Die Gemeinden find verpflichtet, zur Beftreitung der Kirchenausgaben, in Gemäß- 
heit der erforderlichenfalls zu treffenden Anordnungen, beizutragen. 

Art. 4. Wenn gleich die Mitglieder einer Kirchengemeinde für alle geiftlichen 
Amtshandlungen in der Negel an ihre Kirche, deren Geiftliche und Angejtellte gewiejen 
find, jo bilden doch die fechs Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und zu ©t. Lorenz 
in fo fern ein Ganzes, dat jedem Mitgliede in Beziehung auf Gottesdienit, Beichte, 
Abendmahl, Begräbniß, Neligionsunterricht, Konfirmation und Seelforge die Wahl der 
Kirche und des Geiftlichen im bisheriger Weiſe freifteht, auch jeder Geiftlihe Braut- 


7] I. Befanntmadung vom 8. Dezember 1860, betr. die jtädtifche Gemeindeordnung. 895 


paare aus einem andern Kirchſpiele in feiner Kirche und innerhalb feines Kirchſpiels 
trauen darf. Für das Begräbnißweſen, ſoweit es Sache der Kirche iſt, bleiben nähere 
Beſtimmungen vorbehalten. 

Art. 5. Stimmfähig in Angelegenheiten der Gemeinde iſt jedes unbeſcholtene 
männliche Gemeindeglied, welches einem eigenen Haushalte vorſteht und einen chriſtlichen 
Lebenswandel führt. 

Wird die Zulaſſung eines Gemeindegliedes als nicht ſtimmfähig von dem Geinde— 
rathe (Art. 6 bis 12) beanſtandet, ſo entſcheidet über dieſelbe auf desfallſige Beſchwerde, 
der Senat. 

Von den Gemeindevorſtänden. 
Art. 6. Jede Gemeinde hat einen Gemeindevorſtand. Dieſer beſteht: 
1. aus ſämmtlichen Geiſtlichen ihrer Kirche; 
2. aus erwählten Mitgliedern der Gemeinde, deren Zahl, nach Verhältniß der 
Seelenzahl und des Umfanges der Geſchäfte, 
für das St. Marien-Kirchſpiel auf 
für das St. Jakobi-Kirchſpiel auf 
für das St. Petri-Kirchſpiel auf 
für das St. Aegidien-Kirchſpiel auf 
für das Dom-Kirchſpiel auf 
für das St. Lorenz-Kirchſpiel auf 
Perſonen fejtgefeßt wird. 

Art. 7. Zum Mitgliede des Gemeindevorftandes gemählt werden kann jedes im 
Kirchſpiele bleibend wohnende ſtimmfähige Art. 5) Mitglied der Gemeinde, ohne Rück— 
fiht darauf, ob es bereits Mitglied des Gemeindeausfchuffes (Art. 13 bis 18) iſt, oder 
nicht. Derjenige, deſſen Bater, Sohn, Stiefvater, Stieffohn, Schwiegervater, Schwieger— 
ſohn oder Bruder bereits im Vorſtande iſt, darf nicht gewählt werden. 

Art. 8. Iſt das Amt eines erwählten Vorſtehers erledigt, ſo einigt ſich zuvörderſt 
der Vorſtand über den Vorſchlag von drei dazu geeigneten Männern (Art. 7), und 
beruft binnen zwei Monaten nach Eintritt der Erledigung den Gemeindeausſchuß zu 
einer gemeinſchaftlichen Wahlverſammlung, welche durch dreimalige Fürbitte von der 
Kanzel bekannt zu machen iſt. Nachdem der Vorſitzende des Gemeindevorſtandes (Art. 10) 
die Vorgeſchlagenen, denen jedes Mitglied des Gemeindeausſchuſſes noch eine andere 
Perſon hinzufügen kann, namhaft gemacht hat, ſtimmt jeder anweſende Wähler ſchriftlich 
durch deutliche Angabe des Namens des von ihm Gewählten ab. Wer die Mehrheit 
aller abgegebenen Stimmen erhalten hat, iſt zum Gemeindevorſteher gewählt. Wird 
eine abſolute Mehrheit der Stimmen bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo wird 
über die Beiden, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, noch einmal abgeſtimmt. 
Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 

Auf Beſtätigung des Gewählten iſt von dem Vorſtande beim Senate anzutragen. 
Die Wahl iſt, nach erfolgter Beſtätigung, durch den Vorſitzenden des Gemeindevorſtandes 
dem Gewählten anzuzeigen und am nächſten Sonntage durch den Geiſtlichen von der 
Kanzel in angemeſſener Weiſe bekannt zu machen. 

Sollte ein Gewählter Gründe haben, die Wahl abzulehnen, ſo iſt eine neue Wahl 
Jorzunehmen, 
| Art. 9. Jeder erwählte VBorftand verwaltet jein Amt zwölf Sabre. 
| Ein abtretender Vorſteher iſt nicht jofort, ſondern erſt bei der zweiten Wahl 
tach jeinem Austritte wieder wählbar. 

Anhaltende Kränklichkeit, fowie 7Ojähriges Alter berechtigen unbedingt zum 
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Austritte aus dem Vorſtande. DVerpflichtet zum Austritte iſt Jeder, welcher in eine 

Lage kommt, die ihm nach Art. 7 unfähig machen würde, gewählt zu werden. 

Urt. 10. Der Gemeindevorftand erwählt aus der Zahl feiner Mitglieder durch 
abjolute Stimmenmehrheit einen VBorfigenden, einen Vorſteher für Kaſſen- und Rech— 
nungsführung und zwei Bauvorſteher, jowie zwei Armenpfleger. Der Vorſitzende wird 
in DVerhinderungsfällen dureh den am längjten im Vorſtande befindlichen, oder bei 
gleicher Amtsdauer Mehrerer dur) den an Jahren älteren Vorſteher vertreten. 

Für die Aufbewahrung und Ordnung des Archives forgen der Vorſitzende und 
ein aus der Mitte des Borjtandes gewählter Protofollführer, und für die Schulen, 
foweit fie der Gemeinde untergeben find, zwei Vorſteher, unter denen ein Geiftlicher fein muß. 

Die Uebertragung mehrerer der vorgedachten Wahrnehmungen an ein und dafjelbe 
Boritandsmitglied ift zuläſſig. 

Die Ertheilung von Anweiſungen in Bezug auf die Gejchäftsführung der einzelnen 
Borfteher bleibt dem Gemeindevorjtande überlafjen. 

Art. 11. Der Gemeindevorftand verfammelt fih auf Einladung des Vorſitzenden 
— wenn thunlich in einem firchlichen Lokale — regelmäßig viermal im Jahre, außerdem 
aber, jo oft es erforderlich ift. Sowohl in den Sitzungen des Vorſtandes, al3 in den 
gemeinjchaftlichen Sitzungen defjelben mit dem Gemeindeausſchuſſe, werden die Bejchlüffe 
duch Stimmenmehrheit der anmefenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmen- 
gleichheit entjcheidet bei Wahlen das Loos, bei anderen Gegenftänden die Stimme des 
Borfigenden. 

Art. 12. Dem Gemeindevorjtande liegt ob: 

1. Förderung chrijtlicher Gefinnung und Sitte in der Gemeinde, Aufrechthaltung 
der Firhlichen Anordnungen und Einrichtungen, und der Ordnung des Gottes- 
dienſtes. 

2. Vertretung der Gemeinde vor Gerichts- und anderen Behörden, gegenüber ſowohl 
einzelnen Privaten und Körperſchaften, als den anderen kirchlichen Gemeinden 
und dem Staate. 

. Verwaltung und Leitung aller Gemeindeangelegenheiten, injoweit die gegenwärtige 
Ordnung jeine Verwaltung nicht beichränft (Art. 18); namentlich: 

4. Verwaltung und Berwendung des Kirchenvermögens nach Maßgabe der Ver— 
faſſungsurkunde und des Negulatives für die Gentral-Armendeputation, insbejondere 
auch die Erhaltung der firchlichen Gebäude, Aufmachung und zeitige Borlegung 
des Voranjchlages und der jährlichen Rechnungsablage an den Gemeindeausjchuß 
(Art. 18, 2). 

. Aufficht über die Schulen der Gemeinde, insbejondere auch auf den Religions— 
unterricht und die chrijtliche Erziehung der Jugend. 

Welche Schulen als Schulen der Gemeinde zu betrachten find, bejtimmt die zu 
erlafjende Schulordnung. 

6. Vorſchlag und Theilnahme an der Wahl eines Mitgliedes des Gemeindeaus- 
ſchuſſes (Art. 15) und des Gemeindevorftandes jelbit. 

. Theilnahme an dem DVorjchlage zur Wahl der Geiftlichen und an diejer Wahl 
jelbit, Anordnung der erforderlichen Maßregeln während der Vakanz (Art. 19) 
oder andauernder Berhinderung eines Geistlichen an der Ausübung feines Amtes. 

8. Theilnahme an der Berathung über eine Aenderung in der Zahl der Geiftlichen, 

jowie über die Beitellung eines Adjunkten, Beltimmung der Bejoldung der 
Geiftlichen und Ausmittelung eines Ruhegehalts, mit Vorbehalt der Genehmigung 
des Senates hinfichtlich aller diefer Gegenftände, 
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I. Leitung der Firchlichen Armenpflege und Theilnahme an der Wahl der Hülfs- 
armenpfleger Art. 23). Jährlich ift über die Legatengeldev an die Gentral- 
armendeputation Rechnung abzulegen, zugleich unter Einreihung einer Abſchrift 
der nach Art. 23 an den Vorſtand gelangenden Abrechnung. 

10. Anftellung, Entlafjung und Bejoldung der Kirchenbedienten. 
Gegen Berfügungen des Gemeindevorftandes ſteht den Betheiligten die Berufung 


. an den Senat zu. 


Bon den Gemeindeausſchüſſen. 


Art. 13. Jede Gemeinde wählt aus ihrer Mitte einen kirchlichen Gemeindeaus- 
ſchuß. Die Zahl der Mitglieder deffelben wird 


0008 St Narien-Sttechipiel aut an re u 2 94 
De DassoL, Ssacobi=Sticchiptelsauf 24 
aa2 7 S Betrt-Setechipiel safe 212 
für das St. Aegidienzfichipil uf . . 2... 0... 18 
Hasons nutsseicehipiel, auf." 2 ee N 24 
tznas Snvenzegeirchipiel. alfa ee 219, 


Perſonen feſtgeſetzt. 

Art. 14. Wählen und gewählt werden können nur innerhalb der Kirchſpiels— 
grenzen wohnende ſtimmfähige Mitglieder der Gemeinde. (Art. 5.) 

Sollte die Wahl auf eine Perſon fallen, welcher Eigenjchaften eines ſtimmfähigen 
Mitgliedes mangeln, jo ift der Gemeindevorstand verpflichtet, die Zulaffung des Gewählten 
in den Gemeindeausſchuß zu beanjtanden und die Entjeheidung des Senates einzuholen. 

Art. 15. Nachdem der Gemeindevorftand den Wahltag bejtimmt hat, werden die 
ſtimmfähigen Gemeindeglieder durch den Geiftlichen von der Kanzel in angemefjener 
Weiſe eingeladen, zur bejtimmten Zeit in der Kirche zur Vornahme der Wahl ſich ein= 
zufinden. Der Vorſtand wird zu gleicher Zeit einen, mit Zuziehung des Gemeinder 
ausjichuffes entworfenen, Wahlvorjchlag von je zwei Perſonen für jedes zu erwählende 
Mitglied des Ausichuffes durch das Amtsblatt veröffentlichen. Es bleibt indefjen jedem 
Wähler unbenommen, in der Wahlverfammlung auch eine andere im Wahlvorſchlage nicht 
genannte Perjon in Vorſchlag zu bringen. Die Wahlderfammlung wird von dem 
Paſtor der Kirche mit einer kurzen Anſprache eröffnet, und die Wahlhandlung von dem 
Borfigenden des Gemeindevoritandes geleitet. _ Jeder anweſende Wähler giebt jhriftlich ſeine 
Stimme über jo viele Namen ab, als Ausſchußmitglieder erwählt werden jollen. Die 
Mitglieder des Vorſtandes und des Ausſchuſſes nehmen Theil an der Abjtimmung. Die 
abgegebenen Stimmen werden fofort gezählt, auch wird zu Protokoll verzeichnet, wie 
viel Stimmen auf jeden VBorgefchlagenen gefallen find. Wer die meijten Stimmen 
erhalten hat, it gewählt. Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet das Loos. Der 
Gewählte ift, jofern nicht der am Schluffe des Art. 14 gedachte Fall eintreten follte, 
jofort von der gejchehenen Wahl durch den VBorfigenden in Kenntniß zu fegen, und ijt 
die Wahl am nächſten Sonntage durch den Geiftlichen von der Kanzel in —— 
Weiſe zur Kunde der Gemeinde zu bringen. 

Sollte ein Gewählter Gründe haben, die Wahl abzulehnen, jo tritt. derjenige, 
welcher nächjt dem Gewählten die meijten Stimmen erhalten hat, in feine Stelle ein. 

Art. 16. Die Mitglieder des Gemeindeausjchuffes werden auf jehs Jahre gewählt. 
Alle zwei Jahre tritt ein Drittheil derjelben aus und wird durch Wahl von Seiten 
der Gemeinde ergänzt. Die Ausjcheidenden fünnen erſt nach zwei Jahren wieder 
gewählt werden. DVerpflichtet zum Austritt ift Jeder, welcher feinen Wohnfig aus dem 
Kirchſpiele verlegt. 
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Art. 17. Der Gemeindeausihuß wird von dem Gemeindevorjtande durch jchrift- 
liche Einladung regelmäßig zweimal im Jahre, außerdem aber jo oft es erforderlich 
ift, oder wenigftens der dritte Theil der Ausjchußmitglieder darauf anträgt, zuſammen— 
berufen. Weber die vorliegenden Gejchäfte wird in gemeinjchaftlicher Sitzung bevathen 
und abgeftimmt. Die Leitung hat der Vorfigende des Gemeindevorjtandes. 

Jedem Mitgliede des Ausſchuſſes fteht frei, Anträge an die Berfammlung zu 
ſtellen. Jedoch find dieje jpäteftens am Tage zuvor dem Vorſitzenden mündlich oder 
ſchriftlich mitzutheilen. 

Art. 18. Dem Gemeindeausfchuffe jteht, in Vertretung dev Gemeinde, zur: 

1. Theilnahme an den Wahlen der Gemeindevorjteher (Art. 8), und der Mitglieder 
de3 Gemeindeausjchuffes (Art. 15), an den Wahlen der Geiftlichen Art. 22) 
und der Hülfsarmenpfleger (Art. 23), jowie an der Beratdung über eine Aendes 
rung in der Zahl der Geiftlichen Art. 12, 8). 

. Genehmigung des jährlichen Voranfchlages über Einnahme und Ausgabe der 
Gemeinde, jowie Entgegennahme des jährlichen Berichtes und der Rechnung des 
Gemeindevorſtandes über das verflofjene Jahr (Art. 12, 4). Die Berichte und 
Rechnungsablagen gelangen demnächft durch den Gemeindevorjtand an die Kirchen 
reehnungs-Revifionsdeputation. 

3. Die Zuftimmung des Gemeindeausfchuffes ift erforderlich: bei beabfichtigter Ver— 
wendung belegter Kapitalien, bei Aufnahme von Anleihen, ſofern dieſe nicht bloß 
zur Aushülfe für kurze Zeit dienen und aus den laufenden Einnahmen des— 
ſelben Jahres zurücerftattet werden follen, endlich zur Veräußerung oder Ver— 
pfändung von Grundftüden dev Kirche und zur Erwerbung neuer Grundſtücke. 
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Don Vakanzen und Wahlen der Geijtlichen. 


Art. 19. Wird das Amt eines Geiftlichen bei einer der fünf ſtädtiſchen Gemein= 
den erledigt, jo wird der Gemeindevorjtand zunächit für die Wahrnehmung der Amts— 
gejchäfte während der Vakanz Sorge tragen. Iſt die Vakanz in der Gemeinde zu St. 
Lorenz eingetreten, jo hat der Vorfigende des Gemeindevorjtandes davon unverzüglich 
dem Senior Anzeige zu machen, welcher, im Einvernehmen mit dem Vorſtande, Die 
erforderlichen Mapregeln für die Wahrnehmung der Amtsgejchäfte während der Vakanz 
treffen wird. 

Art. 20. Innerhalb dreier Monate nach) eingetretener Vakanz einigt ſich in einer 
anzujegenden Verfammlung der Gemeindevorjtand, unter Zuziejung des Seniors, über 
den Vorſchlag von drei zu dem erledigten Amte geeigneten Perjonen. 

An dem Wahlvorichlage für ein erledigtes Paftorat, zu welchem Kandidaten nicht 
präfentirt werden können, nehmen die an der Kirche angeftellten Geiftlichen feinen Antheil. 
Dagegen werden jo viele Paftoren anderer Kirchen, und zwar in der Reihenfolge ihres 
Amtsalters, zu der Berathung Hinzugezogen, als von derjelben Geiftliche der Kirche 
ausgejchlofjen find. 

Wählbar find: im Lübeckiſchen Staate und auswärts angejtellte Geiftliche, ſonſtige 
für das Amt geeignete Gottesgelehrte, und Lübeckiſche Kandidaten (j. jedoch Ab. 2 
diefes Art.), welche Lebtere im Falle der Bewerbung um das erledigte Amt ſich bei 
den Mitgliedern des Gemeindevorjtandes zu melden haben. Ueber die Bereitwilligkeit 
der Uebrigen zur Annahme des Amtes wird der Gemeindevorjtand vor der Vorſchlags— 
verjammlung jich vergewiſſern. 

Nach gewiifenhafter Berathung über die Eigenfchaften und die Tüchtigfeit der in 
Betracht kommenden Perjonen werden drei von diejen durch abſolute Stimmenmehrheit 
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der Antvefenden zur Präfentation gewählt, die Namen der Präfentivten am nächiten 


Sonntage durch den Geiftlichen von der Kanzel zum Kunde der Gemeinde gebracht und 
darnach auf Veranlaffung des Seniors die üblichen Fürbitten für die Wahl in den 
Kirchen der Stadt und zu St. Lorenz gehalten. 

Art. 21. An den nächſten Sonntagen, Vor- oder Nachmittags, werden, nach 
näherer Anordnung des Gemeindevorjtandes, im Einvernehmen mit dem Senior, Wahl- 
predigten, zu welchen diefer die Texte aufgeben wird, von den Präjentirten in der Kirche, 
für welche gewählt werden foll, gehalten, wiewohl nicht bei erledigten Paftoraten. 
Auswärtige Geiftliche und Gottesgelehrte können zu einer Gajtpredigt eingeladen werden, 
wenn nicht ihre Tüchtigkeit durch ihre bisherige Wirkfamkeit jchon geniigend bewährt it. 

Art. 22. In der Woche nach der letzten Wahlpredigt tritt der Gemeindevorstand 
mit dem Senior und dem Gemeindeausſchuſſe in der Kirche, für welche gewählt werden 
joll, zur Wahlverfammlung zufammen. Der Senior hält Gebet und Anſprache, und 
fnüpft daran einen furzen Bericht über die Lebensumftände und bisherige Wirkſamkeit 
der Präjentirten. Jedes anweſende Mitglied des Gemeindevorftandes und Ausjchuffes 
jtimmt ſodann fehriftlich durch Aufzeichnung des Namens eines der Präjentirten ab. 

Die Wahl erfolgt nach abjoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Wird Diejes 
Ergebniß bei dev erſten Wahl nicht erreicht, fo ift unter Denjenigen, welche bei der 
Vorwahl die meiften Sttmmen erhalten haben, abermals zu wählen. Im Falle einer 
Gleichheit der Stimmen, fei es bei der Vorwahl oder bei der Nachwahl, entjcheidet 
das 2008, 

Das Ergebniß der Wahl wird fofort von dem Gemeindevorjtande dem Senate 
angezeigt mit dem Antrage auf Betätigung des Gewählten. Wird diefe ertheilt und 
iſt ein Auswärtiger gewählt, jo erläßt der Senat das Berufungsfchreiben an denſelben. 
Hat die Wahl einen Hiefigen getroffen, jo wird, nach erfolgter Beitätigung, die Benach— 
richtigung des Gewählten durch den Gemeindevorftand wahrgenommen. Am nächsten 
Sonntage nach erfolgter Betätigung wird die Wahl auf angemefjene Weife dureh den 
Geiftlichen von der Kanzel zur Kunde der Gemeinde gebracht. 


Bon der Firchlichen Armenpflege. 


Art. 23. Um der Firchlihen Armenpflege eine größere Wirkfamfeit zu fichern, 
werden im denjenigen Gemeinden, in welchen und in jo weit ein Bedürfniß vorhanden 
it, aus der Gemeinde Hülfsarmenpfleger von dem VBorftande und dem Ausſchuſſe in 
gemeinfchaftlicher Sitzung erwählt. Die Zahl derſelben bejtimmt der Vorftand. Die 
gejhehene Wahl wird am nächften Sonntage durch den Geiftlichen von der Kanzel in 
angemeſſener Weiſe zur Kunde der Gemeinde gebracht. 

Jeder Hülfsarmenpfleger verwaltet fein Amt in der Negel ſechs Jahre; der Borjtand 
it jedoch befugt, jowohl demjenigen, welcher jchon früher zurückzutreten wünſcht, Die 
Entlafjung zu gewähren, als auch demjenigen, welcher noch länger im Amte zu verbleiben 
bereit ift, die Fortführung defjelben zu gejtatten. 

Die Hülfsarmenpfleger haben die Liebesgaben der Gemeinde in näher zu bejtimmen- 
der Weije entgegenzunehmen und, mit den zur Armenpflege abgeordneten Borjtehern 
Art. 10.) und unter deren Leitung, der Armen und Kranken in der Gemeinde mit 
Rath und That fich anzunehmen, fie, in ihren Häufern zu befuchen und ihnen mit 
geiftlichem Troſt und leiblicher Unterftügung beizuftehen. 

Die Hülfsarmenpfleger werden, jo oft es erforderlich ift, wenigjtens aber monatlich 
einmal, von dem Xelteften der zur Armenpflege abgeordneten beiden Vorſteher zur 
gemeinjchaftlichen VBerfammlung unter feinem Vorſitz berufen, an welcher auch diejenigen 
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geiftlichen Vorſteher, welche nicht ſelbſt Armenvorfteher find, wiewohl nur berathend 
Theil nehmen. 

Sährlich ift dem Gemeindevorftande über Einnahme und Bertheilung der Liebes⸗ 
gaben, Legatengelder u. ſ. w. Rechnung abzulegen (Art. 12, 9). 

Nähere Feſtſtellung des Verhältniſſes der kirchlichen Armenpflege zur Kommunal⸗ 
Armenpflege bleibt bis dahin ausgeſetzt, daß die kirchliche Gemeindeverfaſſung ſelbſt feſten 
Beſtand gewonnen haben wird. 

Art. 24. In Anſehung aller derjenigen Gegenſtände, über welche aus dieſer 
Ordnung Beſtimmungen nicht zu entnehmen ſind, bleiben die bisher geltenden Normen 
in Wirkſamkeit. 


I 
Bekanntmachung, 
die Pronung für die evangeliſch-lutheriſche Gemeinde der Kirche u Trabemünde 
betreffend), 


(Bublicirt am 28, Mat 1862.) 


In Ausführung des in der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1360, die Ordnung 
für die evangelifch-Lutherifchen Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und zu St. Lorenz 
betreffend, ausgejprochenen Vorbehaltes, ähnliche Anordnungen auch Für die Kirchen— 
gemeinden Travemünde und in den Landbezirten zu treffen, erläßt der Senat hiemit 
zunächt die nachfolgende Ordnung für die evangelifchztutherifche Gemeinde der Kirche 
zu Travemünde. 

Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, am 24. Mai 1862. 

C. Th. Overbed Dr., Sekretarius. 


Ordnung für die evangeliſch-lutheriſche Gemeinde der Kirche zu Travemünde, 


Bon der Kirchengemeinde. 

Art. 1. Mitglied der Kirchengemeinde ift jeder evangeliſch-lutheriſche Chrift, 
welcher innerhalb ?) des Städtchens Travemünde, der Travemünder Feldmarf, der Stadt: 
Lübeckiſchen Dorfſchaften Gneversdorf, Teutendorf, Rönnau, Ivendorf, Brodten umd der 
Fürſtlich-Lübeckiſchen Dorfichaften Niendorf, Häven und Warnsdorf bleibend oder zeits 
weilig jeinen ordentlichen Wohnſitz hat. 

Art. 2. Die Mitglieder der Gemeinde find berechtigt, an den Segnungen bes 
Evangelii und an allen Anjtalten und Einrichtungen dev Kirche Theil zu nehmen, auch 
zu verlangen, daß das Wort Gottes lauter und rein gelehret und die Saframente nach 
Chriſti Einſetzung verwaltet werden. 


1) Ebenſo: Bekanntmachung, die | auf der Herrenfähre und dem alten Lauerhofe. 


Ordnung f. d. evd.-[uth. Gemeinde — 


der Kirche zu Shlutup betreffend, 
publicirt am. 7. März 1866, gegeben 
den 3. März 1866, und weiter Ordnung 
f.d. ev.=(uth. Gemeinde der Kirde 
zu Geninvom 11. April 1866. 

2) Für Sch.: in den Ortſchaften Schlutup 
(mit der Schwarzmühle), Jiralesdorf u. Welslom, 


Für G.: in den Ortſchaften Genin, Mois— 
fing (mit dem Hofe Vorrade), Ober-Büſſau (mit 
dem jog. Roggen-Kampshofe), Nieder-Büſſau 
(mit dem Schnafen-Koppel), jowie in den Orts 
Ichaften Niendorf (mit dem Hofe), in Moor: 
garten und Nienhujen, auf der Brandenmühle 
und Legan. 
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An der Wahl ihrer Vertreter nehmen die Gemeindeglieder nah Maßgabe der 
Art. 5 bis S und 13 bi3 15 Theil. 

Art. 3. Andererfeits haben die Gemeindeglieder die Verpflichtung, chriftlichen 
Glauben und Lebenswandel an fich jelbjt, den Ihrigen und überhaupt in der Gemeinde 
zu fördern; fie find gehalten, den Beſtimmungen diefer Ordnung ſich zu unterwerfen 
und jedes ihnen anvertraute Kicchenamt gewiſſenhaft zu verwalten. 

Die Gemeinde ift verpflichtet, zur Bejtreitung dev Kicchenausgaben, in Gemäßheit 
der erforderlichenfalls zu treffenden Anordnungen, beizutragen. 

Art. 4. Die Mitglieder der Kirchengemeinde jind für alle geiftlichen Amts— 
handlungen in der Regel an die Kirche zu Travemünde '), deren Geijtliche und Ange 
jtellte gewiejen. ha 

Art. 5. Stimmfähig in Angelegenheiten der Gemeinde iſt jedes unbejcholtene 
männliche Gemeindeglied, welches eine jelbititändige Stellung hat und einen chriftlichen 
Lebenswandel führt. 

Wird die Zulaffung eines Gemeindegliedes als nicht ſtimmfähig von dem Kirchen- 
vorſtande (Art. 6 bis 12) beanstandet, jo entjcheidet über diejelbe, auf desfallfige 
Beihwerde, der Senat. 


Bon dem Kirchenvoritande, 


Art. 6. Die Gemeinde hat einen Kicchenvorftand. Diejer bejteht 

1. aus den beiden Geiftlichen der Kirche”); 

2. aus?) jechs Mitgliedern dev Gemeinde, von welchen vier aus dem Städtchen und 
deſſen Feldmarf, Einer aus den Stadt-Lübeckiſchen und Einer aus den Fürſtlich— 
Lübeckiſchen Dorfichaften zu erwählen find. 

Art. 7. Zum Mitgliede des Vorſtandes gewählt werden kann jedes im Kirch— 
ſpiele bleibend wohnhafte jtimmfähige Art. 5) Mitglied der Gemeinde, ohne Rückſicht 
darauf, ob es bereits Mitglied des Gemeindeausjchuffes (Art. 13 bis 18) ift,; oder nicht, 
Derjenige, deifen Vater, Sohn, Stiefvater, Stiefjohn, Schwiegervater, Schwiegerſohn 
oder Bruder bereits im Vorſtande ift, darf nicht gewählt werden. 

Art. 8. Iſt das Amt eines erwählten Vorftehers erledigt, jo eimigt ſich zuvör— 
derſt der Vorjtand über den Vorſchlag von drei dazu geeigneten Männern (Art. 7) 
und beruft binnen zwei Monaten nach Eintritt der Erledigung den Gemeindeausjhuß 
zu einer gemeinfchaftlichen Wahlverfammlung, welche durch dreimalige Fürbittte von, 
der Kanzel befannt zu machen ift. Nachdem dev Vorſitzende des Vorjtandes (Art. 10) 
die Vorgefchlagenen, denen jedes Mitglied des Gemeindeausjchuffes noch eine andere 
Perſon hinzufügen kann, namhaft gemacht hat, jtimmt jeder anweſende Wähler jehriftlich 
durch deutliche Angabe des Namens des von ihm Gemwählten ab. Wer die Mehrheit 
aller abgegebenen Stimmen erhalten hat, ift zum Vorfteher gewählt. Wird eine abjolute 
Mehrheit der Stimmen bei der erjten Abjtimmung nicht erreicht, jo wird über die 
Beiden, welche die meiften Stimmen erhalten haben, noch einmal abgejtimmt. Bei 
Gleichheit der Stimmen entjcheidet dad Loos. 

Auf Betätigung des Gewählten ift von dem Vorſtande beim Senate anzutragen. 
Die Wahl ift, nach erfolgter Betätigung, durch den Vorfigenden des VBorjtandes dem 
Gewählten anzuzeigen und am nächjten Sonntage durch den Geiftlichen von der Kanzel 
in angemefjener Weije befannt zu machen. 


1) Zu Schlutup (zu Genin) deren Geijtlichen. | 3) Sch. aus drei (G. vier) erwählten Mit 
2) Sch. und G.: aus dem Geiftlihen der | gliedern dev Gemeinde. 
Kirche. 
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Sollte ein Gewählter Gründe haben, die Wahl abzulehnen, jo iſt eine neue 
Wahl vorzunehmen. 
Art. 9. Jeder erwählte Vorſteher verwaltet jein Amt zwölf Jahre. 
Ein abtretender Borjteher ijt nicht fofort, ſondern erſt bei der zweiten Wahl nad) 
jeinem Austritte wieder wählbar. 
Anhaltende Kränklichkeit, ſowie fiebzigjähriges Alter berechtigen unbedingt zum 
Austritte aus dem DBorjtande. Dei zum Austritte iſt Jeder, welcher in eine 
Lage fommt, die ihn nach Art. 7 unfähig machen würde, gewählt zu werden. 
Art. 10. Den Vorſitz im Borftande führt der Pastor!) der Kirche, welcher in 
Berhinderungsfällen durch den zweiten Geistlichen vertreten wird. 
Der Vorſtand erwählt dureh abjolute Stimmenmehrheit aus der Zahl jeiner 
Mitglieder einen Borjteher für Kaffen- und Nechnungsführung, zwei Bauvorfteher und 
zwei Armenpfleger. 
Für die Aufbewahrung und Ordnung des Archives forgen der Vorſitzende und ?) 
der zweite Geijtliche, welcher auch in den Verſammlungen das Protokoll zu führen hat, 
und für die Schulen, joweit fie der Gemeinde untergeben find, zwei Vorfteher, unter 
denen ein Geijtlicher fein muß. 
Die Mebertragung mehrerer der vorgedachten Wahrnehmungen an ein und dafjelbe 
Boritandsmitglied iſt zuläfiig. 
Die Ertheilung von Anweifungen in Bezug auf die Gejchäftsführung der einzelnen 
Borjteher bleibt dem Vorſtande überlafjen. 
Art. 11. Der Vorſtand verfammelt fi) auf Einladung des Vorſitzenden — 
wenn thunlich, in einem Firchlichen Lokale — regelmäßig viermal im Jahre, außerdem 
aber, jo oft es erforderlich ift. Sowohl in den Situngen des Vorſtandes, als in den 
gemeinjchaftlichen Situngen deſſelben mit dem Gemeindeausfchuffe, werden die Bejchlüffe 
durch Stimmenmehrheit der anwejenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmen 
gleichheit entjcheidet bei Wahlen das 2003, bei anderen Gegenjtänden die Stimme des 
Borjigenden. 
Art. 12. Dem Vorſtande liegt ob: 
1. Förderung chriftlicher Gefinnung und Sitte in der Gemeinde, Aufrechthaltung 
der firchlichen Anordnungen und Einrichtungen und der Ordnung des Gottes— 
dienftes, 
. DBertretung der Gemeinde vor Gerichts und anderen Behörden, gegenüber ſowohl 
einzelnen Privaten und Körperfchaften, als den anderen Ficchlichen Gemeinden 
und dem Staate. 
. Berwaltung und Leitung aller Kirchengemeindeangelegenheiten in jo weit die 
gegenwärtige Ordnung feine Verwaltung nicht beſchränkt (Art. 18), namentlich 
4.*) Verwaltung und Verwendung des Kirchenvermögens nach Maßgabe der Ver— 
fafjungsurfunde, insbefondere auch die Erhaltung der Kirchlichen Gebäude, Auf- 
machung und zeitige VBorlegung des VBoranjchlages und der jährlichen Nechnungs- 
ablegung an den Gemeindeausſchuß. (Art. 18. 2.) 

5. Aufficht über die Schulen der Kirchengemeinde, insbefondere auch auf den 
Religionsunterricht und die hriftliche Erziehung der Jugend. 


DD 


© 


1) Sch. und ©.: Geiftliche der Kirche. In 2) Sch. und G.: und ein aus der Mitte des 
Verhinderungsfällen wird derjelbe durch den am | Vorjtandes gewählter Protofollführer. 
längjten im Vorſtande befindlichen, oder, bei 3) Sch. und G.: Nr. 4 fehlt. 


gleiher Amtsdauer Mehrerer, dureh den an 
Jahren älteften Vorfteher vertreten. 
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Die Beſtimmung darüber, welhe Schulen als Schulen dieſer Gemeinde 
au betrachten find, bleibt vorbehalten. 

6. Vorſchlag und Theilmahme an der Wahl eines Mitgliedes des Gemeindeausſchuſſes 
(Art. 15) und des Kirchenvorſtandes ſelbſt. 

7. Theilnahme an dem Vorſchlage zur Wahl der Geiſtlichen und an dieſer 
Wahl ſelbſt, Einleitung der erforderlichen Maßregeln während der Vakanz 
(Art. 19) oder andauernder Verhinderung eines Geiſtlichen an der Ausübung 
jeines Amtes. 

8. TIheilnahme an der Berathung über eine Aenderung in der Zahl der Geiftlichen, 
ſowie über die Beitellung eines Adjunkten, Beltimmung der Bejoldung der 
Geiftlichen und Ausmittelung eines Ruhegehaltes, mit Vorbehalt der Genehmigung 
des Senates Hinfichtlich aller dieſer Gegenjtände. 

9, Leitung der kirchlichen Armenpflege und Theilnahme an der Wahl der Hülfs- 
armenpfleger. (Art. 23.) 

10. Anftellung, Entlafjung und Bejoldung dev Kicchenbedienten. 

Gegen Verfügungen des Kirchenvorftandes jteht den Betheiligten die Berufung 
an den Genat zu. 

Bon dem Gemeindeausſchuſſe. 

Art. 13. Die Kirchipielsgemeinde wählt aus ihrer Mitte einen Gemeindeausſchuß 
von achtzehn Mitgliedern ), und zwar zwölf aus dem Städtchen und deſſen Feldmark, 
drei aus den Stadt-Lübeckiſchen und drei aus den Fürſtlich-Lübeckiſchen Dorfigaften. 

Art. 14. Wählen und gewählt werden fünnen nur inmerhalb ber Kirchipiel- 
grenzen wohnende jtimmfähige Mitglieder der Gemeinde. (Art. 5.) 

Sollte die Wahl auf eine Perfon fallen, welcher Eigenjchaften eines jtimmfähigen 
Mitgliedes mangeln, jo ift der Kirchenvorſtand verpflichtet, die Zulaffung des Gewählten 
in den Gemeindeausſchuß zu beanjtanden und die Entſcheidung des Senates einzuholen. 

Art. 15. Nachdem der Kirchenvorſtand den Wahltag beftimmt hat, werden die 
itimmfähigen Gemeindeglieder durch den Geiftlichen von der Kanzel in angemefjener 
Weiſe eingeladen, zur beftimmten Zeit in der Kirche, zur Vornahme der Wahl, fi 
einzufinden. Der Vorſtand wird zu gleicher Zeit einen, mit Zuziehung des Gemeindes 
ausjchuifes entworfenen, Wahlvorjchlag von je zwei Perjonen für jedes zu erwählende 
Mitglied des Ausſchuſſes durch zweimaliges Verleſen von der Kanzel, durch Anjchlag 
im Amtslokal und durch Auslegen bei den Bauervögten veröffentlichen. Es bleibt indefjen 
jedem Wähler unbenommen, in ber Wahlverfammlung auch eine andere, im Wahlvor- 
ichlage nicht genannte Perfon in Vorſchlag zu bringen. Die Wahlverfammlung wird 
von dem Paftor der Kirche mit einer Furzen Anſprache eröffnet, auch die Wahlhandhung 
von ihm geleitet. Jeder anmwejende Wähler giebt jeriftlich feine Stimme über jo viele 
Namen ab, als Ausſchußmitglieder erwählt werden jollen. Die Mitglieder des Vorjtandes 
und des Ausſchuſſes nehmen Theil an der Abſtimmung. Die abgegebenen Stimmen 
werden ſofort gezählt, auch wird zu Protofoll verzeichnet, wie viel Stimmen auf jeden 
Vorgefehlagenen gefallen find. Wer die meiſten Stimmen erhalten hat, ijt gewählt. 
Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet das Loos. Der Gewählte, ijt, jofern nicht der 
am Schluffe des Art. 14 gedachte Fall eintreten ſollte, jofort von der gejchehenen 
Wahl durch den Vorfienden in Kenntniß zu jeßen und ift die Wahl am nächjten 
Sonntage durch den Geiftlichen von der Kanzel in angemefjener Weife zur Kunde der 
Gemeinde zu bringen. 


1) Sch.: neun Mitgliedern. G.: nem Mitgliedern, ſofern im Kirchſpiel eine kirchliche 
Armenpflege eingerichtet werden möchte. 
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Sollte ein Gewählter Gründe haben, die Wahl abzulehnen, jo tritt derjenige, 
welcher nächſt dem Gewähllen die meiften Stimmen erhalten hat, in feine Stelle ein. 

Art. 16. Die Mitglieder des Gemeindeausjchuffes werden auf jechs Jahre gewählt. 
Ale zwei Jahre tritt ein Drittheil derjelben aus und wird durch Wahl von Seiten 
der Gemeinde ergänzt. Die Ausjcheidenden können erſt nad zwei Jahren wieder 
gewählt werden. Berpflichtet zum Austritte ift Jeder, welcher feinen Wohnſitz aus dem 
Kirchſpiel verlegt. 

Art. 17. Der Gemeindeausſchuß wird von dem Kirchenvorjtande durch jchriftliche 
Einladung regelmäßig zweimal im Jahre, außerdem aber jo oft 8 erforderlich ift, oder 
wenigjtens der dritte Teil der Ausfhußmitglieder darauf anträgt, zufammenberufen. 
Ueber die vorliegenden Gejchäfte wird in gemeinfchaftliher Sitzung berathen und abge- 
ſtimmt. Die Leitung hat der Vorfiende des Kirchenvorſtandes. 

Jedem Mitgliede des Ausſchuſſes steht frei, Anträge an die Berfammlung zu 
ftellen. Jedoch find dieſe jpätejtens am Tage zuvor dem Vorfikenden mündlich oder 
ſchriftlich mitzutheilen. 

Art. 18. Dem Gemeindeausſchuſſe jteht, in Vertretung der Gemeinde zu: 

1. Theilnahme an den Wahlen der Kicchenvorjteher (Art. 8) und der Mitglieder 

des Gemeindeausſchuſſes (Art. 15), an den Wahlen der Geiftlichen (Art. 22) 
und der Hülfsarmenpfleger (Art. 23), ſowie an der Berathung über eine 
Aenderung in der Zahl der Geiftlichen. (Art. 12, 8.) 

2. Genehmigung des jährlichen Voranjchlags über Einnahme und Ausgabe der 
Gemeinde, jowie Entgegennahme des jährlichen Berichtes und der Rechnung des 
Kirchenvorjtandes über das verflofjene Jahr, (Art. 12, 4.) Die Berichte und 
Nechnungsablagen gelangen demnächft durch den Kirchenvorſtand an das Amt 
Travemünde, 

. Die Zuftimmung des Gemeindeausschuffes ift erforderlich: bei beabfichtigter 
Verwendung belegter Kapitalien, bei Aufnahme von Anleihen, fofern dieje nicht 
bloß zur Aushülfe für kurze Zeit dienen und aus den laufenden Ginnahmen 
defjelben Jahres zurüderftattet werden jollen, endlich zur Veräußerung oder 
Verpfändung von Grundftüden der Kiche und zur Erwerbung neuer Grundftüde. 


© 


Bon Vakanzen und Wahlen der Geiftlichen. 


Art. 19. Wird das Amt eines Geiftlichen erledigt, jo wird der Kirchenvorftand 
don der eingetretenen Vakanz unverzüglich, dem Senior Anzeige machen, welcher, im 
Einvernehmen mit dem Vorſtande, die erforderlichen Mafregeln für die Wahrnehmung 
der Amtsgejchäfte während der Vakanz treffen wird. 

Art. 20. Innerhalb dreier Monate nach eingetretener Vakanz einigt fich in einer 
anzufegenden Verfammlung der Kirchenvorſtand, unter Zuziehung des Seniors, über den 
Vorſchlag von drei zu dem erledigten Amte geeigneten Perjonen.. 

An!) dem Wahlvorjchlage für. das erledigte Pajtorat, zu welchem Kandidaten 
nicht präfentirt werden können, nimmt der an der Kirche angeftellte zweite Geijtliche 
feinen Antheil. 

Wählbar find: im Lübeckiſchen Staate und auswärts angeftelfte Geiftliche, ſonſtige 
für das Amt geeignete Gottesgelehrte und Lübeckiſche Kandidaten (ſ. jedoch Abſatz 2 
dieſes Art.), welche letztere im Falle der Bewerbung um das erledigte Amt fich bei den 
Mitgliedern des Kicchenvorftandes zu melden haben. Ueber die Bereitwilligfeit der 


1) Diefer Abſatz fehlt in Sch. und ©. 
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Uebrigen zur Annahme des Amtes wird der Kirchenvoritand vor der Vorjehlagsver- 


jammlung ſich vergewiſſern. 

Nach gewiſſenhafter Berathung über die Eigenſchaften und die Tüchtigkeit der in 
Betracht kommenden Perſonen werden drei von dieſen durch abſolute Stimmenmehrheit 
der Anweſenden zur Präſentation gewählt, die Namen der Präſentirten am nächſten 
Sonntage durch den Geiſtlichen von der Kanzel zur Kunde der Gemeinde gebracht und 


darnach in der Kirche die üblichen Fürbitten für die Wahl gehalten. 


Art. 21. An den nächſten Sonntagen, Vor- oder Nachmittags, werden nad) 
näherer Anordnung des Kirchenvorftandes, im Einvernehmen mit dem Senior, Wahl⸗ 
predigten, zu welchen dieſer die Texte aufgeben wird, von den Präſentirten in der Kirche 
gehalten, wiewohl nicht bei erledigtem Paſtorate. Auswärtige Geiſtliche und Gottes= 
gelehrte können zu einer Gaftpredigt eingeladen werden, wenn nicht ihre Tüchtigfeit durch 
ihre bisherige Wirkſamkeit genügend bewährt it. 

Art. 22. In der Woche nach der letzten Wahlpredigt tritt der Kirchenvorſtand 
mit dem Senior und dem Gemeindeausjchuffe in der Kirche zur Wahlverfammlung 
zufammen. Der Senior hält Gebet und Anſprache und knüpft daran einen funzen 
Bericht über die Lebensumstände und bisherige Wirkfamfeit der Präfentirten. Jedes 
anweſende Mitglied des Kirchenvorſtandes und Ausſchuſſes ſtimmt jodann jchriftlic durch 
Aufzeichnung der Namen eines der Präjentirten ab. 

Die Wahl erfolgt nach abjoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen, Wird 
diefes Ergebniß bei der erſten Wahl nicht erreicht, jo ift unter denjenigen, welche bei 
der Vorwahl die meisten Stimmen erhalten haben, abermals zu wählen. Im Halle 
einer Gleichheit der Stimmen, jei es bei der Vorwahl oder Nachwahl, entjcheidet 
da3 2008. 

Das Ergebniß der Wahl wird jofort von dem Kirchenvorjtande dem Senate 
angezeigt, mit dem Antrag auf Beftätigung des Gewählten. Wird diefe ertheilt und 
ift ein Ausmwärtiger gewählt, jo erläßt der Senat das Berufungsjchreiben an denfelben. 
Hat die Wahl einen Hiefigen getroffen, jo wird, nach erfolgter Bejtätigung, die Benad)- 
richtigung des Gewählten durch den Kirchenvorſtand wahrgenommen, Um nächſten 
Sonntage nad erfolgter Betätigung wird die Wahl auf angemefjene Weiſe durch den 
Geiftlichen von der Kanzel zur Kunde der Gemeinde gebracht. Demnächſt wird die 
Einführung, beziehungsmweife die vorgängige Ordination des Gewählten durch den Senior 
vollzogen. 

Bon der Firchlichen Armenpflege. 


Art. 23. Um der Firchlichen Armenpflege eine größere Wirkſamkeit zu fichern, 
werden, in jo weit das Bedürfniß vorhanden ift, aus der Gemeinde Hülfsarmenpfleger 
von dem Vorſtande und dem Ausfchuffe in gemeinichaftlicher Sitzung gewählt. Die 
Zahl derjelben bejtimmt der Borftand. Die geichehene Wahl wird am nächiten Sonntage 
durch den Geiftlichen von der Kanzel in angemefjener Weife zur Kumde der Gemeinde 
gebracht. 

Jeder Hülfsarmenpfleger verwaltet fein Amt in der Regel jechs Jahre; der Vorjtand 
ift jedoch befugt, jowohl demjenigen, welcher jchon früher zurüdzutreten wünſcht, die 
Entlaffung zu gewähren, als auch demjenigen, welcher noch länger im Amte zu verbleiben 
bereit ift, die Fortführung defjelben zu gejtatten. 

Die Hülfsarmenpfleger haben die Liebesgaben der Gemeinde in näher zu bejtim- 
mender Weije entgegenzunehmen, und, mit den zur Armenpflege abgeordneten Vorſtehern 
(Art. 10) und unter deren Leitung, der Armen und Kranfen in der Gemeinde mit 
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Rath und That fi anzunehmen, fie in ihren Häufern zu bejuchen und ihnen mit 
geiftlichem Troſt und Leiblicher Unterſtützung beizuftehen. 

Die Hülfsarmenpfleger, werden, jo oft e8 erforderlich iſt, wenigſtens aber monatlich 
einmal, von den Aeltejten der zur Armenpflege abgeordneten beiden Borjteher zur 
gemeinjchaftlichen Verſammlung unter feinem Vorfiß berufen, an welcher aud) beide ') 
geiftliche Vorfteher, wenn fie oder einer von ihnen nicht jelbjt Armenvorjteher jein 
follten, wiewohl nur berathend, Theil nehmen. 

Jährlich ift dem Kirchenvorjtande über Einnahme und Bertheilung von Biebesgaben 
Rechnung abzulegen. 

Nähere Feſtſtellung des Verhältniſſes der Firchlichen Armenpflege zur Kommunal- 
Armenpflege bleibt vorbehalten ?). 

Art. 24°) In Anfehung aller derjenigen Gegenftände, über welche aus Diejer 
Ordnung Beitimmungen nicht zu entnehmen find, bleiben die bisher geltenden Normen 
in Wirkſamkeit. 

Hebergangsbeitimmungen. 

1. Bei der erften Wahl der Mitglieder des Kirchenvoritandes Art. 6 bis 9), 
ſowie bei der erſten Wahl der Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes Art. 13 bis 16) 
vertritt?) die bisherige Vorfteherichaft der Kirche die Stelle des künftigen Kirchenvor— 
ftandes und übt, unter Beobachtung der in den gedachten Artikeln vorgejchriebenen 
Beitimmungen, alle dem Kirchenvorftande für die Leitung der Wahlen beigelegten | 
Befugniffe. 

2. Die Vorſteherſchaft der Kirche wird zuerft ?) zur Wahl der Mitglieder des 
Ausſchuſſes, in Gemäßheit des Art. 15, fehreiten und für diefes Mal auch den Wahl 
vorſchlag allein entwerfen. Erſt nach gejchehener Wahl des Ausfchuffes iſt die Wahl 
des Kirchenvorftandes nah) Maßgabe des Art. 8 vorzunehmen. Auch bei diejer erjten 
Wahl des Kicchenvoritandes darf jedes Mitglied des neuerwählten Gemeindeausſchuſſes 
den Vorgejchlagenen noch eine andere Perſon Hinzufügen. 

3. Bis der Kirchenvorſtand erwählt und beftätigt ift, auch die Vertheilung der 
Geſchäfte in demjelben bejchafft und die Gejchäftsordnung feftgeftellt fein wird, bleibt °) 
die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten, in Gemäßheit der bisher geltenden 
Normen in den Händen der bisherigen Kirchenvorfteherjchaft. 

4. Bon den erften erwählten Mitgliedern des Kirchenvorſtandes treten’) jchon 


1) Sch. und G.: der Geiftliche, wenn er nit | (Art. 18 Punkt 2 und 5) find die Gutsherr- 
ſelbſt Armenvorfteher jein jollte, wiewohl nur | jehaften von Moisling u. Weiſſenrode perſönlich 
berathend, Theil nehmen wird. oder durch einen Bevollmächtigten Theil zu 

2) Hier ift für ©. ein Art. 24 eingeſchaltet: nehmen bevehtigt und iſt jede der gedachten 
Sp lange die Gutsherrſchaften von Moisling Gutsherrſchaften, beziehungsweije deren Bevoll- 
und Weifjenrode in Vertretung ihrer eingepfarrten | mächtigter, in Diefen Verſammlungen des 
Gutsangehörigen, nach bisherigem Maßſtabe Gemeindeausſchuſſes zur Abgabe von 3 Stimmen 


zu je ein Achtel oder für je vier Hufen zu den | befugt. 
Kirchenanlagen beitragen werden, fommen für 3) An ©.: Art. 25 
die Zuſammenſetzung der Gemeindevertretungen 4) Sch. und G.: vertreten der Geiftliche 


(Art. 61. 13) die nachfolgenden gejeglichen Bes 
ftimmungen zur Anwendung: 1. Bon den vier 
Borjtehern bes Geniner Kirchſpiels (Art. 6) iſt 
jtets einer aus dem Moislinger und einer aus 
den dem Gejammtgute Weiſſenrode angehörenden 
Mitgliedern der Kirchengemeinde zu erwählen. 
2. An allen VBerfanmlungen des Gemeindeaus- 
ſchuſſes, welche Die Verwaltung und Berwendung 
des Kirchenvermögens, Voranſchlag, Rechnungs— 
ablage, ſowie Veränderungen im Kapital- und 
Immobiliarvermögensbeſtande der Kirche betr. 


und die bisherigen Juraten der Kirche. 

5) Sch. und G.: diejelben werden zuerft. 

6) SH. und G.: wird die Verwaltung der 
tirhlichen Angelegenheiten in bisheriger Weife 
fortgeführt. 

7) Sc. und G.: tritt nach vollendeten zehn 
Amtsjahren das erſte Drittheil, nach vollendeten 
elf Amtsjahren das zweite Drittheil und nad 
vollendeten zwölf Amtsjahren das fette Drittheil 
aus. Die Reihenfolge ıc. 


19] III. Nachtrag zur Stadt: und Landgemeindeordnung vom 7. November 1866. 907 


"nach vollendeten neun und zehn Amtsjahren je ein Vorfteher, nach elf und bezw. zwölf 
Amtsjahren je zwei Vorſteher aus; die Reihefolge der jedesmal Austretenden wird 
durch das Loos entichieden. 

5. Bon den erſten Mitgliedern des Gemeindeausfchuffes tritt ſchon nach vollendeten 
vier Amtsjahren das erſte Drittheil, nach vollendeten fünf Amtsjahren das zweite Drit- 
theil und nach vollendeten ſechs Amtsjahren das letzte Drittheil aus; die Reihenfolge 
des Austrittes wird durch das Loos bejtimmt. 


IH. 


Darhtran 
zu der Pronung für die evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden der Stadt 
Tüberk und nı Sf. Lorenz, vom 8, Dezember 1860, ſowie zu Den Drimungen 
für die Gemeinden der Kirchen zu Travemünde, zu Sıhlufup und zu Genin, 
vom 24. Mai 1862, 3, Wärr und 11. April 1866, 


(Publicirt am 12. November 1866.) 


Der Senat hat Sich veranlakt gejehen, in Beziehung auf einige Beltimmungen 
in den für die evangelifch-Lutherijchen Kirchengemeinden erlaffenen Ordnungen die nach— 
bemerkten Verfügungen zu treffen, welche hiedurch zu allgemeiner Kenntniß gebracht 
werden: 
1. Um die Ausführung der Beitimmungen im Art. 12 und 7, und im Art. 19 
der Ordnung für die evangelifch-lutherifchen Kirchengemeinden dev Stadt Lübeck ıc., 
wonach den Vorjtänden der fünf ftädtifchen Gemeinden obliegt, wenn das 
Amt eines Geistlichen bei einer derjelben erledigt, oder ein Geiftlicher an der 
Ausübung feines Amtes andauernd verhindert wird, für Wahrnehmung der 
Amtsgefchäfte während der Vakanz oder während der Verhinderung Sorge zu 
tragen, 

zu erleichtern, hat der Senat durch Verfügung vom 18. März 1865 das Nachfolgende 

angeordnet: 
Wenn das Amt eines Geiſtlichen bei einer der fünf ſtädtiſchen Kirchengemeinden 
erledigt, oder wenn ein Geiſtlicher derſelben an der Ausübung ſeines Amtes 
dauernd verhindert wird, hat der Vorſtand, falls die übrig bleibenden Geiſt— 
lichen an der betreffenden Kirche zur Haltung der Vakanzpredigten, oder zur 
Aushülfe in Fällen vorgedachter Art, anderweiter Unterſtützung bedürfen ſollten, 
davon dem Senior des Miniſteriums Anzeige zu machen, welcher ſodann, im 
Einvernehmen mit dem Vorſtande, die erforderlichen Maßregeln für die Haltung 
der Vakanzpredigten, ſowie für aushülfliche Wahrnehmung ſonſtiger geiſtlicher 
Amtsgeſchäfte während der Vakanz, oder während andauernder Verhinderung 
eines Geiſtlichen, treffen wird. 

2. Zur Ergänzung der im Art. 20 der Ordnung für die evangeliſch-lutheriſchen 
Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und zu St. Lorenz, ſowie im Art. 20 der Ord⸗ 
nungen für die Gemeinden der Kirchen zu Travemünde, zu Schlutup und zu Genin, 
enthaltenen Beſtimmung, 

wornach für das Amt eines Geiſtlichen nur Lübeckiſche Kandidaten wählbar ſind, 
wird, nach erſtattetem Gutachten des Miniſteriums, hiemit verordnet: 
daß auch auswärtige Kandidaten zur Präſentation für geiſtliche Aemter, nach 
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Maßgabe der Vorſchriften in den vorgedachten Kicchengemeindeordnnungen, zuges 
laſſen werden dürfen, 

wiewohl nur unter den nachfolgenden Bedingungen: 

1. Ein auswärtiger Kandidat kann nur präjentivt werden, wenn er einer Landes— 
kirche evangelifch-lutherifcher Konfeſſion angehört. 

2. Er darf nur dann in Vorfchlag gebracht werden, wenn er auch im feiner 

heimathlichen Landeskirche präfentationsfähig ift, d. h. wenn er da, wo zwei 

Prüfungen dazu erforderlich find, das zweite Eramen wohl beitanden hat. 

3. Der auswärtige Kandidat hat dem Senior und zweien von dieſem zuzuziehen⸗ 
den Mitgliedern der Prüfungskommiſſion des Miniſteriums ſeine Zeugniffe und 
mindejtens eine früher von ihm gehaltene Predigt vorzulegen und einem Kollo- 
guium mit denfelben fich zu unterziehen. Nur auf Grund eines von dem 
Senior ausgejtellten befriedigenden Zeugniffes darf ihn der betreffende Vorstand 
präjentiren. 

Gegeben Lübed, in der VBerfammlung des Senates, am 7. November 1866. 
C. Th. Overbed Dr., Sefretarius, 


I; 


Bekanntmachung, 
betreffend die Belfimmungen über das Seninraf der erangelifih-Iutherifichen 
Kirche des Lübeckiſchen Freiſtaates. 


(Publicirt am 1. November 1871.) 


Nachdem auf vernommenes Gutachten des Minifteriums die Aufhebung der ſchon 
ſeit einer langen Reihe von Jahren erledigten Superintendentur und die bleibende 
Wahrnehmung der mit dieſem Amte verbunden geweſenen Befugniſſe durch den Senior 
des Miniſteriums beſchloſſen, auch wegen der dem Seniorate aus öffentlichen Mitteln 
zu gewährenden Entſchädigung nach verfaſſungsmäßigen Verhandlungen ein Einver— 
nehmen mit der Bürgerſchaft erzielt worden iſt, bringt der Senat die nachſtehenden, 
mit dem 1. Januar 1872 in Kraft tretenden, Beſtimmungen hierdurch zur allgemeinen 
Kundoe. 

Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, am 28. Oktober 1871. 

Ed. Hach, Dr., Sekretarius. 


Beſtimmungen, das Seniorat der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Lübeckiſchen 
Freiſtaates betreffend. 


Art. 1. Die amtlichen Befugniſſe eines Superintendenten werden für die evan— 
geliſch-lutheriſche Kirche des Lübeckiſchen Freiſtaates durch den Senior des Miniſteriums 
wahrgenommen, welcher vom Senate aus den Paſtoren an den fünf Hauptfirchen der 
Stadt Lübeck erwählt wird. Wird das Seniorat erledigt, jo iſt mit deſſen Wieder- 
bejegung nicht eher zu verfahren, als bis zu dem Paftorate, welches der Senior befleidet 
hatte, ein Geiftlicher wiederum erwählt und diefer vom Senate bejtätigt ift. 

In Verhinderungsfällen, ſowie während einer Vakanz wird der Senior durch 
den im Amte Aelteften der Paſtoren an den fünf Hauptficchen der Stadt Lübeck 
verfreten. 


ER 
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Art. 2. Der Senior bezieht als Entjhädigung für feine Mühwaltungen, jowie 
für die bei Wahrnehmung feines Amtes ihm zur Laft fallenden Reiſekoſten, Vergütung 
an den ihn in feiner eigenen Kirche vertretenden Prädifanten und jonjtige Ausgaben aus 
öffentlichen Mitteln ein in vierteljährlichen Naten postnumerando zahlbares jährliches 
Honorar von 1000 M. 

Art. 3. Zu den Wahrnehmungen und Obliegenheiten des Seniors gehört ins— 


beſondere: 


1. Der Vorſitz in den Verſammlungen des Miniſteriums und die Leitung der 
Berathungen deſſelben, wie auch die Inſtandhaltung des Miniſterialarchivs und eine 
ſorgfältige Fortführung der kirchlichen Chronik. 

2. Die Ertheilung von Gutachten in kirchlichen Angelegenheiten auf 
Erfordern des Senates, entweder in Verbindung mit dem Miniſterium oder allein, 
ſowie die Befugniß, Anfragen oder Anträge in ſolchen Angelegenheiten an den Senat 
zu richten. 

3. Entgegenbringung von Vorſchlägen für die Abfaſſung aller, ſei es bleibend 
oder für beſondere Zwecke vom Senate anzuordnenden liturgiſchen Formulare, 
Gebete und kirchliche Handbücher, unter Zuziehung des Miniſteriums. 

4. Die Aufſicht auf die Befolgung der kirchlichen Anordnungen und Einrich— 
tungen, ſowie auf Lehre und Leben der Geiſtlichen in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchen— 
gemeinden des Lübeckiſchen Freiſtaates. 

Zu dem Ende hat der Senior: 

a. ſich in möglichjt genauer Kenntniß zu erhalten von der Handhabung des Gottes— 
dienjtes u. w. d. g., der Amtsführung der Getftlihen und dem gejfammten 
kirchlichen Zuftande in den Gemeinden, und dieſe Kenntniß ſich zu verjchaffen 
entweder durch beftimmte Anfragen an die Kirchenvorjtände, bezw. die Getjt- 
lichen oder nöthigenfalls, insbeſondere rückſichtlich der Gemeinden zu Trave— 
münde und in den Zandbezirken, durch perjünlichen Befuch der Gemeinden. 

Die Kirchenvorftände, bezw. die Geiftlichen find verpflichtet, dem Senior jede 
von ihm über Gottesdienft und Firchliches Leben in der Gemeinde geforderte 
Auskunft zu geben, 

b. den Geiftlichen in Bezug auf ihre Amtsführung Rath zu ertheilen, wenn fie 
denjelben bedürfen oder begehren, erforderlichen Falles auch Erinnerungen. zu 
machen ; 

e, bei etwanigen Mißhelligfeiten zwifchen den Geiftlichen und Gemeinden eine güt- 
liche Ausgleichung zu perjuchen. 

5. Sährliche Berihterftattung an den Senat über dasjenige, was hinficht- 
fichtlich der Inſpektion der Gemeinden im Laufe des Jahres wahrgenommen it. 

6. Mebermittelung der vom Senate erlaffenen, die Landgemeinden betreffenden 
rein kirchlichen und gottesdienftlihen Anordnungen an die beifommenden 
Geiftlichen. | | 

7. Anordnung interimiftifher Verwaltung des Pfarramtes bei 
Vakanzen oder andauernder Verhinderung eines Geiftlihen an der Aus— 
übung feines Amtes im Einvernehmen mit den Kirchenvorjtänden, auch über die von 
der Gemeinde dabei zu übernehmenden Laſten. 

Für die fünf Kirchengemeinden der Stadt Lübeck beſchränkt ſich die Mitwirkung 
des Seniors auf den Fall, da die übrig bleibenden Geiftlihen an der betreffenden 
Kirche zur Haltung "der Vakanzpredigten oder zu jonjtiger Aushülfe anderweitiger 
Unterftügung bedürfen (vergl. Nachtrag vom 7. November 1866 zur Ordnung für die 
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evangelijch-lutheriichen Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und zu St. Lorenz dom 
8. Dezember 1860). 

Dem Senior fteht die Befugniß zu, für die Wahrnehmung geiftlicher Handlungen 
bei Vakanzen oder zur Aushülfe jowohl unter den Stadtgeiftlichen als unter den Land- 
geiftlichen einen Turnus einzuführen. 

3. Aufgabe der Terte zu den Wahlpredigten an die Bewerber um Pfarr- 
ämter bei den evangelifch-Iutherifchen Kirchen des Lübeckiſchen Staates. 

9. Theilnahme an den von den Vorſtänden der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinden in der Stadt Lübeck und in dev Vorſtadt Et. Lorenz, zu Travemünde, Schhutup 
und Genin ausgehenden Vorſchlägen für das erledigte Amt eines Geiftlichen, ſowie die 
Eröffnung der Wahlhandlung, nah Maßgabe der bezüglichen Kirchen— 
gemeindeordnungen. 

10. Die Ordination der Geiſtlichen in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchen— 
gemeinden des Lübeckiſchen Staates, und zwar der Geiſtlichen in der Stadt und in der 
Borjtadt St. Lorenz in der Kicche, für welche fie erwählt find, der Geiftlichen zu Trades 
münde und in den Landbezirken in der Kirche, an welcher der Senior das Paſtorat 
bekleidet; vorbehaltlich der hinſichtlich des Geiſtlichen an St. Annen nach Erledigung 
der Stelle zu treffenden Verfügung. 

11. Einführung der Paſtoren an den fünf Hauptkirchen der Stadt, ſowie 
der Geiſtlichen an den Kirchen in der Vorſtadt St. Lorenz, zu Travemünde und in 
den Landbezirken. 

12. Beaufſichtigung der Kandidaten des Miniſteriums nach Maßgabe der 
dieſen bei ihrer Aufnahme ertheilten, vom Senate beſtätigten Inſtruktion. 

13. Leitung der Prüfung der zu Kandidaten des Miniſteriums ſich An— 
meldenden. 

14. Leitung des Kolloquiums, welches mit den zu Predigtämtern in den 
evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden des Lübeckiſchen Freiſtaates ernannten Kandi— 
daten vor ihrer Einweihung und Einführung gehalten wird. 

15. Die Entſcheidung über die Zulaſſung von Studirenden der Theologie, 
welche im Predigen ſich zu üben wünſchen, zur Abhaltung von Predigten in den 
lutheriſchen Kirchen des hieſigen Staates, ſowie die ausnahmsweiſe Verſtattung der 
Ausübung geiſtlicher Amtsverrichtungen im Lübeckiſchen Freiſtaate durch auswärtige 
Geiſtliche, wiewohl nur unter Einwilligung der zunächſt zur Vollziehung der Handlung 
Berechtigten. 

16. Beaufſichtigung des evangeliſch-lutheriſchen Religionsunter— 
richts in den öffentlichen und Privatſchulen, unter Mittheilung etwa bemerkbar 
gewordener Mängel an den Senat zu deffen weiterer Verfügung, jowie, auf den Antrag 
des Oberjchulfollegiums, Prüfung der an den Schulen zuzulafienden Qehrer in 
Bezug auf ihre Befähigung zur Ertheilung des evangelifchelutherifchen Religions— 
unterrichts, 


2. Yamburg. 

Die Entwidelung der Hamburger Kirchenverfaſſung zerfällt in zwei Berioden, 

von welchen die erftere über drei Jahrhunderte umfaßt, die zweite jeit 1848 vorbereitet, 
i. J. 1883 zum vorläufigen Abſchluß gediehen it. 
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Die ältere Kirchenverfaſſung beruht auf der Kirchenordnung von 1529) und 
weiſt diejelben charatteriftiichen Gigenthümlichkeiten auf, welche uns jchon in der 
Lübiſchen, gleihfalls einem Werte Bugenhagens, entgegengetreten find. Nur 
dak in Hamburg die Firchliche Organijation ſich noch inniger mit der ftaatlichen 
verschmolzen hat, und der Senat der Stadt niemals in den alleinigen Beſitz ver 
Kirchengewalt gelangt ift. Denn ſchon am 29. Juni 1528 und jpäter oft wiederholt ?) 


ift das Kolleg der Sechsziger neben dem Senat als höchſtes Organ der Kirche hin— 


geftellt worden, als mandatarii eivium in Kirchenſachen 3). Diefe Sechsziger aber 
waren nichts anderes als die Gejammtheit der in jedem Kirchſpiel in Zwölfzahl 
beftellten Diafonen, die von den 15 Oberalten gewählt wurden aus den Hunderteinund- 
achtzigern — den Subdiafonen — welche wieder don den Sechszigern aus der Zahl 
der ihnen für jedes Kirchipiel beigegebenen Adjunkten zu erivählen waren 9). 

Neben Senat und Bürgerschaft ſteht das Minifterium, gebildet aus ſämmtlichen 
Predigern der Stadt, ſowie der beiden vorſtädtiſchen Parochialkirchen, doch ohne daß 
demſelben den Inhabern der Kirchengewalt gegenüber mehr als ein Konſultativ— 
Votum eingeräumt geweſen wäre). 

Die Spitze des Miniſteriums, welches daſſelbe auch zu regelmäßigen gemein— 
ſchaftlichen Berathungen beruft, bildet der Superintendent, und ſeit 1593, wo die 
erledigte Superintendentur nicht wieder beſetzt wurde ©), der Senior, der vom Rathe 
gewählt wurde. Diefer ift gleichzeitig Vorfigender des aus den fünf Paſtoren der 
Stadt beftehenden Examinationskollegiums für die geiftlichen Amtstandidaten und bei 
dem mit den neuerwählten Predigern anzuftellenden Kolloquium, ordinirt und führt die 
Baftoren an den Parochialkirchen ein, jowie an den meisten Kirchen des Yandgebietes. 

Die Gemeindeorganifation war eine ziemlich komplicirte ). Sie beitand zunächſt 
aus den im Kirchſpiel etwa wohnenden Bürgermeiſtern und zwei Kicchjpielsherren, 
wozu der Rath in der Regel die beiden älteften im Kirchſpiel eingepfarıten Rathsherren 
deputirte. Durch diefe gelangten die Willensmeinungen des Raths an die VBarochial- 
kirche, und durch die bei der Senioratskirche Fungivenden zugleih an das Minifterium. 
Endlich aus dem Collegium iuratorum, d. h. allen Denjenigen, welche als jetzige over 


1) Au bei Ritter, KO. 1, ©. 127 f., 2) Vgl. Neceß v. 1603 Art. 72. Kirchl 


ſanctionirt durch den Neceß von 1529 Art. 59 
und durch den „Raadt und Börgern'endrechtiglid 
angenomnten“. Eine Revifion, Die fih auch 
namentlih auf die Beftimmungen über die 
Verwaltung bezieht, wurde 1539 vom Rathe 
angeordnet und dem Superintendenten Aepinus 
übertragen. Dieje neue Kirchenordnung ift dann 
am 28. April 1556 dem Miniſterium Seitens 
de3 Rathes übergeben, öffentlich verlefen , aber 
nie durch einen fürmlihen Naths- und Bürger— 
ihluß janctionirtf worden. Da fie aber in 
Gebrauch gekommen ift, (abgedruckt im Kixchl. 
Geid.- u. Verf. d. . . St.Hamb. (ebend. 
1770, ©. 272 ff.), jo hat daneben die alte 
Kirhenordnung, nur jo weit fie durch die neue 
nicht abgeändert war, fort gegolten. ine neue 
Redaktion wurde 1708 verjucht, aber nicht durch— 
geführt. Val. Weitphalen, Geſchichte Der 
Hauptgrumdjäge d. Hamb. Verf. (Hamb. 1846) 
Bd. 3. 


Geidh....u.a.D.©.41u.Weftphalen, 
Hamb. Verfaſſ. u. Verwaltung. Hamb. (1841) 2, 
©. 159. 

3) „Wenn die Sachen nicht von der Importanz, 
daß der gefammten Bürgerihaft Approbation 
dazu nöthig." Neglem. d. Bürgerfonvente Tit. 2 
Art. 11, bei Weſtphalen a. a. O. 2, ©. 158, 
welcher Ordnungen anführt, die der erbgeſeſſenen 
Bürgerſchaft zur Genehmigung unterbreitet wor— 
den find. 

4) Bol. Weitphalen a. a. O. 1. S. 176 ff. 

5) Val. Receß v. 1584 Art. 4. Hauptreceß 
(1711) Art. 24. 

6) irchl. Geld. u. Verf. ©. 3. 

7) Vgl. hiefür wie für das Folgende We jt- 
phalen a.a. O. 2, ©. 174. Die Organijation 
beruht auf der Bugenhagiſchen Kirchenordnung, 
hat aber ihre weitere Ausbildung gewohnheits- 
rechtlich gefunden. 
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frühere Verwalter der Kirche ihr geſchworen hatten und nicht etwa fpäter Mitglieder 
des Rathes geworden ivaren. 

Die Geſammtheit diefer Perfonen bildete das große Kirchenkollegium, welchem 
die Erörterung der wichtigeren Siechenangelegenheiten oblag, die Oberaufficht über die 
Vermögensverwaltung der Gemeinde zuftand und endlich die Wahl der Geiftlichen. 
Die Verwaltung jelbft wurde aber in jeder Gemeinde durch die Bank geführt. Diefe 
beitand zunächſt aus zwei Leichnamsgejchtvorenen, d.h. zwei vom großen Kirchenkolleg 
aus den älteften Juraten des Kirchſpiels gewählten Perfonen, welche für Unterhaltung 
des Altars, der Kanzel u. j. w. auf Lebenszeit gewählt wurden, und weiter aus zwei 
verwaltenden Juraten, welche gleichfalls vom großen Kirchenkollegium aber aus ſämmt— 
lichen Diafonen und Subdiafonen des Kirchſpiels auf zwei Jahre zu wählen waren 
und die Bermögensadminiftration übernahmen. “Endlich beftant noch ein Gottesfaften, 
in welchen die durch die Subdiafonen und deren Adjuntten gefammelten freiwilligen 
Gaben flogen. Dieſem ftanden Verwalter vor, welche von dem Kollegium der Diakual 
gewählt wurden und diefem auch Nechnung abzulegen hatten. 

Dieſe politiſch-kirchliche Gemeindeorganifation erwählt aber auch die Paftoren. 
Und zwar gejchieht dies in der Weife, daß das große Kirchenkollegium die Kandidaten 
aufitellt, von welchen die Bank unter Zuziehung der Kicchjpielsherren und etwaiger 
Patrone vier auf die engere Wahl ftellt. Nachdem dann das Minifterium feine Ein- 
wendungen gegen die Kandidaten erhoben und der Senior fie begutachtet hat, wählt 
das große Kicchenfolleg unter Zuziehung aller eingepfarrten Nathsherren und des 
Senior3, welcher einen bejonders vorjchlägt, mit relativer Majorität, während der Senat 
beftätigt. 

Aehnlich erfolgt die Wahl der geiftlichen Diafonen durch das große Kiechenkolleg. 
Nur daß die weitere und engere Wahl durch die Bank vorgenommen wird, und ftatt des 
Seniors der Paftor der Kirche fungixt, an welcher die Vakanz des Diakonates einge- 
treten ift, wie denn auch diefer die Ordination und Einführung des neuen Diakons 
vorzunehmen bat. 


Nach Publikation der deutſchen Grundrechte war die ungeftörte Forteriftenz der 
Hamburger Kichenverfafjung in ihrer bisherigen Verſchmelzung mit der ftaatlichen 
Drganijation unmöglich geworden. Sp wurde denn |hon im Dezember 1848 eine 
Kommiſſion zur Berathung einer neuen Kicchenverfafjung zujammengefeßt !), welche im 
Jahre 1849 ihre Aufgabe erledigte. Der Entwurf derjelben unternahm es, die Kirche 
vollftändig vom Staate loszutrennen, blieb aber gerade deswegen ohne Erfolg, nach— 
dem die Veränderung der politifchen Verhältnifje die Beibehaltung der alten Vereinigung 
von Staat und Kirche als thunlich erjcheinen ließ, und zahlreihe Stimmen fie als 
wünſchenswerth bezeichnet hatten. 

Die neue Staatsverfaflung vom 28. September 1860?) bejtimmte denn auch) 
in Artikel 110, daß die geſetzmäßig beftehenden jowie die fünftig ſich bildenden religiöfen 
Gemein aiten zivar ihre Angelegenheiten jelbjtftändig, aber unter Oberaufficht des 


1) Ueber dies u. das Folgende vgl. Monats= | ” 200. Die jeßt geltende Verfaſſung vom 
Ihriftf.d. ev.-[uth Kim Hamburg. 1 Oft. 1879 hat feinen befonderen Abſchnitt 
Staate (Hamb. 1881) 1, ©. 309 ff. fiber die Kirchen. 

2) Bei Zachariä, Bert. - Gel. II. Fort). | 
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Staates zu verwalten hätten, und ein gleichzeitig publicirtes Gefeß !) ermächtigte Senat 
und Sehszigerfollegium die nöthigen Anordnungen zu treffen, um nach vorgängiger 
Kommunikation mit dem Minijterium und unter Zuziehung von Vertretern der Kirchen— 
gemeinde eine neue evangeliſch-lutheriſche Kirchenordnung Feftzuftellen. Auch jegt wurde 
wieder eine Kommiſſion gebildet, welche im Mai 1862 ihren Entwurf dem Senate 
unterbreitete. Aber che diefer, das Minifterium und das Sechszigerkollegium zur voll- 
ſtändigen Einigung gelangt waren, verflojen ein und ein halbes Jahr, und ein 
weiteres wurde nur mit der Beratung ausgefüllt, in welcher Weife die Gemeinde— 
vertretung hHerzuftellen jei, welcher der revidirte Entwurf unterbreitet werden jollte. 
Grit 1865 wurden diefe Repräjentanten gewählt, 1867 hatten fie ihre Arbeiten vollendet, 
und am 9. Dezember 1870 wurde endlich die neue Kirchenverfaffung publicirt, nach— 
dem die Sechsziger fi im Juni 1870 — und dies hatten fie al3-Vorbedingung für 
das „snkrafttreten der Kirchenverfaſſung hingeſtellt — mit der Uebertragung der 
bürgerjchaftlihen Befugniffe auf politiiche Behörden einverftanden erklärt hatten. 
Aber auch jet noch war die VBerfaffung nicht abgeſchloſſen, da nad) $ 7 der Ein: 
führungsordnung auch die beiden Landkreife in den kirchlichen Organismus eingefügt 
werden jollten. So ift dann exit am 14. Juli 1876 die definitive Verfaſſung für 
die Hamburgifche Kirche publicirt worden. 

8 93 dieſer Berfafjung aber ſetzte feit, daß nach Ablauf der erſten fünfjährigen 
Wahlperiode eine Kevifion der gefammten Kirchenverfaſſung eintreten jollte. Dies ift 
auch gejchehen, und jo ift denn am 1. Januar 1883 (T) die jebt geltende 
publicirt worden. 


1 
Derfalfung 


der erangelilch-Iniherifchen Kirche im Bamburgiſchen Sfaate. 
(Revidirt auf Grund $ 53 der Kicchenverfaffung vom 14. Juli 1876, 
Verfündet den 1. Januar 1883,) 


Eriter Abſchnitt. h 
Allgemeine Beftimmungen. 

5 1. Die evangelifch-lutherifche Kirche im Hamburgifchen Staate ijt die Gemein 
ſchaft der in demjelben vorhandenen firchenordnungsmäßig verfaßten evangelifchelutherifchen 
Gemeinden. 

5 2. Die evangelifchlutherifche Kirche im Hamburgifchen Staate ift ein Glied 
der gejammten evangeliſch-lutheriſchen Kirche. 

8 3. Mitglied einer Gemeinde ift, wer der evangelifch-lutherifchen Kirche angehört 
und jeinen rechtlichen Wohnſitz in der betreffenden Gemeinde hat. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Stellung des Senats zur Kirche und vom Patronate. 

8 4. Der Senat übt auf Grund Art. 23 der Staatsverfaffung das Oberauf- 
ſichtsrecht des Staates über die evangelifch-Tutherifche Kirche aus, wie folches nach Art. 96 
der Staatsverfafjung über alle religiöfen Gemeinfchaften befteht. Außerdem ſteht dem 

l) Ebendaj. ©. 219. 
Friedberg, Berfafjungsgefege. Die drei freien Städte. 58 
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Senate das gejchichtlich begründete Schußrecht des Staates in Bezug auf alle verfafjungs- 
mäßigen Nechte der evangeliſch-lutheriſchen Kirche zu. 

Dem Senate gebührt die Kirchliche Fürbitte und dev Ehrenplag in den Kirchen. 

8 5. Den evangeliſch-lutheriſchen Mitgliedern des Senats jteht innerhalb der 
Kirchenverfaſſung das Patronat der evangelifchetutherifchen Kirche zu, mit folgenden 
Rechten : 

En die Beltätigung der von der Synode bejchlofjenen kirchlichen Verordnungen ; 

2, die Beltätigung der Paftorenwahlen; 

3. die Ernennung von je zwei Präfidial-Mitgliedern für den Kicchenvath und den 
Stadtfonvent, für die Konvente der beiden Landfreife und für die einzelnen 
Kirchenvorſtände; 

4. die Wahl des Seniors. 

Die evangeliſch-lutheriſchen Mitglieder des Senats haben nach Maßgabe S 27 
Antheil an den PBaftorenwahlen in derjenigen Gemeinde, in welcher fie ihren vechtlichen 
Wohnſitz haben. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon den Kirchenkreiſen und Gemeinden. 

$ 6. Die evangelifch-lutherifche Kirche im Hamburgiſchen Staate gliedert ich in 
drei Kirchenkreiſe, nämlich: 

1. den erſten Kirchenkreis oder den Stadtkreis, 

2. den zweiten Kirchenkreis AM en 

3. den dritten Kirchenkreis PRESUDTGESGHDSREHR: 

$ 7. Der exrjte Kirchenkreis umfaßt die Kirchengemeinden der Stadt und der 
Vorjtadt St. Pauli, jowie die Gemeinde St. Gertrud, 

Der zweite Kirchenkreis umfaßt die Kirchengemeinden der Landherrenjchaften der 
Marſchlande und der Geeftlande (mit Ausnahme der Gemeinde St. Gertrud), jowie der 
Landherrenſchaft Bergedorf. 

Der dritte Kirchenkreis umfaßt die Kirchengemeinden der Landherrenjchaft Ritzebüttel. 

Ueber die Begrenzung dev Kirchenkreiſe gegen einander können durch Beſchluß 
des Kirchenraths und der betreffenden Konvente abändernde Beſtimmungen getroffen 
werden. 

Die Kirchen der ftädtifchen Gemeinden zu St. Petri, St. Nicolai, St. Katharinen, 
St. Jacobi und St. Michaelis heißen, ihrer gejchichtlichen Bedeutung wegen, Haupt 
firchen; die erſten Geiftlichen an diefen Kirchen heißen Hauptpaftoren. 

$ 8. Die Grimdung neuer Kichipiele, die Errichtung von Filialgemeinden, ſowie 
die anderweitige Feftitellung der Kirchſpielsgrenzen (8 37, $48, 4) bedarf der Zuftimmung 
der dabei betheiligten Kirchenvorftände, 

8 9. Zum kirchenordnungsmäßigen Beitande jeder Gemeinde gehört der Kirchen— 
voritand und das Pfarramt. 

Vierter Abjchnitt. 
Vom Kirchenvorſtande. 
$ 10. Jeder Kirchenvorſtand des Stadtkreiſes iſt zuſammengeſetzt: 
. aus zwei von und aus den evangeliſch-lutheriſchen Mitgliedern des Senats zu ernennen— 
den Präfidial-Mitgliedern (Kirchipielsherren) ; 
. aus den Paftoren der Gemeinde; 
. aus drei auf Lebenszeit gewählten Gemeindeältejten ; 
. aus 24 auf zehn Jahre gewählten Kicchenvorjtehern, von denen alle fünf Jahre 
die Hälfte ausjcheidet. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 


— 
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s 11. jeder Kirchenvorjtand der beiden Landkreife ift zuſammengeſetzt: 


. aus zwei Präfidialmitgliedern (Kicchipielsherren), welche von und aus den 


evangelijch-lutheriichen Mitgliedern des Senats, unter vorzugsweifer Berückſich— 
tigung der Landherren, mit dev Befugniß zu ernennen find, Vertreter, ſei es für 
eine einzelne Handlung, jei es in ausgedehnterer Weife, zu beitellen ; 


. aus dem Paſtor, reſp. den Paftoren dev Gemeinde, oder dem etwa die Stelle 


des Paſtors vertretenden Pastor adjunctus; 


. aus 10 auf zehn Jahre gewählten Kirchenworftehern, von denen alle fünf Jahre 


die Hälfte ausjcheidet. Die Ausjcheidenden find wieder wählbar. 
5 12. Der Kichenvorjtand wird fich die Förderung dev Zwecke der kirchlichen 


Gemeinjchaft und der evangelijchen Predigt, die Erhaltung und Mehrung hriftlicher Ordnung, 


Zucht 


und Sitte in der Gemeinde angelegen fein lafjen. 
5 13. Der Kirchenvorjtand vertritt die Gemeinde in allen ihren kirchlichen 


Angelegenheiten nad) innen und außen, auch vor Gericht. Demfelben Legt namentlich 
als Amtspflicht ob: 


k; 


DV 


10, 


12, 


die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, Towie die Beſchlußfaſſung über das 
Budget und die Jahresabrechnung; 


. die Beauffichtigung und Erhaltung dev kirchlichen Gebäude, Grundftücde, Be- 


gräbnißpläge und anderen Befizthümer, die Beſchlußfaſſung über den Verkauf 
oder Ankauf von Grumdftüden, ſowie über den Neubau oder die Abtragung 
kirchlicher Gebäude ; 


. die Ausjchreibung von etwa erforderlichen Beiträgen zur Kirchenkaſſe der Gemeinde, 


jowie die Beſchlußfaſſung über Kollekten in der Kicche, ſoweit diejelben nicht 
vom Kirchenrath angeordnet werden ($ 48, 8) und über Sausfammlungen in 
der Gemeinde ; 


. die Feſtſtellung oder Abänderung der Firchlichen Gebühren ; 
. Die Verwaltung und Beauffichtigung dev mit der Kirche verbundenen Schulen, 


erforderlichen Falls durch Einfegung einer Schulkommiſſion; 


. die Aufrechterhaltung dev Firchlichen Ordnung in Bezug auf den öffentlichen 


Gottesdienft und die kirchlichen Amtshandlungen ; 


. die Aufficht über die richtige Führung der Kicchenbücher; 
. die Sorge für die Vertretung vacanter Predigerftellen ; 
. die Wahl der Paſtoren und dev mit dem Rechte der Nachfolge anzuftellenden 


adjungirten Baftoren, jowie die Feſtſtellung der Gehaltverhältniffe und Emolumente, 
derſelben; 

die Ernennung der nicht geiſtlichen Kirchenbeamten und die Normirung des 
Gehalts für diejelben oder, falls diejelben (in den Landkreifen) zugleich als 
Lehrer an Gemeindejchulen fungiven, die durch Mebereinfunft mit dem Schul- 
vorjtande zu regelnde Theilmahme an dev Wahl diefer Angeftellten ; 

. Die Wahl dev Gemeindeälteften (im Stadtfreife) und die Mitwirkung bei der 
Wahl dev Kirchenvorſteher nach Maßgabe der Wahlordnungen (88 16, 21); 
die Wahl der Abgeordneten für den betreffenden Kreisfonvent ($ 36). 

Bei Verhandlungen, welche die pefuniäre Stellung der Paſtoren oder anderer, 


bei dev Kirche angeftellter Mitglieder betreffen, haben diefe zwar eine berathende Stimme, 


treten 


aber vor der Abjtimmung ab. 
Bei der Ertheilung dev Decharge an den Verwaltungsausſchuß nach Vorlage der 


Jahresabrechnung haben jich die Mitglieder des Ausjchuffes der Stimme zu enthalten. 


Beabfichtigt der Kirchenvoritand VBermögenstheile (Grunditüde, Kapitalien oder 
58 * 
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jährliche Einkünfte), welche bisher zur Dotation einer Pfarritelle gehört haben, ganz 
oder theilweife für andere Zwecke zu verwenden, ſo hat derjelbe die Genehmigung des 
Kirchenraths einzuholen. 

$ 14. Der Kirchenvorſtand führt die Spezialverwaltung durch einen vermitteljt 
Stimmzettel mit abjoluter Stimmenmehrheit von ihm gewählten Ausjchuß. 

Im Stadtkreiſe bejteht diefer Ausſchuß (die Beede) aus einem Gemeindeälteiten, 
welcher den Vorſitz führt, und vier Kirchenvorftehern. 

Der Gemeindeältefte wird auf fünf Jahre gewählt. Bon den Kicchenvorjtehern 
tritt jedes Jahr Einer aus. Die Austretenden find wieder wählbar. 

Sm den Landfreifen befteht der Verwaltungsausſchuß aus dem Paſtor, reſp. dem 
im Amte älteſten Paſtor, welcher den Vorſitz führt und drei Kirchenvorſtehern, von 
welchen alle zwei Jahre Einer austritt. Der Austretende iſt wieder wählbar. 

Der Verwaltungsausſchuß hat insbeſondere die Aufgabe: 

1. die Beſchlüſſe des Vorſtandes auszuführen; 

2. die laufende Verwaltung und die Kirchenkaſſe durch einen der Kirchenvorſteher 
nach Maßgabe des Budgets und der ihm zu ertheilenden Inſtruktion zu führen: 

3. die unmittelbare Aufſicht zu üben über die kirchlichen Gebäude und Beſitzthümer 
und in ſchleunigen Fällen zur Abwendung von Gefahr und zur Abhülfe von 
Nothitänden das Erforderliche zu veranlafjen. Dev Ausſchuß hat aber in diejen 
Fällen bei größeren die Budgetanjchläge überſteigenden Ausgaben von jeinen 
Maßnahmen dem Kirchenvorjtande ſofort Kenntniß zu geben ; 

4. den Entwurf zum Budget dem Kirchenvorjtande vorzulegen ; 

5. dem Kirchenvorſtande unter Beifügung der Bilanz die Sahresrechnung vor— 
aulegen; 

8 15. Alle kirchlichen Gemeindeämter find Ehrenämter, deren Uebernahme als 
ein der Kirche und Gemeinde zu exweifender Liebesdienjt von Jedem erwartet wird. 

$ 16. Vor Mebernahme des Amtes Hat ein „Jeder unterſchriftlich zu geloben, 
daſſelbe nach beften Kräften zum Wohl dev Kirche und Gemeinde nach den Ordnungen 
diefer Verfaſſung führen zu wollen. 

8 17. Die Gemeindeälteften werden vermittelt Stimmzettel mit abjoluter Stimmen= 
mehrheit von dem Kirchenvorſtande aus der Zahl der Kirchenvorfteher gewählt. 

Den Gemeindeälteften der Hauptkicchen verbleiben diejenigen Verwaltungen, welche 
friiher den Oberalten zuftanden. 

8 18. Wählbar zum Kirchenvorſteher ift in den Gemeinden des Stadtkreiſes 
jedes ftimmberechtigte Mitglied einer Hamburgifchen Kirchengemeinde, welches das 
25. Lebensjahr vollendet hat. 

In den Gemeinden der Landkreife find nur die ftimmberechtigten Mitglieder der 
betreffenden Gemeinde, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben, zu Kirchenvorftehern 
wählbar. Die während der Amtsdauer erfolgende Verlegung des Wohnfiges in eine 
andere Gemeinde hat in den Landfreifen den Verluſt des Amtes zur Folge, es jet denn, 
daß der Kicchenvorjtand auf Antrag des Betreffenden das Verbleiben dejjelben im Amte 
genehmigt. 

Ein Gemeindeältefter oder Kirchenvorfteher kann während der Dauer feines Amtes 
in feiner anderen Gemeinde in den Kirchenvorſtand eintreten. Bei gleichzeitiger Wahl 
zum Mitgliede verjchiedener Kirchenvorſtände hat ſich der Gewählte innerhalb acht Tagen 
zu erklären, für welche Gemeinde er die Wahl annehmen will. 

$ 19. Sn den beiden Landfreifen bleibt es den Kirchenvorjtänden der räumlich 
ausgedehnteren Kirchengemeinden vorbehalten, die Gemeinde in zwei oder mehrere Diftrikte 
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zu theilen und Beltimmungen zu treffen, daß jeder Diſtrikt durch einen oder mehrere 
Kirchenvorſteher im Kirchenvorjtande vertreten wird. 

$ 20. Stimmberechtigt in der Gemeinde ift jedes männliche, konfirmirte und 
großjährige unbeicholtene Mitglied derjelben, welches entweder ein öffentliches Amt bekleidet, 
oder einem eigenen Gejchäfte vorjteht, oder einen eigenen Hausjtand führt, oder ſonſt 
eine ſelbſtſtändige Stellung einnimmt. Altentheiler, auch wenn ſie keinen eigenen Haus⸗ 
ſtand führen, ſind ebenfalls ſtimmberechtigt. 

Wer in den Kirchenvorſtand einer Gemeinde gewählt worden iſt, welcher er durch 
ſeinen Wohnſitz nicht angehört ($ 18), iſt während der Dauer ſeines Amtes auch in 
diefev Gemeinde jtimmberechtigt. 

Ss 21. Die Wahl der Kirchenvorfteher gejchieht in der folgenden Weife: 

1. Der Kirchenvorſtand hat durch abſolute Stimmenmehrheit eine dreifach ſo große 
Anzahl von Perjonen, als Kirchenvorfteher zu wählen find, auf den Wahlaufſatz 
zu bringen. Sit eine Gemeinde auf Grund des 8 19 in Diſtrikte getheilt , jo 
ift der Wahlaufjab in dev Weife anzufertigen, daß aus jedem Diitrikte eine 
dreifach jo große Zahl von Perfonen auf den Aufſatz gebracht wird, als Kirchen— 
vorfteher für den betreffenden Diftrikt zu wählen find. 

2. Die ftimmberechtigten Gemeindemitglieder der Gemeinde wählen aus diefem Wahl— 
aufſatz, wobei folgendes Verfahren Statt findet : 

a. Der Kicchenvorftand ernennt eine Wahlkommiſſion, deren Mitgliederzahl 
mit Nücficht auf die Größe der Gemeinde zu beftimmen ift, und macht die 
Namen der Mitglieder diefer Wahlfommiffion jo wie die Orte und Zeiten 
öffentlich befannt, welche für die jtimmberechtigten Gemeindemitglieder zur 
Empfangnahme, beziehungsweife zur Wiederabgabe, des zugleich als Stimm 
zettel geltenden Wahlauffages vom Kirchenvorſtand bejtimmt worden find. 

b. Die Wahltommilftonen haben die Stinmmberechtigung der in dem angejeßten 
Termine fich meldenden Gemeindeglieder nach Maßgabe des 5 20 zu prüfen 
und die mit der Namensunterjehrift mindeftens einer ihrer Mitglieder zu 
verfehenden Stimmzettel den Stimmberechtigten, welche diejelben perjönlich 
in Empfang zu nehmen haben, zu übergeben. Zugleich haben diejelben 
Namen, Stand und Wohnung eines jeden einen Stimzettel empfangenden 
Gemeindegliedes in eine einzurichtende Wählerlifte einzutragen. Sit eine 
Wahlkommiſſion über die Anerkennung der Stimmberechtigung eines Gemeindes 
gliedes zweifelhaft, jo hat fie die Entſcheidung ihres Kirchenvorjtandes 
einzuholen. Etwaige Beſchwerden von Semeindegliedern wegen Nichtanerfennung 
ihrer Stimmberechtigung find an den Kirchenrath zu richten, bei deſſen 
Entjcheidung es fein Bewenden behält. 

. Der Wahlberehtigte hat von den auf dem empfangenen Stimmzettel beſind⸗ 
lichen Namen zwei Drittheile durchzuſtreichen, ſo daß nur die Namen der— 
jenigen Perſonen, welche er wählen will, ſtehen bleiben. Die Abgabe der 
Stimmzettel, welche von den Wahlberechtigten perſönlich zu beſchaffen iſt, 
geſchieht nach Maßgabe der Bekanntmachung des Kirchenvorſtandes, und 
muß mindeſtens eins der Mitglieder der Wahlkommiſſion zugegen ſein. Die 
relative Mehrheit der Stimmen iſt entſcheidend; bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das Loos. Sind auf einem Stimmzettel zu viele Namen ausge— 
ſtrichen, ſo gelten gleichwohl die nicht durchſtrichenen Namen; ſind zu wenige 
ausgeſtrichen, ſo ſind nur ſo viele in der Reihenfolge von oben gültig, als 
Kirchenvorſteher zu wählen ſind. 
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d. Nach) Beendigung‘ des Wahlaftes stellt die Wahlkommiſſion das Wahl: 
ergebniß in einem Protofolle feſt, welches die Stimmenzahl, die eine jede 
der in Vorſchlag gewejenen Perjonen erhalten hat, angiebt, und jtellt 
dieſes Protokoll jammt der aufgemachten Wahllifte und den abgegebenen 
Stimmzetteln dem betreffenden Kirchenvorjtande zu, der wegen Mittheilung 
und Bekanntmachung der geichehenen Wahlen das Weitere verfügt. 

3. Bei neubegründeten Gemeinden übernimmt der Kirchenvorjtand derjenigen 
Gemeinde, von welcher die neue Gemeinde losgetrennt wird, alle diejenigen 
Funktionen, welche nach dem unter 1. und 2. Gejagten dem Kicchenvorftande 
obliegen. Wird die neue Gemeinde aus TIheilen verjchiedener Gemeinden gebildet, 
jo wird ein Wahlfollegium aus Vertretern der betheiligten Kivchenvoritände 
zujammengejeßt, welches ſodann die unter 1. und 2. dem Kirchenvorjtande über— 
wiejenen Funktionen ausübt. Die näheren Beitimmungen unterliegen der 
Genehmigung des Kirchenraths und des betreffenden Kreisfonvents , reſp. der 
betreffenden Kreisfonvente, 

Ss 22. Bei neubegründeten Gemeinden haben die innerhalb der neuen Gemeinde 

» wohnenden Kirchenvorjteher derjenigen Gemeinde, von welcher die neue Gemeinde losge— 
getrennt wird (oder, wenn die leßtere aus Theilen verjchiedener Gemeinden gebildet wird, 
die Kirchenvorjteher diefer Gemeinden), das Recht, als Kirchenvoriteher der neuen 
Gemeinde überzutreten. 

5 23. Bei Erledigung der Stelle eines Kirchenvorjtehers während der Wahlperiode 
tritt für den übrigen Zeitraum Derjenige ein, welcher bei der letzten Wahl die nächit- 
größte Stimmenzahl erhalten hatte. Falls unter den bei der lebten Wahl auf den 
Wahlaufjag gebrachten Perfonen feine mehr vorhanden ift, für welche eine Stimme 
abgegeben worden, jo wird die Ergänzung des Kirchenvoritandes durch eine von dem 
leßteven mit abjoluter Stimmenmehrheit durch Stimmzettel vorgenommene Wahl aus 
den bei dev lebten Wahl auf den Wahlaufjak gebrachten Perſonen beichafft. Iſt der 
frühere Wahlaufjag erſchöpft, jo findet die Wahl in Gemäßheit $ 21 aus einem vom 
Kicchenvorjtande anzufertigenden Wahlaufjate itatt. 

5 24. Der Wahl der Kicchenvorfteher geht eine kirchliche Fürbitte vorher, Die 
Namen der Gewählten werden an dem Sonntag vor ihrer Vorjtellung von der Kanzel 
publicirt. Die Vorſtellung derjelben findet im Gemeindegottesdienfte jtatt. 

Fünfter Abſchnitt. 
Vom Pfarramte. 

5 25. Dem Pfarramte liegt die Predigt des Evangeliums, die Verwaltnung der 
Saframente, die Berrichtung dev ſämmtlichen Firchlichen Handlungen, die Seelforge und 
der Konfirmandenunterricht nach den Grundſätzen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
und nach Maßgabe dev in der Gemeinde bejtehenden kirchlichen Ordnungen ob. Wo 
mit der Kirche Schulen verbunden jind, fteht die Inſpektion derſelben dem Pfarramte zu. 

5 26. Der zum Pfarramte Berufene führt den Amtstitel Paſtor reſp. Haupt: 
paftor. Der Gejchäftsfreis des Geiftlichen ift, wo ihrer Mehrere ein Pfarrmt bilden, 
duch das Herkommen bejtimmt, deſſen Veränderung eine Einigung der betreffenden 
Geiſtlichen vorausfet und der Zuftimmung des Kirchenvorjtandes und des Kicchenvaths, 
welcher ein Gutachten des Minifteriums oder des betreffenden Kollegiums der Land- 
geistlichen einzuholen hat, bedarf. 

5 27. Eine Pfarrtelle kann nur mit Genehmigung des Kirchenraths , des 
betreffenden Konvents und der Synode nach eingeholtem Gutachten des Minifteriums 
oder des betreffenden Kollegiums der Landgeiftlichen vom Kirchenvorſtande aufgehoben werden. 
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S 28. Die Wahl der Paftoren, welche bei eingetretener Vakanz innerhalb eines 
Sahres geſchehen muß, erfolgt auf Lebenszeit und in der folgenden Weiſe: 

I. Das Hauptpaftorat betreffend ($ 7), jo geſchieht die Beſetzung deſſelben 
durch Berufung. Meldungen werden nicht erfordert, und Probepredigten werden nicht 
gehalten. 

Bei allen verjchiedenen Wahlhandlungen wird dev Senior hinzugezogen ; bei der 
entjcheidenden Wahl mit Stimmrecht, bei den vorangehenden Wahlhandlungen nur 
fonfultativ. 

Zur Vorbereitung der Wahl wird vom Kirchenvorjtande zunächit ein Verzeichniß 
für das Hauptpaftorat fich eignender Theologen, der Wahlfreiheit unbejchadet, aufgeitellt. 
Sodann wird in Situngen, zu welchen außer den Kirchjpielsherren auch die in der 
betreffenden Gemeinde wohnenden evangeliſch-lutheriſchen Mitglieder des Senats mit 
voller Stimmberechtigung einzuladen find, dev weitere Aufſatz von mindejtens acht und 
höchſtens zwölf Perſonen und aus diejen zu einer jpäteren Zeit, nach inzwischen einge: 
zugenen weiteren Erfundigungen über die auf den Aufſatz gebrachten Perſonen, dev enge 
Aufſatz von drei Perjonen gebildet. 

Dieſer enge Auffaß wird dem Kirchenrath zur gutachtlichen Beurtheilung mit⸗ 
getheilt, ſowie desgleichen der etwa in Folge ſolchen Gutachtens vom Wahlkollegium 
abgeänderte enge Aufſatz. Findet das Wahlkollegium nach eingegangenem Gutachten 
keine Veranlaſſung zur Abänderung des Aufſatzes oder geht das Gutachten innerhalb 
vierzehn Tage nicht ein, ſo wird, nach vorgängiger einmaliger kirchlicher Fürbitte in 
ſämmtlichen Kirchen des Stadtkreiſes, das vorbezeichnete Wahlkollegium ohne Verzug zur 
entſcheidenden Wahl berufen. — Nachdem der Senior ſein Gutachten über die aufge— 
stellten Kandidaten, jowie mündlich jeine mitzuzählende Stimme abgegeben hat, erfolgt 
die Wahl durch Stimmzettel. Falls bei dem erſten Wahlgange feine abſolute Majorität 
erzielt wird, ſo wird unter den Beiden, welche die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt 
haben, abgeſtimmt; eventuell, wenn wegen der Gleichheit der Stimmenzahl mehr als 
zwei Perſonen in Frage ſtehen ſollten, nachdem vorgängig eine Abſtimmung unter 
Denjenigen, welche gleich viel Stimmen erhalten haben, der Aufſatz bis auf zwei ver— 
kleinert worden iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, ſofern eine wiederholte Abſtim— 
mung kein anderes Reſultat ergiebt, das Loos, welches durch die Hand des Vorſitzenden 
gezogen wird. 

II. Die übrigen Paſtorenſtellen im ſtädtiſchen Kirchenkreiſe betreffend, ſo finden 
Meldungen zu denſelben ſtatt, wenn ſchon dieſelben nicht unbedingt nothwendig ſind, 
und werden nur ordinirte Geiſtliche und hier examinirte Kandidaten des Predigtamtes 
berückſichtigt. 

Bei dieſen Wahlen hat in den Gemeinden der fünf Hauptkirchen der Hauptpaſtor, 
in St. Georg und St. Gertrud der Hauptpaſtor von St. Jacobi, in St. Pauli der 
Hauptpaſtor von St. Michaelis, — wie der Senior bei den Hauptpaſtorenwahlen — 
zunächſt die Pflicht, über die in Betracht kommenden Kandidaten die nöthige Auskunft 
zu ertheilen. Auch ſteht ihm, ſofern er Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt, bei allen 
Wahlhandlungen, wenn nicht, nur bei der entſcheidenden Wahlhandlung Stimmrecht zu. 
In Verhinderungsfällen wird der Hauptpaſtor in Beziehung auf die ihm obliegenden 
Wahlfunktionen durch den Senior erſetzt, welcher in ſolchem Falle jedoch, wie bei der 
Hauptpaſtorenwahl, nur bei der entſcheidenden Wahlhandlung Stimmrecht hat. 

Zur Vorbereitung der Wahl iſt vom Kirchenvorſtande, der Wahlfreiheit unbe— 
ſchadet, ein Verzeichniß der Bewerber und etwa ſonſt geeigneter Kandidaten anzufertigen. 
Die Bildung des weiten Wahlauffases von Höchftens acht Perjonen, ſowie, nach abjeiten 
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derjelben gehaltenen PBrobepredigten (von welchen jedoch in einzelnen Fällen mit Geneh- 
migung des Kirchenraths abgejehen werden kann), die Bildung des engen Aufſatzes von 
drei Perſonen, und endlich die, nad) Mittheilung diejes engen Aufſatzes an den Kicchen- 
vath zur Begutachtung und nach einmaliger Firchlicher Fürbitte in ſämmtlichen Kirchen 
des Stadtfreifes, vorzunehmende entjcheidende Wahl gejchieht von einem Wahlfollegium, 
das, abgejehen von der Zuziehung der Hauptpaftoren von St. Jacobi und St. Michaelis 
in ©t. Georg und St. Gertrud beziehungsweije St. Pauli und von der nur ausnahms— 
weifen Zuziehung des Seniors jo zuſammengeſetzt ift und verfährt, wie vorftehend sub I 
in Betreff der Hauptpaftorenwahlen angegeben ift. 

II. Die Wahl von Pajtoren in den beiden Landkreiſen betreffend, jo gelten für 
diejelben die vorjtehenden Bejtimmungen sub IT unter den nachfolgenden Abweichungen 
und Nenderungen derjelben : 

1. An allen Wahlen dieſer Paſtoren und zwar an jeder einzelnen Wahlhandlung 
nimmt der Senior, oder bei dejjen Verhinderung ein von demfelben zu feinem 
Vertreter zu bejtimmender Hauptpaftor oder Paſtor, und zwar bei der 
entjcheidenden Wahl mit Stimmrecht, bei den vorangehenden Wahlhandlungen nur 
fonjultativ theil, und übt derjelbe übrigens alle die Funktionen aus, die nad) 
den Beſtimmungen sub IT dem Hauptpaftor oder dem ihn erjegenden Senior 
obliegen. 

2. Bei jeder vorfommenden Wahl ijt es gejtattet, von der Bildung eines weiteren 
Wahlaufjages abzujehen und ſofort zur Anfertigung eines aus mindeitens drei 
Perſonen bejtehenden Aufſatzes zu ſchreiten, welcher als engerer Wahlaufſatz zu 
betrachten iit. 

Die Probepredigten, ſowie demnächſt die Ordination und Introduktion finden 
in dev Regel in der betreffenden Landkirche ftatt. 

. Die der Wahl vorhergehende einmalige Fürbitte Hat in allen Kirchen desjenigen 
Kreiſes zu erfoigen, in welchem die Wahl itattfindet. 

Diejelden Bejtimmungen gelten auch für die Wahlen adjungirter Paftoren, die 

mit dem Rechte dev Nachfolge gewählt werden. € 

IV. Die Wahl und die Berufung der Paftoren der öffentlichen und Wohl: 
thätigfeitsinftitute, jowie anderer evangelifch-lutherifcher Kirchengemeinſchaften, erfolgt 
nach der bei denjelben bejtehenden Ordnung oder hergebrachten Obfervanz. 

Der Wahlauffaß, aus welchem die definitive Wahl vorgenommen wird, ijt dem 
Kirchenrathe zur Begutachtung vorzulegen. 

V. Das Ergebniß aller Paftorenwahlen wird jofort dem Kirchenrathe mitgetheilt, 
der, nach eingeholter Bejtätigung dev Wahl durch das Patronat, den Erwählten beruft. 
Der Berufung auswärtiger Paſtoren muß die Beftätigung durch den Senat vorhergehen 
(5 2 des Geſetzes über Staatsangehörigfeit und Bürgerrecht). Bei Nichtbeftätigung 
einer Wahl iſt der Kicchenvorftand gehalten, innerhalb zwei Monaten zu einer neuen 
Wahl zu jehreiten. 

Der Berufene wird demnächſt im Auftrage des Kirchenvaths von dem Senior 
oder dem bei der Wahl fungivenden Vertreter defjelden, beziehungsweife dem betreffenden 
Hauptpaftor ordinirt und introducirt und tritt damit in die vollen Rechte und Pflichten 
jeines Amtes ein. 

VI In neubegründeten Gemeinden kann bei der erjten Bejekung der Pfarritelle 
mit Genehmigung des Kirchenraths und der Spnode ein von den Beitimmungen unter 
I bis III abweichendes Verfahren angeordnet werden. 

5 29. Die amtliche Auffichtsbehörde für ſämmtliche Geistliche ift der Kirchenrath. 


pn 
vw. 


i 


33] I. Verfaſſung vom 1. Januar 1883. 921 


Sechſter Abſchnitt. 
Von dem Miniſterium und den Kollegien der Geiſtlichen der 
Gandtreite. 

8 30. Sämmtliche Bajtoren der Gemeinden des Stadtfreifes und die am Waiſen— 
hunfe, Krantenhaufe, und am Werk: und Armenhauſe angeftellten Prediger bilden 
zuſammen das Miniſterium. 

In gleicher Weiſe bilden die Geiſtlichen der beiden Landkreiſe je ein Kollegium. 
Der Paſtor am Centralgefängniß zu Fuhlsbüttel iſt Mitglied des Kollegiums des zweiten 
Kirchenkreiſes. 

$ 31. An der Spitze der geſammten Geiſtlichkeit ſteht der Senior, welcher Vor— 
ſitzender des Miniſteriums und der beiden Kollegien der Landprediger iſt. Er kann 
ſich als ſolcher für einzelne Geſchäfte oder für längere Zeit nach Anzeige an den 
Kirchenrath durch den älteſten der übrigen Hauptpaſtoren, bezw. einen anderen Geiſtlichen 
vertreten laſſen. Die Wahl des Seniors aus der Zahl der Hauptpaſtoren geſchieht durch 
das Patronat. Der Erwählte wird durch das Präſidium des Kirchenraths dem Mini— 
ſterium und den Kollegien der Geiſtlichen der beiden Landkreiſe in einer gemeinſamen. 
Sitzung vorgeſtellt. 

$ 32. Dem Miniſterium ſteht das Recht der eigenen Disciplin über die ihm 
angehörigen Geistlichen und Kandidaten in der Art zu, daß dafjelbe wahrgenommtene 
Unvegelmäßigfeiten in Amts= und Lebensführung jelbjtjtändig rügen kann, und wird der 
Kirchenrath ein weiteres disciplinarijches Verfahren erſt dann eintreten lafjen, wenn auf 
jeine Aufforderung und innerhalb der von ihm geitellten Friſt das ihm erforderlich 
Erjcheinende durch das Minifterium nicht veranlaßt worden iſt. Gegen Entjcheidungen 
des Minifteriums iſt die Bejchwerdeführung an den Kirchenrath und von dieſen even= 
tualiter an die Synode zuläffig. 

In gleicher Weife fteht den Kollegien der Geiftlichen eines jeden dev beiden Land» 
freie das Necht der eigenen Disciplin über die dem betreffenden Kirchenkreiſe angehörigen 
Geistlichen zu. 

$ 33. Das Ministerium und die Kollegien dev Geiftlichen der beiden Landkreiſe 
haben das Necht, bei Veränderungen der gottesdienftlichen Ordnung, dev Liturgie und 
Agende, des Gejangbuches, der Perikopen, der Katechismen und bei Allem, was fi) auf 
Glauben und Lehre der Kirche bezieht, ſofern die vorliegenden Entwürfe nicht von ihnen 
ſelbſt gefaßt find, gutachtlich darüber gehört zu werden, ob die betreffenden Borjchläge 
mit Gottes Wort und der Ordnung der Kicche zufammen ftimmen oder ob fie in dieſer 
oder anderer Hinficht Bedenken erregen. 

Die Gutachten über dieje, jowie über alle andern gemeinfamen kirchlichen Ange— 
legenheiten werden in der Regel ſeparat erſtattet und ſind vom Senior gleichzeitig dem 
Kirchenrath zu übergeben. 

Auf Anordnung des Seniors hat eine der Einzelbegutachtung vorausgehende 
Konferenz der geſammten Geiſtlichkeit zur Beſprechung der gemeinſchaftlichen Angelegen— 
heiten ſtattzufinden. 

S 34. Die Prüfung der Kandidaten erfolgt durch die Hauptpaftoren auf Anord⸗ 
nung des Kirchenvathe. 


Siebenter Abſchnitt. 
Bon den Konventen. 


8 35. Sämmtliche Kirchengemeinden eines und deſſelben Kreiſes bilden eine 
Gejammtgemeinde und haben al3 jolche eine Gejfammtvertretung in einem Konvente. 
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8 36. 1. Der Konvent der Stadtgemeinden iſt zufammengejeßt: 

a. aus den Präfidialmitgliedern des Kirchenraths, welche auch im Konvente den 
Borfiß führen; 

b. aus den fünf Hauptpaftoren ; 

e. aus je fünf Abgeordneten eines jeden Kirchenvorftandes und zwar einem geijt- 
lichen und vier nicht geiftlichen. 

2. Ein jeder der beiden Landkonvente iſt zujfammengejeßt : 

a. aus zwei vom Patronate zu ernennenden Präfidialmitgliedern ; 

b. aus den Paſtoren der einzelnen Gemeinden, beziehungsweife den etwa in einzelnen 
Gemeinden den Pajtor vertretenden adjungirten Paftoren (aus Gemeinden, in 
welchen mehrere Baftoren find, tritt nur dev ältefte derſelben in den Konvent ein) ; 

e. aus je zwei von jedem Kirchenvorjtande aus feiner Mittte zu wählenden nicht 
geiitlichen Mitgliedern. 

8 37. Den Konventen jteht die Berathung und Beſchlußfaſſung über ſämmtliche 
gemeinfame Angelegenheiten dev zu ihrem Kreife gehörigen Gemeinden zu, 3. B. über 
die Gründung neuer Kirchſpiele und das dabei behufs Konftituirung des Kirchenvor- 
itandes in jedem einzelnen Falle zu beobachtende Verfahren, über die Errichtung von 
Filialgemeinden, über die anderweitige Feititellung der Grenzen der Kirchipiele ($ 8), 
über die Veränderung der gottesdienftlichen Zeit und Ordnung ꝛc. 

Ihre Beichlüffe über die genannten Angelegenheiten bedürfen der Zuftimmung 
des Kirchenraths, bevor fie zur Ausführung gelangen können ($ 42 sub 3, $ 48 sub 12). 

$ 38. Die Konvente werden, fo oft Gegenftände zur Berathung vder Bericht- 
erjtattung vorliegen, vom Vorſitzenden berufen. Auf das Verlangen des Kivchenraths 
oder auf den jehriftlichen, eine genaue Bezeichnung des zu behandelnden Gegenjtandes 
enthaltenden Antrag von zehn, im dritten Kirchenkreife von fünf Mitgliedern des Kon— 
vent3 darf der Vorfigende die jofortige Berufung deifelben nicht verweigern. 

$ 39. Alle fünf Jahre, ſofort nach der Erneuerung der Kirchenvorſtände, wird 
auch der Konvent durch Neuwahl aus den verjchiedenen Kicchenvorjtänden erneuert. Die 
Austretenden find wieder wählbar. 


Achter Abſchnitt. 
Bon der Synode. 


$ 40. Die oberjte Vertretung der gefammten evangeliſch-lutheriſchen Kirche im 
Hamburgifchen Staate ift die Synode, 
8 41. Die Synode beiteht: 

1. aus dem Stadtkonvente; 

2. aus zwölf Abgeordneten des Konvents des zweiten Kirchenkreiſes, und zwar aus 
vier Paftoren und acht nicht geiftlichen Mitgliedern deſſelben, welche jo zu 
wählen find, daß die Gemeinden der Landherrichaften der Geejtlande, der Marſch— 
(ande und von Bergedorf durch mindeftens je einen Paftor und zwei nicht 
geiftliche Mitglieder vertreten find; 

3. aus drei Abgeordneten des Konvents des dritten Kirchenfreijes, und zwar aus 

einem Paſtor und zwei nicht geistlichen Mitgliedern deſſelben. 

$ 42. Die Synode allein tjt berechtigt, 

. allgemein verbindliche kirchliche Verordnungen und Geſetze zu erlaſſen; 

2, Aenderungen der bejtehenden Kirchenverfaffung zu bejchließen, nad) Maßgabe 
des 8 51; 


2 


3. Beſchlüſſe zu faſſen wegen Einführung neuer Katechismen, religiöſer Lehrbücher, 


— 
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Gejangbücher und Agenden im ganzen Gebiete der Kirche, ſowie wegen Ein- 

führung von Feten, die jährlich wiederfehren, bezw. Abſchaffung derjelben. 

Die auf Gegenjtände diefer Art bezüglichen, vom Kirchenvath zu machenden 
Vorlagen müfjen von dev Erklärung der Kreiskonvente und von dem Gutachten des 
Minifteriums und dev Kollegien der Geiftlichen der beiden Landkreife ($ 33) begleitet fein. 

Durch befondere Verhältniffe und örtliches Herkommen bedingte Abweichungen von 


der allgemeinen firchlichen Ordnung können von den Konventen für ihren Kreis zwar 


bejchloffen und mit Genehmigung des Kirchenraths eingeführt werden, bedürfen jedoch 
dev Beftätigung der Synode in ihrer nächſten Sikung ($ 37). 

4. Sie ijt die höchſte Inſtanz in allen Disciplinarfahen und zur Entjcheidung 
jtreitigev Fragen innerhalb der evangeliſch-Tutheriſchen Kirche im Hamburgifchen 
Staate. 

Die Beſchlüſſe der Synode, ſoweit ſie in der Kirche als Geſetz gelten ſollen, 
müſſen vom Patronat das Placet empfangen haben und durch den Kirchenrath ver— 
kündet ſein. 

8 43. Die Synode verfügt: 

1. mit Genehmigung des Patronats über das Stammkapital der „Hauptkaſſe der 
Hamburgiſchen evangeliſch-lutheriſchen Kirche“, welches aus den Zuwendungen 
beſteht, die der hieſigen evangeliſch-lutheriſchen Kirche vom Kloſter St. Johannis 
gemacht worden ſind; 

2. im Einverſtändniſſe mit dem Kirchenrathe über die geſammten jährlichen Ein— 
nahmen, mithin auch über die als Reſervekapital angeſammelten jährlichen Ueber— 
ſchüſſe dieſer Kaſſe. 

Die bezüglichen Anträge des Kirchenraths werden zunächſt einem von der Synode 
für die Dauer der Wahlperiode zu erwählenden Ausſchuſſe vorgelegt, welcher dieſelben 
prüft und an die Synode berichtet. 

Für den Fall mangelnden Einverjtändniffes zwifchen der Synode und dem Kirchen- 
vathe über die in Betreff der jährlichen Einnahmen der Kafje zu treffenden Ver— 
fügungen wird eine aus neun Mitgliedern bejtehende Entjicheidungsinftanz gebildet, 
zu welcher das Patronat, die Synode und der Kirchenvath je drei ihrer Mitglieder 
abordnen. 

Die vorerwähnte „Kirchenhauptkaſſe“, welche alle der Gejfammtgemeinde der drei 
Kirchenkreife gemeinfan gehörenden VBermögensobjekte umfaßt, ift dazu bejtimmt, allge: 
meine firchliche Zwecke zu fördern und an einzelne Kirchengemeinden der drei Kirchen: 
freife erforderlichen Falls eine Aushilfe zur Beltreitung ihrer kirchlichen Bedürfniffe 
zu leijten. 

Der Kirchenrath werwaltet die Kaffe und hat alljährlich einen Budgetentwurf und 
eine von zwei aus und von der Synode auf fünf Jahre zu erwählenden Neviforen 
geprüfte Jahresrechnung jammt Belegen der Synode zur Genehmigung, reſp. zur 
Quittungsertheilung vorzulegen. 

8 44. Die Synode verfammelt fich regelmäßig einmal im Jahre auf Berufung 
de3 Kirchenraths; dieſer ijt jedoch berechtigt, und auf Antrag eines dev Streisfonvente, 
ſowie auf jchriftlichen, den zu behandelnden Gegenſtand genau bezeichnenden Antrag von 
fünfzehn Mitgliedern verpflichtet, die Synode zu außerordentlichen Sitzungen zu berufen. 
Die Situngen der Synode find öffentlich für die Mitglieder der Kirchenvorſtände. 

$ 45, Die Synode bejtimmt für die Fünfjährige Wahlperiode den Vorſtand nach 
Maßgabe der Gejchäftsordnung. 
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Neunter Abſchnitt. 
Bon dem Kirchenrathe. 


8 46. Die Aufſichts- und Verwaltungsbehörde der geſammten evangeliſch— 


lutheriſchen Kirche im Hamburgiſchen Staate bildet der Kirchenrath. 


$ 47. Der Kirchenrath beſteht aus neun Mitgliedern, nämlich: 


. aus zwei den Vorſitz führenden Mitgliedern des Patronats, von denen eins ein 


Juriſt fein muß; 


. aus dem Senior; 
. aus zwei geijtlichen und 
. vier nicht geiftlichen Mitgliedern, welche die Synode auf fünf Jahre aus ihrer 


Mitte erwählt. 
Während der Wahlperiode eintretende Vakanzen in Beziehung auf die unter 


3 und 4 bezeichneten Mitglieder müſſen in der Negel binnen drei Monaten durch die 
Synode ergänzt werden. 


DT 
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$ 48. Zu dem Gejchäftsfreije des Kirchenraths gehört vornehmlich): 


. die Ausführung dev Beſchlüſſe dev Synode ; 
. die Verkündung aller don der Synode erlaffenen, vom Patronate mit dem Placet 


verjehenen Ficchlichen Verordnungen und Geſetze; 


. die Wahrung und Fortbildung der gefammten Ficchlichen Ordnung nad) Maßgabe 


der Verfaſſung und der Geſetze; 


. die beffere Regelung der Kicchipielsverhältniffe (SS 8 und 37); 
. die Oberaufficht über alle kirchlichen Aemter und Verwaltungen, namentlich auch 


über die gottesdienftlichen Ordnungen bei den öffentlichen Anftalten und milden 
Stiftungen (Waifenhaus, Krankenhaus, Gafthaus, Werk- und Armenhaus, 
Sefängniffe u. ſ. w.), jowie bei denjenigen Kirchengemeinjchaften, welche fein 
Kirchſpiel bilden, und über die Amtsführung dev dabei angeftellten Pajtoren, 
Katecheten und Kandidaten; 


‚ die Verwaltung der Kicchenhauptlafle in Gemäßheit des 3 45; 


die Veranftaltung reſp. Genehmigung außerordentlicher Gottesdienfte; 


‚ die Bewilligung von allgemeinen Kirchenkollekten; 


die Abhaltung von Kirchenvifitationen ; 


‚ die Annahme der Meldungen zum Kandidateneramen und die Aufnahme in Die 


Kandidatenlifte nach beftandener Prüfung ; 


‚ die Berufung ſowie die Anordnung dev Ordination und dev Einführung erwählter 


vom Patronate bejtätigter Paſtoren; 


12, die Sorge für die etwa nöthige Penfionirung von Geiſtlichen; 
. die Ertheilung der Genehmigung zu den Beichlüffen der Kicchenvorjtände und 


Kreisfonvente, ſoweit ſolche verfaſſungsmäßig erforderlich ift; 


die Vorbereitungen zur Synode, die Vorberathung der derſelben zu machenden 
3 ug 


Vorlagen und die reehtzeitige Berufung derjelben ; 


. die Vertretung der gefammtkicchlichen Nechte und Intereſſen nad innen und 


außen, auch vor Gericht; 

die Anbahnung einer organiſchen Verbindung mit den übrigen evangeliſch— 
lutheriſchen Kicchen Deutjchlands. 

$ 49. Der Kirchenvath hat das Recht, von allen kirchlichen Amtsftellen und Ver— 


waltungen Auskunft und Bericht zu verlangen, und find ihm alle kirchlichen Rechnungs- 
ablagen von diejen abjchriftlich und nachrichtlich, auch ohme bejondere Aufforderung, ein= 
zufenden. Seine Bedenken ift er den betreffenden Stellen mitzutheilen ebenjo berechtigt 
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wie verpflichtet. In auferordentlichen Fällen und bei drohenden Gefahren iſt er behufs 
Sicherung der Firchlichen Intereſſen zu jofortigem kräftigen Einfchreiten nach bejtem Er— 
mejjen berechtigt und verpflichtet, hat ſich jedoch bei der Synode darüber zu verant- 
worten. — Der Kicchenrath ift berechtigt, die Kreisfonvente außerordentlich zu berufen, 
und jind die VBorfigenden derjelben verpflichtet, diefe Berufung auszuführen. 


Zehnter Abſchnitt. 
Shlußbejtimmungen. 

8 50. Gefhäftsordnungen Die Synode, der Kirchenrath, die Kreis— 
fondente und die Kirchenvorftände führen und verwalten ihre Angelegenheiten nach Maß— 
gabe einer von jeder diefer kirchlichen Behörden feſtzuſtellenden Geſchäftsordnung. 

Zur Beihlußfähigkeit eines jeden Firchlichen Kollegiums wird die Gegenwart 
wenigjtens der Hälfte feiner Mitglieder erfordert. 

$ 51. Berfafjungsänderungen. Wenderungen der Verfaſſung können nur 
nach vorgängiger gutachtlicher Aeußerung der drei Kreiskonvente und des Minifteriums, 
jowie dev beiden Kollegien der Landprediger, von der Synode mit zwei Drittel Majorität 
der anmejenden Mitglieder bejchloffen werden und bedürfen der Bejtätigung des Patronats. 


Tranfitoriihe Bejtimmungen. 

8 1. Mit dem Tage der Publikation der revidirten Kirchenverfaffung treten in 
allen Gemeinden der drei Kicchenkreife die Kicchenvorftände an die Stelle der bisherigen 
Kirchenkollegien und Gemeindevorjtände. Die bisherigen Gemeindeverordneten heißen 
hinfort Kirchenvorſteher. 

1. Im Stadtkreiſe beträgt demnach die Zahl der Kirchenvorſteher zunächſt 26. 
Tritt während der Wahlperiode eine Vakanz ein, jo findet eine Wiederbejegung 
derſelben erjt dann ftatt, wenn die verfaffungsmäßige Zahl von 24 Kirchenvor= 
ftehern nicht mehr vorhanden ift. Wenn zur Zeit der erſten verfaſſungsmäßig jtatt- 
findenden Neuwahl noch mehr als 24 Kicchenvorfteher in einer Gemeinde vorhanden 
find, werden an Stelle der alsdann ausjcheidenden Mitglieder nur jo viele wieder 
gewählt, daß die Gejammtzahl der Kirchenvorjteher nach der Neuwahl 24 beträgt. 

2, In denjenigen Gemeinden der Landkreife, in welchen bisher nur drei Kirchen— 
vorjteher vorhanden waren, tritt, um die verfafjungsmäßige Zahl von zehn Kirchen- 
vorftehern zu erreichen, außer den jechs bisherigen Gemeindeverordneten auch 
dasjenige Gemeindemitglied in den Kirchenvorjtand ein, welches bei der leßten 
Neuwahl nach den damals erwählten Gemeindeverordneten die nächitgrößte Stimmen— 
zahl erhalten hat. Erforderlichenfalls wird bei diefer Ergänzung des Kirchenvor— 
ftandes in Gemäßheit $ 23 der Verfaffung verfahren. In denjenigen Gemeinden 
aber, in welchen nad) Eintritt der ſechs Gemeindeverordneten die Zahl der 
Kicchenvorfteher mehr als zehn beträgt, findet eine Wiederbejegung in Vakanz— 
fällen erſt dann jtatt, wenn die verfaſſungsmäßige Zahl von zehn Kirchenvorſtehern 
nicht mehr vorhanden ift. Sind zur Zeit der nächiten Neuwahl in einer Gemeinde 
noch mehr als zehn Kirchenvorfteher vorhanden, jo werden nur jo viele wieder 
gewählt, daß die Gejammtzahl nach der Neuwahl zehn beträgt. 

g 2. Die Amtsdauer der Kicchenvoriteher, bezw. die Reihenfolge des Austritts 
derjelben, wird in folgender Weiſe geregelt: 

1. fo lange ſich in einer Gemeinde Iebenslängliche Mitglieder der früheren kirch— 
lichen Kollegien unter den Kirchenvorftehern befinden, werden die Bejtimmungen 
des 8 10 sub A und des $ 11 sub 3 der Verfaſſung dahin modifieirt, daß 
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alle fünf Jahre nicht die Hälfte ſämmtlicher, fondern nur die Hälfte der nicht 
(ebenslänglich im Amte verbleibenden Kirchenvorſteher, Falls aber die Zahl der 
(eßteren nicht durch zwei theilbar fein jollte, die nächſt größere Zahl, ausfcheidet, 
und zwar jcheiden diejenigen Mitglieder aus, deren zehnjährige Amisperiode 
abgelaufen ift, d. h, welche bereit vor der lebten allgemeinen Neuwahl, jei es 
als Kicchenvorfteher, ſei es als Gemeindeverordnete, dem Kirchenvorjtande bezw, 
dem früheren Kirchenvorſtand angehört haben (alfo z. B. im Jahre 1887 die— 
jenigen, welche jeit 1877 im Amte gewejen oder während der Wahlperiode von 
1877 bis 1882 an Stelle ausgefchiedener Mitglieder eingetreten find). Iſt die 
Zahl dieſer Meitglieder kleiner als die Hälfte der nicht lebenslänglichen Vorſteher 
jo werden aus der Zahl der übrigen nicht lebenslänglichen Vorſteher (welche 
aljo bei oder ſeit der legten allgemeinen Neuwahl eingetreten, bezw. Wieder: 
eingetreten find) jo viele ausgelvoft, als erforderlich find, um die zum Austritt 
bejtimmte Hälfte der nicht Febenslänglichen Mitglieder zu ergänzen. Iſt dagegen die 
Zahl derbereits vor den lebten Neuwahlen eingetretenen Mitglieder größer als die Hälfte 
der nicht Tebenslänglichen Kirchenvorfteher, fo beſtimmt das Loos, welche derjelben 
noch auf fernere fünf Jahre im Amte verbleiben. Dieje letteren treten bei der 
nächjten allgemeinen Neuwahl jedenfalls aus, kommen alfo eventuell nicht wiederum 
in das Loos. 

. In den Gemeinden der Landkreiſe wird die Amtsdauer der bisherigen Kirchen: 
porjteher, ſofern diejelben nicht auf Lebenszeit erwählt find, in dev Weife berechnet, 
daß diejenigen, welche nach S 5 sub 3 der Berfafjung von 1876 in den Jahren 1883 
und 1886 hätten austreten müſſen, bis zu den allgemeinen Neuwahlen im 
Ssahre 1887, diejenigen aber, welche im Jahre 1889 hätten austreten müfjen, 
bis zu den Neuwahlen im Jahre 1892 im Amte bleiben. 

$ 3. Sn den Gemeinden der Landkreiſe tritt von den bisher dem Verwaltungs— 

ausjchuffe angehörenden (5 18 i. f. der Berfaffung von 1876 und S 3 c. Abſ. 2 der 

Einführungsordnung Für den Anſchluß des zweiten und dritten Kirchenkreiſes an die 

Kirchenverfallung vom 9. Dezember 1870) Kirchenvorjtehern Einer alsbald nach Bublifation 

der revidirten Verfaſſung aus und wird die Stelle dejjelben durch) Wahl in Gemäßheit 

S 14 der Berfaffung wiederbefeßt. Die Reihenfolge, in welcher die bisherigen Mitglieder 

aus dem Berwaltungsausjchuffe austreten, wird durch das Amtsalter, bei gleichem Amts— 

alter durch das Loos bejtimmt. 

$ 4 Die für die im Februar 1882 begonnene fünfjährige Wahlperiode vor- 

genommenen Wahlen abjeiten der Gemeindevorjtände in die Kreisfonvente und abjfeiten 
der Landfonvente in die Synode, jowie die für diejelbe Wahlperiode von der Synode 
vorgenommenen Wahlen werden duch die DVerfaflungsrevifion nicht berührt. Nach 
Publikation der vevidirten Verfaſſung treten die zu erwählenden Abgeordneten der 
Gemeinde St. Gertrud in den Stadtfonvent ein und werden abjeiten des Konvents des 
zweiten Kirchenkreiſes vier jernere Mitglieder dejelben in die Synode abgeordnet. Für 
die Dauer der Wahlperiode 1882/87 findet die Beftimmung des 8 41, 2 der Berfaffung, 
nach welcher die vom Konvent des zweiten SKirchenkreijes abzuordnenden Mitglieder jo 
zu wählen find, daß die Gemeinden der drei Landherrenſchaften durch mindeitens je 
einen Paſtor und zwei nichtgeiftliche Mitglieder vertreten find, feine Anwendung. 
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3. Bremen. 


Die erſte evangeliihe kirchliche Organiſation, welche uns in Bremen entgegen 
tritt, beſtand in der (1526) erfolgten Anordnung eines Gotteskaſten in jedem der vier 
ſtädtiſchen Kirchſpiele und der Beſtellung von je vier Diakonen zum Behufe der Armen— 
‚pflege ). Eine Kirchenordnung wurde erſt i. 8. 1534 unter der Autorität des Nathes 
erlaſſen?). Die Stellung defjelben der evangelifchen Kirche gegenüber unterjchied ſich 
nicht principiell von der anderer ſtädtiſcher Obrigfeiten?). Bon einer Fonfiftorialen 
Drganifation ift indeifen feine Rede. Die Ehegerichtsbarfeit nimmt der Rath für fich 
in Anſpruch, und die perfünliche Ausübung des Kirchenregiment3 wird durch die neu 
errichtete Superintendentur bewerkſtelligt. Bemerkenswert) it, daß die Kirchipiele außer 
der diafonalen Organifation noch eine Vertretung in jog. Bauherren und Kirchenvor— 
ftehern finden. Die Wurzeln diefer Inftitutionen liegen im Mittelalter *), und die 
Kirchenordnung begnügt fi mehr ihre Eriftenz anzuerkennen, al3 fie näher auszuge- 
italten. Die Ausbildung diefer gemeindlichen Organijationen, welche ſich in der Ver— 
mögensverwaltung bethätigten und mit den Kirchſpielsinſaſſen die Pfarrwahl aus- 
übten, ift dann auch erſt in der Folgezeit gefchehen, und mehr auf dem Wege autonomer 
gemeindlicher Feltftellung als durch allgemeine obrigkeitlihe Anordnung. So iſt denn 
auch ihre Stellung dem Rathe gegenüber feine gleichartige. Als diefer 1627 die Wahl 
eines ihm mißliebigen Geiftlichen an der Stephanikirche nicht zuläßt, kann er doc 
nicht verhindern, daß derjelbe Mann von der freier gejtellten Martinigemeinde gewählt 
wird’), und erſt 1670 wird beftimmt, daß jede Predigerwahl der Rathsbeitätigung 
bedürfe ®). 

Die Geiftlichkeit der Stadt geftaltete fih corporativ zu dem Minifterium, welches 
15617) und dann wieder 1599?) eine feſte Organifation empfing. Doch war die 
Stellung deffelben dem Nathe gegenüder lediglich eine fonfultative, und der Verſuch, 
welcher, nachdem die Stadt veformirt geworden war”), gemacht wurde, ein Presby- 
terium einzurichten, jeheiterte an dem Widerftande der ftaatlihen Obrigkeit. Dieſe 
Eiferfucht auf feine Autorität befundete der Rath au, als ſeit 1656 die Super: 
intendentur nicht wiederbefeßt wurde !%), und das Minifterium ftatt deſſen einen Senior 
wählen wollte. Vielmehr ließ er nur zu, daß der Vorſitz im Minifterium halbjährlich 
unter den Primarien — den erften Geiftlichen der vier Stadtkirchen — wechsle''). 

Die Geiftlihen der Landgemeinden gehörten nicht zum Minifterium, jondern 


1) Bol. Dune, Gef. d. fr. Stadt Bremen. 
(Ebendaſ. 1848) 8, ©. 38. Am Dom wurden 
erit 1638 vier Diafonen angejtellt, 1692: 8; 
1754:.123 18172 16; 1819;.24. Bol. and 
Sen, die erjte Epoche d. Brem. Reformat. in 
Brem Sahrb. 8, ©. 77. (Bremen 1876.) 

2) Abgedr. bei Rihter, KO.1, ©. 241 ff. 

3) Nicht ganz zutreffend, Kühtmann in 
Brem. Jahrdb. 8, ©. 126. (Bremen 1876.) 

4) Dunße a. a. D.3, ©. 39, der aber 
irrig behauptet, fie würden in der Kirchenord- 
nung nicht erwähnt. 

5) Dunßea. a. 0.3, ©. 549 f. 

6) Ebendaj. 4 ©. 215. 

7) Articuli de instauratione ministerii in 


iuclyta urbe Bremensi a toto Collegio Mini- 
steriorrum sedulo deliberati et unanimiter 
conclusi. Bal. Iken, d. Wirkſamk. d. Chriſt. 
Pezelius in Brem. Jahrb. 9, ©. 21. 

8) Leges conventuum ministerii Bremensis 
instauratae atque de novo sancitae. Ebendaſ. 
©. 24. 

9) Bol. Zen, Bremen u. d. Synode zu 
Dordredt in Brem. Jahrb. 10, ©. 11 ff. 

10) Schon 1616 hatte der Rath jtatt des 
Superintendenten einen Senior ernannt, ebenjo 
1624, 1631 und 1655. Der 1656 ernannte 
Superintendent jtarb ſchon in demjelben Jahre. 


JIken, ebenda]. ©. 5l 


11) Duntea.a. D.4, ©. ff. 
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wurden feit 1547 bezüglich der Sirchenvermögensverwaltung, jeit 1571 auch in Bezug 
auf die Lehre von einem Bürgermeifter, einem Nathsheren und dem Superintendenten 
viſitirt. 

Im Jahre 1681 wurde ein jährlicher (General-Synode) und ſpäter ſogar ein 
monatlicher Konvent der Land- und Stadtprediger eingerichtet. Indeſſen hörten Ende 
des XVIII. Jahrhunderts nicht nur die Viſitationen auf, ſondern gingen auch die 
Konvente ein, die dann allerdings 1816 wieder hergeſtellt, ſpäter auf zweijährigen 
Zuſammentritt beſchränkt wurden und endlich ganz fortfielen h. 

Eine eigenthümliche Stellung nahm der Dom ein. Während die übrigen Ge— 
meinden reformirt wurden, blieb er lutherifch, und ftand bis 1803 unter dem Konſi— 
forium in Stade. Erſt damals wurde nach harten 1807 erledigten Streitigfeiten ?) 
die Domgemeinde unter die ftädtifche Hoheit gebracht, und empfing eine der der anderen 
Gemeinden analoge Verfaſſung. 


Nach heute geltendem Recht fteht dem Senate die Episfopalgewalt über die 
evangelifche Kirche zu’). Von diefer macht er aber den neun ftädtifchen, theils refor— 
mirten, theil3 lutheriſchen, theils unirten Gemeinden gegenüber nur den jehr dürftigen 
Gebrauch, daß er einmal dur die Verordnung vom 72. April 1860 (I) 
den ftädtifchen Pfarrverband regulirt hat, und daß die von den ſtädtiſchen Gemeinden 
autonomifch feitgeftellten Kirchenordnungen feiner Betätigung bedürfen. 

Diefe Ordnungen findvollfommen an die Stelle der alten Kirchenordnung getreten, und 
wenn fie auch in der einzelnen Ausgeftaltung Bejonderheiten aufweiſen, jo enthalten fie 
doch ſämmtlich die alten gemeindlichen Verfaffungselemente der Bauherren, Kirchenvor— 
jteher, Diafonen. 

Zur Zeit gilt für die Fgrauengemeinde die Ordnung d. J. 1854 
(II), für die Ansgariigemeinde von 1861 (ID, für die Stephani 
von 1864 (IV), für die Mihaelis (V) und die zu St. Pauli (VI), von 
1870, die der Friedensfirhe von 1872 (VID, die Martinigemeinde 
von 1875 (VII), die Domgemeinde von 1879 (IX) und die St. Wem: 
bertivon 1882 (X). 

Eine organische Verbindung unter diefen ftädtifchen Gemeinden ift im Mai 1876 
durch Bildung dr Bremifhen Kichenvertretung erfolgt, deren Statut 
am 2. Juni 1876 von dem Senate betätigt worden ift (&1)9. Doch haben die 
Beichlüffe diefer Vertretung weder eine für die Gemeinden verbindliche Kraft’), noch 


1) Bol. a. a. D. 3, ©. 
Jken in Brem. Jahrb. 9, ©. 20 f. 

2) Bol. Eihhorn, Rechtsgutacht. üb. d. Verh. 
der St. Petri-Domgemeinde der fr. Hanjejtadt 
Bremen 3. Brem. Staate. (Hannov. 1831.) 

3) Die Berf.-Urf. v. 17. November 1875 


copatrechtes in herkömmlicher Weife, unbejchadet 
der beitehenden Rechte der kirchlichen Gemeinden. 

4) Die Geſchäftsordnung ift von der Kirchen- 
vertretung am 16. April 1877 genehmigt 
worden. 


245 f. | 


bejtinmt $ 57: 

Zum Wirfungskreife des Senats, ala der Ne- 
gierung des Bremiſchen Staats gehört: 

d. Ausübung der Nechte des Staats in kirch— 
lichen Angelegenheiten, — unbejchadet der Mit: 
wirfung der Bürgerjchaft bei der Geſetzgebung, 
namentlih bei Anerfenung neuer Religions— 
gejellichaften, — ſowie des proteftantifchen Epis- 


5) Beſchluß Vd. Bremiſchen Kirden- 
vertretung in ihrer dritten Seſſion: 

Beſchlüſſe der Kirchenvertretung ſollen erſt 
ausgeführt werden, wenn ſich die ſämmtlichen 
Gemeinden zuſtimmend erklärt haben. 

Dieſe Beſtimmung findet jedoch keine Anwen— 
dung auf ſolche Beſchlüſſe, welche nur die 
geſchäftliche Erledigung der Verhandlungsgegen— 


41] I. Verordnung vom 27. April 1860, den ſtädtiſchen Pfarrverband betr. 999 


iſt die Zugehörigkeit der letzteren zu der Vertretung eine obligatorische, iwie denn in 


neuefter Zeit die vier der ftrengeren Tirehlichen Richtung angehörigen Gemeinden ſich 
von der Kirchenvertretung wieder losgeſagt haben. 
Für die Landgemeinden iſt durch obrigkeitliche Bekanntmachung 


- 


vom 7. Mai 1860 eine Gemeindeordnung verfündet worden (XII). 


I 


Obrigkeitliche Verordnung, 
ven ſtadtbremiſchen Pfarrverband betreffend, vom 27. April 1860, 
(Publicirt am 30. April 1860.) 


Nachdem die für die jtadtbremifchen Pfarrgemeinden geltende Bejtimmung, — 
daß Niemand einer jolchen Gemeinde als Mitglied angehören könne, der nicht in ihrem 
Kirchſpiel feine Wohnung habe, — in Folge der gänzlich veränderten Bevölferungsver- 
hältniffe der einzelnen Stadttheile ſchon jetzt wiederholt zu Unzuträglichkeiten geführt 
hat, die je länger dejto mehr den Organismus der einen und anderen Gemeinde und 
in gewiſſem Umfange jeldjt den Sinn für ficchliches Leben überhaupt zu ſchwächen 
drohen, deren Bejeitigung daher auch in den Kreifen mancher Gemeinden als ein Be- 
dürfniß empfunden wird: jo hat der Senat, nad) jorgfältiger Erwägung aller in Betracht 
fommenden Umitände, nicht länger Anftand nehmen zu dürfen geglaubt, die oben erwähnte 
Beſtimmung im Geifte freierer Bewegung auf dem Gebiet des kirchlichen Gemeinde- 
lebens abzuändern, — und verordnet jomit was folgt: 

1. Die bisherige Bejchränfung der jtädtifchen Pfarrgemeinden hinfichtlich ihrer 
Mitglieder auf die Bewohner des Kirchipiels wird inſoweit aufgehoben, daß den gedachten 
Gemeinden die Befugniß beigelegt wird, auch Bewohner der Stadt, welche in anderen 
Kicchjpielen wohnen, auf deren Verlangen oder mit deren Zuftimmung als Mitglieder 
aufzunehmen. 

2. Welcher Gemeindebehörde die Ausübung diefer Befugniß übertragen werden 
joll, jowie die VBorausjeßungen, unter welchen der Aufgenommene ein Stimmrecht im 
Kirchenfonvente erlangt, bleibt der verfaffungsmäßigen, jedoch der obrigfeitlichen Beſtäti— 
gung bedürjenden Beſchlußnahme jeder Gemeinde überlafjen. 

3. Es ſteht der Aufnahme gleich: 

1. wenn ein Gemeindertitglied, welches aus dem Kirchſpiel zieht, ungeachtet jeiner 
Wohnungsveränderung in dem bisherigen Gemeindeverbande bleiben will und 
davon vor feinem Umzuge den Bauherren feiner bisherigen Gemeinde jchriftliche 
Anzeige macht, 

2. wenn eine außerhalb des Kirchſpiels wohnende Perſon zu einem Gemeindeamt 
erwählt wird und diefe Wahl annimmt. 

4. Die Bauherren der Gemeinde, in welcher Jemand jolchergeftalt Aufnahme 
findet ($ 1 und 83 Nr. 2) oder ungeachtet feiner Wohmmgsveränderung verbleibt 
($ 3 Nr. 1), haben von diejev Aufnahme beziehungsweife diefem Verbleiben den Bau— 
herren der Pfarrgemeinde, in deren Kirchjpiel die betreffende Perſon wohnt, oder ihre 


fände in der Kirchenvertretung und deren Aus- | Aufforderung an die betheiligten Gemeinden 

ſchüſſen betreffen. | jofort erlafien, es fei denn, daß fich zehn oder 
Die Kirhenvertretung kann jedoch eine Nefo- | mehr der anwejenden Mitglieder der Kirchen- 

lution veröffentlichen, jowie eine Anjprache oder | vertretung dagegen erklären. 
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Wohnung zu nehmen beabfichtigt, ichriftliche Anzeige zu machen. Erſt diefe Anzeige 
hat die Wirkung, daß der mit der Wohnung verbundene Pfarrverband aufhört, bezw. 
nicht eintritt. 

5. Der durch die Aufnahme begründete Gemeindeverband kann von dem Auf- 
genommenen nur wieder gelöfet werden: 

1. Durch Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchſpiel er wohnt. 

Diefer Rücktritt wird als gejchehen angenommen, jobald er den Bauherren des 
Kirchipiels der Wohnung davon jehriftliche Anzeige gemacht hat und von diejen alsdann 
der Gemeinde, welcher er durch Aufnahme angehört, die vorjchriftsmäßige ($ 4) Anzeige 
gemacht worden ift. 

2, Durch Verlegung feiner Wohnung in ein anderes Kirchipiel. 

Will der Aufgenommene ungeachtet der MWohnungsveränderung in dem biöherigen 
Gemeindeverband bleiben, jo ift vor dem Umzuge von ihm an Die Bauherren und von 
diefen an die Bauherren des Kirchipiels, in welches er feine Wohnung verlegt, die vor— 
ichriftsmäßige (SS 3, 4) Anzeige zu machen. 

Dagegen findet 

3. Der Austritt aus dem durch die Aufnahme begründeten Pfarrverbande, um in 
eine dritte Pfarrgemeinde, in deren Kirchipiel der Aufzunehmende nicht wohnt, 
unmittelbar überzutreten, feine Statt. 

Wer daher die Aufnahme rückgängig machen will, um die Aufnahme in eine 
ſolche dritte Gemeinde zu erlangen, hat vorab jeinen Rüdtritt in die Gemeinde, in 
deren Kirchſpiel er wohnt, in der oben angegebenen Weiſe zu bewirken. 

6. Durch die Aufnahme in eine Pfarrgemeinde (S 1) tritt der Aufgenommene 
und feine Familie ganz in dafjelbe Rechtsverhältniß zu der Gemeinde, welche ihn auf 
genommen hat, als wenn er feine Wohnung in deren Kirchſpiel verlegt hätte. 

7. Mer in der Gemeinde, welcher ex vermöge Wohnung oder Aufnahme anges 
Hört, zu einem Kirchenamt gewählt wird, oder ein ſolches bekleidet, darf abgejehen von 
den Folgen einer Wohnungsveränderung während der Dauer dieſes Amts von feiner 
anderen Gemeinde aufgenommen werden. 

Beſchloſſen Bremen im dev Berfammlung des Senats am 27., und bekannt gemacht 
am 30, April 1860. 


ll. 


Kirchliche Prdnung für U. T, Jrauen-Gemeinde. 
(Nach dem Beſchluß des Kirchenkonvents dom 20. April 1854.) 


Auf den Bericht dev Bauherren an U. 2. Frauen-Kirche, daß in dem am 20. April d. J. 
gehaltenen Kirchenkonvente verjihiedene Abänderungen der am 6. Mai 1840 vom Senate bejtätigten 
kirchlichen Ordnung beſchloſſen jeien und daher um Beitätigung derjelben nachgejucht werde, und 
nad) deßhalb abgejtattetem Berichte der Kommijfion für die kirchlichen Angelegenheiten; 

Beſchließt der Senat: 

daß die in Anfehung der kirchlichen Ordnung für U. 2. Frauen-Gemeinde im Kirchen— 
fonvente vom 20. April d. 3. getroffenen Vereinbarungen der Gemeinde hierdurch obrig« 
feitlich bejtätigt jeten. 

Beſchloſſen Bremen in der Verfammlung des Senats, am 26. April 1854. 


(g83.) Otto Gildemeijter, Sekr. 
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I. Bon der Gemeinde und deren Mitgliedern. 


$ 1. Die Gemeinde U. 2. Frauen ift ein Glied der Bremifchen Kirche reformirter Konfeffion 
und ordnet auf diefem Grund ihre Angelegenheiten. Sie bejteht aus allen Bewohnern des Kirchen— 
ſprengels, welche ſich zu der reformirten Konfeifion befennen. 

5 2. Außerdem find auch Mitglieder diefer Gemeinde alle andere im Umfange de3 Kirchen: 
iprengels wohnende Proteftanten, welche feiner anderen Gemeinde angehören und die Abficht, ſich 
. ber Gemeinde U. 2. Frauen anzuſchließen, durch eine Erflärung bei dem rehnungführenden Bau— 
herrn zu erfennen gegeben haben, wenn und jo lange fie ſich hinsichtlich dev Saframente an Die 
Prediger der Gemeinde halten und dur Iheilnahme an den Beiträgen für die Kommunionkaſſe 
oder andere Firhliche Anftalten ihren Anſchluß bethätigen. 

Jedoch können fie erjt ein Jahr nad) Abgabe der Erflärung Theil an den Kirchenkonventen nehmen. 

8 3. Alle Gemeindegenofjen haben ein Recht auf Benukung der Firhlichen Anftalten und 
Einrichtungen, haben aber auch die dieſem Recht entjprechende Pflicht, erforderlichen Falls zu den 
tirhlichen Bedürfniffen Beifteuern zu leiſten. 


II. Vom Kirchenfonvent. 


Ss 4 Mitglieder des Kirchenkonvents find die Prediger, der Schullehrer und Organift; die 
Bauherren, die Mitglieder des Kirchenvorjtandes und die Diafonen, fowie alle anderen Gemeinde- 
glieder männlichen Geſchlechts, welche fonfirmirt find und den Staatsbürgereid geleiftet haben und 
zugleich entweder eine eigene Kirchenſtelle befigen, oder eine Kirchenftelle von der Kirche für einen 
mindeſtens dreijährigen Zeitraum in Miethe haben. 

Die Bauherren führen ein Verzeichniß der Mitglieder des Kirchenfonvents, nach welchem 
die Einladung geſchieht. In diefes Verzeichniß hat fich daher jedes Gemeindeglied eintragen zu 
lafjen, jobald es an den Kirchenfonventen Theil nehmen will. 

Alle Gemeindeglieder find verbunden, die ihnen ordnungsmäßig übertragenen Bauherren: 
und Diafonenämter unentgeltlich zu befleiden, jowie die auf fie gefallenen Wahlen zum Kirchen— 
vorjtande, wie zu Ausſchüſſen und Verwaltungen in Gemeindeangelegenheiten anzunehmen. 

$ 5. Der Kirchenkonvent hat im Allgemeinen das Necht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu berathen und Beſchlüſſe zu fallen. 

Susbejondere gehört zu feinem Wirkungskreiſe: 

a. die Wahl der Paſtoren, des Schullehrers und Organiften, der Bauherren, der Diakonen und 
der Mitglieder des Kirchenvoritandes ; 

b. die Feſtſtellung der Gehalte und Penfionen für die Paftoren und jonftigen Kirchenbeamten; 

e. die Beſchlußnahme über einzelne Bauten und Reparaturen, jobald dafür mehr als 500 Thaler 
zu verwenden find, ſowie 

d. über VBeräußerungen von Grumditücen, Aufnahme von Geldern, und 

e. über Vertheilung der Amtsgejhäfte unter die Paftoren, über Zahl und Zeit der Predigten 
und ſonſtige kirchliche Einrichtungen. 

Diejenigen Kirchenkonventsbeſchlüſſe, welche einer Betätigung des Senats bedürfen, find dem- 
jelben don den Bauherren zu diefem Zwecke vorzulegen und treten erſt nach erfolgter Beftätigung 
in Wirkſamkeit. . 

$ 6. Die Einladungen zu den Kirchenkonventen gehen von dem rechnungführenden Bauherrn 
aus, und geſchehen jchriftlich, unter jummarifcher Angabe des zur Verhandlung kommenden Gegen- 
jtandes, 

$ 7. Die Verhandlungen des Kirchenfonvents werden von dem ältejten dev anmwejenden 
Prediger mit Gebet eröffnet. 

$ 8. Der Vorfi und der Antrag in den Kirchenkonventen steht dem rechnungführenden 
Bauherrn zu. Das Protofoll wird von einem durch den Vorſitzer dazu aufgeforderten Mitgliede 
des Kirhenvorjtandes geführt, am Schluß der Verhandlungen vorgelefen, nad) erhaltener Genehmigung 
bon dem Borfiger und dem Protofollführer unterfchrieben und nachher in ein dazu angelegtes 
Protokollbuch eingetragen. 

SI Alle Anträge in den Kirchenfonventen werden zuvor einer Vorberathung durch den 
Kirhenvorjtand unterzogen. 

8 10. Jedes jtimmfähige Gemeindeglied hat das Recht, Anträge in Gemeindeangelegenheiten 
dur) den rechnungführenden Bauherrn an den Kirchenkonvent zu bringen, jedoch) unter den folgenden 
Beſchränkungen: 

$ 11. Dieſe Anträge müſſen zuvor ſchriftlich in anſtändiger Form durch den Präſes bei 
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dem Kirchenvorſtande eingereicht werden, in deſſen Verſammlung darüber entjehteden wird, ob jte 
zur Mittheilung an die Gemeinde geeignet ſeien. 

8 12. Findet der Kirchenvorſtand die Vorſchläge nicht zur Mittheilung an die Gemeinde 
geeiquet, jo hat er davon unter Anführung der Gründe dem betreffenden Gemeindegliede eine 
ichriftliche Anzeige zu machen, welchem es alsdann unbenommen bleibt, nach vorgängiger Benad)- 
richtigung des rechnungſührenden Bauherın, feine Beichwerde darüber auf dem Kirchenfonvente 
perſönlich oder durch ein anderes Gemeindeglied geltend zu machen, Wird dann die Bejchwerde 
für gegründet erachtet, jo wird der Antrag jelbjt in einem anderen dazu Feitzujegenden Kirchen- 
fonvente zur Abjtimmung gebradt. 

$ 13. Vorſchläge, welche im Kirchenkonvente bei der Berathung eines anderen Antrags, ſei 
es zu deſſen Erweiterung, Beſchränkung, Verbeſſerung, Erläuterung oder genauerer Beſtimmung 
gemacht werden, können, inſofern der Vorſitzer nichts dabei zu erinnern findet, noch in derſelben 
Verſammlung zur Abſtimmung gebracht werden. Im entgegengeſetzten Falle aber wird, wenn der 
Urheber des Vorſchlags denſelben nicht etwa zurücknimmt, die Abſtimmung darüber, ſowie über 
den Hauptantrag, inſoweit er mit jenem Vorſchlage in Verbindung ſteht, auf einen andern Kirchen— 
konvent verſchoben. 

8 14. In dem Kirchenkonvente findet über die zur Berathung gebrachten Gegenjtände vor der 
Abitimmung eine abgejonderte Disfujfion Statt, worauf alsdann mit Ya und Nein abgejtimmt wird. 

Ergiebt fich eine Stimmengleichheit, jo wird Die Abſtimmung wiederholt, und wenn auch 
dies ohne Erfolg bleibt, jo giebt die Stimme des Vorfigers den Ausſchlag. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe über eine Abänderung diejer Orduung iſt jedoch erforderlich, 
daß fich zwei Drittel der Anwejenden für die Abänderung entſcheiden. 


III. Von den Paſtoren. 


g 15. Die Paſtoren werden auf dem Kirchenkonvent permittelit geheimer Stimmengebung 
aus jechs von dem Ausſchuſſe dev Gemeinde zu dieſem Zweck in Vorſchlag gebraten veformirten 
Geiftlihen nach) abjoluter Stimmenmehrheit gewählt. Ergiebt ſich eine ſolche Mehrheit nicht ſofort 
io wird bis zu deren Erlangung der Wahlverfuch unter jedesmaliger Weglaffung desjenigen Wahl- 
fandidaten, welcher die wenigiten Stimmen erhalten hat, wiederholt, 

Sind indeß die Stimmen dergeftalt vertheilt, daß mehrere Wahlfandidaten zufanımen nicht 
jo viele Stimmen erhalten haben, als auf denjenigen, der abgejehen von ihnen mit der geringjten 
Stimmenzahl auf der Lifte bleibt, gefallen find, jo werden bei dem erneuerten Wahlverjuche jene 
Kandidaten ſämmtlich von der Lifte weggelaijen. 

Im Falle einer Stimmengleichheit, jei es mn, daß diefe in Anſehung der von der Wahl- 
Lifte wegzulafienden Kandidaten oder bei der Abjtimmung über die zuleßt auf der Lijte gebliebenen 
beiden Kandidaten eintritt, entjcheidet das Roos, wobei jedoch in Fällen der Leßteren Art die Ab- 
ſtimmung vorab wiederholt und abermals ohne Erfolg geblieben fein muB. 

$ 16. Die Vorwahl wird am vorlegten Tage vor dem Wahlfonvente von dem Ausſchuſſe 
vorgenommen, indem derſelbe aus den von ſeinen Mitgliedern dazu vorgeſchlagenen und von andern 
Gemeindegliedern den Bauherren namhaft gemachten Geiftlichen Die jechs würdigſten und tüchtigſten 
durch geheime Abſtimmung nach relativer Stimmenmehrheit auszumitteln ſucht. Bei gleichen 
Stimmen wird über die betreffenden Kandidaten noch einmal abgeſtimmt, und bei fortdauernder 
Stimmengleichheit durch das Loos entſchieden. 

8 17. In wiefern Geiſtliche, welche einer unirten Gemeinde angehören, wahlfähig ſeien, 
hat gleichfalls der Ausſchuß zu beurtheilen. Jedenfalls erklärt derjenige Geiſtliche, auf welchen die 
Wahl gefallen iſt, durch deren Annahme auf eine rechtsbeſtändige Weiſe, daß er fortan der reformirten 
Konfejfion angehört. 

8 18. Das von den Bauherren Namens der Gemeinde an den neuerwählten Pajtor zu 
erlaffende Schreiben wird im Kirchenvorſtande entworfen, und ſchon vor der Wahl, injomweit es die 
Emolumente und Gejchäfte des zu Erwählenden betrifft, dev Gemeinde zu ihrer Genehmigung mit 
getheilt. Der Empfang des Erwählten gejhieht in herfömmlicher Weife von den Bauherren, den 
Predigern, den Diafonen und zwei außerdem dazu abgeordneten Mitgliedern des Kirchenvorjtandes. 
Bei jeiner Einführung hat er vor der Gemeinde feierlich zu geloben, daß er jein Predigtamt nad) 
den Lehren der heiligen Schrift und nad den VBorjehriften der kirchlichen Ordnung verwalten wolle. 

$ 19. Den Baftoren liegt im Allgemeinen ob, nach der eingeführten Ordnung den Gotteö- 
dienst abzuhalten, die Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriſtenthume zu unterrichten, Die 
ihnen überwieſene Aufficht über die Kirchſpielsſchule zu führen, und ſich überhaupt allen zur Seel: 
jorge gehörenden Gejchäften zu unterziehen, 


Fe Zn Ar 
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$ 20. Die Wahl des Primarius geſchieht auf dem Kirchenfonvente vermittelit geheimer 
Abſtimmung nach abjoluter Stimmenmehrheit. 

$ 21. Die Bertheilung der Gefhäfte unter die Paſtoren wird durch die von den Bauherren 
Namens der Gemeinde an die Baftoren nach der Wahl erlaffenen Schreiben, und durch jpätere Kirch— 
ſpielsbeſchlüſſe bejtimmt. 

In Verhinderungsfällen hat ein Jeder für die Wahrnehmung der ihm obliegenden Arbeiten 
auf die geeignete Weife Sorge zu tragen, jedoch find die Paftoren verpflichtet, erforderlichen Falls 


ſich gegenfeitig zu vertreten. 


$ 22. Den Baftoren fteht die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu machen. 
Ueber die Zeit diefer Ferien Haben fie ſich mit einander zu verjtändigen, und dabei vornehmlich 
darauf zu jehen, daß die Ferien eines Jeden jo wenig wie möglich mit der freien Zeit jeiner 
Amtsbrüder zufammen fallen, uud daß wenigſtens Einer von ihnen jeder Zeit zur Wahrnehmung 
jeiner Amtsgejchäfte anwejend ſei. Von diefer Vereinbarung wird dem rechnungführenden Bauherrn 
eine Anzeige gemacht. In Ermangelung einer ſolchen Verftändigung hat der vehnungführende Baus 
herr ſich zu bemühen, diejelbe herbeizuführen und nöthigenfalls die erforderliche Beſtimmung zu treffen. 

$ 23. Wenn ein Pastor fich außer den Ferien don Bremen entfernen will, jo bedarf e3 dazu, 
falls er dadurch Yänger als acht Tage an der Wahrnehmung feiner Amtsgefchäfte gehindert jein 
würde, eines vorgängigen Einveritändnifies mit dem reehnungführenden Bauherrn. Im Fall einer 
folchen Verhinderung von fürzerer Dauer genügt eine chriftliche Anzeige. 

$ 24. Die Paftoren zu U. 2. Frauen nehmen an dem Kirchenvorftande diefer Gemeinde 
als ftändige Mitglieder Theil, und find in Gemäßheit der Stiftungsurfunde Mitverwalter der für 
die Paſtoren diefer Gemeinde gegründeten Wittwenkaſſe. 

$ 25. Die Pajtoren, jowie deren Wittwen und Kinder erhalten die ihnen beim Antritte 
ihres Amts von den Bauherren Namens der Gemeinde ($ 18) und durch jpätere Kirchſpiels— 
beſchlüſſe zugeſicherten Gehalte und ſonſtigen Vortheile. Ihr wirklicher Gehalt verbleibt ihnen 
ſelbſt dann, wenn ſie durch geiſtige oder körperliche Schwäche verhindert ſind ihrem Amte länger 
vorzuſtehen. Indeß verlieren ſie in dieſem Fall nach Beendigung des dem Emeritus gleich der 
Paſtorenwittwe zuſtehenden Nachjahrs alle Anſprüche auf ihre Amtswohnung und auf alle außer 
dem eigentlichen Gehalte genoſſene Emolumente. 


IV. Von den untern Kirchenbeamten. 


$ 26. Da die Kirchenbeamten Glieder dieſer Gemeinde ſein müſſen, jo find alle diejenigen 
bon dev Wahl ausgejchloffen, weiche ſich nicht zu einer Konfeſſion befennen, die ihre Aufnahme in 
die Gemeinde (88 1, 2) geitattet. 

$ 27. Der Schullehrer, welchem zugleich das Amt des Küſters übertragen tft, und ber 
Organist werden auf dem Kirchenkonvente auf gleiche Weife wie die Pajtoren ($ 15) gewählt. 
Die Wahllifte wird von dem Kirchenvoritande aus denjenigen Perjonen, welche fi) bei dem rechnung: 
führenden Bauheren zu der erfedigten Stelle gemeldet Haben, entworfen. Es bleibt übrigens dem 
Kirchenvorſtande überlaſſen, alle offenbar untaugliche Perſonen auszuſchließen, und auch joldhe auf 
die Wahllifte zu jeßen, weiche ſich nicht ausdrücklich gemeldet haben. 

$ 28. Außer dem Unterrihte in der Kirchſpielsſchule gehört zu den Geſchäften des Schul: 
lehrers oder Küſters: 

a. das Vorſingen in der Kirche bei allen gottesdienſtlichen Handlungen; 

b. die Bewahrung der Kirchengeräthe und die Auflicht über Kanzel und Altar; 

c. die Führung einer genauen Lilte von ſämmtlichen Mitgliedern des Kirchenfonvents, und Die 
Beforgung der Einladungen zu den Kicchenfonventen, jowie zu den Verſammlungen des 
Ausſchuſſes und des Kirchenvorftandes, wozu er fich indeß der Beihülfe feiner Unterlehrer 
bedienen kann; 

d. die Benachrichtigung derjenigen Gemeindegenofjen im Namen der Bauherren, welche im 
Kirchenkonvente zu Gemeindeämtern erwählt find. 
$ 29. Die jpezielleren Beftimmungen über die Amtspflichten des Schullehrers und Organijten 

enthalten die Beitallungsbriefe und Kirchipielsbefchlüffe, welche auch Für die dieſen Beamten zu: 
geficherten Gehalte und ſonſtigen VBortheile die Richtſchnur abgeben. 

8 30. Der Bauherrendiener wird von den Bauherren angestellt, und ijt verpflichtet, denſelben 
bei den verichiedenen Zweigen ihres Gejhäftes auf alle Weife an die Hand zu gehen. Insbeſondere 
liegt ihm auch die Bewahrung der Kirhenfchlüffel, jowie die Vermiethung der dev Kiche gehörigen 
Kirchenftellen und die Einziehung dev Mithgelder ob. 

$ 31. Der Kirchendiener wird auf gleiche Weife ernannt. Derjelbe hat vornehmlich die 
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Auffiht über die Reinigung der Kirche, die Sorge für Deffnung und Schließung der Thüren beim 
Gottesdienst, für Feuerbeden u. j. w. 

Auch Hat er für Erhaltung der Ruhe auf dem Kirchhofe während des Gottesdienftes Sorge 
zu tragen, den Kirchhof zu beauffichtigen, und auf demjelben Unordnungen und Beihädigungen 
der Kirche zu verhüten. 

$ 32. Der Diafonendiener wird don den Diafonen gewählt und aus der Kirchſpiels-Armen— 
kaſſe jalarirt, um der Diakonie in ihren Amtsgejhäften an die Hand zu gehen. 

$ 33. Die drei leßtgenannten Kirhenbeamten können immer, wenn dies auch in ihrem 
Beitallungsbriefe nicht ausdrücklich erwähnt tft, nach Ablauf einer jehsmonatlihen Kündigungsfrift 
beliebig entlajfen werden. 


V. Bon den Bauherren. 


8 34. Das Bauherrenamt wird von zwei Gemeinde-Mitgliedern verwaltet. 

Wahlfähig find alle Gemeinde-Mitglieder, welche zwei Jahre lang dem Konvent angehört haben. 

Für die Wahl jtellt der Kirchenvorjtand einen Wahlaufjag von ſechs Perjonen auf, aus 
welchen der Konvent die Wahl vornimmt!). 

$ 35. Die Wahl gejchieht jpätejtens drei Monate nach eingetretener Vakanz dur geheime 
Abjtimmung nad abjoluter Stimmenmehrheit, wobei gerade wie bei der Pajtorenwahl ($ 15) 
verfahren wird. 

$ 36. Das vollendete 55. Lebensjahr giebt jeden das Recht, die auf ihn gefallene Wahl 
abzulehnen. Uebrigens befleiden die Bauherren ihr Amt in der Regel lebenslänglich, haben aber 
die Befugniß, dafjelbe nach zehn Dienftjahren ohne Anführung von Gründen aufzugeben. Wenn 
jedod ein Bauherr in den Senat tritt, fo ift ex verpflichtet, jein Amt jofort niederzulegen, falls 
der andere Bauherr ſchon Mitglied der Senats fein follte. 

$ 37. Die Bauherren find Vorſteher und regelmäßige Vertreter der Gemeinde, haben die 
Verwaltung des Kirhenguts, jowie die Sorge für die Ausführung und Aufrechthaltung dieſer 
Ordnung und aller gejegmäßig gefaßten Gemeindebejchlüffe. 

$ 38. Zu den Gejhäften der Bauherren gehört insbejondere: 

a. die Einladungen zu den Kirchenfonventen und zum Ausſchuſſe, und der Vorſitz in diejen 
Verſammlungen; 

b. das Präſidium im Kirchenvorſtande und die Ausführung alles daſelbſt Beſchloſſenen; 

c. die Anträge und Vorträge an den Senat, namentlich wegen jährlicher Ablegung der Rechnungen, 
wegen Berufung neuer Pajtoren und, wo dies erforderlich ijt, wegen Mittheilung nnd 
Betätigung der Gemeindebejchlüffe; 

d. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Kirche und der Gemeinde auszufertigenden 
Dofumente; 

e. die Erlaffung des im $ 18 erwähnten Schreibens und die Bejorgung des feierlichen Empfangs 
der neuerwählten Paſtoren in Gemäßheit der vom Kirchenvorſtande gefaßten Beſchlüſſe; 

f. die Ernennung des Bauherrndieners, des Kirchendieners und des Bälgentreters; 

g. die bejtändige Sorge für die Einfünfte der Kirche namentlich die vierteljährigen Sammlungen 
zu ihrem Beſten, jowie die Umschreibung der Kixchenitellen ; 

h. die Aufficht über die zur Kirche gehörigen Gebäude, Veranlaffung und Ausführung neuer 
Bauten und Reparaturen, und zwar, wenn fie erheblich find, nach vorgängiger Berathung 
mit dem Kirchenvorjtande, und erforderlichen Falls mit dem Kirchenfonvente ; 

i, die VBorlegung ihrer Rechnungen in der Verfammlung des Kirhenvoritandes am Schlufie 
eines jeden Jahres, und demnächitige Mittheilung eines Auszug derjelben im Kirchenkonvent. 
8 39. In Anjehung des VBorfiges, der Rechnungsführung und der Bewahrung der Dokumente, 

welde in einer durch zwei Schlüffel verichloffenen Kiſte gejchieht, findet "ein jährlicher Wechjel 


1) So abgeändert nah Konv.-Beihl. vom 
13. Oft. 1881. Frühere Faffung: 

8 34. Das Bauherrenamt wird von zwei 
Gemeindegliedern verwaltet, von welchen das 
Eine aus allen der Gemeinde angehörigen Mit: 


gliedern des Senats, das andere aus jämmtlichen | 


abgegangenen und den beiden ältejten fungirenden 
Diafonen, welchen von dem Kirchenvorftande 
zwei jeiner fungirenden oder abgegangenen Mit- 
glieder beigefügt werden, auf dem Kirchen- 
fonvente gewählt wird. 


Wenn indeß bei der aus den Mitgliedern des 
Senats zu erjegenden Vakanz der Kirchenkonvent 
nicht mindejtens zwiſchen zwei Mitgliedern des 
Senats die Wahl hat, jo werden auch hier, und 
zwar, wenn Ein Mitglied des Senats wahlfähig 
ist, neben dieſem, jämmtliche abgegangene und 
die beiden ältejten fungirenden Diafonen mit 
zwei von dem Kirchenvorſtande aus feinen ab— 
gegangenen und fungirenden Mitgliedern gewähl- 
ten Perfonen auf die Wahlliſte geſetzt. 
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zwifchen den Bauherren Statt. Der vehnungführende Bauherr hat jeinem Nachfolger am Schluß 


jeden Jahres die in feinem Gewahrjam befindlichen Dokumente abzuliefern. 
$ 40, Die Bauherren haben einen eigenen Kirchenſtuhl, und der rechnungführende Bauherr 
erhält die herkömmlichen Emolumente. 


VI. Bon dem Kirchenvorjtande. 


$ 41. Den Kichenvorjtand bilden: 

a. Die beiden Bauherren, 

b. die Paftoren, jo lange fie an U. 2. Frauen-Kirche ihr Amt verwalten, und 

e. die vier älteften Mitglieder der Diafonie zu U. L. Frauen 

als beftändige Mitglieder; ferner: acht anderweitige Mitglieder der Gemeinde, welche ihr Amt vier 
Jahre beffeiden, indem in jedem Jahre zwei Mitglieder nach dem Dienftalter abgehen. 

$ 42. Jede gewöhnliche und außergewöhnliche Vakanz eines gewählten Mitgliedes wird auf 
dem nächſten Kirchenfonvente wieder erſetzt. Der Kirchenvorſtand bringt für jede Wahl dem 
Kirchenkonvente ſechs Perfonen in Vorſchlag, aus welchen vermittelit geheimer Abjtimmung nad 
relativer Stimmenmehrheit gewählt wird. 

Bei einer außergewöhnlichen Vakanz tritt dev Gewählte in die Stelle ſeines Vorgängers. 

$ 43. Wahlfähig ijt jedes Gemeindeglied, welches die übrigen zur Theilnahme an den 
Kirchenkonventen erforderlichen Eigenſchaften befist, wenn es auch feine eigene oder don der Kirche 
gemiethete Kirchenftelle Hat. Jedoch kann ein abgegangenes Mitglied im erjten Jahr nicht wieder gewählt 
werden. 

$ 44. Der rehnungführende Bauherr iſt Präfes des Kirchenvorſtandes. Der Protvfoll- 
führer wird aus dem ganzen Kirchenvorſtande auf ein Jahr gewählt. 

$ 45. Der Kirchenvorſtand verfammelt ſich regelmäßig in der erſten Woche eines jeden 
Vierteljahrs zu einer bejtimmten Zeit, und außerdem jo oft der Präfes zu einer außerardentlichen 
Zuſammenkunft einladen läßt. 

$ 46. Die Hälfte der Mitglieder bilden eine beichlußfähige Verſammlung, in welcher 
Stimmenmehrheit entjcheidet. 

S 47. In jeder Verſammlung wird ein Protokoll geführt und nad) erfolgter Verleſung 
und Genehmigung von dem Präfes und dem Protofollführer unterjchrieben. 

$ 48. Der Geſchäftskreis des Kicchenvorftandes umfaßt allgemein alle kirchlichen Angelegen- 
heiten, insbejondere: 

a. die Aufnahme und Fortführung einer genauen Lifte aller Mitglieder des Kirchenkonvents 
und ſonſtiger beitragspflichtiger Gemeindeglieder. Auch haben die Pajtoren am Schluſſe 
eines jeden Jahres dem Kirchenvorſtande ein Verzeichniß der getauften und konfirmirten 
Kinder und eine Ueberſicht der bei jeder Kommunion gegenwärtig geweſenen Perſonenzahl 
einzureichen; 

b. die Vorberathung aller auf dem Kirchenkonvente zur Verhandlung kommenden Gegenjtände, 
die Anfertigung der Wahlliſten bei den Wahlen jeinev Mitglieder, des Schullehrers und des 
Organiſten; 

e. die Entwerfung der an die neu erwählten Paſtoren zu erlaſſenden Schreiben und der den 
untern kirchlichen Beamten zu ertheilenden Dienftinftruftionen und Beitallungsbriefe; 

d, die etwa erforderliche Beſtimmung und Entſcheidung über die Vertretung der Pajtoren in 
Verhinderungsfällen ($ 21) unbeſchadet des Rekurſes an den Kirchenkonvent; 

e. die allgemeine Sorge für alle Vermögensangelegenheiten Der Gemeinde, namentlich: 

1. für das eigentliche Kirchenvermögen, 
2. für das Vermögen der Kirchſpielsſchule, 
3. für die Kommunionkaſſe, 
4. für die Kirchſpiels-Armenkaſſe, 
. für die Prediger-Wittwenfaffe, 
und die jährliche Nevifion der darüber geführten Rechnungen, fowie der vorhandenen 
Dokumente, ſofern deren Dafein nicht anderweitig fonjtatirt it; 
f. die Verwaltung des Vermögens der Kirchſpielsſchule, worüber immer ein dazu gewähltes 
Mitglieder die bejondere Rechnung führt; 
. die Verwaltung dev Kommunionkaſſe auf gleiche Weiſe; 
‚die Berathung und Zujtimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachuug der 
Grunditüce von Seiten der Bauherren, jowie die Zuftimmung zu jeder ungewöhnlichen Aus: 
gabe derjelben; 


or 
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i. die Aufficht über die Kirchſpielsſchule, mit welcher eines oder mehrere feiner Mitglieder 
immer bejonders beauftragt werden ; 

k, die etwa erforderliche Bertretung der Bauherren, wenn dieſe abwejend oder anderweitig 
verhindert find, durch eines jeiner Mitglieder, welches von den Bauherren dazu ernannt, oder, 
wenn Dies nicht gefchehen ift, von dem Kirchenvorſtande dazu erwählt wird. 

Ferner werden die Mitglieder des Kirchenvorſtandes: 

l. zu den Konfirmationen in der Kirche und zu den Schulprüfungen eingeladen, und haben 

m. mit Ausnahme der Paftoren die Sammlungen für die Kicchfpielsichule vorzuuehmen, und 
die Bauherren bei allen Sammlungen zum Bejten der Kirche zu unterjtüßen. 

5 49. Die Einkünfte der Kommunionkaſſe beftehen in den Zinſen des bereits geſammelten 
Kapitals, in den von den Gemeindegliedern dafür unterzeichneten jährlichen Beiträgen und in den 
den Paſtoren für die öffentliche Kommunion oder bei Gelegenheit derjelben eingereichten oder ein: 
gefandten Gaben, welche dieſe an den Verwalter der Kaſſe abzugeben haben. 

8 50. Das mit der Spezialverwaltung diejer Kaffe beauftragte Mitalied des Kirchenvor— 
ſtandes hat die unterzeichneten Beiträge einzuziehen, alle neuen Gemeindeglieder zur Unterzeichnung 
aufzufordern und den Pajtoren die durch Gemeindebejchlüffe feitgeftellte Entſchädigung für das ihnen 
früher unmittelbar zufließende Kommuniongeld auszuzahlen. 


VI. Bon dem Gemeindeausſchuſſe. 


$ 51. Den Gemeindeausihuß bilden: 
a. ſämmtliche fungirende und abgegangene Mitglieder des Kirchenvorjtandes; 
b. die fungivenden und ehrenvoll entlaffenen Diafonen der Kirche U. 2. Frauen, mit Einſchluß 
derjenigen Gemeindeglieder, welche in anderen Kirchipielen als Diakonen ausgedient haben; 
c. zwölf Repräjentanten der Gemeinde, wovon jährlich dev Aeltejte abgeht, wenn nicht in dem 

Jahre aus anderen Gründen eine Bacanz ftattgefunden hat. Diefe Repräfentanten werden 

auf dem Kirchenkonvente aus jümmtlichen nicht in die Kathegorie sub a und b gehörigen 

Konventsmitgliedern erwählt. 

5 52. Der Gemeindeausſchuß hat die weite Paftorenwahl, und verfammelt ſich außerdem 
wenn in wichtigen Fällen entweder der rechnungführende Bauherr oder der Kirchenvorſtand deſſen 
gutachtliche Meinung zu vernehmen wünſcht. 

$ 93. Die Einladungen zu den Verfammlungen des Ausſchuſſes gehen von dem rechnung— 
führenden Bauherrn aus und gejchehen jehriftlich, unter ſummariſcher Angabe des zur Berathung 
kommenden Gegenftandes, Mit dem Vorige, Antrage, der Protofolfführung, Berathung und Ab- 
ſtimmung wird übrigens ganz auf gleiche Weife wie bei den Verſammlungen des Kirchentonvents 
verfahren. ($$ 8, 14.) 


VII. Bon den Diakonen. 


8 54. Die Diakonie der Kirche zu U. 2. Frauen beſteht aus acht Neitgliedern, von denen 
vegelmäßig alle zwei Jahre das ültefte im Dienfte abgeht, auch wenn außergewöhnliche Vakanzen 
eingetreten find. E 

Nah Ablauf von acht Dienftjahren find die Mitglieder befugt, ihr Amt ohne Anführung 
von Gründen aufzugeben). 

$ 55. Bei jeder gewöhnlichen oder außergewöhnlichen Vakanz übergiebt das Kollegium der 
Diafonen dem rechnungführenden Bauherrn ein Verzeichniß dreier wahlfähiger Perſonen, aus welchen 
im Kivchenkonvente die Stelle des Abgegangenen durch geheime Wahl nad) abjoluter Stimmenmehrheit 
wieder erjeßt wird. 

8 56. Wahlfähig find alle durch das Herkommen nicht ausgeſchloſſene Mitglieder der 
Gemeinde. Die Wahl abzulehnen, find nur diejenigen befugt, welche entweder ein Amt befleiden, 
das jchon nach der bisherigen Objervanz von der Diakonie befreit, oder welche bereits da3 45. Jahr 
vollendet haben. 

8 57. Die Diakonen diefer Vemeinde nehmen Theil an der Gemeinde-Armenpflege und an 
der Verwaltung milder Stiftungen, ſowie dieſes durch Vereinbarung, Gejeg und Herkommen 
geordnet ift. 

$ 58. Sie beforgen die Sammlungen für das Armenhaus und andere milde Stiftungen. 
Ihr Senior verwaltet unter Beirath feiner Kollegen die Kirchſpielsarmenkaſſe, legt am Schluß 
1) So abgeändert durch Konv.-Bejchl. vom | Frauen bejteht aus acht Mitgliedern, von welchen 
19. April 1882, Frühere Faffung: regelmäßig alle zwei Jahre Eins nad dem 

$ 54. Die Diakonie der Kirche zu U. 2. | Dienftalter abgeht. 


— — 
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- jedes Jahres dem Kirchenvorjtande feine Rechnung vor, und Liefert den Ueberſchuß der jährlichen 
Einnahme an das Armenhaus ab. 
$ 59. Die vier älteften Mitglieder der Diakonie find während der Dauer ihres Amts 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes, ſowie Meitverwalter der Paſtorenwittwenkaſſe zu U. 2. Frauen, 
worüber gleichfalls am Schluß eines jeden Jahres dem Kirhenvorjtande Rechnung abgelegt wird. 
$ 60. Die Diafonen haben zur Unterftügung bei ihren Amtsgeſchäften einen von ihnen 
ſelbſt zu wählenden Diener, und beißen einen eignen Kirchenſtuhl. 


11. 
Kirchliche Prdnung für die Bt. Ansgarii-Gemeinde. 


Durch Beſchluß des Hohen Senats vom 30. Oktober 1861 iſt dieſe kirchliche Ordnung für 
die St. Ansgarii-Gemeinde ſowie dieſelbe im Kirchenkonvent vom 8. Oktober d. J. angenommen 
iſt, unter dem Vorbehalt: 

Daß der unklar gefaßte $ Al nicht jo verſtanden werden dürfe, als ſolle derſelbe den, 
mit der bisherigen Kicchenordnung im Wejentlichen übereinſtimmenden $ 38 beeinträchtigen, 
und ferner, daß nach wie vor feine die obrigfeitliche Betätigung erfordernden Gemeinde- 
bejchlüffe, namentlich Predigerwahlen, eher zur Ausführung fommen dürfen, bis ſie jene 
Beitätigung erhalten Haben, gleihtwie die erwählten Prediger nad) wie vor durch den Senat 
zu berufen jein werden, 

beftätigt worden, 

Bremen, Oftober 1861. 

Die Bauherren zu St. Ausgarti. 


1. Bon der Gemeinde und deren Mitgliedern. 


81. Die St. Ansgarii-Gemeinde ift eine evangelifcheprotejtantifche, Reformirte und Luthe— 
vaner umfafiende Gemeinde. 
$ 2. Die Gemeinde zu St. Ansgarii beiteht: 

a. aus allen innerhalb des Kirchſpiels wohnenden Neformirten, mit Ausnahme derjenigen, 
deren Aufnahme in einer andern Pfarrgemeinde der Stadt den Bauherren dieſer Gemeinde 
in gejegliher Weife angezeigt worden tft; 

b. aus den innerhalb des Kirchſpiels wohnenden Lutheranern, welche die Abficht fich derſelben 
anzuſchließen, durch eine Anzeige bei dem verwaltenden Bauherın zu erkennen gegeben 
haben; 

c. aus den in andern ſtädtiſchen Kirchſpielen wohnenden Protejtanten, welche auf Grund der 
am 30. April 1860 publicirten obrigfeitlihen Verordnung, den ftadtbremiichen Pfarrver— 
band betreffend, ala Mitglieder diefer Gemeinde aufgenommen tworden find. 

$ 3. Die Anmeldung zur Aufnahme ($ 2e) in dieſe Gemeinde geſchieht bei Dem ver: 
waltenden Bauheren. Die Entiheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchenvorſtand. 

$ 4. Sn folgenden Fällen bedarf e3 jedoch der Aufnahme durch den Kicchenvoritand nicht, 
vielmehr jteht derſelben völlig gleich: 

a. wenn ein Gemeindeglied, gehöre es nun durch feinen Wohnſitz innerhalb diejes Kirchſpiels 
oder durch Aufnahme diefer Gemeinde an, vor jeinem Umzuge in ein anderes Kicchjpiel 
dem verwaltenden Bauhern die Schriftliche Anzeige macht, daß es in diejem bisherigen 
SGemeindeverbande auch ferner bleiben wolle; 

b. wenn ein in diefem Kirchſpiel wohnendes Mitglied einer andern Gemeinde dem verwals 
tenden Bauherrn die jchriftliche Anzeige macht, daß es in dieſe Gemeinde jeines Kirchſpiels 
einzutreten gefonnen jet; 

ce. wenn ein außerhalb dieſes Kirchſpiels wohnendes wahlfühiges Mitglied einer andern 
Gemeinde zu einem Gemeindeamt diefer Gemeinde erwählt wird und diefe Wahl annimmt. 

8 5. Durch die Aufnahme in diefe Gemeinde tritt dev Aufgenommene und jeine Familie 
zur ihr ganz in daſſelbe Rechtsverhältniß, als wenn er feine Wohnung in deven Kirchjpiel ver: 
legt hätte. 

8 6. Sedes Gemeindeglied hat für fih und jeine Familie ein Recht auf Benußung der 
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firhlichen Anjtalten und Einrichtungen, hat aber auch die diefem echte entfprechende Pflicht, zu 
den kirchlichen Bedürfniſſen beizufteuern. 

$ 7. Der durch die Aufnahme in diefe Gemeinde begründete Gemeindeverband kann von 
dem Aufgenommenen nah $ 5 der Verordnung vom 30. April 1860 nur wieder gelöjet werden: 

a. dureh Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchipiel er wohnt, 
b. durch Verlegung feiner Wohnung in ein anderes Kirchjpiel. 

Wer jedoch in diefer Gemeinde, gehöre er ihr duch Wohnung oder Aufnahme an, zu einem 
Kirchenamte gewählt wird, oder ein ſolches befleidet, darf, abgejehen von den Folgen einer Woh— 
nungsberänderung, während der Dauer diejfes Amtes ſich von feiner andern Gemeinde aufnehmen 
laſſen (8 7 der Verordnung). 


II. Bom Kirchenfonvente. 


5 8. Alle Gemeindeglieder, welche den Staatsbürgereid geleiftet haben, ſowie einen jährlichen 
Beitrag zur Kirchen: und Kommunionkaſſe entrichten, find Mitglieder des Kirchenkonvents und als 
jolche verbunden, die ihnen ordnungsmäßig übertragenen Bauherrn, Kirchenvorſtands- und Diafonie- 
ümter, jowie Berwaltungen in Gemeindeangelegenheiten anzunehmen und unentgeltlich zu führen. 

8 I. Neu eintretende Gemeindeglieder, jowie diejenigen, welche nad $ 5 der Verordnung 
vom 30. April 1860 in dieſe Gemeinde zurücktreten, werden erjt nad) Ablauf eines Jahres kon— 
ventsberechtigt. Zu einem Gemeindeamt Erwählte find jedoch jofort fonventsfähig. 

$ 10. Der Kichenfonvent hat im Allgemeinen das Recht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu berathen und Beſchlüſſe zu faſſen; 

Insbeſondere gehört zu feinem Wirkungskreiſe: 

a. die Wahl der Paftoren, der Bauherren, der Mitglieder des Kicchenvoritandes und der 
Diakonie, ſowie des Oberlehrers der Gemeindejchule ; 

b. die Feitjtellung der Gehalte und Penfionen für die Pajtoren; 

c. die Bejtimmung über die Vertheilung der Amtsgejchäfte unter die Pajtoren, Zahl und 
Zeit der Predigten und ſonſtige kirchliche Einrichtungen ; 

d. die Genehmigung zu VBeräußerungen von Grundftücden und Anleihe von Geldern, jowie 
zu einzelnen Bauten und Reparaturen, jobald dazu mehr als 500 Thaler zu verwen- 
den find. 

$ 11. Die Einladungen zu den Kirchenfonventen gehen von dem verwaltenden Bauherrn 
aus und gejchehen jchriftlich unter Angabe der zur Verhandlung fommenden Gegenjtände. 

$ 12. Der Borfiß, der Antrag und die Protofolführung in Kirchenkonvents-Angelegen- 
heiten jtehen den Bauherren zu. Die Protokolle werden nach erfolgter Genehmigung von dem 
Protofollführer und einem im Konvente anwejenden und von dem vorfigenden Bauherrn dazu aufs 
geforderten Mitgliede des Kirchenvorſtandes unterjhrieben, in ein Protofollbuch eingetragen, und 
im nädjtfolgenden Konvente vor Beginn der Verhandlung wieder verlejen. 

$ 13. Alle Anträge in den Kirchenfonventen werden zuvor einer Vorberathung durch den 
Kirchenvoritand unterzogen. 

8 14. Jedes ſtimmfähige Gemeindeglied hat das Recht, Anträge in Gemeindeangelegen- 
heiten durch den verwaltenden Bauherrn an den Kirchenfonvent zu bringen, jedoch unter den folgen— 
den Beſchränkungen. 

8 15. Dieje Anträge müfjen zuvor jchriftlich und rechtzeitig dem verwaltenden Bauherrn 
eingereicht werden und find von diefem dem Kirchenvorjtande vorzulegen, welcher darüber zu ent- 
Iheiden hat, ob fie zur Mittheilung an die Gemeinde geeignet find. 

8 16. Findet der Kirchenvorftand die Anträge nicht zur Mitteilung an die Gemeinde 
geeignet, jo hat er davon dem Antragiteller unter Anführung der Gründe eine jchriftliche Anzeige 
zu machen. Es jteht diejem alsdann frei, feine Beſchwerde darüber auf dem Kicchenfonvente perſön— 
lich oder durch ein anderes Gemeindeglied geltend zu machen, und ift dieſe Abficht ebenfalls dem 
verwaltenden Bauherrn jchriftlich mitzutheilen, Wird dann die Bejchwerde für gegründet erachtet, 
jo ijt der Antrag jelber auf einem andern baldigit anzufegenden Kirchenkonvente zur Abjtimmung 
zu bringen. 

$ 17. Vorſchläge, welche im Kirchenfonvente bei der Berathung eines andern Antrags, ei 
es zu dejjen Erweiterung, Bejchränfung, Verbeiferung, Erläuterung oder genauerer Beitimmung, 
gemacht werden, fünnen zwar, jofern der Vorfiter nichts dabei zu erinnern findet, noch in der— 
jelben VBerfammlung zur Abftimmung gebracht werden. Im entgegengejegten Falle aber wird, 
wenn der Urheber des Vorſchlags denjelben nicht etwa zurücknimmt, die Abſtimmung darüber, ſo 
wie über den Hauptantrag, injoweit er mit jenem Vorſchlage in Verbindung fteht, auf einen andern 
Kirchenkonvent verſchoben. 


a. ee ie ai a 
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$ 18. Sn dem Kirchenfonvente werden die zur Berathung vorliegenden Gegenjtände nad) 
der Reihenfolge zur Disfujfion gebracht und durch Abſtimmung mit Ja und Nein entjchieden. 

Ergiebt jih eine Stimmengleichheit, jo wird die Abjtimmung wiederholt, bleibt dieſe ohne 
Erfolg, jo giebt die Stimme des Vorfigers den Ausschlag. 

$ 19. Zu einem gültigen Beichluffe über eine Abänderung gegenwärtiger Kirchenordnnung 
iſt erforderlich, daß die beantragte Abänderung den Mitgliedern des Kirchenkonventes bei der betr. 


Einladung vollftändig mitgetheilt worden ift, und fih auf dem Konvente zwei Drittel der Anweſen— 
den dafür entjcheiden. 


III. Bon dem Kirchenvorjtande. 


8 20. Den Kichenvorjtand bilden: 

1. al3 bejtändige Mitglieder, fo lange fie ihr Amt verwalten, 

a. die Bauherren; 
b. die Pajtoren ; 
e. die zwei älteften Diafonen ; 

2. als zeitige Mitglieder acht von dem Kirchenfonvente vorgeihhlagene und gewählte Ge- 
meindeglieder. 

$ 21. Dieſe gewählten acht Mitglieder befleiden ihr Amt in der Regel vier Jahre, indem 
in jedem Sahre zwei derjelden nach dem Dienjtalter austreten. 

Jede durch den regelmäßigen Austritt entjtehende Vakanz wird durch den nächſten Kirchen— 
fonvent wieder erjeßt, jofern nicht eine außergewöhnlich eintretende Vakanz ein längeres Bleiben 
eines jonft abgehenden Mtitgliedes bedingt. 

8 22. Auf diefem Konvente ift für jede Wahl wenigitens die doppelte Zahl der zu Wählen- 
den in Vorfchlag zu bringen, aus welcher vermittelft geheimer Abſtimmung nach relativer Stimmen: 
mehrheit gewählt wird. 

MWahlfähig ift jedes Mitglied des Kirchenfonvents ; jedoch kann ein abgegangenes Mitglied 
für das nad) jeinem Austritt folgende Jahr nicht wieder gewählt werden. 

$ 23. Der verwaltenbe Bauherr ift Vorſitzer des Kirchenvoritands. Das in jeder Ber: 
ſammlung dejielben zu führende Protofoll wird von ihm und einem der anwejenden Vorjtands= 
mitglieder unterjchrieben. 

8 24. Der Kirchenvorjtand verſammelt fich regelmäßig zweimal des Jahres und außerdem, 
jo oft der verwaltende Bauherr zu einer außerordentlihen Zuſammenkunft einladen läßt. 

$ 25. Zwei Drittheile der Mitglieder bilden eine befehlußfähige Verſammlung, in welcher 
Stimmenmehrheit entjcheidet. 

Sit die beſchlußfähige Anzahl nicht erihienen, jo hat dev verwaltende Bauherr innerhalb 
acht Tagen und unter befonderer Erwähnung der Beranlafjung eine neue Verſammlung anzujegen, 
welche alsdann ohne Rückſicht auf die Zahl der Erjchienenen vollfommen beihlußfähig ift. 

$ 26. Der Gejchäftsfreis des Kivchenvorjtandes umfaßt allgemein alle Firchlichen Angelegen— 
heiten, in3bejondere: 

a. die Aufnahme neuer Gemeindeglieder ; 

b. die Führung einer genauen Lifte aller Mitglieder des Kirchenkonvents und jonjtiger 
Gemeindeglieder; jowie die Empfangnahme der von den Paftoren jährlich einzureichenden 
Parochialliſten; 

c. die Vorberathung aller auf dem Kirchenkonvente zur Verhandlung kommenden Gegenſtände; 

d. die Anfertigung der Wahllijten für die Wahlen der Bauherren ; 

e. die Ernennung der Schulfommiffion aus feiner Mitte und auf Vorſchlag derjelben die 
Wahl jämmtlicher Lehrer der Gemeindeſchule, mit Ausnahme des Oberlehrers; 

f. die Wahl des Organiften; 

g. die Entwerfung der an die neuerwählten Paftoren zu erlafjenden Schreiben und dev den 

firhlihen Beamten zu ertheilenden Dienjtinftruftionen und Beitallungsbriefe ; 

die etwa erforderliche Bejtimmung und Entſcheidung über die Vertretung dev Paftoren in 

Berhinderungsfällen ($ 46), unbejchadet des Rekurſes an den Kirchenkonvent; 

i. die allgemeine Sorge für alle Vermögensangelegenheiten der Gemeinde, namentlich für das 
eigentliche Kirchenvermögen, die Kirchen- und Kommunionfafje und die Predigerwittwens 
kaſſe; jowie die jährliche Nevifion der darüber geführten Rechnungen durch Zwei jeiner 
Mitglieder; 

k. die etwa erforderliche Vertretung der Bauherren, wenn dieſe abwejend oder anderweitig 
verhindert find, durch diejenigen feiner Mitglieder, welche von den Bauherren dazu ernannt 
oder, wenn dies nicht geſchehen ift, von dem Kirchenvorftande dazu erwählt werden; 


h. 
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l. die etwa erforderliche Unterftügung der Bauherren bei den Sammlungen zum Beſten der 
Kirde. 
8 27. Der Kichenvorjtand wird zu den Konfirmationen in der Kirche und zu den Schul: 
prüfungen eingeladen. — 


IV. Von dem Gemeindeausſchuſſe. 


8 28. Den Gemeindeausſchuß bilden: 

a. ſämmtliche fungivende und ehrenvoll entlaffene Bauherren und Mitglieder des Kirchen: 
vorjtandes und der Diakonie, mit Einſchluß derjenigen, welche in einer anderen Gemeinde 
fungirt haben; 

b. der Oberlehrer der Gemeindejchule. 

Außer Diefen bleiben, jo lange fie dieſer Gemeinde angehören, alle Diejenigen Mitglieder 
des Ausſchuſſes, welche es vor Einführung diefer Firhlichen Ordnung waren. 

$ 29. Der Gemeindeausſchuß hat die weite Paltorenwahl und verfammelt ſich außerdem, 
wenn in wichtigen Fällen entweder der Bauherr oder der Kirchenvorſtand deſſen gutachtliche Mei— 
nung zu vernehmen wünjcht. 

$ 30. Die Einladungen zu den VBerfammlungen des Ausſchuſſes gehen von dem verwalten: 
den Bauherrn aus, und geſchehen jehriftlich unter Angabe des zur Berathung kommenden Gegen: 
ſtandes. Mit dem Borfit, Antrage, dev Protofolführung, Beratung und Abjtimmung wird 
übrigens ganz auf gleiche Weife, wie bei den Verfammlungen des Kicchenkonvents verfahren 
($8 12—18). 


V. Bon den Bauherren. 


$ 31. Das Bauherrenamt wird von drei Gemeindegliedern verwaltet, von welchen das Eine 
aus allen der Gemeinde angehörenden Mitgliedern des Senats, die beiden andern aus einer don 
dem Kirchenvorjtande zu entwerfenden Wahllifte von ſechs Gemeindegliedern auf dem Kirchen: 
fonvente gewählt werden. 

Sollte indeffen bei der aus Mitgliedern des Senats zu erfeßenden Vakanz dev Kirchenkonvent 
nicht mindestens zwifchen zwei Senatoren die Wahl haben, weil nur ein Senator der Gemeinde 
angehört, jo wird aus diefem und fünf anderen Gemeindegliedern vom Kirchenvorſtand die Wahl: 
liſte gebildet. 

$ 32. Die Wahl gejchieht jpätejtens drei Monate nach eingetretener Bakanz durch geheime 
Abſtimmung nad abjoluter Stimmenmehrheit. 

Ergiebt fich eine ſolche Mehrheit nicht fofort, jo wird bis zu deren Erlangung der Wahl: 
verjuch, unter jedesmaliger Weglaſſung desjenigen Wahltandidaten, welcher die wenigjten Stimmen 
erhalten hat, wiederholt. 

Sind indeß die Stimmen dergeitalt vertheilt, daß mehrere Wahlfandidaten zuſammen nicht 
jo viele Stimmen erhalten haben, als auf Denjenigen gefallen find, der, abgejehen von ihnen, mit der 
geringjten Stimmenzahl auf der Lifte bleibt, jo werden bei dem erneuerten Wahlverjuche jene 
Kandidaten ſämmtlich von der Lifte weggelafjen. 

Behalten zwei Kandidaten auf dieje Weife eine gleiche Stimmenzahl, jo iſt die Abſtimmung 
zu wiederholen; entjcheidet dieſe nicht, jo entjcheidet das Loos. 

8 33. Das vollendete 55. Lebensjahr giebt Jedem das Necht, die auf ihn gefallene Wahl 
abzulehnen. Die Bauherren befleiden ihr Amt zehn Jahre. ' 

S 34. Die Bauherren find Vorſteher und regelmäßige Vertreter der Gemeinde, haben Die 
Verwaltung des Kichenguts, jowie die Sorge für die Ausführung und Aufrechterhaltung diejer 
Ordnung und aller geſetzmäßig gefaßten Gemeindebeſchlüſſe. 

5 35. Bu den Geſchäften dev Bauherren gehört insbeſondere: 

a. die Empfangnahme, Vermittlung und Beantwortung der nah 88 3 und 4 erforderlichen 
Erklärungen und jonjtigen Anzeigen Hinfichtlih der dureh die obrigfeitliche Verordnung 
vom 30. April 1860 bejtimmten Gemeindeverhältnifie; 

b. die Einladungen zu den Kirchenkonventen und den Verſammlungen des VBorjtandes und 
Ausſchuſſes, jowie der Vorſitz und vie Protofolführung in diefen VBerfammlungen ; 

e. die Stellung ſämmtlicher Anträge und Vorträge an den Senat, namentlich wegen jühr: 
licher Ablegung dev Kirchenrechnung und Mittheilung der Konventsbeſchlüſſe; 

d. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Kirche und der Gemeinde auszufertigenden 
Dokumente; 

e. die Erlaſſung des im $ 26 und $ 46 erwähnten Schreibens an den neuerwählten Prediger 
und deifen Begrüßung bei jeiner Ankunft; 

[) 
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f. die Ernennung des Bauherrndieners, des Kirchendieners und des Bälgentreters; 

. die Verwaltung des Kirchenvermögens und aller Firchlichen Anftalten, welche feiner bejon= 
deren Behörde übertragen find; namentlich die bejtändige Sorge für die Einkünfte der 
Kirche, die üblichen Sammlungen zu deren Bejten, die Umschreibung der Kirchenitellen 
und fir die Unterzeihnungen für die Kirchen: und Kommunionkaſſe; 

h. die Aufſicht über die zur Kirche gehörenden Gebäude, Veranlaſſung und Ausführung neuer 
Bauten und Reparaturen, und zwar, wenn fie erheblich find, nach vorgängiger Berathung 
mit dem Kirchenvorſtande und erforderlichen Falls mit dem Kirchenkonvente; 

i. die Vorlegung ihrer Rechnungen in der Verſammlung des Kirchenvoritandes nad) dem 
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- Schluſſe eines jeden Jahres zum Zwed der Revifion und demnächſtige Mittheilung der- 


jelben im Kirchenkonvente. 
8 36. In Anjehung des Vorfißes und der Nechnungsführung findet ein jührlicher Wechjel 
zwischen den Bauherren ftatt. 
8 37. Die Bauherren haben einen eigenen Kirchentuhl. 


VI. Bon den Paſtoren. 


$ 38. Die Zahl der Paftoren ift vor der Hand auf zwei bejtimmt, von denen der eine die 
reformirte, der andere die lutheriſche Pfarritelle bekleidet, bis die fürmliche Einführung der Union 
dieſen fonjeffionellen Unterſchied aufhebt. 

8 39. Es bleibt künftigen Beſchlüſſen der Gemeinde vorbehalten, ob und welchergejtalt die 
Dahl der Pajtoren zu verändern jet. 

$ 40. Wählbar find nur ſolche Geiftliche der proteftantifchen Kirche, welche zur Zeit der 
Wahl als ordinirte Prediger fungiven oder bereits Früher als jolche angejtellt waren. 

$ 41. Der erwählte Paſtor bekleidet, je nad der eingetretenen Vakanz, die Stelle des 
veformirten oder des lutheriſchen Predigers. 

$ 42. Die Paftoren werden auf dem Kirchenfonvente aus ſechs von dem Ausſchuß der Ge— 
meinde zu diefem Zweck in Vorſchlag gebrachten Geiftlichen vermittelit geheimer Stimmengebung 
nad) abjoluter Stimmenmehrheit gewählt. 

Mit der Wahl derjelben wird auf gleiche Weife, wie mit der der Bauherren ($ 32) verfahren. 

$ 45. Die Vorwahl wird am vorlegten Tage vor dem Wahlfonvente von dem Ausſchuſſe 
vorgenommen, indem derjelbe aus den von feinen Mitgliedern dazu vorgejehlagenen und von andern 
Semeindegliedern den Bauherren namhaft gemachten Geiftlichen die ſechs Würdigften und Tüch— 
tigjten durch geheime Abftimmung nach relativer Stimmenmehrheit auszumitteln jucht. Bei gleichen 
Stimmen wird über die betreffenden Kandidaten noch einmal abgejtimmt, und bei fortdauernder 
Stimmengleichheit durch das Loos entjchieden. 

Das von den Bauherren Namens der Gemeinde an den neuerwählten Prediger zu erlaſſende 
Schreiben wird im Kirchenvorjtande entworfen, und enthält die vor der Wahl im Kirchenkonvente 
genehmigten Beitimmungen über die Gejhäfte und die Emolumente des zu Exrwählenden. 

S 44. Den Paftoren liegt im Allgemeinen ob, nach der eingeführten Ordnung Gottesdienſt 
au halten, die Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftenthum zu unterrichten amd ich 
überhaupt allen zur Seelforge gehörenden Gejchäften zu unterziehen. 

$ 45. Die Paftoren rücken nach der Anciennität auf. Der Aeltere im Amt iſt Primarius. 

8 46. Die Bertheilung dev Geſchäfte unter die Paftoren wird durch die von den Bauherren 
Namens der Gemeinde an diefelben nah der Wahl erfafienen Schreiben und durch ſpätere Gemeinde: , 
beſchlüſſe bejtimmt. 

In VBerhinderungsfällen hat ein Jeder fir die Wahrnehmung dev ihm obfiegenden Arbeiten 
auf die geeignete Weife Sorge zu tragen; jedoch find die Paftoren verpflichtet, erforderlichen Falls 
ſich gegenseitig zu vertreten. 

$ 47. Den Paſtoren fteht die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu machen. 
Ueber die Zeit derjelben haben ſie jich mit einander zu verftändigen und dabei vornehmlich) darauf 
zu jehen, daß Einer von ihmen jederzeit zur Wahrnehung der Amtsgejchäfte anwejend iſt. Bon 
dieſer Vereinbarung iſt dem verwaltenden Bauherrn die Anzeige zu machen. 

S 48. Wenn ein Prediger ji) außer den Ferien von Bremen entfernen will, jo bedarf es 
dazu, Falls ev dadurch länger ala acht Tage an der Wahrnehmung feiner Amtsgeichäfte gehindert 
jein wide, eines vorgängigen Cinverftändniffes mit dem verwaltenden Bauherrn. 

$ 49, Die PBaftoren nehmen an dem Kirchenvorftande diefer Gemeinde als jtändige Ntit- 
glieder Theil. 

$ 50. Die Paftoren erhalten die ihnen beim Antritte ihres Amtes von dem Bauherrn 
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Namens der Gemeinde oder durch jpätere Gemeindebeſchlüſſe zugeficherten Gehalte, Penfionen und 
ſonſtige Bortheile. 
Der Wittwe oder deren minderjährigen Kindern ftehen außer dem Gehalte die Emolumente 
des Amts noch ein Jahr zu. 
$ 51. Die Paftoren haben einen eigenen Kirchenſtuhl. 


VII. Von den Diakonen. 


$ 52. Die Diakonie beſteht aus acht Mitgliedern, von welchen regelmäßig alle zwei Jahre 
Eines nad) dem Dienftalter abgeht. 

$ 95. Bei jeder gewöhnlichen oder außergewöhnlihen Vacanz übergiebt die Diakonie dem 
verwaltenden Bauherrn ein VBerzeihniß dreier wahlfähiger Perfonen, aus welchem im Kirchen— 
fonvente Die Stelle dev Abgegangenen durch geheime Wahl nach abjoluter Stimmenmehrheit wieder 
erjeßt wird. 

5 54 Wahlfähig find ſämmtliche Gemeindegenofien und nach $4, ec. auch Mitglieder 
anderer Gemeinden, Gemeindeglieder find nur dann befugt, die Wahl abzulehnen, wenn fie 
entweder ein Amt befleiden, das ſchon nach der bisherigen Objervanz von der Diakonie befreit, 
oder bereits das 40. Jahr vollendet haben. 

$ 55. Die Diafonen diefer Gemeinde nehmen Theil an der allgemeinen Armenpflege und 
an der Verwaltung milder Stiftungen, ſowie diejes durch Vereinbarung, Gejeß und Herkommen 
geordnet tft. 

$ 56. Sie beforgen die Sammlungen für das Armenhaus und andere milde Stiftungen. 
Ihr Senior verwaltet unter Beirath jeiner Kollegien die Kirchſpielsarmenkaſſe und Tiefert den 
Ueberſchuß der jährlichen Einnahme an das Armenhaus ab. 

$ 57. Sümmtlihe Sammlungen, welche durch die Diakonie geichehen, behalten, bis auf 
ordnungsmäßigem Wege ein anderes bejchloffen wird, ihre bisherige Beftimmung. 

$ 58. Die zwei ältejten Diafonen find Mitglieder des Kirchenvoritandes. 

$ 29. Die Diafonen haben einen eigenen Kirchenſtuhl. 

$ 60. Sie haben ferner zur Unterjtüßung in ihren Amtsgejhäften einen Diener, den fie 
wählen und aus der Kirchſpielsarmenkaſſe jalariren. 


VII. Bon den übrigen Kirchenbeamten. 


8 61. Sämmtliche Kirchenbeamte müſſen Mitalieder diejer Gemeinde fein. 

5 62. Sämmtliche Lehrer, mit Ausnahme des Oberlehrers, und der Organiſt werden vom 
Kirchenvorſtande gewählt. 

Die Wahl der Lehrer geſchieht auf Vorſchlag der Shulfommiffion, die des Organijten aus 
Denjenigen, welche fich beim verwaltenden Bauherrn zu dieſer Stelle gemeldet haben. 

$ 63. Die Beitimmungen über ihre Amtspflichten erhalten dieſelben durch eine von den 
Bauherren im Einverftändniffe mit dem Kirchenvorſtande auszufertigende Inſtruktion, welche auch 
ihren Gehalt und ſonſtigen Vortheile feſtſtellt. 

8 64. Der Bauherrendiener wird von den Bauherren angeftellt und iſt verpflichtet, fich 
jtreng an die ihm von denfelben gegebene Inſtruktion zu halten. 

Insbeſondere ift ihm auch die Bewahrung der Kirhenihlüffel, die Vermiethung der der 
Kirche gehörenden Kirchenitellen und die Einfajfirung der für diefelben zu erhebenden Ntiethgelder 
anvertraut. 

$ 65. Der Kirchendiener und Bälgenträger werden auf gleiche Weife ernannt und find 
ebenfall3 jtveng an die ihnen gegebenen Inſtruktionen gebunden. 

5 66. Sämmtliche hier erwähnte Kicchenbeamte, mit Ausnahme des DOberlehrers, können 
fünftig immer, wenn dies aud in ihrem Beitallungsbriefe nicht ausdrücklich erwähnt ift, nad) 
Ablauf einer dreimonatlichen Kündigungsfrift entlaffen werden. 


IX. Schlußbeſtimmung. 


Ss 67. Nach Genehmigung diejer Firchlichen Ordnung Seitens des Kirchenfonvents und 
erfolgter Beftätigung derjelben Seitens des Senats tritt diejenige dom Jahre 1842 außer Kraft. 
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IV. 
Rirchenordnung für die St. Btephani-Gemeinde. 


(Beſtätigt durch Koncluſum des Senats vom 1. Februar 1864.) 


Auf die Eingabe der St. StephanisKirhenkonventsprotofolle vom 11. November v. J., vom 
25. Januar d. J., woraus fich ergiebt, daß diefe Gemeinde die Annahme einer Kirchenordnung, 


welche im Entwurfe vorgelegt ift, beichloffen hat und nachdem einige Anftände, welche der zuerjt 


mit dem Protokolle vom November eingereichte Entwurf veranlaßt hatte, in Folge des vorläufigen 
Senatsbejchluffes vom 4. Dezember v. J. im Wefentlichen durch die ferner mit dem Protokolle vom 
Januar d. J. geſchehene Vorlage befeitigt erſcheinen, — ſowie auf erjtatteten Bericht der Senats- 
kommiſſion für die kirchlichen Angelegenheiten, 

bejtätigt zwar hiermit der Senat vorgedachte Kirchenordnung, wiederholt jedoch hinfichtlich 

derjelben (und namentlich der $S 37 und 38) Seinen früheren, in den Senatsbeſchlüſſen 

vom 8. Januar 1851 und 1. Juni 1860 wegen des 

„Bekenntniſſes der Gemeinde“ 

ausgejprochenen Vorbehalt dahin, 
dab die nach protejtantifchen Grundfägen fejtzuhaltende höchſte Autorität der heiligen Schrift durch jenes 
Bekenntniß nicht gejehmälert werden dürfe, auch dieferhald jeder Gewiſſenszwang gegen einzelne 
Gemeindegenofjen ausgeſchloſſen bleiben müſſe; 

gleihwie Er bevorwortet Haben will, daß fein Gemeindeglied, um die nad $ 7 der 

Kirchenordnung ihm gebührenden Rechte geltend zu machen, verpflichtet jei oder werden 

fönne, fi dariiber zu erflären, ob es mit jolchem Bekenntniſſe einverjtanden ſei 

oder nicht. 

Beſchloſſen Bremen in der Verſammlung des Senats am 1. Februar 1864. 
5.6 U MoB, Dr. 


Bekenntniß der Gemeinde. 

Die Gemeinde zu St. Stephani iſt evangeliſch-reformirter Konfejfion. Sie jteht auf dem 
Grunde des göttlichen Wortes alten und neuen ZTejtamentes und befennt ſich zu dem Glauben der 
Hriftlichen Kirche, wie er in dem apoſtoliſchen Glaubensbefenntnifje, der augsburgiſchen Konfeſſion 
und dem Heidelberger Katechismus ausgeſprochen 

Ihre Prediger werden zur Verkündigung dieſes Glaubens berufen und beim Antritte ihres 
Amtes vor der Gemeinde verpflichtet, dieſem Glauben gemäß zu predigen, die Kinder zu unter— 
weiſen, die Sakramente zu verwalten und die Seelſorge zu führen. 


I. Bon den Gemeindegliedern. 


8 1. Die Gemeindeglieder bejtehen: 

a. aus allen im Kirchſprengel wohnenden Proteftanten, welche entweder reformirter Konfeffion 
find, oder doch dadurch, daß fie in der St. StephanisKiche das heilige Abendmahl 
genießen und ihre Kinder von den Pajtoren derſelben taufen laſſen, fich zu devjelben 

- halten, mit Ausnahme derjenigen, deren Aufnahme in einer anderen Pfarrgemeinde der 
Stadt den Bauherren der St. Stephani-Gemeinde in gejegliher Weiſe angezeigt ift; 

b. aus den in andern ſtädtiſchen Kirchipielen wohnenden Protejtanten, welche auf Grund der 
am 30. April 1860 publicirten obrigfeitlichen Verordnung, den ſtadtbremiſchen Pfarr— 
verband betreffend, als Mitglied diefer Gemeinde aufgenommen worden find. 

S 2. Wer als Gemeindeglied in die Gemeinde einzutreten wünſcht, hat fi) an den das 
Gemeindebud führenden Bauherrn zu wenden, welcher ihm ein Eremplar der Kirchenordnung 
behändigt. Nimmt er dann nicht innerhalb acht Tagen feine Anmeldung zurüd, jo erklärt er 
dadurch ſtillſchweigend fein Einverftändniß mit derjelben und wird dem Kirchenvorjtande vorge— 
ſchlagen. Die Entjheidung, ob einer Anmeldung jtattzugeben fei oder nieht, überträgt die Gemeinde 
ausſchließlich dem Kirchenvorſtande. 

8 3. In folgenden Fällen bedarf es jedoch der Aufnahme durch den Kirchenvorſtand nicht: 

a. wenn ein Gemeindeglied, gehört es nun dur) feinen Wohnfig innerhalb diejes Kirchipiels 
oder dur) Aufnahme diefer Gemeinde an, vor feinem Umzuge in ein anderes Kirchjpiel 
dem verwaltenden Bauherrn die jchriftliche Anzeige macht, daß es in diefem bisherigen 
Verbande ferner bleiben wolle; 
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b. wenn ein in diefem Kirchſpiel wohnendes Mitglied einer anderen Gemeinde dem verwal— 
tenden Bauherrn die Fchriftliche Anzeige macht, daß es in dieſe Gemeinde feines Kirchſpiels 
einzutreten gejonnen jei; 

e. wenn eine außerhalb diejes Kirchipiels wohnende Perſon zu einem Gemeindeamte gewählt 
wird und diefe Wahl annimmt. 

8 4. Dur die Aufnahme in diefe Gemeinde tritt der Aufgenommene und jeine Familie 
zu ihr ganz in daſſelbe Nechtsverhältniß, als wenn er jeine Wohnung in deren Kirchipiel 
verlegt hätte. 

8 5. Jedes Gemeindeglied hat für fich und jeine Familie ein Recht auf Benußung der 
firehlichen Anftalten und Einrichtungen, dagegen aber auch die Pflicht, zu den kirchlichen Bedürf— 
niffen nach Kräften beizuiteuern. 

$ 6. Der dur die Aufnahme in diefe Gemeinde begründete Gemeindeverband fann von 
dem Aufgenommenen nach $ 5 der Verordnung vom 30. April 1860 nur wieder gelöjt werden: 

a. durch Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchſpiel er wohnt; 

b. durch Verlegung jeiner Wohnung in ein anderes Kicchipiel. Wer jedoch in diejer Gemeinde, 
gehöre er ihr durch Wohnung oder Aufnahme an, zu einem Kirchenamte gewählt wird, 
oder ein jolches bekleidet, darf, abgejehen von den Folgen einer Wohnungsveränderung, 
während der Dauer Diejes Amtes fih von feiner andern Gemeinde aufnehmen laſſen. 
(Siehe Verordnung $ 7.) 


II. Vom Hirchenfonvente, 


8 7. Zur Theilnahme an dem Kirchenfonvente find alle die Mitglieder der Gemeinde 
berechtigt, welche fonfirmirt find, den Staatsbürgereid geleitet und feit mindejtens einem Jahre 
zur Eintragung ihres Namens in das Gemeindebuch bei dem daſſelbe führenden Bauherrn ſich 
gemeldet haben. 

$ 8. Alle Gemeindeglieder find als jolche verbunden, die ihnen ordnungsmäßig vom Kirchen— 
fonvente übertragenen Bauherrn: , Kirchenvorjtands- und Diafonieämter, ſowie Verwaltungen in 
Gemeindeangelegenheiten anzunehmen und ımentgeltlih zu führen. Wer zur einem Amte gewählt 
wird, it damit auch fonventsberechtigt. 

8 9 Wähldar zu kirchlichen Aemtern find nur Solche, die ein gutes Gerücht haben und 
ihre Kirchliche Gejinnung durch den Beſuch des öffentlichen Gottesdienstes und die Iheilnahme am 
heiligen Abendmahle bethätigen, und ift diejer Paragraph bei jeder Wahl nebjt den jonft noch dahin 
gehörenden Beitimmungen der Gemeinde vorzulejen. 

$ 10. Der Kirhenfonvent hat im Allgemeinen das Recht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu bevathen und Beſchlüſſe zu faſſen. 

Insbeſondere gehört zu feinem Geſchäftskreiſe 

a. die Wahl der Pajtoren, der Bauherren, der Mitglieder des Kirchenvorſtands, der Diafonen 

des Oberlehrers, des Organiften ; 
b. die Feititellung der Gehalte und Penfionen für die Paſtoren und jonftigen Kirchenbeamten ; 
ce. Beſchlußnahme über Neubauten, Veräußerung von Grundftücken, jowie über alle Ausgaben, 
welche die Summe von taujend Ihalern überjchreiten ; 

d. über Vertheilung der Amtsgejchäfte unter die Paftoren, über Zahl und Zeit der Gotteö- 

dienſte und ſonſtige kirchliche Einrichtungen. 

8 11. Die Einladungen zu den Kirchenkonventen gehen von dem rechnungführenden 
Bauherrn aus und gefhehen Tchriftlich unter jummarifcher Angabe der zur Verhandlung fommenden 
Gegenjtände. 

$ 12. Die Verhandlungen des Kirchentonventes werden vom Paſtor Prim, mit Gebet 
eröffnet. 

$ 13. Der Vorſitz und der Antrag in den Kirchenkonventen ſteht dem rechnungführenden 
Bauherrn zu. Das Protokoll wird von einem von dem Vorſitzer dazu aufgeforderten Mtitgliede 
geführt, am Schlufje der Verhandlung verfefen und nach erhaltener Genehmigung von dem Vorfiker 
und dem Protofollführer unterjhrieben und in ein dazu angelegtes Protofollbuch eingetragen. 

8* 14. Alle Anträge in den Kirchenkonventen werden zuvor einer Berathung dur) den 
Kirchenvorſtand unterzogen. 

8 15. Jedes jtimmfähige Glied hat das Net, Anträge in Gemeindeangelegenheiten durch 
den rechnungführenden Bauherrn an den Kirchenfonvent zu bringen, jedoch unter den folgenden 
Beihränfungen: 

8 16. Findet der Kirchenvorftand die Anträge nicht zur Deittheilung an die Gemeinde 
geeignet, jo hat er davon ımter Anführung der Gründe dem betreffenden Gemeindegliede ſchriftlich 


57] IV. Kirhenordnung für die St. Stephani-Gemeinde vom 25. Januar 1864, 945 


"Anzeige zu machen, welchem es dann unbernommen bleibt, nach vorgängiger Benahrichtigung des 
rehnungführenden Bauherrn feine Beſchwerde darüber auf dem Kirchenkonvente perfönlich oder 
durch ein anderes Gemeindeglied geltend zu machen. 

8 17. Vorſchläge, welche im Kirchenfonvente bei der Berathung eines anderen Antrags, jei 
es zu deſſen Erweiterung, Beichränfung, Verbeſſerung oder genaueren Bejtimmung gemacht werden, 
können, injofern der Vorſitzer nichts zu erinnern findet, noch) in derjelben Verfammlung zur 
Abjtimmung gebracht werden. Im entgegengejeßten alle aber wird, wenn der Urheber des 
Vorſchlags denſelben nicht zurücknimmt, die Abſtimmung darüber, ſowie über den Hauptantrag, 
inſoweit er mit jenem Vorſchlage in Verbindung fteht, auf einen andern Kirchenkonvent verjchoben. 

8 18. In den Kirchentonventen findet über die zur Berathung kommenden Gegenftände bor 
der Abjtimmung eine Diskuffion ftatt. 

Ergiebt fi eine Stimmengleichheit, jo wird die Abjtimmung wiederholt, und wenn auch 
dies ohne Erfolg bleibt, jo giebt die Stimme des Borfißers den Ausschlag. 


II. Vom Kirchenvorſtande. 
8 19. Den Kirchenvorſtand bilden: 
a. als beſtändige Mitglieder: 
die Bauherren, die Paſtoren, ſo lange ſie ihr Amt verwalten, 
vier Diafonen; 
b. als zeitige Mitglieder: 
ein Aeltefter, dev auf zwei Jahre gewählt wird, ſechs Gemeindeglieder, wovon alle zwei 
Jahre zwei na dem Dienftalter austreten. 

5 20. Die Vakanz der Diafonen umd der iibrigen Gemeindeglieder wird durch Gemeindewahl 
aus der don dem Gemeindeausjchuffe entworfenen Perjonentifte erjegt. 

s 21. Für jede Wahl iſt mindeftens die doppelte Zahl der zu Wählenden in Vorſchlag zu 
bringen, aus welcher vermittelft geheimer Abftimmung gewählt wird. Es bleibt fünftigen Gemeinde- 
bejehlüffen vorbehalten, ob man nach relativer oder abjoluter Mehrheit wählen will. Jede gewöhn— 
liche und außergewöhnliche Vakanz wird innerhalb drei Monaten erjeßt. 

$ 22. Der rechnungführende Bauherr ift Präfes des Kichenvorjtandes; der Protofollführer 
wird aus den Mitgliedern gewählt. 

$ 23. Der Kirchenvorſtand verfammelt ſich regelmäßig am zweiten Montage eines jeden 
Vierteljahrs zur feitgefeßten Zeit, außerdem jo oft der Präſes zu einer außerordentlichen Zuſam— 
menfunft einladen läßt. 

5 24. Zwei Drittheile der Mitglieder bilden eine beſchlußfähige Verſammlung, in welcher 
Stimmenmehrheit entjcheidet. 

Iſt die beſchlußfähige Anzahl nicht erſchienen, jo hat der verwaltende Bauherr innerhalb 
acht Tagen eine neue Verfammlung anzujegen, welche alsdann ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Erjchienenen vollkommen beſchlußfähig ift. 

In jeder Berfammlung wird ein Protofoll geführt und nad erfolgter Verleſung und 
Genehmigung von dem Präfes und Protofollführer unterfehrieben. 

8 25. Sein Gejchäftsfreis umfaßt allgemein: alle inneren und äußeren kirchlichen Ange: 
(egenheiten; bejonders aber: 

a. eine genaue Kenntnig des Kirchenvermögens und deßhalb jährliche Nevifion dev Kicchen- 
rechnung und Dofumente; ferner 
Nechnung des Gemeindehaufes, 
A der Predigerwittwentafle, 
= „Lehrerwittwenkaſſe, 
„Privat-Hülfskaſſe, 
„ St. Stephani-Armenkaſſe ꝛc., 
wozu er aus ſeiner Mitte zwei oder mehrere Mitglieder ernennt; 
b. Vorberathung aller auf dem Kirchenkonvente zur Verhandlung kommenden Gegenſtände; 
c. Berathung und Zuſtimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachung von 
Grundſtücken, ſowie bei jeder außerordentlichen Ausgabe; 
d. die Anfertigung der Liſten zur Wahl 
eines Bauherrn, 
„Oberlehrers, 
„Organiſten; 
e. Aufſicht über die Gemeindeſchule, und hat je ein Mitglied ſpeziell die ihm zugewieſene 
Klaſſe zu bejuchen; 
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f. Aufbewahrung einer im Anfange jeden Jahres von den Pajtoren einzureichenden Lijte der 
getauften und fonfirmirten Kinder und der proflamirten und fopulirten Perjonen; 

‚ die etwa erforderliche Vertretung der Bauherren, wenn dieſe abweſend oder anderweitig ver— 
hindert find durch diejenigen feiner Mitglieder, welche von den Bauherren dazu ernannt, oder 
wenn dies nicht gejchehen, von dem Kirchenvorſtande dazu erwählt find; 

h. Unterftügung der Bauherren bei Ausitellung dev Becken; 

i. Genehmigung und Unterzeichnung der Berufsbriefe an die Pajtoren, ſowie die den kirchlichen 

Beamten zu ertheilenden Dienjtinftruftionen; 

k. die Theilnahme an der Einholung eines neu erwählten Paftoren; 

J. werden feine Mitglieder zu den Konfirmationen in der Kirche und zu den Schulprüfungen 
und Entlaſſungsakten eingeladen; fie bejißen 

n. einen eigenen Kirchenſtuhl. 


Be 


— 


IV. Vom Gemeindeausſchuſſe. 


8 26. Dieſen bilden: 

a, die Bauherren, 

b. die Paſtoren, 

e. die abgegangenen und fungivenden Diakonen, 

d. die abgegangenen und fungivenden Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 

$ 27. Er entwirft den Aufſatz von jechs Perjonen für die Wahl eines Paſtoren, wobei jeine 
Mitglieder nad beſtem Willen und Gewifjen denjenigen vorgejchlagenen PBajtoren ihre Stimme zu 
geben haben, die fie für die würdigſten und tüchtigiten halten ($ 34); desgleichen die Namenlifte 
zur Wahl in den Kirchenvorftand, indem er bei jeder Vakanz zwei Perſonen in Vorſchlag bringt. 
Außerdem nimmt ev bei bejonders wichtigen Fällen auf Einladung Des Kirchenvorſtandes an deſſen 
Berathungen Theil und hat namentlich bei Ausgaben, welche 500 M. überſteigen, ſeine Genehmigung 
zu ertheilen. (8 36.) 

$ 28. Der Gemeindeausſchuß verſammelt ſich auf Einladung des verwaltenden Bauherrn. 
Vorſitzer und Protokollführer ſind die des Kirchenvorſtands, und wird es im Uebrigen ganz wie bei 
den Verſammlungen des Kirchenvorſtandes gehalten. 


V. Von den Bauherren. 


$ 29. Das Bauherrenamt wird von zwei Gemeindegliedern verwaltet. Das Recht, auf Die 
Lifte zur Wahl derjelben gejeßt zu werden, haben: 
a. die zur Gemeinde gehörenden Mitglieder des Senats, Hinfichtlich deven in bejtimmten 
Fällen eintretenden Vorzugsrechts es nad) Vorſchrift des Senatsbejchluffes vom 23 Juli 1730 
— fiehe Anlage A. — gehalten wird ; 
b. die Aelteften, die in der St. StephanisGemeinde als Diafonen ausgedient haben; 
ce. die beiden ältejten fungirenden Diakonen: 
d. vier von dem Kirchenvoritande aus feinen fungivenden oder abgegangenen Mitgliedern 
vorzuſchlagende. 
$ 30. Die Wahl geſchieht ſpäteſtens drei Monate nach eingetretener Vakanz durch geheime 
Abſtimmung nach abſoluter Mehrheit. Bei gleicher Stimmenzahl wird über die betreffenden 
Kandidaten nochmals abgeſtimmt und bei abermaliger Stimmengleichheit durch das Loos entſchieden. 

$ 31. Das vollendete 55. Lebensjahr giebt jedem das Recht, die auf ihn gefallene Wahl 
abzulehnen. Mebrigens befleiden die Bauherren ihr Amt in dev Regel lebenslänglich, haben aber 
die Befugniß, dafjelbe nach zehn Dienjtjahren ohne Anführung von Gründen aufzugeben. Wenn 
jedoch ein Bauherr in den Senat tritt, jo ift er verpflichtet, jein Amt jofort niederzulegen, jalls 
der andere Bauherr ſchon Mitglied des Senats fein jollte. 

$ 32. Zu ihren gemeinfhaftlihen Geſchäften gehören: 

a. die Empfangnahme, Vermittlung und Beantwortung der erforderlichen Erklärungen und 
ſonſtigen Anzeigen Hinfichtlich der durch die obrigfeitliche Verordnung vom 30. April 1560 
bejtimmten Gemeindeverhältniile; 

b. die Verwaltung des gefammten Kirchengutes und die Aufbewahrung der dazu gehörenden 
Dokumente und Schriften. Mit der Rechnungsführung wechjeln fie jährlich); 

e. die Einladung zu den Kirchenkonventen und den Verfammlungen des Kixchenvorjtandes 
und Ausſchuſſes, jowie den Vorſitz in derſelben; 

d. die Stellung jämmtlicher Anträge und Vorträge an den Senat und Mittheilung ber 
Konventsbejchlüfie; 
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e. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Kirche und Gemeinde auszufertigenden 
Dofumente und Schriften; 
f. die Erlaſſung der Berufsfchreiben und die Beſorgung des feierlichen Empfangs der neu 
erwählten Paſtoren in Gemäßheit der vom Kirchenvorſtande gefahten Beſchlüſſe; 
»g. die Sorge für die regelmäßige Führung des Gemeindebuches ; 
h. die mit den beiden älteften Diafonen gemeinjchaftlihe Verwaltung der St. Stephani— 
Paſtorenwittwenkaſſe; 

i. die Austheilung der Brode einige Tage vor Oſtern und Weihnachten; 

k. die Ausführung aller nach vorgängiger Berathung mit dem Kirchenvorjtande reſp. Kirchen— 
ausſchuſſe nothwendig gefundener Bauten. 

Zu des rechnungführenden Bauherrn Gejchäftsfreis gehört: 

Das Präfidium bei den Kicchenfonventen, den Verſammlungen des Kirchenvoritandes und 
Kirchenausſchuſſes, jowie Mittheilung der von ihm geführten Rechnungen an den Kirchenvorjtand 
beim Schluffe des VBerwaltungsjahres, welche zwei oder mehrere Mitglieder deſſelben zu revidiren 
und zuzufchreiben, ſowie auch die Dokumente nachzuſehen haben. 

$ 33. Die Bauherren haben einen eigenen Kirchenſtuhl; Bejegung der erledigten Stellen 
alter unteren Kirchenbedienfteten, deren Geſchäfte und Gehalte aber von dem Kirchenvoritande zu 
bejtimmen find; Vergebung der frei gewordenen Plätze an alte Frauen in der Kapelle. 


VI. Bon den Baitoren. 


5 54. Die Paftoren werden auf dem Kirchenfonvente vermittelft geheimer Stimmgebung 
aus ſechs von dem Gemeindeausſchuſſe in Vorſchlag gebrachten Geiftlichen gewählt. Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet das Loos, nachdem jedoch vorab eine abermalige Abjtimmung rejultatlos 
geblichen. 

$ 35. Es bleibt fünftigen Gemeindebeſchlüſſen vorbehalten, ob man nach relativer oder 
abjoluter Mehrheit wählen will. 

$ 36. Die Vorwahl, welche laut $ 27 durch den Ausschuß vorgenommen wird, gejchieht am 
vorlegten Tage vor dem Wahlkonvente, indem der Ausihuß aus den am Tage vorher von feinen 
Mitgliedern dazu vorgejchlagenen und von andern Gemeindegliedern den Bauherren namhaft 
gemachten Geiftlichen die ſechs würdigſten und tüchtigften durch geheime Abſtimmung nad relativer 
Mehrheit auszumitteln fucht. Bei gleichen Stimmen wird über die betreffenden Kandidaten noch 
einmal abgejtimmt und bei fortdauernder Stimmengleichheit dur) das 2008 entichieden. Als 
Uebergangsbeitimmung wird feſtgeſetzt, daß diejenigen Gemeindeglieder, welche bei der legten weiten 
Paftorenwahl berechtigt waren, dieſes Recht für ihre Perjon behalten jollen. 

$ 37. Inwiefern Geiftliche, welche einer unirten Gemeinde angehören, wahlfähig find, hängt 
davon ab, ob fie ſich mit dem Bekenntniß diefer Gemeinde, wie es diefer Ordnung vorgedruckt ift, 
einverjtanden und damit zugleich erklären, daß fie fortan der evangelijchreformirten Kirche ange- 
hören wollen. 

$ 38. Das von den Bauherren Namens der Gemeinde entworfene und von dem Kirchen- 
vorjtande genehmigte, an den neuerwählten Paſtoren zu erlafjende Berufsichreiben wird vor der 
Wahl, joweit es Die Emolumente und Gejchäfte des zu Erwählenden betrifft, der Gemeinde zur 
Genehmigung mitgetheilt. Der Empfang des Gewählten gejchieht von den Bauherren, den Predigern, 
den Diafonen und dem Kichenvorftande. Bei feiner Einführung wird er vor ber Gemeinde feierlich 
verpflichtet, nach den Lehren der heiligen Schrift und dem Bekenntniſſe unjerer Gemeinde jein Amt 
verwalten zu wollen. 

$ 39. Den Paftoren liegt im Allgemeinen ob, nach der eingeführten Ordnung den Gottes: 
dient zu halten, die Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftentgum zu unterrichten, die 
Mitaufficht über die Kirchſpielsſchule zu führen und ſich überhaupt allen zur Seelforge gehörenden 
Geſchäften zu unterziehen. 

$ 40. Die Wahl des Primarius gefchieht auf dem Kirchenkonvente vermittelit geheimer 
Abjtimmung nah abjoluter Stimmenmehrheit. 

$ 41. Die Bertheilung der Geſchäfte unter die Paftoren wird durch die von den Bauherren 
Namens der Gemeinde an die Paftoren nad der Wahl erlaflenen Schreiben und durch jpätere 
Gemeindebejhlüffe bejtimmt. 

In Verhinderungsfällen hat ein Jeder für die Wahrnehmung der ihm obliegenden Arbeiten auf 
die geeignete Weife Sorge zu tragen, jedoch find die Paſtoren verpflichtet, erforderlichen Falls fich 
gegenjeitig zu vertreten. 

$ 42. Den Paftoren jteht die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu maden. 
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Ueber die Zeit diefer Ferien haben ſie ji unter einander zu verjtändigen und dabei darauf vor— 
nehmlich zu jehen, daß die Ferien eines Jeden fo wenig wie möglich mit der freien Zeit jeiner 
Amtsbrüder zufammenfallen, und daß wenigitens Einer von ihnen jederzeit zur Wahrnehmung der 
Amtsgeihäfte anweſend jei. Von dieſer Vereinbarung wird dem rechnungführenden Bauherrn 
Anzeige gemacht. In Ermangelung einer Verſtändigung hat dieſer ſich zu bemühen, dieſelbe 
herbeizuführen, und wenn dieſes nicht gelingt, dem Kirchenvorſtande die Entſcheidung zu überlaſſen. 

8 43. Wenn ein Paſtor ſich außer den Ferien bon Bremen entfernen will, ſo bedarf es 
dazu, falls er dadurch länger als acht Tage in der Wahrnehmung ſeiner Amtsgeſchäfte gehindert 
jein würde, einer vorgängigen Anzeige bei dem rechnungführenden Bauherrn. 

$ 44. Die Paftoren nehmen an den Berfammlungen des Kirhenvorjtandes als jtändige 
Mitglieder Theil. 

8 45. Die Paftoren erhalten die ihnen beim Antritte ihres Amtes von den Bauherren 
Namens der Gemeinde oder durch jpätere Gemeindebeſchlüſſe zugeficherten Gehalte, Penfionen oder 
ſonſtigen Vortheile. 

Der Wittwe oder deren minderjährigen Kindern jtehen außer dem Gehalte die Emolumente 
des Amtes noch ein Jahr zu. 

8 46. Die Paftoren Haben einen eigenen Kirchenſtuhl und für diejenigen ihrer Söhne, welche 
jtudiven wollen, ein Anrecht an Sulings Stipendium. 


VII. Bon der Diakonie, 
I. Organijation derjelben, Wahl und Dienitzeit dev Mitglieder. 


8 1. Die Diakonie bejteht bis auf Weiteres aus acht Mitgliedern, von denen jährlich Eins 
nach dem Dienftalter ausjcheidet. Beim Ausiheiden eines Mitgliedes vor Ablauf der Dienitzeit 
wird eine Erſatzwahl vorgenommen: der Erwählte tritt in Bezug auf das Dienftalter an die Stelle 
des Ausgeſchiedenen. Jede gewöhnliche und außergewönliche Vakanz wird innerhalb drei Monaten 
ergänzt. 
8 2. Für die Wahl eines Diafonen entwirft der Gemeindeausihuß einen Aufſatz ziveier 
wahlfähiger Perjonen, aus welchen im Kirchenkonvent die Stelle des Abgegangenen durch geheime 
Wahl wieder bejeßt wird. Bleibt bei Stimmengleichheit eine abermalige Abjtimmung vejultatlos, 
jo entjcheidet das Loos. 

8 3. Wählbar iſt jeder jelbitjtändige Angehörige einer ſtadtbremiſchen Gemeinde, welcher das 
25. Lebensjahr vollendet hat. 

Mitglieder der St. Stephani-Gemeinde find nur dann befugt die Wahl abzulehnen, wenn 
fie bereits entweder ein Gemeindeamt befleiden oder befleidet Haben, oder das 48. Lebensjahr über- 
ſchritten haben. 

$ 4. Die Entlaffung eines Diakonen vor Ablauf der Dienftzeit kann nur mit Zujtimmung 
des Kirchenfonvents erfolgen: auögenommen, wenn Verhältniſſe eintreten, welche dev Wählbarfeit 
würden entgegengejtanden haben. 

$ 5. Die Diakonie wählt einen Vorſitzer und einen Stellvertreter. Am Schluſſe eines 
jeden Jahres tritt der Lebtere an die Stelle des Erjteren, während aus der Zahl der übrigen 
Diafonen ein anderer Stellvertreter gewählt wird. Die Namen des Vorſitzers und jeines Stell- 
pertreters werden dem verwaltenden Bauherrn angezeigt. 

Im Uebrigen ftellt die Diafonie ihre Geſchäftsordnung jelber feſt. 

$ 6. Die Diakonie wird für ihre periodiſch abzuhaltenden Sitzungen das Mtitbenußungss 
recht des Kicchenvorftandszimmers im Gemeindehaufe eingeräumt. Sie hat in der St. Stephani- 
Kirche einen eigenen Kirhenftuhl. Zu ihrer Unterjtüßung bei ihren Amtsgeihäften stellt fie einen 
Diener an, welcher ein von ihr zu bejtimmendes Gehalt aus der ©t. Stephani-Armenfafje bezieht. 


I. Wirfungsfreis der Diafonie. 
A. Außerhalb der Gemeinde. 


$ 7. Die Diakonie nimmt in hergebrachter Weife an der Verwaltung des Mannhauſes, 
des Armenhauſes, des Mädchen-Waiſenhauſes, des Fonds der reformirten Freiſchulen und der 
Neumannskaſſe Theil. 

8 8. Ihr fteht die Mitwirkung bei kirchlichen Angelegenheiten, allein oder in Verbindung 
mit den übrigen ſtadtbremiſchen Diakonien zu, jowie eine ſolche durch Vereinbarung, Gejeß und 
Herfommen begründet tft. 


rn 
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B. Innerhalb der Gemeinde. 


8 9. Sämmtliche Diafonen find Mitgliedev des Gemeindeausfchuiles. Vier Diafonen, 
welche zu Anfang jeden Jahres von dem Vorfißenden der Diakonie dem verwaltenden Bauherrn 
namhaft gemacht werden, haben Sit und Stimme im Kirchenvorjtand. Sechs Diakonen gehören 
dem Verein für Innere Miſſion zu St. Stephani an; zwei Diafonen der Abtheilung Diejes 
Vereins für die Diakoniſſenſache. Innerhalb des Vereins für Innere Miſſion Hat einer der 
Diafonen die Nehnungsführung; er wird von demjelben für die Dauer von zwei Jahren dazu 
‚erwählt. 

$ 10. Die beiden der Abtheilung des Vereins für Innere Miffion zu St. Stephant für die 
Diakoniſſenſache angehörenden Diafonen betheiligen ji an der Diakoniſſenſache in der Gemeinde 
und an der Verwaltung der Pflegeftation für alte und hülfloje weibliche Gemeindeglieder in den 
oberen Räumen des Gemeindehaufes. 

Einem der Diafonen wird die Kaſſenführung übertragen. 

$ 11. Der Diakonie liegt in Gemeinjhaft mit dem Verein für Innere Mijfion zu St. 
Stephani die Gemeindepflege ob. 

a. Die ſechs Diafonen, welche Mitglieder des Vereins für Innere Miffton find, üben in und 
mit diefem Verein in der Altitadt ſowohl wie VBorjtadt die Gemeindepflege nach einer von 
dem Verein zu bejtimmenden Diftriktseintheilung aus und wird in den monatlich mindejtens 
einmal im Gemeindehaufe jtattfindenden VBerfammlungen des Bereins die Auswahl der zu 
unterftüßenden Perfonen und die Höhe der zu gewährenden Gaben feitgeitellt. 

b. Es ift die Aufgabe der Pfleger, den hülfsbedürftigen Gemeindegliedern mit Rath und 
That Helfend zur Seite zu ftehen und diefelben, wenn erforderlich, mit Geld und Naturalien 
zu untetjtügen. 

e. Die zur Ausübung der Gemeindepflege bejtimmten Mittel werden dem Rechnungsführer 
des Vereins für Innere Miſſion überwiejen. Dem Kirshenvorftand wird jährlich Rechnung 
abgelegt. 

$ 12. Die Diakonie hat: 

a. Die Verwaltung der St. Stephani-Armenkaſſe. Ste legt zu Anfang des Jahres dem 

Kirchenvorjtand Rechnung ab. 

b. Die jährliche Vertheilung der jog. Kleinen Neumannsgaben in hergebrachter Weiſe. 

ec. Die Verwaltung des St. Stephani-Wittwenhaufes und der ſog. Godesbude (Zu den ſieben 
Roſen) und die Wiederbejegung dev in ihnen evledigten Stellen. 

$ 13. Die Diakonie übernimmt, bei Ausitellung der Becken in der St. Stephanikirche für 
Zwecke der Gemeindepflege die eingegangenen Gaben unter Verſchluß zu ftellen und das Ergebniß 
monatlich durch das Gemeindeblatt befannt zu machen. 

Berfengaben mit jpezieller Beftimmung werden wöchentlich befannt gemacht. 

Die Erträgnifie der Beckenſammlungen werden für die Gemeindepflege verwendet, jofern nicht 
die Gemeinde diejelben zum Theil für andere Zwecke bejtimmt hat oder bejtimmen wird. 

Die Diakonie hat jährlich dem Kirchenvorſtande Rechnung abzulegen. 

Die Diakonie bleibt verpflichtet, bei den Berenfammlungen für das Armenhaus thätig 
zu fein. 

VIII. Bon den übrigen Kirchenbeamten. 

8 55. Sämmtliche Kirchenbeamte müſſen Mitglieder diefer Gemeinde jein. 

$ 56. Der Oberlehrer,, welchem zugleich das Amt des Küfters übertragen iſt, und der 
Organist werden auf dem Kirchenkonvente durch abjolute Stimmenmehrheit gewählt. Die Wahl: 
lifte wird von dem Kirchenvorjtande aus denjenigen Perjonen, welche ſich bei dem rechnungführen— 
den Bauherrn zu der erledigten Stelle gemeldet haben, entworfen. Es bleibt übrigens dem Kirchen: 
vorjtande überlaſſen, alle offenbar untauglichen Perjonen auszuſchließen und auch ſolche auf die 
Wahlliſte zu fegen, die fich nicht ausdrücklich gemeldet haben. 

$ 57. Außer dem Unterrichte und fonftigen Gejchäften in der Kirchſpielsſchule gehört zu 
dem Berufe des Küſters: 

a. das VBorfingen in der Kirche bei allen gottesdienftlihen Handlungen, 

b. die Bewahrung der Kirchengeräthe und die Aufficht über Kanzel und Altar. 

$ 58. Die übrigen Lehrer werden vom Kirchenvorftande gewählt. Die Beſtimmungen über 
die Amtspflichten jämmtlicher Lehrer, ſowie des Organiften erhalten diejelben durch eine von den 
Bauherren zu entwerfende und von dem Kirchenvorftande zu beftätigende Inſtruktion, welche auch 
ihren Gehalt und jonjtige Vortheile fejtitellt. 

$ 59. Der Bauherrendiener wird von den Bauherren angeftellt und iſt verpflichtet, ſich 
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jtreng an die ihm don denjelben gegebene Inſtruktion, die mit Genehmigung des Kirchenvorjtandes 
jederzeit geändert werden fann, zu halten. 

Insbeſondere ift ihm die Aufbewahrung der Kirchenjchlüffel, die Vermietung der der 
Kirche gehörenden Kirchenſtellen und die Einfaffirung der verichiedenen Einkünfte dev Kirche an: 
vertraut. 

$ 60. Der Kirchendiener und Bälgentreter werden auf gleiche Weije ernannt und find eben- 
falls jtreng an die ihnen gegebenen Inſtruktionen gebunden. 

$ 61. Sämmtliche hier erwähnte Kirchenbeamte fünnen, wenn dies auch nicht in ihrem 
Berufsbriefe ausdrücdlich erwähnt ift, nach Ablauf einer dreimonatlichen Kündigungsfrift entlafien 
werden, mit Ausnahme des Oberlehrers und Organiften. 


Schlußbeſtimmungen. 

Zu einer gültigen Beſchlußnahme über eine Abänderung dieſer Kirchenordnung iſt es erfor— 
derlich, daß ſich auf dem Kirchenkonvente zwei Drittel der Anweſenden dafür entſcheiden. Nach 
Genehmigung dieſer Ordnung Seitens des Kirchenkonventes und erfolgter Beſtätigung derſelben 
Seitens des Senats tritt diejenige vom 23. Mai 1860 außer Kraft. 


Anlage A. 


Auf die von Aeltermann Heinrich Duntze, als Bauherr zu St. Stephani, nad) genommener 
Rückſprache mit den Vornehmſten und Aelteſten des Kirchſpiels, geſchehene Erklärung, 
„Daß, da durch Abjterben feel. Herin Caſp. Schombart eine Rathmannsſtelle in der Bau: 
herrnſchaft daſelbſt erledigt worden, fie zwar wohl gejtehen müfjen, daß die beiden an— 
jetzo im Kirchſpiel vorhandenen Rathmänner, allein auf der Wahl zu ſetzen wären, jedoch 
hiebet Amplissimum Senatum gebührend erfuchen wollten, daß wann fie feine Wahl von 
Rathmännern wegen Ermangelung der Perjonen oder einen oder andern zugejtoßenen 
Leibesſchwachheiten ins fünftige in ihrem Kirchſpiel Haben könnten, alsdann ihnen mögte 
‚vorbehalten werden, einem Nathmanne, andere bei dem Kirchſpiel eingepfarrte Bürger 
biebei zu fügen.” 
Wird derfelben gejchehene Erklärung hiemit angenommen, um darnach mit erjtern die Wahl 
vorzunehmen, und dem beigefügten Gefuch, zur VBerfiherung ihrer Wahlgereshtigfeit, deferixt. 
Conclusum in Pleno 1730 den 23. July. 
9. 6. Schumacher, Dr. 


Anlage B. 
Obrigkeitliche Berordnung, den ſtadtbremiſchen Pfarrverband betreffend. 
(Publicirt am 30. April 1860 (fiehe oben Nr. D). 


Anlage C. 
Bedingungen, unter welchen die St. Stephani:Gemeinde Solche, welche, obgleich 
fie nicht im Kirchſpiele wohnen, ſich ihr aber anzuſchließen und ein Stimmrecht 
in ihr auszuüben wünſchen, in ihre Gemeinſchaft aufnimmt. 
(Beſchloſſen im Kirchenfonvente vom 18. Februar 1861 und bejtätigt durch Concluſum des Senats 
vom 22. Februar 1861.) 


$ 1. Die Ausübung der, der St. Stephanis:Gemeinde nad) der obrigfeitlichen Verordnung 
vom 30. April 1860 zuftehenden Befugniß ift dem das Gemeindebuch führenden Bauherın über- 
tragen und finden dieſerhalb die in den folgenden Paragraphen aufgeführten Vorjehriften An— 
wendung. 

5 2. Wer als Gemeindeglied in die Gemeinde einzutreten wünfcht, hat ſich an den in $ 1 
bezeichneten Bauhern zu wenden, welcher ihm ein Exemplar der kirchlichen Ordnung und diefer 
Bedingungen behändigt. Nimmt er dann nicht innerhalb acht Tagen feine Anmeldung zurück, jo 
erklärt ex dadurch ſtillſchweigend fein Einverſtändniß mit derſelben und wird dem Kirchenvorjtande 
vorgeichlagen. 

$ 3. Die Entjcheidung, ob einer Anmeldung Statt zu geben ſei oder nicht, überträgt die 
Gemeinde ausschließlich dem Kirchenvoritande. 

5 4 Im Falle der Aufnahme wird der Aufgenommene in ein zu dieſem Zwecke anzulegen- 
des Gemeindebuch eingetragen und ihm davon eine jehriftliche Anzeige gemacht. 


63] V. Kichliche, Ordnung für die St. Michaelis-Gemeinde vom 15. Sunt 1870. 951 


- $ 5. Der aus einer andern Gemeinde Aufgerommene wird jedoch exit ein Jahr nad Ein— 
tragung in das Gemeindebuch ſtimmberechtigt und zu den Kirchenfonventen eingeladen. 

Sollte indeſſen Jemand vor Ablauf diejes Jahres zu einem Kirhenamt gewählt werden, 
jo ift er damit auch konventsberechtigt. 

Diejenigen früheren Glieder der St. Stephani-Gemeinde, welche im Laufe des Jahres 1860 
vermöge ihrer Wohnungsveränderung ihre Stimmberechtigung verloren haben, erhalten diejelbe 
nad ihrer Aufnahme jofort wieder und werden zum Kirchenausſchuſſe eingeladen, im Fall fie vor: 

her demjelben angehörten. 

$ 6. Wer zum Diafonen gewählt wird und noch fein Mitglied der Gemeinde tft, erklärt 
durch die Annahme der Wahl jein Einverftändnik mit der kirchlichen Ordnung der St. Stephanis 
Gemeinde, 

8 7. Wenn ein Bewohner des Kirchipiels aus einer andern Gemeinde, welcher er durch 
Aufnahme angehört, in dieſe Gemeinde zurücktritt, $ 5, 1, jo kann er erit zwei Jahre nach Auf: 
Löfung des bisherigen Gemeindeverbandes und Eintragung feines Namens ins Gemeindebuch Theil 
an den Kirchenfonventen nehmen. 

$ 8. Die vorftehenden Bedingungen werden der kirchlichen Ordnung als Anhang beigefügt. 
Innerhalb fünf Jahren jollen diejelden einer Revifion unterzogen werden. 


Anhang zur Kirchenordnung. 
(Beſchluß des Kirchenkonvents vom 21. Mai 1866.) 


I. Gründung einer Kirchen: und Kommunionkaſſe. 


$ 1. Die Kivhen: und Kommunionkaſſe wird durch Beiträge der Gemeindeglieder gebildet 
und unterhalten. 

$ 2. Die Verwaltung der Kaffe gehört zu dem Geichäftsfreife des Kirchenvorjtandes. Der: 
jelbe wählt aus feiner Mitte einen Rehnungsführer, welcher die Rechnung zwei Jahre führt und 
jofort wieder wählbar ift. 

$ 3. Die Paftoren find verbunden, die ihnen zugegangenen Kommuniongelder dem Ned): 
nungsführer der Kaffe abzuliefern. 

$ 4. Die den Pajtoren zuzubilligende Entihädigung für die ihnen früher unmittelbar zus 
fließenden Kommuniongelder werden durch Gemeindebeihluß feſtgeſtellt. 

8 5. Jedes vom 1. Juni 1866 an in Die Gemeinde eintretende Mitglied ift — ſofern es 
firhenfonventsberechtigt zu werden wünjcht — zu einem jährlichen Beitrag zu der Kafje von mins 
deitens 3 Mark verpflichtet. 

Beitätigt durch Senats-Concluſum vom 7. Mai 1866. 


re 
Kirchliche Ordnung für die 51 Michaelis-Gemeinde. 


Auf die Eingabe der Protofolle der zu St Michaelis am 24. März and, los riet Deest; 
abgehaltenen Kirchenkonvente, in welchen von der Gemeinde eine neue Kirchenordnung angenommen 
worden ift, deren in einigen Punkten modifieirter Entwurf mit dem Gejuche der Bauherren vom 
20, d. Mts. um die erforderliche obrigfeitliche Veftätigung eingereicht worden, und nach erjtattetem 
Berichte der Senatsfommiffion für die kirchlichen Angelegenheiten 

Ertheilt der Senat 
unter dem Bemerfen, daß im Falle von Bejchlüffen der Gemeinde auf Grund des 
8 33 obiger Kirchenordnung, feine Genehmigung, ehe zu ihrer Ausführung gejehritten 
werden dürfte, zu erwirfen ſei, — 
hiermit diefer Kirchenordnung feine obrigfeitliche Bejtätigung. 
Beſchloſſen Bremen in der Senatsverfammlung vom 24. Juni 1870, 


Löning, Dr. 
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Auf die Eingabe des Protofolls des Kirchenkonvents zu St. Michaelis vom 14. d. Mts,, 
in welchem derjelbe eine Vermehrung dev Mitglieder der Diakonie diefer Gemeinde, bezw. eine 
Abänderung des 8 42 der beftehenden Kirchenordnung vom Jahre 1870 dahin beichloffen hat, daß 
derjelbe lauten jolle: 

8 42. „Die Diakonie bejteht auch zehn Mitgliedern, von denen in jedem Jahre eins 
nach dem Dienjtalter abgeht. Die Mitgliederzahl kann jedoch auf zwölf erhöht werden, 
jobald von der Diakonie das Bedürfniß dafür anerfannt wird.” 

und auf das daran gefnüpfte Geſuch der Bauherren um Bejtätigung dieſes Beſchluſſes, jowie auf 
Bericht der Kommilfion für firhlihe Angelegenheiten, 
Beihließt der Senat: 
daß der gedachte Beſchluß des Kirchenfonvents zu St. Michaelis und ſomit der $ 42 der 
Kirhenordnung in der vorjtehenden abgeänderten Faſſung hiedurch bejtätigt werde. 
Beſchloſſen Bremen, in der Verfammlung des Senats, den 25. März 1872. 
D. Ehmd, Dr. 


I. Bon der Gemeinde und deren Mitgliedern. 


8 1. Genoffen der Kirchengemeinde zu St. Michaelis find: 

a. alle Bewohner des St. Michaelis - Kivchjpiels reformirter Konfeſſion, jowie alle, nicht der 
St. Petrigemeinde angehörige Lutheraner, welche im Kirchſpiel wohnen, beide jedoch mit 
Ausſchluß derer, welche auf Grund der obrigfeitlichen Verordnung dom 30. April 1860, 
den jtadtbremifchen Pfarrverband betreffend, in einer andern jtädtifchen Pfarrgemeinde 
Aufnahme gefunden haben ; 

b. Diejenigen in andern ſtädtiſchen Kirchipielen wohnenden Protejtanten, welche auf Grund der 
vorerwähnten Verordnung als Mitglied der St. Michaelis-Gemeinde aufgenommen find und 
beziehungsweife die Wahl zu einem Kirchenamte in diefer Gemeinde angenommen haben. 
$ 2. Die Anmeldung zur Aufnahme (fiehe $ 1, b) in diefe Gemeinde gejchieht bei dem 

rechnungführenden Bauheren. — Die Entjheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchen: 
vorjland. 

$ 3. In folgenden Fällen bedarf es der Aufnahme durch die Bauherren, eventuell durch 
den Kirchenvorſtand nicht: 

a. wenn ein Gemeindeglied, gehöre es nun durch jeinen Wohnſitz innerhalb des Kirchſpiels 
oder durch Aufnahme diefer Gemeinde an, vor jeinem Umzuge in ein anderes Kirchſpiel dem 
rechnungführenden Bauherın die jchriftliche Anzeige macht, daß es in dieſem bisherigen 
Gemeindeverbande auch ferner bleiben wolle; 

b. wenn ein in diefem Kirchſpiele wohnendes Mitglied einer andern Gemeinde dem rechnung 
führenden Bauherın die jehriftliche Anzeige macht, daß es in die Gemeinde feines Kirchipiels 
einzutreten gejonnen jei; 

e. wenn ein außerhalb dieſes Kirchſpiels wohnendes wahlfähiges Mitglied einer andern 
Gemeinde zu einem Amte in diefer Gemeinde gewählt wird und diefe Wahl annimmt. 

S 4. Der durch die Aufnahme in diefe Gemeinde begründete Gemeindeverband kann von 
dem Betreffenden nad $ 5 der Verordnung vom 30. April 1860 nur wieder gelöft werden 

a. durch Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchſpiel er wohnt ; 

b. durch Verlegung jeiner Wohnung in ein anderes Kirchipiel. 

Wer jedoch in diefer Gemeinde, gehöre er ihr durch Wohnung oder Aufnahme an, zu einem 
Kirchenamte gewählt wird, oder ein folches beffeidet, darf, abgejehen von den Folgen einer 
Wohnungsveränderung, während dev Dauer diejes Amtes ſich von feiner andern Gemeinde auf- 
nehmen laſſen ($ 7 der Verordnung). 

$ 5. Alle Gemeindegenofjen haben ein Necht auf Benugung der kirchlichen Anftalten und 
Einrihtungen, haben aber auch die diefem Rechte entiprechende Pflicht, erforderlihen Falls zu den 
kirchlichen Bedürfniffen Beifteuern zu leiten. 


II. Bon dem Kirchenfonvente. 


8 7. Alle Gemeindeglieder, welche wählbar find für die Bürgerſchaft, gehören, wenn fie 
einen jährlichen Beitrag von mindeftens 36 Grote an die Kirchenkaſſe leiſten, oder ih eine Kirchen- 
ftelle gefichert Haben, zu dem Kirchenfonvente. Bei neu eintretenden Gemeindegliedern tritt die 
Konventsfähigfeit erft ein Jahr nah Zahlung des erſten Beitrags oder ein Jahr nad Miethung 
der Kichhenjtelfe ein. Nur die Wahl zu einem Gemeindeamte verleiht die jofortige Konvents— 


Pr) 
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fähigkeit. Die Gemeindenitglieder find al3 jolche verpflichtet, die ihnen ordnungsmäßig übertra- 
genen Kirchenämter anzunehmen. 

8 7. Der Kirdhenkonvent Hat im Allgemeinen das Recht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu berathen und Beichlüffe zu fallen. 

Insbejondere gehört zu feinem Gejchäftstreife 

a. Die Wahl des Predigers und etwaigen Gehülfspredigers (im Fall die Gemeinde den letzteren 
jalariven will), der Bauherren, dev Mitglieder des Kirchenvorjtandes und des Ausſchuſſes, 
der Diakonie, ſowie des Oberlchrers der Gemeindejchule und des Organiiten ; 

b. die Feititellung der Gehalte und Venfionen für den Prediger und die jonftigen Kirchenbeanten ; 

c. die Beihlußnahme über einzelne Bauten und Hauptreparaturen, jobald dafür mehr als 
500 Thlr. zu verwenden find; 

d. die Genehmigung des Erwerbes und der Veräußerung von Grundjtüden und die Belaftung 
derjelben mit Anleihen; 

e. der Genehmigung des Kirchenkonvents bedürfen ferner Abänderungen diejer Verfaſſung, der 
beitehenden firchlichen Anftalten und Einrichtungen in dem äußeren Gottesdienjt, joweit 
darüber der Gemeinde eine Beſchlußnahme zuiteht. 
$. 8. Die Einladungen zu den Kirchenfonventen gehen von dem rehnungführenden Baus 

herrn aus, und gejchehen jchriftlih unter jummarifher Angabe der zur Verhandlung kommenden 
Gegenjtände. 

8 9 Der Vorſitz, dev Antrag und die Protofollführung in den Kirchenfonventen ftehen den 
Bauherren zu. Die Protokolle werden am Schluffe der Verhandlungen vorgelefen, nach erfolgter 
Genehmigung don dem Protofollführer und einem im Konvente anwejenden, und von dem vorſitzen— 
den Bauherrn dazu aufgeforderten Mitgliede des Kirchenvorjtandes unterjchrieben und nachher in 
ein Protofollbuch eingetragen. 

8 10. Alle Anträge in den Kirchenkonventen werden zuvor einer Borberathung durch deu 
Kirchenvorſtand unterzogen. 

8 11. Anträge einzener Konventsmitglieder in Gemeindeangelegenheiten find dem rech— 
nungführenden Bauherın jhriftlich einzureichen. 

$ 12. Ob diefe zum PVortrage an den Kirchenkonvent zu bringen find oder nicht, unterliegt 
einer vorgängigen Berathung des Kicchenvorftandes. Beſchwerden über Ablehnung jolcher Anträge 
dürfen in dem folgenden ordnungsmäßigen Kirchenfonvente durch das antragende, oder ein bon 
ihm beauftragtes Mitglied zur Sprache gebracht werden, jedoch iſt diefe Abſicht dem rechnung: 
führenden Bauherrn ſchriftlich mitzutheilen. Wird dann die Beſchwerde für begründet erachtet, 
jo ift der Antrag felber auf einem andern baldigft anzufegenden Kirhenfonvente zur Abjtimmung 
zu bringen. 

$ 13. In dem Kirchenfonvente findet über die zur Berathung gebrachten Gegenjtände dor 
der Abjtimmung nah der Neihenfolge eine Diskuifion ftatt. Wer fich daran betheiligen will, 
bittet beim Borfigenden um das Wort, welches nach der Reihenfolge der Anmeldungen exrtheilt wird. 
Der Schluß der Diskuffion fann von einem Viertheil dev Anweſenden beantragt werden. Die zur 
Entjheidung gebrachte Frage muß jo gejtellt werden, daß mit Ja oder Nein abgejtimmt werden 
kann. Ergiebt ſich eine Stimmengleichheit, jo wird eine Abſtimmung wiederholt, und wenn auch 
Diejes ohne Erfolg bleibt, jo giebt die Stimme des Borfißenden den Ausfchlag. 


III. Bon dem Kirchenvorjtande. 


$ 14. Den Borjtand bilden: 
1. als bejtändige Mitglieder : 
a. Die Bauherren, 
b. der Pajtor, 
e. die ſechs älteften Diafonen; 

2. als zeitige Mitglieder jehs von dem Kirchenkonvente gewählte Gemeindentitglieder, welche 
ihr Amt jechs Jahre befleiden, indem in jedem Jahre eines derjelben nach dem Dienſtalter 
austritt. 

$ 15. Jede gewöhnlihe und außergewöhnliche Vakanz wird innerhalb dreier Monate 
wieder erjeßt. Der Kirchenvorjtand bringt für jede Wahl, über die nicht andere Beſtimmungen 
bejtehen, dem Kirchenkouvente drei Perfonen in Vorſchlag, aus welchen vermittelft geheimer Abſtim— 
mung nach relativer Stimmenmehrheit gewählt wird. 

$ 16. Ein abgegangenes Mitglied des Kirchenvorjtandes kann im erjten Yahre nicht 
wieder gewählt werden. 
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8 17. Der vehnungführende Bauherr ift Vorfißer des Kirchenvorjtandes; der Protofoll- 
führer wird aus dem Kirchenvorſtand dazu auf ein Jahr gewählt. 

$ 18. Der Kirchenvorſtand verjammelt ſich mindeftens zweimal des Jahres und außerdem 
jo oft der Vorſitzer zu einer außerordentlichen Zufammenfunft einladen läßt. 

$ 19. Zwei Drittel der Mitglieder bilden eine bejchlußfähige Verſammlung, in welcher 

Stimmenmehrheit entjcheidet. — Iſt die bejchlußfähige Anzahl nicht erſchienen, jo hat der rech— 

nungführende Bauherr innerhalb acht Tagen eine neue Verſammlung anzufegen, welche alsdann 

ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen vollfommen beſchlußfähig tft. 

$ 20. In jeder Verfammlung wird ein Protokoll geführt und nach erfolgter Vorlefung 

und Genehmigung von dem VBorfigenden und dem Protofollführer unterſchrieben. 

$ 21. Der Gejhäftsfreis des Kirchenvoritandes umfaßt allgemein alle kirchlichen Angelegen- 

beiten, insbejondere : 

a. die Führung eimer genauen Lifte aller Mitglieder des Kirchenkonvents und ſonſtiger 
Gemeindeglieder, jowie die Empfangrahme der von dem Paſtoren jährlich einzureichenden 
Parochialliſten; 

b. die Vorberathung aller auf den Kirchenkonventen zur Verhandlung kommenden Gegenjtände, 
die Anfertigung von Wahlliften bei den Wahlen feiner Mitglieder, dev Bauherren, des 
Dberlehrers und des Organiiten ; 

c. die Entwerfung des an den neuerwählten Paftoren zu erlaffenden Schreibens und dev den 
kirchlichen Beamten zu ertheilenden Dienftinftruktionen und Beitallungsbriefe ; 

d. die allgemeine Sorge für alle Bermögensangelegenheiten der Gemeinde; 

e. die jährliche Kirchenrehnung zu revidiren und zu diefem Zwede drei Mitglieder aus jeiner 
Mitte zu erwählen; 

f. die Berathung und Zuftimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachung der 

Grundftüce, jowie die Zujtimmung zu jeder ungewöhnlichen Ausgabe; 

g. die Auffiht über die Kirchſpielsſchule, mit welcher Zwei oder Mehrere jeiner Mtitglieder 
in Berbindung mit dem Baftoren bejonders beauftragt worden; 

h. die Ernennung eines Mitgliedes aus feiner Mitte zur Vertretung im Schulvathe; 

i. die etiva erforderliche Vertretung der Bauherren, wenn dieſe abwejend oder anderweitig 
verhindert find, durch Diejenigen feiner Mitglieder, welche von den Bauherren dazu 
ernannt oder, wenn dieſes nicht gejchehen ift, von dem Kicchenvorjtande dazu erwählt werden; 

k. die Mitglieder des Kirchenvoritandes werden zu den Konftrmationen und zu den Schul: 
prüfungen eingeladen, 


IV. Bon dem Gemeindeausſchuſſe. 


$ 22. Den Gemeindeausfhuß bilden: 

a. ſämmtliche fungivende und ehrenvoll entlaffene Bauherren und Mitglieder des Kirchen— 
vorjtandes und der Diakonie, mit Einſchluß derjenigen, welche in einer andern Gemeinde 
fungirt haben ; 

b. der Oberlehrer der Gemeindejchule; 

e. acht jonstige Mitglieder der Gemeinde, welche vom Kirchenfonvente auf vier Jahre gewählt 
werden und von denen jährlich zwei austreten. 

$ 23. Der Gemeindeausfhuß hat die weite Predigerwahl und verſammelt jih außerdem, 
wenn in wichtigen Fällen entweder der rechnungführende Bauherr oder der Kirchenvorftand deſſen 
gutachtfiche Meinung zu vernehmen wünſcht. 

8 24. Die Einladungen zu den Verfanmlungen des Ausſchuſſes gehen von dem rechnungs— 
führenden Bauheren aus, und gejchehen jchriftlih unter Angabe des zur Berathung kommenden 
Gegenftandes. Mit dem Vorſitz, den Anträgen, der Protofollführung, Beratdung und Abjtimmung 
wird übrigens ganz auf gleiche Weiſe wie in den Verſammlungen des Kirchenfonvents verfahren. 


V. Bon den Bauherren. 


$ 25. Das Bauherrnamt wird von zwei Gemeindegliedern verwaltet, welche vor ihrer 
Wahl entweder Diafonen oder Mitglieder des Kirchenvorſtandes diefer Gemeinde find oder gewejen 
jein müſſen. 

Außer diefen wird, jobald Mitglieder des Senats Genojjen der kirchlichen Gemeinde zu 
St. Michaelis find, einer derjelben zum Bauherrn erwählt. 

$ 26. Die Wahl der Bauherren geichieht jpäteitens drei Monate nad) eingetretener Vakanz 
durch geheime Abjtimmung nach abjoluter Stimmenmehrheit aus vier wahlfähigen Kandidaten. 


67] V. Kirchliche Ordnung für die St. Michaelis-Gemeinde vom 15. Juni 1870. 955 


Ergiebt ſich eine ſolche Mehrheit nicht jofort, jo wird bis zu deren Erlangung der Wahl: 
verſuch unter jedesmaliger Weglaffung desjenigen Wahlkandidaten, welcher die wenigjten Stimmen 
erhalten hat, wiederholt. 

Sind die Stimmen indeß dergeftalt vertheilt, daß mehrere Wahlfandidaten zufammen nicht 
jo viele Stimmen erhalten Haben, als auf Denjenigen gefallen find, der, abgejehen von ihnen, mit 
der geringiten Stimmenzahl auf der Lifte bleibt, jo werden bei Dem erneuerten Wahlverſuche jene 
Kandidaten ſämmtlich von der Lifte weggelafen. Behalten zwei Kandidaten auf dieſe Weile eine 
gleiche Stimmenzahl, jo ijt die Abftimmung zu wiederholen; entjcheidet dieſe nicht, To enticheidet 
‘das 8003. 

g 27. Die Bauherren befleiden ihr Amt in der Regel zehn Jahre. — Der ausgetretene 
Bauherr ift jedoch mit jeiner Bewilligung jofort wieder wählbar. Das vollendete 55. Lebensjahr 
giebt Jedem das Necht, die auf ihn gefallene Wahl abzulehnen. 

$ 28. Die Bauherren find Vorfteher und vegelmäßige Vertreter der Gemeinde, haben Die 
Sorge für die Ausführung und Aufvechterhaltung diefer Ordnung und aller geſetzmäßig gefabten 
Gemeindebeſchlüſſe. 

$ 29. Zu den Geſchäften dev Bauherren gehören insbeſondere: 

a. die Empfangnahme, Vermittelung und Beantwortung der nad) SS 9 und 4 erforderlichen 
Erklärungen und jonjtiger Anzeigen Hinfichtli der durch die obrigkeitliche Verordnung 
vom 30. April 1860 bejtimmten Gemeindeverhältnilie; 

b. die Einladungen zu den Kirhenfonventen und den Verfammlungen Des Borftandes und 
Ausſchuſſes, ſowie der Vorſitz und die Protofolführung in den Verfammlungen ; 

e. die Stellung ſämmtlicher Anträge und Vorträge an den Senat, namentlich wegen jähr— 
licher Ablegung der Rechnung, wegen Berufung neuer Prediger, und wo dies erforderlich 
iſt, wegen Mittheilung der Gemeindebeſchlüſſe; 

d. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Kirche und der Gemeinde auszufertigenden 
Dokumente; 

e. die Erlaſſung des im $ 21 erwähnten Schreibens und die Bejorgung des feierlichen 
Empfanges eines neuerwählten Predigers, in Gemäßheit der vom Kirchenvorſtande gefaßten 
Beſchlüſſe; 

f. die Ernennung des Bauherrndieners, des Kirchendieners und des Bälgetreters; 

g. die Verwaltung des Kirchenvermögens und aller Firhlichen Anftalten, welche feiner beſon— 
deren Behörde übertragen find; namentlich die beftändige Sorge für Die Einkünfte der 
Kirche, die üblichen Sammlungen zu deren Beiten, die Umfcreibung ber Kirchenſtellen 
und für die Unterzeichnungen für die Kirchen- und Kommunionskaſſe; 

h. die Aufſicht über die zur Kirche gehörigen Gebäude, Veranlaſſung und Ausführung neuer 
Bauten und Reparaturen, und zwar, wenn fie erheblich find, nad) vorgängiger Berathung 
mit dem Kirchenvorſtande und erforderlichen Falls mit dem Kirchenkonvente. 

i. die Vorlegung ihrer Rechnungen in der Verſammlung des Kirchenvorſtandes nach dem 
Schluſſe eines jeden Jahres zum Zweck der Reviſion und demnächſtige Mittheilung der— 
ſelben im Kirchenkonvente. 

$ 30. Die Bauherren haben einen eigenen Kirchenſtuhl. 


VI. Bon den Bajtoren. 

$ 31. 63 ift für jeßt ein reformirter Paftor bei dev Kirche von St. Michaelis angeſtellt 
welcher von der Gemeinde gewählt wird. 

$ 32. Geiſtliche, welche einer unirten Gemeinde angehören, find gleich reformirten Geiſt— 
fihen wählbar, fie erklären indeß durch die Annahme der Wahl auf rechtsbeſtändige Weile, daß 
fie fortan der reformirten Konfejfton angehören. 

Der Paſtor ift nicht berechtigt, einer jpäteren Einführung der Union bei der Gemeinde zu 
wideriprechen, hat vielmehr fein Amt auch an der unirten Gemeinde fortzuführen oder dafjelbe 
niederzulegen. 

$ 35. Es bleibt fünftigen Beſchlüſſen der Gemeinde vorbehalten, ob und in welcher Gejtalt 
die Zahl der Paſtoren zu verändern jet. 

$ 34. Die Vorwahl des Paftoren wird am vorleßten Tage vor dem Wahlkonvente "von 
dem Gemeindeausfchuife vorgenommen, indem derjelbe aus den von feinen Mitgliedern dazu vor— 
geichlagenen und von andern Gemeindegliedern den Bauherren namhaft gemachten Getitlichen die 
MWirdigiten und Tirhtigften durch geheime Abjtimmung nach relativer Stimmenmehrheit auszu— 
mitteln jucht. Bei gleichen Stimmen wird über die betreffenden Kandidaten noch einmal abgeftimmt, 
und bei fortdauernder Stimmengleichheit durch das Loos entjehieden. Sofern jedoch vor der defi— 
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nitiven Wahl von wenigjtens einem Drittel aller wahlberechtigten Gemeindeglieder den Bauherren 
noch eim anderer Geiftlicher namhaft gemacht wird, jo muß derjelbe ebenfalls auf die Wahlfifte 
gejeßt werden. 

8 35. Die Wahl der Paſtoren gejchieht auf dem Kirchenkonvente aus jämmtlichen auf der 
Wahllifte ($ 34) zu dieſem Zwede in Vorſchlag gebrachten Geiftlichen vermittelit geheimer Abjtin- 
mung nad abjoluter Stimmenmehrheit. 

Mit der Wahl derjelden wird auf gleiche Weile wie mit der der Bauherren ($ 26) 
verfahren. 

8 56. Das von den Bauherren Namens der Genteinde an den neuerwählten Paftoren, 
nachdem er vom Senate bejtätigt worden, zu erlaſſende Schreiben wird im Kirchenvorſtande ent- 
worfen, und enthält Die vor der Wahl im Kirchenkonvente genehmigten Bejtimmungen über die 
Geſchäfte und die Emolumente des zu Erwählenden. Beim Antritte feines Amtes wird der Er- 
wählte von den Bauherren, von den Diafonen und zwei außerdem dazu abgeordneten Mitgliedern 
des Kirchenvorftandes auf gebräuchliche Weile empfangen. 

$ 37. Dem Pajtoren liegt im Allgemeinen ob, nach der eingeführten Ordnung Gottesdienit 
zu halten, die Sakramente zu verwalten, die Jugend im Chrijtentgume zu unterrichten, die ihm 
überwiejene Aufjicht über die Kirchſpielsſchule in Gemeinichaft mit den aus dem Kirchenvoritande 
zu erwählenden Mitgliedern zu führen und fich überhaupt allen zur Seeljorge gehörenden Geſchäften 
zu unterziehen. 

$ 38. Dem Pajtoren fteht Die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu maden, 
er hat jedoch jolches vorab dem rechnungführenden Bauherrn mit der Zuficherung anzuzeigen, dab 
während jeiner Abwefenheit für die Wahrnehmung der Amtsgeſchäfte geſorgt jet. 

$ 39. Wenn der Baftor jih außer den Ferien von Bremen entfernen will, jo bedarf es 
dazu, falls er dadurch länger als acht Tage an der Wahrnehmung feiner Amtsgeſchäfte gehindert 
jein würde, eines vorgängigen Einverſtändniſſes mit dem rechnungführenden Bauherrn. 

8 40. Der Pajtor nimmt an den Verſammlungen des Kirchenvorftandes als jtändiges Mit: 
glied Theil. 

8 41. Ob der Wittwe des Paftoren außer dem herkömmlichen Nachjahre noch Einfünfte 
aus dem Kirchenvermögen zu bewilligen jeien, unterliegt eintretenden Falls dem Beſchluſſe des 
Kirchenkonvents nad) vorgängigem Berichte des Kirchenvoritandes. 


VII Bon den Diafonen. 


8 42. Die Diakonie bejteht aus acht Meitgliedern, von denen alle zwei Jahre eins nad) 
dem Dienjtalter abgeht ?). 

$ 43. Bei jeder gewöhnlichen und außergewöhnlihen Vakanz übergiebt das Kollegium der 
Diafonie dem rechnungführenden Bauherrn ein Verzeichniß dreier wahlfähiger Perfonen, aus welchen 
im Kicchenfonvent die Stelle des Abgegangenen durch geheime Wahl nach relativer Stimmenmehr: 
heit erjeßt wird. 

8 44. Wahlfähig find jämmtliche Gemeindegenofjen und nah $ 36 aud Mitglieder anderer 
Gemeinden. Die Wahl abzulehnen find nur diejenigen befugt, welche bereits das 40. Jahr voll: 
endet haben. 

$ 45. Sie beforgen die Sammlungen für das Armenhaus und andere milde Stiftungen, 
unterjtügen die Bauherren in deren Sammlungen und haben im Uebrigen den ihnen durch Die 
Verfaſſung des Armeninftituts angemeifenen Wirkungsfreis. Sie verwalten die Diakoniekaſſe. 

$ 46. Die Diakonen haben zur Unterftüßung bei ihren Amtsgejfehäften einen Diener, den 
fie ſelbſt wählen. 

$ 47. Die Diafonen haben einen eigenen Kirchenftuhl. 


VII Schlußbeſtimmung. 


$ 48. Nach Genehmigung Ddiefer Firchlichen Ordnung Seitens des Kirchenkonvents und 
erfolgter Bejtätigung derjelben Seitens des Senats tritt diejenige vom Jahre 1849 außer Kraft. 


1) Siehe indeſſen oben ©. 952. 
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v1. 
Kirchliche Verfaſſung 


der Vereiniaten veformirten und lutheriſchen Gemeinde zu St. Pauli, 


Auf Eingabe des Protofolld des zu St. Pauli am 9. März d. J. abgehaltenen Kirchen— 
konvents und der darin erwähnten, den Senatsbejhluß vom 12. November dv. J. betreffenden 
Nemonftration, und nach erjiattetem Berichte der Senatsfommijfion für die Firchlichen Ange— 
legenheiten; 

Eröffnet der Senat der St. Pauli-Gemeinde: 

1. daß die in dem vorgedachten Senatsbeſchluſſe in Bezug auf SS 8, 33 und 55 der zur 
Beftätigung vorgelegten Kirchenordnung hervorgehobenen Anjtände durch die nunmehr in 
Vorſchlag gebrachte anderweitige Faſſung diefer Paragraphen als erledigt zu betrachten 
find; 

. daß dagegen Hinfichtlich des $ 6!) die in dem erwähnten Beſchluſſe geltend gemachten 
Beweggründe, aus welchen der Senat die Beitätigung verfagte, durch das in der beige 
(egten Remonftration Angeführte überall nicht berührt werden, indem diefelben bei der zu 
$ 6 neu vorgejchlagenen Faſſung nicht minder als bei der früheren zutreffen; 

3. ferner hinfichtlich des $ 44°) die Richtigkeit des Grundjages, daß die in Frage jtehende 
Berpflihtung der Prediger nicht der Autonomie einer einzelnen Gemeinde unterliege, jo 
wenig in Zweifel gezogen werden kann als die Befugniß des Senats, diejen Grundjaß, 
mag derjelbe auch früher nicht in jedem Falle aufrecht erhalten jein, nach weiter einge 
tretenen Vorgängen und Erfahrungen wiederum zur Geltung zu bringen, und demnach 

4. die vorgelegte Kirhenordnung, unter Wegfall des $ 6, joweit derjelbe über die Wählbar- 
feit beftimmt, und des $ 44, joweit derjelbe die Verpflichtung dev Prediger zu einem 
Gelöbniffe feitjtellt, jo wie unter veränderter Faſſung der 88 8, 33, 53 nad Maßgabe 
der neueren Vorjchläge, nur im Uebrigen, wie hiemit gejchieht, obrigfeitlich bejtätigt jei. 

Beichloffen Bremen, in dev Berfammlung des Senats, den 28. März 1870. 


DD 


I. Bon der Gemeinde. 

$ 1. Die St. Pauli-Gemeinde bejteht aus Angehörigen der evangelijchen Schweſterkirchen 

reformirter und lutheriſcher Konfeſſion, und gehören zu derſelben: 

a. alle innerhalb des Kirchſpiels wohnenden Reformirten und Lutheraner, mit Ausnahme 
derjenigen, welche auf Grund der obrigkeitlichen Verordnung vom 30. April 1560, den 
ſtadtbremiſchen Pfarrverband betreffend, Aufnahme in einer anderen Pfarrgemeinde der 
Stadt gefunden haben, und derjenigen Lutheraner, welche der St. PBetri-Gemeinde ans 
gehören; 

b. diejenigen in anderen ſtädtiſchen Kichjpielen wohnenden Neformirten und Lutheraner, 
welche auf Grund der vorerwähnten Verordnung Mitglieder diefer Gemeinde geworden 
beziehungsweije geblieben jind. 


ben wird dom Kirchenvorjtande entworfen und 


1) Der 8 6 lautete in jeiner wrfprünglichen 
infoweit e8 die Emolumente und die Gejchäfte 


Faſſung: 


Jedes Gemeindeglied iſt verbunden, das ihm 
ordnungsmäßig' übertragene Bauherrn- und 
Diakonenamt unentgeltlich zu bekleiden, ſowie 
die Wahl in den Kirchenvorſtand, den Gemeinde— 
ausſchuß oder zu anderen Ausſchüſſen oder Ver— 
waltungen in Gemeindeangelegenheiten anzuneh— 
men. Wählbar zu kirchlichen Aemtern ſind nur 
Solche, die ein gutes Gerücht haben und ihre 
kirchliche Gefinnung durch den Beſuch des öffent— 
lichen Gottesdienſtes und die Theilnahme am 
heiligen Abendmahl bethätigen. 

2) Der $ 4 lautet nach ſeiner urſprünglichen 
Faſſung: 

Das von dem Bauherrn Namens der Gemeinde 
an den neuerwählten Paſtor zu erlaſſende Schrei— 


des zu Erwählenden betrifft, dem Kirchenkonvente 
vor der Wahl zur Genehmigung mitgetheilt. 
Bei jeiner Einführung hat der Erwählte vor 
der Gemeinde feierlich zu geloben, daß das Wort 
Gottes, wie es in der heiligen Schrift alten und 
neuen Tejtamentes verfaßt — in dem allge 
meinen apojtolifchen Glaubensbefenntniß aber 
furz zufammengeftellt und in den reformatori— 
ſchen Bekenntniſſen der Lutherifchen, beziehungs— 
weiſe der Bremiſchen reformirten Kirche näher 
dargelegt iſt, die alleinige Regel und Richt— 
ſchnur ſeines Glaubens, ſeiner Lehre und ſeines 
Lebens ſein ſolle, und er dem gemäß, ſowie auch 
nach den Vorſchriften der kirchlichen Ordnung 
dieſer Gemeinde ſein Amt verwalten wolle. 
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$ 2. Die Anmeldung zur Aufnahme ($ 1 der Verordnung) gejchieht bei dem vorfißenden 
Bauherrn. Die Entjeheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchenvorſtand. 

$ 3. Der Eintritt in diefe Gemeinde, beziehungsweije ein Verbleiben in derjelben, findet 
Statt, ohne daß es einer Aufnahme durch den Kirchenvoritand bedarf, 

a. wenn ein Gemeindeglied, gehöre es nun durch feinen Wohnfig innerhalb diejes Kirchipiels, 
oder dur) Aufnahme diefer Gemeinde an, vor jeinem Umzuge in ein anderes Kirchipiel 
dem vorfigenden Bauheren. die fchriftliche Anzeige macht, daß es in dem bisherigen Ge- 
meindeverbande auch ferner bleiben wolle und der vorfigende Bauherr die Bauherren der— 
jenigen Gemeinde, in deren Kirchſpiel das betreffende Gemeindemitglied jeine Wohnung 
zu nehmen beabfichtigt, von diefem Verbleiben ſchriftlich in Kenntniß ſetzt; 

b. wenn ein in dieſem Kirchſpiel wohnendes Mitglied einer anderen Gemeinde dem borfiken- 
den Bauherrn die jehriftliche Anzeige macht, daß es in diefe Gemeinde einzutreten geſonnen 
jet und der vorfigende Bauherr die Bauherren derjenigen Gemeinde, welchem es biöher 
angehörte, von diefem Eintritt ſchriftlich in Kenntniß ſetzt. 

War der Eintretende bisher Mitglied der St. Petri-Gemeinde, jo bedarf es der Anzeige 
an die Bauherren der bisherigen Gemeinde nicht; 

e. wenn ein außerhalb dieſes Kirchſpiels wohnendes wahlfähiges Mitglied einer anderen 
Gemeinde zu einem Gemeindeamte diefer Gemeinde erwählt wird und diefe Wahl annimmt. 

8 4 Durch die Aufnahme oder den Eintritt in diefe Gemeinde, jowie durch die Annahme 
eines Gemeindeamtes, tritt das neue Gemeindemitglied und jeine Familie zu diefer Gemeinde ganz 
in bafjelbe Rechtsverhältniß, als wenn es jeine Wohnung in deren Kirchfpiel verlegt hätte. 

$ 5. Jedes Gemeindemitglied hat für ſich und feine Familie ein Recht auf Benutzung der 
kirchlichen Anftalten und Einrichtungen, aber auch die diefem Rechte entfprechende Pflicht, zu den 
firhlichen Bedürfniffen beizuſteuern. 

S 6. jedes Gemeindemitglied iſt verbunden, das ihm ordnungsmäßig übertragene Baus: 
geren= und Diafonenamt unentgeltlich zu beffeiden, jowie die Wahl in den Kirchenvorjtand, den 
Gemeindeausſchuß oder zu anderen Ausfchüffen oder Verwaltungen in Gemeindeangelegenheiten 
anzunehmen. 

5 7. Der durch die Aufnahme in dieſe Gemeinde begründete Gemeindeverband kann von 
dem Aufgenommenen nur wieder gelöft werden 

a. durch Ein-, beziehungsweife Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchſpiel er wohnt; 

b. durch Verlegung jeiner Wohnung in ein anderes Kirchipiel. 

Wer jedod in diefer Gemeinde, gehöre er ihr durch Wohnung oder durch Aufnahme an, zu 
einem Gemeindeamte erwählt ift, oder wer ein folches bekleidet, darf, abgejehen von den Folgen 
einer Wohnungsveränderung, während der Dauer dieſes Amtes fi) von feiner andern Gemeinde 
aufnehmen laſſen. 


II. Bon dem Sirchenfonvent. 


$ 8. Der Kirchenfonvent befteht aus den Bauherren, den Predigern, dem Oberlehrer an 
der Gemeindeſchule, den übrigen Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, des Gemeindeausjchuijes und 
der Diakonie, jowie alfen andern männlichen Gemeindemitgliedern, welche fonfirmirt find, den 
Staatsbürgereid geleiftet Haben und zugleich eine Kirchenſtelle von der Kirche während des lebten 
Jahres in Wtiethe gehabt Haben. 

Die Bauherren führen ein Verzeichniß dev Mitglieder des Kirchenfonvents, nach welchem 
die Einladung erfolgt. In diefes Verzeichniß hat ſich daher ein jedes ftimmfähige Gemeindemit- 
glied eintragen zu laſſen, jobald es an den Kirchenkonventen Theil nehmen will. 

$ 9. Der Kirchenkonvent hat im Allgemeinen das Necht, iiber die Angelegenheiten der Ge- 
meinde zu berathen und zu bejchliegen. 

Insbeſondere gehört zu feinem Wirkungskreiſe: 

a. die Wahl der Paftoren, der Bauherren, der Mitglieder des Kirchenvorjtandes und Ge— 
meindeausjchuffes, der Diafonen, des Oberlehrers an der Gemeindejchule und des Or- 
gantjten; 

b. die Beſchlußfaſſung über Zahl und Zeit der Predigten und ſonſtigen kirchlichen Ein— 
richtungen; 

e. die Entgegennahme der von den Bauherren mitzutheilenden jährlichen Rechnungen über 
Kirchenvermögen; 

d. die Feſtſtellung der Gehalte und Penfionen für die Paſtoren und jonjtigen Kirchen- 
beamten; 
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e. die Beſchlußfaſſung über einzelne Bauten und Reparaturen, ſobald dafiir mehr als 200 Thlr. 
erforderlich find, ſowie 

f. über Antauf und Veräußerung von Grundftücden und Aufnahme von Anleihen. 

$ 10. Die Einladungen zum Kicchenfonvent gehen von dem vorjigenden Bauherrn aus 
und geſchehen jchriftlich unter fummarifcher Angabe der zur Verhandlung kommenden Gegenjtände. 

$S 11. Die Verhandlungen des Kirchenkonvents werden von einem der anwejenden Prediger 
mit Gebet eröffnet. 

8 12. Vorſitz und Antrag im Kirchenkonvente jteht einem dev Bauherren zu und wechjelt 
unter denjelben jährlich nach dent Amtsalter. 

Im Behinderungsfalle wird der Vorfigende von demjenigen feiner Kollegen vertreten, welcher 
im folgenden Jahre den Vorſitz zu übernehmen hat. 

Die Protofolführung im Kivchenfonvente wird don dem Vorfigenden einem dev anderen 
anmejenden Bauherren übertragen. 

Die Protokolle werden am Schlufje der Verhandlungen verlefen, nach erfolgter Genehmigung 
von dem Protofollführer und einem von dem vorfigenden Bauheren dazu aufgeforderten Mitgliede 
des Kirchenkonvents unterſchrieben und demnächſt in ein Protofollbuch eingetragen. 

$ 13. Alle im Kicchenkonvente zur Verhandlung kommenden Anträge werden einer VBorbes 
rathung durch den Kirchenvorſtand unterzogen. 

$ 14. Jedes ftimmfähige Gemeindemitglied hat das Necht Anträge in Gemeindeangelegens 
heiten durch den vorfigenden Bauherrn an den Kirchenfonvent zu bringen, jedoc unter folgenden 
Beſchränkungen: 

$ 15. Ein ſolcher Antrag muß zuvor ſchriftlich in anſtändiger Form dem vorſitzenden 
Bauherrn eingereicht werden und iſt von Letzterem innerhalb vier Wochen dem Kirchenvorſtande 
vorzulegen, welcher darüber beſchließt, ob der Antrag an den Kirchenkonvent gelangen ſoll. 

8 16. Findet der Kirchenvorſtand den Antrag zur Mittheilung an den Kirchenkonvent nicht 
geeignet, ſo hat der vorſitzende Bauherr unter Anführung der Gründe dem Antragſteller davon 
ſchriftlich Anzeige zu machen, welchem es alsdann freiſteht, nach vorgängiger Benachrichtigung des 
vorfitzenden Bauherrn ſeine Beſchwerden darüber auf dem nächſten, ſpäteſtens jedoch innerhalb ſechs 
Wochen nach dem ablehnenden Kirchenvorſtandsbeſchluſſe anzuberaumenden Kirchenkonvente perſön⸗ 
(ich oder durch ein anderes Gemeindemitglied geltend zu machen. Wird Die Beſchwerde vom Kirchen: 
fonvente begründet befunden, jo ift der Antrag ſelbſt in einem andern Kirchenfonvente innerhalb 
der nächiten vier Wochen zur Abjtimmung zu bringen. 

8 17. Anträge, welche zur Erweiterung, Beſchränkung, VBerbeijerung, Erläuterung oder 
genaueren Beſtimmung eines zur Verhandlung jtehenden Antrages im Kirchenkonvente gejtellt 
werden, fünnen mit Zuftimmung des vorfigenden Bauheren noch in derjelben Berfammlung des 
Kirchenkonvents zur Diskuſſion und Abſtimmung gebracht werden. Findet der Vorſitzer dies nicht 
thunlich, ſo wird über ſolchen Antrag und über den Hauptantrag, ſoweit er mit jenem in Verbin— 
dung ſteht, in einem anderen, ſpäteſtens innerhalb vier Wochen anzuberaumenden Kirchenkonvente 
berathen und beſchloſſen. 

F 18. Im Kirchenkonvente werden die zur Verhandlung ſtehenden Gegenſtände nach ber 
Reihe zur Diskuſſion gebracht und dur Abjtimmung erledigt. 

Tritt Stimmengleichheit ein, jo wird die Abftimmung wiederholt; bei abermaliger Gleich— 
heit der Stimmen giebt der Vorfigende den Ausſchlag. 

$ 19. Die Gültigkeit eines Beſchluſſes jet jedod voraus: bei allen Angelegenheiten, welche 
direkt oder indireft das Vermögen der früheren reformirten Gemeinde betreffen, daß ſich unter den 
Buftimmenden zugleich die Mehrheit der anweſenden Kicchenfonventsmitglieder reformirter Kon— 
feſſion befindet, — bei allen direft oder indirekt das lutheriſche Kirchenvermögen betreffenden An— 
gelegenheiten, daß die zuſtimmende Majorität die Mehrheit der anweſenden lutheriſchen Kirchen: 
konventsmitglieder enthält. 

Nur über ſolche Ausgaben, welche für die von beiden Konfeſſionen gemeinſchaftlich benutzten 
kirchlichen Gebäude, Einrichtungen und Anſtalten verwandt und von jedem der beiden Fonds zur 
Hälfte bejtritten werden follen, erfolgt die Beſchlußnahme mit einfacher Majorität, ohne Rückſicht 
auf die Konfejfion der Abjtimmenden. 

$ 20. Zu einem gültigen Beſchluſſe über eine Abänderung dieſer kirchlichen Ordnung tit 
erforderlich, daß die beantragte Abänderung den Mitgliedern des Kirhenkonvents bei der Eins 
Ladung volfftändig mitgeteilt worden ift und ſich im Kirchenkonvent mindejtens zwei Drittel der 
Anwejenden dafür erklären, auch jofern es fih um eine Aenderung der SS 19, 28 und 38 handelt, 
der Niajorität jowohl zwei Drittel der anwejenden veformirten Kirchenkonventsmitglieder, ala aud) 
zwei Drittel der anweſenden Kirchentonventsmitglieder lutheriſcher Konfejfion angehören. 
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IH. Bon dem Kirchenvorjtande, 


$ 21. Der Kirchenvorſtand veſteht aus: 

a. den Bauherren, 

b. den Paſtoren, jo lange fie an der St. Paulikirche ihr Amt verwalten, 

c. vier Diafonen, 

d. acht anderweitigen, von dem Kirchenfonvente zu erwählenden Gemeindemitgliedern. 

5 22. Bon den in $ 21d erwähnten Vorftandsmitgliedern, welche auf vier Jahre erwählt 
werden, jeheiden jährlich zwei nach dem Amtsalter aus und find erſt nach Ablauf eines Jahres 
wieder wählbar. 

Für jede gewöhnliche oder außergewöhnliche Vakanz in der Zahl diefer gewählten Mitglieder 
findet in dem nächſten, jpäteftens aber in einem drei Wionate nach eingetretener Vakanz zu berufen- 
den Kirchenfonvente eine Neuwahl Statt. 

Bei einer außergewöhnlichen Vakanz tritt der Erwählte Hinfichtlich der Amtsdauer an Die 
Stelle des Ausgeſchiedenen. 

$ 23. Der Kirhenvorjtand entwirft für jede Wahl einen Wahlauffag, welchem der Kirchen- 
fondent weitere Namen Hinzufügen fann. Im Ganzen müſſen wenigjtens doppelt jo viel wahl- 
fähige Perfonen in Vorſchlag gebracht werden, als Kirhenvorjtandsmitglieder zu erwählen find. 
Aus den VBorgejchlagenen wird mitteljt geheimer Abftimmung nach relativer Stimmenmehrheit 
gewählt. 

5 24. Wählbar in den Kirchenvorſtand ift jedes Gemeindemitglied, welches die übrigen zur 
Theilnahme an den Kirchenkonventen erforderlichen Eigenſchaften befißt, wenn es auch feine Kirchen: 
ftelfe während des letzten Jahres in Miethe gehabt hat. 

5 25. Vorſitzer im Kirchenvorſtande ift derjenige Bauherr, welchem der Vorſitz im Kirchen: 
fonvente zufteht ($ 12). 

Das Protokoll wird von einem vom Kirchenvorjtande auf ein Jahr zu wählenden Kirchen- 
vorjtandsmitgliede geführt, nach Verleſung und Genehmigung von dem VBorfibenden und dem 
Protofollführer unterzeichnet und in das Protokollbuch eingetragen. 

S 26. Der Kirhenvorftand verſammelt ſich auf Einladung des Vorfigers zwei Mal im 
Jahre und außerdem, jo oft geeignete Veranlafiung dazu vorliegt. 

5 27. Die Hälfte dev Mitglieder bildet eine beſchlußfähige Verſammlung, in welcher 
Stimmenmehrheit, und zwar bei Wahlen relative Stimmenmehrheit, entjcheidet. 

Iſt Die beſchlußfähige Anzahl nicht erſchienen, io hat der Vorfigende innerhalb acht Tagen 
und unter bejonderer Erwähnung der Veranlaffung eine neue Verſammlung anzujeßen, welche als- 
dann ohne Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden beſchlußfähig tft. 

8 28. Handelt es fi um Verwendungen aus dem Vermögen der früheren reformirten 
Gemeinde für Zwecke des lutheriſchen Gottesdienftes, oder aus dem lutheriſchen Kirchenvermögen 
für Zwecke des veformirten Gottesdienftes, oder um gemeinjame Gemeinderwerke, zu denen das eine 
Vermögen mehr als das andere beitragen ſoll, jo jeßt die Gültigkeit eines Beſchluſſes, abgeſehen 
von den Erfordernifien des $ 27, voraus, daß ih zugleich die Mehrheit ſämmtlicher, derjenigen 
Konfejfion, deren Vermögen mehr belaftet werden joll, angehörenden Mitglieder des Kirchenvor- 
jtandes dafür erklärt. 

$ 29. Der Gejchäftsfreis des Kirhenvorjtandes umfaßt im Allgemeinen alle kirchlichen 
Angelegenheiten; insbeſondere 

a. die Aufnahme neuer Gemeindemitglieder; 

b. Führung genauer Liſten der Mitglieder des Kirchenfonvents und etwaiger beitragspflich- 
tiger Gemeindemitglieder; 

c. Vorberathung aller auf dem Kirchenkonvent zur Verhandlung fommenden Gegenjtände ; 

d. Bildung der Wahlaufjäße für die Wahlen der Bauherren, der Diakonie ($ 59), der Mit— 
glieder des Kirchenvorjtandes und Gemeindeausjchuffes, des Oberlehrers an der Gemeinde- 
ſchule und des Organiiten ; 

e. Wahl der Schulfommijfion und des aus der Mitte derjelben zu wählenden Vertreters der 

St. Pauli-Gemeinde im Schulrathe. 
Die Schulfommiffion bejteht aus jechs Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, welche diejes 
Amt beffeiden, jo lange fie im Kirchenvorftande find. 
- Wahl der Lehrer an der Gemeindejchule, mit Ausnahme des Oberlehrers, und zwar auf 
Vorichlag der Schulkommiſſion; 


* 
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g. Entwerfung der an die neuerwählten Paſtoren zu exlaffenden Schreiben und der den kirch⸗ 
lichen Beamten zu ertheilenden Dienſtinſtruktionen und Beſtallungsbriefe; 

h. die etwa erforderliche Beſtimmung und Entſcheidung über die Vertretung der Paſtoren 
in VBerhinderungsfällen ; 

i. die allgemeine Sorge für alle Vermögensangelegenheiten der Gemeinde, namentlich für 
das eigentliche Kirchenvermögen, ſowie die duch zwei feiner Mitglieder vorzunehmende 
jährliche Nevifion dev darüber geführten Rechnungen und zugehörigen Dokumente; 

k. die Beratdung und Zuftimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachung dev 
Grundjtüce, jowie die Genehmigung jeder außergewöhnlichen Ausgabe; 

J. die etwa erforderliche Unterftügung der Bauherren bei den Sammlungen zum Beten der 
Kirche. 


IV. Bon dem Gemeindeausſchuſſe. 


$ 30. Den Gemeindeausihuß bilden: 
a. ſämmtliche Mitglieder des KRirchenvorjtandes ; 
b. zwölf Repräjentanten dev Gemeinde, von denen jährlich der ältefte abgeht, wenn nicht in 
dem Jahre aus andern Gründen bereits eine Vakanz eingetreten ift. 

Die Reihenfolge der Ausjcheidenden bejtimmt ſich nach dem Amtsalter und bei gleichzeitig 
Ermwählten nad dem Lebensalter. 

Dieje Repräfentanten werden auf dem Kirchenfonvente aus ſämmtlichen nicht zum Kirchen- 
borjtande gehörigen Konventsmitgliedern mitteljt geheimer Abjtimmung nad relativer Stimmen- 
mehrheit gewählt. 

$ 31. Der Gemeindeausfhuß entwirft am vorlegten Tage vor dem Wahlfonvente den 
Wahlaufſatz für die Paftorenwahl, indem er aus ſämmtlichen, von jeinen Mitgliedern vorgefchlagenen, 
oder don andern Gemeindegliedern dem vorfigenden Bauherrn zu diefem Zweck namhaft gemachten, 
wählbaren Geiftlichen die ſechs würdigften und tüchtigiten Kandidaten für die erledigte Stelle dur) 
Wahl mitteljt geheimer Abſtimmung nad relativer Stimmenmehrheit auszumitteln jucht. 

Erhalten mehrere Kandidaten gleiche Stimmenzahl, jo wird über diefe noch einmal abge- 
jtimmt; im abermaligen Falle der Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 

$ 32. Außerdem verfammelt fi der Gemeindeausfhuß, um in wichtigen Fällen feine qut- 
ahtlihe Meinung abzugeben, jo oft der Kirchenvorftand es für zweckmäßig hält. 

Für die Einladungen zu den Verſammlungen des Gemeindeausſchuſſes, jowie für den Vorſitz, 
den Antrag, die Protofollführung, die Berathung und Abjtimmung in diefen VBerfammlungen find 
die für den Kirchenkonvent geltenden Bejtimmungen ($$ 10—18) maßgebend. 


V. Bon den Bauherren. 


$ 33. Das Bauherrnamt wird dur) vier dom Kirchenkonvente erwählte Gemeindemitalieder 
verwaltet, von denen zwei der reformirten, zwei der lutherifchen Konfelfion angehören. 

Gewählt wird aus einer durch den Kirchenvorjtand zu entwerfenden Wahllifte von wenigſtens 
drei, höchſtens ſechs der betreffenden Konfejfion angehörenden Gemeindemitgliedern, welche den 
Konventsberechtigten bei der Einladung zum Wahlfonvente mitzutheilen find. 

5 34. Die Wahl gejchieht jpätejtens drei Monate nach eingetretener Vakanz, durch geheime 
Abjtimmung nad abjoluter Stimmenmehrheit. Ergiebt ſich eine ſolche Mehrheit nicht jofort, Fo 
wird der Wahlverfuh unter jedesmaliger Weglaffung desjenigen Wahlfandidaten, welcher die 
wenigjten Stimmen erhalten hat, wiederholt. 

Fallen indeſſen auf mehrere Wahlfandidaten zufammen nicht jo viele Stimmen als auf 
denjenigen, welcher, abgejehen von ihnen, mit der geringften Stimmenzahl aus der Wahl hervor: 
gegangen iſt, jo werden bei dem wiederholten Wahlverfuh jene Kandidaten ſämmtlich von dem 
Wahlaufja weggelafien. 

Im Falle der Stimmengleichheit, ſei e3 in Anfehung der von der Wahllifte wegzulafienden 
Kandidaten, jei es bei Abjtimmung über die zuleßt auf der Lifte bleibenden Kandidaten, entjcheidet 
das 2008, jedoch muß in Fällen der leßteren Art, die Abjtimmung vorab wiederholt und abermals 
ohne entjcheidendes Reſultat geblieben fein. 

8 35. Die Bauherren beffeiden ihr Amt zehn Jahre. Ein abgehender Bauherr ift jofort 
wieder wählbar, hat jedoch die Befugniß, eine Wiederwahl abzulehnen. 

$ 36. Die Bauherren find Vorſteher und regelmäßige Vertreter der Gemeinde, fie haben die 
Verwaltung des Kichengutes und aller Firhlichen Anftalten, joweit jolche nicht anderen Behörden 
übertragen find, und ihnen liegt die Sorge ob für die Ausführung und Aufrechterhaltung diejer 
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kirchlichen Ordnung und aller gejegmäßig gefaßten Beſchlüſſe des Kirchenfonvents, des Gemeinde- 
ausſchuſſes und des Kirchenvorjtandes. 

8 37. Zu den Gejhäften der Bauherren gehört insbejondere 

a. die Empfangnahme, Vermittelung und Beantwortung der nah 88 2 und 3 erforderlichen 
Erklärungen und fonjtigen Anzeigen, Hinfichtlih der durch die obrigfeitlihe Verordnung 
vom 30. April 1860 geregelten Gemeindeverhältnifie; 

b. die Einladungen zu den Kirchenfonventen, und zu den Berfammlungen des Kichenvoritandes 
und Gemeindeausjchufjes, der Vorſitz in diefen VBerfammlungen jowie die Protofollführung 
im Kirchenfonvente und Gemeindeausjchufie ; 

c. die Vorträge und Anträge an den Senat, namentlich wegen jührlicher Mblegung det 
Kirchenrechnung und Mittheilung der Gemeindebeſchlüſſe, ſowie wegen Berufung neuer 
Bajtoren ; 

d. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Gemeinde auszufertigenden Dokumente; 

e. die Erlafjung des in $ 29 g erwähnten Schreibens an den neuerwählten Paftoren und 
deſſen Begrüßung bei feiner Ankunft; 

f. die Ernennung des Kixcchendieners, des Küſters, des Bälgentreter? und des Borjängers; 

. die bejtändige Sorge für die Einkünfte der Kirche, namentlich für die üblichen Samm— 
lungen zum Bejten derjelben, jowie für die Vermiethung der Kivchenitellen; 
. die Aufficht über die Gemeindeſchule (Gebäude); 

i. die Auffiht über die zur Kirche gehörenden Gebäude, Veranlaffung und Ausführung neuer 
Bauten und Reparaturen, jedoh nur mit Zuftimmung des Kirchenvorftandes, wenn eine 
Summe von 100 Thaler erforderlich ift, und in dem $ 9 e gedachten Falle nad) vorheriger 
Beſchlußfaſſung des Kirchenfonvents; 

k. die Vorlegung ihrer Rechnungen in der erjten nah dem Schluffe eines Jahres Statt 
findenden Verſammlung des Kirchenvoritandes zum Zwecke der Reviſion und demnächjtiger 
Mittheilung an den Kirchenfonvent. 

8 38. Das Vermögen der früheren reformirten Gemeinde und das lutheriſche Kirchenver— 
mögen werden von einander getrennt verwaltet und erjteres nur zu den Zwecken des reforntixten, 
legteres nur zu den Zwecken des lutheriſchen Gottesdienftes verwandt, ſofern nicht vom Kirchenkonvente 
($ 19) oder falls der Gegenftand nicht zur Kompetenz des Kirchenkonvents gehört, vom Kirchenvor- 
jtande ($ 28) ein Anderes gültig beihlofjen wird. 

$ 39. Die Verwaltung des Kirchengutes wechjelt unter den Bauherren alle zwei Jahre in 
der dureh das Amtsalter bejtimmten Reihenfolge, 

5 40. Die Bauherren haben einen eigenen Kicchenftuhl. 


8 


— 


VI. Von den Paſtoren. 


$ 41. In der St. Paulikirche iſt ein reformirter und ein lutheriſcher Paſtor angeſtellt. 

Jedoch bleibt es künftigen Gemeindebejhlüffen vorbehalten, die Zahl der Pajtoren zu 
vermehren. 

5 42. Die Pajtoren werden von dem Kirchenkonvente aus ſechs von dem Gemeindeausſchuſſe 
zu dieſem Zwecke in Vorſchlag zu bringenden ($ 31) Geiftlichen derjenigen Konfeffion, bei welcher 
die Vakanz eingetreten ift, vermitteljt geheimer Stimmgebung nah abjoluter Stimmenmehrheit 
erwählt. Ergiebt ſich eine ſolche Mehrheit nicht jofort, jo wird verfahren, wie bei der Baubherrn- 
wahl ($ 34). 

5 43. In twiefern Geiftliche, welche einer unixten Gemeinde angehören, wählbar jeien, hat 
der Gemeindeausfhuß zu beurtheilen. Jedenfalls erklärt derjenige Geiftliche, auf den die Wahl 
gefallen ift, durch Annahme derjelben auf rechtsbeſtändige Weife, daß er fortan derjenigen Konfeſſion 
angehört, für welche die Pajtorenwahl Statt gefunden hat. 

$ 44. Das von den Bauherren Namens der Gemeinde an den neuerwählten Paftor zu 
erlafiende Schreiben wird vom Kirchenvorſtande entworfen und injoweit es die Emolumente und 
die Be des zu Erwählenden betrifft, dem Kirchenfonvente vor der Wahl zur Genehmigung 
mitgetheilt. 

$ 45. Den Paftoren Liegt im Allgemeinen ob, nad) der eingeführten Ordnung Gottesdienite 
zu halten, die Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftenthum zu unterrichten und fi) 
überhaupt allen zur Seelforge gehörenden Gefchäften zu unterziehen. 

$ 46. Die Vertheilung der Gefchäfte unter die Pajtoren wird, jo weit es erforderlich ift, 
durch Beſchluß des Kirchenfonvents beftimmt. 

In Verhinderungsfällen hat ein jeder der Paftoren für die Wahrnehmung der ihm obliegenden 
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Arbeiten auf geeignete Weiſe Sorge zu tragen, jedoch find fie verpflichtet, ſich geeignetenfall3 gegen— 
feitig zu vertreten. 

$ 47. Den Paftoren jteht die Befugniß zu, im Sommer einen Monat Ferien zu maden. 
Ueber die Zeit derjelben haben jie ſich mit einander zu verftändigen und dabei vornehmlich darauf 
zu jehen, daß Einer von ihnen jederzeit zur Wahrnehmung der Amtsgejchäfte anweſend ift. Bon 
diefer Vereinbarung tft dem vorfißenden Bauherrn Anzeige zu machen. 

$ 48. Wenn ein Paftor ſich außer den Ferien von Bremen entfernen will, jo bedarf e3 
dazu, falls er dadurch länger als acht Tage an der Wahrnehmung feiner Amtsgeſchäfte gehindert 
werden würde, eines vorgängigen Einverjtändnifjes mit dem vorfigenden Bauherrn, welcher darüber 
erforderlichen Falls die Entſcheidung des Kirchenvorſtandes einholt. 

Im alle einer Fürzeren Abwefenheit genügt eine jehriftlihe Anzeige an den vorfißenden 
Bauherrn. 

$ 49. Die Paftoren find ftändige Mitglieder des Kirchenvorjtandes, des Gemeindeausſchuſſes 
und des Kirchenfonvents. 

$ 50. Die Pajtoren erhalten die ihnen beim Antritte ihres Amtes von den Bauherren 
Namens der Gemeinde ($ 44) oder durch jpätere Gemeindebejchlüffe zugeficherten Gehalte und 
etwaigen jonjtigen Emolumente. 

8 51. Die Pajtoren Haben einen eigenen Kirchenftuhl. 


VII. Bon den Diakonen. ') 

$ 52. Die Diakonie der St. Pauli-Gemeinde befteht aus acht Mitgliedern, von denen Eins 
jährlich nah dem Dienftalter abgeht. 

Jedoch steht dem Kirchenfonvente das Necht zu, im Falle eines hierzu Hervortretenden 
Bedürfniſſes, Hiülfsdiafonen zu erwählen, welche diefelben Rechte und Pflichten haben wie die 
Diakonen jelbit, und nah erfolgtem Austritt eines Diafonen nad dem Dienftalter ohne weitere 
Wahl in die Diakonie einrüden. 

$ 53. Die Wahl der Diafonen erfolgt auf Grund eines vom Kirchenvorſtande endgültig 
feitzuftellenden Wahlaufjfaßes, der für jede vafante Stelle drei Kandidaten enthalten muß, dureh 
den Kirchenkonvent nach abjoluter Stimmenmehrheit mittelft geheimer Abftimmung. 

5 54. Wählbar find auch ſolche Perfonen, welche diefer Gemeinde noch nicht angehören. 

Gemeindegenofjen find nur dann befugt, diejes Amt abzulehnen, wenn fie ein anderes 
Gemeindeamt beffeiden, oder wenn fie bereit3 das 50. Lebensjahr vollendet Haben oder früher das 
Amt eines Diafonen in diefer Gemeinde verwaltet haben. 

Die Diafonen verwalten nad) einem hierüber zu entwerfenden und vom Kirchenvorftand zu 
genehmigenden Statut die Firhliche Armenpflege und haben dabei auf ein Zufammenmwirfen mit den 
Pajtoren und Bauherren Bedacht zu nehmen. Ferner vertreten fie die Gemeinde in der Verwaltung 
der milden Stiftungen, insbefondere des Armenhaufes, Mannhaufes, Mädchen-Waiſenhauſes und 
der Wittwenhäufer. 

8 56. Sie bejorgen die Sammlungen für die genannten Stiftungen und ebenfo die ſonn— 
täglichen Berfenfammlungen, jofern deren Ertrag für die kirchliche Armenpflege verwandt wird. 

Die von ihnen geführte Rechnung über die Armenfafje legen fie jährlih dem Kirchen: 
vorjtande vor. 

$ 57. Die Diakonie hat vier Diafonen zu Mitgliedern des Kirchenvorftandes zu erwählen. 

$ 58. Der Diakonie fteht zur Unterftüßung bei ihren Amtsgejchäften der angeftellte Kirchen: 
Diener zur Verfügung. 

Auch Haben die Diafonen einen eigenen Kirhenftuhl. 


VIH. Bon den übrigen Kirchenbeamten. 


$ 59. Sämmtliche Kirchenbeamte müfjen Mitglieder diefer Gemeinde fein oder werden. 

8 60. Der Oberlehrer an der Gemeindefchule und der Organift werden vom Kirchenfonvente 
durch geheime Abjtimmung nah abjoluter Stimmenmehrheit, deren Ermittelung wie bei der Bau— 
herrnwahl ($ 34) gejhieht, erwählt. Die Wahllijte wird vom Kirchenvoritande aus denjenigen 
Perjonen gebildet, welche ſich bei dem vorfigenden Bauherrn zu der erledigten Stelle gemeldet 
- haben. Es bleibt übrigens dem Kirchenvorjtande überlafen, alle offenbar untauglichen Perfonen 
auszufchliegen und auch Perfonen auf die Wahllifte zu bringen, welche ſich nicht ausdrüclich 
gemeldet haben. 

Die übrigen Lehrerjtellen an der Gemeindefchule werden auf Vorſchlag der Schulfommiffion 
vom Kirchenvorjtande bejekt. 


1) Die jeßige Faſſung diefes Abjchnittes beruht auf dem Konv.-Beſchl. vom 30. April 1879. 
un 
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$ 61. Der Kirchendiener, der Küjter, der Vorſänger, der Bälgentreter, ſowie jonjtige 
niedere Kirchenbeamte werden von den Bauherren angeitellt. 

$ 62. Die Amtspflichten der in den 88 60 und 61 gedachten Kirchenbeamten bejtimmen fich 
nach den ihnen von den Bauherren im Einverftändnig mit dem Kirchenvorjtande zu ertheilenden 
Beitallungsbriefen und Inſtruktionen, in denen auch zugleich das Gehalt und die jonjtigen Vorteile 
dieſer Beamten, mit Ausnahme jämmtlicher Lehrer, fejtzujtellen find. 

$ 63. Dem Kirchendiener liegt insbejondere die Bewahrung der Kirhenihlüffel 06; auch 
hat er die Vermiethung der der Kirche gehörigen Kirchenftellen zu bejorgen, die Miethgelder einzu— 
kaſſiren und diejelben ohne Verzug dem rechnungführenden Bauherrn abzuliefern. 

8 64. Sämmtliche in $ 61 genannten Kirhenbeamte können immer, wenn dies bei ihrer 
Anjtellung auch nicht ausdrücklich erwähnt ift, nah Ablauf einer dreimonatlichen Kündigungsfriſt 
entlafjen werden. 


IX. Schlußbeſtimmungen. 


S 65. Sobald dieſe Firchliche Ordnung ſeitens der Gemeinde angenommen ift, und Die 
Beitätigung des Senats erhalten hat, tritt diejenige vom Jahre 1829 außer Kraft. 

$ 66. Nah Einführung diefer kirchlichen Ordnung wird unverzüglich der in derjelben 
vorgejehene Gemeindeausfhuß gebildet, auch ſofort der Kirchenvoritand nah Maßgabe der 
Bejtimmungen derjelben erneuert. Jedoch bleiben Die gegenwärtig fungivenden Bauherren und 
Diafonen für den Reſt ihrer bisheriger Dienstzeit im Amte, ohne daß es einer Neuwahl diejerhalb 
bedarf. 


VII. 
Rirchliche Verfaſſung 


der evangeliſchen Gemeinde der Friedenskirche in Bremen. 


8 1. Die evangelifche Gemeinde der Friedensfirche bejteht aus denjenigen Perjonen, welche 
dieſelbe gründen, jowie denjenigen, welche jpäter in diefelbe aufgenommen werden, ſowie, falls dieſe 
Perjonen einem eigenen Hausjtande vorjtehen, den Mitgliedern diefes Hausjtandes. 

$ 2. In die Gemeinde fünnen nur aufgenommen werden: in Bremen wohnende Angehörige 
einer der evangeliſchen Konfejjionen. 

$ 6. Die Zugehörigfeit zu der Gemeinde der Friedenstirche hört auf: 

1. Dur Rücktritt, welcher al3 gefchehen angenommen wird, jobald in Gemäßheit der Ver- 
ordnung dom 30. April 1860 den Bauherren der Gemeinde der Friedenskirche von den 
Bauherren einer andern Bremifchen Gemeinde die jchriftlihe Anzeige gemacht worden 
it, daß die betreffende Perſon in die leßtere eingetreten jei. 

2. Dur) Verlegung des Wohnfites außerhalb der Stadt Brenten. 

. Durch Verlegung des Wohnfiges in das Kirchſpiel einer andern Pfarrgemeinde, als in 
welchem die betreffende Perjon zur Zeit ihrer Aufnahme wohnte, falls nad der Verfaſſung 
diefev Gemeinde die betreffende Perfon an fich durh ihr Wohnen in dem Kirchjpiel 
Mitglied diefer andern Gemeinde fein würde. Dieſe Wirkung einer ſolchen Wohnungs: 
beränderung tritt nicht ein, fall von legterer Seitens des Umziehenden vor dem Umzuge 
an die Bauherren des Kirchſpiels, in welches der Betreffende jeine Wohnung verlegt, die 
vorſchriftsmäßige Anzeige gemacht wird. 


co 


I. Bon der Gemeinde. 


$ 1. Die evangelifche Gemeinde der Friedenskirche bejteht aus denjenigen Perjonen, welche 
diejelbe gründen, ſowie denjenigen, welche jpäter in diefelbe aufgenommen werden, nebft ihrer Familie. 

5 2. In die Gemeinde können nur die Angehörigen einer der evangelijchen Konfeffionen 
aufgenommen werden, welche entweder in der Stadt Bremen oder zwar im Bremijchen Landgebiete 
wohnen, jedoch Genojjen einer jtadtbremifchen Pfarrgemeinde find. 

$ 3. Die Anmeldung zur Aufnahme geſchieht bei dem vorjtehenden Bauheren. Die Ent: 
iheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchenvorſtand. 

8 4. 63 jteht der Aufnahme glei, wenn eine noch nicht zur Gemeinde gehörende PBerjon 
zu einem Gemeindeamt gewählt wird und diefe Wahl annimmt. 

$ 9. Der vorfigende Bauherr hat von jeder Aufnahme den Bauherren der Pfarrgemeinde, 
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in deren Kirchſpiel die betreffende Perſon wohnt, ſchriftlich Anzeige zu machen. Erſt diefe Anzeige 

hat die Wirkung, daß der mit der Wohnung verbundene Pfarrverband aufhört. 

$ 6. Die Zugehörigfeit zu der Gemeinde der Friedenskirche hört auf: 

1. Durch NRüctritt, welcher als geichehen angenommen wird, ſobald in Gemäßheit der den 
ſtadtbremiſchen Pfarrverband betreffenden Verordnung vom 30. April 1860 den Bauherren 
der Gemeinde der Friedensfirhe von den Bauherren einer anderen Bremiſchen Gemeinde 
die Schriftliche Anzeige gemacht worden ift, daß Die betreffende Perfon in die lektere 
eingetreten ei. 

. Durch Verlegung des Wohnfites außerhalb der Stadt Bremen (vergl. $ 2). 

3. Durch Verlegung des Wohnfiges in das Kirchſpiel einer andern Pfarrgemeinde, als in 
welchem die betreffende Perjon zur Zeit ihrer Aufnahme wohnte, falls nach der Verfaſſung 
diefer Gemeinde die betreffende Perjon an fih durch ihr Wohnen in dem Kirchſpiel Mit- 
glied diefer andern Gemeinde ſein würde. Diefe Wirkung einer ſolchen Wohnungsver— 
änderung tritt nicht ein, falls von diefer Wohnungsveränderung Seitens des Umziehenden 
vor dem Umzuge an die Bauherren und von diefen an die Bauherren des Kirchipiels, 
in welches der Betreffende feine Wohnung verlegt, die vorſchriftsmäßige Anzeige gemacht wird. 

$S 7. Jedes Gemeindeglied hat für fih und feine Familie ein Recht auf Benußung der 
firhlichen Anftalten und Einrichtungen, aber auch die diefem Rechte entjprechende Pflicht, zu den 
firhlichen Bedürfniſſen beizuſteuern. 

8 8. Jedes Gemeindeglied iſt verbunden, das ihm ordnungsmäßig übertragene Bauherrn— 
amt unentgeltlich zu bekleiden, ſowie die Wahl in den Kirchenvorſtand, den Gemeindeausſchuß oder 
zu anderen Ausſchüſſen oder Verwaltungen in Gemeindeangelegenheiten anzunehmen. 


OD 


II. Bon dem Kirchenfonvent. 


8 9. Der Kirhenfonvent bejteht aus den Predigern und allen männlichen Mitgliedern der 
Gemeinde, welche volljährig find und ſich zu einem regelmäßigen jährlichen Beitrag zu der Kirchen— 
kaſſe von mindeftens 44 Groten (2 Mark) verpflichtet und denfelben in dem feßtverfloffenen Kalender- 
jahre bezahlt haben. 

$ 10. Der Kirchenkonvent hat im Allgemeinen das Necht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu berathen und zu beichließen. 

Insbeſondere gehört zu jeinem Wirkungskreiſe: 

a. die Wahl der Paſtoren, der Bauherren, der Mitglieder des Kirchenvoritandes und Gemeinde: 
ausſchuſſes und des Organiiten; 

b. die Beihlußfaffung über Zahl und Zeit der Predigten und jonftige Tirchliche Ein- 
richtungen; 

e. die Entgegennahme der von den Bauherren mitzutheilenden jährlichen Rechnungen über das 

Kirchenvermögen ; 
d. die Feititellung der Gehalte und Penfionen für die Paftoren und ſonſtigen Kirchen: 
beamten; 

e. die Beſchlußfaſſung über einzelne Bauten und Reparaturen, jobald dafür mehr als 200 Thlr. 

erforderlich find; 
ſowie 

f. iiber Ankauf und Veräußerung von Grundſtücken und Aufnahme von Anleihen. 

$ 11. Die Einladungen zum Kirchenfonvent gehen von dem vorfigenden Bauherrn aus und 
geichehen jchriftlich unter fummarijcher Angabe der zur Verhandlung fommenden Gegenjtände. 

$ 12. Die Verhandlungen des Kirchenfonvents werden don dem Prediger mit Gebet 
eröffnet. 

8 13. Vorſitz und Antrag im Kirchenfonvente jteht dem verwaltenden Bauherrn zu. 
(S. $ 37). 

Im Behinderungsfalle wird der Vorfißende von feinen Kollegen vertreten. 

Die Protofolführung im Kirchenfonvente wird don dem zweiten Bauherrn oder in deijen 
Behinderung von einem von Vorfigenden dazu aufgeforderten Mitgliede des Kirchenvoritandes 
wahrgenommen. 

Die Protofolle werden am Schluffe der Verhandlungen verlejen, nach erfolgter Genehmigung 
von dem Protofoffführer und einem von dem vorfigenden Bauheren dazu aufgeforderten Mitgliede 
des Kirchenkonvents unterſchrieben und demnächſt in ein Protokollbuch eingetragen. 

$ 14. Alle im Kirchenkonvente zur Verhandlung kommenden Anträge werden einer Vor— 
berathung durch den Kirchenvorſtand unterzogen. 
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8 15. Sedes jtimmfähige Gemeindemitglied hat das Recht Anträge in Gemeindeangelegen- 
heiten durch den vorfigenden Bauherın an den Kirchenfonvent zu bringen, jedoch unter folgenden 
Beihränfungen: 

$ 16. Ein ſolcher Antrag muß zuvor Ihriftlih in anjtändiger Form dem vorfigenden 
Bauherrn eingereicht werden und ift von Lebterem innerhalb vier Wochen dem Kirchenvorjtande 
vorzulegen, welcher darüber befchließt, ob der Antrag an den Kirchenfonvent gelangen joll. 

8 17. Findet der Kirchenvorſtand den Antrag zur Mittheilung an den Kirchenfonvent nicht 
geeignet, jo hat der vorfißende Bauherr unter Anführung der Gründe dem Antragjteller davon 
jchriftlich Anzeige zu machen, welchem es alsdann freifteht, nach vorgängiger Benachrichtigung des 
vorfißenden Bauherrn feine Beſchwerde darüber auf dem nächjten, jpätejtens jedoch innerhalb ſechs 
Wochen nach dem ablehnenden Kirchenvorſtandsbeſchluſſe anzuberaumenden Kirchenkonvente, perſön— 
lich oder dur ein anderes Gemeindemitglied geltend zu machen. Wird die Beſchwerde dom 
Kirchenfonvente begründet gefunden, jo ijt der Antrag ſelbſt in einem anderen Kirchenfonvente 
innerhalb der nächiten vier Wochen zur Abjtimmung zu bringen. 

$ 18. Anträge, welche zur Erweiterung, Beſchränkung, DVerbeiferung, Erläuterung oder 
genaueren Beitimmung eines zur Verhandlung jtehenden Antrages im Kirchenfonvente geftellt 
werden, können mit Zuftimmung des vorfigenden Bauherrn noch in derſelben Verſammlung des 
Kirchenkonvents zur Diskuffion und Abjtimmung gebracht werden. Findet der Vorfiger dies nicht 
thunlich, jo wird über ſolchen Antrag und über den Hauptantrag, joweit er mit jenem in Verbin- 
dung fteht, in einem anderen, jpätejtens innerhalb vier Wochen anzuberaumenden Kirchenfonvente 
berathen und beſchloſſen. 

8 19. Im Kirchenkonvente werden die zur Verhandlung jtehenden Gegenjtände nad) der 
Reihe zur Diskuffion gebracht und durch Abjtimmung erledigt. 

Tritt Stimmengleichheit ein, jo wird die Abſtimmung wiederholt; bei abermaliger Gleich- 
heit der Stimmen giebt der Borfigende den Ausſchlag. 

$ 20. Zu einem gültigen Beſchluſſe über eine Abänderung dieſer kirchlichen Ordnung ift 
erforderlich, daß die beantragte Abänderung den Mitgliedern des Kirchenfonvents bei der Einladung 
vollitändig mitgetheilt worden ift und ſich im Kirchenfonvent mindejtens zwei Drittel der Anweſen— 
den dafür erklären. 


III. Bon dem Kirchenvorjtande. 


8 21. Der Kirhenvorjtand bejteht aus 
a. den Bauherren, 
b. dem PBaitoren, jo lange er an der Friedenskirche jein Amt verwaltet, 

ce. acht anderweitigen von dem Kirchenfonvente zu erwählenden Gemeindemitaliedern. 

8 22. Bon den in $ 21e erwähnten Borjtandsmitgliedern, welche auf vier Jahre erwählt 
werden, ſcheiden jährlich zwei nad) dem Amtsalter aus und find erſt nach Ablauf eines Jahres 
wieder wählbar. 

Für jede gewöhnliche oder außergewöhnliche Vakanz in der Zahl diefer gewählten Mit— 
glieder findet in dem nächjten, jpätejtens aber in einem drei Monate nad) eingetretener Vakanz zu 
berufenden Kirchenkonvente Neuwahl Statt. 

Bei einer außergewöhnlichen Vakanz tritt der Erwählte Hinfichtlih der Amtsdauer an die 
Stelle des Ausgefchiedenen. 

$ 23. Der Kichenvorjtand entwirft für jede Wahl einen Wahlaufjah, welchem der Kirchen- 
fonvent weitere Namen Hinzufügen fann. Im Ganzen müſſen wenigitens doppelt jo viel wahl- 
fähige Perfonen in Vorſchlag gebracht werden, als Kirchenvorjtandsmitglieder zu wählen find. 
Aus den Vorgeſchlagenen wird mitteljt geheimer Abjtimmung nad relativer Stimmenmehrheit 
gewählt. 

5 24. Mählbar ift Jeder, welcher volljährig und Mitglied der Gemeinde ift oder in die— 
jelbe nah $ 2 aufgenommen werden fann. 

$ 25. Vorſitzender im Kirdhenvorjtande ift derjenige Bauherr, welchem der Vorſitz im 
Kirchenkonvente zufteht ($ 13). 

Das Protofoll wird don einem vom Kirchenvorſtande auf ein Jahr zu mwählenden Kirchen: 
vorjtandsmitgliede geführt, nach Verleſung und Genehmigung von dem Vorfigenden und dem 
Protofollführer unterzeichnet und in ein Protofollbuch eingetragen. 

3 26. Der Kirhenvorjtand verfammelt fih auf Einladung des Vorſitzers regelmäßig zwei 
Mal im Jahre und außerdem, jo oft geeignete Veranlaffung dazu vorliegt. 

$ 27. Sechs Mitglieder bilden eine beſchlußfähige Verſammlung, in welcher Stimmenmehr: 
heit, und zwar bei Wahlen relative Stimmenmehrheit, entjcheidet. 
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Iſt die beſchlußfähige Anzahl nicht erſchienen, jo hat der Vorfier innerhalb acht Tagen 
und unter bejonderer Erwähnung der Veranlafjung eine neue Verſammlung anzujegen, welche als- 
dann ohne Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden beſchlußfähig ift. 

$ 28. Der Gejhäftsfreis des Kirchenvorſtandes umfaßt im Allgemeinen alle kirchlichen 

Angelegenheiten; insbeſondere 

a. die Aufnahme neuer Gemeindemitglieder; 

b. Führung genauer Liſten dev in die Gemeinde aufgenommenen Perſonen und der zu ber 
Kirchenkaſſe beitragenden Mitglieder; 

e. Yorberathung aller auf dem Kirchenfonvent zur Verhandlung kommenden Gegenjtände; 

d. Bildung der Wahlaufjäge für die Wahlen der Bauherren, der Mitglieder des Kirchen 
voritandes des Gemeindeausſchuſſes und des Organiften; 

e. Entwerfung des an den Paſtoren zu erlaffenden Schreibens und der den kirchlichen Beamten 
zu ertheilenden Dienftinftruftion und Beitallungsbriefe ; 

f. die etwa erforderliche Beitimmung und Entjcheidung über die Vertretung der Paſtoren in 
Berhinderungsfälen ; 

g. die allgemeine Sorge für Vermögensangelegenheiten dev Gemeinde, namentlich für das 
eigentliche Kirchenvermögen, jowie die durch zwei feiner Mitglieder vorzunehmende jähr: 
liche Revifion der darüber geführten Rechnungen und zugehörigen Dokumente; 

h. die Berathung und Zuftimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachung der 
Grundftüce, ſowie die Genehmigung jeder außergewöhnlichen Ausgabe; 

i. die Unterftüßung dev Bauherren bei den Sammlungen zum Bejten ber Kirche. 


IV. Bon dem Gemeindeausjchufie. 

$ 29. Den Gemeindeausfhuß bilden: 

a. ſämmtliche Mitglieder des Kirchenvoritandes; 

b. zwölf Repräjentanten der Gemeinde, von denen jährlich der ältefte abgeht, wenn nicht in 

dem Jahre aus anderen Gründen bereits eine Vakanz eingetreten iſt. 

Die Reihenfolge der Ausſcheidenden beſtimmt ſich nach dem Amtsalter und bei gleichzeitig 
Erwählten nach dem Lebensalter. 

Die Repräſentanten werden auf dem Kirchenkonvente aus ſämmtlichen nicht zum Kirchen— 
vorſtande gehörigen Konventsmitgliedern mittelſt geheimer Abſtimmung nach relativer Stimmen— 
mehrheit gewählt. 

$ 30. Der Gemeindeausſchuß entwirft am vorletzten Tage vor dem Wahlfonvente den 
Wahlaufſatz für die Paftorenwahl, indem er aus ſämmtlichen, von feinen Mitgliedern vorgejhlagenen, 
oder von anderen Gemeindegliedern dem vorfigenden Bauhern zu dieſem Zweck namhaft gemachten, 
wählbaren Geiftlichen die ſechs würdigften und tüchtigſten Kandidaten für die erledigte Stelle durch 
Wahl mittelft geheimer Abjtimmung nad) relativer Stimmenmehrheit auszumitteln ſucht. 

Erhalten mehrere Kandidaten gleiche Stimmenzahl, jo wird über diefe noch einmal abge— 
ſtimmt; im abermaligen Falle der Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

$ 31. Außerdem verfammelt fi) der Gemeindeausſchuß, um in wichtigen Fällen feine gut: 
achtliche Meinung abzugeben, jo oft der Kirhenvorjtand es für zwedmäßig hält. 

Für die Einladungen zu den Verſammlungen des Gemeindeausichuffes, ſowie für den Vorſitz, 
den Antrag, die Protofollführung, die VBerathung und Abſtimmmung in diejen Verſammlungen find 
die für den Kirchenkonvent geltenden Beſtimmungen (SS 11—19) maßgebend. 


V. Bon den Bauherren. 

$ 32. Die Gemeinde der Friedenskirche hat zwei Bauherren. 

Wählbar zu diefem Amte ift Jeder, welder volljährig und Mitglied der Gemeinde ijt oder 
in diejelbe nach $ 2 aufgenommen werden fan. 

Gewählt wird aus einer durch den Kirchenvorſtand zu entwerfenden Wahllifte von minbejtens 
zwei wahlfähigen Perfonen, deren Namen bei den Einladungen zum Wahlfonvente mitzutheilen find. 

$ 33. Die Wahl geſchieht jpäteftens drei Monate nach eingetretener Vakanz, durch geheime 
Abjtimmung nach abſoluter Stimmenmehrheit. Ergiebt ſich eine ſolche Mehrheit nicht jofort, To 
wird der Wahlverfuh unter jedesmaliger Weglafjung desjenigen Wahlfandidaten, welcher Die 
wenigiten Stimmen erhalten hat, wiederholt. 

Fallen indejjen auf mehrere Wahlfandidaten zufammen nicht jo viele Stimmen als auf 
denjenigen, welcher, abgejehen von ihmen, mit ber geringften Stimmenzahl aus der Wahl hervor: 
gegangen ift, jo werden bei dem wiederholten Wahlverſuch jene Kandidaten ſämmtlich von dem 
Wahlaufjag weggelafjen. 
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Im Falle der Stimmengleichheit, jei es in Anfehung der von der Wahlliſte wegzulafienden 
Kandidaten, jei es bei der Abſtimmung über die zulegt auf der Lifte bleibenden Kandidaten, ent— 
iheidet das 2003, jedoch muß in den Fällen der letzteren Art, die Abftimmung vorab wiederholt 
und abermals ohne entjcheidendes Refultat geblieben jein. 

8 34. Die Bauherren beffeiden ihr Amt zehn Jahre, alle fünf Jahre geht nach dem Amts- 
alter einer derjelben ab. 

Ein abgehender Bauherr ift jofort wieder wählbar, hat jedod) die Befugniß, eine Wiederwahl 
abzulehnen. 

$ 35. Die Bauherren find Vorſteher und regelmäßige Vertreter der Gemeinde, fie haben, 
Die Verwaltung des Kirhengutes und aller Firchlichen Anftalten, joweit ſolche nicht andern Behörden 
übertragen find, und ihnen liegt die Sorge ob für Die Ausführung und Aufrechterhaltung diejer 
kirchlichen Ordnung und aller geſetzmäßig gefahten Beihlüfje des Kirchenfonvents, des Gemeinde: 
ausſchuſſes und des Kirchenvorftandes. 

$ 36. Zu den Gejhäften gehört insbejondere ; 

a. die Empfangnahme, Vermittelung und Beantwortung der nah SS 3, 5, 6 erforderlichen 
Anmeldungen und Anzeigen, Hinfichtlich der durch die obrigfeitliche Verordnung vom 
30. April 1860 geregelten Gemeindeverhältnifie; 

b. die Einladung zu den Kirchenkonventen, und zu den Verſammlungen des Kirchenvorſtandes 
und Gemeindeausſchuſſes, der Vorſitz in dieſen Verſammlungen ſowie die Protokollführung 
im Kirchenkonvente und Gemeindeausſchuſſe; 

c. die Vorträge und Anträge an den Senat, namentlich wegen jährliher Ablegung der 
Kirchenrechnung und Mittheilung der Gemeindebeichlüffe, ſowie wegen Berufung neuer 
Bajtoren ; 

d. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Gemeinde auszufertigenden Dokumente; 

e. die Erlafjung des in $ 28 e erwähnten Schreibens an den neuerwählten Paſtoren und 
deſſen Begrüßung bei jeiner Ankunft; 

f. die Ernennung des Kirchendieners, des Küſters, des Büälgentreters und des Vorjängers; 

g. die bejtändige Sorge für die Einkünfte der Kirche, namentlich für die Einfaffirung der 
jährlichen Beiträge zur Kirchenfaffe und der Sammlungen zum Beſten derjelben; 

h. die Auffiht über die zur Kirche gehörigen Gebäude, Beranlaffung und Ausführung neuer 
Bauten und Reparaturen, jedoch nur mit Zuftimmung des Kirchenvorjtandes, wenn eine 
Summe von 100 Thaler erforderlich ift, und in dem $ 10 e gedachten Falle nad) vor: 
heriger Beſchlußfaſſung des Kirchenfonvents ; 

i. die Vorlegung ihrer Rechnungen in der erften nach dem Schluſſe eines Jahres Statt findenden 
Verſammlung des Kirchenvorſtandes zum Zweck der Revifion und demnächiter Mtittheilung 
an den Kirchenfonvent. 

5 37. Die Verwaltung des Kirchengutes wechjelt unter den Bauherren jährlich in der durch 

dad Amtsalter bejtimmten Reihenfolge. 


VI. Bon den Paſtoren. 


$ 38. An der Friedenskirche ift ein evangelijcher Paftor angejtelft. 

Vom Kirchenkonvente kann jedoch die Anſtellung einer Mehrzahl von Paſtoren beſchloſſen 
werden. 

$ 39. Der Paſtor wird von dem Kirchenkonvente aus jechs von dem Gemeindeausſchuſſe zu 
diefem Zwede in Vorſchlag zu bringenden ($ 30) evangelifchen Geiftlichen vermittelit geheimer 
Stimmgebung nad abfoluter Stimmenmehrheit erwählt. Ergiebt ſich eine jolche Mehrheit nicht 
jofort, jo wird verfahren, wie bei der Bauherrnwahl ($ 33). 

$ 40. Das von den Bauherren Namens der Gemeinde an den neuerwählten Paftor zu 
erlafiende Schreiben wird vom Kirhenvorjtande entworfen und injoweit e8 die Emolumente und 
die Geſchäfte des zu Erwählenden betrifft, dem Kirchenkonvente vor der Wahl zur Genehmigung 
mitgetheilt. 

$ 41. Den Paftoren liegt im Allgemeinen ob, nach der eingeführten Ordnung Gottesdienft 
zu halten, die Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriſtenthum zu unterrichten und fich 
überhaupt allen zur Seelforge gehörenden Gejhäften zu unterziehen. 

5 42. Dem Paftoren fteht die Befugnik zu im Sommer einen Monat Ferien zu machen. 

Wenn er fi außer den Ferien von Bremen entfernen will, jo bedarf es dazu, falls er 
dadurch länger als acht Zage an der Wahrnehmung jeiner Amtsgejchäfte gehindert werden würde, 
eines dvorgängigen Ginverftändnifies mit dem vorfigenden Bauherrn, welcher darüber erforderfichen 
Falls die Entſcheidung des Kirchenvorſtandes einholt. 
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f In jedem andern Falle einer Abwejenheit hat der Paſtor von derjelben vorher dem vor— 
genden Bauherrn Anzeige zu machen. 

$ 43. Balls der Paſtor durch Abwejenheit oder andere Gründe an der Wahrnehmung 
feines Amtes länger al3 acht Tage gehindert wird, jo hat er für diejelbe auf andere Weife thunlichit 
Sorge zu tragen. 

Für die Gewinnung einer Vertretung während einer Stranfheit des Pajtoren Haben ihm 
erforderlihen Falls die Bauherren behülflich zu jein. 

Die dem Pajtoren aus jeiner Vertretung während der regelmäßigen Ferien oder einer 
Krankheit etwa erwachjenden Kojten werden ihm aus der Kirchenkaife erjeßt. 

$ 44. Der Paftor iſt jtändiges Mitglied des Kirchenvorjtandes, des Gemeindeausfchuifes 
und des Kirchenkonvents. 

$ 45. Der Pajtor erhält die ihm beim Antritte feines Amtes von den Bauherren Namens 
der Gemeinde ($ 40) oder durch jpätere Gemeindebejchlüffe zugeficherten Gehalte und etwaigen 
ſonſtigen Emolumente. 


VI. Bon den übrigen Kirchenbeamten. 


$ 46. Sämmtliche Kirchenbeamte müſſen Mitglieder dieſer Gemeinde fein oder werden. 

$ 47. Der Organijt wird dom Kirchenfonvente durch geheime Abjtimmung nach abjoluter 
Stimmenmehrheit, deren Ermittelung wie bei der Bauherrnwahl ($ 33) geſchieht, erwählt. Die 
Wahllifte wird vom Kirchenvorjtande aus denjenigen Perfonen gebildet, welche ſich bei dem vor— 
figenden Bauherrn zu der erledigten Stelle gemeldet haben. E3 bleibt übrigens dem Kirchen— 
vorjtande überlafjen, alle offenbar untauglichen Perjonen auszuſchließen, und auch Perjonen auf die 
Wahllifte zu bringen, welche ſich nicht ausdrücklich gemeldet haben. 

8 45. Der Kivcchendiener, der Küſter, dev VBorjänger, der Bälgentreter, ſowie ſonſtige 
niedere Kirchenbeamte werden von den Bauherren angeitellt. 

8 49. Die Amtspflichten der in den SS 47 und 48 gedachten Kirchenbeamten beitimmen ſich 
nah den ihnen von den Bauherren im Einverjtändniß mit dem Kirchenvorjtande zu ertheilenden 
Beitallungsbriefen und Injtruftionen, in denen auch zugleich das Gehalt und die jonftigen Vortheile 
diejer Beamten feitzuitellen find. 

$ 50. Sämmtliche in $ 48 genannten Kichenbeamte fünnen immer, wenn dies auch bei 
ihrer Anftellung nicht ausdrücdlich erwähnt ift, nach Ablauf einer dreimonatlihen Kündigungsfrift 
entlaſſen werden. 

Tranſitoriſche Beitimmungen. 

$ 51. Im erjten Jahre des Beitehens der Gemeinde find fonventsberehtigt alle männlichen 
volljährigen Mitglieder derjelben, welche das an den Senat um Genehmigung zur Konftituirung 
der Gemeinde zu richtende Erſuchen unterzeichnet haben. 

$ 52. Cofort nah SKonftituirnng der Gemeinde wählt der Konvent unter Leitung eines 
proviforisch zu wählenden VBorfigers und Protofollführers aus Wahlaufjägen, welche durch Vorſchläge 
aus feiner Mitte gebildet werden, die Bauherren, die in $ 21 ec. erwähnten acht Mitglieder des 
Vorftandes und die im $ 29 b. genannten zwölf Mitglieder des Gemeindeausfchuffes. 

$ 53. Die Bauherren haben ohne Verzug die Namen der Fonjtituirenden Mitglieder der 
Gemeinde der Friedenzfirche den Bauherren der Gemeinde anzuzeigen, welcher dieſelben bisher 
angehört haben. 

$ 54. Eriter Paſtor an der Gemeinde der Friedenskirche wird der bisher an derjelben thätig 
gewejene Paſtor Otto Funde. 

8 55. Bei den nad $ 52 zu Bauherren, in den Vorjtand und den Ausſchuß gewählten 
Perjonen enticheidet Hinfichtlich des Wechjels der Geſchäfte und des Ausſcheidens ftatt des Amtsalters 
das Lebensalter. 


VIII, 


Rirchenordnung der SL Wartini-Gemeinde zu Bremen. 
(Beitätigt durch Beſchluß des Senats vom 23. April 1875.) 


Der Senat ertheilt auf den Bericht feiner Kommiffion für die firhlichen Angelegenheiten 
der den eingegangenen Protofollen der zu St. Martini am 27. November 1872 und am 18. Oftober 
1874 abgehaltenen Kirchenfonvente gemäß don der St. Martini-Gemeinde bejhlofjenen und vor- 
gelegten revidirten Kirchenordnung in der folgenden Faſſung und unter der Anordnung, daß bei 
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einer durch den Druck veranftalteten Vervielfältigung der Kirchenordnung dieſer Senatsbeſchluß, 
ſowie die obrigfeitlihe Verordnung vom 30. April 1860 angefügt werde, hiemit feine obrigfeitliche 
Beftätigung. 
Beihloffen Bremen, in der Verfammlung des Senats, vom 23. April 1875. 
DB DT, 


Kirchenordnung der St. Martini : Gemeinde, 


I. Bon der Gemeinde and deren Mitgliedern. 


8 1. Die Gemeinde zu St. Martini bejteht aus allen Bewohnern des Kirchiprengels, 
welche ſich zu der veformirten Konfeſſion bekennen, jofern fie nicht auf Grund der obrigfeitlichen, 
diefer Kirchenordnung angefügten Verordnung dom 30. April 1860 Aufnahme in einer anderen 
Pfarrgemeinde der Stadt gefunden haben. 

Außerdem find Mitglieder diefer Gemeinde: 

a. Alle anderen, im Umfange des Kirchiprengels wohnenden Protejtanten, welche die Abjicht, 

fich derjelben anzufchliegen, beim rechnungführenden Bauherrn ſchriftlich angezeigt haben. 

b. Diejenigen in anderen ftädtifhen Kirchſprengeln wohnenden Proteftanten, welche auf Grund 

der Verordnung vom 30. April 1860 ala Mitglieder der St. Martini-Gemeinde aufge- 
nommen find oder beziehungsweile die Wahl zum Bauherren oder Diafonenamte diefer 
Gemeinde angenommen haben, oder früher im St. Martini-Kirchſprengel wohnhaft bei 
ihrem Auszuge in einem andern Sprengel den Bauherren jchriftlih angezeigt Haben, 
ferner der St. Martini-Gemeinde angehören zu wollen. 

8 2. Die Anmeldung zur Aufnahme in Ddiefe Gemeinde geichieht bei dem rech— 
nungführenden Bauherrn und die Entieheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchenvorjtand. 

Eines Aufnahmebejchluffes bedarf es nach der Verordnung vom 30. April 1860 nicht, wenn 
ein Beamter diefer Gemeinde, deifen Amt den Eintritt in die Gemeinde nicht ſchon bedingt, feine 
Aufnahme beantragt. 

8 3. Alle Gemeindegenofjen haben ein Recht auf Benugung der firhlichen Anftalten und 
Einrichtungen, haben aber auch die diefem Rechte entjprechende Pflicht, erforderlichen Falls zu 
den kirchlichen Bedürfniſſen die vom Kirchentonvente beichloffenen Beifteuern zu leiften. 

8 4. Der Befiß eines Kirchenſtuhles, jei es durch Erbſchaft, Kauf, fonjtigen Erwerb oder 
Miethe, berechtigt nur zur Benutzung deifelben beim gewöhnlichen Gottesdienjte. Die Beſitzer von 
Kirchenſtühlen haben diefe beim Erwerb derſelben jeder auf jeinen Namen einzeichnen zu laſſen 
und für die jedesmalige Umschreibung innerhalb ſechs Monate nad erfolgem Eigenthumswecjel 
die für jet auf vier Mark feſtgeſetzte Gebühr zu zahlen; erfolgt die Umſchreibung jpäter als 
innerhalb jechs Monate, jo ift noch eine Extragebühr von vier Mark zu zahlen. Wird ein Kirchen— 
ſtuhl nicht innerhalb fünf Jahren nach dem Eigenthumswechſel umgejchrieben, To verfällt derjelbe 
der Kirche. 

Jeder Kirchenſtuhl fann nur auf einen Namen gejchrieben werden. 

$ 5. Die Angehörigkeit zur Martini-Gemeigde wird nah Maßgabe und unter Befolgung der 
Verordnung dom 30. April 1860 duch Schriftliche Abmeldung beim rechnungführenden Bauherrn 
aufgehoben. Der Austritt ift den Bauherren und Diafonen während der Dauer ihres Amtes 
nicht gejtattet. 


II. Bom Kirchenkonvente. 


8 6. Alle Gemeindeglieder, welche Wähler für die Bürgerfhaft find, und einen Beitrag 
zur Kommunionfafje leiften, find Mitglieder des Kirchenfonvents und als jolche verbunden, Die 
ihnen übertragenen Kirchenämter in Gemeindeangelegenheiten anzunejmen; doc find Die aus 
einer anderen Gemeinde in die St. Martini-Gemeinde eingetretenen Perfonen erjt ein Jahr nad 
erfolgter Aufnahme zur Theilnahme an den Kirchenfonventen berechtigt. Die Annahme der Wahl 
zu einem Gemeindeamte hat, wenn der Gewählte Mitglied der Gemeinde wird oder bereits tit, 
die fofortige Konventsfähigfeit zur Folge. 

$ 7. Der Kirchenkonvent hat im Allgemeinen das Neht, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde zu berathen und zu bejchließen. 

Snsbefondere gehört zu feinem Wirfungsfreife : 

a. Beihlußnahme über Abänderungen der Gemeindeverfafjung, der kirchlichen — und 
Einrichtungen, ſowie des äußeren Gottesdienſtes; 
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b. die Wahl der Bauherren, Prediger, Diafonen, Mitglieder des Kirchenvorjtandes und des 
Gemeindeausſchuſſes, jowie des Oberlehrers ; 

ce. Beitimmung über die Amtsgeſchäfte der Prediger; 

d. Feftitellung der Penfionen für die Prediger; 

e. Beihluß über einzelne Bauten und Hauptreparaturen, jobald dafür mehr als taufend 
Mark zu verwenden find; 

f. Beitimmungen über Gehalte und ARuhegehalte ; 

g. Genehmigung des Erwerbes und der Veräußerung don Grundflücden und der Belaftung 
derjelben mit Anleihen ; 

h. Beſchluß über Beiſteuern für kirchliche Zwecke. 

Kirchenkonventsbeſchlüſſe ſind dem Senate von den Bauherren zum Zwecke der etwa erfor— 
derlichen obrigkeitlichen Beſtätigung vorzulegen. 

$ 8 Die Einladungen zu den Kirchenkonventen gehen von dem rechnungführenden Bauherrn 
aus und geihehen jehriftlich unter jummarifcher Angabe des zur Verhandlung fommenden Gegen- 
ftandes. Anträge auf Abänderung der Kirchenordnung find bei der Einladung volljtändig mit— 
zutheilen. 

8 9. Der Borfig in den Kirchenkonventen jteht den Bauherren zu. 

Das Protokoll wird don einem der Bauherren oder einem von diefem damit beauftragten 
Konventsmitgliede geführt, am Schluſſe der Verhandlungen verlejen, nach erhaltener Genehmigung 
von dem Protofollführer und einem anmwejenden Mitgliede des Kirchenvorftandes unterſchrieben und 
nachher in ein Protokollbuch eingetragen. 

8 10. Altjährlih wird dem Kirchenfonvente von dem Bauherren die Rechnung des ver— 
floffenen Jahres vorgelegt, nachdem ſolche vom Kirchenvorſtande repidirt und vom Senate zuge— 
ſchrieben ift. 

8 11. Alle Anträge, welche die Bauherren an das Konvent bringen, werden einer Vorbe— 
rathung durch den Kirchenvorjtand unterzogen. 

$ 12. Anträge einzelner Konventsmitglieder find den Bauherren jhriftli einzureichen, 
welche diejelben innerhalb vier Wochen dem Kirchenvoritande vorzulegen haben. 

Beihließt der Kirhenvorjtand die Ablehnung derartiger Anträge, jo ift davon den Antrag— 
jtellern jchriftlih unter Ausführung der Gründe Anzeige zu machen. 

Anträge, welche von mindejtens zwanzig Mitgliedern des Kirchenkonvents ſchriftlich geitellt 
werden, fünnen nicht vom Kirchenvorſtande zurücgewiejen werden, müſſen vielmehr innerhalb ſechs 
Wochen nah Einreihung derfelben zur Berathung und zur Beſchlußnahme an den Kirchenkonvent 
gebracht werden. 

8 13. Während des Kicchenfonvents fönnen Anträge, welche die zu verhandelnde Ange— 
legenheit betreffen, gejtellt, discutirt und zum Beichluffe gebradht werden. Der vorfigende Bauherr 
it befugt, die Beſchlußfaſſung über einen folhen Antrag auf einen jpäteftens in vier Wochen 
abzuhaltenden neuen Konvent auszufegen; jedoch muß die Beihlußnahme über die ganze zur Ber: 
handlung jtehende Angelegenheit ebenfalls ausgejeßt werden, falls durch eine jofortige Beſchlußnahme 
der jpäteren Annahme de3 Antrages präjudicirt wird. 

$ 14. In den Kirhenfonventen findet für jeden zur Berathung gebrachten Gegenftand vor 
der Abjtimmung eine befondere Discujfion jtatt. Wer daran theilnehmen will, bittet beim Vor— 
figenden um das Wort, welches in der Reihenfolge der Anmeldungen ertheilt wird. Der Schluß 
der Disfuffion kann auf Antrag von der Verſammlung beſchloſſen werden. 

Die zur Entiheidung gebrachte Frage muß jo gejtellt werden, daß mit Ja oder Nein abge- 
ftimmt werden fann, und entjcheidet, ſoweit nichts Anderes bejtimmt iſt, einfache Mtajorität. 
Wahlen erfolgen durch geheime Abſtimmung mittelft Stimmzettel. Bei allen definitiven Wahlen 
ift abjolute Stimmenmehrheit der Anwejenden, zu Beſchlüſſen über Abänderung diefer Kirchenord- 
nung eine Majorität von zwei Drittel der Anweſenden erforderlich. Ergiebt ſich bei Wahlen die 
erforderliche abjolute Stimmenmehrheit nicht fofort, jo wird bis zu deren Erlangung der Wahl- 
verſuch unter jedesmaliger Weglaffung desjenigen Wahlfandidaten, welcher die wenigjten Stimmen 
erhalten hat, wiederholt. Sind indeſſen die Stimmen dergeftalt vertheilt, daß mehrere Wahl— 
fandidaten zuſammen nicht jo viele Stimmen erhalten haben, als auf Denjenigen, der, abgejehen 
von ihnen, mit der geringiten Stimmenzahl auf der Lifte bleibt, gefallen find, jo werden bei dem 
erneuerten Wahlverfuche jene Kandidaten ſämmtlich von der Liſte weggelafjen. 

Im Falle einer Stimmengleichheit, ſei es nun, daß diefe in Anjehung der von der Wahlliſte 
wegzulafjenden Kandidaten oder bei der Abjtimmung über die zuleßt auf der Liſte gebliebenen 
beiden Kandidaten eintritt, entjcheidet das Loos, wobei jedoh in Fällen der legteren Art die 
Abſtimmung vorab wiederholt und abermals ohne Erfolg geblieben fein muß. Zritt die Stimmen« 


973 Bremen. [84 


gleichheit in der Schlußbeitimmung bei der Predigerwahl zwiſchen den beiden zulegt auf der Lifte 
gebliebenen Kandidaten ein, jo wird das erjte Mal die Wahl auf eine Woche vertagt und dann 
das MWahlverfahren mit Ausſchluß der Vorwahl des Gemeindeausſchuſſes ($ 25, Sak 3) wiederholt 
und erjt wenn auch auf dem zweiten Konvent wieder Stimmengleichheit eintreten jollte, wird nach 
wiederholter Abjtimmung zum Looje gejchritten. 

Bei anderen Gegenftänden al3 definitiven Wahlen wird bei Stimmengleichheit die Abſtim— 
mung wiederholt, und wenn auch dies ohne Erfolg bleibt, jo wird die Stimme des Vorſitzers 
Doppelt gerechnet. 


III. Bon den Bauherren. 


$ 15. Die Gemeinde hat zwei Bauherren; diejelben werden vom Kirchenfonvente aus den 
vom Kicchenvorjtande vorzufchlagenden Perfonen, welhen auf Antrag don einem Drittel der 
bei der Wahl anwejenden Konventsmitglieder andere wählbare Männer hinzugefügt werden fünnen, 
gewählt. 

Wählbar find : 

1. ſämmtliche Mitglieder des Senats, welche zur Gemeinde gehören oder im Fall der Wahl 
ſich ihr anzuſchließen bereit find; 

2. die ehrenvoll entlafjenen Diafonen der St. Martini-Gemeinde und anderer jtädtijcher 
Kirchſpiele, die fungivenden und die chrenvoll entlajfenen Mitglieder des Kirchenvorjtandes !) 
von St. Martini, ſämmtlich, jofern fie die zur Wahl in die Bürgerjchaft erforderlichen 
Eigenschaften befißen. 

8 16. Die Wahl gejchieht durch geheime Abjtimmung, und zwar, jofern es nicht jchon vor 
Ablauf der Amtszeit des Austretenden möglich it, jpäteftens drei Monate nach eingetretener Bafanz 
oder eingereichter Entlaffung. 

8 17. Die Wahl geſchieht für die Dauer von zehn Jahren, das Alter von fünfundfünfzig 
Sahren gejtattet auch Gemeindegliedern die Ablehnung. Zu einer Niederlegung des Amtes aus 
triftigen Gründen vor beendigter Amtszeit bedarf es der Entlafjung dur Konventsbeſchluß. 

$ 18. Den Bauherren liegt die Vertretung der Gemeinde und die Erhaltung und Pflege 
der firchlichen Anjtalten ob. 

Insbeſondere gehören zu ihren Gejchäften: 

a. die Einladung zu den Kirchenfonventen, den Berfammlungen des Kivchenvorjtandes und 
Gemeindeausjchufjes, jowie der Vorſitz in allen dieſen Berfammlungen ; 

b. die Ausführung der Kirchenkonvents- und Kirchenvorſtandsbeſchlüſſe; 

. die Einjendung der Kirchenfonventsprotofolle an den Senat; 

d. die Vertretung der Gemeinde nad) außen, namentlich au) vor Gericht, jowie Die Anträge 
und Vorträge an den Senat; 

e. die Unterzeichnung aller in Angelegenheiten der Kirche und der Gemeinde auszufertigenden 
Dokumente ; 

f, die Aufficht über alle Kirchenbeamte ; 

. die Führung einer Lite ſämmtlicher Gemeindemitglieder ; 

. Die vorbereitenden Schritte zur Wahl eines Predigerz ; 

i. die Erlafjung des in 88 37 und 46 sub b. erwähnten Schreibens an den neuerwählten 
Prediger, nachdem die Wahl vom Senate bejtätigt worden; jowie die Entwerfung von 
Dienftinjtruftionen und Beitallungsbriefen für andere Beamte; 

k. die Verwaltung des Vermögens der Kirche und der kirchlichen Anjtalten, joweit ſie nicht 
anderen Behörden übertragen it, die bejtändige Sorge für die Einfünfte dev Kirche 
namentlich die Sammlungen zu deren Beiten, und die Umschreibung der Kirchenitellen; 

1. die Aufficht über die zur Kicche gehörigen Gebäude, Veranlafjung und Ausführung von 
Bauten und Reparaturen, und zivar, wenn fie erheblich find, nad) vorgängiger Berathung 
mit dem Kirchenvorftande und erforderlichen Falls ($ 7 sub e.) mit dem Kirchenkonvente ; 

m. die Vorlegung ihrer Rechnungen, zunächſt in der Verfammlung des Kirchenvorjtandes nad 
Schluß eines jeden Jahres, jodann nach deren Zufchreibung durch den Senat die Mit- 
theilung an den Kirchenfonvent. 

Die Rehnungsführung und Verwaltung wechjelt alle zwei Jahre, 

$ 19. Die Bauherren haben als jolche einen Kirchenſtuhl. 


{er} 


1) So abgeändert It. Konv. = Beil. vom 26. Oktober 1879. 
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IV. Bon dem Kirchenvorftande. 


$ 20. Den Kirhenvorjtand bilden: 

a. die Bauherren, 

b. die Prediger, 

c. die fungirenden vier älteſten Diafonen ; 

d. ſechs anderweitige Konventsmitglieder, welche ihr Amt ſechs Jahre befleiden, indem alle 
Jahre eines austritt nach dem Dienitalter. 

Bei erheblichen Wachſen dev Gemeinde kann die Mitgliederzahl des Kirchenvorjtandes durch 
Beſchluß des Kirchenfonvents in angemefjener Weije erhöht werden. 

$ 21. Jede gewöhnliche und außergewöhnliche Vakanz durch Ausfall eines der in 8 20 
unter d. genannten Mitglieder wird innerhalb dreier Monate wieder erjegt und zwar gilt bei 
außergewöhnlicher Vakanz die Wahl des neuen Meitgliedes nur für die Dauer der Zeit, die das 
ausgejchtedene Mitglied noch zu fungiren hatte. 

Zur Wahl der in $ 20 unter d. genannten Mitglieder jchlägt der Kirchenvorftand dem 
Kirchenkonvente drei Perfonen vor, denen auf Antrag von einem Drittel der bei der Wahl anweſen— 
den Konvdentsmitglieder andere hinzugefügt werden fünnen. 

$ 22. Ein abgegangenes Mitglied kann im erjten Jahre nad) jeinem Abgange nicht wieder 
gewählt werden. 

8 23. Der Kirchenvorſtaud verjammelt ſich, jo oft der VBorfiger zur Erledigung von 
Gejhäften eine Berfammlung anberaumt ; doch muß diefe Einladung gejchehen, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder auf eine Verfammlung anträgt. 

5 24. Die Hälfte der jtimmberechtigten Mitglieder bildet eine beſchlußfähige Berfammlung. 
Die Beitimmungen des $ 14 gelten auch hier. Die Prediger jtimmen in allen fie perſönlich 
betreffenden Angelegenheiten nicht mit. 

8 25. In jeder VBerfammlung wird von einem auf ein Jahr gewählten Protofollführer, in 
DBerhinderungsfällen durch ein anderes Mitglied, ein Protofoll geführt, welches nach Verleſung und 
Genehmigung von dem Vorſitzer und dem Protofolführer unterjchrieben und vom Erfteren auf: 
bewahrt wird. 

8 26. Der Gejchäftsfreis des Kirchenvorſtandes umfaßt allgemein alle kirchlichen Angelegen- 
heiten ; insbejondere : 

a. die Vorberathung aller auf dem Kirchenfonvente zur Berathung fommenden Gegenftände, 
die Anfertigung der Wahlaufjäge zu den Wahlen der Kirhenvorftandsmitglieder, der 
Bauherren de3 Gemeindeausjchuffes und des Oberlehrerz; 

b. die Genehmigung der an die neuerwählten Prediger zu erlaffenden Schreiben, in welchen 
ihnen ihre Erwählung angezeigt wird (fiehe $ 37), und der den Beamten zu ertheilenden 
Dienjtinftruftionen und Bejtallungsbriefe ; 

c. die etwa erforderliche Beitimmung und Entſcheidung über die Vertretung der Prediger in 
Verhinderungsfällen ($ 40); 

d. die allgemeine Sorge für alle Bermögensangelegenheiten der Gemeinde, namentlich 

1. für das eigentliche Kirchenvermögen; 

2. für die Predigerwittwenfafie ; 

3. für die Kommunionfafie; 
ferner die Berathung und Zuftimmung bei Belegung von Kapitalien und Nutzbarmachung 
der Grundftüce der drei genannten Vermögenskaſſen jeitens der Bauherren, jowie zu jeder 
ungewöhnlichen Ausgabe der leßteren ; 

e. die jährliche Nevifion der Rechnung der sub d. genannten Verwaltungen, ferner der 
St. Martini-Armenfaffe und des Fonds für Schulgwede durch zwei jeiner Mitglieder, 
welche zugleich die unter doppeltem Verſchluß zu haltenden Dokumente und Werthpapiere 
nachzuſehen und über den Befund dem Kirchenvorſtande zu berichten haben ; 

f. die etwa erforderliche Vertretung der Bauherren in Verhinderungs: und Vakanzfällen 
durch eines feiner Mitglieder, welches von den Bauherren dazu ernannt oder, wenn dies 
nicht gejchehen, von dem Kirchenvorjtande dazu erwählt wird; 

. in feiner Eigenfchaft als Kirchenkommiſſion in Schulfahen übt er die Aufficht über die 
Kirchſpielsſchule, mit welcher einige jeiner Mitglieder, unter etwa für zweckmäßig erachteter 
Zuziehung anderer Gemeindeglieder, bejonders beauftragt werden. 


ag 
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V. Bon dem Gemeindeausjchuife. 


8 27. Das Gefchäft de3 Gemeindeausſchuſſes ift die weite Predigerwahl ($ 35); er wird 
jedesmal, wenn ein Prediger zu wählen ift, zu diefem Zwecke neu gebildet. 
Mitglieder des Gemeindeausjchuffes find: 
1. jämmtliche fungirende Mitglieder des Kirchenvoritandes ; 
2. jofern fie Gemeindemitglieder find: 
a. ſämmtliche ehrenvoll entlaſſene Mitglieder des Kirchenvorftandes ; 
b. ſämmtliche ehrenvoll entlafjene Diakonen anderer ftädtifcher Gemeinden, jofern fie dafür 
forgen, daß fie in die Lifte des Ausſchuſſes eingetragen werden ; 
c. der Oberlehrer der Kirchſpielsſchule zu St. Martini; 

3. acht jonjtige Mitglieder des Kirchenkonvents, welche vom Kirchenfonvente nach einem vom 
Kirchenvorſtande aufzuftellenden Wahlauffage von zwölf Perſonen, der duch Vorſchlag 
aus der VBerfammlung erweitert werden fann, gewählt werden. 

$ 28. Die Einladungen zu den Berfammlungen de3 Gemeindeausſchuſſes erfolgen Iehriftlich 
durch den rechnungführenden Bauherın. Mit dem Vorſitz, Anträgen aus der VBerfammlung, der 
Protofolführung, Berathung und Abjtimmung wird auf ganz gleiche Weife, wie in den Verſamm— 
lungen des Kirchenkonvents verfahren. 


VI. Bon den Diafonen. 


$ 29. Die Diakonie zu St. Martini beiteht aus acht Mitgliedern. Zu diefem Amte find 
nur PVerjonen wählbar, welche der Gemeinde angehören, oder in Diejelbe aufgenommen werden 
können; fie müſſen im Webrigen die für die Wähler für die Bürgerſchaft geſetzlich erforderlichen 
Eigenschaften befigen, mit der Ausnahme jedoch, daß fie jofort nach Ableiftung des Staatsbürger: 
eides gewählt werden fünnen !). 

Alljährlich?) geht das der Wahl nach ältefte Mitglied ab. 

8 30. Bei jeder Vakanz übergiebt da3 Kollegium der Diakonie dem rehnungführenden 
Bauherrn ein Berzeichniß dreier wahlfähiger Perfonen, aus welchen der Kirchenfonvent die Stelle 
de3 Abgegangenen durch geheime Wahl wieder bejeßt. 

8 31. Gemeindemitglieder find nur dann berehtigt, die Wahl abzulehnen, wenn fie bereits 
das 45. Lebensjahr vollendet haben. 

$ 32. Die Diafonen bejorgen die Sammlungen für das Armenhaus und andere milde 
Stiftungen, jowie für den Fonds zu Schulzweden, unterjtügen die Bauherren in deren Samm— 
Lungen und haben im Uebrigen den ihnen durch die Verfaffung des Armeninjtituts und die jonjt 
beftehenden Einrichtungen angewiejenen Wirfungsfreis. 

Sie verwalten die St. Martini-Armenkaſſe und den Fonds für die Schulzwedke. 

8 33. Die Diafonen haben zu ihrer Unterjtügung bei ihren Amtsgejhäften einen bon 
ihnen jelbit zu erwählenden und mit Inſtruktion zu verjehenden Diener, welcher aus der St. Mar— 
tini= Armenfaffe falarirt wird. 

Die Diafonie befigt einen eigenen Kirchenſtuhl. 


VI. Bon den Predigern. 

8 34. Es ſind ein oder zwei reformirte Prediger bei der Kirche zu St. Martini angejtellt. 
Ein gewählter Geiftlicher einer anderen proteftantifhen Konfejfion erklärt durch Annahme der Wahl, 
daß er fortan der reformirten Konfejfion angehören wolle. 

$ 35. Die weite Wahl des Prediger wird am vorleßten Tage vor der Wahl don dem 
Gemeindeausfhuffe vorgenommen. Diejelbe gejchteht dadurch, daß aus den von jeinen Mitgliedern 
dazu in Vorſchlag gebrachten, jowie ſämmtlichen von anderen Gemeindegliedern den Bauherren 
namhaft gemachten Geiftlichen ſechs Perſonen nad relativer Stimmenmehrheit gewählt werden. 
Sofern jedoch vor der definitiven Wahl ($ 36) von wenigjtens einem Drittel aller wahlberechtigten 
Gemeindeglieder den Bauherren noch ein anderer Geiftliher namhaft gemacht wird, ijt derjelbe 
ebenfalls auf die Wahlliſte zu feßen. 

8 36. Die definitive Wahl des Prediger aus den jämmtlichen auf der Wahllifte ($ 35) 
jtehenden Perſonen gejhieht auf dem Kirchenkonvente vermittelft geheimer Abſtimmung dureh abjolute 
Stimmenmehrheit ($ 14). 


1) Die jeßige Faſſung beruht auf Konv.= 2) Die jeßige Faſſung beruht auf Kond.= 
Beil. vom 6. März 1881. Beil. vom 21. Nov. 1875. 
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$ 37. Das von den Bauherren Namens der Gemeinde an den neuerwählten Prediger zu 
richtende Schreiben wird von den Bauherren erlafjen, nachdem es vom Kirchenvorſtande genehmigt 
worden iſt ($ 26b), und enthält die vor der Wahl im Kirchenfonvent feitgejtellten Beftimmungen 
über die Amtsgejchäfte, ſowie Über die Bezüge der Prediger von St. Martint. 

$ 33. Den Predigern Liegt ob, nach der eingeführten Ordnung Gottesdienft zu halten, die 
Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftenthume zu unterrichten und fich überhaupt allen 
zur Seelſorge gehörenden Gejhäften zu unterziehen. 

Die Stunden für den Unterricht der Jugend dürfen nicht im Widerfpruch mit den Einrich— 
tungen der hiefigen Schulen angejegt werden; erforderfihen Falls wird die Unterrichtsgeit durch 
den Kirchenvorſtand bejtimmt. 

Die Zeit der Predigten und der Abendmahlsfeier wird vom Kirchenkonvente beſchloſſen. 

$ 39. Die Emennung des Primarius geſchieht auf dem Kirchenkonvente vermittelft geheimer 
Abſtimmung nach abjoluter Stimmenmehrheit. 

$ 40. Die Vertheilung der Geſchäfte unter den Predigern wird dur) das von den Bau— 
herren Namens der Gemeinde an die Prediger nad) dev Wahl zu erlafjende Schreiben und durd) 
jpätere Gemeindebeſchlüſſe bejtimmt. 

In Verhinderungsfällen Haben die Prediger ſich gegenfeitig zu vertreten; anderweitige Ver— 
tretung bedarf der Zujtimmung der Bauherren und bei längerer Dauer des Kirchenvorjtandes. 

$ 41. Den Predigern jteht die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu maden. 
Ueber die Zeit dieſer Ferien haben fie fi mit einander zu verjtändigen und dabei vornehmlich 
darauf zu jehen, dab einer von ihnen jeder Zeit zur Wahrnehmung der Amtsgefhäfte anmwejend 
jet und daß die Ferien eines Jeden jo wenig wie möglich mit der freien Zeit feines Amtsbruders 
zufammenfallen. Bon dieſer Vereinbarung wird dem rechnungführenden Bauheren eine Anzeige 
gemacht. Iſt nur ein Prediger angejtellt, jo hat derſelbe fich mit den Bauherren über die Zeit 
feiner Ferien zu verjtändigen. 

$ 42. Wenn ein Prediger ſich außer den Ferien von Bremen entfernen will, jo bedarf es 
dazu, fall3 er dadurch länger als acht Tage an der Wahrnehmung feiner Amtsgeſchäfte gehindert 
jein würde, eines vorgängigen Einverjtändnifjes mit dem rechnungführenden Bauherın. Im Falle 
einer ſolchen Verhinderung von fürzerer Dauer genügt eine jchriftliche Anzeige an denfelben. 

$ 43. Mit dem Amtsantritte beginnt fiir den Prediger das Recht auf die ihm durch Ge— 
meindebefhluß zugeficherten Gehalte, Penjionen und ſonſtigen Vortheile. Als Zeit des Amtsan— 
tritt3 gilt die Einführung in die Dienftwohnung. 

Der Prediger unterwirft fih den vom Kirchenkonvent beichlofjenen Statuten der Kommu— 
nionkaſſe. 

Der Wittwe oder den minderjährigen Kindern eines im Amte verſtorbenen Predigers ſtehen 
Gehalt und Emolumente des Verſtorbenen noch ein Jahr nach deſſen Tode zu. 

Wittwen und Waijen eines Predigers genießen die ftatutenmäßigen Vortheile der Prediger: 
wittwen- und Waifenfaife- zu St. Martini. 

$ 44. Auf Antrag der Gemeinde fann ein Prediger ohne Entihädigung nur wegen Un— 
würdigfeit von feinem Amte entfernt werden, wenn drei Viertel des Kirchenvorftandes und drei 
Viertel aller in Bremen anwejenden Konventsmitglieder ſich dafür erklären. 


VII. Bon den Kirchenbeamten. 


8 45. Der Oberlehrer wird dom Kirchenfonvente aus einer vom Kirchenvoritande entwor— 
fenen Wahlliſte gewählt; womöglich find drei Namen auf die Lifte zu jegen. Sie wird aus ſolchen 
Perfonen gebildet, welche jich für die Stelle beim rechnungführenden Bauherrn gemeldet haben, 
oder welche, obgleich fie fich nicht ausdrücklich beworben haben, für willig erachtet werden, eine auf 
fie fallende Wahl anzunehmen. 

$ 46. Der Oberlehrer erhält feine Inſtruktion in Betreff des Unterrichtens, der Hands 
habung der Schulordnung und jeiner Gefhäfte als Vorjteher der Schule von der Kirchenkommiſſion 
für das Schulwejen. 

Der Oberlehrer hat Halbjährlih der Schulfommiffion einen Schulberiht für den Kirchen: 
vorjtand einzureichen und fich, jo oft die Intereſſen der Schule es erfordern, mit jhriftlichen An— 
trägen und Berichten an dieſelbe zu wenden. Er iſt zu den Situngen des Kirchenvoritandes, in 
denen über Schulfachen verhandelt wird, mit berathender Stimme zuzuziehen, wofern nicht in 
einzelnen Fällen ein Anderes bejchloifen wird. 

8 47. Die ordentlichen Lehrer und Hülfslehrer der Kichipielsfhule werden vom Kirchen: 
borjtande erwählt. Für fie, wie für den Oberlehrer bleiben die in der Ordnung ftadtbremifcher 
Volksſchulen vom 9. April 1366 enthaltenen und jonkigen gejeglichen Beſtimmungen vorbehalten, 
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8 48. Der Organift wird vom Kirchenvorjtand erwählt. 

$ 49. Den Bauherrndiener und Kirchendiener wählen die Bauherren unter Mittheilung der 
erforderlichen Inſtruktion. 

$ 50. Die in $$ 48 und 49 genannten Beamten find mit jechömonatliher Kündigung 
angejtellt, joweit nicht ihre Beitallungsbriefe eine Entlafjung auch in fürzerer Friſt geftatten. 


Statuten der Kommunionkaſſe der St. Martini-Semeinde, 


$ 1. Die Kommunionfaffe wird dur) Beiträge der Gemeindeglieder gebildet und unter: 
alten. 
? $ 2. Die Verwaltung der Kaffe gehört zu dem Geſchäftskreiſe der Bauherren unter Aufficht 
des Kirchenvorjtandes in Gemäßheit der Kirchenordnung. 

$ 3. Die Prediger find verbunden, die ihnen zugegangenen Kommuniongelder dem Pech: 
nungsführer der Kafje abzuliefern. 

8 4. Die den Predigern zuzubilligende Entſchädigung für die ihmen früher unmittelbar 
zufließenden Kommuniongelder wird durch Gemeindebejchluß feſtgeſtellt. 


IX, 
Verfaſſung 
der Gemeinde der 5f. Petri-Domkirche in Bremen. 


Auf die Eingabe des WProtofolls des Kirchenfonvents der St. Petri-Gemeinde vom 
22. April d. J., nad) welchem derjelbe die Annahme einer neuen dem Protokolle im Abdrud bei- 
gefügten Verfaſſung bejchloffen hat, und auf den Bericht der Kommiſſon des Senats für die kirch— 
lichen Angelegenheiten, 
Ertheilt der Senat Hierdurch) der dieſem Beſchluſſe angehefteten Verfaſſung jeine 
obrigfeitliche Bejtätigung. 
Beſchloſſen Bremen, in der Berfammlung de3 Senats, den 29. April 1879. 
göning, Dr. 


I. Die Gemeinde. 


$ 1. Die Gemeinde der St. Petri-Domkirche beiteht aus denjenigen Einwohnern der Stadt 
Bremen und deren Yamiliengliedern evangeliſch-lutheriſcher Konfejjion, welche den Bauherren 
mündlich oder jchriftlich erflären, dev Gemeinde angehören zu wollen. 

Für Diejenigen, welche ſchon vor Einführung der gegenwärtigen Verfaſſung der Gemeinde 
angehört haben, bedarf es einer ſolchen Erklärung nit. 

Die jelbitjtändigen Gemeindegenofjen werden in das Gemeindebuch eingetragen. 

5 2. Alle jelbitjtändigen Gemeindegenofjen haben für fi und ihre Familien ein Recht auf 
Benutzung der kirchlichen Anftalten und Einrichtungen, dagegen aber auch die Pflicht erforderlichen 
Falls zu den Firchlichen Bedürfnifien Beifteuern zu leiften. 

Jeder Gemeindegenoffe ift ferner verpflichtet, falls er nad) Maßgabe diefer Kirchenordnung 
zu einem Gemeindeamte erwählt wird, dafjelbe anzunehmen. Ueber etwaige Ablehnungsgründe 
entjeheidet, abgejehen von der Beſtimmung des $ 21, der Kirchenfonvent. 

Der Austritt aus der Gemeinde kann nur dureh Schriftliche Anzeige an die Bauherren oder 
durch Verlegung des Wohnfies außerhalb Bremens gejchehen; doc bleibt das ausjcheidende Mitglied 
verpflichtet, Die freiwillig gezeichneten oder auf Gemeindebeſchluß beruhenden Beiträge zur Kirchen: 
kaſſe (Kommunionfaffe) noch für das laufende Kalenderjahr zu entrichten. 

8 3. Die kirchlichen Gemeinderechte werden durch den Kirchenfonvent und die übrigen 
verfafjungsmäßigen Organe ausgeübt. 


Il. Der Kirchenfonvent. 


5 4. Den Kirchenfonvent bilden, vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 5: 

a. die der Gemeinde angehörenden Mitglieder des Senats; 

b. die Mitglieder des Kirchenvorſtandes, ſowie die dem Kicchenvorjtande nicht angehörenden 
Prediger und Diafonen, und zwar nicht nur während der Dauer ihres Amtes, jondern 
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au, jofern fie einen jährlichen Beitrag von mindeſtens fünf Mark zur Kirchenkaſſe 
(Kommunionkaſſe) zahlen, nach ihrem Ausfcheiden aus dem betreffenden Amte; 

e. die übrigen Gemeindegenoffen, welche den Staatsbürgereid geleiftet haben und fich im 
Beſitz eimer auf ihren Namen verweinfauften Kirchenſtelle befinden, vorausgeſetzt, daß fie 
eine ſolche Kirchenſtelle ſchon drei Jahre lang befigen oder ſeit Jahren einen Beitrag zur 
Kirchenkaſſe (Kommunionfaffe) gezahlt haben; 

d. Diejenigen Gemeindegenofien, jedoch höchitens bis zur Zahl von Hundert, welche, ohne eine 
auf ihren Namen verweinkaufte Kirchenſtelle zu befigen, den Staatsbürgereid geleiftet und 
drei Jahre lang regelmäßig einen jährlichen Beitrag zur Kirchenkaſſe (Kommunionkaſſe) 
von mindejtens fünf Mark gezahlt Haben, auch diejen Beitrag zu zahlen fortfahren. Die 
Berechtigung zur Theilnahme am Konvent beginnt unmittelbar nad Ablauf desjenigen 
Kalenderjahres, in welchem das dritte Beitragsjahr vollendet wird. Sind ſolche Gemeinde- 
genofjen in einer größeren als der angegebenen Zahl vorhanden, jo find aus denjelben 
nur diejenigen Hundert zur Theilnahme am Konvent berechtigt, welche am längjten ohne 
Unterbrechung einen Beitrag von der angegebenen Höhe entrichtet haben. 

Gegen den Schluß eines jeden Kalenderjahres wird dom Kirchenvorſtande das Verzeichniß 
der Inhaber von Kirchenſtellen und das Verzeichniß der zur Kommunionkaſſe beitragenden Gemeinde— 
genoſſen nachgeſehen und die Liſte der Konventsmitglieder feſtgeſtellt. 

8 5. Bon der Theilnahme am Kirchenkonvent ausgeſchloſſen ſind diejenigen, welche noch 
nicht das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, ſowie diejenigen, welche nach allgemein 
geltenden Grundjägen von der Bekleidung eines öffentlichen Ehrenamtes ausgeſchloſſen find. 

S 6. Der Kirchenkonvent ift berufen in Vertretung der Gemeinde über deren Angelegen— 
heiten, ſoweit dieſelben nicht beſonderen Organen überwieſen ſind, zu berathen und zu beſchließen. 

Insbeſondere ſtehen ihm zu: 

a. die Wahl der Bauherren und der im 8 13 unter d bezeichneten dreizehn Mitglieder des 
Kirchenvorjtandes ; 

b. die Wahl der Prediger und Hilfsprediger, ſowie des Organiſten; 

e. die Wahl der Abgeordneten zur Bremiſchen Kirchenvertretung ; 

d. die Feftjtellung der Gehalte und Ruhegehalte aller Kirchenbeamten; 

e. die Feititellung des jährlichen Budgets und die Abnahme der jährlichen Rechnungen über 
die Verwaltung des Gemeindevermögens, namentlich auch die Genehmigung zur Veräuße- 
rung don DBejtandtheilen des Kirchenguts, ſowie zu Anleihen ; 

f. die Genehmigung der Berufungsfchreiben der Prediger ($ 24b) und die Feſtſetzung don 
Normativbeitimmungen über die Vertheilung der Amtsgefchäfte unter denjelben ; 

g. Bejtimmung über die Zahl und Zeit der Gottesdienfte, ſowie iiber deren Einrichtung ; 

h. die Genehmigung außerordentliher Sammlungen in der Kirche oder Gemeinde, jofern fie 
nit vom Senat angeordnet fein follten. 

Welche Beſchlüſſe des Kirchenkonvents zu ihrer Gültigfeit der Beitättgung des Senats 
bedürfen, richtet fi nach den in der Bremifchen Kirche beftehenden Grundfäßen. Die Protofolfe 
des Kirchenfonvents werden deshalb dem Senat eingereicht. 

$ 7. Der Konvent wird von den Bauherren berufen, jo oft diefelben es für erforderlich 
halten oder wenn dreißig Mitglieder des Konvents ſchriftlich unter Bezeihnung des Zwecks darauf 
antragen. 

Die Einladungen werden zehn Tage vor dem Verfammlungstage erlaſſen; fie erfolgen ſchrift— 
lich unter Angabe der Berathungsgegenjtände. 

$ 8. Jedes Mitglied des Kirchenfonvents hat das Necht, Anträge in Gemeindeangelegen- 


“ heiten durch den borfigenden Bauherrn an den Konvent zu bringen, unter folgender Beſchränkung: 


Findet der Kirchenvorſtand einen Antrag nicht zur Mittheilung an den Konvent geeignet, 
0 wird der Antragiteller davon jehriftlich unter Angabe der Gründe in Kenntniß gejeßt. Es bleibt 
ihm jolden Falls unbenommen, nad vorgängiger Benachrichtigung des vorfißenden Bauherrn über 
den Beſcheid des Kirchenvorſtandes beim Konvent Beſchwerde zu führen. Wird der Beſchwerde 
Folge gegeben, jo gelangt der Antrag in einer folgenden Verſammlung, deren Zeit der Konvent 
bejtimmt, zur Verhandlung. 

Anträge, welche eingereicht werden, nachdem die Einladungen zu einer Verſammlung des 
Konvents erlafjen find, können in derjelben nicht mehr zur Berhandlung fommen, e3 ſei denn, daß 
fie mindeſtens ſechs Tage vor der Verfammlung dem verwaltenden Bauherrn zugehen, der Kirchen 
vorjtand die Dringlichkeit des Gegenftandes anerkennt und der Konvent deifen nachträgliche Auf: 
nahme in die Tagesordnung genehmigt. 

Friedberg, Verfaffungsgefeße. Die drei freien Städte. 62 
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89. Den Vorſitz im Konvent und die Leitung der Verhandlungen führt der verwaltende 
Bauherr ($ 23). Derjelbe beauftragt ein Mitglied des Kivchenvorjtandes mit der Führung Des 
Protofolls, welches am Schlufje der Verhandlung verlefen und, nad erfolgter Genehmigung von 
Seiten des Konvents, von dem Vorfiger, dem Protofollführer und einem anderen Mitgliede des 
Konvents unterichrieben wird. 

Das Protokoll wird nebjt dem etwa darauf erfolgtem Senatsbejchluffe, welcher der nächjten 
Verſammlung de3 Kirchenkonvents mitzutheilen ift, in ein dafür beſtimmtes Protofollbuch eingetragen. 

$ 10. Im Konvent muß dor der Abjtimmung über die vorliegenden Anträge Gelegenheit 
zur Beſprechung derjelben gegeben werden. 

Bei Beſchlußfaſſungen des Konvents jowie bei Wahlen entjcheidet, joweit nicht für einzelne 
Fälle etwas Anderes duch die Kirchenordnung beſtimmt ift, einfache Stimmenmehrheit (abjolute 
Majorität). In Fällen von Stimmengleichheit entjcheidet bei Wahlen das 2003, bei anderen Ver— 
Handlungen, wenn eine wiederholte Abſtimmung daffelbe Ergebniß Liefert, die Stimme des Vorſitzers. 

$ 11. Der Kirchenfonvent fann, unbejhadet dev Beitimmung in $ 14 unter Wr. 1, alle 
Gegenftände feiner Berathung einer weiteren Begutachtung durch befondere Ausſchüſſe, über deren 
Zujammenjegung er jolden Falls Beitimmung trifft, unterziehen laſſen. 

$ 12. Abänderungen der Kirchenordnung fünnen nur, nad) vorgängiger vom Kirchenfonvent 
angeordneter Begutachtung des darauf gerichteten Antrags entweder durch den Kirchenvorjtand oder 
duch einen befonderen vom Kirchenfonvent niederzufegenden Ausſchuß, mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anweſenden Konventsmitglieder beſchloſſen werden. 


Ti. Der Kirchenvorſtand. 


$ 13. Der Kirdhenvorjtand beiteht aus: 
. den Bauherren, 
. dem Pajtor primarius und zwei anderen Prediger, 
. fünf Diafonen, 
. dreizehn vom Kirchenfonvent aus jeiner Mitte erwählten Mitgliedern. 
Die beiden Prediger werden vom Kollegium der Prediger auf ſechs Jahre erwählt. Alle 
drei Jahre jeheidet einer aus dem Kirchenvorſtande; der Ausſcheidende iſt nicht ſofort wieder wähl- 
bar. In außerordentlihen Erledigungsfällen wird die erledigte Stelle jedoch jo beſetzt, daß der 
Erwählte Hinfichtlih der Amtsdauer an des Ausgejchtedenen Stelle tritt. 

Die fünf Diakonen werden vom Kollegium der Diafonen für die Dauer ihres Diafonenamts 
gewählt. Sie müſſen das fünfundzwanzigite Lebensjahr vollendet haben. 

Die übrigen dreizehn Mitglieder erwählt dev Kirchenkonvent aus jeiner Mitte auf ſechs 
Jahre und zwar jo, daß am Schluffe derjenigen Kalenderjahre, welche eine gerade Zahl führen, 
vier Mitglieder ausjcheiden, ſowie außerdem am Schluffe jedes jechiten Jahres noch ein fünftes 
Mitglied abgeht und zu gleicher Zeit die Neuwahlen erfolgen. Wird in der Zwijchenzeit eine dieſer 
dreizehn Stellen erledigt, jo wird dieſelbe für die Zeit, für welche das ausgejchiedene Mitglied 
gewählt war, im nächften Konvent bejeßt. Die Wahlen erfolgen durch geheime Abſtimmung mitteljt 
abjoluter Stimmenmehrheit auf Grund eines Wahlaufjages, in welchen jedes in der Verſammlung 
des Konvents dafür vorgeihlagene Mitglied deffelben aufzunehmen ift, jobald der Vorſchlag durch 
zehn Anweſende unterjtüßt wird. 

$ 14. Der Kirchenvorſtand iſt berufen, die Bauherren bei der Verwaltung uud Berathung 
dev Gemeindeangelegenheiten zu unterjtügen, die Intereſſen dev Gemeinde in jeder Hinficht wahr: 
zunehmen und auf alles jein Augenmerk zu richten, was religiöfen und kirchlichen Sinn unter den 
Gemeindegenoffen jowie ein Fräftiges Gemeindeleben überhaupt zu fördern geeignet tft. 

Zu feinem Gejchäftsfreife gehört insbejondere: 

1. die Vorberathung der zur Verhandlung im Kirchenfonvent beftimmten Gegenftände und die 
Feitjtellung der Tagesordnung für denfelben, wobei es feinem Ermeſſen überlafjen bleibt, 
auch diejenigen vom Konvent vorzumehmenden Wahlen, bei welchen nicht ſchon die Kirchen- 
ordnung dieſes ausdrücklich vorjchreibt‘, dur Bildung von Wahlauffägen vorzubereiten, 
unbejchadet des Rechts des Konvents, ſolche Wahlaufjäße zu erweitern: 

2. die Feftjtellung der Anftellungsurfunden und Amtsvorfchriften für alle Gemeindebeamten, 
mit Ausnahme der Prediger (S 6 f.); 

3. die Wahl des Oberlehrers der Gemeindeſchule; 

4. die Feititellung allgemeiner Beftimmungen in Betreff der Belegung von Kapitalien, Nutz— 
barmachung von Grundjtücen und Verwerthung der Kirchenpläße, die Entgegennahme der 
jährlichen Rechnungen über die durch die Bauherren verwaltete Kirchenfafje, und über die 
zugehörigen bejonderen Kaſſen, als Kommunionfaffe und Schul: und Armenfafje, ſowie die 
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Prüfung diefer Rechnungen, bevor fie dem Kirchenkonvente vorgelegt werden, durch zwei 
vom Kichenvorjtande erwählte Mitglieder defjelben, welche bei dev betreffenden Nechnungs- 
führung nicht betheiligt find; 

5. die Aufjtellung des durch die Bauherren zu entwerfenden jährlichen Budgets der Kirchen- 
verwaltung, bevor dafjelbe dem Kirchenfonvente vorgelegt wird; 

6. die Bewilligung außerordentlicher Ausgaben, infofern durch diefelben das Jahresbudget im 

Ganzen um nicht mehr als fünftaufend Mark überjehritten wird. Bon diejen fünftaufend 

Mark find jedoch diejenigen Beträge abzujegen, welche die Bauherren auf Grund der ihnen 

nad $ 24 £ zuftehenden Befugniß verausgabt haben. Bewilligte außerordentliche Ausgaben 

find bei Ablegung der Jahresrechnung dor dem Kirchenkonvent zu rechtfertigen ; 
7. die Aufficht über die mit Hülfe der Diakonie zu bewirkende Führung des Gemeindebuches ($ 1); 
8. die Vorbereitung der Predigerwahlen ($ 27); 
I. Beltimmungen über die Einrichtung der Kirchenmuſik im Allgemeinen ($ 24 i). 

$ 15. Ein vom Kirchenvorſtand erwählter Ausſchuß deijelben, welchem wenigitens ein 
Bauherr, ein Prediger und drei andere Mitglieder angehören müſſen, bildet mit zwei vom 
Kirchenkonvent auf ſechs Jahre erwählten Gemeindegenofjen die für die Verwaltung der Gemeinde: 
ſchule bejtehende Schulfommiffion. Dieſer Kommiffion fteht die Wahl der Lehrer zu mit Ausnahme 
des Oberlehrers, welcher auf ihren Vorſchlag vom Kirchenvorftande erwählt wird. 

Auh mit der Verwaltung anderer dazu geeigneter Angelegenheiten jeines Wirkungskreiſes 
kann der Kirchenvorſtand dauernd oder vorübergehend Ausſchüſſe aus feiner Mitte beauftragen. 

$ 16. Der verwaltende Bauherr beruft den Kirchenvorſtand in der Regel einmal in jedem 
DBierteljahre und leitet die Verhandlungen deifelben. 

Der Kirchenvorjtand wählt aus feiner Mitte einen Protofollführer, welcher das am Schluffe 
jeder Verſammlung genehmigte Protokoll gemeinjchaftlich mit dem Vorſitzer unterzeichnet. 

8 17. Zu den Berfammlungen des Kirchenvorftandes wird, in der Regel acht Tage vorher, 
Ihriftlich unter Angabe der Beratdungsgegenftände eingeladen. Mitglieder, welche eine Verſammlung 
zu bejuchen verhindert find, haben dies dem verwaltenden Bauherren thunlichſt zeitig jchriftlich 
anzuzeigen. 

Beſchlüſſe auf Grund der Beitimmungen im $ 14 unter Nr, 2, 3, 6 und 8 fünnen nur bei 
Anweſenheit von wenigftens fechszehn Mitgliedern gefaßt werden; jedoch ift, wenn in einer zur 
Berathung über eine ſolche Angelegenheit angejegten Verſammlung die erforderliche Zahl von 
Mitgliedern nicht erſcheint, eine zweite unter Hinweis auf dieje Beltimmung fofort berufene Ver: 
jammlung, die nicht früher als drei und nicht jpäter als vierzehn Tage nach der erften Verfammlung 
ftattfindet, auch bei Anwejenheit einer geringeren Mitgliederzahl in derjelben Angelegenheit 
beſchlußfähig. 

$ 18. Den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes iſt ein beſonderer Kirchenſtuhl eingeräumt. 


IV. Die Bauherren. 


8 19. Das Bauherrnamt wird von vier Gemeindemitgliedern verwaltet. 

5 20. Die Wahl eines Bauheren wird vom SKirchenfonvent binnen drei Monaten nad 
eingetretener Erledigung einer Stelle vorgenommen und zwar, falls feiner der übrigen Bauherren 
Mitglied des Senats iſt, aus den der Gemeinde angehörenden Senatoren, jonjt aber aus allen 
übrigen Gemeindegenofjen, welche zwei Jahre lang dem Konvent angehört haben, auf Grund 
eines dom Kirhenvorjtande zu bildenden Wahlaufjages von ſechs Perjonen. 

$ 21. Wer das fünfundzwanzigjte Lebensjahr vollendet hat, Tann die auf ihn gefallene 
Wahl zum Bauherrnamt ablehnen. 

Nach zehmjähriger Amtsführung kann dafjelbe ohne Angabe von Gründen niedergelegt werden. 

“= Zur Niederlegung des Amts verpflichtet der Eintritt in den Senat. 

$ 22. Den Bauherren liegt die Leitung und Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ob. 
Sie find daher ermächtigt, die Gemeinde in allen Beziehungen gerichtlich und außergerichtlich zu 
vertreten. 

Sie haben die Verpflichtung, dabei nach den Beitimmungen der Kirhenordnung, jowie nad) 
den Beſchlüſſen des Kirchenfonvents und des Kirchenvorſtandes, ſoweit deren Mitwirkung erforderlich 

iſt, zu verfahren. 

5 23. In regelmäßigen jährlichen Wechjel führt einer der Bauherren die Geſchäfte der 
laufenden Verwaltung und die Rechnung. 

Der verwaltende Bauherr hat den Vorſitz in den Verfammlungen des Kirchenkonvents und 
des Kirchenvorſtandes. | 

Im Namen der Gemeinde abzufchließende Verträge, ſowie Anftellungsurfunden und ähnliche 


62* 


980 Bremen. | [92 


Schriftſtücke, durch welche Verbindlichkeiten für die Gemeinde eingegangen werben, bedürfen der 
Unterfhriften des verwaltenden und mindeftens eines anderen Bauherın. Für ſonſtige Schreiben und 
Bekanntmachungen genügt die Unterfchrift des verwwaltenden Bauherrn. 

An Verhinderungsfällen wird der verwwaltende Bauherr durch einen anderen Bauherrn oder 

nöthigenfalls durch ein anderes Mitglied des Kirchenvorſtandes vertreten. 

8 24. Zu dem Gejchäftskreife der Bauherren nah Maßgabe der obigen Beitimmungen 

(88 22, 23) gehört namentlich: 

a. die Ausführung der Beſchlüſſe des Kirchenfonvents und des Kirchenvoritandes und die zu 
ſolchem Zweck ſowie behufs Zujchreibung der Jahresrechnungen erforderlichen Mittheilungen 
an den Senat; 

b. die Berufung der Prediger im Namen der Gemeinde ($ 6 f.) nach erfolgter Bejtätigung 
der Wahl von Seiten des Senats, jowie die Anjtellung und Einführung aller übrigen 
Gemeindebeamten; 

©. die Entwerfung der Anjtellungsurfunden umd Amtsvorjehriften für die Gemeindebeamten 
(8 14, Nr. 2); 

d. die Beſetzung der Stellen des Kaſſirers, des Küfters und vorbehältlich der Beſtimmung im 
8 42 der Kirchendiener; 

e. die Verwaltung des Kirchengutes und Gemeindevermögens, ſowie die Aufbewahrung der 
zugehörigen Dokumente und der fonjtigen auf die Angelegenheiten der Gemeinde bezüglichen 
wichtigeren Schriftſtücke; 

f. die Inftandhaltung der Kirche und der Firchlichen Gebäude nebſt zugehöriger Einrichtung, 
wobei die Bauherren befugt find, in dringenden Fällen ohne Befragen des Kirchenvoritandes 
auch ſolche Bellerungsarbeiten und Anſchaffungen vorzunehmen, welche im Sahresbudget 
nicht vorgejehen find, infofern die daraus entjtehenden Koſten nicht mehr als zweitaufend 
Mark betragen, übrigens mit dev Verpflichtung, jolche Ausgaben bei Ablegung der Red): 
nung zu rechtfertigen; 

g. die Berufung des Kirchenfonvents und des Kirchenvorftandes, ſowie die Leitung der Ver— 

handfungen in deren VBerfammlungen; 

. die Sorge für Aushülfe in Fällen bon dauernder Behinderung eines Prediger oder 
Erledigung einer Stelle; 

i. die Aufficht über die Kichenmufit, über deren Einrichtung im Allgemeinen der Kirchen: 
voritand Beftimmung zu treffen hat ($ 14, Nr. 9), und die Annahme der für diefelbe 
erforderlichen Perjonen. 

$ 25. Die Bauherren haben einen bejonderen Kirchenſtuhl. 


— 
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V. Die Prediger. 


g 26. An der St. Petri-Domkirche find bis auf anderweitigen KRonventsbeihluß Fünf 
Prediger und ein Hülfsprediger angejtellt. 

g 27. Die Wahl eines Predigers geſchieht dur) den Kirchenkonvent in folgender Weile: 

Die Vorbereitungen fir die Wahl werden von einem Ausſchuß des Kirchenvorſtandes unter 
Leitung der Bauherren getroffen. Der Ausſchuß beiteht aus den Bauherren und neun anderen 
Mitgliedern, welche vom Kirchenvorjtande aus jeiner Mitte erwählt werden und unter welchen 
mindeftens ein Prediger und ein Diakon fi) befinden müſſen. Er hat zu bejhließen, welche Geiſt— 
lichen zu einer Wahlpredigt zugelafjen werden jollen. Wäöhlbar find Geiftliche evangeliſch-lutheriſcher 
und evangelifchunirter Konfejfion. 

Der dem Konvent vorzulegende Wahlaufjag enthält die Namen aller Geiftlichen, welche eine 
Wahlpredigt gehalten haben. Der Name eines anderen Predigers kann nur auf Beſchluß dieſes 
Konvents dem Wahlaufſatz hinzugefügt werden. 

Die Wahl geſchieht mittelſt geheimer Abſtimmung durch Stimmzettel. Stellt ſich nicht jofort 
bei der erjten Abjtimmung eine abjolute Stimmenmehrheit für eimen der auf dem Wahlaufſatz 
befindlichen Geiſtlichen heraus, ſo wird die Abſtimmung unter Weglaſſung derjenigen, welche keine 
Stimme erhalten haben, und desjenigen, welcher die wenigſten Stimmen erhalten hat, wiederholt 
und dieſes Verfahren ſo lange fortgeſetzt, bis für einen Kaͤndidaten die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen ſich erklärt hat. 

Findet ſich dabei in Anſehung desjenigen, welcher wegzulaſſen iſt, für zwei oder mehrere, 
welche Stimmen erhalten haben, gleiche Stimmenzahl, ſo erfolgt über diejenigen, bei welchen dieſes 
zutrifft, eine abermalige geheime Abſtimmung und wird demnächſt der, für welchen dabei die 
wenigſten Stimmen ſich erklärt haben, weggelaſſen. 
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. Wenn im Falle von Stimmengleichheit bei dieſer Wahlhandlung weder durch Anwendung 
der obigen Vorſchriften noch dur nochmalige Abſtimmung ein Endrejultat erlangt werden fann, 
jo entjcheidet das Loos. 

$ 28. Den Predigern Liegt im Allgemeinen ob, nad der eingeführten Ordnung den 
Gottesdienit zu halten, die Saframente zu verwalten, die Jugend der Gemeinde im Chriftenthum 
zu unterrichten und überhaupt allen zur Seelforge gehörenden Gejchäften ſich zu unterziehen. 

Sie haben erforderlihen Falls, nad erfolgter Genehmigung des Senats, die Ordination der 
Kandidaten vorzunehmen. 

$ 29. Ueber die Vertheilung der Amtsgeſchäfte Haben die Prediger nad) Maßgabe etwaiger 
Konventsbeſchlüſſe fi unter einander zu verftändigen. Jede dauernde Veränderung der bejtehenden 
Geihäftsordnung bedarf der Genehmigung des Kirchenvorftandes und, wenn fie don bejtehenden 
Konventsbeihlüffen abweicht, der Genehmigung des Kirchenfonvents. 

$ 30. In BVerhinderungsfällen hat jeder Prediger für die Wahrnehmnng der ihm 
obliegenden Arbeiten auf die geeignete Weife Sorge zu tragen. Erforderlihen Falls find Die 
Prediger verpflichtet ſich gegenjeitig zu vertreten, ohne aber zur Uebernahme von Predigten ver: 
bunden zu fein. 

Eine Vertretung dureh nicht der Gemeinde angehörende Prediger kann nur mit Zujtimmung 
des verwaltenden Bauherrn gefchehen. 

8 31. Den Predigern fteht die Befugniß zu, im Sommer einen Monat Ferien zu machen. 
Wegen einer Verlängerung diefer Zeit ift die Genehmigung des dverwaltenden Bauherın einzuholen. 
Ueber die Zeit diejer Ferien haben die Prediger fi) untereinander zu verjtändigen und dabei 
darauf zu jehen, daß die Ferien eines Jeden jo wenig wie möglich mit der freien Zeit jeiner 
Antsbrüder zufammenfallen, und daß ein regelmäßiger Wechjel der von einem Jeden benußten 
Monate jtatttfindet. Von diefer Verftändigung wird dem verwaltenden Bauhern rechtzeitig eine 
Ihriftlihe Anzeige gemacht. 

$ 32. Der dem Amtsalter nah ältefte Prediger führt als Paſtor primarius in dem 
Kollegium der Prediger den Vorfig. Das Amtsalter wird vom Tage des Amtsantritts al3 ordent: 
licher Prediger der Domgemeinde berechnet. 

$ 33. Die Prediger find Mitglieder der Seſſion des St. Petri-Waijenhaufes und haben in 
Berbindung mit den Diafonen die Nechte der Gemeinde an diefem Waijenhaufe in herkömmlicher 
Weiſe auszuüben. Ste führen die nächte Aufficht über deſſen Schule und die religiöje Erziehung 
der in das Waijenhaus anfgenommenen Kinder. 

8 34. Ueber das Amtseinfommen der Prediger und deren etwaige VBerjegung in den Ruhe— 
itand wird vom Kirchenfonvent ein bejonderes Regulativ erlaſſen. 

8 35. Das Predigerfollegium hat einen bejonderen Kirchenſtuhl und ift durch drei feiner 
Mitglieder ($ 13) im Kirchenvorjtande vertreten, 

8 36. Hülfsprediger werden auf Vorſchlag des Kirchenvorjtandes dom Kirchenkonvent 
erwählt. 

Diejelben gehören dem Kirchenkonvent nit an. Sie können zu den Verſammlungen des 
Predigerkoflegiums zugezogen werden, jedoch nur mit berathender Stimme. 


VI. Die Diafonen. 

$ 37. Die Diakonie de3 Doms beiteht aus vierundzwanzig Mitgliedern. 

Am Ende eines jeden Kalenderjahres ſcheiden die beiden dem Dienjtalter nach ältejten Diafonen 
aus und werden in der Verfammlung der Diakonie mittelft abjoluter Stimmenmehrheit zwei neue 
Mitglieder erwählt. Wählbar ift jeder nad) allgemein geltenden Grundfäßen nit von der 
Bekleidung eines Öffentlichen Ehrenamts ausgeſchloſſene, ſelbſtſtändige hiefige Einwohner, welcher 
den Staatsbürgereid geleiftet hat, jofern er entweder der Gemeinde bereits angehört oder in dieſelbe 
einzutreten fi) bereit erklärt. Die Wahl bedarf der Bejtätigung durch den Kirdhenvorjtand, 
welcher auch auf Antrag der Diakonie die Entlafjung eines Diakonen vor Ablauf feiner Amtsdauer 
beſchließen kann. 

Außerordentlicher Weiſe zur Erledigung kommende Stellen werden auf dieſelbe Art beſetzt. 

$ 38. Den Diakonen liegen folgende Geſchäfte ob: 

1. Führung des Gemeindebuchs (88 1 und 14, Nr. 7); 

2. Einzeihnung der Beiträge zur Kirchenkaſſe (Kommunionkaſſe); 

3. Bejorgung der Beckenſammlungen; 

4. Benahrihtigung dev Prediger in Betreff folder Familien, bei denen ein Beſuch devjelben 
aus Anlaß von Krankheits- oder Todesfällen oder aus fonjtigen Gründen erwünſcht tt; 

5, Verwaltung einer innerhalb der Gemeinde einzurichtenden Armen= und Krankenpflege, welche 
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thunlichit im Einvernehmen und in jtetiger Verbindung mit der bürgerlichen Armenpflege 
auszuüben ift; 

6. Verwaltung des Waijenhaufes ; 

7. Berwaltung der St. Petri-Armen- und Schulkaſſe; 

8. TIheilnahme an der Verwaltung des öffentlichen Armenhaufes und der mit diefem in 
Verbindung ftehenden Stiftungen, insbefondere des St. Petri-Wittwenhaufes, in der 
gejeglich geordneten Weije. 

Die näheren Beitimmungen über die Ausführung diefer Gejchäfte, insbejondere die Ein- 
theilung der Gemeinde in Diafoniebezirfe, deren jeder einem oder mehreren Diafonen zur Wahr: 
nehmung der betreffenden Gejchäfte zuzuweifen ijt, bleiben einer dom Kirchenvorjtande mit der 
Diafonie zu vereinbarenden Geſchäftsordnung vorbehalten. 

$ 39, Den Borfiß in den VBerfammlungen der Diakonie und die allgemeine Leitung der 
Geſchäfte Hat der dem Dienftalter nach ältejte, in deſſen Vertretung der zweitältejte Diakon (Senior 
und Subjenior). 

$ 40. Die jümmtlichen Diafonen bilden die Abminiftration des St. Petri-Watijenhaufes 
und in Gemeinihaft mit den Predigern jowie mit der vom Senate aus feiner Mitte bejtellten 
Inſpektion die Seſſion des Waiſenhauſes. 

Zwei von dieſen auf vier Jahre erwählten Diakonen, von denen alle zwei Jahre einer 
abgeht, führen die laufende Verwaltung des Hauſes und die Rechnung, welche nebſt einem Bericht 
über den Zuſtand der Anſtalt dem Kirchenkonvent alljährlich mitgetheilt wird. 

$ 41. Vier Diakonen, in der Regel die vier älteſten, gehören in Gemäßheit dev beſtehenden 
Beitimmungen der Adminiftration bezw. der Seſſion des Armenhaufes an. Einer derjelben führt 
die Verwaltung des St. Petri-Wittwenhaufes. 

$ 42. Die Diakonie ift durch fünf Mitglieder nad) Maßgabe des $ 13 im Kivchenvorjtande 
vertreten. 

Sie hat einen bejonderen Kirchenjtuhl und das Necht, den dritten Kirchendiener, welcher 
zunächſt dem Senior der Diakonie zur Bejorgung der Angelegenheiten derjelben zur Verfügung 
gejtellt wird, den Bauherren zur Ernennung in Borihlag zu bringen. 


Uebergangsbejtimmungen. 


$ 43. (Zu $ 4) Diejenigen Gemeindegenofjen, welche auf Grund der Verfaſſung dom 
23. Mai 1866 für ihre Lebenszeit oder fiir die Dauer eines von ihnen beffeideten Amtes bisher 
zur Theilnahme am Kirchenfonvent berechtigt gewejen find, behalten diefe Berechtigung, auch wenn 
diejelbe ihnen nach $ 4 d der neuen Verfaſſung nicht zuſtehen würde. 

Ebenjo bleiben die nad) $ 4 der Verfaffung vom 23. Mai 1866 gewählten Mitglieder des 
Konvents für diejenige Zeit, für welche fie erwählt worden find, zur Theilnahme am Konvent 
berechtigt. 

$ 44. Bor dem 15. Oftober 1879 wählt der Konvent mit Rücficht auf die Beſtimmung 
im $ 13 unter d dreizehn Mitglieder des Kirchenvorſtandes, nnter welchen dur) das Loos die— 
jenigen ermittelt werden, welche zunächit am Ende des Jahres 1880 (vier Mitglieder), ſowie ferner 
am Ende des Jahres 1882 (vier Mitglieder) und 1884 (fünf Mitglieder) aus dem Kirchenvoritande 
ausiheiden. Zum Zweck diefer Wahl wird durch eine nad $ 6 i der bisherigen Verfaffung nieder: 
gejegte Deputation von fieben Mitgliedern ein Wahlauffag von dreizehn Perfonen entworfen und 
dem Konvent vorgelegt, in welchem derjelbe in der Art erweitert werden kann, daß jede dajelbit 
vorgejhlagene wählbare Perfon in den Wahlaufja aufgenommen wird, jobald der Vorſchlag durch 
mindeftens zehn Anwejende unterjtügt wird. 

Die Prediger und die Diafonen haben ſchon vorher die Wahlen für den Kirchenvorjtand 
nah Maßgabe des 8 13 vorzunehmen, deren Ergebniß dem Kirchenfonvent dor Beginn jeiner 
Wahlhandlung angezeigt wird. 


Schlußbeſtimmung. 


8 45. Dieſe Verfaſſung tritt, unbeſchadet der Beſtimmung des $ 44, am 15. Oktober 1879 
in Kraft. 


Bejchloffen im Kirchenfonvent vom 22. April 1879 und bejtätigt duch Beihluß des Senats 
vom 29, April 1879. 


— 
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X. 
Kirchenverfaſſung Der Gemeinde zu BL Remberki. 


Dur Senatsbefhlug dom 7. Juli 1882 ift diefe Kirchenverfaſſung bejtätigt und find in 
demjelben die bei der Beſtätigung der früheren Kichenverfaffung von 1862 zu den 88 1, 7, 27 
gemachten Vorbehalte wiederholt. 

Bremen, Juli 1882. 
Die Bauherren zu St. Remberti. 


I. Bon der Gemeinde. 


8 1. Genoſſen der Kirchengemeinde zu St. Remberti find: 

a. Alle Bewohner des St. Remberti-Kirchſpiels proteitantifcher Konfejfion, mit Ausſchluß 
derer, welche ſich zu der St. Petri-Gemeinde halten, jowie derjenigen, welche auf Grund 
der obrigfeitlihen Verordnung vom 30. April 1860, den jtadtbremifchen Pfarrverband 
betreffend, Aufnahme in einer andern Pfarrgemeinde der Stadt gefunden haben; 

b. diejenigen in anderen jtädtifchen Kirchipielen wohnenden Proteftanten, welche auf Grund 
der vorerwähnten Verordnung als Mitglieder der St. Remberti-Gemeinde aufgerommen 
find oder ein Gemeindeamt in derjelben befleiden, oder endlich vor ihrem Umzuge in ein 
anderes Kirchipiel, der St. Nemberti-Gemeinde auch ferner angehören zu wollen, erklärt 
haben; 

c. die proteftantifchen Bewohner der Feldmark Schwachhaufen und die in der St. Rembertis 
Gemeinde verbliebenen Bewohner der Feldmarf Haftedt. 

$ 2. Die Gemeindegenofjen haben das nächſte Anrecht auf die Benutzung der kirchlichen 
Anftalten und Einrichtungen, jowie die ſolchem Nechte entſprechende Verpflichtung, erforderlichen: 
falls zur Unterhaltung derfelben beizutragen. 

8 3. Die Anmeldung zur Aufnahme (fiehe $ Ib) in diefe Gemeinde gejchieht bei dem 
verwaltenden Bauherrn. Die Entjeheidung über die Aufnahme erfolgt durch den Kirchenvoritand. 
8 4. Sn folgenden Fällen bedarf es der Aufnahme durch den Kicchenvorjtand nicht: 

a. wenn ein Gemeindeglied, gehöre es nun durch feinen Wohnſitz innerhalb dieſes Kirchipiels 
oder durch Aufnahme diefer Gemeinde an, vor feinem Umzuge in ein anderes Kirchipiel 
dem verwaltenden Bauherrn die jchriftliche Anzeige macht, daß es in diejem bisherigen 
Gemeindeverbande auch ferner bleiben wolle; 

b. wenn ein in diefem Kirchſpiel wohnendes Mitglied einer anderen Gemeinde dem verwals 
tenden Bauherrn die jchriftliche Anzeige macht, daß er in die Gemeinde feines Kirchſpiels 
einzutreten gejonnen jet; 

c. wenn ein auberhalb diejes Kirchſpiels wohnendes wahlfähiges Mitglied einer andern Ge: 
meinde zu einem Amte Diefer Gemeinde gewählt wird und Diefe Wahl annimmt. 

$ 5. Der durch die Aufnahme in dieſe Gemeinde begründete Gemeindeverband fann von 
dem Betreffenden nach $ 5 der Verordnung vom 30. April 1860 nur wieder gelöst werben: 

a. durch Rücktritt in die Gemeinde, in deren Kirchſpiel er wohnt; 

b. durch Verlegung feiner Wohnung in ein anderes Kirhjpiel. 

Wer jedoch in diefer Gemeinde, gehöre er ihr durch Wohnung oder Aufnahme an, zu einem 
Kirhenamte gewählt wird, oder ein jolches befleidet, darf, abgejehen von den Folgen einer Woh- 
nungsveränderung, während dev Dauer diefes Amtes ſich von feiner andern Gemeinde anfnehmen 
laſſen (4 7 der Verordnung). 


II. Bon dem Kirchenfonvente. 


8 6. Zum Kivchenfonvente gehören alle männlichen Mitglieder dev Gemeinde, welche das 
fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt haben und entweder 
a. eine Kirchenftelle in der St. Remberti-Kirche in Mtiethe haben, oder 
b, einen jährlichen Beitrag von mindeftens einer Mark zur Kirchenkaſſe leiſten, oder 
ce. ein Gemeindeamt befleiden. 
Jedoch tritt die Zugehörigkeit zum Konvente im erjten Falle erſt ein Jahr nach Miethung der 
| Kirchenſtelle, im zweiten Falle exit mit dem Ablauf dreier auf einander folgender Kalenderjahre, 
| in welchen der Beitrag gezahlt worden tit, ein. 
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Vom Konvente find ausgeſchloſſen: 
a. Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel jtehen; 
b. Perfonen, über deren Vermögen das Konfursverfahren eröffnet worden ift, während der 
Dauer des Konfursverfahreng ; 
c. Perfonen, welche eine Armenunterjtügung aus öffentlichen Mitteln beziehen oder im lebt: 
verfloffenen Jahre bezogen haben; 
d. Perjonen, denen in Folge vechtsfräftigen Erkenntniſſes der Vollgenuß der bürgerlichen 
Ehrenrechte entzogen tft, für die Dauer der Entziehung. 
Die Zugehörigkeit zum Konvente geht verloren: 
. dureh Ausjcheiden aus der Gemeinde; 
. durch Eintritt eines der ‚vorjtehend bezeichneten Ausſchließungsgründe; 
. dureh Endigung der Kirchenitellenmiethe; 
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jahres, in welchem der Beitrag nicht mehr gezahlt worden iſt; 

durch Ausjcheiden aus dem die Zugehörigkeit zum Konvente begründenden Gemeindeamte; 
in den Fällen c—e jedoch nur dann, wenn fie nicht zugleich auf einem noch fortdauernden Ber: 
hältniſſe beruht. 

Wer die Zugehörigkeit zum Konvente verloren hat, kann fie nur in derjelben Weiſe wieder 
erlangen, wie wenn er fie noch nicht beſeſſen hätte. 

8 7. Alle Abänderungen diejer Verfaſſung, der bejtehenden kirchlichen Anjtalten und Ein— 
rihtungen, jowie in dem äußeren Gottesdienft ; jede Vermehrung jtändiger aus der Kirchenfaffe zu 
zahlender Gehalte; jede Veräußerung oder Erwerbung von Grundftüden; jede Geldaufnahme auf 
den Kredit des Kirchenfonds; die Erhöhung oder Verminderung des Kicchipielfchulgeldes, ſowie 
alle in dem gewöhnlichen jährlichen Voranſchlage nicht vorgejehenen Ausgaben, wenn fie die Summe 
von 600 Mark überjchreiten, bedürfen der Genehmigung des Kicchenkonvents. 

8 8. Ferner hat der Kirchenfonvent die Wahl der Prediger, der Bauherren, der Mitglieder 
des Kirchenvorjtandes und der Diakonie, der aus feiner Mitte zu bejtimmenden Mitglieder des 
Gemeindeausschuifes, jowie des Oberlehrers der Gemeindeſchule. 

s 9 Altjährlih wird dem Kirchenfonvente von den Bauherren und dem Kirchenvorjtande 
die Jahresrechnung, jowie das Budget des nächſten Jahres zur Kenntnignahme vorgelegt. 

$ 10. Anträge einzelner Konventsmitglieder find den Bauherren jehriftlich einzureichen, 
welche diejelden innerhalb vier Wochen dem Kirchenvoritande vorzulegen haben. Eine Ablehnung 
derjelben iſt den Antragftellern Fchriftlich unter Hinzufügung der Gründe mitzutheilen. Wenn 
jedoch eine Zahl von dreißig Mitgliedern des Konvents fich ſchriftlich für einen jolchen Antrag 
erklärt, jo muß derjelbe zur Berathung und Beſchlußnahme innerhalb ſechs Wochen an den Kon- 
vent gebracht werden. 

$ 11. Es fünnen aber auch während des Kicchenfonvents Anträge, welche die zu verhan« 
deinde Angelegenheit betreffen, gejtellt, Disfutirt und zum Beſchluſſe gebracht werden. Findet der 
borfigende Bauherr dies Lebtere nicht thunlich, jo muß der Antrag in einem fpäteftens in vier 
Wochen anzujegenden neuen Konvente vorgelegt und über ihn beſchloſſen werden. 

8 12. Bei Gleichheit der Stimmen in Betreff einer Beihlußnahme wird die Abſtimmung 
wiederholt. Ergiebt fich fein anderes Nefultat, jo giebt der Borligende den Ausſchlag. 

8 135. Zu Beſchlüſſen, welche Abänderungen dieſer Kirchenverfaſſung betreffen, gehört eine 
Majorität von wenigjtens zwei Drittel dev Anweſenden. 
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III. Bon dem Kirchenvorjtande. 


$ 14. Den Kirchenvorſtand bilden: 
1. als bejtändige Mtitglieder 
a. die Bauherren; 
b. die Paſtoren; 
c. die vier Älteften Diafonen ; 
2. als zeitige Mitglieder acht vom Konvente gewählte Gemeindeglieder, unter denen ſtets 
eins aus der Dorfihaft Schwahhaufen oder Haſtedt fich befinden muß. 
$ 15. Zu der Wahl der Leßteren hat der Kirchenkonvent wenigitens die doppelte Zahl der 
zu Wählenden vorzufchlagen. Jeder Vorgejchlagene muß durch mindejtens zehn Stimmen unter- 
fügt jein, um auf den Wahlauffag zu kommen. 


Don diejen gewählten Mitgliedern gehen alle zwei Jahre die beiden älteften ab und werden 
durch Neuwahl erjekt. 


. durch Nichtzahlung des jährlichen Beitrags, und zwar mit Ablauf des erſten Kalender= 
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8 16. Die Wirkſamkeit des Kirchenvorſtandes erſtreckt fich dahin: den Bauherren behülflich 
zu jein bei der Pflege der Gemeindejchule; bei Belegung von Kapitalien; die jährliche Rechnung 
der Kirchen, Predigerittwen- und Kommunionfaffe zu revidiren und zu dieſem Zwecke zwei Mit: 
glieder aus jeiner Mitte zu wählen; den Voranjchlag für die Einnahmen und Ausgaben jedes 
nächſten Jahres zu genehmigen; bei einer etwa erforderlichen Ueberſchreitung der feſtgeſetzten Aus— 
gaben, wenn dieſelben die Summe von 600 Mark nicht überſteigen, die Bauherren dazu zu ermäch— 
tigen; die an den Kirchenkonvent zu bringenden Anträge zu berathen; die Liſten der zu den Bau— 
herren- und Diakonenwahlen in Vorſchlag zu bringenden Wahlkandidaten zu entwerfen; eine 


Kirchenkommiſſion für die Gemeindeſchule aus ſeiner Mitte zu ernennen und auf Vorſchlag der— 


ſelben die ſämmtlichen Lehrer der Gemeindeſchule, mit Ausnahme des Oberlehrers, zu erwählen; 
die Entſcheidung über die Aufnahme neuer Gemeindeglieder zu treffen, wie die den kirchlichen 
Beamten zu ertheilenden Dienſtinſtruktionen zu genehmigen. 

8 17. Der Oberlehrer der Gemeindeſchule hat bei allen die Schulangelegenheiten betreffen- 
den Berathungen Sit und Stimme, wodurd jedoch feine Wahlfähigfeit in den Kicchenvorjtand 
nicht ausgeſchloſſen wird. 

8 18. Die Wahl des Organiften geſchieht durch den Kirchenvorſtand mit Hinzuziehung dev 
übrigen Diafonen und des Oberlehrers. 


IV. Bon dem Gemeindeausſchuß. 


8 19. Der Gemeindeausfhuß wird jedesmal neu gebildet, wenn eine Prediger: oder Ober: 
lehrerwahl jtatt Haben muß, und zwar in der Weife, daß den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, 
in Verbindung mit den übrigen Diafonen und dem Oberlehrer, eine gleiche Anzahl durch den 
Kirchenkonvent aus feiner Mitte erwählter Perſonen beigeordnet wird. 

5 20. Er entwirft aus der Zahl der überhaupt von Gemeindegliedern für die Wahl nam: 
haft gemachten Paftoren und reſp. Lehrern den Wahlauffaß, und zwar bei den Paftoren von 
ſechs und bei den Lehrern von mindeitens drei Kandidaten. 

Am dritten Tage darauf ift dann diefer Wahlaufſatz zum Zwecke der definitiven Wahl dem 
Kirhenfonvente vorzulegen. 

$ 21. Dieje Vorwahl durch den Gemeindeausſchuß gefchieht durch relative Stimmenmehr: 
heit. Bei Gleichheit der Stimmen wird nod) einmal abgeftimmt und im abermaligen Falle der 
Gleichheit durch das Loos entjchieden. 

5 22. Der Gemeindeausfhuß wird bei der Predigerwahl noch dor Beginn der Probe: 
predigten, bei der Wahl des Oberlehrers vier Wochen nad eingetretener Vakanz gebildet. 


V. Bon den Bauherren. 


$ 23. Das Bauherrenamt wird don drei Gemeindegliedern verwaltet, bon welchen das Eine 
aus allen der Gemeinde angehörenden Mitgliedern des Senats, die beiden andern aus einer von 
dem Kirchenvorſtande zu entwerfenden Wahllifte von ſechs Gemeindegliedern auf dem Kirchen: 
fonvente gewählt werden. 

Sollte indeſſen bei der aus Mitgliedern des Senats zu erjegenden Vakanz der Kirchenfonvent 
nicht mindejtens zwijchen zwei Senatoren die Wahl haben, weil nur ein Senator der Gemeinde 
angehört, jo wird aus diefem und fünf anderen Gemeindegliedern die Wahllijte gebildet. 

S 24. Die Wahl gejchieht für die Dauer von 10 Jahren; das Alter von 55 Sahren 
gejtattet die Ablehnung. 

$ 25. Den Bauherren der Gemeinde liegt die Vertretung derjelben, Die Erhaltung und 
Pflege der kirchlichen Anftalten, Führung der Lifte der Gemeindeglieder, die Leitung der Ver- 
ſammlungen des Kirchenvorſtandes, des Konvents und Gemeindeausſchuſſes, ſowie die Verwaltung 
des Kirchenvermögens, der Kommunion= und Predigerwittwenfaife unter jährlihem Wechjel der 
Rehnungsführung ob. 

Die unteren Kirchendiener werden von ihnen angeftellt. 


VI. Bon den Baitoren. 


8* 26. Es find für jet ein veformirter und ein lutheriſcher Prediger bei der Kirche von 
St. Remberti angeftellt. Sie werden vom Kirchenkonvente (fiehe II.) gewählt und nach erfolgter 
Beitätiaung ihrer Wahl von den Senate vocirt. 

$ 27. Wer fi) zur Union befennt, ift gleichfalls wählbar, doc bekleidet der Gewählte die 
jedesmal erledigte reformirte oder lutheriſche Stelle, bi3 einmal in Bremen durch Einführung einer 
allgemeinen Union diefe Unterfcheidungsformen fallen. 
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g 28. Den Paftoren fteht die Befugniß zu, im Sommer vier Wochen Ferien zu machen. 


Ueber die Zeit derfelben haben fie fi mit einander zu verjtändigen, und jeder hat die Verpflichtung, 
für die Wahrnehmung feiner Amtsgeſchäfte während jeiner Abweſenheit Sorge zu tragen. Hiervon 
ift dem verwaltenden Bauheren Anzeige zu maden. 

8 29. Wenn ein Prediger außer den Ferien fih von Bremen entfernen will, jo bedarf es 
dazu, falls ex dadurch länger als acht Tage an der Wahrnehmung jeines Amtes gehindert jein 
würde, eines vorgängigen Einverftändniffes mit dem verwaltenden Bauherrn. 


VII Bon der Diafonie. 


$ 30. Die Diakonie der St. Remberti-Gemeinde befteht aus zwölf Perfonen. Jährlich geht 
ein Diafon nach dem Dienftalter ab. Die Wahl gejchieht durch den Kicchenfonvent aus einer bon 
dem Kirchenvorſtande aufgegebenen Wahlliſte von drei Perjonen. 


VII. Allgemeine Beltimmungen. 


8 31. Bei allen definitiven Wahlen ift abjolute Stimmenmehrheit erforderlich, bei Vor— 
wahlen genügt relative Mehrheit. 

8 32. Die Kirchenftellen in der St. Remberti-Kirche, mit Ausnahme derer, welche den 
Präbendarien des St. Nemberti-Stiftes angewiejen find, oder deren Gebraud) mit amtlichen Stel— 
{ungen verbunden ift, werden don den Bauherren vermiethet. 

$ 33. Bei allen Einladungen zu Konventsverfammlungen iſt der Zweck derjelben anzugeben. 
Etwaige Anträge auf Abänderung der Kirchenverfaſſung müſſen bei der betreffenden Einladung 
vollſtändig mitgetheilt werden. 


IX. Schlußbeſtimmung. 


$ 34. Nach Einführung diefer Verfaſſung it diejenige vom 1. April 1862 außer Kraft 
geſetzt. 


AL 
Skatut der Bremiſchen Kirchenvertrekung. 


g 1. Die ſämmtlichen evangeliſchen Kirchengemeinden der Stadt Bremen — 
nämlich die Gemeinden von St. Petri Dom, U. L. Frauen, St. Stephani, St. Ansgarii, 
St. Martini, St. Remberti, St. Pauli, St. Michaelis, und der Friedenskirche — haben 
ſich vereinigt, zum Zwecke der Verſtändigung über gemeinſame Angelegenheiten ein 
ſtändiges Organ einzuſetzen, welches den Namen „Bremiſche Kirchenvertretung“ führt. 

Einer jeden Gemeinde ſteht der Rücktritt von dem Verbande, unbeſchadet der Fort— 
dauer deſſelben für die übrigen Gemeinden, zu jeder Zeit frei. 

Für die Zufanmenfegung, Zuftändigfeit und Wirkjamfeit dev Kirchenvertretung 
find die nachjtehenden Beſtimmungen maßgebend. 

$ 2. Die Kirchenvertretung befteht bis auf Weiteres aus 47 Mitgliedern, nämlich aus 

15 Abgeordneten der Domgemeinde, 


4 4 der Gemeinde bon U. 2. Frauen, 
5 hi N 2 „ St. Stephani, 
4 i h n „ St. Ansgari, 
3 h 3 h „ St. Martini, 

4 r P A „St. Remberti, 
5 „St. Pauli; 

3 „ St. Michaelis, 
4 k der Friedenskirche. 


Den ewangelijchen Gemeinden der Städte Vegeſack und Bremerhaven und des Land- 
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gebiets bleibt die Theilnahme an der Kicchenvertvetung nach näherer Vereinbarung vor— 
behalten. 


5 3. Die Abgeordneten der jtadtbremijchen Gemeinden werden duch die betreffenden 
Kirchenkonvente gewählt. 


Unter je drei Abgeordneten einer Gemeinde darf nicht mehr als ein Geiftlicher 
ſich befinden; doch joll jede Gemeinde durch mindeftens einen Geiftlichen vertreten jein. 
Iſt die einer Gemeinde zuftehende Abgeordnetenzahl nicht durch Drei teilbar, jo wird 
fie in Anſehung der Zuläffigfeit von Geiftlichen, wenn ein Abgeordneter überzählig ift, 
der nächſt Eleineven, jind zwei Abgeordnete überzählig, der nächſt größeren durch Drei 
theilbaren Zahl gleich geachtet. 

Im Mebrigen bleiben im Betreff der Abgeordnetenwahl alle Beltimmungen über 
Wahlberechtigung, Wählbarkeit und Wahlverfahren jeder einzelnen Gemeinde überlafjen. 
5 4. Die Abgeordneten werden auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Zritt in der Zwifchenzeit die Erledigung einer Stelle ein, jo wird diefelbe zunächſt 
nur für die Amtsdauer des Ausgeſchiedenen wieder beſetzt. 

Zur Aushülfe in Verhinderungsfällen wählen außer ihren Abgeordneten die 
Domgemeinde fünf, jede andere Gemeinde zwei Stellvertreter. Ein Stellvertreter kann 
nur für eine Seſſion ($ 13), nicht für einzelne Sitzungen eintreten. 

Vorbehältlich bejonderer Beitimmung für die erſte Wahl, finden die regelmäßigen 
Wahlen im Dezember jtatt. 

S 5. Fragen, welche die Kirchenlehre im Allgemeinen oder das Firchliche Bekenntniß 
der einzelnen Gemeinden betreffen, ſind von den Verhandlungen der Kirchenvertretung 
grundſätzlich ausgeſchloſſen und werden durch die gegenwärtige Vereinbarung in keiner Weiſe 
berührt. (S 16.) 

5 6. Dagegen ift die Kicchenvertvetung berufen, mit folchen gemeinfamen kirchlichen 
Angelegenheiten der betheiligten Gemeinden ſich zu beſchäftigen, welche dem Gebiete des 
äußeren kirchlichen Lebens angehören, namentlich wenn ſie folgende Gegenſtände betreffen: 

1. die äußere Ordnung der Taufe, insbeſondere Zeit und Ort der Taufhandlung, 
Anweſenheit der Eltern, Pathenſchaft, (mit Ausſchluß jedoch des Taufformulars); 

2. die äußere Ordnung des Katechumenen- und Konfirmandenunterrichts, ſowie der 
Konfirmation, namentlich die Bedingungen des Eintritts in den Unterricht, den 
Wechſel des Predigers, die Zeit und Dauer des Unterrichts, das Verhältniß 
dejjelben zur Schule ; 

3. die Firchliche Einſegnung dev Ehen, insbefondere Zeit und Ort derfelben , fowie 
die mit Rückſicht auf die bürgerliche Eheſchließung etwa noch erforderlichen 
Aenderungen und Ergänzungen der beftehenden firchlichen Ordnung; 

4. die kirchliche Mitwirkung bei Begräbnifjen ; 

. die Förderung der Sonntagsfeier, gemeinfame Kirchliche Feittage, insbejondere 
den Dank-, Buß- und Bettag, ſowie kirchliche und vaterländifche Gedenktage; 

6. gemeinſame Kirchengebete für beſondere Fälle; 

7. die Regelung der Gemeindeangehörigkeit; 

8. die Sammlungen beim Gottesdienſte, namentlich für kirchliche Zwecke; 

8 

0 


[eb 


. die Gebühren für Kirchliche Handlungen ; 
. die Einrichtung einer Kirchlichen Statiftif. 
5 7. Beichlüffe der Kirchenvertretung haben für die einzelnen Gemeinden feine 
verbindliche Kraft. 

Die Gemeinden dürfen jedoch über feine Frage, welche dem Gebiete der in $ 6 
bezeichneten gemeinfamen Angelegenheiten angehört, für fich eine Entjcheidung treffen, 


ni 
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bevor nicht die Kirchenvertretung entweder über die Regelung der fraglichen Angelegen= 
heit fich ausgejprochen, oder auf desfallfigen Antrag der betreffenden Gemeinde eine 
Beſchlußfaſſung über die Sache abgelehnt hat. 

Hierdurch ſoll es aber der einzelnen Gemeinde nicht benommen werden, in dring— 
fichen Fällen proviſoriſche Beſtimmungen zu treffen. 

Die Beichlüffe der Gemeinden über die Vorlagen der Kicchenvertretung, ſowie Die 
nach dem vorjtehenden Abſatze getroffenen proviſoriſchen Beitimmungen find dem Vor— 
itande der Kirchenvertretung ($ 8) mitzutheilen. 

g 8, Die Kichenvertretung erwählt aus ihrer Mitte nach abjoluter Stimmen: 
mehrheit einen Vorfiger und einen jtellvertretenden Vorſitzer, jowie nach relativer Stimmen 
mehrheit zwet Schriftführer und einen Rechnungsführer. 

8 9. Die nah $ 8 erwählten fünf Perſonen und zwei andere, von dev Kirchen 
vertretung nach relativer Stimmenmehrheit zu erwählende Mitglieder bilden den Vorſtand 
der Kirchenvertretung. 

$ 10. Daneben befteht für den im 8 16 bezeichneten Zwed ein Ausſchuß von 
9 Mitgliedern, in welchem jede der vereinigten Gemeinden durch einen ihrer Abgeordneten 
vertreten jein muß. 

Kein Ausſchußmitglied darf gleichzeitig dem Vorjtande angehören. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden von der Kirchenvertretung nach relativer 
Stimmenmehrheit aus den Abgeordneten der einzelnen Gemeinden gewählt. 

8 11. Die Wahlen zu den in den SS 8 bis 10 genannten Aemtern erfolgen 
für die Dauer der dreijährigen Wahlperiode (8 4). 

In der Zwifchenzeit erledigte Stellen werden zunächft nur für den Reit der Periode 
wieder bejeßt. 

S 12, Dem Vorſtande ift folgender Gejchäftsfreis zugewiejen: 

1. Er vertritt die Kirchenvertretung nad) Außen und vermittelt insbejondere auch 
ihren Verkehr mit den einzelnen Gemeinden. 

2. Er hat thunlichit dafür zu forgen, daß alle firchlichen Angelegenheiten , welche 
zum Wirkungskreiſe dev Kirchenvertretung gehören, don derjelben berathen werden 
bevor fie in den einzelnen Gemeinden bzw. beim Kixchenregimente ihre Erledigung 
gefunden haben. 

3. Er macht der Kicchenvertretung über die zur Verhandlung fommenden Gegen— 
jtände bejondere Vorlagen, ſofern er es für jachdienlich erachtet und nicht etwa 
die Kirchenvertretung eine bejondere Kommijfion damit beauftragt hat. 

4, Er entwirft unter Berückſichtigung etwaiger früherer Bejchlüffe der Kirchenver— 
tretung, ſowie der don einzelnen Mitgliedern geſtellten Anträge (55 13, 14) für 
jede Seffion der Kirchenvertretung, eine Tagesordnung, welche den Abgeordneten 
bei der Einladung mitzutheilen it. 

5. Er beftimmt, jofern nicht die Kicchenvertretung hierüber bejchlofjen hat, Zeit und 
Ort des Zufammentrittes dev Kirchenvertretung, und beruft diejelbe. Die Ein: 
ladung der Abgeordneten muß in der Regel jpätejtens eine Woche vor Beginn 
der Seſſion erfolgen. f 

6. Er verwaltet die Geldangelegenheiten der Kirchenvertretung. 

8 13. Alljährlich zwijchen Oftern und Pfingften hält die Kirchenvertretung eine 
regelmäßige Seffion, in welcher je nach Bedürfniß an einem oder mehreren Tagen die 
Verhandlungen jtattfinden. 

Zu außerordentlichen Seſſionen wird die Kicchenvertretung vom Vorjtande berufen, 
jo oft nach deſſen Ermeſſen Veranlaffung dazu vorliegt, oder mindeſtens 12 Mitglieder 
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der Kicchenvertretung oder eine der beteiligten Gemeinden unter Angabe des zur Ver— 
handlung zu dringenden Gegenftandes beim Borjtande jehriftlich darauf antragen. 

Jede Seſſion wird mit Gebet eröffnet. 

8 14. Der Vorſtand iſt verpflichtet, einen Gegenſtand auf die Tagesordnung der 
nächſten Seffion zu jeßen, wenn dies vor der vorjtandsjeitigen Feſtſtellung der Tages⸗ 
ordnung don mindeſtens ſechs Abgeordneten ſchriftlich beantragt wird. 

5 15. Die Kirchenvertretung kann die Reihenfolge der vom Vorſtande entworfenen 
Tagesordnung abändern, jowie Gegenftände von derjelben ganz abjeßen. 

Steht ein Gegenjtand auf der Tagesordnung, welher nicht zu denjenigen gehört, 
die in S 6 umter 1 bis 10 namhaft gemacht find, fo gelangt derfelbe nur dann zur 
Berathung, wenn ſich wenigſtens zwei Drittel der anweſenden Abgeordneten dafür erklären. 

Ueber Gegenſtände, welche ſich nicht auf der bekannt gemachten Tagesordnung 
befinden, darf nicht verhandelt werden, es ſei denn, daß ein Antrag auf nachträgliche 
Aufnahme eines Gegenſtandes in die Tagesordnung die Zuſtimmung von drei Viertel 
aller Abgeordneten (einſchließlich der abweſenden) findet. 

8 16. Widerſprechen drei oder mehr Abgeordnete, vor Beginn der Debatte über 
einen auf der Tagesordnung ftehenden Gegenftand, der Beratdung defjelben aus dem 
Grunde, weil diefer Gegenjtand zu den nach $ 5 der Kompetenz ber Kirchenvertretung 
entzogenen Fragen gehöre, jo wird die Verhandlung — und zwar ohne daß eine Debatte 
über die Berechtigung des Widerfpruchs zuläffig iſt — vorläufig ausgejeßt und die 
Sache zunächit zur Prüfung der Kompetenzfrage dem Ausſchuſſe ($ 10) überwiefen, welcher 
in der nächiten Verſammlung derfelben Seffion darüber zu berichten hat. Darauf 
findet, nachdem außer dem oder den Berichterftattern des Ausſchuſſes nur einer 
derjenigen Abgeordneten, von welchen der Widerfpruch erhoben worden, und, falls der 
angefochtene Gegenftand vom Vorſtande angeregt worden, ein Mitglied defjelben, falls 
aber die Verhandlung von anderen Abgeordneten beantragt worden, einer der Antrag- 
ſteller das Wort erhalten hat, ohne weitere Diskuffion über die Kompetenzfrage, die 
Abjtimmung ftatt. Ergiebt diefelbe, daß mindeftens ein Viertel der ſämmtlichen Mit- 
glieder der Kicchenvertretung die Verhandlung für unzuläffig Hält, jo wird der fragliche 
Gegenftand definitiv von der Tagesordnung abgefegt und darf innerhalb eines Jahres 
nicht wieder in Vorſchlag gebracht werden. 

8 17. Die Kircchenvertretung faßt ihre Beſchlüſſe mit einfacher Stimmenmehrheit 
der anweſenden Mitglieder, ſoweit nicht im Statut etwas Anderes beftimmt ift. 

Tritt Stimmengleichheit ein, jo gilt ein Antrag als abgelehnt, und entjcheidet 
bei Wahlen das Loos, 

5 18. Ueber den formellen Gang der Verhandlungen in dev Plenarverfammlung 
der Kirchenvertretung jowie im Vorſtande und Ausſchuſſe wird eine Gefchäftsordnung 
das Nähere bejtimmen. 

5 19. Die Verhandlungen der Kirchenvertretung find öffentlich, vorbehaltlich des 
Ausſchluſſes der Deffentlichfeit in bejonderen Fällen. 

5 20. Die Kojten der ganzen Einrichtung werden von den betheiligten Gemeinden 
nad Verhältniß der Anzahl ihrer Abgeordneten getragen. 

s 21. Mbänderungen diefes Statuts können mit drei Vierten der Stimmen 
jämmtlicher Mitglieder der Kirchenvertretung (einſchließlich der abwejenden) beſchloſſen 
werden, treten jedoch erſt nach erfolgter Zuftimmung ſämmtlicher betheiligten Gemeinden 
in Kraft. 
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XH. 
Obrigkeitliche Bekanntmachung, 


eine kirchliche Gemeindeordnung für Die Tandgemeinden befreffend. 
(Publicirt am 7. Mai 1860.) 


Das Verlangen nach einer zeitgemäßen Regelung der kirchlichen Gemeindeverhält— 
niſſe auf dem Lande war Veranlaſſung, daß in den letzten Jahren allmälig mehreren 
Landgemeinden auf ihr Anſuchen beſondere kirchliche Gemeindeordnungen verliehen wurden ; 
da jedoch die Verhältniſſe der übrigen ungeändert blieben und daneben die ſo erbetenen 
Gemeindeordnungen mehr oder weniger mangelhaft und gleichzeitig zu wenig überein— 
ſtimmend waren, um eine gleichmäßige Handhabung und damit die wünſchenswerthe 
weitere Ausbildung der neuen Rechtsverhältniſſe zu geſtatten, ſo konnte dadurch dem 
Bedürfniſſe einer beſſeren Ordnung keineswegs ſo nachhaltig und ſo allgemein abge— 
holfen werden, als dies durch Einführung einer gleichen und vollſtändigeren Gemeinde— 
ordnung für ſämmtliche Landgemeinden der Fall geweſen ſein würde. 

Geſtützt auf das unverkennbar noch immer vorhandene Bedürfniß haben nun die 
Landprediger den Erlaß einer allgemeinen kirchlichen Gemeindeordnung durch den Senat 
beantragt und haben ihrer Eingabe zugleich Vorſchläge beigefügt, denen die Beſtim— 
mungen der neueren Gemeindeordnungen durchgängig zum Grunde liegen. 

Der Senat hat dieſe Vorſchläge einer ſorgfältigen Prüfung unterzogen, hat es 
jedoch für nothwendig erachtet bieſelben mit den erforderlichen Abänderungen vorab 
einer aus Predigern und Deputirten der Presbyterien ſämmtlicher Landgemeinden zuſam— 
mengeſetzten Verſammlung vorzulegen und hat ſodann, nachdem auch von dieſer Ver— 
ſammlung ſowohl eine allgemeine Ordnung für wünſchenswerth, als die ihr gewordene 
Vorlage für zweckmäßig erklärt worden iſt, den Erlaß einer kirchlichen Gemeindeordnung 
für ſämmtliche kirchliche Gemeinden des Landgebiets beſchloſſen, welche hiedurch zur 
allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht wird. 

Beſchloſſen Bremen in der Verſammlung des Senats am 2. und bekannt 
gemacht am 7. Mai 1860. 


Kirchliche Gemeindeordnung für die Kandgemeinden. 


Bon der Gemeinde. 

8 1. Mitglieder der Firchlichen Gemeinden, der reformirten und Lutherifchen 
jowohl als der umirten Gemeinden, jind alle Einwohner des Kirchjpiels, welche der 
chriftlichen Kirche mitteljt einer der beiden proteſtantiſchen Konfeſſionen angehören. 

$ 2. Alle Gemeindeglieder haben ein Recht auf Benußung der Firchlichen Ans 
ftalten, haben aber auch die diefem Nechte entjprechende Pflicht, den bejtehenden kirch— 
lichen Ordnungen fich zu unterwerfen, und zu den kirchlichen Bedürfniſſen Beijteuer 
zu leijten. 

Durch diefe Beitimmung joll übrigens die herkömmliche Vertheilungsweiſe der 
Kirchen-, Schul und Armenlajten feine Abänderung erleiden. Vielmehr bleibt es dabei, 
bis in rvechtsgültiger Weife eine Abänderung getroffen ift, und hat daher jeder Grund» 
eigenthümer und Einwohner des Kirchſpiels, wenn er auch vermöge jeines Wohnſitzes 
oder feiner Konfeſſion der Gemeinde nicht angehört, die ihm nach dem beftehenden Rechte 
obliegenden Beiträge zu diejen Laſten nach wie vor zu leiften. 


en — 
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5 3. Mitglieder der Gemeindeverfammlung find alle Gemeindeglieder männlichen 
Gejchlechts, welche konfirmirt und volljährig find und zugleich einem eigenen Haushalte 
vorjtehen oder vorgejtanden haben. Eine Wittwe kann ſich durch einen majorennen 
Sohn in der Gemeindeverfammlung vertreten laſſen. 

s 4. Ausgeſchloſſen find Diejenigen ; 

a. welche durch geiftige oder körperliche Gebrechen zur Ausübung des Stimmrechts 
unfähig find, 

b. die unter gerichtlicher Kuratel jtehen, 

c. die nicht von umbejcholtenem Wandel find. 

5 5. Der Wirkungsfreis der Gemeindeverfammlung befaßt die folgenden Ge- 
genftände: 

1. Die Beltimmung der Zahl der überhaupt umd reſp. aus den verschiedenen 
Klafjen der Gemeindegenofjen und aus den verjchiedenen Dorfichaften der 
Gemeinde zu wählenden Kirchengeſchworenen, SKicchenälteften und Deputirten, 
jowie ihrer Dienftzeit innerhalb der duch die Gemeindeordnung feftgeftellten 
Grenzen ; 

2. Die Bermögensangelegenheiten der Kirche, Schule und Armenkaſſe. 

Ein Beſchluß dev Gemeindeverfammlung ift erforderlich: 

a. zu Neubauten ſowie zu den außerordentlichen Reparaturen und den jonftigen 
Ausgaben, welche nicht aus den Auffünften des Kirchen» und Schulver- 
mögens bejtritten werden können. 

Bei diefen Bauten und Reparaturen fteht der Gemeindeverfammlung das 
Recht zu, den Kicchengefchworenen einige Deputirte aus ihrer Mitte zur 
Leitung und Ueberwachung des Baues beizuordnen ; 

b. zu Umlagen in dev Gemeinde, joweit diefe nicht vegelmäßig zur Dedung 
der Koften gewöhnlicher Neparaturen erforderlich find; 

c. zu der Beſtimmung des Vertheilungsfußes, nach welchen die Umlagen auf- 
gebracht werden jollen. 

Alles dieſes jedoch unbejchadet des Nechts der obrigfeitlichen Behörde, 
im all einer Weigerung der Gemeindeverfammlung, das Nothwendige an- 
zuordnen und die Koften durch eine Umlage einzuziehen ; 

d. zur Veräußerung von Immobilien; 

e, zu Anleihen. 

Auch wird der Gemeindeverfammlung 

f, am Schluß eines jeden Nechnungsjahres ein Auszug der Jahresrechnungen 
nebſt einer VBermögensüberficht vorgelegt. 

3. Die Wahl der Gemeindebeamten ſowie des Predigers, des Küfters und der 
Hauptichullehrer. 

Die Kirchengeſchworenen und Kirchenälteften werden aus drei von dem 
Kirchenvorjtande vorgefchlagenen Gemeindegenoſſen nach abjoluter Stimmen- 
mehrheit gewählt. 

An dev Wahl des Predigers, des Küfters und der Hauptlehrer nimmt die 
Gemeindeverfammlung durch eine der Mitgliederzahl des Kirchenvorftandes gleiche 
Anzahl von Deputirten Theil, unter welchen die verjchiedenen Dorfichaften der 
Gemeinde und die verjchiedenen Klaſſen der Gemeindegenoffen angemefjen ver: 
treten jein müfjen. 

Dieſe Deputirten werden aus einem don der Gemeinde jelbt entworfenen Wahl- 
aufjage nach abjoluter Stimmenmehrheit gewählt. 
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4. Das äußere Kirchenweſen, insbejondere Zeit des Gottesdienjtes, Einrichtung des 
Kirchhofes u. j. w., wie auch das Schulwejen der Gemeinde, 

In Beziehung hierauf hat die Gemeindeverfammlung das Recht, Anträge auf 
Veränderungen und neue Einrichtungen zu berathen und an die Kommiſſion des 
Senats fie kirchliche Angelegenheiten gelangen zu Lafjen. 

5, Andere die Kirche und Schule, ſowie das Armenwefen berührende Angelegen— 
heiten, welche der Gemeinde zur Beratdung oder Beichlußnahme zugewiejen 
werden. 

Alle Beſchlüſſe der Gemeindeverfammlung, fowie die Wahl dev Kirchen 
geſchworenen, Prediger, Küfter und Lehrer, bedürfen zu ihrer Gültigkeit die 
Beitätigung der Kommiſſion des Senats für kirchliche Angelegenheiten, don 
welcher auch die Ernennung, Berufung und Inſtruktion der gewählten Prediger, 
Küfter und Lehrer erfolgt. 

8 6. Jedes Mitglied der Gemeindeverfammlung ift verpflichtet, die auf dafjelbe 
gefallene Wahl zum Kirchengeſchworenen oder Kirchenälteſten anzunehmen, wenn es nicht 
dieſes Amt im letzten Jahre beffeidet oder fein ſechzigſtes Lebensjahr vollendet, oder 
andere Gründe hat die Wahl abzulehnen, über deren Zuläffigfeit der Kirchenvorſtand 
entjcheidet. Ebenſo kann auch aus genügenden Gründen vor Ablauf der gejeglichen Zeit 
ein Kirchengeſchworner oder Kirchenältefter auf feinen Wunſch durch den Kirchenvorſtand 
von jeinem Amt entlajjen werden. 

Bon der Entjcheidung des Kirchenvorſtandes haben in beiden Fällen die Be— 
theiligten einen Rekurs an die Kommiljion des Senats für kirchliche Angelegenheiten. 

8 7. Alle in der Gemeindeverfammlung zu berathenden Gegenftände jollen einer 
Vorberathung durch den Kirchenvorftand unterzogen werden. Die Gemeindebeſchlüſſe 
werden, wo nicht das Geſetz es anders beſtimmt, mit abſoluter Stimmenmehrheit 
der an der Verſammlung Theil nehmenden Gemeindegenoſſen gefaßt und hat ſich der 
Einzelne dem Beſchluſſe der Mehrheit zu fügen. 

F 8. Jedes ſtimmführende Mitglied hat das Recht, Anträge in die Gemeinde— 
verfammlung zu bringen ; jedoch müſſen diefe Anträge zuvor jehriftlih in anftändiger 
Form bei dem Kirchenvorſtande eingereicht werden, in deſſen Verfammlung darüber 
entfehteden wird, ob fie zur Mittheilung an die Gemeinde geeignet jeien. 

Findet der Kirchenvorſtand die Anträge nicht zur Mittheilung an die Gemeinde 
geeignet, jo hat er davon unter Anführung der Gründe dem betreffenden Gemeindeglied 
eine fehriftliche Anzeige zu machen, welchem es alsdann unbenommen bleibt, nach vor— 
gängiger Benachrichtigung des Vorfiters, feine Beſchwerde darüber in der Gemeindes 
verfammlung perfünlich oder durch ein anderes Gemeindeglied geltend zu machen. Wird 
dann die Beſchwerde für gegründet erachtet, jo wird der Antrag ſelbſt in einer andern 
dazu feſtzuſetzenden Gemeindeverfammhung zur Abjtimmung gebracht. 

8 9. Die Einladung zu der Gemeindeverfammlung gejchieht durch den Prediger 
von der Kanzel. Jede Gemeindeverfammlung wird in der Kirche oder in der Schule 
gehalten und von dem Prediger mit Gebet eröffnet. 


Bon dem Kirchenvorjtande, 


$ 10. Der Kirchenvorſtand befteht aus dem Prediger, den Kirchengejchworenen und 
aus drei bis fünfzehn Aelteften nach der Größe der Gemeinde. Der Prediger hat den 
Vorſitz und wird im Fall der Abwejenheit oder einer Vakanz von dem älteften Kirchen 
geſchworenen vertreten. 

An denjenigen Verfammlungen des Kirchenvorftandes, in welchen Schulſachen 


105] XT. Landgemeindeordnung vom 2. Mai 1860. 993 


berathen werden, nehmen die Hauptlehrer der Gemeinde mit fonjultativer Stimme Theil, 

jofern nicht dev Kicchenvorftand für einzelne Fälle eine Ausnahme bejchliet. 

s 11. Pie Kirchenälteften werden von der Gemeindeverfammlung aus drei von 
dem Kirchenvorſtande vorgejchlagenen Gemeindegliedern mit abjoluter Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos, 

s 12. MWählbar find alle Mitglieder der Gemeindeverfammlung, welche einen 
eigenen Haushalt führen und das dreißigite Jahr vollendet haben. Es darf jedoch bei 
der Wahl nur auf folche Männer das Abjehen gerichtet werden, die durch hriftliche 
Gefinnung und Wandel fich des Firchlichen Chrenamts und des Vertrauens der Gemeinde 
würdig gemacht haben. Auch jollen die verjchiedenen Klaſſen der Gemeindegenofjen und 
die verjchiedenen zu einer Gemeinde gehörigen Bauerjchaften unter den Kirchenälteften 
angemefjen vertreten jein. 

8 13. Das Kirchſpiel wird in jo viele Diftrifte getheilt, als es gewählte 
Kirchenälteſte zählt, von welchen ein jeder als Schul- und Armenpfleger zunächit einem 
Diſtrikte vorſteht. 

Der Geſchäftskreis des Kirchenvorſtandes umfaßt alle Angelegenheiten der Gemeinde; 
insbeſondere gehört dahin: 

a. Der Vorſitz, die Leitung und Protokollführung in der Gemeindeverſammlung 

und die Führung einer Liſte der Mitglieder derſelben. 

b. Die Vorberathung aller in der Gemeindeverſammlung zu berathenden Gegen: 

jtände. 

°. Die Vorwahl bei der Wahl eines Kicchengefchworenen und eines Kirchenälteſten. 

d. Die Wahl des Predigers, des Küſters und der Hauptlehrer aus drei von der 

obrigkeitlichen Behörde vorgeſchlagenen Kandidaten. Dieſe Wahl geſchieht in 
Gemeinſchaft mit einer gleichen Anzahl Deputirter aus der Gemeinde, vermittelſt 
abſoluter Stimmenmehrheit. Hat bei der erſten Abſtimmung kein Kandidat die 
erforderliche Stimmenzahl, ſo wird derjenige, der die wenigſten Stimmen hat, 
von der Wahlliſte weggelaſſen. Bei Stimmengleichheit der beiden Kandidaten 
wird die Wahl wiederholt, und wenn dann auch fein Nefultat erreicht wird, 
die Entiheidung dem Looſe überlaffen. 

e. Die Verwaltung des Armen und Schulweſens der Gemeinde, unbejchadet der 
in einigen Gemeinden dem Prediger mit den Kirchengeſchworenen zuftehenden Ver— 
waltung und Verwendung der Einkünfte der Firchlichen Armenkaſſe. 

. Die Sorge für die Armen durch Zuſpruch und zeitgemäße Unterſtützung. 

. Die Beſtimmung dev Höhe des Schulgeldes nach Maßgabe des Geſetzes, Förde— 
rung des Schulbeſuches durch Ermahnung der Eltern, Beilegung etwaiger Streitig- 
feiten zwiſchen Lehrern und Gemeindegliedern, Mitwirkung bei Feftfehung der 
Strafen für Schulverſäumniſſe u. ſ. w. 

h. Die Sorge für die Aufrechthaltung der beftehenden Schulordnung. 

Zu dem Ende find die Mitglieder des Kirchenvorftandes berechtigt und ver- 
pflichtet, die Schulen von Zeit zu Zeit zu befuchen, und Dasjenige, was fie 
dort der bejtehenden Ordnung Zumiderlaufendes gefunden haben, in der nächiten 
Verſammlung des Kirchenvorftandes zur Anzeige zu bringen, ohne daß ihnen 
übrigens das Recht zufteht, ſelbſt dem Lehrer Vorjchriften zu machen oder in 
den Unterricht einzugreifen, 

1. Die Vorlegung aller Rechnungen des Kicchen-, Armen- und Schulwejens, ehe 
dieſelben der Kommiffion des Senats für kirchliche Angelegenheiten zur Abnahme 
und Zuſchreibung eingereicht werden. 

Friedberg, Verfafjungsgefege. Die drei freien Städte, 63 
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8 14, Der Kicchenvorftand erwählt aus feiner Mitte einen Protofollführer, der 
nach jeder Sitzung das Protokoll vorzulejen, in das Protofollbuch einzutragen und in 
der nächſten Sitzung zu wiederholen hat. 

$ 15. Derjelbe’ernennt aus feiner Mitte einen Nechnungsführer für das Schul— 
weſen und jofern ein von der firchlichen Armenkaſſe getrenntes Armenweſen vorhanden 
ift, einen Rechnungsführer für das Armenweſen, welcher Einnahme und Ausgabe gehörig 
perzeichnen und darüber am Schluß des Verwaltungsjahres dem Kirchenvorjtand Rech— 
nung ablegen muß. 

$ 16. Der Kirchenvorſtand verfammelt fich alle Monate an einem von dem Vor— 
fiter zu beftimmenden Tage, auch ift dev Vorſitzer befugt, und wenn wenigjtens Die 
Hälfte des Vorſtandes es verlangt, verpflichtet, in bejonderen Fällen eine außerordent- 
liche VBerfammlung zu veranftalten. 

8 17. Am Schluſſe des Nechnungsjahres Hat der Kicchenvorjtand der Gemeindes 
verfammlung in geeigneter Weife einen Auszug der Jahresrechnung der Kirchen, Schul— 
und Armenkaſſe nebjt einer Vermögensüberficht vorzulegen. 

$ 18. Die Kicchenälteften werden für einen Zeitraum von mindeſtens vier und 
höchftens acht Jahren gewählt, find aber nad Ablauf der Dienstzeit von Neuem 
wählbar. 

Bon den Kirchengejchworenen. 


8 19. Die Kirchengeſchworenen werden in der Gemeindeverfammlung aus drei 
von dem Kirchenvorftande vorgejchlagenen Gemeindegliedern mit abjoluter Stimmen— 
mehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. Nach Beitätigung der 
Mahl wird der Kirchengeſchworene von der Kommiſſion des Senats für Kirchliche Anges 
legenheiten beeidigt. 

S 20. Zum Kirchengeſchworenen kann nur ein jolventer Grundeigenthümer erwählt 
werden, welcher das dreißigite Lebensjahr vollendet hat. Im Uebrigen gilt von der 
Wählbarkeit, was $ 12 von der Wählbarfeit der Kirchen älteften gejagt worden iſt. Es 
ſoll aber auch hier darauf gejehen werden, wenn die Gemeinde aus mehreren Bauern— 
ichaften beiteht, daß die Kirchengeſchworenen verjchiedenen Bauerjchaften angehören. 

$ 21. Diejes Ehrenamt wird unentgeltlich verwaltet und tragen die Kirchen— 
geſchworenen, wie andere Glieder der Gemeinde, zu den Gemeindelaften bei. 

8.22. Die Kirchengefchworenen werden für einen Zeitraum don mindeſtens 
ſechs und höchſtens zehn Jahren gewählt, ſind aber gleich nach ihrem Abgange wieder 
wählbar. 

8 23. Sie haben mit dem Prediger die Verwaltung des Kirchenvermögens, ſowie 
auch des kirchlichen Armenvermögens. Am Ende des Jahres haben ſie dem Kirchen— 
vorſtande die Rechnung vorzulegen. Die Kirchengeſchworenen ſind verpflichtet, für die 
Erhaltung des Kirchen- und Armenvermögens wie für den Beſtand des Pfarrvermögens 
zu ſorgen. 

Ss 24. Ihnen ſteht in Gemeinſchaft mit dem Prediger die Ernennung und Bes 
ftellung der unteren kirchlichen Beamten zu, wie des Bälgenträgers, des Todtengräbers, 
des etwaigen Kirchendieners. 

$ 25. Sie haben die Gemeinde gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten und 
find bei diefer Vertretung Dritten gegenüber, unbejchadet ihrer Verantwortlichfeit gegen 
die Gemeinde, auch zu ſolchen Handlungen legitimirt, zu welchen nach diejer Ordnung 
ein Beſchluß der Gemeindeverfammlung erforderlich ijt. CS (iegt ihnen ob, nach jeder 
Gemeindeverfammlung der Kommiſſion des Senats eine Abjehrift des Protokolls einzu— 
reichen und die Beſtätigung der Beſchlüſſe nachzuſuchen. 
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5 26. Bei bedeutenden Reparaturen oder bei Neubauten, wozu die Yahresein- 
fünfte des Kirchen- oder Schulvermögens nicht ausreichen und daher die Gemeinde in 
Anjpruch genommen werden muß, haben die Kicchengefchworenen vorab ſich mit dem 
Kirchenvorftande zu berathen und jodann den erforderlichen Antrag an die Gemeinde- 
verfammlung zu stellen. 


Bon dem Paſtoren. 


5 27. Dem Paftoren liegt es ob, den öffentlichen Gottesdienft abzuhalten, die 
heiligen Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftenthum zu unterrichten, zur 
Konfirmation vorzubereiten und zu fonfirmiven, auch, wo dieſes bräuchlich ift, die öffent— 
liche Kinderlehre in der Kirche zu halten, jowie endlich die Kranken zu bejuchen und 
ſich aller zur Seelſorge gehörenden Gejchäfte treulich anzunehmen. 

5 28. Derſelbe hat den Vorſitz in der Berfammlung des Kirchenvorftandes und 
der Gemeindeverfammlung. 

5 29. Er hat die nächſte Inſpektion über die Kicchipielsfchule und die Neben— 
ſchulen. 

5 30. Er hat mit den Kirchengeſchworenen die Verwaltung des Kirchenvermögens 
und des kirchlichen Armenvermögens. 

5 31. Die Kommiſſion für kirchliche Angelegenheiten iſt mit der Einführung 
diefer Ordnung und mit der Erlaffung der dazu in den einzelnen Gemeinden ettva 
erforderlichen tranfitorifchen Beſtimmungen beauftragt. 
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Die kirchliche Organifation in den zahlreichen ſelbſtſtändigen ftaatlihen Gebieten 
des Eljafjes, welche allmählig dem Franzöfiihen Neiche einverleibt wurden, war die 
gewöhnliche Eonfiftoriale)). Denn wenn auch in den Anfängen der Reformation der 
Elſaß fi mehr der Schweizerifhen Lehre zuneigte, fo gewann doc nach dem 
Augsburger Neligionsfrieden das Lutherthum entjchieden die Oberhand ?). 

Die fürftlihen und ſtädtiſchen Obrigfeiten nahmen in Folge deifen ſämmtlich die 
episfopale Gewalt für ſich in Anſpruch, und handhabten diefelbe zum Theil durch 
die ftaatlihen Negierungsbehörden unter geiftlicher Mitwirfung, zum Theil durch Ober- 
fonfiftorien oder Kirchenräthe. Dagegen entbehrten die Kirchen auch nicht presbyterialer 
Verfaffungselemente. Wie denn in Straßburg die Gemeinde ihre Pfarrer wählte?) 
und in den Hirchenvertretern gemeindliche Organe für Kirchenzudt und Vermögens— 
verivaltung bejaß ®). 

Während der Zugehörigkeit der Elſäſſiſchen Gebiete zu Frankreich blieb die 
evangeliihe Kirchenverfaſſung in ihrer früheren Zerfplitterung erhalten, und empfing 
nur die Mopififationen, welche die veränderten politiihen Zuftände erforderten. So 
übertrug der Straßburger Rath, welcher jebt nicht mehr nothwendig evangelisch 
fein mußte, die Ausübung feiner Kirchengewalt einem Kollegium von fieben Ober: 
fichenpflegern?). 

Die Franzöfifche Nevolution, obgleich fie zunächft durch Gewährung der Toleranz‘), 
den bis dahin in den alten Franzöfifhen Provinzen und jo aud in Lothringen 
gänzlich unterdrüdten Proteftantismus wieder in's Leben rief, ſchädigte Doch andererjeits 
in nicht geringem Maße die Elſäſſiſche Kirchenorganifation, indem fie die weltlichen 
Obrigfeiten, wie auch die Stadtmagiftrate, fortfegte und damit die Kirchen ihrer epis— 
fopalen Regierungsorgane beraubte. 


1) Eine Ueberficht der verſchiedenen Kirchen— 
ordnungen, welche im Elſaß gegolten haben, 
giebt Röhrich, Mittheilungen a. d. Geſch. d. 
ev. K. d. Elſaſſes. Paris 1855 1, ©. 285 ff. 

2) Bgl. Röhrich, Geſch. d. Reform. im Elfaß. 
(Straßb. 1832) 3, ©. 89 ff. 

3) Röhrih, Mitth. a. a. ©. 1, ©. 371 ff. 

4) Ebendaf. 2, ©. 251 ff., 288 ff 

5) Röhrich ebendaf. 1, ©. 343. — Ludwig 
XIV. erfannte für die Elſäſſiſchen Gebiete den 
Weſtphäliſchen Frieden an, und gavantirte 
Straßburg noch jpeziell in der Kapitulation die 
Aufrehterhaltung des Religionsſtandes. Dal. 


Guniß, Considerations histor. sur le deve- | 


loppement du droit eccles prot. en France 
Straßb. 1840 ©. 114. Dadurh ließ er ji 
indejjen nicht behindern, den Konfiftorien 1690 
zu verbieten, Eheſcheidungen zu  erfennen. 
Cuniß a. a. 09. ©. 118. 

6) Ueber das Ed. v. 1787 vgl Giejeler d. 
prot. K. Frankr. vd. 1787—1846. Leipz. 1848. 
1,S.13 ff. Die Konftit. v. 1791 Zit. 1 Art. 3. 
— Den Elſäſſer Protejtanten wurde Dur 
Verordn. vom 13. April und 17. Augujt 1790 
jpeziel der Beſitz der ihnen friedensmäßig 
zuftehenden Rechte gefihert. Cunitz a. a. D. 
©. 120. 
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Noch ſchwieriger geftalteten ich die Verhältnifje, al3 die Revolution das Chriſten— 
tum zu vernichten unternahm, und fo war e3 denn ein Segen für die evangelifche 
Kirche, daß Napoleon als eriter Konful ihre Verfaſſungsverhältniſſe regelte und damit 
auch für die früher ohne Zufammenhang neben einander ftehenden elſäſſiſchen Kirchen 
eine Organifation gewährte, 

Das Verfaffungsgejeß führt den Namen Articles organiques des cultes prote- 
stants (TI) und datirt vom 18. Germinal des Jahres X. (8. April 1802) der 
Franzöfifchen Republik. 

Dafjelbe hat während der zweiten Franzöſiſchen Republif ?) nicht unerhebliche 
Veränderungen erfahren dur da3 Decret-Loi vom 26. März 1852 (II), die 
Ausführungsperordnung vom 10. September 1852 (III) mit dem erläu- 
ternden Gircular des Hultusminifters an die Baftorenvom 14. September 
(IV), an die Konfiftorien vom 10. November (V), den Minifterial- 
erlajjen vom gleichen Tage (VI) und vom 20. Mai 1853 (VID, und endlich 
dureh die für die zuleßt genannte gejegliche Beftimmung erlafjene Ausführungsper- 
ordnung vom 26. Mai 1853 (VI). 

Bei der Abtretung von Elſaß-Lothringen an Deutſchland hat für die evangelijche 
Kirche der Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 folgende Beltimmung getroffen: 

„Die der reformirten Kirche oder der Augsburgifchen Konfejlion angehörigen, auf 
den von Frankreich abgetretenen Territorien anſäſſigen Gemeinden werden aufhören von 
den Franzöſiſchen geiftlichen Behörden abhängig zu fein. 

Die zur Kirche der Augsburger Konfeffion gehörigen, auf Franzöſiſchem Territorium 
anfälfigen Gemeinden werden aufhören von dem Oberfonfiftorium und von dem Direk— 
torium in Straßburg abhängig zu fein“. 

Der erſte Sab diefer Normen hat die reformirte Kirche der Obergewalt des 
conseil central entzogen, der in Paris feinen Sit hat, übrigens nur eine begut- 
achtende Stellung befigt, ohne daß eine neue reformirte Gentralbehörde für die Reichs— 
(ande errichtet worden wäre. 

Die dem Franzöfiihen Minifterium zuftehende Gewalt iſt auf Grund von $ 6 
des Gejeßes vom 30. Dezember 1871 dureh Erlaß des Neichsfanzlers vom 29, Januar 
1872 dem Saiferlichen Oberpräfidenten für Elſaß-Lothringen übertragen worden, und 
diefer hat in Gemäßheit davon dur Erlaß vom 15. November 1872 (IX) die 
Franzöſiſche Gejeßgebung des Jahres 1852, joweit fie die Ernennung der Pfarrer und 
geiftlihen Inſpektoren betrifft, abgeändert. 

In die kirchlichen Befugniffe des Oberpräfidenten ift der Kaiferliche Statthalter 
von Eſaß-Lothringen eingerüdt. 


1) Val. Giejeler a. a. ©. 1, ©. 89 ff. | Bewegung, welche diefes Geſetz veranlaßt hat, 
Cunitz a. a. O. ©. 125 ff. bei Durſy, d. Staatskirchenrecht in Elſ.-Lothr. 
2) Die Aktenſtücke über die duch das Jahr Straßb. 1879 2, ©. 125 ff. 
15458 in der Elſäſſiſchen Kirche Hervorgerufene 
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I. 


Loi du 18 germinal an X. 
ARTICLES ORGANIQUES DES CULTES PROTESTANTS. 


TITRE PREMIER. 


Dispositions generales pour toutes les communions protestantes. 


Art. 1”. Nul ne pourra exercer les fonctions du culte, s’il n’est Francais. 

Il. Les eglises protestantes ni leurs ministres ne pourront avoir des 
relations avec aucune puissance ni autorite étrangère. 

III. Les pasteurs et les ministres des diverses communions protestantes 
prieront et feront prier, dans la recitation de leurs offices, pour la prospérité de 
la Republique frangaise et pour les Consuls. 

IV. Aucune deeision doctrinale ou dogmatique, aucun formulaire sous 
le titre de confession, ou sous tout autre titre, ne pourront ötre publies ou devenir 
la matiere de l’enseignement, avant que le Gouvernement en ait autorise la publication 
ou promulgation. 

V. Aucun changement dans la discipline n’aura lieu sans la m&me 
autorisation. 

VI. Le Conseil d’Etat eonnaitra de toutes les entreprises des ministres 
du culte et de toutes dissensions qui pourront s’elever entre ces ministres. 

VII. Il sera pourvu au traitement des pasteurs des &glises consistoriales; 
bien entendu qu’on imputera sur ce traitement les biens que ces églises possedent 
et le produit des oblations &tablies par l’usage ou par des reglements. 

VIII. Les dispositions portees par les articles organiques du culte 
catholique, sur la libert des fondations et sur la nature des biens qui peuvent 
en etre l’objet, seront communes aux églises protestantes. 

IX. I y aura deux academies ou seminaires dans l’Est de la France, 
pour l'instruction des ministres de la Confession d’Augsbourg. 

X. ID y aura un seminaire à Geneve pour l’instruction des ministres 
des eglises reformees. 

XI. Les professeurs de toutes les academies ou seminaires seront nommés 
par le premier Consul. 

XI. Nul ne pourra e&tre &lu ministre ou pasteur d’une église de la 
Confession d’Augsbourg, s’il n’a etudie pendant un temps determine dans un des 
seminaires francais destines & l’instruction des ministres de cette confession, et s’il 
ne rapporte un certificat en bonne forme constatant son temps d’etude, sa capacite 
et ses bonnes maurs. 

XII. On ne pourra &tre élu ministre ou pasteur d’une &glise reformee 
sans avoir etudie dans le seminaire de Geneve, et si on ne rapporte un certificat 
dans la forme énoncée dans l’article précédent. 

XIV. Les reglements sur l’administration et la police interieure de s6minaires, 
sur le nombre et la qualit& des professeurs, sur la maniere d’enseigner et sur 
les objets d’enseignement, ainsi que sur la forme des certificats ou attestations 
d’etude, de bonne conduite et de capacite, seront approuves par le Gouvernement. 
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TITRE 1. 


Des eglises reformees. 
Section 1°. — De l’organisation generale de ces eglises. 


XV. Les églises reformdes de France auront des pasteurs, des consistoires 
locaux et des synodes. 

XVI. Il y aura une öglise consistoriale par six mille ämes de la meme 
communion. 

XVII. Cing eglises consistoriales formeront l’arrondissement d’un synode. 


Section 2. — Des pasteurs et des consistoires locaux. 


XVIII. Le consistoire de chaque &glise sera compose du pasteur ou des 
pasteurs desservant cette &glise, et d’anciens ou notables laiques, choisis parmi 
les eitoyens les plus imposes au röle des contributions directes. Le nombre de ces 
notables ne pourra ötre au-dessous de six, ni au-dessus de douze. 

XIX. Le nombre des ministres ou pasteurs dans une möme eglise consistoriale 
ne pourra ötre augmente sans l’autorisation du Gouvernement. 

XX. Les consistoires veilleront au maintien de la discipline, & l’administration 
des biens de l’6glise et & celle des deniers provenant des aumönes. 

XXI. Les assemblees des consistoires seront presidees par le pasteur ou par 
le plus ancien des pasteurs. Un des anciens ou notables remplira les fonctions de 
secretaire. 

XXII. Les assemblees ordinaires des consistoires continueront de se tenir 
aux jours marques par l’usage. 

Les assemblees extraordinaires ne pourront avoir lieu sans la permission du 
sous-prefet, ou du maire en l’absence du sous-prefet, 

XXIII. Tous les deux ans, les anciens du consistoire seront renouveles par 
moitie. A cette 6poque, les anciens en exereice s’adjoindront un nombre egal de 
citoyens protestants, chefs de famille, et choisis parmi les plus imposes au röle des 
eontributions direetes, de la commune oü l’eglise consistoriale sera situee, pour 
procöder au renouvellement. Les anciens sortants pourront &tre reelus. 

XXIV, Dans les öglises oü il n’y a point de consistoire actuel, il en sera 
forme un. Tous les membres seront &lus par la r&union des vingt-eing chefs de 
famille protestants les plus impos6s au röle des contributions directes; cette r&union 
n’aura lieu qu’avee l’autorisation et en la presence du prefet ou du sous-prefet. 

XXV. Les pasteurs ne pourront &tre destitues qu’& la charge de presenter 
les motifs de la destitution au Gouvernement, qui les approuvera ou les rejettera. 

XXVI. En cas de decös, ou de demission volontaire, ou de destitution 
confirmde d’un pasteur, le consistoire, form& de la maniere prescrite par l’article XVIII, 
choisira à la pluralit6 de voix pour le remplacer. ; 

Le titre d’eleetion sera present au premier Consul par le conseiller d’Etat 
charg6 de toutes le affaires concernant les cultes, pour avoir son approbation. 

L’approbation donnde, il ne pourra exercer qu’apres avoir pröte, entre les 
mains du pröfet, le serment exig6 des ministres du culte catholique. 

XXVII Tous les pasteurs actuellement en exercice sont provisoirement 
confirmes. 

XXVIII. Aucune eglise ne pourra s’etendre d’un departement dans un autre. 
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Section 3. — Des synodes. 


XXIX. Chaque synode sera form6 du pasteur ou d’un des pasteurs, et d’un 
ancien ou notable de chaque église. 

YXX. Les synodes veilleront sur tout ce qui concerne la célébration du culte, 
l’enseignement de la doctrine et la conduite des affaires ecelesiastiques. Toutes 
les decisions qui emaneront d’eux, de quelgue nature qu’elles soient, seront soumises 
à l’approbation du Gouvernement. 

XXXI. Les synodes ne pourront s’assembler que lorsqu’on en aura rapport6 
la permission du Gouvernement. 

On donnera connaissance prealable au conseiller d’Etat charg6 de toutes les 
affaires concernant les cultes, des matieres qui devront y ötre traitdes. L’assemblee 
sera tenue en presence du préfet ou du sous-pröfet; et une expedition du proces- 
verbal des deliberations sera adressde par le pröfet au conseiller d’Etat charg6 de 
toutes les affaires concernant les cultes, qui, dans le plus eourt delai, en fera son 
rapport au Gouvernement. 

XXXII. L’assemblee d’un synode ne pourra durer que six jours. 


TITRE II. 


De Porganisation des eglises de la Confession d’Augsbourg. 
Section 1". — Dispositions generales. 


XXXIII. Les eglises de la Confession d’Augsbourg auront des pasteurs, des 
consistoires locaux, des inspections et des consistoires généraux. 


Section 2. — Des ministres ou pasteurs, et des consistoires locaux de chaque 
eglise. 
AXXIV. On suivra relativement aux pasteurs, à la eirconseription et au 
regime des eglises consistoriales, ce qui a été preserit par la section 2 du titre 
precedent pour les pasteurs et pour les églises reformees. 


Section 8. — Des inspections. 


XXXV. Les 6glises de la Confession d’Augsbourg seront subordonndes à des 
inspections. 

XXXVI. Cing eglises consistoriales formeront l’arrondissement d’une in- 
spection. 

XXXVI. Chaque inspection sera composde du ministre et d’un aneien ou 
notable de chaque Eglise de l’arrondissement; elle ne pourra s’assembler que lorsqu’on 
en aura rapporte la permission du Gouvernement; la premiere fois qu’il &cherra 
de la convoquer, elle le sera par le plus ancien des ministres desservant les eglises 
de l’arrondissement. Chaque inspection choisira dans son sein deux laiques et un 
ecclesiastique qui prendra le titre d’inspecteur et qui sera charge de veiller sur 
les ministres et sur le maintien du bon ordre dans les églises particulieres, 

Le choix de l’inspeeteur et de deux laiques sera confirm6 par le premier 
Consul. 

XXXVIN. L’inspeetion ne pourra s’assembler qu’avee l’autorisation du 
Gouvernement, en presence du prefet ou du sous-prefet, et apres avoir donne 
connaissance préalable au conseiller d’Etat chargé de toutes les affaires coneernant 
les cultes, des matieres que l’on se proposera d’y traiter. 
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XXXIX. Linspecteur pourra visiter les eglises de son arrondissement: il 
s’adjoindra les deux laiques nommés avec lui, toutes les fois que les circonstances 
V’exigeront; il sera charge de la convocation de l’assemblee generale de l’inspection. 
Aneunne deeision &mande de l’assemblde generale de l’inspection ne pourra &tre 
exseutse sans avoir été soumise à l’approbation du Gouvernement. 


Section 4. — Des consistoires generauzx. 

XL. ll y aura trois consistoires generaux, l'un & Strassbourg, pour les 
protestants de la Confession d’Augsbourg des döpartements du Haut et Bas-Rhin ; 
[l’autre à Mayence pour ceux des departements de la Sarre et du Mont-Tonnerre; 
et le troisieme à Cologne pour ceux des departements de Rhin-et-Moselle, et de 
la Roer]. 

XLI. Chaque consistoire sera compose d’un president laique protestant, de 
deux ecelesiastiques inspecteurs, et d’un depute de chaque inspection. 

Le president et les deux ecelesiastiques inspecteurs seront nommes par le 
premier Consul. 

Le president sera tenu de pr&ter, entre le mains du premier Consul, ou du 
fonctionnaire publie qu’il plaira au premier Consul de. deleguer à cet effet, le 
serment exig& des ministres du culte eatholique. 

Les deux ecelesiastiques inspecteurs et les membres laiques pr&teront le meme 
serment entre les mains du president. 

XL. Le consistoire général ne pourra s’assembler que lorsqu’on en aura 
rapport6 la permission du Gouvernement, et qu’en presence du prefet ou du sous- 
prefet; on donnera prealablement connaissance au conseiller d’Etat charge de toutes 
les affaires eoncernant les cultes, des matieres qui deyront y ötre traitees. L’as- 
semblee ne pourra durer plus de six jours. 

XLUI. Dans le temps intermediaire d’une assemblee & l’autre, il y aura 
un Direetoire composé du president, du plus äg6 des deux ecelesiastiques inspecteurs, 
et de trois laiques, dont un sera nommé par le premier Consul; les deux autres 
seront choisis par le consistoire general. 

XLIV. Les attributions du consistoire général et du Directoire continueront 
d’ötre rögies par les röglements et coutumes des eglises de la Confession d’Augs- 
bourg, dans toutes les choses auxquelles il n’a point ete formellement dérogé ‚par 
le lois de la Republique et par les presents articles. 


Collationnd par nous president et scerötaires du Corps legislatif. A Paris, le 18 germinal 
an X de la Republique. Signs: MARCORELLE, president; CHAMPION (du Jura), METZGER 
Francg laine, MEYNARD, Secretaires. 

Soit la prösente loi revetue du sceau de VBtat, inseré au Bulletin des Lois, inscrite dans 
les registres des autorites judieiaires et administratives, et le Ministre de la justice charg& d’en 
surveiller l’ex&cution. 

A Paris, le 28 germinal an X de la Republique. 


Signe: BONAPARTE, premier Consul; contre-signg: le Seeretaire d’ Etat, Huguss 
B. Marer. Et scell& du sceau de l’Etat. 
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I 
Decret-loi du 26 mars 1852. 


PORTANT REORGANISATION DES CULTES PROTESTANTS. 


LOUIS-NAPOLEON, President de la Republique francaise. 


Sur le rapport du Ministre de l’instruction publigque et des cultes; 

Vu la loi du 18 germinal an X, ensemble les deerets du 30 floreal an XI, 
10 brumaire an XIV, 5 mai et 15 aoüt 1806, 25 mars 1807; 

Vu la diseipline ecelesiastique des 6glises r&formdes et les reglements et 
coutumes des eglises de la Confession d’Augsbourg, mentionnes aux articles V et XLIV 
de la loi precitee du 18 germinal an X. 

Vu les documents qui ont servi à l’organisation des cultes protestants et les 
observations et travaux qui ont suivi; 

Considerant que la legislation qui regit ces eultes a toujours &t6 reconnue 
insuffisante et qu’il importe de la completer dans l’interöt de l’ordre A la fois 
religieux, administratif et politique; 

Considerant que le Gouvernement est en mesure de statuer, avec ensemble 
et en connaissance de cause, sur les propositions des parties intéressées; 


Deerete: 
CHAPITRE PREMIER. 
Dispositions communes aux deux eultes protestants. 


Art. 1° Chaque paroisse ou section d'église consistoriale a un conseil presbyteral 
compose de quatre membres laiques au moins, de sept au plus, et presid6 par le 
pasteur ou par l’un des pasteurs. Il y a une paroisse partout oü l’Etat rötribne 
un ou plusieurs pasteurs. 


Les conseils presbyteraux administrent les paroisses sous l’autorit6 des consi- 
stoires. Ils sont élus par le suffrage paroissial, et renouvelds par moiti6 tous les 
trois ans. Sont &lecteurs les membres de l’6glise portes sur le registre paroissial. 

Art. 2. Le conseils presbyteraux des chefs-lieux de circonscriptions consi- 
storiales recevront du Gouvernement le titre de consistoires et les pouvoirs qui y 
sont attaches. 

Dans ce cas, le nombre des membres du conseil presbyteral sera double. 

Tous les pasteurs du ressort consistorial seront membres du consistoire, et 
chaque conseil preybyterial y nommera un delögu6 laique. 

Art. 3. Le consistoire est renouveld, tous les trois ans, comme le conseil 
presbyterial. Apres chaque renouvellement il lit son president parmi les pasteurs 
qui en sont membres, et l'élection est soumise à l’agrement du Gouvernement. 

Le president devra, autant que possible, résider au chef-lieu du ressort. 

Lorsqu’il aura atteint l’äge de 70 ans ou qu’il se trouvera empäche par des 
infirmites, le Gouvernement pourra, apr&s avis du consistoire, lui donner le titre 
de president honoraire, et le consistoire fera un nouveau choix. 

Art. 4. Les protestants des localites oü le Gouvernement n’a pas encore 
institu& de pasteur seront rattach6s administrativement au consistoire le plus voisin, 
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CHAPITRE II. 
Dispositions speeiales à P’eglise reformee. 


74 


Art. 5, Les pasteurs d’öglise reformee sont nommés par le consisloire; le 
consejl presbyteral de la paroisse interessee pourra prösenter une liste de trois 
candidats classes par ordre alphabetique. 

[Art. 6. Il est etabli, à Paris, un Conseil central des églises r&formees de 
France. 

Ce Conseil reprösente les églises aupres du Gouvernement et du Chef de 1’ Etat. 
Il est appel& & s’occuper des questions d’inter6t general dont il est charge par 
’administration ou par les 6glises, et notamment à conceourir A l'exécution des 
mesures prescrites par le présent decret. 

Il est compos6, pour la premiere fois, de notables protestants nommés par 
le Gouvernement, et des deux plus anciens pasteurs de Paris. 

Art. 7. Lorsqu’une chaire de professeur de la commmnion röformde vient à 
vaquer dans les Facultes de theologie , le Conseil central recneille les votes des 
consistoires, et les transmet, avec son avis, au Ministre]. 


CHAPITRE II. 
Dispositions spéciales à Péglise de la Confession d’Augsbourg. 


Art. 8. Les éßglises et les consistoires de la Confession d’Augsbourg sont 
places sous l'autorité du Consistoire supsrieur ou general et du Directoire. 

Art. 9. Le Consistoire sup6rieur est compose: 1° de deux deputes laiques 
par inspeetion, qui peuvent &tre choisis en dehors de la cireonscription inspectorale ; 
90 de tous les inspecteurs ecelesiastiques; 3° d’un professeur du Söminaire, delegue 
par ce corps; 4° du president du Directoire, qui est de droit president du Consi- 
stoire superieur, et du membre laique du Directoire nomm& par le Gouvernement. 

Art. 10. Le Consistoire sup6rieur est convoque par le Gouvernement, soit 
sur la demande du Direetoire, soit d’offiee. Il se r&unit au moins une fois par an. 
A Vouverture de la session, le Directoire presente le rapport de sa gestion. 

‚Le Consistoire superieur veille au maintien de la constitution et de la dicipline 
de l’Eolise. Il fait ou approuve les reglements concernant le regime interieur, 
et juge en dernier ressort les difficultes auxquelles leur application peut donner lien. 
Il approuve les livres et formulaires liturgiques qui doivent servir au culte ou à 
l’enseignement religieux. Il a le droit de surveillance et d’investigation sur les 
comptes des administrations consistoriales. 

Art. 11. Le Directoire est compose du president, d’un membre laique et 
d’un inspecteur ecelesiastique, nommés par le Gouvernement; de deux députés nommés 
par le Consistoire sup£rieur, 

Le Directoire exerce le pouvoir administratif. Il nomme les pasteurs, et 
soumet leur nomination au Gouvernement. Il nomme les suffragants ou vicaires, 
et propose aux fonctions d’aumönier pour les “tablissements civils qui en sont 
pourvus. Il autorise ou ordonne, avec l’agrement du Gouvernement, le passage 
d’un pasteur d’une eure à une autre. Il exerce la haute surveillance sur l’einseigne- 
ment et ja dieipline du S6minaire et du collöge protestant dit G@ymnase. Il nomme 
les professeurs du Grymnase, sous l’approbation du Gouvernement, et ceux du Semi- 
naire, sur la proposition de ce dernier corps. 11 donne son avis motive sur les 
eandidats aux chaires de la Paculté de thöologie. 
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Art. 12. Les inspecteurs eceldsiastiques sont nommés par le Gouvernement, 
sur la presentation du Directoire. Ils regoivent une indemnit6 pour frais d’admi- 
nistration et de deplacement et pour se faire assister dans leurs fonctiens pastorales. 

Art. 13. [Le Consistoire sup6rieur de Strasbourg sera represente dans la 
capitale, aupres du Gouvernement et du Chef de l’Etat, dans les eireonstances 
officielles, par le consistoire de Paris. 

Le Direetoire pourra designer specialement un notable laique, résidant à Paris, 
pour le representer conjointement avec le consistoire. ] 


CHAPITRE IV. 
Dispositions generales. 


Art. 14. Une instruction du Ministre des cultes et de reglements approu ves 
par lui determineront les mesures et les details d’exseution du present deeret. 

Art. 15. Les articles organiques du 18 germinal an X sont confirmds en 
tout ce qu’ils n’ont pas de contraire aux articles eidessus. 

Art.16. Le Ministre Seeretaire d’Etat au departement de l’instruetion publique 
et des cultes est charge de l'exécution du present deeret. 

Fait au palais des Tuileries, le 26 mars 1852. 


Signs: LOUIS-NAPOLEKON. 
Par le President. 
Le Ministre Secretaire d’Etat au departement 
de Vinstruction publique et des cultes, 
Signe: H. FoRrToUL. 


Ill; 


Arret& du Ministre de l’instruction publigue et des cultes, 
en date du 10 septembre 1852. 


PORTANT REGLEMENT POUR LA FORMATION DES CONSEILS PRESBYTERAUX ET DES 
CONSISTOIRES DANS LES EGLISES REFORMEES ET DANS CELLES DE LA CONFESSION 
D’AUGSBOURG. 


Le Ministre de l’instruetion publique et des cultes; 

Vu les dispositions du deeret du 26 mars 1852, et sp&cialement l'article 14; 

Vu les avis des consistoires et des parties interessdes, ensemble les propositions du 
Conseil central des &glises röformdes et du Directoire du Consistoire superieur de la Confession 
d’Augsbourg: 

Arröte: 

CHAPITRE PREMIER. 


Des conseils presbyteraux et des consistoires. 


Art. 1°. Les conseils presbyteraux instituds par l’artiele 1 du décret du 26 mars 1852 
seront composes ainsi qu'il suit: 

1° Dans les Eglises reformees, il y aura cing membres laiques pour les paroisses n'ayant 
qu’un pasteur; six pour deux pasteurs; sept pour trois pasteurs et au-dessus. Neanmoins, il 
n’y aura que quatre membres dans les communes n’ayant que 400 ämes de population totale. 

2° Dans les @glises de la Confession d’Augsbourg, il y aura quatre membres laiques pour 
les paroisses au-dessous de 800 ämes; eing, de 800 à 1,500 ämes; six, de 1,500 à 2,000 ämes; 
sept pour les paroisses de 2,000 ämes et au-dessus. 


1008 Elſaß-Lothringen. [12 


Art. 2. Pour que les conseils presbyteraux des chefs-lieux de circonseription consistoriale 
puissent deliberer comme consistoire, en execution de l’artiele 2 du deeret du 26 mars, le nombre 
des membres laiques dont ils se composent devra ötre ports au double, en observant les proportions 
indiquses dans Partiele 1° du present reglement. 

Art. 3. Les membres ainsi appelös & completer les consistoires devront &tre &lus dans les 
diverses paroisses, de maniere a ce que chaque section n’envoie pas un nombre total de repr&sentants 
laiques inferieur à celui des pasteurs qu’elle a le droit d’y faire sieger. 

Les membres laiques que chaque paroisse sectionnaire pourra ainsi élire au consistoire. en 
sus du délégué laique qui lui est accord& par le$ 3 de l’artiele 2 du décret du 26 mars, seront, 
autant que possible, choisis au chef-lieu consistorial. 

Art. 4. Les ascendants et descendants, les freres et allies au m&me degr& ne peuvent £tre 
membres du möme conseil presbyteral. Des dispenses pourront £tre accord&es par le Ministre 
des cultes, sur l’avis du Conseil central des eglises röformees ou du Directoire de la Confession 
d’Augsbourg, dans les paroisses ayant moins de soixante electeurs. 

Art. 5. Les pasteures auxiliairs et suffragants à divers titres, les aumöniers des Iycees 
ou collöges, des hospices et prisons, peuvent ötre admis, sur l’autorisation du Ministre, à sieger 
dans le conseil presbyteral et dans le consistoire desquels ils rel&vent. avec voix consultative. 

Art. 6. Les conseils presbyteraux sont prösides par le pasteur le plus ancien dans la 
paroisse, et les consistoires par un president quils Elisent, & chaqus renouvellement consistorial 
parmi les pasteurs de leur eirconscription. 

Un des membres laiques est charg6 des fonetions de secrétaire. 

En cas d’empechement temporaire des pasteurs, le plus äg6 des membres laiques ou 
anciens remplit provisoirement les fonctions de president. 

Dans les eglises de la Confession d’Augsbourg, le Direetoire peut, sur la demande du 
eonsistoire ou du conseil presbyteral, nommer le president. Le president du Directoire, ou un 
membre delögus à cet effet, et l’inspecteur ecclesiastique peuvent prösider les seances de conseils 
presbyteraux et des consistoires. 

Art. 7. Les conseils presbytöraux et les consistoires sont convoques par leurs presidents 
au chef-lieu de leurs eirconscriptions respectives, en seances ordinaires, au moins une fois par 
trimestre. Ils peuvent &tre convoques extraordinairement, suivant les besoins du service et sur 
la demande motivee de deux membres, pour les conseils presbyteraux; de trois membres ou 
d’un conseil presbyteral, pour les consistoires. 

Tout aneien ou delegus laique qui, sans motifs agrees, aura manque à trois seances 
consscutives, sera réputé demissionnaire, 

Art. 8. Les conseils presbyteraux ne peuvent deliberer que lorsque la moiti6 au moins 
de leurs membres assistent a la seance. 

Pour que les consistoires puissent deliberer, il faut non-seulement que la moitie au moins 
des membres assistent à la seance, mais encore que la moiti6 au moins des pasteurs de section 
et de leurs délégués laiques soient presents. 

Les membres presents signent au registre des döliberations, et leurs noms sont rapportes 
en töte des extraits du proces-verbal, lesquels sont signes par la president et le secretaire. 


CHAPITRE II. 
Du registre paroissial et des &leeteurs. 


Art. 9. Conformöment aux dispositions de larticle 2 du deeret du 26 mars 1852, les 
conseils presbyteraux sont nommes par les eleeteurs inscrits au registre paroissial. Pour £tre 
membre d’un conseil presbyteral, il faut ötre électeur. 

Art, 10. Sont inscrits sur le registre paroissial, sur leur demande, les protestants fran- 
gais qui, ayant trente ans r&volus et deux ans de domicile dans la paroisse, &tablissent qu'ils 
appartiennent & l’Eglise réformée ou & celle de la Confession d’Augsbourg par les justifications 
que le Conseil et le Directoire ont determinees, en conformite avec les voeux de la majorit& des 
consistoires. 

Les &trangers, apres,trois ans de residence dans la paroisse, sont admis à se faire inserire 
au registre paroissial aux m&mes conditions que les nationaux. 

Art. 11. Toutes les incapacités 6dietdes par les lois et entrainant la privation du droit 
ölectoral politique ou munieipal font perdre Je droit &lectoral paroissial. 

Art. 12. En cas d’indignit6 notoire, la radiation ou l’omission du nom est prononcee 
par le conseil presbyteral au serutin secret, sans discussion, et seulement à l’unanimite des voix 
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En cas d’appel, les consistoires dans les eglises reformees, et, dans celles de la Confession 
d’Augsbourg, le Direetoire decident en dernier ressort. 

Toute r&clamation pour cause d’omission ou de radiation est d’abord adressee au conseil 
presbyteral. Elle n’est prise en consideration que si elle est personnelle, directe et formulde 
par £erit. 

Art. 13. Le registre paroissial est ouvert le 1er Janvier et clos le 31 decembre pour 
servir aux elections de l’annde suivante, 

Il est revis& tous les ans, au mois de d&cembre, en conseil presbyteral. 

Il est tenu en double, et Yun des exemplaires est depose aux archives, l’autre chez le 
pasteur president. 

Les pasteurs et les membres de l’eglise peuvent toujours en prendre communication, sans 
que jamais le registre puisse ötre deplace. 

Art. 14, Tout membre de T’öglise, inserit au registre paroissial, qui a transfere son 
domieile dans une autre paroisse, peut requerir Vextrait de son inseription. — Cette piece, 
signee du president et du secrötaire, est adressse au conseil presbyteral de la nouvelle rösidence, 
et elle tient Jieu des justifications exigees, hormis celle du domicile. 

Dans les eglises de la Confession d’Augsbourg, cette transmission se fera par linter- 
mediaire du Directoire, 

Art. 15. Les élections ent lieu au scrutin secret et & la majorite absolue des suffrages. 
Si la majorite absolue n’est pas acquise au premier tour de scrutin, une seconde &lection a lieu, 
et, dans ce cas, la majorit& relative suffit. 

Art. 16. S’ilyapartage egal de voix entre deux candidats, le plus äge est déclaré &lu. 
En cas de nomination de deux ou plusieurs parents ou allies aux degrös prohibes , celui qui a 
reuni le plus de voix est élu. 

Art. 17. Le vote a lieu sous la présidence d’un pasteur, ou, à defaut, d’un ancien 
designe par le conseil presbyteral. Deux &lecteurs designes @galement par le conseil presbyteral 
completent le bureau. L’un d’eux remplit les fonetions de seerstaire. 

Art. 18, Les bulletins seront &crits à la main, dans le lieu m&me du vote, soit par 
l’electeur, soit par un tiers qu'il en chargera. Ils contiendront autant de noms qu’il y aura 
d’anciens à &lire. 

Art. 19. Le consistoire statue sur la validit& des elections, informe le Prefet du resultat 
et adresse au Ministre des cultes une ampliation du proces-verbal general. 

Dans les eglises de la Confession d,Augsbourg, le consistoire statue sous la réserve de 
lapprobation du Directoire. Les procds-verbaux sont envoyes à linspeeteur ecclesiastique, qui 
les transmet au Directoire, Apres chaque renouvellement, le Directoire adresse au Ministre un 
tableau general. 

Art. 20. Les conseils presbyteraux sont renouvelös tous les trois ans, par moitie. 

Le renouvellement, dans les paroisses ou le nombre des anciens est impair, porte alter- 
nativement sur la plus forte et la plus faible moitie, en commengant par la plus forte. 

Art. 21. Les membres sortants des conseils presbyteraux et des consistoires peuvent 
toujours ötre reelus. 

Art. 22. Si une ou plusieurs places d’anciens deviennent vacantes au conseil presbyteral, 
le consistoire deeide sil y a lieu de faire procöder à une election partielle. Dans la Confession 
d’Augsbourg, e’est le Directoire qui deeide, sur l’avis du consistoire. 

L’election ne peut &tre ajournée, si le eonseil presbyteral a perdu le tiers de ses 
membres. 


CHAPITRE III, 
Dispositions générales et transitoires. 


Art. 23. Pour la premiere fois, le registre paroissial sera dress6: 

Dans l’eglise du chef-lieu, par le consistoire actuel, qui s’adjoindra, à cet effet, un nombre 
de membres de l’öglise egal & celui des anciens ; 

Dans les paroisses sectionnaires, par le pasteur, assists de quatre membres au moins de 
l’eglise, désignés par le consistoire, 

On se conformera d’ailleurs en tout aux dispositions du present reglement, 

Art. 24. La premiere &lection des conseils presbyteraux aura lieu le premier dimanche 
et le premier lundi du mois de decembre prochain. 

Les conseils, lorsqu’ils seront constitues, procöderont immediatement & la nomination des 
delegues laiques mentionnes au $ 3 de Vartiele 2 du 26 mars. 
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Art. 25. La premiere &leetion des delegues laigues appelés à doubler le nombre des 
membres des conseils presbyteraux des chefs-lieux, conformöment au $ 2 de Varticle 2 dn 
d&eret precite, aura lieu un mois après l'élection des conseils presbyteraux. 

Jusqu’ä cette &poque, les consistoires actuels eontinueront à remplir leurs fonetions, et 
exerceront les attributions indiquses dans Vartiele 17 du present reglement. 

Art. 26. Lors du premier renouvellement triennal des conseils presbyteraux, le sort 
dösignera les membres sortants. 

Art. 27. En execution de Varticle 2 du deeret du 26 mars, les chefs-lieux actuels de 
eonsistoriale sont maintenus, sauf delimitations ulterieures des eirconseriptions. 

Les conseils presbyteraux de ces chefs-lieux seront, sous les conditions ei-dessus &tablies 
reconnus comme consistoires et en auront les pouvoirs. 


Paris, le 10 septembre 1852. 
Signe: H. FORTOUL. 


IV. 


Cirenlaire du Ministre de linstruction publique et des cultes 
aux pasteurs, 
en date du 14 septembre 1852. 


INSTRUCTIONS POUR L’APPLICATION DU DECRET DU 26 MARS. 


Monsieur, j’ai I’honneur de vous transmettre exemplaires du reglement adopte pour 
Pexseution du deeret du 26 mars 1852, en ce qui concerne la formation des conseils presbyteraux 
et des consistoires instituös par les articles 1 et 2 Audit decret. 

Les &glises protestantes reconnaitront, je l’espere, que tout ce qui etait indispensable pour 
remplir avec convenance et maturit6 la mission delicate qui m’etait confice par Vartiele 14 du 
deeret précité a été accompli, et qu'il a &t6 fait appel à tous les concours utiles. Independamment 
des veux qui avaient été deja emis par les corps compötents, et qui devaient &tre pris en 
consideration, on a pris soin d’interroger l’opinion soit collective, soit individuelle; une libre 
eonsultation a été ouverte, les consistoires, les pasteurs! les fideles ont été invitcs A exprimer 
leur avis. Les propositions du Conseil central des öglises reformdes et du Directoire de la 
Confession d’Augsbourg ont &t6 attendues et accueillies dans tout ce q’uelles avaient de conforme 
aux voeux de la majorit6 des consistoires. Les observations et les travaux consciencieux qui ont 
6t6 adresses à l’administration, ont servi de base au reglement que j’ai arr&te, en me conformant 
ä Vesprit de la loi et à la grande majorite des opinions exprimees. 

En passant en revue les dispositions de ce röglement et en vous communiquant les 
instructions de detail destindes à les completer, j'entrerai dans quelques explications qui yous 
en feront apprecier le veritable caractere. 

L’artiele 1° pose des regles fixes pour la composition des conseils presbyteraux, dans les 
deux Eglises protestantes, suivant les conditions partieuliöres & chacune d’elles. Les annexes 
ou sections de paroisse oü se célèbre le culte devront ötre representees aussi &quitablement que 
possible dans le conseil presbyteral. 

Les articles 2 et 3 indiquent comment doit &tre double le nombre.des membres des con- 
seils presbytöraux des chefs-lieux pour se conformer ä article 2 du deeret. Quoi qu’en aient 
pu penser quelques personnes qui se sont möprises sur la portee de cette disposition, le décret 
n’a point voulu &tablir de difference entre les conseils presbyteraux des paroisses sectionnaires 
et ceux des chefs-leux. Ceux-ci n’obtiennent un accroissement que lorsqu'ils doivent deliberer 
comme consistoires; ils regoivent alors: 1° un nombre de membres laiques double de celui qui 
est necessaire pour les deliberations du conseil presbyteral; 2° les pasteurs et les delegues 
laiques des paroisses sectionnaires. Comme tous les pasteurs de chaque paroisse ont droit de 
siöger au consistoire, et que chaque paroisse n'y envoie qu'un seul delögue laique, il est pres- 
erit que Ja paroisse qui aura plusieurs pasteurs pourra leur adjoindre un nombre egal de laiques, 
en &lisant, soit dans son propre sein, soit au chef-lieu, une partie des membres destines a 
doubler le conseil presbyteral. Ainsi, toute paroisse sectionnaire a nöcessairement son delegue 
laique; elle a facultativement un ou plusieurs representants laiques, suivant le nombre de ses 
pasteurs et le chriffre de sa population. La röpartition en sera faite &quitablement. à l’avance, 


j 


f 
j 
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sous l’autoritE du Ministre, par les consistoires aujourd’hui &tablis. Il faut, du reste, remar- 
quer que les délégués laiques sont nomm&s par le conseil presbyteral, tandis que les membres 
appeles à doubler le conseil presbyteral du chef-lieu sont nommes par le corps &lectoral lui- 
meme, 

Ainsi se trouvent expliques et developpes les articles 1 et 2 du deeret. Par ce mode 
d’application, on répond ä la fois à plusieurs objeetions qui avaient été faites. En prineipe, 
point d'ĩnégalité dans la representation des paroisses : point de pr&ponderance excessive du chef- 
lieu consistorial; facilit6 de trouver dans la eireonscription consistoriale le nombre voulu de 
membres laiques; &quilibre de l’elöment laique et de l’el&ment eccelesiastique. 

Les articles 9, 10 et 11 indiquent les conditions eiviles de l’electorat paroissial: 1° &tre 
Frangais, sauf l’exception admise pour les etrangers apres trois ans de residence; 2° avoir la 
Jouissance des droits &lectoraux, politiques et municipaux; 3° ötre äg6 de 30 ans rövolus; 4° 
ötre domieilie depuis deux ans dans la paroisse, 


Ces garanties sont les seules qu’il appartint au Gouvernement de regler. Mais & cöt& 
de celles-lä, et en premier ordre, s’en presentaient d’autres qu’une autorite differente pouvait 
seule fixer; je veux parler des garanties religieuses qui devaient ötre exigees des &lecteurs, et 
dont la determination restait en dehors des atributions du pouvoir eivil. Sur ce point, la 
pensee de la majorite devait servir de regle, et le Gouvernement ne pouvait que s’en röferer ä 
l’opinion @mise par le Conseil central des &glises reformees, d’un côté, et, de l’autre, par le 
Direetoire de la Confession d’Augsbourg, et qui se trouvait confirmde, non-seulement par les 
avis des pasteurs et des membres laiques des eglises, mais encore par les veux des assemblöes 
qui avaient été pr&cdemment röunies. Vous souscrirez à ces veux en demandant & ceux qui 
voudront jouir du droit &lectoral, de justifier qu’ils ont &t6 admis dans l’Eglise, conform&ment 
aux regles etablies, qu’ils partieipent aux exereices et aux obligations du culte et, en cas de 
mariage, \qu’ils ont regu la b&nediction nuptiale protestante. 

Il est entendu que les archives des conseils presbyteraux et celles des consistoires dont 
il est fait mention à Tarticle 13, ont leur siege au temple du chef-lien. 

Pour l’execution des articles 14 & 27, il y a lieu de prendre les dispositions suivantes: 

1° Le consistoire determinera les localites de la paroisse dans lesquelles, ind&pendamment 
du chef-lieu, un serutin sera ouvert, II fixera les heures preeises d’ouverture et de clöture, et 
donnera avis, quinze jours au moins à l’avance, au maire de la commune ot le vote aura Heu. 
I prendra les mesures necessaires pour la conservation des bulletins. 


2° Apres la clöture, la serutin sera immediatement depouille par le bureau, et le procès- 
verbal, dress6 seance tenante, sera envoy& au conseil presbyteral, qui le transmettra au consi- 
stoire. S'il y a r&clamation ou protestation, il en sera fait mention au proces-verbal, et les 
pieces & l’appui, y compris les bulletins de vote déclarés nuls ou douteux, y seront annexdes. 

3° Tout bulletin non écrit & la main sera annuld. Si un nom se trouve repete sur le 
meme bulletin, il ne sera compté que pour un seul vote. b 

4° Les 6leetions générales ou partielles seront annoncées du haut de la chaire, les trois 
dimanches précédents au moins. Le r6sultat sera proclame de möme, dans chaque paroisse, 
aux offices divins du dimanche qui suivra la declaration de validite. 

5° Les conseils presbytsraux des paroisses sectionnaires se reuniront, aussitöt apres cette 
proclamation pour proceder & la nomination de leurs délégués laiques, et transmettront les 
extraits des proces-verbaux de ces &leetions au conseil presbyteral du chef-lieu, 

6° En möme temps, les corps &lectoraux des paroisses qui auront des reprösentants à 
elire, en sus de leurs délégués, conformöment à l’artiele 3 du reglement, seront appeles à pro- 
ceder à ces élections. 

7° Apres les nominations, le consistoire sera convoqué sans delai pour se constituer et 
choisir son president, 

8° L’installation des conseils presbyteraux aura lieu & Vissue de Voffice divin, les diman- 
ches suivants, et sera faite par le president du consistoire ou par un pasteur qu'il aura delegu£. 


Dans les eglises de la Confession d’Augsbourg, J’inspecteur ecelesiastique pourra, s’il le juge à 


propos, proceder à l’installation. 

9 Dans les eglises de la Confession d’Augsbourg, l’autorits directoriale interviendra par- 
tout oü il sera necessaire pour Vexeeution du reglement. 

Telles sont, Monsieur, les mesures de detail qui, d'après l’ensemble de propositions 
adgptees, m’ont paru suffisantes pour amener une exseution röguliere des trois premiers articles 
du deeret du 26 mars. Il s’agit uniquement de la constitution de conseils presbyteraux et des 
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consistoires, ces bases communes aux deux Eglises protestantes. Il y aura lieu de regler sub- 
söquemment ce qui touche aux attributions respectives de ces deux assemblees, et aux matieres 
speciales à T’Eglise de la Confession d’Augsbourg. 


Agreez, etc. 
Sigene: H. FORTOUL. 


iv: 


Cireulaire du Ministre de l'instruction publique et des cultes, 
en date du 10 novembre 1852. 


INSTRUCTIONS AUX CONSISTOIRES POUR L’EXECUTION DU REGLEMENT 
DU 10 SEPTEMBRE 1852. 


Monsieur, je röponds colleetivement à diverses questions qui m’ont 6t& adressdes par quel- 
ques consistoires et pasteurs touchant Vexscution du reglement du 10 septembre dernier. ‘Je 
suivrai, dans mes r6ponses, autant qu'il sera possible, lordre des articles auxquels elles se 
referent. 

1° Les membres appelös à doubler le conseil presbyteral du chef-lieu (art. 2) sontsils 
nommds par les 6lecteurs reunis de toute la eirconscription consistoriale? — Cette election sera 
faite par les &lecteurs des paroisses respectives auxquelles le droit de nommer un ou plusieurs 
des membres du conseil presbyteral aura été reconnu »par les consistoires aujourd’hui etablis«, 
ainsi que le preserit la circulaire du 14 septembre dernier. 

2° Les églises coonsistoriales composées d’une seule paroisse, et qui, par consequent, n’ont 
pas de sections, doivent-elles avoir un conseil presbyteral distinet du conseil consistorial? — 
La raison indique que, dans ces &glises, une seule assemblee, ayant un nombre de membres 
double de celui des conseils presbyteraux, doit faire fonetion des deux corps dont elle reunira 
les attributions. 

90 Pour remödier au silence du reglement, en ce qui concerne les paroisses sectionnaires 
pourvues d’un pasteur auxiliaire retribue au moyen d’une subvention particuliere et d’un secours 
de I’Etat, en attendant Tinstitution d’une paroisse officielle, il doit être entendu que ces com- 
munaut6s, assez importantes pour avoir une representation, seront assimilees aux autres sections 
et qu’elles auront un conseil presbyteral et un delegud au consistoire. 

4° L’incompatibilit6 resultant des liens de parente (art. 4) s’applique-t-elle egalement 


aux membres élus pour completer le consistoire et aux parents des pasteurs? — Cette question 
doit &tre resolue affırmativement. 
5° Les pasteurs sont-ils, de plein droit, inserits au registre paroissial? — Leur qualite 


de pasteurs vaut dispense des conditions designees par Yarticle 10. Jl en sera de m&me des 
divers ecelösiastiques &numeres dans l’artiele 5, lorsquils auront été admis à sieger dans le 
conseil presbyteral. 

60 La eirculaire du 14 septembre a fait connaitre quelles &taient les justifications n&ces- 
saires pour constater les conditions religieuses de l’electorat; mais quel sens doit-on donner & 
ces mots: „ladmission dans I’Eglise, eonformement aux REGLES ETABLIES, la participation aux 
exercices et aux OBLIGATIONS du culte*? 

Le Conseil central n’a entendu parler que de l’admission dans l’Eglise par la premiere 
communion ou par l’acte &quivalent, et de la participation aux exereices du culte. Les consi- 
stoires comprendront & quel fächeux desordre donnerait lien la facult& qui serait laissée & 
chacun d’eux de modifier & son gre la rögle generale. Je maintiens done l'entiere approbation 
que j’ai donnde à la disposition adoptee par le Conseil central, en conformite avec le veu de la 
majorit6 des consistoires, et congue en ces termes: „Justifier de la partieipation ä la sainte Cene 
dans l’Eglise röformee de France, soit par un certificat d’admission, soit par la declaration d’un 
pasteur signee au registre.“ 

7° Dans quelques localites, on a cru apercevoir une cause d’embarras dans les deuxieme 
alinsas de Vartiele 23. — Les consistoires ne peuvent me&connaitre l’importance de ces dispositions. 
Chargös de veiller à leur applieation , ils sauront- aplanir de legers obstacles et assurer la 
complete observance de la regle. 
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8° Par quels moyens peut-on mettre tous les membres de l’Eglise en demeure de se faire 
inscrire au registre paroissial? — Les consistoires, complötes ainsi qu'il est dit & l’article 23 
du reglement du 10 septembre, appreeieront quels sont les moyens particuliers qu'il convient 
d’employer outre celui qui est indiqu& par le n® 4 de la circulaire du 14 septembre. Les 
eonsistoires apprecieront &galement, suivant les conditions dans lesquelles se trouvent les 
paroisses, les difficultös dont il conviendrait de tenir compte ä l’eleeteur. Evidemment, un delai 
devra etre fixe pour la clöture du registre; mais rien ne s’opposerait & ce qu’un membre dont 
le droit serait incontestable, füt inserit apres l’expiration de ce delai, sauf approbation du 
consistoire. 

9° Les diverses localit6s d'une eirconseription paroissiale qui auront obtenu du consistoire, 
conformement au no 1 de la circulaire du 14 septembre, d’ouyrir un serutin particulier, ind&pen- 
damment de celui du chef-lieu, voteront-elles pour la totalit€ des membres à &lire au conseil 
presbyteral? — Oui, sans doute; mais la regle pourra souffrir une exception, si l’&tendue de la 
eirconseription s’oppose à ce que les electeurs aient une connaissance suffisante des membres de 
l’Eglise sur lesquels ils ont à porter leur choix, ou sila population protestante est d’importance 
telle, qu’il y ait lieu de lui assurer une representation determinee a l’avance. Ce point est 
laisse a l’appreciation des consistoires complétés ainsi quil est dit dans l'article 23 du 
reglement. 

10° Je ne deyrais pas avoir ä faire remarquer: 10 Que le conseil presbyteral du chef-lieu, 
entrant tout entier dans l’assemblee consistoriale, et pouvant, en outre attribuer à la paroisse 
qu’il represente une partie des membres appeles a complöter le consistoire, ne saurait y envoyer 
un delögu& comme devront le faire les conseils presbyteraux sectionnaires auxquels seuls s’applique 
Varticle 3; — 2° Que les paroisses auxquelles un ou plusieurs representants ont été attribues, 
en sus de leur délégué laique, ont seules le droit de concourir a leur nomination, et que deux 
paroisses ne peuvent se reunir a cet eflet; — 3° Que les paroisses sectionnaires peuvent et 
möme doivent choisir autant que possible, au chef-lieu consistorial, les reprösentants qui leur 
auront été attribues (art. 3), mais que les conseils presbyteraux ne peuvent prendre hors de 
leur sein le delegue qui leur est accorde par le $ 3 de l’article 2 du decret du 26 mars. 

Dans un systeme qui embrasse des situations aussi varides que le sont celles des &glises 
protestantes, par suite de la dissemination de leurs sections et de leurs membres, il n’etait pas 
possible de tout prevoir avec une exactitude absolue, ni d’adopter un mode qui realisät &galement 
tous les veux. Mais les dispositions du reglement du 10 septembre peuvent &tre partout 
rendues applicables, et le travail relatif aux ceirconscriptions consistoriales, qui vient d’&tre 
termine, en facilitera encore l'exécution. Si, d’ailleurs, dans quelques cas tout & fait exceptionnels, 
des obstacles majeurs se rencontraient, administration aviserait suivant les besoins. 

Agreez, etc. 

Signe: H. FORTOUL. 


vr 


Arret& du Ministre de l’instruction publique et des cultes, 
en date du 10 novembre 1852. 


PORTANT REGLEMENT D’EXECUTION DU DECRET DU 26 MARS 1852, EN CE QUI 
CONCERNE LES MATIERES SPECIALES Ä L’ADMINISTRATION DE LA CONFESSION 
D’AUGSBOURG. 

Le Ministre de l’insruction publique et des cultes, 

Vu les dispositions du decret du 26 mars 1852, et specialement le chapitre III; 

Vu Vartiele 14 dudit décret; 

Vu les propositions du Directoire du Consistoire superieur de l’Eglise de la Confession 
d’Augsbourg ; 

Arrete: 

CHAPITRE PREMIER. 
Attributions des eonseils presbyteraux. 

Art. 1er, Le conseil presbyteral maintient T'ordre et la discipline dans tout le ressort 
paroissial, nomme les employes subalternes des öglises, et veille ä l’entretien des edifices religieux, 
& leur conservation et à celle des biens curiaux. 
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Art. 2. I delibere sur Tacceptation des legs et donations faits a l’eglise, ou aux 
eglises composant la paroisse. 

Art. 3. 1} administre les aumönes, qu6tes, biens et revenus appartenant à l’Eglise, ou 
aux eglises de la eirconsceription paroissiale, a l’exception, toutefois, des biens et revenus qui 
seraient indivis entre plusieurs paroisses. Il dresse les budgets, verifie et arr&te les comptes, 
et propose au consistoire J’emploi ou le placement des capitaux disponibles. 

Art. 4. Aucun acte d’administration du conseil presbyteral n’est valable qu’apres examen 
et visa du consistoire, qui en propose au Directoire l’approbation ou le rejet. 


CHAPITRE 1. 
Attributions des ceonsistoires. 


Art. 5. Le consistoire veille au maintien du bon ordre et de la discipline dans les eglises 
de la circonscription; il s’assure de la conservation et de l’entretien de tous les biens et 
bätiments confies & la surveillance et à l’administration des conseils presbyteraux de son ressort. 

Art. 6. Il delibere Tacceptation des donations et legs faits au consistoire ou confies & 
son administration; donne son avis sur les deliberations des conseils presbyteraux qui ont pour 
objet les donations et legs faits aux diverses eglises de la circonseription, et contröle l’admini- 
stration des conseils presbyteraux. 

Art. 7. Il administre seul les biens et revenus des &glises de son ressort qui possedent 
par indivision. 

Art. 8. Toutes ies d&liberations du consistoire, et tous les actes de son administration, 
ne sont valables qu’autant qu’elles ont regu l’approbation du Directoire, 

Art. 9. Les gestion des biens et revenus de toutes le paroisses faisant partie d’un m&me 
consistoire est conficee à un seul receveur nommé par le Directoire, sur la proposition du 
consistoire. Ce receveur est tenu de fournir un cautionnement dont l’importance sera fixce par 
le Directoire. 

Art. 10. Les consistoires correspondent avec le Directoire par l’intermediaire des inspec- 
teurs ecclösiastiques. 


CHAPITRE II. 
Nomination des pasteurs. 


Art. 11. Toute vacance ou creation de cure est annoncee par insertion au Recueil officiel 
des actes du Directoire, et par tout autre moyen de publication que le Directoire juge necessaire. 
Un delai est fix pendant lequel les pasteurs et les candidats qui veulent se faire inserire pour 
la cure vacante s’adressent au president du Directoire, soit par &crit, soit verbalement. 

Art. 12. Les aspirants à la cure vacante ne sont pas admis & y pröcher pendant la 
vacance. D’un autre cöte, la paroisse, le conseil presbyteral et le consistoire doivent s’abstenir 
de chercher, par petitionnement, deliberation ou tout autre acte officiel, : attirer sur un candidat 

la preference du Directoire. 

Art. 15. Le Directoire prend l’avis de l’inspecteur ecelesiastigue sur l’etat moral et 
religieux de la paroisse à pourvoir, et reste apreciateur de tous autres moyens subsidiaires, 
officiels ou non, de s’eclairer sur le choix & faire. 

Il procede a la nomination dans le mois qui suit l’expiration du delai fixö, aux aspirants 
pour se presenter. 

Il evite, autant que possible, de réunir, parmi les pasteurs d’un :m&öme consistoire, des 
ascendants, des freres ou des allies aux memes degres. 

Il accompagne l’envoi de son arrêté de nomination au Ministre d’un rapport dans lequel 
il expose les motifs de la preference qu’il a donnee au pasteur nomme. 


CHAPITRE IV. 
Inspeeteurs ecelesiastiques et laiques. 


Art, 14. L’inspeeteur eccelösiastique est nomm& sur une liste de trois candidats envoyde 
au Gouvernement par le Directoire et accompagn&e d’un rapport. 

Art. 15. Les attributions de l’inspecteur ecel&siastigue sont les suivantes: 

Il convoque et preside les assemblöes d’inspection legalement autorisees. 

N visite chaque paroisse de son ressort, une fois au moins tous les quatre ans, assiste, s'il 
y a lieu, des inspecteurs laiques, ou de l’un d’eux seulement, 
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Sur l’autorisation du Directoire, il ordonne les candidats au ministere evangelique, installe 
les pasteurs et les vicaires, et consacre, soit en personne, soit par delögation, les eglises nouvellement 
eonstruites. 

II preche, quand il le juge convenable, dans les &glises de son inspection. 

Il a le droit de prösider aceidentellement, avec voix consultative, les consistoires de son 
ressort, & l’exception de celui auquel il appartient comme simple membre. 

Il soumet & l’approbation du Consistoire supérieur les livres qui doivent servir & 
l’enseignement religieux et au culte dans le ressort de l’inspeetion, et veille à ce qu'il en soit 
fait usage ä l'exclusion de tous autres non autorises. 

Il donne son avis au Directoire sur l’etat moral et les besoins religieux d’une paroisse 
qui est à pourvoir d’un pasteur. 

ll adresse au Direetoire dans le premier trimestre de chaque annee et pour l’annde 
précédente, un rapport detaill& sur les paroisses de l’inspection, sur leur etat moral et religieux, 
sur l’action qu’y exercent les pasteurs, sur la maniere dont ils remplissent leur ministere, sur le 
soin qu’ils donnent à l’instruction religieuse, sur l’administration des consistoires et des conseils 
presbyteraux, sur l’&tat des biens et bätiments, etc., etc. 

Ce rapport general est independant des rapports particuliers que les eirconstances peuvent 
rendre necessaires dans le courant de l’annee. 

Art. 16. Les inspecteurs laiques sont les auxiliaires de linspecteur ecclesiastique et le 
remplacent, en cas d’absence ou d’empechement, pour toutes les fonctions qui ne tiennent pas 
du caractere ecelösiastique. 

Art. 17. Les fonetions que les inspecteurs laiques peuvent &tre appeles à partager avec 
les inspecteurs ecclösiastiques ont pour objet: 

La conduite des pasteurs, des vicaires, des aumöniers, des candidats au ministere Evangelique, 
consacres ou non, des etudiants en theologie; 

La maniere dont le culte s’exerce et dont les fonctions pastorales sont remplies; 

L’ötat moral et religieux des paroisses ; 

En general, tout ce qui touche a l'ordre, à la diseipline, a Yadministration de Peglise, 
au maintien des formes du culte, à l’&tat des édifices et des biens confies a l’administration et 
à la surveillance des conseils presbyteraux et des consistoires, 

Les inspecteurs laiques peuvent ätre direetement consultes et charges de missions par le 
Directoire, 

Art. 18. Les inspecteurs laiques et les deputes laiques au Consistoire superieur sont 
membres de droit de l'inspection dont ils ont regu leur mandat, quand m&me ils auraient été 
choisis en dehors de sa eirconscription. 


CHAPITRE V. 
Diseipline ecelesiastique. 

Art. 19. En matiere disciplinaire, le Directoire peut etre saisı: 

1° Par la notoriete publique; 

2° Par la plainte de la partie lesee; 

3° Par une deliberation du consistoire ou du conseil presbyteral; 

4° Par un rapport de l’inspecteur ecelesiatique ou d'un inspecteur laique; 

4° Par une communication du Gouvernement. 

Art. 20. Sauf le cas d’urgence, dont il sera parl& ci-apres, le Direetoire charge l'inspec- 
teur 'ecel6siastique de reeueillir des renseignements et de lui faire un rapport dans le plus bref 
delai. Sur le veu de ce rapport, le Direetoire deeide s’il y a lien ou non de domner suite & 
Vaction disciplinaire. Dans le premier cas, il commet l’inspecteur ecclesiastique pour proceder 
à Venquete, assiste, soit des inspecteurs laiques, soit de un d’eux seulement, soit de tel delegue 
qu'il jugerait & propos d’adjoindre à Vinspeeteur. L’enquöte sera faite sur les lieux et consignee 
au procös-verbal ouvert par linspeeteur, et qui devra &tre signe par les commissaires et les 


temoins. 
Art. 21. L’inspecteur transmet immediatement le proces-verbal au Directoire, avec telles 


observations et conclusions qu'il eroit devoir presenter. Le Direetoire mande devant lui l'inculpé, 
l’entend dans ses moyens de defense, lui adresse telles questions qu'il juge convenables, et dresse 
du tout un proeös-verbal qui est sign& par l’ineulpe, ou qui mentionne son refus de signer. 

Art. 22. L’inculpe, independamment de ses explications verbales devant le Directoire, 
est admis à presenter un m&moire justificatif dans la quinzaine qui suivra sa comparution. Ce 
delai expire, le Directoire statue. 
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Art. 23. Dans tous les cas d’urgence, le Directoire est autorise a mander immediate- 
ment devant lui l'inculpe, et, apres l’avoir entendu, & le suspendre provisoirement de ses fonc- 
tions pastorales, sauf, s’il y a lieu, à proceder par lui-möme ou par les intermediaires ordinaires 
à l’enquöte mentionnee en V’article 20. 

Art. 24. Je Directoire prononce contre les pasteurs les peines suivantes: 

1o La reprimande simple; 

2° La röprimande avec censure: 

3° La suspension temporaire avec ou sans traitement: dans ce demier cas, la privation 
de traitement doit &tre approuvee par le Gouvernement, et le pasteur suspendu est tenu de 
verser le traitement dont il est prive entre les mains du vicaire que le Directoire lui a donne 
d’office, 
4° L’incapacite d’ötre jamais appel& aux fonctions de president de consistoire et d’inspec- 
teur ecelesiastique; 

5° La destitution. 

Toutefois, le Directoire ne peut prendre un arrete de destitution qu’apres y avoir ete 
autoris6 par le Gouvernement, sur le vu du dossier. 

Le pasteur destitue est rayé de la liste des pasteurs de la Confession d’Augsbourg. 

Art. 25. En cas de demission d’un pasteur pendant le cours des poursuites discipli- 
naires, le Directoire apprecie s’il y a lieu ou non de prononcer sa radiation. 

Art, 26. Les mesures diseiplinaires qui precedent sont applicables à tout ecclesiastique 
en foncetions. Les candidats au ministere 6vangelique peuvent &tre frappes de l’une des deux 
premieres peines et rayes de la liste des ‚candidats. 

Art. 27. Independamment des preseriptions du present reglement, le Consistoire supé— 
rieur et le Directoire prennent, dans la limite de leurs attributions, les dispositions qu’ils jugent 
necessaires. 


Paris, le 10 novembre 1852. 
Signe: H. FORTOUL. 


VIE 


Arret& du Ministre de l’instruction publique et des cultes, 
en date du 20 mai 1853. 


PORTANT REGLEMENT D’EXECUTION DU DECRET DU 26 MARS 1852, EN CE QUI 
CONCERNE LES ATTRIBUTIONS DES CONSEILS PRESBYTERAUX ET DES CONSISTOIRES 
DES EGLISES REFORMEES. 


Le Ministre secretaire d’Etat au döpartement de linstruction publique et des eultes; 

Vu les dispositions du décret du 26 mars 1852, et sp6eialement les articles 1° et 2; 

Vu TVarröt6 du 10 septembre 1852; 

Vu les propositions du Conseil central des &glises röformees; 

Considerant que la definition des attributions et des rapports des conseils presbyteraux 
et des consistoires proposee par le Conseil central est le complement indispensable de l’arröte 
du 10 septembre 1852, portant reglement du mode d’&lection de ces corps; 

Considerant que, si le Conseil central a propose, en outre, de determiner d’une maniere 
explieite les attributions des conseils qui pourraient ötre appelös & le remplacer lui-möme, il 
resulte des observations prösentees par les consistoires, et des renseignements recueillis par l’ad- 
ministration, que les &glises sont loin d’&tre d’accord entre elles sur ce point important; 

Attendu que le Gouvernement, qui entend respecter l'indécision des &glises, alors möme 
que la connaissance qu’il a de leurs veritables interöts l’emp6cherait de la partager, est bien 
convaincu, en outre, que les attributions du Conseil central sont assez largement definies 
dans le deeret du 26 mars 1852 pour que cette institution produise des à prösent, et sans 
developpements nouveaux, la plupart des fruits qu’on pouvait s’en promettre, à l’avantage reci- 
proque des eglises et de l’Etat; 
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Arrete: 

CHAPITRE PREMIER. 
Attributions des conseils presbyteraux. 

Art. 1”, Le conseil presbyteral maintient l'ordre et la discipline dans la paroisse. 

Il veille à l’entretien des &difices religieux et administre les biens de l'eglise. 

IY administre &galement les deniers provenant des aumönes. 

Il presente des candidats aux places de pasteurs qui viennent à vaquer ou a 6tre créées. 

Il nomme, sous reserve de l’approbation du consistoire, les pasteurs auxiliaires, et agree, 
sous la m&me reserve, les suffragants proposes par les pasteurs. 

Il accepte, sous l’approbation de l’autorits superieure, les legs ou donations faites aux 
eglises de son ressort. 

Art. 2. Le conseil presbyteral soumet au consistoire les actes W’administration et les 
demandes qui, par leur nature, exigent l’approbation ou la decision de Pautorité superieure. 

Sont @galement soumises au consistoire toutes diffieultös entre les pasteurs et les conseils 
presbyteraux. 

Art. 3. Le conseil presbyteral est presid& par le plus ancien des pasteurs de la paroisse. 

Il nomme, à la majorit6 absolue, parmi ses membres laiques, un secretaire et un 
tresorier. \ 

Art. 4, Le secretaire redige les procös-verbaux des séances du conseil. II est charg& de 
la tenue des registres, de la garde et de la conservation des archives. 1 signe avec le presi- 
dent tous les actes qui 6manent du conseil. 

Le tresorier est charg6 du recouvrement des deniers de l’eglise et paye toutes les depenses 
regulierement autoris6es. 

Art. 5. Le conseil presbyteral dresse, au mois de novembre de chaque annde, pour l’annde 
suivante, le budget de ses recettes et de ses d&penses. 

Il verifie et arröte les comptes qui sont rendus, ä l’expiration de chaque année, par le 
tresorier. 

Ces budgets et ces comptes sont soumis à l’approbation du consistoire. 


CHAFITRE II. 
Attributions des eonsistoires. 


Art. 6. Le consistoire transmet au Gouvernement, avec son avis, les deliberations des 
conseils presbyteraux mentionndes en l'article 2 ci-dessus. 

Il veille à la celebration reguliöre du culte, au maintien de la liturgie et de la disci- 
pline, et & l’expedition des affaires dans les diverses paroisses de son ressort. 

Il surveille l’administration des biens des paroisses et administre les biens consistoriaux. 

Il accepte, sous l’approbation de l’autorite superieure, les legs et donations faits au con- 
sistoire ou indivisöment aux églises de son ressort. 

Il arrete les budgets, verifie et approuve les comptes de ces conseils. 

Art. 7. Le consistoire nomme, conformement aux dispositions de l’artiele 5 du deeret 
du 26 mars 1852, aux places de pasteurs qui viennent ä vaquer dans les &glises de son ressort, 
et propose au Gouvernement la creation de places nouvelles, 

Art. 8. Le consistoire &lit, & chaque renouvellement, son president parmi les pasteurs de 
la consistoriale, et, parmi ses membres laiques, un seeretaire et un trösorier. 

Le secretaire et le tresorier du consistoire remplissent des fonctions analogues ä celles 
qui ont été determindes par l’article 4 pour le seeretaire et le tresorier des conseils pres- 
byteraux. 

Les fonctions de tresorier du consistoire peuvent ötre confises au tresorier du conseil 
presbyteral du chef-lieu. 

Art. 9. Le consistoire dresse, au mois de decembre de chaque annee, le budget de ses 
recettes et de ses depenses pour l’annee suivante. 

Il verifie et arrete les comptes qui sont rendus, ä l’expiration de chaque annde, par son 
tresorier. 

Dispositions generales. 

Art. 10. En cas de partage dans les deliberations des conseils presbyteraux ou des con- 
sistoires, le president a voix pröpond6rante. 

Paris, le 20 mai 1853. 

Signe; H. FoRTOUL, 
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VIII. 


Instruction du Ministre de l’instruction publique et des cultes 
en date du 26 mai 1853 


AUX PRESIDENTS DES CONSISTOIRES DE L’EGLISE REFORMEE, POUR L’EXECUTION 
DE L’ARRETE DU 20 DU MEME MOIN. 


Paris, le 26 mai 1853. 


Monsieur le President, j’ai eu ’honneur de vous adresser, le 20 de ce mois, un arröte qui 
dsfinit les attributions des conseils presbyteraux et celles des consistoires des eglises r&formees. 
J’y joins aujourd’hui les instructions compl&mentaires dont je vous avais annonc6 le prochain envoi. 

L’article 14 du deeret du 26 mars 1852 a delegu6 au Ministre des eultes le soin de 
regler les details et les mesures d'exécution de la recente organisation des 6glises protestantes. 
Pour accomplir la täche delicate qui m’etait Echue, j'avais invite le Conseil central a preparer 
un projet de reglement qui aurait acheve de fixer toutes les situations dans l’Eglise reformee, 
comme Yarröts6 du 10 novembre l’a fait avec succes pour l’Eglise de la Confession d’Augsbourg. 
Une partie du reglement qui m’etait propose a été l’objet de jugements contradictoires; des 
divisions regrettables se sont produites. Dans la situation des esprits, j'ai ajourne la deeision 
des points contestes, et je me suis borne à regler ceux sur lesquels les églises étaient d’accord. 
En möme temps le Conseil central, dont le Gouvernement est heureux de reconnaitre les utiles 
services, devant continuer à exercer sa mission sous sa forme actuelle , j’ai dü proposer a Sa 
Majest& Imperiale de le completer par la nomination d’un nouveau membre en remplacement de 
celui qui n’avait pas accepte la delegation du Gouvernement. Le parti auquel je me suis 
arrôté est de nature à repondre & toutes les pröoccupations. Les d&marches de consistoire & 
consistoire, de eonseil presbytsral ä conseil presbyteral, qui se sont succédé depuis quelque temps, 
doivent done desormais cesser: ces sortes de d&monstrations, ndes de la lutte, ne servent qu'à 
la perpetuer; elles sont, d’ailleurs, tout à fait irrögulieres. 

Vous aurez remarque, Monsieur le President, que Yarrets du 20 mai ne mentionne pas 
toutes les applieations particulieres que les conseils presbyteraux et les consistoires peuvent &tre 
appelös ä faire de leurs pouvoirs. Ainsi il ne regle pas la nomination des employes et le 
choix des personnes préposées plus sp&cialement au soin des pauyres. J'ai eraint de compliquer 
les termes tres simples du reglement, en voulant speeifier les attributions secondaires qui sont 
la consöquence naturelle des prineipes poses par le deeret organique. 


Toutefois il est deux points que je dois partieulierement signaler à votre attention et & 
votre vigilance. 


Le röle des conseils presbyteraux est clairement trac& par les eing articles dont se compose 
le premier chapitre du reglement qui a été porte & votre connaissance. Ces conseils ne repre- 
sentent les paroisses et ne sont leurs organes qui'aupres des consistoires; ils n’ont pas qualite 
pour correspondre direetement avec l’autorite superieure. Il importe done que, desormais, ils 
se renferment dans les limites l&gales et qwils ne cherchent pas à &viter le contröle eclaire des 
intermödiaires que le döcret du 26 mars 1852 a £tablis. 

Quant aux consistoires, leur fonction, döfinie par les articles 6 et suivants, est d’exercer 
sur les interöts paroissiaux une surveillance tutelaire et paternelle. En appelant les conseils 
presbyteraux, lors de la vacance des cures, à presenter trois candidats, entre lesquels le Con- 
sistoire choisit le pasteur, le deeret du 26 mars a entendu offrir une garantie serieuse aux 
paroisses interessces et prövenir les conflits que l’absence de ces garanties avait trop souvent 
provoquös. 

Je crois devoir completer ces instructions en vous rappelant les principales regles qui 
doivent ötre suivies dans l’expedition des affaires. De pareilles indications ne sauraient ötre sans 
utilit6 au moment oü les corps constitu6s par le decret organique vont entrer en relations 
reguliöres avec mon departement. 

Toutes les döpöches doivent être adressdes directement au Ministre. L’objet doit en étre 
indique ä la marge. Jamais deux affaires ne doivent étre traitdes dans une m&me lettre. 
Chaque affaire formant un dossier séparé, toute deliberation doit ötre accompagnee d’une lettre 
d’envoi speciale. 


ee 
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Les demandes relatives au service ne doivent pas etre formees par simple lettre, mais par 
deliberation regulierement certifige, 

Vous m’adresserez, par l’entremise du pröfet, toutes les affaires qui devront etre accompagndes 
de l’avis de ce magistrat; vous me donnerez en m&me temps avis de cette transmission, afin que 
je puisse r&clamer le dossier, si l’envoi vient à souffrir du retard, 

Je recommande aux consistoires et aux conseils presbyteraux le classement de leurs archives, 
qui doivent comprendre ä l’avenir la collection complete des circulaires et autres documents officiels 
‚emands du Gouvernement. Il arrivera sans doute, dans la pratique, que la garde des archives, 
attribu&e aux secretaires (art. 4 et 8 de l’arröt6), continuera à ötre confice aux pasteurs presidents 
des conseils et des consistoires. Cette exception est d’autant plus admissible que les archives ne 
doivent point quitter les chefs-lieux, afin l’etre toujours à la disposition des pasteurs. Mais, sous 
Yautorit& des consistoires, les secrstaires et les presidents veilleront conjointement à la tenue et 
& la conservation des documents importants, 


Il importe que les demandes d’indemnite et de secours en faveur des pasteurs et de leurs 
veuves, toujours soumises au renouvellement annuel, me parviennent avant le quatriöme ou le 
neuvieme mois de l’annee; les demandes de bourses et de demibourses avant la fin des mois de 
mai et de novembre. 

Il importe &galement que vous me donniez avis trös-exactement des deces, des d&missions 
et de tous les autres changements survenus dans la position des personnes qui recoivent des 
allocations sur les fonds de Etat. 

Vous devez enfin vous attacher ä ne transmettre à mon administration que des dossiers 
complets ou se trouvent reunis tous les renseignements et toutes les pieces exiges par les 
reglements, 

Bien que plusieurs des recommandations qui precedent puissent paraitre minutieuses, j’ai 
dü vous les adresser, parce qu’elles röpondent aux nécessités du service et que la prompte 
expedition des affaires dependra, dans beaucoup de cas, de l'exactitude que vous apporterez ä 
les suivre. 

Veuillez, Monsieur le President, communiquer au Consistoire la presente eirculaire, dont 
vous m’accuserez reception après avoir remis & vos collegues les exemplaires qui leur sont 
destines. 

Agreez, etc, 

Signe: H. FORTOUL. 


IX 
Dbrrpräfivial-Erlap, 


beit, den neuen Modus der Ernennung der Pfarrer und geiſtlichen Infpektoren, 
von 15, November 1872, 


Auf das gef. Schreiben vom 13. September d. 5. genehmige ich den Beihluß 
de3 Oberkonfiftoriums vom 15. Juni v. J. Hinfichtlich des Modus der Ernennung der 
Pfarrer und geiftlichen Inſpektoren. Demgemäß verfüge ich auf Grund des Art. 14 
des Defret3 vom 26. März 1872 wie folgt: 

1. das Direktorium ftellt die Lifte der Pfarrer und Kandidaten auf, welche ſich 
zu der erledigten Pfarrſtelle gemeldet haben und nach dem Ermeſſen des Direk— 
toriums die Anſprüche und die erforderlichen Eigenjchaften befiken. 

. Die Lifte wird einer Kommiffion mitgetheilt, welche bejteht ans dem kirchlichen 
Inſpektor, einem der weltlichen Inſpektoren und dem Präfidenten des Konſi⸗ 
ſtoriums, in deſſen Bezirk die Erledigung eingetreten iſt. Der kirchliche In— 
ſpektor iſt von Rechtswegen der Vorſitzende der Kommiſſion. 

Die Kommiſſion macht an Ort und Stelle die nöthigen Erhebungen und ver— 
nimmt die Anſicht des von Amtswegen zu berufenden zuſtändigen Presbyterial⸗ 
raths unter gleichzeitiger Mittheilung der Präſentationsliſte. 
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4. Die Kommiſſion veranlaßt eine gutachtliche Aeußerung des zujtändigen Konſi— 
jtoriums über den demjelben mitzutheilenden Antrag des Presbyterialvaths und 
berichtet unter Vorlage der Verhandlungen durch ihren Borjikenden an das 
Direktorium, worauf leßteres die Ernennung vornimmt. 

. Bei Erledigung einer Inſpektion bezeichnet die Inſpektionsverſammlung unter 
dem Vorſitze eines zu delegivenden Mitgliedes des Diveftoriums oder eines der 
beiden weltlichen Inſpektoren, in deren Bezirk die Erledigung jtattgefunden hat, 
ohne Disfuffion mit relativer Stimmenmehrheit drei Kandidaten. 

Die Ernennung erfolgt durch die Regierung aus der von dem Direktorium 
mit Bericht vorzulegenden in Abſ. 1 erwähnten Lite. 
6. Die Art. 6, 13, 14 der Entſchließung des Minifteriums des Unterrichts und 
des Kultus vom 10. November 1852 1) find aufgehoben. 
Das Direktorium erfuche ich nach angemefjener Frift mir gefälligit anzuzeigen, 
welche Erfahrungen ſich aus der Anwendung der vorftehenden Beſtimmungen ergeben 
haben, im an der Hand der Erfahrung zu erwägen, ob Modifikationen erforderlich find. 


[eb 


1) Siehe oben Nr. VI. 


Anhang. 


1. Das Kaiſerreich Oeflerreid). 
2. Die Siebenbürgiſche Landeskirche X. B. 


1. Das &aiferreid; Ocfterreid). 


Nirgends faſt hatte die Reformation einen jo bereiten Boden gefunden wie in 
Dejterreich, und in feinem deutſchen Lande ift fie doch ſo ſpät zur Entfaltung gefommen, 
wie hier. 

Denn nachdem die Verfolgungen der Anhänger der neuen Lehre!) unter der Regierung 
Marimilians II. ein Ende genommen hatten?), traten fie nach deſſen Tode um fo 
heftiger auf?), und auch in Böhmen, wo der Majeftätsbrief von 1609*) dem Pro— 
teftantismus die Garantie einer rechtlichen Eriftenz gegeben hatte, wurde dieſe wie in 
Mähren vernichtet). 

Der Weftphälifche Friede mit feinem Normaljahr und der vum: zu bemeſſenden 
Duldung der Proteftanten griff aber für die öfterreichifchen Länder, mit Ausnahme 
von Schlejien, nicht Platz“) und vermochte jo der unterdrüdten Konfeſſion nicht die 
vor dem großen Kriege bejejlene Rechtslage wieder zu verſchaffen“)). Und felbit in 
Schleſien jhüßte er nicht vor den Gewaltthätigfeiten der Katholifen. 

Hier waren urſprünglich in den Fürftenthümern drei Konfiftorien zu Liegnibß, 
Brieg uud Oels errichtet geweſen, und na dem Majeftätsbrief für Schhlefien?) wurde 
das erſte dur den Erlaß des Herzogs Georg Rudolph vom 30. Juni 1613 genau 
geordnet), mit drei geiftlichen und weltlichen Räthen bejegt, und auch mit Handhabung 
der Chegerichtsbarfeit betraut. Aber obgleich der Kaifer in dem Akkord vom 18. Februar 
16219) den ſchleſiſchen Majejtätsbrief im Weſentlichen beftätigte, jo hinderte das doc) 
die gegenreformatorischen Beitrebungen wenig, welche jchlieklich faſt eine Yertriimmerung 
der evangeliihen Kirche bewirkten!). Erſt die Alt-Ranftädter Konvention von 
1707?) und der ihr folgende Grefutionsreceg von 170913) ſchufen Abhülfe In 


1) Die Verbote de3 Proteftantismus beginnen 6) Val. auch das Pat. dv. 4. Januar 1652. 


mit dem. Edift v. 12. März 1523 für das 7) Als Verfaſſungsorgane finden wir Super: 
Erzherzogth. bei Ruzmany, Urkundend. zum | intendenten. Sn Böhmen ftand das untere 
Defterr.-Evang. AR. Wien 1856 ©. 3. Prager Konfijtorium an der Spiße der 


2) Er erlieh für das Erzherzogth. die Aſſe- | Utraquiften, Evangelifhen und Brüder. Bol. 
furation dv. 14. Janunr 1571 (ebendaf. 4.), in Peihefa. a O. 1, ©. 188 ff. 

welcher den Herren und der Ritterichaft Ausübung 8) Vom 26. Auguft 1609 bei Ruzmany, 
des ev. Glaubens für fich und ihre Unterthanen | Ufb. ©. 59. 

und der Gebrauch ihrer 1569 zu Stande ge= 9) Hensel, Prot. KGeſch. d. Gem. in Schlefien 
brachten Agende gejtattet wurde. (Leipg. u. Lieg. 1768) ©. 225 f. 

3) Seit dem Dekret v. 12. Mai 1578. Bol. !/ 10) Kuzmany, Ufbd. ©. 64. 
Kuzmandy, Lehrb. d. allgem. ıı. öſterr. ed. | 11) Ool. Worb, d. Rechte d. ev. Gemeinden 
proteit. AR. Wien 1855 ©. 213 ff. | in Schlefien an den ihnen im XVII. Sahrh. 

4) Bei Kuzmany, Urfundb. ©.23. | gewaltthätig genommenen Kirchen 2c. Sorau 1325. 

5) Bol. Peſchek, Geſch. d. Gegenreform. in 12) Ruzmany, Uflbd. ©. 67. 

Böhmen. Leipzig 1850. 3) Ebendaj. ©. 68. 
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Gemäßheit derjelben find wieder drei Konfiftorien zu Liegnik, Brieg und Wohlau 
eingerichtet worden. Als Präfident wurde für jedes ein Kaiferlicher Negierungsrath 
katholiſcher Konfeifion beftellt, zu Mitgliedern ein von den evangelifchen Ständen 
ernannter weltlicher Aſſeſſor mit dem Titel Kaiferliher Rath, der Superintendent des 
Fürftenthums, zwei Geiftliche, ein Jurift und ein mit Stimmrecht verjehener Sekretär. 
Gine ähnliche Behörde beftand in Breslau unter dem Namen SKirchenamt, in 
Tefch en unter der Bezeichnung Religionsfommiffion. Der Inftanzenzug führte von allen 
an den Hof. 

Während aber das Aominiftrationsgebiet der kirchlichen Behörden von Liegnitz 
Brieg, Wohlau und Breslau dur die ſchleſiſchen Kriege an Preußen fiel, 
blieb Teſchen Defterreihifeh und bis zum Jahre 1781 in der alten Berfafjung. 

Die Zahl der öfterreihiichen Gebiete, in welchen der Proteftantismus eine 
rechtliche Anerkennung erhielt, vermehrte ſich aber nit nur dur die Theilung 
Polens, indem durch Kaiferliches Patent vom 13. Oftober 1772 und den Traftat 
vom 18. September 1773 den polnischen Proteftanten ihre frühere Rechtslage gewähr- 
leiftet wurde ), fondern auch in den fleinen Enklaven von Aſch, Sorg und Neuberg, 
wurde dur) die Temperamentspunfte vom 10. März 1775?) dem Protejtantismus 
Freiheit des Bekenntniſſes und ftaatliher Rechtsſchutz gewährt. 

Für die gefammten deutſch-ſlaviſchen Länder der öſterreichiſchen Monarchie wurde 
dies Prinzip zur Herrſchaft gebracht durch das Toleranzpatent Joſeph's II. vom 
13. Oftober 1781). 

Freilich eine Gleihberetigung mit den Katholifen wurde den Broteftanten in 
diefem Geſetze nicht eingeräumt. Nicht einmal die öffentliche Neligionsübung wurde 
ihnen gewährt. Aber es war doch ein großer Gewinn, daß jebt der evangeliſche 
Glaube fich frei entfalten, die evangelifhe Kirche fi) unter dem Schuge des Staates 
feſt organifiren durfte. 

Diefe Berfaffungsbildung fnüpftandie Tefhner Religionsfommiffion an. Joſeph 
gejtaltete diefelbe durch das Hofdefret vom 22. Juli 1784 zu einem fürmlichen Konſi— 
forium für die Augsburgifchen Neligionsverwandten um *), und verlegte diefes durch 
Hofdekret vom 20. September nah Wien’), indem er es gleichzeitig mit einem 
Konfiftorium für das Helvetifche Bekenntniß vermehrte. An die Spihe beider wurde 
ein katholiſcher Negierungsrath als Präfident geftellt; beide Behörden Hatten auch eine 
Kanzlei und beriethen in gemeinschaftlihen Angelegenheiten zufammen. Unter den 
Konfiftorien gliederten fich die beiden Kirchen in Superintendenturen in Gemäßheit des 
Hofdekrets vom 29. April 1785°), diefe in Senoriate?). Die Gemeinden organifirten 
fih zu Ausſchüſſen und aus diefen gebildeten Presbyterien, ohne dab hier obrigfeitliche 
Feſtſetzungen erfolgt wären ?). 

Die Evangelifhen im Aſcher Inipektorate blieben übrigens von der centralen 
Kirchenleitung unabhängig. Das Konfiftorium beftehend aus dem Grafen v. Zedtwitz, 


1) Ebendaſ. = 2 R 5) Vgl. Helfert, die Rechte u. Berf. d. 


2) Eb endaj. © BT Akath. in d. djterr. Keiferftante. a 1843. 
3) Bei Frank, ie Toleranz — Kaifer | ©. 46 fi. Franka. a. = ©. 
Sofeph II. (Wien 1882.) ©. 3 6) Ruzmany, Ukbd. 53 
4) Re. ER. ©: Kalle Frank | 7), Helferta.a.dO,. Ss. 68 
0.0.9D.6©.1 8) Kuzmany, AR. ©. 338. 


dem von diefem ernannten Anfpeftor und dem Arhidiafon von A 


Seit dem Jahre 1848. 1025 


ſch fand unmit- 
telbar unter der böhmischen Statthalterei in Brag, und mit diefer unter den 
Miniiterien ). 

Erſt im Gefolge des Jahres 1848 änderte ſich der bisherige Zuftand. 

Das Patent vom 4, Mai 18492) gewährte volle Religionsfreiheit, den geſetzlich 
anerkannten Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften das exereitium religionis publicum 
und die Befugniß, ihre Ungelegenheiten zu ordnen und zu verwalten. Am 6. Juli 
deſſelben Jahres berief das Miniſterium eine aus Superintendenten und Vertrauens— 
männern gebildete Synode?), welche auch einen Geſetzentwurf“) und den Entwurf 
eines Wahlgefeges für die erfte verfaſſungsgebende Synode der ewangelii den Kirche?) 
zu Stande brachte. 

Allein diefe Projekte fanden feine Verwirklichung. 

Wenn nun aber auch ſchon in dem Kaiſerlichen Patent vom 31. Dezember 1851) 
das vom 4. Mai 1849 befeitigt wurde, jo blieb doch ausdrüdlich der den Broteftanten 
durch dieſes gewährte Nechtszuftand aufrecht erhalten. 

Endlich am 8. April 1861 erging das wichtige Kaiſerliche Patent, betr. { 
Die Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche beider Befenntniffe 
insbejondere die ſtaatsrechtlichen Bezichungen derjelben für die deutſch— 
ſlaviſchen Kronländer (D. In diefem wurde das Prinzip ausgefprochen, daß Die 
Evangeliſchen ihre kirchlichen Angelegenheiten ſelbſtſtändig zu ordnen, verwalten und 
leiten befugt ſeien, die Wahl der Pfarrer, Senioren und Superintendenten zuge— 
ſtanden, die Verſchmelzung der beiden Konſiſtorien zu einem K. K. Oberkirchenrath 


verkündet und die Grundlage der kirchlichen Verfaſſungsorganiſation feſtgeſtellt. 
Gleichzeitig mit dem Patente erging eine Verordnung des Staatsminiſteriums, 


welche proviſoriſch die innere 
regelte”). 


Des 
1) Ebendafs. ©. 339. Indeſſen iſt dieſer 
Konſiſtorialbezirk 1870 als eine beſondere 


Superintendenz dem Oberkirchenrathe unterſtellt 
worden. FSranfa.a. 9. ©. 157. 

2) REBL. Nr. 151. Schon durch Erl. d. 
Min. d. Innern dv. 30. Januar 1849 war jtatt 
der bisherigen Bezeichnung „Akatholiſch“ die: 
„Evangelifchg;der Augsburger” oder „Evangelijche 
der helvetiſchen Konfeſſion“ angeordnet worden. 
Ebendaf. Nr. 107. 

3) Bgl. Verhandlungen u. Vorſchläge 
der zur Regelung der Verhältnifje der 
ed. Kirche zum Staate im Sommer 1849 


Friedberg, Verſaſſungsgeſetze. Defterreih und Siebenbürgen. 6 


Verfaſſung der evangeliſchen Kirche beider Bekenntniſſe 
Dieſe iſt dann von der erſten General-Synode (Mai—Juli 1864) revidirt®), 
vom Kaiſer unter dem 6. Januar 1866 bejtätigt und dur) Be 


fanntmadung 


Staatsminifteriums vom 23. Januar 1866 (II) publicirt worden?). 


nah Wien einberufenen VBerfammlung 
der dfterr. Superintendenten und ihrer 
Vertrauensmänner. Triejt 1850. 

4) Bgl. denjelben bei Kuzmany, Urkb. 
©. 183. 

5) Ebendaf. ©. 187. 

6) RGEBl. 1852 Nr. 2, St. XI. 

7) RGBl. 1861 Nr, 42, St. XVIII. 

8) Bgl. die erfte General-Synode der 
ev. K. A. u. 9 B. in den deutich-flan. 
Ländern Defterreihs. Wien 1864. 

9) Die jpäter eingetretenen Abänderungen find 
beim Abdrucke angegeben. 


OU 
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I. 
Railerlickes Patent vom 8. Hpril 1861, 


befveffend die Angelegenheiten ver evangeliſchen Kirche beider Bekenntnife, 
insbefondere die ſtaatsrechtlichen Beziehungen verfelben 


in dem Erzherzogthume Oefterreich ob und unter der Enns, dem Herzogthume Salzburg, 
dem Herzogthume Steiermark, den Herzogthümern Kärnthen und Krain, der gefürjteten 
Grafſchaft Görz und Gradisca, der Markgrafſchaft Iſtrien und der Stadt Triejt mit 
ihrem Gebiete, in der gefürjteten Grafichaft Tirol und Vorarlberg, dem Königreiche Böhmen, 
der Markgrafichaft Mähren, dem Herzogthume Ober- und Nieder-Schlefien, den König: 
reichen Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Auſchwitz und Zator, dem 
Großherzogthume Krakau und dem Herzogthume Bukowina. 


Wir Franz Zojeph der Erſte, von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich ꝛc. 
finden in der Abſicht, um Unferen evangelifchen Unterthanen des Augsburgiichen und 
Helvetifchen Bekenntniſſes in den nachbenannten Ländern, als: dem Erzherzogthume 
Oeſterreich ob und unter der Enns, dem Herzogthume Salzburg, dem Herzogthume 
Steiermarf, den Herzogthümern Kärnthen und Krain, der gefürjteten Grafſchaft Görz 
und Gradisca, der Markgrafſchaft Iſtrien und der Stadt Trieft mit ihrem Gebiete, in 
der gefürfteten Grafſchaft Tivol und Vorarlberg, dem Königreiche Böhmen, der Mark— 
grafichaft Mähren, dem Herzogthume Ober- und Nieder-Schlefien, den Königreichen 
Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Auſchwitz und Zator, dem Groß: 
herzogthume Krakau und dem Herzogthume Bukowina, die ihnen bereits vordem, ins— 
befondere durch Unfere Entjchliegung vom 26. December 1848 (Neichs-Geje-Blatt 1849, 
Ergänzungsband, Nr. 107), fowie in Unſerem Patente dom 31. December 1851 
(Neiche-Gefeß-Blatt, II. Stück, Nr. 3) zuerkannte und in Unjerem Diplome von 
90, Dftober 1860 (Reichs-Geſetze Blatt, LIV. Stüf, Nr. 225) neuerdings zugejicherte 
prineipielle Gleichheit vor dem Geſetze auch hinfichtlich der Beziehungen ihrer Kirche 
zum Staate in unzweifelhafter Weife zu gewährleiften, und um den Grundſatz der 
Gleichberechtigung aller anerfannten Konfeſſionen nach ſämmtlichen Richtungen Des 
bürgerlichen und politifchen Lebens bei Unſeren protejtantijchen Unterthanen in den 
vorher benannten Ländern zur thatfächlichen vollen Geltung zu bringen, nach Anhörung 
Unferes Minifterrathes zu verordnen wie folgt: 

F 1. Die Evangeliſchen des Augsburgifchen und Helvetijchen Bekenntniſſes find 
berechtiget , ihre kirchlichen Angelegenheiten jelbjtändig zu ordnen, zu verwalten und 
zu leiten. 

g 2, Die volle Freiheit des evangeliſchen Glaubensbefenntnifjes, jo wie das 
Necht der gemeinjamen öffentlichen Religionsübung ift ihnen für immerwährende Zeiten 
von Uns zugefichert. 

Es werden daher alle früher beitandenen Beichränfungen in Abficht auf die Er— 
richtung don Kirchen mit oder ohne Thurm und Gloden, auf die Begehung aller 
religiöſen Feierlichkeiten, welche ihrer Glaubenslehre entjprechen, auf die Ausübung der 
Seelforge, in joweit diefe Beſchränkungen noch in Uebung fein jolften, hiermit außer 
Kraft und Wirkſamkeit geſetzt und für null und nichtig erklärt. ! | 

Evangefijche, welche feine eigene (Mutter oder Tochter-) Gemeinde bilden, gehören” 
zu der ihnen am nächiten Kiegenden Gemeinde ihres Bekenntniſſes. | 

Ferner ift den Evangelifchen der Bezug und Gebrauch evangelijchreligiöfer und 
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theologijcher Bücher, inöbejondere der heiligen Schrift oder der Bekenntnißſchriften, 
unverwehrt. 
8 3. Die Vertretung und Verwaltung der evangelifchen Kirche ſowohl Augs— 
burgiſchen als Helvetiſchen Bekenntniſſes gliedert ſich nach den vier Abſtufungen: 
dev Pfarrgemeinde (Ortsgemeinde), 
des Seniorates (Bezirksgemeinde), 
| der Superintendenz (Landesgemeinde) 

und der Gefammtgemeinde der evangelifchen Chriften des einen oder des anderen 
Bekenntniſſes. 

8 4. Die Organe des Kirchenregiments find: 

A. für die Pfarrgemeinde, deren räumlicher Umfang den Pfarriprengel bildet: 
1. das Presbyterium, 
2. die größere Gemeindevertretung ; 
B. für die Bezivksgemeinde deren räumlicher Umfang den Senioratsjprengel 
bildet : 
1. der Senior, 
2, die Senioratspertretung Bezirksverfammlung) ; 
E C. für die Superintendenz, deren räumlicher Umfang die einem Superintendenten 
zugewieſenen Senivrats- und Pfarrſprengel bilden: 
1. der Superintendent, 

2, die Vertreter der Superintendenz (Superintendentialverfammkung, Superintenden— 

tialconvent); 

D. für die Geſammtheit fämmtlicher Superintendenzen: 

1. der K. K. evangeliſche Oberkirchenrath (die Konſiſtorien des Augsburgiſchen und des 
Helvetiſchen Bekenntniſſes), 

2. die General-Synode. 

x 8 5. Jede kirchliche Gemeinde (die der Pfarre, des Seniorats und der Super⸗ 

intendenz, wie die Geſammtgemeinde) ordnet und verwaltet ihre befonderen Kirchen, 

- Unterrichts und Wohlthätigkeitsangelegenheiten und die dazu bejtimmten Anſtalten, 

Stiftungen und Fonde durch ihre gejeßmäßigen Vertreter, infoferne dadurch nicht den 

allgemeinen Vorſchriften oder den gejehmäßigen Anordnungen der ihr vorgeſetzten Behör— 

den entgegengehandelt wird. 

5 6. Die Evangeliſchen beider Bekenntniſſe find berechtigt, ihre See ljorger, 
Senioren und Superintendenten, dann ihre Kirchencuratoren jeder Kategorie unter 
\ Beobachtung der räher feftzuftellenden Modalitäten frei zu wählen. 

5 7. Der zum GSuperintendenten Erwählte bedarf vor der Einführung in fein 
Amt Unſerer Iandesfürftlichen Beftätigung. 

5 8. Die bisher beftandenen evangelifchen Konfiftorien beider Bekenntniſſe in 
Wien, deren Vorſitz gemäß Unferer Entſchließung vom 1. September 1859 nur von 
einem Manne zu führen ift, welcher einem dieſer Bekenntniſſe angehört, haben fortan 
die Bezeichnung „K. K. evangelifcher Oberkirchenrath“ zu führen, und haben ihren Amtsſitz 
auch für die Zukunft in Wien. 

Der Vorſitzende und die Räthe des K. K. evangeliſchen Oberkirchenrathes werden 
bon Uns ernannt. 

5 9. Die von der General-Synode beſchloſſenen Kirchengeſetze bedürfen zu ihrer 
Geſetzeskraft Unferer landesfürſtlichen Beſtätigung, welche Unſer Miniſterium bei Uns 
einholen wird. 

5 10. Zum Bollzuge der in gefeglicher Weiſe von evangelifchen Gemeinden und 
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kirchlichen Behörden getroffenen Verfügungen und nach ordnungsmäßigem Vorgange 
gefälltem Erkenntniſſe, ſowie zur Einbringung der den Dienern und Beamten der Kirche 
und Schule gebührenden Einkünfte und ſolcher Umlagen, welche zur Erhaltung evan— 
geliſcher Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanſtalten mit Genehmigung der Landes⸗ 
ſtelle auferlegt werden, kann der Schutz und der Beiſtand der weltlichen Behörden in 
Anſpruch genommen werden. Die weltlichen Behörden haben im Zalle der Verweigerung 
dieſes Beiftandes ihre Gründe Dem Requirenten ohne Verzug jchriftlich zuzuitellen, 
wogegen demfelben das Recht der Beichwerdeführung bei der höheren politijchen Behörde 
im Wege der vorgefeßten Kirchenbehörde, — des Senivrates, der Superintendenz und 
des Oberkirchenrathes — zufteht. 

s 11. Es fteht den Evangelijchen beider Bekenntniſſe frei, auf geſetzlich zuläffige 
Weiſe an jedem Orte nach eigenem Ermeſſen Schulen zu errichten, an diejelben mit 
Beachtung der gejeglichen Vorſchriften Lehrer und Profefjoren zu berufen und den 
Umfang und die Methode des Religionsunterrichtes ſelbſt zu beſtimmen. 

Der Unterricht in weltlichen Gegenſtänden iſt den evangeliſchen Schulen in gleichem 
Maße, wie es bezüglich der katholiſchen Schulen der Fall iſt, gemäß der allgemeinen 
Unterrichtsgefeggebung zu erteilen, jedoch) mit volfftändiger Wahrung des £onfejftonellen 
Charakters. | 

Für den Schul und Kirchendient Fünnen mit Genehmigung Unferes zufländigen 
Prinifteriums Ausländer, insbejondere Angehörige der deutſchen Bundesſtaaten, berufen 
erden. 

8 12. Die nähere Regelung des evangelifchen Volksſchulweſens vom kirchlichen 
Standpunkte bleibt der kirchlichen Geſetzgebung vorbehalten. 

8 13. Die evangeliſchen Glaubensgenoſſen können nicht verhalten werden, zu 
Kultus und Unterrichtszwecken oder Wohlthätigkeitsanſtalten einer anderen Kirche Bei— 
träge zu leiſten. 

Stolgebühren und ähnliche Leiſtungen an Geld, Naturalien und Arbeit von Seite 
der Evangeliſchen an katholiſche Geiſtliche, Meßner und Schullehrer oder für Zwecke des 
katholiſchen Kultus ſind und bleiben aufgehoben. 

Ausnahmen von dieſer Befreiung treten nur ein, wenn Evangeliſchen die Pflichten 
des dinglichen Patronates obliegen, oder wenn es ſich um Giebigkeiten handelt, welche 
grundbücherlich ſichergeſtellt ſind, oder kraft einer beſonderen Gemeindeverbindlichkeit auf 
dem Realbeſitze haften, oder endlich wenn die Evangeliſchen freiwillig die Funktionen 
eines nicht evangeliſchen Seelſorgers, oder die Dienſte eines nicht evangeliſchen Meßners 
in Anſpruch nehmen, oder den Unterricht einer nicht evangeliſchen Lehranſtalt genießen, 
für welche Leiſtungen eine durch Vorſchrift oder Uebung beſtimmte Entlohnung zu ent⸗ 
richten iſt. | 

8 14. Für die Evangelifchen beider Bekenntniſſe find bei der Regelung und Hand- 
habung ihrer kirchlichen Angelegenheiten ohne Ausnahme Lediglich und ausſchließend die 
Grundſätze ihrer eigenen Kirche maßgebend. 

In Eheſachen haben vorläufig die Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches über Ehehinderniſſe und Eheverbote in Wirkſamkeit zu bleiben. 

Nach Feſtſtellung des materiellen und formellen proteſtantiſchen Eherechtes und 
nach Kundmachung der Uebergangsbeſtimmungen, welche Wir zu erlaſſen Uns vorbehalten, 
ſoll die Gerichtsbarkeit über evangelifche Eheangelegenheiten ausichliegend von evangelijch- 
kirchlichen Gerichtsbehörden ausgeübt werden. 

$ 15. Geiſtliche unterjtehen in Discipfinarangelegenheiten den kirchlichen Gerichts= 
behörden. 


I. Batent vom 8. April 1861. 1029 


| Meber weltliche Nechtsjachen der Geistlichen, wie Verträge, Schulden, Erbſchaften, 
entſcheidet das weltliche Gericht. 

| Wenn Geiftliche wegen Verbrechen, Vergehen oder Hebertretungen von dem welt 
lichen Gerichte in Unterfuchung gezogen werden, fo liegt es diefem ob, hievon die 
betreffende Superintendenz ohne Verzug in Kenntniß zu jegen. 

Ebenſo iſt von dem gefälften Urtheile und den Beweggründen deffelben der Super- 
intendenz ungeſäumt Neittheilung zu machen. Bei Berhaftung und Feithaltung eines 
Geiftlichen find jene Nücfichten zu beobachten, welche die feinem Berufe gebührende 
Achtung erheiſcht. 

$ 16. Unſer landesfürſtliches Oberaufſichts und Berwahrungsrecht über die 


evangelifche Kirche wird — die Unjerer eigenen Beichlußnahme vorbehaltenen Fälle aus— 
genommen — in höchfter Inſtanz durch Unfer Minifterium, in welchem für die evan— 


geliichen Unterrichts- und Kultusangelegenheiten eine eigene, aus evangelifchen Glaubens— 
genoſſen gebildete Abtheilung fortbejtehen wird, nach den in diefem Patente feitgeftellten 
Grundſätzen ausgeübt werden. 

Die Leitung der evangelischen Schulen und die Ausübung der oberjten ftaatlichen 
Aufficht über dieſelben kann nur Männern anvertraut werden, die dem einen oder dem 
anderen evangelifchen Glaubensbefenntniife zugethan find. 

8 17. Die Berjchiedenheit des chriftlichen Glaubensbekenntniſſes Tann in jenen 
Ländern, für welche diejes Patent erlaffen ijt, feinen Unterfchted in dem Genuſſe der 
bürgerlichen und politiichen Rechte begründen. 

Es haben daher alle Beſchränkungen oder Dispensertheilungen, welche in Abficht 
der Ausübung diefer Rechte durch die Evangelifchen beider Befenntniffe, jowie ihres 
Zutrities zu öffentlichen Aemtern in der Staatöverwaltung, bei den Gerichtsitellen, 
Gemeindebehörden u. j. w. beitanden haben oder vorgefihrieben waren, in joweit dies 
jelben noch in Hebung fein follten, hiemit außer Kraft und Wirkſamkeit zu treten. — 
Die Nothwendigkeit einer Dispens entfällt auch bei Erlangung afademijcher Grade und 
Würden, in joweit in lebterer Beziehung nicht ftiftungsmäßige Beitimmungen im Wege 
jtehen. Als Staatsbürger, dann als Angehörige einer politifchen Gemeinde haben fie 
volle Berechtigung zum Mitgenuffe des Gemeindegermögens und der Vortheile aller der— 
jenigen nicht ftiftungsmäßig fonfejfionellen Anftalten der Wohlthätigleit, der bürgerlichen 
und militärifchen Erziehung, ſowie des Volks- und wiſſenſchaftlichen Unterrichtes, welche 
der Staat oder das Kronland, welchem fie angehören, oder die bürgerliche Gemeinde, 
deren Mitglieder fie find, ganz oder theilweije unterhält. 

$ 18. Die evangelifchen Kirchengemeinden (Pfarren, Seniorate und Superinten= 
denzen) find berechtigt, Eigenthum auf jede gefegliche Weiſe zu erwerben. 

$ 19. Der Beſitz und Genuß der für ihre Kirchen, Unterrichts: und Wohl: 
thätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und Zonde ift ihnen gewährleiſtet. 

Stiftungen für evangelifche Kirchen, Schul- und Wohlthätigfeitsanitalten dürfen 
nur ihrer Beftimmung gemäß verwendet werden. 

Streitigkeiten über die Beſtimmung und Berwendung von Kirchen, Schul und 
Stiftungsvermögen werden von den Firchlichen Gerichtsbehörden entjchieden. 

$ 20. Die Evangelifchen beider Befenntnifje werden zur Beftreitung ihrer kirch— 
lien Bedürfniffe, abgejehen von demjenigen, was bisher jchon aus Staatsmitteln für 
evangelische Unterrichts- und Kultuszwede geleiftet worden iſt, jährliche Beiträge aus 
dem Staatsſchatze erhalten, wie Wir dieß beveit3 mit Unſerer Entjchließung vom 11. Mai 
1860 ausgejprochen haben. 

z 21. An evangelifchen Lehranftalten, welche aus Staatsmitteln errichtet wurden, 
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und gemäß Unferer Abſicht künftig errichtet werden jollen, können nur Angehörige des 
einen TR de3 andern evangelischen Bekenntniſſes angeftellt werden. 
$ 2 Evangeliſchen iſt es gejtattet, Lehranftalten des evangeliichen Auslandes 


unter A der allgemein gejeßlichen VBorjehriften frei und ungehindert zu 


BIRD 
8 23. Zur Förderung ihrer Fichlichen und Unterrichtszwede können die Evan 
geliſche, mit Beachtung der geſetzlichen Beſtimmungen, im Inlande Vereine bilden, und 
mit gleichartigen evangeliſchen Vereinen des Auslandes in Verbindung treten. 
8 24. Alle in dieſem Patente nicht ausdrücklich hervorgehobenen, die ſtaatsrecht— 


liche Stellung der Evangeliſchen des Augsburgiſchen und Helvetiſchen Bekenntniſſes in den 


Eingangs benannten Ländern berührenden Angelegenheiten ſind nach dem Grundſatze 
der, allen geſetzlich anerkannten Kirchen- und Religions-Geſellſchaften zugeficherten, Selb⸗ 
ſtändigkeit in Ordnung und Verwaltung ihrer konfeſſionellen Angelegenheiten zu beur— 


theilen und zu behandeln, und find alle Verordnungen und Vorſchriften, welche mit 


diefem Grundſatze und mit den vorangelaffenen Beitimmungen nicht im Einflange jtehen. 
und deren DBejchaffenheit nicht von der Art ift, daß die Möglichkeit ihrer Befeitigung 
erjt von der Feſtſetzung neuer jofort im zuftändigen Wege einzuleitender Beftimmungen 
abhängig it, als ohne weiteres entfallen und aufgehoben zu betrachten. 


5 25. Dagegen darf bei der Ausführung dieſer Beftimmungen weder Unferen 


Majejtätsrechten, welche Wir hierdurch für immerwährende Zeiten ausdrüdlich gewahrt 


wiſſen wollen, Eintrag gefchehen, noch den gejeglich anerkannten Rechten einer anderen 


Kirche oder Konfejfion innerhalb ihrer eigenen Sphäre nahe getreten werden. 
Gegeben in Unferer Haupt» und Nefidenzftadt Wien am achten April im Ein- 
taufend Achthundert ein und fechzigften, Unferer Regierung im dreizehnten Sabre. 
(L. 8.) Franz Sojeph m. p. 
Erzherzog Rainer m. p. 
Schmerling m. p. Degenjeld m. p., %.3.M. 
Auf Allerhöchite Anordnung: 
Freih. von Ranjonnet m. p. 


il 


Bekannimarkung des Staatsminifteriumns v. 23, Jänner 1866, 


betreffend Die Verfaſſung Der evangeliſchen Kirche Rugsburgifihen und Belvr- 
tifihen Bekenniniffes in jenen Yändern, für welche das Railerliche Patent von 
8. April 1861 Reidis-Grfek-Blatt Dr. 4) und Die Vervrdnung des Slaafe- 
miniſteriums vom 9, April 1861 (Keichs-Geſek-Blatt Dr, 42) erlaffen worden iſt. 


Seine K. K. Apoftolifche Meajeftät haben mit Allerhöchiter Entjchließung vom 


6. Jänner d. J. die von den evangelifchen General- Synoden Augsburgijchen und 
hefvetijchen Befenntnifjes im Jahre 1864 bejchloffene Kirchenverfaffung jammt Anhang I 
und Anhang Il mit Ausnahme einiger Bejtimmungen auf Grundlage des S 9 des 
Allerhöchiten Patentes vom 8. April 1861 (Reich3-Gefeß-Blatt Nr. 41) zu bejtätigen 
und das Staatsminiftertum allergnädigit zu ermächtigen geruht, dieſe Kirchenverfafjung 
jofort in Wirkfamfeit zu feßen. Ber Einführung und Handhabung derjelben iſt — 
nach dem jerneren Wortlaute der Allerhöchiten Entichliegung — das landesfürjtliche 
Oberauffichtsrecht Seiner K. K. Apoſtoliſchen Majeftät in Betreff aller Angelegenheiten 
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der evangelischen Kirche jorgfältig zu wahren und darauf zu jehen, daß die allgemeinen 
Unterrichtsgefege auf das evangelifche Schulweſen forrefte Anwendung finden. 
Dieſe Allerhöchſte Entjchließung wird ſammt dem Allerhöchſt bejtätigten Kirchen— 
yo mit dem Beifügen fundgemacht, daß die Verordnung des Staatsminijteriums vom 
. April 1861 (Reichs-Geſetz-Blatt Nr. 42) ſomit außer Kraft tritt. 
Graf Belcredim. p. 


Verfaſſung der evangeliihen Kirche Augsburgiſchen und Helvetiihen Belenntnifies 
in dem Erzherzogthume Oeſterreich ob und unter der Enns, dem Herzogtdume Salzburg, 
dem Herzogthume Steiermark, den Herzogthümern Kärnthen und Krain, der gefürfteten 
Grafihaft Görz und Gradisfa, der Markgrafſchaft Iſtrien und der Stadt Trieft mit 
ihrem Gebiete, in der gefürfteten Grafichaft Tirol und Vorarlberg, dem Königreiche 
Böhmen, der Markgrafſchaft Mähren, dem Herzogthume Ober: und Ntiederjchlefien, den 
Königreichen Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Aufchwiß und Zator, 
dem Großherzogtdume Krakau und dem Herzogthume Bufowina. 


Allgemeine Beitimmungen. 

S 1. Die evangelifchschriitliche Kirche Augsburgifchen und Helvetiſchen Bekennt— 
niſſes in jenen Ländern, für welche diefe Kirchenverfaffung gültig iſt, umfaßt alle evan— 
gelifchen Glaubensgenofjen beider Bekenntniſſe in denfelben und bildet einen Theil der 
evangeliichen Kirche des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. 

Auf dem Grunde des Evangeliums beharrend, baut fie ſich auf in ihren kirch— 
lihen Ordnungen nach den Lehren und Vorbildern der heiligen Schrift. 

$ 2. Die Vertretung und Verwaltung dev evangelifchen Kirche des Augsburgiichen 
und des Helvetijchen Belenntniffes in den bezeichneten Ländern (S 1) gliedert ſich nach 
den vier Abjtufungen: dev Pfarrgemeinde (Bfarriprengel), des Senivrates, der Super- 
intendenz (Diözefe), der Gefammtgemeinde aller evangelifchen Glaubensgenofjen des einen 
und des andern Bekenntniſſes. 

S 3. Die gejeßmäßigen Organe, durch welche die evangelifche Kirche des einen 
und des andern Bekenntniſſes ihre Pflichten und Rechte ausübt, find: 

1. für die Pfarrgemeinde: der Pfarrer oder die Pfarrer der Gemeinde, das Pres— 

byterium, die Gemeindevertretung oder die Gemeindeverfammlung (SS 11—62); 

2. für die Seniorat3-Gemeinde: der Senior, der Seniorats-Ausſchuß, die Senivrats- 
Berfammlung (SS 63—80); 
. für die Superintendential-Gemeinde: der Superintendent, der Superintendential- 
Ausſchuß, die Superintendential-Berfammlung (SS 81— 97); 
4, für die Gefammtgemeinde: der K. K. evangelifche Oberfirchenrath, der Synodal— 
Ausſchuß, die General-Synode (SS 98—125). 

8 4. Jede kirchliche Gemeinde (die der Pfarre, des Senivrates, der Superintendenz, 
jowie der Gefammtgemeinde) ordnet und verwaltet ihre bejonderen Kirchen-, Unterrichts- 
und Wohlthätigfeitsangelegenheiten und die dazu bejtimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonde durch ihre gefehmäßigen Vertreter, infoferne dadurch nicht den allgemeinen Geſetzen, 
den Vorſchriften dev Kicchenordnung oder den gejegmäßigen Anordnungen der ihr vor— 
gejegten Behörden entgegengehandelt wird. 

z 5. Sede Kirchliche Gemeinde (Pfarre, Seniorat, Superintendenz) iſt für ihre 
Derwaltung und für ihre Disciplinar = Angelegenheiten unmittelbar der nächjthöheren, 
und weiter durch deren Vermittlung den oberen Stufen des Kirchenregiments unter- 
geordnet, 


[eu] 
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$ 6. Die Gerichtsbarkeit über die Chen unter evangelifchen Glaubensgenofjen üben 
fortan noch die weltlichen Gerichte nach dem allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuche, bis 
das materielle und formelle protejtantifche Eherecht wird fejtgeftellt fein. 


Der evangelifchen Kivche bleibt bei der Chegerichtsbarfeit, außer dem Sühne— 


verſuch, jedenfalls das Necht gewahrt, daß fie vor dem Schluſſe der Gerichtöverhandfung 
gehört werde. 

s$ 7. 1. Jede kirchliche Gemeinde (Pfarre, Seniorat, Superintendenz) iſt berechtigt, 
Wünſche und Vorſchläge, welche die evangelifche Geſammtkirche ihres Bekenntniſſes 
betreffen, der nächjthöheren Gemeinde, deren Theil fie ift, zur weiteren ordnungsmäßigen 
Berhandlung vorzulegen. 

2. Ortögemeinden dejjelben oder der beiden Bekenntniſſe fünnen ſich im Wege 
ihrer gejeßmäßigen Vertretung zu dem Behufe vereinigen, um über die Befriedigung 
gemeinfamer Bedürfnifje ihres kirchlichen Gemeindelebens zu bevathen und zu beichließen. 
Solche Bejchlüffe bedürfen, che fie zur Vollziehung gelangen, der Zuftimmung der nächſt 
übergeordneten Stufe des Kirchenvegiments, 

3 8. Wer in irgend einer Firchenregimentlichen Berfammlung jtimmberechtigt ift, 
iſt innerhalb derjelben an feine Inſtruktion zu binden; ev hat bei allen Aeußerungen 
und Abjtimmungen nur feiner Meberzeugung nach beitem Wiffen und Gewiffen zu folgen. 

5 9. Wer auf irgend einer Stufe des Kirchenregiments eine in der Wahl für 
eine bejtimmte Zeitdauer begründete Zunction übernommen hat, ift von derjelben geſetzlich 
erit von dem Zeitpunkte an enthoben, wenn die ordnungsmäßige Neuwahl zur gejeglichen 
Gültigkeit gelangt ift. 

8 10. Wer berufen ift, einer Eirchenvegimentlichen Verſammlung vorzufigen, ift 
perjönlich dafiir verantwortlich, daß die gejegliche Ordnung aufrecht erhalten und daß 
fein Beſchluß gefaßt werde, welcher die gejeßlichen Befugniffe der Verfammlung über: 
Ichreiten würde. Der Borfigende hat in ſolchen Fällen das Recht und die Pflicht, die 
Verhandlung zu filtiven und die Gründe davon zu Brototoll zu geben. Dem Vor— 
figenden, wie dev Verſammlung, ſteht das Recht zu, die etwa darüber zu erhebende 
Beichwerde der zunächſt übergeordneten Kirchenbehörde zur Entjcheidung vorzulegen. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Pfarrgemeinde. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 

$ 11. Die gegenwärtig bejtehenden evangelifchen Pfarrgemeinden (Pfarreien, 
Kirchengemeinden) A. und 9. B. find in ihrer durch Herkommen oder urkundlich 
bejtimmten örtlichen Abgränzung als zu Recht bejtehend anerkannt (ſ. Anhang ID. 

Aenderungen in diefer Abgränzung (Aus und Einpfarrung einzelner Perjonen 
oder Ortſchaften) können nur auf Antrag der Betreffenden beim Senivrats = Ausjchuffe 
durch den Superintendential-Ausjchuß getroffen werden und find der betreffenden politifchen 
Behörde anzuzeigen. 

5 12. 1. Zur Bildung einer neuen Kirchengemeinde, jei die eine ſelbſtſtändige 
Pfarrgemeinde oder eine Tochtergemeinde, ijt die Nachweifung der ausreichenden Mittel 
für den Kicchendienjt und der Fürjorge für den Unterricht der Jugend mindejtens in 
der Neligion erforderlich. Diejenigen evangelifchen Glaubensgenofjen, welche eine 
Gemeinde zu bilden beabfichtigen, haben diefe Nachweifung durch Vermittlung des 
Seniorats-Ausſchuſſes und des Superintendential-Ausjchuffes dem Oberkirchenrathe zu 
geben. Diejer hat im Einverjtändniffe mit der betreffenden Landestelle die Gründung 
der neuen Gemeinde zu genehmigen oder unter Angabe der Gründe zu verweigern, 


ee Di 
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2. Diejelben Beftimmungen gelten auch, wenn bisherige Tochtergemeinden oder 
Theile einer Gemeinde jelbititändige Pfarrgemeinden zu werden beabjichtigen. Rechts— 
anſprüche hat die die Selbitjtändigfeit anftrebende Gemeinde nur auf das Eigenthum der 
ausdrücdlich ihr gemachten Stiftungen, nicht auf einen Theil des bisher für den Kirchen— 
und Schuldienjt und die Wohlthätigkeitsanftalten mitbenübten gemeinfamen Vermögens. 

3. Schwierigkeiten, welche in diejer Hinficht entitehen, find, wenn die beiden 


betheiligten Seiten ſich nicht einigen können, dor dem Nachfuchen um Selbjtitändigfeit 


vom Seniorats-Ausſchuſſe (beziehungsweife, wo die Unterabtheilung im Senivrate nicht 
bejteht, vom Superintendential-Ausfhuffe) zu verhandeln. 

4, Das Streben bisheriger Tochtergemeinden oder bisheriger Theile von Gemeinden, 
ſelbſtſtändige Pfarrgemeinden zu werden, darf nicht gehindert werden; doch iſt darauf 
zu jehen, daß nicht durch Abtrennung von Tochtergemeinden oder von Theilen einer 
Gemeinde der Beftand der bisherigen Gemeinden gefährdet werde. 

5 13. 1. Die Abgränzung der Schulgemeinden, d. h. derjenigen Gemeinschaften 
evangelijcher Glaubensgenoffen, welche eine eigene evangeliiche Schule aus ihren Mitteln 
erhalten, Fällt nicht nothiwendig mit der Abgränzung der Kirchengemeinden zuſammen; 
es kann ein bloßer Theil einer Kirchengemeinde eine ſelbſtſtändige Schulgemeinde bilden; 
es können mehrere Kirchengemeinden oder Theile derſelben zu einer einzigen Schulgemeinde 
vereinigt ſein. 

2. Die Gründung neuer Schulgemeinden erfolgt unter Nachweiſung der zur 
Erhaltung einer Schule erforderlichen Mittel auf dem in $ 15 für Kirchengemeinden 
bezeichneten Wege. 

3. Diejenigen Rechte und Pflichten, welche in Betreff der Schule der Gemeinde 
überhaupt in der Kirhenordnung zugejprochen find, haben da, wo die Schulgemeinde 
von der Kirchengemeinde unterjchieden ift, ihre Geltung für die Schulgemeinde, und es 
hat fich dieje durch Erwählung eines dem Presbyterium entjprechenden Vorſtandes (Schul: 
vorjtand, Schulpresbyterium, Lofalpresbpterium) und falls fie mehr als 500 Seelen 
zählt, einer Gemeindevertretung in gleichartiger Weife einzurichten, wie dieß für die 
Kirchengemeinde vorgezeichnet ift. 

s 14. „jede Tochtergemeinde (Filiale) hat für die Verwaltung ihrer befonderen 
Angelegenheiten ein jelbjtjtändiges Presbyterium und, falls fie mehr als 500 Seelen 
zählt, eine Gemeindevertretung zu beftellen. 

$ 15. Gemeinden, welche aus Angehörigen beider evangelischen Schwefterficchen 
bejtehen, jtehen unter dem Kirchenregimente desjenigen Bekenntniſſes, dem fie bei ihrer 
Gründung, unter Berücfichtigung des Belenntniffes der Mehrheit der Gemeindeglieder, 
vom Oberfirchenrathe unterjtellt find. Wenderungen darin können nur auf dem 8 64 
bezeichneten Wege eingeleitet werden. Zur Vermittlung der konfeſſionellen Intereſſen in 
Beziehung auf die Pflege des kirchlichen Lebens und die religiöfe Erziehung der Jugend 
iſt in folchen Gemeinden ein eigenes Statut aufzuftellen und dejjen Genehmigung bei 
dem Oberkirchenrathe Augsburgifcher und Helvetischer Konfeffion nachzufuchen. 

5 16. jeder evangelifche Glaubensgenoffe gehört der Pfarrgemeinde, in deren 
Sprengel er jeinen Wohnſitz hat, oder falls über den Sprengel ein Zweifel wäre, der 
nächjten Pfarrgemeinde an, und hat in derfelben die mit der Angehörigkeit verbundenen 
Rechte und Vflichten. 

5 17. 1. Jede Kirchengemeinde gewährt allen ihren Angehörigen Antheil an 
den Firchlichen Gnadenmitteln, Anſpruch auf den Dienst der Pfarrer, Theilnahme an 
den Anstalten und Gerechtfamen der Gemeinde, 

2, Sie erwartet von allen ihren Angehörigen ohne Unterichied des Standes und 
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Geſchlechtes einen chrbaren, chriftlichen Lebenswandel (1. Betr. 1, 15. 2,12. 3, 15 
bis 16. Hebr. 18, 18. Col. 1, 10), insbeſondere Theilnahme an dem öffentlichen 
Sottesdienjte (Lue. 11, 28. Hebr. 10, 25) und der Feier des h. Abendmahles (Lur. 
22, 19. 1. Cor. 11, 23—26); Friede unter einander Marc. 9, 50), Friede mit 
Andersgläubigen (Rön. 12, 18. Hebr. 12, 14—15; Gehorjan gegen die Geſetze des 
Staates Röm. 13, 1-7) und Treue dem Kaifer (Mattd. 22, 21. Zuc. 20, 25); 
Unterordnung unter die Beſtimmung der Kirchenordnung (&ol. 2, 6—7. 1. Kor. 14, 
33, 40), Achtung vor den geiftlichen und weltlichen Vertretern ber Gemeinde und deren 
Beichlüffen (1. Tim. 5, 17, 1. Theſſ. 5, 12—13, Hebr. 13, 17) und Annahme der 
übertragenen Gemeindeämter (1. Kor. 12, 4—31. 1. Petr. 4. 10). 

3. Sie hat überdieß das Anrecht, die Leitung von Beiträgen zur Unterftüßung 
ihrer Kicche, ihrer Schul- und Wohlthätigkeitsanſtalten zu fordern (Gal. 6, 10). 

$ 18, Stimmberechtigte Mitglieder der Gemeinde find alle ihre männlichen 
Angehörigen ($ 16), welche das 24. Lebensjahr zurücdgelegt und ihre Unterſtützungs— 
beiträge wenigftens für das Tegtabgelaufene Jahr geleitet haben. Die Pfarrer, Pfarr— 
Vicare (Pfarrgehilfen) und Schullehrer find vermöge ihres Amtes jtimmberechtigt. 

s 19. 1. Wählbar in die Gemeindevertretung find alle ſtimmberechtigten Mit— 
glieder (G18), welche ihre Unterſtützungsbeiträge wenigſtens für die beiden Lettab- 
gelaufenen Jahre geleijtet haben. 

2, Wählbar in das Presbyterium find alle in Die Semeindevertretung wählbaren 
Mitglieder, ſofern ſie das 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben. Doch dürfen Vater und 
Sohn, Brüder, Schwiegervater und Eidam nicht gleichzeitig Mitglieder des Presbyteriums 
fein. In einzelnen Fällen fann über Einjchreiten ber Gemeinde der Oberfirchenrath 
aus beſonders rückſichtswürdigen, vom Superintendentialausfeguß anerkannten Gründen 
Hievon Dispenjation ertheilen. 

3. Die Schulfehrer find vermöge ihres Amtes wählbar in Die Gemeindevertretung 
und in das Presbyterium. 

4. Es ift Aufgabe der Gemeinde, in die Gemeindevertretung und in das Pres— 
byterium nur folche Männer zu wählen, welche durch ihren chrbaren Zebenswandel und 
durch die Bethätigung ihres kirchlichen Sinnes fich eines guten Rufes in dei Gemeinde 
erfreuen. 

$ 20. Die gefeßmäßigen Organe, durch welche die Pfarrgemeinde ihre Pflichten 
und Rechte ausübt, find: der Pfarrer oder die Pfarrer der Gemeinde, das Presbyterium, 
die Gemeindevertretung oder die Gemeindeverſammlung (S 52). 

II. Der Pfarrer. 
A. Pflichten und Rechte des Piarrers. 

8 21. Zur Pflege des evangelifch -Hriftlichen Lebens befteht in der Kirche das 
evangelifche Pfarramt, deſſen durch die Gemeinde berufener Träger Pfarrer, deſſen 
Gehilfe Pfarrgehilfe (Hülfsprediger, Vicar) heißt. Alle geiftlichen Amtsträger (Hülfs- 
prediger, Pfarrer, Senioren und Superintendenten) jtehen in Folge ihrer Ordination 
als Geiftliche einander gleich und üben ihre befonderen Befugniffe im Namen und Auf: 
trage der Kirche, jeder innerhalb jeines befonderen gejeglichen Wirfungstreifes. 

$ 22. 1. Die Kirche fordert von dem Geiftlichen, daß ev die Lehre der heiligen 
Schrift in Uebereinftimmung mit dem kirchlichen Bekenntniſſe verfünde, in einem muſter— 
haften chriftlichen Lebenswandel, in Gehorfam gegen Die Obrigkeit und in der Treue 
gegen Gott und gegen den Kaiſer (Matth. 22, 21) der ihm anvertrauten Gemeinde 


vorleuchte, und in dem Allem jeine Pfarrangehörigen durch Wort umd That beſtärke 


und den Ernjt und die Würde feines Amtes bewahre. 
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2. Sie macht es ihm zur Pflicht, die ihm dargebotenen Mittel und Anregungen zu 
jeiner wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Fortbildung gewiſſenhaft zu benüßen, dagegen 
alter Nebengefchäfte, welche wider die Würde des Amtes ftreiten oder Verſäumniſſe und 
Störungen im Amte mit fich führen, fich zu enthalten. 

5 23. Der Pfarrer iſt der geiftliche Vorfteher der Gemeinde und hat zunächſt 
(5 42, 1.) in ihr die kirchliche Ordnung zu wahren. Ihm liegt ob: 

1. Die Verwaltung des Gottesdienftes nach der beftehenden kirchlichen Ordnung, 
insbejondere die Predigt des göttlichen Wortes, die Spendung der heiligen Sakra— 
mente, die VBerrichtung aller übrigen geiftlichen Aıntshandlungen, der Unterricht 
der Konfirmanden, die kirchliche Kinderlehre (Chriftenlehre) und wo «8 üblich 
oder vofationsmäßig ift, auch der Neligionsunterricht in dev Schule, die Seelforge, 
die Betheiligung an der Armenpflege, 

2. MS unmittelbaren kirchlichem Vorgeſetzten des Schulfehrers liegt ihm die Auf- 
fit über die Schule ob unter Mitwirkung des Prespyteriums (8 42, 3), insbeſondere 
über den Religionsunterricht in der Schule, wo er dieſen nicht ſelbſt ertheilt. 

3. Die Führung der Kirchenbücher. Dieſe Kirchenbücher, nämlich die Tauf-, 
Konfirmations-, Uebertritts-, Trauungs- und Sterberegiſter führen die Pfarrer 
ſelbſtſtändig nach den geſetzlichen Beſtimmungen, und die Auszüge, welche ſie 
daraus in geſetzlicher Form ausſtellen, haben die Geltung rechtskräftiger Urkunden. 

Ueber die Rechte und Pflichten des Pfarrers als ſtändigen Mitgliedes des Pres⸗ 
byteriums gelten die im S 40 ff. enthaltenen Beſtimmungen. 

In Betreff ſeiner geſammten Amtsthätigkeit ift der Pfarrer der Aufficht des 
Seniors (beziehungsweije des Superintendenten) und durch dieſen den höheren Kirchen⸗ 
behörden unterſtellt. 

5 24. Wo mehrere Pfarrer bei einer Gemeinde angeſtellt find, findet die Ver— 
theilung der Gejchäfte, ſoweit fie nicht durch diefe Vorſchrift beftimmt it, nach dem 
Herkommen, dem gegenfeitigen Einverjtändniffe und dem Einverftändniffe mit dem Pre3- 
byterium oder erforderlichen Falles nach den befonderen Anordnungen der vorgejegten 
Kirchenbehörde jtatt. 

8 25. Jeder Pfarrer kann ſich rückſichtlich einzelner Amtshandlungen durch geſetz⸗ 
lich dazu befähigte Perſonen in einzelnen Fällen vertreten laſſen, iſt jedoch für die 
ordnungsmäßige Vornahme dieſer Handlungen verantwortlich. 

5 26. Der Pfarrer hat nach vorgängiger Anzeige an das Presbyterium während 
eines Urlaubes (SS 67, 1. 85, 1. a, 103, 3) für feine Vertretung Sorge zu tragen. 
Während feiner Erkrankung oder bei feinem Tode, ſowie bei einer längeren Abweſenheit 
deſſelben aus amtlicher Veranlaſſung forgt das Presbyterium dafür im Einverjtändniife 
mit dem Senior, 

8 27. Neben der Erfüllung der pfarramtlichen Pflichten in der eigenen Gemeinde 
liegt dem Pfarrer auch od, auf Anordnung des Seniors andere Pfarrer in ihren geift- 
lichen Amtshandlungen zu vertreten. 

5 28. Der Angehörige einer Gemeinde kann eine kirchliche Amtshandlung aus- 
nahmsweiſe von einem andern Geiftlichen als dem ordentlichen Pfarrer der Gemeinde 
vornehmen laſſen, wenn er vorher die Zuftimmung des Leßteven eingeholt hat und dem- 
jelben die GStolgebühren entrichtet. Der fungivende Geiftliche iſt verpflichtet, dem 
ordentlichen Pfarrer der Gemeinde die erforderlichen Ausweiſe zur Einfügung in die 
Matrikeln vorzulegen. 

5 29. 1. Pfarrer, welche dienjtunfähig geworden oder nicht mehr die Geſammt— 
heit der Pflichten ihres Amtes zu erfüllen im Stande find, können, wenn fie nicht in 
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den Penfionsſtand treten, im Einverftändnifje mit ihrer Gemeinde ihr Amt ganz oder 
zum Theil durch Vikare verwalten laſſen. 

2. Wenn der Pfarrer die Befoldung des Vikars vollſtändig beitreitet, jo fteht die 
Mahl deifelben dem Presbyterium im Einvernehmen mit dem Pfarrer zu; wenn bie 
Gemeinde die Befoldung des Vikars ganz oder theilweije beftreitet, jo übt fie auch das 
Wahlrecht aus wie bei dem Pfarramte jelbit. (5 35 ff.) 


3. Dilare, welche das Pfarramt vollftändig verwalten, führen diefes Amt unter. 


eigener Verantwortlichfeit und treten in die Rechte des Pfarrers im Presbpterium; wenn 
dagegen Vikare nur einen Theil der pfarramtlichen Gejchäfte übernehmen, jo tragen fie 
die Verantwortlichfeit nur für diefen ihnen zugewiefenen Theil, und über ihre Stellung 
im Presbyterium hat dieſes zu entjcheiden. In feinem don beiden Fällen erwirbt der 
Vikar einen Rechtsanſpruch auf die Nachfolge im Pfarramte. 

4, Unterjchieden von dieſen, für die einzelne Perſon bejtimmten Vikaren find 
ftändige Pfarrvikare (Pfarrgehülfen, Diafonen), welche die Gemeinden beitellen, um dem 
Bedürfniſſe einer Vermehrung der pfarramtlichen Kräfte zu entjprechen. Ständige 
Pfarrvikare werden in jedem Falle von der Gemeinde im gleicher Weiſe wie der Pfarrer 
($ 35 ff.) gewählt. Ueber ihre Stellung im Presbyterium gelten die im S 40 ff. ent— 
u Beltimmungen. 

5. Die Bikare bedürfen der Beltätigung des Oberfirchenrathes, die auf demfelben 
Wege wie bei dem Pfarrer ($ 37) nachzufuchen ift 

$ 30. Jeder Pfarrer ift verpflichtet, dem Pfarrer-Witwen- und Waijenfonds 
jeiner Diözefe beizutreten, 

B. Wahl der Pfarrer. 
1. Die Bfarrer werden auf Lebensdauer gewählt. 
2. Die erfolgte Erledigung der Stelle eines Pfarrers oder ſtändigen Pfarr— 
gehilfen (Vikars) hat das Presdpterium dem Senior fofort zu berichten. und zugleich 
jeine Vorſchläge für die duch den Senior anzuordnende zeitweilige Vertretung der 
erledigten Stelle zu machen H. 

8 33. Wenn ein mit Tode abgegangener Pfarrer eine Wittwe oder Kinder 
hinterläßt, jo bleibt diefen der Genuß des Gehaltes, der fonitigen Einkünfte, Stol- 
gebühren und Naturalwohnung des Pfarramtes für ſechs Monate vom Todestage des 
Pfarrers an. 

Auf penſionirte Pfarrer findet diefe Beltimmung in Betreff des Önadenhalbjahres 
feine Anwendung. 

s 34. Wählbar zu einem Pfarramte find, unter der Borausfegung dev fittlichen 
Würdigkeit: 


1) 832 iſt proviſoriſch abgeändert durch Erlaß In den zwei erſterwähnten Fällen hat das 
des v. 27. September Presbyterium die erfolgte Erledigung, bezw. Die 
1879: ihm vom Seelſorger angezeigte Amtsniederlegung 
Die Stelle eines Pfarrers oder ſtändigen ſofort dem Senior zur Kenntniß zu bringen, 
Pfarrgehülfen (Vikars) wird erledigt: und zugleich Borjchläge In: die Durch Lebteren 
a. duch deſſen Ableven; anzuordnende einftweilige Vertretung der erle— 

b. durch freiwillige Riderlegung des Amtes digten Stelle zu eritatten. 
in Folge der Annahme einer Berufung als Im Falle der Erledigung durch Amtsnieder— 


Pfarrer oder Vikar einer anderen Gemeinde | legung (b) hat der Senior im Wege der Super: 

oder aus einem anderen Grunde Die | intendentur unter gleichzeitiger Berichterjtattung 

Niederlegung wird erſt durch die erfolgte | über etwa rücjtändige Amtsgeſchäfte des ab— 

Genehmigung derjelben jeitens des Ober: | gehenden Pfarrers bei dem Oberfirchenrathe Die 

kirchenrathes rechtswirkſam; Genehmigung der erfolgten Amtsniederlegung 
c. durch rechtskräftiges, auf Amtsentſetzung nachzuſuchen. 

lautendes Disciplinarurtheil. 


— ⸗⸗⸗ 


17] H. Bekanntmachung vom 23. Januar 1866, die Verfaſſung der evangel. Kirche betr. 1037 


1. alle dem Befenntniffe zugethanen Pfarrer und zu einem jelbitjtändigen Pfarr— 
amte gejeßlich für befähigt erflärten Pfarrgehülfen und Kandidaten dev Theologie, 
die das 24, Lebensjahr zurücgelegt haben ; 

2. alle dem Bekenntniſſe zugethanen Doktoren, Profeſſoren und Dozenten der Theo- 
logie, welche das 24. Lebensjahr zuricgelegt haben. 

3 35. Die Wahldandhung vorzubereiten und zu leiten Liegt dem Presbyte— 
rium ob. 

Das Presbpterium hat demnach in geeigneter Weife dafür zu forgen, daß die 
Erledigung der Stelle bekannt werde, hat ſich über die Männer, welche zur Uebernahme 
der Stelle geeignet und geneigt fein jollten, Kenntniß zu verfchaffen und hat denfelben 
über die gefammten zu übernehmenden Verpflichtungen und über die von der Gemeinde 
zugeficherten Gegenfeiftungen jchriftlich genaue Mittheilung zu machen. Das Presbyte— 
rium hat hierauf von der Gemeindeverfammlung (bezüglich Gemeindevertretung) die 
Stage entjcheiden zu laſſen, ob Bewerber zu Probepredigten einzuladen feien oder nicht 
und im alle der Bejahung dieſer Frage, die Auswahl der Einzuladenden und die 
Reihenfolge der Probepredigten der Gemeindeverfammlung (bezüglich Gemeindevertretung) 
vorzuschlagen und mit ihr zu vereinbaren. 

Nach beendigter Abhaltung der Probepredigten hat das Presbyterium die Zeit der 
Wahl anzujegen, dieſelbe in ordnungsmäßiger Weife, wozu jedenfalls die Verkündigung 
von der Kanzel erforderlich it, befannt zu geben, und die Stimmzettel in Empfang zu 
nehmen. Wo es möglich ift, die Wahlhandlung in einer Verfammlung aller jtimm- 
berechtigten Mitglieder vorzunehmen, hat diejelbe in der Kirche, nad) vorausgegangenem 
Gottesdienfte, im Beiſein eines bei der Bewerbung um die Stelle nicht betHeiligten 
Pfarrer jtattzufinden ; jedenfalls ift das Ergebniß des Scrutiniums öffentlich in der 
Kirche, nach voransgegangenem Gottesdienste zu verkünden und unter Beilegung der 
darauf bezüglichen Protokolle dem Senior (beziehungsweife Superintendenten) anzuzeigen. 

Das Presbyterium hat dafür Sorge zu tragen, daß von Erledigung der Stelle 
bis zur Beendigung dev Wahlhandlung nicht mehr als ein halbes Jahr vergehe, und 
hat gewiljenhaft darüber zu wachen, daß in der Gemeinde feinerlei Wahlumtriebe vor- 
kommen. Gollte diejer Fall dennoch eintreten, jo hat das Presbyterium die Hülfe des 
Senior nachzuſuchen. 

5 36. Die Abjtimmung ift geheim und gejchieht durch gefchriebene Stimmzettel ; 
jeder Wähler hat feinen Stimmzettel perfünlich abzugeben. 

Zur Gültigkeit der Wahlhandlung ift erforderlich, daß die Aufforderung zur 
Wahl an alle jtimmberechtigten Gemeindemitglieder (S 8, 8 52) vrdnungsmäßig geichehen 
jei und daß die Majorität der Stimmberechtigten ihre Stimmen abgegeben habe. 

Gewählt ift unter diefen Vorausſetzungen derjenige Geistliche, auf den die abjo- 
Inte Majorität der abgegebenen Stimmen fällt. 

Hat fih für feinen der zur Wahl kommenden Geiftlichen eine abjolute Najorität 
ergeben, jo findet unter den für die urjprüngliche Wahlhandlung beitehenden Formen 
eine engere Wahl jtatt, in welche nur die beiden Namen einbezogen werden Dürfen, 
auf welche die größten relativen Majvritäten gefallen waren. Sollte der Fall eintreten, 
daß mehr als zwei Bewerber mit einer gleichen Anzahl von Stimmen die relative 
Majorität erhalten, jo ift zunächſt unter diefer größeren Zahl der Bewerber die engere 
Wahl vorzunehmen. 

Wenn ſchließlich, d. h. bei einer auf zwei Bewerber beſchränkten Wahl, Stimmen 
gleichheit eintritt, jo entjcheidet das 2003. 

$ 37. Bon der erfolgten Wahl hat das Preshyterium den Gemwählten duch 
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Zufendung des Berufungsbriefes (dev Vokationsurkunde) jofort in Kenntniß zu jegen 
und nach Empfang der fehriftlichen Erklärung der Annahme dejjelben durch Vermitt— 
fung des Senior die Beftätigung nachzufuchen. Die Betätigung gejchieht durch den 
Oberkirchenrath im Einvernehmen mit der politiſchen Behörde. 

Der Oberkirchenrath hat zu prüfen, ob in der Perſon des Gemwählten und in 
dem Vorgange bei der Wahlhandlung die Bejtimmungen der Kirchenordnung eingehalten 
find, und hiernach die Beitätigung zu gewähren oder unter Angabe der Gründe zu 
verweigern. | 

Sn politifcher Hinficht ift die Genehmigung der Wahl für Inländer bei der 
betreffenden Landesftelle, für Ausländer bei dem zuftändigen Minifterium nachzufuchen. 
Wenn bei der Wahl von Inländern innerhalb dreißig Tagen, vom Empfange der An— 
zeige an gerechnet, die politifche Landesſtelle Feine Einjprache gegen die Wahl erhebt, 


ſo ift diefelbe von diejer Seite als beftätigt zu betrachten. 


8 38. Der Berufungsbrief hat einerfeitS alle jpeziellen (d. h. durch $ 23 nicht 
bezeichneten) Verpflichtungen, andererjeitd den firen Gehalt und die etwaigen jonftigen 
Emolumente und Bezüge des Pfarrers bejtimmt auszujprechen. Auf das gejammte 
Einkommen evwächst hiedurch dem Pfarrer ein unbedingter Anſpruch. 

Zur Gültigkeit eines Berufungsbriefes iſt erforderlich, daß die in ihm enthaltenen 
Ginfommenftipulationen nicht niedriger jeien, al3 die in dem nächſt vorausgegangenen 
derjelben Gemeinde. 

$ 39. Die feterliche Einführung des Gewählten jteht, injofern nicht die Ge— 
meinde die VBollziehung derjelbden durch den Superintendenten verlangt, dem Senior zu. 


III. Das Presbyterium, die Gemeindeverſammlung und die Gemeindenertretung. 
A. Pflichten und Rechte des Presbyteriums. 


$ 40. Das Presbyterium befteht aus dem Pfarrer oder den Pfarrern der Ge— 
meinde und dem von der Gemeinde ſelbſt berufenen ftändigen Pfarrvifar (Pfarr— 
gehülfen $ 29, 4) und aus einer Anzahl gewählter Gemeindeglieder ($S 19) weltlichen 
Standes. 

$ 41. Die Anzahl der weltlichen Presbyter (Kirchenälteite) richtet fich nach Der 
Größe der Gemeinde, doch follen deren wenigftens ſechs und fünnen höchſtens zweiund— 
dreißig fein. Innerhalb diefer Gränzen jest jede einzelne Gemeinde durch ihre Ge— 
meindeverfammlung (beziehungsweife Gemeindevertretung $ 52) die Zahl ihrer Presbyter 
feft und hat für ihren Beſchluß die Genehmigung des Superintendenten einzuholen. 

Als ungefähre Norm für die Anzahl der weltlichen Mitglieder des Presbyterinms 
ist zu betrachten, daß die Zahl von ſechs Presbytern vermehrt werden kann; in Ges 
meinden von mehr als fünfhundert bis taufend Seelen um vier; in Gemeinden von 
taufend bis taufend fünfhundert Seelen um acht; in Gemeinden von taufend fünfhundert 
bis zweitaufend fünfhundert Seelen um zwölf; in Gemeinden von zweitaufend fünf- 
hundert bis dreitaufend fünfhundert Seelen um fechszehn; in Gemeinden von mehr als 
dreitaufend fünfhundert Seelen um jehsundzwanzig ‘Presbpter. 

$ 42. Das Presbyterium ift der Gemeindevorjtand, welcher die Gemeinde nad) 
außen zu vertreten und die unmittelbare Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten zu 
beforgen hat, mit Ausnahme derer, welche dem Pfarramte als jolhem (S 23) obliegen. 

In feinen Wirkungskreis gehört daher inSbejondere: 

1. Die Unterftüung des Pfarramtes in der Pflege des chrijtlichen Lebens in der 

Gemeinde ; 


— 
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. die Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung, namentlich der Gottesdienftordnung 
und der Sonntagsfeier; 

3. die Sorge für die Einrichtung und Erhaltung der Schule, ſowie die Mitwir- 
fung bei der Aufficht über diefelbe, insbejondere zur Wahrung des Kirchlichen 
Einflufjes auf die Hriftliche Erziehung der Jugend; 

4. die Hriftliche Sorge für die Armen und Kranken, insbefondere die Wittwen 

und Waijen, ferner für Verwahrlofte und bürgerlich Bejtrafte ; 

. die Führung des Gemeindebuches; die Anlegung und Fortführung der Wahl- 
liſten nebjt endgültiger Entjcheidung der dagegen erhobenen Einjprachen, und 
die Einleitung der Wahlen ($$ 35, 55 ff.); die Berufung und Leitung der 
Gemeindeverjammlung oder Oemeindevertretung ($ 52) und die Ausführung 
ihrer Beſchlüſſe, ſowie die Vollziehung der höheren kirchlichen Anordnungen in 
der Gemeinde; 

6. die Anftellung, Beauffichtigung und Entlafjung der Organiften, Kirchendiener 

wa. 

7, die Verwaltung und Wahrung des Gemeindevermögens und der Stiftungen, und 
die ordnungsmäßige Rechnungslegung darüber ($ 54, 5), die Sorge für die 
Erhaltung der Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude und des Friedhofes ; 

8. die Sorge für die genaue Zahlung der Bejoldungen, zu denen die Gemeinde 
ſich verpflichtet hat; 

. das Presdyterium hat in den erjten Monaten eines jeden Jahres der Gemeinde: 
verjammlung, beziehungsweife Gemeindevertretung ($ 52), über alles das Bericht 
zu erjtatten, was im leßtverfloffenen Jahre Wichtiges und zur Mittheilung 
Geeignetes in jeinem Wirkungskreife vorgefommen tft; 

10, Wünſche und Bejchwerden in Betreff der Dienjtführung oder des Lebenswandels 
der Geiftlichen haben die Kirchenältejten diefen als ihren Mitälteften mit brüder- 
licher Liebe vorzutvagen, und wenn jolches ohne Erfolg bleibt, den höheren 
Kirchenbehörden anzuzeigen; 

11. das Presbyterium hat das Recht, Vorſchläge, welche die evangelifhe Kirche 
betreffen, den höheren Kirchenbehörden vorzulegen ; 

12. das Presdyterium wählt zur Senioratsverfammlung aus feiner Mitte den Abge- 
ordneten, und übt bei Bejegung des Seniorates und der Superintendentur das 
Wahlreht im Namen der Gemeinde aus. 

5 43. Das Presbpterium vertheilt unter feine Mitglieder die verjchiedenen 
Gejchäftszweige, ijt aber der Gemeinde und den höheren kirchlichen Behörden als 
Gejammtheit verantwortlich. 

Das Presbyterium hat eines feiner Mitglieder zum weltlichen Vorſteher (Curator) 
zu wählen und die Gränzen zu beftunmen, innerhalb welcher es demſelben überläßt, 
unter Aufrechthaltung der Verantwortfichkeit des Gefammtpreshyteriums in deffen Namen 
zu handeln. 

$ 44. Das Amt der Presbyter wird als ein Ehrenamt unentgeltlich verjehen, 

$ 45. Damit das Presdyterium einen gültigen Beſchluß faſſen könne, müfjen 
alle Mitglieder desjelben ordnungsmäßig eingeladen ımd mehr als die Sal: ihrer 
zur gegenwärtig ſein. 

$ 46. Den Borjiß im Presbyterium führt in der Regel der Pfarrer, wo mehrere 

Pfarre ſind, der erſte Pfarrer. 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlung des Presbyteriums, leitet die Verhand— 
lungen und iſt für die Ausführung der Beſchlüſſe verantwortlich. 


or 


Ne) 
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Penn ein Drittel der Mitglieder es wünſcht, jo hat der Vorſitzende eine Ver— 
jammlung des Presbyteriums zu berufen. 

S 47. Das Presbyterium bejchließt über die zur Berathung vorgelegten Gegen- 
ftände durch Stimmenmehrheit. Die zur Beihlußfaffung gelangenden Fragen find jo zu 
formuliven, daß darauf die Antwort mit Ja oder Nein zu geben iſt. 

Abſtimmung durch Namensruf findet ftatt, wenn diefelbe von dem dritten Theil 
der anmwejenden Mitglieder beantragt wird. 

Geheime Abftimmung Hat bei Wahlen jtattzufinden und bei Fragen, welche das 
perjönliche Intereſſe einzelner Mitglieder betreffen. 

Der Borfigende hat Stimmrecht gleich den übrigen Mitgliedern und giebt im 
alle der Stimmengleichheit den Ausjchlag 

Kenn ein Mitglied glaubt, fi der Abſtimmung enthalten zu müſſen, jo hat es 
den Grund hievon zu Protofoll zu geben. 

8 48. Ueber jede Sitzung des Presbyteriums it ein Prototoll zu führen, welches 
nach ordnungsmäßiger Verlefung zu feiner Beglaubigung von dem Vorſitzenden und 
dem Schriftführer oder einem anderen Mitgliede unterzeichnet wird. 

Das Protokoll hat zu enthalten : 

. Die Namen des Vorfigenden und der anweſenden Mitglieder des Presbyteriums ; 

. die zur Kenntnißnahme oder zur DBerathung vorgelegten Gegenjtände ; 

. die Fragen, Über welche abgejtimmt wurde; 

. das Ergebniß der Abſtimmung, und zwar bei Abſtimmung durch Namensruf 
unter Anführung der Namen, bei jeder anderen Abjtimmung unter Angabe der 
Anzahl der Stimmen für und wider. 

Proteftationen und GSeparatvota dürfen nur in dem Falle dem Protokolle 

beigelegt werden, wenn in der Sitzung ſelbſt die Abſicht, fie beizulegen, ausgeſprochen 

und ihr Inhalt genau angegeben ift; übrigens ift denjelben feine weitere Folge 
zu geben. 

$ 49. Bei den Kirchenvifitationen hat das Presbyterium dem Bijitator (Senior 
oder Superintendent) die Protokolle vorzulegen, damit ſich dieſer von der ordnungs— 
mäßigen Führung überzeugen könne. Auch find die Protofolle von den höheren 
Kirchenbehörden auf deren Verlangen in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift (S 50) 
einzujenden. 

$ 50. Auszüge aus dem Protokolle des Presbyteriums, von dem Borjibenden 
und dem Schriftführer oder einem anderen Mitgliede unter Beidrücdung des Gemeinde- 
ſiegels unterfertigt, Haben die Geltung des Originals, 

Ss 51. Sollte ein Presbyterium ſich der Vernachläſſigung jeiner Pflichten oder 
eines gejeßwidrigen Verfahrens ſchuldig machen, jo liegt es dem Senioratsausſchuſſe und 
weiter den höheren Kirchenbehörden ob, dies abzuftellen. Dem  Superintendential- 
ausſchuß ſteht es zu, jelbjt ein Presbyterium aufzulöjen unter Anordnung einer ſofor— 
tigen Neuwahl. 


mp Hm 


> 


B. Pflichten und Rechte der Gemeindeverfammlung und der Gemeinde: 
pertreiung, 


Ss 52. 1. Das Recht, die Pfarrer und (in den 8 29 bezeichneten Fällen) die 
ſtändigen Vikare (Pfarrgehülfen) zu wählen, jteht in jeder Gemeinde der Gejammtheit 
aller jtimmberechtigten Meitglieder zu. 

2. Alle übrigen, der ganzen Gemeinde zufommenden Nechte übt in Eleineren 
Gemeinden, d. h. in Gemeinden unter 500 Geelen, ebenfall® die Gejammtheit aller 
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jtimmberechtigten Mitglieder aus, in größeren Gemeinden dagegen übt die Geſammtheit 

aller jtinmberechtigten Mitglieder nur noch das Recht aus, die Gemeindevertretung zu 

zu wählen; alle übrigen Nechte dev ganzen Gemeinde übt in ihrem Namen die Gemeinde- 
vertretung aus, 

3. Die Anzahl dev Mitglieder der Gemeindevertretung richtet fich nach der Größe 
der Gemeinde, darf jedoch die Höhe von zweihundert nicht überjchreiten. Aenderungen 
in der bejtehenden Anzahl der Gemeindevertreter können nur durch einen Beſchluß der 
Gemeindevertretung mit einer Majorität von zwei Dritteln der Anweſenden eintreten 
unter Zuftimmung des Superintendenten, 

5 53. 1. Die Gemeindeverfammlung, bezüglich in größeren Gemeinden die 
Gemeindevertretung , wird don dem Presbyterium unter Bekanntgebung der zu ver— 
handelnden Gegenjtände einberufen. Den Vorſitz in derjelben führt der Pfarrer oder 
der Gurator. 

2. Um eimen gültigen Beſchluß faſſen zu können, müſſen zu jeder Berfammlung 
ſämmtliche Mitglieder der Körperfchaft orönungsmäßig eingeladen und mehr als die 
Hälfte derjelben anweſend fein. 

Für jolche Gemeinden, deren örtliche Verhältniffe die Erfüllung Diefer Bedingung 
in hohem Grade erjchweren, steht es dem Superintendential » Ausfchuffe zu, das 
Erforderniß der Beſchlußfähigkeit auf ein Drittheil der ordnungsmäßigen Mitglieder 
herabzumindern. 

Sollte zu einer ordnungsmäßig einberufenen Verſammlung die zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit erforderliche Anzahl der Mitglieder nicht erſcheinen, ſo kann eine neue Ver— 
ſammlung mit der nämlichen Tagesordnung ausgeſchrieben werden, in welcher die 
abſolute Mehrheit der Anweſenden endgültige Beſchlüſſe zu faſſen berechtigt iſt. Dieſer 
Umſtand iſt jedoch in die Ausſchreibung der bezüglichen Verſammlung ausdrücklich 
aufzunehmen'). 

3. Ueber den Gejchäftsgang in der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung) 
gelten die SS 46, 47, 48 für das Presbpterium gegebenen Vorſchriften. 

s 54 Zum Wirkungskreiſe dev Gefammtheit aller jtinmberechtigten Gemeinde: 
glieder in kleineren Gemeinden ($ 52) gehört, außer der in 8 52 bezeichneten Wahl 
der Pfarrer, Pfarrgehülfen und Vikare Folgendes: 

1. Die Wahl der Mitglieder des Presbyteriums. 

2. Die Wahl der Schullehrer ($ 129, 2); werm jedoch durch Beſchluß der Gemeinde- 
verfammlung (Gemeindevertretung) eine bejondere aus geiftlichen und weltlichen 
Mitgliedern zufammengefegte Kommiffion für die Angelegenheiten der Schule 
beſtehen jollte, jo kann diejer die Wahl und die Gehaltsbeftimmung ($ 54, 3) 
der Lehrer übertragen werden. 

„Die Beftimmung der Gehalte der Pfarrer, der ftändigen Pfarrgehülfen und der 
Schullehrer (vgl. $ 54, 2) und die Bewilligung von Perfonalzulagen und von 
zeitweifen Theuerungszuſchüſſen an dieſelben; Naturalquartiere, Benukung von 
Grundſtücken, vofationsmäßige Gebühren und Naturalleiftungen haben auch fortan 
zu bejtehen, und es können weder diefe noch die Gehalte bei Neubefekungen 
herabgemindert werden. 

4. Die Herbeifhaffung der zu den Gemeindebedirfnijfen nöthigen Mittel, wo es 
erforderlich ift durch Umlagen auf die Gemeindeglieder und auch) durch Anleihen, 
und die Bejtimmung über die Art der Anlegung der Kapitalien. 

Beränßerungen des Eigenthums der Gemeinde und Veränderungen in der 
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Subitanz des Gemeindevermögens, ſowie Anleihen, welche die Hälfte der 
Sahreseinnahmen der Gemeinde überjteigen, bedürfen der Genehmigung des 
Oberkirchenrathes. 
5. Die Prüfung der jährlichen Gemeinderechnung. 
Die unter dieſen fünf Rubriken bezeichneten Gegenſtände bilden in größeren 
Gemeinden (5 52) den Wirkungskreis der Gemeindevertretung. 


C. Wahl des Presbyteriums und der Gemeindedvertretung. 


8 55. Die Gemeindevertretung ($S 52) wird durch die Geſammtheit aller ſtimm— 
berechtigten Gemeindeglieder ($ 18), das Presdyterium in Hleineren Gemeinden ($S 52 
durch die Gefammtheit aller jtimmberechtigten Gemeindeglieder, in größeren durch die 
Gemeindevertretung und aus ihrer Mitte gewählt. Die Presbyter bleiben Mitglieder 
der Gemeindevertretung. 

$ 56. In beiden Fällen ift die Abſtimmung geheim und müfjen die Stimmzettel 
von den Stimmberechtigten perjönlich abgeaehen werden. 

s 57. Zur Gültigkeit dev Wahlhandlung ift erforderlih, daß alle Wahlberech- 
tigten ordnungsmäßig aufgefordert ſeien und daß bei dev Wahl der Gemeindevertretung 
duch die ſämmtlichen ftimmberechtigten Gemeindeglieder in Gemeinden bis 4000 Seelen 
mehr als die Hälfte, in Gemeinden über 4000 Seelen mindeitens ein Drittel der Stimm 
berechtigten, bei der Wahl der Presbyter jedenfalls mehr als die Hälfte dev Wahl- 
berechtigten ihre Stimme abgegeben habe. 

Gewählt find unter den gejeglich wählbaren ($ 19) Mitgliedern der Gemeinde 
jene, welche die relative Majorität unter den abgegebenen Stimmen haben. 

$ 58. Die Leitung der Wahlhandlung ($ 42, 5) und die Prüfung der Gültig- 
feit der Wahlen it in beiden Fällen Sache de3 Presdyteriums. 

$S 59. Die Gemeindevertreter jowie die Mitglieder des Presbyteriums werden 
auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl des Presbyteriums findet unmittelbar nach 
Abſchluß der Wahl der Gemeindevertretung ftatt. Beide Körperjchaften werden nad 
je drei Jahren zur Hälfte erneuert. Die Ausjcheidung der erjten Hälfte nach den 
erjten drei Jahren gejchieht durch das 2008. Die Ausjcheidenden jind jtet3 wieder 
wählbar. 

$S 60. Die Namen der neu gewählten Gemeindevertreter werden am Schlufje 
eines jonntäglichen Gottesdienites vom Pfarrer der Gemeinde befannt gegeben. 

Die neugewählten Presbyter haben am erwähnten Sonntage nach Beendigung des 
Sottesdienites in die Hand des Pfarrers das Gelöbniß abzulegen : 

„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken als Presbyter die innere und 
äußere Wohlfahrt dieſer evangeliſchen Gemeinde nach bejtem Wiſſen und Gewiſſen 
zu wahren und darauf zu achten, daß die Kirche in allen Stüden wachſe an 
dem, der das Haupt tit, Chriſtus.“ 

Ss 61. Sollte ein Presbyter, die zu feiner Wählbarfeit erforderlichen Eigen: 


ichaften ($ 19) verlieren oder jein Amt andauernd vernachläffigen, oder ſich eines 


Mißbrauches desjelben ſchuldig machen, jo ijt es Aufgabe des Presbyteriums, im Intereſſe 
der Gemeinde dejfen Nüctritt zu veranlafjen. 

$ 62. Jeder Gemeinde jteht es frei, innerhalb der Gränzen der Kirchenverfaſſung 
ein aus ihren bejonderen Verhältniſſen und ihren bisherigen Gepflogenheiten hervor— 
gehendes Lofalftatut aufzujtellen. Solche Statuten bedürfen vor ihrer Einführung der 
Genehmigung des Oberficchenrathes. 


Br 
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Zweiter Abſchnitt. 
Die Senioratsgemeinde, 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


5 63. 1. Die Gejammtheit derjenigen Gemeinden, welche zum Zwede der Leitung, 
Verwaltung und Vertretung ihrer gemeinfamen kirchlichen Angelegenheit unter einem 
Senior als gemeinjchaftlichen Vorſtande verbunden find, bildet ein Seniorat. 

2. Jede bereits beftehende oder neu entjtehende Gemeinde muß einem Seniorats- 
verbande, oder, wo die Unterabtheilung in Seniorate nicht beſteht (S 97), einem 
Superintendentialverbande angehören. 

S 64. 1. Die gegenwärtig bejtehenden Seniorate, die Zuweiſung der einzelnen 
Gemeinden an diejelben und ihre eigene Unterordnung unter die Superintendenzen find 
als zu Recht beftehend erkannt (ſ. Anhang ID. 

2. Die Umgeftaltung diefer und die Bildung neuer Senivrate kann nur über 
Antrag der Superintendenz und des Oberkirchenrathes von dem zuftändigen Minifterium 
verfügt werden. 

5 65. Die gejeßmäßigen Organe, durch welche die Senioratsgemeinde ihre 
Pflichten und Nechte ausübt, find: der Senior, der Senioratsausſchuß, die Senivrats- 
verjammlung. 

II. Der Senior. 

8 66. Senior iſt ein dazu gewählter (SS 69—71) Pfarrer einer der Gemeinden 
des Seniorates. Für die Zeit feiner Funktionsdauer ($ 68) ift fein Pfarrſitz der 
Amtsſitz des Seniorates. 

5 67. Der Senior iſt mit der Aufſicht über die kirchliche Ordnung des geſammten 
Seniorates betraut, und es liegt ihm die Vertretung und Verwaltung des Seniorates 
in allen den Fällen ob, die nicht ausdrücklich dem Senioratsausſchuſſe ($ 73) vorbe— 
halten find. Seinem jelbjtitändigen Wirkungskreife gehört daher insbejondere Folgen- 
des an: 

1. Als geiftlichem Vorfteher des Seniorates Liegt ihm ob: die Einführung der 
Pfarrer; die Unterftügung dev Wirkſamkeit des Pfarramtes in der Aufrecht— 
haltung der kirchlichen Ordnung und der Pflege des hriftlichen Lebens und die 
Sorge dafür, daß der öffentliche Gottesdienft in den Gemeinden jeines Bezirkes 
überall nach der Ordnung der evangelifchen Kirche zur Erbauung der Gläubigen 
gehalten werde; die Aufficht über Amtsführung und Wandel der Pfarrer, Pfarr- 
gehülfen und Kandidaten, die Fürſorge für ihre wiljenfchaftlihe und praftifche 
Fortbildung (unter anderem, wo es thunlich ift, durch Abhaltung von Paftoral- 
fonferenzen und Gründung theofogifcher Bibliotheken) und die brüderliche Aus- 
gleihung von Zwiſtigkeiten zwiſchen Geiftlichen, Schullehrern, Presbytern und 
Gemeindegliedern; die Beurlaubung der Geiftlichen für eine Abweſenheit aus 
ihrem Kirchenfprengel bis auf die Dauer von vierzehn Tagen, unter gleich- 
zeitiger Anzeige an den Superintendenten, und die Fürforge für die zwiſchen— 
zeitliche DVerjehung des Pfarramtes, wenn Geiftliche beurlaubt, krank oder 
gejtorben find. 

2. As Schulditriftsaufjeher hat der Senior das Pfarramt in feiner Aufficht über 
die Schule und ihre Wirkſamkeit für Unterricht und Erziehung der Jugend, 
und über Amtsführung und Wandel der Schullehrer zu unterftügen und zu 
überwachen; auch hat er fich die Gründung neuer Schulen, die Fortbildung der 
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Lehrer, die Verbefferung ihrer Subfiftenz und Stellung und die Unterftüßung 
ihrer Wittwen und Waifen angelegen jein zu lafjen. 

3. As geiftlicher Vertreter feines Bezirkes hat der Senior die Rechte und den 
Frieden der Kicche im Allgemeinen, ſowie der Pfarrgemeinden in feinem Bezirke 
und ihrer einzelnen Glieder zu wahren. 

4. In jeder Gemeinde feines Seniorates hat der Senior durchſchnittlich in jedem 
vierten Jahre ($ 85, 4) Kirchen- und alle zwei Jahre Schulvifitation zu halten. 
Er hat hierbei über Amtsführung und Wandel der Geiftlichen und Schullehrer, 
über den Zuftand des Eicchlichen Lebens und der Schule, über die Befolgung 
der allgemeinen Kirchenordnung und der fpeziellen Anordnungen, über die Ge— 
barung mit dem Gemeindevermögen eingehende Kenntniß zu nehmen und die 
Wünſche und Beſchwerden der Gemeinde zu vernehmen, um fie zu erledigen, 
oder, wo diejelben feine Kompetenz überjchreiten, an die entjcheidenden Stellen 
zu leiten. Ueber die gefammte Viſitation hat der Senior dem Superintendenten 
einen genauen Bericht zu exitatter. Die Koften der Viſitation haben die betr. 
Gemeinden zu tragen. 

5. Der Senior ift das vermittelnde Organ zwifchen den einzelnen Gemeinden und 
den höheren Stufen des Kirchenregiments ; er hat die Erläſſe der höheren Bes 
hörden an Pfarrer und Gemeinden fofort mitzutheilen und ift für deren Aus— 
führung verantwortlich. Weberdies hat der Senior für Ordnung und Bewahrung 
des Senivratarchives zu jorgen. 

Ueber die Stellung des Seniors im Senoriatsausjchuffe, in der Senoriats- und 
Superintendential-Berfammlung und der General-Synode gelten die in SS 72-74, 76, 
77, 80, 92, 110 gegebenen Bejtimmungen. 

Sin feiner geſammten Amtsthätigfeit ift der Senior dem Superintendenten und 
durch diefen den höheren Kirchenbehörden unterftellt. 

$ 68. 1. Wählbar zum Amte eines Senior ift jeder Pfarrer einer Gemeinde 
des Seniorates. 

2. Die Wahl gefchieht auf die Dauer von jechs Jahren, vom Datum der erfolgten 
Betätigung an gerechnet... Der nach diejer Zeit fein Amt als Senior niederlegende 
Pfarrer iſt wieder wählbar. 

8 69. 1. Das Wahlrecht üben die einzelnen Gemeinden durch ihre Presby— 
terien; es iſt Pflicht dev Presbpterien, ihre Wahl auf einen Pfarrer zu richten, , der 
durch theologische Gelehrjamkeit, durch Frömmigkeit, Amtstreue und Eifer für Kirche 
und Schule, fowie durch feinen mufterhaften Wandel fich eines guten Rufes erfreut, 

2. Der Superintendent hat rechtzeitig und unter VBorzeihnung einer angemefjenen 
Frift für die Einjendung des Wahlprotofolls die Wahl auszujchreiben; hierauf wählt 
jedes Presbyterium in ordnungsmäßiger, rechtzeitig unter Bezeichnung des Gegenjtandes 
angefündigter VBerfammlung (8 23) durch geheime Abjtimmung (6 24) einen der 
wählbaren Pfarrer; womöglich gejchieht dieſe Wahl Sonntags nach abgehaltenem Gottesdienit. 

3. Gewählt von dem einzelnen Presbyterium ift derjenige Pfarrer, auf welchen 
die abjolute Majorität der Stimmen der anweſenden Presbyter gefallen ift. Wenn bei 
der erjten Abſtimmung feine abjolute Majorität erreicht wird, jo wird unter den zwei 
Pfarrern, auf welche die relativ größte Stimmenzahl gefallen war, eine engere Wahl 
($ 36) angeftellt. Bei dann eintretender Stimmengleichheit entjcheidet daS Loos. 

4. Das Protofoll über die Wahl ift jofort an den Superintendentialausjchuß 
amtlich und bejonders verfiegelt einzufenden und durch die Aufjchrift ausdrüdlich als 
„Vorſchlag des Presbyteriums .... zur Wahl des Seniors“ zu bezeichnen, 
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5. Wahlen, bei denen die gejeglichen Bedingungen der Wählbarkeit oder die 
bei dem Wahlausjchreiben vorgezeichnete Frift nicht eingehalten wurden, Find ungültig. 

5 70. 1. Nach abgelaufener Friſt nimmt dev Superintendentialausfhuß in einer 
dazu vom Superintendenten berufenen Sitzung die Eröffnung und Prüfung der Wahl- 
protofolle und jodann das Scrutinium unter den abgegebenen Stimmen vor. Wo bie 
Einberufung des Superintendentialausfchuffes mit zu großen Schwierigkeiten oder Koften 
verbunden ift, hat der Superintendent zu diefem Afte ein geiftliches und weltliches Mit- 
glied der Diözeſe zur Beglaubigung binzuzuziehen. 

2. Beim Scerutinium ift das Votum des Presbyteriums einer Gemeinde, die mehr 
als einen Pfarrer hat, für jo viel Wahlftimmen zu zählen, als die Gemeinde Pfarrer 
hat, jedoch mit der Beſchränkung, dab in einem weniger als zehn Pfarrgemeinden um— 
faffenden Senivrate das Votum eines einzelnen Presbpteriums auch dann für nicht mehr 
als zwei Wahlftimmen gezählt wird, wenn die betreffende Gemeinde ſelbſt mehr als zwei 
Pfarrer hat, und auch in Senioraten von mehr als zehn Pfarrgemeinden nie für mehr als 
drei Wahlitimmen gezählt wird. 

3. Gewählt iſt derjenige Pfarrer, auf welchen die abjolute Majorität der abge: 
gebenen Wahljtimmen gefallen ift. Sit feine abjolute Majorität erreicht, jo fehreibt 
der Superintendent eine engere, Übrigens in derjelben Weile auszuführende Wahl unter 
denjenigen beiden Pfarrern aus ($ 36), auf welche die relativ größte Stimmenzahl 
gefallen ift. Bei dann eintretender Stimmengleichheit entfcheidet der Superintendential- 
ausſchuß. 

4. Der Superintendent berichtet den Erfolg der Wahl dem Oberkirchenrathe und 
ſucht ihre Beſtätigung nach. 

8 71. 1. Nach erfolgter Beſtätigung des Oberkirchenrathes wird der Senior vom 
Superintendenten eingeführt. Bei Wiederwahl deſſelben Seniors findet eine Einführung 
nicht Statt. 

2. Der Senior bleibt unverändert in ſeiner Stellung als Pfarrer der Gemeinde. 


III. Der Senioratsausfhuß und die Senioratsverſammlung. 


s 72. 1. Der Senioratsausihuß bejteht aus dem Senior als VBorfigenden, dem 
Conſenior und dem Senioratsfurator oder bei Verhinderung des letzteren dem Stellver— 
treter deſſelben. 

2. Der Conjenior, der zugleich den Senior in Fällen der Verhinderung zu ver: 
treten hat, ift einer von den Pfarren des Seniorates, den die Senioratsverfammlung 
hiezu auf die Dauer von ſechs Jahren zu wählen hat. 

3. Der Senioratsfurator iſt ein weltliches Mitglied der Senivratsverfammlung, 
welchen dieſe auf die Dauer von jechs Jahren dazu zu erwählen hat. Für dieje Zeit 
it in den etwa ftattfindenden Senioratsverfammlungen der Senivratsfurator weltlicher 
Abgeordneter derjenigen Gemeinde, deren Presbyterium er angehört, und es verzichtet 
in Folge davon das betreffende Presbyterium für diefe Zeit auf die Wahl eines welt: 
lichen Abgeordneten. Das Gleiche gilt von dem Stellvertreter de3 Senivratsfurators. 

4, Der Conjenior, der Sentvratsfurator und der Stellvertreter deſſelben verſehen 
ihr Amt unentgeltlich und find nach Ablauf ihrer Funktionszeit wieder wählbar. 

8 73. Der Senioratsausihuß hat in dem ihm ausdrücklich zugewiefenen Wir- 
tungsfreije die Verwaltung des Seniorates zu führen; ex entjcheidet in allen ihm vor- 
liegenden Fällen auch dann, wenn die Mitglieder jchriftlich verkehren müſſen, durch 
Stimmenmehrheit, und der Senior als Vorſitzender hat die Beichlüffe der Majorität 
auszuführen. Den Wirkungsfreis des Sentoratsausfchuffes bildet: 
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1. in Betreff der einzelnen Gemeinden des Sentorates 

a. die Entjeheidung bei Zweifeln über die Wahlen von Presbytern und Ges 
meindevertretern ; 

b. die Erinnerung an Presbpterien bei Säumigfeit in ihrer Pflichterfüllung 
und die Abjtellung etwa vorkommender Gejegwidrigteit ihres Verfahrens 
($ 61); 

6. die erſte Entjcheidung in Zwiltigfeiten der Pfarrer, Schullehrer, Presby- 
terien und Gemeindevertretungen (Gemeindeverfammlungen) unter einander 
und mit einzelnen Angehörigen der Gemeinde, die Beurtheilung aller die 
Kirchenordnung und die Kirchenzucht betreffenden Disciplinarangelegenheiten 
und die Einleitung de3 Disciplinarverfahrens gegen Pfarrer, Pfarrgehülfen, 
Schullehrer und Presbyter ; 

d. die Verhandlung wegen Auspfarrung von Filtalgemeinden und. Gründung 
neuer Pfarrgemeinden (8 141, 12, 13), ferner wegen Aus- und Einpfarrung 
einzelner Perſonen uno Ortjichaften ; 

e, die Prüfung der jährlich vorzulegenden Kirchen: und Schulvechnungen, 
wobei ihm eine Bemängelung nur injoweit zufteht, als das Presbyterium 
jeine Kompetenz überjchritten hat; 

2, in Betreff der Senioratsverfammlung: die Anordnung der Wahlen zu derjelben 
($ 42, 12), die Vorbereitung der ihr zu machenden Vorlagen, und die Aus— 
führung ihrer Beichlüffe ($ 80, 1); 

3. die Verwaltung der Fonds, welche dem Seniorate als ſolchem gehören. 

Der Senioratsausfhuß hat der Senioratsverfammlung, jowie den höheren Be— 
hörden auf deren Verlangen bei Anlaß einzelner Verhandhungsgegenjtände Einficht in 
feine Akten zu gewähren. 

Ss 74. Die Senivratsverfammlung bejteht: 

1. aus dem Senior und den ſämmtlichen übrigen Pfarrern des Seniorates ; 

. aus einer den Pfarrern jeder Gemeinde gleichen Anzahl weltlicher Abgeordneter, 
welche das Presbpterium jeder Pfarrgemeinde aus feiner Mitte zu wählen hat 
($ 72, 3), und zwar auch dann, wenn ein Pfarrjig erledigt ift; 

. da, wo in dem Seniorate eine der betreffenden Konfejfion angehörige Mittel- 
ſchule GGymnaſium oder Realſchule) oder ein Schullehrerjeminar oder eine Haupt— 
ſchule beiteht, aus je einem von dem Lehrförper aus feiner Mitte zu erwählen- 
den Vertreter, jedoch mit der Beſchränkung, daß, wenn an demjelben Orte mehr. 
als eine Lehranftalt der genannten Arten befteht, die Lehrförper derjelben zus 
fammen nur einen Vertreter aus ihrer Mitte zu entjenden haben; 

4. wenn in einem Seniorate feine Lehranftalt der unter Nr. 3 bezeichneten Arten 
beſteht, jo haben die Lehrer der ſämmtlichen Elementarſchulen aus ihrer Mitte 
einen Vertreter in die Senivratsverfammlung zu wählen. 

Die Wahl der unter 2, 3, 4 bezeichneten Abgeordneten gilt nur für die Dauer 
der eben zu bejchieenden Verſammlung. | 

8 75. Den Wirkungskreis dev Senoriatsverfammlung bildet die Berathung und 
Beſchlußfaſſung über alle gemeinfamen Angelegenheiten der in ihr vertretenen einzelnen 
Gemeinden. Dahin gehört insbeſondere: 

1. die Berathung über den Zuftand der einzelnen Gemeinden nach allen Seiten des 
kirchlichen Lebens, bejfonders in Bezug auf Gottesdienft, Schulunterricht, 
Sittenzucht und Armenpflege, auf Grund des vom Senior darüber vorzulegenden 
Berichtes; 
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. die DBerathung über die beim VBollzuge höherer Firchlicher Anordnungen fich 
ergebenden Schwierigkeiten ; 

3. die Verhandlung von etwaigen Beſchwerden gegen den Senior und den Senivrats- 
ausſchuß, um die darüber gefaßten Bejchlüffe an den Superintendentialausfchuß 
zur Entjcheidung zu leiten; 

4. die Sorge für die Bededung dev nothwendigen Auslagen des Seniorates, für 
die Unterftügung armer Pfarrgemeinden, dev Witwen und Waifen von Pfarrern 
und Schullehrern und dienftunfähig gewrrdener Pfarrer und Schulfehrer. 

5. Der Senivratsverfammlung ſteht es zu, Gegenftände der allgemeinen Kirchen- 
ordnung und Beſchwerden über Verlegung der den evangeliſchen Glaubensgenofjen 
gewährleijteten Rechte zu verhandeln, um die in Folge davon gefaßten Bejchlüffe 
als Anträge an die Superintendentialverfammlung und an die General-Synode 
oder als Vorjtellungen an die höheren Kirchendehörden zu leiten. Der Anlaß 
zu diefen Verhandlungen kann durch die Aufforderung von Höheren Organen des 
Kirchenregiments oder durch Anträge dev Presbyterien oder einzelner Mitglieder 
der Verſammlung gegeben werden. 

6. Berner hat diejelbe aus ihrer Mitte den Conjenior, den Senivratsfurator und 
dejjen Stellvertreter und die Abgeordneten zur Superintendentialverfammlung 
und deren Stellvertreter je beim Ablaufe ihrer Funktionszeit (8 72, 2. 3. $ 92, 3.) 
zu wählen. 

Jede Senioratsverfammlung hat über Zeit und Ort der nächiten Berfammlung 
Beihluß zu fallen. 

$ 76. Die Aufforderung zu den jeitend der Presbyterien zu vollziehenden Wahlen 

für die Senioratsverfammlung gejchieht durch den Senioratsausſchuß, die Einberufung 

der Verſammlung durch den Senior, beides unter gleichzeitiger Anzeige an den Super— 
intendenten. Die Wahlaufforderung hat den Grund, auf welchen hin die Einberufung 
jtattfinden wird, und die vorbereiteten Gegenftände der Verhandlung anzugeben, mit der 

Aufforderung zur Begutachtung derjelben jeitens der Presbyterien. Die Einberufung hat 

zu geſchehen: 

1. für die in der vorhergehenden Verſammlung beftimmte Zeit ; 

2. in dem Falle, daß die Mehrzahl der Presbyterien aus eigener Spnitiative oder 
auf Anfrage jeitens des Senioratsausfchuffes die Einberufung einer Verſamm— 
lung beantragt; 

3. wenn eine Superintendentialverfammlung oder eine General= Synode einzus 
leiten iſt. 

Die Berfammlung iſt nach dem Orte zu berufen, der von der vorausgegangenen 
Berfammlung dazu bejtimmt ift. 

$ 77. 1. Den Borjiß in der Senioratsverfammlung führt dev Senior, in defjen 
Verhinderung der Senivratsfurator und weiter der Conſenior. 

2. Bor dem Beginne dev Verhandlungen hat die VBerfammlung etwaige Zweifel 
über die Gültigfeit von Wahlen auf Grund der Prüfung der Wahlprotofolle gültig zu 
entjcheiden. Auch hat fie die Entjchuldigungen, welche nicht erjcheinende Mitglieder 
jedenfalls jchriftlich an die Berfammlung zu vichten verpflichtet find, zur Kenntniß zu 
nehmen und darüber Beihhluß zu faſſen. 

5 78. 1. Die Sißungen der Senioratsverfammlungen werden mit einem Gebete 
eröffnet und gejchlofjen. 

2. Zu den Sitzungen der Senivratsverfammlung haben als Zuhörer alle die- 
jenigen Perſonen Zutritt, denen dev Vorfigende die Erlaubniß dazu extheilte, 
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3. Bei Verhandlung von Bejchwerden gegen Perſonen, und ferner, jo oft auf 
Antrag eines Mitgliedes die Verſammlung es beſchließt, wird die Situng eine geheime. 
Ss 79. Für den Gejchäftsgang der Senivratsverfammlung gelten die SS 45, 47, 

48 für das Presbyterium gegebenen VBorjchriften. Dazu fommen noch folgende Bejtim- 

mungen: 

1. Die Vorlagen des Senioratsausjchuffes, der höheren Tirchlichen Behörden und 
Vertretungen und der einzelnen Presbpterien des Seniorats müjjen jedenfalls 
zur Verhandlung gelangen ſelbſtſtändige Anträge einzelner Mitglieder bedürfen, 
um zur Berhandlung zu gelangen, der Unterftüßung des vierten Theiles der 
anweſenden Mitglieder. 

. Wichtige Gegenjtände, zu denen die in 8 75, 2. 3. 5. angeführten jedenfalls 
gehören, find, jofern fie nicht bereits von dem Senioratsausſchuſſe vorbereitet 
waren, vor der Behandlung durch die Verſammlung der Vorberathung einer 
durch die VBerfammlung aus ihrer Mitte zu erwählenden Kommiffion zu über- 
teilen. 

8 80. 1. Die Protokolle der Senioratsverfammlung find dem Superintendenten 

zur Einſicht und Beitätigung vorzulegen. Der Superintendent hat die Bejtätigung 

unter Angabe der Gründe nur dann zu verweigern, wenn die Berfammlung ihre Befug- 
niſſe überfchritten hat. 
2. Nach erfolgter Beltätigung durch den Superintendenten hat der Senior die 

Beſchlüſſe der Berfammlung den einzelnen Presbyterien jeines Bezirkes amtlich befannt 

zu geben, und kann davon auch anderen Senioren Mittheilung machen. 


D 


Dritter Abſchnitt. 
Die Superintendentialgemeinde, 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


s 81. 1. Die Geſammtheit derjenigen Seniorate, welche zum Zwecke der Leitung, 
Verwaltung und Vertretung ihrer gemeinfam kirchlichen Angelegenheiten unter einem 
Superintendenten als gemeinjchaftlichem Vorſtande verbunden find, bildet eine Super: 
intendenz oder Diözefe. (Meber Superintendenzen ohne die Unterordnung von Senivraten 
ſ. S 97.) 

2. Jedes bereits bejtehende oder neu errichtete Seniorat muß einer Superintendenz 
untergeordnet fein; jede bereit bejtehende oder neu entjtchende Gemeinde muß durch 


Bermittlung eines Seniorates oder unmittelbar einem Guperintendentialverbande | 


angehören. 

8 82. 1. Die gegenwärtig bejtehenden Superintendenzen und die Zuweiſung der 
einzelnen Seniorate und Gemeinden an diejelben ijt als zu Recht bejtehend anerkannt 
(ſ. Anhang I.). 

2. Aenderungen in diefem Beitande, alfo eine andere Zutheilung von Senivraten 
und Gemeinden an die beftehenden Superintendenzen, Aufhebung jett bejtehender oder 
Gründung neuer Superintendenzen können nur auf Nachjuchen der betheiligten Gemeinden 
und Geniorate durch DVBermittlung des Oberfirchenrathes auf Antrag des zuftändigen 
Minifteriums durch a. h. Entſchließung Seiner Majeftät des Kaiſers erfolgen. 

8 83. Die gejeßmäßigen Organe, duch welche die Superintendentialgemeinde 
ihre Plichten und Rechte ausübt, find: der Superintendent, der Superintendential- 
ausihuß, die Superintendentialverfammlung. 


29] I. Belanntmahung vom 23. Januar 1866, die Verfaſſung der evangel. Kirche betr. 1049 


II. Der Superintendent. 


5 84. Superintendent iſt ein dazu gewählter (SS 87, 88) und Allerhöchit beftätigter 
($ 89) Pfarrer einer Gemeinde der Superintendenz. 

8 85. Der Superintendent ift mit der Aufficht über die kirchliche Ordnung der 
gejammten Diözeſe betraut und es Liegt ihm die Vertretung und Verwaltung der Diözefe 
in allen den Fällen ob, die nicht ausdrüclich dem Superintendential-Ausjchuffe (8 91) 
vorbehalten find. Seinem ſelbſtſtändigen Wirkungskreife gehört daher insbefondere 
Folgendes an: 

1. As kirchlichem Oberhirten feiner Diözeje Liegt ihm ob: 

a. die Einführung dev Senioren und beziehungsweife ($ 39) der Pfarrer; die 
Unterftügung dev Wirkjamfeit des Pfarramtes in der Aufrechthaltung der 
tirchlihen Ordnung und in der Pflege des chriftlichen Lebens und bie 
Sorge dafür, daß dev öffentliche Gottesdienft in feiner Diözefe überall nad) 
der Ordnung dev evangelifchen Kirche zur Erbauung der Gläubigen gehalten 
werde; die Aufficht über Amtsführung und Wandel der Senioren, Pfarrer, 
Pfarrgehilfen und Kandidaten, die Fürforge für ihre wiljenfchaftliche und 
praktiſche Fortbildung und die brüderliche Ausgleihung von Zwiftigfeiten 
zwiſchen Senioren, Pfarren, Schullehrern, Presbytern und Gemeindegliedern ; 
die Beurlaubung von Geiftlichen für eine Abwejenheit aus ihrem Amts= 
Iprengel bis auf die Dauer von dreißig Tagen unter gleichzeitiger Anzeige 
an den Oberkirchenrath; die Fürſorge für die geistliche Pflege derer, die 
in der Diajpora leben und die Aufficht über das Kirchliche Vereinsweſen; 

b. die Einweihung neuer Kirchen ; 

c. die gejeßliche Betheiligung an der Amtsprüfung der Kandidaten der Theo— 
logie, die Ertheilung der licentia concionandi innerhalb feiner Diözeje und 
die Ordination der Kandidaten der Theologie; 

d. dem Superintendenten ſteht e3 zu, Hirtenbriefe zu exlaffen, von denen er 
ein Gremplar dem Oberfirchenrathe zur Kenntnignahme mitzutheilen hat, 
und überall in jeiner Diözefe, nach vorausgegangener Verftändigung des 
Pfarrers, zu predigen. 

2. Als Schulen= DOberaufjeher jeiner Diözefe hat der Superintendent die Senioren 
und die Pfarrer in ihrer Aufficht über die Schulen, und ihre Wirkjamfeit für 
Unterricht und Erziehung dev Jugend, und über Amtsführung und Wandel der 
Schulfehrer zu unterjtügen und zu überwachen; auch hat ex fich die Gründung 
neuer Schulen, die Fortbildung dev Lehrer, die Verbefferung ihrer Subſiſtenz 
und Stellung und die Unterjtügung ihrer Witten und Waifen angelegen fein 
zu laſſen. 

. Als geiftlicher Vertreter feiner Diözefe hat der Superintendent die Rechte und 
den Frieden der Kirche im Allgemeinen, ſowie dev einzelnen Pfarrgemeinden in 
jeinem Bezirke und ihrer einzelnen Glieder zu wahren. 

4. In jeder Gemeinde dev Diözeje hat der Superintendent durchichnittlich in jedem 

vierten Jahre Kirchen und Schulvifitation zu halten. Ueber dieje gelten die 
3 67, 4 gegebenen Borjehriften, nur mit dem Unterjchiede, daß der Superinten- 
dent jeinen Bericht an den Oberfirchenrath zu erſtatten hat. 

5. Der Superintendent iſt da3 vermittelnde Organ zwiſchen dem Senivrate und 
der oberjten Kicchenbehörde; er hat die Erläſſe dev höheren Behörden an die 
Seniorate jofort mitzutheilen und ift für deren Ausführung verantwortlich. Er 
hat für die Ordnung und Bewahrung des Superintendentialarhives zu forgen. 


= 
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Ueber die Stellung des Superintendenten zur Senivratöverjammlung, 
ferner im Superintendential-Ausfchuffe, der Superintendentialverfammlung und 
der General- Synode gelten die in S$ 76, 80, 90—95, 110 enthaltenen 
Beitimmungen. 

Sn feiner gefammten Amtsthätigfeit ift dev Superintendent dem Ober: 
kirchenrathe unterftellt; es ift feine Pflicht, allen feinen Diözefanen, geiftlichen 
wie weltlichen Standes, mit Achtung und Liebe, aber auch mit Würde und 
Ernſt zu begegnen und durch fein Beifpiel in Glaube und Demuth vorzu- 
leuchten. 

S 86. Die Superintendenten werden auf Lebensdauer gewählt. 

Ss 87. Das Wahlrecht üben die ſämmtlichen Pfarrgemeinden der Diözeje durch) 
ihre Presbpterien in der SS 69 und 70 für die Wahl des Seniors vorgefchriebenen 
Weiſe aus. Die Aufforderung zıa Wahl gejchieht durch den Oberficchenrath ; an diejen 
find die Wahlprotofolle einzufender ; ver Oberkirchenrath vollzieht in ordentlicher Sitzung, 
wenn es thunlich ift unter Hinzuziehfung des Synodal-Ausſchuſſes das Serutinium nad) 
den 8 70 bezeichneten Normen und giebt ſchließlich, ebenfall® unter Hinzuziehung des 
Synodal-Ausſchuſſes, die Entſcheidung, wenn bei einer unter nur zweien vorgenommenen 
engeren Wahl die Stimmen gleich vertheilt find. 

s 88. 1. MWählbar zum Amte eines Superintendenten ijt jeder Senior und 
Pfarrer der Diözefe. Sein Pfarrfit ift für die Zeit feiner Funktionsdauer Amtſitz des 
Superintendenten. 

In der böhmifchen Superintendenz Augsburgifcher Konfefftion wird der Superin- 
tendent ſtets alternivend aus dem weſtlichen und öftlichen Senioratsbezirke gewählt. 

Nach Ablauf der Funktionsdauer des zur Zeit im Amte befindlichen Superintenz 
tendenten=Stellvertreters ift derjelbe jedesmal aus dem Seniorate zu wählen, welchem 
der Superintendent nicht angehört). 

2. Einzelne Superintendenzen können jedoch einen jejten Amtsjik durch eine 
Majorität von zwei Drittheilen der in der Superintendentialverfammlung Anweſenden 
beſchließen. 

Wählbar zum Amte eines Superintendenten ſind in dieſem Falle die Pfarrer und 
Senioren ohne Beſchränkung auf die Diözeſe und die zu einem Pfarramte wählbaren 
($ 34) Profeſſoren der Theologie. Die Gemeinde des feſten Amtsjiges erkennt den don 
der Diözefe gewählten Superintendenten als ihren Pfarrer an. 

8 89. 1. Die erfolgte Wahl zeigt der Oberkirchenrath dem zuftändigen Minijterium 
an, und jucht durch deſſen Vermittlung die Allerhöchite Beftätigung des Erwählten ac). 
Erſt nach erfolgter Kaiferlicher Betätigung tritt der Erwählte in die Rechte und 
Bezüge des Superintendenten. 

2. Die Einführung des Superintendenten in fein Amt gejchieht durch den Ober: 
kirchenrath. 


II. Der Zuperintendential-Ausſchuß und die Superintendential-Verfammlung. 


$ 90. 1. Der Superintendential-Ausfehuß beſteht aus dem Superintendenten als 
Vorſitzenden, dem Superintendenten-Stellverireter und dem Superintendentialfurator, oder 
bei Verhinderung des letzteren dem Stellvertreter desjelben. 

2. Superintendenten-Stellvertreter ift einer der Senioren oder Pfarrer der Diözeſe, 
welchen die Superintendentialverſammlung aus ihrer Mitte auf die Dauer von ſechs 
Jahren zu wählen hat. 


1) Späterer Zuſatz. 


31] H. Belanntmahung vom 23. Januar 1866, die Berfaflung der evangel. Kirche betr. 1051 


3. Superintendentialfurator ift ein wmeltliches Mitglied der Superintendentials 
verjammlung, welchen diefe auf die Dauer von jechs Jahren zu wählen hat; das Gleiche 
gilt von dejjen Gtellvertreter. 

4. Der Superintendenten= Stellvertreter, der Superintendentialfurator und deſſen 
Stellvertreter verjehen ihr Amt unentgeltlich und ind nah Ablauf ihrer Funktionszeit 
wieder wählbar. 

5. Der Superintendenten-Steflvertreter ift vermöge feiner Wahl durch die Super- 
intendentialverfammlung Mitglied des Superintendential-Ausfchuffes; als Stellvertreter 
des Superintendenten in dem diefem zugewiefenen felbftftändigen Wirkungskreiſe ($ 85) 
bedarf er der Betätigung des zuftändigen Minifteriums, 

5 91. Der Superintendential-Ausfhuß hat in dem ihm ausdrücklich zugewieſenen 
Wirkungskreife die Verwaltung der Diözefe zu führen; ev entjcheidet in allen ihm vor— 
liegenden Fällen auch dann, wenn feine Mitglieder Ichriftlich verfehren müfjen, durch 
Stimmenmehrheit, und der Superintendent ala Borfißender hat die Beſchlüſſe der 
Najorität auszuführen. Den Wirfungsfreis des Superintendential= Ausjchuffes bildet : 

1. in Betreff der einzelnen Gemeinden: die Entjcheidung in den S 73, 1a. 

bezeichneten Fällen, und, wo es erforderlich ift, die höhere Entfcheidung über 
die $ 73, 1b. c. aufgezählten Gegenſtände; 

. in Betreff der Seniorate: die Entjcheidung bei Beſchwerden zwiſchen Senior, 
Seniorats-Ausſchuß und Senioratsverſammlung, und die Einleitung des diszipli— 
naren Verfahrens gegen Senior, Conſenior und Senioratskurator; 

3. in Betreff der Superintendentialverſammlung: die Anordnung der dazu erfor— 
derlichen Wahlen, die Vorbereitung der ihr zu machenden Vorlagen, und die 
Ausführung ihrer Beſchlüſſe; 

4. die Verwaltung der Fonde, welche der Superintendenz als jolcher gehören. 

Der Superintendential- Ausschuß hat der Superintendentialverfammlung, fowie 
den höheren Behörden auf Verlangen bei Anlaß einzelner Berhandlungsgegenitände Ein- 
licht in feine Akten zu gewähren. 

8 92. Die Superintendentialverfammlung beiteht: 

. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialfurator ; 

. aus den Senioren dev Diözefe und den Senioratsfuratoren ; 

. aus zwei Pfarrern und zwei weltlichen Mitgliedern jeder Senioratsverfammlung, 
welche dieſe aus ihrer Mitte zu wählen hat; wenn ein Seniorat mehr als zehn 
Pfarrgemeinden enthält, jo fönnen drei Pfarrer und drei weltliche Mitglieder 
abgeordnet werden. Iſt die Wahl des Superintendenten - Stellvertreters nicht 
auf einen Senior, jondern auf ein anderes geiftliches Mitglied der Superinten- 
dentialverfammlung gefallen, jo verzichtet das Senivrat, dem dasjelbe angehört, 
für dieſe Zeit auf die Wahl eines abzuordnenden Pfarrers ; 

4. wenn in dev Diözeje eine evangeliſch-theologiſche Facultät befteht, aus einem 
von dieſer als Gejammtheit aus ihrer Mitte zu wählenden Abgeordneten des 

betreffenden Befenntnifjes; 

9. wenn im der Diözefe eine Mittelfchule (GGymnaſium oder Realſchule) oder ein 
Schullehrerjeminar bejteht, aus einem von dem Lehrförper aus feiner Mitte zu 
wählenden Abgeordneten, jedoch mit der Bejchränfung, daß, wenn in der Diözefe 
mehrere Lehranftalten der bezeichneten Arten fich finden, die Lehrförper der 
jämmtlichen nur einen Abgeordneten aus ihrer Mitte zu wählen haben ; 

6. wenn im der Diözefe Feine Lehranftalt der unter 4 und 5 bezeichneten Arten 
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beiteht, aus einem von den Lehrern der jämmtlichen Haupt: und Volksſchulen 
aus ihrer Mitte zu wählenden Abgeordneten. 

Wo in der Diözeje die Unterabtheilung in Seniorate nicht jtattfindet 
($ 97), beiteht die Superintendentialverfammlung: 
1. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialfurator ; 
2. aus jümmtlichen Pfarrern der Diözefe ; 
3. aus einer der Anzahl der Pfarrer gleichfommenden Anzahl weltlicher Abge— 


ordneter, welche die Presbpterien aus ihrer Mitte zu wählen haben, mit 
Berücjichtigung von S 72, 3; 
4. aus den vorher unter 4, 5, 6 bezeichneten Abgeordneten '). 
S 93. Den Wirkungsfreis der Superintendentialverfammlung bildet die Bera= 


thung und Beichlußfaffung über alle gemeinfamen Angelegenheiten der in ihr vertres 


tenen Seniorate und einzelnen Gemeinden. Dahin gehören insbejondere diejenigen 
Gegenftände, welche $ 75, 1,2, 5, 6 für den Bereich des Seniorats bezeichnet find; 
ferner : 


a. die Verhandlung von etwaigen Bejchwerden gegen den Superintendenten und 
Superintendentialausihuß, um die darüber gefaßten Bejchlüffe an den Ober: 
firchenvath zur Entjeheidung zu leiten; 

b. die Sorge für die Bedeckung der nothwendigen Auslagen der GSuperintendenz 
und für Gründung und Vermehrung von Fonds für die Wittwen und Waijen 
von Predigern und Schullehrern ; 

©. die Superintendentialverfammlung hat aus ihrer Mitte einen Senior oder Pfarrer 
zum Superintendenten-Stellvertreter, ein mweltliches Mitglied zum Superinten- 
dentialfurator, ein anderes zu deifen Stellvertreter, ferner die Abgeordneten zur 
General-Synode und deren Erſatzmänner zu wählen, jeden derjelden auf Die 
Dauer von ſechs Jahren; 

d. die Superintendentialverfammlung 
Berfammlung Beichluß zu faſſen. 

$ 94. Die Einberufung der Superintendentialverfammlung gejchieht durch den 
Superintendenten unter gleichzeitiger Anzeige an den Oberkirchenrath. 

Sie hat zu gejchehen : 

1. in der Regel in jedem dritten Jahr; 

2. außer diefer Zeit auf Grund eines Beichluffes der vorausgehenden Superinten⸗ 
dentialverſammlung und wenn der Superintendentialausſchuß nach Anhörung 
ſämmtlicher Presbyterien der Diözeſe das Zuſammentreten der Verſammlung für 
nothwendig erachtet; 

3. wenn eine General-Synode vorzubereiten iſt; 

Die Superintendentialverſammlung wird nach dem Orte einberufen, der in der 
vorausgehenden Verſammlung dafür feſtgeſtellt iſt, und es ſind die von dem Super— 
intendentialausſchuſſe vorbereiteten Gegenſtände der Verhandlung bei der Einberufung zu 
bezeichnen. 

$ 95. 1. Den Vorſitz in dev Superintendentialverſammlung führt der Super— 
intendent, in deffen Verhinderung der Superintendentiaffurator und weiter der Super- 
intendenten-Stellvertreter, 


hat über Zeit und Ort der nädjten 


1) Proviſoriſcher Zujaß zu $ 92 nah Ber: 
ordnung des Oberfirhenrathes vom 20. 
Dftober 1883: 

Außerdem entſendet die Wiener Gemeinde 
Augsb. Konfeifion, jo lange fie in dem bis— 


herigen Superintendential- Verbande fteht, einen 
geiftlichen und einen weltlichen Abgeordneten, 
welche das Presbyterium diejer Gemeinde aus 
jeiner Mitte wählt. 


53] IH. Bekanntmachung vom 23. Januar 1866, bie Verfaffung der evangel. Kirche betr. 10553 


2. Für den Geſchäftsgang in der Superintendentialverfammlung gelten die in den 
SS 77, 78, 79 für die Senioratsverfammlung bezeichneten Vorſchriften. 


3. Das Protokoll der Superintendentialverſammlung 
Oberkirchenraths dem zuſtändigen Miniſterium zur Einſicht vorzulegen. 
der Verſammlung ſind erſt dann vollzugsfähig, 
ſterium bei Erledigung des Protokolls nicht beanſtandet wurden. 
migung des Protokolls hat der Superintendent die Beſchlüſſe 
Presbyterien der Diözeſe amtlich bekannt zu 


intendenten Mittheilung machen. 
85.96. 


iſt durch Vermittlung des 
Die Beſchlüſſe 
wen fie von dem zuftändigen Mini- 
Nach erfolgter Geneh- 
der Verſammlung den 


geben und fann davon auch anderen Super⸗ 


Die nicht am Amtsorte der Superintendenten wohnhaften Mitglieder des 


Superintendentialausſchuſſes erhalten für die Fälle nothwendiger Sitzungen, und die— 


jenigen Mitglieder der 


Superintendentialverſammlung, welche nicht an dem Orte der 


Verſammlung wohnhaft ſind, durch den Oberkirchenrath eine angemeſſene Entſchädigung 
ihrer Reiſe- und Aufenthaltskoſten aus den allgemeinen Kirchenfonds '). 


Ss 97. Wo in einer Superintendenz die Unterabtheilung im 


Seniorate nicht 


Ttattfindet, übernimmt, unter Wegfall einer Stufe in der Öliederung, der Superintendent, 
der Superintendentialausfchuß, die Superintendentialverfammlung zugleich die Funktion 
des Seniors, des Senioratsausfchuffes und der Senioratsverfammlung. 


Vierter Abſchnitt. 
Die Öejammtgemeinde, 


5 98. Die gefammte evangelifche Kirche des Ausgsburgiſchen oder Helvetifchen 
Bekenntniſſes in denjenigen Ländern, für welche dieſe Kirchenverfaffung gültig it, hat 


ihre Vertretung in den General- Synoden Augsburgifchen und 
niffes und den aus diefen hervorgehenden Synodalausjchüffen. 


Helvetischen Bekennt— 
Das Organ des Kirchen- 


regiments für die Geſammheit der Superintendenzen ift der K. K. evangeliiche Ober: 


kirchenrath. 


J. Der Oberkirchenrath. 


5 99. Der Oberkirchenrath beſteht aus dem Borfißenden und aus 


Näthen der 


beiden evangelifchen Befenntniffe geiftlichen und weltlichen Standes. 
Der Vorſitzende foll dem weltlichen Stande angehören, 


Einer dev Räthe jener Konfejfion, welcher der Präfident 


vorkommenden Falles als Bicepräfident. 
S 100. 


nicht angehört, fungixt 


Der Oberfirchenvath verhandelt alle vein konfeſſionellen Angelegenheiten 
für jedes der beiden evangelischen Bekenntniſſe abgefondert. 


In allen jenen Fällen aber, 


in denen es fich um gemeinjchaftliche Angelegenheiten oder um Vermittlung konfeſſioneller 
Intereſſen handelt, wirkt der Oberkirchenrath beider evangeliſchen Bekenntniſſe vereinigt. 
Kollektenſachen werden den gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zugezählt. 


$ 101. 


In allen Kirchen und Schulangelegenheiten fteht der Oberkirchenrath 


mit dem zuftändigen Minifterium mitteljt Berichterftattung, mit den betreffenden Länder— 


- 


1) $_96 iſt proviſoriſch abgeändert dureh 
Erlaß des Oberfirhenrathes dom 28, 
Vebruar 1879: 

Der Superintendentialausſchuß wird zu noth— 
wendigen Situngen von dem Vorſitzenden in der 
Regel in feinem Amtsorte einberufen. 

Diejenigen Mitglieder des Superintendential- 


ſtellen mitteljt Noten in unmittelbarem Geſchäftsverkehre. 


ausſchuſſes, ſowie jene der Superintendential— 
verſammlung, welche nicht am Sitzungsorte, 
bezw. nicht am Orte der Verſammlung wohnhaft 
ſind, erhalten durch den Oberkirchenrath eine 
angemeſſene Entſchädigung ihrer Reiſe- und 
— aus dem allgemeinen Kirchen— 
onde. 
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8 102. Ihm liegt insbejondere Yolgendes ob: 
1: 


die Kirchliche Aufficht über die Neinheit der Lehre und über den Kultus, über 
das Schulwefen, über die evangelifche Gottesfurcht, Zucht und Ordnung ; die 
Wahrung der Treue gegen den Katjer und des Gehorjams gegen die Gejeße des 
Staates; die Aufrechthaltung und Vollziehung der Kirchenverfaffung und der 
übrigen kirchlichen Gefege; die Wahrung der Rechte und des Friedens der 
evangelifchen Kirche Augsburgiichen und Helvetijchen Bekennniſſes unter einander 
und gegen andere Konfejfionen ; 


‚ die kirchliche Aufficht über die Prüfung der Pfarramtstandidaten, ihre Ordi— 


nation und die Inſtallirung der Pfarrer in das geiftliche Amt: die Sorge für 
die Vermehrung der feelforgerijchen Kräfte und fire die geiftliche Pflege derer, 
die in der Diafpoca Lyben; 


. die Aufficht über Nuitsführung und Wandel der Superintendenten ($ 85), die 


Unterftügung und Ueberwachung der Superintendenten, Senioren und Pfarrer 
in ihrer Wirkfamfeit für die Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung, für die 
Pflege des hriftlichen Lebens und für die hriftliche Erziehung der Jugend; die 
Beurlaubung von Superintendenten für eine Entfernung aus ihren Amts⸗ 
ſprengeln und die Ertheilung des Urlaubes an Senioren und Pfarrer 
für eine Abweſenheit aus ihren Amtsſprengeln auf die Dauer von mehr als 
dreißig Tagen; 


. die Vermittlung des der evangeliſchen Kirche Oeſterreichs freigeſtellten Zuſammen— 


hanges und Verkehres mit der evangeliſchen Kirche in den deutſchen Bundes— 
ſtaaten und dem Auslande, die Förderung und die Ueberwachung des kirchlichen 
Vereinsvermögens, insbeſondere die Prüfung der Statuten von inländischen 
Vereinen zu kirchlichen Zweden und von folchen auswärtigen kirchlichen Vereinen, 
an welche der Anſchluß nachgeſucht wird, und, wo es erforderlich iſt, die 
Vermittlung des Verkehrs mit ihnen; 


‚ die Ueberwachung über die Verwaltung des Vermögens der Pfarrgemeinden, 


Seniorate und Superintendenzen; der Oberficchenrath Hat für die Erhaltung 
der vorhandenen Fonde für Kirche, Schule und Wohlthätigfeitsanftalten zu 
forgen ($ 54, 4), ex hat fich ihre Vermehrung ſowie die des allgemeinen Kirchen= 
fonds, die Gründung von Penfions-, Wittwen- und Waiſenfonds für Pfarrer 
und Schullehrer, die Verbefferung der Gehalte von Geiftlichen und Schullehrern, 
die Erbauung neuer Kicchen, Pfarr und Schulgebäude angelegen jein zu lafjen, 
und zu diefen Sweden auch die Sammlung freiwilliger Beiträge in den evan— 
geliſchen Gemeinden (Kollekten) und die Unterjtügungen jeitens inländijcher und 
auswärtiger Vereine durch Bereitwilligkeit zur Begutachtung der betreffenden 
Geſuche und zur Vermittlung der Unterftügungsbeiträge zu fördern ; 


. im Disciplinarverfahren find ſolche Entjeheidungen desjelben, welche die Abjegung 


von Amtsträgern verfügen, deren Beftellung unter Zuftimmung oder Bejtätigung 
der politischen Behörden oder durch Alterhöchfte Entſchließung gejchehen ift, um voll: 
zugsfräftig zu werden, dem zuftändigen Minifterium, beziehungsweiſe durch dejjen 
Vermittlung der Allerhöchiten Schlußfaſſung zu unterftellen. In denjenigen Fällen, 
in welchen kirchliche Angelegenheiten der Entſcheidung des zuſtändigen Mini⸗ 
ſteriums oder der Allerhöchſten Schlußfaſſung zu unterziehen ſind, iſt der Oberkirchen— 
rath das vermittelnde Organ zwiſchen der evangeliſchen Kirche und dem zuſtändigen 
Miniſterium; 

im Betreff der General-Synoden liegt dem Oberkirchenrathe ob: die Anordnung 


35] I. Bekanntmachung vom 23. Januar 1866, die Verfaſſung der evangel, Kirche betr. 1055 


der erforderlichen Wahlen und die Einberufung und Eröffnung der Berfammlung 
5 109); die Erftattung eines Berichtes über den Zuftand der evangelijchen 
Kirche feines Sprengel und der wichtigiten fie betreffenden Ereigniffe feit der 
legten General-Synode; die Vorlage der von Gemeinden, Senioraten und 
Superintendenzen oder bon den Synodalausſchüſſen und von den Kommiffionen 
der vorigen General-Synode vorbereiteten Gejegentwürfe ; 

8. Verfügungen auf dem Gebiete , welches durch 8 116, 1, 3, 4 der fynodalen 
Gejeßgebung vorbehalten ift, Kann in dringenden Fällen der Oberfirchenrath nach 
eingeholtem Gutachten der Synodalausſchüſſe und unter Zuſtimmung des zuftän- 
digen Minifteriums in proviſoriſcher Geltung erlaſſen, derart, daß die nächite 
General-Synode über die Dringlichkeit, die Zweckmäßigkeit und den Fortbeftand 
der fraglichen Verfügung zu entjcheiden bat ; 

9. über die ſonſtigen Fälle, in denen der Oberficchenrath dor feiner Entjeheidung 
das Gutachten der Synodalausſchüſſe einzuholen hat, j. 8 124; 

10. der Oberficchenvath ift verpflichtet, dem zuftändigen Minifterium auf defjen 
Aufforderung Gutachten und Berichte über evangeliſch-kirchliche Angelegenheiten 
zu erjtatten. 

5 103. Zur Vermehrung des allgemeinen Kirchenfonds wird vom Oberkirchen— 
tathe eine jährliche allgemeine Kollefte für das Neformationsfeft oder für einen andern 
geeignet jcheinenden Tag ausgefchrieben, 

In den allgemeinen Kirchenfonds fließen auch die Ordnungsftrafen, welche der 
Oberkirchenrath für Säumniß in Erftattung der erforderten Berichte und Gutachten 
kirchlichen Körperſchaften und Amtsträgern aufzuerlegen das Necht hat. 

5 104. Der Oberficchenrath wird von Zeit zu Zeit eine Sammlung der allge- 
meinen kirchlichen Verordnungen und einen Schematismus der evangeliſchen Kirche durch 
den Drud veröffentlichen. Das Erträgniß dieſer Publikationen hat in den allgemeinen 
Kicchenfonds zu fließen. 

5 105. Dem Oberkirchenrath ift von allen in jeinem Sprengel erſchienenen 
Druckſchriften, welche von Korporationen der Kirche ausgehen, ein Exemplar unmittelbar 
nach der Veröffentlichung zuzuſchicken. 

> 106. Sämmtliche Mitglieder des Oberfirchenrathes werden von Sr. Majeſtät 
für ihre Lebensdauer ernannt, aus Staatsmitteln beſoldet, und genießen alle Rechte, 
welche dem ihnen verliehenen Amte in Staat und Kirche entſprechen. 

8 107. 1. Der geſammte Perſonalſtand der zum Oberfirchenrathe gehörigen 
Kanzlei wird aus Staatsmitteln befoldet, und alle darin Angeftellten genießen die Rechte 
der Staatödiener. 

2. Der evangelifche Oberkirchenrath wird zur Ausübung feiner innerkirchlichen 
Wirkjamfeit mit dem nöthigen Functionspauſchale aus Staatsmitteln verjehen. 

5 108. Der Oberkirchenrath verwaltet kollegialiſch und bejchließt durch Stimmen 
mehrheit. 

Kein Mitglied darf fich dev Abſtimmung enthalten, oder derjelben entziehen. 

Mitglieder, welche mit dem Majoritätsbeichluffe nicht einwerftanden find, können 
ihre abweichende Meinung in den Akten niederlegen und it im Falle der Beſchwerden 
($ 117, Abſatz 5) hiervon Erwähnung zu machen. 

Die Bertheilung der Gejchäfte, ſowie die Gejchäftsordnung beftimmt das Präfidium. 

Die Ausfertigungen des Oberkicchenrathes ergehen unter der Bezeichnung : 

a. in jeiner Vereinigung der K. K evangelische Oberkirchenrath Ausgsburger und 
Helvetiicher Konfeffion ; 
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b. in jeiner konfeſſionellen Sonderung 
u. der K. K. evangeliſche Oberkirchenrath Augsburger Konfeſſion, 
B. der K. K. evangeliſche Oberkirchenrath Helvetiſcher Konfeſſſon. 


Il. Die General-gynoden und die Synodalausfhüffe. 


$ 109. Die General-Synode des einen und des anderen Bekenntniſſes ſoll regel— 
mäßig in jedem ſechſten Jahre und zwar in der Regel nach Wien, ſie kann überdieß 
außer dieſer Zeit bei wichtigen und dringenden Anläſſen einberufen werden. Die Ein— 
berufung geſchieht durch das zuſtändige Miniſterium im Wege des Oberkirchenrathes 
und der Superintendenzen, die Eröffnung durch ein Mitglied des Oberkirchenrathes. 

Auf Einberufung einer außerordentlichen Sitzung der General-Synoden den Antrag 
an das zuſtändige Miniſterium zu ſtellen, ſteht dem Oberkirchenrath nach Einvernehmen 
der Synodalausſchüſſe und der betreſſenden Superintendenzen zu. 

$ 110. Die General-Synode eines jeden Bekenntniſſes beſteht: 

1. aus dem Superintendenten und dem Supevintendentialfurator jeder Diözeje; 

2. aus dem Senior und einem weltlichen Abgeordneten jedes Seniorates, welchen 
die Superintendentialverfammlung aus den weltlichen Mitgliedern der betreffen- 
den Senioratsverfammlung zu wählen hat 9; 

. aus einem diefem Bekenntniſſe angehörigen Abgeordneten der evangelifch-theo= 
logiſchen Fakultät in Wien, welchen dieje als Geſammtheit aus ihrer Mitte zu 
wählen hat. 

Für die gewählten Mitglieder der Synode ijt das 30. Lebensjahr erforderlich. 

Das Mandat derjenigen Mitglieder der General-Synode, welche derjelben nicht 

duch ihe Amt angehören, hat Gültigkeit auf jechs Sahre. 

Für jedes der Mitglieder der General-Synode, welches nicht ſchon nach den 
Beftimmungen der Kirchenordnung einen Stellvertreter hat, it ein Erſatzmann auf den 
gleichen Zeitraum zu wählen. Der Erjakmann iſt einzuberufen, wenn das Mitglied 
aufgehört hat, Mitglied der Synode zu jein, oder wenn bei andauernder Verhinderung 
deffefden, von welcher der Verfammlung jehriftliche Anzeige zu machen ift, die Generals 
Synode die Einberufung des Erſatzmannes beſchließt?). 

$ 111. Jede der beiden General-Spnoden verfammelt jich abgejondert. 

Zur Verhandlung gemeinfamer Angelegenheiten können bie beiden Synoden 
gemischte Ausichüffe aus ihrer Mitte ernennen oder zu vereinigten Sikungen zuſammen— 
treten, wobei jedoch der konfeſſionelle Charakter zu wahren ift. (Bol. Geſchäftsord— 
nung 8 7.) 

$ 112, Der Oberkirchenrath hat den General-Synoden die von ihnen nach— 
gejuchten Auskünfte zu extheilen. Er hat insbefondere ein Mitglied jeines Kollegiums 
abzuordnen, welches ſämmtlichen Synodalfigungen ohne Stimmrecht beiwohnt, zur bloßen 
thatfächlichen Aufklärung aber das Wort ergreifen Tann. 

8 113. Zu den Sikungen der General-Synoden haben jolche Perſonen als 
Zuhörer freien Zutritt, welche von dem jeweiligen Vorſitzenden ausgefertigte Eintrittö- 
farten empfangen. 


co 


1) Proviſoriſcher Zuſatz zu $ 110 Alinea 2 | 2) Proviforiih lautet $ 110, 4 (nah der— 
duch Verordnung des Oberfirdenrathes | jelben Verordnung): 

vom 20. Oktober 1883: Sn die General-Synode Augsb. Konfejjion 
Wo eine Superintendenz die Unterabtheilung | entjendet außerdem die Wiener Gemeinde Augsb. 
im Seniorate nicht hat, ift zu Abgeordneten in Konfeſſion einen geiftlichen und einen weltlichen 
die Synode noch ein Geiftlicher und ein Welt: | Abgeordneten, welche das Presbyterium dieſer 
licher zu wählen. Gemeinde aus jeiner Mitte zu wählen hat, 
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5 114. Bei den Sitzungen der General- Synoden hat fein landesfürftlicher 
Kommiffär gegenwärtig zu fein. 

5 115. Die General-Synode jedes Befenntniffes wählt aus ihrer Mitte ihren 
Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und ihre Schriftführer, und hat das Ergebniß der 
Wahlen im Wege des Oberkirchenrathes dem zuſtändigen Miniſterium zur Kenntnißnahme 
mitzutheilen. 

Bis dieſe Wahlen erfolgt ſind, führt ein Alterspräſident den Vorſitz und das 
jüngſte geiſtliche Mitglied iſt Schriftführer, 

5 116. Die Mitglieder der General-Synoden haben die feierliche Verpflichtung 
abzugeben : 

Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die innere und 
äußere Wohlfahrt der evangelifchen Kirche (Augsb. oder Helv. Bek.) nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen zu wahren und darauf zu achten, daß die Kirche in allen 
Stüden wachje an dem, der das Haupt ift, Chriftus. 

5 117. Zum Wirkungskreife der General-Synoden gehören : 

1. die kirchliche Gefeßgebung auf Grund der Vorſchläge des Oberfirchenrathes, der 

übrigen kirchenregimentlichen Organe oder einzelner Mitglieder der Synode; 

2. die Entjeheidung über Fragen der Kirchenlehre (al: Zulafjung von Gejang- 
büchern,, Katechismen, Konfirmandenbüchern) und des Ritus, der Liturgie und 
die Bejtimmung der Feſttage; 

3. Anträge über Angelegenheiten, welche die öffentliche Nechtsftellung der evangeli— 
ſchen Glaubensgenoſſen im Staate und ihr Verhältniß zu anderen Konfeſſionen 
betreffen; 

4. Beſchwerden wegen Beeinträchtigungen der geſetzlichen Rechte der evangeliſchen 

Kirche in denjenigen Ländern, für welche dieſe Kirchenverfaſſung gültig iſt: 

5. Beſchwerden gegen Amtshandlungen des Oberkirchenrathes; 

6. die Wahl des Synodalausſchuſſes und der Kommiſſion zur Reviſion der Rech— 

nungen. 

5 118. Zur Beſchlußfähigkeit dev General-Synode iſt erforderlich, daß zwei 
Drittel ihrer ordnungsmäßigen Mitglieder in der Sitzung anweſend find. 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes ift unter diefer Vorausſetzung die Majorität 
der Stimmen der anweſenden Mitglieder erforderlich; über die $ 117, 2. bezeichneten 
Fragen und über Aenderung der Kirchenordnung ift zur Gültigkeit eines Beſchluſſes 
eine Majorität von zwei Dritteln der anweſenden Mitglieder erforderlich. 

5 119. Die General-Synoden ſind ebenſo wenig berechtigt, das Bekenntniß der 
Kirche zu ändern, als die Glaubens- und Gewiſſensfreiheit der Perſonen zu beſchränken. 

8 120. Die Beſchlüſſe der General-Synoden, welche Fragen der Kirchenlehre 
(die Zulaſſung von Geſangbüchern, Katechismen, Konfirmandenbüchern), des Ritus, der 
Liturgie, und Beſtimmung der Feſttage betreffen, bedürfen der Zuſtimmung des Ober— 
firchenvathes, welche durch Vorlegung der betreffenden Protokolle einzuholen iſt. Der 
Oberkirchenrath kann diefe Zuftimmung nur in dem Falle verfagen, wenn die Beſchlüſſe 
nach feiner Ueberzeugung mit den Olaubensgrundjägen der betreffenden Konfeffion im 
Widerjpruch ftehen, und hat die Gründe der Verweigerung darzulegen. In dieſem 
Falle iſt die nächjte ordentliche, Teinesfalls über die geſetzliche Zeit hinaus zu ver— 
ſchiebende General-Synode berechtigt, den Gegenftand von neuem in Verhandlung zu 
nehmen, und wenn diejelbe neuerdings, und zwar mit der Majorität von zwei Dritteln 
der ordnungsmäßigen Mitglieder fich für dieſelben Beſchlüſſe enticheidet, fo it der 
Oberficchenrath zu ihrer Ausführung verpflichtet. 

Friedberg, Verfafjungsgefege. Oeſterreich und Siebenbürgen. 67 
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$ 121. Die Beichlüffe der General - Synoden über alle nicht vein Firchlichen 
Fragen, alfo über die 8 117, 1. 3. 4. 5. bezeichneten Gegenjtände, bedürfen, um 
vollzugsfräftig zu werden, der Zuftimmung des zuftändigen Minifteriums, beziehungs- 
weile der Allerhöchften Sanktion, und find daher durch Vermittlung des Oberkirchen— 
rathes dem zuftändigen Miniſterium vorzulegen. 

8 122. Die nicht am Orte der Verſammlung wohnhaften Mitglieder der 
General-Synode erhalten aus dem allgemeinen Kirchenfonds Entjhädigung ihrer Reiſe— 
foften und Taggelder, die an diefem Orte wohnhaften Taggelder in der Hälfte des 
Betrages. 

8 123. Jede der beiden General-Synoden wählt aus ihrer Mitte mit abjohuter 
Majorität der Anwejenden vier Mitglieder, zwei des geiftlichen und zwei des weltlichen 
Standes, welche als Synodalausſchüſſe bis zum Zufammentritte der nächſten General— 
Synode zu fungiren haben. 

$S 124. Aufgabe der Synodalausichüffe it: 

1. Im Namen der Synoden die ihnen von denjelben ausdrüdlich gegebenen Aufz 
träge auszuführen ; 

2, einen Beirath für den Oberkirchenrnth in der Zwiſchenzeit zwijchen den Ver— 
jammlungen der Synoden zu bilden. Der Oberfirchenrath fann das Gutachten 
der Synodalausihüffe in jedem ihm wichtig jcheinenden Falle einholen; ex ift 
verpflichtet e8 einzuholen in folgenden Fällen: bei Disciplinarunterfuchungen 
gegen Superintendenten und Superintendentialausſchüſſe (S 93 a. 102, 6), bei 
unentjchiedenen Wahlen von Superintendenten (SS 87), bei dem Antrage auf 
außerordentliche Einberufung einer General- Synode (S 109) und bei den 
Grläffen proviforifcher Anordnungen aus dem Bereiche der ſynodalen Gejeh- 
gebung ($ 102, 8). 

$ 125. Jede der beiden General-Synoden wählt auf die Zeit bis zur nächjten 
Verfammlung drei Mitglieder aus der betreffenden Wiener evangelijchen Gemeinde zur 
Nevifion der Rechnungen des Oberkirchenrathes über die feiner Verwaltung unterjtehen- 
den Stiftungen und Fonde. Der Oberkirchenrath hat zur Prüfung der betreffenden 
Sahresrechnungen jedesmal wenigitens zwei Mitglieder jeder Konfeſſion beizuziehen und 
die jchriftlich abgegebenen Erklärungen diefer Kommiffion der folgenden General-Synode 
vorzulegen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Don den Schul: und Unterrichtsangelegenheiten. 


$ 126. Es fteht den Evangelifchen beider Befenntnifje frei, auf gejeßlich zuläffige 
Weiſe an jedem Orte nach eigenem Ermeſſen Schulen zu errichten, an diejelben mit 
Beobachtung der gefeglichen Vorſchriften Lehrer und Profefjoren zu berufen, und den 
Umfang und die Methode des Neligionsunterrichtes ſelbſt zu bejtimmen. 

Der Unterricht in weltlichen Gegenftänden iſt an evangelifchen Schulen in gleichem 
Maße, wie e8 bezüglich der katholiſchen Schulen der Fall ist, gemäß der allgemeinen 
Unterrichtsgejeßgebung zu extheilen, jedoch mit vollftändiger Wahrung des fonfejjtonellen 
Charakters. 

S 127. Für jede evangeliſche Schule kann die Zuerkennung aller Rechte einer 
gleichartigen aus Staatsmitteln dotirten und don der Negierung geleiteten Lehranjtalt 
in Anfpruch genommen werden, wenn fie allen gejeßlichen Bedingungen für die Erwer— 
bung diefer Rechte, insbejondere auch hinfichtlih der Qualifikation der anzujtellenden 
Lehrer und der Feſtſtellung der Lehraufgabe der Schule entipricht. | 


F 
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8 123. Alle Lehrbücher bedürfen vor ihrer Einführung an evangelischen Schulen 

einer Genehmigung, und zwar die Lehrbücher für den Neligionsunterricht (abgefehen 
von jenen, über welche ein Beſchluß der General-Synode vorausgehen muß, 88 117, 2, 
120) der Genehmigung des Oberfirchenrathes, die übrigen Lehrbücher der Genehmigung 
des zuftändigen Minifteriums, welches hierüber das in konfeſſioneller Hinficht entfcheidende 
Gutachten des Oberkirchenrathes einholen wird. 
s 129. 1. Die evangelischen Volksſchulen unterftehen, unbeſchadet des von der 
Staatsregierung geübten Oberauffichtsrechtes in der kirchlichen Ordnung der Aufficht 
und Leitung zunächſt der Pfarrer und Presbyterien (58 23, 2; 42, 3), dann der 
Senioren als Schuldiftriftsauffeher ($ 67, 2) und der Superintendenten als Schulen- 
oberaufjeher (S 85, 2). 

2. Die Beltätigung der Lehrer an Elementarjehulen erfolgt durch den Super- 
intendenten unter Anzeige an den Oberkicchenrath, die Beftätigung der Lehrer an 
Hauptjchulen durch den Oberficchenrath. Sn beiden Fällen ift ſich vor der Beftätigung 
der Schulfehrer mit der betreffenden Landesftelle in dienftliches Einvernehmen zu jeßen. 
Erklärt die Landesftelle gegen die beabfichtigte Beftätigung von ihrer Seite feinen An- 
ſtand zu nehmen, oder wird binnen dreißig Tagen von der gemachten Mittheilung feine 
Einwendung gemacht, jo kann die Beftätigung des Gewählten ausgefprochen und deſſen 
Inſtallirung angeordnet werden. 

8 130. 1. Bei der Gründung evangelifcher Schullehrerjeminare (Präparandien) 
iſt in jedem einzelnen Zalle der Plan für die innere und äußere Einrichtung dem 
Oberfirchenrath zur Prüfung vorzulegen und durch defjen Vermittlung die Anerkennung 
($ 127) des zujtändigen Minifteriums nachzufuchen. 

2. Jedem auf diefe Weife anerkannten evangelifchen Schullehrerjeminare fteht das 
Recht zu, jeine Zöglinge nach den darüber beitehenden allgemeinen gejeßlichen Normen 
einer Prüfung für das Lehramt zu unterwerfen und ihnen auf Grund diefer Prüfung 
ein gültiges Lehrfähigkeitszeugniß auszuftellen. Bei der Prüfung wird das Auffichts- 
recht der Regierung durch einen Abgeordneten derjelben ausgeübt. 

3. Bis auf diefem Wege für die Vorbereitung und die Prüfung der evangelischen 
Schullehrer Sorge getragen tft, bleiben für das Lehramt an evangeliſchen Volksſchulen 
die bisherigen Beitimmungen in Kraft, wonach zur Wählbarkeit für dafjelbe das Zeug— 
niß einer gejeglih anerkannten Präparandie und dazu über die an evangeliihe Schul- 
lehrer jpeziell zu ftellenden Forderungen (nämlich) Kenntnig der evangelifchen Religions— 
lehre mit Einſchluß der Kicchengefchichte, katechetiſche Fertigkeit, Orgelipiel und Kirchen 
gejang), das Zeugniß eines Superintendenten erforderlich ift. Der Superintendent hat 
zu diefer Ergänzungsprüfung geeignete Fachmänner nach Erfordernig zuzuziehen, und 
ift übrigens berechtigt, mit ihrer Ausführung in einzelnen Fällen Senioren und Pfarrer 
jeines Sprengel3 zu beauftragen. 

$ 131. 1. Ob und in welchem Maße außer den allgemein gültigen Forderungen 
an die in die evangelifchetheologiiche Fakultät aufzunehmenden Studirenden noch jpezielle 
Anſprüche jollen geftellt werden (4. B. in Betreff der Kenntniß der hebräijchen Sprache), 
unterliegt der Beitimmung des Oberfirchenrathes. 

2. Die allgemeinen Grundfäße für die wilfenjchaftliche und die Amtsprüfung, 
durch welche Kandidaten der Theologie die Wählbarkeit ‚zum Pfarramte erwerben, 
bedürfen der Billigung der General-Synode. Das Statut für die Prüfungen nach ein- 
geholtem Gutachten der evangelifch-theologischen Fakultät Feitzuftellen und dejjen Aus— 

- führung zu überwachen, ift Sache des Oberfirchenrathes. Bis zur Herjtellung defjelben 
bleiben die bisher gültigen Bejtimmungen in Kraft. 
—— 
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s 132. 1. Für den Schul- und Kicchendienjt können mit Genehmigung des zus 
ftändigen Minifteriums Ausländer, insbejondere Angehörige der deutjchen Bundesſtaaten, 
welche über ihre Befähigung fich befriedigend ausweifen, berufen werden. 

3, Die von Evangelifchen an gleichartigen öffentlichen Lehranjtalten des evange— 
liſchen Auslandes erlangten Studienzeugniffe haben diejelbe Gültigkeit, wie die inlän- 
diſchen Studienzeugnifie. 


Sechster Abſchnitt. 
Bon der jährlihen Unterftüßung der Gemeinden, Seniorate und 
Superintendenzen aus dem Staatsſchatze. 


8 133. Die evangelifchen Glaubensgenofjen beider Befenntnifje rhalten zur Des 
jtreitung ihrer kirchlichen Bedürfniffe, abgefehen von demjenigen, was nach früheren 
Beitimmungen aus Staatsmitteln für evangelifche Unterrichts: und Kultuszwede geleiftet 
wird, jährliche Beiträge aus dem Staatsfchage auf Grund der Allerhöchiten Entſchließung 
vom 11. Mat 1860. 

8 134. 1. Dieje Beiträge aus dem Staatsſchatze (Unterjtügungspaufchale) 
werden durch das zuftändige Minifterium verwendet: zur Verabfolgung der jährlichen 
Befoldungen und der erforderlichen Kanzleipaufchalien an die Superintendenten und Der 
jährlichen Functionszulagen an die Senioren und Unterjtüßung armer Pfarreien und 
Volksſchulen. 

2. Die Geſuche um Unterſtützung armer Pfarreien und Volksſchulen ſind auf 
dem geſetzlichen Wege (S 5) an den Oberkirchenrath zu leiten und durch dieſen dem 
zuftändigen Miniſterium vorzulegen. 

$ 135. Die bei den Bejoldungen und Functionszulagen für die Superintendenten 
und die Senioren fich ergebenden Interkalarien find zum allgemeinen Bejten des evan- 
gelijchen Kirchen und Schulwejens zu verwenden. 

Ein Drittheil des etwaigen jährlichen Interkalarbetrages hat in den allgemeinen 
Kicchenfonds ($ 102, 5) einzufließen; der Neft ift dazu zu verwenden, um vorzügliche 
Kandidaten des Kirchen und Schuldienjtes zu unterjtügen, welche zum Zwecke ihrer 
weiteren wiffenjchaftlichen Ausbildung ausländiſche Hochſchulen und Seminarien bejuchen. 

8 136. Dem Oberkirchenvathe wird jowohl das Präliminare des Unterjtügungs- 
paufchales als die Jahresſchlußrechnung über die Gebarung mit demjelben behufs all- 
fällige Bemerkungen zur Einficht mitgetheilt. 


Schluß. 


$ 137. Aenderungen in dieſer Kirchenverfaſſung können nur auf dem in ders 
jelben vorgezeichneten Wege (SS 117, 1, 118) der jynodalen Gejeßgebung und darauf 
erfolgter Allerhöchiter Sanktion vorgenommen werden, 


Anhang 1. 
Geſchäftsordnung für die General-Synoden. 
$ 1. Die Mitglieder der General-Synode melden fich zur bejtimmten Zeit an 
dem durch das Einberufungsjchreiben bezeichneten Orte. 
8 2. Nach Eröffnung der General-Synode nimmt der Alterspräfident den Vorſitz 
ein; das jüngste geistliche Mitglied führt das Protokoll. 
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Der Alterspräfident leitet jofort die Wahl des Borfißenden , des Stellvertreters 
dejjelben und der Schriftführer ein. 

| 5 3. Nach deren Vollzug wird unter dem Vorſitz des gewählten Vorſitzenden 
ein Ausſchuß ernannt, welcher die Legitimationsurkunden der gewählten Mitglieder auf 
Grund der Wahlprotokolle zu prüfen hat. Die ſtändigen Mitglieder weiſen ſich durch 
Legitimationskarten aus, welche der Oberkirchenrath ausſtellt. 

Im Falle ſich ergebender Zweifel an der Berechtigung zur Theilnahme an den 
Verhandlungen entſcheidet die General-Synode endgiltig. 

5 4. So lange eine Legitimation oder eine Wahl nicht für ungiltig erklärt 
wird, hat das Mitglied Sit und Stimme. 

8 5. Der Erjagmann wird einberufen, wenn ein Mitglied aufgehört hat, Mit 
glied der Synode zu fein, oder wenn bei fortdauernder DBerhinderung dejjelben , von 
welcher der Berfammlung jehriftliche Anzeige zu machen ift, die General-Synode die 
Einberufung des Erſatzmannes beſchließt. 

Dei bloß zeitweiliger Verhinderung ift ein Urlaub, und zwar jehriftlich nach⸗ 
zuſuchen. 

Einen Urlaub bis auf vier Tage ertheilt der Vorſitzende. Ueber Gewährung 
eines längeren Urlaubes entſcheidet die Verſammlung. Ein Urlaub darf nicht anticipirt 
und nicht überſchritten werden. 

8 6. Die Mitglieder der General-Synode haben die feierliche Verpflichtung 
abzugeben: 

„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die innere und 
äußere Wohlfahrt der evangelischen Kirche (Augsburgiſchen oder Helvetifchen 
Bekenntniſſes) nach bejtem Wiffen und Gewiſſen zu wahren und darauf zu 
achten, daß die Kirche in allen Stüden wachſe an dem, der das Haupt ift 
Chriſtus.“ 

8 7. Die beiden General-Synoden können zu vereinigten Sitzungen zuſammen— 
treten (8 111). 

Sie jtimmen jedoch auch in diefen Sitzungen gefondert. Ein Beſchluß ift für die 
Synode des einen oder des anderen Befenntniffes nur dann bindend, wenn ihm die 
gejegmäßige Mehrzahl dev Neitglieder eben diejes Befenntniffes zujtimmt. 

Ss 8. Zur Borberathung und Berichterftattung über die VBerhandlungsgegenjtände 
werden jtändige Ausſchüſſe mit relativer Stimmenmehrheit ohne Rückſicht auf den geiſt— 
lichen oder weltlichen Stand gewählt. 

Für einzelne wichtigere Anträge fünnen bejondere Ausſchüſſe nach Beihluß der 
VBerjammlung eingejeßt werden. 

Für gemeinjchaftliche Ausſchüſſe wählt jede Synode die gleiche Anzahl Mitglieder. 
In jolhen Ausſchüſſen wird mit abjoluter Mehrheit abgeftimmt. 

Dafjelbe hat zu gelten, wenn die beiden Synoden durch Ausſchüſſe mit einander 
in Berathung treten. 

S 3. Der Oberkirchenrath hat den General-Synoden die von ihnen nachgefuchten 
Auskünfte zu ertheilen. Er hat insbefondere ein Mitglied feines Kollegiums abzu- 
ordnen, welches jämmtlichen Synodalfitungen ohne Stimmrecht beiwohnt, zur bloßen 
thatjächlichen Aufklärung aber das Wort ergreifen kann ($ 112). 

Dajjelbe hat auf Einladung von Ausſchüſſen der Synoden zu gejchehen. 

8 10. Der Borjigende eröffnet und schließt die Situngen, ertheilt das Wort, 
jtellt die Fragen zur Abjtimmung und fpricht das Ergebniß der Abjtimmung aus, 
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Die Schriftführer führen abwechjelnd die Protokolle, welche nach den Hauptrich- 
tungen, in denen die Thätigkeit der Synoden laut $ 117 fich äußert, zu ſondern find, 
8 11. Sedes Protokoll hat zu enthalten: 

‚ die Namen und die Zahl der anwejenden Mitglieder; 

. den Gegenstand der Verhandlung; 

. alle Anträge nebjt deren Begründung; 

. die Fragen, über welche abgejtimmt wurde; 

‚ das Ergebniß der Abſtimmung und zwar bei Abſtimmung durch Namensaufruf 
unter Anführung der Namen, bei jeder anderen Abjtimmung unter Angabe der 
Anzahl der Stimmen für und wider. 

Proteftationen und Sondermeinungen dürfen nur in dem Falle dem Protofolle 

beigelegt werden, wenn in der Sitzung ſelbſt Die Abſicht, jie beizulegen, ausgeſprochen 

und ihr Inhalt genau angegeben iſt; übrigens iſt denſelben keine weitere Folge zu geben. 

Den Protokollen ſind mit ſteter Beziehung auf das Protokoll und in derſelben 
Reihenfolge alle Vorlagen, ſchriftlichen Anträge und Ausſchußberichte, im Falle einer 
Beſchwerde gegen den Oberkirchenrath die Beſchwerdeſchrift nebſt deren etwaigen Bei⸗ 
lagen, entweder in Urſchrift oder in vollſtändiger beglaubigter Abſchrift, beizulegen. 

Sowohl die Protokolle und etwaigen Beilagenhefte als auch alle anderen Aus— 
fertigungen werden von dem Vorſitzenden und einem Schriftführer durch eigenhändige 
Namensunterſchrift beglaubigt. 

8 12. Zu den Situngen der General-Synoden haben jolche Perfonen als Zuhörer 
freien Zutritt, welche von dem jeweiligen Vorſitzenden ausgefertigte Eintrittsfarten 
empfangen ($ 113). 

Die Oeffentlichfeit der Verſammlungen ift ausgejchloffen, wenn jolches über Antrag 
von ſechs Mitgliedern nach) vorläufiger Entfernung der Zuhörer durch abjolute Stimmen 
mehrheit bejchlofjen wird. 

Die Zuhörer haben fich jeder Aeußerung zu enthalten. 

8 13. Die General- Synode ift beſchlußfähig, wenn zwei Drittheile dev geſetz— 
Yichen Anzahl ihrer Mitglieder anweſend find (S 118). 

$ 14. Die Sihung beginnt mit Verleſung des Protofolles der vorigen Sitzung. 
Jedes Mitglied hat das Necht, Berichtigungen zu verlangen. Nach erfolgter Genehmigung 
wird das Protokoll unterzeichnet. 

8 15. Nach Genehmigung des Protokolls werden alle jeit der letzten Sitzung ein— 
gegangenen Geſchäftsſtücke mitgeteilt. 

Petitionen können nur durch ein Mitglied der VBerfammlung eingereicht werden. 

$ 16. Sodann werden die etwaigen jelbjtitändigen Anträge und zwar nach der 
Ordnung ihrer Anmeldung befannt gegeben. 

Solche Anträge" müffen vor der Sigung jehriftlich bei dem Vorfigenden eingebracht 
und, um zur Verhandlung gelangen zu können, von mindejtens jechs Mitgliedern unter 
zeichnet und gehörig begründet fein. 

Wird ein Antrag als dringlich bezeichnet und die Dringlichkeit von mindeſtens 
zwei Drittheilen der Anwejenden anerkannt, jo gelangt er jofort zur Berathung; alle 
anderen jelbftjtändigen Anträge, insbejondere jene, welche ſich auf die S 117, 1—5 
bezeichneten Gegenftände beziehen, müſſen an den betreffenden jtändigen oder einen bejon= 
deren Ausschuß zur Berichteritattung verwiejen werden. 

Seder in der General- Synode eingebrachte Antrag auf Bejchwerde gegen den 
Oberkirchenrath, welcher nicht von einem Drittheile der anweſenden Mitglieder unters 
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ſtützt wird, iſt als abgelehnt zu betrachten und darf während derſelben Synode nicht 
erneuert werden. 

Verbeſſerungs- oder Zufaganträge (Amendements), d. i. Anträge, welche ſich aus 
der Verhandlung ſelbſt ergeben, können zu jeder Zeit dor dem Schluß der Verhandlung 
geftellt und, wenn fie außer dem Antragiteller von fünf Mitgliedern unterjtüßt find, 
jogleich berathen werden. 

5 17. Nach Mittheilung der Anträge wird zur Tagesordnung gefchritten, welche 
jtets in der vorausgehenden Sitzung von dem Vorfigenden anzukündigen ift. 

s 18. Jedem Mitgliede jteht das Necht zu, durch Fragen an den Borfikenden 
oder an einen Ausſchuß einen Gegenftand, welcher nicht auf der Tagesordnung ſteht, 
ſchriftlich oder mündlich zur Sprache zu bringen. 

In keinem Falle aber darf eine ſchon begonnene Verhandlung mit einer den 
Gegenſtand nicht betreffenden Anfrage unterbrochen werden. 

Anfragen ſind in derſelben oder in einer der nächſten Sitzungen vor Beginn der 
Tagesordnung zu beantworten. 

8 19. Die Redner ſprechen nach der Reihenfolge der Anmeldung. 

Geſchieht die Anmeldung vor der Sitzung, ſo hat der Anmeldende bekannt zu 
geben, ob er für oder wider den Antrag ſprechen will. 

5 20. In der Regel darf Niemand über denſelben Gegenſtand mehr als zwei— 
mal das Wort ergreifen. 

Außer dev Reihe und öfter als zweimal kann nur Solchen das Wort gegeben 
werden, welche auf Schluß der Verhandlung antragen, auf die Gejchäftsordnung ver— 
weijen oder eine perjünliche Berichtigung anbringen wollen. 

Ss 21. Die Verhandlung über einen Gegenftand kann zu jeder Zeit von der Ver: 
jammlung für gejchlofjen erklärt werden. 

Wenn ein Mitglied den Schluß verlangt, jo läßt der Vorfißende darüber ab- 
ſtimmen. 

Iſt der Schluß angenommen, ſo kann außer je einem der für und wider den 
Antrag angemeldeten Redner, in vereinigten Sitzungen außer je einem aus beiden 
Synoden, nur noch der allfällige Berichterſtatter vor der Abſtimmung das Wort 
ergreifen. 

Anträge, welche nicht vor Schluß der Verhandlung zurückgezogen werden, müſſen 
zur Abſtimmung gelangen. 

5 22. Der Sprecher richtet ſeine Rede an die Verſammlung, nicht an ein einzelnes 
Mitglied derjelben. 

$ 23. Der Vorjigende ſorgt für die Ordnung und wacht darüber, dab Niemand 
im DVortrage unterbrochen werde. 

Wenn der Redner vom Gegenjtande der Verhandlung abweicht, jo kann er von 
dem Borfigenden „zur Sache” und wenn er die Würde der Synode verlekt, „zur Ord— 
nung“ verwiejen werden. 

Im äußerſten Falle darf ihm das Wort entzogen werden. 

Allfällige Zweifel in Handhabung der Gejchäftsordnung entfcheidet die Ver— 
jammlung. 

$ 24. Der Borfigende hat die Verhandlung zu leiten, ohne fi an derjelben 
zu betheiligen. 

Bei Berathung von Anträgen, welche von ihm ſelbſt gejtellt find, oder wenn er 
an der Verhandlung Theil nehmen will, tritt ev den Vorſitz jeinem Stellvertreter ab. 

$ 25. Nah Schluß der Berathung, welchen der Vorſitzende der Verſammlung 


1064 Deiterreidh. [44 


anzufündigen hat, bringt derfelbe die gejtellten Anträge in jachgemäßer Folge zur Ab- 
ſtimmung. 

Ueber die Art der Frageſtellung kann das Wort begehrt und ertheilt werden. 

Zweifel über die Art der Frageſtellung werden durch Abſtimmung gelöſt. 

Vor allen übrigen kommen die Anträge auf Uebergang zur einfacher oder moti— 
virten Tagesordnung, dann auf Vertagung der Verhandlung, Hierauf Abänderungs- 
oder Zufaganträge (Amendements) und von diefen wieder die dom Hauptantrage am 
meisten abweichenden vor den minder abweichenden zur Abjtimmung. 

Bei jedem von einem Ausſchuſſe berathenen Gegenjtande ijt der von dem Aus— 
ſchuſſe geitellte Antrag als Hauptantrag zu betrachten. 

Bloß ablehnende Anträge gelangen nicht zur Abjtimmung. 

$ 26. Die Abftimmung findet in der Regel durch Aufitehen und Sitzenbleiben ftatt. 

Bei zweifelhaften Ergebniß wird die Gegenprobe gemacht. 

Iſt auch diefe dem Vorſitzenden zweifelhaft, jo wird zur namentlichen Abjtim- 
mung, und zwar in alphabetijcher Neihenfolge, gejchritten. 

Außerdem findet eine ſolche namentlihe Abſtimmung jtatt, wenn dieſelbe auf 
Antrag eines Mitgliedes von einem Drittheile der Anwejenden bejchloffen wird. 

Die Fragen find jo zu Stellen, daß fie mit „Ja“ oder mit „Nein“ beantwortet 
werden können. | 

Der Borfigende verfündigt jofort nach erfolgter Abjtimmung den gefaßten Beſchluß. 

Der Vorſitzende ftimmt mit; er giebt überdies bei Gleichheit der Stimmen den 
Ausschlag, ausgenommen bei Verhandlungen über Bejchwerden gegen den Oberkicchenrath, 
wo bei Stimmengleichheit die Bejchwerde auf fi zu ruhen bat. 

Geheime Abftimmung erfolgt bei Wahlen, bei Tragen, welche das perjönliche 
Intereſſe einzelner Mitglieder betreffen, und bei Beſchwerden gegen den Oberfirchenrath. 

Glaubt ein Mitglied ich der Abſtimmung enthalten zu jollen, jo hat es den 
Grund davon zu Protokoll zu geben. 

Bei entjtehendem Zweifel, ob die zur Beſchlußfaſſung erforderliche Anzahl der 
Mitglieder gegenwärtig jei, hat über Antrag eines Mitgliedes die Zählung jtattzufinden. 

Ss 27. Die Ausſchüſſe, welchen ein Gegenjtand zur Vorberathung überwiejen 
wurde, wählen einen Obmann und einen Schriftführer. 

Schlägt ein Gegenstand in den Bereich mehrerer Ausſchüſſe ein, jo können ver— 
einigte Situngen jtattfinden. 

$ 28. Den Sitzungen eines Ausſchuſſes find alle diefem Ausjchuffe nicht an- 
gehörigen Mitglieder der Synode als Zuhörer beizuwohnen berechtigt. 

$. 29. Abänderungen diejer Gefchäftsordnung können, infoweit es fich nicht um 
Beitimmungen handelt, welche der Kirchenverfaffung entnommen find, von der General 
Synode durch abfolute Mehrheit der anmwejenden Mitglieder bejchloffen werden. 


Anhang I. 


Gegenwärtiger Beitand der Pfarrgemeinden, Seniorate und Superintendenzen. Juli 1864. 


FSvangelifde Kirde Augsb. Ber. 
I. Wiener Superintendenz. | 
A. Nieder-Defterreihijhes Senivrat: Wien, Wr. Neuftadt, Naßwald 
Mitterbach, Graz. 
B. Trieſter Seniorat: Görz, Trieft, Venedig, Marburg. 
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.Steiriſches Seniorat: Schladming, Gröbming, Wald, Ramſau. 
. Seniovrat j. d. Drau: Gt. Ruprecht, Feld, Freſach, Arriach, Gneſau, 


Feldkirchen, Klagenfurt. 


.Seniorat d. d. Drau und im Gmündthale: Trebeſing, Zlan, Blei— 


berg, Feffernitz, Treßdorf, Dornbach, Eiſentratten, Watſchig, Weißbriach. 


II. Oberöſterreichiſche Superintendenz. 


. Oberländer Seniorat: Atterſee, Rutzenmoos, Goiſern, Goſau, Hallſtatt, 


Salzburg. 


. Unterländer Seniorat: Efferding, Thening, Scharten, Wallern, Wels, 


Linz, Neukemmaten. 


III. Böhmiſche Superintendenz. 


.Weſthiches Seniorat: Prag (deutſch), Reichenberg, Hermannſeifen, Deutſch— 


Gablonz, Görkau, Haber, Teplitz, Fleißen, Karlsbad, Eger, Rumburg. 


.Oeſtliches Seniorat: Prag (böhmiſch), Rybnik, Lipkowitz, Humpoletz, 


Kreuzberg, Opatowitz, Czernilow, Kowanetz, Trnawka, Kriſchlitz. 
IV. Mähriſch-Schleſiſche Superintendenz. 


. Brünner Seniorat: Brünn, Ober-Dubenky, Groß-Wrbka, Groß-Lhotta. 
. gauchteler Seniorat: Hotzendorf, Rottalowitz, Wſetin, Ratibor, Przno, 


Hoſtialkow, Jaſſena, Chriſtdorf, Zauchtel. 


. Shlejijhes Seniorat: Bielietz, Alt-Bielitz, Teſchen, Ernsdorf, Draho— 


miſchl, Uſtron, Goleſchau, Weichſel, Nawſi, Biſtritz, Ellgoth, Bludowitz, Hillers— 
dorf, Skotſchau Orlau, Kurzwald. 


V. Lemberger Superintendenz. 


. Weſtliches Seniorat: Krakau, Biala, Neu-Sandec, Stadlo, Neu-⸗Gawlow, 


Raniſchau, Reichsheim. 


. Mittleres Seniorat: Brigidau, Dornfeld, Gelſendorf, Brandrow, Hart— 


feld, Reichau, Joſephow, Jaroslau, Lemberg. 
Oeſthiches Seniorat: Czernowitz, Ugartsthal, Radautz, Zalesczyk, Jakobeny, 
Illiſcheſtje. 
Svangeliſche Kirche Helv. Bek. 
J. Wiener Superintendenz. 
Wien, Laibach, Bregenz, Trieſt, Trieſt (anglic.) 


II. Böhmiſche Superintendenz. 
Prager Seniorat: Kiel, Liſſa, Vyſoka, Nebudzel, Vtelno, Prag, Krabſie, 
Lecie, Velim, Moravec, Opatow, Sobehrad, Libis. 


. Chrudimer Seniorat: Krauna, B. Rothwaſſer, Spratvuh, Movovie, 


Projec, Teleci, Borowa, Hadriſt, Loſic, Libenic, Bucina, Dwakacowie, Chotzen, 
Slaupnic, Sazau. 


. Podebrader Seniorat: Boſin, Chleb, Horatov, Libic, Krakovan, Bukowka, 


Chwaletic, Semtes, Cernilow, Kloſter, Liebſtadt, Velenic. 


III. Mähriſche Superintendenz. 
Weſtlhiches Seniorat: Wannowitz, Ingrowitz, Niemetzky, Neuſtadtl, 
Willimowitz, Groß-Lhotta, Nußlau, Klobauk, Proſetin, Rovecin, Veſſely, Mißlitz, 
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B. Oeftliches Seniorat: Wſetin, Nauftfa, Jawornik, Zadweriß, Lipthal, 
W. Gr. Lhotta, Pruſſinowitz. 


IV. Lemberger Superintenden;. 
Baliz.-Helvet. Senivrat: Andrasfalda, Königsberg, Joſefsberg. 


2. Die evangeliſche Kirche Augsburgiſcher Konfeffion in Siebenbürgen’). 


Es ift für die Entwidelung der lutheriſchen Kirchenverfaſſung der Sieben- 
bürger Sachſen bedeutungsvoll geweſen, daß diefe ſchon im Mittelalter eine auch in 
firchlicher Beziehung exceptionelle Stellung eingenommen haben?). Denn während im 
übrigen Siebenbürgen die episcopale Gewalt ſich im kanoniſchen Umfange entfaltet 
hatte, ftanden den in feinem Archidiaconatſprengel einverleibten Ruraltapiteln, in welche 
die ſächſiſche Geiftlichkeit gegliedert war, weſentliche biſchöfliche Befugniſſe zu. Nicht 
nur, daß fie eine umfaffende geiftliche Gerichtsbarkeit übten, die Kirchen und deren 
Vermögen beauffichtigten, die von den Gemeinden zu wählenden ?) Pfarrer inftituirten: 
Sondern feit Anfang des XV. Jahrhunderts traten auch ſchon Abgeoronete der Kapitel 
als geiftliche Univerfität zur Erreihung kirchlicher Zwecke zufammen, und bildeten jo 
ein Analogon zu der weltlichen Univerfität der jeit Ende dejjelben Jahrhunderts 
allmählig *) zufammenwachjenden jächjtichen Nation. 

Als die veformatorifhe Bewegung unter den Sachen Plab griff, befand ſich 
Siebenbürgen in ſchwierigen politiſchen Verhältniſſen. Johann Zapolya hatte das 
alte Band, welches das Land mit der ungariſchen Krone verfnüpft hatte, gelöſt, und 
Siebenbürgen mit Hülfe der Türken zu einem felbititändigen Staate erhoben. Kein 
Wunder daher, wenn die fatholifche Obrigkeit, ſelbſt um ihre Exiſtenz kämpfend, nicht 
in der Lage war, der auffeimenden neuen Lehre Hemmniſſe in den Weg zu legen, zumal 
die monarchiſche Gewalt jehr eingeengt war, und die drei Nationen der Ungarn, 
Sekler und Sach ſen 1542 einen Bund zur Erhaltung gleihmäßiger Theilnahme 
an den Landesangelegenheiten geſchloſſen hatten. 

Schon 1550 erließ die ſächſiſche Univerfität das Geſetz, daß der evangeliſche 
Glaube bei ihr zu herrſchen habe’) und nach der 1547 veröffentlichten „Kirchenordnung 
aller Deutfhen in Sybenbürgen®)” auszuüben jet. 

Bon Verfaffungseinrichtungen ift hier außer den alten Normen, welche Die 
Pfarrwahl durch die Gemeinde betreffen, faſt Nichts zu finden, und in der That var 


1) Die fiebenbürgifche reformirte Kirche fällt 
ebenjo wie die ungariiche lutheriſche und refor— 
mirte außerhalb des Rahmens unjeres Buches, 
da dieje ſämmtlichen Kirchenorganijationen feinen 
deutſchen Charakter tragen. — Vgl. über Die 


Verfaſſung derſelben Schuler-Libloy, 
Proteſt. KR. vornehml. d. ev. Augsb. Bel. 


Hermannſtadt 1871. ©. 81 ff. 

2) Bol. Teutſch, das Zehntreht der ev. 
Landeskirche U. B. in Siebenbürgen. Schäßburg 
1858. S. 9 f. Derjelbe, der Generaldehant 
d. fiebend.-fähliihen Kirche im Korreſpon— 
denz-Bl. d. Vereins f. ſiebenb. Landes 
funde. Sahrg. VII. Nr. 3 u. 4. 


3) Teutſch, 3. Geſch. d. Pfarrerswahlen in 
d. ev. Landeskirche in Siebenb. Hermannit. 1862 
SHBT: 

4) Teutſch, Siebenbürgen n Herzog, 
Theologiſche Real:Encyel. 1. Aufl. Schuler: 
Libloy, Siebenbürg. Rechtsgeſch. 1, ©. 450 ff. 
Hermannit. 1867. 

5) Bei Teutſch, Urkundenb. d. ev. Landes— 
firhe A. B. in Siebenb. 1, ©. 5. (Hermannft. 
1862.) 

6) Ebendas. ©. 6 fi. Vgl. au Teutjd, 
die Nechtsquellen d. ed. Landeskirche U. B. in 
Siebendb. in Hornyänsky, Protejt. Jahrb. 
f. Oefterreih. (Belt 1857.) Seit 4. 
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auch Feine Neubildung erforderlich, da die ganze bisherige katholiſche Organifation von 
der evangeliichen Kirche übernommen werden Fonnte und wurde. 

So blieben die alten Kapitel — der Decan an der Spitze — mit ihren früheren 
jurisdictionellen und Verwaltungsbefugniſſen einfach beftehen, und die 1553 durch die 
geiftlihe Synode erfolgte Errichtung einer Landesfuperintendentur!) war als einzige 
wejentliche Neuerung zu betrachten. Aus den oben angedeuteten politiſchen Verhältniffen 
wird es aber aud) erklärlich, daß von einer episcopalen Gewalt des Landesheren feine Rede 
jein fonnte. Nicht einmal ein Auffichtsrecht über die Landeskirche wird ihm zugeftanden ?). 

Uebrigens erhielt die evangelifche Staatskirche des Sachjenlandes auch die ſtaats— 
rechtliche Anerkennung des Geſammtſtaates. Früher als irgendwo anders ift in 
Siebenbürgen die Neligionsfreiheit verkündet worden, und die vier Konfeffionen der 
Katholiten, der Lutheraner, der von diefen Ende des XVI. Jahrhunderts ſich abtrennenden 
Reformirten und der Unitarier haben zu oft wiederholten Malen die ftaatliche Garantie 
ihrer ungejtörten Entfaltung empfangen ?). Ungeftört au von Seiten des Staates 
in Bezug auf die Regelung ihrer inneren Angelegenheiten, welche in dem ſog. Appro- 
batalgejege*) den vier vorgenannten teligiöfen Gemeinschaften ausdrüdlich eingeräumt 
wurde. 

So hat ſich denn auch ohne jede Betheiligung der ſtaatlichen Obrigkeit die 
Weiterentwickelung der ſiebenbürgiſchen Kirchenverfaſſung vollzogen. Dieſe charakteriſirt 
ſich aber weſentlich nach zwei Richtungen hin. Einmal, daß die Gemeinderechte beſchnitten 
werden, und andrerſeits, daß die ſächſiſchen politiſchen Gewalten einen Einfluß auf 
das Kirchenweſen erlangen. Das erſtere zeigt ſich in dem Umſtand, daß gewohnheits— 
rechtlich das Pfarrwahlrecht der Gemeinden in eine Auswahl unter einer geringen Zahl 
ihnen Präſentirter verwandelt wird, das andere, daß dieſe Präſentation nicht nur 
vom Kapitel ſondern auch von der politiſchen Organiſation vorgenommen wird ar 
Noch ftärker trat der Einfluß des politifhen Glementes, der weltlichen Univerfität, in 
Kirchenangefegenheiten im XVIII. Jahrhundert zu Tage. Er brachte zutvege, daß das 
Kicchenregiment, deſſen Handhabung durch nur zeitweife verfammelte Synoden überhaupt 
Schwierigkeiten bot, den Konfiltorial-Kongregationen übertragen wurde‘), welche fich 
in das Oberkonfiftorium — an diefem war noch außer dem geiftlichen Elemente die jächfifche 
Nation betheiligt — in die Domefticalfonfiftorien — hier war mweltliches Mitglied der 
Stuhlrichter — und in die Lofalfonfiftorien gliederten. Diefe Organifation empfing 
i. 9. 1754 eine genaue Regelung, 1764 weitere Ausbildung und wurde 1783, nach— 
dem jie höheren Ortes gebilligt war, aufs Neue publicirt. 

Borher aber ſchon war Siebenbürgen Beftandtheil des öfterreichiichen Staates 
geworden, wodurch freilih an der Rechtslage der ſächſiſchen Kirche nichts geändert 
wurde. Denn die neue Landesherrichaft beftätigte die alten Landesfagungen, und 


1) Bgl. Teutſch in Zeitſchr. f. KR. | Kompilaten jchließen. — Bei Teutſch, Ufb. 
BIST, Leif. 
2) Ebendaſ. ©. 13 ff. 5) Näheres bei Teutſch, Pfarrerswahlen 
3) Val. ebendas. ©. 10 ff. 0a.0.9D.©.8 ff. Bol. Heyfer, d. KBef. 
4) Diefe 1653  publicierte Kodififation der | d. W.E.-Verwandten im Großfürftenth. Siebenb. 
Landtagsartifel jeit 1540 bildet den erjten Theil | (Wien 1836.) ©. 50 ff. 
des jiebenbürgiichen Gejeßbuches, woran ſich als 6) Heyjera.a. D. ©. 54 ff. 
zweiter die 1669 in ähnlicher Weife entjtandenen 
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garantirte damit twiederholt der evangelifchen Kirche ihre Eriftenz und ihre Autonomie‘). 
Aber thatſächlich vermochten diefe Privilegien die Kirche und das Land mist vor Gewalt: 
thätigfeiten zu fehügen, welchen Joſeph II. durch den Verſuch, die alte Verfaſſung voll= 
fommen zu vernichten, die Krone auffeßte. Aber wenn dann auch Lepold II, in dem 
Reſtitutions-Edikt von 1790 den früheren Nechtsftand wieder herftellte und die vom Kaiſer 
fanttionirten Artikel des Landtags von 1790/91 die bisherige Kirchliche Selbſtſtändigkeit 
aufrecht zu erhalten verfuchten, — nur bezüglich des Oberauffichtsrechtes über die Stiftungen 
wurde der Krone ein Zugeftändnif gemacht — ?), ſo ließen ſich doc) die abjolutiftiichen 
Tendenzen der Staatsregierung auf die Dauer nicht ganz eindämmen. Schon Die 
Inftruftion für die Konfiftorien vom 20. Februar 1807?) bezeichnet den Kaiſer als 
den Supremus arbiter der Kirchen Augsburgifcher Konfeſſion, und die ftaatlichen 
Organe der ſiebenbürgiſchen Hoffanzlei und des Landes-Guberniums übten die landes— 
herrlichen Befugniſſe. 

Die Verfaſſung der ſächſiſchen Kirche behielt aber noch bis zum Jahre 1848 
ihren oben gefennzeichneten Charakter bei, jo daß an der Spitze der Kirchenverwaltung 
das Oberfonfiftorium ftand, unter ihm Domefticale oder Bezirks-, unter diefen Lokal— 
Konfiftorien. Die Mitglievev des erſten Kollegs waren von weltlicher Seite die 
evangelifhen Geheimen und Gubernial-Räthe und Sefretäre, die Räthe und Sefretäre 
der übrigen Landesdikaſterien, die mit diefen im Range gleichftehenden Oberbeamten 
und endlich die National-Deputirten, die fich jährlich unter dem Namen der ſächſiſchen 
Univerfität als Appellationsgericht verfammelten. Das geiftliche Element war repräjentirt 
durch den Superintendenten, den General-Dechanten, den General-Syndifus, den Dechanten 
und Senior des Hermannftädter Kapitels, den Stadtpfarrer von Hermannjtadt, die 
Dechanten der nächſten Kapitel und einige vom Superintendenten heranzuziehende Pfarrer 
unter möglichfter Gleichſtellung der Zahl der weltlichen und geiftlichen Mitglieder. 

Da das Konfiftorium aber nur während der Anweſenheit der National-Deputirten 
in Hermannftadt verfammelt war, jo wurde ein jog. delegirtes Oberfonfiftorium zur 
Erledigung der laufenden Gejchäfte aus den in Hermannftadt ſelbſt wohnenden Mitgliedern 
des Oberfonfiftoriums angeordnet. Das Präfidvium ftand dem weltlichen Staats- 
beamten zu. 

Ganz analog war die Zufammenfegung der Domeftical- und Lofal-stonfiftorien 
geordnet, nur daß in den erſteren der VBorfig dem älteften Mitgliede, in den Tehteren‘) 
dem Pfarrer zuftand, der auch durch fein Veto jeden Beſchluß an das Domefticals 
Konfiftorium bringen fonnte. 

Aber wenn auch diefe fiebenbürgische Kirchenverfaffung den Namen einer konſi— 
ftorialen trug, jo war fie doch in Wahrheit eine ſynodal-presbyteriale ). Denn nicht 
allein, daß die rein geiftlichen Angelegenheiten der Synode vorbehalten blieben, deren 
Beſchlüſſe ebenfo wie die der Konfiftorien zu ihrer Geſetzeskraft feiner landesherrlichen 


1) Die einihlagenden Aftenjtüce aufgeführt | Dörfern und Märkten ohne Stuhlamt Die ev. 

von Teutſſch in Ztſchr. f. AR.3 ©. 18 ff. | Mitglieder der „Altſchaft“ und der „Worts 
2) Ebenda!. © 37. mann“; in Märkten, wo ein Stuhlamt war, 
3) Abgedindt bei Heyjer a. a. DO. ©. | die ev. Stuhlbeamten; in Städten, die ev. Ma— 

147 #. Das. auch die Kirchenvifitations-Ordng. | giftrualen, der „Orator” und ein Gemeindeaus= 

(1818) mit den PVifitations-Artifeln und die ſchuß von etwa vier Mitgliedern. 

Kandidations- und Wahlnorm (1819). 5) Bgl. Borbin, d. ev.-luth. K. Ungarns. 
4) Als weltliche Mitglieder fungirten in | Nördl. 1861 ©. 499. 
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. Beftätigung bedurften, jo waren doch auch die verſchiedenen Konfiftorien ziwar vom Staate 
anerkannt aber nicht von ihm eingefeßt. Denn die Mitglieder derjelben waren entweder, 
wie die Geiftlichen, von den Gemeinden gewählt, oder, wie die weltlichen, der politiſchen, 
gleichfalls vom Volke gewählten Volksvertretung entnommen. 


Bei diefer Verſchmelzung des politifchen und kirchlichen Verfaſſungsorganismus 
war es natürlich, daß die im Gefolge des Jahres 1848 eingetretene Zertrümmerung des 
erfteren auch den letzteren weſentlich mit erfaſſen mußte, und daß als die alte politifche 
Gintheilung in die drei Nationen, Stühle und Komitate einer neuen Kreiseintheilung wich, 
damit auch die Kirchenverfaſſung gänzlich durchlöchert wurde. 

Schon im Mai 1851 unterbreitete daher das Ober-Konfijtorium !) der Regierung 
den Entwurf einer Kirchenverfaſſung und erbat für derjelben die landesherrliche Be— 
ftätigung. 

Statt derfelben, die um fo jehnfüchtiger erwartet wurde, als die ſächſiſche Nations: 
Univerfität im folgenden Jahre und damit auch die Möglichkeit der Einberufung von 
Plenarverfammlungen aufgehört hatte, erging die Kaijerliche Entſchließung vom 27. 
Dezember 1854, durch welche der Amtsſitz des Superintendenten von Birth elm nad) 
Hermannftadt verlegt und ihm der Vorſitz in der Landestirchenverfammlung über- 
tragen wurde. 

Aber ſchon am 27. Februar 1855 erfolgte eine weitere Verordnung des Kultus= 
Minifteriums, welche eine „Proviforifche Vorſchrift für die Vertretung und Verwaltung 
der evangelifchen Landeskirche U. B. in Siebenbürgen“ publicirte. Dieſe jollte „nach 
weiterer Vernehmung der evangelifchen Landeskirche” die Kaiſerliche Sanktion erhalten, 
und trat nach dem Kultus-Minifterial-Erlaß vom 14. Juni 1856 wenigjtens in ihren 
erſten beiden Theilen, bezüglich diefer aber mannigfach verbeffert, in Wirkſamkeit. 

Sp erfolgte denn die Bildung der Gemeinde- und DiftriltSorganijationen, während 
die Organe der Gefammtliche — Landeskichenverfammlung und Superintendential- 
fonfiftorium — je länger deſto jehmerzlicher vermißt wurden. Die Wünjche nach dem 
Abſchluß der Kirchenverfaſſung mußten fi) aber erweitern, als das Kultus-Minifterium 
im Auguft 1856 einen Entwurf der ungarifchen evangelifchen Kirchenverfaflung 
publicirt hatte, der nicht nur in manden Punkten den Forderungen der Kirche mehr 
entfprach al3 die proviforifhe Verordnung für Siebenbürgen, jondern auch den 
evangelifchen Kirchenbehörden zur Begutachtung übergeben wurde. Aufnahme diejer 
Verbefferungspunfte auch in die ſächſiſche Kirchenverfaſſung, Prüfung derſelben durch 
die Kirche jelbft, wurde jebt das in mehrfachen Eingaben an das Kultus-Minifteriun 
au in Siebenbürgen geitellte Poſtulat. 

Zange Zeit verhinderten die politifchen Verhältniffe die Erfüllung diefer Bitten. 
Erſt 1860 wurde eine Minifteriallommiljfion von Wien gefendet, welche mit Vers 
trauensmännern die Kirchenverfaffung berathen ſollte. Am 31. Auguft 1860 überreichte 
diefe Kommiffion ihre Arbeit, welche dann vom Kultus-Mimifterium unter dem Namen: 
Proviſoriſche Beftimmungen für die Vertretung und Verwaltung der 


il) Dal. für dies und das Folgende: Denk: | Hermannijt. 1860 ©. 1 fi. Die im Folgen: 
ihrift üb. d Angelegenh. d. Verf. d. | dem citirten Aktenſtücke Find abgedruckt in dem 
ev. Landesk. Ü.B. inSiebenbürgen | Handb.f.d.ev.Landesfirhe Hermannit. 1859, 
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evangelifchen Landeskirche U. B. in Siebenbürgen publicirt, 1861 von 
der Landesfirhenverfammlung genehmigt ift, und die jebt geltende Verfaſſung 
der ſächſiſchen Kirche bildet (A). 

In der Folgezeit hat diefelbe durch die Schulordnung für den Bolfsunterricht 
vom 14. März 1870), die Eheordnung vom 18. März 1870 2), die Ehegerichtsordnung?), 
die Disciplinarordnung von demfelden Tage (II), das Geſetz betr. die Er- 
fäuterung und Abänderung einiger Beftimmungen der Kirch enver- 
faffung vom 18. März 1870 (IN), ſowie die Sabungen der allgemeinen Penſions— 
anftalt der Landeskicche vom 11. März 1870, vevidirt den 4. Oktober 18719 eine 
weitere Fortbildung erfahren. 


I, 


Verfaſſung 
der evangeliſchen Landeskirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes in Siebenbürgen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. Die Vertretung und Verwaltung dev evangeliſchen Landeskirche Augsburger 
Bekenntniſſes in dem Großfürſtenthume Siebenbürgen gliedert ſich nach Folgenden drei 
Abjtufungen: 

a. der Pfarrgemeinde ; 
b. der Bezirksgemeinde; 
e. der Gefammtgemeinde der ganzen Landeskirche. 
$ 2, Die Organe des Kirchenregiments find: 
1, für die Pfarrgemeinde: 
a. das Presbyterium; 
b. die größere Gemeindevertretung ; 
. für die Bezirksgemeinde: 
a. das Bezirkskonſiſtorium; 
db. die Bezirksficchenverfammlung ; 
. für die Gefammtgemeinde der ganzen Landeskirche: 
a. das Landeskonſiſtorium; 
b. die Landeskirchenverſammlung. 
8 3, Die kirchliche Gerichtsbarkeit wird, nach den Gejegen und Vorſchriften der 
Kirche, ausgeübt : 
1. durch das Presbyterium?) ; 
2. durch das Bezirksfonfiftorium; 
3. durch das Landeskonfijtorium. 

$ 4. Der Staatsregierung fteht das Necht der Oberaufficht, im Sinne des 54. 

Gejegartifel vom Jahre 1791, zuP). 


— 


co 


1) Habrk. fühl Bertveiung n. Ber: 
waltung db. ed. Landezf. A. B. in 
Siebenbürgen ], ©. 57 ff. (Hermannft.) 

2) Ebendai. ©. 300 ff. 

3) Ebendaf. ©. 313 ff. 

4) Ebendaj. ©. 335 ff. 

5) Die Disciplinargerichtsbarfeit der Presby— 
terien hat in Folge der Disciplinarordnung von 


1870 aufgehört; vgl. Discipl.-Ordn. 88 11, 72. 
— Die fishlihe Ehegerichtsbarfeit wird nad 
8 1 der Beltimmungen über die Organiſation 
der Ehegerichte von 1870 durch das Bezirksehe— 
gericht und durch das DOberehegericht ausgeübt. 

6) Derjelbe lautet: „Sacratissima Sua Maje- 
stas singulas religiones seeuras benigne reddit, 
quod piae fundationes ad mentem ae intentionem 
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S 5. Alle Träger des geistlichen Amtes jtehen, auf dem Grunde ihres in Folge 

der Ordination übernommenen Berufes, als Diener des Wortes, einander gleich und 
üben ihre bejonderen Befugniffe im Namen und Auftrag der Kirche, jeder nach jeinem 
eigenen ihm gejeßlich zuftehenden Wirkungskreije, aus. 

$ 6. Jede Kirchengemeinde (Pfarrbezirks- und Gejammtgemeinde) ijt berechtigt, 
ihre bejonderen Angelegenheiten durch die Beichlüffe ihrer in gejeßmäßiger Weiſe vers 
jammelten Vertretung jelbjtitändig zu ordnen und zu verwalten, wobei diefelbe jedoch 
den allgemeinen Geſetzen der Kirche unterworfen bleibt. 

8 7. Zum Bollzuge der in gejeßlicher Weife von evangelifchen Gemeinden und 
kirchlichen Behörden getroffenen Verfügungen und nah ordnungmäßigem VBorgange 
gefällten Erfenntniffe und Urtheile ($ 45, 8 104, $ 153, $ 157), jowie zur Eintreibung 
der den Beamten und Dienern der Kirche und Schule gebührenden Einkünfte und jolcher 
Umlagen, welche zur Erhaltung evangeliicher Kirchen, Unterrichts: und Wohlthätigfeits- 
Anftalten im Firchenordnungsmäßigem Wege auf die Glaubensgenoſſen aufgelegt werden, 
kann der Schuß und Beiftand der weltlichen Behörden in Anſpruch genommen werden. 

Sm Falle der Verweigerung diejes Beiftandes haben die weltlichen Behörden ihre 
Gründe in gehöriger Vollſtändigkeit der den Schuß oder Beiſtand anfuchenden Kirchen— 
behörde ohne Verzug jehriftlich zuzuftellen, wogegen der leßteren das Recht der Beſchwerde— 
führung bei der höheren politifchen Behörde, im Wege des vorgejeßten Kirchenregiments, 
des Bezirks- oder Landeskonſiſtoriums zufteht !). 

$ 8. Zur Dedung der Auslagen, welche für die Bedürfniffe der Kirchen und 
Schulen ſich al3 nothwendig herausitellen, kann das Kicchenregiment eine Umlage auf 
die evangelijchen Glaubensgenofjen auflegen, jedoch iſt, wenn eine jolche Umlage bleibend 
auf die Dauer von mehr als zwei Jahren oder auf die ganze Landeskirche ſich erſtreckt, 
früher die höhere Genehmigung anzufuchen. 


$ 9, Die Berfaffung der evangelifhen Kirche kann in Gemäßheit des Gejeßes 
Approb. Const. P. 1. Tit. 1 Art. 3°) nur über Antrag und vechtsmäßigen Beſchluß 


($ 152, Abjat 18) der Landesfirchenverfammlung abgeändert werden. 

$ 10. Organiſche Gejeße müſſen, bevor fie zur Schlußberathung in der Landes— 
firhenverfammlung gelangen, von dem Landeskonfijtorium im Entwurfe den Gemeinden 
zur Aeußerung und Begutachtung mitgetheilt werden. 


fundatorum administrabuntur et cum funda- | bleiben ſollte, jo find die betreffenden Kommu— 


tionibus aliarum religionum non commiscebun- 
tur, salvo eirca illas superinspectionis jure, 
Majestati regiae competente“. 

1) Vgl. Discipl.-Ordn. 88 30, 38, 53; Che: 
prozeßordnung von 1870, $ 2 Punkt 4, 8 5, 
8 16 Punkt 3 und 4, $ 38; Schul-Ordn. (1870) 
88 26, 55; Vorſchrift vom 21. November 1870 
3. 1635/1870 über Entjhuldbarkeit und Be— 
jtrafung der Schulverfäumnifjie Punkt IV, V 
und VII. — Hofdefret vom 15. Juli 1862 3. 
2584, verlautbart durch Gubernialdefret vom 14. 
Augujt 1862 3. 17806 an fämmtliche Juris— 
diftionen und durch Landestonfiftorialerlaß dom 
8. November 1862 3. 576. 1862 an ſämmtliche 
Bezirksfonfistorien: Die Kirchenbehörden aller 
Glaubensbefenntnijie fünnen bei Eintreibung 
der den Dienern der Kirche gebührenden Bezüge, 
dann der Forderungen zur SHerjtellung von 
Kirchen, Wohnungen und Gebäuden für Pfarrer 
und konfeſſionelle Lehrer, gegen die Betreffenden 
unmittelbar vorgehen; falls dieß ohne Erfolg 


nalvorjteher unter jtrenger Verantwortung ver— 
pilichtet, über Aufforderung unverzügli mit 
aller Energie den nothwendigen Beiltand zu 
leiten und den Vollzug in kürzeſtem Wege zu 
bewirfen. 

2) An dem firhlichen Regiment aber und den 
Bräuchen zu reformieren oder zu ändern war den 
Kirchen von Anfang her erlaubt, welche Hrijtliche 
Freiheit auch Fünftighin nicht benommen noch 
verboten wird, jo jedoch, .... Daß in minoribus 
und was nur die geiftlichen Stände betrifft, fie, 
die geiftlihen Stände auch ſollen beſchließen 
und Konftitutionen machen fünnen, doch auch 
dieſe auf allgemeinen Generalverjammlungen. 
In Angelegenheiten aber, die fie mit den Zus 
hörern und weltlichen Ständen gemeinfchaftlich 
haben, oder die auch dieſe betreffen, nicht anders 
als mit diefen in gemeinfamen Einverftändniß, 
d. 1. ein jeder mit der Zujtimmung der oberiten 
Amtlente und Patrone jeiner Religion. Teutſch, 
Urkb. 1, ©. 118 f. W. $. 1653,) 
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Erſter Abſchnitt. 
Bon den Pfarrgemeinden, Presbyterien und der größeren Gemeinde 
Vertretung. 


$ 11. Sede evangelijche Gemeinde bildet nach ihrer örtlichen Begränzung, welche 
durch Herfommen oder urfundlich beftimmt ijt, eine Pfarre und befteht entweder bloß 
aus einer Gemeinde oder aus einer Muttergemeinde und einer oder mehreren Tochter 
gemeinden (Filialen). 

$ 12. Aenderungen der beftehenden Pfarrgemeinden, jowie die Bildung neuer 
jelbftftändiger Pfarrgemeinden können nur nach dem Antrage der Bezirksverſammlung 


von der Landeskirchenverſammlung und zwar, wenn die neu zu bildende Gemeinde aus 


einer ſchon beftehenden ausgejchieden werden joll, nur mit Vorwiſſen und Zujtimmung 
der Muttergemeinde ausgefprocden werden, wobei im alle der Verweigerung dieſer 
Zuftimmung die Landesfirchenverfammlung entjcheidet. 

So oft ſich eine neue Gemeinde gebildet hat, ijt davon der Landesſtelle die Anzeige 
zu eritatten. 

$ 13. Die neu zu bildende Gemeinde Hat, wenn dieſelbe aus einer bereits 
beftehenden ausgeſchieden wird, feinen Anſpruch auf das bisher gemeinjchaftlich bemühte 
Schul-, Kirchen und Stiftungsvermögen, welches, den Fall einer freiwilligen Uebereinkunft 
ausgenommen, ungetheilt beiſammen zu erhalten iſt. 

8 14. Der Wohnſitz in dem Pfarrſprengel, ſei es in dev Muttergemeinde oder 
in einer zu ihr gehörenden Tochtergemeinde, begründet, wenn er ſechs Wochen lang 
dauert, die Einpfarrung umd die daraus entjtehenden Rechte und Berpflichtungen für 
jeden evangelijchen Glaubensgenofjen. 

Befreiungen von dem Pfarrverbande finden nicht ſtatt. 

Wer in eine Gemeinde neu einzieht, hat ſich durch Einweihung eines Kirchenzeug— 
nifjes, oder wo diejes nicht füglich beigebracht werden kann, durch eine glaubhafte 
Erklärung vor dem Pfarrer darüber auszuweiſen, daß ex zur evangeliſchen Kirche gehöre. 
Dieje Zeugnifje oder Erklärungen find von dem Pfarrer dem Presbyterium mitzutheilen. 
Exit nachdem der neu Eingezogene durch Einreichung des Kirchenzeugniſſes oder die 
abgegebene Erklärung fi) dem Vorſtande des Presbyteriums befannt gemacht hat, wird 
er zur Theilnahme an Wahlen und zur Webernahme Firchlicher Aemter berechtigt. 

8 15. Die Pflichten, deren Erfüllung die Kirche von allen ihren Gliedern 
erwartet, jind: 

1. die Gnadenmittel der Kirche in der Gemeinde fleißig zu gebrauchen ; 
einen erbaulichen Lebenswandel zu führen ; 
. fich der bejtehenden Kirchenordnung zu unterwerfen ; 
4. die für die Bedürfniffe dev Kirche und Schule erforderlichen Beiträge zu leiſten; 
5. dem Kaiſer die Treue unverbrüchlich zu wahren und Unterthan der Obrigkeit 
zu ſein (Paulus an die Römer 13, 1—7, Matth. 22, 21). 

Dagegen hat jedes Mitglied der Gemeinde Antheil an allen Firchlichen Gnaden— 
mitteln, an den Anſtalten und Gerechtſamen der Gemeinde und Anſpruch auf die Dienſte 
der Kirchenbeamten; überdies nimmt jedes ſelbſtſtändige und auch ſonſt geeignete 
männliche Mitglied der Gemeinde Antheil an dem Wahlrechte in der Kirchengemeinde. 

3 16. Jede Pfarrgemeinde hat das Recht, ihren Pfarrer, die Pfarrgehülfen 
(Prediger) und die Schullehrer ohne Ausnahme frei zu wählen, 


DD 


u a u 
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Die Bedingungen der Wählbarkeit find im achten Abjchnitte diefer Beitimmungen 
enthalten '). 

s 17. Der unmittelbare VBorgefegte und Auffeher der Pfarrgehülfen (Prediger) 
and Schullehrer ift dev Pfarrer. Wenn er gegen Pfarrgehülfen oder Schullehrer eine 
Klage hat, welche den geiftlichen Amtsberuf, die Kenntniß der Lehrgegenftände, die 
Unterrichtsmethode, die Schulzucht, den Fleiß und den fittlichen Wandel betrifft, jo hat 
er ſich zuerjt an den Bezivksdechanten zu wenden, welcher durch feine Vermittlung und 
Einwirkung die Behebung der Mebelftände verfuchen, und erſt, wenn dies nicht gelingt, 
die Sache auf den Firchengerichtlichen Weg verweifen wird. 


Bon dem Presbyterium. 


5 18. Jede Pfarrgemeinde wird in ihren Gemeindeangelegenheiten durch ein 
Presbyterium vertreten, welches aus dem Pfarrer, dem Gemeindefurator, Aelteſten, 
Kirchenvätern (Kirchenmeijtern), Armenpflegern (Diakonen) und den übrigen Mitgliedern 
beiteht. 

19. Den Borfig im Presbyterium führt in der Negel der Pfarrer. 

20. Syn jeder Pfarrgemeinde ift ein Gemeindefurator zu betellen, welcher aus 
den weltlichen Gliedern des Preshyteriums durch die größere Gemeindevertretung auf 
die Dauer von vier Jahren gewählt wird. Die Bekleidung eines Staatsamtes bildet 
eben jo wenig als jene eines bürgerlichen Gemeindeamtes eine Bejchränfung der 
Wählbarkeit. 

Dem Gemeindefurator gebührt in der VBerfammlung der Ehrenfi an der Seite 
des Pfarrers ; er jelbjt hat den Vorſitz zu führen: 

a. wenn der Pfarrer verhindert, oder 
b. wenn deſſen Stelle erledigt ift. 

Ss 21. Die Anzahl der Mitglieder des Presbyteriums richtet ſich nach der Größe 
der Pfarrgemeinde; doch jollen deren mit dem Pfarrer, in Gemeinden unter fünfhundert 
Seelen zum wenigjten neun fein. 

Die Zahl kann vermehrt werden: 

in Gemeinden von mehr als fünfhundert bis eintaufend Seelen um vier Mit- 
glieder — dreizehn; 

in Gemeinden von eintaufend bis fünfzehnhundert Seelen um vier Mitglieder 
— jiebzehn; 

in Gemeinden von fünfzehnhundert bis zweitaufend fünfhundert Seelen um vier 
Mitglieder — einundzwanzig ; 

in Gemeinden von zweitaufend fünfhundert bis dreitaujend fünfhundert Seelen 
um vier Mitglieder — fünfundzwanzig; 

in Gemeinden von mehr als dreitaufend fünfhundert Seelen um vier Mitglieder 
— neunundzwanzig. 

Ueber diefe Anzahl von neunundzwanzig Mitgliedern, mit Einſchluß des Pfarrer, 
darf in der Zufammenjegung des Presbyteriums auch in den größten Pfarrgemeinden 
nicht Hinausgegangen werden. 


UM UN 


1) Bezüglich der Wählbarfeit für das Lehr: | jeßten Beitimmungen über die proviſoriſche 
amt in der Volksſchule gelten die Bejtimmungen |, Einführung der Hülfslehrerprüfung für Volks— 
der Schul-Ordn., insbejondere die 88 37, 40 ſchulen und andere Maßregeln gegen den Lehrer: 
derfelben; ferner die Vorjchrift über die An- | mangel an Bolfsfhulen, — verlautbart mit 
jtellung der Volfsjchullehrer vom 23. November Rundſchreiben des Landeskonfiftoriums vom 4. 
1870 (Sahrb. a. a. DO. 2, ©. 33), endlich die | Oftober 1877 (Yahrb. 1, ©. 357.) 
von der IX. Landeskirchenverſammlung feitges 
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8 22, Mit Ausnahme des Pfarrers werden ale übrigen Mitglieder des Pres- 
byteriums in kleineren Gemeinden, deren Seelenzahl unter fünfhundert fteht, von allen 
wahlberechtigten Gliedern der Pfarrgemeinde, in größeren Gemeinden aber von dem, 
mit der größeren Gemeindevertretung zu Einem Wahltörper vereinigten Presbyterium, 
immer jedoch unter dem Vorſitze des Pfarrers und nur, wenn dieſer durch andauernde 
Krankheit verhindert oder deſſen Stelle erledigt iſt, unter der Leitung des Gemeinde— 
kurators gewählt. 

Die Dauer der Wahl erſtreckt ſich auf vier Jahre. 

Alle zwei Jahre ſcheidet die Hälfte der Mitglieder aus; doch können die Ausge— 
ſchiedenen wieder gewählt werden '). 

$ 23. Es dürfen mm jolche wahljtimmberechtigte, ſelbſtſtändige Gemeindeglieder 
zu Mitgliedern des Presbyteriums gewählt werden, deren Wandel unfträfli iſt, die 
einen guten Ruf in der Gemeinde haben und eine dem Glauben und Belenntnifje der 
Kirche entfprechende chriftliche Gefinnung durch Theilnahme an dem öffentlichen Gottes— 
dienfte und am heiligen Abendmahle beweijen. 

Die Mitglieder des Presbyteriums müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurücgelegt 
haben und follen in der Regel Familienväter jein?). 

S 24. Auch dürfen nicht Vater und Sohn, nicht Großvater und Enfel, nicht 
Brüder, auch nicht Schwiegervater und Eidam zu gleicher Zeit Mitglieder des Presby- 
teriums jein. 

8 25. Die Wahlordnung tjt folgende: 

1. der Wahltag wird von dem Pfarrer in der Regel acht Tage früher von der 
Kanzel verfündigt; 

. am beitimmten Wahltage verfammeln fich alle jtimmberechtigten Gemeindeglieder, 
welche in ein Verzeichniß eingetragen fein müſſen, auf den Auf der Gloden in 
der Kirche zur beitimmten Zeit; 

3. der Pfarrer hält eine furze Ansprache mit Gebet über die Wichtigkeit der 
bevorjtehenden Wahlhandlung ; 

4. nad dem Schluffe des Gebetes ruft dev Pfarrer jeden jtimmberechtigten Wähler 
in der durch das vorliegende Wählerverzeichniß beftimmten Reihenfolge zur 
Abgabe jeiner Stimme vor; 

5. die Abftimmung ift geheim und gejchteht jchriftlich; 

6. jeder Stimmende jehreibt feine Kandidaten auf ein vom Pfarrer ihm hingereichtes 
unbejchriebenes Blatt Papier. Außerhalb der Kirche gejchriebene Wahlzettel 
dürfen nicht abgegeben, noch angenommen werden ; 

. wer jeinen Stimmzettel nicht ſelbſt jchreiben will, kann fich der anweſenden 
Parrgehülfen oder Schullehrer, welche zur Geheimhaltung verpflichtet jind, 
bedienen ; 

3. jämmtliche Stimmzettel werden in eine leere, vor dem Pfarrer jtehende Wahl— 

urne abgegeben ; 

9. haben alle Wähler ihre Stimmen abgegeben, jo ernennt der Pfarrer einige Mit- 
glieder, welche die Stimmen zujammenzählen, und jene wahlfähigen Gemeinde 
glieder, auf welche die meisten Stimmen fallen, werden zu Presbytern ausgerufen, 
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1) Nach dem Landeskonfistorialerlaß vom 20. | Landesfonfiftoriums vom 23. Auguft 1865 
Dezember 1862, 3. 708, 1862 beginnt die Ber | 3. 579. 1865 eine höhere Ermächtigung oder 
rehnung vom 1. Juli. — Zur Vornahme der | Anordnung nicht erforderlich. 
Ergänzungswahlen ift nach den, auf die Anfrage 2) Vgl. Discipl.-Ordn. $ 9 Punkt 5 und 
eines Bezirksfonfiftoriums erfolgten Bejcheid des ' 8 10 Punkt 2. 


Pu u PETE Er, 


55] I. Kirhenverfaflung vom Jahre 1861. 1075 


Ss 26. Ohne erhebliche Gründe, zu welchen ein Alter über fechzig Jahre, allge 
mein befannte Kränflichfeit oder ein Gefchäft, welches mit öfterer oder langer Abweſen— 
heit von der Gemeinde nothiwendig verbunden ift, jowie zwei mit Vermögensverwaltung 
verbundene VBormundjchaften zu zählen find, dürfen die zum erften Male in das 
Presbpterium gewählten Mitglieder fi) dem Amte, wozu fie gewählt wurden, nicht 
entziehen. 

Bei einer Wiederwahl kann der Wiedergewählte die Stelle eines Presbyters 
ablehnen. 

Wer aber im alle der erſtmaligen Erwählung das Amt eines Presbyters ohne 
erhebliche Gründe ablehnt, verliert dadurch das Recht, in Zukunft zum Mitgliede des 
Presbpteriums oder der größeren Gemeindevertretung gewählt zu werden, 

Ueber die Gültigkeit der Entjchuldigungsgründe hat zunächſt das Presbyterium 
und auf dem Wege der weiteren Berufung das Bezirksfonfiftorium endgültig zu ent 
ſcheiden. 

s 27. Wenn in der Zwiſchenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Mitglied des 
Presbyteriums 

a. mit Tod abgeht, 

b. die Gemeinde verläßt, 

c. die Fähigkeit für das Amt eines Presbyters verliert, 
jo wird deſſen Stelle durch eine neue Wahl in der Art erjeßt, daß der Erwählte die 
Stelle jeines Vorgängers jo lange behält, als diejfer fie nach den Beltimmungen der 
Kirchenordnung behalten haben würde. 

$ 28. Die in das Presbyterium erwählten Gemeindeglieder jollen, nach beendigter 
Predigt, öffentlich von der Kanzel, an zwei aufeinander folgenden Sonntagen, der 
Gemeinde angezeigt und darauf vor der verfammelten Gemeinde durch den Pfarrer in 
ihr Amt eingeführt werden. 

Nur bis zur vollgogenen zweiten Verkündigung können Einfprüche gegen die 
Wahl aus dem Grunde eines erwieſenen ordnungstwidrigen Borganges eingelegt werden. 

Ueber diefe Einſprüche hat zunächſt das vorbeitandene Presbyterium und auf 
Berufung das Bezirkskonſiſtorium zu entjcheiden. 

Ss 29. Das Presbyterium verfammelt fich, ohne Aufforderung des Vorſitzers, in 
der Regel am erjten Sonntag eines jeden Monates nad) dem VBormittagsgottesdienfte 
entweder in der Sakriſtei oder in einem andern firchlichen Gemeindegebäude. Im Er— 
forderungsfalle kann jedoch der Vorſitzer das Presbyterium durch eine jchriftliche oder 
andere ortsübliche Aufforderung, welche den Mitgliedern wenigſtens Einen Tag früher 
befannt gemacht werden muß, auch zu einer aupßerordentlichen VBerfammlung berufen; 
er ijt dazu verpflichtet, wenn wenigftens ein Drittheil der Mitglieder es verlangt. 

$ 30. Der Vorſitzer handhabt die Gejchäftsordnung und legt die Gegenjtände 
der DBerathung vor. Außerdem kann auch jedes andere Mitglied des Presbyteriums 
Fragen und Anträge ftellen. Nur hat der Vorjiger bei Verantwortung jtrenge darauf 
zu halten, daß Ordnung, Anjtand und Würde in der Berfammlung nicht verlegt und 
nur über Angelegenheiten der Kirche und Schule verhandelt und bejchloffen werde. 

s 31. Um gültige Beſchlüſſe faſſen zu fünnen, müfjen mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des Presbyteriums anweſend jein. 

Die Beihlüffe werden durch abjolute Mehrheit der Stimmen der Anweſenden 
gefaßt. 
Gegen einen Beſchluß der Mehrheit kann lediglich zu Protokoll eine Sondermeinung 
gegeben werden, welche aber die Gültigkeit deifelben nicht im Mindeften in Frage ftellt. 
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Sollte der in einer jpäteren Sibung geftellte Antrag auf Wiederaufnahme zu einer 
neuen Verhandlung über die bereits abgeschloffenen Gegenjtände führen, jo find von der 
Verhandlung und von der Abjtimmung ausgejchlojjen : 
a. alle jene Mitglieder, welche zur Zeit der früheren Beſchlußfaſſung abwejend 
waren ; 
b. der Antragfteller, auch wenn er zur Zeit der früheren Beſchlußfaſſung in der 
Sitzung anweſend war '). 

$ 32. Bei Verhandlungen über einen Gegenjtand, bei welchem ein Mitglied des 
Presbyteriums perjönlich betheiligt ift, darf dafjelde nur auf ausdrücklichen Wunſch und 
Beſchluß des Presbyteriums anmwejend fein. 

8 33. In Pfarrgemeinden, wo fih ein Gymnaſium befindet, hat dev Direktor 
des Gymnafiums, wenn er nicht gewähltes Mitglied des Presbyteriums ift, bei allen 
die Schule betreffenden Angelegenheiten den Verhandlungen mit berathender Stimme 
beizuwohnen ?). 

$ 34, Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, welches die anweſen— 
den und abwejenden Mitglieder namentlich) aufzuführen, dann den Gegenjtand deu 
Berathung und den Beſchluß nebſt Entwicklung der dafür geltend gemachten Gründe zu 
enthalten hat. 

Dies Protokoll wird von dem Vorfiker, einem oder zwei der anwejenden Mits 
glieder des Presbyteriums, wie auch von dem Schriftführer unterfertigt, und es müſſen 
bei der Kirchenvifitation alle Protokolle über die Verhandlungen des Presbyteriums 
vorgelegt werden. 

Auszüge aus dem Protofolle werden im Erfordernipfalle von dem Pfarrer vder 
dem Schriftführer ausgefertigt und durch die Unterjchrift des Pfarrerd oder Gemeindes 
furators mit der Beidrüdung des Pfarrgemeindejiegels beglaubigt. 

8 35. Mit der Dienftleiftung eines Schriftführers wird ein hiezu geeignetes 
Mitglied der Gemeinde betraut. 

Der Schriftführer hat, wenn er nicht zu den gewählten, ordentlichen Mitgliedern 
des Presbyteriums gehört, Fein Stimmrecht. Pfarrgehülfen und Schullehrer dürfen, 
wenn fie zu Schriftführern bejtimmt werden, fich dieſem Dienste nicht entziehen. 

$ 36. Zu dem Wirkungskreiſe und den Obliegenheiten des Presbyteriums gehört: 

1. die Aufficht über die ganze Gemeinde, insbefondere die Obliegenheit, bei dem 
öffentlichen Gottesdienjte und bei firchlichen Feten oder Feierlichkeiten über qute 
Ordnung zu wachen ; 

2. die Aufrechthaltung der Kirchenzucht und der Sittlichfeit in der Gemeinde. 


1) Nah dem Gejeg von 1870 betr. die Er: | Ausnahme des Vorfigers zur Stimmgabe unbe: 
läuterung und Abänderung einiger Beitimmungen | dingt verpflichtet. 
der KVerf. Punkt II haben in theilweiler Er: Der Borfißer iſt bei jeder Abjtimmung bes 
gänzung und Abänderung der 88 31, 63, 83, | vehtigt, jedoch bei geheimer Abjtimmung und 
98, 126 fir die Abjtimmungen der Presbyterien | im Falle der Stimmengleichheit verpflichtet, auch 
und Gemeindevertretungen, der Bezirfsverfamm= | feine Stimme abzugeben. 
(ungen und Bezirksfonftjtorien, der Landeskirchen— Entjteht durch die Stimmgabe des Vorſitzers 
verjammlung als Organes des Kirchenregimentes | Stimmengleichheit, jo hat der Gegenjtand in der 
und des Landesfonfiftoriums, jedod mit Aus Faſſung der Frage auf fich zu beruhen. 
ſchluß der gerichtlichen Verhandlungen, folgende | , Die bezeichnete Geſetzesſtelle fügt jedoch Hinzu: 


Beftimmungen zu gelten: Sp weit die Vorſchriften der Verfaſſung durch 
Die Beichlüffe werden dur abjolute Mehr: | diefe Beſtimmungen nicht berührt werden, bleiben 
heit der Stimmenden gefaßt. jene aufrecht. 
Alle Fragen find von dem Vorfiger jo aufs | 2) Dieje Beitimmung ift durch Schul-Ordn. 
zujtellen, daß darauf nur mit Ja oder Nein | $ 61 auf alle Pfarrgemeinden, beziehungsweije 
geantwortet werden fann. | auf die Neftoren der Volksſchulen ansgedehnt 


Alle jtimmberechtigten Anmwejenden jind mit | worden. 
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Aeußeren Zwang und weltliche Strafen kann das Presbyterium nicht ans 
wenden 9; es Kann jedoch Ungehorfame, nach Fruchtlos gebliebener Ermahnung, 
des Nechtes, an der größeren Gemeindevertretung Theil zu nehmen, für verhuftig 
erklären. 

Wird Jemand aus diefem Grunde von der Theilnahme an der Gemeindever- 
tretung ausgeichloffen, fo iſt demjelben dieſer Ausſpruch durch den Pfarrer in 
einem verfiegelten Schreiben anzuzeigen. 

Gegen einen folchen Beſchluß kann der Betroffene bei dem Bezirkstonfiftorium, 
welches darüber endgültig entjcheidet, Bejchwerde führen; 


. die Förderung der Anftalten chriſtlicher Wohlthätigfeit und thätiger chriſtlicher 


Liebe, ſowie überhaupt die Hebung des chriftlichen Lebens in dev Gemeinde; 


. Aufficht über die Schule. Sorge für das Wachsthum derjelben und Förderung 


des Schulbefuches; insbejondere auch Wahrung des guten Einvernehmen zroijchen 
Lehrer und Gemeinde ?); 


. die Pflicht zur Zeit der Erledigung des Pfarramtes, nach Anweiſung des Bezirks— 


dechanten, dafür zu forgen, daß dev Gottesdienft und der chriftliche Unterricht 
der Jugend gehörig wahrgenommen werde; 


. die Unterfertigung und Fortführung der Wahlliften der jtinnmberechtigten und 


wahlfähigen Gemeindeglieder, jowie die Entſcheidung über diesfalls fich erhebende 
Einſprachen; 


. die Einleitung zur Wahl des Pfarrers und der Pfarrgehülfen; 
. die Wahl der Schullehrer für Gymnafien, mit Einfhluß der Direktoren, für 


Seminarien, Real und Volksſchulen; doch hat es in jenen Pfarrgemeinden, wo 
die Volfsichullehrer bisher von der größeren Gemeindevertretung (SS 48—49) 
gewählt worden find, falls diefe es wünfcht, bei der bisherigen Gepflogenheit zu 
verbleiben ?). 

Die Bedingungen der Wählbarfeit der Lehrer find im achten Abſchnitte diejer 
Beitimmungen enthalten ®). 

Zu Direktoren und Lehrern an ewangelifchen Schulanftalten können auch 
Ausländer mit Genehmigung der Negierung berufen werden; diejelben haben 
ſich den jeweiligen Normen über die Naturalifivung Fremder in dem öſter— 
reichiſchen Staate zu fügen. 


. Beitellung der unteren Kicchenbeamten und Diener; 
10, 


die Wahl eines Abgeordneten zu der Bezirkskirchenverſammlung, welcher durch 
geheime Abftimmung aus den weltlichen Mitgliedern des Presbyteriums oder 
der größeren Gemeindevertretung, immer nur für die nächite Bezirksverſamm— 
fung, gewählt und von dem Presbyterium mit einem Beglaubigungszeugnifie 
verjehen wird; 

die Anweſenheit bei der Aufnahme der Konfirmanden, nachdem diejelben in ber 
Kirche vor der verfammelten Gemeinde durch den Pfarrer in den Lehren ber 
Religion geprüft worden jind; 


1) Bol. Disciplin.-Ordn. $ 2 ' 3) Bol. Schul-Ordn. $ 38 und die VBorjhrift 


2) Die Aufgaben der Presbyterien den Volks- über die Anſtellung der Volksſchullehrer vom 23. 


ſchulen gegenüber find durch die Schul-Ordn. 


November 1870 (Jahrb, 2, ©. 33.) 


| 
geregelt; von ihrer Aufficht über die Volfsfhule | 4) Val. Schul-Ordn. 88 37, 40 und Die Vor: 
handeln insbejondere Schul-Ordn. SS 53 bis 61, ſchrift und die Anitellung der Volksſchullehrer 


von der Förderung des Schulbeſuchs Schul-Ordn. 


8 26. 


| dom 23. November 18370 (Jahrb. 2, ©. 33. 
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. die Pflicht für die gute Inſtandhaltung, wie auch für die Reinlichfeit der Kirchen 


und Friedhöfe, dann der Kirchen und Schulgebäude zu jorgen?) ; 


. die Sorge für die genaue Einhaltung des dem Pfarrer, den Pfarrgehülfen und 


Schullehrern gebührenden Unterhaltes und der ihnen zugejicherten Einkünfte ?), 


4. die Sorge für die Waiſen, Wittwen und Armen dev Pfarrgemeinde; 
5. die Erhaltung, Vermehrung und gewiſſenhafte Verwaltung des Kirchen-, Pfarrz, 


Schule und Armenvermögens?); 


. die Pflicht, die frommen Gtiftungen genau nah dem Willen und nach der 


Abficht der Stifter zu verwalten und zu verwenden ; 

Alle Geichenfe und Stiftungen find in ein eigenes Gedenfbuch einzutragen, 
und jährlich nicht nur mit dem Nechenschaftsbericht zur Kenntniß der Gemeinde- 
vertretung zu bringen, jondern am Neujahrsfejte von der Kanzel der ganzen 
in der Kicche verfammelten Gemeinde mitzutheilen. 

Die Erftattung des Nechenjchaftsberichtes über den Stand des gefammten Kirchenz, 
Schul und Stiftungsvermögens, welcher nach dem Schluſſe eines jeden bürger- 
lichen Jahres der größeren Gemeindevertretung vorzulegen tft; 

die Sorge für fichere Aufbewahrung und Ordnung des Gemeindearchivs und 
namentlic” der Eigenthums- und Stiftungsurfunden, welche abgejondert unter 
Berihluß aufzubewahren find, doch follen für den gewöhnlichen Amtsgebrauch 
genaue Abjchriften von diejen Urkunden gemacht werden; 


. die Vorbereitung der Vorlagen an die größere Gemeindevertretung, welche immer 


gehörig zu begründen find; 


. die Ausführung dev Beſchlüſſe der größeren Gemeindevertretung ; 
. die Vertretung der Pfarrgemeinden nah Außen, namentlich andern Behörden 


gegenüber ; endlich 


. hat das Presbpterium in Fragen, welche die ganze evangeliiche Kirche berühren, 


jeine Wünfche, Bejchtwerden oder VBorjchläge, welche jedenfalls gehörig zu begrün— 
den jind, der Bezirksverfammlung zu unterlegen, welche darüber nach ihrem 
Wirkungskreiſe die geeigneten Beſchlüſſe faljen wird; an andere nichtkicchliche 
Berfammlungen oder Behörden, in jolchen Angelegenheiten jich unmittelbar zu 
wenden, ijt aber dem Presbyterium nicht gejtattet. 

Die Pflichten der Weltejten find: dem Pfarrer in feinen Amtsverrich- 


tungen hilfreiche Hand zu leiſten. 


Insbeſondere haben jie: 
1: 


bei dem öffentlichen Gottesdienjte über gute Ordnung zu wachen ; 


2. jollen jte Diejenigen, welche duch Nichtbefuchhung des Gottesdienjtes oder auch 


3. 


1) Bat. 
Landeskonſiſtoriums v. 29. Auguſt 1876 (Jahrb. 1, 


ſonſt durch Uebertretung der den Gemeindegliedern obliegenden chriſtlichen und 
kirchlichen Pflichten Anſtoß geben, dem Pfarrer zur Belehrung, Ermahnung und 
Zurechtweiſung anzeigen; 

überhaupt ſollen ſie durch Ermahnen und Bitten chriſtliche Ordnung, gewiſſen— 
hafte Kinderzucht und einen frommen Lebenswandel der Gemeindeglieder fördern; 


Schul-Ordn. $ 55 und Erl. des | die Errichtung eines mindeſtens aus fünf Mit— 


gliedern beftehenden Schulſtuhles anbefohlen, 


©. 223.) 17, Oftober 1876 (ebendaf. 1, ©. 224 f.) 
Durch die letzteren Beſtimmungen wird verord— 
net, daß, nachdem das Landesgej. über das 
Volksſchulweſen von 1876 die bürgerlichen Ge- 
meindevolfsfchulen der bürgerlichen Gemeinde, 
die fonfejfionellen der Kultusgemeinde unterftellt, 
für jede bürgerliche, bezw. fonfejjionelle Gemeinde 


die Organtjation des konfeſſionellen Schulituhles 
aber der kirchlichen Obrigkeit überlaifen bleibe, 
in ſämmtlichen Gemeinden, welche eine Fonfej- 
fionelle VBolksihule erhalten, das Presbyterium 
als Schuljtuhl zu fungiren habe. 

2) Val. ebenda). 88 45 bis 55. 

3) Vgl. ebendaf. 88 16 bis 54. 
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. jollen fie insbefondere die Ueberwachung der Bruderſchafts-, Schweiterichafts- 


und Nachbarichaftsordnungen fich angelegen fein laſſen und auch in diejer Rich— 
tung den Pfarrer wirkſam unterjtügen ; endlich 


. follen fie für Wahrung der Eintracht und des Friedens im Verkehre der 


Gemeindeglieder unter einander und mit Andersgläubigen, wie durch ihr eigenes 
Beispiel, jo durch Liebreiche Ermahnungen wirken. 

38. Die Kirchenväter (Kirchenmeiſter) Haben folgende bejondere Obliegenheiten: 
fie empfangen alle Einnahmen dev Kirche und beftreiten aus denjelben die Aus— 
gaben auf Anweifungen, welche von dem Vorſitzer des Presbyteriums über 
Beſchluß des letzteren unterzeichnet find ; 


. fie Legen dem Presbpterium, welches für die vichtige Kafjegebahrung mitverant- 


wortlich ift, am Schluffe eines jeden bürgerlichen Jahres Rechnung von ihrer 
Verwaltung ab, und haben ich jeder befonderen, von dem Presbyterium angeord= 
neten, Kafjenrevifion ohne Verzug zu unterwerfen; 


. fie führen die befondere Aufficht über das gejammte bewegliche und unbemwegliche 


Eigenthum der Pfarrgemeinde, erjtatten regelmäßig am Schluffe eines jeden 
Jahres dem Presbpterium einen erjchöpfenden Bericht über den Zuftand des 
Gemeinde-Eigenthums, stellen Anträge in der Verſammlung des Presbyteriums 
über die ergiebigere Benützung des Kirchen» und Schulvermögens und über die 
nöthigen Bauunternehmungen, deren Ausführung fie zu überwachen haben. 

39. Die befonderen Obltegenheiten der Armenpfleger find folgende: 

fie jorgen für die Waifen und Armen der Gemeinde, indem fie deren Familien— 
verhältniffe, ihren häuslichen und fittlihen Zuftand unterjuchen, ihre Bedürfniffe 
erforjchen, die zur Befriedigung derſelben nöthigen Anträge in der Verſammlung 
des Presbyteriums machen und die in diefer Hinficht gefaßten Beſchlüſſe voll- 
ziehen ; 


. fie verwalten die Armenmittel der Gemeinde, bejorgen die Einnahmen und Aus- 


gaben, letere nach den, über Beſchluß des Presbyteriums, von dem Vorſitzer zu 
ertheilenden Anweifungen, und legen am Schluſſe eines jeden Jahres von ihrer 
Verwaltung dem Presbpterium, welches für die richtige Kafjegebahrung mit— 
verantwortlich ift, Rechnung ab; auch haben fie fich jeder, von dem Presbyterium 
angeordneten, bejonderen Kafjenrevifion ohne Verzug zu unterwerfen ; 


. fie bejorgen die Sammlungen dev freiwilligen Beiträge und Liebesgaben für die 


Armen und Waiſen; ebenjo 


. beforgen fie die Sammlungen der milden Gaben und freiwilligen Beiträge für 


die Kirche und Schule und die von den Kirchenbehörden angeordneten Samm— 
lungen zu Kirchen-, Schul- und Wohlthätigkeitszwecken. 
40. Die Aelteſten, die Kirchenväter und Armenpfleger werden von dem Pres⸗ 


byterium aus ſeiner Mitte auf die Dauer von zwei Jahren gewählt, wobei auf gereifte 
und erfahrene Männer, welche durch ihre Redlichkeit für eine pflichttreue Gebahrung 
mit dem ihrer Beſorgung anvertrauten Gemeindevermögen verläßliche Gewähr bieten, 
vorzugsweiſe zu ſehen iſt. 


419. Dem Presbyterium liegt die Handhabung der Kirchenzucht ob und es hat 


in Disciplinarfällen gegen Pfarrgehülfen, Schullehrer und Diener der Kirche, von Amts— 
wegen oder über Klage der Betheiligten als erſtes Kirchengericht zu erkennen. 


Das Gerichtsverfahren gegen Pfarrgehülfen, Schullehrer und Diener der Kirche 


1) Die 88 41 bis 47 find, jo weit fie die | treffen, durch die Discipl.-Ordn. außer Wirk: 


Disciplinargerichtsbarfeit dev Presbyterien bes 


jamfeit gejeßt worden. 
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in Disciplinarjällen joll durch eine im kirchenrechtlichen Wege möglichjt bald zu erlaſſende 
Disciplinarordnung geregelt werden. 

In Fällen arger DBerlegung der Amts- oder Dienjtpflichten oder einer ſchweren 
Uebertretung der Sittengejege kann das Kirchengericht augenblicklich die vorläufige Ent— 
hebung von der Ausübung des Amtes oder Dienjtes verhängen, nit aber damit 
zugleich auch die Einſtellung der Unterhaltsbezüge verfügen. 

Bon jeder jolchen Amts- oder Dienjtesenthebung muß das Presbyterium ſogleich 
dem Bezirkskonſiſtorium die Anzeige erjtatten, jofort aber ohne Verzug das gerichtliche 
Verfahren ordnungsmäßig einleiten und, nach abgejchlofjener Unterjuchung, zur Urtheils— 
fällung ſchreiten. 

Die friedliche Ausgleichung in Disciplinarfällen bleibt dem Kapitelsdechanten 
überlaſſen. 

8 42. Muß in Folge irgend einer Klage eine Unterſuchung eingeleitet werden, 
jo ernennt das Presbyterium eine Kommilfion, welche unverzüglich die Unterfuchung 
ohne die mindejte Parteilichkeit zu vollführen und ein genaues Protofoll darüber zu 
unterlegen hat. 

In einem abgejonderten Berichte hat die Unterſuchungskommiſſion ihr begründetes 
Gutachten zugleich mit dem Protofolle dem Presbyterium einzufenden. 

5 43. Gegen die Erkenntniſſe des Presbyteriums ſteht in allen Fällen, ohne 
Ausnahme, die weitere Berufung an das Bezirkskonſiſtorium, als das höhere Kirchen— 
gericht, Frei. 

8 44. Die Berufung muß binnen vierzehn Tagen nach Kundmachung des Erkennt: 
nifjes, welches dem Beklagten jchriftlich zugejtellt wird, bei dem Vorſitzer des Pres— 
byteriums zur Vorlage an das Bezirksfonfiitorium eingereicht werden. 

5 45. Mird die Berufung binnen dieſer Frift nicht eingelegt, jo erwächſt das 
Erkenntniß oder Urtheil in Rechtsfraft und wird vollzogen. 

8 46. Die Erfenntnifje und Urtheile, welche nur durch abjolute Stimmenmehrheit 
gefaßt werden fönnen, müſſen immer begründet jein. 

Die Urtheile vollzieht in der Negel der Pfarrer oder der Gemeindefurator; doc 
Tann mit dem Bollzuge auch ein Xeltefter des Presbyteriums beauftragt werden. 

8 47. Ueber die Verhandlungen des Kicchengerichtes wird ein befonderes Protokoll 
geführt, welches jammt der Klage und den Unterfuchungsjchriften geheim zu halten ift. 


Bon der größeren Gemeindevertretung. 

S 48. Die größere Gemeindevertretung wird in Gemeinden, welche weniger oder 
nicht mehr als dreihundert evangelifche Seelen zählen, aus allen jtimmfähigen Gemeinde- 
gliedern, in größeren Pfarrgemeinden aber durch gewählte Gemeindevertreter gebildet. 

5 49. Die Anzahl diefer Vertreter wird nach der Größe der Seelenzahl der 
Gemeinden in folgendem Verhältniſſe feſtgeſtellt: 

a. auf Gemeinden von mehr als dreihundert bis fünfhundert Seelen fallen jechsund- 
dreißig Vertreter; 

b. auf Gemeinden von mehr als fünfhundert bis Eintaufend Seelen fallen achtund— 
vierzig Vertreter; 

e. auf Gemeinden von mehr als Eintaufend bis Eintaufend fünfhundert Seelen fallen 
ſechszig Vertreter; 

d. auf Gemeinden von mehr als Eintauſend fünfhundert bis zweitaufend fün fhundert 
Seelen fallen zweiundfiebzig Vertreter; 

e. auf Gemeinden von mehr als zweitaufend fünfhundert bis dreitaufend fünfhundert 
Seelen fallen Einhundert Bertreter ; 


RT. 
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f. auf Gemeinden von mehr als dreitaufend fünfhundert bis fünftaufend Seelen 
fallen einhundert zwanzig Vertreter; 

g. auf Gemeinden endlich, deren Seelenzahl über fünftaufend beträgt, fallen ein: 
hundert vierzig Vertreter. 

Die Zahl diefer Bertreter darf in feinem Falle überfchritten werden. 

5 50, Mähler der Gemeindevertreter find alle männlichen Gemeindeglieder, welche 
in der Muttergemeinde oder in einer zu ihr gehörigen ZTochtergemeinde ihren ordent- 
lichen Wohnſitz Haben, nicht durch gültigen Beichluß des Presbyteriums des Wahlrechtes 
verlujtig erklärt worden jind, das fünfundzwanzigite Lebensjahr zurückgelegt haben, zu 
den Bedürfnifjen der Pfarrgemeinde ihre Beiträge leiten und 

a. entweder ein Staats oder Gemeindeamt befleiden; vder 
b. einem eigenen Gejchäfte vorftehen; oder 

ce. eine eigene Haushaltung führen ; oder 

d. im Dienjte der Kirche und Schule ftehen. 

s 51. Wählbar zu Gemeindevertretern find die jo eben (S 50) bezeichneten 
jelbjtjtändigen Gemeindeglieder, welche einen ehrbaren Lebenswandel führen und an dem 
Gottesdienste und heiligen Abendmahle fleißig Theil nehmen. 

8 52. Das Bresbyterium hat die Wählerlifte rechtzeitig zu Jedermanns Kenntuiß 
aufzulegen und es können etwaige Bemerkungen oder Einwendungen binnen acht Tagen 
vor der Wahl vorgebracht werden. 

8 53. Den Wahltag Hat der Pfarrer, nach früher eingeholter Weifung des 
Bezirfsdechanten, acht Tage früher von der Kanzel befannt zu machen und hiemit 
eine pafjende Anſprache an die Gemeinde über die Wichtigkeit der Wahlhandlung zu 
verbinden. 

Die Wahl ſelbſt geichieht, nach dem Beichlufje des Presbyteriums, entweder 

a. dureh Stimmzettel, indem jeder Wähler dem Pfarrer einen Stimmzettel 
übergiebt, auf welchen jo viele Perfonen verzeichnet find, als Gemeinde- 
vertreter gewählt werden jollen; oder 

b. durch Erklärung zu Protokoll von Seite derjenigen Wähler, welche ihr 
Wahlrecht nicgt durch Stimmzettel ausüben wollen ; und 

e. in beiden Fällen, wenn die örtlichen Berhältniffe dies nöthig machen follten, 
mit Berüdfichtigung der einzelnen Abtheilungen dev Gemeinde, 

Die nad) Ortsverhältniſſen erforderlichen näheren Beftimmungen über die Wahl- 
forn bleiben befonderen Wahlordnungen vorbehalten, welche das Presbyterium zu ent— 
werfen und dem Bezirkskonſiſtorium zur Beitätigung zu unterbreiten bat. 

$ 54. Die Gemeindevertreter werden durch relative Stimmenmehrheit gewählt; 
bei gleichen Stimmen entjcheidet das Loos. 

$ 55. Die Namen der erwählten Gemeindevertreter werden an den zwei nächſt— 
folgenden Sonntagen nach beendigter Predigt von der Kanzel der verjammelten Gemeinde 
befannt gemacht. 

Nur bis zur vollzogenen zweiten Verkündigung dürfen Einjprachen gegen eine 
Wahl angenommen werden; über diejelben entjcheidet das Presbyterium. 

S 56. Die Gemeindevertreter werden auf die Dauer von jechs Jahren gewählt. 
Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil derjelben aus, wobei die nach zwei oder vier 
Jahren Austretenden durch das Loos bejtimmt werden. Nach ſechs Jahren jcheidet 
jenes Drittheil aus, welches bei der erjten und zweiten Loofung nicht zum Austritte 
bejtimmt worden war. 

$ 57. Die Ausgefchiedenen find wieder wählbar. 
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S 58. Wenn in der Zwijchenzeit der regelmäßigen Wahlen 
a. ein Vertreter mit Tod abgeht ; 
b. die Gemeinde verläßt; 
e. in das Presbyterium gewählt wird; 
d. die Eigenſchaft dev Wählbarfeit verliert; 

jo hat, ohne eine neue Wahl, an deſſen Stelle dasjenige Gemeindeglied zu treten, welches 

bei der letzten Wahl die nächjt meiften Stimmen nad dem letztgewählten Gemeinde 

vertreter hatte. 

Der jo Einrückende behält jo lange die Stelle feines Vorgängers, als dieſer fie 
nach den Beitimmungen der Kirchenordnung behalten haben würde. 

$ 59. Die größere Gemeindevertretung kann nur gemeinfchaftlich und in Einem 

Körper mit dem Presbyterium vereinigt, daher auch nur auf Beſchluß und Veranlafjung 

des Presbyteriums ſich verfammehn. 

Sn der Berfammlung haben alle Mitglieder des Presbyteriums Sit und Stimme. 
Die größere Gemeindevertretung wird von dem Vorſitzer des Presbyteriums, nach— 
dem derjelde die zum Vortrage und zur Berathung kommenden Gegenftände vorher an 
der Kirchenthüre hat anfchlagen laſſen, oder ſonſt in geeigneter ortsüblicher Weiſe zur 

Kenntnig der Dertreter gebracht hat, zufammen berufen. 

Der Verſammlungstag ift zugleich mit den Gegenftänden der Berathung, in der 

Regel acht Tage früher, befannt zu machen. 

Die größere Gemeindevertretung muß, auch wenn feine bejonderen, ihren Wirkungs— 

freis nothwendig berührenden, Gejchäftsgegenftände vorliegen, wenigjtens einmal im 

Fahre zufammen berufen werden, um den Nechenjchaftsbericht (S 36) des Presbyteriums 

über den Stand, die Verwaltung und Verwendung des Gemeindevermögens entgegen 

zu nehmen. 
Ss 60. Zum Wirkungskreife der größeren Gemeindevertretung gehört: 
1. die Wahl der Pfarrer und Pfarrgehülfen ; 
Die Wählbarfeit zu dieſen Aemtern wird durch die VBorjehriften des achten Ab— 
ſchnittes dieſer Beſtimmungen geregelt. 
2. die Wahl des Gemeindekurators und der übrigen Mitglieder des Presbyteriums; 
3. Beſchlußfaſſung über Veränderungen bezüglich der Subſtanz des von dem Pres— 
byterium verwalteten unbeweglichen Gutes der Gemeinde, wie auch über Er— 
werbung und Veräußerung oder Verpfändung und Belaſtung von unbeweglichem 
Gemeindegut; 
4. Genehmigung der Bedingungen der zeitweiligen Verpachtung des Gemeindegutes; 
. Beftimmungen der Gehalte für Beamte und Diener der Kirche und Schule; 
wobei jedoch die bisher bejtandenen Gehalte der Pfarrer, Pfarrgehülfen und 
Schullehrer, und überhaupt ihre Einkünfte, niemals herabgejegt oder verkürzt 
werden dürfen '); 

6. Bewilligung von Perfonalzulagen oder zeitweiligen Theuerungszuſchüſſen für 
Beamte und Diener der Kirche und Schule ; 

7. Prüfung des Nechenjchaftsberichtes über den Stand des gejammten Kirchenz, 
Schul- und Stiftungsvermögens der Gemeinde, welchen das Presbyterium nach 
dem Schluffe eines jeden bürgerlichen Jahres vorzulegen hat; 

8. die Genehmigung zur Bornahme von Neubauten und größeren Bauherjtellungen ; 

9, Berathung und Schlußfaſſung über die Mittel, welche bei Unzulänglichkeit des 
vorhandenen Vermögens erforderlich find, die Bedürfniffe für Kirche und Schule 


OT 


1) Bol. Schul-Ordn. 88 15, 42, 43, 44, 68. 
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zu bededen, wobei nöthigenfalls auch eine Umlage auf die Mitglieder der Gemeinde 
aufgelegt werden kann. 

63 kann jedoch feine Umlage ausgejchrieben werden, bevor nicht um 
Genehmigung hiezu angefucht und dieſelbe extheilt worden ift. Wird die Umlage 
auf die Glaubensgenofjen blos vorübergehend auf die Dauer von Einem bis 
längitens zwei Jahren bejchloffen, jo ift die Genehmigung bei dem Landes- 
fonfiftorium anzujuchen, welches dieſelbe nur nach Einvernehmung des Bezirks— 
fonfijtoriums und jorgfältiger Prüfung der Umstände ertheilen wird. Soll die 
Umlage längere Zeit fortdauern, jo muß um die Genehmigung, im Wege der 
Kirchenbehörden, bei der Landesitelle eingejchritten werden. 

Ale andern Gegenjtände, injoweit fie die Kirche und Schule nicht unmittelbar 
betreffen, find von der Berathung oder Beiprechung der Gemeindevertretung unbedingt 
ausgejchlojjen, bei ſonſtiger Nichtigkeit aller in diefer Berfammlung gefaßten Bejchlüffe. 

s 61. DBorbehaltlich weiterer Beſtimmungen durch ein, dieſe Angelegenheit 
vegelndes Kirchengeſetz)y, wird der Wahlförper, welcher den Pfarrer wählt, in den 
Städten und in jenen Gemeinden, welche mehr als 2500 Seelen zählen, aus dem Pres- 
byterium und der größeren Gemeindevertretung beftehen; in jenen Gemeinden hingegen, 
welche die Anzahl von 2500 Seelen nicht überfteigen, werden alle dem Geſetze nach 
ſtimmenfähigen Glieder der Pfarrgemeinde an der Erwählung des Pfarrers Antheil 
nehmen ?), 

Ss 62. Der Borfiter des Presbyteriums ijt zugleich) Vorfiger der mit dem Pres— 
dyterium vereinigten größeren Gemeindevertretung. 

Bei der Wahl der Pfarrgehülfen hat, ausgenommen den Fall einer durch länger 
andauernde Krankheit begründeten Verhinderung, immer der Pfarrer den Borfiß zu 
führen. 

8 63. Die größere Gemeindevertretung bejchließt durch Stimmenmehrheit über 
die zur Berathung vorgelegten Gegenstände. 

Ueber alle zur Abjtimmung kommenden Fragen wird mit Ja oder Nein ab— 
geſtimmt. 

Individuelle Abſtimmung muß ſtattfinden: 

a. wenn fie von zehn Mitgliedern verlangt wird; 

b. wenn der Vorfiger erklärt, die Mehrheit der Stimmen für die eine oder 
die andere Meinung nicht anders mit Sicherheit fetitellen zu können; 

c. wenn es fich um die Veräußerung, VBerpfändung oder Belaftung von Kicchenz, 
Schul- oder Stiftungsgut handelt; 

d. wenn die Aufnahme einer Anleihe oder einer Umlage auf die Gemeinde- 
glieder beſchloſſen wird. 

Der Abjtimmung darf fich fein anweſender Gemeindevertreter enthalten. 

Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet die Stimme des Vorſitzers. 

Sn den Fällen, wo es um Beräußerung, DBerpfändung oder Belaftung des 
Gemeindegutes, um Aufnahme von Anleihen oder um Umlagen ſich handelt, ift zu 
einem gültigen Beichluffe abjolute Stimmenmehrheit erforderlich”). 

S 64. Um überhaupt einen gültigen Beihluß faſſen zu fünnen, muß mehr als 


1) Bol. $ 208. 3) Die Beltimmungen dieſes Paragraphen 
2) Die Stimmfähigfeit der Gemeindeglieder | find durch das cit. Gejeß von 1870 Punkt II. 
it nach $ 50 der Kirchenverfaffung zu beur= | theilweife ergänzt und abgeändert worden; ftehe 


theilen. Vgl. Landesfonfiitorialerlag vom 5. | hierüber die Anmerkung zu $ 31, 
Dezember 1863, 3. 705. 1863. 
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die Hälfte der aus dem Presbyterium und der Gemeindevertretung beftehenden Berfantm- 
lung gegenwärtig fein. 

Wo befondere Ortsverhältnifje es nöthig machen, kann jedoch die zur Beichluß- 
fähigkeit erforderliche Mitgliederzahl bis auf ein Drittel hevabgejeßt werden. Ein 
hierauf gevichteter Beichluß der Gemeindevertretung bedarf vor feiner Vollziehung- der 
Beftätigung des Bezirksfonftitoriums, welches hievon die fogleiche Anzeige an das 
Landeskonſiſtorium zu erjtatten hat '). 

8 65. Meber jede Sikung der Gemeindevertretung iſt ein befonderes Protokoll 
zu führen, welches zu feiner Beglaubigung von dem Borfißer, dem Gemeindefurator 
oder einem andern Mitgliede des Presbyteriums und dem Schriftführer unterfertigt 
werden muß. 

Das Protokoll hat zu enthalten : 

a. die zur Berathung gebrachten Vorlagen des Presbyteriums in wörtlicher Boll 
jtändigtfeit ; 

b. die Fragen, über welche abgeftimmt wird; 

e. in den Fällen individueller Abſtimmung die namentliche Aufführung aller Stim- 
menden nebit der Angabe, ob fie mit Ja oder Nein geitimmt haben; 

d. den Beſchluß nebjt den dafür geltend gemachten Gründen. 

Berwahrungen und Sondermeinungen jind lediglich in das Protofoll aufzunehmen, 
da ihnen weiter feine Folge gegeben werden fann. 

$S 66. Die Sibungen des Presbyteriums ſowohl, al3 der größeren Gemeindes 
verivetung, find, dem althergebrachten Gebrauche gemäß, nicht öffentlich. 

Es gehört jedoh zur Pflicht des Presbyteriums, bei wichtigeren Anläffen und 
Beihlüffen durch Anſprachen, Aufrufe und ſonſtige duch den Drud oder in anderer 
geeigneter Weiſe zu vermittelnde Kundgebungen, der Gemeinde die entiprechende Mit— 
theilung zu machen und durch diejen belebenden Verkehr den Firchlichen Gemeinjinn unter 
den Glaubensgenofjen wirkſamſt zu fördern. 

8 67. Das Protokoll iſt dem Bezirksfonfiftorium zur Einficht vorzulegen. 

Jene Beihlüffe der Gemeindevertretung, welche Aufnahme von Anleihen, Ver— 
pfändung, Veräußerung oder Vertauſchung von Grundeigenthum oder Kirchengeräth- 
ichaften, dann Wahl und Anftellung von Dorfjchullehrern und Dorfpredigern, Aufführung 
von bedeutenden Bauten und Umlagen auf die Gemeindeglieder betreffen, bedürfen jedoch 
vor ihrer Vollziehung der Genehmigung des Bezirkstonfistoriums ?). 

Wird ein folder Beſchluß nicht genehmigt, jo müfjen die bejtimmenden Gründe 
angeführt werden, um das Presbyterium und die größere Gemeindevertretung in Die 
Lage zu jeßen, entweder dem Bezirkskonſiſtorium eine weitere, die Anftände behebende 


Aufklärung zu geben oder aber die endgültige Entjcheidung bei dem Landeskonſiſtorium 


anjuchen zu fünnen, 

Ss 68. Auszüge aus dem Protokolle der größeren Gemeindevertretung werden von 
dem Vorſitzer und dem Schriftführer unterfertigt und duch Beidrüdung des Pfarr- 
gemeindefiegel3 beglaubigt. 

Ss 69. Wenn eine VBerfammlung von Gemeindevertretern wiederholt und hart— 
nädig ihre Pflichten vernachläffigt oder in Unordnung und augenscheinfiche Parteiung 
verfällt, Hat der Vorſitzer des Bezirksfonfijtoriums hierüber an den Superintendenten 
einen erſchöpfenden gutachtlichen Bericht zu erſtatten. 

Der Superintendent fann, nach genauer Unterfuhung, über Beſchlußfaſſung 


1) Siehe cit. Gejeß von 18370 Bunft I. | VBorfehrift über die Anftellung dev Volksſchul— 
2) Bol. Schul-Ordn. $ 39, dann $ 6 der | (ehrer vom 23. November 1870 (Jahrb. 2, ©. 33.) 
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des Landkonſiſtoriums, die Gemeindevertretung auflöfen, die Wahl einer neuen anordnen 
und erwiejene Unruheſtifter, nach dem unzweifeldaften Maße ihre Schuld auf eine 
bejtimmte Zeit oder fir immer von der Wählbarfeit zum Gemeindevertreter ausfchließen. 


Zweiter Abjchnitt. 
Bon den Bezirfsgemeinden und ihrer Vertretung. 


5 70. Die einzelnen Pfarrgemeinden eines Bezirkes bilden zufammen die Bezirks— 
kirchengemeinde. 

5 71. Die evangeliſche Landeskirche beſteht dermalen, vorbehaltlich einer neuen 
Eintheilung, aus zehn Bezirksgemeinden, deren jede nach dem Hauptorte des Bezirks 
benannt wird, und zwar: 

I. Die Bezirksgemeinde Mediaſch, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Almen, Birthelm, Bud, Heßeldorf, Großkopiſch, Mediaſch, Meſchen, Niemejch, 
Prethai, Reichersdorf, Scharoſch, Tobsdorf, Waldhütten; Großaliſch, Kleinaliſch, Belleſch— 
dorf, Bogeſchdorf, Durles, Feldorf, Halvelagen, Hohndorf, Jakobsdorf, Johannisdorf, 
Irmeſch, Kirtſch, Kleinlaßlen, Maldorf, Manierſch, Marienburg, Nadeſch, Pruden, 
Reußdorf, Rood, Schmiegen, Zendreſch, Zuckmantel; zuſammen 36 Gemeinden. 

II. Die Bezirksgemeinde Hermannſtadt, deren Sprengel folgende Pfarr— 
gemeinden umfaßt: 

Baumgarten, Burgberg, Freck, Gierelsau, Großau, Hahnebach, Hammersdorf, 
Heltau, Hermannſtadt, Kaſtenholz, Kerz, Michelsberg, Neppendorf, Neudorf, Reußdörfel, 
Rothberg, Salzburg, Schellenberg, Großſcheuern, Kleinſcheuern, Stolzenburg, Szakadat, 
Thalmatſch, Thalheim; Alzen, Holzmengen, Kirchberg, Leſchkirch, Marpod; Bell, Engen— 
thal, Michelsdorf, Reuſſen, Waſſied; zuſammen 34 Gemeinden. 

III. Die Bezirksgemeinde Kronſtadt, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Geiſt (Apäcza), Batſchendorf (Bäcsfalu), Brenndorf, Kronſtadt, Bartholomä, 
Zernendorf (Cſernätfalu), Helsdorf, Honigberg, Krißbach (Krizba), Langendorf (Hoszu— 
falu), Marienburg, Neuſtadt, Nußbach, Petersberg, Purchureßen (Pürkeretz), Nojenau, 
Rothbach, Tartlau, Tatrang, Türkös, Neudorf (Ujfalu), Weidenbach, Wolkendorf, Zaizon, 
Zeiden, Sarkany; zuſammen 26 Gemeinden. 

IV. Die Bezirksgemeinde Biſtritz, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Baiersdorf, Billak (Zelt), Biſtritz, Kleinbiſtritz, Deutſchbudak, Cſepan, Dürrbach, 
St. Georgen, Heidendorf, Jaad, Lechnitz, Mettersdorf, Minarken, Neudorf, Petersdorf, 
Pintaken, Schelken Senndorf, Schönbirk (Szepmyir), Tatſch, Treppen, Wallendorf, Wal— 
tersdorf, Weißkirchen, Wermeſch, Windau; Blaſendorf, Burghallen, Kuzma, Jacobsdorf, 
Kallesdorf, Kirieleis, Morizdorf, Niederneudorf, Großſchogen, Ungersdorf; zuſammen 36 
Gemeinden. 

V. Die Bezirksgemeinde Mühlbach, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Dobring, Hamlefh, Kelling, Langendorf, Großludoſch, Mühlbach, Petersdorf, 
Deutſch-Pian, Großpold, Kleinpold, Rätſch, Neihau, Reußmarkt, Tiehappertich, Urwegen ; 
Blutroth, Bußd, Großſchergied, Kleinjchergied, Gergeſchdorf, Gießhübel, Törnen, Wein- 
gartskirchen; Broos, Romoß, Karlsburg, Großenyed, Thorda, Klaufenburg; zufammen 
29 Gemeinden. 
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VI. Die Bezirksgemeinde Shäßburg, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Bodendorf, Denndorf, Erkeden, Henndorf, Kaißd, Klosdorf, Kreuz, Mehburg, 
Meſchendorf, Neithaufen, Radeln, Schaas, Schäßburg, Trappold, Wolkendorf, Dunesdorf, 
Felſendorf, Kreiſch, Großlaßlen, Malmkrog, Neudorf, Peſchendorf, Rauthal; zujammen 
23 Gemeinden. 

VI. Die Bezirkögemeiude Schelf, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 
umfaßt: 

Arbegen, Eibesdorf, Frauendorf, Haſchagen, Kleinkopiſch, Mardiſch, Marktichelten, 
Martinsdorf, Mortesdorf, Petersdorf, Schaal, Kleinſchelken, Wurmloch; Abtsdorf, Donners— 
markt, Scholten, Schorſten; Baaßen, Kleinblaſendorf, Bolkatſch, Bonnesdorf, Langenthal, 
Michelsdor, Großprobſtdorf Kleinprobſtdorf, Puſchendorf, Schönau, Seiden, Taterloch, 


Wölz; zuſammen 30 Gemeinden. 
VIII. 
umfaßt: 


Die Bezirksgemeinde Schenk, deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 


Agnethlen, Braller, Girtlen, Martinsberg, Mergeln, Rohrbach, Scharoſch, Groß— 
ſchenk, Kleinſchenk, Schönberg, Tartlen, Werd, Zied, Bekokten, Hundertbüchlen, Jakobs— 
dorf, Neuſtadt, Probſtdorf, Retersdorf, Roſeln, Seligſtadt; Abtsdorf, Bägendorf, Bürgeſch, 
Magarei, Roſch, Kleinſchlatten, Fogaraſch; zuſammen 28 Gemeinden. 


IX. Die Bezirksgemeinde Reps, 


umfaßt: 


deren Sprengel folgende Pfarrgemeinden 


Deutſch-Tekes, Draas, Felmern, Galt, Halmagy, Hamruden, Katzendorf, Leblang, 
Reps, Schweiſcher, Seiburg, Stein, Streitfort, Sommerburg, Weißkirch, Kobor; zuſammen 


16 Gemeinden. 


X. Die Bezirksgemeinde Sächſiſch-Reen, deren Sprengel folgende Pfarr— 


gemeinden umfaßt: 


Birk, Bootſch, Obereidiſch, Niedereidiſch, Neumarkt, Sächſiſch-Reen, Zepling; Eidau, 
Ludwigsdorf, Mönchsdorf, Paßbuſch, Tekendorf, Weilau; zufammmen 13 Gemeinden H. 


1) In der ſiebenten kirchenregimentlichen 
Sitzung der VI Landeskirchenverſammlung 
Punkt 18 wurde beſchloſſen: das Landeskon— 
fiftorium möge im Sinne von $ 71 über eine 
neue, d. 1. definitive Eintheilung und Abgräns 
zung der Kirchenbezirke der nächſten Landes— 
kirchenverſammlung eine Vorlage zur Beſchluß— 
faffung unterbreiten. Diefer Aufforderung iſt 
das Landeskonſiſtorium nachgefommen und hat 
die VII. Landesfirchenverfammlung in ihrer 
am 13. November 1872 abgehaltenen dritten 
Sikung auf Grund der erjtatteten Vorlage 
bezüglich der Abgränzung der Kirchenbezirke 
die weiter unten verzeichneten Beſchlüſſe gefaßt. 
Hiernach, jowie auf Grund einzelner Firchen- 
regimentlicher Beichlüffe verſchiedener Landes— 
firchenverfammlungen, find in der oben ver— 
zeichneten proviſoriſchen Eintheilung der Bezirks- 
gemeinden folgende Aenderungen eingetreten: 

I. Bezirfögemeinde Mediaſch. Diejelbe hat 
dur Beihluß der III. Landeskirchenver— 
ſammlung in der Pfarrgemeinde Elijabethitadt 
einen Zuwachs erhalten. Dagegen find auf 
Grund eines Beſchluſſes der VI. Landesfirchen- 
verfammlung die Pfarrgemeinden Groß-Aliſch, 
Halvelagen, Pruden, Marienburg, Nadeſch, 


Zuckmantel, Feldorf, Manierſch und Zendreich 
aus diefem Bezirk vorläufig und dur Beſchluß 
der VII. Landesfirchenverfammlung definitiv 
ausgejchieden worden. Durch Beſchluß eben- 
derjelben wurden die Gemeinden Abtsdotf, 
Magarei und Schlatt aus dem Schenker Kirchen- 
bezirfe ausgeschieden und dem Mediaſcher Kirchen- 
bezirt zugewiefen. Sonach zählt der Bezirk 
gegenwärtig 31 Gemeinden. 

IV. Bezirksgemeinde Bijtrik. Diejelbe Hat 
dureh Beſchluß der V. Landeskirchenverſammlung 
in der Pfarrgemeinde Naszod und durch Be— 
ſchluß der VII. Landesfirhenverfjammlung in 
den Pfarrgemeinden Hadad und Mönchsdorf 
(leßtere wurde aus dem Reener Kirchenbezirk 
ausgejchieden) einen Zuwachs erhalten. 

V. Bezirfsgemeinde Mühlbach. Diejelbe hat 
durch Beihluß der neunten Landesfirchenver- 
jammlung in der Pfarrgemeinde Petrozfeny 
einen Zuwachs erhalten. Nach einem von der 
III. Landeskirchenverſammlung feſtgeſtellten 
Statut find die Pfarren der erloſchenen Pfarr— 
gemeinden Langendorf, Großludoſch, Kleinpold, 
Reichau und Tihappertih im Erledigungsfalle 
nicht wieder zu bejeßen. 

VI. Bezirksgemeinde Schäßburg. Diejelbe hat 
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verjammlung vertreten. 


durch Beihluß der III. Landestirchenverjamm- 
lung in der Pfarrgemeinde Balan, dann auf 
Grund eines Beſchluſſes der VI. Landeskirchen— 
verfammlung (definitiv bejtätigt von der VII. 
Landeskirchenverſammlung) in den Pfarrgemein- 
den Groß-Aliſch, Halvelagen, Pruden, Mtarien- 
burg, Nadeſch, Zucmantel, Feldorf, Manierſch 
und Zendreſch einen Zuwachs erhalten und zählt 
jonad) gegenwärtig 33 Gemeinden. 

VII. Bezirfsgemeinde Schell. Dur Beſchluß 
der III. Landesfirchenverfjammlung wurde die 
Gemeinde Roſch aus dem Schenker Kirchenbezirt 
ausgejchieden und gehört fortan zum Schelfer 
Kirhenbezirt. Sonach zählt der Bezirk gegen- 
wärtig 31 Gemeinden. 

VIII. Bezirfsgemeinde Schenk. Auf Grund 
eines Bejchluffes der VII. Landeskirchenver— 
jammlung wurden die Gemeinden Abtsdorf, 
Magarei, Schlatt und Roſch aus derjelben aus— 
gejchieden und die drei erjteren dem Mtediajcher, 
die letztere (Roſch) dem Schelfer Kirchenbezirk 
einverleibt. 

IX. Bezirfögemeinde Neps. Diejelbe hat durch 
Beihluß der fünften Landestirchenverfammlung 
in der Pfarrgemeinde Karlshütte einen Zuwachs 
erhalten, wogegen die (evangelijch-reformirte) 
Pfarrgemeinde Kobor aus dieſer Landeskirche 
ausgeſchieden ift. 

X. Bezirfsgemeinde Sächſiſch-Reen. Durch 
Beihluß der VII. Landesfirchenverfammlung 
wurde die Pfarrgenteinde Mönchsdorſ aus dem 
Neener Kirchenbezirt ausgejchteden und dem 
Biſtritzer Kirchenbezirk einverleibt. Sonach zählt 
der Reener Bezirk gegenwärtig zwölf Gemeinden. 

Darnach beſteht die Landeskirche fortan aus 
zehn Bezirksgemeinden und zwar: 

I. Die Bezirfsgemeinde Mediaſch, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 

Abtsdorf, Kleinalifh, Almen, Bellefehdorf, 
Birthälm, Bogeſchdorf, Buszd, Durles, Elifa- 
bethitadt, Heßeldorf, Hohndorf, Jakobsdorf, 
Sohannisdorf, Irmeſch, Kirtſch, Großkopiſch, 
Kleinlaßlen, Magarei, Maldorf, Mediaſch, 
Meſchen, Niemeſch, Prethai, Reichesdorf, Reuß— 
dorf, Rod, Scharoſch, Schlatt, Schmiegen, 
Tobsdorf, Waldhüten; zuſammen 31 Gemeiden. 

II. Die Bezirksgemeinde Hermannſtadt, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 

Alzen, Baumgarten, Bell, Burgberg, Engen- 
thal, Fre, Gierelsan, Großau, Hahnebad), 
Hammersdorf, Heltau, Hermannjtadt, Holz: 
mengen, Kajtenholz, Kerz, Kirchberg, Leſchkirch, 
Marpod, Michelsberg, Michelsdorf, Neppendorf, 
Neudorf, Reußdörfel, Reußen, Rothberg, Salz- 
burg, Schellenberg, Großſcheuern, Kleinſcheuern, 
Stolzenburg, Szakadat, Talmath, Thalheim, 
Waſſied; zuſammen 34 Gemeinden. 

III. Die Bezirksgemeinde Kronſtadt, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 

Apäcza, Bacsfalu, Brenndorf, Gjernatfalu, 
Heldsdorf, Honigberg, Hoßzufalu, Krizba, 
Kronftadt Bartholomäer Pfarrgemeinde, Kron— 
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Die Bezirfsgemeinde wird in ihrer Gefammtheit durch Die Bezirks-Kirchen— 


jtadt Stadtpfarrgemeinde, Mariendburg, Neuftadt, 
Nußbach, Pürkerecz, Nojenau, Rothbach, Sar- 
kany, Tartlau, Tatrang, Türkös, Ujfalu, Wei— 
denbach, Wolkendorf, Zaizon, Zeiden; zuſammen 
26 Gemeinden. 

IV. Die Bezirksgemeinde Biltrik, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 

Baiersdorf, Billaf, (Zelt), Biltrik, Klein: 
biſtritz, Blafendorf, Dentſchbudak, Burghallen, 
Ejepan, Dürrbach, St.-Georgen, Hadad, Heiden— 
dorf, Jaad, Jakobsdorf, Kallesdorf, Kirieleis, 
Kuzma, Lechnitz, Mettersdorf, Minarken, Mönchs— 
dorf, Morizdorf, Naſſod, Neudorf, Niederneudorf, 
Petersdorf, Pintaken, Schönbirk, Selyk, Senn— 
dorf, Großſchogen, Tatſch, Treppen, Ungersdorf, 
Wallendorf, Waltersdorf, Weißkirch, Wermeſch, 
Windau; zuſammen 39 Gemeinden. 

V. Die Bezirksgemeinde Mühlbach, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden und Sinecuren 
umfaßt: 

Pfarrgemeinden: Blutroth, Broos, Bußd, 
Dobring, Großenyed, Gergeſchdorf, Gießhübel, 
Hamleſch, Karlsburg-Langendorf, Kelling, Klau— 
ſenburg, Mühlbach, Petersdorf, Petrozſeny, 
Deutſchpian, Großpold, Rätſch, Reußmarkt, 
Romoß, Großſchergied, Kleinſchergied, Thorda, 
Törnen, Urwegen, Weingartskirchen; Sinecuren: 
Langendorf, Großludoſch, Kleinpold, Neichau, 
Tſchappertſch; zuſammen 25 Pfarrgemeinden und 
> Sinecuren. 

VI. Die Bezirfsgemeinde Schäßburg, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 

Großaliih, Arteden, Balan, Bodendorf, 
Denndorf, Dunesdorf, Feldorf, Felzendorf, 
Halwelagen, Henndorf, Keisd, Kloßdorf, Kreiſch, 
Deutſch-Kreuz, Großlaßlen, Malmkrog, Manierſch, 
Marienburg, Mehburg, Meſchendorf, Nadeſch, 
Neithauſen, Neudorf, Peſchendorf, Pruden, 
Radeln, Rauthal, Schaas, Schäßburg, Trappold, 
Wolkendorf, Zenderſch, Zuckmantel; zuſammen 
33 Gemeinden. 

VII. Die Bezirksgemeinde Schelk, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeindeu umfaßt: 

Abtsdorf, Arbegen, Baaßen, Kleinblafendorf, 
Bolkatſch, Bonnesdorf, Donnersmarkt, Eibesdorf, 
Frauendorf, Haſchagen, Kleinkopiſch, Langenthal, 
Mardiieh, Marktſchelken, Martinsdorf, Michels— 
dorf, Mortesdorf, Petersdorf, Großpropſtdorf, 
Kleinpropſtdorf, Puſchendorf, Roſch, Schaal, 
Kleinſchelken, Schönau, Scholten, Schorſten, 
Seiden, Taterloch, Wölz, Wurmloch; zuſammen 
31 Gemeinden. 

VIII. Die Bezirksgemeinde Schenk, deren 
Sprengel folgende Pfarrgemeinden nebſt einer 
Sinecure umfaßt: 

Agnetheln, Bekokten, Braller, Bürgeſch, Foga— 
raſch, Gürteln, Hundertbücheln, Jakobsdorf, 
Martinsberg, Mergeln, Neuſtadt, Propſtdorf, 
Retersdorf, Rohrbach, Roſeln, Scharoſch, Groß— 
Schenk, Klein-Schenk, Schönberg, Seligſtadt, 
Tarteln, Werd, Zied; Sinecure: Bägendorf; 
zuſammen 23 Pfarrgemeinden und eine Sinecure. 
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Ss 73. Die Bezirksverfammlung beſteht: 
a. aus dem Bezirksdechanten ; 
b. aus dem Bezirkskurator ; 
c. aus dem Bezirksjenior ; 
d. aus den Pfarrern der einzelnen Gemeinden des Bezirkes; 
e. aus eben ſoviel weltlichen Abgeordneten der einzelnen Pfarrgemeinden ; 
f. aus den ordentlichen Mitgliedern des Bezirksfonfiftoriums und deren Erjaß- 
männern. 

$ 74. Den Vorſitz der Bezirksverſammlung führt in der Negel dev Bezirks— 
dechant. 

S 75. Die Bezirksverſammlung wählt aus den weltlichen Mitgliedern des Bezirks— 
konſiſtoriums einen Bezirksfurator, welcher 

a. im Berhinderungsfalle des Bezivksdechanten den Vorſitz in der Bezirks— 
verfammlung führt; 

b. in Abwejenheit oder Verhinderung des Bezirfsdechanten den Vorſitz im 
Bezirkskonſiſtorium führt und die Gejchäfte desjelben leitet; 

e. den Bezirfsdechanten bei der Kirchenvifitation begleitet. 

s 76. Die Bekleidung eines Staatsamtes bildet eben jo wenig als jene eines 
bürgerlichen Gemeindeamtes eine Beſchränkung dev Wählbarkeit zum Amte des Bezirks— 
furators, 

S 77. Die Bezirksverfammhung tritt über die, vom Bezirfsfonfiftorium erlafjene 
Einladung, welche in der Negel wenigftens vierzehn Tage früher zur Kenntnig der 
Presbyterien gelangen muß, jährlich wenigjtens Ginmal und wenn dringende, den 
Wirfungskreis der Bezirksverfammlung betreffende, VBerhandlungsgegenftände vorliegen, 
auch dfter zuſammen. 

Das Bezivkstonfiftorium hat in den Einberufungsjchreiben an die Presbyterien 
der einzelnen Pfarrgemeinden die Gegenjtände der bevorjtehenden Berathung mit ent 
Iprechender Beltimmtheit befannt zu geben. 

Die Bezivksverfammlung muß zufammentreten, wenn die Hälfte der Mitglieder 
des Bezirkskonſiſtoriums, oder ein Drittheil der Presbyterien die Einberufung dringender 
Urſachen wegen verlangt. 

5 78. Zum Wirkungskreiſe dev Bezirksverſammlung gehört: 

1. Wahrnehmung dev Ordnung und Kicchlichfeit im Bereiche des Bezirkes; 
2. Berathung über die Befeitigung der Schwierigkeiten, welche der Ausführung 
höherer Firchlicher Anordnungen etwa im Wege jtehen; 
Förderung des Schulweiens, insbefondere der Seminarien, als der Pflanzjtätten 
für die Heranbildimg tüchtiger Pfarrgehülfen und Schullehrer ; 
4. Förderung der Armenpflege und der Einrichtungen für Erziehung und Verſorgung 
von Waifen, wie auch zur Nettung fittlich und religiös Vernachläffigter; 
. Unterftügung armer Pfarrgemeinden, dienftunfähig gewordener Pfarrer, Pfarr: 
gehülfen und Schullehrer, ihrer Wittwen und Waiſen, wie au) armer Studirender 
für den Dienft in den Kicchen und Volksſchulen, daher auch Gründung und 
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IX. Die Bezirksgemeinde Reps, deren Sprengel X. Die Bezirfsgemeinde Sächſiſch-Reen, deren 

folgende Pfarrgemeinden umfaßt: Sprengel folgende Pfarrgemeinden umfaßt: 
Draas, Felmern, Salt, Halmagy, Hamruden, Birk, Bootſch, Eidau, Niedereidiich, Obereidiſch, 

Karlspütte, Katendorf, Leblang, Reps, Schweis | Ludwigsdorf, Neumarkt, Paßbuſch, Sächſiſch— 

ſcher, Seiburg, Stein, Streitfort, Sommerburg, | Regen, Tekendorf, Weilau, Zepling, zuſammen 

Deutſch-Teckes, Weißkirch; zuſammen 16 Ge | 12 Gemeinden.) 

meinden. 
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Verwaltung von Unterftüßungsfonden zu jolchen Zwecken, woferne nicht eine die 

ganze Landeskirche umfaljende Penſions- und VBerforgungsanftalt gebildet wird. 

Geſchenke und Stiftungen, welche zu Gunften des Unterftüßungs- und Penſions-— 

fondes gemacht werden , jind jedesmal in der Bezirfsperfammlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen; auch ift der jährliche Nechnungsausweis über dieje Fonde ſämmt— 
lichen Presbyterien der zum Kirchenbezirke gehörigen Pfarrgemeinden mitzutheilen ). 

6. Verhandlungen wegen Ein=- und Auspfarrung von Filialgemeinden und Grimdung 

neuer Pfarrgemeinden. 
Das Ergebniß legt das Bezirksfonjiitorium dem Landeskonfiftorium zur weiteren 
ordnungsmäßigen Verhandlung und Genehmigung in der Landeskirchenverſammlung vor. 

7. Anträge, Borftellungen und Bejchwerden der Presbyterien über Fragen, welche 

die ganze Landeskirche berühren, find mit beigefügten zuftimmenden oder ab— 
(ehnenden Gutachten dem Landeskonfiitorium zu unterlegen; in dem Ein— 
begleitungsberichte müſſen aber jedesmal die Gründe, welche die Bezirksverſamm— 
fung für die Zuftimmung oder Ablehnung geltend gemacht hat, in mwejentlicher 
Bollftändigfeit entwidelt werden. 

8. Alle von der Bezirksverfanmlung ausgehenden Anträge auf Einführung neuer 

oder Abänderung und Verbeſſerung bejtehender Geſetze und Vorſchriften, ſollen 
immer gehörig begründet, zugleich auch mit den in das Einzelne eingehenden Vor— 
Schlägen zur Durchführung folder Anträge unterftüßt und jo dem Landestonfis 
ſtorium vorgelegt werden. 
Alle Beſchwerden, welche die Bezirksverfammlung dem Landeskonfijtorium zur 
weiteren Vertretung unterlegen zu follen erachtet, müfjen ſowohl in Hinficht auf 
die Thatfachen, die der Beſchwerde zu Grunde liegen, als auch in Hinficht auf 
die rechtliche geſetzmäßige Ausführung ordentlich begründet fein. 

10. Die Bezirksverfammlung hat das Recht, Wünsche und begründete Vorjchläge, 
welche die Landeskirche in ihrer Geſammtheit betreffen, dem Landeskonſiſtorium 
zur weiteren ordnungsmäßigen Verhandlung vorzulegen; an andere, nicht kirch— 
Liche, Verſammlungen oder Behörden in ſolchen Angelegenheiten fich zu wenden, 
ist ihr aber nicht geftattet. 

8 79. Zum Wirkungskreife der Bezivksverfammlung gehört außerdem noch 
die Wahl: 

a. des Bezirksdechanten ; 

b. des Bezirksſeniors; 

c. der Beifiger des Bezirfsfonfiftoriums und ihrer Erjaßmänner; 

d. des Bezirköfurators (S 75); 

e. eines oder nad) Bedürfniß mehrerer Bezirksfirchenmeifter, welche aus den 
ordentlichen Beifitern des Bezirksfonfiftoriums oder deren Grjaßmännern 
gewählt werden jollen ; 

f. des Schriftführers des Bezivksfonfiftoriums, welcher auch zugleich Der 
Schriftführer in der Bezirksverſammlung iſt. 

Alle diefe Wahlen gejchehen in freier geheimer Abſtimmung mit abjohrter Stimmen- 
mehrheit. 

Für jedes Amt findet eine beſondere Abſtimmung Statt. 

Erhält bei der erſten Abſtimmung Niemand die abſolute Stimmenmehrheit, ſo 


— 


1) Die allgemeine Penſionsanſtalt der Landes- VI., VIII. und IX. Landeskirchenverſammlung 
fire ift von der III. Landesfirchenverfamm- | definitiv feftgeftellt worden. Jahrb. 1, ©.335 ff. 
lung begründet, ihre Sabungen find von der 

Friedberg, Berfaffungägejege. Defterreich und Siebenbürgen. 69 
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wird unter jenen zwei Namen, welche die meiften Stimmen haben, noch einmal ab- 
geitimmt. 

Ergiebt fich bei diefer zweiten Abftimmung Stimmengleichheit, jo entjcheidet 
das Loos. 

Die Wahl erftrect ich auf die Dauer von vier Jahren. 

Das Ergebniß dev Wahlen ift dem Landeskonſiſtorium im einem abgejonderten 
Berichte unverzüglich anzuzeigen H. 

g 80. Sedesmal, jo oft eine Landesktirchenfammlung einberufen wird, hat die 
Bezivksverfammlung ihre Abgeordneten zu derjelben zu wählen. 

Diefe Wahl wird nach folgenden Grundſätzen vollzogen: 

a. außer dem Erforderniß, dab der zu Wählende jelbitjtändig jet und das dreißigite 
Lebensjahr zurückgelegt habe, iſt die Wahl an feine weitere bejchränfende Be— 
dingung gebunden; 

b. die Wahl ift frei, die Abjtimmung geheim und abjolute Stimmenmehrheit 
erforderlich ; 

e. erhält bei der erjten Abjtimmung Niemand die abjolute Stimmenmehrheit, jo 
wird umter den zwei Namen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find, 
noch einmal abgejtimmt. 

Ergiebt fich bei diefer zweiten Abjtimmung Stimmengleichheit, jo entjcheidet 
das Loos. 

Die Wahl gilt nur für die eben ausgejchriebene Landesfirchenverfammlung, mit 
deren Ende auch das Mandat der Abgeordneten erliicht. 

s 81. Beſchlußfähig ift die VBerfammlung, wern mehr als die Hälfte ihrer Mit— 
glieder anmejend tt. 

$ 32. Der Vorfiter it perjönlich dafür verantwortlich, daß die Ordnung aufs 
recht erhalten und da fein Beihluß gefaßt werde, welcher entweder die gejeßlichen 
Nechte und Befugniffe der Verſammlung überjehreiten oder den bejtehenden Gejeßen 
widerftreiten würde. s 

In jolchen Fällen hat der Vorfißer das Recht und die Pflicht, die Verhandlung 
de3 diesbezüglichen Gegenftandes einzuftellen; er hat jedoch die Gründe der Einftellung 
im Protofoll darzulegen. 

Die Berfammlung hat diefem, die weitere Verhandlung einftellenden, Ausſpruche 
des Vorſitzers unbedingt Folge zu leiften und zu einem anderen Gegenftande der Bes 
rathung überzugehen ; es jteht ihr jedoch Frei, ihre Beſchwerde zu Protokoll zu erklären 
und mit der näheren Ausführung derjelben jofort einige Mitglieder der VBerfammlung 
zu beauftragen. 

Ueber eine ſolche Beichwerde hat das Landeskonſiſtorium endgültig zu entjcheiden. 

8 83. Der Borfiger handhabt die Gejchäftsordnung und legt dev Verfammlung 
die Gegenstände der Berathung vor. 

Ueber jeden bejonderen Gegenjtand hat auf Grund der in dem Bezirkskonſiſtorium 
vorbereiteten Vorlagen ein Mitglied des Konfiftoriums, und zwar in der Regel dasjenige 
den Bortrag zu führen, welches die Vorlage bearbeitet hat. 

Außerdem können Fragen und Anträge von jedem Mitgliede der Berfammlung 
gejtellt werden; es find jedoch die Anträge vor Eröffnung der VBerfammlung dem Vor— 
figer anzumelden und wenn fie fich auf nachfolgende Gegenstände: 

a. Auspfarrung von Filialgemeinden und Gründung neuer Pfarren ; 


1) Die Bezirkskirchenverſammlung wählt nad | der Ehegeridte von 1870 auch die Mitglieder 
$ 4 der Beltimmungen über die Organijation | des Bezirfschegerichts. 
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b. Einführung neuer Geſetze und Vorſchriften; 

©. Bejchwerden des ganzen Kicchenbezirkes ; 

d. Wünſche und Vorſchläge, welche die Landesficche in ihrer Gefammtheit betreffen, 
oder ſonſt auf wichtige einer gründlichen Bearbeitung bedürftige Gegenstände 
beziehen, 

jo ijt darüber nicht jogleich zur Schlußfaſſung zu fehreiten, jondern der Antrag dem 
Bezirkskonſiſtorium zur Vorbereitung für eine fpätere Sitzung oder für die nächite 
Bezirksverſammlung zuzumeijen. 

Ueber alle zur Abſtimmung gelangenden Fragen wird mit Ja oder Nein laut 
abgeftimmt und dev Beſchluß nach abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Individuelle Abſtimmung muß ftattfinden, wenn fie von fünf Mitgliedern verlangt 
oder vom Vorſitzer zur fiheren Erprobung der Mehrheit für nothwendig erachtet wird. 

Der Abſtimmung kann fich Fein Anwejender entziehen. 

Jedes Mitglied ſtimmt bloß nach feiner inneren Ueberzeugung und darf fich fein 
Abgeordneter eines Presbyteriums auf eine ihm von feinen Sendern vorgejehriebene 
Weiſung berufen '). 

S 84. Ueber die Berhandlungen der Bezirksverfammlung wird ein genaues 
umfaſſendes Protokoll geführt, welches zu enthalten hat: 

a. alle Vorlagen ; 

b. alle Anträge nebjt ihrer Begründung; 

e. die Fragen, über welche abgeftimmt wird ; 

d. in Fällen, wo eine individuelle Abſtimmung ftattfindet, die namentliche Auf: 
führung aller jtimmenden Mitglieder nebjt der Angabe, ob fie mit Ya oder 
Nein geitimmt haben; 

e. den Beihluß nebſt den dafür geltend gemachten Gründen. 

Verwahrungen und Sondermeinungen find zwar in das Protokoll aufzunehmen, 
wenn fie jogleich angemeldet werden; es kann denjelben aber, mit Ausnahme des dem 
Vorſitzer zustehenden Ausfpruches der Einftellung der Verhandlung in dem von dem 
Geſetze bezeichneten Falle, weiter feine Folge gegeben werden. 

8 85. Das Protokoll der Bezirksverfammlung, welches von dem Borfiker, dem 
Bezirksfurator oder einem anderen Mitgliede des Bezirksfonfiftoriums und dem Schrift 
führer unterfertigt wird, ift dem Landeskonſiſtorium zur Einficht vorzulegen. 

Alle gefaßten Beihlüffe jollen den Presbyterien ſämmtlicher Pfarrgemeinden des 
Bezirkes mitgetheilt werden. 

5 86. Nach erfolgter Einficht durch das Landeskonſiſtorium kann das Protofoll, 
jedoch nur in vollftändigen Abjchriften oder Abdrüden, auch den andern Bezirksgemeinden 
im Bereiche der Landeskirche amtlich mitgetheilt werden. 

8 87. Auszüge aus dem Protokolle, ſowie alle Ausfertigungen werden im Namen 
der Bezirksverſammlung von dem Vorfiger und dem Schriftführer unterfertigt und durch 
Beidrücdung des Siegels der Bezirksgemeinde beglaubigt. 

8 88. Das Archiv ift in dem Hauptorte des Kirchenbezirkes aufzubewahren, wo 
auch der Schriftführer feinen Wohnfit haben muß. 

5 89. Zu den Verſammlungen der Bezirksficchengemeinde können die Pfarr- 
gehülfen, die Lehrer an den Gymnafien, Realſchulen, Seminarien und höheren Schulen, 
jowie die Mitglieder der Presbyterien aus den im Bezirke befindlichen Pfarrgemeinden 
als jtille Zuhörer zugelaffen werden. 


1) Die Beſtimmungen diefes Paragraphen find | ergänzt und abgeändert worden; ſiehe hierüber 
durch eit. Gefeß don 1870 Punkt II theilweiie ) die Anmerkung zu $ 31. 
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Geheime Berathung hat jedoch ftattzufinden, wenn ein Antrag hierauf von 
wenigſtens einem Viertheile der ftimmberechtigten Mitglieder bei dem Vorſitzer ſchriftlich 
eingebracht und von mehr als der Hälfte dev Mitglieder genehmiget wird. 

Die Zuhörer nehmen ihre Pläße in einem von den ftimmberechtigten Mitgliedern 
abgefonderten Raume des Sitzungsſaales ein und haben jich jeder Aeußerung und jedes 
Zeichens des Beifalles oder Mißfallens zu enthalten. Im entgegengeſetzten Falle gehört 
es zu der ausschließlichen Befugniß, zugleich aber auch zur unerläßlichen Verpflichtung 
des Vorſitzers, alle Zuhörer aus diefer Sitzung entfernen zu laſſen. 


Dritter Abſchnitt. 
Yon dem Bezirkskonſiſtorium. 


< 90. Jede Bezirksgemeinde hat ein Bezirkskonſiſtorium. 

$ 91. Das Bezirkstonfiftorium befteht: 

a. aus dem Bezirksdechanten ; 

b. aus dem Bezirkzfurator ; 

c. aus dem Bezirksſenior; 

d. aus noch zwei geijtlichen und drei weltlichen Beiſitzern; 

e. aus je drei dem betreffenden Stande angehörigen Erjfaßmännern, welche im Ver— 
hinderungsfalle oder wenn bei gerichtlichen Berhandlungen ein oder der andere 
Beifiger durch die Parteien abgelehnt wird, die Stelle der ordentlichen Beifiker 
einnehmen )) ; 

f. aus dem Bezirksficchenmeifter, welcher aus der Neihe dev ordentlichen Beiſitzer 
oder der Erfaßmänner zu nehmen tft; 

g. aus dem Schriftführer, welcher ohne Stimmrecht die Protokolle zu führen und 
alle Ausfertigungen mit zu unterzeichnen hat. 

$ 92. Die Erjakmänner find gleich den ordentlichen Beifigern zu allen Sikungen 
de3 Bezirkskonſiſtoriums einzuberufen; fie haben aber bloß eine bevathende und nur 
dann, wenn ſie einen ordentlichen Beifiger vertreten auch eine entjcheidende Stimme. 

$ 93. Den Borfig im Bezirkskonfiftorium führt in der Regel der Bezirksdechant 
und in deſſen Verhinderung der Bezirksfurator ?). 

8 94. Das Bezirksfonfiitorium verfammelt ſich über jchriftliche Einladung des 
Borfigers jährlich regelmäßig viermal im Hauptorte des Kirchenbezirkes, außerordentlich 
aber, jo oft dringende Gejchäfte feine Einberufung nothwendig machen. 

$S 95. Zum MWirkungskreife und den Obliegenheiten des Bezirksfonfiftoriums 
gehört: 

1. Sorge für die Nufrechthaltung der Kirchenordnung und die Beobachtung der 
firchlichen Gejege und Vorſchriften; 

2. Wahrnehmung der verfaffungsmäßigen Nechte der Kirche und Vermittlung der 
Abhülfe bei Eingriffen in diejelben; 


1) Nach) dem mit Landestonfiftorialerlaß vom 2) Auf erfolgte Anfragen hat das Landes— 
24. Dezember 1862, 3. 474. 1862 mitgetheilten | konſiſtorium der Geſetzesanſchauung Ausdruck 
Beſchluß der Landeskirchenverſammlung vom 19. | gegeben, dab in Verhinderung des Bezirfs- 
September 1862 erſcheint im Grundjaß, nad | dechanten und Bezirfsfurators den VBorfi nad) 
dem Geift der Kirchenverfafiung die Vertretung | Analogie von $ 150 der Kirchenverfaifung und 
eines geistlichen Meitgliedes durch einen weltlichen | $ 18 der Disceiplinarordnung der Bezirkfsjenior, 
Erſatzmann und umgekehrt bei dem gerichtlichen | eventuell auch ein anderes Mtitglied des Bezirks: 
Verhandlungen der Bezirkskonſiſtorien nicht zus | Fonfiftoriums zu führen habe. Vgl. Landes- 
läffig. Die etwa abgängigen oder fehlenden | Fonfiftorialerlaß vom 30. Juni 1874, (Jahrb. 1, 
Mitglieder find dur Wahl einer ad hoc zu | ©. 210.) 
berufenden Bezirkskirchenverſammlungzu ergänzen. 
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. Vorbereitung und Berathung der Vorlagen an die Bezirksverfammlung ; 

4. Auffiht über das Kirchen und Schulweien, die Pfarrer, Pfarrgehülfen, Schul 
lehrer, Kandidaten und Kirchendiener des Bezirkes ') ; 

5. Friedliche Vermittlung und Schlihtung aller Zwiltigfeiten der Pfarrer, Pfarr— 
gehülfen, Schullehrer und Kicchendiener, wie auch der Presbyterien und Gemeindes 
vertretungen unter einander oder mit einzelnen Gliedern der Pfarrgemeinden; 

6. Aufficht über die Berwaltung des Kirchen-, Schul und Stiftungsvermögens 
der Pfarrgemeinden des Bezirkes, mit der Aufficht auch über das Nechnungs- 
und Kafjenwejen der einzelnen Gemeinden; 

. Sorge für die Erhaltung und Vermehrung, wie auch für die Verwaltung und 
Verwendung der dem Kirchenbezirke gehörigen oder ihm anvertrauten Fonde und 
Stiftungen nach den Weifungen und Aufträgen der Bezirfsverfammlung, welcher 
jährlich die Rechnungen vorzulegen find; 

8. Leitung dev Wahlangelegenheiten, nach den geſetzlichen Beſtimmungen zur Beſetzung 
der Pfarrämter in den Gemeinden des Bezirkes ; 

. Sorge für die Errichtung einer vorzugsweiſe theologijchen Bibliothek zum Gebrauche 
hauptſächlich der Pfarrer, Pfarrgehülfen und Schullehrer des Bezirkes; 

10. Sorge für fichere Aufbewahrung und gute Ordnung des Archives, welches 

immer nur mittelft Inventar an den Bezivksdechanten oder den etwa eigens 

aufgejtellten Archivar zu übergeben tft; 

Amtshandlung in allen Fällen, welche in der Reihe dev gegenwärtigen Beſtim— 

mungen noch bejonders dem Wirfungsfreife des Bezirksfonfiftoriums zuges 

wiejen jind; 

. Anordnung der Kirchenvifitationen im Umfang dev Bezirtsgemeinde und Mit 
wirkung bei diejen Bifitationen 2). 

$ 96. Zum Zwede der vorzugsweije theologiſchen Fachbibliothef, deren Errich— 

tung und Vermehrung mit Rückſicht auf die wifjenichaftliche Fortbildung aller im 

Dierfte der Kicche und Schule ftehenden Männer in jedem Bezirke unumgänglich noth— 

wendig ijt, haben 

a. alle Pfarrer, 

b. alle Pfarrgehülfen, 

c. alle Gymnaſial-, Seminar und Nealjchullehrer, 

d. alle Lehrer der Volksſchulen im Bereiche des Bezirkes, jährliche Beiträge zu 
(eiften, welche jedoch nicht zwangsweife einzutreiben find. 

Die nach diefen vier Abftufungen dev Pfarrer, Pfarrgehülfen und Lehrer an den 
mittleren und niederen Schulen, nach einem bejonderen verhältnigmäßigen Ausmaße, zu 
beftimmenden Jahresbeiträge werden über Vorichlag des Bezirkskonſiſtoriums von dem 
Landesfonfijtorium feſtgeſtellt. 

Andere Glieder der Kirche, welche die Bezivfsbibliothef zu benügen wünſchen, 
entrichten den höchſten Jahresbeitrag. 

Die Bibliothek ift am Hauptorte des Bezirkes aufzubewahren und einem eigenen 
Bibliothefar in die Objorge zu geben. 


-] 
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das Empfindlichite verlegt wird. Vgl. Borjtel- 
(ungenu. Denfjchriftend. en. Landeskirche 
A.BinSiebenbürgenbetr.die ungariſchen 
Mittelihul-Gejeßentwfe. Hermannſt. 1883. 

2) Bezüglich dev dem Bezirkskonſiſtorium oder 


1) Bon der Aufjiht der Bezirfsfonfiitorien | 
über die Volksſchulen Handeln insbejondere 
Schul-Ordn. 88 62, 63. Weiter kommt hier 
aber namentlich das i. 5. 1883 von dem unga- 
riſchen Neichstage angenommene Gejeß über Die | 


Mittelihulen in Betracht, durch welches die | 
grundgeießlic der ſiebenbürgiſchen Kirche in | 
Schulangelegenheiten gewährte Autonomie auf ı 


feinem Präfes in Eheſachen zuftehenden Dispens- 
befugniß fiehe die Eheordnung von 1370 88 10, 
11, 27, 30, 70. 
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$ 97. Wenn dad Bezirksfonfistorium in Schulangelegenheiten Borlagen an die 
Bezirksverfammlung vorbereitet oder auch ſonſt das Schulweſen betreffende Gegenjtände 
verhandelt, hat in jenen Kirchenbezirfen, welche ein Gymnaſium oder ein Schullehrer: 
Seminar befißen, diefen Berhandlungen jedesmal auch der Direktor der betreffenden 
Unterrichtsanftalt unausbleiblich mit berathender Stimme beizuwohnen, alle gewünjchten 
Auskünfte zu geben und die etwa geforderten fchriftlichen Behelfe ohne alle Weigerung 
mitzutheilen !). 

Es steht dem Bezirksfonfiftorium jelbitverjtändfich Frei, auch andere Männer vom 
Fache zu den Sikungen mit berathender Stimme einzuberufen und über wichtigere 
Fragen im Kirchen- und Schulwejen jchriftliche Gutachten oder Vorſchläge von Fach: 
männern abzuverlangen. 

S 98. Das Bezirkskonfiitorium bejchließt in allen dieſen Angelegenheiten jeines 
Wirkungskreiſes lediglich im Wege individueller Abſtimmung durch Mehrheit. 

Zu einem gültigen Befchluffe iſt die Anwefenheit von mindeftens fünf ſtimm— 
berechtigten Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorſitzers, nothiwendig. 

Bei Gleichheit der Stimmen hat der Vorſitzer die Schiedsjtimme ?). 

3 99°). Das Bezirksfonfiitorium handhabt die Kirchenzucht und hat als Kirchen— 
gericht zu erkennen: 

1. Si erjter Snftanz: 

a. in Fällen von Streitigkeiten der Pfarrer, wie auch der Presbyterien und 
Gemeindevertretungen unter einander oder mit einzelnen Gliedern der Pfarr- 
gemeinden, wenn die Angelegenheit nicht im friedlichen Wege ausgeglichen 
werden fonnte; 

b. in Disciplinarfällen gegen Pfarrer des Bezirkes, entweder von Amtswegen 
oder Über Klage der Betheiligten ; 

e. über Klagen, welche aus Anlaß von Wahlumtrieben oder Bejtechungen bei 
Pfarrbeſetzungen ſich ergeben ; 

d. über Klagen von Presbyterien gegen Kirchenväter und Armenpfleger wegen 
vorjchriftswidriger Verwaltung der ihrer Bejorgung anvertrauten Yonde 
und Stiftungen, wenn es um Leiftung eines Schadenerjaßes ſich handelt. 

2. In zweiter Inſtanz: 

in allen Fällen der Berufung und Bejchwerdeführung gegen die von den 
Presbyterien gefällten Erkenntniſſe und Urtheile. 

$ 100. In Fällen arger Verlegung der Amtspflichten oder einer ſchweren Ueber— 
tretung der Sittengefege hat das Bezirksfonfiftorium gegen Pfarrer augenblicklich die 
vorläufige Enthebung von der Ausübung des Vfarramtes und der Seelforge zu verhängen, 
kann aber damit nicht zugleich auch die Ginftellung der Unterhaltsbezüge verbinden, 
oder überhaupt von jich aus verfügen und durchführen. 

Bon jeder jolchen Amtsenthebung hat das Bezirksfonfijtorium fogleich dem Super— 
intendenten und dem Landeskonſiſtorium die Anzeige zu machen, jofort aber, ohne Verzug 
das gerichtliche Verfahren ordnungsmäßig einzuleiten und, nach abgejchloffener Unter: 
juchung, zur Urtheilsfällung zu jcehreiten. | 

Das Gerichtsverfahren wird durch eine Disciplinarordnung geregelt (S 41). 


Schulkommiſſäre an den Sigungen des Bezirks- | duch die Discipl.-Ordn. theils vervolljtändigt, 

konſiſtoriums fiehe Schul-Ordn. $ 69. theil3 abgeändert, zum größten Theil aber 
2) Die Beitimmungen diejes Paragr. find durch | außer Wirkſamkeit gejegt worden. 

cit. Geſetz v. 1870 Punkt II theilweije ergänzt und 


1) Bezüglich der bevathenden Theilnahme der | 3) Die Beitimmungen der 88 99 bis 108 ſind 
| 
abgeändert worden; fiehe hierüberdie Anm. zu 831. | 
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$ 101. Iſt eine Unterfuchung einzuleiten, jo ernennt das Bezirkskonſiſtorium 
eine Kommiffton, welche unverzüglich die Unterfuchung, ohne die mindejte PBarteilichkeit, 
zu vollführen, und ein genaues Profofoll darüber dem Bezirksfonfiftorium zu unter 
legen bat. 

In einem abgefonderten Berichte hat die Unterſuchungskommiſſion ihr begrüns 
detes Gutachten zugleich mit dem Protoll dem Bezirkskonſiſtorium einzufenden. 

8 102. Um ein Erkenntniß oder Urtheil vehtsgültig zu fällen, müſſen, außer 
dem Vorfiker, noch wenigſtens jechs ſtimmberechtigte Mitglieder bei der Verhandlung 
anweſend jein. 

Die Abjtimmung iſt laut und abjolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzers. 

J 103. Die Erfenntniffe und Uxtheile müffen immer begründet fein. 

Die Urtheile vollzieht in der Negel der Bezirksdechant oder der Bezirkskurator; 
doch kann mit dem Vollzuge auch ein anderes Mitglied des Bezirkskonſiſtoriums beauf- 
tragt werden. 

Der Vollzug wird aber durch die Berufung an das Landeskonſiſtorium, als 
Oberkirchengericht, gehindert in folgenden Fällen, wenn 
. auf zeitweilige oder bleibende Amtsentjegung ; 

. auf Einftellung der Unterhaltsbezüge ; 
auf Schadloshaltung durch Leiftung eines Erjaßes; 
d. auf eine in $ 215 und 216 bezeichnete Strafe erkannt worden iſt ). 

8 104. Die Amtsentjeßung iſt eine bleibende und unbedingte, welche jede weitere 
Bekleidung eines geiftlichen oder Schulamtes ausjchließt,; oder eine zeitweilige und 
bedingte, welche auf eine gewiffe Zeitdauer, einen beftimmten Ort oder einen bejtimmten 
Amtsdienſt ſich beſchränkt. 

$ 105. Die Berufung an das Oberkirchengericht muß binnen 20 Tagen nach 
Kundmachung des Urtheiles, welches dem Beklagten ſchriftlich zugeſtellt wird, bei dem 
Vorſitzer des Bezirkskonſiſtoriums zur Vorlage an das Landeskonſiſtorium eingereicht 
werden. 

8 106. Wird die Berufung binnen dieſer Friſt nicht eingelegt, ſo erwächſt das 
Urtheil in Rechtskraft und wird vollzogen. 

Ss 107. Die Gerichtstaren, jowie die Ordnungsſtrafen haben in die Bezirks— 
kirchenkaſſe einzufließen. 

S 108. Ueber die gerichtlichen Verhandlungen des Bezirkskonſiſtoriums wird ein 
abgefondertes Protokoll geführt, welchem alle Verfügungen, Entjcheidungen und Urtheile 
wörtlich .einzuverleiben jind. 

Das Protokoll ift geheim zu halten und lediglich im Archive aufzubewahren. 

$ 109. Ueber die nicht gerichtlichen Verhandlungen wird gleichfalls ein abges 
jondertes Protokoll geführt. 

Diefes Protokoll kann von den Mitgliedern der Bezivksverfammlung eingejehen 
werden. 


> Se 8 


Vierter Abſchnitt. 
Bon der Landeskirche und ihrer Vertretung. 
8 110. Die evangefijche Landeskirche Augsburger Bekenntniſſes in Siebenbürgen 
umfaßt alle diefem Bekenntniſſe angehörigen Slaubensgenoffen und Kirchengemeinden und 
wird in ihrer Gefammtheit durch Die Sandeskicchenverfammlung vertreten. 


1) Siege den Beſchluß der II. Landeskirchenverſammlung als Organes der Geſetzgebung auf 
Seite 186 bis 187 ihrer „Verhandlungen. 
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Ss 111. Zu der Landeskirchenverfammlung gehören : 
a, der Superintendent; 
b. der Kurator der Landeskirche ; 
c. der Superintendentialvifar; 
d. die übrigen Mitglieder de3 Landeskonſiſtoriums; 
e. alle Bezirksdechanten ; 

f. alle Bezirkskuratoren; 

g. ein geiftlicher und ein weltliche Abgeordneter von jeder Bezivksgemeinde ; 
h. die Direktoren der Gymnaſien. 

In Verhinderung des Bezirksdechanten oder des Bezirksfurators entjendet Die 
Bezirksverfammlung für diefen Fall gewählte Stellvertreter derjelben zur Landeskirchen— 
verfanmlung 9. 

$ 112. Die Landeskirchenverfammlung wird in der Regel jährlich einmal, nad) 
Bedürfniß auch zweimal, durch den Superintendenten nach Hermannjtadt zuſammen— 
berufen. 

Die Einberufung muß immer acht Wochen früher, unter Angabe der wichtigeren 
Berathungsgegenftände, gejchehen. 

$ 113. Für den Fall, daß der Superintendent durch Krankheit verhindert, oder 
feine Stelle erledigt ift, wird das Ginberufungsjchreiben von dem Kurator der Landes— 
fiche und in dejfen Verhinderung von dem Superintendentialvifar erlafjen. 

8 114. Den Vorſitz in der Landesfirchenverfammlung führt von Amtswegen 
der Superintendent, zu dejfem bleibenden Amtsſitze, mit Allerhöchiter Kaiferlicher Ent— 
Ihließung vom 27. Dezember 1854, Hermannstadt bejtimmt worden ift. 

Im Berhinderungsfalle des Superintendenten hat der Kurator der Landeskirche 
und, wenn auch diejer verhindert ift, dev Superintendentialoifar den VBorfiß zu führen. 

Bor der Berlegung des Amtsſitzes der Superintendentur von Birthelm nad) Her: 
mannstadt jollen dem Superintendenten alle Rechte eines Oberpfarrers der evangelifchen 
Pfarrgemeinde von Hermannftadt zuerkannt und über das Verhältniß des Superinten= 
denten als Oberpfarrer zum evangeliihen Stadtpfarrer von Hermannftadt dur) das 
Landeskonſiſtorium mit der kirchlichen Vertretung der evangelifchen Pfarrgemeinde von 
Hermannjtadt ein bindendes Hebereinfommen gejchlofjen werden ?). 


1) Nach einem Beſchluß der II. Landesfirhen- | gründeten und kraft jeiner Berufung ihm zus 
verſammlung ſoll an Stelle der Bezirfsdechanten | kommenden Amtsrehte auch im Umfange der 
oder DBezirksfuratoren, welche Mitglieder des | evangeliichen Kirchengemeinde von Hermannjtadt 
Landeskonſiſtoriums find und al3 folche ohnehin | auszuüben, daher er zugleich als Oberpfarrer 
bon gejeßeswegen zu dev Landeskirchenverfamm= | diefer Gemeinde in jeder evangeliſchen Kirche der 
lung einberufen werden, von der Bezirfsver- | Stadt, insbejondere aber, in der Hauptpfarr- 
jammlung ein Erſatzmann gewählt und abges | firche zu predigen und die heiligen Saframente 
jendet werden. zu verwalten berechtigt tit. 

2) Diejes bindende Uebereinkommen, abge— III. Zur Vornahme der dem Superintendenten 
ſchloſſen am 27. September 1866 und mit dem | als Bijchof der Landeskirche obliegenden kirchlichen 
Rundſchreiben des Landeskonfiftoriums vom 16. | Amtshandlungen, wozu namentlich die Ordina- 
Februar 1867 verfündet, lautet: tion gehört, wird die evangeliiche Hauptpfarr= 

I. Der jedesmalige verfafjungsgemäß gewählte | kirche von Hermannftadt bejtimmt und es werden 
Superintendent der evangelifchen Landeskirche | die Prediger die zu diejem Zwecke erforderliche 
Augsburger Befenntnifjes in Siebenbürgen, | Dienftleiftung in der Kirche bereitwillig über: 
welcher jeinen bejtändigen Amtsfig in Hermann- | nehmen, wie denn auch Alles, was zur Feier des 
ſtadt hat, it als Bijchof der gefammten Landes | Gottesdienjtes nah evangeliſcher Kircheneinrich- 
firhe zugleich Oberpfarrer der evangelifchen | tung nothwendig ift, dem hier beitehenden Ge— 


Kirchengemeinde von Hermannſtadt. brauche gemäß, gerne und unweigerlich beige— 
II. Es ſteht dem Superintendenten frei, alle ſtellt wird. 
auf die Berfündigung des göttlichen Wortes und IV. Alle in Ddiefen Punkten nicht berührten 


die DBerwaltung der heiligen Saframente bes | Rechte und Pflichten des evangeliichen Stadt: 
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I. Kicchenverfafiung vom Jahre 1861. 1097 


Die Landesfirchenverfammlung hat einen doppelten Wirfungskreis: 


I. als Organ des oberjten Kirchenvegiments; 
II. als Organ der kirchlichen Gejeßgebung. 


I. Die Landeskirchenverfammlung als Organ des Kirchenregimentes. 


116. Zum Wirkungsfeeife der Landestirchenverfammlung als Organ des oberſten 


Kirchenregimentes gehört: 


1 


DD 


— 


> 


6. 


7 


Berathung und Schlußfaſſung über allgemeine Angelegenheiten der Kirche und 
Schule; 


. Sorge für die Erhaltung der Reinheit der evangeliſchen Lehre in Kirche und 


Schule; 

Sorge für Wahrung der Neligiofität und Sittlichfeit im Bereiche der Landes— 

kirche; 

Sorge für Aufrechthaltung der Kirchenordnung und der Kirchengeſetze; 

Sorge für Behebung der Hinderniſſe, welche der gedeihlichen Entwicklung zum 

Fortſchritte im Schul- und Kirchenweſen entgegenſtehen; Sorge für Abſtellung 

von Mißbräuchen; 

Sorge für Unterſtützung armer Kirchen und Schulen; 

Sorge für Bildung tüchtiger Männer zum Dienſte in der Kirche und Schule. 
Zu dieſem Zwecke ſteht es der Landeskirchenverſammlung frei, in Beziehung 

auf jene Schüler, deren Maturitätszeugniſſe der kirchlichen Beſtätigung bedürfen, 

über das von der Staatsregierung geforderte Bildungsmaß hinaus weitere An— 

forderungen mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe der evangeliſchen Kirchen und 

Schulen zu ftellen und jene Studienfächer zu beftimmen, deren mit Erfolg 

beendigtes Studium für die Kandidaten des Kirchene und Schuldienjtes die 


Berechtigung zum Beſuche einer Univerjität begründet. 

8. Unterftüßung von Studirenden, welche ihrer Ausbildung zum Dienfte der Kirche 
und Schule an einer philofophifchen oder evangeliſch-theologiſchen Fakultät in 
den deutjchen Bundesstaaten oder im Auslande obliegen. 


pfarrers von Hermannjtadt bleiben in ihrer bis= | 


herigen firchenordnungsmäßigen Stellung und 
Ausdehnung unverändert aufrecht und es joll 
Die Selbititändigfeit des Stadtpfarrers und 
leines amtlichen Wirkungskreiſes in der Pflege 
der Seelforge, der Führung der Kicchenbücer, 
dev Anordnung des Kivchendienjtes, in der 
Stellung als Vorſitzer des Presbyteriums und 
der größeren Gemeindevertretung, ſowie über— 
haupt in allen die evangelifche Kirchengemeinde 
von Hermannftadt allein betreffenden Angelegen- 
heiten in feiner Weife eine Schmälerung oder 
Einſchränkung erleiden, ſowie auch dadurch, daß 
dem Superintendenten die Würde und der Titel 
eines Oberpfarrers von Hermannſtadt zuerkannt 
wird und derſelbe in dieſer Eigenſchaft kirchliche 
Amtshandlungen zu verrichten berechtiget iſt, die 
Dotationsbezüge und Beneficien des evangelijchen 
Stadtpfarrers von Hermannjtadt und die Stola- 
gebühren der Prediger und Kirchendiener ſelbſt— 
verjtändlich feine wie immer geartete Abbuße 
erleiden. 

V. So oft der Superintendent in feiner 
Eigenjchaft als Oberpfarrer von Hermannftadt 
eine Predigt oder kirchliche Feitrede zu halten 


oder eine Trauung zu vollziehen, oder die heiligen 
Saframente zu verwalten wünjcht, wird er den 
Stadtpfarrer rechtzeitig Davon verjtändigen und 
diefer Hinwieder bejtrebt jein, dem Oberhirten 
der gefammten Landeskirche die ſchuldige Achtung 
und Ehrerbietung im Geifte evangelifcher Bruder- 
liebe zu erwetjen. 

VI. Falls eine weitere Auseinanderjegung 
dieſes UWebereinfommens nothwendig wird und 
wenn ſich fünftighin Anſtände ergeben, joll eine 
aus Meitgliedern des Presbyteriums der evan— 
geliſchen Kirchengemeinde und aus Mitgliedern 
des Landestonfiftoriums in gleiher Anzahl unter 
dem Vorfiße des Kurators der Landeskirche zu 
bejtellende Kommiſſion die Angelegenheit regeln. 
Für wichtigere Aenderungen dieſes . Meberein- 
fommens ijt die Zuftimmung des Presbyteriums 
und Der größeren Gemeindevertretung von 
Hermannitadt einerjeitsS und andererſeits Die 
Genehmigung der Landesfirchenverjanmlung er: 
forderlich. — 

Am 28. November 1866 bezog der Super: 
intendent feinen bleibenden Amtsfit in Her: 
mannitadt. 
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In diefer Abjicht joll ein eigener Unterjtügungsfond gegründet werden, in 


welchen einzufließen —— 


a. milde Gaben, welche in allen Kirchen an jenem Tage, an welchem alljährlich 


das Reformationsfeſt gefeiert wird, 


oder auch bei anderen feierlichen An— 


läſſen von den Gläubigen dargebracht werden ; 


b. Geſchenke; 
e. alle Ehedispenstaren. 


9. Sorge für die Bedeckung der Bedürfniſſe der Landeskirche : 
a. durch die bisherigen Firchenordnungsmäßig eingeführten Percentualbeiträge 


von ſämmtlichen Kirchengemeinden , 


lung endgültig bejtimmt; 


deren Höhe die Landeskirchenverjamms 


b. durch freiwillige Sammlungen im Bereiche der Landeskirche; 
e, durch milde Gaben, welche im Wege der Einzeichnung geleiftet werden; 
d. durch Umlage des erforderlichen Betrages auf die Gemeinden und Glaubens- 


genofjen der Landeskirche '). 
10. Sorge für die 
Fonde und Stiftungen ; 


Verwaltung der der Landeskirche gehörigen oder anvertrauten 


Sorge für die Erhaltung der gejegmäßigen öffentlichen Freiheit und Wahrung 
der Nechte der Landeskirche, und unbejchadet diefer Freiheit und Rechte, Wah— 
rung der Eintracht und des Friedens mit den Kirchen anderer Bekenntniſſe; 

Kirchengejeße 


3, Beitellung von Kommiffionen zur ftrengen Prüfung der von den Hochjchulen 


heimfehrenden Studirenden und überhaupt aller Kandidaten des Lehramtes und 
des Pfarrberufes?) nach den Beitimmungen der hierüber von der Kirche zu 


Ile 
12. Berathung über die Schwierigkeiten, welche der Durchführung der 
oder dem genauen Bollzuge höherer Verordnungen im Wege jtehen ; 
13 
erlafjenden Borjchriften ?) ; 
14. 


Berathung und Schlußfaffung über Umgeftaltung dev beitehenden oder Bildung 


neuer Kirchenbezirke. 
Ss 117. 


Zum Wirkungskreife dev Landeskirchenverſammlung als Organ des oberjten 


eltern gehört außerdem noch die Wahl: 


a. des Kurators der Landeskirche. 


Derſelbe ift aus der Neihe der weltlichen Glaubensgenofjen frei zu wählen, 
und das Ergebniß der Wahl gleichzeitig mit der Einführung des Kurators 
in fein Amt, zur Kenntniß ſämmtlicher Presbyterien der Landeskirche zu bringen ; 


b. der Superintendentialvifars ; 


c. der Beifiger des Landeskonſiſtoriums und ihrer Erjaßmänner ; 
d. eines, oder nach Bedürfniß mehrerer Vandesfirchenmeijter ; 


e. des Sekretärs der Landeskirche ; 


f. eines Archivars für das Archiv der Landeskirche und eines demjelben beizugeben- 


den Gehülfen ®). 


1) Siehe die von der VI. Landesfirchenver: 
ſammlung fejtgeftellten, vom Landeskonſiſtorium 
am 19. November 1870 (Sahrb. 1,,©. 234) verlaut- 
barten Bejtimmungen über die Bedeckung von 
allgemeinen Bedürfnifien der Landeskirche mit- 
teljt Umlage derjelben auf die Pfarrgemeinden. 
2) Abgeändert durch die von der II. Landes— 
kirchenverſammlung feitgeitellten SS 174, 176. 
3) Dieje VBorichriften find im achten Abjchnitt 
der KV., dann in den von der V. Landesfirchen- 
verfammlung fejtgeftellten Bejtimmungen über 


die Prüfung der Kandidaten des Lehramts an 
den Oberrealſchulen, bezüglich dev Volksſchul— 
amtsfandidaten in Schul-Ordn. $ 37 und in der 
Vorſchrift über die Anjtellung der Volksſchul⸗ 
lehrer vom 23. November 1870 (Jahrb. 2, ©. 33) 
enthalten. 

4) Die Landeskirchenverſammlung wählt nad 
$ 3 der Beitimmungen über die Organtjation 
der Ehegerichte von 1870 aud die Beifiger und 
Erjagmänner des Oberehegerichtes. 
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$S 118. Dieſe Wahlen haben in folgender Weife zu gejchehen: 

a. für jede Stelle findet eine befondere Abſtimmung ſtatt; 

b. die Abſtimmung ift geheim und abjolute Stimmenmehrheit erforderlich; 

c. erhält bei der erſten Abſtimmung Niemand die abjolute Stimmenmehrheit, jo 
wird unter den zwei Namen, welche die meiiten Stimmen haben, noch einmal 
gejtimmt ; 

d. ergibt ſich bei diejer zweiten Abſtimmung Stimmengleichheit, jo entjcheidet 
das Loos. 

$ 119. Die Wahl des Kurators, des Superintendentialvikars, der Beiſitzer des 
Landesfonfiftoriums und ihrer Erfaßmänner, dann der Landeskirchenmeiſter gejchieht für 
die Dauer von vier Jahren. 

$ 120. Der Sekretär oder Schriftführer der Landeskirche und der Archivar werden 
bleibend angeftellt und erhalten einen feiten Gehalt. 

Der Gehülfe des Archivars wird vorläufig nur zeitweilig gegen eine angemefjene 
Entlohnung für feine Mühewaltung angejtelt. 

$ 121. Zur Beſorgung der Kanzleigeichäfte jollen zwei Kanzelliften angejtellt 
werden. 

Dieje erhalten zwar einen angemefjenen Jahresgehalt, find aber in der Negel nicht 
auf längere Zeit, als auf zwei, höchjtens drei Jahrr anzuftellen. 

Sie müfjen aus den Kandidaten des Pfarr- und Vredigtamtes genommen werden; 
auch ift darauf zu jehen, daß nach Ablauf der feitgejeßten Dienftzeit Kandidaten aus 
den Bereiche eines anderen Bezirkes wechjelnd in Verwendung genommen werden. 

$ 122. Beichlußfähig in allen Angelegenheiten des SKirchenvegimentes iſt Die 
Landesfirchenverfammlung, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend ift. 

$ 123. Dev Borfiger ift perfünlich dafür verantwortlich, daß die Ordnung auf 
recht erhalten, und daß fein Beichluß gefaßt werde, welcher entweder die gejeßlichen Rechte 
und Befugniffe der Landeskirchenverſammlung überjchreiten oder den bejtehenden Gejegen 
widerjtreiten würde. 

In folchen Fällen hat der Vorſitzer das Necht und die Pflicht, die Verhandlung 


des diesbezüglichen Gegenstandes — bis zum nächſten ($S 112) Zufammentritte der 
Landeskirchenverfammlung — einzuftellen; ev hat jedoch die Gründe der Einftellung im 


Protofolle darzulegen. 

Die Verfammlung hat diefem, die weitere Verhandlung einjtellenden, Ausſpruche 
des Vorſitzers unbedingt Folge zu leiſten und zu einem andern Gegenſtande der Berathung 
überzugehen ; es fteht ihr jedoch frei, ihre abweichende Meinung zu Protokoll zu erklären 
und mit der näheren Begründung derſelben jofort einige Mitglieder der Verſammlung 
zu beauftragen. 

8 124. Der Vorfiker handhabt die Gejchäftsordnung und legt dev Landeskirchen— 
verfammlung die Gegenjtände der Berathung vor. 

Ueber jeden bejonderen Gegenftand hat, auf Grund der in dem Landesfonfiftorium 
vorbereiteten Vorlagen, ein Mitglied des Konfiftoriums, und zwar in der Regel das— 
jenige den Vortrag zu führen, welches die Vorlage bearbeitet hat. 

Außerdem können Fragen und Anträge don jedem Mitgliede der Verſammlung 
geftellt werden; es find jedoch die Anträge vor Eröffnung der Verſammlung dem Vor— 
fiter anzumelden und wenn fie fi) auf nachfolgende Gegenftände: 

a. allgemeine, die ganze Landeskirche betreffende Schulz und Kirchenangelegenheiten ; 

b. Unterjtügung von Studirenden, welche auf einer Hochjchule zum Dienjte für 

Schule und Kirche ſich ausbilden; 
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c. Umlage auf die Glaubensgenofjen der Landeskirche ; 

d. Wahrung der Freiheit und Rechte der Kirche; 

e. Einführung neuer Gejeße und Vorſchriften für die ganze Landeskirche; 

f. Umgejtaltung der bejtehenden oder Bildung neuer Kicchenbezirke, oder ſonſt auf 
wichtige, einer gründlichen Bearbeitung und Vorbereitung bedürftige Gegenjtände 
beziehen, jo ift darüber nicht jogleich zur Schlußfaffung zu jchreiten, ſondern der 
Antrag dem Landesfonfiftorium zur Vorbereitung für eine jpätere Sitzung, oder 
für die nächjte ($ 112) Landeskfirchenverjammlung zuzumeijen. 

Jedes Mitglied, welches einen Antrag diefer Art jtellt, muß demjelben eine aus— 

führende Begründung beifügen. 

$ 125. Alle Mitglieder der Verſammlung find in gleichem Grade zum Sprechen 
berechtiget, jtimmen aber bloß nach ihrer inneren Meberzeugung, und e3 darf ich fein 
Abgeordneter auf eine von jeinen Sendern ihm vorgejchriebene Weiſung berufen. 

$ 126. Ueber alle Fragen wird mit Ja oder Nein abgejtimmt und der Beſchluß 
nach abjoluter Mehrheit gefaßt. 

Individuelle Abſtimmung muß ftattfinden, wenn ſie von fünf Mitgliedern 
verlangt oder von dem Vorſitzer zur jicheren Erprobung der Mehrheit für nothwendig 
erachtet wird. 

Kein Mitglied darf ſich der Abſtimmung enthalten. 

Bei Stimmengleichheit wird noch einmal abgeftimmt. Ergiebt auch die zweite 
Abſtimmung nicht Stimmenmehrheit, jo entjcheidet die Schiedsjtimme des Borfigers ). 

$ 127. Ueber jede Situng der Landeskirchenverfammlung wird ein genaues 
Protokoll nebit Beilagenheft geführt. 

Das Protokoll hat zu enthalten: 

a. alle jehriftlichen Vorlagen im gedrängten Auszuge ; 

b. alle Anträge nebjt ihrer Begründung ; 

e. die Fragen, über welche abgejtimmt wird ; 

d, in Fällen individueller Abſtimmung die namentliche Aufführung aller ſtimmen— 
den Mitglieder nebſt der Angabe, ob fie mit Ja oder Nein gejtimmt haben; 

e. den Beichluß nebſt den dafür geltend gemachten, in wejentlicher Ausführlichkeit 
zu entiwidelnden Gründen. 

VBerwahrungen und Sondermeinungen müſſen gleich nach Verkündigung des 
Beichluffes angezeigt und ſogleich oder in der nächſten Sitzung eingereicht werden ; doc 
werden fie lediglich dem Protokolle einverleibt und es fann ihnen feine weitere Folge 
gegeben werden. 

Das Beilagenheft hat mit fteter Beziehung auf das Protofoll und in derjelben 
Reihenfolge alle Schriftitüce in Urſchrift oder in volljtändiger, dem Originale gleich 
lautender Abjchrift zu enthalten. 

$ 128. Am Ende der Schlubfitung wird jowohl das Protofoll, al3 auch das 
Beilagenheft bejtätigt, von dem VBorfiger, dem Kurator der Landeskirche oder einem andern 
Mitgliede der Verfammlung und dem Schriftführer unterfertiget und durch Beidrüdung 
des Siegels der Landeskirche beglaubigt. 

$ 129. Die Verhandlungen der Landesfirchenverfammlung in Angelegenheit des 
oberjten Kirchenregimentes jollen allen Bezirfsgemeinden, Pfarrern und Presbyterien, aber 
immer nur in vollftändigen Gremplaren ſowohl des Protokolls, als auch des Beilagen- 
heftes mitgetheilt werden. 

1) Die Beſtimmungen diejes Paragraphen find | ergänzt und abgeändert worden; ſiehe hierüber 
durch cit. Gejeh von 1870 Punkt IL theilweije | die Anmerfung zu S 31. 
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Ss 130. Die Sißungen der Landeskirchenverſammlung find für die Mitglieder 
der evangelijchen Kirche aller Bekenntniſſe öffentlich. 

Geheime Berathung hat jedoch ftattzufinden, wenn ein Antrag darauf von wenig: 
ſtens fünf jtimmberechtigten Mitgliedern der Verſammlung bei dem Vorſitzer ſchriftlich 
eingebracht und von der abjoluten Mehrheit in geheimer Abſtimmung genehmigt wird. 

Die Namen der Antragsteller bleiben geheim. 

Die Zuhörer nehmen die Pläße in einem von den ftimmberechtigten Mitgliedern 
abgejonderten Raume des Sitzungsſaales ein, und haben fich jeder Neuerung und jedes 
Zeichens des Beifalles oder des Mipfallens zu enthalten. Im entgegengefegten Falle 
gehört es zur ausjchlieglichen Befugniß, zugleich aber auch zur unerläßlichen Verpflichtung 
des Vorſitzers, die Zuhörer aus dieſer Situng entfernen zu laſſen. 

$ 131. Die Mitglieder der Landesficchenverfammlung, welche nicht in Hermanns 
ſtadt oder der nächſten Umgebung wohnhaft find, erhalten aus den Mitteln der Landes= 
fire eine angemejjene Vergütung ihrer Reiſe- und Aufenthaltskoften. 


Il. Die Landeskirchenverfammlung als Organ der Gefehgebung. 
$ 132. Zum Wirkungskreife dev Landesfirchenverfammlung als Organ der Gejeß- 
gebung gehört: 
1. die kirchliche Geſetzgebung; 
2, die Entjeheidung über Fragen der Kirchenlehre, des Nitus, der Liturgie, der 
Agende und die Beitimmung der eittage ; 
. die Ordnung und Fortbildung der Kirchenverfaffung durch organische Gejeße ; 
4. Bitten und Borftellungen über Angelegenheiten, welche die öffentliche Stellung 
der evangeliſchen Landeskirche im Staate berühren. 

8 133. Die Zufammenjegung der Landesfirchenverfammlung bleibt in beiden 
Fällen ihres Wirkungskreiſes diejelbe. 

$ 134, Menn die Landesfirchenverfammlung als gejeßgebender Körper vers 
jammelt ift, kann diefelbe fich nicht zugleich auch mit Angelegenheiten des Kirchenregimentes 
beichäftigen. 

$S 135. Sobald die neue Kirchenordnung endgültig feitgejtelt ift und die drin— 
gendften damit im Zufammenhange ftehenden Fragen der Gejehgebung gelöjt find, wird 
die Landesfirchenverfammlung als gejeßgebender Körper Fünftighin nur in längeren 
Zwijchenräumen von mindeitens vier und längjtens ſechs Jahren zufammentreten. 

136. Sit die Landeskirchenverſammlung in Angelegenheiten dev Gejeßgebung 
und der dahin gehörigen Fragen einberufen worden, was in dem Einberufungsjchreiben 
ausdrücklich zu bezeichnen ift, jo werden, gleich nach der Eröffuung der VBerfammlung, 
zur Berichterftattung über die Vorlagen begutachtende Ausſchüſſe mit Stimmenmehrheit 
aus den Mitgliedern der Verſammlung gewählt. 

$ 137. Außer den Vorlagen des Landeskonſiſtoriums iſt nur ein jolcher Antrag, 
welcher don mindejtens zehn Miegliedern der Landeskirchenverfammlung unterfertigt 
eingebracht wird, zur Berichterjtattung und Verhandlung geeignet. 

Seder Antrag, welcher zehn Unterfchriften zählt, iſt dem Vorſitzer nebjt einer 
erichöpfenden Begründung der Sache chriftlich zu überreichen und muß von diefem an 
den betreffenden Ausihuß zur Beleuchtung, Begutachtung und Berichterftattung ohne den 
mindeften Verzug verwiejen werden. 

8 138. Ueber die Verhandlung und Abſtimmung gelten folgende Regeln: 

1. zu jeder rechtsgültigen Verhandlung, Abjtimmung und Beichlußfaffung iſt Die 
Gegenwart don wenigſtens zwei Drittheilen aller Peitglieder der Berfammlung 
wejentlich nothwendig; 


cs 
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2. mit der Verlefung des Antrages oder der jchriftlichen Vorlage ift der Anfang 
zu machen; unmittelbar darauf folgt die Verlefung des Ausſchußberichtes, worauf 
der Vorſitzer die Berathung beginnen läßt; 

3, jedes Mitglied kann nur zweimal über denjelden Gegenjtand jprechen,, dem 
Berichterftatter des betreffenden Ausjchuffes gebührt das Schlußwort ; 

4. hierauf nimmt der Vorfißer die ganze Verhandlung in gedrängtem VBortrage auf 
und stellt die Fragen, deren Abjtimmung den Gegenjtand entjcheidet, in jolcher 
Fafjung auf, daß mit Ja oder mit Nein geantwortet werden kann; 

5, die Beichlüffe werden durch abjolute Mehrheit der Stimmenden gefaßt; fein 

ftimmberechtigter Anwejender kann ſich der Abjtimmung, welche nur über bejon- 

deren Beſchluß geheim jtattfinden darf, enthalten; individuelle Abftimmung, zu 
welcher die Mitglieder in alphabetiicher Neihenfolge aufgerufen werden, muß 
ſtattfinden, 
a, wenn fie von fünf Mitgliedern verlangt wird; 
b. wenn fie vom Borfißer zur ficheren Erprobung der Mehrheit für nothwendig 
erachtet wird; 
e. wenn es fih um die Schlußabitimmung, nämlich um die Annahme oder 
Anlehnung einer Vorlage oder eines Antrages im Ganzen handelt; 

bei Stimmengleihheit über eine Einzelfrage ift diefelbe als verneint zu betrachten ; 

bei Stimmengleichheit in der Schlußabftimmung hat der Gegenjtand auf ſich 

zu beruhen, und wird die Verhandlung desjelben bis zum Zufammentritte der 
nächften Landeskirchenverſammlung vertagt ; 

. das Ergebniß der Abjtimmung verfündet der Borfiker als Beſchluß der geſetz— 

gebenden Landesfirchenverfammlung ; 

8. VBerwahrungen und Sondermeinungen müſſen gleich nach Berfündigung des 
Beſchluſſes angezeigt und jogleich oder in der nächſten Sitzung eingereicht werden; 
doch werden fie lediglich dem Protofolle einverleibt und es kann ihnen feine 
weitere Folge gegeben werden‘). 

$ 139. Ueber die Berhandlungen der Landeskirchenverfammlung als gejeßgebenden 

„ Körpers wird ein abgefondertes Protokoll nebjt Beilagenheft nach den Beſtimmungen des 
$ 127 geführt ?). 

8 142°). Sowohl die Protofolle und Beilagendhefte, al3 auch alle anderen Aus— 
fertigungen der Landesfirchenverfammlung werden von dem Vorſitzer und dem Schrift 
führer durch eigenhändige Namensunterfertigung beglaubigt. 

S 143. Die Brotefolle und Beilagenhefte jollen, in ſoweit nicht in einzelnen 
Fällen die Landesfirchenverfammlung ſelbſt aus befonderen Grimden eine Ausnahme 
bejchließt, allen Bezirksgemeinden, Pfarrern und Presbpterien vollitändig mitgetheilt werben. 


6. 


ge 


a ZT Fur ne el 


—ı 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon dem Landesfonjijtorium. 


$ 145. Neben der von Zeit zu Zeit (8 112) zufammeniretenden Landesfirchen- 

verfammlung bejteht, als jtändiges Organ des oberjten Kirchenregiments, das Konfiftorium 
der Landeskirche. 

S 146. Das Landeskonſiſtorium iſt zugleich die Obergerichtsbehörde in kirchlichen 

1) Siehe cit. Gejeß von 1870 Punkt III 1. | jeß von 1870 Punkt III 3 außer Wirkſamkeit 


2) Siehe ebendaj. Punkt III 2. gejeßt worden. 
3) Die 88 140, 141, 144 find durch cit. Ge— | 
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Angelegenheiten für alle evangeliſchen Glaubensgenofjen Augsburger Belenntnifjes in 

Siebenbürgen )). 

s 147. Mitglieder des Landestonfiftoriums find: 

a. der Superintendent ; 

b. der Kurator der Landeskirche; 

e. der Superintendenttialvifar ; 

d. noch zwei geijtliche und drei weltliche Beiſitzer; 

e, drei geiftliche und drei weltliche Erfagmänner dev Beifiber, welche im Verhinde— 
rungsfalle dev leßteven, oder wenn, bei gerichtlichen Verhandlungen, ein oder der 
andere Beiſitzer durch die Partheien abgelehnt wird, die Stelle der ordentlichen 
Beifiger einnehmen ?) ; 

f, der oder die Landeskirchenmeijter, welche aus der Reihe der Beifiter oder der 
Erſatzmänner zu wählen ſind. 

$ 148. Außer diefen Mitgliedern hat der Sekretär ($ 120) als Schriftführer 
allen Sitzungen jowohl des Landesfonjiftoriums als dev Landestirchenverfammlung mit 
bevathender Stimme beizumohnen, die Protofolle zu führen, und überhaupt die ihm von 
dem Superintendenten oder deſſen Stellvertreter aufgetragenen Gejchäfte, der erhaltenen 
Weiſung gemäß, mit pflichttreuer Gewifjenhaftigfeit zu bejorgen. 

s 149. Die Erjagmänner jind gleich den ordentlichen Beifigern zu allen Sitzungen 
des Landesfonfijtoriums einzuberufen; jie Haben aber bloß eine berathende und nur 
dann, wenn ſie einen ordentlichen Beifiger vertreten, auch eine entjcheidende Stimme?), 

8 150. Den Borji im Landesfonjiftorium führt in der Regel der Superinten- 
dent, in dejjen Verhinderung der Kurator der Landeskirche, und wenn auch diefer ver- 
hindert ſein follte, dev Superintendentialvifar. 

8 151. Das Landeskonſiſtorium verfammelt jich über fchriftliche Einberufung 
des Vorſitzers, wenn Gejchäfte zur Verhandlung vorliegen, regelmäßig Einmal im Nionate 
am Amtsjike des Superintendenten in Hermannftadt, außerordentlich aber, jo oft dringende 
Angelegenheiten eine VBerfammlung deijelben nothiwendig machen. 

Die Gegenjtände der Verhandlung jind den Mitgliedern in dem Einladungs— 
ichreiben befannt zu geben. 

$ 152. Zum Wirkungsfreife und zu den Obliegenheiten des Landeskonfistoriums 
in Angelegenheiten des Kirchenregimentes gehören folgende Gegenstände : 

1. Ausführung der Beſchlüſſe der Landeskirchenverſammlung; 

2. Kundmahung und Durchführung der firchlichen Gejeße und Vorſchriften; 

3. Aufficht über die Thätigfeit und Pflichterfüllung der Organe des Kirchen— 
regimentes in den Gemeinden umd Bezirken im ganzen Umfange der Landes- 
kirche; 

4. Kenntnißnahme von dem jeweiligen Stande des Schulweſens nach allen 
Beziehungen, um deſſen gedeihliche Entwicklung im Geiſte wiſſenſchaftlichen 
Fortſchrittes zu fördern, wahrgenommene Gebrechen zu heilen und Mißbräuche 
abzuſtellen 9; 

. Wahrnehmung der Ordnung und der Kirchenzucht durch fleißige Aufſicht auf 
die Thätigkeit und Pflichterfüllung der Pfarrer, Schullehrer, der Beamten und 
Diener der gejammten Landeskirche, wie nicht minder durch Vertretung und 
Inſchutznahme derjelben, wenn fie in den Rechten und Obliegenheiten ihres 
1) Die Obergerichtsbehörde in Ehejadhen tit | 2) Val. Discipl.-Ordn, $ 19. 

nach $ 1 der Beftimmungen über die Organi— 3) Vgl. ebendai. 


fation der Ehegerihte von 1870 das Oberehe— 4) Val. Schul-Ordn. 8 66, 
gericht. 
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Amtsberufes behindert oder in dem Genufje ihrer rechtmäßigen Bezüge verkürzt 
werden jollten ; 

6. Aufficht über die Tirchlichen Vereine, welche, da fie den Zwecken der Kirche 
dienen, nur mit Zuftimmung der firchenregimentlichen Organe und Genehmigung 
de3 Landesfonfiftoriums gegründet werden können; 

7. Vermittlung von Unterftügungsteiträgen und milden Gaben für Kirche und 
Schule aus den deutjchen Bundesitaaten und dem Auslande. 

Selbſtverſtändlich gehört hieher auch die Vermittlung des der evangeliſchen 
Landeskirche in Siebenbürgen unbenommenen Zujfammenhanges und Verkehrs 
mit der evangelifchen Kirche und den Firchlichen Vereinen in den deutjchen 
Bımdesftaaten und im Auslande überhaupt. 

8. Leitung und Meberwachung des Bildungsganges der Kandidaten für den Dienft 
in Kirche und Schule. 

Um diefe Leitung und Ueberwachung mit der neuen Studieneinrichtung an 
den Gymnaſien in Einklang zu bringen, wird beftimmt, daß: 

a. die Maturitätszeugniffe jener Gymnaſialſchüler, welche zum Zwecke ihrer 
Ausbildung für den Schul: und Kirchendienft deutjche Univerfitäten befuchen, 
von dem betreffenden Bezirkskonſiſtorium') vidirt und von dem Landes— 
fonfiftorium beftätiget werden müſſen. Diefe Betätigung bejteht lediglich 
in der auf das Zeugniß gejchriebenen Erklärung, daß dem Vorzeiger des— 
ſelben vom Landeskonfiltorium die Berechtigung zum Beiuche der philoſophi— 
ſchen oder evangeliſch-theologiſchen Fakultät an einer deutſchen Univerfität 
im Zwede feiner Ausbildung für den Schul und Kirchendienſt ertheilt 
werde; 

b. daß es dem Landesfonfiftorium, nach Anhörung der Landeskirchenverſamm— 
fung und auch vorläufig bis zu deren weiteren Befchlüffen, frei jtehe, in 
Beziehung auf jene Schüler, deren Maturitätszengniffe der kirchlichen 
Beftätigung bedürfen, über das von der Staatsregierung geforderte Bildungs— 
maß hinaus weitere Anforderungen zu jtellen und jene Fächer zu bejtimmen, 
deren mit Erfolg beendigtes Studium für die Schüler der erwähnten Kategorie 
die Berechtigung zum Beſuche einer Univerfität begründet ?); 

c. daß alle Kandidaten nach ihrer Rückkehr von den Hochichulen fich bei dem 
Bezirksdechanten melden, und binnen Monatsfriit dem Bezirkskonſiſtorium 
in lateinischer Sprache, unter Angabe der Hauptmomente ihres Lebens, 
eine einläßliche Darftellung ihres Studienganges (eurrieulum vitae) unter: 
(egen müfjen, welche an das Landestonfiftorium zur weiteren Amtshandlung 
einzufenden ift?); 


1) Als das „betreffende Bezirkskonſiſtorium“ 
tft nach wiederholten Entſcheidungen des Landes— 
fonfiftoriums „bis auf Weiteres? dasjenige zu 
betrachten, unter deifen Aufficht das Gymnaſium 
jteht, an welchem der Abiturient die Maturitäts— 
prüfung beitanden hat. 

2) Nah ältern Vorſchriften iſt für ſolche 
Schüler das Studium der hebräiſchen Sprache 
obligat und es hat ſich die Maturitätsprüfung 
derſelben auch auf dieſes Fach zu erſtrecken; 
vgl. $ 179 a. 

3) Nach dem an alle Bezirisfonfiitorien er: 
gangenen Rundſchreiben des Landeskonſiſtoriums 
v. 18. November 1370 (Jahrb. 1, ©. 36) hat jeder 
Kandidat innerhalb der bezeichneten Friſt nebſt 


dem currieulum vitae auch) jein Maturitäts— 
zeugniß und die Abgangszeugnifje von den be= 
juchten Hochſchulen dem Bezirksfonfiftorium zu 
unterlegen; alle diefe Schriftftüce find jofort an 
das Landesfonfiftorium einzufenden, das ſodann 
entweder den Studiengang des Kandidaten ein= 
fach zur Kenntniß nehmen, oder, falls derjelbe 
fih als ungenügend herausjtellen jollte, das Er— 
forderliche verfügen, in beiden Fällen aber dem 
Kandidaten die entiprechende Mittheilung durch 
das Bezirksfonfiftorium zugehen laſſen wird; 
Kandidaten, die diefer Forderung nicht Genüge 
geleistet Haben, werden fünftighin im Sinne von 
$ 180 zur Prüfung nicht zugelaſſen werden. 
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d. daß endlich Kandidaten, welche diefen umd den im achten Abſchnitte diefer 
Beltimmungen näher bezeichneten Verpflichtungen nicht nachkommen, auf 
eine Anftellung in jenen Dienften der Schule und Kirche, welche afademifch 
gebildeten Männern vorbehalten find, nicht rechnen können und nicht ange: 
jtellt werden dürfen. 

I. Einwirkung auf die Errichtung von theologiſchen Bezirksbibliothefen, Kenntniß— 
nahme von dem Stande, der Vermehrung und Benüßung derſelben )). 

Ueber Vorſchlag des Bezirkskonſiſtoriums hat das Landeskonfiftorium das 
bejondere Ausmaß feitzuftellen, nach welchem die Pfarrer, Pfarrgehülfen und 
Lehrer an den Gymnaſien, Seminarien, Real und Volksſchulen verhältnißmäßig 
ihre Beiträge, welche jedoch nicht zwangsweife einzutreiben find, zum Zwecke der 
Einrichtung und Erhaltung der Bezirksbibliothek zu Leisten haben. 

Auch wird bejtimmt, daß von allen Schriften, welche 

a. ein evangelifches Gymnaſium am Schluffe des Jahres (Programme) oder 
überhaupt bei einem anderen Anlaffe, 

b. eine Gemeinde bei bejonderen Gelegenheiten Aufrufe, Jahresberichte und 
dergl.) oder 

c. das Landeskonſiſtorium, 
in Druck legen läßt, jeder Bezivksbibliothet je Ein Exemplar im Wege der 
Kirchenbehörden zugejtellt und unentgeltlich überlaffen werden joll; 

10, Einleitung der Verhandlungen zur Begründung einer allgemeinen Penfions- und 
Berforgungsanftalt für den Umfang der Landeskirche?) oder falls dies noch 
nicht ausführbar erjcheint, vorläufig zur Errichtung von Penfionsfonden der 
einzelnen Bezirfsgemeinden, jo daß jeder Kirchenbezirk feinen eigenen für Die 
Wittwen und Waiſen 

a. der Pfarrer, 

b. der Pfarrgehülfen, 

c, der Lehrer an den Gymnaſien und Seminarien, 

d. der Lehrer an den Real- und Volksſchulen, 
gemeinjchaftlichen Penſionsfond erhalte. 

Es gehört, jobald die vorbereitenden Verhandlungen gepflogen find, zur Bes 
fugniß der Landesfirchenverfammlung, die jährliche Beitragspflicht für den 
Penfionsfond zu einer unerläßlichen Bedingung des Verbleibens im Schul= oder 
Kirchendienſte und der Anftellung in demſelben zu machen ?). | 

Außer den regelmäßigen Beiträgen der Mitglieder hat in diefe Fonde noch 
das reine Erträgniß jämmtlicher Drudjchriften einzufließen, welche von der 
Landeskirche ausgehen ?). 

11. Sorge für Mittel und Wege zur Grrichtung einer eigenen Druderei für die 
Landeskirche, worüber jchon einer der nächften Landeskirchenverfammlungen unter 
Beobachtung der bejtehenden Gejege eine den Zweck fürdernde Vorlage zu 
machen ift. 

Das Recht, diefe gegenwärtige Verordnung, jowie überhaupt alle die Kirche 
betreffenden Gefege und Aftenjtüde im Ganzen oder in einzelnen Theilen abge- 
jondert in Druck zu legen, ſteht der Landeskirche ausſchließlich zu. Nicht minder 


1) Vollzogen auf Grund de3 Rundichreibens | 3) Bollzogen dur Saßungen der allgemeinen 
des Landeskonfiftoriums dom 6. Mai 1864 | Penfionsanftalt der Landesfirhe von 1870. 
3. 374/1864. 88 3 bis 7. 

2) Vgl. Anmerkung zu $ 78. 4) Bol. ebendaf. $ 33. 

Friedberg, Berfaffungsgefege. Dejterreih und Siebenbürgen. 70 


1106 


128 


13. 


14, 
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16. 


17; 


18, 
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hat die Landeskirche das landesgeſetzlich begründete Recht, die ſymboliſchen Bücher 
und Bekenntnißſchriften, ſowie alle zum ottesdienjte in der Kirche und zum 
Peligionsunterrichte der Jugend Firchenordnungsmähig vorgeſchriebenen Bücher 
im Drucke herauszugeben. 
Prüfung und Genehmigung aller in den Schulen der evangelijchen Landeskirche 
zu gebrauchenden Bücher ; 
Berathung über die zweckmäßigſten Mittel zur Heritellung und Verbreitung guter 
Volksſchulbücher, unter Beobachtung der bejtehenden Geſetze; 
Prüfung und Betätigung der Wahl der Volksſchullehrer 9; 
Kenntnißnahme und Genehmigung aller Anftellungen von Lehrern an evangelifchen 
Gymnafien und Seminarien ; 
Prüfung der Rechnungen der Landesfirchenmeifter und Vorlage des Rechenjchafts- 
herichtes über die Verwaltung und Verwendung der Fonde der Landeskirche an 
die Landesfirchenverjammlung. 
Die Rechnungsausweiſe find im Wege der Bezirksfonfijtorien jämmtlichen 
Presbyterien mitzutheilen; 
Amtshandlung in allen bejonderen, in der Reihe der gegenwärtigen Bejtim- 
mungen bezeichneten, dem Wirkungskreife des Landeskonſiſtoriums zugewiejenen 
Fällen; 
Vorbereitung und Bearbeitung der Vorlagen für die Landeskirchenverſammlung. 
Zu dieſem Zwecke kann das Landeskonſiſtorium in allen wichtigeren oder auch 
ſolchen Fragen, welche zu ihrer gründlichen Bearbeitung tiefere Sachkenntniß 
oder größere Mühe und einen längeren Zeitaufwand erheiſchen, die Gutachten 
von berathenden Fachkommiſſionen oder einzelnen Gliedern der Kirche einholen, 
wie denn überhaupt das Landeskonſiſtorium dafür zu ſorgen hat, daß jeder 
wichtigere von der Landeskirchenverſammlung zu verhandelnde Gegenſtand der— 
ſelben mit allen eine gründliche Beurtheilung bedingenden und die Schluß— 
faſſung weſentlich erleichternden Behelfen, gehörig vorbereitet, unterbreitet werde. 
Wenn Vorlagen vorbereitet werden, welche die Feſtſtellung organiſcher Geſetze 
in Angelegenheiten der Kirche oder Schule zum Gegenſtande haben, hat das 
Landeskonſiſtorium den Entwurf ſolcher Geſetze, bevor dieſelben zur Schluß— 
berathung vor die Landeskirchenverſammlung gelangen, den Bezirkskonſiſtorien 
und auch den einzelnen Pfarrgemeinden ($ 10) zu dem Zwecke mitzutheilen, 
damit die Presbpterien und Bezirksverfammlungen ihre Bee und Gut— 
achten darüber abgeben ?). 


8 1539). Als kirchliches Obergericht hat das Landestonfiftorium zu erkennen 


und zu entjcheiden : 


ie 


2, 
3. 


in zweiter und dritter Inſtanz: in allen im Wege der Berufung oder Beſchwerde— 
führung an das Obergericht gelangenden Fällen; ferner in erſter Inſtanz: 

in Disciplinarfällen gegen Bezirksdechanten; 

über Klagen der Bezirkskonſiſtorien gegen die Bezirkskirchenmeiſter und andere 


1) Bgl. Schul-Ordn. $ 42, ferner die Vor: | Bürgerjchulen, verlautbart mit Landeskonſiſtorial⸗ 
ſchrift über die Anftellung der Volksſchullehrer Ba vom 4. Oktober 1877, (ebendaj. ©. 359). 
v. 23. November 1870 (Jahrb. 2, ©. 53) und den 2) Bezügli der dem Sandeskonfiftorium in 
Beihluß der IX. Landesfirhenverfammlung, Eheſachen zuitehenden a, fiehe die 
betreffend die proviſoriſche Einführung der Eheordnung von 1870 88 14, 18. 
Hülfslehrerprüfung für Volksſchulen, verlautbart 3) Die Beſtimmungen — nachfolgenden 
mit Landeskonſiſtorialerlaß vom 4. Oktober 88 153 bis 159 find durch die Discipl.-Ordn. 


1877, 


(ebenda. 1, ©. 357,) dann die Beſtim- | theil3 vervollitändigt, theil3 abgeändert, zum 


mungen über die jtädtifchen Elementar: und | größtenTheilaberaugerWirffamkeitgefeßt worden. 


= 
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Beamte der Kirche wegen vorjchriftswidriger Verwaltung der ihrer Bejorgung 
andertrauten Fonde und Stiftungen, wenn es um Leiftung eines Schadenerjahes 
fih handelt; 
4. über Klagen von Bezirfsverfammlungen gegen den jeweiligen Borfiker. 
8 154. So oft eine Unterfuchung einzuleiten ift, ernennt das Landeskonſiſto— 
rium eine Kommiffion, welche unverzüglich die Unterfuchung ohne die mindejte Partei= 
lichkeit zu vollführen und ein genaues Protokoll darüber dem Konfiftorium zu unter 
legen hat. 

Zum Unterfuhungstommiffär kann Niemand ernannt werden, der bereit3 in der— 
jelben Angelegenheit richterliche Amtshandlungen ausgeübt hat. 

Sn einem abgejonderten Berichte hat die Unterfuchungsfommiffion ihr begründetes 
Gutachten gleichzeitig dem Landeskonſiſtorium einzufenden. 

8 155. Wer in derfelben Angelegenheit bereits in der untern Inſtanz als Richter 
thätig gewefen ift, kann im der obern Inſtanz zur Ausübung des Richteramtes nicht 
zugelafjen werden. 

$ 156. Um ein rechtsgültiges Urtheil zu fällen, müfjen, außer dem Borfiber, 
noch wenigſtens ſechs ftimmberechtigte Mitglieder ($ 147) ‚bei der Verhandlung ans 
wejend fein. 

Die Abjtimmung ist laut und abjolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit entjeheidet die Stimme des Vorſitzers. 

$ 157. Für den Vollzug der von dem Landeskonſiſtorium in Angelegenheiten 
des Kirchenreaiments (8 152) gefaßten Befchlüffe, jowie der innerhalb der Schranken 
jeiner Kompetenz ($ 153) gefällten gerichtlichen Entjheidungen und Urtheile ſorgt der 
Superintendent oder der Kurator der Landeskirche, und nım wenn beide verhindert find, 
der Superintendentialvifar. 

Die Urtheile müſſen aber, bei ſonſtiger Nichtigkeit, die Entjcheidungsgründe in 
angemefjener Ausführlichteit enthalten. 

Das Gerichtsverfahren wird durch eine im Firchenrechtlichen Wege möglichjt bald 
zu erlaffende Disciplinarordnung geregelt. 

$ 158. Die Gerichtstaren und Ordnungsftrafen haben in die Landeskirchenfafje 
einzufließen. 

$ 159. Weber die gerichtlichen Verhandlungen wird ein abgejondertes Protokoll 
geführt, in welches alle derartigen VBerhandlungsgegenftände in gedrängtem Auszuge, 
die Enticheidungen und Wrtheile dagegen nebjt ihrer Begründung wörtlich einzu— 
tragen find. 

Das Protokoll ift geheim zu halten und Tedigli im Archive der Landeskirche 
aufzubewahren. 

g 160. Meber die nicht gerichtlichen Verhandlungen wird ein gleichfalls abge— 
ſondertes Protofoll geführt, welches die Verhandlungsgegenſtände nebſt ihrer Erledigung 
in einer ein Hares Urtheil ermöglichenden Ausführlichfeit zu enthalten hat. 

Diefes Protofoll des Landeskonſiſtoriums kann von den Mitgliedern der Landes- 
firchenverfammlung eingejehen werden. 

8 161. Die nicht in Hermannftadt oder der nächjten Umgebung mohnenden 
Mitglieder des Landeskonfiftoriums erhalten aus den Mitteln der Landeskirche eine 
mäßige Entjehädigung für ihre Reiſe- und Aufenthaltstoften. 
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Bon der Wahl der Bezirksdehanten und der Bezirfsjenioren, ihren 


mo» 


Rechten und Pflichten. 


g 162. Das Amt des Bezirfsdechanten wird erledigt: 
. mit Ablauf der Amtsdauer; 
, wenn der Bezirksdechant fein Amt freiwillig niederlegt; 
,‚ wenn er das Amt durch Entjeßung (S 153, $ 157) verliert; 
‚im Falle derjelbe zu einer in dem Sprengel eines andern Bezirkes liegenden 
Pfarre berufen wird; 
. wenn er mit Tod abgeht. 
$ 163. Der Bezirksdechant wird von der Bezirkskirchenverſammlung gewählt. 
Die bevorftehende Wahl ift in dem Einberufungschreiben den Presbyterien befannt 
zu geben. 
In der Verfammlung, in welcher der Bezirksdechant gewählt wird, hat jedesmal 


der Bezirksfurator den Borfiß zu führen. 


Bei der Wahl ift auf rüftige, durch einen mufterhaft chriftlichen Lebenswandel 


und durch Gelehrſamkeit ausgezeichnete Pfarrer des Bezirksſprengels das Augenmerk 


zu richten. 
8 154. Ueber die Rechte und Pflichten des Bezirksdechanten haben folgende 


Beltimmungen zu gelten : 
1. In feiner Eingenſchaft als Pfarrer hat der Bezirksdechant alle jene Rechte und 


Pflichten, welche dem Gejeße zufolge allen übrigen Pfarrern zufommen und obliegen. 


2. In feinem Amtsberufe als Bezirksdechant hat derſelbe: 


a. den Vollzug der höheren kirchlichen Verordnungen, welche den Presbyterien 


immer vollftändig mitzutheilen find, zu bewirken und die Pfarrgemeinden, 
Prarrgehülfen und Pfarrer, wie auch die Schulfehrer und Kandidaten des 
Schul: und Kirchendienftes im Umfange des Bezirkes nach allen Beziehungen 
des Kirchenregimentes zu überwachen, daher die Pfarrer, auch außer den 
regelmäßigen Berichten, jo oft es der Bezirfsdechant verlangen wird, ihm 
binnen der bejtimmten Frift die verlangten Auskünfte zu geben und Bericht 
zu erjtatten haben ; 


‚ im Verlaufe der vier Jahre feiner Amtsverwaltung alle Pfarrgemeinden, 


Filialen und Volksſchulen jeines Sprengel zu vifitiven, den Befund zu 
Protokoll zu nehmen und jedes Bifitationsprotofoll dem Superintendenten 
zur Vorlage an das Landeskonſiſtorium einzujenden. 

Die Bifitation kann der Bezirksdechant im Delegationswege auch an den 
Kapitelsdechanten übertragen, welcher in ſolchem alle das Viſitations— 
protofoll an das Bezirksfonfistorium einzufenden hat. 

Für die Mühe der Kirchenvifitation erhält der Bezirksdechant feine Ver— 
gütung, jondern bloß Vorſpann und Verpflegung. 

Den Bezirksdechanten hat bei der Kirchenvifitation der Bezirksfurator 
oder ein anderes weltliches Mitglied des Bezirkskonſiſtoriums zu begleiten ; 


. endlich hat der Bezirkfsdechant alle jene Obliegenheiten zu erfüllen und alle 


jene Rechte auszuüben, welche in der Neihe der gegenwärtigen Beſtim— 
mungen dem Amte des Bezirksdechanten auferlegt oder zugejchrieben werden '). 


1) Nach $ 3 der Beſtimmungen über die | über fein Verhältniß zu den Lehrerverſammlungen 
Organijation der Ehegerichte von 1870 ijt der fiehe Schul-Ordn. $ 64. 
Bezirfsdehant Vorſitzer des Bezirkschegerichtes; 
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$ 165. In jedem Kirchenbezirke ift ein Bezirksjenior aus der Reihe der Pfarrer 
in derjelben Weile, wie der Bezirksdechant, von der Bezirfsverfammlung frei zu wählen. 

Der Senior hat den Bezirksdechanten, wenn dejfen Amt erledigt oder derjelbe 
verhindert ift, in allen dem Bezirksdechanten zugewiejenen geistlichen Amtshandlungen 
zu vertreten. 

$ 166. Die Wahl des Bezirksdechanten, wie auch des Senior, ift dem Super- 
intendenten und dem Landesfonfijtorium jedesmal zur Kenntnignahme anzuzeigen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Bon der Wahl des Superintendenten und des Superintendential 
vikars, ihren Rechten und Pflichten. 


$ 167. Für die Wahl des Superintendenten haben folgende Bejtimmungen zu 

gelten: 

1. Sobald da3 Amt des Superintendenten durch Freiwillige Niederlegung oder durch 
Tod in Erledigung gefommen it, hat das Landeskonfiftorium diefes jämmtlichen 
Gemeinden der Landeskirche, im Wege der Bezirksfonfiftorien, befannt zu geben 
und die Presbyterien aller Pfarrgemeinden aufzufordern, bis zu einer bejtimmten 
Friſt, welche in feinem Falle überjehritten werden darf, einen Wahlvorjchlag 
abzugeben. 

Gleichzeitig ift die Einberufung der Bezirksverfammlungen anzuordnen und 
der Tag zu bejtimmen, an welchem die Landesfirchenverfanmlung zur Wahl des 
Superintendenten zufammentreten wird. 

2. Das Presbyterium einer jeden Pfarrgemeinde verfammelt fich, wenn nur möglich, 
vollzählig an einem Sonntage nach beendigtem Gottesdienste, in der Regel in 
der Kiche, wo der Pfarrer eine der Wichtigkeit des Gegenjtandes angemejjene 
Anſprache hält, nach welcher das Presbyterium mitteljt geheimer Abſtimmung 
dur abſolute Stimmenmehrheit drei, durch ihren vorleuchtenden, mufterhaft 
hriftlichen Lebenswandel, wie durch theologische Gelehrjamfeit ausgezeichnete 
Männer — ohne Nücficht auf den Sprengel und das Kronland, welchem dies 
jelben angehören — zu Kandidaten für das Amt des Superintendenten bejtimmt. 

. Der Schriftführer des Presbyteriums nimmt über die Wahlhandlung ein Protokoll 
auf und macht aus demfelben einen Auszug, welcher die drei Kandidaten mit 
genauer Bezeichnung ihres vollftändigen Namens, Charakters und Amtsortes 
enthält, und von dem Pfarrer, dem Gemeindefurator oder einem Kirchenvater 

und dem Schriftführer zu unterfertigen iſt. 

Der Protofollauszug wird jodann von dem Pfarrer oder Vorſitzer, in Gegen: 
wart des verfammelten Presbpteriums, durch Aufdrüdung des Amtsfiegels wohl 
verfchloffen, auf der Außenſeite mit der Auffchrift: „Von der evangelifchen 
Pfarrgemeinde N. N. Vorſchlag zur Wahl des Superintendenten” verjehen und 
den Adgeordneten zur Bezirksficchenverfammlung übergeben, für deren Beſchickung 
das Presbyterium gleichzeitig Sorge zu tragen hat. 

4. In der Bezirksverſammlung werden die Wahlvorjchläge der Presbpterien dem 
Vorſitzer mwohlverwahrt übergeben, von demjelben jogleich eröffnet, die darin 
enthaltenen Namen laut aufgelefen und verzeichnet. 

Aus allen diefen von den Presbyterien der einzelnen Pfarrgemeinden in Wahl- 
vorschlag gegebenen Männern wählt ſodann die Bezirfsverfammlung in geheimer 
Abſtimmung mit abjoluter Stimmenmehrheit jechs Kandidaten für das Amt des 
Superintendenten, 


> 
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5, Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen und aus demjelben 
ein Auszug verfaßt, welcher 

a. die Namen aller von den Presbyterien de3 Bezirksjprengels in ihren Wahl— 
vorschlägen bezeichneten Männer nebſt Beifügung dev auf jeden Namen 
gefallenen Stimmenzahl; 

b. die Namen der von. der Bezirfsverfammlung gewählten ſechs Kandidaten 
mit Angabe der jedem derſelben zugefallenen Stimmen zu enthalten hat, 
von dem Vorſitzer, dem Bezirkskurator oder Bezirksjenior und dem Schrift 
führer zu unterfertigen, in Gegenwart der Verfammlung durch Aufdrüdung 
de3 Siegel wohl zu verjchließen, auf der Außenfeite mit der Aufſchrift: 
„Bon der Bezirkskirchenverſammlung in... .. Kandidatenlijte zur 
Wahl des Superintendenten“ zu verjehen und fodann den Abgeordneten 
zur Landeskirchenverſammlung zu übergeben ift, welche gleichzeitig gewählt 
werden. 

6. In der Landesfirchenverfammlung werden die Kandidatenliften der einzelnen 
Bezirksgemeinden dem Vorſitzer wohlverwahrt übergeben, von demjelben jogleich 
eröffnet, die darin enthaltenen Namen laut aufgelefen und verzeichnet. 

Aus allen diefen von den Bezirksgemeinden in Vorſchlag gebrachten Kandidaten 
erwählt die Sandeskirchenverfammlung in geheimer Abjtimmung mit abjoluter Stimmen- 
mehrheit den Superintendenten; wobei, zur Wahrung der vollkommenen Parität, eben 
fo viele geiftliche als weltliche Mitglieder der Berfammlung ihre Wahlftimmen abzugeben 
haben. 

Die Wahlhandlung wird in der Kirche, nach vorangegangenem Gebete vorgenommen. 

Die Abftimmung gefehieht durch Stimmzettel, welche auf ein von dem Borfißer 
jedem ftimmberechtigten Mitgliede dargereichtes Blatt in der Kirche gejchrieben werden. 

Erhält bei der erſten Abſtimmung Niemand die abſolute Stimmenmehrheit, jo wird 
unter jenen ſechs Namen, auf welche die meiften oder gleiche Stimmen gefallen find, jo 
lange abgeftimmt, bis ſich für Einen abjolute Stimmenmehrheit ergiebt, welcher ſodann 
al3 gewählter Superintendent der Landeskirche ausgerufen wird. 

Die Wahlhandlung wird mit einem Danfgebet gejchloffen '). 

$ 168. Nach beendigtem Wahlakt hat die Landesfirchenverfammlung unverzüglich 
um die Allferhöchite Beitätigung des neugewählten Superintendenten in Gemäßheit des 
Geſetzes Approb. Constit. P. I. Tit. 1. Artikel IX. anzufuchen. 

Der erwählte Superintendent wird nach Jahrhunderte alter Gepflogenheit und 
Rechtsgewohnheit jogleich herfömmlicherweife eingefegnet und in fein Amt eingejekt. 

8 169. Der neue Superintendent wird im Gegenwart der zu diejer feierlichen 
Handlung eigens einberufenen Landesfirchenverfammlung, nachdem derjelde der Kirche 
den Amtseid und dem Kaifer den Eid der unverbrüdlichiten Unterthanentreue vor dem 
Angefichte des Heren gejchworen ?), in Amt und Würde firchenordnungsmäßig eingeführt ?) 
und wenn dieſes gefchehen tft, in den Kirchen aller Pfarrgemeinden al3 Superintendent 
der ganzen evangelifchen Landeskirche von der Kanzel, unter Abhaltung eines Dankgebetes, 
feierlich ausgerufen. 

$ 170. Bezüglich der Rechte und Pflichten des Superintendenten haben, auch bis 


‚ 1) Ueber die Modalität dev Wahl des Super: | Beilage Nr. 7 unter den Verhandlungen der 
intendenten durch die Landesfirchenverfammlung | IV. Landesfirchenverfammlung. 


fiehe die laut Beilage Nr. 5 zu den Verband: 3) Die Modalität der Einführung des Super: 
(ungen der IV. Landesfirhenverfammlung von | intendenten in Amt und Würde ift aus ben 
diejer gefaßten Beſchlüſſe. Verhandlungen der V. Landeskirchenverſammlung 


2) Die Formeln für beide Eide finden ſich als Seite 11 bis 14 zu erſehen. 
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- zur genaueren Feftitellung des Wirkungskreiſes desjelben durch ein don der Landes⸗ 
kirchenverſammlung ausgehendes Geſetz, folgende Beitimmungen zu gelten: 
1 Der Superintendent hat als Oberhivte der ganzen Landeskirche das Recht, überall 
in allen Kirchen im Umfange derfelben, zu predigen und die heiligen Sakramente 
zu verwalten. 


t9 


a, 


. Sin feinem Amtsberufe als Superintendent hat derjelbe: 


dahin zu wirken, daß die kirchlichen und obrigfeitlichen Anordnungen, welche 
das Landesfonfiftorium den unten Organen des Kivchenregiments immer 
vollitändig mitzutheilen hat, vollzogen werden; 


‚ alle Gemeinden der Landeskirche, die Pfarrer, Pfarrgehülfen, Schullehrer, 


Kandidaten und Kirchendiener in allen Richtungen des Kicchene und Schul 
Dienstes, ſowie des Kirchenregimentes und der Kirchendisciplin zu überwachen, 
daher die Bezirksdechanten, Pfarrer und Schuldireftoren, auch außer den 
regelmäßigen Berichten, jedesmal, jo oft der Superintendent e3 verlangt, 
innerhalb der beftimmten Frift die abgeforderten Auskünfte zu geben und 
Berichte zu erjtatten haben; 


6. im Berlaufe von ſechs Jahren alle Pfarrgemeinden und Schulen der Landes- 


d, 


kirche zu vifitiven und den Befund nebft feinen etwaigen Bemerkungen und 
Verfügungen zu Protokoll zu nehmen und jelbes dem Landeskonſiſtorium zu 
übergeben. Fir die Mühe der Kirchenvifitation gebührt dem Superintendenten 
feine befondere Vergütung, wohl aber ift ihm der Reifevorfpann beizuftellen 
und von den Gemeinden, die er bejucht, für eine anftändige Unterkunft und 
Verpflegung zu jorgen. 

Der Kurator der Landeskirche oder ein anderes weltliches Mitglied 
des Landeskonfiftoriums wird den Superintendenten bei der Kirchenviſitation 
begleiten. 

Die Vornahme dev Kirchenvifitation iſt eine der vorzüglichiten Obliegen- 
heiten des Superintendenten. 

Endlich hat der Superintendent alle jene befonderen Obliegenheiten zu erfüllen 
und alle Amtsrechte auszuüben, welche ihm die Kicchengejege auferlegen und 
zufchreiben '). 


S 171. Der Superintendent hat an feiner Seite einen Superintendentialvifar, 
welcher von der Landesfirchenverfammlung aus der Reihe dev Pfarrer für die Dauer 
von vier Jahren auf diejelde Weife wie der Kurator der Landeskirche (S 117) ges 


wählt wird, 


Das Ergebniß der Wahl ift zur Kenntniß jämmtlicher Presbyterien zu bringen. 

$ 172. Der Superintendentialoifar hat den Superintendenten, wenn deſſen Amt 
erledigt oder er verhindert ift, im allen demfelben zugewiejenen geistlichen Amtshand- 
(ungen zu vertreten). 


1) Nah 8 7 der Beftimmungen über die | Lihen Beichluß der VI. Landesfirchenverjanm: 
Organifation der Ehegerichte von 1870 ift der | Tung insbejondere die Pflicht zugewieſen worden, 
Superintendent Vorſitzer des Oberehegerichtes „in Vertretung des Superintendenten Mittel— 
und nad Schul-Ordu. 8 65 Vorſitzer der allge- ſchulen, Seminare und Volksſchulen und zwar 
meinen Schulkonferenzen. letztere auch in der Abſicht zu viſitiren, um das 

2) Bis zur genaueren Feſtſlellung des Wir: Juslebentreten der Schulordnung fördern und 
fungsfreifes des Superintendentialvifars durch beſchleunigen zu helfen, 
ein Gejeß, ift demjelben durch kirchenregiment— 
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Achter Abſchnitt ). 
Von der Prüfung und Anſtellung der Kandidaten der Theologie und 
des Lehramtes und von der Wahl der Pfarrer. 


$ 173. Die uralte gejeßliche Verbindung zwiſchen Kirche und Schule im Um— 
fange der evangelifchen Landeskirche A. B. in Siebenbürgen wird auch fortan aufrecht 
erhalten. 

In Folge deſſen kann in diefer Kirche, mit Ausnahme der in diefem Abſchnitt 
befonders angeführten Fälle, Niemand zu einem geiftlichen Amte gelangen, der nicht 
zuvor in einem Schulamt gedient hat. 

Ausnahmsweiſe kann, wenn Kandidaten der Theologie mit der gejehlich erforder- 
lichen wiſſenſchaftlichen Befähigung nicht vorhanden find, auch Jemand, der die theo— 
logiſchen Studien nicht betrieben hat, aber dem evangelifchen Glaubensbefenntniffe an- 
gehört, zu einem befondern Fachlehramt an den obern Klafjen der Gymnafien und an 
den Realſchulen berufen werden. 

s 174. Die Studirenden der Theologie haben daher die Aufgabe, ihre Univerfi= 
tätsftudien jo einzurichten, daß fie ſich auch für ein ordentliches Lehramt der Schule 
vorbereiten. 

Indem das Gejeß hiebei von der Beitimmung der zu befuchenden Vorlefungen 
Umgang nimmt, erwartet die Kirche, daß jeder Studivende während feiner Univerfitäts- 
zeit alle ihm dargebotenen Mittel dev Wifjenjchaft mit Ernft und Treue benüße, damit 
er die für feinen Fünftigen Doppelberuf erforderliche Bildung, darunter auch die noth- 
wendige didaftifche und pädagogische Befähigung, in möglichit reichem Maße fich eriwerbe. 

Die wiſſenſchaftliche Befähigung der Kandidaten wird durch eine, für jeden diejer 
beiden Berufskreiſe abzulegende, Prüfung vor dem Landeskonfiftorium, bezüglich vor 
einer durch dasſelbe ernannten Prüfungsfommijfion, ermittelt. 

S 175. Kein einheimifcher, diefer Landeskirche angehöriger, afademifcher Kandidat 
der Theologie Tann als ſolcher in Schule und Kirche eine Anftellung oder Berufung 
erhalten, wenn er diefe Prüfung nicht mit genügendem Erfolg abgelegt hat ?). 

Bei Anftellung und Berufung von Nichteinheimifchen hat das Landeskonſiſtorium 
das Recht, ganz oder theilweife von der Prüfung zu entheben. 


Prüfung der Kandidaten. 


8 176. Zur Prüfung der woiffenfchaftlichen Befähigung der Kandidaten der 
Theologie und des Lehramtes ernennt das Landesfonfiftorium eine Kommiſſion aus 
Männern, welche die weiter unten bezeichneten Prüfungsgegenftände wifjenfchaftlich 
vertreten. 

Jedes Mitglied der Prüfungsfommiffion erhält feinen Auftrag zunächſt auf die 
Dauer von drei Jahren; den Vorſitz in derjelben führt dasjenige Mitglied, welches vom 
Sandestonfiftorium damit beauftragt wird. Den Schriftführer ernennt die Prüfungs- 
kommiſſion. 


1) Dieſer Abſchnitt iſt am 30. November 1862 
in Wirkſamkeit getreten. — Mit Erlaß des 
Landeskonſiſtoriums vom 24. Oktober 1864 
(Jahrb. 1,©. 31) ift den Gymnaftaldireftoren zur 
bejonderen Pfliht gemacht worden, diejenigen 
Gymnaſialſchüler, welche fich den Dienfte der 
Schule und Kirche zu widmen beabfichtigen, 


ſchon am Anfang des letzten Studienjahres am 
Gymnaſium mit dem achten Abjchnitte der Kirchen 
verfaflung, welcher die VBorfehrift über die Prü— 
fung der Kandidaten der Theologie und des 
Lehramtes enthält, befannt zu machen. 

2) Siehe cit. Gejeß von 1870 Punkt IV 1. 


I. Kirchenverfaffung vom Jahre 1861. 
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$ 177. Die Prüfung wird in der Regel im Auguft jeden Jahres am Sitz 
des Landeskonſiſtoriums in Hermannftadt abgehalten. 

Sämmtliche Mitglieder des Landeskonſiſtoriums find berufen, bei derjelben anweſend 
zu fein; ferner ift allen Geiftlichen, allen Mitgliedern von kirchlichen Vertretungen und 
Behörden, dann allen Lehrern, jowie allen Kandidaten der Theologie und des Lehr: 
amtes, welche zur evangeliichen Kirche gehören, der Zutritt geftattet. 
$ 178. Späteſtens zwei Jahre nach dem Abgang von der Univerfität hat jeder 

Kandidat der Theologie und des Lehramtes der Prüfung und zwar, wenn er nicht 
beide zu gleicher Zeit ablegen will, zunächjt der Lehramtsprüfung ($ 181) fich zu unter— 
ziehen und zu diefem Zwecke bis zum 1. November, der dem betreffenden Prüjungstermin 
vorhergeht, in einer, im Wege des Bezirksfonfiftoriums, dem Landeskonfijtorium einzus 
reichenden Eingabe um die Zulaffung zur Prüfung und die Mittheilung der Aufgaben 
zu der häuslichen jchriftlichen Arbeiten anzufuchen, indem er zugleich das Gebiet ($ 182) 
bezeichnet, aus welchem er die Prüfung abzulegen gejonnen ift)). 

$ 179. Beizulegen hat der Kandidat dem Gejuche: 

a. das Zeugniß über die beitandene Maturitätsprüfung und die entiprechende Kenntniß 
der hebräiſchen Sprache mit der, nach 8 152, 8 erforderlichen Bejtätigung des 
Landeskonſiſtoriums; 

b. ein, auch das legale Verhalten beſtätigendes, Abgangszeugniß, daß er mindeſtens 
drei Jahre an einer deutſchen Univerſität, und zwar wenigſtens vier Semeſter 
in der evangeliſch-theologiſchen Fakultät eingeſchrieben, als ordentlicher Hörer 
zugebracht habe; 

dieſe Studienzeit von drei Jahren hat nicht weniger als drei Semeſter an 
einer außeröſterreichiſchen deutſchen Hochſchule zu umfaſſen, von welcher Verpflich— 
tung in beſonders rückſichtswürdigen Fällen das Landeskonſiſtorium zu entheben 
befugt ift?); 

ec. alle Zeugniſſe über die Verwendung feiner Zeit, ſowie über fein Verhalten jeit 
Vollendung feiner Univerfitätsftudien ; 

d. die Probepredigt, die der Kandidat nach vollendeten Univerfitätsftudien in der 
Pfarrkirche des Hauptortes feines zuftändigen Kirchenbezirkes (S 71) Hält, 
welcher Predigt der Pfarrer des Ortes einen beurtheilenden Bericht beizulegen hat; 

e. feinen fchriftlich abgefaßten Lebenslauf, in welchem er die Hauptmomente feines 
äußeren Lebens, den Gang jeiner Bildung, die Richtung, den Umfang und die 
literariſchen Hülfsmittel jeiner bejonderen Fachitudien mit der erforderlichen 
Genauigkeit darzulegen hat. 

$ 180. Die Zulaffung zur angefuchten Prüfung erfolgt, wenn die Studien und 
das Verhalten de3 Kandidaten feine wejentliche Ausftellung treffen kann ?). 

Nach erfolgter Zulaffung übermittelt das Landesfonfiftorium dem Kandidaten, 

die Aufgaben zu den jchriftlichen häuslichen Arbeiten für die Lehramtsprüfung. 


1) Im Sinne der Landestonfistorialverordn. 
v. 30. Oftober 1865 (Jahrb. 1, ©. 37) haben 
alle Kandidaten nach Analogie der Vorſchrift 
in $ 183 Punkt 2 in ihrem Prüfungsgefuche 
einen Zweig ihres Faches namhaft zu machen, 
mit welchem fie fich eingehender beſchäftiget haben. 
Ueberdieß haben die Kandidaten für das Gebiet 
der Naturgeſchichte anzugeben, nach welcher Rich— 
tung hin jie dur) Sammeln thätig find. 

2) Geſuche um Enthebung von diejer Ver— 


pflichtung find nad der Landeskonſiſtorialver— 
ordnung vom 22. Juli 1867 (Yahrb. 1, ©. 34) 
ſpäteſtens im dritten Semefter der Studienzeit, 
bezügli dor gänzlichem Ablauf deijelben zur 
Vorlage zu bringen; fie find mit den Studien: 
zeugnifien des Bittjtellers zu belegen und im 
Wege des Bezirkskonfiitoriums an das Landes- 
fonfijtorium zu leiten. 

3) Vgl. die Anmerkung zu $ 152, Punkt 8, 
litera c. 
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8 181. Die Prüfung zerfällt : 

a. in die Lehramtsprüfung, 

b. in die theologijche ; 

beide umfaffen einen jehriftlichen und einen mündlichen Theil und können auch getvenut 
abgelegt werden, fo jedoch, daß die Lehramtsprüfung vorausgehen muß, welcher längitens 
binnen zwei Sahren die theologifche Prüfung nachzufolgen hat. 

$ 182. Die Lehramtsgegenftände, aus deren je einem der Kandidat der Theo- 
(ogie ſich der Prüfung zu unterziehen hat, zerfallen in folgende Gebiete: 

a. das Gebiet der klaſſiſchen Philologie, d. i. der lateinifchen und griechiichen 
Sprache und Literatur, wobei bezüglich einer diefer Sprachen die Forderungen 
ermäßigt werden dürfen ; 

b. das Gebiet der Gejchichte und Geographie; 

c. das mathematiſch-naturwiſſenſchaftliche Gebiet, d. i. Mathematit und Phyſik, 
oder Naturgeſchichte verbunden mit Mathematik und Phyſik, im welch' letz— 
terem Falle bezüglich der Mathematik und Phyſik die Forderungen ermäßigt 
werden dürfen; 

d. das philoſophiſche Gebiet, doch in Verbindung mit einem Gegenſtand der unter 
a, b, c, e genannten Gebiete, in welch letzterer Beziehung auch ermäßigte 
Forderungen zuläffig jind ; 

e. das Gebiet der deutſchen Sprache, doch in Verbindung mit einem Gegenftand 
der unter a, b, c, d genannten Gebiete, jei e3 auch für diefen Gegenjtand mit 
ermäßigten Forderungen ; 

f. das Gebiet der ungarischen oder romänifchen Sprache in Verbindung mit einem 
Gegenstand der unter a, b, c, e genannten Gebiete, wern auch für diejen 
Gegenstand mit ermäßigten Forderungen. 

Eine Aenderung diefer Gebiete, bezüglich eine andere Verbindung der Wiljen- 
ichaften erfordert in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Landeskonfijtoriums; 
doch kann Geographie und Gefchichte nie don einander getrennt werden und für das 
Beftehen der Prüfung aus der Phyſik ift das gleichzeitige Beſtehen in der Prüfung aus 
der Mathematik erforderlich. 

$ 183. Die Forderungen der Prüfung aus den Lehramtsgegenjtänden insbe 
jondere find: 

1. aus dem Gebiet der Haffischen Philologie: gründliche und fichere Kenntniß der 
Grammatik der betreffenden Sprache, dazu für die lateiniſche Sprache eine, 
durch eine Lateinische ſchriftliche Arbeit zu beweifende, ftiliftifche Korrektheit und 
Gewandtheit im fehriftlichen Ausdruck, ferner Belefenheit in den für die Lektüre 
am Gymnaftium beftimmten klaſſiſchen Werfen ). 

In der griechifhen und römischen Gejchichte ift gründliche Kenntniß, in den 
philofogifchen Disciplinen der Mythologie, der Staat3- und Privatalterthümer, 
der Literaturgeſchichte und der Metrik zwar nicht ein ſyſtematiſch umfaſſendes 
Wiſſen, wohl aber, außer einer überſichtlichen Kenntniß des Weſentlichen und 
entſprechender Bekanntſchaft mit den beſten Hülfsmitteln nach dem jeweiligen 
Stande der Wiſſenſchaft eine ſoweit gediehene Vertrautheit mit denſelben, nament— 
lich mit den Alterthümern, zu fordern, daß zu erwarten ſteht, der Examinand 
werde die Klaſſiker auch in ſachlicher Hinſicht gründlich zu erklären und das 
Einzelne zum Geſammtbild des antiken Lebens zu verbinden im Stande ſein. 


1) Landeskonſiſtorialerlaß v. 4. Novem. 1869 | aus der klaſſiſchen Philologie follen auch ſelbſt— 
(Jahrb. 1, ©. 48): In der mündlichen Prüfung | ftändige Fragen aus der Grammatikgeſtellt werden. 
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2. In der Geſchichte muß der Kandidat eine chronologijch fichere Meberficht über 


die Weltgejhichte und Einficht in den pragmatifchen Zufammenhang der Ent- 
wicklung der Kulturvölfer, dann in Bezug auf irgend ein Hauptjtüc der Gejchichte 
eine, durch eigene jorgfältige Benüßung gewonnene, Vertrautheit mit den beften 
Hülfsmitteln zur Kenntniß derjelben, außerdem aber eine umfafjendere gründliche 
Kenntniß der alten Gejchichte und ſoviel philologifche Bildung beweifen, daß er 
Stellen wenigjtens römischer Gejchichtsichreiber, welche feine befonderen ſprach— 
lichen Schwierigkeiten bieten, richtig zu überfegen wiſſe. 

Sn der Gejchichte und Landeskunde Siebenbürgen, dann in der Gejchichte 
und Landesfunde des öfterreichiichen Kaiſerſtaates im Ganzen ift auf Gründlichkeit 
und Umfang der Kenntniffe und Bekanntſchaft mit den gediegenjten neueren 
Forſchungen ein bejonderes Gewicht zu legen. 

In der Geographie ift eine fichere Heberficht über die gefammte Erde nad 
ihrer natürlichen Beichaffenheit und politichen Abtheilung, eine genauere Kennt— 
niß der europäijchen Länder und eine befondere Befanntjchaft mit der Geographie 
Siebenbürgens und des gefammten öſterreichiſchen Kaiſerſtaates zu zeigen. 


. In der Mathematif wird fichere Kenntnig und Durchübung der gejammten 


Glementarmathematif nach ihrer arithmetijchen und geometrifchen Seite, Geübtheit 
in der analytifchen Geometrie und diejenige Kenntniß der Differential und der 
Elemente der Integralrechnung gefordert, welche die Anwendung dieſer Rech— 
nungen namentlich für die Phyſik zugänglic) macht und für die Glementarmathes 
matif ein eindringendes Verſtändniß eröffnet '). 


. In der Phyſik wird gefordert: fichere Kenntnig der Thatjachen dieſer Wiſſen— 


ihaft mit experimenteller und mathematijcher Begründung, Kenntniß der Haupt— 
punkte der Chemie mit Einficht in die häufigern und verftändlichern unter den 
davon zu machenden technifchen Anwendungen, endlich Bekanntſchaft mit den 
Hauptlehren der Ajtronomie und der mathematischen Geographie. 


. In der Naturgefchichte wird gefordert: Kenntniß jener Naturprodukte, von welchen 


entweder im menjchlichen Leben irgend eine wichtigere Anwendung gemacht wird 
oder welche durch eine befonders merkwürdige Eigenfchaft fi auszeichnen, oder 
endlich in unferer gewöhnlichen Umgebung durch häufiges Vorkommen fich bemerk— 
bar machen. Der Kandidat muß ihm vorgelegte Naturförper diefer Art erkennen 
und zu bejtimmen vernögen. Ferner wird gefordert: gründliche Kenntniß jener 
ältern und neuern naturhiftorifchen Syiteme, welche eine allgemeine Geltung 
gefunden haben; Kenntniß der wichtigsten Thatſachen aus der Anatomie und 
Phyſiologie der Pflanzen und Thiere, namentlich infoferne diefelben ihrer ſyſte— 
matijchen Ordnung zu Grunde liegen; Kenntniß ihrer geographifchen Berbreitung 
und endlich Kenntniß der in der Geologie herrſchenden Anfichten und der dieſen 
Anfichten zu Grunde liegenden Beobachtungen ?). 


. Zür die Prüfung aus der Philofophie ijt eingehende Kenntnig der Haupt— 


werfe irgend eines bedeutenden Philojophen des Altertfums oder der neueren 
Zeit, dann die Kenntniß der Hauptpunkfte aus dev Gejchichte der Philojophie 
zu fordern. 


1) Landestonfistorialerlag vom 4. November 2) Landestonfistorialerlaß vom 4. November 
1869 (Jahrb. 1, ©.48.) Die mündliche Prüfung in | 1869 (Sahrb. 1, 48): In der mündlichen Prüs 
der Mathematik Hat jich auch auf die jphärifche | fung aus der Naturgeſchichte ift durch Vorlegung 
Trigonometrie bejonders in ihrer Anwendung | von Naturförpern auch darauf zu jehen, ob der 
auf die mathematiſche Geographie und auf die | Kandidat eine genügende Anzahl der häufiger 
analytiiche Mechanik zu erſtrecken. vorkommenden Naturalien kennt. 
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Außerdem muß der Kandidat die Befähigung nachweiſen, die weſentlichen 
Punkte der Logik und empirischen Piychologie zum Behufe des Unterrichtes Klar 
und verjtändlich zu entwideln. 

7. Sn der Prüfung aus der deutfchen Sprache ift die grammatijch genaue Kenntniß 
des Neu- und Mittelhochdeutjchen, ſowie eine ſolche Kenntniß der gothijchen und 
althochdeutſchen Laut- und Formenlehre und des gothijchen und althochdeutjchen 
Sprachſchatzes zu fordern, welche zum Verſtändniſſe jener Sprachreſte und der 
hiftorischen Entwidelung der deutjchen Sprache befähigt, verbunden mit der 
Fähigkeit nicht nur die neuhochdeutfche Sprache mündlich und jchriftlich korrekt 
zu gebrauchen, fondern auch die leichter zugänglichen Dichtungen des Mitelalters: 
Nibelungenlied, Gudrun und andere, in der Urſprache mit gründlichem Ver— 
ſtändniß zu leſen. 

Ferner gehört hieher die Kenntniß der deutſchen Literatur und ihrer Geſchichte 
in Verbindung mit der politiſchen und Kulturgeſchichte des deutſchen Volkes. 

Auf die Kenntniß der neuern klaſſiſchen Literatur iſt vorzugsweiſe Gewicht zu 
legen; der Kandidat muß die bedeutendſten Werke derſelben nach Sprache und 
Inhalt zu erklären, ſie äſthetiſch zu zergliedern und den Bildungsgang der her— 
vorragendſten Schriftſteller zu entwickeln im Stande ſein. 

8. Zum Beſtehen in der Prüfung aus der ungariſchen oder romäniſchen Sprache 
iſt die grammatiſch genaue Kenntniß der Sprache, dann Fertigkeit und Korrekt— 
heit im mündlichen und ſchriftlichen Gebrauch derſelben, Kenntniß der älteren 
Zuſtände der Sprache und der wichtigſten älteren Sprachdenkmäler, endlich die 
Kenntniß der Literatur und ihrer Geſchichte in Verbindung mit der politiſchen 
und Kulturgeſchichte des betreffenden Volkes und einer eingehenden Bekanntſchaft 
mit den vorzüglichſten Werken der bedeutendſten Schriftſteller erforderlich. 

$ 184. Die ermäßigten Forderungen ($ 182) verlangen: 

im Gebiete der Haffifchen Philologie: grammatiſche Sicherheit, jedoch mit mindern An— 
ſprüchen an ſtiliſtiſche Fertigkeit und ein geringeres Maß von Kenntniffen 
in den philologifchen Disciplinen ; 

im Gebiete der Gefchichte: ein geringeres Maß der Detailfenntnifje; 

im Gebiete der Mathematif: die Kenntniß der Elementarmathematik; 

in der deutfchen Sprache: grammatifch genaue Kenntnig der Sprache, Fertigkeit und 
Korrektheit im mündlichen und jehriftlichen Gebrauch derjelden und eine aus 
eigener Lectüre gefhöpfte, zu angemeſſener Erklärung befähigende Kenntniß 
gediegener Werke der neuern ſchönen Literatur jeit Klopjtod. 

Im Gebiete der Phyſik ift von der Kenntniß der mathematijch-beweijenden Phyſik ab— 
zufehen, ebenjo von der Ajtronomie und mathematijchen Geographie; 

in dev Naturgeſchichte genügt eine geringere Kenntniß des Details‘). 

$ 185. Die fchriftliche Prüfung aus den Lehramtsgegenjtänden bejteht in ber 
häusfichen Bearbeitung von zwei Aufgaben aus jenem woiljenjchaftlichen Gebiete, aus 
welchem der Kandidat fi der Prüfung unterziehen will, wobei Folgendes zu beob— 
achten iſt: 

1. Für eine diefer Aufgaben ift von dem Landestonfiftorium ein Thema allgemeineren, 
namentlich didactifchen oder pädagogiichen Inhalts zu wählen, deſſen Bearbeitung 
dem Kandidaten Gelegenheit biete, einerfeit3 die erworbene philojophiiche Vor— 

1) Bis zu näherer gejeßficher Feititellung tft | das zu umfaſſen, was für die gedeihliche Be— 
mit Landesfonfiftorialverordn. vom 14. Februar | Handlung desjenigen Gegenftandes, worauf fie 


1867 (Jahrb. 1, ©. 46) beftimmt worden: „Die ſich beziehen, durch das ganze Untergymmafiun 
ermäßigten Forderungen haben mindeftens alles | erforderlich iſt“. 
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bildung zu beurfunden, andererjeitS nachzuweien, daß er das Verhältniß feines 
auserwählten Faches zur Aufgabe der allgemeinen Bildung richtig aufgefaßt und 
über die Behandlung desjelben im Schulunterrichte mit Erfolg nachgedacht habe. 

2. Die andere Aufgabe, die der Kandidat, unter Angabe der ihn dazu beftimmenden 

Gründe, dem Landesfonfiftorium vorjchlagen kann, hat die bejonderen Gegen= . 
fände der Prüfung in der Art zu umfaſſen, daß dem Kandidaten Anlaß geboten 
werde, die Gründlichkeit feiner Fachkenntniſſe zu beweiſen. 

3. Kandidaten, welche ſich der Prüfung aus der Eaffiichen Philologie unterziehen, 

haben jedenfalls eine diefer Aufgaben in lateiniſcher oder griechiſcher Sprache zu 

bearbeiten, in ungarifcher oder romäniſcher dagegen jene Kandidaten, die fich der 
Prüfung aus einer diefer Sprachen unterziehen. 

4. Zur Bearbeitung dieſer Aufgaben ift ein Zeitraum von fünf Monaten feit- 
gejeßt; das Landeskonſiſtorium kann auf Anfuchen des Kandidaten Verlängerung 
der Friſt gewähren, 

. Bei der Ausarbeitung der häuslichen Aufgaben wird nicht nur die Benüßung 
von literariſchen Hülfsmitteln geftattet, jondern es ift die Kenntniß der Literatur 
des Gegenftandes und die Benützung aller zugänglichen Hilfsmittel nothiwendig 
zu fordern. 

6. Wenn der Kandidat eine von ihm beveitS im Druck erjchienene Arbeit einveicht, 
it es dem Ermeſſen des Landesfonfiftoriums überlaffen, dieſe ftatt einer häus- 
fihen Prüfungsarbeit anzunehmen und demgemäß zu beurtheilen oder bei den 
ſonſt gejeßlichen Yorderungen zu beharren. 

s 186. Die theologiſche Prüfung umfaßt: Iſagogik, Exegeſe, Kirchengeſchichte, 
Dogmatik, Moral und Kirchenredht. 

Der ſchriftliche Theil derjelben bejtcht in eimer, in deutſcher Sprache an dem 
Prüfungsorte zu verfaffenden, Glaufurarbeit über eine jenen Wiffenfchaften entnommene 
Aufgabe der Prüfungstommijfion. 

63 iſt dem Kandidaten hiebei geftattet, als Hülfsmittel eine Bibel im Urtert und 
in Meberjegungen, eine bibliſche Konkordanz und die fymbolifchen Bücher, ebenfo die 
Gejegbücher und Geſetzſammlungen Siebenbürgens und der evangelifchen Landeskirche zu 
benüßen. 

Für die Claufurarbeit, während welcher ein Prüfungstommifjär fortwährend an— 
wejend jein muß, ift die Zeit von acht Stunden eingeräumt. 

8 187. Die Forderungen der theologijchen Prüfung umfafjen: 
in Iſagogik: eine eingehende wiſſenſchaftliche Kenntniß der Entjtehung, des Inhaltes 

und der Bedeutung der Bibel im Ganzen jowohl, als in ihren einzelnen 
Theilen ; 

in Gregeje: eine auf gründliche Einfiht in Sprache und Alterthum geſtützte Auslegung 

und Erklärung der heiligen Schrift; 

in Kirchengeſchichte: eine chronologifch fichere Meberficht, dann eine gründliche Kenntniß 

derjenigen Thatſachen und Begebenheiten, welche für die Geftaltung des 
kirchlichen Lebens und die Ausbildung des Lehrbegriffs insbefondere der 
evangelifchen Kirche von bedeutenderem Einfluffe gewejen jind, wohin mit 
in erjter Reihe die Reformation, namentlich auch die Reformation in Sieben— 
bürgen gehört; 

in Dogmatik: eine jyftematifche Kenntniß der Lehren der chriftlichen und insbejondere 

der evangelifchen Kirche nach ihrer geſchichtlichen Entwicklung und ihrer Bes 
grümdung duch Schrift und Vernunft; 


Or 
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in Moral: eine wiſſenſchaftliche Bekanntſchaft mit der Sittenlehre nach ihren Principien 
fowohl, als den für die Mannigfaltigfeit des Lebens daraus hervorgehenden 
Geſetzen in ihrem Verhältniß zu Schrift und Vernunft; 

im Kirchenrecht: eine gründliche Kenntniß ſowohl des gemeinen deutjchen, al3 des bejon- 
deren ſiebenbürgiſchen und namentlich des für diefe Landeskirche geltenden 
Kirchenrechtes. 

$ 188, Die eingelieferten Arbeiten, die häuslichen ſowohl, als die Clauſurarbeiten, 
theilt der Leiter der Prüfungsfommiffion zunächſt den das betreffende Fach vertretenden 
Kommiffionsmitgliedern mit, welche ein begründetes Gutachten über diejelben abzugeben 
haben. Mit diefem Gutachten verjehen werden die Arbeiten ſofort den übrigen Kom— 
miffiongmitgliedern übermittelt. 

Die Prüfungsfommijfion ftellt jodann in einer vor dem Beginne der mündlichen 
Prüfung abzuhaltenden, gemeinjhaftlichen Sitzung das Nrtheil über die Arbeiten mit 
kurzer Angabe der dafjelbe bedingenden Gründe feit. Sollte ber Ausſpruch der Fach— 
mitglieder von der Anſicht der andern Prüfungskommiſſäre abweichen, ſo iſt dieſes, wie 
überhaupt jede abweichende Meinung, wenn es verlangt wird, anzuführen. 

Bei der Beurtheilung iſt ebenſo ſehr auf Gründlichkeit der Kenntniſſe, welche den 
vorgeſchriebenen Anforderungen entſprechen muß, als auf Klarheit in Gedanken und 
Darſtellung und auf ſtiliſtiſche Korrektheit und Gewandtheit zu ſehen. 

Stellt es ſich aus den ſchriftlichen Arbeiten als nothwendig oder wünſchenswerth 
heraus, einzelne Gegenſtände mit einem Kandidaten in der mündlichen Prüfung noch 
beſonders vorzunehmen, ſo iſt das im Protokolle anzumerken und darnach vorzugehen. 

8 189. Die mündliche Prüfung hat überhaupt die Aufgabe: das Grgebniß der 
vorhergegangenen Prüfungsjtadien zu vervollftändigen und zu fichern, dann, neben der 
weitern Erforſchung der Gründlichfeit und des Umfangs der Kenntniſſe des Kandidaten, 
die Fertigkeit defjelben betreffend die Beherrſchung des Stoffes in freier mündlicher Dar— 
ftellung zur Kenntniß zu bringen. 

Die befondern Prüfungen find von den betreffenden Fachmitgliedern der Kommiſſion 
vorzunehmen; doch hat jedes Mitglied der Kommiſſion und des Landeskonſiſtoriums das 
Recht, ſich an der Prüfung zu betheiligen. 

Zum Behuf gewiſſenhafter Ermittelung und ſicherer Feſtſtellung des Ergebniſſes 
in jedem einzelnen Theile der mündlichen Prüfung macht jedes Mitglied der Prüfungs— 
fommiffion fich die erforderlichen Aufzeichnungen, 

8 190. Nach beendigter mündlicher Prüfung ſetzt die Prüfungskommiſſion ihr 
Urtheil über die Einzelfeiftungen, ſowie über den Erfolg der gefammten Prüfung und 
die Anftellungsfähigkeit des Geprüften feft, wobei die betreffenden Fachmitglieder den 
Antrag Stellen und die oben bezeichneten Forderungen den Maßſtab der Beurtheilung 
bilden. 

Vorzügliche Leiftungen in einem Gegenjtand oder in einem Prüfungsjtadium 
fönnen als Erfah für Mangel in einem andern nicht betrachtet werden. 

Stimmenmehrheit der Kommiſſionsglieder enticheidet bei der Beurtheilung, bei 
Gleichheit der Stimmen die des Vorfigers ; abweichende Meinungen jind auf Verlangen 
in's Protofoll aufzunehmen. 

$ 191. Zur Bezeichnung der Leiftungen gelten vier Noten: ausgezeichnet, gut, 
hinreichend, nicht hinreichend. 

Das allgemeine Urtheil über den Erfolg der gefammten Prüfung wird in den 
drei erſten Fällen nach dem überwiegenden Verhältniß der Noten bejtimmt. 

Nicht Hinreichende Leiftungen in einem Gegenftand haben zur Folge, dab Die 
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"Prüfung ganz oder in betreffenden Theilen in einer von dem Landeskonſiſtorium feftzus 
jeßenden Frijt wiederholt werden muß 9. 

s 192. Das Protofoll über die geſammte Prüfung, in ihrem jehriftlichen ſowohl 
als mündlichen Theile, unterbreitet die Prüfungskommiſſion jofort dem Landeskonſi— 
forium, welches in einer Situng, woran die Mitglieder der Prüfungstommiffion mit 
Stimmrecht theilnehmen, das Urtheil über die Einzelleiftungen ſowohl als über den 
Enderfolg feitiegt und in Gemäßheit defjen jenen Kandidaten, welche die Prüfung 
bejtanden haben, die Befähigungszeugnifje ausſtellt. 

Das Ergebniß der Prüfung ift in einer Klaffifitationstabelle ſämmtlichen Bezirks— 
fonfiftorien und den Presbpterien jener Gemeinden, in welchen ſich Gymnaften, Seminarien 
oder Realſchulen befinden, ſowie den Direktionen diefer Lehranftalten zur Kenntnignahme 
zuzuſtellen. 

8 193. Für das Abhalten der Prüfung hat jeder Kandidat die Taxe von 
12 Gulden zu entrichten; die Verpflichtung zur Erlegung derſelben, die bei dem Empfang 
der Aufgaben zu den ſchriftlichen häuslichen Arbeiten im Wege des Bezirkskonſiſtoriums 
an die Landeskirchenkaſſe eingeſendet wird, iſt unabhängig davon, ob der Kandidat die 


Prüfung beſteht oder nicht?). 


1) Laut Landeskonſiſtorialerlaß vom 19. Sep— 
tember 1868 3. 761/1868 iſt beſchloſſen worden: 
denjenigen Lehramtskandidaten, deren häusliche 
ſchriftliche Prüfungsarbeiten für nicht hinreichend 
befunden wurden, auf ihr Verlangen zur Dar— 
nachrichtung bei Abfaſſung der ſpäteren Arbeiten 
eine eingehende Beurtheilung jener ungenügenden 
Arbeiten auszufolgen, worin namentlich auch die 
das Urtheil begründenden Mängel derſelben 
näher bezeichnet jind. 

2) Auf Grund eines Firhenregimentlichen 
Beſchluſſes der VI. Landeskirchenverſammlung 
it mit Landeskonfiftorialerlag dom 26. Auguft 
1870 (Jahrb. 1, ©. 38) angeordnet worden: 
„Jeder Kandidat, jo oft er fih zu einer Prüfung 
meldet — jei es zur Lehramts- oder zur theo= 
logiſchen Prüfung, ſei es zur erften oder zu einer 
Wiederholungsprüfung, die letztere mag fich auf 
die Prüfung ihrem ganzen Umfange nach oder 
nur auf einen Theil derjelben erftrecfen — hat 
der Meldung die Prüfungstare von 12 Gulden 
ö. W. beizuſchließen; Meldungsgejuche ohne den 
beigelegten Taxbetrag find von den Bezirks— 
fonfijtorien gar nicht entgegenzunehmen, noch 
weniger an das Landeskonfiftorium einzujenden. 
Die bereits erlegte Tare wird von dem Landes- 
fonfiftorium nur in dem Falle zurücgeftellt 
werden, wenn der Kandidat zur Prüfung nicht 
zugelafien wird oder feinen motivirten, dureh 
Zeugniſſe nöthigenfalls zu begründenden, Rück— 
tritt mindeftens acht Wochen vor dem Beginn 
der mündlichen Prüfungen dem Landeskonfiftorium 
anzeigt.“ 

Ueber die Prüfung der Kandidaten des Lehr: 
amts an den SOberrealichulen Hat Die V. 
Landesfirhenverfammlung die folgenden Beitim- 
mungen fejtgeftellt : 

1. Die Prüfung für das Lehramt an Ober: 
realſchulen der evangelischen Landesfirhe U. B. 
wird don der, $ 176 der Kicchenverfaflung 
bezeichneten Prüfungsfommiffion abgehalten, die 


zu Diefem Zweck durch Prüfungskommiſſäre 
ergänzt wird, welche das Fach der darjtellenden 
Geometrie und des PLinearzeichnens, dann der 
Phyſik und Chemie nach den unten bezeichneten 
Forderungen wiſſenſchaftlich vertreten. 

Dieje Prüfungstommiffäre werden zur Theil— 
nahme an der Prüfung zugezogen, jo oft ein 
Kandidat für jene Fächer fih der Prüfung 
unterzteht. 

2. Bezüglih der Verpflihtung zur Prüfung 
und der Bedingungen über Zulaffung zu der— 
jelben gelten die Normen der Gymnaſial-Lehr— 
amtsprüfung mit folgenden Modifikationen : 

Dem Geſuch um Zulaffung zur Prüfung hat 
der Kandidat beizulegen: \ 

a. das Zeugniß über die bejtandene Mtaturi- 

tätsprüfung eines Gymnaſiums; 

b. ein auch das legale Verhalten bejtätigendes 
Abgangszeugnig, daß er mindeftens drei 
Jahre an einer deutſchen Univerfität oder 
einem deutſchen Polytechnikum eingejchrieben 
als ordentlicher Höher zugebracht habe. 

Dieje Studienzeit von drei Jahren hat 
nicht weniger al3 drei Semefter an einer 
außeröſterreichiſchen deutſchen Hochſchule zu 
umfaſſen, von welcher Verpflichtung in 
beſonders rückſichtsvürdigen Fällen das 
Landeskonſiſtorium zu entheben befugt iſt; 

c. alle Zeugniſſe über die Verwendung ſeiner 
Zeit, ſowie über ſein Verhalten ſeit Vollen— 
dung ſeiner Hochſchulſtudien; 

d. ſeinen ſchriftlich abgefaßten Lebenslauf, 
in welchem er die Hauptmomente ſeines 
äußern Lebens, den Gang ſeiner Bildung, 
die Richtung, den Umfang und die Yitera- 
riſchen Hülfsmittel jeiner bejonderen Fach: 
jtudien mit der erforderlichen Genauigkeit 
anzugeben hat. 

Kandidaten, welche nur die Befähigung 
aus der darftellenden Geometerie und dem 
Linearzeichnen erlangen wollen, bedürfen 
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Anstellung der Kandidaten. 


$ 194. Die mit entfprechendem Erfolge abgelegte Prüfung gewährt dem Kandi- 
daten die Befähigung zur Anftellung im Umfange der gefammten evangelifchen Landes⸗ 


kirche A. B. in Siebenbürgen. 


8 195. Jeder Kandidat, welcher die Lehramtsprüfung mit entſprechendem Erfolge 


des Meaturitätsprüfungszeugnifjes von einen 
Gymnafium nicht, wenn fie ſich ausweijen 
eine Oberrealjchule mit gutem Erfolg ab— 
folvirt zu Haben. 

3. Die Forderungen der Prüfung aus Geo— 
graphie und Gejchichte, aus Mathematik, aus 
Naturgeſchichte, aus der deutjchen Spracde, aus 
der ungarifchen und rumäniſchen Sprade find 
diefelben, die für die Kandidaten des Gymna— 
fiallehramts gelten ($ 182, 183 der Kirchenver— 
faſſung). er RR: 

4. Zur Befähigung für den Unterricht in der 
daritellenden Geometrie und im Linearzeichnen 
wird gefordert: 

a. die Kenntniß der darftellenden Geometrie 
und die wifjenichaftliche Begründung ihrer 
Lehren mit Benüßung des Gebietes der 
gejammten Geometrie; 

b. Gewandtheit in ihrer Anwendung auf 
Schatten und perſpektiviſche Konſtruktionen, 
jowie auf die Durhführung von eich: 
nungen der mannigfaltigften Gegenjtände 
des Gemwerbefleißes, vorzüglich aber in den 
Beziehungen auf Mechanik, Baukunſt und 
praktiſche Geometrie; 

ce. der Kandidat muß vertraut fein mit der Bes 
nüßung rein geometrijcher Lehrſätze bei der 
Löſung der in jenen Gewerbazweigen häufig 
vorkommenden geometrijchen Probleme, 3. B. 
bei Verzahnungen, Steurungen, konſtruk— 
tiven Ornamenten, Brüden, Gewölben, 
geometrijchen Vermeſſungen und dergleichen, 
weßhalb auch ein gewilier Grad von Sad: 
fenntniß in diefen Fächern nicht vermißt 

wenrden darf; 

d. der Kandidat muß Zeichnungen von Ob- 
jeften, welche in dieſen Zweigen nicht 
bejonders jelten ſich vorfinden, mit Umficht 
zu entwerfen verjtehen, die in den vers 
ſchiedenen Zweigen der praftifchen Geometrie 
üblichen Bezeihnungen in Plänen und 
Karten fennen, in ſofern diejelben eine 
größere Verbreitung gefunden haben und 
alle diefe Zeichnungen richtig und gefällig 
auszuführen veritehen. 

5. Zur Befähigung fir den Unterricht in der 

Phyſik wird gefordert: 
Sichere Kenntniß der Experimentalphyſik 
und der Hauptpunfte der Chemie mit jteter 
Rückſicht auf die häufigern und wichtigern 
davon zu machenden techniichen Anwen— 
dungen; ferner fichere Kenntniß der wiſſen— 
ſchaftlich beweifenden Phyfif, ſoweit ſich 
dieſelbe auf die Mittel der Elementar— 
mathematik beſchränken kann, nebſt Uebung 
im Experimentiren; Kenntniß der theo— 
retiſchen Mechanik auf Grundlage der 


Elemente der Differential- und Integral— 
rechnung, endlich Bekanntſchaft mit den 
zur Phyſik in naher Beziehung ſtehenden 
oder don ihr abhängigen Wiſſenſchaften: 
der Ajtronomie, der mathematijchen Geo— 
graphie und der Meteorologie, ebenfalls in 
ihrer Beſchränkung auf Begründung durch) 
Elementarmathematif. 

6. Zur Befähigung für den Unterricht in der 

Chemie wird gefordert: 
fihere, auch praktiſch unter Aufficht der 
Prüfungstommiffion nachzumeijende, Kennt- 
niß der Erperimentalchemie und zwar der 
unorganifhen und organiſchen Chemie, 
der hemifhen Analyje jowohl in qualita= 
tiver als guantitativer Rückſicht und der 
technischen Proben auf den Werth der im 
Handel vorkommenden Materialien mit 
fteter Beziehung auf die Technik umd 
Anwendung der Hemifchen Grundjäße und 
die darauf beruhenden Fabrifationszweige. 

7. Die Befähigung zum Unterricht im Zeichnen 
aus freier Hand, im Meodelliven und im Schön- 
ichreiben wird nicht dur) Prüfungen, wie die 
Befähigung für wiſſenſchaftliche Fächer nachge— 
wiejen, jondern die Leitungen der Bewerber 
werden vor der Beſetzung erledigter Stellen im 
geeigneten Wege gewürdigt und find diejelben 
anzumeijen, ihre Befähigung als Lehrer an einer 
Schule praktiſch zu erproben. 

8. Für die jchriftlihe Prüfung, die Beur- 
theilung der ſchriftlichen Arbeiten, für Die 
mündliche Prüfung, und bezüglich der Prüfungs 
tare gelten die Beitimmungen über Lehramts— 
prüfung im VII. Abſchnitte der Kirchenver— 
faſſung. 

9. Kandidaten, welche die Befähigung für den 
Unterricht in der darſtellenden Geometrie und 
dem dazugehörigen Linearzeichnen erwerben 
wollen u. nicht ein Gymnaſium abſolvirt haben 
(oben, 2. Schluß), haben ſich außer der Fach— 
prüfung noch einer mündlichen Prüfung über 
ihre entjprechende allgemeine Bildung zu unters 
ziehen. 

As Maßſtab der Anforderungen in Ddiejer 
Beziehung Hat dasjenige zu gelten, was in 
Religion, in Geographie und Geſchichte und in 
den mathematiſch-naturwiſſenſchaftlichen Fächern 
in der Oberrealfchule als Schlußleiſtung erreicht 
wird. Doch wird erwartet, daß das Gewußte 
gemäß der vom Graminanden gewonnenen 
reifen Bildung in genauere Verbindung zu 
jeinem übrigen Wilfen und Denfen getreten jei. 

Die befriedigende Kenniniß der deutjchen 
Sprache ift durch den entjprechenden mündlichen 
und ſchriftlichen Gebrauch derjelben gelegentlich 
der Prüfung nachzuweijen, 
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beſtanden hat, iſt berechtigt, an jedem Gymnafium, Seminarium und jeder Nealfchule 
dieſer Landeskirche ein Probejahr anzutreten, um jeine wiffenjchaftliche Befähigung auch 
praftijch darlegen zu können. 

s 196. Wenn ein Studirender zum Behufe höherer wiſſenſchaftlicher Ausbildung 
länger als drei Jahre an einer Univerfität ftudirt und don dem Landeskonfiftorium die 
Genehmigung hiezu erhalten hat, jo wird ihm, falls er binnen zwei Jahren nach dem 
Abgange von der Univerjität die Prüfung mit entjprechendem Erfolge ablegt, die über 
das Triennium an der Univerjität zugebrachte Zeit in die Dienftjahre eingerechnet. 

s 197. Die Dienftjahre werden von dem Tage der beftandenen Lehramtsprüfung 
gerechnet; Die Anrechnung tritt aber erſt mit der wirklichen Dienftleiftung an einem 
Gymnaſium, Seminarium, Realſchule, einer von dem Landestonftitorium hierzu erflärten 
Hauptvolfsjchule oder einer der weiter unten ($ 206) bezeichneten Pfarren in Kraft '). 

Die Dienftjahre der nichtzafademifchen Kandidaten werden von dem Tage ihrer 
erjten bleibenden Anjtellung gerechnet. 

Den nichtzafademischen. Kandidaten gleich zu ftellen find auch diejenigen, die zwar 
akademiſche Studien gemacht, ſich der Prüfung aber, wiewohl fie nach dem Geje dazu 
verpflichtet gewejen, nicht unterzogen oder diefelbe nicht bejtanden haben. 

Bei einer Unterbrechung der wirklichen Dienftleiftung wird die außer dem Dienft 
der Kirche und Schule zugebrachte Zeit nicht mitgerechnet ?). 

Ss 198. Zu Reftors- oder Direktorsftellen an einem Gymnafium und den damit 
verbundenen Lehranftalten, fowie an einem Gymnafium, einem Seminarium, oder an 
einer Realſchule, welche für fich beftehen, befähigt hervorragende wiljenfchaftliche und 
pädagogifche Bildung, verbunden mit jenem Mape der Einficht in den Zwed der ganzen 
Bildungsanſtalt, welches eine richtige Würdigung der einzelnen Elemente wiſſenſchaft— 
licher und fittlicher Bildung und eine entfprechende Umſicht in der Wahl dev Mittel 
hiezu eriwarten läßt. 

Für die Bejegung der Konvektoratsftellen gelten dieſelben Rückſichten. 

Die Bejeßung der Neftorsitelle liegt nah S 36, 8 im Wirkungskreis des Pres— 
byteriums, 

Das Presbyterium kann zu Rektoren und Konreftoren, wie überhaupt zu Lehrern 
an jenen Anjtalten auch Männer von andern Lehranftalten des In- und Auslandes 
berufen, wenn fie nach dem Bedürfniß der Schule und nach ihren bisherigen Leitungen 
dazu vorzüglich geeignet erjcheinen. 

$ 199. Die Bejegung der Predigerftellen in Gemeinden, wo eine Mitteljchule 
oder eine Hauptvolksſchule fich befindet, erfolgt durch die von der größeren Gemeinde- 
vertretung durch abfolute Stimmenmehrheit vorzunehmende Wahl (SS 60, 220), zu welcher 
das Presbpterium der Gemeindeverteetung jene wählbaren Kandidaten, welche ſich auf 
Grund des ausgefchriebenen Konkurſes gemeldet haben, befannt giebt ?). 

5 200. Wählbar (in ſolche Predigerftellen) find alle akademiſchen Kandidaten 
mit mindejtens dreijähriger Dienftzeit. Meldet fih nur ein wählbarer afademijcher 
Kandidat und lehnt der Wahlkörper die Wahl ab, jo ijt ein neuer Konkurs auszufchreiben, 
wornach auch nichtzafademische Kandidaten mit mindejtens zehnjähriger Dienjtzeit in die 
Wahllijte aufzunehmen find '). 


8 197 der AB. Siehe Landeskonfiftorialerlaß 
vom 4. Oftober 1877 (Jahrb. 2, ©. 359.) 

2) Siehe cit. Gel. d. 1870 Punkt 4. 2. 

3) Siehe ebendaſ. Punkt 5. 1. 

4) Siehe ebenda). Punkt 5. 2. 


1) Nah den von der IX. Landesfirchen: 
verjanmlung feitgeftellten „Bejtimmungen über 
die jtädtifchen Elementar- und Bürgerſchulen“ 
gewährt auch die Bürgerjchule ihren akademiſchen 
Lehrern die Rechte der an einer Hauptvolfsjchule 
angejtellten afademijchen Lehrer im Sinne von 
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$ 201. Die nad) den obigen Beitimmungen in einer Predigeritelle zugebrachten 
Dienftjahre gelten bezüglich der Wählbarfeit zum Pfarramte jo, wie die im Dienjte der 


Schule zugebrachten Jahre. 
Wahl der Pfarrer. 

8 202. Das Pfarramt wird erledigt: 
. durch das Ableben des Pfarrers; 
. durch die Niederlegung des Amtes ; 
. duch die Berufung und Einführung in die Pfarre einer anderen Gemeinde; 
durch vechtskräftiges kirchengerichtliches Urtheil. 
$ 203. Jeder Kandidat der Theologie, welcher nach den voranſtehenden Beſtim— 
mungen in Schule oder Kirche den Anforderungen des Amtes gemäß fünfzehn Jahre 
gedient hat, ift wählbar zu jeder Pfarre ohne Unterjchied im Umfang der Landeskirche. 

$ 204. Zu Pfarren, die eine Zehntrente bis einjchließlich achthundert Gulden 
haben, verleiht eine achtjährige, zu Pfarren mit einer Zehntrente bis einjchlieplich zwölf— 
Hundert Gulden eine zehmjährige, zu Pfarren mit einer Zehntrente bis einjchließlich 
jechszehmhundert Gulden eine zwölfjährige Dienjtzeit die Wählbarkeit. 

$ 205. Die MWählbarfeit der Pfarrer zu einer anderen Pfarre wird nach der= 
jelben Dienftzeit, die Jahre des Schul und Predigerdienjtes nad Vorſchrift dieſer 
Beitimmungen jelbjtverjtändlich mit eingerechnet, bejtimmt. 

S 206. Zur MWählbarfeit in eine Pfarre mit einer Zehntrente von weniger als 
Fünfhundert Gulden genügt auch eine fürzere als achtjährige, jedoch mindeſtens drei— 
jährige Dienftzeit. 

Zur Wählbarfeit in Pfarren mit einer Zehntrente, welche dreihundert Gulden 
nicht überjteigt, ijt ein Schuldienft nicht erforderlich. 

Die Dienftjahre in folchen Pfarren gelten gleich den im Dienjte der Schule 
zugebrachten Jahren '). 

g 206. A. Nicht-akademiſche Kandidaten bedürfen zur Wählbarfeit in jede Pfarre 
außer dem Zeugnifje über die vollendeten Gymnafial- oder Seminarjtudien einer um 
fieben Jahre längeren Dienftzeit, als die afademijchen Kandidaten (68 203 bis 206)°). 

$ 206. B. Wenn jich nicht drei geeignete afademifche Kandidaten gemeldet haben 
und der Wahlförper die Wahl ablehnte, jo ift ein neuer Konkurs auszufchreiben, wornach 
auch afademijche Kandidaten der unmittelbar niedrigeren Stufe, und wenn fich nicht min= 
dejtens drei Kandidaten diefer beiden Stufen gemeldet haben, nichtzafademifche Kandidaten 
diefer Stufen in die Wahllifte aufzunehmen find?). { 
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1) Nach dem an jämmtliche Bezirksfonftitorien 3) Siehe cit. Gejeß von 1870 Punkt IV, 3. 2. 


ergangenen Rundſchreiben d. Landesfonfiftoriums | Zu diefem Paragraphen iſt eine authentijche 
vom 28. September 1866 3. 519/1866 iſt die | Interpretation ergangen in dem Rund» 
in den 88 203 bis 206 bezeichnete Höhe der | jhreiben an jämmtlide Bezirk: 


Zehentrenten ausschließli in Konventionsmüngze 


fonjiftorien, Presbyterien und 
zu verjtehen. — Nach einen weiteren an ſämmt— 


Bolfsihulen d. evangelijhen Lane 


Liche Bezirkskonſiſtorien ergangenen Nundjchreiben 
des Landesktonfiftoriums vom 29. Juni 1869 
3. 831/1866 erjcheint es dem Geiſte der AB. 
gemäß, wenn bei Beſetzung jolder Pfarren, 
deren Renten in Folge von Uebergenüſſen durch 
die Zehententihädigungserfenntnifje unter den 
Nominalwerth herabgedrüct worden find, die 
zur Wählbarfeit erforderliche Dienstzeit nad 
dem durch das Zehententihädigungserfenntniß 
herabgeminderten, nicht nach dem illuſoriſchen 
Yominalbetrage der Zehentrente berechnet wird. 
2) Siehe cit. Gef. dv. 1872 Punkt IV. 3.1. 


deskirche A. B in Siebenbürgen: 
Seit $ 206, B der KHirchenverfaffung von der 
VI. Landestirhenverfammlung im Jahr 1870 
geichaffen wurde, um das Verhältniß der akade— 
mijchen und nicht-akademiſchen Kandidaten bei 
der Bewerbung um eine erledigte Pfarre zu 
regeln, iſt derjelbe von den verjchtedenen 
Bezirkskonfiftorien in verjchiedener Weife auf: 
gefaßt und angewendet worden und es mußte 
daher al3 ein dringendes Bedürfniß anerfannt 
werden, die abweichende Auslegung einer und 
derjelben gejeglihen Beitimmung und Die 


103] 


5 207. Im Falle dev Erledigung eines Pfarramtes, ob dieſe 
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durch Freiwillige 


Niederlegung oder durch das Ableben des Pfarrers oder auf irgend einem andern Wege 
erfolgt, hat der Bezirksdechant, dem ſofort die Anzeige darüber zu machen iſt, die 
kirchenordnungsmäßige Verſiegelung jämmtlicher Kirchenakten, Kirchenbücher und alles 


ſonſtigen, in der Obſorge des 


Pfarrers befindlichen Kircheneigenthums und die Aufnahme 


eines Inventariums darüber anzuordnen und das Kirchengut mittelſt Protokoll bei der 
Präſentation (Einführung) dem neuen Pfarrer zu übergeben. 


Ebenſo hat der Bezirksdechant für geeignete Führung der pfarramtlichen Geſchäfte 


und die Haltung des Gottesdienſtes, 


welche keine Unterbrechung erleiden darf, Sorge zu 


tragen, wobei ihn das Presbyterium wirkſam zu unterſtützen hat. 

5 208. Das Recht, eine erledigte Pfarre durch freie Wahl wieder zu befeßen, 
wird in den Städten und in jenen Gemeinden, welche mehr als 2500 Seelen zählen, 
von der mit dem Presbpterium in Einen Wahltörper vereinigten größeren Gemeinde- 


verfretung, in jenen Gemeinden, in welchen die Seelenzahl nicht über 
ſelbſtſtändigen Gliedern 


allen nach dem Geſetze ſtimmberechtigten 
geübt (S 61)!.) 


2500 jteigt, von 
der Gemeinde aus— 


5 209. Der Pfarrer wird auf Lebensdauer gewählt. 


S 210. 
beobachten: 


Daraus jo leicht entjtehenden Wahlftreitig- 
feiten für die Zufunft Hintanzuhalten. Dieſem 
Bedürfniß haben auch mehrere Bezirksfonfistorten 
und Bezirkskirchenverſammlungen in entſprechen— 
den Anjuchen Ausdruck gegeben. 

In Folge deſſen hat die XI. Landeskirchen— 
verſammlung als Organ der Geſetzgebung in 
ihrer Sitzung vom 20. November I. J. folgende 
authentijche Erklärung des $ 206, B der Kirchen: 
verfalfung zum Beſchluß erhoben: 

Wenn bei der erften Bewerbung geeignete 
& akademiſche Kandidaten 

2. — keine als Bewerber aufgetreten 
find; 

b. oder weniger als drei ſich gemeldet haben 
und in dieſem letzteren Falle (b) der Wahl— 
förper Die Wahl ablehnt: 

jo it ein neuer Konkurs auszujchreiben, 

wonach auch afademijche Kandidaten der un— 

mittelbar niedrigeren Stufe, und wenn fie 
nicht mindeftens drei Kandidaten diefer beiden 

Stufen gemeldet haben, nicht - afademifche 

Kandidaten diejer Stufen ($ 206 A) in die 

Wahllifte aufzunehmen find.“ 

„Bei den Pfarrern jedoch, deren Zehntrente 
dreihundert Gulden nicht überſteigt ($ 206, 
alinea 2), find jchon bei der erjten Bewer: 
bung, wenn entweder gar fein berechtigter 
akademischer Kandidat ſich gemeldet hat, oder 
wenn weniger als drei berechtigte afademijche 
Kandidaten ſich gemeldet haben, auch nicht: 
akademiſche Bewerber mit mindeitens fieben 
Dienftjahren ($ 206 A) in die Wahllifte auf: 
zunehmen.“ 
Inden dieſe authentifche Erklärung des 8 206, 

B, durch welche jede anderweite Auffaſſung und 
Anwendung deſſelben für die Zukunft ausge— 
ſchloſſen iſt, zur Kenntnißnahme und Darnach— 


Behufs Beſetzung eines erledigten Pfarramtes iſt folgender Vorgang zu 


richtung mitgetheilt wird, muß noch folgende 

Bemerkung daran geknüpft werden. 

Es iſt durch die, anläßlich der obigen authen= 
tiſchen Erflärung in der Landeskirchenverſamm— 
lung gepflogenen Verhandlungen zur Kenntniß 
gekommen, daß Gemeinden, obgleich nach Aus— 
ſchreibung des zweiten Konkurfes ſich geeignete 
Kandidaten gemeldet hatten, die Wahl abgelehnt 
und in Folge deſſen die betreffenden Bezirks⸗ 
konſiſtorien einen dritten Konkurs ausgeſchrieben 
haben. Dieſe Thatſachen ſchließen einerſeits 
eine Widerſetzlichkeit der Gemeinden, andererſeits 
einen Verſtoß der betreffenden Bezivkskonfiftorien 
gegen Die Bejtimmungen der Kirchenverfaſſung 
in ſich. Es wird daher ausdrücklich darauf 
hingewiefen, daß ſowohl nad dem Wortlaut 
des $ 206, B, als auch nach der von der XI. 
Landeskirchenverſammlung beichloffenen authens 
tiſchen Erklärung deffelben nad dem zweiten 
Konkurje und der Meldung eines oder mehrerer 
geeigneter Kandidaten auf diefen eine Ableh- 
nung der Wahl feitens der Gemeinde, mithin 
auch die Ausschreibung eines dritten Konkurſes 
ſeitens des Bezirkskonſiſtoriums durchaus unzu— 
läſſig iſt. 

Hermannſtadt, am 25. November 1882. 
Aus der Sitzung des Landeskonſiſtoriums der 

evangeliſchen Kirche A. B. in Siebenbürgen. 

Dr. ©. D. Teutjd) m. p., 
Superintendent. 
Karl Fritſch m. p., 
Schriftführer. 

1) Nach dem an alle Bezirkskonſiſtorien er— 
gangenen Rundſchreiben des Landeskonſiſtoriums 
vom 5. Dezember 1863 3. 705/1863 iſt unter 
dem die Stimmberedhtigung der Gemeindeglieder 
regelnden Gejeß, $ 50 der Kirchenverfaffung zu 
veritehen. 
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1. Sofort nach Erledigung der Pfarre macht das Bezirkskonſiſtorium dieſe Erledigung 

in der von dem Landesfonfiftorium zum Amtsblatte erklärten Zeitung befannt'). 

2, Fünfundzwanzig Tage nach Erledigung der Pfarre ftellt das Bezirkskonſiſtorium 

die für die erledigte Pfarre wählbaren Kandidaten in ein Verzeichniß 
zufammen, in welches aufzunehmen find: 

a. alle im Sinne diefer Bejtimmungen wählbaren Kandidaten der gefammten 
Landeskirche, welche ſich jchriftlich, unter Beibringung der ihre Befähigung 
und Verwendung ausweijenden Zeugniffe, und rechtzeitig, nämlich dor 
Ablauf des nach Tag und Stunde zu bejtimmenden Konkurstermines ?) zur 
Wahl für die erledigte Stelle gemeldet Haben, mit Ausnahme jener Kandidaten, 
über welche, wenn auch nur zeitweilig oder vorläufig die Enthebung bon 
der Ausübung ihres Amtes ($ 41, 100, 153) verhängt worden iſt. 

Ein Kandidat, welcher nicht dem Kirchenbezirke, in deſſen Bereich die 
Pfarre erledigt iſt, angehört, hat ſeiner ſchriftlichen Meldung von dem ihm 
vorgeſetzten Bezirkskonſiſtorium ein Zeugniß darüber beizulegen, daß gegen 
ihn keine geſetzliche Einwendung ſtattfinde. 

b. Männer von ausgezeichneter theologiſcher Bildung und vorzüglicher Befähi— 
gung zum Pfarramte, welche nicht inmitten diejer Landeskirche ein geiftliches 
oder Schulamt beffeiden, falls die Aufnahme jolcher Männer in die Wahlliſte 
von Seiten der Gemeinde gewünfcht wird und diejelben nach dem Urtheile 
des Bezirkskonſiſtoriums zur Führung des Pfarramtes geeignet erſcheinen. 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem das Dienſtalter der Kandidaten in Bezug auf 
die Wählbarkeit für die zu beſetzende Pfarre gerechnet wird, iſt der Tag der 
Erledigung dieſer Pfarre. 

4. Die ausgefertigte Wahlliſte wird ſofort an das Presbyterium der wählenden 
Gemeinde übermittelt. 
g 2119). 
$ 212. Bezüglich der ungariſchen Pfarrgemeinden der evangeliſchen Landeskirche 
gewährt auch der Beſuch einer ungarischen theofogijchen Facultät U. B. und die nad) 
den Vorſchriften derjelben dort mit entjprechendem Erfolg abgelegte Prüfung die Rechte 
eines nach diefen Beſtimmungen zur Erlangung eines Pfarramtes geeigneten afademijchen 

Kandidaten. 

$ 213. Während der Erledigung der Pfarre hat das Presbyterium auf das 
itrengfte darüber zu wachen, daß feine Ordnungswibrigfeiten, insbejondere Bejtechungen 
oder Wahlumtriebe vorfallen‘). Dasjelbe jowohl, als auch alle andern Gemeindeglieder 
find im Gewiffen verpflichtet, wenn fie dergleichen bemerken, dem Bezirkskonſiſtorium 

Mittheilung darüber zu machen, welches entweder in Folge hievon, oder von Amts— 

wegen nöthigenfalls die Unterfuchung einzuleiten und gerichtlich auszutragen hat?). 

$ 214. Als Beſtechung ist jede Handlung anzufehen, durch welche dafür, daß 
ein Wähler feine Stimme einem gewiſſen, fenntlich bezeichneten Kandidaten gebe, eben 
demfelben Wähler oder deifen Gattin, Verwandten in auf oder abjteigender Linie oder 


co 


1) „Vorbehaltlich einer jpäteren Entſcheidung, 
wurde mit dem Rundſchreiben des Landeskon— 
ſiſtoriums vom 24. November 1862 8. 654/1862 
die „Hermannjtädter Zeitung“ als dasjenige 
Blatt beftimmt, in welchem die Kundmachung 
jeder Pfarrerledigung zu erfolgen hat. — Mit 
Rundſchreiben des Landesfonfiftoriums vom 13. 
März 1874 3. 423. 1874 wurde angeordnet, 


dab vom 1. April 1874 an das „Siebenbürgiſch— 
Deutſche Tageblatt” die Stelle eines kirchlichen 
Amtsblattes zu vertreten habe. 

2) Siehe cit. Geſetz von 1870, Punkt VI. 1. 

3) 8 211 ift durch Punkt IV. 4 des cit. Gejeßes 
von 1870 außer Wirkſamkeit gejeßt worden. 

4) Siehe ebendaf. Punkt V1. 2. 

5) Vgl. Discipl.-Ordn. $ 71. 


ar 


ES rn EEE 


105] I. Kirchenverfaſſung vom Jahre 1861. 1125 


Geſchwiſtern oder dev betreffenden Gemeinde ein materieller Vorteil zugewendet oder in 
Ausficht geitellt wird. 

Als Wahlumtrieb ift jede Handlung anzufehen, durch welche ein Wähler mit 
Beziehung auf eine beftimmt bevorstehende Wahl über die Perjon oder die Eigenjchaften 
eines wählbaren Kandidaten oder einer Familienglieder getäufcht oder durch welche 
ihnen, dem Wähler, jeiner Gattin, feinen Verwandten in aufs oder abjteigender Linie 
oder feinen Geſchwiſtern oder der betreffenden Gemeinde ein Uebel angedroht wird. 

8 215. Kandidaten, die ſich Wahlumtriebe oder Beitechungen haben zu Schulden 
kommen laſſen, verlieren für diejen Fall und auf mindeftens drei weitere Jahre die 
Wählbarkeit überhaupt, find im Disciplinarwege mit einer entjprechenden Gelditrafe von 
mindeſtens Einhundert Gulden zu Gunften des Penfionsfondes!) zu belegen und fönnen 
in die betreffende Pfarre nie gewählt werden. 

Wähler, die ſich an ſolchen Umtrieben oder Beitechungen beteiligen, verlieren für 
diefen Fall und auf mindeftens drei weitere Jahre das Wahlrecht; auch fünnen die— 
ſelben, in jo lange ſie ihr Wahlrecht verloren haben, Mitglieder einer kirchlichen Ver— 
tretung oder Behörde nicht fein. 

Ss 216. Wer jonft ſich Beſtechungen oder Wahlumtriebe zu Schulden kommen 
läßt, ift mit einer Geldjtrafe von Zehn bis Fünfgundert Gulden zu belegen ?). 

8 217. Drei Tage nach hinausgegebener Waͤhlliſte Hat die Wahl ftattzufinden, 
die jpäteftens nach dreißig Tagen don dem Tage der Erledigung der Pfarre vorge 
nommen werden muß. 

$ 218. Zur Leitung der Wahldandlung ernennt das Bezirksfonfiftorium einen 
geistlichen und einen weltlichen Kommilfär, welche am Tage vor der Wahl ſich in die 
Gemeinde zu begeben haben. 

Zu Wahltommiffären dürfen Großvater, Vater, Sohn, Bruder, Schwager, Oheim 
und Neffe eines der Kandidaten oder ihrer Gattinnen nicht ernannt werden, jo wie Nies 
mand, namentlich ſolche Beamte nicht, deren Stellung und vorausfichtlicher Einfluß auf 
die Wahlverfammlung der vollen Wahlfreiheit nachtheilig jein könnte. 

8 219. Bei der Wahlhandlung iſt Folgendes zu beobachten : 

1. Die Wahl, wozu Tags vorher auf Weifung der Wahlfommiffton, welche jede 
zur Vollziehung dev Wahl erforderliche Anordnung zu treffen hat, alle zur 
Abgabe dev Stimmen berechtigten Gemeindeglieder ordentlich eingeladen werden 
müffen, wird immer Vormittag, nad) vorausgegangenem angemejjenen Gottes— 
dienst und nad einer Anfprache durch den geiftlichen Kommiſſär vor dem Altar, 
in der Pfarrficche der Gemeinde vorgenommen. . 

Die Wahltommifjäre übernehmen zu dieſem Zwed die von. dem Presbyterium 
verfertigte Wählerlifte, welche ſowohl die Mitglieder des Presbyteriums, als auch 
die Glieder der größeren Gemeindevertretung, oder in Gemeinden, wo ſämmt— 
liche ſtimmberechtigte Gemeindeglieder wählen, alle dieſe Wähler zu enthalten hat. 

Nachdem im Angeſichte aller Wähler die Namen der Kandidaten dreimal 
laut geleſen worden, wird jeder Wähler, von dem jüngſten angefangen, oder in 
alphabetiſcher Ordnung zur Abgabe ſeiner Stimme namentlich aufgerufen. Die 
Abſtimmung iſt geheim. 

3. Die Stimmen können je nach dem Herkommen, oder dem ausdrücklichen Wunſch 
der Abſtimmenden durch Stimmzettel, die bei der Wahlhandlung ſogleich auf 


0 


1) Bgl. Satz. d. allgem. Penſionsanſtalt $33 2 Val. Satzungen a. a. O. $ 33 und Discipl.- 
und Discipl.-Ordn. $ 92. | Ordn. 5 52. 
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das überreichte Papier zu ſchreiben und dem Vorſitzenden zu überreichen find, 
oder durch mündliche Erklärung zu Protokoll abgegeben werden. 

4, In der Kirche, wo die Wahlhandlung vorgenommen wird, darf während der 
Dauer derjelben außer der Wahlkommiſ ſion und den Wählern Niemand gegen— 
wärtig ſein. 

5 220. Die abſolute Stimmenmehrheit, d. h. mindeſtens eine Stimme mehr ala 
die Hälfte dev anweſenden Wähler entjcheidet. Behufs Vornahme der Wahl muß 
mindejtens die Hälfte dev berechtigten Wähler anwejend fein. Abweſende haben fein 
Stimmredt. 

Erhält fein Kandidat die abjolute Stimmenmehrheit, jo findet eine Neuwahl aus 
denjenigen drei Kandidaten Statt, welche die relative Stimmenmehrheit erhalten haben. 
Falls fi auch dann feine abjolute Stimmenmehrheit herausftellt, jo wird zwifchen den 
zwei Kandidaten, welche die relative Stimmenmehrheit erhalten haben, noch einmal 
gewählt, Im Falle dann Stimmengleichheit Statt findet, entjcheidet das Loos, 

. 5221. Nach beendigter Wahlhandlung tritt der geiftliche Kommiffär vor den 
Altar nr theilt daS Ergebniß der Wahl den Wählern mit. 

Ueber das Wahlergebniß haben die Kommiffäre Beriht an das Bezirkskonfistorium 
zu erjtatten und die Kicchenväter der Gemeinde dasjelbe jofort in einem von der Kom: 
miſſion ausgefertigten und unterfchriebenen Wahlbrief dem erwähnten Pfarrer zu über- 
bringen. 

s 222. Mer fich zu einer Pfarre gemeldet hat, muß die auf ihn gefallene Wahl 
annehmen oder wenn er den Ruf ablehnt, was er binnen drei Tagen nad) Empfang 
des Wahlbriefes zu thun hat, eine Strafe von Einhundert Fünfzig Gulden entrichten, 
wobon ein Drittheil in die Kirchenkaſſe der betreffenden Gemeinde, das Uebrige in den 
PBenfionsfond fällt '). 

8 223. Gegen den Vorgang des Bezirksfonfiftoriums anläßlich der Beſetzung eines 
erledigten Pfarramtes ſteht innerhalb fieben Tagen na dem Wahltage jedem angemeldeten 
Kandidaten und jedem Wähler das Necht der Bejchwerdeführung zu. Die Bejchwerde 
wird im Wege des Bezirkskonfiftoriums an das Landeskonfiftorium gerichtet. 

Innerhalb derjelben Friſt fteht auch jedem angemeldeten Kandidaten und jedem 
Wähler das Recht zu, gegen Ordnungswidrigfeiten jeder Art, insbefondere gegen Wahl: 
umtriebe und Beftechungen vor jenem Bezirksfonfiftorium Beſchwerde zu führen, in deffen 
Sprengel die zu bejeßende Pfarre gelegen ijt?). 

Wenn der ungefeßliche Vorgang des Bezirkstonfiftoriums oder die erwiejene 
Ordnungswidrigkeit auf Grund der gepflogenen Unterſuchung geeignet erſcheint, auf das 
Wahlergebniß einen entſcheidenden Einfluß geübt zu haben, ſo iſt die Wahl aufzuheben 
und neu anzuordnen?). 

s 224. Wird die Wahl von feiner Seite beanſtandet, jo hat der Bezirksdechant 
oder im Wege dev Delegation der Kapitelsdechant im Beifein des Kapitels den Gewähl- 
ten, der längjtens innerhalb acht Tagen nach der Berufung ſich ihm zu melden und 
perjönlich vorzustellen hat, jpäteftens vier bis ſechs Wochen nach der Wahl, oder nad 
der Ordination, wenn der Grwählte noch nicht ordinirt war, nie jedoch vor Ablauf der 
für Klagen oben ($ 2253) feſtgeſetzten Friſt firchenordnungsgemäß in die Pfarritelle einzufegen. 

Vom Tage der Einjegung an angefangen, hat der Gewählte die Verantwortung 
für die Führung des Pfarramts und muß binnen drei Wochen in jeine Gemeinde 
überjtedeln, 


2 Bol. cit. Sabungen $ 


8 3) Val. cit. Geſetz von 1870 Punkt VI. 3. 
2) Bgl. Discipl.-Ordn. 8 
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Von demſelben Tag an fallen ihm die Pfarreinkünfte zu. Bezüglich des Nutz⸗ 
ertrags der Pfarrersgründe und der Wohnung der Pfarrerswittwen gelten, vorbehaltlich 
einer allgemeinen Regelung, die bisher üblichen Beſtimmungen. 

g 225. ES iſt die verantwortliche Pflicht der Bezirksdechanten dafür zu ſorgen, 
daß noch vor der Einſetzung eines neuen Pfarrers die zwijchen ihm und der Gemeinde 
gepflogenen Verhandlungen und fejtgejegten Beſtimmungen ausführlich in ein im Archive 
des Bezirkskonſiſtoriums aufzubewahrendes Protokoll aufgenommen werden; dann daß 
die gejetlichen und ordnungsmäßig bejtehenden Einkünfte, Bezüge und Nubungen deö- 
jelben nie gejchmälert, endlich daß diefe insgefammt jo klar und genau in dem Protokolle 
angeführt werden, daß niemals Zweifel über die dem Pfarrer gebührenden Bezüge und 
die der Gemeinde diesfalls obliegenden Verpflichtungen entjtehen können. 

8 226. Jedem Pfarrer ſteht es frei, der Berufung zu einer andern Pfarre zu 
folgen, jobald er drei Jahre in dem betreffenden Pfarramte gejtanden, welche Bejchräns 
fung jedoch bei Beſetzung der Pfarrämter jener Städte entfällt, im welchem ſich ein 
Gymnafium befindet. 

8 227. Der Pfarrer, den eine langwierige, doch nicht unheilbare Krankheit, und 
nicht über ein Jahr verhindert, jein Amt ſelbſt zu bejorgen, fann auf Vertretung dureh 
einen Amtsverweſer antragen ; dasjelbe kann das Presbyterium thun. 

Den Amtsverweſer beftellt über Vorſchlag des Pfarrers und Presbyteriumd der 
Superintendent für die Zeit dev Krankheit des Pfarrers, welcher für die Entſchädigung 
des Amtsverweſers zu jorgen bat. 

Wird ein Pfarrer duch Altersſchwäche oder unheilbare Krankheit verhindert 
jein Amt zu bejorgen, jo wird derſelbe durch den Superintendenten in den Ruheſtand 
verjeßt (emeritirt) und. das Pfarramt durch eine Neuwahl nach den vorliegenden 
Beitimmungen beſtellt, wobei bezüglich der Wählbarkeit der Kandidaten die ganze 
Rente gilt). 

Der emeritirte Pfarrer behält die Hälfte der ihm bisher zuftehenden Bezüge und 
trägt die Hälfte der der Pfarre obliegenden Laſten?). 

Das Pfarrhaus bezieht der Subſtitut. 

Die Gemeinde hat dafür zu ſorgen, daß der emeritirte Pfarrer, falls er im 
Orte bleibt, eine anſtändige Wohnung erhalte. 


Uebergangsbejtimmungen. 

1. Die in der obigen Vorſchrift enthaltenen Beſtimmungen über die abzulegenden 
Prüfungen treten für alle Kandidaten in Wirkſamkeit, welche bei Kundmachung devjelben 
die Univerfitätsftudien noch nicht beendigt haben, jedoch findet die Anordnung über die 
dreijährige Dauer der Univerfität (5 179) auf diefe Kandidaten feine Anwendung. 

3. Für alle übrigen Kandidaten, welche vor der Kundmachung dieſer Beſtim— 
mungen ihre Univerſitätsſtudien beendigt haben, genügt bei Beurtheilung ihrer Befähi— 
gung für den Schul- oder Kirchendienſt der Nachweis, daß ſie die theologiſche Prüfung 
mit genügendem Erfolge abgelegt haben; um jedoch zu einer Anſtellung an einem 
Gymnaſium, Seminarium oder einer Realſchule gelangen zu können, müſſen ſie ſich 


der Lehramtsprüfung nach den oben vorgezeichneten Beſtimmungen unterziehen. 


2) Dieje Beſtimmung iſt durch eit. Satzungen 
8 13 abgeändert worden und bleibt nur bezügl. 
ſener Pfarrer in Wirkſamkeit, welche der Pen— 
fionskaſſe nicht beigetreten ſind. 


I) Nah dem Rundſchreiben des Landeskon— 
ſiſtoriums vom 5. Dezember 1863 3. 548/863 
find alle Gejuhe um Pfarrjubjtitutionen im 
Wege der Bezirkskonfijtorien einzubringen und 
mit dem Gutachten derjelben an das Landes— 
fonfiftorium zu leiten. | 
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3. Die Wählbarkeit ijt zu einem geistlichen Amte bezüglich derjenigen, die in der 
Schule und Kirche vor der Einführung der gegenwärtigen Prüfungsporihrift angejtellt 
worden find, nachdem fie die Anjtellungsfähigfeit nach dem früher geltenden Gejeße 
ertvorben haben, wird durch diefe Vorſchrift nur in joweit berührt, daß die Bejtim- 
mungen in Betreff der Dienstzeit auch auf jie Anwendung finden. 

4. Bezüglich jener Kandidaten, die nicht unter den Beftimmungen diejer Prüfungs- 
vorſchrift geitanden, werden die Dienjtjahre Aller, welche in einem und demjelben Jahr 
die Maturitätsprüfung abgelegt haben, nach der Anftellung desjenigen, der die Anftellung 
am frühelten erhalten hat, gezählt. 


I. 
Rundſchreiben 


an ſämmtliche Bezirkskonſiſtorien und Presbyterien der evangeliſchen Tandex- 
kirche A. B. in Siebenbürgen, 


Die jechite Landeskirchenverfammlung als Organ der Firchlichen Gejeßgebung hat 
in ihrer Sitzung vom 17. März 1870 die nachjtehende Diseiplinarordnung der evan— 
geliichen Landesfirhe U. B. in Siebenbürgen durch einhelligen Beihluß zum bindenden 
Kirchengeſetz erhoben. 

Diejes Geje wird hiermit verfaffungmäßig kundgemacht. Die Beltimmungen 
dejjelben haben nach S 72 mit 1. Juni 1870 in Wirkſamkeit zu treten. 

Hermannjtadt, am 18. März 1870. 


Aus der Sikung des Landesfonjijtoriums der evangelijhen Kirche 
U. B. in Siebenbürgen. 
Dr. ©. D. Teutjh m. p. Superintendent. Franz Gebbel m. p. Schriftführer. 


Disciplinarordnung der evangeliihen Landeskirche A. B. in Siebenbürgen. 


Erſter Abjchnitt, 
Allgemeine Bejftimmungen. 

8 1. Die gegenwärtige VBorjchrift findet Anwendung auf alle Pfarrer, Pfarr: 
gehülfen, Lehrer und jonjtige Angejtellte der evangelifchen Landeskirche A. B. in Sieben- 
dürgen, mögen diejelden im aktiven Dienjte oder im Penfionsitande jtehen, ferner alle 
Mitglieder ihrer Behörden und auf die diefer Landeskirche angehörigen Kandidaten des 
Kirchen und Schuldienjtes vom Zeitpunkt dev Meldung beim Bezivfsdechanten ($ 152, 
Punkt 8 lit, e der Kirchenverfaſſung), welche entweder ihre Berufspflichten verlegen oder 
durch ihr außeramtliches Verhalten der Achtung oder des Vertrauens, die ihr Beruf 
erfordert, fich mehr oder weniger würdig zeigen, wenn diefe Vergehen unter die Bejtim- 
mungen des zweiten Abjchnittes diejes Geſetzes fallen. 

s 2. In Fällen leichtever Vergehen bleibt es den kirchlichen Behörden auch ferner 
überlaffen, vermöge des ihnen zufommenden Auffichtsrechts im kirchenregimentlichen Wege 
mit Ordnungsjtrafen: Ermahnungen, Warnungen, Rügen und Geldbußen bis zu fünfzig 
Gulden vorzugehen. Diefe Ordnungsſtrafen, ausjchließlich der Geldbußen, können auch 
die Vorſitzer diefer Behörden verhängen. Gegen ſolche Erkenntniſſe ift binnen acht 
Zagen einzubringende Berufung an die nächit höhere Kirchenbehörde zuläifig, welche 
darüber endgültig enticheidet. 
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S 3. Liegt in einer Handlung, welche unter die Beltimmungen des S 1 fällt, 
zugleich eine Webertretung des bürgerlichen Strafgeſetzes, ſo wird durch die Einleitung 
des bürgerlichen Strafverfahrens ein gleichzeitiges Einjchreiten ber Kirchengerichte nicht 
ausgejchloffen; es kann aber auch dev Ausgang des bürgerlichen Strafverfahrens abge— 
wartet werden. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Vergehen und Strafen. 


S 4. Die Vergehen, welche nach diejer Disciplinarordnung zu behandeln find, 
ergeben fich im Allgemeinen aus den bejtehenden Kirchen und Schulgejegen und werden 
eingetheilt in ſchwere und jchwerite. 

S 5. Zu den fehweren Vergehen gehören insbeſondere: 

a. wiederholte und grobe Vernachläſſigung des Dienftes; 
b. fortgejegte Ordnungswidrigkeit in Verrichtung der Dienjtgejchäfte ; 
6. wiederholte und grobe Unfolgſamkeit oder Verlegung der ſchuldigen Achtung 
gegen die Vorgejeßten; 
d. Unverträglichkeit, Streitfucht, Schmähfucht in und außer Dienit; 
e. gröbere und wiederholte Verſtöße gegen die Anſtändigkeit und Ehrbarkeit des 
Wandels ; 
f. grobe und wiederholte Schmähung und Herabwürdigung der Lehren, Gebräuche, 
Einrichtungen und Anordnungen dev Kirche. 
8 6. Zu den jchwerften Vergehen gehören insbejondere: j 
a. Verlegung der Amtstreue, oder Mißbrauch des Amtes oder Dienſtes aus Eigen— 
nutz, Leidenſchaft oder jonftiger unlauterer Nebenabſicht; 
b. eigenmächtiges und ungerechtfertigtes Verlaſſen des Amtes oder Dienſtes; 
c. ſchwere Verletzung des Sittengeſetzes. 

$ 7. Unter erſchwerenden Umſtänden können auch leichte Vergehen als ſchwere 
und ſchwerſte, dagegen unter mildernden Umſtänden auch ſchwerſte Vergehen als jchwere, 
und ſchwere als Leichte behandelt werden. 

g 8. Im Allgemeinen gilt als erſchwerend: Je mehr Pflichten des Amtes oder 
Dienstes durch das Vergehen verlegt werden, je mehr ſträfliche Handlungen oder 
Unterlaffungen zufammentreffen, je größer der durch das Vergehen veranlapte jittliche 
oder reelle Schade, je» veifer die Ueberlegung und Borbereitung, je öfter die Wieder- 
holung oder Beſtrafung, je übler das gegebene Beifpiel und je größer das öffentliche 
Aergerniß. 

Dagegen gilt als mildernd: früherer untadelhafter Wandel, frühere erſprieß— 
liche Dienſtleiſtung, dem Vergehen nachgefolgte Reue, eifriges Beſtreben den Schaden 
gut zu machen, wirkliche Genugthuung, Verübung des Vergehens aus Aufwallung 
des natürlichen Menſchengefühls, drückender Armuth, Furcht oder Vorurtheil des An— 
ſehens. 

$ 9. Die Strafen der ſchweren Vergehen ſind: 

1. Verweis vor dem verfammelten Kicchengericht. 
2. Gelditrafen bis zu fünfhundert Gulden. 

Kann eine zuerfannte Geldftrafe aus was immer für Gründen nicht einge 
bracht werden, jo ift an deren Stelle eine andere der in dieſem Paragraphen 
bezeichneten Strafarten ohne weiteres Verfahren durch Urtheil zu verhängen. 

3. Zeitweilige Entziehfung eines Theils der Amtsbezüge oder Nuhegenüffe, die 
jedoch ein Drittheil des Bezugs und den Zeitraum von drei Jahren nicht über- 
ſchreiten darf. 
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4. Zeitweilige Ausſchließung aus der Neihe der Kandidaten des Kirchen und 
Schuldienſtes. 
5. Zeitweilige Ausſchließung aus der Kirchenbehörde, beziehungsweiſe zeitweilige 
Entziehung der Wählbarkeit in eine oder jede Kirchenbehörde. 
6. Bedingte Amtentſetzung, welche auf eine beſtimmte Zeitdauer, auf einen beſtimmten 
Ort oder Umkreis oder auf einen beſtimmten Amtsdienſt ſich beſchränkt. 
$ 10. Die Strafen der ſchwerſten Vergehen ſind: 
1. Bleibende Ausſchließung aus der Reihe der Kandidaten des Kirchen: und Schul- 
dienites ; 
2. Unbedingte Amtsentjeßung, welche jede weitere Bekleidung eines Firchlichen oder 
Schulamtes der Landeskirche ausjchließt ; 
3. Bleibende Entziehung der Ruhegenüſſe mit Entziehung des Amtscharakters. 


Dritter Abſchnitt. 
Don den Gerichten. 


$ 11. Die Disciplinargerichtsbarfeit wird ausgeübt: 

I. von den Bezirksfonfiitorien ; 

II. vom Landeskonſiſtorium. 

$ 12. I. Das Bezirkskonftitorium erkennt in erjter Inſtanz in Disciplinarfällen 
gegen jeine Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzers, gegen die Mitglieder der Pres— 
byterien, gegen ſämmtliche im aktiven Dienft oder in Penfion jtehenden Pfarrer, Pfarr— 
gehülfen und Lehrer, gegen die Angeftellten dev Pfarrgemeinden und der Bezirfsgemeinde, 
dann gegen Kandidaten des Kirchen- und Schuldienstes des eigenen Bezirks. 

II, Das Landeskonſiſtorium erfennt: 

a. in zweiter Inſtanz über Berufungen und Bejchwerden gegen die von den Bezirks— 
konſiſtorien erlaſſenen Entjcheidungen und Verfügungen ; 

b. in erfter und leßter Inſtanz, in Disciplinarfällen gegen jeine Mitglieder als 
jolche, mit Einſchluß des Vorſitzers und gegen aftive und penjionirte Beamte 
der Gejammtgemeinde der Landeskirche. 

$ 13. Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Nichteramtes iſt ein Mitglied der 
vorerwähnten Gerichte : 

1. wenn der Angejchuldigte mit ihm in aufs oder abjteigender Linie verwandt 
oder in gleichem Grade verfchwägert ift, oder zu ihm in dem Verhältnifje von 
Wahl- oder Pflegeeltern oder Kinder fteht; 

2, wenn es in der Sache als Zeuge vernommen worden ift und eine erhebliche 
Ansage gemacht hat; 

3. wenn 08 dem Angeſchuldigten in der Sache als Bertheidiger oder Vertreter 
gedient hat; 

4. wenn 08 an der Entjcheidung in einer frühern Inſtanz Theil genommen hat; 

wenn es Unterſuchungskommiſſär geweſen tit. 
Jedes Mitglied, bei welchem eines dieſer Verhältniffe zutrifft, ift ſchuldig, diejes 
anzuzeigen, und wird von der Theilnahme an der fraglichen Sache von amtöwegen 
ausgejchlofjen. 

s 14. Ein Mitglied kann auch vom Angejhuldigten abgelehnt werden, wenn er 
Gründe anzugeben und zu bejcheinigen vermag, welche die Unbefangenheit dejjelben in 
Zweifel zu jegen geeignet find. Solche Gründe find insbefondere, wenn ein Mitglied 
zum Angeſchuldigten in einem Verhältniß von Feindſchaft fteht, wie auch, wenn fein 
oder ihm naheftehender Perfonen Privatintereſſe durch den Ausgang der Sache berührt wird. 


ot 
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8 15. Ein ganzes Gericht kann nur dann abgelehnt werden, wenn die Gejanmt= 
heit oder eine ſolche Anzahl von Mitgliedern in einem Falle der SS 13, 14 jich befindet, 
dat die übrigen Mitglieder die bejchlußfähige Anzahl nicht ausmachen. 

8 16. Die Ablehnung kann in jedem Stadium des Verfahrens bis zur Urtheils⸗ 
fällung geltend gemacht werden, hat jedoch feine rückwirkende Kraft. 

8 17. Ueber die Ablehnung entjcheidet, nachdem nöthigenfalls die Erklärung des 
Adgelehnten eingeholt worden: 

1. das Bezirkskonſiſtorium, wenn einzelne Mitglieder defjelben abgelehnt werden ; 

9, das Landestonfiftorium, wenn einzelne Mitglieder defjelben, oder ein ganzes 
Bezirksfonfiftorium oder jo viele Mitglieder deſſelben abgelehnt werden, daß die 
übrigen nicht mehr zur bejchlußfähigen Beſetzung ausreichen. 

Gegen die Enticheidung findet feine abgejonderte Beſchwerde ftatt. 

8 18. An die Stelle folcher Mitglieder der Gerichte, welche ausgeſchloſſen oder 
gültig abgelehnt find, treten deren Erſatzmänner. 

Iſt der Bezirksdechant und dev Bezirkskurator oder ein Bezirkskonſiſtorium von 
Ausübung des Nichteramtes ausgefchloffen oder gültig abgelehnt, jo tritt erſtern Falls 
der Bezirksſenior und nach ihm, dem Stande nach alternirend, das nächſte, dem Wahl- 
range nach erſte weltliche oder geiftliche Mitglied als Vorſitzer ein; im zweiten all 
delegirt das Landestonfiftorium ein anderes Bezirkskonſiſtorium. 

Iſt der Vorſitzer des Landeskonſiſtoriums ausgejchlofjen oder gültig abgelehnt, jo 
tritt der Landeskirchenvater, ſonach der Vikar und nad ihm, dem Stande nach alter= 
nivend, das nächte, dem Wahlrange nad) evjte weltliche oder geiftliche Mitglied als 
Borfiker ein. 

$ 19. Bei Berhandlungen und Entſcheidungen der Disciplinargerichte müſſen 
außer dem Vorſitzer noch wenigſtens ſechs ſtimmberechtigte Mitglieder anweſend ſein. 

Verhandelt und erkennt das Landeskonſiſtorium in erſter und letzter Inſtanz 
($ 12, II. b), fo müſſen außer dem Vorſitzer noch wenigſtens acht ftimmberechtigte Mit- 
glieder anweſend fein; in jolchen Fällen gebührt auch den Erſatzmännern des Landes⸗ 
fonfiftoriums Stimmredt. 

Ss 20. Für die Beichlußfaffung haben folgende Regeln zu gelten: 

Wenn für eine Meinung mehr als die Hälfte dev Mitglieder des Gerichts, mit 
Ausnahme des Vorfigers, ſich ausgefprochen hat, jo ift darnach der Beſchluß zu faſſen. 

Wenn unter mehreren Meinungen eine die Hälfte der ſämmtlichen Stimmen für 
ſich hat, ſo kann der Vorſitzer durch ſeinen Beitritt für dieſelbe den Ausſchlag geben. 

Sind die Stimmen zwiſchen Meinungen gleich getheilt, ſo iſt der Vorſitzer 
verpflichtet, auch ſeine Stimme abzugeben. Tritt er einer dieſer zwei Meinungen bei, 
ſo iſt nach derjenigen, welcher er beitritt, der Beſchluß zu faſſen. 

z 21. Bilden ſich mehr als zwei verſchiedene Meinungen, deren feine die abjolute 
Stimmenmehrheit für fich hat, jo werden die dem Angejchuldigten nachtheiligjten Stimmen 
den zunächjt minder nachtheiligen jo lange zugezählt, bis fich eine abjolute Stimmen- 
mehrheit ergiebt. 

Entjteht darüber eine Verſchiedenheit der Anfichten, welche von zwei Meinungen 
für den Angejchuldigten minder nachtheilig jei, jo iſt darüber, als über eine Vorfrage, 
bejonders abzujtimmen. N 

g 22, Ueber die Nothiwendigfeit don Ergänzungen des Verfahrens und andere 
Vorfragen muß immer zuerſt abgeftimmt werden. Fällt die Mehrheit dahin aus, daß 
ungeachtet der über die Vorfrage erhobenen Zweifel zur Entſcheidung zu jchreiten jet, 
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jo müffen auch die in der Minderheit Gebliebenen über die Hauptjache ihre Stimme 
abgeben. 

$ 23. Jedes Gericht und jeder Unterfuchungstommifjär hat die Pflicht, bei allen 
Erhebungen und Entjeheidungen don amtswegen und mit gleicher Sorgfalt jowohl die 
zur Weberweifung, als auch die zur Dertheidigung des Angejchuldigten dienenden Um— 
jtände zu berückſichtigen. 

g 24. Bei der Entjcheidung hat das Gericht, ohne an pofitive Beweisregeln 
gebunden zu fein, nur feine aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Beweiſe 
gewiſſenhaft gejchöpfte Meberzeugung zur Richtſchnur zu nehmen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Berfahren. 


$ 25. Das Gericht hat zunächſt von amtswegen in Erwägung zu ziehen, ob die 
im Wege eigener Wahrnehmung, einer Privat» oder amtlichen Anzeige zu feiner Kennt 
niß gebrachten Handlungen oder Unterlaffungen ein zum Digciplinarverfahren geeignetes 
Vergehen ($ 1) begründen oder nicht. 

In der Regel muß die Anzeige eine beftimmte Nachricht des VBergehens, wie aud) 
Namen, Stand und Wohnort des Anzeigers enthalten. Namenlofe oder von unbekannten 
Perſonen herrührende Anzeigen jollen nur dann berüdfichtigt werden, wenn fie ganz 
bejtimmte das ftrafbare Vergehen glaubwürdig bezeichnende Umſtände enthalten. 

Begründen die angezeigten Handlungen oder Unterlaffungen ein ſolches Vergehen 
nicht, jo wird die Anzeige einfach verworfen, oder wenn ein leichtere Vergehen 
vorliegt, zur entjprechenden kirchenregimentlichen Amtshandlung überwiejen ($ 2). 

Allen Perſonen, die dieſer Vorſchrift unterworfen find, jteht es frei um Einleitung 
de3 Disciplinarverfahrens gegen fich jelbit anzujuchen. 

$ 26. Erkennt das Gericht ein zum Disciplinawverfahren geeignetes Vergehen, 
jo ift mittelft förmlichen Beſchluſſes die Eröffnung der Unterfuchung mit Zeititellung 
der Anſchuldigungspunkte, auf welche diefelde gerichtet wird, anzuordnen und eine aus 
zwei Mitgliedern beftehende Unterfuchungsfommifftion mit Bezeichnung des Leiters ders 
jelden zu ernennen, wobei die Beweismittel, auf deren Erhebung e3 dabei anfomme, zu 
bezeichnen find. 

Gegen diefen Beihluß ijt feine Berufung zuläſſig. 

$ 27. Wenn bereits das bürgerliche Strafverfahren durchgeführt wurde (S 8) 
und ein rechtskräftiges ſtrafgerichtliches Wxtheil vorliegt, jo fann die Unterfuhung ganz 
entfallen, und ſogleich zur Diseiplinarenticheidung gejchritten werden. 

$ 28. Das Gericht kann fogleich oder in der Folge während dev Unterſuchung 
gegen den Angefchuldigten die vorläufige Enthebung von der Ausübung des Amtes vers 
hängen, damit zugleich auch die Einftellung der Amtsbezüge verbinden, welche jedoch ein 
Drittheil derjelben nicht überjteigen darf. 

Von jeder jolchen AmtsentHebung hat das Bezirkskonſiſtorium als Gericht eriter 
Inſtanz ſogleich dem Landeskonſiſtorium die Anzeige zu erjtatten. 

$ 29. Die Unterſuchungskommiſſion hat die Aufgabe, die Anzeige zu erheben, 
die Zeugen und den Angejchuldigten zu vernehmen, jowie alle zur Aufklärung der Sache 
dienenden Beweiſe Hexbeizufchaffen und die gejchloffenen Akten dem Gerichte mit einem 
begründeten Gutachten vorzulegen. 

Der Anzeiger ift nach Umftänden als Zeuge, oder als bloße Auskunftsperſon zu 
vernehmen. Sit er aber zugleich Privatlläger, d. h. hat ev in der Eigenjchaft einer 
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Partei wegen Beeinträchtigung eigener Rechte lage erhoben, jo kann er nur als Aus- 
funftsperfon vernommen werden. 

Dem Beſchuldigten iſt nach Möglichkeit Gelegenheit zu bieten, jeine etwaigen 
Einwendungen gegen die Perfon der Zeugen während der Unterjuchung geltend zu 
machen. 

8 30. Perſonen, welche einem fremden Religionäbefenntnig angehören, können 
zwar zur Zeugenſchaft aufgefordert werden; wenn fie fich aber tweigern, jo it das 
zuftändige bürgerliche Gericht um deren Vernehmung anzugehen. 

Auch die Einvernahme von Angehörigen der evangelifchen Kirche U. B. kann 
ob deren Entfernung oder aus anderen Gründen durch das bürgerliche Gericht bewirkt 
werden. 

$ 31. Jeder Zeuge wird von der Unterfuhungstommiffion einzeln und allein, 
nach vorausgejchiefter ernftlicher Wahrheits- und Eideserinnerung, welche ſich auch auf 
das Nichtverſchweigen des ihm Bekannten zu beziehen hat, vernommen. 

Nach) gejchloffener Einvernahme ift der Zeuge, deſſen Ausfage etwas für die 
Sache Erhebliches enthält, zu beeiden, wenn der Beeidigung fein gegründetes Bedenken 
entgegeniteht. 

s 32. Folgende Perjonen dürfen nicht beeidigt werden: 

a. welche jeldjt im Verdacht ftehen, dab fie an der dem Angejchuldigten zur Laſt 

gelegten Handlung, wegen welcher fie abgehört werden, Theil genommen haben; 

b. diejenigen, welche ſchon einmal wegen eines faljchen Zeugnifjes oder falſchen 

Eides beitraft worden jind; 

6. welche zur Zeit der Greignung der Thatſache das vierzehnte Lebensjahr noch) 

nicht zurücdgelegt hatte ; 

d. welche wejentliche Umftände angegeben haben, deren Unwahrheit beveits darge 

than it. 

$ 33. Verwandte und Verſchwägerte des Angefchuldigten in aufs und abjteigender 
Linie, deffen Ehegatten, Geſchwiſter und deren Ehegatten, Oheime und Muhmen, Neffen 
und Nieten, Gefchwifterfinder, Adoptiv- und Pflegeeltern oder Kinder können bie 
Zeugenſchaft ablehnen. 

Solche Perfonen, wenn fie als Zeugen vorgerufen werden, find über ihr Recht, die 
Zeugenfchaft zu verweigern, zu belehren. Machen fie von diefem Recht feinen Gebrauch, 
jo können fie gleichwohl gegen ihren Willen nicht beeidigt werben. 

$ 34. Wenn der zur Vernehmung vorgeladene Angejchuldigte nicht erjcheint, ohne 
eine hinreichende Entſchuldigungsurſache angezeigt zu haben, jo ift er mit der Androhung 
nochmals vorzuladen, daß fein abermaliges Nichterjcheinen als Verzicht auf die Ver— 
theidigung angejehen werden würde. 

Es ift Sorge zu tagen, daß über diefe geſchärfte Vorladung durch eine jchrift- 
liche Empfangsbeftätigung des Angejehuldigten oder auf andere Art Beweis zu ben 
Akten gebracht werde. 

$ 35. Das aufzunchmende Protokoll hat zu enthalten die Bezeichnung des Ortes, 
des Jahres und des Tages der Aufnahme, die Benennung der bei der Handlung gegen- 
wärtigen Perfonen, ſowie die Beziehung auf den Gegenftand und den erhaltenen gevicht- 
lichen Auftrag. 

Es ift von den vernommenen Perfonen vorzuleſen, auf Verlangen zum Durchlefen 
vorzulegen und die geſchehene Vorlefung oder Vorlegung und die Genehmigung im Pros 
tofoll zu bemerken. Etwaige nachträgliche Bemerkungen find am Schluffe erfichtlich 
zu machen. 
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Der Vernommene hat das Protokoll zu unterzeichnen; will oder kann er nicht 
unterjchreiben, jo ift diejes, wie die Urjache davon, in dem Protofolle zu bemerken. 

$ 36. Die Geftändniffe und erheblichere jonjtige Ausſagen des Angejchuldigten, 
jowie die Ausſagen wichtigerer Zeugen find möglichit wörtlich niederzujchreiben. 

Der zu Bernehmende darf die Ausjage ſelbſt zu Protokoll diktiren. 

8 37. Wenn ein Zeuge im Wefentlichen gleichlautend mit einem früher vernom— 
menen ausgejagt hat, jo kann ihm die protofollirte Ausjage des letzteren vorgelejen und, 
wenn er jte bejtätigt, die Aufzeichnung im Protokoll auf die Erklärung mit den etwaigen 
Aenderungen und Zufäßen bejchränft werden. 

$ 38. Stimmen Zeugenausfagen untereinander, oder mit Angaben des Ange 
jehuldigten über erhebliche Umftände nicht überein, jo kann die Gegenftellung (Con— 
frontation) entweder zwijchen den Zeugen oder zwiſchen Zeugen und dem Angejchuldigten 
von amtswegen, letztere auch über Begehren des Angejchuldigten jtattfinden. In der 
Kegel ſoll die Gegenftellung auf einmal bloß zwijchen zwei Perſonen gejchehen. Erfor— 
derlichen Falles iſt diefer Akt durch das bürgerliche Gericht zu bewirken (S 80). Nach 
Umftänden ift dev Angejchuldigte mit dem Verlangen wegen der Gegenftellung auf die 
Schlußverhandlung zu verweilen. 

$ 39. Jedes Protokoll wird am Schluffe von den Unterfuchungsfommifjären 
unterjchrieben. 

Jeder Unterſuchungskommiſſär iſt verpflichtet, jeine etwaigen Bedenken gegen den 
Vorgang und die Nichtigkeit oder VBollftändigfeit der Faſſung ſogleich zu bemerfen, und 
wenn folche nicht gehoben werden, im Protokoll anzuführen. 

$ 40. Nachdem die Unterfuchungsaften vorgelegt worden find, hat das Gericht, 
falls e8 nicht noch weitere Erhebungen oder Ergänzungen, nad Umſtänden durch eine 
neue Unterfuhungsfommiffion, zu veranlaffen findet, darüber Beſchluß zu fallen, ob das 
Berfahren fortzuſetzen oder einzuftellen jei. 

8 41. Wird das Verfahren eingeftellt, weil fein Thatbeſtand eines nach den 
Beſtimmungen des zweiten Abjchnittes jtrafbaren Bergehens oder fein Beweis vorhanden tft, 
jo ijt dem Angefchuldigten, dem Presbyterium der Pfarrgemeinde, bei welcher der Ange— 
Ihuldigte ein Amt befleidet und dem etwaigen Privatfläger (8 29) je eine Ausfertigung 
des diesfälligen Beichluffes gegen, in den Akten aufzubewahrende Empfangsbejtätigung 
zuzuſtellen. 

Nach Befinden können jedoch die Unterſuchungsakten zur anderweitigen Amts— 
Handlung abgetreten werden ($ 2). 

Ss 42. Grfennt das Gericht ſolche Handlungen oder Unterlafjungen, welche mit 
einer der in SS 9 und 10 erwähnten Strafen zu ahnden find, jo beſchließt es zunächſt 
die Anklage, bejtimmt ob für den Fall einer mündlichen Verhandlung vor Gericht auch, 
und welche Zeugen, und der etwaige Privatkläger zur Vernehmung vorzuladen ſeien 
und benennt diejenigen, deren Vernehmung zweckmäßig ſcheint. 

Bon diefem Beichluffe wird der Angefchuldigte durch Dekret unter Mittheilung 
derjenigen Thatjachen,, welche den Gegenftand der Bejchuldigung ausmachen, mit dem 
Beifügen in Kenntniß gejeßt, daß ihm die Wahl freiftehe, binnen einer Friſt von 
vierzehn Tagen entweder eine jehriftliche Vertheidigung einzureichen, oder die Abhaltung 
einer mündlichen Schlußverhandlung zu verlangen, wobei es ihm zufteht, auch andere 
Zeugen mit Bezeichnung der Umstände, worüber fie Zeugniß geben jollen, vorzufchlagen, 

$ 43. Auf Verlangen iſt dem Angejchuldigten oder jeinem Bertheidiger die 
Ginficht der Anterfuhungsakten und Abjchriftnahme unter angenmefjener VBorficht zu 
geitatten. 
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$ 44. Hat der Angejchuldigte die schriftliche Vertheidigung überreicht oder die 
Friſt von vierzehn Tagen ungenüßt verjtreichen Laffen, jo jchreitet das Gericht zur 
Urtheilsfällung auf Grund der Unterfuchungsakten. 

Ss 45. Hat der Angejchuldigte die Abhaltung einer mündlichen Schlußverhand- 
(ung verlangt, jo wird der Tag hiezu vom Vorſitzenden des Gerichts beitimmt. 

Die Verhandlung findet, wenn nicht der Angeichuldigte ausdrücdlich, oder, nach) 
Ermeſſen des Gerichts, Gründe der öffentlichen Sittlichfeit das Gegentheil verlangen, 
öffentlich ftatt. Dem Angeklagten jteht es frei, nicht nur fich eines Vertheidigers zu 
bedienen, jondern zur allfälligen nichtöffentlichen Verhandlung die Beiziehung dreier von 
ihm zu bezeichnender Vertrauensmänner zu begehrten. 

Die Verhandlung beginnt mit einer Darjtellung des Sachverhalts durch einen vom 
Vorſitzer des Gerichts aus den Mitgliedern deffelben ernannten Referenten, worauf der 
Angejchuldigte ſammt den etwa vorgeladenen Zeugen vernommen und fehließlich der Ver— 
theidiger gehört wird. 

Das nicht gerechtfertigte Ausbleiben des Angeklagten wird als Verzicht auf die 
mündliche Schlußverhandlung angefehen und jehreitet das Gericht fofort zur Urtheils- 
fällung auf Grund der Unterfuchungsaften. 

Die Koſten der vereitelten Schlußverhandlung hat in jedem Falle der Angeklagte 
zu tragen. 

8 46. Menn das Gericht auf Antrag oder von amtswegen die Bernehmung 
von Zeugen bei der mündlichen Schlußverhandlung, oder wenn es die Herbeifchaffung 
anderer Mittel zur Aufklärung der Sache für angemefjen erachtet, jo erläßt es die 
erforderlichen Verfügungen und ordnet die Fortjegung der Verhandlung den Umständen 
gemäß an. 

5 47. Meber die mündliche Berhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen, welches 
Ort und Tag derjelben, jowie die Namen der Anweſenden und die wejentlichen Momente 
der Verhandlung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem VBorfigenden und dem 
Protofolführer unterzeichnet. 

5 48. Nach gejchlofjener Verhandlung erfolgt in der Regel jofort in geheimer 
Situng die Urtheilsjchöpfung. 

Im Urtheil muß der Angeklagte entweder für ſchuldig erklärt oder freigejprochen 
werden. Die Schuldigerflärung hat auch die Verfällung deſſelben in die Koften des 
Berfahrens zur Folge. 

Im alle der Freiſprechung kann die Sache zur andermeiten Amtshandlung vers 
wiejen werden (S 2). 

8 49. Ueber die Berathung und Art der Beihlußfaffung nad) geendeter Ver— 
handlung ijt ein abgefondertes, vom VBorfiger und Schriftführer des Gerichts zu ferti- 
gendes Protokoll aufzunehmen. Die Meinungen der Gerichtsmitglieder find darin erfichtlich 
zu machen; dev Vorſitzer ift jelbjt dann, wenn er nicht abzujtimmen hat, befugt, jeine 
eigne Meinung auch zu Protofoll zu geben. 

$ 50. Das Urtheil ift in der Regel fofort mündlich zu verfünden. Es ijt 
jammt den im entjprechender Ausführlichkeit, insbejondere betreffs der That und Schuld- 
frage, verfaßten Entjcheidungsgründen ſchriftlich auszufertigen, vom VBorfiger und Schrift— 
führer zu unterzeichnen und dem Angeklagten, dem etwaigen Privatkläger und dem 
Presbpterium der Pfarrgemeinde, bei welcher der Angeklagte ein Amt bekleidet, in je 
einer Ausfertigung gegen den Akten beizulegende Empfangsbejtätigung zuzuftellen. 

Das Urtheil hat auch die Namen der bei der Entjcheidung mitwirfenden Gerichtö- 
mitglieder zu enthalten, 
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8 51. Das Urtheil erwächst in Rechtskraft, wenn dagegen binnen der gejeglichen 
Frift feine Berufung eingelegt wurde oder wenn dieſe überhaupt nicht zuläſſig iſt. 

Der Vollzug des rechtskräftigen Urtheiles liegt in der Regel dem Vorſitzer des 
Gerichts erſter Inſtanz ob; doch kann damit auch ein anderes Mitglied des betreffenden 
Gerichts beauftragt werden. 

8 52. Geldſtrafen, welche ſowie die Unterſuchungskoſten im Falle der Zwangs— 
vollſtreckung in der Regel aus den Bezügen des Angeſchuldigten einzubringen ſind, 
haben, wenn in erſter Inſtanz das Bezirkskonſiſtorium entſchieden hat, in die Bezirks— 
kirchenkaſſe, wenn in erſter Inſtanz das Landeskonſiſtorium entſchieden hat, in die 
Landeskirchenkaſſe einzufließen. Ausgenommen find jedoch die in SS 215 und 216 der 
Kirchenverfaſſung feſtgeſetzten Strafen, welche in den Penfionsfond der Landeskirche ein- 
zufließen haben, 

Die zeitweilig und theilweife entzogenen Amtsbezüge ($ 9) und Ruhegenüſſe, in 
io weit letztere aus der Rente fließen, werden als Interkalare behandelt. Die aus dem 
Penfionsfonde fliegenden, entzogenen Ruhegenüſſe fließen in ben Penfionsfond der 
Landeskirche. 

$ 53. Erfordert die Zwangsvollſtreckung einer Entjcheidung Maßregeln, welche 
außer dem Wirkungskreiſe der Kicchengerichte Kiegen, fo iſt die Hülfe dev weltlichen 
Behörden (8 7 der Kirchenverfaffung) in Anjpruch zu nehmen. 


Fünfter Abjchnitt. 
Bon der Berufung. 


8 54. Die Berufung fann ergriffen werden: 
1. gegen einen Einſtellungsbeſchluß des Bezirkskonſiſtoriums 
a. vom Privatkläger, 
b. vom Presbyterium derjenigen Pfarrgemeinde, bei welcher der Angejchuldigte 
ein Amt bekleidet; 
2. gegen ein Urtheil des Bezirkskonſiſtoriums 
a. vom Angeklagten; für den Fall jeiner Minderjährigkeit auch von jeinem 
Vater oder Vormund; für den Fall jeines Todes von feinen Erben; 
b. vom Privatfläger; 
e. dom Presbyterium derjenigen Pfarrgemeinde, bei welcher der Angeklagte ein 
Amt befleidet. 

Sonſt fteht Niemandem das Berufungsrecht zu. 

S 55. Die Berufung muß binnen zwanzig Tagen nad der Zuftellung des 
Erkenntniſſes, den Tag der Zuftellung nicht mitgerechnet, bei dem Bezirkskonſiſtorium 
ichriftlich eingebracht werden und hat aufjchiebende Wirkung. 

Eine Verlängerung diefer Zrift it nicht zuläſſig. 

8 56. In der Berufungsschriit können alle Bejchwerden ſowohl gegen das Ver— 
fahren, als auch gegen die Entjeheidung geltend gemacht und auch neue Thatjachen und 
Beweije vporgebracht werden. 

$ 57. Die rechtzeitig überreichte Berufungsſchrift wird jammt allen in ein Ver— 
zeihniß gebrachten Akten dem Landeskonſiſtorium eingejendet. 

Die nach Verlauf der gejeglichen Frift eingereichte Berufung wird von amtswegen 
verworfen. 

8 58. Das Landestonfiftorium hat das angefochtene Erkenntniß aufzuheben: 

1. wenn das Gericht erſter Inſtanz in der Sache nicht zuftändig war; 
2, wenn das Gericht erſter Inſtanz nicht mit der gejeßlich vorgejchriebenen Zahl 


117] II. Disciplinarordnung vom 18. März 1870. 1137 


von Mitaliedern bejeßt war, oder wenn ein in der betreffenden Sache von der 
Ausübung des Nichteramtes ausgejchlofjenes Mitglied bei dem Erkenntniß mit— 
gewirkt hat; 

3. wenn es im Verfahren oder Erkenntniß jo wejentliche Mängel, Unregelmäßig— 
feiten oder Gejegwidrigkeiten findet, daß ohne durchgreifende Verbeſſerung eine 
gründliche Entſcheidung nicht abgegeben werden fann. 

Im erſten Fall wird die Sache an das zuftändige Gericht gewieſen umd zugleich 
ausgeiprochen, ob und in wieweit auch die Amtshandlungen des Unterfuchungsverfahrens 
aufgehoben jein oder Gültigkeit behalten ſollen. 

Im zweiten und dritten Fall wird die Sache zur nochmaligen gejegmäßigen Ver— 
handlung, beziehungsweife VBerbejjerung des Verfahrens und Entſcheidung an das 
betreffende Gericht zurückgewieſen. 

$ 59. Außerdem iſt das Landeskonſiſtorium befugt, wenn die in der Berufungs- 
Ichrift etwa angeführten neuen Thatfachen und Beweiſe erheblich erſcheinen oder wenn 
jonjt eine Bervollftändigung für nöthig befunden wird, die diesfälligen Erhebungen vor- 
nehmen und auf Grund der vervolljtändigten Unterfuhhung, nach Umständen wieder- 
holter Schlußverhandlung ein neues Urtheil fällen zu Lafjen, gegen welches die neuerliche 
Berufung offen steht. 

8 60. Das Landeskonfijtorium hat das Urtheil der erſten Inſtanz zu beftätigen 
oder abzuändern; doch darf es dafjelde zum Nachtheil des Angefchuldigten in dem Falle 
nicht abändern, wenn nur der Angejchuldigte allein die Berufung eingelegt hat. 

s 61. Im Falle ausdrücklichen Begehrens in der Berufungsſchrift ift der An— 
gejcehuldigte oder jein Bertheidiger vom Landesfonfitorium zur Verhandlung vorzuladen 
und demjelben die mündliche Bertheidigung zu geitatten. 

Das nicht gerechtfertigte Ausbleiben des Angejchuldigten oder feines Vertheidigers 
wird als Berzicht auf die mündliche Vertheidigung angejehen. 


Sechster Abjchnitt. 
Bon der Befhwerdeführung. 


$ 62. m Allgemeinen ijt es jowohl dem Angejchuldigten, als auch jedem fonft 
Betheiligten gejtattet, über Bejchlüffe und Verfügungen der Bezirksfonfiftorien, gegen 
welche die Berufung nicht zuläffig ift, wegen ungejeßlichen oder unzuftändigen Verfahrens, 
wegen ungebührlicher Behandlung oder wegen Verzögerungen bei dem Landeskonſiſtorium 
Beſchwerde zu führen. 

8 63. Die Bejchwerdeführung hat in der Negel Leine auffchiebende Wirkung ; 
bejondere Ausnahmen bleiben dem Ermeſſen des Bezirkskonfiftoriums überlafjen. 

Ss 64. Die Bejchwerde gegen folche Verfügungen, von welchen eine bejondere 
VBerjtändigung an die Betheiligten ausgefertigt wird, muß innerhalb acht Tagen nad) 
dem Tage der erfolgten Berjtändigung erhoben werden. 

8 65. Das Bezirkskonfiftorium hat die bei ihm überreichte Beichwerde, falls es 
nicht ſelbſt Abhilfe trifft, unter Berichterftattung an das Landeskonſiſtorium einzu= 
ſenden. 

Siebenter Abſchnitt. 
Von der Wiederaufnahme des Verfahrens. 

5 65. Die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt ſowohl zu Gunſten, als zum 
Nachtheil des Bejchuldigten dann zuläffig, wenn erhebliche neue Beweismittel beigebracht 
werden, welche, wenn fie dem Gerichte bei Schöpfung des Erfenntnifjes vorgelegen wären, 
ein wejentlich verjchiedenes Erkenntniß mit Wahrjcheinlichkeit zur Folge gehabt hätten. 

Friedberg, Verfafjungsgefege. Defterreih und Siebenbürgen. 7% 
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8 67. Ueber das Gefuh um Wiederaufnahme des Verfahrens entjcheidet das 
Gericht erſter Inftanz, welches vor Abgabe der Entjeheidung die erforderlichen Erhe— 
dungen veranlajjen kann. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksfonfiftoriums, womit die Wiederaufnahme vers 
weigert wird, fteht die Berufung an das Landestonfiftorium binnen zwanzig Tagen 
nach Zuftellung des Beſchluſſes offen. 

8 68. Wird die Wiederaufnahme bewilligt, jo gelten für das neue Verfahren 
die gleichen Vorſchriften, wie für das urfprünglide. 

In dem nen zu fällenden Urtheil wird das frühere entweder bejtätigt oder ab- 
geändert. 

8 69. Die auf Grund des früheren Urtheils, ohne eigenes ftrafbares Verſchulden 
an der ungerechten Verurtheilung, erworbenen Rechte dritter Perjonen können durch das 
neue Urtheil feine Aenderung erleiden. 


Achter Abjchnitt. 
Don der Verjährung. 


8 70. Das Disciplinarvergehen Tann durch Verjährung als erlojchen betrachtet 
werden, wenn 

a. vom Zeitpunkt feiner Begehung bis zur Erftattung der Anzeige beim Disciplinar- 
gericht ein Zeitraum don menigftens fünf Jahren verftrichen ift, und wenn 
nebjtdem 

b. der Beſchuldigte während der Berjährungszeit fein weiteres Disciplinarvergehen 
begangen hat umd 

e, in den Fällen, wo durch das Vergehen die für die Perjon des Beſchuldigten 
nach feiner dienstlichen Stellung erforderliche bürgerliche Achtung herabgewürdigt 
wurde, zugleich die erfolgte Wiederherftellung diefer Achtung mit Grund anzu— 
nehmen tft. 

Unter obigen Bedingungen kann die Verjährung auch Pla greifen, wenn der 
Beſchuldigte zwar ob des Vergehens in Unterfuchung gejtanden, jeit dem rechtsfräftigen 
Einftellungs- oder Freiſprechungserkenntniß aber wenigjtens drei jahre bis zum Tage 
des Einjchreitens um die Wiederaufnahme verjtrichen find. 


Anhang. 

$71. Das in der vorftehenden Disciplinarordnung enthaltene Verfahren hat auch auf 
diejenigen Unterfuchungen, welche aus Anlaß von Ordnungswidrigfeiten bei Pfarrers— 
wahlen nach den 88 99, Punkt 1, lit. c., dann 223 und 214 bis 216 der Kirchen 
verfaffung eingeleitet werden, vorbehaltlich der in den eben erwähnten Paragraphen 
beftimmten Bejtrafung Anwendung finden. 

$ 72. Die Beftimmungen diefes Geſetzes treten mit 1. Juni 1870 in Wirkjam- 
feit und find auch auf die bereits anhängigen, vor dem erwähnten Tage in erjter Inſtanz 
noch nicht entſchiedenen Disciplinarfälle auszudehnen. 

Alle bisherigen Normen der Kirche, welche mit dieſer Disciplinarordnung nicht 
übereinſtimmen, werden mit demſelben Tage außer Wirkſamkeit geſetzt. 
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III. 
Rundfchreiben 


an Fanmtliche Bezirkskonſiſtorien und Presbyterien der evangeliſchen Tandes— 
kirche A. B. in Siebenbürgen, 


Die jechste Landsstirchenverfammlung hat als Organ der Gefeßgebung in ihren 
Sißungen vom 22. Februar und 12. März 1870 das nachitehende Geſetz, betreffend die 
Grläuterung und Abänderung einiger Beitimmungen der Kirchenverfaffung ordnungs— 
gemäß feitgeitellt. 

Diejes Gejeß wird hiermit verfaffungsmäßig kundgemacht. Die Beftimmungen 
dejjelben, jo weit jie die Abjtimmungen der Landeskirchenverſammlung als Organes des 
Kirchenregimentes und die Gejchäftsordnung der gejeggebenden Landeskirchenverſammlung 
betreffen, jind jofort nach ihrer Feftitellung , d. i. am 22. Februar 1870, in Wirk- 
jamfeit getreten. Alle übrigen Beſtimmungen haben nach einem ausdrücklichen Beſchluß 
der Landesfirchenverfammlung am 1. Juli 1870 in Kraft zu treten. 


Hermannjtadt, am 18. März 1870, 


Aus der Sitzung des Landesfonfiftoriums der evangelijhen Kirche AB. 
in Siebenbürgen. 


Dr. ©. D. Teutſch m. p. Superintendent. 
Franz Gebbel m. p. Schriftführr. 


Geſetz, betreffend die Grläuterung und Abänderung einiger Beitimmungen der 
Kirchenverfaſſung. 


J. Beſchlußfähigkeit der größeren Gemeindevertretung. 

Dem $ 64 iſt als neuer Abſatz beizufügen: 

„Wo bejondere Ortsverhältnifie es nöthig machen, kann jedoch die zur Beſchluß— 
„Tähigfeit erforderliche Mitgliederzahl bis auf ein Drittheil herabgejeßt werden. Ein 
„hierauf gerichteter Beſchluß der Gemeindevertretung bedarf vor feiner Vollziehung der 
„Beltätigung des Bezirkskonſiſtoriums, welches hievon die ſogleiche Anzeige an das 
„Landeskonſiſtorium zu erſtatten hat.“ 


II. Stimmrecht der Vorſitzer kirchlicher Behörden und Vertretungskörper. 


In theilweifer Ergänzung und Abänderung der SS 31, 63, 83, 98, 
126 haben für die Abjtimmungen der Presbyterien und Gemeindever- 
tretungen, der Bezirfsverfammlungen und Bezirfsfonfijtorien, der 
Landesfirhenverjanmlung als Organes des Kirhenregimentes und 
des Landesfonjiftoriums, jedoch mit Ausfhluß der gerichtlichen Ber- 
handlungen, folgende Bejtimmungen zu gelten: 

„Die Bejchlüffe werden durch abjolute Mehrheit der Stimmenden gefaßt. 

„Alle Fragen find von dem Vorſitzer jo aufzujtellen, daß darauf nur mit Ja oder 
„Rein geantwortet werden Tann. 

„Alle jtimmberechtigten Anweſenden find mit Ausnahme des Vorſitzers zur Stimme 
„gabe unbedingt verpflichtet. 

„Der Vorſitzer ift bei jeder Abjtimmung berechtigt, jedoch bei geheimer Abſtim— 
„mung und im Falle der Stimmengleichheit verpflichtet , auch jeine Stimme abzugeben. 
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„Entjteht durch die Stimmabgabe des Vorſitzers Stimmengleichheit, jo hat der 
„Segenstand in der Faltung der Frage auf fich zu beruhen”. 
Sp weit die Vorſchriften der Verfaſſung durch dieſe Bejtims 
mungen nicht berührt werden, bleiben jene aufrecht. 
III. Geſchäftsordnung der gejehgebenden Bandesfirchenverfammlung. 


1. Die leßten Bunte des $ 138 haben zu lauten: 

„5. die Beichlüffe werden durch abjolute Mehrheit der Stimmenden gefaßt; fein 
„ſtimmberechtigter Anwejender kann ſich der Abſtimmung, welche nur über beſondern 
„Beſchluß geheim ſtattfinden darf, enthalten; individuelle Abſtimmung, zu welcher die 
Mitglieder in alphabetiſcher Reihenfolge aufgerufen werden, muß ſtattfinden: 

„a. wenn ſie von fünf Mitgliedern verlangt wird; 

„d. wenn ſie vom Vorſitzer zur ſichern Erprobung der Mehrheit für nothwendig 
„erachtet wird; 

„ce. wenn es ſich um die Schlußabſtimmung, nämlich um die Annahme oder Ab- 
„lehnung einer Vorlage oder eines Antrages im Ganzen handelt; 

„6. bei Stimmengleihheit über eine Einzelfrage iſt diefelbe als verneint zu 
„betrachten; bei Stimmengleichheit in der Schlußabſtimmung hat der Gegenjtand auf 
„Tich zu beruhen, und wird die Verhandlung dejjelben bis zum Zufammentritte der 
„nächiten Landeskirchenverfammlung vertagt; 

„7. das Ergebniß der Abjtimmung verfündet der Vorſitzer als Beihluß der 
„gefetgebenden Landesfirchenverfammlung ; 

„8. VBerwahrungen und Sondermeinungen müſſen gleich nach) Verfündigung des 
„Beichluffes angezeigt und ſogleich oder in der nächſten Sitzung eingereicht werden ; 
„doch werden fie Lediglich dem Protofolle einverleibt und es kann ihnen feine weitere 
„Folge gegeben werden”. 

2. 8 139 hat zu lauten: 

„Ueber die Verhandlungen der Landeskirchenverſammlung als gejeggebenden Körpers 
„wird ein abgefondertes Protokoll nebſt Beilagenheft nach den Bejtimmungen des 5 127 
„geführt“. 

3. Die 88 140, 141, 144 treten außer Wirkſamkeit. 

IV. Verhältniß der afademijchen zu den nicht:afademifchen Kandidaten bei 

Bfarrerwahlen. 

1. $S 175 bat im Eingange zu lauten: 

„Kein einheimifcher, dieſer Landeskirche angehöriger, afademijcher Kandidat der 
„Theologie kann als ſolcher in Schule und Kirche eine Anftellung oder Berufung er: 
„halten, wenn er diefe Prüfung nicht mit genügendem Erfolg abgelegt hat“. 

2. Dem 8 197 find folgende Abſätze beizufügen: 

„Die Dienftjahre dev nichtzafademischen Kandidaten werden von dent Tage ihrer 
„eriten bleibenden Anjtellung gerechnet. 

„Den nichteafademischen Kandidaten gleich zu ftellen find auch diejenigen, die zwar 
„akademiſche Studien gemacht, ſich der Prüfung aber, wiewohl fie nach dem Geſetz dazu 
„verpflichtet gewejen, nicht unterzogen oder diejelbe nicht bejtanden haben. 

„Bei einer Unterbrechung der wirklichen Dienitleiftung wird die außer dem Dienft 
„der Kicche und der Schule zugebrachte Zeit nicht mitgerechnet.” 

3, Zwiſchen die 88 206 und 207 find folgende neue Paragraphen 
einzuschalten: | 

1. „Nichtakademiſche Kandidaten bedürfen zur Wählbarkeit in jede Pfarre außer 
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„denn Zeugniffe über die vollendeten Gymnaſial- oder Seminarftudien einer um fieben 
„Jahre längern Dienftzeit, als die afademijchen Kandidaten (SS 203 bis 206).“ 

2, ‚Wenn fich nicht drei geeignete afademifche Kandidaten gemeldet haben und 
„der Wahlförper die Wahl ablehnt, jo iſt ein neuer Konkurs auszufchreiben, wonach 
„auch akademische Kandidaten der unmittelbar niedrigeren Stufe, und wenn ſich nicht 
„mindeſtens drei Kandidaten dieſer beiden Stufen gemeldet haben, nicht⸗akademiſche 
„Kandidaten dieſer Stufen in die Wahlliſte aufzunehmen find.” 

3, 8 211 tritt außer Wirkjamleit. 


V. Bredigerwahlen. 

An Stelle der 88 199 und 200, die außer Wirkſamkeit geſetzt 
werden, find folgende Beftimmungen zu jeßen: 

1. „Die Beſetzung der Predigerjtellen in Gemeinden, wo eine Mittelſchule oder 
„eine Hauptvolfsjchule fich befindet, erfolgt duch die von der größeren Gemeindever— 
tretung durch abſolute Stimmenmehrheit vorzunehmende Wahl (55 60, 220), zu 
„welcher das Presbyterium dev Gemeindevertretung jene wählbaren Kandidaten, welche 
„ſich auf Grund des ausgejchriebenen Konkurjes gemeldet haben, befannt giebt.” 

2. „Wählbar find alle afademijchen Kandidaten mit mindeſtens dreijähriger 
„Dienftzeit. Meldet fih nur ein wählbarer afademijcher Kandidat und lehnt der 
„Wahlkörper die Wahl ab, jo ift ein neuer Konkurs auszuſchreiben, wonach auch 
nicht⸗akademiſche Kandidaten mit mindeftens zehnjähriger Dienftzeit in die Wahllifte 
„aufzunehmen find.“ 

VI. Bejchwerden gegen Pfarrwahlen. 

1. $ 210 hat in Punkt 2 a. Eingangs zu lauten: 

„a. alle im Sinne diefer Beſtimmungen wählbaren Kandidaten der gejammten 
„Landeskirche, welche fich jehriftlich, unter Beibringung der ihre Befähigung 
„und Verwendung ausweijenden Zeugniffe, und vechtzeitig, nämlich vor Ablauf 
„des nad) Tag und Stunde zu bejtimmenden Konkurstermins, zur Wahl für 
„die erledigte Stelle gemeldet haben, mit Ausnahme jener Kandidaten, über 
„welche, wenn auch nux zeitweilig oder vorläufig die Enthebung von der Aus- 
„Übung ihres Amtes (SS 41, 100, 153) verhängt worden tft.” 

2, Der erite Saß in $ 213 hat zu lauten: 

„Während der Erledigung dev Pfarre hat das Presbyterium auf das jtrengite 
„darüber zu wachen, daß feine Ordnungswidrigkeiten, insbeſondere Beſtechungen oder 
„Wahlumtriebe vorfallen.“ 

3. $ 223 hat zu lauten: 

„Segen den Vorgang des Bezirkskonſiſtoriums anläßlich der Beſetzung eines 
„erledigten Pfarramtes fteht innerhalb fieben Tagen nach dem Wahltage jedem ange 
„meldeten Kandidaten und jedem Wähler das Recht der Beichwerdeführung zu. Die 
„Beſchwerde wird im Wege des Bezivkstonfiftoriums an das Landeskonſiſtorium gerichtet. 

„Innerhalb derjelden Friſt fteht auch jedem angemeldeten Kandidaten und jedem 
„Wähler das Recht zu, gegen Ordnungswidrigkeiten jeder Art, insbeſondere gegen Wahl— 
„umtriebe und Beſtechungen vor jenem Bezirkskonſiſtorium Beſchwerde zu führen, in 
„deſſen Sprengel die zu beſetzende Pfarre gelegen iſt. 

„Wenn der ungejeßliche Vorgang des Bezirkskonſiſtoriums oder die eriwiejene 
„Ordnungswidrigkeit auf Grund der gepflogenen Unterfuchung geeignet erſcheint, auf das 
„Wahlergebniß einen entjeheidenden Einfluß geübt zu haben, jo ijt die Wahl aufzuheben 
„und neu anzuordnen.“ 


Yadılrag zu Seite 120. 


Eine größere Vereinfachung der Eirchenregimentlichen Organijation für Hannover 
erzielen ein Gejeß, betreffend Aenderungen der Kirchenverfaſfung der 
evangelijhhelutherifhen Kirche der Provinz Hannover und ein Aller: 
höchſter Erlaß, betreffend die künftige Geftaltung der Konjijtorial- 
behörden der evangelijchelutheriihen Kirheder Provinz Hannover, 
welche beide noch nicht publicirt worden find, von welchen indejjen das erjtere jchon die 
verjaffungsmäßige Zuftimmung der Kammern gefunden hat. Die beiden Aftenjtüce 
lauten: 


Geſek, 


betreffend Henderungen der Kirchenverfalſung der evangeliſch-lIutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannvver. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie für die 
Provinz Hannover, was folgt: 
$ 1. Mit der nach Maßgabe des anliegenden Erlaffes vom... ... erfolgenden 
Umbildung der Firchenregimentlichen Behörden der evangelifch= lutherifchen Kirche der 
Provinz Hannover werden die Konfijtorien zu Osnabrüd und Otterndorf aufgehoben. 
Mit demjelden Zeitpunkt geht die Ausübung der Rechte des Staats gegenüber der 
evangelifch-hutherifchen Kicche der Provinz Hannover, joweit jolche bisher von konſiſtorialen 
Behörden wahrgenommen find, auf die Staatsbehörden über, 
S 2. Den Staatöbehörden wird überwiejen : 
1. die Anordnung und Bollitredung der zur Aufrechthaltung der äußeren Firch- 
lichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorjchriften ; 
. die Vollſtreckung der einjtweiligen Entſcheidung in jtreitigen Baufachen ; 
. die Beitreibung kirchlicher Abgaben ; 
. die Ausftellung von Attejten über das VBorhandenfein derjenigen Thatjachen, welche 
den Anſpruch auf Kojtenfreiheit begründen ; 
5. die Leitung der Kirchenbuchführung, joweit die Kicchenbücher noch zur Beur- 
fundung des Perjonenftandes dienen; 
6. die Mitwirkung bei der Veränderung betehender, jowie bei der Bildung neuer 
Pfarrbezirke. 
5 3. Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen der Genehmigung der ſtaat— 
lichen Auffichtsbehörde in folgenden Fällen : 
1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belajtung von Grund- 
eigenthum ; 
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2. bei der Veräußerung von Gegenftänden, welche einen gejchichtlichen, wiſſenſchaft— 
lichen oder Kunftwerth haben ; 

3. bei Anleihen, joweit fie nicht blos zu dorübergehender Aushülfe dienen und aus 
der laufenden Einnahme derjelben Boranjchlagsperiode zurüderjtattet werden können ; 

4. bei Einführung und Veränderung von Gebührentaren; 

5. bei Einführung eines neuen Nepartitionzfußes dev Synodalbeiträge und Kirchen: 
umlagen und bei Abänderung des bejtehenden ; 

6. bei Errichtung neuer für den Gottesdienft, die Geiftlichen oder andere Kirchen- 
diener bejtimmter Gebäude ; 

7. bei Anlegung oder veränderter Benutung von Begräbnißpläßen ; 

8. bei der Ausjchreibung, Veranftaltung oder Abhaltung von Sammlungen außer: 
Halb der Kirchengebäude ; 

9, bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den beſtimmungs— 
mäßigen Zweden, joweit fie nicht Kirchliche, wohlthätige oder Schulzwede inner 
halb der Gemeinde jelbit betrifft. 

Bewilligungen aus der Kirchenfaffe an andere Gemeinden oder zur Unterjtügung 
evangelifcher Vereine und Anftalten, fofern diejelben einzeln zwei Prozent umd im 
Gefammtbetrage eines Gtatsjahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht überjteigen, 
bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörden nicht. 

8 4. Die Firchlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozefjen feiner Ermäch— 
tigung von Seiten einer Staatsbehörde. 

8 5. Die Staatsbehörde ift berechtigt, von der kirchlichen VBermögensverwaltung 
Einficht zu nehmen, zu diefem Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, ſowie 
außerordentliche Nevifionen vorzunehmen und auf Abjtellung der etwa gefundenen Geſetz⸗ 
widrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu dringen. 


Weigern ſich kirchliche Gemeindeorgane, geſetzliche Leiſtungen, welche aus dem 
kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind oder den Pfarreingeſeſſenen obliegen, auf den 
Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo iſt ſowohl die betreffende Kirchen— 
behörde als auch die Staatsbehörde, jedoch nur unter gegenſeitigem Einvernehmen, befugt, 
die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. 

Beſtreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit beanſtandeter Poſten oder die 
Verpflichtung zu den auf Anordnung der Kirchenbehörde und der Staatsbehörde in den 
Etat eingetragenen Leiſtungen, ſo entſcheidet auf Klage der Gemeindeorgane im Ver— 
waltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 

8 6. Die Kirchenbehörde, ebenſo die Staatsbehörde, beide aber nur unter gegen— 
ſeitigem Einvernehmen, ſind berechtigt, die Geltendmachung rechtsbegründeter Anſprüche 
des von dem Kirchenvorſtande zu verwaltenden Vermögens, insbeſondere auch einer durch 
Pflichtwidrigkeit eines Vorſtandsmitgliedes begründeten Erſatzforderung im Wege des 
Prozeſſes zu begehren und äußerſten Falles durch Beſtellung eines Kirchenanwalts zu 
erwirken, auch die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

87. Unbeſchadet der den Staatsbehörden durch dieſes Geſetz vorbehaltenen Zuſtändig— 
keiten verbleibt den Kirchenobern das Recht der oberen Leitung der Kirchenvorſtände auch 
in Betreff der vermögensrechtlichen Zuſtändigkeiten derſelben. 

Die Ausübung dieſes Rechts wird durch Kirchengeſetz geordnet. 

$ 8. Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bejtimmt, 
welche die in den Nrn. 2, 3, 5 und 6 erwähnten Nechte auszuüben haben. 
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$ 9. Für die Beamten, welche bei der ftattfindenden Umbildung der Konſiſtorien 
nicht verwendet werden, kommen die Beltimmungen der 88 147 bis 150 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 20. Juli 1883 Geſetzſamml. ©. 195) zur 
Anwendung. 

$ 10. Mlle diefem Gejege entgegenitehenden Beltimmungen, mögen diejelben in 
allgemeinen Zandesgefegen, in Provinzial- oder Lofalgejegen und Lofalordnungen enthalten 
oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Kraft. 

$ 11. Diejes Gejeß tritt mit dem 1. Juli 1885 in Kraft. 

Urkundlich zc. 


Allerhöchſter Erlaß, 


bekreffend die künftige Geſtalkung der Konſiſtorialbehörden Der evangeliſch— 
lutheriſchen Rirde Der Provinz Hannover. 


Auf Ihren Beriht vom... .. verordne Ich nach Anhörung der zufolge Meines 
Erlafjes vom 17. November 1884 berufenen außerordentlichen Landes-Synode Fraft der 
Mir als Träger des Iandesherrlichen Kirchenregiments zuftehenden Befugniſſe für die 
evangelijch-lutherifche Kirche der Provinz Hannover, was folgt: 

$ 1. Die Konfijtorien zu Osnabrück (A. C.) und Otterndorf, der evangelifche 
Magiftrat zu Osnabrüd und das Klofter Loccum hören auf, als Konfiftorialbehörden 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirche zu fungiren. 

5 2. Die kirchlichen Zuftändigfeiten dieſer Behörden betreffs der evangelisch- 
(utherifchen Kirche werden fünftig wahrgenommen : 

1. bezüglich dev Bezirke des Konfiftoriums zu Osnabrüd, des evangelijchen Magiſtrats 
zu Osnabrück und des Klojters Loccum durch das Konfiftorium zu Hannover, 
auf welches auch die jet dem Stadtfonfiftorium zu Osnabrück zuftehenden Nechte 
der Disciplinargewalt übergehen; 

. bezüglich des Bezirks des Konfiftoriums zu Otterndorf duch das Konfiftorium 
zu Stade, 

Auf das Konfiftorium zu Stade gehen auch die Firchlihen Zuftändigfeiten über, 

welche das Konfiftorium zu Hannover gegenwärtig in der Generaldiözefe Harburg und 

in der Stadt Lüneburg ausübt. 

$ 3. Obige Beitimmungen treten am... .. in Kraft. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen, 


ID 


Regiſter. 


(Erklärung der gebrauchten Zeichen.) 


A — Herzogthum Anhalt. 
Al = Herzogthum Altenburg. 
B = Königr. Bayern, Kicchenverf. diesſ. d. Rhs. 
BR — " " " jenf. RN 
Ba = Großherzogthum Baden. 
Br = Freie Stadt Bremen. 
Bra = Herzogthum Braunſchweig. 
E = Elfaß-Lothringen. 
H = Freie Stadt Hamburg. 
He = Großherzogthum Heſſen. 
KG = SHerzogthum Sadhjen-Koburg-Gotha. 
Li = Fürſtenthum Lippe-Detmold. 
Lü = Freie Stadt Kübel. 
M = SHerzogthum Sahjen-Meiningen. 
MS = Großherzogthum Mecklenburg. Schwerin. 
MSt—= Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz. 
N — Kirchenordnung der Niederfähhliichen fon- 
füderirten Gemeinden. 
0 = Dldenburg (Kirhed. Herzogth.Oldenburg). 
OB== 4 (Kirched. Fürftenth. Birkenfeld.) 
OL 5 (Kirche des Fürftenth. Lübeck). 
De — Kaiſerreich Oeiterreih (außer Ungarn und 
Siebenbürgen). 
A. 


Abendmahl, Feier des, PR 42. 

— Zurüdweifung vom, PR45; P53; PH 169; 
PL 203; PN 218; A 804. 

Aberglaube, W 416. 

Abgaben firhl., P 104; PH 188.1142; PN 225; 0 
576; OL589; M 694; An825; j.a. Umlagen. 

Abgeordnete zur Bezirksfirchenverfammlung Si 
1077. 1088. 

— zur Bezirfö-Synode PH 137. 148; PN 249. 

— zur Defanat3:Synode He 514. 519. 

— zur Didzefan-Synode B 326; W 423. 

— URAN Br 936. 946. 954. 961. 
Ü 


— zum Generalfonfiftorium E 1004. 1006. 

— zur General-Synode P 70; B 330; BR 337; 
Ba 485. 946; A 1056. 

— zur Gefammt-Synode PH 180; PS 214. 

— zur Inſpektions-Synode Bra 793. 


P = flönigreich Preußen (alte Provinzen außer 
Rheinprovinz und Wejtphalen). 


PF — flönigrei Preußen (frühere freie Stadt 
Frankfurt). 

PH = Königreich Preußen (früheres Königreich 
Hannover). 

PN — Königreich Preußen (früheres Herzogthum 
Naſſau). 

PR — Königreich Preußen (Rheinprovinz und 
Weſtphalen). 

PS — Königreich Preußen (Schleswig-Holſtein— 
Lauenburg). 

R — Fürſtenthum Neuß ältere Linie. 

S = Königreich Sadjen. 

Si — Siebenbürgifhe Kirche Augsb. Konfeſſion. 

SR — Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 


SI — Fürſtenth. Schwarzburg-Sondershauſen. 
W — Königreich Württemberg. 


Wa — Fürſtenthum Waldeck. 
We — Großherzogthum Sachſen-Weimar. 
* — Geſchichtliche Einleitungen. 


Abgeordnete zur Kirchenvertretung Br 986. 

— zum Konſiſtorium E 1005. 

— zur Kreis-Synode PR 32; P 60; PN 247; 
Wa 848. 

— zur Landeskirchenverſammlung Si 1096. 

— zur Landes-:Synode,PH 140. 152 f.; 8 375; 
W 425; He 523; 0 567, OB 611; We 638. 
M 692; Bra 779; A 818; Wa 850; L 
880. 886; H 922. 

— zur Propftei-Synode PS 212. 

— zur Provinzial-Synode PR 33; P 68 f. 

— zum Senioratsausſchuß Oe 1046. 

— zur Superintend.=Berfammlung Oe 1051. 

— zur Synode K 121. 

— des Stadtfonventes H 922; j.auh Deputirter. 

Ablehnung der Disciplinarrichter Si 1130 f.; 

— der Wahl zu Gemeindeorgane PR 23; P 60; 
PH 132. 175; PS 199; PN 244; PF 265; 
B 324, S 366; Ba 481; He 516; 0 563; 
OB 596; Al 676; M 690. 699. 702; SS 711; 
SR 728; R 740; Bra 764. 777; A813 
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Wa 837. 846; Li 875; Lü 895. 897. 902, 
904; Br 979. 992; Si 1074. 

— der Wahl zur dandes⸗ Synode Wa 851. 

Ablöſung grundherrlicher Rechte PH 155. 161. 

Abſetzung der Geiftlichen PR46; P 92f.; PS 216; 
B 303. 316; He 545. 547 f. 549; Al 666. 
670; Bra 760. 785; Wa 854; E 1002; 
Öe 1036; Si 1095. 1130. 

Abſtimmung bei Wahl der Gemeindeorgane fiehe 
Wahl, bei Synodalverhandlungen fiehe Ver: 
bandlungen und Beſchlüſſe. 

Abdtheilung* des Kultusminifteriums in Preußen 
* evangel. Kirchenſachen 14. 

Adjunkt in Gotha* 649; in Hamburg* 912, An 
802; Lü 896. 903. 

— Theilnahme des, an der Kreis-Synode PR 30. 

— Verhältniß des, zum Kirchenvorftand PS 197. 

Adminiftrativerefution betr. kirchlicher Beiträge 
P 103, fiehe auch Vollſtreckbarkeit. 

Advocatus* piarum causarum 556. 

Acltefte "Pr SL. 79, 81395.16.122:5P87197 
200. 207; PF 264. 268; W419. 421. 424; 
Ba 481. 183; OL 584; OB 595; Li 71 f. 
Br 945. 992. E 1002. Le 1073. 1078 
fiehe auch Presbyter. 

Aemter, geiftliche Bejegung der, fiehe Pfarrei, 
Pfarrwahl. 

— Beſetzung der firhenregimentlichen, P 71. 104; 
A 822; Siehe auch Oberfirdenrath, 
Oberkonſiſtorium, Landes konſiſto— 
rium, Konſiſtorinm, Superinten— 
dent. 

Aemterkirchenfonds, kur- und neumärkiſcher, P 107. 

Aergerniß, Erregung öffentlichen, von Einfluß 
af Wahl zu Kirchenorganen ſiehe Wahl— 
fähigkeit. 

Agende P 70.91; PBI41. 182; PS 216. S 380. 
383; Ba 487; He 525; O 570. 575; OB 
613; We 641; Al 679; M 688. 695; SR 
725: A 831; Wa 852; H 921 1 Si 1101. 

— Heffiiche* 271. 

Ahrensböct, Kirchenverfaffung von, OL. 582 ff. 

Afademie, theol., E. 1001. 

Akkum, Reformirte in, O 581. 

Akten des Kicchenvorjtands Al 682. 

— des gemeinſchaftlichen Oberamts W 409. 

— der ProvinzialSynode PR 34. 

— des GStiftungsrathes W. 410. 

Aktuar des reformirten Konfiftoriums PF. 260. 

— des Giftungsrathes W. 410. 

Almoſen E 1002. 1014. 1017. 

— Bertheilung des, BR 297. 

— Verwaltung des, K 127; fiede au Armen: 
pilege. 

Almojenfaiten PF. 265. 

Almojenpfleger W 410. 

Alſen, Verwaltung des Kirchenvermögens auf, 
PS 205; Bejugnifje der Propitei-Synode für 
die Propfteien auf, PS 213. 

Altenburg, Konſiſtorium* in, 620. 669. 

re, kirchliche Stimmberehtigung der, 

917. 

Alter für Gemeindeficchenrath P 59. 

— für Gemeinderepräjentanten PR 28; PS 198; 
PN 243. 

— Gemeindevorjteher K 126. 


Regifter. 


Alter für Diafonen PR 24. 

— des Pfarrers für Einkommen  bejtimmend 
PR 28; P:59:.1PH 1735 PS, 1975307572: 

— erforderlich für Ausübung der Gemneinderechte 
PN 242; PF 267; B 323, S 365; W 419; 
Be 478; He 514: Ö 561: OL 583; We 
625; Al 675; M 687; R 137% Li 873, 
M 987; E 1008; Oe 1034: Si 1081. 

— für General: Synoden Oe 1056. 

— für Kirchenälteſte PR 24. 

— für Kirchengeſchworene Br 994. 

— für Kirchenfonvent PH 130; B 323; BR 335; 
S 365; Br 977. 

— für Kirchenmeiſter PR 24. 

— für Kirchenvorſteher W 419; Ba 478; He 516; 
We 621. 625; Al 675; A 690; SS 711; 
SR.727; R 740: Bra 768. 7708 811: 
Wa 838 ; Li 874; H 916; Oe 1034; Si 1974. 

— für Kuͤchenrath PH 175. 

— fir Landesfirhenverfammlung Si 1090. 

— für Pfarrer Oe 1037. 

— jchulpflichtiges, PH 157. 163. 

Altarleute* in Lippe-Schaumburg 837. 

Alt-Ranſtädt*, Konvention von, 1023. 

Altiehaft* 1068. 

Amberg*, Regierung zu, 826. 

Amt, geiftliches, Erlangung des, He 540. 


— geiftliches, Erledigung des S 360; fiehe auch 


Pfarrei. 

— öffentliches, He 546. 

Amtseid der Geiftlihen He 511. 

— der reformirten Kirchendiener PF 259; fiehe 
auch Eid. 

Amtsführung der Geiftlihen O 311. 312, ſiehe 
auch Aufſicht. 

Amtsgeſchäfte, geiftliche, He 531. 541. 

— Bertheilung der, Br 931. 938. 944. 965. 975. 
977; Oe 1035. 

———— Oberkirchenrath Oe 1055. 

Amtshandlungen, geiſtliche, K 125; He 541; OL 
587; Oe 1035. 

Amtstichenfonvente* in Heſſen-Darmſtadt 508. 

Umtsniederlegung der Getjtlichen He 541. 

Amtspflichten der Geiſtlichen He 541. 

Amtsſitz des Superintendenten Oe 1050. 

Amtsvergehen der Geiftlichen B 311; W 407; 
He 547; Bra 760; Si 1129; fiche auch 
Disci h lin. 

Amtsverwejer des Pfarrers M 689; Si 1127; 
fiehe Pfarrverweſer. 
AUmtswohnung der Geijtlihen PR. 46; He 539; 
OÖ 572; A 806; fiehe auch Wohnung. 
Anfehtung der Wahl zur Landes-Synode We 640. 
— — der Vertrauensmänner R 750; jiehe Ein- 
iprade. 

Anhalt-Berndburg*, Konfiftortum von, 799. 

Anhalt-Zerbft*, Lutheraner in, 800. 

Anklage im Disciplinarverfahren P 92. 

Anleihe, firhliche, P 57. 104; PH 172. 188. 1143; 
PS 206. 228; PS PN 225; PN 241; O 
565; M 693; R 746; A 809. 826; Si 883. 
898. 904; Br 991; Oe 1041; fiehe aud 
Darlehn. 

Anlagen, Firchliche, ſiehe Umlagen. 

Anmeldung zur Kirchenvorjtandswahl P 77; 
S 365. 376. 


u ee ee ee — 


Negifter. 


- Ansbach*, Konfiftorium in, 285 f. 290, 

Ansgariigemeinde Br 937. 

Anftalten, öffentl,, Kirchenverhältniſſe bei, P 104. 

Anftaltsgeiftlihe PR 30; P 62; PS 212; PN 
247, Ba 490; He 519; O 572; H 920; 
E 1008. 

Anitaltsgemeinde P 62; SR 726; Bra 762; A 814. 

Anftellung. der Geiftlihen PH 165; B 301. 315 
f.; He 540; KG 661; Al 665 f.; SS. 709, 
712. 719; An 821; Wa 833; Lü 897. 903; 
Si 1120. 

— des Kirchenrechners (fiehe auch daſelbſt) Ba 
480; fiehe auch Beſetzung, Ernennung, 
Pfarrei, Pfarrwahl. 

Anſtellungsfähigkeit der Geiſtlichen P 92; fiehe 
auch Wahlfähigkeit. 

Anſtellungsprüfung B 301. 

Anton* Ulrich. Herzog von Braunſchweig 755. 

Anträge an die Didzefan-Synode BR 345. 

— des Gemeindeficchenrathe3 A 808. 

— an Gemeindeverfammlung B 992. 

— der Inſpektions-Synode Bra 793. 

— im Kirdenfonvent Br 931. 938. 944. 953. 
958. 965. 971. 977. 

— an Kirchenvorſtände SR 731. 

— an das Konfiftorium P 63. 

— der Krei3-Synode Wa 849. 

— der Landes=(General-)Synade P 95. 97; 8. 
382; W 427; He 525; M 694; A 820; 
Li 880; Oe 1062 f. 

— an die General-:Synode S 374. 487. 

— der Senioratöverfammlung Ve 1047. 

Anwalt im Kirchenkonvent W 415. 

Anzeige bei Disciplinarvergehen Si 1132. 

Apothefer als Kirchenvorſteher PH 132. 

Approbatalgejege* in Siebenbürgen 1067, 

Arhidiafonus im Kirchenvoritande R 738. 

Arhiv der Bezirkskirchenverſammlung Si 1091. 

— der Didcefan-Synode BR 298, 

— der General-Synode BR 298. 

— des Kirchenvorſtands OB 607; Lü 902; (jiehe 
auch Kirchenarchiv. 

Archivar der Landeskirche Si 1098 f. 

Armenfonds PR 26; Si 876. 

Armenhaus Br 936. 942. 948. 956. 974. 

Armenkaſſe Br 949. 991. 

Armenkaſſenpfleger W 410. 

Armenpflege, kirchliche, PR 25; P 54; PH 134. 
136. 170; PS 204; PN 239;.PF 265; W. 
418. 422. Ba 482. 491; He 517. 520. 530; 
O 564. 566. 573; OL 585; OB 597. 610; 
We 621. 624 f.; KG 654; M 676. 691; 
SS 719; SR 730; A 804; Wa 834. 840. 
889; Lü 897. 899. 903. 905; Br 936. 942. 
948. 956. 974. 981; Oe 1039. 1046; Si 
1078 f. 1088. 

Armenpfleger PR 26; Lü 896. 902; Br 995; 
Si 1073; fiehe au Diafonen. 

Armenftiftungen W 408 f. 

Armenunterjtügung W 412. 

— Einflnß auf Mitgliedjchaft der Gemeindeorgane 
P 59; PH 130; M 675. 687; A 811. 

Armenvater Wa 840, 

Armenvermögen Br 994 ; Si 1078, 

Armenwejen K 127; W 417. 425; Br 993. 

Arnjtadt*, Konftitortum in, 647. 707. 
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Uroljen*, Konfiftorium in, 832. 

Arzt, als Kirchenvorjtand, PH ‚132. 

Aſch*, Inſpektorat, 1024. 

Aſſeſſor des lutheriſchen Konſiſtoriums PF 261. 

— der Kreis-Synode PR 30; P 64. 

— der Landes-Synode A 821; 

— der Miniftertalabtheilung für Kultus Al 669. 

— der Provinzial-Synode PR 33; P 70. 

— de3 Superintendenten PR 31. 

Aſſiſtent des Geiftlichen He 543. 

Aſſiſtenzprediger O 572. 

Atteit über Koftenfreiheit P 104. 

Aufbietihein PF 260. 

Auflöfung der Gemeindeorgane P 61; PS 201; 
PN 245; S 371; Ba 480; He 519. 530. 
532; M 682. 692; R 744; A 813. 822; 
Si 1085. 

— der Synode Ba 487 f.; He 526; We 640; 
Wa 853. 

Aufnahme in den Pfarrverband Br 929. 

Aufſatz für Pfarrwahl H 919 f. 

Aufficht des Dekanatsausſchuſſes He 522. 

— der Ephoren KG 653. 

— der Kreis-Synoden PR 31; P 623. 

— des Oberfonfijtoriums He 529. 

— der Propitei-:Synoden PS 213. 

— des Landeskonfiftoriums Si 1103. 

— der Superintend, He 531; Oe 1049; Si 1116. 

— über die Geiſtlichen PR 31; PH 169, 180; 
PF 262; B 286. 303. 315; W 407. 424; 
Ba 491 f.; He 520. 539; Lü 909; E 1015. 
Oe 1043. 

— über Gottesdienit Ba 482. 

— über Kiche und Schule H 924; Si 1093; 

— über Kichendiener PR 31; B 303; W 407. 
417 f. 

— iiber Schule Oe 1059; ſiehe auh Schule. 

— über Superintendenten Oe 1054. 

Aufitellungspredigt Wa 843. 

Aurich*, Konſiſtorium in 116. 

Ausfertigungen des Oberfirhenrathes Ve 1055. 

Ausführungsverordnungen zu Kirchengeſetzen He 
526 


Ausgaben, kirchliche, PH 141. 186; PS 215; PN 
224; PS PN 227; S 369; M 694; Bra 
767. 769; Wa 853; H 916. 

— für die Kirchenprovinz P 70. 101 f. 

— für die Landesfirhe P 95. 102; O 570; 
OB 613. 

Ausländer O 561; Ve 1060. 

Auslagen der Moderatoren der Synoden PR 47. 

— der Kirchenrechner P 55. 

Ausleihung firhliher Kapitalien Bra 768; fiehe 
auch Kapitalien. 

Auspfarrung Oe 1032. 1046; Si 1089 f. 

Ausſchließung vom geiftlichen Amte B 316. 

— aus der Gemeindeverfjammlung Si 1077. 

— aus dem Presbyterium BR 336. 

— aus der Didzefan-Synode BR 337. 

— aus der Kirchengemeinde B 307. 

— aus der Landes-Synode Wa 851. 

— von den Saframenten B 287. 

— dom geiftlichen Stande B 305; Si 1130; ſiehe 
auh Abendmahl. 

Ausſchuß der Bezirfs-Synode PH 138 f. 148; 
PN 252. 
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Ausſchuß der Defanat3-Synode He 521. 

— ber Didzefan-Synode W 420, 424. 

— der General-Synode BR 346; Ba 488. 

— ber Gejammt-Synode PH 182; PS 216. 

— des Kirchenvorſtandes H 916. 

— der Landes-Synode PH 141 f.; S. 383; 
W 429; He 519. 526. 531; We 642 f.; 
M 696, 

— der Propftei-Synode PS 213. 

— des Vorſtandes der vereinigten 
Kreis-Synoden P 67. 

Ausſchüſſe auf General-:Synoden Oe 1061. 1064; 
fiehe auch Synodalausſchuß. 

Austritt aus dem Pfarrverbande Br 930. 

— aus der Synode S 373. 

— aus den Gemeindeorganen P 61; S 367. 


Berliner 


B. 


Baden-Baden“*, Markgrafſchaft 469. 

Bamberg“, Kirchenverfaſſung in, 285 f. 

Balgentreter Br 767. 934. 941. 949. 950 955. 
962. 968. 994. 

Bank* in Hamburg 912. 

Bauaufjeher des Kirchenvorjtandes R 745. 

Bauherr in Bremen* 927; Br 934. 940. 946. 954. 
961. 967. 972. 979. 985. 

— im Kirchenkonvent Br 931. 953. 958. 971. 

— Vorſitzender des Kirchenfonvents, Br 931. 938. 
944. 953. 965. 968. 971. 973. 

— Mitglied des Kirchenvorſtands Br 935. 939. 
960. 966. 973. 984. 

— Präfident des Kirchenvorftandes, Br 935. 939. 
945. 953. 960. 966. 973. 978. 984. 

— Wahl der, Br 931. 938. 944. 953. 958. 971. 
977. 979. 

— bei Aufnahme in den Pfarrverband Br 929. 

— bez. Urlaub des Paitors Br 933. 948. 968. 
968. 975. 

Bauherrendiener Br 933 f. 941. 949. 954. 976. 

Baufojten W 411. 

Baulajt, kirchliche, A 814; Wa 833. 843. 

— NRepartition der, Wa 844. 

Baureinungen PH 156. 162. 

Bauſachen, jtreit. P104; PH 188. 1142; PSPN 225. 

Bauten der Kirche S 368; OL 585; KG 657. 
660; M 693; SS 720; SR 731; R 742. 
745; Bra 769; A 808; Wa 834; Li 883 f.; 
Br 931. 938. 944. 953. 958. 965. 971; fiehe 
auh Neubauten, Reparaturen. 

Baußen *, Oberamt, Aufhebung 12. 

— SKreishauptmannjchaft ala Konftjtorium, S 390. 

— Schullehrerjeminar in, S 321. 

Bauunterſtützungskaſſe A 807. 

Bauvorſteher Lü 896. 902. 

Bauweſen, kirchliches, Ba 492; He 550; Bra 769. 

Bayern *, Reformation in, 283. 

Bayreuth*, Konſiſtorium in, 285. 290. 

Beamte, öffentliche, als Kirchenvorſtände, PH 132. 

— der Landes-Synode W 428. 

Beanjtandung; fiehe Einſprache. 

Beckenſammlung Br 949. 

Beede H 916. 

Beerdigungsfeierlichfeiten PR 44. 

Beförderung der Geiftlihen B 301. 315. 316. 
SS 709. 


Regiiter. 


Begräbniß B 306; Al 665. 670; SR 730; R 
743; Br 987. 

Begräbnißordnung Al 679; M 691; SS 713; A 
805 


Begräbnißpläße P 104.106; PH 188.1145; PSPN 
225. 227 f.; S 391; W 407; fiehe au 
Kirchhof. 

Begräbnißwejen KG 650; SS 712. 721. 

Beihte B 306. 

— Gebühr für, O 575. 

Beifißer des Bezirkskonſiſtoriums Si 1092. 1098. 

— des Vorjtands der Diözefan-Synode W 425. 

— im General-Synodalvorjtand P 96. 

— des Kirchenfonvents W 415. 

— des Landeskonfiftoriums S 579; Si 1108. 

— der Synodalverjammlung Li 881. 

— des Vorjtands der Kreis-Synode P 64. 

— des Vorſitzenden der Landes-Synode A 821. 

— der Provinzial-Synode P 70. 

Beiträge der Pfarrgemeinde-Mtitglieder Oe 1034. 

— zur Bezirksbibliothek Si 1093. 

— zur Kirchenbaulaſt Wa 845. 

— zur Kichenfafje Oe 915. 

— für landeskirchliche Zwecke P 102. 

— für Penfionsanftalt der Landesfirche Si 1105. 

Bekanntmachung vaf. Pfründen S 385. 387. 398. 

— der Wahl zum Kirchenvorſtand S 366. 

Befenntniß He511; A 822; Wa 848; E 1001. 
Oe 1026. 1034. 

— gehört zum Gejchäftsfreis des Landeskonſi— 
jtoriums, PH 165. 

— Einfluß des, auf Abjtimmung der Provinzial: 
Synode P 72. 

— durch Kirchenverfaſſung nicht berührt P 50. 89; 
Li 885; An 816; Wa 698. 

— der Lutheraner Li 882. 

— der Bad. Kirche Ba 476. 

— der Kirche O 560. 

— der Stephanigemeinde Br 943. 

— der Gemeinde De 1033. 

— nieht Gegenjtand der kirchlichen Geſetzgebung, 
PH 142; W 427; He 525; O 570; We 
641; M 695, Bra 783, Li 880; Oe 1057. 

Bekenntnißſchriften, reformirte, bei den nieder: 
fähfifhen Gemeinden K 121. 

— 0e 1027. 

Befenntnißjtand der evangel. Landeskirche in 
Rheinland und Weitphalen PR 21. 

— ber naſſ. Kirche PN 237. 

Belaftung, dingliche, der Kirchengrundſtücke P 57; 
fiehe auch Veräußerung, Berpfän 
dung. 

Bentheim* Grafſchaft, Kirchenverfaſſung der, 118. 

Bentind, Reihsgrafen, Patronatsrechte der O 576 

Berathung fiehe Verhandlungen. 

Berg*, Kirchenverfaſſung in, 9. 

Bergfirhen* 872. 


| luth. Gemeinde zu, Li 885. 


Berleburg*, Konſiſtorium in, 508, 

Berlin, Bildung einer Provinzial-Synode, P 101. 

— Einrichtung eines bejonderen Provinzialver: 
bands für, P 9. 

— Regulativ der vereinigten Kreis-Synode von, 
P 66. 101. 

Bernburg*, Kirhenrath in, 799. 

— *, Konfiftorium in, 800. 


Regiſter. 


Berne, Katechet zu, O 572. 

Berufung im Disciplinarverfahren P 93; Si 1136. 

— wegen Entlafjung der Kirchengemeindeorgane 
PH 176; PN 245. 

— von den Kirchenämtern M 695. 

— an das obere Kirchengeriht MS MSt 865. 

Berufungsurfunde der Geiftlihen PR 38 fiehe 
Bofation. 

Beſchlüſſe der Bezirkskirchenverſammlung Si 1090 f. 

— des Bezirkskonſiſtoriums Si 1094. 

— der Bezirks-Synode PH 150. 178; PN 250.252. 

— des Bezirks-Synodalausſchuſſes PH 151. 

— der Defanatsjynode He 521. 

— des Dekanatsausſchuſſes He 530. 

— des Diözeſanausſchuſſes BR 344; Ba 485. 

— der Didzefan-Synode W 424; Ba 484. 

— de3 Disciplinargerihtes Si 1131. 

— des Gemeindeausijhuljes Wa 846. 

— der Kirchengemeindeverfammlung Ba 480; 8 
372; We 628; M 689; R 738; Br 992; 
Oe 1041. 

— der Gemeindevertretung PH 172; PN 211; 
Ha51A: 2515, 0B)002 2980947 Br\ 987. 
989; Si 1083. 1139. 

— der General:Synode P 97; Ba 486; Oe 1057 f. 
1062, 

— des General-Synodalausichufies BR 346. 

— de3 General-Synodalvorjtandes‘P 98. 

— der Gejammt-Synode PH 181; PS 215. 

— der Inſpektions-Synode Bra 794. 

— des Kirchenausſchuſſes O 565; OL 587. 

— des Klirhengemeinderathes P 53; Ba 483; A 
803. 805. 

— des Kirchenkollegiums PS 228. 

— des Kirchenfonvents Bra 774; H 922; Br 
932. 939. 953. 958. 972. 

— des Kirchenrathes PH 169; O 564; OL 586; 
OB 596; We 645; SS 709, 715; SR 724; 
E 1008. 

— des Kirchenvorſtandes PH 133; PS 202. 221; 
PN 238; S 371; He 515. 518; We 626. 
628; M 681. 692; SS 713. 722; SR 732 f.; 
R 744; Bra 773; Wa 840; Li 877; Lü 
896. 902; Br 945. 

— des Konſiſtoriums Wa 834. 

— der Kreis-Synode ON 247. 248; O 567; 
Wa 850. 

— der Landes-Shnode W 428; He 525; O 569; 
OB 612; We 641; M 695; .Bra 784; A 
822; Wa 852. 

— der Landesfirhenverfammlung Si 1099 f. 
1101. 1140. 

— des gemeinjchaftlihen Oberamts W 408. 

— des Oberfirhenrathes Ve 1055. 

— des Presbyterium® BR 335; W 421; Oe 
1039 f.; Si 1075. 

— des Propſtei-Synodalausſchuſſes PS 213. 

— der Provinzial-Synode P 72. 87. 95. 

— des Senioratsausſchuſſes Ve 1045. 

— der Senioratsverſammlung Oe 1048. 

— der Superintendentialverfammlung Oe 1059. 

— der Synoden PH 143; PS 217; B 319; 8 
374; Al 665; Li 881; H 923. 924. 

Beichwerden, entjchieden vom Oberfirchenrath O 574. 

— an die Landes-Synode He 525; 0 566; 
Bra 784. 
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Beichwerden an das ob. Kirchengericht MSMSt 866. 

— der Bezirksverſammlung Si 1089. 

— der Gemeinde über Beihlüffe der Kreis— 
Synode wegen Repartition zur Kreis-Synodals 
kaſſe P 100. 

— der Gemeindeglieder O 565; OL 586. 

— General-Synode fann erheben P 95. 

— des Kirchenbezirkes Si 1091. 

— der Kreis-Synode Wa 849, 

— der Landes-Synode W 427; A 820; Wa 859. 

— des Landes-Synodalausſchuſſes He 526. 

— der Synoden S 374; Li 880. 

— im Disciplinarverfahren Si 1137. 

— über Kirhenbeamte OB 610. 

— über Kirchenvoritandwahl BR 335. 

— über das Konfiftorinm OB 612; S 385, 

— über Oberfirchenrath Ba 487. 492; O 570; 
Oe 1057. 1062. 

— über das Presbyterium K 128. 

— über Pfarrwahl Si 1126; Si 1141. 

— über Senior Ve 1047. 

— über Streihung im Pfaarrregtiter E 1009. 

— über Synodalbeihlüffe PS PN 227. 

— über Superintendenten Oe 1052. 

— über Wahl zur Diözefan-Synode BR 336. 

— — zur General = Synode B 331; BR 337; 
fiehe auch Einſprache. 

Beſetzung des geiſtlichen Amtes K 124; PH 196. 
165; B 301. 315 f.; BR 348; 8 361. 367; 
381. 384. 387 ff. 391 393; Ba 489. 492; 
He 527. 529. 540; O 571. 573; OL 588; 
OB 610; We 624. 643. 644; KG 661; Al 
665 f. 670. 679; M 696; SS 709. 712. 
719, SR 731; R 748; Bra 766; A 805. 
810. 821; Wa 833. 835. 840. 842. 853; 
Lü 897. 903; Si 1120; in Meclenburg* 
801; fiehe auch Pfarrei. 

Beioldung fiehe Dekan, Superintendent, 
Kirhendiener, Gehalt. 

Bejoldungsverbeiferungsfonds W 427. 

Betätigung der Wahl der Geiſtlichen PH 177; 
Wa 855. 

Beitehung bei Pfarıwahl Si 1124. 

Beitrafte, Aufficht über bürgerlih, SS 712.719. 

Beweis im Disciplinarverfahren P 92. 

Beurlaubung der Geiftlichen ; jiehe Urlaub. 

Bewerbung um Pfarramt P 76; BR 348. 350 f.; 
S 384. 393; Ba 489; 0 578; OL 588. 592; 
Li 877; H 919; Si 1124. 

Bewilligungen aus der Kirchenfafje PS PN 226, 

Bezirfsbidliothef Si 1105. 

Bezirfsdehant Si 1088. 1089. 1092. 1096. 1108. 

Bezirksehegericht Si 1108. 

Bezirksgemeinde Ve 1027. 

Bezirksfirchengemeinde Si 1085. 

Bezirköfirchenmeifter Si 1089. 1092. 

Bezirksfonfiftorium Si 1092. 1130. 

— entjcheidet wegen Presbyterwahl Si 1075. 

— genehmigt Beihlüffe dev Gemeindevertretung 
Si 1084. 

— Mitglieder des, find Glieder der Bezirfsver- 
ſammlung Si 1088. 

Bezirksfurator Si 1088. 1089. 1092. 1096. 1108, 

Bezirköjenior Si 1089. 1092. 1109. 

Bezirfs-Synode PH 132. 137. 147, 177. 186, 
PN 223. 249, 
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Bezirk3-Synodalausfhuß PH 150; PN 251. 

Bezirks-Synodalkaſſe PH 144. 179. 181. 186; 
PN 251. 253. 

Bezirk3-Synodalvoritand PH 179. 186; PN 251; 

Bezirksfirchenverfammlung Si 1087 f. 

Bezirksverſammlung Oe 1027. 1049; Si 1088. 

Bibel, Grundlage des Neligionsunterrichts PR 43. 

Bibliothef in Wolfenbüttel Bra 757. 

— theol. Si 1093. 

Biedenkopf, Dekanat, PN 236, 

Bielefeld*, Konfiftorium in, 9. 

Birkenfeld*, Kirchenverfaffung für, 559; OB 544 ff. 

Bildung der Geiftlichen S 380; fiehe au) Vor— 
bildung. 

Bildungsanftalten, theol., W 408. 

Birthelm*, Sit des Siebenbürgifchen Suverinten- 
denten 1069. 

Biſchof*, evangel, in Brandenburg 3; in Preu— 
Ben 6; ın Naffau 234. 

Blankenburg*, Konſiſtorium in, 755. 

Blarer* 395. 

Böhmen*, Protejtantismus in, 1023. 

Boerde*, Kirchenverfaflung in, 9. 

Brandenburg*, Geſchichte der Kirchenverfaflung 3. 

— Provinz, Untervertheilung kirchlicher Aus— 
gaben auf die, P. 102. 

Brauberg* 508. 

— Konſiſtorium in, 508. 

Braunfels*, Konjiftorium in, 508. 

Braunfhweig-Lüneburg*, Geſchichte der Kirchen— 
verfaflung von, 113. 

— MWolfenbüttel*, Kirchenverfaffung von, 112. 

— Stadt, Konfistorialgewalt der, 755. 

Stadt, firchliche Bermögensverwaltung Bra771. 

Stadtjuperintendent von, Bra 788. 

— kirchliche Rechte der Stadt, 112. 

—* zeformirte Gemeinde in, 118. 

Bremen*, Herzogtum, Kirchenverfaſſung 114. 

— GStadt*, Kirchenverfaſſung in, 927, 

Breslau*, Kirchenamt in, 1024. 

—* Konſiſtorium in, 8. 

—* Oberfonfiftorium in, 8. 

—* Stadtkonſiſtorium in, 12. 

Brieg*, Oberfonfiftorium in, 8. 

—* Konfiftorium in, 1023 f. 

Bruderihhaftsordnung Si 1079. 

Budget der Kirchengemeinde H 915 f.; fiehe auch 
Voranſchlag. Etat. 

Budiſſin“*, Amt in, 359. 

Bücher, kirchliche Einführung der, W 427; fiehe 
auch Religionslehrbücder. 

Büceburg*, refornirte Gemeinde in, 118. 

Büdingen*, Konfiftorium in, 508. 

Bürgerausſchuß W 412. 

Bürgermeifter, Betheiligung bei Pfarrbejegung 
PS 204. 

— nımmt. Theil an Verwaltung des Pfründever- 
mögens Ba 502. 

— in der Gemeindeorganijation in Hamburg 911. 

— im Kirhenvoritand We 621. 624; M. 674; 
SS 710; SR 726. 

— Mitglied des Kirhen- und Schulamts KG 
655. 662; in Sahjen-Mteiningen* 685. 

Bürgerrecht der lutheriſchen Pfarrer PS 262, 

— für veformirte Kirchendiener PS 259. 

Bürgerjchaft*, Kirchengewalt der, in Hamburg 911 


Regiſter. 


Bürgerſchaft *, Kirchengewalt der, in Lübeck 891. 

Bürgervorftände, Firhliche Befugnifje der, Al 672. 

Bugenhagen*, verfaßte Schleswig - Holfteinijche 
Kirchenordnung 189. 

— verfaßte Kirchenordnung für Lübeck 891. 

— — für Hamburg 911. 

Buhtage, Anordnung der, S 378. 380. 383. 

Burrtehude*, Magiſtrat, konſiſtoriale Rechte des 115. 


6. (ſiehe auch KR.) 


Galenberg*, Kirchenverfaſſung von, 112. 

Gamin*, Superintendent von, 7. 

Gannitadt*, reformirte Gemeinde in, 409. 

Gelle*, Konfiftorium von, 113. 

—* — aufgehoben 114. 

— * reformirte Gemeinde von, 118. 

—* Sit eined Generalfuperintendenten 114. 

Genjoren* 231. 

Gentralarmendeputation* in Lübeck 892. 

Gentralfafie O 574. 

Gentralfichenfonds PN 224.251; He 543; O0 574. 

Gentralpfarrfafie Ba 476.488. 489. 493; He 528, 

—* in Oldenburg 557. O 572, 

Gentralrath für die reformirte Kirche E 1006. 

Gentralverwaltung, kirchliche, P 98, 

Choradjuvanten KG 656. 

Ehrijtoph*, Herzog von Württemberg 399. 

Eiviljurisdiktion über Geiftlihe KG 657. 

Glaufurarbeit der Prüfungsfandidaten Si 1117. 

Eoetus* der oſtfrieſiſchen Geiftlichfeit 116 f. 

Collegium Carolinum Bra 759. 

—* juratorum in Hamburg 911. 

Eolloguium des Superintendenten S 388. 

Commission ecclösiastique in der Mark Branden= 
burg 5. 

Conseil central der franzöſiſch-reformirten Kirche 
1000, 

Eonjenior Oe 1045. 

Consistoire der franzöfiihen Gemeinden P 62. 

Contumacialverfahren im Disciplinarverfahren 
Si 1133. 

Corbach*, Konfiftorium in, 831 f. 

Corpus Evangelicorum * 357. 

Cranichfeld*, Unterfonfiftortum in, 647. 

Eurator de3 Presbyteriums Ve 1039. 

— Borfigender der Gemeindeverfjammlung De 1041. 

Eurau, Kirhhenverfafiung von, OL 582 ff. 

Eymbelträger S 370, 


D. 


Dänemark*, Stellung zur Schleswigſchen Kirche 
189. 

Dannenberg*, Konfiitorialbehörde in, 114. 

Danzig*, Kirchenverfaflung in, 11. 

—* Konfiftorium in, 12. 

Darlehn, Aufnahme eines, Seitens der Kirchen— 
Gemeinde, P 108; PH 135. 155. 161; We 
628 f.; A1677 5.5; SS 713; SR 732 f.; fiehe 
auch Anleihe. 

Darmitadt*, Konfifiorium in, 507. 

— Oberfonfiftorium in, 509. 

Deftcit bei Stiftungen W 411. 

Definitorialprüfung He 529. 

Definitorium *, geiftliches, in Marburg 277. 


Regiſter. up 


° Definitorium* in Heſſen-Darmſtadt 507. 

Degradation der Geijtlihen B 304. 316. 

Defan B 286. 

—* in Württemberg 399. 405. 407; Ba 490. 

—* in Hefien-Darmftadt 510: He 528. 

— gemeinichaftlihe, der Diözejen Mannheim 
und Heidelberg Ba 499. 

—* der Kapitel in Siebenbürgen 1067. 

— beitätigt Kirchenvorjtandswahlen B 324. 

— Mahl zur Didzefan-Synode B 327. 

— entſcheidet Beſchwerden über Kirchenvorſtands— 
wahlen B 324. 

— (Ernennung des, PN 252; B 302. 

— Jeitet Wahl zur Gen.-Synode B 331; Ba 496. 

— Mitglied der Kreis:Synode PN 247. 

— Recht des, im Ausſchuß der Didzefan-Shynode, 
BR 347. 

— Vifitation des, B 314. 

— wird vifitirt durch Superintendent He 531. 

— Vorfigender des Dekanatsausſchuſſes He 523. 

— Dorfigender der Diözefan-Synode B 328; W 
423; Ba 484. 

— — des Didzefan-Synodal-Ausjchufjes BR 344; 
W 425. 


— Vorſitzender des Presbyteriums bei Pfarr- 
bejegung BR 351. 

— Wahl des, Ba 484; He 520 f. 

Defanat He 519. 

— Umfang des, He 525. 530. 

Defanatsausihuß He 522. 

— Beichlüfie des, He 530. 

— beitimmt Wahl der Kirchenvorſtände He 515. 

— prüft die gewählten Kirchenvorfteher He 516. 

— prüft Reklamation wegen Gemeindewahl He 
5937. 539. 

Defanatsregijtratur B 311; He 528. 

Defanat3-Synode He 519. 

— Theilnahme des Superintend. an der, He 531. 

Defanatsiynodalregiftratur He 528. 

Defanatsvijitation Ba 491. 

Delmenhorjt*, kirchliche Verſaſſung von, 655. 

— Rektor zu, O 572. 

Detmold* 872 f. 

— Pfarritelle in, Bejegung der, Li 878. 

— Yutheriiche Gemeinde zu, Li 885. 

Deputationen des Gemeindefirchenraths P 53. 

Deputirte; fiehe Abgeordnete. 

Defignation zu geiſtlichen Stellen S 381. 

Deſſau *, Konſiſtorium in, 800. 

Devolutionsrecht 8 381. 

Diäten der Mitgl. des Dekanatsausſchuſſes He 523. 

— ber Defanat3-Synodal-Mitglieder He 520. 

— des Didzefan- u. Synodal-Ausjchufies Ba 485. 

— der Mitglieder der Didzefan-Synode B 328. 

— ber General-Synode P 99; Oe 1058; BR 
298; Ba 488. 

— der Inſpektions-Synode Bra 794. 

— des oberen Kirchengerihts MS MSt 867. 

— der Kirchenorgane Bra 786 f. 

— de3 Kirchenraths SS 709. 715; RS 725. 

— der Klafjenverfammlung Li 878. 

— der Kreis-Synode Wa 850. 

— des Landesfonfiftoriums Si 1107. 

— der Landes:Synode Wa 853; Li 8832; M 
697; A 823; O 570; He 526; W 429; 
We 643. 


Diäten der Landesfichenverfammlung Si 1101. 
— der Superintendential-Berfammlung Oe 1053. 
— der Synodalmitglieder PR 47; P 73; PH 

144; PH 183; PS 218; PN 253; 8 375. 

— bei Bijitationen SS 710. 717. 

Diafonen PR 24 26; K 124; PF 264. 268; 
Ba 482; SR 726;''W 4225, He’ 517. 
518; OL 585; M 689; Wa 840; Br 936. 
942. 956. 974. 981. 986; Oe 1036; Si 
1073. 

* in Hamburg 912. 

—* in übel 891 f. 
in Schaumburg 886. 

* 


* 

—“* ref. in Frankfurt a. M. 256. 

—* in Bremen 927. 

—* des Schakamtes in Braunjchweig 112. 

— im Kirchenvorſtand R 738; Wa 836; Br 
935. 939. 945. 953. 960. 973. 978. 984. 

— Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes Br 936. 
946. 954. 974. 985. 

— Wahl der, Br 931. 938. 948. 953. 958. 971. 
984. 

Diafonendiener Br 934. 937. 942. 948. 956. 982. 

Diafoniffinnen Br 949. 

Diafpora Oe 1049. 1054. 

Dienerwittwenfafie KG 656. 

Dienftalter der Geiftlihen PH 177; PN 246; 
BR 349. 351; Ba 476. 490; He 533 f. 544. 
A 806; Si 1121 f. 1140. 

Dienftboten, feine kirchlichen Wahlvechte, Ba 478. 

Dieniteid des Oberkirchenraths O 573. 

Dienfteinfommen der Geiftlichen Al 679; R 742. 
745; An 805. 

Dienftentlaffung der Geiſtlichen als Disciplinar- 
jtrafe; fiehe Abjegung, Entlajjung. 

Dienjtgeriht* in Oldenburg 557; O 574 f. 

Dienjtjahre der Geiftlichen; fiehe Dienftalter. 

Dienftinitruftion; fiehe Inſtruktion. 

Dienitpragmatif, kirchliche, He 527. 539. 

Dienjtunfähigfeit der Geiftlichen He 543. 

Dienftvergehen der Geiſtlichen; ſiehe Amtsver— 


gehen. 

Dienſtverweſer des Pfarrers; ſiehe Amtsver— 
weſer. 

Dienſtwohnung der Pfarrer; ſiehe Amtswoh— 


nung. 

Dillenburg *, kirchliche Behörden in, 232. 

Dimifjorial zur Ehejhließung PR 44. 

— zur Abendmahlsfeier PR 42. 

Dintelsbühl* 284. 

Didzefanausfhuß BR 344; Ba 485. 

— bei Pfarrwahlen Ba 49. 

— prüft Einfpradhen gegen Wahl zur Diözeſan— 
Synode, Ba 498. 

Didzefangemeinde Ba 483. 

Didzefan-Synode BR 297; B 312. 314. 327; BR 
336; W 423; Ba 483. 

—* in Bayern 295. 

—* Einführung der, in Württemberg, 406. 

— Direktion der, B 288. 

— Wahl der Abgeordneten zu der, B 326. 498. 

Didzejfanverfammlung 8 372; A 828. 

— in der Oberlaufiß 8 389. 

Diözeſe P 62; Ba 485; A 818; Oe 1031 
1048. 

— Eintheilung in, We 641. 
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Didzeje, Veränderung der, Ba 492. 

Direktoren der Gymnafien Sı 109%. 

— von Schulen Si 1077. 1121. 

Direftorium E 1004. 1006. 

— bei Pfarrernennung E 1019. 

— genehmigt Verwaltungshandhungen des Konſi— 
ſtoriums E 1014. 

— der Kreis-Synode PR 30. 31. 

— im Kirden: und Schulamt KG 662. 

Disciplin B 315; KG 653; E 1002. 

— über die Geiftlichen PH 165; PN 252; PF 
263; B 3085 8.881.391; He/5475. We 
644; KG 661; A 821; Wa 834. 857 

— über Getliche und Kirchena ltefte Ba 191. 

— iiber Geiftliche, Aeltefte, Gemeinden W 424 f.; 
He 548. 

— über die Gemeinde PF 225; B 307. 

— über niedere Kirchenbeamte PR 48; S 381. 

— über Mitglieder der General-Synode Ve 1065. 
— bei den Reformirten B 319. 

— über Volksſchullehrer PH 157. 169. 

Disciplinarentjcheidungen gegen Geiſtliche PH 183. 

Disciplinargerichte Si 1130, 

Disciplinargerihtsbarfeit, kirchliche, Si 
1079. 1094 f. 

—* der preußifhen Konſiſtorien 11. 

Disciplinargewalt des Ausſchuſſes der Landes- 
Synode PH 142. 

— der Bezirfö-Synode PH 139. 

des Gemeindefirchenraths, vom Kreis-Synodal— 

Vorſtand beauffichtigt, P 65. 

— des Konfistoriums OB 610. 

— der Krei3-Synode P 64. 

— des Kreis-Synodal-Vorſtands P 65; PN 249. 

— des Minifteriums H 921. 

— über Geiftlihe, durch General = Synode zu 
regeln P 91. 

— iiber Geiftlihe Ve 1028. 

— jiber die Gemeindeorgane PH 180. 

— über die Lehrer SS 712. 

Diseiplinarhof, kirchlicher, He 549. 

Disciplinarordnung Si 1107. 1128. 

Disciplinarſachen Wa 834. 

— Synode oberjte Inſtanz in, H 923. 

Disciplinarftrafen gegen Geiſtliche Ba492; He 529 

— gegen Kirchendiener Bra 759. 

Disciplinarunterfuhung gegen Geijtliche Al 666. 
670; M 696. 

— Thaligkeit des Superintendenten bei 
PR 31 

— gegen Superintendenten Oe 1058. 

— * über Geiftliche in Württemberg 405. 
Disciplinarurtheil Si 1135. 
Disciplinarverfahren gegen Geiftliche und Kirchen: 

diener P 91 ff.; He 550; E 1015; Oe 1046, 
1054; Si 1132. 

Discipline* ecelesiastique 9. 

Disciplininjpector* in Gotha 648. 652. 

Diskuſſionen, bei Wahlen unzuläſſig, P 85. 

Dismembration einer Pfarrei B 315. 

Dispenjationen PH 157. 163; PF 260; B 287. 
306. 315. 316; S 378. 380. 383; Ba 491; 
He 530; 0 573; OB 610; We 644; KG 
657. 661; SS 708; Wa 834. 835; Si 1043. 

— von deutſchem Univerfitätsftudium für Geift- 


1070. 


den, 


Regiſter. 


Diſtriktsdekan B 287. 309. 

— Befugniſſe des, B 311. 

Diſtriktsdekanate* 288. 

Diſtriktsſchulinſpektor B 312; BR 338. 

Diſtriktsverſammlung B 312. 

Dithmarjen*, Kirchenverfaſſung der, 191. 

Dogma E 1001. 

Dogmatik, Prüfung in der, Si 1117. 

Domeftifalfonfiftorium* der Sieb. Sachſen 1068. 

Dotation für den Religionsfultus PF 265. 

— geiftliher Stellen PH 183; S 382; Ba 488; 
We 628; M 693; R 742. 745. 

— der geiftlichen u. Schulitellen SS 713; SR 733. 

— der Gemeindedienjt-Stellen P 57. 

Dortmund*, Kirchenverfaſſung in, 3. 

Dreifönigsfirche, Pfarrer an der, PF 266. 

Dresden*, Verlegung des Meißenſchen Konfi- 
ſtoriums nad), 356 f. 

Duderjtadt*, Amt 116. 

Düſſeldorf*, Konfiitorium in, 14. 

Duisburg *, General-Synode in, 9. 


E. 


Ebeleben*, Konſiſtorium in, 

Ehe Al 670. 

— Einſegnung der, PR 44; Br 987. 

— gemijchte, PF 260. 

Ehedispenjationen PH 157. 163; PF 260; B 
306; S 378. 380; We 644; Al 670; MSt 
863; Si 1093; fiehe au Dispenjation. 

Ehedispenstaren Si 1098. 

Ehegericht* in Lübeck 891. 

—* in Medlenburg 861. 

Ehegerihtsbarfeit Ve 1032: Si 1070. 

—* in Frankfurt a. M. 256. 

—* Heljen 273. 

—* Oldenburg 556. 

—* Sadjen-Altenburg 663. 

—* im Herzogthum Meiningen 684. 

—* in Lippe 871. 

-—-* Schlefien 1023. 

—“* Siebenbürgen 1066. 

Ehegerichtsordnung*, Siebenbürgiiche, 1070. 

Eheordnung*, Siebenbürgifche, 1070. 

Eherecht Ve 1028, 

Ehejahen KG 657. 662; Al 665. 670; 

Eheſcheidung, landesherrliche, MSt 362. 

Ehejtreitigfeiten PF 260; B 306; Al 668. 

—* in Württemberg 405. 

Eheverlöbnilie Al 669. 

Ehrenältejte O 566. 

Ehrenmitglied des Kirchenvorſtands SR 
Wa 837. 

Ehrenplaß für Kirchenvorſtand PH 132; Wa 837. 

— des Senates in der Kirche H 914. 

Ehrenpräfident des Konjiftoriums E 1005. 

Ehrenrehte der Patrone Al 680. 

— bürgerliche, Erforderniß für Gemeindewahlen, 
P 59; PH. 173; PS 198;.. PN: 243; PF 
267; BR 339; Br 478, He 513; Al 675. 

— erforderlich für Geijtliche, He 546. 

— erforderlih für Gemeindeverfammlung 0 
561 ; OL 583. 

— für Gemeindeorgane A 811. 


559. 707. 


Oe 1028. 


129; 


liche He 540; fiehe au) Ehe dispenjation. | — erforderlich für Kirchenvorjtand, Bra 763, 776. 


Regiſter. 


Ehrenrechte, erforderlich für 
Kirchenkonvents, Br 984. 
Ehrenſitz in der Kirche B 322. 

Eid der Geistlichen We 644. 

Eigenthum, kirchliches, O 574; Si 1079. 

Eimbeck*, Magiſtrat, fonfiftoriale Rechte 115. 

—*, Kirchenverfaffung von, 114. 

Einführung der Pfarrer PR 31; K 125; B 285; 
S 388 f. 394; Ba 491. 492; He 528. 529; 
0 573; Al 669; OB 610; We 622, 625. 
631. 644; M 692; SS 712; SR 731; Wa 
833. 840; Lü 910; H 920. 924; E 1015; 
Oe 1038. 1043; Si 1123. 1126. 

— der Senioren Oe 1049. 

— der Superintendenten Oe 1050. 

Einkommen der Geiftlichen PS 229; He 
0.572574. 18105'81 1127: 

— der Kirchenbeamten Ba 475; 0 565; OL 
586; OB 598. 610; A 805. Si 1071. 

Einkünfte, Verwendung firchlicher, PH 156. 

Einladung zur Gemeindewahl P 60. 

Einpfarrung PR 22; Ba 477; He 512. 518; 
We 623; Wa 836; Oe 1032. 1046; Si 1072. 
1089. 

Einſprache wegen Zurückweiſung vom Abend- 
mahl P 59. 

— gegen Entiheidungen de3 Bezirks-Synodal— 
ausſchuſſes PH 139. 

— gegen Abſprechung des Gemeinderechtes Wa 836. 

— gegen Beihluß der Gemeindevertretung He 514. 

— gegen Entlafjung eines Kivchenvorjtandes He 
516; Bra 765. 

— gegen Pfarrwahl PR 37; P 76; PH 177; 
PN 246; Si 878, 

— der Gemeinde gegen deſignirten Geijtlichen 
P 65. 71. 98; We 643; M 696; Bra 785; 
A 811. 822; Wa 842. 

— gegen Wahl der Gemeindeorgane PR 24; P 
59. 60..:65..815" PH. 131. 17255 PS 7199. 
216; PN 243 f.; B 324; W 420; Ba 496; 
He 514. 517. 537— 39; 0 576; A1683 f. 
SR 728; A 812; Wa 849; Bra 764. 778; 
Wa 837; 839 ; Si 1075. 

— wegen Stimmberedhtigung zur 
jtandswahl H 917. 

— gegen Umlage zum Kirchenbau Wa 847. 

— gegen die Wahl zur Defanat3-Synode He 520. 

— — zur Didzefan-Synode Wa 498. 

— — zur General-:Synode Ba 497. 

— — zur Landes-Synode W427 ;He524;We 640. 

— gegen Wahlliften zu kirchlichen Wahlen P 78; 

‘ Ba 494, He 535; 0 564; OL 855; M 696. 
698. 701; SR 727, R 740, 747; Bra 765. 
776; A 811 f.; Wa 838. 

— gegen Wahl der Vertrauensmänner R 750. 

Einjtellung des Verfahrens in Disciplinarfachen 
P 92; Si 1134. 

Einweihung der Kirche PR 34; Ba 491; He 
530. 531; KG 655; Wa 834; E 1015. 
Eiſenach*, Konfiftorium u. Oberkonſiſtorium in 620. 
Eisleben*, Konfiftorium in, 356. 

Elbing*, reformirte Inſpektion zu. 11. 

Elementarſchulen, Vertretung der, im Seniorats— 
ausſchuſſe Oe 1046. 

Elſaß*, Kirchenverfaſſung im, 999. 

Eltern, Einwilligung der, zu Ehen d. Kinder, A1669. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. 


Mitglieder des 


FQO% 
533; f. 


Kirchenvor— 


Regiſter. 
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Emma*, Gräfin von Waldeck 831. 

Emden“, Synode von, 9. 116. 

—* Coetus von, 117. 

Emeritenfaffe der Grafjehaft Bentheim PH 180. 

Emeritirung der Geiftlihen PR 40; B 302; 
S 381; He 543. 545 f.; Al 670; SS 709; 
Wa 834; Li 885; Lü 896. 903; Br 977; 
Si 1127; fiehe au Penſionirung. 

Emigranteu*, franzöfifge, in der Mark Bran- 
denburg 4. 

Engländer* in Frankfurt a. M. 256. 

Entlafjung des Defans He 528. 532. 

— der Geiftliden PH 165; PS 216; S 331; 
Ba 492; He 530. 545; Bra 760. 785; Wa 
835; E 1016. 

— von Kirchenbeamten P 55; Ba 488; 0 574. 
— der Kirchendiener Ba 483; He 517; M 691; 
Lü 897. 903; Br 934. 942, 949. 964. 

— der Kirchenvorſteher P 71; PH 153; S 371; 
W 420. 425, Ba 481. 485; He 516 f.; O 
563; OL 584; Al 676; SR 729; R 741; 
Bra 765; Wa 837; A 822; Lü 875. 

— der Gemeindeorgane P 61; PH 175; PS 216; 
PN 245. 

— der Gemeindevertreter PS 200, 216. 

— des Kirchenrechners Ba 480. 

ſiehe 


— des Oberkirchenraths 0 5755 
Streichung. 

Entmündigte, keine kirchl. Wahlrechte Ba 478. 

Entſcheidung im Disciplinarverfahren P 92; 
He 551. 

Enturlaubung der Geiftlihen Al 666. 670. 

Entziehung kirchlicher Gemeindererdte He 517. 

Episfopalgewalt des Landesherın B 286. 300. 
8318; Ba 477; He 512; O 561; OB 609; 
KG 653; Al 664; SR 724 ;, Bra 757; A 818. 

— Ausübung der; über die bayer. Pfalz BR 290. 

— des Königs von Bayern* 286. 290 Fi. 

— — von Sadjen* 357. 

— — von Württemberg* 401. 403. 

— in DBrandenburg-Preußen* 6, 

— in Pommern* 7. 

— in Hefien* 272. 275. 275. 

— in Altenburg” 663. 

— in Braunjchweig* 755. 

— in Walded* 831. 

— in Mecklenburg* 861. 

— in Hamburg* 911. 

— des Senates in Bremen* 928; fiehe au) Lan— 
desherr. 

Ephorie KG 653. 662; M. 693. 

—* in Sachjen-Meiningen 685. 

—* in Schwargburg-Rudoljtadt 728. 

—“* in Neuß jüngere Linie 754 f. 

—* in Anhalt-Deifau 800. 

Ephorus, Stellung des, zu den Diözeſanverſamm— 
lungen S 372. 

Erbach* 508 f. 

—* Konfijtorium in, 508. 510. 

Erbbegräbniß S 391. 

Erbſchaften der Kirche PH 156, 162. 

Ergänzungswahl für Gemeindeorgane Wa S46; 


auch 


— für Kirchengemeindeverfammlung Ba 495. 
— der Gemeindevertretung Si 1082. 
— fir Kirchenrath OL 585; OB 596; E 1009. 
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Ergänzungswahl für den Kirchengemeinderath 
Ba 482. 

— fir den Kirchenvorjtand S 367; 0 563; A1 676; 
M 691; SS 711; SR 729; R 741; "Wa 837, 
Li 875; H 918; Si 1074. 7. 

Erkenntniß im Disciplinamverfahren P 92; He 551. 

Erlangen, theol. Fakultät in, B 315: 

— wählt einen Abgeordneten 3. General-Synode 
B 330. 

Erlafie, proviſoriſche, P 97; 
Oe 1055. 

Erledigung des Pfarramtes PR 35; 
B 287. 801.1 310.313; Si: 1077. 
fiehe auch Vakanz. 

Ermahnung, als Kirchenzuchtsmittel Ba 474. 

Ernennung des Defans He 532. 

— der Geiſtlichen B 310; KG 600; E 1006. 

— der Kirchendiener P 55; PH 170; B 303; 
S 367. 370; He 517, 

— der Mitglieder des Generalkonſiſtor. B 300. 

— — des oberen Kirchengerits MS MSt 865 

Ernit*, Herzog von Gotha, 646. 

Eröffnung der Synode S 374. 

Errichtung einer neuen Pfarrei B 308. 316. 

Erſatzmänner für Ausſchuß der General-Synode 
Ba 488. 

— für Ausschuß der Landes-Synode He 526. 

— der Beifiber des Landeskonſiſtoriums Si 1109. 

— für Bezirksfonfiftorien Si 1092. 1098, 

— für Bezivf3-Synode PH 178. 

— für den Defanatsausihuß He 522 

— für den Diözeſanausſchuß Ba 485. 

— der Didzefan-Synodal-Abgeordneten B 326. 
— für die Gemeinde-Örgane P 79; PH 132; 
PN 244; B 324; He 514; We 622. 

— der Mitglieder der General-Synode BR 337; 
B 338; Ba 486. 496; Oe 1056. 1061. 

— Wahl der, für Kreis-Synoden P 84. 

— fir Abgeordnete zur Landes-Synode PH 140; 
W 426. 428; OB 611. 614. 

— für die Synode PH 142. 

— im Synodalausjhuß Bra 784. 

—— religiöſe, der Jugend P54; PH 169 

S 204; PN 239. 

— 5 Kinder, Aufficht über die, W 416, 

— der Kinder aus gemifchten Ehen B 307. 

Eſſen*, Kirchenverfaſſung in, 9. 

Etat der RE, Fefiſtellung des, P 58; 
PN 242; A 810; H 915; ſiehe auch, Bud: 
get. Voranidlag. 

Eutin* 559. 

— erjter Paſtor in, OL 588. 

— Kirchenverfaſſung für, OL 582. 594. 

— Stadtkirche zu, OL 585. 

Exegeſe, Prüfung in der, Si 1117. 

Eremtion vom Pfarrverbande PR 22; P 54. 

Exereitium religionis* der Protejtanten in Oeſter— 
reich 1025. 

Erpropriation kirchlicher Grundjtüde S 383. 391. 


M 696; Wa 854; 


2H=140;; 
1124; 


F. 


Fakultät, theol, wählt Mitglied der General— 
Synode P 89 

— ein Mitglied vom Landesheren für General- 
Synode ernannt Ba 485, 


Regiſter. 


Fakultät von Kiel wählt Mitglied zur Ge— 
ſammt-Synode PS 214. 

— zu Jena wählt Abgeordnete zur Landes= 
Synode We 638 f. 

— deputirt zur Provinzial» Synode PR 33; 
P 68. 

— zur Superintendentenverfammlung Oe 1051; 
fiehe au Univerſität. 

Tafultätsprüfung für Geiſtliche He 540. 

Fatirung der Pfarreinfünfte B 315. 

Fedderwarden, Gemeindeverfailung in, O 581. 

Feierlichkeiten, kirchliche, M 692. 

Teiertage Bra 766; A 821. 

— allgemeine kirchliche, von General-Synode feſt— 
zuſetzen P 91. 

— Gottesdienjt an, PR 41; 

Feldprediger B 302; W 572, 

Ferien der ee K 126; PF 971: Br 
941. 947. 956. 962. 965, 973, 981. 

Seite, außerordentliche firhliche, He 528. 530, 

— fichlide, SS 708; Wa 833; H 923. 

Seittage, B 306; 316; KG 661; M 691; SR 
730 ; Br 987; Oe 1057; Si 1101. 

— Anordnung der, S 378. 380. 383. 
— eier der, S 867; W 407; Ba 482; 
625; Al 676; SS 719; Li 876. 
Tsilialgemeinde PH 129. 137; Ba 481; He 516; 
We 622. 627; Al 673 f. M 686. 690; SS 
718; SR725 f.; R739; Bra 761; A 801. 
809; Wa 836. 838. 839; H 914;  Oe 
1026. 1032. 1033; Si 1072. 

— Gemeindevertretung in, We 628, 

— kirchliche Baulalt der, Wa 844, 

— Kicchenfonvent in, W 415 f. 

— Rechte der, bei Pfründenbejegung S 385. 

— Vertretung der, im Kirchenvorjtande 8 365. 

— bei Wahl zur Landes-Synode, We 639 f. 

— Zahl der Aelteſten in, P 52. 

Filialiſirung We 623. 

Filialkirchen, Wahl des Presbyter. bei, BR 342. 

Filialorte Ba 478 f. 

Fonds, kirchliche, We 645; 
Wa 835; Oe 1054, 

— allgemeine, OB 610; 
Oe 1058. 

— Befugnifje der General-Synode betr. die, P1 02. 

— Verwaltung der, P 94; He 530; OB 603; 
Ba 492. 

— gemifchte, Verwaltung der, Ba 509. 

— Der — Oe 1051. 

— der Beſchlüſſe des Gemeindekirchenraths 

Forſte*, Unterkonſiſtorium in, 12. 356. 358 

—5 — dungsfehule SS 716. 

Fortbildungsvereine, theologiſche, S 381. 

FrauensGemeinde, Ordnung der, Br 950. 

Franffurt* am Main, Geihichte der Kirchenver— 
faflung in, 255. 

—* Kichenverfafjung im Großherzogthum, 257. 

Sreitiihe KG 661; SS 709 

Freudenberg*, Amt, 115. 

Friedberg *, Konfijtorium in, 508, 

— Predigerjeminar, He 540. 

Friedenskirche, Verfaſſung der, Br 964. 

Friedrih Wilhelm III.* von Preußen 13. 

Friedrich Wilhelm IV.* von Preuben 15. 


B 306. 316. 


932. 


We 


Al: 677; A820; 


He 531 f.; O0 574; 
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Frohndorf*, Konſiſtorium in, 356. 
Führungszeugniß abgehender Pfarrer PR 35. 
Fürbitte, firchliche, für den Senat H 914. 
Fulda*, Kirchenverfaflung in, 276. 
Funktionszulagen Oe 1060. 


6. 

Gandersheim*, Konfijtorium in, 112. 

Garnifongemeinde Al 675. 

Garnijonprediger B 302; Ba 490, 0 572, 

Gaftgemeinde P 51. 

Gajthaus H 924. 

Gaftpredigt 8 385. 387. 391. 392 f.; O 578; OL 
588. 592; OB 615. 

Gebäude, gottesdienstliche, P 54. 104. 106; PH 
188. 1143; PS 228; B 310; 8 367 .; Ba 
482; We 634; M 691; R 742; Bra 766; 
A 804. 808; Li 876; Lü 90%; H 916; 
fiehe auch Kirchengebäude. 

Gebete, Anordnung allgemeiner, B 316; fiehe auch 
Kirhengebete. 

Gebühren, kirchliche, PS 215; PH 156. 162; H 
915; Br 987, 

— der Kichenfommifjarien und Superintendenten 
PH 158. 164. 

— de3 Verfahrens beim oberen Kicchengericht 
MS Mst 867. 

— für Verfügungen, betr. die Kirchenvorjtandss 
ordnung PH 147. 

Gebührentaren, kirchliche, P 57. 101. 104; PH 
173. 188. 1143; PS PN 225. PS 229. PN 
242; A 826; Li 883. 

Geburtsliſte KG 662. 

Gedern*, Konſiſtorium in, 508. 510. 

Gefängniffe H 924. 

Gefüngnißitvafe, verhängt vom gemeinjchaltlichen 
DOberamt W 409. 

Gehalt der Ephoren KG 659. 

— der Kichenbeamten und Getitlihen PR 27. 
46; N 125; PS 206. 229; PN 252,’ B 
302; W 408. 412; Ba 480; He 530. 533 f. 
543; OB 598; KG 656 f.; Al 670; M 
691; A 805 f.; Wa 834, Li 885, Lü 
896 T. 903; H 915; Br 931. 933. 938. 
941. 944. 948. 953. 956. 958. 963. 968. 
975. 977, 981. E 1001; Oe 1038. 1041; 
Si 1082. 

Gehalt des Oberkirchenraths O 575, 

Gehaltsabzug als Disciplinarftrafe Si 1129. 

Gehaltszulage der Kirchenbeamten PR 27. 

Geheimeratd*, Brandenburgijcher, 4. 

—* fürſtlicher, in Darmſtadt 507. 

— * im Hannover, Kirchenbehörde, 115. 

—* in Württentberg 402. 404. 

Geheimeraths-Kollegium* in Dresden 357. 

Gehülfen der Paftoren N 126; W 420; Oe 
1036; Si 1072 j. 1082. 

— als Mitglieder des Kirchenvorſtandes PH 129. 
SR 730. 

Gehülfsprediger Br 953. 

— im Kirchenvoritand Bra 762; Li 875. 

Geijtliher Si 1071. 

— Amtsführung des, PN 239. 

— Anſtellung des; ſiehe Bejegung. 

— Beaufſichtigung des; ſiehe Aufſicht. 

— Dienſtpragmatik der, He 539. 
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Geiftlicher, Discipfin des Kirchenrathes über den, 
PH 169. 


— Fortbildung der, He 529. 

— Mitglied des Kirchenvoyjtandes PH 129; B 
322; SS 710; SR 726; Bra 762; Lü 901. 

— Lokalſchulaufſeher SS 713. 

— Mitglieder der Bezirks-Synode PH 137. 

— der Didzejan-Synode, BR 297; W 423; Ba 483. 

— der Kreis-Synode P 62; O 566. 

— Stellung zum Kirhenvorftand PS 203; 8 
368; Al 676; SR 729, Bra 766; A 804; 
Wa 834. 

— Verpflichtung des, bei Ordination; fiehe auch 
Verpflidtung. 

— Morbildung der, PH 165; S 380; He 540; 
E 1001. 

— Mahl der; fiehe Pfarrwahl. 

— Wähler zur Lande3-Synode Bra 780. 

— nicht ordinixte, Zutritt zu den Verhandlungen 
der Landes-Synode P 69. 

Geldern*, Kicchenverfaffung, in 9. 

Geldjtrafen, verhängt vom gemeinſchaftlichen Ober- 
amt W 409. 

— des Kirchenkonventes W 417. 

— gegen Geijtliche He 547. 549. 

— im Disciplinarverfahren Si 1129. 1136. 

Gelöbniß der Xelteiten P 52; PH 131 f. 168; 
PS'201;,PN 237; B 325 ; 'S’ 376; W420; 
Al 684; R 741. 750; A 802; H 916; Oe 
1042. 

— der Mitglieder der Propinzial-Synode P 69. 

— — der Landes-Synode PH 141. 

— — der Gefammt-Synode PH 181; PS 215. 

— — der Bezirfs-Synode PN 250. 

— — der Landes-Synode S 373; W 428; Ba 
486; O 569; We 642; M 645; Bra 783; 
A 819; Wa 852; Li 880. 886; Oe 1057. 
1061; fiehe auch Verpflichtung. 

Gemarktungsverbände, Kirchenvoritand der, M 689. 

Gemeinde, Bildung einer, B 305. 

— eingepfarrte, Vertretung im Kirchenvorjtand 
S 365. 

— lutheriſche, PF 266. 

— politifche, Verhältniß zur kirchlichen, S 362. 

—* kirchliche, Rechte der, in Schleswig-Holftein 192. 

— —* in Helfen, 276. 

— Verpflichtung der zur Armenunterftüßung, W 
412, jicehe auch Kirchengemeinde, 


| Gemeindeältefte R 915 f. 


Gemeindearhiv Si 1078. 

Gemeindeausſchuß, kirchlicher, Wa 845; Lü 896. 
897. 903; Br 936. 940. 946. 954. 961. 967. 
974. 985. 

Gemeindebuch Br 947. 979. 981; Oe 1039. 

Gemeindedienit O 576. 

Gemeindemitglied N 128; PH 130.170; PN 237; 
We 623; Wa 836; A 895; H 913. 

— Beihlüffe ſämmtlicher, Ba 480. 

— Pflichten der, PR 22; Ba 477. 

— Wahlberechtigung der, P 54. 59. 

Gemeindehaus Br 945. 

Gemeindehelfer Ba 482. 

Gemeindefafjenfollegium Bra 771. 

Gemeindefirchenrath P 51. 74. 82; A 802. 815. 

— Bildung dejjelben in Preußen*, 16; fiehe aud) 
Kirhengemeinderath. 
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Gemeindefurator Si 1073. 1082. 
Gemeindelajten Bra 770. S 


Gemeindeordnung PS 196; PF 265. 

— für Schleswig : Holitein 934; 
Kichengemeindeordnung. 

Gemeinderath als Stiftungsrathp W 410. 

— wählt Kirchen: und Schulvoritand, SS 710.718. 

Gemeinderechnungen OL 587. 

Gemeinderegiiter PF 267. 

Gemeindeichule Bra 759. 

Gemeindeftatut PR 30; P 58. 61. 74; PH 173. 
176. 186; PS 206. 221; PN 223 f.; PS 
PN 227, PS 229; PN 242. 245. 248; Ba 
483, He 515; Al 672. 679; M 688. 690. 
698; R 742. 745; A 810. 814 f.; Li 885; 
Oe 1042. 

— Rechte der Kreis:Synode betr., P 100, 

— Rechte der Provinzial- Synode betr., P 101. 

— u de3 Regierungs = Präfidenten bez. der, 
P 106, 

Gemeindeverfaflung PS 207. 

—* in den Anhaltifchen Fürftenthiimern 800. 

—* in Hamburg 911. 

—* in Lübed 892. 

Gemeindevermögen Oé 1039. 1042. 

— unbewegliches, Si 1082. 

Gemeindeverfammlung PH 135; PS 208. 221; 
He 519. 530, O 561. 562. 564; OL 582. 
583, 585; We 625; Wa 842; Br 991; Oe 
1040 f.; fiehe au Kirchengemeinde: 
verfjammlung. 

Gemeindevertretung PR 27. 29; P 51. 56. 74. 
7728182 0.2 PH 171; P8:196. 197.216; 
PN 223. 240; He 513. f.; A 808. 815; 
Wa 842; Oe 1027, 1031. 1041; Si 1080. 

Gemeindevorftand N 126; PF 264. 268; Lü 895. 

—* in Koburg: Gotha 652; ſiehe Kirchen— 
vorstand, Kirhengemeindevoritand. 

Generaldehant* der Siebenbürg. Sachſen 1068. 

Generaldefanat B 288. 

General-Inſpekt.-Prediger-Wittwenkaſſe Bra 792. 

Generaliſſimus* in Braunſchw.-Lüneburg 112. 113. 

Generalfommifjariate B 237. 

— Befugniſſe der, B 309. 

Generalfonfijtorium E 1004. 1006. 

— in Braunſchweig-Wolfenbüttel 112. 113. 

—* in der Pfalz 296. 

— bayerifches, S 236. 300 Fi. 

Generalpropſt* in Gottorp 190. 

General-Superintendent PR 49, 

— PS 192; 214; PN 249, KG 653. 655 f.; 
Li 878. 

— in der Bezirfs-Shynode PH 138. 

— Ernennung des, P 98; PN 232. 

— bei Kirhenvifitationen Bra 789, 

— Mitglied der General: Synode, P 89. 

— Rechte auf Kreis-Synoden, P 69. 

— teformirter, PH 178. 180, 

— — Mitglied der Gefammt-Synode, PH 180, 

— fteht unter Landestonfiftorium, PH 165. 

— von Berlin P 66. 67. 69. 

—* von Brandenburg 3. 

— —* aufgehoben, 4. 

—* in Braunfchweig 756. 

—* in Braunjchweig-tüneburg 113. 114. 

—* in Braunſchweig-Wolfenbüttel 112. 


fiehe auch 


Negiiter. 


General-Superintendent in Bayern 286. 
—* in Gotha 646. 650. 

* in Gottorp 190. 

* im Königreih Hannover 118. 
* in Koburg 651. 

* in Naſſau 231. 233. 
* 

* 

* 


in Pommern 7. 

für Provinz Preußen 7. 

in Sachſen 356. 

—* in Württemberg 400. 404 f. 

Generaliynditus der Siebenbürg. Sachſen 1068. 

General:Synode P 89 ff. 94. 102; BR 298; B 
314. 330; BR 337; Ba 485. 496; M 665; 
Oe 1027. 1031. 1056. 

—* in Bayern 292. 295. 

—* in Baden 472. 

—* in Mecklenburg 862. 

— in Bremen 923; 

— Vereinigung der, B 321. 

Generalfynodalfafje P 98. 99. 

Generaljynodalorduung*, Preußiſche, 18. 

Generaliynodalausihuß BR 336. 346. 

Generaliynodalvorftand P 94. 103. 

Generalpifitation Al 667. 679; M 696; Bra 791. 

Genin*, Kirchenverfaſſung in, 899. 

— Gemeindeordnung für, Lü 900. 

Geographie, Prüfung in der, Si 1114 f. 

Georg II.* von Helfen-Darmjtadt 507, 

Gera*, Ephorie, 734. 

—“ Kirchenvorſtandsordnung von, 755, 

—* Konjiftorium in, 734. 

Geräthe, Firchliche, A 808. 

Gerichtsbarkeit, geiftliche, Al 665. 

— + de3 Brandenburger Konfijtoriums 4, 


* in Hannover 119. 

* in Schleswig-Holitein 191. 
K geiftliche, in Frankfurt 257. 
* 
* 


in Heſſen 272. 

in Schaumburg-Lippe 887. 

der Nuralfapitel in Siebenbürgen 1066. 

—* in Siebenbürgen 1070. 

Gerichtsſtand der Geiftlichen Ve 1029, 

Gejammtgemeinde He 513; Wa 848; Oe 1053. 

Gejammtgemeindevertretung OB 601. 

Gefſammtkirchenvorſtand OB 595; Al 675; M 
690; R 739. 

Geſammtkonſiſtorium* in Heſſen-Darmſtadt 509. 

Gejammtminift. als oberjte Kirhenbehörde SS 708. 

Gejammtparodie P 51; A 801 f. 809. 

— Zahl der Aelteſten in, P 52. 

— Gemeindevertretung in, P 56. 

Gejammtjynodalfafje PH 181. 186; PS 217. 

Gejammt-Synode PH 180; PS 214. 222, 

Gefänge beim Gottesdienit PR 40. 

Gejangbücher P 70. 91; PH 141. 182; PS 215; 
B 306, S 369. 380. 383; Ba 487; He 
525; O 570. 575; OB 613; We 641; Al 
679; M 688. 695; SR 725; A 821; Wa 
852; Li 880; H 921 f.; Oe 1057. 

Geſchäftsgang des Generalfonfiftoriums B 309. 

— des General-Synodal-Borjtandes P 98. 

— des Oberfonfiftoriums B, 317. 

Geſchäftsordnung für die Diözeſan-Synode Ba 482. 

— der Gemeindeorgane We 627. 

— der General-Synode P 96; Ve 1060. 

— des Kirchenvorjtandes Al 681; Bra 773. 


Regiſter. 


Geſchäftsordnung vereinigter Kreis-Synoden P 66. 

— der vereinigten Berliner Kreis-Synoden P 66. 

— der Landeskirchenverfammlung Si 1099. 

—* der Zandes-Synode 360; W 499; He 525; 
O 570; We 642; M .696; Bra 786; A 
822; Wa 852 f. 

— des Oberfonfiftoriums He 531. 

— der firdhlichen Organe H 924. 

— der Synoden PH 143; PS 217; S 374, Li881. 

— für die pfälzische Synode 299. 

Gejhäftsvertheilung unter Geiftliche; ſiehe Amts— 
geſchäfte. 

Geſchichte, Prüfung in der, Si 1114 f. 

Geſetz- und Verordnungsblatt, kirchliches, P 91; 
PH 137. 

Gejegentwürfe, kirchliche, P 97 f.; 8 883; W 
427, Bra 784. 

en kirchl. He525; fiehe auch Kirchen— 
geſetz. 

— der Provinzial-Synode P 70. 

— der General-Synode P 90. 

Gejegvorlagen für die Kandes-Synode He 531. 

— firdlihe, Wa 852. 

Geſetzvorſchläge, kirchliche, 8; Recht, folche zu 
macden, P 93. 

Gevattern PH 158. 

Gieboldehaufen*, Amt 116. 

Giech*, Grafen von, 285. 

Giegen*, Konfiftorium in, 507. 

—* Superintendentur von, 508 T. 

Gifhorn*, Kirchenverfaſſung von, 114. 

Gladenbach, Dekanat, PN 236. 

Glatz *, Oberkonſiſtorium, 8. 

Glauͤbensfreiheit Al 664. 

Glaubenslehre B 287. 

Glauchau*, Konftitortum in, 356. 361. 

Gleſchendorf, Kirchenverfaſſung von, OL 582 ff. 

Glöckner S 370; Bra 767. 

Gnadengenuß geiftlider Stellen S 391. 

Gnadenhalbjahr Oe 1036. 

Gnadenjahr W 572. 

Gnadenjahen, kirchliche, Wa 835. 

Gnadenjemeiter OB 606. 

Gniſſau, Kirchenverfaſſung von, OL 593. 

Godesbude Br 949. 

Göttingen*, veformirte Gemeinde in, 118. 

—* Kirchenverfaſſung von, 112. 

—* Konſiſtorialrechte von, 113. 

Goldenftedt, Gemeinde, O 576. 

GoSlar*, Kirhenverfaffung von, 116, 

Gotha*, Stadt, Kirchen- und Schulamt in, 649. 

Gottesader ; fiehe Kirch hof. 

Gottesdienit PR26. 40.41; P 54; PH 169.PS 204; 
PN 239; PF 262. 265; B 286 f.; 322; 
S 367. 369. 380. 391; W 407. 416. 418. 
427; Ba 488. 491; He 517. 520. 527. 530; 
0. 566. 571, 573; OL 585. 587, OB 597. 
610; We 625.641. 644; KG 653. 656; 
Al 665. 670. 676 679; M 688; SS 708. 
710. 712; R 725; A 804; 821 ; Wa 
833. 840. 849; Li 876. 880; Lü 896. 909; 
H 915. 921. 924; Br 953. 977. 992. 
995; E 1003. 1006. 1017; Oe 1035. 1039. 
1043. 1046. 1049; Si 1076. 

Gottesdienjtordnung P 54; PN 239; S 367; 
380; W 418. 427; 0 564; OL 585; OB 
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597; We 625; A] 665. 670; Li 880; Lü 
896, H 921; Br 953. 

Gotteshaus A 818. 

Gottesfaften* in Helen 271. 

—* in Bremen 927. 

—* in Hamburg 912. 

Grabjtellen S 367. 369; A 805. 810. 

Gräfentonna*, Unterfonfiftorium in, 647. 

Greifswald*, Konfiftorium in, 7. 12, 

Greiz*, Kirchen- und Schuldeputirte von, 756. 

—* Konfiftorium in, 736. 

— Kirchenvorſtand in, R 739. 

Grenzberichtigung bei Firhlichen 
S 888. 391. 

Groenenbach* 289. 

Grubenhagen*, Kirchenverfaſſung von, 113. 114. 

Grundrenten, kirchliche, Li 883. 

Grundſtücke, kirchliche, PR 27; P 56. 57. 104. 106. 
108; PH 172. 188. 1142; PS 206; PS PN 
225 227; PS 228; PN 241; B 308; 8 368. 
365. 382 f.; O 565; Al 668 f. 677; M 
688; SR 730. 732; Bra 768; A 808. 809. 
826; Li 883; Lü 898. 904; Br. 931. 955. 
938. 944, 945. 953. 954. 965. 971. 991; 
fiehe au) Veräußerung, Verpachtung, 
Pfarrgrundſtücke. 

Güterkaſſe, geiſtliche, der Grafſchaft Bentheim 
PH 180. 

Güterverzeichniß, Tirchliches, Bra 769. 

Gutachten des Bezirks-Synodalausſchuſſes PN 252. 

— des Kreis-Shynodalvorjtandes PN 248. 

— des Oberfirchenraths, 1055. 

Gutsherrſchaften, Theilnahme an den Ländlichen 
Gemeindevertretungen Lü 906. 

Gymnaſialadditionskaſſe Si KG 656. 

Symnafialprogrammafje 1105. 

Gymnafien Bra 759. 

— Aufſicht über, PF 262; W 407. 

— Religionsunterriht in den, He 529. 


9. 


Hadeln* Land, Kirchenverfaſſung des, 114: 

Hadersleben, Propftei, PS 209. 

— Befugnifie der Propftei-Shynode in der Propſtei 
PS 213. 

Haftung des Kicchenvorjtandes bei Vermögens 
verwaltung PH 136; We 622. 

Halberjtadt*. Kirchenverfaſſung un, 8. 

Halle*, Konſiſtorium in, 8. 

—* reformirte Gemeinde in, 15. 

Harburg*, Kirchenverfaſſung don, 114. 

Hameln*, kirchliche Rechte von, 113. 

—* zeformirte Gemeinde in, 118. 

Hanau*, Grafichaft 275. 

—* zeformirtes Konſiſtorium in, 508. 

Hannover*, Kirhenverfaffung von, 112, 

—* Stadt, firchliche Nechte 113. 

—* Konfijtorium von, 114. 115. 

—“* reformirte Gemeinde in, 118. 

—* Magiſtrat, konſiſtoriale Rechte des, 115. 

Harburg*, Sit einesGeneralfuperint.114; PH1144. 

Haflenpflug*, 277. 

Hauptephorien KG 653. 662. 

Hauptkaſſe der evangel. lutheriſchen Kirche H 923. 

Hauptkirche H 914. 


Grundſtücken 
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Hauptpaftor H 914. 

— bei Pfarrwahl H 919. 

— Mitglied des Stadtkonventes H 922. 

Hauptſchullehrer Br 991. 993. 

Hausbejuche, Pflichten der Presbyter bei dem, 
PR 26 


Hausgeiftliche als Pfarrbewerber BR 349. 351. 

Hausfollefte PR 47; P 70. 101; PN 224; Li 
883; H 915; fiehe auch Kollekte. 

Haustaufe PF 260; W 408. 

Hebeamme K@ 657, 

Heidelberg, Diöceſe, Einrichtung für die Didzefe 
Ba 448. 


Heilbronn, Konſiſtorium in, 402. 

Heiligenpfleger W 410, 

Heiligenjtadt*, Konſiſtorium in, 8. 

Heinrih* Poftumus Graf von Reuß 734. 

Heirath, Erlaubniß zur, für Geiftliche B 304. 
310; SSe 715. 

— für Kirchendiener B 304. 

— für Superintendenten und Lehrer SS 715. 

Helfer P 54. 

— des Kirchenvorſtandes PH 136; He 517 f. 

— des Gemeindefichhenrathes A 805. 

Helmftädt*, Konſiſtorium in, 112. 

Henneberg*, Konjiitorium für, 356. 

Herbishofen* 289. R 

Herborn, Seminar zu, PN 252. 

Herford*, Kirchenverfaſſung von, 9. 

Hermannftadt*, Kapitel von, 1068. 

—* Sitz des Siebenbürgifhen Superintendenten 
1069. 1091. 

Herzberg*, Konfiftorium von, 113. 

Heſſen*. Kurfürſtenthum, Geſchichte der Kirchen: 
verfaſſung 271. 

Heljen = Darmjtadt*, Verhältniß zu 
Homburg 235. 

Hellen-Homburg*, Kirchenverfaſſung in, 235. 

Hudburghaufen*, Konfiftorium in, 684. 

Hildesheim*, Sit des Hannoverſchen Konfifto- 
riums 114. 116. 

—* Magiftrat, konſiſtoriale Nechte des, 115. 

Hirtenbrief des Superintendenten Oe 1049, 

Hoffirche, Geijtlihe an der, S 381. 

Hofgemeinde Al 673; M 697. 

Hofprediger Ba 490 ; He 528; 0 572. 

Hofrath* in Karlsruhe als Konfistorium 469, 

Hohenlohe*, Kirchenverfafiung von, 285. 

Hohenftein*, Grafichaft, 115. 

Holzſchläge S 382, 

Homberg*, Synode von, 271. 

Homburg*, Amt, 236. 

— Defanat, PN 236. 

—* Konfiftorium in, 508. 

Hoya*, Grafſchaft, Kichenverfaffung von, 114. 

—* Generaljuperintendent für, 114. 

Hülfsarbeiter im Oberfonfiftorium He 529. 

Hilfsarmenpffeger Lü 897. 899. 903. 905. 

Hülfsfonds, allgemeine, Ba 502. 

Hülfsgeiftlicher S 381. 391; Ba 490, 492; He 515 
We 644; E 1006; ſ. auf Hülfsprediger. 

— in der Defanat3-Synode He 519. 

— im Kirchengemeinderath Ba 481; A 802. 

— Theilnahme an der Kreis-:Synode PR 30; 
PN 247. : 

— Mitglied der Propftei-Synode PS 212. 


Helien = 


Regijter. 


Hülfslehrer SS 712. 

Hülfslehrerprüfung Si 1073. 

Hilfspfarrer, Mitglied des Konfiftoriums E 1008. 

Hülfsprediger, als Mitglied des Gemeindefirchen- 
tathes P 51; S 385; 0 562; 572; OL 584; 
OB 595. 610; Al 674; Wa 836; Br 981; 
Ve 1034; ſiehe au Gehülfsprediger, 
Hülfsprediger. 


J. 

Jahresberichte der Geiſtlichen B 303. 

— über die Gemeinde B 307. 

Jena*, Konſiſtorium in, 619 f. 

Jever*, Kirchenverfaſſung für, 558. 

— Synode von, O 581. 

Immediat-Eraminationsfommijfion® in 
Ben 11. 

Smmediatgemeinden P 62. 

Immediatkommiſſion* für kathol. Kirchen und 
Schulwejen in Sahjen-Weimar 619. 

Smmobilien ; fiehe Grundftücde. 

Inſpektion S 302; E 1009. 

— über Schulen H 918. 

— über Kirchſpielsſchule Br 995. 

—* im Königrei Hannover 118. 

nipeftionsämter* in Reuß jüngere Linie 734. 

njpeftions = Synoden* in Braunjchweig 759; 

Bra 792. 

Inſpektionsverſammlung E 1014, 1020. 

Inſpektor, geiftlicher, E 1003. 1007. 1014. 

— bejtätigt Presbyter, BR 297. 

— Ernennung der, E 1019. 

— Mitglied d. Generalfonfiftor. E 1004. 1006. 

— der General-Synode BR 298. 

— des Konfiftoriums E 1015. 

— PDorfißender der Didzefan-Synode BR 298. 

—* in der Kirche der Mark Brandenburg 4. 

—* reformirte, in Preußen 5. 

—* in Helfen-Darmitadt 507. 

Inſtallation der Diftriftsdefane B 311. 

— der Geiſtlichen B 313. 320. Oe 1054. 

Inſtanzen im Disciplinarverfahren Si 1136. 

Snfterburg*, Hofgericht 11. 

Inſtitute für chriſtliche Liebeswerke, Nechte der 
Kreis-Synode, betr. die, P 100. 

Inſtruktionen zu Landeskirchengeſetzen 
PN 252. 

—* des evangel. Oberfirchenvathes zur Preuß. 
Kicchengemeinde- und Synodalordinung 16. 

— den Rechnungsführer des Kirchenvorſtands 

369. 


Preu⸗ 


S 


Pi 4955 


— des Oberfonfiftoriums He 531. 

— für niedere Kirchenbeamte PR 48, 

Snterfalarien Oe 1060, 

Interpretation der Kirchengefeße He 531; We 
641; Bra 783; Wa 853; Li 880. 

Introduktion der Geijtlichen N 125. 

— durch den Superintendenten PR 31. 

— der Prediger, Thätigfeit der Kreis-Synode 
bei der, PR 31; jiehe auh Einführung. 

Inventar de3 Kirchengemeindevermögens P 56; 
OB 603; SS 720; Li 876, 

Inveſtitur, geijtliche, B 288. 315; KG 655. 

— der Speialdefane B 288. 

Yohann Sigismund* von Brandenburg, Ueber: 
tritt zur veformirten Kirche 4. 


Negifter. 


Joſeph IL.*, Toleranzpatent 1024. 

— gegenüber den Siebenbürgen 1068. 

Irrlehre der Geiftlichen, Disciplinarunterfuchung 
wegen, P: 98; A 822. 

Iſagogit, Prüfung in der, Si 1117. 

Kenburg-Büdingen* und Bierftein 508 f. 

Sirlich*, Kicchenverfaffung von, 9. 

Juraten Lü 906. 

—* in Hamburg 912. 

Auftizamtmann im Kirchen= und Schulamt KG 662. 


K. 


Kabinetsminiſterium, Aufſicht des, über Kirchen— 
verwaltung Li 8883. 
— in Württemberg 403. 
Kämmerei*, kirchl. Aufſichtsbehörde in Lübeck 895. 
Kammergüter im Kirchenvoritande R 739. 
Kandidaten, der Theol., PF 271; BR 349. 351; 
S 380; He 528. 541. 544; 0 566; OB 
610; H 924; E 1016; Oe 1049. 1059; 
Si 1104. 
— auswärtige, Lü 908. 
— Beauffihtigung der, PR 31; PN 252. 
— Entlafjung der, PS 216. 
— jungiren in vafanten Pfarreien PR 39. 
— Heirathen der, B 304. 
— geiftl. Mitglieder der Didzefan-Synode B 328. 
— der Pfarrämter Si 1099. 
— bei Pfarrwahl Si 1140. 
— Prüfung der, P 70; PR 34; PF 262; Ba 
488; OB 610; H 921; fiehe au Prüfung. 
— Streichung der, Ba 448. 492; He 548; 0 
574; We 643; E 1016. 
— Zutritt der, zu den Verhandlungen dev Kreis⸗ 
Synode P 69. 
Kandidations*-Wahlnorm in der Siebenbürgtichen 
Kirche 1068. 
Kantor He 527. 529, Bra 767. 
Kantorat B 310. 
Kanzlei* in Kopenhagen 193. 
— geheime, in Ufingen 232. 
Kanzleibeamte des Oberfivchenrathes Ba 502. 
Kapelle Wa 843. 
— Fonds einer, OB 603. 
Kapellengemeinde PS 221. 230; 0 566. 
Kapellenvorjtand PS 230. 
Kapitalaufnahme bei Stiftungen W 412. 
Kapitalien der Kirche P 57; 0 565; OL 587; 
OB 603; Al 678; M 688. 695; SS 713; 
Bra 768; A 809; Lü 898. 904; Br 935. 
945. 954. 961; E 1014. 1017. 
Kapitel* in Württemberg 39. 
Kapitelsjenior in Bayern 290. 
— B 312; BR 347. 
— im Diözefan-Synodal-Ausfhuß BR 344. 
Kafimir*, Herzog don Koburg 650. 
Kaſſel*, Konfiftorium in, 274 f. 
— heſſiſches Provinzialtonfiftorium in, 279. 
Kaffeführer des Kirchengemeindevorjtandes 
625; Lü 896. 902. 
Kaſſenreviſion der Kirchmeijter PR 26. 
Kafienwejen, Rechte der Kreis-Synode betr, das, 
der Gemeinden P 100. 
Kaſſirer, Br 980, 
Kaftenordnung* in Württemberg 400. 


We 
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Katechet H 924. 

Katechifation PR 35; B 306; KG 654; Bra 789. 
Katechismus-Erflärungen, neue bedürfen der Zus 
ftimmung dev Provinzial-Synode P 70. 

— von der General-Synode zu billigen P 91. 
Katehismus, Einführung eines neuen, PH 141; 
PS 215; B 306; S 380; Ba 487; 0 570; 
OB 613; We 641 688; M 695; SR 725; A 

821; Wa 852; H 921. 922; Oe 1057. 

Katechismuslehre He 517. 

Katechumenen B 306. 

Katechumenenliſten B 311. 312. 

Kaution des Kirchenrehnungsführers OB 603; 
We 632. 

Kiel, Konſiſtorium in, PS 195. 225. 

— + Dberappellationsgeriht un, 193. 

Kindererziehung, Sorge des Presbyteriums für, 
W 418. 

Kinderlehre, kirchliche, OL 587; Br 995. 

Kinderzucht, Pflichten des Presbyt. betr. PR 26. 

Kindtaufen in vacanten Pfarreien PR 55. 

Kirche, Einweihung der, Ba 491. ſ. Einweihung. 

Rirchenältefte PH 167 f.; Ba 473; O0 563 f.; 
SR 729; fiehe auch Verpflichtung, 
Wahl, Zahl. 

Kirchenärar We 633. 

Kirchenamt M 693. 

— prüft Kirchenvorjtandswahl, M 700. 702. 

-—-* in Gotha 650. 

—* in Koburg 652. 

Kirchen- und Schulamt* im Herzogth. Gotha 649. 
KG 655. 660. 662. 

—“* Befugniffe des, in Gotha, 649 f. 651. 

—* in Sahjen-Meiningen 685 f. 

Kirchenarchib OL 587; E 1019; Si 1098. 

— alfgemeines, O 574; OB 610. 

Kirchenausſchuß O 562. 565; OL 583. 586. 

Kirchenbaufonds Ba 502. 

Kirhenbaufache, ftreitige, P 104; PH 188; PS 
PN 225. 

Kirchenbauten S 368; OL 585; KG 657. 660: 
M 693; SS 720; SR 731; R 742. 745; Bra 
769, A 808; Wa 834; Li 883. 884; Br 
931. 938. 944. 953. 958. 965. 969. 971, fiehe 
auh Neubauten, Reparaturen. 

Kirchenbeamte, niedere, PR47; N 128; PS 
OL 585: OB 596; H 915; Br 939. 
947. 949. 963. 968. 994: Si 1077. 

— Wahl. der, PR 25. 

— Beauffihtigung der, PR 31. 

— Entlaſſung der, Ba 488. 

— Ernennung der, He 529. 

— Gehalt und Einnahme der, P8 229. 

Kirchenbediente, weltliche, P 108; ſiehe 
Kirchendiener. 

Kirchenbezirk Si 1098. 1100. 

— Errichtung und Veränderung, 5 382. 

Kirchenbuch PR 36. 

— durch Pfarrer zu führen, PR 39; N 123. 
PH 157. 163. 188. 1142; PS PN 225; B307; 
Ba 489; He 527; 530; O 571; OL 587 
KG 654. 657; Wa 834; H 915; Oe 1055. 

Kirchenbuchführung P 104. 

Kirchendechen* in Lippe 872. 

Kirchen und Schuldeputation* in Greiz 736. 

Kirchendiener, niedere, PN 239; We 624; 0 


204; 
942. 


auch 
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564; KG 656; Al 679. M 691, SS 712. 720; 

SR 751; R 745; Bra 758; A 805; Wa 

840; Lü 897. 903; Br 933. 941 ff.; 955. 

962. 964. 968. 976. 982. 985; Si 1077; 

Öe 1039; E 1013. 1017. 

Aufficht über, 417. 418. 

Bezüge der, W 418; Ba 480. 

Disciplin über, PR 48; S 381. 

Ernennung der, fiehe Ernennung. 

— Heirathen der, B 304. 

Kirchendireftoriunm*, reformirtes, in Berlin 5, 

Kirchendisciplin PR 44; PN 248, B 286, E 
1006. 1015. 

— der Kreisfynode, PR 31. 

— des Presbyteriums PN 25. fiehe au Kir- 
chen zucht. 

Kircheneigenthum PR 27; P 57. 104; PH 172. 
188; PS 206; PS PN 225. 227; PS 228; 
PN 241; B 308; S 363. 365. 382 f.; Ba 
480; O 565; OL 586; OS 598; Al 668, 
677; M 6883. 697; SR 730. 732; Bra 768; 
A 808 f. 826; Li 883; Lü 898, 904; Br 
931. 935. 938. 944 f. 953 f. 965. 973. 
991. 

Kirheneinweihung, Präfes der Provinzial-Synode 
bei der, PR 34; fiehe auch Einweihung. 

Kirchenfabrik Ba 502. 

Kirchenfahrt Al 668. 

Kirchenfeierlichkeiten PF 263. 265. 

Kirchenfefte, außerordentliche, B 316. 

Kirhenfonds Ve 1054. 

— allgemeine Oe 1058; fiehe au) Fonds. 

Kirchengebäude P 54. 74. 104. 106. 108; PH 
169. 185. 188; PS 205. 220; PN 223; 
PS PN 225. 227. 228; PN 239, PF 265, 
BR 297 ; B 306. 310; 8 367 f.; W 408. 
416; Ba 482; He 530; We 634; KG 656; 
Al 676 f.; M 691; SR 730; R 742, Bra 
766; A 804. 808. 815. 826; Wa 834. 843 
f. Li 876. Lü 896. 902. R 915 f. Br 934. 
941. 955. 968. 972. 980 985; E 1013. 
1014. 1017; Oe 1039, Si 1078. 

Kivchengebete B 306. 316; KG 661; Br 987; 
E 1001. 

Kirchengemeinde He 512; O 561; KG 661; Al 

673; M 686; R 736; Wa 848; Lü 894, 

900; Br 931. 937. 943. 950. 952. 957. 969. 

970. 976. 983. 990; Oe 1032, Si 1071. 

fiehe au Gemeinde, 

Beruf der, S 363. 

Bildung einer, PH 154; B 305; Ba 477, He 

923. 531. 

Mitglieder der, PH 130; fiehe auch Ge— 

meindemitgliedjhaft. 

Organe der, P 51. 

ZTheilnahme der, an der Synode S 374, 

Umfang der, He 530. 

Veränderung der, Ba 492. 

—* in Koburg:Gotha 652. 

Kirchengemeindeälteſte M 687 f. 

Kirchengemeindebezirk M 696. 

—— Aenderungen der, P 91; 

821. 

— * in Sachſen-Altenburg 664. 

— und Synodalordnung*, Preußifche P 16, 

—* für Konfiftorialbezixt Wiesbaden 285. | 


Negiiter. 


— * fir Schleswig=-Holftein 194; fiehe au) Ge— 
meindeordnung. 
Kirchengemeinderath Ba 
Gemeinderath. 
Kirchengemeindeverſammlung S 371; Ba 477. 
480; We 627; M 682, 687. 691; R 738. 
748; fiehe auch Gemeindeverfanmm- 
lung. 
Kirchengemeindevertretung OB 597; fiehe auch 
Gemeindeverjammlung. 
Kircchengemeindevorftand We 623; ſiehe aud 
Gemeindevorstand, Kirchenvor— 
ftand. 
Kirchengeräthe B 806; Ba 482. 
Kirchengericht Si 1079, 1094. 
— oberes MS MSt 864, 
— * in Mecklenburg 859. 
— * in Schaumburg 886, 
Kirchengeſchichte, Prüfung in der, Si 1117. 
Kirchengeſchworene Br 991. 992. 994. 
Kircchengejege P 70. 90. 93. 103; PH 141 182, 
187; PS 215; PS PN 224; B 306, 321; 
S 374. 380. 383; W 416. 427 f.; Ba 487. 
493; He 525. 526. 531; O 570; OB 612 f.; 
We 641 f.; Al 664 f.; M 694; SR 725, 
Bra 783 f. 795; A 820. 825; Wa 834. 
835. 852 f.; Li 880. 881 f. H 924. 942, 
Oe 1027. 1057; Si 1071. 1100. 1101; fiehe 
auch Geſetzgebung. 
Kirchengewalt Bra 757. 
— * in Hamburg 911; ſiehe auch Episkopal— 
gewalt, 
Kirchenglocken Oe 1026. 
Kirchengrundſtücke fiehe Grundſtücke. 
Kirchengut PF 265; B 308; OB 610; We 625; 
MSt 862. 
— * in Württemberg 404. 
Kirchenhauptkaſſe H 923 f. 
Kichenhofdienit O 576. 
Kirchenhoheit, Landesherrliche, MSt 863. 
Kircheninſpektion S 362; We 637. 645. 
— Auffiht der, über Kirchenlehen, H 370. 
entjcheidet wegen Ablehnung des Kirchenvor— 
ſtandes S 366. 
entjcheidet über Ausfcheiden eines Kirchenvor— 
ftandes We 626. 
hat Bejchlüffe der Gemeindeverfammlung zu 
genehmigen We 6223. 
bei Befeßung der Pfarreien We 631. 
über Eimäumung von Kirchen Al 677. 
verfügt Entlafjung eines Kirhenvorftehers 8 
371; Al 676. 
genehmigt Gemeindejtatuten Al 672. 
Kontrolle der, über Kirchenrechnungen S 377. 
verpflichtet Kicchenrecinungsführer We 632. 
Genehmigung der, zu Prozeſſen S 370. 
über Firhliche Umlagen Al 667. 
prüft VBermögensverwaltung des Kirchenvor- 
jtandes S 369; Al 678, 
Inſtanz in Verwaltungsitreitigfeiten S 381. 
Rekurs an,wegen KirhenvorftandswahlA1683F. 
kann Wahlen zum Kirchenvorftand leiten S366. 
Handhabung der Befugnifie derjelben in der 
Oberlaufiß S 389. 


473. 481; fiehe auch 


Kirchen- und Schulinjpeftion Al 669; SS 709, 


715. 717, 
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Kirchen- u. Schulinſpektion genehmigt Beſchlüſſe des 
Kirchen- u. Schulvorſt. SS 713 f.; SR 733. 

— prüft Wahlen SS 718. 

— entjcheidet Rekurſe wegen Wahlliften und Wahl 
SR 727. 

— * in Sachſen-Altenburg 663. 

— * in Schwarzburg-Sondershaujen 708. 

— * in Schwarzburg-Rudoljtadt 723. 

—* in Reuß j. 8. 735. 

Kircheninventarium, Aufficht über, 
auch Inventar. 

Kirhenjuraten* in Oldenburg 559. 

Kirhenfandidat A 802. 

Kirchenfanzeln, Bekanntmachungen von den, B 306. 

Kirchenkafſe PH 171. 173. 1143; PS 205.221; PN 
223. 240. 251; O 579; OL 588; KG 657. 
660, SS 713; Bra 767; A 808. 810. 815. 
820. 823;.H: 916;, Br- 951. 955. 

— Beiträge der, zu den Synodalkoſten P 72, 

— Befugniffe des Patrons, betr. die P 83. 

— Rechte der Kreis-Synode, betr. die Beiträge 
der P 100. 

— Leiſtungen aus der PH 182. 

— Verwaltung der, P 55. 

— Berwilligung aus der, PN 242. 

— auf Allen, PS 217. 

Kirchenfaffenrendant P 82. 

Kirchenkaſſenvorſteher R 745. 

Kirchenkleidung des Geiſtlichen B 306. 

Kirchenkollegium, Nechte des, PS 197. 203. 221. 

— in Gemeinden, wo die Beitragspflicht zu Um— 
lagen auf adligen Gütern ruht PS 208. 

— Wirkungskreis des PS 206. 

—* für Litthauen 6. 

— * großes in Hamburg 912. 

Kirchen und Schulfollegium* in Heſſen-Darm— 
ſtadt 508. 

Kirchenkollekte; ſiehe Kollefte. 

Kirchenkommiſſion PH 154. 159; Bra 766. 773f. 

— * in Hannover 120. 

—* für Provinz Preußen 6. 

— * in Koburg 651. 

—* in Schaumburg-Lippe 837. 

Kirchen: und Schulfommijfion * 
Preußen 6. 

Kirchenfonvente Bra 771 f. 775. 794; Br 931. 
938. 944: 952. 958. 965. 970. 976. 983. 

— als Ausſchuß des Stiftungsrathes W All f. 

— Bildung des W 415. 

— entjcheidet über vom Kirchenvoritand zurück— 
gewiejene Anträge Br 932, 938. 945. 953. 
966. 971. 977. 

— MWirfungsfreis des, W 416, 

— * in Württemberg 402. 405. 

— * in Heffen-Darmjtadt 507 ; ſ. auch Konvent. 

Kirchenkreis A 818; H 914. 

— Abänderung des, PN 223, 248, 

Kirchenlade PH 135. 

Kirchenlaſten O 575; OL 589; Al 670. 672, 

Kirchenlehn R 738; Si 1101. 

— Vertretung des, S 370. 

Kirchenmatrifel S 382. 

Kirchenmufif Br 280. 

Kirhenöfonom MSt 862. 

Kirchenpatrone Al 679; Bra 767 f.; 

— Rechte der, PS 210. 


P 56; fiehe 


für Provinz 


He 815. 
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Kirchenpatrone bei Bilitation Bra 789. 


— im Kirchenvorſtand S 364; Bra 762; Wa 
336; ſiehe auh Patron. 

Kirchenpolizei W 407. 416. 

Kirchenproviſoren Bra 771. 

Kirchenrath PH 167. 169. 185; W 562; 
OL 584. 593; We 644; SS 708. 715; SR 


724, H 924; E 1005. 1007. 1010. 1012. 
1013. 1017. 1018. 

— beauffichtigt Geiftlihe H 920. 

— hat Beihlüffe der Gemeimdeverfammlung zu 
genehmigen We 628. 

— betätigt Beichlüffe des Konventes H 922. 

— entjcheidet Beſchwerde wegen Kirchenvorſtands— 
wahl H 917. 

— verwaltet Kirchenhauptkaſſe H 923. 

— bei Pfarrwahl H 919. 

— fann Pfarritelle aufheben H 918. 

— prüft Kirchen-Rechnungen OÖ 580 ; OL 589. 

— * Brandenburgiſcher 4. 

— * in Dresden, aufgehoben 359. 

— * in Württemberg 400. 401 f. 

— * Badischer 469. 

— * Pfälziſcher 470, 

— * in Sachſen-Weimar 620 f. 

— * in Sonderöhaufen 707 f. 

— * in Gotha 648. 

—* in Medlenburg:Strelit 862. 

Kirchen und Schulrath in der SU S890, 

Kirchenrechner P 55; PN 240, 242; BR 297; 
Ba 480: He 517. 527; Wa 841. 847; fiche 
auh NRehnungsführer, Rendant. 

Kirchenrechnungen 8: 376 f.; OL 585; We 623. 
627. 635; KG 657. 660; Al 677; M 689. 
691; SS 720; R 743; Bra 769; A 808; 
Wa 847; Li 876. 883; H 916; Br 954. 
941. 954. 955. 962. 967. 968. 979. 980. 985. 
993; E 1014. 1017; Oe 1046; Si 1079. 1106. 

Kirhenrechnungsführer O 565; OL 587; OB 
597; M 691; fiehe aud Kirhenred- 
1.7 Rechnungs führer, Rendant. 

Kirchenrechnungsreviſions-Deputation Lü 898. 

Kirchenrecht, Profeflor des, als Mitglied der 
Synode S 372. 

— Prüfung im, Si 1118. 

TEEN Si 1097. 
— Belegung der Aemter des, P 104. 

— ernennt zur Bezirks-Synode PH 138. 147. 

— genehmigt Beſchlüſſe des Kirchenfollegiums 
PS 207. 

— entjcheidet Zweifel bei Wahlen zum Kirchen: 
Re PH 132. 

— an Rath d.Kicchenvoritandes gebundenPHL136. 

— ſtellt Zahl der Kirchenvorſteher feſt PH 129. 

— Vertreter des, auch derYandes-Synode He 525. 

— Stellt Wahlfreijez. Landes-Synode feit, PH 140. 
— beruft Synoden PH 143. 

Pinhenten baut BHel73: 

Kirchenrepräſentanten i.d. Stadt Braunſchw. Bra771 

Kirchenritus B 286; ſiehe auch Ritus. 

ar MOB, 

Kirchenfiegel PH 134 

Kirchenſitze S 367. 

— Bertheilung der P 108. 

Kicchenfprengel W 408; ſiehe auch Sprengel. 

Kirchenitände PH 156. 161. 
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Kirchenitelle Br 933. 941. 964. 

— Erxrichtung und Veränderung 8 382. 

Kirchenftener PH 172; PN 242, M 687 f; R 
737; Br 784; Wa 853. 855; Li 876 f. 880. 
881. 883. Si 1093; fiehe auch Kirchenum— 
lagen, Umlagen. 

Kirhenftiftungen B 308. 315; W 408; R 738; 
fiede aud Stiftungen. 

Kirchenſtühle, S 369; B 312; W 407. 416; O 
576; We 625; KG 656; M 691; SS 712; 
SR 730; R 743; A 805. 810. 

Kirchenumlagen PH 185; PS 206. 229; ſiehe 
au Umlagen. 

Kirchenvater Si 1079. 

Kirchenverband Wa 853. 

Kirchenverfaſſung, OB 612; M 694; Wa 833. 
852; E 1006; Oe 1054; Si 1101. 

— Aenderung der, P 91; 97; Ba 487; He 525; 
We 624; A 821; H 922. 924; Br 959. 
970. 978. 984.; Oe 1060; Si 1071; fiehe 
auch Verfajjung. 

— Beitimmungen über die, BR 298: Al 665. 

— Sorge für die, B 315; S 380. 391. 

Kirchenvermögen PR 25. 31; 49; P 55. 64. 
74, 127, PH 179. 185. 186. 1143; PS 213. 
220. 222; PN 223. PS 228. PN 248; BR 
297.298; B 308; 310; 8 367; Ba 482; 
501; He 515. 518. 520.522. 532; W 564. 
OL 585; OB 596; We 622. 624. 625. 656. 
661; Al 667. 677; M 691; SS 712. 720. 
SR 730; R 738; Bra 757. 768; A 805. 
815. 820. 825. 826; MSt 863; Li 876. 880. 
882. 883. Lü 896. 902, H 915; Br 935. 939. 
945. 954. 961. 967. 971. 973. 978. 985; 
991. 3994; "E.11002. ; 1013 ° 1. "1017; 
Oe 1054. Si 1078. 1082. 1093; ſiehe auch 
Vermögen, VBermdgensperwaltung. 

Kirchenverordnung Bra 795; Si 1092. 1097. 

— * für Rheinland und Wejtphalen 15. 19. 

— Veränderungen der, P 94, 

Kirchenvertretung* in Bremen 928; Br. 981. 

— Wahl zur, Br 977. 

Kirhenvifitation PR 31. 48; B 287 5. 307. 
311f. 314; BR 345.348; S 380. 383. 391; 
Ba 485. 491; He 529. 531; O0 573; OB 
610; We 644; KG 654; SS 710. 712. 716 ff. 
SR 731; R 743; Bra 766. 788; Wa 834. 
840; H 924; E 1004. 1014; Oe 1040. 
1044. 1049; Si 1076. 1093. 1108. 1111. 

— Ausübung der Kichenzucht durch die, Ba 474. 

—* in. Heljen 271. 

— * in Oldenburg 555. 

— in Lippe 871. 

— * in AnhaltKöthen 300. 

Kirchenviſitationsordnung* d. Siebenb. K. 1068. 

Kirchenviſitations-Relation, Bra 740. 

Kirchen: und Schulvifitator, weltficher, Bra 789. 

Kirhenvifitatorium*, in Schleswig-Holftein 189 ; 
PS 228. 

Kirchenvoritand, PH 129. 134. 145; PS 197. 220. 
PN 232...234. 237, B.3224 "BR .3335'8 
364. 375; He 514. 515. 518. 538; OB 595. 
603. 607; Al 673. 674; M 689; R 738; 
Bra 761. 767. 776; Wa 836; Li 873; 
Lü 961; H 914; Br 935. 939. 953. 955. 
959. 960. 992. 
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Kirchen: und Schulvorſtand SS 710; SR 725. 

Kirchenvorjtände, Aufſicht über, S 380. 

— legt Amt nieder, Ile 523. 

— Befugniffe der Kirchenkommiſſarien betr. Die, 
PS 154. 159. 

— Befugniffe der, Propftei-Synoden betr. die 
P8S@213 


— haben Gehaltseinfünfte des Geiftlichen einzu: 
ziehen PR 47. 

— wählt Mitglieder des Konventes, 8 922. 

— bei Pfarrbejeßung S 385.393; He 527; Wa 842. 

— Wahl des, He 931. 938. 944. 953. 958. 

971. 977. 

* Bildung der, in Hannover 119. 

* in Naljau* 234. 

—* in Bayern 293. 

— * in Sachſen* 360. 

—* in Baden 472. 

—* in Hefjen-Darmitadt 509 f. 

— * in Sachſen-Weimar 619. 

— * in Sachjen-Meiningen 686. 

— * in Reuß j. L. 735. 

— * in Braunjchweig 758. 

—* in Anhalt 801. 

— * in Lippe 872. 

—* in Lubeck 891 f. 

— * in Bremen 927. 

Kirchenvorſteher, Mitglied d. Gemeindeausſchuſſes, 
Br 936. 940. 946. 954. 961. 967. 974. 985. 

— im Kirchenfonvent Br 931. 958. 976. 

Kirchenzeugniß zum Ausjcheiden aus dem Pfarr: 
verband PR 22. 

— vom Presbyterium auszuftellen PR 25. 

Kirchenzucht P. 91; PR 45; N 127. PH 165. 
W 495: Ba 473; He 517. 520. 5252. 529; 
OB 612 f.; We 644; R. 743; A 821; 
Wa 834. 852; Oe 1054; Si 1076. 1078. 
1079. 1094. 1103. 

— * im Kınf. Helfen 272 

— * in Hejjen-Darmftadt 510. 

— * in Schaumburg = Lippe 
Kirhendisciplin. 

Kirchhof, P 107; 8 368. 378. 382. 391; W 408; 
KG 657. 661; Al 676 f.; M 691; SR 730; 
R 743. 746; Bra 766; A 805; Wa 834; 
Li 876. 8383, H 915; Br 934. 992; Oe 
1039; Si 1078; fiche auh Begräbniß- 
plapß. 

Kirchmeifter PR 26; P 55; PH 171; Si 1073. 
1079, 

Kirchner S 370; R 743. 

Kirchſchullehn R 745. 

Kirchſpiel PN 252; Ba 477; He 512; OL 582; 
Al 679, M 687. 688; R 737. 746; A 817. 
818, H 917. 924; Br 929. 

— in Rniphaujen, O 581; fiehe au Paro— 
hialbezirfk. 

Kirchipielsarmenfaffe Br 935. 939. 945. 978. 982. 

Kirchſpielsherren* in Hamburg 911. H 914 f. 

Kirchſpielslaſten R 737. 

Kirchipielsiehule, Br 932. 935 f. 939. 945. 947. 
954. 979. 985. 

Kirchthurm Oe 1026. 

Klafjenverfammlungen* in Lippe 872. Li 378. 885. 

— Wahl zu, Li 376. 

Klaffifitation der Pfarritellen B 301. 


887: ſiehe auch 
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Klaſſikalkonvente* in Heſſen 273. 

Kleve*, Kirchenverfaſſung in, B 10. 

Kloſterfonds Bra 757. 

Kniphaufen*, Kirchenverfaſſung für, 558. 

— Ausdehnung der Oldenburgiichen Kirchenver— 
fallung auf, O 580. 

— Burg, O 582. 

Koblenz*, Konſiſtorium in, 14. 

Koburg*, geijtliches Untergeriht in, 651. 

— * Kirchen: und Schulamt in, 651. 

Köln a. Spree*, Erridtung des Konſiſtoriums 
in, 3. 14. 

König*, Konſiſtorium in, 510. 

Königsberg i. Pr.*, Konfijtortum zu, 6. 

— * reformirtes Burg-Kirchenkollegium in, 15. 

— * im Herzogtum Koburg, Kirchen: und 
Schulamt in, 651. 

— * Auftizamt, Kirchen: und Schulamt im, 651. 

Köthen*, Konfiltorium in, 800. 

Kolberg*, Konfiftorium in, 7. 

Kollaborator, Al 674. 

— im Kirhenvoritand Bra 762. 

Kollation der Pfarrämter S 369. 384 ff. 393. 

Kollaturreht der Patrone Al 680. 

Kolleg *, geiftliches, für Varel 558. 

Kollefte PR 27. 47; P 70. 94. 101. 104. 106. 
108; PH 182. 188; PS PN 224. 226. 
PN 251; B.312; 8 3325, 391; W407; He 
530; M 694; SS 713; Bra 772; A 820. 
826; Wa 834; Li883; H 915. 924; Oe 
1054 f.; Si 1079. 1098. 

Kolloquium für Geijtlihe He 541; Lü 910. 

— mit reform. Geiftlihen B 320. 

— auswärtiger Kanditaten, Lü 908. 

Kommiſſarius des Konfiftoriums, bei Bildung der 
Gemeindevertretung A 813. 

— im Kirchenvorſtand R 744. 

— auf der vereinigten Berliner Kreis-Synode, 
P. 68, 

— bei den theologischen Prüfungen S 380. 

— landesherrliher, auch der Bezirf3-Synode, 
PN 249. 

— im Gemeindefafjenfolleg, Bra 771. 

— auf der General-Synode P. 96; BR 298. 
330. 337; Oe 1057. 

— auf der Gefammt-Synode PH 180. 

— auf der Landes-Synode W 428; He 524 f. 
OB 611 f.; M 695; Bra 784. 

— bei Wahl zur Landes-Synode We 640. 
zur Provinzial-Synode PR 50; P 68. 86. 
N 122, 8 374; Li 881. 

— zur Leitung einer Kirchengemeindeverſamm— 
lung S 372. 

— des Gemeindekirchenraths P 53. 

— für Wahl der Gemeindevertreter PS 198. 

Kommunalfonds zum Gehalt der Kirchenbeamten 
heranzuziehen PR 46, 

Kommunalſchule SS 716, 

KRommunionfaife Br 935 f. 939. 951. 959. 973. 
976. 978. 981. 

Kompatrone, Befugniß der, betr. Gemeindefirchen- 
rath, P.32. 

Konduitenliſten B 311. 

Konfejfion der Kiche Wa 848; fiehe auch Be— 
fenntniß. 

Konferenzen der Geiftlihen SS 710. 
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Konfirmanden, Aufnahme der, PR 25. 
Konfirmandenbücer Oe 1057. 
Konfirmandenprüfung We 625. 

Konfirmation PR 23. 42. 43; PH 158. 

164; B 306; W 425; Ba 482. 491; OL 
587; KG 654; Al 670. M 692; 88 712; 
SR 731; R 748; Bra 766; H 918; Br. 
936. 940. 946. 954. 987. 995; Si 1077. 

Konfdderation* der reformirten niederſächſiſchen 
Gemeinden 118; N 121. 

Konkurs, Einfluß auf Wahlrecht für den Kirchen: 
vorjftand P 59; PH 130. 173 PS 198; PN 
243, PF 264; BR 339; He 513 Al 675; 
A 811; Si 1122 f. 

Konfilium*, geheimes, in Dresden 357. 

Konfiftorialgerichtsbarkeit* in Hannover 119. 

Konfiftorialficche, veformirte, E 1002, 

Konfiftorialfongregationen* in Stiebenbürg. 1067. 

Konfiftorialkonvente* 232. 

Konfiftorialräthe B 314; Al 669. 

— Ernennung dev, PF 265; BR 298; Wa 835. 
MSt 863. 

— Mitglieder der General-Synode, B 330; A1l665. 

— in der Kreis-Synode Wa 849. 

— auf Landes:Synode A 819; Wa 852. 

— auf Provinzial-Synode PR 34; P 68. 

— auf Synode Li 831. 

— vifitiren außerordentlich Bra 791. 

Konfiftorial-Revifionsgericht* 256. 

KRonfiftorium B 313; OB 609 fi.; Al 665; 
SR 723; A 826; We 833. 854 MSt 862; 
E 1005. 1008. 1012. 1014. 1017. 1018; 

— iiber Zurüiefweifung vom Abendmahle A 804. 

— Aufhebung des, Al 668; SS 708; 

— Auffichtsbehörde PR 49. 

— beſtimmt die erjte Zahl der Aelteſten P 52. 

— entjeheidet über Aelteſtenwahl E 1009. 

— über kirchliche Baulaſt Wa 844. 

— über Einſprache gegen kirchliche Bauumlagen 
Wa 847. 

— Befeßung des, PF 265. 

— prüft Verhandlungen und 
Didzefan-Synode B 329. 

— Disciplinargewalt des, PR 46; P 92. 

— entſcheidet Über Lehre der defignirten Geift: 
lichen P 65. 

— entjcheidet auf Einjprache gegen Gemeinderwahl 
A 813. 

— kann Gemeindeorgane auflöjen P 61. 

— beruft Gemeinde-Berjammlung Wa 842. 

— Stellung zu den Gemeindepertretern PS 200. 

— fann Berufung der Gemeindevertretung ver— 
langen P 57. 

— beauffihtigt Gemeindeſchule Bra 759. 

— entſcheidet über Beichwerden, betr. Wahlen 
zur General:Synode B 331. 

— Betheiligung dev Mitglieder des, an der 
General-Synode B 330. 

— bejtätigt Beſchluß der Kirchenkollegien PS 228. 

— Inſtanz des, über Kirchenkommiſſarien PH 
158. 164. 

— Genehmigung defjelben bei Kirchenvermögens— 
verwaltung S 370. 

— beauffichtigt Bermögensverwaltung OB 603. 

— entjcheidet Streit über Wahl zum Kirchen: 
vorjtand Li 874. 


Beſchlüſſe Der 
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Konſiſtorium beauffichtigt Kirchenvorſtand Bra 774, 
— verfügt Auflöfung des Kirchenvorjtandes 8 371. 
— Genehmigung des, zur Wahl des Kirchen: 
vorjtandes R 745; Wa 841; A 826. 
— ernennt Kirchenvorſtand R 740 f. 
— über Zahl der Kichenälteften A 802. 
— Befugniß des, bei firchlicher Vermögensver— 
waltung Bra 769. 
— verwaltet allgem. Kirchenvermögen Li 882. 
— ordnet außerord. Kreis-Synoden an, P 63. 
— kann Vorfigenden der Kreis-Synode beftellen, 
P 64. 
— Abgeordneter des, auf Kreis-Synoden P 65. 
— kann Wirfungsfreis der Krei3-Synode erwei— 
tern P 66. 
— kann Gutachten vom Kreisporjtand erfordern 
P 69. 
— Thätigfeit des, bezüglich der Betellung des 
Direktoriums dev Kreis-Synode PR 30. 
— Stellung des, zum Landesherrn W 430. 
— verwaltet Landespfarrfaffe S 807. 
—  Theilnahmedes, ander Landes-Synode OB 612. 
— hei Wahl zur Landes-Synode OB 615 f. 
— Yutherif des PF 261. 262. 
— über Barochialveränderung A 817. 
— bei Pfarrwahl OB 613 f. 
— erlaubt außerord. Propftei-Synoden PS 212 
— Theilnahme des, an den Provinzial-Synoden 
PR 34, P 68. 
— beruft außerordentl. Provinzial-Synoden P 69. 
— an Mitwirkung des Propinzial-Synodalvor- 
jtandes gebunden P 71. 
— reformirtes PF 259. 
— treten in die Firhlichen Befugniſſe der Negies 
rungen ein P 107 f. 
— Aenderung der Verfafiung des, A 821. 
— Verhältniß des, zum Oberfonfiftorium B 316. 
— entjcheidet über Wahl zu VBertrauenzmänner 
R 740. 
— Buftändigfeit des, PH 145. 
—* Verfaſſung des, zu Brandenburg 3 
—* Errichtung des, zu Königsberg u. Salfeld 6. 
— in Pommern 7. 
* in Schleſien 8. 
* in den Sächſiſchen Städten 8, 
* in den rheinischen Gebieten 10. 
* Aufhebung der, in Preußen 11. 
* in Schleswig Holftein 191. 
— zu Kiel und Wiesbaden, Firchl. Regierungs- 
— befugnifie PS PN 228. 
—* in Dillenburg 232 T. 
—* Begründung desin Frankfurt a. M. 256. 257, 
—“* in Hefien 274. 
— zu Speyer BR 298. 
— in Württemberg W 401. 403. 
— für die Oberlaufiß S 390. 
* in Hefjen-Darmitadt 507 ff. 
* in Oldenburg 555. 
—* ın Rudolſtadt 723. 
* in Koburg 650. 
— m Reuß j. 8. 755. 
Stellung zur Schule in Braunjchweig 759. 
— * ın den Anhaltiſchen Fürſtenthümer 799. 
—* ın Waldeck 831 f. 
— ın Roftod 859. 
— in Streliß MSt 864. 


Regiiter. 


Konfiftorium in Roſtock MS 364. 

— * in Lippe 871. 

— * in Schaumburg=Lippe 837. 

Konvent* in Württemberg 400. 

— * in Bremen 928; H 921. 922; ſiehe auch 

— RKichenfonvent. 

Konverfion B 305; Bra 766. 

Konvertiten Ba 499. 

Kooptation der Kirchenvorfteher B 324; 8 367. 

Kopulationen in vafanten Pfarreien PR 35. 

Kornthal*, veformirte Gemeinde in, 403. 

Koften der Diözefan-Synode W 463. 

— des Disciplinarverfahrens He 552, 

— der Gemeindeorganifation A 815. 

— der Gemeindewahlen BR 341. 

— der General-:Synode P 99. 104. 

— der Kirchenorganijation Bra 786 f. 

des Kirchenrechnungsweſens We 636. 

der Kirchenvertretung Br 989. 

— der Kirchenvorſtände und Synoden PH 144. 

— der Kreis:Synode P_ 85. 

— der Landes-Synode We 643; A 823 f. 

— des Oberfirchenrathes Ba 491. 

— der Provinzial: Synode P 87. 

— der Synoden P 66.72; N 122; PH 183, 1143; 
PN 253, B 319; S 375; OB 600. 

— der Bifitation Bra 791. 

— des Wahlverfahrens der Geijtlichen PH 177. 
PN 246. 

Koftenfreiheit PS PN 225. 

Kranke, Abendmahlsjeier der, PR 42. 

Krankenpflege, kirchliche, PR25; P54; PH 136. 
170, PS 204; PN 239; W 418. 422; Ba 
482; He 517. 520. 530; 0 564; OL 585; 
OB 597, We 621. 624. 625; M 691; SS 
712. 719; SR 730; A 804; Wa 840; 
H 924, Br 981. 995; Oe 1039. 

Kreisamtmann beftätigt Kirchenrechner Wa 841. 

Kreisdireftion* als Kirchenbehörde in Sachſen 360. 

— Kirchenbefugnifje der, S 380. 

— entjeheidet über Streit, betr. Beiträge der 
Kirchengemeinden, Bra 770. 

— genehmigt Gemeindeumlagen A 807. 

Kreisgemeinde PR 30; O 565. 

Kreishauptmann in Kirchen- und Schulinfpeftion 
Al 671. 

Kreishauptmannſchaft in Bautzen als Konſiſtorial— 
behörde S 390. 

Kreisjuftiztommiffion*, preußiiche, als Kirchen— 
Behörde 11. 

Kreisfirchenrath in Bayern, B 237. 309. 

— Ernennung des, B 302. 

Kreisrat über kirchliche Baulaſt Wa 344. 

— * in Hefjen-Darmjtadt 510. 

Kreisregierung, Stellung zum Stiftungsrath, 

144. 


— * in Bayern 288. 

Kreisjuperintendent A 818. 

Kreisiynodalfafje, P 64. 70. 100; PN 223. 248. 
251. 258. | 

Kreis-Synodalfreis PN 246. 

Kreisſynodalrechner P 100; PN 223. 

Kreisiynodalvoritand P 85. 100; PN 223. 248. 

Kreisiynodalwittwenfajje PR 34. 

Kreis-Synode PR 30. 31; P 62. 100; PN 223. 
246; W 566; Wa 848. 


Negtiter. 


Kreis-:Synode, Rekurs an, wegen Zurückweiſung 
vom Abendmahl P 53. 

— bejtimmt die Zahl der Gemeindeälteiten P 52. 

— fann Gemeindeorgane ernennen P 61. 

— fann Kicchenvoriteher ernennen PN 244. 

— prüft Gemeindeitatuten P 61. 

— entjcheidet über Refurs wegen Gemeindewahl- 
recht P 60. 

— Genehmigung der, zur Beftellung eines be- 
foldeten Rendanten P 56. 

— vereinigte, Rechte der, P 100. 

— — von Berlin P 66. 

— Vereinigung mehrerer, P 85. 

— Verſammlung der, PR 32. 

— Wahl zur, O 564. 

— Bujammenfegung der P S4. 

— * in Brandenburg 4. 

— * in Preußen 16. 

— * in Anhalt 801. 

Kreuz Wertheim *, Konfifiortum in, 285. 290. 

Kriegs und Domänenfammern*, kirchliche Bes 
hörden in Preußen 11. 

Krimimaljurisdiktion über Getftlihe KG 657. 

Küfter PR 47. 48; B 310; MSt 862; Br 962. 
968. 980. 991. 993. 

Küftereibaufachen, ftreitige, P 104; PS PN 225; 
Li 883. 

Kiüftereigebäude Wa 843 f. 

Küftereivermögen PS 220; OB 605. 

Küftrin*, Regierung zu, als Kirchenbehörde 4. 

Kulmbach *, Konfiitortum in, 285. 

Kultus KG 654; M 694; SR 725; Wa 852; 
Oe 1054. 

— Anordnungen über, He 514. 525. 

— Auffiht über den B 305. 310. 315; He 529; 
We 644. 

— gehört zum Gejhäftsfreis des Landeskonſiſto— 
riums PH 165. 

— reformirter B 319. 

Kultusdepartement We 645 7. 

Kultusminiftertum PH 165 7. 

— entjeheidet über Umlagen S 363. 

—* in Sadjen 359. 

— Stellung zur Kirche S 378. 

— kirchliche Befugniſſe des, S 379. 

Kuratel, Ausſchluß der unter, jtehenden von den 
Gemeindewahlen P 59. 

Kurator des Landesfonfiftoriums Si 1096. 1098. 
1103. 

— der polytehniihen Schule Bra 759. 


8. 


Laasphe*, Konſiſtorium in, 508. 

Zadenberg v.* 15. 

Landdrojten*, Firhl. Stellung der, in Hannover 
120. 


— Befugnifje der, in Kirchenſachen PH 153. 

Landesdireftor prüft Kirchenſteuer Wa 855. 

N O 567; OB 611; Wa 850; Oe 
27. 

Landesherr bewilligt Alterszulagen OB 599. 

— ernennt Mitgl. der Bezirks-Synoden PN 249, 

— bejtätigt Defane He 521. 

— bejtimmt Diözejangränzen Oe 1048. 

— firhliche Dispenjation des, We 644, 
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Landesherr übt Disciplinargewalt B 304. 

— Betheilignng des, bei Disciplin über Geiſt— 
liche We 644. 

— ernennt Mitglieder des kirchlichen Disciplinar— 
hofes He 549. 

— Rekurs an den, in geiftlicden Disciplinar- 
fachen Al 666 f. 

— Entſchließung des, erforderlich Wa 835. 

— genehmigt Entlaffung der Geiftlihen He 530. 

— beruft General-Synoden P 96; Ba 486. 

— ernennt Mitglieder der General-Synode P 89; 
Ba 485. 

— beitätigt Wahlen zur General:Synode B 332. 

— Stellung des, zur General-Synode Ba 487. 

— ernennt Mitgl. der Gefammt-Synode PS 214. 

— SKirchengejeßgebung des, P 90; W 428; Ba 
487, He 526; O 570; OB 613; We 642; 
A 820; Wa 853; Li 882; Oe 1027. 

— Nechte des, Über die Kirche; jiehe auch Epis- 
fopalgewalt. 

— beftätigt Beſchlüſſe des Kicchenrathes SR 725. 

— — des Kirchen- und Schulvorjtandes SS 713. 

— ernennt Mitglieder des Konfijtoriums OB 610. 

— — fonfiftorialdireftor PS 259. 261. 

— beſchließt Berufung und Entlaffung der Lan— 
des-Synode W 498; O 568; OB 611; A 
819; Wa 851. 

— ernennt Mitglieder der Landes:Synode PH 
140; W 427; He 523; O 568; We 638; 
M 693; Bra 779 f. 782; A 818; Wa 850; 
Li 879. 

— — PPräfidenten der Landes-Synode W 428. 

— Rechte des, betr. die Landes-Synode Se 526; 
0 570. 

— Stellung des, zur Landes-Synode We 640; 
M 695; Wa 853. 

— ernennt Mitglieder des Oberfirchenrathes Ba 
491, O 573; Oe 1055. 

— — des Oberfonfiftortums He 529. 

— — des Kirchenrathes We 645. 

— Befugniffe des, betr. Pfarrgemeinden We 623. 

— bei Pfarrbefeßung Ba 489 f.; He 527; 0 
571; OL 588 OB 613. 

— ernennt Mitglieder der Provinzial-Synode 
P 68. 

— Rekurs an den, vom Borfißenden des Konfi- 
ftoriums Bra 774. 

— — vom Oberfirchenrath O 574, 

— Berufung an den, OB 611. 

— beruft Synoden Li 881. 

— ernennt Synodale Li 886. 

— Stellung zur Synode Al 665. 

— bejtätigt Superintendenten Oe 1050; Si 1110, | 

— Zuſicherung des, bei Regierungswechjel O 576. 

Landeskirche Si 1095. 

— Einheit der, von General-Synode zu wahren 
BE95. 

— Intereſſen der 
node P 9. 

Zandesfirchengemeinde A 816. 

Landeskirchengeſetze P 90; fiehe Kirchenge— 


vertreten durch General-Sy— 


eße. 
—— KG 656. 
Landesfirchenfollefte P 94; ſiehe auch Kirchen 
ZOLlette 
Landeskirchenmeiſter Si 1098. 1103, 
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Landeskirchenverſammlung Si 1096. 1140. 

— über Bildung von Pfarrgemeinden Si 1072, 

Sandesfonfiftorium PH 165; 8 379; Si 1096. 
1102. 1103. 1130. 

— Präfident des, Mitglied der Landes-Synode 
PH 140. 

— * in Sannover 120; PH 1147. 

— * in Dresden 360 f. 

— * in Sahjen-Meiningen 685. 

Landespfarrkaſſe A 807. 

Landesregierung MSt 863. 

— Erlaubniß der, zur Abhaltung der Synode 
N 122. 

—* zu Wiesbaden, Konfiftorialbehörde 233. 

Zandesjuperintendent * in Siebenbürgen 1067. 

Landesſynodalausſchuß, Mitglied des, in der 
Defanat3:Synode He 519. 

— verſtärkt das Oberfonfiftorium He 531; fiehe 
auch Synodalausſchuß. 

Landesſynodalkaſſe A 820. 823 f.; ſiehe auch 
Synodalkaſſe. 

Landes-Synode PH 140. 152; 8 380; W 425; 
He 523; 0°567: OB 611; We 638; M 693; 
Bra 779; A 818; Wa 850; Li 879. 

— Stellung des Kichenrathes zur, We 644, 

— entjeheidet iiber Gültigkeit der Synodalwahl 
M 704. 

— * ın Sadjen 360. 

— * Einführung der, in Württemberg 406. 

— * in Braunſchweig 758. 

— * in Lippe 872; fiche uh Synode, Ge— 
neral-Synode, 


Sandgericht*, kirchl.Aufſichtsbehörde in Lübeck 893. 


Landgemeinden * in Bremen 927. 

— Ordnung für die, Br 99. 

Landherr H 915. 

Landhofmeijter * 400. 

Landinſpektion* 400. 

Landoberfonfiftorium * 192. 

Zandpfarrer PF 261. 

Landrath, Beifiger der Kicchen- und Schulämter 
KG 662; SS 709. 717. 

— bei Kirchen- und Schulvifitation SS 716. 

Landrecht*, Allgemeines Preuß. über Kirchenver— 
fafjung 11. 

Lasco*, Johann von, 116. 

Laſten, kirchliche, O 575; OL 589, M 670. 672, 

Laubah*, Konſiſtorium in, 508. 

Lauenburg * Kirchenverfaffung von, 116. 194. 

— GEinreifung in die Schleswig = Holiteinifche 
Kirche PS 229, 

Lauterbach*, Konſiſtorium in, 510. 

Legitimation der Mitglieder der Bezirts-Synode 
PH 149; PN 251. 

— der General:Synode P 97; Oe 1061. 

— der Gejammt-Synode PH 182. 

— der Krei-Synode PN 248; Wa 849. 

— der Landes-Synode Wa 851. 

— der Provinzial-Synode P 71. 72. 86; PH 
143, 179, PS 217; Ba 486; O 567 568; 
Bra 783; A 822. 

— der kirchlichen Organe in Rechtsangelegen- 
heiten P 108. 

Lehramtsprüfung Si 1113 f. 

Lehranftalten, evangelifche, Ve 1029, 

Lehrbücher in Schulen Ve 1059. 


Regiſter. 


Lehrbücher, kirchliche, M 695; ſiehe auch Relhi— 
gionslehrbücher. 

Lehre W 427; He 511; OB 612 f.; Al 666. 
670. 676; SR 725; A 804; E 1001; 
Oe 1054. 

— evangeliiche, Si 1097. 

— Aufficht über die, PH 165; PF 262; B 305. 
310; He 529; We 644. 

— Beftimmumgen überdie, BR 298; He514. 525 

— Beichlüffe über, Ba 487; O 570; A1 665. 670. 

— fein Gegenstand der Gejeßgebung, PH 142; 
fiehe auch Bekenntniß. 

— Einwendungen gegen die eines zum geiſtlichen 
Amt Deſignirten P 65. 71. 98; M 696; 
fiehe ud Einjprade. 

— ımabhängig vom Gemeindefirchenrath P 53. 

— — vom Kirchenvorjtand S 368. 

— IUnterfuhungen gegen Geiftliche, wegen der, 
Ba 488; He 531; Bra 785. 

— reformirte, B 319. 

Lehrer He 528; Al 667; H 915: Oe 1059. 

— Mitglieder des Kirchen: und Schulvorjtandes 
We 620. 624; M 689; SR 726; Br 931. 958. 

Zehrfreiheit, kirchliche, P 91; A 820. 

Lehrplan der Volksſchule SS 713. 

Lehrſtellen, geiftlihe an Univerfitäten, B 305. 

Lehritreitigfeiten * in Frankfurt a. N. 256. 

Lehrvorträge der Geijtlihen B 286. 306. 

Leichenbitter Bra 767. 

Leichnamsgeſchworene* in Hamburg 912. 

Seipaig Errichtung des Konfiftoriums in, 355 f. 
358, 

Zemgo* 872 f. 

— lutheriſche Gemeinde zu, Li 855. 

Zeopold II* gegenüber den Siebenbürgen 1068. 

Leſeverein, theologifcher, KG 654, 

Licentia concionandi Oe 1049. 

Lich*, Konfiftorium in, 508. 

giebesthätigfeit, Einrichtungen für, PH 179. 156. 

Liegnig*, Konfiftorium in, 1023 f. 

Limburg-Styrum*, Grafſchaft 559. 

Lindau* Amt 116. 

Lingen*, Grafſchaft, Kirchenverf. in, 9. 10. 116, 

Lifte der Mitglieder der Gemeindeverfammlung 
Br 993. 

— — des Kirchenfonventes Br 933. 
955. 960. 

— für die Wahl der Gemeindeorgane PS 198. 

— der ftimmberehtigten Gemeindegliedevr BR 
338. 340, S 365; He 535; M 691; R 737; 
747, Bra 767. 776; Wa 838; Li 876. 

Litthauen*, Kirchenkollegium 6. 

Liturgie P 54. 94; B 286 f.; BR 298; B 315. 
322, 8 367. 369; Ba 487; 0 570. 575. 
OB 612 f.; We 624; M 644; KG 659. 
657; Al 670; SR 725. 730; Bra 766; A 
804. 821; Wa 833; Lü 909; H 921; E 
1006. 1017; Oe 1057; Si 1101. 

Lobenftein*, Ephorie 755. 

Loccum*, Abt des Kloſters, Konſtſtorialrechte 
des, 115; PH 1144, 

— — in der Landes-Synode PH 146. 

Löwenftein- Wertheim *, Fürſten von, 285. 

Lofafadjunfte in der General-Synode Al 665. 

Lofalkonfistorien * der Siebenbirger Sachſen 10638, 

Lofalprobe der Geiftlichen Al 669, 


35.939 945. 


Regiſter. 


Lokalſtatuten der Gemeinden Oe 1042; jiche auch 
Gemeindeftatuten. 

Lofalftiftungen, Kirchliche, Verwaltung der, P 55. 

— Stellung des Gemeindeftrchenrathes zu, P 74. 

— vertreten durch Kirchenvorſtand PS 220. 

— Rechte des Kichenvorjtandes an, PN 222, ſiehe 
auch Stiftungen. 

Lofalvifitation B 307. 311. 
Kirhenpijitation. 

Lothringen*, Proteftantismus in, 999. 

Ludwig VI.* von Hefien 507. 

Lübben*, Konſiſtorium zu, 12. 359. 

Lübeck *, Fürſtenthum, Kirchenverfaſſung für, 559. 

— * Stadt, Kirhenverfaffung für 889 ff. 

Liihow*, Konfiftorialbehörde in, 114. 

Lüneburg *, veformirte Gemeinde in, 118. 

— * Magiſtrat, Konfiftorialrecht des 115. PH 1144. 

Lutheraner, Stellung zur Kirchenverfaſſung Li 855. 

— * jeparirte in Walde 832. 

Lyceen, Aufficht über, W 407. 


* M. 

Mähren*, Proteſtantismus in, 1023. 

Magdeburg *, Kirchenverfaſſung in, 8. 

Magiitrat*, ſtädtiſches Konfiftorium 12. 

— * jtädtijcher, im früh. Königreich Hannover, fon- 
fiftoriale Nechte des. 115. 

— * im Kirchen: und Schulamt für Saächſen— 
Meiningen 685; fiehe Stadtrath. 

Malente, Kirchenverfaſſung für, OL 532. 

Mansfeld*, Grafſchaft, Konfiftorinm für, 8. 356. 

Mannheim, Didzefe, Einrichtungen für die, Ba 498. 

Marburg *, Konfiftorium in, 274 f. 

— *, heſſiſches Provinzialfonfiftorium in, 278. 

— * Superintendentur in, 508. 

Marienheim * 289. 

Marienwerder*, Regierung von, als Kirchen: 
Behörde 11, 

Mark*, Kirchenverfaſſung in, 9. 10. 

Martinigemeinde, Kirchenordnung der, Br 969. 

Mathematit, Prüfung in der, Si 1147 f. 

Matrikel der Gemeindeglieder PN 239 

— für Synodalfoften P 72; PH 183. 

— für kirchliche Umlagen PH 187. 

Maturitätszeugniife der Studirenden der Theo— 
fogie Si 1104. 

Maximilian Sojeph* von Bayern 285. 

Mediatkonſiſtorium B 287. 

— * in Hannover 115. 

— *" in Bayern 290. 

— * in Hefjen-Darmitadt 508. 510; ſiehe auch 
Konfiftorien. 

Meiningen, Stadt, Kircheniteuern in, M 688. 

— * Konfiftorium in, 684. 

Meiſenheim“, Kirchenverfaſſung in, 235 f. 

Meißen“, Errichtung des Konſiſtor. in, 355. 358. 

Mengeringhauſen“, Konſiſtorium in, 832. 

Merjeburg*, Errichtung des Konſiſtoriums in, 35 

Meßnerhaus W 408. 

Metropolitan” in Kurheſſen 272. 275. 

— * in Heljen-Darmftadt 507. 

Michaelisgemeinde, Ordnung der, Br 951. 

Michelskloſter* in Hildesheim 116. 

Michelitadt *, Konfiftorium in, 508. 519. 

Militär, Kivchenverh. bei dem, P 104; W 416. 

Militärgemeinden P 62; A 814. 


312; fiche auch 


5. 
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Militärgeiftliche in der Defanat3-Synode He 519. 

— in den Kreis-Synoden PR 30; PN 247. 

Miliiärkirchenverfaſſung*, Preußen 6. 

Nrilitärperfonen M 697 f. 700. 

— als Kicchenvoritand PH 132, 

Minden*, Generaljuperintendent von, 112. 

—* Konſiſtorium 9. 

Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten bei Be— 

ſetzung kirchenregimentlicher Aemter P 104. 

beit. Vorſitzende der Bezirks-Synoden PN 251. 

verwaltet kirchliche Fonds P 94. 

bejtätigt Vorſitzenden der Geſammt-Synode 

BH=182: 

Befugniſſe des, auf der General-Synode P 96. 

bejtätigt Direktorium der Krei3-Synode PR 30. 

— des, zur Landeskirchengeſetzgebung 
90. 

hat die Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten 

dem Oberkirchenrath zu überlaſſen P 107. 

ſtimmt Abänderung der Synodalkreiſe zu 

PN 246. 

ernennt Wahltommifjar für Synode P 373. 

— Rechte des, in kirchlichen Angelegenheiten P 
106; PH 187; W 430. 

— * Stellung des, zur Hannoveriſchen Kirche 120. 

— zur Schleswig-Holſtein'ſchen Kirche PS 19. 

— fir Schleswig-Holftein und Naſſauiſche Kirche 
PSWE.N 5223. 

— für Konfiftorialbezirf Kiel und Wiesbaden 
PS PN 227. 

— für Naffau PN 236; fiehe ud Miniſte— 
rium, Staatsminiftertum. 

Miniſterialabtheilung für Kultusangelegenheiten 
Al 668. 

Miniſterialdepartementes * in Sachſen 359. 

Miniſterialräthe Al 669. 

Miniſterium“, geiftliches, in größeren Hannover— 
ichen Städten 118. 

— * in Lübeck 892. 909. 

—* in Hamburg 911. 921. 

— * in Bremen 927. 

Miniſterium der geistlichen Angelegenheiten, kirch— 

liche Auffichtsbehörde PR 49; P 166; PH 

187; W 430; M 693; SS 708. 709. 714 f.; 

SR 723. 

über kirchliche Anlagen Al 677. 

genehmigt Bejchlüffe des Kirchen: und Schul- 

boritandes SS 713; SR 7538. 

löſt Kirchenvorſtand auf Al 682. 

Rekurs an das, wegen Kirhenvorjtandswahl 

Al 683 f. 

Aufſicht des, über Firchliches Vermögen A1 678, 

entjcheidet Nefurs wegen Wahllijten SR 727. 


—*, Preußiſches, Für geiftliche, Unterrichts- und 


Medizinalangelegenheiten 13. 

— * in Bayern, Stellung zum Oberkonſiſtorium 
290 ff. 

— des Kirchen: und Schulwejens* in Württem— 
berg 402. 404. 405. 


ı — * für Kirchenangelegenheiten in Sachſen-Alten— 


burg 663. 


| — * Kirchenbehörde in Sahjen-Mteiningen 685. 


— * Kicchenregimentsbehörde in Schwarzburg- 
Rudolſtadt 723. 

— * Kirchenregimentöbehörde in Neuß j. %. 735; 
fiehe aud Staatö5minifterium. 
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Meinifterium* des Innern in Bayern 286. 

— Gtelfung zur Kirche B 300 f. 

— Auffiht über Kirchenvermögen B 308. 

— Stellung zum Oberkonſiſtorium B 316. 

Million, Theilnahme der Gemeinde an der, PR 49. 

Mitgliedſchaft der Gemeindeverfammlung Br 991. 

— der General-Synode P 89. 

— der Kirchengemeinde Lü 900; Br 931. 957. 
943. 950. 952. 958. 964. 970. 976. 983. 
990; De 1033. 

— der Kirchenfonvente Br 931. 938. 944. 965. 
971. 977. 

— der Provinzial-Synode P 69. 

Mittelfchufe, Vertretung der, im Senoriatsaus— 
ichufie Ve 1046. 

— — auf Superintendentialverfammt. Oe 1051. 

Moderamen der reformirten Synode B 319. 

Moderator der Synode N 123. 

Moderaturarchiv N 129. 

Mörs*, Kirchenverfaſſung in, 9. 

Moral, Prüfung in der, Si 1178. 

Moriß*, Landgraf von Heljen 273. 

Mühlhaufen*, Kirchenverfaſſung in, 8. 

München*, Dekanat 290. 

Minden*, Konfiftorialrehte von, 113. 

— * zeformirte Gemeinde in, 118, 

Münſterdorf*, Konſiſtorium in, 191. 

Muſeum in Braunſchweig Bra 757. 

Nusfau*, Konfiftorium in, 12. 359. 

Muttergemeinde Al 673 5.; M 686. 690; R 759; 
A 801 f. 809; Wa 836. 839; Oe 1026; Si 
1072. 

— vereinigte P 51. 

— — Kirchenvorſtand in PH 129. 

Mutterkirche, kirchliche Baulaſt der, Wa 44. 


N. 


Nachbarſchaftsordnung Si 1079. 

Nadjaht PR 39; Br 933. 942, 948. 956. 963. 
"968. 975; Oe 1036. 

Nachſitz B 301. 

Napoleon J.*, Kirchenverfaſſung von, 1000. 

Napoleon IIT.*, Kirchenverfaſſung von, 1000. 

Naſſau*, Entwicelung der Kirchenverf. in, 230. 

— * Dillenburg, Kirchenverfaſſung, in 231. 

— Giegen*, Kirchenverfaſſung, in 232. 

tation*, ſächſiſche, 1066. 

Naturgeſchichte, Prüfung in der, Si 1115. 

Naturaͤleinkünfte, kirchliche Verwandlung der, P5S. 

Naturalleiftungen dev Gemeinde Bra 769. 

— an Piarrer De 1041. 

taumburg*, Grvichtung des Konſiſtoriums in, 
356. 358. 

Nazza*, Kirchen: und Schulamt in, 649. 

Nebenämter für Geiftlide SS 715. 

— fir Superintendenten und Lehrer SS 715. 

Jtebenephorie KG 653. 662. 

Nebenorte Ba 478 f. 

Neubauten, firchliche, P 57; PH 135. 156. 162. 
172; PS 206; PN 242; We 628. 634; Al 
678; M 691; SS 718. 721; SR 733; Bra 
768; A 810; Wa 844; Li 885; H 915; 
Br 934. 941. 947. 955. 962. 968. 980. 991. 
995: De 1054; fiehe au Bauten. 

Neuberg *, Protejtanten in, 1024, 


Regiſter. 


Neuenburg, Kapellenprediger in, O 572. 

Neuenkirchen, Gemeinde O 576. 

Neujahrsliſten KG 654. 

Neukirchen, Kirchenverfaſſung von, OL 593. 

Neumannsgabe Br 949. 

Neumark“*, Kivchenverfaifung in der, 4. 

Neuoſtpreußen *, Kirchliche Organifation von, 11. 

Nenjtadt*, Kirchen: und Schulamt in, 651. 

— * Mediatkonfiftortum von, 115. 

Neu-Wied“*, Kirchenverfafliung in, 233. 

Niederſachſen*, reformirte konföderirte Gemeinden 
in. 11 

Pominationsrechte für Schulen W 407. 

Nordhauſen*, Kirchenverfaſſung in, 8. 

Pordheim*, Kirchliche Rechte von, 113. 

Normen, inftruktive, über Befegung der Pfar— 
reien BR 348 ff. 

Noſtitz-Weigsdorf, Stiftung 8 391. 

Yürnberg* 284. 


D. 


Oberalte H 916. 

Dberamt*, gemeinschaftliches, in Württemberg 
405. W 407. 

— Stellung zum Kirchenkonvent W 417. 

— — Stiftungsrath W 413 f. 

Oberamtsgerieht*, gemeinjchaftliches in Württem- 
berg 405. W 407. 

Oberamtmann W 407. 

— # im Kirchen- und Schulamt in Sahjen-Mei- 
ningen 685. 

Oberappellationsgericht * in Celle 115. 

Oberehegericht Si 1098. 

Obergleichen *, Grafſchaft 647. 

Oberhefien*, Kirchenorganifation in, 508 f. 

DOberhofprediger S 379. 

Oberfirchengericht* in Roſtock 861. 

— Si 1095. 1106. 

Oberfirchenrath verwaltet Landeskirche P 104. 
Ba 491. 501; 0 573; MS 863; Oe 1027 
1031. 1053. 

— tritt in die Befugniffe des Miniſteriums 
der geiftlichen Angelegenheiten ein, P 107. 

— Bejeßung des Ba 488. 

— außerordentliche Mitglieder des, Ba 488. 

— beitätigt Defane Ba 484. 

— Stellung des, im geiftlichen Disciplinarver- 
fahren P 92. 

— Zuſtimmung defjelben zu VBeräußerungen aus 
dem Ortsfirchenvermögen Ba 480. 

— Auffiht über Gemeindevermögen Oe 1042. 

— genehmigt Gemeimdeftatuten Ba 483; 06 1042. 

— genehmigt Neugründung einer Gemeinde Ve 
1032 


— Mitglieder des, wohnen der General-Synode 
bei Ba 487, 

— Stellung zur General:Synode Oe 1055 f. 

— Zuſammenwirken des, mit dem General-Sy- 
nodalvorjtand P 98. 

— Präfident des, königlicher Kommifjar auf der 
General: Synode P 96. 

— Löft Kirchengemeindeverfjammlung auf Ba 480 

— bei Vertretung d. Kirchenrathsvorſitzenden 0564. 

— prüft Kirchenrechnungen O 580, 

— verwaltet firhliche Fonds P 94. 


Negiiter. 


Oberkirchenrath vertritt Landeskirche in vermögens- 
rechtlichen Angelegenheiten P 103. 
— verwaltet Kirchenvermögen Ba 501. 
— trifft zeitweije liturgiſche Einrichtungen P 91. 
— beſetzt Pfarreien Ba 489. 500; 0 571. 
— beftätigt Pfarrwahl Ve 1038. 
— bei Pfarrvafanzen O 578. 
— Theilnahme der Mitglieder des, an der Pro- 
vinzial-Synode P 68. 
— genehmigt außerordentliche Provinzial-Syno— 
den P 69. 
— beſtätigt die Zahl der Aſſeſſoren der Pro— 
vinzial-Synode P 71, 
— bejtätigt den Präfes der Prov.-Synode P 71. 
— Rechnungen des, Ve 1058. 
— ernennt Kommifjar für Synodalwahl M 702. 
— Theilnahme des, an der Landes-Shnode O 569. 
— betätigt Senioren De 1045, 
— bei Superintendentenwahl Ve 1050. 
— beitätigt Vifare Ve 1036. 
— * evangeliſcher, Königl. Preußifcher, Begrün— 
dung 14, 
— * der Grafihaft Bentheim 118. 
— der Bezirf3-Synode Bentheim PH 179. 
— * Bayeriſcher B 286. 
— * evangelijcher, Errichtung des, in Baden 472, 
— * ın Oldenburg 557. 
— * in Sachjen-Wteiningen 686. 
— * in Mecklenburg: Schwerin 860. 
— * in Wien 1025. 
Oberfonfiftorium B 313 ff.; He 528 ff.; KG 6062. 
— Stellung des, zum Minifterium des Innern 
B 316. 
— Nefurs an das, don den Entjeheidungen des 
Dekanatsausſchuſſes He 523. 
— Mitglieder des, in der Defanat3-Synode 
He 519. 
— fann Kirchengemeinden berufen He 519. 
— prüft Wahlen zur Landes-Synode He 524. 
— reformirtes E 1002. 
— * Competenz über Reformirte in Bayern 289, 
— Stellung des, zu den Neformirten B. 318 f. 
— * in Berlin 5. 
—* in Schleſien 8. 
— * in Preußen 13. 
—* in Schleswig-Holitein 192. 
— * in Dillenburg 233. 
— * in Münden 290. 
— * in Dresden 356 f. 360. 
— * in Gotha 648, 
— * der Siebenbürger Sachjen 1068. 
— * delegirtes, beiden Siebenbürger Sachſen 1068. 
Dberlaufiß *, Kirchenverfaſſung der, 361. 
— Einführung der Kirchenvorſtands- und Syno— 
dalordnung in die, S 389. 
— Beitritt der, zur Synode S 372. 
— Beſetzung geistlicher Stellen in der, 8 392 T. 
— Arttalrd, des Gemeinde-Ausſchuſſes 
r 940. 


Oberpfalz *, Kivchenverfaflung der, 283. 

Oberpfarrer We 637. 

Oberpräfident, Rechte des, in kirchl ichen Angelegen— 
heiten P 106; PS PN 227. 

— * von Schleswig-Holitein 193. 

—* von Eljaß-Lothringen 1000. 

Oberrehnungsfammer prüft Kirchenrechn. Ba 502. 


Friedberg, Verfaffungsgejege. Negiiter. 


1169 


Oberrealſchule, Prüfung für, Si 1119. 
Oberſchulkollegium*, Preußiſches 11. 
Oberſchulkommiſſion* in Braunſchweig 759. 
Oberſtudienrath B 315. 

Oberjuperintendent in Braunfchweig-Lüneb. 113. 

Dberjuperintendentur* in Gelle aufgehoben 114. 

Dberverwaltungsgericht, entjcheidet in kirchlichen 
Beichwerden P 106. 

DObervorfteher * der Kirchengemeinde in Lübeck 392, 

Deffentlichfeit der Verhandlungen der Bezirks: 
Kirchenverfammlungen Si 1091 f. 

— der Bezirks-Synode SH 150; SN 250. 

— der Diözefan-Synode B 329; W 424; Ba 483. 

— der Didzejanverjammlungen S 372. 

— der Disciplinarverhandlungen He 550. 

— der — > 97; Ba 487; Oe 1056. 
1062. 

— des Kirchenausſchuſſes OL 587. 

— de3 Gemeindefirchenrathes S 53; A 803. 

— der Kirchengemeindeverfammlung Ba 480. 

— der Gemeindevertretung He 515; Br 989; 
Si 1084. . 

— de3 Kirchenraths SH 168. 

— des Kichenvorftandes SN 238. 

— der Anfpeftions-Synode Bra 793. 

— der Kreis-Synode S 65; O 566; Wa 849. 

— der vereinigten Berliner Kreis-Synoden S 68. 

— der Landesfirchenverfammlung Si 1101. 

— der Zanded-Synode W 429; He 525; OB 
612; M 696; Bra 784; Wa 832. 

— der Provinzial-Synode S 72. 

— der Senioratsverfjammlung Oe 1047. 

— der Synoden SH 143; SS 217; S 374; 0 
569; M- 826; Li 831. 

Oehringen*, Generalfonfiftorium zu, 285. 

Sefonomiefommijfion *, kirchliche, 471 f. 

Oels *, Konſiſtorium in, 8; 1023. 

— aufgehoben 12. 

Oefterreich *, Aeformation in, 1023. 

Offenbach *, Konfistorium in, 510. 

Officianten des Stiftungsrathes W A410. 

Ohrdruff*, Kirchen und Schulamt in, 649. 

— * Interfonfiftortum in, 647 f. 

— Ronfiftorium in, KG 657. 

Dldenburg*, Stadt 555. 

— — Pfarrgemeinde O 566. 

— — Pfarritellen in, O 572. 

Opferleute Bra 767. 

Opfermann Bra 790. 

Oppeln*, Oberfonfiftorium 8. 

Orator * 1068. 

Ordination der Prediger SR 31. 43; N 125. 
PH 165;.-SF- 262; B .288...301. 311. 
315. 319; S 381. 395; Ba 491. 492; He 
528. 529. 531. 541; O 573; OB 610; We 
644; SS 710; Wa 833; Lü 910; H 920. 
924; Br 981; E 1015; Oe 1054; Si 1126. 

Ordinationsgelöbniß He 527. 

Ordnungsftrafe im Disciplinarverfahren SR 46; 
P 92; SH 147. 157.162; He 528.547 ff.; 
SS 712; Oe 1055; Si 1128. 

Organift SR 47; B 310; W 407; He 527. 529; 
O 564; OL 585; R 743; Bra 767. 790; 
Br 931. 933. 941. 942. 944. 949. 963. 965. 
968. 976. 985; Oe 1039. 

Ort der Bezirks-Synode SH 148. 
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Ort der Provinzial:Synode S 69. 

— ber Synodalderfammlung N 121. 

Ortenberg*, Konſiſtorium in, 508. 

Ortsbürgerrecht, erforderlih für Kirchen— 
Schulvorjtand SR 727. 

Ortögeiftliche, Mitglieder d. Stiftungsrathes W410. 

— Mitglied des Kirchenfonventes W 411. 415. 

— im Kichenvorjtand We 624; fiche Pfarrer. 

Ortsgemeinde We 623; Oe 1031. 

— größere Repräſentation der, SR 27; ſiehe Ge— 
meinde. 

Ortsgemeindeverſammlung Ba 478 f. 

Sa EN der Augsburgifchen Ronfeffton 

Ortsjchullehrer als Kirchen: und Schulvorjtand 
SH 155. 

Ortsftatut Al 672; fiehe Lofaljtatut, Statut. 

Ortsvorfteher, Mitglied des Kirchenkonventes W 
411. 415. 

— — dei Kirhenvoritandes We 624; M 689. 

— Betheiligung des, an den Beſchlüſſen d. Kirchen 
und Schulvoritandes SR 732, 

— Leiter des Stiftungsratyes W 410. 

Osnabrück*, Konfiftorium von, 116 „1144. 

— Konfiftorialvechte des Ntagiftrates PH 1144. 

Ditfriesland*, Kirchenverfaſſung von, 116. 

Diterode *, Magiſtrat, Konſiſtorialrechte 115. 

— * Regierung von, 114. 

Dtterndorf*, Konfiitorium in, 114. 115; PH 1144. 

Ottweiler *, Kirchenverfaſſung in, 231. 


P. 


Pachtverträge über kirchliche Ländereien KG 660; 
M 669; Bra 769; ſiehe auch Verpachtung. 

Pappenheim *, Grafen von, 289. 

Parochialbaulaſt, A 814. 

Parochialbericht Bra 790. 

Parochialbezirk S 369; We 643, 644; ſiehe auch 
Kirchſpiel, Pfarrbezirk. 

Parochialexemtionen P 54. 

Parochialgrenzen B 310. 

Parochiallaſten R 737; Bra 770. 

Parochialliſte Br 734. 

Parochialſtatut A 817. 

Parochialſtreitigkeiten B 305. 

PBarochialveränderung P 56. 74; PH 170. 155; 
PS 213. 221; PN 223; A 808. 

Parohialverband SR 725. 731; fiehe Pfarr: 
verband. 

Parochialzwang Lü 894; 
zwang. 

Parochianen, firhlihe Baulaft der, Wa 543. 

Parodie PR 21; He 512; Al 668; Al®8lT; 
Wa 834; ſiehe auch Na rei. 

Paſtor N 124; OL 587; Br 932. 941. 947. 955, 
962. 968. 974. 980. 985. 995. 

— adjunctus H 915. 

— Mitglied des Kicchenrathes OL 574; OB 59 

— — des Kirchenvorftandes H 914 F.; Br 935. 2 
960. 966. 973. 984. 

— Mitglied des Ortsfonfiftoriums E 1002, 

— Vorfitender des Gemeindeausſchuſſes H 916. 

— — der Gemeindeorgane Br 995. 

— — des Kirchenvorftandes Lü 902. 

— Wahl des, Br 931. 938. 944, 946 f. 953. 955 


und 


fiehe auch Pfarr: 


Regiſter. 


958. 965. 971. 977. 984; ſiehe auch Pfarr— 

wahl. 

Paſtor* in Lüber 892; ſiehe aud Pfarrer. 

Pathenſtelle, Ausſchluß von Uebernahme der, 
PR 45. 

Patrimonialgerichtsbarkeit Al 679. 

Patron 170; PS 210; Al 679 ff.; Bra 767 ff.; 
A 815; MSt 862. 

— ım Kirchengemeinderath A 802. 

— Stellung zum Gemeindefirhenrath P 52. 

— — zum Kirchenrath PH 168. 

— Rechte bei Verwaltung des Kirchenvermögens 
P:55, 74.83; PH’ 186; /P87221 747807: 

— Willeuserklärungen des, "bei kirchlicher Ver— 
mögensverwaltung P 34. 

— bei Kirchenviſitation Bra 789. 

— Rechte des, im Kirchenvorſtand PH 131 f. 135; 
146; S 364; We 621. 621. 624; SS 710; 
SR 726, R 738; Bra 762; Wa 8936. 

— Ehrenvorfigender'des Kirchen- und Schulvor- 
tandes SS 711. 

— Ginladung des, zur Gemeindewahl P 60. 

— Wahlberechtigung des, zu d. Gemeindeorganen 
P#99:7PH MS PKAASIT. 

Patronat P 106; PS PN 225; S 384; He 527 f.; 
Al 666. 

— fiskaliſches P 58. 

— des Landesherrn B308; S 381; 382; We 631. 

— der lutherifhen Senatoren H 914. 

— landesherrliche, in Berlin P 107. 

— erwählt Mitglieder des Stadtfonvents H 922. 

— placetirt Synodalbeſchlüſſe H 923: 

— in der Oberlaufiß S 3%. 

Natronatsältefte P 81. 

Patronatsgeiſtliche B 302. 

Patronatsgemeinde, Bejtellung der Aeltejten in, 
Bn2% 

Patronatspfarre Ba 489. 

Patronatitellen, Einfommen aus, He 534 f. 

Patronatsverhältniſſe PH 187. 

Patternjen*, Generalfuperintendent von, 112. 

Paulsgemeinde, Ordnung der, Br 957. 

Penſionirung der Geiftlichen B 302. 316; Ba — 
SS 709; H 924; Br 931. 938. 944. 953 
958; OL 10386. 

— der Kirchenbeamten N 124. 

— des Oberkirchenraths O 573; fiche au Ruh e- 
gehalt. 

PBenfionsanftalt der Siebenbürgiſchen 
firche 1070*; Si 1089. 1105. 
Penſionsfonds für Pfarrer Oe 1054. 
Penſionskaſſe O 574; OB 610. 

PBerifopen H 921. 

Perjonalgemeinden PH 131; 
Al 673; SR 726; Bra 762. 

Petitionen an Bezirksſynode PN 251. 

— an die Gefammtiynode PH 181. 

— an die Landesſynode He 565. 

St. Petri-Domgemeinde, Verfaſſung der Br 976, 

Pfalz * Kirchenverfaſſung der bad., 470. 

Nfalz = Neuburg* 283. 

Pfalz: Zweibrücden * 284. 

Pfarrer PF 269; Ba 488; He 526 f.; 
0 571; H 918; Oe 1034; Si 1072. 

— Amtsführung und Wandel des, S 368 

— Auffiht über die, B 287. 288, 


Randes= 


We 620. 623; 


541; 


Negtiter. 


Pfarrer der Augsburger Konfejfion E 1003. 

— Ernennung der, PN 252; PF 262; OB 610; 
A 805. 810; Wa 840. 842; E 1014. 1017. 
1019. 

—* — in Schaumburg-Lippe 837. 

— Bejtätigung bei Kirhendisziplin PR 44. 

— leitet Gemeindewahlen BR 339. 342. 

— feitet Wahl zur Landesijynode OB 614. 

— Pflichten des, PR 39, 

— reformirter, E 1002. 1006. 

— Bertreter der Gemeinde PR 39. 

— Mitglieder der Bezirfsfynoden PH 177. 

— — der Bezirfsverfammlung Si 1088. 

— — der Defanatsjynode He 519. 

— — der Diözeſanſynode B328 ; BR 336; Ba 483. 

— — ber Kreisfynode PN 247; Wa 848. 

— — der Landessfynode OB 611. 

— — der Propfteifynode PS 211. 

— — des Senioratsausſchuſſes Ve 1046. 

— — ber Superintendenturverfammlung Oe 1052. 

— — der Synoden E 1003. 

— — des Gemeindefirchenrathes P 51; Ba 481; 
A 802. 

— — der Inſpektion E 1003, 

— Mitglied d. Kirchenvorſtandes PH 129; PS 197; 
PN 237; 8 364; Al 674; M 689; Wa 836. 

— Mitglied des Kirchenrathes PH 167; O 562. 

— des Konſiſtoriums E 1005. 

— Des Presbyteriums BR 333, Oe 1035. 1038; 
Si 1073. 

— Borfigenderder Gemeindeverfammlung R 748; 
Ve 1041. 

— — des Gemeindefirchenrathes P 52; Ba 482; 
A 802. 

— Stellung des, zum Kirchenvorſtand PN 238. 

— Borfißender des Kirchenvorjtandes He 515; 
We 626; Al 681; M 692, SR 732, R 738; 
Bra 772. 779; Wa 840, 

— — des Kirdhenrathes O 564; E 1005. 

— — bes PresbyteriumsBR 297 ; W420; Oe 1039; 
Si 1073. 

Pfarramt O 570. 

— unabhängig vom Kirchenvorſtand S 368. 

Pfarramtsfandidat BR 349. 351; He 528. 541. 
544, 

— Prüfung der, OB 610. 

Pfarrarchiv O 571; Wa 834. 

Prarrbaufachen, ftreitige, P 104; PS, PN 225. 

Pfarrbauten Li 883. 

Pfarrberichte B 287. 

Prarrbefoldung B 302; fiehe au) Gehalt. 

Pfarrbefoldungsfonds A 820. 825. 

Pfarrbefoldungsvergleiche Al 669. 

Pfarrbezirk P 104; PH 188, 1142; PS PN 225; 
M 696; Li 883; fiehe au BParodial- 
bester 

Pfarrei A 817; Wa 834; E 1005. 

— Berleihung der, P 58. 65. 92, PH 176.183; 
PS 204 ;PN 245 ; B 286. 302. 315; BR 348; 
W 422.434; Ba 480. 488. 500; He 517; 
522; OL 582 f.; We 631; Wa 834. 853. 

—* — in Hefjen 276. 

— Erledigung der, PR 35; PH 170; B 313; fiehe 
auch Erledigung. Vakanz—. 

— Errichtung einer neuen, B 308; ſiehe auch Er— 
richtung. 


Pfarrei, Veränderung der, He 534. 
Pfarreigenthum, Bewirthſchaftung des, B 322. 
Pfarreinkünfte PR 46. 

Pfarrgebäude Wa 843 f.; Oe 1039. 

Prarrgehülfe N 126; W 420; Oe 1036. 

— Wahl des, Si 1072. 1073. 1082; fiehe auch 
Gehülfe. 

Pfarrgemeinde W 418; O 561; A 801; Br 929; 
Oe 1027. 1031. 1032; Si 1072; fiehe aud) 
Gemeinde Parodie. 

Pfarrgemeinderath W 418. 

— * Einführung des, in Württemberg 406. 

Pfarrgrundftüce PR 40; PH 161; We 622; fiehe 
ah Grundftücde. 

Piarrhaus PF 265; W 408; KG 657. 

Pfarrhausbaufonds Ba 502. 

Pfarrhülfsfonds Ba 502. 

Pfarrinventar We 633. 

Pfarrfapital We 635. 

Piarrkollaborator We 620. 624; SS 718. 

Pfarrfonferenz He 531. 

Pfarrlehen R 745. 

Pfarrpenfionsanitalten B 315. 

PfarrregiftraturB 288; He 527; Ba 489; Bra790; 
Wa 841; E 1005. 1008 f. 1013. 

Pfarrſprengel B 305; B 316; O 561; OB 610; 
Wa 634; Oe 1031; fiche au) Parodie. 

Pfarrunterjtüßungstafle BR 345. 

Pfarrvakanz, Sorge des Gemeindefirchenrathes 
bei, P 54. 

Pfarrverband PR 22; He 512; Br 929 ; Si 1072. 

— * in Bremen 928. 

Pfarrverglei PH 156; KG 657. 660. 

Pfarrvermögen PH 179; PS 213. 220; PN 2227. 
248; He 518. 520. 522; OB 597. 605; 
SS 712; Br 994; Si 1078. 1082. 

Pfarrverwalter He 515. 545. 

— in der Defanats:Synode He 519. 

— Pfarrverwefer PR38; Ba 490. 492; Si 1127. 

— Mitglied d. Didzefan-Synode B 328; BR 336. 

— Mitglied des Kirchenvorftands B 322. 

Pfarrvikar He 515; OB 610; Li 878; Oe 1036; 
fiehe au Bifar. 

Pfarrwahl PR 27.31. 36; P58; N 75; 114; PH 
136. 176; PS 221; PN 242. 245; 
PF 262. 266. 269; Ba 489. 492. 500; 
He 527, 0 571. 573. 578; OL 588. 591; 
OB 610. 613. 615; We620. 623; Bra 766. 
778; Li 876. 885 ff.; Lü 896. 898. 903 f. 
910; H 915. 919f.; Br 931 f. 938. 940, 
941, 944. 946 f. 953. 955. 958. 961 f. 965. 
967 f. 971. 974. 977. 980. 982. 991. 993. 
995; E 1002; Oe 1027. 1036; Si 1072. 
1077. 1082. 1083. 1121. 1122. 1140. 1141. 

* in Walde 832. 

— * in Rippe 872. 

* in Zübed 892. 

— * in Hamburg 912. 

— * in Siebenbürgen 1066. 

Pfarrwaiſenfonds Oe 1054. 

Pfarrwittwen PR 39; B 302. 

Pfarrwittwenanftalten B 315. 

PBfarrwittwenftsfus We 641. 


| Pfarrwittwenfonds Oe 1054. 


Pfarrwittwenfaffe PR 31; M 694; Br 935 
945. 947. 949. 959. 
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Pfarrwittwenkaſſe zu Celle N 124. 

Pfarrzwang PF 264; Lü 894; 901. 

Pfründervermögen Ba 480. 482. 489. 502; M 692. 

Philologie, Prüfung in der, Si 1114. 

Philoſophie, Prüfung in der, Si 1114 f. 

Phyſik, Prüfung in der, Si 1114 f. 

Pietiftenverfammlungen W 416. 

Pinneberg* Kirchenverfaffung in, 190. 

Placet des Staates E 1001. 

Plauen*, Konfiftorium in 734, 

Pleſſe*, Grafigaft 117. 

Ploen*, Kirchenverfafiung in, 190. 

Polen *, Kivchenverfafiung in, 11. 

PBolizeipräfident von Berlin, Rechte des, P 106. 107. 

Polizeivorſchriften für Firchliche Ordnung P 104. 
PH 1142. 

Pommern*, Kirhenverfaflung in, 7. 

— Untervertheilung Eirehlicher Ausgaben für,P 102. 

Poſen, Provinz, Untervertheilung kirchlicher Ans— 
gaben für, P 102. 

Poſſeßbefehl für Geiſtliche B 302. 

Prälat Ba 485. 488; He 523. 

—* in Württemberg 401. 404, 

Präparandien Oe 1059, 

Präpofiti* in Pommern 7. 

—* in Mecklenburg 862. 

Präjentation von Pfarren B 302; KG 655; 
M 692; Si 1123. 

Präſentationsrechte dev Kirchengemeinde B 322. 

Präſes der Gemeinde-Repräjentation PR 29. 

— der Krei3-Synode P 64. 

— der Landes:Synode A 821. 

— de3 Preöbyterii PR 25. 

— der Provinzial-Synode PR 33. 34; P 70. 71. 

— Rechte des, auf Kreis-Synoden P 65, 

Präfident des Direftoriums E 1006. 

— des kirchlichen Disciplinarhofes He 549 f. 

— des Generalfonfiftoriums E 1004. 1006, 

— der General-Synode P 96. 97, Ba 486. 

— der Gejammt-Synode PS 215. 

— des Landeskonſiſtoriums in der Landes-Synode 
PH 140; S 379; Al 665. 

— der Landes-Synode He 524; 0 569; OB 611; 
We 642. 

— des Oberfirhenrathes, königlicher Kommiſſar 
auf General-Synoden P 96. 

— verpflichtet die Landeskirche Dritten gegenüber 
P21053 

— Ba 488. 491. 501; Oe 1027. 1053. 

— des Oberfonfiftoriums He 529; B 317 f. 

— der Synode 8 374; J. auch VBorjißender. 

Präfidialmitglied des Kirchenrathes, Borfigender 
des Stadtfonventes H 922, 

Präfidium der General-Synode BR 337. 

— der Provinzial-Synode PR 33; ſiehe auch 
Vorjtand. 

Prag*, Statthalterei von, 1025. 

Prediger, Mitglied des Kirchenfonvents Br 931. 
958. 965. 

— des Kirchenvorjtandes Lü 875. 

— Vorfigender des Kirchenvorjtandes Lü 877; 
Br 992. 

— Mitglied der Synode N 122. 

— Bofation der, MSt 862; fiehe auch Pfarrer, 
Geiftlier, Paſtor. 

Predigt, Zulafjung zur, Lü 910. 


Negiiter. 


Predigerfollegium S 381. 

Predigerfonferenz 8 392. 

Predigerminiſterium PF 270. 

Predigerfeminar Ba 492; He 529. 

PBrediger-Synode Bra 793. 

Predigerwahl PR 27. 31; PF 262; Bra 778; 
Br 991. 993; Si 1072. 1141. 

— in Lübeck 892; fiehe auch Pfarrwahl. 

Predigerwittwe, Nachjahr PR 39; ſ. auch Pfarr— 
wittwe. 

Predigerwittwenkaſſe PR 31; OB 606; Br 935. 
939. 945. 947. 973. 

— zu Celle N 124. 

Predigt PR 40; B 311; He 527; 0 571; OL 587. 
KG 654; Wa 834; H 918; Oe 1035. 

Predigtterte B 306. 

Presbyter Ve 1042. 

— Bethätigung bei Kixchendisciplin PR 45, 

— Glieder der Gemeindevertretung Si 1082; ſiehe 
auch Aelteite. 

Presbyterial-Protofoll PR 49. 

Prespyetriaiverfaffung* in den rheinifchen Ge— 
bieten 10. 

—* in Hannover 119, 

—“* in Sachſen-Weimar 620. 

—* in Walded 832. 

Presbyterialverfammlung N 127. 

Presbpterium N 124; PH 167; BR 297. 333. 
338; W 418; OB 595; We 623 Oe 1027. 
1031. 1038; Si 1073. 

— Auffiht der Superintendenten über die, PR 31. 

— Gejhäftsfreis des, PR 25. 

— verwaltet Kirchenpermögen PR 49. 

— bei Bejeßung der Pfarreien BR 348. 351. 

— bei Pfarrwahl Oe 1037. 

— Pflichten des, PR 25. 

— reformirtes, PF 259. 

— wählt Synodaldeputirten N 122. 

— Verhandlungen des, PR 25, 

— Berfammlungen des, PR 25. 

— Bujammenfeßung des, PR 23, 

— Vorſitz des, PR 22. 

— * reformirtes, in Preußen 5. 

—* der reformirten Gemeinde 

a. M. 256. 

* in Helien 276. 

—* in Heſſen-Darmſtadt 507. 

—* in Lippe 871. 

—* in Oefterreich 1024. 

Preußen*, Geſchichte der Kirchenverfaſſung 3. 

—* Herzogthum, Entwicdelung der Kirchenver: 
fafiung 6. 11. 

— Untervertheilung firchlicher Ausgaben für die 
Provinz P 102. 

Primarien* in Bremen 927. 932. 947. 975. 981. 

Privaterbauung W 407. 416. 

Privathülfskaſſe Br 945. 

Privatleben der Gemeindegfieder, Aufficht über 
Das, W 416. 

Privattaufe PR 42. 

Proben der defignirten Geiſtlichen S 381. 388. 394, 

Probejahr der Lehrer Si 1221. 

Probepredigt PR 36. 37; PF 262. 265; BR 348. 
S 370; Ba 490; We 631; Al 679; A 81]; 
Li 878; H 920; Oe 1037; Si 1113. 

Profeſſoren der Theologie, Ernennung der, 8 380, 


* 


in Frankfurt 
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Profefioren der veformirten Theologie E 1006. 


am Gymnafinm und in der theofog. Fakultät 
E 1006. 
an den theolog. Seminarien EB 1001, 


— — Mitgliederd. General-KRonfiftoriums E 1006. 
Proffamation der Ehe PR 44. 

PBropit, Bejtellung des, PS 216. 

— — Mitglied der Propftei-Synode PS 211. 
—* in Schleswig-Holitein 189. 

—* in Anhalt:Bernburg 800. 

—* in Württemberg 400. 

Propfteibezirke, Veränderung der, PS 215. 
Propitei-Synodalausfhuß PS 212. 
Rropftei-Synodalfajfe PS 213. 217. 222. 
PropiteisSynode PS 211. 


Rechte der, PS 222. 


Protokoll des Ausſchuſſes der Didzefan-Synode 


BR 344. 347. 
der Bezirfs-Synode PH 179; PN 252. 
des Bezirks-Kirchenvorſtandes Si 1090 f. 

der Defanats-Synode He 521. 525. 
über die Wahl zur Defanats-Synode He 520. 
der Diözefan-Synode B 329; Ba 484. 
über die Wahl zur Diözefan-Synode B 327. 
über Disciplinarverhandlungen P93; H 551; 
Si 1133. 
über Gemeindewahl P 60. 81; He 5357; A 812. 
des Kirchengemeinderathes Ba 483; A 803. 
bei Wahl zur Kirchengemeindeverſammlung 
Ba 494. 
der Gemeindeverfammlung We 628; Br 999. 
der Gemeindevertretg. He515 ; A 809; Si 1084. 
der General-Synode P 97; Oe 1062. 


- über Wahl zur General-Synode B 352; 


der Gejammt-Synode PH 182. 

der Inſpektions-Synode Bra 793. 

des Kirchengerichts Si 1095. 

des Kirchenfoventes W 418; Br 931. 958. 
944. 958. 965. 971. 978. 

des Kirchenrathes OL 586; OB 596. 

der Kicchenrathsverhandlungen O 564 ; We 646. 
des Kirchenvoritandes PS 20%; PN 238; 8 
371; He 518; Al 681; R 744; Bra los: 
Wa 841; Li 877, Lü 902; Br 935. 949. 
953. 960. 966. 979. 

des Kirchen: und Schulvorftandes SS 722; 
SR 732. 

über Kirchenvoritandswahl PH 146; B 324; 
BR 335, M 699. 702, Bra 763. 777; Li 
874; H 918. 

über Wahl z. Kirchen: u.Schulvorjtand SS 718. 
der Kreis-Synode PR 32; P 64; PN 248; 
0 567; Wa 850, 

der vereinigten Berliner Kreis-Synoden P 67. 
der Landeskirchenverſammlung Si 1100. 1102. 
der Kandes-Synode W 429; OÖ 570; OB 613; 
A 822; Wa 852. 

dei Wahl zur Landes-Synode OB 614; Bra 
781; Li 88. 

des Oberfichengerichtes Si 1107. 

über Pfarrwahl O 579, OL 592; OB 615; 
Li 878. 

des Presbyteriums BR 338; W 421; 0e 1040; 
Si 1076. 

bei Pfarrbeſetzung BR 349. 351. 

dev Provinzial-Synode P Tl. 


Protokoll über Prüfungen Si 1119. 

— der Senioratöverfammlung Oe 1048. 

— über Seniorwahl Oe 1044. 

— über Superintendentenwahl Si 1110. 

— der Superintendenturverfammlung Oe 1059. 

— der Synode N 122; PS 217; B319; Li 881. 

— bei Synodalwahl M 703 f. 

— über Wahl der Vertrauensmänner R 749. 

Protofollführer des Gemeindevorjtandes Lü 896. 

— bei Gemeindewahlen BR 339. 

— des Kirchenvorſtandes Br 935. 939. 945. 966. 
973. 994; fiehe auh Schriftführer. 

Provinzialgemeinde PR 32. 

Provinzialkirchengeſetze P 102. 

Provinzialkichenfolleften P 70. 

Propinzialfonfiftorium, Stellung des, PH 165. 

— * in Preußen 12. 

Provinzialregierungen*, Preuß., kirchliche Befug⸗ 
niſſe der, 13. 

Provinzialſchulkollegium* in Preußen 15. 

Provinzial-Synodalfalie P 70. 72. 

Provinzial-Synodalfojten PR 47. 

Provinzial-Synodalvorftand, entjcheidet mit über 
Lehre der defignirten Geiftlichen P 69. 

Provinzial- Synode PR 33; P 67. 

— Beſchlüſſe der, PR 34. 

— Bildung der, P 8. 

— Deputirte zur Wahl der, PR 31. 

— wählt Mitglieder der General-Synode P 82. 

— Rechte der, P 101. 

— prüft Gemeindeftatuten P 61. 

— Wirkſamkeit der, P 69. 
— Zuftimmung der, zur Erweiterung des Wir: 
fungsfreifes der Kreis-Synode P 66. 
Provijoren der Stadt Braunſchweig Bra 771. 
Prozeſſe der Kirchengemeinde P 55. 57. 105. 108; 
PH 135. 170. 172. 188. 1143; PS 205. 206; 
PN 241: S 362 f. 370; He 515; OB 605; 
We 625: A1669. 678. M. 691; SS 713; R 
746: Bra 768; A 809; Li 876. 

— über Pfarrei» und Kichenvermögen OB 609. 

Prüfung der Kandidaten PR 34; P 70; N 125. 
PH 181; PN 250; PF 259. 262; B 301. 
315, S 380; Ba 488. 492; He 54059 
O 573; OB 610; We 644; Al 666. 
671; M 696; SS 709; A 820; Wa 833. 854; 
Li 881. 886; Lü 910; H- 921. 924; Oe 
1049. 1054. 1059; Si 1112 ff. 1117. 

— Theilnahme der Provinzial-Synode an der, 
PR84 

— zur Kompetenz d. Landeskonſiſtoriums PH 165. 

—* in Hamburg 911. 

— der Pfarr: und Schulamtsfandidaten He 529; 
KG 661. 

— pro ministerio B 286. 

— der Religionslehrer Lü 910. 

— der Schullehrer Oe 1059. 

— in Seminarien 8 330. 

— der Wahlen z. Senioratsverſammlung Ve 1047. 

Prüfungsarbeiten, häusl., d. Kandidaten Si 1116 f. 

PBrüfungsgebühren d. Kandidaten PR 47; 811119, 

Prüfungstommilfion, theol., B 309. 314; Si 1098. 
1112. 

Publikation der Kirchengeſetze PS PN 224; He 
526; 0 570; Bra 784; fiehe aud Kirchen— 
gejeße. 
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Publikation der Synodalſchlüſſe N 122. 

— bürgerl. Verfügungen in der Kirche PR 41. 
Purififation einer Pfarrei B 315, 

— gemischter Pfarreien B 316. 

Pyrbaum* 283. 

Pyrmont, Kreis:Synode von, Wa 850. 


O. 


Duedlinburg*, Kirchenverfaſſung in, 8. 
Querfurt”, Konfiitorium in, 358. 


N. 


Räthe des Oberfirchenrathes P 68; Ba 487; 0 
569; Oe 1027. 10583. 

Ratelau, Kichenverfafjung für, OL 582, 

Kath*, geheimer, in Dresden 359. 

—* geiftlicher, in Dresden 357: 

—* Kirchengewalt des, in Lübeck 891, 

—* in Bremen 927, 

Ratififation der Einfünfte vafanter Pfarritellen 
OB 606. 


Ratzeburg*, Konfiftorium in, 859. 
Ravensberg*, Kichenverfafjung in, 9. 
Nealaymnafium Bra 759. 


Realſchulen, Religionsunterricht in den, He 529. 


Redaktion der Situngsprotofolle der General- 
Synode P 97. 

Reden auf General-Synoden Oe 1063, 

Recenjchaftsbericht des Ausſchuſſes der Landes: 
Synode W 429. 

Rechnungsführer d. Kirchenvorſtandes 55; N 127 
PH 135.171; PS 205; PN 240. 242. 297; 8 
368 f. 371. 377. 480; Ba 501; He 517. 
527; 0 565. 579; OL 587. 588; OB 597. 
603. 607; We 632; KG 657; Al 677. 691 
SS 719; R 745; Bra 769; Wa 841. 847; 
ER f.; Lü 896. 902; Br 988. 994; E 

Rechnungsjahr in der Gemeinde O 579; OL 588. 

Rechnungsweſen, Nechte der Kreis-Synode betr. 
das, der Gemeinden P 100. 

Mechte, bürgerliche und politifche, Oe 1029. 
Rechtgläubigkeit der Geiftlichen PH 142. 
Rechtsanwalt im geiftlichen Disciplinarverfahren 

He 550. 
Rechtsgejchäfte der Kirchengemeinde R 742, 
Rechtskraft im Disciplinverfahren Si 1136. 
Rechtsmittel gegen Disciplinaverfenntniffe P 93; 
He 551. 

— zuläjfig beim ob. Kirchengeriht MS MSt 865. 
Rechtsſachen der Gemeinde, Vertretung des Ge— 
meindefivchenrathes bei denjelben P 55. 
Rechtöftreitigfeiten der Gemeinde PH 135. 170. 
PS 205; 8 362 f. 370; We 625; Al 678; 
—— SS 713; Li 876; ſiehe auch Pro= 

zeſſe. 

Reformirte, Kirchenverfaſſung der, PH 167. 

— Symodalverhältniſſe der, B 318. 

—* Kirchenverfaſſung der, in der Provinz Bran- 

denburg 5. 

—* in Hannover 117. 120. 

—* der niederſächſiſchen Gemeinden 118. 

—* in Frankfurt a. M. 256. 257. 

—* in Bayern 289. 


Regiſter. 


Reformirte* in Württemberg 401. 

— in Kniphauſen O 581. 

—* in Sachſen-Weimar 619. 

—* in Schaumburg=Lippe 887. 

—* in Lübeck 893. 

Negensburg * 284 f. 

Regierungen, Staats: und Auffichtsbehörde für 
das Kirchenweſen, PR 49. 

— haben ihre kirchliche Befugniffe an das Kon: 
fiitortum zu übertragen P 107. 

— kann Kirchenälteſten entlafjen OL 584. 

— fann Kirchenrath ergänzen OL 594. 

— prüft Kirchenrechnungen OL 589. 

— Berhältniß der, zu den Konfiftorien B 316, 

— bei Befeung der Pfarrftellen OL 588. 

— bei Pfarrvafanz OL 591. 

—* in Sondershaufen als Kirchenbehörde 707; 
fiehe au Staat. 

Regterungspräfident, Rechte des in kirchlichen An— 
gelegenheiten, P 106; PS PN 227. 

Regiſter über Kirchſtühle und Grabitätten S 369. 

Regulativ für die vereinigten Kreis-Synoden von 
Berlin P 66. 

— über erweiterte Befugnifje der Kreis-Synode 
P 100. 

Reichsritterichaft*, Eirchenvegimentliche Befugniffe 
der, in Helfen-Darmftadt 509. 

Reijefojten, Erfaß der, PR 47. 

— der Mitglieder des Defanatausjchuffes He 523. 

— bei der Diözefan-Synode B 328. 

— fir Didzefanausfhuß und Synode Ba 485. 

— der Gaftprediger S 385. 337. 393; 0 579; 
OL 592. 

— für die General-Synodalmitglieder BR 298; 
Ba 488; Oe 1058. 

— bei Inſpektions-Synoden Bra 794 f.: 

— der Mitglieder des Kivchenrathes SS 709; 
715; SR 725. 

— der Klafjenverfammlung Li 878. 

— der Mitglieder der Kreis-Synode Wa 850. 

— für Landesfirhenverfammlung Si 1101. 

— des Landesfonfiftoriums Si 1107. 

— der Landes-Synode W 429; He 526; O 570; 
We 643; M 697; Wa 853; Li 882. 

— des oberen Kirchengerichts MS MSt 867. 

— der Synodalmitgliever P 73; PH 144. 183; 
PS: 218; PN 253,3 37554823 


| — der Superintendentialverfammlung Oe 1053. 


— bei Bifitationen SS 710. 

Nefurs an den Defanatsausjchuß He 518. 

— an dad Oberfonfiftorium He 531. 

— v. d. Entjcheidungen des Dekanatsausſchuſſes 
He 523. 

— wegen Gemeindetwahl He 537. 539. 

— gegen ne des Landeskonſiſtoriums 
S 381. 


— gegen die Konfiftorialbehörde der Oberlaufit 
Ss 39. 

— gegen Entjcheidungen des Kultusminifteriums 
S 379. 


Religionsgelöbniß der Geiftlichen S 338. 395, 

Religionslehrbücher P 70.91; PH182; PS 215; 
BR 298; W 427; He 525; Al 679, M 695, 
A 821; Wa 833. 852; Li 880; H 922; E 
1015; Oe 1059. 

Religionslehrer He 529. 


Regiſter. 


Religionslehrer als Pfarrbewerber BR 349. 351. 
Keligionsreverjalten * in Württemberg 403. 
Religionsübung Oe 1026. 

Neligionsunterriht PR 43; B 287. 306. 315. 
322; S 378. 380. 391; Ba 491; He 517. 
520.527 

— Auffiht über, OB 610; We 621. 625. 644; 
KG 654; Al 670; SS 710; SR 725; A 
804; Wa 834. 840. 849; Lü 896.902. 910; 
E 1006; Oe 1035; fiehe auch Unterricht. 

Aemberti, Kirchenverfaſſung der Gemeinde zu, 
Br 983. 

Nendant der Kirchenkaſſe P 55. 82; PH 171; 
A 808. 

Reparaturen, bauliche, an Kirchengebäuden P 57; 
PH 172, PS 206; PS PN 227; PN 242; 
We 628. 634; KG 657. 660; M 691; SS 
713. 721, SR 733; R 742; Bra 767 MON 
A 810; Wa 834; Br 931. 934.938. 944. 959. 
955. 962. 965. 968. 971. 990. 991. 995. 

Reſſortverhältniſſe der evangelifchen Kirchenbehör— 
den PR 49. 

Reviſoren des Oberfirchenrathes Ba 502. 

Rheinpfalz*, bayeriſche, Geſchichte der Kirchen— 
verfaſſung 296. 

Rheinprovinz*, Preuß. Kirchenordnung für, 15. 

— Untervertheilung Eirhlicher Ausgaben P 102. 

Rheinheſſen*, Kirchenverfaſſung in, 509. 

Kiedefel*, Mediatkonfiftorium der, 510. 

Rinteln*, Konſiſtorium in, 275. 

Nittergüter, exfommunalifirte, im Kichenvorjtand 
R 739. 

Ritus, Beſtimmungen über den, B286; BR 298; 
Oe 1057; Si 1101. 

Rodach“, geiitliches Untergericht in, 691. 

—* Kirchen und Schulamt in, 651. 

Rödelheim*, Konfiftorium in, 508. 

Roßla*, Konfistorium in, 356. 

Roſtock*, Konfiftorium in, 859. 

—* Kirchenordnung von, 859. 

— kirchliche Nechte dev Stadt 859 ff. 

— * Univerſität 859. 

Kothenburg* 284 7. 

Nuhegehalt der Geijtlichen Lü 896.903; Br 977. 
Ruheftand des Geiftlichen He 543. 545 F.; ſiehe 
auch Emeritirung, Penſionirung. 

Rund- und Reihedienſt O 576. 

Nuralfapitel* bei den Sachſen in Siebenbürgen 
1066. 

©. 


Saalburg*, Ephorie 735. 

Saarbrüden*, Kirchenverfaſſung in, 250. 

— = Saarwerden*, Kirchenverfaſſung in, 231. 

Sabbatsmandat SR 730. 

Sachſen, Provinz, Untervertheilung kirchl. Aus: 
gaben P 102. 

— Königreich, Kicchenverfafiung im 353 ff. 

—* in Siebenbürgen, Kirchenverfaſſung der, 1066. 

Saframente, Feierder, PR41; Ba488; He 527; 
O 571; OL 587; KG 654; Al 666. 676; 
A 804. 821; Wa 833; H 918; Br 932. 941. 
947. 956. 962.968. 975. 981. 995; Oe 1035. 

— Ausſchließung von den, B 237. 

— Landesfirchengejeßgebung über Verwaltung 
der, P 91. 
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Saframenten, Theilnahme an den, Bedingung für 
Wahlrecht zu den Gemeindeorganen P 59. 

— Xerwaltung der, unabhängig vom Gemeinde: 
firchenrath P 53. 

Salfeld *, Konſiſtorium zu, 6. 

—* aufgehoben 11. 

Sammlungen, Veranftaltung von, P 104. 106; 
PH 188. 1143; PS PN 226; A 826; Si 
1079. 1098; fiehe auch Kollekte. 

Sanftion der Kirchengeſetze He 526; jiehe auch 
Kirhengefeße, Landesherr, Publi- 
fation. 

Sayn*, Grafihaft, Konfiftorialfonvent 12. 

Sayn-Altenkirchen“, Kirchenverfaſſung in, 233. 

Sayn-Hahenburg *, Kirchenverſaſſung in, 233. 

Sayn-Wittgenftein * 508. 

Schauenburg*, Kirchenverfaſſung in, 190. 

Schaumburg *, Grafſchaft, 275. 

Schenkungen an Kirchen P 105; PH 156. 162. 
188; PS PN 226; fiehe auch Zuwen— 
dungen. 

Schleiz *, Ephorie 755. 

—* RKonfijtorium in, 734. 

Schlefien*, evangelifhe Kirchenverfaſſung in, 7. 

—“* Protejtantismus in, 1023. 

— Untervertheilung kirchlicher Ausgaben P 102. 

— Baganten= und Gaftgemeinden P 51. 

Schleswig*, Biſchof und Kapitel von, 189. 

— = Hofftein*, Entwidelung der Kirchenverfaſſung 
in, 189. 

Schlitz* 508 

— * Ronfijtorium in, 508. 

Schlutup*, Kirchenverfaſſung in, 893. 

— Gemeindeordnung für, Lü 900. 

Schmalfalden* 274. 

Schnakenbeck, Kapellengemeinde zu, PS 221. 
330; 

Schnepf* 399. 

Schönburg*, Konfiftorium für, 356. 361. 

Scholarchat* 255 f. 

Schrift, heilige, Ve 1027. 1031. 

Schriftführer E 1008. 

— de8 Bezirkskonſiſtoriums Si 1089. 1092. 

— im Bezirf3-Synodalausihuß PH 151. 

— auf der Bezirks-Synode PH 149. 

— der Defanats-Synode He 521. 

— des Didzefan-Synodalausihuffes BR 344. 

— der Didzefan-Synode B 329. 

— bei Gemeindewahl He 536. 

— des Ausſchuſſes der General-Synode BR 346. 

— der General-Synode P 96; Ba 486; Oe 1057. 
1062. 

— der Gejammt-Synode PS 215. 

— der Kächenvertretung Br 988. 

— des Kirchenvoritandes PH 134; We 625; R 
745; Si 1076. 

— der Klafienverfanmlung Li 879. 

— des Ortsfonfiftoriums E 1002. 1017. 

— der Kreis-Synode O 567; Wa 850. 

— der Zandes-Synode He 524; 0569; OB 611. 
We 642, M 695; Wa 852. 

— der theologischen Prüfungskommiſſion Silll2; 
fiehe auch Protollführer, Sefretär. 

Schule, Aufficht über die, PR 44; PH 158. 164. 
185; PS 220; PF 260. 262 .; 8 379, W 
407. 418; Ba 482. 488. 491; O 563. 571. 
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573; OL 587; OB 597; We 625; Al 666; 
SR 731; A 821; Wa 834; Lü 896. 902, 
H 915. 918; Br 992. 993; Oe 1028. f. 
1033. 1035. 1039. 1043. 1049. 1054. 1059. 
Ssı 1077. 

Schule, Aufſicht d. Kicchenfonventes über die, W416. 

der Kreis-Synode über die, O 566. 

— Errichtung der, Ve 1058. 

— Funktionen der Geijtlichen an, He 542. 

— — des Gemeindekirchenrathes zur, P 
54. 74. 


— Rechte des Kirchenvorſtandes betr. die, PH 137.. 


— Stellung des Presbyteriums zur, W 422. 

— polytechniſche, Bra 759. 

—* in Waldeck 833. 

—* in Schaumburg=Lippe 837. 

Schulordnung*, Siebenbürgiſche, 1070. 

Schulamt S 370; Si 1112. 

Schulbauten KG 657. 660. 

Schulbedürfniſſe SS 712. 

Schulbücher BR 298; Si 1106. 

Schuldiener Bra 758. 

Schulgeld PH 157. 161. 

Schulgemeinde Oe 1033. 

Schulhaus W 408; KG 657; Oe 1039; Si 1078. 

Schulinjpeftor W 407. 

— Guperintendent als, PR 32. 

Schulkaſſe KG 657. 660; Br 978. 982. 

Schulkommiſſion H 915; Br 939. 960. 973. 979, 
Oe 1041. 

Schullajten Al 670. 672. 

Schullehrer KG 654; Br 933. 942. 949. 963. 
975; Oe 1034; Si 1073. 

— Beaufjichtigung der, PR31; B 286; Oe 1043. 

— unter Disciplin des Kirchenfonventes W 417. 

— im Kirchengemeindevorftand We 620. 624; 
M 689; SR 726. 

— im Kirchenfonvent Br 931. 958. 

— Wahl der, PH 128; Br 931. 938. 944. 949, 
953. 958. 965. 971. 978. 984; Oe 1041; 
Si 1072; fiehe au Lehrer. 

Schullehrerfeminar W 408; Oe 1059. 

— Religionsunterricht in dem, He 529. 

— zu Baußen S 391. 

Schullehrerwittwenfafje zu Braunfchweig N 124. 

Schullokale SS 712. 

Schulpfleger Br 993. 

Schulplan SS 722. 

Schulpflicht SS 712. 

Schulpolizei W 416. 

Schulprüfung Br 946. 954. 

Schulrath Br 954. 

Schulrechnung Oe 1046. 

Schulſeminarkaſſe KG 656. 

Schulitiftungen W 408. 

Schulſtuhl Si 1078. 

Schulunterricht Oe 1046. 

— religiöjer, BR 298; Ite9e auch Unterricht. 

Schulverband W 408. 

Schulvermögen KG 661; SS 713. 721; 
757; Br 991; Si 1078. 1082. 1093. 

Schulvorjtand PR 25; P 137; PH 155; S 367. 

——— We 625; Wa 840; Oe 1044. 
049. 

Schulzucht SS 712. 

Schulden der Kirchengemeinde M 688. 689. 


Bra 


Regifter. 


Schuldverjchreibungen der Gemeinde S 362. 370. 

Schulze, Mitglied des Kirchen: und Schulvor— 
ftandes SS 710; SR 726. 

— Zulaſſung der zum Abendmahle, 


Schweinfurt* 284 f. 

Schwerin*, Graf 15. 

Schwerin*, Konfiitorium in, 859. 

Schweiterfichen OB 595. 

Schweiterfhaftsordnung Si 1079. 

Seelenregiiter KG 654. 657. 

GSeelforge KG 653; Al 676; A 804; H 918; 
Br 932. 941. 947. 956. 975. 981. 

— umabhängig vom Gemeindekirchenrath P 53. 

— gehört zum Geſchäfkskreis des Landesfonfisto= 
riums PH 165. 

Sefretär der Diözefan-Synode BR 298. 

— der General-Synode BR 298, 

— der Landesfirche Si 1098 f. 

— des Oberfonfiitoriums B 318. 

— der Synode PH 123 f.; S 374; Bra 783; 
fiehe auh Schriftführer. 

Seften W 407. 416. 

Selbitjtändigfeit, Bedingung für Stimmberechti— 
gung in der Gemeinde Ba 478; He 513; 
OÖ 561; OL 583; We627, Al 675. M 687; 
SR 727; BR 737.747; . Bra:,763. 776; A 
sll; Wa 836; Li 873; Lü 895; Si 1081. 

Seldftverwaltung der Kicchengemeinde” Pi513 

Seminar, theologijches, E 1001; Si 1088. 

— zu Herborn PN 252. 

Senat, Stellung des, zur Kirche H 913. 

— bejtätigt Gemeindevoritand Lü 895. 

— — Kirchenvorſtandswahl Lü 901. 

— — Beihlüffe des Gemeindevorjtandes Lü 896. 

— Disciplin des, über veformirte Kicchendiener 
PF 280. 

— ernennt Präfidialmitglieder des Kirchenrathes 
H 914. 

— Kommiffion des, für firhliche Angelegenheiten 
Br 992 

— ernennt Pfarrer der Landgemeinden PF 262, 

— beftätigt Synodalverordnungen H 914. 

— bejtätigt Geiftlide Lü 899. 905. 

— in Hamburg, Kichengewalt des, 911. 

—* in Bremen, 928. 

—* beit. Wahl der Geijtlihen in Hamburg 912. 
Senatoren, Mitgl. des Kirchenkonventes Br 976. 
— — des reformirten Konſiſtoriums PF 259. 
— im lutheriſchen Konfiftorium PF 261. 
Senior Lü 908; H 921; Oe 1027. 1030. 1043. 
— der Diafonen Br 936. 942. 974. 982. 

— des Gemeindevorjtandes PF 265. 

— zur General-Synode gewählt Oe 1056. 

— Mitglied des Kirchenrathes H 924. 

— gewählt dur Patronat H 914. 

— Mitgl. der Superintendentialverj. Oe 1051, 

— de3 Minijteriums PF 270. 

— bei Pajtorenwahl H 918 f. 

— prüft auswärtige Kandidaten Lü 908. 

— jorgt bei Vakanz der Geiftlichen Tü 898. 
904. 907. 909, 

—* in Hefjen-Darmjtadt 507. 

—* in Medlenburg- Schwerin 862. 

—* in über 892. 

—* in Hamburg 911. 


Regiſter. 


Senior* in Bremen 927. 

Seniorate * in Oeſterreich 1024. 1027. 
1043. 1064 ff. 

Senioratsausfhuß Ve 1031. 1045. 

Senivratsfurator Oe 1045. 

— Mitglied der Superintendentialverfammfung 
Oe 1051. 

Senioratsverfammlung Oe 1046, 

Sentenamt* 255 f. 

Separatijten W 407. 416. 

Siegen*, Unterfonfiftorium in, 233. 

Simultanverhältnig O 576. 

Sittenpolizei W 407. 416. 

Sittenzudt O 566; Wa 849; Oe 1046. 

Skriba der Kreis-Synode PR 30. 

— der Provinzial:Synode PR 33. 

Soeſt*, Kirchenverfaſſung in, 9. 

Soldaten W 416; fiehe auch Militärs. 

Solms*, 508 7. 

Solms-Braunfels*, Kirchenverfaſſung in, 233. 

—* Konfijtorialfonvent in, 12. 

Sondershaufen*, Konfiftorium in, 707. 

Sonnenwalde*, Unterfonfiftorium in, 12. 

—* Konfiftorium in, 359. 

Sonntagsfeier PR 41. 44; P 54; PS 204; 8 
367, W 407. 418; Ba 482; He 517.520; 0 
564; OL 585; OB 597; We 625: KG 657; 
Al 676; M 691; SS 719; SR 730; A 804; 
Li 876; Br.987; Oe 1039. 

Sophienhof*, Mediatfonfijtorium 115. 

Sorau*, Konfiftorium in, 359. 

—* Unterfonfiftorium in, 12, 

Sorg*, Protejtanten in, 1024. 

Spann= und Handdienit O 576. 

Speyer*, Konfiftorium zu, 289. 297. 

— RKonfiftorialbezirk, rechtl. Stellung des, B 313. 

Spezialdefan* B 287. 

Spezialfonvente* 400. 

Spezial-Synode Al 665. 

Spezialvifar He 519. 545. 

Spezialvifitation Al 679; Bra 788. 

Spitalpfleger W 410. 

Sponheim*, Grafihaft 559. 

Spraden, Prüfung in den, Si 1114. 1116. 

Sprengel für Gemeindewahlen PF 264. 

Sprengelvorftand PF 265. 

Staatsauffiht über Kirchenwefen PR 49; He 
ll; A 826. 

— über theologiſche Seminare E 1001, 

Staatsbehörde, genehmigt Pfarrwahl Ve 1038. 

— firhliche Befugniffe dev, P 104; PH 197; 
PS PN 225; Si 1070. 

— genehmigt Eirchliche Beſchlüſſe P 104; A 826. 

— entjcheidet Beihwerden der Gemeinden über 
Kreis:Synoden P 100. 

— entjcheidet über Rekurſe gegen Bezirks-Syno— 
dalbeſchlüſſe PH: 186. 

— hat Statuten anzuerkennen P 100. 

— genehmigt Gemeindeftatuten PH 186; PN 229. 

— ernennt Mitglieder des Generalfonfiftoriums 
E 1006. 

— erklärt Gemeindeumlagenfür vollſtreckbar P 74. 

— Stellung zu Kicchenumlagen PH 197. 

— prüft Matrifel für kirchliche Umlagen PH 
187; PS PN 225. 


1031. 


— beauffichtigt Verwaltung d.Kicchenverm. Ba 503. | 
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Staatsbehörde, Genehmigung der, zu Kirchenum— 
fagen PH 185. 

— entjcheidet über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe 
der Kreis-:Synode PN 229. 

— — der Propftei-Synode PS 222. 

— bejtätigt die von der Provinzial-Synode be: 
ichloffenen Ausgaben P 102. 

— Aufſicht der, über die Synoden E 1009. 

— Bevollmächtigte der, auf der Landes-Synode 
He 525; fiehe au Regierung. 

Staatsgejeß, Verhältniß zum Kirchengejeß Bra 799. 
Li 883. 

Staatsminifter* in Evangelieis beauftragte in 
Sachſen 359. 

— — Stellung der, zur Kirche 8 378 f. 

— — zum Landestonfiftortum S 382. 

— ernennen die Synodalmitglieder S 372 f.; 
fiehe auch Mintiter. 

Staatsminijterium We 644; KG 659. 661. 

— ernennt Kommiſſar f. General-Synode Ba 487. 

— Bujtimmung zu den Kirchengejeßen P 102, 

— prüft Kirchengeſetze PH 187; PS PN 224. 

— fontrafignirt Kicchengejeße Bra 796; A 820. 

— beftätigt Kirchengeſetze, welche Beiträge für 
firhliche Ziwecfe anordnen P 103. 

— Auffiht des über Kivchenrechnungen We 637. 

— enticheidet auf Berufung von den Kirchen— 
und Schulämtern KG 669. 

— über Landespfarrfafie A 807. 

— Rekurs an das, A 826. 

— Unterrichtsbehörde Bra 759. 

— Zuftimmung zu kirchlichen Umlagen P 102. 

— firhliche Behörde in Gotha 650; ſiehe auch 
KRabinetsminifterium, Minijteriumt. 

Staatsrath, kirchliche Befugniſſe des, E 1001. 

Stade*, Konfiftorium in 114. 115; PH 1144. 

—* Magiftrat, fonfiftoriale Rechte des, 115, 

Stadthagen”, Beitellung der Pfarrer in, 887. 

Stadtfonfiftorien* 192. 

Stadtfonvent, Mitglieder der Synode H 922. 

Stadtrathsfollegien, kirchliche Befugniſſe ber, 
Al 672. 

— im Gemeindekaſſenkolleg Bra 771. 

— als Kirchenpatron 8 364. 

— als Stiftungsrath W 410. 

— Fonfift. Nechte im Königreich Hannover 115. 

— im Kirchen- und Schulamt in Sachſen-Mei— 
ningen 685. 

Stadtverordnnete wählen Kirchen- und Schulvor: 
ſtand SS 710. 718. 

— in Braunfchweig im 
Bra 771. 

Städte, Bejegung der Pfarreien in den, BR 349. 

— Kirchenvorſtand in, PH 134 f. 

— Kirchenverfaſſung in, S 365. 

— mehrere Krei3-Synoden in, können zuſammen— 
treten P 69. 

Starfenburg*, Kirchenorganifation in, 508 f. 

Statiſtik, kirchliche Br 987. 

Statthalter* von Elſaß-Lothringen, Firchliche Be— 
fugniffe des, 1000. 

Statuten des Defanat3 He 520. 

— der Gemeinden; jiehe Gemeindejtatuten. 

— der Kirchenvertretung Br 939, 

— der Generals und Synodalfreije PN 251. 

— der Diözejen P 64. 70. 


Gemeindefafjenfolleg 
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Statuten der Streisgemeinden PR 32. 
— für Wittwen- und Waiſen-Begräbnißkaſſe der 
Geistlichen S 382. 
Stellvertreter de3 Abgeordneten zur Kirchenver— 
vertretung Br 987. 
— für die Defanat3-Synode He 519. 
— für die Landes-Synode He 524; Wa 851. 
— für den Ausschuß der General-Synode BR 346. 
— des Dekans W 408; Ba 485; He 521. 
— für den Aſſeſſor und Skriba der Kreis- Synode 
PR 30. 
der Pfarrer PF 270; He 542. 
— im Kirhenvorjtand PN 257. 
— im Gemeindefirchenrath A 802. 
für Mitglieder dev Kirchengemeindeverſamm— 
lung Ba 480. 
des Synodalausjchufies Wa 853. 
der Kirchenvorjteher He 518; Li 873. 
des Shhriftführers des Didzefan-Synodalaus: 
ſchuſſes BR 344. 
— des VBorfigenden im Kirchengemeinderath Ba 482, 
im Kirchenvorſtand S 364; We 626; A1 681; 
SS 711; SR 732; Bra 772. 
d. General-Synodalvoritands-VBorfißendenP96. 
des VBorjigenden der General-Synode Ve 1057. 
des Vorfigenden im Kirchenrath OL 586. 
— der Kreis-Synode O 567. 
— d. Landes-SynodeM 695 ; Bra 783; Wa 852. 
für die VBoritandsmitglieder der Provinzial: 
Synode P 71. 
des Senivratsfurator Oe 1047. 
de3 Superintendentialfurator Ve 1051. 
des Superintendenten Oe 1050. 
in der Bezirks-Synode PH 157; fiehe auch 
Vertreter. 
StephanisGemeinde, Ordnung der, Br 943 
— Wittwenhaus Br 949. 
Sterbelifte KG 662. 
Sterbequartal He 545. 
Stettin* Konjiftorium in, 7. 
— * Generaljuperintendent von, 7. 
Stifsgemeinde Al 673. 
Stiftsfonfiftorien*, Fächltiche, Aufhebung, 12. 
Stiftungen, fir. P 55. 64. 74.100; PS 220; PN 
222; B 308.316; 'S 367.378. 382; W 
408. 409; He 530; O0 574; OB 610; Al 
668. 670. 677; M 691; R 738. 742; Bra 
757; A 805; H 924; E 1001; Oe 10%. 
1039; Si 1078. 1082. 
Stiftungsbeneftzien KG 657. 
Stiftungsetat W 411. 412. 
Stiftungsfaffe KG 657. 660. 
Stiftungsfonfraternität W 413. 
Stiftungspfleger W 410. 
— Mitglied des Kirchenfonventes W 415. 
Stiftungsratd W 410, 
— bildet Kirchenkonvent W 415. 
Stiftungsrechnung, Abhörung der, W 408. 
Stiftungsvermögen, kirchliches, PS 213; B 315; 
S 363; He 518. 520. 522. 532; We 645; 
A1 667; SS 709; SR 730; Si 1098. 
Stimmfajten PF 269. 
Stimmliſte in der Gemeinde; fiehe Liite. 
Stimmberedtigung der Gemeindenitglieder PF 
= Al 675; Wa 836. 849; Lü 895. 901; 
17. 


Regiſter. 


Stimmberechtigung i.d.Gemeindevertretung He513. 

— fir die Kivchengemeindeverfammlung Ba 470. 

— zu Wahlen der Kirchengemeindeverfjammlung 
Ba 494. 

— bei Wahl der Kirchenvorjteher PH 130. 
146; 8 365. 376. 

Stimmzettel bei Gemeindewahl PF 268; BR 
340; W 420. He 536 ff.; A 812; 0 577 
OL 590. 

— bei Wahl des Kichenvorjtandes We 630; Wa 
839. H 7. 

— hei Wahl zur Landes-Synode OB 614. 

— hei Pfarrwahl O 578; OL 59. 

— bei Wahl der Vertrauensmänner R 749. 

Stipendien KG 661; SS 709. 

Stolberg-Roßla*, Konjijtortum 12. 

Stolberg-Stolberg*, Konfiftorium 12, 

— * Grafen, Mediatfonfiitorium des, 115. 

Stolberg-Wernigerode*, Kirchenverfaſſung in, 8. 

—* Grafen, Mediatfonfiftortum, 115. 

Stofgebühren P 66; B 307; O 575; Al 669; 
M 693, R 745; A807 Wa834; Oe 1028. 

—* in Oldenburg 557. 

Stolpe*, Superintendent von, 7. 

Sträffinge, Sorge des Kirchenvorſtandes für, 
PH 136. 

Strafgewalt der Kirchenfommiffarien PH 157. 163. 

— des Kirchenkonventes W 417. 

Stralfund*, Kirhenverfafjung in, 7. 

—* Stadtfonfijtorium 12. 

Straßburg*, Kirchenverfaffung in, 999. 

Streihung im Pfarrregifter E 1008. 

— der geiftlihen Kandidaten PS 216; Ba 488. 
492; He 548; O 574; We 643; E 1016. 

Streitigkeiten zwiihen Gemeinde und Geiſtlichen 
PH 179; PN 249; B 287. 

Streliß*, Konfiftorium in, 860. 

Studienfonds Bra 757. 

Studienvath * in Württeniberg 403. 

Studirende der Theologie Si 1097. 

Studium der Theologie auf der Univerfität S 
380; He 540, E 1001; Si 1097. 1112 f. 

Stuttgart, wählt zur Zandes-Synode W 425. 

—“* reformirte Gemeinde in, 403. 

Subdiatonen* in Hamburg 912. 

Subjenior der Diafonen Br 982. 

Südpreußen*, kirchliche Organifation von, 11. 

Süfel, Kirhenverfaffung von, OL 59. 

Sulzbach*, Herzogtum 283. 285. 

Sulzburg * 283. 

Superintendens* generalissimus in Braunſchweig 
759. 

Superintendent He 531; OB 609; We 637.645; 
SS 709 f. 715; Oe 1027. 1030. 1049; Si 
1096. 1103. 1109. 

— Ernennung des PH 183; S381; Wa 835. 853. 

Pflichten des, PR 31. 

Zuftändigfeit des, PH 158. 164. 

jteht unter Landeskonſiſtorium PH 165. 

Mitglied d. Bezirks-SynodePH 137.150. 177. 

Borfißender der Didzefanverfammlung A 823. 

ernennt Gemeindeorgane A 813. 

— löſt Gemeindevertretung auf Si 1085. 

Mitglied der Gen.-Synode Al 665; Oe 1056. 

Borfißender der Inſpektions-Synode Bra 793. 

prüft Kirchenvorjtandswahl Bra 764. 778. 


Regiſter. 


Superintendent, Vorſitzender im Kirchengemeinde— 
rath A 803. 

— bei Pfarrvafanz, Vorfiender des Gemeinde— 
kirchenrathes P 52. 

— Vorfigender der Klaſſenverſammlung Li 879, 

— iu der Krei3-Synode PR 30. 

— Borfißender der Kreis-Synode P 62. 

— rer der Landes-Synode A 818; Li 879. 

6. 

— Mitglied des oberen 
MSt 864. 

— ordinirt die Prediger PR 44. 

— bei Anftellung der Pfarrer Wa 843. 

— leitet Pfarrwahl Li 878. 

— Vorfigender der Spezial-Synode Al 665. 

— Borfißender bei Wahl der Gemeinderepräjen- 
tanten PR 28. 

— Thätigfeit des, bei der Kicchenvifitation PR 48. 

— leitet Synodalwahl A 819. 

— hält Spezialvifitation Bra 788. 

—* in Bonmern 7. 

— von Lauenburg PS 230. 

* in Naſſau 231. 

* in Helen 272. 273. 275. 277. 

* in Heſſen-Darmſtadt 507 ff. 

A für Oldenburg 555 f. 

* 

* 


Kirchengerihts MS 


—* in Gotha 648 ſ. 
in Sondershauien 707 f. 
—* in Braunjchweig 756. 
— — im Gemeindefajfenfolleg Bra 771. 
—* in Walde 831. 
* in Mecklenburg 861. 
in Roſtock 861. 
* in Lippe 871. 

—* in Schaumburg 886. 
ex in Lübeck 891. 
* 

* 


* 


in Hamburg 911. 

in Bremen 927. 

Befugniſſe des, in Gotha 649. 

—“* der Siebenbürger Sadjen 1068. 

Superintendentialardiv Wa 834; Oe 1049. 

Superintendentialausfhuß Ve 1045. 1050 f. 

Superintendentialfurator Oe 1051. 

— Mitglied der General-Synode Ve 1056. 

Superintendenten-Stellvertreter Ve 1050 f. 

HONDDBT er Oe 1027. 1031. 
5l 


Superintendentialvifar Si 1096. 1098.1103.1111. 

Superintendenturen in Oefterreich* 1024; Oe 1027. 

"1081. 1048. 1064 ff. 

Suspenfion de3 Predigers N 126; B 303. 316; 
8 881. 391; He 529. 552; KG 657; Al 

667; E 1016; Si 1080. 1094. 

— der Kirchendiener P 33; Bra 759. 

— der Kirchengemeinderäthe P 65. 

Suftentationsgehalt der Geiftlichen He 548. 

Synode N 121; S372; A1l675; H 922; E 1003. 

— außerordentliche, B 316. 

— rejormirte, B 318; E 1002. 

— a des Kirchenvermögens 

ı 49. 

— bereitet Firchliche Gejeßentwürje vor W 428. 

— geleitet durch Superintendenten PR 31. 

— Stellung de? Oberkonfiftoriums zu der, He 530. 

— wählt Mitglieder des Kirchenrathes H 924. 

—* in Pommern 7. 
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Synode* in den rheiniſchen Gebieten 10. 

—* in BraunfchweigeWolfenbüttel 113. 

—* in Hannover 119. 

—* in Naſſau 231. 232. 

—* in Heſſen 273. 

—* in Bayern 290. 

—* ſächſiſche 356. 

—* in Württemberg 402. 404. 

— * in Heſſen-Darmſtadt 507. 

—* in Sachſen-Weimar 621. 

—* in Gotha 648. 

—* in Walde 831. 833. 

—* in Mecklenburg 862. 

—* in Schaumburg=Lippe 837. 

Synodalabihied O 570, 

Synodalaufgabe B 311. 312. 

Synodalausjhuß PH 180. 182; He 519. 531; 
Bra 784; Wa 853; Oe 1031. 1058. 

—* in der Pfalz 299. 

Synodalbericht B 311. 

Synodalbeiheid He 526; We 642. 

Synodalbeſchlüſſe; fiehe Beſchlüſſe. 

Synodalbezirk PH 179. 182. 186. 

— der reformirten Kirche der Provinz Hannover 
PH 184. 

Synodalfähigfeit PR 151; PF 217. 
Synodalfaffe PR 31. 34; N 124; B 319; A 
820. 823 f.; Li 882. 

— der vereinigten Berliner 

207.101. 

Synodaltoften P 66; fiehe auch Kojten. 

— bet den Reformirten B 319. 

Synodalfreis PN 251. 254. 

Synodalordnung, Aenderung der, A 821. 
Synodalperiode N 121; A 818. 
— der Bezirf3-Synoden PN 249. 

- der General-Synoden P 89. 

— der Gefammt-Synoden PH 180; PS 214, 
— der Provinzial-Syuoden P 87. 

Synodalvath der General-Synode P 96. 97. 9. 
Synodalreiner PH 179. 186; PS 213; PN 248, 
Synodalverfammlungen, Pflichten der Presbyter 

bei den, PR 26. 

Synodalvoritand PH 182; A 821. 

— der General-Synode P 96. 97. 

— der Kreis:Synode Wa 850. 
Synodal-Wittwen- und Waiſenkaſſen P 70. 

— Rechte der Provinzial-Synode betr. die, P 101. 


Kreis = Synoden 


7 
+ 
ur 


Tabellen über die Presbyterwahlen BR 343. 

Tadel als Disciplinarftrafe E 1016. 

Tagesordnung der Didzefan-Synode BR 549. 

— der Kicchenvertretung Br 989. 

Zaubjtumme, Zulafiung der, zum Abendmahle 
PR 42. 

Taufe PR 41; B 306; A1 670; R 743; Br 987. 

Taufnamen PR 42. 

Taufzeugen PR 41. 

Tauſch Eirhlicher Grundftüde S 383. 391. 

Tanzen, Dispenfation wegen verbotenen, W 408. 

— öffentlides, SR 730. 

Tecklenburg*, Kirchenverfaſſung in, 9. 10. 

Teihen*, —— und Konſiſtorium 
in, 1024 
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Thedinghaufen*, Konvent in, 755. 

Thorn*, Kirchenverfaſſung von, 11. 

Thurnau*, Konfiftorium in, 285. 290. 

Titel der Geiftlichen He 546. 

— der entlaffenen Getjtlihen He 548. 

Tochtergemeinde; fiehe Filialgemeinde. 

Todtengräber PR 47; Bra 767, Br 994. 

Todtenhof Wa 834. 

Toleranzpatent* Sofeph’s II. 1024. 

Torgau*, Ausjchußtag von, 355. 

Transport der Geijtlichen We 631 f. 

Trennung, firchliche, P 92; B 306; Al 670; R 
743;. A 821. 

Travemünde*, Kirchenverfaſſung in, 893. 

— Gemeindeordnung für, Lü 900. 

Tübingen, theologiſche Fakultät, wählt Abgeord- 
neten zur Landes-Synode W 426. 


l. 


Uebungsarbeiten der Pfarrer B 288. 

Uebertritt zur proteit. Kirche B 305; Bra 766. 

Ueberzugsfojten der Geiftlichen He 545. 

Uechte*, Amt, 115. 

Ulm* 285 f. 

Ulrieh*, Herzog don Württemberg 399. 

Umlagen, firhlie, PR 27; P 57.74; PH 185. 
PS 206. 221; PN 223; PS 224.229; S 362; Ba 
480; He 515; O 565; OL 587; OB 598; 
604, We 618 f.; Al 668. 677; M 688. 
689, SS 713; SR 733; R 742; Bra 770; 
A 807. 810; Wa 853. 855; Li 883; Br 
991; Oe 1028. 1041; Si 1071. 1083. 1098. 
1100. 

— don den vereinigten Berliner Kreis-Synoden 
beſchloſſen P 66. 

— Rechte der vereinigten Berliner Kreis-Synoden 
beirs.:P.r101: 

— für fandesfichliche Zwede P 95. 

— für propinziale und landesfirchliche Zwecke 
Px108. 

— zu Kichenbauten Wa 847. 

— Nichtbezahlung kirchlicher, He 513. 

— ſiehe auch Anlagen, Steuern. 

Umzugsfuhren O 576. 

Ungarn*, evangeliſche Kirchenverfaſſung in, 1069. 

Union* in Preußen 15. 234. 

—* in Helen Homburg, ON. Meijenheim, 235. 

in Hefjen 276. 

in der bayerischen Pfalz 297. 

in Baden 472. 

in Rheinheſſen 509. 

in Anhalt 800. 

in Walde 832. 

— Br 985. 

— dur die Kirchenverfaifung unberührt P 50. 

Unitätsgemeinde P 62. 

Univerfität, Mitglieder der, in der Landes-Synode 
PH 140. 

— Leipzig, Vertretung der, auf der Synode S 372, 

— Roſtock, Profeffor der, Mitglied des oberen 
Kirchengerihts MS MSt 864; ſiehe auch 
Fakultät. 

—“* jächfifche, 1066. 

— Studium auf, für Geiftliche, S 330; He 540; 
E 1001; Si 1097. 1112 f. 


ET || 
— 
ER 
—— 
— 
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Regiſter. 


Untergericht*, geiſtliches, in Gotha 648. 

—* in Koburg 651. 

—“* in Sahjen-Meiningen 685. 

Untergleichen*, Grafſchaft 647. 

Unterfonfijtorium* in Siegen 253. 

Unterricht, Aufficht über, W 407, Bra 759. 

— Grtheilung des, durch Geiitlihe He 542. 

— öffentlicher Bra 758. 

— religiöjfer, BR 298; B 306; Ba 491; He 529; 
fiehe auch Religionsunterridt. 

Unterftüßungen, kirchliche, P 105. 

— aus der Kirchenfajje PS PN 226. 

— von Studirenden Si 109. 

Unterftügungsanftalt für prot. Geiſtl. B 314. 

Unterſtützungspauſchal Oe 1060. 

Unteritügungsfonds, geiftlicher, W 427; Si 1089 

— für Studirende der Theologie Si 1098. 

Unterfuchung gegen Geiftliche Al 666. 670; fiehe 
auh Disciplinarunterjudung. 

— durch den Dekanatsausſchuß He 522. 

— gegen Kirchendiener O 573. 

Uuterſuchungskommiſſar im Disciplinarverjahren 
P 92; Si 1132. 

Uranträge auf der Bezirfs-Synode PH 150. 

Urkunden über Rechtsgejchäfte der Gemeindeorgane 
Al 678. 681; R 744, Bra 773, A 809. 
805; Br 934. 940. 947. 954. 962. 968. 

Urfundsperfon bei Gemeindewahl He 536. 538. 

Urlaub der Geistlichen PR 40; PF 271; B 305; 
310. 313; S 381. 391; Ba 492; He 528. 
529, O 573, SS 715. 717; Wa 834. 835; 
Br 933, 941. 947. 956. 963. 968. 975. 981. 
986; Oe 1085. 1043. 1049. 1054. 

— zum GEintitt in die General» Synode 
Ba 486. 

— — Landes:Synode O 568; M 694; Bra 782; 
A 819; Wa 851; Oe 1061. 

— der Senioren Oe 1054. 

— der Superintendenten und Lehrer SS 714. 

— der Superintendenten Ve 1054. 

Ulingen*, Kirchenverfaffung in, 231. 


V. 


Vacha*, Metropolitan von, 619. 

Vagantengemeinde P 51. 

Vakanz des Pfarramtes PR 25.35.54: PN 239; 
Lü 898. 904. 907. 909. 

— Pflichten der Presbyter bei, PR 26. 

— Thätigfeit des Superintendenten bei, PR 3. 

— Borfi im Gemeindefirhenvath bei, P 52; 
fiehe auch Erledigung. 

Vafanzfoften M 696. 

Bafanzprediger O 572; OL 588; OB 610. 

Varel*, Kichenverfaffung in, 555. 558. « 

Veräußerung kirchlicher Sachen P 104. 106; PH 
188. 1143; PS PN 225. 227; S 383. 391; Ba 
480. 503; OL 587; OB 597. 603; We 628; 
KG 657: Al 668. 670. 678, M 693; SS 
713; SR 732; R 742: Bra 768; A 826; 
Li 883, Lü 898, Br 977. 991; Si 1082. 

Berden*, Herzogthum, Kirchenverfaſſung 114. 

—* Magiſtrat, Konſiſtorial-Rechte, 115. 

Verein für innere Miffion Br 949. 

— der Evangelien Ve 1050, 

— für wiſſenſchaftliche Zwede SS 709. 


Regiſter. 


Vereinigung mehrerer Gemeinden zu einer Pfarrei 
B 316. 

Vereinsweſen, kirchliches, Ba 492; He 530; Oe 
1049. 

Berfaffungseid der Geiftlichen He 541. 

Verfaſſungsgeſetze, kirchliche, Abänderung der, P 
91. 97, W427, Ba487; He525; Wa 624; 
A 821; H 922. 924; Br 953. 970. 978. 
984; Oe 1060; Si 1071. 

Verfügungen der Behörden, vermittelt durch den 
Superintendenten PR 32. 

— der General-Synode Oe 1055. 

— des Konſiſtoriums OB 613. 

— proviſoriſche, des Oberkirchenrathes Ba 488. 
493; 0 574. 

— — des Oberkonſiſtoriums He 531. 

Vergleiche, prozefiuale, der Gemeinde P 57. 108. 
S 370, OB 605; Al 678; M 691; A 809. 

Verhandlungen der Bezirks-Synode PH 149; 
PN 249. 

— des Ausſchuſſes der Didzefan-Shynode BR 344; 
Ba 485. 

— der Didzefan-Synode B 329; Ba 483. 

— im Disciplinarverfahren P 92; Si 1135. 

— des Gemeindeausſchuſſes Wa 846. 

— der Gemeindevertretung He 515; A 809. 

— der General-Synode P 97; Ba 486; Oe 
1056. 1057. 

— des Kirchenausſchuſſes OL 587. 

— des Kirchengemeinderathes Ba 489. 

— der Kirchengemeindeverfammlung Ba 480. 

— des Kirchenfonventes Br 931. 938. 944. 953. 
958. 965.971. 977. 

— des Kirchenrathes O 564; OL 586; OB 596. 

— der Kicchenvertretung Br 989. 

— des Kirchenvorſtandes M 692; SR 732; Wa 
840; Li 877; H 915. 

— der Kreis-Synode O 567; Wa 849. 850. 

— der Landestirchenverfammlung Si 1100. 1106. 

— des Landeskonſiſtoriums Si 1103. 

— der Landes-Synode O 569. 

— der Presbyterien BR 338; W 421; Si 10757. 

— der Synode S 374; Li 831. 

Verjährung der Disciplinarvergehen Si 1138. 

Verkündigung dev Gemeindewahlen BR 341 

Verlöbniſſe Ka 697. 

Verlöbnißſache Al 669. 

Verluſt des Gemeindewahlrechts P 59; PH 132; 
PS 198; PN 243; OL 585; Li 875. 

— der Wählbarkeit für Kirchenämter Si 1130. 

Vermächtniſſe an Kirchen PH 156. 162, 

Vermahnungen als Akte der Kirchendisciplin 
PR 45. 

Vermiethung der Kirchengrundſtücke 57 ; PH 170. 

Vermögen, kirchliches, PR 25. 31. 49. 55. 64. 
74; P 104. 107. 108; N 127; PH 172. 
479. 185, 145 °872185220.,9222 1. PS PN 
296: PN 241. 248; BR 297 f.; B 308. 310; 
S 363. 367, 382; Ba 482. 501; He 515. 
518. 520. 522. 532; W 564; OL 585; OB 
596. 603; We 622. 624 f.;: KG 656. 661; 
Al 667. 677, M 691 f.; SS 712. 720; SR 
730; R 738, 742. 745; Bra 757. 768; A 
805. 809. 815. 820. 825 f.; Wa 834.840; 
MSt 863; Li 876. 880. 882 f. 896, Lü 
902; H 915; Br 935. 939. 945. 954. 961. 
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967. 973. 977 f. 985. 991. 994; E 1002. 
1013 f. 1017; Oe 1054. 1078. 1082; Si 
1093. 

Verinögensverwaltung, kirchliche, PR 25. 31; P 
55. 82; N 127; PH 134 f.; PS 205. 207. 
PS PN 226; S 367; Ba 501; W 564; We 
625; MSt 863; Lü 902. 

— Rechte des Patrons bei der, P 83; PS 211. 

— — der Staatsbehörden P 105. 

— ms Itallalıı 2ol. 

Verordnungen, kirchliche, Al 
Wa 835. 

— proviſoriſche P 97; Wa 854; Oe 1055. 

— Sammlung der firhlichen, Oe 1055. 

Verpachtung der Kirchengrundftüde P 57; PH 
170; KG 660; Al 669; SS 713; SR 733; 
Bra 769; A 809; Si 1082. 

— der Pfarrgrumditücde PH 161; We 622. 629; 
SS 722. 

Yerpfändung von Gemeindegut OL 587; OB 
597. 603; R 742. 745; Li 853; Lü 898. 
904; Si 1082. 

Verpflichtung der Gemeindeorgane P 81; S 366; 
Ba 481; He 517. 539; O 563; OL 585; 
OB 602. 608; We 622; M 690. 700. 702; 
SR 729, Bra 765. 778; Wa 839; Li 875. 

— der Mitglieder der Landes-Synode He 524; 
O 569; OB 611. ’ 

— der Mitglieder des Oberfirchenrathes Ba 491. 

— — des Oberfonfiftoriums He 529. 

— der Pfarrer PF 263; S 388. 391; Ba 491; 
A 830; Wa 834; fiehe au) Gelöbniß. 

— des Superintendenten Si 1110. 

Verſammlung der Bezirksfonfiftorien Si 1092. 

— der Bezirks - Synode PH 148; 178; PN 
250. 

— der Bezirksverfammlung Si 1088. 

— des Ausſchuſſes der Diözefan-Synode BR 344. 

— der Defanats-Synode He 520, 

— der Diözefan-Synode BR 298. 336; B 327; 
W 424; Ba 484. 

— des Gemeindeausjchuffes Wa 846; Lü 898; 
Br 936. 940. 946. 954. 961. 967. 974. 985. 

— des Gemeindekirchenrathes P 52; Ba 483; 
A 808, 

— der Kirchengemeindeverfammlung Ba 480; M 
689, Br 992. 

— der Gemeindevertretung PH 172; PN 241; 
OB 601 f.; A 809; Br 988. 

— des Gemeindevoritandes Lü 896. 

— des Generalfonfiftoriums E 1004. 1006, 

— des Ausſchuſſes der General-Synode BR 346. 

— der General-Synode P 96; BR 298. 337; 
Ba 486; Oe 1056. 

— der Gejammt:Synode PH 181; PS 214. 

— der Hiülfsarmenpfleger Lü 899. 906. 

— der Snfpeftion E 1003. 

— der Inſpektions-Synode Bra 793. 

— der Kirchen und Schulämter KG 658. 

— des Kirchenausſchuſſes OL 587. 

— des Kirchenkonventes W 417; H 922; Br 931 
938. 944. 953. 958. 965. 971. 977. 

— des Kirchenrathes PH 168; 0 564, OL 586; 
OB 596; We 645; SS 709; E 1008. 

— des Kirchenvorftandes PS 201.202; PN 238; 
B 325; BR 338; S371; W421; We 626f, 


665; 


M 696; 
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Al 681; M 692, SS 714; SR 732; R 744. 
751; Bra 773; Wa 841; Li877,; Lü 902; 
Br 935. 939. 945. 953. 960. 973. 979. 984, 
992. 994; Oe 1039 ; Si 1075. 
Verſammlung der Kreis-Synode PN 247; O5667.; 
Wa 849 f. 
der Landeskirchenverſammlung Si 1096. 1101. 
der Zandes-Synode He 524; 0 568, Bra 
782; A 819; Wa 851. 
des Oberfonfiftoriums B 317. 
des Ortsfonjiftoriums E 1002. 
der Propjtei-Synode PS 212. 
der Provinzial-Synode P 86. 
der Senivratsverfammlung De 1047. 
der Superintendentialverfammlung Oe 1052. 
der Synode AI 665; H 923; E 1009. 
Verſchwender, kirchliche Wahlcechte der, BR 339. 
Verſchwiegenheit der Aelteiten P 53. 
Verſetzung der Pfarrer B 309. 316: He 544 5. 
547; Al 666. 670; SS 709. 
Verſicherung firhlicher Gebäude SR 731. 
Vertagung der General-Synode P 96; Ba 487. 
— der Landes-Synode He 526; O 570, M 696; 
Wa 853. _ 
Vertheidigung im Disciplinarverfahren P 92; 
He 550 5.; Si 1134. 
DVertrauensmänner für Kirchenvorſtandswahl R 
BT IT AST. 
— des Kirchenrathes bei Pfarrwahl O0 578; 
OL 592. 
Vertretung der Bauherren Br 936. 959. 946. 954. 
des RE EN W 420; R 744. 
751; Wa 841; Br 992. 
der Prediger N 126; He 542; H 915; Br 
935. 939. 961. 973. 980 F.; Öe 1035. 1043. 
des Senior Lü 908. 
— im Gemeindevoritand PF 265. 
der Shynodalen Li 880. 
des Synodalpräfidenten S 374; fiche Stell- 
berireter, 
Verurtheilung, Eriminelle, der Geiſtlichen He 545. 
Berwahrlofte, Einritungen für, P 54. 
Berwaltung, interimiftifche, der Pfarreien B 288. 
— fommifjarifche, kirchenregimentlicher Aemter 
P 104 


VBerwaltungsfonds, geiftliche, OB 600. 606. 
Berwaltungsordnung für kirchliches Vermögen 
82 


Verwaltungsſachen, ſtreitige kirchliche, S 381. 
Verwarnung der Geiſtlichen He 547. 549. 
Verweis als Maßregel der Kirchenzucht PR 45. 


— gegen Geiftlihe He 547. 549; E 1016; Si 
1129. 
Verweſer für erledigte Pfarrämter; ſiehe Amts— 


verweſer. 

Verwirkung des kirchlichen Wahlrechts PH 132; 
PS 198; fiehe auch Verluſt. 

Verzeihniß der Mitglieder des Kirchenkonventes 
Br 931. 938. 977; ſiehe auch Lifte. 

Verzicht der Geistlichen auf Amt He 544; Oe 1036. 

Vicepräfident der General-Synode P 96; Ba 486. 

— der Gejammt-Synode PS 215. 

— der Inſpektions-Synode Bra 793. 

— der Landes-Synode W 428; He 524; 0 
OB 611; We 642. 

— des Oberfirchenrathes Ve 1053, 


569; 


Regiſter. 


Viceſenior des Gemeindevorſtandes PF 265. 
Vierſtädte in der Oberlauſitz 8 390 f. 392. 395. 
Vikar für ein Pfarramt PN 245; S 381. 391; 
He 543; SR 726; SS 728; Oe 1086. 
Beitellung der, S 385. 

in der Defanat3-Synode He 519. 

der Didzefan-Synode B 328; BR 336. 
Heirathen der, B 304. 

im Kirchenvorſtand B 322; SS 711; Wa 836, 
in der Kreis-Synode PR 30; ſiehe au 
Pfarrvikar. 

Vikariatsgemeinde, Organiſation der, und Ver— 
tretung bei der Diözeſan-Synode BR 338. 
Viſitation; ſiehe Kirchenviſitation. 

— des Dekans B 314. 

—“* politiſche, in Württemberg 400. 
Viſitationsbericht PR 49; B 311. 


' Bifitationsfoften Oe 1044. 


Viſitationsräthe* 400. 

Viſitatoren Bra 766. 773. 

—* in Walded 831. 

Vokation der Geiftliden PH 136. 142; S 388. 
391. 394 f.; We 62%. 631; SS 712. 720; 
SR 731; Bra 766. 785; MSt 862; Oe 1038. 

Volkenroda*, Kirchen und Schulamt 649. 

Volkskindergarten SS 716. 721. 

Volksſchule SS 716. 721; Oe 1028; Si 1093. 

— Auffiht über die, SS 712, 

— Bertretung der, aufder Supernitendential-Ber: 
jammlung Oe 1052. 

Volksſchullehrer Si 1106. 

— Disciplin über die, PH 157. 163. 

— Mitglieder der Bezirk8-Synode PH 137. 148. 

— Wahlrecht für Kirchenvoritand PH 130. 

Bolljährigkeit, Dispenfation von dem Erforderniß 
der, für Verheirathung W 408. 

Bollitrerkbarfeit der Beichlüffe über Gemeinde- 
umlagen P 74; PH 185; PN 223; PS PN 
225. 227. 

Bollziehung der Kirchengejege W 428. 

Voranichläge der Gemeindeverwaltung P 58; PN 
242; Ba 480; O 579; OL 587. 588; OB 
599; Bra 769; A 810; Lü 898. 904; H 9157. 

— für firhliche Bauten Wa 346. 

Borbildung der Geiftlihen PH 165; S 380; He 
540; E 1001. 

Vorlagen für die Kirchenvertretung Br 988. 

— für die Landeskfirchenverfammlung Si 1106. 

— an die Landes:Synode S 374; Bra 785; A 
820; H 924. 

Borjänger PR 47; Br 962. 968. 

Vorſchlag zur Ernennung reformirter Pfarrer 
E 1006 


— bei Bejegung von Schuljtellen W 407. 
Borfigender, Stimmrecht des kirchlichen, Si 1139, 
im Bezirkskonſiſtorium Si 1092, 

in der Bezirf3-Synode PH 138. 150. 152. 
178; PN 251. 

in der Bezirföverfammlung Si 1088. 1090. 
in der Defanats-Synode und Ausſchuß He 528. 
in der Didzefan-Synode BR 298; B 328; 
Ba 484. 

— des Dibözeſan-Synodalausſchuſſes BR 344. 
im Disciplinargericht Si 1131. 

des Gemeindeausjchuffes Wa 846. 

im Gemeindefafjenfolleg Bra 771, 


Regifter. 


Vorſitzender im Gemeindefivhenratb P 52; Ba 
482; A 802. 

— in der Gemeindeverfammlung We 628; M 
689; R 748; Br 993; Oe 1041. 

— in der Gemeindevertretung P 56; He 515; 
A 809; Si 1083. 

— des Gemeindevorjtandes PF 265; Lü 896. 

— des Ausſchuſſes der General-Synode BR 346. 

— des Synodalvorjtandes der General-Synode 


B2.962.97: 
— in der General-:Synode B 330; Al 665; Oe 
1057. 1061. 


— der Gejammt-Synode PH 182. 

— der Inſpektions-Synode Bra 799. 

— des Kirchen- und Schulamtes KG 655. 

— des Kirchenausſchuſſes O 565. 

— in nr Kirchen und Schulinfpektion SS 709. 
7 2. ® 

— im Kirdentollegium PS 203. 

— im Kirhenfonvent Br 931. 938. 953. 958. 
969 IH EI. 

-— im SKirdenrath PH 168. 171; O 564. 571; 
ÖL 586. 587; OB 607; We 645; SS 708; 
SR 724; H 924; E 1008. 

— a a ntigen Berfammlung Oe 

— in der Kirchenvertretung Br 988. 

— im SKirchenvorftande PH 133; PS 201; PN 
238. 243; BR 297. 333; B 325; S 364. 
371; W 420; He 515. 518. 527; We 
622. 626; Al 681; M 692; SS 711. 713. 
722; SR 732; R 738. 744; Bra 779; Wa 
840; Li 877; Lü 902; Br 934. 940. 946. 
954. 961. 967. 972. 979. 992; Si 1073, 

— in der Klaſſenverſammlung Li 879. 

— des Konfiftoriums Wa 834; E 1005. 1008. 
1017. 

—* de8 Brandenburger Konfiftoriums 4. 

— der Kreiö-Synode P 62; PN 248; W 567; 
Wa 849. 

— der vereinigten Berliner 
P 66. 67. 

— in der Landesfirchenverj, Si 1096. 1099. 

— im Landeskonfiftorium Si 1103. 

— des Landes-Synodalausſchuſſes Bra 785. 

— der Landes-:Synode PH 141; S428; OB 611; 
M 995; Bra 783; A 821; Wa 852. 

— im Miniſterium Lü 909. 

— im gemeinſchaftlichen Oberamt W 408. 

— des oberen Kirchengerichts MS MSt 865. 

— im Ortsfonfiftortum E 1002. 

— bei Pfarewahl O 578; OL 592. 

— der Provinzial-Synode P 70. 

— in der Prüfungsfommiffion für Theologen 
31.1112. 

— in der Senivratsverfammlung Oe 1047. 

— der Synode Li 831. 

— des Synodalausjchujies S 384. 

— im Superintendentialausfhuß Oe 1051. 

— in der Superintendentialverfjammt. Oe 1052; 
fiehe au Präſident. 

Borjtand der Bezirfs-Synode PH 175; PN 251. 

— der Didzefan-Synode W 429. 

— der General-Synode P 94. 103. 

— der Gejammt:Synode PH 132. 

— der Kicchenvertretung Br 988. 


Kreis = Synoden 
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Boritand der Kreis:Synode P 64. 

— der vereinigten Berliner Kreis-Synoden P 67. 

— der Landes-Synode A 819. 821. 826. 

— der Provinzial-Synode P 68. 70. 86. 

— der Synode H 923. 

Borjteher des Stiftungsrathes W 410. 

— der Gemeinde N 126. 

— des Prespyteriums, weltlicher, Ve 1039. 

VBoritellungspredigt We 631. 

VBorunterfuhung im Disciplinarverfahren P 92. 
He 550. 2 

Vorwahl der Pfarrer PF 266. 

Votum negativum der Gemeinde bei Beitellung 
der Getjtlichen Al 679 ; SS 712.720; SR 731. 


W. 


Wagenfeld*, Amt 115. 

Waiſen der Pfarrer Ve 1047. 

Waiſenhäuſer W 408; H 924; Br 981 f. 

Waijenpflege KG 654; Oe 1039; Si 1078. 1088. 

Wahl der Bauherren Br 934. 940. 946. 954. 
961. 967. 972. 979. 985. 

— des Bezirfsdehanten Si 1108. 

— der Abgeordneten zur Bezirkskirchenverſamm— 
fung Si 1087. 1089. 

— zur Bezirks = Synode PH 148. 
248. 250. 

— zur Defanat3-Synode He 519 f. 

— de3 Defand Ba 484; He 520 f. 

— der Diafonen Br 936. 942. 956. 974. 981. 986. 

— der Abgeordneten zur Diözefan-Synode BR 
297. 336; B 322. 326; W 423; Ba 498. 

— zum Ausschuß der Didzefan-Synode BR 344. 


NIONEN 


347. 

— der Gemeindeorgane P 59; PH 173; PN 
242; A 811. 

— des Gemeindeausſchuſſes Wa 846; Lü 897. 
903. 


— der Klivehengemeindeverjammlung Ba 479. 

— der Gemeindevertreter PR 28; PS 197; He 
514. 518. 522. 535; OB 601 ;7 A812; Br 
988; Ve 1042; Si 1081. 

— zum Gemeindevorftand PF 264. 268; Lü 
895. 898. 904. 

— zur General:Synode P 90; BR 298. B 328. 
331 337; Ba 496 f.; Oe 1052. 1055. 

— des Ausſchuſſes zur General-Synode BR 346. 

— des Präfidiums der General-Synode P 96. 

— zur Gefammt-Synode PH 179.180; PS 214. 

— der Hülfsarmenpfleger Lü 898. 904. 

— der Kirchenälteften PH 170; PS 200; BR 
333 f. 341; W 419; Ba 480. 481. 495; 
0 563; OL 582 f.; OB 597. 609; H 915; 
Br 993; E 1002; Oe 1041. 1042. 1046; 
Si 1074. 

— des Kirchenausſchuſſes OL 583. 

— zum Kirchengemeinderath P 54. 81. 

— der Kirchenbeamten Br 991. 

— der Kirchengeſchworenen Br 994. 

— zum Kichenfonvent W 415; H 922. 

— zur Kirhenvertretung Br 977. 

— zum Kirchenrath O 585; OB 596; H 924; 
E 1005. 1009. 1011. | 

— zum Kirchenausſchuß O 577 ; OL 590 ; OB 595. 

— der SKirchenvorfteher PH 130. 146; B 323; 
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BR 539; S 365 f. 376; He 516. 538; We 
622. 630; Al 674 f. 682; M 689. 698. 701. 
SS 710 f. 718; SR 727 f.; R 738, Bra 
762. 776; Wa 837 f. 849; Li 873 f; Lü 
901; H 917; Br 935. 939, 945. 953.-960. 
973. 978. 984. 

Wahl zur Klafjenverfammlung Lü 876. 

— der Laienmitglieder des Konfiftoriums E 1008, 

— zum Kreiskonvent H 915. 

— zur Kreis-Synode P 62; PN 247; O 564; 
Wa 849. 

— der Landesfirchenorgane Si 1098 f. 

— der Abgeordneten zur Landeskirchenverſamm— 
fung Si 1090 f. 

— zur Landes-Synode PH 140. 152; W 496; 
He 520. 524; O 566. 568; OB 614, We 
689 f.; M 694. 703; Bra 780; A818; Wa 
849, 851; Li 879 f. 

— des Vorſitzenden der Landes:Synode Wa 852 

— ber Beiſitzer des Oberehegerichts Si 1098. 

— der Pfarrer; fiche Pfarrwahl. 

— zur Propftei-Synode PS 212. 

— für den Ansſchuß d. Propftei-Synode PS 213 

— für Pfarr-Synode P 69. 

— des Seniors Oe 1027. 1044. 

— zur Geniovratsverfammlung Oe 1047, 

— des Superintendenten Oe 1027. 1050; Si 1009, 

— ber Superintendential-Organe Oe 1052. 

— des Synodal-Ausſchuſſes Wa 853 ; Oe 1057. 

— zur Synode PH 142; S 367. 373; We 695; 
Al 665; Li 885 f. 

— der VBertrauensmänner R 748. 

a u bei der Wahl der Gemeindeorgane 

19; 


— der General-Synode P 97, 

— der Kreis:Synode PN 247. 

Wahlausihuß bei Gemeindewahlen BR 339. 

— bei Wahl zur General-Synode B 331. 

— bei Wahl zum Kirchenrath E 1009. 

— bei Kicchenvorjtandswahlen B 323 f.; BR335; 
S 366. 376; We 630; Al 682 f.; Bra 777. 

Wahlbezirfe BR 341. 342, 

— für die Wahl zur General-Synode Ba 497. 

— — zum Kirchenrath OL 59. 

— für Kirhenvorjtandswahl BR 335. 

— der Synode S 372. 380. 

Wahlbrief für Pfarrer Si 1126. 

Wahlfähigfeit zur Bezirks-Synode PN 250. 

— der Diafone Br 936. 942. 948. 956. 974, 

— zur Didzefan-Synode BR 336. 

— für die firchliche Gemeindeorgane PN 243; 
BR 339; Oe 1034. 

— für Gemeindeausfhuß Lü 897. 903. 

— für Kirchengemeindeverſammlung Ba 478. 

— erforderlich für Gemeindevertreter PS 198; 
He 514; OB 600; Si 1081. 

— fir den Gemeindevorftand PF 264; Lü 895, 

— zur General-Synode BR 337; Ba 486, 

— für Kirchenälteſte PR 24; W 419; Ba 481; 
W 563; OL 584; OB 596; Br 993; Oe 
1042, Si 1074. 

— zum Kirchengejchworenen Br 994. 

— zum Kirchenkonvent Br 984. 

— für Kirchenrath E 1013. 

— für Kirchenvorſtand PH 131; B 323: BR 
334. 339; 8 365. 366. 371; He 516; Al 


Negifter. 


675; M 690; SS 711. 719; SR727; R 739f.; 
Li 874; H 916; Br 935. 939. 953. 960. 
966. 973. 978. 984. . 

a zur Landeskirchenverſammlung 

i 1090. 

— für Landes-Synode W 426; He 524; O 568; 
M 694; Bra 780; Wa 851. 

— für die Wahl zum Pfarrer P 75. 76; PN 
246; Lü 898. 904. 907; Oe 1036; Si 1121. 
1122. 

— zum Schullehrer Si 1073, 

— zum Senior Oe 1044. 

— zum Superintendenten Oe 1050. 

— für die Synode PH 143, S 373. 

Wahlfähigfeitsprüfung S 380. 386 f. 394. 

Wahlfommijfton b. Pfarrwahlen Ba 490, Si 1125. 

— für Wahl 3. Landes-Synode M 703; Bra 781; 

— für Xeltejtenwahl,W 419; Ba 495 f. 

— fir Kirdhenvoritandswahl He 539, H 917. 

— bei Wahl der Vertrauensmänner R 749. 

Wahlfreije für Provinzial-Synode P 68. 

— für Landes-Synode PH 140; Bra 780; A 824. 

— für Synode PS 218. * 

Wahlliſten Ba 482; 0 564; OL 585; M 611; 
Oe 1039; Si 1077. 

— f. Aeltejtenwahl P 78; BR 334; W 419; A 811. 

— zum Gemeindefirchenrath A 805. 

— 3. Kirchengemeindeverfamml.:Wahlen Ba 493. 

— für die Gemeindevertretung He 513. 

— bet Kirchenvorftandswahl Al 683. M 690. 697. 
700; SR 727. 


— für Pfarreien Si 1124 f. 


Wahlmänner für General:Synode Ba 485. 

— zur Landes-Synode We 639; M 694; A 818. 

— für Synodalwahl S 373; M 703, Bra 7831. 

Wahlordnung für die Kirchengemeindeverfamme 
fung Ba 493. 

— fir Kirchenvorſtand M 690. 697. 700, 

Wahlperiode für Defanats-Synode He 519. 

— der Synode H 923. 

Wahlpredigt N 124; Lü 899. 905. 910. 

Wahlprotofoll; ſiehe Protokoll. — 

Wahlrechte PH 138 f. RT 

Wahlfähigteit PR 28; P 59.61; PH 132; He 513. 

— für Kichenvorjtandswahlen PH 130. 154. 
160; Bra 763. 776; A 811; Li 873. 

— der Gemeinden betr. die Geiftlichen PR 22; 
P 75; 8 385. 398. 

Wahliprengel PF 267, 

Wahltermin, bei Wahl der Gemeindeorgane P 78. 

Wahlumtriebe bei Pfarrwahlen Si 1125. 

Wahlverbände für die Provinzial-Synode P 109. 

Wahlvoritand M 697. 

— bei Wahlen zum Kirchenrath O 577; OL 590. 

Waldenjer* in Württemberg 401. 

Waldenjerdeputation* 401. 

Waldgrunditüde S 382, 

Walfenried*, geiftliches Untergericht in, 755. 

Wallonen*, begründen Gemeinden in Frankfurt 
a.M. 256. 

Waltershaujen *, Kirchen: und Schulamt in, 649. 

Wandersleben*, Konfijtorium in, 648. 

Weilburg*, Kirchenverfaſſung in, 230. 

—* Konjiftorium in, 231. 233. 

Weimar*, Konfistorium in, 619 f. 

—* Oberfonfiftorium in, 620. 


Regiiter. 


Weißenfels *, Konfijtorium in, 358. 

Werk: und Armenhaus H 924. 

Wernigerode *, Konfijtorium in, 12. 

Wejel*, Kirchenverfaſſung in, 9. 

Weitphalen* Provinzialkirchenordnung für, 15. 

— Untervertheilung Firhlicher Ausgaben P 102. 

—* Königreich, 276. 

—* Kirhenorganijation in den Heſſen-Darmſt. 
Beſitzungen 508. 

Weitpreußen*, kirchliche Organiſation von, 11. 

Wied*, Konfiftorialfonvent 12. 

Wied-Runfel*, Kirchenverfaſſung in, 233. 

Wiederaufnahme des Disciplinarverfahrens He 
592; MS MSt 867; Si 1137. 

Wiederwahl zum Presbyterium PR 23. 

Wien, theologiihe Fakultät, Abgeordneter der 
zur General:Synode Oe 1056. 

— augsburgiiche Gemeinde vertreten auf Super: 
intendentialverjammlung Oe 1052. 

— — auf General-Synode Ve 1056. 

—* Konfiftorium in, 1024. 

Wiesbaden, Konſiſt. in, PN 225. 233. 234. 236. 

Wiesbaden *-Idſtein, Kirchenverfaſſung in, 230. 

Wilhelmsdorf*, reformirte Gemeinde in, 403. 

Willenserklärung des Kicchenvorftandes PH 133. 

Wismar*, Konfiftorium in, 859. 

Wittenberg *, Konfiitorium, aufgehoben, 12. 

— — in, 355. 358 f. 

Wittwen, Söhne der, Wahlrecht zu der Gemeindes 
repräjentation PR 28. 

— Sorge für, Oe 1039; Si 1078, 

— der Pfarrer OB 606; Oe 1047. 

Wittwenfaffe, geiftliche, W 427 ; He 530 ; OB 610. 

Wittwen: und Waijenfaife PN 251; O 574. 

Wittwenpenfion der Paſtoren Li 885. 

Wohlau*, Konſiſtorium in, 1024. 

Wohlthätigfeit, Hriftliche Anftalten für, B 322; 
Si 1077 


Wohnfiß des Pfarrers He 541. 

— begründet Einpfarrung P 54; He 512; 0 561. 
We 623. 

Wohnung des emeritirten Pfarrers Si 1127. 

Wohnungsen'ihädigung für Geiftliche He 533. 

Wolfenbüttel *, Konfiftorium in, 112. 755 f. 

— Stadtfuperintendent von, Bra 788, 
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Wolfitein*, Graf von, 283, 

Wolgajt*, Generaljuperintendent in, 7. 
Worms*, Generalfonfiftorium in, 296. 509. 
Wortmann* 1068. 

Wurzen*, Konfijtorium in, 358. 
Würzburg*, Kirhenverfaffung in, 285 f. 
—* Konſiſtorium in, 288. 


2. 

Zahl der Diafanen Br 952. 

— der Mitglieder des Gemeindeausjch. Wa 846. 

— der Gemeindevertreter PN 241; He 513; OB 
600; A 809; Oe 1041; 1080, 

— der Kirchenältejiten P 79; PH 179; BR 338; 
W 419; Ba 481; O 562; OL 584. 593; 
OB 595; A 802; E 1002; Oe 1038, Si 
1073. 

— der Mitglieder der Kichengemeindeverfamme 
fung Ba 478. 

— des Kirchenrathes E 1005. 1007. 1010. 

— ber Kirchenvorſteher PH 129. 145 f.; PN 
237. 248; B 323 f.; BR 333; S 364; He 
513. 515; We 624, Al 674; M 689 f.; 
SR 726 f.; R 739; Bra 761 f.; Li 873; 
Lü 895; H 925; Br 984. 991. 

— der Konſiſtorien E 1008. 1010. 

— der Abgeordneten zur Landes-Synode O 567 

— der Wahlmänner zur Landes-Synode A 819 

Zapolya*, Johann, 1066. 

Zedtwiß*, Graf von, 1024, 

Zehnten, firchliche, Li 883. 

Zehntrente der Pfarrer Si 1122, 

Zeiß*, Konfiftorium in, 358 f. 

Zeugen im Disciplinarverfahren Si 1133. 

Zeulentoda*, Lokalkircheninſpektion, 736. 

— Kirchenvorſtand in, R 739. 

Zulagen an Getitlide PH 183. 

Zuwendungen, leßtwillige an Kirchen P 105 
PH 188; PS PN 226; E 1014. 1017. 
Zwangsbeitreibung von firchlichen Beiträgen PH 

157. 162. 

Zwangsvollſtreckung dev Disciplinarurtheile Si 

136. 


Zwicdau*, Konſiſtorium in, 358. 


Drud von C. A. Wagner in Freiburg i. 2. 
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